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Nr. 88, 


Berlin, den 15. Januar 1896. 
Dem Reichstag beehrt ſich der Unterzeichnete bei- 
folgende 
Denkſchrift über die Entwidelung ber 
Deutihen Schußgebiete im Jahre 1894/95 
fowie über die Verwendung des Afrifafonds zur gefälligen 
Kenntniß ergebenft vorzulegen. 


Der Reichsfanzler. 


Fürft zu Hohenlohe. 
An den Reichstag. 


K. 915 
2869. 


Jahresbericht 
über 
die Entwicdelung des Schutgebietes Togo. 


— 


1. Bevölkerung. 


Wie alljährlich, jo hat auch im abgelaufenen Berichis- 
jahre, hauptjädhlich bedingt durch die Mimatiichen —— 
niſſe, ein reger Wechſel unter den im Schußgebiet anſäſſigen 
Europäern ftattgefunden, ohne daß jedoch die bisherige 
Durchſchnittsziffer weſentlich beeinträchtigt worden wäre. 
Nach dem neueften vorliegenden Material find im Schuß: 
gebiete 88 Europäer, darunter 9 Frauen angejejlen. Der 
Nationalität nad wurden 79 Deutiche, 3 Engländer und 
6 Franzofen gezählt. Nah Stand oder Gewerbe vertheilt 
fi die Anzahl der Deutichen auf 23 Beamte, 21 Kauf: 
leute, 27 Miffionare und 8 Frauen, die 6 vorhandenen 
Franzoſen find ſämmtlich Kaufleute, von Engländern find 
vorhanden 1 Kaufmann, 1 Miffionar und 1 Frau. 


Nah Mafgabe des Wohnfiges kommen in Betradit: 


Sebbe 
Klein⸗Popo 
Adjido 
Togo . 
Lome. . . 
Amebihove . 
So - . 
Mifahöh . 
Kete⸗Kratſchi 


Eheſchließungen und Geburten kamen im Laufe bes 
Beridhtsjahres unter Europäern nicht vor. Dagegen find 
zwei Todesfälle von weißen Faktoriſten zu verzeichnen, 





welche jedoch für die Beurtheilung ber Gejundheitsverhält- 
niffe Togos deshalb nicht in Die ie wen fallen können, 
weil die Berfiorbenen von außerhalb des Schußgebietes 
gelegenen Plägen in bereits ſchwerkrankem Zuftande in das 
Krankenhaus zu Klein-Popo eingeliefert wurden und dafelbft 
fur; darauf ftarben. 

Wenngleih e8 zur Zeit noch nicht durchführbar ift, 
zuverläffiges ftatiftiiches Material über die Stärfe ber 
eingeborenen Bevölkerung zu jammeln, fo wird man dennoch 
mit Sicherheit annehmen fönnen, daß ein Schwanfen ber 
Bevölkerungsziffer in Folge von Ein» und Auswanderung 
nicht ftattgefunden Hat. 

Die Lebensbedingungen ber Eingeborenen find jo überaus 
günstige, und insbefondere ift die Ertragsfähigteit bes Bodens 
im Vergleih zu ben beicheibenen Unterhaltsbebürfniffen 
eine fo reiche, dab die Sehhaftigkeit der —— eine 
ſelbſtverſtändliche, von der Natur ihnen gegebene Eigen— 
ſchaft iſ. Wenn daher der bloße Wunſch nach Verbeſſe— 
rung ihrer wirthſchaftlichen Verhältniſſe für bie yeige ein⸗ 
geborene Bevölkerung wohl niemals die Triebfeder zum 
völligen Aufgeben ihrer bisherigen Wohnſitze ſein wird, ſo 
iſt andererſeits die Neigung zum Handeitreiben eine jo 
ftarf ausgeprägte, dab aus biefem Grunde fortgejet weite 
Wanderungen von nicht felten Jahre langer Dauer unter- 
nommen werben. Die Anhänglichkeit an die Heimath ift 
jedoch zu tief eingemwurzelt, als daß ſolche Händler jemals 
dauernd ihr ben Rüden kehren würden, Sie bleiben 
vielmehr aud während ihrer Hanbelszüge mit ihren 
ze und Stammesangehörigen in ftändiger Ver— 

indung und fehren nad) Erledigung ihrer Geſchäfte wieder 
u den Ihrigen zurüd oder folgen ſchon früher einem Rufe 
ihres Häuptlings, fobald diejer ihrer Anweſenheit in wichti— 
gen Stammesangelegenheiten bedarf. 


2. Hauptwohnpläge. 

Als Hauptwohn- und zugleih Haupthandelspläge 
fommen an ber Küfte für die Dftgrenze Klein-Bopo, für 
die Weftgrenze Lome in Betradt. An diejen Plägen fon= 
zentrirt I mehr und mehr der Küftenhandel, und fie ge— 
winnen in bemjelben Maße an Bedeutung, als der Handel 
an ben beiden anderen Küftenorten Porto Seguro und 
Bagida nadhläßt. 

Die eingeborene Bevölkerung von Klein-Bopo wird 
auf 2643 Seelen geichäßt, welche fi auf 454 bewohnte 
Häufer und Hütten vertheilen. Mit den in unmittelbarer 
Nachbarſchaft gelegenen Orten Degbenu, Babji und Adjido 
wird die Gejammtziffer der Einwohner mit 8000 Seelen 
nicht zu hoch gegriffen fein. 

Es unterliegt feinem Zweifel, daß Klein-Popo ſich 
längft würde erheblich vergrößert haben, wenn ihm nicht 
die Natur nur eine geringe Ausdehnungsfähigkeit zuge 
wiejen hätte. Der zwilchen dem Meere und der Lagune 
liegende ſchmale Landftreifen, auf welchem Klein-Bopo erbaut 
it, gejtattet nur eine durd die Nothwendigkeit eines mög— 
lichſt raſchen Verkehrs mit den Schiffen naturgemäß wies 
derum bejchränkte Ausdehnung längs der Hüfte Es wird 
daher beabjichtigt, durch allmähliche Zufchüttung eines todten 
Lagunenarms, jomwie durch Entiumpfung eines an ihn 
angrenzenden Grunbftüds, neues Terrain zu gewinnen, 
welches eine Ausbreitung des Plaßes landeinwärts in der 
Richtung des Drtes Badji ermöglicht. Daß diefes freilich 
fehr zeitraubende Werk nach feiner Vollendung gleichzeitig 
eine erhebliche Beſſerung der Geſundheitsverhältniſſe zur 
Babe haben wird, verdient als ein weiterer nicht zu unter- 
häßender Vorzug hervorgehoben zu werden. 

Weſentlich günftiger liegen die Dinge in Come, welches 
jich Hinter den am Strande liegenden gefälligen Gebäuden 
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ber Regierung, ben zahlreichen Faltoreien und der Steyler Ueberſicht der ungefähren Einwohnerzahl der bisher 
Milfion bereits ſtadtähnlich ausgebreitet hat. Weberaus befuchten Orte des weitlichen Togo⸗Gebiets. 

breite, meift rechtwinklig fidh [chneidende Straßen durchziehen | Im  , — 
die Stadt und tragen ebenfowohl zur Gejundheit und Rein- gap. 
lichkeit, wie zum Schuße gegen die bei den leicht entzünde | qm, 
lihen Strohhäufern der Eingeborenen erhöhte Fyeuersgefahr i 
bei. Dieſe vortreffliche Anlage des Plaßes Come ift das 
verbienftvolle Wert des früheren Amtsvorfichers Küas, 
welches fürzlid) durch die Benennung einer bisher namens 
Iofen Straße als Küas-Straße entipredhende Anerlennung 
gefunden hat. Gleichzeitig find zwei weitere Straßentaufen 
vorgenommen worden, und zwar erhielt die eine Straße 
den Namen Bismardftraße, die andere zum Andenken an 
die langjährige Amtsführung des Landeshauptmanns 
von Buttlamer den Namen Puttfamerfiraße. Im Ganzen 










Zahl der Zahl ber 
Hütten | mohner 
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Ba, Bene 




























gast Lome gegenwärtig bereit® 19 Straßen mit folgenden i 70 150 
amen (von Dften nah Weften): Strand, Hamburger-, | 10. | Gramave 70 150 
Bremer⸗, Markt, Bes, ſtüas-, Rei Ruttfamerftraße; | 11. 40 70 
(von Süden nady Norden): Miſſions-, Negierungs:, Amu: | 12, 150 400 
tives, Mittel, Bismard, Mifahöh-, Moltke- und Aflahu: | 13. 250 700 
Straße. Mad 14. FF 40 70 
Außerdem befteht mitten in Lome ein großer Markt: | 15. | Milfion Ho. = = 
— welcher jedoch trotz ſeiner erheblichen Ausdehnung | 16. | Alt-:Wegbe . 250 600 
m ſich zujehends fteigernden Marktvertehr ſchon jegt nicht | 17. | Neu-Wegbe . 300 700 
mehr genügt. 18. | Aboade . 350 800 
Die —— Lomes beläuft ſich auf 2084 Seelen, | 19. | Kpengve . 100 250 
und zwar, abgejehen von den bereits erwähnten 21 Weißen, | 20. | Alomicwe 350 700 
885 männlichen Geſchlechts, 722 weiblichen Bejchlechts und | 21. | Togogve. 150 300 
456 Kinder unter 10 Jahren beiderlei Geſchlechts. 22. | Nyeve 350 700 
Im Innern des Schußgebietes find als Hauptwohn: | 23. | Yevieve . 200 450 
pläge in erjter Linie die Station SKetesfratihi, deren | 24. | Wame 400 800 
regen be Bedeutung weiter unten eingehender be: | 25. | Rpatave . 300 600 
prochen werden wird, und das als Handelscentrum außer: | 26. Kpalave . 150 250 
ordentlich wichtige Kpandu hervorzuheben. 27. eimba , 200 350 
Beionders ſtark bevölkert find die Ränder der weit | 28. 250 500 
verzweigten Lagune, deren unermeßlicher Fiſchreichthum 29. — _— 
den Anwohnern ebenjo ausgiebige wie leicht zu erlangende | 30. 300 700 
Nahrung liefert. Die in der Lagune vorhandene vorireff- 31. 300 700 
liche Verkehrsftraße hat manchen der an befonders gün- | 32. 200 550 
ftigen Punkten gelegenen Orten ihre natürliche Bejtimmung 33. 1000 2500 
zu geeigneten Marktplägen gegeben, an welchen der Reihe | 3% 300 650 
nad an jedem fünften Tag großer Markt ftattfindet. An | 9b. 150 350 
einem ſoichen Markttage entwidelt ſich ein reges Treiben, | 36. 70 150 
und das buntbewegte Bild bietet in mancher Hinficht ebenio | 37. 150 300 
viel Anziehendes als werthvolle Belehrung. Viele Taufende, | 38. 250 600 
hauptſachlich Weiber, ftrömen von Nah und ern zufammen, | 39- 500 800 
und gegen Mittag ift der lebhaite Handel mit Landes: | 40. 300 650 
produften aller Art, fowie mit Erzeugniffen einheimifcher | 41. 100 250 
und ausländiiher Induftrie in vollem Gange. Das Tau | #2. | Yolle. . . . . 250 600 
geihäft hat feine frühere Bedeutung bereits eingebüßt, das | +3. | Abefia bei Jolle . 300 700 
Kaufgeihäft tritt mehr und mehr an feine Stelle, und auch 44. | Nyambo. . . 600 1600 
die das Handelsgeſchäft zur get noch beherrichende Kauris | 45. | Agome Tongbe 200 450 
mufchel wird von dem bdeutichen SFyünfpfennigftüd, weldes | 46. | Kame. . . . 70 150 
fih Hier einer auferordentlichen Beliebtheit erfreut, mady | 47. | Zeglebi 250 500 
und nad) verdrängt werben. 2 en 2 ” 
In einem Theile des weſtlichen Togogebietes hat vor . guome 
einer längeren Reihe von Jahren feitens eines Stations: | 0. | Wer-Weme . 100 250 
beamten eine Schäßung der Hütten und Einwohnerzahl der | P1- | WerKolofatti 150 300 
von ihm befuchten Orte jtattgefunden, deren Ergebuib bisher 52. Kolem 300 800 
nicht veröffentlicht worden it. Die in nachftehender Ueber | 89: Lavanio . 300 800 
ficht zufammengeftellten Ergebniffe diefer Schähung werden | D4 | Bene. . . 200 500 
zwar heute von den richtigen Zahlen noch weiter entfernt | DD. Be-Botome . . . 200 400 
jein als damals, da man eine durchidhnittliche Bevölterungs- | 86. | Kumia Sewetihoi . 1000 2500 
zunahme von jährlich ſehs vom Hundert wohl wird in | 57. | Kpandu . . . . 1500 3000 
Anfag bringen dürfen; fie werden aber immerhin ein uns | 58. | Sopeiatti 250 700 
gefähres Bilb ber Bevällerungsbictigeit geben unb find a N 
aber, von diefem Geſichtspunkt aus beuriheilt, nicht ohne 61. | Fiape 150 300 
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Name des Ortes 





Abeſia bei Loba . 





63, | Loba. . . . 
64. | Liati . 500 
65. | Sopa 120 
66. | Petehu 250 
67. | Tafou 150 
68. | Todome . 600 
6. | Guma .... 250 
70. | Bodji bei Baltme . 200 
71. | Baticha bei Kewe. 400 
12. | Towi. — ———— 250 600 
8. Urproduftion, 

Die Urproduftion des Landes, fowie bie Ge 
winnung, ®erarbeitung und Verwerthung ber Boben® 
erzeugnüffe, Haben wiederholt, insbejondere in ben 


Sahresberihten und Denlſchriften der letzten Jahre, 
eine jo erichöpfende Erörterung erfahren, daß auf dieſe 
Darftellungen, um nicht längft Belanntes zu wieder— 
ge Bezug genommen werben darf. Es kann dies um 
o eher —— als Neues nicht hinzuzufügen iſt. Um 
jedoch andererſeits nicht unvollſtändig zu erſcheinen, ſoll die 
nachfolgende einfache Aufzählung der Hauptkulturen dazu 
dienen, eine kurze Ueberſicht über die vorhandenen Nup- 
pflanzen bezw. die aus denſelben gewonnenen Produlte 
zu bieten. Als ſolche ſind zu nennen: die Delpalme, 
Kokospalme, Mais, Erdnüſſe, Kautſchuk, Schibutter, Kola— 
nüffe, Melonenfamenöl, Kopalgummi, Indigo, Bambus— 
palme (Raphia vinifera), Ebenholz, Flaſchenkürbiſſe, Baum: 
wollenbaum, Fächerpalme, Affenbrotbaum, Brotfrucdhtbaum, 
Ricinus, Eroten, Orangen, Limonen, Mango, Kafjaba, 
Deus, Zwiebeln, Ananas, Bananen, Bapaya (Melonen- 
aum), Tomaten, Ehilipfeffer. 

Bon den jeitens der Landeshauptmannſchaft vor 
einigen Jahren aus dem botaniſchen Garten zu Lagos 
bezogenen Baum: und Sträudjerforten gebeihen die ben 
„Amatto” genannten rothen Farbſtoff Bub Bixa Orel- 
Jana mit ihren prächtigen apfelähnlichen Blüthen, ſowie 
mehrere Eufalyptenarten vortrefflih, während die entfernt 
an bie europäiſche Kiefer erinmernde Casuarina muricata 
nad) dem Urtheil des kürzlich Hier anweſend gemejenen 
Botanifer8 Dr. Preuß nicht jo kräftig im Wuchſe ift, als 
in Kamerun. 

Der Plantagenbetrieb ift im rüftig fortſchreitendem 
Auffhwung begriffen und bietet ein erfreuliches Zeichen 
für den günftigen Ausfall der erften Verſuche, welde in 
der ficheren Erwartung eines reichlidy lohnenden Gewinns 
zur eifrigen Weiterführung und größeren Ausdehnung des 
begonnenen Werkes ermunterten. 

Die Kolosnußplantage Kpeme nimmt in Bezug auf 
Größe mit 25000 Bäumen verjcdhiedenen Alters und 8000 
Nüſſen in Saatbeeten nad; wie vor den erften Rang ein, 
während bie Plantage des Mulatten Olimpio in Lome 
mit 11 000 Bäumen injofern obenan fteht, als fie eine bedeu- 
tend ältere Anlage ift und eine ftattlihe Anzahl ertrag- 
fähiger Bäume aufzumweifen hat, welde im Laufe dieſes 
Jahres bereits foviel Kopra lieferten, da ein Exportverſuch 
damit gemacht werben Tonnte. 

Die Plantage Tome hatte bedauerlicherweife einen 
nicht umbeträchtlihen Abgang an jungen Bäumen durch 
Diebftahl ſeitens der Eingeborenen zu verzeichnen, fo daß 
die in den Saatbeeten vorhandenen Pflänzlinge ausſchließ— 
lich zur Ausfüllung der entftandenen Lüden Verwendung 
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finden müflen, ohne eine Vergrößerung der jet wieber 
rund 12000 Bäume zählenden Plantage in Angriff nehmen 
zu Lönnen. 

Den genannten drei größten Kolosnußplantagen folgen 
bie des Mulatten Medeiros in Bagida mit 6500 Bäumen 
und bie ber Firma I. K. Bietor in Klein-Popo mit 
5000 Bäumen, von melden 200 Stüd in biefem Jahre 
um erften Male Früchte angejept haben. Im Anfangss 

abium befinden ſich noch die Plantagen der Gebrüder 
d’Almeida mit 1500, bes Häuptlings Mite Ajavon mit 
500 und bes Hänblers Ereppy mit 300 Bäumen. Die 
Gefammtzahl der außerdem noch von verfdiedenen Ein» 
eborenen in Lome, Bagida und Porto Seguro kultivirten 
ofospalmen wird etwa 5000 Bäume betragen. 

Daß von nenmenswerthen Erträgniffen ſowohl gegen- 
wärtig, wie für einige weitere Jahre nicht die Rebe fein 
kann, wird im Hinblid auf die verhältnigmäßig kurze Zeit 
bes Beftehens ber Plantagen nicht Wunber nehmen. Daß 
aber bie günftigfien Ausfichten für die Zukunft vor: 
handen find, bemweifen ber vorzüglihe Stand ber Anlagen 
und bie umfangreichen Anfäute von Saatnüffen jeitens 
ber Unternehmer zur Erweiterung ihrer armen. 

Auf den Grundftüden der Landeshauptmannſchaft 
befinden fih zur Zeit 420 Stofospalmen, deren allmähliche 
Bermehrung fortgefegt im Auge behalten wird. 

Was die Kautfhulgewinnung anlangt, fo wird bie 
mehr und mehr angepflanzte Manihot Glaziovii in nicht 
ferner Zeit mit der im Innern wild wachſenden Landolphia- 
Liane, welche gegenwärtig allein den zur Küfte fommenden 
Kautfchuf Liefert, in erfolgreiche Konkurrenz treten können. 
Die Gebrüder d’ Almeida befigen ſchon jept etwa 1500 Ceara⸗ 
Kautihufbäume, und die Plantagengefellichaft Kpeme be- 
abfidhtigt, im fommenden Jahre in der Gemarkung bes 
Dorfes Togo gleihfalls eine Kautfhufplantage anzulegen. 
Das erforderliche Land für 2000 Bäume ift dort bereits 
gereinigt. Die Landeshauptmannihaft verfügt über mehr 
als 300 GummisBäume, weldhe demnächft dem verfügbaren 
Raume entfpredhend vermehrt werden jollen. 

Die in der vorjährigen Denkidhrift über Kamerun bes 
richteten ungünftigen Erfahrungen, melde dort mit ber 
Manihot Glaziovii gemadt worden find, * ſich hier 
nicht beſtätigt. Eine Gefährdung der dazwiſchen ſtehenden 
Kaffeebäume durch Umfallen in Folge ſtarken Windes, 
durch Spalten in Folge zu ſchwerer Krone, oder durch 
Uebertragung ſchädlicher Schmarotzer iſt bisher nicht be— 
obachtet worden. 

Beſonders erfreuliche Fortſchritte machte ber hier ars 
gebaute Liberia⸗Kaffee, Coffea liberia, deſſen bisherige Ent- 
widlung die auf ihm gejegten Hoffnungen vollauf zu recht: 
fertigen, wenn nicht fogar zu übertreffen ſcheint. Die 
Plantagen haben ſich dementfprechend gegen das Borjahr 
erheblich vergrößert. So zählt jegt diejenige der Einge— 
borenen Gebrüder d'Almeida 25 000 Bäume und 50 000 
Stedlinge in Saatbeeten. Die erfte im Laufe dieſes Jahres 
gewonnene Ernte von 300 Kilogramm wurde als Probe 
erportirt. Der Kaffee hat ebenfo wie ber von J. K. Bietor 
geerntete in Bremen einen Preis von 1,68 „AM fürs Kilogramm 
erzielt. Die nächte Ernte wird fi vorausfidhtlih auf 
anderthalb bis zwei Tonnen belaufen. 

Auf der Plantage des Kaufmanns J. K. Vietor zu 
Klein⸗Popo ftehen 30 000 Kaffeebäume, von welchen etwa 
ein Drittheil gegen Ende dieſes Jahres eine Ernte von 
annähernd 600 Kilo erwarten läßt. Eine Kleine Jungferns 
ernte von 50 Silo ift bereits zur Verſchiffung gelangt. 
Die in Saatbeeten befindlichen 10000 Pflänzlinge werben 
erft im nächſten Jahre fräftig genug entwidelt fein, um an 
ihren dauernden Standort verpflanzt zu werben. 
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Um ben Kaffeebau mit noch größerer Jutenfität bes 
treiben zu tönnen, hat Herr Bietor kürzlih em etwa 
300 Morgen Haltendes Grundſtück nahe feiner alten Plan= 
tage erworben und wit biefer burdy einen 6 m breiten, 
ſchon angelegten Weg verbunden. 

Bon Fleineren Kaffeeplantagen find hervorzuheben die bes 
eingeborenen Häuptlings Aite Ajavon mit 3000 Bäumen, 
—— mit 2000 Bäumen, Czicko d'Almeida mil 
400 Bäumen und 2000 Pflänzlingen. 

Auch die katholiſche Miffion zu Adjido hat in ber 
Gemarkung Gridji mit dem Anbau von Kaffee begonnen 
und bereits 1500 Bäume gefeßt. 

Auf dem Grundſtück der Landeshauptmannihaft zu 
Sebbe beträgt gegenwärtig die Anzahl der Kaffeebäume 
nahezu 3000 Stüd verſchiedener Altersflaffen. Die älteften 
davon, etwa 60 an der Zahl, welche vor 5—6 Jahren 
als erſter Verſuch gepflanzt worden waren, haben ihre 
volle Höhe von 2 m und mehr längft erreicht; fie 
ftehen im üppigften Blätterfhmud und find mit Früchten 
dicht beladen. Die Ernte hiervon findet als Saat zwed- 
in Fr 

Berbem läßt es ſich Die Landes tmannſchaft fort 

geiest angelegen fein, die Blantagenbejiger in ihren Beftre- 

ungen nad Kräften zu unte en. So find vor Kurzem 

wieder aus ben Saatbeeten zu Sebbe 2000 Pflänzlinge an 

m I. 8. Vietor gegen tere Rückgabe einer gleichen 

nzahl abgegeben und 2100 Pflänzlinge an ben Häupt- 
ling Aite Tossa verfauft worben. 

Kakao. Daß die Kakaopflanzen auf dem Hier vor- 
herrſchenden trodenen und harten Lateritboden nicht recht 
gebeihen wollen, ift jchon früher berichtet worden. Nur die 
Gebrüber d' Almeida verfügen noch über 20 Bäume, die 
zwar eine anfehnlihe Höhe von 2 m erreicht haben, aber 
feine nennenswerthen Fruchtanſätze zeigen. 

Frühere Verſuche mit Eiparjette, Roth» und Weißklee 
find in Diefem Jahre wieberholt worden und zwar theils 
auf freiem Felde, theils im Garten. Allem Anjcheine nad 
bürfte indeifen die aus Deutfchland bezogene Saat in 
verborbenem Zuftande Hier eingetroffen fein, da fie trog 
—— Behandlung nicht zum Keimen gebracht werden 


e. 
Bon Gemüfearten und anderen Gartenerzeugniffen 
werben im Garten zu Sebbe das ganze Jahr hindurch 
gebaut und liefern je nad) den niedergehenden Regenmengen 

mehr oder minder reiche Erträge: 
Sapanifche Klettergurfe, Sommer-Enbivien (grüne 
—— Karotten (Nantaife, Pariſer), Blätterkohl 
(Dreienbrunner), Kohlrabi (Prager Non plus ultra), 
Rettig, Salatrüben, Peterfilie, Wirfing (Blumen- 
thaler), Sellerie (Erfurter große weiße Knollen), 
pfialat (Rudolfs=Liebling, Winters, hellgrüner, 
Butterfopf), Rabieschen (Non plus ultra), Roth⸗ 

und Grünfohl. 

Ein neuer intereffanter und wie e8 ſcheint wohlgelungener 
Verſuch ift vor einigen Monaten mit der fog. Otaheite po- 
tato gemacht worden, von welcher der Gouverneur ber Gold⸗ 
füften-flolonie aus dem botanischen Garten zu Aburi auf 
Erſuchen der Landeshauptmannſchaft freundlicherweife Saat: 
nollen zur Verfügung geftellt Hat. Die Otaheite potato ift eine 
ber Kletterbohne Ähnliche, ſich windende Rantpflanze mit herz- 
förmigen Blättern. Die an ben Ranlen reichlich gebeihenden 
ungeftielten Früchte bilden faft Fugelrunde Knollen mit 
einer dünnen, leicht ablösbaren pergamentartigen glatten, 
rothbraun gefärbten Schale, auf welcher fi zahlreiche 
heller gefärbte warzenartige Erhöhungen befinden. Das 
Fleiſch der Knollen ift in Farbe und Konſiſtenz von ber 
enropäifchen Kartoffel faum zu unterfcheiden. Da bie 
Früchte zur Zeit noch nicht ihre völlige Reife erlangt Haben, 


fo muß ein Urtheil über ihren Gejhmad vorbehalten 
bleiben 


Luffa petola, aus ber familie ber Kufurbitaceen, eine 
hochrankende Ziergurfe, deren Früchte in trodenem Zuſtande 
ein ftarfverfchlungenes, feinfädiges, zähes Gewebe bilden, 
aus welchen die auch zu Haufe wohlbelannten Badeſchwämme 
und leichten Reifehüte verfertigt werben, gebeiht vortrefflich. 
Die ſchon früher mit Laffa petola erfolgreich angeftellten 
Verſuche find daher neuerdings in größerem Mafftabe fort 
gejeßt worden. 

Auch die Firma J. K. Vietor zu Klein-Bopo hat 
auf biesfeitige Anregung hin mit dem Anbau biefer Nup- 
pflanze begonnen. Falls in Deutſchland ein annehmbarer 
Preis erzielt werden Zönnte, würde ein Mafjenanbau dahier 
fiherli die unmittelbare Folge fein. 

Die parkartigen Anlagen in Sebbe mwurben um ein 
Hleines, früher als Pferdetummelplatz benußtes Grundſtück 
vergrößert und dieſes mit indifhem Gras, Kokos, Manihot 
Glaziovii, Mango: und Maulbeerbäumdhen bepflanzt. An 
Maulbeerbäumen find im Ganzen 70 kräftige, gejunde, durch— 
ihmittlih 2 m Hohe Eremplare vorhanden, von welden 30 
noch ihrer Verpflanzung in ber nächiten Regenzeit harren. 

Was bie NRegenverhältnifje anlangt, jo geftaltete ſich 
bie erfte Hälfte dieſes Jahres für die Bodenkultur außer: 
ordentlich ungünftig. Die font etwa Ende März einfepende 
fogenannte große Regenzeit ließ diesmal lange vergeblich 
auf warten, und bie vereinzelt niebergehenben Arten 
Tornaboregen vermochten von dem durch langbauernbe 
Dürre verurfahten Schaden nur wenig wieber gut zu 
madhen. Der Mais, ein Haupinahrungsmiltel ber 


Eingeborenen, war ſchon zu faſt unerfchwinglichen 
Freien geftiegen, und allenthalben befürchtete man 
Ausbru eines Nothſtandes unter ber ein— 


geborenen Bevölferung. An einigen belannten Markt 
plägen war es an Marlitagen bereit3 zuweilen zu 
tumultwarifchen Scenen gelommen, weil die Bewohner der 
Marktorte in ihrem Fetiſchglauben, daß bie fremben Handels: 
frauen den Regen zurüdhielten, dieſe an bem Feilhalten 
ihrer Waaren verhinderten. Daß troß der mangelnden 
notwendigen Niederfchläge feine der vorhandenen Kulturen 
zu Grunde ging, iſt ein erfreuliches Zeichen für bie 
außerordentlihe Triebkraft de8 Bodens. Erſt in ben 
legtvergangenen Wochen, nod eben rechtzeitig, brachten 
einige ſegenſpendende gemwitterloje Landregen neues Leben 
in bie jchon faft verdurſtete Pflanzenwelt und verwanbelten 
bas vorher öde daliegende Land mit einem Zauberjchlage 
in ein natürliches Treibhaus. 
4. Viehzucht. 

Die ungünftigen Erfahrungen, welche mit dem Halten 
von Pferden bisher gemacht worben find, konnten zur An= 
ftellung weiterer Berjuche nicht ermuthigen. Mit Rüchſicht 

ierauf ſowohl, wie auf Die nicht unerheblidhen Anſchaffungs⸗ 

en ift von ber ferneren ara von Salaga= be— 
ziehungsweife Lagospferden Abftand genommen worden. 
Die Unterfuhung der feiner Zeit nah Deutichland ges 
ſandten Theile gefallener Thiere hat harakteriftiihe Krank⸗ 
heitsmerfmale nicht zu Tage gefördert. Es kann übrigens 
feinem Zweifel unterliegen, dab auch zu Haufe Pferde, 
welche jo jeder Wartung und Pflege und vor allen Dingen 
jeber rationellen Stallfütterung emibehren, wie bie hiefigen, 
binnen kürzefter Friſt würben eingehen müſſen. 

Rindvieh von ſehr Heiner Raffe wird an ber Küjte 
nur in geringem Maßjtabe, im Hinterlande bagegen in 

ößerem Umfange gezüchtet und meiftentheils über den 

olta nad der Golbküftenkolonie transportirt, wojelbft 
erheblich höhere Preife erzielt werben wie hier. Nach ber 
Küfte des Schupgebietes kommen nur Kleinere Rinbvieh- 
transporie. 
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Recht ſchmackhaftes Fleiſch liefert das einheimiſche 
Schaf, deſſen Züchtung von den Hauſſahs mit Vorliebe 
betrieben wird. Die in großer Anzahl vorkommenden 
Ziegen und Schweine dienen faſt ausſchließlich ber einge 
borenen Bevölkerung zur Nahrung. 

Federvie —— Art gedeiht gut; vor Allem 
vermehren Me die Hühner außerordentlich ftark, die fich 
jedoch, wohl in folge ber Inzucht, zu einem auffallend 
fleinen Schlage verjhlechtert haben. Eine fyjtematijche 
Auffrischung der Raſſe durch importirte Hähne würbe von 
großem Werthe fein. 


5. Handel und Schiffahrt. 
bel und Schiffahrt das Borj 
nicht Onbeiaiiid) geh ben. Bon bin Ontplausfuhrarkien 
gelangten zur Bereifung: 
Bal 


mieme . . . - 8428159 Rilo, 
Gummi 2 41183 = 
Balmöl 2 766 132 Liter, 
Elfenbein. . . - - 312 Kilo. 
Der Geſammtwerth der ausgeführten Produkte beträgt 
2146 340,15 MA: ö 
An Kaffee wurben ald Probefendung 350 kg eygportirt. 


An der Börje in Bremen hat biefer Kaffee eine gar 
Beurtheilung gefunden. Es ſteht daher eine raſche Zus 
nahme ber Rafferausfuhr zu hoffen. 

Die Rheden bes Schußgebietes wurben von 273 
Schiffen befucht, und zwar von 254 Dampfern mit zus 
fammen 276916 Regiltertons und 19 Segelidiffen mit 
7481 Regiftertond. Der Nationalität nach vertheilen ſich 
bie shift, wie folgt: j . 

deutſche 105, darımter 2 Kriegsſchiffe, 
engliihe 91, 

franzöfiiche 64, 

italieniſche 13. 


6. Verkehrsweſen. 

Das game wurbe auf ben Weiterbau der im 
Jahre 1892 begonnenen Karawanenftraße an ber Weit» 
grenze, von Lome über Aleppe, Nueppe, Kewe nad) ber 
Station Mifahöh, und über dieſe hinaus nad) ben wid) 
tigen Hanbelsplägen Kpandu und Kele⸗ſratſchi, der jegigen 
Station Kete-Hedwigswart, gelegt. 

Am 1. April 1894 wurden bie Arbeiten bei Nueppe 
mit 70 Arbeiten und 2 Auffehern in Angriff genommen. 
Der Weg verläßt etwa 5 km Hinter Nueppe ben Del 
palmenbufh und tritt in bie Savanne ein. 

Durch die bereit3 eingetretene Regenzeit wurbe bie 
Arbeit jehr erjchwert, und das Herftellen von Dämmen 
war mit großen Schwierigkeiten verbunden, ba die ftarfen 
Regengüfle oft die Arbeit zerjtörten. 

Das Jahr 1894 war in ber zweiten Sul überaus 
ungünftig für den Wegebau, da ausnahmsweiſe viel und 
ftarfer Regen fiel und bie Arbeit nur langſam von Statten 
ging. Aud der Gefundheitszuftand ber Arbeiter war in 
Folge der vielen Näfje fein guter, 

Im Mai wurde in Badja ein Lager bezogen, um 
von bier aus ben Weg nad) Kewe Hin im Angriff zu 
nehmen. Es wurde nöthig, auf biefer Strede zwei Tleine 
Brüden zu bauen, bie in angelung von Bimmerleuten 
nur von Weyleuten aus roh behauenen Stämmen berges 
ftellt wurden. 

Am 1. Juli wurben noch 33 neue Weyarbeiter einge 
ftellt und das Lager in Kewe bezogen, wo gleichzeitig mit 
dem Bau eines Wegehaufes begonnen wurbe. Kewe blieb 
bis zum 1. April 1895 bas —— von wo aus der 
Weg weiter nach Towe und Hodunu in Angriff genommen 
wurde. 


Da bie fernere Anlage von Dämmen zuviel Zeit er— 
forbert hätte, und eine Schmalfpurbahn zur Beförderung 
jo großer Erbmafjen nicht vorhanden ift, jo wurde von 
ferneren Dammbauten Abftand genommen, um vorläufig jo 
jchnell wie möglich den Weg vorwärts zu bringen. 

Am 1. April 1895 war der Weg bis zur Hälfte 
zwildhen Tome und Hobunu fertig. 

Die im Jahre 1894/95 Hergeftellte Strede Hat eine 
Länge uon etwa 45 km. Un befonderen Arbeiten kommen 
—— noch etwa 4 km Dämme und Aufſchüttungen, zwei 

rüden und eine große Anzahl von Durchläſſen. 

Auf der Strede zwiſchen Tome und Hodunu wurden 


vorläufig in Ermangelung von Holz und geeigneten Arbeits- 
fräften ftatt der fünf bort enden n nur Ueber: 


gänge aus oben flach behauenen, ſtarken Balken hergeftellt, 
weldye für den Fußgängerverfehr genen, bis jpäter mit 
Hülfe einer Bahnanlage maffive Brüden gebaut werben 
fönnen. 


Der Weg von Lome bis Hodunu wirb durch Weges 
wärter reingehalten, welche durch zwei Wegeaufieher kon⸗ 
trollirt werden. In Gbin ift jegt die bisher vom Weges 
bauleiter benußte Barade fejt —— worden, weil ein 
ferneres Mitführen in Folge vollſtändigen Verfalls un— 
möglich wurde. 

Von Miſahöh aus wurde in der Richtung nach Lome 
der Weg bis Kuſſuntu (etwa 15 km) fertiggeſtellt und 
bis Palome (Agome) vorbereitet (no etwa 8 km). 
Außerdem wurden zwiſchen Palome und Hodunu zwei 
Brüden und einige Meinere Durdläffe gebaut. In der 
Richtung nah dem Bolta wurden von Mijahöh aus 
8 km Weg bis Agome-Tongbe fertiggeftellt, wobei mehrere 
Brüden» und Durdlaßbauten errichtet werben mußten. 

Bon AgomesTongbe aus murde die Trace des zus 
künftigen Wegs, da die bisher gewählte fich als zu ſchwierig 
erwies, in günftigerem Xerrain feitgelegt. Zur Fertig— 
ftellung dieſer Wegeftrede werben umfangreiche Sprengungen 
nötbig fein. 

An ber Dfigrenge ift der MWeiterbau bes bis zu einer 
Entfernung von 16 km in ber Richtung tn Zopli 
fertiggeftellten Weges bis zur endgültigen Feſtlegung der 
deutſch⸗franzöſiſchen Grenze eingeftellt worben. Die bort 
beichäftigt geweſenen Arbeiter wurden zur Herftellung eines 
feften Weges durch die Gemarkung Adjido in ber Richtung 
nad Klein Bopo, im Auge ber bei Sebbe in Bau bes 
griffenen B über die 250 m breite Lagune verwendet. 


7. BPoft und Telegraph. 

In allen Zweigen des Poft: und Telegraphendienftes 
macht fi ein fortgejegtes Anwachſen bes Verlehrs bes 
merfbar. 

Die beiden Poftagenturen Klein-Popo und Lome 
behnen ihre Wirffamkeit zur Zeit auf folgende Orte des 
Schußgebiets aus: Sebbe, Klein-Popo, rto Seguro, 
—2— Lome und die Innenſtationen Miſahöh und Kete— 

i 


Durchſchnittlich dreimal im Monat erfolgt mit 
deutſchen und engliſchen Poftbampfern die Abjendung von 
Poſten nad Europa, Madeira und den bedeutenberen weit: 
afrifanifchen Küftenpläßen. Ungefähr ebenfo Häufig erfolgt 
ber Eingang überjeeiiher Boften. 

Allwöchentlich verkehren zwei Botenpoften zwiſchen 
Klein-Bopo und Lome und umgefehrt. 

In 2 feiner Lage zwiſchen den verfehrsreichen 
Kolonien Goldküſte, Dahomey und Lagos fällt dem Togo- 

ebiet als Vereinsland des Weltpoftvereins ein reger Briefs 

urchgangsverkehr auf dem Landwege zu. Engliſche Poſt⸗ 

boten aus Kitta überbringen die Po ber Golbtüfte 
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bis zur Poſtagentur in Lome. Andererſeits fieht die Poſt— 
agentur in 


Der wejtafritanifche Land-Durdgangsverkehr ded Togo- 


ein⸗Popo durch deutſche Vofiboten im Wechſel- gebietes beträgt ca. 14000 Brieffendungen, darunter 800 


verkehr mit ber franzöfiihen Poftanftalt in Grand-Popo | eingefchriebene. Die Gefammtleiftung im inneren Verkehr 


























(Dahomey). ergiebt ſich aus ber nachfolgenden Ueberſicht. 
* Packetſendungen ir 
— Brieffendungen Zelegramme ohne Werthangabe Poftanweifungen u 
e n | ri 
auf | £] auf | auf- aufe | eine eingezahlter | ausgezahlter * Bor 
der gege- is: geger| gegebene | gegangene 3 merkungen 
Poſtanſtaltſ gene FE dene [FE ben | men beitet 
a | Ner|e.| 8 
Klein-Popo . | 12 253/856 441815 
Lome. - - 5 710179 | 
| — 
| | ver ehr H 
Summe . | 17 968 586) 11 916,709] 1 811 2808) 200 | sı8| sısf1ö2] 6004 558' 2 T124|774| 146 867 61 186 u 
| | | ) | | 


Die Gejammtlänge der Telegraphenlinien beträgt rund 
62 km, die der Leitungen 53 km. Im Betrieb befindlich 
find 2 Morjeapparate, 6 Mikrophonapparate und 90 Trodens 
elemente, Die Eröffnung ber telegraphiichen Verbindu 
* der — Dahomey-Kolonie iſt am 29. Augu 
t. 


. erfolg 
Das auf die beiden Poftanftalten vertheilte Perſonal 
befteht zur Seit aus: 
2 europäifhen Fachbeamten, 
3 farbigen ilfen, 
1 farbigen Anfangsgehilfen, 
2 farbigen Telegraphen-Leitungsauffehern, 
4 farbigen Boftboten. 

Das farbige Perſonal ſetzt ſich theils aus Landes— 
Eingeborenen, theils aus Eingeborenen der Nachbargebiete 
zuſammen. 

Nachdem das Vorjahr die ig Da Poftagenturen 
mit Fachbeamten und die Einführung Telegraphie ge⸗ 
bracht hat, ift für das Berichtsjahr an befonderen Vertehrs- 
erleihterungen in erfter Linie die Einführung ber amtlichen 
—— Dampfer-Meldungen zu erwähnen, in Folge 
deren die Bewohner des Schußgebietes nunmehr von der 
Grenze ber Goldfüfte ab von der Bewegung der Dampfer 
unterrichtet werben. 


8. Schule. 

Der Leiter ber Regierungsichule zu Klein = Bopo, 
Lehrer Koebele, war vom 29. Juli 1894 bis 3. April 
1895 nad PDeutichland beurlaubt. Seine Stelle verirat 
Lehrer Walter, welder am 9. März d. J. Klein» Bopo 
wieder verließ, um nad Kamerun zur Uebernahme der 
dortigen Schule abzureifen. Vom 24. Augujt bis 3. Sep: 
tember 1894, ebenjo vom 24. Dezember 1894 bis | 
11. Januar 1895 waren ferien. Vom 15. März ab blieb 
die Schule bis zur Rüdkehr des Lehrers Koebele gejchloffen. 

Am 24. Dezember, Abends 6 Uhr, wurde die übliche 
Beihnadhtsfeier — wobei mehrere Gedichte vor— 
— und verſchiedene Lieder geſungen wurden. 

ie Schülerzahl betrug am Ende des Schuljahres 50 
und vertheilte fi, wie folgt: 








1. Abtheilung 10, 

2. ⸗ 12, 

3. ⸗ 12, 

4. ⸗ 6 

Die Schulſtunden vertheilten ſich folgendermaßen: 

1. Abtheilung. . . . . 8—11 Uhr, 

2. - 220.0. 9—1fa12 Uhr, 

3. 5 — 11—1 642) Uhr, 
4. —5 Uhr, 


dazu Turnen von 5-6 Ur. 














Mit Beginn des abgelaufenen Schuljahres war 
Edmund Bilfon, ein Schüler der 1. Abtheilung, als 
Unterlehrer angeftelt worben, 

Der Schulbefuh war ziemlich regelmäßig; unerlaubte 
Verjäummiffe kommen immer feltener vor. Die eingelnen 
Abtheilungen wurden in folgenden Fächern unterrichtet: 


1. Abtheilung: 
1. Leſen. 


2. Spradlehre. 

3. Schreiben. 

4. Rechnen. 

5. Nealien: Das Togogebiet, Afrita mit befonderer 
Berüdfichtigung der deutjchen Kolonien, dad Nöthigfte über 
Europa, Deutjchland. 

6. Bibliihe Geſchichte. 

7. Singen. 

8. Turnen. 


2. Abtheilung: 
. Reifen. 


. Spradlehre. 

. Schreiben. 
Rechnen. 

Realien 
Bibliſche Geſchichte 
Singen 

Turnen 


| gemeinjchaftlih mit der 
1. Abiheilung. 


anenPpewn 


3. Abtheilnng: 
Lefen. Anehogbe und Deutich. 
Spradlehre. 
Schreiben. 
Rechnen. 
Anſchauungsunterricht. 


4. Abtheilung: 
Vom Unterlehrer Wilſon in der Landesſprache (Anehogbe) 
unterrichtet. 
ibel in der Landesſprache, von 


spavm 


1. Leſen. Eine 


Lehrer Koebele verfaßt, iſt in der Schule eingeführt 
worben, 


2. Schreiben. 
3. Rechnen. 
4 Unjhauungsunterridt. 
9 Miffionen. 
In naher Beziehung zur Regierungsſchule ftehen hin— 


fichtlich ihrer fegensreichen Thätigkeit die vier im Schuß- 
— wirkenden Miſſionsgeſellſchaften, deren günſtige Er— 


olge allerſeits mit Freuden begrüßt werden. Seitens der 





Alteuſtück Nr. 88. (Denkichrift über die Entwidelung der Deutſchen Schutzgebiete i. Jahre 1894,95.) 861 








Kaiferlihen Regierung ift jeder Miffionsgefellfhaft eine 
ringe Unterftügung für Schulzwede von 1000 M zuges 
fihert worben. Außerdem genießen fie Zollfreiheit bis zum 
Betrage von 1000 KH. für alle zu Miffionszweden eins 
geführten Gegenftänbe. 

Im Einzelnen fei Folgendes hervorgehoben: 


I. Wesleyaniſche Miffion. 

Die hier anfäffige, vom Superintendenten Ulrich ges 
leitete Wesleyaniſche Miſſion, welche als „Bezirk Klein— 
Popo“ der Diſtriktsverwaltung in Lagos und mit dieſer 
dem Miſſionskomité der „Wesleyan Miſſion Society“ in 
London unterſtellt iſt, arbeitet im deutſchen Gebiei auf 
vier Stationen, nämlich in Klein-Popo, Gridji, Porto 
Seguro und Lome, und außerdem im franzöſiſchen Gebiet 
auf zwei Stationen, nämlich in Ahgwey und Grand-Popo. 

Schon vor mehr als einem Jahrzehnt Hat dieſe 
Miſſion hier begonnen und durch mandherlei Schwierigs 
feiten ſich zwar langfam, aber auf fefter Grundlage ent- 
widelt. Als Togo eine deutſche Kolonie geworben war, 
erjuchte bie Rarferliche Regierung die Miffion um Ans 
ftellung eines deutſchen Miffionard in dieſem Gebiet, 
welhen Wunfh die Miffion durd die Ausfendung des 
Nifionars I. F. Mühleder, aus Nürnberg gebürtig, 
erfüllte. Im Auguft 1892 begann er feine Arbeit, führte 
den deutſchen Unterricht in der Schule ein und durfte ſich 
bald jchöner Erfolge erfreuen. Ende Februar 1894 erlag 
Miffionar 3%. F. Mühleder nad kurzer Krankheit dem 
Tropenflima. Am 1. Auguft 1894 nahm Superintendent 
Uri die unterbrochene Arbeit wieder auf. 

Ueber den Stand der Thätigkeit der Wesleyaniſchen 
Nifion innerhalb des Schuggebietes giebt die nachfolgende 
Ueberficht ein Bild: 


Kirchen und Predigtpläße 6 

Europäische Miffionare . 1 

Eingeborene Prediger. . -. . » » 2 
5 Evangeliften und Lehrer 6 
⸗ Lehrerinnen. . . . . 1 
⸗ Lehrerzöglinge. .. 4 
⸗ freiwillige Laienprediger. 3 
⸗ Sonntiagsſchul⸗ 

SCHERE... 
Mitglieder (abendmahlsberechtighh. . . 154 
⸗ auf Probe (nicht abendmahls⸗ 

beredtigt). ». » » » . . 140 

⸗ im Alter von 10-20 Jahren 259 
Kaltehumenen -. ». > 2 220... 56 
Getauft wurden: Kinder. . ». » .» . 2% 
. . Erwachſene 112 
Geſtorben . . — 6 
Somtagsihüler . . » . 2... 357 
Schüler der Werktagsihuln . . . 453 


Durdfchnittszahl ber Befucher der Gottess 
dienſte pro Somntag -. -. . » . . 610 

Die Gottesdienfte find .- fehr gut beſucht. Bon 
zit zu Beit vereinigen ſich auch die Hier anſäſſigen 

eutſchen zum Gottesbienft in der Mutterfprache. 

Da es außerordentlich ſchwer hält, die Erwachſenen 
für das Chriſtenthum zu gewinnen, jo wirb auf die Herans 
bildung ber Jugend das Hauptgemwicht gelegt. 

Außer Klein⸗Popo, wo drei Lehrer, eine — und 
ein Lehrerzögling unterrichten, befindet ſich auf jeder der 
oben genannten Stationen je ein Lehrer, ber zugleich bie 
Gemeinbearbeit zu verrichten Hat. 

Da eine Miffionsfhule ihr Hauptaugenmert barauf 
richten muß, foviele Kinder als möglich zu unterrichten, fo 
beitehen bejtimmie Aufnahme= und Entloffungstermine nicht. 
Hieraus erflärt ſich ſowohl die große Anzahl der Schul: 


Haffen, als die wöchentlich jtattfindenden Zu und Abgänge. 
Die verfchiedenen Altersftufen der Schüler erfchweren den 
Unterriht ganz erheblich. 4'/, 9% ſtehen im Alter von 
etwa 20 Jahren, 11%, zwiſchen 15 und 18, 34%, zwiſchen 
10 und 15, 134 9%, zwildhen 5 und 10 Jahren. 

Die Schüler leben mit ihren Eltern oder Pflegern, 
fommen um 8 Uhr Vormittags zur Schule und verlaffen 
fie um 121%, Nachmittags. Eine große Anzahl ent» 
richtet je nach dem empfangenen lnterricht ein vierteljähr- 
lies Schulgeld von 25 Pr. bis 2 .M und bezahlt neben- 
bei die nothwendigen Lehrmittel. Der Antrieb zum Schul- 
beſuch Liegt vielfach nicht in der Liebe zur Religion, fondern 
oft in dem ftarken Streben, tüdhtig zu werben für biefes 
Leben, insbejondere für den Handel. 

In den erfien 2—3 Schuljahren werben bie Kinder 
mit Leſen und Schreiben, hauptfählid in ihrer Mutter 
fpradhe, beichäftigt. Etwa 100 Schüler empfangen täglid) 
deutſchen Unterricht, 30 davon bis zu 3 Stunden, 55 be= 
ſchäftigen ſich mit den erſten Anfängen und Uebungen im 
Deutihen, Leſen und Schreiben, 15 leſen die erfte gr 
20 die zweite Fibel, und 10 Iefen aus dem „Lejebud für 
die württembergiichen Vollsſchulen I. Theil, für die Mittel- 
ſtufe“. Dieſe leptgenannte Klaſſe hat das Gelefene auch 
jelbftftändig zu überfegen, während die anderen Hierzu noch 
der —— bedürfen. Mit 30 der deutſchen Schüler 
werben ferner noch Uebungen im Schönſchreiben, deutſcher 
Grammatil, Geographie, Schreiben nach Diktat und Rechnen 
vorgenommen. Für das Singen von deutſchen Ehorälen, 
Liedern und Bolfsgefängen zeigen die Schüler eine bejon- 
dere Vorliebe. Die meıften Gejänge werben vierftimmig, 
andere breis und zweiltimmig gefungen. Das Erlernen bes 
Deutihen geht denjenigen Schülern, welde ſchon vorher 
die engliihe Sprache .= haben, ziemlich leicht von 
Statten. Die meiflen Schüler find getauft, die Neu— 
anlommenben erhalten von bem eingeborenen Prediger 
Neligionsunterridht, bis fie die Taufe empfangen können. 
In ber Tagesſchule felbft find wöchentlich 3 Stunden 
dem Religionsunterricht — Sämmtlihe Schüler 
müfjen bie Gottesbienfte bejudhen. Ein Kindergottesdienft 
findet jeden Sonntag Nahmittag von 21/,—31/, Uhr ftatt, 
und wird berjelbe nicht nur von den Miffions »- Schülern, 
fondern auch von denen ber Kaiferlichen Regierungsichule 
fleißig bejucht. 

In Lome mwurbe im Februar die Miffionsthätigfeit 
aufgenommen, und heute find bort bereit3 70 Schüler vor⸗ 
handen, welche neben ben Glementarfädhern auch Deutich 
und Engliſch Iernen. 

Gridji, ein heidnifches Dorf, unmeit Klein-Popo, wo 
die Schule lange Zeit ohne Lehrer war, ift wieder mit 
einem folchen bejegt worden, weicher etwa 22 Kinder um 
fi gefammelt Hat. In Klein-Popo ift eine Mädchen: umd 
Arbeitsſchule begonnen, welche durch eine ſchwarze Lehrerin 
geleitet wird. Als ein beſonderes Verdienſt des Miſſionars 
Ulrich muß die Bildung eines Männergeſangvereins von 
Schwarzen anerkennend hervorgehoben werden, welcher 

auptſächlich den deutſchen Geſang pflegt. Turn⸗ und 
erzirübungen werden mit älteren Schülern regelmäßig 
vorgenommen. 


II. Die katholiſche Steyler Miſſion, Geſellſchaft des gött- 
lichen Worts. 


Das Miſſionsperſonal beſteht aus 16 Mitgliedern, 
nämlich: 
6 Prieſtern und 9 Laienbrüdern. 
An der Spike der apoftolifchen Präfeltur Togo fteht 
P. Diez zu Mbdjido. 
Anzahl der Chriften: 404. 
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Früher errichtete Stationen find: 
a) in Lome (Schüler: 120), 
b) in Abjibo N E r 
e) in Togo ⸗ 32). 
Neu errichtete Stationen oder Schulen ſind: 
in Porto Seguro (Schüler: 34), 
b) in Degbenu (® 23), 
e) in KleinPopp ( = 25), 
d) in Adjovikophe — °, Stunde weſtlich von 
Lome (Schüler: 30), 
e) in Aguenijoe — 2 Stunden nörbli von Lome 
(Schüler: 15), 
f) in Aleppe — 5 Stunden nörblid von Lome 
(Schüler: 18). 
Gejammtzahl der Schüler: 375. 

Davon find Interne und werben von ber Miffion 
unentgeltlich unterhalten: 102. 

m ben Schulen wirb bie deutſche Sprache als Haupt- 
fach behandelt. Manche Schüler verftehen ſchon deutſche 
Briefe zu fchreiben. Das Deuiſche lieben fie. 

Daneben wirb außer in ber Religion aud in ben 

ewöhnlichen Gegenftänden ber Volksſchule Unterricht ertheilt. 
on den Miffionaren bereits ausgebildete ſchwarze Lehrer 
leiften dabei wertvolle Hülfe. Der im Herbſt 1894 im 
Schußgebiet eingetroffene Miffionar P. Hoffmann hat fi 
befonders auf das Stubium der Eweſprache verlegt und 
bereit8 religiöfe Vorträge in dieſer Sprache gehalten. 

Der Adminiftrator machte zu Anfang Januar mit einem 
anderen Miffionar eine Reife, 50 Stunden norbmwärts, nad 
Atalpame. In Atalpame fand er freunblide Aufnahme, 
fowie in all den Orten, bie er im beutjchen —* ebiete 
paſſirte. Die Leute ſcheinen nach dieſer Seite des ietes, 
im Dften, entgegenlommender zu ſein, als nach dem englijchen 
Schußgebiete hin, im Weften. Die katholische Miffion denkt 
daran, in Atakpame eine Station errichten zu Lönnen. 


III. Bajeler Miſſiousgeſellſchaft. 

Die Miffionsarbeit der Bajeler Miffion im Togo-Lande 
fteht in Verbindung mit derjenigen an ber Golbfüfte. Sie 
wird von Anum aus geleitet. Die Heranbildung der ein- 
geborenen Hülfsfräfte, welde im Seminar in Akropong 
erzogen werben, fteht unter Leitung des Borftandes ber 
Deiffon an ber Goldfüfte, 

Die Miffionsthätigkeit felbft wurde vor etwa 10 Jahren 
aufgenommen. Es iſt Abficht der Gefellichaft, mit der Aus- 
breitung des Evangeliums immer weiter ind Herz bes 
Landes hinein vorzubringen und zugleid Stationen zu 
gründen, wo bie —— bes Evangeliums, die Er- 
ziehung ber Jugend und bes Volkes das Endziel ber Arbeit 
bilden. Die Anlegung einer Haupffiation, wo Guropäer 
wohnen und leben Lönnen, wurde in legter Beit oft beiprochen, 
und der Mann, der bieje Aufgabe löſen ſoll, jteht feit 
März 1895 in der Arbeit in Boem. Es ift Milfionar 
Adam Miſchlich. 

1. Das Urbeitögebiet wurde früher zwifchen ber 
Bremer und Baſeler Gejellihaft jo abgegrenzt, daß ber 
Abo⸗ oder Dayi⸗Fluß beide Arbeitsgebiete trennte, weſtlich 
vom Abo arbeiten die Baſeler und öftlih die Bremer 
Miffionare. Deshalb gründete die Baſeler Miffion 
Stationen in ben am ®olta ſich Hinziehenden Gebieten: 
in Krepe oder Huam, ferner im NlonyasLande und weiters 
in in Boem. Im SKralye und Wbojo-Gebiet — bis 

deli hin — wurde das XTerrain für das Miſſionswerk 
vorbereitet, aber noch feine Station gegründet. Im Laufe 
ber letzten 10 Jahre wurden bie folgenden 7 Stationen 
angelegt: 

Im Krepe- oder HuamsLande, wo Ewhi geſprochen 
wird: 








1. Batpo (Tuntunya), wo Lehrer Jonathan Diyere 
fteht und eime Meine Schaar Kinder neben ber 
Milfionspredigt unterrichtet. 

2. Amfoe wurde früher 2 Jahre lang mit einem 
Lehrer bejegt gehalten, fpäter aber blieb e8 uns 
befegt wegen Mangel® an Schülern. Dagegen 
wurbe es biefes Jahr wieder aufgenommen und 
mit Lehrer Theodor Afamoa beſetzt. Es fol 
jetzt eine Schule mit einer größeren Kinderſchaar 
(über 20) im Gange fein. 

3. Kpando (PBanto) ift mit Katedhift James Afari 
bejeßt. Auch Hier ift eine Schule und fleine 
Ehrijtengemeinbde. 

Im Nkonyaslande, wo Kyerepong geſprochen wirb: 

4. Niſchumuru, eine Station, die mit einem Pfarrer 
(ordinirtem Eingeborenen) und einem Lehrer bes 


ſetzt ift. 
Peter Hall, der Pfarrer, beauffichtigt Die 
Arbeit in beiben Gebieten, und Samuel Adac, 


der Lehrer, unterrichtet die Kinder in ber bortigen 
Schule, weldhe 14 Kinder zählte. 

In Boem, wo Tſchi und Boe geiprochen wird: 

5. Worawora, bejegt mit dem eingeborenen Mijfionar 
Nicolas Elerk, der auch in Baſel gebildet 
wurde, und dem Katechiſten Jacob Agyei. Zeit 
weilig Hält fih Hier auf ber oben genannte 
Milfionar Miſchlich, um die Sprache zu erlernen, 
und jein Gehülfe Henry Korang, ein Katedift. 

6. Gyeaſekang Kuma in Boem, wo Boem geiprodhen, 
aber auch Tſchi verftanden wird. ter fteht 
Katehift Ruben Kwamez er ift noch mit Gründung 
ber Station refp. mit Hausbau beichäftigt und 
hält auch Schule. 

7. Guamang, aud) in Boem, mit Evangelift Benjamin 
Adae beſetzt. Diefe Station wurde erſt kürzlich 
aufgenommen. 

2. Eine genaue Anzahl der Schüler und Gemeinde— 

glieder ließ ſich zur Zeit nicht ermitteln. 

Der Eenfus vom 1. Januar 1894 war folgender: 


Vafpo . . zählte Gemeindeglieber 32, Schüler 15, 
Kpando . ⸗ s 16, ⸗ 15, 
Nihumuru . . = s 22, = 14 
Worawora. . - = ⸗ 13, : 17 
Gyeafefang Kuma = ⸗ T :e 10. 


Die gahl der Gemeindeglieder und Schüler hat ſich 
im Laufe des Jahres ein wenig verändert, aber nicht er 
heblich vermehrt. An einigen Orten hielt es fehr ſchwer, 
Schüler zu bekommen, und heute noch koſtet e8 viele Mühe, 
zur Aufnahme geeignete neue Finder zu finden. 5 
leuchtet ein, daß in Folge der vier verſchiedenen Spradhen, 
welde in dem Gebiete der Bajeler Miffionsthätigfeit ges 
iprochen werden, die Errichtung einer Schule mit großen 
Schwierigkeiten verbunden if. Die Eingeborenen vers 
langen, daß ihre Kinder, welche die Schule beſuchen, nicht 
nur etwas Tüchtiges Iernen, ſondern auch noch mit 43* 
und Kleidung bedacht werden. Dadurch erwachſen ſelbſt⸗ 
redend große Ausgaben. 

3. Die Koſten der Miſſion beliefen ſich auf 5680 AM 
im vergangenen Jahre. Die Gründung einer neuen Station 
und die Unterhaltungskoſten eines Europäers werden dieſe 
Summe mehr als verdoppeln. 


IV, Die Norddeutſche Miſſionsgeſellſchaft. 

Die Zahl der europäiſchen Miffionare Hat ſich im ver- 
flofjenen Fahre um vier onen vermehrt. Von ben 
im Jahe 1893 Hier thätig gewejenen Wiffionaren ift 
€. Spieß zur Uebernahme ber Generallajje nad Kitta 








— m — — — 


übergefiebelt. Die Ankunft ber Miſſionare Freiburger 

und Müller, fowie der Eintritt des Fräuleins Maria 

Told brachte erwünfchte Hülfe. Die Station Amedſchowe 

in Avatime erhielt in Miffionar Bürgi mit Frau ihre 

vollzählige Belegung. Herr Bürgi, feit 15 Jahren Bor- 

g der Mittelichule in Kitta, ift in Amedſchowe Leiter 
des Lehrerjeminars. 

Die günftigen Gefundheitsverhälmniffe des letzten Jahres 

geftatteten eine ununterbrocdhene Weiterarbeit. Wie in gefund- 

Beitlicher eg jo geftaltete ſich das verfloffene Jahr 
auch für bie idelung bes Milfionswerfes zu einem 
fehr günftigen. Die Vermehrung der Gemeindeglieder, 
fowie das Wachsthum der Schulen find ein Beweis dafür, 
dab mit dem Verlangen nad) dem Evangelium aud) das 
Verſtändniß für den Schulunterricht unter der ſchwarzen 
Bevölkerung der eingeborenen Stämme wächſt. 

In Bezug auf die ſchon längft ins Auge gefaßte Aus— 
behnung ber "Wilfionsthätigteit verdient hervorgehoben au 
werben, baß im laufenden Jahre nicht nur bie Küftenfta 
Lome mit einem in Deutihland ausgebilbeten eingeborenen 

Gehülfen, ſondern aud der Agu mit bem bisher in Kpengve 
ftationirten Katechiften John Te befegt werden wird. Die 
Bejegung des Agu bilbet vorläufig ben äußerſten und nörb- 

—— Punkt einer Stationslinie, deren Ausgangspunkt in 
Lome und beren berzeitiger Mittelpunft in Tove zu juchen 
ift. Auf welchem Punkte der genannten Linie die geplante 

titation errichtet werden wird, ift bis jetzt noch nicht 
entjchieben. 

Bon äußeren Arbeiten ber Miffionare ift zuerſt der 
von Herm Holzäpfel in Angriff genommene Brunnenbau 
in Ho zu erwähnen. Die Arbeit wurde am 30. November 
1893 in einem ſchon 5 m tiefen Loche auf der Spihe bes 
Stationshügeld begonnen. Am 19. Zuli ftieß der Bau— 
meifter in einer Tiefe von 13 m auf eine ſchwachlaufende 
Waſſerader; bis zum Jahresabſchluſſe Hatte fih in dem in- 
zwijchen 17 m tief gewordenen Schadhte fein Waſſer mehr 
gezeigt. Heute bagegen werben in einer Tiefe von 19,40 m 
innerhalb 24 Stunden 10281; 1 Wafler gewonnen, 

Eine weitere Arbeit war die mit. großen Schwierigfeiten 
verbundene Regulirung eines bisher als jehr jhlecht befannten 
Bergpfades, der von Ho zumädft in das zwei Stunden 
entfernte Tavievhethal führt. Die mühevolle Arbeit wurde 
mit Hülfe der Ho» und Tavievhe-Leute in einigen Tagen 
vollendet. Eine gleiche Arbeit hat Herr Seeger mit dem 
allerbejten Erfolge an den fteilen Abhängen der Avatimeberge 
vorgenommen. Geplant ift, von Ho aus noch die Ueberbäm- 
mung eines großen Sumpfes, in der Nähe des Adakluberges. 

Die mit ben Schülern betriebene Kaffeefultur fängt an 
Meine Erträge zu liefern. Es hat bis jet den Anjchein, 
daß ber Liberialaffee ſich hier, wie auch in Amedſchowe eines 
befjeren Gebeihens erfreut, als ber arabiſche. Die ganze 
Defonomie von Ho fteht gegenwärtig unter ber Leitung 
des Miffionars Müller. Während dieſer für die Delonomie 
Sorge trägt, läßt fihd Miffionar Schofjer in Amed— 
—— beſonders die Pflege des Handwerks angelegen fein. 

—— Anzahl junger Beute erlernt bei ihm das Schreiner- 

her⸗Handwerk. 


Gemeinde: und Schulſtatiſtik der im —— Gebiete liegenden 
Stationen vom 31. Dezember 1894. 


1. Gemeindeglieder: a) n 0 . . . . 371 
e Amebihome . . . 172 

e) Küftengebiet Tove . 39 582 
2. Taufbewerber: a) So . Er 483 
b) Amedſchowe. —48 


e) Küftengebiet Tove . 6 83 


3. Schüler: a) Ho: Knaben . 
Mädchen . 
b) Amedſchowe: 
Knaben . 
Mäddyen . 
Seminariften 
e) Küftengebiet Tove: 
Knaben . . 
Mäbdıen . 


Berjonal-Statiftit. 
I. Hauptftation Ho: 


a) Europäer: 
. 3. Spieth, orbinirt, 
. MW. Zunes, = 
an l, 


Männer: 


W. Müller, ⸗ 
Frauen: 
. 9. Knüsli, Wittwe, 
. M. Tolch, ledig. 


nn 


oanfel, " unoxbixkt, 
ü 6 —— ordinirt, 


Joh. Spieth, verheirathet, 


b) Eingeborene Gehülfen: 


Männer: 


. Naron Meratjo, 
. Elija Rende, 


. Bhilippo Kwad 


m oma wu- 


Frauen: 


Stefano Kwami, Kalechiſt, 
. Abolf Lawoe, Lehrer, 
. Theobor Schlegel, Lehrer, 


= 


. Immanuel en Sprachlehrer, 
o, Evangeliſt. 
Mina Duyipayede, Lehrerin. 


Außenftationen von Ho: 


Kpenoe 


Moviewe 
Matſe 
Abutia 
Abuadi 
Waya 


Jon. Menſa, 


2 


Akama, 


. 30 
Rüflengebiet Tove 7. N. inder, Katedift. 


U. Hauptftation Ame 


John Te, Katechift, 
. Immanuel Amedzo, Lehrer, 
. Sal. Aufu, Evangelift, 


= 


. Wild. Lemgo, Lehrer, 


dſchowe: 


149 


17 
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229 


a) Europäer: Männer: 1. Matth. Seeger, ordinirt, 


Frauen: 


b) Eingeborene Gehülfen: 


wm wucw! 


Leflebi: 1. Mart. Simä Kwaſi, Lehrer, 


Amfoe: 2. Will. Akude, Evangelift, 
Wodze: 3. Sam. Newell, Katechiſt, 


4, Natan. Kwabzo, Evangelift. 
Zufammenftellung: 


1. Europäer: a) Männer: Ho . 


Amebſchowe 


b) Frauen: 


2. Eingeborene: a) Männer: Ho . 


B 


Amebihowe 


b) frauen: 90 . 


Küftengebiet * 


Summa 


1 


. €. Bürgi, unordinirt, 
. Schofjer, orbinirt. 
Seeger, — 

.M. Bürgi, 

—— Tumitfe, Lehrer, 

. Sam. Twift, Seminarlehrer, 

Jak. Auku, Evangelift. 


Außenſtationen von Amedſchowe: 


6 
3 
3 
2 
3 
1 
h 


14 


22 
36 


864 








10, Berwaltung. 

Im abgelaufenen Berihtsjahre ftand die Bauthätigfeit 
im Vorbergrunde. Bor Allem find in dieſer Hinficht bie 
Sertigftellung bes vom Kaiſerlichen Regierungsarzt, Stabs⸗ 
arzt Dr. Wide geleiteten Krantenhaufes und der Bau einer 
Krankenbarade Par Eingeborene hervorzuheben. 

Der vor etwa zwei Jahren ſchon begonnene Brüden: 
bau über die Lagune bei Sebbe ift rüftig vorwärts ge— 
ſchritten, konnte jedoch wegen Mangels an Materialien noch 
nicht beendet werben. Bis jept ftehen 61 Pfeiler, 18 follen 
noch gejegt werben. Eämmtliche Pfeiler müſſen etwa das 
Doppelte ihrer gegenwärtigen Höhe erreichen, damit ber 
Boden das Niveau des höchſten Wafjerftandes überragt. 

Beſonders rege Bauthätigkeit herricht gegenwärtig in 
Sebbe, dem Site ber Landeshauptmannicdaft, wo es 
gilt, für ben neuerdings erfolgten Beamtenzuwachs geeignete 
Untertunftsräume zu ſchaffen. Zu dieſem Zwecke wird zur 
Zeit mit Eifer daran gearbeitet, das Feine Beamtenhaus, 
welches über einem niebrigen freien Unterbau bisher nur 
eine Art Hochparterre mit vier Räumen bildete, mit einem 
Stodiwerk zu verjehen, um vier weitere Wohnräume zu ges 
winnen, von welchen je zwei für ben führer der Polizei— 
truppe und ben Kaffenverwalter beftimmt find. Das Haus 
wird nach feiner Vollendung eine neue Zierde für Sebbe 
fein und zugleich in geiundheitlicher Beziehung allen 
billigen 3. Be entiprehen. Während ber Dauer 
bes Baues find die bisher in dem genannten Haufe wohn: 
jaft ewejenen Beamten in dem neuen, jeit langer Seit 
eer jtehenden Haufe der Gebrüder d’ Almeida in Abjıdo, 
welches auf ſechs Monate jeitens der Landeshauptmann: 
ſchaft gemiethet wurde, untergebracht worden, 

Wie bereitS angedeutet, hat das Beamtenperjonal eine 
nicht unmejentlihe Bermehrung erfahren. So ijt ber 
Polizeitruppe ein Offizier als ftändiger Führer, fowie ein 
deutſcher Sergeant zugeiheilt worden, ſodaß mit bem gleich. 
falls als Ererzirmeifter, an Stelle des ber Bollverwaltung 
übermwiejenen früheren Polizeimeiſters Gerlach heraus: 
gefandien Polizeimeifter Heitmann, die Ausbildung ber 
Truppe gegenwärtig von drei Weißen geleitet wirb. 

Das Perjonal der Landeshauptmannihaft ift ent 
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Kafjenverwalter, welchem die Bearbeitung der umfangreichen 
Rechnungsgeſchäfte obliegt, worden, während bie 
HBollverwaltung einen weiteren Aſſiſtenten erhalten hat. 
‚.. Haft gleichzeitig mit dem Beamtenzumahs hat fi ein 
nicht minder be — Perſonalwechſel vollzogen. Nach⸗ 
dem im Dezember v. J. der Landeshauptmann von Puti— 
famer mit ber Wahrnehmung der Geſchäfte des Gouver- 
neurd von Kamerun beauftragt worden war, hatte ber 
Bezirkdamtmann von Kribi in Kamerun, von Derpen, 
eine kurze Zeit hindurch die Vertretung des Landeshaupt- 
manns inne, während jeit dem 20. März b. 3. der König- 
Ih Preußiſche Regierungsafleffor Köhler mit der Sitell- 
vertretung betraut und inzwifchen zum Kaiſerlichen Landes» 
hauptmann ernannt worben ift. 
Die Leitung der Station Kete-fratichi Tiegt jeit dem 
Weggange des Premierlieutenants von Doering (Mitte 
Mai d. 3.) in den Händen des Premierlieutenants Grafen 
von Zeh. Die Station Mifahöh ift etwa um biefelbe 
Zeit mit dem Forſtaſſeſſor und Selonblieutenant im 
Neitenden Feldjägercorps, Plehn, befegt worden. 
Bon den Beftimmungen, welche auf dem Gebiete ber 
Berwaltung erlaffen wurden, find folgende erwähnenswerth: 
die Verordnung vom 10. September 1894, betreffend 
ben Kleinverfauf und Ausihant von Spirituofen; 

bie Verordnung vom 11. September 1894, welche 
die Vergütung für durch Bruch der in Kijten ver: 
padten Flaſchen mit Genever entjtandenen Verluſt 
von 10 auf 5 Prozent herabjept; 

bie Verordnung vom 12. September 1894, betreffend 

ben Handel mit Palmkernen in Lome und Bagiba 
(duch Bekanntmachung vom 4. Oktober 1894 bis 
auf Weiteres außer Kraft gejeßt). 

die Verordnung vom 17. November 1894, betreffend 

Nüdvergütung gezahlier Zölle der Miffionsgefell- 
ichaften bis zur Höhe von jährlihd 1000 AM; 


11. Rechtspflege. 
Die Ergebniffe der Rechtspflege, ſoweit fie die Gerichts— 
barkeit erfter Inftanz über Nichteingeborene betrifft, in ber 
Zeit vom 1. November 1894 bis 1. Auguſt 1895 geht aus 


ſprechend dem jtändigen Anwachſen der Gefhäfte um einen |; nacdhftehender Tabelle hervor: 








Es waren anhängig 


A. Bürgerliche Redhtöftreitigkeiten, und zwar: 
1. Prosfe . . 


2. Sonſtige Rechisſachen, Arreſie, einſiweilige Ver- 
fügungen, Smwangsvolljtredungen, Mahnſachen, 


Sühnejaden zc. . 


on ben Saden zu 1 mb 2 gehörten "zur 


Zuftändigkeit 
a) bes Richters . 
b) des Gerichts: feine. 
B. Kontursfachen: feine, 
C. Straffadhen: feine. 


D. Sachen der nidhtftreitigen Gerichtsbarkeit, und zwar: 


1. Naclafregulirungen . . . 


2. Sonjtige Handlungen der nichtftreitigen Gerichts- 
barkeit, Beglaubigungen, Tejtamentserrichtungen, 


vorläufige Berwahrungen . . . . 





Davon 
wurden blieben 
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Die Nechtsftreitigkfeiten der Eingeborenen finden, mie 
ſchon früher berichtet, zum großen Theil durch die Dorf 
gerichte ihre Erledigung, gegen deren Entſcheidung Berufung 
an ben Landeshauptmann ftattfindet. Außerdem ift bei ber 
Landeshauptmannihaft ein für alle Mal ein beftimmter 
Tag der Woche als Palavertag feitgejegt, an welchem 
es jedem Eingeborenen freijteht, feine Wünſche und Bes 
ichwerben vorzubringen. Gleidjzeitig werden hierbei unter 
Zuziehung der Häuptlinge diejenigen Rechtsfälle erledigt, 
in welchen die Dorfgerichte bezüglich der Urtheilsfindung 
im Zweifel waren, oder in melden gegen die bereits er— 
gangene Entſcheidung ein Rechtsmittel eingelegt worden ift. 

Diefes Verfahren hat fi als beſonders zwedmäßig 
erwiejen. Die Eingeborenen zeigen ihm ein großes Ber: 
trauen und find außerordentlid) damit zufrieden. 


12, WUllgemeines, 


Nah) dem Ergebnig der im vorftehenden berichteten 
Thatfahhen darf die Gejammtlage des Schutzgebietes als 
eine überaus zufriedenjtellende bezeichnet werben. Handel 
und Wandel befinden ſich in fortgejeßter auffteigenber Bes 
wegung, und das Einvernehmen zwiſchen Regierung und 
Eingeborenen ift da8 denkbar befte. Als Beweis für biefes 
gute Verhältnig mag angeführt werben, daß der Häuptling 
Adjalle von Amutive, nahe Lome, gelegentlih ber Ans 
mejenheit des ftellvertretenden Landeshauptmanns in Lome 
im Juni d. J. der Kaiferlihen Regierung ein in unmittel- 
barer Nähe des genannten Ortes gelegenes Grundſtück von 
etwa 180 Morgen Größe zum Geichent gemacht hat. Ein 
Theil diejes Grumdftüdes joll zu einem großen Markt hers 
gerichtet werben, wozu es ſich vermöge feiner Lage zwifchen 
den beiden Wegen nad Mijahöh und Amutive hervor— 
ragend eignet. 

Unter den Hanbelsplägen nehmen die beiden bedeuten- 
den Küſtenplätze Klein-Vopo und Lome in Folge ihrer 
raſchen Entwidelung naturgemäß das Hauptinterefle in 
Anſpruch. In Klein-Bopo beftehen gegenwärtig 10 Firmen 
(darumter 3 einheimijche) mit 14 offenen Berfaufsitellen, 
und 16 jelbftjtändige Hänbler, von welchen 12 Läden unter 
halten werben. 

Wejentlih größer ift ber Aufſchwung, melden Lome 
in leßter Zeit genommen hat. Dort befinden fi nicht 
weniger als 58 offene Verkaufsläden, von melden allein 
36 den daſelbſt beftehenden 10 Faltoreien angehören. 

Im Innern des Schußgebietes find die Verhältniſſe 
gleichfalls in rafcher und frieblicher Entwidlung begriffen, 
ein Erfolg, welder in erfter Linie ber Gründung ber 
Station Kete-Kratſchi, beren —— ch zum 
Schluſſe noch einige Worte gewidmet fein mögen, zu vers 
danken ift. 

Die Kämpfe zwiſchen Yendi und Salaga, weldhe mit 
der vollftändigen Berftörung Salagas endigien, brachten 
bei dem weitaus größten Theile der obdachlos gemworbenen 
Handelsbevölferung, hauptfählih Haufjahs, den Entſchluß 
zur Reife, ihren vermüfteten Wohnfig zu verlaffen, um eine 
neue Heimath zu juchen. Der Zug nad dem Süben er- 
reichte Kratihi am Volta, einen durch den bireften Handel 
nah ber Küfte befannten Platz, und gründete hier bie 
Niederlaffung Kete. Als der frühere Stationschef von 
Bismardburg, Premierlieutenant von Doering, im Früh— 
jahr 1894 gelegentlich einer Reife durch die Dii- umb 
Voltagegend Kele berührte, welches auf den Karten als 
ein Drt von etwa 600 Hütten verzeichnet war, fand er 
bereits über 2000 Hütten vor. Aus dem befcheidenen 
Dörfhen war in Folge ber Anfiedelung der Salaga- 
leute ein bedeutender Handels- und Marftplaß ge- 
worden, welder Händler aus ben entferntejten Ländern 
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bes Sudans zu feinen Beſuchern zählte. Premier: 
lieutenant von Doering traf dafelbft nicht nur Leute aus 
Yendi und Dagomba mit den Erzeugniffen des Moſhi— 
Landes an Elfenbein und Stoffen, auch aus dem Weften 
von Gyaman, Bontufu, Ateobu und Kintampo, aus dem 
Diten von Yoruba, Ngaundere, Yola, fogar aus Kano 
und Bagirmi am Dſadſee, jowie aus Timbuktu, hatten ſich 
Händler eingefunden. Alle Arten von Erzeugnifien des 
Sudans und der angrenzenden Länder, wie Elfenbein, 
Gummi, Schiabutter, Gold, Kolanüffe, Pferde, Strauße, 
Rinder und Ejel, wurden Hier zum Verkauf gejtellt und 
gegen europäiſche Erzeugniſſe eingetaufht. Auf feinem 
Rüdmarihe nad) Dutulpemme traf von Doering noch 
eine 300 Köpfe zählende Hauflahlaramane, welche mit einer 
Menge belabener Pferde, Budelrinder und Ejel fih auf 
dem Marfche nad; Kete befand. 

Der fhiffbare, bei Addah in die See mündende Volta 
ift bie natürliche und bequemfte Verbindung mit Kete-Kratſchi 
und wird daher mit Vorliebe von den Küftenhändlern bes 
nußt. Die Firma Ehevalier & Eo. in Addah unterhält 
für den Berlehr auf dem Volta und insbejondere mit Kete 
einen Heinen Dampfer, welcher zur Zeit des Hochwaſſers 
den Berfehr vermittelt. Die nicht den Volta benußenden 
Karamanen marjhiren auf dem Landwege über Kpandu, 
einem der wichtigften Hanbelspläße des Hinterlandes von 
Togo für Kautſchul und Palmöl, nad) dem deutſchen Lome 
oder dem engliihen Kmitta und Accra. Um bdiejen auss 
—— Handel für das Schutzgebiet möglichſt nuß— 

ringend zu geſtalten, um ferner dem am Bolta tief einge 
wurzelten Schmuggelhandel erfolgreich entgegenwirken zu 
können und gleichzeitig das beutfihe Anfehen im Hinter: 
lande zu feftigen, war die Vorſchiebung einer Station im 
Nordweſten des Schußgebietes am Volta eine zwingende 
Nothwendigkeit geworben. 

Zu diefem Zwede marſchirte der inzwifchen von Bis— 
mardburg zur Küſte gung a Premierlieutenant 
von Doering im Dezember nad Kete-Kratſchi und grüne 
bete bie jeßt Kete genannte Station, etwa 1 Kilometer von 
Kete und etwa 2 Kilometer von Kratjchi entfernt. 

Da bie in Kete lebenden Hauffahs jeit ihrer Flucht 
von Salaga ohne Oberhaupt waren, jo wurde ein Enkel 
des früheren Salaga-HaufjahsKönigs, Lempo, zum Sultan 
ausgerufen, —— in Kraiſchi der König der einheimiſchen 
Bevölkerung, Namens Odukru, rejibirt. 

Die Station Kete-Kratſchi ift mit 25 Soldaten bejeßt 
und fteht durch monatlich zweimaligen Botengang nad 
Miſahöh in ftändigem Verkehr mit der Küfte, von wo fie 
in 12 Tagen erreicht werden kann. Nach den Iehten Bes 
richten ift Kete und der Handel in ftetig fortfchreitender 

unahme begriffen. Die Basler Miffionsgefelichaft hat in 
atſchi neuerdings eine Nieberlaffung gegründet. 


Jahresbericht 
über 


die Entwidelung des Schutsgebietes Kamerun. 


1. Bevölferung und Wohnpläte, 

Eine ſtatiſtiſche Nachweiſung der am 30. Juni 1895 
anmefenden weißen Bevölferung nad) Zahl, Wohnort, 
Stand und Staatsangehörigkeit ift in ben bier folgenden 
beiden Ueberſichten enthalten: 
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lie t über bie im Deutſchen Schuögebiete von Kamerun 
en Deutſchen u er —* nach Maßgabe ihres 
ohn * 





Staatsangehörigkeit und Amzahl 
am Wohnſihz 









Geſammtzahl 















































Wohnſitz 
1» 
Wohnſitz |% z 
& 3 Uebertrag 24 416 113 E 14171 
* | | | 
Bafferfall . —2— —— 
Kamerunbezirk | — nt | IE N DD Ve - 
Kamerun... „| zoll da ı-—-— ”s | | 
Eea .... 4 1 — - —— —— 
Lobethal (Ndogo⸗ | 3 Victoriabezirk 
mind) . . - J Vicloria —| 16 
Marienberg .. TI\-1—|— ——7 — rs — * 7 Benga . — 1 
Malimba . . . 21— 2 — 942 Bamba. . . . — 1 
Malende Miang) | 11 -- | 1 | griegsihiffsbucht. -| 4 
Mangamba 2 I ao Is Ts DE I 1 | Buta .... — 4 
Bosna (Wuri) 11-11-1111] 1 | Bonjongo . 1 5 
Mundame . 1l— zum: Kane is -—- 1 Debundſcha ur MAG 
——— Bibundi — 4 
Kribibezirk — —1 
Kribi . 7 775 17 | Engliihe Nieder: 
Campo . 3 — — ————— 3 | laffung in Ba⸗ 
Eben . 2 —-—-1-1-i-]-1—1-|— 2 Imdun .. . 1 
Boambe -—-j-7-1-1-] 1 | Bew ; 1 
Ehitihiti — —38Bonge 2 
Eulen... . -—- | 4 | Biol . . . 1 
Gr. Batanga . . | ers 9 | Mio del Rey. . | | 4 
Kl. Batanga . . | = 2 | Lobe (Ndobe). . 1--—---- 1 
Lolodorf . . » | | 3 | Mb .... | 1 
Plantation. | Nojan . 1 
Seite Summe . ua najsjafalıjı[20 
Il Il | 


b) Ueberſicht über die im Dentfhen Schutzgebiete von Kamerun anfäffinen Dentjchen und Fremden mad Staatsaugehörigkeit, 
tand und Gewerbe. 
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Deutihe . 
Engländer . 
Schweden . 
Amerilaner 
Schweizer . 
Rufen . . 
Spanier . 
Defterreicher 
Belgier. . 
Auftralier . 


60 









1290 22 14 | 78 





46 11 5 


darunter 142 durch Zuzug, einer durch Geburt. Der Ab- | die Zahl der deutichen Reichsangehörigen ſich gegen das 
gang betrug 144, davon durd Sterbefälle 14, durch Weg- | Vorjahr um 4 Perfonen vermehrt hat, während bei Eng— 


Der Zugang an Weißen betrug im Berichtsjahre 143, | Kolonie um eine Perſon verringert. Zu bemerken ift, daß 
zug 130. Es Hat fi ſomit die weiße Bevölkerung der | Ländern und Schweden ein Rüdgang jtatthatte. 
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2. Klima und Gefundheitöverhältniffe. 


Die höchſte Temperatur wurde im Mai beobachtet und 
betrug 32, Grad Eelfius, die niedrigfte mit 20, Grab 
Celſius fiel in den Monat September. Tägliche Tempe— 
raturunterfchiede von 8 bis 9 Grad Celſius famen nur 
unter dem Einfluß von Gewittern und Tornados vor; unter 
normalen Berhältniffen betrugen fie 5 bis 6 Grab 
Celſius. 

Meteorologiſche Beobachtungen wurden im Berichts— 
jahr außer am Gouvernementsſitz an folgenden Plätzen 
des Schutzgebiets ausgeführt: Bibundi, Sibundſcha und 
Bonjongo im Norden, Edea und Campo im Süden des 
Kamerunfluſſes. Ganz im Allgemeinen ergaben dieſe Be— 
obachtungen mit dem, was vom Regierungsarzt durch 
Nachforſchen gelegentlich Heiner Reiſen in Erfahrung ge 
bradht wurde, daß es vom vorjpringenden Kap Debundſcha 
nördlih eine vom Kamerungebirge beherrſchte Zone relativ 
nieberer Temperaturen und außerordentlich reichlicher Nieder— 
Ihläge an der Küſte giebt, für die eine fogenannte „Troden= 
zeit" überhaupt kaum beiteht. Weiter wurde mit großer 
Wahrſcheinlichkeit feftgeitellt, daß der meteorologifche Aequator 
unmittelbar jüdlih von Kamerun — anfceinend zwiſchen 
Nalimba und Klein-Batanga — die afritanische Weſtküſte 
ſchneidet. Wenigſtens fteht feft, daß zum Beifpiel Kribi 
im Juli und Auguft die trodene Zeit hat, welche dort 
aber zugleih die fühle ift, während in Kamerun bie 
gleihen Monate zwar bie kühlften, aber aud) die regen- 
reichften find, In dieſer Beziehung ſcheint Kribi das 
gleiche Klima wie zum Beijpiel Gabun und St. Thome 
zu haben. 

Bei den Europäern in Kamerun fam während ber 
Verihtszeit von Erkrankungen eigentlih nur die Malaria 
und die gefährlihe Komplikation diejer Krankheit, das 
Schwarzwajlerfieber, in Betracht. 

Die Öberleitung der geſammten Krantenbehandlung 
und pflege lag in dem erften drei Monaten des Berichts: 
jahres in den Händen des Negierungsarztes F. Plehn, 
welder im Herbſt 1894 das Schußgebiet verlieh und in 
3 ala feines Bruders A. Plehn einen Nachfolger 
erhielt. 

Unterftügt wurde der Megierungsarzt durch die von 
dem Deutichen FFrauenverein für Krankenpflege in ben 
Kolonien ausgefandten Pflegeſchweſtern, weldde in dem 
Hofpital für Weihe die Wartung der Kranken übernahmen. 
Es ift Hier der aufopfernden a der Schweitern 
W. Hagif, E& Graupner, . Baujdlider und 
€. Jander Erwähnung zu thun. 

Dem Oberlazarethgehülien a. D. Seebe lag befon- 
ders der Dienft bei dem am Gouvernementsfig ftationirten 
Theil der Schußtruppe ob, während ber dieſer zugehörige 
Oberlazarethgehülfe Schöß die eg: mitmad)te. 

Zwei Duallagehülfen waren für den Krankendienft bei 
ben Negern angeftellt. Einer von ihnen, ber bereits im 

vorigen Jahresbericht erwähnte Steja, welcher ſich durch 
beſondere Pflichttreue auszeichnet, verfieht außerdem bie 
Apotheke in fyällen, wo es bes Arztes nicht bedarf. 

Die hygienischen Verhältnifie der Barade für Schwarze 
find durd eine zweckmäßige Stlojetanlage verbefjert worden, 
und es ift im Ausficht genommen, eine größere Zahl ber: 
artiger Anjtalten im Gouvernementsbezirt anzulegen. 

Es lann nit genug hervorgehoben werden, baf 
das Wohlbefinden der in der Kolonie anfäffigen Europäer 
mejentlih von einer rationellen Ernaͤhrung abhängt, 
wozu vor Allem bie Ermöglichung bes Bezuges frijchen 
—— gehört. In dieſer Richtung iſt für das ver— 
offene Berichtsjahr, wenigſtens für dem Gouvernements— 


fig felbft, ein bedeutender Fortſchritt zu verzeichnen. So⸗— 


ſedoch nicht eingetreten. 
wohl durd die Einfuhr von Schlachtvieh als auch bejons | 


ders durch bie Lieferung von Vieh jeitens ber neuerdings 
unterworfenen Buöaleute, durch Züchten von Schafen und 
Ziegen wurde der Genuß von friſchem Fleiſch für bie 
Europäer in Kamerun in viel ausgebehnterem Maße ers 
möglicht, als dies früher der Fall war. Es ijt fogar ges 
gründete Ausficht vorhanden, daß es gelingen wird, in 
abjehbarer Zeit das Schußgebiet von ber Einhubr fremden 
Schladhtviehes ganz unabhängig zu madhen. Nad der 
volljtändigen Niederwerfung ber Buealeute ift ein Gebiet 
gewonnen, in weldem die Rindviehzucht zweifellos mit 
Erfolg betrieben werden kann. Der bejte Beweis iſt das 
fhon bisher in Busa gezüchtete Heine, aber kräftig und 
ihön gebaute Rindvieh, das ein ſchmackhaftes Fleiſch Liefert. 
Sobald die mit Eifer betriebenen Stationsbauten in Bußa 
vollendet jein werden, wird bier mit Rindviehzucht in 
ausgebehnterem Maße begonnen. Ebenfo werden Berjuche 
mit Rindviehzucht auf der weidereihen Station Edea, jowie 
in Mundame, das inzwiſchen wieder mit einem Europäer 
bejegt ift, angejtellt werben. Dabei wird zu gleicher Zeit 
darnach gejtrebt werben, von dem einheimiichen Rindvieh 
Milch zu gewinnen, um ben Europäern auch den Genuß 
friiher Mil zu fihern. Die Verfuhe in Buda und Edea 
bieten bie beiten Ausfichten: Futter ift ftets in Menge vor« 
handen und der Transport von und zu beiden Stationen 
wird, insbefondere nad) Herftellung des im Bau begriffe- 
nen Weges nad) Buda, mit nennenswerten Schwierigkeiten 
nicht verbunden fein. 

Inwieweit aud) die rinderreichen Landichaften am Di- 
bombefluß für die regelmäßige Berjorgung der Kolonie mit 
Fleiſch herangezogen werben können, läßt ſich zur Zeit noch 
nidyt mit Beftimmtheit beurtheilen, dody wird auch dieje 
Trage eingehender Prüfung unterzogen werben. 

Ferner wurde durch neuerliche Verſuche mit Sicherheit 
feitgeitellt, daß aud) in Kamerun jelbjt eine Reihe Gemüfe, 
insbejondere Kohl, Karotten, Salat, Nettig, Radieschen, 
Bohnen und Gurken gut gedeihen, jo daß aud) in dieſer 
Richtung die Europäer immer weniger auf Genuß von 
Konferven angemiejen find. 


3. Landederzengniffe und Plantagenban. 

Was die von den Eingeborenen gewonnenen und in 

ben Berfehr gebrachten Produkte, Elfenbein, Del, Balmferne 
und Gummi anlangt, fo darf auf die Ausführungen des 
legten Jahresberichts verwiefen werden. Weſentliche Ber: 
änderungen find im Berichtsjahr nicht eingetreten, ber 
Handel in weſtafrikaniſchen Bodenerzeugniffen leidet immer 
noch unter ber gebrüdten Stimmung des europäijchen 
Marktes. Im Süden des Schußgebietes hat fi in ber 
Art und Weife, wie die von Eingeborenen bes Innern 
gewonnenen Produkte an die europäifchen Firmen über: 
gehen, in ben Ießten Jahren eine bedeutende Menderung 
vollzogen. Während früher diefe Erzeugniije aus dem 
Innern von Stamm zu Stamm gingen und zuleßt Durd) 
die Hände ber lediglih Zwiſchenhandel treibenden Küſten— 
bevölterung an bie europäiidhen ;yirmen gelangten, wurde 
in ber legten Zeit mit diefem Syitem vollitändig gebrochen. 
Um den gewinnreihen Zwiſchenhandel der voffinirten und 
betrügerifhen Küftenbevölferung lahm zu legen, rüften bie 
europätichen Firmen nunmehr monatlidh mehrere Träger: 
farawanen aus, welche Märiche von 8 bis 14 Tagen ins 
Innere unternehmen, um Gummi und Elfenbein gegen mit 
geführte Waaren unmittelbar von den Binnenjtämmen ein= 
uhandeln. Daburh iſt es allerdings gelungen, den 
wilchenhanbel an der Küſte zu bejeitigen, die weiter er— 
a Wirkung aber, daß fih nämlich der Ankaufspreis 
ür die Landesprodufte nad Wegfall des Gewinns ber 
Zwiſchenhändler für die Europäer verbilligen würde, ift 
Die Koften für die Träger, 
die neben wenigen eingeborenen Mabeas und Balis 
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faft nur Weyleute aus Liberia find, ftellen ſich näms 
lih derartig hoch, daß der Preis der Probufte an der 
Küfte nicht niedriger ift, als früher zur Zeit bes 
Zwiſchenhandels. Diefe Erfahrungen zeigen zur Genüge, 
wie illuſoriſch der Gedanke ift, etwa weit im Innern 
angelegte Regierungsftationen allein durch ben Geminn 
erhalten zu wollen, den bas dort zu ganz billigen 
Preiſen erworbene Elfenbein abwerfen würde. Die Rosen 
bes Transports an bie Küſte, der doch nach Lage ber 
Verhältniffe nur durh vom Gouvernement angemworbene 
Trägerfarawanen möglich wäre, würbe ben Preis bes 
Elfenbeins auf dem europäiſchen Martte beinahe erreichen, 
unter ungünftigen Umftänden vielleicht fogar überjchreiten. 

Außer durh die im das Innere gejandten Handels— 
farawanen wird im Sübbezirt der Auflauf von Landes: 
erzeugniffen vielfach durch Gabuneſen beforgt. 

Daß es bis jehzt noch immer nicht gelungen iſt, das 
Geſchäft in Landesprodukten auf eine ſolide Grundlage zu 
ftellen, liegt in der Hauptſache an dem bier eingebürgerten 
Kreditiyftem, dem jogenannten Truſtweſen. Dine jede 
Sicherheit werben Tauſende von Mark Truft an 
Duallahändler gegeben, von denen wohlbekannt ift, daß 
fie bei andern Firmen ftarf verjchuldet find, nur um 
für Die firma geriebene Händler zu gewinnen. Dabei 
führt das Syftem des Waſchens und Wieder-Truftgebens, 
ehe der erite Vorſchuß zurüdgezahlt ift, das Unterlaffen 
jegliher Schlußabrehnung und bie Ausftellung von 
QDuittungen für einzelne Poſten zu einer allgemeinen Ber- 
wirrung, jo daß, zumal bei bem häufigen Wechſel bes 
Perſonals der Firmen und ber, wenigſtens bei Engländern 

äufig recht mangelhaften Buchführung, zulegt weder bie 
irma nod der Händler weiß, wie groß bie Forderung 
eziehungsmweife die Schuld iſt. Nimmt dann ber Händler 
bei einer andern Firma Trujt, dann wird auf gut Glüd 
eine beliebige Summe eingellagt. Daß unter dieſen Ver— 
ältniffen ſeitens des Richters bei Truftklagen eine peinliche 
fung nad) allen Richtungen hin eintreten muß, die mehr 
als einmal die Abweifung ungenügend begründeter Klagen zur 
Folge Hat, liegt auf der Hand. Allein es drängt ſich auch 
die Frage auf, ob es nicht im Intereſſe einer foliden Ge— 
ihäftsführung liegen würde, wenn mit dem ganzen Truft- 
Syitem, wie es feiner Zeit jchon einmal verfucht wurde, 
auf Grund von Vereinbarungen der ſämmtlichen beteiligten 
Firmen aufgeräumt würde. 


Pflanzungen. 


Der Plantagenbau im Schutzgebiete machte weitere 
Fortſchritie. Wie das Bezirksamt in Victoria, wo ber bo— 
taniſche Garten und die Verfuchsplantage der Regierung ſich 
befinden, meldet, wurde das Areal des botanischen Gartens 
im Berihhtsjahre um etwa 3 ha durch Abholzen vergrößert, fo 
baß es jept etwa 29 ha beträgt. Dementiprecdhend find 
Kafaobäume und Kaffeefträuher neu gepflanzt worben; 
erftere erhalten jet einen Abſtand von 5 m, letztere von 
4m, Die legte Kafavernte war jehr gut, ſowohl in Menge 
wie in Beihaffenheit; die im dritten Jahre ftehenden 
Bäumen trugen ſchon reichlid, einige hatten bis zu 
30 Stüd normal entwidelter Früdte. Es wurde ferner 
eine größere Parthie edler Sorten ausgefäet. Die Sämlinge 
entwideln fi) vortrefflihd. Der arabijhe Kaffee, der ſich 
dem biefigen Klima Iege gut anpaßt, hat alle auf ihn ge 
feßten Erwartungen übertroffen, die Ernte war vorzüglid). 
Dagegen leiden die Früchte des Liberia-Kaffees in der 
Regenzeit jtart von einem Schimmelpilz. Much der jegige 
Stand des arabiihen Kaffees und ebenjo des Kakaos be— 
rechtigt wieder zu den ſchönſten Hoffnungen. 

Die Neltenpflanzen (Caryophylius aromaticus) find 
gut gewachſen und Haben eine Höhe bis zu 50 cm erreicht. 


Der Pars-fautihufbaum (Hevea brasiliensis), ber 
befanntlich den beften Kautfchuf liefert, ift in etwa 10 Erems 
plaren vorhanden, die ſich trefflich entwidelt haben. 

Die Vanille brachte im VBerichtsjahre die erften Schoten, 
fie ſchienen von ausgezeichneter Güte zu fein. 

Bom Ingwer wurde bie erfte Ernte nad Hamburg 
gefandt; fie betrug etwa 51/, Gentner. Der Ertrag war 
ſowohl in Menge wie in Beſchaffenheit durchaus befriedigend. 
Auch in diefem Jahre wurden wieder größere Anpflangungen 
mit Jamaica» und Kanton-ngwer gemadt. Gardamom 
hat vor einiger Zeit die erftien Blüthen gehabt und wird 
in ‚biefem Jahre hoffentlich eine Ernte geben. 

Die Bäumen von Myristica moschata, der Musfat- 
nuß, entwideln fi nur langjam; es jcheint, daß bie 
an Er Trodenzeit ihrem Wachsthum hinderlich ges 
weſen ift. 

Die Verfuche mit dem ſchwarzen Pfeffer (Piper nigrum) 
waren von bejonders gutem Erfolge. Die einjährigen 
Pflanzen brachten ſchon eine ziemlich reihe Ernte und haben 
jet wieder ſchön angefeßt. 

Bon einheimifhen Schattenbäumen Haben ſich Spon- 
dias lutea und Irvingia Barteri am beften bewährt. 

Die botaniſche Gentralftelle in Berlin jandte im Sep: 
tember vorigen Jahres 3 Ward'ſche Käften mit tropifchen 
Nutz- und Medizinal-Pflangen, darunter befanden ſich 35 
Eremplare von et zeilanicum, ferner Exemplare 
von Piper offieinale und angustifolium, Striychnos nux 
vomica, Guayacum sanctum, Calophyllum Inophylium, 
Terminalia Catappa u. a. m. Durdgängig zeigen bie 
Pflanzen ein freudiges Wachsthum, beſonders gut Haben 
fi die Pfefferforten und der Zimmet entwidelt. 

Verſchifft wurden aus dem Garten im Berichtsjahre: 


3101 kg Kakao er ih . Werth 4 160 M 
683 = Safe ». 2 2 2 22.0 BO ⸗ 
270 = Ingwer . i s 100 = 


ee- und Vanille Proben . s 25 = 
zufammen für 5 095 M 

Abgegeben wurden an bie europäifhen Pflanzer eine 
größere Anzahl tother Kakaofrüchte zur Saat, fowie Vanille; 
an bie Baleler Miffion 300 Liberiasftaffee-Pflänzlinge, an 
die Pallotiner etwa 2 Pfund arabiſchen Saattaffees. 
Außerdem wurben, wie in ben früheren Jahren, Parthien 
von Kakao⸗Saatfrüchten an die Eingeborenen abgelafien,; am 
meiften begehrt iſt von ihnen ber großfrüchtige rothe Kakao. 

Bon den übrigen Plantagen hat die Bibundi-Pflanzun 
(3 Weiße, etwa 240 farbige Arbeiter) — Tabaksbaugeſellſchaft 
Kamerun Janpen, Thormählen und Dollmann — eine 
bebaute fläche von 68 ha mit 44 500 Kafaobäumen. Neu 
angepflanzt wurden im Berichtsjahre 18 ha mit ungefähr 
11000 Kalaobäumen, ſowie 18 ha mit Tabak (zwilchen 
diefem Bananen und Coco), 82 Banillepflanzen. Außerdem 
wurden an zwei weiteren Stellen der Küjte Verſuchsſarmen 
angelegt. Die Pflanzung der Kafaobäume gejdicht 4 m 
im Duabrat. 

Der Ertrag ber Kakaoernte war 

im Jahre 1893/94 . . 

= = 1894/95 . 

Die Tabaksernte ift 1894/95 auf 60 Ceniner gegen 
110 Eentner im Jahre zuvor zurüdgegangen. Es hat 
bies feinen Grund in dem Anbau von Havanatabal, ber 
in der Qualität vorzüglich, fi in der Menge jedoch als 
nicht jo ergiebig erwiejen hat wie Surinamtabat. 

Die Debundihapflanzung (zwei Weiße, einige fünfzig 
farbige Arbeiter) — Linnell & Co. — umfaßte im ver- 
gangenen Jahre 12 ha mit 8000 Bäumen. Neu hinzu— 
gefommen find — und zwar !/, bis Stunde weiter 
nad dem Innern zu, wo fi der Boben als bejonders 


11,5 = Sa 


73 Gentner, 
200 > 
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gut erwiejen hat — 28,; ha mit 26200 Bäumen, darunter 
ein paar Tauſend ber rothfrüdhtigen Sorte. Die Ans 
pflanzung geſchieht grundjäglih mit 4 m Abſtand im 
Dreied, indeffen ift dies in Wirklichkeit nicht überall inne- 
gehalten, auch find zwiſchen ben alten Bäumen noch 7000 
junge neu gepflanzt worden, um künftig ein paar Jahre 
lang eine bebeutende Ernte zu erzielen und jpäter wieder 
bie ſchwächſten Bäume zu Gunften von Licht und Raum 
zu opfern. 

Nah alledem find jetzt 40, ha unter Kultur mit 
41 200 Bäumen. 

Verſchifft wurden 

im Jahre 1893/94 . . 15 Sad (750 kg), 

= = 1894/95 . 63 = (2650 kg). 
Auf den Pflanzungen ber Kamerun Land» und Plantagen: 
geiekihaft (5 Weihe, 180 bis 200 Farbige) find folgende 
Flächen angebaut: 


in Kriegsichiffhafen . 200 ha, 

= NBamba . . .». 2.2.50 = 
gm 2 j 

185,4m ha . . in Kriegsſchiffhafen, 


0,3 = . . . mn N’Bamba 

am 30. Juni 1894, fo daß im Berichtsjahre je 14,59, ha 
und 9,973 ha unter Kultur genommen worden find. Ans 
gepflanzt wurden auf der erfteren Fläche 5836 Kakao— 
bäume, auf ber Ießteren 3708 Stüd, und zwar überall 
mit 5 m im Verband. 

Andererjeits hat im Februar und März d. 3. eine 
Durdforftung ftattgefunden, wodurch auf den bearbeiteten 
Flächen die Stämmezahl eiwa auf die Hälfte verringert 


worden iſt. Diefe Durdforftung Hat ftattgefunden auf 
einer Fläche von 

49,709 ha in Kriegsichiffhafen, 

Ba ⸗ in NBamba. 


Ferner ift in Kriegsſchiffhafen eine gänzliche Rodung ab» 
ftändiger Schläge auf einer Gejammtjlähe von 5,94 ha 
vorgenommen worben. 

Der jegige Beftand an Bäumen beträgt —— 

in ee 199569 Kafaobäume, 7416 Kaffee⸗ 

räucher; 

in N’Bamba 62254 RKalaobäume, 11674 Kaffee 

fträucher. 

Der Ertrag ber armen war 

1893/94: 1668 Sad (83 400 kg) Kakao, 

11 = (550 kg) Kaffee; 

1894/95: 1759 Sad (89 950 kg) Kakao, 

13 = (650 kg) Kaffee. 

Der Bertreter der im Bezirle Victoria anfäffigen 
engliihen Handelögefellihaft, welcher ein Deuter it, 
läßt neuerdings bei allen Niederlaffungen feiner Gefell- 
ſchaft kleinere Pflanzungen anlegen. 

Die zugewanderte farbige Bevölkerung von Bictoria, 
die aus Fernando Po ftammt, ift von jeher rührig im 
Farmenbau gemwejen. Auch in diefem Jahre find wieder 
einige neue Anpflanzungen entftanden. 

Nah den Angaben der Kaufleute find ungefähr 
260 Sad Kakao im Berihtsjahre von den Victorianern 
verfauft worden. 

Nachdem das Kamerungebirge pacifizirt ift, wirb es 
eine Hauptaufgabe des Gouvernements fein müflen, den 
Plantagenbau an den Abhängen des Gebirges thunlichft 
zu fördern. Es wurde deshalb die Regelung ber Beſitz⸗ 
frage an Grund und Boden energiſch in die Hand ge— 
nommen und auch mit Rückſicht auf dieſe Verhältniſſe die 
inzwiſchen ausgeführte Wiederbeſetzung der Station Mundame 
durch einen Europäer beſchloſſen. x 

Auch die Löjung ber Arbeiterfrage für die Kolonie ift 


weiter fortgeſchritten. Wenn aud; der Verſuch mit Yauͤnde's 
auf der Plantage Kriegsihifishafen nicht geglüdt iſt, fo 
haben fi doch bie in Gouvernementsdienften befindlichen 
Yaunde's und ebenfo die dur das Bezirksamt Kribi an- 
geworbenen Mabea's beijer bewährt. Inzwiſchen find auch 
Abgefandte der Bali in Kamerum eingetroffen, welche 
Arbeiter für das Gouvernement anboten. Es wird beshalb 
demnächſt von Mundame aus, von wo ber Weg zu ben 
Bali's zur Zeit offen ift, der Verſuch gemacht werden, mit 
den Bali’ wieder in nähere Beziehungen zu treten und 
von dort her ben Bezug von Arbeitern, vielleicht auch von 
Soldaten, zu fichern. 

Ueber die Sklavenfrage ift nichts Neues zu berichten. 
Da das Sflavenverhältniß, wenigftens an der Küfte, feine 
rechtliche und zum großen Theil auch feine wirthichaftliche 
Bedeutung verloren hat, fo wird in Bälde nur nod ber 
Klafjenunterjchied und die verſchiedene Berechtigung bei 
Erledigung innerer Gemeinbeangelegenheiten übrig fein. 


4. Schulen. 

Bezüglich des Lehrplanes ber Beiden Regierungs— 
ſchulen fann auf bie in dem vorigen Jahresbericht ent— 
haltenen Einzelheiten vermwiefen werden. 

Im Uebrigen ijt zu bemerken: 


a) bezüglid; der Regieruugsſchule in Bouaujo (Belldorf). 

Die Schule ftand bis 1. April 1895 unter der Leitung 
des Lehrerd Ehriftaller. Un diefem Tage wurde fie vom 
Lehrer Walter übernommen. Zu gleicher Beit fand bie 
Berfegung der Schüler ftatt. Die ne I. Klaſſe 
(4 Schüler) wurde entlaffen. Die Il, und III. Klaſſe rüdten 
vor und eine IV. Klaſſe wurde neu gebildet durch Auf- 
nahme von Schülern, Demnad) ift der Stand der Schule 


folgender: 
I. Klaffe 4 Schüler (entlaffen), 
I. = 11 « (einichließlih 1 Mädchen), 
IL = 14 ⸗ ⸗ 2 ⸗ 
IV, = 34 ⸗ s 1 = 


Gejammtzahl 59 Schüler. 


Da die Schüler des beſchränkten Raumes wegen nicht 
alle zu gleicher Zeit unterrichtet werden können, fo vertheilt 
ſich die Schulzeit der einzelnen Klaſſen wie folgt: 

II. Klaſſe 8-11 Uhr (18 Stunden wöchentlich), 

I. = 9-11la = (15 ⸗ ⸗ 

VW. = 2-4 =: Nachmittags, ausgenommen 
Mittwoch und Sonnabend, 

Außerdem nimmt die IV. Klaffe, wenn fie vorgerüdter 
ift, 2 mal wöchentlich am allgemeinen Gejangsunterricht Theil. 

Die Negelmäßigkeit des Schulbefuhs war bei den 
beiden oberen Klaſſen jehr befriedigend. Die Schulverjäum: 
niſſe betragen bei — nur 2,5; Prozent. Unentſchuldigte 
Verſäumniſſe find ſehr felten. Weſenillich —— ſteigt der 
Prozentſatz der Verſäumniſſe bei Klaſſe IV. Da ihre 
Schüler erft kurze Zeit die Schule beſuchen, fo find weder 
fie noch ihre Angehörigen fo raſch an die Regelmäßigkeit 
des Schulbefuhs gewöhnt worden. Dod iſt ſeit Aus— 
merzung der Nadhläffigiten eine wefentliche Beſſerung ein- 
getreten, 

Im Mittelpunkte bes gefammten Unterrichts fteht, 
namentlih bei ben oberen Klaſſen, die deutiche Sprade. 
Alle anderen Fächer, wie Geſchichte, Geographie zc., ftehen 
im Dienjte biefer Sprade. Dies wird dadurch erreicht, 
baß während ber Stunde über die wichtigſten Punkte 
Süße gebildet werben, welde entweder am Enbe ober 
als Hausaufgabe niedergejchrieben werden. Das Singen 
(Deutih), namenilih von lebhaften Marſchliedern, ift ben 
Schülern am liebften. 
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b) bezüglich der Negieruugsfchule in Bouebela (Deido-Dorf). 

Die Schule umfaßt 3 Klaſſen mit zufammen 30 Schü— 
lern, nur Knaben. Die erfte Klafje zählt 8, die zweite 
T und die dritte 15 Schüler. Die meiften davon ftammen 
aus Bonebela, der fleinere Theil ift in dem eine halbe bis 
eine ganze Wegftunde von Deido-Dorf entfernten Ortfchaften 
Bonaku, Bonewonda und Bonamuan zu Haufe. 

Der Schulbeſuch ift zwar im großen ganzen ein regel- 
mäßiger. Doc find es immer noch einzelne Schüler, die 
in dieſer Beziehung zu wünjchen übrig laffen. Allerdings 
trifft die eigentliche Schuld nicht die Schüler felbjt, fondern 
ihre Väter, da dieſe fie öfterd auf einige Zeit für ben 
Handel im „Buſch“ in Anspruch nehmen, ſei e8 um bie 
ZTruftempfänger und beren Abſchlagszahlungen in Del und 
Kernen zu notiren oder um die erhanbelten Probufte zu 
überwaden und zu verladen. 

Leider jehen ſich auch mande Schüler (namentlich) 
vermwaijte) gezwungen, ab und zu ben Schulbeſuch zu 
unterbreden, um ſich durch Fiſchfang etwas erwerben und 
fo ihren Bedarf an Kleidungsftüden (Hüftentüchern) bes 
ftreiten zu können. Ihre Angehörigen ſelbſt laſſen ihnen 
in der Regel nichts zukommen. 

Bezüglich der Anzahl der Schüler ſei bemerkt, daß in 
ber erjten Hälfte des Berichtsjahres fie mehr als 30 bes 
trug. Es find aber nad Ablauf der Weihnachtsferien 
einige ältere Schüler der erften Klaſſe ausgetreten, theils 
um fih von der Miffion als Lehrgehilfen verwenden zu 
laffen (5 Schüler), theils um bei Europäern in fogenannten 
Bufchfaktoreien Dienfte zu nehmen (4 Schüler). 


5. Miffionen, 

Bon ben im Schußgebiete thätigen Miffionen entfaltet 
nad wie vor die Basler Gefellihaft die ausgedehntefte 
Wirkſamkeit. Außer den fünf Hauptftationen Wonaberi, 
Bonaku, Mangamba, Lobethal und Victoria beftehen eine 
große Anzahl mit Schwarzen Lehrern bejegter Nebenjtationen. 

eben den Elementarjchulen, die an allen Stationen vor: 
handen find, wurde in Bonaberi eine zur Zeit von 
45 Schülern beſuchte Mittelfchule errichtet, in welcher die 
beiten Schüler zu Lehrern herangebildet werden. Auch in 
Buta, wo zur 3 ein Miffionshaus im Bau begriffen 
ift, wird die Miſſion demnächſt ihre Thätigfeit wieder aufs 
nehmen. — Bei der Baptiftenmiffion ift infofern eine Mendes 
rung eingetreten, als fi) die Baptiftengemeinde in Kamerun 
Gelb am 1. September vorigen Jahres von der Mijfion 
getrennt und jelbftftändig gemadıt hat. Die Miffion hat 
zur Beit 2 Hauptftationen und 25 Nebenjtationen. — Auch 
die Miſſion der Ballotiner und diejenige der Presbyterianer 
eigen Fortſchritte. Die Pallotiner erwarten zur Zeit Er: 
I für die aus Gejundheitsrüdfichten nad) Europa zurüd- 
gelehrten Schweitern. Bei ihrer Thätigfeit iſt bejonders 
die mit Eifer betriebene Ausbildung von Mädchen in Hand» 
arbeiten und von Knaben im Handwerk hervorzuheben. 

Die Presbyterianer haben nunmehr einen in Deutjch- 
land erzogenen Lehrer angejtellt, jo daß von nun ab eine 
erfolgreichere Pflege der deutihen Sprache auch jeitens 
dieſer Miffion erwartet werden darf. Auch Hat die Milfion 
bei Groß-Batanga ein Krankenhaus für Schwarze erbaut 
und einen weißen amerifanijchen Arzt, welcher Weiße und 
Schwarze behandelt, angenommen. 


6 Handel und Schiffahrt. 

Der Handel des Schußgebietes bewegte fi ohne Stö- 
rung in ben bisherigen Bahnen und liegt nad wie vor 
in den Händen von 8 englijhen, 6 deutihen und 
einer ſchwediſchen Firma. Ber den englifdhen Firmen ift 
ein Abgang — Lucas brothers in Briftol — und ein 
Zugang — Biafra trading & commission compagnie Itd. 








— zu verzeichnen. Das äußerſt günftig am Duai gelegene 
Faltoreigrundſtũck der firma Lucas brothers, die ſich wegen 
andauernder Sränflichleit des Firmeninhabers auflöfte, 
wurde fammt ben Gebäuden zu Negierungszweden erworben. 
Sämmtliche Firmen befigen eine Anzahl Nebenfaktoreien, 
die je nad) der Wichtigkeit mit weißen oder farbigen Agenten 
befegt und an den aus dem Innern fommenden Land- ober 
Waſſerhandelsſtraßen gelegen find. 
Die Eingeborenen betheiligen fih mangels Kapitalkraft 
nur ganz vereinzelt an der unmittelbaren Berichiffung; J 
Monopol ift der rege Zwiſchenhandel, der im Kamerunflußs 
gebiet faft ausichlieglih durdy die Duallas, im Sübdbezirfe 
durch Gabuneſen betrieben wird, welche von den Faltoreien 
dazu angeftellt find. Während hierbei der Dualla zu feiner ° 
Faltorei ausſchließlich im Verhältnifie des Kreditnehmers 
zum Kreditgeber fteht und feine Verbindlichkeiten von Fall 
zu fall regelt oder auch nicht, fo verfteht fich der Gabunmann 
u einem fejten, in der Regel dreijährigen Vertrage mit 
Srovifion und feſtem Gehalt und hält dieſe Zeit aud im 
Buſche mit Weib und Kind aus, um nad Ablauf des Vers 
trages mit dem Eriparten nad) Gabun zurüdzufehren. 
Sübdlid vom Jongfluß fehlen die bequemen und billigen 
Waſſerſtraßen, weshalb die dortigen Faltoreien gezwungen 
find, mit Trägerfaramwanen, bie meijt aus den gemanbten, 
aber theueren MWeyleuten beftehen, Gummi und Elfenbein 
aus dem Hinterlande herauszuholen. Die durch die mili— 
täriiche Bejegung der Station — geſchaffenen ſicheren 
uftände haben es zu Wege gebracht, daß neuerdings die 
aundeleute freiwillig faramanenmweife zur Küſte (Kribi) 
mit Kautſchuk kommen und ihn für eigene Rechnung in 
ben Faltoreien eintaufchen. j , 
eber die Ausfuhr und Einfuhr im Berichtsjahr giebt 
die folgende Ueberfiht Aufichluß: 


Ausfuhr. 
Jahr 1894/95: 





1. Juli bis 30. September 1894. 1099030 M 

1. Dftober bis 31. Dezember 1894 851817 = 

1. Januar bis 31. März 1895 914981 = 

1. April bis 30. Juni 1895 1215 294 = 
4081 122 M 

gegee 41714154 = 

des vorigen Berichtsjahres; 
mithin weniger . . . 693 032 M. 


Bei der Werthöberehnung der Ausfuhr find folgende 
Werthe zu Grunde gelegt: 


Das Liter Balmil . . . . zu O0 M 
= Kilo Balmkerne . . .». . = On = 
:. ee: Gummi. . 2» 2.0. 3 * 
= = Elfenbin . . . : 14, = 


bei Ebenholz und Kakao wurden die jeitens der Firmen 
beflarirten Werthe beibehalten. 

Die Werthöverminderung, melde bei der Ausfuhr 
gegen das Vorjahr zu Tage tritt, begründet ſich auf 
ſchwächere Zufuhr aus dem Innern und auf Preisrüd- 
gang der Produkte zu Haufe. Die beiden mageren Viertel 
jahre vom 1. Oktober 1894 bis 31. März diejes Jahres 
finden ihre Erflärung in der ganz außergewöhnlichen legten 
Trodenzeit, während welcher die Landeserzeugniſſe nur in 
Heinen Mengen auf ben waflerarmen Flüſſen herunterge- 
ichafft werben konnten. Zugleich mit dem befieren Waſſer— 
ftande hebt fich auch die Zu⸗ und Ausfuhr wieder und er= 
reicht in den drei letzten Monaten bes Berichtsjahres ihren 
Höhepunkt. 

Bon dem zeitweilen Rückſchlage find ſämmtliche Landes— 
erzeugniffe bis auf Elfenbein und Kalao betroffen, wie 
folgende Zuſammenſtellung eriehen läßt: 
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Die vorſtehenden Mengen-Unterſchiede wären jedoch 
nicht im Stande, den diesjährigen Werth der Ausfuhr mit 
rund 690 000 AM. im Vergleich zum vorjährigen zu ver— 
mindern, wenn nicht ein . Preisrückgang für weſt⸗ 
afrikaniſche Produkte auf dem europäiſchen Markte zu ver— 
zeichnen wäre. 


So ſank beiſpielsweiſe in Liverpool am 18. Januar 
1895 der Preis für 1 Ton Kamerun-Palmöl auf 20 £ 
gegen 23 £ am jelbigen Tage 1894, und ebenjo der Preis 
für : - KRamerun-Balmterne von 11 £ 10 sh auf 9 € 
ils P. 


Dieſen ſehr erheblichen Preisſchwankungen zu Hauſe 
kann der hieſige Markt nicht folgen. Abgeſehen davon, 
daß jede Mühe umſonſt wäre, einem ———— Har zu 
machen, warım er in biefem Monat für die gleiche Menge 
Del oder Kerne weniger Bezahlung erhalten joll, als im 
vorigen, läßt auch die fcharfe Konkurrenz der Faltoreien 
unter einander fein Sinten der einmal bejlehenden orts— 
üblihen Preife zu. Jeder eine allgemeine Herabjegun 
der hohen Einkaufspreiſe bezwedende Verſuch der Kauf 
mannſchaft fcheiterte bisher an der Umeinigkeit der Firmen, 
—— die getroffenen Abmachungen hinterher nicht gehalten 
wurben. 


Einfuhr. 
1894/95. Die Jahreseinfuhr vertheilt fi auf bie 

einzelnen Perioden des Zeitraums in folgender Weife: 
Juli, Auguft, September 1894 . . 1918 822,55 M. 
Dftober, November, Dezember 1894 1853 087,15 = 
Januar, Februar, März 1895 . 1143 252,90 = 
April, Mai, Zuni 1895 . 1410 045,9: = 
jujammen 6 325 208,05 M 

genen 4642 627,00 = 


des vorigen Beridhtsjahres, mithin 
WERNE: u: 3 rat a 


1682 581,05 AM. 
Handels-Schifföverkehr im Hafen von Kamerun vom 1. Juli 
1894 bis % Juni 1895. 
Stück Befafung NettorRauminhalt 
Deutihe Dampfer 28 985 31499 RT, 
Engliihe Dampfer 51 1763 60086 = 
Franzöſiſche Dampferr 1 54 1200 = 
Schwediſche Segler 1 14 569 = 
zufammen . . 81 2806 93 384 RT. 
gegen 96 3494 131342 = 
des vorigen Berichts: 
jahres, mithin weniger 15 688 37 958 R.T. 


ferner liefen ein: 
1 deutſcher Dampfer („Salier“) mit der Ablöfung 
für die weftafritaniihe Marineftation, 
1 fpanifches Kriegsſchiff, 
2 engliihe Regierungsdampfer, 
1 Segelfutter der Presbyterianiihen Miffion in 
Grob-Batanga, 
3 Segelkutter der Firma Jantzen & Thormählen 
bierjelbft. 
Es find nad der Zuſammenſtellung ein deutſcher und 
14 engliihe Handelsdampfer weniger angelaufen, als im 
vorigen Berihhtsjahre. Der Ausfall an engliihen Dampfern 
erflärt fi aus dem Umſtande, daß die beiden vereinigten 
engliihen Rhedereien, weldhe für Kamerun in Betracht 
fommen, nämlich „African steamship Co.“ und „British 
and African Steam navigation Co. ltd.“ in Liverpool ihre 
Schiffahrt an der gejammten Weftfüfte anders geregelt 
haben. Sie führten, um einen möglichft fchnellen Verkehr 
nad und von Kamerun und den weiter jüblich gelegenen 
Küjtenplägen zu ermöglichen, im Berichtsjahr eine durd- 
greifende Wenberung ihres yahrplans ein. Bis dahin 
hatten die Kamerun anlaufenden Dampfer eine Menge 
anderer Europa näher belegener Pläge anzulaufen und 
erreichten Kamerun erjt nad) 30 Tagen. Seit Mitte 1894 
legen die Kamerun berührenden Liverpooler Schiffe nur 
auf den Ganarijhen Injeln und Fernando Po an, bevor 
fie in Kamerun einlaufen. Die dadurd erzielte Berminde- 
rung der rzeit Liverpool Kamerun a 22 Tage, mit 
welder allerdings die Ummandlung ber 14 tägigen in 
vierwöchentliche Abfahrtstermine verbunden war, hat fid 
für den Verkehr mit dem Schußgebiet als eine weſentliche 
BVerbefferung umfomehr erwiejen, ald auch bie beutichen 
Dampfer die Reife nad Kamerun in 24 ftatt wie früher 
in 30 Tagen ausführen. 
Bon wejentliher Bedeutung für bie Schiffahrt ift bie 
im Berichtsjahre jeitens des Reichs-Marineamts erfolgte 
Herausgabe einer neuen Karte der Kamerunmündung im 
Mafftabe von 1:100000 nad den Aufnahmen des Ver— 
meſſungsdetachements 1893/94 und früheren Vermeffungen. 
ür diefe, ſowie die übrigen durch das Reichs-Marineamt 
erausgegebenen Seetarten bes Scupgebietes ijt beim 
Gouvernement eine Verkaufsſtelle eingerichtet, die durch bie 
Dampfer und Kaufleute guten Abſatz findet. 


7. Einnahmen. 
Die Einmahmen des Schußgebietes betragen: 
a) an Böllen: 
Juli, Auguft, September 1894 — 148 092,45 M. 
Oktober, November, Dezember 1894 — 119 910, = 
Januar, Februar, März 1895 —= 122 027,9 = 
April, Mai, Juni 1895 —= 89212, * 


In den legten drei Monaten find 
ferner an Zöllen geftundet 24 393,05 M. 


Summe der eingegangenen Zölle. 479 243,99 M. 


gegen 451 184,7 = 
bes Vorjahres, mithin mehr . 28 058,51 M. 
Uebertrag (Summe der Zölle) . 479 243,5 M 


b) an anderen Einnahmen: 


1. Lizenzgebühren . . 28 668,47 AM. 
2. Hafengebühren . . 14637, = 
3. Monopolgebühren . 462,5 = 
4, Strafen . . „ . 11208, = 
5. Bollitrafen “+ 3000,00 = 
6. Gerichtögebühren . 23 697,00 = 
Seite 85 871,94 M 419 243,55 M 


872 Aktenftüd Nr. 88. (Denkichrift über die Entwickelung der Deutſchen Schußgebiete i. Jahre 1894/95.) 


Uebertrag . 

7. Gefundbheitspäffe 

8. Gebühr für Ab- 
fchriften und Be 
glaubigungen 

9. Einnahmen aus der 
Gouvernements- 
Apothete . u 

10. Einnahmen aus dem 
Kranfenhaufe(erjegte 
BVerpflegungstoften). 2286, = 

11. ohne bejondere Titel 13 099,5 = 


Summe ber fonftigen Einnahmen 
Demnah betragen die Gejammt- 


Einnahmen . 


85 871,94 M 
504, * 


479 243,99 M 


136,00 * 


452,25 ® 


102 350,14 = 


581 593,45 M 
565 391,0 = 


16 202,46 M. 


gegen 
mithin in dieſem Berichtsjahre mehr 
8. Berwaltung. 
Verordnungen. 

Auf dem Gebiete ber Verwaltung mwurben folgende 
Verordnungen von allgemeiner Bebeutung erlaffen: 

1. Die Verordnung Nr. 70 vom 26. September 1894, 
betreffend bie Einführung eines Eingeborenen-Schiebs- 

erichts für den Mangamba-Stamm. Die Verordnung er- 
tredt fih auf die Srtichaften Mangamba, Bonakwaffi, 
Singatutu, Bonajong und Tilo. Inhaltlich entipricht fie 
vollitändig ber Verordnung, betreffend Einführung eines 
Schiedsgerichts für den Duallaftamm, und hat fich, ſoweit 
bisher beurtheilt werben kann, wie leßtere, gut bewährt. 
Wie fehr diefe Schiedsgerichte, die da8 Gouvernement 
weſentlich entlaften, dem Denten und Fühlen der Ein- 
geborenen entiprechen, beweilt die Thatiadhe, daß immer 
neue Stämme mit der Bitte um Einrichtung eines Schieds- 
gerichts Hervortreten. So wird zur Zeit die frage ges 
prüft, ob die Einführung eines Sciebsgeridhts für Die 
Landihaft Dibombari angängig ericheint, —7* für bie 
Landihaften Bodiman und Bofua anläßlih ber letzten 
Dienftreife des Gouverneurs auf dem Wuri mit Zuftims 
mung ber betheiligten Dorfſchaften ſchon Sciebsgerichte 
eingerichtet worden find. 

2. Die Verordnung Nr. T1 vom 24. Dezember 1894, 
bie aud) für den Grumderwerb durch Dffupation bie Ge— 
nehmigung des Gouverneurs für erforderlich erklärte, bietet 
in Verbindung mit ber Verordnung vom 27. März 1888 
ben Behörden die Möglichkeit, unfolidem Grunderwerb mit 
Erfolg entgegenzutreten. Wie nothmendig jeweild beim 
Verlauf von Grundeigenthum durch Eingeborene eine ein— 
gehende Prüfung der Verhältniſſe ift, zeigt ſich im jedem 
einzelnen alle, da beinahe regelmäßig das Eigenthum 
bes Verkäufers an bem zu verfaufenden Grundftüd von 
Dritten beftritten wird und es oft recht ſchwer fällt, zu 
enticheiden, wem nach den bei ben GEingeborenen geltenden 
Rechtsanſchauungen die freie Verfügung über das Grund- 
ftüd zuſteht. 

3. Bon einfchneibender Bedeutung für die Verhältniſſe 
des Schußgebietes ift die Polizeiverordnung vom 19, Juni 
1895, betreffend bie Ausweiſung von Angehörigen des 
Duallaftammes aus dem Gebiete des Sarınaga bis zur 
Kwalwa-⸗Mündung abwärts. Ihren Grund hatte dieſe 
iharfe Maßnahme in den Erfahrungen, welche im legten 
Bakoko⸗Feldzuge gemacht wurden. Die Bewaffnung ber 
Balolos bejtand nämlich in der Hauptſache nicht etwa in 
Steinfhloßgemwehren, fondern in allen möglichen Arten ſo— 
genannter capguns, deren Einfuhr in das Schußgebiet 
durch die Verordnung Nr. 59 vom 16. März 1893 ver: 
boten if. Dabei wurde durch umfafjende Beugenausjagen 


feftgeftellt, daß die Hauptbezugsquelle für Zündhütchen in 
ber DuallaNiederlaffung in Eden zu ſuchen war. Um 
nicht etwa bei fpäteren Gelegenheiten die gleichen ſchlimmen 
Erfahrungen zu machen, ift es deshalb nothwendig, den 
Handel mit ndhütchen und verbotenen Gewehren mög: 
Ischft zu unterbinden. Dazu wird mwefentlid eine ſchärfere 
—— Ueberwachung der engliſchen Dampfer, die nach 
usſagen der Eingeborenen fortgeſetzt einen ſchwunghaften 
Handel mit verbotenen Waffen und mit Munition treiben, 
erforberlih fein. Mit ihr wird nad der bereits ein- 
geleiteten Verſtärkung bes Lollperjonals in Bälde vor: 
egangen werben. Um jedoch zunächſt ben Bezug von 
Senbehtchen für die foeben niebergeworfenen Bakokos un— 
möglich zu machen, mußte jeder Verkehr ihrerfeits mit den 
Duallas abgeichnitten werden. Das war der Zweck der 
mehrerwähnten PBolizeiverordbnung. Daß die Verordnung 
an ber richtigen Stelle eingejegt hat, beweiſen die That— 
fahen. Die Duallas haben ber Verordnung nicht nur 
gar feinen Wiberfiand entgegengefegt, fondern fie räumten 
ihre Niederlaffungen am Sannaga binnen drei Tagen, ob: 
lei ihnen dazu brei Wochen Heit gegeben war. Ferner 
Fee das Dualla⸗Schiedsgericht in richtiger Würdigung der 
Verhältniffe eine Belohnung von 100 M für Jeden aus, 
ber einen Fall von Berfaut verbotener Waffen oder Mus 
nition zur Anzeige bringt. Ein Aquamann, der große 
Mengen Zündhütchen, angeblich aus der Zeit vor der Ver— 
ordnung vom 16. März 1893, auf Lager Hatte, meldete 
fi freiwillig bei dem Gouvernement. Dieſe Thatiachen 
laſſen erhoffen, dab in Zukunſt dem Verlauf verbotener 
Waffen und Munition mit mehr Erfolg entgegengetreten 
werden kann, als bisher. — 
Nene Stationen, 

Was die Verwaltung bes Scußgebietes im Allge— 
meinen anlangt, jo wurden beren Biele im vergangenen 
Berichtsjahre — abgejehen von der rein inneren Verwal» 
tung des jchon jeither unter dem unmittelbaren Einfluffe 
der beutichen Behörden ftehenden Gebietes — weſentlich 
durch bie Unternehmungen gegen Buta und die Batlolos 
beftimmt. Die Erfolge, welche in beiden Feldzügen er— 
rungen mwurben, bezeichnen auch für die nächſten Jahre die 
Bahnen, in welchen fi die Verwaltung zu bewegen und 
auszubehnen haben wird. 

Nachdem im Kamerungebirge die Ruhe hergeftellt 
und das Anjehen bes Gouvernements geſichert war, wurde 
fofort mit dem Bau eines Stationshaufes in dem zur Zeit 
noch von der Schugtruppe bejepten Buta begonnen, Diele 
Station dient zunächſt weniger Handelsintereſſen, fie joll 
vielmehr der beginnenden Ausbehnung des Plantagenbaues 
an den Abhängen des Gebirges ald Stütze dienen und zu 
gleicher Zeit eine Gefundheitsftation für die Europäer der 

anzen Kolonie abgeben. In erfterer Beziehung erfüllt Buca 
on jegt feinen Zweck. Die Stämme in ber Umgebung 
von Buda können als vollftändig unterworfen angejehen 
werben, jo daß die militärische Bedeutung der Station in 
den Hintergrund tritt. Was die Station in politiiher Bes 
siehung und auf dem Gebiete der inneren Verwaltung zu 
leiften vermag, wird ſich erft dann ganz zeigen, wenn ihre 
Leitung einem geeigneten Manne übergeben ift, wofür bie 
erforderlihen Schritte eingeleitet find. 

In zweiter Reihe kommt für die Verwaltung nunmehr 
die Ausmüßung der im Bakokofeldzuge errungenen Erfolge 
in Betradt. Um ben bereits eingeleiteten Friedensver— 

andlungen mit jämmtlichen Balokoſtämmen den nöthigen 
dachdruck zu verleihen, werden die Stationen Eden und 
erg durch die Schußtruppe bejeßt werben. Bis jept 
aben ſich die Häuptlinge der Bakoko's überall dem Frieden 
geneigt gezeigt und auf beide Stationen Boten mit ber 
Bitte um Frieden geihidt. Die Stationsleiter, in Edea 
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Premierlieutenant von Brauchitſch, in Yauünde Lieute- 
nant Dominik, haben die Anweifung erhalten, bei Ab: 
ihluß des Friedens auf möglichfte Förderung des Handels, 
auf Freihaltung des Durchgangs durd das Batofoland 
und insbejondere auf Bau und Infiandhaltung guter Wege 
dur die Eingeborenen zu dringen. Um den Weg von 
Kribi nach Yaunde abjolut frei zu Halten, wurde auch bie 
militärifche Beſetzung der Station Lolodorf angeordnet, 
nachdem bie bisherigen Erfahrungen ergeben haben, daß 
die Station wirthihaftlid erft im zweiter Reihe in Be— 
tracht fommt. In engem Bufammenhang mit diefen Auf: 
gaben fteht die Erforſchung des oberen Sannaga, Die be- 
reits in die Wege geleitet n und noch im laufenden Jahre 
in Angriff genommen werben wird. Um bie Erforihung, 


wenn irgend möglid, in friedlider Weile durchführen 
zu Zönnen, wurde der Stationschef von Edea beauftragt, 
fi) zunädhft mit den Dogodje's in Verbindung zu fegen, 
und es fteht zu erwarten, daß diejer Stamm, von weldem 
bis jept alle in feinem Gebiete auftretenden Weißen be 
ſchoſſen wurden, unter dem Eindrud ber Erfolge des Ießten 
Bakokofeldzuges ſich friedlicher Verfländigung geneigt zeigt. 
Ergiebt die Sannaga-Erforihung, daß diefer Strom in 
feinem oberen Laufe, das heißt oberhalb ber Herbertfälle 
und Stromfchnellen, ſchiffbar ift, jo haben wir eine Ber- 
bindung mit dem Hinterlande Kameruns gewonnen, die für 
die wirthicdhaftliche Entwidlung des Schußgebietd von der 
rößten Bedeutung ift. Es wird ſodann die Einrichtung einer 
er Station in Mongamba und bie bauernde Stationi- 
rung eines Dampfers auf dem oberen —— beziehungs⸗ 
— Mbamfluß nicht weiter verſchoben werden können. 
Greuzreguliruug. 

Eine weitere Aufgabe der Verwaltung ift die end— 
gültige Feſtſtellung der Grenze im Gebiete des Rio del Rey 
is zu den Großfällen. Nachdem ber zu dieſem Bmede 
dem Gouvernement beigegebene Premierlieutenant von 
Beſſer bereitd im Mai und Juni laufenden Jahres eine 
vorbereitende Reife in jenen Gegenden gemacht hat, wird 
nad) Vereinbarung mit den engliihen Behörden in Ealabar 
die gemeinfame Grenzkommiſſion ihre Arbeiten mit Ende 
der Regenzeit, womöglich ſchon Ende September laufenden 
Jahres beginnen. 

Begeban. 

Die Arbeiten an den Wegebauten zeigen im Berichts- 
jahre bedeutende Fortſchritte. In Kamerum ſelbſt wird 
der große Gouvernementsweg nad) Aquaborf einem voll- 
ftändigen Neubau mit bedeutender Verbreiterung unters 
ogen. Ebenjo wird ein breiter Weg durd die Soldaten: 
RN nad dem neuen Exerzierplatz, der Hinter Tolotodorf 
angelegt wird, gebaut. 

Im Bezirk Victoria ift der Weg nad Buda mit 6 m 
Kronen und 8 m Normal-Profilbreite etwa 2 Stunden 
weit in den Bufch geichlagen und etwa 1'/, Stunde weit 
mit leichten Wagen befahrbar. Der cirfa 3 m breite Weg von 
Victoria nah Bimbia ift etwa 2'/, kın bis zur höchſten Stei= 
gung zwilchen Victoria und Kriegsſchiffhafen jertiggehelt. 

Im Bezirk Kribi ift die Verbindung ber Küſien— 
anfiedelungen mit einander jet aud für Europäer zu = 
zu paffiren, nachdem eine ganze Reihe ftaatlicher Fa ren 
eingerichtet und von Kribi nah Waflerfal und Groß— 
Batanga gute Wege gebaut find. Auch die Verbindung 
mit dem N umbalande ift durch eine von Kribi bis Bipindi 


am Lolundje neu gebaute, drei Tage lange Straße wejent- 
lich erleichtert. Im Allgemeinen wird feitens der Verwaltung 
möglichit darauf gehalten, auch bie Eingeborenen zum Bau 
und zur Inftandhaltung gangbarer Wege heranzuziehen. 
In Kamerum felbft zeigt fich jetzt Ihon an dem bedeutend 
beſſeren Zuſtande ber durch die Dörfer führenden Wege 
der Erfolg biefer erzieherifchen Beftrebungen. 
Altenfüde zu den Berhandlungen des Heidjstages 1895/96. 


Nenbauten. 

In Kamerun jelbft wurde neben den Sajernenbauten 
das Unteroffiziershaus nebſt Waffen- und Munitionsdepot 
fertiggeftellt. Ein neues Beamtenhaus, oberhalb der Slip 
gelegen, ift gleichfalls vollendet und wirb durch den ftell- 
vertretenden Kanzler und den Bolldireftor demnächſt be= 
zogen werden. Meben dieſem Haufe iſt ein Gebäude für 
die Büreaus der Bollverwaltung und der Hafenmeiterei 
im Bau begriffen. Der vor Kurzem noch jo dringenden 
Wohnungsnoth für Europäer wird dadurch, insbejondere 
wenn nod durch einen Hofpitalneubau das bisherige 
Krankenhaus zu Wohnungszweden verfügbar und der ge 
plante Neubau eines Gerichtsgebäudes mit Kanzlerwohnung 
ausgeführt jein wird, auf Jahre hinaus abgeholfen fein. 
Neben diefen Gebäuden wurden eine Reihe zwedentiprechen- 
ber MWellblehhäufer für Schwarze, die in den Mafien- 
quartieren der gewöhnlichen Arbeiter nicht untergebracht 
werben Zönnen, bergeftellt, jo für den ſchwarzen Heil 

ehilfen, eine Anzahl Handwerler und die erwarteten 
chwarzen Zollbeamten, 

Daß die Slipanlage im Berichtsjahre nur jo kurze 
eit fungirte, Tag wohl Hauptfädlic an dem Mangel 
achverftändiger Leitung, und es fteht zu hoffen, daß fie 
nah Vollendung ber zur Zeit in Ausführung begriffenen 
Reparatur und unter der Aufficht eines fachverftändigen 
Beamten für die Zukunft fih nicht nur bezahlt machen, 
fondern noch eine gute Einnahmequelle abgeben wird. 

ft noch intenfiver als in Kamerun jelbft war bie 

Bauthätigleit in Victoria. Dort wurden im Berichtsjahr 

begonnen und fertiggeftellt: 

1. ein Srujungenhaus für etwa 100 Mann aus 
Fachwerk und Wellblech, 

. ein Gebäude aus Fachwerk und Wellblech, vorläufig 
zu Beamtenwohnungen benußt. Es joll ſpäter 
für das im Bau begriffene Beamtenhaus die für 
Küche u. f. w. nothwendigen Gelaſſe abgeben, 

3. ein Heines, auf Holzpfeilern ftehendes Wohnhaus 
für einen Auſſeher am Busa-Weg, aus Fachwerk 
und Wellbleh, etwa °/, Stunden von PBictoria, 

. ein zweitheiliger Lagerſchuppen (12:24 m groß) 
aus Fachwerk und Wellblech, 

. eine auf dem Buda-Weg belegene Brüde über 
den Limbe-Fluß, mit 2,50 m Fahrbreite, zwei 
Gementpfeilern und hölzernem Belag, 

6. ein zweiftödiger Kakaoſchuppen (8:12 m groß), 

aus Fachwerk und Wellblech. 

Nahezu vollendet find: 

1. ein maffives Wohnhaus für 1 Beamten nebjt 

Nebengebäube, 

2. einmafjives Wohnhaus mit 3 Zimmern für die Gärtner 

bes botanischen Gartens nebſt Nebengebäude. 

Ferner wurde zum Haufe bes Leiters des botanifchen 
Gartens der Grund gelegt, und die Brüde Victoria-Botani- 
ſcher Garten, die früher mit Holz belegt war, erhielt einen 
Betonbelag. Daß in Buda ein Stationsgebäude im Bau 
ſchon weit fortgeihritten ift, wurde bereits oben erwähnt. 
In Kribi ift ein neues PBalaverhaus im Bau begriffen 
und der Bau eines Zollhaufes in Ausficht genommen. 

Die der Ausbeflerung bedürftigen Gebäude der Zoll— 
ftation Kribi find zur Seit in Reparatur begriffen. 

Auf der Station Eden wird ein maſſiv fteinernes 
Stationshaus mit Wohnung und Bureau für den Stations: 
def gebaut. 

9 Poft und Telegraph. 

Tür den Poſt- und Telegraphendienft beftehen im 
Schußgebiet 4 Bojtagenturen, und zwar in Kamerun, Vic: 
toria, Bibundi und Hribi. Die Poftagentur in Kamerun 
ift durch Unterfeetabel mit der an das internationale Tele: 
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—— angeſchloſſenen engliſchen Telegraphenftation | vernementsdbampfer „Nachtigal“, der Flußdampfer „Soden“, 
in Bonny (Ni all i 


ger Coast Protectorate) verbunden, 
Der Umfang des Poft: und Telegraphenverkehrs im 
ehr ift aus ber folgenden Zufammenfiellung er- 
ih: 
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Zur Poftbeförderung wurden benußt: 


12 deutiche Dampfer, 
19 engliihe Dampfer, 
1 frangöfiicher Dampfer. 


die Fahrzeuge der im Scußgebiet anfäfligen Firmen 
Woermann & Co., Jangen & Thormählen, ber 
Ambas Bay Trading Company, ber Bajeler Miffion, 
fowie Kanoes der Negierung und von Privaten den Brief- 
verfehr an ber Küfte und in den Flüſſen vermittelt. 

Durd die periodiichen Küftenfahrten des neuen Gou— 
vernementsdbampfers „Nachtigal” werben die Verſendungs— 
gelegenheiten in Zukunft vermehrt, befonders aber die Ver- 
fehrsbeziehungen zwiſchen ben Orten bes eigenen Schuß- 
gebietes in erfreulicher Weife verbeſſert werden. 

Die Zahl der Poftverfendungen, welche die Poſtagentur 
in Kamerun mittels der vorbezeichneten Beförberungsgelegen- 
heiten im Berichtsjahre ab ertigt und empfangen hat, er 
giebt die folgende Ueberficht: 





Von Kamerun Bon Kamerun 

Rame wurden abgefandt | wurden empfangen 

ber Briefe Badet- Werth · Briefe Padel· Werth · 

Poſtanſtalt Fartene' farten« farten« | fartene| darten · tarten · 

ſchlüſſe ſchlũſſe fh Lüfje ſchlüſſe ſchlüſſe ſchlüfſe 

Mccra . 3| — — 141 — — 
Ambriz 1l—!|-|I-| — — 
Angola — — — 2 — — 
Banana — — — 6 — — 
Bata I — — 1|—-| — 
Bibundi 8 1 — ll —-| — 
Boma — -| —-1|113| — — 
Borm ... 2| — | — 3 — — 
Cape Palmas . — — — 1| — — 
Eloby.... 4 — — 11 — — 
Fernando Po . 71 — — 2| — — 
Sundal . . . 1|l—- | — bI|—| — 
Gambia — — 11 —1— 
amburg 14 | 13 | 14 | 14 | 19 
ibi . 10|— | 13 8 — 
Kl. Bopo 3| — | 13 1 — 
Lagos. — —- | 13| — — 
Libreville — | —- | 2% 11 — 
Liverpool — - 1116| — — 
Monrovia . — | — re me 
Old Galabar —— a re 
DOpob . - — 3 — — 
QDuittah . — — 3 — — 
Rotterdam . — — 6 — — 
Sav Thome. . . — — 11 — — 
S. Paul de Loanda — — 8 — — 
Sierra Leone — — 23 1 — 
Victoria. 8 2185 2 2 
Bp. 10 Berviers Cöln — — 13 — — 

Summe . 36 





| 


In ähnlicher Weife haben die übrigen Roftanftalten 
bie Beförderungsgelegenheiten zur Poftverjendung benußt. 
Außerdem find nad den Küftenplägen ohne Poſiſtelle 
Rio bel Rey, Plantation, Campo, Batanga, Longji und 
nad den Stationen im Innern: Mundame, Eden, Yaunde 
mit ben ſich darbietenden Gelegenheiten Briefichaften abge— 


fandt worben. 
10, Nechtöpflege. 
Die Ergebniffe ber Eivil- und Strafredtspflege, ſoweit 
in Eivilprozeffen beide Barteien, in Strafprozefien der Ans 
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Außerdem haben die Kriegsihiffe jowie die frühere | geihuldigte Nichteingeborene waren, find aus der folgenden 


„Nachtigal“, jetziges Peilboot „Kamerun“, der neue Gou— 


Zabelle zu entnehmen. 
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Gerichtsbarkeit erfter Inftanz. 











Es waren anhängig 


früheren Sahren 
wurden erledigt 





blieben unerledigt 


A. Bürgerlie Rechtsftreitigkeiten, und 
zwar: 
1. Prozeſſe, einfchließlich der Urkunden, 
Ehe: und Entmündigungsprogejle .| 1| 6 
2. Sonftige Rechtsſachen, Arrefte, einſt⸗ 
weilige Verfügungen, Zwangsvoll⸗ 
firedungen, Mahnſachen, Sühne)| | 
jachen, Aufgebote u.f.w. . . .|—| 
Bon den Saden zu 1 und 2 gehörten] | 
| 
| 





wo 
) 


ftändigteit 
a a) des Richters . 
b) des Gerichts . 
B. Ronfursfahen . . . . . 
6. Straffahen, und zwar: | 
1. Saden, in benen ein Strafbefehl] | 
zu erlaffen RER 
2. Sachen, in denen ein Hauptvers| | 
fahren einzuleiten war . . . . 
en Sachen zu 2 fanden Haupt- 
verhandlungen jtatt 
a) ohne Beilifr . . . . .|—'1 
b) mit Beiier . . . 2... +! 
3. Beſchwerden gegen Entſcheidungen 
des Rihdtet8 . . 2 2 2.2. 
D. Sachen ber nicht ftreitigen Gerichts- 
barfeit, und zwar: 
1. Nadlaßregulirungen . . . 443 
2. Eintragungen und Löſchungen im 
bbuche R 


3. Sonftige Handlungen der nicht 
ftreitigen Gerichtsbarkeit . . . -» 








— 13 


Gerichtsbarkeit zweiter Inftanz. 
Zur Zeit ift ein Eivilprozeß vor dem Oberrichter ans 


bündig. 
ie jtanbesamtliche Thätigleit umfaßte in Kamerun 
felbft die Beurkundung von 

5 Sterbefällen, 

1 ®eburt, 

1 Eheſchließung. 

Was das fogenannte fummarifche Verfahren, das heißt 
dasjenige Verfahren, mweldes in Strafjahen gegen Eins 
geborene, in Eivilfahen zwijchen Eingeborenen oder zwifchen 
Eingeborenen und Nichteingeborenen ftattfindet, anlangt, fo 
famen in Kamerun felbft 1181 Eivilfachen und 150 Strafs 
fachen, in Victoria insgefammt 112 Saden zur Verhand— 
lung. Wenn in Samerun jelbft die im jummarifchen 
Berlahren verhandelten Civilſachen gegen die frühere 
Berichtöperiode geftiegen find, fo Liegt das mejent- 
ih can ber fortjchreitenden Ausdehnung des Han— 
deis der Dualla, melde zu unzähligen Streitigkeiten 
mit den Inſaſſen bes Binnenlandes führt. Um dem 
Anwachſen diejer Bagatellprozeffe, welche die Behörden in 
einer ihrer Bebeutung feineswegs entſprechenden Weiſe in 
Anſpruch nehmen, entgegenzutreten, ergiebt ſich als nächſt⸗ 
liegendes Mittel die Einrichtung von Eingeborenen-Scieds- 
gerichten, welche unter ber Aurfict bes Gouvernements be- 
ziehungsmweife der Bezirfsämter und unter Vorbehalt ber 


Berufung an biefe bie Gerichtsbarkeit in Bagatellſachen 
ausüben. Die Erfahrungen, welche mit ben bereits be- 
ftehenden Schiedögerichten gemacht worben find, berechtigen 
zu dieſem Vorgehen. Bon ben 44 Urtheilen bes Duallas 
Schiedsgerichts, gegen welde im Berichtsjahr Berufung 
eingelegt worben ift, konnten recht viele in ihrem ganzen 
Umfang oder mit geringen Modalitäten bejtätigt werben. 
Aus dieſen Erwägungen wurden nunmehr mit Zuftimmung 
ber betheiligten Dorfihaften auch in ben Lanbichaften 
Bodiman und Bosna Eingeborenen-Schiedsgerichte mit den 
gleichen Kompetenzen, wie fie dad Dualla-Schiedsgericht 
hat, eingerichtet. Dabei wurde injofern ein Schritt weiter 
gegangen, als die Kompetenz auch auf bie im Bezirk bes 
Schiedsgerichts anfäffigen Duallas ausgedehnt wurde, in 
Bodiman unter der Bedingung, daß —* ein dort an⸗ 
ſäſſiger Dualla Mitglied des Schiedsgerichts ſein muß. 
Ein weiterer Verſuch mit Bildung eines Eingeborenen⸗ 
Schiedsgerichts wird demnächſt in ber —S Dibom⸗ 
bari gemacht werden. 

Für die Rechtspflege im Schutzgebiet, ſoweit fie Eins 
geborene betrifft, iſt von ganz hervorragender Bedeutung 
die Frage der Einführung einer Gerichtsordnung. So 
wünfchensmwerth das Beftehen einer ſolchen Gerichtsorbnung 
nicht nur für die Rechtſuchenden, fondern vor allem für 
bie Nedhtgebenden fein mwürbe, jo muß doch bezmeifelt 
werben, ob die Zeit für Einführung einer folden Einrich— 
tung ſchon gefommen if. Soll eine Gerichtsordnung nicht 
lediglich Stüdwerk fein, das nad) wenigen Jahren ſchon 
unbrauchbar wird, jo muß fie die maßgebenden Grundfäge 
fowohl des materiellen Rechts, insbejondere des Straf: 
redhts, als auch des MWrozehverfahrens, beſonders der 
Zwangsvollitredung, feſtlegen. Wenn fih aud eine 
Regelung des Strafrechts verhältnigmäßig leicht, und zwar 
mit der Ausſicht, daß es für längere Zeit genügt, herbei— 
führen ließe, jo bieten auf bem Gebiete des Givilredhts 
zwei fragen bejondere Schwierigfeiten. Die eine Frage 
iſt die der Schuldknechtſchaft, die andere die der Truftllagen. 
Was bie erftere Frage anlangt, jo wurbe mit ber früheren 
Uebung, Weiber, bie —— Pfandweiber, in Civil⸗ 
haft zu nehmen, vollſtändig gebrochen. Aber auch bei An- 
trägen, welche verlangen, ben Schuldner jelbit in Eivilhaft 
zu nehmen, wird zur Zeit grunbjäglich ber Nachweis ver- 
langt, daß die Pfändung in fahrende Habe und in Liegen- 
Ihaften des Schuldners ergebnißlos geblieben ift. Der 
Erfolg war, baß feit längerer Zeit die Schuldknechtſchaft 
in der Praxis verfhmunden, dafür aber eine andere, bis- 
her unbefannte Frage aufgetaucht ift, nämlich bie ber 
Tasse wann in liegenichaftliches Vermögen Einges 

orener. Wenn nun auch die Regelung bes formellen 
Verfahrens einer ſolchen Zwangsvollſtreckung an ſich feine 
befonderen Schwierigkeiten bietet, fo ift meiſt die Entſchei— 
bung, wer nach den Rechtsbegriffen ber Eingeborenen vers 
fügungsberechtigter Eigenthümer eines Grundftüds ift — 
und nad biefen Rechtsbegriffen ift doch mohl zu ent 
ſcheiden — recht ſchwer, um jo ſchwerer, als eine ftrenge 
Trennung zwiſchen Gemein-Eigentbum, öffentlichsrechtlichen 
Anſprüchen der Häuptlinge und reinem Privateigenthum 
bes Einzelnen, wenigſiens jomweit Liegenihaften in Betracht 
fommen, jelbft bei den verhältnikmäßig vorgefchrittenen 
Duallas noch feineswegs eingetreten ift. 

Die zweite Frage, welche zur Zeit der Erlafjung einer 
Gerichtsordnung erhebliche Schwierigfeiten bereitet, ift bie 
der Klagbarkeit von Vorſchüſſen, welche ohne jede Garantie 
an einheimiiche Händler gegeben werben. Zweifellos ift 
foviel, daß das zur Reit herrſchende maßloje Trufigeben 
die Maffe der einheimiſchen Zwiihenhändler, die Duallas, 
moraliid und mwirthichaftlich ſchädigt, das Entftehen eines 
joliden Handels mit Zandesproduften verhindert und ſich 
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häufig als Ausmugung bes Leichtfinns Unerfahrener auf 
der einen, und als Betrug auf Seite der Eingeborenen 
darſtellt. Wenn es nun auch mwirthichaftlih — und zwar 
nicht zuletzt für die betheiligten europäiichen Firmen — 
zweifellos von ve wäre, alle Anſprũche aus gegebenem 
ruft von einem bejtimmten Beitpunft ab für unflagbar zu 
erllären, jo würde das doch rechtlichen Bedenken unter: 
liegen. Der richtige Weg ijt jedenfalls der, gegebenenfalls 
die rechtlichen Grundlagen einer ſolchen Forderung peinlich 
zu prüfen, aber auch amdererjeits, wenn gegen ben 
Schuldner der Thatbejtand des Betruges vorliegt, ftrafs 
rechtlich einzujchreiten. 

Zur Zeit werben nah allen Richtungen Hin unter 
Zuziehung der betheiligten Kreiſe Erhebungen angeftellt, 
um möglichjt bald den Entwurf einer umfafjenden Gerichts— 
ordnung vorlegen zu können, 


11, Allgemeine Heberficht. 

Die Entwidelung des Schußgebietes im verfloffenen 
Berichtsjahr kann nach den vorgetragenen Daten als 
durhaus erfreulich bezeichnet werden, Der Schwerpunft 
liegt in der Unterwerfung der Budas und Balofos, ge 
welche einerjeit3 dem Plantagenbau im Kamerungebirge 
jede mögliche Ausdehnung gefichert, andererfeits die Grund— 
lage geihafen it, um durch Erforihung bes oberen 
Sannaga einen neuen Handelsweg ins Innere zu eröffnen. 
An diefer Auffaffung der Entwidelung im legten Berichts— 
jahre vermag auch die — nichts zu ändern, daß 
die Ausfuhr Na gegenüber dem Borjahre um ca. 690000 AM. 
vermindert hat; denn einmal zeigt die Ausfuhr in Kakao, 
dem wichtigſten Prodult des Plantagenbaues, eine Ber: 
mehrung um rund 10000 Kilo, jodann fteht der vermin- 
derten Gejammtausfuhr eine vermehrte Gefammteinfuhr von 
1 680 000 A. entgegen, welche von der gejteigerten Auf- 
nahmefähigkeit des Schußgebietes Zeugniß ablegt. Wenn 
jedoch erit die im Werk begriffene Ausdehnung des Plan: 
tagenbaues ihre Wirkungen zeigt und durch Erſchließung 
neuer Waſſerwege beziehungsmweife den Bau von Eifen: 
bahnen neue Gebiete für den Handel nah dem Binnen: 
lande eröffnet find, dann wird mit Grund eine ganz er: 
hebliche Zunahme der Ausfuhrgüter und ein ungewöhnlicher 
Aufihwung des Handels erwartet werben können. 


Jahresbericht 
über 


die Entwidelung von Deutjch-Oftafrifa. 


1. Bevölferung und Wohupläge. 

Aus weldyen Elementen fid) die Bevölkerung Deutſch— 
Dftafritas zufammenfegt, ift im früheren Dentichriften be— 
ſprochen worden und darf als befannt vorausgejeßt werben. 
Eine Menderung ift darin im Berichtsjahre natürlich nicht 
vor fid) gegangen. 

Was die im Scußgebiete anfäffigen oder thätigen 
Europäer betrifft, jo lebten am Ende des Berichtsjahres 
zunächſt im Bezirfe Tanga 134 gegen 151 im Vorjahre 
und 100 im Sabre 1893. Der Rüdgang der Zahl gegen: 
über 1893 ift nur ein fcheinbarer und erflärt ſich daraus, 
dab dur die im Berichtsjahre vorgenommene Neueintheis 
lung der Bezirk Weftufambara vom Bezirte Tanga abges 
trennt worden ift. 

Die Nationalitäten und Berufsarten find aus ber ans 


b_ geichlofjenen Lifte zu erjehen. 


Unter ber eingeborenen Bevölkerung, befonders von 
Bonde, hat ſich ein ftarker Zug nad) Tanga und anderen 
Küjtenorten geltend gemacht. 


Der direkte Beweggrund für die Leute, ihre Dörfer zu 
verlaffen und an ber Küfte Arbeit und Nahrung zu fuchen, 
war bie Heujchredenplage und bie in ihrem Gefolge ein: 
iretende Hungersnoth. 

Viele Dörfer in Bonde veröbeten vollitändig, nach— 
dem ben Bewohnern ihre Felder zweis bis dreimal abge 
freſſen waren. 

In den anderen Diftrikten des Bezirkes Tanga haben 
ſich weſentliche Schiebungen der Bevölkerung nicht gezeigt. 
Das Wanyammezi-Element, das bereits in Pangani eine 
gewiffe Rolle jpielt, macht fih auch in Tanga mehr und 
mehr geltend. Es ift bekannt, daß diefer Stamm einer der 
arbeitfamften von Deutih-Dftafrita ift und bas für mande 
Zwede werthvollſte Trägermaterial ſtellt. Durd die Eifen- 
bahnarbeiten find die erften biejer Leute nad) Tanga ge= 
zogen worden, jebt finden fie auch vielfach jchon auf den 
Pflanzungen und bei Karawanen nad) Mafinde und bem 
Kilimandjaro Verwendung. 

In den Hauptwohnpläßen im Bezirk, wie fie in ber 
Denlſchrift für 1893 näher erwähnt find, haben Verſchie— 
bungen nicht ftattgefunben. 

Der Hauptort Tanga wädhlt ftetig weiter. Die Zahl 
ber Häufer in ber inneren Stadt, d. h. dem Theile, welcher 
zwiſchen Eifenbahn und Hafen liegt, und in dem bie Stabt- 
regulirung zunãchſt durchgeführt wird, bürfte der vorjährigen 
ziemlich gleich fein. Es find viele große Häufer neu ge— 
baut worden, bafür find aber bei ber Regulirung ber 
Straßen annähernd ebenjoviele Heine Hütten abgebrochen 
worden. Es empfiehlt fi, bis zur vollftändigen Reguli— 
rung ber Strafen mit genauen Katafterarbeiten zu warten. 
In ben Kolospflanzungen außerhalb der Bahn ift die Zahl 
ber Hütten etwa auf das Doppelte vom Vorjahr — auf 
gegen 500 — angewachſen. Eine Regulirung nad) 
Straßen fol bier er eintreten, wenn bie innere Stabt 
fertig if. Zunächſt bauen ärmere Leute, denen ber Bau 
eine8 größeren Haufes in ber inneren Stabt zu koſtſpielig 
it, dort außerhalb ihre Hütten. Die Holz: und Lehm 
häufer mit Palmendähern — vielfah jogar mehrftödig 
und mit Steinbelleidung der Wände —, wie fie jetzt in 
ber Stabt gebaut werden, erfordern einen Aufwand von 
circa 1—2000 Rupien. Auch mehrere Steinhäufer find 
wieber im Bau. Die Grundftüdpreife find je nad Lage 
20—45 Rupien für ben Ar. 

Die Laternenbeleuchtung ift in ben neuen Straßen 
durchgeführt. Zu einer orbnungsmäßigen Stanalifation 
fehlen vorläufig noch die Mittel, doch muß fie aus fanis 
tären Rüdfihten baldmöglihft ins Auge gefaßt werben. 
Die nöthigften Brunnenanlagen find im Laufe des Jahres 
von deutichen Brunnenmachern fertiggeftelt. In der Stadt 
find zwölf neue Brunnen aus Gementröhren von ca. 1 m 
lichter Weite angelegt, die meiften bis zu einer Tiefe von 
15—20 m. Bon den vorhandenen Brunnen wurden vier 
durch Röhreneinlegung vertieft und ausgebeflert. Dadurch 
ift einem großen Uebelſtande abgeholfen worden und ber 
Wafferbedarf für die Stadt für die nächſten Jahre ſicher— 
geftellt. 

Im Bezirke Bangani lebten am Ende bes Berichts— 
jahres 24 Europäer, von denen 23 deutſcher Nationalität 
find, ein Däne. Nach ihren Berufsarten gliebern fie ſich 
in: fünf Beamte, ſechs Militärperfonen, 10 Landwirthe und 
drei Kaufleute. Was die farbige Bevölkerung anbetrifft, 
fo ift der Neger der bei weitem überwiegende Theil. Nächſt 
biefem find die Araber ftarf vertreten. Es find außerdem 
anfäffig: Inder, Halbaraber, Banyanen und Goanejen. 
Da eine Zählung der farbigen Bevölkerung Bis jegt nicht 
möglich gewefen ift, jo kann die Einwohnerzahl von PBan- 
gani nur ſchätzungsweiſe angegeben werden. Gie bee 
läuft fih auf 30 Banyanen, 210 Inder, 89 Wraber, 
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135 Mihihiri und ungefähr 4000 Neger. In ben nahe: 
liegenden Schamben und dem Zuderbiftriit Manja wohnen 
weitere 105 Araber mit etwa 1000 bis 1200 SHlaven. 
Inder und Halbaraber halten fich außerdem noch an ein= 
— Küftenplägen (KKipumbwe, Mkwadja, Uſchongo, 

ondei [Mindu]) und in Uſegua — haupiſachlich in Mgera 
— als Hanbeltreibende auf. Die Bewegung ber Bevöl— 
ferung ift eine äußerft geringe, jowohl Araber wie auch 
nr aben zum größten Theil Grundbefig und find bes» 
halb ſeßhaft. Im legten Jahre find einige Araber von 
Sanfibar herübergefommen und Haben im Bezirfe Grund 
und Boden erworben. Die Zahl der Inder wechſelt fort: 
während, da die meiften von ihnen Agenten ber Sanfibar: 
Inder find oder wenigftens mit deren Geld ihre Gejchäfte 
betreiben. Sobald fie genug verdient haben, pflegen fie 
nad Bombay oder Sanfibar zurüdzufehren, und an ihre 
Stelle fommen wieder Andere. 

Der Hauptplag im Bezirke ift Bangani. Es befteht 
aus 179 Steinhäufern und etwa 1000 Negerhütten. Bon 
anderen Orten im Bezirfe wären noch zu nennen Kigombe, 
Mtwadja und im Hinterlande Ufegua: Duaruguru und 
Moera. Die beiden erfigenannten, ziemlich) große Drte, 
haben ihre Bebeutung als Küftenpläße, von benen aus 
ein ziemlich ſchwunghafter Handel nad) und von Sanſibar 
getrieben wird. Die beiden leßteren find die bedeutenditen 
Drie in Ufegua, an der Raramanenftraße nad Jrangi 
gelegen, und beftehen je aus 3 oder 400 Hütten. 


Im Bezirte Bagamoyo lebten 85 Europäer, beren 


_& Nationalitäten und Berufsarten aus ber beiliegenden Lifte 


zu ertennen find. Bon ber eingewanberten farbigen Bes 
völferung waren 144 Masfat-Araber, 342 Michihiri-Araber, 
251 Beludſchen, 5 Perſer, 1139 Inder und 14 Goanejen. 
Es find hierunter aber nur die ein jelbitftändiges Gewerbe 
Betreibenden zu verftehen. Ihre Familienangehörigen find 
nicht mitgezählt. 

Die Einwanderung in den Bezirt wird durch ben 
lebhaften Karamanenverfehr aus dem ferneren Innern ins 
fofern begünftigt, al8 von ben etwa 40 000 Waniammefi, 
Manjema u. a. der Karawanen immer ein Heiner Bruch— 
theil hier an der Küſte zurüdbleibt. 

Die Hauptjtadt des Bezirks und Sitz der Verwaltung 
it Bagamoyo mit einer Gelammibevölferung von rund 
13 000 Einwohnern. Die Zahl beruht theil® auf einer 
Zählung ber eingewanderien, theils auf einer Schäßung 
der eingeborenen Bevölferung, kann jedoch auf volle Ge— 
nauigfeit feinen Anſpruch erheben. 

Die Stadt umfaht 380 Steinhäufer von indijcher, 
arabijher und europäifcher und etwa 2000 Häufer von 
Negerbauart. Ein großer Theil ber Iepteren ift ziemlich 
ftattlih und geräumig. 

Die Stadt wirb in einem Halbkreife von 1—2 Wege⸗ 
flunden Radius von einigen hundert Schamben umgeben, 
die faft ſämmtlich bewohnt find, deren Bevölterungsziffer 
jedod nicht feitzuftellen war. 

Die in ſüdlicher Richtung etwa eine Wegeftunde ent- 
fernte, nächftgelegene Ortſchaft ift Kaule, mit gegen 
120 Häufern, zumeiſt von Belubichen und deren Stlaven 
bewohnt. Es folgen Mlingotini mit etwa 300 Häufern 
und einer Bevölterung von 600 Seelen, zumeijt freie 
Merimaleute und Bueni mit einer Bevölkerung von etwa 
2000 Einwohnern gemifchter Volksſtämme ſowie mehreren 
Inbern und Banyanen. 

In nördlicher Richtung an ber Küfte von Bagamoyo 
aus find bie Drtichaften: Begani, Schrane, Schanga, 
Windi und befonders die Stadt Sadani zu erwähnen. 

Dieſe Stadt, in welcher ſich der Sik des Bezirks- 
nebenamtes und ein Bollamt befinden, hat 417 Häufer 








mit etwa 3000 Einwohnern, mworunter 77 Araber und 
206 Inder. 
Die AZufammenjegung der europäiſchen Bevölferung 


bes Bezirks Dar-es-Saläm ergiebt fi aus ber ange c, 
ſchloſſenen Lifte. Außerhalb der Stadt Darses:Saläm und — 


ihrer Umgebung befinden fi) Europäer nur nod in Kwale 
(der dortige Zollamtsvorfteher) und auf der Miffionsftation 
Kifferame. Der Umftand, daß Darses:Saläm nicht allein 
das Berwaltungscentrum der Kolonie, jondern auch ber- 
jenige Ort ift, von wo aus durch die Werfftätten und 
agazine des Gouvernements fämmtliche anderen Stationen 
verjorgt werben, bringt e8 mit fi, daß der überwiegende 
Theil der Europäer Beamte und Angeſtellle des Gou— 
vernements oder von ihm bejdhäftigte Handwerker find. 

Die Bevölkerung von Dar-ed:Saläm, melde etwa 
10 000 Menſchen betragen mag, ift zum größeren Theil 
erft vor Kurzem borihin gezogen. Bei der Bejegung ber 
Küfte war Dar⸗-es-Saläm als in Ausfiht genommene und 
dann verlaflene Sultanrefidenzg ſchwach bevölkert. Die 
wenigen Bewohner wurden durch den Aufftand vertrieben, 
fo daß jegt mur wenige von Alters her in Dar-e8-Saläm 
anfälfige Leute zu finden find. Die Masfat-Araber find 
in Dar-ed:Saläm nur in geringer Anzahl, etwa 15 Köpfe, 
vertreten, zahlreicher find die Mſchihiri-Araber, etwa 150 
bis 200 Köpfe. Die Inder zählen etwas über 400 Köpfe. 

Ein neues Element it bei der Beſitznahme der Küjte 
in ben früheren Askaris (Soldaten der Schußtruppe) hin= 
zugelommen, weldye auf ihren Wunſch ftatt nah Kairo 
oder nad) rer nad Dar-e8-Saläm entlaffen worden 
find, und hier meiftens als Händler ihren Unterhalt ver 
dienen. Ihre Anzahl beträgt 33, wovon 19 Subanefen, 
4 Türken und 3 Mbeflynier. Wider Erwarten ſcheinen die 
entlafjenen Asfaris mit der Bevölkerung in gutem Ein— 
vernehmen zu leben und ſich aller Uebergriffe zu enthalten. 
Wenigftens find feine Klagen gegen fie laut — 
Ein- oder Auswanderung hat innerhalb bes Bezirks in 
nennensmwerthem Maße nicht ftattgefunden. 

Der bedeutendfte Ort des Bezirks, Dar-e3:Saläm, ift 
ala Sig des Gouvernements in entjhiedenem Aufblühen 
begriffen. Der Zuzug farbiger, die freilich nicht immer 
zu den beiten Elementen gehören, ijt ein andauernder und 
nicht unbeträchtlicher. Eine europäiſche fowie mehrere 
Inderfirmen find in Ießter Zeit zugezogen. Die Stabt 
befteht aus 173 Steinhäufern und etwa 900 Mafutihütten. 
Die Bauthätigkeit war beſonders im verfloffenen Sommer 
eine große. 

Von fonftigen Orten, weldje eine größere ober ges 
ringere Bedeutung haben, it zunächſt Fondutfeht zu ers 
mwähnen. Etwa 4 Stunden von Dar-e3-Saläm entfernt, 
Hauptetappe auf dem Wege nad) Bagamoyo, war Kon— 
dutſchi früher ein nicht umbebeutender Hanbelsplag, hat 
fih aber von feiner zweimaligen Zerftörung während bes 
Aufftandes noch nicht wieder zu erholen vermodt. Die 
Einwohnerzahl mag jetzt 150—200 Köpfe betragen. Das 
gleihe Schidjal hat das jetzt etwa 200 Einwohner zählende 
Dorf Magogoni, eine Stunde füdlih von Dar-es-Saläm, 
eine frühere Sultangfejte, gehabt. 

Größer als —— ſind die ſüdlich davon in einer 
Entfernung von einer bezw. drei Stunden gelegenen Dörfer 
Mdjimuema und Mboamaji mit je 300 Einwohnern; 
letzteres eine alte, jetzt aber mit Eingeborenen vermiſchte 
Kolonie der Maskat-Araber. Noch weiter ſüdlich, etwa 
7 Stunden von Dar-es⸗Saläm entfernt, liegt das Dorf 
Kimbidihi mit etwa 250 Bewohnern. Berfolgt man den 
Küftenweg weiter nad Süben, jo gelangt man zunächſt 
nad) dem am Mbezi⸗Fluß gelegenen, unbedeutenden Drt 
Schungubueni, wo zur Verhütung des Holzſchmuggels ein 
Nebenzollamt errichtet ift, und von da nad Kilfiju, einem 
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Drt von etwa 700 Einwohnern, in frucdhtbarer, wohlan- 
gebauter Gegend, etwa 21/, Tagemärjche von Darsed:Saläm 
entfernt. Gegenüber von ein liegt auf einer Inſel 
Kmwale, der Sig eines Nebenzollamts; 3 Stunden ſüdlich 
davon das Dorf Kifumangao mit etwa 4—500 Einwohnern, 
gleihfalls Nebenzollamt und Centrum des Kautichufhandels 
für den füblichen Theil bes Bezirks. Geringere Bedeutung 
bat das 4 Stunden füblich gelegene Heine Dorf Miindajt. 

Bon den im Innern gelegenen Ortſchaften find zu 
erwähnen bas Feine, aber durch Feine Lage am Kreuzungss 
punkte der Rifafi- und Kiloſſa-Straße wichtige Kola, das 
jüblih von Darses:Saläm gelegene 400 Einwohner zäh— 
lende Dorf Bilindu und vor Allem Mamba, zwei Tage 
märjche ſüdweſtlich von Darsed:Saläm in fruchtbarer, ſtark 
bebauter Gegend. Nächſt Dar-e3:Saläm ift es die be— 
deutendfte Oriſchaft des Bezirks, welche mit allen zu ihr 
gehörigen Schamben und Häufergruppen wohl 3000 bis 
4000 Einwohner zählen mag. 

Im Bezirke Kilma wohnten am Ende bes Berichts- 
jahres 27 Europäer, barunter eine rau und ein Kind, 
Der Nationalität nad ſetzt ſich dieſe Zahl zufammen aus 
25 Deutſchen, 1 Griechen und 1 Italiener. Bon diejen 
befinden fi 21 im Dienfte ber Negierung, 2 find Kauf: 
leute, der Grieche ift Gaftwirih und Händler, der Staliener 
Maurer. 

Bezüglich der eingeborenen Bevölkerung liegen Zahlen 
nicht vor. 

Araber find im Bezirk 617, Inder 536 anfäffig. 

Zu den im vorjährigen Berichte genannten Haupt 
wohnplägen find Hinzugelommen Tumbo-Kiswere (Afida, 
Nebenzollamt) und Donde-Bariliwa (Militärpoften). Aus 
ihrer Reihe ausgejchieden ift Kikunya, welches nad Be— 
ftrafung des Dorfälteften wegen Sflavenhandels von jeinen 
Bewohnern verlaflen worden if. Won ben Europäern 
wohnen 21 in Kilma, 3 in Mohorro, 1 in Simbasliranga, 
1 in Schole, 1 in Barikiwa; von den Arabern (einjchlieglich 
arabifcher Frauen und Kinder): 


335 in Schole-Mafia, 23 in Kiffimani, 


143 = Silma, 10 = Gamanga, 
61 = Kiswere, 1 = Marenbdego, 
44 = Mohorro, 


von den Indern (einfchließlich indischer Frauen und Kinder): 

282 in Kilma, 6 in Kiswere, 

129 = Moborro, 4 = ilfiwani, 

61 = Schole-Mafia, 4 = Gamanga, 

26 = Sifale, 15 =» Hleineren Orten. 

9 = Marendego, 

Im Bezirt Lindi lebten 34 Europäer, darunter 
15 Beamte, Offiziere ꝛc, 8 Miffionare, 7 Kaufleute, 
1 Blantagenbefiger, 1 Bäder, 1 Kranfenpflegerin, 1 Aufs 
jeher. Der Nationalität nah find davon 24 Deuiſche, 
5 Engländer, 3 Griechen, 1 Italiener, 1 Türke. 

Hauptwohnpläße find Lindi mit 1400 Seelen inner- 
halb der engeren Stabt und mit 2500 Seelen, wenn das 
andere Ufer und die näheren Schamben und Vororte ein- 
gerechnet werden, Banja, Mdinga mit je 200—250, Gur⸗ 
mahamba mit etwa 300 Einwohnern, ferner Sudi und 
Mikindani. Leßteres ift der Sit eines Bezirfsnebenamtes 
und Bollamtes. 


2. Klima und Gejundheitöverhältniffe. 

Die Himatifhen Verhältniſſe des Schußgebietes find 
in den Denlſchriften für die beiden Vorjahre geſchildert 
worden, fo daß lediglich auf dieſe verwiefen werden fann. 
Wie in den Vorjahren, fo ift auch im verfloffenen Jahr 
nach Kräften dahin geftrebt worben, die Bevölkerung und 
in erfter Linie die in das Schußgebiet entjandten Beamten 
und Offiziere vor den Gefahren des Klimas zu ſchützen. 








In Dar-es-Salüm war im Borjahre ein größeres 
zwilhen Stadt und Meer gelegenes fumpfiges Terrain 
durh Ziehen von Wbzugsgräben und Anlegen eines 
Schleuſenwerkes troden gelegt. Im verfloffenen Jahre 
wurde der am tiefften gelegene Theil diejes Terrains zudem 
nod mit jungen Kolospalmen bepflanzt, welche bei ihrem 
Wachſen dem Boben begierig Waffer entziehen und bie 
Austrodnung noch weiter begünftigen. Durch biefe Ent- 
wäflerungsanlage ift e8 ermöglicht, das nad) ſtarken Regen— 
fällen früher oft monatelang jumpfige und dadurch Außerjt 
—— Terrain in kürzeſter Zeit zu ent 
wäfjern. 


Durd) die rege Bauthätigkeit der era en find für 
die meiften an ber Hüfte lebenden Europäer bequeme und 
vom janitären Geſichtspunkt aus durchaus zwedmäßige 
Wohnungen errichtet worden, fo daß in dieſer Beziehung 
im legt verflofienen Jahr wenig zu ihun übrig blieb. So 
find denn auch die meiften in dieſem Jahr am der Hüfte 
—— Bauten lediglich aus wirthſchaftlichen Gründen 
aufgeführt (Zollhäuſer, Hafenbauten, Brücken, Wegebauten). 
Nur in Mikindani war ein Neubau des Europäerhauſes 
aus geſundheitlichen Gründen nöthig. Derſelbe wird in 
dem Äbſchnitt über die bauliche Thätigkeit des Gouverne— 
menis beſprochen werden. 

Die Kaſerne der Volizeitruppe in Tanga, zur 
bes Aufſtandes aus leichtem Material zur proviſoriſchen 
Unterbringung farbiger Soldaten errichtet, ift nicht mehr 
bewohnbar, Aus Mangel an Geldmitteln konnte dort mit 
einem Neubau noch nicht begonnen werben; die Bolizeifoldaten 
mußten vielmehr wieder provijoriich in neu errichteten, zu 
einem feinen Dorf zufammengruppirten Negerhütten untere 
gebracht werben. 

Die Unterfunftsverhältniffe auf den Innenftationen 
laſſen in hygieniſcher Hinficht leider immer noch zu wünfchen 
übrig, ohne daß mit ben verfügbaren, immerhin beſchränkten 
Mitteln durchgreifende Abhülfe geihaffen werben konnte. 
Es wiegen naturgemäß bei ber Wahl für die Dertlichkeit 
ber inneren Stationen meiftens militärifche ober handels— 
politiihe Rüdfihten vor und die fanitären Anforderungen 
laſſen fih Häufig mit biefen nicht im Einklang bringen. 
Auch fehlt es im Innern vielfah an zwedmäßigen Baus 
material. Die Wohnungen können daher nur aus bem 
Material aufgeführt werben, deſſen fih auch bie Eins 
geborenen zum Häujerbau bedienen. Naturgemäß können 
aber die Eingeborenenhütten und Temben als hygieniſche 
Mufteranftalten nicht gelten. So ift es denn nicht zu 
verwundern, daß ſich bie Innenftationen bezüglich F 
Geſundheitszuſtandes weit ungünſtiger als bie Küſten— 
ftationen zeigen. Im welcher Weiſe jetzt für beſſere 
Wohnungsverhältniſſe im Innern Sorge getragen worden 
iſt, wird weiter unten bei der Beſprechung der baulichen 
Thätigleit zu erwähnen ſein. 

Im vorjährigen Sanitätsjahresbericht war es als ein 
ganz erheblicher Fortiſchritt für die ſanitären Verhältnifje 
des Schutzgebietes bezeichnet worden, daß durch drei eigens 
zu dieſem Zweck engagirte Brunnenmacher die Ortſchaften 
der Küſte mit neuen Brunnen verſehen wurden, welche ein 
gutes und reichliches Trinkwaſſer lieferten. Mit dieſen 
Brunnenbauten iſt im verfloſſenen Jahr eifrig fortgefahren 
worden, fo daß zur Zeit alle größeren Küſtenſtädte, mit 
alleiniger Ausnahme von Kilwa, über eine ausreichende 
Anzahl recht guter Brunnen verfügen. 

Es find mit wenigen Ausnahmen faft nur Keffelbrunnen 
zur Anlage gelommen. In Dar:es:Saläm find Saug- und 
Drudpumpen in größerer Anzahl zur Anwendung gelangt 
als auf den anderen Plätzen. Trotzdem eine ftrenge Ueber: 
wachung vorhanden ift, find die Unterhaltungstoften zur 
Inftandhaltung der Pumpwerke jo bedeutend gejtiegen, daß 
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zur Zeit erwogen wird, die Saug: und Drudpumpen für 
den öffentlichen Verkehr zu beihränfen und zum einfachen 
Zieh: und Schöpfbrunnen zurüdzufehren. Die fortwähren- 
den Reparaturen an biefen Pumpwerken können nämlich 
faft nur von europäiſchen Handwerkern bejorgt werden. 
Es wird dadurch die Unterhaltung bedeutend vertheuert. 
Borläufig werben dieſe PBumpwerte nur noch zum Zweck 
ber Raflerverforgung von Wohngebäuden angewendet. Zu 
öffentlihen Sweden werden z. 8. nad beutichem Mufter 
andere Schöpfoorrichtungen hergeftellt. Nachdem auch noch 
die Station Kilwa mit den nöthigen Brunnenanlagen vers 
jehen worden fein wird, ſoll an die Verforgung der Innen— 
ftationen mit Brummen gegangen werden, denen dann An— 
lagen von Wafferftellen an ben befuchteften Karawanenmwegen 
zu folgen Hätten, 

Die Lazarethverhältnifie des Schußgebieies haben ſich 
im verfloffenen Jahre nicht gebeſſert. Das Lazareih in 
Bagamoyo mußte, wie es bereits im Vorjahre ala bevor» 
ftehend im Ausficht geftellt war, wegen Baufälligfeit ge 
räumt werden. Mn jeiner Stelle wurde mit bem im 
Bagamıoyo frei gewordenen Inventar in den oberen Räumen 
eines Nebengebäudes der Station Lindi ein proviforifches 
Meines Lazareth eingerichtet, das jedoch jo primitiv ift, daß 
es auf leßteren Namen kaum Anſpruch maden kann. In 
Dar⸗es⸗Salam waren auch im verfloffenen Jahr die Franken 
Europäer nod in der evangeliſchen Miffion untergebradt. 
Die Miffionsgebäude, urfprünglich lediglich zu Miffions- 
zweden gebaut und nachträglich erſt durch eine angebaute 
Barade erweitert, entiprechen den Anforderungen, bie an 
ein Krankenhaus geftellt werden müflen, in feiner Weife. 
zn muß man trogdem der Miffion dankbar fein, daß 
fie, jo lange beffere Unterkunftsräume für die Kranken nicht 
vorhanden find, ihre Gebäulichkeiten und ihre Pflegekräfte in 
jelbftlofer Weife dem Gouvernement zur Verfügung ftellt. 
Glũcklicher Weife hat der Reichstag in feiner Sejjion 
1894/95 die Mittel zu dem inzwiſchen in Angriff ge 
nommenen Neubau eines Krankenhauſes in Darse3:Saläm 
bewilligt. 

Bezüglich der im Schußgebiet herrfchenden Krankheiten 
fann auf das in ben Sanitätsberidhten der Vorjahre Ge— 
fagte verwiefen werden. Die meiften Todesfälle, welche 
die Europäerbevölterung im legten Jahre zu beflagen Hatte, 
waren wiederum durch perniziöfe Malaria und Dysenterie 
bedingt. Die zum Tode führenden Krankheiten jtammten 
— aus dem Innern; nur bei wenigen mußte die Er— 
franfungsurfahe an ber Küſte gejucht werden. Beſonderer 
Erwähnung bedarf die Ruhrepidemie, die im verflofjenen 
Jahre faft allgemein im Innern herrſchte und bie ihre 
Haupturſache in ber durch die Hungersnoth bedingten 
mangelhaften oder ganz unzulängliden Ernährung ber ein: 
geborenen Bevölkerung hatte. Auch die Schugtruppe hatte 
auf den Innenjtationen darunter vielfadh zu leiden. Sie 
Fan an Dysenterie mehrere Europäer und eine Anzahl 
arbiger Soldaten verloren. Am ftärkiten graffirte Die 
Seuche in ber Truppe während ber zweiten Hälfte und 
nach Beendigung des Wahehefeldzuges. Erjt nad) ber 
Rückkehr ber Truppe in ihre Garniſonen gelang es, ber 
Epibemie unter den Soldaten Einhalt zu thun. Die ans 
ſcheinend unmittelbar bevorftehende völlige Beendigung ber 

ungersnoth wird auch den Eingeborenen wieder befiere 
ährungsbedingungen ſchaffen. Schon jept treten unter 
ihnen Dysenteriefälle in weit geringerer Anzahl auf. 

Boden, welche neben Malaria und Dysenterie als die 
Geißel Dftafritas bezeichnet werben mühlen, und unter 
benen in ben Vorjahren die eingeborenen Bevölkerung ganz 
gewaltig zu leiden gehabt Hatte, find im legten Jahr mur 
in beihränktem Maße aufgetreten. Die Bevölkerung ſcheint 
in folge ber Epidemie der Vorjahre durchſeucht zu fein. 


Es ift deshalb jegr wohl möglid, daß nunmehr eine ver- 
hältnigmäßig podenfreie Periode bevorfteht, die fo lange 
andauern dürfte, bis die durch das einmalige Ueberftehen 
ber Poden erworbene Immunität allmählich wieder ver- 
ſchwunden ift und bis der nod nicht durchſeuchte Nach— 
wuchs ber Bevölkerung der Seuche neue Angriffsobjekte 
liefern wird. 

Für die unter Eingeborenen gelegentlih vorlommenden 
Ausfägigen ift in Matando eine Niederlaffung gegründet 
worden, weldie von ber Regierung mit Saatgut und 
Lebensmitteln unterftügt wird. Im Betriebsjahre waren 
18 Kranke bort. 


3. Urproduktion des Landes, 

Auf die Landwirthſchaft der Eingeborenen ift bie 
große ——— auch während dieſes Berichtsjahres 
von verhängnigvollem Einfluſſe geweſen. Manche Gegenden, 
in welchen nur die von den Heuſchrecken bevorzugten Kul- 
turen betrieben wurden, find vollftandig verheert worben, 
fo die fruchtbaren Reisgebiete am Rufiji und bei Meamba 
im Hinterlande von Darsed-Saldam. Außer Reis find 
auch Sorghum und Mais überall von den Heujchreden 
aufgefreffen worden. Die Eingeborenen haben = theils 
aus eigener Erfenntniß, theild auf Anrathen der Gouverne- 
mentsbehörden den Anbau dieſer Früchte aufgegeben und 
fih ſolchen zugewandt, weldhe von den Heufchreden ver: 
Ihont wurden, wie Maniof, Süßfartoffel und verſchiedene 
Bohnenarten. Dadurch, daß die nothleidenden Leute fich 
ben von Europäern bewohnten Orten, in benen ftets Arbeit 
zu finden ift, zumanbten, bat fidh die Küftenbenölferung 
vermehrt und es ift zur Zeit nicht ſchwer für Die europäiſchen 
Pflanzer, Arbeiter befommen, aber der Saramanenver- 
fehr wird ungemein erjchwert, weil es an Verpflegung 
unterweg® mangelt. 

Es ſcheint übrigens, als ob bie Seufchredenplage 
ihrem Ende entgegengeht, bern über die legten Ernlen find 
bei dem Gouvernement aus faft allen Gegenden günſtige 
Berichte eingelaufen. Qabora, das überhaupt nur wenig 
heimgeſucht worden ift, hat eine reiche Ernie gehabt, bie 
neu begründete Station Kilimatinde, welche gerade zur 
Beit der Anlage im Beginn des Jahres 1895 mit ſchweren 
Berpflegungsiorgen zu kämpfen hatte, und ſich aus Tabora 
und JIrangi bie Lebensmittel bejchaffen mußte, kann fich 
ihon im eigenen Lande verproviantiren; auch in der 
Gegend von Kiloffa, die mit Mpapua am meiften gelitten 

atte, findet bie Bevölferung jet wieder genügende Nahrung. 
ehnlich Iauten die Berichte aus Ulanga und Kifali. 

Es ift dies um fo erfreulicher, als die Bevölkerung 
diefer Gegenden die Neigung gezeigt Hatte, ihre alten 
Wohnfige, welche früher durch die Einfälle der Mafiti und 
Wahehe fortwährend beunruhigt und beraubt wurden, jeßt 
aber durch die Militärftationen gebedt und gefichert find, 
wieder aufzufuchen. Bleibt das Land von ber MWieder- 
holung ber furdhtbaren Landplage verſchont, jo wird es 
wenn auch nur allmählich, gelingen, die veröbeten Gegenden 
wieder zu befiebeln. 


Biehzucht. 

Der Viehſtand hat ſich im Ganzen noch immer nicht 
weſentlich gehoben. Ob die Rinderſeuche noch daran ſchuld 
iſt, kann nicht mit Sicherheit fetgefielt werden. Jedenfalls 
hat aber auch hier die Heufchredenplage eingewirlt. Ein 
guter Viehftand ift nur in ben von Diefen Inſekten vers 
ſchonten Gebieten vorhanden, nämlich auf den beiden Inſeln 
Mafia und Kilwa Kiſiwani ſowie im Kilimandjaro-Gebiete. 
In letzterem halten die Bewohner des eigentlichen Gebirges 
das Vieh des rauhen Wetterd wegen beftändig im Stalle 
und füttern e8 mit Gras und Bananenblättern. In ben 
Steppen am Fuße des Gebirges lebt das Vieh dagegen 
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unausgeſetzt im 
in den Bezirken Bangani und Tarıga gezeigt. In Bagamoyo 
und Sabani ift zwar ziemlich viel Vieh. Es ift dies aber 
nicht das Produkt eigener Zucht, fondern wird aus dem 
Inneren, aus Ufjuluma und aus Nguru zum Berfauf an 
die Küſte gebracht und bejteht großentheild aus männlichen 
Thieren, da die Eingeborenen die weiblichen ſelbſt zur Zucht 
zurübehalten. 
ngen, 

An Pflanzungen von Europäern beftehen zur Zeit im 

Bezirke Tanga — 


a) an der Küſte 
die v. St. Paul'ſchen Pflanzungen bei Tanga, 
= ». Bülow' ſche Pflanzung bei Miambwe, 
3. = Perrot'ſche Pflanzung am Mkulumuzi,*) 
4. = Schlunke'ſche Pflanzung bei Potini, 
5. = Pflanzung der Deutih-DOftafrikanifchen Ges 
6 


1. 
2. 


felichaft bei Maoa, 
. Die Pilanzung der Deutih-Dftafritanifchen Ge— 
jelichaft bei Yaffini an der engliſchen Grenze; 


b) in Bonbei 
7. die Berrot’fche Pflanzung ſüdlich von Bonibwera 
zwilchen den Flüflen Sigi und Mfulumuzi;*) 


e) in Hanbei (Dftellfambara) 

8. bie Pflanzungen ber Deutſch-Oſtafrikaniſchen Ge- 

ſellſchaft in Derema, 

9. in Nguelo, 

10. in Merue, 

11. in Lunguza, 

12. —— ber Uſambara⸗Kaffeebau⸗Geſellſchaft in 

uloa, 

13. Mismahl’iche Pflanzung in Ngua. 

Die wirthſchaftlichen Unternehmungen nehmen, wie 
ihon aus ber wachſenden Zahl der Pflanzungen zu ers 
fehen it, im erfreulicher Weile zu. Auch die einzelnen 
Unternehmungen haben gute Fortſchritte gemacht. 

bie einzelnen Pflanzungen ift Folgendes zu er- 
mwähnen: 

1. Die v. St. Paul'ſchen Pflanzungen bei Tanga 
zerfallen in zwei Haupttheile, deren einer öſtlich, der andere 
weitlih von Tanga gelegen if. Das weſtliche Gebiet ift 
in dieſem Jahre fertig mit Kautſchuk und Kolospalmen be- 
pflanzt, von denen Erträge jet natürlih noch nicht er— 
wartet werben können. Bon der hier angepflanzten Vanille 
wurde eine Heine gute Probe nad Haufe gefandt. Der 
Verſuch hat gelehrt, daß bie Vanille Hier zu ihrem Ge- 
beihen weit mehr Schatten braucht, als in Reunion und 
Mauritius. — Da bdiefer nur zum Theil in dem Abſchnitt 
ber Pflanzung mweitlic von Tanga vorhanden war, ift eine 
größere Anzahl guter Lianen an eine neue Stelle im Walde 
am Miulumuzi verpflanzt, wo fie jehr gut gebeihen. 

Bon dem Theile der Pflanzung Shitich von Tanga, 
auf bem bisher nur einige Tauſend Kautfchulbäume und 
eine eine Probe Liberia-faffee angepflanzt worden, find 
durch einen weiteren neu herausgejandten Beamten größere 
Streden urbar gemacht und mit Kolospalmen bepflanzt. Bon 
der Banille wird in diefem Herbft eine größere Probe erwartet. 

2. Die von Bülow'ſche Pflanzung grenzt im Süben 
an ben legterwähnten Theil der von St. Paul'ſchen Pflans 
zung. Ein europäifcher Beamter pflanzt hier ausschließlich 
Kokospalmen. Es find bereits Verhandlungen im Gange, um 
ben Landbeſitz dieſes Unternehmens bedeutend zu erweitern.**) 


*), Die urfprünglid Perrot’ihen Unternehmungen find in ben 
Befig der in der Bildung begriffenen Weftdeutfhen Handels und 
Blantagen-Gejehihaft in Düfjeldorf übergegangen. 

"®) Diefe Verhandlungen Haben zur Gründung der Tanga- 
Gefellihaft geführt. 


ien. Ein geringer Fortſchritt Hat fid) | 


3. Die Perrot'ſche Pflanzung am Mkulumuzi ift 
fehr erweitert worden. Die Baummolltultur Hat man gänzlich 
fallen lafien, da die Preife zu gering find. Dagegen find 
zn: Streden mit LiberiasKaffee, Kotospalmen unb 

autſchuk bepflanzt. Durch den Bau eines guten Wohn- 
hauſes iſt wejentlich dazu beigetragen, den Gefundheitszuftand 
der Beamten zu Dee. Gegen Enbe bes Berichtsjahres 
waren etwa je 25000 Kaffeebäume und Palmen ausgepflangt. 

4. Auf der Schlunke'ſchen Pflangung wurben im ber 
Hauptſache Kokospalmen mweitergepflanzt. Der Befiger hat 
fein Hotel in Tanga verpadhtet und it mit feiner frau 
nad Botini herüber gezogen, um bie Leitung der Pflanzung 
perſönlich zu übernehmen. 

5 und 6. Die Pflanzung der Deutſch-Oſtafrika— 
nifhen Gefellfhaft in Moa iſt die bebeutendfte neuere 
Kokospflanzung an der Küſte 

Zujammen mit der nördlich an das Gebiet von Moa 
angrenzenden neuangelegten Pflanzung Yaſſini befipt bie 
Deutid-Dftafritanifche Geſellſchaft hier einen Lanbtompler 
von circa 18 qkm. 

Das Gebiet ift zur Anpflanzung ber Kokospalme 
außerorbentlid geeignet und bietet dadurch, daß das Pros 
duft fpäter direkt in Yaſſini und Moa ohne jegliche Schwie- 
rigfeiten verfchifft werden kann, noch beiondere Bortheile. 
Die Heine Inſel Ngofine im Hafen von Moa ift als Lager: 
plag in Ausfidt genommen. Durch das ganze Gebiet 
zwiſchen Moa und Yalfini wird jet ein dieſe beiden Orte 
direft verbindender, mitten durch die Pflanzung führender 
4 m breiter Weg angelegt. Die Arbeiterhäufer der neuen 
Pflanzung Yaſſini find bereits fertig. Das Europäer- 
Wohnhaus it im Bau. Auf beiden Pflanzungen werden 
täglih etwa 200—300 Arbeiter beichäftigt. 

In Moa ift vor längerer Zeit mit dem Auspflanzen 
begonnen worden; es ftehen bereits etwa 80—85 000 Pal⸗ 
men im Felde. — Außerdem liegen nod hier wie in 
Yaifini größere Mengen von Nüffen in Samenbeeten. Der 
Plantagenleiter rechnet darauf, bis Mitte nächſten Jahres 
auf beiden Pflanzungen gegen eine viertel Million Balmen 
ausgepflanzt zu haben. 

7. Die Perrot'ſche Pflanzung in Bondei ift aud) 
im Laufe dieſes Jahres erſt neu angelegt. Sie joll haupt- 
ſächlich der Liberia-Kaffeekultur gewidmet werben. Es finb 
bereit3 mehrere Taufend Bäumchen aus den Beftänden der 
Pflanzung am Meulumuzi dort in Bondei ausgepflanzt. 

Der neue Leiter fol beabfichtigen, dieſe Pflanzung 
aufzugeben, um auf dem Mlingaberge, der bejonders gutes 
Zand haben fol, eine neue Kaffeepflanzung anzulegen. 

8,9, 10,11. Die älteften Pflanzungen im Bezirk — bie 
ber Deutſch-Oſtafrikaniſchen Geſellſchaft in Derema 
und Nguelo — werden dieſes Jahr ihre erſte größere Ernte 
geben; zum großen Theil ift der Kaffee ſchon geerntet. — 
Im Ganzen redjinet man auf ungefähr 50 000 kg. Der 
Kaffee ift nad) dem auf Grund der im Borjahre einge 
fandten Proben von Sadjverftändigen gefällten Urtheil 
von recht guter Dualität und verfpridht einen guten Preis 
zu bringen. 

In Derema ftehen augenblidlid gegen 150— 160 000 
Bäume Coffea arabica und einige Taufend Bäume Coffea 
Liberica im Felde. In Samenbeeten ftehen über eine 
viertel Million Pflanzen. Außerdem ift hier ein Verſuch 
mit Thee und Kardamom gemadht. 

In Naquelo — einfhließlih einer angrenzenden in 
diefem Jahre neu eröffneten Nebenpflanzung — jtehen etwa 
350 000 Bäume Coffea arabica im Felde. 

In Herue ift ein Verſuch mit Hodeidakaffee gemadht; 
annähernd 10000 Bäume find bereits ausgepflanzt. 

In Lunguza ift ein Verſuch mit Kalao und Liberia- 
faffee im Gange. Im Ganzen werden auf ben Deutjch- 
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Dftafritanifchen Gejellihaftspflanzungen in Handei 600 bis 
700 Arbeiter, darunter an 200 Chinefen und Malayen 
beihäftigt. Die Hemileia vastatrix hat ſich ſowohl in 
Nguelo wie in Derema gezeigt, ohne bisher größere Ver: 
heerungen angerichtet zu Des Man hat verjudht, bie 
Krankheit mit verſchiedenen Mitteln zu befämpfen, ob mit 
Erfolg muß die Zukunft Iehren. Zum Studium ber Krank— 
heit hat die Deutih-Oftafritanifche Geſellſchaft den Bota— 
nifer Dr. Heinfen nad Nguelo entſandt. — Bur Ber: 
meibung der jchwierigen Bergpaffagen zwiſchen Sega in 
Bondei und den Pflanzungen und zum Anſchluß an bie 
Bahn Hat die Deutih-Dftafritaniihe Gejelihaft von 
Derema aus einen Weg thalwärts begonnen. Da viele 
Sprengungen nöthig find, zieht ſich die Arbeit jehr in bie 
Länge, doch Hoffte der Leiter von Derema, den Weg zum 
Herbjt vollendet zu haben. 

12. Auch die jüngere Pflanzung der Ujambaras 
Kaffeebaugeſellſchaft ſcheint gute Fortſchritte zu machen, 
obwohl auch hier die Hemileia aufgetreten ift. 

ulwa arbeitet nur mit ſchwarzen Arbeitern. 

13. Im füdlihen Handei hat ein Herr Mismahl 
eine Kafferpflanzung begonnen, die ſich indeß erft in ben 
eriten Anfängen befindet. Cinige Taufend Bäume find 
ausgepflanzt. j , 

Die Arbeiterverhältniffe haben ſich — wohl in folge 
der Hungersnot — gebejjert. Klagen find in dieſer Rich— 
tung nur felten laut geworden. Selbft die Leute aus der 
Niederung, die das kalte Klima der Berge nicht vertrugen 
und er öfters fortliefen, bleiben jegt länger bei ber 
Arbeit, Jobald durch gute Unterkunft, Berabreihung von 
Deden ꝛc. gut für fie gejorgt wird. 

Wenn bei dem Bahnbau in diefer Richtung manchmal 
Klagen von Unternehmern laut wurden, jo lag dies meift 
an fehlerhafter Behandlung der Leute feitens europäiſcher 
Aufſeher. 

Im Bezirke Pangani beſtehen die Pflanzungen: 
1. der Deutſch-Oſtafrikaniſchen Plantagengeſellſchaft Lewa 
mit Magila und mn und 2. die Pflanzung der 
Deutſch⸗Oſtafrikaniſchen Geſellſchaft Kilogwe mit Muera. 

1. Die Plantage Lewa zuſammen mit Magila beſteht 
aus 2500 Morgen mit Kaffee beſtandenen Bodens; 
200 Morgen find mit Tabak bepflanzt. Es iſt in Ausſicht 
genommen, die Tabalsanpflanzungen nicht zu vergrößern. 
Es follen jedes Jahr nur 200 Morgen angepflangt werben. 
Wie es fheint, ſoll auf Lewa die Hauptkultur von jeßt 
ab der Kaffeebau fein. Bis zum Ablauf der großen Regen- 
zeit 1896 follen 500 000 Bäume ausgepflanzt werden. 
Die bis jetzt ausgepflanzten 60 000 Bäumchen gedeihen 
ganz ausgezeichnet. Im legten Jahre wurden an Tabal 
geerntet 629 Zentner und find jet, wie jchon oben gejagt, 
wiederum 200 Morgen mit Tabak bejtanden, der bis zum 
November abgeerntet wird und etwa 6—800 Zentner er 
geben bürjte. Der vorjährige Tabak, welcher nad Europa 
gejandt wurde, hat den in ihn gelegten Erwartungen, was 
die Dualität anbetrifft, nicht entiprochen, dagegen Hat ber 
Leiter der Plantage die Hoffnung, daß er mit dem dies— 
jährigen Tabak befjere Erfolge erzielen würde. Wuf ber 
Blantage arbeiten 100— 120 Javanen und Chineſen, außer- 
dem 100, zu einzelnen Zeiten jogar 400 Bonbeileute. An 
Europäern find außer dem Xeiter der Plantage * 
Denklau noch zwei Aſſiſtenten angeftellt. Der Gejund- 
heitszuftand ift bei den oftafiatifchen Arbeitern, Chinejen 
und Javanen, gu. Nah den Ungaben bes Plan— 
tagenleiterd jcheint die Arbeiterfrage auf Lewa, was die 
eingeborenen Arbeiter anbetrifft, jegt auch geregelt zu fein, 
denn 400 ſchwarze Arbeiter dürften für die Plantage wohl 
genügen. Der Leiter der Plantage hat großes Vertrauen 
zu der Liberia-ftaffeekultur in Bondei und hofft, daf durch 
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dieje Kultur die Kolonie in einigen Jahren große Erfolge 
wird aufweifen und jo in jeder Weiſe mit anderen nuß— 
bringenben Kolonien konkurriren können. 

Das Terrain ber Plantage Buſchirihof umfaßt 3. 8. 
400 Hektar, wovon 300 für den Anbau von Kaffee und 
100 Heltar für Kolosnußfultur beftimmt find. Diefe 
Plantage bejteht jeit Dezember 1894 und arbeitet täglich 
mit 50 bis 60 Mann. Dieje find als Monatsarbeiter 
engagirt für den Lohn von 10 Rupien; Weiber erhalten 
6 Rupien. Außerdem befommen die Arbeiter täglich 8 Bela 
Poſcho. Die Arbeitszeit beträgt täglich etwa 10 Stunden, 
Auf der Plantage waren bereits vorhanden 500 tragende 
Kofosnußpalmen; diefer Beftand fol auf 15000 erhöht 
werden, 1000 find bereits ausgepflanzt, 4000 weitere liegen 
in den Samenbeeten zum Auspflangen bereit. An Kaffee 
find 6000 Bäumchen ausgepflanzt, die alle gut foritommen ; 
ferner find 120 Samenbeete fertig geftellt mit je 1000 Pflänz- 
lingen, welche im Juni nächiten Jahres ausgepflangt werben 
follen. Im Ganzen find für Buſchirihof 25 000 Pflanzen 
beftimmt, Um die Feuchtigkeitsniederſchläge nicht zu be— 
einträchtigen, wird von dem Xeiter ber Plantage im jehr 
richtiger Weiſe darauf gehalten, daß der Baumbeftand nicht 
zu jehr gelichtet wird. 

2. Die Plantage Kikogwe mit Muera bejteht aus 
etwa 1000 Morgen urbar gemadten Landes, wovon 
750 Morgen mit Baunmolle bepflanzt find, 225 Morgen 
mit Mtama, das Uebrige mit Sejam, Seefelhanf und ver: 
ſchiedenen Berjuchsfulturen. Außerdem find 1600 Kokos— 
nüffe auf Streden, die fi für den Baummollenbau nicht 
eignen, ausgepflangt, und jollen weitere 10 000 im nächſten 
Jahre in die Erde fommen. Da die Baummolltultur hier 
in Deutih-Dftafrita — wohl haupiſächlich der Konkurrenz 
von Indien wegen, außerdem wegen des ftarfen Rüde 
ganges der Baummollpreiie — das Pfund Baummolle 
wurde in Hamburg, obgleih die Baummolle der beiten 
Zerasbaummolle nicht nachjtehen joll, nur mit 26 Pfennigen 
bezahlt, während früher ein Preis von 43 bis 47 Pfennigen 
nichts Außergewöhnliches war — ſich nicht belohnt hat, jo 
hat die Gejellihaft auf Kilogwe und Muera für die Zu- 
funft ebenfalls den Anbau von Liberiafaffee in Ausficht 
genommen. In Kikogwe wirb mit Ochſen und Ejeln ges 
adert, und dürfte dadurch der Beweis erbradjt fein, daß 
es in Afrita doch wohl möglich ift, mit Zugvieh zu arbeiten 
und dadurd die großen Koften der Handarbeit herabzu- 
fegen, was bis jept vielfach bezweifelt wurde. 20 Mafjai- 
bullen und 70 Maffaiejel find vollftändig eingefahren und 
leiften ganz Vorzüglides. An Baumwolle wurben im 
Ganzen in ben legten drei Jahren gegen 500 Ballen nad) 
Haufe gejandt. 

Im Bezirte Bagamoyo ift zu nennen bie jeit vielen 
Jahren beftehende Vanillepflanzung der katholiſchen Miffion 
der Congrögation du St. Esprit et du St. Coeur de Marie, 
welche aljährli einen erfreulihen Ertrag bringt. Doch 
ift hieraus eine Rentabilität der Pflanzung nicht ohne 
Weiteres zu jchliefen, da die Arbeit von den Miſſions— 
zöglingen geleijtet wird, deren Unterhalt aber nicht vom 
Ertrag abgerechnet, fondern von den der Mifjion zugehen: 
ben Zuſchüſſen beftritten wird, Die im Bezirle Bagamoyo 
dicht bei der Stadt gleichen Namens gelegene der 2. und 
D. Hanfing Mrima-Land- und Plantagengefellihaft ges 

örige Pflanzung Kitopeni enthält gleichfalls ——— 
anille und hat eine ziemlich gute Ernte gehabt. Da der 
Leiter der Pflanzung durch Abdämmung eines kleinen 
Baches für das nöthige Waſſer geſorgt und in ausreichens 
dem Maße Scattenbäume gepflanzt Hat, jo bietet dieſe 
Plantage jegt günftige Ausfihten. Die Miffionsjtationen 
in Mhonda und Mrogoro Haben jeit mehreren Jahren 
außer Vanille aud Tabak und Kaffee gepflanzt und 
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namentlich mit letzterem Probufte bereits hervorragende 
Refultate erzielt. Von der Station Mrogoro hat die Kaijer- 
liche Station Kiloſſa vor einigen Se ge Kaffeefamen bes 
zogen und davon Früchte erzielt, welche nach den Hier an= 
—** Proben dem Adenkaffee nichts nachgeben. 

Als letzte Europäerpflanzung iſt die des Herrn 
v. Duaft bei Mikindani zu nennen. Nachdem dort die 
Baummollenkultur als nicht genügend rentabel aufgegeben 
worden, ift ber Anbau von Kokospalmen, bie zwar erft 
ipät, nämlih nah 7 Jahren, dann aber ziemlich ſicher 
einen guten Gewinn bringen, und von Zuckerrohr, das in 
ben fruchtbaren Thälern bei Mikindani ausgezeichnet ges 
beiht, in Angriff genommen worden. 

Der Zuckerrohrbau wird im Schußgebiete in vielen 
Gegenden betrieben, in größerem Maßjtabe aber nur im 
Thale des Banganiflufies. 

In dem Manjabiftrift auf beiden Seiten des Pangani- 
fluffes erftredt fi 5 Stunden weit ein Streifen ſchweren 
Aluvialbodens, der für den Anbau von Auderrohr wie 
geihaffen ift. Diefer Streifen wird von fünftlichen Kanälen 
durchzogen, welche fich mit jeder Ebbe und Fluth füllen 
und leeren. Die Fluth reiht 6 Stunden weit herauf; da 
ber Niveauunterjchted 12 bis 14 Fuß beträgt, wirb bem 
Boben Jepergeit die nöthige Feuchtigkeit zugeführt. Die 
mit Auderrohr beftandene Fläche dürfte nah ungefährer 
Schäßung 5 bis 600 Hektar betragen. Dieſe Fläche ſetzt 
fi aus 105 Schamben zufammen. Zur Verarbeitung bes 
Zuderrohrs dienen 34 Walzenpreifen, davon 3 mit Dampf- 

etrieb. Es wurden im legten Jahre etwa 21/, Millionen 

lbs Zuderjaft (Aſali und Melaffe) von hier aus erportirt. 
Wenn man nun annimmt, daß ſowohl die Kultur bes 
Zuckerrohrs, wie die fpätere Bearbeitung bis jegt eine jehr 
primitive gewejen ift, außerdem die Schambenbejiger von 
ihrem Befig nur foviel bebauen, als fie zu ihrem Lebens— 
unterhalt nöthig Haben, jo bürfte bei der großen Fläche 
ber noch anbaufähigen Ländereien die Zuderkultur hoffent 
lich in nicht zu langer Zeit für den Bezirk Pangani von 
großer Bedeutung werden. 

Es ift zu hoffen, daß das Zuckerſyndikat, welches ſich 
in Deutſchland gebildet hat und beabjichtigt, am Pangani 
eine Fabrik zu errichten, zu Stande fommen wirb. 

Im Großen und Ganzen hat fidh die private Koloni— 
fationsthätigleit vorzugsweie dem Norden des Schußz— 
gebietes zugewandt und den Süben faft ganz vernadhläffigt. 
Es barf vo keineswegs geichlojfen werden, daß ber 
Süden fih nicht dazu eigne. Im Gegentheile, es giebt 
dort weite fruchtbare Streden. So in die näcdhfte Um: 

egend von Lindi und Mikindani durdiaus geeignet für 
flanzungen, wenn aud das Land dort Freilich, da e8 in 
ben Händen verftändnißvoller Araber und Eingeborener 
ift, nicht mehr fo billig ift. Ganz befonders für Pflanzungen 
von Europäern ift aber die hervorragend fruchtbare Ge— 
end von Mohorro und das ARufidji-Delta geeignet. Daß 
16 das Privatfapital dort noch nicht engagirt hat, läßt 
ih nur baburd) erflären, dab bisher allein der Norden 
als fruchtbar bekannt geworben if. Wenn, was im In— 
terefie der Kolonie durhaus zu wünſchen märe, einzelne 
mit einigem Sapitale verjehene Perfonen ſich in der Kolonie 
anfiebeln wollen, fo kann ihnen nur empfohlen werden, in 
die Gegend von Mohorro zu gehen, wo das Land noch 
nicht wie in Ufambara in den Händen von Europäern ift 
und daher noch zu ganz geringem Preife erworben werben 
fann. Auch die Verkehrswege find dort nicht jchledhte, da 
Dhaus auf dem Mohorroflug bis zu dem Orte Mohorro 
binauffahren können und die Gouvernementsdampfer, ſo— 
bald in diefer Gegend Europäernieberlaffungen fid) be— 
fänden, jedenfalls auch bie ndung des Mohorroflufjes 
nad) Bedürfniß anlaufen würden. 


Beförderung der Landesfultur. 

Das Gouvernement hat es fich in dem Berichtsjahre 
ganz befonders anmgelegen fein laffen, auch felbft Kultur: 
verfuche anzuftellen, um auf diefe Weiſe anregend zu wirken. 
Es find deshalb ſowohl die Stationen mit Sämereien vers 
fehen, als aud auf den dem Gouvernement gehörigen 
Ländereien Pflanzungen angelegt worden. 

Da bie zur Verfügung ftehenden Mittel bisher nur 
gering gemweien find, auch im Berichtsjahre erft hierfür 
eine bejonbere Abtheilung des Gouvernements hat gebilbet 
werben können, jo kann von wejentlihen Erfolgen natürs 
lich noch nicht berichtet werben. Indeſſen hat fich biefe 
Thätigfeit des Gouvernements bereits als jehr jegensreich 
erwiejen und wird, wenn fie weiter en und ind 
befondere die auf dem Plateau von Weſt-Uſambara ge 
plante Kulturftation, welde für die Europäer-Plantagen 
nn jein fol, eingerichtet ift, von großem Nußen 
für die Kolonie fein. Im Einzelnen ift über die Thätigfeit 
bes Gouvernements auf diefem Gebiete zu bemerken: 

I. Berforgung der Stationen mit Sämereien und Kultur- 
arbeiten anf dieſen Stationen. 

Jedes halbe Jahr wird jämmtlihen Küſten- und 
Binnenftationen, ſoweit fie mit Europäern bejegt find, ein 
Quantum von Gemüfejämereien überfandt, dba die Ber: 
forgung mit frifhem Gemüfe für die Erhaltung der Ge- 
jundheit ber Europäer jehr mejentlih ift. Wer von ber 
Stationsbefagung Interefle dafür hat, übernimmt die Sorge 
für den Gemüjegarten. Der fortwährende Wechjel in ben 
Perſonen, der auf den Stationen vorkommt, und ber Um— 
ftand, daß oft Niemand Intereffe an dieſer freiwillig zu 
übernehmenden Aufgabe hat, macht jedoch einen größeren 
Anbau und reguläre Verſuche faſt unmöglich. Es hat ſich 

erausgeftellt, was auch ſehr natürlich ift, dag an ber 

fte und im Innern nicht daſſelbe gedeiht. Auf ben 
meiften Binnenftationen, befonbers auf den höher gelegenen, 
wachſen faft alle europäifhen Gemüfe, am Kilimandjaro 
und in Mmanja aud Kartoffeln und Weizen. Am Ki— 
limandjaro konnten von einer Reihe von Gemüfen, wie Mohrs 
rüben, Bruchbohnen, Kreffe, Zwiebeln, Marl-Erbſen, Prunk— 
bohnen und ee guter Samen gezogen werben. 

In Kifaki find Erbjen bereits in der fünften Generation 
von dort gezogenem Samen geerntet worden, ohne daß ſich 
eine Degeneration bemerkbar mad)te. 

Auch die Küftenorte find recht verfchieden, Lindi ſcheint 
bas bejte Klima zu haben, was wohl damit zufammen= 
hängen mag, daß dort das Hügelland dicht ans Meer 

erantritt, und dab außerdem der Boden redyt dunkel und 

chtbar zu fein fcheint. Ebenjo ift Tanga etwas feuchter 
als andere Plätze. In Pangani find die Verfuche meift 
ganz fehlgeihlagen; der Boden unten am Fluß ſcheint uns 
geeignet zu fein. Vielleicht werden Verſuche auf der Höhe 
ei Bweni beffere Rejultate Tiefern. 

Hier möge glei des Anbaues von Gemüfen in 
Dar-e3-Saläm gedacht werden. Auch hier hat fidh heraus 
gejtellt, daß die Anpflanzung der meiften Gemüfe nicht der 
Mühe lohnt. Wirklih gut gedeihen nur Salat, Rettig, 
Radieschen und Kohlrabi, nächſidem noch Schnittkohl, Rofens 
fohl, Möhren und Bohnen, Kartoffeln tragen nur jehr 
Kleine Knollen. 

Bon dem Weizen, weldhen die Araber in Tabora in 
ausgezeichneter Dualität, wenn auch mit jehr mühevoller 
Bewäljerung ziehen, wurben mehrere Laften vertheilt. Am 
Kilimandjaro wuchs er gut und reichlich, zeigte aber ein 
recht unregelmäßiges Reifen. In Mohorro im Rufiji-Delta 
ift der erfte Verſuch mißglüdt, weil die Heufchreden Alles 
abfraßen, der zweite Verſuch jcheint, nach dem Wahsthum 
ber Halme zu ſchließen, Erfolg zu verſprechen. In Kiloſſa 
ift der TaborasWeizen gut gedichen. 
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Verſuche mit Runkelrüben find, fomweit die Berichte 
vorliegen, daB erfte Mal auf allen Stationen mißglüdt, 
wohl wegen mangelhafter Beichaffenheit der Saat. Nur 
in Mafınde wurden einige Pflängchen bei einem von brei 
Verſuchen erzielt, die etwa 1 kg ſchwere Knollen gaben. 
Ein erneuter Verſuch fol angeftellt werden. 

Den Stationen wurde außerdem noch Material zum 
Anbau von Ananas, Mangos, Delpalmen, von Wein, 
Mandeln, Pfirfihen, Aprikoſen, jowie von verfchiebenen 
Baumarten wie Kafuarinen, Cedrus deodura, Pinus excelsa, 
Acacia pygnantha und decurrens jowie von einer Reihe 
von Eufalyptus-Arten zur Verfügung geftellt. Die Berichte 
über die Erfolge hiermit ftehen nod aus. Wirklich Er— 
iprießliches könnte nur geleiftet werben, wenn einigen gut 
gelegenen Stationen je 1 Gärtner oder Landwirth zuges 
theilt würde. 

Die Beihaffung der Sämereien fomohl für die 
Stationen, als auch befonders für die unten zu ermähnen- 
den Anlagen geihah theils durch Ankauf, theils wurden 
fie dem Gouvernement ala Schenkung übermiejen. 

Es wurden fäuflih von Williams & Br. in Hene- 
ratgoda, Geylon, von Klaar in Berlin, von Damman 
& Eo. in San Giovanni bei Neapel, von Schepherb 
& Eo. in Sidney, von Borries in Edenborf u. a. m. 
Samen und Pflanzen bezogen. Unter ben Geſchenken fteht 
eine große Kollektion von Tyorftfämereien, die uns ber 
Direktor des indischen FForftdepartements Herr Ribbentrop 
durch Wermiltlung des Deutichen Konfulats in Bombay 
fandte, oben an. Sehr bedeutende Schenkungen machten 
ferner Baron Dr. von Müller (zahlreiche Gufalyptuss 
Arten, Melaleuca, Gerber-Alazien u. a. m), Damman 
& Eo. (verjhiedene Palmenkerne), der botaniſche Garten 
in Natal, der botaniſche Garten in Batavia (Parakautſchuk, 
Specadjuana, Manguftane u. a. m.), Herr Edgar, Kurator 
des botanischen Gartens in Rodhampton, Queensland, 

Eugen Wolf, zur Zeit Madagascar, der botanifche 
arten in Calcutta, die Southern California Acclimatizing 
Assosiation in Santa Barbara, Kalifornien, Herr Konful 
Spengler in San Thomé, ber botaniihe Garten in 
Klauſenburg in Ungarn u. ſ. w. Allen Gebern wird hier 
nochmals der Dank des Gouvernements ausgeiprodhen. 


II. Beſorgung von Saatgetreide aus Anlafi der Huugersnoth. 

Da die Eingeborenen ftellenweije durch die Heufchreden- 
plage die ganze Ernte eingebüßt hatten, und da eine große 
Nothlage vorauszuſehen war, jo wurde ein Theil ber 
Gelber, die fomohl durch einen eigens zu biefem Zwecke 
dem Gouvernement aus Reichsmitteln zur Verfügung ge— 
ftellten Fonds, als auch durh Sammlungen in Sanfibar 
zufammengebradht waren, Saatgetreide angeſchafft und 
theils8 umſonſt, theils gegen bie Verpflichtung, bei guter 
Ernte das doppelte Duantum zurüdzuliefern, an Einges 
borene vertheil. Es wurden hauptſächlich Mais, Reis, 
a. (Phaseolus Mungo) und Erbnüfje gekauft. Sehr 
viel wurde im Bezirt Mohorro und den Rufidji aufs 
wärts vertheilt, anderes in Kiloſſa, Mpwapwa und Kifafi. 

111. Berfndjsplantage in Mohorro. 

Sm Laufe der Zeit hat fich herausgeftellt, daß ber 
Landmwirthichaftlihe Wanderlehrer, Herr John Schröder, 
durch Umbherziehen und Unterrichten in verjchiedenen Arten 
feine rechten Erfolge erzielen könnte. Bei ber großen 
Indolenz der Leute, zum Theil wohl auch aus Mangel 
an Betriebsmitteln, fanden feine Unterweifungen im 
Pflügen u. j. w. feine Nahahmer. So wurde beichlofien, 
in dem jehr fruchtbaren Diftrift von Mohorro, füdlih von 
Rufidji- Delta gelegen, eine Verfuchsplantage einzurichten, 
die allerdings aus Mangel an genügenden Mitteln zunädhft 
ſehr Hein gehalten werden a Im vergangenen Jahr 


wurben die Arbeiten lange unterbrochen, weil Herr 
Schröder den Nachſchub von Nahrungsmitteln für bie 
Wahehe-Erpedition den Rufidji aufwärts zu vermitteln 
hatte. Biel wurde auch durch die Heuichreden zerftört. 

Immerhin aber find etwa 80 Morgen Landes urbar 
gemadit, um hauptſächlich mit Liberiasstaffee und Tabat 
ejtellt zu werben, und von den niedrig gelegenen Partien 
find 6 Morgen mit Reis und 8 Morgen mit Sorghum 
bepflanzt, deren Erträge zum Unterhalt von Arbeitern 
dienen ſollen. Das Bearbeiten des Landes geichieht mit 
Pflug und Egge fomohl, als aud mit der Negerhade. 
Saatbeete für Tabak und Kaffee (von Konful Spengler 
aus San Thome und von E. Wörmann aus Monrovia 
bezogen) find angelegt. Außerdem waren Schuppen für 
die Zugthiere, Arbeiterwohnungen und eine Trockenſcheune 
zu errichten und Sämereien verjchiebener Art auszupflanzen. 

Mohorro verſpricht durch jeinen fruchtbaren Boden, 
durch die Nähe verſchiedener Plantagen von Eingeborenen, 
burh das Borhandenjein eines Zoll- umd Telegraphen- 
poftens und durch feine, mwenigftens duch Dhau zu er- 
möglichende Berbindung mit dem Meere eine jehr mügliche 
Anlage zu werben. 


IV, Kofospflanzung am Mifimbafl. 

Etwa eine Stunde weftlih von Dar-e3-Saläm, dicht 
am Mffimbafi-Bahe Hatte das Gouvernement eine Fläche 
von ca. 50 Hektar erworben, von der jedoch etwa !/;, im 
dem während der Regenzeit überſchwemmten Thale Liegt, 
das ohne Drainirung nicht zu bepflangen if. Der übrige 
Boben ift fehr fandig. In dem Höher gelegenen ®ebiet 
wurden etma 4000 — gepflanzt und außerdem 
wurden Saatbeete für Delpalmen u. A. angelegt; nachdem 
der erſte Verſuch mit Delpalmen dort ganz mißglückt war, 
gedeihen die neu gelegten Kerne gut. 


V. Pflanzung am Hafen Dar⸗es⸗Salum beim Pulvermagazin. 

Zunächſt wurde neben dem Pulvermagazin ein Stück 
Land geflärt und mit etma 4500 Maulbeerbäumden 
(Morus indiea) bepflanzt, dann auch Ailanthus glandulosa, 
ſowie Gerberafazien (Acacia pygnantha und decurrens) 
gezüchtet, von denen letztere leibliche, eritere wenig Fort 
ichritte machen. Es befteht die Abficht, hier einen Verſuch 
mit Seidenkultur zu machen, zu weldyem Zwed einige Inder, 
die in dieſer Kultur erfahren find, engagirt werben jollen. 
Leider find bis jegt die Bemühungen des —— in 
Bombey, ſolche Leute anzuwerben, erfolglos geblieben, doch 
fteht zu Hoffen, daß bald geeignete Leute gefunden werden, 
Neben dem Bulvermagazin faufte das Gouvernement ein 
Grundftäd von etwa 11 Hektar, das nun allmählich urbar 
gemacht wird, um e8 dann mit KRolospalmen u. 9. zu 
bepflanzen. 

VI. Berfuchsgarten in Dar-e3-Saläm. 

In dem fogenannten Gouvernementsparf, einem mit 
Palmen und Mangos beitandenen, norböftlih der Stadt 
gelegenen Gebiete ıft ein Stüd Land von etwa 21/, Hektar 
als Verſuchsgarten hergerichtet worden. Uriprünglicd vom 
Forſtaſſeſſor Krüger eingerichtet, verfiel er nad deſſen 
Fortgang nad) Tanga, wurde von dem Gärtner Holft 
num wieder eingerichtet, der jedoch bald ftarb, und unter- 
fteht nunmehr der Abtheilung für Landeskultur. Wie 
überall bei Dar-e8-Saläm — mit Ausnahme des Mifimbafi- 
Alluviums — ift der Boden an ber Oberfläche jehr leicht 
und fandig, von mäßig dunkler farbe, ſehr durdläffig. 
Etwas tiefer liegt hellgelbliches, mergelartiges Material 
und darımter Korallenfels. Nach ftartem Regen bildet 
die Oberfläche eine jehr harte Kruſte. Das ganze Terrain 
liegt im Halbſchatten, tft leiblich eben, wenn aud an Stellen 
nad) re Negen Lachen ftehen bleiben, die ben Pflanzen 
recht ſchädlich find. 
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Die Regenperiode war zwar in biefem Jahre verhält: 
nigmäßig lang, nämlich von Dftober bis Mitte Dezember 
und von Anfang März bis Ende Mai, aber in ben 
Monaten Dezember bis März lieb fi nur ſchwer gegen 
bie Trodenheit anfämpfen. 

So ift ber Platz eigentlich nicht fehr als Garten ge 
eignet, doch jollte bei Darses:Saläm ein Verfuhsgarten 
eingerichtet werben, um die Anlage mit Bäumen ꝛc. zu vers 
forgen, und dann war es gerade bejonbers intereflant, 
I zu erfahren, was auf armem Boden gedeihen kann. 

Die zahlreihen Verſuche werden am beften aus bem 


_ PD: beifolgenden Kulturbericht des Leiters des Gartens, Gärt- 


ner8 Thienemann, erjehen. Es ſei nur im Allgemeinen 
erwähnt, daß auf Nußpflanzen ſowohl wie auf Alleebäume 
und Bierpflanzen Rüdhidht genommen wurde. Im Spes 
ziellen jei erwähnt, daß ber erfte Verſuch mit Liberiakaffee 
nicht gut abgelaufen ift. Der Boden war wohl zu arm 
und es wurde nicht genügend Schatten gewährt; nur unter 
Mangobäumen gebiehen bie — — ut. Auch 
Tabak hatte ſchlechte Reſultate. Nachdem die Bilanzen, aus 
Sumatra= und Havanna⸗Saat gezogen, jehr raſch groß ge 
worden waren, litten fie ftarf Durch eine Made, die den 
Stengel heimſucht, durch Verkrüppelung ber Kopfblätter 
und dur die allzuheftigen Regen. 

Die Pflanzen, welche nach diejen, bis jet nur auf ein 
Jahr ſich eritredenden Verſuchen für die Küfte ſchon jept 
als geeignet ſich bezeichnen laffen, find am Schluß des 
Kulturberichts erwähnt. 

In der Iekten Zeit bes Verichtsjahres wurde ein 
großes Schattenhaus gebaut, in dem hoffentlich manche Ge— 
wädhie fich ziehen laſſen, die die fcharfe Sonne nicht ver- 
tragen. In ihm werden noch einige flache Gementbaffins 
angebradit, in dem die Blumentöpfe im Waſſer ftehen 
können. Außerdem fol in nächiter Zeit ein Viehſtall in 
der Nähe des Gartens eingerichtet werben, deſſen Abfälle 
den Pflanzen zu Gute fommen werden. Auf allaufandige 
Stellen foll außerdem nod etwas dunfle Alluvialerde aus 
dem nahen Mifimbafis-Thale aufgefahren werben. 


VII, Pflanzung auf Kurafini bei Dar:es-Saläm. 

Zwiſchen der Stadt und der neuen katholiſchen Miffion 
befigt das Gouvernement ein etwa 80 Hektar großes Land, 
das mit niederem Buſch beitanden ift und leicht humoſen 
Sandboden hat. Hier ift mit dem Urbarmachen begonnen 
worden, Es wird beabfichtigt, hauptſächlich Faſerpflanzen 
(Agaven, Fourgroya) anzubauen nebſt einigen Bäumen für 
die Wege. 

VIII. Geplante Anlturftation. 

Sobald das nothwendige Perſonal eingetroffen ift,*) ſoll 
in Hoch-Uſambara, etwa am Wugire-Bach, oder bei 
Wuga eine Kulturftation eingerichtet werden, ber haupt: 
ſächlich — — Verſuche zufallen, und durch die 
erprobt werden ſoll, ob dort im Hochlande Deutſche ange— 
ſiedelt werden können. Sehr nützlich wäre es auch, wenn 
im Hügelland von Uſaramo, etwa in Marüi oder Mſſanga, 
eine Verjuchspflanzung in geringer Ausdehnung eingerichtet 
würde, befonders wenn die Eijenbahn von Dar-es-Salum 
nad Uluguru in Angriff genommen werden follte. 

Mineralien. 

Bon mineralifh bedeutjamen Funden ift Glimmer 
zu nennen, bejlen Vorkommen am Bongweberg und in Nord» 
weftsllluguru feftgeftellt worden ift. Auch find Kohlen am 
Nyafia gefunden worben. Behufs genauerer Beſtimmung 
der Lager find Unterſuchungen durch einen bergmännijchen 
Sadyverftändigen in Ausfict genommen. Im letzter Zeit 
it das Vorhandenfein von Waſchgold in Ujambara ers 


9) At inzwiſchen eingetroffen und die Gründung der Station ift 
begonnen. 


mittelt worden. Ob fi Gold aud in Bängen ober im Er 
vorfindet, fol durch techniſch gebildete Perſonen erforicht 
werden. Eine von dem Bezirksamtmann von Kilwa unter: 
nommene Reife führte zur Feſtſtellung von heißen — bis 
74 Grad C. —, Schwefel und Salze enthaltenden Quellen 
in Nyongoni am Ruhoi, einem unweit Mbumi einmünben- 
den Nebenfluffe des Rufidji, des Weiteren von zwei, etwa 
150 m von einander entfernten Lagern jchwefelhaltigen 
Eruptivgefteins in Singayongo. Beide Orte liegen in der 
fruchtbaren Landſchaft Magongo, etwa 12 Stunden füb- 
weſtlich Kilale. 
4. Handel und Zollweſen des Schutzgebietes. 

Die allgemeine Handelslage im Berichtsjahre ift gegen- 
über dem Vorjahre feine ungünftige zu nennen, fofern man 
nur bei ihrer Beurtheilung im Auge behält, dab für bie 
Geftaltung des Waarenumjages ım Jahre 1894 zwei 
Traltoren von ausjchlaggebender Bedeutung geweien find, 
die Heufchredenplage und ber niedrige Kurs der Rupie. 

Ein Vergleich bes Werthes der Ein- und Ausfuhr in 
den brei legten Jahren ergiebt folgendes Bild des Handels- 


umjaßes: 
1892 1893 1894 
(1000 Doll.) (1000 Doll.) (1000 Doll.) 
die Gefammteinfuhr betrug 2118 2 188 2913 
bie Gejammtausfuhr = 1849 2017 1 982 
der Geſammtumſatz danad) 3 967 4805 4 895 
Während jomit die Ausfuhr 1894 eine Einbuße von 
35 000 Dollar erlitten Hat, ift die Einfuhr um 125000 
Dollar und der Gefjammtumfa um 90 000 Dollar geftiegen. 
No günftiger ftellt fi das Nefultat, wenn man von 
der Gejammtfumme der Ein- und Ausfuhr des Schuß 
gebiete8 die darin mitenthaltene Ein- und Ausfuhr von 


baarem Gelbe in Abzug bringt. Danach betrug: 
1892 1893 1894 
. (1000 Doll.) (1000 Do.) (1000 Doll.) 
die Gelammteinfuhr 1839 2678 2775 
die Gefammtausfuhr 1674 1 720 1 733 
ber Gejammtumjaß . . 3513 4 398 4 508 


Es hat aljo ſowohl die Waareneinfuhr wie die Waaren- 
ausfuhr im WBerichtsjahre eine Aunahme erfahren, und 
zwar erftere um 97 000 Dollar, Iegtere um 13 000 Dollar, 
der Gefammtumfak ſomit um 110 000 Dollar. 

Diefes günftige Bild ändert fich leider bei Umrechnung 
ber folonialen in die deutſche Währung. Denn ber Stand 
ber Rupie, der im Jahre 1893 ſich durchſchnittlich noch 
auf ber Höhe von 1,30 A. erhielt, betrug 1894 im Durch- 


ſchnitt nur noch 1,15 AM, jo daß ſich folgende Ziffern für 
bie beiben Jahre ergeben: 
Es betrug 1893 1894 
(1000 .#) (1000 .) 
die Gefammteinfuhr 7712 7167 
die Gejammtausfuhr a . 5580 4877 
der Gefammtumjaß. . . . 13 292 12 044 


Der Werth der Einfuhr ift alfjo um 545 000 M. ber 
Werth der Ausfuhr um 703000 AH., der Werth des 
Handelsumſatzes um 1248000 KH. gegen das Vorjahr 
zurüdgeblieben. 

Daß diefe Abnahme in der That der Entwerthung ber 
Rupien- Währung zuzufchreiben ift, beweift der Umſiand, 
daß fi der Waarenumſatz 1894 dem Gewichte nah auf 
ber gleichen Höhe wie im Jahre 1893, nämlid auf etwa 
60 Millionen engliihe Pfund gehalten hat. 

Der Einfluß des zweiten mächtigen Faktors, der Heu— 
ichredenplage und ber in ihrem Gefolge aufgetretenen 
Hungersnoth, auf die Handelslage des Berihtsjahres ift 
bereit8 oben nad mehreren Richtungen hin erwähnt worden. 
Die verderblihe Einwirkung aber, welde die Plage mit 
ihrer großen örtlihen und zeitlichen Ausdehnung auf die 
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Produftionsfähigkeit und die Kaufkraft der Bevölkerung 
ausgeübt hat, wird bei dem Vergleiche ber einzelnen Ein— 
und Ausfuhrpofitionen mit dem entiprechenden ber Bor: 
jahre noch deutlicher zum Ausdrud kommen. 

Da die Plage inzwilhen im ganzen Schußgebiete im 
Verſchwinden begriffen ift, jo erſcheint die Annahme be- 
rechtigt, daß bereits bei Ablauf des nächſten Berichtsjahres 
ein alljeitiger Aufihwung im Handelsverlehre zu verzeichnen 
fein wirb. 

Baaren- Ausfuhr. 

Die Wirkung der Heufchredenplage zeigt fich hier be— 
fonders in bem arten Rüdgang der Ausfuhr aller Arten 
von Getreibe, welches im Berichtsjahre in Folge der völligen 
Bernihtung beider Ernten nicht einmal zur Dedung des 
eigenen Verbrauchs Hinreichte, während in früheren Jahren 
namentlid) der Norden und Süden der Kolonie einen er= 
heblichen Ausfuhrhandel in verfchiedenen Getreibeforten und 
Reis mit und ohne Schalen hatte, wie bie folgenden Ziffern 


bemweifen: 
1892 1893 1894 
(1000 Doll.) (1000 Doll.) (1000 Doll.) 
Reis mit Schalen 33 35 9 


= ohme = 20.60 121 16 
Mad . : > 2 2 2. 6 7 — 
Matama und Mawele. . 56 84 53 
Ehirofo 4 2 


ae Er — 
Im Zufammenhange hiermit fteht die Verminderung 
der Ausfuhr von lebendem Vieh, insbefondere von Schafen 


und Biegen. 
Sieg 1892 1803 1894 
(1000 Doll.) (1000 Doll.) (1000 Doll.) 
Sie betrug . . 12 13 2 


Das Schickſal der Getreidefelder theilten die Zucker— 
tohrpflanzungen. Namentlich in den Bezirken von Pangani 
und Mikindani wurden fie faſt völlig von den Heufchreden 
vernichtet. Im —X deſſen erlitt der Export von Zucker, 
Syrup und Melaſſe über Pangani eine Einbuße gegenüber 
dem Vorjahre um 14000 Dollar. 

Andrerſeits hat die Ausfuhr aller derjenigen Landes— 
erzeugniffe, welche von der Heufchredenplage nicht berührt 
worden find, einen Aufihwung genommen. Beſonders 
eifrig haben fi) die Neger in folge der ſchlechten Ernte 
der Gewinnung des Kautſchuls zugewandt Er kommt 
bauptjählid aus der Gegend von Kifumangao bis zum 
Rufidji und aus Ujaramo. Leider wird er oft durch Bufäße 
von Sand, Steinen und dergleichen verfälicht und entwerthet. 

Die Zunahme der Ausfuhr der von ber Plage unabs 
hängigen Produkte lehren folgende Zahlen: 

1892 1893 1894 
(1000 Doll.) (1000 Dofl,) (1000 Doll) 
Roher Kautjhut . . 211 232 247 


KRofosnüfe. . ». .».. 81 36 44 
Sefam. . .». 2.2.0.4 44 80 
Tabat . . » . 2.0.97 30 101 
Fledigrad. . ». .».. 9 13 24 
Eine Ausnahme bildet nur Kopra, deren Ausfuhr 


gegen das Borjahr um 30000 Dollar geſunken ift. 

In der Ausfuhr ift bei Erdnüſſen, Piftazien und 
Mandeln eine geringe Steigerung wahrzunehmen. Dieſe 
gehören mit Sejam und Neis zu denjenigen Erzeugnifjen, 
welche von den Eingeborenen leicht Zultivirt werben können. 

Erdnüffe kommen an der ganzen Küſte, namentlich 
aber füblihd von Dar-e3:Saldm gut vorwärts, ebenjo 
weißer Sejam und Reis im Gebiete am Rufidji, bei 
Mohorro und Kilma überhaupt. 

Der über Mohorro und Kilwa zur Ausfuhr kommende 
Reis übertrifft den indifchen zum Theil nod an Dualität, 
und die Gebiete, in denen er in ben genannten Gegenden 
rationell Zultivirt werben könnte, find unermehlich. 





Werden in der Hervorbringung diefer drei Produlte — 
Mais und andere Getreidejorten noch hinzugerechnet — ficht- 
liche —— erreicht, jo braucht das Augenmerk nicht 
mehr jo ängftli) auf die Lage des Elfenbeingejhäftes ge— 
richtet zu werden, welches doch über furz oder lang einmal 
aufhören wird. 

Im Berihtsjahre hat zwar die Ausfuhr dieſes Artikels 
eine jehr erheblidye Steigerung erfahren. 

1892: 1893: 1894: 
Sie betrug nämlich 861000 Doll. 781000 Doll. 873 000 Doll. 

Dieje Steigerung wird vorausſichtlich aber nicht ans 
dauern. Denn fie hängt ng 2 damit zujammen, baß bie 
in folge des vorjährigen Krieges im Kongoftaate von 
dort geflüchteten Araber mit ihren gefammten EIfenbein- 
vorräthen zur Küfte gekommen find, um fich hier und in 
Sanfibar nieberzulaffen oder in ihre Heimath Arabien zus 
rüdzufehren, joweit fie dies nicht ſchon 1893 gethan Hatten. 
Aud) hat das im Wahehe-Feldzuge und früher von Sikki 
erbeutete und an ber Küſte verfteigerte Elfenbein zur Ziffer 
erhöhung va Vermuthlih werden daher die im 
Jahre 1894 zur Küfte gebrachten Elfenbeinmengen in ben 
nächſten Jahren nicht wieder erreicht werden. 

Einen weiteren Zuwachs in ber Ausfuhr haben bie 
folgenden für den Handel ber Kolonie wejentlichen Artikel 


— — 1892 1808 1894 
(1000 Doll.) (1000 Doll.) (1000 Doll.) 
— 10 12 


Slußpferdzähne . 
Rhinoceroshömer . . . 9 12 16 
Einheimifhe Bauhölgerr . 9 20 25 


Waaren-Einfuhr. 

Entſprechend der Verminderung der Ausfuhr von Ges 
treide und Reis in Folge der Heufchredenplage hat ſich 
die Einfuhr derartiger zur Nahrung der Bevölferung 
dienender Produkte naturgemäß erheblich gefteigert. Es 
wurden eingeführt: 


1892 1893 1894 

(1000 Doll.) (1000 Doll.) (1000 Doll.) 
Reis mit Schalen . 52 71 219 
25 ER 4 3 7 
Matama und Mamele. . 5 7 20 
Sonftige Getreideforten . 2 2 4 


Auch die übrigen Nahrungs: und Genußmittel, welche 
allerdings überwiegend für Europäer in Betradht fommen, 
haben eine Zunahme in der Einfuhr zu verzeichnen, fo 

1892 1893 1894 
(1000 Doll.) (1000 Doll.) (1000 Dol.) 
25 32 37 


MER... 5.4.0 % 

gu BE 666 30 36 
affee, The. . . . . 7 10 11 

Butter, Milch, Schmalz, Käfe 43 65 70 

Wein in Flafhen . . . 27 40 52 

Bir . . 39 33 51 


Dagegen haben alle diejenigen Artitel, welde von 
den Eingeborenen beſonders gefhäßt und gekauft werden, 
aber nidyt den Zwecken der Ernährung dienen, in Folge 
der Schwächung der Kauffraft der Bevölkerung eine Ein- 
buße erlitten. Hierher gehören: 


1892 1893 1894 

(1000 Doll.) (1000 Doll.) (1000 Doll.) 
Baumwolle und Baumes 

wollmaaen . . .... 826 1408 1348 
Wollzeuge, Kleider, Müpen 

und Hüte. . 2... 9 25 23 
Draht, NägelundSchrauben 

6 16 13 


aus Kupfer . . . . 
Sapanifhe und chinefifche 

Berlen Be ee 3 
Ale anderen Berlen . . 1 31 30 
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Von den fonftigen Hauptgegenftänden der 9 


haben noch eine Zunahme zu verzeichnen: 
1892 1893 1894 
(1000 Doll.) (1000 Doll.) (1000 Dol.) 
Roheifen und Eifenwaaren. 10 8 20 


Eifenbleh und »Waaren . 5 5 34 
Handwerkögeräte . . . 14 28 60 
Gement, Gypß. . . . . 12 8 18 
Betroleum . . 2 2.2... 34 42 52 
Europäiſche Bauhöer .. 9 14 27 

Abgenommen haben dagegen: 
1892 1893 1894 


(1000 Doll.) (1000 Doll.) (1000 Doll.) 
Schuhmacher⸗ und Sattlers 


wann ». » 2.2... 14 16 10 
Maſchinen und Maſchinentheile: 

landwirthſchaflliche . 0 27 1 

gewerblide . . . . . 5 12 5 
Seifen aller Art . . . . 21 28 27 
Schießpulver . . . 2 94 0 


Bolleinnahmen uud Plantagenproduftion. 

Nennenswerihe Mengen von Plantagenproduften find 
in ber Berichtsperiode nicht ausgeführt worden, jo daß ein 
Einfluß durd fie auf die Zolleinnahmen noch nicht ftatt- 
gefunden hat. Im Laufe des nächſten oder des darauf 
folgenden Jahres werben indeß die erften Erträge der 
Plantagen in Ujambara, namentlih aljo ber Kaffeeplans 
tagen, auf den Markt gebradjt werden. 

Daß gute Srträgnifle aud) auf die Einfuhr von günftige- 
rem Einfluß fein werden, ift nicht zu bezweifeln. Direkt wird 
aber durch die Plantagenerträge der Ausfuhrhandel beeinflußt 
werden. Bei dem namentlid in Betradyt fommenden Tabat 
und Kaffee wird indeß eine gefteigerte Ausfuhr nach dem 
jet gültigen Zolltarif der Schußgebiete feinerlei finanzielle 
Vortheile bringen, da die Produkte der europäifhen Plan: 
tagenwirthichaft Ausfuhrzölle im Allgemeinen nicht zahlen. 


Umfang des Verkehrs der einheimijchen Segelfahrzenge au 
der en Küſte. 


bentf 
Der Umfang des Verkehrs der einheimifchen Segel» 
ſchiffe zwiſchen den Häfen des Auslandes, unter denen bie 
erfte Stelle Sanfibar einnimmt, und ben Häfen der Kolonie 
einerjeit3 und zwiſchen den Häfen ber Kolonie unter fich 
andererjeits ift für ben Beitraum vom 1. Januar bis 


£._30. Juli d. 3. aus der Anlage erfichtlich. 


Die der Zujammenftellung in der Anlage zu Grunde 
liegenden ſtatiſtiſchen Anfchreibungen haben erft mit dem 
1. Januar d. 3. begonnen, jo daß nicht angegeben werben 
fan, ob der Segelihiffsverkehr, ſoweit einheimische Fahr: 
zeuge in Betradht fommen, gegen das Vorjahr ſich gehoben 
hat, ober ob er zurüdgegangen ift. 


j Schuuggel. 

In dem Zeitraum vom 1. April 1894 bis 30. März 
1895 find bei der Zollverwaltung im Ganzen 110 Straffeft- 
ſetzungen vorgefommen. Bon ihnen betreffen Schmuggel 
49 Fälle, Ordnungswidrigkeiten 61 Fälle. 

Aus diefen Ziffern geht augenſcheinlich hervor, daß 
ein fihtbarer Hang zum Schmuggel bei der Bevölkerung 
nicht vorhanden, da bie Anzahl der wirklich vorgefommenen 
Beitrafungen wegen Schmuggels doch jehr gering ift. Won 
dieſen Beitrafungen entfallen nur zwei Fälle auf die Art 
des Schmuggels, weldhe durch direkten Import oder Erport 
von Waaren über die Zollgrenze unter Umgehung ber Boll: 
ämter ftattgefunden hat, während der Reft, alſo 47 Fälle, 
durd) unrichtige Werthdeflaration bei den Bollämtern be— 
gangen ift. Hieraus fcheint fi entnehmen zu laffen, daß 
das Beitreben, falſch zu deflariren, ein viel größeres ift, als 
den Vermögensvortheil durch Waarenein: und =ausfuhr über 
die Zollgrenze unter Umgehung ber Zollämter zu erreichen. 


Durd die Neuerwerbung bes Gebietes ſüdlich vom 
Rovuma bis Kap Delgado ijt die Einrichtung eines neuen 
Zollamtes erforderlich geworden. Borläufig a ed noch 
nichts eingebracht, wenigjtens nicht derartige Beträge, daß 
die Ausgaben in einem Berhältniß zu den Einnahmen 
ftehen. Um dem Plage Verkehr zu ſchaffen, ift für Kiruga 
ein Ausnahmetarif geichaffen. 


5. Verkehrsweſen. 

Die Verkehrsmittel über See find dieſelben geblieben 
wie im Vorjahre. 

Bezüglich der Verkehrswege über Land ift zu erwähnen, 
daß von allen Stationen des Innern breite fahrbare Straßen 
angelegt bezw. weiter fortgeführt worden find. Zum Theil 
erreichen fie jhon die Länge von 15 km. Im Uebrigen 
wird ber Wegebau in dem Berichte der Bauabtheilung des 
Gouvernements behandelt. 


Poſt. 

Ueber die Entwickelung des Poſtweſens giebt der 
folgende Bericht des Kaiſerlichen Poſtamtes in Darses: 
Salam Aufihluß: 

Im abgelaufenen Berichtsjahre haben die Poft- und 
Telegraphen-Einrichtungen des Schußgebiet® dadurch eine 
bedeutende Erweiterung erfahren, daß der Staatsjefretär 
des Reichs-Poſtamis die Eröffnung einer Poftagentur im 
Küftengebiet — in Mikindani — und von 11 Poftagenturen 
im Innen — in Buloba, Kiloſſa, Kijali, Langenburg, 
Marangu, Mafinde, Moſchi, Mpapua, Muanza, Tabora 
und Kilimatinde — genehmigt hat. 

Gegenwärtig bejtehen in Deutih-Dftafrifa außer dem 
Roftamt in Darse3:Saläm 8 Roftagenturen — Darunter 
6 mit Telegraphenbetrieb — im Küftengebiet, ſowie 11 Poft- 
anftalten in ber beutichen Intereſſenſphäͤre. Bei ben 
mwichtigeren Boftanftalten find zur Zeit 11 Fachbeamte 
(1 Roftinfpeftor, 1 Ober-Poſtſekretär und 9 Poſtſekretäre) 
und daneben farbige Hülfsbeamte beichäftigt, während Die 
Heineren Poftanftalten nebenamtlid von Gouvernements= 
beamten verwaltet werben. Bei Unterhaltung und Ueber— 
wachung ber Telegraphenanlagen find außer einem weißen 
Telegraphenbaubeamten und einem weißen Leitungsaufjeher 
farbige Aufieher thätig. Die Hauptorte an der Küfte find 
durch oberirdiiche Telegraphenleitungen untereinander und 
durch Unterfeefabel mit der an das internationale europäifche 
Telegraphennek angeſchloſſenen Infel Sanfibar verbunden, 

Der Verkehr mit der farbigen Bevölkerung widelt ſich 
an ben Boftichaltern leicht ab, da die von der Reichs— 
Poftverwaltung für den oſtafrikaniſchen Dienft auserfehenen 
Fachbeamten vor ihrer Entjendung das Drientaliihe Se— 
minar befuchen und Sijuaheli lernen müſſen. 

Die Zahl der beftehenden Roftverbindungen über Land 
ift durch Einrichtung einer mit der Eröffnung der Poſt⸗ 
agentur in Mikindani ins Leben getretenen, einmal wöchent⸗ 
lich in jeder Richtung verkehrenden Botenpoſt zwiſchen Lindi 
und Mifindani vermehrt worden. 

Der Poſtverkehr mit den Stationen im Innern in 
Kifaki, Ulanga, Langenburg, Kiloſſa, Mpapua, Kilimatinde, 
Zabora, Muanza und Buloba wird von dem Poſtamte in 
Dar:e3:Saläm und mit den Stationen in Maſinde, 
Kisnani, Moſchi und Marangu von der Roftagentur in 
Tanga durch Botenpoften unterhalten. Die von Tanga 
ausgehende Botenpoft wird am zweiten Tage nad) bem 
Eintreffen des Hauptdampfers der beutihen Oſtafrika-Linie 
aus Europa abgefertigt und verkehrt vierwöchentlich einmal 
in jeder Richtung. Im gleicher Weiſe erfolgt von Dar-es- 
Saläm vierwöchentlich mit dem nad Süden weiterfahren- 
den Reichs-Rojibampfer die Abjendung der Poſt nad) 
Langenburg durch Bermittelung der britiihen Boftanjtalt 
in Chinde und weiter den Sambefi und Schire hinauf bis 
zum Nyaſſa durch die Transportmittel der Bojtverwaltung 
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von Britiſch-⸗Centralafrika. Auf dem Nyaffa wird ber 
Boftverkehr von dem Gouvernementsdampfer „Hermann 
von Wihmann“ vermittelt. Die Poftboten von Darzes- 
Saläm einerſeits nad Kifafi und Ulanga, ſowie anderer- 
ſeits nah Kiloſſa, Mpapua, Kilimatinde, Tabora, Muanza 
und Bufoba verkehren durdfchnittlih mindeftens zweimal 
monatlich in jeder Richtung. Der Abgang der Poft von 


Darse8-Saläm richtet fi im Allgemeinen nad) dem Ein- 
treffen der Poſten aus Europa; unterwegs findet in Mpapua 
und Tabora ein Wechjel der Boten ftatt. 

Ueber den Poſt- und Telegraphenverkehr, weldyer im 
legten Jahre auch auf Padete von mehr als 5 kg bis 
10 kg ausgebehnt worden ift, giebt die beigefügte Nach— 
weiſung Aufichluß. 


DDadıhmweifung 


über den Umfang des Poſt- und Telegraphenverfehrs bei den Kaiferlihen Poftanftalten des Deutſch-Oſtafrikaniſchen Schußgebiets 
für die Zeit vom 1. Juli 1894 bis 30. Juni 1895. 
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Eifenbahn. 

Die Eifenbahn in Tanga 
worden, daß fie noch in dieſem Sabre das vorläufige Ziel 
Muheſa erreihen wird. Es wäre jehr zu wünjhen, daß 
das Kapital zum Weiterbau wenigjtens bis Korogwe 
Ichleunigjt zufammengebradht wird. Denn wenn die. Bahn 
auch jest ſchon viel benugt und als eine große Verkehrs— 
erleihterung empfunden wird, jo wird fie den Zweck, das 
Land zu erichließen, doch erft erfüllen, wenn fie mindejtens 
bis Korogwe geht. Denn dadurch würde das ſchon jeßt 
viel ummorbene Weft-Ujambara, das zweifellos in ben 
—— Jahren viele Plantagen wird entjtehen ſehen, leicht 
erreichbar. 

Für eine zweite Bahn find Worarbeiten gemacht 
worden. Auf Anregung bes früheren Gouverneurs, Oberjt 
—— von Schele, wurde die Richtung Dar-es-Salüm — 

uguru⸗Gebirge gewählt, weil dadurch, von dem Hafen 
Darz8:Saläm ausgehend, die fruchtbaren Hügelländer von 
Süd-lljaramo, das große Bergland Uluguru umd, falls 
die Bahn noch weiter geführt wird, der jdiffbare Theil 
des Ulänga-Fluſſes erjchloffen werden kann. Der mit den 
Tracirungsarbeiten beauftragte Lieutenant Schlo bach unter- 
nahm zuerjt zwei Relognoszirungsreifen, um ſich über das 
Gelände zu informiren, und begann dann mit der betaillirten 
Tracirung von Dar-es-Saluüm aus, die vor Eintritt ber 
Regenzeit bis Kilometer 22 fertig geführt wurde. Die 
Regenzeit wurde zu Studien über die Natur des Geländes 
während der Ueberjhwenmungen benußt, und mun wird 
von den Ulugurubergen an nad der Küfte zu mit ben 
Detailarbeiten fortgefahren. Um die oben angedeuteten 
—— zu erreichen, ſcheint es am beſſen, bie Trace von 

arse3-Saldm der Madinonftrafe, mit einigen Abweichungen 
in den Bergen, bis dort folgen zu lafjen, wo fie ben Mpiyis 
bach fchneidet, fie darauf am rechten Ufer biejes Baches 


ift jo weiter geführt 









bis Mengwa und weiter nad Mflanga bezw. Kiffangire 
bier durch recht vermwideltes Gelände — zu führen, 
von wo aus fie an dem Kinganifluß und an beijen rechtem 
Ufer entlang gehen, den Moetafluß überjchreiten und bei 
dem Dorfe Movuha oder bei der Milfion Tununguo enden 
müßte. Cine folde Lage ermöglicht es, ipäterhin, je nad) 
Bedarf, die Bahn nördlidy oder jüdlih um die Ulugurus 
berge herum und weiter landeinwärts zu führen. 


6. Berwaltung. 


Berpflegung der Stationen. 

Im Laufe des Berichtsjahres wurde aud auf den 
Stationen Kr Mpapua, Tabora die Gelbverpflegung 
eingeführt, Na Kilimatinde wurde, um durch gelegentliche 
Verausgabung bie Bevölkerung an die Geldmünzen als 
Tauſchmittel zu gewöhnen, ein Heinerer Gelbvorrath geſchafft. 
Auch auf den Seenſiationen Buloba—Muanza wird von 
den Stationgleitern die Geldverpflegung als ausſichtsvoll 
und durchführbar für den Fall Hingeftellt, dab dort eine 
leiftungsfähige irma eine Niederlaffung gründe. Es find 
nunmehr in diefer Hinjicht Verhandlungen mit der Deuiſch⸗ 
Oſtafrikaniſchen Gejellihaft angefnüpft. Im Allgemeinen 
funktionirt die Geldverpflegung, verbunden mit —— 
nad der Küſte gut. In erfter Linie erfcheint es dabei 
allerdings erforderlich, daß auf jeder Station mindeftens ein 
leiftungsfähiger Kaufmann zur Vermittelung des Waaren- 
und Chedverfehrs fit. Um die Niederlaffung und bie 
Eriftenzfähigteit folder Gewerbetreibenden auf den Innen 
ftationen zu fördern und zu erhalten, erging, nachdem 
außerdem die Revifionen des Chefs ber fFinanzabtheilung 
auf Innenftationen die Unzulänglichkeiten, welde mit dem 
Halten eines großen Stofflagers und Lagers der anderen 
rg Tauſchartikel durch die Station verbunden 

‚ ergeben hatten, an die Innenftationen der Auftrag, 
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diefe Stofflager möglichit einzufchränten und mit der Beit 
allmählih auf ihr vollitändiges Eingehen binzuarbeiten. 
Vorausſetzung hierbei Hy wiederum, daß auf jeder Station 
ein reeller Kaufmann ift, mit welchem die Stationsverwal- 
tung bei Lieferungen für fih und ihre Bejapung auf 
längere Zeit mäßige, feſte Preife vereinbaren kann. Die 
Geldausgaben der Innenftationen, verglihen mit dem Rüd- 
fluß des Geldes zu ben Stationstaffen, haben ergeben, 
dab ein großer Theil der Münzen in ben Händen ber 
Eingeborenen verbleibt, wo er entweder zu Schmudgegen- 
ftänden verarbeitet oder gejpart wird. 

Die Verpflegung der Innenftationen, fowie der Ber: 
fehr mit ihnen wurde durch die in allen Karawanenftraßen 
herrſchende Hungersnoth fehr erſchwert. Es kam vor, dab 
große Karawanen, deren Laften in weiten Awilchenräumen 
zerjtreut liegen blieben, ſich volltommen auflöften, da bie 
Träger entweder an Hunger zu Grunde gingen oder wegen 
Entkräftung und Furcht vor dem Hungertode fich ihrer 
Laften entledigten. Eine Natural-Berpflegung ber Träger 
ließ fi von der Küfte aus nur bis Mpapua ber Ent 
fernung wegen ermöglichen. Da aber die Träger leider 
häufig mit der ihnen in natura gegebenen Verpflegung in 
der unfinnigften Weife wirthfchafteten, jo fonnten Te auch 

ierdurch nicht vor Noth, die Umwohner der Karamanens 

* nicht immer vor Plünderung und auch die Kara— 
mwanen nicht vor unenbdlicher Verzögerung oder völliger 
Auflöfung gefichert werden. Die Karawanenftraßen vers 
öbeten, und diefer Umftand hat dahin geführt, mit allen 
Innenftationen Verhandlungen zu pflegen, auf welche Weiſe 
durch Einrichtung von Magazinen oder Errichtung von 
Kaufläden an den Karamanenftraßen, ferner durch Eins 
führung und Förderung des Baues von folden Landes- 
produlten, welche dem Heufchredenfraß nicht unterliegen, die 
Verpflegung der bdurchziehenden Träger fichergeftellt, und 
die Anwohner der Karawanenftraßen vor Plünderung jeitens 
der Träger thunlichit behütet werden können. Zum Abjhluß 
find diefe Verhandlungen noch nicht gelangt. 

Daß troß ber echten Konjunkturen des Berichts⸗ 
jahres e8 betriebjamen Kaufleuten noch immer möglich ges 
weſen ift, in ber Kolonie Geld zu verdienen, ijt daraus zu 
erjehen, daß vom 1. April 1894 bis 1. April 1895 im 
Boftanweifungsverkehr von Deutſch-Oſtafrika nah Indien 
208 675 Rupien überwiefen worden find. Da die größeren 
Kaufleute und das Gouvernement an Indien mit Rimefjen 
zahlen, die Einführung indiſcher Produkte zum weitaus 
überwiegenden Theile für die Heineren Kaufleute durch jene 
großen Kaufmannshäufer vermittelt wird, fo ift e8 ganz 
unzweifelhaft, daß der größte Theil der über 200 000 Rupien 
betragenden Boftüberweijung nad Indien den Geſchäfts— 
gewinn der Heineren im Schußgebiete anfäffigen indiſchen 
Kaufleute, an deren Betriebjamteit fi die europäiſchen 
Kaufleute ein Mufter nehmen follten, barftellt. 


Münzwefen. 

Der Rupielur war aud) in dem Berichtsjahre wieder 
fortwährenden Schwankungen unterworfen und drohte eine 
zeitlang auf eine Mark zu finten. Im April 1894 war 
der Stand 1,19 «H., er fiel dann bis Februar 1895 all- 
mählih auf 1,065 „A, um von da ab wieder eine — 
wenn aud nicht ftetig — Steigende Tendenz zu zeigen, Die 
zum Zuliturs von 1,1875 M führte. 

An Silbermüngen cirkulirten die Münzen ber Deutſch⸗ 
Oſtafrikaniſchen Gefelichaft und zwar Zweis, Eins, Einhalb- 
und Einviertel-Rupieftüde, ferner englifheindifche Ein-Rupies, 
Einviertel- und Einadhtel-Rupieftüde, endlih in geringen 
Mengen portugiefiihe Rupieftüde. Der Umlauf an engliſchen 
Silbermünzen ift ſchätzungsweiſe 4—5 fach fo groß geweſen 
wie der der deutſchen. Nachdem im Jahre 1893 die Eins 
fuhr der Dollars (Maria Therefien-Thaler) verboten und 





fie an öffentlichen Kafjen nicht mehr in Zahlung genommen 
wurden, verſchwanden fie allmählih aus dem Umlaufe. 
Es wurde jedoch mit Rückſicht darauf, daß zu vermuthen 
fteht, daß noch eime größere Menge dieſer Silbermünzen 
von früher her ſich in Ir Kolonie befindet, bislang bavon 
abgelehen, ein Umlaufsverbot der Dollars zu erlafien, um 
den Befigern dieſer Stüde die Möglichkeit zu belafjen, fie 
almählih abzuſtoßen. Der wirkliche Tauſchwerth bes 
Dollars ift in der Zwiſchenzeit, da fein Staat für ihn 
Garantie leiftet, faft auf den Silberwerth gefunten. Das 
Abftogen der im Schußgebiete vorhandenen Dollars wurde 
dadurch gefördert, daß feitens der Deutſch-Oſtafrikaniſchen 
Geſellſchaft Zwei-Rupieftüde in größeren Mengen in Kurs 
gejegt find, welche anjtatt bes entweriheten, an Größe 
der Doppelrupie gleichenden Dollars von der Bevölkerung 
gern genommen werben. 
Träger. 

Die jhon im Vorjahre gemachten Verſuche, die Träger 
direlt durdy Organe des Gouvernements anzumwerben, wurs 
den erfolgreih fortgeſetzt. Bei der großen Erpebition 
gegen die Wahehe lieh es ſich allerdings nicht vermeiden, Die 
Hülfe von Agenten bei der an der ganzen Küfte ins Werf 
gejegten Trägeranwerbung in Anfprucd zu nehmen. Im 
der Regel wurden jedoch bie erforderlichen Träger durch 
das Hauptmagazin in Dar-es-Salüm für bie Stationen 
Kiſali, Ulanga, Kiloffa, Kilimatinde, Mpapua, durdy das 
Bezirksamt Bagamayo für Tabora und Buloba-Muanza, 
dur das Bezirksamt Lindi für Langenburg, durch das 
Bezirfsamt Tanga für Mafinde und Moſchi angeworben. 
Auch waren die Innenftationen im Allgemeinen angemwiejen, 
thunlichft die für die Ausführung ihrer Beitellungen nöthigen 
Träger etwa 14 Tage nach Abjendung ihrer Beftellung 
zur Küſte zu fchiden. Die angelommenen Leute wurden 
alddann an der Küſte bis zum Abgange der Karawane 
mit 8 Peja Poſcho täglich verfehen und womöglich unter 
Verdoppelung dieſes Poſchoſatzes zu Bau, Wege» und 
Schamben-Arbeiten herangezogen. Die direlie Trägeranmwer- 
bung bat, abgejehen davon, daß durch fie die Trägerlöhne 
für das Gouvernement auf einem mäßigen Sape erhalten 
werden, ben Bortheil, daß die Eingeborenen vielfach unmittel= 
bar mit den Behörden an der Hüfte in Berührung kommen 
und Vertrauen zu ihnen fallen; daß fie ferner wirklich den 
fauer verdienten Trägerlohn ganz erhalten und dadurch in 
die Lage gefeßt werben, ihre Zebenslage zu verbeffern und 
fich neue, die Entwidelung von Kultur und Handel fördernde 
Bebürfniffe anzugewöhnen. Die jept jehr häufige Abferti— 
gung großer Karawanen vom —— in Dar⸗es⸗ 
Salam aus leitet außerdem allmählich ohne künſtliches 
Zuthun den Karamanenverfehr mehr nad) der Hauptitabt 
der Kolonie, und die nunmehr ftets in Darses:Saläm an- 
wejende Trägermenge führt zur Niederlafiung zahlreicher 
Heiner farbiger Handelsleute. Auch bilden die beichäfti= 
gungslofen Träger beim Entlöfchen ber großen Dampfer 
ein willtommenes Arbeitsmaterial. 


Etat. 

Mit dem 1. April 1894 begann in ber Kolonie, nach— 
dem bisher mit einem Pauſchquantum gewirthichaftet war, 
die Wirthihaft mit feitem Etat nach den für biefe 
Art der Verwaltung maßgebenden Grundſätzen. Es wurde 
jedoch hierbei der Titel Nelervefonds zu Gunfien des ganzen 
Etats zum Ausgleich beweglich gemadt. Das Ergebniß des 
erften ahres mit feften Etat kann im Allgemeinen als ein 
gutes bezüglid; feines Endrefultates bezeichnet werben, ba, 
trogdem die Mindereinnahmen 849 878,94 „A, gegen den Vor— 
anſchlag betrugen, durch faft auf allen Gebieten der Ver— 
waltung gemachte Eripamiffe im Gefammtbetrage von 
760537,4 A bie wegen ber großen Mindereinnahmen 
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unvermeibliche Etatsũberſchreitung auf 89 340,45 „#. herab: 
gedrüdt wurde. Das hingegen vom rechneriſchen Stand» 
punkte aus ıumerfreuliche Bild einer fehr großen Differenz 
des Voranſchlages der Einnahmen und Ausgaben gegen das 
wirflihe Endergebniß hat bei Aufjtellung des Etatsvoran- 
ſchlages für 1896/97 volle Berüdfichtigung gefunden, während 
dies für den biesjährigen Etat, bei deſſen Aufftellung das 
Ergebniß von 1894/95 noch nicht vorlag, nicht geichehen 
fonnte. Aber audy bier find ſchon mit Rüdfiht auf Die 
bereit8 vorliegenden Erfahrungen in den Ausgabeanjägen 
wejentlihe Schiebungen eingetreten, während die Einnahmes 
anſätze in ber alten Höhe vorläufig beibehalten blieben. 


Baffenmonopol. 

Das fogenannte Waffen: und Pulver-Handels— 
monopol hat ftatt mit einer Einnahme mit einem Aus— 
gabeüberihuß von 37 717,90 A abgeſchloſſen. Diefer 
Ausgabeüberihuß ift durch jehr erhebliche Beihaffungen 
an Pulver, welde vermuthlih noch ben Bedarf für 
wenigjtens zwei Jahre beden werben, entjianden. Cine 
weſentliche Einnahmequelle ift ber Berfauf von Pulver zc. 
und Gewehren nie gewejen. Die babei erzielten Webers 
ſchüſſe ſtehen mit der darauf verwendeten Arbeit und Mühe 
in feinem richtigen Berhältniffe. Durch Hinauffegen der 
Bulver- insbejondere aber ber Gewehrpreiie hat dieſer 
Handel im Berichtsjahre eine weſentliche abfichtlihde Eins 
Ihränfung erfahren. Wenn nicht der Karamwanenverfehr 
im Hinblid auf die Konkurrenz der Nachbarkolonien das 
Feſthalten und Hinleiten biejes Handels an die beutiche 
Küfte unbedingt erforderlich machte, jo würde es jedenfalls 
das Beite fein, ihn volllommen aufzugeben. Der Waffen: 
und Pulverſchmuggel aus engliihem und portugieſiſchem 
Gebiete fcheint immer noch, wie die bei dem Mquawa in 
Kiurenga eroberten Waffen: und Munitionsbeftände erwiefen 

aben, ein recht erheblicher zu fein. Pulver und Gewehre 

d übrigens in den legten Jahren für den weitaus größten 
Theil der Bewohner der Kolonie nicht ein Bebürfniß zur 
Erreihung friegerifcher Zwecke geweſen, ſondern dienten 
vor allen Dingen aud zur Ausübung der Jagd. Un Ge- 
wehren wurden eigentlich nur ſolche gekauft, weldje wegen 
ihres großen Kaliber eine erfolgreihe Jagd auch auf 
Didhäuter, Elefanten, Flußpferbe, Nashörner, ermöglichen. 
Mit Gift, Pfeil und Bogen werden dieje großen, werth— 
volles Bein liefernden Thiere faft nur noch von bem zu 
Jagdzwecken nomabdifirenden Jagdvolke der am Kilimandjaro 
anjäffigen Wandorobbo gejagt. Es mirb mohl das 
Richtige fein, daß dies natürliche friebliche Bedürfniß nad) 
Munition und Gewehren, weldes fonft durch Schmuggel 
feine Befriedigung finden müßte, durch einen in mäßigen 
Grenzen zu baltenden Handel des Gouvernements dauernd 
Berüdfihtigung findet, und fomit auch gleichzeitig dem 
Karamanenhandel eine legale mäßige Anregung gegeben wird. 


Neue Stationen. 

Im Laufe des Berichtsjahres iſt wiederum eine neue 
Station gegründet worden und zwar Kilimatinde. Nach— 
dem die Station Uniangwira aufgegeben worden und 
dadurd die Karawanenftraße auf der weiten Strede von 
Mpapua nad Tabora ſchutzlos geworben war, hatten bie 
Wahehe gerade in diejer Gegend Poften vorgeſchoben, melde 
ihnen als Stützpunkle für die im großen Stile betriebene 

egelagerei diente. Hiergegen Schuß zu gewähren ift die 
Beitimmung der neuen Station. Daß jeither von irgend 
welchem Raubzuge ber Wahehe nichts * gehört worden 
iſt, dürfte der Beweis für die richtige Wahl des Platzes 
für die Station fein. 

Auch für das kommende Jahr wird die Anlage einer 
Station geplant und zwar fol fie in Ujiji ihren Plaß 
finden. Sie hat fih dort aus Gründen der Politit und 
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des Zollintereſſes als nöthig erwiefen. Der Tanganyıla 
ift ſchon heute eine außerordentlich wichtige Handelsſtraße; 
Belgier umd Engländer haben am See Nieberlafjungen 
und verftehen es, den Handel an fich zu ziehen und ihn 
unter Vermeidung des deutichen Gebietes auf die Nyaſſa— 
Schire-Sambeſiſtraße oder den Kongo hinunter an bie 
Küfte zu leiten. Das Schupgebiet erleidet baburd einen 
doppelten Nachtheil: erftens haben den Nugen aus bem 
Handel des Schußgebietes nicht Deutiche, jondern Ange 
bhörige fremder Nationen, und zweitens geht das Gouvers 
nement ber Zolleinnahmen für die auf den bezeichneten 
Wegen ausgeführten Waaren verluftig, da am Tanganyila 
nd feine Zollſiation errichtet if. Es wirb baher beab- 
fichtigt, eine deutſche Handelsniederlaffung in Ujiji zu er 
richten, ferner ſoll dort eine Bollitation, und, damit der 
deutſche Einfluß in diefem wichtigen Gebiete auch in poli= 
tiicher Beziehung geltend gemadht wird, eine militäriiche 
Station angelegt werben. 

Gegenüber biejen Neugründungen ift es im folge ber 
Veränderung der politiihen Lage möglich geworden, bie 
Auflöfung einer bejtehenden Station in Ausſicht zu nehmen. 
Mafinde, an der Karawanenftraße nad dem Kilimandjaro 
gelegen, war feiner ge von dem Reichskommiſſar 
von Wißmann zur Beauffihtigung Simboja’s, des 
Ufurpators von Ujambara beſetzt worden. Nachdem im 
März d. Is. Simboja geftorben und im Monat April d. Is. 
fein Sohn Mputa, der erft kurz zuvor in Wuga, ber alten 
Refidenz der Sultane von Ujambara eingefegt worden war, 
wegen ſchwerer Verbrechen zum Tode verurtheilt und hin— 
gerichtet worden war, konnte der redhtmäßige Erbe der Herr- 
haft wieder eingejeßt werden. So ift dem Häuptling 
Kipanya, ber jeither in Oſt-Uſambara, im Handeigebirge, 
feinen Wohnfig gehabt Hatte, die Sultanswürde übertragen 
und Wuga als Wohnfig angewieſen worben. Die Bevölte- 
rung bat ſich allenthalben mit diefer Wendung der Dinge 
fehr zufrieden gezeigt, und es kann als ſicher angeſehen 
werden, daß — geordnete Verhältniffe in Uſambara 
hergeſtellt ſind. Die Militärſtation in Mafinde iſt dadurch 
vorausſichtlich überflüffig geworden, und fie wird in abſeh— 
barer Zeit aufgegeben werden können. 

Auh die Station Muanza am Viltoria-Nyanza fol 
aufgelöft werden und bie verfügbar werdende Truppe iſt 
für die Beſetzung Ujijis beftimmt. In Muanza ift eine 
Station nicht = erforderlih, da das Land ruhig ift, 
die dort anfäffigen Miffionen des Schuges nicht mehr bes 
dürfen, endlich auch ber Handel einer Station nicht bedarf. 
Ein eigener Handel ift im Süden bes Sees faum vor— 
handen, und der Elfenbeinhandel hat feine Straße weftlich 
des Sees, wo er von der Station Bukoba genügend ges 
fihert werben fann. 

Bon Berordnungen allgemeineren Intereſſes 
ift im Berichtsjahre nur eine erlaflen worben. Diejelbe 
bezwedt die Befämpfung ber Hemileia vastatrix. Die Ein- 
fuhr von Kaffeepflangen wird verboten, während Kaffee 
famen zugelaffen, aber einer Desinfektion unterworfen wird. 
Diefe iſt auch für den Fall vorgeſchrieben, wenn Kaffee 
famen von einer Plantage an die andere innerhalb des 
Schußgebietes abgegeben werben foll. 

ime zweite, in jüngfter 3 erlafjene wichtige Ver: 
ordnung ift hervorgerufen durch bie oben ſchon erwähnten 
Goldfunde und durch den Umstand, da einige Goldſucher 
bereit3 in das Innere gegangen find. Es war hiernad) 
erforderli geworben, Beſtimmungen über das Schürfen 
zu erlaffen, und dies ift durch bie in Rede ftehende Ber- 
ordnung geſchehen. 

7. Rechtspflege. 

Die Gerichtsbarkeit ift in ber bisherigen Weiſe 

weitergeübt worden. Es wird großer Werth darauf gelegt, 
112 


890 Altenſtück Nr. 88. (Dentichrift über die Entwicelung der Deutſchen Schußgebiete i. Jahre 1894/95.) 





die Rechtsgewohnheiten der Eingeborenen zu ermitteln, um 
fie, fomweit e8 mit dem deutſchen Rechtsbewußtſein verträg- 
lich if, im den Entſcheidungen anzuwenden. Es iſt des— 
halb jeder Stationschef beauftragt, über die Rechtsgewohn— 
heiten, weldhe er an ber Hand ber Praris fennen lernt, 
zu berichten. Einige der in Betracht kommenden Beamten, 
welche ſich für dieſen Gegenftand beſonders intereffirten, 
haben bereits recht dankenswerthe Arbeiten geliefert. Bei 
den Schauris wurden ber Wali und in zweifelhaften Fällen 
eine Anzahl eingeborener Beifiger zugezogen. Für das 
Vertrauen, welches die deutſche Rechtspflege bei Eins 
geborenen weckt, fpricht der Umftand, daß fie oft aus weiter 
Ferne zu den Schauris ftrömen. In einzelnen Fleineren 
Orten iſt die niedrige Gerichtsbarkeit bejoldeten Alidas 
unter dem Beiftande von zuverläffigen Privatperfonen über: 
tragen. Doch ift dann ben Berurtheilten ftets der Weg 
ber Berufung ans Bezirksamt offen gelafjen. Im Kilima— 
ndjarobezirke ſchicken die meiften Häuptlinge ihre Unterthanen, 
welche Diebftahl, Körperverlegung begangen, ben Häupt: 
ling beleidigt haben, ſchlechte oder feine Arbeit für bie 
Regierung leiften, Botengänge zu machen ſich weigern und 
dergleichen, zur Beitrafung a der deutſchen Station. 

Für die feit Anfang d. 3. in Dar-e8-Saläm getroffene 
Einrichtung eines Grundbuches jcheint noch fein Bedürfniß 
vorgelegen zu haben, wenigjtens ift noch fein einziger An— 
trag auf Eintragung beim Bezirfsgeridht eingegangen. 

Dagegen ift das Verlangen nad) Vermeſſung ber 
Grundftüde ein ſehr Iebhaftes geweſen. Ein Katafter- 
beamter war in Dar-es-Saläm mit diefer Aufgabe betraut. 
In jedem Falle mußte eine vollſtändige Neumeſſung ftatt- 
finden, da fich herausjtellte, daß der früher von Dar:es- 
Saläm aufgenommene Plan einer gründlichen NRevijion 
bedarf. Leider fann dieſe aus Mangel an Berjonal ebenfo- 
wenig vorgenommen werben, wie die Bermeflung der 
anderen Füftenorte, ſodaß die Unterlagen zur Einrichtung 
von Grundbüchern für's Erfte noch nidyt vorhanden find 
und aljo aud aus diefem Grunde eine Ausdehnung der 
Grundbuchordnung auf andere Pläfe als Dar-es-Saläm 
verfrüht wäre. 

8 iſt ferner die Vermeffung des Plantagen-Diftriktes 
in Handei (Ujambara) vorgenommen worden. Durd) die 
ftarfe Bewaldung und das foupirte Terrain geftaltete fich 
dieſe Arbeit zu einer ſehr ſchwierigen. Durchſichten mußten 
ausgefhlagen und Suppen entwaldet werden, um das 
Triangulationsneg anzulegen. Bis jeßt ift über das ganze 
Gebiet die Errichtung der Triangulationsfignale fertig 
geftellt und zahlreiche Routen wurden aufgenommen. Es 
liegt die Abſicht vor, die Gebiete, in denen ſchon Plan 
tagen find, genau zu fartiren, für das übrige Land aber 
nur eine exalte Triangulation fertig zu ftelen und das 
Terrain durch Krofis und Routenaufnahmen einzutragen. 
Dieje Arbeit wird, wo nur zwei Beamte zur Verfügung 
ftehen, nody lange Zeit in Anſpruch nehmen. 


8. Miffionen und Schulen. 

Es find im Laufe des Berichtsjahres mehrere neue 
Miffionsftationen gegründet worden. 

Die protejtantiiche Leipziger Miffionsgefellihaft, welche 
im Jahre 1893 ihre erfie Station am SKilimandjaro in 
Madſchame anlegte, hat im verfloffenen Jahre dort eine 
weitere mit einem Miffionar bejegte Station in Mamba 
errichtet. 

Die evangeliihe Miffionsgefelichaft Berlin III Hat in 
Wuga, dem oben genannten Hauptorte Uſambara's, eine 
Niederlaffung mit zwei Miffionaren gegründet. 

Im Bezirk Linde ift eine neue Station des St. Vene: 
ditus-Drdens in Lufuledi, gegen brei Stunden von ber 
englifhen Station Maſaſi, entjtanden. 





Im Bezirke Langenburg find von ber Brüdergemeinde 
Herrnhut drei neue Nieberlaffungen gegründet worden und 
zwar in Nutenganio (Kararamoka), am Kibira-Fluſſe im 
Lande des Häuptling Muhafalinga, und bei Utengule, 
der Hauptitadt des Häuptlings Merere. 

Die algerifhen Väter haben in Ufipa am Südende 
des Tanganifa eine neue Station angelegt und bie Er- 
laubniß erhalten, fi) in dem Lande bes vertriebenen Häupt- 
lings Kimaraunga niederzulaffen. Sie beabfidhtigen ferner 
am Viktoria Nyanza oder auf der Infel Ukerewe eine neue 
Station zu gründen. Die hierfür beftimmten Väter und 
Brüder find bereits unterwegs. 

Ueber die Miffionsthätigkeit in ben einzelnen Bezirken 
bes Schutzgebiets ift noch zu bemerken: 

In Tanga befinden Ei feit Abtrennung des Bezirks 
Nord:llfambara nur die evangeliihe Miffion in Targa 
und bie engliihen Miffionen. — Miffionar Krämer hat 
in Mmwanzange, einem Digo-Dorfe ca. eine halbe Stunde 
von Tanga, eine Schule und Kapelle gebaut und hat an— 
ſcheinend Zuſpruch. 

Im Gebiete von Bagamoyo iſt nur die katholiſche 
Miſſion, die „Kongregation vom heiligen Geiſt und dem 
Herzen Marine” vertreten. Sie hat ſowohl in Bagamoyo 
als audy in Mandera und Mhonda ihre Niederlaffungen. 
Die Kongregation jcheint fi drei Hauptaufgaben geftellt 
zu haben: 

1. die eingeborene Bevölferung zum Chriftenthum zu 

befehren und bei ben Bekehrten dieSeeljorge zu üben; 

2. den Kindern der Eingeborenen, die fih in ben 

Miffionen befinden, Schul: und Gejangsunterricht 
zu ertheilen und diefelben in der Ausübung eines 
Handwerks zu unterweifen; 

3. zu kultiviren. 

Dieje Aufgaben fcheint auch die Miffion in jeder Rich- 
tung hin beftens zu löfen. Die Miffion wird hierbei durch 
fortwährenden Zuweis von befreiten, der Sklaverei entriffenen 
Kindern nah Möglichkeit unterftüßt. 

In dieſen drei Miffionsjtationen wirkten 15 Miffionare 
beutfcher, 5 franzöfiicher Nationalität und 1 Schweizer als 
Patres und Fratres diefer Kongregation. Die 11 Schweftern, 
welde nur hier in Bagamoyo ihren Wirkungsfreis haben, 
gehören nicht diefer Kongregation an, jondern einem Stamm: 
haufe in Bourbon, das urjprünglih nur für Krankenpflege 
gegründet worben ift. 

In den drei Miffionsftationen werben 3. Zt. ungefähr 
tauſend Negerkinder erzogen. Bemerkensmwerth ift, daß von 
dem Unterricht in franzöfiiher Sprache in legter Zeit Ab- 
ſtand genommen worden it, und daß bie Kinder nunmehr 
nur in Kiſuaheli unterrichtet werden. Auch ijt ber über- 
wiegende Einfluß der Väter deutſcher Nationalität, befonders 
in Bagamoyo, gegen früher infofern bemerkbar, als die 
Knaben im Gejang deutfchpatriotiicher Lieder unterrichtet 
werben und jchon einzelne etwas deutſch verfiehen. 

Das Kultiviren ift in den legten Jahren nicht be— 
fonders — mwenigftens nicht bier in Bagamoyo — betrieben 
worden. Es ſcheint, ald ob die ganze Arbeit in dieſer 
Richtung Hin mehr dem Erhalten des Vorhandenen als 
dem Hervorbringen neuer Kulturen zugewandt worden wäre, 

Die Krankenpflege, welche in der Mijfion geübt wird, 
erjtredt fi) nur auf Angehörige der Miffion. 

Der Einfluß der katholiſchen Miſſion auf die Bevölke— 
rung iſt unverfennbar. Die Schäßung, daß influfive den 
Zöglingen etwa 4000 bis 5000 Seelen hier im Bezirk von 
der Miffion unmittelbar oder mittelbar abhängen, bürfte 
nicht übertrieben fein. 

In Dar-es-Salam ift neben dem Frauenlloſter der 
St. Benediftus-Miffionsgenoffenihaft in der Stadt noch 

| am Hafen in der Nähe des Collafini ein Männerklofter, 
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St. Marcus, errichtet worden, deſſen Ausbau rüftig vor⸗ 
wärts jchreitet und eine größere Anlage zu werden ver- 
ſpricht. Die Anzahl der Mifjionare beträgt: 3 Väter, 
7 Brüder, ſowie 9 Schwejtern. 181 eingeborene Kinder, 
114 männliche, 67 weibliche, davon brei Viertheile befreite 
Stlaven, haben in der Anftalt Aufnahme gefunden. 

Die evangelifche Miffionsgefelihaft Berlin III Hat eine 
für die Seelforge umd Krankenpflege beftimmte und mit 
4 Brüdem und 2 Schweftern beſetzte Nieberlaffung in 
Darsed-Galäm, jowie eine der Verbreitung des Ehrijten- 
thums unter den Eingeborenen bienende Niederlafjung in 
Kiſſerawe. Letztere befteht aus zwei Milfionaren, einem 
Diafonen und einer Schwefter unter Aufficht des Miffionars 
Greiner. In der Milfion befinden fih 28 männliche und 
24 weibliche Kinder, darunter 11 Waſaramu⸗Knaben aus 
der Umgegend, die übrigen find befreite Sklaven. Miffionar 
Greiner, der ſchon lange Jahre in Afrika thätig ift, er- 
freut ſich einer großen Beliebtheit und eines nicht unbebeu- 
tenden Anſehens umter den Waſaramu; er hat nicht allein 
für die Ausbreitung des Ehriftenthums, ſondern auch für bie 
Kultur des Landes viel gethan, jo 3. B. das umfangreiche 
Miffionsgrundftüd bebaut und mit guten Wegen verjehen. 

Geringeren Erfolg hat die Niederlaſſung der engliſchen 
Univerſity⸗Miſſion bei Kilſchwele, eine Halbe Stunde von Dar: 
es⸗Salam, melde bei ber andauernden Abwejenheit bes 
europäifchen Miffionars von einem eingeborenen Lehrer ver: 
waltet wird. Die Miffionsanlage ift ziemlich weitläufig und 
beherbergt 24 männliche und 23 weibliche Zöglinge. Ein 
Einfluß der Miffion auf die eingeborene Bevölterumg ift 
nit vorhanden. 

Zu Den im Bezirfe Lindi bereits vorhandenen Miffions- 
anftalten ift die St. Benebiltus-Miffion Hinzugetommen, 
welche zumächft in ber Nähe von Sudi gegen 200 Hektar 
Land angelauft hatte, dann aber auf höhere, heimathliche 
Weiſung ih in Lululedi gegen brei Stunden von der engs 
liſchen Miffionsftation Mal angefiedelt hat. — Die eng⸗ 
liſche Miffion Nevala et hat auf portugiefiihem 
Gebiet eine neue Zweigjtation eingerichtet. Ihre übrigen 
Niederlaffungen find Kitangera, Muiwa, Komatihinga und 
Diomange. 

Im Kilimandjarobezirke find zwei Miffionen thätig. 
Die congrögation du St. Esprit et du St. Coeur de Marie 
und die beutjche Leipziger Miffionsgejellihaft, proteſtantiſch. 

Die Mutterftation der katholiſchen Miffion ift Kilema. 
Seit dem Jahre 1893 befteht noch eine zweite Station 
Kibofho. Auf jeder der beiden Stationen befinden ,fich 
3. $t. je 2 Väter und 1 Bruber. 

Die proteſtantiſche Leipziger Miffionsgefellichaft begann 
mit ihrer Thätigfeit erjt in Madſchame und gründete dann 
1894 eine weitere Station in Mamba. Madſchame ift 
mit 2, Mamba mit 1 Miffionar bejegt. 

Das Hauptbeitreben des katholischen Ordens ift die 
Hinführung der Eingeborenen zur Kultur. So lehrt ber 
Orden feinen Zöglingen außer ber chriſtlichen Lehre Leſen 
und Schreiben und je nah Geſchicklichkeit ein Handwerk 
(Maurer, Tiſchler zc.). Kilema befigt 3. Zt. 80 Böglinge, 
Kiboſcho beren 23. 

Die Thätigkeit der proteftantischen Miffion erſtreckt ſich 
auf die Ausbreitung bes Chriftentfums im Allgemeinen 
unter ber Bevölkerung. Die Zahl ihrer Zöglinge ift in 
Mabihame und Mamba je 6. 

Die Miffionen in Kibofho und Madſchame find z. Zt. 
mit dem Neubau ihrer Wohnhäufer beſchäftigt. Das in 
Kiboſcho wird aus Stein, Kalk und Fachwerk mit Erd— 
geſchoß und oberen Stod von ben Zöglingen, das in 
Mabihame, ebenjo wie das in Mamba bereits fertig ges 
ftellte, aus Stein und Lehm nur im Erdgeſchoß von 
Zamulen, gelernten Maurern und Zimmerleuten, ausgeführt. 


Die Häuptlinge und 2. Leute kommen ben Miffio- 
naren freundlich und Höflich entgegen, führen auch die ver- 
langten Arbeiten —* Widerrede und in meift kurzer Zeit aus. 

Im Bezirte Mafinde beitehen 3 Stationen der evan— 
geliſchen — Berlin Ul: Mlalo und Mtai 
in Norduſambara, neuerdings auch eine in Wuga. Jede 
Station iſt mit 2 Miſſionaren beſetzt. Die Thäligkeit der 
Miffionen bezieht fih auf Gottesdienft und auf Unterricht 
in der biblifchen Geſchichte, Leien und Schreiben, 

Unter den Wagogos wirken die Miffionsjtationen von 
Mpapua und Kiſokwe. 

Im Bezirk Kiſaki befindet ſich nur eine Miffionsftation, 
und zwar bie „ſchwarzen“ Väter in Tuminguo, mit 
zwei Bätern, Bon ben Bätern ift der eine, ber Vorfteher, 
franzöfiiher Nationalität, der zweite Vater und ein Bruder 
find deutſcher Staatsangehörigkeit. Der Einfluß der Mifjion 
auf die Bevölkerung in der Nähe ift ein entichieben guter 
und bedeutender. Der gegenwärtige Borftand, Pater 
Le Betitcorps, ift bereits * fünf Jahre in Tununguo. 
Gegenüber dem ſchnelleren Wechſel der Stationschefs auf den 
Regierungsftationen ift das ein in die Augen jpringenber 
Vortheil der Miffion, der bei ber rein perfönlichen Auf: 
faſſung des Negers bezüglich feines Verhäliniſſes zu den 
Europäern einen Theil ihres großen Einfluffes erklärt, gan 
— davon, daß ihr Beruf die Miſſionare — 
hinweiſt, ſich mehr mit den kleinen Wünſchen und Intereſſen 
* — zu beſchäftigen und ſie dadurch an ſich zu 
eſſeln. 

Im Nyaſſalande find die Berliner Miſſionsgeſell— 
ihaft und die Miffion der Vrüdergemeinde fortgejegt mit 
Erfolg thätig. Die erftere hat die Stationen Wangemanns- 
höhe und Jkombe und die beiden Hochgelegenen Niederlaffungen 
Manow und Muafareri gegründet. In Wangemannshöhe 
find eine Menge befreiter Stlaven angefiedelt. In ber 
Station Manow, welde auch zur Erholung erkrankter 
Miffionare dient, ift neuerdings eine Kirche erbaut worden. 
In ber Station JIlombe ift eine anjehnlihe Pflanzung an— 
gelegt und ein Heiner Hafen erbaut worden, in dem das 
Stahlboot der Miffion „Paulus” für gewöhnlich antert. 

Die Brübergemeinde unterhält die Niederlaffungen 
Ipiana, Autenganio, Runguo und errichtet eine neue in 
Utengule. Außer der Erziehung befreiter Sklaven wendet 
die Miffion ihre Aufmerkſamleit ebenfo wie die erjtgenannte 
dem Schulunterrichte und der —— der Eingeborenen 
zur Arbeit zu. — Von engliſchen Geſellſchaften ſind hier 
die Univerſiläten- und die freiſchottiſche (Livingftonia) Miſſion 
2. Erjiere Hat ihre Niederlaffungen nur im englifchen 

ebiet. 

Das Verhältnig zwiſchen den Miffionen und den 
Kaiferlihen Regierungsorganen ift überall das denkbar 
befte. Beide arbeiten Hand in Hand und nützen dadurch 
nicht nur Sich ſelbſt am meiften, ſondern vor Allem auch 
ber Sache des Chriſtenthums und ber Eivilifation. 

Schulwefen. 

Die erfte Schule im Schußgebiete wurde von bem auf 
Koften der deutſchen SKolonialgejelihaft hinausgefandten 
Lehrer Barth in Tanga Ende 1892 errichtet. Nachdem 
deſſen Vertrag am 10. November 1894 abgelaufen, wurbe 
die Schule eine Zeil lang proviſoriſch verwaltet, bis am 
14. Mai d. 3. der Lehrer Blanf fie übernahm. Sie it 
nunmehr Gouvernementsichule geworden. Die zweite Schule 
wurde am 1. April d. 3. unter bem Lehrer Richter in 
Dar-e3-Saläm errichtet. Es iſt bereits der dritte Lehrer, 
welder im orientaliihen Seminar feine Suaheli» Studien 
vollendet hat, eingetroffen. Er ift im Begriffe, eine Schule 
in Bagamoyo einzurichten. j i 

Die größte Schwierigfeit bietet es, ein fländiges 
Schülerperſonal zu beſchaffen. Da die meiften Sinder 

112* 


892 Mtenftüc Nr. 88. (Denkicheift über bie Entwickelung der Deutſchen Schutzgebiete i. Jahre 1894/95.) 





bereits ihr Brod jelbft verdienen müſſen, können fie nicht 
immer fommen. So find zumächft nicht ganztägige Kurſe, 
ſondern folde von nur wenigen Stunden täglıdh eingerichtet 
mworben und — einer für Kinder, ber andere für halb» 
wüchfige Knaben. Außerdem wirb den bei ber Boll und 
RPoftverwaltung angeftellten Goanejen und Indern deulſcher 
Unterricht ertgeilt In Dar⸗es⸗Salüm find 6—8 Finder, 
etwa 26 Knaben und 6—8 Goanejen ziemlich regelmäßige 
Schulbeſucher, in Tanga belief ſich die Schülerzahl dur 
ſchnittlich auf 7 ältere und 43 jüngere, von denen etwa 
ein Drittel Hindus, die übrigen Eingeborene waren. 

Als Unterrichtögegenftände wurden vor allem Schreiben 
und Lejen der Suaheli-Spradhe mit lateiniſchen Buchftaben, 
fowie deutſche Sprache behandelt. Außerdem erhalten bie 
Knaben Unterricht im Turnen und Singen. Der deutſche 
Spradunterricht findet nicht nach grammatifalifhen Grund» 
fäßen, ſondern dur Anſchauung, aljo mehr mechanisch 
ftatt, dem Ideenkreis der Eingeborenen entſprechend. 

An Tanga konnten, jr, re dem längeren Be- 
ftehen der Schule, ſchon deutſche Fragen und Antworten, 
zufammenhängende SuahelisLefeftüde und einfaches Rechnen 
(Addiren und Subtrahiren) vorgenommen werden. 

Sehr nüßli wäre hier die Errichtung einer Hanb- 
werkerſchule, wo, wie in ben portugiefiihen Kolonien, 
Knaben und befreite Sklaven mehrere Jahre lang zu Hand» 
werfern ausgebildet werden könnten. Doc läßt fich fürs 
erſte eim ſolches Inftitut aus Mangel an Mitteln noch 
nicht einrichten. 

9. Bauliche Thätigfeit des Gonvernements. 

Die Bauthätigleit de3 Gouvernements, melde in 
früheren Jahren naturgemäß am ftärfiten in Dar-es-Saläm 
ſich entwidelte, weil Hier die größte Anzahl von Offizieren 
und Beamten unterzubringen war, und die nad) dem Auf- 
ftande völlig bdaniederliegende Stadt faft feine Gebäude 
ober doch nur ſehr minderwerthige für Wohnungen und 
Geihäftsräume bot, Hat in bem verfloflenen Berichtsjahr 
in Dar-e3:-Saläm bedeutend nachgelaffen und ſich mehr 
auf den Ausbau der Küftenftationen erftred. Wenn auch 
ber Bedarf an Wohnräumen in Dar-es-Saläm zur gi 
noch nicht gebedt erjcheint, da zur Unterbringung Des 
Perſonals Privathäufer gemiethet werden mußten, jo ift 
doch die Noth nicht mehr die frühere, und es ann in 
Ruhe das Fehlende ergänzt werben. 

Die Baumeife der Regierung bei Neuanlagen hat im 
Laufe des legten Jahres eine Umgeftaltung erfahren, weldje 
Hand in Hand mit den gemachten en geht. War 
früher, dur die unfertigen Berhältniffe veranlakt, aus: 
giebige Verwendung europäifcher Hölzer bei den Gebäuden 
geboten, da der Mangel an bearbeiteten einheimiſchen Holze 
arten dazu mötbigte, und gelangten ferner vollftändig in 
Deutihland abgebundene Zimmer: und Tiſchler-Konſtruk— 
tionen zur Anwendung, weil einheimifche Handwerker im 
Schußgebiet ſchwer zu erlangen waren, fo ıft jeht bei faft 
allen Neuanlagen dem Maffivbau der Vorzug gegeben 
worden unter Verwendung von einheimischen oder indiſchen 
Holzarten. Ganz auf europäifhe Hölzer zu verzichten, 
wird vorläufig fi) nicht ermöglichen laſſen. Für Dad): 
fonftruftionen, weldye eine genaue und ſachgemäße Abbindung 
erfordern, wird man fie auch in Zukunft noch verwenden 
müffen. Für alle Tijchlerarbeiten, hauptſächlich Thüren 
und Spenfteranlagen, und ſolche Konftruftionen, welche 
Witterungseinflüffen zu widerftehen haben, muß jedoch ber 
Verwendung von indiſchem Tealholz oder einheimifchen 
Mangroven durchaus der Vorzug gegeben werben, wenn 
aud der Preisunterichied zu Gunften des europäijchen 
ſprechen ſollte. Die bedeutende MWetterbeftändigfeit dieſer 
Hölzer, beſonders ihre Widerftandsfähigkeit gegen Sonne 
und Ameifenfraß laſſen den höheren Preis nicht ins Gewicht 





fallen. Eine Erfparniß bei Verwendung von Tealho 
— dem europaiſchen —2 ih in Be x. aut 
en Anftrich hervorzuheben. Kiefernholz erfordert Ya alle 
11/, Jahr Erneuerung des Delfarbenanftrids, während 
einfaches Delen ober ;Firniffen bei Teafholz genügt. 

Was die Architeftur anbetrifft, welche bei den Neu— 
bauten zur Anwendung fommt, fo ift bei der Beichräntt- 
heit der vorhandenen Mittel jeder unnötige Luxus aus— 
geſchloſſen worden. Wo es möglich war, Hat die Bau- 
verwaltung fi dem im Schuggebiete üblihen arabiſchen 
Bauftyl angeſchloſſen. Die großen Flächen, welche dieje 
Baumeife liebt, erfordern nicht viel Gefimfe oder Um— 
rahmungen, doch können reizvolle Motive erzielt werben 
durch verftändige Anordnung von überdedten offenen Hallen, 
welche die Stelle von Beranden, bie in diefem Klima nicht 
zu entbehren find, vertreten. 

Die dadurd in den glatten Gebäudeflächen erzielten 
tiefen Schattenwirkungen geben im Vereine mit hochgezogenen 
Gebäudetheilen, welche meiftentheild zur Aufnahme der 
Wafferrejervoird dienen, dem Ganzen ein eigenartiges, ber 
tropifchen Umgebung angepaßtes Ausfehen. 

Dachmaterial. 

Nach den ſchlechten Erfahrungen, welche mit arabiſchen 
Deckenkonſtruktionen, Steindecke auf Holz, gemacht wurden, 
iſt überall in den Neuanlagen Stampfbeton auf eiſernen 
Trägern zur Anwendung gefommen. So wenig die Well- 
blechabdedung zu dem einheimifchen Bauftyl paßt, ift diefelbe 
dod aus Zweckmäßigkeits⸗ und Sparfamkeitsgründen überall 
beibehalten worden. 

Bis jept ift ein befferes Dachdeckmaterial als Well- 
blech noch nicht gefunden. Iſt unter ihm maſſive Ab— 
deckung auf Eiſenträgern oder ein luftiger Dachboden an— 
geordnet, ſo ſind die darunter liegenden Räume ſo kühl 
wie beiſpielsweiſe beim arabiſchen Dach, das wegen zu 
häufiger Reparaturen bei Gouvernementsgebäuden nur 
felten no) zur Anwendung gelangt. Dem Wellblehbadh 
werben die ſchnelle Abführung tropiicher Regenmengen, feine 
Treuerficherheit, die leichte Holzlonftruftion, die Bertrautheit 
einheimiſcher Arbeiter mit den Dedarbeiten, bie fchnelle 
Eindedung, die geringe Unterhaltung mit Ausnahme regel- 
mäßiger jährliher Anftriche mit Eifenmennige, die fidh bis 
jegt qut bewährt hat, die leichte Ausmwechjelung reparatur- 
bebürftiger Platten und bie jpätere Verwendung ausge— 
wechielter Platten zu allen möglichen baulichen Zwecken, 
aud für bie Zukunft den Vorzug vor anderem Dedmaterial 
fihern. In Rüdficht auf die hier zur Anwendung kommende, 
allerdings erſt noch im Entftehen begriffene Architeltur, wäre 
die Verwendung flacher Dächer, wie das Holzzementdadh, 
wünſchenswerth. Bis jept ift davon Abjtand genommen 
worden aus verichiedenen praftifchen Gründen, jedoch follen 
aud damit Verſuche in Zukunft angejtellt werden. 

Falzziegel kommen in Indien und in englifchen und 
portugiefiihen Kolonien an der oſtafrikaniſchen Küfte viel- 
fach zur Verwendung. Die Fiegelfabrifation hat in Indien 
eine bedeutende Höhe erreicht. Man erportirt von dort 
aus auch nah Dftafrifa. Die meiften an der füboft- 
afrikaniſchen Küfte zur Verwendung kommenden Dachziegel 
find franzöfifhen Urjprungs, befonders in ben portugie= 
fiiden Gebieten. Als Dedmaterial find fie dort ſehr ge— 
ihägt. Es follen im deutſchen Gebiet ebenfalls Verfuche 
gemacht werben mit Falzziegeln, welche von einer deutſchen 
Firma in Indien fabrizirt werden. Es ift Har, daß bie 
Bauverwaltung in Anbetracht der ihr zur Verfügung 
ftehenden beſchränkten Mittel ſolche Verſuche nur langſam 
ausführen kann und dabei in erſter Linie auf das ihr zu 
Gebote ſtehende einheimische Handwerkerperſonal Rüdficht 
zu nehmen hat, in zweiter Linie aber den Materialien ben 
Borzug geben muß, bei welchen die Ausficht befteht, daß 








fie ſich ing im eigenen Schußgebiet werden herftellen 
laſſen, falls die Rohmaterialien dazu vorhanden find. Iſt 
es doch geboten, fich in Allem zuerft an bie natürlichen 
Hülfsträfte und Materialien des eigenen Landes zu halten 
und erft, wenn dieſe verfagen, bie Einfuhr von außen 
zuzulafien. 

Auch das erziehende Moment für die eingeborene Be- 
völferung bei ber Bearbeitung von Rohmaterialien zu 
Bauerzeugniffen wird ftets im Auge behalten, ba der Ein- 
geborene durch die rationelle Verwerthung eigener Roh: 
materialien jeine unzweifelhaft vorhandenen Anlagen zu 
— ————— aller Art in Ausübung und Verwerthung 


ringen kann. 
Ziegelei. 

Die Anlage von Ziegeleien mit Feldbrand wegen 
deren Ausſichten öfters von Privaten angefragt wird, 
dürfte verfrüht fein. Der überall an ber Küfte vorlom: 
mende rothe vermwitterte Korallenftein ift im Verein mit dem 
Korallentalf ein billiges und bei richtiger Verwendung jo 
ausgezeichnetes Baumaterial, daß er auf lange Zeit das 
Feld jedem anderen Material gegenüber wird behaupten 
Iönnen. Die Verwendung künftlicher Baufteine, wie Ziegel 
bei Bauwerken, wird erjt eintreten bei ausgeprägteren 
Architeturformen und ſchwierigeren Steinkonftruttionen, 
wofür zur Zeit noch fein Bebürfniß vorliegt. Das Ans 
lernen einheimiſcher Handwerker für regelrechten Stein- 
verband dürfte nicht zu unterfhägende Schwierigkeiten bei 
der fortwährend mechjelnden Arbeiter- und Handwerker— 
bevölterung aufweiſen. Der Abfat von Biegelfteinen müßte 
* ferner zum Mindeſten auf alle Küftenjtationen zu er— 

den haben, da der Konſum einer Station nit im Ent- 
ferntejten ben Beftand einer Ziegelei gemwährleiften ann. 
Ob aber bie Ziegel einfchliehlich des Seetransportes mit 
dem billigen Korallenftein dann noch konkurriren könnten, 
ift jehr zweifelhaft. Als großer Abnehmer im Schupgebiet 
fan nur das Gouvernement in Betracht fommen. Andere 
Bauherren, mit Ausnahme der Ujambara-Eifenbahn-@ejell 
fchaft vielleicht, deren Bedarf an Bauwerken aber zum 
größten Theil gedeckt erjcheint, giebt e8 hier in der euros 
päifchen Bevölkerung nur jehr wenig. Der Inder, mit 
dem allenfalls zu rechnen wäre, baut billiger mit Korallen- 
ftein als mit Ziegel, für die er erft die Arbeiter anlernen 
müßte. Auf die Kundſchaft Sanfibars wird wenig zu 
rechnen fein. Die in Darse3-Saldm angeftellten Verſuche, 
Ziegel zu ftreichen und zu verwenden, haben obige Be 
denken bejtätigt. Das Nohmaterial für Ziegelfabrikation 
icheint mit wenigen Ausnahmen in faft allen Küftenftationen 
vorzufommen, da überall Thonablagerungen ſich zeigen. 
Scwieriger wird bie Frage ber Beſchaffung bes Brenn— 
materials jein. Der jogenannte afritaniiche Busch ift durch— 
aus nicht jo ergiebig an braudhbarem Brennmaterial, wie 
gemeinhin angenommen wird. Dazu kommt noch die Frage 
des Transports. 

Baumaterial. 


Die einheimiihen Baumaterialien, welche ſich in ber 
Hauptjadhe auf Stein, Kalt und Holz beichränten, unters 
liegen auf faft allen Küftenftationen mit geringen Unter 
ichieden den Schwankungen bes Angebots und der Nadı- 
frage. Die hohen Preiſe, welche nad der Zeit des Auf: 
ftandes überall gefordert wurben, find erheblich zurück— 
gegangen. 

Mit Ausnahme Dar:es-Saldms wird faft an ber 
ganzen Küfte nod der Kauf von Kalf und Steinen nad) 
Haufen abgejhloflen, von Kalk bei kleineren Partien aud) 
nach Körben, deren Größe oft ſchwankt. Es gehört Uebung 


dazu, einen großen unregelmäßigen Hanfen Steine wie | 


eine 


rößere Kugeltalotte von abgelöicdhtem, trodenem Kalt 
au 


einen wirklichen Inhalt zu ermitteln. In Dar-es- 
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Saläm, wo ſich durch die Konkurrenz indifcher und arabiicher 
ändler der Handel mehr der europäiſchen Weiſe nähert, 
iſt es der Bauverwaltung gelungen, deuiſche Snhaltsmaße 
einzuführen. Steine werden regelmäßig aufgelegt und ihr 
Inhalt in Kubikmetern beredjnet. Der Kubikmeter rother, 
vermwitterter Korallenfteine Eoftet zur Zeit 2%/, Rupie, weiße 
weiche 21/, Rupie. Ebenſo wird der Kalt nad Kubitmetern 
gelauft. Ein Hölgernes Maß von einem Kubilmeter Inhalt 
wird vollgetragen und abgenommen. Der Kubikmeter ftellt ſich 
zur Zeit einfchlieglich Transport nach ber Bauſtelle 5*/, Rupie. 
Der Holzmarkt in einheimiſchen Hölzern (Mangroven) 
ift im dem legten Jahr in Dar-ed-Saläm erheblich zurüd- 
gegangen. Es kommt verhältnigmäßig wenig Holz auf den 
Markt und zu oft ungerechtfertigt hohen Preiſen. 

Die Bauverwaltung, welche für ben Brüdenbau über 
ben Greet von Kitaroni ftarke, Tange Boritis brauchte, mußte 
einen Angeftellten nach dem Rufidji jenben, um dort jelbft 
ER ihlagen zu laſſen. Ebenjo für bie Pieranlage am 

oll. ölzer von über 10 m Länge und bis 40 cm im 
Durchmeiler, wie fie für ſolche Bauten erforderlich find, 
werben auf bem deutſch⸗oſtafrikaniſchen Baumarkt überhaupt 
nicht gehandelt. Aber aud Boritis 4—5 m lang, bis 
12 em im Durchmefler, welche früher den Markt über- 
ſchwemmten, find jeht nur ſchwer zu erhalten und koſten 
das Doppelte und Dreifahe gegen —— 

Europäifhes Baumaterial unterliegt größeren Preis— 
ſchwankungen als einheimifches. Durd vermehrten Wett- 
bewerb find in ber legten Zeit bie Preife bejtändiger ge- 
worden. Während früher das ganze Geichäft in den 
Händen zweier firmen lag, beren Preije je nad) der Nad- 
frage beliebig erhöht wurden, find durch das Hinzutreten 
anderer firmen zum Lieferungsgefhäft das Angebot ver- 
mehrt und bie Preife normaler geworben. 


Löhne, 

Ein Mangel an Handwerkern und Arbeitern ift in dem 
Berichtsjahr in Dar-es-Saläm nicht vorgelommen. Das 
Angebot entipradh der Nachfrage. Die Löhne der Hand» 
werfer find um ein Geringes gefallen, die für gewöhnliche 
Arbeiter etwas mehr. 

Man zahlt in Darsed-Saläm für! 

Goaneſen (Zimmerer) täglih 2!,—3 Rupien, 

Banianen und Inder (Zimmerer) täglih 2—2!/, Rupien, 

Inder (Maurer, Vorarbeiter) täglih 2—3 Rupien, 

Madagafien (Zimmerer) täglihd 1-2 Rupien, 

Suaheli (Maurer, Zimmerer, Schmiede, Klempner und 

Aufieher) 40 PBeja bis 1 Rupien täglich, 

desgl. (Mörtelarbeiter) 24—32 Bela täglich, 

besal. (gewöhnliche Arbeiter) 15—20 Bela täglich. 

Die gewöhnlichen Suaheli-Arbeiter fegen ſich ſchätzungs— 
weife zufammen aus: 

Waſaramo ca. 47 %;, Mafjai ca. 3% 

Mrimaleute ca. 23% Wagogo ca. 2% 

Waſagara ca. 109% Mahenge ca. 2%, 

Wanyamweſi ca. 7% Manyema ca. 1° 

Rafambara ca. 5% 

Diefe Arbeiter find zum größten Theil Träger, welche 
fi) während ihres Aufenthaltes an der Küfte zur Arbeit 
verdingen. Bon ben anderen Küftenjtationen find Klagen 
über Arbeitermangel nicht eingelaufen. Nur in ber Zeit 
ber Feldbeſtellung waren Arbeiter napp. 

Die private Bauthätigkeit hat * in ben Küſten⸗ 
ftationen gehoben. Am meiften it dies ber Fall in Dar- 
e3:Saläm und Tanga. Die Hütten in Negerbauart vers 
ſchwinden in Dar-e8-Saläm immer mehr und machen majfiven 
Gebäuden mit Wellblechbedahung Platz. In erfter Linie 
find die den Handel vertretenden Inder die Bauherren. 
Doch ift das arabiſche Element vielfady dabei betheiligt. 


Der erziehende Einfluß der Gouvernementsbauthätigkeit it 
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an den neuen privaten Gebäuden in vielen Abweichungen 
von der früheren Baumeife zu erfennen. In Tanga hat 
die Stadterweiterung in Verbindung mit dem Eifenbahnbau 
viele Neubauten zur Folge gehabt. Hier ift jedoch mehr 
die frühere einheimifche Negerbauart fejtgehalten. 

Das italienische und griedhifche Arbeiterelement, welches 
im ganzen Drient zu finden ift, fpielt auch an ber oft 
afritanischen Küfte eine nicht zu unterſchätzende Rolle. 
Stalienifhe Handwerker des Baugewerbes jind an jebem 
Orte der Küfte, wo gebaut wird, zu finden. Die Griechen 
find mehr die Vermittler und Unternehmer; doch find auch 
italieniiche Unternehmer nicht jelten. In den erften Jahren 
traten italieniſche Maurer und Putzer in fleinen Gejell- 
Ichaften von 4—5 Mann unter einem Obmann auf und 
übernahmen Aftorbarbeiten, um fi) dann aufzulöien und 
fpäter wieder in anderer Vertheilung für neue Arbeiten 
zufammen zu treten, War früher ſorgſame und fchwierige 
Arbeit ohne dieſe Leute nicht auszuführen, jo kann man 
jest nad) SHeranbildung einheimischer Handwerker bei 
manden Ausführungen diefer Kräfte entrathen. In Folge 
deſſen und durd) die Ausführung größerer Eiſenbahnarbeiten 
in Tanga Hat fih jekt ein Bauunternehmerthum heran 
gebildet, welches jebe Arbeit übernimmt. Deutfche Unter: 
nehmer bilden Hierbei die verfhmwindende Minderheit, doch 
ſcheint Ausfiht, daß fi dies im Zukunft ändern wird, 
Da es nur im Intereſſe des Gouvernements liegen kann, 
die Bildung eines foldhen Unternehmertfums zu unters 
ftüßen, weil e8 nicht nur neue Erwerbsquellen für Europäer 
im Schußgebiet ſchafft und deshalb unmittelbar der Kolonie 
zu Gute kommt, ſondern auch eine Entlaflung bes Gouverne— 
ments an Arbeit und Perfonal bedeutet, fo wird ſeitens 
der Bauverwaltung jede bahingehende Regung unterftüßt. 
Freilich ift ſolche Unterſtützung mit großer Vorficht zu üben, 
der oft recht zweifelhaften Elemente wegen. 

Neubauten, 

Die in Darse8-Saläm über ben Ereef von Kitaroni 
führende einfache hölzerne Jodhbrüde aus ftarken einheimis 
ſchen Mangroven bis zu 35 em Durchmeffer und 13 m Länge 
ift vollendet. Dadurch ift das mweftliche Ufer des Hafens 
in feiner ganzen Ausdehnung mit der Stadt Dar-es-Saläm 
verbunden. Die einheimifhen Hölzer, weldhe in dieſen 
Dimenfionen auf dem Baumarkt nicht zu erhalten waren, 
mußten, wie bereit erwähnt, eigens im Nufibji-Delta ges 
Ichlagen und an die Bauftelle transportirt werden. Da die 
vorhandenen Gouvernementsdampfer von den außerordentlich 
ſchweren Hölgern nur wenige auf einmal, bis höchſtens 
14 Stüd, laden fonnten, mußten Dhaus zu Hilfe ges 
nommen werden. Der Bau fonnte aus Diefem Grunde 
nur langſam vorwärts fommen. Der Verſuch, ftarke Hölzer 
direft ohne Vermittlung der Inder und Araber, welche uns 
erhörte Preife forderten, vom Aufidji zu beziehen, muß als 
in jeder eg gelungen angejehen werben, Es ift des⸗ 
halb hiermit fortgefahren worden und für die vor kurzem 
begonnene neue Pieranlage mit Hebekrahn zum Löſchen der 
Leichter find Die Hölzer bis 40cm Durchmeſſer und bis 
13 m Länge dort geſchlagen und nad) Dar-e3:Salam trans- 
portirt worden. Der Verſuch Hat fi) auch infofern bes 
währt, als jeßt ein beuticher Unternehmer in Dar-es-Saläm 
ein Sägewerk zur Verarbeitung von Mangrovenholz aufs 
ftellen und ben direkten Bezug von Hölzern aus dem Rus 
fidji-Delta betreiben will. 

Die noh aus dem Kommilfariat übernommenen, in 
Negerbauart mit Mafutiabdedung aufgeführten Wohnhütten 
für die Schußtruppe find troß vieler Ausbefferungen und 
Umbauten, in einem derartig baufälligen Zuftande, daß ein 
Sturm in einer Nadıt des vorigen Jahres mehrere zum 
Einfturz brachte und die Nothmwendigfeit neuer Unterfunfts- 
räume für die Mannſchaften als unaufihiebbar vor Augen 





führte. Es ift deshalb ein neues majfives Kafernement in 
Angriff genommen worden, weldes für 172 Askarifamilien 
Wohnung ſchafft. Das Kafernement umſchließt mit feinen 
Wohnungen einen Flächenraum von 114 zu 112m. Der 
innere Raum wird als Ererzirplaß eingeebnet. Die maffiven 
Wohnräume Haben feitlihes Dberlicht, find mit Wellblech 
überbedt und haben nad) innen eine rings an den Häufern 
berumlaufende Vorhalle. Außer den Mannihaftsräumen 
find ein Haus für zwei Unleroffiziere und einen Büchjen- 
macher, drei Büreauräume, fodann ein Wachtlofal, eine 
Büchſenmacherei, ein Arreſthaus mit acht Zellen, zwei 
Brunnen und eine große Kochſtelle mit Feuerungsanlagen 
für die Mannſchaften geplant. Die ganze Anlage ift nur 
durch ein Gitterthor unmittelbar an dem Wachtlofal be— 
tretbar, fo daß jeßt eine Kontrole der Mannſchaften möglich 
ift, die früher bei den alten Mannjcaftshäufern mwegfiel. 
Der Neubau wird vorausſichtlich Ende des laufenden Jahres 
fertig geftellt fein. 

Außer einem neuen Treppenhausanbau an Haus 1, 
einem kleineren Wellblechhäuschen für die Gouvernementss 
verjuchsplantage am Creek von Kitaroni, einigen Fleineren 
Schuppen, beſchränke fih die Bauihätigfeit des Taufenden 
Berihisjahres in Darses-Saläm auf die Unterhaltung von 
Gouvernementsgebäuben und die Jnangriffnahme des neuen 
Krantenhaufes. 

Die dur die Kettengefangenen des Bezirksamts in 
Dar:e3-Saläm ausgeführten Bauarbeiten erftredten fich zum 
größten Theil auf Straßenbefeftigung, Durchlegen und Eins 
ebnung neuer Straßen, Eintheilung von Grundjtüden, Her— 
ftellung von Gartenanlagen. 

Die hölzerne Jochbrücke für Landungszwede in Tanga 
aus ftarfen Mangrovenhölzern iſt fertig geftellt worden. 
Das neue Schulhaus für Eingeborene, ein maffives Ge— 
bäude mit drei Schulzimmern und Zubehör ift jener Bes 
ftimmung übergeben worden. Die Zollhausanlage hat 
einen maffiven Umbau erfahren, da die Termiten die höl— 
zernen Konftruftionstheile zerftört hatten. 

Das neue Zolhaus in Pangani ift bis auf dem 
inneren Ausbau vollendet. Die Beieftigung bes Flußufers 
durch Duais ift fertig geftell. Mit dem Umbau der Station 
wird demnächſt begonnen. 

Der vordem in Baganıoyo befindlide alte Zoll— 
ſchuppen ift nad) feinem Abbrud in Sadani wieder auf: 
geftellt worden, da die früheren Räumlichkeiten zur Lagerung 
von Zollgütern ihren Zwed wegen Baufälligfeit nicht mehr 
erfüllten. 

In Bagamoyo ift die neue umfangreiche Zollhaus— 
anlage mit geräumigen Lagerſtätten und zwei maſſiven 
Gebäuden, in benen ſich die Abfertigungs- und Bureaus 
räume, jowie zwei Wohnungen für verheirathete Zollbeamte 
befinden, fertiggeftellt und ihrer Beitimmung übergeben. 

Das Dentmal für die Gefallenen der Wißmann-Truppe 
ift vollendet und im Dezember vorigen Jahres feierlich ents 
hüllt worben. 

Der umfangreihe Neubau für das Bezirksamt ift bes 
gonnen, die Fundamentmauern fertiggeftellt und ein Theil 
des aufgehenden Mauerwerts aufgeführt. Das neue Ges 
bäube joll die Bureauräume, Magazine, die Mefjen und 
Wohnräume für die Beamten und eine Wohnung für einen 
verheiratheten Bezirksamtmann enthalten. Es ift ganz maffiv 
in Korallenjtein mit Vermeidung jeder Holztonftruftion, mit 
Ausnahme des Dachſtuhls, konftruirt. 

In Kilwa ift der Musbau der Station vollendet, 
Sämmiliche Gebäude der noch aus der Kommilfariatszeit 
fiammenden Anlage haben Wellblehdäcer erhalten. Auf 
dem Dache des Hauptgebäudes ift eine Wohnung für einen 
verheiratheten Bezirfsamtmann ausgebaut worden. 

Die Bauarbeiten in Lindi beſchränkten fi auf In— 
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ftandhaltung der vorhandenen Gebäude. Sechs neue Brunnen 
mit gutem Trintwafler find fertiggeftellt worben. 

In Mikindani iſt das auf einem Bergplateau ca. 25 m 
über der Stabt ſich erhebende neue Bezirksamtsgebäude fo 
weit gefördert, daß bie gänzliche Fertigſtellung und Ueber: 
gabe vorausfichtlih noch vor Ende biejes Jahres wirb er- 
folgen fönnen. Das alte, noch aus der Kommiſſariatszeit 
ftammende Fort hat von ben Beamten geräumt werden 
müjlen, da die Deden ber oberen Räume, welche alle 
morſch und faul waren, einftürzten und die Bewohner in 
Lebensgefahr braten. Die unteren Räume jollen mit 
neuer Bedahung zur Unterbringung der Zollgüter 2c, dienen, 
Die Stadt ift mit neuen Brummen verjehen worben. 

Die Bauthätigteit des einen Orts Kionga, welcher 
im Laufe des vorigen Jahres unter deutſche Verwaltung 
fam, bejchräntte ſich auf bie Herftellung einiger Hütten in 
Negerbauart für Zoll und Station. Der dauernde Auf— 
enthalt von Europäern in dieſen primitiven Gebäuden muß 
als ungeſund angejehen werden. Eine maffive Gebäube- 
Anlage für zwei Europäer ift geplant und fol demnädhft 
zur Ausführung gelangen. Der Ort hat vier neue Brunnen 
erhalten. 

Der Leudtthurm auf Süd-Fanjove ift mit dem 
Leuchtapparat verjehen worden. Es brennen jekt vier 
Leuchtfeuer an der Küfte. Das fünfte auf Ras Kanzi ſoll 
im Laufe des Etatsjahrs begonnen werden. Pläne und 
Koſtenanſchläge find bereits fertiggeftellt. 


Stationsbanten im Innern. 

Die Schwierigkeiten bei dem Ausbau der Innen= 
ftationen find diejelben wie früher geblieben und werden 
fo lange fortbejtehen, bis andere Vorbedingungen für die 
Erweiterung der Grenzen, melde örtliche und klimatiſche 
Verhältniffe gezogen haben, geichaffen worden find. Die 
hauptſächlichſte Schwierigkeit befteht in der Heranſchaffung 
nothwendiger Materialien auf ben Köpfen von Negern 
und dem Mangel geeigneter Techniker und Handwerker, 
welche im Stande find, die an Drt und Stelle vorhandenen 
Rohmaterialien zu Bauzwecken nutzbar zu machen. 

&o lange nidht an bie Stelle des Negers als Trans 
portmittel andere thieriſche ober majchinelle Kräfte treten, 
welche wieder andere Kommunilationen, als die vorhandenen 
Negerpfade zur BVorberingung haben, jo lange wird der 
Ausbau der Innenftationen 6 in den engen Grenzen zu 
halten haben, welche Natur und Klima ziehen. Kommt 
hierzu noch, daß mit wenigen Ausnahmen dieſe Stationen 
durch Laien gebaut werden, welchen meiflens die Kenntniß 
rationeller Berwerthung vorhandener Rohmaterialien zu 
Bauzweden abgeht, jo ift es fein Wunder, wenn die Klagen 
über die ſchlechte und oft gejundheitswidrige Unterbringung 
der Beamten und Offiziere auf den Immenftationen nicht 
aufhören. 

Was mit monatelanger Mühe aufgebaut wurde, ſtellen 
ein paar Regentage wieder in frage. Das auf ben 
Köpfen der Neger ins Innere gejandte Baumaterial erreicht 
in den meiften fällen nur zur Hälfte feinen Beſtimmungs— 
ort, umd dieſe Hälfte ift oft in einem Zuftande, welcher ihre 
Verwendbarkeit in Frage ftellt, abgejehen davon, daß 
diefe Verwendung häufig eine falfche und nicht ſachgemäße 
fein wird. Nothgedrungen muß bort, wo geeignete tedhnijche 
Kräfte gänzlich fehlen, nad Urt der Eingeborenen gebaut 
werben. 

Nah diefen Grundſätzen ift im ber legten Zeit ver 
fahren worden. Ulanga ift durch einen Bautechnifer 
unter Zuhülfenahme von modernem Baumaterial, welches 
durch Zräger von ber Küſte nach dort geſchafft wurde, im 
Bau begriffen. In Kilimatinde ift unter ſachkundiger 
Leitung eine proviforifche Station fertig geftellt worden. 
Mit den Aufbau der endgiltigen Gebäude, weldhe durchweg 





maſſiv aus Bruchfteinen in Kaltmörtel lonftruirt werden 
jollen, ift begonnen. Erleichtert wird die Herftellung dieſer 
Unlage durch den Umftand, daß ein guter Kalkſtein zum 
Brennen von Kalt geeignet gefunden worden ift. 

Die übrigen Stationen werden von Laien ausgebaut 
und in Stand gehalten, jo gut die Umftände e8 erlauben. 
Eine Aenderung zum Beſſeren wird erjt dann eintreten, 
wenn man der Frage neuer Kommunikationen energifcher 
näher treten kann, als bisher. Bei der Neuanlage von 
Stationen im Innern dürfte die Verwendung transportabler 
Baracken, welche den tropischen Verhältniſſen angepaßt find, 
für die Zukunft nicht zu unterſchätzende Bortheile bieten. 

Wegebau. 

Wenn mit dem Wegebau erſt im vergangenen Be— 
richtsjahr ſeitens bes Gouvernements ernſtlich begonnen 
wurde, fo lag das daran, daß es bis dahin ſowohl an 
verfügbaren Mitteln fehlte, als auch die dringendere Aufs 
gabe, an der Küfte fich einzurichten, vorher zu löſen war. 
Erft als diefe Aufgabe nicht mehr alle verfügbaren techniſchen 
Kräfte in demjelben Maße wie früher abforbirte, wurde 
an Ausbau von Wegen gegangen. 

Vorläufer auf dem Gebiete des Wegebaues in unferer 
Kolonie, wie im tropiihen Afrika überhaupt find die Eng- 
länder geweſen. Die Madinnonroad, von Darses:Saläm 
aus ins Innere gehend, die Stevenfonroad, der Anfang 
eines Verbindungsweges zwiſchen dem Nyafia und dem 
TZanganifa, und die Mombafja-Straße find ihre erjten 
derartigen Verſuche. Sie alle müſſen als geicheitert an- 
gejehen werben, wenn ihr Zweck die Einführung neuer 
thierifcher und maſchineller Verkehrsmittel an Stelle des 
Negerd war. 

Der Ausbau der Madinnon:Road Hat ſich beſchränkt 
auf rohe Planirung bei einer burdjfchnittlichen Breite von 
3 m und die Ausholzung und Roden bes Bufches. Auf 
BWaflerabführung it nirgends Bedacht genommen. Die 
Straße it heute von ihrer Umgebung faum noch zu unter— 
fcheiden, und nur wer von ihrem Dafein Kenntnii hat, 
wird in den Geländeeinjchnitten des coupirteren Terrain 
ihre Spur ertennen. Das Gouvernement hat von Zeit zu 
Beit durch die ummwohnenden Jumben die alte Straße roden 
laffen, doch dürfte fie für die Benußung von Karren und 
Wagen nur an jehr wenigen Stellen ausreichen. Bei 
jtarten Steigungen hat fie das Wafler tief ausgefreflen, 
mwobdurd das Fortkommen jehr erfchwert wird. Im Ganzen 
unterſcheidet fich die jedenfalls mit bedeutenden Mitteln hers 
ze Straße jetzt ſehr wenig von dem gewöhnlichen 

egerpfabe, 

Die Stevenjon-Straße joll nah mündlichen Berichten 
von Neifenden nur ca. 10 km lang jein. Schon im Jahre 
1882, aljo etwa 3 bis 5 Jahre nad) ihrer Herftellung, 
konnte man von erhöhten Punkten den Lauf der Straße 
nur noch daran erkennen, * der Nachwuchs der die 
Straße bedeckenden Bäume noch nicht ganz die Höhe des 
Waldes erreicht Hatte, durch welchen fie führte. Ihr Aus— 
jehen fol fi von dem eines Negerpfades wenig unter 
ſcheiden. Dabei haben die Koften angeblich über 200 000 Litr. 
betragen, ungerechnet die Menſchenleben, welche der Malaria 
beim Bau zum Opfer fielen. 

Die Mombajla- Straße ift heute ein viel bejuchter 
Karawanenweg, der gern begangen wird, da er feine großen 
Schwierigkeiten bietet. Im Uebrigen ift auch dieſe Straße 
der alte verbreiterte Negerpfad geblieben. Da andere 
Motoren als der laftentragende Neger auf diefen Straßen 
nicht verwendet werden fönnen, jo haben fie ihren Zweck 
nicht erfüllt und feine Umgeftaltung bes Verkehrsweſens 
zur Folge gehabt. Soll dies aber eine Bedingung jein, 
weldhe unter allen Umftänden vorausgejeßt werden muß, 
jo ift ar, dab der Ausbau von Wegen mit der Einführung 


896 Altenſtück Nr. 88. (Denkichrift über die Entwidelung der Deutjchen Schutzgebiete i. Jahre 1894/95.) 





anberer beflerer Verkehrsmittel, wie Wagen und Karren, 
Hand in Hand zu g hat. 
Transportmittel, 

An thierifchen Motoren ftehen außer dem Neger in 
Dftafrifa zur Verfügung der Dchfe und ber Ejel bezw. 
das Maulthier. Das Pferd kann vorläufig nicht in Betracht 
fommen, ba zu viele noch nicht vorhandene VBorbedingungen 
für feine Erhaltung nöthig find. Es wird zur Beit feine 
Verwendung nur als Zudtthier, zur Gewinnung von Maul⸗ 
thieren, in Rechnung zu ziehen fein. 

Der Beſtand an Rindvieh im beutichen Schußgebiet 
ift in ben legten Jahren beftändig durch Seuchen umb 
Hungersnoth zurüdgegangen. Es wird großer Anftrengungen 
zur Verhütung der Seuchen ſowie einer geraumen Leit 
bedürfen, um den Beſtand früherer Jahre zu erreichen und 
um die Verwendung von Ochſen als Yugmaterial für 
Wagen und Karren anzubahnen. 

Es ift nicht zu leugnen, daß der Ochſenwagen große 
Vortheile als Beförberungsmittel auf wenig —— 
Wegen bietet, ebenſo daß ſeine Verbreitung ER aber 
ftetig vom Süden nad) Norden vor fi geht. Es darf 
aber ebenjomwenig überfehen werben, daß feiner Einführung 
ald Hauptbeförderungsmittel in DOftafrita große Schwierig- 
feiten entgegenftehen, da bie Borbedingungen, welche im Süben 
faft überall vorhanden find oder durch intelligente Völker: 
ſchaften geidhaffen werben, norbmwärts ftetig abnehmen. Als 
ein Haupthindernig ber Einführung des Ochſenwagens in 
Deutih-Oftafrifa muß die dichtere Bewachſung der Savannen 
angejehen werden. Während Sübafrifa zum größten Theil 
Grasbuſch und Lichte Baumfavannen aufweiſt, überwiegt in 
unferem Schußgebiet mehr die dichte Baum: und Wald— 
favanne und ber Savannenwald, deren Beſtand fich 
hemmend ben in der Wildniß nothwendig werbenden langen 
Linien der Zugochſen entgegenjtelt. Das Rindermaterial 
im Schußgebiet ift nicht ſehr fräftig und meift wenig ge 
eignet für Zugzwede. Die Verbeflerung des einheimiſchen 
BViehbeftandes duch Zucht wird längere Zeit beanſpruchen. 
ebenfalls darf man fi dem nicht verichließen, daß der 
jegige Beitand und Die vorhandene Qualität des Rind- 
viehes im Schußgebiet kaum ausreichen werben für die 
Zwecke des Ochſenwagens. Vielleicht wird der Dchfen- 
farren, mie er in Indien geführt wird, den hiefigen Vers 
haͤltnifſen mehr entiprehen. Der Ochjenwagen des afri— 
Dal Südens erfordert fat feinen Wegebau. Der 
Ochſen karren dagegen jet ben gebahnteren Weg voraus. 
Beide Beförberungsmittel aber erfordern die Beichaffung 
und en Zugmateriald als die Kolonie 
bietet oder die efierung bes vorhandenen Viehbeftandes 
durch Kreuzung mit indiſchen oder Kaprindern. Much ift 
zu erwägen, daß die Rinder eine große Fürſorge in der 
Unterhaltung erfordern. Geeignete Futtergräſer find nicht 
übera —— und dürften an vielen Stellen erſt zu 
ſchaffen fein. 

Es bleibt noch als thieriſches Zugmaterial der Eſel 
bezw. das Maulthier übrig. Der Beſtand an Eſeln im 
Schutzgebiet iſt bedeutend. Ueberall kommt der Eſel fort, 
braucht faſt nur Schutz gegen größeres Raubzeug, findet 
überall Nahrung, iſt mit jedem Futter zufrieden, widerſteht 
den Seuchen und ift troß feiner Kleinheit zäh und aus- 
dauernd. Als Lajtenträger und Reitthier findet er überall 
an der Küfte und im Innern, vornehmlich aber, wo Araber 
ſich niedergelaffen Haben, Verwendung, ebenjo bei allen 
nomabdifirenden Bölferfhaften, wie den Maflais. Er eignet 
fih zu Zuchtzwecken vorzüglih. Kreuzungen zwiſchen 
Mastatefeln und bem gemöhnlichen Eſel geben befte Re— 
jultate. Bon Sühtmgen zwifchen dem Eſel Oftafritas und 
Pferden ift allerdings noch wenig befannt. Doc dürfte 
ein Miblingen nicht zu befürchten fein in Rückſicht auf die 





Thatiache, daß der Ejel in der ganzen Welt ſich mit dem 
Pferbe kreuzt. — Die Hier verwendeten Maulthiere find 
faft durchweg eingeführt, und zwar meiftens aus Arabien 
und Maſſaua. Gie find größer und kräftiger als ber 
Ejel, haben fonft in Bezug auf Leiftung und Unterhaltung 
biefelben Eigenfhaften. Für Zugzwecke find hier Ejel und 
Maulthiere bis jet nur wenig verwendet worden. Doc 
bürfte ber Grund wohl mehr in dem Mangel an gebahnten 
Wegen, welche ald VBorausjegung für Ejeltarren und Ejels 
wagen > mũſſen, zu fuchen fein, als in ihrer Nicht⸗ 
verwenbbarkeit für Biehzwede. Die wenigen gemachten 
Verſuche haben dies beftätigt. 

Einen neuen thieriſchen Motor für das ea 
würde nod ber bos arni bilden. Derfelbe hat fi bis 
jegt in allen Fieberklimaten, wie Italien (Bontinifche 
Sümpfe), Ungarn, Indien vorzüglid bewährt und bürfte 
auch wahrjcheinlich, wie fein naher Verwandter, ber Kaffer- 
ochſe, der Tſetſefliege wiberftehen.*) 

Allgemeines Urtheil über Wegeban. 

In Bezug auf die erforderlichen Koften der Herjtellung 
und Unterhaltung geben bie früheren Wegebauten weni 
Anhaltspunkte. Sie zeigen nur im bdraftifcher Weile, bab 
bie Art der Wege im untrennbaren Bufammenhang jteht 
mit ber Art ber Beförderungsmittel So entjtand der vom 
Gouvernement von Dar-eds:Salim ind Innere gebaute 
Weg, welder eine Länge von 16—17 km hat und zur 
Ki bie alle Karamwanferei Kongoramboddo erreiht. Er 
it in einer Breite von 6 m angeordnet worden, weil die 
Abſicht beftand, ihn zugleich als Planum für ein Schienen- 
gleis zu verwenden. Der Weg ift an beiden Seiten mit 
Entwäfjerungsgräben verjehen. Das Planum ift gerobet, 
planirt, die Grasnarbe und der Buſch mit den Wurzeln 
entfernt. Die fumpfigen Stellen find aufgefüllt, und wo 
es das Gelände erforderte, die Straße in das Terrain 
eingefhnitten. Den Entwäflerungsgräben ift Abzug ge 
ſchafft nad) tieferen Terrainftellen und einige einfache Durdh- 
lälfe angeordnet. Während ber Zeit der Herſtellung ift 
faft der ganze Weg zweimal in wenigen Wochen nad) ben 
Negenzeiten volftändig mit Buſch und Gras zugewachſen 
geweſen und war zeitweife nur ein Negerpfad davon übrig 
geblieben. In dem weichen, Ioderen Sandboden des Hin= 
terlandes von Dar:es:Saläm find viele Stellen durch 
Natten und andere Nager unterwühlt und bieten Gefahr 
für Auge und Meitthiere. Soll das bei jeder Regenzeit 
wieberfehrende Zuwachſen des Weges vermieden werden, 
fo wäre ein volljtändiges Befeftigen de Wegplanums 
durh Scotterung und Abwalzen nothwendig. Da die 
Steinfhotterung bei diefer Wegitrede nur von der Küſte 
u erhalten war, fo ift aus Sparjamteitsrüdfichten eine 
Fellenmeife Befeitigung des Wegplanums in Ausficht ges 
nommen. Es jollen zunädft nur die Stellen beſchottert 
werben, beren loderer Untergrund ein Fortſpülen und 
Durchweichen bei tropiichen Regengüffen vorausjegen laffen. 
Die nicht befchotterten Stellen find zweimal jährlich durch 
die ummohnenden Jumben zu roden, eine Arbeit, deren 
regelmäßige Durdführung bei ber Indolenz ber einges 
borenen Bevölkerung auf größere Schwierigkeiten ftoßen 
wird, als —— angenommen wird. So iſt dieſe 

en ein Verſuchsobjekt, an dem die Er— 


*, Das Gouvernement beabfidtigt die Einführung dieſes 
Thieres und eingehendere Verſuche damit als Arbeitsvieh, weniger 
als Zugthier für weite Entfernungen ins Innere, anzuftellen. 





Maulthier, bezw. des indifhen Ochfenfarrend damit ver- 
bunden. Dieje wieberum erfordern die Anlage von Wafler- 
fielen und Hürben in geeigneten Abjtänden am Wege, um 
Boripann zu erhalten. 

In Berbindung mit dem Schienenwege wirb ber ge 
bahnte Weg an erjter Stelle zur Geltung kommen mäfjen. 
Es ift Mar, dab die Verwaltung bes Schußgebietes bie 
Löfung ber Eifenbahnfrage als eine ihrer vornehmften Aufs 
gaben zu betrachten hat, aber ebenſo Mar bürfte es jein, 
über den noch ungellärten Streit ber Meinungen über 
—* wie Spurweite, Tracen, Finanzirung, Nieder- oder 

ohbahnen die damit verbundene wichtige Wegfrage nicht 
außer Acht zu laſſen. Wirb man doch meben allen ge 
planten Eifenbahnen der Wege nie entrathen können. Sie 
werben, mie in dem Wirthfchaftsleben anderer Qänber, ftets 
fi gegenfeitig ergänzen müffen, fei es, daß bie Wege bie 
natürlichen Bufluptanäle für bie bilben, ſei es, 
daß fie den Verkehr von Produkten, welche ben Transport 
ber Bahn nicht mehr vertragen, felbftftändig vermitteln. 


10. Die wiffenfgeftlihe Grforfäung des Schut- 


€ N 

Durh Herrn Dr. Stuhlmann mwurben bie bereits 
früher begonnenen kartographiſchen Aufnahmen von Uſaramo 
auf bie Uluguruberge ausgedehnt und eine vollftändige 
Karte biefes recht verwidelten Gebirgsſyſtems durch magnes 
tifche Triangulation und Croquiren hergeftellt, wobei ber 
Berſuch gemacht wurde, einen Anflug an ben Pongwe⸗ 
berg und fomit an die Küfte zu erhalten. Ob biefer Ber: 
ſuch geglüdt ift, oder ob die Anzahl der magnetiichen Des 
viationsbeftimmungen nicht ausreicht, wird die in Berlin 
vorzunehmende definitive Konſtrultion lehren. 

Als zweite Arbeit geihah die Aufnahme des beutich- 
portugiefiihen Grenzgebietes zwiſchen dem Kap Delgado 
und dem Rovuma entlang dem 10% 40° f. Br. im Berein 
mit dem portugiefiichen Grenzlommifjar de Sepulveba. 

Außerbem wurden von ben Kompagnieführern yromm, 
Demıns und Ramjay, dem Lieutenamts Fond I, 

aas, Richter, Stenpler, vom Arzt Dr. Simon, 
ſowie vom Bezirksamtmann von St. Baul verfdiebene 
Routenaufnahmen eingefanbt. 

Unter den Brivaterpebitionen nimmt die des Lieutenants 
Grafen von Götzen die erfie Stelle durch ihre hervor- 
ragenden wiflenihaftliden Refultate ein. Auf noch von 
feinem Reijenden begangenen Wegen marſchirte er von 
Bangani aus über Jrangi und Uſchirombo an die Außerfte 
Weligrenze bes Schußgebietes und an bem noch thätigen 
Vulkan Birungosvyagongo, der zuerft von Dr. Stubl- 
mann im IE 1891 von Weiten gejehen wurde. Da- 
neben ijt die Eftpebition bes Privatgelehrten Dstar Neu— 
mann zu erwähnen, die aber mehr zoologiſche als karto— 
graphiſche Nejultate zeitigte. 

Ale kartographiſchen Arbeiten werben in ber in ber 
Herftellung begriffenen, von Dr. Rich. Kiepert redigirten 

oßen Karte von Deutſch-Oſtafrila zufammengefaßt. Es 
And 29 große Blätter und einige Anjagftüde im Maßftab 
1:300 000 projektirt, von denen jept vier (Eyaffi, Turu, 
Zabora und Muanza) fertiggeftelt find. Die Blätter 
folen im Schußgebiete hauptjählih für den praktifchen 
Gebrauch bei Expeditionen und zur Eintragung von 
Ergänzungen und Berbefferungen dienen. Um die Karten 
= dem Laufenden Halten zu Zönnen, werden die Stein- 
platten in Berlin jänmtlih aufbewahrt. 

In Folge Ermordung der Naturforiher Dr. Lent 
und Dr. Kretihmer mußten die topographiichen Arbeiten 
am Lilimandjaro unterbroden werden. Bon der Be 
urtbeilung bes zur Zeit der Prüfung unterliegenben Karten- 
materiald wirb es abhängen, ob bie Arbeiten am Kilima— 
ndjaro fortzuführen oder als beendet anzujehen find. 


Attenjtüde zu den Verhandlungen bes Heihätages 1896/96, 
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An fonftigen Karten über das Schußgebiet ift bie 
Vollendung ber Karte ber Nyafla-Erpebition des vormas 
ligen Gouverneurs Überften Freiherrn v. Schele 
erwähnen. Das Gebiet ber in Petermann's Mit 
theilungen erjchienenen Karte der Dr. Fiſcher'ſchen Er 
pebition im Oſten bes Victoria Nyanza fällt größtentheils 
außerhalb bes Schußgebietes, 


1, Stand der Schutztruppe. 

Der Stand ber Schuptruppe in dem Gtatsjahr 
1894/95 beitrug am 1. April 1894, 1762, am 1. April 
1895, 1793 Köpfe, die Summen der Abgänge im Laufe 
des Etatsjahres 450, wovon 132 auf Tod, 186 auf 
Dejertion und 132 auf Entlaffung, auf eigenen Wunſch 
* wie wegen begangener Verbrechen u. ſ. w. ent⸗ 


‚Die Mannfhaften der Truppe jegten fih zufammen 


aus: 
986 Subanefen, 
12 Somali, 
23 Maffinier, 
42 Arabern, 
26 Sulus, 
283 Wafnabeli, 
211 Wanjamweſi, 
92 Wauyema, 
118 Leuten verjchiedener Stämme 
auf. 1793 Mann. 
Die Truppe hat ihre volle Etatshöhe ſchon feit längerer 
Zeit nicht erreicht, da zu Neuanmwerbungen Subanejen 
nit genügend zur Verfügung ftanden. Der Sudaneſe iſt 
aber troß verjchiebener Mängel, wozu bejonders bie Un— 
tenntniß der Kiswahili zu rechnen ift, und troß der micht 
unbebeutenden Anwerbungskoſten, für die oftafrifanischen 
Verhältniffe ber geeignetfte Soldat. Er Hat viele gute 
angeborene und anerzogene militärische Eigenfhaften und 
ift dapfer und an feinen Dffizier anhänglih. Außerdem 
kommt im Betracht, dab ihm die Möglichkeit der Defertion 
jo gut wie abgejchnitten tft. Die aus dem Schutzgebiete 
ftammenden Eingeborenen find als Solbaten ziemlich gleich- 
werihig, der Maniema vielleicht etwas mehr, als bie öftlich 
des Tanganyika fihenden Stämme, Leider befertiren ke 
leicht und find dann ſchwer wieder zu befommen, da jie 
unter ihren Landsleuten Unterftügung finden. Der Somali 
hat unvertennbare, gute, militäriiche Eigenjchaften, ift aber 
weich und derartig leidenſchaftlich, daß es höchſt gefährlich 
wäre, eine Somalifo ie zu bilden, ober auch nur eine 
größere Anzahl in einen Verband zu bringen. Auch ift 
der Somali erfahrungsmäßig dem Klima in DeutichDit- 
afrita nicht gewachſen. Der bei Weiten Brauchbarfte nach 
dem Subanejen ift ber Zulu, und Haben bie früher ges 
machten Verſuche aud in gern ganzer Zulus 
fompagnien fein fchlechtes Refultat ergeben. Jedoch auch 
* liegen die Schwierigkeilen in den großen Anwerbungs⸗ 
en die z. B. im Jahre 1889 die Höhe von 38 084 Mark 
erreichten. 


In der Bekleidung, Ausrüftung und Verpflegung ber 
Truppe hat ſich nichts geändert. 

Die Dislofation ber einzelnen Kompagnien hat ſich 
im Laufe des Jahres etwas verſchoben. Die Küſte ift mit 
nur vier Kompagnien bejegt, wovon einer Pangani, einer 
Dars:ed-Saläm, einer Kilma und einer Lindi als Standort 
angemwiejen ift. Am Kilimandjaro übt eine Kompagnie 
weiter ihren beruhigenden Einfluß auf die feiner Zeit be- 
friegten Häuptlinge aus, denn die Ermordung des 
Dr. Lent und Kretſchmer ift nur als ein gemeiner Raub: 
mord, und nicht als politiiher Art anzujehen. In Weit 
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Ufambara ift eine Kompagnie auf die Station Mafinde, 
1 Kompagnieführer, 66 Mann, und Zifuani, 1 Sergeant, 

Mann, vertheilt. Der Biktoriafee war bisher von 
zwei Seiten militäriih bejegt, am Südende des Sees 
Muanza, an der Weftjeite Bukoba. Tabora, das Zentrum 
bes Innenhandels, der Sig ber alten Araberfaktoreien, 
ift nach wie vor mit einer Kompagnie belegt. 

Da es fi herausgeftellt hat, daß die Intereſſen der 
Kolonie eine erg bes Elfenbeinhandbels in Ujiji 
dringend erfordern, jo ift Die Anlage einer neuen Station 
dort geplant. Mit ihrer Ausführung wird Ende bes 
Jahres vorgegangen werben. Am Norbende des Nyaſſa— 
jees in Langenburg befindet ſich eine Heine aus Irregulären 
beftehende Bejagung. Die Strafe Bagamoyo, Kilofia, 
Mpapıa, Kilimatinde bei Muhalala, Tabora in zur Siche⸗ 
rung ber Karawanen mit drei Kompagnien in ben brei 
mittleren genannten Orten bejegt gehalten. In Kiloſſa 
und Kilimatinde fteht eine Kompagnie, in Mpapua ein 
Kommando von 2 Dffizieren und 45 Mann. Lehßtere 
Station ift der Verpflegungsſchwierigkeiten wegen verringert 
worden. Als Schutz der Landſchaft des oberen Aufiji 
und Ulanga wurde nad) der Wahehe-Erpedition vor ber 
gen eine Kompagnie am Ulangafluß gelafien. Die legte 

tation ift Kiſaki. Sie ift nur von einem Offizier und 
40 Askari beſetzt, follte ſ. 3. die Lüde zwiſchen Kiloffa 
und dem NRufji gegen Mafitieinfäle fchließen und 
bilbet jegt einen nothwendigen Etappenpuntt für Ulanga. 
Diefe Station würde bei fpäterer Erjchliekung der Uluguru— 
berge für Kolonijation den erwünjchten und nöthigen Stüß- 
punkt bieten. 

12 Kompagnien und 4 jelbftjtändige, Heinere Stationen, 
wozu noch im Hinterlande von Kilwa eine fünfte, im Sonde: 
gebiet kommt, fihern den Schuß ber Kolonie. Unter fried- 
lichen Berhältnifjen genügt die Truppe um in den Grenzen 
ihrer Madtiphäre die Autorität aufredht zu erhalten und 
Karamanen und Stationen g fügen. 

Die Ausbildung der Truppe entipridt den an fie 
herantretenden Aufgaben. Nach ber erjten, allgemeinen 
Retrutenausbilbung werben die Kompagnien zujammen- 
geftelt. Sie ererzieren eine Furze Disziplinſchule in der 
Zinaer Kompagnie. Ihre Hauptausbildung finden fie in 
ber Verwendung ber verjchiedenen Kolonnen. Aufmärſche 
aus der Kompagniefolonne nad) allen Seiten, Teuer aus 
der Marſchkolonne zu Einem, nad) beiden Seiten und Ge 
horjam vor Allem, And die Gefihhtspunkte, weldhe dem, mit 
dem Gewehr vertraut gemadhten Aslari immer wieder vor— 
gehalten werben. Bon einer zerftreuten Fechtordnung, 
Herumkriechen im Buſch und fonftigem Beiwerk iſt feine 
Nebe. Die Truppe fteht geichloflen auf Kommando und 
greift an, wenn bie Offiziere und Unteroffiziere vorans 


gehen. 

An kriegeriſchen Ereigniffen war das Jahr 1894/95 
reih. Die Wahehe-Erpedition nahm den bekannten 
Verlauf. Haflan bin Omari, ein Araber im Hinter 
land von Kilwa, der ſich aus, gleih ihm, ungufriebenen 
und iheilweife wegen begangener Verbrechen geächteter 
Washenfes eine Heine Armee am oberen Mirudji gebildet 
atte, überfiel Kilwa Anfang September und wurde mit 
Iutigen Köpfen von der kleinen Bejagung heldenmüthi 
zurüdgewieen. Cine Anfang des Jahres 1895 ma 
Ufegua von —— entſandte kleine Expedition, um 
Streitigkeiten eingeborener Sultane zu ſchlichten, nahm 
ebenſo wie einzelne kleinere Züge der Innenkompagnien 
unblutigen Verlauf.*) 

Die Verluſte der Truppe im Gefecht und durch Krank— 
beit find im verfloffenen Zahr nicht unbeträdhtlih. Es 
fielen im Gefecht oder ftarben an ben erhaltenen Wunden | 


21 daſſan bin Dmari iſt inzwiſchen gefangen worden. | 





2 Dffiziere (Lieutenant von Bothmer, Lieutenant Maaß) 
1 Unteroffizier (Maier), farbige Soldaten 31 Mann. 
Es ftarben an verjdhiebenen Krankheiten 6 Offiziere (Lieutes 
nants Bennede, Koepler, von Paezinsky und Tincezin, 
Halliefh, Oberarzt Dr. Brehme, Lieutenant Nötel). 
1 Zahlmeifterafpirant (Alten), 2 Unteroffiziere (Manide, 
Germer), 3 Lazaretigehülfen (Sträffer, Grucza, 
Schnopp). Der jonftige Abgang ergiebt fi aus ben 
Eingangs erwähnten Biffern. 

Die Haltung ber Truppe im Gefecht war vorzüglich. 
Sie ftand und griff an, glei tapfer und entichloffen, 
feuerte ruhig und folgte dem Beifpiel und dem Kommando 
ihrer Führer ohne Zaubern. 


12, Allgemeine Weberficht über die Entwidelung 
der Siolonie. 
Bekämpfung des Sklavenhaudels. 

Die Bekämpfung des Sflavenhandels jcheint Fort— 
ſchrille gemacht zu haben. Wenigftens ift im Betriebs— 
jahre trog größter Aufmerkfamfeit der Behörden und troß 
häufiger Fahrten der Zolltreuzer fein eigentliher Stlaven- 
transport mehr bemerkt worden. Daß trogdem der Sklaven: 
ya noch eriftirt, kann leider nicht geleugnet werden. 

ie Opfer werden aber meiftens eingeln in den ganz Heinen 
Auslegerboten von der Küfte nah Sanfibar und Pemba 
verſchifft und entgehen daher leicht der Kontrole. Eine 
wirkſame Unterdrüdung der Sflavenausfuhr aus unferem 
Scußgebiete wird erft dann möglich, wenn die Proteftorats- 
macht von Sanfibar, England, ſich entichließt, energiſch 
gegen die Stlavenzufuhr nad Sanfibar und Pemba vor: 
zugehen. Dann wird dem Sklavenhandel das Abjaßgebiet 
verſchloſſen fein und damit der Sklavenraub von jelbit 
aufhören. 

Deutſcherſeits wird unausgeſetzt an ber allmählichen 
Befeitigung ber Reſte ber Sklaverei gearbeitet. In Tanga 
allein wurden im Berichtsjahre 154, in Saadani 132, in 
Dar-ed:Saläm 24, in Kilwa 200 Freibriefe ausgeftellt, die 
Leute fuchen fi meift Arbeit bei ber Bahn oder ben 
Pflanzungen. 

. Straferpebitionen. 

Die Ruhe und Ordnung ift aud im Berichtsjahre 
mehrfach geftört worben. 

Im September 1894 wurden leider bie beiden verbienite 
vollen Forſcher Dr. Lent und Dr. Kretſchmer in ber 
Rombolandihaft Kerua am Kilimandjaro überfallen und 
ermordet. Dies Hatte eine Straferpedition der Beſatzung 
von Mofhi zur Folge. Die Boma des Häupilings Leikturu 
wurde genommen und fein Land unter zwei andere Häupts 
linge getheilt. Da Leikturu ſelbſt enttam, jo wurde bie 
Erpebition im Juni d. $. wiederholt. Leifturu wurbe an 
den Stationschef von Mofhi ausgeliefert und wegen Theil 
nahme an der Ermordung ber beiden Deutſchen zum Tode 
verurtheilt und gehängt. 

In Ufegua war feit längerer Zeit eine Reihe von 
Näubereien vorgelommen, die vorläufig ungeftraft geblieben 
waren, da bie Truppen, die anderweitig verwandt wurden, 
zu einer Expedition nicht zur Verfügung ftanden, außerdem 
e8 auch nicht möglich ift, jedem Naubzuge im Innern Die 
Strafe auf dem Fuße folgen zu Iaffen. Als im Juni d. 3. 
eine Kompagnie frei war, erhielt fie den Auftrag, mit dem 
Bezirksamtmann von Pangani durch Ufegua und Nguru 
zu ziehen und die Schulbigen zu bejtrafen. Die Erpebition, 
welche ſechs Wochen gedauert hat, hat ihren Zwed erfüllt 
und F unnöthige Kämpfe das Anſehen der Regierung 
in dieſen nur äußerft ſelten beſuchten Landſchaften wieder 
hergeftellt. 

Der Süden des Schußgebietes ift wiederholt beunruhigt 
worden, Nachdem im September v. 3. der lleberfall von 





Kilwa durh Haffan bin Omari ftattgefunden hatte, eine 
nachhaltige Züchtigung aber nicht möglich geweſen war, 
ba die Truppen zur Wahehe-Erpebition abmarſchirt waren, 
wurde am 22. Dftober die Zollftation Kilwa Kifiwani von 
Leuten Haffans überfallen. Am 15. November folgte dar: 
auf der Angriff auf die Bollftation Kiswere, der zwar 
zurüdgeichlagen wurde, bei welchem aber der ganze Drt 
von dem abziehenden Feinde niedergebrannt wurde. Hier— 
nah fand zwar ein Ueberfall größerer mit Beamten 
bejeßter Plätze nit mehr ftatt, kleinere Näubereien, 
welde auf Leute Hafjans zurüdgeführt werben mußten, 
famen aber noch öfter zur Meldung. Namentlid) Hatte 
der Weg zwiſchen Kilwa und Lindi darunter zu leiden, 
jo dab zeitweilig eine Poftverbindung zwiſchen dieſen 
Drien nicht möglid war. Es wurde verjudt, Haflan 
auf friedlihem Wege zur Aufgabe jeiner rebelliſchen Hal- 
tung zu veranlaffen. Da die Verhandlungen aber zu 
feinem Reſultate geführt haben, eine Fortdauer diefes Zu— 
ftandes ber Unſicherheit aber unwürdig und unleidlich ift, 
io hat fi) das Gouvernement veranlaßt gejehen, dort eine 
Station anzulegen, welche die Aufgabe Hat, dieſem Zus 
jtande ein Ende zu machen.*) 

Auch ber im Hinterlande von Lindi und Mikindani 
fitende Häuptling Mahemba hat fi im Berichtsjahre 
unangenehm bemerkbar gemadjt. Zwar hat er bie beiden 
genannten Plätze nicht bedroht, was ihm auch fchledht bes 
iommen wäre, ba feine Hauptftärke nur in der Unzugängs 
lichleit feines Bereiches liegt, wohl aber Hat er mit dem 
ihm benadhbarten, uns ergebenen Häuptling Schitambo 
gefochten und bie ganze Gegend fortgejeßt beunruhigt, fo 
dab die Einwohner faum mehr wagten, ihre Felder zu 
bebauen. 

Endlich ift auch der fühlichfte Theil des Schußgebietes 





von Unruhen nicht verfchont geblieben. Große Schaaren 
der am ala anſäſſigen Magwangwara famen im 
Herbit v. J. den Rovuma herunter, plünderten viele 


Dörfer und jchleppten zahlreihe Menſchen fort. Diefer 
Einfall Hatte feinerlei politiiche Bedeutung, denn die Räuber- 
horden hauften im portugiefifhen Gebiet geradefo wie im 
deutſchen und vermieden nicht nur den befeftigten Plaß 
Mikindani, jondern aud die offene nur mit Negerhütten 
verjehene und von wenigen Soldaten beſetzte Station Kionga. 
Es war ihnen nur um Nahrungsmittel und Sklaven zu 
hun. Auch Siergegen fonnte nichts unternommen werden, 
da die Truppen bei der Wahehe-Erpedition waren. Nad) 
ihrer Rüdlehr an die Küfte waren aud die Magwangwara 
bereits in ihre — wieder abgezogen. Die Stationen 
bes Innern haben einzelne Fleinere Strafzüge zu unter: 
nehmen gehabt. 

Das größte militäriſche Ereigniß im Berichtsjahre 
war ber Feldzug gegen bie rn Die von dem früheren 
Gouverneur Freiherrn von Schele jelbit geleitete Ex— 
pebition hatte in Folge ber im Lande herrſchenden 
Hungersnot und der fid) daraus ergebenden Noth- 
wendigfeit, die ganze Verpflegung für die aus 1500 bis 
1600 Berfonen einjchließlih Träger und Troß beſtehende 

edition von der Küſte mitzunehmen oder nach— 
ihaffen zu laffen, ganz bejondere Schwierigkeiten zu 
überwinden. Während der Gouverneur hier mit 5 Roms 
pagnien vormarſchirte, ging der Stationschef von Tabora, 
mit feiner Kompagnie gegen das von Wahehe bejeßte Konto 
vor, um bie Operationen ded Gouverneurs, welde um 
dieje Zeit vorausſichtlich ftattfinden follten, von Norden her 
zu unterftügen. Am 13. Dftober wurbe Konto nad) heißem 
Kampfe genommen und in Brand geftedt. Die beabfich- 

*) Der gegen Haffan bin Dmar ausgejandten Expedition 
Hit es inzwiſchen gelungen, ihn gefangen zu nehmen. 
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tigte Zuſammenwirkung fand aber nicht ftatt, ba bie - 
rationen bes Gouverneurs durch bie Schwierigkeiten ber 
Berproviantirung etwas verlangjamt waren. 

Der Gouverneur langte mit feiner Erpebition am 
29. Oltober vor der Hauptitabt von Uhehe, Kuirenga, an, 
In der folgenden Nacht vor Sonnenaufgang wurde ber 
Sturm ausgeführt und in —— Straßenkampfe 
die Stadt genommen. Nach einigen Tagen traten nach 
dieſem Erfolge drei Kompagnien den Rückmarſch an, wäh— 
rend für die nächſte gi nod eine Befagungsabtheilung in 
Kuirenga verblieb. Die rüdkehrenden Kompagnien wurden 
bei Mage am 6. November noch einmal von den MWahehe 
überfallen, Ichingen biefe aber ab. Ende November mar- 
ſchirte auch die Bejagungsabtheilung zur Küfte ab. 

Seit der Einnahme von Kuirenga haben bie Wahehe 
feinen Einfall in die benadhbarten friedlihen Gebiete mehr 
unternommen. Im Gegentheil, der Miwama hat wieber- 
0 Friedensgeſandtſchaften geſchick. Da die Verhand— 
ungen noch nicht zu Ende geführt ſind, ſo kann noch nicht 
mit Beſtimmtheit geſagt werden, ob es ihm mit den Frie— 
densvorſchlägen diesmal wirklich Ernſt ift.*) 

Auch der berüchtigte Häuptling Schabruma, ber bie 
Karawanenftraße von Kilwa nad dem Nyaſſa zu beun- 
ruhigen pflegte, hat Geſchenle gejandt und um Frieden ge— 
beten. Es kann alfo auch dieje Angelegenheit als erlebigt 
gelten. 

Es ift hiernach Ausſicht vorhanden, daß die Hanbels« 
ftraßen vor lleberfällen fiber find. Wenn nun aud bie 
ſchon oben ausgeiprodyene Hoffnung, daß die Heufchreden- 
plage zu Ende jei, ſich verwirflicht und in Folge beffen im 
Lande wieder Lebensmittel zu erlangen fein werben, jo 
fann erwartet werben, daß im Zommenden Jahre ber 
Handel ſich fräftig belebt. 


Ausſichten des Schutzgebiets. 

Auch die Plantagenkultur iſt in einem bedeutenden 
Auffhwunge begriffen. Nicht nur haben die beftehenden 
Pflanzungen befriedigende Ernten ergeben, e8 find auch 
neue Pflanzungen hinzugelommen. Die gefährliche Kaffee— 
franfheit it zwar feineswegs beſeitigt. Es ift ihr aber 
von ihrem erjten Auftreten an die größte Beachtung ge— 
ichenkt, und e8 kann daher angenommen werben, daß es 
gelingen wird, fie in foldhen Grenzen zu Halten, daß ber 
Anbau von: Kaffee lohnt. Bekanntlich giebt es faum 
ein Land ber Erde mehr, wo dieſe Krankheit nicht herrichte, 
und doch werben durch ben Anbau von Kaffee noch große 
Gewinne erzielt. Es ift nicht erfichtlidh, warum dies nicht 
aud in Deuiſch⸗Oſtafrika ey 7 jein follte. In der That 
hat das Vorhandenfein der Hemileia vastatrix auch nicht 
abichredend gewirkt. Denn es haben ſich im Berichtsjahre 
Aueh neue Unternehmen gebilbet, welche befonders auf 
Kaffeebau gerichtet find. Seine Königlihe Hoheit Prinz 
Albrecht von Preußen hat Ländereien antaufen laflen und 
wird demnächſt Kaffeepflanzungen anlegen. Es ift die 
Rheinische Handei- Blantagen-Belelichaft gegründet worden, 
welche ein großes Landgebiet im Hanbeisebirge erworben 
* und in allernächſter Zeit mit den Pflanzungsarbeiten 

eginnen wird. Weitere Geſellſchaften ſind in der Bildung 
begriffen. 

Es iſt unverlennbar, daß daß Vertrauen zu Dem 
Werthe der Kolonie wächſt, und es wird dieſes in den 
nächſien Jahren noch viel mehr geſchehen, wenn die vor— 
handenen Pflanzungen erſt ihre Rentabilität ſchlagend er- 
wieſen haben. 


Inzwiſchen ift die Unterwerfung bes Waheherhäuptlings 
formell erfolgt. 
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Kultur · Nachweiſung vom Berfudjs- 


Anmerkung. Die Reihenfolge der botaniſchen Rotizen iſt nicht ſyſtemaliſch, ſondern laufend nad; dem Eingang der Sämereien 







Lau⸗ 3 ’ Keimung 
fende Planzennamen. — en — Geſaͤet. * nn gut oder 
Nr. Ä gegangen. pflangt. fchlecht. 


1.|Tatamaha ift ohne Ameifel| Bon ben Seychellen | 17. Zuli 1894 | Ende Septem: |21. März 189 
Calopyllum inophylium durch ben Kapitän ber 1894 
(Aleranber:Lorbeer) SM. S. Seeadler 

Herrn v. d. Gröben, 
unter dem ange— 


führten Namen 
2.|Bois noir ———— do. do. Ende Auguft | Mitte März gut 
*Albizzia L ebbek 1894 1895 
3,| Bois noir rouge jedenfalls do. do. Mitte Dtober | Mitte April gut 
*Albizzia Lebbek var. mit 1894 1895 
etwas dunleler Rinde 
4. | Acajou= Anarardium oceiden- do. do. MitteSeptem= |10. April 1895] ſchlecht 
tale ber 1894 
5.|*Acacia autenuifolia do. do. Mitte Auguft | Mitte März gut 
1894 1895 
6. | „Lantanier palms“ ftellte fich do. do. Anfang Oktober] Anfang April gut 
heraus als Jerschaffeltia 1894 1895 
splendida in Töpfe 
7.| Palme ohne Namen, entwidelt do, bo. Mitte Dftober | Beginn März gut 
fid) deutlich als Latania Com- 1894 1895; 
mersoni (L. * in Töpfe 
8. | „Badamier“ erminalia do. do. Ende Auguft | Mitte April gut 
Catappa 1894 1895 
9.| „Bois de Rose“, wahrjcheinlich do. bo. Mitte Sep: | Mitte März gut 
* Acronychia Baueri tember 1894 1895 
10, | „Antigone“ — Antigonon lep- bo. bo. Mitte Auguft | Ende April gut 
toptus 1894 1895 
11.|*,,‚Mauvaise fleur'‘? bo. bo. Anfang Auguft do. gut 
1894 
12. | „Tamarin“ — Tamarindus in- bo. bo. Enbe Auguft | Ende April gut 
diea 1894 1895 
Aigrette 
Bois blanc | 
Bois Damier | 
Bois de fer 
13. | Knolle ohne Namen, entwidelte bo. bo. Mitte Oktober | April 1895 gut 
fi als Dioscorea purpurea 1894 
14. | Phönix silvestris Botanischer Garten 4. Auguſt 1894 m. Septem:| Mitte April | jchlecht, viel 
Ealcutta ber 1894 1895 angefrefjene 
15. | Eucal dali fi be Auguf TE 
.| Eucalyptus amygdalina — 18.Auguſt 1894] Ende Auguſt ut 
16. sp corynacalyx | Bon Aujtralien vom 8 — 8 
17, P globulus | Gärtner Thienes 
18. = goniocalyx mann mitgebradt. 
19.| (Baum bes Wanberers) Bon Herrn Dr. Stuhl=| 14. September [Anfang Oktober] 11. November qut 
Ravenala madagascariensis, mann von Sanfibar 1894 1894 1894 
18. Mai 1895 
in Töpfe 
20. | Aleuritestriloba (Lihtnußbaum) | Vom botanifhen Gar-| 27. Ditober | Ende Novem:| 27. März ſchlecht 
ten Durban Matal) 1894 ber 1894 1895 
geſchenkt 
21. Areca lutescens do. bo. 
22. | Calophyllum inophyllum bo. do, Anfang De | 21. März gut 
zember 1894 1895 
23. | Caryota sobolifera bo. do. Mitte JZanuar| Ende April | jehr gut 
1895 1895 


in Töpfe 
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Garten. Iuli 1894 bis Juni 1895. D. 


und Pflanzen gewählt worden. Bei einzelnen mit * bezeichneten Pflanzen fonnte der Rame nicht ganz ficher ermittelt werden. 








Bemerfungen 
über Boden, Art der Kultur und bes Gebeihens und andere Beobachtungen. 





Schattenbaum für tropiiches Küftentlima. Nutzholz 1. Qualität. Gedeiht gut im Küftenfande Ber Baum muß von Beginn gut zum 
— — Yo und dementſprechend im Schnitte gehalten werden. Stecklinge aus 2jährigem Holz werben wachſen, Kopf« 
inge dagegen nidt. 

s 449 vor Eintritt der großen Regenzeit, Mitte Februar 1895, entwidelte ng auf einigen Egemplaren ein Pilz, ber, von den 
Blatträndern —— nach der Mittelrippe ſich verbreilend, endlich auf den Stamm übergehend, den —— Sämling tödtete. 
Verbrennen fämmtlicher infizirter Cxemplare verhinderte ein weiteres Verbreiten des Fungus. Pflanzen find jeht etwa 
80 cm hoch. 


| Gute Aleebäume und Schattenbäume für Kafferplantagen. Ruphol;. 
Verden fi hier gut alllimatiſiren. 
Bilanzen find ausgeſchult, etwa 1 m Hod). 


Immergrüner Shattenbaum. „Mbibu" der Sfwahili. Wlätter und Rinde enthalten einen ziemlichen Prozentiat Tannin. Die Rinde 
ſchwitzt ein gelbes Harz aus, das mie Gummi arabicum verwendet werden kann. Aus dem Früchten wird in Moſambit Schnaps 
* —— Kernanhang enthält einen blaſenziehenden Stoff. 
tebaum. 


Dornige Fächerpalme, Unpafjfend für hier. Die ſcharfen ſchwarzen Stacheln ber Blattftiele verurfahen unangenehmes Anſchwellen der 
Ser. Die fonft [höne Palme ift zwar für Kolleltionen geeignet, hat aber jonft feinen praftijchen Werth, weder Blätter, noch Früchte 
noch Holz fann zu Rußzmweden verwendet werden. Gebeiht außerdem nicht gut. 


Die Blätter werden zu Fächern und gefpalten zu Hut- und Mattenflechtereien verwendet. @ebeiht langfam. 


Shattenbaum und hartes Nutzholz. — ‚or im Küſtenſande. Muß in ber Jugend gut im Schnitte F n werben, da ber Baum 
von Ratur die Neigung bat, ſich mehr in die Breite als nad der Höhe auszudehnen. Die fleifhige Umhülung der mandelähnlichen 
—— > gem von Affen gefreffen. Der Baum wird hier fäljhlih „Banyanenbaum” gemannt, welcher Rame eigentlih ber Ficus 
religiosa zulommt. 

Shatiengehölz, fonft werthlos. 


Herrliche Schlingpflanze mit rofa Blüthentrauben. 
Beriblos. 


Shattenbaum und hartes Nußholz. Die Sämlinge wurden während ber Heinen Regenzeit Oftober bis November 1894 und auch während 
der groben Negenzeit a. bis Mai 1895 von einem Oidium ähnlichen Fungus befallen, welcher das BWahsthum weſentlich beein» 
trähtigte. Außerdem ift biefer Baum höchſt empfindlich gegen alles Berpflanzen. 


| gingen ſämmtlich nicht auf. 


Schlingpflanze und Nährpflanze. Die Knollen, von den Negern viazi vi kubwa genannt, werben von ihnen wie Die Dams fehr gerne 
negeflen. Die erhaltene große Knolle fam zwar etwas ſpät in Pegetation, entwidelte ſich jedoch — üppig und ſehte an ben 
en zunãchſt dem Erdboden eine große Anzahl Feiner Knollen an, jo daß für biefe Saifon mehrere zur Bertheilung gelangen 


nnten. 
Die größere Anzahl der Samen waren von einem Meinen braunen Rüffeltäfer angebohrt und gingen daher kaum 25°, auf. Die Sämlinge 
gedeihen gut. Sind jeht eima 80 cm lang. 


| Raſchwachſende Nuphölzer erfien Ranges. Desinfizirend und antifeptifh. Die Samen gingen in wenigen Tagen fehr gut auf, allein 
trog vorſichtigſier Pflege erlagen die ie Sämlinge almälig ale der tropiſchen Hihe und lieferten einen neuen Beweis, daß genannte 
Eucalyptus-Species für tropijches Küftenklima ſich durchaus nicht eignen. den höher gelegenen Inlandfeen werden fie gut gedeihen. 


Telorativ. Die ng als hartnädig belannien Samen wurden durch Eintauchen in verbünnte Salzfäure zu ungewöhnlich rafchem Keimen 
gebracht. Die jungen Blätter zeigen Neigung zum Gelbwerden, doch werben die Pflanzen wohl durchtommen. 


Shattenbaum; giebt feines Del zu Malereien. Muß gut im Schnitte gehalten werben. 


Roh nicht aufgegangen. 
Rupholz erſten Ranges, gedeiht fehr gut. 
Tiehe Ar. 1. 


Balme. Holz werthvoll. Palmwein. 
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Lau⸗ J Keimung 
fende Pflamennamen. Bezogen Gefäet. * ur gut oder 
Nr. von wen und wann. gegangen. pflanzt. ſchlech 
24.| Castanospermum australe Vom botanifhen Gar-| 27. Oktober | Mitte Novem» | Mitte April aut 
ten Durban (Natal) 1894 ber 1894 1895 
geichentt. 
25. |Casuarina distyla bo. do. 
26. - quadrivalvis do. bo. 
27.|Cedrella odorata do. do. 
28. | Erythroxylon coca do. bo. 
29. | Inga Saman bo. bo. bo. — April | ſehr gut 
1895 
30. | Cyphomandra betacea bo. bo. bo. ſchlecht 
31.|Latania Corbonica (Livistona bo. bo. Mitte De- | Mitte April gut 
chinnsis) jember 1894 1895 in 
Töpfe. 
32. | Macadamia ternifolia bo. bo. 
33. | Nyetanthes arbor tristis bo. bo. Ende No» | Mitte April ſchlecht 
vember 1894 1895 
34. |Michelia champaca bo. bo. 
35. | Passiflora laurifolia bo. 28. Dftober | Mitte No» | Mitte April gut 
1894 vember 1894 1895 
36, - maliformis bo, bo. bo. bo. gut 
37. | Peltophorum ferrugenium bo. bo. bo. do. ſchlecht 
38. | Poinciana regia do. bo. bo. 18. un jehr gut 
1 
39. | Sapindus emarginatus bo. bo. 
40. | Sterculia alata bo. bo. Ende April gut 
bo. 1895 
41, | Tristania conferta do. do. 
42.| Ammomum spee. Bon Herrn Dr. Stuhl=} 30. Ditober | 4. November gut 
mann von Uluguru 1894 1894 
gejenbet. 
43.| Musa Ensete bo. bo, 
44. |Raphia spec, Raphia-Balme bo. bo. er Fr gut 
45. | Stearodendron Stuhlmannii bo. do. 
46.|2 Cyathea spec bo. als Pflanze 
47.|2 Marattia fraxinea do. bo. 
48. 13 Lomarien do. do. 
49.| 3 Dracaena (Drachenbaum; ähn- do. bo. Mitte April 
lich D. grandis) 1895 
650.12 Pandanus (Schraubenpalme) bo. bo. 
61.3 Sanseviera bo. bo. 
52.|2 Musa Ensete (WildeBananen) bo. bo. bo. 
63.]3 Crinum bo. bo. 
54.13 Ammomum spee. do. bo. . 
55.] Anona Muricata Hier in der Umgegendb| 31. Driober Ende Novem: | Mitte April \ 
vom Gärtner gefam- 1894 ber 1894 1895 gut 
56. -  retieulata melt do. J 
67. | Crinum spec. bo. do. Anfang De gut 
zember 1894 
58.| Terminalia catappa bo. bo. bo. — >. gut 
59. „Mpigui* der Siwahili bo. do. Ende Novem- 
pigui ſwah F 104 | gut 
60. | „Ngundo* der Sfwahili 0. D. ang De- 
* zember 1894 
61.|Elaeis guineensis (Delpalme) Bon der Sultan= bo. von Ende Ja⸗ bis jet mit⸗ 
Schamba nuar 1894 an telmäßig 
62. | Calophyllum inophyllum . William Bro: | 18. November ana u 21. März 1895| gut 


ers, Heneratgoba 
ylon) 


1894 
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Sähattenbaum. Die kaftaniengroße Früchte find fehr mehlhaltig. Bon 6 Korn gediehen 5 fehr gut. 


Nicht aufgegangen. 
do. 
do. 


do. Gine Pflanze flieht am Gouvernementsgebäube, von biefer find neue Samen entnommen. 
Vorzũglicher Schattenbaum, der „Regenbaum” Indiens. Gedeihen gut in fandigem Boden und find jept etwa 2 m hoch. 


Pilanzen find eingegangen. 
Balme. 


Riät aufgegangen. 
Enthält guten Farbſtoff. Pflanzen find jept etwa 1m hoch. 


Riht aufgegangen. 

Sälingpflange; Pflanzen gebeihen gut. 
Shlingpflange; hat ehbare Früchte. 
Zwei Eremplare, jept etwa 1'/am hoch. 


Säattenbaum erfter Klaſſe. Gedeiht gut, muß aber ordentlich im Schnitte gehalten werden. Schöne Exemplare befinden ſich in Lindi, 
viele find in Dares-Salim als Aleebäume gepflanzt. 


Richt aufgegangen. 

Shattenbaum; leichtes Nutzholz; Samen narkotiſch, ähnlich wie Opium verwendet; jeht 40—50 cm hoch. 
Riht aufgegangen. 

Sogenanute Paradieskörner. Bilanzen gebeihen leiblid). 

Richt aufgegangen. 

Bon 15 Korn 10 aufgegangen, Pflänzchen haben jet ein Keimblatt. 

Roh nicht aufgegangen. Die Kerne waren wohl verdorben. 

N 2 Baumfarren; gedeihen nicht recht, fie bringen fiets etwas verfrüppelte Webel hervor. 
Gebeiht leidlich. 

1 eingegangen. 

Die Blätter lelden ſtark durch Sonnenbrand. 


Blätter wie G. ornatum, Blumen in Form und Haltung wie C. erubeseens, 1 rein weiß; die Crinum find für hier eine der ſchönſten und 
ee Blorblumen. Sie gedeihen bis ziemli dicht am Meeresftrande, entwickein fich jedoch bejonders in Thalſchluchten zu großer 
n 


Die Früchte werden Hier gern gegeffen. Die „Meftapheli" und „Topetope” ber Eingeborenen. 
Eiche Nr. 58 


Sogenannter „Banyanenbaum”; fiehe oben Ar. 8. 


Shattenbäume; Früdjte von den Negern gegeffen. 


Delpalmenterne feimen ſelten vor 6 Monaten, oft erji nad 18 Monaten; die Bier gepflanzten haben jept 1-3 Blätter, früher vom fForft« 
affeffior Krüger eingelegte find bereits elwa 1 m hoch vn ade em _ 


Siehe Ar. 1. 


Allenſtũcke zu den Berhandblungen des Neichstages 1895/96. 14 
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Planzennamen. 


. | Caesalpinia coriaria 


.| Cananga odorata 
.|Caryota urens 


.| Eriodendron anfractuosum 
.| Inga Saman 


.|Myristica fragrans 
.| Pleetocomia elongata 


Sanseviera zeylanica 


.} Theobroma cacao 


Tabad (Sumatra) 
Tabad (Havana) 
Areca catechu 


Caryophyllus äromatieus 
Caryota sobolifera 


.| Duranta Plumieri 


Amacardium oceidentale 
Myristica fragrans 


Poinciana regia 


.| Thea assamica 
.| Terminalia catappa 


.]Areca catecha 


.| Carludovica palmata 


Caryota sobolifera 


.|*Platycerium grande 
.|*Aerides quinguevulneram 
.] *Oneidium tigrinum 
.]*Angraecum, wahrſcheinlich A. 
sesquipedale (Makropleetron) 
Agave foliis variegatis, wahr⸗ 
ſcheinlich A. madagascariensis 


fol. var. 


Samen einer Anzahl einheimi- 
ſcher Gehölze, deren Namen 
dem Sammler noch unbelannt 


find 





Bezogen Gefäet. Auf: Ber: 
von wen unb wann. gegangen. pflanzt. 
Bon William Bro=| 18. November | Ende Dezem⸗Ende April 

thers, Heneratgoba 1894 ber 1894 1895 
( * 
o. do. 
do. do. Anfang Mai 
1895 
bo. bo. Ende De- | Mitie April 
zeinber 1894 1895 
bo. bo. Anfang De bo. 
zember 1894 
do. bo. Ende Mai 
1895 
bo. bo. 
bo. als Wurzelftüde do. Enbe April 
1895 
bo. do. do. Mitte Januar | Mitte Juni 
1895 1895 
in Töpfe 
von der Plantage Lewa | 17. Dezember | 23.—24. Des | fyebruar 1895 
1894 zember 1894 
von Klaar in Berlin bo. bo. bo. 
bezogen 
vom Bärtner Thiene-| 4. Januar | Mitte März 
mann in Sanfibar und 1895 
Umgegend gefammelt 
bo. 4. Jaunar 
1895 
bo. do. Mitte März | Mitte Mai 
1895 gr 
in e 
bo. bo. e 
bo. bo. Ende Juni 
1896 
bo. bo. Ende Mai 
1895 
bo. do. Mitte Januar 
1895 
bo. bo. 
bo. bo. Enbe Februar 
1895 
bo. als Pflanze Anfang April 
1896 
in Töpfe 
bo. bo. Enbe April 
1895 
do. bo. Anfang April 
1895 
in Töpfe 
bo. 
do. 
bo. 
bo. 
bo, 


Keimung 
gut ober 


ſchlecht. 
gut 
gut 
gut 


ſchlecht 
ſchlecht 


ſchlecht 
mittel 


gut 
gut 


gut 


gut 


gut 


gut 
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en in Indien; gedeihen ziemlid, gut, find aber noch Mein, jehr werthvoll für Färberei, Gerberei und 
Richt aufgegangen. 

Gutes Holz und Palmmein, jehr effeftvoll in Balmengruppen; liefert au Sago. 

Seibenbaummolle (Kapok) „Mesufi‘ ber Meger, gebeiht gut in fandigem Boden. 

Schattenbaum für Kaffee ıc. Plantagen; ſiehe Rr. 9. 

Etwa 4 Pflänzden 10 cm hoch. 

Palme. 

Safer zu Biolinbogen; die Stüde famen teils verrottet an; wachſen fehr langſam. 


Bil nur in humusreihem Boden im Schatten gebeihen; etwa 30 Stüd wurden in Zöpfe gepflanzt. 


Zabad, Befonders Havana, fam erft erftaunlich — die lang andauernden Regen ſchadeten ſehr viel, fobak anhlinfe Blätter 
verfaulten und die anderen Sprentel bekamen. berbem litten viele unter Blattfräufelung und einer Käferlarve, die ben Stiel aus - 
bohrt. Taback ift in bem leiten Sandbboden nicht zu bauen. 


Früchte find die Betelnüffe; gedeiht ziemlich gut im biefigen fandigen Boben. 


Nellenbãume wollen Lateritboden und feuchten Seewind; wurden von ben Arabern früher überall an der Küſte vergeblich gepflanzt; auch 
bier gedeihen fie nicht. 


Bierpalme; ſiehe Rr. 28. 


Einige Exemplare fichen am Gouverneurshaus. 
Eiche Nr. 4. 
Die Muskatnußpflanzgen find noch fehr Mein, in Sanfıbar fommen fie leidlich fort; fiehe Nr. 68. 


Schattenbaum, diefe Barietät hat ganz befonders große, leuchtend ſcharlachrothe Blumen. 


Schattenbaum, „Banyanen’-Baum; fiehe Rr. 8. 
Betelpalme. 


Für Hutflehtereien; aus dieſer Pflanze werben bie echten Banamahüte gemadt. Bird hier fehr gut gedeihen. 
Sehr ſchöne Delorationspalme. 


Delorationd « Farren, epiphytiich an Baumftämmen wachſend, wurde beim Gouverneurshaus an einen Baobab geheftet und gebeiht leidlich. 


| Herrliche Orchideen, die hier leicht blühen, als Epiphytem find fie an einem Afjenbrodbaume beim Gouverneurshaus befeftigt worden 
und gebeihen ganz gut. 


Schöne Delorationspflange. 


114” 
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Lau⸗ en Keimung 
fenbe a von ea warn au = en n ani ober 
Mr. ann. gegangen. pflanzt. ſchlecht. 
Stecklinge von mehreren bunt | Bom Gärtner Thiene⸗ 
belaubten Sierfträuchern. mann in Sanfibar 
und Umgegenb gejam- 
melt 
91. Alfanthus glaudulasa Don Dammann & Eo.,| 14. Januar Beginn Mitte _ fehr gut 
San Giovanni a Te- 1595 Februar 1895 
duecio (Neapel) 1895 
92. | Ceratonia siliqua do. bo. — — — ſehr gut 
1 189 
93.| Phönix canariensis bo. bo. Ende Februar | 
1895 
94. | Washingtonia filifera bo. bo. na Februar] Mitte April ſehr gut 
95. - robusta bo. bo. —— in | 
Töpfe e 
96. | Martinezia erosa do. bo. 
97.|Oreodoxa regia bo. bo. | 
98.|Sabal havanensis bo. do. | 
99.| - umbraculifera do. do. 
100. | Apritofen bo. bo. \ 
101. | Mandeln bo. do. | 
102. | Pfirfiche bo. do. 
103. | Araucaria excelsa bo. als Pflanzen 14. — 
1 
104. | Dasylirion acrostichum ) 
105. - glaucophyllum 
106. . gracile . do. bo. be. 
107. - quadrangulatum 
108, | Rofen bo. do. 
eine Kollektion ſchöner Theerofen 
109. | Aprifofen | 
110. | Mandeln bo. bo. 
111. | Rfirfiche J 
112. | Castanea vesca maerocarpa, große] Bon Dammann&Eo,, 
früchtige Eßlaſtanie San Giovanni a Te 
duccio, Neapel 
113. | Eriobotrija (Mespilus) japonica, als Pflanze 
japaniſche Mispel 
114. |Cydonia japonica, japaniſche bo. do, 
Duitte in weißen, rofa und 
dunfelrothen Barietäten 
115. [Calla aetbiopica do. als Rnollen 
116. | Colocasia antiquorum do. bo. 
117. - esculenta bo. do. 
118. | Eucalyptas amulata Von Herm Baron| 18. Januar | Ende Januar ſchlecht 
119. - amygdalina v. Müller, Regie: 1895 1895 gut 
120 - eitriodora rungs-®otanifer do. do. jehr gut 
121. - cornuta Melbourne bo. do. mittel 
122. - corynocalix do. bo. do. gut 
123. - foecunda do. do. do. mittel 
124. - globulus do. do. do. gut 
125. gomphocephala bo. do. bo, gut 
126. . gonioealix do. do. do. gut 
127. - haemastoma do. bo. do. gut 
128. - lencoxylon do. do. do. gut 
129. - longifolia do. bo. bo. gut 
130. - macrandra do. do. bo. mittel 
131. - maculata do, do. do. fehr gut 
132. - megacarpa do. bo. do. mittel 
133. - obliqua do. do. bo. mittel 
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Shattenbäume und gut zur Seibenraupenfütterung. Wird bier fchr gut gebeiben, „Bötlerbäume*, Pflänzchen jegt 10—80 cm hoch. 


Die Früchte „Johannisbrod” find ein fehr nahrhaftes Futter für Lafl- und Zugthiere; jcheint gut zu machen, mehrere Hunbert bis 30 cm 
hohe Pflängden. 


Naſchwachſende und fehr beforative Palmen, beren Blätter zu Alechtereien unb Fächern benußt werben; gebeihen gut. 


“ bemertt, dab Palmen im icht , im zweit to äufig 40—50® Vorſchei 
—* Do in — Dale Ban un it ** Be folk jeder Dt ee Sail ja I 1a’ Um CE 


Bolm hier nicht recht gedeihen. 
Shattenbaum umb vorzüglices Rupholz, auch für Schiffbau; pradytvolle Tanne von Auftralien; gebeiht gut. 


Faferpflanzen unb fehr beforativ; alle bie, wie zarte Agaven ausfehenden Dasylirien ſcheinen recht langfam zu gedeihen. 


Die Roſen haben fih im Allgemeinen ziemlich gut bewährt, wenn auch etwa mur 10%, ankamen. ebenfalls find die Verſuche hiermit 
noch nicht abgeichloffen. Feſt fteht, daß ho für bas biefige Klima zunädft nur The, und Thee-Önbrib-Rofen eignen werben und 
swar nicht wurzelächt, fondern veredelt auf Rosa indiea, die wilde indifche Theeroſe. Diefe Rofe einmal eingeführt und 
afflimatifirt, wird es ermöglichen, auch die guten Bourbonrofen mit Erfolg zu kultiviren. Selbjt einige der befjeren Roifetterofen, mie 
Chromatells, werben ſich dann hier ziehen laſſen. 


Leiden ſehr unter Inſektenfraß, famen aber fait alle gut an. 


Leiden fehr unter Infeltenfraß, famen aber ſaſt alle gut an. 
Scheint nicht gut zu gedeihen. 


Schlecht in Sanbboden, braudjt viel Waſſer. 
} Gedeihen gut. 


Die bis N t mit Euealyptus gemachten Verſuche find von einem nennenswerthen Erfolge nicht begleitet — hoffentlich laſſen 
fi) durch die feitdem getroffenen Einrichtungen en) die jungen Pflanzen in rn beffer durchbringen. 

. Die Ausfaaten der einzelnen Sorten gingen m Großen und Ganzen gut auf, jebod bie furdtbare Hihe des Monats Februar 
vernichtete einesiheils die das biefige Klima nicht geeigneten Sorten, und die darauf folgende große Regenzeit that den zarten 
Sämlingen jelbft der einigermaßen geeigneten Sorten jo bedeutenden Schaden andererfeits, daß nur wenige Eremplare ber Gompho- 
cephala am 2eben erhalten blieben. In Sanfibar bei den Engländern war der Erfolg ein ebenfo Jmeifelßafter 

Bon den bis jeht erhaltenen Species werben fi für das Hiefige Küftenflima nur die weitauftralifhen und Queensländer Sorten 


eignen. . 
Eucal. eornuta Eucal. —— 
= hal - resinifera 
- gomphocephala von — von 
- _ maeranda Beft-Auftralien. —— Dueensland. 
—— Moropuloia 


teoreticornis 
Ale übrigen Sorten werben gut im Innern, namentlich an ben Gebirgsfetten und in den Seengebieten gedeihen. Es wurden an alle 
Stationen Samen verfandt, doch liegen noch feine Berichte über die Erfolge vor. 


Pflanzennamen. 


— obtusifolia 


occidentalis 


piperita 
punctata 
regnans 
resinifera 
robusta 
rostrate 


Stuartiana 


tereticornis 
h heseia decurrens 


- pyenantha 


. 1 Callistemon lancedatus 


. | Casuarina quadrivalvis 
. | Cedrela odorata 


Grevillea robusta 


. | Leptospermum laevigatum 
. [ Atriplex halimoides 


- vesicarium 


. | Bauhinia purpurea 


*Calamus, Rotang 


.|Arenga saccharifera 
.| Corypba elata 

.| Caesalpinia Sappan 
.[| Elettaria Cardamon major 


Pithecolobium dulce 


.|Santalam album 


.| Borassus flabellifer 
.[ Cyeas spec., wahrſcheinlich C. 


eircinalis var, 


.[ Leucaenea glauca 


.| Archontophönix Alexandrä 
.|Areca triandra 
.|Chamaerops macrocarpa var. 


Birro 


.}| Cocos australis 


-  campestris 


-  Romanzoffiana 


.| Diplothemium maritimum 
.| Kentia Forsteriana 
.|Livistona australis 


„| Martinezia erosa 
.| Mauritia armata 


.] Oreodoxa regia 
.| Phoenix canariensis 


cycadifolia 


siderophloia 





Bezogen 
von wem und wann, 


Bon Herm Baron von 


Müller,Regierungss 


Botaniker, Melbourne 

buch Bermittelung 

bes Herrn Generals 

—— Peldram, 
Sidney 


Bon Herm Konful 
Eſchke, Singapore 
bo. 

Bon Williams Bro: 


thers, Heneratgoda 
(Ceylon) 


Bon Herrn Dr.Stuhl= 
mann bei Kionga 
gefammelt 

Bom Gärtner Thiene- 
mann bier gefammelt 
Gefchen! von Dam— 
man & Eo., San 
Giovanni a Teduccio 
(Neapel) 


Gefäet. 


18. — 
895 


17. April 1895 
bo. 


do. 
do. 


do. 
do. 


do. 





Auf: 
gegangen. 


Enbe Januar 
1895 


Anfan 
Februar 1896 


1895 
bo. 


bo. 
Ende Februa 


1895 


Ende Juni 
1805 
Anfang April 
1896 


bo. 
Ende April 
1805 


Anfang April 
1 


895 


Mitte Juni 
1895 


Anfang Juni 
1895 
Ende Mai 


1805 
Anfang Juni 
1895 





Mitte a 
1895 


Enbe Februar) Mai 1895 in 
Töpfe 


Enbe April 
1895 


Ende Mai 
1895 
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ſchlecht 


gut 


ſehr gut 


ſehr gut 
gut 


ſehr gut 
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Für Gerberei von höchſter Bedeutung. Die Ninden diefer beiden Sorten follen bis 80%, Tamnin enthalten. Ste famen im Berfuchsgarten 
nur ſchlecht, wohl in Folge der großen Regen während des erfien Stabiums, in der Maulbeerplantage etwas beſſer 


Giebt einen vorzügligen Schattenbaum, doch ift ber erſte Verſuch nicht gut ausgefallen, indem nur etwa 8 Pflänzchen eine Ausficht auf 
Gebeihen haben. 


In Auftralien als Schaffutter vielfach kultivirt 
Sind hier eingegangen. 
In tee — Pr — er Asien a De ce —— nicht nur ſeiner wunderſchönen Blumen wegen ſehr beliebt, 


Noch nicht aufgegangen. 


Gomutli· Palyra) · Palme, eine ber ichften für Zucker- und Weinbereitung. Körner keimen jeht, find aber noch nicht aufgegangen. 
den Ga —* Sago. Fig 8 — verwendet. Die erften Reimblätter ame Ende Juni. s faedang 


Ganz vorzüglich für Färbereien; Dividwi. 


Noch nicht aufgegangen; feinichmedendes Gewürz; Carbamom. 
In Indien namentlich als Hedenpflanze fehr geihägt; find jept 40—50 cm große Pflänzchen in Saamenbeeten. 
Das Sandelholz ift feines unvergänglichen Wohlgeruchs wegen zu feinfien Rabinetarbeiten ſehr gefucht; jetzt etwa 20cm hohe Pflänzchen. 


Die Deleb- oder Palmyrapalme, giebt den beften Bein. 

als —— von großem Berthe; von Sanfibar ſiammende Egemplare einer verwandien Art, die „Meapu‘“ der Komoroleute, 
gebeihen ausgezeichnet. 

Saffiaartiger Heiner Baum mit großen, weißen Schmetterlingsblättern; gedeiht bier in den Anlagen fehr gut. 


Diefe fämmtlihen Palmen find von mehr oder minder ee Werthe, fei es als Nutz-, fei es als er gr ne 
Da biefelben —— Theil noch nicht aufgegangen find, zum Theil als Meine Sämlinge noch in ben Samenbeeten ſtehen, fo fünnen alle weiteren 
erläuternden Bemerkungen Tüglie fir n nächſien Jahresbericht zurüdgehalten werben. 
benfalls werben fi die erhaltenen Balmenforten ohne Ausnahme dem biefigen Klima willig afflimatifiren. 
ie diverſen PhönigSorten, ſowie die beiden Wafhingtonen find befonders bemerkenswerth ihres rajchen Wachsthums wegen. 
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Dflanzennamen. 


. | Phoenix leonensis 


-  natalensis 

-  reclinata 

-  sylvestris 
Sabal Adansonii 


-  Giesbrechtii 

-  graminifolia 

-  umbraenlifera 
Trachycarpus excelsa 


‚{ Washingtonia filifera 


- robusta 


Jamia integrifolia 


.|Agave americana 


-  Kerchovei 


-  Salmiana 


. | Dasylirion longifolium 


Weinkerne, italieniſche blaue 


weiße 


2 = 


⸗ Sicilianer 


Panicum spectabile 


- giganteum 
Gymnotrix latifolia 


‚| Reana luxurians 
.|Sechium edule 


. | Casuarina quadrivalvis 
. [| Cedrus Deodara 


Cupressus elegans 
Pinus exelsa 


. | Michelia cbampaca 
.‚]Quecus lamellata 


.]Cedrela australis 
. | Cupania nervosa 


. anacardioides 


Eucalyptus eitriodora 


- platyphylla 
- tereticornis 


. | Fieus macrophylla 


-  rubiginosa 


. | Geijera salieifoli 
.] Grevilea Banksii 
‚| Grevillea robusta 
Stereulea acerifolia (Brachychi- 


ton) 
Stereulia quadrifida 


‚| Pongamia glabra 


Bezogen 
von wen und wann. 


Geſchenk von Dame 
man & &o., San 
Giovanni a Te— 
buccio (Neapel) 

do. 


Bon Herm Eugen 
Wolf von ber Inſel 
Bourbon gejenbet 

Durch Vermittlung bes 
Herrn Generals$on- 
ful von Syburg, 
Bombay, von dem 
direetor of Forest 
department $Herm 
Ribbentrop 

Gefchent von Herrn 
%. Edgar, Kurator 
des botanischen Gar⸗ 
tens Rodhampton, 
Queensland (Auftra= 
lien) 








Gefäet. 


17. April 
1895 


18. April 1895 


10. Mai 
1895 
do. 


do. 


bo. 
Anfang Juni 
1895 


Anfang Juni 
1895 


Mitte Juni 
1895 
Ende Mai 
1895 
Mitte Mai 
1895 


Ende Mai 
1895 


Anfang Juni 
1895 


bo. 
Ende April 
1895 
bo. 


Mitte Mai 
1895 


bo. 


Mitte Juni 
1895 
Anfang Juni 

1895 


fehr gut 
En 
gut 
gut 
ſehr gut 
gut 
ſchlecht 
ſchlecht 
ſehr gut 


gut 
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Bemerfungen 
über Boden, Art der Kultur und des Gebeihens und andere Beobachtungen. 





Diefe fämmtlihen Palmen find von mehr oder minder großem Werthe, fei es als Nuhr, ſei es als Deforationspflanzen. 

Da diejelben zum Theil noch nicht aufgegangen find, zum Theil als Heine Sämlinge nod in ben Samenbeeten jtehen, jo können alle 
weiteren erläuternden Bemerkungen füglih für den nächſten Jahresbericht zurüdgehalten werden. 

Jedenfalls werden fich die erhaltenen Balmenforten ohne Ausnahme dem biefigen Klima willig afklimatifiren. 

Die diverfen Phönir-Sorten, jowie die beiden Wafhingtonen find beionders bemerkenswert ihres rajhen Wahsthums wegen. 


Eine jhöne beforative Cycadee. 


—— zur Faſergewinnung in größeren Maſſen kullivirt werben; Agaven laſſen ſich beſſer aus Brutlnospen, als aus Samen 
ziehen. 


| Bein wird fich hier direft an der Küfte wohl nicht mit ng Grfolge kultiviren laffen; einige Stöde im Gouverneurs⸗Garten 
ftehen nicht fehr gut, weil fie zu viel Holz bilden. In Sanſibar feßten fie Trauben an, die jedoch nicht jehr ſüß find; dagegen 
| werben wohl in abjehbarer Zeit auf höher gelegenem Terrain im Innern größere Weinkulturen auffpringen. 


Die vorzüglichten Fuitergräfer für die hiefige Gegend. Die erhaltenen Proben ſollen zunähft zur Samenzudjt verwendet werden. 


Die Früchte des Sechium edule, der „Choux-choux* der Iuſel Bourbon, kamen in Folge verzögerten Transportes zum größten Theile 
verfault an. Auf feiner der Schamben ift eine zum Wahsthum gefommen; bie Frucht wird als Gemüſe gegefien; die Hinde giebt 
eine ſehr wertbvolle Hafer, die zu Phantafieflehtereien ſehr geſucht iſt. 


| 
| 
| 
| 


Berden fi) wohl nur in höher gelegenen Gegenden erfolgreich ziehen laffen; brauden Grundwaſſer in elwa 2 m Tiefe. Casuarina qu. 
und Pinus e. fommen fümmerlid auf und fcheinen ſich im Siefigen Klima nicht wohl zu fühlen. 


Sind ſämmtlich wertvolle Schattenbäume für tropiſches Küftenklima, die an der Küſte Nord-Queenslands wundervoll gedeihen; die 
meiften find noch nicht ausgefäet worden, jo daß ein Bericht auf folgendes Jahr verſchoben werden muß. 


Ultenftüde zu den Verhandlungen des Reichätages 1895,96. 115 
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Raus 
fende 
Nr. 


223. 


224. 
225. 
226. 


227. 


228. 
229. 
230. 
231. 
232. 
233. 
234. 
235. 
236. 
237. 
238. 


239. 
240. 


241, 
242, 
243. 


244, 
245. 
246. 
247. 
248. 
249, 


250. 


251. 


252. 
253. 
254. 
255. 
256. 


257. 
258. 


259. 
260. 
261, 
262, 


Pflamennamen. 


Erythea edulis 


Sabal Palmetto 
Washingtonia filifera 
Jamia integrifolia 


Doryanthes Palmeri 


Foureroya Bedinghausi 
Phormium tenax fol. var. 
Yucca baccata 

-  Whipplei 
Albirria procera 
Arctostaphylos glanca 
Cupressus macrocarpa 
Delphinium cardinale 
Dolichos lignosus 
Ficus aurea 
Pinus insignis 


-  Sabiniana 
Heteromeles arbutifolia 


Mandevillea suaveolens 
Mina lobata 
Prunus Capuli 


- jlieifolia 
Tecoma Smithii 

- Stans 
Tristania conferta 
Poinciana regia 
Euphorbiacee 


Ravenala madagascariensis 
(Baum des MWanderers) 


Ojuntia fieus indiea (eigens 
faftus) 


Coffea liberica von St. Thomt 
- - von Montana Azul 
- von Maragogipe 
Encephalartos Hildebrandtiüi 
Foureroya gigantea (als Brut⸗ 
fnollen) 


Weißer Mais 
Rother Mais 


Caesalpina pulcherrima 
- utea 
Terminalia Catappa 
nn Eocos-Nüffe, Cocos nuci- 
era 


Bezogen 
von wem und wann. 


Gejchent von der Son- 
thern California Ac- 
climatizing Asso- 
ciaton, Santa Bar- 
bara (California) 


do. 


Bon Herrn Dr. Stuhl: 
mann aus Lindi ges 
ſendet 

aus Zanzibar mitge- 
bracht 


do. 


Bon Herrn Vicefonful 
Spengler von St. 
Thome (Weſtafrika) 

Bon Herrn Kompagnies 
führer Scerner, 
Bagamoyo 


Vom Ausw. Ant, Ko— 
Ionial-Abth. Berlin, 
bezogen von Praſch⸗ 
hauer & Eo., Lon- 
don 

Hier gefammelt 

do. 


bo. 
Im Garten gefammelt 
und in Saatbeete ge⸗ 
legt 


21. April 
1895 
do. 
10, Mai 
1895 
21. April 
1895 
10. Mai 
1895 
do. 


do. 


17. Juni 
1895 
do, 


23. Mai 
1895 


Auf- Ver⸗ Keimung 
egangen langt. gut ober 
8 8 g 5 p 3 ſchlecht. 
Mitte Juni 
1895 
Anfang Juni 
1895 
do. 
bo. 
Mitte Mai 
1895 
bo. aut 
Ende Mai fehr gut 
1895 
Mitte Mai jehr gut 
1895 
Anfang Juli mangelhaft 
1895 
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Bemerlungen 
über Boben, Art ber Kultur und des Gedeihens und andere Beobachtungen. 





Schöne Fäherpalme mit ehbaren Früdten von der @uadaloupe-Jniel, 
Fãcherpalme. 

Die ſchnellwachſendſte Palme. 

Oycas Railod. 

Agavenartige Liliacee. 


Auf Kuraſſini ausgeſäet; werthvolle Faſerpflanze. 
Der bekannte buntblättrige Neu-Seeland⸗Hanſ. 


JZaſerpflangen. 
Geſchätzter Schattenbaum Rordauſtraliens. 


Die berühmte Monterey-⸗Cypreſſe. 


Raſchwachſende Sclingpflanze. 


| 


Beliebte Schlingpflanzge mit großen, weihen, wohlriehenden Blumen. 


Effeltvolle Nadelhölger. 


Riedlihe Schlingpflanze. 


| 


| Schäßbare, immergrine Gehölze. 


Ein feiner Baum mit auffallenden Blumen, das Holz von dunkelgrauer Farbe ift jehr gefucht von Schiffs und Bagenbauern. 
Der wertbuolfte Schattenbaum für hiefige Gegend. 
Bisher noch unbelannt, wird fi befonders zu Einfafjungen eignen, läßt ſich leicht im Schnitte halten. 


An der Biebboma angepflanzt; wird in Texas und Mexiko ſowohl, als in Auftralien in Maffen zur Vichfütterung angepflanzt; wenn in 

| der Zeit der größten Trodenheit Biehjutier überhaupt nicht mehr aufzutreiben ift, dann gewähren diefe Opuntien ein Kutter, an dem 
alles Vieh raſch fett wird. Mit Bufchmefjern ſchlägt man Stüde los, wirft fie in ein eijernes Baſſin gefüllt mit Waffer und läßt das 

| Ganze gut fochen. Die obenauffhwimmenden Schalen und Stacheln werden herausgeihöpft und der zurüdbleibende Brei dein Vieh 


verfüttert, welches ſichtlich daran gebeiht. 

In den Anlagen gepflanzt; diefe ſchönen Eycaden mit ftacheligen Blatträndern wachſen in RKüftenländern von Deutſch-Oftafrika mild, 
bejonders in Ufegubn. 

Auf Kuraffini gepflanzt; fol im Großen zur Fafergewinnung kultivirt werben. 


Das meife an Herrn John Schröder, Mohorro gefendet. 


Es wird hiermit ein dreifadher Verſuch angeftellt. Gin Theil ift auf ungebüngten Boden ausgefäet worden, ein zweiter Theil auf mit Stall» 
dünger gedüngten und eim dritter Theil auf mit phosphorjaurem Kali gedüngten Boden. Die rejp. Refultate werden im nächſien 
Jahresberichte verzeichnet werden. j 


Rothblühender, alfazienartiger Baum, der hier ſehr gut gedeiht. 
Gelbe Barietät von obigem. 


Ausgepflanzt auf der Pulverhaus- und Mifimbai-Schamba. 


115* 
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Lau⸗ 
fende 
Nr. 


263. 
264. 
265. 
266. 
267. 
268. 
269. 
269. 


270 
271 


272 
273 


Pflanzennamen. 


5 Cephaelis Ipecacuanha 


3 Cubebe offieinalis 

3 Gareinia mangostana 
24 Hevea brasiliensis 
12 Palaquium Treubii 
24 Piper nigrum 
Pogostemon Patschouli 
Hevea brasiliensis 


Luffa petola 
Coffea liberiea 


Fourcoya gigantea 


Ananasa sativa var. Giant Kew 








Bezogen 
von wem und wann. 


Vom botanifchen®arten 
in Buitengorg(Iava) 
durch Vermittelung des 
deutſchen Konfulates 
in — 
o. 


do. 
bo. (Samen) 


Bon Herrn J. ©. 
Schmidt, Erfurt 
Don C. Wörmann, 
Monrovian (Weit: 

Afrika) 
Don Williams & 
— Ceylon 
o. 


1 Kollektion Samen von Peren-Geſchenk des botaniſchen 


nen, für die hochgelegenen 
Inland-Stationen geeignet 


Gartens zu Klauſen⸗ 
burg (Ungam) 


Keimung 
Geſäet. —* = ia gut ober 
gegangen. pranzt. ſchlecht. 
4. Juli 
1895 
in Töpfe 
bo. 
bo. 
do. 
4. Juni 
1895 
T. Juni 1895 
17. Zuni 1895 
Anfang 
Juni 1895 
in Töpfen 
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Bemerfungen 
über Boden, Art der Kultur und des Gebeihens und andere Beobachtungen. 





Ipecachuana⸗ Pflanze. 
Cubeben · Pfeffer. 
Manguſtin⸗Baum. 


Gummipflanzen. 


ſchwarzer Pfeffer. 
alle verdorben angelommten. 
Bara-kautihud. 


Sind erit vor Kurzem ausgepflangt und kann über ihr Gebeihen noch fein Urtheil abgegeben werben. 


Luffa-&urte. 


Das meifle Material nad der Mohorro-Plantage gejandt. 


5000 Brutſchößlinge des Mauritins-Hanfes auf Ruraffini angepflanzt, ferner viele in Dar⸗es ⸗Salam geemtet. 


Von 12 Ananasftedlingen famen nur 3—4 gut an. 
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Sıhluß-Semerkungen, 


Bon deforativen Pflanzen, die hier in den An— 
lagen am Gouverneursgebäude, ſowie in den öffentlichen 
Anlagen gut gedeihen und von ſchönem Effekte find, können 
bejonders hervorgehoben werden: 

In erfter Linie die: 

Acalypha macrophylla, A. marginata, A. musaica, 

A. tricolor (großes buntblättriges Blattgewäds). 

Croton in mannigfaltigen Varietäten, wie: 

Croton interruptus, C. pietus, C. undulatus, 
C. trilobus, C. trilobus var. Disraeli, C. tr. 
Lord Cairns, C. volutus, C. elegans ete. 

Cyeas eireinalis, Encephalartos Hildebrandii (Sago= 
palmen), Erantbemum nigrescens, E. tricolar, 
E. versicolor (roth- und weißblättrige Blatt 
pflanzen). 

Aralia filieifolia entwidelt ſich wunderſchön. 

Pandanus utilis fowie P. spec (?), eine hier am 
Meeresftrande vorfommende, noch nicht bezeichnete 
Spezies, find von ſchönem Effekte. 

Canna indiea in Varietäten und die großblättrigen 
Eolocafien, wie C. macrorhiza, C. esculenta und 
C. antiquorum gedeihen gut. 

Sanchezia nobilis variegata, Wlattpflanze mit gelber 
Seidnung, entwicelt ſich jehr ſchön, und auch 

radescantia discolor fommt zur Geltung. 

Agave americana fol. varieg., ſowie die jchöne Four- 
eroya gigantea wachſen jehr üppig. Ein Eremplar 
der letzteren brachte im Monat April einen Blüthen- 
ſchaft von 8 Meter Höhe hervor, der leider Samen 
nicht anſetzie, indeß fich jetzt mit einer großen 
—* Brutknollen bedeckt, die Ende Juni geerntet 
würden. 


Bon ſchön blühenden Pflanzen find befonders zu 
erwähnen: 

Antigonon leptopus, reizende, rojablühende Schling: 
pflanze. 

Bongainvillea speetabilis, ſchönſte Schlingpflanze, 
von großartigem Effekte, wenn mit ihren violetten 
Blumen bededt. 

Caesalpinia pulcherrima und C. p. var. lutea, akazien⸗ 
artige Bäume, die beide ſehr werthvolle Schnitt= | 
blumen für hier geben. 

Daranta Plumieri, feiner Buſch mit violetten Blüthen- 
rispen. | 

Hibiscus rosa sinensis fl. pl. und arietäten. | 

Ixora eoceinea, 

Lagerströmia indica, | 

Nerium Oleander 1. pl. 

Plumiera alba, Buſch mit didfleiihigem Stengel und | 
weißer wohlriechender Blüthe. | 

Bryophyllam ealyeinum, didblättriges Gewächs mit 
gelber Blüthe, 

Außerdem die wunderſchönen, lilienartigen Zwiebel: 
gewädjle: 

Örinum mit einer großen Anzahl von natürlichen 
Hybriden, von Ü. erubescens, C. riparium, Ü. Kirki, 

Amaryllis retusa. 





Haemanthus multiflorus, Zwiebelgewächs mit rothen 
Blüthenköpfen. 
Hippeastrum varietates, weißes lilienartiges Gewächs. 


Bon Gehölzen, die hier gut gedeihen, können ſchon 
jept erwähnt werben: 

Ailanthus glandulosa „Götterbaum®, 

Albizzia Lebbek „Lebbet-Alazie“, 

Aleurites triloba „Lichtuußbaum“, 

Anona muricata * 
reticulata „Mſtapheli“, 

Calophyllum inophyllam „Alexander-Lorbeer“, 

Casuarina stricta, 

Caesalpina pulcherrima, 
Alazie, 

Caesalpina pulcherrima lutea, diefelbe Pflanze gelb 
blühend, 

Eriodendron anfractuosum „Wollbaum“, 

Mangifera indieca „Mango“, 

Manihot-Glaziovii „Kautſchuk-Baum“, 

Poinciana regia, afazienartig mit breiten Flieder— 
blättern, 

Morus indica „indifhe Maulbeere“, 

Tamarindus indica „Tamarinde*, 

Terminalia Catappa „Banyanenbaum“” oder indifcher 
Mandelbaum, j 
Sapindus saponaria } _Seifenbaumt, 
Leueaena glauca, afazienartiger, feiner Baum mit 

großen, weißen Blüthen. 


Mit Gemüje wurden im Berjuchsgarten Verſuche 
gemacht. 

Nah den hier gemachten Erfahrungen eignen ſich 
ſämmtliche Kopftohlarten nicht für das Hiefige Klima. 
Auch Erbjen geben jelbit zu der günftigften Jahreszeit nur 
einen ganz geringen Ertrag. 

Gut gedeihen: 

Kohlrabi, Sproffen= oder Roſenkohl, 

Palmenkohl, Schnittkohl, doch find auch diefe nur in 
der Zeit von April — Dftober mit Wortheil zu 
ziehen, 

Salat kann das ganze Jahr über im Schatten bei 
regelmäßiger Düngung gezogen werden; ebenſo 
gedeihen Nadies, Rettig und Buſchbohnen Leid» 


rothblühende fjogenannte 


lid gut. 

Carotten entwicdeln fih zwar langjam, kommen aber 
gerade dann zur Geltung, wenn bei Eintritt der 
großen Hitze die übrigen Gemüſe verfagen. 

Peterjilie und Sellerie laſſen jich während der Mo: 
nate April—Dktober noch ziehen. Die November: 
hige bringt aud fie zum Stillitand. 

Melonen (Waffermelonen ſowohl als Zudermelonen 2c.) 
geben nur ſpärlichen Ertrag, und von den Gurlen 
hat fi allgemein nur die japanejiiche Kletter— 
gurfe bewährt. 

Verſuche mit Spargel und Wrtifchofen follen jeht 
gemadjt werden und werden im nächſten Jahre 
erwähnt werden. 
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Aktenſtück Nr. 


Jahresbericht 
über 
die Gntwidelung Deutſch-Südweſtafrikas. 


I, Politiſche Berhältniffe. 

Das Berichtsjahr trägt im Gegenjaß zu dem früheren 
ein vorwiegend friedliches Gepräge. Nach den jahrelangen 
Kriegswirren ift e8 im letzten Jahre gelungen, jowohl zwi- 
ſchen Regierung und Eingeborenen, wie zwiſchen den Ein— 
— untereinander ben Frieden aufrecht zu 
erhalten. 

Wo militärisches Einfchreiten nothwendig geworben ift, 
handelte es fich mehr um die Ahndung von Räubereien — jo 
bei dem Zuge gegen die Khauas-Hottentotten im Anfang des 
Jahres 1895 —, als um eigentlich kriegeriiche Verwidelungen. 
In anderen Fällen, wie beifpielweife nad) der Ermordung des 
Engländers Chriftie durch Hereros aus Omaruru, genügte 
bereit$ das Zeigen einer anſehnlichen militäriihen Macht, 
um den Kapitän und feinen Stamm zur Vernunft zu 
bringen und eine angemefjene Bejtrafung des Mörders und 
feiner Helfershelfer zu erreichen. 

Während fih der deutjche Einfluß im Namalande und 
in dem um Windhoek gelegenen centralen Theile des Schuß- 
gebiets vertieft hat, i eine weitere Ausdehnung deſſelben 
auf das öftliche und nördliche Hereroland, den Stamm ber 
Ovambandjeru und das Gebiet des viehreichiten Hererotapitäns 
Kambazembi jowie auf den Stamm der Zwartbooishottene 
totten im Saofofelde zu verzeichnen. Dem im Februar 
d. Is. mit letzteren abgefchloffenen Schugvertrage, in dem 
fie fi) der Landeshauptmannichaft gegenüber zur Heeres- 
folge verpflichten, haben jich neuerdings auch die Topnaars 
Hottentotten von Zesfontein Fe 

Im Allgemeinen hat das Vertrauen der Eingeborenen 
zu ber deutjchen Regierung enticdieden zugenommen. Die 
Gewöhnung derfelben an deutſche Anſchauungen und Ges 
jege ift jehr im Zunehmen begriffen, wiewohl dies bei dem 
Hängen der Eingeborenen an dem Althergebradhten und ent— 
ſprechend ihren geiftigen Fähigkeiten naturgemäß nicht all» 
zuraſch vorwärts geht. 

Unter den Eingeborenen find folgende Hauptftänme 
oder Kapitänſchaften zu unterfcheiden: 

a) im Namalande 

1. die Bondelzjwartshottentotten unter Wilhelm 

Ehriftian, 

2. die Bethanier unter Paul Frederiks, 

3. die Hottentotten von Berjeba. Hier ift der Ka— 
pitän Dietrid Goliath geftorben und es Hat 
eine Neuwahl nody nicht ftattgefunden, 

. die Veldſchoendrager ohne eigentlihen Kapitän, 

. die Fransmans-Hotteniotten von Gofhas unter 

Simon Cooper, 

. bie Gibeoner unter Hendrik Witbooi, 

. bie rothe Nation unter Manaſſe Norefeb in 

Hoalhanas, 

. bie feit dem letzten Feldzuge ganz zerfplitterten 
Khauas-Hottentotten, früher in Gobabis-Aais 
wohnhaft, unter dem wenig geeigneten Kapitän 
Manajje Lambert. 

Die bedeutendften und einflußreichften Kapitäne find 
Wilhelm Ehriftian und Hendrik Witbooi, Beide haben 
fih während des Beridhtsjahres durchaus loyal verhalten, 

Wilhelm Ehriftian war im Anfang des Jahres 
mit einem Aufſtande feiner eigenen Unterthanen bedroht, 
weil dieje ihn bejchuldigten, daß er fie damals verrathen 
habe, als er jein Land an das KharasfhomasSyndilat vers 
äußerte, Nachdem er duch das rechtzeitige Ericheinen und 
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Eingreifen des Landeshauptmanns aus diefer Lage befreit 
worden war, ift fein Anſehen bei feinen Stammesgenofjen 
wiederhergejtellt und er jelbjt von Dankbarkeit gegen die 
Regierung erfüllt. Bei verfchiedenen Anläffen hat er bei 
Dekrafung räuberifcher Eingeborener mitgewirkt. 

Hendrif Witbooi hat fein beim Friedensſchluß ges 
gebenes Wort bisher unbedingt gehalten und fih in 
dem Zuge gegen bie Khauas-Hottentotten ſogar freiwillig 
auf die deutiche Seite geſtell. Durh den Zuzug Hen— 
drifs mit einer anjehnlidhen Anzahl feiner Leute gelang es 
im Januar d. Is., die flüchtigen Khauas-Hoitentotten in 
Gofhas fejtzuhalten und fo die Beendigung der Feindſelig— 
feiten weſenllich zu beichleunigen. 

b) im Hererolande: 

1. Dfahandya nebjt Umgebung bis fajt nad Water: 
berg hin unter dem nunmehr im ganzen Herero— 
lande nominell als Dberhäuptling anerkannten 
Samuel Maharero, 

2. Waterberg im Nordhererolande unter dem vieh— 
reihen Häuptling Kambazembi, 

3. Omaruru im Nordweſten unter Manaffe, 

4. Diyimbingwe unter Zacharias Berana, 

5. Sobabis unter Nilodemus, deſſen Gebiet den 
ganzen Stamm der Dvambandjeru umfaßt. 

Außerdem find im Nordweiten noch einige mehr oder 
—— jelbjtftändige Kapitäne von geringerer Bedeutung, 
wie Tjetjoo, der Onkel des Oberhäuptlings. 

Der Oberhäuptling Samuel Maharero hat feit 
dem Juni 1894 jtets treu zu der deutfchen Regierung ges 
halten. Sein Anjehen ift jehr gewachſen und nod im 
Steigen begriffen, jo daß er, Dank der Unterftüßung der 
Landeshauptmannſchaft, jetzt faſt überall im SHererolande 
als Oberhäuptling anerkannt if. Da die mamnigfachen 
Prätendenten die auf Grund des eigenarligen Hereroerbs 
rechts beredtigtere Anſprüche auf die Oberhäuptlingswürde 
als Samuel zu haben glauben, ihm feine Oberlapitäns 
Ichaft mißgönnen, wird Samuel Maharero auch weiter 
auf ein gutes Verhältniß zu der deutichen Regierung ans 
gewieſen fein. 

Der einflußreihe Häuptling Manaſſe aus Omaruru, 
ber ſich jeit Monaten in ärztlicher Behandlung in Windhoef 
befindet, kann ebenfalls als ein entſchiedener Freund der 
deutſchen Regierung gelten. 

Mit Kambazembi in Waterberg, der die Autorität 
Samuel Mahareros unbedingt anerkennt, ift erſt auf 
dem legten Nordzuge des Kaijerlihen Landeshauptmanns 
nähere Fühlung genommen worden. Als Freund Samuels 
fam er den Deutjhen mit großem Vertrauen entgegen. 

Im Dften ift auf dem Zuge des Landeshauptmanns 
nach dem weißen Noſob und Gobabis in der Berfammlung 
in —— eine neue Kapitänſchaft des Oſtens gebildet 
und Nikodemus zum Häuptling mit dem vorläufigen 
Wohnſitz Gobabis eingefegt und ihm der beutjchfeindliche 
und Hinterliftiige bisherige Kapitän der Dvambandjeru, 
Kahimemua, unterftellt worden. 

ec) Die Hottentotten des Kaokofeldes, und zwar bie 
Zwartboois unter dem von der Negierung als Kapitän 
anerfannten David Zwartbooi und die Topnaar-Hotten- 
totten von Sesfontein unter Jon Michamab. 

Ein Zweig des Stammes der Topnaar-Hottentotten 
bewohnt das Walfifhbaygebiet und die nächſte Umgebung 
den Kuifib aufwärts, Diefelben gelten mit Recht als die 
verworfenften und diebiſcheſten Eingeborenen von Südweſi⸗ 


Afrika. 

d) Mit den Ovambos ift die Landeshauptmannichaft 
noch nicht in nähere Berührung getreten. 

e) Der weißen Race am nächſten jtehen die Baftards, 
deren größtes Gemeindeweien dasjenige der Nehobother 
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Baftards ift. Diefelben würben in einem Kriege gegen bie 
Hottentotten ebenfo, wie gegen die Hereros auf ein Zus 
lammengehen mit ber beutichen Negierung angemwiejen jein. 
In richtiger Würdigung dieſes Umjtandes Haben fie ſich 
bewegen laſſen, mit der Landeshauptmannichaft einen Ver— 
trag abzuſchließen, nad dem im erjten Jahre 40, in ben 
folgenden Jahren je 15—20 junge Baftards von einem 
Dffizier ber Schußtruppe ausgebildet werben und dann zu 
unbedingter Heeresfolge verpflichtet find. Zur Ausbildung 
der erjten Rate hat fih der Lieutenant Schwabe bereits 
nad Rehoboth begeben. 

f) Den Bergbamaras, bie bie beften Arbeiter abgeben, 
aber bisher nur Diener der Hereros und Namas waren, 
ift dadurch, daß ihr Hauptplatz Dfombahe von dem Kapitän 
Manafje in Omarutu an die Landeshauptmannſchaft ab» 
m. ift, eine Selbjtändigfeit und ein Sammelpunft 
gegeben. 

An fi Haben alle Häuptlinge, namentlich bei dem 
freien a ber Hereros, eine fehr geringe Madht. 
Es ift daher das Beſtreben der Regierung geweſen, das 
Anfehen der Kapitäne zu heben, um durch fie ihre zur 
Unbotmäßigkeit und zu Viehdiebftählen neigenden Unter- 
thanen in den Schranken zu halten oder zu beftrafen. Die 

apitäne jelbft find der in ganz Südafrika herrichenden 

Gepflogenheit gemäß durch die Ausfegung von Jahres: 
gehalten in ein größeres Abhängigfeitsverhältniß zur Ne 
gierung gelommen. 

Bon großer Wichtigfeit war die Abgrenzung ber 
Stämme und Kapitänſchaften, fowie die Zumeijung von 
Refervaten an die Eingeborenen. 

Den Hereros ift eine fefte Süd: und auf dem Nord» 
zuge aud eine Mordgrenze gegen das Konzeſſionsgebiet 
der South-West-Africa-Company gefeßt worden. Gerade 
in den legten Jahren haben fich die Hereros inftinktiv ober 
abfichtli über ihr eigentliches Stammesgebiet ausgebehnt 
und zwar bejonder® nad Süden und Norden. Es wird 
daher den Kapitänen nicht leicht werden, ihr Wafler und 
Weide für die zahlreihen Rinder begehrendes Volt in bie 
neuen Grenzen bineinzuzwingen. Dies ift für die Häupt- 
linge ſowohl, wie für die Regierung zur Zeit um fo 
ſchwerer, als das biesfeit® der Grenze liegende Gebiet 
nod) nicht mit Weißen bejegt ift und e8 Die Hereros daher 
nicht verftehen können, warum fie nicht, wie bisher, ihre 
ge auf unbejegtem Land weiben laffen dürfen. Es 
üt daher jehr wohl möglid, daß fie an einzelnen Stellen 
bei weiterem unbefugten Vorbringen mit Gewalt über bie 
Grenze zurüdgetrieben werben müſſen. Innerhalb bes 
Hererolandes find die Gebiete der Kapitäne von Olahandya, 

aruru und Diyimbingmwe genau abgegrenzt. 

Im centralen Theil des Schußgebietes ift den Stämmen 
ber Hottentotten von Hoalhanas ein Nejervat um diejen 
Pla herum und den Khauas-Hottentotten der Pla Naojan- 
nabis mit Umgebung zugewieſen worden. 

In Anbetracht der in den Feldzügen gegen Witbooi 
der Regierung geleifteten Unterftügung find die Rehobother 
Baftards im Beſitz des von ihnen beanfpruchten Gebietes 
belafjen worden. 

Zwiſchen den einzelnen Namaftämmen des Südens 
hat eine genaue Abgrenzung noch nicht jtattgefunden, ift 
aber für die nächſte Anmwejenheit des Landeshauptmanns 
bajelbjt in Ausficht genommen. 


II. Allgemeine Verhältniſſe. 

Die weiße Bevölkerung Hat ſeit dem letzten Berichts— 
jahre nicht unerheblich zugenommen. Sowohl der mittlere 
Theil des Schußgebietes, als auch der Süden hat eine 
nicht unbedeutende Einwanderung erfahren. Zu den Weißen 
gehören aud) die Boern, weldhe als Händler und Fracht— 


fahrer in das Land kommen. Namentlich als Frachtfahrer 
find fie ſehr gern gejehen, weil fie in dieſem Gewerbe bie 
eingeborenen Frachtfahrer bei Weitem übertreffen und bem 
bezüglihen fühlbaren Mangel abhelfen. Boerntrefs, die 
fih in großer Anzahl mit der Bitte um Einlaß an bie 
Landeshauptmannihaft gewandt haben, find bisher zurüd- 
gewiejen worden, mit Ausnahme einiger weniger im vorigen 
Jahre während des Witbooifrieges unter dem Kommandanten 
Lombard eingewanderter Familien. Dieje gehörten zu 
einem größeren Tref, der fid) durch den Norben des Schup- 
gebietes hindurch nach den portugiefiichen und engliichen 
Befipungen zog, von bort zum Theil aber wieder nad) 
Transvaal zurüdgelehrt if. Die im Schutzgebiete Zurüd- 
gebliebenen bejtehen aus den wohlhabenden und tücdjtigen 
Elementen der Treffer, ſodaß ihnen im Einverftändniß mit 
der South-West-Afriea-Company die Erlaubniß ertheilt 
worden ijt, ſich vorläufig im Konzeſſionsgebiete der Gejell- 
ſchaft in der Weife anzufiedeln, daß zwijchen den einzelnen 
Niederlaffungen genügender Raum für die Unfiedelung von 
Deutſchen verbleibt. Der Landeshauptmann hat auf feiner 
Neife nad) dem Norden des Schußgebietes in Grootfontein 
Gelegenheit gehabt, jene Familien aus eigener Anſchauung 
fennen zu lernen, und einen durchaus günftigen Ein— 
drufd von ihnen gewonnen. Troß der ihnen mur 
vorläufig ertheilten Anfiedlungserlaubnig haben fie doch 
ſofort Ader- und Gartenbau energiih in Angriff ge 
nommen und bereits günftige Ergebniffe damit erzielt. 
Sie fügen fih bisher ohne jedes Widerftreben den deutſchen 
Geſetzen und den Anordnungen der Behörden. Die meijten 
haben fi auch freiwillig bereit erklärt, im Falle eines 
Krieges mit ins Feld zu ziehen. 

Die deutſche Einwanderung geht zwar langſam, aber 
ftetig von ftatten und ift größer als man gemeiniglich denft. 
Die Zahl der deutichen Eivilbevölkerung hat fi) durch bie 
ausgedienten Mannſchaften der Schugtruppe fehr vermehrt. 
Diejelbe wird noch mehr zunehmen, wenn die am 1. April en. J. 
ihrer Dienftpflicht genügt habenden Mannfchaften zur Ent: 
laflung kommen, von denen etwa 100 im Schußgebiete zu 
bleiben beabſichtigen. Nad der bisherigen Grfahrung 
wird fi die Mafje berfelben dem Handelsgeſchäfte, dem 
Transporigewerbe und dem Handwerk zuwenden. Somohl 
an Transportfahrern als vor allen Dingen an Handwerkern 
ift trotz des mannigfachen grsugen nod immer ein empfind- 
liher Mangel, ſodaß z. B. in Windhoek verjchiedene pro= 
jeltirte Bauten wegen Mangel an Handwerkern zurüd- 
geitellt werden mußten. Eine größere Anzahl möchte aber 
auch Landwirthichaft betreiben. 

Die Einwanderung von nt aus Deutſchland 
konnte bisher nur eine geringe jein. Dagegen haben fidh 
eine Anzahl Kaufleute und Frachtfahrer, welche ſich Hier 
im Lande ein feines Vermögen erworben haben, dem 
landwirthſchaftlichen Betriebe zugewandt. 

Die klimatiſchen Verhältniſſe des mittleren und ſüd— 
lien Theiles des Schußgebietes müſſen entſchieden als 
günftige bezeichnet werden, —— die nördlichen Ge— 
genden, insbeſondere das Dvamboland, in Folge des dort 
auftretenden Malaria⸗Fiebers weniger geſund find. 

Die Regenverhälmiſſe waren während bes letzten 
Jahres nicht günftig. Die Negenzeit begann ehr jpät. 
Im Süben blieben die Niederjchläge bis Dezember gänzlich 
aus. Diefer Monat mit einer Negenhöhe von 49,, mm 
war zwar regenreich zu mennen, ſodaß, da aud bie 
folgenden Monate noch etwas Negen braten, die Weide 
und Wafferverhältniffe immerhin noch erträgliche wurden. 
Im mittleren Theile fielen im Oltober und November 
einzelne Regengüffe, während die eigentlihe Negenzeit erſt 
im März einjegte. In diefem Monat fielen dann noch fo 
reihlihe Regen, daß ſich ein eigentlicher Mangel an Weide 
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und Wafjer bisher nicht fühlbar gemacht hat. Beſonders 
gui bat es auf dem ganzen Baywege geregnet, jo daß ſich 
der Frachtverlehr in diejem Jahre auch in den Monaten, 
im denen berjelbe im vergangenen wegen Mangel an Weide 
und Waller faſt völlig ftodte, glatt und ohne bejondere 
Schwierigkeiten volljog. Der Winter (Juni bis September) 
des Jahres 1895 war ungewöhnlih milde. Spätfröfte, 
welche ſich für die Pflanzen jehr verderblich erwiejen, famen 
nicht vor. 

Bas die Gejundheitsverhältniffe anbetrifft, fo ift das 
Land von anftedenden Epidemien verſchont gemejen. 
ir find, wie bies bei jpäten Negenzeiten dort oft der 
Fall jein ſoll, Fiebererkrankungen vorgelommen. Das 
Malariafieber tritt jedoch nur jelten in ber Bösartigteit 
ber Tropengegend auf. fälle von Gelentrheumatismus, 
melde aud in biefem Jahre nicht ausblieben, find zum 
großen Theil den primitiven Wohnungsverhältmiiien und 
dem häufigen Schlafen unter freiem Himmel zugufchreiben. 

Benerijhe Krankheiten find immer noch unter der 
eingeborenen Bevölkerung jehr ſtark verbreitet. 


II. Saudel und Verkehr. 

Der Handel, und zwar jowohl der Import, wie ber 
Feldhandel Hat nach der Niederwerfung Witboois einen 
Umfang genommen, ber die gehegten Erwartungen noch bei 
Weiten übertroffen hat. Derjelbe ift erfreulicher Weije in 
ftetem Wachsthum begriffen. 

Somohl im Namalande wie im SHererogebiet blühte 
ber Feldhandel, welcher ſich noch immer faft ausſchließlich 
als Tauſchhandel barftellt, nad Wiederherftellung fried- 
licher Berhältnifje rafh auf. Während früher die von 
Kaufleuten ausgerüfteten Wagen, namentlich im Hererolande, 
nicht felten ausgeraubt, gewaltfam angehalten oder will- 
fürlich befteuert wurden, fahren fie jegt von Ort zu Ort, 
von Werft zu Werft, ohne irgend welchen Schwierigkeiten 
zu begegnen. Ab und zu ift es noch vorgefommen, daß 
in ben entlegenen Gegenden ben Weißen das Waſſer ver: 
meigert wurde, eine Anmaßung, die in Zukunft nach einer 
neuerdings erlaffenen Verordnung beftraft werden wird. 


Ein- und Ausfuhr, 


Die Einfuhr wird durch eine Neihe von firmen be— 
werfftelligt, die theil® bereits feit Jahren im Lande thätig 
find, zum Theil fi während bes Berichtsjahres Hier 
niebergelafjfen haben. 

Die erfteren find hauptſächlich vertreten durch bie 
irmen Mertens & Sichel in Windhoek und Walfiſchbay, 
chmerenbeck in Windhoek, Wede & Voigts in 

Olahandya und Windhoek, Seidel & Mühle in Keet— 
manshoop, Tatlomw in Omaruru, Hälbid in Otyimbingwe. 
Sm Berihtsjahre find am Tfoalhaub-» Mund neu be 
gründet worden: bie Damara- und Namaquashandels- 
geſellſchaft mit beichräntter Haftung, welche das Berbienft 
hat, durch ihre Niederlaffung den erjten fräftigen Anſtoß 
zu einer jchnelleren Entwidelung des deutihen Hafenplages 
gegeben zu haben, ferner die Firmen Erhard & Schulz, 
Wede & Boigts und Boyfen & Wulff. 

Der Bezug der Handelsgüter aus Deutichland hat 
ſehr erheblich zugenommen. Die meiften Kaufhäufer und 
Privaten, welche nod vor einem Jahre faſt ale Waaren 
aus Kapjtadt nahmen, beziehen diejelben Dank ber durch 
die Kolonialgeſellſchaft eingerichteten unmittelbaren Schiffs- 
verbindung jept aus Deutichland oder, foweit fie in ein- 
zelnen Artikeln auf engliſche Bezugsquellen angewiejen find, 
über Hamburg oder Bremen. Die Regierung iſt denſelben 
voran gegangen, indem fie, abgejehen von dem Sübbezirf, 
alle Bedarfsgegenftände, insbejondere den Proviant für bie 
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Schußtruppe und die eingeborenen Bedienfteten, direlt aus 
Deulſchland bezieht. 

Bezüglich der für den Süden benöthigten Gegenftände 
iſt fie dagegen noch theilmeife auf den Kapftäbter Markt 
angemiejen, da eine regelmäßige direfte Verbindung bes 
Mutterlandes mit dem trefflichen füdlichen Hafen „Lüberip- 
bucht“ zur Zeit noch nicht befteht, aber durdy die Dampfer 
ber Kolonialgeſellſchaft ae ift. 

Bezeichnend für den Auffhwung in den Handels— 
beziehungen dürften die folgenden Zahlen fein. 

Die während bes Berichtsjahres durch Vermittelung 
der Haupilaſſe 

a) auf Legationdkaffe Berlin gezogenen Wechjel repräfen- 

tiren einen Werth von 553 821,51 M., 

b) die auf General⸗Konſulat Kapſtadt gezogenen einen 
foldhen von £. 24 822 Sh, 13 — 496 453 AM, während 

im vorigen Verichtsjahre faft nur Wechſel auf Kap- 

ftabt gezogen wurben. 

Ueber Ein» und Ausfuhr der Waaren des Schußgebiets 
auf dem Seewege giebt die in der Anlage beigefügte amts*nage,, 
liche Statiftit des Magiftrats in Walfiihbay, beireffend den 
Waarenverkehr zwiſchen Kapftadt und Walfiihbay im Jahre 
1894, in Verbindung mit der Statiftit über die Ein undniages 
Ausfuhr in Tſoakhaub⸗Mündung in der Zeit vom 1. Juli 
1894 bis 31. März 1895 Aufſchluß. 

In Lüderigbudjt ift eine genaue Statiftit auch im 
laufenden Berichtsjahre Mangels eines genügend geſchulten 
Beamten nicht möglich gewejen. Die Gejammteinfuhr wird 
von dem Bezirfshauptmann in Keetmanshoop auf rund 
800 Tonnen angegeben, während fi bie Ausfuhr nur 
etwa auf 6 Tonnen Gummi und Raritäten belief. 

Der Erport zur See ift noch ziemlich gering. Der- 
jelbe erftredte ſich auf Ochſenhäute, Bodfelle, Hörner der 
verſchiedenen Antilopenarten, Ochjenhörner, Straußenfedern, 
Stadel von Stachelſchweinen, Silbererze aus ter Davis 
Mine und Harz der Dorn-Akazie, hier Gummi genannt. 

Der Landerport bejteht faſt ausſchließlich aus Vieh. 


Schiffsverkehr. 

Die ee van zwifchen Deutſchland und dem 
Schußgebiet wurde durch die in Zioafhaub-Mündung und 
Walfiſchbay anlaufenden, von der Deutſchen Kolonialgejell- 
ſchaft gedharterten Dampfer der Wörmannlinie unterhalten, 
von denen während bes Berichtsjahres fünf Tjoafhaub- 
Mündung—Balfiihbay anliefen. Eine Ausdehnung ber 
Fahrten diefer Schiffe bis nad Lüderitzbucht erfolgt nad 
Bedarf, fo oft genügende Fracht für ben ſüdlichen Hafen 
des Schußgebietes vorhanden ijt. 

Den Verkehr zwifchen Kapftadt und dem Schußgebiete 
vermittelte der Dampfer Nautilus, welcher 9mal Walfiſch⸗ 
bay und 13mal Lüderitzbucht berührte. 

Außerdem lief das Küftenfegelihiff Seabird Lüderiß- 
budt 10 mal an. 

Eine neue Schifföverbindung mit Kapftabt hat bas 
Schußgebiet durch das Segelihiff Harry Mundahl erhalten, 
befien Aheberei fich bereit erflärt hat, das Schiff alle Punlte 
ber beutjchen Küfte anlaufen zu laſſen, wo ein Landen 
möglich wäre. Daffelbe jol regelmäßig alle ſechs Wochen 
Balfiihbay bezw. Tioafhaub: Mündung berühren, jodaß eine 
direfte BerbindungKapftadt — Tjoafhaub- Mündung, zu welcher 

| der Nautilus bisher nicht zu bewegen war, ins Leben ge 
rufen if. Während der Frachtſah des Nautilus auf der 
Strede Kapftadt—Balfiihbay 30 A. pro Tonne beträgt, 
befördert Harry Mumdahl die Tonne für 20 .M nad) Wal- 
| fiſchbay, für 30 #. nad Tioafhaub-Mündung. 





In neuerer Zeit wurde Walfiihbay wiederholt von 
einem Intermediateboot der Unionlinie angelaufen. 
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Bom Jahre 1896 ab fol endlich ein im Beſithz bes 
Rieutenants Trooft, & la suite der Kaiferlihen Schuß: 
truppe, befindliher Dampfer den Verkehr zwifchen ben eins 
zelnen Küftenplägen vermitteln. 

Bon deutichen Kriegsichiffen liefen S. M. 8. „Sperber“ 
und S. M. Kannonenboot „Hyäne” Lüberigbucht und Wal 
fiſchbay, erfteres aud) 3 mal Tjoafhaub- Mündung an. S.M. 
K. „Sperber” nahm gelegentlidy feiner Anwejenheit an der 
Küfte genaue Peilungen bei Tjoafhaub-Mündung und ber 
fogenannten Rod:Bay vor. 

Zur Unterfuhung der Landungsverhältniffe in Tſoa— 
fhaub-Mündung ſowie zur Erjtattung eines Gutachtens über 
die dort vorzunehmenden Verbefferungen der Landungsein- 
richtungen ift nunmehr ein Marinebaumeilter als Sachver— 
ftändiger entfandt und daſelbſt bereits eingetroffen. 

Binnenverfehr. 

Mit dem Aufblühen des Handels ift naturgemäß ber 
Verkehr überhaupt erheblich gewachſen. Beſonders Iebhaft 
war er auf ber Strede Windhoet—Tfoafhaub- Mündung, 
wiewohl die Gründung von Militärftationen im Süden und 
Dften ihn auch in diefen Gegenden jehr gefteigert Hat. 
Während im vorigen Jahr der Frachtverkehr zwiſchen Wal: 
fiſchbay — Windhoekden von Tjoathaub-Mündung— Windhoel 
weit überflügelte, hat fich diejes Verhältniß gänzlich zu 
Bunften des deutſchen Küftenortes umgewandelt. Nach der 
BVerbefferung der direlten Schiffsverbindung mit ber Heimath 
ee weitere Abnahme des Walfiſchbayverlehrs voraus: 
aujehen. 

Die Zahl der in Tjoafhaub:Mündung aus dem Innern 
während des Berichtsjahres anlangenden Weißen betrug 
100, die der Eingeborenen 600. Die Zahl der Wagen belief 
ſich auf 170, die der Ochfen auf 3500, der Pferde auf 75, 
Windhoek paffirten vom 1. Juni 1894 bis 1. Juni 1895 
757 Wagen und 61 Karren, fowie 13246 Ochſen, 471 
Pferde und Ejel. 

In befonderem Maße hat ſich die Regierung der Ber- 
beflerung der Verkehrsſtraßen und der an denfelben gelegenen 
Wafferftellen zugewandt. Zunächſt wurde über den für Fracht— 
wagen fajt unfahrbaren Paß des Auasgebirges in einer Aus— 
behnung von etwa einer deutſchen Meile eine gut fahrbare, 
6 Meter breite Straße für den Preis von 4000.%. durd) einen 
Unternehmer hergeftellt. Sodann gelang es durch freiwillige 
Beiträge und Erhebung einer Wagenfteuer, genügend Mittel 
flüffig zu machen, um bie der Ausbellerung ſehr bebürftige 
große Straße nad) der Küfte in Angriff zu nehmen. Das 
Kommando ber Kaiferlihen Schußtruppe beteiligte ſich 
durh Stellung von Offizieren, Unteroffizieren und Manns 
ſchaften als Auffichtsperfonal an dem Wegebau. Während 
eine Abtheilung von Salem aus die Strede Salem —Tjaobis 
in Angriff nahm, verbeflerte die Zweite in mehreren Unter 
abtheilungen die Strede Groß-Barmen in der Nichtung 
auf Dtyimbingwe. Bon Barmen bis jenfeits Schneyrevier 
ift eine von Steinen gänzlich gereinigte, 8 Meter breite 
Straße angelegt. Die Arbeiten werden unter Leitung eines 
Dffizierd in der Richtung auf Otyimbingwe ununterbrochen 
fortgefegt. Als Urbeiter fungiren Eingeborene und zwar 
meiltens Bergdamara, welde von den SHererofapitänen 
gegen Verabreichung von Koft geftellt worden find. 

In Sneyrevir und Quaipütz, mo ſtets großer 
Wafjermangel herrichte, find Pumpen zur Aufftellung ge 
langt, weldje gut funktioniren, und reichliches und Mares 
Waller liefern. Beim weiteren Vorſchreiten des Wege— 
baues werden nod) weitere 2—3 Pumpen zur Aufftellung 
gelangen und Waflerrejervoire — fogenannte Banken — 
ausgelprengt werden, 

Im Süden bes Schußgebietes, ſowie öftlih Windhoek 
nad Seeis zu, find gleichfalls Wegeverbefferungen in Aus— 
ficht genommen, 


An dem Transportgewerbe, welches früher faft aus— 
ſchließlich von Baftards aus Nehoboth und der Umgebung 
von Dtyimbingwe beforgt wurde, betheiligten ſich jet im 

leihem Maaße Nichteingeborene, vor Allem ausgeichiedene 
itglieder der Schußtruppe, ſowie zugewanderte Boern. 


IV. Wirthichaftlihe Entwidelung. 


Die Befiedelung des Schußgebiets ift in bem Berichts: 
jahr troß ber ungünftigiten Verhältnifle vorwärts gegangen. 
Seitens ber Regierung wurden 11 armen in der Größe 
von 6—10 000 ha verkauft. Eine Anzahl Reflektanten 
haben ſich noch für Farmen in den Gebieten von Harris 
und Seeis gemeldet. Bon der Siedelungsgefellihaft und 
von der Kolonialgejellihaft für Südmeftafrifa wurbe je 
eine Farm — Außerdem ſind in den Gebieten der 
Kapitäne von Gibeon und Bethanien 6-8 Farmen in 
ber Größe von 10—15 000 ha mit Zuftimmung ber Kaifer- 
lihen Landeshauptmannichaft an Deutſche und Boern ver- 
fauft worden. 

Sehr groß war bie Nadfrage nad Bauplägen in 
Groß⸗Windhoek. Während des Berihtsjahres wurden von 
ber Regierung 12 Kaufverträge über Baugrundftüde abge 
ſchloſſen, während in Klein-Windhoek und Amis kein Zu— 

and, fondern ein Abgang zu verzeichnen ift, indem ver- 
hie ene Perſonen ben Pla verließen, um theils nad 
Groß-Windhoek überzufiedeln, theils Farmen zu beziehen. 
Bejonders rege war auch die Nachfrage nad Baugrund- 
ftüden feit Beginn bes Jahres in Tjoalhaub-Mündung. 
Es wurden bort ſechs Baugrundftüde an dortige Firmen 
abgegeben. Hand in Hand mit der Kaufluft in Bezug auf 
Baugrundftüde, ging aud die Bauthätigfeit. In Tjoafhaub- 
Mündung find eine Reihe größerer Gebäude, faft durchweg 
Holzhäufer aufgeführt, von denen fi die geräumigen 
Häufer ber Damara- und Namaqua-Handelsgeſellſchaft 
bejonders herausheben. In Windhoek find gleichfalls eine 
Reihe von Steinhäufern theils fertig geftellt, theils in An— 
griff genommen. Verſchiedene Gebäude harren noch wegen 
Mangel an Arbeitern der Inangriffnahme. Seitens der 
Regierung wurden neue Gebäude aufgeführt in ben 
Stationen Oiyimbingwe, Omaruru, —— und Gibeon. 
In Angriff genommen wurde eine Kaſerne ſowie zwei 
kleinere Beamten- bezw. DOffiziershäufer in Keetmanshoop, 
ein Artilleriehaus in Windhoek, jowie eine Anzahl primitiver 
Häufer auf den Ffleineren Militärftationen. In Windhoel 
wurde das Garnifonlazareth fertiggeftellt. Ebenfo find auf 
einzelnen $yarmen, wie beim Boer Wieſe im Schafrevier 
und dem Farmer Abrahms maffive Steinhäufer aufgeführt 


worben. 
Viehzucht. 

Bei der zunehmenden Bevölkerung fanden Farmer 
und Händler bereits — Abſatz für ihr Vieh im Lande. 
Für das Namaland bildet auch die nahe Kapkolonie einen 
guten Markt, während größere Ochſentransporte aus dem 
Norden faft nur als Entgelt für importirte Pferde nad) 
ber Kolonie gingen. 

Den Haupterwerb für Farmer bildet im Norden jo- 
wohl wie im Süden immer noch bie Viehzucht. 

Bon Kleinvieh findet ſich faft im ganzen Lande bie 
gewöhnliche * e und das Fettſchwanzſchaf, während mit 
der Wollſcha aucht nah ber Berftörung von Kubub feine 
nennenswerthen Verſuche mehr gemadht find, wiewohl fich 
große Theile des Namalandes, namentli die in gleicher 
Entfernung wie Kubub von der Küfte liegenden Gebiete 
zu berjelben jehr eignen. Der Landwirt) & Hermann, 
dem langjährige Erfahrungen auf biefem Gebiete zur Seite 
ftehen, bat ſich nad dem Schußgebiete zurüdbegeben, um 
die Zucht von Wollſchafen und ebenſo von Angora-Fiegen 
wieder aufzunehmen. 
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Die Einfuhr von Pferden nad) der Sterbezeit war 
eine ſehr beträchtliche. Der Bedarf der Kaiferlihen Schuß: 
truppe zur Ergänzung der durch den Witbooifeldzug und 
bie Züge nad) Dmaruru und gegen die Khauashottentotten 
erlittenen Berlufte war ein ſehr großer. 

Ausgezeichnet gedeihen im Lande die Schweine. Bei 
ben zahlreihen Knollengewächſen werden fie ohne die ge 
ringfte Bufütterung von Mil oder Hülfenfrüchten in 
Kurzem fett. 

Nothwendig ift nur der Import tücdhliger Eber, da 
die Schweinezudyt durch Inzucht zurüdzugehen droht, 

Daffelbe gilt von Zuchthengſten und Zuchtbullen, von 

denen legtere am zwedmäßigiten aus der Rapkolonie angefauft 
würden. Die Regierung hat ber Einführung von gutem 
Zudtmaterial das größte Intereffe zugewandt, ohne jedoch 
bei den ungünftigen Etatöverhältnifien berjelben praktifch 
nähertreten zu lönnen. 
Die Zahl ber im Lande befindlichen Rinder und des 
Kleinviehes hat ſich bisher nicht anmähernd feftjtellen laſſen. 
Es dürfte indeß nicht zu hoch gegriffen 
die Herero-Rinder allein auf 3—400000 ſchätzt. 

Der Biehbejtand im Polizeibezirt Windhoel beläuft 
ſich nad) amtlicher Feſtſtellung auf 

3600 Stüd Großvieh und 
5800 Kopf Kleinvieh. 

Die verfchiedenen Viehgattungen waren aud im lau— 
fenden Sr von ben landesüblichen Krankheiten heim 
geſucht. Zroß der firengen Kontrol- und Abjperrungs- 
maßregeln brach die Lungenſeuche nach der Regenzeit ziemlich 
ftart aus, bejonder8 in ihren alten Herden, im Slap— 
revier und ag er fowie an einzelnen Stellen des Bay: 
weges. Die Nachläſſigkeit ber ee trägt oh 
Schuld daran, daß diefelbe nicht erliicht. Das Impfen 
mit Lymphe oder das Eingeben von Lungenwaſſer hat ſich 
als ein relativ ficheres Mittel gegen die Lungenſeuche er— 
wiejen. Leider find die Eingeborenen, insbejonbere bie 
Hereros, aus Furdt vor etwaigen Beinen Berluften nur 
jchwer zum Impfen zu bewegen. 

Die ſogenannte Blutfeuche, welche in der Trodenzeit bes 
vorigen Jahres ziemlich ftark auftrat, ift faft ganz erlojchen. 

Bei dem Kleinvieh rat die Räude auf. Diefelbe 
wurde jebod mit den von ber Landeshauptmannſchaft bes 
zogenen und zum Selbftkoftenpreife abgegebenen Mitteln 
(Kreolin und Little dip) erfolgreich bekämpft. 

Die jogenannte Pierbefterbe trat während ber letzten 
Regenzeit verhältnigmäßig jehr gelinde auf. 

Landbau. 

Soweit Verſuche mit Anpflanzungen von Gemüfen 
und europäifhen ober kapländiſchen Bäumen gemadıt 
worben find, haben diejelben allgemein günftige Reſullate 
geliefert. Es giebt kaum eine heimijche &emüjeart, die in 
dem Schußgebiete nicht bei genügender Pflege und Waſſer— 
zufuhr gut gedeiht und einen jehr reichlichen Ertrag liefert. 

Hohe Erträge wirft die jehr ſchnell wadjende Kar— 
toffel ab. Diefelbe ijt in diefem Jahre in großen Mengen 
in Groß: und Klein-Windhoek angepflanzt worden, ſodaß 
zu erwarten fteht, daß die Preife, welche bei der vorjährigen 
Emte 75 Pfennig pro Pfund betrugen und nur vorüber: 
gehend auf 60 Hennig herabgingen, etwas niedriger 
werben. 

Borzügli kommen ferner Wein und Feigen fort, und 
zwar find hierzu große Streden des Schußgebietes geeignet. 

Auch Obftbäume, insbejondere Aepfel, Birnen, Pflaumen, 
Pfirfiche, Drangen und Eitronen, weldye neuerdings ſowohl 
in Negierungsgärten als von Privaten verſuchsweiſe an 
den verſchiedenſten Stellen angepflanzt find, verfprechen 
aut fortzulommen. 

Nachdem bie von ber Regierung im Borjahre ge 


fein, wenn man | 


machten Verfuche mit Nutzhölzern mißglüdt find, anfcheinend, 
weil die Saatfämpe nicht jchattig genug lagen, ift mit den 
neuen Verfuchen ein fehr viel beflerer Erfolg erzielt worden. 
Sowohl in Windhoek, in den Landeshauptmannichafts: und 
Truppen-Gärten, als auch auf den einzelnen Stationen find 
die dornlofen Alazienforten und Kiefern gut aufgegangen 
und zeigen kräftigen Wuchs und friſche Farbe. 

Von den umfangreidhen Verſuchen, welche im Kom— 
mifjariats-Garten in Windhoek gemacht find, find die vers 
ſchiedenen Eucalyptusforten, pinus sempervivens, Rothholz 
und Cypreſſus bejonders hervorzuheben. Diejelben ge 
deihen gut und es fcheint ihnen das Klima zuzufagen. 
Erforderniß ift bei allen diefen Berjuchen, daß der Samen 
und die Heinen Bäumchen richtig und mit großer Sorgfalt 
behandelt, ſowie zur rechten Jahreszeit und im richtigen 
Stadium des Wahsihums umgepflanzt werben. 

Der Kornbau wird noch immer wenig kultivirt. Die 
Eingeborenen bauen nad) wie vor in ben Flußbetten 
Weisen, während die Nidhteingeborenen wegen ber noch 
nicht geflärten Befigverhälmiffe nur an wenigen Stellen 
damit begonnen haben. Kornbau in größerem Umfange 
wird erft möglich fein, wenn die Eigenthümer der Farmen 
Dämme oder Staumerke anlegen, wozu ſich im Lande gar 
manche geeignete Pläge finden. Wo die Regierung oder 
Privatleute Sprengarbeiten ausgeführt haben, find fie in 
nicht allzu großer Tiefe auf Grundwafler geftoßen, daß 
die Annahme berechtigt ift, daß das Land erheblid) waſſer— 
reicher ift, als man bei flüchtiger Kenntniß glauben follte. 
Der von der Landeshauptmannſchaft beſchaffte Tiefbohrer 
wird mwejentlich zur Klarlegung ber Grundwaſſerverhältiſſe 


beitragen. 
Geſellſchaften. 

Die Deutſche Kolonialgeſellſchaft für Südweſt-Afrila 
hat es ſich im Berichtsjahre angelegen ſein laſſen, die Ein— 
richtungen in Lüderitzbucht weſentlich zu verbeſſern. So iſt 
durch Beſchaffung einer Anzahl neuer Kondenſer für Ver— 
mehrung der Trinkwaſſerbereitung geſorgt worden. Ferner 
hat eine Verlegung der Gebäude an einen für die Landung 

ünftigeren Pla ftattgefunden, und es iſt eine neue 
Sanbungsbrüde erbaut worden. Auch an den Hafenbauten 
in Swakopmund hat ſich die Geſellſchaft durch Uebernahme 
eines Theiles der Koſten betheiligt. Ihren Grundbeſitz hat 
ſie durch den Verkauf des Kaokofeldes ſowie durch Ver— 
äußerung einer Anzahl von Bauplätzen an der Swakop— 
mündung und einer arm in Tjaobis verwerthet. Ferner 
m die Geſellſchaft durch einen Taufcdhvertrag mit ber 
aiferlihen Regierung ihr ſüdlich des Kuiſibfluſſes be— 
legenes Gebiet gegen das zwiſchen dem Smwalop und bem 
Kuifib belegene Negierungsland eingetaufht und dadurch 
ihrem Landbefige eine für die Befiedelung geeignetere Ges 
ftaltung gegeben. Endlidy war fie auch bejtrebt, ihre Berg- 
werfögerechtiame in nußbringender Weile zu verwerthen. 
Es wurden von ihr Schürfredhte an den Ingenieur Peter 
Sceidweiler aus Köln für ein Gebiet verliehen, weldyes 
im Norden durd den Ugabfluß, im Süden durch eine 
Linie begrenzt wird, Die von der Dmaruruflugmündung 
über Kahnflukmündung nad) Tjaobis Läuft. Außerdem 
wurde dem ſchon früher im Schußgebiete thätigen Herrn 
N. Lange aus Kimberley eine Schürferlaubnig ſuͤdlich 
und öſtlich des Walfiihbay-ZTerritoriums ertheilt. 

Sm November 1894 wurde ein Vertrag zwijchen der 
Kolonialgefelihaft und dem Generaldirektor C. G. Elers 
in London geichloffen, dur melden dem Letzteren auf 
zunächſt 10 Jahre das ausſchließliche Nedht zum Robben— 
ſchlag und zur Guanogewinnung zwißchen dem Ugab- und 
Dmaruruflug gegen eine jährlide Pachtſumme von 
10000 „KH. übertragen wurde. Die Damaraland-Guano- 
Geſellſchaft, welche Pi auf Grund dieſes Vertrages gebildet 
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hat, ift bereits mit aller Energie am Werke, um ihre Kons 
zeſſion auszunugen. Nach den bisher eingezogenen glaub: 
aften Erkundigungen werden die Guanolager bei Kap 
roß auf ungefähr 100 000 Tons bejter Dualität geſchätzt. 
Ein amtlicher Bericht über Umfang und Werth der Guano— 
lager von Seiten der nad) Kap Groß entjandten Regierungs- 
vertreter fteht noch aus. 

Die South West Africa Company, melde bie ſo— 
genannte Damaraland-Konzeſſion verliehen erhalten hat, ift 
mit der Aufichliegung der im Gebiete von Diavi entdedten 
Kupfer⸗ und Bleierzlagerftätten unter Leitung des Ingenieurs 
Rogers thätig geweſen. Sie hat jehr umfangreiche Schürf: 
arbeiten vorgenommen. Somwohl bie räumliche Ablagerung, 
als der Reichthum der entdedten Kupfererze berechtigt zu 
ber Annahme, daß die Hebung ber vorhandenen Mineral— 
fhäße nur noch von dem Bau der Eifenbahn abhängt. 
Unter Mitwirfung des Generalverireterd ber Seielihatt, 
Dr. Hartmann, ift der in der Konzeffion zugefagte Länder: 
fompler von bem Landeshauptinanu gelegentlich feines Zuges 
nad Grootfontein und Dtavi vorläufig feſtgeſtellt worden. 
Die Geſellſchaft beabfichtigt nunmehr auch mit der wirth- 
ſchaftlichen Erſchließung und Befiedelung ihres Landbefipes 
vorzugehen. Der Anfang ift bereit® mit der Anfiedelung 
von einer Meinen Anzahl tüchtiger Boeren gemad)t 
worben. 

Die Hanfeatifhe Land-, Minen- und Hanbelsgefell- 
ihaft für Südmweftafrifa hat bereits Anftalten getroffen, um 
mit der Verwerthung ihrer in den Gebieten der Nehobother 
Baftarbs und der Khauas-Hottentotten belegenen Bergwert3- 
gerechtſame zu beginnen. Zu dem Zwede ift fie in der 
Ausrüftung einer größeren Minenerpedition begriffen, welche 
zunächſt die Aufgabe Hat, eine eingehende Unterſuchung des 
Konzejlionsgebietes auf Mineralien aller Art vorzunehmen 
und Die erforderlichen Arbeiten für den Abbau etwaiger 
Funde einzuleiten. 

Eine neue Kolonialgefelichaft, die Kaoko-Land- und 
Minen-Gejelichaft, Hat fih auf Grund bes Reichsgeſetzes, 
betreffend die Redytsverhältniffe der deutichen Schußgebiete, 
vom 15./19. März 1888 am 11. April 1895 konſtituirt 
und durch Beichluß des Bundesraths am 27. Juni 1895 
Korporationsrechte erhalten. Ihr Zweck bejteht in der 
Erwerbung von Grundbeſitz, Eigentum und Rechten jeder 
Art in Deutſch-Südweſtafrika, fowie in der wirthichaftlichen 
Erſchließung und Verwertfung der gemachten Erwerbungen. 
Sie hat das von der Deuilſchen Kolonialgefelichaft für 
Südmeftafrifa an die firma 2. Hirfh & Eo. in London 
verfaufte, fogenannte Kaokofeld übernommen, d. h. den— 
jenigen Theil des Schußgebietes, welcher begrenzt wird im 
Norden durd) den Kunenefluß von der Mündung bis zur 
Smartboys-Drift, im Dften durch eine Linie, welche von 
Smwartboys-Drift über Dtjitambi, Obombo bis zu bem 
Punkle läuft, wo der Ugabfluß von dem 15. Grab öftlicher 
Länge von Greenwich geichnitten wird, im Süden durch 
ben Ugabfluß von dem erwähnten Punkte bis zur Mün— 
dung, und im Weften durch den Atlantiichen Ozean von 
der Mündung des Kunene bis zur Mündung des Ugab. 

Dem Syndifate für ſüdweſtafrikaniſche Siedelung, 
weldes die Anfiedelung von Deutſchen in den Gebieten 
von Windhoek, Hoachanas und Gobabis bezwedt, ift die 
Verleihung einer Landlonzeffion in jenen Gebieten, welche 
Kronländereien im Umfange von 20 000 Quabratfilometer 
umfaffen, in Ausficht geftellt worden, jobald es ihm ges 
lungen fein würde, eine foloniale Gejelihaft mit einem 
Betriebskapital von 300 000 Mark zu bilden. Nachdem 
kürzlich die Konftitwirung diefes unter dem Namen Siebe: 
Iungsgelellfhaft für Deutich » Südweftafrifa begründeten 
Unternehmens erfolgt ift, fteht die endgültige Verleihung 
der Konzeffion bevor. 


Das Kharaskhoma Prospecting and Exploring Syndi- 
cate Limited, welches auf Grund älterer, vor ber Aus— 
dehnung der beutihen Schugherrihaft in Sübmeftafrifa 
erworbener Titel Land» und Minenrechte im Süden bes 
SchußgebietS in den Gebieten der Bonbelfwarts, ber 
Beldihoendrager und von Zwartwodder befigt, ift nad) 
einer mit der Kaiſerlichen Regierung getroffenen Berein- 
barung verpflichtet, einen Schienenweg zwiſchen Lüberig- 
bucht und dem Hinterlande herzuftellen, und zwar fann 
die Ueberweifung der Ländereien an bie Gefellihaft nur 
allmählich je nad dem Fortſchreiten diejer Arbeiten erfolgen. 
Um die mit Rüdfidht auf den längs ber Küfte fich erftreden- 
den Dünengürtel mit bejonderen Schwierigkeiten und Koften 
verbundenen Arbeiten befler fördern zu können, hat das 
Syndikat kürzlich eine Gejellihaft unter dem Namen South 
African Territories Company gebildet, welche die nöthigen 
Geldmittel aufzubringen und bereitzuftellen hat. 

Da die Bergwerksgerechſame faſt ausſchließlich im Be- 
fie von Geſellſchaften find, fo iſt Bemerkenswerthes bereits 
bei Beiprechung ber einzelnen Geſellſchaften erwähnt worden. 
Es jei nur noch hervorgehoben das Vorkommen von filber- 
haltigen Bleierzen in der Nähe von Windhoek fowie ein 
von dem Anſiedler v. Broen gemachter Smaragden-fFund, 
von welchem Proben, die ein Mares und gutes Ausfehen 
hatten, zur Unterfuchung nach Deutſchland eingeſchickt find. 


V. Kirche und Schule. 

Auch während des Berihhtsjahres wurde ein durchaus 
freundichaftliches Verhältmiß zwiſchen der Negierung und 
ber Leitung ber evangeliichrheiniichen Miffion, ſowie mit 
ben Vertretern der einzelnen Miffionsftationen aufrecht er— 
halten. Wieder bejept wurde die Miffionsftation Hoafhanas 
durch Rücklehr ihres früheren Miffionars Jubt. Ebenſo 
wurde die Station Gofhas wieder beſetzt. Die vom 
Milfionar Kremer geleitete Bergbamara-Gemeinde im nörb- 
lichen Kaokofelde wurde wegen des ſchlechten Aderlandes 
nad) Gaub ins Konzeffionsgebiet der South West Africa Co, 
verlegt. 

Bon Kirchenbauten ift befonders bie neue vom Miffionar 
Fenchel in Keetmanshoop erbaute ftattliche Kirche zu er- 
mähnen, welche zu Beginn des Jahres unter reger Be— 
theiligung eingeweiht wurde, 

Die Zahl der Ehriften ift unter den Namaftämmen 
eine erheblih größere als bei dem Hereros, bei welchen 
das Chriſtenthum mur langſam Aufnahme findet und bei 
benen eine fittliche Hebung nur ſchwer zu erreichen ift. Die 
Zahl der Ehriften im Südbezirke beläuft fi) auf etwa 3650. 

In Dfahandya einschließlich der Nebenftationen Hat— 
jepia, Otyimaronga, Diyihanena beträgt die Zahl der 
Ehriften 1320, in Omaruru nebjt Ofombahe 811 Köpfe. 
An legterem Orte befinden fi) unter ihnen befonders viel 
Bergbamaras. In Otyimbingwe zählt die deutſch-hollän— 
diſche Gemeinde 124 Seelen, die Bergbamaras 413, wäh 
rend bie Gemeinde der numeriſch weit überwiegenden 
Hereros nur 179 zählt. 

ür Groß- und Klein-Windhoek ift feitens der Miffions- 
gejellihaft ein Paſtor entjandt worden, um dort eine 
deutſche und eine eingeborene Gemeinde zu bilden. 

Ebenfo ift die Entiendung eines Miſſionars nach 
Gibeon in Ausfiht genommen. 

An den verjchiedenen Miffionsftationen beftehen unter 
Zeitung ber Miffionare, denen eingeborene, in bem 
„Auguftineum“ zu Okahandya oder in dem JInſtitut zu 
Keeimanshoop ausgebildete Schullehrer zur Seite wirken, 
Miffionsihulen. Die Lehrgegenftände find außer Leſen 
und Spradlehre in Deutſch und in ber betreffenden 
Stammesſprache, bibliſche Geſchichte, lutheriſcher Katechis— 

| mus, Rechnen, Geographie und Singen. 
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In Windhoek befieht die weiße Schule unter Leitung 
des Fräulein Helene Nitze in Klein-Windhoek fort und 
wird von ben Eltern ber Schulkinder als eine große Wohl: 
that empfunden. Den eingeborenen Kindern wurde von 
der Schwefter Marianne Unterricht ertheilt, weldhe ihre 
Aufgabe mit Energie und gutem Erfolge erfüllt hat. Für 
die weißen Kinder ın Diyimbingwe beabfichtigt die Miffions- 
gejellichaft einen jungen Bajtor zu entjenden. 


VI Berwaltung und Redjtöpflege. 


Durch Allerhöchſte Kabinetsordbre vom 27. Juni 1895 
ift der bisherige interimiftiihe Landeshauptmann, Major 
a la suite der Armee Leutwein zum etatsmäßigen Landes- 
hauptmann ernannt worden. 

Der in Verwaltung genommene Theil bes Schutz— 
gebietes zerfällt zur Zeit in bie brei Bezirkshauptmann- 
ihaften Windhoek, Diyimbingwe und Keetmanshoop, von 
denen bie beiden Erfteren bisher von dem Stellvertreter 
bes Yandeshauptmanns mitverwaltet wurben, da ber für 
Otyimbingwe ernannte Bezirtshauptmann noch nicht ein= 
getroffen ift. 

Den Bezirfshauptleuten umterfiehen eine größere Ans 
ahl von Drtspolizeibehörben, von denen bie größeren mit 
Offizieren, die Heineren mit Perfonen bes Interoffiziers 
ſtandes bejegt find, jo daß ein feſtes VBerwaltungsneh über 
den ganzen Theil des Scußgebietes vom —— bis 
zu einer nördlich der Orte Gobabis-Okahandya-Omaruru⸗ 
Olombahe laufenden Linie geſpannt ift. Ein Verorbnungss 
recht jteht außer dem Landeshauptmann aud den Bezirks- 
hauptleuten für den Umfang ihrer Bezirke und einzelne 
Theile derjelben zu. 

Die Thätigkeit der Verwaltungsbehörben war haupt- 
ſächlich auf Regelung des Verkehrs, Förderung des Handels, 
Verbejferung der beftehenden Verkehrsſtraßen, Belämpfung 
der Biehfranfheiten und ftrenge Durdführung der be 
ftehenden Verordnungen gegenüber Weißen wie Ein- 
geborenen gerichtet. Bon den ergangenen Verordnungen 
iſt befonders die Nadhtragsverordnung über Lungenſeuche 
zu erwähnen, nad welder von allen größeren Orten 
Zungenfeuchen-Kommiffionen zur Befichtigung des auf ben 
Transport gebrachten Rindviehs eingefegt find. Troß 
ber großen Strenge und Energie, mit welder die Lungen- 
ſeuchen⸗Verordnung feitens der Behörden gehandhabt wurde, 
iſt e8 bei den weiten Entfernungen nicht zu vermeiben ges 
wejen, baß eine Anzahl —— ſich der Kontrole zu 
entziehen wußten, ſo daß verſchiedentlich gerichtliche und 
Polizeiſtrafen verhängt werden mußten. 

Die Errichtung von zahlreihen Militär- und Polizeis 
ftationen im Süden und Oſten längs ber engliſchen Grenze 
hat eine jtrengere Ueberwahung des Munitionsihmuggels 
ermöglicht und es ift gelungen, Weiße wie Eingeborene 
wegen Berfuhs der unerlaubten Einfuhr von Munition 
zur Beitrafung zu bringen. 

Der Schonung der Holzbeftände ift die größte Auf— 
merffamfeit zugewandt worden. Die im vorigen Jahre 
nur für ben engeren Umkreis von Windhoet erlajjene 
diesbezügliche Verordnung ift deshalb auf Antrag ber be- 
treffenden Behörden auf eine ganze Reihe von Ortſchaften 
bes Schußgebietes ausgedehnt worden. 

Die den gleichen Zweck verfolgende Verordnung über 
die Feld⸗ und Walbbrände hat eine nn Abnahme 
derjelben zur Folge gehabt. Aus den Gegenden, wo bie 
Brände am ärgften zu wüthen pflegien, wurden mehrere 
Eingeborene en Brandftiftung nad Windhoek ins Ges 
fängniß —— 

Hand in Hand mit der Durchführung dieſer Ver— 
ordnung ſind die Verſuche von Anpflanzungen der ver— 





ſchiedenſten Baumſorten auf den Regierungsfiationen ge— 
gangen, die zum Theil gute Erfolge gehabt haben. 

u erwähnen ſind außerdem noch die Verordnung 
über Regelung des Frachtverkehrs und Beſteuerung ber 
Banderhändler, weldye legtere am 1. Dftober 1895 in Kraft 
getreten ift, fowie die am 1. Juli d. J. in Kraft getretene 
neue Schankligenz-Verorbnung, welche eine höhere Beſteue— 
rung ber Lizenzinhaber, namentlih für Spirituofen mit 
über 35° Alfoholgehalt, vorfieht. 


Poftwefen. 

Ein großer Fortfchritt ift in dem Poſtweſen zu vers 
zeichnen. Nachdem der Witbooische Aufſtand unterbrüdt und 
dadurch die Möglichkeit für eine weitere Entwidelung des 
Schußgebietes geſchaffen war, hat die Reichspoftverwaltung 
im Frühjahr 1895 einen im Kolonialpoftdienft erfahrenen 
Beamten nah Sübmeftafrifa mit dem Auftrage entjenbet, 
das Schußgebiet zu bereifen, an den geeignet befundenen 
Orten Kaiferlihe Poftanftalten einzurichten und für einen 
ben örtlihen und Berlehrsverhältnifien entſprechenden Be— 
förberungsbdienft Sorge zu tragen. In Folge diefer Maß— 
nahmen find inzwifchen neben der jeit Jahren in Windhoek 
beftehenden Poſtagentur in ben Orten Swalopmund, 
Diyimbingwe, Omaruru, Olahandja, Gibeon, Reetmanshoop 
und Lüderigbucht Poftagenturen eingerichtet worden. Hier— 
durch ift es den Bewohnern bes Schußgebietes ermöglicht, 
beutjche Poftwerthzeichen leichter zu erlangen und die Bofts 
fendungen im Schußgebiet felbft zur Poſt zu liefern, während 
früher die Briefe zum großen Theil mit paſſender Gelegen- 
heit nad) der britiihen Enflave Walfiſchbai geſchickt und 
daſelbſt mit britiſchen Poftwerthzeichen frankirt wurden. 
Bei ber Boftagentur in Windhoek —* während bes Berichts⸗ 
jahres 88 Boften von und nad ber Küſte angelommen 
bezw. abgegangen. Die Zahl der mit denſelben beförberten 
Sendungen betrug: 

bei den antommenden Boften 

9753 Briefe und Boftkarten, 
1239 Drudjadhen und 
207 Badete; 
bei ben abgehenben Boften 
8139 Briefe und Boftlarten, 
947 Drudjadhen und 
36 Packete. 

Mit Ausfhluß von drei Malen, wo Ochſen- bezw. 
Pferdekarren verſuchsweiſe eingeftellt worden find, wurden 
Fußgänger zur Beförderung benutzt. 

Zur Zurüdlegung der Strede von Winbhoel nad 
TDoakhaub-Mündung gebrauchten die Boten durchſchnittlich 
10—14, die Pferdelarre 8 und die Ochſenkarre 10 Tage. 

Neuerdings hat der Kommiffar der Reichöpoftverwals 
tung einen Vertrag mit einem Anſiedler abgejchloffen, wo— 
nad) die Beförderung der Poſt nad ber Küfte regelmäßig 
vermittelft einer Ochſenkarre gejchieht. 


Rechtspflege. 

Das Schutzgebiet war bisher in zwei Bezirke, einen 
Südbezirk, welcher die Bezirke der Bezirkshauphmannſchaft 
Keetmanshoop, und einen Nordbezirk, welcher das übrige 
Schutzgebiet umfaßte, eingetheilt, deren Sitze ſich in Keet— 
manshoop und Windhoek befinden. Nach Eintreffen eines 
weiteren Kaiſerlichen Richters wird von bem bisherigen 
Nordbezirk ein Weftbezirt mit dem Sitze in Otyimbingwe 
abgetrennt werden. 

Die Thätigfeit der Gerichte Hat jowohl in Strafs 
und Eivilprozeffen wie in Sachen ber freiwilligen Gerichts- 
barfeit jehr erheblich zugenommen und ift noch dauernd im 
Zunehmen begriffen. Während im Borjahre fi) die Ge- 
jammtzahl der bei den Gerichten I. Inftanz anhängig ges 








weſenen Sachen auf 86 belief, ift fie im Berichisjahre auf 
199 geftiegen. Davon unterlagen der Entſcheidung bes 
Geridts in Windhoek 155 Fülle, der des Gerichts im 
Keetmanshoop 44 Fälle. Der erheblichſte Antheil an dieſer 
Zunahme fommt den Eivilprozefien zu, deren Bahl ſich 
von 13 auf 65, alſo um das Fünffache gehoben hat. Er- 
freulicherweife haben aber die Strafſachen mit dieſer 
Steigerung nicht gleichen Schritt gehalten. Ihre Zahl m 
ſich gegen das Vorjahr ledi lid) verboppelt. Auch Die 
Verhandlungen in Brivatflageladhen find nur von 12 auf 
13 geftiegen. Dagegen find die Gerichte in Sachen ber 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ftart in Anfprud genommen 
worden. ferner erfuhr ihre Xhätigfeit dadurch eine 
wejentlihe Bermehrung, daß die einheimifhe Bevölkerung, 
weldie mit Ausnahme der Bajtards in ehe den 
Kaiferlihen Gerichten nicht unterfteht, verfchiedentlich ihre 
Vermittelung anrief. Der Grund hierfür ift in dem zu— 
nehmenden Vertrauen der ingeborenen zu ber Un— 
parteilichfeit der beutfchen Gerichte zu fuchen. Bei dem 
Gerichte des Nordbezirks allein wurden 21 derartige Sachen 
nad) Maßgabe der mit ben einzelnen Stämmen ab- 
geihloffenen Schugverträge verhandelt. 

Bei Aburtheilung von Vergehen der Eingeborenen 
gegen die Strafgejege, welche eine höhere Strafe als brei 
Monate nad fi ziehen, werben nad) einer von ben Ber 
zirtshauptleuten getroffenen Anordnung Beifißer zugezogen, 
von denen ber Eine für den Fall, dab der Eingeborene 
einem beitimmten Kapitän unterjteht, ein Angehöriger dieſes 
Stammes fein darf. 

Auswärtige Gerichtstage wurden abgehalten in Reho— 
both 2, 3 in Dtyimbingwe und je 1 in Omaruru und 
Otahandya. 

Bei dem Gerichte II. Inſtanz wurde ein Mal auf eine 
Berufung aus bem vorigen Beri a verhandelt, außer⸗ 
dem liefen drei noch anhängige Berufungsfadhen ein. 


Vo. Die Kaijerlihe Schugtruppe. 

Die Kaiſerliche Schugtruppe hat eine Kopfftärke von 
540 Mann. Diejelbe zerfällt in 2 Feldkompagnien mit 
dem Standbguartier Windhoet — befehligt durch je einen 
Hauptmann — und in 7 Diftrikte. 

1. Die Diftrikte find: 

I. Otyimbingwe mit den Unterftationen Tſaobis, 
Salem, Haifamlamb, Tjoalhaub-Mündung, Ururas, 
wovon Otyimbingwe mit 1 Offizier, 5 Unteroffi- 
zieren und 22 Neitern befeßt iſt. 

Die Stärke des Diftrikts beträgt: 
1 Offizier, 10 Unteroffiziere und 38 Mann. 
Der nn beläuft fih auf: 
27 Pferde, 1 Maulefel, 46 Zugochſen, ſo— 
wie einer Anzahl Zuchtvieh. 

I. Omaruru mit den Unterftationen Okombahe und 

Kap Croß. 
Der Diftrikt ift ftark: 
1 Offizier, 4 Unteroffiziere, 27 Reiter. 
Die Stärke ber beiden Iekten Stationen be= 
trägt je: 
1 Unteroffizier und 3 Mann. 
Viehbeftand: 
21 Pferde, 32 Zug- und 4 Tragodjien. 





I. Diſtrikt Okahandya 1 Dffizier, 4 Unteroffiziere, 
16 Reiter, von denen auf die Unterftation Groß— 
Barmen 1 Unteroffizier und 3 Reiter entfallen. 

Viehbeftand: 
13 Pferde, 31 Zugodhfen. 


IV. Diftrit Gobabis mit den Unterſtationen Aais, 
Dlifanslloff und Aminuis, 
Geſammtſtärke: 
1 Offizier, 5 Unteroffiziere, 35 Reiter. 
Viehbeſtand: 
37 Pferde, 54 Zugochſen, 2 Kameele. 

V. Diſtrikt Windhoel mit den Unterſtationen Schaf— 
fluß, Wieſe, Seeis, Kowas, Hoalhanas, Rehoboth, 
in einer Geſammiſtärke von 6 Unteroffizieren, 
22 Mann. 

Viehbeftand: 
24 Pferde, 49 Zugochſen. 

VI. Diftrit Giben 1 Dffigier, 6 Unteroffiziere, 
32 Reiter, wovon 1 Unteroffizier auf Grootfontein 
und 1 Unteroffizier, 3 Reiter auf die Unterftation 
Golhas entfallen. 

Der Liehbeftand beträgt: 
36 Pferde, 2 Geſpann Zugochſen und 3 Ka- 
meele. 

VI, Diftrift Keetmanshoop mit einer Kopfitärke von 


1 Offizier, 1 Affiftenzarzt, 16 Unteroffizieren und 


82 Reitern. 
Viehbeftand: 
150 Pferde, 72 Zuchochſen. 
Unterftationen find Kois, Hafur, Kais, Ulamas, 
—— Uhabis, Kubub, Lüderißzbucht, 
abus. 


‚Von denſelben iſt Warmbad mit 1 Unter 
offizier 10 Mann, Khois mit 2 Unteroffizieren 
10 Mann, die übrigen mit durchſchnittlich 4—5 
Soldaten bejept. 


Der Stab des Truppen-Kommandos befteht aus bem 
Truppensfommandeur, feinem Stellvertreter, welcher in ber 
Perſon des Majors Mueller im Monat Juli hier eintraf, 
dem Abjutanten und dem gleichzeitig die Stelle ala Re— 
bei ber Landeshauptmannichaft verjehenden 

ſſiſtenzarzi I. Klaffe. 

‚ „Größere Büge wurden unternommen nad) Dmaruru 
im November, gegen bie KhauassHottentotten im Dezember 
1894, nad Diyihanena:Gobabis im Mai und nad) Water: 
berg=Örootfontein-Dtavi von Auguft bis Dftober d. 38. 
Dielelben wurben ſämmtlich von dem Kaiferlihen Landes— 
hauptmann und Truppen = Kommandeur perſönlich geleitet 
und waren durchſchnittlich 100 Reiter und 1-2 Ge 
ſchuütze ftark. 

Neu eingerichtet wurde ein Pferbedepot und Sterbes 
plag in Naudas, im Gebiet der Nehobother Baftards. 


Der früher zu dieſem Bmwed in Ausficht genommene 
und aud eine Zeit lang benugte Platz Tinlas hatte fich 
nicht bewährt und ift daher wieder aufgegeben worden. 
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a) 





Ktatifik 


über 
den — — wwiſchen Kapſtadt und Walfiſchbay im — 1894. 


in Walfiſchbay. 


Die Werthe find nach den durchſchnittlichen Marktpreiſen in Walfiſchbay angenommen. 


Achſen, Büchſen, Federn ꝛtc. 


für Karren und — 


Adergeräthe 

Ale und Bier 
Baumwollwaaren 
Büder. . . 
Bürftenwaaren 
Bisquits 

Butter . 


Bohnen und Erbſen 
Cacao und — 
Cement. 


Eichorien . 
Euriofitäten 
Eigarren . 
Eigaretten . 
Datteln. 
Draht . 


Drogen und Chemikalien 


— 
Ein . .. 
Eifenwaaren . 
Eifig - 
arben . 
euerwert . . 
Früchte, Teile 

= tod — 
eingemachte 
Geflügel 
Gemũſe, friſche 
Getrodnete Blumen . 
Gewürze: 
— 


Ingwer . . 
Deustatnüfe 
Efeffer 


Sonftige 
las . . 
Graupen 
at 
ausgeräthe . 
7 a ER 
olz 





Seite 

















103 851,5 


465,0 
48 160,0 


1120, 





14 436 





15 620 
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190 582 | 50 











Bezeihnung ber Waaren. 


Uebertrag . 


Hüte und Müpen 
— Waaren . 


Zuvelierwaaren 
Kaffe . . . 
Karren und Wagen. 
Sonftige Fahrzeuge . 
Kartoffeln . 


Selm und Koals 
Korbwaaren - 
Korken . 


Kurzwaaren ae: 
Lebende range: u. Bäume 
Leer . . 

Leberwaaren . 


Bo... 
Reitichenftöde . 
Berlen . . . 
Bfeifen. . . 
Photographien 
P aterial . 
Poͤkelfleiſch 
Proviſionen: 


Saucen . 
Kondenfirte Mil 
— 

'. : er 
— —— 
— Fan 
Sättel und Geſchirre 
Schiffs bedürfniſſe 


Schreibmaterialien 
Schuhe und ER 


Seite . 


Stüd, — Groß. 
N 


103 851,5 


3 437, 
39 455, 


172 


9 606, 
1646, 
16 350,0 


14 


1152 


1325 


— 
Ds 
pur 


2484 | 413 | 14, 496 856,5 


Kilogramm, 


Liter. 


15620 | 190 582 


4 120 





29 332 


137 769 | 7 
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a Bezeichnung der Waaren. Stüd. | Dugend. | Groß. | Kilogramm.) Liter. Berth 
| #4 4 
Ueberirag . . . 2484 413 14 | 496 856,; 29332 | 737769 | 75 
10. ld . 22.2... h i 433,5 j 867 | — 
103. | Spielwaaren . : ; 220 | — 
Spirituofen: | | 
104. Brandy. . 6132 | 12264 | — 
105. Genever . | 1624 4872| — 
106. Rum. . 1 264 2528| — 
107. Wh...» rn . j 3 600 2400 | — 
108. Spiritus. . . .. . za ‚ | 2 5 8 32 — 
109. Liqueue . 2.2... j . | : i 88 40 | — 
110. Parfüm . 12 60 — 
111. | Stahl... . 66 | — 
112. | Steine: Grab-, . | 140 | — 
113. Scleif, . 60 — 
114. Süßigfeiten 2 714,0 5428| — 
115. Randtabat : 13 152,, 52 608 
116. | Schnupftabal . 2,5 20 | — 
117. | Tauwert . 1064 1 020 
118. | Thee. 4140 . 10 350 
119. Br i 444 260 
120. | ZTerpentin . 212 200 | — 
181; UBsen- 0% %- 0.0. N 80 — 
Waffen und Munition: 
122. —— Gewehre . 140 | — 
123. ewehre . 920 | — 
124, Fer | — 
125. atronen =; Hütten ; 1200 | — 
126. . 33,0 1 180 = 
127. Refervetheile i - 100 | — 
128, Dynamitu, Sprengpulne 25, 80 | — 
129. | Wagenfchmiere . 1 700,0 k 850 | — 
130. | Bein er ; 31 724 | 47586 | — 
131. Weizen . 1 700, : 510 | — 
132 Bee — 37 128,0 14 000 | — 
133 Werkzeuge . 2720| — 
134. Wollwaaren 1160 — 
135. inkblech 280,0 220 | — 
136. inn . ’ 400 | — 
137. wiebeln . 3 817, 1908 | 50 
138 der: Raffinirt 17244, 1244 | 50 
139 = Rob. 35 270,5 28 216 | 40 
Snftrumente: | 
140. Mathematifche . 120 | — 
141. Mufikalifche 430 | — 
142. erztlihe . 600 | — 
143. Streichhöler 4380 | — 
! 
Zufammen. . . | 12946 | 413 744 | 805 560,; 71 440 15 
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Lfd. 


Nr Bezeichnung ber Waaren. Stüd. | Dutzend. | Groß. Mm 








b) Ausfuhr von Walfiſchbay nad Kapftadt. 


(Die Werthe find dem Statifticnl-Regifter der Kapkolonie entnommen.) 











1. | Me und Bier. . 200 | — 
2. | Aſche und Kohlen 40 | — 
3. | Angorahaare . 40 | — 
4. | Büder. . 620 | - 
D. Elfenbein ; 1580 | — 
1. —* 4 
eidungsſtũcke — 
8. | Kupfererz . 20 | — 
9. | SKuriofitäten 20 — 
10. | Kalbfelle 220 | — 
11. Lihte . . . 12 | 50 
12. | Narrahterne . 13 900 | — 
13. | Pflanzen eneremplare für Ra 

turforſchung 40 — 

14. | Rinderhäute . 33 780 | — 
15. | Rinderhömer . 400 — 
16. | Scaffelle . 2000 | — 
17. | Straußfebern . 31020 | — 
18, | Thee — 
19. | Wildfelle 
20. — — 
21. | Wolle — 
22. Fiegenfelle — 
Zufammen . 50 
Anlage 2. 

Statifik 
über 


Ein- und —— in —— Mündung vom 1. Juli bis 30. —— 1894. 


Bezeichnung der Waaren, Werth 
alphabetiſch geordnet. 





Accordions 6 — 
Bettſtellen. . . . | . . 2 — 
2 N ä | | ? 8000 | — 
Brandy . 2 2.2.2. \ . | ‚ 400 | — 
Biswi® . 2. 22. . ; f 720 | — 
JJ 150 | — 
Bierkrüůüge... 200 — 
N ; ß . 250 | — 
400 — 
250 — 

Baumwole . . ... 2 £ : 150 
Bürftenwaaren . . . . i e | } 350 — 
Eigarren . . » 2... z | R 4000 | — 
Conſerven. | . 2000 | — 
Eidorien . . ». . | i | : 100 | — 
Gat® . — j e | j 500 | — 
Chocolate. . . .» » . j z ; 500 | — 
Drudfaden . . » » . ; | P : 150 — 


Drogen . 2 220. j j | . 550 
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Lfd. | Bezeichnung der Waaren, : A Werth 
Hr. alphabetifc) geornet. Stüd. Kilogramm, Liter. | Meter 

| 4 23 
Uebertrag . . . 32450 | — 
21. 1 Decken.. .. 250 400 120 | — 
22. | Eifenwaaren . ; 5 000 6500 | — 
23. Cifig-Cfieng i 100 300 | — 
24. | farbe 121 500 — 
25. Fruchtfaft . i 130 300 | — 
26. SFeuerlöfcpmaffe . ; 121 150 | — 
27. ormulare . 36 120 | — 
28. üre . 75 225 | — 
29. | Glasperlen 20 35 | — 
30. | Gewehröl . 74 | 180 | — 
31. | Glaswaaren . 150 200 | — 
32. | Gewehre . . 10 50 | 1200 | — 
33. | Hummer . . 45 | 112 | 50 
34. | Safer. . . 7500 | 1500 | — 
35. Den u 1 200 950 | 3000 | — 
36. arabiner. . 220 1131 | 18000 | — 
37. | Kaffe. . . i 3 000 9000 | — 
38. | Kurgwaaren . 60 250 | — 
39. | Kerzen. . . 300 8235 | — 
40. | Kohlen. . . 6 000 360 | — 
41. | Kleidung . - 12 000 20 000 | — 
42. | Lidte . . - 35 100 — 
43. De ER, 12 000 700 | — 
44. | Majchinentheile 3521 500 | — 
45. BL. u ve 1 200 900 — 
46. | Manufakturwaaren . 175 350 | — 
47. | Metallmaaren . 50 375 | — 
48. — 200 750 | — 
4. | Mid. . 800 1000 | — 
50. | Nudeln” 125 218 | 75 
51. | Dee . 175 275 — 
52. | Batronen . 5041 3000 | — 
53. Betroleum . 300 125 | — 
54. | Querbalten 2258 15 — 
55. | Nevolverpatronen 604 500 | — 
56. | Reis . — 6 000 6000 | — 
57. Refervetheile j 3 500 15840 | — 
58. | Salz 2 775 3 320 | — 
59. Sauerbrurmen 850 450 500 | — 
60. | Sümereien > 27 : 560 | — 
61. | Sättel . 230 12 000 57000 | — 
62. | Sardinen . . . 150 450 | — 
63. | Schmwippftöde , 39 20 | — 
64. | Seife . . 325 500 — 
65. Schreibutenfilien . 75 150 | — 
66. | Steingut . ; s 150 225 | — 
67. | Strümpfe . 1 200 120 120 | — 
68. | Tabal. . F 274 685 | — 
69. Umzuggut i 5 000 6000 | — 
70. | Unterhojen 800 250 ; 2400 | — 
71. | ®eine . 1200 925 5000 | — 
72. | Bellbleh 2 500 5 — — 
73. | Werkzeug 500 250 | — 
74. Ite 1 220 3500 | — 
75. uder . 780 8350 — 
76. wiebad 240 320 | — 
17. wiebel . 150 | 150 | — 
78. ündhölzer 75 110 | — 
Summe 220 126 | 25 
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Statifik 


über 
Ein- und —— in — — vom 1. Oktober bis 31. —— 1894. 


J 




















gb. Bezeihnung der Waaren, j j | Werth. 
Nr. alphabetifch geordnet, Stück. Kilogramm. | Liter. Meter. 
1 — — * 
2 Ambos . . E . 50 — 
3 Ambosklöge . . h 30 — 
4. Badpulver : z 125 | — 
5. | Bettftellen . . ; 15 | — 
6. | Bettzeug i | i 500 | — 
7 Beien . s | , 45 — 
8 Baumwolle 75 — 
9 Bürftenwaaren . 5 | - 100 | — 
10 Bücher : . R 1000 | — 
11 Butter 1 { 175 I — 
12 Brandy 287 . 0 — 
13 Bisquits ; i 300 | — 
14 Bier : . 3000 | — 
15 Eigarren j e 2000 | — 
16. | Gonjerven . | j oo | 
17 Cichorien 50 — 
18. | Gacao. . B | } 250 | — 
19. | Ehocolade 5 | . | 
20. | Deden h . | j 900 | — 
21. | Eijenwaaren . j | k 3000 | — 
22. | Ejfig-Ejlenz . i ß 5|ı— 
23. DE... . ; #6 | — 
24. ruchtſaft 10 | — 
25 erlöfchmaffe 2000 | — 
26 rmulare 300 | — 
27 ewürze 150 | — 
28 Glas er 100 | — 
29. | Gewehre . . ’ 700 — 
30. Geſchüuͤtze mit Protzen — — 
31. JGeſchühräder..— am I 
32. — WE 
33. ummer 100 
34 afer . 30 | — 
35 andſchuhe 150 | — 
36 arabiner 350 | — 
37 Kaffee 1200 | — 
38 Kurzwaaren 300 — 
39. | Kerzen | = — 
40 Kleidung | 800 | — 
41. | Lichter | 70 — 
42. De ; | 400 | — 
43. | Ma hinentheie 3000 — 
44. | Möb en ‚ 4000 | — 
45. ee RE 300 | — 
46. | Metallmaaren . . | — = 
47. | Munitionswagen m. Propen | — 
48. | Mufitinftrumente . ; 500 | — 
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gb. Bezeichnung ber Waaren, 
alphabetifch georbnet. 

Uebertrag . i : — 
91 Mid -. -. . 300 — 
50. | Nudeln . 2. 2 20.2. : 70 i 180 | — 
511 9 20 | 75 — 
52. | Patronen . . . 2.2. i 300 . 250 | — 
53. | Betroleum . .... ; 50 20 | — 
54. | Revolverpatronen . . . a 50 | | 100 | — 
BR... DER i 1000 | 1000 > 
Ta FE 200 | 180 | — 
57. | Sauerbrumen . . . . 5 | 300 | 175 200 | — 
58. | Sämereien a hl 10 | 50 | — 
59. | Sättel... 2... 5 | 160 | 600 | — 
60. | Sardinen . — | 50 150 | — 
Bl: Selle: . 100 751 — 
62. | Screibutenfilien. . . . B 20 60 | — 
63. | Stein . » 2... . 25 50 — 
64. | Tabakk. . 150 650 | — 
65. | Unterzeug . . . 2... . 350 2000 | — 
66. | Umzuggut. ». » 2... u 3 750 ; 5000 | — 
U Scicr SER ER ; 3 000 2000 \ 12000 | — 
68. | Werkzeug.. ; 100 ; ; 500 | — 
69. | Badsuh .: . ... i 125 300 300 | — 
20.1 Bde - 22 22.. 2 250 5000 | — 
71. BE: eb nern i 300 — 
72. WEB: 66 50 — 
73. ndbölger . . . . - ; 105 | — 

Statifik 
über 
Ein- und Ausfuhr in Tfoakhanb-Mündung vom 1. Tannar bis 31. März 1895, 

Lfd. Bezeihnung der Waaren, 


alphabetifch geordnet. 


1 Upothelerwaaren 
2 Ambos. . . . 
3 Ambostloß 

4. | Bücdhsflintn . 
5. | Bettftellen . 

6. | Bettzeuge . 

7 Beien . 

8 Baumwolle . . 
9. | Bürftenwaaren . 
10. | Büder.. 

11. | Butter . 

12. | Brandy ; 
13. | Badewannen . 
14. | Bisquit 

15. | Bier 


16. Brandungsboote 


— — — — — — — — — 
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Lfd. | Bezeihnung der Waaren, Werth 
Nr. alphabetifd) georbnet. Stüd. Kilogramm. Liter. Meter. 
| 
| 
Uebertrag | 40 790 
17. 1 Sul - - 3... ; r 15 000 
18... Ge 50 000 600 5 000 
19. | Eonfewen. . .». ... . 1 500 2500 
20. | Cam. . ». 2.2... r 100 400 
21. | Ehokolade. . . . . . j 50 250 
22. | Colin . » 2. 2... R 130 — 
23. | Drudiaden . ». .» . . . 75 200 
24. DIECDERE: © 20 a0 0 200 450 4.000 
25. | Drogenwaaren . e 1.000 3 000 
26 jenwaaren . 2000 4000 
27 Eſſig⸗Eſſenz. 200 1200 
26. igen. . 100 150 
29. be 1520 
30. 7 chtſaft 300 
31. — — 325 150 
32. eflügel . 200 300 
33. | Gewürze 15 45 
34. | Glas 650 500 
35. | Gewehre 8 50 800 
36. | Geidhirre 2 400 2 500 
37. | Garne 500 1200 
38. utmaaren 100 1000 
39. en 4 000 : 800 
40, außgeräthe . 2 000 j 1500 
41. ? 50 | ö — 
42 ME 0.0 y 200 | . 400 
# he... ee j 2000 ; | 5 000 
44. | Kurzwaaren . ; } 120 f 800 
45. | Kerzen. . 100 | j 500 
46. | Meidung . 3.000 | 15.000 
47. | Kartoffeln. . » 2». . ; 500 n 200 
48. | Kodhere. . - - - 2 | 250 
49. Re: - Ger 300 | ; 700 
50. u. . 100° , 150 
51. | Meh 2 800 | j 2 400 
52. Bilöinenpie . 100 | ß 300 
53. | Möbel 1000 | F | 1 500 
54. Manufakturwaaren . 1500 j | 5 000 
55. | Metallmaaren 75 5 | 500 
56. | Munitionswagen : f | = 
57. | Mufifinftrumente | 115 . 1 200 
58, la, ws 300 ‚ 350 
59. | Matrahen 200 . 250 
60. | Nudeln ————— 40 110 
61. NRahmaſchinen hola Me 2 250 Ä 350 
BR: EHE Ne a : 100 . 300 
65. | Pulver. . . 50 { 200 
64. | Privateffelien . BA ; 500 R 2.000 
65. I Bellen. . 2 2 2... ; 50 ü 250 
66. | Patronen. . ». 2... B 12 000 ö 2.000 
67. | Betroleum. . . .. . ’ 350 ü 300 
OB: Pinſell.. e 200 , 500 
69. | Bieifen. . . — 2 000 . 10 000 
70. Revolverpatronen ae 1500 100 i 200 
71. | Reis . . ca i 1000 j 250 
72. | Saft j 100 250 
73 Salz 200 . 125 


Seite. . .| 138440 | 
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Lfd. | Bezeichnung der Waaren, _. j Werth 
Nr. alphabetifch geordnet. Kilogramm. Liter. Meter. 
4. 
Uebertrag 138410 | — 
74. Sauerbrunnen 250 — 
75. Schmalz 90 — 
76. Sättel . 800 — 
77. Schinken 350 | — 
78. Sardinen . 90 — 
79. Safe . . 700 — 
80. Scheiben 600 — 
81. Schreibutenfilien . 250 — 
82. Spiegel — ur 
88. Stühle . 700 — 
84. Stiefel . 1500 | — 
85. Stärfe . 125 | — 
86. | Tabad. 600 | — 
87. | Upren . . 150 | — 
88, | Unterzeuge 400 — 
89. | Wut. . 3000 — 
”. | Wagen. 2500 | — 
9. Meine . 21000 | — 
92. | Wälde. 500 | — 
93. | Werkzeuge. 1500 | — 
94. | Radstuch. | —- 
95. | Belte . — > 
96. Bündhölzer 1500 — 
97. Swiebeln . 50 — 
98. | Yuder 750 | — 
99. inkblech — we 
100. Zwirn 250 — 
| 1280 — 
Ausfuhr. 
Ber Ei oe 100 | 550 i . 250 
2. JHörner ee. ..... i | : ö | ; 100 = _ 
| \ 
| | 
Denfichrift, 
betreffend das Schußgebiet der Marfhall-Infeln. 
(1. April 1894 bis 31. März 1895.) 
1. Bevölkerung. 1 Brafilianer, 
Im Schußgebiete find am Schluffe des Berihtsjahres - —— 
insgeſammt 119 Nichteingeborene gegenüber 108 im vor— — 
pergegange enen Jahre gewejen. Davon kommen auf Zaluit - eger, 
1 Fr auru 8, Die 119 Nichteingeborenen fegen fich Portugiejen, 
zulammen ge Fr —F Staatsan örigkeit 
81 Weißen, darunter 6 Frauen — 5 in Jaluit, age gehörigteit, 
1 in Majuru — und 17 finder; un 
24 Halbblut (weißer Vater und farbige Mutter), Ihrem Berufe — * ſind davon: 
darunter 3 frauen und 11 Kinder . —— eamie, i 
14 GChinefen, ausihlieglid in Zaluit anfäffig. | 12 Se e und Hänbler, 
Die männlichen Eingeborenen find der Staatsange- 5 Pilanzer, 
hörigfeit nad: 13 Seeleute, 
35 Deutiche, 11 Handwerker, 
13 Englänber, | 1 Arbeiter, 


10 Amerikaner, | 10 Gefinde. 
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Ehinejen. 

Die Zahl der Hier anſäſſigen Ehinejen betrug im Ber 
richtsjahre 14 gegenüber 15 ım Vorjahre. Die hinefifchen 
Arbeiter find vorläufig, fo lange die Eingeborenen ſich an 
den Gefindebdienft noch nicht befler als bisher gewöhnt 
haben, für Küche und Haus nicht zu entbehren. 


Leben ber weißen Bevölkerung. 

Das Leben der in Jaluit anfäffigen Weißen ift bei 
ber Abgelegenheit der Schußgebiete vom großen Weltver- 
fehr ein ſehr eintöniges. Ein Mittelpunkt für den Verkehr 
der Weißen unter einander fehlt in Saluit. Nur einmal 
im Zahre, zur feier des Geburtstages Seiner Majeftät 
bes Kaiſers, findet eine Zujammenfunft aller in Zaluit 
anfäffigen Weißen ohne Unterſchied ber Stellung und 
Nationalität ftatt. 

Lebensmittelpreife. 

Die Preife der Lebensmittel find hoch, was zum Theil 
in dem weiten Transport, in ben theuren Arbeitslöhnen, 
in ber er wre hohen Kredit zu gewähren, feine 
Erflärung findet. 

Eingeborenen-Einwohnerzahl. 

Da das Nomadenleben der Eingeborenen eine zuver— 
läffige Vollszählung unmöglid macht, fo läßt ſich nicht mit 
Beſtimmtheit jagen, ob die Einwohnerzahl im letzten Jahre 
us ober abgenommen hat. Eine übergroße Zunahme der 
Bevölterung würde übrigens faum als ein Glüd für das 
Schußgebiet zu bezeichnen fein, weil die ſchmalen, fteinigen 
Injeln in der Hervorbringung genügender Nahrungsmittel 
beſchränkt find und die Erträge der Kolosnußpalmen faft 
ausſchließlich für Die — der Kopra verwendet 
werden. Beſonders ſpärlich bevölkert ſind die nördlichen 
Inſeln, auf denen auch die Kokosnußpalme nur in geringer 
Anzahl vorkommt. In Nauru Hat die Bevölkerung auch 
in diefem Jahre zugenommen. 

Thätigkeit der Eingeborenen. 

Die Thätigkeit der Eingeborenen beſchränkt ſich im 
Weſentlichen auf die Herftellung von Kopra, den Haupt: 
erportartifel des Schußgebietes. Daneben bejchäftigen fie 
fi mit Fiſchfang, bei dem ihnen ihre Schwimmkunſt — 
fie leiften an Ausdauer und Fertigkeit darin Unglaubliches 
— ſehr zu Statten fommt; die frauen befafjen fidh mit 
Herjtellung von Konferven für die erntelofe Zeit, mit 
Mattenfledhten und dergleichen mehr. Außerdem ſind viele 
Eingeborene ſehr brauchbare Matrofen geworben, jo daß 
die Schiffe der Jaluit-Geſellſchaft mit Ausnahme der 
Kapitäne und Steuerleute nur noch eingeborene Leute an 
Bord haben. Andere dienen in gleicher Eigenſchaft auf den 
Schoonern ihrer Häuptlinge. Auf den Scifferberuf Hat 
die Natur felbft hingewieſen, und die Kühnbeit, mit der 
diefe Schiffe der Eingeborenen, ohne nautiſche Inſtru— 
mente und nur auf ihre höchſt primitive, für uns bis 
auf ben heutigen Tag faft völlig unverftändlihe Meeres- 
arte aus Holzftäbchen angewieſen, in die offene See 
Fe ift erftaunlih. Dagegen haben die Einges 
orenen für bauernde, namtentlih anjtrengende Arbeiten 
am Lande, fowie für den Dienft in Haus und Küche 
bisher noch wenig Anlage und Neigung gezeigt; doch 
giebt es in Jaluit aud) —* jetzt einzelne recht brauch⸗ 
bare eingeborene Diener und Arbeiter, jo daß man 
feinen Grund hat, an der Möglichkeit, die Eingeborenen 
allmählich zur Arbeit und georbneter Thätigfeit zu erziehen, 
zu zweifeln. Es fehlt ihnen vorläufig nod der Erwerbs: 
finn und die Arbeitsausdauer, ein Fehler, der die natürs 
liche Folge ihres früheren unfteten Lebens ift. 

Im Wejentlihen ift das alte patriardhaliihe Ver— 
hältniß zwiſchen den Häuptlingen und ihren Leuten das— 
jelbe geblieben, und die weitere Erhaltung der gegebenen 





Autoritäten kann für die Ruhe des Schußgebietes nur von 
Vortheil fein. Neben dem alten Stamme der Jrodje, der mit 
den beiden Häuptlingen Kabua und Loiak und 5 Nach⸗ 
folgern Lakajimi und Rijino in Jaluit ausſtirbt, hat 
ſich in den Raliks ein Beſitzadel allmählich große Bedeutung 
zu verſchaffen gewußt. Es repräſentirten ihn die beiden 
reichen Burals Nelu und Litokwa und bie beiden alten 
Häuptlinge haben flugermweife den veränderten erhält: 
niffen Rechnung getragen. Kabua und fein Nachfolger 
Lakajimi Haben fih mit Nelu und Loiak und fein 
Nachfolger Rijino andererfeits mit Litofwa zu einem 
feften Bunde zufammengethan. In ben Rataks liegen bie 
Berhältniffe für die Irodje weſentlich günftiger, als in 
ben Raliks. Dort ſteht der Frodbje-Stamm nod nid, 
wie bier, auf dem Wusfterben; e8 find dort nod eine 
größere Anzahl Frauen beffelben vorhanden, und dieſe 
— nit die Männer — find es, welche den Abel bes 
Kindes beftimmen. 

Durd) die Berührung mit den Weißen haben bie Ein- 
geborenen jehr viel an ihrer Urfprünglichkeit verloren. Am 
meiften merkt man dies in Jaluit, wo fich nur felten nod) 
Leute im Grasrod, ihrer urfprünglichen Tracht, und mit 
dem Haarihopf jehen Iaffen. Die alte heimifche Kriegs» 
trommel mit dem Haifiihmagen als Trommelfell darüber, 
wie fie früher die Eingeborenen-Weiber bei friegerifchen 
und fejtlichen Gelegenheiten zu führen pflegten, it gänzlich 
verſchwunden und gehört bereits zu den Seltenheiten, bie 
von Sammlern eifrig geſucht werden. Biel mehr Urfprüng- 
lichkeit im Auftreten, Tracht, Sitte und Brauch findet ſich 
bei den Eingeborenen der Ratats, der nördlichen Raliks und 
befonders in Nauru. Freilich ift dafür auch in dieſen Theilen 
des Schußgebietes der kriegeriſche Sinn mehr ausgeprägt. 
Daß unter den Eingeborenen des Schupgebietes Ruhe 
und Friede herrſcht, iſt nicht fo jehr einer plößlichen Aen— 
berung bes Charakters ber Eingeborenen zu verdanken, 
als vielmehr einer Reihe von Bertmalinugteniregein, unter 
denen das Berbot des Verlaufs von Waffen und Spiri- 
tuofen an Eingeborene in erfter Linie zu zählen if. Bon 
fehr mohlthätigem Einfluß auf die Ruhe und Zufriedenheit 
der Einwohner ift auch das Berbot gewefen, an Eingeborene 
Kredit zu geben. 

Sprade der Eingeborenen. 

Unter den Eingeborenen des Schußgebietes herrichen 
wei von einander gänzlid; verſchiedene Sprachen, die eine 
in den Nalils und dieſelbe, nur dialektiſch verſchieden, in 
den Rataks, die andere in Nauru. Die Nauru-Sprade 
2 anſcheinend weder mit den Spraden in ber 

arihal:, noh der Gilbert, nod der Sarolinen- 
Gruppe etwas gemein. Für die Erforſchung ber Marfihall- 
ſprache ift bisher außer ben gründlichen theoretijchen 
und praftiihen Studien Dr. Steinbach's wenig ge— 
ſchehen, für die Naurufpradhe noch gar nichts. Snbeffen 
hat der Vorfteher des Bezirfsamts Nauru mit dem Studium 
der dortigen Sprade unter Anlehnung an das von der 
Gabeleng’ihe Handbuch begonnen. Sie, wie bie 
Marſhallſprache, fteht allem Anthein nad auf einer fehr 
niedrigen Stufe der Ausbildung. 
Nauru. 

Eine befondere Betrachtung verdient die nad) jeder 
Richtung Hin eigenartige Inſel Nauru. Leider war das 
legte Jahr für die wirtbichaftliche Entwidelung der Inſel 
gleich dem vorhergehenden kein günftiges. Seit 21/, Jahren 
hatte eine jo anhaltende Dürre in Nauru geherrſcht, daß 
die ſonſt jo große Ertragsfähigfeit der dortigen Palm— 
wälber in einer Weiſe beeinträchtigt ift, wie e8 feit Jahren 
nicht der U gemwejen*war. Glüdlicherweife find aber 
bie Niederſchläge in den legten Monaten genügend gewejen, 
um ben Palmen Kraft zur Blüthe zu geben und gegen 
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Ende dieſes Jahres ſchon wieder eine Heine Kopraernte 
erwarten zu laffen. Bon Amtswegen ift vorläufig durch 
die Häuptlinge eine allgemeine Schonung der Kokosnuß— 
palmen angeorbnet worden. Dieſe Mafregel war zum 
Schup der zufünftigen Kopraernte nothwendig, da bie Ein- 
geborenen bereit anfingen, mit ben ganz jungen Kokos— 
nüffen in verſchwenderiſcher Weife umzugehen. 

Das Verhalten der Eingeborenen auf Nauru während 
des legten Jahres ließ nichts zu wünſchen übrig. Alle 
amtlichen Anordnungen find auf das Gtrengfte befolgt 
worden. Die Eingeborenen leben ſich immer mehr in die 
geregelten Verhältnitfe ein und wenden fi mit allen ihren 
Anliegen und Wünfhen an die Verwaltung, um dort ihr 
Recht zu ſuchen und ihre Streitigfeiten zu erledigen. Dieſe 
drehen ſich hauptjählih um Landbeſitz. 

Ein jehr erfreuliches Ergebniß bot die am 4. Des 
zember 1894 in Nauru abgehaltene Bollszählung. Sie 
ergab an: 


Männern . 442 
rauen 608 
Knaben . 185 
Mädden . 196 


im Ganzen 1431 
eingeborene Einwohner — es kommen dazu nod 7 Euro» 
päer und 1 Manila-Mann — gegen 1377 der Volks— 
jählung am 18. Dezember 1893. 


Ein= und Auswanderung. 

Ein= oder Auswanderung in das S gr hat in 
dem Berichtsjahre ebenjowenig wie in ben früheren ftatt- 
gefunden. Nur einmal hat der Häuptling Nelu mit großer 
Gefolgihaft auf feinem Schooner „Nameril” das Schutz— 
gebiet verlafjen, um feine Freunde in ben Gilbert-Infeln 


za befuchen. 
Hauptnieberlafjungen. 

An dem Hauptwohnplaße des Shupgebietes, auf ber 
Infel Jabwor, im Atoll von Jaluit, find bemerfenswerthe 
Veränderungen nicht vorgefommen. Die geringe bebaubare 
Fäche der Inſel, die an mandyen Stellen faum 30 Meter 
beträgt, macht ſchon jeßt eine gewiſſe Bauordnung und 
Bauaufficht nothwendig. Die Häufer der jogenannten 
ameritanifchen Station auf der Inſel Kerifen find wegen 
ihrer entfernten und bei ben fortwährenden Regengüflen 
nur ſchwer erreihbaren Lage bisher unbenußt geblieben. 
Es befindet ſich jegt dort die Kopraniederlage der Jaluit— 
Gejelichaft, und für dieſen Zweck eignet fih aud die 
Station vortrefflich. Auf Jaluit felbft herrſcht ein ein- 
töniges Leben. Dazu fommt der völlige Mangel an Sing: 
vögeln und Thieren, ſodaß nur das Brauſen des Meeres, 
das Raufchen der mit großer Gewalt niederfaufenden Platz⸗ 
regen und das Donnern der Brandung gegen die Korallens 
riffe Die todtenähnliche Ruhe unterbridt. Iſt dann ber 
Himmel, wie e8 in ben Monaten Februar und März faft 
ununterbrochen ber Fall war, mit tiefhängenden Regen: 
wolken bebedt, jo bedarf es einiger Selbjrüberwinbung, 
um der hypochondriſchen Stimmung, die Jeden unwillkürlich 
beichleicht, Herr zu werden. Für foldhe trübe Seiten ent= 
Ihädigt dann freilich ein Harer Tag, auch wenn er 28° 
Reaumur im Schatten zeigt, mit einem herrlihen Sonnen— 
untergang und einer Fetnenflaren Naht. Tür Spazier- 
gänger bietet daS wenige Land feinen Raum, und ber 
Mangel an guten Wegen, bie bei bem Fehlen bes Humus 
und Graswüchſes und bei bem jcharfen rohen Gejtein 
doppelt nothwendig find, läßt jelbft das Wenige mas vor- 
banden iſt, nicht ausnußen. 

I. Klima. 

Bemerkenswerthe klimatiſche Unterfhiede, namentlich 

in Bezug auf Stärke der Niederfchläge, treten zwiſchen den 
Ultenftüde zu den Verhandlungen bes Reichstages 1896/96. 


nördlichen und füblichen Infeln hervor. Jaluit und Majuru 
elten als die regen= und gemitterreichften Bläße der ganzen 
ruppe. Das entlegene Nauru weift wieder ein völlig 
anderes Klima auf. Dabei muß es auffallen, dab die 
Schweſterinſel Nauru's unter derfelben Breite, das eng» 
liche Dcean-Fsland, nad) wie vor unter der Dürre leidet, 
während Nauru und die benadhbarten Gilbert-Inſeln in 
dem legten halben Jahre jehr reiche Niederſchläge gehabt 
haben. Berheerende Stürme, wie fie in diefem Nahre bie 
Rarolinensinjel Yap und einige Jahre früher Kufaie bes 
troffen haben, find in der Marfhallgruppe nicht zu vers 
zeichnen gewejen. In den nördlichen Breiten der Marſhall— 
gruppe jind zu öfteren Malen mächtige Wafferhofen bes 
merkt worben, Ein bemerfenswerther Unterfchied im Klima 
tropiſchen Feſtlandes und der Marihall- Infeln ift ber 
Mangel einer größeren Abkühlung während der Nacht. 
Für den Europäer hat — mwenigftend für bie erſte Zeit 
feines Aufenthalts — diefer Uebelftand Schlaflofigkeit zur 
Folge, doch gewöhnt man fi allmählih daran. 
II. Gefundheitöverhältniffe. 

Für ein tropijches Land kann das Klima, wenn bie 
Niederihläge nicht, wie ed im Berichtsjahre der Fall ges 
weſen ift, zu groß find, nur als ein gutes bezeichnet werben. 
Der junge gejunde und kräftige Europäer kann bei vers 
ftändiger Lebensweiſe eine längere Reihe von Jahren — 
namentlich wenn er fi ab und zu buch einen Aufenthalt 
in gemäßigter Zone erfriſcht — ohne große Schädigung 
feiner Gejundheit im Schußgebiete aushalten. Die befannten 
Nachtheile des tropifchen Klimas heben bie großen Vortheile 
der völlig ftaub- und bacillenfreien Luft auf. Die einzige 
anftedende Krankheit ift Tuberkuloſe; aber auch fie fordert 
längft nicht jo zahlreihe Opfer wie in Europa. Eine forte 
dauernde ernftliche Gefahr für die Bevölkerung liegt nur in 
der Verbreitung der Syphilis. 


IV. Urproduftion, 

Die Urprobuftion beſchränkt fih im Schußgebiete auf 
ben Ertrag von nur wenigen Nähr: und Nußpflanzen, 
wie verfchiedene Arten von Kokosnukpflanzen, Bandamus 
(Bob), Brotfrüdte, Taro, Arrowroot, Bananen, einige 
Kürbisforten und bdergleihen mehr. Auch der Melonen- 
baum mit feiner erfriichenden und taninreihen Frucht ges 
beiht jehr gut und wird heute mehr geachtet, als es früher 
der Fall war. Erfreulicher Weife bemühen ſich nad dem 
Beilpiele der Weißen aud die Eingeborenen im letzten 
Jahre eifriger um die Kultur der Bananen, diefer für bie 
Tropen jo außerordentlich werthvollen Frucht. Es läßt ſich 
dabei nicht überjehen, daß die Eingeborenen die Kokosnuß, 
ihr einziges nennenswerthes Bodenerzeugniß für ben Ber: 
fauf mit jedem Jahre mehr dem Genuffe entziehen und an 
ihrer Stelle importirte Genußmittel, wie Reis und Kon— 
fernen, ankaufen. Das legte regenreihe und fruchtbare 
Jahr war für die Kopragewinnung ein ſehr günitiges; 
aud; haben bie eingeborenen Grundbeſitzer, wie es durch 
die Verordnung vom 22. September 1894 vorgejchrieben, 
überall für Neupflanzungen von Kolosnußbäumen gejorgt. 
Die mwohlthätigen Folgen diefer Verordnung werden ich 
freilich erſt nad etwa 10 Jahren in überzeugender Weije 
zeigen. 

Plantagen. 

Bon den drei großen Kolosnußbaumpflanzungen bes 
Schupgebietes verdient Lifieb mit einem Kopraertrage von 
210 000 Pfund in diefem Jahre ganz bejonderer Erwägung. 
Die Lagune ift im ausſchließlichen Beſitze des Deulſchen 
Eapelle, des Amerilaners Ingolls und des Portugiefen 
de Brum. In den legten Jahren find wieder 25 Heltar 
Neukulturen in Likieb geichaffen worden. j 

Mit diefer Plantage ijt eine Heine Schiffsbauanftalt 
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verbunden, die nicht allein das Schuggebiet mit großen, 
ſehr guten Seegelbooten verforgt, fonbern ihre Babreug 
auch bis nad ben benadhbarten Karolinen= und Gilbert» 
Inſeln verkauft. Ja es find in Lifieb bereits 4 größere 
Schooner, „Ebon“ (50 Zons), im Beige des Kapitäns 
Gameron in den Gilbert-Inſeln, „Jaluit“ (20 Tons) dem 
Häuptling Kabua, „Lauraf” (20 Tons) dem Häuptling 
Loiala und „Maggie” dem Händler Gorbon in Ma= 
loelab gehörig, in dem letzten Jahren erbaut und haben 
ihre Seetüchtigkeit Hinlänglih erwiefen. Der Schooner 
„Ebon“ ift noch unter Anleitung eines weißen Baumeifters 
erbaut worden, die drei anderen jelbftjtändig von ben 
Söhnen (Halbeingeborenen) de Brum’s und Gapelle's. 
Das Bauholz muß freilich eingeführt werden, da es im Schuß- 
gebiete an rg = lz — das ſchwere Eilen- und Kokosnuß— 
holz bricht wie Glas — mangelt, indefien forgt die Haupt 
agentur der Jaluit-Geſellſchaft dafür in genügender Weife. 
Auch die Plantagen der Jaluit-Gejellihaft auf Pro: 
vidence unb auf bem Eleineren, hin und wieder Stürmen 
ausgejegten Killi entwideln ih günftig. 


Gefammte Kopraproduktion. 

Die Gefammt-Kopraproduktion des Schußgebiets bes 
trug im Beridhtsjahre: 

4730259 engl. Pfund (2240 engl. Pfund —= 1 Tonne) 
gegen 4767169 = =» im Borjahre. 

Nur der gänzliche Ausfall der Kopraernte in Nauru 
verhindert, da das Geſammtergebniß bei der im Ganzen 
vortrefjlichen Ernte nicht weientlich günjtiger ausgefallen ift. 

Auf den einzelnen Inſeln fiellte fi) die Kopraproduftion 


wie folgt: 
1893/94 1894/95 

At 471 214 gegen 536 000 Pfund, 
SUR. 0.00 .: 23695 = 25000 
Namerit . 351309 = 312000 
Ebon ...... 812547 = 701426 
Ailinglablab und 

nördl. Ralits . 459988 = 560 707 
AJ 296539 = 596707 = 
Medjt ..... 99018 = 120000 = 
Lilieb...... 149556 = 210000 = 
Maloelab 319199 = 299000 = 
IIND... 0: 810455 = 642000 = 
Majuru...-.. 491461 = 605617 = 
Providence 61000 = 91000 = 
Naum ..... 421000 = 31509 = 

TFaferpflanzen. 


Die Bearbeitung der Faſerpflanzen 
ber Eingeborenen nur für den Hausbedarf (Matten, 
leinen u. ſ. w.); ein Export findet barin nicht ftatt. 


Gärten. 

Gärten befinden fi in Jaluit nur drei, der der Landes: 
hauptmannfhaft, der Hauptagentur der Jaluit-Geſellſchaft 
und des Kaufmanns Ingalls. Der Mangel von Humus 
in Jaluit und die großen Koften für den Ankauf von Erbe, 
wenn ein Schiff der Jaluit-Geſellſchaft zufällig einmal 


Fiſch⸗ 


Ballaſterde einführt, verhindern die Anlage nk | 


Vergrößerung der Gärten. Bon den europäiihen Garten— 
pflanzen, deren Saat der Landeshauptmann der Güte des | 
Geheimen Raths Dr. Engler in Berlin verdankt, und bie er | 
unter die dortigen Gartenbefiger vertheilt hat, find gut ges 


erfolgt von Seiten | 


| 
| 
| 


| 


diehen: Salat (ohne Köpfe), Tomaten, Gurken, Radieschen | 


und Sommerrettige, nur jpärlih Bohnen und Kohlrabi. 
Kohl bildet feine Köpfe, ebenjo gebeiht feine Rüben- und 
Reisart, noch weniger Kartoffeln und Sellerie; indeſſen 
treibt Sellerie viel Kraut, ein treffliher Erſatz für bie 
gänzlid mangelnden Suppenträuter. Bon Melonen ift nur 
die Waffermelone dankbar. Wein ift einmal zur Blüthe | 


| 


| 





gelangt und Hat auch eßbare — getragen; dagegen 
gedeiht eine kleine Citronenart ſehr gut 
Viehſtand. 

Der Viehſtand im Schußgebiete beſchränkt ſich aus— 
ſchließlich auf Schweine; für Rindvieh fehlt es an Futter— 
mitteln. Nur ab und zu werben von Ladeſchiffen der 
Saluit-Gefelichaft einige Kühe und bisweilen Hammel als 
Schlachtvieh nad Jaluit eingeführt. Sie magern aber jehr 
ſchnell ab und müſſen jehr bald gefchladhtet werben. Jagd— 
bares Wild giebt es überhaupt nicht. 


V. Sandel und Schiffahrt. 
Im Stande des Handels im Schußgebiete Hat fich 
im legten Jahre feine Aenderung vollzogen. Neben ber 
Jaluit⸗Geſellſchaft bearbeitet die Firma Henderſon & 
Macfarlane wie bisher die Inſeln Nauru, Ebon, Namorik, 
Majuru, Arno und Mille. Ihr großer Dampfer beſucht 
das Schutzgebiet zu Handelszwecken dreimal im Jahre von 


Sydney aus, 
VI. Verkehrsweſen. 

Die Zahl der im Berichtsjahr ein und ausgelaufenen 
—“ betrug: 

5 mit 71 Ginklerieungen und 8649 Tons 
gegen 21 » 59 = 9911 = 
im Borjahre. 

Deutihe Schiffe waren darunter: 

9 mit 58 URkrERngen * 342 Tons 
gegen T = 25 3384 = 
im Borjahre. 

Doch ift dabei zu bemerken, daß unter den deutſchen 
Schiffen nicht weniger denn 5 Schiffe mit 32 Einflarirungen 
den eingeborenen Häuptlingen gehören, bie im legten 
Jahre 2 neue große Schiffe „Benak“ und „Nuia” ange: 
fauft haben. 

Im Poſtverlehr ift durch die im Herbft 1894 erfolgte 
Einrihtung einer regelmäßigen direkten Schiffsverbindung 
zwijchen Zaluit und Ponape zum Anſchluß an die von bort 
über Manila und Singapore beftehenden ſpaniſchen und 
franzöfijchen Poſtdampferlinien eine weſentliche Verbeſſerung 
eingetreten. 

Für den deutſchen Handel dienten: 

13 mit 64 Einklarirungen und 6897 Tons 
gegen 16 = 49 ⸗ 7010 = 
im — 
VII. Verwaltung und Rechtspflege. 

Auch im Berichtsjahre find der Verwaltung Schwierig- 
| feiten durch die eingeborene Bevölkerung nicht erwachſen. 
Da, wo die Rechtspflege den Eingeborenen gegenüber ohne 
Aufihub gehandhabt werden konnte, wie in Zaluit ſelbſt, 
iſt die Anzahl von Beſtrafungen von Eingeborenen im 
Hinblick auf die Einwohnerzahl eine geringe geblieben. 





Dentichrift, 
betreffend 
die Verwendung des Afrifafonde. 


| (Beihülfe für Förderung ber auf Erichliefung Centralafritas 
und anderer Ländergebiete gerichteten wiſſenſchaftlichen 
Beitrebungen.) 





Mannigfah und vielfeitig, wie e8 bei der in ſtetem 
Fluß — Entwickelung unſerer jungen kolonialen 
Verhältniſſe nicht anders zu erwarten iſt, waren bie An— 
ſprüche und Forderungen, welche in dem Jahre 1895 am 
den Afrifafonds herantraten. 
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Togo. 

Was zunächſt das Togogebiet angeht, ſo machte 
die Unbekanntſchaft mit den geographiſchen und ſonſtigen 
Berhältniffen des ferneren Hinterlandes bis zum Niger 
bin es zur unbedingten Nothwendigkeit, dieſe Gebiete durch 
eine wiſſenſchaftliche Erpedition fo eingehend und genau 
wie möglich an Ort und Stelle erforichen zu laſſen. 

Als daher das aus privater Anregung und Bethei- 
ligung hervorgegangene Deutihe Togokomitee die Aus— 
jendung einer Expedition in das Togo-Hinterland beichloffen 
hatte, erhielten der durch feinen zweijährigen Aufenthalt 
im Lande mit ben Berhältniffen beſonders vertraut gewor- 
bene bamalige Leiter der Station Mifahöhe, Dr. H. Gruner, 
fowie ber in Togo befindliche Vertreter des Negierungs- 
arztes, Dr. Doering, den nöthigen Urlaub, um ſich als 
Mitglieder der Erpedition dem Komitee zur Verfügung zu 
ftellen, auch wurde bem Unternehmen aus dem Afrıtafonds 
eine Beihülfe gewährt. 

Mit großer Umficht und Thatkraft hat e8 Dr. Gruner 
verftanden, dieſe Expedition, in beren Begleitung er 
am 5. November 1894 von Mifahöhe aufbradh, über 
Kratihi, Salaga, Yendi, Sanfanne Mangu, Pama nad 
dem Gurma-Reihe und nah Say am Niger zu führen. 
As ih die Erpedition nigerabwärts bewegte, wurde fie 
eine Zeit lang im ihrem Beſtand und weiteren Erfolge 
durh den Ausbruh der Poden unter ben Trägern und 
Soldaten ernftlih bedroht. Aber auch diefe unerwarteten 
Hinderniffe wurden überwunden, und während ber britte 
Xheilnehmer an der Erpebition, von Carnap, mit ben 
Kranken und Schwachen nigerabwärts fuhr und biefe ihm 
anvertrauten ſchwarzen Mitglieder ber Expedition unter 
danfenswerther Unterftügung der Royal Niger Company 
zur Küfte zurüdbradhte, gingen Dr. Öruner und Dr. Doe— 
ring mit dem Reft der Mannichaften nad Gando, wo im 
Anfang April 1895 der Abſchluß eines Schußver: 
trages mit dem mächtigen Sultan ftattfand. Mit außer: 
ordentlicher Schnelligkeit * Dr. Gruner von da durch 
Borgu, ſowie über Sanſanne Mangu und Yendi im 
Juni 1895 nad) der Togoküſte zurüd, jo daß die Aus— 
führung biefes fühnen Zuges durch vielfach völlig un= 
befannte oder höchftens durch die Erfundungen Barth’s, 
Wolff's und Kling's in dämmerhaften Umriffen auf den 
Karten fich darftellende Gebiete des weſtlichen Sudan in mes 
niger als °/, Jahren von Statten ging. Da Dr. Gruner 
während ber ganzen Reife jorgfältige kartographiſche 
Aufnahmen durchgeführt und aud zahlreiche Breiten— 
und Längenbeitimmungen ber wichtigſten berührten 
Punkte heimgebracht hat, dürften die jegt noch fo außer: 
ordentlich Lüdenhaften Starten diefer Gebiete nach Vollendung 
ber bereits im Gang befindlichen Bearbeitung dieſer 
geographifgien Materialien auf eine völlig neue und vers 

derte Grundlage geitellt werden. 

Nachdem Lieutenant v. Doering feine topographiſchen 
Aufnahmen der weiteren Umgebung der Station Bismardburg 
u einem gemwiffen Abſchluß gebracht hatte, wie es bei jo 
hart burdichnittenem Gelände ohne Zuhülfenahme von 
koftipieligen trigonometriichen Vermeſſungen eben nur möglich 
ift, wurde Bismardburg als wiſſenſchaftliche Station auf: 
gehoben und nad) einem zwiſchen den beiden wichtigen Handels⸗ 
centren Kete und Kratihi am Volta befindlichen Platz ver: 
legt. Die Leitung biefer Station ift dem Lieutenant Graf 
Bed anvertraut, welcher für feine Aufgaben der Erforihung 
und karitographiſchen Darftellung feines Stationsgebietes 
in feiner bayrifhen Heimath eine F Amännifche Schulung ges 
nofjen Hat. Eine vorläufige Karte der Neifen Lieutenant 
v. Doering’3 im Togogebiet ift mit den zugehörigen Be— 
richten in den „Mittheilungen aus ben beutichen Schup- 
gebieten” veröffentlicht worden. 


Bon der Station Mifahöhe aus, deren Leitung ihm 
nad bem Abgang Dr. Gruner’s anvertraut war, hat der 
Botaniker E. Baumann fortgefahren, die hiefigen botanifchen 
und zoologifchen Mufeen mit außerordentlich hochgeſchätzten 
Sammlungen zu verfehen, über deren Bedeutung und großen 
Umfang das amtlihe Kolonialblatt wieberholt zu berichten 
Anlaß hatte. Leider ift es dieſem jugendlichen Forſcher 
nicht vergönnt gewefen, bie Früchte feiner raftlofen Arbeits— 
thätigfeit zu genießen; an der Schwelle der Heimath ange— 
langt, ift er an den folgen wiederholter ſchwerer Malaria- 
erkrantungen, bie er ſich hauptſächlich wohl durd feine 
unermüblichen Bemühungen im Intereffe der verſchiedenen 
Biffenszweige zugezogen hatte, plößlich erlegen. Seine und 
Dr. Gruner’ 3 gemeinſchaftlichen forgfältigen und umfaffenden 
meteorologifchen Beobadjtungen in Mifahöhe, die vielfach 
gerabezu als muftergültig bezeichnet zu werden verdienen 
und deren Bearbeitung fih Baumann vorbehalten Hatte, 
befinden fich jept in Vorbereitung zur Veröffentlichung. 

Der Umfiand, baf jowohl Dr. Gruner wie Baumann 
in Folge von Ueberbürdbung mit den praftiichen Aufgaben 
des Stationsbienftes ſowie mit willenichaftlichen Arbeiten 
aller Art nicht dazu famen, ihre zahlreichen topographijchen 
Aufnahmen im jüblihen Togogebiet in Abſchrift vollftändig 
einzujenden, führte wider alles arten zu einer aber- 
maligen Einftellung ber Arbeiten an der beabjichtigten Karte 
zunächſt bes jüdlichen Theiles des Schußgebietes. Die 
einzelnen von beiden Forſchern eingejandten Proben ihrer 
vorzüglichen Leiftungen auf topographiichem Gebiet führten 
zu ber Weberzeugung, dab ohne die Benußung bes 
ganzen ober wenigjtens des größten Theiles des von dieſen 
Seiten ftammenden Materiald die Veröffentlihung einer 
Togofarte durch den Stich eine nugloje Geldausgabe bedeuten 
mülje, denn eine joldye Karte müßte bereits bei ihrem Ericheinen 
als veraltet gelten; es ſchien zwedmäßiger, lieber bie 
Aufwendungen für die bereitS mehrmals begonnenen Rein— 
zeichnungen der Karte zu tragen, als jolde auch noch 
dur bie Stich und Drudkoften einer alsbald den Ans 
fprüchen und wirklichen Fortichritten der Forſchungen nicht 
mehr genügenden Karte zu vermehren. Die Reinzeihnungen 
fonnten wenigſtens zum Theil durch handjchriftliche Kopien 
den Bedürfnijjen der Landesverwaltung und zur Information 
für neu hinausgehende Forſcher über den jeweiligen 
Stand der Landesaufnahmen nutzbar gemacht werben. 
Nahdem nunmehr die jämmtlihen Gruner’ihen und 
Baumann’ichen Aufnahmen im Driginal vorliegen, wird die 
Herausgabe der Karte jo raſch als möglich erfolgen. Der 
neue Stationsleiter von Mifahöhe, Lieutenant im Neitenden 
FFeldjägersKorps Plehn, wird inzwiſchen verfuchen, durch 
flüchtige Triangulationen der zu dieſem Zwed bejonders 
geeigneten Bergkuppen bes Adaklu, des Agu zc. weiteres 
Material für die jpätere Verbeiferung der Karte zu bes 
ihaffen, und an ber Dftgrenze ift der ‘Führer der Schuß- 
truppe, Premierlieutenant Braunbef, damit beauftragt, 
die vielen ſelbſt noch in ummittelharer Nähe der Küſte vor: 
handenen Lüden in dem SKartenbild auszufüllen. Beide 
Herren find am Königlichen Geodätiſchen Injtitut in Potsdam 
ganz befonders für ihre Aufgabe vorgebildet worden und 
mit Inſtrumenten in ausgiebiger Weiſe verjehen. 

Die Einrichtung meteorologiiher Beobachtungen felbit 
einfachfter Urt an einem oder dem anderen Küſtenpunkt iſt 
auch in diefem Fahr aus Mangel an geeigneten Perſön— 
lichkeiten, welche Zeit und Neigung Hätten, fi einer ſolchen 
Aufgabe zu unterziehen, unterblieben. 

Anmerun. 

Im Schußgebiete Kamerun ift die Yaunde-Station, 
die bis im Sommer dieſes Jahres unter der Yeituny bes 
um die Erforfhung der Flora und Fauna des ſüdlichen 
Kamerungebietes jehr verdienten G. Zenker jtand, aud) 
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in biefem Jahre aus den Mitteln des Afrifafonds unters 
halten worden. Ueber die wiſſenſchaftliche Bedeutung feiner 
Sammlungen hat das Kolonialblatt auch in diefer Berichts- 
periode wiederholt günftige Urtheile der Mufeenverwaltungen 
zu veröffentlichen Gelegenheit gehabt. 

In Lolodorf, einer auf dem Weg nad HYaunde, 
5 Tagereifen von der Küfte entfernten, auf Gouvernements- 
foften errichteten Nebenftation zur Erleichterung des Ber: 
fehrs nach Yaünde, hat der Gärtner D. Nette über ein 
Jahr Hinduch demnächſt zur Veröffentlichung gelangende 
meteorologische Aufzeichnungen mit Hülfe von Inftrumenten 
vorgenommen, bie ihm von ber Yaünde-Station über- 
laſſen waren. 

In Victoria haben die botanischen und meteorologi- 
chen Arbeiten von Dr. Preuß durch eine Urlaubsreife, 
die derjelbe nad) Europa antrat, eine vorübergehende Unter- 
brechung erfahren. 

Die Bemühungen des derzeitigen Negierungsarztes 
Dr. 4. Plehn, nit nur durch die Fortführung ber 
meteorologischen Aufzeichnungen am Gouvernementsgebäude 
meitere Materialien für eine Kenntniß der klimatiſchen Ber: 
hältniffe Kameruns herbeizufhaffen, fondern aud durch 
Gründung eines Spitems von Regenmehftationen Licht in 
die Kenntniß der anjcheinend recht verichiedenen Negen- 
vertheilung im Kamerun-Meftuar zu erlangen, find nicht 
von vollem Erfolge begleitet geweſen, da es leider nicht 
gelungen iſt, von den meiften freiwilligen Beobachtern auch 
nur ein Jahr hindurch regelmäßige Beobachtungen zu er: 
langen. Dagegen hat die fatholiihe Miſſionsſtation 
Engelberg (Bonyonyo) in jehr dankenswerther Weife die 
feit Dezember 1894 begonnenen Beobachtungen fortgeführt. 

Die Stineraraufnahmen Dr. Zintgraff’s mährend 
feiner Reifen im nördlichen Theile des Schußgebietes bis 
zum Benu& waren bisher noch nicht veröffentlidt. Um 
diejelben nutzbar zu machen, wurde dem Neilenden ein Bus 
ſchuß zur Bearbeitung und Publifation derfelben aus den 
Mitteln des Afritafonds bewilligt, und ift mit Hülfe des— 
felben für das in diefem Jahre erſchienene Wert bes 
Neifenden eine Karte hergejtellt worben. 

Bon dem Grundjag ausgehend, daß bie Ergebniffe 
fofifpieliger Erpeditionen auch eingehend bearbeitet und 
allgemein zugänglid; gemacht werden müſſen, wurde, nad): 
dem es ſich ergeben Hatte, daß die wiſſenſchaftlichen For— 
fchungsrefultate der Uechtritz'ſchen Kamerun-Hinter— 
landerpedition nad vielen Richtungen ſehr erhebliche 
waren, aus den Mitteln des Afrifafonds ein mwejentlicher 
Zuſchuß zu den Beröffentlihungstoften bewilligt. Mit Hülfe 
diefer Mittel war es nicht allein möglid), die überaus jorg- 
fältigen topographifchen Aufnahmen des Reifenden zu einer 
ausführlihen zweiblättrigen Karte von Adamaua zu ge— 
ftalten, fondern auch in dem mit vortrefflihen Abbildungen 
reich ausgejtatteten Reiſewerl „Adamaua“ ein Buch zu ver« 
öffentlichen, welches für lange Zeiten in Bezug auf bie 
Kenntmiß der Geographie, Geologie, Begetation und der ans 
thropologiſchen und * Berhältniffe der Benuẽ⸗ 
länder von Bedeutung jein dürfte. 


Oftafrika. 

Aus dem Schupgebiete von Deutſch-Oſtafrika find 
die wiljenjchaftlihen Zagebüher und Materialien des 
ehemaligen Leiters der Kilimandjarojtation Dr. Lent mit 
erheblidyer Veripätung erjt im Laufe diejes Sommers 
bier eingetroffen. Die fehr forgfältig geführten meteoro= 
logiſchen Journale, welche die Zeit von Juni 1893 bis 
Dezember 1894 umfaffen, befinden fi in Bearbeitung, bei 
der allerdings das unerwartete Hinſcheiden dieſes verdienfts 
vollen Forſchers fi) doppelt fühlbar macht. Nur Dr. Lent 
jelbit wäre in ber Lage gemwejen, aus den mit regftem 
Urbeitseifer täglich niebergejchriebenen Witterungsnotizen 





ein auf eigener Anfchauung beruhenbes Iebensvolles Bild 
der klimaliſchen Berbältmite zu entwerfen, während mun 
faum mehr als die rein ftatiftiichen Ergebniffe zur Ver— 
öffentlichung gelangen können. 

Die von Dr. Lent geplante topographiidhe Karte bes 
Kilimandjaro, die ihm für feine geologiihen Aufnahmen 
als Unterlage dienen jollte, wird leider zunächſt wohl ein 
Torjo bleiben. Bon der auf 20 Blatt veranichlagten Karte 
find nur die Sektionen Kibofho, Rombo, Uru, Marangu, 
Djala-See und Kahe in einigermaßen fertiggeitelltem Zu— 
ftand in bem Nachlaſſe vorgefunden worden, feines dieſer 
Blätter ift aber in der Terraindarftellung beendet, fie weiſen 
fämmtlih nody mehr oder weniger große Lüden auf. Das 
nad Angabe von Dr. Volkens ebenfalls fertig gejtellt 
gemwejene Blatt Kifinifa hat im Nachlaß wicht Pan AR rien 
werden können, möglicher Weiſe ift e8 bei dem Ueberfall 
auf Dr. Lent mit ihm zu Grunde gegangen. Ob es mög- 
lic fein wird, aus den jehr umfangreichen Rohmaterialien, 
aus den Bergen von SBahlen und trigonometrijchen 
Rundſichten nachträglich ein Kartenbild zu gejtalten, muß 
ber Zukunft vorbehalten bleiben. 

Sedenfall® wird der Verſuch gemacht werben, dieſes 
überreihe Material für das betreffende Blatt der im Wert 
befindlihen Karte von Deutſch-Oſtafrika im Mafftab 
1: 300 000 zu verwerthen, von der in der laufenden Be— 
richtsperiode 8 Blätter fertig geftellt find und zwar bie 
Settionen B. IIl., B. IV., C. Il, C. IV., A. I. (gegen ben 
urfprünglihen Plan weſtwärts auf das Doppelte vergrößert, 
um den ganzen Kivuſee aufnehmen zu können) A. Il, B. I. 
und B. II. Es ijt damit das gefammte vorliegende Mate- 
rial für den ganzen Nordweiten des Schußgebietes aufs 
gearbeitet worden, jo daß nunmehr die Küjtengebicte in 
Angriff genommen werben fonnten, wo befonders für die 
Blätter D. V., D. VL, E.V. und E. VI. überaus zahlreiche 
Noutenaufnahmen vorliegen. Bon diefen find im Laufe 
bes Jahres 1895 folgende in dem ungefähren Maßſtab 
1:75000 konſtruirt, d. 5. aus der Notizbudy- in Karten- 
form gebracht worden: 

1. Dr. Stublmann, Ufaramoreife 1894 (7 Blatt); 
2. Dr. Stuhlmann, Ufamireije 1894 (10 Blatt); 3. Graf 
v. Götzen's Reiſe von Bangani bis zum Kongo (46 Blatt); 
4. Kompagnieführer Kanten, Routen im Nordweiten 
der Ulangaftation 1894 (4 Blatt); 5. Lieutenant Schlo— 
bad, Routen in Ukami und in Ufaramo, September bis 
Dezember 1894 (9 Blatt); 6. Lieutenant Böhmer, Märjche 
in ber weiteren Umgebung von Mpwapwa 1894 (9 Blatt) 
und Route Mamboya-Mtoni am Rufu 1895 (4 Blatt); 
7. Dr. Lieder, Reife vom Nyajjafee nad; Mifumbi an 
ber Küſte durch den Süden von Deutſchoſtafrika 1894 
(19 Blatt); 8. Lieutenant Maaß und Kompagnieführer 
Fromm, Die Wahehe-Erpedition von 1894, vom Ulanga= 
thal nah Kwirenga und zurüd nad SKilofia (8 Blatt); 
9. Kompagnieführer Fromm, Marſch Kilwa-Saktamagangas 
Kilorofa 1894 (17 Blatt); 10. v. Saint Paul, Route 
von Kwa Fungo nad) den Panganifällen (1 Blatt). Vers: 
öffentlidyt wurden, abgejehen von ben erwähnten Blättern 
der Karte von Deutſch-Oſtafrika: 

1. Deutſch-Kondeland in 1: 150 000 Hauptjädhlidy nad 
ben Aufnahmen von Ramjay. 2. Reiſeweg des Graf 
v. Bögen, von Pangani zum Kongo 1893/94 in 
1:1250 000 in deſſen Reiſewerk. 

Fertig gezeichnet, aber noch nicht publiziert find Die 
Siufluann tie Aufnahmen der deuiſſch-portugieſiſchen 
Grenze am unteren Ruvuma in 1: 100 000. 

Außerdem ift im Fahre 1895 folgendes noch der Bes 
arbeitung harrende Material eingelaufen: 

1. Dr. Stuhlmann, drei Meine Routen in ber 
Umgebung von Darse8:Saläm; 2. Dr. Stuhlmann, 
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Ulugurureife, Ollober bis Dezember 1894; 3. Lieute- 
nant Engelhardt, Route Kwirenga im Waheheland— 
Uffele, Dezember 1894 bis Januar 1895; 4. Lieutenant 
Glauning, Routenaufnahmen in der Umgebung von Kilwa 
Kivindje, 1895; 5. Lieutenant Storch, zwei Routen in N. 
und ©. von ber Station Mafinde Ujambara, fyebruar bis 
April 1895; 6. Lieutenant Richter, Aufzeichnungen, bes 
treffend den Mari Kondutſhi Mamboya— Mpwapwa— 
Tabora — Nyangefi— Buloba — Kagera; 7. Dr. Widen— 
mann, Material vom Welten des Kilimandjaro; 8. Kom— 
pagnieführer Fromm, Nouten von Kilwa nad) Norden 
über die Matumbiberge bis in die Nähe des Rufiyi, Juli 
1895; 9. Lieutenant Böhmer, Ujeguhaerpedition Pangani— 
Ngera— Bagamoyo, Juni bis Juli 1895. 

Diefe reiche Lifte zeigt, in welch' erfreulicher Weile 
unter den Offizieren und Beamten des Schußgebietes das 
Verſtändniß für die Wichtigkeit der Beihaffung von Unter: 
lagen für eine Berbefferung der Karten Dftafritas Pla 
gegriffen Hat. 

Kompagnieführer Ramjay und Herrmann Haben 
einen Urlaub in der Heimath dazu benußt, fi) noch weiter 
in den Methoden der Aufnahmen auszubilden. Ebenfo ift 
der Bergaſſeſſor Bornhard behufs Erlernung der topo— 
graphiſchen Arbeitsweife mit Anmweifung verfehen worden. 

Dr. 75. Plehn, früher Regierungsarzt in Kamerun, 
hat jeine dort begonnenen Unterſuchungen über die Urſachen 
der Malaria in Oftafrifa fortzufegen gewünſcht; er hat jich 
mit einer wejentlihen Beihülfe aus dem Afritafonds vor 
Kurzem nad Tanga begeben, um diefe Spezialunterfuchungen, 
in denen er ſchon jehr Erhebliches geleiftet hat, dort in 
einem bejonderen Laboratorium wieder aufzunehuten. 
Während feines Heimathsurlaubes hat er das von ihm 
in Ramerun gejammelte Material bearbeitet und mehrere 
für die Kenniniß und Behandlung namentli der perni— 
ciöjen Malaria wichtige Auffäge veröffentlicht. 

Bei der Bedeutung der meteorologischen Beobachtungen 
für praftiiche Kolonijationsunternehmungen waren jeitens 
des Königl. Gouvernements mit Unterftügung der Seewarte 
in Hamburg, welche die nöthigen Inftrumente hergeliehen 
hatte, bereits jeit mehreren Jahren eine Reihe meteorolo« 
giiher Stationen eingerichtet worden, an denen die Beob- 
achtungen meiſt durch die Militärärzte und Lazarethgehülfen 
der Siationen beſorgt wurden. Der Umſtand jedoch, daß 
die Beobachter ſehr häufig in Folge dienſilicher Verſetzungen 
wechſelten, beſonders aber die Thatſache, daß es bisher 
unmöglich war, bie Beobachter vor ihrer Ausreiſe nad 
Ditafrifa über die Art und Weile ber Anftellung von 
braudbaren Beobachtungen durh einen Fachmann ges 
nügend zu belehren, veranlaßte, daß die bis jegt vorliegen- 
den Beobadıtungsreihen vielfach nicht vollwerthig find, jo 
daß aus 5* zuverläſſige Schlüſſe und Mittelmerthe über 
die Himatifchen Berhältnife häufig nicht abzuleiten waren. 
Ditafrita ijt daher auch das einzige deutſche Schußgebiet, 
über deſſen Klima trog der Mafjenhaftigleit bes einge 
gangenen Materials zuverläffige Daten nur in jehr ges 
ringem Umfang bis jet haben veröffentlicht werben können. 
Um diejem Uebeljtand durdjgreifend, ſoweit es die verfüg- 
baren Mittel geftatten, abzuhelfen, hat fih Dr. Maurer, 
Alfiftent an der Seewarte, kürzlich nad Oſtafrika ein- 
geſchifft. Mit Hülfe der von der Seewarte bereitwilligjt 
geliehenen Inftrumente wird er zunächſt in Darses-Salam 
eine meteorologiihe Station I. Ordnung mit regiftrirenden 
Apparaten einrichten, nebenbei die in der Nähe der Küjte 
gelegenen bereits beftehenden meteorologiihen Stationen in 
Bezug auf richtige Aufftellung der Inftrumente und injtruf- 
tionsgemäße Ausführung der Beobachtungen überwachen und 
ichlieglich belehrend auf diejenigen ins Innere gehenden 
Beamten und Offiziere einwirken, welche daſelbſt —* 


ſolche Beobachtungen auzuſtellen wünſchen. Auch iſt zu hoffen, 
daß es gelingen wird, die Miſſionen für dieſe Forſchungen 
im Intereſſe der Lanbeskultur durch perſönliche Anregung 
zu gewinnen. Dr. Maurer wird die bei dem Gouverne- 
ment eingehenden meteorologiichen Tabellen auf die Richtig- 
keit der Art und Weiſe der bachtungen in erjter Inſtanz 
zu prüfen haben und wird jo weit ** und gründlicher 
etwaige ſich zeigende Berjehen und Jrrthümer abzuftellen 
in ber Lage jein, als wie dies von hier aus durch lang— 
wierigen Schriftwechſel möglich ift, während deſſen bieje 
Fehler im beiten Fall 2 bis 3 Monate hindurch unbe— 
anftanbet fortgejeßt werben. 


Marfhallinfeln. 

Der neue Regierungsarzt ber Marfhallinieln, 
Dr. Schwabe, jeßt die früher begonnenen meteorologijchen 
Aufzeichnungen unverändert fort. Ueber das bisher ein- 
gelaufene Material find in ber letzten Berichtsperiode 
mehrere wiſſenſchaftlich werthvolle Arbeiten in ben „Mit 
theilungen“ veröffentlicht worden, die u. 9. auf inter 
nationalen Meteorologenkongrefien bereits vor Jahrzehnten 
ausgeſprochene Wünſche in Bezug auf bie Südſee zur Er- 
füllung gebracht haben. 

Neu-Guinen. 

Was das Schußgebiet der Neuguinea-ffompagnie 
betrifft, fo ift von Kaifer Wilhelmsland außer den 
Küften und dem Laufe des Kaiſerin Auguſtafluſſes, 
ſowie einiger Flußläufe im Dften bisher noch wenig bes 
fannt, nad dem Belannten jedoch wahrſcheinlich, daß eine 
nähere Erforihung des Inneren jowohl werthuolle Ent 
bedungen für die Natur: und Völkerkunde bringen, als 
über die Nutzbarmachung bes Bodens praktiſch verwerth— 
bare Auffchlüffe geben kann. Auf Anregung bes Herrn 
Ernſt Tappenbed, der früher in Neuguinea thätig war, 
haben ſich daher die Neuguinea-Kompagnie, die Deutſche 
Kolonialgefelihaft und die Gejellihaft für Erdkunde er: 
boten, eine Expedition in das Innere von Kailer Wilhelms» 
land durch Aufbringung der erforderlichen Mittel zu ers 
möglihen. Auch das Auswärtige Amt hat fich bereit erflärt, 
einen Betrag von 10000 „A. hierfür bereit zu ftellen. Die 
Erpebition, an ber fih außer Herm Tappenbed nod der 
ebenfalls bereits früher als Forſcher in Neuguinea thätig 
gewejene Dr. Lauterbach, jowie vorausfichtlidh ein Arzt bes 
theiligen werden, wird, von Stephansort an ber Ajtrolabebai 
aus vordringend, die Lage bes Bismardgebirges aufklären 
und einen ber höchiten Gipfel zu erjteigen an. um jodann 
den Rüdweg in öftliher Richtung auf Finſchhafen zu nehmen. 


Sprachforfhung. 

Die Erforfhung der Schußgebiete in ſprachlicher 
Beziehung iſt durch bie mit 1000 M fubventionirte, 
mit Beginn bes Jahres 1895 ins Leben getreiene 
„Zeitſchrift für afrikaniſche und ozeanifhe Spraden“ 1) 
erheblich gefördert worden. Die Zeitjchrift wird von dem 
Sekretär der deutſchen Kolonialgefellichaft, Herrn 4. Seibel 

eleitet, dem als Mitarbeiter die erjten Kenner ber afri— 
aniſchen und ozeaniſchen Sprachen zur Seite ftehen, unter 
ihnen Miffionar H. Brincker-Stellenboſch, Miffionar Heli 
batelainsNews Vorl, Miffionar J. ©. Ehriftaller- 
Schombdorf, Dr. R. N. Euft-London, Profeffor Dr. ®. 
Grube-Berlin, Miffionar Kraemer-Tanga, G. A. Kraufe- 
Berlin, Baftor E. Meinhof-Zizow, Mifjionsfuperintendent 
MerenstysBerlin, Profeflor Dr. Fr. Müller-Wien, Pro- 
feffor Dr. Praetorius-Halle, R. Prietze-Berlin, Pro— 
feffor Dr. L. Reiniſch-Wien, Profeſſor Dr. R. Roſt-London, 
Profeſſor Dr. G. Schweinfurth-Berlin, Profeſſor Dr. 
R. von Sowa-Brünn, Miſſionar I. Tor rend-Quelimane— 
Bade (Deutſch⸗Oſtafrika). 


1) Berlin, Dietrich Reimer, jährlich 4 Hefte & 6 Bogen. 12 Mar. 
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Ton dem im vorjährigen Bericht erwähnten Iinguiftifchen 
Material hat bereits ein großer Theil nügliche Verwerthung 
gefunden. 9. ©. Ghritaller hat nah 2. Eonrabts 
Materialien eine Grammatik der Abelifpradhe ausgearbeitet. 
Das dazu gehörige Wörterbud) ift vor der Veröffentlichung 
zur Korrektur und Bervollitändigung an Stephan Amaſon 
in Bismardburg und an einen ſprachkundigen Miſſions— 
zögling Clerk, überjandt worden. Die von Zenker in 
Yaünde gefammelten Wörterverzeihniffe find vorläufig in 
einem Aufſatze bes Paftors D. Meinhof „über die Spradj- 
verhältnifje in Kamerun“ verarbeitet worden. Wohlrabs 
Sammlungen über bie Ujambara-Spradie haben bem 
Herausgeber A. Seibel Stoff für eine eingehende Unter- 
juhung dieſer Sprache geliefert. Seine Unterſuchungs— 
ergebnifle hat er darauf in einer unabhängigen, für praftiiche 
Amwede berechneten Publikation: Handbuch der Schambala- 
Sprade in Deutſch-Oſtafrika (Dresden U. Köhler 1895) 
niedergelegt. Die Erforſchung biefer Sprache ift mit Rüd- 
fiht auf die Kulturarbeiten im norböftligen Deutſch-Oſt- 
afrila bejonders wichtig. 

Bon dem aus den Sübfeelolonien ftammenden Material 
dat Herr Profeffor B. Grube einen Inland» Dialekt im Kaiſer 

ilhelmsland bearbeitet. Zum erften Mal ift e8 bier gelungen, 
bem grammatifchen Gefüge dieſer Sprache auf die Spur zu 
fommen, was bisher vergebens verſucht worden war. 

Aber auch fonft Hat die Zeitjchrift viele wichtige Bei— 
träge veröffentlicht. 3. G. Chriftaller Hat eine Ueberſicht 
über die Spradenverhältnifie des Togogebiets gegeben. 
Bon oftafrifanifhen Spraden find noch bearbeitet das 
Suaheli mit Bezug auf feine arabiſchen Beitandtheile, um 
eine gleihmäßige DOrihographie herbeizuführen, und bas 
Ki-Chagga am Kilimandjaro, beide von A. Seibel. 
Dr.€E.Zintgraff hat zum erften Male Mittheilungen über die 
wichtige Sprache der Bali in Kamerun gemadıt, S. H. Ray 
Terte in einigen Spraden bes Bismarck-Archipels ver: 
öffentlicht. 

Von weiteren afrikaniſchen Sprachen außerhalb unferer 
Schußgebiete haben Berüdfihtigung gefunden: das Ki— 
Tikun, das Ki-Pokomo in Dftafrifa (nach den hinterlaffenen 
Materialien von F. Würb, bearbeitet von U. Seidel), das 
Ki-Mbundu (von H. Ehatelain) und das Fada (von 
G. A. Kraufe) in Bortugiefiich » Weitafrifa, der Lamu— 
Dialekt des Suaheli (von U. Seidel nah Würtz's Samm— 
lungen), das Temne in Weftafrifa (von G. A. Kraufe). 

Bon hohem Werth für die afrifanishe Sprachwiſſen— 
haft im Allgemeinen ift ferner eine von C. Meinhof 
veröffentlichte Arbeit über ein vergleichendes Wörterbud) 
der Bantufpraden. 

Endlich hat die Zeitſchrift eine Neihe von Beiträgen 
zur Volkskunde der afrilaniſchen Völkerſchaften gebradıt, 
darunter Sprühmörter der Nyaſſa-Leute (von N. Seidel), 
Sprühmörter der Tſchwi-Neger (von J. G. Ehriftaller), 
Thierfabeln der Wa-Bonbdei (von U. Seidel), Erzählungen 
aus Duelimane (von J. Torrend), Lieder der Pokomo 
(von F. Würp). 

Für die Fortſetzung liegt überaus reiches Material 
vor, was nicht verwundern fann, wenn man erwägt, daß 
beifpielsweife allein in Deutſch⸗Oſtafrika über 100 Spraden 
gejprochen werben. 

Un neuem Material haben bem Herausgeber feitens 
der Kolonial-Abtheilung übermwiejen werden können Samms 
lungen aus dem Maffai von P. Flid und aus der Da: 
gombafpradhe von von Garnap-Quernheimb. 

Um über viele ge gänzlich unbekannte oder wenig 
befannte Sprachen unjerer Kolonien einen vorläufigen 
Auffchluß zu erhalten und zu ihrer Erforſchung anzuregen, 

at U. Seibel ein kürzeres Schema zur Aufnahme von 
antufpradjen ausgearbeitet, bas von der Regierung und 


Privaten hauptfählih in Dftafrita verbreitet worden ift. 
Auch hierdurch ift bereits jehr vieles Material beichafft 
worden. Die Regierung des Kongoftaates hat ſich ver— 
anlaft gefehen, das Schema ins Franzöſiſche zu überſetzen 
und in ihren Gebieten zu verbreiten. 


Botanische Ceutralſtelle. 

Die Thätigleit ber botanischen Gentralftelle für bie 
Kolonten geitaltete fich folgendermaßen: 

Der Beftand ber in bem Vermehrungshaufe vor— 
handenen Pflanzen ift vornehmlih durch Antäufe von 
Samen und lebenden Pflanzen vergrößert worden, bie ber 
Hauptfache nad) von den Firmen Haage & Schmidt in 
Erfurt, Thomas Ehrifty & Eo. in London, William 
Brothers in Heneratgoda auf Geylon beſchafft wurben. 

Außerdem erhielt der botanifche Garten tropiſche Nutz⸗ 
pflanzen in Samen oder lebenden Pflanzen von Pere 
Duß auf Guadeloupe, ſowie von ben botanischen Gärten 
zu Saigon und Calcutta. 

An Sendungen von Samen europäifcher Gemüfe ſowie 
von tropifhen Nußpflangen in Samen oder lebenben 
Pflanzen find abgegangen: 

an das Kaiſerliche Gouvernement in Darsed:Saläm 
am 5. September 1895 ein Ward'ſcher Kaſten mit 53 Arten 
tropifcher Nutz⸗ und Zierpflanzen in 67 laren; 

für die neugegründete landwirthſchaftliche und willen 
Ihaftlihe Station bei Korogmwe in Ditafrifa am 5. Sep 
tember 1895 brei Ward'ſche Käften mit tropiichen Nutz- 
pflanzen, und zwar folgende Arten: 

Agave rigida var. Sisalanaa Amomum Melegneta, 

Maranta arundinasea, Piper nigrum, Boehmeria 

nivea, Chlorophora tinetoria, Anona Cherimolia, 

Anona muricata, Anona squamosa, Michelia Cham- 

pasa, Persea gratissima, Quillaja Saponaria, Hal- 

matoxylon campechianum, Hymenaea Conurbaril, 

Parkia biglandulosa, Pterocarpus santalinus, Tolui- 

fera balsamum, Averrhoa Carambola, Erythroxylon 

Coca, Amyris balsamifera, Cedrela odorata, Aleurites 

triloba, Croton Tiglium, Hevea brasiliensis, Spondias 

duleis, Spondias Mombin, Paullinia sorbilis, Schlei- 
chera trijuga, Thea chinensis, Garcinia Xanthochy- 
mus, Bixa Orellana, Passiflora edulis, Jambosa vul- 
garis, Terminalia Belerica, T. Catappa, Achras 

Sapota, Chrysophyllam Cainito, Illipe latifolia, 

Mimusops Balata, M. Elengi, Landolphia Horida, 

L. Watsoni, Strophanthus Ledienii, S. scandeus, 

Crescentia Cujete, Jacaranda ovalifolia, Tecoma 

grandis, Cinchona Calisaya, Cinchona robusta, 

Psychotria emetica, Uragoga Ipecuanha, 

im Ganzen 165 Eremplare. Die Sendung wurde ebenjo 
wie bie unter a genannte von dem Gärtner Wagner bei 
feiner Ausreife nad Korogwe übergeführt. 

An das Kaiferlihe Bouvernement zu Kamerun: 
am 15. Juli 1895 eine Kollektion Gemüfejamen, ſowie 
Samen von 7 verſchiedenen FFuttergräfern, zufammen 10 kg. 

An die Neu:Guinea-Kompagnie: am 2. November 
1895 eine Kollektion Gemüfefamen (5 kg). 

Mit der Kultur der im Vermehrungshaufe vorhande— 
nen Pflanzen war, wie im Borjahre, ein früher in Kamerun 
thätiger Gärtner betraut; unter feiner Aufficht wurden zwei 
Gartengehülfen für den Dienft in den Kolonien vorbereitet, 
von denen einer nad) Kamerun, ber andere nad) der Station 
Korogmwe ging. 

Die Thätigkeit der Beamten des botanifhen Gartens 
und Mufeums ift wiederum, mie in den vorhergehenden 
Jahren, Hauptiählih auf die Bearbeitung bes aus ben 
Kolonien eingegangenen Materiald an getrodneten Pflanzen 
unb pflanzlichen Objelten gerichtet gemweien. Unter dert 
zahlreichen, im Laufe des verfloffenen Jahres dem bota= 
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niſchen Mufeum ge Sammlungen feien ganz be- 
fonder8 hervorgehoben die fehr umfangreichen Kollektionen 
ger und Staubt von ben Stationen Yaünde und 

olodorf, ferner die des Dr. Paſſarge aus dem nörblichen 
Hinterlande von Kamerun, des verftorbenen Baumann 
von der Station Mifahöhe in Togoland, des Dr. Stuhl: 
mann aus verjchiedenen Gegenden bes oftafrifanifchen 
Küftengebietes und des Grafen Gögen vom Kirunga-Vulkan. 

Die in den genannten Sammlungen ſich vorfindenben 
neuen Arten werden, wie bisher, inEngler’8 botanischen Jahr⸗ 
büchern, und zwar in Band XXI und XXI, veröffentlicht. 

Es wurden folgende familien bearbeitet: Fungi von 
P. — Labiatae von Dr. Gürte, Acanthaceae 
von Dr. 2indau, Meliaceae von Dr. Harms, Bacillariaceae 
von D. Müller in Berlin, Lythraceae von Prof. Dr. 
Köhne in Berlin, Orchidacese von Prof. Dr. Kränzlin 
in Berlin, Palmae von Prof. Dr. Drude in Dresden, 
Juncaceae von Prof. Dr. Budhenau in Bremen, Amaran- 
taceae von Prof. Dr. Schinz in gürig und Cucurbitacese 
von Prof. Dr. Eogniaur in Bervierd. An derjelben 
Stelle erjchienen auch botaniſche Notizen, welche Dr. Stuhl: 
mann über feine Reife nah Uluguru zufammengeftellt 

atte. Die Bearbeitungen der Sammlungen ber Herren 
r. Paſſarge und rat Bögen find in den jetzt im Drud 
befindlichen Reiſewerken der genannten Herren publizirt. 

Als bejonders wichtig unter den Veröffentlihungen 
bes botanischen Mufeums ift hervorzuheben der jeßt fertig 
unter dem Titel „Die Pflanzenwelt Oſtafrikas“ vorliegende 
fünfte Band bes großen Sammelwertes über Deutſch-Oſtafrika. 
Derjelbe enthält eine von dem Direktor verfaßte Darftellung 
ber Pflangenverbreitung in Deutih-Dftafrifa und den Nach— 
bargebieten, welche als erfte zufammenfafjende Studie über 
die pflanzengeographiichen Verhältniffe eines größeren Ges 
bietes® des tropiſ Afrika die Grundlage für meitere 
Forſchungen bilden wird. ferner enthält das Werk eine 
eingehende Schilderung der Nuppflanzen Dftafritas. Diefer 
Theil, von ben Beamten bes botanischen Mufeums fowie einigen 
anderen Botanitern verfaßt, ift befonders dem Verftändniß des 
weiteren Publikums angepaßt und dürfte für Pflanzer, Reifende, 
Kolonialbeamte von großer praftifcher Bedeutung fein. Den 
dritten Theil des Wertes bildet ein Verzeichniß ber bis jet 
aus Ditafrifa betannt gewordenen Pflanzen mit Beichreibungen 
zahlreicher neuer Arten, an ben ſich eine Reihe von Tafeln, 
welche wichtigere Pflanzen barftellen, anſchließt. 

Außerdem giebt die Direktion des botanischen Gartens 
und Mujeums neuerdings ein Notizblatt heraus, in welchem 
auch mehrfach Mittheilungen über Produfte aus den Ko— 
lonien gegeben werden, welche weitere Kreiſe interejfiren. 

Die Sammelthätigfeit war wiederum eine fehr rege. 

BWiffenfhaftlie Sammlungen. 

Seit dem 1. April 1894 hat die zoologifhe Sammlung 

des Mufeums für Naturtunde 27 Sendungen aus ben 





A. 1594/95. 
a) Befland vom Jahre 1893/94 . . 


b) Etatsfumme, Kapitel 2 Titel 2 ber einmaligen Ausgaben. 


Davon find verwendet: 
I. Kamerungebiet. 


a) Reftausgaben für die Expedition zur Erforfhung des frlußgebiets des Mbam 


b) Botanische Forſchungen des Dr. Preuß 


Ueberficht über die Verwendung des Afrifafonds. 


Deulſchen Schußgebieten erhalten, und zwar 7 aus Ditafrifa 
und 20 aus Kamerun und dem Togogebiet. 

Durch diefe Sendungen, welche zahlreihe Säugethiere, 
Vögel, Reptilien, Fiſche, Mollusten und insbejonbere auch 
viele Inſekten enthielten, ift die zoologifhe Sammlung bes 
beutenb bereichert worden. 

Das Vorkommen vieler Säugethiere und Vögel wurbe 
durch diefe Sammlungen für die betreffenden Gebiete zum 
erſten Male nachgewieſen. 

Verſchiedene biologiſche Präparate lieferten werthvolle 
Beiträge zur Kenniniß der Lebensweiſe der eingeſandten 
Thiere. Faſt alle Thierklaſſen wurden durch neue, vorher 
noch nicht beſchriebene Arten bereichert. So ſandte yes 
von der Naündejtation ein junges Eremplar der jeltenen 
Inſektivorengattung Potamogale, eine neue NRaubvogel- 
fpezies (Aceipiter erh. und ein gut Zonfervirtes Blatt, 
auf welchem ein Baumfrojch der Gattung Rappia feine Eier 
befeftigt hatte. Bon Stuhlmann erhielt das Mufeum 
aus Ditafrita das Bielfarben-Eihhorn Sciuras mutabilis, 
das jeltene Mofchusböddhen Nesotragus und eine reid)- 
gaice: Sammlung von Fiihen aus dem Pangani. 

. Baumann fchidte aus dem Togolande das nod nie 
erbeutete Ei des großen Turafo (Corythaeola eristata) und 
bie neue DVogelart Eremomela baumanni. 

Auch eihnographiihe Sammlungsgegenftände find 
in größerer Anzahl eingegangen. Es find hier folgende 
Sendungen zu erwähnen: aus Kamerun von dem Regie— 
rungsarzt Dr. Plehn und von ©. —J— aus 
Togo von E. Baumann und H. Kloſe-Miſahöhe; aus 
Oſſafrika vom Major v. Wißmann, Profeſſor Dr, Volkens, 
Dr. Stuhlmann, den Lieutenants Böhmer, Glauning 
und Stengler, Dr. Neuhaus, Baumeijter Klingholz, 
Oberarzt Dr. Schweſinger, Bolldiretor Hohmann und 
Bezirtsamtmann v. Node; aus dem Gebiet der Marihall- 
infeln vom Landeshauptmann Dr, Irmer und Stabsarzt 
Dr. Steinbad). 

Institut eolonial. 

Zu bemerken iſt endlid, daß dem Institut Colonial 
International in Brüffel ein Beitrag von 2000 AM gewährt 
worden ift, Das Inftitut trägt einen rein wiſſenſchaftlichen 
Charakter. Es bezwedt die Erleichterung vergleichender 
Studien auf dem Gebiete der folonialen Geſetzgebung ber 
in Betracht kommenden Staaten und bie förderung ber 
Kenntniß der verſchiedenen Kolonien. Es Hat fi zu 
dieſem Zweck namentlich auch die Aufgabe geftellt, über die 
wichtigften Zweige ber Eolonialen Verwaltung in fort 
laufender Folge Veröffentlihungen erjcheinen zu laſſen, 
welche die Regelung der Verwaltung in den verjchiedenen 
Kolonien zur Darftellung bringen, eine Zeitichrift heraus: 
zugeben und eine Bibliothek u begründen. Die Bes 
——— des Beitrages iſt auf Antrag mehrerer Mitglieder 
des Kolonialrathes, welche dem Inſtitut angehören, erfolgt. 














Ip 


Ausgabe Behand 


— — 


Soll 
Ausgabe 


| 


110 134/78 
200 000 — 
310 134 78 





















Summe 


Seile . t5 55493 


944 Altenſtück Nr. 88. (Denlſchrift über die Entwidelung der Deutſchen Schutzgebiete i. Jahre 1894/95.) 

















Soll 
Ausgabe 





Beſtand 


Al »#. 4 


Uebertrag 
e) Station Yaunde . . 
d) Regierungsarzt für wiffenf&haftliche Foiſchungen einſchließlich der durch Ent- 
jendung eines Bertreters für den beurlaubten Regierungsarzt entftandenen Koften 
e) Für Unterhaltung des mitroffopifhen Laboratoriums . 
f) Zufhuß zu den Koften der Herftellung eines Werkes über die Ergebniffe der 
pedition von Uechtritz und Paſſarge im Betrage von 7000 M., wovon 
De Verausgabung gelangt find . 
g) Beitrag zu ben Koften einer geologifchen Bueien dienenden” Erpebition . : 
h) Für Beiehaffung bezw. Reparatur wiſſenſchaftlicher Injtrumente zc. 
Summe I. Kamerun 
II. Togogebiet. 
a) Station Bismardburg - - . 2» 2 2... 
b) =  Mijahöhe 
c) s SKeteftratihi . i r 
d) Regierungsarzt für wiffenfchaftliche Forſchungen 
e) Zuſchuß zu den Koſten der Expedition des Dr. Gruner in das Hinterland von Togo 
f) Eonitige Ausgaben im Intereſſe diefer Erpebition . ; / 
Summe IL. Togo 
II. &üdweftafrifanifches Schutzgebiet. 
Für Beihaffung bezw. Reparatur wiſſenſchaftlicher Inftrumente zc. 
IV. SOftafritanifches Schußgebiet. 
a) Neftzufhuß zu den Koften der Herftellun 190) einer — von Deutſch⸗ 
Dftahrifa (fiehe Ueberficht für — I ? 
b) Für die willenfchaftlide Station am Pi Ndjaro, abzüglich des von "der 
Deutihen Kolonialgeiellichaft geleifteten Beitrages von 6 000 M. . 
2 Für Beihaffung bezw. Reparatur wiſſenſchaftlicher Inſtrumente ꝛc. 
ür Herftellung einer Ueberjichtsfarte der auf ber — — des 
ouverneurs gemachten Routenaufnahmen . . i 


EHER 


III 





Summe iv. Dftafrita 
V. Allgemeine Andgaben, 
a) Jãhrlicher Zuſchuß an die botaniſche Eentralftelle . 
Ki Subvention einer botanifhen Publikation . — 
an einen entomologiſchen Verein 
= behufs Fortführung der Zeitſchrift für afritaniſche Sprachen 
= an die Deutſche Seewarte für Beröffentlihung — — 
Beobachtungen aus den deutſchen Schutzgebieten 
f) Redaktion und Herſtellung der „Mitteilungen“ nebſt Karten 
g) An einen Arzt für Unterſuchung von Erpeditionsperjonal . 
h) Beitrag für die wiſſenſchaftliche Vorbereitung —— für den Forſchungs⸗ 
dienſt in Ausſicht genommenen Perjonen . . 
i) Beitrag zu den Koften eines Denkmals für den Afrilaforſcher Hauptmann Kling 
k) Für 20 Eremplare des Dr. Reinhardt'ſchen Lehrbuches der arabijchen 
Sprade von Zanzibar und Dftafrita . 





l) Sfür dem „Institut colonial international“ in Brüffel und der „Botanifen 
Iftelle“ bier = Verfügung geftellte Kolonialblätter A 
m) Für Unterhaltung des Inftrumentenbejtandes ; 





Summe v 
Gefammtfumme für 1894/95 . 


Die Höhe des Beſtandes Hat darin ihren Grund, daß verſchiedene bem Etatsjahre 1894/95 angehörende s 
—— —— zu im Gtatsjahre 1895/96 zur Terrehnung —— Er die Ueberſicht für 1895] /96). 








B. 1895/96. 
(Soweit die Ausgaben bis jeßt zu überjehen find; im Uebrigen Anſchlag.) 
I Samerungebiet. 
a) Botanische Forſchungen bes Dr. Preuß (einſchl. der Reſtausgaben aus 1894/95) 
b) Station Yaunde (einſchl. der Rejtausgaben aus 1894/95) . 
c) Regierungsarzt für wiſſenſchaftliche Forſchungen einſchließlich der dur den Bediel in 
der Perſon des Regierungsarztes entftandenen Koften . . 
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nr 


Uebertrag . . . | 45000 - 

d) Für Unterhaltung bes mikroffopifchen Laboratorium . . 1 0001— 
e) Reftzufchuß zu den "often ber Herftellung eines Werkes über die Ergebniffe der Grpe- | 
dition von Uechtritz und Paſſarge — fiehe die Ueberſicht für 1894/95 unter Lf.— . . 3163 


f) Für Beihaffung bezw. Reparatur wiſſenſchaftlicher Inftrumente . . . —— 1000 — 

g) = Herftellung einer Karte der Dr. Zintgraff'ſchen Expedition j Da 

Summe N — 50 76397 

I. Togogebiet. 

a) Station Miſahöhe (einſchl. der Reſtausgaben aus 1894/95) . 

b) «=  Ketesfratihi und Bismardburg (einfchl. der Reftausgaben aus 1894/95) 

ce) Koften einer Stationsanlage im weiteren Hinterlande des Schußgebietes . 

d) Regierungsarzt für wiſſenſchaftliche Forſchungen (einschl. der Rejtausgaben aus 1894/95) 

e) Für Beihaffung wiſſenſchaftlicher Anftrumente ꝛc. . 

f) Weiterer Zuſchuß an Die —— ee et des Dr. Gruner in "Höhe der 
durch Privatbeiträge nicht gebedten Koften (fiehe die Ueberficht für 1894/95 unter 2 

Summe II 


Für Beihaffung bezw. Reparatur —— * — 


IV. Oſtafrika. 
a) gar — — Station am Kilima⸗Njaro — der — aus 


b) wa, für wifienschaftliche Forſchungen 

e) Für Einrichtung und Unterhaltung einer meteorologiichen Station in Dar-es-Salim 
d) Für — — Zwecke 

e) Für Beſchaffung bezw. Reparatur wiffenfchaftlicher Inftrumente j 


Jaluit (Marfhallinfeln) Summe w 

u n). 

— ie —— dorſchungen — — m * | aus 
1894/95) 


v1. Ren-Öuinea, 
Zuſchuß zu ben Kojten einer gegen zur Erforihung des Hinterlandes von Neu-Buinea 


Allgemeine Ausgaben. 
a) Jaͤhrlicher Zuſchuß an bie : botanide Eentralftelle . : 
b) Subvention einer botanischen Publifation 
c) ⸗ an einen entomologiſchen Berein . 
d) Subvention behufs Fortführung der Zeitſchrift für afritanifche Spraden 
e) Subvention an das „Institut colonial international“ in Brüffel . . 
f) Redaktion umd Herftellun der „Mittheilungen” nebft Karten . 
g) An einen Arzt für Unterfuhung von Erpeditionsperjonal . 
h) An die Deutſche Seewarte in Hamburg für — der meteorologifchen Be 
obadhtungen aus den deutſchen Schußgebieten . 
i) An Brofeffor Dr. Reichenow Zufhuß zu ben Koften der abbidung der in in Afrita neu 
entdedten Vogelarten ’ : 
k) Beitrag an das Komitee für gahmung des afrikaniſchen Elephanten . P 
I) Beitrag für die wiſſenſchaftliche Vorbereitung — * den  Sorfungsbienf in 
Ausfiht genommenen Perfonen . Fr 
m) Für Unterhaltung des Anftrumentenbeftandes 


4 841167 





Summe vu 
VII. Iu — — Ausgaben. 
gu Berfügung ftehen 
Der Reit aus —* — — 1894/95 mit . 
Der Etatsfonds für 1895/96 mit ARD 
Inhaltsverzeichniß. Galie 

1. Jahresbericht über die Entwidelung des Schußgebietes Topp . . . . . 855 bis 865. 
2. Jahresbericht über die Entwidelung des Schußgebietes Kamernn . . . . 865 bis 876. 
3. Jahresbericht über die Entwidelung von Dentih-Ofdfrifa . . . . . . 876 bis 9184. 
4. Sahresberidht über die Entwidelung von Dentfjd.Südweftafrifa . . . . . 919 bis 936. 
5. Denfichrift, betreffend das Schußgebiet der Marfhal-Infcn. . . . . . 935 bis 938. 
6. Denkichrift, betreffend die Verwendung des Afritafonds . . . 2 2... 988 bis 945. 


Altenftüde au den Verhandlungen bes Neichstages 1895/96. 119 
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Nr. 89, 
Mündlicher Bericht 


ber 
Kommiſſion für den Reichshaushalls · Elat 
über 


die derjelben überwiefenen Theile des Reichs— 
haushalts-Gtats für das Etatsjahr 1896/97 
und zwar: 
A. des Etats der Reichs⸗Poſt-⸗ und Telegraphen- 
verwaltung — Anlage XVI —, 


B. des Etats der Reichsdruckerei — 
lage XVII —. 


Ans 


Berichterftatter: Abgeordneter Dr. Bürkllin. 
Anträge der Kommilfion: 


Der Reichstag wolle beſchließen: 


A, Reichs-Poſt- und Telegraphenverwaltung 
— Anlage XVI —. 


1. Einnahme. 

Kapitel 3 Titel 1 mit der in Anſatz gebrachten Summe 
und unter der gebrauchten Bezeichnung unverändert 
zu genehmigen. 

2. Fortdauernde Ausgaben. 
Kapitel 3 Titel 1 bis 27 mit den in Anſatz gebrachten 


Summen und unter den gebrauchten Bezeichnungen 
unverändert zu bemwilligen. 


Einmalige Ausgaben des ordentlichen Etats 
Kapitel 4 Titel 1 bis 40 mit ben in Anſatz gebrachten 


Summen unb unter ben gebraudten Bezeichnungen 
unverändert zu bemilligen. 


folgende Refolution anzunehmen: 


Kapitel 3 Titel 1. Gentralverwaltung. 

Der Neihstag wolle den Beſchluß wieder: 
holen, den Reichskanzler zu erfuden, ver- 
anlafjen zu wollen: 
baf die Annahme und Beftellung gewöhn— 
liher Badete von der Reichspoſt an 
Sonn» und Feiertagen, mit Ausnahme 
ber Weihnachtszeit vom 18, bis 30. Des 
zember, auf Eilfendungen beihränft 
werbe, 
die Betition des Magiftrats der Stadt Gerresheim 
um Ermäßigung der Fernſprechgebühren — 
1. Nr. 16 — ben verbünbdeten Regierungen zur 
Berüdfihtigung zu überweijen. 


B. KNeichsdruckerei — Anlage XVII —. 


Einmalige Ausgaben des ordentlidien Etats, 
Kapitel 4a Titel 1 mit der in Anfag gebrachten Summe 


und unter der gebrauchten Bezeichnung unverändert 
zu bemwilligen. 


Berlin, den 17. Sanuar 1896. 


Die Kommiffion für den Neichshaushalts-Ctat. 


v. Kardorff, Dr. Bürklin, 
Borfigender. Berichteritatter. 





Nr. 9. 


Berlin, den 15. Januar 1896. 
Ew. Hohwohlgeboren beehre ich mich Hierbei eine 
Bufammenftellung 
ausländiiher Geſetze, betreffend bie be» 
dingte Berurtheilung, und amtliher Mit- 
theilungen über die Anwendung biefer 
Geſetze 
mit dem Erſuchen zu überſenden, dieſelbe gefälligſt zur 
Kenntniß des Reichstags bringen zu wollen. 


Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 
Nieberbing. 


An 
den Präfidenten des Reichstags, 
Herrn Freiherrn von Buol-Berenberg. 


Hochwohlgeboren. 
Nr. 87.1 


I. Belgien. 


1. Loi du 31 Mai 1888, 6tablissant la lib6ration con- 
ditionnelle et les condamnations conditionnelles dans 
le systöme p6nal.*) 


De Ba Ba ee BE Be Be ee ee ee SE Er ee Er ee ee Er Er — —— 


Art. 9. Les cours et tribunaux, en condamnant 
à une ou plusieurs peines, peuvent, lorsque l’emprisonne- 
ment & subir, soit comme peine prineipale ou sub- 
sidiaire, soit par suite du cumul de peines principales 
et de peines subsidiaires, ne döpasse pas six mois et 
que le condamnd n'a encouru aucune condamnation 
antörieure pour crime ou d&lit, ordonner par decision 
motiv6e qu’il sera sursis A l’ex&cution du jugement ou 
de l’arröt, pendant un délai dont ils fixent la duröe, 
à compter de la date du jugement ou de l’arröt, mais 
qui ne peut excöder cinq années. 

La condamnation sera consider6ee comme non 
avenue si, pendant ce dölai, le condamné n’encourt 
pas de condamnation nouvelle pour erime ou d6lit. 

Dans le cas contraire, les peines pour lesquelles 
les sursis a &t& accord6 et celles qui font l'objet de la 
condamnation nouvelle sont cumulöes. 


2. Loi du 27 juin 1895, portant interprötation de 

Varticle 9 de la loi du 31 mai 1888, stablissant la 

lib6ration conditionnelle et les condamnations con- 
ditionnelles dans le systöme p6nal.**) 

Art. 1*- Les termes „condamnation . pour 
erime ou d6lit“ figurant dans les paragraphes 1 et 2 
de l’article 9 de la loi du 31 mai 1888 sont interprötös 
dans le sens de „condamnation .... A une peine 
criminelle ou correetionnelle“. 


3. Girfularerlaf des Juſtizminiſters an die Gemeralftaats- 
anwälte bei dem Appellhöfen vom 18. November 1891. 

La L£gislature, en instituant la condamnation con- 
ditionnelle, a dü compter, de la part des magistrats, de 
Vordre judieiaire, sur un redoublement d’attention et de 
eirconspection, dans l’exereice de la juridietion r&- 
pressive. Sans doute, nul magistrat, digne de ce nom, 
n'infligera jamais A un délinquant primaire l’emprisonne- 
ment et la tare du Casier judiciaire, sans 6prouver, si 
courte que soit la duré 3 de la peine, l’&motion d’un 
acte dont les cons&quences seront terribles pour le con- 


Beroffentlicht im Monitenr Belge vom 3. Juni 1988 (Rr. 155). 
**) Beröffentlicht im Moniteur Belge vom 80. Juni 1895 (Rr. 181). 
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damne et les siens. Röclamer de ce cöt6, plus d’attention 
et de circonspection serait faire injure à nos corps 
judiciaires, mais la lögislature a &larg6 leurs pouvoirs 
et leur a imposö de nouveaux devoirs en instituant la 
condamnation conditionnelle. Les magistrats appellös 
à exercer la juridiction röpressive sont tenus, dösormais, 
par les obligations de leur charge, à examiner, pour 
une nombreuse catögorie de d&linquants, outre la question 
de culpabilit#, une question plus dölicate encore et 
plus difficile à rösoudre sagement. 

Ils doivent, dans l’accomplissement de la mission 
nouvelle qui leur est confi&e, se pr&6oceuper d'un double 
&cueil & öviter. User mal à propos de la facults de 
ne condamner que conditionnellement, c'est affaiblir 
l’efficacitö de la röpression penale en inspirant à de 
futurs recidivistes, comme un encouragement au mal, 
la confiance dans l’impunitö& du premier delit. D’autre 
part, quand le juge refuse la faveur de la condamnation 
eonditionnelle & un delinquant primaire qui m£ritait 
de l’obtenir, la prison devient, pour ce condamne et 
pour les siens, un agent de d&moralisation qui contribue 
au developpement de la criminalit6. La lögislature 
s’en remet à la prudence et au discernement de la 
magistrature; elle ne pouvait lui donner un plus 6ela- 
tant tömoignage de sa confiance, 


Les ignements que la statistique fournit sur 
les r&sultats de l'importante innovation que la loi du 
31 Mai 1888 a réalisée sont trös-satisfaisants, C'est 
pourquoi je crois devoir insister auprös de Messieurs les 
Magistrats des Parquets pour qu’ils s’attachent, avec 
un soin particulier, à mettre, autant qu’il döpend d’eux, 
les Cours et tribunaux à möme de donner à l’appli- 
cation de la loi sur la condamnation conditionnelle 
toute l’extension qu'elle comporte. Vous n’hesiterez 
pas, Monsieur le Procureur Général, j'en suis persuad6, 
A vous joindre à moi. 

Tous ceux dont l'opinion fait autorité, en ces ma- 
tiöres, recommandent d’eviter l’emprisonnement et de 
s’en tenir & l’admonition, lorsque l'infraction n'a pas 
troubl& profond&ment l'ordre social et qu’elle est la 
premiere faute d’un delinquant dont les dispositions mo- 
rales sont suffisamment rassurantes. 

L’admonition, c'est la r&primande appuy6e d'une 
menace. Le juge qui condamne conditionnellement, 
inflige un avertissement auquel la loi attache une 
sanction; mais la salutaire influence qu’on peut 
attendre de l’admonition pratiquee avec le discerne- 
ment ne&cessaire, döpend essentiellement de la facon 
dont les condamnations conditionnelles sont prononc6es, 
à l'audience. 

L’appareil imposant dont la loi veut que la justice 
röpressive s’entoure, est, plus que jamais, nöcessaire, 
dans un temps oü les eflets afflictifs des moyens de 
r&pression ne consistent plus, pour le plus grand 
nombre des infractions que dans des impressions morales. 
L’admonition emprunte à ces formes solennelles la 
force de persuasion et d’intimidation qui peut sauver 
de la chute döfinitive le delinquant primaire & qui 
l’emprisonnement est &pargne. Le juge trahit done 
les intentions de la loi, lorsque, en pronongant une 
condamnation conditionnelle, il nöglige d’adresser au 
delinquant, dans la solennit£ de l’audience, les paroles 
de remontrance que l'admonition suppose, 

Le devoir des Magistrats des Parquets est de ne 
jamais requörir, pour une premiödre infraction, la peine 
de l’emprisonnement ou une peine p@cuniaire pouvant 
se rösoudre en emprisonnement subsidiaire, sans avoir 
examind, avec une consciencieuse attention, si, dans 





l’espce, il n'y a pas lieu de ne condamner que con- 
ditionnellement. Les röquisitions qu'ils formuleront 
dans ce sens leur fourniront l’occasion de faire entendre 
à l’inculps, au nom du Ministöre public, avec la mod6- 
ration de langage que la situation d’un prévenu 
commande, des conseils qui contribueront aux bons 
effets de l’admonition. . 

Vous approuverez, je n’en doute pas, Monsieur le 
Procureur gônéral, les considerations que j’ai ’honneur 
de vous soumettre par la prösente et vous aurez à 
coeur de veiller à ce que les instructions que vous 
adresserez, en consöquence, à Messieurs les Magistrats 
des Parquets soient fidälement suivies. 


4. Amtliche Mitt en Über die Anwendung des Gejeges 
* * 31. Mai 1888. 

Nah Artikel 10 des Geſetzes vom 31. Mai 1888 
ift vom Zuftigminifter jährlich den Kammern über die Aus- 
führung des Geſetzes Bericht zu erftatten. Solde Berichte 
liegen vor über die Zeit vom 1. Juni 1888 bis Ende 1893 
(Rapports du 17 mai 1890 — Chambre des Repr@sentants 
No. 196 —, du 7 juillet 1891 — Ch. d. R. No. 205 —, 
du 14 mai 1892 — Ch. d. R. No. 196 —, du 18 aodt 
1893 — Ch. d. R. No. 291 —, du 27 novembre 1894 — 
Ch. d. R. No. 20 —). Außerdem ift das zur Beit ber Ab- 
faffung dieſer Zufammenftellung noch nicht zur Veröffent- 
lihung gelangte ftatiftiihe Material für das Jahr 1894 
feitens ber Königlich Belgiſchen Regierung zur Verfügung 
geitellt werben. 


a) Rapport du 17 Mai 18%. 

Aux termes de l’article 10 de la loi du 31 mai 
1888, il doit ötre fait rapport annuellement aux Chambres 
sur l’exscution de ladite loi. 

Le premier rapport comprend la p6riode qui s’&tend 
de juin 1888 à la fin de 1889; il résume donc les 
rösultats des dix-neuf premiers mois d’application de 
la loi. 

On congoit qu’au début de la p6riode d’öpreuve 
il y ait eu de hösitations. 

La condamnation conditionnelle n’est pas seulement 
un mode d’adoucissement de la peine dans les cas oü 
la eulpabilit6 ne parait pas en rapport avec la peine 
&dict6e, mais elle doit ätre encore et sortout une mesure 
pröventive contre la röeidive; c'est pourquoi, et certains 
tribunaux ne l'ont pas assez compris, les délais impos6s 
devraient ötre d'une durde suffisante. La loi permet 
aux juges de porter & eing ans le délai d’‘preuve 
à l’expiration duquel la condamnation est consider6e 
comme non-avenue, lorsqu'il n’y a pas eu de rechute. 
Les tribunaux n’ont pas assez fröquemment usé de cette 
facultö, et les delais qu'ils imposent devraient ütre 
plus longs. 

Les deux tableaux ci-dessous contiennent la sta- 
tistique des condamnations conditionnelles prononc6es 
par les tribunaux correetionnels et de simple police, 
depuis la mise en vigueur de la loi jusqu’au 31 de- 
cembre 1889. 

Le premier indique: 

1° Le nombre total des condamnations prononc6es. 
Pour se faire une idée exacte de la manière dont la 
loi a &t& appliqu6e, il est n@cessaire de connaitre combien 
il y a de condamnations à des peines döpassant 6 mois. 
Ce renseignement a &t6 demand‘ aux parquets et sera 
ultörieurement communiquö aux Chambres; 

20 Le nombre des condamnations prononcdes con- 
ditionnellement; 

30 Le nombre des rechutes constat6es; 
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40 Le nombre des arröts de Cour d’appel retirant Le second fait connaitre la nature des infractions 
le benöfice de la condition accord& par le premier juge | pour lesquelles les condamnations conditionnelles ont 
ou accordant ce ben@fice qui avait été refuse en premiere | été prononcdes, avec l'indication du nombre des con- 
instance. damnations pour chacune des cat&gories d’infractions. 


I. — Statistique des condamnations conditionnelles jusqu'au 31 decembre 1889. 





Tribunaux correctionnels 























Tribunaux correctionnels. Tribunaux de simple police. et de police rdunie. 
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NOMBRE DES ARRETS INFIRMATIFS 








COURS D’APPEL. 


retirant le bendfice de la accordant le benkdfice de la 
condition. condition. TOTAUX. 
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II. — Nature des infractions qui ont motive les condamnations conditionnelles avec lindication, par ressort, 


NATURE DES INFRACTIONS 
qui ont 
motivö les condamnations 
eonditionnelles. 


Crimes et delits. 


Tentative d’infanticide . 

Coups et blessures a caus6 la 'mort. 

Tentative de viol. — — 

Avortement. 

Adultöre. . u. % 

Armes prohib6es. . — Port et dsbit. 

Arrestation arbitraire ; 

Attentat à la pudeur 

Attentat aux maurs. 

Banqueroute i 

Calomnie et diffamation a 

Chemin de fer. Aceident caus& involontaire- 
ment . 

Coalition. Atteinte au ibre 'exereice "du 
travail . —— 

Comestibles. Falsification ; 

Corruption. Tentative ; 

Coups et blessures volontaires . 

involontaires 

D6noneiation calomnieuse . 

Destruction de clöture et dobjets mobiliers 

Dötention illegale . 

Domicile. Violation . 

Duel . . 

Enlövement de mineurs. : 
pizootie. Contravention aux dispositions 
sur 1’ A 

Eseroquerie et "abus de "eonfiance : 

Etat-eivil. — Defaut de döclaration 

Evasion de detenus . j 

Exposition d’enfant . 

Fausse monnaie . 

Faux divers . 

Faux noms. Port de 

Faux tömoignage. . - 

Homicide involontaire . 

Imprimös sans nom d’auteur . 

Incendie . u 

Injures par faits, ete. . . ; 

Jeux de hasard, Maison non autorisbo 

Lettres. Violation du secret . : i 

Loteries non autorisees . 

Maisons de pröt sur gage non autorisbes 

Menaces par écorit, par gestes, etc, 

Mendiecits et vagabondage . A 

Objets trouväs: detournement 

Outrage envers des t&@moins . 

Rebellion et — 

Recel . . . 

Rupture de ban . . 

Vol et dötournement . . 

Contraventions de simple police j 

Contraventions A des — pro- 
vinciaux ou communaux z 


du nombre des condamnes. 


TRIBUNAUX CORRECTIONNELS 


du resso 


de la Cour — de 


Brux elloa. Gand. 


| Be 


vum © © 


Liege. 


des trois 


ressorts. 


TRIBUNAUX DE SIMPLE POLICE 


du ressort 
de la Cour d’appel de 








des trois 
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NATURE DES INFRACTIONS 


TRIBUNAUX CORRECTIONNELS 





TRIBUNAUX DE SIMPLE POLICE 


qui ont du ressort du ressort . 
motivö les eondamnations de la Cour d’appel de de la Cour d’appel de des trois 
*4 | 
conditionnelles. Gand. | Liege. 2 Bruls, Gand. | Liege. | rossorle- 
| 
Contraventions à des lois — sur: | 

l'achat d’effets militaires . . 1 1 — 2 — 

Les accises, etc. a de ee — — 1 1 — — — 

La douane . . : _ — 5 5 — — — — 
La vörification des poids et mesures . . — — — — 3 18 4 25 
Les &tablissements dangereux, ete. . . 4 — 11 15 — — 3 3 

Les mines et extractions de toute nature 6 — 9 — — — — 
La navigation. . . . . le 22 7 2 31 8 b 5 18 
Les fordts . . a a ae ng 68 _ 164 232 70 2 54 126 
Les maraudages, Be, Sun 34 2 15 51 157 9 210 376 
La chasse . . . a ae Bar Zu Sn. 157 152 151 460 — 2 22 24 
La pôche — 58 42 63 163 _ 1 1 2 
Le chemin de fer et le roulage — 2 — 1 3 28 30 45 103 

L'art de gu@rir . —— 18 13 9 40 — — — _ 

Les sociöte8 2 2 2 2. 1 u 1 — 8 — 
Les eonstruetions. . » » 2 2202. 9 4 13 21 5 5 31 
L'ivresse. . — 52 17 15 — 32 35 49 45 129 
La mendieit6 et le vagabondage — — — 13 10 | 10 33 

Les salaires . . N — 3 2 5 — — — _ 
Les postes . _ - — 16 13 15 44 
Totaux . . . | 4099 | 2720 | 1868 | 8696 | 1875 | 1038 | 1586 | 4499 

RECAPITULATION. 





NATURE DES INFRACTIONS. 


Crimes et delits pr&vus par le Code pönal . 
Contraventions de simple police . 


— & des röglements provinclaux ei et communaux . 


_ à des lois sp&ciales 


Totaux gen6raux . 


b) Rapport du 7 juillet 1891. 

Conform&ment A l'article 10 de la loi du 1er mai 1888, 
j’ai l’honneur de communiquer aux Chambres les tableaux 
statistiques qui rendent compte, pour l’annöe 1890, de 
Vapplication de la condamnation conditionnelle. 

Les r&sultats acquis sont très satisfaisants: 

Le nombre des condamnations prononc6es condition- 
nellement est de 14309 sur un chiffre de 162891 
condamnations, et, sur ce nombre, 332 rechutes ont 
&t6 constat6es. 
de la loi, sur un total de 447070 condamnations, 
27504 condamnations prononcdes conditionnellement 
et 578 rechutes, c’est-A-dire environ 2°/, de rechutes. 

Ces chiffres sont d’autant plus favorables que l’on 
ne peut pas encore considérer la p6riode d’&preuve de 
la loi du 1er mai 1888 comme entiörement terminde. 

Les rösultats de l’ex6cution de la loi du 31 mai 1888, 
quant aux condamnations conditionnelles, sont de nature 
a dissiper les defiances et les craintes que l’intro- 
duetion du principe nouveau dans la l’gislation penale 
avait fait naitre. Pendant les 19 premiers mois, 
13195 condamnations ont été prononcdes condition- 


On compte, depuis la mise en vigueur | 












nellement et 246 rechutes ont été constatdes; pendant 
les 12 mois suivants, 14309 condamnations ont &t& 
prononctes conditionnellement et 332 rechutes ont été 
constatdes. Tandis que les tribunaux faisaient une 
plus large application de la loi, le nombre de rechutes 
est demeurö trös faible. En additionnant les chiffres des 
deux p£riodes, on constate que la proportion des rechutes 
pendant un laps de temps de 31 mois, est rest6e aux 
environs de 2%/,. 

Ce rösultat parait d’autant plus favorable que les 
tribunaux en sont encore à l’exp6rimentation de l’insti- 
tution nouvelle, et ne sont pas encore fixés sur les 
conditions normales de l’application de la loi. Les tri- 
brunaux sont encore loin d’avoir fait produire & la loi 
tout ce qu'elle peut donner. Le tableau annex& au 
prösent rapport montre que les condamnations pro- 
nonc6es conditionnellement par les tribunaux de police 
ne fournissent pas 1°/, de rechutes. Il se trouve que 
quarante-huit juges de paix, qui ont prononeé ensemble 
23,245 condamnations, n’ont jamais accord& à un in- 
culp6 le benefice de la condition. Ce sont, dans le 
ressort de la cour de Bruxelles, les juges de paix 
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d’Ixelles, de Molenbeek-Saint-Jean, de Saint-Josse-ten- 
Noode, d’Uccle, d’Assche, de Wolverthem, d’Aerschot, 
de Genappe, de Perwez, de Brecht, de Malines (2° can- 
ton), d’Hoogstraeten, de Boussu, de Chiövres, de Lens, 
de Beaumont, de Chätelet, de Gosselies, de Merbes, de 
Flobecq et de Frasnes. Dans le ressort de la cour 
de Gand, ceux de Nazareth, Oosterzeele, Waerschot, 
Herzeele, Ninove, Sottegem, Termonde, Beveren, Meule- 
beke, Moorsele, Mousceron, Roulers, Haringhe et Hoog- 
lede. Et dans le ressort de la cour de Liöge, ceux de 
Ferritres, Dison, Tongres, Looz, Sichen-Sussen-Borle, 
Fauvillers, Erez6e, Nassogne, Bastogne, Bouillon, Saint- 
Hubert, Ciney et Rochefort. 

Il est certain que si ces quarante-huit juges de 
paix ne s’ötaient pas abstenus d'user de la facultö de 
condamner conditionnellement et avaient appliqué la loi 
dans la möme proportion et avec le même discernement 
que leurs collögues, les conclusions & tirer des chiffres 
fournis seraient encore plus favorables. 


Le tableau annexö montre aussi avec quel succäs 
certains tribunaux correctionnels ont su appliquer la 
loi du 31 mai 1888. C'est ainsi que, pendant l’annde 
1890, les tribunaux correctionnels de Gand, Verviers, 
Audenarde et Ypres, qui ont prononc6 respectivement 
450, 185, 176 et 107 condamnations conditionnelles, 
n’ont eu aucune rechute constat6e. C’est ainsi encore 
que le tribunal de Dinant, avec 202 condamnations 
conditionnelles, a eu une seule rechute; le tribunal de 
Charleroi, avec 310 condamnations conditionnelles, 
4 rechutes; celui de Mons, avec 418 condamnations 
eonditionnelles, 6 rechutes; celui d’Anvers, avec 1128 
condamnations conditionnelles, 39 rechutes, etc. 


En resume, si l’on songe au chifire ölev6 des r&- 
eidives ordinaires qui suivent les condamnations effec- 
tives, l’exp6srience dös maintenant acquise fait bien au- 
gurer de l'influence que l’institution de la condamnation 
conditionnelle exercera sur la röpression pönale. 


A. Tribunaux correctionnels et de simple police, 
I. — Nombre de toutes les condamnations prononcees, des condamnations conditionnelles et des rechutes constatdes. 








TRIBUNAUX CORRECTIONNELS. | TRIBUNAUX DE SIMPLE POLICE 


H TRIBUAUX CORRECTIONNELS ET 
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II. — Nature des infractions qui ont motive les condamnations conditionnelles avec Tindication, par ressort, du nombre 
des condamnes. 


NATURE DES INFRACTIONS 
qui ont 
motiv6 les condamnations 
conditionnelles. 


Crimes et d6lits. 


Abus de confiance et escroquerie . 

Adultöre. . . 

Armes prohib6es. - — Port et debit . 

Attentat à la pudeur 

Attentat aux maurs 

Avortement . 

Banqueroute . . 

Calomnie et diffamation Bu 

Chemins de fer. — Accident cause involon- 
tairement 


Coalition. — Atteinte au libre exercice 
du travail EFT 
Comestibles. — - Falsification . j 
Concussion . — 
Contrefagon .. 
Corruption . 
Coups et blessures ayant 'causs la mort 
Id. volontaires . 
Id. involontaires 


Culte (Entrave au libre exercice d’un) 
Deönonciation calomnieuse . . 
Destruction de tombeaux, machines, etc. 
Id. de propriötös mobiliöres . . 
Id. de röcoltes sur pied . . . 
Id. d’arbres et de greffes . . . 
Id. d’animaux propres à l’agri- 
eulture . . 2 2 2.2. 
Id. de clötures 
Deötention illögale. . 
Divulgation möchante . 
Domicile (Violation de). 
Due . . 
Enchöres (Entraves ä la liberts des) . 
nn (Contraventions aux dispositions 
sur 1’) —J 
Etat eivil. — Defaut de dselaration . 
Exposition d’enfant . h j 
Faux en &critures 
Fausse monnaie . . 
Faux noms (Port de) 
Faux tömoignage . 
Homicide involontaire . i 
Imprimös sans nom d’auteur.. 
Incendie . . 
Inhumations (Infrations aux lois sur les) 
Injures par faits, öerits, ete.. . . 
Intöröt illögal pris ou * ar un fonc- 
tionnaire.. . 
Loteries non autorisdes Er 
Menaces par 6crit, par gestes, etc. 
Mendicit# et vagabondage . 
Objets trouvös ou saisis, — Dötournement 
Qutrage envers un — ou des 
tömoins . . . .. en. 


TRIBUNAUX DE SIMPLE POLICE 







TRIBUNAUX CORRECTIONNELS 
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a 


NATURE DES INFRACTIONS 
qui ont 


motiv& des condamnations 
conditionnelles. 


Rebellion et 
Recel . . ; 
Rupture de ban . . 
Usurpation de nom . 
Pillage . 

Vol et dötournement 


Contrarentions de simple police. 


Actes de cruaut& envers les animaux 

Bruit et tapage nocture . RER 

Debit de comestibles falsifiös . 

Degradation de clötures 5 

Dommages aux propridtös mobiliöres 5 

Embarras de la voie — 

Injures verbales . : 

Jeux de hasard : 

Passage sur le terrain d’autrui . 

Voies de fait et violences l6ögeres . 

Contraventions diverses . 

Contraventions à des röglements pro- 
vinciaux et communaux . 


Contraventions à des lois spdeiales sur: 


L’achat d'effets militaires . 

La milice z . 

Les poudres 

La douane . 

Les postes . 

La vörification "des poids et mesures . . 

Les 6tablissements — et insalubres 

Les mines . 

La navigation . 

Les foräts . . 

Les maraudages, etc. 

La chasse . . . 

La pöche 

Le chemin de fer i 

Les messageries et le roulage A 

Les constructions . 

La voirie — 

L’art de guérir 

Le colportage . . 

La mendicit# et le > vagabondage 

L’ivresse . i 

Les salaires . 

Les chaudiäres et les machines ä vapeur 

Les oiseaux insectivores . . 

La protection des enfants dans les pro- 
fessions ambulantes : 

La propriété littöraire et artistique : 


TOTAUX 


TRIBUNAUX CORREOTIONNELS 

















Aktenftüde zu den Verbandblungen des Neichstages 1895/96. 


TRIBUNAUX DE SIMPLE POLICE 

















du ressort du 
de la Cour d’appel de des de la —— de | des 
- —— rl; — — —— 
Bruxelles. Gand. | Liöge. | ressorts. |Bruxelles.| Gand. | Liege. | ressorts. 
| | | 
401) 18&| 72| 867 18 13 57 88 
130 18 | 5 153 7 1 1 9 
ee 1 2 
2 I — 1| — = — — 
= 3| — 13 = — 
999 278 273 | 1550 80 45 15 | 230 
= — 1 1 14 15 16 45 
11 17 2 30 44 80 48 172 
— — — — 7 1 2) 10 
— = _ _ 8 36 15, 59 
— = _ = ss li 28 u 
— — — — 70 u 31 117 
s — — 6 591 | 242 | 310) 1143 
_ _ _ = 15 | 26 2 43 
— — _ = 120 11 113 244 
3 16 3 22 1622| 32 47 241 
— = 2 2 1 57 59 207 
| 1 
_ | 66 66 269 | 2773| 236 798 
| 
_ — 1 1 - — —_ — 
1 1 1 3 - | — — _ 
53 — _ si | — — — 
3 — 3 6 — — — — 
— —— 1 1 12! 13 0016 41 
— er — — 20 37 5 62 
5 1 15 21 2 —- — 2 
20 — 4 3l — _ — — 
14 | — 23 29 | 9 1 8 
49 14 | 289 | 352 1065| 2% 65 | 190 
25 s— 33 1922| 71| 2599| 522 
1399| 155 1866| | — | 2i — | 2 
| | 56| m| -— | - | si 8 
8 3 3 14 83 61 64 | 208 
— — = 17 25 36 | 8 
1 — — 1 20 5 10 | 35 
12 2 3 2| — 37 | 49 
6 11 3 20 1. — — 1 
— — 1 1 14 — 5 19 
F = — — 23 8 3 34 
58 28 12 98 63 117 55| 235 
4| — 8 al — | — — 
— | 6 — 6 — — — — 
— — — _ 13 6 29 48 
ee ee RE | = 
2| — 2 4 Be = 2 
| 
3639 | 2294 | 1998 | 7982 | 2717 | 1518 | 2144 | 6377 
| | 
| 
120 
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RECAPITULATION. 
















TRIBUNAUX 
correctionnels, 


TRIBUNAUX 
de simple police. 


NATURE DES INFRACTIONS. 










Crimes et delits prövus par le Code p£nal . 
Contraventions de simple police. . 2 2: 2 2 22 20. 
Id. des röglements provinciaux et, communaux . 
Id. à des lois sp£ciales. a ta, dar. 


TOTAUX GENERAUX 





B. COURS D’APPEL. 


Nombre des arröts confirmatifs de jugements de condamnation correctionnelle et des arröts infirmatifs de jugements 
accordant ou refusant le bendfice de la condition. 









Prevenus & l’&gard desquels ont #tö rendus des arröts Totaux 
qui confirment des jugements de 
condamnation 





Arröts infirmatifs 









COURS D’APPEL. — — — BEN — 


retirant aecordant 


le le 
bänefice | bendfice 
de la | dela 


condition. | condition. 






Bruxelles 
Gand . 
Liöge . 





Le Royaume . 


R£capitulation de la mise en vigueur de la loi, 
A. COURS D’APPEL. 


Nombre d’arräts Nombre d'arrota 
retirant le bendfice accordant le benefice 
de la eondition. de la condition, 
Bruxelles . . . . 2 2020. 24 50 
GENd : 4 2.0.2 41 18 
Liöge: . .. 27402... % 17 33 
TOTAL . . . 82 101 


B. TRIBUNAUX CORRECTIONNELS DE POLICE. 
I. Tribunaux correctionnels. 


Nombre total Nombre Nombre 
des des condam- des 
eondam- nations con- rechutes 
nations, ditionnelles. constatees. 
Ressort deBruxells . . . . . . 53 182 7738 230 
Id. de Gand. . . 2 2.2. 30 209 5 023 176 
Id. de Liege. . . 22.0. 19 726 3 867 69 





ToTAL . . . 103117 16 628 475 
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II. Tribunaux de simple police, 


Ressort de Bruxelles . 
Id. deGand. . . 
Id. de Liege. . - 


Ressort de Bruxelles . 
Id. de Gand . 
Id, de Liege . 
TOTAL 











Nombre total Nombre 
des des condam- 
condam- nations con- 
nations. ditionnelles. 
195 058 4592 
58 288 2554 
90 607 3 730 
ToTaAL . . „ 343958 10 876 
III. TOTAL. 
Nombre total Nombre 
des des condam- 
condam- nations eon· 
nations. ditionnelles. 
248 240 12 330 
88 497 1577 
110 333 7597 
447 070 27 504 


e) Rapport du 14 Mai 1892. 


Conformöment à l’artiele 10 de la loi du 31 mai 1888, j'ai I’honneur 
de soumettre aux Chambres les tableaux statistiques r&sumant, pour 


l'anndee 1891, les r£sultats de l’application de la condamnation con- 


ditionnelle. 


A. Tribunaux correctionnels et de police. 
I. Nombre de toutes les condamnations prononcees, des condamnations conditionnelles et des rechutes constatdes. 











ARRONDISSE- 
MENTS. 





Bruxelles 
Louvain . 
Nivelles . 
Anvers 
Malines 
Turnbout 
Mons , . 
Cbarleroi . 
Tournai - 
Gand . . « 
Audenserde . 
Termonde 
Bruges 
Conurirai . 
Furnes 
Ypres . 
Liege . 

Huy 
Verviers . 
Toneres . 


Ressort 
de Bruxelles 


Ressort 
de Gand 


Ressort 


de Liöge 


— — — — — — — — — — — — 


Neufchäteau . 
Namur . 
Dinant ., 
Bruxelles 
Gand . . 
Liögs . 


rt 


Rosso! 
de 











TRIRUNAUX CORRECTIONNELS. 














Nombre 






















TRIBUNAUX DE POLICE. 


















= Nombra 

& » | des condamnations | & 
3 8 eonditionnelles J 
— —— — = 

» g 2 — 4 2; 

| 1 & R 

ss] 83 a1 = 

a 1 2 0 

8 Eu — 5 7 £ 3 
3 a © T * e 3 
* — — 
* u, zZ 

„u 

138 | 42547 24 992 1016 8 

266313 u Be U IE 7°") ee? 

2488 1 134 18 — 

1851 — 678  — 

1880 1 Im 1 8 

450 — 26 260 7 

7148 9 sie Bl 1 

9376 26 996 1022 3 

3094 9 418 427 11 

al — 509 6509 6 

1414 — 842 842 1 

2944 3 | 680 683 1 

44 — 4 Me 4 

4117 — a 3 8 

67 1 13 14 2 

146 — 2a 228 1 

15272 17 805) 8i2 8 

8072 1 154 185 — 

aa 4 2 826 — 

1465| — 1065 195 2 

aıs6 1ı| 8 42 10 

2271 — 2 MB 8 

154 8 188 19 2 

1888 2 40 142 1 

sa — 192 12 1 

2883 5 38 868 8 

85022) 75 | 5187 6212 54 

28123) 4 | 2602) 2606 35 

56 | 88 770 2995 8018| 85 











Nombre des condamnations 
vonditionnelles 
Ban: : Wi ua 
2a 4328 -5| 2 | 2 
32 52,4” 8 e1 5 
BER | = * 
F—— 
DE: I ; | 
soR0 559 683 888 1266 
168 1607 202 625 12 
885 716 sol 217 297 
4909 4792| 6858| 459| 1002 
1149 1082] 43| 148 186 
1608 1527] 74] 128 197 
2301 2186) 202 3161 518 
2220 2207 258 4081 666 
800 666 59 83 pi 
38384 2589 104 348 447 
711 1658 188 276 414) 
2148! 2067| 242 334 626] 
2438 2276 al 1458| 97 
3791 2889) 240 6838| 878 
816 764 46 147 198 
817 786 69 67 186 
1960 1928| 197 279 476 
577 78 5665| 208 269 
1267 1154| 68| 202) 266 
628 5 He 266 318 
178 173 66 20 846 
6 645 6 11 a3 
420  n25 11 9 102 
4230| 408] 6 72 | 8 
90 929 mal 2456| 838 
778 7168| 16| 115! 181 
21 690) 20276) 2434| 2606 
15.095| 18028] 918| 2008: 2921 
8489 1841| 2896 
45 224| 41 881! 8907 





6.450 | 10367 581 ji 916 





10 784 10838) 124 


TRIBUNAUX CORRECTIONNELS 





ET DE POLICE REUNIS, 


a 
EN 
2:3 
es | 8 
353 © 
85 | = 
25 5 
Zu — = 
— & 
8 
„eo 
48577 907 
4319 207 
as 81 
16 7860) 688 
2529 4 
sa 7 
9452 2ıl 
11696 284 
804 68 
16115 104 
8125 188 
5087) 245 
7257) 79 
7908, 240 
14 4 
2258| 69 
17 282 2 
8649 67 
5479 67 
2123) 52 
2914 67 
2878 6 
1964 14 
1758 8 
6 m 
3 161 21 
106 7121 2 509 
48218] 922 









197 100: 4009 


des condamnations 
econditionnelles 





A l'amende. 



















Nombre 


constatdes. 


Total. 
Nombre des rechutes 












1375) 2282) 141 


10 252) 
5527 
5414| 


17 1s4 21 198] 705 
| 
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II. Nature des infractions qui ont motive les condamnations conditionnelles avec Tindication, par ressort, 





NATURE DES INFRACTIONS 
qui ont 


motivö les condamnations 
eonditionnelles. 





Crimes: 
Coups et blessures ayant causd la mort 
Chemins de fer. — Obstacles à la circula- 
tion des convois (406) . . 
Attentats à la pudeur (372 et 375) 
Avortements (348 et 359) . . 
Incendie (510) . 
Destruetion de constructions 62. 
Pillage (529) ’ ; 
Faux en &critures (196) 
Vol qualifi6 (467) R 
Detournement par un depositaire public 
(240) . i 
Banqueroute frauduleuse ; 


Dölits: 
Abus de confiance et escroquerie . 
Adultöre . 
Armes prohibees. — Port et debit 
Attentat à la pudeur i 
Attentat aux mœurs 
Avortement . 
Banqueroute simple . 
Calomnie et diffamation 


Chemins de fer. — Accident cause inv 0- 
lontairement . 

Coalition. — Atteinte au libre exercice 
du travail : : 

Comestibles et boissons. — . Falsification z 

Concussion . AR: 

Corruption . . . . 

Coups et blessures volontaires : 


involontaires 
Culte (entrave au libre exereice d'un) 
Denoneiation calomnieuse 
Destruction de tombeaux, machines, etc. 
de propridtäs mobiliöres . 
de r&coltes sur pied 
— d'arhres et de greffes 
— d'animaux propres à l'agri- 
eulture . : J 
d'animaux domestiques 
de clötures . 
Ditention illögale . 
Domicile (violation de). 
Duel . . 
Effets de commerce fietifs 
Enlövement de mineurss . 
pizootie(infractions auxdispositions sur!’ ) 
Etat eivil. — Defaut de deelaration . 
Exposition d'enfants . 
Fausse monnaie (art. 167, 169 et 170) 
Faux noms (port de) . . 
Faux certificats 
Faux t&moignage 









du nombre des condamnes. 








du resso 


_ 1 
5 5 
_ 3 
36 4 
115 85 
1 2 
1 1 
146 43 
82 — 
35 11 
21 9 
75 22 
2 — 
14 6 
68| 58 
— 
0 34 
277 
1 | — 
34 
1579 | 1431 
51 17 
3 1 
7 — 
1 4 
4 2 
2 7 
3 6 
1| 1 
11 — 
1090| 76 
4 — 
8 21 
8 — 
1 — 
1 
_ 5 
16 9 
8| 4 
1| 3 
10 | 4 
7 4 
4 1 








ssort 
de la Cour d’appel de 


Irıdı 


to c 


TRIBUNAUX CORRECTIONNELS 


| des trois 









ressorts. 


— 


— 


[4] 
De] 
wma DE di Cd de m an CT 






TRIBUNAUX DE POLICE 


Bruxelles. 
| 








du ressort 


de Ja Cour d’appel de 


ZIERT 


| 


— — 


Gand. | Liégo.reeoori⸗. 








des trois 








1 2 

7 13 

3 8 
104 | 326 
5 5 

4 6 
un 
450 | 1653 
2 4 

1 7 
23 29 
3 40 

3 5 

= 1 
37| ıu 
3 7 

= 1 
2 11 
or 
5 8 
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NATURE DES INFRACTIONS 
qui ont 


motivö les condamnations 
eonditionnelles. 


Homieide involontaire . ; 

Imprimös sans nom d'auteur : 

Incendie involontaire ou par le propri6taire 

Inhumations (infractions aux lois sur les) 

Injures par faits, 6crits, etc. 

Interöt illögal pris ou regu par un fonc- 
tionnaire . . . 

Lettres (violation du seeret des) 

Loteries non autorisdes ; 

Maisons de pröt sur gage non autorisdes 

Menaces par 6crit, par gestes, etc. 

Mendieitö et vagabondage r 

Objets trouv6s ou saisis. — Dötournements 

Outrage envers un magistrat ou dest&moins 

Rebellion et outrage ———— 

Recel . 

Usurpation de fonctions 

Vol et dötournement 


Contraventions: 
Süretö et tranquillitö 
Propret& et salubritö 
Contraventions rurales . 
diverses s 
Infraetions aux röglements provinciaux i 
Infractions aux röglements communaux . 
Infractions aux lois speciales et rögle- 
ments generaux sur: 
L’achat d’effets militaires . 
La milice 
Les poudres . . ‚ 
Les contributions directes : 
La douane 
Les postes 
La presse . 
La verification des poids et mesures 
Les &tablissements — et in- 
salubres 
Les mines . 
La navigation . 
Les foräts . . . 
Les delits ruraux . 
La chasse a 
La pöche . . ee ha ar a 
Le chemin de fer . : i 
Les messageries et le roulage- 
Les constructions . 5 
La vorie . . . 
L'art de gu6rir 
Le colportage 
La mendieits et le vagabondage 
L'ivresse . . 
Le payement, des salaires . 
Les oiseaux insectivores . 
La protection des enfants dans les 
professions ambulantes . . 
La propriété littöraire et artistique . 


TOTAUX . 


TRIBUNAUX CORRECTIONNELS 








b 








de la ee Wanpel de 
Bruxelles.| Gand. Liege 
23 5 6 
5 1 3 
7 — 6 
1 2 — 
46 32 67 
— — | — 
1 1 — 
15 1 — 
6 — 2 
38 42 24 
11 2 11 
15 7 7 
13 11 | 8 
683 | 228 131 
103 25 13 
+ — —1 
99 | 326 | 278 
46 27 | 16 
33 — — 
s — 7 
10 47 17 
13 — 20 
11 1 1 
3 — — 
Et 
= = 3 
— — 1 
6 | — | 1 
— — 1 
22 u | 19 
20 _ 8 
31 2 — 
92 T 267 
8 — 14 
233 190 182 
43 42 75 
— 1 5 
1 1 — 
l — — 
— 3 
5 20 23 
2 — | 3 
9 2 — 
29 s' 9 
— — 3 
1 — 1 
— — | 3 


\ des trois 


ressorts. 


34 


nn Ws Zst 


458388 


— 
⸗ 


TRIBUNAUX DE POLICE 


du ressort 
de la Cour d’appel de 











des trois 
Bruxelles. Gand. | Liöge. ressorts. 
1 

= St er 
F l| — 1 
— u i 1 1 
7 — 1 1 
247 92 118 452 
= 2 u j 
5 da 10 
0 4 4 8 
mn - 
14 3 | 21 38 
2 31 5, 124 
8 1 6 15 
281 63 162 506 
574 637 292 | 1508 
49 54 36 | 139 
437 179 479 | 1095 
916 207 292 | 1415 
153 30 72 255 
606 398 2711| 127 

= ——— = 
32 16 16 | 64 
— Pe 1 I 1 
BI 80 66 | 157 
1! 2 | 17 | 20 
100012 30 52 
159 11 108 278 
76 6 17 99 
2 2 28 32 
159 56 92 307 
20 75 30 125 
15 4 7 26 
37 36 19 | 92 
= — 2 2 
= — 9 9 
25 25 21 7 
160 90 52 302 
1 — 4 j 5 
35 16 41 9 


m 2m | 2000 [1030| 2 200 | 3018 [10800 


SL —— — 


968 Reichstag. Aktenſtück Nr. 90, (Zuſammenſtell. ausländ. Geſetze, betr. die bedingte Verurtheilung ꝛc). 


RECAFITULATIOXN. 


LT nn nun nn nn nun u 


TRIBUNAUX 












NATURE DES INFRACTIONS. TOTAUX. 


eorrectionnels. de police, 






Contraventions ; 
Infractions aux röglements provineiaux s 

id. id. communaux . . i 
Infractions aux lois sp&ciales et röglements gensraux e 


TOTAUX.. . 10 836 





III. Etat ou profession de cewc qui ont encouru des condamnations conditionnelles. 





Nombre des condamnations conditionnelles prononcées 


du chef de delits contraventionnalisds 
par les tribunaux de police 








par les tribunaux correetionnels 





ETAT OU PROFESSION cı. 






du ressort de la Cour d’appel de | 444 trojs du ressort de la Cour d’appel de des ieh 


resorts. l Rruxelles. Gand. | Liege. vemerin. 





Expl Cultivateurs, bergers, bficherons 455 344 545 | 1344 207 108 163 478 
tat 0i-| Mineurs, houilleurs, carriers, ter- | 
d J rassiers — 571 39 273 883 177 7 120 304 
u sol.| Domestiques de ferme . . . . 147) 129 89 | 366 45 48 25 118 
Boulangers, bouchers, brasseurs, | 
meuniers, etc. . 149 121 57 327 47 36 42 125 
Tailleurs, chapeliers, 'eordonniers, | ! 
tanneurs, perruquiers, etc. . 250 224 66 540 150 32 55 237 
In- }Fileurs, tisserands s : 51 | 308 25 384 10 58 25 93 
dustrie) Entrepreneurs, tapissiers, etc. . 198 40 25 263 41 7 18 66 


Ouvriers charges de mettre en 
«@uvre les produits du sol, le | 

| 

I 








fer, le bois, ete. . . 584 185 234 | 1003 158 87 102 347 
Ouvriers sans autre designation® 1143 818 408 | 2369 344 177 165 686 
Nögotiants, boutiquiers, agents 

e change, colporteurs, commis 375 175 141 691 108, 36 53 197 

Com- } Mariniers, voituriers, commission- > | 
merce naires 132 65 65 262 36 13 | 19 68 

Cabaretiers, restaurateurs, auber- | 
gistes, etc. an ; 158 119 47 324 81 36 | 32 149 
Professions liberals . . ar 7 33 40 | 150 62 | 8 36) 96 
Domestiques attachés à la personne — 135 89 54 278 13 2 8 | 23 
Gens sans aveu . . ; 55 3 57 115 1 — 10 | 11 
Sans profession ou profession inconnue . 560 229 270 | 1059 217 56 1490 42 
TOTAUX . . . | 5040 | 2921 | 2396 |10357 | 1687 710 | 1022 | 3419 

| | 


| \ ) | 


(1) Les fermmes marides n’exergant aucune profession sont renseigndes d’apres la profession du mari. 
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B. APPELS DE POLICE CORRECTIONNELLE ET DE POLICE. — Nombre des sentences confirmatives de jugements de 
condamnation —— N IR IODFWeRMLaeE Su. JRReBRE. REDET NRE IE EURE. 3: DRSBUER ur I, ONBRERRES: 














COURS D’APPEL. TRIBUNAUX. DE jr INSTANCE. 





TOTAUX. 


Nombre des arröts 


qui confirment qui infirment des jugements 
des ——— de oendanınstion 











Nombre des jugements 


















Tribunaux 


ui confirment, ‚qui infirment des jugements 
de Ir® instance, 


J ’ 
-|i — de sondamnation Cours d’appel. 


































eondamnation| Je | BER X 1 — Tuge 
* ä empri- | 3 au ä Pempri- , r ugoments 
RESSORTS. | conditionnelle sonnement | a — eonditionnelle | sonnement & Famende „| infirmatifs | | infirmatifs 
— | Ä A : 1 
. . 1 = An . “ 
b Ss. sl ss. a =. es Ss. es a. sldl 8. Eeläl_e..s 
$ 25 8 51% „.2 „ 5% 8 4 „® sie =} 4 „ala is 2. 2/8 ,2 
8 S 532533 H338838ls32 532 382 3335833 3385 322 8235]3 588385 
s.| 3 2833335 783385] 783 585 085 9E3 885985] 5 FE 33:3 
28 a esse alsee 18 —— 
Es E 1353333833 8383833 83232833 3292288339 35155815 827531873 
=; ” 5 5595055072502 055 9753975913 |-5"152 Ir2°155 
ag es ka = “le = “l“ ” 2 [4 
— 22α———s—— 622322* 
25 © o'® © o|® © n|® Pr o’®© © | © ol o|® = 
— = = =] = * I] | = = = — “IE = = 
’ I ! I 





















Bruxelles . 
Gand .. 
Liige ... . 














Le royaume 


Röcapitalation depuis la mise en vigueur de la loi. 
A. COURS D’APPEL. 








Nombre d’arräts Nombre d'arräts 
retirant le böndfice accordant le beundfice 
de la condition de la condition 
Bruxelles 2. 2 22 on 55 94 
Gand En en eh re 77 51 
DIoRo: 6 rn ee un 24 84 
Total . . . 156 229 


B. TRIBUNAUX CORRECTIONNELS DE POLICE. 
I. Tribunaux correchionnels. 





Nombre des 
Nombre total Nomb 
ee, a da hie 
" nelles. 

Ressort de Bruxelles . . . 74872 12 778 577 
— deGand. . . 2 2.2.22. 45 304 17944 354 
— deliige . . » 2» 2.2..2...28166 6 263 125 

Total . . . 148341 26 985 1 056 
II. Tribunaux de police. 
Nombre des 
Nombre total Nombre 
Bro — — —*8 
damnations. nelles, E 

Ressort de Bruxelles . . . . ....280.080 9 804 100 
— de Grand. -. . . 2 2.2... 86411 5160 62 
— deLliöge . . -» » 2..2.....129377 6 748 65 

Total . . . 495 868 21 712 227 
III. TOTAL. 
Nombre des 
Nombre total - Nombre 
condamnations 
Pia Mon 5. condition» = —— 
nelles. 

Ressort de Bruxelles . . . . 2... 854952 22 582 677 
— deGand. . . x»... 191116 13 104 416 
— deLliöge.. . » 2 2.2... 157542 13 011 190 


Total. . . 644209 48 697 1283 


960 Reichstag. Aktenſtück Ar. 90. (Zufammenftell. ausländ. Geſetze, betr. die bedingte Verurtheilung ꝛc.) 


d) Rapport du 18 aodt 1893. 


Conformöment & l’article 10 de la loi du 31 mai 1888, j’ai l'honneur de soumettre aux Chambres les 
tableaux statistiques r&sumant, pour l’annde 1892, les r&sultats de l’application de la condamnation conditionnelle. 


I. — Nombre de toutes les condamnations, des condamnations conditionnelles et des rechutes comstatees. 





TRIBUNAUX CORRECTIONNELS. 





| TRIBUNAUX CORRECTIONNELS 


TRIBUNAUX DE POLICE ET DE POLICE 























Nombre Nombre = Nombre 
Nombre des condamnations | 2 ; | des condamnations | & & | des eondamnations | 8 
H eonditionnelles — EI eorrectionnelles 5 8 conditionnelles 3 
ARRON- — — — — 18% = — —%;, u 7* — ts 
332348 55133218 —59322700 F 
DISSEMENTS. | „5 3538] & gı s3|823515 ⸗ 3313351 8 33 
= gel 2 8 >; al2”"Elss = * elzreilze| 8 2 ä 
5 Esel 5 Es | & e3: |” 3lesi zz a 12351” s3les|z $ 29 
3 - E * ẽ 7 & E E 3* — s — E = = E 8 | & — = 
- + 22323 E 51 | = ‚o 12 | R-} 
S |8« 5 ” “| * * or * * 
os Pr „ei | * | 
Bruxelles . 7861 258] 85299 88| 3801| 3899 292 
Louvain 2715 9 3665 5 1304 1809 104 
Nivelles 188} — 28 s 131 184 — 
Anvers . 5 520) 289] 120065 — 792! 792 305 
Malines. 1465, 16 1828 7 430, 487 20 
Turnhout . 1 762) 644 2181 | 427 427 69 
Mons 28291 2 6 16 18 1404 1422 34 
Charlerci . 8668 18] 9411 7) 2065| 2062 23 
Tournai 806 2962 4 756 759 26 
Gand i 3959| 8 14 408 li 887 888 45 
Audenaerde . 1 250) — 14044 — 518 518 1 
Termonde . 2669) 85 2954 87 9588| 1075 112 
Bruges . 3 000 4288 2 so0 802 7 
Courtrai 8.036 94 3659 2 1011! 1018 112 
Furnes . 125 16 6061 — 264 264 18 
Ypre . 882 1 1518 8 522 525) 3 
Litge 1855 14| 16486] 12 1578 159 98 
Huy. 568 6 2969 1 441 442 6 
Verviers 1148 5 371099 — 5839 539 5 
Tongres 184) 81 1874 4 551 565 12 
Hasselt. 832 12 2028 1) 468 464 85 
Arlon 648) — 1812 8 417 425 2 
Marche. . . 424 — 1 380) 8 5819 322 10 
Neufchäteau . 611 2 1436 2i 227 229 2 
Namur . 1352 42 48461 — | 298: 299 42 
Dinant . 1297 11 2 654 1 605 606 18 
2 Bruxelles . | 26 961 75 962 2 2| 11.099 4046) 15 208| 19254] 878 
Gand . 15471 28 832 4 990 159 7584 9177] 298 
Liöge . 944 2872| © 88 790 5438 774. 8305| 9079] 155 
Le royaume 51876) 46 698| 6 1456| 9574| 15 718] L106] 143 584] 269) 21 522) 21 781] 220] 195 so] 6414 51096) 37 510] 1 826 








II. — Nature des infractions qui ont motive les condamnations conditionnelles avec Tindication, par ressort, du nombre 
des condamnes. 

















TRIBUNAUX CORRECTIONNELS TRIBUNAUX DE POLICE 







NATURE DES INFRACTIONS 














qui ont du ressort du ressort PR 
y 
motiv6 les condamnations de la Cour d’appel de de la Cour d’appel de re 
eonditionnelles. 


Gand. 





Liege. 


Crimes: 


Tentative de meurtre . . 

Coups et blessures ayant cause la mort 
Attentat A la — — —— 
Incendie. . . a me 
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NATURE DES INFRACTIONS TRIBUNAUX CORRECTIONNELS TRIBUNAUX DE POLICE 
qui ont du r du res 
motiv6 les condamnations __de lu — Bd de = de la Cour — de = 
R | | 
eonditionnelles. Bruxelles.! Gand. | Liege. | ressorts, |Bruxelles.! Gand. 4 Liöge. | ressorts, 
Pillage Erde 3 1 — 4 — — — -- 
Fausse monnaie . . 2 2 2 22. — 1 — 1 — — — — 
Faux en écritureee.. 34 20 15 69 — — — — 
Vol ualii& . . . 195 166 57 418 — — — — 
Detournement par un depositaire publie 1| — 4 5 — — — — 
Banqueroute frauduleuse . — 9 4 4 17 — — = a 
Dölits: 
Abus de confiance et eseroquerie . . . 237 54 51 342 — 9 9 
Adultere . . nr 101 4 32 137 — — — — 
Armes prohibees. — Port et debit . . 29 14 42 85 20 6 9 35 
Attentat A la pudeur . . 42 19 22 83 — — — — 
Attentat aux maurs. — ‚ Corruption de la 
jeunesse . . . 3 — — 3 _ — — — 
Attentat aux mours. — Ontrage publie 
aux MEUS . . . . BSR 121 49 20 190 6 1 1 8 
Avorttementt . 2. 2 2 2 2 222. 4 — — 4 — — — — 
Banqueroute simple . . 2 2 2 2.2. 7 1 4 12 _ — 
Calomnie et diffamation . . 127 32 71 230 307 226 165 698 
Coalition. — Atteinte au libre exereice "du 
travail . . 23 6 29 _ — — — 
Comestibles et boissons. — Falsifieation 35 29 6 70 1 5 1 7 
Coneussion . 22200 nn 1 — — 1 _ — — — 
Corruption . . — 4 2 2 8 _ 1 -- 1 
Coups et blessures volontaires . - ...75 2613 | 1908 | 1050 | 5571 | 1897 678 712 | 3287 
— involontaires . . . 63 28 17 108 15 12 13 40 
Culte (entrave au libre exercice d’un) 3 1 2 6 _ — — 
Denonciation calomnieuse . 4 4 | 17 25 — zZ — 
Destruction de tombeaux, machines, ete. — 3 4 7 — 2 — 2 
— de broprietes mobiliöres . . 4 — 3 7 30 — 1 | 31 
_ de recoltes sur pied 2 2| 3 7 _ 3 — 3 
= d’arbres et de greffes . } 5 1 | 2 18 — 3 3 
d'animaux propres A l’agri- 
eulture . . sr 1 | — 4 — — — — 
Destruction d'animaux domestiques Pa _ 1 | 1 21 — 1 1 
_ de elötures . 2 22... 165 147 | 4 | 359 109 18 713 260 
Dötention illegale . . 2 2 2 22. — — 3 3 — — — 
Divulgation méchante. 1 - — 1 1 — | — 1 
Domieile (violation de). . . 2. 2... 29 22 15 66 9 2 1 12 
Effets de commerce fietis . 2. 2... 1 | _ _ 1 _ — 
Enlövement de mineurs . 1 — — 1 — — — 
Epizootie(infraetions aux dispositions sur I’) 15 | 18 13 46 — 11 | 1 1 
Etat civil. — Defaut de döclaration . . 3 3 _ 6 2 13 2 17 
Evasion de detenus, — Nögligence des 
gardiens . . . — 2 — 2 
Exposition d’enfants *5* 6 10 5 21 _ — — — 
Fausse monnaie . 11 1 — 12 — — — 
Faux noms ſport de) 16 5 4 | 25 3 2 4 9 
Faux divers ; 5 — 2 7 — 2 — 2 
Faux tömoignage . 2 4 2 8 — — — — 
Faux serment en matiere eivile 3 — — 3 — — — — 
Homieide involontaire . j 26 10 4 40 — — 1 1 
Imprimes sans nom d’auteur 5 1 8 | 9 — — — — 
Incendie involontaire ou par le propridtaire 2 2 9 | 13 _ 15 15 
Inhumations (infractions aux lois sur les) 2 — — 2 — — — — 
Injures par faits, écrits, ete.. 70 98 51 219 292 70 33 | 8395 
Interöt illegal pris ou regu par un fone- | | 
tionnaire. . . — — li — 1 — — _ | — 
j i 
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TRIBUNAUX CORRECTIONNELS TRIBUNAUX DE POLICE 






NATURE DES INFRACTIONS 










qui ont du ressort da du ressort da 
motiv& les condamnations de la Cour d’appel de J de la Cour d’appel de had 
eonditionnelles. ressorts. |Bruxelles.| Gand. | Liege. | ressorts. 


















Loteries non autorisdes 10 5 4 19 7 — 5 12 
Maisons de pröt sur gage non autorisdes — 1 2 3 — — u er 

Maraudage avec ceirconstance aggravante 171 — 10 181 141 7 20 177 
Menaces par 6crit, par gestes, ete. 74 39 28 141 20 8 4, 32 
Mendieitö et vagabondage 8 5 9 22 2 — 3 5 
Objets trouvés ou saisis. — Dötournement 57 6 12 15 2 2 — 4 
Outrage envers un magistrat ou des t&moins 9 42 8 59 9 3 5 | 17 
Rebellion et outrage 3 a 1137 233 183 | 1553 129 63 128 320 
Recel. . 185 36 14 235 4 2 1 7 
Usurpation de fonctions — — 1 1 — — — 1 —_ 

Vol et détournement 1346 436 400 2182 351 24 231 | 676 

Contrarentions: 
Sfiret& et tranquillite 1611 945 | 5515 


Propretö et salubrite 14 115 138 215 

Contraventions rurales . 24 30 55 807 307 115 | 1829 
diverses 42 

Infractions aux röglements provinciaux 85 2 89 304 48 126 478 
— communaux 30 3 4 69 | 1469 681 517 | 2667 


Infractions aux lois speciales et 
röglements généraux sur: 


L’achat d’effets militaires . 








La milice et la a. ern — — — 
Les poudres 33 — 15 48 — — — — 
La douane . 6 13 — 19 — — — — 
Les postes . 7 — — 7 58 15 35 108 
La presse : ‚ 1 — — 1 2 — — 2 
La verifieation des poids et mesures . — — — — 115 200 89 404 
Les etablissements — et insalubres 18 25 23 66 1 8 4 13 
Les mines . i Naar . 21 — 6 27 — — — — 
La navigation . 5 8 — 13 26 18 24 68 
Les forets . 186 | 5977| 812| 183 23 | 223 429 
Les delits ruraux 4 — — 4 179 7 92 278 
La chasse . 278 272 252 802 7 10 | 17 34 
La pöche s 54 41 172 267 — 2 5 7 
Le chemin de fer ’ 8 | = sl 20 | 1608| 487 
Les messageries et le roulage r — 1 1 50 63 29 | 142 
Les construetions —— — — — — 8 8 6 22 
La voirie j — — 1 1 21 9 57 87 
L’art de guerir 7 18 19 44 1 2 — 3 
Le colpartage . — — — — 3 4 — 7 
La mendicité et le vagabondage 3 — 1 4 1 4 — 5 
L'’ivresse ß : 40 14 1 55 440 206 86 | 132 
Le payement des salaires 15 38 14 67 — — — — 
Les oiseaux insectivores ; — — — — 68 | 40 1838| 226 
La protection des enfants dans les pro- 

fessions ambulantes . ae 3 2 — 5 — — — — 
La propriété litteraire et artistique 3 3 6 2| — — — = 
La police sanitaire des animaux domes- | 

tiques . . - 1 5 6 18 59 13 150 
Les temoins defaillants — — 1 1 — 2 1 3 
Le travail des femmes et des enfants dans 

les etablissements industriels . R — 35 2 35 — | — — — 


5465 217091 


I 1 


Totaux 








8013 | 4092 | 3614 15719 
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RECAPITULATIO®ON. 






TRIBUNAUX TRIBUNAUX 
correctionnels. de police, 

















NATURE DES INFRACTIONS. TOTAUX. 







Crimes 
Delits . 
Contraventions . 
Infraetions aux röglements provineiaux 

— communaux . s 
Infraetions aux lois spöciales et r&glements generaux i 


Totaux . 21 791 





III. Profession des condamnes conditionnellement. — ANNEE 1892. 








NOMBRE DES CONDAMNATIONS CONDITIONNELLES PRONONCEES 



















































INIIRTION par les tribunaux correctionnels | par les tribunaux de police Pr re 
des du ressort du ressort | du ressort 
de In Gour dappel de de la Cour d’appel de | de la Cour d’ pc “ 
— des trois , — des trois|—- -, des trois 
PROFESSIONS. s 2. F Me r & ” Fi u ‚ | ie 
2 3 ressorta.) 5 Sressorts.) © 3 j ressorts. 
E88 E|8313 BEIEE 
| a | 
= Cultivateurs, bergers, | 
| bücherons . . . . . 831) 423 684 1938| 1189 651) 869 2709] 202010741553] 4647 
25%) Mineurs, houilleurs, car- ' | | 
Es riers, terrassiers  . . 739 43 304 1086| 1162 22) 460 1644 1001 65! 764 2730 
| Domestiques de  ferme, | | | | 
I) jounalies . .. . 904 376 631! 1911] 1262 666) 812 2740| 2166 10421443] 4651 
Boulangers, bouchers, bras- | 
seurs, meuniers, etc. . 191 164 801 4935| 446 256) 183 8980| 637) 420° 268] 1325 
Tailleurs, chapeliers, cor- | 
donniers, tanneurs, per- | 
“ ruquiers, etc. . . . . 327 168 121) 616 558 221] 191) 97 885 389 312] 1586 
© | Fileurs, tisserands . . . 46 348 39 433 44 332 55 431 90 6801 94 864 
= , Entrepreneurs, tapissiers, | | 
= 7 105 64 4 214 251 35 97 883] 356° 99 142) 597 
= | Ouvriers chargés de mettre | | 
en «@uvre les produits du | | 
sol, le fer, le bois, ete., 998 301) 358. 1657) 924) 422] 450 1796| 1922| 723) 808 3453 
Ouvriers sans autre de- 
signatin . 2.2... 665 1156) 350, 2171] 1116 8562| 251) 2219 17812008) 601) 4390 
Negociants, boutiquiers, | | 
en agents de change, col- | 
z porteurs, commis. . . 527 232) 167 926] 1008| 481) 372) 1861] 1535| 713] 530 2787 
= \ Mariniers, voituriers, com- | 
5 missionnaires . 153 81 53 287] 2111 97 1201 AB7| 364 178] 182 724 
= Cabaretiers, restaurateurs, 
aubergistes hr ger 248) 147] 39 434)1 5098 538) 218) 1354| 846 685 257 1788 
Professions intelleetuelles ou 
liberales. . 114 47 64 221 2209 58 169| 466) 343] 105 233 681 
Domestiques attachds A la per- | | | 
sonne et journaliers. . . .| 1209) 178] 235 16 818 171) 474 1463| 2027 709 3085 
Gens sans avu. . . \ 39 2 2 43 39 3 3 45 78 5 1) 88 
Sans profession ou profession | 
inconnue . . F 917, 362] 442! 1721| 1386| 280) 727 2393| 2303) 64211169 4114 
Toteuz ‚ 8 013) 4092) 3 614) 15 719| 11 241) 5085| 5465| 21 791] 19 254 9 177] 9079) 37 510 





N.B. Les femmes marices n’exergant aucune profession sont renseigndes d'après la profession du mari. 
121* 
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V. APPELS DE POLICE CORRECTIONNELLE ET DE POLICE. -— Nombre de sentences confirmatives de jugements de 
condamnation conditionnelle et infirmatives de jugements accordant ou refusant le ben£fice de la condition. — ANNEE 1892. 








COURS D’APPEL. Tribunaux de premiere Instance. 


TOTAUX. 





Nombre des arröts 


Nombre des jugements. 

















Tribunaux de 
premiere instance. 


B 4 | 
qui eonfirment| qui infirment des jugements — 
des jugements| de condamnation u nic 
de 
condamnation ä lempri- 


qul confirment qui infirment des jugements 
des ir Saat de eondamnation 
@ 


condamnation | & P’empri- 









Arröta Jugements 

















op z * 
ar ' ' a lV’amende iti | a l’amende Ar he Pie. * 
RESSORTS. | eonditionnelle) sonnement eonditionnelle' sonnement x infirmatifa | | infirmatifs 
Zur TER 62 - —— Gar 5 . 1 . = | 
— — * | Z 
a R i x A | * 5 — 
S | | s 5 alu ei 2% 8 E = e 
E | 8 “2523 #»2 2 E = — = = = S 
| £8 22398328 83519425 Ss E & 5 = = > 82 
äı 53 IESSIESEIESSESS| 53 gs IE siE55#] 3 ẽ . 53 
5 | Fe" 257 Be 23% 5 52 = en ._ 55 * -= Eu - 2 
= | 8 758—35 5333 575]: IE 
* a et 2312323 T ñã * 423 * 5 = = 52° 
> - la h 532 „el > - Is : = 5 „ein... 
= a2” a2” s2”-ia2- - = er —* a2 — © 2— u. 22 
an 15”. alt” .| © u o)®" | * ze | "eo 
= * = si =) = | = = 8 = = 
> | pr | 
| 


Bruxelles 


Gand . 








Liege . 


Le royauıne 


Röcapitulation depuis Ja mise en vigueur de la loi. 


A. COURS D’APPEL. 

















Nombre d'arrots Nombre d’arr#ts 
retirant le benefice accordant le benklice 
de la condition. Jde la condition. 
Bruxellad:; 2 1. 0 ur % 74 208 
Gend.. : 2% 000 ee 100 140 
ElOga:. 04 2. Sa a 27 139 
TOTAL . . . 201 487 
B. TRIBUNAUX CORRECTIONNELS ET DE 
POLICE. 
I. Tribunaux corrertionnels. 
Nombre total Nombre Nombre 
des des condam- des 
condam- nations con- rechutes 
nations. Jitionnelles. constantdes. 
Ressort de Bruxelles . . . . 101 833 20 791 1343 
— deGand. ....n 60 775 12 036 594 
de Liege . . . 2... 37 609 9877 225 
Toran . 2. 200217 42 704 2162 
II. Tribunauz de police. 
Nombre total Nombre Nombre 
des des condam- des 
condam- nations con- rechutes 
nations. ditionnelles. constatees, 
Ressort de Bruxelles. . . . . 356 042 21 045 207 
— de Gand. . . ... 115 243 10 245 120 
de Liege . . . 2... 168 167 12 213 120 
Toraun . 2. 639452 43 503 447 
III. TOTAL. 
Nombre total Nombre Nombre 
des des condamn- des 
condam- nations con- rechutes 
nations. ditionnelles. constattes, 
Ressort de Bruxelles . . . . 457 875 41 836 1550 
- de Gand. 176 018 22 281 714 
— deLlige. . . 2... 205 776 22 090 345 








ToTraL : . . 839 669 86 207 2609 
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e) Rapport du 27 novembre 189. 


Conformöment à Varticle 10 de la loi du 31 mai 1888, j’ai l’honneur de soumettre aux Chambres les 
tableaux statistiques rösumant, pour l’annde 1893, les r&sultats de l’application de la condamnation conditionnelle. 


I. Nombre de toutes les condamnations, des condamnations conditionnelles et des rechutes con statöes. 





TRIBUNAUX CORRECTIONNELS 





























PEHRNSanW NE DATE 
TRIBUNAUX CORREC -TIONNEL S. IRIBUNAUX DE POLICE. ET DE POLICE. 

Nombre r Nombre 4 Nombre 2 

Nombre des condamnations = “ | des condamnations * 1 des condamnations * 

ARRON- eonditionnelles E 5 conditionnelles 3 Ei conditionnelles 8 

‚ |® | »5Il» 53 „öl, ® ZA 7 198 

— |3 = & zeös I =—-&2|8 | 53132512 28 

DISSENENTS. | 2& 3838| 3 | $ Enleis 5 | 8 | E2le::l: $ FF: 

== lä#taEl 3= |< z2:l2”3|3=| = | = I2:123| 23= = — 25 

23 Er EE| & s 1”21” 3182] 3 = 1731” 3188| g ss I723 

35 355953 re Be: „|sels|2|] 2 slseelzsıe|) 

s23 |3=-. 45 | 2 I - Ki 8 ii = > 5 s on Pi 

5 Ine3el - | EA - m | 7 - I 2 Fu 

2381. 3 | S | 3 

| | 
Bruxelles . . 2. 6688| 4211 26 817 276] 34180 € 3 j i 6598 
lowain . » . .J 2485| 2425 8 3227 ö 6 8 2055 
Nivelles . . . . | 1076) 1064 24: | 2882) £ ; 5 | 760 
Anvers. 2». „| 4415) 4007 62 | 928 ; 216 F 809 2785 
Malines u... 12051 1167 297 4 | i 3976 753 
Turnhout . . « 1441! 1405 27193 2529 — { ’ i 569 
Moms . » . + ..5] 1784 1682 h 340 b 2s 58 ; 2 ; 363714 271) 2854 
Charleroi . » -» - | 4249 4146 . 9 378 ; 5% 5 836% 
Tourmi . ... so) 774 6 | N Br F a8 
Gmd . . . + .] 4049 3238 1 1914 
Audenarde . . „| 1309) 642 2 1011) 
Termonde. » .» .] 291) 2754 2 1501! 
Brugs. - -» . „| 2881) 1949 2 1290 
Courtrai .» -» . .4 2964| 2238 a 1358 
Furnes. - » » » 782) 764 4 600 
Yprs . » 2. .] 1088| 9% 6 740 
I 
lge . . . .0.fJ 1739 1686 8 93) ( 2 21 8 2706 
Bay. - .» ..» BR 325 200 F e 882 1196| 
Verriers . . . .f 1041) 1034 1 7 2 1164 
Tongres . . . » 7 962 387 235 | 3 219 ; 875 
Hasselt. . . . -» 829 821 81 820) 8 1887 580 588 2 ss An 
ärlen.. . = 5% 859 STE 5 2281 . 1 1211 
Marche. . » » - 641 644 241 282 os P 35 745) 
Neufchäteau . . » 845) 739 9 486 f ) B I & z — | 740 
Namur . 2.20.94 1148| 1187 | 38] 8 9 > 688 ‚ 1380 
Dinant. . - . „| 1486/ 1369 6 6 S g 55 28 1 648| 
Resso ef Bruxelles . | 24 096) 20 881 | 4120) 7300 1489 73.16 058) 2 98 987] 3 2608| 20 178) 28 481 
Gand . .]15479) 12570] 1572) 2751) 4928 25] 25627 20 5668 40 706] 1592) 8414| 10.006 








© Atiöge 704 8795| sasıl 92 856784) 8717 45 798|__749| 12512] 18 201 
Le royaume . [49690 48286] 5456| 10008 16 122] 1 187] 136 196) 198 50438 |s057e| 461] 185480| 5 504] 41 104] 46 098f 1 645 





II. Nature des infractions qui ont motivd les condamnations conditionnelles avec Tindication, par ressort, du nombre 
des condamnds. 











TRIBUNAUX DE POLICE 


NATURE DES INFRACTIONS 





TRIBUNAUX CORRECTIONNELS 














qui ont ı du ressort du ressort 
motivö les condamnations Be de a Cour d’appel de de la Cour d’a Gour d’appel de 
eonditionnelles. Bruxelles.| Gand. ressorts. 







Crimes: 


Tentative de meurtre . . - . 
Coups et blessures ayant cause la mort. 
Chemins de fer. — Obstacle à la circula- 

lation des eonvois . . . 
Attentat & la pudeur 


=E 
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NATURE DES INFRACTIONS 


qui ont 


motiv& les condamnations 
eonditionnelles. 





Incendie . . ’ 

Destruction de eonstructions 5 

Destruction de propriétés mobilidres ã 
l’aide de violences ou menaces, en r&u- 
nion ou en bande 

Faux en &eritures 5 

Banqueroute frauduleuse i 

Deötournement par un d&positaire public 
de deniers ou effets A lui confids 

Vol qualifie De a ie 


Delits: 

Alus de confiance et escroquerie . 

Adultöre . ne een Mahn een 

Armes prohib@es. — Port et debit . 

Attentat à la pudeur 

Attentat aux meurs. — Cor ruption “de 
la jeunesse . . 

Attentat aux maurs. — Outrage public 
aux maeurs . En ia aan. ve 

Avortement . 

Banqueroute simple . 

Calomnie et diffamation 

Coalition. — Atteinte au like 
du travail : 

Comestibles et boissons, — 

Coneussion . 

Contrefagon 

Corruption . . . } 

Coups et blessures volontaires . 

involontaires j 

Culte (entraves au libre exereice d'un) . 

Dönoneiation calomnieuse , 

Destruction de tombeaux, objets d’ art, ete. 

Destruction de propriätes mobilieres A 
l’aide de violences ou menaces . 

Destruction de récoltes sur pied 

d’arbres et de grefles . i 

d'animaux propres à l'agri- 
eulture . . 

d’'animaux domestiques 

de elötures . 

Detention illögale 

Detournement par un de posit: vire publie . 

Divulgation m&chante — 

Domicile (violation de) . 

Eflets de commerce fietifs . 

Enlövement de mineurs 

npizootie(infraetions aux dispositions sur er ) 
tat eivil. — De£faut, de deelaration . 

Exposition ou delaissement d’enfants . 

Fausse monnaie 

Faux noms (port de) 

Faux divers . . 

Faux t&moignage. . i 

Faux serment en matiöre eivile 

Homieide involontaire . 

Imprim&s sans nom d’auteur.. 

Incendie involontaire ou par le pr opritaire 

Inhumations (infractions aux lois sur les) 


exereice 


Falsification 


— 















du ressort 


de la Cour d’appel de 


TRIBUNAUX CORRECTIONNELS 








Gand. 











Sowo 


) 
wow 





— eb LTE in Ki 





Liege, 


Vs 


a ——— to aa Zr u Ze Ze 












TRIBUNAUX DE POLICE 








des 





trois 








ressoris. 


Peg 


du ressort 
de la Cour rn de 





Bruzelles. | | Gand, 








a 


I 


| 
) 


Liege, 


BEBE 





des 
trois 
ressorts. 


zu. 
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NATURE DES INFRACTIONS TRIBUNAUX CORRECTIONNELS TRIBUNAUX DE POLICE 
qui ont du ressort des du ressort | de 
motiv6 les condamnations de Ja Cour d’appel de — ja de oe d’appel de J 
eonditionnelles. Bruxelles.) Gand. | Liöge. | ressoris. | Bruxelles.‘ Gand. | Liege. | ressorts, 
! 
| 
Injures par faits, écrits, ete.. 84 532 
Lettres (violation du secret des) — 1 
Loteries non autorisdes . 6 11 
Maraudage avec eirconstance aggravante 31 241 
Menaces par &crit, par geste, ete. . 16 66 
Mendicite et vagabondage — 3 
Objets trouves ou saisis. — Detournement 6 8 
Outrage envers un magistrat, des 
t@moins, etc. ee a ee 8 14 
Rebellion et outrage 225 59 
Recel . 1 16 
Rupture de ban de surveillance. = — 
Substances nuisibles. — Maladie eausée 
involontairement : — — 
Tromperie sur l'identité ou la qualits des 
choses vendues — — — — 
Usurpation de ſonctions — — 
Vol et détournement 331 810 
Contraventions. 
Süretö et tranquillit@ 1657 | 7927 
Propret& et salubritö 393 | 1132 
Contraventions rurales . 1220 | 2659 
— diverses 830 | 2594 
Infractions aux röglements provinciaux . 157 561 
— — communaux . 696 | 3667 
Infractions aux lois sp6ciales et 
reglements göneraux sur: 
L’achat d’effets militaires . — — 
La milice et la DR — 12 12 
Les poudres : . ; J — — 
La douane . _ — 
Les postes . j P 34 82 
La verification des poids et mesures . 7 246 
Les etablissements dangerenx et insaluhres 19 47 
Les mines . . — — — 
La navigation . 26 118 
Les foröts 553 815 
Le code rural . 262 551 
La chasse 32 57 
La pöche e 1 4 
Le chemin de fer . . 167 636 
Les messageries et le roulage 56 145 
Les construetions . Wr 6 21 
La voirie . . 46 88 
L'art de guerir — 1 
Le colportage . — 10 
Le vagabondage et la mendieits — — 
L’ivresse . Ser 168 991 
Le payement des salaires . — 1 
Les oiseaux inseetivores s sı' 173 
La protection des enfants dans les pro- | 
fessions ambulantes . — — — 
La propriété littéraire et artistique — — 
La police sanitaire des animaux domes- | 
tiques . . 271 230 
Les temoins defaillants | | 7 
Les colleetes Io — 
Les alienes . _ — 
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RECAPITULATION, 








Crimes . 
Delits 
Contraventions 


NATURE DES INFRACTIONS. 


Infractions aux röglements provineiaux 


communaux 


Infractions aux lois speciales et röglements & gönsraux 





INDICATION 
DES 


PROFESSIONS, 


— 
bücherons 
Mineurs, houilleurs, car- 
riers, terrassiers . 
| Domes de ferme, 
journaliers . 


| Cultivateurs, 


Exploitation 
_ Mu sol 


= i bouchers, 
brasseurs, meuniers,ete. 
Tailleurs, chapeliers, cor- 
donniers, tanneurs, per- 
ruquiers, etc. ; 
Fileurs, tisserands 
Entrepreneurs, tapissiers, 


| 


Industrie. 


Ouvriers charges de 
mettre en a@uvre les 
produits du sol, le fer, 
le bois, ete. 

Ouvriers sans autre de- 
signation . 


Ne6goeiants, houtiquiers, 
agents de change, col- 
porteurs, commis 

Mariniers, voituriers, com- 

| missionnaires 


Commerce. 


Cabaretiers, restaura- 
teurs, aubergistes . 


Professions 
lib6rales 

Domestiques attaches A la per- 
sonne et journaliers 

Gens sans aveu ! r 

Sans profession ou profess ssion 
ineonnue . 


intelleetnuelles ou 


Totaux 


Totaux . 


TRIBUNAUX 










II. —— des condamnes ——— Annee — 


TRIBUNAUX 






NOMBRE DES CONDAMNATIONS CONDITIONNELLES PRONONCEES 





par les tribunaux correetionnels 




















du ressort | 
de la Cour d’appel de | = 

— — des rois 

3 I & — 

ElsS|5 

e +] 

155 4771167 2399 

708 75 378) 1161 

818) 4111100 2329 

170 2108 92 481 

| 

255 280 11T) 652 

25 432] 55 512 

20 98 233 250 
| 

8556| 363) 395| 1613 

228 859) 116) 2203 
| 

543) 220) 193) 956 

270 0 67 417 

311! 1811 801 572 

5 55 55 169 

553 160) 276 989 

5 14 1 70 
| 

573) 389) 384 1349 








par les — correctionnels 


par les tribunaux de police 





du ressort 
de la Cour d’appel de 














de la Cour d’appel de 


du ressort 


des tros  — 


= iz 
rn - eo 
— |&|8 
& | 
1685) 6986| 1482 
1841| 28 554 
1438| 743 1087 
649) 2352| 874 
701) 214 290 
55 352 118 
331 62 156 
| 
1498| 385, 733 
1636) 1028| 365 
| 
| N 
1544, 582] 634 
345 121] 204 
911] 551| 373 
268) 751 253 
1017| 153! 758 
oo 6 1 
2157| 4321369 








rossorts, 


3029 


2 760 
670 
1835 








2348 
2864 


2.087 
615 
1222 
327 


1570 
105 


2733, 


Gand. 





748 
1887 


313 
23 


821 


et de police 





TOTAUX. 











|des trois 
& ressorts. 
| 
| 
— 6 262 
932) 3584 
2187| 5597 
466) 1756 
| 
407) 1857 
a 1087 
178 798 
| 
— 4224 
481) 5232 
827) 3716 
261 1087 
| 
453) 2407 
308 165 
1034| 2917 
24 152 
1753| 5507 





7300/4323 4499| 16 122] 16 131) 5683| 8 762] 30 576| 23 431! 10 006| 13 260 


N.B. Les femmes marides n’exergant auceune profession sont renseignees d’aprös la profession du mari. 


Google 
8 
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IV. — APPELS DE POLICE CORRECTIONNELLE ET DE POLICE. — Nombre des sentences confirmatives de jugements de 


condamnation conditionnelle et infirmatives de jugements accordant ou refusant le bendfice de la condition. 














COURS D'APPEL. 





TRIBUNAUX DE 1" INSTANCE. 










































































Nombre des arröts Nombre des jugements 
ui eonfirment qui infirment des jugements ı- —— qui infirment des jugements | .,, d’appel Tribunaux 
os — de condamnation ko 1 — de condamnation u Eappe de 1"° instance, 
e i 
condamnation f condamnation) ; p ; r = 
empri- er Fr a lempri- ı» Arrets Jugements 
j a lamende h & lamende = e — 8 h 
RESSORTS. |nditionnelle | sonnement eonditionnelle | „onnement h ‚| Änfirmatifs || infirmatifs 
as (am | 3 | 5 72 
. - 2 . 4 fi - 2 . 
& Ei, 8 a Ed | „ |. 3 d. eis E| =|.E & ei 
= s 358* 532323535 533215 e “„s5E2E.38025 8.2312 Sm e3|ie 2—23322 
F * BOSSE SHIESF BB 5 = 822235823 538215 13858323]: |- 2818358 
©. 5 |ESSTSSESS TE] 8% gs /!ESTESSESSESST SE 5—2— EEE] 2 SEES IEE 
2a SB EIsSgalzsazsiıseelte 5 BaAEISSSE52 SaeEl So | EEE SZElI„ | p3295%8 
E® EB |8.55 8- siez 3 2=3] &8| E l|BS33l5#3 285 582 Zeug e5e2l8 2281255 
A FL RHIE 
2 |. |52@o2@j62@|82@]5 - Ertl." 82" 022) 25228 22a. 
sr | si? 2| 8” 2i- ss 8° 8Ik $ 2$ "gg 
l | | ir | 
} 






Bruxelles . . 





Liege ..... 











Le royaume | 178 | 169 | 45 | 191 
Böcapitulation depuis la mise en vigueur de la loi. 
A. COURS D’ APPEL. 
Nombre d’arrüts Nombre d’arräts 
retirant la bendfice accordant le binäfice 
de la condition. de la eondition. 
Brazelles 242.044 54 00 105 348 
Gi era 117 212 
ende 41 183 
TOTAL . 263 743 
B. TRIBUNAUX CORRECTIONNELS ET DE 
POLICE. 
I. Tribunauz correctionnels, 
Nombre total Nombre Nombre 
des des condam- des 
condam- nations con- rechutes 
nations. ditionnelles. constatdes. 
Ressort de Bruxelles ......... 125 929 28 091 2113 
= Gand .-..=..0.0 re 16 254 16 359 919 
— Liöge :.. 1.4.00 47 724 14 376 317 
POTATE — 249 907 58 826 3 349 
II. Tribunaux de police. 
Nombre total Nombre Nombre 
des des condam- des 
condam- nations con- rechutes 
nations. ditionnelles. eonstatdes, 
Ressort de Bruxelles ......... 430 933 37176 478 
— GEB 05 ae 140 870 15 928 236 
— 203 845 20 975 194 
MORAL 2.00 715 648 14. 079 908 
III. TOTAL. 
Nombre total Nombre Nombre 
des des condam- des 
condam- nations con- rechutes 
nations. ditionnelles. constatdes. 
Ressort de Bruxelles ......... 556 862 65 267 2591 
— LE 71.1: VS EEE 217 124 32 287 1155 
Ze — 251 569 35 351 511 
2 ER 1025 555 "132 905 4257 
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f) Statistique des condamnations conditionnelles pour l'année 189. 


I. — Nombre de toutes les condamnations, des condamnations conditionnelles et des rechutes constatdes. 














































































— — — — | TRIBUNAUX CORRECTIONNELS 
_ TRIBONAUK OORBEOTIOBNELS. TRINUNAUE. se EURER _ET DE POLICE. 
Nombre Nombre ” Nombre 
Nombre des eondamnations | & ä des condamnations | & Ri des condamnations | ® 
ARRON conditionnelles 5 3 corrertionnelles | = E eonditionnelles 8 
N- — — — — — —7 
A A 4lsz3|: |, „* 
BEREBENTR. 36368 salessjs, 3 | _ (S8j8382|:,| 8 |. [#2 
= 5 läge s51= sıes| 3 | 3 |esl“ sles|ı SS | ls 
- u u =} 558 [>] ne | s En 
EIN 3 :lelzlsıe| zleel2läls 
Bere Z “IS |ı- z *I# | « 2 
2 Pr 
I 
Bruxelles . 6209| 5616 9) 454998] 1487| 6250 7787 307 
Louvain 1952) 188 22 5655 280 2084| 2820 119 
Nivelles 805 788 87 8841 159) 1811) 1470 86 
Auvers . 4980) 4691 2a] 16 778| 921) 8860) 479 261 
Malines 9483| 927 1 8474 218 774 987 1 
Turnbout . 1670| 1648) 17) A520 185] 7961 981 56 
Mons . . 1985| 1861 69 7 787 5829| 2760| 83089 101 
Charleroi . 2660) 2550 4] 12015) 241] 83777) 401 14 
Tournai 765 718 14 3 709 1089) 971 1074 26 
Gand R 4625| 3605 4 17951 257 2454| 2711 128 
Audenaerde „, 804) 395 1 2578 168) 1 028] 118 1 
Termonde . 2016|) 1955 4b 4671 ABl! 1807) 1688 147 
Bruges . 2398| 2096 7 7088 259) 1485| 1744 98 
Courtrai 3109| 2158 56 6 702 922) 1648| 1965 186 
Furnes . 690 666 188 1 1245 50 37 429 14 
Ypres . 1 007 H3 578 8 2 585 127 T80 7 49 
Liöge 2305| 1956) 2 97 488| 8806 878 12 
Huy 548 584 1} 1156) 1157 81! 1495) 14686 26 
Verviers 1524| 1095 — 7887 81) 1098 117 2 
Tongres 202 896 — 41 471 62 886 04 21 
Hasselt Bel 838 2) Tas 74 54) 1110 116 74 
Arlon 796) 165 614 615 7 1082| 1089 12 
Marche . 398 889 — al 8858 29 539 568 12 
Neufchätemu . IT 48 — 255 255 12 412 454 5 
Namur . 1338 1381 7 1386 114) 10986) 20% 20 
Dinant . 1844| 1226 2 2 %0 28) 1582 156 38 
Ressort | Bruxelles . |22069| 20615| »s15| 8763 698| 81 218] 108) 18 779) 15 858 3924 22542] 26460] 971 
le Gand 14.649) 11818] 1500| 2688 = 415] 28 166 14 6488| 6452 1514| 9076) 105 78 
| Liöge . 10518! 9558 799) 3614 11 #5 255 52 9727 851/13 341) 14 12 217 





Le royaume 47 281 





41 986 5114] 10016 16 125] 1218] 144689] 175 34944 85 119 648] 1918705 6289| 44 959 51248] 1761 
| 





II. Nature des infractions, qui ont motive les condamnations conditionnelles avec Tindication, par ressort, du nombre 
des comdamnes. — Annde 1894. 


TRIBUNAUX CORRECTIONNELS 










TRIBUNAUX DE POLICE 





NATURE DES INFRACTIONS 








qui ont du ressort du ressort * 
U 
metiv6 Ion ende: tĩons de la Cour d’appel de de la Oour d’appel de E 
eonditionnelles. 





Bruxelles.) Gand. 


Crimes: 

Tentative de meurtre . . . 2... 

Avortement . . 22 

Coups et blessures ayant causd la mort . 

Iufantieide... 

Chemins de fer, — Obstacle & la eireulation 
des convois . . . 
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NATURE DES INFRACTIONS TRIBUNAUX CORRECTIONNELS TRIBUNAUX DE POLICE 
qui ont du ressort | des du ressort PR 
motiv6 les condamnations de * d’appel de | a _4e la Cour d’appel de F 
sonditionnelles. Bruxelles. Gand. | Lidge. | ressorts. | Bruxelles.| Gand. Liöge. | ressorts, 
J 

Attentat ä la — ie. Ei: ala 6 6 5 17 — — — — 
Vio . — ER Re — 3 1 4 — — — — 
— d’enfant. . . . re a 2 — — 2 — — — — 
Ineendie . . ren 2 — - 2 — — — — 
Destruction de eonstruction ; — 5 1 6 — — — — 


Destruction de propriotés mobilieres & l’aide 
de violences ou menaces en r&union ou 





& 

& 

| 
11 
1 — 
a 





en bande . . A Te we eo 5 — — 5 — 
Faux en 6eritures. . N Er 45 5 
Banqueroute frauduleuse . . 3 5 2 10 — 
Detournement un döpositaire public de de 
deniers ou effets & lui confies . — 1 — 21 |] — 
Vol qualißs . — 196 86 85 367 - = — — 
Dolits: 
Abus de confiance et escroquerie . . . 218 55 61 334 1 2 8 11 
Adultere. . . re ra 94 5 29 128 — — — — 
Armes prohibees - — Port et debit . . . 56 19 44 119 12 3 12 27 
Attentat ä la pudeur . . 25 22 10 57 — — — — 
Attentat aux mœurs. Corruption "de la 
jeunesse . . 1 2 2 5 — — _ _ 
Attentat aux maurs. _ Outrage public aux 
meurs. . . i 117 52 30 199 10 2 5 17 
Avortement . . ET ed DE 5 1 — 6 un — — — 
Banqueroute simple ae ee —— 25 5 2 32 — — — 
Calomnie et diffamation. 81 | 713 62 216 387 212 289 888 
Chemins de fer. — Aceident cause involon- 
tairement . . 2 — — 2 — — — — 
Coalition. — Atteinte au libre exereice du 
travail, ete. . 23 26 33 82 — — — — 
Comestibles et boissons. — Falsifications . 93 21 22 136 — — 1 1 
Coneussion . . . —F — 1 — 1 — — — — 
Contrefagon . . » 2: 2 2 2 000. 1 J — 5 — — — — 
Corruptin . . . a 1 3 1 5 2 1 3 
Coups et blessures volontaire . . . . | 2481 | 2191 | 1218 | 5885 | 2811 791 1185 | 4787 
involontaires : . ‚ 104 29 24 157 32 13 11 56 
Culte (entrave au libre exereice d’un) ; 4 _ | 1 5 — 1 — 1 
Denonceiation calomnieuse . . 9 1 | 3 13 — — — — 
Destruction de tombeaux, objets d’art, ete. 16 1| 5 22 5 - Ber] 5 
Destruction de propridtts — ä P’aide | | 
de violences, ete, . . ’ 14 3 | 2 19 3 3 =>1 6 
Destrustion de recoltes sur pied. . . . 8 s — 11 1 1 — 2 
_ d’arbres et de — RER 10 — 5 15 1 3 — 4 
— d’animaux . . . —— 1 1 1 3 — 1 1 | 2 
— de elotures 144 139 12 355 180 18 95 353 
Detournement par un döpositire public : - 1 — 1 — — — — 
Divulgation möchante . . — — — — 1 1 1| 3 
Domiceile (violation de) . 30 9 23 62 3 2 4 | 9 
Effets de commerce fietifs . — 2 — 2 — — — — 
nlövement de mineurs. 1 2, = 2 — — — _ 
pizootie (infractions aux dispositions sur I) 3 — 11 14 — — 13 13 
tat eivil. — Defaut de declaration 5 9 — 14 8 16 1| 25 
Exposition ou delaissement d’enfants 12 4 3 19 — — — — 
Fausse monnaie . Da a te 5 1 1 7 1 — — 1 
Faux noms (port =” 9 3 12 24 8 7 10 25 
Faux divers . . | — | 5 I — _ 1 | 1 
Faux tömoignage . . . 9 2 4 15 — — — — 
Faux serment en matiere eivile . 7 — | _ 7 — — | — * 


ee — — — —— — ——— — — 





NATURE DES INFRACTIONS 
qui ont 
motiv& les condamnations 
eonditionnelles. 


Homieide involontaire . . . 
Imprimes sans nom d’auteur . 
Incendie involontaire ou par le propriötaire 
Inhumations (infraetions aux lois sur les) 
Injures par faits, &erits, ete. u 
Lettres (violation du secret des) . 
Loteries non autorisdces . . 
Maison de pröt sur gage non autorisdes 
Maraudage avec eirconstance agravantes 
Menaces par 6erit, par gestes, ete. . 
Mendieitö et vagabondage . . 
Objets trouves ou saisis: detournement 
Outrage envers un magistrat, 
temoins, ete. . N wre 
Rebellion et outrage . 
Recel . — 
Substances nuisibles. 
involontairement . 
Tromperie sur Pidentits ou la e quali de 
la chose vendue . 
en de fonctions . 
—— 


des 


3 Maladie causde 


Contraventions. 
Süret6 et tranquillite 
Propret& et salubrit 
Contraventions rurales 
diverses . 
Infraetions aux röglements provineianx” 
communaux 


Infractions aux lois speciales et 
röglements generaux sur: 


L’achat d’effets militaires 

La milice . 

La douane . 

Les postes . 

La verifieation des poids et mesures . 

Les &tablissements — et insalubres 

Les mines —F a a te 

La navigation . 

Les foröts 

Le code rural . 

La chasse 

La pöche 

Le chemin de ier. . 

Les messageries et le  oulage 

La voirie i n 

L’art de guerir 

Le colportage . . 

Le vagabondage et la mendie it6 . 

L’iivresse . . j ; 

Le payement des salaires . 

Les oiseaux insectivores 

La proteetion des enfants dans les pro- 
fessions ambulantes ee: 


TRIBUNAUX CORRECTIONNELS 





du ressort 
de la Cour d’appel de 
Bruzelles, Gand, Liege. 
34 | s 6 
7 2 1 
2 2 2 
1 1 
74 56 45 
1 — — 
5 2 
2 — ⸗ 
58 — — 
94 47 36 
16 — — 
58 14 6 
41 31 7 
980 317 242 
158 51 18 
— 1 ne 
8 2 1 
7 1 — 
1146 340 372 
88 al ı 
13 1| 
13 5 | 
23 4 
12 — 
6 — — 
2 1 1 
— 1 — 
8 4 — 
— — 1 
62 16 33 
11 — 3 
85 2 — 
179 35 | 1314 
3 — 1 
277 221 284 
68 42 100 
21 2 1 
5 1 2 
17 19 14 
2 — 2 
20 7 8 
24 6 61 





TRIBUNAUX DE POLICE 








| 





du ressort 
des de la Cour d’appel de | des 
| trois | | trois 
ressorts, | Bruxelles) Gand. Liege. | ressorts. 
1 
48 — = — es: 
10 2 1 3 
6 — — 2 2 
2 1 _- 2 3 
| 175 548 97 80 125 
1 — um — — 
= 16 + 6 26 
58 142 6 30 178 
177 42 8 22 12 
ww — _ —— — 
78 1 4 — 5 
19 1 2 4 7 
1539 191 118 179 488 
227 18 2 3 23 
1 BO gern | |. 
| 
0 en il | 1 
8 — _ - | — 
1858 | 436 17 en 890 
| | 
166 | 5495 | 2184 | 1876 | 9555 
19 894 235 440 | 1569 
21 | 1231 203 | 1150 | 2584 
34 | 1499 303 848 | 2650 
| 17 476 169 180 825 
| 6] 2247 959 969 | 4175 
| 
4 2 1 — 3 
1 — — 1 1 
12 8 — — 8 
— 45 10 46 101 
1 74 76 86 236 
111 14 7 37 58 
14 — — — — 
87 46 13 9 138 
1528 285 39 578 902 
4 170 41 407 618 
182 48 7 18 73 
210 — 1 — 1 
| 24 523 110 238 871 
— 77 74 55 206 
8 82 22 58 162 
50 = = = — 
— 12 — 1 13 
4 — — 1 1 
35 626 389 240 | 1255 
9 2 1 1 4 
— 60 38 87 185 
et ee 
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TRIBUNAUX DE POLICE 





NATURE DES INFRACTIONS 
qui ont 





TRIBUNAUX CORRECTIONNELS 


du ressort 
de la Cour d’appel de 















motiv6 les condamnations 
conditionnelles. 


— 
Ural, Gand. | Liege. | ressorts. 









& —F 
de la Caur — de 
| 


Bruzeles. | Gand, | Liege. | ressorts. 





La police sanitaire des animaux domes- 
tiques . . Due an, Bere u Ye 

Les collectes 

Les alienes . . . 

La loi electorale . . 

Le travail des femmes et des enfants dans 
les fabriques. . . - . 









35 119 





Totaux 4138 | 4413 | 16129 9779 





7578 | 


RECAPITULATION. 
— 
TRIBUNAUX TRIBUNAUX | 


T . 
eorrectionnels. de police. — 


NATURE DES INFRACTIONS. 









































Crimes . 
Delits 
Contraventions . . 
Infractions aux röglements provinciaux 
communaux . 
Infractions aux lois "spsciales et röglements genbraux u 
Totaux . . . 16 129 
III. Profession des condamnes conditionnellement. — Année 1894. 
NOMBRE DES CONDAMNATIONS CONDITIONNELLES PRONONCEES 
INDICATION i 
par les tribunaux correctionnels | par les tribunaux de police au te — 
DES u ressort du ressort du ressort * 
de la Code d’appel de Az de la Cour d’appel de ö de la Cour d’appel de ’ 
PROFESSIONS EFT ; —— ee 
e 3 E N & resorts] = ; & |ressorts 
E|I8|3 ie |ı 3 
en ' [>] 
= f[Cultivateurs, Bergers, | | 
3_.|_ Bucherons . . 941) 395] 745 2081| 1847) 71511539 4101| 2788 1110| 2284 6182 
2 83) Mineurs, houilleurs, car- | | | 
So riers, terrassiers . . 923) 59| 480) 1462 1803| 16) 196 2615) 2726 75, 1276| 4077 
AK Domestiques de — | N 
journaliers . . . 917 4531032] 2402| 1362 7981163) 3318| 2279| 1246| 2195 5720 
| | 
Boulangers, brasseurs, | | 
: meuniers,bouchers ete. | 236| 222! 129 587] 716 346 3835| 1397) 952 568 464 1984 
£ Cailleurs, chapeliers, cor- | | | 
z donniers, tanneurs, per- | | | 
E= ruquiers ee. . . .| 3301 228 134 692] 948 3061 385) 1639| 1278 534 519 2331 
| Fileurs, tisserands . . 59 438 51 6481 125 498 124 742) 184 “ra 175 1290 
Entrepreneurs, — | | | | | | 
BR an ac .. 1 176 131 28 335 477 74 158 709 653 206) 186 1044 
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NOMBRE DES CONDAMNATIONS CONDITIONNELLES PRONONCEES 



































— par les tribunaux correctionnels| par les tribunaux de police par les re 
DES du ressort | du ressort du ressort | 
de s Cour d’appel de | des trois de „= — d’appel ‚de FERN I ” la Cour d’appel de en 
PROFESSIONS. 3 ’ | | 2 |. ; #1 .; R 
7 3 * ressorts.| "3 3 5 ressorts.| "= E % ressorts. 
E 8 a | 2 S he) E S je) 
E2} = m | 
Ouvriers charges de | | 
Ss] mettre en a@uvre les | 
5 produits du sol: le fer, 
3| le bois ete. . 1868 324 487) 1779] 1765 462) 864 3091] 2733| 786) 1351) 4870 
5] Ouvriers sans autre de- | 
signation . 627| 852) 245) 1724| 2246 1155 543) 3944| 2873| 2007 788) 5668 
Negociants, boutiquiers, | 
8 agents de change, col- | 
=| porteurs, commis . 6331 208 201) 1042] 1661) 577) 756 2993| 2294 786 956) 4035 
& 1 Mariniers,voituriers, com- | | 
= missionnaires . | 216 110 62 3881 659 117) 313) 1089| 875 227 375 1477 
— | Cabaretiers, restaura- | | | 
teurs, aubergistes ete. | 248| 202) 76 526] 1001) 595 452] 2048| 1249 797 528 2574 
Professions intellectuelles | 
ou liberales .] 213 74 60 347) 436 96 221 7553| 649 170) 281) 1100 
Domestiques attaches à | 
la personne et journa- | 
liers . ...f 497) 173) 3001| 970] 1404 230) 818] 2452) 1901) 403) 1118| 3422 
Gens sans aveu 1 2651 12) 78 3551 1790| 22 6 207] 444 34 8 562 
Sans profession ou pro- | | 
fession inconnue 3289| 257) 305 891] 2259 4551307) 4021| 2588 712) 1612) 4912 
Totaux 75784138 4413 16 129] 18 888 6452 9779| 35 119] 26 466, 10 590, 14 192| 51 248 





N.B. Les femmes marides ou n’exergant aucune profession sont renseigndes d’aprös la profession du mari. 


IV. APPELS DE POLICE CORRECTIONNELLE ET DE POLICE.. — Nombre des sentences confirmatives de jugements de 
condamnation conditionnelle et infirmatives de jugements accordant ou refusant le ben£fice de la condition. — Annde 1894. 











COURS D’APPEL. 
Nombre des arröts 


Tribunaux de premiere instance. 
TOTAUX. 





Nombre des jugements 















































qui confirment, qui infirment des jugements | qui confirment (ui confirment des jugements Tribunaux de 
des — de condamnation des jugements de condamnation Cours d’appel | J„remiöre instance 
e — * o = —— — — —— — — — 
condamnation | & Pewpri · ım condamnation | & [’empri- Arräts | I ts 
RESSORTS. | Conditionnelle —— a Famende eonditionnelle sonnement. J ne ö |_jafirmatifs 3| — 
a a er —— 3 | E 
& dä. 8 Ss. dl | dä, = ä. 3l3 F IE ä 
-1 $ 22 e3l# 23 2 P 2353224 »3 esle 3.28 S|, 
PUBL EL ERS IE EP 
HRBEEREEERE RIES TRESFREHEHFEe EN: 
E 2 \Beta2tg.2u.2l 2 SE FFEIPFEIPIFRIBIFE KAFFEE ALFRIL FR 
- 278 8° 2|- 2° %$ s 3° 82 #23 3% 
| | | 
Bruxelles . . 60 18 51 58 9 9 84 1 58 
Gand .. 58 4b 10 65 2 46 44 15 57 
Liege ... . 40 B6 12 23 2 5 28 1 60 5 8 
Totaux ..| 188 | 149 | 73 | 146 18 | 60 206 je 21 | 200 
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5. Bemerkungen zur beigifchen Statiſtik der bebingten 
Berurtheilungen für die Jahre 1888 bis 1894. 

Um die Beurtheilung bes in den Berichten vor- 

liegenden ſtatiſtiſchen Materials zu erleichtern, ift deſſen 





wejentlicher Inhalt in vier Weberfihten zufammengefaßt 
worden. Dabei find die Ergebnifie für größere Zeit: 
abfchnitte berechnet und, wo es zweckmäßig erſchien, Vers 


' hältnigberechnungen beigefügt worden. 


Ueberfidt 1. 





Nombre de toutes les condamnations, des condamnations conditionnelles et des rechutes. 








A. Tribunaux correetionnels. 
Condamnations . ge ng ande 
Condamnations à l’emprisonnement de six 

mois au maximum . . . . 
Condamnations eonditionnelles . 
Rechutes constatees 


B. Tribunaux de police. 
Condamnations . . 2... 
Condamnations conditionnelles . 
Rechutes constatöes 


C. Total. 
Condamnations . NENNEN dr ups 
Condamnations à l’emprisonnement de six 
mois au maximum . . . .. 
Condamnations conditionnelles . 
Rechutes constatees 


Gegenüber der Beftimmung des Gefeges vom 31. Mai 
1888, wonad) die bedingte Verurtheilung nur Anwendung 
finden darf, wenn die erfannte Strafe ſechs Monate Ge- 
fängniß nicht überfteigt, bringt die Ueberſicht I zumächft die 
Zahl der Fälle zur Darftellung, in denen die Gerichte von 
der bedingten Berurtheilung Gebrauh machen konnten. 
In Betraht kommen bier der Hauptjahe nah nur Die 
tribunaux correetionnels und die tribunaux de police. 

Von den tribunaux correctionnels mwurben in ben 
Jahren 1890 bis 1894 235 351 Berurtheilungen ausge 
ſprochen. Da fih hierunter 209 956 Fälle befanden, bei 
denen die erfannte Strafe jehs Monate Gefängnik nicht 
überftieg, jo ergiebt fih, daß im 89,, %/ aller Fälle die 
Höhe der erfannten Strafe für eine Anwendung der bes 
Dingten Berurtheilung Raum ließ. 

Die Zahl der Verurtheilungen bei ben tribunaux de 
police betrug in dem gleichen Zeitraum 697 795. 

Bon den tribunaux correetionnels und de police 
zulammengenommen find hiernach in den Jahren 1890 
bis 1894 933146 Verurtheilungen ausgeiprocdhen worden. 
In 907751 oder 97,3%, diefer Fälle war die Anwendung 
ber bedingten Berurtheilung zuläffig. Streng genommen 
müßten allerdings noch diejenigen Faͤlle in Abzug gebracht 
werben, in benen bie bedingte Verurtheilung wegen ber 





1894 [1888 bis 1894 


1891 1893 

49 690] 47231 297 138 

43236] 41 986 fehlt 
16 122] 16129 14 955 
1187) 1218 4 567 
136 196] 144 639 920 287 
21 791] 30576) 35 11 109 198 
461 543 1 451 
185 886] 191 87 1 217 425 

fehlt 

190 277] 179 432] 186 625 

37510] 46 698] 5124 184 153 
1648| 1761 6018 


nur 9,0, dagegen im Sahre 1894 27,,, und hat ſich ſonach 
im Laufe von vier Jahren mehr als verdreifacht. 

Die bedingte Berurtheilung ift in den Jahren 1890 
bis 1894 bei den tribunaux correetionnels verhältmniß- 
mäßig häufiger gemwejen, als bei den tribunaux de police. 
Bei den erjteren wurde gegenüber 209 956 Fällen, bei 
denen bie bedingte Berurtheilung Anwendung finden fonnte, 
in 66 259 Fällen auf bedingte Veruriheilung erkannt, bei 
den leßteren treffen auf 697 795 Berurtheilungen nur 
104 699 bedingte Berurtheilungen. Bei den tribunaux 


; eorreetionnels beträgt hiernadh der Prozentſatz der An— 


wendung 31,,, bei ben tribunaux de police nur 15. Das 
gegen war die Zumahme Hinfidhtlic des Umfangs der Ans 
wendung bei den tribunaux de police größer als bei den 
tribunaux correetionnels. Der Prozentia der Anwendung 
ftieg in den Jahren 1890 bis 1894 bei den tribunaux de 
police von 5,, auf 24, bei ben tribunaux correetionnels 
dagegen von 21, auf 38,4. Die Häufigkeit der Anwendung 
ber bedingten Berurtheilung hat ſich alſo bei den tribunaux 
de police beinahe Derfünkfacht, bei den tribunaux cor- 


' rectionnels noch nicht verdoppelt. 


Vorbeftrafungen des Verurtheilten ausgejhloffen war. | 
Hierüber ift jebod aus dem von der belgiichen Regierung | 


veröffentlichten ftatiftiihen Material nichts zu entnehmen. 

Die Ueberficht I läßt weiter erkennen, in weldem Um— 
fange die Gerichte von der bedingten Verurteilung that 
ſächlich Gebrauch gemacht haben. Unter den erwähnten 
907 751 Fällen, in denen die Höhe der erkannten Strafe 
einer bedingten Veruriheilung nicht entgegenftand, befinden 
fih 170958, in denen auf bedingte Verurtheilung erfannt 
wurde. Dies ergiebt einen Prozentfag von 18,4. Der 
Prozentfag der thatfählihen Anwendung ift bisher in an— 
dauernbder Steigerung begriffen. Er betrug im Jahre 1890 





Die Ueberfidht I enthält endlich für die Zeit jeit dem 
Inkrafttreten des Gejeges bis zum Ende des Jahres 1894 
Nachweiſungen über die Zahl derjenigen Rückfälle, welche 
ſich an bedingte Verurtheilungen angeſchloſſen haben. Bei 
den tribunaux correctionnels und de police zufammens 
genommen ergaben fich während des ganzen, ſechs Jahre 
und fieben Monate umfafjenden Zeitabjchnitts feit dem In— 
frafttreten des Geſetzes 6018 Rückfälle. Da in dem gleichen 
Zeitraum in 184153 Fällen auf bedingte Verurtheilung 
erfannt wurde, fo beträgt der Prozentſatz der Rüdfälle nad) 
ben bisherigen Feftftellungen 3,,. Der Prozentſatz ift bei 
ben tribunaux correctionnels bedeutend größer, als bei 
den tribunaux de police. Er beläuft ſich bei erjteren auf 
6,, (4567 Rückfälle auf 74955 bedingte Berurtheilungen), 
bei legteren auf 1,, (1451 Rückfälle auf 109 198 bedingte 
Berurtheilungen). 
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Die Höhe des in dieſer Weile beredineten Prozent 
jages gewährt jedoch fein zutreffendes Bild des Erfolges 
ber bedingten Werurtheilungen. Denn für einen en 





| 


i 


Theil der in dem gedachten Zeitabſchnitt ausgefprodhenen | 


bedingten Berurtheilungen war die Bewährungsfrift, Die 
nad dem Gejege vom 31. Mai 1888 bis auf fünf Jahre 
ausgedehnt werden kann, am Schluffe des Jahres 1894 
jedenfalls noch nicht abgelaufen. 

Werden diefem Theile aud nur die in den Jahren 
1893 und 1894 ausgejprochenen bedingten Verurtheilungen 
zugerechnet, jo ift das Ergebnik, daß die größere Hälfte 
der jeit dem Inkrafttreten des Gejeges erkannten bedingten 
Berurtheilungen ſich Ende 1894 noch in der Schwebe be- 
fand. Es ift hiernach nicht ausgeichloffen, daß bei ber 
weiteren ſtatiſtiſchen Beobadytung der Prozentjag der Rüds 
fälle doppelt jo groß wird, als es nad den bisherigen 
Berehnungen den Anſchein hat. 

Ein ſicheres Urtheil hierüber wäre nur zu gewinnen, 
wenn in der belgifhen Statiftif für die Zahl 

1. der fejtgeftellten Rüdfälle, 
2. der Fälle, in denen die Bemährungsfrift ohne 
Rückfall abgelaufen war, und 
3. ber Fälle, bei weldhen am Ende des Jahres bie 
Bewährungsfrift noch nicht abgelaufen war, 
getrennte Nachmweifungen gegeben würden, woran es zur 
Zeit mangelt. 

Die Zahl ber bedingt Berurtheilten, weldye innerhalb 
der Bewährungsfrift rüdfällig wurden, läßt fid aber über: 
haupt nicht ohne Weiteres zu Schlußfolgerungen hinſichtlich 
des Einflufjes der bedingten Verurtheilung auf die Rüd- 
fälligfeit benußen. 

Insbejondere fann, wie feiner weiteren Ausführung 
bedarf, das Verhältniß diefer Zahl zur Gelammtzahl der 
bedingt Verurtheilten nicht etwa mit dem Verhältniß in 
Beziehung gebradyt werden, meldes ſich für einen bes 
ftimmten früheren Zeitabichnitt aus dem Vergleiche zwiſchen 
der Zahl der vorbejtraften Verurtheilten und derjenigen 
aller Verurtheilten ergiebt. Nach den Grundfäßen einer 
genauen Statiftit wäre es vielmehr erforderlich, die Zahl 
der Rüdfäle für die Perfonen, bei denen eine bedingte 
Berurtheilung nicht ftattgefunden hat, durchaus in derjelben 
Weiſe zu berechnen, wie für die bedingt Verurtheilten. Zu 
dem Behufe müßten aus der Zahl jener Perſonen diejenigen 
ermittelt werben, weldje während des bei den bedingt Ber: 
urtheilten zu Grunde gelegten Zeitabſchnitis erftmals, und 
zwar zu einer ſechs Monate Gefängniß nicht überfteigenden 
Strafe, verurtheilt find, und es wäre dann weiterhin die 
Zahl der Rüdfälle feftzuftellen, welche auf bie jo er: 
mittelten Perſonen innerhalb eines der Bewährungsfriſt 
entiprechenden Zeitraums treffen. Indeſſen würde auch der 
hiermit gewonnene Bergleih der Rüdfälligfeit bedingt ver- 
urtheilter und nicht —— verurtheilter Perſonen immer 
noch nicht geeignet ſein, über ben Einfluß der bedingten 
Verurtheilung auf die Rüdfälligkeit ein zuverläffiges Urtheil 
zu gewähren. Denn die Rüdfälligkeit der nicht bedingt 
Veruriheilten muß troß der für die Dauer der Strafver: 
büßung den Rüdrall beinahe ausſchließenden Wirkung ber 
Freiheitsſtrafen ſchon um deswillen eine bedeutend höhere 
jein, als die Rüdfälligfeit der bedingt Verurtheilten, weil 
die erjtere Kategorie der Beruriheilten naturgemäß bie 
ſchlechteren, die leßtere ce die befjeren Elemente enthält. 

Der Einfluß der bedingten PBerurtheilung auf die 

äufigkeit der Rüdfälle wäre nur dann mit Sicherheit 
eitzuftellen, wenn in ber belgiichen Statiftit für die Er 
vor dem Inkrafttreten des Gejeßes vom 31. Mai 1888 
Erhebungen vorlägen über den Umfang, in welchem die 
erftmalig und zwar zu einer jechs Monate Gejängniß nicht 
überjteigenden Strafe Verurtheilten binnen eines Zeitraums 


N 


von nicht mehr als fünf Jahren rüdfällig wurden, und 
wenn entfprechende Erhebungen nad) dem Erlaf des Ge- 
jeßes vom 31. Mai 1888 fortgejegt worben wären. Hier— 
nad kann aus den Mitteilungen des belgifchen Juftiz- 
uinifteriums über Die Anwendung bes Geſetzes vom 
31. Mai 1888 ein Urtheil darüber nicht gewonnen werden, 
welche Wirkungen die Anwendung des Geſetzes auf den 
Umfang der Rüdfälligfeit ausgeübt hat. 

Dagegen werden die allgemeinen Nachweifungen der 
belgiſchen Kriminalftatiftit hier noch zu berüdjiditigen fein. 
Liegen amtliche Veröffentlihungen hierüber auch nur bis 
zum Sabre 1892 vor, fo kann danad immerhin für einen 
Zeitraum von vier Jahren und fieben Monaten nad) dem 
Inkrafttreten des Gejepes feitgeitellt werden, ob ſich Die 
Wirkungen, welde man fid in Belgien von der Einfüh- 
rung ber bedingten Verurtheilung verſprach, nämlich eine 
Berminderung der allgemeinen Kriminalität, und insbeſondere 
eine Abnahme der Rüdfälligkeit, in den Eriminalftatiftiichen 
Bahlen bereits bemerkbar machen. 


Tabelle 1. 















Sur mille personnes 
de la population du 
royaume oondamnds 





Nombre des condamnes 






























u 
SEE 
Anndes | & Es:2|5 
sa, les | par ie 8,382 
23. —— Tribunaux| Total „eE 52% 
2. —— de police | IR F 33 
2 aaa» | 3 
25 a o 
5% e 
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105 248| 142 639 







































| 
1883 | 92 37299 6,5 | 18,41 244 
1884 | 120) 37 219 | 104175 142214] 6,5 | 18,0 24,5 
1885 | 113) 38 606 | 113 229) 151 6,5 | 19,4 26,0 
1886 |184| 39 976 | 118040 158 6,3 | 20,0) 26,8 
1887 | 127] 39 aa | 117414 157 537] 6,7 | 19,7 26,4 
1888 | 130) 40 273 | 138 808 179011] 6, 23,0, 29,7 
1889 | 127) 40 753 | 139 959 180 839] 6,7 | 23,0 29,7 
1890 | 97! 40 275 | 134 284 174656] 6, 22,1, 284 
1891 | 113| 43 660 | 146 795) 190 568| 7,. | 23,9 31,1 
1892 | 183] 49 731 | 132 662) 182576] 8,1 | 21,4 29,5 
1883/87 | 127! 38 759 | 111 622, 150508] 6, 19,0 25,7 
1888/92] 130) 42 238 | 138462) 181 530] 7,1 | 22,8/ 29,5 
Tabelle 2. 
Sur 100.000 personnes de 
Recidives en matiere la population du royaume 
Auabis recidives en matiere 





| 
| 
eriminelle |eorrectionelle | eriminelle 





correctionelle 












1883 


1884 76 2003 34,6 
1885 57 2078 1 35,4 
1886 713 2034 1 34,4 
1887 14 | 2149 ia 36,0 
1888 13 2370 la | 8 
1889 74 1897 ia 31, 
1890 49 2313 0,8 38,1 
1891 67 2541 ti 4 
1892 105 3186 4 Blu 
1883/87 | 65 1992 13 34, 
1888/92 | 73, 2481 * 40,5 
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Die vorftehenden Tabellen find auf Grund der Nach— 
weifungen aufgeftellt, welche in dem vom Königlich belgifchen 
Winifterium bes Innern jährlich herausgegebenen Annuaire 
statistique de la Belgique enthalten find.*) Inden Ueberſichten 
werben für bie legten 10 Jahre, auf welche ſich die friminal- 
Hatiftischen Veröffentlihungen beziehen, die Zahlen der Ver: 
urtheilten, mit Unterfheibung der verfchiedenen Arten ber 
Gerichte, und die Zahlen ber —— mit Unterſchei⸗ 
dung bes Rückfalls en matière criminelle und en matieère 
eorrectionelle, zur Darftellung gebracht. Um dieBeurtheilung 
der abfoluten Zahlen zu erleichtern, find auf Grunb ber 
gleichfalls dem erwähnten Annuaire statistique entnommenen 


Die vom Königli iſchen Juſtizminiſterium heraus- 
EP Publikation: —— — de — de la 
jwstice eriminelle et civil de la Belgique“ ift zulegt für die Jahre 
1891 bis 1885 erſchienen und wird anfcheinend nicht fortgefegt. 


Angaben über bie Höhe ber in ben einzelnen Jahren orisanweſen⸗ 
ben Bevölterung Belgiens Verhälmißzahlen berechnet worden. 

Bon ben. htigten zehn Jahren fallen die erften 
fünf in die Seit vor, die legten fünf Jahre, mit Ausnahme 
ber erjten fünf Monate (1. Januar bis 31. Mai 1888) in 
bie Zeit nad Einführung der bedingten Werurtheilung. 
Die Tabellen ergeben für das zweite Jahrfünft ſowohl 
abjolut als relativ eine erhebliche au me der Ver— 
uriheilten wie aud) ber Rüdfälligen. Ob diefe Zunahme 
mit ber Einführung der bedingten Verurtheilung oder mit 
anderen Urſachen zujammenhängt, entzieht fih der Beurs 
theilung. Nur joviel wird mit einiger Sicherheit angenoms 
men werben können, daß ber von der bedingten Berurtheis 
lung erhoffte günftige Einfluß auf die Kriminalität und 
auf den Umfang der Rüdfälligkeit bis zum Ende bes 
Jahres 1892 noch nicht eingetreten war. 


Ueberficht IL. 












1. Crimes 
2. Delits PL i 
a) vol qualifi& (crime) oo. 
b) vol et detournement (delit). 
e) calomnie et diffamation (délit) 
d) eoups et blessures volontaires 
KOBEEN. . 30.» 66 
e) röbellion et outrage (delit) . 
f) le reste des crimes et des delits 
3, Contraventions et infraetions aux lois 
speciales et röglements génoraux 


Totaux 


Aus der Weberficht IT erhellt, bei welchen Arten ber 
firafbaren Handlungen die bedingte Verurtheilung vorzugs= 
weile zur Anwendung gelangte. Legt man ben ganzen, 
jeit dem Inkrafttreten des Geſetzes abgelaufenen Zeitraum 
von ſechs Jahren fieben Monaten zu Grunde, jo trifft faft 
die Hälfte der Anmendungsfäle auf erimes oder dälits, 
nur wenig über die Hälfte auf contraventions und infractions. 
Doch Hat ſich Pr —— ul der Fra 
immer mehr n ber ganz geringfügigen Strafs 
thaten — Während 1888189 auf die erimes und 
delits faft doppelt jo viel bebingte Verurtheilungen fielen, 
ald auf die contraventions und infractions, unb erjtere 
auch noch bis 1892 die höheren Zahlen aufwieſen, treten 
von 1893 ab bie contraventions und infractions immer 
mehr in den Vordergrund. Die Anwendung ber bedingten 


106872] 42601 - 23,% 
8658 - 470, 
18656 - 10,% 
29 787| 94906 - 51,5% 





184 153 ou 100 % 


Verurtheilung bei den crimes ſcheint ihren Höhepunft 
bereit8 erreicht zu haben. Wenigftens bleiben die Zahlen 
für 1893 und 1894 Hinter der Zahl für 1892 zurüd. Die 
Anwendung bei ben delits ift Dagegen nod in einer, wenn 
aud) geringfügigen Steigerung begriffen. 

Was die einzelnen Deliktsarten anbetrifft, jo find in 
der Ueberſicht Il nur die der Häufigkeit nad widhtigiten 
berüdfihtigt. Den verhälmigmäßig größten Untheil zeigen 
die conps et blessures volontaires (23,, Prozent). Auch 
nimmt die Anwendung bei dieſer Deliktsart jietig zu. 
Seltener ift die Anwendung bei vol und detournement 
8,5 Prozent) gewejen. Die gab ber Anwendungsfälle ift 
ier überdies im Jahre 1893 bedeutend zurüdgegangen 
2605 gegen 3276 im Jahre 1892) und hat im Jahre 
1894 (3115) die frühere Höhe noch nicht wieder erreicht. 


Ueberfidt II. 


Nombre des condamnations conditionnelles & l’emprisonnement et ü l’amende. 









Anndes 


Tribunaux 
de police 


Tribunaux 
eorrectionnels 


1890 
1891 
1892 
1893 
1894 


1890— 1894 


Ultenftüde zu ben Berbandlungen des Reichätages 1895/96, 


Nombre des condamnations conditionnelles 


ä l’emprisonnement 


Total 






ä l’amende 


Tribunaux 
de police 









Tribunaux Total 


correctionnels 




















4639 6273 10 912 
6450 10 734 17184 
9574 21 522 31096 
10.686 30438 | 41104 
10015 | 34 944 44959 
8 269 | 20 782 | 29051 
24,200 | 60,3 °0 | 85,0 9 
128 
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urtheilung immer häufiger bei ben tribunaux de police 
Anwendung gefunden Hat. Denn aud wenn man Die 
tribanaux de police für ſich allein ins Auge faßt, ergiebt 
ſich, daß bei ihnen ebenjo wie bei ben tribunaux cor- 
rectionnels die verhältnigmäßige Häufigkeit der bedingten 
Verurtheilungen für die Freiheitsſtrafen gefallen, für die 
Geldſtrafen gejtiegen ift. Dies geht aus folgender Zus 
fammenjtellung hervor. 
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Ueberſicht IV. 
Nombre des condamnations conditionnelles dans les difförents arrondissements. 





Arrondissements 


































Bruxelles 
Louvain 
Nivelles 
Anvers 
Malines 
Turnhout 
Mons 
Charleroi 
Tournai 


Gand 
Audenaerde 
Termonde 


Neufchäteau 
Namur 
Dinant 









6 356 
3810 
4143 


10 252 
5527 
5414 


21198 | 


J 


Bruxelles 
Ressort de? Gand 
Liöge 


Le Royaume 


19 254 
9177 
9079 





Die Ueberficht IV bringt zur Darftellung, inwieweit 
—— der Häufigkeit des Gebrauchs der bedingten 
erurtheilung Verſchiedenheiten zwiſchen den einzelnen Be— 
zirlen Belgiens hervorgetreten ſind. Zu dieſem Zweck iſt die 
Zahl der in den einzelnen Arrondiſſements und in den Bezirken 


Nombre des condamnations conditionnelles 
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1890 98,4 
1894 99,5 
Nombre | 
des con- ou 
damnations & 
Pemprisonne- p- 
ment de six | 
o 
=] 
1893 1890— 1894 
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6 597 | 

































17 137 11, 

2454 2320 39,4 
868 1470 3481 16490 | 21, 
3594 4790| 13938) 89015 | 1547 
894 987 3287 13038 | 25,2 
1.050 981 3602| 22938 | 15, 
3125 3089| 10451 4815| 25,0 
3881 4018 13288 | 59708 | 22,3 
96 1074 3840 18594 | 20,7 
2095 2711 8123| 75219 | 10,5 
1277 1196 4851 12208 | 39,5 
2014 1638 7319| 24341 | 30, 
1460 1744 5812| 32989 | 17,6 
1643 1965 1727| 239817) 25,0 
657 429 2148 6605 | 395 
860 3130| 11389 | 27,5, 
3.056 11210| 81477) 188 
1230 1 466 4200 16101 | 26,1 
1180 1174 4307 | 23526 | 18,8 
939 374 | 10150 | 36,9 
991 4383 13890 | 31,6 
1220 3439 13679 | Bu 
771 2210 8343 | 26,5 
780 2271 8924 | 24 
1428 5166 28482 | 18, 
1 666 28,1 
23431 | 26466 492239 | 174 
10.006 10590 | 39110 | 192568 | 20,5 
13 261 14192 | 46089 | 222944 | 20, 
46 698 | 51248 | 170958 | 907 751 | 18,8 


ber drei Appellhöfe während der Jahre 1890 bis 1894 aus— 
geſprochenen bedingten Berurtheilungen erſichtlich gemacht. 
Ferner ift Die —e der in dieſen fünf Jahren 
erfannten bedingten Verurtheilungen mit der Zahl der Fälle 
in Bergleidy gejtellt, in denen auf eine jehs Monate Ge— 





fängniß nicht überfteigende Strafe erfannt wurde, und bas 
nad — Prozentſatz der Anwendung für die einzelnen 
i net. 


ech 

Unter den Bezirken der drei Appellhöfe, Brüſſel, Gent 
und Lüttich treten erhebliche Berjchiedenheiten nicht hervor. 
Der Prozentfag der Anwendung bewegt fich zwiſchen 17,4 %/0 
(Brüffel) und 20, %/, (Lüttich), entfernt ſich aljo nirgends 
m erheblicher Weife von dem 18,; %, betragenden Durdh- 
ihnitte. Bedeutender find die Berjciedenheiten zwiſchen 
den einzelnen Arrondiljements. Während der Prozentjag 
fih in einigen Bezirken faum über 10%, erhebt, fteigt er 
in anderen bis nahe an 40 %. Sehr große Verjchieden- 
heiten zeigen ſich mehrfach gerade bei benadybarten Be— 
zirlen. So ift die bedingte Beruriheilung am jeltenften in 
Bent (10,4%), am häufigſten in dem benachbarten Bezirke 
Audenaerde (39,7 9/0) zur Anwendung gelommen. fyerner bes 
trägt der Prozentjag der Anwendung in Brüffel nur 11,,, 
in dem gleidy daneben gelegenen Bezirfe Lömen 39,,. 
Auffallend iſt die Erſcheinung, daß in den vier größten 
Bezirken, nämlich in den Arrondijfements von Brüfjel, 
Antwerpen, Gent und Lüttich die Anwendung am geringften ift 
(11,6, 15,7, 10,; und 13,; %o), während die Heinen Bezirke 
fi im Allgemeinen durch hohe Prozentjäge auszeichnen, 

Diefe Verſchiedenheiten dürften weniger mit der Neu— 
beit der Einrichtung und der nicht überall gleihen Schnelligs 
feit ihrer Einbürgerung, als mit bejonderen örtlichen Ver: 
hälmiffen im Zufammenhang ftehen. Denn die Unterfchiede 
ideinen ſich im Laufe der Jahre nicht nur nicht auszu— 
gleihen, fondern eher noch zu verftärten. 

B et man ben Prozentjag der Anwendung für 
das legte Jahr (1894) allein, jo ergiebt ſich, dab auch hier 
die bedingte Verurtheilung in Gent am jeltenjten (16,0 %/o), 
in Aubenaerbe am häufigften (55,; 9) Anwendung fand. 
Bährend aber der Unterichied zwiſchen dem höchſten und 
niedrigften Prozentſatze im Seitabichnitt 1890/94 nur 
28,, beträgt, fteigt er im Jahre 1894 auf 39,,. 





U. Frankreich. 


1. Loi du 26 mars 1891 sur V’att6nuation et 
V’aggravation des peines”). 

Art. 1%. — En cas de condamnation & l’emprisonne- 
ment ou ä l’amende, si l’inculp& n’a pas subi de con 
damnation anterienre à la prison pour crime et delit de 
droit commun, les cours ou tribunaux peuvent ordonner, 
par le möme jugement et par decision motivee, qu'il sera 
sursis & l’ex&cution de la peine. 

Si, pendant le delai de eing ans & dater du jugement 
on de l’arröt, le condamn& n’a encouru aucune poursuite 
suivie de condamnation & l’emprisonnement ou ä une 
peine plus grave pour crime ou delit de droit commun, 
la condamnation sera comme non avenue. 

Dans le cas contraire, la premiere peine sera d'abord 
exdeutde sans qu’elle puisse se confondre avec la seconde. 

Art. 2. — La suspension de la peine ne comprend 
pas le payement des frais du procds et des dommages- 
intöröts. 

Elle ne comprend pas non plus les peines accessoires 
et les incapacites rösultant de la condamnation, 

Toutefois, ces peines accessoires et ces incapacites 
eesseront d’avoir effet du jour oü, par application des 
dispositions de l’artiele précédent, la condamnation aura 
t6 röputee non avenue. 

Art. 3. — Le prösident de la cour ou du tribunal 
doit, apr&s avoir prononeé la suspension, avertir le con- 
damnd qu’en cas de nouvelles condamnations dans les 


*) Joumal offciel No. 85. 


eonditions de l’article 1”, la premidre peine sera ex&cutde 
sans confusion possible avec la seconde et que les peines 
de la reeidive seront encourues dans les termes des ar- 
tieles 57 et 58 du code penal. 

Art, 4. — La condamnation est inscrite au casier 
jadiciaire, mais avec la mention expresse de la suspension 
accordee. 

Si aucune poursuite suivie de condamnation dans 
les termes de l’article 1”, pa he 2, n’est intervenue 
dans le delai de cing ans, elle ne doit plus ätre inserite 
dans les extraits delivres aux parties. 

Art. 5. — Les articles 57 et 58 du code penal sont 
modifiös comme suit: 

„Art. 57. — Quieonque, ayant été condamne pour 
erime à une peine superieure à une annde d’emprisonne- 
ment, aura, dans un delai de cing aundes aprös l’expi- 
ration de cette peine ou sa prescription, eommis un delit 
on un crime qui devra ötre puni de la peine de l’em- 
prisonnement, sera condamnd au maximum de la peine 
ee par la loi, et cette peine pourra ötre élevée jusqu’au 

ouble. 

„Döfense pourra ötre faite, en outre, au condamne 
de paraitre, pendant cing ans au moins et dix au plus, 
dans les lieux dont l’interdietion lui sera significe par 
le Gouvernement avant sa liböration, 

„Art. 58. — Il en sera de mä&me pour les con- 
damnes ä un emprisonnement de plus d’une annde ponr 
delit qui, dans le m&me delai, seraient reconnus conpables 
du mäöme delit ou d’un crime devant ätre puni de l’em- 
prisonnement, 

„Ceux qui, ayant été anterieurement condamnds à 
une peine d’emprisonnement de moindre durde, commet- 
traient le même delit dans les m&mes conditions de 
temps seront condamnds ä une peine d’emprisonnement 
qui ne pourra ötre införieure au double de celle prec&dem- 
ment prononcee, sans toutefois qu'elle puisse depasser 
le double da maximum de la peine encourue. 

„Les delits de vol, escroquerie et abus de confiance 
seront consideres comme &tant, au point de vue de la 
reeidive, un mäme delit. 

„I en sera de möme des delits de vagabondage et 
de mendicite*. 

Art. 6. — La presente loi est applicable aux colo- 
nies ou le code pénal metropolitain a &t& declar& exdeu- 
toire en vertu de la loi du 8 janvier 1877. 

Des decrets statueront sur l’application qui pourra 
en ötre faite aux autres colonies. 

Art. 7. — La presente loi n’est applicable aux con- 
damnations prononcees par les tribunaux militaires qu’en 
ce qui concerne les modifications apportées par l’artiele 5 
ci-dessus aux articles 57 et 58 du code p@nal, 

La presente loi, deliberde et adoptde par le Senat 
et par la Chambre des döputes, sera executde comme 
loi de l’Etat. 


2. Rapport du 26 aoüt 1892.*) 

Present au garde des sceaux, sur lapplication de la 
loi du 26 mars 1891, par le conseiller d’Etat, directeur 
des affaires criminelles et des grüces au ministere de la 
Justice et des cultes. 

Monsieur le garde des sceaux, 

Depuis longtemps le Gouvernement et les Chambres, 
en pr&sence de l’augmentation persistante de la reeidive, 
ont recherch& les moyens d’en arröter le developpement. 

Dis 1875, après la grande enquöte parlementaire 
sur le rögime p6nitentiaire, une loi du 5 juin a preserit 
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V'emprisonnement individuel pour les accuses, les pr&venus 
et les condamnds à une peine d’une durde maxima d'un 
an; mais l’appropriation des prisons au r&gime cellulaire 
devait entrainer des d&penses si considerables qu’un grand 
nombre de conseils generaux refusörent de voter les sub- 
sides n&cessaires, et aujourd’hui, après dix-sept années, 
on ne compte qu’une vingtaine de maisons d’arröt qui 
sient ét reconnues comme &tablissements affectes a l’em- 
prisonnement individuel. De telle sorte que sice mode 
d’execution de la peine doit avoir pour effet de diminuer 
la reeidive, cet heureux r&sultat n’a pu encore se pro- 
duire d’une maniöre sensible. Un projet de loi, adopts 
par le Senat et ayant pour objet la reforme des prisons 
pour les courtes peines, est actuellement soumis & la 
Chambre des députés, et il y a lien d’esp6rer que le 
systöme prövu par la loi du 5 juin 1875 entrera bientöt, 
et sur tout le territoire, dans la période —— et 
pourra produire les bienfaits qu’on en attend, 

La loi du 14 aoüt 1885 sur la liberation eonditionelle 
et la rehabilitation a &t& inspirdee par la möme pensde; 
mais la premiere de ces mesures n’a pas été trös largement 
appliguee, sans doute parce qu’il a sembl& necessaire de 
l’entourer de toutes les garanties: amendement certain 
du condamnd, ressources suflisantes, travail assurd, etc. 
Du 14 aoüt 1885 au ler janvier 1890 la faveur de la 
liberation conditionnelle n’a été accordee qu’a 3,776 
detenus, 

Quant ä la rehabilitation, elle a été sollicitee de 
jour en jour par un plus grand nombre de liböres; mais, 
en &gard au chiffre annuel des condamnations eriminelles 
et correctionnelles, · la proportion est encore bien faible, 
car elle ne döpasse pas 12 sur 1000. 

Aussi, malgrö la loi du 27 mai 1885 sur la rel6- 
gation, qui a debarrass& la meötropole de plusieurs milliers 
de repris de justice (4340 à la fin de l’annde 1890), 
la recidive a contina6 sa marche ascendante: de 69 809 
en 1875, annde de la premiöre loi pr&ventive, le nombre 








des accuses et prövenus en r&cidive, condamnds de 
nouveau par la justice s’est @lev6, par une progression 
ininterrompue, jusqu’& 98 159 en 1889, soit en quinze 
annees un accroissement de 40 p. 100. 

Enfin, comme ce deplorable &tat de choses doit ätre, 
en grande partie, attribu& & la promiscuit6 qui rögne 
dans les maisons d’arröt et que, d’autre part, l’inappli- 
cation de la loi du 5 juin 1875 ne permet pas de remedier 
au mal, il importait d’epargner le sejour de la prison au 
moins aux delinquants primaires, et le 26 mars 1891, 
sur linitiative de M. le sönateur Börenger, le Parlement 
a vot6 une loi qui donne aux cours ou tribunaux, en 
cas de condamnation à l’emprisonnement ou & l’amende, 
la faculté d’ordonner qu’il sera sursis à l’ex6cution de 
la peine si l'inculpe n’a pas d'antécédents judiciaires ou 
s’il n’a precödemment encouru qu'une peine p&cuniaire; 
cette loi dispose, en outre, que si, pendant le delai de 
cing ans & dater du jugement ou de l’arröt qui accorde 
le sursis, le condamnd n’encourt aucune condamnation & 
l’emprisonnement ou & une peine plus grave pour crime 
ou delit de droit commun, la premiöre condamnation est 
comme non avenue; dans le cas contraire, le premier 
jugement reprend son effet et la peine qu'il prononce est 
d’abord ex&cutse, sans qu’elle puisse se confondre avec 
la seconde, 

Les cadres de la statistique eriminelle pour 1891 
eontiennent des tableaux sp6ciaux destines à presenter 
les rösultats de l’application de la loi du 26 mars 1891, 
et je ne crois pas devoir attendre la publication du 
eompte gendral pour mettre sous vos yeux ces Con- 


statations. 
Cours d’assises. 

Du 26 mars an 31. decembre 1891, les 86 cours 
d’assises de France ont ordonne, le sursis à l’exdeution 
des peines d’emprisonnement prononcdes contre 39 accusds 
qui avaient étéô declar&s coupables des erimes ou delits 
ci-aprös: 





NATURE DES CRIMES ET DELITS [Toraı 


Abus de confane . . - 
Armes prohiböes (Port d'). i 
Attentat à la pudeur sans violences 





Avortement . — 

Banqueroute simple . . . 

Coups et blessures (delits) . 

Coups et blessures (erimes) . - . » 

Coups ayant entraine la mort sans in- 
tention de la donner . 

Fausse monnaie ötrangdre 

Faux eu Erciture privee. 

Viol sur adulte a lin, dal te 

Vol avec escalade, effraction ou fausse clef 

Vol la nuit dans une maison habitee 

Vol par domestique . P 

Vol simple . —JF 


HD m Do OO m 


II.llı! 





(Emission "de) 


[0 2 Sog ee So) 





Totaux . 


Rapproch® du nombre des aceuses non recidivistes 
condamnes & l’emprisonnement pendant les neuf derniers 
mois de 1891, ce chiffre de 39 applications de l’artiele 
1° de la loi donne une proportion de 50 sursis pour 
1 000 eondamnations. 






DUREE DE L’EMPRISONNEMENT PRONONCE 
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Tribunaux correctionnels. 

Le benefice de la loi du 26 mars 1891 a &t& accord& par 
les 359 tribunaux correetionnels deFrance & 11 768 pr&venus 
condamnds: 7362 à l’emprisonnement et 4 406 à l’amende. 
Le tableau suivant indique, par sexe de pr&övenus, la durde 
de l’emprisonnement prononc& et la quotit& de l’amende: 


— —— —— —— — — 
















DUREE 
DE L'EMPRISONNEMENT 


HOMMES | FEMMES | TOTAL 









Moins de 6 jours . 





6 jours ä 1 mois inclus . 4 256 
1 & 2 mois inclus . 1334 
3& 6 mois inclus . 540 
6 mois ä 1 an inclus 109 
Plus d’un an . 9 
Totaux 5884 | 1478 | 





7362 | 


201 prevenus ont &t& repris et condamnes de nou- 
veau dans le cours de l’annde 1891; c’est 17 sursis re- 
voqués pour 1,000 sursis accordes. 

Si l’on rapproche le nombre des sursis de celui des 
condamnations prononetes pendant les neuf derniers mois 
de l’annde, on obtient les proportions de 75 sursis pour 
1000 condamnations & l’emprisonnement (7362 sur 
97245) et de 67 sursis sur 1000 condamnations & 
l’amende (4406 sur 65 337).!) 

Mais il est &vident que ces chiffres, pris isol&ment, 
n’ont qu’une valeur relative. Pour leur donner leur 
veritable signification, il faudrait mettre en paralläle les 
condamnations susceptibles de sursis, c’est-A-dire connaitre 
le nombre des delinquants primaires ou des prevenus 
qui n’ont &t& anterieurement frapp&s que d’une peine 
p6enniaire. Une pareille étude ne reg etre utilement 
faite que lorsque l’ex&cution de la loi du 26 mars 1891 
aura été poursuivie pendant une annöe entiöre; les com- 
paraisons avec les ötats annuels de la justice criminelle 
et des recidives correetionnelles seront alors faciles et süres. 

Toutefois, s’il n’est pas possible d’arriver d&s aujour- 
d’hui & des conclusions fermes et precises, il est du 
moins permis, en adoptant, pour les calculs, les pro- 

rtions anterieures, peu variables d’ailleurs d’une annde 

l’autre, de rechercher, à l’aide des renseignements déjà 
recueillis, dans quelle mesur la loi a été appliquee par 
la juridietion correetionnelle, 

Ainsi, d’apres le d&pouillement des comptes criminels 
de 1891, les tribunaux ont prononc& 129 660 condam- 
nations à l’emprisonnement et 87 118 condamnations & 
l’amende, soit ensemble: 216 778. Ce chiffre, reduit aux 
trois quarts, pour correspondre aux neuf mois d’applica- 
tions de la loi, donne 162 582. Si l’on defalque de ce 
total les condamnations conceruant les prövenus frappes 


1) Une loi du 81 mai 1888 a introduit dans le systöme penal 
de la Belgique la condamnation conditionnelle. Il rösulte de l’annuaire 
statistique de ce pays que, pendant l’aunde 1889, les tribunaux cor- 
rectionnels ont prononc# 24 053 condamnations A l’emprisonnement, 
dont 3 020 eonditionnellement, soit 125 sursis pour 1 000 condamna- 
tions, et 16856 condamnations & l’amende, dont 3820 conditionnellement, 
soit 208 sursis pour 1000 eondamnations. Ces proportions, sensible- 
ment plus dlerdes que telles de la France, sembleraient indiquer que 
le prineipe du sursis a dtd, au debut, plus farorablement accueilli 
chez nos voisins que chez nous, d’autant plus que la loi beige ne 
permet le sursis qu’aree une condamnation & six mois au plus d’em- 
prisonnement prononcde contre un prörenu n’ayant encouru aucune 
eondammation pour crime ou delit queleonque, tandis que la loi 
frangaise ne tient pas compte des condamnations antdrieures à Tamende 
et autorise le sursis, quelle que soit la durde de la peine d’empri- 
sonnement prnnonrde. 





fi 


QUOTITE 
DE L’AMENDE 


HOMMES 


Moins de 16 fr. 
16 a 25 fr . 
26 à 100 fr. 
101 & 500 fr 
501 & 1000 fr. 
Plus de 1000 fr 





Totaux . 








anterienrement de l’emprisonnement ou d’une peine plus 
grave pour crime ou delit de droit commun, au nombre 
de 54,064, on obtient 108 518 condamnations auxquelles 
le sursis pouvait s’appliguer. Il a &t& dit plus haut 
que le tribunaux avaient ordonné ce sursis dans 11 768 
cas; c’est done, pour tout la France, 108 sursis pour 
1000 condamnations; le tableau suivant indique pour 
chaque ressort si la proportion obtenue s’&carte ou se 
rapproche de cette moyenne gändrale. 


eng 












NOMBRE SURSIS 


RESSORTS 




















| 
3 

Rouen 4170 636 152 
Angers ! 2055 307 149 
Paris . ' 16293 2 346 143 
Orleans \ 2586 355 137 
Douai . | 7245 897 123 
Nancy 4431 645 122 
Agen | 2008 234 116 
Amiens | 4062 | 450 110 
Toulouse . | 3 597 394 109 

Moyenne generale | ee N: 108 
Limogee . . » .! 312 333 106 
Grenoble . 1.2244 237 105 
Dioo -. . » . »| 2166 221 102 
Pau. — 2883 295 98 
Besancon . 3480 315 | 90 
Bourges 1 863 161 | 86 
Nimes . 3237 279 86 
Poitiers 3045 262 86 
Lyon . . 4 686 381 81 
Bordeaux . 5637 448 79 
Montpellier 5 562 366 65 
Chambery . 1 662 105 63 
Ar; — 8.063 267 44 
Riom . 4137 149 36 
Bastia . 2295 Bl | 22 
Toute la France 108 518 11 778 108 

| | 
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Il serait, sans aucun doute, trös interessant de con- 
naitre les delits dont avaient éêté reconnus coupables les 


| 


prevenus qui ont beneficit de la loi et de comparer s6- | 
par&ment, pour l’emprisonnement et pour l’amende, le 
nombre des sursis ä celui des condamnations; mais ces 


renseignements ne pourront ôtre exaclement fournis 
qu’apr&s le complet d&pouillement des eomptes et &tats de 
1891. Neanmoins on peut dös & präsent affrmer, d’une 
part, que la loi du 26 mars 1891 est appliqude en toute 
matiöre et que, d’autre part, la proportion des sursis 
est d’environ 140 pour 1000 condamnations ä l’empri- 


sonnement susceptibles du sursis et 70 pour 1000 con- 


damnations à l’amende. 


Tels sont, monsieur le garde des sceaux, les rösultats | 


que presente la statistique sur l’application de la loi du 
26 mars 1891 pendant les trois derniers trimestres 
de l’annde, 

Cette loi a cr&6 une innovation importante en 
donnant aux cours et tribunaux le pouvoir d’user 
d’indulgence envers „’homme que la justice n’a pas en- 
core atteint et done la moralit& est restee, malgré sa 
faute, assez intacte pour que la société n’ait rien ä re- 
douter de sa liberte.* pport au Senat.) Elle est 
entröe, des les debut, dans le mours judiciaires et tout 
fait esperer qu’aprös plusieurs anndes d’application, nos 
comptes generaux de la justice criminelle mettront en 
relief ses avantages et dämontreront qu’elle a atteint son 
but: la diminution de la reeidive. 

Je vous prie, monsieur le garde des sceaux, d'agréer 
’hommage de mes sentiments respectueux. 


Le conseiller d’Etat, 
directeur des affaires criminelles et de gräces, 
M. DUMAS. 





i 


3. Rapport du 13 octobre 189 *) 
Prösente au garde des sceaux, ministre de la justice. 


Monsieur le garde des sceaux, 

De toutes les mesures prises dans ces derniöres 
anndes pour combattre la recidive, la loi du 26 mars 
1891 est peut-ötre celle qui a &t& accueillie avec le plus 
de favenr par l’opinion publique. Sans doute, c'est 
seulement à l’expiration du delai de einq ans qu’elle aura 
atteint la plönitude de son eflicacitö au profit des indi- 
vidus & qui elle a été appliquse; mais, dös maintenant, 
les esprits soueieux des questions p£nitentiaires, toujours 
à l’ordre du jours, se pr&occupent de savoir si son effet 
comminatoire empäche de r&cidiver un nombre plus ou 
moins considörable de delinquants primaires. Aussi, en 
1892, a-t-il paru ndcessaire de constater, avant möme 


‚ la publication da compte eriminel, les resultats que 


| 


l’application de la loi du 26 mars 1891 avait produits 
du ler avril au 31d&cembre 1891. J’ai pens& qu’il convenait 
de procöder de mäme pour les anndes 1892 et 1893. En 
reunissant ces deux donndes successives, on embrasse 
une p6riode de trente-trois mois durant laquelle ont pu 
avoir lieu les reeidives des benefieiaires du sursis legal. 

Les magistrats ont fait, en 1892, un usage plus 
étendu qu’en 1891 de la faculté que la loi leur donne, 
Les cours d’assises, en 1891, n’en avaient usé que 39 
fois; si l’annde eüt &t& complete, on peut eonjecturer que 
ce chiffre eüt été superieur d’un cart, c’est-ä-dire egal 
ä 48 environ. Or, en 1892, il s’est élevé & 61; mais, 
en 1893, il est descendu à 36, comme le montre le tableau 
ei-joint: 


) Jousmal offciel No. 279. 





NATURE DES CRIMES ET DELITS 
(1892) 


Abus de confiance . . . . 
Attentat à la pudeur avec 
violenees . 
Attentat & la 
violences . Er 
Avortementt . . .. .» 
Banqueroute simple . . . 
Coups et blessures (delits) 
Coups et blessures (crimes) . 
Coups ayant entrains la mort 
sans intention de la donner 
Faux en &criture de commerce 
Faux en &critare privee 
Incendie de r&coltes. . . 
Outrage public à la pudeur . 
Soustraction de valeurs par un 
employ& des postes . 
Suppression d’enfant . . 
Viol sur adulte . . .». 
Vol avec escalade, effraction, 
fausses clefs . —— 
Vol la nuit dans une maison 
habitee —— dee ne 
Vol par domestique . 
Vol simple . 


pudeur sans 





Totaux . 





DUREE DE L’EMPRISONNEMENT PRONONCE 


l 1} 
4 mois. | 5 mois, | 6 mois. | 8 mois. | 10 mois.| I an. Iıs mois. | 2 ans. 3ans.| 4 ans. 
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NATURE DES CRIMES RT DELITS — DUREE 3 DE LIEMPRISONNBMENT PRONONCE | 
(1893) [= 28 mois. 50. |6 6 mois. | lan. 15 mois. | 18 meis, 2 ans. | 3 ans. | 4ans, | 5 ans. 
Attentat & la pudenr avec violences . 9 1 = 1 2 — — 1 ı!2]| — 1 
Avortement . . Br RE 4 = | — 3 — — 1 — — — — 
Bangueronte . . 2 — — —2—— I|-'1| — 
Coups et blessures (delits) 4 — — u HR = = ae —— 
Fausse monnaie &trangöre (Emissionde) 1 — — — — — — 1 — Bd 
Faux en &criture privöe . . 6 — — 1 — ii - 31 — -|1 
Extorsion de signature 1 _ _ — — — = 1. el 
Viol sur adulte . - 1 — | _ — | -  l—- | — ıı — — — 
Vol avec escalade, effraetion ou fausses 
dlefs. . ee a IBAN: ZREIE. Wa EL = De RE 
Vol par domistique 5 — 112 — — 11111 — — 
Soustraction de valeur par employe | | | | | 
des posten . 1 le es else 
2 36 weg WERBRRIEZIRIE 
Il est à remarquer que, parmi les chiffres partiels Les tribunaux correetionnels avaient, en 1891, appli- 


qui composent le total de 61 sursis accord&s par les | qué la loi & 11 766 prövenus condamnds: 7362 & 
eours d’assises en 1892, Fun des deux plus forts est l'emprisonnement et 4 406 a l’amende. En augmentant 
relatif aux vols avec escalade, effraction et fausses clefs. | ce chiffre d’un quart, on obtient pour l’annee entiöre le 
L’annde préeédente, trois condamnations seulement pour | le nombre de 14 707. En 1892, nous arrivons à 17 849 
erimes de cette nature avaient para devoir böndfieier | sursis correetionnels et, en 1893 & 20404. En voici le 
d’un sursis. detail: 













DUREE DE L’EMPRISONNEMENT 











Moins de 6 jours j 1 269 385 1 884 
6 jours à 1 mois inclus . 4 827 1722 1728 
1 & 3 mois inclus . 1637 322 1917 
3& 6 mois inclus . 613 95 608 






6 mois & un an inelus 
Plus d’un an. 








— 28 
Totaux . 
















QUOTITE DE L’AMENDE 





Moins de 16 fr . 


16 à 25Äfr . 
26 à 100fr . 
101 a 500fr .. 
501 & 1000 fr . 


Plus de 1000 fr. 









Totaux . 6 943 
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En 1891, il n’avait été possible de caleuler qu’avec | a été de 110 pour 1000. En 1893, elle a été de 127 
une certaine approximation le chiffre des condamnations | pour 1000. La progression, on le voit, est röguliöre 
susceptibles de sursis pour les trois quarts de l’annde. | en ce qui concerne les tribunaux correctionnels; on a vu, 
Il s’elevait & 108518. La proportion des sursis pro- | au contraire, qu’il y avait eu diminution des sursis 
nonc&s 6tait, par suite, de 108 sursis pour 1000 con- | accord&s par les cours d’assises en 1893. 
damnations de ce genre. En 1892, il y a eu 161461 Cette proportion varie extrömement d’un ressort & 
condamnations de möme nature. La proportion des sursis | l’autre. La moyenne générale que nous venons d’indiquer 











est döpassde, notamment pour Caen, Rennes, Orleans, 
oü elle monte à 192, ou 171, ou 152 par 1000. En 
revanche, elle descend ailleurs ä 54 (Aix), à 46 (Riom), 
à 17 (Bastia). Ces variations sont trop grandes pour 
pouvoir ötre expliqudes par des raisons tirdes de la 
nature propre des affaires jugees. On ne saurait admettre, 
en effet, que le chiffre proportionnel des condamnes dignes 
de la faveur du sursis, d’aprös l’esprit de la loi, varie à ce 
point d’une region & l’autre de la France, souvent trös 
rapprochees. L’hypothöse la plus prohable est que l’ex- 


plication de ces diversit&s doit ötre demandde & des 
causes tirdes de la nature et des tendances du milieu 
judicaire dans chaque ressort. La preuve qu’il en est 
ainsi, c’est que le classement des cours d’aprös l’ordre 
deeroissant de leur propension & appliquer la loi du 26 
mars 1891 n’a pas trös sensiblement change de 1891 & 
1892, comme on pourra s’en convainere par le tableau 
suivant. Dans l’une comme dans l’autre serie, Caen et 
Rennes viennent en täte, Riom et Bastia sont & la fin, 
et le rang des autres cours n’est pas grandement interverti. 



























1891 1892 1893 
ro rss | — Ressorts |... — 
RESSORTS | 1000 Hoss sun| Nambre [vury 000 Ana aun’| Nombre |yarr1 000 
— eeptibles | reel. | condam- coptibles | rdel. | condam- 

zen de sursis. nds. de sursis. nda. 
Caen . . | 195 Rennes 8697| 1852| 212 
Rennes . . .ı Caen . 5733| 1124| 196 
Rouen. | Douai . 124801 2351| 188 
Angers Orleans 3 727 634| 170 
Paris . Bourges . 3 208 5619| 162 
Orleans Toulouse . 4940 196) 161 
Douai . Angers 3436 551) 160 
Naney . Besancon . 5 361 843| 157 
Agen . Agen . 2 330 345| 148 
Amiens Naney. . 7237) 1014| 140 
Toulouse . Paris . . . 26124| 3647| 139 
= — Dijon... . 3 327 460| 138 
Limoges . Moyenne generale . — — 187 
Grenoble . Rouen. 6631 768) 115 
Dijon . Amiens . 6 960 1788| 113 
Pau Limoges . 3 744 417| 111 
Besancon . Pau .. 3.699 392| 105 
Bourges . Grenoble . 3 057 319| 104 
Nimes Nimes 5112 620 101 
Poitiers Bordeaux 6 812 679 99 
Lyon . Lyon . 5 931 514) 86 
Bordeaux | Poitiers 4107 349 84 
Montpellier . . Chambery 2410 1716| 73 
Chamböry Montpellier . 8232 519| 63 
Aix J Ax . 7376 454 61 
Riom . . . .| Riom . 5484 300) 54 
Bastia | Bastia . 3 860 68 23 
Toute la France Toute la France | 161 461 | 17 849 110 | Toute la France | 160 015| 20399| 127 





On aurait pu penser a priori, que cette persistance 
des diverses cours dans leur degr& partieulier d’indulgence 
a l’egard des nouveaux venus du delit doit relever de 
la möme cause que leur persistance analogue dans leur 
inelination plus on moins prononede & appliquer l’artiele 


463 du code penal sur les circonstances attönuantes, | 


Il semblait naturel de supposer que leur classement sous 
ce dernier rapport devait correspondre Jusqu’ä un certain 
point au pröcödent, II n’en est rien. Voici l’ordre des 
ressorts d’aprös ce nouveau point de vue. Sur 100 
affaires susceptibles de l’application de l’article 463, 
Rouen l'a appliqu6 73 fois, Aix 68, Angers 67, Mont- 
ellier 64, Bordeaux 63, Caen 63, Dijon 62, Poitiers 62, 
ennes 59, Riom 59, Limoges 59, Grenoble 59, Lyon 58, 
Paris 56, Orleans 56, Bourges 55, Agen 52, Nimes 52, 
Toulouse 52, Amiens 51, Naney 50, Douai 43, Cham- 
böry 41, Besancon 41, Pau 40, Bastia 32. La moyenne 
einörale est 56. 


| ainsi pose. 


La question la plus interessante qui nous reste à 
examiner est celle de savoir si la loi en question a con- 
tribu6 et dans quelle mesure elle a contribus à com- 
battre la reeidive.e En 1891, apr&s 9 mois, sur 1000 
sursis accordes correctionnellement, il y en avait eu 17 
de révoqués (& savoir 201 sur 11 are En 1892, il y 
en a eu 665 révoqués, non pas seulement sur 17,849 
accord6s pendant cette annde, mais bien sur la totalité 
de ceux qui, depuis 21 mois, avaient benefici6 de la loi, 
c’est-A-dire sur 17849 + 11766 = 29615; la pro- 
portion est de 22 sur 1,000. En 1893, il y a eu 885 
sursis —— la proportion calcul&e de la même ma- 
niöre est de 17 sur 1000. Or, sur 1000 condamnds 
primaires non benöficiaires de la loi en question, combien 
y en a-t-il qui, dans la mäme annde, sont de nouveau 
frapp&s par la justice? I] serait du plus haut interöt de 
pouvoir röpondre avec pr&cision au problöme si simple 
Mais la methode employse pour le caleul 





de la reeidive ne permet cette r&ponse nette. Tout 
ce quelle nous apprend, c'est que sur 235 911 condamnds 
par les tribunaux correctionnels en 1892, par exemple, 
104 322 avaient subi ant&rieurement, pendant une periode 
indeterminee et assez longue, une ou plusieurs autres 
condamnations. Mais elle ne nous dit pas encore quels 
sont les contingents annuels qui, en s’accumulant, ont 
form&e ce total &norme. Tontefois, il est trös probable 
que ces contingents sont d’autant plus forts qu'ils sont 
plus r&cents; et, comme la proportion de ce total est de 
prös de 80 reeidivistes sur 100 condamnes primaires, on est 
autorise à penser que sur 100 condamnes primaires de 
chaque annede auxquels la loi du 26 mars 1891 n’est 
pas appliquée, la proportion de ceux pui reeidivent est 
certainement trös superieure & celle de 2 p. 100. Or, 
cette derniere proportion est à peine celle * röeidives 
dans le cas ou la loi est appliqude. Il est permis d’en 
eonclure que le sursis & l’ex&cution de la condamnation, 
en cas de premier delit, n’est point sans efficacit& pour 
prövenir la röeidiv. Au surplus, ce n’est pas ä ce seul 
point de vue qu’il convient d’envisage les cons&quences 
que doit entainer la mise en vigueur de la loi du 26 mars 
1891. Si en effet cette loi permet aux tribunaux de ce 
montrer indulgents à l’ögard des delinquants primaires, 
elle leur donne en möme temps le moyen de frapper 
avec une sevöritö justificde les malfaiteurs d’habitude. 

Il est & souhaiter que les magistrats n’hesitent pas 
ä faire usage, vis-A-vis des röcidivistes correctionnels, de 
lagravation des pénalités ödiet6es par les articles 5 et 6 
de le loi. Les necessites de la defense sociale imposent 
le devoir de ne pas disjoindre les deux parties d’une 
möme innovation legislative qui, &galement et complätement 
comprise, est destinee à produire des effets de plus en 
plus salutaires. 

Je vous prie d’agr&er, monsieur le garde des sceaux, 
V’hommage de mon profond respect. 

Le directeur des affaires criminelles 
et des gräces, 
ANDRE BOULLOCHE. 


4 GSäinfbemerkung. 

Weitere Veröffentlihungen von amtlicher Seite über 
Die mit ber Anwendung bes Gejehes vom 26. März 1891 
gemachten en liegen Zeit nit vor. 

Die Ergebniffe der franzöftichen Kriminalftatiftit können 
bei ber BeurtHeilung ber Wirkungen bes Gejeges auf ben 
Stand der Kriminalität nicht weiter herangezogen werben, 
als bies in ben vorliegenden Berichten bereits geichehen 
if, da bie legte diesbezügliche Veröffentlihung*) ſich erft 
auf das Jahr 1892 bezieht. 

Der franzöfiihe Minifter des Innern Hat in ber 
Sigung der Deputirtenlammer vom 19. Februar 1895 über 
die Anwendung bes Geſetzes ſich wie folgt geäußert: **) 

„La loi sur le sursis & la peine est appliquée aussi, 
et appliquse très largement. Il ne faudrait pas en abuser. 
C’est une question de mesure, et la mesure est difficile 
à garder; l’application de cette loi prösente un assez 
grave inconvenient presque inevitable. La jurisprudence, 
par la force m&me des choses, n'est pas uniforme dans 
tous les ressorts. Suivant qu’un tribunal on une cour 
estime que la loi peut ötre appligude plus ou moins 
largement, les pr&venus en bön£ficient ou n’en böndficient 
pas. Mais pretendre que la loi n’est pas appliquee, 
c'est inexact. J'ai connu, il n’y a pas bien longtemps, 
et vous aussi, un magistrat municipal qui, aprös avoir 

) Compte gendral de "administration de ia justice criminelle en 


France et eu Algdrie dant ’annds 1892, Paris 1895. 
«*) Journal ofüciel, p. 428. 
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dilapid& les fonds d’une caisse appartenant à des ouvriers, 
a benefiei6 de cette loi. 

Je ne veux pas critiquer la decision du tribunal; 
mais je regrette qu’on se soit montr& si indulgent. On 
a incontestablement, en cette eirconstance, depasse la 
pensee du legislateur.* 


1, Gefeh vom 10. Mai 1892, über die bedingte Ber- 
urtheilung.*) 

Art. 1. Bei fontradiktoriicher Verurtheilung zu Ge— 
fängniß und Geldbußen oder zu einer dieſer Strafe allein, 
können die Höfe und Gerichte in demſelben Urtheil und 
durch begründeten Entſcheid den Aufihub der Strafvoll- 
— verordnen. 

rt. 2. Bon ber —— der bedingten Verur— 
theilung iſt derjenige ausgeſchloſſen, welcher wegen gemein— 
rechtlicher Zuwiderhandlung vor der That, welche neuerdings 
ſeine gerichtliche Verfolgung herbeiführt, eine frühere, de— 
finitiv gewordene Verurtheilung erlitten hat, und zwar: 
1° zu zuchtpolizeiliher Gefängnißftrafe oder einer 
Rei Strafe; 
2° zu verjchiedenen Bolizeigefängnißftrafen, welche zus 
—— das normale Maximum der Polizeihaft 
überfteigen. 

Art. 3, enn innerhalb fünf Jahre oder, bei einer 
Polizeiftrafe, binnen zwei Jahren vom Datum des Urtheils 
ober des Erkenntniſſes ab der Verurtheilte feine neuen Ver— 
urtheilungen zu einer ber unter Art. 2 Nr. 1 und 2 vor« 
gejehenen Strafen wegen gemeinredhtliher Zuwiberhandlung 
erlitten hat, fo ift die erfte Verurtheilung als nicht erfolgt 
zu betrachten. 

Im andern Fall wird zunächſt bie erfte Strafe voll 
ſtredt; ihre Verfchmelzung mit der zweiten ift nicht ftatthaft. 

Art. 4 Der Aufihub der Strafvollziehung erftredt 
fih nicht auf die Entrihtung der Prozeßkoſten und der 
Entf hädigungsfummen, noch auf die Rüderftattungen. 

Desgleichen berührt berjelbe die aus der Verurtheilung 
folgenden Nebenftrafen und in nicht. 

Jedoch hört die Wirkung diejer Nebenftrafen und Uns 
fähigleiten mit dem Tage a von bem ab gemäß vorher« 
gehendem Artifel die Berurtheilung als nicht erfolgt be— 
trachtet wird. 

Art. 5. Der Präfident des Hofes oder Gerichtes hat 
nad) ausgeſprochenem Auffchub dem Berurtheilten anzuzeigen, 
daß im Falle neuer Verurtheilungen laut Art. 3 die erfte 
Strafe, ohne AZuläffigleit einer Verſchmelzung mit ber 
zweiten, vollftredt wird und daß er ben für ben Rüdfall 
vorgefehenen Strafen gemäß Art. 56 8. 2 und Art. 564 des 
Strafgeſetzbuchs verfällt. 

Art. 6. Die Berurtheilung wirb ins Strafregifter ein- 
getragen, jedoch mit dem ausbrüdlihen Vermerk bes er- 
theilten Auffichubs. 

Erfolgt feine neue Berurtheilung laut Art. 3 innerhalb 
eines Zeitraumes von fünf bezw. zwei Jahren, jo wird die 
Berurtheilung auf den Strafregifterauszügen, welche Privat- 
perfonen verabfolgt werden, nicht mehr vermerkt. 

Art. 7. Die im Ausland für gemeinrechtliche Zus 
widerhandlungen erlittenen lontradiktoriſchen Berurtheilungen, 
melde ebenfalls durch die luxemburgiſchen Gefege geahndet 
werden, find in Bezug auf gegenwärtige Geſetz den von 
luxemburgiſchen Gerichten ausgeſprochenen Berurtheilungen 
gleichgeftellt. 

Art. 8. Die Beftimmungen gegenwärtigen Gefehes 
finden auf den im Großherzogtum wohnenden Ausländer 
Anmwenbung. 


*) Veröffentlicht im Memorial des Großh. Luremburg Mr. 28 
(S. 207). 
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Art. 9. Gegenmwärtiges Geſetz ift nicht anwendbar auf 
die Berurtheilungen vor einem Militärgericht, auf die Bußen 
in Siskal-, Civil, Disziplinar, und Prozedurangelegen— 
beiten, und auf die zufolge dem Gejeh vom 11. Dezember 
1869 ausgejprochenen Berurtheilungen. 

Im Falle einer früheren Verurtheilung zu einer zucht- 

olizeilichen Gefängnißftrafe wegen einer der unter Abjchmitt 1 
—* Artikels vorgeſehenen Zuwiderhandlungen und einer 
neuen gerichtlichen Verfolgung wegen gemeinrechtlicher Zu— 
widerhandlungen kann der Beſchuldigte die Wohlthat des 
Art. 1 beanſpruchen, wenn nicht die ſeiner Verurtheilung 
zu Grunde liegende —— gleichzeitig unter eine 
andere gemeinrechtliche Strafbeſtimmung fällt oder mit einer 
der unter Abſchnitt1 dieſes Artikels vorgeſehenen Zuwider— 
handlungen zuſammenhängt. 

2. Rapport du 11 juillet 1894 presents par le Pro- 
eureur General au ministre d’Etat. 

J’ai l’honneur de vous transmettre ci-inclus les 
donndes statistiques obtenues par l’application de la 
Loi du 10 mai 1892 sur les condamnations conditionnelles. 

Du 10 mai 1892, date de la publication de la Loi, 
au 10 mai 1894, les cours et tribunaux du Grand- 
Duch6 ont ordonns le sursis à l’exöcution des peines 
prononcöes en matiöre röpressive: 

A l’ögard de 477 individus condamne6s, et comprenant: 

a) 73 peines corporelles d’une durde totale de 

5 ans, 286 jours, prononcdes par condamna- 
tions à 1 an, à 47!/, mois et 321 jours; et 

b) 480 peines p@cuniaires, d’un montant total de 

12199 frs. et 25 cent". 

Parmi ces 477 individus condamnds, 7 ont fait 
une rechute qui a entrain& le retrait du sursis, tan- 
disque 53 ont encouru dans les 5 ans une nouvelle 
eondamnation sans perdre le bönöfice du sursis. 

Les 17658 condamnations prononc6es pendant ces 
deux anndes par nos jurisdietions röpressives com- 
prennent 553 condamnations conditionnelles, dont 73 
pour peines corporelles et 480 pour amendes. 

De ces condamnations conditionnelles une seule a 
ôtô prononcse par la Cour d’assises; 37 par la Cour 
d’appel (9 emportant l’emprisonnement et 28 pour 
amendes); 190 par le tribunal correctionnel de Luxem- 
bourg (35 + 155); 282 par le tribunal de Diekirch 
he 3 par le tribunal de police de Capellen, 

par celui de Diekirch, 9 par celui d’Echternach, 11 
par celui d’Esch s/l Alz., 3 par celui de Luxembourg, 
6 par celui de Mersch, 1 par celui de Remich et 8 par 
celui de Vianden. 

Les tribunaux de police de Grevenmacher, Re- 
dange et Wiltz n'ont par accord& le böndfice du sursis, 
Les 4 sursis accord&s pas celui de Clervaux ont 4t6 
retirös en degrö d’appel par le tribunal correctionnel 
de Diekirch. 

II est premis de s’ötonner que M.M. le juges de 
paix ne se trouvent par engages à appliquer la loi 
de 1892 dans une mesure plus large et göndreuse, 
alors qu’ils ont à statuer sur tant d’affaires röpressives, 
dont le caractöre semble se präter partieuliörement a 
une appr&ciation bienveillante. 

Il me reste à complöter la statistique fournie par celle 
des d6eisions rendues en degr& d’appel sur des jugements 
ayant accordö le bönöfice du sursis en 1#* instance. 

Le tribunal cor.* de Luxembourg n’a retir6 qu’une 
seule fois le bönöfice de la condamnation conditionnelle 
accordö par le tribunal de police de Luxembourg. Le 
tribunal cor.*! de Diekirch a accordö le sursis dans 
3 cas dans lesquels les tribunaux de police de Clervaux 
et de Wiltz l’avaient refuse; et il l’a retird A 4 per- 


sonnes auxquelles le tribunal de police de Clervaux 
l’avait accorde. 

Enfin, la Cour sup@rieure de Justice a accord& le 
sursis dans 2 cas dans lesquels le tribunal correetion- 
nel de Diekirch l’avait refuss, et dans 7 cas dans les- 
quels le tribunal correctionnel de Luxembourg ne l’avait 
pas prononce, 

Dans 47 cas la Cour a retir& le bendfice du sursis 
accord& par les tribunaux correctionnels: 33 de ces 
condamnations avaient été rendues par le tribunal 
correctionnel de Diekirch et les 12 autres par celui de 
Luxembourg. 

Enfin 18 sursis accordös par le tribunal correc- 
tionnel de Diekirch et 1 par celui de Luxembourg ont 
6t6 maintenus en instance d’appel. 


TABLEAUX SYNOPTIQUES 
(im Auszug) 


I. Orimes, delits ou contraventions swivis de con- 
damnations conditionnelles. 








Nombre des 
eondamnations 
eonditionnelles 


Nature de l'infraction 





Abus de confance . » 2. 2 2 2. 

Art de gu6rir non autoris6 

Attelage sans conducteur . 

Attentats A la pudeur . — 
Cabaret-contravention . . . .. 
Calomie-outrages, injures 
Chasse non-autorise . . 2» 2... 
Collecte, loterie, colportage, patente 
Coups et blessures volont; voies de fait , 

Delit de chemin de fer. . . 2 2.2. 

Destruction de clötures, d’arbres 

Detournement d’objets saisis . 

Douane-contravention 

Duel . — — 

Escrowerie . . . . . 
Etablissement insalubre . 

Falsification d'aliments , 

Faux en &critures 

Faux monnayage. . . . 2... 

Foresterie, päturage (contravention) 

Gale des moutons (id) . . . . 

Incendie involontaire 

Incendie volontaire . 

Joresse De 
Lesions corporelles involontaires. . . 

Mariage en dégré prohib6-C6l&bration sans 

ÄSPENBO > > 2 2 en 

Matiöres explosives, transport, d6pöt non 

altoris......... 

Minières Contravention . 

Outrages aux MOeU 8 . . . 2... 
Outrages envers la force publique, rö- 
DEBlon.: 2%: 

Pöche. ns 

Prostitution . 

Recel . 

Tapage nocturne . 

Taxe des chiens . 

Toiture illieite. . . . . 
Vagabondage, mendieit6 
Violation de domicile 
Voirie , — 

Vol. 


to t0 to 2 — m ——60 
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IT. Proportion des condamnations conditionnelles sur les condamnations effectives. Rechutes. 
10 mai 1892 — 10 mai 1894. 








Cour d’assises . 
Cour d’appel . 
Tribunaux correetion 
Tribunaux de police 


Tout le Grand-Duche . 





Nourelles condamnations en dans 
les 5 anndes 













JURIDIOTION Rechute entrai- | Rechute n’entrai- 
nant la döchgance| nant pas la de- 
du sureis \ch6ance du sursis 
Cour d’assises . — 


Cour d’appel . 
Tribunaux correetion 
Tribunaux de police 






Tout le Grand-Duche . 


IV. Portugal. 
Gefeh vom 6. Juli 1893.*) 
(Ueberjegung.) 


ee Se ee Zee Ze Zr Ze Ze 


Artikel 8. 

Die gewöhnlichen Gerichte, die Berurtheilungen aus: 
iprechen, worin Beflerungshaft, ſei e8 einfache, jei es in Ver: 
bindung mit Gelditrafe, feitgejeßt ift, können unter Berüd- 
fichtigung der Umſtände der Verbrechens und des fittlichen 
Betragens bes Berurtheilten die Vollziehung der Strafe 
aufichteben, fofern feititeht, daß der Angeflagte noch nicht 
wegen irgend eines Verbrechens bejtraft worden ift. 

8.1. Im Urtheilsipruche find die Gründe bes Straf: 
aufihubes anzugeben. 

8.2. Die Zeit bes Aufichubes darf nicht geringer als 
zwei Jahre und nicht höher als fünf Jahre fein und zählt 
vom Tage ber Unterzeichnung des Urtheiljpruches. 


Artikel 9. 

Sit die Zeit des Strafaufihubes abgelaufen, ohne 
dab der Perurtheilte wegen eines anderen Verbrechens be- 
ftraft worden ift, fo ift der Urtheilſpruch als wirkungslos 
anzujehen; entgegengejegten Falls iſt die erſte Strafe zur 
zweiten Hinzuzugählen, ohne jebod beide bei der Voll» 
ziehung zu vereinen, oder die im Strafgeſetzbuche über 
die Anwendung ber Strafe bei NRüdfällen oder Kumu— 
lirung von Verbrechen aufgeftellten Regeln zu verlegen. 

inziger Paragraph: Das Minifterium ſchreitet, unab- 
bängig von irgend einer Erklärung im zweiten Urtheil— 


*) rg in Rr. 151 des Portugiefifhen Diario do Governo | 
1898. 


vom 10.% 





Peines auxquelles le sursis 






säplind | Bropanien, 
. | damnations 
Enprisonne- | Amende effectives 













ment | 






ipruche, zur Vollziehung der Strafe, deren Aufſchub Hin« 
fällig wirb. 
Artikel 10. 

Der Auffhub ſchließt nicht die Zahlung von Koften, 
die Entfhädigung des dur die Strafthat verurfadhten 
Schadens, oder eine fonftige Erftattung in fi), zu der der 
Berurtheilte verpflichtet worden ift. 


Artikel 11. 

Der Urtheiliprudy wird in das Strafbuch mit ber 
ausdrüdlichen Erklärung eingetragen, daß er aufgeihoben 
worden if. Wenn im Verlaufe ber in Artikel 9 feftger 
jegten Seit der Berurtheilte nicht in neue Strafe verfällt, 
wird in den, aus dem Regifter verlangten Scheinen feinerlei 
Bezug auf das gerichtliche Verfahren genommen, Ent 
gegengejegten Falls ift die Eintragung des Urtheilſpruches 
9 alle Fälle endgültig. 

Ueber die mit der bedingten Verurtheilung in Portugal 
gemachten Erfahrungen find ſtatiſtiſche Ermittelungen von 
amtlicher Seite eingeleitet, jedoch noch nicht zum Äbſchluß 
gebracht worden. 


V. Norwegen. 
Gefeh vom 2. Mai 1894 über bedingte Urtheile in 
Strafjaden.*) 
(Ueberjegung.) 


— 1. Beſteht die vom Gerichte verhängte Strafe in 
| Gelditrafe oder Gefängniß, jo kann unter befonders mil- 
| dernden Umftänden im Urtheile beftimmt werden, daß bie 
| Verbüßung ber verhängten Strafe auszuſehen ift. 

Das Gericht hat Hierbei namentlih auf das Alter 
| und bie feitherige Führung des Schuldigen, die befonders 
' geringe Bedeutung ber ftrafbaren Handlung, die bejonders 
| mildernden Umftände, unter denen diejelbe zur Ausführung 
| gelangte, ſowie aud darauf Rüdficht zu nehmen, ob ber 
Schuldige ein umfaflendes und aufrichtiges Geftändniß ab» 
' gelegt und dem Geſchädigten, ſoweit Diefer zu ſolcher 
Forderung berechtigt war, Genugthuung und Scabens- 
erſatz geleiftet Hat, oder jich bereit erflärt hat, nad) beften 


*) Veröffentlicht in Nr. 16 ber Norwegiſchen Gefegfammlung 
(Norjt Rontidende) vom 9. Mai 1894, und vier Wochen nad ber 
Veröffentlihung in Kraft getreten. 
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Kräften einen foldden Schabenserfaß zu Ieiften. In letzterem 
Falle kann das Urtheil die Bedingung enthalten, dab | 
eine in bemjelben normirte Summe innerhalb einer vom | 
Gerichte anberaumten Friſt als Schabenserjag bezahlt 
werben muß. | 

& 2. Verübt der Berurtheilte fpäter irgend eine vor— 
fäglidye ftrafbare Handlung, auf Grund deren er innerhalb 
ber erjten brei Jahre nad) erfolgter Urtheilsverfündigung 
mit bem Ergebniß ſtrafrechtlich verfolgt wird, daß er zu 
Gefängniß, zu Amtsverluft oder zu einer höheren Strafe 
verurtheilt wird, jo ift die ausgefeßte Strafe ohne jede 
Kürzung zu verbüßen. 

ft die neue firafbare Handlung ohne Borfaß ge 
fchehen oder wird der Angeflagte zu einer geringeren Strafe 
verurtheilt, als oben angeführt, jo muß unter Berüdfid)- 
tigung ber Beichaffenheit der beiden ftrafbaren Handlungen 
durch Urtheilsſpruch erkannt werben, inwieweit die aus— 
geſetzte Strafe fofort verbüßt oder die Verbüßung noch 
weiter ausgeſetzt werben foll. 

Wirb bie fpätere Sache durch einen Strafbefehl er 
ledigt, fo ift durch benfelben auch auszufprechen, ob bie 
ausgefegte Strafe zu verbüßen ift. 

Iſt die Leiftung eines Schadenserjages zur Bedingung 
der —— gemacht worden, ſo iſt, falls die ge— 
ſtellte Friſt nicht innegehalten werden ſollte, bie Strafe 
gleichfalls verbüßen, es ſei denn, daß die Verſäumung 
der Friſt Umftänden zuzuſchreiben ift, welche dem Berur- 
teilten nicht angerechnet werden können, Wird behauptet, 
baß dies Leßtere ber Fall jei, jo muß die Frage in Ueber— 
einftimmung mit ben Bejtimmungen bes $. 481 ber Siraf- 
prozeßordnung durch einen richterlihen Spruch entſchieden 
werden, in welchem eventuell eine neue Friſt bewilligt oder 
von der Bedingung überhaupt Abſtand genommen wird. 

8.3. Wenn Derjenige, welcher zu einer Gefängniß— 
ftrafe verurtheilt worden ift, deren Verbüßung ausgejept 
murde, innerhalb eines Zeitraumes von drei Jahren nad 
erfolgter Berurtheilung wegen einer anderen vor biefer 
Berurtheilung verübten ftrafbaren Handlung ftrafrechtlich 
verfolgt und deswegen zu einer Freiheitsſtrafe verurteilt 
werben follte, deren Ausſetzung nicht für thunlich erachtet 
wird, fo ift er zu einer neuen, für beibe ftrafbare Hand— 
lungen gemeinfamen Strafe zu verurtheilen. Dafjelbe ift 
der Fall, wenn die ausgeſetzte Strafe in Geldftrafe befteht, 
das Geriht aber als Strafe für bie fpäter zu fühnende 
ftrafbare Handlung auf Strafarbeit erfennen will. Beſteht bie 
Strafe für beide jtrafbare Handlungen in Geldjtrafen ober 
für die eine in Gefängniß und für bie anbere in einer 
Gelditrafe, jo ift nach ber in den Punkten 2 und 3 bes 
vorjtehenden Paragraphen beſprochenen Weile zu verfahren 
und unter Berüdfihtigung der näheren Umftände zu ents 
ſcheiden, ob die ausgeießte Strafe zu verbüßen, oder ob 
beren VBerbüßung nochmals auszufegen ift. 

8.4. Wird die ausgejepte Strafe gemäß ben Ber | 
fiimmungen in den vorjtehenden Paragraphen nicht ver: 
büßt, jo wird diejelbe als verbüßt feit dem Tage angejehen, 
an welchem der Richterſpruch erfolgt iſt. 

8.5. Wenn der Vorfigende des Gerichts dem Ber: 
urtheilten ein Urtheil verkündet, durch welches die Aus: 
ſetzung der Strafverbüßung ausgeiprodhen wird, jo hat er 
denjelben gleichzeitig mit den gg Beltimmungen 
befannt zu machen und hieran — fall der Berurtheilte 
noch unter 21 Jahr alt ift — eine fo ernſte Warnung und 
Ermahnung zu nüpfen, als ihm durch die Umjtände ges 
boten erjcheint. 

s: 6. Die Regeln der Strafprozekorbnung über bie 
Strafabmeifung finden aud auf die Frage Anwendun 
inwieweit die Berbüßung der Strafe ausgeſetzt werben foll. 








Bas in diefem Gejeg für Urtheile vorgeſchrieben ift, 
findet auch entiprechendbe Anwendung auf Strafbefehle. 

8.7. Das vorftehende Geſetz findet auch auf ſolche 
ftrafbare Handlungen Anwendung, welche zwar vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes verübt worden find, aber erft 
[päter zur Aburtheilung gelangen. 

Ueber die mit diefem Gefege in Norwegen ges 
machten Erfahrungen liegen amtliche Beröffent- 
lihungen noch nicht vor. Nach einem Berichte des 
K. Konſuls im Ehriftiania wird das Geſetz ver- 
bältnigmäßig wenig zur Anwendung gebradt. 





VL Maſſachuſetts. 


1. Probation officer in Boston. Statutes of 1878, 
198, $. 1; 1881, 118. 


(Publ. Statutes, Chapter 212 Sect. 78.) 


The mayor and aldermen of the city of Boston 
shall appoint annually in the month of May, and when 
a vacancy occurs, a probation officer for the county 
of Suffolk; and may remove him at any time. He shall 
receive such compensation, to be paid from the eity 
treasury, as the city council may determine. He shall 
attend the sessions of the courts held within said 
county for criminal business, investigate the cases of 
persons accused or convicted of cerimes and misde- 
meanors, and recommend to the courts the placing 
on probation of such persons as may reasonably be 
expected to reform without punishment. He shall have 
a place in the office of the superintendent of police, 
and be under his general control. When he deems it 
advisable for any person placed on probation to be 
sent out of the state at the expense of the city, the 
eity couneil may make the necessary appropriation for 
the purpose, to be expended by him under the direction 
of the superintendent of police, and he shall render an 
account of such expenditures with the items quarterly 
to said superintendent. He shall also, as far as prati- 
cable, visit the offenders placed on probation by the 
court at his suggestion, and render such assistance and 
encouragement as will tend to prevent their again 
offending. Any person placed upon probation upon his 
recommendation may be re-arrested by him upon 
approval of the superintendent of police, without further 
warrant, and again brought before the court; and the 
court may thereupon proceed to sentence, or may make 
any other lawful disposition of the case. 


2. Probation oflicers in the other eities and tomwns 
in the Commonwealth of Massachusetts, Statutes of 
1880, 129, 221; 1881, 34, 118. 


(Public Statutes, Chapter 212.) 


Sect. 74. The aldermen of any city except Boston 
and the selectmen of any town may establish the office 
of probation officer, and fix his salary. When the 
office has been established, the officer may be appointed 
by the mayor, subject to the confirmation of the 
aldermen, or by the selectmen, and shall hold his office 
until removed by the aldermen or seleetmen. He shall, 
in the execution of his official duties, have the powers 
of police officers, and may be a member of the police 
force of his city or town. The city ortown clerk shall 
fortwith notify the commissioners of prisons of any 
appointment under this section. 
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Sect. 75. Such probation offcer shall carefully 
inquire into the character and offence of every person 
arrested for crime in his city or town, for the purpose 
of ascertaining whether the accused may reasonably 
be expected to reform without punishment, and shall 
keep a full record of the results of of his investigations. 


Secr. 76. Such probation officer, if satisfied upon 
investigation that the best interests of the public and 
of the accused would be subserved by placing him upon 
probation, shall recommend the same to the court 
trying the case, and the court may permit the accused 
to be placed upon probation, upon such terms as it 
may deem best, having regard to his reformation. 


Seor. 77. The person thus released shall be 
furnished with a written statement of the terms of his 
probation, and the probation officer shall keep a record 
of the same, and of his conduct during said probation. 
All the records of a probation officer shall at all times 
be open to the chief of police or eity marshal of his 
eity or town. 


Sect. 79. It shall be the special duty of every 
probation officer to inform the court, so far as is 
possible, whether a person on trial has previously been 
convieted of any crime. 


SECT. 80. Every probation officer shall make a 
return to the commissioners of prisons monthly, showing 
the name, age, sex, and offence of each person placed 
upon probation on his recommendation, with such other 
particulars as they may require, and the result in each 
case when completed. 


SECT. 81. Nothing in the preceding sections shall 
authorize a probation officer to interfere with any of the 
duties required of the visiting officer of the board of 
health, lunacy and charity, under the provisions of law 
relative to juvenile offenders. 


u (Public Statutes, Chapter 220.) 


SEcT. 69. A probation offcer may, with tht con- 
sent of the county commissioners of the county in 
which he is appointed, or in Suffolk County of the 
board of directors for public institutions, investigate 
the case of any person imprisoned in a jail or house 
of correction, or in the house of industry in the city 
of Boston, for an offence other than a felony, upon 
sentence of not more than six months, or upon 
a longer sentence of which not more than six months 
remain unexpired, with a view to ascertaining the pro- 
bability of the reformation of such person if released 
from imprisonment. If, after such investigation, the 
probation officer recommends the release of the prisoner, 
and the court which imposed the sentence, or, in case 
of the superior court, the distriet-attorney, certifies a 
concurrence in such recommendation, the county com- 
missioners or the said board of direotors may, if they 
deem it expedient, release him upon probation, upon 
such conditions as they deem best, and may require 
a bond for the fulfilment of such conditions. The surety 
upon any such bond may at any time take and surrender 
his principal, and the county commissioners or the said 
board of directors may, at any time, order any prisoner 
released by them upon probation to return to the pri- 
son from which he was released. This section shall 
not apply to persons held upon sentence of the courts 
of the United States. 


SECT. 70. Upon the request of the board releasing 
any person under a permit or upon probation pusuant 


to the two preceding sections, any court or trial justice 
having jurisdiction of eriminal offences shall issue a 
warrant for the arrest of such person, and remand him 
to the prison or other place of confinement from which 
he was released, where he shall be detained according 
to the terms of his original sentence. If the person for 
whose arrest such warrant is issued is confined in any 
prison, service of such warrant shall not be made 
until his release therefrom. In computing the the 
period of confinement of a person returned to prison 
because of the revocation of his permit, or the violation 
of the condition of his probation, the time between his 
release and his return shall not be taken to be any 
part of his term of sentence. 


Secr. 71. The county commissioners may furnish 
any prisoner released from prison on probation with 
such sum of money as in their judgment can be wisely 
used to promote his reformation, or they may pay the 
same to any probation officer to be used for such 
prisoner. 


8. Probation Distriets. 


Under the provision of the statutes the City of 
Boston, in the summer of 1878, appointed one pro- 
bation officer for the county of Suffolk. In the year 
1882, the experiment had met with such success 
in Boston that the Mayor and Aldermen were 
further authorized to appoint two additional of- 
ficers for Suffolk County, — one for duty at South 
Boston, and one for Roxbury; and the county was then 
divided into three Probation Districts, — the Central 
Distriet, including the county, except South Boston 
and Roxbury; the South Boston Distriet; and the 
Roxbury Distriet; each offices in charge of his 
respective district, and to hold office „until a vacancy 
occurred“, 


4. Probation work for the county of Suffolk., 


a) 12 annual reports for the Central probation District 
(1879— 1890) .*) 

(Auszug aus dem Bericht für 1888, fomeit er die Ergebniffe der bis 
dahin zehnjährigen —— bes Geſehes betrifft, unter Bei« 
fügung der Zahlen für 1889 und 1890, ſoweit diejelben vorliegen.) 

I herewith submit a brief synopsis of my work as 
probation Officer for the Central Probation District in 
* County of Suffolk for the ten years ending Dee. 31, 


A NEW DEPARTURE. 

For some years past there has been a progressive 
sentiment prevailing among the people in Massachusetts 
that in the administration of criminal jurisprudence 
„it is better to reform than to punish;* in consequence 
of which numerous reformatory institutions have been 
established, where the less vicious can be separated 
from the influence of the more hardened eriminals, and 
where opportunity and encouragement for reform can 
better be given — in part, taking the place of the old- 
time prison; and during the year 1878 the assembled 
wisdom of the Commonwealth prepared the way for a 
system of probation, whereby the presiding magistrate 
in a criminal court can suspend the sentence of an 
offender to give an opportunity to reform without pu- 
nishment. 


*) Der Bericht 1889 it der Ab di 
————— een — — 
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j COURT RULES. ‚ If, at a proper time, the officer can make a fa- 
, As now in practice by the courts, when probation | yorable report of the offender’s conduct, he may be 
is granted, the offender is required to give bonds for | discharged by court with or without payment of costs, 
good behavior, and to appear at court from time to | as the court decides. But if he shows no disposition 
time, until his case is finally disposed of, the probation | to reform after fair trial, he may be surrendered by 


officer becoming surety. He is also required to report | his surety and sentenced for his offence, at the dis- 
to his surety at stated times, and is visited at is home | eretion of the court. 


by the offücer as often as practicable. 


I. Probation work. 

















































| 
1888. | 1984. | 1885. 
| \ 
| | | | | | | | 
In care Jan. 1. . . 106| 148 154) 213; 242 240) 250) 247) 229 — 312 303 289 
Taken on probation . | 536 418 424 608 817] 844 807 849 en 11397251 11161226 . 
Result in Cases dis- | | | 
posed of 536) 524 572) 762/1 030) 108610471099 1 056 1 368|7 251 1428!1 529) — 
Discharged or dis- | | | 
missed by order of | | | | | 
court 272. 2538| 252) 348 4231 437) 415| 438 440) 4733 751) 54,1 596 — 
Sent to their eountry | | | 
homes . j 760 63° 96 89 234 225 1621 185 198) 32911657 23,9 340 — 
Sent to private charity | | | | 
homes . Dr .: 10 2 4 49 68 142) 147 133) 138° 759 109 182 — 
Sent to sea. . 18 9 7 11 24 2 19 10 49 176 2; 88 — 
Died before their term | | | | | 
of probation expired | — — — 4 1 3 1 1 3 3 16 02 - 4 — 
Done well and favorably | | 
disposed of , 375 3351 377) 489 718 T5T 742 790) 784 9926359 91.610651 207 — 
| | | | | 
Did not improve, and | | | ı“ 
were surrendered for | | | | 
sentence s 43 383 31 51 9 75 4 4 31 52 473 68 - 28 — 
Ranawayto escape sur- | | | 
render and sentenee | 12 3 10 9 10 141 12 3 2 2 100 K —) 5 — 
Surrendered and ran | | | | 
awey, counted lost. 5 4 41 60 70 89 5 62 43 64 580 850 601 33 — 
Number of probation | | 
cases disposed of . | 43 | 376 418) 549) 788 8461 797] 852 1.0566 939 100,01 125 zn — 


) 2 months and 10 days in 1878 are included 1879, 


II. Saved prison and fines. 








3 | 
isss. 0 


[ | 

| „”_ 

1882, | 1898, | 1884. | ie 1886. | 1887. | 1888. 1879 — | 0% 
I | — 

| r 
Madassa 






























Saved fines . . B 4 5 o M 6 3 TT Mi 8 112 662 127 

Sared prison . 297 888 ARD 656 692 En 706, 701 850 6 697 N 1080 

Months of imprisonment saved. 13838 1698| 1597| 2592 2421 2871 2455 2397 *) 20 590 | 2567 

Prison expenses saved € 24 24 
I 


12848 17 “ 17089 ner 139 24 317 81 199 27 792 a 210886 — 


) 2 months and 10 days in 1878 are included 1879, 
") —= 1116 years. 
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III. — in — — 
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1879.| 1880.| 1881. 1882. Iss8.| 1884. | 1885.| 1886.| 1887.| 1888, 1en0— % | soo 1890. 

| t i | 
Abandoning child 26 RER ER u | _ -/ 232 1) 4 0 _ 
Adultery . . — - 232939 —- 23 1 9 1m 08 4 
Assault and battery 33 45 47 51 67 65 46 46 30 470 65 20 
Cruelty to animals. . iı — — 3 3 — — — — — IT O0. — 
City ordinance violated 2 bs) a5 Ad 4 8 4 7 An 4 
Common beggar . ı 2 1- - — - — - — 4 — 
Common brawler J — 2 ı1 12 3— — — 9 04 — 
Common drunkard . . : 14 401 38) 23 24 29 17 23 8 6 222] 3% 14 
Concealing mortgaged property a se St Eh re 1 
Drunk, first . . r 164) 100 81) 207 304! 330 373| 396 458 742! 3161| 45,5 944 
Drunk, second — — — 1 4 2 2 ıı — 12 0% — 
Drunk, third . — — 9 19 39 54 28 21 18 23 211 3,0 | 25 
Disturbing peace . 65 aa — — 1 U 2 11 23 Os) * 
Disturbing assembly — — — — y 2 — — — -| 3 0.0 — 
Disobedient child - — 5 32 — — 1 — 1 2 11 O3 
Embezzlement sg 8 4 4915 UT 5 : 6 82 Aa 10 
- ing — zur er! lee — —— 3 2 5 On F 

e pretence — —— — — — — - - — — — 
Fornication 3 — 1- — 3 3 23 7 8 48 07 1 
Forgery . i- 1 a3 au - 64 16 0% 5 
Fraud . as 3 —- dad 3 2 27 04 -_ 
Gaming. . bs — — - 6 — — — — 4 11 09 4 
House breaking — — — — — — —| — — — — — 5 
Idlo and disor ey. 12 9 15 12 30 36 50 43 36) 31) 274 Ho 16 
Lewdness . } or — — 5 4 2 4 2 4 2 1, 24 05 1 
LAFOONT Er. Sn ann 91 95] 107) 128 132) 1261 80) 67 72 60) 958, 13,5 | 66 
Lottery law . . 2 2 2.2. — — — 1 — 4a 2] — — — 7 0,4 ce 
Liguor law . Dee — — — — 1 —- 9 — — — 10 041 3 
— mischif . . 0. . 3 ı 2! ae da — 3 3 1 35 Os | — 
we er. ee 
Night-walking . > > .......1 49 46 46 41) 103 90 101 128) 98 64 764 Ale 58 
Noisy-houe . » ......I 3 1-7 13a) 8 ed — A al 08 1 
Neglecting family - 7-7) ad da A d 27 04 2 
Profanity 2 — oo ad ee ou 1 
Peddling 4.47 — — 4 1 U 6 m .| - 
Polygamy . . — — — — — — — — 1 - 1 0 — 
Receiving stolen goods 2: U — 5 2 8 5 3 05 5 
Reseuing — J—— — —- 2 — -|i I i — _5 Ol — 
Sing nnd ı 8 32 24 28 44 86 209 MO Bus 40 
— a ride — — 1 151-6 ı 1 16 Os 3 
Threats A— 7-33 ı uU 23 1 19 0 — 
Tramps - - 23 --- 1- - - 3 64 F 
—— — — — U 2 1 & 3 2 9 9 31 0, 7 
Witness — — — — 1 — — - — — I 0,0 — 

| N n m 
Total . . . | 430) 376) 118 549| 788 518 197 - 827| 1056 6939 100,0 1125) 1240 

| | | f \ 








*) 2 months and 10 days in 1878 are included in 1879, 


IV. SEX-NATIVITY-NON-RESIDENTS. 
18791888 6 0 


BAM: 2 ae a 5, 
Females . . » 2 2 2 43207 46,, 


American bon . - » 2 2... 3276 41, 
Foreign hon. 36683 52,5 


Non-residents . . . 2 2 2.202... 1716 24, 


Digitized by 
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V. COURT-WORK, VISITS, INVESTIGATIONS_ etc. 


1879-—1888 
Days at the Superior Court . 1338 
Days at the Municipal Courts 3.089 
Visits to City Prison each morning 3498 
Visits to Suflolk County Jail j 367 
Visits to the homes of persons in care . 7799 
Visits at the office by persons in care : 9345 
Reports from persons sent to country homes 1968 
Reports from persons sent to charity homes 1549 
Investigations for persons charged with crime 27052 
Investigation on applieation for release from 
DIOR: ra ee ee ae 314 
Released from prison on recommendation 144 
Employment secured for persons in care . 424 
Temperance pledges given to persons in care 2343 
Bail given for persons taken in care . £ 478 686 


Costs paid court elerks by persons discharged £ 16292 
Fund expenses in sending persons home . £ 27439 


INVESTIGATIONS. 


The design of probation is to give an opportunity 
for reform without punishment to one who has crimi- 
nally violated the rules of the community in which he 
lives; and that dangerous eriminals may not again be 
let loose upon that community, on his recommendation, 
it becomes the important duty of the officer to make 
a thorough investigation into the reputation and true 
character of the offender. It is not enough to learn 
what people say; but the officer should have a personal 
interview with the prisoner, study his disposition, his 
intentions, his constitutional make-up, and, as far as 
possible, learn the probabilities of reform. It is well 
understood that every case is an experiment. Of the 
27 052 cases investigated during the 10 years, 7251 
were placed on trial for reform, and 580 of these were 
lost. But when the officer has made his recommenda- 
tion, and become bondsman for the prisoner’s good be- 
havior, his responsibilities have but just begun. He 
must see to it that the conditions imposed by court 
are properly complied with, aid his protégé in securing 
and engaging in some useful employment (a most im- 
portant item in reform), visit him at his home, require 
him to report at stated times, and spare no time or 
pains in endeavouring to aid and encourage in leading 
a temperate, industrious, and honest life. 


TIME AND COST OF IMPRISONMENT. 


What would have been the sentence, had not pro- 
bation intervened, is readily ascertained at the time 
of trial. For some offences the statute requires im- 
prisonment. In the Superior Court the sentence in the 
lower court is usually confirmed. The shortest time 
of imprisonment at Sherborn is one year. The term 
of imprisonment for non-payment of fine is established 
by law. A continuous following of precedents, where 
offences of like character and magnitude receive like 
sentence, is in common practice by the courts; and if 
at any time a doubt arises in relation to what would 
have been the sentence, correet information can be 
readily obtained. Every case is carefully examined, 
and correction made, if necessary, when the case is 
disposed of. 

By careful analysis, I find that about 25 per cent. 
of the persons placed on probation in my care would 
have been sent to prison direct, not more than 10 per 
cent. of the whole number could have paid fines, and 


the remaining 65 per cent. for non-payment of fine 
and costs would have remained in prison (virtually 
for their poverty) until released by the law of limita- 
tion. The large percentage where fines would have 
been imposed is explained by the fact that a large 
majority of the cases recommended are for first and 
minor offences; offences of larger magnitude, which 
are placed on probation in the Superior Court, are mostly 
minors under mitigating circumstances. 

The actual cost of imprisonment has been taken 
from the annual printed reports of the several insti- 
tutions. 


DISCHARGED. 


The number of persons recorded in the table as 
discharged or dismissed by order of the court were 
nearly all residents of the eity, and the costs paid to 
court elerks by persons when discharged were mostly 
of this class; it being a rule of court that offenders 
placed on probation shall pay the cost they have made 
the county when discharged, although in many cases 
these costs are remitted on account of poverty. 


CHARITY HOMES, 


During the ten years, 759 females who had been 
eonvieted of various offences (a large majority for 
drunkenness) have been taken on probation and sent 
to charity homes at the request of the managers of 
these institutions. Many of the offenders were home- 
less and destitute. These homes are incorporated as 
a refuge for intemperate females, where they are pro- 
perly cared for, taught to work, and places of employ- 
ment for wages are secured for them, when practicable. 
Reports of their conduct is made to this office monthly. 
and a large majority have been reported doing well. 
If they prove vicious and incorrigible, they are sur- 
rendered back to court for sentence. 


SENT TO SEA. 


Of the 176 sailors sent to sea, their cases have 
been placed on file, and they are rarely again heard 
from. 


SENT TO COUNTRY HOMES. 


During the ten years, 1657 persons have been sent 
to their homes in the country. A majority had been 
convicted of some minor offence, were without money 
or friends in the eity, would have been sentenced to 
pay fines, and gone to prison at the expense of the 
Government. 

This class are usually convieted in the Municipal 
Court, where, by a rule in practice, at a specified time 
a default is recorded on the warrant held against them, 
and the case is virtually on file, unless they again 
appear in court charged with some offence. 

Among the number sent to country homes were 
567 females (many of them minors hardly out of their 
girlhood) who had been convieted of night-walking or 
some act of lewdness. Many of them had left good 
homes, had been in Boston but a short time, and in 
their inexperience had fallen victims to the temptations 
so often to be met in a great city; when practicable, 
parents have been sent for, or they were placed in 
the charge of some responsible person to be sent home. 
They were frequently without means, and the expense 
of sending them home was sometimes paid by their 
friends, sometimes free passes were furnished by ge- 
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nerous railroad or steamboat officials, and sometimes 
by the fund provided by the eity for that purpose. 
They are placed under bonds for good behavior, the 
probation officer becoming surety. 

they again return to the city and to their vi- 
cious ways, they are surrendered for sentence. 


SURRENDERED AND RAN AWAY. 


Of the 6939 persons whose cases have been dis- 
posed of during the ten years, 473 showed no disposi- 
tion to reform, and were surrendered back to the 
eustody of the eourt and sentenced. Add to these the 
107 who ran away to escape surrender and sentence, 
and we have a total of 580 counted lost, showing a 
loss of only about 8 per cent.; while 6359, or 92 per 
cent., have been favourably disposed of by the courts 
at the end of their terms of probation, either by dis- 
charge, dismissal, or having their cases laid on file, 
not to be again called up unless for a second offence. 
Runaways are arrested if found. 


RECORDS AND REPORTS. 


A detailed account of every case taken on proba- 
tion is kept on the books at this office, giving the 
name, age, sex, residence, offence, court where con- 
vieted, and the result, the name of the arresting officer, 
an account of visits, the general conduct of the offender 
while on probation, and all other matters of interest 
in the case. From these records reports are made to 
the Board of Prison Commissioners of the Common- 
wealth each month, to the Superintendent of Police 
each quarter, and to the Mayor and City Couneil at 
the end of the year. 


I am gratified in believing thot in many cases 
probation has paved the way for genuine reform, and 
has saved many innocent persons and destitute families 
from greater suffering than would have been endured 
by the real offender. 


Edward H. Savage. 


b) 9 annual reports for the South Boston district 
(1882— 1890). 
(Auszug aus dem Bericht für 1888.) 
I herewith submit a summary of my work as Pro- 
bation officer for the County of Suffolk (in South 
er District) for the seven years ending Dec. 31, 


A SYNOPSIS OF THE SEVEN YEARS’ WORK. 


Number of persons probated during the seven 
years i 698 
Number of cases disposed ‘of during the same time 1598 
Number remaining in care Jan. 1, 1889 . 
Average number in care during the seven years 95 


Results in Cases disposed of. 
Did well, and discharged or laid on file . 


. . 1445 
Did not improve, and surrendered to court for 


sentence . . . F 153 
Defaulted for non- -appearance — whereabouts 
unknown. . . Br j 9 
Ser, —— ete., in Cases a... of. 
Males 1274 
Females 324 
American born 993 


Attenitüde zu den Bor — des neicheiage⸗ 1895/98. 


093 
Foreign bon . 605 
Over 40 years of as 310 
Between 30 au and 40 827 
Under 20 years of age 461 
First offence, as far as known 1129 


Nature of Cases disposcd of. 


Common drunkard, 6. Common brawler, T; 
Contempt of court, 1. Cruelty to a horse, 2 
Drunkenness (first offence) . . - 7179 


Assault and battery . 250 
Breaking glass, 13. Breaking and entering, 7. 20 
City ordinance violation . 2 — 

3 


Drunkenness (second offence) . 26 
Drunkenness (third oflence) 10 
Disturbing the peace . 83 
Discharging fire-arms . i 3 
Doing business on the Lord's day i 2 
Embezzlement . T 5 
Entering store, and larceny therein.. . 3 
False pretence, 1. Gaming on the Lord's day, 3 4 
Idie and disorderly, 5. Larceny (simple), 149 . 154 
Malicious mischief, 12. Mutual assault, 25 . 31 
Non-support of wife and minor children . 17 
Noisy and disorderly house : : 6 
Obscene language, 2. Obstructing horse car, 1 3 
Present at game of cards on the Lord’s day 3 
Playing ball on the Lord’s day . . . 23 
Profanity, 36. Receiving stolen property, 6. 42 
Refusing to aid an officer . . — —1 
Shop-breaking, 1. Stealing a ride, 5. 6 
Stubborn and disobedient child ur 12 
Selling mortgaged property, T; Threats, 1.“ 2 
Unlicensed dog. . . . — — 2 
Violation of liquor law . 1 
Walking on railroad . 2 
1598 
Court-Work, Visits, Investigations, etc., during tie 
Seven Years. 
Days in attendance at South Boston Muni- 
eipal Court . 2027 
Visite, at theCourt-House cells(each-morning) 2027 
Visits made at the homes of probated per- 
sons in care . 9942 
Visits at my home by probated persons in 
care 2876 
Places of employment secured for persons 
in care . 4 
Temperence pledges given to persons in care 1698 
Amount of bail given for persons on pro- 
bation. . . . 8 66 530,00 
Cost paid to eourt hr persons when dis- 
charged . ; $ 2 633,58 


REPORTS. 

Reports containing age, sex, residence, oflence, 
court where tried, and the results have been submitted 
to the Board of Prison Commissioners at the end of 
each month, and to the Superintendent of Police at 
the end of each quarter; and no pains have been 
spared in investigating all cases out of court, visiting 
them at their homes, visits made upon me by pro- 
bated persons at my home, and encouraging all those 
whom the court have placed in my charge to give 
them an opportunity to lead a better life. 

Under authority of chapter 220, section 69, of the 
Publie Statutes of 1880 and 1881, and at the request 
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of the Board of Directors for Publie Institutions, 68 
applications for release from prison have been investi- 
gated, 41 of which were reported favorably; and on 
the concurrence of court the prisoners were released, 
and most of them are now doing well. 


In reviewing the record of the past seven years 
in this distriet, the officer does not attempt to say how 
much has been saved to the county by probation; but 
that quite a large sum has been saved by probation 
work, we are not left to uncertainty, as almost all that 
have come under my care would have gone to prison; 
while the moral improvement in many cases has been 
gratifying when they were discharged from court, as 
they have changed from lives of vice and crime and 
become good ceitizens, and are now trying to make 
their homes peaceful and happy. 


IN CONCLUSION. 


Permit me to say that the work of probation in 
my distriet during the past seven years has brought 
me into many homes of intemperance, destitution, de- 
gradation, depravity, and erime, and many heart-chilling 
scenes I have witnessed where innocent children suffer 
more than the real offender; and in many of these 
cases J have felt it a duty to be instrumental in pro- 
viding a home for the children of such families, and 
then put out unceasing effort to reform the parents; 


and in many of these families we have been very suc- | 


cessful in our work, so much so, that we have caused 
many of husband and wife to come together again after 
months of separation, causing them to take care of 
their children as they should, and making no trouble 
in the community where they live; and in many cases 
the officer can review his work with pleasure, as most 
of them are now trying to lead a correct life and be 
useful eitizens in our community. 


George N. Parker. 


c) 9 annual reports for the Rorbury District (1882— 1890). 
(Auszug aus dem Bericht für 1889.) 


I herewith submit a summary of my work as Pro- 
bation officer for the Roxbury Distriet for the last 
seven years, from June, 1882 to Dee. 31, 1888. 


SUMMARY OF THE WORK FOR THE PAST 
SEVEN YEARS. 


Number of persons taken on probation during 


the seven years - - 2» 2 2 2 0. 1851 
Number of cases disposed of during the seven 
years . ESSENER — 1629 
Number remaining in care Dee. 31, 1888 222 
Result in Cases disposed_ of. 
Done well and discharged, or cases laid on file 1398 
Died before the therm of probation expired . 1 


Did not improve, and were surrendered for sen- 

VOnOB na 3 ar nee ehe a, 
Ran away to escape surrender and sentence . 74 
Number improved, 1398; number lost, 231; total 1629 


Sex and Nativity. 


. 1367 | Americans . 
262 | Foreigners . 


Males 


925 
Females 704 


Offences in Cases disposed of. 
Assault and battery 105 | Liquor law violation 9 
Abandoninganinfant 1 | Loitering about rail- 





Cruelty to animals . 5 road station . . 1 
City ordinance viola- ‚ Malieious mischief . 32 
tions . - » 67 Non-support of minor 
Common begging 18 Bi... 
Common brawler 4  Non-support of wife 10 
Commonnight-walker 1 | Neglected children . 5 
Common ard. 50 Obscene language . 1 
Drunk (first offenee) 913 ı Playing ball on the 
Drunk (second of- \  Lord’s Day. 9 

fenee)... 27 | Profaniy . ... 4 
Drunk (third offenee) 27 | Robbery. . . . . 2 
Disturbing the peace 25 Shop-breaking . . 36 
Disturbing an assem- Stealing a ride 2 5 

Biyr u, 0:00 5 | Setting fire to abuild- 
Disobedient children 35 Te a 1 
Embezzlement . 2 | Threatening violence 4 
Fornieation 1 | Trespas . . . . 5 
Gaming. . .. . + | Truantt ..... 14 
Idle and disorderly . 3 | Violation of by-law 1 
Indecent exposure . 2 Vagraut . ... 7 
Keeping noisy house 1 Walking on railroad 3 
Lewdnes . . . . 1 7629 
Leading a vagrantlife 1 
Lareny . . . . 167 

Court- Work, Visits, Investigations, etc. 
Days in attendance at Municipal Court, 

Roxbury Distrit . . 2 2 22... 2 001 
Visits to persons in care F 2354 
Visits to me by persons in care. 4523 
Cases investigated , —— 13 342 
Temperance pledges given . 589 


Bail given for persons taken on probation s51 600,00 
Costs paid court by persons when discharged $ 477,44 


PROBATION. 


The practice in the Roxbury Dristiet Court has 
been to continue all cases that are taken on proba- 
tion for three months, and at the expiration of that 
time, if the conviction was for simple drunk, and I 
can give a good report in the case, the fine is one 
cent without costs. For other minor offences the cases 
are continued to three, six, and nine months, and if 
at the expiration of that time they have complied with 
all of the requirements, the cases are laid on file, and 
in some instances they are required to pay the costs. 
Cases of a more serious nature, as second, third, or 
common drunkards, larceny, assault and battery, and 
shop-breaking, are continued from time to time for 
twelve or fifteen months. These cases are called every 
three months, and I regort on them to the judge, until 
they are finally disposed of. Those who do not im- 
prove, and fail to comply with the requirements, I sur- 
render to the court for sentence. Persons on probation 
report to me at stated times, and I visit them when 
convenient, or whenever it becomes necessary to do 
so. ] also learn through the police, and other sources, 
how they are conducting themselves. Among those 
who are put on probation there are some habitual 
drunkards, with large families dependent upon them 
for support. It is no expected, probably, either by the 
court or any one else, that there will be a complete 
reformation in these cases; but we do hope for a partial 
one, that there will a least be a change for the better 
on his former practices; and if I succeed, as I have 


Reichstag. Altenſtück Nr. 90. (Zufammenftell, ausländ. Geſetze, betr. bie bedingte Verurtheilung ac.) 995 


in quite a number of instances, in keeping such a one 
sober, and at work supporting his family for six or 
nine months, thereby relieving the eity from their sup- 
port as well as his, I have accomplished all that was 
expected. 

Probation has also saved many of both sexes from 
exposure, shame, and loss of situation, in cases where 
they had committed their first offence; and not only 
saved for the time being, but many of them for all 
time; they will never forget their experience in the 
cell and prisoners’ dock. Of this I am satisfied, from 
my knowledge of them while on probation, and from 
their general conduct since that time, 

Frequently persons are taken on probation who 
cannot be restrained or properly controlled at their 
homes, by their consenting to go to some one of the 
charity homes, and remaining there until such time as 
the court thinks it safe to discharge them. Should 
they refuse to remain until such time, I can surrender 
them for sentence. 

The larger boys are usually taken at the House 
ot the Angel Guardian, and some have been taken by 
the Children's Aid Society; the smaller ones by Mr. 
Duggan, of the Home on Harrison Avenue. The fe- 
males are received at the House of the Good Shepherd. 
All of these institutions have been a help to me, and 
quite a saving of expense to the city: for the cases 
they have received and cared for would otherwise ne- 
cessarily have been sentenced to some one of the city 
or State institutions. 

To the managers of the House of the Good Shepherd 
I wish especially to express my gratitude for their 
kindness in receiving every one Ihave taken to them. 
All were received kindly and without any objection 
whatever as to their condition, ability to earn, or any 
question as to paying anything towards their support; 
they agreeing to keep them for such time as the court 
might think proper for them to remain. 


Wm. F. Reed. 


5. Act to provide for the — of Prohation 
Oeors 28th May 1891. 


[Chapter 356.] 


Section 1. The justice of each municipal, police 
or distriet court shall appoint one person to perform 
the duties of probation officer, as hereinafter named, 
under the jurisdietion of said court. The appointment 
of such officer for the munieipal court of the city of 
Boston shall be made by the chief justice of said court, 
who may appoint as many assistants, not exceeding 
three, to said probation officer as are needed to carry 
out the purposes of this act. Each probation officer 
appointed as herein provided shall hold his office during 
the pleasure of the court making the appointment. 

SECTION 2. Said probation officers shall not be 
active members of the regular police force, but shall 
in the execution of their official duties have all the 
powers of police officere. The records of any of said 
probation officers may at all times be inspected by the 
chief of police or city marshal of any eity or town, 
or by the board of police of the city of Boston. 

SECTION 3. Each probation officer shall inquire 
into the nature of every eriminal case broupht before 
the court under whose jurisdietion he acts, and may 
recommend that any person convicted by said court 
be placed upon probation: the court may place the 
person so convicted in the care of said probation officer 


for such time and upon such conditions as may seem 
proper. 
Section 4. Each person released upon probation 
as aforesaid shall be furnished by the probation officer 
with a written statement of the terms and conditions 
of his release; each probation officer shall keep full 
records of all cases investigated by him, of all cases 
placed in his care by the court and of any other duties 
performed by him under this act. 

SECTION 5. The clerk of each municipal, police 
or distriet court, or the justice thereof if there is no 
elerk, shall, when an appointment is made under this 
act, forthwith notify the commissioners of prisons of 
the name of the officer so appointed. Each probation 
officer shall make a monthly report to the commissioners 
of prisons in such form as said commissioners shall 
direct. 

SECTION 6. The compensation of each probation 
officer shall be determined by the justice of the court 
under whose jurisdietion he acts, subject to the appro- 
val of the county commissioners of the county in which 
the court is located, and shall be paid from the trea- 
sury of the county, upon vouchers approved by said 
justice and the county commissioners, or, in the county 
of Suffolk, the commissioners of public institutions. 

SECTION 7. A Probation officer may, at the request 
of any justice of the superior court, investigate the 
case of any person on trial in that court and make a 
report upon the same to said justice, and may upon 
the order of the court take on probation any person 
eonvieted in said court; the compensation for such 
services shall be paid from the treasury of the Common- 
wealth upon vouchers approved by said justice. The 
officers appointed under this act may also perform the 
services of probation officers named in section sixty- 
nine of chapter two hundred and twenty of the Public 
Statutes, and for said services may receive such com- 
pensation as the county commissioners of public insti- 
tutions, as the case may be, shall approve. 

SECTION 8. Any officer who refuses or neglects 
to make returns or to perform any of the duties re- 
quired of him by this act shall forfeit two hundred 
dollars to the use of the Commonwealth, 

SECTION 9. Nothing in this act shall be so con- 
strued as to interfere with any of the duties required 
of the board of lunacy and charity under the provisions 
of the statutes relating to juvenile offenders. 

SECTION 10. Sections seventy-four, seventy-five, 
seventy-six, seventy-seven and seventy-eight of chapter 
two hundred and twelve of the Public Statutes, chapter 
one hundred and twenty-five of the acts of the year 
eighteen hundred and eighty-two, and all acts or parts 
of acts inconsistent with this act are hereby repealed. 

SECTION 11. This act shall take effect upon the 
first day of July in the year eighteen hundred and 
ninety-one. 


6. Anwendung des Probation system feit 1891. 


Durch das Geſetz vom 28. Mai 1891 ift dem Probation 
system eine größere Ausdehnung geſichert worden. Durch das 
Gejeh von 1880 war e8 — abeeleben von der Stadt Bofton 
— in bas Ermeffen der Stadt: und Landgemeinden bes 
Staates Maſſachuſett's geftellt, probation officers zu ernennen; 
von biefer Ermächtigung ift nur in feltenen Fällen Gebraud) 
gemacht worden. Das neue Gejeh hat ben Gemeinden bie 
Ermähtigung zur Anftellung ber in Frage ftehenden Be— 
amten entzogen und die Ernennung jolder Beamten den 
einzelnen Gerichten zur Pflicht gemacht. 
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Seit dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 28. Mai wieſenen Fälle. Aus dieſen Berichten, welche für die Jahre 
1891 werben Jahresberichte der probation officers nicht | 1891 bis 1894 vorliegen, find die ——— Nach⸗ 
mehr veröffentlicht. Dagegen enthalten die Jahresberichte weiſungen in die nachſtehenden Tab aufgenommen 
der Prison Commissioners des Staates Maſſachuſetts worden. Dieſelben enthalten außerdem Berechnungen für 
Zufammenftelungen ber Mittheilungen ber einzelnen pro- | den gefammten 4 bezw. 3jährigen Zeitraum unter Beis 
bation officers über bie Zahl und Art ber ihnen übers | fügung von Prozentzahlen. 


I. Cases taken on probation. 
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*) Prior to the first of July last, when the law of the 28 May, 1891 became operative, there were very few probation officers 
who made returns of cases placed in their care; from the returns received, however, we have tabuleted the facts. 


II. Ages of Persons taken on probation. 
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7. Zwei dem Kaiſerl. Geweral-Ronful in New-York zu that the probation system be adopted in the Courts 
gegangene Aenferungen des Probation Officer in Bofton throughout the Commonwealth. 

über die Handhabung des Probation system. The legislature approved the recommendation of 

Previous to the year 1878 and for several years | the Governor and May twentyeighth 1891, an act 
a benevolent old gentleman, Father Cook, waited upon | Appointing probation officers through the State became 
the Court daily and interested himself in those unfor- | a law, Chapter 356 Acts and Resolves, 1891. 
tunates who in a moment of weakness were led to In the Central Court at Boston six assistants (one 
commit erime in some form, and who were in need of | a woman) were appointed to assist the chief Probation 
a friend to say a kind word to them. By his inter- | Officer the eity being devided into districts, each assi- 
ceding in their behalf a great many persons were | stant being assigned a district, their duty being to 
placed in his charge, and were saved from becoming | visit weekly each person in their charge and report 
habitual criminals. The good resulting from this kind | once a month to the Chief Pobation Officer in writing, 
of work becoming apparent to the Court in 1878 the | the conduet of each probater. 
Court appointed the Chief of Police Edward H. Savage If on probation for drunkenness it is imperative 
as Probation Officer for the City of Boston, whose | that the person shall abstain from all intoxicating 
duty was to attend every session of the Munieipal | drink; — if for embezzlement or larceny restitution to be 
Court and take on probation those persons to whom | made, if possible; — if for non — support, the wife shall 
the Court thought lenieney be shown. This officer | report with the husband to the probation officer. "The 
was held by him until his death in the year 1892, term probation is usually two months, the probationer 

In 1891 Hon. William E. Russell, then Governor | reporting in person once each month: if the report is 
of Massachusetts in his inaugural address recommended | unsatisfactory to the probation officer the person not 
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complying with the terms of their probation they are 
surrendered to the Court and senteneced. 

In the Superior Court persons are placed on pro- 
bation for one year they reporting in person once 
each month. 

The good results of probation are apparent 
each monthintheimproved conditions in looks 
and demeanour of each person reporting to the Court, 
a very small per cent being surrendered. In 
some cases where restraint is necessary, a longer time 
of probation is made. The per cent of persons de- 
faulted is very small most of these being persons 
finding employment in other places or gone to sea. 

Probation has been very successful in Massa- 
chusetts, a great many persons being saved from im- 
prisonment which would necessitate an expense to the 
County not only for the care of the prisoner, but in 
many cases the family are thrown upon the City or 
Town to be supported by charity until the release of 
the prisoner. In many cases the family ask the pro- 
bation officer to extend the term of probation for a 
longer period as the restraint of probation has the de- 
sired effett. Many a wife and mother have expressed 
their heartfelt thanks that there is a law which can 
keep the family united, allowing the husband and father 
to provide for them when if he were sent to prison, 
want and privation would be upon them. 

The probation officer makes a monthly report to 
the prison Commissioners, giving the number of pro- 
bation cases the different offences with which they are 
charged and the amount saved the County for care of 
persons had they been sentenced. 

The probation law has been in practical force for 
several years and its benefits have become an assured 
success, 

Respectfully, 
RicHARD KEEFE, Probate Officer. 
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All arrests for the twenty four hours ending at 
seven o’clock A. M. are transferred to the City Prison. 
The probation officer visits the prison daily at seven 
o’elock A. M., talks with each prisoner ascertaining 
the facts of his conviction with the offence charged, his 
address, his former record (if any) and all information 
of benefit to the prisoner, keeping in mind the good of 
the Commonwealth. 

The records of Drunkenness are looked over. 
Former arrests recorded and given to the Presiding 
Judge for reference when the prisoner is called before 
the Judge. 

The Assistant Probation Officer (in the cases of 
Drunkenness) visit the homes each morning, reporting 
to theJudge, when the prisoner is called, facts ascertained 
at the homes. If the prisoner provides for his family 
and has steady work, although addicted to drink, having 
been previously arrested, the fact that the family are 
dependent upon him for support is taken intoconsideration 
by the Judge, and the prisoner is usually placed on 
probation. 

The Probation Officer by weekly visits to the homes 
are able to report intelligently, his conduet during 
probation. If the Probationer persists in drinking, he 
is arrested by the Probation Officer and surrendered 
to the Court and sentenced. 

If the person arrested is found to abuse his family 
or neglect those depending upon him for support, although 
the first arrest, he is sentenced. 


When the person arrested lives in another city 
of town, and his statements to the Court are doubtful, 
the case is continued long enough to write to the 
Probation Officer of that City or Town for information. 

The Probation Officer through daily intercourse 
with the prisoners becomes familiar with the faces, 
and few former oflenders pass through the court without 
being recognized, althougk giving different names and 
addresses. 

The Probation Officers are appointed by the Court 
under whose jurisdiction he acts, their duties at the 
Court on investigation being of such a nature that they 
must be exempt —* political influence, and unbiassed. 

In many cases the Judge cannot get at the true facts 
when the case is presented to the Court, and depends 
upon the Probation Officers investigation in deeiding 
the case. 

Applications for pardon of persons under sentence 
are referred to the Probation Officer, who is conversant 
with all cases of sentence through investigations at time 
of the arrest. 





Vo. England. 


1. Probation of First Offenders Act 1887.*) 
1.— (1) In any case in which a person is con- 


'vieted of larceny or false pretences, or any other offence 


punishable with not more than two years imprison- 
ment before any court, and no previous conviction is 
proved against him, if it appears to the court before 
whom- he is so convicted that, regard being had to 
the youth, character, and antecedents of the offender, 
to the trivial nature of the oflence, and to any exte- 
nuating eircumstances under which the offence was 
committed, it is expedient that the offender be released 
on probation of good conduct, the court may, instead 
of sentencing him at once to any punishment, direet 
that he be released on his entering into arecognizance, 
with or without sureties, and during such period as the 
court may direct, to appear and receive judgment 
when called upon, and in the meantime to keep the 
peace and be of good behaviour. 

(2.) The court may, if it thinks fit, direct that the 
offender shall pay the costs of the prosecution, or 
some portion of the same, within such period and by 
such instalments as may be direeted by the court. 

2.— (1.) If a court having power to deal with the 
offender in respect of his original offence, or any court 
of summary jurisdietion, is satisfied by information on 
oath that the offender has failed to observe any of 
the conditions of his recognizance, it may issue a 
warrant for his apprehension. 

(2.) An offender, when apprehended on any such 
warrant, shall, if not brought forthwith before the court 
having power to sentencee him, be brought before a 
court of summary jurisdietion, and that court may 
either remand him by warrant until the time at which 
he was required by his recognizance to appear for 
—— or until the sitting of a court having power 
to deal with his original offenee, or may admit him 
to bail with a sufficient surety conditioned on his 
appearing for judgment. 

(3.) The offender when so remanded may be com- 
mitted to a prison, either for the eounty or place in 


*), 851 Vict. Ch. 25. 
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or for which the court remanding him acts, or for the | 
county or place where he is bound to appear for judg- 
ment, and the warrant of remand shall order that he 
be brought before the court before which he was bound 
to appear for judgment, or to answer as to his con- 
duct since his release. 


3. The court, before directing the release of an 
offender under this Act, shall be satisfied that the 
offender or his surety has a fixed place of abode or 
regular occupation in the county or place for which 
the eourt acts, or in which the offender is likely to 
live during the period named for the observance of the 
con ? 





The Metropolitan Police District . 
The West Riding of Yorkshire 
Lancashire . . » 2 22. 
Staffordshire . 
Warwickshire 
Durham 


\ No. 
—S 


2. Returns, IIth May 1891 and 5th July 189.*) 


number of cases within the Metropolitan Police District, 


the West Riding of Yorkshire, Lancashire, Staffordshire, 
Warwickshire, and Durham, in which persons convicted 
of first offences have, by reason of their youth or the 
trivial nature of the offence, been released under 
recognizances on probation of good conduct in the 
years 1888 —1893 under „The Probation of First Offen- 
ders Act, 1887* and number of cases in which such 
persons have been called upon to appear and receive 
judgment, or are known to have been subsequently 
convieted of a fresh offence. 


Par Accounts and papers, session 1890/91, No. 231 und 1893,94, 











Number of cases in which persons con- 
vieted of first offences have, by reason 
of their youth or the trivial nature of 
the offence, been released under recog- 
nizances on probation of good conduct 
under „The Probation of First Offenders 
Act, 1887“, 
1891 | 1892 | 1893 
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The West Riding of Yorkshire 
Lancashire . . 2.2 .2.. 
Staffordshire . 
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Number of cases in which such persons 
have been ealled upon to appear and receive 
judgment, or are known to have been 
subsequently eonvicted of a fresh oflence 

of persons released in 
1890 ' 1891 | 1892 | 1898 
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Weitere amtliche Veröffentlichungen liegen nicht vor. 


VII Kauada. 


Acte autorisant la mise en libert# conditionelle 
de certaines —— convaineues d’une premitre 
infraetion, du 20 mars 1889.*) 


1. Dans le prösent acte, le mot „cour* signifie et 
comprend toute cour sup£rieure de juridietion crimi- 
nelle, tout „juge* ou toute „cour* au sens de l’Acte | 





*) Statuts du Canada, 52 Viet. Ch. 44. 


des proces expöditifs tel que modifie, et tout „magistrat* 


ı au sens de l'Acte des procös sommaires, 


2. Chaque fois qu'un individu sera convaincu, de- 
vant une cour d'un dölit punissable de deux ans d’em- 
prisonnement au plus, et qu’aucune condamnation an- 
törieure n'aura 6t6 relev6e contre lui, si la conr devant 
laquelle il sera ainsi convaincu trouve que, vu la jeu- 
nesse, la röputation et les antécédents du delinquant, 
le peu de gravits de l’infraction et; les eirconstances 
attönuantes dans lesquelles elle a été commise il est ä 
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propos que le délinquant soit reläch6 A condition d’avoir 
une bonne conduite à l’avenir, la cour pourra, au lieu 
de le condamner alors & quelque peine, ordonner qu'il 
soit remis en libert& en par lui signant un engagement, 
eautionnd ou non cautionns, et pour l’espace de temps 
que la cour prescrira, de se repr&ösenter pour reeevoir 
sa sentence lorsqu’il sera appel6, et dans l'intervalle 
de garder la paix et tenir une bonne conduite. 

(2.) La cour pourra, si elle le juge à propos, ordon- 
ner que le d&linquant paie les frais de poursuite, en 
tout ou en partie, dans le délai et en tels versements 
qu’elle prescrira. 

3. Si une cour compötente pour prononcer sur le 
cas d’une personne coupable d’une premiöre infraetion, 
ou un juge de paix, est inform& par denoneiation faite 
sous serment que le delinquant n’a pas rempli quelqu' 
une des conditions de son engagement, cette cour ou 
Er —— de paix pourra lancer contre lui un mandat 


(2.) Un delinquant arr&t& en vertu d’un tel mandat 
sera, sil n'est pas immeödiatement traduit Jdevant la 
cour compätente pour prononcer sur lui, amené devant 
le juge de paix qui aura “mis le mandat, ou devant 
quelque autre juge de paix de la möme eirconscription 
territoriale; et ce juge de paix l’ajournera, par mandat, 
jusqu'au temps auquel il est tenu par son engagement 
de comparaitre pour recevoir sa sentence, ou jusqu’ä 
la session d’une cour ayant droit de prononcer sur sa 
premiere infraction, on l’admettra à caution en par 
lui fournissant une garantie suffisante de se repr&senter 
pour recevoir sa sentence. 

(3.) Le delinquant ajourn& pourra &tre envoyé dans 
une prison, soit du comt& ou lieu dans et pour lequel 
agit le juge de paix qui l’aura ajourne, soit du comté 
ou lieu oü il doit comparaitre pour recevoir sa sentence; 
et le mandat d’ajournement ordonnera qu'il soit con- 
duit à la cour — laquelle il 6tait tenu de com- 
paraitre, pour recevoir sa sentence ou pour ötre in- 
terrog& sur sa conduite depuis sa mise en libert£. 

(4.) La cour, avant d’ordonner la mise en libert& 
d’un dölinquant sous l’empire du present acte, s’assu- 
rera que le délinquant ou sa caution & un domicile 
fixe ou une occupation röguliöre dans le comtö ou lieu 
du ressort de la cour, ou dans le comt& ou lieu dans 
leqyel il est vraisemblable que le délinquant demeurera 
durant le temps fixö pour l’accomplissement des con- 
ditions impos6es. 

Die Bejtimmungen bes vorjtehenden Geſetzes find in 
die secs. 971 bis 974 des am 1. Juli 1898 in Straft ge= 
tretenen Kanadiſchen —— (Code eriminel, 1892 
— 55—56 Viet. Ch. 29 —) übernommen worden. 

Amtliche Beröffentlihungen über bie in —— mit 
der bedingten Verurtheilung erzielten Ergebniſſe li — 

eit noch nicht vor. Nach — des Kai el 
juls in Montreal find vom 3 —— 

Ermittelungen eingeleitet worden, aber noch nicht zum Ab⸗ 
ſchluß gelangt. 


IX. Reu- Seeland. 


1. Report of the Inspeetor of Prisons (Arthur Hume) 
to the Minister of Justice, Ist June 1885. 
(Auszug). 

You were pleased a short time since to suggest 
the introduction here of the probation system, as carried 
out in the City of Boston and elsewhere in America, 
and to request my opinion thereon. I have no hesitation 


in stating that I believe such a system, judiciousiy 
applied to certain cases in New Zealand, would be 
attended with a saving of no inconsiderable sum of 
money to the Government, and would lead to the 
reclaiming of many, and be the means of their redeeming 
their characters. Probation, as provided for by statute 
and practised by the Courts in many parts of America, 
is not generally well understood, many seeming to 
think it to be virtually a pardon, when in fact it is 
only a suspension of sentence for a limited time, to 
give opportunity for reform, and does not relieve the 
party from any responsibility for the offence eommitted 
without further action by the Court at the expiration 
of the term of probation. When sentence is suspended, 
the conditions generally imposed by the Court are „to 
be of good behaviour and keep the peace towards all 
persons“. If these conditions are faithfully complied 
with the Court may order a discharge at the axpiration 
of the term of probation, or, if the person has been 
sent to the country or to sea, the case may be dismissed 
or placed on file. It would appear that, in considering 
the matter of suspending the sentence of a person 
convieted of a erime, two important questions arise: 
first, what are the demands of public justice; second, 
what are the probabilities of reformation. Both are 
entirely at the discretion of the Court; but in the latter 
case the statutes provide for a Probation Officer, whose 
duty it is to „investigate such cases’ with a view to 
ascertaining the probabilities of reformation without 
punishment“, and if found favourable to so report to 
the Court. The following extract from the report of 
the Probation Officer for the City of Boston for the 
year 1882, giving the result of the working of the pro- 
bation system for that year, will be read with interest: 
„In reviewing the record of the past year the un- 
pleasant fact is presented that 51 persons who have 
been eonvieted of crime, and were placed on probation 
to give them an opportunity to reform without punish- 
ment, have not profited by the leniency shown them, 
but have again returned to their vicious ways and 
have been rearrested and surrendered back to Court 
for sentence; and that 9 others of the same class have 
been able to escape rearrest and punishment: add to 
this 18 who behaved well while on probation, and were 
discharged, but subsequently were in Court again for 
offences against the laws, and we have a total of 
78 persons who may be counted as lost. But when 
we examine further, and find that this loss amounts 
to only about 15 per cent, of the whole number dis- 
posed of, and that 462, or about 85 per cent., have 
so conducted themselves as to merit the approbation 
of the Court before whom they were convicted, and 
have been honourably discharged, or had their cases 
dismissed or placed on file, and have since behaved 
well, the result of the work is indeed more encouraging. 
Even if the 15 per cent. had been the only portion 
saved, it would have well paid all labour and expense.“ 

Persons placed on probation are required to report, 
themselves periodically (at the discretion of the Court) 
to the Probation Officer, and, when honourably 
—— at the expiration of their probation, or 
when their cases have been dismissed or laid on file, 
they are required to pay the cost of their prosecution. 

The probation system is carried further, and reaches 
persons who are actually serving sentences, who may, 
upon sentence of not more than six months remaining 
unexpired, with a view to ascertaining the probabilities 
of their reformation, by the recommendation of the 
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Probation Officer, and with the concurrence of the 
Court which imposed the sentence, be released on 
probation; but, as there is such a liberal scale of 
remission in force in New Zealand, I do not think the 
probation system need be made applicable to such 
cases. It appears to me, however (though it is not 
done in America), that there are cases of prisoners 
committed for trial, such as an attempt to commit 
suieide, &c., for which persons are often kept in prison 
here awaiting trial for a long period, to which pro- 
bation might be made to apply; and I hope you will 
be enabled to recommend the system to the favourable 
consideration of the Legislature. 


2. Act to permit the Conditional Release of First 
Offenders for Probation of Good Condeet.*) 
1. The Short Title of this Act is „The First Offen- 
ders’ Probation Act, 1886.* 


2, In this Act, if not inconsistent with the con- 
text, — 

„Court“ means any Court having jurisdiction to 
try and determine an offence as herein defined, 
and includes a Court of summary jurisdietion 
having jurisdietion as aforesaid: 

„Offenee* means any indictable offence, not being 
one for murder, attempted murder, burglary, 
eoining, corrosivefluid, throwing, demanding 
money with menaces, extortion of money under 
threats of accusation of crime, placing an ex- 
plosive substance to endanger life or property, 
rape, robbery with violence, or an offence 
attended by irreparable or serious consequences, 
and either endangering life, or indicating, in 
the opinion of the Court, an established erimi- 
nal intention on the part of the accused, and 
ineludes any indictable offence which may be 
dealt with and disposed of by a Court of sum- 
mary jurisdiction: 

„Offender* means a person whose previous cha- 
racter has been good, and against whom an 
indietment has not previously been laid or a 
warrant of arrest for an indictable offence 
issued, convicted of an offence by verdiet of a 
jury, or by a Court of summary jurisdietion. 

Words in this Act relating to any Court, Justices, 
officer, distriet, or office shall be construed 
distributively as applying to each Court, Justices, 
officer, district, or office to which or to whom 
the same is applicable, 

3. The Governor may from time to time make, 
alter, or repeal regulations for any purpose incidental 
or necessary to the due administration of this Act; 
and any such regulations, on being gazetted, shall take 
effect and have the operation of law, as if they had 
been herein enacted. 

4. The Governor may from time to time appoint 
and remove such police officers or other persons as he 
shall think fit as Probation Officers under this Act, 
who may hold such office in conjunction with any 
other office, and the Governor may assign to any such 
officer or officers a distriet or distriets wherein he or 
they may exereise his or their functions. 

Every appointment of a Probation Officer shall be 
gazetted. 

5; Every Probation Officer shall, in the exereise 
of his offieial duties, have the powers of a constable 


*) 50 Viet. No. 22. 
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and of a police officer, and shall be paid such salary 
or other remuneration as the General Assembly may 
determine. 

6. It shall 
Officer — 


(1.) To inquire carefully into the character and 
offence of every person arrested for any 
first offence, for the purpose of ascertaining 
whether the accused may reasonably be ex- 
pected to reform without imprisonment; 

(2.) To keep a full record of the results of his 
investigations. 

7. It shall be the special duty of every Probation 
Officer, if satisfied upon investigation that the best in- 
terests of the public and the offender would be sub- 
served by placing him upon probation, to recommend 
the same to the Court trying the case. 

8. When any person is convicted of an offence 
as defined by this Act, and it is a first offence so far 
as the Court is not aware to the contrary, the Court 
before which he is so convicted may, instead of sen- 
tencing him at once to any punishment, direct that he 
shall be glaced upon probation in terms of this Act 
for any period not exceeding the longest term of 
imprisonment to which he might be sentenced. 

9. The conditions of the liberty accorded to a 
person released upon probation [unless any one of 
them is specially remitted for a given reason for a 
period not exceeding seven days by a Probation Officer], 
in addition to any special conditions which may be 
imposed by the Court, a copy of which shall be fur- 
nished to the person released upon probation, shall be— 


(1.) That he shall report himself where directed 
mithin twenty-four hours after liberation: 

(2.) That he shall report himself, in person, once 
in every month where directed, between the 
hours of nine in the morning and nine in 
the evening on the days specified, unless 
the Probation Officer shall authorize such 

report to be made in writing: 

(3.) That he shall reside—that is, sleeg—at the 
address notified to the Probation Officer, in 
order that he may be at once found, if re- 
quired for any legal purpose: 

(4) That he shall get his living by honest means, 
the nature and place of which shall be spe- 
eified to and approved of by the Probation 
Officer: 

(5.) That, if he shall change his address, he must 
give notice of his removal to the Probation 
Officer forty-eight hours prior to such re- 
moval; and, if he shall remove to any place 
within the limits of a distriet of another 
Probation Officer, then he shall also, within 
twenty-four hours, notify the fact of his re- 
moval, as also his address and employment, 
to the Probation Officer in that distriet: 

(6.) That he shall produce, when required by a 
police officer, his license of conditional 
liberty issued by the Probation Officer by 
order of the Court, 

It may be a condition of every such release on 
probation that the offender shall enter into recog- 
nizances to be of good behaviour, with or without 
sureties, and shall pay the costs of the prosecution, 
or some portion of the same, within such period and 
by such instalments as may be directed by the Court. 


be the duty of every Probation 
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10. Upon the due and satisfactory fulfilment of 
all the conditions of his release, the person on probation 
at the expiration of the term of his probation shall be 
deemed to be discharged as if he had been sentenced 
and served the same. 

11. When any person is committed for trial for 
an offence as defined by this Act, and is unable to 
procnre bail for his appearance when required, the 
committing Justices or Resident Magistrate may, if 
they or he think fit, release sach person on probation 
in terms of this Act instead of sending him to prison 
to await his trial, and in any such case the provisions 
of this Act shall apply in respect of the person so 
released in the same manner as if he had been con- 
vieted of the offence for which he has been committed 
as aforesaid. 

12. Any offender placed upon probation by a 
Court and failing to comply with, or condueting him- 
self in a manner inconsistent with, the conditions of 
his release, may be re-arrested by the Probation Officer 
of the district wherein the offender is residing, or at 
the verbal or written request of such Probation Officer, 
or by any other Probation Officer or constable in any 
part of the colony, without further warrant, and again 
brought before the Court where he was originally con- 
vieted, and such Court may, after taking the evidence 
of the Probation Officer, and considering the record 
of the facts at the trial or hearing adduced, and any 
other evidence, may thereupon commit the offender to 
prison for any period allowed by law in respect of the 
offence whereof he was originally convicted, or again 
release him on probation on such terms as it shall 
think fit. 

13. If any person so re-arrested is committed to 
prison, the time between his release on probation and 
his commital to prison shall not be taken to be any 
par: of the term of sentence, 

14. Every Probation Officer shall make a return 
to the Minister of Justice monthly, showing the name, 
sex, and offence of each person placed upon probation, 
with such other partieulars as the said Minister may 
require, and the result in each case when the term of 
probation is completed. 

15. Notwithstanding anything hereinbefore con- 
tained, the following provisions shall apply in respect 
to persons accused of an offence under this Act: — 

A Court of summary jurisdiction, after hearing 

the evidence, may discharge such person without 
sentencing him; or 

The Supreme Court, at any stage of the trial of 

such person, may direct him to be discharged 
either before or after verdict; and such discharge 
shall have all the effect of an acquittal of the 
accused in respect of the oflence for which 
— was committed for trial, held to bail, or 
indi 

16. Nothing in this Act contained shall be con- 
strued to annul, abridge, or alter any authorities or 

Jurisdietion which any Court, or any Judge or Justices 
thereof, possesses or possess under any Act other than 
this Act, or otherwise. 
3. Report on the operation of „The First Offenders“ 
Probation Act, 1886; 17th March 1887. 

As to the ultimate benefit to be derived from the 
principle embodied in the Act, I cannot but take a 
sanguine view. The population of New Zealand is one 
which pre--eminently has passed trough the test of 
natural selection. The long distance from Europe has 
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secured for us emigrants in whom it may be almost 
universally asserted there is not a taint of hereditary 
erime, and an almost perfect immunity from the erimi- 
nal class; the consequence being that reformation may 
be attempted with strong hope of success. In my ex- 
perience, it has too frequently occurred that by the mode 
of punishment hitherto adopted persons of naturally 
good propensities have been cerystallized into criminals 
through the long and compulsory association with those 
who have lost all sense of shame, It is very often 
given as a cause of a young person's first fall that he 
or she got into bad company; and under the old system 
we say, „You have made a mistake trough the un- 
satisfactory character of your associates: we will reform 
you by compelling you to live with worse.“ The fre- 
quent consequence is that, when their sentence expires, 
and they are released from prison, they are at war 
with society and society is at war with them. It is 
not for a moment argued that reformation is the only 
thing to be considered in dealing with erime; but I 
think it will be generally admitted that it is fast. be- 
coming the most important question. Retaliation, which 
seems to have been the origin of punishment, has vir- 
tually been eliminated from civilized notions, at all 
events in theory: we now punish to protect society. 
But is not reformation the strongest protection? Society 
has one less to guard against and one less to support. 

2. To a young, vigorous community like ours it 
is a subject of the most momentous import that the 
country should be saved from the social cancer of a 
eriminal class, and is worth every possible experiment. 
A criminal elass means also a pauper class. 

3. It may also be asserted of the probation system 
that it has passed out of the region of experiment 
now, since it has been tried with such geat success in 
America. The New Zealand First Offenders’ Probation 
Act was passed last session, and virtually came into 
operation on the ist October last, and the first diffi- 
culty that presented itself was how suitable Probation 
Officers were to be obtained. As, howewer, it was 
decided that no salary could be granted for the per- 
formance of these duties, the choice lay between the 
Gaolers and the police-officers; but, as the police are 
administered under another department, and as the 
Probation Act had been tought out and introduced by 
yourself, it was only reasonable to conelude it would 
be more successfully worked out by those serving in a 
department immediately under your own administration, 
Hence, at those places where prisons exist the Gaolers 
were selected for Probation Officers, while in other 
localities these duties have been assigned to the senior 
officer of the local police force. 

#4. For the three months; ending the 31st December, 
1886, during which the Act has been in force, 18 per- 
sons (see Table L) were placed on probation, and have 
in every instance satisfactorily carried out the con- 
ditions of their license by reporting themselves at the 
stipulated periods, and paying by instalments such part 
of the costs of their prosecutions as were directed by 
the Court. 

5. The total amount paid by these 18 persons is 
£56, and the probable cost of their imprisonment, had 
not probation intervened, amounts to about £ 375, thus 
giving a saving of about £431 for the three months, 
Of these 18 persons the terms of probation to be served 
vary from two years to as little as three months. 

6. As far as can at present be ascertained, there 
is every reason to believe that in the cases of these 
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18 persons reformation may be excepted without im- 
prisonment, and the best interests of the public, as 
well as of the offenders, have been subserved by pla- 
cing them on probation. 

7. It cannot for a moment be expected that in 
future, as the operations of the Act extend, so large 
a percentage of reformants can reasonably be reckoned 
upon; but a word of praise is due to the Probation 
Officers for the diserimination shown by them in pro- 
secuting the necessary inquiries, and the selection of 
those recommended to be brought under the provisions 
of the Act. 

8. There are several matters of detail in the wor- 
king of the Act which may, no doubt, have to be 
amended when, with more experience, the faults have 
been detected. And some difficulty has presented itself 
in those distriets where Gaolers are Probation Officers, by 
their not being immediately informed of the arrest of 
a person by the police against whose character nothing 
is previously known; but, doubtless, as time goes on 
such difficulties will be easily surmounted. In places 
where the police are Probation Officers it has been 
ruled by their departınent that in forwanding reports 
on probationers tlıo this office they must be submitted 
through the inspector in charge of the district, instead 
of direct; which appears to me a grave error, and 
most unfair to the persons reported upon, by giving 
unnecessary publicity to their previous history an 
er which I believe was never contemplated by 

e Act. 


4. Report of the 20th March 1858. 

1. It is with great pleasure I am able to reiterate 
all that was said in the report of last year upon the 
satisfactory working of this Act; and a reference to 
Table L shows that during the year ended the 31st De- 
cember last, out of 103 first offenders treated under 
the Act, 44 satisfactorily carried out the conditions of 
their licenses and were duly discharged; 51 are still 
working out the conditions of their obligations success- 
fully, whilst only 7 having failed to report themselves 
at the stipulated periods have been rearrested and 
brought to justice, and 1 only has managed. by eluding 
the vigilance of the Probation Officers and police, to 
escape unpunished. 

2. Since the Act came into force on the 1st October, 
1886, 121 persons have been placed on probation; of 
these, 58 have been discharged on satisfactorily com- 
pleting the conditions of their licenses, 53 are still on 
probation, 9 have been rearrested and brought before 
Magistrates, and 1 has escaped. 

3. The amount of costs, &e., ordered to be paid 
by the various Courts before which the 103 offenders 
were brought during the past year amounted to £ 326 
5s. 9d., of which sum £144 6s. 5d. has been already 
actually paid into the Probation Officers’ hands; and 
those from whom sums are still due continue as a rule 
to carry out the conditions of their licenses as far as 
their means will permit. It is left to the diseretion 
of the Probation Officers to occasionally give additional 
time for these payments in case of persons with families, 
or when sickness interferes with their chances of 
earning a living, or for other sufficient reasons. 

4. The approximate cost of keeping these offenders 
in prison had not the Probation Act been brought 
into force would have been about £ 2900, thus a saving 
for the year of £ 3226 5s. 9d. has been effected; and, 
when it is taken into account that the administration 


of the Act is carried out absolutely free of all cost, 
it must be admitted that the result has also proved 
financially successful. 

5. When the Act was first brought into force the 
then Minister of Justice (the Hon. J. A. Tole) purposely 
avoided hampering those who had to administer it by 
issuing lengtlıy and, in his opinion, unnecessary regu- 
lations, preferring to leave to the discretion of those 
whose duty it is to adjudieate on criminal cases to 
diseriminate as to the intentions of the Legislature 
with regard to the cases that should be brought within 
the provisions of the Act or otherwise. 

6. It was at first argued that the Act was not 
intended to apply to young children; nex that it was 
meant to exclude aged persons; whilst lawyers con- 
tendet that a so-called first offender had a right 
to expect to be placed on probation as a matter of 
course, Again, that a very unsuitable class of persons 
had been selected for Probation Officers, as there was 
too much of the police and prison element surrounding 
them. That these were nothing more than fallacies 
is now proved by the manner in which the Act has 
worked during the eighteen months of its existence, and 
that Mr. Tole’s perception in not tying the hands of 
the administrators by useless provisions has been amply 
justified by results. 

7. A word of commendation is certainly due to 
the Probation Officers, who, without extra remuneration, 
have spared no pains to make the necessary investi- 
gations as regards probable first offenders. They have, 
besides, shown considerable and praiseworthy diseretion 
in their recommendations, which have been almost in- 
variably adopted by the various Courts. 

8. Similar Acts to the New Zealand First Offenders 
Probation Act have now been placed on the statute- 
books of the United Kingdom and Queensland, and the 
Act is likely to be immediately adopted in Victoria 
and New South Wales. It is generally admitted that 
the statute contains the germs of valuable legislation 
by assisting in the effort to do something to convert 
those who have committed a first oflence, perhaps 
from thoughtlessness or under the influence of strong 
temptation, into honest and useful members of society, 
instead of, by imprisonment, turning them into 
habitual criminals. 

9. The chief danger to be guarded against is the 
idea that a person might deliberately commit a crime 
for the first time with the certainty, if detected, of 
suffering no further punishment than being placed on 
probation, with an opportunity of absconding, but the 
fact of only one person out of 121 having succeeded 
in getting away virtually disposes of any such supposed 
danger; and, when it is further considered that fifty- 
eight first offenders have actually come back to society 
without being subjected to the contamination of prison 
influences, such a result must be recognised as most 
gratifying, and will prove a valuable aid in removing 
the stigma of the original conviction in those cases 
where an intention has been shown to do better in 
future. 

10. It has been said that one effect of the Pro- 
bation Act is to place offenders under police super- 
vision, which in many cases, such as to a person of 
good education and connections committing a small 
fraud or embezzlement of no great amount, seems quite 
inapplicable and ealeulated to do harm; but, from the 
satisfactory way in which the provisions of the Act are 
carried out in New Zealand this argument is of little 
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force, and, so far as is known, no complaint has been 
made of the result. 
5. Report of the 15th April 1889. 

1. It is exceedingly gratifying to be able to report 
that this Act continues to work smoothly and well, 
and generally carries out the intentions and purport 
of its introduction. A reference to Table L shows 
that during the year ended 31st December last, out of 
a total of 82 offenders treated under the Act 40 satis- 
faetorily carried out the conditions of their licenses 
and were duly discharged, 1 was rearrested and im- 
prisoned, 1 absconded, and 40 remain still working out 
the conditions of their obligations successfully. 

2. Since the Act came into force, on the 1st Oc- 
tober, 1886, 203 persons have been placed on pro- 
bation. Of these, 143 have been discharged on satis- 
factorily completing the conditions of their licenses, 
9 are still on probation, 10 have been rearrested and 
brought to justice, an 1 only has managed, by eluding 
the vigilance of the Probation Officers and police, to 
escape so far unpunished, but there are good reasons 
for supposing that he has not left the colony, and will 
probably be rearrested. It will be recollected that in 
last year’s report 1 probationer was shown as abs- 
eonded; but he was ultimately found, and carried out 
satisfactorily the conditions of his license, 

3. The amount of costs, &e., ordered to be paid 
by the various Courts before which the 82 offenders 
were brought during the past year amounted to £ 315 
2s. 1d., of which sum £208 17s. 1d. has been al- 
ready actually paid into the Probation Officers’ hands, 
and those from whom sums are still due continue, as 
a rule, to carry out the conditions of their licenses as 
far as their means will permit. The system of leaving 
it to the diseretion of Probation Officers to occasionally 
give additional time for these payments in cases of 
persons with families, or when sickness, &e., interferes 
with their chances of earning a living, or for other 
sufficient reasons, has been continued, has proved effi- 
cacious and worked well. 

4. The approximate cost of keeping these offenders 
in prison had not the Probation Act been brought into 
force would have been about £ 2600. Thus an actual 
saving for the year of £2808 17s. 1d. has been 
effected: and when it is taken into account that the 
administration of the Act is carried out absolutely free 
of all cost to the Government, it must be admitted 
that the result has also proved financially successful. 

5. A word of commendation is, I think, due to 
the Probation Officers for the careful and judicious 
manner in which they have carried out the additional 
duties thrust upon them by this Aet—and in the larger 
centres of population these duties are deceidedly one- 
rous. It will be recollected that when Gaolers were 
first selected for Probation Officers there were con- 
siderable misgivings as to whether it was a wise pro- 
ceeding; but results have, I think, long since proved 
the selection to have been a good one, and dispelled 
all doubts on this score, and the statistics already 
quoted how that without remuneration they have, under 
my supervision, made the Act a very valuable addition 
to the colonial statutes. 

6. The Judges and Magistrates appeared for some 
time after the promulgation of the Act to be sorely 
perplexed as to the ages of persons to whom it was 
intended the Act should apply, and many argued that 
it should apply solely to young people; but this was 
not the intention of the introducer of the Act. The 





Hon. Mr. Tole, then Minister of Justice, thought, and 
I believe still thinks, that the man of fifty years of 
age is frequently as sorely tempted as the boy of 
fifteen, and, although it might not be quite so probable 
that a person fifty years of age would so easily be- 
come a recruit of the permanently eriminal class a 
would a boy or girl, yet, if the offence for which that 
person be apprehended is really a first oflence, and 
has not been deliberately planned for some time before 
its committal, the colony is all the better if that person 
be allowed to again engage in an honest and useful 
occupation, under certain restrictions, rather than that 
he or she should be immured in prison. That the Act 
was intended to apply with equal force in the lower 
as well as higher Courts does not always seem to be 
realised, but, like all reforms, it was regarded by many 
with grave doubts of its practicability or utility. 

7. From Table L it will be seen that this Act du- 
ring the past year has been the means of preventing 
no less than 11 young persons between ten and fifteen 
years of age becoming inmates of our prisons, and hin- 
dering no less than 42 persons under the ages of 
twenty years being stamped as gaol-birds for the rest 
of their natural lives. Surely this must be looked 
upon as more than satisfactory, and | have no hesi- 
tatien in prophesying that de longer this Act continues 
in force the more popular and useful it must become 
in rescuing many from a career of crime. 

6. Report of the 15th April 1890, 

1. It is with great pleasure I am able to reiterate 
all that was said in the report of last year upon the 
satisfactory working of this Act; and it is a somewhat 
eurious fact, as shown by Table L, that for the year 
ended 31st December last the total number of offen- 
ders treated under the Act was within one of the 
number so treated the year before—viz., 83 last year, 
as against 82 in 1888. Of these 83, 50 satisfactorily 
carried out the conditions of their licenses and were 
duly discharged, 2 were rearrested and imprisoned, 1 
absconded, and 30 remain still working out the con- 
ditions of their obligations successfully. 

2. The amount of costs, &e., ordered to be paid 
by the various Courts before which the 83 offenders 
were brought during the past year was £319 &s. 7d., 
of which sum £203 135. 9d. has been already actually 
paid into the Probation Officers’ hands, while the great 
portion of the balance is not yet due and is being paid 
by instalments, and as a rule the probationers carry 
out the conditions of their licenses with commendable 
punctuality. The system of leaving to Probation Offi- 
cers discretion in exceptional cases to give additional 
time for these periodieal payments in cases of persons 
with families to maintain, or when sickness or other 
unforeseen misfortune interferes with their chances of 
earning a living, or for other sufficient reasons, has 
been continued, has proved efficacious, and worked well. 

3. The approximate cost of keeping these offen- 
ders in prison, had not the Probation Act been brought 
into force, would have been about £ 2170. Therefore, 
if the sum actually paid into the Probation Officers’ 
hands is taken into accunt, we have an actual saving 
for the year of £2373 13s. 9d.: and, as the ad- 
ministration of the Act is carried out absolutely free 
of all cost to the Government, and has been so ever 
since its introduction, it will be admitted to be as much 
a success financially as it is reformatory. 

4. Since the Act came into force, on the 1st Oc- 
tober, 1886, 283 persons have been placed on probation. 
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Of these, 222 have been discharged on satisfactorily 
completing the conditions of their licenses, 49 are still 
on probation, 10 have been rearrested and brought to 
justice, and 2 only have managed, by eluding the vi- 
gilance of the Probation Officers and police, to escape 
so far unpunished; but they are not supposed to have 
left the colony, and will probably yet be rearrested. 
5. The Probation Officers continue to perform their 
duties with zeal, tact, and ability, and give satisfaction. 
It is surprising the amount of information about sup- 
posed offenders they are able to obtain in a very short 
space of time; and, now that they know that their re- 
ports are looked upon as confidential by the Court to 
which they are presented, they feel less fettered and 
more able to give a genuine and independent reliable 
report, which is almost invariably adopted. It has 
been found, too, that many Probation Officers frequently 
visit and advise their probationers, and in some in- 
stances have obtained good situations for them. Con- 
sidering the arduous duties that Gaolers have to per- 
form, I think the interest shown by them and the other 
Probation Officers in the Act ever since its introduetion 
is praiseworthy and philanthropie, and has tendet much 
to the successful working of this very useful measure, 


6. When this Act was first passed it was thought 
by many that it was a dangerous piece of legislation, 
and probably would do more harm than good; but now 
that its utility has been so thoroughly established I am 
of opinion that its provisions might be extended with 
beneficial results to such cases as attempted suicide 
eaused by excessive indulgence in strong drink, and 
that if the accused has the means he or she should be 
made to pay the whole costs of the trial. It may be 
argued that this would, in effect, be punishing a man 
for excessive drinking; but it seems to me that if a 
person will drink habitually to such excess as to lose 
all self-restraint, and in that state attempts to take his 
life, such person, and not the taxpayers, ought to bear 
the costs of the trial; and such an oflender would cer- 
tainly have no grounds for complaint if he were placed 
under some such wholesome restraints as those of the 
First Offenders’ Probation Act, As the case now stands 
a person who attempts to commit suicide is usually 
eommitted for trial to the Supreme Court, has perhaps 
to be detained in prison for two months awaiting the 
sessions, and then is probably discharged upon recogni- 
sances to come up for judgment when called upon, the 
State having to bear the expense of keeping the pri- 
soner in gaol for two months, in addition to the cost 
of the trial, 

T. Again, the Act, I think, is somewhat defeetive 
in respect to the persons to whom it may be made 
applieable, one condition being that it can apply only 
to a person „against whom an indietment has not 
previously been laid or a warrant of arrest for an in- 
dietable offence issued;* so that, if a person has once 
been brought up on a warrant of arrest for an in- 
dietable oflence, though he may be acquitted and leave 
the Court without the slightest stain on his character, 
that person can never afterwards be eligible to be 
placed on probation. 

8, The Act might also be further extended to pri- 
soners undergoing sentences in prison, who, from their 


exemplary conduet in gaol, and if their previous hi- | 


story warrants it, might, after serving portion of their 








sentences, could be drafted off to some work under the 
Publie Works Act, and not located in a prison, but in 
huts under proper supervisors, and there made to work 
on roads, or some such labour, for an indefinite period, 
their discharge depending entirely on the results of 
their work and conduct. This might be arranged either 
under the Prisons or First Offenders’ Probation Acts. 
A similar experiment has been tried in America with 
good results, and I have every reason to believe it 
would work well in this colony if tried in some isolated 
position such as the West Coast Sounds, where, if the 
prisoners attempted to escape, they would probably 
starve, and where they might be employed in such 
work as making a road from the cost to the Suther- 
land Falls. They would probably render a good account 
of themselves, and work as well as free men, in the 
hope that every time a mail or provisions arrived orders 
for the liberation of some would also be received, or 
they might be placed on piecework, and given a cer- 
tain amount to do, and informed that if their conduet 
continued good they would receive their conditional 
discharge on the completion of the work allotted. 


7. Report of the Ist May 1891. 

1. It is exceedingly gratifying to be again able 
to report that this Act continues to work smoothly 
and well, and generally carries out the intentions and 
purport of its introduction: in fact, the more it be- 
comes known the better it is liked. It has certainly 
already rescued many from a career of crime, Table 
L shows that during the past year 93 offenders were 
brought under its provisions, as against 83 in 1889. 
Of these, 44 satisfactorily carried out the conditions of 
their licenses and were discharged, 2 were rearrested 
and committed to prison, 2 absconded, and 1 died, 
leaving 44 still under the supervision of the Probation 
Öfficers. 

2. The amount of costs as ordered to be paid by 
the various Courts before which these 93 offenders 
were brought was £261 Os. 5d., of which sum £103 
45. 9d. has been actually paid into the Probation 
Officers’ hands, while the remainder, the greater part 
of which is not yet due, is being paid by instalments. 

3. The approximate cost of keeping these offenders 
in prison had not the Probation Act been in force 
would have been about £ 2400, which, if added to 
the amount of costs actually paid, gives a saving of 
£ 2503 4s. 9d. for the year. 

4. Since the Act came into force, in October, 
1886, 376 persons have been placed on probation, of 
whom 293 were discharged after having satisfactorily 
completed the terms of their licenses; 16 were rearrested 
and sentenced to various terms of imprisonment, 2 died, 
5 managed to elude the vigilance of the Probation 
Officers and absconded, and 60 are still on probation. 

5. The Probation Officers continue to take great 
interest in the working of the Act, and their reports, 
which are generally adopted, are very full and com- 
plete, showing zeal, tact, and ability; and, though 
they receive no remuneration for their work in con- 


' neetion with this Act, they could not, I believe, take 
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sentence, be released on probation; in fact, I should | 


!ike to see a system introduced by which long-sentenced 
prisoners, alter they have served a portion of their 


more trouble, or exereise more careful diserimination, 
even if a substantial salary were attached to the office. 

6. The great argument in favour of this First 
Offenders’ Probation Act is that it endeavours to work 
reformation in persons who are only just entering on 
a dishonest course, and are perhaps wavering between 
the straight or erooked road. In America the system 
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adopted is to try and reform in prisons, but what this 
Act claims is reformation without the prison-brand. In 
the United States prisons, such as Elmira, New York, 
and Concord, Massachusetts, a system has been intro- 
duced which renders profieieney in study a chief test 
of the fitness of their inmates for liberty, and a sump- 
tuous dietary scale is provided; while at the California 
State Prison the conviets are not even obliged to work, 
and still have a meat-diet with coffee and vegetables, 
better than many honest toilers are able to obtain out- 
side. While they entirely ignore the mischief arising 
from the mutual corruption of prisoners associated in 
prisons, there is scarcely a prison in the whole of 
America where the inmates are kept separate from one 
another. The so-called „graded system“ adopted in 
America merely consists in offering to its murderers, 
burglars, and violators a very low maximum of five 
years’ possible detention, but with the easy opportunity 
of liberation in eighteen months or two years. The 
Elmira system is just a minimum punishment, with a 
maximum of indulgenee. The question that seems to 
have to be met here is, what is the general eflect of 
such prisons as Elmira, Concord, &e., upon the dis- 
eouragement of crime in the external community? for 
the prevention of crime is mainly secured by the moral 
and other influences which operate outside prisons; and 
tlis is where the superiority of the First Offenders’ 
Probation Act is claimed over all so-called prison re- 
form. If, by any means short of increasing crime, 
persons can be saved or reformed when young, or 
even when come to years of disceretion, without being 
sent to prison, then surely a great and good work is 
being done. A reference to the eriminal statisties in 
America shows that, whereas in 1850 every million 
inhabitants of the United States contributed 290 pri- 
soners, the proportion had risen to 853 in 1870, and 
as high as 1,169 in the million in 1880. The last year’s 
census appears to indicate a still further increase of 
criminality, there being 10000 more convicts than in 
1880. So much for reformation in gaols and the graded 
and intermediate systems carried out in Elmira and 
other American prisons! But, turning to the refor- 
mation under the First Offenders’ Probation Act, what 
do we find? A steady but sure decrease of crime, as 
in 1882 the proportion of prisoners to population was 
Our, while in 1890 it was only O,as. The American 
statistics above quoted may be looked upon as ahso- 
lutely correct when it is stated they are obtained from 
information published by the Howard Association, an 
assoeiation instituted for the promotion of the best 
methods of erime-prevention and penal treatment, and 
the conelusion arrived at by this philanthropie body is 
that, although many unretlecting persons in America 
have been induced to favour the Elmira type of prisons, 
sagacious observers see their really diastrous tendency, 
while the rapid increase of erime in the United States 
is a sufficient condemnation of the system. On the 
other hand, in New Zealand there is every reason to 
believe and hope that, the more the judicious exereise 
of the provisions of the First Offenders’ Probation Act 
is extended, the greater, in a corresponding degree, 
will be the deerease of erime. 


8. Report of the 1st July 1892. 

As before stated, this Act continues to work exce- 
dingly smoothly and well, though there is a slight. 
falling-off in the numbers placed under it during the 
past year. A reference to Table shows that 72 persons 
came under its operation this year as against 93 in 





the preceding year. Of these 30 satisfactorily carried 

out the conditions of their licenses and were discharged, 
3 were rearrested and committed to prison, 1 ab- 
scondet—leaving 38 still under the supervision of the 
Probation Officers, completing their terms. 

The amount of costs ordered to be paid by the 
various Courts before which these 72 offenders were 
brought was £179 11s., of which sum £81 13s. 6d. 
has been actually paid into the Probation Officers’ 
hands, while the remainder, the greater part of which 
is not yet due, is being paid by instalments. The 

| approximate cost of keeping these offenders in prison, 
had not the Probation Act been in force, would have 
been about 21660, which, if added to the amount of 
eosts actually paid, gives a saving of £1741 138. 6d. 
Since the Act eame into force, in October, 1886, 448 
persons have been placed on probation, of whom 361 
were discharged after having satisfactorily completed 
the terms of their lieenses, 21 were rearrested and 
sentenced to various terms of imprisonment, 2 died, 
7 managed to elude the vigilance of the Probation 
Officers and absconded, while 56 remain still on probation. 
I must again commend the Probation officers for their 
zeal, tact, and intelligence in dealing with this Act, 
and though I know in some cases pressure has been 
brought to bear, they have invariably conscientiously 
and fearlessley made their recommendations, which 
have in almost every case been accepted and acted 
upon by the Court, As regards the working of this 
Act in England and Wales, the followin 
published in a recent issue of the Zaw 
some interesting details: — 


First Offenders. 
The following eircular has been issued by the Home 
Secretary to Magistrates in England and Wales: — 


„The Summary Jurisdietion Act, 1879* (42 & 43 Vict. e. 49). 
„Ihe Probation of First Offenders Act, 1887 (50 & 51 Vict. c, 25). 


„SIR,— „Home Office, Whitehall, 25th. April 1892. 
„l am direeted by the Secretary of State to acquaint 

you that from the information before him he has reason 
to believe that the provisions in the enactments cited 
in the margin are not so fully taken advantage of as 
they might be in the case of persons charged with 
offences of a trifling nature, or persons against whom 
no previous conviction has been proved. A return laid 
before Parliament in May, 1891, of the cases in which 
the Probation of First Offenders Act had been applied 
in the Metropolitan Police Distriets and in five large 
‚ provincial distriets showed that of the total number 
' (2530) of persons dealt with unter the Act during the 
‚ three years 1888—90 only 169, or 6,; per cent, had 
been called upon to appear and receive judgment, or 
were known to the police to have been subsequently 
convieted of a fresh offence. It would appear, however, 

| that the provisions in question are much more frequently 
applied in some distriets and by some benches of Magi- 
strates than by others, and the Seeretary of State has 
therefore thougt it right to issue this cireular, in the 
hope that it may lead to a general use of these enactments 

| by Courts of summary jurisdietion, and of the Probation 


eireular, 
imes, gives 


ofFirstOffenders Act bycourts ofQuarterSessions, in cases 
where such course would be justifled bythe character of the 
offence, the youth of the offender, or other eircumstances. 
„Lam, &c., 
„GODFREY LUSNHINGTON.“ 
Now, in NewZealand the number of those called upon 
to appear and receive judgment, or who are known to the 
police to have been subsequently convicted of a fresh 
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offence, since the commencement of the Act is only 21, 

or 4,68 per cent., while we have no cause for complaint 

that the Benches do not take advantage of the Act. 
9. Report of the Ist July 1893. 

A reference to Table L shows that 51 persons 
were placed upon probation last year as against 72 in 
1891. Of these, 22 satisfactorily carried out the con- 
ditions of their licenses, and were discharged; 3 were 
rearrested and committed to prison, 26 still remaining 
under the supervision of the Probation Officers, com- 
pleting their respective terms of probation. 

The amount -of costs ordered to be paid by the 
various Courts before whom these offenders were 
brought was £ 212 7s. 1d., of which sum £ 63 17s. 
Td. has been actually paid, and the remainder (the 
greater part of which is not yet due) is being paid by 
instalments. The approximate cost of keeping these 
offenders, had they been sent to prison, would have 
been £1260, which, together with the amount of costs 
actually paid, gives a saving of £1323 173. 7d. to the 
colony. 

Of the 499 persons placed on probation since the 
Act came into force in October, 1886, 420 have been 
discharged after satisfactorily carrying out the terms 
of their licenses, 25 were rearrested and sentenced to 
various terms of imprisonment, 2 have died, 11 have 
eluded the vigilance of the Probation Officer and ab- 
sconded, and 41 still remain on probation. From these 
facts it may be gathered that the Probation Officers 
continue to carry out their duties conscientiously and 
fearlessly, with tact and discretion. In all respects this 
most valuable statute is working most satisfacterily, 
and has saved many a trivial offender from becoming 
a confirmed criminal. . 

10. Report of the 1st June 1894. 

A reference to Table L schows that fifty-nine 
persons were placed upon probation last year, as against 
fifty-one in 1892. Of these, twenty-five satisfactorily 
carried out the conditions of their licenses and were 
discharged; three were re-arrested and committed to 
prison; three absconded; and twenty-eight still remain 
under the supervision of the Probation Officers, com- 
pleting their respective terms of probation. 

The amount of costs ordered to be paid by the 


various Courts before whom these offenders were 
brought was £266 14s. 1d. of which #165 2s. 1d. 
has been actually paid, the greater portion of the re- 
mainder being paid by instalments as it becomes due. 
The approximate cost of keeping these offenders, had 
they been sent to prison, would have been £1425, 
which, together with the amoutn of costs actually paid, 
gives a saving of £1587 2s. 1d. to the colony. 

Of the 558 persons placed on probation since the 
Act came into force in October, 1886, 469 have been 
discharged, after satisfactorily carrying out the terms 
of their licenses; twenty-nine were rearrested and sen- 
tenced to terms of imprisonment; two have died; while 
fifteen have eluded the vigilance of the Probation 
Officers, and forty-three still remain on probation. 

This Act continues to work most satisfactorily, 
and has done much to mitigate the evils of contami- 
nation by giving first offenders a chance of reforming 
which they could never get if once sent to prison; but, 
as regards prisoners awaiting trial, it is thought the 
Act is not so fully taken advantage of as it might be 
in the cases of persons of good character. The whole 
question of prisoners awaiting trial is beset with diffi- 
culties; for, while some of these persons are certainly 
guilty, others are as certainly innocent, and the often 
unduly prolonged delay between their committal and 
trial makes it impossible, with the present limited 
accommodation in the awaitingtrial portions of the 
gaols, to carry out proper separation, which is more 
essential with this class of prisoners than with others. 
When it is recollected that some at least of these per- 
sons are detained only on account of their poverty, 
and consequent inability to find bail, it is thougt that 
considerable advantage, without much risk, would be 
gained by placing those against whose character nothing 
bad is known under the operation of the Probation 
Act, while awaiting trial, — provided of course, that 
the offences with which they stand charged are those 
to which the Act applies. In support of the statement 
as to so few persons awaiting trial being placed on 
probation, the following return of all such prisoners 
placed under the Act since its introduction is published: 
In the year 1886, 1 person: 1887, 1 person; 1888, 
2 persons; 1890, 6 persons; 1893, 1 person: total in 
eight years, 11 persons. 


11. Table L. 


(Zufammengefaßt für die Berichte unter Nr. 2—10.) 
Ages of offenders placed under ihe Act during the years 1886-1893. 
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Terms of probation of offenders placed under the Act during the years 1886-1893. 
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Of the 561 persons placed on probation since the Act came into force in October, 1886, 


470 have been discharged, after satisfactorily carrying ont the terms of their licenses; 
31 were rearrested and sentenced to terms of imprisonment; 


2 have died; 
15 have claded the vi 
43 still remain on probation. 


X. Queensland, 


1. Act to amend the Criminal Law so far as regards 
the Punishment of Persons Convieted of First Of- 
fences. 6th October 1886.*) 

1. This Act may be cited as „The Offenders Pro- 
bation Act of 1886.“ 

2. In this Act, unless the context otherwise indi- 
cates, the following terms have the meanings set against 
them respectively (that is to say) — 

„Court“ — The Supreme Court, Distriet Court, or 
Justices by or before whom a person is con- 
victed; 

„Minor Offenee* — Any offence punishable on 
summary conviction before justices, with or 
without the consent of the accused person, or 
any offence, of whatever nature, for which, by 
law a sentence of penal servitude or imprison- 
ment, with or without hard labour, for a shorter 
period than three years may be imposed, and 
for which a sentence of such duration is, in 
the opinion of the Court, an adequate punish- 
ment; 

„Offender* — A person convicted of a minor 
offence; 

„Court of Summary Jurisdietion* — Two or more 
Justices in Petty Sessions having jurisdietion 
to try persons charged with offences punishable 
on summary conviction. 

3. When a person is convicted of a minor offence, 
not having been previously convicted in Queensland or 
elsewhere, of an offence, and sentenced upon such 
eonvietion, to penal servitude or imprisonment for a 
period exceeding three months, the following provisions 
shall have effeet: — 





*) 50 Viet No. I. 


ce of the Probation Officers and 


(1.) The Court shall proceed to pass sentence upon 
the offender in the usual form. 

(2.) The Court may, if it thinks fit, suspend the 
execution of the sentence, upon the offender 
entering into a recognizance in such amount 
as the Court directs, such recognizance being 
conditioned that the offender shall be of good 
behaviour for a period from the date of the 
sentence equal to the term of the sentence, or 
if the term of the sentence is less than twelve 
months, then for the period of twelve months, 
and shall not during the like period do or omit 
to do any act whereby the recognizance would 
become liable to be forfeited under the pro- 
visions hereinafter contained. 

(3.) When such recognizance is entered into the 
offender shall be discharged from eustody, but 
shall be liable to be committed to prison to 
perform his sentence if, during the period spe- 
cified in the recognizance, any of the conditions 
ee specified happens with respect to 

m. 

A written notice shall be given to the of- 
fender upon his disch specifying the con- 
ditions under which he will become liable to 
be so committed to prison. 

(4) When an offender is so committed to prison 
the sentence shall begin to run from the date 
of such committal, but the term of the sentence 
shall not extend beyond the period specified in 
the recognizance, and at the expiration of that 
period the offender shall be entitled to be 
discharged. 

4, If the offence of which a person is convicted 

has relation to property, or is an offence against the 
person, the Court may, if it thinks fit, upon suspending 





the execution of the sentence as hereinbefore provided, 
order the offender to make restitution of the property 
in respect of which the oflence was committed, or to 
pay compensation for the injury done to such property, 
or compensation for the injury done to the person in- 
jured, as the case may be, and may assess the amount 
to be paid by the offender in any such case, and may 
direct when and to whom and in what instalments the 
amount ordered to be paid shall be paid. 

Every such order may be enforced by any Justice 
in the same manner as orders made by Justices upon 
summary convictions. 

The Court may also, if it thinks fit, require the 
offender to give security for the performance of any 
such order, and may make the discharge of the offender 
from custody eonditional upon such security being 
given. 


5. Every offender discharged under the provisions 
of this Act shall, once at least in every three months 
during the period specified in the recognizance, report 
his address and occupation to the principal officer of 
police at the place in which he was convieted, or at 
such other place as the Commissioner of Police may 
appoint. 

Such report may be made either by the offender 
personally attending at the place aforeseid, or by post- 
letter signed by him and adressed to the principal of- 
ficer of police at that place, unless in any case the 
Colonial Secretary directs that the report shall be made 
by the offender personally, in which case it must be 
made in that mode only. 

6. If, during the period specified in the recogni- 
zance — 

(1.) It is proved to a court of summary jurisdietion 
that an offender so discharged has failed to 
report his address and occupation to the person, 
at the times, and in the manner, prescribed by 
the last preceding section; or 

(2.) If, on his being charged by an officer of police 
with getting his livelihood by dishonest means, 
and being brought before a Court of summary 
jurisdiction, it appears to such Court that there 
are reasonable grounds for believing that he is 
getting his livelihood by dishonest means; or 

(3.) If, on being charged with an offence punishable 
on indietment or summary convietion, and on 
being required by the justices before whom he 
is charged to give his name and address, he 
refuses to do so, or gives a false name or a 
false address; or 
If he is convieted of any offence against the 
Act of the Governor and Legislative Council 
of New South Wales, passed in the filteonth 
year of Majesty’s reign, and numberci four, 
entitled „An Act for the more Effectual Prevention 
of Vagrancy and for the Punishment of Idle and 
Disorderly Persons Rogues and Vagabonds and 
Incorrigible Roques in the Colony of New South 
Wales,“ or is convicted of any indietable offence 
or of any offence punishable on summary con- 
vietion and for which imprisonment for a period 
exceeding one month may be imposed; 
then, and in any of such cases, the Court before which 
the offender is charged or convicted may forfeit the 
recognizance and direct him to be committed to prison 
to perform his sentence as aforesaid, or so much 
thereof as remains to be performed under the provisions 
hereinbefore contained, and he shall be so committed 


(4) 
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accordingly. And the Court may grant any necessary 
warrant for his committal. 

But if during the period aforesaid none of the 
aforesaid events happens, he shall be discharged from 
the sentence; and the convietion on which the sentence 
was imposed shall not on any subsequent conviction 
against him be deemed to be a previous convietion for 
the pourposes of any Act under which a greater punish- 
ment may be inflieted upon a person who has been 
previously convicted. 

7. In any case in which the Governor is authori- 
sed on behalf of Her Majesty to extend mercy to an 
offender under sentence of penal servitude or imprison- 
ment with or without hard labour, he may extend 
merey upon condition of the oflender entering into a 
recognizance conditioned as prescribed in the third 
seetion of this Act. And such offender shall thereupon 
be liable to the same obligations, and shall be liable 
to be dealt with in all respects in the same manner, 
as a person discharged upon recognizance under the 
said third section. 


2. Sheriff’s Reports upon the Gaols of the Colony 


(Muszug) 
a) for the year 1887. 

„The Offenders Probation Act of 1886“ is a very 
valuable Act, and is working satisfactorily. The number 
of prisoners discharged under that Act in 1887 were — 

BE ne u. 4 returned. 
b) for the year 1888. 

During the year 1888, 115 convieted persons have 
been released under „The Offenders Probation Act“, 
making a total number of 279 liberated under this Act 
since its passing, 140 of whom have completed their 
term of sentencee. Many of the criminal class come to 
us from the other eolonies and there is not always 
time to learn their previous history before trial and 
sentence here — I refer chiefly to convictions in the 
Courts of Petty Sessions — consequently several 
are now —— the benefit of this Act who, if suffi- 
cient time had been allowed would have been found 
unentitled to the privilege. I think it would be advi- 
sable to establish a rule wherebv prisoners whose pre- 
vious history is unknown should be obliged, before 
being discharged under this Act, to show that they were 
of good character for at least two years previously. 


c) for the year 1889, 


During the year 1889, 100 convicted persons were 
released under „The Offenders Probation Act“, making 
a total of 343 liberated since the passing of the Act. 
The number who have completed their term of sentence 
during the year was 106 and the total since the Act 
came into operation 211. 

The influx of eriminals into Queensland is a matter 
requiring consideration, and I would urge that the matter 
be dealt with by legislation. The existence of the 
Öffenders Probation Act in this Colony is an induce- 
ment to eriminals to come from the other Colonies 
where no such Act is in force; as a new arrival when 
convieted for an offence, by representing himself as a 
first offender stands a chance of being released under 
the Act. I would call attention to the opposite ten- 
dency of an Act existing in Victoria — 18 Vie. No. 3. 
— to prevent tlıe influx of eriminals into that colony. 
By it any person who is suspected of having been 
found guilty of any capital or transportäable felony in 


the United Kingdom, or any British possession, ‘and 
who has gone into that colony, can be apprehended 


and taken before any two justices, and upon convietion ı 


the justices may either take bail that such person leaves 
the colony within seven days or cause him to be con- 
veyed to the county whence he came, or can sentence 
him to hard labour for any period not exeeding three 
years. Should he remain in the colony for three months 
after the termination of the sentence he renders him- 
self liable to be again similarly arrested and sentenced 
and so on from time to time as long as he remains. 
The limit of time that he is prevented from entering 
the colony is three years from date of sentence. 


d) for the year 1890. 


During 1890, 100 convieted persons were released 
under „The Offenders’.Probation Act“, making a total 
of 443 liberated since the law was passed. : The number 
who have completed their term of sentence during the 
year was 49, and the total since the Act came into 
operation:'260, leaving 183 now under surveillance. 

From the freedom and liberality with:which this 
Act has been administered throughout the Colony, far 
too many persons have been released under its pro- 
visions, and it has become almost an impossibility to 
keep them under any measure of surveillance. In 
some cases oflender have been twice.allowed the benefit 
of the Act. 

‚ e) for the year 1892, 

This . year. 25 prisoners were released under the 
Offenders Probation Act, making a total of 632 males 
and 51 females set at liberty since the inception of the 
Act, and out of this number 58 appear to have mis- 
conducted themselves and were returned to prison. 





XL Vietoria. 


Crimes Act 1890*) 
(ſeit 1. Auguft 1890 in Kraft getreten, übereinftimmenb mit 
The Juvenile Offenders Act 1887 ss. 43—47). 


Div. 2. Juvenile Offenders. 


. nn. nn un nee rer 


7. Release on Probation 


353. When any person under the age of twenty- 
one years not having been previously eonvieted of any 
offence, whether an indietable offence or punishable 
upon summary convietion, for which such person was 
sentenced or adjudged to be imprisoned not in default 
of payment of a fine merely, is convicted of any in- 
dictable offence or any offence punishable upon summary 
conviction ‚and-sentenced or adjudged to be imprisoned 
for any term not exceeding three years, the judge or 
chairman of the court before which or any two or 
more justicees by whom such person is so convicted 
may if it seem fit suspend the execution of the sentence 
upon such person entering into a recognisance as 
hereinafter mentioned. 

354. It shall be lawful for: the Governor in all 
cases in which he is or shall be authorized on behalf 


of Her Majesty to extend mercy to any offender under‘ 


sentence of imprisonment pronounced when such offender 
was under the age of twenty-five years not being an 
' offender who has been at any time previously released 


*) 54 Viet. No. 1079, 
Altenftüde zu den Verhandlungen des Neichötages 1895/98. 
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from custody on. entering into recognisances under the 
provisions of-.this Subdivision of this Division of this 
Part of this Act to extend mercy. on condition of such 


‘ offender entering into a recognisance as hereinafter 


mentioned. Provided always: that nothing in this Di- 
vision of this part of this Act -shall in any manner 
affect Her Majesty’s Royal prerogative of mercy. 

i . Every such recognisance shall be in such 
amount and without. sureties or ‚with one or more 


‚sureties as such judge chairman or justices or the 


Governor as the case may. be may . direct, and shall 
be conditioned that the offender be of good behaviour 
for a period to be fixed by such ‚judge chairman or 
justices or by the Governor as.the case may be, not 
being less than twelve months from, the date thereof 
or such longer period as may be equal tho the term 
of the sentence, or in case of an offender to whom 
the Governor may extend.mercy the term of the sen- 
tence then unexpired. 

‚ 856. When such :recognisance is intered into the 
offender shall be. released from custody but shall be 
liable to be commited to prison to undergo his sentence 
or,the residue thereot under the circumstances herein- 
after mentioned. 

357. If during. the. period specified in the re- 


ce — 

1. On any :offender so released being brought 
before any two justices charged by any con- 
stable or peace officer with getting his liveli- 
hood by dishonest means it appears to such 
justices that there are reasonable grounds for 
believing that he is getting his livelihood by 
dishonest means; or 

2. If on his being brought before any justice 
charged with any oflence and being required 
by such justice to give his name and address 
he does not do so, or gives a false name. and 
address; or 

3. I he is convieted of any indictable offence or 
of any offence punishable on summary conviction 
for which he is sentenced or adjudged. to be 
imprisoned for any. period — 

then and in any of such cases. the offender shall be 
deemed guilty of misbehaviour for which the recognisance 
shall be forfeited, and any two justices may direct that 


| such offender shall be committed to prison to undergo 


the sentence execution of which was suspended and 
may sign any warrant that may be necessary for that 
purpose, ‚and thereupon such sentence or the residue 
thereof as the case may: be shall begin to run as from 
the day on which such offender is so committed to 
prison. 

But if during the period aforesaid none. of the 
aloresaid events happen, such offender shall be discharged 
from the sentence. 





. X. Weftauftralien. 


Act. to permit tho Conditional Release of First 


‘ @ffenders, in certain cases, 1st February 1392.*) 


1. IF upon the trial of any person on a 
of larceny, or false pretences, or any other offence 
punishable with not more than two years imprisonment 
(with or without any alternative punishment), ‘before 
any Court, such person shall plead guilty, or the Court 
shall think. the offence proved, if it appears to the 
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Court that regard being had to the youth, character, 
or antecedents of the oflender, or the trivial nature of 
the offence, or to any extenuating circumstances under 
which the offence was committed, it is inexpedient to 
infliet any punishment, or any other than a nominal 
punishment, and provided that no previous conviction 
is proved against the offender: 

(1.) The Court, without proceeding to conviction, 
may dismiss the information or complaint, and 
make an order to that effect, and if the Court 
think fit may, upon such dismissal, also order 
the person charged to pay to the prosecutor 
such damages not exceeding Twenty pounds, 
and such costs of the prosecution, or either of 
them, as the Court may think reasonable; or 

(2.) The Court may convict the offender and dis- 
charge him conditionally on his entering into 
a recognizance with or without sureties, and 
during such period as the Court may direet, 
to appear and receive judgment when called 
upon, and, in the meantime, to keep the peace 
and be of good behaviour, and either without 
payment of damages and costs as aforesaid, 
or subject to the payment of such damages and 
costs, or either of them, as the Court may 
think reasonable. Forms of recognizance are 
given in the Schedule of this Act. 

The Court may direct any such damages or costs to 
be paid within such period and by such instalments as 
the court may think fit, and the payment of any such 
damages or costs may be enforced by the court or any 
court of summary jurisdietion in like manner as any 
penalty or order for the payment of money or costs 
may be enforced under the law regulating proceedings 
before Justices out of Sessions with respect to sum- 
mary convietions and orders: Provided that an order 
made for the payment of any such damages and costs 
as aforesaid or either of them or of any instalment 
thereof, respectively, shall not, in default of distress or 
otherwise, be enforced by imprisonment, unless it be 
proved to the satisfaction of such court, or of any 
court of summary jurisdietion, that the person making 
default in payment of such damages and costs or either 
of them or of any instalment thereof, respectively, 
either has, or has had since the date of the order, the 
means to pay the sum in respect of which he has made 
default, and has refused or neglected, or refuses or 
neglects, to pay the same, an in any such case the 
court shall have the same power of imprisonment as 
a local court would for the time being have under 
„The Debtors Act, 1871“, for default of payment if 
such sum had been recovered in that court. but shall 
not have any greater power, 

Proof of the means of the person making default 
may be given in such manner as the Court to whom 
application is made for the commitment to prison 
think just, and for the purposes of such proof the per- 
son making default and any witnesses may be sum- 
moned and examined on oath according to the rules 
for the time being in force under „The Debtors Act, 
1871“, in relation to the summoning and examination 
of witnesses. 

2, ANY order of dissmissal or convietion and con- 
ditional discharge under the provisions of the preceding 
section shall be a bar to all further or other procee- 
dings. eivil or eriminal, for the same cause. 

3. (1.) IF a Court having power to deal with the 
offender in respect of his original offence, or any Court 





of summary jurisdietion, is satisfied by information on 
oath that the offender has failed to observe any of 
the conditions of his recognizance, it may forfeit the 
recognizance and issue a warrant for his apprehension. 

(2.) An offender, when apprehended on any such 
warrant, shall, if not brought forthwith before the Court 
having power to sentence him, be brought before a 
Court of summary jurisdietion, and that Court may 
either remand him by warrant until the time at which 
he was required by his recognizance to appear for 
judgment, or until the sitting of a Court having power 
to deal with his original offence, or may admit him 
to bail with a sufficient surety conditioned on his ap- 
gearing for judgment. 

(3.) The offender, when so remanded, may be com- 
mitted to any prison near the place where he is a bound 
to appear for judgment; and the warrant of remand 
shall order that he be brought before the Court before 
which he was bound to appear for judgment, or to 
answer as to his conduct since his release, 

4. IN this Act the term „Court“ includes a Court 
of summary jurisdietion. 

ö. THIS Act may be cited as „The Probation of 
First Offenders Act, 1892“. 


XIII. Neu-Süd-Wales. 


Act to amend the Criminal Law so far as regards 

the punishment of persons convieted of First Offences, 

and persons undergoing imprisonment or penal 
servitude, 1st June 1894, 


1. This Act may be cited as the „First Offenders 
Probation Act of 1894.“ 

2. In this Act, unless the context otherwise indi- 
cates, the following terms have the meanings set against 
them respectively (that is to say): — 

„Court* — The Suprem Court, Quarter Sessions, 
or any Justice or Justices by or before whom 
a person is convicted. 

„Minor offenee* — Any offence punishable on 
summary conviction before any Justice or 
Justices, with or without the consent of the 
accused person, or any offence, of whatever 
nature, which in the opinion of the Court is 
one to which the provisions of this Act should 
be applied. 

„Offender* — A person convicted of a minor 
offence. 

3. When a person is convicted of a minor offence, 
not having been previously convicted in New South 
Wales, or elsewhere, in so far as is kown to the Court, 
of an indietable oftence, and is sentenced upon such 
conviction to penal servitude or imprisonment, the 
following provisions shall have effect: — 

(D) The Court shall proceed to pass sentence upon 

the offender in the usual form. 

(I) The Court may, if it thinks fit, suspend the 
execution of the sentence upon the offender 
entering into a recognizance with or without 
sureties in such amount as the Court directs, 
such recognizance being conditioned that the 
offender shall be of good behaviour for a pe- 
riod from the date of the sentence equal to 
the term of the sentence, or if the term of the 
sentence is less than twelve months, then for 
the period of twelve months, and shall not 
during the like period do or omit to do any 
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act whereby the recognizance would become 
liable to be forfeited under the provisions 
hereinafter contained. 

(IT) When such recognizance is intered into the 
offender may be removed to such gaol or other 
place as the Court may determine, and there 
torthwith submitted to the examination custo- 
mary for securing future identification. But 
detention for this purpose shall not exceed the 
term of forty-eight hours, and the offender 
shall thereupon be discharged from custody, 
but shall be liable to be arrested by any of 
the Peace Officers and to be committed to 
prison, under a warrant issued for that purpose 
by any Court or Justice of the Peace, to per- 
form his sentence, if during the period specified 
in the recognizance any of the conditions 
hereinafter specified happens with respect to 
him, and written notice shall upon his discharge 
be given to the offender, signed by the Clerk 
or other officer of the "Court, specifying the 
conditions under which the offender will become 
liable to be so committed to prison. 

(IV) When an offender is so committed to prison, 
the sentence shall begin to run from the date 
of such eummittal, but the term of the sen- 
tence shall not extend beyond the period spe- 
eified in the recognizance, and at the expi- 
ration of that period the offender shall be en- 
titled to be discharged. 

4. If the offence of which a person is convieted 
has relation to property or is an offence against the 
person, the Court may, if it thinks fit, upon suspending 
the execution of the sentence as hereinbefore provided, 
order the offender to make restitution of the property 
in respect of which the offence was committed, or to 
pay compensation for the injury done to such property, 
or compensation for the injury done to the person in- 
jured, as the case may be, and may assess the amount 
to be paid by the offender in any such case, and may 
direct when and to whom and in what instalments the 
amount ordered to be paid shall be paid. Every such 
order may be enforced by any Justice in the same 
manner as orders made by Justices upon summary 
convictions. The Court may also, if it thinks fit, re- 
quire the offender to give security for the performance 
of any such order, and may make the discharge of 
the offender from eustody conditional upon such secu- 
rity being given. 

5. Every offender discharged under the provisions 
of this Act shall, once, at least, in every three months 
hen the period specified in the recognizance, report 

dress and oceupation to the Principal Officer of 
Police at the place in which he was convicted, or at 
such other place as the Inspector-General of Police 
may appoint. Such report may be made either by the 
offender personally attending at the place aforesaid, 
or by post letter signed by him and addressed to the 
Prineipal Officer of Police at that place, unless in any 
case the Colonial Secretary directs that the report 
shall be made by the offender personally, in which 
case jt must be made in that mode only. 

6. If, during the period specified in the recogni- 
zance an offender so disc 

(I) Is proved to any Justice to have failed to 
report his address and occupation to the person 
at the times, and in the manner prescribed by 
the last preceding section; or 
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(I) On his being charged by an Officer of Police 
with getting his livelihood by dishonest means, 
and, being brought before any Justice, it 
appears to such Justice that there are reaso- 
nable grounds for believing that he is getting 
his livelihood by dishonest means; or 

(OT) On being charged with an offence punishable 
on indietment or summary convietion, and on 
being required by the Justice or Justices be- 
fore whom he is charged, to give his name 
and address he refuses to do so, or gives a 
false name or a false address; or 

(IV) He is convicted of any offence against the Act 
of the Governor and Legislative Couneil of 
New South Wales, passed in the fifteenth year 
of Her Majesty's reign, and numbered four, 
entitled „An Act for the more effectual preven- 
tion of Vagrancy, and for the punishment 7— idle 
and disorderly Persons, Rogues, and V: 
and incorrigible Rogues, in the Colony of New 
South Wales,“ or is convieted of any indietable 
offence, or of any offence punishable on sum- 
mary conviction, and for which imprisonment 
for a period exceeding one month may be 
imposed. 

then and in any of such cases the Justice or Justices 
before which such proof is given or before which the 
offender is so charged or convicted, may forfeit the 
recognizance and direct him to be committed to prison 
to perform his sentence as aforesaid, or so much 
thereof as remains to be performed under the provisions 
hereinbefore contained, and he shall be so committed 
accordingly; and the Justice or Justices may grant 
any necessary warrant for his committal. But if, 
during the period aforesaid, none of the aforesaid events 
happen, he shall be discharged from the sentence, and 
the conviction on which the sentence was imposed 
shall not on any subsequent conviction against him be 
deemed to be a previous conviction for the purposes 
of any Act under which a greater punishment may be 





inflietted upon a person who has been previously 
convicted. 
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Reichstag. Aktenftüde Nr. 91, 92/93, 94: — 


NE 9. 
Drittes Verzeichniß 
ber 


bei dem Reichstage eingegangenen ‚Petitionen. 


Nr, 92/98. 
Anträge: 


zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines. Gejeßes, 


betreffend die Feſtſtellung des Reichshaushalts- 
Etats für das Gtatsjahr 1896/97 


Etat der: — und Telegraphen-Ber- 
altung — Anlage XVI — 


— Nr. 89 der Drudjahen —. 
Nr. 92, 
Dr. Bürflin. Dr. Lingens. Der Reichstag molle be 
ſchließen: 
in Titel 56 der fortdauernden Ausgaben Hinter 
ie rt einzufchalten: 
Oberweißbach (Bezirk Erfurt). 


Nr. 98, 
‘5 und Genofien. Der Reichstag wolle be— 
ließen 
= Herrn Reichslanzler zu erſuchen, darauf ein- 
zumirfen, daß in überwiegend katholiſchen Poft- 
bezirten an ben Zagen eilign und Fron⸗ 
leichnam den ——— dieſelbe Ruhe gewährt 
werde, wie an ben Sonntagen, 
Berlin, den 20. Januar 1896. 
Dr Lingens: Prinz v. Arenberg. Dieden. ejie. 
Dr. Hige.. Graf v. Hompeſch. Horn (Neiße). Kloſe. 
Ritter v. Lama. Letocha. Marbe. Mooren. Reichert. 
Dr. Schaedler. Schmidt (Warburg) Wenzel, 


Nr, 94. 
Untraa‘ 
zur 


zweiten. Beratiung des Entwurfs eines Geſetzes, 

betreffend die Feitjtellung des Reichshaushalts— 

Etats für. das Ctatsjahr 1896/97 — Nr. 4 
der Drudjachen —. 


Etat. der Neichs-Poſt- und. Telegraphen-Ber- 
waltung — Anlage: XVI, Kapitel 3 Titel 22 der 


fortdanernden Ausgaben —. 


Werner. Der Reichstag wolle beſchließen: 
den Reichskanzler zu erſuchen, die Gleichſtellung 
der Poſt⸗ und Telegraphen-Afliftenten ſowie ber 
Poftverwalter aus der Klaſſe der Zivilanmärter 
mit den Affiftenten fowie den Roftverwaltern aus 












der Klaſſe der Militäranwärter in ber Zulaſſung 
zur Sefretärprüfung von Neuem in Erwä— 
gung zu ziehen. 

Berlin, den 20. Januar 1896. 


Werner. 
Unterftügt durch: 
Bindewald. v. Dallwig. Dr. Förfter (Neuftettin). 
Graefe. Hirichel. Istraut. Klemm (Dresden). 
Köhler. Lieber (Meißen). Liebermann v. Sonnen= 
berg. Loge. Müller (Walded). Dr. Bielhaben. 
Zimmermann. 


Nr, 95/96. 
Anträge 


zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Feitftellung des NReichshaushalts- 
Etats für das Etatsjahr 1896/97. 


Etat der Reichs - Pof- und Telegraphen - Ber- 
waltung — Anlage XVI — 


— Nr. 89 der Drudjachen —. 


Nr. 95. 
Kapitel 3 Titel 22 der ordentlichen Ausgaben. 
Dr. Schaedler und Genofjen. Der Reichstag wolle ber 
ſchließen: 
„ben Herrn Reichskanzler zu erſuchen, falls eine 
erneute Prüfung der frage, ob die Eivilanwärter 
unter den Poft: und Telegraphen = Affiftenten ben 
Militäranwärtern in der Zulaffung zum Sefretärd- 
eramen gleichgeftellt werben können, wieder zu einer 
verneinenden Entſcheidung führen jollte, wenigftens 
die Zulaffung zum Sekretärseramen denjenigen 
unter den Civilanwärtern, welche die Berechtigung 
zum Einjährig-Freiwilligen-Dienſt erlangt Haben, 
zu gewähren, und bei ben übrigen Givilanwärtern 
die Aula ung zum Sefretärderamen von dem ander⸗ 
weitig zu erbringenden Nachweis einer entiprechens 
den Vorbildung abhängig zu machen.“ 





Nr. 96. 
Ausgaben — Kapitel 3 Titel 1 —. 
Dr. Schaebler und Genofjen. Der Reichstag wolle bes 
Ichließen: 

„ben Herrn Reichskanzler zu erſuchen, möglichft 
bald einen Gejepentwurf zur Umgeftaltung des bes 
ftehenden Poft«Zeitungstarifd dem Reichstag vor: 

zulegen, 
zu biefem Bwede in eine eingehende Prüfung 
der von fachverjtändiger Seite gemachten Vor— 
ſchläge eintreten zu wollen, jedenfalls aber in dem 
neuen Boft-Zeitungstarif aud das Gewicht der zu 
befördernden Zeitungsmummern zu berüdfichtigen.” 

Berlin, den 21. Januar 1896. 


Dr. Schaebler. Fusangel Gröber (Württemberg). 
arl. Dr. Hife. Graf v. Hompeſch. Horn (Meike). 
umann. Nitter v. Lama. Lerno. Dr. Lieber 

(Montabaur). Marbe. Radwauski. NRubolphi. 

Schuler. Wattendorff. Wenzel. 
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Ne. 9M. 
Untraa 
zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Feitftellung des Reichshaushalts⸗ 
Stats für das Gtatsjahr 1896/97 


Etat der Reichs -Poſt - und Telegraphen-Ber- 
mwaltung — Anlage XVI — 


— Nr. 89 der Druckſachen —. 


Kapitel 3 Titel 29 der fortdanernden Ausgaben. 
. Börfter (Neuftettin). Der Reichstag wolle bes 
ſchließen: 
„die Stellenzulagen im nächſten Jahre ab— 
zufchaffen und die baburdh verfügbar werbende 
Summe zu Nadhtdienftentihädigungen an Beamte 
und Unterbeamte zu verwenden.“ 
Berlin, den 21. Januar 1896. 
Dr. Förfter (Neuftettin). 
Unterftügt durch: 
Bindewald. v. Dallwig. Gräfe. Hirſchel. Iskraut. 
Klemm (Dresden). Köhler. Lieber (Meißen). Lieber: 
mann v. Sonnenberg. Lotze. Müller (Walbed). 
Dr. Bielhaben. Werner. Bimmermann. 


Nr. 9. 
Unter-Untraa 


zu bem 
Antrage des Mitgliedes des Reichstages 
Baffermann wegen Sicherung eines hypo— 
thefarifchen Vorrechts für Baulieferungen und 
Bauarbeiten ꝛc. — Nr. 36 der Drudjadhen —. 


Fe v. Stumm-Halberg. Der Reichstag wolle 
beſchließen: 
den Reſt des Antrages von ber 5. Zeile ab, be— 
ginnend mit ben Worten: 
„und dabei“ 
zu ſtreichen. 
Berlin, den 22. Januar 1896. 


Nr. 9. 
Refjolution 


zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Gejeßes, 
betreffend die Feititellung des NReichshaushalts- 
Etats fiir das Gtatsjahr 1896/97 — Nr. 4 
der Druckſachen —. 


Etat für das Reicdsamt des Innern. Anlage IV. 
— Kapitel Ta Titel 16. — 


Auer und Genoffen. Der Reichstag wolle beichließen: 
die verbündeten Negierungen zu erjuchen, dem Reichs— 
tage noch in diefer Seffion den Entwurf eines Geſetzes 
zugehen zu laſſen, wodurch 
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a) ber $. 157 bes Geſetzes, betreffend die In— 
validitäts- und Mltersverfiherung dahin ab« 
geändert wird, daß jeder Berficherte, welcher 
das 60. Lebensjahr vollendet hat, einen Rechts— 
anfprud auf Altersrenten erhält und 

b) die $$.9 Abſatz 3 und 156 bes genannten 
Geſehes dahin abgeändert werben, daß dies 
jenigen Berfiherten, welde in folge ihres 
geiftigen oder Zörperlichen Zuftandes nicht 
mehr im Stande find, fi im ihrem Beruf 
die Hälfte ihres bisherigen, nad dem Durch— 
ichnitt der leßten drei Jahre zu berechnenden 
Sahresarbeitsverdienftes zu erwerben, Snvaliden- 
rente erhalten, 

Berlin, den 22. Januar 1896. 


Auer. DBebel. Birk. Blos. Bod (Gotha). Brühne. 
Bueb. Died. v. Elm Fiſcher. Förſter (Neuß). 
2. me. Gerifh. Geyer. Grillenberger. Harm. 
erbert. Hofmann (Ehemnip). Joeſt. Klees. Kühn. 
Legien. Liebfnedt. Dr. Lüttgenau Meifter. 
Mepger (Hamburg). Möller (Waldenburg). Molken— 
buhr. Reißhaus. Schmidt (Berlin). Schmidt (Fran: 
furt). Schmidt (Sachſen). Dr. Schoenlant. Schule 
(Königsberg). Shumader. Seifert. Singer. Stadt: 
bagen. Stoll. Tutzauer. Ulrid. Vogtherr. 
v. Bollmar. Wurm. Zubeil. 





Nr. 100/101, 
Refolutionen 


zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Gefekes, 
betreffend die Feftitellung des Neihshaushalts- 
Etats für das Etatsjahr 1896/97 — Nr. 4 
der Drudjadhen —. 


Etat für dns Keichsamt des Innern. Anlage IV. 
— Kapitel Ta Titel 16. — 


Nr. 100. 

Dr. Site und Genoffen. Der Reichstag wolle beſchließen: 
unter Ablehnung des Antrages Auer und Genoffen 
(Nr. 99 der Drudjachen) die verbündeten Regierungen 
zu erjuchen, bei der in Ausficht geftellten höchſt dring- 
lichen Revifion des Imvaliditätsgejeßes in befonbere 
Erwägung auch darüber einzutreten: 

inwieweit innerhalb ber beftehenden Beiträge refp. 

bei Einftellung weiterer Anjammlungen zu ben 

Reſervefonds 

1. eine Vereinfachung und Erleichterung ber Vor— 
ausfegungen zum Bezug ber Alters: und 
Invalidenrente, ſowie eine zwedmäßigere Ver: 
bindung der Kranfen- und Invaliden⸗Fürſorge; 

2. eine Erhöhung der Invalidenrente namentlich 
unter Berüdfihtigung unverjorgter Angehöriger; 

3. eine Einbeziehung der Wittwen- und Bailen, 


Fürſorge 
möglich und zweckmäßig iſt. 
Dr. Hitze. Prinz v. Arenberg. Dr. Bachem. Branden— 
burg. Dieden. Fuchs. v. Grand-Ry. Gröber 
(Württemberg). Graf v. Hompeſch. Horn (Neiße). Kloſe. 
Letoha. Dr. Lieber (Montabaur. Dr. Lingens. 
Nadbyl. Bingen. Nabwansti. Dr. Schaebdler. 
Schmid (Immmenttadt). Schmidt (Warburg). Szmula. 














Nr. 101 
Dr. Site. Der Reichstag wolle beſchließen: 
ben Herm Reichsfanzler zu erfuchen, dem Reichs: 
tage bis zur nächſten Seffion eine Zufammen- 
ftellung der auf Grund des 8. 120e ber Gewerbe— 
orbnung erlaffenen Verordnungen vorzulegen. 
Berlin, den 23. Sanuar 1896. 





Dr. Hige. Brandenburg Broelmann. Bumiller. 
Dieden. Trank (Ratibor). Gröber (Württemberg). 
Horn (Neiße). Humann. Lerno. Letocha. Dr. Lieber 
—— Müller (Fulda). Dr. Schaedler. 
r. Stephan (Beuthen).. Wenzel. 
Nr. 102/103. 
Berichte 
ber 
Wahlprüfungs-Rommiffion. 
Nr. 102. 


Mimdlicher Bericht über die Wahl des Abge- 
ordneten Engels im dreizehnten Wahlfreije 
der Provinz Hannover. 


Berichterftatter: Mbgeorbneter Dr. Stephan (Beuthen). 
Antrag ber Rommiffion: 
Der Reichstag wolle beichließen: 
den Beihluß bes Neihstages vom 3. Mai 
1895 — Stenographiiher Bericht über bie 
83. Sigung — zu Nr. 2 bes Antrags ber 
Wahlprüfungs-Kommijjion zur Wahl des 
Abgeordneten Engels im dreizehnten Wahl— 
freife der Provinz Hannover — Nr. 269 ber 
amtlihen Drudjfaden ber Seſſion 1894/95 — 
durd die erfolgten Beweiserhebungen für 
erledigt zu erflären. 


Berlin, den 22. Januar 1896. 
Die Wahlprüfungs-Kommiffion. 


Spahn, Dr. Stephan (Beuthen), 
Borfigender. Berichterftatter. 








Berichterftatter: 
Abgeordneter Schmieber. 
Nr. 108. 
Ueber die Wahl des Abgeordneten Dr. Boedel 
im fünften Wahlfreife des Negierungsbezivks 
Kaſſel (Marburg-Kirchhain und Frankenberg). 





Der Reihstag hat in ber Sikung vom 8, Februar 
1895 die Anträge der Wahlprüfungs-Kommiſſion (Drud- 
ſache Nr. 109 Ill. Sejfion 1894/95): 

1. den Beſchluß über die Gültigkeit der Wahl bes 
Abgeordneten Dr. Boedel im fünften Wahlkreiſe 
bes Negierungsbezirts Kaffel (Marburg, Kirchhain, 

| Frankenberg) auszuſetzen, 

2. den Herrn Neichstanzler zu erjuchen: bie bei 
Punlt 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 9 des Protejtes 
des Schriftftellers Baul Bader zu Marburg vom 


5 Reichstag. Aktenſtück Nr. 102/103. (Berichte der Wahlprüfungs-Kommifjion) 
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8. Juli 1893 für erforderlich eracdhteten Beweis— 
erhebungen durch Wermittelung der Königlich 
Preußischen Staatsregierung zu veranlafjen, 

mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Das Ergebniß ber gepflogenen Erhebungen ift dem 
Reihstage am 2. November 1895 zugegangen. 

Bei Punkt 1 des Proteftes handelte es ſich nach ben 
Angaben des Protefterheberd um eine Eirkularverfügung 
der Königlichen Regierung zu Kaſſel, Abtheilung für Kirchen— 
und Schulfahen, vom 3. Juni 1893, durch welche bie 
ſaͤmmtlichen Volksſchullehrer des Wahlkreijes in unzuläffiger 
Weiſe in der Freiheit der Wahl und in ihrer Theilnahme 
an der Wahlbewegung zu Ungunften lebigli bes volks— 
parteilihen Kandidaten Georg Schott zu Marburg bes 
ihräntt fein follen. Der zu Grunde liegende Sachverhalt 
ift folgender: 

Am 18, Juni 1881 Hatte die Königliche Regierung zu 
Kafiel, Abtheilung für Kirchen» und Schulſachen, die nad: 
ftehende Verfügung erlaffen: 

Caſſel, ben 18. Juni 1881. 

Es ift in der Tagesprefle zur Sprade gekommen 
und auch fonft zu unferer Kenntniß gelangt, daß bei ber 
neulich im erften heffiichen Wahlkreiſe (Rinteln-Hofgeis: 
marsWolfshagen) vorgenommenen Erſatzwahl für ben 
Reihstag (und zwar jowohl bei dem erjten Wahlgange, 
wie bei der Stihwahl) einzelne Volkſchullehrer in einer, 
ihre dienſtliche Wirkſamkeit benachtheiligenden Weiſe 
agitirend hervorgetreten ſind. Daß ein ſolches Gebaren 
im Dienſte irgend welcher politiſchen Partei im hohen 
Grade geeignet iſt, Zerwürfniſſe zwiſchen dem Lehrer 
und einem größeren oder geringeren Theile der Gemeinde 
hervorzurufen, welche das gedeihliche Zuſammenwirlen 
von Haus und Schule at und die Autorität des 
Lehrers bei der Schuljugend, jowie das allgemeine Ber- 
trauen, beffen er zur Führung feines Amtes bebarf, be— 
denllich erjchüttern, bedarf um jo weniger einer weiteren 
Ausführung, als die neuefte Erfahrung dies thatfächlich 
wieder bejtätigt hat. 

Wenn wir auch für diesmal noch von amtlicher 
Feitftellung über derartige Vorkommniſſe abjehen wollen, 
jo finden wir uns doch durch die uns anvertraute Für— 
forge für das Wohl ber unferer Aufficht unterftellten 
Schulen veranlaßt, den Königlichen Schulvorftänden und 
den Stabtihuldeputationen aufzutragen, die Lehrer Hier: 
durch nachdrücklich vor derartigen politiihen Agitationen 
zu verwarnen mit dem Bemerfen, daß fie, bie König— 
lihen Schulvorftände bezw. Stadtſchuldeputationen, ver- 
pflichtet find, derartige —— zu unſerer Kennt⸗ 
niß zu bringen und daß wir nur bedauern würden, etwa 
mit disziplinariſchen Maßnahmen dagegen vorgehen zu 
mũuſſen. 

Königliche Regierung 
Abtheilung für Kirchen- und Schulſachen. 
(gez. Mittler.) 
An ſämmtliche Königliche Schulvorſtände, ſo— 

wie an die Stadtſchuldeputationen hier, in 

Bodenheim, Eſchwege, Gelnhaufen, Hers- 

feld, Hofgeismar, Homberg, Marburg, Mel: 

fungen und Schmalfalden. 

B. 6781. 

Unterm 3. Juni 1893 Hat nun diejelbe Behörde an 
die Königlichen Landräthe in Kirchhain und Frankenberg 
die folgenden Anfchreiben erlaffen: 


J.B. Rr. 7255. Caffel, den 3. Juni 1893. 


Da zu unferer Kenntniß gefommen ift, daß Lehrer 
in dem zum Reichstagswahlkreis Marburg- Kirhhain- 


Franlkenberg gehörigen Kreifen fi an der Wahl-Agitation 
für den Bäder Georg Schott beteiligen — jo machen 
wir Em. Hohmwohlgeboren auf unfer Ausfchreiben vom 
18. Zuni 1881 B. 6781 aufmerkſam. 

Wir erfuhen Sie, dasfelbe bei den Herrn Lofal- 
ſchulinſpeetoren und durch dieſelben bei ben Lehrern 
fchleunigft in Erinnerung zu bringen. 

Sollten die Agitationen gleichwohl fortgejeßt werden, 
fo find uns die Namen ber Agitatoren und die einzelnen 
Borgänge alsbald anzuzeigen. 


Abtheilung für Kirchen» und Schuljachen. 
(gez.) Unterjchrift. 
An den Königlichen Landrath Herrn Freiherrn Schend 
zu Schweinsberg in Kirchhain. 


JB. Re. 708. Caſſel, den 3. Juni 1898. 


Da zu unferer Kenntnis gelommen ift, daß Lehrer 
in dem zum NReichstagswahltreis Marburg-Kirchhain— 
Frankenberg gehörigen Kreifen fi an der Wahl-Agitation 
für den Bäder Georg Schott betheiligen, — beionders 
fol dies im reife Franlenberg der Fall jein —, jo 
machen wir Ew. Hodywohlgeboren auf unſer Ausſchreiben 
vom 18. Juni 1881 B 6731 aufmerfjam. 

Wir erfuhren Sie, dasfelbe bei den Herrn Lofal- 
fchulinfpectoren und durch Diefelben bei den Lehrern 
Ihleunigft in Erinnerung zu bringen. 

Sollten die Agitationen gleihwohl fortgefeßt werben, 
jo find uns die Namen der Agitatoren und bie einzelnen 
Borgänge alsbald anzuzeigen. 

Abtheilung für Kirhen- und Schulſachen. 
(gez.) Unterfchrift. 
An den SKöniglihen Landrath 

ern Rieſch, Hochwohlgeboren 

rantenberg. 

Wie aus dem Proteft erhellt, ift diefe Verfügung am 
3. Juni 1893, eine Woche vor der Hauptwahl, von dem 
Marburger rg “ publizirt worden. Nach dem 
abichriftlich mitgetheilten Bericht des Negierungspräfidenten 
zu Kaſſel an den Preußiichen Minifter des Innern vom 
4. Juni 1895 iſt dieſe Veröffentlihung ber Verfügung im 
Marburger Anzeiger weder durch die Regierung ſelbſt, noch 
durch bie Landräthe veranlaßt worden, es jol vielmehr 
begrünbdeter Verdacht zu der Annahme vorliegen, daß die 
Veröffentlihung in Folge eines Bertrauensbrudes durch 
einen Lehrer veranlaßt jei. 

Nach der Meinung des Protefterhebers hebt die Ver: 
fügung vom 3. Juni 1893 die ftaatsbürgerlichen Rechte 
der Volksſchullehrer Kurzer er auf. Diejelbe jei aber 
auch ein ungefeglier Eingriff in die Wahlbewegung und 
enthalte eine PBarteinahme lediglich gegen ben Kandidaten 
Bäder Georg Schott; fie Habe zufolge der acht Tage 
vor der Wahl erfolgten Infertion im Marburger General» 
anzeiger nicht bloß bie gejammte Lehrerihaft des Wahl- 
freifes, jondern aud die übrige Beamtenſchaft und die 
mit berjelben perjönlich oder beruflich zufammenhängenden 
Wähler beeinflußt. Die Zahl der hiernach beeinflußten 
Wähler ſei nah Hunderten zu bemeifen. Außerdem jei durd) 
bie Berfügung vom 3. Juni 1893 die Georg Schottſche 
Kandidatur ald eine jlaatsgefährlice bezeichnet umd 
bie ländlihe Wählerſchaft vielfah in den Irrthum verjegt 
rein es handele fi um eine fozialdemofratifhe Kans 

idatur. 

In der Kommiffion wurde von einer Seite ausgeführt, 
daß die Verfügung vom 3. Juni 1893 ein derartig folgen= 
ſchwerer Eingriff in die Freiheit der Wahl geweſen ſei, 
dab die Möglichkeit nicht ausgefchloffen erſcheine, daß der 
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| 
DBädermeijter Georg Schott zu Marburg bei unbehinderter 


Abjtimmung mehr Stimmen als der Landwirt Karl Lude 
in Patershaufen erhalten haben würde. Alsdann wäre 
Schott und nicht Lucke mit dem gewählten Abgeorbneten 
Dr. Boedel in bie Stihwahl gelangt. Es wurde auch 
darauf Gewicht gelegt, daß die Königliche Negierung in 
ber — ———— zu Ungunften des einen der aufge— 
jtellten Kandidaten Partei genommen habe und daß die 
Agitation nicht an und für ſich, jondern lediglich die Wahl- 
agitation für den Bäder Georg Schott unter Inausſicht⸗ 
fiellung der Disziplinarunterfuhung verboten worden ſei. 
Ein ſolches Eintreten der Regierung in die freiheit der 
Wahl dürfe unter keinen Umjtänden als zuläflig erachtet 
werden, e8 bebürfe auch nicht eines ziffermäßigen 53 
weiſes des Einfluſſes der Einmiſchung auf die BWählerjchaft, 
vielmehr jei ohne Weiteres die Hauptwahl als behörblic 
beeinflußt zu kaſſiren und ſomit auch die Stichwahl 
hinfaͤllig. 

Von anderer Seite wurde dagegen geltend gemacht, 
daß die Verfügung vom 3. Juni 1893 als eine innere 
Angelegenheit der Verwaltungsbehörde zu. behandeln ſei. 
Die Regierung habe amtlich die beiden ihr unterjtellten 
Zandräthe veranlaft, das Ausjhreiben vom 18. Juni 
1181 B. 6781 bei den Lolal-Schulinſpektoren und durch 
diefelben bei den Lehrern in Erinnerung zu bringen. Wenn 
im Eingange der Verfügung vom 3. Juni 1893 bavon bie 
Rede fei, daß es zur Kenntniß der Regierung gelommen 
fei, daß Lehrer im Wahlkreife fih an der Wahlagitation 
für Scott betheiligt hätten, fo jei dies unſchwer daraus 
u erflären, daß die Regierung von Agitationen ber Lehrer 
Hr andere Kandidaten bisher nichts erfahren habe. Gerade 
die Verweifung auf das Ausjchreiben vom 18. Juni 1881, 
in welchem lediglich eine die dienftliche Wirffamkeit der Volls— 
ſchullehrer benadhtheiligende Agitation mit dem Bemerken ge- 
rügt wird, daß ein foldes Gebahren im Dienjte irgend 
welder politiſchen Partei in hohem Grade geeignet fei, 
Berwürfniffe zwiſchen dem Lehrer und einem größeren oder 
geringeren Theile der Gemeinde hervorzurufen, weldje das ge- 
beihlihe Zufammenwirken von Haus und Schule gefährden 
und die Autorität des Lehrers bei der Schuljugend, jowie das 
allgemeine zur Führung des Amtes erforderliche Vertrauen 
bedenklich erichüttern, bemeile, daß die Regierung jede 
derartige Agitation und nicht etwa Bloß die Agitation 
für Schott als unzuträglih und unzuläffig erachtet habe. 
Die Regierung habe andererjeits die. Veröffentlihung der 
Berfügung vom 3. Juni 1893, welche lediglih für die 
beiden Landräthe bejtimmt geweſen, an die Lokalſchul— 
Inſpeltoren und bie Lehrer nicht angeorbnet; auch die Land» 
räthe hätten diefelbe nicht veröffentlicht, die Veröffentlichung 
jei nur die folge eines Vertrauensbruchs und damit ent— 
falle die Annahme, daß die Regierung in die Freiheit ber 
Wahl einzugreifen und das Wahlrecht ber Lehrer zu ver: 
fümmern beabficdytigt habe. Endlich jei, da der im bie 
Stihmwahl gelangte Kandidat Lude 2754, Schott aber 
nur 1425 Stimmen erhalten habe, aud die Möglichkeit 
ausgeichloffen, daf ohne das Bekanntwerden des Anjchreibens 
vom 3. Juni 1893 der Kandidat Schott mehr Stimmen 
als Lucke bei der Hauptwahl erhalten Haben würde, 


Die Kommiffion ſchloß mit 7 gegen 4 Stimmen fid 
den vorftehenden Ausführungen, nad) weldien das An— 
ichreiben der Regierung zu Kaſſel, Abtheilung für Kirchen- 
und Schuljadhen, vom 3. Juni 1893 als einflußlos auf 
das Ergebniß der Wahl anzujehen ift, an. 


Bei Punkt 2, 3, 4, 5, 6 und 7 des Proteſtes war 
behauptet worben, dab ber Landrath Rieſch zu Franken— 
berg für den Fall der Wahl bes fonjervativen Kandi— 
baten Qude 


der Gemeinde Herbelhaufen die Beſchaffung einer 
Biehwaage aus SKreismitteln (Mr. 2), 
ber Gemeinde Ellershaufen die Herftellung eines 
Fohlenſtalles (Mr. 3), 
den Gemeinden Roddenau und Ernfthaufen Waldftreu 
Fr 2. (Nr. 4), bezw. Laubftreu und Moos 
. 6), 
ber Gemeinde Wiefenfeld eine Ringelwalze und eine 
rg aus Kreismitteln (Nr. 5) 
und dem $riegerverein zu Geismar die Verſchaffung 
ber Erlaubniß zum Tragen einer Fahne 
verfprocdhen habe. 
Der Landrath Riefch ift veranlaft worden, ſich über 
hai Angaben amtlich zu äußern. Seine Erflärung geht 
ahin: 
Frankenberg, ben 7. Juli 1895. 

Ich erkläre hiermit amtlich, daß die in dem Pro— 
tefte des Scriftjtellers Bader zu Marburg mir zur Laft 
gelegten ungejeglihen Wahlbeeinflufjungen Nr. 2—7 
durchaus unmahr find. 

Zu Nr. 3 bemerkte ih, daß in der Gemeinde Ellers- 
— von ber Anlage von Fohlenſtallungen nie bie 

ede geweſen war, auch fonftige Verſprechungen nicht 

gemadt worden waren, die die Wähler beeinfluffen 
follten. Gllershaufen hatte id) weder vor noch während 
der Neihstagsmwahl beſucht. 

Zu Nr. 5 verweife ich auf die bei bem Königlichen 
Landgerichte zu Marburg in der Strafjahe Landrath 
Niefh eja. den Neichs-Herold vorhandenen Gerichts— 
Acten. Erkenntniß vom 20./3. 94. 

Der Königlihe Landrath. 
Rieſch. 

Die vernommenen Zeugen, Bürgermeiſter Strohmeyer 
nnd Emanuel Schmermund (nicht Shmiermunn) aus 
Herbelöhaufen, Gajtwirty) Huhn aus Roeddenau, Bürger: 
meifter Aillard aus Wiejenfeld, ar Bender von 
Berkenbring, Bürgermeifter Engel, Johannes Tripp 
genannt Edejdymidt, und Landwirt Trusheim, ſämmi— 
ih aus Ernithaufen, Tagelöhner Johannes Waßmuth, 
Bagner Fackiner und Gajtwirth Freitag aus Geismar, 
zen die Behauptungen zu 2 bis 7 des Proteſtes nicht 

ejtätigt. Der außer dieſen noch als Zeuge benannte 

Bürgermeijter Fackiner zu Ellershaufen ift am 17. Ja— 
nuar 1895 gejtorben, und ein Fabrikarbeiter Johannes 
Müller ift in Noeddenau unbekannt. 

In Sterzhaufen (Nr. 8 des Proteftes) jol der Wahl: 
vorjteher die fonfervativen Wahlzettel neben die Wahlurne 


‚gelegt, auch verſucht haben, biejelben den Wählern aufzu= 


drängen. Nur der Landwirt) Karl Koh aus Sterz- 
haufen hat wahrgenommen, daß auf dem Tiſche, auf 
welhem die Wahlurne geftanden hat, Luckeſche Stimmzettel 
gelegen haben; es erhellt inbefjen nicht, ob dieſe Wahr: 
nehmung gelegentlihd ber Haupt oder der Stihwahl er- 
folgt ift. Die fonft vernommenen Zeugen Haben die Be- 
— bes Proteſterhebers nicht nur nicht beſtätigt, 
ondern vielmehr — in der überwiegenden Mehrzahl — 
direlt als unrichtig bezeichnet. 

Zu Punkt 9 des Proteſtes hat eine Zeugenvernehmung 
nicht erfolgen können, da Zeuge Birkenjtod gejtorben und 
bie Zeugen Weber und Naumann nit zu ermitteln 
waren. Der Wahlvorjtand von Schoenitadbt Hat die 
angebliche Verlegung des Wahlgeheimniffes Seitens des 
Inſpeltors Erb als unmwahr bezeichnet. 

Ale übrigen Punkte des Proteftes find bereits in dem 
Berichte der Wahlprüfungs:Kommiffion vom 24. Januar1895 
(Druchſache Nr. 109), welder in ber Plenarjigung des 
Neichstages vom 8. Februar 1895 nicht beanftandet worden 
ift, für nicht erheblich) erachtet worden. 








Das Endergebniß der Prüfung dieſer Wahl ift nad) | 
alledem die Hinfälligteit fämmtlicher Angaben des Protejtes. 
Die Stihwahl mußte, wie geichehen, zwiſchen Lucke 
und Dr. Boedel ftatifinden. 
Die Wahlprüfungs-Kommilfion trägt dementiprechend 
darauf an: 
Der Reihstag wolle beſchließen: 
die Wahl des Abgeordneten Dr. Boedel 
im fünften Wahlkreiſe des Regierung = 
bezirts Kaffel (Marburg, Lirdhain, 
Frankenberg) für gültig zu erflären. 
Berlin, den 22. Januar 1896. 


Die Wahlprüfungs-Kommilfion. 
Vorfigenber. ieder, Berichterftatter. Auer. 
a Fe een "Fiicher. ” Gamp. 
Himburg. von Holleuffer. Dr. von Marquardien. 
Dr. Schneider. von . Dr. Stephan (Beuthen). 
€ * 


Der Reichstag wolle beichließen: 
folgendem Gefegentwurf feine Zuftimmung zu 


ertheilen: 
Ge fe %, 
betreffend 


die Abänderung des Gejetes vom 14. April 1894, 
betreffend die Abänderung des Zolltarifgejeßes 
vom 15. Juli 1879 (Reichs-Geſetzbl. ©. 335 ff.). 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaifer, 

König von Preußen x. 
verorbrren im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung 
des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 

An Stelle der Ziffer 3 des Geſetzes vom 14. April 
1894, betreffend die Abänderung des Bolltarifgefeges vom 
15. Juli 1879 (Reichs-Geſetzbl. S. 335) treten folgende 
Beitimmungen: 

3. Den Inhabern von Mühlen ober Mälzereien wird 
für die Ausfuhr der von ihnen bergeftellten Fabri— 
tate, ſowie den Inhabern von Prefhefefabriten für 
die Ausfuhr ihrer Preßhefe eine Erleichterung 
bahin gewährt, daß ihnen ber Eingangszoll für 
eine ber Ausfuhr entſprechende Menge bes zur 
Mühle ober Mälzerei gebrachten oder zur Preßhefe⸗ 
fabrikation verwendeten ausländiſchen Getreides, 
einſchließlich Mais, nachgelaſſen wird. Der Aus— 
fuhr der Fabrilate und Preßhefe ſteht die Nieder— 
legung derſelben in eine Zollniederlage unter amt- 
lichen Verſchluß gleih. Ueber das hierbei in 
Rechnung zu ftellende Uusbeute-Verhältniß trifft der 
Bundesrath Beitimmung. Das zur Mühle oder 
Mälzerei oder zur Wreßhefefabrit zollamtlich 
abgeiertigte auslaͤndiſche, ſowie auch fonftiges 
Getreide, welches in die ber Steuerbehörde F 
Lagerung des erſtbezeichneten Getreides angemelde⸗ 
ten Raͤume eingebracht iſt, darf in unverarbeitetem 
Zuſtande nur mit Genehmigung der Steuerbehörde 
veräußert werben. Zuwiderhandlungen hiergegen 

Altenſtũcke zu den Verhandlungen des Reichsſtages 1895/96. 
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werben mit Gelditrafe bis zu eintaufend Mark 
geahndet. 

Inhabern von Mühlen, Mälzereien und Preß— 
hefefabrifen, welchen die vorbezeichnete Erleichterung 
gewährt ift, werden bei der Ausfuhr ihrer Fabrifate 
und Preßhefe Einfuhrfcheine (Ziffer 1) über eine 
entiprechende Getreidemenge ertheilt, jofern fie dieje 
Vergäünjtigung an Stelle des in ch 1 vorge: 
ſchlagenen Erlafjes des Eingangszolles für eine der 
Ausfuhr entfprehende Menge zur Mühle oder 
Mälzerei gebrachten oder zur Prehhefefabrifation 
verwendeten ausländiſchen Getreides beantragen. 

Auch den Inhabern von Mühlen oder Mäl- 
ereien oder von Preßhefefabriten, weldhen die in 
Abſatz 1 bezeichnete Erleichterung nicht gewährt 
ift, werben nad Antrag bei ber Ausfuhr ihrer 
Tabrifate bezw. Preßhefe Einfuhricheine über eine 
entipredhende Getreidemenge ertheilt. 

Vorausſetzung für die Bewilligung der vor- 
gedachten in Abjag 1—3 bezeichneten Zoll-Erleich- 
terungen an Preßhefefabritanten ift die Bedingung, 
daß fie eine entiprechend ihrer Branntwein-Pro- 
buftion in den legten brei Betriebsjahren von dem 
Bundesrath feſtzuſetzende jährliche Branntwein- 
Produktion nicht überfchreiten. 

Urkundlich zc. 
Gegeben zc. 


Berlin, ben 25. Januar 1896. 


Dr. Paaſche. Baffermann. Dr. Clemm (Ludwigshafen). 
Unterſtützt durch: 
Adt. Bayerlein. Dr. v. Bennigſen. Boltz. Brunck. 
Prinz Heinrich zu Schönaich-Carolath. Fink. Frantk 
Baden). Füͤrſt gi Fürſtenberg. Günther. Dr. jur. 
Hammacher. r. Haſſe. Hofmann (Dillenburg). 
Kraemer. Krüger. Dr. Krufe. Dr. v. Marquardjen. 
Münch-Ferber. Dr. Piefhel. Placke. NRimpau. 
Sculzer Henne Siegle. Walter. Weber (Heidel- 
berg). Wieſike. 


Nr, 105/106.*) 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Dr. Böhme. 


Berichte 


der 


Wahlprüfungs-Rommilfion 


Nr. 105. 
Die Wahl des Abgeordneten Bauli im fünften 
Wahlfreife des Regierungsbezirks Potsdam 
betreffend. 


In der Reihstagsfigung vom 3. Mai 1895 ift auf 
Antrag der Wahlprüfungs-Kommiſſion (Drudjadhen von 
1894/95 Nr. 243) beichloffen worden, die Entſcheidung über 
die Gültigkeit der durch Proteft angefochtenen Wahl bes 
Abgeordneten Pauli auszufegen, zugleih aber den Herrn 
Reichskanzler um Veranlafjung der im Nachſtehenden be- 
zeichneten Erhebungen zu Nr. 1 und 3 des Proteftes zu 
erſuchen. 





*) Nr. 106 Seite 1020. Wahl des Abgeordneten v. Kleiſt- 
Retzow betreffend. 
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welche dahin lautet: 

In Biesdorf haben laut Anlage 1 während bes 
Wahlaktes konjervative Stimmzettel und Flugblätter auf 
dem Wahltiſch ausgelegen. 

Die im Vorjtehenden angezogene Anlage 1 lautet: 

iermit erkläre ich durch meine eigenhändige 
Unterjchrift und werde es eventl. eidlidy erhärten, daß 
zur Hauptwahl am 15. Juni in Biesdorf bei Wriegen 
auf dem Wahltiiche Wahlzettel mit dem Namen des 
Profeſſor Pauli, Eberswalde, wie auch fonjervative 
Flugblätter Tagen. 

Mriezen, den 7. Zuli 1893. 
Guſtav Meffing, 
Kaufmann, Rathsſtr. 6. 


jollte durch eidliche Vernehmung des Kaufmanns Guftav 
Meifing in Wriezen und durch nicht eidliche VBernehmung 
der Mitglieder des Wahlvorjtandes, und zwar des Gemeinde— 
vorftehers Voigt, des Lehrers ©. Friedrid, des Karl 
Jamme und des Wihelm Demant, allerfeits zu Bies- 
dorf, Beweis erhoben werben. 

Diefer Beſchluß hat, ſoweit er auf Vernehmung 
Meſſings gerichtet ift, nit ausgeführt werden Lönnen, 
weil laut amtlicher Auskunft ber p. Meffing nicht aus- 
findig zu machen gewejen ift. Die obengenannten Mit- 
glieder des Wahlvorjtandes dagegen haben laut Protokoll 
Folgendes ausgejagt: 


1. Der GemeindesVorfteher Voigt: 

„Bor Eröffnung des Wahlaltes in der Zeit zwiſchen 
9 und 9%, Uhr haben Wahlzettel, weldhe auf den Namen 
des fonfervativen Kandidaten, Brofeffors Pauli Tauteten, 
auf dem Wahltifche gelegen. Ungefähr um °/410 erfchien 
der Kaufmann Meffing aus Wriezen im Wahllofale und 
äußerte den Wunſch, mit dem Lehrer Friedrich, ber 
Mitglied des Wahlvorftandes war, in geihäftlihen An- 
— zu ſprechen. 

Ic erllärte ihm, dab das Wahllolal fein paſſender 
Ort dazu ſei, worauf fih Meſſing noch vor Eröffnung 
der Wahlhandlung in meine Privatwohnung begab. 
Während des Wahlaktes ift er dann nicht mehr im Wahl- 
Iofale erfchienen. 

Die Ionfervativen Stimmzettel find nod vor Er- 
öffnung des gr in einen Porzellan-Rapf gelegt 
worden und es ift der Napf andauernd mit einem Dedtel 
verjchloffen gewejen. Der Napf blieb auf dem Wahl- 
tiſche jtehen.“ 


2. Der Lehrer Friedrid: 

„Es ift richtig, daß vor Eröffnung des Wahlaftes 
fonjervative Stimmzettel auf dem Wahltiihe gelegen 
haben. Ich felbft Hatte noch feinen und habe mir einen 
davon genommen. Unmittelbar vor Eröffnung des Wahl: 
altes erflärte der Gemeinde-Borjteher Voigt, daß nun— 
mehr alles vom Wahltiſche entfernt werden müſſe, was 
nicht zur Wahlhandlung gehöre. 

Sies ift denn auch geichehen und ich weiß bejtimmt, 
daß während der Wahlhandlung feine konſervativen 
Stimmzettel ſichtbar auf dem Wahltiihe gelegen haben. 

Ob fie ſich in einem verdedten Porzellan:Napf be— 
funden haben und ob biefer Napf auf dem Wahltifche 
geftanden hat, fann ich mich nicht mehr befinnen. 

Der Kaufmann Meffing war vor Eröffnung der 
BWahlhandlung im Wahllofale erjchienen, um mit mir 
über geihäftliche Angelegenheiten zu Iprecdhen, was ihm 
jedoch vom Schulzen Voigt unterfagt wurde. Während 
der Wahlhandlung ift er nicht im Wahllofal geweſen.“ 








3. Der Bauer Karl Tamme: 

„Bor Eröffnung des Wahlaktes haben konjervative 
Stimmzettel auf dem Wahltiſche gelegen. 

No vor Eröffnung der Wahlhandlung find fie in 
einen verbedten Porzellan-Napf gelegt worden, der auf 
dem Wahltiſche ftehen geblieben it. 

Der Kaufmann Mefjing war nur vor Eröffnung 
der Wahlhandlung, nicht während biejer, im Wahllofale.“ 


4. Der Halbbauer Wilhelm Demant jagt ebenjo 
aus wie der Bauer Karl Tamme, kann nur nicht mit Bes 
ftimmtheit behaupten, daß die Stimmzettel während ber 
Bahlhandlung fih in einem Borzellan-Napf befunden 
hätten. Er erklärt jedoch ausdrüdlidh, daß fie nicht ficht: 
bar auf dem Wahltifhe gelegen hätten, glaubt fich viel: 
mehr zu entfinnen, daß die Stimmzettel für die Zeit bes 
Bahlaktes aus dem Wahllofal entfernt worden jeien. 

Diefe Ausfagen jtimmen im Wejentlihen und nament- 
lich in dem einen Punkte mit einander überein, daß während 
bes Wahlafts auf dem Wahltiſche fonfervative Stimmzettel 
nicht fihhtbar gewefen find. Da fonady ein Beweis dafür, 
dab im Wahlbezirfe Biesdorf das Wahlgeheimniß beein- 
trädhtigt worden fei, in feiner Weife erbracht worden ift, 
beſchloß die Kommiffion, diefen Punkt des Proteftes nicht 
weiter zu berüdfichtigen. 


Zu Nr. 3, 
welde folgendermaßen lautet: 
In N ragen an ber Oder hat ber Herr Poſt— 

direftor Major Thiele, wie aus den Anlagen 3 und 4 
hervorgeht, Stimmen für den Preis von 50 Pf. gekauft 
und zu faufen verjucht. 
Die im Vorftehenden angezogenen Anlagen 3 und 4 
auten: 

Ich erkläre und bezeuge hiermit durch eigen— 
händige Unterſchrift an Eidesitatt: daß der H. Poſt— 
direftor Major Thiele am Tage vor der Haupt— 
wahl auf offener Straße verſchiedenen Perſonen je 
50 Pf. und einen Stimmzettel des Tonjervativen 
Kandidaten H. Prof. Pauli gab, um diejelben 
durch Hinweis auf ben Namen des Kandidaten 
zu veranlaflen, für H. Prof. Pauli ihre Stimme 


abzugeben. 
Earl Schirrmeifter. 

Hiermit beftätige ich durch eigenhänbige Unter: 
fchrift und werde es eventl, durch meinen Eid er- 
härten, daß ich vor ber — zum Reichs⸗ 
tage 1893 von dem hieſigen Poſtdireltor, Herrn 
Major Thiele, auf der Straße fünfzig Piennige 
nebjt einem Stimmzettel auf den Namen des kon— 
fervativen Kandidaten, Profeffjor Pauli, Ebers— 
walbe lautend, erhalten habe mit der Bemerkung: 
Nun wählen Sie aber auch den, der auf dem 
Wahlzettel fteht. Ich bezeuge, daß noch verſchiedene 
Perjonen von dem Herrn Thiele fünfzig Pfennige 
mit obengenannier Anmweifung erhalten habe. 

Freienwalde a/D., d. 4. Juli 1898. 
Heinrich Dito. 

follte durch eidlihe Vernehmung des Carl Schirr- 
meifter in Freienwalde und des Heinrich Dtto daſelbſt, 
fowie durch nicht eidliche Vernehmung des Boftdireltors 
Major Thiele Beweis erhoben und dabei zugleich feſt— 
geftellt werden, wieviel Perjonen der Lehtere Seid gegeben 

habe. Im diefer Richtung hat 
1. Boftdiretor Major Thiele dahin ſich ausgeiprochen : 
„Eines Tages vor der NReihstagswahl des Jahres 
1893 ſah ich beim Spazierengehen in der Bahnhof: 
jtraße eine Gruppe von, jo viel ich weiß, 4 Arbeitern 
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zufammenftehen, von denen mir dem Namen nad) nur 
der Arbeiter Earl Schirmeifter, der früher Mitglied des 
Beteranen-Vereins gemwejen war, befannt war. Ohne 
fie anzureden feßte ich meinen Weg fort, begegnete aber 
fpäter neuerdings 2 von diefen Arbeitern, die ich zwar 
dem Ausfehen, aber dem Namen nad) nicht kannte. Bon 
dem einen wußte ich, daß er früher bei einem Rollkutſcher 
in Arbeit geftanden hatte, während idy den anderen ein— 
mal im Verein „Königstreue” gejehen hatte. Ich ließ 
mid; mit dieſen Beiden in ein Geſpräch ein, wobei mir 
der erjtere jeinen Namen mit „Seinrih Otto“, der 
legtere mit „Rofenktranz" angab, und fragte fie, ob fie 
denn Feine Arbeit hätten. Beide verneinten Dies 
und Hagten, da ihre Arbeitslofigfeit ſchon eine — 
lang andauere, über ihre ſchlechten Verhältniſſe. 

Laufe des Geſprächs wurden dann auch die bevorſtehenden 
Reichstagswahlen berührt, jedoch entſinne ich mich nicht, 
ob dies in eingehender Weiſe geſchehen iſt und ob ich 
dabei einen der ſich gegemüberjtehenden Kandidaten zur 
Bahl empfohlen Habe. Beide Arbeiter erzählten mir 
bei diefer Gelegenheit ausführlih von ihrer Militär 
dienjtzeit, ein Gegenitand, über den ich mich als alter 
Soldat gern und vielfah mit den Arbeitern unterhalte, 
Beim Auseinandergehen ſchenkte ich Beiden mit Rüdficht 
darauf, daß fie mir ihre durch Die Arbeitslofigkeit hervor- 
gerufene ſchlechte Lage geſchildert Hatten, je 50 Pfennige. 

Ich bejtreite mit aller Beftimmiheit, den Arbeitern 
bei dieſer Gelegenheit Stimmzettel für den Profeſſor 
Pauli übergeben zu haben, mwenigjtens müßte mich im 
gegentheiligen Falle mein Gedächtniß in ganz unbegreif- 
liher Weije täufchen. Sollte id) es doch gethan haben, 
jo könnte es mur auf ausbrüdliches Verlangen jener 
Arbeiter gejhehen fein, da ich in anderer Weife über: 
haupt niemals Stimmzettel vertheile.. Sollte ich hiernach 
wirffih dem p. Dito und Roſenkranz Stimmzettel ges 
geben haben, jo habe ich dies feinesfalls mit meinem Geld- 
geſchenk in Verbindung gebracht. Die Verdächtigung, als 
ob id überhaupt mir einen Stimmkauf zu Schulden 
— laſſen könnte, weije ich mit aller Entjchiedenheit 
zurück, 
Abgeſehen davon, daß ich niemals eine ftrafbare 
Handlung, wie fie der Stimmkauf ift, begehen würde, 
traut man mir denn doch eine merkwürdig bejchränfte 
Auffaffung zu, wenn man mir die Anſchauung zumuthet, 
als könne ih mit 50 Pfennigen die Stimmen von 
Wählern faufen, die von mir in jeder Beziehung ums 
abhängig find und deren Stimmabgabe ich weder 
fontroliren konnte noch zu foniroliren den Verſuch ges 
macht babe. 

Ebenjo wie id in biefem Falle arbeitslofe Arbeiter 
unterftüßt Habe, thue ich dies auch ſonſt noch ohne 
jede Rüdjiht darauf, ob Neichstagswahlen bevorftehen 
oder nid)t. 

Erinnerlidy ift mir, daß ich vor der Reichstagswahl 
1893 einem Arbeiter Barſch, der mir gleichfalls feine 
ſchlechten Verhältniffe Hagte, TO Pfennige geſchenkt habe, 
um davon für fi und feine Familie Fleiſch zu Laufen. 
Für denjelben Urbeiter habe ich ſpäter unter Bekannten 
eine Heine Sammlung veranftaltet und unterftüße ihn 
auch jegt noch, joweit e$ meine Mittel zulaffen.” 

2. Schirrmeijter hat folgendes ausgefagt: 

„Ein oder zwei Tage vor ber legten Reihstagswahl, 
ob es vor der Hauptwahl oder Stihwahl war, weiß ich 
nicht mehr, jtand ich hier auf der Kanalbrücke; auf ber 
anderen Seite berjelben ftanden der Arbeiter Rofenkranz, 
3. Zt. in Arbeit beim Gutsbefiger Krüger in Alt:Tornom, 
ber Arbeiter Arend, hier, Fiſcherſtraße wohnhaft, und ein 
dritter Mann, der mir unbelannt war, 





Bu diefen drei Männern trat der Bofidireftor Major 
Thiel, von Hier, heran und ſprach mit ihnen längere 
eit. Was er mit ihnen ſprach, konnte ich nicht ver: 
tehen. Nachdem Thiel weggegangen war, begab id) 
mid zu den drei vorerwähnten Männern und fragte: 
„Na, was ijt denn hier los geweſen?“ 

Darauf antworteten die Drei: fie Hätten jeber 
0,50 . von dem Major Thiel befommen, damit fie 
den konfervativen Kandidaten Bauli wählen follten, Wir 
wollten num in eine Deitillation gehen und einen trinfen, 
Daraufhin haben wir in der Deftillation von Plate zu— 
jammen für 0,20 „#. Schnaps getrunfen. 

Ih bemerkte auch bei den drei mehrfach erwähnten 
Männern Stimmzettel für den fonjervativen Kandidaten 
Pauli und Schriftitüde, welde von den Konjervativen 
vertheilt worden waren. j 

Ich nehme an, daß die Stimmzettel und bie Schrift: 
ftüde ihnen von Thiel gegeben worben waren, benn 
bevor Thiel zu ihnen fam, hatten fie diejelben noch nicht. 
Daß Thiel ihnen die Sachen übergeben hat, habe ich 
allerdings nicht gejehen, weil ich mid) während bes 
Geſprächs des Thiel mit den Männern herumgedreht 
und ihnen den Rüden zugewendet hatte. Ebenjoweni 
habe ich gejehen, daß Thiel den drei Männern je 50 If. 
übergeben hat. Daß Thiel anderen Perjonen Stimm 
zettel für den Neichstagsfandidaten Pauli oder Geld 
gegeben hat, habe ich weder jelbft gejehen, noch habe 
ih davon etwas gehört.” 

3. Otto's Ausſage Tautete folgendermaßen: 

„Zwei Tage vor der Hauptwahl zum Reichstage 
1893 jtand ich zufammen mit dem Arbeiter Nojenkranz, 
bier, Fifcherftraße wohnhaft, Morgens zwiſchen 8 und 
9 Uhr auf der Kanalbrüde. Dort fam der Poftdireltor, 
Major Thiel, an uns vorbei, wir begrüßten uns gegen- 
jeitig, worauf Thiel ungefähr Folgendes jagte: 

„Uebermorgen wäre Wahl und wenn wir Sol: 
daten gewejen wären, follten wir die Hand aufs Herz 
legen, dann würden wir aud gewiß für Deutichland 
fein, in jedem Staate müßte Ordnung fein, und ohne 
Regierung ginge es nicht.” 

Auch Paste er ungefähr folgendes: „Seber, wer 
ein Kamerab ift, muß willen, was er zu thun Hat.“ 
Wir pflichteten ihm bei. Weiteres vermag ich über den 
Inhalt des Geſprächs mit Major Thiel, weldyes unge: 
fähr °/, Stunden dauerte, nicht mehr anzugeben. Beim 
Fortgehen fagte Major Thiel, er Hätte uns nun eine 
Stunde aufgehalten, und gab jedem von uns 0,50 M. 
zur Unterftügung mit dem Bemerken, er gebe es uns, 
weil die Zeiten t ſchlecht wären, wir follten dafür Brot 
für unjere Kinder kaufen. Hierzu bemerfe ih, daß wir 
vorher mit Thiel davon geſprochen Hatten, daß mir 
arbeit3lo8 wären. 

Während des Geſprächs Hat Thiel uns nicht auf: 
gefordert, den Pauli zu wählen, und uns aud; feinen 
auf deffen Namen lautenden Stimmzettel ausgehändigt. 

Mir ift nichts davon befannt, daß Major Thiel 
noch anderen Perjonen Gelb gegeben hat.“ 

Nah Vorhalt des Inhalts ber mit feinem Namen 


unterzeichneten Grflärung vom 4. Zuli 1893 erklärt der 


ge: 

„Sch habe eine ſolche Erklärung nicht unterfchrieben; 
möglicherweife hat ein gewiſſer Emmerich, welcher im 
Jahre 1893 beim Maurermeijter Borsborff, hier, Buch— 
halter war, meine Unterſchrift, die ich ihm gelegentlich 
gegeben habe, mißbraudjt. Ich bemerkte hierzu FFolgendes: 
Ungefähr 14 Tage nad) der Wahl fragte mid Emmerich, 
ob mir der Major Thiel 50 Pfennige gegeben und mich 
aufgefordert hätte, den Pauli zu wählen. Darauf er- 
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Nachweis leicht erbradht werden kann, daß auch 
ueberall Hin aus ber Kanzlei des Landratsamtes 
Flugblätter und Stimmzettel geſandt worden find. 


Das im Vorftehenden angezogene Schreiben Tautet: 


Belgard, ben 3. Juni 1893. 

Ich erſuche Sie mir umgebende vertrauliche 
Mittheilung zukommen zu laffen; fofern in Ihrer 
Ortfchaft feitens der FFreifinnigen Wahlzettel aus: 
getheilt und für ben aufgejtellten nbibaten, 
Major Hinze, Stimmen geworben werben. Wie 
ich gehört, jollen aus Belgard mehrfad Leute zu 
diefem Zweck Hinausgefandt, aud Wahlverfamm- 
lungen in Ausficht geftellt ſein. Ich Bitte dieſe 
Sade geheim zu Halten, jedoch fehr auf dem 
Poften zu fein. 


miberte ich ihm, Thiel hätte mir 50 Pfennige gegeben, 
aber davon, daß ih Pauli wählen follte, nichts gejagt. 
Hiernach legte Emmerich mir ein leeres Blatt aus jenem 
Notizbuh vor und fragte mid, ob ich denn meinen 
Namen fchreiben könnte, was ich bejahte, und worauf 
ih meinen Namen auf das Ieere Blatt fchrieb. Ich 
fann nur annehmen, daß Emmerich nachträglich auf 
dieſes Notizblatt die Erklärung vom 4. Juli 1893 ge— 
Ichrieben hat. Nacdhträglich bemerkte ih noch, daß jo- 
wohl ich, wie Roſenkranz, Soldat geweſen find und daß 

mir Major Thiel ſchon von früher her bekannt war.“ 
Die Kommiljion jah auf Grund diefer Ausfagen als 
erwiefen an, daß dem Poſtdirektor Major Thiele ein 
Stimmenkauf oder eine fonftige unftatthafte Beeinfluffung 
der Wahl nicht zur Laft fällt. 
Es wird daher von der Kommiffion beantragt: 


— —* wolle ———— Mit Gruß 
ie Wahl des Abgeordneten Pauli im i 
fünften Wahlfreife des Regierungs— — 


bezirks Potsdam für gültig zu erklären. 
Berlin, den 24, Januar 1896. 


Die Wahlprüfungs-KHommiffion. 


2 Dr, i F 
a — u a ee Sahee follte durch Herbeiziehung einer amtlihen Auskunft bes 
v. Sollenffer. Dr. v. Ri Landrathsamts zu Belgard und durch nicht eidliche Ver— 
Dr. Schneider. v. Schöning. Dr. Stephan (Beuthen), nehmung des Kreisfekretärs Hildebranbt feftgeftellt werden, 
Wellitein. auf Grund welcher Veranlafjung und an welche Gemeinde- 
vorfieher und Gutsvorfteher Eremplare des Schreibens 
vom 3. Juni 1893 ergangen ſeien. 


An 
ben Herrn Gemeindevorfteher 
zu 


u 
. 


Berichterftatter: Die in Gemäßheit dieſes Beihlufjes aufgenommenen 
Abgeordneter Dr. Böhme. Protokolle find dem gegenwärtigen Berichte unter Anlage Ir 


age 

abjchriftlich beigefügt. — 

Im Hinblick darauf, daß, wie die Protokolle ergeben, 
der Kreisſelkretär Hildebrandt das in Betracht kommende 
Schreiben nicht in Folge eines von feinem Vorgeſetzten er- 
haltenen Auftrags abgefertigt hat, wurde in der Kommilfion 
von einer Seite geltend gemacht, daß eine erhebliche amt— 
liche Wahlbeeinflufung ſchon an ſich nicht vorliege. Bon 
anderer Seite wurde diefer Auffallung unter Bezugnahme 
darauf widerſprochen, daß ber Kreisſekretär, wie den betreffen- 
ben Gemeindevorjtehern jedenfalls befannt geweſen ſei, öfter 
in die Lage lomme, als Stellvertreter des ihm vorgejegten 
Landraihs zu fungiren, und daß daher das von ihm er— 
laſſene Schreiben in der That eine amtlihe Wahlbeein- 
fluffung habe ausüben lönnen. Dieſer letztere Standpuntt 
wurde von der Kommiffion mit 6 gegen 5 Stimmen ge= 
billigt. Won allen Seiten wurde jedod anerkannt, daß bie 
Wahlbeeinfluffung nur auf diejenigen Gemeinden fid) habe 
erftreden können, an deren Vorjteher Abzüge des Schreibens 
gelangt feien. Da nun in den ſonach in Frage kommenden, 
vom Kreisjekretär Hildebrandt auf der Rüdfeite des 
von ihm bei feiner Bernehmung überreichten Konzepts feines 
Schreibens aufgezeichneten Gemeinden nur im Ganzen 
1 333 flimmberechtigte Perfonen vorhanden find, von denen 
906 ihre Stimmen abgegeben haben, darunter 265 nicht 
für den gewählten Abgeordneten, jo erhellt ohne Weiteres, 
daß Leßterer die abfolute Stimmenmehrheit auch 
dann noch auf fi vereinigen würde, wenn man fo 
meit gehen wollte, wegen Wahlbeeinflufiung nicht allein 
die auf von Kleiſt-Retzow lautenden 641 Stimmen dem— 
felben abzurechnen, fondern aud die 427 nicht abgegebenen 
Stimmen bei Ermittelung des Wahlergebnijjes zu berüd- 
fihtigen. Nah der amtlichen Feſtſtellung des Wahl- 
rejultats hat nämlich der Abgeorbnete von Kleiſt-Retzow 
von 12627 abgegebenen gültigen Stimmen 8252, alfo 
1 938 über bie abfolute Mehrheit erhalten. Wollte man 
zu den 12627 obenerwähnte 427 rechnen, jo würde die 


Nr. 106. 

Die Wahl des Abgeordneten von Kleiſt-Retzow 
im vierten Wahlfreife des Regierungsbezirks 
Köslin betreffend. 


In der Sifung vom 27. März 1895 beſchloß ber 
Neihstag auf Antrag jener Wahlprüfungs-Kommiſſion 
(vergl. Druckſachen von 1894/95 Nr. 186), bie Entſchei— 
dung über die mitteljt Proteftes angefochtene Wahl des 
Abgeordneten v. Kleiſt-Retzow auszufeßen, zugleid) aber ben 
Herrn Reihskanzler um Veranlaffung ber im Nachſtehenden 
näher bezeichneten Erhebungen über Punkt 1, 2 und 5 
des Protejtes zu erjuchen. 


Zu Punkt 1, 
welcher folgenden Wortlaut Hat: 

„1. Wie beiliegendes Geheimfchreiben bes Sreisfeeres 
tairs des hiefigen Landratsamis beweiſt, hat fi das 
hiefige Landraisamt in ungefeßlicher Weile erlaubt 
auf ſämmiliche Gemeinde und Gutsvorfieher durch 
bas Geheimfchreiben einzuwirken; es kann gar feine 
Rede davon fein, daß dieſes Schreiben ohne Wiſſen 
bes hiefigen Landrates von Kleiſt-Retzow nur der 
privaten Thätigkeit bes Kreisſecretairs entiprungen; 
denn das Schreiben ift in einer ganzen Mafle von 
Abzügen auf dem Schnellſchreiber in der Kanzlei bes 
hiejigen Landratsamtes von ben Kanzleibeamten ab: 
gezogen worden; e8 ift doch nicht anzunehmen baf 
ein Yandrath nichts davon willen wollte, was in 
feiner Kanzlei vorgeht, ja das hiefige Landratsamt 
hat von ben Zeitungen, melde dieſe amtlichen Be— 
einfluffungen mitteilten, feine Berichtigung verlangt 
und zwar ganz einfach aus bem Grunde, weil durch 
eidliche Vernehmung der Landrätlichen Beamten der 


abfoluie Mehrheit von fonad zu berechnenden 13 054 
Stimmen 6 528 betragen, von Kleifi-Regomw würde aber 
dann immer nody 8252 minus 641, alſo 7611, d. h. 
1083 Stimmen über die abjolute Majorität behalten. 
Einftimmig kam daher die Kommiffion zu dem Bes 
ihluffe, den vorliegenden Proteftpunft für unerheblich zu 


erllären. 
Zu Punkt 2, 
welcher dahin Tautet: 


„2. In Zwirnitz p. Groß Rambin find Beifiger und Pro—⸗ 
tofollführer nicht durch Handſchlag verpflichtet — ueber: 
haupt nicht — fodann find während der Wahlhandlung 
noch zwei wahlberechtigte Perjonen in die Wähler: 
liften eingetragen” 
follten diejenigen Perjonen, melde als Mitglieber bes 
Bahlvorftandes zu Zwirnig fungirt haben, und zwar ber 
Gemeindevorfteher Schmeling, der Schulvorfteher und 
Bauerhofsbefiger Raddag, der Nittergutsbefiger Radoll 
und der Lehrer Lange, Alle in Zwirnig, nicht eidlich 
vernommen werben. 

Die in Folge dieſes Beſchluſſes veranftaltete Ber: 
nehmung der vorgenannten PBerjonen hat, wie aus dem 


„u diefem Berichte unter Anlage I in Mbjchrift angefügten 
— Protokolle zu erfehen ift, eine Beftätigung ber im Protefte 


aufgeftellten —— nicht ergeben. 
Die Kommiſſion beſchloß daher, den Punkt 2 des 
Proteſtes für unbewieſen zu erklären. 


Zu Punkt 5, 
welcher folgenden Wortlaut hat: 


„5. weil, auf dem Dom Vietzow bei Woldyſch-Tychow der 
Adminiftrator Banaf auf einen Tiſch in einem Zimmer 
neben dem Wahllokal ſämmiliche Arbeitsfarten ber 
Arbeiter gelegt hatte; in jeder Karte lag ein Zettel 
fuer von Kleiſt Groß-Tychow, und jeder Arbeiter 
mußte ſich feine Karte vorher holen und dann feinen 
Zettel fuer von Kleiſt abgeben: 

Beweis: Beiliegendes vom Arbeiter Polzin des 

Dom. Vietzow unterzeichnetes Schriftjtüd. 

Das im Borftehenden angezogenene Schriftftüd 
lautet: 

Ich verfichere hiermit und mwerbe bezeugen, baß 
ber Adminiftrator der Baron Vietzow'ſchen Güter 
Herr Banaf am 15 Juni bei der Reihstagswahl 
dem Tagelöhner Schulz bajelbit, die auf Hinze 
Berlin lautenden Wahlzettel abgenommen, und 
ferner gcjagt hat, „wer nicht Kleiſt Retzow mähle, 
ihue Er feinen Gefallen“. 

Auch find die Wahlzettel in der Arbeitfarte in 
der nächſt dem Wahllofal befindlichen Schulftube, 
wo jeder fein Arbeitsfarte herausholen mufte, auf 
Keil lautent eingelegt geweſen. 


Belgarb d. 19, 6. 93. 
Bolzin 
Tagelöhner.” 
follte der —— VPolzin des Dom. Vietzow eidlich vers 


nommen werden 
Wie nun das über dieſe Vernehmung aufgenommene, 


ui. m dieſem Berichte unter Anlage III abſchriftlich beigefügte 


Protokoll ergiebt, hat der benannte Zeuge das Mor: 
gelommenfein einer wirklichen, mit einer Sontrole der 
Stimmabgabe verbundenen Wahlbeeinfluffung in feiner 
Weiſe bejtätigt. Die Kommiſſion beſchloß daher, auch den 
Punkt 5 des Proteſts für unbeachtlicd zu erklären. 

Nad) alledem beantragt die Kommilfion: 
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Der Reichstag wolle beſchließen: 
bie Wahl des Abgeordneten von Kleiſt— 
Retzow ım vierten Wahlkreiſe bes Regie: 
rungsbezirks Köslin für gültig zu ers 
tlären. 
Berlin, den 24. Januar 1886. 

Die Wahlprüfungs-Kommiſſion. 
Spahn, Vorſitzender. Dr. Böhme, Berichteritatter. 
Auer. Brandenburg. u. Gamp. Himburg. 
> olleuffer. — — en. ng vote 

r. Schneider. v. ning. Dr. —* euthen). 
Wellitein. 





Sage I. 


Berhandelt Belgard, den 25. Mai 1895. 

In Sadıen, betreffend die Prüfung der Wahl bes 
Reichstagsabgeordneten v. Kleiſt-Retzow im IV. Wahltreife 
bes Regierungsbezirls Köslin erfcheint auf Ladung 

Herr Kreis⸗Sekretair Hildebrandt von hier. 


Mit dem Gegenfiande jeiner Vernehmung befannt ge= 
macht, erflärt derjelbe: 

Ich Hatte in Erfahrung gebracht, dab jeitens der 
Sfreifinnigen hier am Drte Sammlungen für den Wahl— 
fonds der Freiſinnigen veranlaft würden und daß ein 
Gleihes auch in Ländlichen Ortſchaften des Kreiſes der 
Fall ſei; insbefondere Hatte ich gehört, daß dergleichen 
Sammlungen in Vorwerk und Gr. Panknin verjucht 
worden feien. Um mich num zu überzeugen, ob ders 
gleichen Sammlungen aud an anderen Orten bei Ge: 
legenheit der Bertheilung ber liberalen Wahlzettel ftatt- 
fänden, richtete ih unterm 3. Juni 1893 gleichlautende 
durch Abklatſch vervielfältigte Schreiben an 15 Gemeinde: 
vorfteher in der engeren Umgebung von Belgarb, beren 
Namen auf dem Hiermit überreichten Konzept jenes 
Schreibens angegeben find. Es waren dies durchweg 
ſolche Gemeindevorfteher, die mir als fonjervativ in ihrer 
Geſinnung fiher befannt waren. 

Zu Ddiefem Schreiben habe id) von Niemand ben 
Auftrag erhalten, insbefondere habe ich auch nidht von 
dem Herm Landrath v. Kleiſt-Retzow hierjelbft Hierzu 
ben Auftrag erhalten. Ich Habe dem Herm Landrath 
über diefe Angelegenheit überhaupt erft Mittheilung ges 
macht, nachdem id gehört, dab eins Diefer Schreiben an 
die Gemeinbevorfteher angeblid in Gr. Dubberow auf- 
gefangen ſei. Es se fih nachher herausgeftellt, daß 
dies nicht der Fall war, daß dagegen ein Abllatſch- 
Eremplar aus dem Bureau geftohlen mworben it. Es 
ift dies das dem Proteft beigefügte Exemplar. 

u. 


v. g. 
Hilbebranbt. 
ierauf erflärte 
Landrath von Kleiſt-Retzow, nachdem dem— 
ſelben das vorſtehende Protokoll vorgeleſen war: 

Ich kann nur beftätigen und beſtimmt verſichern, 
daß ih dem Kreisſekretär — feinen Auftrag 
ertheilt habe, an Gemeindevorjteher bes Kreiſes in Wahl- 
angelegenheiten im Sinne des Cirkulars vom 3. Juni 
1893 zu ſchreiben. Ich Habe von dieſem Schriftftüd 
überhaupt erſt einige Zeit nachher, nachdem es verfaßt 
und herausgegangen war, Nachricht erhalten. Selbit- 
verftändlih habe ih mit dem Kreisſekretär auch die 
Bahlangelegenheiten privatim befprodhen, wie auch mit 
andern der gleichen Barteirihtung angehörigen Perjonen, 
habe aber dabei immer den Standpunkt geltend gemad)t, 
daß jede amtliche oder amtlich ericheinen könnende Be— 
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einfluffung auszufhließen ſei. Wenn in dem Proteſt be— 
hauptet wird, daß es unmöglich fei, daß dergleichen 
Schreiben ohne mein Riffen im Landrathsamt entworfen 
und abgezogen werben könnten, jo muß ich doc) darauf | 
aufmerfjam machen, daß in meinem Bureau durch— 
Ichnittlih 16 Perſonen beichäftigt find und baf ich felbit- 
veritändlih nicht in ber Lage bin, die Thätigkeit fo 
vieler Perjonen im Einzelnen zu lontroliren. 


v. g. u. 
v. Kleiſt-Retzow. 
v. m. o. 
v. Zaſtrow, Schwedersky, 


Ober⸗Regierungsrath. Steuer-Supern. als Protofollführer. 


Anlage II. 


Verhandelt Belgard, den 12. Juni 1895. 

Zur näheren Feſtſtellung der bei Gelegenheit der Reich— 
tagswahl am 15. Juni 1893 angeblich in Zwirnitz geſchehenen 
Vorkommniſſe find auf ergangene Vorladung erſchienen: 

1. der Gemeindevorſteher Schmeling, 

2. der Schulvorſteher und Bauerhofsbeſitzer Raddap, 

3. der Rittergutsbefiger Radoll, 

4. der Lehrer Lange, 

ſämmtlich aus Zwirnitz. 

Die Erſchienenen erklären übereinſtimmend: 

Ob wir von Herrn Radoll, der ſ. Zt. ala Wahlvor- 
ſteher fungirte, durch Handſchlag verpflichtet find oder nicht, 
können wir heute, nach 2 Jahren, mit Beſtimmtheit 
nicht mehr ſagen. Wir nehmen jedoch mit Herrn Nabdoll 
an, dab uns dieſer durch Handſchlag verpflichtet Hat. 

‚ Darüber, ob während der Wahlhandlung noch 
zwei wahlberechtigte Perjonen in die Wählerliften ein— 
getragen find, geben wir die einftimmige Erflärung ab, 
daß joldhes während der Wahlhandlung oder aud) font 
nit vorgefommen ift. 

Unjerer Weberzeugung nad find in Zwirnitz wäh— 
rend des Wahlaktes Unregelmäßigkeiten überhaupt nicht 
vorgefommien. 

v. g. u. 

Schmeling. Raddatz. Radoll. Lange. 
Nach der Unterſchrift bitten die Erſchienenen, ihnen die 

zuſtehenden Reiſekoſten und Tagegelder gewähren zu wollen. 


Schmeling. Raddatz. Radoll. Lange. 
g. w. 0. 
Beters. 


Regierungs-Supernumerar, 


Anlage III. 


Belgard a / P., den 8. Mai 1895. 
Anweſend: 
Amtsgerichtsrath Domann als Richter, 
Setretär Blandow als Gerichtsſchreiber. 
In Sachen, 
betreffend die Brüfung der Wahl des Abgeordneten zum 
Reichstage v. Kleiſt-Retzow, 
erſchien am heutigen Tage auf Ladung 
der Arbeiter Friedrich Polzin aus Vietzow. 
Derſelbe, mit dem Gegenfſtande feiner Vernehmung 


belannt gemacht und auf die Bedeutung des Eides hin— | 


acwiefen, erklärt: 


Reichstag. Aktenftüde Nr. 107, 108. 


>» ®. ih heiße Friedrich mit Wornamen, bin 
32 Jahre alt, evangeliiher Religion, bin nicht beftraft 
und habe ein Suterefe zur Sache nicht. 

3. ©. Am Wahltage — ob es gerade am 15. Juni 
1893 geweſen ift, weiß ich nicht mehr — waren ſämmt— 
liche Arbeiter und Tagelöhner des Gutes Vietzow von 
dem Abminiftrator Baganz — nicht Banaß — in 
feine Wohnung beftellt worden, um dort ihre Arbeits: 
farten in Empfang zu nehmen, 

Sn den Karten, weldhe von mir und den mit mir 
zufammengehenden Perſonen — etwa fünf bis ſechs — 
abgeholt wurden, lag ein Wahlzettel für v. Kleiſt-Retzow. 

Ob Baganz uns dabei gejagt hat, wir jollten 
diefen Wahlzettel abgeben, weiß ich Heute nicht mehr. 

Den Bahlzettel trugen wir darauf zu dem am Ende 
bes Dorfes befindlichen Schulhaufe und gaben ihn dort ab. 

Im Wahllokal jelbft oder in demjelben Haufe find 
uns die Zettel nicht gegeben worden. 

Geſehen habe ich nicht, daß der Adminiſtrator 
Baganz dem Arbeiter Schulz einen auf den Namen 
„Hinze“ lautenden Zettel abgenommen hat, es wurde 
dies aber erzählt. 

Gehört habe ich dagegen, daß der Adminiſtrator 
Baganz jagte, „wer nicht Kleiſt-Retzow wählt, dem 


thut der Baron“ — er meinte den Beſitzer von Vietzow, 
Baron v. Rhoeden — „feinen Gefallen mehr.“ 
v. g- u. 
Friedrih Bolzin. 
Zeuge leiftete darauf vorfchriftsmäßig den Zeugeneib ab. 
g. w. o. 
Domann. Blandow. 
Nr, 107. 


Diertes Verzeichniß 
ber 
bei dem Reichstage eingegangenen Betitionen. 


Nr. 108. 
Ubänderunas-Untrag 


zur 
zweiten Berathung des Antrages der Mitglieder 
des Neichötaged Dr. Barth, Ridert auf Ab- 
änderung des Wahlgeſetzes für den deutſchen 
Reichdtag vom 31. Mai 1869 — Nr. 15 der 


Drudjahen —. 


v. Strombed. Freiherr v. Hodenberg. Der Reichstag 
wolle befchließen: 
dem Gejegentwurf folgende Beftimmung als $. 17 
zuzufügen: 

Beweiserhebungen, welche der Reichstag be— 
hufs Prüfung der Wahlen beſchloſſen hat, find von 
den zuftändigen Behörden als Eilfadhen zu 
erledigen. 

Berlin, den 29. Januar 1896. 











Ar. 109. 


Zufammenitelluna 
bes 
von den Abgeordneten Dr. Barth und Nidert 
eingebrachten Gejegentwurfs, betreffend Ab— 
änderung des Wahlgeſetzes für den deutjchen 
Reichstag vom 31. Mai 1869 — Nr. 15 der 
Drudjachen — 


nad deu Befhläffen des Beichstags in zweiter Leralhung 
Gefeh, 


betreffend 
Abänderung des Wahlgejetzes für den deutjchen 
Reichötag vom 31. Mai 1869. 


Dir Wilhelm, von Gottes Guaden Deutjcher Kaijer, 
König von Preußen ꝛc. 

verordnen im Namen bes Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung 

des Bundesraths und bes Neichstags, was folgt: 


Artikel 1. 

An Stelle der 88. 6, 10, 11, 13 und 16 des Wahl- 
gejepes für den bdeutichen Reichstag vom 31. Mai 1869 
treten folgende Beftimmungen: 

$8. 6 bis 16. 
Unverändert nad) dem vorgefchlagenen Geſetzentwurf. 


Artikel II.* 


D I den Den Reichst 
vom 31. ee * ce — 


3. 19. 

Beweiserhebuugen, welche der Reichstag be— 
hufs fung der Wahlen beſchloſſen hat, ſind 
von den zuftändigen Behörden ald Eilfachen zu 
erledigen. 

Urkundlich zc. 

Gegeben ze. 

Berlin, den 29. Januar 1896. 


Nr. 110, 
Berihterftatter: 
Abgeordneter Dr. Schneider. 


Zweiter Bericht 
der 
Wahlpräüfungs-Rommiffion 

über 
die Wahl des Abgeordneten Freiheren v. Man- 
teuffel im zehnten Wahlfreife des Negierungs- 

bezirks Frankfurt. 

Auf Grund des Berichts der Wahlprüfungs:Kommilfion 
Druckſachen des Reichstags Nr. 195 der Sejfion 1894/95) 


* Redaktion. Der 8. 19 ift nad) bem Antrag v. Strombed 
und Freiherr v. Hobenberg — Wr. 108 der Drudjadhen — 
aufgenommen. 


Reichstag. Altenſtücke 


Rr. 109, 110. 1023 


hat der Reichstag in feiner 70. Sifung vom 27. März 1895 
beichlofien: 

1. die Wahl des Abgeordneten Freiherrn v. Mans 

teuffel für gültig zu erflären; und 

2. den Herrn NReichslanzler unter Mittheilung des 

Berichts zu erſuchen, durd) Vermittelung der König— 
lich preußiihen Regierung die in Anlage | Er- 
Märung a, Ergänzung zu Anlage Il, Anlage IV 
Ziffer 4 angebotenen Beweiserhebungen zu ver- 
anlaffen und von dem Ergebniffe derjelben den 
Reichstag in Kenntniß zu jeßen. 

(Stenographiſche Berichte S. 1737 C.) 

In den hier angezogenen Fällen handelte es ſich um 
angebliche Verlegungen des Wahlgeheimniffes, gegen die 
eventuell die Wähler geſchützt werden jollten, 

Inzwiſchen haben die beichlofienen Beweiserhebungen 
ftattgefunden und nad den dem Reichstage übermittelten 
Ulten folgendes Ergebniß gehabt: 

Zu Anlage I Erklärung a. Hier war eine Ver— 
legung des Wahlgeheimnifjes in Zerkwitz durch den als 
Wahlvorftand fungirenden Wahlvorfteher Lehrer Klaffke 
behauptet, und als Zeuge dafür Hatte ſich der Auszügler 
Karl Koſſatz in Zerkwitz angeboten. 

Der Zeuge hat nicht vernommen werden können, da 
derſelbe nach amtlicher Auskunft des Gemeindevorſtehers 
von Zerkwitz am 22. Februar 1895 verſtorben iſt. 

Die Kommiſſion konnte daher nur konſtatiren, daß, 
nachdem andere Zeugen nicht angegeben waren, die unter 
Beweis geftellte Behauptung nicht erwiejen fei. 

Zur Ergänzung zu Anlage II. Hier war dem 
Gemeimdevorfteher Schneider in Wormlage als ftellver- 
tretendem Vorfigenden bei der Wahl der Borwurf gemacht, 
verſchiedene Stimmzettel geöffnet und, nachdem er gejehen, 
wer darauf ftand, wieder zufammengefaltet und in die Wahl: 
urne gelegt zu haben. Es war Hinzugefügt, daß der als 
Zeuge namhaft gemachte Jenchen dies jogar öffentlich im 
Radigkſchen Schanklofal in Wormlage ausgeſprochen habe. 

Bon den angegebenen Zeugen hat der Maurer Floda 
nicht vernommen werden lönnen, weil er vom Bojtboten 
nicht aufgefunden wurde. 

Der Zeuge Eigenthümer Kahle E 9 Jahre alt, evange- 
licher Religion) hat folgendes Zeugnik unter Eid abgelegt: 

„Die Wahl am 15. Juni 1893 fand in einem Zimmer 
des Schlofjes Wormlage ftatt. Wer Vorfigender reipektive 
ftellvertretender Vorfigender bei der Wahl geweſen ift, 
weiß ih nit. Ich wollte des Nachmittags zwiſchen 
3 und 4 Uhr meinen Wahlzettel abgeben, ging zu dieſem 
Zweck nad dem Schloß, gelangte dort auf einen Flur 
und wurde mir hier (alfo nicht im Wahllofal) von den 
Inſpeltor Mahlo zu Wormlage der Wahlzettel, welchen 
ih zujfammengefaltet in der Hand Hielt, abgenommen. 
Ob Mahlo Vorfigender der Wahl gewejen, und ob er 
den mir abgenommenen Zettel in die Wahlume gelegt 
hat, weiß ich nicht.” 

Durch diefes Zeugnik wird nicht bewiefen, was unter 
Beweis geitellt ift, da ꝛc. Kahle gar nicht bis ins Wahl- 
lofal gelommen it und deshalb über das Verhalten des 
jtellvertretenden Wahlvorftehers auch nichts ausfagen konnte. 
Ausweislich der Wählerlifte hat zc. Kahle auch feine Stimme 
nicht abgegeben. Wie Inſpektor Mahlo, der nit Wahl- 
vorjteher war, dazu gekommen ift, demjelben feinen Stimme 
zettel abzunehmen, bleibt allerdings unklar, ift aber hier 
nicht Gegenftand der Beweiserhebung. 


Der Zeuge Eigenihümer Schlappad aus Wormlage 
(32 Jahre alt, evangeliih) jagt aus: 


— — — —s— 
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„Bei der Länge der Zeit erinnere ich mich nicht 
mehr, daß der Koſſäth Jenchen nach der am 15. Juni 
1893 zu Wormlage jtattgehabten Wahl öffentlich im 
Nadidihen Schanklokal dafelbit gejagt hat, von dem 
ftellvertretenden WBorfigenden, dem Gemeinbevorfteher 
Schneider in Wormlage, jeien verſchiedene Stimmzeitel 
geöffnet und, nachdem er gejehen, wer darauf geſtanden, 
wieder zufammengefaltet und in die Wahlurne gelegt 
worden.“ 

Der Zeuge Eigenthümer ——— hat dieſe Aus⸗ 
ſage beſchworen. Aehnlich Hat ſich der Kaufmann Zimmer: 
mann aus Coſtebrau (38 Jahre alt, katholiſch) zeugemeid- 
lih dahin geäußert: 

„Ich habe weder ſelbſt gejehen, daß bei der Reichs— 
tagswahl in Wormlage der Gemeindevorfieher Schneider 
Stimmzettel geöffnet, fih die Namen angeiehen und 
darauf zufammengefaltet in die Wahlume gelegt hat, 
noch HR nie ih mid, daß Jenchen dies öffentlich im 
Radigkſchen Schanklofale ausgeſprochen hat. 

Es ift möglid, daß ich dem Senden jchon öfters 
geiehen habe, ich entfinme mich feiner aber jegt nicht mehr. 

Nur foviel weiß ih, daf damals das Gerede ging, 
es jeien in Wormlage bei der Wahl Unregelmäßigfeiten 
vorgekommen, welcher Art diejelben jedoch gemwejen fein 
jollen, ift mir nicht mehr erinnerlid).“ 

Der in erfter Linie in Beltracht kommende Koſſäth 
Hermann Jenden (41 Jahre alt, evangelifch) Hat folgende 
Ausjage gemadjt und beſchworen: 

„Stellvertretender Borfigender der Wahllommiffion zu 
Wormlage war im Jahre 1893 am 15. Juni der Gemeinde- 
vorjteher Schneiber inWormlage. Ich habe nicht gefehen, daß 
derjelbe verſchiedene Stimmzettel geöffnet, wieder zufammen 
gefaltet und in die Wahlurne gelegt hat. Ich bin nur 
ganz kurze Zeit in bem Wahllofal anweſend gemejen. 

Ich entjinne mich nicht mehr, daß ich im Radickſchen 
Schanklofale zu Wormlage gejagt haben fol, daß von 
bem fiellvertretenden Borfigenden, dem Gemeinbevorfteher 
Schneider zu Wormlage, verſchiedene Stimmzettel geöffnet 
und, nachdem er gejehen, wer darauf gejtanden, wieder 
en und in die Wahlurne gelegt worden 
eien.“ 

In Widerſpruch hiermit hat der Auszügler Carl 
Hennig aus Wormlage (72 Jahre alt, evangeliſch) folgende 
Ausſage gemacht und beeidet: 

„An dem Tage, an welchem vor zwei Jahren die 
Wahl ftattgefunden hat, befand ich mich des Abends in 
bem Radickſchen Schanflofal zu Wormlage. Dorthin fam 
der Kojjäth Hermann Jenchen und theilte mir auf meine 
Frage nad dem Wahlergebnig mit, die Wahl fei gut 
ausgefallen, nur feien ein Baar Stimmzettel geöffnet 
worden, ehe fie in die Wahlurne gelegt feien.“ 

Dem Zeugen wurde der Mitzeuge Jenchen gegen- 
übergeftellt, und erlärte Senden: 

„Ich bin an dem Abend des 15. Juni 1893 nicht 
in dem Radickſchen Schanflofal zu Wormlage geweſen 
und babe aud jpäterhin die von Hennig belundete 
Aeußerung diefem gegenüber nicht gemacht.“ 

Zeuge Jenchen nahm die Richtigkeit diefer Ausſage 
auf den von ihm geleifteten Zeugeneid. 

iernach war bie Kommiffion der Meinung, daß die 

Beweisaufnahme nicht bewiejen habe, was hier unter Be— 
weiß gejtellt jei, nachdem zwei der vernommenen Zeugen 
fi der Vorgänge bei der Wahl vom 15. Juni 1893 nicht 
mehr erinnern, und die beiden anderen Zeugen, Jenchen 
* Hennig, einander widerſprechende Äusſagen gemacht 
aben. 


Reichstag. Aftenftüc Nr. 110. (Zweiter Bericht der Wahlprüfungs-Kommiſſion.) 


‚ 








Zu Anl. IV Ziffer 4 war behauptet, daß in Geifen- 
borf bei Petershain N/L. als Urme bei der Wahl ein hell 
grünes burchfichtiges Glasbehältnik mit Dedel benutzt 
worden jei. Der Wahlvorftand habe die abgenommenen 
Wahlzettel bei der Prüfung, ob etwa * als ein Zettel 
abgegeben worden, in mehreren Fällen faſt aufgeblättert, 
fo baf einzelne Namen, welche die Zettel trugen, von außen 
fihtbar geweſen feien, und jomit jei das Wahlgeheimnif 
verlegt worden. 

Als Beweis war die Vernehmung des Wahlvorftandes 
und des Handelsmanns Walter Arndt aus Yauban an— 
geführt. 

Der Handelsmann Arndt ift nach der Auskunft des 
Gerihtsvollziehers Lehmann in Lauban dort unbelannt 
und polizeilih nicht gemeldet, jo daf er nidht vernommen 
werden konnte. 

Bom Wahlvorftande ift der Wahlvorſteher H.v. Muſch— 
wi uneidlid vernommen. Derjelbe beftreitet, da ab— 
genommene Wahlzettel faft aufgeblättert worben jeien, und 
ift der Anficht, dab man höchſtens aus unmittelbarjter Nähe, 
jehr gute Augen vorausgejegt, durch das qu. Glasbehältniß 
hätte hindurchſehen können. 


Eidlich vernommen find von den Mitgliedern des 
Wahlvorftandes der Prototollführer Rihard Jaenide, 
ber ftellvertretende Wahlvorfteher Zar niſch und der Bei- 
fifer 9. Bubder. Der Leptere fließt fih den Ausfagen 
ber anderen beiden Zeugen an. 

Der Zeuge Ri. Jaenide (69 Jahre alt, evangelifch) 
jagt aus: 

„Ich Habe bei der Reihstagswahl im Jahre 1893 
im Wahlvorftande als Prototollführer fungirt. 

Das Gefäß, welches als Urne benugt worden ijt, 
war ein dunkelgrünes Kelchglas mit Dedel. Meiner 
Meinung nad würden nur aus nächjter Nähe und im 
hellen Sonnenſchein die im Innern befindlichen Wahl- 
zettel durchſchimmern; die auf dem Wahlzettel befindliche 
Schrift würde aber von außen unmöglich zu Iejen jein. 

Nah meiner Erimmerung hat der Wahlvorfteher 
Herr v. pe. bie Wahlzettel überhaupt nicht in 
die Urne gethan, ſondern e8 ijt Dies durch den Gemeinbe- 
vorfteher Zarniſch und durch Buder erfolgt. 

Ich habe nicht geiehen, daß einer von den Beiden 
bei ber Prüfung der Wahlzettel diefelben aufgeblättert 
rn jo daß man die darauf befindlichen Namen hätte 
ehen lönnen.“ 

Der Zeuge Aug. Zarniſch (54 Jahre alt, evangelifch) 
hat folgende Ausfage gemacht: 

„Ich Bin bei der Reichstagswahl im Jahre 1893 
mit im Wahlvorfiande gewejen. 

Die Ume war genau in bem Zuftande, wie ihn 
der Zeuge Jaenide in feiner vorftehenden Ausfage, die 
mir vorgelejen ift, angegeben hat. 

Die Wahlzettel find theilweife von Herm v. Muſchwitz, 
ze. von mir in Die Urne Hineingethan worden. 

eder ich noch Herr v. Muſchwitz oder wer ſonſt von 

den Mitgliedern des Wahlvorjtandes Zettel in die Urne 
geitedt hat, haben bei der Prüfung der Wahlzettel die— 
jelben ſoweit aufgeblättert, daß die darauf befindlichen 
Namen von ** ſichtbar geworden wären. Es iſt 
überhaupt bei der Wahl alles ordnungsmäßig zuge— 
gangen.“ 

Dieſe Ausſagen erſchienen der Kommiſſion auch nicht 
geeignet, das zu beweiſen, was unter Beweis geſtellt war. 


Nah alledem trägt die Wahlprüfungs-Kommiſſion 
darauf an: 


Reichstag. Aktenftüd Nr. IH. (Beriät der Wahlprüfungs-Komnifjion.) 
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Der Reichstag wolle beichließen: 
den Beſchluß des Reihstags vom 27.März 
1895, die Wahl des Abgeordneten Frei— 
ae v. Manteuffel betreffend, Ziffer 2 
ür erledigt zu erflären. 
Berlin, den 29. Januar 1896. 
Die Wahlprüfungs-stommiffion. 
Spahn, Vorfigender. Dr. Schneider, Berichterftatter. 
Auer. Dr. Böhme. Brandenburg. Fiiher. Gamp. 
a, — een Dr z eng oma m 
eder. v. ning. r. Stephan (Beuthen). 
Weilitein. Er) 


Nr. 111. 
Berichterflatter: 
Abgeordneter Wellftein. 


Bericht 
ber 
Wehipräfungs-Sommillisn 


die Wahl des Abgeordneten Graf dv. Carmer im 
erjten Wahlfreife des Regierungsbezirk Breslau. 


„„ Entiprehend dem Antrage der Wahlprüfungs-Kom— 
mijfion im Berichte vom 14. Februar 1895 — Nr. 151 
der Druckſachen III. Seifion 1894/95 — hat der Reichstag 
in der Sitzung vom 26. Februar 1895 beſchloſſen: 

1. bie Entſcheidung über die Gültigkeit der Wahl des 
Abgeordneten Graf v. Garmer auszuſetzen, 

2. den Herrn Reihsfanzler zu erfuchen, durch Ver— 
mittelung ber Königlichen preußiſchen Regierung 
bie zu Punkt 1, 3, 4 beichlofienen Erhebungen 
veranlafien und von dem Geſchehenen dem Reichs— 

‚ tage Mittheilung machen zu wollen. 

Die Erhebungen haben ftattgefunden und find dem Reichs— 

tage zugegangen. Der ermittelte Sachverhalt ift folgender: 

Zu Punkt 1 des Proteftes: Nach den Proteftbehaup- 

tungen follten auf Grund einer generellen Anordnung des 
oe zu Guhrau in den Drten dieſes Bezirks 
fozialiftiiche Flugblätter und Stimmzettel von den Gemeindes 
vorftehern und Schöffen aus den Häufern der Gemeinde 
mitglieder abgeholt worben fein, ohne daß etwa eine ges 
richtliche Beihlagnahme wegen Verlegung einer Geſetzes— 
vorjchrift angeordnet worden oder hätte angeordnet werden 
tönnen. Namentlich hätten in den Ortſchaften Ober- und 
Nieder-Schüttlau die Gemeindevorftceher Baudah und 
Schütze die Abholung vorgenommen. Hier war die amts 
liche Auskunft des zur Zeit der Wahl das Landrathsamt 
verwaltenden Regierungsaſſeſſors Dr. v. Ravenjtein und 
der beiden genannten Ortsvorfieher beichlofjen worden; die 
Auskunft des erjteren follte ſich auch darauf erftreden, ob 
nicht etwa Anordnungen aud mündlich in mehr ober 
weniger formeller Beite getroffen worden ſeien; etwaige 
Ichriftlihe Anordnungen follten im Original beigefügt 
werden. 

Die Auskunft ift folgende: 

Guhrau den 23. Juni 1895. 
Erflärung zu dem gegen die Wahl des Grafen 
Garmer erhobenen Broteft (Punkt 1) vom 
12. Zuli 1893. 


, Am 8. Juni 1893 wurde ich durd ben Herm Re— 

gierungs = Präfidenten zu Breslau telegraphiſch ange⸗ 

wiejen, das focialdemofratiihe Wahlflugblatt „Wähler 
Aktenftüde zu den Verhandlungen des Reichstages 1895/96. 








des Neichstags-Wahlfreifes, Bürger! Bauern! Land» 
arbeiter! Während taufende u. f. w.“ deſſen Beſchlag— 
nahme gerichtlich beftätigt fei, ſofort polizeilich beſchlag— 
ch lafjen. (Bergl. Anlage 1.) 

Diefer Verfügung entiprehend wies id) meinerjeits 
die ftäbtifchen Polizeiverwaltungen, die außerhalb der 
Kreisftadt ftationirten Gendarmen und einige Amts— 
vorfteher telegraphiih an, das ihnen näher bezeichnete 

ugblatt jofort zu beſchlagnahmen. (Vergl. Anlage II). Mu 

leichzeitig jandte ich eine heftrographirte Verfügung an 
fämmtlihe Drtspolizeibehörden mit der Anweiſung, 
öffentlich ausliegende Eremplare zu beichlagnahmen 
und bie öffentlide Verbreitung zu behindern. (Bergl. 
Anlage III.) 

Eine generelle Anmweifung alle ſocialdemokratiſchen 
Flugblätter ohne Auswahl zu —— — iſt von 
mir niemals weder mündlich noch ſchriftlich erlaſſen 
worden. Meine Beſchlagnahmeverfügung hat ſich viel— 
mehr lediglich auf das von dem Herrn Regierungs— 
Praͤſidenten mir näher bezeichnete und mir ſelbſt ſchon 
befannte Flugblatt: „Bürger! Bauern! Landarbeiter!” 
bezogen, und nur dieſes Flugblatt iſt beſchlagnahmt 
worben. Ebenſowenig habe ich jemals weder Kriftlic 
noch mündlich die Beihlagnahme von Stimmzetteln oder 
das Abholen des in Rede jtehenden Flugblattes aus 
ben Häufern ber Kreisbewohner angeordnet. Im Begens 
theil habe ich den Amtsvorjtehern und insbejondere den 
Gendarmen mündlich wiederholt zur Pflicht gemacht, bei 
Beichlagnahme von Fylugblättern möglichſt vorſichtig zu 
verfahren und nicht Durch ein ungejegliches Vorgehen der 
Sade zu ſchaden. Im einem jpeziellen Falle, meiner 
Erinnerung nad) war es in Heinzendorf, habe id den 
Amtsvorfteher auf eine bezügliche Anfrage unter Bezug- 
nahme auf meine oben erwähnte Rundverfügung noch— 
mals ausdrüdlih darauf aufmerkfam gemacht, dab die 
Beſchlagnahme ſich keinesfalls auf die im Privatbefige 
befindlichen Eremplare zu erftreden Habe, und lediglich 
die zur Weiterverbreitung bejtimmten und in den Gajte 
häuſern ausliegenden Eremplare zu beihlagnahmen jeien. 

In den Gemeinden Ober: und Nieder-Schüttlau find 
nun allerdings, wie aus ben Erklärungen der Gemeinde— 
vorfteher Schüge und Baudach erſichtlich ift — vergl. 
Anlage IV —, von Ießteren Flugblätter aud aus den Anı 
Häufern der Bewohner abgeholt worden. Diejes Ber 
fahren, weldes in einer höheren Orts den Gemeinde: 
vorjtehern gewordenen Inftruftion (Erklärung des Amts- 
vorftehers von Dber- und Nieder-Schüttlau — vergl. 
Anlage V —) feine Begründung findet, ift aber für den 
Ausfall der Wahlen von gar feiner Bedeutung gewejen, 
denn einige der Flugblattempfänger hatten, wie ber 
GemeindevorfteherSchüge bekundet, das erhaltene Flugblatt 
ſchon von jelbft aus Unwillen über deſſen Inhalt zerriſſen, 
und bei allen ohne Ausnahme bedurfte e8 nur der Mit- 
theilung von der angeordneten Beſchlagnahme, um fie 
zur fofortigen freiwilligen Auslieferung zu veranlafjen. 
Daß bei diejer Gelegenheit von 2 Flugblattempfängern bei 
Auslieferung der zujammengefalteten und jedenfalls noch 
ungejehenen SFlugblätter auch je zwei Stimmzettel, nad) 
denen überhaupt nicht gefragt worden war, mit ausges 
liefert worden find, dürfte gänzlich belanglos fein. 

Die Gemeindevorfteher Haben fodann die beichlag: 
nahmten Flugblätter theils direkt, theils durch Vermitte— 
lung des Gendarmen dem Amtsvorſteher ausgehändigt, 
der fie mit dem Berichte vom 9. Juni dem Landrathsamt 
eingereicht Hat. 


2, 
Der Königliche Landrath 
Dr, v. Ravenjtein. 
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Anlage J. 
Telegramm, 
Herrn Landrathsamts-Berwalter 
Guhrau (Bez. Breslau). 
Beſchlagnahme des focialbemokratifhen Wahlflug- 
blattes mit Aufichrift: Wähler des Reihstag-Wahlkreifes! 
Bürger! Bauern! Land-Arbeiter! Während taufende u. |. w. 
ift in Brieg und Ohlau durch Beſchluß der Amtsgerichte 
beftätigt. Soforlige polizeiliche Beſchlagnahme Herbei- 
zuführen. Anzeige. 
Regierungs-Präfibent. 





Anlage II. 


Telegramm aus Guhrau, den 8. Juni 1893, 
An die Polizei-Berwaltung Herrnitabt. 
Socialdemofratifches Wahlflugblatt mit Ueberfchrift 
„Bürger! Bauern! Landarbeiter! Während taufend u. ſ. w. 
fofort zu beſchlagnahmen, Verbreitung zu behindern. 
Benachbarte Amtsvorjteher möglichſt zu benachrichtigen. 


Zanbrath. 





4, 

1. Bon dem Telegr. ift Abjchrift zu fertigen und dem 
Amtsvorjteher Negendanf zugufertigen. 

2. Stadtd. Weber hat in jämmtl. Wirthshäufern zu 
repidiren ob dort qu. Flugblätter zur Bertheilung 
gelangt, u. die mit der Bahn ankommenden Fremden 
— ohne auffällig zu werden — zu beobadıten. 

Desgl. ift der P. Wachmeiſter informirt. 

3. zum 16. d. 

9. 9. Juni 1893. 
Bol. Verwaltung 
Seiffert. 
Anlage III. 
Guhrau, 9. Juni 1893. 

1. An ſämmliche Herren Amtsvorfieher und die Herren 
ftädtifhen Polizeiverwalter. 

Nachdem der im hiefigen Kreiſe vielfach ver- 
breitete focialbemofratiihe Wahlaufruf mit der 
Ueberſchrift: 

Wähler des Reihstags-Wahlkreifes 

Guhrau⸗Steinau 

Bürger! Bauern! Land-Arbeiter! 
beihlagnahmt und die Beichlagnahme gerichtlich 
beitätigt worden ift, made id Ew. zc. hierdurd) 
ergebenft darauf aufmerfjam, dab insbefonbere 
auch etwaige in Wirthshäuſern und fonft öffentlich 
ausliegende Eremplare des Yufrufs der polizei 
lichen Beihlagnahme unterliegen, weshalb ic) Die 
Verbreitung —* — zu verhindern 
itte, 

2. desgl. an die Gendarmen des Kreiſes (jeden beſonders). 

Sie werden hierdurch beauftragt, den im Kreife 
vielfach verbreiteten focialdemokratiihen Wahlauf- 
ruf mit der Ueberſchrift 

(wie oben) 
fobald er ich irgendiwo, namentlich auch in Wirths⸗ 
äuſern öffentlich ausgelegt findet, fofort zu be— 
———— und mir hiervon Meldung zu machen. 
Der Landrathsamts-Verwalter. 
Reg.Aſſeſſor. 
Dr. von Ravenſtein. 








Anlage IV. 
Guhrau, den 21. Juni 1895. 
Vorgeladen erſcheinen die Gemeindevorfieher Schüße- 
Nieder-Schüttlau und Baudbad-Ober-Schüttlau und geben, 
nachdem ihnen der Inhalt des gegen bie Wahl bes 
Grafen Garmer erhobenen Proteſtes vom 12. Zuli 1893 
mitgelheilt worden war, folgende Erflärung ab: 
1. Gemeindevorfteher Schüße- Nieder-Schüttlan. 

Eines Tages im Juni 1893 wurden in Nieber- 
Schüttlau von mir unbefannten Leuten fozials 
demottatiſche Flugblätter veriheilt, d. 5. in bie 
Thüren einzelner an der Straße gelegener Gebäube 
wurden dieſe — hineingeworfen. Ich 
ſelbſt hatte auch ein ſolches Flugblatt erhalten 
und an dem Inhalt deſſelben Anfioß genommen. 

Kurze Zeit darauf erihien der Wachtmeiſter 
Kornetzti aus DOber-Schüttlau und zeigte mir ein 
Telegramm vom Landratisamt, wonach Diejes 
Flugblatt zu beſchlagnahmen fei. Erft — er⸗ 
ſchien der Amtsvorſteher v. Frankenberg und 
wies mid) an das in Rebe ſiehende Flugblatt zu 
beihlagnahmen. ine nähere Inftruftion wie die 
Beihlagnahme vorzunehmen fei hat mir der Herr 
Amtsvorfteher nicht gegeben. Ob aud) von ber 
Beihlagnahme von Stimmzetteln die Rebe geweſen 
it, darauf kann ich mich jegt nachdem zwei Jahre 
darüber vergangen find nicht mehr genau ent« 
finnen. Hervorheben muß id, dab ich genau 
wußte, um welches Blatt es fich handelte, umb 
daß mir die angeordnete Beichlagnahme ſehr be- 
greiflih erſchien, weil mir der Inhalt bes Flug: 
blattes im höchſten Grabe anftöhig geweien war. 

IH ging num im beiten Glauben richtig zu 
handeln zu denjenigen Bejigern bie FFlugblätter 
erhalten haben konnten und theilte ihnen mit, daß 
die Beihlagnahme diejer Blätter angeordnet jei, 
worauf fie mir abfolut freiwillig die erhaltenen 
Flugblätter aushändigten. Diefe Flugblätter, im 
ganzen eine jehr geringe Zahl, lieferte ich dem 
Herrn Amtsvorſteher ab. 

Einige ber Flugblattempfänger — was ich noch 
erwähnen möchte — hatten im Zorne über ben 
Inhalt die Blätter zerriffen; jo meiner Erinnerung 
nad) aud der fFreigärtner Welzer. Als ich zu 
biejem fam ſagle er zu feiner frau: „wo haft 
Du denn den Fetzen?“ worauf er mir einen Theil 
eines Flugblattes abgab. Dann jagte er noch zu 
feiner }yrau „wo haft Du denn ben Stimmzettel” 
worauf ich erwiderte „ich frage blos nad dem 
Flugblattꝰ. 

Ob in den übrigen zuſammengefalteten Flug— 
blättern auch vereinzelte Stimmzettel geweſen find 
it möglich, ich kann mich defien nicht mehr genau 
enifinnen. 

Bon bem Inhalt Kenntniß genommen, unb in 
allen Stüden genehmigt. 

Schüpe 
Gemeindevorfteher. 
2. Gemeindevorfteher Baudach, DOber-Schüttlau: 

Eines Tages im Juni 1893 wurben von mir 
unbelannten Leuten in einzelne Gehöfte des Nieder⸗ 
borfes von Dber-Schüttlau fozialdemokratifche 

Iugblätter ger Ich n hatte lein 
lugblatt erhalten, aber ich hatte von ber Ver— 
theilung derſelben Kenntniß befommen. Bald 
barauf erſchien der Gendarm Kornepli, zeigte 
mir ein Telegramm vom Landrathsamt und theilte 
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mir unter Vorzeigung eines Flugblattes mit, baf 
bieje foeben — Iugblätter zu beſchlag⸗ 
nahmen feien. ine Snftrultion über die Aus— 
führung der Beihlagnahme Hat mir der Gendarm 
nicht ertheilt. Derfelbe hat mir auch nicht aufs 
etragen etwaige Stimmzettel zu beſchlagnahmen. 
er Herr Amtsvorfteher hat mich perſönlich nicht 
geiprochen und mir feine Anmeifungen ertheilt. 
ch ging nun im beiten Glauben richtig zu 
handeln zu ben B , von denen id annahm, 
daß fie Flugblätter erhalten Haben könnten und 
theilte ihnen mit, daß die Beichlagnahme dieſer 
lugblätter angeordnet fei; worauf fie mir ohne 
Weiteres abjolut freiwillig die erhaltenen Flug— 
blätter aushänbigten. Diele Flugblaͤtter, eine ſehr 
geringe Zahl, Habe ich dem Gendarm Kornepfi 
ern Nah Stimmzetteln habe ich nicht 
gefragt. 
Bon dem Inhalt Kenninig genommen, und in 
allen Stüden genehmigt 
Baudadı 
Gemeinbe-Borfteher. 
Geſchloſſen 
Dr. v. Ravenſtein 
Kol. Landrath. 


Aulage V. 
Guhrau, 22. Juni 1896. 

In Sachen betreffend die Beanftandung der Wahl 
des Grafen Carmer zum Reichstagsabgeordneten für den 
1. Wahlkreis bes Regierungs-Bezirks Breslau erſchien 
heut vor bem unterzeichneten Landrath der Amtsvorſteher 
über Ober: und Nieder-Schüttlau Herr Generalmajor z. D. 
von Frankenberg = Qubwigsdorf zu Nieder - Schüttlau, 
81 Zahre alt, ev. Religion, und giebt, nachdem ihm ber 
Inhalt bes Proteftes vom 12. Juli 1893 befannt ge— 
geben, folgende Erklärung ab: 

Eines Abends im Juni 1893 — nad meinem 
bei den Alten befindlichen mir heute vorgelegten Be— 
richt war e8 ber 8. Juni — erhielt 3 von bem 
Landrathsamt die telegraphiiche Anweifung, ein nad 
Ueberſchrift und Anfang näher bezeichnetes focials 
demokratiihes Wahlflugblatt, das mir jelbft dem 
Inhalt nad bekannt war, weil kurz vorher ber 
Verſuch gemacht worben war, es auf meinem Hofe 
an meine 2eute zu vertheilen, zu beichlagnahmen. 

Sch fuhr Gofort u ben Gemeinbevorftehern von 
Dber- und Nieder-Schüttlau und wies fie an, dieſes 

ugblatt, welches ich ihmen mach Ueberſchrift und 
nfang genau bezeichnete, jofort zu beichlagnahmen. 
Bis zum nächften Morgen mwurbe mir darauf hin 
eine Mleinere Anzahl SFlugblätter abgeliefert, die ich 
mit meinem oben nten Bericht vom 9. Juni dem 
Landrathsamt überreichte. Leber das Wie und Wo 
der Beihlagnahme habe ich den Gemeindevorftehern 
feine nähere gegeben; dagegen habe ich 
fie, was ich nochmals ausdrücklich — möchte, 
nur angewieien, das ihnen jpeziell bezeichnete Flug⸗ 
blatt zu beſchlagnahmen. Bon einer Beihlagnahme 
focialbemokratifcher Flugblätter im Allgemeinen iſt 
niemals bie Rebe geweſen, ebenfowenig von einer 
Beſchlagnahme von Stimmzetteln. 


Gelefen, genehmigt und unterfchrieben. 


€. von Frankenberg. 
Amtsvorfteher. 





Niederihüttlau, den 9. Juni 1893. 


Dem Königlichen Landrathsamt zeige ih ganz er— 
gebenft an, bab mir die telegraphifhe Verfügung vom 
8. d. Mis. am 8. Abends 3,8 Uhr zugegangen ift. 

Die in Nieders und Oberfhüttlau vertheilten ſozial⸗ 
demofratiihen BWahlaufrufe find gejtern Abend und heute 
Vormittag dur die Gemeinde-Vorfteher beider Drt- 
ſchaften beſchlagnahmt und mir bis jegt 20 Eremplare 
— worden, welche ich in beifolgendem Packet ab— 
liefere. 

Nah den angeſtellten Nachforſchungen find ber ꝛc. 
Kühn und ſeine Begleiter nicht nach Nechlau, Hockenau, 
Mechau und Zapplau gekommen. Wachtmeiſier Kornetzki 
eigt mir an, daß die drei Agitatoren Nahſten, Schabenau, 
Shane und DOberbeltich nicht beſucht haben. 


Der Amtsvorfteher. 
von Frankenberg. 


An 
das Königliche Landrathsamt zu Guhrau. 
Nr. 59. 


Die im Proteſte vorbehaltene Angabe weiterer That- 
ſachen und Beweismittel ift nicht erfolgt. 

Aus den mitgetheilten Erflärungen und Belägen, zu— 
nächſt dem amtlichen Telegramm des Regierungspräjidenten 
zu Breslau, hat die Kommiffion den ausreidyenden Nach— 
weis entnommen, daß in der That eine gerichtliche Beſchlag— 
nahme bes darin erwähnten ſozialdemokratiſchen Flugblatts 
ftattgefunden hat. Sie erachtet demnach das Vorgehen bes 
Guhrauer Landraths, das fi auf die Beichlagnahme von 
öffentlich ausliegenden Flugblättern beſchränlt, als den 
Geſetzen entiprehend. Dagegen Hält fie für thatſächlich 
eftgeftellt, daß die Ortsvorjteher von Ober: und Niebers 
Schüttlau auch Flugblätter, welche bereits in Privatbefig 
übergegangen waren, von den Beligern herausverlangten; 
fie hält dieſes Vorgehen für inkorrekt. 

Es wurde zwar von einer Seite in der Kommiffion 
diefem inlorrelten Verhalten jeglicher Einfluß abgeſprochen. 
Die —— der Kommiſſion war jedoch der Anſicht, daß 
in dem Verfahren eine unerlaubte Wahlbeeinfluſſung mit 
ber Wirkung zu erbliden jei, daß dem fozialdemotratiichen 
Kandidaten Stimmen entzogen worden jein könnten, Mit 
Rückſicht aber auf die Majorität, weldhe der gewählte Abs 
geordnete auf ſich vereinigt hat (585 über die abjolute 
Majporität), erfchien das —— ber Ortsvorſteher ohne 
Belang für ben Ausfall der Wahl, da in ben genannten 
Drten nur 65 bezw. 71 Wähler in den Lifien eingelragen 
find, von denen fir ben gewählten Abgeordneten 49 bezw. 
37 Stimmen abgegeben worben find. 

Bei Puuft 3 des Proteſtes war behauptet, daß ber 
Amtsvorſteher Kosmad in Wehrje fait jämmtliche nicht 
fonfervative Fylugblätter aus den Häufern der Gemeinde: 
mitglieder feines Amtsbezirtd habe abholen Laffen, und es 
war auf befien und des Gaftwirid Gertig zu Gr. 
Räudchen Zeugniß Bezug genommen. Es war beſchloſſen, 
amtliche Auskunft des Amtsvorſtehers Kosmad zu erheben 
Ion den Gaftwirt5 Gertig zeugeneiblih vernehmen zu 
aflen. 

Was die amtliche Auskunft des zc. Kosmad anlangt, 
fo ift zu bemerfen, daß nad einer Aktennotiz in dem zu 
Glogau erfcheinenden Mittelſchleſiſchen Anzeiger am 19. Fe— 
bruar 1895 unter der Ueberſchrift „Graf Carmer in Ges 
fahr“ ein Artikel erfchienen ift, welcher unter Anderem ben 
Inhalt des Wahlproteftes und die Beſchlüſſe der Wahl— 
prüfungs-fommilfion vom 14. Februar 1895 wörtlich ent⸗ 
halten hat. Mit Bezug hierauf hat der genannte Amts— 

| vorjteher unterm 23. Februar 1895 wie folgt an das 
Königliche Landrathsamt berichtet: 
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Zur Berichtigung des Aufſatzes im Mittelſchleſiſchen 
Anzeiger vom 19. 2. 95 überjchrieben „Graf von Carmer 
in Gefahr“ verfehle ich nicht zu berichten, daß von mir 
oder von mir beauftragten Leuten auch nicht ein Flug— 
blatt aus den Häufern der Wähler abgeholt ift, ja es 
hat ſich hier fogar Niemand darum befümmert, ob über: 
haupt Flugblätler vertheilt find. 

Der Unterzeichnete ift ein Mal im Vorbeifahren im 
Gafthaufe des Gaertig in Groß-Räudchen geweien u. 
hat ſich die dort ausliegenden Flugblätter angejehen. 


Wehrſe, den 23. 2. 95. 


Der Amtsvorfteher. 
Kosmad. 


Sodann ijt von dem zc. Kosmad no folgende Er: 
Härung zu den Alten gebradt: 


Guhrau, d. 11. Juni 1895. 


Bor dem unterzeichneten Landrat; erjcheint heute 
der Amtsvorfteher Königliche Oberamimann Herr Kosmad 
aus MWehrje und giebt folgende Erklärung ab: 

Bei der letzten NReichstagswahl find weder von mir 
jelbft nody von mir beauftragten Berfonen irgend welche 
Bahlflugblätter. beihlagnahmt worden. Ich Bin nur 
ein Mal im Borbeifahren im Gaertigihen Gafthaufe zu 
Groß-Räudchen geweſen und habe mir die bort aus— 
liegenden Flugblätter angejehen. 

Die mir befannte Behauptung in dem gegen die 
Wahl des Grafen Garmer erhobenen Wroteft vom 
12. Zuli 1893 muß ich als eine grobe Unmwahrheit be= 
zeichnen. 

gelejen genehmigt unterſchrieben 
Kosmad. 


Endlich hat der Zeuge Gertig wie folgt ausgejagt: 


„Der Ort Groß-Räudbchen gehört zum Bezirke bes 
Amtsvorftchers in Bronau. Der Vertreter des Amtes 
vorjtehers zur Zeit der Neichstagswahl vor zwei Jahren 
war der Oberamtmann Kosmad in Wehrſe. 

Eine Zeit vor der damaligen Reihstagswahl er— 
ihien der Oberamtmann Kosmad in meinem Gafthaufe 
in der Gaftjtube und jah ſich die außliegenden Blätter 
an. Sch weiß noch ganz genau, daß jidh damals in 
meiner Gaftjtube nur das Guhrauer Kreisblatt, und 
möglicherweife auch der Herrnitabter Amtliche Anzeiger 
befand. Ein Wahlflugblatt befand ſich damals in meinen 
Räumen nicht. 

Der Oberamtmann Kosmad hat von mir fein Flug: 
blatt abgeholt, bezw. abholen laſſen; ebenſowenig weiß 
ih, dab er aus einem anderen Haufe des Amtsbezirls 
ein BWahlflugblatt abgeholt haben ſoll bezw. durch Andere 
hat abholen lafjen. 


v. g. u. 
Eduard Gertig. 
Geſchloſſen. 
Guenther. Oſſig. 


Ueber den formellen Mangel, daß das Protokoll des 
Landraths vom 11. Juni 1895 von diefem nicht vollzogen 
ift, glaubte die Kommilfion um jo mehr Hinweggehen zu 
fönnen, als außerdem ein amtlicher Bericht des Amts— 
vorjtehers — jener vom 23. Februar 1895 — vorliegt. 


Nah den Erhebungen erachtet die Kommiffion, daß | 


die Proteftbehauptung nicht erwiefen ift. 


Zu Punkt 4: Nah der Behauptung bes Proteftes 
follte der Wahlvorfteher in Tſcheſchkowitz, der Ritterguts- 
befiger Mayer bajelbit, den Stimmzettel eines Wählers 
Namens Lubitz aus der Urne wieder herausgenonmen 
und entfaltet haben, — ſollten der Arbeiter Leipner 
zu Tſcheſchkowitz eidlich und ber ꝛc. Mayer umeidlich ver: 
nommen werden. 


Die Vernehmungsprotokolle haben folgenden Wortlaut: 


Hermitabt, den 28. Mai 1896. 
Königliches Amtsgericht. 

Gegenwärtig: 

Amtsrichter Guenther, als Richter, 
Referendar Oſſig, als Gerichtsjchreiber. 

In der Ermittelungsfacdhe betr. die Beanftandung 
der Wahl bes Grafen von Carmer zum Reichstags: 
abgeordneten für ben 1. Wahlkreis des NRegierungsbezirts 
Breslau (GuhrausSteinausWohlau) erihienen in dem 
heutigen zur —— der Requiſition der Königlichen 
Regierung zu Breslau angeſetzten Termine bei Aufruf 


der Sadıe 
zu Punkt 4 
des Vroteftes d. d. Guhrau, den 12. Juli 1893 
als Beugen: 


1. der Arbeiter Zeipner, 
2. ber Rittergutsbefiger Mayer, beide aus Tſcheſch— 
lowitz. 


Nachdem die Zeugen auf die Bedeutung des Eides 
hingewieſen waren, wurden fie einzeln und in Abwejen- 
heit der fpäter abzuhörenden Zeugen, wie folgt ver: 
nommen: 

1. Zeuge Leipner nad Leiftung des Beugeneides: 

Ich Heiße Auguft Zeipner, bin 55 Jahre alt, evan- 
gelifher Religion, wegen Meineides nicht beftraft. 

8. ©. 

Bor etwa zwei Jahren — genauer Tann ich die 
Zeit nicht angeben — an dem Tage, an dem die Reichs— 
tagswahl im biefigen Wahlfreife ftattfand, bin ich auch, 
um zu wählen und ben Wahlzettel abzugeben, nach dem 
Bohnhaufe des Nittergutsbeligers Mayer zu Tſcheſchlo— 
wiß gegen en. Die Thür zum Wahllofal jtand offen. 
Am Wahltiſche ſaß der Rittergutsbefiger Mayer, neben 
ihm mein Dienfiherr, ber —————— Wiesner zu 
Tſcheſchkowitz, und, wie ich glaube, noch andere. 

Als ich das Wahllokal betrat, kam der Arbeiter 
Lubitz aus Tiheihlowig vom Wahltiſche her nach der 
Thür. Ich ſah zu gleicher Zeit, daß der Nitterguts: 
bejiger Mayer einen weißen Zettel entfaltet in der Hand 
hatte. Ich trat an den Tiih Heran; ber Ritterguts: 
befiger Mayer ftecte denſelben Zettel, den er entfaltet in 
ber Hand gehabt Hatte, in bie Terrine, die auf dem 
Tiihe ftand, nachdem er ben Dedel derfelben etwas in 
die Höhe gefippt Hatte. Ich wollte meinen Zettel, der 
zufammengefaltet war, gleichfalls durch die Deffnung in 
die Terrine hineinjchieben. Der Rittergutsbefiger Mayer 
ließ es aber nicht zu, und ich mußte ihm meinen Wahl: 
ettel in feine Hand geben. Darauf bin ich aus dem 
—— hinausgegangen, ohne geſehen zu haben, was 
er mit meinem See machte. 

Ob ber entfaltete Zettel, den der Rittergutsbeſitzer 
Mayer in meiner —— in die Terrine hineinſchob, 
der Wahlzettel des Lubitz war, weiß ich nicht. Ich 
habe aber angenommen, daß es der Wahlzettel des 
Lubitz war, weil wir nur einzeln das Wahllofal betreten 
durften, und außer Lubig fein anderer Wähler neben 
dem Wahlvorjtande gerade im Wahllofal war. 
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Als ih aus dem Wahllofale heraustam, habe ich 
meine Beobachtung dem Lubik und den anderen Wies— 
ner'jhen Dienftleuten, die vor dem Wahllofal waren, 
mitgetheilt. 

Ob Mayer den entfalteten —— auch geleſen hat, 
weiß ich nicht. Ich habe nur geſehen, daß er den Zettel 
wieder zujammenfaltete und in die Terrine hineinſieckte. 

v. g. u. 
Auguſt Leipner. 


2. Zeuge Mayer, unter Ausſetzung der Beeidigung: 


3- P. 

Ih heiße Mar Mayer, bin 29 Jahr alt, evans 

gelifcher Religion, wegen Meineides nicht beitraft. 
3. S. 

Ih war feiner Zeit Wahlvorfteher in Tſcheſchkowitz 
bezüglich der vor etwa zwei Jahren — es wird im Juni 
gemwejen fein — jtattgefundenen Neihstagsabgeordneten- 
wahl für die Gemeinden und Gutöbezirfe Tſcheſchkowitz 
und Bienowig. Als Wahlurne diente damals eine mit 
Dedel verjehene Suppenterrine. Ich habe den ganzen 
Bahltag auch als Wahlvorfteher fungirt, mit Ausnahme 
von vielleicht einer halben Stunde, während der mid 
ne Wiſſens der Gutsbefiger Wiesner aus Tſcheſchkowitz 
vertrat. 

Meines Wiflens traten die Wähler einzeln an den 
Wahltiſch. Ich Hatte aber dazu Feine beitimmte An— 
ordnung ergehn laſſen. Jeder Wähler mußte mir ben 
— —— Zettel geben, damit ich prüfen konnte, 
ob etwa zwei Wahlzettel von berjelben Perfon ab: 
gegeben wurden, ob die Schrift durchzuſehn, bezw. ob 
die Zettel von weißer farbe waren. Nach dieſer 
Prüfung habe ih jeden Wahlzettel unentfaltet in die 
Terrine Hineingeftedt. Möglich ift es, daß ich hin umd 
wieder einen Wahlzettel etwas aufgefaltet habe, wenn 
er mir zu did erſchien; jedenfalls kann es ſich aber nur 
um eine Falte gehandelt haben. Niemals habe ich 
einen Wahlzettel ganz aufgerollt, bezw. das Innere auf: 
gededt, um den Namen bes Gewählten Iefen zu können. — 
Ob ih die Wahlzettel durd die Löffelöffnung der 
Terrine oder erft nad Aufheben des Dedels in die 
— hinein⸗geſchoben, bezw. gelegt habe, weiß ich 
nicht 


Sch fenne weder den Arbeiter Lubitz noch den Ar— 
beiter Leipner von Tſcheſchkowitz. Ich Habe jept beim 
Vorbeigehn der vor mir vernommenen Berjon gejehn, 
daß es ein Arbeiter des Wiesner'ſchen Freigutes von 
Tſcheſchkowitz iſt. 

Ic bemerke nach Vorhaltung der mir zur Laſt ge— 
legten pres daß id) feinen einzigen Wahlzettel, 


alfo auch nicht den des Lubitz ganz entfaltet habe, jo 
dab ich hätte den Namen des Gemwählten lejen können. 
v. g. u. 
Max Mayer 
geſchloſſen 
Guenther. Oſſig. 


Die Kommiſſion hält eine Verlegung des Wahl— 
geheimmifjes nicht für nadhgewiefen, da die Ausſagen bes 
Zeugen Leipner nicht ausreichend bejtimmt Tauten. 

Da ſonach die Beweiserhebung zu Punkt 1 des Pros 
teftes für den Ausfall der Wahl belanglos ausgefallen ift, 
die Proteftbehauptungen zu 3 und 4 nicht erwieſen und 
die übrigen Behauptungen des Proteftes bereits für un— 
erheblich erflärt find, ftellt die Wahlprüfungs-Kommiffion 
den Antrag: 


Der Reichstag wolle beſchließen: 
die Wahl des Abgeordneten Grafen 
v. Garmer im erften Wahltreife bes 
Regierungsbezirts Breslau (Guhrau— 
Steinau-Wohlau) für gültig zu erklären. 
Berlin, den 29. Januar 1896. 


Die Wahlprüfungs-Fommilfion. 


Spahn, Borfigender. Wellftein, Berichterftatter. Auer. 
Dr. Böhme. Brandenburg. Fiſcher. Gamp 


imburg. dv. SGollenffer. Dr. v. Marguardien. 
chmieder. Dr. Schneider. v. Schöning. Dr. Stephan 
(Beuthen). 
Nr. 112, 
Berlin, den 1. Februar 1896. 


Im Namen Seiner Majejtät des Kaifers beehrt ſich 
ber Unterzeichnete den anliegenden 
ntwurf eines Geſetzes, 
änderung bes Zuderfteuergejeßes, 
nebjt Begründung, wie folder vom Bundesrat beichlofjen 
worden ih dem Reichstag zur verfafjungsmäßigen Beichluß- 
nahme vorzulegen. 


Der Reichskanzler. 
Fürft zu Hohenlohe. 


An den Reichstag. 
R.S. 9. 11.475. 


Entwurf eines Gejetes, 
betreffend 
Abänderung des Zuckerſteuergeſetzes. 


Wir Wilhelm, von Gottes Guaden Deutfcher Kaifer, 
König von Preufen ꝛc. 
verorbnen im Namen des Neichs, nach erfolgter Zuftimmung 
des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 
Artitel I. 
Die Beltimmungen des zweiten und britten Theils 
— 88.65 ff. — bes Geſetzes, die Veftenerung des Zuckers 
betreffend, vom 31. Mai 1891 (Reichs-Geſetzbl. S. 295), 
fowie das Geſetz, betreffend Abänderung des Zuderjteuer- 
gejehes, vom 9. Juni 1895 (Reichs-Geſetzbl. S. 255) werden 
aufgehoben. An die Stelle der aufgehobenen Vorſchriften 
des Geſetzes vom 31. Mai 1891 treten folgende Bejtims 


mungen: 
Bweiter Theil. 
Betriebsſteuer. 

1. Gegenftand, Erhebungsart und Höhe der Steuer. 


8. 65. 

Bon dem in einer Zuderfabrit zur fteuerlichen Ab⸗ 
fertigung ($$. 36 ff.) gelangenden Zuder wird ein Zuſchlag 
zur Buderheuer (Betriebsfteuer) erhoben, welder jür bie 
innerhalb eines Betriebsjahres abgefertigten Mengen 

bis zu 500000 Kilogramm einfhlieglih O,o; Mark, 

von über 500000 Kilogramm bis zu 

1 000 000 Kilogramm einihliehlih . 
von über 1000000 Kilogramm bis zu 
1 500 000 Kilogramm einfhließih . Os = 
von über 1500 000 Kilogramm bis zu 
2000 000 Kilogramm einihliefih . Om = 
und jo fort, von 500000 zu 500000 Kilogramm 
um 0,0 Mark fteigend, . 
für je 100 Kilogramm Rohzuder Nettogewicht beträgt. 


0,10 ® 


betreffend Ab: — 
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Tür ben il der Audererzeugung, welcher bie 
nad 88. 74 ff. feitgejeßte Menge um mehr als fünf vom 
Hundert überjchreitet, ift ein Zuſchlag zur Betriebs- 
fteuer im Betrage von einer Mark für 100 Kilogramm zu 
entrichten. Für die im nem errichteten Fabriken ($. 76 
Abſatz 1) im erften Jahre ihres Betriebes hergeftellten Zucker⸗ 
mengen ift ein Zuſchlag im Betrage der im Abſatz 1 vor- 
gejehenen Betriebsfteuerfäge, jedoch für ben Theil ber 
Jahreserzeugung, welcher über eine Menge von 10000000 
Kilogramm hinausgeht, im Betrage von einer Mark für 
100 Kilogramm zu entrichten, 


8. 66. 

Die Betriebsfteuer 6 65 Abjak 1 und 2) wirb nad 
ben aus ber Fabrik abgefertigten NRohzudermengen be— 
meſſen. Verläßt der Zuder die Fabrik nicht in Form von 
Nohzuder, fo ift das Erzeugniß zum Zwecke ber Steuer- 
feftiegung auf feinen Rohzuderwerth urechnen. Nach 
welchem Verhältniß letzteres zu geichehen hat, beftimmt ber 
Bundesrath. 

Rübenfäfte und Abläufe der Zuderfabrikation find ber 
Betriebsfteuer nicht unterworfen. 

8. 67. 

Buder, welcher im gebundenen Verkehr ($. 39) in die 
Fabrit eingebradht wird, ift nach feinem Robzuderwerthe 
($. 66) von ber aus ber Fabrik ausgehenden Menge in 
Abzug zu bringen. 

Fabrilen, weldhe ausschließlich Zuder der im Abſatz 1 
gedachten Art verarbeiten, find ber Betriebsfteuer nicht 
unterworfen. gos 


WMehrere in der Hand deſſelben Beſihers befindliche, 
innerhalb einer Entfernung von 10 Kilometer von einander 
belegene Fabriken werden, ſofern auch nur eine derſelben 
nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes errichtet iſt, im Sinne 
ber obigen Beſtimmungen als eine Fabrik angeſehen. 


2. Zahlungspflicht und Verjährung. 
8. 69. 

‚ „Die Betriebsfteuer ift zu entrichten, ſobald der Zucker 
die Fabrik verläßt. Zur Entrichtung ift der Fabriklinhaber 
verpflichtet. 

Eine Befreiung von der Steuer oder eine Vergütung 
berjelben ($$. 5, 6) findet nicht ftatt. 

Bezüglih der Stundung der Betrieböfteuer und ber 
Berjährung berjelben finden die Vorſchriften der 88. 3 
und 4 Anwendung. 


Dritter Theil. 


Ausfuhrzufchüfie. 
1. Höhe der Zufchäffe und deren Zahlung. 
$. 70 


Im Falle der Ausfuhr des Zuckers oder der Nieder: 
legung beijelben in einer öffentlichen Niederlage oder einer 
Privatniederlage unter amtlihem Mitverfhluß in einer 
Menge von mindeitens 500 Kilogramm wird ein Ausfuhr: 
zufhuß gewährt, welcher 

a) für Nohzuder von mindeſtens 90 Prozent 

Zudergehalt und raffinirten Zuder von 

unter 98, aber minbeftens 90 Prozent 

uckergehaltt——. 
b) für Kandis und Zucker in weißen vollen 
harten Broten, Blöden, Platten, Stangen 
oder Würfeln oder in weißen harten durch⸗ 
iheinenden Kryftallen von mindeftens 

991, Prozent Zudergehalt, alle dieſe 


4,0 Marf, 
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er * nach inerung unter 
icher Br anne 
e) für alle übrigen Yuder von minbdeftens 
98 Prozent Zudergehalt RE 
Kilogramm beträgt. 
er Beitimmung bes Bundesraths können 
hüffe auch für zuderhaltige Waaren im 
alle des $. 6 Ziffer 1 gewährt werden. 


$. 71. 

Eine Baarzahlung der Zuſchüſſe findet vor Ablauf 
von fehs Monaten nad) dem Tage ber Ausfuhr oder 
Nieberlegung nicht ftatt. 

Wird Zucker aus der Niederlage in ben freien Ber- 
kehr oder in eine Zuderfabrif entnommen, fo ift der Darauf 
ewährte Zuſchuß zurüdzuzahlen. Der niedergelegte Zuder 
* ber Steuerbehörde ohne Rückſicht auf bie Rechte 

itter für ben Betrag bes gewährten Zufchufles. 


2. Aendernug ber Bufänffäge. 
8. 72. 

Der Bundesrath ift ermächtigt, die im $. 70 vor: 
gejehenen Zuſchußſätze vorübergehend oder dauernd zu er- 
mäßigen, oder die Beltimmung über die Zahlung von Zu- 
ſchüſſen vollftändig außer Kraft zu ſetzen, jobald in anderen 
Nübenzuder erzeugenden Ländern, welche gegenwärtig für 
die Budererzeugung ober Auderausfuhr eine Prämie ge— 
währen, dieſe Prämie ermäßigt oder bejeitigt wird. Der 
bezüglihe Beſchluß bes Bundesraths ift dem Reichstag, 
fofern er verfammelt iſt, fofort, andernfalls aber bei jeinem 
nädjften Zuſammentreien vorzulegen. Derjelbe ift außer 
Kraft zu jegen, ſoweit ber Reichstag bies verlangt. 


3. Hödftbetrag der jährlichen Zuſchüſſe und Einziehung 
äuvielgezahlter Beträge. 


5. 73. 

Für die Gewährung ber Ausfuhrzufhüfle find bie 
Einnahmen aus der Betrieböfteuer ($. 65) und 25 Prozent 
der Einnahmen aus der Zuckerſteuer ($. 2), abzüglich ber 
Erhebungs= und Verwaltungskojten, zu verwenden. 

Bleibt die Summe ber gewährten Zuſchüſſe in einem 
Betriebsjahre Hinter dem dafür ausgeſetzien Betrage zurüd, 
fo tritt der nicht verwendete Theil des leßteren, —* er 
fünf Millionen Mark nicht überſteigt, dem für das nächſte 
Jahr zum Zwecke der Zuſchußgewährung auszuſetzenden 
Betrage Hinzu. 

Geht die Summe der gewährten Zuſchüſſe in einem 
Beiriebsjahre über den dafür ausgejegten Betrag Hinaus, 
fo ift ber überſchießende Betrag nad) Maßgabe der nadj- 
folgenden Beftimmungen einzuziehen. 


8. 74. 

Für bie einzelnen betriebsftenerpflichtigen —— 
wird alljährlich die von ihnen herzuſtellende Zuckermenge 
(Kontingent) feitgefeßt, bei deren Ueberſchreitung fie nad 
Verhältnif ihrer Mehrerzeugung zur Dedung des bei Ge— 
währung der Ausfuhrzufchülle jich ergebenden Fehlbetrages 
($. 73 Abſatz 3) heranzuziehen find. Nah Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes errichtete Fabriken find für das erfte Jahr 
ihres Betriebes nah Verhältniß ihrer ganzen Jahres— 
erzeugung an Zucker dazu beizutragen verpflichtet. 

Die Feſtſezung der Höhe ber von ben Fabriken zu 
entridhtenden Beträge ſowie ihre Einziehung und die Eins 
ziehung zuviel gezahlter Ausfuhrzufhüfle erfolgt durch die 
Bermwaltungsbehörde unter Ausihluß des Rechtswegs. Ins 

wieweit für dieſe Beträge Sicherheit zu beitellen iſt, bes 
ftimmt die oberjte Landesfinanzbehörde. 


5,26 Marl 
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4. Berfahren bei der Kontingentirung der Zuderfabrifen. 
8. 75. 

Die erfimalige Feſtſtellung der Kontingente 17 74) er⸗ 
folgt ummittelbar nad) Verkündigung dieſes Geſetzes für 
das Wetriebsjahr 1896/97 und umfaßt alle diejenigen 

brifen, welche bei Berkünbigung bes Geſetzes bereits im 
etriebe oder zum Betriebe fertig oder melde vor dem 
1. Dezember 1895 in ber Herftellung begriffen waren. Die 
ipäteren Kontingentirungen finden in ber erjten Hälfte eines 
Ir Betriebsjahres für das darauf folgende Betriebs— 
ahr ftatt. 
$. 76. 

Den nad) dem 1. Dezember 1895 errichteten Fabriken 
wird, jomweit fie nicht bereits an ber erjtmaligen Kontingens 
tirung theilgenommen haben, ein Kontingent für das erfte 
Jahr ihres Betriebes überhaupt nicht und für das zweite 
Jahr nur in Höhe ber Hälfte ber im orbnungsmäßigen 
— (88. 77, 78) zu ermittelnden Jahresmenge zu— 
getheilt. 

Iſt eine Fabrik im erfien Jahre ihres Beſtehens 
weniger als fünfzig Tage im Betriebe geweſen, fo treten 
bie in bem Gefepe Hr das erite Jahr ihres Betriebes vor- 
gejehenen Bogen auch für das zweite Jahr und die für 
das zweite Jahr vorgejehenen Folgen für das britte 
Sahr ein. 

$. 77. 

Das Kontingent der einzelnen Fabrik wird nad ber 
BZudermenge ermittelt, welche von der Fabrik aus inlän- 
diihen Rohftoffen in den lehten fünf Betriebsjahren unter 
Weglaſſung der höchſten und ber niedrigiten Jahres- 
erzeugungsgifter durchſchnittlich Hergeftellt it. Das Ber 
triebsjahr, in weldem die Kontingentirung vorgenommen 
wird — bei ber eritmaligen Kontingentirung das Jahr 
1895/96 — wird Hierbei nicht berüdfichtigt. 

Die Vorſchrifi, daß bei ber Kontingentirung ber 
Rübenzuderfabrifen nur die Jahreserzeugung an Zucker 
aus inländijchen Rüben berüdfidhtigt werden darf, findet 
bezüglich derjenigen Jahre, welde in die Zeit vor dem 
Intrafttreten des Gejehes fallen, feine Anwendung. Aud) 
it der Bundesrath für eine fernere Uebergangszeit von 
brei Jahren Ausnahmen zuzulaffen ermächtigt. 


8. 78. 

Sit eine Fabrik noch nicht oder nicht während bes 
ganzen im $. 77 Abſatz 1 —— Zeitraums im Be⸗ 
triebe geweſen, jo wird unter Anhörung von Sadverjtändis 

en ermittelt, in welchem Verhältniß ihre technifche Leiftungs« 
ähigkeit zu ber Leiftungsfähigkeit einer ober mehrerer 
anderer, thunlichjt nahe gelegener Fabrilen jteht, melde 
während der an dem fünfjährigen Zeitraum feh— 
Ienden Jahre in umgeftörtem Betriebe geweſen 
find. Nah biefem Verhäliniß wirb aus ber Zucker— 
menge, welche bie letzteren Fabrilen in ben in Rebe 
ftehenden —— thatſächlich erzeugt haben, für die zu 
fontingentirende Fahrif die Zudermenge berechnet, welche 
ihr bezüglich jener Fehljahre in Anrechnung zu bringen ift. 

Dies Verfahren findet finngemäße Anwendung, wenn 
eine kontingentirende Fabrik in Folge Brandſchadens oder 
anderer nicht — — und unabwendbarer Ereig⸗ 
nifſe, welche ben techniſchen Betrieb ber Anftalt ftören, 
während mehrerer der in Betracht kommenden fünf Jahre 
zu einer ungewöhnlichen Einſchränkung der Budererzeugung 
genöthigt geweſen ift. 

8. 79. 

Die Feſtſtellung der Kontingente geichieht in Roh— 

zuckerwerth (8. 66); fie erfolgt endgültig durch bie oberften 
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Landesfinangbehörben nad} näherer Beitimmung des Bunbes- 
raths. 


8. 80. 

Die zuläffige Summe der für die einzelnen Fabrilken 
feftzufegenden Kontingente (da8 Gejammtlontingent) wird 
für das Betriebsjahr 1896/97 auf 1400 Millionen Kilos 
gramm beftimmt. 

Für jedes fernere Betriebsjahr wird das Gejammt- 
fontingent im vorhergehenden Jahre durch den Bundes— 
rath Feftgefielt. Hierbei darf das neu feſtzuſetzende Ge— 
jammtfontingent gegen das Gejammtfontingent des Jahres, 
in weldem die Feſtſetzung erfolgt, höchſtens um das 
Doppelte besjenigen Betrages vermehrt werden, um welchen 
der inländiſche Verbraudy an Yuder in dem nächſtvorher— 
gegangenen Jahre ben Verbrauch in dem zweitvorhergegan- 
genen Jahre übertroffen hat. Als verbraucht gilt der im 
Inlande gegen Steuerentrichtung in den freien Verlehr 
gejegte Zuder. 

Ueberfteigt das hiernach feitgelegte Geſammtkontingent 
die Summe der für daſſelbe Jahr für die einzelnen fFabriten 
ermittelten Kontingente, jo find die Iegteren verhältnikmäßig 
— im entgegengeſetzten Falle verhältnigmäßig herab⸗ 
zuſetzen. 


5. Uebertraguug des Kontingents anf audere Fabriken. 
$. 81. 

Fit eine Fabrik durch Ereigniffe der im $. 78 Abſatz 2 
gebadhten Art außer Stand geſeht, Zucker bis zur Höhe ihres 
Kontingents herzuftellen, jo kann die Direltivbehörde geftatten, 
daß ber nicht erledigte Theil des Kontingents dem Kontingent 
anderer Fabriken, ſoweit diefe die Verarbeitung ber ber 
erfteren Fabrit no zur Verfügung ftehenden Rohſtoffe 
übernehmen, zugefchrieben wird. 

Die Mebertragung des Kontingents ober eines Theils 
befielben auf ein jpäteres Jahr ift unzuläffig. 


Bierter Theil. 
Zoll-, Uebergangs- und Schlußbeftimmungen, 
$. 82. 

Der Eingangszoll für feften und flüffigen Zuder jeder 
Art beträgt 45 Mark für 100 Kilogramm. Unter Zuder 
werben auch Nübenfäfte, Füllmaffen und Buderabläufe 
(Syrup, Melafje) verftanden. 

Der Eingangszol für Honig, auch künſtlichen, wird 
auf ben gleichen Betrag feſtgeſetzt. Die beftehenden Be— 
ftimmungen über bie Ermittelung bes Nettogemwichts von 
Syrup in Fäflern finden auf ausgelafienen Honig, aud) 
fünftlichen, ſowie auf flüffigen Zuder in Fällen gleichfalls 
Anwendung. 


8. 83. 

Wird Zuder, welder vor bem Inkrafttreten dieſes 
Gejeßes in eine Niederlage aufgenommen ift, nach dem ges 
nannten Zeitpunft in den freien Verkehr oder im eine Zucker⸗ 
fabrit übergeführt, jo ift dafür, unbeſchadet der Rüdzahlung 
des etwa darauf gewährten Zufchufles, der Betrag bes 
Unterfchiedes zwiſchen dem bisherigen und dem durch diejes 
Geſetz beftimmten Zufhußfaße zu entrichten. 

Der gleiche Betrag ift von demjenigen Zuder zu er— 
heben, welcher ſich beim Inkrafttreten des Geſetzes außer: 

alb einer Niederlage im gebundenen Verlehr oder in einer 
uderfabrif befindet, in legterem Falle jedod nur, ſoweit 
eim Wusgange aus ber * von dem Zucker eine 
Betriebsſteuer nicht zu entrichten fein würde. 

Wird Zucker, welcher vor dem Inkrafttreten dieſes Ge— 
ſetzes in eine Niederlage ohne Zuſchußgewährung aufge— 





nommen ift, nad dem genannten Beitpunft unter Inan— 
ipruchnahme des Ausfuhrzujhuffes ausgeführt oder nieder: 
gelegt, jo ift dafür ein Zufhuß nur in der im Gejeg vom 
31. Mai 1891 
3. Junt 1895 vorgejehenen Höhe zu gewähren. 

Die vorftehenden Bejtimmungen beziehen ſich nicht auf 
unverzollten ausländijhen Zuder. Die in Gemäßheit biejes 
Paragraphen auftommenden Beträge find in gleicher Weiſe 
wie dieEinnahmen aus der Betriebsiteuer zu verwenden (8. 73). 


Artikel II, 
Die im 8. 2 des Geſetzes vom 31. Mai 1891 auf 
18 Mark feſigeſetzte Zuderfteuer wird auf 24 Mark für 
100 Kilogramm Nettogewicht erhöht. 


Artikel II. 

Am $. 16 des Gejepes vom 31. Mai 1891 kommt ber 
Abſaß 2, in den $$. 21 und 22 kommen die Worte: „oder 
zuerft nach dem 31. Juli 1892 fortgeſetzt“, im $. 42 bie 
Worte: „bis zum 1. Auguft 1892, fofern aber die Anjtalt 
erft jpäter errichtet wird“ umb im $.43 die Bezugnahme 
auf 8. 67 des Gejehes in Wegfall; ſoweit im $. 43 auf 
den bisherigen $. 68 Bezug genommen ift, tritt am bie 
Stelle des legteren der $. 70. 


Artikel IV. 

Diefes Geſetz tritt bezüglich der Vorſchriften über die 
erftmalige Kontingentirung der Fabriken mit dem Tage 
feiner Verkündigung, im Uebrigen mit dem 1. Auguſt 1896 
in Kraft. 

ür Gebietstheile, weldhe an dem vorgenannten Tage 
außerhalb der Zollgrenze liegen, tritt, falls Diejelben in 
dieje Grenze eingejchlofjen werden, mit dem Tage der Ein- 
ſchließung das gegenwärtige Geſetz in Kraft. 

Der Reichstanzler wirb ermächtigt, den unter Berüd» 
fihtigung der obigen Aenderungen ſich ergebenden Tert 
des Gejepes vom 31. Mai 1891 als „Buderfteuergejeg“ 
mit dem Datum des vorliegenden Gejehes durch das 
Reichs⸗Geſetzblatt bekannt zu machen. 

Urkundlich ar. 

Gegeben ꝛc. 





Bearündung. 


I. Im Allgemeinen. 


Die ungünftige Lage der heimischen Zuderindufirie Hat 
den Neichstag bereits in feiner vorigen Tagung zu wieder: 
holten Malen beichäftigt. Es wurde hierbei ein Nothitand 
des Gewerbes und der auf leßteres angemiejenen land» 
wirthichaftlichen Kreife von der überwiegenden Mehrheit 
des Haufes als vorliegend anerkannt und eine Außerkraft- 
jegung derjenigen Bejtimmungen des Zuckerſteuergeſetzes 
vom 31. Mai 1891 beichloffen, nach welden eine weitere 
Herabminderung der gefeplichen Ausfuhrzuſchußſätze für Die 
Zeit vom 1. Auguft 1895 bis zum 31. Zuli 1897, dem 
für den gänzlichen Wegfall derfelben vorgejehenen Termin, 
eintreten ſollte. 

Die damals vom Reichstag angenommene Novelle 
zum Zuderfteuergefeß, die als Gefeg vom 9. Juni 1895 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 255) inzwiſchen in Wirkſamkeit getreten 
ift, bezwedte keine abſchließende Regelung der —— ar 
fondern wollte nur den Eintritt eine der Zuckerinduſtrie 
nad dem geltenden Geſetz unmittelbar bevorjtehenden und 
während ber augenblidlichen Krifis beſonders bedrohlichen 





Nachtheils für eine gewilfe Friſt hinausſchieben. Den ver: 
bündeten Regierungen ſollte hierdurch zugleidy die Zeit ge 
währt werden, um ber bei Einbringung des Gejeßes vom 
9. uni 1895 ausgeſprochenen Abficht gemäß die einjchlä- 
gigen Berhältniffe näher zu prüfen und die behufs Be 
feitigung beftehender Mißſtände etwa erforderliche Umgejftal- 
tung ber Zuderjteuergejeßgebung vorzubereiten. Die Prüfung 
F inzwiſchen ftattgefunden. Ihr Ergebniß iſt in den 
bänderungsvorjchlägen der Vorlage niedergelegt. 

Wenn in ber Begründung zu dem Gejege vom 9. Juni 
1895, — beren Anlagen A und B, bis auf die Gegenwart, 
vervollſtaͤndigt, hier wieder beigefügt find, — auf den tiefen 
Stand der Zuckerpreiſe hingewieſen ijt, welche die Ausficht 
auf gedeihliche Entwidelung ber —— Induſtrie und 
Landwirthſchaft nicht aufkommen ließen, jo trifft das Ge— 
ſagte auch gegenwärtig noch zu. 

Die —— Preiſe am Zuckermarlt betrugen für 


100 kg (Robzuder, Rendement 88, frei an Bord Hamburg) 
im Monat Januar 

1891 2 M 

1892 2,0 * 

1893 28,0 = 

1894 24, * 

1895 17,05 » 


Der letztere Preis bleibt weit 
werih der Waare zurüd, 

Die Koften für die Gewinnung eines Doppelzentners 
Rüben — ohne Berüdjihtigung des Werihes von Grund und 
Boden — fteigen nad) den angeftellten Ermittelungen im Deuts 
ſchen Reid) bis zu 2,50 „#. und werden dur&;ichnittlich, ſoweit 
man die Rednung mit Durchſchnittsziffern in ſolchem Falle 
überhaupt für zuläffig erachten will, auf annähernd 1,0 A. 
angenommen werden fönnen. Die Verarbeitungsfoften für 
einen Doppelzentner Rüben, ohne die Verzinfung des An- 
lagefapitalö der Fabrik und ohne die erforderlichen Ab- 
Ichreibungen u. ſ. w, ſchwanken von O,a.A bis 1,ra ch 
und belaufen fi auf etwa 0,30 MH. im Durchichnitt. Es 
mwürben aljo, ba im Allgemeinen aus 8 Doppelzentnern 
Nüben ein Doppelzentner Zuder erzielt wird, die Aufwen- 
dungen für bie tellung letzterer Zudermenge 19,20 AM. 
betragen. Hierbei ijt zu berüdfichtigen, daf gerade in ben 
feinen Fabriken, deren fernere Erhaltung die verbündeten 
Regierungen als ihre befondere Aufgabe anſehen, dieſe 
durchſchnittliche Koftenfumme erheblich überjchritten wird. 
Aber auch für die befler fitwirten Fabriken ift, wenn jo 
wohl dem Rübenbauer als aud dem Zuderfabrifanten aus 
dem Rüben⸗ —— Zuckerpreiſe eine angemeſſene 
Verzinſung ihres Anlagefapitald zufließen ſoll, ein Preis: 
ftand von mindeftens 23 bis 24 „K. für den Doppelzeniner 
Nohzuder unbedingt erforderlich. 

Inzwiſchen find die Preife zwar annähernd auf Dielen 
Betrag geftiegen. Nah Lage der Verhälmiſſe ift aber nicht 
anzunehmen, daß diefer Preisftand von Dauer fein werde. 
Es handelt fich Hier vielmehr augenfheinlid nur um eine 
vorübergehende Aufwärtsbewegung auf dem Zuckermarkt, 
wie fie, durch mannigfache Umſtände beeinflußt, von Zeit 
zu Zeit eintreten wird. Das ungünftige Verhältniß, das 
zwiſchen der Gejammtproduktion und Gefammtlonjumtion 
an Zuder feit Jahren befteht und deſſen Menderung 
nicht abzujchen ift, muß auf den Preis des Buders 
auf dem Weltmarkte, der auch für den Inlandsmartt von 
beftimmendem Einfluß ift, naturgemäß fortgefegt drüden. 

Die Nübenzudererzeugung ift, zum Theil unter ber 
Einwirkung der allgemeinen landwirthſchaftlichen Verhält— 
niffe, in allen Rübenländern Europas in gewaltigem Auf 
ſchwunge begriffen. 

Die Produktion betrug (in Rohzucker, 100 kg): 


hinter dem Herftellungs: 


up 
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1890/91 13 400 000| 7 700 000) 6 800.000) 5 400 000 800 000 

1891/92 12 000 0001 7800 6 400 000) 5 500 000 500 0001| 900000) 34 900 000 
1892/93 12 300 000) 8000 000) 5 800.000) 4 600 000 700 0001| 900000) 34 100 000 
1893/94 13 700 000 8400 000) 5 700.000) 6 500 000 800 000) 1 100000) 38 500 000 
1894/95 18 300 000| 10 600 000) 7 800 000| 6 200 000) 2800 000 900.000) 1500000! 48 100 000 


Es ift alfo die jährlich gewonnene Menge an Rüben- 
zuder, audh wenn man die Erzeugung der nicht europäifchen 
Länder außer Betracht läßt, von 37 Millionen Doppel: 
jentner im Jahre 1890/91 auf 48 Millionen im Jahre 
1894/95 angewachſen. Unter Hinzurehnung des Rohr- 


zuders, deſſen Produktion, ſoweit jie für ben Weltmarkt | 


von Bedeutung ift, für das Jahr 1890/91 auf 26 Millionen 
Doppelzentner, für 1891/92, 1892/93 und 1893/94 auf 
29 beziehungsmweife 27 und 33 Millionen und für bas 
legtverfloffene Jahr auf ungefähr 30 Millionen Doppel: 
zentner angenommen werben kann, ergiebt ſich ſeit 1890 
eine durchſchnittliche jährliche Steigerung der Weltproduktion 
an Buder um etwa 4000000 Doppelzentner. Ermägt 
man, daß bie durchſchnittliche jährliche Zunahme des dieſer 
Produktion gegenüberftehenden Konſums in dem gleichen 
Zeitraum ſich auf nicht über 2'/, bis 3 Millionen Doppel- 
zentner ftellen wird, jo erhält man als natürliche Folge 
eine ſtetige Vermehrung des Angebots auf dem Weltmarkt 
zu immer billigerem Preife. 

Die dur den Preisprud hervorgerufene allgemeine 
Nothlage wird von den außerdeutſchen, den Zudermarkt 
beihidenden Ländern leichter ertragen, weil dieſe entweder 
mit niebrigeren Probuftionsfoften reinen können ober in 
den ihnen jtaatsjeitig gewährten Unterftügungen einen Muss 
gleich finden; die Verhältniffe müfen daher, wenn nicht 
eine Aenderung eintritt, ſchließlich zur Verdrängung Deutich- 
lands vom Markte führen. Die in der Begründung zum 
Geſetz vom 9. Juni 1895 erwähnte bejondere Schwierigkeit, 
welcher der beutiche Zuckerexport bei den Vereinigten Staaten 
von Amerika begegnet, bejteht ebenfalls unverändert fort. 

Da eine errang Berminderung der gegen= 
wärtigen Produktionskoſten für bie beutiche Inbuftrie nicht 
im Bereiche der Möglichkeit liegt, jo kann die Menderung 
der Bedingungen ihrer Wettbewerbsfähigkeit anders als 
durch die Gewährung erhöhter Ausfuhr; ufcüffe nicht herbei⸗ 
geführt werden; dad Neid) vermag ſich dem Berfuche, Hier 
im Wege der Gejeggebung Abhülfe zu ſchaffen, ſchon des» 
halb nicht zu entziehen, weil die Erhaltung einer feiner 
blühendften Induſirien in Frage fteht, welche mittelbar 
mehr als eine halbe Million von Arbeitern beſchäftigt und 
deren Niedergang auf eine Reihe von anderen Erwerbs— 
zweigen, insbefondere auf die ohnehin unter der Ungunft 
der Verhältniſſe ſchwer leidende Landwirthichaft, eine äußerft 
verberbliche Rüdwirkung üben müßte. 

Für das Eingreifen der Neichsgefeßgebung im vor« 
liegenden Falle jpricht aber noch der bejondere Umftand, 
dag auf die gegenwärtige Lage der Induſtrie der Erlaß 
des Geſetzes vom 31. Mai 1891, die Beſteuerung bes 
Zuders betreffend, wenigftens nicht ganz ohne Einfluß ges 
wejen ift. Allerdings kann nicht zugeftanden werden, daß 


die Ausdehnung des Nübenanbaues — zum Theil auf | 


Gegenden, die demfelben bisher nicht zugänglich erfchienen —, 
fowie die Anlage zahlreiher neuer Fabriken und bie 
dadurch Herbeigeführte unverhältnigmäßige Mehrproduftion 
an Zucker ausichießlih oder in der Hauptſache auf dieſes 
Gejeg zurücdzuführen fei. Es handelt fidh hierbei um Er— 
Iheinungen, die, wie jchon die mitgetheilten Hiffern erkennen 
Akttenftüde zu den Verhandlungen des Reichstages 1895/96. 








laffen, nicht bloß in Deutfchland, und in Deutichland nicht 
erft ſeit 1892 beobachtet werden; auch würde die angeb- 
liche Folge des Geſetzes, daß die Zuderinduftrie von ben 
wohlhabenderen Landestheilen Mitteldeutichlands aus fich 
aud in den ärmeren Lanbestheilen des Norbens und 
Ditens eingebürgert hat, in jedem Falle als eine erfreu— 
lihe Entwidelung zu begrüßen fein. 

Es wird ferner auch Heute noch anzuerkennen jein, 
daß es zwingende finanzielle und wirthſchaftliche Gründe 
waren, welche ben Gejeßgeber veranlaßten, die Materials 
befteuerung durch eine Steuer vom Fabrilat zu erfegen 
und bdemgemäß bie in ber Art der Vergütung der Materials 
fieuer beim Export enthaltenen, je nah ber Ausbeute 
variabeln Ausfuhrprämien in fefte Ausfuhrzufhüffe umzu— 
wandeln. 

Dagegen Hat fi feit Emanation des Geſetzes von 
Jahr zu Jahr mehr die Ueberzeugung aufdrängen müſſen, 
daß die Beitimmungen über die Höhe dieſer feften Zuſchüſſe 
und bie für die Zujchußgemährung vorgejehene Uebergangss 
frift im Intereſſe der Aufrechterhaltung ber Konkurrenz⸗ 
fähigkeit der deutſchen Induftrie den anderen Rübenzuder: 
ländern gegenüber dringend ber Revifion bedürfen. 

Daß ein folder Fall eintreten könne, ift übrigens bei 
den Verhandlungen über das geltende Buderfteuergejeg 
feitens der verbündeten Regierungen feineswegs verlannt 
worden. Man war zwar, wie von dem Bertreter berjelben 
am 29. April 1891 im Reichstag hervorgehoben morben 
it, bei Feſtſetzung einer Uebergangsfrijt für 3* 
zahlung zunächſt der Meinung, daß der auf Beſeitigung 
der Prämien gerichtete, diesſeits vorgethane Schritt von 
unſeren Konkurrenzſtaaten nachgethan werden müſſe und 
werde. Schon damals aber wurde die Erklärung abgegeben, 
daß, wenn bas Ausland auf dem betretenen Wege nicht 
nachfolge und es fich herausftelle, daß die deutſche Zucker⸗ 
induftrie wejentlih in Folge dieſer Verhältnifie zurüd- 
gegangen jei oder zurüdgehen müfje, Regierung und Reichs= 
tag von Neuem zu prüfen haben würden, ob bie Ueber— 
gangszeit zu verlängern ober höhere Prämien einzu- 
führen jeien. 

Beide Vorausfegungen für die Rückkehr zu ange 
mefjenerer Prämiirung des Zuders treffen in vollem Maße 
zu. Seit Befeitigung der deutſchen Materialbefteuerung 
haben frankreich und Defterreih, unſere hauptſäch— 
lien Mitbewerber auf dem Weltmarkte, überhaupt nicht, 
Belgien und Holland, die daneben etwa nod in Betracht 
fommen, nicht in nennenswerthem Umfange ihr Prämiens 
weien geändert, und die Lage ſämmtlicher betheiligt 
Zuderinduftrien ift bei einem Nüdgange bes Breit 
derart, daß fich nur diejenigen, die ſich einer ausgiebige 
ftaatlihen Hülfe erfreuen, auf dem Weltmarkte weitet be! 
baupten fönnen. Leptere Annahme wird durch die. Khif 
ſache, dab Deutſchland, ungeachtet feiner niedrigen Hibhe 
füge, nod im Jahre 1894/95 10,, Millionen Dopp 5 
— über 40 Prozent mehr als im Vorjahre — Häch dem 
Auslande abgeſtoßen hat, in feiner Weiſe erjchüttert. + 
Aufrechterhaltung eines der vermehrten Prodiition 
fprechenden Exports ift der beutichen Induſ Snut riit 
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Opfern und nur dadurch möglich geweſen, daß anbere 
Länder ihren Buder vorläufig zurücdgehalten haben, ein 
Umſtand, der zweifellos dazu beitragen wird, den Kampf 
um ben Weltmarkt künftig noch erheblich zu verichärfen. 

Das nächſte ge ber beutihen Zuckerſteuergeſetz⸗ 

ebung muß hiernach fein, dem deutſchen Zuder wieder 
Bufchüfe in einer Höhe zu gewähren, welche bem Export 
die Möglichkeit fichert, mit unferen Haupttonfurrenten auf 
dem — gleichen Schritt zu halten. Die grund— 
fäglide Stellung der verbündeten Regierungen zur Frage 
der Prämiirung des Zuckerexports wird hierdurdy nicht ge= 
änbert; biefe müſſen ſich vielmehr bie Wiederbejeitigung 
ber Zuihülje für den fall vorbehalten, daß es gelingen 
follte, entjprehende Maknahmen anderer Staaten herbeis 
— welche derartige Zuſchüſſe entbehrlich erſcheinen 
aſſen. 

Hierbei wird die Geſetzgebung jedoch nicht ſtehen 
bleiben können. Die unverhältnißmähig große Ausdehnung 
ber Produktion, zu der fi die inländiihe Induſtrie 
bereit8 bisher troß niedriger Preife und geringer Staats« 
fubvention gedrängt gefehen hat, kann durch eine bloße 
Erhöhung der Ausfuhrzuihüfle nur eine weitere Steige 
rung erfahren. Dieſe unerwünjchte ‘Folge würde um fo 
fiherer eintreten, als e8 an den nöthigen Anbauflächen 
für eine weitere Ausdehnung der Nübenkultur nicht fehlt 
und die zu der Anlegung oder Vergrößerung von Zuder- 
fabrifen erforderlihen Geldjummen erfahrungsmäßig ohne 
Schwierigkeit — 3. B. von den die Mafchinen a Be 

abriken — beſchafft werben können. Erfcheint daher eine 

inſchränkung der Rüben- beziehungsweije Zudererzeugung 
mittels gefeglichen Zwanges ſchon gegenwärtig erſtrebens— 
werth, jo bürfte bei der geplanten —— ber Prämien 
eine ſolche Mafregel völlig unabweisbar fein. 

Daß es ſich zur Erreihung jenes Zweckes nicht um 
ein gejepliches Verbot des Nübenanbaus oder der Zucker— 
fabrifation über ein beftimmtes Maß hinaus handeln kann, 
bedarf feiner näheren Begründung. Dagegen erfcheint die 
Erfhmwerung der Produktion an Zucker über einen ans 
gemeffenen Betrag hinaus, wie fie der Entwurf beabfichtigt, 
zuläffig und nothwendig. Es fol zu biefem Zweck all 
jährlich für jede einzelne Fabrik eine, im Allgemeinen ihren 
bisherigen, thatlädhlichen Leiftungen —— — das 
„Kontingent“ der Fabrik bildende — Zuckermenge feſtgeſetzt 
werben, bei deren Ueberſchreitung fie zu gewiſſen Zahlungen 
je nad dem Umfange ihrer Mehrfabrifation —— 
wird. Durch dieſe Belaſtung wird der Fabrik für die 
Kontingentsüberſchreitung der Vortheil, der ihr aus der 
Gewährung der Ausfuhrzuſchüſſe erwächſt, zum Theil, unter 
Umſtänden auch ganz, wieder entzogen; in gewiſſen Fällen 
fann die Zahlung ſogar über den Betrag des Zuſchuſſes 
hinausgehen. Die Fabriken werden daher bezüglid) der 
das Kontingent überjteigenden Zucererzeugung regelmäßig 
ſchlechter gejtellt fein, als bisher. Gin produftiond- 
beſchränkender Einfluß der Maßnahme fteht um fo weniger 
in Zweifel, als aud ſchon die in Ausfiht genommene 
Vetriebsfteuer in gleicher Richtung zu wirken geeignet ift. 

Die beiden vorbejprodenen Maßregeln — Erhöhung 
der Zufchüffe und Kontingentirung der Produktion — dürften 
Gewähr dafür bieten, daß die deutiche Zuderinduftrie als 
Ganzes, insbefondere in ihrem Wettbewerb mit dem Aus: 
Iande, auch ferner eriftenzfähig erhalten bleibt; dagegen 
Iafjen diefelben das Verhältnik der einzelnen Theile unferer 

uderinduftrie zu einander völlig unberührt. Aber aud 
in diefer Beziehung hat die Entwidelung der beutjchen 
Zuderinduftrie eine Wendung genommen, melde ein Ein- 
greifen bes Gejeßgebers en ſcheint. Es ift 
dies die feit Jahren ftetig fortichreitende, durch ben Wechſel 
in der Steuergefeßgebung weder aufgehaltene noch be— 
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In weldem Make fi diefe Wandlung in neuerer 
Zeit vollzogen Hat, läßt die Zufammenftellung in der Ans 


lage C erfennen, in weldjer für jedes der legten 15 Jahre__c. 
die im Betriebe befindlihen Fabriten nad dem Umfange — 


ihrer Nübenverarbeitung, in Klaſſen von 40000 zu 
40 000 Doppelzentnern geordnet, aufgeführt find. In ber 
unterjten Klaffe, mit jährlich weniger als 40 000 Doppel: 
zentner Nübenverarbeitung befanden fi im Jahre 1880/81 
noch 2 (von 333), im Sabre 1881/82 noch 4 (von 343) 
Fabriken; zur Zeit find joldye Meinen Betriebe nicht mehr 
vorhanden. In der zweiten, dritten und vierten Stufe 
(40 bis 80000 beziehungsweile 80 bis 120000 und 
120 bis 160 000 Doppelzentner Rüben) befanden ſich noch: 
1880/81 24, 45 und 64 Fabriken, 
1881/32 . . »....14,56 = 7 = 
1894/95 dagegen nur noch 414 = 15 ⸗ 
Die größten vorhandenen Fabriken hatten eine Rüben— 
verarbeitung von: 


1880/81 . 560 000 bi8 600000 Doppelzentner, 
1882,83 . 720000 = 760000 ⸗ 
1884/85 .. 800000 = 840000 ⸗ 
1885/86 .. 920000 = 860.000 ⸗ 
1886/87 .. 960000 = 1000 000 ⸗ 
1887/88 .. 1000000 = 1040000 ⸗ 
1889 90 .. 1120000 = 1160000 s 
1890,91 . . 1280000 = 1320000 ⸗ 
1894/95 .. 1480000 = 1520000 ⸗ 


Ueber eine Materialverwendung von 440 000 Doppel- 
zentnern gingen 1880/81 und 1881/82 nur je 3, 1894/95 
nicht weniger als 104 Fabrilen hinaus. 

Der NRüdgang der Meineren und mittleren Fabriten 
erflärt fi) aus der mit dem Großbetriebe verbundenen Er— 
ipamiß an Produftionskoften. Diefe fortgejegte Auffaugung 
des Kleingewerbes liegt aber weder im Intereſſe der Rüben 
liefernden Landwirt noch der Wrbeiterbevölferung. 
Einmal ift für dieſe Berufsflaffen die Konzentration der 
Nübenverwertdung und der Arbeitsgelegenheit auf einzelne 
wenige Pläße an ſich nicht erwünfcht, ſodann aber find die 
fleinen Fabriken auch genöthigt, eine verhältmigmäßig 
— Zahl von Arbeitern und dieſe für längere ar zu 

eihäftigen, als die großen Unternehmungen. Außerdem 
liegt bei den erjteren die Gefahr einer Ueberproduftion an 
Buder weniger nahe, als bei den legteren. 

Gewichtige wirthichaftlihe Erwägungen ſprechen fomit 
dafür, für bie Erhaltung des Heinen und mittleren Ge— 
werbes, joweit dies auf dem Boden der Steuergeſetzgebung 
angängig, einzutreten, und baffelbe in Bezug auf die Ab— 
gabenbelaftung im Verhältniß zum Großbetriebe thunlichft 
günftig zu ftellen, d. h. die Steuer derartig zu veranlagen, 
dab der dem Grofbetriebe aus der Verringerung ber 
Produktionskoften erwachſende Vortheil wenigftens zu einem 
das Frortbeftehen der EHleineren Fabriken ermöglichenden 
Theile wieder aufgewogen werde. 

Durh bloße Erhöhung der a. Verbrauchs 
abgabe (Zuderftener) für die größeren Betriebe war dieſes 
Ziel nicht zu erreichen, da dieſe Steuer unter gewiſſen Vor— 
ausfegungen unerhoben bleibt und ſolchenfalls die Steuer: 
erhöhung ſich nicht fühlbar madıt. Eine Schmälerung der 
Ausfuhrzuſchüſſe für Eule: aus den größeren Fabriken, 
die an ſich wie eine Steuererhöhung wirken könnte, würde 
die Feſthaltung der Identität des Zuckers bezüglich feiner 
Erzeugungsftätte bis zum Zeitpunkte der Ausfuhr erfordern 
und beim etwaigen Abfage ber Waare im Anlande eben- - 
falls unwirkſam fein. Beide Bedenken beftehen nicht gegen 
die Einführung eines befonderen, in gleidem Verhaͤltniß 
mit dem Umfange der Produltion der Fabrik fteigenden 


fchleunigte Ausbildung des Gewerbes zum Großbetriebe. | Zuſchlages zur Zuderfteuer (Betriebsfteuer), welcher ſogleich 


beim Ausgange des Auders aus ber Fabrik erhoben und 

in feinem Falle erftattet wird, Die neue Steuer ift zus 

gleih dazu geeignet, zur Beftreitung ber erhöhten Ausfuhr 

zuichüfle wenigftens theilmeife bie Fabriken jelbft heran— 
iehen. 

= Ben gegen jede derartige Begünftigung der Fleineren 


3 (10000 = 15000 5 ):19 = 32 ⸗ 

4 (15000 = 20000 s - ):1T = 46 ⸗ 
500000 = 25000 J ⸗ ):15 = 59 5 
= 6(25000 = 30000 s - ): 8 = 45 s 
= 7(30000 = 35000 5 s ): 5 = 47 s 
= 835000 = 40000 5 s }: 6 = 36 s 
= 89(40000 = 45000 ⸗ 5 ): 4 = 27 s 
: 10 (45000 = 50000 ⸗ ⸗ ): 5 =. 24 s 


während fid) andererjeitS auch unter den größeren fFabriten, 


bis zu foldhen mit einer Zudererzeugung von 80000 bis | erreichen jo 


85 000 Doppelzentner noch einzelne Privatunternehmungen 
befinden. 


Dagegen wird von ben Gegnern ber ftaffelförmig zu 
erhebenden Betriebsabgabe mit Recht auf die hohe Bes 
deutung der großen Fabriken für den tedhnifchen Fortſchritt 
der Induſtrie und auch darauf hingewieſen, daß in gemillen 
Theilen des Reichs nad) Lage der Verhältniffe das Ent— 
ftehen von Zuckerfabriken nur auf dem Wege des Bus 
jammenjchlufjes zahlreicher einzelner Interefjenten, vielfach 
übrigens gerade auch kleinerer Landwirthe möglich fei, 
woraus ſich die Errichtung größerer Betriebe mit ziwingender 
Nothwendigkeit ergebe. Wenn man daher den leiftungs- 
ihwächeren Gemwerbsanftalten durch eine mit dem Umfange 
der Budererzeugung ſich fteigernde Abgabe den Wettbewerb 
erleichtern will, jo darf die Abgabe doch niemals fo hoch 

egriffen werben, daß die großen Betriebe dadurch in ihrem 

—— gefährdet werden könnten. Der Entwurf ver 
ucht in dieſer Beziehung die richtige Mitte einzuhalten, 
indem er langjam anfteigende und auch in den höcdhften 
Staffeln noch erträgliche Betriebsfteuerfäge vorſchlägt. 

Eine ſolche mäßige Veranlagung diefer Abgabe hat 
allerdings die folge, daß auch der finanzielle Effelt ein 
geringer ift und der Aufwand für Die — des 
Zuckerexports nur zum Theil hierin Dedung findet, jo daß, 
um die Reichstafle vor Schädigung zu bewahren, auf eine 
ie der Zuderjteuer zurüdgegriffen werden muß. 

ehreinnahmen werben hierdurch nicht zu erzielen 
geſucht; es fol nur, bei der Schwierigkeit der Eröffnung 
neuer Steuerquellen, wenigitens dafür Sorge getragen 
werden, daß das Neid, künftig im Genuſſe besjenigen Aufs 
fommens aus ber —— bleibt, welches ihm bei un= 
veränbertem Syortbeitande des Geſetzes vom 31. Mai 1891 
künftig zugeflojfen jein würde. 

In der Beihaffung der erforderlihen Mittel aus einer 
Erhöhung der Verbrauchsabgabe wird eine berüdjichtigenss 
werthe Benadhtheiligung der Konjumenten infofern nicht zu 
finden jein, als es ſich Hier für das verbrauchende 
Publikum nicht ſowohl um die Steigerung eines alt 
gewohnten Preifes, als vielmehr um die Wiederherjtellung 
eines folchen handelt, Auch unter der Annahme, daß ber 
Preis des AZuders um ben vollen Betrag der Steuer: und 
Zufhußerhöhung fteigen werde, dürfte er immerhin noch 
nit den Stand der früheren Jahre erreichen. 

Schon aus biefem Grunde ift es nicht wahrfcheinlich, 
daß, wie von manchen Seiten befürdhtet wird, der inländifche 
Verbrauch an Zucker durch die erhöhte Steuerbelaftung 
leiden könnte. Auch —* gegen ſolche Annahme die im 
Laufe der Jahre erfolgte ftetige Steigerung bes Inlands— 
tonfums, bie ſich, ſoweit erkennbar, Ent bincie von den 
vorgefommenen Preisihmwankungen vollzogen hat. 


fänden und 
das in diefem Maße nicht zu. Denn es entfallen zur Zeit 
von den im Privatbefik befindl 

die einzelnen Klaſſen nur: 


Klafie 2 ( 5000 bis 10000 Doppelzentner Zudererzeugung) : 
E = 








abrifen eingewenbet wird, daß gerade biefe ſich in ben 
änden einzelner kapitalkräftiger Großgrunbbejiter be= 
Fomit der Unterjtügung nicht bebürfen, ſo trifft 


ichen Gewerbsanftalten auf 


4 von 10 Fabriken, 


Die gr welche der vorliegende Gejeh -» Entwurf 
‚ find hiernach folgende: 
1. Erhaltung der Konkurrenzfähigkeit ber lleineren 
und mittleren Betriebe mit den großen Fabrilen — 
duch Einführung einer geftaffelten Betriebs— 
fteuer (Artitel IS. 65) —; 
2. Erhaltung der Konkurrenzfähigleit der beutichen 
Zuderinduftrie mit derjenigen anderer Länder — 
durch Erhöhung der uBhuhrzufchüffe ($. 70) —; 
3. Verhütung einer übermäßigen und ſprungweiſen 
Bermehrung der Produktion an Auder — 
durch Einſchränkung ber Gewährung bes vollen 
ſchuſſes auf eine beftimmte im Laufe der 
ahre nur allmählich fich fteigernde Zucker— 
menge ($$. 74.) — 
4. Sicherſtellung der Reichskaſſe gegen Minder— 
einnahmen — 
durch Bildung eines begrenzten Zuſchußfonds 
aus der Betriebsftener und erhöhung der 
Zuderfteuer (Artikel 1 S$. 73, 8. 66 und Artikel II). 


I. Im Befonderen. 


Zu 8. 65. 

Um die Form ber 34 der hier vorgeſchlagenen 
Betriebsabgabe jo einfach wie möglich zu geſtalten, iſt bie 
Einziehung der Abgabe thunlichſt an das beftehende Steuer 
Ipfiem angejchlofien. Die von einer Fabrik zu zahlende 

iebsjteuer jo daher nad) denjenigen Zudermengen bes 
rechnet werden, welde in der Fabrik im Jahreslauf zur 
fteuerlihen Abfertigung gelangen und fomit ohnehin amtlich 
fejtgeftellt werben. 

‚, Mm die bei Seftftellung verſchiedener Steuerftufen fonft 
leicht entjtehenden Härten zu vermeiden, joll nicht ber für 
jede Fabrik vorgejehene höchſte Steuerfag von ſämmtlichem 
darin erzeugten Zuder erhoben werden, fonbern es follen 
mer alle Fabriken mit dem niedrigften Sahe ber 

etriebsabgabe beginnen und allmählich mit dem zunehmenden 
Umfange der Produktion aud) in — der Abgabenjä e 
anfteigen, dergeſtalt, daß beiſpielsweiſe eine Fabril, welche 
jährlih 100 000 Doppelzentner Zucker herſtellt, für die erſten 
50 000 Doppelzentner genau dieſelbe Abgabe entrichtet, wie 
eine Fabril, welde überhaupt nur die leftgenannte Menge 
erzeugt. Es wird auf dieje Weiſe zugleich erreicht, daß 
feiner Zeit Zweifel über die Höhe der zu zahlenden Abgabe 
beftehen, während, wenn die ganze Produftion zu einem nad) 
ber Jahreserzeugung bemeſſenen Sape verſteuert werden müßte, 
die definitive FFeftftellung der Betriebsabgabe immer erft 
am Schluffe der Kompagne erfolgen könnte. 

Die Steuerjäße beginnen bei einer Produktion bis zu 
5000 Doppelzentnern mit 5 Pfennig für den Doppels 
zentner und fteigen von 5 zu 5000 Doppelzentner um je 
den gleichen Betrag. Da man durchſchnittlich einen Doppel- 
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zentner Zuder aus acht Doppelzentner Rüben geminnt, 
— die Abftufungen im Großen und Ganzen der 
in Anlage C nad der Rübenverarbeitung durchgeführten 
Klaffeneintheilung der Fabriken. 

Die Aufammenftelung in der Anlage D ergiebt, daß 
Betriebsfteuer hiernach felbft bei einer mittelgroßen 
Fabrik mit einer Zuckerproduktion von 40000 Doppel- 
zentner Zuder oder einer Rübenverarbeitung von 320 000 
Doppelzentner (Anlage C Spalte 10) für ben Doppelzentner 
in ber höchſten Staffel nur 40, durchſchnitilich nur 
22'/, Pfennig ausmachen, und daß ſelbſt bei einer Jahres- 
Zuderprobultion von 200000 Doppelzentner die Fabrik 
nur 2 A. in ber hödjten Staffel beziehungsweife nur 
1,025 «AM im Durchſchnitt für jeden Doppelzentner zu zahlen 
haben würbe. 

Einerfeit8 wird biefe geringe Mebrbelaftung von den 
großen Gewerbsanftalten unfchwer ertragen werben können, 

mal nach ben angeftellten Ermittelungen, von Ausnahme» 
Fllen abgejehen, angenommen werben barf, daß bie Koſten 
ber Produktion von einer Betriebsfteuerflaffe zur andern 
um ein Vielfaches ber Betriebsfteuererhöhung ſich ermäßigen. 
Andererſeits wird jene Steuerjtaffel immerhin geeignet jein, 
ber beabfichtigten Erleichterung des Wetibemerbes ber 
eineren Fabriken — Um in ber Betriebs— 
befteuerung ferner ein Mittel zu —— der beſtehenden 
neun Vermehrung ber bisherigen Produktion bei 
fämmt Im Fabrilen entgegenzutreten, wird vorgeichlagen, 
von ben — bei einer beträchtlichen Ueberſchreitung 
bes für fie gemäß SS. 74 ff. feſtgeſetzten Kontingents, d. i. 
im Wejentlihen der durdichnittlichen früheren Produktion, 
noch einen Zuſchlag zur Betriebsfteuer von einer Mark für 
ben Doppelzentner Zuder zu erheben. 

Eine befondere Beitimmung war in diefer Beziehung 
für die nad) Inkrafttreten bes Gejeßes entftehenden Fabriken 
zu treffen; da dieſelben nad $. 76 für das erite Jahr 
ihres Beftehens ein Kontingent nicht zugewieſen erhalten, 
würden fie nad) der Vorſchrift des $. 65 Abſatz 2 Sap 1 
den Zuſchlag von einer Mark für die gefammte von ihnen 
bergeitellte Zuckermenge zu entrichten haben. Sie würben 
damit bezüglich ihrer Produktion ſchlechter geftellt fein, als 
bie alten Fabriken bezüglid ihrer — bis zur Höhe von 
5 Prozent des Kontingents zufchlagsfrei bleibenden — 
Kontingentsüberfchreitung. Auch mürde die durchgehende 
Belaftung mit einer Mark für ben Doppelzentner Zuder 
namentlih für die Meineren neuen Fabriken eine große 
Härte enthalten und wirthſchaftlich nicht gerechtfertigt fein, 
weil die Errichtung neuer kleiner Fabriken, bie überdies 
in nennenswerther Zahl faum mehr entitehen dürften, die 
Bejorgniß einer ungejunden Vermehrung der inländiichen 
Produktion nicht auflommen läßt und vom lanbwirthichaft- 
lihen Standpunkte nur erwünſcht fein könnte. 

Der Entwurf will daher von ben neu errichteten Fa—⸗ 
brifen ftatt der Betriebsjteuer und bes Zufchlags nur den 
doppelten Betrag ber Betriebsjteuer erheben, ſoweit dieſer 
Betrag nicht über die Abgabe, welche die ihr Kontingent 
ũberſchreitenden alten Betriebe zu zahlen haben, hinausgeht; 
einen höheren Betriebsfteuerjag, als die letzteren, jollen die 
neuen Fabrilen in feinem Falle entrichten. 

Im zweiten Jahr des Beitehens neuer Fabriken, in 
welchem I er bereit3 ein, wenn auch verhältnikmäßig 
geringes Kontingent zugetheilt wird, beabfichtigt der Ent— 
mwurf eine Sonderbehandlung berjelben nicht eintreten zu 


laſſen. 
Zu 8. 66. 
Da bie Betriebsfteuer nad 8.65 auf dem aus ber 
brif abzufertigenden Rohzuder ruht, find bejondere Bes 
immumgen für den Fall zu trefien, daß ber — in 
anderer Form die Fabrik verläßt. Zur Vereinfachung der 








Steuerfontrole ſchlägt ber Entwurf vor, die Zuderabläufe, 
aud Diejenigen mit einem Duotienten über 70, die nad 
8.2 des Geſetzes vom 31. Mai 1891 in Verbindung mit 
$. 1 der Ausführungsbeitimmungen fteuerpflichtig find, im 
bei ganz außer Betracht zu laffen, auch von ber Fyeitftellung 
eines bejtimmten Zudergehalts abzujehen, auf melden bie 
aid oder niedriger polarifirenden Zucker umzurechnen 
wären. 

Letzteres würde namentlid) die unerwünſchte Folge 
haben, daß bei der Abfertigung von Zuder aus der Fabrik 
in jedem falle der Polarifationsgrad deſſelben amtlich 
feitgeftellt werben müßte, während nad) dem Entwurf ber 
abfertigende Beamte zweds Erhebung ber Betriebsftener 
nur zu prüfen bat, ob Füllmaſſe, Rohzucker oder weiter 
bearbeiteter — zum Konſum fertiger — Zucker vorliegt. 

Die Umrehnung des letzteren Zuders auf Rohzucker 
wird etwa nad dem Verhältniß von 9:10 zu erfolgen 
haben. Für die Umrechnung ber Füllmaſſen, * ſolche 
im Bedürfniß liegen wird, würde beſondere Beſtimmung zu 
treffen ſein. 

Bu 8. 67. 


Der hergeſtellte Zucker ſoll nach der Abſicht des Ent— 
wurfs nur einmal von der Betriebsſteuer betroffen werden. 
Wird Zucker aus einer Fabrik in die andere übergeführt, 
jo tritt die Steuerpflicht beim erjtmaligen Verlaſſen ber 

brit ein; in Folge defjen mußte beftimmt werden, daß 
biejer Zuder beziehungsweiſe eine entipredhende Menge bei 
jedem ferneren Ausgange aus der Fabrik von der Steuer 
befreit bleibt. 

Der Abſatz 2 des $. 67 bezieht fih auf die Raffinerien, 
welche nur Zuder verarbeiten, der der Betriebsfteuer bereits 
unterlegen F Nah Maßgabe der hier getroffenen Be— 
ftimmung bleiben dieſe Raffinerien auch von der Kontingen= 
tirung ($. 74 ff.) unberührt. Der wirthſchaftliche Grund 
hierfür liegt in der Erwägung, daß zwar die Produktion 
an Rüben beziehungsmeije an Rohzuder behufs Erzielung 
einer angemefjenen Breishildung eingedämmt werben muß, 
die Beichränkung des Raffineriebetriebes aber nicht gerecdht= 
fertigt fein würde, da berjelbe zu einer etwaigen Ueber— 
produftion nicht beiträgt. 

Aus dem gleichen Grunde find Fabriken, welche ſelbſt 
erzeugten und fremden Rohzucker zu Konſumzucker ver— 
arbeiten, der Betriebsbefteuerung und Kontingentirung nur 
bezüglich des erfteren unterworfen. 


Zu 8. 68. 

Es wird zu verhüten fein, dab nad) Erlaß des Gejekes 
zur theilweilen Umgehung der Beiriebsjteuer ftatt einer 
neuen Fabrilk von demjelben Unternehmer mehrere Kleinere 
Fabrilen neben einander errichtet werden; das Gleiche gilt 
von dem Falle, daß ftatt zur Vergrößerung einer vor= 

andenen Fabrik zur Anlage einer neuen Betriebsanftalt 
in ber Nähe berjelben gejchritten werden follte. 

eig vg Verhälmiffe follen hiervon nicht —— 
werden. Die Beſtimmung bes $. 68 findet daher beiſpiels⸗ 
meife auch dann feine Anwendung, wenn zwei weniger 
als zehn Kilometer von einander entfernte, bereit$ vor dem 
1. Auguft 1896 errichtete Fabrilen nad dieſem Zeitpunkt 
in die Hand eines Befigers übergehen. 


Bu $. 69. 

Die Beſtimmungen ſchließen ſich an die für bie Zuder: 
fteuer gegebenen Vorjchriften mit der Maßgabe an, da 
eine Befreiung von ber Steuer in feinem ;yalle ftattfindet. 
Der Grund für diefe Abweichung liegt darin, daß die Be— 
triebsabgabe auf Die fteuerpflichtigen Betriebe ohne die 
beabſichtigte Einwirkung bleiben würde, wenn fie etwa beim 
Export der Waare erlafjen oder erftattet werden fönnte, 








Zu $. 70. 

Der Ausfuhrzufhup für Rohzucker wird gegen ben 
biöherigen Zufhußfag um 2,75 „AH. für den Doppelzentner 
erhöht. Der Zuſchuß wird dadurd auf einen Stand ge— 
bracht, welcher zwiſchen dem Betrage der Prämien in ben 
Hauptfonkurrenzftaaten, Frankreich und Deſterreich-Ungarn, 
etwa die Mitte hält, 

Die Prämie ift in Franlkreich Produktions, in Defter- 
reich Ungarn Erporiprämie. 

In Frankreich beträgt die Steuerbelaſtung 60 Franken 
für 100 kg raffinirten Zucker bis zu einer Ausbeute von 
Tr kg aus 100 kg Nüben. Die Ueberfhüffe über ben 
geſetzlichen Ausbeutebetrag von 7,75 Prozent find bis zu einer 
Ausbeute von 10,59 Prozent mit nur 30 Franken, darüber 
inaus zur Hälfte mit 30, zur Hälfte mit 60 Franken belaftet. 
abrifen, welche auf ben Steuergewinn aus den Ausbeute 
überfhüffen verzichten, genießen 15 Prozent Steuernachlaß 
von ihrer ganzen Erzeugung. Lebtere Beitimmung, die 
übrigens nur einem unbebdeutenden Theile ber franzöfiichen 
Fabriken zugute lommt, gewährt benjelben einen Bortheil 
von 4,0 Franken auf 100 kg raffinirten Buder oder 
4,05 Franken auf 100 kg Rohzucker, während für alle übrigen 
Betriebe die Prämie in Frankreich feit 1890/91 etwa 
zwiſchen 5 und 7 Franken für 100 kg Robzuder fidh be- 
wegt hat.*) 

In Deſterreich- Ungarn wird eine Verbrauchsabgabe 
von 11 Gulden für 100 kg Zuder erhoben. Der ausges 
führte Zuder genießt eine Bonifilation, welche 

für Zuder von mindejtens 88 aber unter 93 Prozent 
olariſation. L,o0 Gulden, 
von mindeitens 93 und unter , Pro⸗ 

zent Polarifation . . » . .» 1, s 

und von 99,, Prozent und darüber 2,30 s 
für 100 kg beträgt. Falls die Summe der Ausfuhr: 
bonifitationen für ben während einer Erzeugungsperiode aus- 
geführten Zuder den Betrag von 5 Millionen überfteigt, ift 
der überfteigende Betrag von ſämmtlichen Zudererzeugungss 
fätten zu erjeßen. Der nominelle Zuſchußſatz ermäßigt fid) daher 
jedesmal um ben Betrag bes Nüderjages. Die hiernad) that- 
jählich gewährten Prämien beliefen ſich jelbft für die niedrigfte 
Ausfuhrklaffe, in welcher ſich zum Theil Zuder befinden, 
die in Deutfchland überhaupt noch nicht zuſchußfähig fein 
würben, in den Jahren 1890/91 bis 1893/94 ftets auf 
mehr ald einen Gulden für 100 kg.**) In den höheren 
Klaſſen ſtellt fi die Bonifizirung des öfterreichiichungari= 
ihen Zuckers zu der bes deutſchen noch ungünftiger für 

leßteren. 

Diefen Sägen gegenüber dürfte die Steigerung unferer 
Rohzuderprämie auf 4 nothwendig, aber auch aus— 
reihend fein, um den deutjchen Zuder auf dem Auslands- 
markte mwetibewerbsfähig zu erhalten und den Inlands— 
preis bes Zuckers auf ein Niveau zu Dad welches bie 
Herſtellung deſſelben wicder lohnend erjcheinen läßt. 

Bezüglid) der Zuckerarten, welche den Zuſchuß für 


*) Die Zuderprämie in Franfreid, hat betragen für 100 kg 
raffinirten Zuder Rohzucker Rohzuder 
in Franfen 


in Mark 
1890/81 . . . 6,8 bs 40 
1891/92 . . . Tas 6,0 d,a3 
1892/98 . . . De er da 
189894 . . . Gar 5,3 das 
1894/95 . . . Taos 6, 5,00 


*) Die Zuderegportprämie in Dejterreid-UIngarn bat betragen 
für 100 kg Rohzuder von 88 bis 98 Prozent Bolarifation: 
in Gulden in Mark 


1690/1.. 1,1» 1,0 
18912 . . 2... 1,13 la 
2008 . : ++ « 1 1, 
1898/4 . . . . .. 1,06 1. 
1845... 2 +. ls 1,4 
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Rohzucker geniehen follen (Ausfuhrzufhußflaffe a), ift gegen 
das 2 Geſetz nichts geändert. 

ie Bufhußfäge für Naffinaden und Konſumzucker 
Klaſſe b und e) entiprechen in ihrem Verhältniß zu bem 
Sage der Klaſſe a nicht ganz ber bisherigen Bemeſſung. 

Es darf als Durchſchnitt angenommen werden, daß 
zu 100 kg Raffinade 111,1, kg Rohzucker erforderlich find. 
Hiernad) würden bei dem bisherigen Zuſchußſatze von 
1,35 M für einen Doppelzentner Rohzucker auf ben Doppel- 
zentner Raffinade 1,9 A entfallen; gezahlt wurben aber 
in Klaſſe b 2 .#. für 100 kg, fo daß fidh eine Raffına= 
tionsprämie von O,ı AH ergab. Diefe geringe Spannung 
zwiſchen der Bonifizirung des Pe und rafffnirten Zuders 
it von ben Raffinabeuren um jo mehr beflagt, ala bie 
Raffinationsprämie bis zum 1. Auguſt 1882 noch 1,1 AM 
und vor Einführung ber Verbraudysabgabe über 2 M 
betragen hat. 

Im Intereffe der Förderung der Raffinirung bes 
Zuders im Inlande erfchien es angezeigt, die Raffinationds 
prämie um ein Geringes zu gr a iejelbe würde unter 
der Annahme, daß 111,11 kg Robzuder — für welche ber 
Ausfuhrzufhuß fih auf 4, belaufen würde — zu 
100 kg Buder der Klaffe b verarbeitet und Hierfür an Zus 
ſchuß 5,05 «AM. gezahlt werben, —— Oi «AM ausmachen. 

Den Zuder der Klaffe ec, der übrigens in den Jahren 
1891/92 bis 1894/95 durchſchnittlich mit kaum mehr als 
einem Prozent an ber Gelammtausfuhr betheiligt war, 
mehr als gejchehen zu berüdfichtigen, lag nad) Yeußerungen 
aus Intereſſentenlreiſen ein Bebürfnif nicht vor. 

Die Faflung ber Ziffern b und c ift etwas verändert. 

Zu b wurde es bisher als unbillig empfunden, daß 
nah dem Wortlaute bes Geſetzes von 1891 nur Kanbis 
und Zucker in weißen vollen E. Broten u. f. w., 
nicht aber die in der gleichen Klaſſe aufgeführten Kryftall- 
zuder auch nad) Serkleinernng unter amtliher Aufficht des 
—* Zuſchußſatzes theilhaftig werden ſollten. Dieſe 

ifferenzirung, für die ein ausreichender ſachlicher Grund 
nicht vorlag, iſt im Entwurf beſeitigt. Außerdem iſt für 
die früher unter b aufgeführten „jogenannten Kryitalls“ 
und „anderen weißen, harten, durchſcheinenden Zuder in 
Kryſtallform“ — unter erfteren follten Kryftallraffinaden, 
unter leßteren bie granulirten Zuder verftanden werben, — 
die gemeinſchaftliche und nicht mißzuverftehenbe Bezeichnung 
„Zuder in weißen, harten, burchfcheinenden Kryftallen“ gewählt. 
Der Sinn der Beitimmung wird hierdurd) nicht geändert. 

Die Klafje c hat gegen früher eine Erweiterung inſo⸗ 
fern erfahren, als jet alle Zuder — außer Robzuder, der 
jtets unter a fällt — fofern fie einen Zudergehalt von 
98 Prozent und barüber anfweijen, zum Saße von 4,90 AM. 
zufhußfähig fein ſollen. Die Beſchränkungen auf Harten, 
weißen, trodenen (nicht über 1 Prozent Baller enthaltenden) 
Zucker find weggefallen. 

Zum Theil find dieſe Beichränkungen als überflüffig 
erfannt, — insbefondere find die Unterfuhungen auf den 
BWaflergehalt, die ſpeziell wegen bes raffinofehaltigen 
Zuckers vorgefehen waren, nicht praltiich geworden, indem 
durh die erlaffenen Ausführungsbeftimmungen die direkte 
Prüfung auf Raffinofe eingeführt ift, — zum Theil fol 
durch die neue Faſſung ber Vorſchrift beftimmten, in ber 
Praris hervorgetretenen Mipftänden abgeholfen werben. 
Dahin gehört u. a., daß bisher —— er von gelber 
Farbe, wie ſie zuweilen zur Erleichterung des Imports 
nach ausländiſchen Staaten gewählt wird, obwohl derſelbe 
einen Zuckergehalt von 98 bis 99,, Prozent Hatte, ber 
Ausfuhrklaffe e — und bei wörtlider Auslegung bes Ges 
feges übrigend auch ber Klaſſe a — nicht zugemiefen 
werben konnte, während ein innerer Grund für den Auss 
ſchluß derartigen Zuders von der Bonifizirung nicht befteht. 
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Durch den Abſatz 2 des $. 70 foll Mar geftellt werden, 
daß, was nad) der Faſſung des Gejches von 1891 zweifel- 
haft erfcheinen mußte, ein Ausfuhrzuſchuß aud dann ge 
währt werden fönne, wenn Fabrikate, zu deren Herftellung 
inländifcher Nübenzuder verwendet ift, in das Ausland 
ausgeführt werden. Grundfäglich dürfte gegen die Zuſchuß— 
gewährung in foldem Falle nichts zu erinnern fein, ba 
nicht abzujehen ift, weshalb dem deutjchen Fabrilanten für 
bie im Auslande abzujepende Waare ein Steuervortheil 
verfagt fein fol, der dem Ausländer, welcher die gleiche 
Waare aus deutſchem Zucker herſtellt, ohne weiteres zus 
fließt. Bedenlen würden ſich nur aus der Befürchtung 
beige Iafien, daß die Kontrole, ob und in welchem Um— 
ange zu ben zu exportirenden Fabrikaten Rübenzuder vers 
wendet ift, ſich unter Umftänden ſchwierig geftalten kann. 
—— wird ſich jedoch hinwegſehen laſſen, da die gleichen 

ontrolen bei der ſchon jetzt zuläſſigen Vergütung der 
Zuckerſteuer ($. 6 Ziffer 1) Anwendung finden müſſen, und 
die Zuverläfigfeit derſelben in dieſen Fällen feitens ber 
Organe der Steuerverwaltung bisher nicht m... 
worden ift. Nur empfiehlt es fi aus der gedachten 
mwägung, bie nähere Beftimmung über die Höhe der zu 
gewährenden Zujhüfe den Ausführungsverorbnungen vor: 
zubehalten,; dies erjcheint auch ſchon deshalb erforderlich, 
weil die Ausfuhrklaffe des zu den Fabrikaten verwendeten 
Zuders ſich mit Beitimmtheit regelmäßig nicht feititellen 
läßt und für die einzelnen Fabrikate — Umſtaͤnden ver⸗ 
ſchiedene Zuſchußſätze in Anwendung zu bringen fein werben. 

Bu $. 71. 

Die Vorſchrift entipricht dem derzeitigen Verfahren. 

Bezüglich der Zahlbarmahung der Zuſchüſſe beftimmt 
insbefondere ber $. 122 der Wusführungsbejtimmungen 
zu bem Gefeg vom 31. Mai 1891, daß diejelben vom 
Augenblid der Aushändigung des Zufchußicheines ab bei 
jeder Steuerftelle im deutfchen Zollgebiete auf nicht geftundete 
BZuderfieuer jtatt baarer Zahlung in Anrechnung gebracht 
oder vom fünfundzwanzigftien Tage des jechsten Monats 
nad dem Monat der Ausfuhr oder Niederlegung bes 
Buders ab bei der im Zuſchußſcheine genannten Amtsftelle 
baar erhoben werben können. 

Es befteht nicht die Abficht, Hierin eine Menderung 
eintreten zu laſſen. 

Zu $. 72. 


Die hier dem ——— beigelegte Befugniß zur Er- 
mäßigung oder gänzlichen Befeitigung der Zufchüffe ift aus 
bem Gejeß, betreffend Abänderung des AZuderjteuergejeges, 
vom 9. Juni 1895 (Reichs-Geſetzbl. S. 255) übernommen. 


Bu $. 73. 

Um eine Schädigung der Reichskaſſe durch zu weit— 
gehende Inanſpruchnahme der VBergünftigung des $. 70 
auszufchließen, fol ein Fonds für die Gewährung der 
— e gebildet werden, welcher ſich aus der von der 
nduftrie Gelbjt aufzubringenden Betriebsfteuer und einer 
Duote der Einnahme des Neid an AZuderfteuer zus 
ſammenſetzt. Diefe Duote ift im Entwurf jo bemefien, 
daß der an die Neichskafle abzuführende Ertrag aus 
der im Ürtifel Il vorgejehenen Steuererhöhung voll der 
Induſirie zufließt. Die Reichskaſſe würde hiernach durch 
den Entwurf finanziell ebenſo geſtellt ſein, wie es vom 
1. Auguſt 1897 ab nach dem Geſetz vom 31. Mai 1891 
ber fall geweſen fein würde. Die Erzielung einer 
Mehreinnahme ift nicht beabſichtigt. Wird daher der 
Zufhußfonds in einem Beiriebsjahre nicht völlig aufs 
gebraudjt, fo findet ber verbleibende übertragbare Reſt 
nad Bedarf in einem der folgenden Jahre zu gleichem 
Zwede Verwendung. 

Auf der anderen Seite ift, falls ber Betrag der ge 








zahlten Ausfuhrzufhüffe den {Fonds überfchreitet, da8 Mehr 
von den beteiligten Fabrilen aufzubringen. Die bezüg- 
lihen Zahlungen, welche wie eine Berfürzung ber De 
ſchüſſe für den über eine gewifle Menge hinaus hergejtellten 
Zuder wirken, find nicht bloß von den erportirenden, fon= 
dern von fämmtlichen yabrifen zu leiten, da die Ber: 
ünftigung des $. 70 auch demjenigen Tyabrifanten, ber 
Feinen Zucker im Inlande abfegt, in der Preisbildung zu 
gute fommt. 

Die Beftimmung, daß, falls ber verbleibende Reſt 
des Zuſchußfonds in einem Jahre mehr als fünf Millionen 
Mark beträgt, der Ueberſchuß der Reichstaffe zufliegen ſoll, 
ift aus der Erwägung hervorgegangen, daß, wenn ſich 
wider Erwarten außergewöhnlih hohe Summen in dem 

onds anjammeln follten, diefer Umftand wiederum einen 
tarten Anreiz zur Steigerung ber Produktion ausüben 
könnte. Die Rückſicht auf eine etwaige Vermehrung der 
Reichseinnahmen ift hierbei nicht maßgebend gewejen. 
Bu 8. 74. 

Die 8$. 74 bis 80 behandeln die SKontingentirung 
ber Zuderfabrifen, d. 5. die Feſtſetzung derjenigen Jahres= 
menge an Luder, welde von den Fabriken nicht übers 
ſchrilten werden darf, widrigenfalls dieſelben — neben ben 
Betrieböfteuerzuichlägen des $. 65 Abja 2 — der Beitrags 
pfliht zur Ergänzung des Prämienfonds nad $. 73 
unterliegen. 

Die Vorfchriften des 8. 74 beziehen ſich ihrer Zweck— 
beitimmung nad nur auf die — Buder aus Rüben und 
anderen NRohftoffen gewinnenden — betriebsſteuerpflichtigen 
—— (8$. 65, 67), da nur dieſe an der durch bie 

ontingentirung einzufchräntenden Uleberproduftion bes 
theiligt find. 

n bem Maße, in weldem eine Fabrik über die 
ihr zugetheilte Jahresmenge hinaus pe herjtellt, wirft 
fie an ihrem Theile dazu mit, daß der Prämienfonds 
überichritten wird, und fie wird daher mit Recht in gleichem 
Mafe für die etwaigen SFehlbeträge haftbar gemacht. Bei 
neuen Fabriken geht im erſten VBetriebsjahre die gefammte 
Zahreserzeugung über die vom Gefegeber für angemeſſen 
eradhtete Probuftionsmenge hinaus; ihre Beitragspflicht 
kann daher auch nur nad ihrer vollen Jahresproduktion 
bemefien werden Im zweiten Jahre ihres Betriebes 
nehmen diefe Fabriken in gewiſſem Grade bereits an ber 
Kontingentirung theil ($. 76), und brauchen demgemäß nur 
nod nad Verhältniß der Ueberſchreitung des ihnen zu— 
gewiejenen (halben) Kontingents für die in Rede ftehenden 
Fehlbeträge aufzufommen. 

Da die Berechnung und Einziehung der Beiträge zur 
Ergänzung des Zuſchußfonds erft nad Schluß des Betriebs— 
jahres ftattfinden ann, mußte durdy das Gefep die Mög: 
lichfeit gewährt werden, für diefe Beträge von ben eins 
tretendenfalls zahlungspflichtigen Fabriken Sicherfiellung 
zu fordern. Die Enticheidung darüber, ob oder in welcher 
Art umd Höhe Hiervon im einzelnen Falle Gebrauch zu 
machen ift, bleibt jadhgemäß den Landesbehörden vors 
behalten; die Abftandnahme von einer ausreichenden Sicher: 
heitsbeftellung kann nur auf Gefahr und Rechnung bes 
zur Kautionsforderung berechtigten Bundesftaats erfolgen. 

Der Ausschluß des Nechtsweges über die Höhe ber 
gemäß $. 73 Abſatz 3 zu leiftenden Zahlungen erjchien 
ſchon deshalb geboten, weil andernfalld die regelmäßig 
fogleih nad) Ablauf eines jeden Betriebsjahre® vorzus 
nehmende Feſtſtellung der bezüglihen Beträge in unzus 
läfliger Weiſe verzögert werden könnte. Daß nicht nur 
die Einziehung dieſer Beträge, ſondern auch die Einziehung 
der jonft etwa irrthümlich zuvielgezahlten Ausfuhrzuſchüſſe 
im Verwaltungszwangsverfahren erfolgen joll, wird eben- 
falls als?zweckentſprechend anerfannt werden müſſen. 


Zu 8.75, 

Die Kontingentirungen werben regelmäßig in ben 
legten Monaten eines jeden Kalenderjahres für die am 
1. Auguft des nächſten Jahres beginnende Betriebsperiode 
zu bewirfen fein. Die thunlichjt frühzeitige Feſtſtellung 
der Stontingente fommt einem wefentlihen Inlereſſe der 
Induſtrie entgegen. 

Bezügli der Kontingentirung für das Jahr 1896/97 
erübrigt nur, Ddiefelbe unmittelbar nad) der Verkündigung 
bes Gejeßes eintreten zu laſſen. 

Um Härten zu vermeiden, ſollen bei diefer erfimaligen 
Kontingentirung auch die zur Zeit des Belanntwerbens 
bes Gejegentwurfs bereit® in der Errichtung begriffenen 
— mitberüdfichtigt werden. Als in der Errichtung 
egriffen werben nur folde Fabriken anzufehen fein, mit 
beren Anlage thatſächlich bereit begonnen worden iſt. 

Zu $. 76. 

Durch die Beitimmungen diefes Paragraphen wird 
dem Entftehen neuer ge eine gewiſſe Schranke ge: 
zogen, ohne dab jedody deren Errichtung gänzlich ver 
hindert würde. Die Gewährung des en Kontingents 
im zweiten und bes vollen Kontingents im dritten Betriebs— 
jahr dürfte derartigen Unternehmungen da, wo fie einem 
vorhandenen Bedürfniß entiprechen, die Lebensfähigkeit in 
ausreichendem Make fihern. Die fih aus der Nicht— 
betheiligung am Kontingent ergebenden folgen find bei 
den $$. 65 und 74 beſprochen. 

Damit die Vorſchrift des Geſetzes nicht in der Weiſe 
umgangen werben fann, daß eine Fabrik, die mit einem 
gewifien Betriebsjahre in Thätigfeit treten ſoll, ſchon 
im Sabre vorher für kurze Beit und etwa nur zum 
Schein den Betrieb eröffnet, ift ein Mindeftmaß für die 
Zahl der Arbeitstage im erjten Betriebsjahre vorgejchrieben. 

Bu $. 77. 

Nah der Abficht des Entwurfs follen thunlichit die 
beitehenden Berhältniffe gefhont werden. Auch die Ver: 
anlagung der FFabrifen zum Kontingent ſoll daher in ber 
Art erfolgen, dab dafjelbe im Allgemeinen der in der 
einzelnen Fabrik bisher regelmäßig erzeugten Jahresmenge 
an Zucker gleichtommt. Au diefem Zweck wird nad) dem 
Entwurf zunächſt ermittelt, welches die thatfächliche Zuder- 
erzeugung ber Fabrik in ben legten fünf Jahren gemejen 
ift. Das Vetriebsjahr, in weldem die Ermittelung ſtatt— 
findet, fommt hierbei nicht in Betracht, da deſſen Ergebniſſe 
zur Seit der Sontingentirung noch nicht feftfiehen. Von 
den vorhergehenden fünf Betriebsjahren wird, um die Ein- 
wirkung von zufälligen Erweiterungen oder Einſchränkungen 
ber Fabrikation nad Möglichkeit auszuſchließen, ſowohl 
das Jahr in weldem bie Fabrik die höchſte, als auch das— 
jenige, in welchem fie die niedrigjte Produktion des be— 
treffenden Zeitraums gehabt hat, gejtrihen, und aus ben 
Produktionsziffern der verbleibenden drei Jahre der Durd)- 
jchnitt gezogen. Die jo gewonnene Menge bildet — vor— 
behaltlich der Erhöhung oder Ermäßigung derjelben gemäß 
$. 80 Abſatz 3 — das Kontingent der Fabril. 

Die Ermittelung der thatjächlichen Erzeugung an Zuder 
in den für die Kontingentirung maßgebenden Jahren Hat 
ih nad dem Geſetz künftig nur auf ſolchen Zuder zu er- 
treden, weldyer aus inländifchen Rüben beziehungsweife 
Melafjen gewonnen if. Die Verarbeitung von ausländis 
fchen Rohſtoffen durch Prämiirung des daraus hergejtellten 
Buders zu fördern, würde der Abjiht des Entwurfs, der 
der heimifhen Landwirthihaft dienen will, zumwiderlaufen. 

Dagegen würde es auch unbillig fein, Diejenigen 
Fabriken, weldhe bisher, durd) die örtlihen Verhältniſſe ge 
nöthigt, ausländijche Rüben verarbeitet Haben, deshalb von 
ber Kontingentirung auszufchließen. Auch wird «8 in eins 
zeinen Fällen vielleicht geboten erſcheinen, ſolchen Fabrilen 
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den Uebergang zu der ausſchließlichen Verwerthung heimi— 
ſcher Rüben durch theilweiſe Geſtattung bed Bezuges aus— 
ländiſchen Materials in den nächſten Jahren zu erleichtern. 

Dieſen Erwägungen verdankt die Vorſchrift des $. 77 
Abſatz 2 ihren Urjprung. Mehnliche Ausnahmen bezüglich 
der ausländischen Melaſſe zuzulafjen, Liegt nicht im Be— 
dürfniß. 

Zu $. 78. 

Die Beitimmungen des $. 77 können nur in bem fyalle 
Anwendung finden, daß die zu Lontingentirenden Fabriken 
in ben fämmtlihen fünf Jahren, welde dem Jahre ber 
Kontingentsfeftitellun —— im Betriebe geweſen 
ſind. Es mußte daher noch beſondere Anordnung für die 
Kontingentirung ber bisher noch nicht im Betriebe ge— 
weienen ſowie derjenigen Fabriken getroffen werden, 
welche in ber in Betracht kommenden fürfjäßrigen Periode 
entweder ganz oder in einzelnen Jahren geruht haben oder 
zu einer außergewöhnlichen, auf unabwendbaren und nicht 
vorauszufehenden Ereigniffen beruhenden Einſchränkung des 
Betriebes genöthigt geweſen find. 

Für dieſe — in dem Geſetz als Behliobe ber be 
treffenden Fabrik bezeichneten — Jahre joll behufs Er— 
möglihung der im $. 77 vorgeſchriebenen Durdfchnitts- 
berehnung eine Zudermenge als erzeugt fingirt werben, 
welche die Fabrik mangels der Störung des Betriebes 
muthmaßlich in jener Zeit hergeftellt haben würde. Bu 
diefem Zweck wird die thalſächliche Produktion anderer 
Fabriken während ber Fehljahre ermittelt und nad dem 
Verhältniffe der techniſchen Leiftungsfähigkeit dieſer Fabrilen 
zu der Leiftungsfähigkeit der zu kontingentirenden Fabriken 
die fingirte Produktion der legteren berechnet. 

Für die Auswahl der zur PVergleihung Heranzus 
ziehenden Fabriken und die Abſchätzung der techniſ 
Leiftungsfähigkeit wird die Zuziehung von Sachverſtändigen 
nicht zu umgehen fein, und es werben hierbei, wie bei ber= 
artigen Schägungen überhaupt, gewiſſe Abweichungen in 
ber Behandlung ber Fabriken, je nad) ihrer Lage in ben 
verfhiedenen Bezirken, kaum vermieden werden können. 
Das weitere Verfahren ift ein rein rechnungsmäßiges und 
bürfte zu Bedenfen feinen Anlaß bieten. 

Die Bejtimmung des zweiten Abſatzes des $. 78 greift 
nur Blaß, wenn es ſich um eine Störung des techniſchen 
Betriebes der Fabrik handelt — Mißernte, geringer le 
gehalt des Nübenmaterials und dergleichen würde beiſpiels— 
weile hierbei nicht in Betracht fommen — und wenn eine 
ungewöhnlide Einfhränfung dieſes Betriebes vorliegt. 
Ferner ift die Vorfchrift au nur dann anzuwenden, wenn 
die Betriebsftörung ſich auf mehrere Jahre erfiredt. Sollte 
die Fabrik nur in einem Jahre im Betriebe beeinträchtigt 
gewejen jein, jo würde dem Bebürfniffe derjelben ſchon 
dur die Beftimmung des 8. 77 Abſatz 1 Rechnung ges 
tragen, nad) welder die niedrigjte an 3 
der dem SKontingentirungsverfahren zu Grunde zu legenden 
fünfjährigen Beriode bei der Durchſchnitis berechnung außer 
Acht gelaſſen wird. 

u $. 79. 


8 

Die Feſiſtellung des Sontingents kann ber Gleich 
mäßjigfeit halber nur in Rohzuckerwerth gefhehen. Nöthigen= 
falls wird eine Umrechnung auf Rohzuder in derſelben 
Weile zu erfolgen haben, wie fie für die Feſtſetzung der 
Betriebsfteuer vorgefehen ift. 

Bu $. 80. 

Der Entwurf legt ein mejentlihes Gewicht darauf, 
daß ein Zuderfabritant, welcher mit feiner Jahreserzeugung 
innerhalb des ihm zugewieſenen Sontingents bleibt, 
unter feinen Umftänden zu befürdhten braucht, über den 
feftftehenden Betrag der Steuern hinaus zu nadträglichen 
finanziellen Leiſtungen herangezogen zu werden. Dieſe 


E 
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Sicherheit der Kalkulation läßt fi aber, da aud bie 
Reichskaſſe über die im $. 73 gezogene Grenze nicht in 
Anſpruch genommen werben fol, nur gewährleiften, wenn 
bie Summe der einzelnen Kontingente derartig bejchränkt 
wird, daß die Gefammtmenge des fontingentirten Zuders 
nad) Abzug des Inlandsverbrauchs aus dem Prämien- 
fonds ben vollen gejeplichen Ausfuhraufhuß erhalten kann. 

Bie die Berehnung in Anlage E ergiebt, würde für 
das Jahr 1896/97 das richtige Verhältniß zwiſchen bem 
Prämienfonds und dem Gejammtlontingent gewahrt fein, 
wenn das legtere auf 14 Millionen Doppelzentner (in Rohe 
— fixirt wird, mit welchem Betrage ſich die Summe 

nad Vorſchrift des Geſetzes zu ermittelnden Einzel 
Iontingente annähernd beden wirb. 

Die in der Anlage berechneten Erträge bürften kaum 
zu hoch gegriffen fein, ba ber Inlandstonfum, während ſich 
berjelbe in ben Jahren 1889/90 bis 1894/95 durchſchnitt⸗ 
ih um annähernd 250 000 Doppelzentner jährlich gefteigert 
hat und im Jahre 1894/95 etwa 6,14 Millionen Doppel: 
zentner betrug, in ber Berechnung für das Jahr 1896/97 
nur auf rund 6 000 000 Doppelzentner angenommen, auch 
bie Betriebsabgabe nur in mäßigem Betrage angefeht ift. 

Die vorfihtige Veranſchlagung des inländiihen Zuder- 
verbraudhs für das erſte Jahr ber Geltung des Gejehes 
war allerdings geboten, weil vorausfidtlih ein Theil des 
Bedarfs biejes Jahres durch Zuder, der vor dem 1. Auguft 
1896 in ben freien Verkehr tritt, gededt werden wird, und 
fomit eine mittelbare Verfürzung des Prämienfonds für 
1896/97 durch Zuder der Kanpagne 1895/96 nicht aus— 
geſchloſſen ift. 

Bei jpäterer tiegung des Gefammtlontingents ift 
eine Erhöhung defjelben um ben doppelten Betrag der 
Steigerung des Inlandsverbrauchs für zuläffig erklärt, 
weil die Produktion nicht nur um diejenige Menge, welche 
der Inlandstonfum neu aufnimmt, unbebentlid vermehrt 
werben kann, fondern aus der für diefe Menge entrichteten 
Steuer zugleich auch die Mittel verfügbar werden, um für 
ein gleih großes Duantum zu exportirenden Zuders die 
Ausfuhrzufhüfle zu deden. 

Da der Zuderverbraud in raſchem Anwachſen begriffen 
ift und die für eine längere Periode zu ermittelnde durch— 
fchnittlihe Steigerung deffelben ber thatſächlich zu erwars 
tenden Steigerung nicht gleichtommen würde, fol bei Be 
meflung der Erhöhung des Gefammtlontingents die Differenz 
wiſchen dem Konfum der beiden legten, zur Zeit ber Feſi— 

lung des Gejammttontingents abgeichlofjen vorliegenden 
Betriebsjahre in Betracht gezogen werben. 

Die etwaige vermehrte Aufnahmefähigkeit bes aus- 
ländijchen Marktes darf bei der Abmeffung des Gefammt- 
fontingents nicht berüdjichtigt werben, weil dem Bebarf im 
Auslande feine entjprehende Einnahme im Inlande gegen- 


überfteht. 
u $. 81. 


Die vorliegende — will einem vorhandenen 
Bedürfniß in den Fällen entgegenkommen, wo eine Fabrik 
durch Ereigniſſe der im $. 18 Abſatz 2 gedachten Art 
verhindert iſt, das bereits beſchaffte Material aufzu— 
arbeiten. Die bisher in foldhem Falle übliche Abgabe 
bes Materials an andere Fabriken würde auf Schwierig- 
feiten ftoßen, wenn die legteren nur unter Ueberſchreitung 
ihres SKontingents die Verarbeitung defjelben übernehmen 
fönnten. Es joll daher ein für die in ihrem Ber 
triebe geftörte Fabrik etwa ſich ergebender Kontingentsreft 
übertragen werben fönnen, jedoch nur auf eine Fabrik, 
welche nachweislich die ber betroffenen Fabrik verbliebenen 
Nüben zc. zur Verarbeitung übernimmt. Letztere Ein- 
ſchränkung bezwedt die Verhütung einer mißbräudhlichen 
Ausnugung der in Rede fiehenden Befugniß. 


Nah Lage des Geſetzes kommt der bie Verarbeitung 
übernehmenden Fabrik die ug | aus bem über: 
nommenen Material eventuell bei jpäteren Kontingentirungen 
zu gute. Dies erfcheint fachlich nicht ungerechtfertigt, auch 
würde die Ausſcheidung der bezüglihen Zudermenge aus 
der gefammten Jahresproduktion erheblihe Schwierigkeiten 
bieten. Für die in ihrem Betriebe geftörte Fabrik kann 
nad Umjtänden die Anwendung bes $. 78 Abjah 2 in 
Frage fommen. 

Die Aulaffung einer Mebertragung der Kontingente 
auf ein fpäteres Jahr ift ausgeſchloſſen, weil dieſelbe bie 
Feſtſetzung bes Gefammtlontingents ($. 80) wieder befeis 
tigen würde. ” 


us 

Der Eingangszoll de Suder jeder Art einſchließlich 
der Rübenjäfte, —— und Buderabläufe, der bisher 
36 A für 100 kg betrug, war nad Maßgabe ber in 
Folge bes vorliegenden Gejeges eintretenden Mehrbelaftung 
des im Inlande verbleibenden Zuders zu erhöhen. Dieje 
Mehrbelaftung kann fi, wenn man von einer Steigerung 
des Inlandspreifes um den vollen Betrag ber Ausfuhr- 
zufhüfle ausgeht, für den zum inländiſchen Konfum dienen 
den Zuder auf 24—18=6 M Buderjteuererhöhung und 
5, —2— 3,15. AM Zufhußerhöhung in der Klaſſe b, zufammen 
auf 9,95 „AH. oder rund 9 A. belaufen, jo daß die Neu— 
bemefjung des Zolles auf 45 .M für 100 kg begründet 
€ 


cheint. 

Daß der Zoll für Honig und Kunſthonig auf denſelben 
Betrag feſtgeſeht iſt, rechtfertigt fi aus den Erwägungen, 
welde für eine gleichmäßige Zollbehandlung des Zuders 
und Honig (vergl. Ziffer II, 4 des Geſetzes, betreffend 
die Menderung des Zolltarifgejeges und des Zolltarifs, vom 
18. Mai 1895 — Reichs-Geſetzbl. S. 233 —) mahgebend 
gewefen find. Nachdem durch das Iegtere Geje der Honig 
mit dem Syrup tarifarifch gleichgeftellt worden ift, ericheint 
es billig und zur Vermeidung von Bollabfertigungsichwies 
rigfeiten geboten, die genannten Waaren aud) bezüglich ber 
Feſtſtellung des Nettogewicdhts gleihmäßig zu behandeln. 

In dem den Eingangszoll betreffenden $. 65 Abſatz 2 
bes Gejeßes vom 31. Mai 1891 war nod) eine bejondere 
Vellimmung für Zuder enthalten, welder aus dem Aus— 
lande unter Steuerfontrole zur weiteren Bearbeitung in 
eine Zuderfabrit geht. In joldem Falle konnte nachge— 
lafjen werben, daß der Zoll zunächſt nur in Höhe eines 
um die Inlandsſteuer gefürzten Betrages erhoben und des 
Weiteren der Zuder al3 unverfteuerter inländijcher Rüben— 
zuder behandelt wurde. Für die Beibehaltung diejer Ber 
ſtimmung liegt nad) den gemachten Erfahrungen ein prafs 
tiiches Bedürfniß nicht vor. 

Bu 8.83. 

Es war Vorkehrung dahin zu treffen, daß nicht Zuder 
aus der Kampagne 1895/96, welcher feine Betriebsjteuer 
gezahlt Hat, auch nicht auf das Kontingent für 1896/97 
in Anrechnung fommt und zu ben Zuſchußſätzen bes Ent- 
wurfs nicht berechtigt ift, nach Inkrafttreten bes Iegteren in 
eine Zuderfabrit übernommen und demnächſt unter Inan— 
ſpruchnahme der jegt vorgefehenen höheren Ausfuhrzuſchüſſe 
erportirt wird. 

Der Entwurf fucht diefe Möglichkeit, durch welche die bei 
Bemeffung des Geſammtkontingents und bes Prämienfonds in 
ihrem Berhältniß zu einander vorwaltende Abficht des Ent- 
wurfs unter Umftänden völlig vereitelt werben könnte, im 
8.83 Abſatz 1 zunächſt dadurch auszufchliegen, daß er von 
dem bei Inkrafttreten des Geſetzes auf einer Niederlage 
befindlihen Auder bei deſſen jpäterer Entnahme in den 
freien Verkehr oder in eine Zuderfabrif vorweg einen Be— 
trag erhebt, welcher der höheren Erportbonififation gleiche 
kommt, jo dab aljo der Zuder in, jedem Falle ſchließlich 
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nur die früheren Ausfuhrzuſchußſätze gezahlt erhalten würbe. 
Hanbelt es fih z. B. um Zucker der Safe a, für welchen 
bei der Aufnahme in die Niederlage vor dem 1. Auguft 
1896 der Betrag von 1,25 „AM. gezahlt ift, jo würben bei 
der Entnahme des Zuckers dieſe 1,5 „AM zu erftatten und 
femer 4 — 1,5 — 2,5 AM. zu entrichten fein. Wird dann 
ber Zuder fpäter ausgeführt oder wieder zur Niederlage 
gebracht, jo erhält er einen Zuſchuß von 4 Ä oder 1,25 M. 
mehr, als darauf vorweg gezahlt ift, alfo genau ben 
uſchußſatz des Geſetzes von 1891. Aehnlich verhält es 
ih mit den Zudern der Klaſſen b und e, welche bei der 
Entnahme aus der Niederlage zufäglich 3,05 und 2,05 AM 
zu entrichten haben würden. Eine geringe Verſchiebung 
bezüglich der Höhe der ſchließlich zu gewährenden Zufchüfle 
findet nur — wegen der vorgenommenen Wenberung in 
der Relation zwiſchen den Sägen in ben verjchiedenen 
—— — inſoweit ſtatt, als Zucker der Klaſſe a 
nach der Entfernung aus der Niederlage zu Zucker der 
Klaſſe b oder c verarbeitet und nach der Verarbeitung ex— 
portirt wird. 

Ob ber Zucker aus ber Niederlage zunächſt in eine 
Fabrik geht, um fpäter in das Ausland oder in ben 
freien Berfehr bes Inlandes zu gelangen, oder ob er 
unmittelbar im ben freien Verkehr übergeführt wird, 
macht Leinen Unterfhied. Auch die Belaftung des 
legteren Buders mit ber Differenz zwiſchen bem alten 
und dem neuen Zuſchußſatze entbehrt nicht bes ine 
neren Grundes, da auch bie im Inlande verbleibende 
Waare an ben Bortheilen der Prämiirung des Erports 

eilmimmt. Auf der anderen Seite erjcheint eine ſolche 

elaftung unerläßlidh, weil der nad dem 1. Auguft 1896 
in ben freien Verkehr tretende Zucker der Kampagne 
1895/96 unbedingt ein entſprechendes Ouantum der Pro= 
dultion von 1896/97 vom Inlands= nad) dem Auslands— 
markte verdrängt und fo wenigitens mittelbar zu einer er- 
höhten Inanfpruchnahme des für die Ausfuhrzuſchüſſe aus- 
gejegten Fonds führt. 

Aus bdenjelben Gründen war die gedachte Differenz 
wijchen dem früheren und dem —— Zuſchußſatze 
—— von dem Zucker zu fordern, welcher beim Inkrafttreten 
des Geſetzes im gebundenen Verkehr (auf dem Transport) 
ober in einer Zuckerfabrik ſich befindet. Denn auch dieſer 

der würde, obwohl er aus ber Kampagne 1895/96 


tammt, beim Webergange in das Ausland ober in ben | 


freien Vertehr des Inlands den höheren Brämienvortheil 
genießen und ben Prämienfonds des Betriebsjahres 1896/97 


zu Ungunften des im leßteren Jahre probuzirten Zuders | 
ber Fonds 


möglicherweife in einem ®rabe belaften, da 
zur Prämiirung auch des fontingentirten Zuckers nicht mehr 
ausreicht. 

Eine Ausnahme von ber Einziehung bes Differenz- 
betrages konnte nur bei dem am 1. Augujt 1896 in folchen 
Fabriken vorhandenen Zuder zuläffig ericheinen, von 
denen beim fpäteren Ausgange des Zuders aus ber Fabrik 
dafür die Betriebsſteuer zu entrichten jein würde, da bie 

brifen in demjelben Maße, in weldem fie betriebs- 
euerpflichtig find, auch der Kontingentirung unterliegen, 
würde der in Rede ftehende Buder bei ber fteuerlichen 
Abfertigung ($. 65 Abſatz 1) nad dem 1. Auguſt 1896 
aud auf das Kontingent der Fabrik für das Betriebs: 
jahr 1896/97 in Anrechnung kommen. Es würde alfo 
eine ſolche brit Buder ber Kampagne 1895/96 
im Jahre 1896/97 nur auf die Gefahr einer Kontingents- 
überjchreitung Hin abfertigen laſſen können und fidh bie 
Folgen jelbft zuzuſchreiben haben. Auch würde bas ber 


Altenftüde zu den Verhandlungen des Reichstages 1895/96. 


! 


Bemeflung des Geiammtlontingents ($. 80) zu Grunde 
liegende Prinzip, wonad für die Dotirung des innerhalb 
bes Kontingents hergeftellten und ausgeführten Zuckers der 
Prämienfonds volle Dedung bieten fol, Hierdurch nicht 
berührt werden. 


Nah den gleichen Grundfägen war ferner Anordnung 


zu treffen, daß ber ohne Zuſchußgewährung vor bem 
1. Auguſt 1896 eingelagerte Buder, wenn er Pen gegen 
oder niebergelegt wird, feinen 


——— lung ausgeführt 
öheren als den bisherigen Zuſchuß erhält. Im der 
Niederlegung iſt derartiger Zucker, wenn er nachmals in 
den freien gg oder in eine Zuckerfabrik übergeführt 
wird, gemäß Abi. 1 zu behandeln. 


Bon ben Beftimmungen bes 8. 83 wird ber Auder, 
welcher ſchon vor dem 1. Auguft 1896 über den Bedarf 
bes Jahres 1895/96 hinaus zur Verſteuerung gebracht 
und erft nad Inkrafttreten des Geſetzes zur Dedung des 
Konfums oder zur Ausfuhr verwandt wird, nicht betroffen. 
Eine Belaftung auch dieſes Auders in der im $. 83 ge 
dachten Art erjchiene allerdings an ſich nicht unbegründet, 
fie ließe fih aber nur im Wege einer geſetzlichen Sperre 
beziehungsweife der Nachverjtenerung erreichen, Maßregeln, 
bie durch die Bedeutung des Gegenftandes ſich nicht recht 
fertigen laſſen und deren wirkſame Durhführung überdies 
nad) Lage der Verhältniſſe jehr ſchwierig fein dürfte. 

Ueber die Behandlung des in ben Niederlagen be- 
finblihen ausländiihen Zuders war feine bejondere Be— 
ftimmung zu treffen, ba im biefer Beziehung die allgemeinen 
zollgefeglihen Grundjäge maßgebend bleiben. 

Daß die gemäß $. 83 auflommenden Beträge bem 
Prämienfonds zufließen, folgt unmittelbar aus der Natur 
diefer Beträge, die den nad) $. 73 Abſatz 3 zu erhebenden 
wejentlich gleichftehen, und die im Falle anderweiter Ver— 
wendung ben Bwed, bie Bulänglichkeit des Prämienfonbs 
ficherzuftellen, nicht erfüllen würden. 

u Artifel I ift noch im Allgemeinen zu bemerken, daß 
auf bie Betriebsſteuer die für die Zuderftener gegebenen 
Strafbeitimmungen Anwendung finden. 


Zu Artikel I. 

Die Erhöhung der bisherigen Yuderfteuer um 6 K, 
welche dem Prämienfonds zufließen fol, ift jo bemeffen, 
daß der Ertrag derſelben zuzüglich des Ertrages aus der 
Betriebsjteuer zur Bonifizirung einer Zudermenge ausreicht, 
wie fie fünftig unter der Annahme einer ftetigen Ent- 
widelung ber Zuderinduftrie vorausfihtlih ausgeführt 
werden wird. Die Zugrundelegung eines Exports von 
' 8000000 Doppelzentnern für das Betriebsjahr 1896,97 
(vergl. Anlage E) entſpricht der bisherigen regelmäßigen 
Zunahme ber deutſchen Zuderausfuhr,; die ungewöhnlich 
Jobe Erporiziffer des Jahres 1894/95 ift Hierbei micht 
erücfichtigt. 





Zu Artikel II und IV. 

Die im Artikel III vorgefchlagenen Streihungen in 
dem Tert bed Geſetzes vom 31. Mai 1891 find ohne 
ſachliche Bedeutung. Sie betreffen lediglich Uebergangs— 
beſtimmungen, die feinerzeit für erforderlich erachtet werben 
mußten, in dem gemäß Artikel IV neu zu rebigirenden 

Zuckerſteuergeſetz aber gegenftandlos ericheinen würben. Die 
Aenderung im $. 43 bedarf feiner Begründung. 

Die in Ausfiht genommene Neuredaktion des Geſetzes 
und bie Uebertragung derſelben auf den Neichskanzler 
entſprechen früheren Vorgängen. 
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Bucer-Htatifik für die 


Produktion, Einfuhr, Au 





Be 
triebs, 


jahr. 


1871/72 
1872/73 
1873/74 
1974/75 
1875/76 
1876/77 
1877/78 
1878/79 
1879/80 
1880/81 
1881/82 
1882/88 
1888/84 
1884/85 
1885/86 
1886/87 
1887/88 
1888/89 
1889/90 
1890/91 
1891/92 
1892/98 
1893/94 
1894/95 


Sablder 


aa Ada 1a 





456 
446 
449 
459 
465 
461 
466 
468 
467 


Ber- 


arbeitete 


Rüben 


22 509 182 
81 815 608 
85 287 689 
27567 451 
41 612 842 
35 500 866 
40 909 680 
46 287 477 
48 052 615 
69 222 090 
62 719479 
87 471 587 
89 181 308 
104 026 883 
70 708 168 
88 066 712 
69 689 606 
718 961 830 
98 226 852 
106 288 IM 
9 880 022 
98 119 397 
106 448 515 
145 210 295 












Daraus gegen ohne 

gemonnener 
Buder Zufhuk bezw. Steuer 
(einschließlich vergütung 

des durch — 

Melafjer | | 
entzuderung | Raffi- | 
gewonnenen) Noh- | 

in nirter 
Rohzuder uder 
ba 3 gaaer 
Ba 00 im Mengen von 
. 1% 9. 10. 11. 12. s. | u Is 


1864419] 12,07 |815 882 | 127 806 | 78 298] 497 556 56 665 58091 || 19394 
2625 511| 12,10] 97562] 124 886 | 69 828 | 274 414 81777 79 808 8048 
2910407| 12,13] 84148] 161488 | 610215297102] 118092 67480 21 182 
2564124] 10,15] 89188] 141010] 56 587 ] 276 908 28 888 54 811 | 16 531 
3580482] 11,..| 24526] 145278 | 48897212582] 458 942 12454 | 19 588 
2909227] 12,0] 10172) 77097] 581891125060] 462189| 117858 9867 
8806 091] 10,75] 11674] 49153] 41028) 88881) 712010 228429 6 764 
4801551] 10,7] 15804) 39012] 88825] T9 TIL 1084 TI8| 807527 2243 
4154152] Il,sr| 16764] 29881] 28996 | 65842] 861616 349 —9— 2078 
668341511 1121 12652] 22654] 893220] 560762214 420| 560 601 | 1056 
60982222] 10,.| 15049] 22016) 83189] 57718 |2589 810 543 290 | 615 
8444958 | 10,#| 23705 | 21088] 835 8369| 66515 |8 907027) 785 992) 646 
960609 | 9] 18768] 15577] 82216] 58 772]4 911761) 941148 697 
11467808] 9,m| 20668] 12648) 38372] 58052] 5 587 981 | 1 079 006 408 
8381049] u] 26208] 12800] 28942] 55 772|4 040 7165| 866 985 865 
10182816] 8,6] 15675] 14618] 27166] 46848 | 4 896 501 ‚1542617 414 
5856| 7, 40 789) 15799] 26842) 730913 447 108 | 1 529 566 546 
9908909] 7m} 20164] 19078] 212411] 580988 |4 124 242 | 1798 024 458 
12618584] 7T,m| 21091] 16834 | 25480] 58 240 | 4 988 809 | 2 252 283 618 
18862 214| 7,5] 36940| 27607| 21802] 79818 | 4862404 |2 357 589 318 
11980257] 7,0} 42198] 84995] 52459] 109 908 | 4 866 717 | 2 306 978 204 
12841291] 7,0] 9870| 10054] 4765) 28 154 | 4247447 | 2 706 078 T 886 
18688424] 7,0) 59] 4482| 1204| 11641 |4 866 745 2618487 12660 
18304996] Ta] 7380] 4482| 2682] 18784] 6096 626 13017166 11400 
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Anlage A. 
Beit von 1871/72 ab, 
fuhr und Berbrand. 
Zum inländifchen Ber 
Nach Abzug ber Ausfuhr brauch find in ben freien Auf den Kopf 
(Spalte 16) von der Probuftion | Vertehr gefegt worden der Bevölterung 
(Spalte 7) verbleiben für den (im Robzuder) — An 
inländifdyen Verbrauch Mittlere Berbrauds- 
Ben abgabe 
ohne | mit . ee —— nach nach find 
— Werbrauds-| ¶ zifet. ESbalta 20 Spain eiſ 
Berichtigung der Ginfuht gerbreuche · ABBE (für 1871/72 bis 
(Spalte 12) in Rohzuder abgabe — 1887/88 nad) 
zolls Spalte 18 Spalte 19) 
100 kg netto kg kg Mare. 
18 11. 1 | 10. 20. ) FT FE Fra ET FF 

140 605 8568 | 1728814 2.221 370 — — 40 265 000 im Em = 

178 490 85 559 2447021 2 721 485 _ | _ 41 198 000 5,04 6,4 — 

214 196 19868 | 2696211 2 993 318 -— — 41 605 000 6,0 7,9 * 

106 270 19 929 2457 854 2 184 757 _ | — 42 022 000 5,08 6,6 — 

559 084 84 588 8 021 448 8 288 980 _ — 42 468 000 Tu 7,63 — 

602 444 122 624 2 806 788 2481848 — _ 42 945 000 5,3r 5,06 — 

967 028 148 744 2 888 063 2926 894 _ | _ 48 480 000 6,58 6,1 _ 
1378 658 174 507 2 922 898 8 002 604 _ _ 48 916 000 6,06 6, — 
1341 929 171 576 2 812 228 2 878 086 _ _ 44 396 000 6,38 6, — 

2 838 866 160 782 2796 785 2 851 861 _ _ 41 100 000 6,0 6,54 — 
8 148 581 211188 2 998 641 2 996 864 - _ 45 068 594 6,53 6,8 — 
4 725 442 141478 8 719 511 8 786 026 — _ 45 858 981 8,30 8, - 
5 958 078 255 881 8 648 015 8 701 787 -_ _ 45 656 276 7, 8,u _ 
6 787 280 650 618 4 780 078 4 788 126 _ — 46 002 719 10,55 10,0 _ 
5.008 174 651 206 8 877875 8 488 647 _ _ 46 892 251 7,2 T,an — 
6 611 284 245 508 8 571 582 3618 425 _ _ 46 854 000 7,03 Ta = 
5 147 172 575 468 4441 468 4514 564 _ _ 47 342 000 9,38 9,5 u 
6122499 245 699 8 786 410 8 839 443 3428178 | 8481206 | 48419000 7a | Ta | 37ozussı 
7441 459 170 449 5172075 5 226 315 4981 158 | 4984898 | 49285 000 10,0 10,13 | 58259 000 
7502 265 421 682 5 859 949 5 989 267 5160205 | 5289528 | 49 728 000 10,38 10,4 | 55 782472 
6 929 118 638 7134 5061144 5 161.047 5218109 | 5828012 | 50292000 10,0 10,8 | 56 308 076 
7261581 | 1008598 5.079 710 5 102 864 5551728 | 5574882 | 50758 000 10,04 10,55 | 8451069 
7288 224 512 844 6 400 200 6411841 5788428 | 5745064 | 51287000 11, 11,00 | 92862 994 


10 460 482 485 158 7 844 564 1 868 848 6 187 208 6 150 987 61 817 000 11,4 11,07 99 886 429 
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Nach der amtlichen 


(Großhandels-(Rolo-)Preife nad) den Ermucker ab nähften Bahnhof) 









Rohzucker 
Monat. 






Auguft . . 
September. 
Dliober. 
Rovember . 
Dezember . 
Sanuar,. 
Februar 
Mär 
April 
Mai. 





Jahres durchſchnitts · 
— ä =: — 


Bow | Bü, 











*) Die Breife find für Rohzuder ohne, für Raffinade einſchließlich 


Magdeburg I. Probuft, 
a. * NRend. 92 


— ohne Sad, netto Tara, 3 Monat Ziel — 
1890/91| 1891,92) 1892/98 1898/94| 1804/95] 1895/96 189049192 | 1892/98 | 1898/94 | 1894/95 | 1895/96 








| Rafjinade 
| Brodzuder, Magdeburg 
fiein 


— ohne Faß — 


| | | | 
! 


\ 
r ” von | bis | von | bis | von bie von! bis 
58, 


jo | 58 56 6 — — 5000| 50,14) 46,20 46 


| 


—| |58 56 56 689 








50 |50,0. 50,50 45,50) 46 


57, 56,40 56,0 — 46.0 46 47 


4 \ 
56,| 6740 56 äh 34 44, 60 46,80 | 
56,10 60 8.40 55,00 BB | — — 
J 


4 60 dom ö5 2 Il 2 | — — 
I { I I 
| | a, A 


56.5820 66,0 | 55,05 | ia I I — — 








I 
56,40 | 59,501 55,50 67 62 | ja I — — 


I 


56,| | 58,50) 58 








| | | | 
6, LFI Tue 62 — — 4420 ET zu — 








| | | 
6,1 5 | on || — — 
u, 56,50 62 je 


— — — 








| 


e für die Preife auf die Zeit vor 1892/98 in Betracht 


entwurf, betreffend Abänderung des Zuderfteue 


Kũben von 1890/91 ab. 


Rad der amtlihen Statiftit 
































Raufrüben 
| 
Hamburg fob. Rend. 88 | Jahres durchſchnitispreis 
ıssoisı | 1891/92 | 1892/98 | 1898/94 | 1894/95 1895/96 1890/91 | 1891/92 | 1892/98 | 1898/94 1894/06 | 1895/96 
mom | —— 
| | | | 
son ' bis - bies von | bis | von | bis von | b von bis 
Nas 28,5 | 26,75 27,10 | 25,15 | 28,35 | 27,90 | 82,86 | 22,60 | 25,219/8 10/14 
| | 
mn 286 | 26,10 | 26,00 | 25,05 127,15 128,18 180,44 121,0 2, 8/61. | 10/89 | 
| I 4 | 
zz 202 26,10 | 26,50 28,50 | 25,90 | 28,60 19,15 | 21 D/6 11/1 +1, | | 
Bl | 
Hs 25,90 26,14 28,05 | 27,40 | 28,00 | 24,80 | 26,40 | 17,85 19,00/1!/g 10/7%5 
| | N zwiſchen zwiſchen N 
As Zöas | 28,20 | 29,00 | 27,05 28,0 | Mas 202 170 18 30,8 11/4 leo | Le | 
| | | und unb | 
Mar | 2b,es | 28,50 | 80,04 | 28,10 28,00 | 24,7 [26,5 | 1705119 | — — 20 | 20 | 
4 — — [mn — 
Ss! 27,94 | 28,54 | 29,15 27,00 | 29 126, 26,50 | 18 18 — — in der Regel | 
| 1,00—2 ' 20 2, p — 
| 8,15 26,28 20,20 28,24 80,40 | 25,35 26 19 18 — — * — * 
Tas | 97,00 | 25,68 | 27,15 81.40 | 34,35 22,90 2b) 1810/14 — — | | 
m|27 125,54 26,00 | 34,15 37,45 22,16 | 28,05 | 19,15 | 21, - — | 
Ka | 26,55 | 25,80 2 [in m 28.20 | 25,40 | 18,75 | 20, — — 
Sa Nas 28 286/6681,10 37,10 22,05 2340 1941204 — _ 
i | | | } I 
| | 
| | 
| 
| | i 
| I 
1 | j 
| | | 
| ! 
| 14 | | | 
| || | oo 
In Su a4 | | 
| | | | | 
| | | | 
EERBEnE || 
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Fommı, belief ſich auf 0,0 „4. für 100 kp. 
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Aeberſicht 
über 
den Betriebsumfang der Rübenzuckerfabriken im deutſchen Zollgebiet 


1880/81 bis 1894/95. 
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Zahl t Von den im Betriebe befindbliden Fabriken 
im Be- 
triebe Doppelzentner 
Betriebsjahr — | | HRSAL ISA BER ER: IREN: al 
. | | | | 
isn |8 888333333338 3883833333333333333333 
Ribe-| FSEEERSSTEELLLLITSSTEETTZERREESST LEER 
zuder- 3 — — En Bi nn | an as aa nen in en len Et 55 5 | u — > 
na Soltoltoltoltolt.tolt.t. Soltolt. Eu ta En fa fe 
fabriten| 5 BEE AE RER B RE SB RE SB BESB RE EB REBERE RE 
1. 2 Is Je l/e lm ie\ | mol.) 12. 18] 14|1|10) 1m | 18] 10. | wo 
vom 1. 9. bis | | 
81.7.1880/81 | 333 2/24 45 | 64 | 61 | 57134 |18|12| 9| 4 — —| 2 1 —— — — 
vom 1. 8. bis 
31.7.1881/82 | 348 4/1756 175169 151 | 834 | 13 8/10! 3 1 1 1ll—i—i—-|— 
1882/83 ...] 358 | — | 11| 27139154173 |51 | 36 |20 114112) 4 5 2| 3[| 3/3 | — 
1883/84...1376 — 14 39 46 51 62 657 34 30 183 11 4 4 4 2 211 —1 
1884/85 ...1 408 1 2728156146172 56 48 32 238 106 9 A| 3| 3| 2 2 1 
1885/86 ...| 8399 1 | 34 | 60 | 97 | 85/151 131120! 7| 4| 31 3 1 1 —— — — — 
1886/87 ...] 401 1!21|44 | 61 | 93 | 75/41 | 20 | 21 8 4 3 4 1 2 11l— — 
1887/88 ...| 391 2/1834 |67|83 87 40 27 16 12 532 112 2 — — — 
1888/89 ...| 896 81281421791 84|65 | 28 | 22119] 12| 6 1 2 — 2 li — 1 
1889/90 ...| 401 2/11|36 | 36168178155 1341341191 12| 8) 3| 2| 2 1 2 1 
1890/91 ...| 406 1 513014157181 692|43!301235|117 | 9) 9) 44 — 4 — 
1891/92 ...| 403 3115139151168 | 67 | 51 | 35 21 161 12) 8 3 6| A 1 2 — 
1892/98 ...| 401 | — | 11 | 26 |59 165169 | 50 138 | 24 | 24 | 8| 810 A| — 3 11 — 
1898/94 ...| 405 | — ! 18132 48 165 |56 | 51 | 31 | 36 | 22 18) 7110| 7| 6 5 | — 1 
1894/95 ...] 4065 | — 411411518314 147/481 36135/125971 16|/ 12/1 6 7 5 
| | 
| | | 
| | | | | 
| I | | | 
| | 
BEE | 
| i 
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Doppelzentner 


(Spalte 2) haben an Rüben verarbeitet 
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Anlage D. 


Bufammenftellung 
ber 


Beträge an Vetriebsjteuer, welche die Zuderfabrifen nach $. 65 Abſatz 1 des Entwurfs 
zu entrichten haben würden. 





Dei pro pro 
einer Zuderprobuftion Doppelzentuer 
Zuderprobuftio Im Ganzen ” = Doppelgentner 
von durchſchnittlich 
Doppelzentnern hoͤchſten Staffel 
Mart. Mart. Mart. 
500: en 250 0,06 0,05 
10000 750 0,10 O,orm 
16500: ..- : =. u. 2 1500 Q,ıs 0,10 
D EEE SERIEN 2 500 0, O,125 
OD ee are 3 750 0,25 0,15 
HIN: 5 250 0, O,1s 
35000 ........ 7000 0,35 0,30 
000: 2 9.000 0,0 0,225 
SW 4 11 250 0, 0,2 
5000 . 2.222224. 13 750 0,50 0,05 
66:0008.;.:4.:.2 20. 16 500 0,5 0,50 
880 19 500 0,0 0,2 
65000 .......-.- 22 750 0,5 0, 
WON... ee 26 250 0,10 O an 
15000: ..2:.2.22.%.%% 30 000 0, 0,0 
80000 . ........ 34 000 0,50 0,435 
86 000:.2.2.0. 4. 38 250 O,s6 0, 
SOG 4. 42 750 0,90 O,as 
6000: 47 500 0,95 0,0 
100000 . 2.222... 52 500 1,00 0,535 
105000 . ........ 57 750 1,05 0,55 
110000 ... . ..... 63 260 1,10 0,515 
116.000: , 24 2.2 69 000 1,15 0,0 
120000 ..22...-. 75 000 1,30 0,635 
14340 EB 81 250 1,3 0,65 
300 —— 87 750 1,30 0,515 
135000 ......... 94 500 1,3 0,10 
10000 2.2.2.2... 101 500 1,30 O,125 
145 000 ....... 108 750 1,5 0,15 
160 000 ........ 116 250 1,50 0,15 
135000... 124 000 1,55 0,00 
16000 ....2.... 132 000 1,00 0,835 
165000 .........- 140 250 1,ss 0,8 
170000. ea 148 750 1,70 0,1 
175000 ...2..... 157 500 1,75 0,” 
180000 ......... 166 500 1,50 0,» 
185000 . 2.2.22... 175 750 1,55 0,5 
10000 44.0540 185 250 1,00 0,0 
1985000 ......... 195 000 1,95 1,0 


Reichstag. Altenſtück Nr. 12 Geſetzentwurf, ‚betr. tr. Abänderung des Zuckerſteuergeſetzes. 1040 





Ertragsberechnung für das Betriebsjahr 1896/97. 


Das Gefammt-Kontingent beträgt nach $. 80 bes Entwurfs 
14 000 000 Doppelzentner Rohzuder, 
der Konfum wird — betragen 
nicht unter. . . . . 6000000 ⸗ ⸗ = 5 400 000 Doppelzentner Konſumzucker, 
bleiben zur Ausfuhr mit dem Anſpruch 
auf die vollen Zufhußfäge des $. 70 . 8000000 Doppelzentner Rohzucker. 


Die Zuderfteuer beträgt bei einem Konſum von 5 400 000 — zu 24 . . . 129600000 M 
Davon ab 4 Prozent Berwaltungstoften . . . ar Ser 5184000 = 
Bleiben . . . 124416 000 M 
Hiervon 25 Prozent ($. 73). . =... 81104000 M 
Dazu Betriebsabgabe abzüglich Berwaltungstojten nad) 
Schägung 3 bis 4 Millionen Marl — .. . » » .. 3500000 = 
find zur Beftreitung *— ausſuhrzuſchũſſe vorhanden . . . 34604 000 M 


Die für die Ausfuhr von fontingentirtem Zuder zu zahlenden Zuſchüſſe betragen 
(wegen der Bertheilung auf die einzelnen Ausfuhrflaffen vergl. unten): 
für 4 841 000 Doppelzentner Rohzuder . . zu 4,00... = 19 364 000 M. 


= 2774000 ⸗ Raffinade I . zu 5,5 = — 14563 500 = 
s 69 000 5 » II . zu 440⸗ = 317400 = 
zufammen . . 34244900 = 
bleiben zur Prämiirung des nicht fontingentirten Zuder® . . 359 100 M. 
Die Reichseinnahmen betragen (124 416 000 minus 31104000 =) . . » » » » . » 93312000 M 


Berechnung zur Grmittelung des DVerhältniffes der ausgeführten Raffinademengen zur Gefammtansfuhr. 
Ausfuhr gegen Vergütung: 


100 kg 100 kg 100 kg 
1891/92 . . 4366 717 Robzuder; 2241 861 Kandis- zc. Zuder; 64112 anderer harter Zuder, 
1892/98. . 4247447 = 2646924 = s 59 149 s ⸗ 
1893/94 . . 4366 745 s 2550875 = = 62 562 s s s 
zufammen . . . .„ 12980909 Rohzucker; 7439 660 Kandis- zc. Zuder; 185 823 anderer harier Zuder, 
Durchſchnitt 1891/94.. 4326969 * 2 479 886 s a 61 941 ⸗ ⸗ ⸗ 
oder in Rohzuckerwerth ausgedrückt: 
4 326 969 2 755 465 68 823 
— 60,5 Prozent 38,55 Prozent 0,95 Prozent der Gefammtausfuhr. 
100 Prozent. 
Nah obigem Prozentverhältniß zerlegt fich eine Menge von 8 Millionen Doppelzentner Robzuder in 
4 841 000, 
3082 000 und 
72000 
oder in Rohzuders beziehungsmweife Raffinadewerth — 
Rohzucker. J . 4841 000, 
Raffinade I. . . 2 2.2.2 ...2774000, 
s H.-,.. .; EEE Rr 69 000, 


Altenftüde zu den Verhandlungen bes Reichsiages 1895/96. 182 
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Nr. 113/114, 115. 





Nr, 113/114. 
Anträge 


Nr. 113. 
Colbus und Genoſſen. Der Reichstag wolle beichließen: 
dem nadjftehenden Geſetzentwurf bie verfaffungs: 
mäßige Zuftimmung zu geben: 


Gefet 


wegen 

Abänderung des $. 2 des Geſetzes, betreffend 

die Verfalfung und die Verwaltung Elſaß— 

Lothringens vom 4, Juli 1879 (Reichs-Geſetz⸗ 
blatt ©. 165). 





l 
) 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaifer, 
König von Preußen ꝛc. 


verorbnen im Namen bes Reichs, nach erfolgter Zuftimmung | 
bes Bunbesraths und des Reichstags, was folgt: 


Der s: 2 des Geſetzes vom 2. Juli 1875, betreffend | 
die Verfaflung und die Verwaltung Eljaß-Loihringens, | 
wird in folgender Weile abgeändert: 

„Auf den Statthalter gehen zugleich die durch 
Geſetze und Verordnungen dem Reichskanzler in 
Elſaß⸗Lothringiſchen Landesangelegenheiten über: 
wieſenen Befugnifle über. 

Die durch $. 10 des Geſetzes, betreffend die 
Einrihtung der Verwaltung, vom 30. Dezember | 





1871 dem Dberpräfidenten übertragenen 
außerordentlihen Gemwalten find aufges 
hoben." 

Urkundlich zc. 

Gegeben ꝛc. 

Berlin, den 4. Februar 1896. 

Eolbus. Küchly. Winterer, Guerber. 
Preiß. Charton. Bierfon. 
Unterftügt durch: 

v. Czarliaski. Dieden. Fritzen (Düffeldorf). 
Dr. Krzymiäski. Dr. Lieber (Montabaur). Dr. Rad: 
wahsti. Dr. Rzepnikowski. Dr. v. Wolszlegier 

(Gilgenburg). 


Simonis, 





Rr. 114, 

Dr. Paaſche und Genofjen. Der Reichstag wolle beſchließen: 
ie verbündeten Regierungen zu erjuchen, dahin 
wirken zu wollen, daß bei der Einfuhr von 
Weizen, Roggen, Hafer, Hülfenfrüchten, Gerite, 
Raps und NRübfaat, fomweit fie nicht ausschließlich 
zum Tranſitverlehr beftimmt find, eine Kre— 
ditirung bes Eingangszolles nit mehr 
ftattfindet. 

Berlin, den 4. Februar 1896. 


Dr. Paaſche. 
Unterftüßt durch: 
Bolf. Brund. Dr.v. Cuny. Dreßler. 
Dun (Baben). Dr. Friedberg. Dr. jur. 
r.Hajje. Freiherr Heyl zu Herrnsheim. 
Dofang. Jorns. Kraemer. rüger. Dr. Kruſe. 
r.v. Marquarbjen. Münch-Ferber. Graf v. Driola. 
Dr. Djann. Plade. Duentin. Rimpau. Rothbarth. 
Walter. Wieſike. 


Bapyerlein. 
a 
ammader. 


Nr. 115. 


Mündlicher Bericht der Kommiſſion für den Reichshaushalts Gtat 
über 


die derfelben überwiefenen Theile der Etats für die Verwaltung des Neichäheeres auf das 


Gtatsjahr 1896/97 


— Anlage V —. 


Berichterftatter für die fortdauernden Ausgaben: Abgeordneter von Bobdbielsti. 
Berichterftatter für die einmaligen Ausgaben: Abgeordneter Gröber (Württemberg). 


Anträge ber Kommiſſion: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 


1. die fortdauernden Ausgaben im preußifchen, jächfiihen und württembergifhen Spezial-Etat: 


Kapitel 24 (Gelbverpflegung der Truppen): . 
Titel 2 — Militärärzte, 


Titel 6 und 12 — Uebungen der Dffiziere und Merzte des Beurlaubtenftandes, 


Titel 13 — Unterftügungsfonds; 
Kapitel 26 (Bekleidung zc. der Truppen): 
Titel 1 — Belleidungsämter, 
Titel 6 — Tuchbeihaffung; 
Kapitel 27 (Garnifonverwaltungs= u. Serviswejen): 
Titel 1 bis 17 


mit den bei ben einzelnen Titeln in Anja gebradten Summen und unter den gebraudten 


Bezeihnungen unverändert zu bemilligen; 
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II. die einzelnen Titel und Kapitel der einmaligen Ausgaben ber Etats für bie Verwaltung bes 


Reihsheeres — Anlage V — für ® 


reußen ze, Sachſen und Württemberg, mit Ausnahme der 


unter III. aufgeführten Gtatöpofitionen, jämmtlih mit ben bei ben einzelnen Titeln in Anſatz 
gebradten Summen und unter den gebraudten Bezeichnungen unverändert zu bemwilligen; 


II. die > folgenden Etatspofitionen mit den aus ber nadftehenden Zufammenftellung erſichtlichen 


Aenderungen zu bemwilligen: 


Borlage 


Beichlüffe der Kommiſſion. 


Einmalige Ausgaben, 


Kapitel 5. 


a) Ordentlicher Etat. 


Preußen etc, 


Titel 7. Neubau einer — in Baber 
born, voller Bedarf. . . 88 000 A 


Titel 15a. Zur Vermehrung ber Neeroen an ®er- 
pflegungsmitteln, erfte Rate 1 650 000 ıM. 


Titel 30. Neubau und Ausftattungsergänzung einer 
Kaſerne nebjt Zubehör für eine reitende Mbtheilung 
und ben Re — — früher für drei Abtheilungen 
— Feldartillerie in ———— a. H., zweite Rate 
(erfte Baurate) ’ . 500 000 M. 


Titel 38. Neubau einer Raferne nebft Zubehör für vier 
Esladrons und den Negimentsftab in Dels, ein- 
ſchließlich ber Ausftaitung für eine umd ber Aus: 
ftattungsergängung für drei Esfadrons, erfte Rate (für 
Entwurf und NG ber Bügter des Bau⸗ 
plate . . . 15000 M 


Titel 42. Ergänzungsbauten "vorhandener Kafernen 
zur orbnungsmäßigen Unterbringung eines Pionier— 
Bataillon und zur Aufnahme nod eines vierten 
Bataillons Infanterie in Minden, einfchließlicdh Aus— 
—— zweite Rate (mod) für Entwurf, 
ür &runderwerb und Einebnung eine® Bau=- und 
eines Detail-Ererzirplages) 143 000 AM. 


Titel 51. Neubau und Ausftattungsergänzung eines 
Dienjtgebäubes nebft Kajerne für das Bezirfslommando 
in Hamburg, erjte Rate (für Entwurf) . 7000 M 


Titel 56. Anſchluß ſämmtlicher Militärgrundftüde in 
Hannover an bie fläbtiihe Kanalijation und Aus— 
führung ber damit in Verbindun Pa air Ber: 
bejlerungen ber Bliableiteranlagen, Bedürfniganftalten, 
Neitpläge und Wegeanlagen, legte Rate 302 050 A 


Titel 58. Ermweiterungs: und Umbau, ſowie Aus- 
ftattungsergängung ber Train-Kaſerne in Darmſtadt, 
zur Aufnahme bes Stabes eines Train-Bataillons und 
einer zweiten — — — Nate (erjte 
Baurate) . . 350 000 M 


Titel 62. Neubau Pr Mannfchaftsgebäudes mit 
Nebenanlagen und eines yamilienwohnhaufes, ſowie 
Ausbau der Stallungen zc. auf dem Grundftüd ber 
alten Dragonerlaferne in —— zur Aufnahme 
einer fahrenden Abtheilung Feldartillerie, ferner Neu— 
bau eines 2 ni * Rate 
(für Entwurf) . . Rs 0000 AM 


Titel 71. Wergrößerung des Neuer 
Lodftedt zu einem Truppensllebungsplag für das 
9. Armeelorps, ſowie Vergrößerung des auf demfelben 
vorhandenen Baradenlagers — früher Vergrößerung 
bes Feldartillerie-Schießplatzes Lockſtedt zu einem 
a u BEN das 9. —— — zweite 
NRae ... 800 000 _#. 


zu ſtreichen. 
zu ſtreichen. 
zu ſtreichen. 


zu ſtreichen. 


zu ftreichen. 


zu ftreichen. 


Anſchluß jämmtliher Milttärgrundftüde in Hannover 
an bie ftäbtiihe Kanalifation und Ausführung ber 
damit in Verbindung ftehenben Verbeſſerungen der 
Blipableiteranlagen, Bebürfnißanftalten, Reitpläße und 
Wegennlagen, zweite Rate . . 270000 4. 

(abgejegt find 32 060 A) 
zu ftreichen. 


zu ftreichen. 


Vergrößerung bes Feldartillerie-Schießplatzes Lodſtedt 
zu einem 4500 SHeftar nicht überfteigenden 
Zruppen:llebungspla für das 9, Armeelorps, fowie 
Vergrößerung bes auf demfelben vorhandenen Baraden- 
lagers — früher Vergrößerung des Feldartillerie-Schieß⸗ 
ig Lodjtedt zu einem ri für das 

9. Armeelorps — zweite Rate. : 0009 M 
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Reichstag. 


Borlage 


Titel 111. Neubau einer Kaſerne nebſt ni für 
ein Pionier-Bataillon, jowie einer Offizier-Speileanftalt 
für zwei dergleichen und bie Sngenteur fee ber 
Garnijon in hi i. €, — Rate (für Ent⸗ 
wur). . . . . 15000 M 


Titel 114. Neubau einer Referne nebjt Zubehör für 
ein Bataillon Infanterie nebſt Negimentsjtab in 
Babern, zweite Rate (erfte Baurate) . 500 000 M 


Titel 116. Neubau eines Generaltommando-Dienft 
wohnungs= und Büreaugebäudes für das 16. Armee- 
forps in Meg, einſchließlich Beſchaffung des Mobiliars 
für die Dienftwohnung des fommandirenden Generals, 
erfte Rate (für Entwurf) 10 000 M 


Altenſtüd Nr. 116. 





zu ftreichen, 


zu ftreichen. 


Sachſen. 


Titel 130. Neubau und Ausjtattungsergänzung eines 
A ae und eines Wirthfaftsgebäubes 
das Kaſernement eines Infanterie-Regiments in 
Dresden, erjie Rate (für Entwurf und —— 


Titel 131. ——— und Einrichtung des Artillerie⸗ 
Schießplathes bei zu einem Truppenübungs⸗ 
platze, ſowie zur Herftellung und Beſchaffung ber noth— 
wendigen —— ig Gerätheauss 
ftattung, zweite Rate. . + 2500000 M. 


Neubau und Ausftattungsergänzung eines Familienwohn⸗ 
—— und eines Wirthſchaftsgebaudes für das Ka— 
ernement eines Snfanierie-ftegiments in Dresden, 
erite Rate (für Entwurf) . +. 3000 AM. 

(abgejegt find 27 000° AM) 

unverändert wie bie Borlage unter Aenderung ber Biffern 

j 2100 000 A. 
abgeſetzt find 400 000 AM) 


Württemberg. 
Titel 150. Zur Vermehrung der Referven an Ber: zu ftreichen. 
pflegungsmitteln, erſte Rate . . . 118000 AM. 
Titel 156. Neubau und Ausftattungsergänzung eines zu ftreichen. 


na in — a Nate (für 
Entwurf) . 5000 ,# 


Berlin, den 4. —— 1896. 


Die Kommiſſion für den Reichshaushalts-Etat. 


v. Kardorff, 
Vorfigender. 


v. Popbieläfi, 
Gröber (Württemberg), 


Berichteritatter. 


ad den obigen Vorichlägen find im Ganzen an den Ausgaben für die Verwaltung des Reichsheeres 


N 
(Anlage b bes Reichshaushalts-Etats) 
von den geforderten Summen 


an fortdauernden Ausgaben . 424 845 560 M, 
an einmaligen Ausgaben 
im ordentlichen Etat 40551 845 = 
im außerordentlihen Etat. 11727033 = 


aufammen . 4717124438 M. 


bewilligt abgejett 
424 845 560 M, — AM., 
36 681 795 = 3870050 = 
11727033 = — = 
473 254 388 AM 3 870 050 A] 


Nr. 116. 


Fünftes Verzeichniß der bei dem Reichstage eingegangenen Petitionen. 


Reihötag. Aktenftüde Nr. 117118, 19, 





Nr. 117/118. 
Schleuniger Antrag, 


Nr. 117, 
Bindewald und Genofjen. Der Reichstag wolle bes 
ſchließen: 
ben Herrn Reichskanzler zu erſuchen, zu veran- 
laffen, daß das gegen den Abgeordneten Hirfchel 
beim Amtsgericht VI Frankfurt a./Main ſchwebende 
Strafverfahren — Aktenzeichen ° — für bie 
Dauer ber gegenwärtigen Seffion eingeftellt werbe, 


Berlin, den 5. Februar 1896. 
Bindewald. Dr, Förſter (Neuftettin). Graefe. Hilpert. 


Hirfhel. Iskraut. Klemm (Dresden. Köhler. 
Lieber (Meißen). Liebermann v. Sonnenberg. 
Loge. Müller (Walded),. Dr. Bielhaben. Werner. 
Simmermann. 
Rr. 118. 
Rejolution 





| 





betreffend die Feititellung des Reichshaushalts- 


Etats für das Etatsjahr 1896/97 — Nr. 4 
der Druckſachen —. 


Etat für die Bermaltung des Neichsheeres. 
Anlage V. 
— fapitel 34 Titel 2. — 


v. Podbielski. Der Reichstag wolle beichliegen: 
ben Neichstanzler zu erjuchen, er zu wirken, 
da die nad) $. 9 Ziffer 1 des Geſetzes über bie 
Naturalleiftungen für die bewaffnete Madıt im 
Frieden vom 13. Februar 1875 und vom 21. Jumi 
1887 vom Bundesrath von Zeit zu Beit fejtzus 
ftellenden Borjpannvergütungsjäge zukünftig jo 
hoch bemeijen werden, dab für dieſe Säge die 
nad $. 3 des angeführten Gejeges in erfter Linie 
vorgejchriebene Siherfiellung bes Borjpanns für 
die auf Märſchen, in Lagern oder in Kantontis 
rungen befindlichen Theile der bewaffneten Macht 
durh Ermiethung ermöglicht wird, was bei ber 
353 Höhe der Vorſpannvergütungsſätze aus— 
geſchloſſen ift. 
Berlin, ben 5. Februar 1806. 


v. Bodbielsti. Graf v. Arnim. Graf v. Bismard: 
Schönhaufen. Dr. Boehme. 
Dr. Bürllin. Graf v. Carmer. 
._. v. Colmar = Meyenburg. v». 
r. Enneccerus. Fedderſen. Fink. Frank (Baden). 


Dr. Elemm (Ludwigs 


Fürſt zu Fürftenberg. Günther. Dr. Hahn. Dr. Ham= | 


mader. Dr. Haffe. Freiherr Heyl zu Herrnsheim. 
Hilgendorff. Himburg. Graf v. Holftein. Hüpeden. 
Jacobstötter. Jorns. Graf v. Kanitz-Podangen. 
v. Kardorff. Kraemer. Dr. Kropatihed. Krüger. 
Dr. Freiherr v. Langen. v. Leipziger. Liebermann 
v. Sonnenberg. Graf zu Limburg-Stirum. Frei— 
herr v. Manteuffel. Dr.v. Margquardjen. v. Maſſow. 
Meyer (Danzig). Münch-Ferber. Graf v. Driola, 


Brund, Dr. v. Buchka. 
Dallwip. | 
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Dr. Djann. Dr. Paaſche. Dr. Pieſchel. Blade. 
v. Bloeg. Duentin. Rielehoff-Böhmer Rimpau. 
Graf v. Roon. Sachße. v. Saliid. Schall. 
v. Shöning. Schmwerdtfeger. Siegle. Stroh. 

Walter. Biefile. 
Nr. 119, 
Berichterftatter: 


Abgeordneter Gamp. 


Zweiter Bericht 
ber 
Wahlprüfungs-Rommiffion 

über 

die Wahl des Abgeordneten Stroh im achten 
Wahlfreife des Regierungsbezirks Kaſſel. 
(Erfter Bericht Nr. 149 der Drudjachen III. Seffion 
1894/95.) 


In der Reichstagsfigung vom 26. Februar 1895 ift 


gr beſchl den: 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, ſchloſſen worden 


1. den Beſchluß über die Gültigkeit der Wahl des 
Abgeordneten Stroh auszuſetzen; 

2. den Herrn Reichskanzler unter Mittheilung des 
Berichts zu erſuchen, durch Vermittelung ber König- 
lih Preußifhen Regierung die bei Bunt 1 und 2 
beſchloſſenen Erhebungen zu veranlafjfen und beren 
Ergebni dem Reichstage mitzutheilen. 

In Gemäßheit dieſes Beſchluſſes ift auf Erſuchen bes 
Herrn Reidhsfanzlers von der Königlih Preußiſchen Regie 
rung das Erforderliche veranlaßt und von diefem das Er- 
gebniß der gepflogenen Erhebungen nebjt den Unterſuchungs⸗ 
verhandlungen dem Präfidenten des Reichstages mitgetheilt 


worden. 


Die erſie Behauptung des Proteſtes ging dahin: 

I. Einen Tag vor der Stihwahl fei ein Flugblatt 
verbreitet, in welchem „bas Gentral-Wahlfomitee” bie 
„Gentrumswähler des Reichstagswahlkreiſes Hanau— 
Gelnhauſen-Orb“ aufforderte, Herrn Stroh zu wählen. 
Dieſes mit der Unterſchrift „das Eentrums-Wahltomitee“ 
verſehene Flugblatt (Anlage 1) ſei gefälſcht, vielmehr 
hätte ſich die Majorität des ms-Wahlfomitee für 
Bahlenthaltung ausgeſprochen. Bon dieſer Fälſchung 
habe noch an demſelben Abend Herr Kaplan Schlenke 
in Hanau durch einen Boten mit Namen Johann Reusz 
den Protefterhebern Mittheilung gemadt und fie aufs 
gefordert, in einem befonderen ;Flugblatte dieſe Fälſchung 
aufzudeden. Da es aber hierzu bereits zu jpät geweſen, 
habe er ſich erboten, feinen Barteigenoffen an den ver: 
Ihiedenen Drten auf telegraphiihem Wege Mittheilung 
von der Fälſchung zu machen. Außerdem hätte bie 
„Hanauer Zeitung” (Unlage 2) an demjelben Abend 
einen Artikel, in welchem von Seiten mehrerer Mitglieder 
bes Gentrums-Wahlfomitee das betreffende Flugblatt als 

efälſcht erklärt fei, gebradjt. Troßdem habe das ges 
äljchte Flugblatt die entſcheidende Wirkung gehabt. 
Ueber diejen Punkt find die vorgejchlagenen Zeugen 
eidlih vernommen worden und haben ausgejagt: 
1. Der Kaplar Robert Schlenke: 

Bor der erjten Wahl Habe er mit einer Anzahl anderer 
Geiftlihen Berathungen über die Stellungnahme ber 
Gentrumspartei im Wahltampfe gepflogen und feien fie 
übereingelommen, für den erjten Wahlgang einen eigenen 
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Kandidaten aufzuftellen. Für den zweiten Wahlgang follte 
erſt Stellung genommen werden, nachdem der Ausfall der 
erſten Wahl bekannt geworben. Eine offizielle Beſprechung 
ber Geiftlichen habe aber nad dem erften Wahlgange nicht 
mehr ftattgefunden. Trotzdem ſei vor ber zweiten Wahl ein 
Flugblatt erfchienen, in welchem zur Wahl bes Ab 
geordneten Stroh aufgefordert fei und welches ſich als 
vom Vorſtand der Gentrumspartei herührend bargeitellt 
ätte. Er erachte den Pfarrer Arnold zu Gr. Arheim 
ür ben Berfafler biefes Flugblattes, der an ben Bes 
rathungen der latholiſchen Geiftlichen über die erſte 
Wahl theilgenommen habe und bem ber Auftrag er- 
theilt jei, das erfte Flugblatt für das „Gentrumss 
mwahllomitee“ zu veröffentlichen. Zu ber Veröffentlihung 
bes zweiten Flugblattes habe berjelbe feine Ermächtigung 
gehabt. Die Stimmung fei auch unter ben Geiftlidhen 
darüber, ob durch Eintreten für Stroh oder durch 
Stimmenthaltung die Sozialdemokraten wirkſamer be 
fämpft würden, eine getheilte geweſen; er jelbft fei für 
Stimmenthaltung gemejen. 

Am Tage vor ber Wahl habe er in der „Hanauer 
Zeitung“ einen Artikel veröffentlicht, dab das Flug— 
blatt nicht von kompetenter Seite erlaffen jei,;, am Tage 
der Mahl jelbft habe er an Vertrauensmänner der Be- 
zirke, in denen die Gentrumspartei am jtärkiten vertreten, 
im Sinne von Wahlenthaltung telegraphirt. Pfarrer 
Arnold habe einige Tage vor der zweiten — eine Poſt⸗ 
karte an den Pfarrer Wiegand in Hanau geſchickt, ihm 
mitgetheilt, daß er eine Veröffentlichung für die Stich— 
wahl gemacht und ihn gebeten, derſelben nicht entgegen 
zu treten. 

2. Der Faktor Weißbrod aus Hanau: 

Ihm fei das fragliche FFlugblatt von feinem Vertreter 
mit dem Bemerfen übergeben, daß die Beftellung zur 
Drudlegung duch den Fatholifchen Pfarrer Arnhold 
erfolgt jei, und habe er die Drudlegung angeordnet, da 
er ben Arnhold für ein Mitglied des Gentrumswahl- 
fomitee8® und zu ber Fonafichen Beitellung autorifirt 
gehalten Habe. 


Infolgedeſſen babe er die Flugblätter herſtellen 
laſſen. Am Tage vor ber — habe Kaplan 
Schlenke in der Exrpedition ein Inſerat aufgegeben, 
worin das Flugblatt als gefälſcht bezeichnet fei, er habe 
jedody die Aufnahme deſſelben abgelehnt, weil er ge 
ee Schlenke jei dazu nicht berechtigt, das von 

rnhold als Mitglied des Gentrumsmwahltomitees in 
Auftrag gegebene Flugblatt bejtehe vielmehr zu Recht. 
10, Der Amtsridhter Spinbler: 

Mehrere Tage vor der Stihwahl habe er vom 
Landrath v. Dergen gehört, der Pfarrer Arnhold 
babe im Auftrage des Gentrumsmahltomitees einen jehr 
wirfjamen Wahlaufruf für Stroh verfaßt. Am Tage 
der Stihwahl habe er im Langenjelbold gehört, daß 
Kaplan Schlente an katholiſche Bürgermeifter bie 
Aufforderung gerichtet habe, fih ber Stimme zu ent 
—— Da ihm von der Exiſtenz des Schlenke nichts 
ekannt geweſen und er ſtets gehört habe, daß in der 
Stichwahl das Centrum mit den Konſervativen gehen 
würde und dieſe Partei ſchon im erſten Wahlgange eine 
beſondere Kandidatur nur deshalb anjgehelt habe, um 
zu verhindern, daß die Ffatholiichen Stimmen für die 
Freifinnigen abgegeben würden, jo Habe er ange 
nommen, daß diejes ein Wahlmandver der Sozialdemo- 
fraten jei, und an die Bürgermeifter einiger katholiichen 
Drte telegraphirt, daß Schlenke's Namen mißbraucht 
fei; man möge fih an den Gentrumswahlaufruf halten 
und für Stroh ftimmen. Da er aber inzwilchen gehört, 
daß in der That ein Kaplan Schlenke eriftire, fo habe 
er an benjelben etwa jo telegraphirt: „Ihr Name miß- 
braucht. Fordere Sie auf, die Wähler auf den Gentrums= 
wahlaufruf aufmerffam zu machen.“ Hierauf habe er 
eine Antwort nicht erhalten. 

Am Abend des Wahltages habe er ſich überzeugt, 
daß feine Depefchen wirkungslos geblieben jeien; benn 
nah den Wahlergebniffen aus ben fraglichen Orten 
hatten die fatholifhen Wähler entweder ſich der Stimme 
enthalten oder den Sozialdemokraten gewählt. 

Nah dem Ergebnig ber Beweisaufnahme war bie 


3. Der Pfarrer Hufnagel in Keffelftadt: 

Er fei Vorfigender des Vorftandes der fonjervativen 
Partei und habe das fragliche Flugblatt erft am Tage 
der Stichwahl oder den Tag zuvor zugeftelt erhalten. 
Später jei ihm mitgetheilt, daß daſſelbe von den Gen- 


Kommiſſion einftimmig der Anficht, daß eine Täufhung 
ber katholiſchen Wähler feitens der fonfervativen Parteı 
nicht vorliege. Es fei außer Zweifel, daß das fragliche 
—— von einem Mitgliebe bes MWahlkomitees ber 
entrumspartei verfaßt und dem Lanbrath v. Derken 


trumsmitgliedern Dr. Arnold, Dr. Kihn und Rechts: | zum Zwecke der Veröffentlichung übermittelt ſei. 
anwalt Michel für die — ⏑ ⏑V sbuefohi fei.. | Außerdem jiehe feſt, dab Meinungsverſchiedenheiten 
Durch die Zonfervative Partei ſei das SFlugblatt | über die Haltung der Centrumspartei in Bezug 


auf die Stihwahl im Schoße der Mitglieder des Gen» 
trumswahlfomitees vorhanden gemweien ſeien. Welcher 
Anſicht die Mehrheit dieſes Komitees gemefen, fei zwar nicht 
PEN —— * * ae fämmtlidder Mit- 
Zandesdireltor Freiherr v. Riedeſel, | bet wahrend Bene erunden habe; es fei 
: | r arrer Arnhold aud 
ber iyormenfgreiner Jean Zieh, Worfipenber bed | „ug andere Mitglieder des Wahltomitees der —— 
partei (Paſtor Kihn und Rechtsanwalt Michel) dem von 
erſterem verfaßten Wahlaufruf zugeſtimmt hätten. 
Der zweite Proteſtpunkt bezog ſich darauf, daß 
in Helfersdorf folgende ſieben Perſonen am 28. Juni 
je einen Stimmzettel mit dem Namen Guſtav Hoch in 
Frankfurt a. M. abgegeben haben: 1. Heinrich Kauf— 
mann II, 2. Heinrih Leis, 3. Adam Neidhardt, 
4. Conrad Schauberger, 5. Löb Strauß, 6. Georg 
Wienhold (bei Herm Löb Strauß), 7. Johannes 


nicht verbreitet worden. 
4. der Goldarbeiter Dito Lang, N 
5. der Redakteur Georg Heybt, | 
6. der Hausburſche Johann Reuß, 
T; 
8. 


Eentralwahltomitees der ſozialdemolratiſchen Partei, 
haben über die Entftehung und Verbreitung des Flug— 
blattes nichts MWefentliches zu befunden vermodt. 

9. Der Faktor Guſtav Straeder: 

Einige Tage vor ber Stichwahl habe er das frag- | 

liche Flugblatt von dem Landrath v. Dergen erhalten, | 
um mplare herzuftellen. Das Manufkript fei in 
einem Briefe des Pfarrers Arnhold an den Landrath 
v. Dergen enthalten und etwa überfchrieben geweſen: 


„Nachſtehenden Aufruf bitte ich in der Druderei Edert, Schneider, ſämmilich in Helfersdorf 
bes evangeliihen Wailenhaufes in jo viel Erem- | und dab troßdem bei der amtlichen Feſtſtellung nur vier 
plaren herſtellen zu laſſen, als Aufrufe für die Wahl | Stimmzettel mit diefem Namen vorhanden gemejen feien. 
bes Stroh von der EZonjervativen Partei gefertigt | Sämmtlihe Zeugen haben von der Berechtigung, ihr 
ſeien.“ Zeugniß zu verweigern, Gebrauch gemacht. 








Reichstag. Aktenſtück Nr. 120, 121. 
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Hiernady beantragt die Kommiffion einftimmig: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
die Wahl des Abgeordneten Stroh im 
achten Wahlkreiſe des Regierungsbezirts 
Kaſſel für gültig zu erklären, 
Berlin, den 6. Februar 1896. 


Die Wahlprüfungssftommiffion. 
Spahn, Vorfigender. 
Dr. Böhme, 


Böh 
—— 


Auer. 
» &cmieder. 


Nr. 120. 
Snterpellation, 


Freiherr Heyl zu Herrusheim. Prinz Heinrich zu 
Schönati-@arola h. Baſſermann. Dr. Haſſe. 
Dr. Oſaun. Graf v. Oriola. 

Im Verfolg des Beſchluſſes des Reichstages vom 
11. Mai 1885 find dem Reichstag am 29. April 
1887 die Ergebniffe der von den Bundesregierungen 
angejtellten Grmittelungen über die Lohnver: 
hältniffe der Arbeiterinnen der MWäfchefabrifation 
und der Stonfettionsbrande, ſowie über den Verkauf 
oder die Lieferung von Arbeitsmaterial (Näh— 
faden ꝛc.) jeitens ber Wrbeitgeber an bie Ars 
beiterinnen und über die Höhe der dabei be= 
rechneten Preiſe zugegangen. 
Nachdem fih die Lage biefer Arbeiterinnen feit 
jener — noch ungünſtiger geſtaltet hat, richten 
die Unterzeichneten die Anfrage an bie 
verbündeten Regierungen, 
welche geleßgeberiihen Maßnahmen dieſelben 
zum Schuß für Gejundheit und Sittlichkeit und 
gegen Ausbeutung dieſer Arbeiterinnen dur 
das Trudiyftem zu ergreifen beabfichtigen? 
Berlin, ben 7. fyebruar 1896. 

Freiherr Heyl zu Herrnsheim. 

Schönaich-Caroläth. Baſſermann. Dr. Haffe. 

Dr. Djann. Graf v. Driola. Dr. Boehme. oltz. 

Brunck. Dr. Bürklin. Dr. Clemm (Ludwigshafen). 

Dr. v. Cuny. Dresler. Dr. Enneccerus. Fink. 

Bruns (Baben). Dr. Friedberg. Fürſt zu Fürften— 

erg. Dr. Hammader. Jorns. Kraemer. Krüger. 

Dr. v. Marquardſen. Münch-Ferber. Dr. Paafche. 

Dr. Biefhel. Plade. Duentin. Rimpau. Roth— 

barth. Schwerbtfeger. Siegle Walter. Weber 

(Heidelberg). iefife, 


Prinz Heinrich zu 


Nr. 121. 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Brandenburg. 


ber 
MWahlprüfungs-Aommiffion 
über 
die Wahl des ausgejchiedenen Abgeordneten 
Wamhoff im vierten hannoverſchen Wahlkreife. 


Die Beweiserhebungen, welche in Gemäßheit der An— 
träge der Wahlprüfungs-Kommilfion vom M. Januar und 


v. — Stephan (Beuthen). 





12. April 1894 durch den Reichstag beichlofjen find, haben 
jtattgefunden und lagen der Kommilfion vor, ad am 
10. März 1895 eine Mittheilung wegen der in Diſſen ſtatt— 
gefundenen Wahlfälihung an den Reichstag gelangte, 
welche in der Anlage I abgedrudt ift. 


Die Mehrheit der Kommiffion urtheilte darüber: daß 


ein fo außerordentliches, ſchwerwiegendes Ereigniß in Hin— 
ſicht auf den Artilel 27 der Reichsverfaſſung, wonach der 
Reichstag die Legitimation ſeiner Mitglieder zu prüfen und 


| darüber zu entjcheiden hat, bei der Wahlprüfung ex officio 


zu berüdjichtigen ſei; während eine Minorität die Meinung 
vertrat, daß die Geltendmachung der ag tieren rü- 
kludirt jei, weil diejelbe nicht innerhalb der zehntägigen 
Präflufionsfriit zum Gegenitand eines Proteftes gemadht jei. 

Anſtatt jedoch eigene Beweiserhebungen des Reichstags 
a veranlaffen hat die Wahlprüfungs-Kommiffion beſchloſſen, 
a8 Ergebniß der anhängigen gerichtlichen Unterfuchung 
abzumarten. 

Die gerichtliche Unterfuhung ift bei dem Landgericht 
in Osnabrüd nad verfchiedenen Richtungen geführt. Es 
kommen bie Akten, betreffend: 

1. die Anflage gegen den Wahlvorfteher, Gemeinde: 
vorfteher Weltendarp in Dijfen wegen Wahl— 
älfhung, abgeichloffen durch das freifprechende 
riheil vom 25. Juli 1895, 

2. die Wiederaufnahme diefes Verfahrens auf Grund 
eines Geftänbniffes des Weftendarp, abgeſchloſſen 
durch den Einftellungsbeihluß der Staatsanwalt: 
ſchaft vom 6. Dezember 1895, 

3. die Anklage gegen benfelben @emeindevorfteher 
Weſtendarp wegen unberecdtigter Feſtnahme des 
Malermeifterd Reinersmann, abgefchloffen durch 
das verurtheilende Erlenntniß der Straflammer 
vom 29. Muguft 1895 

in Betracht. 

Auf betreffendes Erfuchen hat die Staatsanwaltfchaft 
das Urtheil zu 1 vom 25. Juli 1895 (Anlage II) mit- 
geiheilt und der preußifche Herr Juftigminifter die ihm von der 
Staatsanwaltfhaft zugegangenen Akten der Wahlprüfungs- 
Kommilfion durch einen Kommiffar vorlegen laſſen. 

Der letztere verlas daraus einige vom Berichterftatter 
bezeichnete Atenftüde, deren Inhalt zum Sipungsprotofoll 
feftgeftellt ift. Derſelbe erklärte daber auf Befragen unter 
Bezugnahme auf den beftehenden Verwaltungsgrundſatz, 
daß er bie Herausgabe der Akten zur Einfihtnahme ber 
Kommiffion nicht glaube in Ausficht ftellen zu können. 
Mit Rüdfiht hierauf befhloß die WahlprüfungssKommiffion 
mit 7 gegen 5 Stimmen, dab das nur theilmeife zur 
Kenntnignahme ber Kommiffion zu bringende Aktenmaterial 
von ber Berathung und deren Berichterftattung aus— 
zuſchließen ſei und lediglich das —— Urtheil als 
Grundlage der Verhandlung zu dienen habe. 

Zur Weiterberathung der Sache wurde ein neuer 
Termin bejtimmt. Im demfelben gab der Vorſihende ein 
Schreiben bes Abgeordneten Bamhoff bekannt, des ar 
daß er dem Reihstagspräfidenten die Nieberlegung feines 
Manbats erklärt habe. 

Ein Theil der Kommiffion vertrat die Anficht, daß 
hiernach von der zwedlos gewordenen Berichterftattung ab- 
äujehen ſei. Dagegen wurde geltend gemadjt: daß die der 
Kommiffion vom Reichstag geftellte Aufgabe, über das Re 
fultat ber Beweiserhebungen zu berichten, annoch beftehe 
und zu erfüllen fei; wenn es durch die Mandatsnieder- 
legung auch unnöthig geworden fei, Daraus bie Konjequenz 
für die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Wahl zu ziehen. 
BVorliegenden Falls handele es ſich aber nicht nur Hierum, 
fondern auch um die eventuelle Rektifitation eines Land— 
raths wegen amtliher Wahlbeeinfluffung; außerdem habe 


Mor, 77, 
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die in Frage ftehende Wahlfälihung nit nur für a 
Gültigkeit der Wamhoff'ichen Wahl, Asa für die Zuver: 
läffigfeit der Wahlen überhaupt eine den Reichstag in hohem 
Maße intereffirende Bedeutung. Ein Mitglied der Kom— 
miffion bemerkte, daß das Verfahren bei der Altenvors 
legung, das er zur Beipredhung zu bringen gebenfe, bie 
Kompetenz des Reichstags berühre. 

Die Mehrheit der Kommiſſion beſchloß hierauf bie all 
gemeine Berichterftattung an den Reichstag, indem fie einen 
Antrag: ben Bericht auf das für die gedachte Reklifikation 
relevante Material zu beichränten, ablehnte. 

Was nun die Wahlfälihung in Diffen anbetrifft, jo 
ipricht das Hierfür allein in Betracht zu ziehende Urtheil ben 
Wahlvorfteher Weftendarp zwar frei, ftellt dagegen den 
objektiven Thatbeftand der Wahlfälihung feſt. Es fpricht 
aus: „Nad dem Gejagten muß angenommen werben! daß 
ein unrichtiges Ergebniß ber Wahlhandlung vorſätzlich her— 
beigeführt worben ift: 

1. durch Hinzufügen von Kreuzen hinter Namen von 
Perſonen, welche gar nicht gewählt haben, 
2. durch Hinzufügen von Zetteln zu ben thatfächlich 
abgegebenen“ 
und ferner: „die Verhandlung hat ergeben, daß das nad) 
den Wäphlerliften und dem Protokoll jowie nach der Gegen- 
lifte fich ergebende Reſultat nicht das richtige fein kann.“ 

In erfter Hinficht führt das Urtheil 16 Fälle an, in 
denen die Zeugen mit aller Beftimmiheit bekundet haben, 
nicht gewählt zu haben, obſchon fie in der Lifte als gewählt 
* ekennzeichnet und im Protokoll mitgezählt find, 
owie 5 Fälle, in denen bie Zeugen Be nicht gewählt 
zu haben, und einen al, wo ein Name in der Wähler: 
lifte von Diffen angekreuzt iſt, obſchon eine Perjon des 
Namens in Diffen gar nicht exiflirt. 

Ein Mehreres nimmt das Urtheil nicht als bewieſen 
an — beſonders nit: daß im Wirklichkeit mehr Wahl: 
zettel für v. Schele wie die in der Urne vorgefundenen 
2 v. Schele’shen Wahlzettel abgegeben jeien, obſchon 
9 Zeugen die Abgabe von Wahlzetteln für v. Schele bes 

ten. Der aus dem Umftande: daß bei der Wahl eine 
olche Wühlerei mit Schnapsbowlen zc. geherricht habe, daß 
den Zeugen bie Wahlzettel hätten unbemerkt vertaufcht 
werben Zönnen, entnommene Grund ift übrigens für die 
Verläßlichkeit des ganzen Wahlverfahrens bezeichnend. 

In letzter Hinſicht ift, ſoweit ſich die Fälſchung der 

nden, namentlich der Wählerliſten, aus Obigem nicht 
ohne Weiteres ergiebt, das Folgende hervorzuheben. | 

Im Wahlprototoll ift konftatirt, daß die Zahl der in der , 
Urne vorgefundenen Wahlzettel (573) mit der Zahl der Kreuze | 
in den Wahlliften geftimmt habe. Diefe Uebereinftimmung | 
ift jet vorhanden, da die Zahl der Kreuze in den Wahl: 
liften gegenwärtig 573 beträgt. Zur Zeit ber Protofollirung | 
war fie dagegen nicht vorhanden. 


Ausweislich des Urtheils „find nad) der Ausfage des 

eugen Thias in der von ihm geführten Lifte, als er die- 
elbe beim Schluß der Wahlhandlung dem Angeklagten 
(Weftendarp) übergab, drei Namen von Wahlberechtigten, 
melde, wie der Zeuge glaubt, ihr Wahlrecht nicht aus— 
geübt haben, noch nicht mit einem Abftimmungszeichen, emem 
Kreuze, verjehen geweſen. Später find hinter die betreffen: 
ben Namen Kreuze gelegt worden”. Dann heißt e8 im 
Urtheil: „Ferner ift hinter den in der Diffener Wahlliſte 
unter ben Nummern 41, 43, 78, 120, 161, 162, 220 und 
263 ftehenden Namen offenjichtlih das Kreuz mwegradirt. 
Dies läßt fih nur jo erllären, daß man dadurch eine 
Uebereinjtimmung zwiſchen der Zahl der Kreuze in ben 
Wahlliſten — von denen mehr hinzugefügt waren als 
Bettel zu den wirflid) abgegebenen — mit der Anzahl der 
ern dem Protokoll abgegebenen Stimmen hat herbeiführen 
wollen.” 

Wenn e3 nun nad den Umjtänden ausgeſchloſſen ift, 
daß bieje Rafuren während der Wahlhandlung in conspectu 
omnium vorgenommen find, jo lag die Sache beim Schluß 
ber nn jo, daß jene 3 Kreuze weniger und 
dieſe 8 Kreuze mehr in den Wählerliften fanden, wie jet 
darin an den betreffenden Stellen jtehen. 

Somit erweiſt fih auch das Wahlprotofoll als 
gefälicht. 

Andererfeit8 weiſen die Thatjahen, zufammengehalten 
mit den Funktionen, welche den einzelnen Mitgliedern des 
Wahlvorftandes bei der Wahl oblagen, mit Nothwendig- 
feit auf die Beiheiligung Mehrerer hin. 

Das Reſultat der nachgewieſenen formellen und mate- 
riellen Fälſchungen it: daß die vom Geſetz vorgeſchriebene 
Beurkundung der Wahl allen Glauben verloren hat und 
bie Richtigkeit der Stimmenabgabe mit 571 Stimmen für 
Bamboft und 2 Stimmen für v. Schele in einem nicht 
zu ermeſſenden Umfange in Frage geftellt ift. 

Nah dem Abſchluß der gerichtlichen Unterſuchungen 
ift am 25.November 1895 eineEingabe des nationalliberalen 


Bereins in Osnabrüd (Anlage IN) an den Reichstag er= m, 


folgt, welche ſich auf eine aus Diffen ergangene Denunziation 
an die Staatsanwaltichaft wegen einer angeblichen ek: 
fälfhung in Glandorf fügt und mit den Worten ſchließt: 
„wie wir annehmen dürfen, wird auch baldigjt die Vor— 
unterſuchung gegen den Wahlvorfteher in Glandorf eröffnet 
werben.“ Wie die Staatsanwaltihaft jedoch hierher mit 
getheilt Hat, ift daS eingeleitete Vorverfahren aus Mangel 
an Beweis eingeftell. Ein weiteres Eingehen auf die Ein= 
gabe ift unmöthig. Someit in ihr nur Inforreltheiten, Un— 


' regelmäßigkeiten beim Wahlverfahren behauptet find, ift fie 


zudem präflubirt. Daſſelbe gilt von einer erneuerten Ein- 
abe vom 7. Januar 1896, welche die Einftellung des Ver: 
er zwar beftätigt, jedoch unter Berweifung auf ben 
Inhalt der erjten Eingabe um Seranziehung der ftaats- 


anwaltlichen Akten bittet, die nicht zu erreichen war. 


Es erübrigt, auf bie zu Anfang des Berichts erwähnten Beweiserhebungen zurüdzulommen: 


1. ob dem Herausgeber des Kreisblatts in Quakenbrück, 
Buddenberg, vom Landrathsamt in Berjenbrüd, ge 
zeichnet v. Seefeld, nicht geftattet worden ift, ein 
Anferat des Inhalts: daß die Sozialdemokraten bei 
der Stihwahl am 26. Juni für den Freiherrn von 
Schele einzutreten hätten, aufzunehmen — unter der 
Androhung der eventuellen Entziehung bes Kreis— 
blatts (Nr. 3 des Proteftes II) 


durch gerichtseidliche Vernehmung der ꝛc. Budden— 
berg, Upmann und Karlem als Zeugen 
unter Einforderung bes betreffenden Rejfriptes 


ad 1 lautet der in beglaubigter Abſchrift vorgelegte 
landräthlide Erlaß, erlaſſen am 17. Juni (2 Tage nad 
der Hauptwahl) und erpedirt am 20. Juni (1 Tag nad 
der am 19. Juni ftattgehabten amtlidhen Ermittlung des 
Wahlergebnifjes) wörtlich: 


Berfenbrüd, den 17. Juni 1893. 
Gelegentlich der jeßigen Reichſstagswahl Hat bie 
Nedaktion einen Wahlaufruf der ſozialdemokratiſchen 
Partheileitung für die Wahl Bebels gebradht. 
Dak fi) ein amtlihes Blatt dazu hergiebt, Die 


ul. I, 


ſowie durch Einholung amtlicher Auskunft vom 
Landrathsamt refp. dem NRegierungsafleflor 
von Seefeld. 
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Zwecke einer jo anerkannt ftaatsfeindlichen Parthei, wie die 
der Sozialdemokraten zu fördern, Halte ich für unzuläffig. 

Im Wiederholungsfalle werde ich es für angezeigt 
halten, zuftändigen Ortes dahin zu wirken, daß bem 
dortigen Blatte ber Gharakter und die Vortheile eines 
Kreisblattes entzogen werben. 


Der Landrath. 3. A. v. Seefelb. 


An die Redaktion des Kreisblattes zu Quakenbrück. 
Ar. 10419. 


In der amtlichen Auskunft des Landraths ift hervor- 
gehoben: 

„Es ift richtig, daß ich dem Redakteur des Berjen- 
brüder Kreisblattes, Buddenberg zu Duafenbrüd mein 
Mipfallen darüber habe zu erkennen gegeben, daß er ben 
Aufruf der jozialdemokratiihen Partheileitung in jein 
Blatt aufgenommen hatte. 

Die Verfügung, welche in beglaubigter Abſchrift bei— 
liegt, ift unmittelbar nad ber Hauptwahl und bevor 
fejtitand, ob eine Stihwahl ftattfinden folle, nieberges 
geiärieben und da Mundirung und Abfertigung einige Zeit 
in Anſpruch nimmt, erft am 20. Juni 1893 abgegangen. 

Es hat damit den Anjchein, als ob die Verfügung 
für die Stihwahl hätte verwerthet werden follen. Diefe 
Abficht Ing mir fern. Die Verfügung beabfichtigte wohl 
ben ſozialdemokratiſchen Beftrebungen entgegen zu treten, 
nicht aber gegen die Stihwahl zu wirken.” 

Darum fommt dem Erlaß jedoch eine lediglich retro— 
ipeftive Bedeutung nicht zu. Er wendet ſich vielmehr all» 
gemein gegen eine Wiederholung. Die Stihmwahl, die zu= 
dem bei ben legten Wahlen immer ftattfand, bot dazu Die 
nächfte Gelegenheit und war einerlei — ob fie Dabei ſpeziell 
ins Auge gefaßt ift — in dem Erlaß einbegriffen (dulus 
eventualis). 


Außerdem ift ein Schreiben des Inhalts: 
Quafenbrüd, 22. 6. 93. 

Antwortlic Ihres Schreibens vom 17. cr. Nr. 10419 
erſuche ih Ew. Hohmohlgeboren gütigft zu entſchuldigen, 
9 ih den Wahlaufruf von ſozialdemokratiſcher Seite 
aufnahm. In der Eile wurde bieles Vergehen überfehen. 

Mit aller Hochachtung zeichne Ew. Hochwohlgeboren 

ganz ergebenft 
ge. p. 9. Buddenberg. 
An Herrn Landrath v. Liebermann, 
Hochwohlgeboren Berjenbrüd. 
produzirt und daraus gefolgert: 

„Auch ohne meine Verfügung würde ber Rebafteur 
Bubdenberg zu Duafenbrüd einen Wahlaufruf von 
—— — Seite nicht mehr aufgenommen haben, 
da, wie das ebenfalls in beglaubigter Abſchrift beige: 
fügte Antwortichreiben vom 22. Juni 1893 bezeugt, Die 
——— Aufnahme auf einem Verſehen beruht hat. 

Der Landrath. von Liebermann.“ 

Dieſe Folgerung iſt nad) den Umftänden als eine zus 
treffende nicht zu erachten, zumal nad den Hierunter 
abgedrudten Ausſagen der vernommenen Zeugen Budden— 
berg, Upmann und Karlem: 

„Beichehen Kgl. Amtsgericht Quakenbrück, 
Pr 6. Juni 1894. 


g. 
Amtsrichter v. Hugo. Referendar Schröder. 


In Sachen betreffend die Wahl des Abgeorbneten 
Wamhoff erſchienen auf Ladung als Zeugen die nad: 
188 
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benannten Perſonen, welche, nachdem fie mit dem Gegen: 
ſtande der Vernehmung bekannt gemacht und auf die 
Bedeutung des Eides hingewieſen worden waren, einzeln 
in Abweſenheit der jpäter zu vernehmenden als Zeugen 
vernommen wurden, wie folgt: 


1. Buchdruckereibeſitzer Buddenberg, nach Leiſtung 
des Zeugeneides 

3. P. Ich heiße Johann Heinrich Buddenberg, 
bin 69 Jahre alt, Iutherifh, Buchbrudereibefiger 
und Herausgeber des Berienbrüder Kreisblattes hier— 
jelbjt. 3. ©. überreichte Zeuge das anliegende Reſtript 
des Kgl. Landraths zu Berjenbrüd d. d. 17. Juni 1893, 
gez. v. Seefeld und erflärte auf Befragen: Ein weiteres 
Refkript ift mir nach meiner Erinnerung in diefer An— 
gelegenheit feitens des Kgl. Landrathsamts nicht zus 
gegangen. 

vorgelefen, genehmigt 
Heinrih Budbenberg 
unterjchrieben. 


2. Kaufmann Auguſt Karlem Hierjelbft, nach Leiftung 
bes Beugeneibes. 
3.8. Ih heiße Auguft Karlem, bin 52 Jahr alt, 
fatholiiher Religion, Kaufmann zu Duafenbrüd. 

3. S. Bor der legten Reichstagsſtichwahl erſchienen 
mehrere Sozialdemokraten, unter Andern der Bürſten— 
arbeiter Bernhardis hierſelbſt in meinem Haufe, und 
theilten mir mit, daß in einer Berfammlung von An— 
Dante der fozialdemokratifhen Parthei einftimmig be— 
chloſſen worden fei, bei der Stihwahl für den Freiherrn 
v. Schele einzutreten. Bernhardts erzählte mir dann, 
daß er bei Bubdenberg geweſen fei und ihn erſucht habe, 
im Kreisblatt eine an die Sozialdemolraten gerichtete 
Aufforderung, bei der Stichwahl ihre Stimmen für den 

rhrn. v. Schele abzugeben zu imjerieren; Buddenberg 
abe ſich indeifen gemweigert, ein derartiges Injerat aufs 
zunehmen. Ich ftellte in Folge biefer Mittheilung den 
Kolporteur Stolte, welder, da der Herausgeber des 
Kreisblatts, Buddenberg, Alters und Gedächtniß-ſchwach 
ift, in der Hauptſache bie Geſchäfte des Berjenbrüder 
Kreisblatts beforgt, zur Rede, worauf Stolte mir er— 
wieberte, daß er derartige Inferate nicht bringen dürfe 
und baß er mir in den nächſten Tagen Näheres hier- 
über mittheilen werde. Am folgenden Tage lam Stolte 
wieder zu mir und zeigte mir ein Neflript des Kol. 
Landraths, a v. Seefeld, vor, in weldem der Re— 
daktion bes Berjenbrüder Kreisblatts hierſelbſt eröffnet 
wurde, daß dem Sreisblatte die Vortheile eines ſolchen 
entzogen werben würden, falls es nochmals einen Wahl- 
aufruf der ſozialdemokratiſchen Partheileitung bringe. 
Dem Zeugen wurde hiernächſt das von dem Zeugen 
überreichte Reſtript vorgelegt, worauf Zeuge 
erklärte: 

Diefes Reſkript ift mit dem mir von dem Kolporteur 

Stolte vorgezeigten identiſch. 
vorgelefen, genehmigt 
Aug. Karlem 
unterfchrieben. 


3. Nentier Upmann, nad Leiftung des Peugen- 
eides: 
3. P. Ich Heiße Theodor Upmann, bin 60 Jahr alt, 
katholischer Religion, Rentier zu Dualenbrüd. 

. © Im Juni vorigen Jahres Zur vor 
der Reichstagsjtichwahl theilte mir der Bürftenarbeiter 
Bernhardts hierſelbſt, welcher der jozialdemokratifchen 
Partei angehört, mit, dab die Sozialdemokraten 
beſchloſſen hätten, bei der Stihmwahl für ben Frhrn. 
v. Schele zu ſtimmen; er habe Bubdenberg er- 


2. ob bei der Wahl in Evinghaufen (70. Wahlbezirk 
bes Kreiſes Berſenbrück) am 26. Juni von Mittags 
12'/, Uhr bis 19/, Uhr nur 2 Mitglieder: Kolon 
Meyer und Schmied Kuhlmann, des aus dieſen 
und den Kolonen Bruning und Makmann bes 
ftehenden Bahlvorftandes im Wahllofal zugegen waren 
(Nr. 5 deflelben Proteftes) 

durch gerichtseidliche Vernehmung der Zeugen: 
Kolonen Meyer in Uptrup, Bruning in Eving— 
haufen und Groß-Helmkamp daſelbſt event. 
nichteibliche Vernehmung des ꝛc. Bruning. 

3. ob zc. Petſch, weldher am 26. Juni bei der Wahl in 
Bramſche (67. Wahlbezirt des Kreifes Berjenbrüd) 
abftimmte, zu biefer Zeit aus öffentlichen Armen- 
mitteln Unterftüßung bezog, 

durch Einholung amtlicher Auskunft vom Bürger: 
meifter in Bramſche. 

4. ob bei der Wahl am 26. Jumi in a rg 
(11. Wahlbezirk des Landkreifes Dsnabrüd) die in 
dem Proteſt III behauptete Beeinfluffung, beſonders 
Kontrolirung der Wahl der wirthihaftlid abhängigen 
Arbeiter durch die für die nationalliberale Kandidatur 
eingetretene Hüttenverwaltung ftattgefunden hat 

durch Heranführung der Arbeiter von der Arbeit 
zur Wahl unter Beobachtung von Angejtellten 
der Hütte; 
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fucht, eine an die Sozialdemokraten gerichtete Aufforde— 
rung für ben Frhrn. v. Schele einzutreten, in das Kreis— 
blatt aufzunehmen, Buddenberg habe Solches jedoch unter 
Bezugnahme auf ein ihm vom Kgl. Landrathsamte zu 
Berjenbrüd zugegangenes Schreiben verweigert. Als 
ich dieferhalb dem in dem Buddenberg'ſchen Geichäfte 
angeftellten Kolporteur Stolte Vorhaltungen machte und 
ein derartiges Verhalten als incorrelt bezeichnete, er— 
wiederte mir Stolte, er bebauere fehr, nicht anders han- 
deln zu können, es fei ihm ernftlich unterfagt, Inferate 
ſeitens der ſozialdemokratiſchen Parteileitung aufzus 
nehmen. Als ich die Nichtigkeit feiner Angabe bezwei- 
felte, erbot er fi, mir das bezügliche Schreiben bes 
Kal. Landrathsamts zu zeigen. Stolte zeigte mir dann 
an bemfelben Tage ein Schreiben des Kgl. Landraths 
zu Berjenbrüd, gez. v. Seefeld, in welchem ber Re— 
daltion des Streisblattes eröffnet wurde, daß dem Kreis— 
blatt die Vortheile eines foldhen entzogen werben würden, 
falls es nochmals einen Wahlaufruf der jozialdemofra= 
tiſchen Parteileitung bringe. 

Dem Zeugen wurde hiernächſt das von dem Zeugen 
Buddenberg überreichte Reſtript vorgezeigt, worauf Zeuge 
Upmann erklärte: 

Diejes Refkript ift mit dem mir von Stolte vor- 
gezeigten eben erwähnten Schreiben identiſch. 
vorgelejen, genehmigt 
Theodor Upmann 
unterjchrieben 
beglaubigt. 
v. Hugo Schröder.“ 

Die Aufnahme des betreffenden Inſerats ausdrücklich 
unter Hinweis auf den Iandräthlichen Erlaß verweigert ift. 

In dem nachgewieſenen amtlichen Erlaß ift vielmehr 
„eine unzuläffige amtliche Beeinfluffung der Wahl zu er- 
jehen, welche nicht nur zu rügen, ſondern mit Rüdficht auf 
bie ftattgehabte ſozialdemokratiſche Stimmenabgabe im Kreije 
auch für bedeutungsvoll zu erachten ift” — wie dies bereits 
in dem früheren Votum der Wahlprüfungs-Kommifjion aus— 
geiprochen ift. Eine Minorität derBahlprüfungs-Kommiffion 
war der Anficht, dab das Verfahren des Landraihs korrekt 
gemefen fei. 

ad 2 ift der erforderie Beweis durch die eidliche 
Vernehmung der benannten Zeugen, welde ben fraglichen 
Thatbejtand befunden, erbradıt. 


ad 3 ift durch die eingeholte amtlihe Auskunft dar— 
eihan, daß 2c. Petſch am 26. Juni 1893 feine Unter—⸗ 
Sinnen aus öffentlichen Armenmitteln bezog. 


ad 4 haben die Vernehmungen der in ben Berichten 
benannten 19 Zeugen das Folgende ergeben: 

Eine „Heranführung der Arbeiter von der Arbeit zur 
Wahl unter Beobadhtung von Angeitellten ber Hütte“ ift 
in bemerfenswerther Weiſe nicht vorgefommen. 

Die „Uebergabe meift gefalteter Stimmzettel abjeiten 
bes Aufjehers Wöhrmann und Dreherd Werner uns 
mittelbar vor dem Wahllofal und vor der Wahl“ und 
die „Entgegennahme der Wahlzettel abjeiten der am Wahl- 
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durch Uebergabe meift gefalteter Stimmzettel ab- 
feiten bes Auffehers Wöhrmann und Drehers 
Werner unmittelbar vor dem Wahllofal und 
vor der Wahl 

und durch Entgegennahme der Wahlzettel abfeiten 
ber am Wahltih als Wahlvorftand figenden 
Beamten der Hütte, 

fo daß ein Bertaufchen der Wahlzettel in unauf- 
fälliger Weiſe nicht möglich war; 

durch gerichtseibliche Bernehmung der Zeugen Gaft: 
wirt) H. Gibmeyer, Auguft Sider, Schneider: 
meijter Spredelmeyer bei Auguft Sider, Gerhard 


Konersmann bei H. Gibmeyer, Hüttenarbeiter 
nr am Dfterberge, ſämmtlich zu Georg— 
arienhütte, und Tapezierer W. Huroll in 


Dsnabrüd. 


5. bezüglih der Wahl am 26. Juni im Wahlbezirt 20 
des Landfreifes Denabrüd und 67 des Kreiles 
Berjenbrüd 

die (verfiegelt aufzubewahrendben) Wahlzettel und 
bezüglich des Wahlbezirls 20 eine amtliche Auss 
funft über die Führung der Gegenlifte unter 
eventueller Borlegung ber leßteren von ben bes 
treffenden Wahloorftänden einzuforbern. 


Vorftehendem nad) beantragt die Kommiſſion: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 


tiſch als Wahlvorftand fißenden Beamten der Hütte“ hat 
allerdings während der Wahl dauernd ftattgefunden; ob 
dies aber in der Weife geichehen fei, „daß ein Bertaufchen 
der Wahlzettel in — * Weiſe nicht möglich war“, 
iſt ſehr beſtritten. 

Der beigebrachte Grundriß weiſt nach, daß vom Wahl: 
tiſch aus, deſſen Stelle wohl nur nach dem Gedächtniß 
angemerkt iſt, ein Blick auf die Thür des Wahllokals 
gegeben war, und daß ſich unmittelbar vor der Thür 
(über deren Verſchluß oder Dffenftehen nichts konſtirth, 
ein etwa 10 Schritt langer Gang befindet. Auf diefem 
Gange haben Wöhrmann und Werner bald näher 
bald entfernter der Thür geftanden. 

Am Nachmittag befand ſich nadı der Ausjage bes 
Zeugen Ellmy eine Zeit lang auch ein Stinmmzettelvertheiler 
der jozialbemokratijchen Bartei auf dem Gange. Mehrere 

eugen befunden, daß die Arbeiter bisweilen in größerer 

enge erjchienen find. Die Zeugen Gibmeyer umd 
Flöthe ſprechen fi dahin aus, dag ein Vertaufchen ber 
von 2. Wöhrmann und Werner übergebenen Stimm: 
zettel unbemerkt nicht habe geichehen können; Flöthe hat 
dabei im Umfehen bemerkt, daß er von ben Genannten 
beobachtet ſei. Alle anderen Zeugen find der entgegens 
gejegten Meinung. 

Es fteht zwar feſt, daß die Direltion ber Georgs— 
Marienhütte, welche ſich offen zur nationalliberalen Partei 
befennt, den Arbeitern „ben dringenden Rath ertheilt“ 
bat, „jo zu wählen, wie e8 nach ihrer (ber Direktion) 
perjönlichen Meinung zum Heile des Vaterlandes und für 
die Dauer und das Erblühen frieblicher Arbeit nothwendig 
ſei,“ jowie daß in dem betreffenden Wahltreife von 382 eins 
getragenen Wählern — meift Arbeitern auf ber Hütte — 
361 Stimmen für Wamhoff und nur 1 Stimme für 
v. Schele abgegeben find; es iſt jedoch Nichts barüber 
nadhgewiejen, daß eine Androhung oder nachträgliche Zus 
fügung von Entlaffungen oder jonitigen Nachtheilen jtatt- 
sehen hat. 

ad 5 find bie eingeforberten Wahlzettel und Gegen 
fiften eingeliefert und haben feine Unregelmäßigfeiten ge— 
zeigt; 


1. die Prüfung der Wahl des Abgeordneten Wamhoff durd die erfolgte Mandatsnieder— 


legung für erledigt zu erklären, 


2. ben Herrn NReihsfanzler zu erjuhen, der Königlih Preußiihen Regierung den vor— 
liegenden Beridt mit den Alten zur Kenntnißnahme und geeigneten VBeranlafjung 
insbejondere in NRüdjiht auf die amtliche Wahlbeeinflufjung ad 1 des Berichts mit— 


zutheilen, 
Berlin, den 6. Februar 1896. 


Die Wahlprüfungs-Kommiffion. 


ner. Dr. Böhme. Fiiher Camp. Himburg: . Hollsnffer. Dr d. BR 
. Dr. me. er. . Dimburg. v. Ho Des 
Dr. Schneider. v. Schöning, Dr. @tephan (Beuihen). Wellften. dien, Gehmicder 


Reicheta 


—— 


Aulage J. 
Osnabrück, den 10. März 1896. 

Betr. die Wahl im Wahltreife Osnabrück-Iburg, 

fpeziell in der Gemeinde Diffen, Provinz Hannover. 


An 
ben hoben Reichstag zu Berlin. 


Dem hohen Reichstage beehren wir uns im Anflug 
an bie bisherigen Protejte wegen der Wahl des Abge- 
ordneten Beinfemeyer genannt Wamhoff nod folgende Um: 
ftände zur geneigten Berückſichtigung zu empfehlen: 

In der Gemeinde Diffen, Kreis Iburg, befanden fid) 
zur Zeit der am 26. Juni 1893 ftattgehabten Stichwahl 
zwiihen Wamhoff und von Schele nad) dem amtlich ver: 
öffentlichten Wahlergebniß 593 Wahlberechtigte. Bon den- 
felben jollen am 26. Juni 573 ihr Wahlreht ausgeübt 
haben und 571 für Wamhoff, dagegen nur 2 Stinnen für 
von Schele abgegeben jem, Wenngleich diejes Ergebniß 
ein geradezu verblüfferndes war und wir von vornherein 
die Ueberzengung Hatten, daß da etwas nicht mit rechten 
Dingen hergegangen fei, jo waren wir doch, da wir be- 
ſtimmte Thatfahen nicht anführen konnten, nicht in ber 
Lage, auf Grund der Diffener Vorgänge gegen die Gültig- 
feit der Wahl Wamhoffs proteftiren zu können. 

Dies Hat fi jekt dadurch geändert, daß die Ans 
bänger ber Wahl Wamhoffs zu Diffen Streit im 
eigenen Lager belommen haben und nun über bie 
Vorgänge bei den letzten Wahlen der Schleier gelüftet 
wird. Die Sache drang in die Deffentlichfeit, als vor 
einiger Zeit ber Glajermeifter Louis Meyer zu Diſſen in 
einer Privatklage gegen den Gemeindevorfteher Wejtendarp 
zu Diffen in öffentlicher Gerichtsfigung behauptete, gegen 
den p. Weſtendarp jei eine Unterfuhung wegen Wahl- 
fälſchung im Gange und ber als Zeuge aufgerufene 
Gensdarm Gondefroy beftätigte, er habe im Auftrage der 
Königlichen Staatsanwaltihaft die Herren Neltor Freye 
und Lehrer Obrock als Zeugen befragt. Die Anzeige, auf 
Grund deren bie Königlihe Staatsanwaltidaft die Zeugen 
befragen ließ, war zwar eine anonyme, allein die darin 
enthaltenen Angaben wurden von den Zeugen Freye und 
Obrock in überzeugender Weije bejtätigt. — hat wie 
uns glaubhaft ie und aud durch die gegnerijche 
Preſſe bejtätigt wurde, bekundet, er habe gejehen, daß der 
Gemeindevoriteher Weitendarp bei der Wahl im Jahre 
1890 während er allein mit ihm im Wahllofal gewejen, 
ein Päckchen Wahlzettel mit ben Worten: „jeßt will ich 
erſt mal 150 Holjte hineinlegen" in die Wahlurne hinein— 
gelegt. Er Habe diejen Vorfall ſchon damals dem Rektor 
Sierde in Bramjche, wie diefer beftätigen werde —, und 
inzwijchen beftätigt haben joll — erzählt. 

Herr Weſtendarp hat fi auf 2 Mitglieder des Wahl: 
vorjtandes den Kaufmann Hampe und den Colon Büſcher 
als Zeugen dafür berufen, daß ſtets 3 Mitglieder des 
Bahlvorjtandes im Lokal gemejen und beide haben dem 
Bernehmen nad) diefe Behauptung bejtätig. Wie fi 
fpäter herausgeftellt, ift Büſcher im Jahre 1890 gar 
nicht Mitglied des Wahlvorjtandes gewejen, 

Lehrer Dbrod zu Diffen Hat, vor dem Wahltifche 
ftehend, bei der Stihwahl am 26. Juni 1893 gejehen, 
dat Weftendarp, der als Wahlvorjteher fungirte, wieder: 
2 ihm übergebene Wahlzettel geöffnet und erjt in die 

e gelegt, nachdem er ſich überzeugt, daß der Name 
Bamhoff darauf fand. Weſtendarp giebt zu, daß er 
Stimmzettel entfaltet habe, will das aber nur gethan haben, 
um fi zu überzeugen, daß die Zettel nicht beihmußt 
waren und mit feinen beiden offenen Augen den auf 
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ben entfalteten Wahlzetteln befindliden Namen 
nicht gelefen haben. ( ürbdige Angeır.) 

Nach Feitftellung des Wahlrefultates hat Weſtendarp 
dem Lehrer Obrod gegenüber, dem es auffiel, daß nur 
2 Stimmen auf von Schele gefallen, geäußert: 

„Das hatte ich mir gleich vorgenommen“ und auf die 
Trage Obrods: „wie ift das möglich?“ Sinzugefe : „Die 
andern habe ich umgetauft, die Dsnabrüder follen doch 
endlich Reſpekt vor uns kriegen.“ 

Es wurde uns, nachdem die Sache einmal in Fluß 
gerathen war, von ben verfchiedenjten Seiten foviel Material 
äugetragen, daß wir die Ueberzeugung gewannen, daß ſich 
in Diſſen ereignet, was wir eigentlich nicht für möglich 
en haben, daß das Wahlrejultat in gröblichiter Weiſe 
gefälfcht worden if. Es wurden uns folgende 45 Perſonen 
mitgetheilt, die am Tage der Stihwahl ihr Wahlrecht nicht 
ausgeübt haben: 

.Buckſaat (Budjath) Konditor, 
Braun Handlungsgehülfe, 
i re Kaufmann 
reiber Friedrich, Händler, 
. Waetge Theodor Fabrikant 
. Moeller Heinrih Kaufmann und Gaftwirth, 
. Twelfemeyer U., Bäder, 
. Tmweltemeyer H., Schlachter, 
. Grothaus, Kaufmann, 
. König, Defonom, 
11. Landwehr, Zimmermeifter, 
12, Brüne W., Hofbefiker, 
13. Möller Karl Pächter, 
14. Fuchtmann senr. Schuhmacher, 
15. Meyer W. Malermeifter, 
16. Meyer Louis Malermeijter, 
17. Schürmann Arbeiter, 
18. Hinrichs 2. Händler, 
19. Hinrihs, H. Konditor, 
20. Franke 9. Fuhrmann, 
21. Sienfamp Konditor, 
22. Wehrkamp Konditor, 
23. Bruns 9. Konditor, 
24. Bruns C. Konditor, 
25. Bücher H. Konditor, 
26. Diepenhorft W. Konbditor, 
27. Twelfemeyer H. Konditor, 
28. Strätger Adolf Konbditor, 
29. Schlingmann sen. Wagenbauer, 
30. Schmidt Heinrih Wilhelm, Gejell, 
fämmtlih aus Difjen; 


31. Goldbeder (oder Golbbüder) Arbeiter, 
32. Künemann (Kühnemann) Maurer, 
33. Lohmüller Arbeiter, 
34. Lindhorft Arbeiter, 
35. Mittelberg, Schuhmacher, 
36. Tölle Ziegeleiarbeiter, 
37. Weber, Buchhalter, 
38, Er (Wehmöller) Arbeiter, 
39. Wißmann, Arbeiter, 
40. Wortmann Neubauer, 
41. Nollmann Fritz, Händler, 
Nr. 31 —41 ſämmtlich in Ajchen — 
42. Tönsmann Heinrich (bei Niehaus) in Nolle, 
43. H. Godejohann in Nolle, 
— Heinrich Heuerling (bei Knemeyer) in 
olle, 
45. Horſtmann Tiſchler in Nolle. 
Da nad dem amtllich verkündeten Wahlrefultat nur 
21 nicht gewählt haben follen, jo wird fi an der Hand 
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der Wahlliften, wenn dieje der Königlichen Staatsanwalt: 
ihaft zugänglich gemacht werden, feitftellen laſſen, welche 
Perjonen zu Unrecht als gewählt habend aufgeführt find 
und wenn dieſe unfere Behauptung, fie hätten nicht ge 
mählt, glaubhaft beftätigen, jo dürfte die Wahlfälichung 
in eflatanter Weiſe erwieſen fein. 


Während nah dem amtlihen Wahlrefultat nur 
2 Stimmen am 26. Juni 1893 für von Schele abgegeben 
fein follen, haben wir die 11 nachbenannten Perſonen er— 
mittelt, welche als Zeugen ev. eiblich erhärten werben, daß 
fie Stimmzettel mit dem Namen des Kandidaten von Schele 
abgegeben haben. 

1. Tiihler Friedrich Weftmeyer in Diffen, 

2. Kolon Heggemann in Aſchen, 
. Kolon Unnerftall in Ajchen, 
. Drechsler Medfefjel in Diffen, 
. Kaufmann Diele, 
. Kaufmann Schäfer fenr. 
Heuerling Frahlmann in Nolle, 
Marklötter Henfelmeyer in Rolle, 
. Kolon ®. Pelſter in Nolle, 
. Geismann Schladjter in Nolle, 
. Naubauer H. Fiſcher in Nolle. 


Wir haben unfer Material, insbejonbere die vorftehen- 
den Berjonen, jo wie fie uns befannt wurben, nad und 
nad der Königlichen Staatsanwaltihaft unterbreitet und 
ſoll die Vernehmung berfelben bereits vorgenommen oder 
mindeftens angeorbnet fein. Dem der Wahlfälſchung be— 
ſchuldiglen Herrn Gemeindenorfteher Weftendarp jcheinen die 
von uns angejtellten Ermittlungen nicht angenehm zu fein, 
jedenfalls hat er dieſelben in auffallender Weife, feine 
Amtsbefugniffe anſcheinend überjchreitend, zu verhindern 
geſucht, was ihm wie amtlich feftfteht, von dem zuftändigen 
Herrn Landrath in Iburg eine ernftliche Rüge eingetragen 
hat. Zudem iſt auch Anzeige wegen Freiheitsberaubun 
und Verläumdung gemadt. Um nämlih der Sache a 
den Grund zu gehen und bie Behörden nicht unnüß zu 
behelligen, j&hidten wir einen Vertrauensmann, Herrn Maler: 
meifter Neinersmann aus Defede, nah Diſſen, um bei 
den Leuten, die uns als foldhe benannt waren, Die 
nicht gewählt oder für von Schele gejtimmt Mae 
perfönlih Nachfrage zu halten und fich ev. eine jchrift- 
liche Beftätigung geben zu lafjen. Herr Weftendarp, dem 
von der Anweienheit Reinersmann's und des Zwedes der 
jelben Mittheilung gemacht war, erklärte ihn für einen 
Bagabunden, beihuldigte ihn, er ſchliche in die Häufer, 
um Leute zu beftehlen, ließ ihn durch den Gemeindediener 
feftnehmen, nad jeinem Haufe führen und nahm ihm dort 
das Namensverzeichniß, welches wir ihm übergeben ſowie 
die Veicheinigungen, die er bereits erhalten, ab. Auf 
Beichwerde bei dem Herrn Landrath erhielt er dieſe Schrift- 
ftüde, drei Beicheinigungen von Leuten, die am 26. Juni 
1893 nicht gewählt haben und 3 von foldyen, die für 
von Scele geftimmt Haben wollen, nad) einigen Tagen 
zurüd und find Diefelben darauf am 21. Februar cr. der 
Königlichen Staatsanwaltihaft eingereicht. 


Wir erheben hiermit wegen vorgelommener grober 
Wahlfälſchung des Wahlrejultates in der Gemeinde Diſſen 
gegen die Gültigkeit der Wahl des Abgeordneten Wanıhoff 
Proteft, bitten, wenn nicht ſchon auf Grund der bisher 
ermittelten Thatſachen die Wahl follte für ungültig zu ers 
Hären jein, die Beſchlußfaſſung über die Gültigkeit der 
Wahl bis zur Beendigung der Unterfuhung auszufegen 
und dem Herrn Erjten Staatsanwalt die Acten betr. die 
Wahl in Diffen mit dem Erſuchen einzujenden, behuf Auf: 
Härung ber zur Unterſuchung ftehenden Angelegenheit fein 
Mittel unverfuht zu laſſen, damit entweder die Grund— 


— u 
MO 10 00 a Do ia gn 


Reichstag. Aktenftüd Nr. 121. (Bericht der Wahlprüfungs-Kommitfion.) 
— — she Mn — EI 





loſigkeit des Verdachts über allen Bweifel erhaben flar- 
gejtellt ober aber die Schuld nicht ungefühnt bleibt. 


Das Wahlcomitee 
J. A. 
H. Middendorff. 





Im Namen des Königs! 

In der Strafſache gegen den Fabrikbeſitzer, Land— 
wirth und Gemeindevorfteher Zulius Weſtendarp zu Difien, 
geboren zu Werther i.W. am 8. April 1827, Iutheriiche, 
wegen Wahlfälihung hat die Ferienkammer des König- 
lihen Landgerihts zu Dsnabrüd in ber Sipung vom 
25. Juli 1895, an welder Theil genommen haben: 

1. Landgeridhtsdireltor Griſebach, 


2. —— er üpeben, 
3. Landgerichtsra vering, 
4. Landrichter v. Hugo, 


5. Amtsrichter Hundoegger, 
als Richter, 
Gerichtsaſſeſſor Schaumann 
als Beamter der Staatsanwaltidaft, 
Referendar Quirll 
als Gerichtsfchreiber, 
für Recht erfannt: 


Der Angelagte wird von der wider ihn erhobenen 
Anklage freigeiprochen. 
Die Kolten bes Verfahrens werben der Staatskaſſe 
zur Laſt gelegt. 
Gründe. 


Im Jahre 1893 fand am 15. Juni die Reichstags— 
enge am 26. Juni die Reihstagsftihwahl in Diſſen 
tatt und zwar die Letztere zwilchen dem nationalliberalen 
Eandidaten Hofbefiger Wamhoff und dem dhriftlich kon— 
fervativen Gandidaten Gutsbejiger fFreiherrn von Schele. 

Bei diefen Wahlen war der Angellagte Wahlvorfteher 
für die Ortſchaften Diffen, Ajchen und Nolle. Als Beifiger 
fungirten der vor etwa 1!/, Jahren verjiorbene Kaufmann 
Brinkmann in Diffen, der Zeuge Büder aus Aſchen und 
der Zeuge Thias aus Nolle, Protokollführer war der Zeuge 
Hampe aus Diffen. Das Wahllofal befand fih in bem 
Welleſchen Gafthaufe zu Difien. 

Bei diefen Wahlen führte Brinkmann die Wählerlifte 
für Diffen, Büder diejenige für Ajchen, Thias die für 
Nolle; Hampe führte das Protofol. Jedesmal, wenn ein 
Wähler jeine Stimme abgab, mußte Hinter feinen Namen 
von dem betreffenden Beifiger ein Kreuz gemacht werben. 
Um 6 Uhr Abends war die Wahl geihloffen. Sodann 
wurde das Nefultat feſtgeſtellt. Als ſolches Hat ſich bei 
ber fragliden Stihwahl nah dem Protololl und der neben 
bemjelben geführten Gegenlifte ergeben, daß von 593 Wahl- 
berechtigten 573 gewählt hatten und zwar 571 für Wamhoff, 
2 für von Sceele; ungültige Stimmzetiel waren gar nicht 
abgegeben worden, Aud die 3 Wahlliften enthalten zus 
fammen 573 Sreuze hinter den Namen. 

Die Verhandlung hat nun ergeben, daß dieſes nad 
den Wählerliften und dem Protokoll, jowie nad) der Gegen- 
liſte fi ergebende Nejultat nicht das richtige fein kann. 

In den Wählerlijten find nämlich Kreuze hinter Namen 
von Perjonen gemacht, — diefe dadurch alfo als gewählt 
rar bezeichnet, weldhe in der Verhandlung mit Bes 
timmtheit erklärt haben, dab fie ihr Wahlrecht bei der 
fraglichen Stihwahl nicht ausgeübt haben. 

Es find dies die Zeugen: 

Auguft Twelfemeyer, Hermann Twellemeyer, Med: 
feffel, Karl Bruns und Hinrichs, 
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melde auf dem an biefem Tage ftattfindenben Meller | 


Markte geweſen find, Wätje, Dadydeder Schulte und Over: 
bed — die an diefem Tage verreift geweſen find, — 
Schreiber, Heinrih Möller, welche anderen Parteien ans 
gehören und fich deshalb der Wahl enthalten haben — 
Karl Möller, Stönner — melde jeit langen Jahren nicht 
gewählt Haben, und ſchließlich Fuchtmann, Markkötter 
Schulte, Schäfer und Tölle, welche ebenfalls mit aller Be- 
jtimmtheit behaupten, nicht gewählt zu haben — im Ganzen 
alfo 16 Perſonen. 

Außerdem haben noch eine Anzahl von Zeugen be- 
fundet, daß fie glauben, bei der Stihwahl nicht gewählt 
zu haben, obwohl hinter ihren Namen in den Wählerliften 
jih ein Kreuz befindet. Dieje find die Zeugen Diepenhorft, 
Büiher, Strätger, Heinrich Bruns und Hollmann. Hinter 
dem in der Lifte flehenden Namen „Heinrich Stürman” 
findet ſich gleichfalls ein Kreuz, obwohl eine Perjon diejes 
Namens in Diſſen —— exiſtirt. 

Schließlich giebt der Zeuge Thias noch an, daß am 
Schluß der Wahl in der von ihm geführten Noller Liſte 
hinter drei Namen die Kreuze noch an hätten, während 
in der Lifte, wie fie jeßt vorliegt, Hinter jämmtlichen Namen 
Kreuze ftehen. Nach jeiner Meinung find die betreffenden 
drei Namen: Landwirt Michael, Heinrich Tönsmann und 
Neubauer Heinrich Kodejohann. Ob auch die letztgenannten 
3 Perjonen an der Stihmwahl fih nicht betheiligt haben, 
hat fih auf Grund des Ergebnifjes der mündlichen Vers 
—— mit Sicherheit nicht —— laſſen, da die Ausſage 
e3 Zeugen Thias in dieſem Punkte zu wenig beſtimmt war. 

Soviel fteht jedenfalls feſt, daß die oben erwähnten 
16 Berjonen bei der in frage fiehenden Stihmwahl ve 
Wahlrecht nidht ausgeübt haben, obwohl fie in der Lijte 
als joldye —— worden ſind, welche gewählt haben. 

Nun belunden ferner 9 Zeugen, nämlich Wehmöller, 
Weſtmeyer, Heggemann, Umnerjtall, Henfelmeyer, Belfter, 
Fiſcher, Wiemann und Weftenhoff, dab fie v. Schele ge- 
wählt haben, während nad) dem Protofoll und der Gegen- 
fifte nur 2 Stimmen für von Schele abgegeben find. 

Troß biefer Ausfagen hat das Gericht es aber doch 
nicht als voll erwiejen angenommen, daß diefe 9 Perfonen 
fämmtlid mit dem Namen „v. Schele” verjehene Stimme 
zettel abgegeben Haben, da Hinfichtlih eines Theiles der- 
jelben mit Rüdjiht auf die nachftehend zu erwähnenden 
Vorgänge bei der Wahl die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen 
eridhten, daß ihnen mit dem Namen „Wamhoff“ verjehene 
Zettel unterjhoben worden find. 

Wie zahlreiche Zeugen befunden, hat bei der fraglichen 
Wahl eine außerordentlich lebhafte Agitation und Wühlerei 
ftattgefunden, welche hauptjählih von Brinkmann und den 
Zeugen ar und Obrod betrieben worden if. Die 
Bähler find — wie der Zeuge Meyer ausfagt — „mit 
Mufif ſchaarenweiſe zur Wahlurne geipielt worden“; im 
Bahllofal ift ein „Wahlbitterer" verabfolgt und Bowle 
getrunfen worden. Die Agitatoren, melde in dem Bor: 
zimmer zu dem eigentliden Wahllofal mit Zetteln für 
Wamhoff ſich —* hatten, ſind ſoweit gegangen, daß 
fie ſich die Zettel haben vorzeigen und einen Bette! wieder 
zurüdgegeben haben, weldyer nad der Meinung befonders 
der Zeugen Notert und Wiſchmeyer, nicht derfelbe, wie der 
bingegebene gewejen ift. Diefe Zeugen haben vielmehr 
angenommen, dab Bertaufchungen vorgefommen find, ums 
fomehr, als, wie fogar Freye zugefteht, Meußerungen dabei 
gefallen find, wie: „Sept Habe ich wieder einen befehrt — 
angeführt —, da Habe ich wieder eine Seele gerettet” und 
ähnlihe. Es fommt Hinzu, dab die Zeugen Brüne, 
Kammann, Geismann, Beinfämper, Pelſter (für bie 
Hauptwahl) bekundet haben, daß fie nicht müßten, 
wen fie gewählt Haben; WBelfter, der jet bes 
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ftimmt ausjagt, er habe bei ber Stihwahl v. Schele 
gewählt, ift vorher, nah der Ausſage von Henſel— 
meyer zweifelhaft geweſen; bei Büſcher find, nach deſſen 
Ausfage, Leute gemefen, welche ſich bei ihm erkundigt haben, 
wen fie gewählt hätten. Ferner iſt zu berüdfichtigen, daß 
ihon 2 Jahr feit der fraglichen Bahı verfloffen find, und 
daß auch bei der Reihstagsmwahl im Jahre 1890 v. Schele 
candidirte. 

Das Gericht Hat hiernach die Möglichkeit, daß bie 
oben genannten 9 Perfonen zum Theil Opfer einer 
Täufhung durch die Agitatoren geworden find, oder daß 
ein Irrthum ihrerfeits vorliegt, um jo weniger für aus— 
geſchloſſen erachtet, ald es faum zu erklären fein würde, 
wie Vertaufhungen von abgegebenen Stimmzetteln gegen 
andere a. Mitwirkung mehrerer bei der Wahlhandlung 
in amtliher Eigenſchaft anweſenden Perfonen hätten ftatt= 
finden können. 

Daß die feitgeftellten Unrichtigkeiten — daß nämlich 
in den Wählerliften hinter den Namen von 16 Perſonen 
ein Kreuz fteht, welche thatfächlicy nicht gewählt haben — 
nicht auf bloße Nadhläffigkeit oder auf ein Verſehen zurüds 
zuführen, ſondern vorjäglic herbeigeführt worden find, kann 
einem Zweifel nicht unterliegen. 

Das Erjtere könnte vielleicht ‚angenommen werben, 
wenn es ſich um einzelne wenige Fälle handelte oder wenn 
bloße Berwechjelungen mit Vornamen vorgelommen wären, 
befonders weil Brinkmann, in deffen Lifte bei Weiten die 
meiften Ulnrichtigfeiten, 14 von 16, fich finden, fein ge— 
borener Diffener, fondern erft feit 10 Jahren zugezogen 
war. Schon die große Anzahl von Fällen, bei weldyen 
derartige Verwechſelungen ausgefchloffen find, läßt mit 
Sicherheit darauf ſchließen, daß das unrichtige Ergebniß 
ber Wahlhandlung vorjäglich herbeigeführt worden it. Bor 
Allem aber ift aus dem Grunde ein vorjägliches Handeln 
anzunehmen, weil neben der Hinzufügung von Kreuzen 
hinter Namen von Perſonen, melde nicht gewählt haben, 
au eine entſprechende Anzahl von Zetteln den wirklich 
abgegebenen hat hinzugefügt werben müſſen, da fonft die 
Zahl der mit dem Abjtimmungsvermerk in ber Lifte vers 
jehenen Namen mit der Zahl der vorhandenen Stimmzettel 
nicht überein geitimmt haben würbe. Ferner ift Hinter den 
in ber Diffener Wahllifte unter den Nummern 41, 43, 78, 
120, 161, 162, 220 und 263 ftehenben Namen offenfichtlich 
das Kreuz fortradirt, Dies läßt fih nur fo erklären, baf 
man dadurd ein Webereinftimmung zwijchen ber Zahl der 
Kreuze in den Wählerliften — von denen mehr hinzugefügt 
waren, als Zettel zu den wirklich abgegebenen — mit ber 
Anzahl der nad dem Protofoll abgegebenen Stimmen hat 
herbeiführen wollen. 

Nah dem Gefagten muß angenommen werben, daß 
ein unrichliges Ergebniß der Wahlhandlung vorfäglich herbei- 
geführt worden ift: 

1. dur Hinzufügen von Kreuzen hinter Namen von 
Berfonen, welche gar nicht gewählt haben, 

2. durch Hinzufügen von Zetteln zu den thatfjächlich 
abgegebenen. 

Durch die Verhandlung ift jedoch nicht ausreichender 
Beweis dafür erbracht, daß der Angeflagte dazu mitgewirkt 
hat, dieſes unrichtige Ergebniß herbeizuführen troß folgender 
gegen den Angeklagten hervorgetretener Verdachtsgründe: 

1. Zeuge Freye befundet: Er und Weftendarp jeien 
bei der im Jahre 1890 ftattgehabten Wahl zwiſchen Holjte 
(natslib.) und v. Schele um die Mittagszeit einmal allein 
im Wahllofale gewejen. Da fei der MAngeflagte an feinen 
Ueberzieher herangetreten, habe ein Bündel mit einem 
Faden zufammen gebundener gefaltener Zettel heraus» 
genommen und dieſe mit den Worten: „Seht wollen wir 
mal 150 Holjte in die Urne werfen” in diefe Hineingelegt. 
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2. Der Zeuge Obrod bekundet, daß der Angellagte 
bei ber Stichwahl 1893 (aljo bei der hier fraglidhen Wahl), 
mehrere Zettel geöffnet, den Namen laut vorgelejen und 
dann in die Wahlurne geworfen habe, auch Thias bezeugt, 
daß ber Ungeflagte einmal einen Zettel mit den Worten: 
„Bir wollen mal jehen, ob der auch echt iſt“ geöffnet und 
dann ihm mit ben Worten: „Sa, ber ift echt“ im bie 
Urne geworfen habe. 

3. Nach der Ausjage deſſelben Zeugen Thias hat ber 
Angellagte, als er und Büder allein mit ihm zufammen 
geweſen find, zu ihm geſagt: „Meine Herren, Ein Sie 
doch einmal aus dem Fenſter!“ Thias und Büder find 
dann, wie erflerer weiter bekundet, aus Fenſter getreten 
und haben fi, als fie nichts entdeden konnten, lachend 
angejehen. Thias will bei diefer Gelegenheit ein Geräufch 
an ber Wahlurne gehört haben. 

4, Dbrod jagt aus, er fei mit dem Angeflagten nach 
ber Wahl zufammen gegangen. Er habe zu ihm geſagt, 
daß jei ja ein famofes Refultat, daß v. Schele nur 2 Stim= 
men erhalten babe.“ Darauf habe Weftendarp gejagt: 
„Das Hatte ih mir auch vorgenommen; baran hat 
v. Schele genug.“ Er habe ihn gefragt, wie er denn das 
angefangen habe, worauf ihm Weſtendarp erwiedert habe: 
„Sa, bie re habe ich umgetauft — ober umgeitempelt, 
die Dsnabrüder fol doch endlich Reſpeet vor uns bes 
fommen!“ 

5. Derfelbe Zeuge will beim Schluß der Wahl be: 
merkt haben, daß Brinkmann ans Fenſter getreten. Dann 
fei Weftendarp an ihn herangetreten. Da habe dann 
Brinkmann mit feiner Hand verbäditige Manipulationen 
vorgenommen, als ob er Zettel in die Taſche habe gleiten 
laſſen oder foldhe herausgenommen habe. Weſtendarp jei 
darauf an den Tiſch getreten, wo gerabe das Wahlrefultat 
nochmals nachgeredjnet fei, da es zuerſt nicht geftimmt habe 
und bald darauf habe es geheißen: „Jetzt jtimmt es.“ 
Dies ſei ihm jo vorgelommen, als ob das Nachzählen 
furz abgebrochen wäre. 

6. Nach der Ausfage des Zeugen Thias find in der 
von ihm geführten Lifte, als er dieſelbe bei dem Schluß 
der Wahlhandlung dem Angeklagten übergab, 3 Namen 
von Wahlberechtigten, welche, wie der Zeuge glaubt, ihr 
Wahlrecht nicht ausgeübt haben, noch nicht mit dem Ab— 
ftimmungszeicdhen, einem Kreuze verfehen geweſen. Später 
find Hinter die betreffenden Namen Kreuze gefegt worden. 

7. Der Angeklagte bat, während er in ber Ausübung 
feines Amtes als Wahlvorfteher begriffen war, in uner— 
hörter Weile Wahlbeeinfluffung getrieben, indem er nad 
dem Zeugniß des Tijchlers BBeilmeyer feinen Anftand nahm, 
dem Zeugen die Entziehung der Arbeit für die Kirche an— 
zufündigen, als er erfahren hatte, daß der Zeuge einem, 
dem Angeklagten nicht genehmen Gandibaten jeine Stimme 
gegeben habe. 

Die den Angellagten am meiften belaftenden Ausjagen 
find Diejenigen von Dee und Obrock. Die Deweisauf- 
nahme hat aber Thatjachen ergeben, welche geeignet find, 
binfihtlih der Glaubwürdigkeit diefer Zeugen Zweifel zu 
erweden. 

Am 27. December v. 3. ging bei der Königlichen 
Staatsanwaltihaft Hierjelbft der BI 2. der Beiakten 
3. 2228/94 befindliche Brief ein, woburd der Angeklagte 
bezichtigt wurde, „bei den legten Reichstagswahlen treulos 
und betrügerifdh vorgegangen“ zu fein, was Nector Freye 
und Lehrer „Obrod“ bezeugen würden. Diejer Brief gab 
ben Anftoß zu der jtrafrechtlichen Verfolgung des Angeflagten. 
Etwas fpäter am 1. Januar d. 3. befam der Zeuge Ne- 
—— und Schulrath Dierfe ebenfalls einen anonymen 

rief, (Anl. II zum Sigungsprotololl) in weldem Freye 
gegen Verleumdungen in Schuß genommen wird und eben- 
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fall8 dem Angellagten Falldung der „Wahlurne“ vors 
geworfen wird. Die Zeugen Freye und Obrod wollen über 
diefe Briefe durchaus feine Auskunft geben Lönnen und 
beftreiten entfchieden, daß fie ſelbſt die Verfaſſer feien. 

Nun ift aber in ber Verhandlung Folgendes zu Tage 
getreten: 

Freye ift der Leiter einer Privatfchule in Diffen und 
hat außerdem eine damit verbundene Penſion. Schon feit 
längeren Jahren ift in Diffen darauf hingearbeitet worden, 
eine öffentlihe Reltoratſchule dort zu errichten. Bereits 
1885 war an ben MNegierungs- und Schulrath Dierfe 
von Hampe und Leonhard eine Eingabe zweds Gründung 
einer ſolchen Schule gemadjt worden, auch Hatte der Zeuge 
Dierke, nad) feiner Ausſage häufig Beſuche aus Difjen er- 
halten, fogar von Müttern, bei welchen er um energifche 
Durdhführung dieſes Planes gebeten wurde, Freye war 
ein Gegner biefes Plans, von deſſen Durchführung er 
Eoncurrenz und damit für ſich pecuniären Nadhtheil be- 
fürdhten mußte. Ebenfalls ein pecuniäres Intereſſe hatte 
Dbrod an dem Weiterbeftehen der Freye ſchen Schule, 
weldhes dur die Errichtung der Rectoratfhule in Frage 
neftelt war, ba er neben den Stunden, welde er als 
Vollsſchullehrer zu geben Hatte, auch noch wöchentlich 
einige Male in ber Freye'ſchen Schule unterrichtete, und 
für jede Stunde früher 1 .M ipäter 75 4 von Freye 
erhielt. ‘jreye ſah nun inwieweit mit Necht, mag dahın 
gejtellt bleiben — in dem Angeklagten den Hauptagitator 
für die neue Schule und wurde ihm dadurch feindlich 
gefinnt. Diefer Feindſchaft hat er Ausdrud gegen in 
2 Geſprächen, melde er mit dem Zeugen Paftor Böder 
und Kandidat Peters über die Schulangelegenheit gehabt 

at, und zwar im Herbft 1892 und im Herbſt 1894. Er 
at beide Male geäußert, er habe eine furdtbare Waffe 
gegen Weftendarp und dann ben angeblidyen Vorfall mit 
den 150 Zetteln erzählt. Böder hat nad) feiner Ausſage 
als den Sinn des Geſprächs aufgefaßt: „Wenn Welten: 
darp die Schulgründung durchſetzt, dann werde ich Diefe 
Waffe gebrauchen“, und ihn denunziren. 

Auch die feindlihe Gefinnung des DObrod gegen ben 
Angeklagten ift nad) der Ausfage des Paſtors Böder bei 
Gelegenheit einer Wahl des Angeflagten zum Kirchen— 
vorficher zum Ausdrud gekommen. 

Schon vor ber thatjächlih erfolgten Denumziation ift 
num dem Zeugen Dierte eine folhe als bevorjtehend an— 
gekündigt und als muthmaßliche Urheber find ihm Freye 
und Obrod genannt worden. 

Als Dierfe am Neujahrsmorgen den erwähnten Brief 
erhielt, hat er, nad feiner Ausfage, fofort angenommen, 
daß Obrock der Verfaffer fe. Er fand fofort, daß bie 
freilich verftellte Schrift des Briefes eine große Aehnlichkeit 
hatte mit derjenigen Obrods, welche er als deflen früherer 
jun genau kannte. Dem Zeugen ift ferner der Umjtand 
aufgefallen, daf Obrok ihn bei feinem letzten Beſuche 
um Schuß gegen Freye gebeten Hatte, während jeht wieder 
ein freundſchaftliches Verhäliniß zwiſchen beiden zu herrichen 
ſchien, und er hat daraus geſchloſſen, daß Obrock durch 
das Schreiben des Briefes Freye wieder verſöhnt habe. 

Es kommt ferner noch bezüglich dieſes Briefes als eine 
ſehr aufjallende Thatjache in Betracht, daß Obrock bei feiner 
Vernehmung ben bei jeiner fonftigen guten Ausdrucksweiſe 
doppelt por ser Ausdrud „die Wahlurne fälſchen“ ge— 
braucht hat und daß dieſer ſelbe Ausdruck ſich in dem 
Briefe wiederfindet. 

Nimmt man endlich noch bezüglich des Briefes an 
die Staatsanwaltihaft Hinzu, daß Obrock in dieſem Briefe 
als Zeuge vorgejhlagen wird, dab er andererſeits nur 

reye von feiner angeblichen Wiffenihaft Mittheilung ge 
madıt hat, fo legen alle diefe Umftände zufanmengenommen, 











die Vermuthung nahe, daß Freye oder Obrod die in Frage 
fiehenden Briefe verfaßt oder die Abjendung derfelben ver— 
anlaßt haben, obwohl ſolches von den Genannten auf das 
Beſtimmteſte bejtritten wird. 

Gegen die Glaubwürdigkeit Freyes fprechen aber ferner 
noch die Angaben der Zeugen Baftor Böder und Sammt- 
emeindevorjteher Lübbers: e8 fei bekannt, daß Freye gern 
flunfere, und daß er e8 mit Verſprechungen, die er ge 
geben, bejonders jeinen Gläubigern gegenüber nicht genau 
nehme; er jei auch im höchſten Maße leidenſchaftlich. 

Nah allem diefem erjcheinen Zweifel Hinfichtlih der 
Glaubwürdigkeit der Ausjagen der Zeugen Freye und 
Obrock beredtigt. 

Der von Freye befumdete Vorfall mit den 150 Betteln 
ift aber auch an ſich unwahrſcheinlich, ſowohl bezüglich der 
großen Anzahl der Zettel, als im Rüdfiht auf den Um— 
ftand, daß ein einzelner Wahlvorjteher allein im Zimmer 
gewejen fein ſoll. 

Den Angaben Dbrods über die mit dem Angeflagten 
ftattgehabte Unterredung nad) der Wahl können vielleicht 
irgend welche renomirende Weußerungen des Angeklagten 
über die Macht feines Einfluffes, wodurh er Anhänger 
von v. Schele veranlaßt hätte, für Wamhoff zu ftimmen, zu 
Grunde liegen, welche in Folge der feindjeligen Gefinnung 
Obrocks gegen den Angellagten jeßt entitellt vorgetragen 
werden. Auffallend iſt auch die Genauigkeit, mit welcher 
diefer über ein 2 Jahre zurüdliegendes Geipräd berichtet. 

Seine fernere Ausjage, dab der Angeklagte mehrere 
Zettel geöffnet, den Namen des Gewählten Iaut verlejen 
und dann erjt in die Ume geworfen habe, fteht allein da. 
Die übrigen Mitglieder des Wahlvorftandes wiſſen von dem 
lauten Borlefen nichts. Nur Thias will einmal gejehen 
haben, daß der Angeklagte unterſucht hat, ob ein Zettel 
„echt“ ſei und den Zeltel dann mit den Worten: „Ja, ber 
ift echt!“ wieder in die Urne geworfen hat. 

Der weiteren Ausjage des Thias, welche in höherem 
Mahe geeignet wäre, den Angeklagten zu belaften; daß 
Büder und er von dem Angellagten ohne jede Veran 
laffung ans Fenſter geihict jeien und das Zeuge dabei 
ein Geräufh an der Wahlurne gehört Habe, fteht die Aus— 
ſage des Zeugen Büder gegenüber, der von dem ganzen 
Vorfall nichts wiſſen wil. Märe der Vorfall wirklich jo 
auffallend geweſen, jo müßte ſich Büder doch beffelben 
erinnern. So aber mag die Erflärung des Angellagten, 
er habe Thias und Bücker, wenn überhaupt, an's Fenſter 
geſchickt, um nachzuſehen, ob wieder Wähler mit der Muſik 
gebracht würden, die richtige fein. 

Was endlih nah den von dem Zeugen Obrod be- 
tundeten Vorgang betrifft: dab der Angellagte zu Brink 
mann ans Fenſter getretin fei und dab Brinkmann ver: 
dädhtige Manipulationen mit feinen Händen gemacht habe, 
jo Hat aud Obrock mit Beſtimmtheit nicht zu befunden 
vermocht, in welcher Weile der Angeklagte hierbei beteiligt 
gewefen ſei. Jene Angabe ift daher zu unbeftimmt, als 
daß fi daraus gegen den Angeklagten ein erhebliches 
Belaftungsmoment ergeben könnte. Wenn Obrod ferner 
bemerkt haben will, daß, nachdem ſich zuerft bei der Feſt— 
ftelung des Wahlrefultats eine Differenz von 2 Stimmen 
ergeben habe, die Nachprüfung unordentlih vorgenommen 
und mit ben Worten: „Sept ftimmt'3" kurz abgebrochen 
jei, jo fteht das im Widerfprudy mit den Ausfagen fämmt- 
liher Mitglieder des Wahlvorjtandes, welche dieje zweite 
Zählung als durchaus ordnungsmäßig ausgeführt bezeichnen. 

Das Gericht hat das hiernady noch übrig bleibende 
Belaftungsmaterial zur Feſtſtellung der Thäterſchaft bes 
Angellagten um jo weniger für ausreihend erachten können, 
als die Verhandlung Verdachtsgründe gegen eine andere 
Berfon ergeben hat, und zwar gegen den inzwiſchen ver- 
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ftorbenen Kaufmann Brinkmann. Schon die Ausfage 
Obrock's, daß Brinkmann am Fenſter irgend melde vers 
dächtige Manipulationen vorgenommen habe, ift, wenn 
auch (ehr unbeitimmt, dennoch geeignet, den Verdacht auf 
biefen zu lenken. Bor allen aber find 2 Thatſachen ges 
eignet, ihm jedenfalls als Haupiſchuldigen erſcheinen zu lafjen. 

Es iſt jehr auffallend, daß die Radierungen nur in 
der Diffener Wahllifte, welche Brinkmann geführt hat, ſich 
finden und daß von den zur SHerbeiführung eines uns 
richtigen Wahlergebniffes in die Liften geſetzten Kreuzen der 
bei meitem größte Theil, nämlid 14 von 16 auf bie 
Diffener Lifte entfällt. 

Ferner hat der Zeuge Horft, gegen deſſen Glaub» 
würdigfeit in ber Verhandlung nichts hervorgetreten ift, 
folgende Weußerungen des Brinkmann befundet: Er jei 
etwa 6 Wochen nad der Stihmwahl mit Brinkmann zu= 
fammen gemwejen und Habe über eine Wahl im Schüßen- 
verein geiprocdhen. Bei dieſer Gelegenheit habe Brinkmann 
gefagt: „Sogar bei der Neichstagswahl kommen Die 
größten Schmuggeleien vor. Da habe ich einige Kreuze 
gemadht und einige Stimmzettel beirutihen — oder bei— 
gleiten — laſſen, wo nachher fein Hahn nod Huhn nad) 
getrah hat“, 

erbindet man biefe Ausfage mit der Thatfadhe, daß 
gerade in der von Brinkmann geführten Wählerliſte fajt 
alle Unrichtigfeiten vorfommen, und nimmt dann noch die 
Ausfage von Hampe und Wiſchmeyer hinzu, daß Brink 
mann für Wamhoff „geſchwärmt“ Habe, etwas „leicht“ ge= 
weſen jei, ſodaß ihm berartige® wohl zuzutrauen gemejen 
wäre, jo erjcheint es faft als währſcheinlich, das Brink: 
mann mindeftens eine Mitihuld an den Fälſchungen trifft. 
Es erſcheint aber auch, wenn auch nicht als wahrſcheinlich, 
fo doc) nicht geradezu als ausgeichloifen, daß er allein 
der Schuldige iſt. Wenn aber aud) ein anderer mit dabei 
thätig geweſen fein follte, jo braucht nach Lage der Sadıe 
nicht mit Nothwendigfeit angenommen zu werden, daß der 
Angeklagte der Mitthäter geweſen fei. 

Bon befonderem Gewichte für die Ueberzeugung des 
Gerichts bezüglich der Entlaftung des Angellagten ijt der 
Umftand, daß die drei einwandfreien Zeugen Hampe, 
Bücker und Thias, welde die nächſten Beobadıter der 
Handlungsweije des Angellagten beim Wahlafte gewejen 
find, beeidigt, feine bejtimmt und direct den Angellagten 
belaftende Thatſache angegeben haben. 

Nah dem Ergebnis der Beweisaufnahme Hat ſich 
demady mit einiger Wahrjcheinlichkeit nur herausgeftellt, 
daß Brintmann an den Wahlfälfchungen ſich betheiligt hat. 
Es ift möglid, daß den Angellagten dabei eine Mitjchuld 
trifft. Das Gericht hat aber nicht diejenige Ueberzeugung 
von der Schuld des Angellagten erlangt, welche zu feiner 
Verurteilung erforderlid) ift. 

Der Angellagte war fomit wegen mangelnden Bes 
weiſes freizufpredyen. 

Die Koftenentfcheidung richtet ſich nach $. 499 St.P.D. 


(gez) Grifebad. Hüpeden. Goering. v. Hugo. 
Hundoegger. 





Anlage III. 
Dsnabrüd, den 25. November 1895. 


Ergebenfte Eingabe des Nationalliberalen Vereins 
zu Dänabrüd, betr. Wahl des Reichstags-Abgeord⸗ 
neten Herrn Wamhoff in Schledehaufen. 

Dem Bureau des Hohen Neichstages beehren wir 
uns, dieſe Eingabe mit dem ergebenften Erjuchen um 
Uebermittelung derfelben an die Wahlprüfungs-Kommiffion, 
bezw. deren Herrn BVorfigenden zugehen zu laſſen. 
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Bie der BWahlprüfungs-Kommilfion des Hohen Reichs- 
tages bekannt, ift gegen die Wahl des nationalliberalen 
Reichstags⸗Abgeordneten Hofbefiker Wamhoff zu Schlede— 
Ku feitens der gegneriſchen welfiichsultramontanen Partei 

rotejt erhoben. Wie uns von glaubwürdiger Seite mit: 
getheilt ift, wollen die Protefterheber ihren Proteft jetzt 
aud) darauf gründen, daß, wie durch rechtskräftiges Urteil 
vor kurzem feftgeftellt it, bei der Stichwahl des Herm 
Bamhor in ber Driſchaft Diffen Wahlfälihungen vor: 
gelommen und etwa 12 Stimmen zu gunſten des letzteren 
efälicht find. Unferer unmaßgebliden Meinung nad) fann 
Freilich dieſes, erft lange Zeit nad) Ablauf der 1Otägigen 
Protefterhebungsfrift eruierte VWortommmis bei Prüfung der 
Wahl jeitens der Wahlprüfungs-Fommiffion des Hohen 
Reichstages feine Berüdfihtigung finden. 

Da wir jedody nicht zu überjehen vermögen, melde 
Grundſätze etwa der Hohe Reichstag bei diefer Prüfung in 
Anwendung bringen wird, jo halten wir es für unjere 
politische Bei, auch nachſtehende Thatfachen zur Kenntnis 
der Wahlprüfungs-Kommiſſion zu bringen. 

Schon bei früheren Reihstagswahlen war es auf: 
gefallen, dab in einigen ftreng latholiſchen Drtichaften 
unſeres Reichstagsmwahlktreifes, insbeſondere in Leer und 
Glane bei Zburg und Glandorf ftets 97 bis 98 Prozent 
aller eingetragenen Wähler ihre Stimme für den welfiſch— 
ultramontanen Kandidaten abgegeben haben jollten, obwohl 
doch zu vermuten war, daß von je 100 Wählern ein bes 
deutend größerer Prozentſatz durch Krankheit, Neifen und 
fonftige Hinderungsgründe an der Abgabe ihrer Stimmen 
gehindert fein mußten. Die Anhänger unſerer Partei be 
ihloffen daher bei der Stihwahl am 26. Juni 1893 auf 
die Wahlvorgänge in diefen Bezirken ein bejonders wach— 
fames Auge y haben. Der Oberftenerlontrolleur Brauns 
in Iburg will nım an biefem Tage die Bemerkung gemacht 
ai aß in ber That eine größere Anzahl ihm per: 
önlih bekannter ultramontaner Wähler durch verichiedene 
Gründe verhindert geweſen ift, im Wahllofale zu Glandorf 
zu erjcheinen und ihre Stimmen abzugeben. Trotzdem 
hatten nad) dem bekannt gegebenen Wahlrefultate angeblich) 
wiederum gegen 98 Prozent der Wähler ihre Stimme ab- 
gegeben. 

Der jetzige Negierungs-Affeffor Steinmeg z. Zt. in 
Berlin und der Gerichts:Referendar Polchau zu Hannover, 
welche derzeit in Iburg domiziliert waren, gingen am 
Abende desjelben Tages in das Wahllokal zu Glandorf, 
um ber sejtitellung des Wahlrefultates daſelbſt beizu- 
wohnen. Es wurde ihnen zuerft der Eintritt in das Wahl: 
Iofal verwehrt, und als fie ſchließlich dasjelbe betreten 
hatten, verjudhten verjdiedene der anmejenden Wähler aus 
Glandorf fie durdy Treten auf die Füße zum Berlaffen 
bes Lofal3 zu zwingen. Sie feßten e8 aber dennoch durch, 
im Wahllofale zu verbleiben und wollen nun folgendes 
bemerft haben: 

Mande der Wähler kamen nicht jelbit in das Wahl: 
lotal, jondern überreidhten vor der Thür desjelben ftehend 
ihre offenen, nicht zufammengefalteten Stimmzettel dem im 
Lolale anwejenden und auch Stimmzettel verteilenden Ges 
meindebiener. Dirfer trat dann mit einer Anzahl Stimm- 
zettel an die Wahlurme und überreichte diefe dem Wahl: 
era mit dem Bemerken: Diefer Zettel ift für dem und 
den, biefer für den und den n.j.w. Daß ſich unter den 
fo überreidhten Stimmzetteln audy mande befunden haben, 
die ee von den Wählern felbjt ihm nicht übergeben 
waren, iſt durchaus wahrideinlih. Als dann nad; Schluß 
der Wahl deren Ergebnis fejtgeitellt werden follte, wurden 
die zu prüfenden Stimmzettel nicht aus der Wahlurne, 
fondern aus fünf verfchiedenen mitgebrachten Bapierdüten 
entnommen und auffallender Weiſe befand fi) unter ihnen 


—— — —— — — — —— 


nicht ein offener Zettel, vielmehr waren alle ſorgfältig zu— 
ſammengefaltet. 

Unter dieſen Umſtänden liegt die Annahme einer Wahl- 
fälfchung jehr nahe. 

Dieje Thatiahen mwaren bereits bald nad) ber Stidj- 
wahl zu unjerer Kenntnis gelangt. Da jedoch unfer Kan— 
didat, Herr Wamhoff, zum Reichstagsabgeorbneten gewählt 
war, . wir damals feine Veranlaflung, die Wahl an— 
zugreifen oder auf Grund diefer Thatfadhen gegen biejelbe 
zu proteftieren. 

Eine größere ch angejehener Einwohner Difiens, 
welche jeiner Zeit dieje Wahlunregelmäßigfeiten in Glandorf 
gleichfalls erfahren hatten, haben ſich jet genötigt ges 
jehen, den ganzen Vorfall der Königlichen Staatsanwaliſchaft 
zu Osnabrüd mitzuteilen. Diefe hat bereits ein Er— 
mittlungs-Berfahren eingeleitet und nah Vernehmung von 
Zeugen die Beſchlagnahme der Stimmzettel verfügt. Wie 
wir annehmen bürfen, wird auch baldigft die Borunter- 
ſuchung dieſerhalb gegen den Wahlvorfteher in Glandorf 
eröffnet werben. 


ic. 
Der Vorſtand des Nationalliberalen Vereins. 


3.4: 
Kolligs, Landgerichisrath 
als Borjigender. 





Nr. 122. 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Auer. 


Zweiter Bericht 
ber 
Wahlprüfungs-Bommiflfion 
über 
die Mahl des Abgeordneten Wieſike im achten 
Wahlfreife des Negierungsbezirks Potsdam (Kreis 
Wefthavelland und Stadt Brandenburg a. d. 9.). 


In der Sitzung vom Mittwoch, ben 27. März 1895 

hat der Reichstag beſchloſſen: 

1. den Beihluß über die Gültigkeit der Wahl bes 
Abgeordneten Wiefite auszuſetzen; 

2. den Herm Reichskanzler zu erjuchen, durch Ber: 
mittelung der Königlich Preußiſchen Negierung die 
bei Bunkt I, I, IV, V und VI des Proteftes bes 
ichloifenen Beweiserhebungen zu veranlajlen und 
deren Ergebniß dem Reichstage mitzutheilen. 


Die unter 2 beichloffenen Erhebungen haben ftatte 
gefunden und hat deren Ergebniß zu nadhitehender Beſchluß— 
fafjung in der Bahlprüfungs-Konmiffion geführt. 


Zu 1, 
Dieſer Proteftpunft Tautet: 

„Es haben folgende Perfohnen in den Wahlliften 
geftanden, und auch gewählt, ohne das diejelben das 
gejeglie Alter von 25 Jahren erreicht Hatten. 
1. Hermann ®elbig. Eingetragen unter Nr. 73 der 
Wählerlifte, wohnhaft Blumenjtr 10 zu Branden— 
burg a. 9. 24 Jahre al. 2. Hermann Krenz, 
Wäplerlifte Nr. 169, Neujtadt Heide Str 40 Brans 
denburg a. 9. 3. Johann Borkowsky, Wählerlifte 
Nr. 489 Ziegelſtr 9 Brandenburg a. H, berfelbe ift 
auf —— feines Prinzipals des Ziegelei— 
beſitzers Marſchall in die Wählerliſte aufgenommen 


worben, letzterer hatt ihn auch mit Prügel gedroht 

wenn er nicht Wiefide wähle.“ 

Die Kommiffion beſchloß, dur den Stadbtmagiftrat 
von Brandenburg die Geburtstage dieſer drei Wähler er- 
mitteln zu laſſen. 

Die erbetene Auskunftsertheilung ift unterm 1. Mai 1895 
feitens des Magiſtrats der Stabt Brandenburg erfolgt 
und ergiebt fi daraus, daß ber Steindruder Hermann 
Gelbig am 3. Mai 1867 in Breslau, der Weißgerber 
Hermann Krenz, am 12. Juli 1868 in Brandenburg 
und der Arbeiter Borkowsti am 30. Juni 1867 in Ko— 
fuchen geboren find. 

Aus den vorftehenden, dem amtlichen Melderegifter 
der Stadt Brandenburg entnommenen Daten ergiebt ſich, 
daß die Angaben des Proteftes nur in Bezug auf Her— 
mann Krenz zutreffend find, ſodaß aljo je eine Stimme 
von der Gefammtzahl und von den auf den gewählten Ab: 
georbnieten gefallenen Stimmen abzuziehen ift. 


Zu II. 

Hier wirb im Proteft behauptet: 

„Joſeph Schober Wählerlifie Nr. 273 wohnhaft 

Zrauerberg 14c zu Brandenburg a. H, dieſer iſt 

fein Deuticher, fondern Ungar aus Felſö Eör hat 

jedoch gemählt.” 

Die Kommiffion beſchloß auch über diefen Punkt wie 
zu I Erhebungen über bie regen 

Die darauf bezüglidhe Auskunft des Magiltrats der 
Stadt Brandenburg beftätigt die Angaben bes Proteftes, 
wonah Schober am 15. Januar 1868 zu Felſoe Ever als 
Sohn eines ungarischen Staatsangehörigen geboren ift 
und in Ungarn jeiner Militärpflicht genügt hat. 

Es ift alfo auch in diejem Falle von der Geſammtzahl 
wie auch von den auf den gewählten Abgeordneten ges 
fallenen Stimmen je eine abzuziehen. 


Zu IV. 


Der Broteft befagt: 

Folgende Perfonen melde ſchon jeit Aprill und 
länger in Brandenburg wohnen, beſchäftigt und polizeis 
lich gemeldet find, haben ihre Eintragung während des 
Ausltegens der Wählerlifte beantragt, wurden jedoch mit 
den Beicheid zurüdgemwiejen, fie müßten in ihre Heimath 
Wählen: 

1. Albert Altenkirch, Maurer, Neuendorfer Str 14 zu 
Brandenburg a. 9. 
2. Ve Manede, Korbmader, Werder Str 3 zu 
andenburg a. H. . 
3. Carl Berger, Abtſir 14 
burg a. 9. j 
4. Carl Lucke senior in Brielow bei Brandenburg, 
eboren in Wenzlow 
5. Earl Lude junior Arbeiter in Brielow bei 
6 
7 
8 
9 





Maurer, Branden- 


Brandenburg, geboren in Wenzlom 
. Carl Rubdlof Arbeiter in Brielow bei Branden- 
burg, geboren in Wenzlom 
. Dito Kabelig Arbeiter in Brielow bei Branden— 
burg, geboren in Grüningen 
Ferdinand Nitze Arbeiter in Brielow bei Brans 
denburg, geboren in Gräben 
. Carl Schroever Arbeiter in Brielow bei Branden— 
burg, geboren in Wenzlow 
10. Friedrich Schenke Arbeiter in Brielow bei Bran— 
denburg, geboren in Wenzlow 
11. Friedrich Ludas Arbeiter in Brielow bei Bran— 
denburg, geboren in Gräben 
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12. Auguft Ludas Arbeiter in Brielow bei Branden- 
burg, geboren in Gräben 

13. Carl Menz Urbeiter in Brielow bei Brandenburg, 
geboren in Wenzlow 

14. Anton Tobis Arbeiter in Brielow bei Branbden- 
burg, aus Peſchin 

15. Jacob Paylo Arbeiter in Brielow bei Branden- 
burg, aus fl. Bofemudel 


leßtere beiden wohnen auf der Ziegelei des Herrn 
Neinide bei Brielow und Lönnen unter Eid bezeugen, 
daß ſich von berfelben Ziegelei nod 30 Mann gemeldet 
— aber trotzdem dieſe den ganzen Sommer dort 

rbeiten, von ben Ortsvorſteher Herrn ee mit 
ber Bemerkung zurüdgemwiefen wurden, fie müßten in 
ihre Heimath Wählen. 

Die Kommilfion beſchloß Erhebungen über die Proteft= 
behaupsung und bejonders über die Zahl der zurüd- 
gewiejenen Wähler und barüber zu veranlaffen, ob zur 
geſetzlich vorgefchriebenen Zeit und in welchem Umfange 
die zu Unrecht Ausgeſchloſſenen ihre Eintragung in die 
Wählerliften beantragt und warum bie zuftändigen Bes 
hörden diefen Anträgen nicht Folge gegeben haben, 

Die Erhebungen ſollen durch Auskunftsertheilung 
ber in Betracht fommenden Ortsbehörden und durch eidliche 
Vernehmung der im Proteſt genannten Zeugen erfolgen. 

Die amtlihen Auskünfte und Zeugenvernehmungen 
* bezüglich der unter 1 bis 3 genannten Wähler 

olgendes ergeben. Der Magiftrat der Stadt Branden- 
burg berichtet: 

1. Der am 15. September 1864 geborene Maurer 
Albert Altenkirch ift am 23. Mai 1893 als aus Graeben 
fommend hier angemeldet worden. Am Tage darauf bes 
antragte Altenkirch feine Aufnahme in die Waählerliſte 
zum Reihstag. Darauf fragte der Magiftrat bei dem 
Semeindevoritand in Graeben an, ob Altenkirch dort 
feinen Wohnfig habe und in die Neichstagsmählerlijte 
eingetragen jei. Beide Anfragen wurden Bat und 
infolgedeffen dem Alienlirch der Beſcheid ertheilt, daß 
hier feine Aufnahme in die Reichstagsmwählerlifte nicht 
erfolgen werde. 

Um 27. Dezember 1893 ift Altenkirch nad) Graeben 
abgemeldet worden. 

2. Der Maurer Carl Berger hat unter dem 25. Mai 
1893 feine Aufnahme in die Lifte der Reichstagswähler 
beantragt, wurde aber auch ablehnend beichieden, weil 
die jeinetwegen bei dem Gemeindevorftand in Graeben 
eingezogenen Erkundigungen das gleiche Reſultat hatten, 
wie bei Allenkirch. 

Der Aufenthalt des Berger hierjelbit hat nad) Aus— 
weis unſeres Melderegijters vom 28. April bis 16. DE 
tober 1893 gedauert. 

3. Der am 19. Dezember 1867 geborene Korbmacher 
Franz Emil Manede hat am 25. Mai 1893 feine Auf- 
nahme in die Reihstagsmählerlifte beantragt. Auf eine 
darauf an den Magiftrat zu Heiß gerichtete Anfrage hat 
diefer die Auskunft ertheilt, daß Manede feit dem 
31. Auguft 1891 dort gemeldet fei, derfelbe fei verheis 
rathet und am 20. Mai 1393 nad) Brandenburg abgemeldet. 
Die Familie des Manede wohne noch dort und dort 
würden aud die Steuern bezahlt. Der Aufenthalt des 
Manede in Brandenburg fei nur ein vorübergehender; 
in die Neichstagswählerlifte jei Manede in Zeig aufge 
nommen. Darauf wurde Manede ablehnend beſchieden 
und dieſer ablehnende Beſcheid wurde auch aufrecht er- 
rg nachdem Manecke am 3. Juni 1893 nodymals 
eine Nachtragung in bie Lifte beantragt hatte. Die oben 
erwähnten Nustünfte des Gemeindevoritandes von Graeben 
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und bes Magiftrats zu Zei fügen wir mit ber Bitte 
um Rüdgabe ebenmäßig bei. 
Der Magiftrat. 
Weller. 


An 
ben Königlichen Regierungs-Präſidenten 
Herrn Grafen Hue de Grais, 
Hochgeboren Potsdam. 


Der Maurer Altenkirch, eidlich vernommen, jagt aus: 
„Ich wohne ſchon feit ungefähr 5 Jahren in Gräben 
bei Wollin, arbeite aber während des Sommers, wenn 
id) Arbeit habe, in Brandenburg a. H. Geſchieht dies, 
jo beziehe ıh hier während der Wochentage Schlafftelle 
und gehe des Sonnabends wieder nad Graeben zurüd. 
Auch im Jahre 1893 zur Zeit, als die Wahl des Ab— 
geordneten Wiefide zum Vertreter des 8. Potsdamer 
Wahlfreijes Brandenburg-®efthavelland im Gange war, 
hatte id in Brandenburg a. 9. bei dem Maurermeifter 
Leue Urbeit gefunden, Ich Fam infolgedeffen immer des 
Montags von Graeben nad Brandenburg und ging 
des Sonnabends wieder nad) Graeben zurüd. 

Während diefer Zeit ging ih eines Tages, — 
wann weiß ich nicht mehr, auch den Monat kann ich 
nicht mehr angeben — auf das Nathhaus in Branden- 
burg, um nachzuſehen, ob mein Name in die ausliegende 
Wählerlijte eingetragen war. 

In dem Zimmer, in weldhem die Lifte auslag, be: 
fanden fi mehrere Herren. Einer von ben Herren, 
deffen Namen idy nicht angeben kann, ſah mit mir zus 
jammen die Lifte ein. Da mein Name nicht gefunden 
wurde, ſagte er zu mir, ich würde in dem nächſten 
Zagen Beſcheid befommen, ob id hier in Brandenburg 
wählen dürfte. 

Nad) einigen Tagen erhielt ich die fchriftliche Mit: 
theilung, daß ich in Brandenburg nicht wählen dürfte. 

Ob ich einen Antrag auf Eintragung meines Namens 
in die Wählerlijte geftellt habe, darauf kann ich mid 
heute nicht mehr befinnen. 

Während der Zeit, wo die Wählerliften auslagen, 
war ih in Brandenburg von meinem Schlafwirth, 
meinem Bruder Karl Altenkich, polizeilih angemeldet 
worden, joviel ich weiß. 

Da id) in Brandenburg nicht wählen durfte, jo habe 
ih gar nicht gewählt.” 

Der Korbmacher Manede, ebenfalls vereidet, bekundet: 

„Am 3. Pfingftfeiertag im —* 1893 bin ich von 
Zeitz, wo ich bis dahin gewohnt hatte, nach Branden— 
burg gezogen und habe hier zunächſt bei meinen Eltern, 
den Arbeiter Friedrich Manecke, damals Werderftraße 3 
wohnhaft, Wohnung genommen, nahdem ih mich in 
Zeig perſönlich auf der Polizei abgemeldet Hatte, 

Meine ‚Familie, beitehend damals aus Drau und 
einem Finde, blieb nod bis gegen Juli 1893 in Zeit 
und fam dann erjt nad) Brandenburg herüber. 

Ich nehme an, daß mein Vater meinen Zuzug zu 
ihm auf der hiefigen Polizei angemeldet hatte. 

Am Tage nad meiner Ankunft in Brandenburg 
ging ich auf das hiefige Nathhaus in das Zimmer, in 
weldhem die Wählerliiten für die Neihstagswahl aus- 
lagen, und beantragte die Eintragung meines Namens 
in die Wählerlifte. Hierauf wurde mir von einem der 
im Zimmer befindlichen Herren, deſſen Namen ich aber 
nicht angeben kann, der Beicheid, daß ich Hier nicht 
wählen könne, mit der Begründung, dab ih in Zeitz 
noch meine Familie Hätte und dorthin auch meine Steuern 
entrichtete. Auf meinen Einwand, dab dieje Begründung 
wohl nicht zutreffen könne, wurde id an den Syndikus 





gewiejen und diefer gab mir denfelben Beſcheid, daß ih 
hier nicht wählen könne. 

Ih wandte mich nun fchriftlih an den Magiftrat 
um Auskunft, ob ich hier denn nicht wählen könnte, und auf 
deffen ablehnenden Beiheid an den Landrath. Nachdem 
id auch von dieſem die Nachricht befommen Hatte, daß 
ih nicht wählen dürfe und der Magijtrat Recht hätte, 
habe id) von weiteren Einwendungen Abftand genommen 
und nicht gewählt. 

Es ift richtig, daß ich bis dahin, wo meine Frau 
nad) Brandenburg übergejiedelt ift, meine Steuern nad) 
Sc entrichtet habe, doch wurden mir für den Monat 

uni bier aud Steuern abgenommen, dieſe habe 
id aber jpäter auf meine Rellamation zurüderhalten.“ 


Der Maurer Carl Berger jagt unter Eid aus: 

„Ich befige eine Häuslerftelle in Gräben, In der 
Zeit von etwa 4 Wochen nach Dftern bis 14 Tage nad) 
Michaelis 1893 habe ih beim Zimmer: und Maurer- 
meifter Kraufe in Brandenburg a./H. ald Maurer ge- 
arbeitet, bin in der Regel Montags früh von Gräben 
nad) dort gegangen und am Sonnabend abend von dort 
nad Gräben zurückgekehrt. Schlafftelle hatte ich bei der 
Wiltwe Neute in Brandenburg genommen. Diefelbe hat 
mid) polizeilid) angemeldet und find auch Steuern von 
mir erfordert und gezahlt worden, welche ich jedoch auf 
erhobenen Proteft jurüderhalten habe. 

Während meines Aufenthalts in Brandenburg wohnte 
ich einer Wählerverfammlung betreffend die Wahl eines 
Abgeordneten zum Reidhstage bei und hörte, daß ber 
Nedner, der damalige Reihstagscandidat Ewald, die 
Hausbefiger darauf aufmerffam machte, daß diejenigen 
Ürbeiter, weldye bei ihnen wohnten, ſich durch Einſicht 
der Wählerliften davon überzeugen müßten, ob fie in 
denfelben eingetragen ftänden, da fie jonft ihr Wahlrecht 
nicht ausüben könnten. 

In Folge deifen begab ich mich zur Zeit ala bie 
Wahlliſten auslagen, auf das Rathhaus und ftellte feit, 
daß mein Name in der Wählerlifte nicht eingetragen war. 

Obgleich ih meine nachträgliche Eintragung nicht 
verlangte, wurde ic) von einem der anmwejenden Herren, 
deſſen Namen ich nicht anzugeben vermag, zu Protofoll 
vernommen. Kurze Zeit vor der Wahl erhielt id 
ſchriftlichen Beſcheid, daß ich in die Lijte nicht eingetragen 
werden fönnte, weil ih in Gräben nad Auskunft des 
— Ortsvorſtehers in der dortigen Liſte eingetragen 
tänbe. 

Ob id von meinem Wahlrechte nad) erfolgter Ein— 
tragung in Brandenburg Gebraud gemacht haben würde, 
weiß ich nicht, jedenfalls würde id), wie bisher, konſer— 
vativ gewählt und im vorliegenden Falle dem Ritter— 
gutsbeliger Wiefide in Plauer Hof als Reichstags— 
abgeordneten meine Stimme gegeben haben.“ 


Aus den Angaben des Magiftrats der Stadt Branden- 
burg, wie aud) aus den Ausfagen der Zeugen ergiebt fich, 
daß die legteren zur Zeit der Auslegung der Wählerliften 
wie des Wahltags in der Stadt Brandenburg ihren 
Wohnfig (Schlafitellen) im Sinne des $.7 des Reichs— 
wahlgejees hatten. Die drei Wähler waren deshalb in 
die Wählerlijten in Brandenburg aufzunehmen, und da 
dies, trotz rechtzeitiger Reklamation nicht geichehen ift, jo 
find der Gelammtzahl der abgegebenen Stimmen und dem 
unterlegenen Kandidaten je drei Stimmen zujuzählen. 

In Bezug auf die unter IV, Biffer 4—15 fomwie 
unter V bes Vroteſtes namentlih aufgeführten Wähler 
giebt der nachſtehende Schriftiwechfel zwifchen dem Gemeinde— 
voritand Feuerherd in Brielow und dem Kgl. Landrath 
zu Rathenow Aufihluß. Die bezüglichen Aktenjtüde lauten: 
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„Brielom, d. 8. Mai 1895. 


An das Königliche Landratsamt zu Nathenom. 

Dem Königlihen Landrathsamt theile ich hierdurch 
amtlich) folgendes mit, im Monat Juni 1893 zur Zeit 
der Wahl haben fi einige fremde Arbeiter zur Aufs 
nahme in die MWählerlifte gemeldet, id) habe aber den— 
felben nad $ 7 des Reichswahlgejepes den Beſcheit er- 
theilt, daß fie nach denfelben nur da wählen könnten, 
wo fie ihren Wohnfig Hätten und könnten deshalb zum 
Wählen in die MWählerlifte bier nicht aufgenommen 
werden, weil fie nur vorübergehend ihren Aufenthalt 
F hätten, darauf erflärten einige es wäre ihnen ge— 
agt fie könnten hier wählen, ich erwiederte Hierauf, 
nad) dem Geſetz nicht, ich würde aber zur Sicherheit 
noch Nachricht vom Königlichen Landratsamt einholen, 
und e8 würde ihnen dann Beſcheidt von Hier aus 
zugehen, oder fie follten ſich jelber Hier nod einmal 
melden. 

Unter dem 3. Juni habe ich wegen Aufnahme ber 
fremden Arbeiter beim Königlidien Landrathsamt ans 
gefragt, worauf mir am 5. Juni der Beicheidt und bie 
Antwort des Königlichen Landraths zuging, wodurch ich 
aufmerfiam wurde, das die Anträge der fremden Arbeiter 
erſt nad) der Auslegungsfrift geftellt waren und e8 ge 
ſetzlich nicht zu läßig war, nody fremde Arbeiter in die 
Bählerlifte auf zu nehmen, ift ihnen von Hier aus 
feinen Beicheidt zugegangen, und gemeldet Hatten fich 
diejelben auch nicht wieder, während der Auslegungszeit 
der Lifte iſt Einfprudh von demjenigen Arbeiter auch 
von andern Fremden-Arbeitern nicht erhoben, auch ift 
von denjelben Nachträglich eine Aufnahme in der Wähler: 
lifte weder Mündlich noch jchriftlich bei mir eingegangen 
und beantragt worben. 

Der Gemeindevorftand. 
Feuerherd.“ 


Rathenow, 5. Juni 1893. 


Königliher Landrath 
des Kreiſes Wejthavelland. 
Mr. I 4155. 


Dem Gemeinde-Borftande eröffne ih auf bie An— 
frage vom 3. Juni d. Is. Folgendes: 

Aus dem $. 1 und 3 des Neidhswahlgefeges vom 
31. Mai 1869 geht hervor, wer für den Reichstag 
Wähler, und wer von der Berechtigung zum Wählen 
ausgeichloffen if. Die vorbezeichneten Beitimmungen 
find in meine Belanntmahung vom 7. Mai d. 38. 
(Kreisblatt No. 108) wörtlich aufgenommen worden. Der 
$ 7 obigen Reglements beytimmt, dab Derjenige, welcher 
das Wahlrecht in einem Mahlbezirfe ausüben will, in 
demjelben, oder, im falle eine Gemeinde in mehrere Wahl- 
bezirke getheilt ift, in einem derfelben zur Zeit der Wahl 
feinen ang haben muß. Entſprechen die auf den 
Brielower Ziegeleien befhäftigten Arbeiter der nad $ 1 
des Geſetzes geftellten Bedingung der Berechtigung 
zum Wählen und liegen Ausfhliekungsgründe nad 88 
des Geſetzes nicht vor, wären die Arbeiter in die Wähler: 
Iifte aufzunehmen geweſen. Die Lifte hat vom 18. bis 
einſchließlich 26. Mai d. 38. zu Jedermanns Einſicht 
ausgelegen. Nah der obigen Streisblatts-Belfannt- 
machung fonnte Derjenige, weldyer die Liſte für unrichtig 
oder unvollſtändig hielt, dies innerhalb 8 Tagen 
nad dem Beginn der Auslegung bei dem Gemeinde- 
vorftand fchriftlih anzeigen, oder zu Protokoll geben 
und hatte die Beweismittel für jeine Behauptungen, 
falls dieſelben nicht auf Notorietät beruhen, beizubringen. 
Erima eingehende Anträge auf Berichtigung der Lılten 
waren mir, jofern fie nicht jofort für begründet erachtet 


wurden, umgehend zur Enticheibung einzureichen. Eine 
Einreihung derartiger Anträge ift nicht erfolgt. Aus der 
obigen Anfra e vom 3. db. Mis. muß id auch beftimmt 
annehmen, dab innerhalb der Stägigen Friſt vom 18. 
bis 25. Mai d. Is. Einfprühe gegen die Wählerlifte 
bei dem Gemeinde-Borftand nicht erhoben, bzw. Anträge 
nicht gejtellt find, und es ift zu geieglih unzu— 
Täffig, jeßt noch Perſonen in die Wählerlifte — 
nehmen. Wer es unterlaſſen hat, die Waäͤhlerliſte waͤh— 
rend ber Auslegungsfrift einzufehen, bezw. innerhalb 
diejer Friſt Einſpruch zu erheben, ift feines Wahlrechts 
verluftig, und darf bei der am 15. Juni d. 8. ſiatt⸗ 
findenden Reichstagswahl Stimmzettel nit abgeben. 
Ich erwarte, daß nicht unberechtigter Weife die nad. 
trägliche Aufnahme von Perſonen in die Lifte erfolgt. 
Eine derartige Aufnahme könnte die Wahl un— 
ültig machen. Daburd, daß Perfonen, die andern- 
Als wählen bürften, bie Sreisblatt8-Belanntmadhung 
vom 7. Mai d. 38. unbeachtet gelafjen haben, wird die 
Wahl nit me 

In Zukunft wolle ber Gemeinbe-Borftand meiner 
Bekanntmachung vom 14. März d. 33. (Kreisblatt Nr. 97) 
gemäß, zu Berichten ftets einen ganzen Bogen ver: 


wenden. 
Der Königliche Lanbdrath. 
gez. von Roebell. 


Bon den unter IV Biffer —15 aufgeführten Arbeitern 
befand fi zur Zeit der Erhebungen, laut bei den Atten 
befinblidher Auskunft des Gemeindevorjtandes in Brielow, 
fein einziger mehr am Orte, auch war der derzeitige 
Aufenthaltsort der Arbeiter nicht befannt. Eine Ver— 
nehmung bderjelben konnte alfo nicht ftattfinden. 

Unter diefen Umjtänden muß diefer Punkt als nicht 
vollftändig aufgellärt auf ſich beruhen bleiben. 


Zu V. 

Aud von den unter diefem Punkt des Proteftes auf- 
geführten 8 Zeugen gilt, mit Ausnahme des Urbanjad, 
was von den Zeugen zu IV amtlich feftgeftellt worden ift. 
Diejelben waren zur Zeit der angeordneten Erhebungen 
bereitS abgereift und unbefannten Aufenthalts. 

Der eidlih vernommene Urbanjad bekundet: 


„Brandenburg a/h., ben 13. Mai 1895. 
Bor zwei Jahren arbeitete ih aud auf ber 
Vorbach'ſchen Ziegelei in Brielow und hatte auch bie 
Abjicht, meine Stimme für einen Reichstagslandidaten 
abzugeben. Der Arbeiter Stephan Kirjtein theilte mir 
indeß mit, daß wir Hier nicht wählen könnten und da 
babe id mid gar nicht um die Wahl weiter gefümmert 
und babe mid auch nicht zur Eintragung in die Wähler: 
lifte gemeldet.“ 
Die Kommiffion beſchloß über dieſen Punkt wie zu 
IV bes Protejtes. 


Zu VL 
Im Proteft wird behauptet: 
Siebenundneunzig auf dem Dominium Mötzow b. 
Brandenburg a. H. Arbeitende Piegeleiarbeiter und 
Schhnitter, wurde ebenfals gejagt, fie jeien nur in ihrer 
Heimath wahlberedhtigt, dieſelben wurden als fie 
trogdem nad ihren Wahllocal Radewege b. Brunden- 
burg a. 9. gingen von der Wahl ausgeſchloſſen. 
Zeuge: Arbeiter Joſeph Grap Neue Ziegelei b. 
Mögom, 
Das Refultat der über diefen Punkt angeordneten 
Erhebungen ergiebt fih aus dem nadjftehenden Schreiben 
des Königlihen Landraths des Kreiſes Wejthavelland und 
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der daraufhin erfolgten Antwort des Gutsvorftehers Herrn 
Sander in Möpom: 


„Rathenow, den 24. Wpril 1895. 


Königlicher Landrath des Kreiſes 
Weſthavelland. 


%.Nr. I. 2863. 


Gegen bie unterm 24. Juni 1893 erfolgte Wahl 
des Gutes und Ziegeleibeſitzers Wiefite in Plauerhof, 
als Mitglied des Deutſchen Neichstages, ift Vroteft er- 
hoben, u. A., weil eine größere Anzahl ausmwärtiger Ars 
beiter, weldhe zur Zeit der Wahl ihren Aufenthalt im 
Kreife gehabt haben, angeblidy nicht in die MWählerlifte 
aufgenommen if. Es wird behauptet, daß biejelben 
ihre nachträgliche Aufnahme rechtzeitig nachgeſucht hätten, 
jedoch ohne ic Auch 97 zu obiger Zeit auf dem 
Gute Mötzow beſchäftigt geweſenen Ziegeleiarbeitern und 
Schnittern fol gejagt fein, daß fie nur in ihrer Heimath 
wahlberechtigt ſeien. Höheren Orts find Erhebungen 
darüber angeordnet, ob dieſe Behauptungen auf Wahr: 
heit beruhen. 

Die Wählerliiten haben allgemein vom 18. bis 
einjchließlih 25. Mai 1893 ausgelegen. Wer die Lifte 
für unvollftändig oder unrichtig hielt, konnte dies inner: 
halb 8 Tagen nad dem Beginn der Auslegung, 
alfo bis einſchließlich 26. Mai, bei dem Gemeinde- (Guts⸗) 
Borjtand fchriftlich anzeigen oder zu Protokoll geben. 

Euer Wohlgeboren erſuche ich ergebenft, mir ges 
fälligit innerhalb 8 Tagen mitzutheilen, ob ſich feiner Zeit 
dort innerhalb der vorbezeidhneten Friſt Arbeiter 
zur nachträglichen Aufnahme in die Wählerliite gemeldet, 
bzw. diefe nachgefudht haben, wenn es ber Fall, wie 
viel es gemwejen find, und ob deren Zurüdweifung unter 
der obigen Angabe erfolgt üft. 

Der Königlihe Landrath 
von Loebell. 

An 


ben Gutsvorftcher, Königlichen Oberamtmann 
Herrn Sander, Wohlgeboren, Mötzow. 


Urihriftlid an das Königliche Landraths-Amt in 
Rathenow mit dem gehoriamjten Bericht, daß hier bes 
ichäftigte Zıegeleiarbeiter fih nad Ablauf der Aus: 
legefrift zur Aufnahme in die Wählerlifte gemeldet 
haben und dieſe allerdings unter dem Hinweis abges 
wiejen find, daß fie in ihrer Heimath wahlberechtigt feien. 

Es ift diefen Leuten, e8 waren höchitens 10 Per: 
fonen, aber auch eröffnet, daß die Wählerliften ab— 
geſchloſſen feien. 

Bon ben - beichäftigten Schnittern hat fich feine 
Perſon zur Aufnahme in die Wählerlifte gemeldet. 

Mötzow, den 4. Mai 1895. 


Der Gutsvorftand 
Sander.” 


Der Zeuge Joſef Grap hat fi, laut Ausmeis ber | 
Eine Auf: | 


Akten, zu feiner Vernehmung nicht geftellt. 
Härung, warum Graß der amtlihen Ladung nicht Folge 
geleiftet hat, ergiebt fi aus den Alten nicht. 

Die Kommiſſion beihloß auch zu diefem Bunkt wie zu 
IV und V bes Prolteſtes. 


Da auch nad den Kommiſſionsbeſchlüſſen zu 1, IE 
und IV die Stimmenmehrheit für den gewählten Abgeorb: | 
neten beftehen bleibt, die übrigen Proteftipunkte aber durch | 


die Erhebungen zum Theil unaufgellärt geblieben find, 





zum Theil aber eine Betätigung nicht gefunden haben, be 


antragt die Kommiſſion: 
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Der Reichstag wolle beichließen: 

1. die Wahl des Abgeordneten Wieſike im 
achten Wahlfreije bes Regierungsbe- 
zirts Borsdam für gültig zu erflären, 

2. den Beihluß vom 27. März 1895 für er- 
ledigt zu eradten. 


Berlin, ben 6. Februar 1896. 


Die Wahlprüfungs-Kommiſſion. 
Spahn, Vorſitzender. Auer, Berichteritatter. Dr. Böhme, 
Brandenburg. Fiſcher. Gamp. Simburg. 
v. Holleuffer. Dr. v. Marquardſen. Schmieder. 
Dr, Schneider, v. u . Dr. Stephan (Beuthen). 

ein, 


Nr, 123. 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Fiſcher. 


Bericht 
ber 


Wahlprüfungs-Aommiffion 
über 
die Wahl des Abgeordneten Colbus im 
zwölften Wahlfreife der Neichelande Elſaß— 
Lothringen. 

Ueber die Wahl des Abgeordneten Colbus im zwölften 
Wahllreiſe der Reichslande Elſaß-Lothringen hat die Wahl: 
prüfungssommiffion (Nr. 189 der Drudjachen der Seifion 
1894/95) Beridht eritattet und ber Neichstag Hat ihrem 
Antrage gemäß beſchloſſen: 

1. die Enticheidung über die Gültigkeit der Wahl bes 
Abgeordneten Colbus — 

2. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, durch Ver—⸗ 
mittelung ber Regierung von Elſaß-Lothringen bie 
zu Proteft I und ll beicdhloffenen Erhebungen vers 
anlafjen und von dem Gejchehenen dem Reichstage 
Mittheilung machen zu wollen. 

Diefe Vernehmungen haben ftattgefunden; ebenfo liegen 
bie von ber Kreisdirektion erbetenen amtlichen Aeußerungen 
darüber vor, ob eine Maßnahme getroffen worden jei, 
welche Anlaß zu dem in dem Proteit behaupteten Ein= 
greifen der Gensdarmen, Polizeidiener u. ſ. w. gegeben habe. 

Die Kreisdireltion in Forbach erklärte unterm 
8. Mai 1895: 

Meinerfeits ift eine Maßnahme, melde Anlaß zu 
ber im Protejte d. d. Saargemünd Juni 1893 enthaltenen 
Behauptung gegeben hat, daß in Spichern der Polizei— 
biener dem Ludwig Stolz aus Forbach die Verbreitung 
der Stimmzettel verboten habe, welde auf den Namen 
Emmel lauteten, nicht getroffen worben. 


Der Kreisdireftor. 
(Unterfchrift.) 


Die Kreisdireltion Saargemünd 
30. April 1895: 

Zur hohen Verfügung P. 663 vom geftrigen Tage 
berichte ich gehorſamſt, dab ich bzl. der Ueberwachung 
ber focialdemofratijchen Wgitation bei den Neichstagss 
wahlen von 1893 an generellen Anmeifungen lediglich 
bie in Abſchrift beigefügte an die Gendarmerie, Poüzei— 


erflärt unterm 


Reichstag. 
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Kommifjare 2c. erlaflen Habe, und über beren Inhalt 
auch bei Einzelinftruftionen nicht hinausgegangen bin. 
Heinrich Freiherr v. Gagern 
vi 


Kreisdirector. 
Der erwähnte Erlaf Tautet: 


Saargemünd, ben 5. Juni 1893. 
An die Gendarmerieftationen des Kreiſes. 


Das Geſetz geftattet die Austheilung von Wahl- | 


Flugichriften zc. ohne Genehmigung nur dann, wenn das 
betreffende Scrififtüd von einem Gandidaten unters 
zeichnet ift. 

Berfonen, welche anders geartete Druditüde ver- 
breiten (3. B. unterzeichnet: „Das focialdemofratifche 
Bahllomite*) find zu protocolliren und wenn fie außerhalb 
bes Freies wohnen, wegen Fluchtverdachtes zu verhaften. 

Der Kreisdirector. 





Die Rechtsgiltigkeit diefer Verfügung, ſoweit fie generell 
die Verhaftung jämmtlicher außerhalb des Kreiſes Wohn- 
haften anordnet, wurde zwar in —* gezogen, weitere 
Folgen in Bezug auf die erhobenen Proteſtpunkte wurden 
daran jedoch nicht geknüpft. aft fämmtlihe der im 
Proteft vorgeidhlagenen Zeugen, ſoweit fie identiſch waren 
mit ben im Proteft aufgeführten Perſonen, welche nad) der 
Proteitbehauptung wegen Vertheilung ſozialdemokratiſcher 
Waplflugblätter und Stimmzettel verhaftet worden waren, 
find wegen umerlaubter Kolportage von Wahlaufrufen 
rechtskräftig verurtheilt worden, da jie nicht beachtet hatten, 
daß $ 43 der Neichsgewerbeorbnung für die Reichslande 
feine Geltung hat. Gleihwohl trat die Wahlprüfungs- 
Kommiffion in eine Erörterung der einzelnen Proteftpuntte 
und deren Erhebungsergebniß ein, weil nach der Proteſt— 
behauptung es ſich zugleich auch um widerrechtliche Weg- 
nahme von Stimmzetteln handelt. 


Die vom Reichstag in feiner Sigung vom 27. März 1895 für möglicherweife erheblich erflärten und zur 


Bemweiserhebung geftellten Proteftpuntte Tauten: 


Proteft 1. 

1. Am 10. Juni Abends mwurbe ber Franz Seiler aus 
Neuntirhen bei Saargemünd in Rohrbach von bem 
dortigen Bolizeitommiffar feftgehalten, ihm circa 300 
bis 400 Stimmzettel und eine größere Anzahl Flug— 
blätter beihlagnahmt und er nah Saargemünd 
transportiert, dorten nad) feiner Vernehmung entlaffen, 
ohne dab ihm die beichlagnahmten Sachen zurück— 
gegeben wurden. Der franz Seiler follte diefe Stimm: 
zettel und Flugblätter am Sonntag den 11. Juni in 
einer Reihe von Ortſchaften verbreiten. 


2. Ebenfalld am 10. Juni Abends 10 Uhr wurden bie 
beiden Arbeiter Jacob Haller aus Saargemünd und 
Jacob Bederid; aus Saargemünd in Wollmünfter vers 
haftet, gefeilelt nach Bitſch transportiert, dorten den 
anderen Morgen um 10 Uhr zwar entlafien, die unge 
fähr 500 bis 600 Stimmzettel und Flugblätter aber 
beſchlagnahmt. Die beiden jollten ebenfalls von Woll- 
münfter aus am Sonntag den 11. Jumi eine ganze 


Reihe von Ortſchaften befuchen. 


1. Die Behauptungen des Proteftes werben durch bas 
eibliche Zeugnik des franz Seiler aus Neunkirchen voll 
inhaltlid beftätigt, auch der uneidlich vernommene Polizeis 
tommifjar Brudmann in Rohrbach beftätigt die Angabe 
mit der Einſchränkung, daß ihn nur die Vertheilung der Wahl- 
aufrufe, die der geſetzlich erforderlihen Unterjchrift des 
Kandidaten ermangelten, zum Einfchreiten veranlaßt habe. 
Die Beihlagnahme der Stimmzettel erfläre fi) daraus, daß 
Geiler es unterlaffen habe, ihm zu fagen, in dem beichlag- 
nahmten Badet befänden ſich aud Stimmzettel. Weitere 
Vorſchriften als den oben angeführten Erlaß bed Kreis— 
direftord von Saargemünd habe er nicht erhalten. Legtere 
Erklärung wird auch von den übrigen über die weiteren 
Proteſtpunkte vernommenen Beamten durdigängig abgegeben. 

Auf Grund diefer Ergebniffe hält die Kommilfion ben 
Proteftpuntt für erledigt. 

2. Auch hier werden die Proteftbehauptungen durch 
die eiblihe VBernehmung des in Saargemünd, aljo im 
Kreije wohnhaft geweſenen Fabrilarbeiters Peter Haller 
und Jacob Bederich beftätigt. Troß Vorzeigung ihrer 
Militärpapiere feien fie gefeffelt worden. Allerdings habe 
am andern Morgen ber Amtsanmwalt angeordnet, daß ihnen 
„die Stimmzettel und Flugblätter zurüdgegeben würden; 
wir erflärten jedoch, wir wollten diefilben nicht, der Ge— 
fängnißmwärter möge fie nur behalten und verbrennen. Wir 
fürdteten eben, daß wir, wenn wir noch einmal in dem 
Befig berjelben betroffen würden, nohmals verhaftet 
würden“. 

Der Gensdarm Hefe beftätigt diefe Angabe und 
fügt, bei, um die Stimmzettel habe er fidy nicht gelümmert, 
er habe fie dem Gefängnikwärter übergeben und wifje nicht, 
was aus ihnen geworden fei. Die Verhaftung habe er 
vorgenommen, weil er die Legitimation nicht für genügend 
hielt; die Feſſelung habe er der Dunkelheit wegen für ans 
gebracht gehalten. Der zweite Gensdarm Büttner jchließt 
fih der Heſſe'ſchen Ausjage an. 

Der umvereidigt vernommene Gefängnikauffeher Meyer 
giebt an, die Berbafteten hätten bei ihrer Entlafjung die 
ihnen zur Verfügung geftellten Wahlaufrufe und Stimme 
zettel zurüdgemiejen. 

Die Kommiffion lehnte den Antrag auf Erheblich— 
erflärung dieſes Proteftpunftes, weil die Verhaftung 
materiell nicht begründet geweſen und bie Verhafteten mit 
gutem Grund bei Annahme der Stimmzettel eine wieder: 
holte Verhaftung befürchten konnten, mit Stimmenmehr: 
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3. Un bemjelben Abend wurde der Echneidergefelle Franz 
Opaffehy (arbeitend bei dem Schneidermeijter Peter 
Lang Saargemünd Goldftr. 34) in Bitſch auf dem 
Bahnhofe verhaftet, als er von Saargemünd kommend 
aus dem Eijenbahnzuge jtieg. Der ibn verhaftende 
Gendarm frug ihn: was er in dem Paket habe, das 
er unter dem Arme trug. Er ſagte: Wahlflugblätter 
und Stimmzettel. Auf die frage, für welchen Candi— 
daten, wurde geantwortet, für Emmel. Hierauf er: 
Härte der Beamte ihn für verhaftet, transportierte ihn 
ins Gefängniß und beiclagnahmte die Stimmzettel 
und Flugblätter, bie franz DOpaffsiy andern Tags 
verbreiten ſollte. Franz Opaffsky wurde bi8 Sonn- 
tags Abends, alfo volle 24 Stunden, in Saft be— 
halten, und wurden ihm bei feiner Entlafjung die 
Stimmzettel und Flugblätter niht zurüdgegeben. 


4. Aehnlich erging es dem Mar Schreiber und dem Peter 
Beder aus Saargemünd in Lemberg, fie wurden 
Samjtag ben 10, Juni Abends verhaftet, die Nacht 
borten eingeiperrt, andern Tags gefeſſelt nad 
Bitſch transportiert, dorten bis am 11. Juni Abends 
in Haft behalten, und ihnen ſämmtliche Stimmzettel 
und Flugblätter befhlagnahmt. 


5. Am 14. Juni wurde ber Schneider Pir. Ilb. Lang 
aus Saargemünd, und der penf. Bergmann Johann 
Klein aus Herrenfohr bei Saarbrüden beim Etimms 
zeitelvertheilen in Schweyen verhaftet und die Flug— 
blätter und Stimmzettel beihlagnahmt. Sie 
wurden ſodann gefetfelt ben 15 Kilometer weiten 
Weg nad Bitſch transportiert, dort zwar fofort ent= 
lafjen umd ihnen die Stimmzettel zurüdgegeben, es 
war ihnen jedoch nicht mehr möglich, die Ortidhaften 
noch zu befuchen, für die Stimmzettel und SFlugblätter 
bejtimmt waren. 
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heit ab, weil nach ihrer Auffaffung bis zum 15. Juni noch 
ausreichende Zeit zur Stimmzettelvertheilung geweſen fei, 
die Verhaftung an ſich aber nicht gejegwidrig war, 


3. Der eiblid) vernommene Zeuge Opaffskh erflärt: 
„Ich kam morgens gegen 8 Uhr in Bitſch an und 
begab mich vom — aus zunächſt in eine Wirth: 
haft. Ich Hatte mich faum gefeßt, als zwei Gendarmen 
eintraten und mid nad) dem Inhalte der Baquete fragten, 
bie ih auf den Tiſch gelegt * Ich weigerte mich 
zuerſt darauf zu antworten, dieſelben erklärten mich dar— 
auf für verhaftet und führten mich ins Amtsgefängniß, 
nachdem fie die Paquete geöffnet und den Inhalt feſt— 
eftelt hatten. Es mochten 400 bis 500 Stimmzettel 
ür Emmel und 100 bis 150 Flugblätter gemefen jein, 
Erft gegen 7 Uhr Abends beijelben Tages wurde id 
auf Anordnung des Amtsrichters entlaflen. Die bes 
ihlagnahmten Wahlpapiere wurden mir nicht zurüd- 
gegeben, ich habe fie aber aud nicht verlangt. Ich bes 
merfe noch, dab ich troß meines Verlangens während 
ber elf Stunden nichts zu eſſen befommen habe, obſchon 
ih bat, mir für mein Geld was zu verſchaffen. Bes 
ftraft worden bin ich nicht.“ 

Diefe Darlegung wird aud von dem uneiblidh ver- 
nommenen Gensdarmen, jeßigen Poftaffiftenten Lift, bes 
ftätigt, der zum Einfchreiten veranlaßt worden ſei durch die 
Erzählung einer ihm jegt nicht mehr erinnerlihen Perſon, 
dab im Wirthshaus ein Mann fige, der ſozialiſtiſche Wahl- 
aufrufe und Stimmzettel verbreite. 

Auch hier 9: die Kommiffion den Antrag auf Er— 
heblicherklärung dieſes Proteftpunttes, weil weber Verhaf- 
tung noch Beihlagnahme irgendwie gerechtfertigt fei, mit 
Stimmenmehrheit ab. 


4, Die eidlih vernommenen Zeugen Schreiber und 
Beder beftätigen den Inhalt des Proteftpunttes; die Ver: 
haftung erfolgte, nachdem fie Stimmzettel und Wahlaufrufe 
vertheilt hatten, trogdem die Zeugen im Kreiſe —— 
waren und ſich durch ihre Militärpapiere legitimirten. 
züglih der beichlagnahmten Stimmzettel und Flugblätter 
erflärt Schreiber, er habe fie nicht zurüdigefordert, Beder 
hingegen jagt ausdrüdlich: 

„Ich ſchließe mich der mir vorgelefenen Ausjage des 
Mar Schreiber in allen Punkten an und füge nur 
hinzu, daß ber Gendarm uns am Sonntag morgen no 
in Lemberg die Stimmzettel zurüdgeben wollte. Ich er— 
widerte, was nüßen uns die Stimmzettel, wir find ja 
arretirt, und wenn wir fie ipäter veriheilen wollten, 
würden wir ja dod wieder feftgenommen werden, 
Der Gendarm jagte darauf, er fünne nichts daran ändern, 
er habe Befehl erhalten, alle ſocialdemokratiſche Wahl- 
papiere anzuhalten. Ob der Gendarm nur die Aufrufe 
oder auch die Stimmzettel meinte, weiß ich nicht.” 

Auch die hierüber vernommenen Beamten bejtätigen 
Proteftangaben und Zeugenausjagen. 

Wie sub 2 erflärte die Kommiſſion die Proteftpunkte 
für unerheblich. 


5. Die Proteftbehauptung wurbe durch bie Zeugenaus- 
jagen mit der Einfchräntung beftätigt, daß es ſich nicht bloß 
um die Vertheilung von Stimmzetteln, jondern auch von 
BWahlflugblättern gehandelt hat. Die Verhaftung war des- 
halb nad Meinung der Kommiffionsmehrheit nicht gefeß- 
widrig. Die Beihlagnahme der Stimmzettel war allerdings 
unftatıhaft, jedoch ohne Einfluß auf das Wahlergebniß, 
weil fein anderer Bettelvertheiler wie die verhafteten bei ber 
Verhaftung nicht in Schweyen anmwefend war. 

Die Kommiffion maß der Proteitbehauptung daher 
feine Erheblichfeit bei. 


Reichstag. Aktenftüd Nr. 183. (Bericht der Bahlprüfungs-Rommiffion.) 


6. Ebenfalls am 14. Juni wurden ber Schuhmacher Lenz 
und der abgelegte Bergmann Wilhelm Holzer aus 
Dudweiler in Großblitterödorf bei der Vertheilung ber 
Stimmzettel verhaftet, gefejjelt nah Saargemündb 
transportiert, Lenz wurde gleich entlaffen, Holzer erft 
Ipät Abends. Die Flugblätter wurde beſchlagnahmt. 
Die Stimmzettel nadyträglich freigegeben, jedoch zujpät 
zur Verwendung. 


7. Zn Spichern verbot ber Polizeidiener dem Ludwig 
Stolz aus Forbach die Verbreitung der Stimm- 
zettel, die auf den Namen Emmel lauteten. 


Altenftüde zu den Berhandlungen bes Reichſstages 1895/96. 
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6. Der eidlid vernommene Zeuge Holzer jagt aus: 
„Wir begaben uns im Juni, den Tag kann id 
nicht mehr genau angeben, nad Großblittersborf; wir 
hatten faum in einigen Häufern angefangen zu ver: 
teilen, als der Bürgermeifter von Großblittersdorf er 
ſchien und uns erklärte, es fei verboten, die Aufrufe zu 
vertheilen, nur die Bertheilung der Stimmzettel jei ge- 
ftattet, Wir haben daraufhin noch etwa 100 Stimm 
zettel vertheilt, als ber armeriewachtmeijter erſchien, 
uns verhaftete, an einander feflelte und nad Saargemünb 
nad) der Polizeiwache transportirte.. Der Wachtmeiſter 
erflärte und auf unjere Vorftelung, daß wir nad) der 
uns vom Bürgermeifter gemadhten Eröffnung nur noch 
Stimmzettel veriheilt hätten, auch das fei verboten. Wir 
tamen in Saargemünd gegen 12 2 an und wurde 
ich, nachdem ich mich Durch eine mir befannte Frau hatte 
legitimiren Zönnen, auf Anordnung des Amtsrichters 
entlafjen, nachdem Lenz, welcher ſich durch feine Militär- 
papiere ausweiſen konnte, jchon gleich nach unjerer An— 
kunft in Saargemünd entlaflen wurde. Die beichlag- 
nahmten Flugblätter und Stimmzettel find mir*) zurüd- 
gegeben worden, e habe fie aber auch nicht verlangt 
und bin birelt na ir gefahren. Ob Lenz etwas 
zurüderhalten hat, weiß ich nicht.” 

Der uneiblid vernommene Fußgensdarm Lentz 
fagt aus: 

„Ich bemerkte, dab Holzer und Lenk Stimmzettel 
und Wahlaufrufe ohne Unterfchrift vertheilten. Ich be— 
merke ausdrüdlih, daß ich gejehen habe, daß Wahl- 
aufrufe in die Häufer gelegt wurden, bei benen ich die 
beiden antraf. Während ich die beiden anhielt, fam 
mein Kamerad Scoenbrunn Hinzu und arretirten wir 
die beide, weil fie uns als nicht in der Gegend wohn 
haft, unbefannt waren und fich nicht in überzeugender 
Weife ausweifen konnten. Auch Hatte Lenz einen Flucht⸗ 
verſuch gemadjt und trauten wir daher um fo weniger 
feinen Militärpapieren. Mein Kamerad hat fie dann 
nad Saargemünd geführt, wenn er fie gefeilelt hat, 
wird es wegen Fluchtverdachts geweſen ſein. Someit 
ih mich entjinne, haben wir Tylugblätter und Stimme 

el beihlagnahmt und auf der Bürgermeifterei Groß— 

littersborf niedergelegt. Der Bürgermeifter hat meines 
Willens dem Lenz die Stimmzettel nad) feiner Entlafjung 
wiedergegeben.” 

Auch bezüglich dieſes Proteftpunftes Iehnte die Kom— 
miffion mit Stimmenmehrheit den Antrag ab: die Proteft- 
—55 als erwieſen und erheblich zu erklären, da es 
se nad geihehener bürgermeijterlicher 

erwarnung nur no um Vertheilung von Stimmzetteln 
gehandelt Habe, eine jpätere Vertheilung angefichts der Zeit 
erabezu ausgejchloflen geweſen ſei, andererſeits die Ver— 
bau, jelbft wenn gejeglich zuläffig, materiell aber als 
urhaus ungerechtfertigt angejehen werben müſſe. Die 
Mehrheit der Kommilfion hielt nicht für ermwielen, baf 
Holzer und Lentz bei ihrer Ergreifung nur Stimmzettel ver» 
theilten, diefen Umjtand jedody für gleichgiltig, weil infolge 
der vorhergegangenen Bertheilung der Flugblätter die Ver 
haftung nicht gefeßwidrig war, im Webrigen die Sache 
ebenfo liege wie unter 5. 

7. Auch dieſe Protefibehauptung wurde durch die 
nachſtehende eiblihe Ausſage des Haufirers Ludwig 
Stolz aus Forbach behauptet: 

„In Spichern hielt mid 5—6 Tage vor der Reichs⸗ 
tagswahl der Feldhüter an, als ich im Dorfe auf den 
Namen Emmel lautende Stimmzettel vertheilte und führte 


) Bemerkung des Bericdjterjiatters: Hier fehlt zweifellos das 
Bort „nidt”. 


185 
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mich zum Polizeidiener, welcher mir das Weitervertheilen 
verbot. Ich habe in Folge deſſen unterlaſſen, in Spichern 
weiter zu vertheilen. Auch in Alftingen wurde mir das 
Vertheilen verboten. In anderen Dörfern babe id 
aber ungeftört Stimmzettel vertheill. Ich bemerle, ba 
ih nur Stimmzettel, aber feine Wahlaufrufe bei mir 
Hatte.” 

Die uneidlich vernommenen Zeugen (Felbhüter Reiff und 
Klein und Polizeibiener Wagner in Spichern) beftätigen 
ebenfalls dieje Behauptung mit der Einfhräntung, daß an 
einem fpäteren Tage eine Bertheilung von ſozialdemokratiſchen 
Stimmzetteln ftattgefunden habe; das Verbot jei ihrerfeits 
nur erfolgt, weil fie der Meinung geweſen, eine ſolche Ber: 
breitung ſei nur innerhalb der legten 14 Tage vor ber 
Wahl erlaubt. j 

Die Kommiffion kam zum Beichluffe der —— 
weil ja eine ſpälere Vertheilung noch fiattgefunden habe 
bezw. möglich geweſen jei. 


Nah Maßgabe der Beichlüffe über die einzelnen zu 
Beweis geftellten Proteftpunkte fam die Kommilfion zum 
Beihluffe, dem Antrag des Referenten entgegen den Pro— 
teft I für erledigt zu erachten. 

Aus dem zweiten, gegen die Wahl des Abgeorbneten 
Colbus eingereichten Proteft Hatte der Reichstag auf Ans 
trag der Kommiſſion folgenden Punkt für erheblich erklärt: 


Proteft II. 

5. In Gögenbrüd — ſoll heißen Münzthal-St. Louis — 
einer Gemeinde des Kreifes Saargemünd, hat dem 
Vernehmen nad die Wahl erft nad Mittag begonnen, 
da der Wahlvorftand fich erft um biefe Zeit conftituiren 
fonnte Grund hierfür ift, wie man hört, die That- 
ſache, daß der päpftliche Graf und franzöfiiche Staais- 
angehörige, Fabrikdireftor Dibierjean in Gößenbrüd, 
den Wahlvorjteher und Bürgermeifter Ring in Gößen- 
brüd, der früher Ungeftellter des Herm Dibierjean 
war, an bem rechtzeitigen Zufammentreten des Wahl- 
vorſtandes hinderte, indem er einigen Fabrifangeftellten 
zu dieſem Zwecke den Urlaub vormittags verweigerte. 
Die —— laͤßt ſich durch Vernehmung bes Herrn 
—— ters Ring und des Baploortandes feſt⸗ 
tellen. 


Der eiblid) vernommene Bürgermeifter Brink in Münze 
thal-St. Louis: 

„Als ich am 15. Juni 1893 um 10 Uhr mid im 
Wahllofal einfand, war von den von mir 48 Stunden 
Fo durch den Feldhüter perjönlich ſchrifllich geladenen 
Beifigern außer dem Beigeordneten Torlotting Niemand 
erfhienen. Ich beauftragte fofort den Feldhüter jeden 
einzelnen ber Fehlenden zum fofortigen Erſcheinen aufs 
fordern. Der Feldhüter fam mit der Antwort zurüd, 
fie hätten die Erlaubniß des Fabrikdireltors nicht zum 
Erſcheinen. Ich ſchloß hierauf das Lokal und telegraphirte 
ben Sadverhalt an die Kreisdirection. Bon dort fam 
gegen 2 Uhr die Antwort, die Wahl folle unter allen 
Umftänden abgehalten werden. Ich ernannte darauf die 
im Brotofoll aufgeführten, gerade anwefenden 4 Wähler 
zu Beifigern und begann ſodann die Wahl punkt drei 
Uhr. Inzwiſchen war eine größere Anzahl von Arbeitern 
vor dem geichloffenen Wahllofal erjchienen. Ob die— 
felben nachher wiedergekommen find, weiß ich nicht. 
Jedenfalls haben, wie aus der MWählerlifte und dem 
Protokoll erfihtlid, von den 143 Wahlberechtigten 135 
2 Stimme abgegeben, darunter 4 für Emmel. Das 

orgehen bes raten Didierjean iſt ein Beweis dafür, 

dab die ganze frabrifbevölferung bei der Wahl voll- 
ftändig unter feinem Einfluß ſtand.“ 

Diefen Angaben fließen fih an bie Zeugen Torlot— 
ting umd Pink, letzterer unter dem Beifügen, baf feiner 
Ueberzeugung nad) das Wahlergebniß kein anderes geweſen 
wäre, wenn der Wahlakt um 10 Uhr begonnen hätte. Die 
übrigen Zeugen, deren Ausbleiben der Proteft rügt: Bur— 
gun, Wagner, NRaspiller und Scilt, widerſprechen 
der Ausjage des Bürgermeifters Brink nur infofern, als 
ber Polizeidiener nicht gejagt haben foll: 

„Die Beifiger hätten nicht die Erlaubniß zum Ers 
ſcheinen von der abrifdireftion. Er hat vielmehr ledig⸗ 
lich gejagt, die Herren könnten noch nicht kommen.“ 

und aud fie erflären: 

„An dem Wahlergebniß ift nach unferer Ueberzeugung 
buch den Vorgang nichts geändert.“ 
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Die Kommiffion beſchloß (entgegen dem Antrag des 
Referenten auf Annullirung des Wahlaktes), den Proteft- 
punkt für erlebigt zu erflären, da fi aus dem Wahlprotofoll 
ergebe, dab von 143 eingefchriebenen Wählern 137 ihr 
Stimmrecht ausgeübt hätten, die fehlenden 6 aber das m. 
ergebniß nicht änderten; eine Wahlbeeinfluffung weder be- 
hauptet noch erwiefen jei, da der fubjektiven Anſchauung 
des Bürgermeifters Brink unmöglih Gewicht beigelegt 
werben lönne. 

Die Kommiffion kam daher zu folgendem Antrag: 

Der Reichstag wolle beichließen: 
den Beihluß vom 27. März 1895 für er- 
ih und die Wahl bes Abgeordneten 
Colbus für gültig zu erflären. 
Berlin, den 6. Februar 1896. 


Die Wahlprüfungs-Kommiffion. 

b [4 3 db . — B i t tt . . 
a ———— 
v. Holleuffer. Dr. v. Marguardien. Schmieder. 
Dr. Schueider. v. Schöning. Dr. Stephan (Beuthen). 

Wellitein, 


Nr. 124. 
Berlin, den 12, {Februar 1896, 
Dem Reichstag beehre ich mich beifolgende Aktenftüde, 
betreffend die jüngften Borfälle in ber 
Südafrikaniſchen Republik, 
zur gefälligen Kenntnißnahme zu überjenden. 


Der Reichskanzler. 
Fürſt zu Hohenlohe, 
An den Reichstag. 


Aktenftüre 


betreffend die 


Hüdafrikanifße Republik. 


31. 


Erlaß an den Aniferlichen Botfchafter Heren Grafen 
non Hahfeldt, London. 
Berlin, den 1. Februar 1895. 

Euerer Ercellenz beehre id) mich von einer Unterredung 
Kenntniß zu geben, die ich Heut mit dem engliſchen Bot— 
ihafter gehabt habe. Sir Edward Malet gab mir von 
einem an ıhn gerichteten PBrivatichreiben Lord Kimberleys 
Kenntniß, welches anfnüpfend an den von dem Präfidenten 
Krüger auf Seine Majeftät den Kaifer am 27. v. M. aus- 
gebrachten Trinfjprudy einige Bemerkungen über die Haltung 
Deutjchlands gegenüber der füdafrifaniihen Republik 
enthielt. 

9 Sch bemerkte dem Botfhafter, wenn Lord Kimberley 
glaube, es werde durch die Haltung Deutſchlands ein der 
internationalen Stellung Transvaals nicht entiprechender 
Geift in jenem Lande genährt, jo habe er die Berpflich- 
tung, Thatfahen anzugeben, um feine Annahme zu be: 
gründen. Erachte etwa Lord Kimberley ben Trinfipruch 
des Präfidenten Krüger auf Seine Majejtät den Kaiſer als 
einen Ausdrud jenes Geiftes und als bedenklich für die 
englischen Antereffen? 





Unfere Politik gehe einfach dahin, diejenigen materiellen 
Intereffen gegen jeden Gingriff zu fchüßen, melde 
fih Deutſchland durch Erbauung von Bahnen und bie 
Anknüpfung von Hanbelsbeziehungen mit Transvaal ges 
Ihaffen Habe. Dieſe Intereffen geböten die Aufrecht— 
erhaltung Transvaals als jelbftändigen Staates nad Maß— 
gabe des Vertrages von 1884 und bie Sicherung des 
status quo bezüglih der Bahnen und des Hafens in der 
Delagoa-Bail. Damit fei ber Ausgangspunkt und der 
Endpunkt unferer Politit in jenen Gegenden gekennzeichnet. 
Wenn Lord Kimberley ebenfalls die Erhaltung des status 
quo anftrebe, warum gebiete man Denjenigen nicht Ein- 
die — unter redjt unpalfenden und unflugen Aus—⸗ 
ällen gegen Deutſchland — aanz offen in London das 
Programm einer Auffaugung Transvaald dur die Kap: 
Kolonie proflamirten? Bevor man fi mit mehr ober 
minder verftedten Vorwürfen an die deutſche Regierung 
wende, möge man gewiflen Beftrebungen entgegentreten, 
welche dem status quo zuwiderlaufen und welche allein 
bie Urſache bilden, daß in Transvaal mehr und mehr 
die Stimmung um ſich greife, welde Lord Simberley 
beflage und auf beutiches Konto zu Segen geneigt ſei. 
Sir Edward bebauerte jene Neuerungen gegen Deutichland, 
glaubte aber in ber jüngften Rebe des Dr. Jameſon nicht 
die Abficht einer Annerion, fondern nur ben Gebanten 
einer commercial federation ber fübafrifanifchen Staaten 
finden zu jollen. Ich ermiderte, daß gerade der von 
Dr. Jameſon entmidelte Gedanke, daß „Rhodefia” die 
„commercial union, amalgamation or federation of all 
the South African States* werben folle, unjeren Inter— 
efjen zumiberlaufe, weil das, etwas fürzer ausgedrüdt, 
politiih das Proteltorat, wirthſchaftlich das Handels: 
monopol der Kap= Kolonie und den Ausſchluß deutſchen 
Handels bedeute. Wenn die engliihen Kolonialfreunde in 
der Transvaalfrage empfindlich jeien, fo feien die unferigen 
es ebenfalls. Wolle Lord Kimberley die Erhaltung bes 
status quo, fo feien unfere Auffafjungen durchaus identiſch — 
ih würbe e8 gar nicht für ausgeichloffen erachten, daß wir 
biefe Uebereinſſimmung fchriftlich firirten. Ich betonte noch 
befonders, baf die von Herrn Rhodes verkündete Politik 
ber allmäligen Auffaugung des Transvaalftaates durch die 
Kaptolonie und ber Gründung einer commercial federation 
ur Beichleunigung biejes Prozefles wohl kaum als eine 
Boriti ber Erhaltung des status quo bezeichnet werben 
fönne. 

Maridall. 

An 


Seine Ercellenz den Raiferlihen Botſchafter 
Herrn Grafen von Hapfelbt 
London. 


M 2. 
Auszug ans einem Erlaf au den Kaiſerlichen Kot- 


fihafter Gern Grafen v. Hahfeldt, London, vom 
15. Oktober 1895. 


Ih Hatte geftern mit Sir Edward Malet eine 
längere Unterredung, welche bie politiichen Beziehungen 
Englands und Deutſchlands im Allgemeinen zum Gegen— 
ftand Hatte Bezüglich Transvaals bemerkte ich dem 
Botichafter, es ſchiene mir ungerecht, für bie wenig 
freundliche Geſinnung, Die gegenwärtig in Transvaal gegen 
England herrſche, Deutſchland verantwortlihd zu machen; 
viel näher läge die frage, ob nicht Handlungen von eng= 
licher Seite die Erbitterung der Boers hervorgerufen haben, 
.B. bie Annerion des füblihen Amatongalandes; aud) 
En dort gewiſſe Treibereien feitens der Chartered Company 
im Gange, welche allmälig alle Elemente in Südafrika, 


185* 


1076 Reichstag. Aftenftüd Nr. 124. (Betreffend die jüngften Vorfälle in der Südafrifaniihen Republit.) 








welche nicht unter Mr. Cecil Rhodes’ Abhängigkeit gelangen 
wollten, durch gemeinfame Erbitterung zujammenführten. 
Wiederholt hätten wir der engliſchen Regierung mitgetheilt, 
daß das Endziel unferer Politil in Transvaal ausſchließlich 
die Erhaltung des status quo ſei und wir bei dieſer Politik 
durch gemwichtige Intereſſen vornehmlih kommerzieller 
Natur geleitet würden. Wir beabfichtigten nicht, an dem 
Verhältniffe de8 Transvaalsftantes, wie es durd ben 
Vertrag vom Jahre 1884 mit England firirt jei, zu 
rütteln; wir müßten e8 aber allerdings als eine ſchwere 
Verlegung unferer Intereffen betrachten, wenn jener Staat 
die Selbftändigkeit, die ihm in jenem Vertrage garantirt 
fei, verliere und zu einem Beftanbtheil des großen „Rho- 
deſia“ herabfinke 
Marſchall. 


..— 


M 3. 
Telegramm. 
London, den 25. Oktober 1806. 

Bei meiner Unterredung mit Lord Salisbury bemerkte 
der Premierminiſter unter Anderem, daß er ſelbſt keines— 
wegs die Transvaalfrage als einen „ſchwarzen Punkt“ 
zwiſchen Deutſchland und England anſehe. Zwar erachte 
er es als ſelbſtverſtändlich, daß England an den ihm in 
Bezug auf Transvaal vertragsmäßig zuſtehenden Rechten 
feithalten müſſe; er begegne ſich aber mit uns in dem 
Wunſch, daß in der ſuüdafrikaniſchen Republik der status 
quo aufrecht erhalten werde. 

Hatzfeldt. 


An das Auswärtige Amt 
Berlin. 


M 4. 
Telegramm. 


Pretoria, den 24. Dezember 1895. 
Abgegangen den 24. Dezember 1895, 4 Uhr 5 Min. N. M. 
Angelommen » 25. 5 ,. 6-2 - ®mM 
Aus Johannesburg hierher gelangte Nachrichten laſſen 
befürditen, daß daſelbſt bie englitähe Bartei für die nächften 
Tage Unruhen vorbereitet. Die Regierung trifft dagegen 
Maßregeln. 
Herff. 


An das Auswärtige Amt 
Berlin. 


M 5. 
Telegramm. 
Berlin, den 28. Dezember 1895. 

Ich Habe heute dem engliſchen Botſchafter den Inhalt 
eines von dem Konful von Herif in Pretoria hierher gerichteten 
Telegramms mitgetheilt, wonad in Johannesburg durch die 
engliiche Partei Unruhen vorbereitet werden und dagegen die 
Regierung des Transvaaljtaats Mafregeln trifft. Im Ans 
ſchluß hieran habe id) Sir Frank Lascelles auf die möglichen 
Folgen eines blutigen Zufammenftoßes hingewieſen und wie 
ei früheren Anläfen betont, daß für uns die Erhaltung 
der Unabhängigkeit des Transvaalftaates, wie fie im Ders 
trage von 1884 fejtgefeßt fei, den leitenden Geſichtspunkt 
bilde und wir in einer gewaltfamen Menderung bes bes 
ftehenden Zuftanbes nad) der von gewiſſer Seite angeftrebten 
Richtung eine ſchwere Veeinträchtigung unferer Intereffen | 
erbliden müßten. | 


Marſchall. 
An Botſchafter Graf Hatzfeldt 
London. 











M 6. 
Telegramm. 


Berlin, ben 30. Dezember 1895. 

Bei Mitiheilung Ihres Telegrammes vom 24.Dezember 
habe ich der engliihen Regierung gegenüber hervorgehoben, 
daß für uns die Erhaltung der Unabhängigkeit des Trans- 
voalftaates, wie fie im Vertrage von 1884 feitgefeßt fei, 
ben leitenden Geſichtspunkt bilde und wir in einer Störung 
dieſes Zuftandes nad) der von gewiſſer Seite angeftrebten 
Richtung eine ſchwere Beeinträchtigung unferer Intereflen 
erbliden müßten. 

Schärfen Sie dortiger Regierung nachdrücdlich ein, 
daß fie jede Provokation ftrengftens vermeiden müfje, wenn 
fie ſich deutſches Wohlwollen erhalten wolle. 


Maridall. 
An deutſchen Konful 
Pretoria. 


MT. 


Telegramm. 


Pretoria, den 30. Dezember 1895. 

Abgegangen ben 80. Dezember 1895, 8 Uhr 5 Min. B. W. 

Angelommen = 81 5 .: T «12. ®M. 
Die engliihe Partei der jogenannten National-Union 
in Johannesburg hat am 26. Dezember ein Manifeſt ver 
öffentlicht, worin Reformen von der Transvaal-Regierung 
und Ausdehnung des Wahlrechts gefordert werben. Zur 
Beihlußfaflung über die zu unternehmenden Schritte ift von 
ben Aufftändijchen eine Verſammlung auf den 6. Januar eins 
berufen. Das Manifeft wird allgemein als Drohung gegen 
Regierung mit Gewaltmaßregeln aufgefaßt und ift nach zuver= 
läffigen Nachrichten durch Mr. Rhodes angeregt und burd) 
jeine freunde unterftüßt, um den Boerenftaatdem fapländifchen 
Einfluß zu umterwerfen, gleichzeitig aud einen Börjencoup 
auszuführen. Die engliihe Partei in Johannesburg Hält 
Waffen und Mannſchaften bereit, hat auch Mehl und 
Getreide aufgelauft und mit Schliefung der Minen be= 
gonnen, um nen zu erregen. In Johannes- 
burg jagen fid) die tollften Gerüchte, man glaubt, daß 


ſich mehrere hundert entlaflene Betſchuana-Poliziſten in der 


Stadt aufhalten. Es herrſcht große Aufregung, Frauen 
und Finder verlaflen in großer Anzahl die Stadt. Die 
Deutihen und die überwiegende Anzahl Angehöriger anderer 
Staaten verurtheilen das revolutionäre Vorgehen der 
engliihen Partei auf das Entſchiedenſte und haben ihrer- 
jeit8 eine Proteftverfammlung auf morgen in Johannes— 
burg einberufen. Die Transvaal-Regierung beabfidhtigt, 
der Bewegung ihren Lauf fo lange zu lafien, als dieſe 
nicht in Gemaltthätigfeiten ausartet, ijt aber ernſtlich ent- 
ſchloſſen und, wie ich glaube, aud) gefaßt, einen etwaigen 
Aufftand mit Waffengewalt zu unterdrüden, deshalb lehnt 
der Präfident jeden Kompromik mit engliſcher Partei ab. 
Noch ift die Hoffnung vorhanden, daß der Ausbrud von 
offenen Unruhen verhindert oder noch eingeſchränkt werben 
fann, wenn eine Einmiſchung fapländifcherjeits fern ge: 
halten wird. Ich Habe bei der Transvaal:Regierung die 
erforderlihen Schritte gethan, um auf alle Fälle den noth- 


| wendigen Schuß für Leben und Eigentum der Deutſchen 


in Sohannesburg zu erwirfen, 
| Herff. 
An das Auswärtige Amt 
Berlin. 
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M 8. 
Telegramm. 


Pretoria, ben 30. Dezember 1895. 


Abgegangen den 30. Dezember 1895, 9 Uhr 30 Min. N. M. 
Angelommen 31. . 1895, 7 «+ 20 -» ®.M. 


Die Deutihen Pretorias bitten Euere Majeftät ein- 
Fer und ehrfurchtsvoll um fofortige Intervention zur 
Verhütung umvermeidlichen Elends und Blutvergießens. 
Seiner Majeftät dem Kaifer und Könige 

Neues Palais. 


MY. 
Schreiben an den kommandirenden Admiral 
Herrn Admiral Anorr, 


Berlin, ben 31. Dezember 1895. 

Euerer Excellenz werden bie beunruhigenden Nach— 
richten nicht entgangen fein, welche aus Johannesburg 
(Zransvaal) dur die Prefle verbreitet worden find und 
nah Meldungen des Kaiferlihen Konfuls in Prätoria ſich 
als begründet erwiejen Haben. Danad) jcheint die ſehr ſtarke 
engliihe Partei in Johannesburg Unruhen vorzubereiten, 
um eine gewaltiame Verfaflungsänderung herbeizuführen. 

Zum wirffameren Schuß unſerer Intereifen halte id) 
es für nothwendig, daß unverzüglich ein zweiter Kreuzer 
nad Lourengo Marques entjendet werde. Zur Zeit be 
findet fih in Delagoa-Bay S. M. Kreuzer „Seeadler“, 
während S. M. Kreuzer „Kondor“ inzwifchen wieder in dem 
oftafritaniichen Schußgebiet oder in ben Sanfibar-Gewäfjern 
eingetroffen jein wird. Das oſtafrikaniſche Schußgebiet gänz- 
lich von einem Kriegsſchiff zu entblößen, würde ich um fo mehr 
für bedenklich erachten müflen, als der Süden erft vor wenigen 
Tagen durch die Unterwerfung des Häuptlings Matchemba 
einigermaßen beruhigt zu fein ſcheint. Es müßte daher 
ein anderes Schiff als ber „Kondor“ nad der Delagoa- 
Bay geihidt werden.*) 

Im Hinblid auf die Wichtigkeit der in Frage ftehenden 
Intereffen würde ich dankbar fein, wenn Euere Excellenz 
wegen Entjendung eines zweiten Kreuzers nad) Qourenco 
Marques das Erforderlie veranlaffen und mich von den 
gefaßten Entſchließungen gefälligft benachrichtigen wollten. 

Marſchall. 





Seiner Excellenz 
den kommandirenden Admiral 
Herrn Admiral Knorr. 
M 10. 
Telegramm. 


Pretoria, den 30. Dezember 1895. 


Abgegangen den 30. Dezember 1595, 7 Uhr 30 Min. N. M. 
Angelommen » 3, 5 :,11+56 = Mm. 


Soeben veröffentlicht die Regierung der Südafritaniichen 
Republift eine Proflamation, worin fie ohne Verzug alle 


Beihwerden der Zohannesburger Bevölkerung dem Wolf: | 


rath vorzulegen verſpricht. Kurze Zeit nach der Beröffent- 
lihung erhielt die Regierung telegraphiſch die amtliche Nach: 
richt, daß 800 Mann der Ehartered Company mit 6 Marim= 
eihügen und Kanonen anderen Kaliber bewaffnet nad 
Sobannesburg ziehen und bereits in der Nähe der Stabt 
Ruſtenburg angelommen find. Der Staats-Präſident 
Krüger Hat fogleich den Befehl ertheilt, die Bürger auf: 
— und das weitere Vordringen der feindlichen Truppen 
mit Waffengewalt zu verhindern. Hiernach erſcheint der 
Kampf unvermeidlich. Der Präſident Krüger hält das 

*) In Ermangelung eines anderen Kreuzers wurde nach Ein« 


treffen bes Telegramıns Rr. 10 S. M. Kreuzer „Kondor“ nad 
Delagoa-Bay entjandt. 





Vorgehen der Ehartered Company für einen Bruch bes 
Londoner Vertrags. Ich bitte, mir die Ermädtigung zu 
ertheilen, zum Schu von Leben und Eigenthum ber 
Deutichen, die dur den Einfall der Chartered Company 
ernfthaft gefährdet find, das Landungslorps bes „Sees 
abler8“ zu requiriren. 

Herff. 


An das Auswärtige Amt 

Berlin. 

3 11. 

Telegramm. 
Berlin, ben 31. Dezember 1895. 
Euer Hochwohlgeboren wollen im Nothfalle jedoch 
nad Rüdjpracdhe mit Präfident Krüger ausſchließlich zum 
Schub des SKonfulats, des Lebens und Eigenthums 
der Reihhsangehörigen bas Landungskorps des „Seeadler”, 
folange die Unruhen andauern, requiriren. Das Kom— 
mando S. M. S. „Seeabler" ift durch den Herrn 
fommanbirenden Admiral verftändigt. Nachdem Sie die 
Requifition geftellt haben, wollen Sie fofort telegraphiſch 
Meldung hierher erftatten. 
Marſchall. 


An Deutſchen Konſul 
Pretoria. 


M 12. 
Telegramm. 
Berlin, 31. Dezember 1895. 

Nahdem ich Seiner Majeftät über die gegenwärtige 
Lage in Transvaal Vortrag gehalten habe, erjuche ich 
Euere Ercellenz, an amtlicher Stelle in London fofort zu 
fragen, durch weldje Mittel die britiihe Regierung den in 
Folge der völterredhtswidrigen Grenzüberichreitung des 
Transvaalftaats durch die Truppen ber Ehartered Company 
entftandenen Gefahren zu begegnen beabſichtigt. 


Marſchall. 
An Graf Hatzfeldt 
London. 





M 13. 
Telegramm. 


Berlin, 31. Dezember 1895. 
Der Kaiferlihe Konful in Prätoria hat zum Schuß 
gegen die Aufrührer, welche die dortigen NReihsangehörigen 
drohen, bie Entfendung eines Heinen Detachements des 
vor Lourenco Marques liegenden „Seeabler" erbeten. 
Euer Hohmohlgeboren erſuche ich, die bortige Re 
gierung fofort hiervon in Kenmtniß zu Seen und da— 
ei zu bemerken, daß wir bei dieſer ausſchließlich einem 
humanen Zwecke dienenden Mafregel auf die Genehmi- 
gung ber portugiefiichen Regierung um fo mehr rechneten, 
als uns ein anderer Weg, für ben Schuß unſerer 
ee Neihsangehörigen zu forgen, nicht zur Ver— 
gung iſt. 
Das Detachement des „Seeabler” wird hödhftens 
50 Mann betragen können, da bie ganze Bejagung aus 
nur 154 Mann befteht. Es bedarf keiner Ausführung, 
daß mit einer jo Heinen Anzahl Mannſchaft andere als 
lediglich Schugzwede zu verfolgen, unmöglih ift. Xeles 
graphiſchem Bericht fehe ich entgegen. 
Marſchall. 


An deutſchen Geſandten 
Liſſabon. 
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M 14. 
Telegramm. 
Berlin den 31. Dezember 1895. 
Das Landungskorps S. M. Kreuzers „Seeabler” hat 


den Befehl erhalten, auf Requifition des Kaiſerlichen N 
Konfuls in_Pretoria ji zum Schuß des Konfulats gegen | 


die in den Transvaaljtaat eingedrungenen Banden zur Ver: 

fügung zu Halten. Euer organ > ig wollen das 

Kommando des „Seeabler” bei Ausführung der gedachten 

Requifition, wenn es nöthig jein follte, unterftüßen. Die 

portugiefiiche Regierung ift um Genehmigung erjucht worden. 
Marſchall. 

An deutſches Konſulat Lourenço Marques. 


MM 15. 
Erlaß an den Kniferlichen Botfchafter Seren Grafen 
von KHakfeldt, London. 
Berlin, ben 1. Januar 1896, 

Euere Ercellenz beehre ich mich ergebenft zu benach— 
richtigen, daß mir ber engliſche Botſchafter heute Mittag 
in Folge einer Inftruftion Lorb Salisburys Folgendes 
mitgeteilt hat: 

Während im Allgemeinen Mr. Chamberlain mit meinen 
Bemerkungen*) übereinftimme, wende er feine größten An⸗ 
firengungen an, um durch Schriftwechiel ſowohl mit Sir 
Hercules Robinfon wie mit Präfident Krüger Gemwalt- 
thätigfeiten abzuwenden und zur wiederherzuftellen. Der 
Staatsjefretär für die Kolonien fei ein ftarfer Gegner einer 
Politit der Gewalt und habe gute Hoffnung, daß ihr Aus- 
bruch abgewendet werden könne, Er erfenne voll an, daß 
ein ſolcher Ausbruch für die verſchiedenen europãiſchen 
Intereſſen in Sübdafrifa ſehr ſchädlich ſein würde. 

Ich habe Sir Frank erwidert, dieſe Mittheilung er— 
ſcheine zu meinem Bedauern durch die Ereigniffe bereits 
überholt, indem bie „violenes“, welche Mr. Chamberlain 
zu vermeiden wünſche, in dem Augenblicke bereits einge— 
treten ſei, wo die Truppen der Chartered Company be— 
waffnet das Gebiet bes Transvaalftaats beſchritten hätten. 
Ich vermöchte nicht einzuſehen, in welcher anderen Weiſe 
die Regierung des Transvaalftants auf dieſen Friedens— 
brud antworten könnte, als mit gewaltjamer Vertreibung 
der Friedensſtörer aus dem Transvaalgebiete. 

‚ Nad Eingang des geftrigen Telegramms aus Pre 
toria — welches übrigens 17 Stunden unterwegs gemweien, 
vermuthlich aljo an irgend einer Stelle zurüdgehalten wor: 
den jei — hätte ih, nah Einholung der Befehle Seiner 
Majeftät, Euere Ercellenz erſucht, an die engliiche Regie— 
rung bie amtliche Anfrage zu ftellen, welche Schritte fie zu 
thun gejonnen fei, um den durch den Einbrud; bemaffneter 
Banden von dem engliſchen SProtektoratsgebiete in das 
Territorium des Transvaalitantes geſchaffenen völkerrechts⸗ 
und vertragswibrigen Buftand zu befeitigen? Yu meinem 
Bedauern ergehe ſich ein Theil der engliichen Prefie bereits 
in ber Drohung, „dab England feine Intervention in bie 
—— von welcher Seite fie auch kommen möge, 
dulden werde“. Alſo: England dulde feine Intervention, 
aber bie Großmädhte, welde Intereſſen im Transvaal 
haben, jollen ohne Einſpruch zu erheben die völferrechts- 
widrige Intervention der Chartered Company dulden, bie 
dort garnichts zu ſuchen habe! 

Marſchall. 


An 
Seine Excellenz den Kaiſerlichen Botſchafter 
Herrn Grafen von Haätzfeldt 
London, 





*) Bergl. M 5. 


M 16. 
Telegramm. 
London, den 1. Januar 1896. 
Abgegangen den 1. Januar 1896, — Uhr — Min. R. M. 
Angelommen «= = =» .„ 10 » . mm. 

Bei Lord Salisbury habe ich foeben die Angelegen- 
heit zur Sprache gebracht. Derſelbe theilte mir bereit: 
willig mit, daß die engliihe Regierung, welde bie 
Orenzverlegung mißbillige, jofort den Gouverneur der 
Cap⸗Kolonie mit entiprechenden Inſtruktionen —— 
babe. Auf Grund derſelben habe Sir Hercules Robinjon 
Ion vorgeftern telegraphiih den englifhen Nefidenten in 
Betſchuanaland angemwiefen, durch bejonderen Boten auf 
zwei verfchiedenen Wegen dem Dr. Jameſon mit größter 
Beichleunigung den Befehl ber engliihen Regierung zur 
fofortigen Rückkehr nachzuſchicken. Einige engliſche off 
ziere, die fi) der vorgerüdten Kolonne, wie man hier 
glaubt, angeſchloſſen haben, follten gleichzeitig denſelben 
Befehl mit dem Hinweis erhalten, dab fie fich ſtrengſten 
Strafen durch Richtbefolgung ausfegen würden. 

Der Premierminiſter fügte Hinzu, er und der Solonial- 
minifter jeien feinen Augenblick zweifelhaft, daß die von 
London ergangenen Befehle auch pünktlich befolgt werben 
mwürben. 

Ih Habe den Eindrud aus diefer Unterhaltung, ba 
der englifhen Regierung das Vorge ber Chartered 
Company in jeder Hinſicht unerwünfht ift und daß fie 
daher keine Maßregel unterlafjen wird, um in biefem Fall 
ihre Anordnungen zur Geltung zu bringen. 

Hatzfeldt. 
An das Auswärtige Amt 
Berlin, 


73 17. 
Telegramm. 
Pretoria, den 31. Dezember 1895. 
Abgegangen ben 81. Dezember 1895, 6 Uhr 45 Min. N. M. 

Angefommen » 1.Januar 1896,2 =» 82 « D 
Sir Hercules Nobinfon, High Commilfioner der 
Kapftabt, hat joeben die Aktion der Chartered Company 
formell desavouirt und ben bewaffneten Truppen ber: 
jelben Weifung ertheilt, fofort zurüdzugehen. Diele 
Beifung ift jedod von Dr. Jamejon, dem Führer ber 
Truppen, unbeachtet geblieben, vielmehr Haben meitere 
300 Mann bie Grenze überſchritten. Morgen wird ber 
—— zwiſchen Boeren und den Truppen der 
hartered Company erwartet. Präfibent Krüger bittet 
mich, zu berichten, wie er Alles gethan habe, um jedwede 
Provokation zu vermeiden, aber ſeitdem fremde Truppen 
aus Betchuanaland in das Land als Friedensbrecher 
gedrungen ſeien, ſei ſeine Regierung zu ihrem Bedauern 
verpflichtet, die Freibeuter mit Gewalt zu vertreiben. In 
ber That hat die Transvaal:Regierung das Weußerfte an 
Entgegentommen geleiftet, was aud von britifchen Unter 

thanen im Lande rüdhaltlos anerkannt wird. derff 

erff. 





An das Auswärtige Amt 
Berlin. 


M 18. 
Telegramm. 
Pretoria, den 1. Januar 1896. 

Abgegangen den 1. Januar 1896, 8 Uhr 25 Min. R.M. 

Angelommen =» 2, +» - A Ho MM. 
Der Zufammenftoß zwiſchen ben Boeren und ben 
Truppen der Chartereb Company ift erfolgt, der Ausgang 
aber nody unentfchieden. In Johannesburg hat die Revo: 
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Intiom bisher noch feinen gewaltthätigen Charakter anges 
nommen. Mr. Chamberlain hat behufs Vermeidung weiteren 
Blutvergießens die englifche Bermittelung angeboten, ebenſo Sir 
H. Robinfon, der High Commiffioner, welcher hierher kommt. 


i Herff. 
An das Auswärtige Amt 
Berlin. 





M 19. 
Telegramm. 
London, ben 2. Zanuar 1896. 


Abgegangen den 2. Januar 1896, 7 Uhr 20 Min. R. M. 
Angelommen =» 2. » .: 9.19 - RM. 


Ih erfahre von vertrauensmwürbiger Seite, daß 
Dr. Jameſons Korps von den Boeren eingeſchloſſen worden 
iſt und ſich ergeben hat, ferner, daß der Dig) Commiſſioner 
Sir H. Robinſon in Pretoria eintreffen ſoll, um über die 
Regelung der Angelegenheit mit dem Präſidenten Krüger 
ſich zu verftändigen. Hapfelbt. 
An das Ausmärtige Amt 

Berlin. 


M 20. 
Telegramm, 
Pretoria, den 1. Januar 1896. 
Abgegangen ben 1. Januar 1896, 1 Uhr 85 Min. R.M. 
Angelommen » 2. = .:- 11» - Nm. 
Die Schlacht bei Krügersborf ift fiegreich für bie 
Boeren entſchieden, bie Truppen ber artereb Comes 
pany Haben bie weiße Flagge gepibt Der Bräfident 
Krüger hat mir, dem franzöfiichen und bolländifchen Konſul 
erflärt, daß feine Regierung von Sir Hercules Robinfon, 
welcher morgen hier eintrifft, nur verlangen werde, daß er 
die Aufruhrpartei zur Niederlegung der Waffen veranlaßt. 
Gefahr für Deutſche befeitigt. Herff. 
An das Auswärtige —— 
in. 





M 21. 
Telegramm. 

Liſſabon, den 3. Januar 1896. 
As ich Heute von dem Minifter ber auswärtigen 
Angelegenheiten eine Antwort erbat, las mir berfelbe 
em ihm von meinem engliihen Kollegen Heut mit 
getheiltes Telegramm Lord Salisburys vor, worin 
die Befiegung und Gefangennahme Dr. Jameſons mit 


feinen gefammten Truppen dur bie Boeren gemeldet 

wird. Zugleich zeigte er mir ein von dem portugieſiſchen 

Konful in Pretoria Hierher gerichtetes Telegramm, wonach 

in Folge diejes Sieges für die Fremden alle Gefahr für 

bejeitigt erflärt wird. Derenthall. 

An das Auswärtige Amt 
Berlin. 


MB 22. 
Telegramm. 
London, ben 3. Januar 1896. 
Abgegangen den 8. Januar 1896, 6 Uhr 49 Min. R.M. 
Angelommen » « =« . 8. 46 - MM. 
Bei meiner heutigen Unterredung ſprach Lord Salisbury 
die Hoffnung aus, daß nunmehr die Transvaalfrage als 
beendet angelehen werben könne. ch erwiberte, dab meines 
Erachtens die englifche Regierung gut thun würde, auf bie 
engliichen Elemente in Johannesburg ihren etwaigen Einfluß 
anzuwenden, um fie von nachträglichen Aufftandsverfudhen 
abzuhalten, die geeignet fein würben, eine neue Krifis 
herbeizuführen. Habfeldt. 
An das Auswärtige Amt in 
Berlin. 








MM 23. 
Telegramm. 


Berlin, den 6. Sanuar 1896. 

Sir Frank Lascelles, mit dem ich Heute über ben 
Eindrud ſprach, welchen das Telegramm Seiner Majeftät 
an ben Präfibenten Krüger auf die öffentlihe Meinung in 
England ausgeübt habe, bemerkie ich unter Anderem, daß 
ih gegen bie Auffaffung der engliihen Preſſe Verwahrung 
einlegen müßte, wonach jenes Telegramm eine Feindſeligkeit 
gegen England und einen Eingriff in engliſche Rechte ent- 
halten ſolle. Der Deutſche fei in Rechtsfragen fehr em— 
pfindli und nicht gewohnt oder gemillt, abe Rechte 
anzutaften,; dafür verlange er aber, daß auch feine eigenen 
Rechte geachtet würden. Eine Feindſeligkeit gegen Eng- 
land fönne unmöglich barin gefunden werben, baß ber 
Deutſche Kaifer das Oberhaupt eines befreundeten Staates 
zum Siege über bewaffnete Schaaren beglüdwünfcdhe, die 
in fein Land völkerrechtswidrig eingedrungen und von ber 
englifhen Regierung felbft für außerhalb des Gejehes 
fiehend erflärt worden jeien. Marſchall. 


An Graf Hapfelbt 
London. 


Nr. 125. Mlimdlicher Bericht der Kommilfton für den Reihshaushalts-Otat 
über 
die derjelben überwiejenen, hier folgenden Theile des Neichshaushalts-Etats für das 
Gtatsjahr 1896/97 — Nr. 4 der Drudjacdhen —. 


Berichterftatter: 
ad B, Abgeordneter Dr. 


ad A. Abgeordneter Prinz v. Arenberg (Auswärtiges Amt), 
—— (Berwaltung der Eiſenbahnen), 


ad C. Abgeordneter Gröber (Württemberg) (Verwaltung des Reichsheeres. Hauptetat Seite 24). 


Anträge ber Kommiffion: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 


A. Etat für das Auswärtige Amt — Anlage IT —. 


Berichterjtatter: Abgeordneter Prinz v. Arenberg. 


I. die einzelnen Titel der Kapitel 4, 5, 6 der ordentliden Ausgaben und Kapitel 2 ber ein 
maligen Ausgaben bes Etats für das Ausmwärtige Amt — Anlage Ill — mit Ausnahme ber 
unter Il. aufgeführten Etatspofition, fämmtlih mit den in Anſatz gebradten Summen und 
unter ben gebraudten Bezeihnungen unverändert zu bemilligen; 





Reichstag. Aftenftüd Nr. 126. 








— —— —, — — — 


I. die bier folgenden Etatspoſitionen mit ben aus der nachfolgenden Zuſammenſtellung er— 


fihtliden Aenderungen zu bewilligen: 


Fortdanernde Ausgaben. 


— Borlage. 

Titel 33a. Zur verfuhsweifen Entjendung landwirth- 
ſchaftlicher und forftwirthichaftliher Sadyverftändigen 
an Kaijerlihde Miffionen . . . . 100000 M. 

II. bie Petition: 


Beihläffe ver Kommiffion. 


Zur verjuchsweifen Entjendung landwirthſchaftlicher und 


forftwirthichaftliher Sacverftändigen an Kaijerliche 
Vertretungen . . .» » 2 2... 100000 M 


11. 8899 des Borftandes ber deutfchsevangelifchen Gemeinde zu Bukareft 
ben verbündeten Regierungen zur Erwägung zu übermeijen. 


B. Etat für die Mermaltung der Eifenbahnen — Anlage XVIII —. 


Berichterftatter: Abgeordneter Dr. Hammacher. 


Einnahme. 


el 4. 
Titel 1 und 2 unverändert zu genehmigen. 
Einmalige Ausgaben. 
a) Ordentlicher Etat, 
$apitel Sp. 
b) Außerordentlicher Etat. 


Kapitel 15, 
Titel 1 bis 4. 


ſämmtlich mit ben bei den einzelnen Titeln in Anſatz gebraten Summen 
und unter ben gebrauchten Bezeichnungen unverändert zu bemwilligen. 


C. Etat für die Bermaltung des Reichsheeres — Hauptetat Seite 24 —. 


Berichterjtatter: Abgeordneter Gröber (Württemberg). 


Einmalige Ausgaben. 
b) Anßerordentlicher Etat. 


Kapitel 12. Titel 19 unverändert zu bemwilligen. 
Berlin, ben 11. Februar 1896. 


v. Karborff, 
Vorfigender. 


Prinz v. Arenberg, 


Dr. Gammacher 
Gröber (Württemberg), 


Berichterftatter. 


Nr. 1286. 
Untra 


Freiherr Seyl u Herrnäheim. Prinz zu Schönaich- 
Carolath. Baffermann. Dr. Oſaun. Dr. Hajfe. 
Graf v. Oriola. Der Reichstag wolle beſchließen: 
die verbündeten Regierungen zu erfuchen: 

1. die Ausdehnung der Beftimmungen der I}. 135 bis 
139h der Gewerbeordnung nad Mafgabe der in 
$. 154 Abſatz 4 ertheilten Ermächtigung auf bie in 
der Hausinduftrie und in ben Merkftätten berjelben 
beichäftigten gewerblichen Arbeiter der Wäfchefabrifation 
und ber Konfeltionsbranche herbeizuführen; | 

2. eine Geſetzesvorlage einzubringen, durch welche für | 
diefe Gattung der gewerbliden Arbeiter 
a) der Schlußfa des Abſatzes 4 des $. 154 der | 

Gewerbeordnung aufgehoben wird, 

b) die Beftimmungen des 8. 120a ber Gemerbe- 
ordnung —— ber Werkſtätten und Arbeits— 
räume, in welchen oben bezeichnete Perſonen be— 
ſchäftigt find, derart ausgedehnt werben, daß auch 
die Eigenthümer dieſer Werkftätten und Arbeits- 
räume für deren gejeglihe Einrihtung und Unter- 
haltung haftbar werden, 

ce) dem $. 138 der Gewerbeordnung die Beftimmung 
hinzugefügt wird, daß die in demſelben vorgejehene 

nzeigepflidht auf jeden Arbeitsraum Anwendung 
findet, in welchem Wrbeiterinnen oder jugendliche | 








Arbeiter mit der Anfertigung von Kleidungsſtücken 
ber Konfektionsbrandye und von Waaren der Wäldhe- 
fabrifation zum Zwecke des Verlaufs beichäftigt 
werben. Dieje Anzeigepflicht ift zu erftreden auf 
den Inhaber folder Arbeitsräume ſowie auch auf 
den Unternehmer, welcher in denfelben Arbeiter der 
bezeichneten Art beichäftigt, 

d) beitimmt wird, daß Kinder neben ihrer zuläffigen 
Arbeitszeit im Betrieb einer Fabrif oder Werkitätte, 
außerhalb derjelben, an einem Tage, an welchem 
fie in der Fabrik oder Werkjtätte thätig find, nicht 
beihäftigt werden bürfen, 

e) ferner bejtimmt wird, daß junge Leute oder Frauen 

neben ihrer zuläfjigen Arbeitszeit im Betrieb einer 

Fabrik oder Werkjtätte, außerhalb derjelben, an 

einem Tage, an welchem fie ſowohl vor als nad) 

ber Mittagsftunde in ber Fabrik oder Werkjtätte 
thätig find, nicht beichäftigt werben dürfen, 
endlich beftimmt wird, daß, wenn jugendliche 

Arbeiter oder frauen von demjelben Unternehmer 

an bemfelben Tage fowohl in einer Fabrik oder 

Werkſtatt ober in einem Laden oder in einem 

anderen Arbeitsraume bejchäftigt werden, die ges 

fammte Beichäftigungszeit dieſer jungen Leute oder 

Frauen, die von dem Fabrilgeſetze für ihre Be— 

ihäftigung in der Fabrik oder Werkjtätte — 

Stunden nicht überſchreiten darf; 

3. einen Geſetzentwurf vorzulegen, durch welchen eine 
Spezialinſpektion für die in Werkftätten oder anderen 


f 


— 





Arbeitsräumen beichäftigten Berfonen der Konfeltions- 
brande und der Wäſchefabrikation eingerichtet wird. 
Diefer Spezialinfpeftion find weibliche Gehülfen als 
—— eltoren, welchen insbeſondere die beſſere 
Ueberwachung der beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
über das Truchſyſtem obliegt, einzugliedern. 

Berlin, ben 11. Februar 1896. 

"ya Heyl zu Herrnsheim. Prinz zu Schönaid- 
arolath. Baſſermann. Dr. Djann. Dr. Hajie. 
Graf v. Driola. 

Unterftügt durch: 

Bayerlein. Dr. Boehme. Dr. Bürklin. Dr. Elemm 
(Ludwigshafen). Dr. v. Cuny. Dr. Enneccerus. Fink, 
Dr. Friebberg. Dr. Hammader. Hofang. Jebjen. 
Kraemer. Krüger. Dr. v. Marquardjen. Dr. Paaſche. 
Dr. Pieſchel. Rimpau. Rothbarth. Walter. Weber 
(Heidelberg). Wiefike. 


Nr. 1271130.°) 
Mündliche Berichte 


ber 


Rehnungs-Bommilfion. 


Nr. 127. 
Die Rechnungen der Kaſſe der Ober-Rechnungs- 
fammer für das Gtatsjahr 1893/94 betreffend 
— Nr. 81 der Drudjachen —. 


Berichterftatter: Abgeordneter Schmidt (Warburg). 
Antrag ber Lommiffion: 
Der NReihstag wolle beſchließen: 

Der Rechnungsleger der Nechnungen der Kaffe 
ber Ober-Rechnungskammer für das Etatsjahr 
1893/94 wird bezüglich desjenigen Theiles, welcher 
die Reichöverwaltung betrifft, entlaftet. 


Nr. 128, 
Den Bericht der Reichsſchulden-Kommiſſion 
J. über die Verwaltung des Schuldenweiens des 
Norddeutfhen Bundes und des Deutfchen 
Reichs; 
I. über ihre Thätigkeit in Anſehung der ihr über: 
tragenen Aufficht über die Verwaltung: 
R des Reichö-Invalidenfonds und 
b) des Fonds zur Erridtung des Reichstags⸗ 
gebäubdes; 
DI. über den Reichsfriegsihag und 
IV. über die An- und Ausfertigung, Ginziehung 
und Vernichtung der von der Reichsbank aus— 
zugebenden Banknoten betreffend 
— Nr. 78 der Drudjahen —. 


Berichterftatter: Abgeordneter Galler. 
Antrag der Kommillion: 
Der Reichstag wolle beichließen: 
A. anzuerkennen, daß die Reihsichulden-Kommiffion Durch 
Ueberreihung des Berichts vom 8. Mai 1895 — 


* Ar. 127. Rehnung der Dber-Rehnungstammer. 
Wr. 128. Bericht der Reihsfhulden-Kommtifion. 
Rr. 129/80. 

Schutzgebiete. 
Allenſtücke zu den Verhandlungen des Reichslages 1895/96. 











Ueberfiht der Einnahmen und Ausgaben der | 





Nr. 78 der Druckſachen — den geſetzlich ihr obliegenden 
Verpflichtungen Genüge gethan habe; 
B. für die nachbezeichneten Rechnungen Entlaftung zu er: 
theilen, und zwar: 
I. der Reihsfhulden-Verwaltung für die Red: 
nungen: 
a) der Kontrole der Staatspapiere 

1. achtzehnte Rechnung über die unverzinsliche 
Reichsſchuld (Neichskaffenicheine) für das Etats- 
jahr 1893/94, 

2. dreiundzwanzigfte Rechnung über Einnahme und 
Ausgabe von Reihsjhapanweilungen für das 
Etatsjahr 1893/94, 

3. die Rechnung über die durd die Tilgungsfonds 
eingelöjten Schuldurfunden des Norddeutichen 
Bundes und des Deulichen Reichs für das 
Etatsjahr 1893/94, 

4. ſechſste Rechnung über Einnahme und Ausgabe 
des Papiers zu Reichsſchuldurlunden für die 
Etatsjahre 1890/91 bis 1893/94, 

5. ſechste Nechnung über die Werbriefung ber 
4 prozentigen Reichsanleihe von 1877 für bie 
Etatsjahre 1890/91 bis 1893/94, 

6. fünfte Rechnung über die Werbriefung ber 
4 prozentigen Neichsanleihe von 1879 für Die 
Etatsjahre 1890/91 bis 1893/94, 

7. vierte Rechnung über die Merbriefung ber 
4 prozentigen Neichsanleihe von 1881 für Die 
Etatsjahre 1890/91 bis 1893/94, 

8. dritte Rechnung über die Verbriefung der 
4prozentigen Reichsanleihe von 1884 für die 
Etatsjahre 1890/91 bis 1893/94, 

9. Rechnung über die Verbriefung der 3prozentigen 
Neichsanleihe von 1891/92 für die Etatsjahre 
1891/92 bis 1893/94, 

10. Rechnung über die Verbriefung der Iprogentigen 
Neichsanleihe von 1893 für das Etatsjahr 
1893/94; 

b) der Staatsjhulden-Tilgungstaiie. 

11. Rechnung über den Einlöfungsfonds der Reichs— 
ſchatzanweiſungen für das Etatsjahr 1893/94, 

12. Rechnung über die Einnahmen und Ausgaben 
bei den Fonds der Reihsichuldenverwaltung 
für das Etatsjahr 1893/94. 

II, der Verwaltung des Reihs-Invalidenfonds 
für die Rechnungen: 
1. des Reichs-Invalidenfonds, 
2. des Neidhstagsgebäubdefonds, 
und zwar für das Redinungsjahr 1893/94. 


Nr. 129. 

a) Die endgültige Ueberficht der Einnahmen und 
Ausgaben der Schußgebiete von Kamerun und 
Togo, ſowie des ſüdweſtafrikaniſchen Schub: 
gebietes für das Gtatsjahr 1592/93, 

b) die vorläufige Weberfiht für das Gtatsjahr 
1893/94 betreffend 

— Nr. 9 der Drudjahen —. 


Berichterjtatter: Abgeordneter Dr. Haſſe. 
Anträge der Kommiffion: 


Der Reichstag wolle beichließen: 
nad) Kenntnißnahme der vorläufigen Ueberfiht für 
das Etatsjahr 1893/94 die in der endgültigen 
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Ueberſicht für das Etatsjahr 1892/93 — Nr. 9 
der Druckſachen — nadjgewiejenen Etatsüberjchreitungen 
und zwar: 
a) bezüglid des Schußgebiets von Kamerun 

bei den fortdauernden Ausgaben — 32 752,72 A 
einmaligen = — 25 (dl 


in Summe mit 57 794,46 M. 
b) bezüglid) des Südweftafrifanifhen Schußgebiets 
bei den fortdauernden Ausgaben mit 512 341,25 M, 
—— der bei Prüfung der Rechnung etwa 
noch ſich ergebenden Erinnerungen zu genehmigen. 


* * 





Nr. 130. 

a) Die endgültige Ueberſicht der Einnahmen und 
Ausgaben der Schutzgebiete von Kamerun und 
Togo, ſowie des ſüdweſtafrikaniſchen Schuß: 
gebietes für das Gtatsjahr 1893/94, 

b) die vorläufige Ueberficht der Einnahmen umd 
Ausgaben der ſämmtlichen afrikaniſchen Schuß: 
gebiete für das Etatsjahr. 1894/95 betreffend 

— Nr. 10 der Drudjahen —. 





Berichterftatter: Abgeorbneter Dr. Hajie. 
Antrag der Kommiſſion: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
nad) Kenntnißnahme der vorgelegten vorläufigen 
Ueberficht für das Etatsjahr 1894/95 bie in ber 
endgültigen Weberjiht für das Etatsjahr 
1893/94 — Nr. 10 ber Drudjahen — nachge— 
wiejenen Etatsüberichreitungen und zwar: 
a) bezüglich des Schuggebiets von Kamerun: 
bei den fortdauernden Ausgaben — 169 015,25 M 


bei dem Rejeruefonds . . . = 419,5 : 
in Summe mit 


193 154,50 M. 
b) bezüglich bes Schußgebiets von Togo: 
bei den fortdauernden Ausgaben — 68 037,15 M 
bei den einmaligen Ausgaben . — 45 687,55 = 
in Summe mit 113 724,98 M. 
e) bezüglih des Südweſtafrikaniſchen Schuß: 
gebiets: 
bei den fortdauernden Ausgaben — 688 227,45 M. 
bei den einmaligen Ausgaben. = 32 818,4 = 
in Summe mit 721 046,92 fl. 
eng ey ber bei Prüfung der Rechnung etwa 
noch fich ergebenden Erinnerungen zu genehmigen. 
Berlin, den 11. Februar 1896. 





Die Rechnungs-Kommiſſion. 
Schmidt (Warburg), 


Dr. Paaſche, Galler, 
BVorfigender. Dr. Haſſe, 
Berichterftatter. 
Nr, 131. 
Bechſtes Verzeichniß 
der 


bei dem Reichstage eingegangenen Petitionen. 





Auer und Genoſſen. 





Reichstag. Atenftüde Nr. 131, 192/135, 136/137. 


Nr. 132/135. 
Mündliche Berichte 
ber 


Bommiffion für die Petitionen, 


Nr. 132. 
Berichterftatter: Abgeordneter Plade. 
Antrag der Kommillion: 
Der Neihstag wolle beichließen: 
die Petition — I. Nr. 95 — ber Dresdener 
Molkerei Gebrüber Pfund wegen Gewährung 
des Ausfuhrzufhufles für den bei der Fa— 
britation fondenfirter Mild verwendeten 
Buder 
dem Herrn Reichskanzler ald Material 
für bie Geſetzgebung zu übermweijen. 





Nr. 133. 
Berichterftatter: Abgeorbneter von Dallwip. 
Antrag der Kommiffion: 
Der Reichstag wolle beichließen: 
die Petitionen, betreffend die Währungsfrage, 
dem Herrn Reichskanzler als Material 
zu übermweifen. 





Nr. 134. 
Berichterftatter: Abgeordneter Dr. Krufe. 
er. ber Kommiffion: 
er Reihstag wolle beichließen: 
die Petition — I. Nr. 69 — bes Eentralrathes 
des Verbandes der deutichen Gewerbevereine wegen 
Bornahme periodiſcher —— über die 
geſammten Arbeiterverhältniſſe in den Be⸗ 
trieben des Reichs ac. 
dem Herrn Reichskanzler als Material 
zur Abänderung der Gejehgebung zu 
übermeifen. 


Nr. 135. 
Berichterftatter: Abgeorbneter Förſter (Neuß). 
Antrag der Kommiſſion: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
über die Betition — II. Nr. 175 — bes B. Macht 
zu Mühlhaufen in Thüringen und Genofjen im 
Auftrage einer Verſammlung von Striderimmen 
und Stridern wegen uch ber der Maſchinen— 
firiderei in den Strafanftalten 
zur Tagesordnung überzugehen. 
Berlin, ben 12. Februar 1896. 


Die Kommiffion für die Petitionen. 


die, 
Kruf von Dallwis, 
Dr. e, ne | — 
Vorſitzender. Görfier (Neif), 
2 Veridhterftatter. 
Nr. 136/137. 
Nr. 136, 


Schleuniger Antrag, 


Der Reichstag wolle beſchließen: 

den Herrn Reichskanzler zu erjuchen, zu veran— 
laſſen, daß das gegen den Wbgeorbneten Stadt— 
hagen wegen Beleidigung der Gemeindevertretung 


Reichstag. Altenſtücke Nr. 138/139. 
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von FFriebrihshagen beim Landgericht Berlin I 

ichwebende Strafverfahren, in dem auf den 17. d. 

Mts. Termin anberaumt ift, für die Dauer ber 

gegenwärtigen Reichstagsſeſſion eingeftelli werde. 
Berlin, den 14. Februar 1896. 


Auer. Bebel. Birk. Blos. Bod (Gotha). Brühne. 
Bueb. Dietz. v. Elm Fiſcher. Förſter (Reuf). 
Frohme. Geriſch. Geyer. Grillenberger. Harm. 
Herbert. Hofmann (Chemnig). Horn (Sachſen). Joeſt. 
Klees. Kühn. Legien. Liebknecht. Dr. Lüttgenan. 
Meifter. Mepger (Hamburg). Möller (Waldenburg). 
Molkenbuhr. Reißhaus. Schippel. Schmidt 
(Berlin). Schmidt (Frankfurt). Schmidt Eachſen). 
Dr. Schoenlant. Schulge (Königsberg). Schumader. 
Seifert. Singer. Stadthagen Stolle Tutzauer. 





Uri. Bogtherr. v. Bollmar. Wurm Zubeil. 
Nr. 137. 
Ubänderunas-Untraga 
zur 


zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Feititellung des Reichshaushalts- 
Etats für das Etatsjahr 1896/97. 


Etat für die Bermaltung des Reichsheeres, — 
Anlage V. Einmalige Ausgaben. Ordentlicher Etat. 
Kapitel 5 Titel 15a und 150. 

(Nr. 115 der Drudjachen.) 


Dr. Zieber (Montabaur). v. Zeipziger. Der Reichstag 
wolle beichließen: 
1. Prenfen, Titel 15a. Zur Vermehrung der Referven 
an Berpflegungsmitteln erfte Rate 1 650 000 M, 
2. Württemberg, Titel 150. Zur Vermehrung ber 
Neferven an Berpflegungsmitteln, erfte Rate 
118 000 M. 
in dem Umfange ber Regierungsvorlage, entgegen 
den Kommiſſionsbeſchlüſſen zu bemilligen. 
Berlin, den 14. Februar 1896. 


Mr. 138/139. 
Nr. 138, 
Untraa 
zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Feitftellung des Neichshaushalts- 
Etats für das Etatsjahr 1896/97 — Nr. 4 
der Druckſachen —. 


Etat für den allgemeinen Penfionsfonds — 
Anlage ZI — Kapitel 74 Titel 2. 


Augft und Genoffen. Der Neihstag wolle beichlieken: 
an die Reichsregierung das Erſuchen zu ftellen, 
auf eine Abminderung der Zahlder Offiziers— 
peniionirungen Hinzumirten und insbejondere 
Benfionirungen von Dffizieren nit aus dem 
Örumbe eintreten zu lafien, daß ein Offizier, welcher 
fih für feine bisherige Dienftitellung als gemügend 








befähigt erweift, für die nächſt höhere Dienftftellung 
nicht geeignet ericheint. 
Berlm, den 15. Februar 1896. 
Augſt. Ander. Dr. Barth. Bohm. Buddeberg. 
Ehni. Fiſchbeck Galler. Haag. Hähnle. Hartmann. 
ge? Lola Dr, Hermes. Johannſen. Kercher. 
r. Langerhans. Lenzmann. Lüders. v. er: 
Ritter. Schnaidt. Dr. Schneider. Speifer Wei 





Nr. 139, , 
Aündlicher Bericht 
ber 
Bommiffion für den Reichshaushalts-Gtat 
üb 
die derfelben überiwiefenen Petitionen, das 
Dienftaltersftufenfyften betreffend. 


Berichterftatter: Abgeordneter Dr. Enneccerus. 
Anträge der Kommilfion: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
A. 1. die Petition: 
Il. 82 ber erpebirenden Sekretäre und Kallku— 
Iatoren des Statiftiichen Amts, des Patentamts 
und des Neich3-Verfiherungsamts zu Berlin 
um Abänderung bes Altersitufenfyitens (Herab⸗ 
fegung ber Dienftzeit bis zur Erreihung bes 
Höchſtgehalts von 21 auf 18 Jahre) 
ben verbünbdbeten Regierungen als 
Material zu übermeijen; 
2, bie Petition! 
I. 2347 des Poſtſekretärs Kothe zu Breslau um 
Anrehnung feines Militärdienftjahres auf das 
Beioldungsalter 
durch die gefaßten Beſchlüſſe für erledigt 
zu erflären; 
3. die Petition! 
ll. 5065 des Dber-Roftferetärs J. Severin 
zu Berlin um Aufbejlerung des Gehaltes ber 
DOberpoftjetretäre 
den verbündeten Regierungen zur 
Berüdfihtigung zu überweiſen. 
B. folgende Refolutionen anzunehmen: 

1. den Herm Reichskanzler zu erjuchen, bei Auf- 
ftellung des nächſtjährigen Neihshaushalts-Etats 
auf eine Erhöhung des Meiftgehalts der Land— 
briefträger bis 1000 „A Bedacht zu nehmen durch 
Einftellung einer weiteren Gehaltsftufe mit breis 
jähriger Aufrüdungszeit; 

2. den Herrn Reichskanzler zu erfuchen, dahin zu 
wirken, daß die Beftimmungen über die Anrechnung 
der Militärdienftzeit bis zu einem Jahre auf die 
vor dem 1. Januar 1892 angeftellten Beamten 
ausgedehnt werden; 

3. den Herrn Reichsfanzler zu erfuchen, in Anbetracht 
ber auf Emführung des Dienftaltersitufenfgftens 
bei einzelnen Beamtenflaffen eingetretenen Ungleich- 
—— mit Gehaltserhöhungen Her dieſe Beamtens 

allen vorzugehen, injomweit fie von den allgemeinen 
Gehaltserhöhungen des Jahres 1890 ausgeſchloſſen 
waren. 
Berlin, den 14. Februar 1896. 


Die Kommilfion für den Reichshaushalts-Etat. 


v. Karborff, Dr. Enneccerns, 
Vorſitzender. Berichterftatter. 
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Nr, 140, 
AUbänderungs-Untrag 


zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Gejeßes, 
betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung 
— Nr. 85 der Druckſachen —. 


beſchließen: 
im Artikel 8, Zeilen 7 und 8 die Worte: 
„loweit nicht ber Bundesrath für beſtimmte 
Waaren Ausnahmen zuläßt“ 
zu ftreihen und dafür zu jehen: 
„jJomweit dazu nidht eine ausbrüdlicdhe 
öffentliche oder fchriftlihe Aufforderung 
ergangen ift”. 
Berlin, den 15. Februar 1896. 


Der Reichstag wolle 





Nr. 141. 
Rejolution 


zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Feititellung des Neichshaushalts- 
Gtats für das Gtatsjahr 1896/97 — Nr. 4 
der Druckſachen —. 
Etat für die Berwaltung des Reidsheeres 
— Anlage V —. 


Gröber (Württemberg). Freiherr v. Gültlingen. Der 
Reichstag wolle beichliehen: 
den Herrn Reichskanzler zu erjuchen, im nächſten 
Etat einen Betrag anzufordern, aus weldyem die 
Mittel zu Verſuchen, eine warme Abendlojt für 
die Mannſchaften des Heeres einzuführen, bejtritten 
werben. 
Berlin, ben 17. Februar 1896. 


Diefer Antrag hat in der 42. Plenarfigung des Reichstages 
die geſchäftsordnungsmähige Unterjiüßung gefunden. 


Nr. 142. 
Rejolution 


zu dem 
von den Abgeordneten Auer und Genoflen ein- 
gebrachten Gejegentwurf, das Recht der Ver: 
jammlung und Vereinigung und das Recht der 
Koalition betreffend? — Nr. 48 der Drud- 
jahen — und dem von den Abgeordneten 
Ander und Genojjen eingebrachten Geſetzent— 
wurf, das Wereind- und Verſammlungsweſen 
betreffend — Nr. 26 der Drudjachen —. 


Dr. Bachem. Der Reichstag wolle beichließen: 
für den Fall der Ablehnung des Antrages 
Auer und Genojjen — Nr. 48 der Drudjahen —, 
lowie des Antrages Ander und Genofjen — 


Reichstag. Aktenftüde Nr. 140, 141, 142, 143, 144. 








Nr. 26 der Druckſachen —, der folgenden Refolution 
feine Zuftimmung * geben: 
„in Erwägung, daß der Entwurf eines Bürgerlichen 
Gejegbuches die privatredhtliche Seite des Vereins— 
wejens für das ganze Gebiet des Deutjchen Reiches 
— zu regeln vorſchlägt, 
en Herrn Reichskanzler zu erſuchen, dem 
Reichstag möglichſt bald den Entwurf eines 
Geſetzes vorzulegen, welcher die öffentlich-recht- 
liche Seite des Vereinsweſens, ſowie das Ver— 
fammlungsredht für das ganze Gebiet bes 
Deutſchen Neiches einheitlich regelt.“ 
Berlin, den 18. Februar 1896. 


Dr. Bahem. Prinz v. Arenberg. Bender. Dr. Bod 
(Aachen). Braun. Frank (Ratibor). Gröber (Württem- 
berg). Dr. Freiherr Heereman ea ne r. Hitze. 
er err v. Hobenberg. Graf v. Hompeſch. Hubrid. 
ühly. Ritter v. Lama. Dr. Lieber (Montabaur). 
Mooren. Schmid (Immenſtadth. Schmidt (Warburg). 
Dr. Stephan (Beuthen). Wenders. Wenzel 


Nr. 143, 
Anträge 


zu ben 
Refolutionen im mündlichen Bericht der Kom— 
miffion für den Neichöhaushalts-Etat 
über 
die derjelben übermiefenen Petitionen, dad Dienft- 
altersſtufenſyſtem betreffend? — Nr. 139 B der 
Drudjaden —. 


Singer. Der Reichstag wolle beſchließen: 

1. In Nr. 2 der von der Kommiſſion vorgeſchlagenen 
Rejolutionen — vorlegte Zeile — Hinter dem Worte 
„Beamten“ die Worte: „und Unterbeamten“ 
hinzuzuſetzen. 

2. Als Nr. 4 folgende Reſolution zu beſchließen: 
„den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, dahin zu 
wirken, daß den Beamten und Unterbeamten 
die Zeit vom Tage des Dienftantritts an bei 
der Anftelung als diätariſche Dienftzeit bes 
rechnet wird." 

Berlin, den 20. Februar 1896. 


Nr, 144. 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Fiſcher. 


Bericht 
b 


er 
Wahlprüfungs-Kommiffion 
über 
die Wahl des Abgeordneten Dr. jur. Hammacher 
im jechiten Wahlfreife des NRegierungsbezirks 
Düffeldorf. 


In feiner Sifung vom 14. Mai 1895 hat ber Reichs— 
tag die Wahl des Abgeordneten Dr. jur. Hammader für 
gültig erklärt, gleichzeitig aber Beweiserhebung beichlofien 
über folgende brei Proteftpunfte: 











Reichstag. Altenſtück Nr. 144. (Bericht der Wahlprüfungs-Rommiffion.) 





1. In Holten am Rhein follte am Sonntag, den 11. Juni 1893 
Nahmittags 3 Uhr im Saale des Herrn Schmale eine 
öffentlihe Wählerverfammlung ftattfinden, in welder 
der fozialbemofratiihe Kandidat den Wählern jeine 
Stellung zu den Tagesfragen Marlegen wollte. — Ob— 
wohl nun an demjelben Tage Vormittags 11 Uhr eine 
antiſemitiſche Verſammlung jtattgefunden range ohne daß 
die Polizeibehörbe auch nur die geringiten Schwierig: 
feiten gemadt hätte, wurde während der Dauer ber 
fozialdemofratiichen Verſammlung dem Wirth durch bes 
fondere Polizeiverfügung verboten, den Wählern zum 
Deutſchen Reihstage Bier zu verabreihen! Die Folge 
hiervon war, daß der Wirth) das Lofal gänzlich ſchlo 
und daher die Berfammlung nicht ftattfinden konnte, 
Es liegt in biefer Verfügung des Schanfverbotes 
eine amtliche Wahlbeeinfluffung, umfomehr, als ber 

Landrath des betr. Kreifes ein Sohn des Abge— 

ordneten Dr. Hammader ift und der Herr Landrath 

doch ſicher in der Lage war, dieſes polizeiliche Eingreifen 
in die Meinungsfreiheit während der Wahlen zu vers 
hindern, befonders wo es fi um die Wahl feines Vaters 

—— war ein unparteiiſches Verhalten am Platze. 
in weiterer Eingriff der Polizeibehörde iſt darin zu 

erblicken, daß, als vor dem obengenannten Lokal, ehe 

— die zur Theilnahme an der oben gedachten Ver— 

ammlung erichienenen Berfonen entfernten, Stimmzettel 

verteilt wurden, dieje den Bertheilern von Polizeibeamten 
fortgenommen wurden. Daſſelbe geſchah mit jozialiftiichen 
trlugblättern. 

. Obmwohl alle Barteien im Wahlkreiſe Duisburg- Mülheim 
Ruhrort beſchloſſen hatten, Stimmzettel von gleicher 
Größe, gleihem Papier und Drud zu benußen, wurben 
auf den unter 3 und 4 genannten drei Werfen, ſowie 
auf Werken in Oberhaufen, die ich dem hohen Reichstag 
in fürzefter Zeit noch namhaft machen werde, Stimm: 
zettel, auf welden mit Kautjchufftempel ber Name 

ammacher aufgedrudt war, an die Arbeiter verteilt. 
Im größten Teil find diefe Stimmzettel, wie der beis 
liegende (mit Blauftift von mir mit I bezeichnete) bes 
weift, ſchon von außen erfenntlih. Außerdem aber 
fann ber Wahlvorjteher, jobald er die zuſammen— 
gefaltenen hier beiliegenden Stimmzettel (von denen 
der auf Schmidt lautende mit II gezeichnet, der auf 
Hammacher lautende mit III gezeichnet ift) nur zur 
Hand nimmt, ſchon an der Stärke des Papiers fühlen, 
wer Hammacher oder Schmidt wählt! — 

Hierbei ſei bemerkt, daß die auf Dr. König — 
ebenfalls militairfreundlicher Kandidat — lautenden 
Stimmzettel genau jo kenntlich Hergeftellt waren, 
während die auf Schmidt, Euler und Rohrlack — 
Gegner der Militairvorlage — ohne jede Kennzeichen 
waren, baher aljo der Wahlvorjteher auf Grund diejer 
Madjinationen fofort Jeden herausfennen konnte, ber 
einem Gegner der Militairvorlage jeine Stimme gab. 

Die Zettel auf Euler mit IV bezeichnet, 

⸗ = = Mobrlad = V ⸗ 
= = ⸗ König :» VI ⸗ 
liegen ebenfalls ein. 

Ganz beſonders kommt dabei noch der Umſtand 
in Betracht, daß ſelbſt, wenn die Wahlvorſteher die 

ttel von außen nicht Hätten erkennen können, bei 
Feſiſtellung des Wahlrefultates es jofort befannt wurde, 
ob Arbeiter der genannten Werke für Hammacher 
reſp. König geftimmt haben, weil ja die in den Fa— 
briten ausgegebenen Stimmzettel, mit dem Sauts 
ſchutſtempel hergeitellt, bei Deffnung der Wahlurne 
fih finden mußten, mithin der — ſofort 
wußte, wie die Arbeiter gewählt hatten. Wären 
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alle auf Hammacher Tautenden Stimmzettel jo hergeftellt, 
wie Zettel I und IV der Anlagen, jo war dies nicht 
möglid. In der That find aber nur bie an bie 
Urbeiter verteilten Zettel fo Hergeftellt wie I 
und III; Beweis: der Zettel VII, auf Hammacher lau: 
tend, ift glei denen wie Anlage II, IV und V, ber: 
geftellt. 

Das Beweisergebniß über Punkt 1 war folgendes: 
Der Königlide Landratd Hammacher erklärte, ſchon um 
beswillen nicht in der Lage gemwejen zu fein, einzugreifen, 
weil er von den Vorgängen in Holten überhaupt feine 
Kenntniß gehabt habe. Ein Verbot der Verfammlung in 
Holten war jeitend® der Polizei nicht erfolgt, wohl aber 
war — nad) Auslafjung des Bürgermeifters in Holten — 
„zur befleren Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung mit 
Rückſicht auf eine bereit am demjelben Vormittag abge 
haltene politiiche Verfammlung in dem fleinen Städtchen 
Holten dem Schankwirthe D. Shmade bafelbft, welcher 
fein Lokal für die betreffende Berfammlung für 20 Mart 
vermiethet Hatte, der Schankwirthichaftsbetrieb für die Zeit 
2 Stunden vor bis 2 Stunden nad der Verfammlung 
polizeilich unterfagt.“ Nach weiterer Auslaffung des Bürger: 
meijter8 habe der Wirth bloß um deswillen fein Lofal 
verweigert, weil ihm die für diefen Fall vereinbarte Ent 
ihäbigung von 100 Mark nicht gezahlt worden jei. Die 
eiblih vernommenen Zeugen Leihjenring, H. und M. 
Rohrlad befunden über diefe Behauptung gar nichts, 
fondern geben als Grund ber Verweigerung des Saales 
feitens bes Wirthes ausſchließlich das Schankverbot an. 

Die Kommiſſion hielt nad diefem ungenügenden Er- 
gebniß den Proteſtpunkt für erledigt. 

Bezug auf Proteftpuntt 2 war das Ergebniß em 
negatives. Seiner der eiblich vernommenen Zeugen fonnte 
die Proteftbehauptung aus eigener Wahrnehmung beftätigen, 
und die uneidlich vernommenen Beamten bejtritten biejelbe 
rundweg. Demgegenüber erachtete die Kommiffion den 
—— als nicht erbracht und ſomit den Proteſtpunlt für 
erledigt. 

In Bezug auf Proteſtpunkt 5 Hatte die Kommiſſion 
Einforderung der Stimmzettel aus den Wahlbezirken 
Sterfrade und Meiderih beichloffen. Doch wurde dieſer 
Forderung nur zum Theil aus den Bezirken Sterfrade IL, V 
und VII entiproden. Die Wahlvorfteher der übrigen Bes 
zirte erflärten, jie hätten die Stimmzettel vernichtet, nachdem 
fie aus den Zeitungen die Nachricht von der Gültigkeits- 
erflärung der Wahl des Abgeordneten Dr. Hammader 
erfahren hätten. Aus den Bezirken Meideridy III, IV und V 
erflärten die Wahlvorfieher, fie fönnten die Wahlzettel nicht 
mehr finden, dieje feien entweder verlegt oder irrthümlich 
mit anderen Papieren vernichtet worden. 

Die Wahlprüfungs-Kommiſſion ſah bezüglich dieſer 
Thatſachen von einer Beſchlußfaſſung ab, weil fein Grund 
zur Annahme einer bösmwilligen Abficht vorzuliegen fcheine. 

ir ergaben die aus den Wahlbezirken Meiderich I, 
VI und VII eingefandten Stimmzettel allerdings die Richtige 
keit der Protejtbehauptung. Die für Dr. Hammader 
abgegebenen Stimmzettel Find zum Theil aus jo ftartem 
Papier hergeitellt, daß bei der Uebergabe an den Wahl: 
vorjteher diejer ohne Weiteres in der Lage war, zu unters 
icheiden, ob der Wähler einen ſolchen — nad) der Protejt= 
behauptung nur auf den genannten Werten ausgegebenen 
— Gtimmzettel abgebe oder nicht. Und da nad) den vor— 
liegenden Lijten in den genannten Bezirken ſehr häufig 
Zechenbeamte (Direktoren, Ingenieure 2c.) unter den Mit- 
gliedern des Bahlvorjtandes fiqurirten, jo müßte die Wahl: 
prüfungs = Kommiffion ſich allerdings der Meinung ber 
Protefterheber anſchließen, daß Hierdurch das Geheimmiß 
der Stimmabgabe für die auf diefen Werten beichäftigten 
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Reichstag. Aktenftüde Nr. 145, 146/148, 149. 








Arbeiter Kae bezw. verlegt worden fei, wenn der Be- 
weis ei dafür erbracht worden wäre, daß die Bertheilung 
folder Stimmzettel ausſchließlich auf den genannten Werten 
ftattgefunden re Diejer Beweis ift aber nicht geführt 
worden, und fieht fich die Kommijfion daher außer Stande, 
Beſchluß zu fallen. 
Die Kommiffion beantragt daher: 
Der Reihstag wolle beichlieken, 
ben gegen die Wahl des Abgeordneten 
Dr, jur. Hammader im jehiten Wahl: 
freije bes Regierungsbezirts Düffelborf 
eingereihten Protejt als erledigt ans 
zuſehen. 
Berlin, den 19. Februar 1896. 
Die Wahlprüfungs-Fommilfion. 
Spahn, Vorfigender. Fiſcher, Berichterſtatter. 
Dr. Böhme. Brandenburg. Gamp. Pilgenborft. 
Freiherr v. Hodeuberg. v. Hollenffer. Dr. v. Wiar- 


ardien. Dr. Pachnicke. Dr. Schneider. v. Schöning. 
* Siuger. Wellſtein. 


Nr. 145. 
Biebentes Verzeichniß 
der 
bei dem Reichstage eingegangenen Petitionen. 


Nr, 146/148. 
Abänderungas-inträge 


zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Gefetzes, 
betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung 
— Nr. 85 der Druckſachen —. 


Rr. 146. 
Dr. Haffe. Der Reichstag wolle beſchließen: 
Artikel 8 des Entwurfs dahin abzuändern: 

Der $. 44 Abſatz 3 der Gewerbeordnung erhält 

folgende Faſſung: 

Das Auffaufen darf ferner nur bei Kaufs 
leuten oder ſolchen Perfonen, melde die Waaren 
produziren, oder in offenen Verfaufsftellen er 
folgen. SIngleihen darf das Aufſuchen von 
Beitellungen auf Waaren, 

a) mit Ausnahme von Drudidriften, ans 
beren Schriften und Bildwerken und 
fomweit nicht der Bundesrat 

b) nody für andere bejtimmte Maaren ober 
Gegenden oder Öruppen von Gewerb— 
treibenden Ausnahmen zuläßt, 

nur bei Kaufleuten oder ſolchen Perfonen ge: 

ſchehen, im deren Gewerbebetriebe Waaren der 

angebotenen Art Verwendung finden, 
Berlin, ben 18. Februar 1896. 





Nr. 147, 
Dr. Bürflin. Der Reichstag wolle beſchließen: 
Artikel 8 des Entwurfs dahin abzuändern: 
Artikel 8. 
Der 8.44 Abſatz 3 der Gewerbeordnung erhält 
folgende Faſſung: 


Das Auflaufen darf ferner nur bei Kaufleuten 
ober jolden Perſonen, welche bie Waaren pro= 
duziren, ober in offenen Verkaufsſtellen erfolgen. 
Ingleihen darf das Auffuchen von Beitellungen 
auf Waaren mit Ausnahme ber Gegenftände 
des Weinhanbels und ſoweit nicht der Bundes- 
rath noch für bejtimmte andere Waaren Aus- 
nahmen zuläßt, nur bei Kaufleuten oder joldyen 
Perſonen geihehen, in beren Gewerbebetriebe 
Waaren ber angebotenen Art Berwendung finden. 


Berlin, den 18. Februar 1896, 


Nr. 148. 


Dr. Förfter. Graefe. Der Neihstag wolle beſchließen: 
1. in Artitel 4 — vorlegte Zeile — bie Worte „und 
ber Handel mit ſolchen Droguen und chemijchen 
Präparaten, welche zu Heilzweden dienen“ zu 
ftreiden; 
2. dem Artikel 8 folgenden Sa zuzufügen: 





Ausgenommen von biefem Werbote ift ber 
Buchhandel. 
Berlin, den 19. Februar 1896. 
Dr. Förſter (Neuftettin). Graefe. Bindemwald. Hirſchel. 


Iskraut. Klemm (Dresden). Köhler. Lieber (Meiken). 
Liebermann v. Sonnenberg. Loge. Müller (Walded). 
Dr. Bielhaben. Werner. Zimmermann. 


Nr. 149. 
Untraa 


zu 
dem Bericht der Wahlprüfungs - Kommiffion 
über die Wahl des Abgeordneten Colbus im 
zwölften Wahlfreife der Neichslande Elſaß— 
Lothringen — Nr. 123 der Drudjachen —. 





Bebel. Singer. Der Reichstag wolle beſchließen: 
die Wahl des Abgeordneten Eolbus für den 
zwölften Wahlkreis ber Reichslande Elſaß— 
Lothringen für ungültig zu erflären. 
Berlin, den 21. Februar 1896. 


Bebel. Singer. 


Unterftügt durch: 
Auer. Birk. Blos. Bod (Gotha). Brühne. Bueb. 
Die. v. Elm. Fiſcher. Förſter (Reuf). Frohme. 
Gerifh. Geyer. Grillenberger. Harm. Herbert. 
ofmann (Chemnig), Horn Sachſen). Joeſt. Klees, 
ühn. Legien. Liebfnedt. Dr. Lüttgenau. Meifter. 
Mepger(Hamburg). Möller(Waldenburg). Molkenbühr. 
Reißhaus. Schippel. Schmidt (Berlin. Schmibt 
(Frankfurt). Shmidt(Sadfen). Dr. Schoenlanf. Schule 
(Königsberg. Schumader Seifert. Stadthagen. 
Stolle Tuhauer. Ulrid. Vogtherr. v. Bollmar. 

Wurm Bubeil, 





u Reichstag. Altenſtück Nr. 150/152. (Bericht der Kommiſſion für die Petitionen.) 


— 





Nr. 150/152. 
Berichte 


der 
Rommiffion für die Petitionen. 


Nr. 150. 


Mündlicher Bericht. 
Berichterftatter: Abgeordneter Rimpau. 
Antrag der Kommiffion: 
Der Reichstag wolle beichliehen: 
die Petition II. Nr. 3289 des Magiftrats zu 
Tondern, betreffend den Neubau eines 
Poſtdienſtgebäudes dajelbit, 
dem Herm Reichskanzler zur Kenntnißnahme 
zu übermweifen. 





Rr. 151, 


Mündlicher Bericht. 


Berichterjtatter: Abgeordneter Bogtherr. 
Antrag ber Kommiffion: 
Der Reichstag wolle beichließen: 
die Petition II. Nr. 10219 bes Verbandes der 
fatholiihen faufmännifhen Vereinigungen 
Deutihlands zu Effen (Ruhr), betreffend die 
Arbeitszeit der Handlungsgebilfen in den 
Detailgejhäften, 
al Material zur Abänderung der Gejeßgebung 
zu überweijfen. 





Rr. 152, 


Erfter Bericht. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Förfter (Reuß). Journ. II. Nr. 207—264. 
— Tr —ñ ⸗ — — nn — — — 

der zweiten Sithung der Petitions-Kommiſſion, 
welche am 12. Februar 1896 ſtattfand, gelangte nach— 
ſtehende Petition zur Berathung. 

Der „Zentralverband Deutſcher Zuſchneider— 
Vereine“ zu Stuttgart und Genoſſen wenden ſich gegen 
den Paragraphen 133a der Reichsgewerbe-Ordnung 
vom 1. Juni 1891. 

Die Petenten führen zur Begründung ihrer Petition 
Folgendes aus: 

„Nachdem feit dem 1. April 1892 die Arbeiterſchutz- 
gefege im Reiche eingeführt wurden und Die im $. 133a 
der Gewerbeordnung normirten Verhältniſſe der Betriebs: 
beamten, Werfmeifter und ähnlichen Angeftellten zur Wirkung 
gelangten, — ſich in Bezug auf die Zuſchneider in der Be— 
Heidungss ſowohl der Herren⸗ als Damenkonfektionsbranche 
eine Unſicherheit ausgebildet, welche zu beſeitigen im Intereſſe 
tauſender davon betroffenen Perſonen liegt. 

Während der Werkmeifter anderer Induſtrien leichter 
erfennbar ift und daher nur jelten Zweifel in Bezug auf 
feine rechtliche Stellung auftauchen, auch die in dem Groß— 
betriebe der Induſtrie Angeftellten ihr Rechtsverhältniß 
leicht nachzuweiſen vermögen, haben einige behördliche 
Entfheidungen Hinfichtlich der Angeftellten der Befleidungs- 
Induſtrie Verwirrung veranlaßt. 








So wurde hinfichtlich der Krantenverfiherung mehrfach 


| entichieden, daf die Berficherungspflicht, weldye lauf dem Geſetz 


vom 10. April 1892 nur für Betriebsbeamte, welche weniger 

wie 2000 .# Zahreseinfommen haben, bejteht, für Die 

Zuſchneider ohne Rüdfiht auf die Höhe ihres Einkommens 

zur Anwendung komme. Ebenſo abweichend lauten einige 

Beſcheide in Saden der Alters: und Invaliden-Verſiche— 

rung dieſer Perſonen, indem ohne einheitlihe Grundjäße 

auf einigen Stellen ber Beitrittszwang auch bei ben 

Jahreseintommen von mehr wie 2000 AM geübt wird, 

indes anderwärts die Pflicht zur Verficherung bei ſolchem 

Einkommen bejtritten wird. Auch die im $.133a ber 

Gewerbeordnung vorgefehene Kündigungsfriit wird bald 

im Sinne diefes Gefehes, bald abweichend davon, zur An— 

wendung gebracht. Erft in neuer Zeit haben bie folgenden 

Gerichte: 

. ba8 Landgericht zu Mainz, 

. das Dberlandesgeridht zu Darmſtadt, 

. das Königliche Amtsgericht, Abtheilung 51, Berlin, 

. bie XVI Eivilfammer bes Königlichen Amts— 
gerichts I zu Berlin, 

. = VI. Eivilfenat des Königlichen Kammergerichts 

erlin, 

. bie BVerfiherungsanftalt für Sachen - Anhalt in 
Merfjeburg, 

: * Königliche Regierungspräſidium von Magde— 
urg, 

das Oberbürgermeiſteramt zu Düſſeldorf als untere 
Verwaltungsbehörde gegen die Verſicherungsanſtalt 
der Rheinprovinz zu Düſſeldorf, 

Urtheile dahin gefällt, daß die Kündigungsfriſt des 

5: 133a der Gewerbeordnung aud) den in der Bellei- 
ungs⸗ und Konfettions-Jubuf i 


oo -ı O a Das SZ 


trie angejtellten Zuſchneidern 
zur Seite ftehe, indem deren Qualität als Betriebs— 
beamte und Werfmeifter unbeftritten bleiben müſſe.“ 

Die Betenten behaupten, daß die „Mehrzahl diejer Ans 
geftellten ein Zahreseinfommen von ng wie 2000 „A. habe.” 
Sie führen des Weiteren aus, daß die meiften diefer An— 
gejtellten fich in einem Bertragsverhälmiß befinden, wonach 
längere Kündigungsfriften und Tonfiige Borbehalte lontraltlich 
fejtgeftellt werden. Unter Anderem das Verbot, 3—5 Jahre 
nad) Yustritt aus der firma in ber betreffenden Stabt 
und im Umkreis bis zu 20 Meilen in ein anderes Geſchäft 
als Zuſchneider, oder Theilhaber, oder Reifender einzutreten, 
noch ſich jelbftftändig zu machen. 

„Wo aber fein Vertrag vorliegt, ba fehlt es auch an 
ſolchen —28 Normen, welche die wirthſchaftlichen Ver— 
hältniſſe dieſer Angeſtellten gebührend zu ſchützen vermögen.” 

Die Kommiſſion verhandelte die Angelegenheit in An— 
weſenheit eines Regierungs-ſtommiſſars. Die Kommiſſion 
erkamite an, daß hier in der That ein Mißſtand vor— 
handen, ber ber Abänderung bedürfe. Won Seiten des 
Referenten wurde no darauf hingewieſen, daß bie An— 
gelegenheit bereits im Plenum der gegenwärtigen Seffion 
bei der Etatsberathung (Reichsamt des Innern) vom Ab— 
geordneten Lenzmann zur Sprade gebradyt worden jei 
und der Staatsjelretär v. Böttiher bei dieſer Gelegen- 
beit erflärt hätte, daß er dieſer Angelegenheit feine Auf: 
merkjamfeit widmen würde. 

Der Regierungs-Kommilfar berief fi auf die im Plenum 
abgegebene Erflärung von Seiten feines Chefs. 

Die Kommiffion befchliegt, mittels fchriftlihen Berichts 
zu beantragen: 

Der Reihstag wolle beſchließen: 
die Betitionen II. Nr. 207 bis 264, 9741 bis 
9743 des Gentralverbandes deutſcher Zu— 
jhneider-Bereine zu Stuttgart und Genofjen 
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um Ausdehnung bes 8. 133a der Gewerbe: 
ordnung auf die Zuſchneider 
dem Herrn Reihslanzler als Material 
zu überweijen. 


Berlin, ben 20. Februar 1896, | 
Die Kommiſſion für die Petitionen. 

Dr. rufe, Borfigender. Örfter (Reuf), Rimpan 
Vogtherr, Berichterftatter. a v. Bernftorff (2auen- 
Di Caſſelmanu. v. Dallwis. Engeld. Euler. 
Dr. Förſter (Neuftettin).. Fuchs. Galler. Hofmann 
—— Jacobskötter. Koepp. Krebs. Graf 

ilecki. Dr. Freiherr v. Laugen. Pauli. Placke. 
Radwanski. Schall. Schmidt (Warburg). Strzoda. 
Tutzauer. a — Werdeck⸗ Schorbus. 

enzel. 


Nr. 153/154. 
Berichte 


ber 


Wahlprüfungs-Bommiffion. 


Nr. 158, 
Miündlicher Bericht über die Wahl des Abgeord- 
neten von Kardorff im dritten Wahlfreife 
des Regierungsbezirks Breslau. 


Berichterftatter: Abgeordneter Dr. Schneider. 
Antrag der Kommiſſion: 
Der Reihstag wolle beſchließen: 
ben Beſchluß des Neichstages vom 27. März v. J. 
— Stenographifcher Bericht über die 70. Sigung 
— zum Antrage der Wahlprüfungs-Kommiſſion 
bezügli der Wahl des Abgeordneten von Kar— 
dorff im dritten Wahlkreife des Negierungsbezirts 
Breslau — Nr. 220 der amtlichen Drudjachen der 
II. Sejfion 1894/95 — durch die Mandatsniebders 
legung und Wiederwahl des Genannten für ers 
ledigt zu erflären, 
Berlin, den 24. Februar 1896. 


Die Wahlprüfungs-Kommiſſion. 


Spahn, Dr. Scheider, 
Vorfigender. Berichterftatter. 
Nr. 154, 
Berichterftatter: 


Abgeordneter Dr. Schneider. 


Zweiter Bericht über die Wahl des Abgeordneten 
v. Saliſch im zweiten Wahlfreife des Re— 
gierungsbezirks Breslau (Militjch-Trebnig). 


In der 99. Sifung vom 24. Mai 1895 Hat ber 
Reichstag auf den Antrag der Wahlprüfungs-Kommiffion 
in Betreff der Wahl des Abgeordneten v. Salifch folgende 
Beſchlüſſe gefaßt: | 

1. bie Beichlußfaffung über die Gültigkeit ber Wahl | 

bes Abgeorbneten v. Saliſch auszufeßen; 

2. den Herrn Neichsfanzler zu erfuchen, durch Ber: 

mittelung ber Königlich preußifchen Regierung über 
die Punkte 1, 3, 4, 9 Abjaß 1 und 2, 10, 13, 18 





Reichstag. Aftenftüd Nr. 153/154. (Berichte der Wahlprüfungs-Rommiffton.) 





Abſatz 2, 21, 22, 26, 28, 29, 31 des Proteſtes 

die beſchloſſenen Beweiſe zu erheben und das 

Ergebniß der Erhebung bem Reichstage mitzuteilen. 

— Drudjahen des Neichstages von 1894/95 Nr. 336, 
Stenographifche Berichte von 1894/95 ©. 2450D. — 

Die Beweiserhebung hat inzwiſchen ftattgefunden und 
folgendes Ergebniß gehabt: 

Unter 1 des Proteftes war behauptet: 

In Striefe Kreis Trebnig hat der Wahlvoriteher, 
Majoratsbefiger v. Rehdiger während des Wahlactes die 
Stimmzettel der erjchienenen Wähler geöffnet und gelejen. 

Beweis: Müller Peufert in Striefe. 

Gemäß Beſchluß des Reichstages ift Müller Peukert 
in Striefe eiblih und der Mahlvorfteher Majoratsbefiper 
v. Rehdiger nicht eiblid vernommen worden, 

üller Beufert hat ausgejagt: 

„Auch ich habe mich an der legten Reihstagsmwahl zu 
Striefe betheiligt. Die Wahl fand ftatt in einem Gelaſſe 
des Wahlvorfiehers v. Rehdiger, unferes Landtagsabgeorbs 
neten. Ich Habe nicht wahrgenommen, dab Lebterer 
während der Wahl die Stimmzettel geöffnet und geleien 
hätte. Ich habe nur wahrgenommen, daß der Wahl: 
vorfteher die zufammengefalteten Stimmzettel ein wenig 
auseinanberfpreizte, um zu verhindern, daß im abs 
gegebenen Stimmzettel mehrere dergleichen eingefhmuggelt 
würden. Uebrigens fieht Herr v. Nehdiger auf einem 
Auge faft Nichts, ich weiß auch nicht, wiefo man mid) 
als Zeugen angeben konnte.” 

Majoratsbefiger v. Nehdiger erflärt: 

„alle abgegebenen Stimmzettel zufammengefaltet und 
uneröffnet in die Wahlurne gethan zu haben.“ 

Nach diefen Bekundungen eradhtete die Kommiffion die 
Behauptung des Proteftes nicht für erwiejen und ging über 
diejelbe hinweg. 

Proteftpunft 3 lautete: 

An Machnitz Kreis Trebnig hat der Wahlvorfteher 
Major v. Obernitz die Wahlhandlung 5-10 Minuten 
vor 6 Uhr geichloffen troß Protefte8 bes Beifigers, 
Bauergutsbefipers Schenk aus Machnitz und einen — 
möglicherweile aud) einige — noch vor 6 Uhr erſchienene 
Wähler zurüdgemiefen. 

Beweis: Schenk. 

Der Reichstag hat Hierzu die nichteibliche Vernehmung 
des Mahlvorftehers v. Obernig und bie eidliche Ver— 
nehmung des Zeugen Schent beſchloſſen. Letzere jollte 
auch darauf ausgedehnt werben, wie viel Wähler nad 
Kenntniß des Zeugen eventuell durch den zu frühen Schluß 
des Wahlalts von der Ausübung ihres Wahlrechts aus— 
geichloffen worden wären. 

Der Zeuge Schen? hat unter feinem Eide bekundet: 

„Bei der legten NReichstagsmwahl habe ich als Bei- 
figer fungirt, während der Herr Major v. Obermnitz, im 
deſſen Räumlichleit die Wahlhandlung ftattfand, Wahl: 
vorfteher war. Der Lehtere hatte bei Beginn der Wahl 
gejagt, meine Uhr zeigt Neun und Hatten wir danach 
unfere Uhren geitellt. Der Borfteher ſchloß die Wahl, 
als es nach unjer aller Uhren ſechs Uhr war. 

Es ift unwahr, je; die Wahlhandlung einige Mis 
nuten vor ſechs Uhr geichloffen worden wäre und daß 
ich biergegen protejtirt hätte. Nach geſchloſſener Wahl, 
einige Minuten fpäter, fam noch ein Mann und wollte den 
Zettel abgeben. Diefer wurde natürlich zurückgewieſen. 
Anderweite Berjpätungen habe ich nicht wahrgenommen." 

Der Wahlvorftcher Major v. Obernitz hat Folgendes 
ausgeſagt: 

„Es iſt unwahr, daß ich die Wahl 5—10 Minuten 
vor 6 Uhr geſchloſſen habe. Ich Habe nad) meiner Ur, 
nad) welcher auch die Wahlhandlung begonnen wur‘ 


Reichstag. Altenſtück Nr. 153/154. (Berichte der Wahlprüfungs-Kommiſſion.) 


genau um 6 Uhr geichloffen, ohne daß meiner Erinne- 
tung nad) von irgend einer Seite Proteſt dagegen erhoben 
worden wäre. Es ift richtig, daß nad) Schluß der Wahl- 
handlung ein Wähler zur Stimmabgabe erſchien, derjelbe 
wurde von mir jelbftverftändlich zurückgewieſen. Ach 
würde es für eine Verlegung der Bejtimmungen des 
Bahlreglements angeſehen haben, wenn ic} diejen Stimm- 

zettel angenommen hätte.“ 

Wenn durch diefe Ausfagen auch nicht unzweifelhaft 
feitgeitellt ift, daß der Wahlakt erſt um 6 Uhr geſchloſſen 
worden ift, infofern er um ebenfoviel Minuten vor 6 Uhr 
geihlofien fein könnte, als er vor 10 Uhr — nicht 9 Uhr 
wie der Zeuge Schen? behauptet — begonnen hat; jo ıft 
doch die Proteftbehauptung nicht für bemwiefen zu erachten. 
Ueberdies würde in jedem Falle nur 1 Wähler in Betracht 
lommen, der um fein Wahlrecht gebracht jein fünnte. Die 
Kommiffion erachtete Daher dieſen Proteſtpunkt für unerheblich). 

Zu Proteftpunft 4: 

Im Altenau bei Militſch ift das Wahlgeſchäſt über 6 Uhr 
inaus ausgedehnt und es find nach biefer Zeit noch 
ettel abgegeben worden. 

Deweis: Gaſtwirth Riedel in Altenau. 
bat der Reichstag Beweisrrhebung beſchloſſen durch eidliche 
Bernehmung des vorgenannten —* und durch nicht⸗ 
eidliche Vernehmung des Wahlvorſiehers Meisner in 
Altenau. 

Gaftwirth Karl Riedel hat eidlich bekundet: 

„Bei der legten Neichstagswahl ſtand ich noch 
meinem Gafthaufe in Altenau vor. Ich bin damals 
wahriheinlich zur Wahl gegangen; denn ich habe meines 
Wiſſens auch Herm von Salifd gewählt. Db das 
Bahllofal im Sculhauje oder in der Billa Mohaupt 
gewefen ift, weiß ich nicht mehr. Ich kann aud nicht 
angeben, zu welcher Tageszeit ich zur Wahl gegangen 
bin. *8 Wahlvorſtande habe ich nicht gehört. Mir 
iſt auch Nichts darüber bekannt, ob das Wahlgeihäft in 


Altenau über Abend 6 Uhr verlängert und fpäter noch 


Zettel abgegeben worden find. Mir ift auch Nichts vom 

Hörenfagen darüber befannt.“ 

Der Wahlvorfteher Julius Meisner hat folgende 
Auskunft gegeben: 

„Ich fungirte bei der qu. Wahl als Wahlvorfteher 
und biet das | Wahlgeihäft im Schulhaufe in 
Altenau ab. Es ift mir nicht erinnerlih, daß das 
BWahlgeihäft über 6 Uhr Abends ausgedehnt worden 
fei und nachher nody Stimmen abgegeben feien. Am 
Gegentheil glaube ih mit Beftimmtheit behaupten zu 
fönnen, daß ich bei der mir angeborenen Pünktlichkeit 
präzife 6 Uhr das Wahlgeihäft geſchloſſen habe.“ 

Der angebotene Beweis ift hiernach nicht geglüdt, und 
ging die Kommiſſion über den Punkt hinweg. 
Proteftpuntt 9 Abſatz 1 und 2 lautet: 

1. In Jagatſchütz Kreis Trebnig hat der Wahlvorfteher 
von Ködrig feinen Gärtner Babe vor die während 
bes ganzen Wahlactes geöffnete Thür des Wahl: 
locals gejegt und ihn beauftragt, jedem Wähler einen 
Stimmzettel für Saliſch zu geben. 

Babe hat dies gethan bezw. die Wähler ver 
anlaßt, ſich einen Zettel jelbft wegzunehmen und hat 
aufgepaßt, daß niemand den Zettel umtaufche. 

Er konnte jeden Wähler, bis er an den Wahl: 
tisch trat, beobachten. Köckritz ſelbſt ſaß fo, daß er 
von feinen Platze aus jeden Wähler von dem Augen— 
blid an, wo er bei Babed vorüber ging, beobadıten 
konnte. Ein Umtaufh der Zettel war, ohne daß 
=. es wollte, unmöglich. 

emweis: Babel, Ködrik und ber Gemeinde: 
Vorfteher Schaefer in Jagatſchütz. 


Altenftüde zu den Verhandlungen bes Heichstages 1895'96. 


1089 





Der Erfolg diejes Verfahrens war, daß alle 

Wähler, bis auf einen einzigen Zettel für Saliſch ab- 

aben, während 1890 der Ort fait ausnahmslos 

Felkinete wählte. 

2. Die Dienftleute aus Kodlewe, welche gleihfalls dies: 
mal in Se wählten, erhielten vor der Thür 
durch den Wirthſchaftsbeamten aus Kodlewe die Zettel 
für Salifh nnd wurden von diefem noch bejonders 
fontrolirt. 

Beweis: Babeck und der Wirthichaftsbeamte 
Buillemain in Kodlewe. 

Wegen der bier behaupteten Verlegung des Wahl: 
geheimniſſes in Jagatſchütz und wegen ber bejonderen 
Kontrole, die bezüglich der Dienftleute in Kodlewe angeblid) 
ftattgefunden hatte, find nad) dem Beſchluß des Neichstages 
die Zeugen Babed und Guillemain eidlid und der 
Wahlvorjteher v. Ködrig nicht eidlidh vernommen worden. 

Die Ausjage des Zeugen Babed geht dahin: 

„Bei der Neihstagswahl im Sommer 1893 habe 
id) mid) auf Befehl meines Herrn, des damaligen Wahl: 
vorftehers v. Ködrig, mit einem Teller voll Wahlzetteln 
für v. Saliſch auf den Korridor vor das Wahlzımmer 
gejept. Ich ſaß an der Wand vor einem Tiſchchen, auf 
weldyem der Teller mit den Wahlzetteln jtand und las 
die Zeitung. Ich Habe den Wählern die Zettel nicht 
gegeben, es jtand ihnen aber frei, ſolche von dem Teller 
zu entnehmen, Es war nur die eine Flügelthür zum 
Bahlzimmer geöffnet und ich fonnte den Wahlvor- 
ftand im Zimmer nicht jehen. Ich habe nicht aufgepaßt, 
dat Niemand den Wahlzettel umtaufche und ich konnte 
dies auch nicht, weil ich nicht die Wähler bis zur Urne 
ſehen konnte. 

Während der Wahl kam der Gutsbeſitzer Krönlein 
aus Kottloewe mit feinem damaligen Inſpeltor Guillemain 
und unmittelbar hinter ihnen ein Trupp Wähler aus 
Kottloemwe. 

Guillemain nahm eine Mehrzahl von Zetteln vom 
Teller und ich babe gejehen, wie er die einzelnen Zettel 
den Kottloewe'r Wählern übergab. Ich habe vergejien, 
ob er vor dem übrigen Sottloewe'r Wählern in das 
Wahllokal gegangen ift, oder nad) ihnen.“ 

Der Wahlvorfteher v. Ködrig ift jomohl vom Amts— 
gericht als vom Landrath verantwortlic vernommen worden 
und hat vor dem Amtsgericht ausgejagt: 

„Ich habe vor der Reichstagswahl vom Sommer 
1893 in Jagatihüß eine Bahlverlammlung abgehalten. 
Nah Darlegung meiner Anfichten forderte ich die Anz 
wejenden zur Erflärung darüber auf, ob fie mit ber 
Wahl des Herrn v. Saliſch einverftanden feien. Sie bes 
ftätigten dies ſämmtlich durch Erheben von den Pläßen. 
Ich jagte num den Anweſenden, ich hätte * für 
Saliſch Hier, ob es ihnen bequemer ſei, fie jetzt zu 
empfangen oder ob fie die Zettel erft bei der Wahl vom 
Teller nehmen wollten, der auf dem Korribor ftehen 
werde. Sämmtlihe Anmefende wünſchten das letztere. 
Auch jagte ich, der Gärtner Babeck werbe bei bem Teller 
fein, damit jeder es jehe. 

Beim Wahlakt befand fi) Babel mit Wahlzetteln 
für Salifh im Korribor vor dem Wahlzimmer, jebod) 
fo, daß ich ihm nicht jehen konnte, Mir ift nichts dar 
über betannt, daß Babe aufgepaßt hätte, daß Niemand 
bie gr umtauſche. Ach meine vielmehr, daß 
Babel ſolche Kontrole nicht geübt Hat. Dies ſchließe 
ih daraus, daß auch ein Zettel für einen anderen Kan— 
didaten abgegeben wurde. 

Bon einer Wahlbeeinflufung durch den Wirthichafts- 
beamten Guillemain ift mir nichts bekannt,” 
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Eine Betätigung biefer Ausfage liegt in ber vor dem 
Landrath abgegebenen Erflärung des Herm v. Ködrip: 

„Ich bin im derjelben Angelegenheit ſchon unter dem 
25. Juli ds. Is. bei dem Kgl. Amtsgericht in Prausnig 
vernommen. Die mir vorgelejene Verhandlung ift in 
allen Punkten richtig und wiederhole ich das darin Ge— 
ſagte. Insbeſondere bemerkte ich noch, daß ich von meinem 
Plap im Wahllofal aus, weder den Gärtner Babed, der 
auf dem Korridor um die Ede herumſaß, noch ben Tiſch 
und die darauf befindlichen Zettel fehen konnte. 

Die Wähler felbjt konnte ich erſt ſehen, beim Betreten 
ber Wahlſtube.“ 

Das eiblihe Zeugniß des Injpeltors Hans Guille— 
main geht dahin: 

„Am Tage vor der Wahl hatte Herr Kroenlein 
feinen Gutsleuten und den Wahlberechtigten aus dem 
Dorfe Kottloewe fagen lafjen, fie möchten ſich zu einer 
beftimmten Stunde behufs Beiprehung wegen der Wahl 
in der Brennerei einfinden. Die Mittheilung wurde den 
Leuten in privater, nidht in irgend einer autoritativen 
Weile mündlich gemadt. Sie erſchienen auch ziemlich) 
vollzählig u. Herr Kroenlein und der ebenfalls anmwejende 
Herr von Koedrig hielten Anſprachen, in welchen fie 
ihnen den £onfervativen Kandidaten empfahlen. Hierbei 
wurde ihnen auch eröffnet, baf für die, welche wählen 
wollten, am nächſten Mittag Wagen zur Fahrt nad) 
Sagatihüß bereit fein würden. Es er dann aud) 
am folgenden Tage circa 15 Wähler auf 2 Breiterwagen 
nad Jagatſchuetz ab, ih und Herr Kroenlein fuhren 
voran. Dieſe Maßregel wurde getroffen, damit möglichft 
wenig Arbeitszeit verloren gehe. In Jagatſchuetz ſagte 
ih den Leuten, die Wahlzettel habe der Gärtner, fie 
follten fie fich von feinem Teller nehmen. Manden die 
nicht dreift genug hierzu waren, gab ich fie auf ihre 
Bitte auch ſelbſt vom Teller. Ih nahm als jelbftredend 
an, daß die Leute mußten, daß dieſe Wahlzettel alle 
auf Herm von Saliſch lauteten. Die Zettel lagen auf 
dem Teller offen; ich zeigte den Leuten, wie man fie 
zufammenfalten müſſe. Dann wählte ih. Die Leute 
wählten nach mir, ohne daß ich fie Daraufhin fontrolirte, 
ob fie nicht etwa die Wahlzettel vertaufchten. Ich verlieh 
auch das Wahllofal, bevor fie Alle gewählt hatten.” 

Wenn diefe Ausſagen auch ergeben 2 daß bie 
Thür vom Korridor zum Wahllofal in Jagatfhüg offen 
geitanden Hat, fo ift nad Anficht der Kommifjion doc) 
nicht als erwieſen anzunehmen, dab bie im Proteſt bes 
hauptete Kontrole der Wähler bei Abgabe der Stimmzettel 
durch Babed ftattgefunden bat. Denn Babed beitreitet, 
daß er die Wähler bis zur Urne hätte jehen fönnen, und 
v. Köckritz beftätigt dieſe Ausfage, infofern er angiebt, 
daß er von feinem Pla als Wahlvorjteher den Babed 
nicht hätte jehen können, 

benfo hat die pr bes Guillemain eine Kons 

trole der Dienftleute aus Kodlewe nicht dargethan. 

Die Kommiffion ging hiernach über Puntt 9 Abjap 1 
und 2 als unermwiejen hinweg. 

Zu Proteftpuntt 10: 

Ganz fo wie in Jagatihüg wurde in Priftelwig 
Kreis Trebnik verfahren. An der geöffneten Thür des 
Wahllocales fand ein Diener des Wahlvorjtehers 
v. Wallenberg, dieſer ſelbſt ſaß ebenfo wie Köckriß in 
Jagatſchũtz. 

Beweis: Gemeinde-Vorſteher Fiſcher und Gaſi— 
wirth Labigfe in Priſtelwitz und Wallenberg. 

Wallenberg hat auch vor der Wahl ſeinen Leuten 
erklärt, er würde ſie ſofort entlaſſen, wenn ſie nicht für 
Saliſch ſtimmten. 





Beweis: Wallenberg und Inſpector Sauerbier in 
Priſtelwitz. 

Die Dienſtleute des Wallenberg hatten Stimm— 
zettel für Kahlfuß in der Taſche und wollten dieſelben 
abgeben, haben ſich aber durch dieſe Controle abhalten 
laſſen. 

Beweis: Labipfe. 

war wegen ber angeblidhen die Wahlfreiheit gefährbenden 
Kontrole der Wähler in Priftelmig die Vernehmung ſämmt— 
licher im Proteft genannter Zeugen beichloffen worden; und 
zwar jollten dieſelben eiblih, nur der Wahl-Borjteher 
v. Ballenberg nidjteidlih vernommen werden. 

Es hat nun Gemeindevorfteher Ernſt Fiſcher eidlich 
bekundet: 

„Die legte Reichtagswahl fand zu Priftelwig in 
einer Stube des Wahlvorfiehers von Wallenberg ftatt. 
Ic war Stellvertreter des Vorſitzenden und habe mid) 
nur während Mittags auf eima eine Stunde entfernt. 
Ih Habe nicht wahrgenommen, daß der Wahlvorfteher 
irgendwie in die abgegebenen Zettel Hineingejehen hätte, 
um den Namen darin zu erfennen, Am Vorzimmer 
jtand fein Diener, nicht aber an der geöffneten Thür des 
Wahllofals. Ich Habe nicht das geringjte Auffälige im 
Benehmen oder in der Haltung des Wahlvorjtehers 
bemerft. 

Im Vorzimmer lagen auf einem Teller Stimmzettel. 
Mir find foldye nicht angeboten worden. Der Diener 
jol Anderen diefe Zettel angeboten bzw. angerathen 
haben.” 

Der Zeuge Auguft Labitzke Hat ausgefagt: 

„Ich bin bei der legten Reichstagswahl in Priftels 
witz gegen 2 Uhr zur Wahl ericienen. Die Wahl: 
handlung fand ſiatt in einer Stube des Wahlvorftehers 
von Wallenberg. Ih Habe nicht wahrgenommen, daß 
von Wallenberg die Wähler und Stimmzettel kontrolirt 

ätte. 
i Ich muß mich berichtigen. 

ALS mein Knecht Herrmann Klieſch feinen Zettel ab- 
gegeben und ſich entfernt hatte, jah von Wallenberg ſcheu 
um fih und öffnete dann den Zettel, jah hinein und 
äußerte: „Der hat gut gewählt.“ 

Der Diener des Wahlvorfteherd hielt fih im Vor— 
zimmer (Entree) auf und hatte Stimmzettel für von Salifch 
auf einem Teller oder dgl. liegen. Mir hat der Diener 
im Scherz einen ſolchen angeboten. Ich Habe nicht 
wahrgenommen, daß er ſolche Zettel Anderen aufgedrängt 
hätte. Von Drohungen mit Entlafjung, falls für Saliſch 
nicht gejtimmt würde, ift mir nichts befannt, ebenfomwenig 
davon, daß die Dienitleute des Wallenberg Stimmzettel 
für Kahlfuß in der Taſche Hatten, diejelben abgeben 
— ſich aber durch dieſe Kontrole haben abhalten 
laſſen.“ 

Der Inſpektor Sauerbier konnte nicht vernommen 
werden, da er ſeinen Wohnort verlaſſen hat und an dem 
angegebenen neuen Wohnort nicht belannt iſt. 


Der Wahlvorſteher v. Wallenberg hat ſich dahin 
ärt: 


„Ich hatte in den Flur vor das Wahllofal meinen 
Diener poftirt, welcher auf bem Teller Wahlzettel für 
von Salifh liegen hatte. Es mag vorgelommen fein, 
daß aus= oder eingehende Wähler die Thür des Wahl- 
zimmers offen gelaffen haben. Allein dies ift mur zeit 
weis geichehen und ift prinzipiell die Thür geſchloſſen 
gehalten worden. 

Sch jelbft Habe feine Kontrole darüber ausgeübt, 
ob die Wähler die von meinem Diener entnommenen 
Zettel abgegeben haben. 
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Ih glaube nicht, daß eine derartige Kontrole meiner 
feits möglich geweſen iſt. 

Ih kam erjt kurz vor der Wahl nad) Haus zurüd 
und Habe einmal die Lohngärtner, als ich fie auf der 
Straße traf, ermahnt, fie möchten nicht jocialiftiich wählen; 
was würden ihre frauen bazu jagen u. dgl.m. Ach 
entfinne mich nicht, ihnen fofortige Entlaffung angedroht 
zu haben, falls fie für einen anderen ftimmen würden, 
als für von Saliſch. Gegen Kahlfuß Habe ich meines 
Wiffens meinen Leuten gegenüber nicht agitirt. 

Als Landwirt bin ich nicht in der Lage, kurz vor 
ber Ernte mit Entlaffung zu bedrohen, falls nicht die 
zwingendjten Gründe vorhanden find. 

Meine Knechte habe ich zu einer Belehrung über 
bie, Wahl überhaupt nicht zufammen gerufen. Etwas 
Beitimmteres vermag ich heute nicht mehr auszujagen.” 

Die Ausjage des Zeugen Labitzke fielt es außer 
weifel, daß der Wahlvoriteher v. Wallenberg in einem 
alle bezüglich des Stimmzettels des Knechts Klieſch ſich 

eine Verlegung des Wahlgeheimnifies hat zu Schulden 
fommen laflen, die als durchaus ungehörig bezeichnet 
werben muß. Nach den fonftigen —— aber 
nicht als erwieſen anzunehmen, daß dieſe Ungehörigfeit 
öfter wiederholt worden ift, oder ſonſt eine Beeinträchtigung 
der Wahlfreiheit bei der Wahl in Priftelmig ftatigefunden 
hat. Das Gefammtergebniß der Wahl konnte daher durch 
diefen Vorgang nicht geändert werden, und ging Die Kom— 
miſſion über denfelben als unerheblich hinweg. 

u 13: 

9 In Wieſe Kreis Trebnig hat der Vogt, deſſen Namen 
angegeben wird, den Dienftleuten am Wahltage Stimm- 
zettel für Salifh gegeben und fie bis zum Entrée des 
Wahllocals geführt. 

Hier nahm fie der Gärtner Heilmann aus Wieje in 
Empfang und führte fie bis zur Wahlurne. 

Beweis: Heilmanı. j 

Gemäß Beſchluß des Neichstages ift Zeuge Heil- 

mann eidlid vernommen und hat naditehende Ausjage 
emacht: 
„Bei der letzten Reichstagswahl in Wieſe war id) 
Beiſiher. Ich Habe nicht wahrgenommen, daß irgend 
einer der herrſchaftlichen WBögte den Dienjtleuten der 
Herrſchaft Stimmzettel für Saliid gegeben und fie bis 
zum Entree des Wahllofals geführt hätte. Es iſt eine 
Unmahrheit, dab ih die Leute dort in Empfang ge 
nommen und bis zur Wahlurne geführt hätte. Ich habe 
die Leute in feiner Weije beeinflußt, auch feine Beein- 
fluffung der Dienftleute durch herrſchaftliche Beamte 
ua j j 
ieje Ausjage war nicht geeignet, die Protejtbehauptung 
zu bemeijen, und die Kommiſſion konnte daher weitere Folge— 
rungen nicht daran knüpfen. 

Bu 18, 

In Klein Bargen bei Trachenberg hat der Guts— 
pächter Sclafite feine Leute unter Androhung der 
Dienftentlaffung aufgefordert, für Saliſch zu ftimmen. 

Beweis: Gemeinde-Diener Obſt in Klein Bargen. 

Sn demjelben Dorfe hat der Ortsvorjtcher Carl 
Augujt am 14. Juni c. das Gebotseijen (ein Eijenftab 
an dem die Belanntmachungen des Gemeinde-Borftehers 
befeftigt werden und circuliren) mit der Aufforderung 
herumgeidicdt, daß morgen von der Gemeinde nur für 
Saliſch gejtimmt wird. 

Beweis: Gemeinde-Vorfteher Auguft und Ge- 
meindediener Obſt. 
hatte der Reichstag beichlofien, über die behauptete Beein— 


fluffung des Gutspächters Schlaffke als unerheblid Hinz | 


wegzugehen, dagegen über die im 2. Abſatz gerügte amt- 


liche Beeinfluffung feitens des Ortsvorftehers Carl Auguft 
Beweis erheben zu laffen durch nichteidlihe Bernehmung 
bes Ießteren und eidliche VBernehmung des Gemeinde: 
dieners Obſt. 

Die Ausfage des Obſt lautet: 

„Das Gebotseifen wird in Klein-Bargen in der 
Negel nicht durch mich herumgetragen, jondern die Ge— 
meindemitglieder ſchicken es unter fih von Haus zu 
Haus. Zur Beit der legten Neihstagswahl theilte mir 
meine Frau mit, das Gebotseifen ſei dageweſen und es 
habe etwas von der Wahl darauf gejtanden; ich glaube, 
von einer Beiprehung über die Wahl. Ich habe weder 
jelbft gejehen, nody von Anderen erfahren, daß fih an 
dem Gebotseifen die Aufforderung befunden hätte, daß 
von der Gemeinde nur für Salifh geſtimmt werben jolle. 

Mir ift auch fonft von einer amtlihen Wahlbeeins 
fluffung Seitens des Gemeindevorftehers Auguft nichts 
befannt. Ich will aber noch bemerken, daß ich in feinem 
Auftrage Stimmzettel mit dem Namen von Saliih in 
der Gemeinde ausgetheilt habe.“ 

Der Gemeindevorjieher Auguft hat Folgendes erflärt: 

„Ih habe im Jahre 1893 rechtzeitig, vor ber 
Reichstagswahl, in ortsüblicher Weife befannt gegeben, 
ben Namen des Wahlvorftehers und deffen Stellvertreter, 
ferner die Bezeichnung des Wahllofals und den Namen 
des aufgejtellten Neihstagsfandidaten Herrn von Saliſch 
auf Poſtel. Daß ih den Eijenftab oder Gebotseifen 
mit der Aufforderung, daß morgen nur für von Saliſch 
— werden müſſe, herumgeſchickt hätte, iſt nicht 
wahr. 

Weiter kann ich nichts angeben.“ 

Dieſe Ausſagen haben zwar nicht bewieſen, was der 
Proteſt behauptet, daß mit dem Gebotseiſen die Kandi— 
datur des Herrn v. Saliſch empfohlen worden ſei, 
ergeben aber nach dem eignen Zugeſtändniß des Gemeinde— 
vorſtehers Auguſt, daß derſelbe die ortsübliche Bekannt— 
machung über den Wahltermin u. ſ. w. dazu benutzt hat, 
den Wählern am Orte Herrn v. Saliſch und zwar offen— 
bar diejen allein als Kandidaten für die Neihstagswahl 
vorzuftellen. Darin findet die Kommilfion eine unzuläfjige 
amtliche Wahlbeeinflufung, die dadurch noch weiter 
bekräftigt worden ift, daß der Gemeindediener Obſt auch 
vom Gemeindevorfteher mit dem Austragen der Stimmzettel 
für denfelben Kandidaten beauftragt worden it, 

Gegenüber ber großen Mehrheit, mit welcher v. Saliſch 
gewählt worden ift, konnte die Kommiſſion jedoch dieſer 
Beeinfluffung einen wefentlihen Einfluß auf das Ergebniß 
der Wahl nicht beimefjen. 

Bu 21: 

In Gr. Maertinau Kreis Trebnig hat der Gemeindes 
Vorfteher Viertel auf Anordnung des Amtsvorſtehers 
v. Saliſch-Koſchnöwe die jocialiftiihen Stimmzettel 
dur den Gemeindeboten Kaijer in den Häuſern eins 
jammeln und wegnehmen laſſen. 

Beweis: Viertel, Kaiſer und Partikulier Loechel, 

legterer in Trebnig. 

ging ber Beſchluß des Neidhstags dahin, den Gemeinde: 
boten Kaiſer in Gr. Maertinau und Bartikulier Löchel 
in ZTrebnig eidlich, den Gemeindevorjieher Viertel in 
Gr. Maertinau und den Amtsvoriteher v. Saliſch-Koſch— 
nöwe nichteidlicdy vernehmen zu lafien. Der Gemeindebote 
Kaijer hat bei der Vernehmung Folgendes ausgejagt: 

„Nicht focialiftiihe Stimmzettel, fondern vielmehr 
focialiftifche Flugblätter (Wahlaufrufe) waren es, die ic) 
auf Anordnung des Gemeindevorjtehers Viertel zufolge 
Weifung des Amtsvorftehers zu Koſchnöwe bezw. jeines 
Vertreters in den Häuſern einfammeln und dem Ges 
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meindevorfteher Viertel abliefern mußte. Bon da find 
fie an den Amtsvorfteher gelangt. 

Es ift eine Ummwahrheit, daß ich vor der Wahl in 
Maertinau jocialiftiihe Wahlzettel in den einzelnen 
Häufern an mich genommen und im amtlichen Auftrage 
abgeliefert hätte.“ 

Der Zeuge Wild. Löchel hat Folgendes bekundet: 

„Mir iſt Nichts davon befannt, daß der Vorzeuge 
Kaifer vor der legten Reichstagswahl in Groß-Maertinau 
auf Anordnung des Gemeinde: bezw. Amtsvorjtehers 
in ben einzelnen Häufern ——— Wahlzettel ein⸗ 
geſammelt und den Leuten abgenommen hätte. Der 
Gemeindevorſteher Viertel hat mir nur erzählt, auf An— 
ordnung des Amtsvoritehers müßten jocialiftiiche Zettel 
durch den Gemeindeboten in den Käufern abgenommen 
werden. Sch ſah dann aud den Borzeugen auf der 

Dorfitraße und — auch dieſer mir, er hole die 
ſocialiſtiſchen Zettel ab. Ich ſelbſt ſah ſolche abgenom— 
mene Zettel weder bei Kaiſer noch bei Vieriel. 

Ich ſelbſt habe ſpäter von Wegnahme dieſer Zettel 
geſprochen, nicht aber von Wegnahme der Stimm- oder 
Wahlzettel.“ 

* Gemeindevorſteher Julius Viertel hat ſich dahin 
geäußert: 

„Ich habe feine focialiftiihen Stimmzettel einfanmeln 
und wegnehmen laffen; ich habe nur auf Anordnung bes 
Herrn Amtsvorftehers in Koſchnöwe Flugblätter beichlag- 
nahmt und an den Herrn sg überjandt, es 
mögen ungefähr 8 oder 9 Stüd gemwefen fein.“ 

Die Ausſage des Amtsvorjtehers v. Saliſch aus 
Köſchnöwe lautet! 

„Es iſt unwahr, daß ich eine Anordnung zur Eins 
jammlung und Wegnahme von focialiftiihen Stimmzetteln 

egeben habe. Es find mir foldye aud) niemals verabs 
Folgt worden. Wahricheinlic liegt eine Verwechslung vor. 

Ich Habe nämlich im Mai oder Anfang Juni 1893 
den Auftrag gegeben, Flugblätter, deren Ueberſchrift ic) 
nicht —* in Erinnerung habe, und die durch amts— 
gerichtliches Erkenntniß beſchlagnahmt waren, einzuziehen 
und zwar auf Anweiſung des Kreislandraths. 

Es wurden mir auf Grund diefer Anordnung einige 
30 der en —— abgeführt, welche ich 
fofort an den Herrn Erjten Staatsanwalt in Dels über: 
fandt habe.” 

Nach diefen Ausſagen ift die Behauptung des Pro- 
teites, daß Tozialdemokratiihe Stimmzettel von dem 
Gemeindeboten Kaifer in den Häufern abgeholt worden 
feien, nicht bewiejen, dagegen ift als bewielen anzunehmen, 
daß bezüglich ſozialdemokratiſcher Flugblätter eine ſolche 
Abholung aus Privathäufern ftattgefunden hat, anjcheinend 
veranlaßt durch eine Anordnung des Kreislandraths. Eine 
ſolche Abholung ließe ſich rechtfertigen, wenn fie nur Gaſt— 
wirthihaften als Stellen, wo diefe Flugblätter zum Zwecke 
ber Weiterverbreitung niedergelegt worden, betroffen Hätte, 
offenbar aber find nach den Zeugenausfagen die fraglichen 
Trlugblätter aud) aus den Wohnungen anderer Leute abgeholt 
worden, und das war unzuläſſig. Die Kommiffion ers 
achtete es für angezeigt, von diefem Vorgehen der zuftäns 
digen Sentralbehörde zur geeigneten weiteren Beranlaffung 
Mittheilung machen zu laffen, um menigjtens für die 
Zukunft dem unberechtigten Eindringen in fremde Wohnungen 
zu dem gedadhten Zwed vorzubeugen. Andererſeits aber 
fonnte die Kommiſſion im vorliegenden Falle eine weſent— 
lihe Einwirkung dieſer Gejegwidrigkeit auf das Ergebnif 
ber Wahl nicht annehmen, 

Zu 22. 

In Meiderei Kreis Trebnig hat der Gensdarm auf 
Anordnung des Amtsvorjtehers Hellmic in Tarnaft die 


ſozialiſtiſchen Stimmzettel in den Häufern den Leuten 
abgefordert und zwar im ganzen Dorfe. 

Beweis: Zimmerpolierer Kraufe in Neiderei. 

Die vom Reichstag beſchloſſene Beweiserhebung durch 
eiblihe Vernehmung des Zimmerpoliers Kraufe und nichts 
eidlihe Vernehmung des Amtsvorjtehers Hellmih in 
Tarnaft ſowie des dortigen Gendarmen hat folgendes Er— 
gebniß gehabt: 

Paul Krauje hat ausgejagt: 

„Ich ſelbſt Habe das Abfordern ber Stimmzettel in 
Neiderei nicht gejehen. 

Mein Vater hat mir nur vor ber letzten Reichſstags— 
wahl erzählt, der Gendarm habe bei ihm andere als auf 
von Saliſch lautende Stimmzettel abverlangt. Es waren 
nämlih meines Wiffens in Niederei vertheilt worden 
Stimmzettel auf von Saliſch, Kahlfuß und Plakate. 

Hinterher fragte ich ben Öendarm Hering aus 
Schawoine, weshalb er die Zettel abgeholt Habe; er 
erwiderte nur „jeber Befehl iſt Heilig“. — Wer es be= 
fohlen habe, hat er nicht gejagt, und habe ich nicht 
gefragt. Soviel mir erinnerlih, Hat er erwähnt, es jei 
ihm befohlen geweſen, nad) irgend Etwas, vielleicht etwa 
focialiftifhen FFlugblättern zu fahnden, Wenn er num 
die Leute danach fragte, jo hätten ihm die Leute alle 
Druckſachen verabfolgt, mit der Erklärung, fie gingen ja 
doch nicht wählen. Ich erinnere mich aber nicht, daß 
ber Gendarm erwähnt hätte, weshalb er die auf 
von Saliſch Tautenden Zettel nicht auch mitgenommen hat. 

Bei meinem Vater waren Zettel auf von Saliſch 
und auf Kahlfuß vorhanden, als ich hinfam. Ob Leptere 
nad) dem Erſcheinen des Gendarmen zugelommen waren, 
weiß ich nicht. Ich erinnere mid auch der Mitteilung 
meines Vaters nicht mehr ganz genau; vielleicht hat er 
mir nur erzählt, der Gendarm habe Schriften und Zettel 
abgeholt. 

Was für Drudichriften ꝛc. thatfächli bei meinem 
Bater vor dem Eridyeinen de8 Gendarm vorhanden 
waren, weiß ic aus eigener Wahrnehmung nicht, da ich 
die Woche über auswärts arbeitete.“ 

Der Gendarm Wild. Hering in Schamoine hat 
Folgendes bekundet: 

„Anläßlich der Reichstagswahl 1893 habe ich feinem 
Wähler einen Stimmzettel abverlangt. 

IH war von dem Herrn Amtsvorjteher beauftragt, 
Fugblätter mit einer beftimmten Ueberſchrift (wenn ich 
mich nicht irre „Bürger, Bauern“ oder dergl.) zu be= 
ihlagnahmen und habe diefen Befehl ausgeführt. 

Es iſt vorgelommen, daß mir die betreffenden Per— 

ſonen außer dem Flugblatt noch Stimmzettel freiwillig 
gegeben haben, weil fie, wie fie ſagten, hierfür feine 
Verwendung hätten. 

Ich habe den Leuten erflärt, daß mid die Stimm— 
zettel nichts angingen, gleihwohl find mir ſolche von 
den Leuten wiederholt nachgebracht worben. 

Da in manden Fällen die Stimmzettel in ben 
Flugblättern drin lagen, jo mag es allerdings vor— 
getommen fein, daß ſolche Stimmzettel, ohne daß ich 
und die betreffenden Leute e$ wußten, mit weggenommen 
worben find.” 

Der Amtsvorfteher NRittergutsbefiger Hellmih Hat 
fih auf nadhftehende ärung beichräntt: 

„Es ift unmwahr, daß ih dem Gendarm Hering 
oder ſonſt irgend einer Berfon den Auftrag gegeben habe, 
jocialdemofratiihe oder fonftige Stimmzettel den Bes 
wohnern meines Amtsbezirts abzuforbern.“ 

Auch in Neiderei hat alfo, wie namentlih das Zus 
geitändnig des Gendarmen Hering beweilt, eine Weges 
nahme zwar nicht von Stimmzetteln, aber von Flug— 
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blättern in den Wohnungen ftattgefunden, was unftatthaft | 
war. Die Kommiffion gelangte daher hier zu demſelben | 
Beihluß wie vorher zu Punkt 21, 


Zu 26. 

In Bawellau Kreis Trebnig mußte der Gemeinde: 
Vorſteher Ruſchig ſämmtliche ſozialiſtiſche Flugblätter 
und Stimmzettel am Tage vor der Wahl auf Anord— 
nung des Amtsvorftehers Piper in Schimmerau im Dorfe 
Pawellau rg lafjen. 

Beweis: Gemeinde-Vorjteher Ruſchig in Bawellau. 

Auch Hier war grundjäglich dieſelbe Ungejelichkeit 
gerügt, wie unter Punkt 21 und 22 und hatte daher ber 
Reichstag beichlofien, den Gemeindevorfteher Ruſchig eidlich 
u den Amtsvorfteher Piper nichteidlih vernehmen zu 
aſſen. 

Die Beweiserhebung konnte nur unvollſtändig ges 
ſchehen, da Amtsvorſteher Kieper — nicht Piper, wie 
er im Proteſt irrthümlich genannt wird — inzwiſchen vers 
ftorben war. 

Der Zeuge Ruſchig aber p Folgendes ausgejagt: 

„Der inzwilchen verftorbene Amtsvorjteher Kieper 
in Schimmerau hatte mir jchriftlih aufgetragen, ſocia— 
Kiftiiche Flugblätter vor der legten Neihstagswahl ein- 
ziehen zu laffen und an ihn abzugeben. In Folge deſſen 
ließ ich durch den Gemeindediener in den Häufern ſolche 
Flugſchriften einfammeln. Ich Habe ihm nicht beauf— 
tragt, außerdem auch noch Stimmzettel mir abzuliefern. 
Der Gemeindediener Weigelt lieferte mir denn aud etwa 
8 ſocialiſtiſche lugblätter und etwa 1 oder 2 Stimme 
zettel auf Langner ab; Hinfichtlih der Zettel erzählte 
der Gemeinbediener, fie jeien ihm mit den Flugblättern 
mit abgegeben worden. Ob eine gerichtliche Beſchlag— 
nahme der FFlugichriften ftattgefunden hatte, weiß ich 
nicht. Die eingefammelten Flugichriften und Zettel fchicte 
ih dem Amtsvorjteher Kieper ein. Was aus diefen ges 
worden ift, weiß ich nicht.“ 

Nah den für Gr. Märtinau und Neiderei gemachten 
Feititellungen fonnte der Ausſage des Zeugen Ruſchig 
umjoweniger die Glaubwürdigkeit abgeſprochen werden. 
Auh in Bawellau find danach Flugblätter der ſozial— 
bemofratijchen Bartei aus den Wohnungen abgeholt worden, 
was geieglich nicht zuläfjig it. Die Kommiffion faßte daher 
— des Punktes 26 denſelben Beſchluß wie zu 21 
und 22, 


Bu 28. 

In Domnowig Kreis Trebnig ift Langner beim 
Bettelvertgeilen durch den Gemeinbevorfteher Labitzke und 
den Bauergutsbejiger Sternigfe aus Dommowig thät- 
lih angegriffen und aus dem Dorfe gejagt worden. 

Beweis: Langner. 

Gemäß dem Votum des Reichstags ift hierüber Beweis 
erhoben worden durch eiblihe Vernehmung des Tiſchlers 
Wild. Langner aus Breslau und nidteidlide Ver— 
nehmung des Gemeinbevorfteher Labitzke. 

Zangner hat ausgejagt: 

„Ich ging Anfang Juni 1893 mit 4 Leuten in das 
Dorf Domnowig Kreis Trebnig, um dort Zettel zu ver— 
theilen. Es war eines Sonntags, ich glaube der 4. Juni. 
Einen der Leute ließ ich draußen warten, wit 3 ging id) 
in's Dorf. Ih ging allein in das Gehöft des Bauer: 
gutsbefigers Sternipfy. Diefer forderte mich auf, mic) 
aus dem Gehöft zu entfernen, worauf ih auch hinaus: 
ing. Als ich gerade zur Thür hinausgehen wollte, 
Es andere Leute von dem nahen Gajıhof her und 
drängten mid) wieder zurüd. Ich drängte mich trogdem 

indurh. Als id) auf der Straße war, wurde mir von 
—* der Hut heruntergeſchlagen. Als ich ein Stück 
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weiter nach dem Gaſthof hingegangen war, wurde mir 
die Brille heruntergeſchlagen, auch wurde ich ſo ins 
Genick geſchlagen, daß ich Beulen davon hatte. Die 
Wahl⸗Flugblätter wurden mir und einem andern von 
uns, ber au Hinzugefommen war, aus ben Händen 
geriffen. Ich fragte die mir befannte Schuhmadhersfrau 
Zarnowsty aus Domnowitz, wo der Gemeindevorfteher 
wohnt. Darauf ſagte fie: „Der Gemeindevorfteher ift 
felbjt bei denen, die Dich geichlagen haben.“ 

Dann haben wir uns aus dem Dorf entfernt, Hin- 
ausgejagt jind wir nicht worden.“ 

Labipfe hat folgende Auskunft gegeben: 

„Ich war an einem Sonntag im Anfang des Jumi 
1893 in dem Gajthofe des Beder. Während ich dort 
jaß, fam der Knecht Walther aus Domnowig und fagte 
mir, ich folle einmal bald in Pache's Gafthaus kommen, 
dort feien Leute aus Breslau, melde Standal madıten. 
Daraufhin bezahlte ich das von mir genoffene Getränk, 
während deffen der Knecht wieder zurüdlief, wahrſcheinlich 
um die Fortſetzung des Streites zu beobachten. 

Ih machte mich darauf bald auf den Weg zu dem 
Paherihen Gafthaufe, che ich jedod dahin fam, kam 
mir der Knecht Walther wieder entgegengelaufen und 
fagte mir, daß die Leute aus Breslau ſchon fort ſeien. 
Auf diefe Nachricht Hin ging ich zum Becker'ſchen Gaſt— 
ab zurüd, ohne die Leute aus Breslau gefehen zu 

aben. 

Es ift alfo unwahr, daß ich die Leute thätlich ans 
gegriffen habe. 

Wenn die frau Tarnowsky behauptet hat, ich fei 
mit unter den Angreifern, fo muß fie ſich geirrt haben, 

Die Richtigkeit meiner Ausjage muß der Gaſihaus— 
befiger Beder und der Knecht Walther aus Dommowig 
bezeugen lönnen.“ 

Wenn aud) die gegen den Langner verübten Thät- 
lichfeiten durchaus nicht gebilligt werden können, fo er- 
achtete doch die Kommiffion die Betheiligung des Gemeinde- 
voritehers am denjelben nicht für erwielen. Der Beuge 
jelbft fannte den Labitzke nicht, und die Angabe der Frau 
Tarnowskhy, bie ihn dabei gefehen haben will, fann auf 
einem Irrthum beruhen. Die Kommiffion ging daher über 
diefe Protejtbehauptung als nicht erwiefen hinweg. 

Zu 29. 

In Klein Ujeihüß Kreis Trebnig hat der Gemeinde- 
vorjteher Auguft Riedel im Gebot am 10. Juni 1893 
vor der verjammelten Gemeinde erklärt, Reichstags— 
Kandidat fei der Herr v. Salifh, den wolle aud — 
Landrath haben. Den wollen wir wählen; denn die 
Regierung kommt uns ja auch entgegen, wir bekommen 
500 A. zum Schullehrergehalt und 9000 AM zum 
Schulbau; aud; mit dem Wege find wir ga rer 

Beweis: Freigärtner Auguft Bunfe in üjeſchütz 

Der Reichstag hat hierüber Beweis erheben laſſen 
durch eidlihe VBernehmung des Bunke und nichteidliche 
Vernehmung des Gemeindevorjicehers Riedel. 

Das Ergebniß war folgendes: 

Der Zeuge Auguſt Bunke hat ausgejagt: 

„Ih habe in der Gemeindeverfammlung von Klein— 
Ujetihüg am 10. Juni 1893 mit angehört (das Datum 
habe ich mir gemerkt, indem ich mir in den Kalender 
einen Punft machte), wie der Gemeindevorfteher Riedel 
als letzten Punkt der Tagesordnung erwähnte die 
Neihstagswahl. Er jagte „Herr von Saliſch ift aufs 
gejtellt als Wahlkandidat, den wollen wir wählen; ber 
Landrath will ihn auch; die Regierung kommt uns auch 
in den Willen. Wir befommen 500 Mark zum Scul- 
gehalt und 9000 Mark zum Schulbau. Auch mit dem 
Wege find wir durchgekommen. 
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Ic widerſprach diefer Wahl und erzählte Einiges, 
was ich Nadhtheiliges über von Saliſch gehört Hatte. 

Ob die Gemeinde 500 Mark und 9000 Mark that— 
ſächlich befommen Hat, weiß idy nicht. 

Mit dem Wege meinte Riedel die Wegejtrede von 
ber FFörfterei Klein-Ujefhüg nad dem Walde zu. Dieſe 
haben wir meines Wiljens erſt im VBerwaltungsitreit- 
verfahren erftritten als Kommunifationsweg. 

m Wahltage frühzeitig trug bie Frau bes 
Gemeindedieners Karaſch ein Schriftftüd herum, welches 
aud) ich las; es war von Riedels Hand geichrieben, ob 
auch unterfchrieben, erinnere ich mich nicht mehr. Im 
Zettel ftand die Aufforderung, von Saliſch zu mählen. 
Des weiteren Inhalts entfinne ich mich nicht mehr.“ 


Der Gemeindevoriteher Auguft Riedel hat dagegen 
nadıftehende Auskunft ertheilt: 

„Es ift nicht richtig, dab ich während der Gemeindes 
verfammlung vom 10. Juni 1893 über die Reichstags: 

— geſprochen habe. Nur habe ih nochmals mit— 
getheilt, daf die Reihstagswahl jtattfände und habe auf 
den Wahltermin aufmerfiam gemadht. 

Erft nachdem die Gemeindeverfammlung geichloffen 
war, famen die Anweſenden, joweit fie noch beim Glaſe 
Bier in dem Gafthaufe verfammelt waren, auf bie Perfon 
des Kandidaten zu ſprechen; ich wurde hierbei von ver— 
fchiedenen Seiten gefragt, wen wohl am beflen bie 
Stimme zu geben jet, worauf ich erwiderte, ich, für meine 
Perfon, hielte den Heren von Saliſch für den geeignetiten 
Kandidaten und würde ihm meinerjeits mit vollem Ber: 
trauen die Stimme geben. 

Als ich dies gejagt hatte, erwidirte der FFreiftellen- 
befiger Bunte, er hätte doch verichiedenes gegen die 
Wahl des Herrn von Saliſch einzuwenden. Er wolle 
feinen Großgrundbefißer wählen, der für Steuer» und 
Militärvermehrung wäre. Ich widerſprach diefen Aus— 
führungen und führte die mich für die Wahl des Herrn 
von Saliſch beftimmenden Gründe an. Ich erinnere 
mich nicht, der für die Schule geleifteten Staatsbeihülfen 
Erwähnung gethan zu haben, jedoch ift dies möglich). 
Gerade jo möglich ift es jedod, daß die Zahlung der 
Staatsbeihülfen von anderer Seite erwähnt worden ift, 
da auch die übrigen noch Anweſenden ſich über das für 
und wider ber Wahl des Herrn von Salifh unter 
hielten. 

Ich Zr ſchon mehremal die NReichstagswahl in 
Klein⸗Ujeſchütz geleitet und weiß Ener daß ich nicht 
berechtigt war, in meiner Eigenſchaft als Gemeinde 
Vorfteher die Wahl einer beftimmten Perfönlichkeit zu 
empfehlen. 

Ich Habe deshalb wohlweißlich erjt nah Schluß 
ber Gemeindeverfammlung auf Befragen von anderer 
Seite meine rein private Anſicht geäußert.” 

Die beeidete Ausfage des Zeugen Bunte und bie 
Auskunft des Gemeindevorjtehers jtehen infofern miteinander 
in Widerſpruch, ald nach erjterer die fr. Wahlagitation in 
der Gemeindeverfammlung jelbft, nach leßterer erjt nad) 
Beendigung derjelben betrieben worden wäre, Die Aus— 
fage des Bunte jei, wie in der Kommiljion hervorgehoben 
wurde, um fo glaubwürdiger, als, wenn die Wahlreden 
nicht in der Gemeindeverfammlung gehalten worden wären, 
dazu eine beiondere politiiche Verſammlung polizeilih an: 
zumelden gemwefen wäre, die, wenn F ſtatigefunden, der 
Gemeindevorſteher Riedel gewiß auch zu feiner Entlaftung 
geltend gemacht hätte. Bon anderer Seite wurde dagegen 
bemerkt, daß ein formeller Schluß der Gemeindeverfamm: 
lungen auf bem Lande wie bei andern größern parlas 
mentarifhen Verſammlungen oft nicht zu geichehen pflege, 
jondern daß man die Gemeindeverfammlung ſtillſchweigend 
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als beendigt annehme, wenn bie Gemeindegeſchäfte erledigt 
feien, und jo könnte Riedel wohl zu der Auffaſſung ges 
fommen jein, daß die Wahlagitation erft nad) der Ge— 
meindeverfammlung begonnen habe. Indem die Kommiffion 
ſich dieſer Auffaffung anſchloß, erachtete fie den Proteſtpunkt 
nicht für genügend aufgellärt und für das Ergebniß ber 
Wahl unerheblich. 

Bu 31. 

In Kunzendorf haben folgende 5 Wähler Guftav 
Bittner, Nobert Kliem, Auguſt Ba Petzkle und Kling: 
berg Stimmzettel für den fozialiftiihen Kandidaten ab: 
gegeben, wie fie behaupten. 

Beweis: ihr Zeugnis 

es find aber nur drei jozialiftiihe Stimmen gezählt 

worden. 

Die hier behauptete Wahlfälihung follte nad) Beſchluß 
des Reichstags feftgejtellt werden durch eidliche Vernehmung 
ber vorgenannten 5 Zeugen, infoweit dieſelben bereit jeien, 
über ihre Stimmabgabe Zeugniß abzulegen, ſowie burd) 
nicht eidlihe Auskunft des Wahlvorftehers Katterwe und 
des Schriftführers des Wahlvorftandes Aug. Bluſchke, 
beide in Kunzendorf. 

Der Zeuge Bittner fonnte wi vernommen werben, 
da er nad) Amerika ausgewandert ift. 

Der Zeuge Robert Kliem hat ausgejagt: 

„Bei der legten Reichstagswahl in Kunzendorf habe 
id) mid) auch betheiligt. Ich ging mit dem Knecht John, 
jest in Burgwig, zur Wahl. Wir beide gaben je einen 
Stimmzettel auf den focialiftiihen Kandidaten Langner 
ab. Sch weiß aber nicht, wer ferner noch focialiftiich ge— 
wählt hat. Den Petzle tenme ich nicht; gemeint ift wohl 
Lohngärtner Patzle in Kunzendorf. Wie viel focialiftiiche 
Stimmzettel vorgefunden, weiß ich nicht.” 

Der Zeuge Auguft John (nit Auguft Sohr, wie 
der Protejt irrthümlich angiebt) hat bekundet: 

„Bei ber letzten Reichstagswahl gab mir Robert 
Kliem, wie er fagte, einen Stimmzettel auf den ſocia— 
Liftifchen Kandidaten Langner. Diefen Zettel habe ich 
bei der Wahl abgegeben; er war zufammengefaltet. Ich 
habe ihn nicht erjt geöffnet und habe mit eigenen Augen 
nicht geſehen, ob er auf Langner Iautete, ich nehme es 
aber an.“ 

Der Zeuge Gottl. Patzke (nicht Petzke, wie er im Pro= 
teft fäljchlid genannt wird) hat erklärt: 

„Ich habe im Jahre 1893 bei der Neidhstagswahl 
in Kunzendorf einen Wahlzettel abgegeben. Ich habe 
aber für von Saliſch und nicht für Langner geſtimmt.“ 

Die Ausſage der Zeugen Friedrih Klingberg 
lautet: 

„Sch Habe bei der legten Reichstagswahl in Kunzen— 
dorf den von Salifh gewählt Ich habe keinen focia= 
liſtiſchen Stimmzettel abgegeben und weiß nicht, wieviel 
hiervon abgegeben und wieviel gezählt worden find.“ 

Der Wahlvorfteher Emil Katterwe äußert ſich dahin: 

„Bei der Neidhstagswahl 1893 war ich in Kunzen- 
dorf Wahlvorjteher. Ich Habe die Wahl nad beſtem 
Willen und Gewiſſen geleitet. Es ift unwahr, daß eine 
andere Anzahl focialiftiicher Stimmzettel abgegeben als 
gezählt worden ift. Der ganze Wahlvorftand wird dies 
beftäligen fünnen.” 

Damit ftimmt überein die Belundung des Aug. 
Bluſchke: 
„Sch bin ber feſten Ueberzeugung, daß die Reichstags— 
wahl in Kunzendorf volllommen vorihriitsmähig von 
Statten gegangen ift. Es muß ein Irrthum vorliegen, 
wenn angenommen wird, es jeien mehr focialiftiiche 
Stimmzettel abgegeben, als gezählt worden. 
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Uebrigens hat der als Socialdemokrat bekannte Frei⸗ 
ftellenbefiger Bittner der Wahl von Anfang bis Ende 
beigewohnt, hätte alſo irgend welche Borjriftswidrig- 
feiten merlen müflen.” 

Nahdem von den im Proteft benannten Zeugen nur 
zwei für ben fozialdemokratiihen Kandidaten geftimmt 
haben und drei fozialdemokratiiche Stimmzettel vorgefunden 
worben find, war ben Ausſagen des Wahlvorftehers und 
RPrototollführers des Baplvortandes Glauben zu ſchenken, 
daß der Wahlalt in Kunzendorf ordnungsmäßig vor ji 
gegangen; jedenfalls ift der Beweis für die Proteftbehaup- 
tung nicht geglüdt. 

Unter den Proteftpunkten, denen der Reichstag feine 
weitere Folge zu geben beichloffen hat, befand ſich auch: 


20. 

An Beihau bei Tradhenberg hat der Gutspächter 
Dleul feinen Leuten als dieje ihn vor der Wahl baten, 
ihnen ein Sränzelreiten (ein ländliches Vergnügen) zu 
geitatten geantwortet: er werde es geftatten, wenn bie 
Leute bei der Wahl nicht für Kahlfuß fondern für 
Saliſch ftimmen, 

Beweis: Maſchinenſchloſſer Knie in Trachenberg 
und Bleul. 


Hierzu ift der Wahlprüfungstommilfion nachträglich ein 
Erlkenntniß des Landgerichts zu Glogau in der Strafjadye gegen 
den Redakteur Dr. Alfred Dehlfe zugegangen, auf weldes 
fie jedoch nad) dem früheren diesbezüglichen Beſchluß des 
Neichdtages feinen Anlaß Hatte, einzugehen. 


— Das Erkenntmiß iſt als Anlage dieſem Berichte beigefügt. 


Die u hat zu den Punkten 10, 18, 21, 
22, 26 des Proteites Ungehörigkeiten ergeben, die nad) 
Anficht der Kommiſſion nicht ungerügt bleiben jollten. 

Bei Beurtheilung des Einfluffes aber, welchen die— 
felben auf das Wahlrefultat gehabt haben, war in Be- 
tracht zu ziehen, daß ihnen eine über die Stimmabgabe 
in dem dadurch betroffenen einzelnen Mahlbezirt hinaus: 
gehende Tragweite, etwa eine Einwirkung auf die Stimmung 
der Wähler im allgemeinen ihrer Natur nad) nicht zus 
gerieben werden kann. Wollte man aber aud) jenen 
Ungehörigfeiten einen mwejentliden Einfluß auf das Stims 
menverhältniß in den bezeichneten fünf Bezirken eins 
räumen, jo würde dadurd das für den Abgeordneten 
v. Saliſch erzielte Mehr von 1330 Stimmen über die 
abjvlute Mehrheit zwar vermindert, indeß, wie fchon bei 
den einzelnen Punkten erwähnt wurde, nicht befeitigt werben. 

Die Kommiffion kam hiernad; zu dem Beſchluß: 

Der Reihstag wolle beichließen: 

1. die Wahl des Abgeordneten von Saliſch 
im zweiten Wahlkreiſe des Regierungs— 
bezirts Breslau (Militſch-Trebnitz) für 
gültig zu erflären; 

2. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, ber 
Königlihd Preußiſchen Regierung den 
vorliegenden Bericht zur Kenntnißnahme 
und geeigneten Beranlafjung in Rück— 
fiht auf die zu Punkt 10, 18, 21, 22, 26 
feitgeftellten Ungebörigfeiten mitzu— 
theilen. 

Berlin, den 20. Februar 1896. 


Die Wahlprüfungs-Kommilfion. 
Dr. Schneider, PBerichterftaiter. 
Dr. Böhme. Brandenburg. Fiſcher. Gamp. 


r. vd. Marquardſen. Dr. — 
Singer. llſtein. 


Anlage. 





Im Namen des Königs! 


In der Straffahe gegen den Redakteur Dr. Alfred 
Dehlke zu Glogau, wegen Beleidigung durch bie Preſſe, 
at die II. Straffammer des Königlichen Landgerichts zu 
logau, in ber Sifung vom 2. November 1895, an 
welder Theil genommen haben: 

1. Landgerichtsdirecior, Geheimer Juftigratd Neuhaus, 

2. Landgerichtsrath Cleinow. 

3. Landgeridhtsrath Stephan, 

4. Gerichtsaſſeſſor Hamburger, 

5. Gerichtsaffefjor zur Hellen, 

als Richter, 
Staatsanwalt Dr. Mehlis, 
als Beamter der Staatsanwaltihaft, 
Neferendar Pfennig, 
als Geridhtsichreiber, 
für Recht erkannt: * 
daß der Angellagte von der Anklage der Beleidigung des 
Gutspächters und Amtsvorſtehers Bleul zu Beichau bei 
Trachenberg nicht ſchuldig, deshalb freizuſprechen und die 
Koſten des Verfahrens der Staatskaſſe aufzuerlegen find. 
Bon Rechts wegen. 


Gründe. 

Auf Grund der heutigen Verhandlung, in welcher der 
Angellagte und als Zeuge der Gutspächter Bleul gehört, 
fowie die kommifjariihe Ausſage des Maſchinenſchloſſers 
Joſef Knie, Küftrin, den 26. Oktober 1895, auch der „Nach— 
wahl in Militſch-Trebnitz“ überfchriebene und politische 
Artikel in Nr. 120, Domerftag den 23. Mai 1895, des 
täglich erjcheinenden Pittelichlefiicen Anzeigers zur Leſung 
gebracht worden, war der nachſtehende Sachverhalt für 
erwieſen zu erachten. Angellagter iſt der verantwortliche 
Redacteur für den politiſchen Theil des genannten Blattes, 
deſſen vorbezeichneter Artikel fi) gegen die Reihstagswahlen 
wendet — des Nittergutsbefigers von Saliſch in Militſch- 
Trebnig und des Grafen v. Carmer in dem Wahltkreiſe 
Guhrau⸗Steinau⸗Wohlau. 

Dieſen Wahlen iſt ein Proteſt an den Reichstag gefolgt 
von Seiten des Rechtsanwalts Laster und des Baͤcker— 
meifter8 Schaer zu Trebnig, und zum Beweiſe mit wel’ 
ungejeglihen Mitteln jene Wahlen zu Stande gebracht 
worden, theilt der Artifel verichiedenes thatſächliches Material, 
unter anderen auch Nachſtehendes, mit: 

„In Beichau bei Trachenberg hat der Gutspächter 
Dleul feinen Leuten, als dieſe ihn vor ber von baten, 
ihnen ein Kränzelreilen (ein ländliches Vergnügen) zu ge 
ftatten, geantwortet: er werbe es geftatten, wenn bie Leute 
bei der Wahl nicht für Kahlfuß, fondern für Saliſch ftimmen, 
Deweis: Maſchinenſchloſſer Knie in Trachenberg und Bleul. 

Bleul fol nad der Anklage hierdurch beleidigt fein, 
indem ihm eine gejegwidrige Beeinfluffung der Wahl des 
Kittergutsbefigerd Salifh zur Laſt gelegt wurde. Der 
Angeklagte bejtritt, daß materiell überhaupt eine Beleidigun 
vorliege, auch glaubte er fragliche Veröffentlihung dad 
gededt, dab er angeblich ben geſammten Wahlprotejt von 
der Wahlprüfungstommilfion des Reichstages zugejandt 
erhalten, dann aber erhob er den Einwand der Wahrheit, 
da Bleul jeinen Leuten in der That einen Ball verſprochen, 
falls p. Saliſch gewählt würde, und diejen Ball, nachdem 
die Wahl nad Wunſch auf Saliſch gefallen, auch wirklich 
gegeben habe. Die Form des Vergnügens erſchien nicht 
wejentlich, vielmehr ift der Sache nad) lediglich in Trage, 
ob überhaupt Gutspächter Bleul ſich herbeigelaſſen, durch 
Inausſichtſtellung eines Vergnügens in ungeſehlicher Weiſe 
auf die Reihstagswahl einzuwirken, und dies ſchien nach 
den eigenen Erklärungen des Bleul allerdings erwiejen. Wie 
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berfelbe glaubhaft bekundet, Hätten Frauen wahlberechtigter Nr. 155. 
Männer feines Gutshofes eines Tages, nicht lange vor der 
Wahl ihn um die Veranftaltung eines Balles gebeten, er | Untraa 


habe diefen Ball auch zugelagt, und wenn er ſich zwar 
nicht mehr genau erinnere, jo jei doch nicht ausgeſchloſſen, 
daß er die Gewährung jemer Bitte von dem Ausfall der 
Wahl, jpeziell eben davon abhängig gemadht, daß von feinen 
Leuten Saliſch gewählt würde. Als letzteres dann geſchehen, 
habe er den Ball auch wirklich gegeben. Wahlbeeinfluſſungen 
haben die Deffentlichkeit zu ſcheuen und finden mehr oder 
weniger verhüllt ſtatt, und der Gerichtshof hat hiernach 
nicht das geringſte Bedenken gehabt, anzunehmen, daß 
Bleul thatſächlich einen Ball den en feines Hofes 
dafür verjprodyen, daß fie den p. Saliſch wählten, wobei 
die Weiber als Mittelperfonen dienten, daß er aljo in 
unftatthafter Weife die Freiheit der Wahl durd ein Ball- 
vergnügen beeinflußte. Man hat ihn aud) verjtanden, daß 
er für eine nad feinen Wünſchen ausfallende Wahl die 
Gegenleiftung eines Bergnügens in Ausſicht ftellte, denn 
im Gafthofe zu Beihau hat man nad) der glaubhaften 
Ausjage des Knie frei Davon geſprochen, daß Bleul jeinen 
Arbeitern auf ihre Bitte um ein Kränzelreiten bie Geneh- 
migung En rn gemacht Bee: daß fie bei der 
enorftehenden Reihstagswahl eine beftiimmte Perfon (es f e 
—— * Name aa — — Perſon( Auer. Bebel. Birk, Blos. Bock (Gotha). Brühne. 
Auf die anderen Einwendungen bes Angellagten konnte Bueb. Dur * T Side ur (Reuf). 

es hiernach nicht mehr ankommen, war vielmehr, da ber 2* exiſch. — —— Bahn Darm. 
Einwand der Wahrheit geglüdt, wie geſchehen, auf reis Ste er * ———— er ——— Joeſt 
ſprechung zu erfennen. ees. n. Legien. Liebknecht. Dr. Lüttgenau. 
* Glei b M Meiſter. etzger (Hamburg). Möller (Waldenburg). 
gez.: Neuhaus. Eleinow. Stephan. Hamburger. zur Helen, Molkenbuhr. Neikhaus. Schippel. Schmidt 


Vorfeitiges Erfenntniß wird hierdurch ausgefertigt. (Berlin. Schmidt (Frankfurt), Schmidt (Sadjen). 


zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Feftitellung des Reichshaushalts- 
Etats für das Etatsjahr 1896/97 — Nr. 4 
der Druckſachen —. 


Einnahme an Böllen und Berbrauchsftenern 
Kapitel 1 Titel 4 — Salziteuer. 





Auer und Genofjen. Der Reichstag wolle beſchließen: 
die verbünbdeten Regierungen zu erfuchen, einen 
Gejehentwurf vorzulegen, durch melden vom 
1. April 1897 ab das Salz von jeder Abgabe 
und Steuer befreit wird. 


Berlin, den 6. März 1896, 


er Era 


Glogau, den 18. December 1895. Dr. Schoenlant. Schulte (Königsberg). Schumader. 
(Unterichrift) Seifert. Singer. Stadthagen. Stolle Tußauer. 
Gerichtsfcpreiber Ulrich. Vogtherr. v. Bollmar. Wurm. Zubeil. 
bes Königlihen Landgerichts. —— 
Nr. 156/157. 
Mündliche Berichte der Kommilfion für den Reihshaushalts-Gtat 
Nr. 156, 


Den Etat für das Auswärtige Amt auf das Etatsjahr 1896/97 betreffend? — Anlage III —. 


Berichterftatter: Abgeordneter Prinz v. Urenberg. 
Anträge der Kommilfion: 
Der Reichstag wolle beichließen: 
I. die einzelnen Titel der Kapitel 7 und Ta der Einnahme, fowie die einzelnen Titel des 
Kapitels 6a der ordentlichen Ausgaben und des Kapitels 2a der einmaligen Ausgaben 
bes Etats für das Auswärtige Amt — Anlage II — mit Ausnahme der unter II. aufs 
geführten Etatspofitionen fämmtlih mit den in Unfag gebradten Summen und unter 
den gebraudten Bezeihnungen unverändert zu bemilligen; 
I. die hier folgenden Etatspofitionen mit den aus der nahfolgenden Zufammenftellung 
erfihtlihen YUenderungen zu bemilligen: 


Einmalige Ausgaben. 
Drdentlider Etat. 


Borlage Beichlüffe der Kommiſſion. 
Kapitel 2a. 
Titel 2. Zufhuß zur Beftreitung der Bermwaltungs- Zufhuß zur Beftreitung der Verwaltungsausgaben im 
ausgaben im ſüdweſtafrikaniſchen Schußgebiete ſüdweſtafrilaniſchen Schußgebiete 
2337000 M. 2037 000 A. 


(abgejegt find 250 000 A) 
Titel 3. Zuſchuß zur Beftreitung der Verwaltungs: Zuſchuß zur Beftreitung der Verwaltungsausgaben im 
ausgaben im oftafrifanifchen Schußgebiete oftafritanishen Schußgebiete 
4454250 M. 4300 970 u. 
(abgejegt find 153 280 M) 


__Reicetag. MenftüctRr. 156/157. (Nünblihe Berichte ber Rommiffton für den ReihsHauspalts-Gtat) 1097 


Ar, 157. 
Den Etat für die Schußgebiete auf das Gtatsjahr 1896/97 betreffend — Nr. 6 der Druckſachen —. 
Berichterftatter: Abgeordneter Prinz v. Arenberg. 1 


Anträge der Kommilfion: 
Der Reichstag wolle beichließen: 


I. die einzelnen Titel der Spezial-Etats: 
1. für das oftafrifanifhe Schußgebiet, 
J 5 Schußgebiet von Kamerun, 


4. 


= e ⸗ ogo, 
= füdmeftafrifanifhe Schutzgebiet 
— Geite 4 bis 44 — 
mit Ausnahme der unter II. aufgeführten Etatspofitionen, ſämmtlich mit den in Anja ge— 
brachten Summen und unter den gebrauchten Bezeichnungen unverändert zu bemilligen; 
II. die hier folgenden Etatspofitionen mit den aus der nachſtehende Zufammenftellung er— 
fihtlihen Aenderungen zu bewilligen. 


Etat für das oſtafrikaniſche Schußgebiet. 


Einnahme. 
Borlage Beſchlüſſe der Kommiffion. 
Titel 3. NRehszufhuß -» -» » .» . 4454250 M. Neihszufhuh - » -» » 2 2 2. 48300970 M. 
I. Fortdanernde Ausgaben. 
Titel 1. 
a) Allgemeine Verwaltung. 
Gouverneur . » 2» 2 22 60000 M. Gouverneur .» 2 2 2 2 202000 ..50000 M 
2. ꝛc. 
1 Landeshauptmann am Tanga— 
mila . 2. 2 2 2 22.020. %5 000 M. 
1 Regierungsartt . » 2 2 22. 7500.M. 1 Regierungdart . 2 2 2 2 2027500 M 
20. x, 
g) Bezirksverwaltung. 
7 Bezirksamtmänner mit 8000 M bis 12000 M 8 Bezirfsamtmänner mit 8000 AM bis 12000 M. 
im Durdjichnitt 10 000 . . . 70000 M im Durchſchnitt 10000 HM. .» . 80000 A. 
7 Bezirfsamtsfelretäre ac. T Bezirtsamtsjekretäre ac. 
Zu Zitel 1. x. Zu Titel 1. x, 
a) ⁊c. a) ⁊c. 
b) ac. b) zc. 
2. für den Stellvertreter des Gouverneurs und den 2. für den Stellvertreter de3 Gouverneurs 9000 „AH. 
Landeshauptmann am Tanganyika 9000 AM 
2. 

Zur Remunerirung von Hülfskräften. Zur Nemunerirung von Hülfsträften. 
Titel 3. Für Weiße. . . .» . 2... 27700 M Für Wehe . . 2 2 2 2900700 AM. 
Titel 7. Andere perfönliche Ausgaben. 29280 MH. Andere perjönliche Ausgaben. . . . 27600 A. 

D. Flottille. 
Titel 10. Für Weiße -. . . -» . .. 250900 M Für Weihe. » » 2 2 2 2 2020. 2418004 
II. Einmalige Ausgaben. 
Titel 3. Zur Beihaffung eines jeefähigen Zur Beihaffung eines jeefähigen Dampfs 
Dampfs-Tonnenlegr® . » » » . .. 800000 M Tonnenlegers.. 200 00 0 M 
Etat für das ſüdweſtafrikaniſche Schutzgebiet. 
Einnahme. 
Titel 1. Mbgaben, Gebühren und verjdiedene Ber: Abgaben, Gebühren und verſchiedene BVerwaltungs- 
waltungseinnahmen . . -» » . . .. 136000 M. eimmahmen 2 2 2 2 run 356 000 M 
Titel 2. NReihszufhuß -. » » » . 2337000 M Reichszuſchuß. 22. . 2087000 MN. 


B. bem vorgelegten Entwurfe eines Geſetzes, betreffend die Tyeititellung des Haushalts-Etats für die Schub- 
gebiete auf das Etatsjahr 1896/97, in der aus der nachfolgenden Zufammenftellung erſichtlichen Faffung 
die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu erteilen: 

Borlage Beſchlüſſe der Kommiffion. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, 
König von Preußen zc. verordnen im Namen des Reichs, König von Preußen zc. verordnien im Namen des Reichs, 
nad erfolgter Zuftimmung des Bundesraths und des nach erfolgter Zuitimmung des Bundesraths und des 
Reichstags, was folgt: Neihstags, was folgt: 

Attenftüde zu den Berhandlungen des Heidstages 1895/96. 138 
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Borlage 
Der diefem Geſetze als Anlage beigefügte Etat 
der Schußgebiete auf das Etatsjahr 1896/97 wird 
in Einnahme und Ausgabe, wie Folat, fejtgefeßt: 
1. für das ojtafritanifche Schußgebiet auf 
6 054 250 Marf, 
2. für das Schußgebiet von Kamerun auf 
1318 800 Mark, 
3. für das Schußgebiet von Togo auf 


Reichstag. Aktenftüd Nr. 168. (Geichäftsbericht bes Reichd-Verficerungsamts.) 





Beihlüffe der Kommiſſſon. 
Der diefem Geſetze als Unlage beigefügte Etat 


ber Schußgebiete auf das Etatsjahr 1896/97 wird 
in Einnahme und Ausgabe, wie folgt, fejtgeiegt: 


1. für das oſtafrikaniſche Schußgebiet auf 
5900 970 Matt, 

2. für das Schußgebiet von Kamerun auf 
1 318 800 Marl, 
3. für das Schußgebiet von Togo = 


380 000 Marf, 80 000 Marf, 
4, für das ſüdweſtafrilaniſche Schußgebiet auf 4. für das fühmeftafritaniiche Schußgebiet auf 
2473 000 Marf. 2473 000 Marf. 
Urkundlich zc. Urkundlich ze. 
Gegeben zc. Gegeben x. 


Ü. folgende Rejolutionen anzunehmen: 

1. den Herm Reichskanzler zu erfuchen, alsbald und, wo möglich, nod im Laufe der gegenwärtigen 
Tagung, dem Reichstag eine Gejegvorlage zu madhen, welde die ftrafrehtlihe Verfolgung 
des Mifbrauds der Amtsgemwalt in den Schußgebieten außer Zweifel ftellt; 

2. die verbündeten Regierungen zu erfuchen, einen Gejegentwurf, betreffend die Regelung der Militär- 
bienftpflicht in den Schußgebieten, dem Reichstage noch in diefer Sejfion vorzulegen; 

3. die verbündeten Regierungen zu erfuchen, bei Regelung der in den Schutzgebieten ſeitens der Reichs— 
angehörigen abzuleiftenden Wehrpflicht 

deutſche Miffionare der in den Schußgebieten thätigen Miſſionsgeſellſchaften während 
der Dauer ihrer in einer deutichen Miffionsanftalt erfolgenden Vorbereitung für den Miffionsberuf, 
fofern fie demnächſt in die deutfhen Schußgebiete gehen, jowie für die Dauer ihrer Thätigleit in 
diefen Gebieten von der Ableiftung der aktiven Dienftpflidt und der nad Mabgabe 
ber Reichsgeſetze vorgefhriebenen militärifhen Uebungen zu befreien. 


Berlin, den 23. Februar 1896. 


Die Kommiffion für den Reichshaushalts-Etat. 


v. Htardo Prinz v. Arenberg, 
—— —E x 


Nr. 158. 
Berlin, den 22. fyebruar 1896. 


Dem Reichstag beehre ich mich unter Bezugnahme auf mein Schreiben vom 14. Februar v. 3. 
— Nr. 154 der Druckſachen des Reichſtags — anbei 
ben für das Jahr 1895 erftatteten Gefhäftsberidht des Reichs-Verſicherungsamts 


ergebenft zu überjenden. 
Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 
von Boetticher. 
An den Reichstag. 
NA. d. J. Nr. 288 11. 


Gefhäftsbericht des Reichs-Verſicherungsamts für das Jahr 1895. 


— 8.31 der Kaiſerlichen Verordnung vom 5. Auguft 1885, Reichs-Geſetzbl. Seite 255, Ziffer 3 der Kaiferlichen Ber: 
ordnung vom 20. Dezember 1890, Reichs-Geſetzbl. Seite 209 —. 





Berlin, ben 25. Januar 1896. 
A. Hufallnerfidierung. 
1. Berwaltung. 
Ueberficdyt über den Umfang der Unfallverficherung. 
Es bejtehen zur Zeit zum Zwed der Durdführung der Unfallverfiherung: 
1. Berufsgenoffenihaften: 


A. 64 gemerblihe - > 2 22 . mit 426835 Betrieben und 5248 965 verficherten Berfonen, 
B, 48 lande (und forjtelwirtbihaftlide . : : 2: 2 2 2.2. « 4798 256 - = 12289 415* 5 — 
Insgeſammt 112 Verufsgenofienfhaften - > 2 22m m men mit 5219 591 Betrieben und 17588 380 verfidyerten Berfonen. 
1. 144 Reichs- und Staats-Ausführungsbehörden für Reichs umd Staatsbetriebe — darunter 
50 für die land⸗ und forftwirthfchaftliche Verwaltung — - - - > 2 22.0. mit 617616 verſicherten Perſonen, 
268 Provinziale und Kommmmal-Ausführungsbehörden . © 2 2 > 2 2 2 ne. . 40 T5l B = 
Aufammen 412 Ausführungsbehörben - > 2:20 un m nn en mit 6588367 verficherten Perfonen. 








*) Begen ber bier eingeftellten Zahlen vgl. Ziffer 2 I Abfa 2 der Vorbemerkungen zu der dem Reichstag vorgelegten Nachteiſting 
der gejammmten Nechnungsergebniffe der Verufsgenoſſenſchaften ac. für das Jahr 1894 (Drudfagen des Reichstags IV. Sejfion 1895/96 Ar. 62). 


Reichstag. Altenſtück Nr. 158. 





Hiernach waren am Schluffe des Ja 
18 Millionen Perfonen gegen Unfall verfihert, wozu noch 
die bei ben 13 Verjiherungsanftalten der Baugewerks— 
Berufsgenoſſenſchaften und der Tiefbau Berufsgenofiens 
haft verficherten, nicht ſchon anderweitig verficherten 
Perjonen Hinzufommen. In der Gejammtzahl, melde 
auch alle verficherten Iandwirthichaftlihen Unternehmer, 
ſowie die landwirthſchaftlich im Nebenberufe beihäftigten 
Perſonen umfaßt, dürften eine bis an alb Millionen 
jolher Perſonen doppelt erſcheinen, die gleichzeitig im ge— 
werblihen und landwirthſchaftlichen Betrieben beichäftigt 
und verfichert find. 

Bei 23 (5 gewerblichen und 18 Iandwirthichaftlichen) 
Berufsgenoſſenſchaften und 112 (darımter 18 bayerijchen, 
6 ſächſiſchen, 69 württembergijchen) Ausführungsbehörden 
ift eine fonfurrirende Zuſtändigleit von Landes-Verſicherungs⸗ 
ämtern begründet. 


Nachweiſung der gefammten Rechnungsergebniſſe. 
Die Nechnungsergebniffe für das Jahr 1894 find nad 
den bisherigen Formularen aufgeftellt und gemäß $. 77 
bes eg ng ar ꝛc. dem Reichstag vorgelegt 
— — bes Reichstags IV. Seſſion 1895/96 
r. 


Im Jahre 1895 betrug nad einer vorläufigen Er— 
mittelung die In aller bei den Berufsgenoffenichaften, 
Reichs⸗, Staats:, Provinzial: und Kommunal-Ausführungss 
behörben zur Anmeldun on Unfälle 309 468, 
die der entichädigten Um En 75 954, 
von denen 

6280 den Tod, 
2129 eine dauernde, völlige, 
42 447 eine dauernde theilmeife Erwerbsunfähig- 


feit und 
25 098 eine vorübergehende Erwerbsunfähigkeit 
zur Folge hatten. 
Die im Jahre 1895 verausgabten Entihäbdigungen 
(Renten zc.) betrugen nad) einer vorläufigen Ermittelung 
50 172 082 Ma 
gegen 44 281 736 = im Jahre 1894, 
= 88163770 = = = 5 
= 32340178 = = = 1892, 
= 26426377 = = = 1891. 
» 20315320 = = = 1890, 
= 14464303 = = = 1889, 
= 96814497 = = = 1888, 
= 593293500 +» = = 1887 und 
⸗ 1915366 = = = 1886. 


Entihädigungen (Renten zc.) wurden im Jahre 1895 
gezahlt oder angewieſen an: 
277133 BVerlepte, 
29071 Wittwen Getöbteter, 
54 356 Kinder Getödteter, 
1 952 Aſzendenten Getödteter; 
daneben erhielten ferner im Jahre 1895: 
8017 Ehefrauen, 
17437 Kinder und 
218 Alzendenten j 
als Angehörige von Verlegten, welche in Kranfenhäufern 
une en waren, die gejeglichen Unterftügungen gezahlt 
oder angemwiejen, jo daß im Berichtsjahre zufammen 
388 184 Berjonen rs: 
3 Wohlthaten der Unfallverſicherung theilhaftig geworden 


Steigen der Unfalllaſten. 
Das in den vorftehenden Zahlen zu Tage tretenbe 
Steigen der Unfalllaften entipricht fortgefegt annähernd den 
feinerzeit regierungsjeitig veröffentlichten Borausberechnungen. 


(Gefchäftsbericht des Reichs-Verſicherungsamts.) 


| 
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Danach jollen bei einer angenommenen Zahl von 1 615 253 
verfiherten Perfonen im neunten Jahre 

8232000 Mark an Entihädigungsbeträgen 
gezahlt werden. 

Werden als erftes Beitragsjahr das vierte Duartal 1885 
und die drei erjten Duartale des Jahres 1886 angenommen, 
und wird ferner bei den jeit dem 1. Dftober 1885 be— 
ftehenden 57 älteren Berufsgenofienfchaften die Zahl ber 
verfiherten Perjonen und dementjpredyend die Höhe der 
gezahlten Entihädigungen auf die vorjtehende Zahl 
1615 253 reduzirt, fo ergiebt fi, daß thatjächlidy im 
neunten Jahre 
9 031 418 Mark an Entihädigungsbeträgen 
gezahlt worden find. 

Gefahrentarije, Gefahrentarife, Umlage, Prämien- 
und Abſchäßungsbeſchwerden. 

Auf Grund bes 7 28 Abſatz 5 des Unfallverficherungs- 
eſetzes haben im Berichtsjahre 9 gewerbliche Berufsgenofjen- 
haften ihre Gefahrentarife revidirt und zur Genehmigung 
eingereidht. Hiervon wurden die Gefahrentarife von 2 Berufss 
genoſſenſchaften auf je 5 — von 2 Berufsgenoſſenſchaften 
auf je 3 Jahre, von einer Berufsgenoffenfhaft auf 2 Jahre 
und von einer Berufsgenoffenihaft auf 1 Jahr genehmigt; 
ferner wurde bei 2 Berufsgenoffenichhaften die il es 
bes bisher gültigen Tarifs, und zwar bei der einen Berufs: 
genoſſenſchaft auf 2 Jahre, bei der anderen auf 1 Jahr 
genehmigt Bei einer Berufsgenofienihaft ſchwebten am 

de bes Berichtsjahres noch Verhandlungen über die 
Tarifrevifion. 
Einer landwirthſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft, welche 
bisher noch feinen Gefahrentarif hatte, wurde für einen 
folden die Genehmigung eriheilt; eine andere hat Die 
migung zur Beibehaltung ihres bisherigen Tarifs 
auf 5 Jahre erhalten. 
Die ittelung der Gefahrenziffern haben die Berufs- 
genoffenfhaften bei ihren Tarifrevifionen mit Hülfe von 
Unfallverzeichniffen bewirkt, welche nad) der Anleitung des 
Neichs-Verfiherungsamts aufgeftellt find und möglichſt alle 
Unfälle für die ganze Sn des Bejtehens ber betreffenden 
Berufsgenoſſenſchaft umfafjen. 

ie Zahl der Gefahrentarifbeichwerben ($. 28 des Uns 

fallverficherungsgefeges 2c.) belief fih auf 253. Hierzu 
traten 209 aus dem Borjahre als unerledigt übernommene 
Beichwerden, jo daf im Ganzen 462 Beſchwerden zur Be: 
arbeitung gelangten, von denen 407 erledigt wurden, 55 
unerlebigt blieben. Bon den erledigten Tarifbeſchwerden haben 
149 Erfolg gehabt, 258 Beichwerden wurden zurüdgewiejen. 

Gegen die Feſtſetzung der Genoſſenſchaftsbeiträge ($. 73 
bes Unfallverficherungsgetepes 2c.) gingen 287 Beihwerden 
ein. Hierzu traten 118 unerledigte Bejchwerden aus bem 
Sabre 1894, jo daß im Ganzen 405 derartige Beſchwerden 
earbeiten waren. Hiervon wurden 323 erledigt, während 
82 umerlebigt blieben. 

Außerdem kommen 9 neu eingegangene und 4 aus 
dem Vorjahre verbliebene, zujammen 13 Beſchwerden in 
Betracht, welche ſich gleichzeitig gegen die Einfhägung in 
die Klaſſen des Gefahrentarifs und gegen die Feſtiſetzung 
ber Genoſſenſchaftsbeiträge richten. Hiervon wurden 11 
erledigt, während 2 unerledigt blieben. 
An Beichwerden gegen die Höhe der Prämien auf 
Grund des Bauslinfallverfiherungsgeieges ($$. 22, 25, 26) 
ingen 143 ein. ierzu traten 51 unerledigte Be— 
—— aus dem Vorjahre, ſo daß ſich im Ganzen 
154 Beſchwerden im Geſchäftsgang befanden, von denen 
135 erledigt wurden, während 59 unerledigt blieben. 
Gegen die Freftfegung ber Umlage aus der Verſicherung 
auf Koften von Gemeindeverbänden gingen feine Bes 
fchwerben ein. 
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Auf dem Gebiete der landwirthichaftlihen Unfall» 
verfiherung gingen 27 Beidhwerben gegen die Beitrags- 
berechnung und die Abſchätzung der Betriebe nach Arbeits: 
bedarf ein. Hierzu traten 6 unerledigte Beichwerden aus 
dem Jahre 1894, jo dab im Ganzen 33 Beſchwerden zu 
bearbeiten waren, von denen 4 berüdjichtigt, 16 abgemiejen 
wurden und 13 unerledigt blieben. Die Beitragserhebung 
und Abſchätzung nad) Arbeitöbedarf, die bei 13 dem Reichs— 
Verfiherungsamt ausschließlich unterjtellten Berufsgenofien= 
ſchaften geltendes Recht ift, vollzieht ſich mithin ſehr glatt. 

Im Ganzen find 1107 Gefahrentarifs, Umlage, 
Prämien: und Abſchätzungsbeſchwerden bearbeitet worden. 

Unfallverhätungsvorfgriften. 

Im Laufe des Berichtsjahres wurden für die Rheiniſch— 
Weſtfäliſche Mafchinenbaus und Kleineifeninduftrie-Berufs- 
genofjenihaft Unfallverhütungsvorfähriften für Mafchinen- 
baus und Stleineifeninduftriebetriebe, für Montagebetriebe 
und für Dampfdrefchmafchinenbetriebe und dazu gehörige 
Nebenbetriebe genehmigt. Die Unfallverhütungsvorjriften 
für die erſt- und legtgenannten Betriebe beftehen aus einer 
Umarbeitung und Ergänzung der bereits früher in Geltung 
gewefenen Vorſchriften, während die Unfallverhätungs- 
vorjchriften für Montagebetriebe neu erlaffen worden find. 

Die Rheiniſch-Weſtfäliſche Textil-Berufsgenoſſenſchaft 
und die Süddeutihe Textil-Berufsgenoſſenſchaft haben je 
einen Nachtrag zu ihren bereits bejtehenden Unfallverhütungss 
vorschriften vorgelegt, welcher ebenfalls ne. wurde. 

Bon den ausfchlieglih dem Reichs = Berfiherungsamt 
unterftellten 59 gewerblichen Berufsgenofienihaften haben 
bis jetzt 53, das find 90 Prozent, Unfallverhütungsvors 
ichriften erlafien. 

Der Entwurf von Normal-Unfallverhütungsvorjcriften 
für gleichartige Gefahren inden gewerblichen Betrieben, weldyer 
durd) eine vom Berbande der Deutichen Berufsgenoſſenſchaften 
eingejegte Kommiffion unter Theilnahme von Vertretern des 
Reichs⸗Verſicherungsamts —— worden iſt, wurde von 
dem Verbande und von den zu demſelben gehörigen Be— 
rufsgenoſſenſchaften eingehend geprüft; eine Veröffentlichung 
der aus dieſen Berathungen hervorgehenden Normal— 
vorſchriften wird demnächſt erfolgen. 

Hinſichtlich der Unfallverhuͤtungsvorſchriften für Die 
land⸗ und forſtwirthſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften iſt 
in dem Abſchnitt über die Ausführung bes landwirthſchaft⸗ 
lichen Unfallverficherungsgejeges Näheres angegeben. 

Die Zahl der Beſchwerden über Einfhägung in höhere 
Gefahrenklaſſen und Feititellung von Zuſchlägen wegen 
Uebertretung der Unfallverhütungsvorjdriften beträgt 76 
einjchließlich der aus dem Jahre 1894 in Reſt gebliebenen 
18 Beichwerden. 


Ueb des Heilverfahrens d die Berufs enſchaften 
— 5* et Boden. — 


Ueber die Wirkungen des $. 766 des Krankenverſiche— 
rungsgeſetzes vom * a en welcher ſeit dem 1. Sanuar 
1893 den Berufsgenoffenichaften die Berechtigung giebt, in 
allen durch Unfall herbeigeführten Erkrankungsfällen ſchon 
—— der erſten 13 Wochen nach dem Unfall das Heil 
verfahren auf eigene Koften zu übernehmen, ftellt das Reichs— 
Verfiherungsamt alljährlidy bei den Vorſtänden der Berufs: 
genoſſenſchaften eine Ermittelung an. 

Das Ergebnif für das Jahr 1894 ift im Wefentlichen 
folgendes gemwejen: 

Bon den 64 gewerblichen Berufsgenoffenihaften haben 
— bie eingeflanmerten Zahlen betreffen das Vorjahr 1893 
— 56 (38) in rund 3250 (2250) Fällen, und von ben 
48 landwirthichaftlihen Berufsgenofjenichaften 24 (16) in 
370 (250) Fällen, insgefammt 80 (54) Berufsgenoffen- 
ihaften in 3620 (2500) Fällen, das Heilverfahren 
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während ber erften 13 Wochen nad) dem Unfall über 
nommen und damit durchweg günftige Erfolge erzielt. Die 
Berlegten konnten zum größten Theil ſchon vor Ablauf der 
Wartezeit aus dem Heilverfahren als völlig hergeftellt ober 
mit Renten entlaffen werden, welche ei bem allgemeinen 
Durchſchnitt erheblich zurüdblieben. sbeſondere bewährte 
ſich wieder die fofortige Spezialbehandlung bei Augenver: 
legungen, wodurch in mehreren Fällen das Augenlicht er: 
halten wurde, und die rechtzeitige mediko⸗mechaniſche Nach— 
behandlung bei Knochenbrüchen, zumal wo einige Unfall 
frankenhäufer ben Berufsgenofienichaften eine zweckmaäßige 
Verbindung des chirurgiſchen und orthopädifchen Ber: 
fahrens gejtatten. 

Die übrigen gewerblihen und lanbwirthichaftlichen 
Berufsgenoflenichaften haben iheils, wie im Vorjahre, ſich 
auf eine bloße Ueberwachung und Unterftügung ber Sranfen- 
fafjenbehandlung beichräntt, insbeiondere bei Augenver— 
fegungen und ſchweren Knochenbrüchen auf eine rechtzeitige 
Spezialbehandlung Hinzumirten gefucht, theild zu einem 
Eingreifen während der Wartezeit überhaupt feine Veran: 
lafjung gefunden, zumal wo inbuftrielle Großbetriebe mit 
gut verwalteten Betriebsfrantenkaflen vorherrſchen, oder bie 
ändlichen Kreife die Krankenverfiherung eingeführt bes 
ziehungsweife die Gemeindefürforge aus $. 10 des land— 
wirthichaftlihen Unfallverfiherungsgefeges auf Kreismittel 
übernommen haben. 

Arbeiterhülfsgefuce. 

In Unfallverfiherungsiadhen gingen 1966 Arbeiter⸗ 
hülfsgefuche ein. Diele hohe Zahl erklärt fi zum Theil 
daraus, daß die mit ihren Anſprüchen ganz oder theilweiſe 
zurüdgemwiejenen Verleßten jih in vielen en bei ben 
rechtskräftigen, ſelbſt höchftinftanzlichen Entiheidungen nicht 
beruhigen, jondern — aud wiederholter Belehrungen um: 
geachtet — immer von Neuem die Berüdfichtigung jener 
Anſprüche zu erwirken verjuchen. Dft gehen derartige Ge 
ſuche dem en erjt zu, nachdem fie zu: 
nächſt an die Allerhöchſte Stelle oder an verſchiedene Central» 
behörden, namentlih an das Königlich preußifche Juſtiz— 
minifterium, gerichtet waren. Auch kommt es nicht felten 
vor, daß Feige fih nad Empfang eines förmlichen Be 
fcheides einer Berufsgenoſſenſchaft, mit welchem fie nicht 
äufrieden find, mit Umgehung des Schiebsgeridhts ummittel- 
bar an das Reichs-Verſicherungsamt wenden, oder daß fie 
das leßtere gegenüber einer Verfügung ober Entſcheidung 
einer Ausführungsbehörbe oder eines Landes-Berficherungs- 
amts anrufen. 

Auch auf dem Gebiete der Krankenverficherung, für 
welche das Reichs-Verſicherungsamt überhaupt nicht zu: 
ftändig ift, gehen fortgejegt zahlreiche Geſuche ein. 

Feſtſtellung ber Benoffenfhaftsfatafter. 

In 2973 Fällen war über die Aufnahme oder Ab- 
lehnung der Aufnahme von Betrieben in die Genoffen- 
ſchaftskataſter ——— zu verhandeln. Da 
von rührten 506 Saden aus dem Borjahre her. 2508 
Sadıen wurden erledigt, 465 blieben rüdjtändig. Nähere 
Angaben über die Art der Beichwerden und deren Er: 
ledigung enthält die Weberficht Seite 1102. 

Strafbeichwerden und fonftige Beſchwerden. 

Die Ausübung des Strafrechts auf Seiten der Berufs: 
genoſſenſchaften, namentlih veranlaft durch Unpünktlichkeit 
vieler Unternehmer bei der Anmeldung von Betrieben und 
bei der Einfendung von Lohnnachweiſungen, nimmt die 
Arbeitskraft des Reichs-Verſicherungsamts noch immer er 
— wenn auch weniger als in den Vorjahren, in Ans 
pruch. Es gelangten 2441 — bdarımter 700 vorjährige 
— Beſchwerden gegen Strafverfügungen der Berufsgenoflen- 
ihaftsvorftände zur Bearbeitung; in 470 Fällen war die 
Erledigung noch nicht möglich. 
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An fonftigen Beſchwerden aller Art famen 2549, 
barunter 346 vorjährige, zur Behandlung, von denen 353 
unerledigt blieben. 


Bahlen zum Neicye-Berfiherungsamt. 

In dem Berichtsjahre trat im Beſtande ber nicht— 
fändigen Mitglieder und ftellvertretenden nichtftändigen 
Mitgliever des Neichs-Berfiherungsamts aus dem Stande 
ber Arbeitgeber und bemjenigen der Arbeitnehmer in elf 
Fällen ein Wechſel ein. 

Nach entiprehendem Aufrüden der im Amt verbliebenen 
Mitglieder find für den Reſt der vom 1. Oktober 1893 bis 
zum 30. September 1897 laufenden Wahlperiode die bis— 
Fr erlebigten zehn Stellen von Stellvertretern der nicht: 
indigen Mitglieder aus dem Stande ber Arbeitgeber im 
Wege von Nachmahlen und bie Stellen zweier Stellver- 
treter bes eriten nichtitändigen Mitgliedes aus dem Stande 
der Iandwirthichaftlichen Arbeitnehmer durch Berufung durch 
den Bundesrath wieder bejeßt worben. 

Unbefegt find geblieben die in den Jahren 1894 und 
1895 erledigten Fünt Stellvertreterftellen von gewerblichen 
Arbeitnehmern. 

Die Wahlergebniffe und die Namen der durd den 
Bundesrath —— Mitglieder ſind veröffentlicht worden. 


Vertretung der Arbeiter. 

Auf Grund des Unfallverſicherungsgeſetzes, des Aus- 
behnungsgejeßes, des Baus und bes See-Unfallverfiche- 
rungsgejeßes waren an bie Stelle der mit Ende September 
1895 ausgejchiedenen Hälfte ber WArbeitervertreier und 
Schiedsgerichtsbeiſitzer, ſowie der aus ben Verficherten oder 
befahrenen Schiffahrtstundigen berufenen „Vertreter der 
Berficherten” die erforderlichen Neuwahlen vorzunehmen. 

Für die Neuwahl von 451 Arbeitervertretern mit der 
doppelten Anzahl von Erjagmännern und ber „Vertreter 
der Verſicherten“ mit je brei Stellvertretern mußten bie 
Borftände der als wahlberedhtigt gemeldeten 12609 Kranken— 
fafien, welche biesjeits zu 413 Wahlbezirken vereinigt 
worden find, mit Stimmzetteln und dem font erforderlichen 
Bahlmaterial verfehen werden (au —— das diesſeits 

26. September 1885 
erlafjene Wahlregulativ vom Io. Sannar 1891 ) 

Dei ber durch die Arbeitervertreter vorgenommenen 
Neuwahl der Schiedsgerichtsbeifiger waren bie in 182 Wahl: 
protofollen Ddiesjeitiger Beauftragter niedergelegten Ergeb» 
niffe ber Wahlen zu prüfen, und die Ergebniſſe den be— 
theiligten Berufsgenofjenihaften, jowie den in Betracht 
fommenden Landes-Gentralbehörden mitzutheilen. 


Ausführung des landwirthſchaftlichen Unfalverficherungsgeiehes. 

— der Durchführung des landwirthſchaftlichen 
Unfallverſicherungsgeſetzes iſt die Thätigleit des Reichs-Ver— 
fiherungsamts im Allgemeinen in gleicher Weiſe wie im Vor— 
jahre in Anſpruch genommen worben. Die Zahl der Entſchei— 
dungen barüber, ob ein gewerblicher Betrieb als landwirth— 
Ihaftlicher Nebenbetrieb, als ein jelbititändiger Betrieb oder 
als Nebenbetrieb eines anderen gewerblichen Betriebes zu 
gelten Hat, ift auch in diefem Jahre nicht unerheblich ge— 
weien. Die Zahl der Beſchwerden aus 88.38, 46, 48 
rg a bes landwirthichaftlichen Unfallverfiherungsgejeßes 
ift 32, 

Neben den erwähnten haben auch andere rn 
Ihriften, fomwie einzelne Beitimmungen der Genofjenichaftss 
ftatuten in zahlreihen Fällen, wie bisher, den Gegenjtand 
einer Meinungsäußerung oder Entiheidung des Reichs: 
Berjiherungsamts gebildet. Insbejondere haben mehrere 
Genoſſenſchaftsvorſtände die Meinung des Reichs-Verſiche— 
rungsamts über die Nothwendigfeit und Zweckmäßigkeit, 
jowie amdererjeit8 über die Zuläffigfeit von Statutände- 
rungen eingeholt, welche fie den Genofienichaftsverfamm: 


lungen zur Beichlußfaffung zu unterbreiten beabfihtigten. 
Durh ben hierdurch vor der Beſchlußfaſſung veranlaßten 
Meinungsaustaufh ift vermieden worden, daß die Ge— 
nehmigung beſchloſſener Statutänderungen vom Reichs-Ver— 
fiherungsamt verfagt werden mußte. 

Um über das Anwaächſen der Beiträge für die land— 
wirthichaftliche Unfallverfiherung einen allgemeinen Ueber- 
bli@ zu gewinnen, wurde zahlenmäßig zu ermitteln geſucht, 
welcher Betrag an Beiträgen in den einzelnen Jahren bei 
ben bem Neich8-Verfiherungsamt unterjtellten landwirth— 
ſchaftlichen Berufsgenofjenihaften — je nach dem geltenden 
Beitragsmaßitabe — dem in bemjelben Jahre erhobenen 
Gejammtgrundftenerbetrage beziehungsweife dem Gejammts 
betvage der Lohnmerthe für die abgeihäßten Arbeitstage 
gegemüberfteht. Hierbei hat ſich ergeben, daß für das Jahr 
1894 im Durdichnitt bei allen betheiligten Berufsgenofien= 
ihaften auf 1 Mark Grundftener annähernd 16 Pfennig 
und auf 100 Mark Lohnwerth 67 Pfennig an Beiträgen 
zu entrichten geweſen jind, fowie ferner, daß bie Steigerum 
ber Beitragslaft bis zu bem genannten Jahre im All 
gemeinen regelmäßig und den Erwartungen entiprechend 
verlaufen ift. Die hier und da geäufßerte Beſorgniß, es 
möchten die landwirthſchaftlichen Betriebe von ber Lajt der 
rer ding. wirthſchaftlich erbrüdt werben, findet 
— in dem bisher angeſammelten Zahlenmalerial feine 

tũtze. 

Was ſchließlich die Unfallverhütung anlangt, ſo iſt der 
Entwurf von Normal-Unfallverhütungsvorichriften für land» 
und forftwirthichaftliche Betriebe, welcher vom Reichs: Verfiches 
rungsamt als Anhalt für die Berufsgenoffenichaften bearbeitet 
worden ıwar, von der im en Bericht erwähnten Kommiffion 
und jpäterhin mit Kommiljaren eingehend berathen worden, 
weldhe von dem Königlich preußifhen Minifter für Land» 
wirthihaft, Domänen und Forſten abgeordnet waren. Die 
aus ber lepteren Berathung hervorgegangenen Normals 
vorſchriften find vom Reichs-Verſicherungsamt mit einem 
an die Vorjtände der land» und forſtwirthſchaftlichen Bes 
rufsgenoſſenſchaften gerichteten Rundſchreiben vom 30, Juni 
1895 bekannt gegeben, auch in den Amtlichen Nachrichten 
bes Neichs-Verfiherungsamts (Jahrgang 1895 Seite 201 
bis 206) abgedrudt worden. 

Die Anhaltiihe lands und forſtwirthſchaftliche Berufs- 
genoffenihaft hat im Berichtsjahre Unfallverhütungsvor- 
Ihriften erlaffen, die mit Ausnahme weniger Beftimmungen 
den vorjiehend erwähnten Normal=Unfallverhütungsvor- 
ſchriften für Die land- und forftwirthichaftlichen Berufsgenofien- 
ſchaften entiprechen. Den Vorſchriften der Anhaltiſchen land» 
und forjtwirthichaftlichen Berufsgenofjenfchaft ift Die Genehmi⸗ 
gung des Neichs-Verfiherungsamts ertheilt worden. Mit 
einigen anderen landwirthſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften 
ichmweben Verhandlungen über den Erlaß von Unfallver: 
a weldje, wenn die Genoſſenſchaftsver— 
ammlungen ben Borfchlägen der Vorſtände entiprechend 
beichließen, im Wejentlihen ebenfalls mit den Normalvor: 
ſchriften übereinftimmen werben. 

Ausführung des Bau⸗ Unfallverſicherungsgeſehes. 

Für das Gebiet des Bau-Unfallverfiherungsgeiehes 
ift zu erwähnen, dab die Bearbeitung und Entideibung 
der Rekurſe in Prämienbeſchwerdeſachen ($. 26 Abſatz 3 
des BausUinfallverfiherungsgejeges) — bejonders aus der 
Stadt Berlin — aud in dem Berichtsjahre das Reichs— 
Berfiherungsamt nicht wenig in Anfpruch genommen hat; 
die Enticheidung, wer im Einzelfalle Unternehmer eines 
Regiebaubetriebes fei, war oft ſchwierig; auch machte die 
Auftlärung des nicht immer ohne Abficht dunkel gelafjenen 
Sad): häufig umfangreidhere Er- 
mittelungen, Zeugenvernehmungen erfor⸗ 
derlich. den Anſchein, 


und Rechtsſtandes 
ſelbſt eidliche 
Im Uebrigen gewinnt es 
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als wenn nun aud die Beftimmungen dieſes Gejehes 

und die Art ihrer Musführung den betheiligten 

Kreifen allmälig etwas befannter und vertrauter würden. 
Revifionen ber Berufsgenoſſenſchaften. 

Sn dem Berichtsjahre wurden die Nevifionen ber 
Kafjen-, Rechnungs: und Geichäftsführung der Berufs: 
genoſſenſchaften, mit denen bereits in den rd 7 ii be= 
gonnen war, durd Beauftragte des Reichs-Verſicherungs— 
amts fortgejeßt. Bis jegt find im Ganzen 40 Berufs- 
genoffenichaften, davon im Berichtsjahre 13, revibirt worden. 

Anftelung beſonderer Beauftragter der Berufsgenofienichaften. 

Die Anftellung befonderer bejoldeter Beauftragter, 
welche berufsgenofjenfchaftlihe Ehrenämter nicht befleiden 
Tr 2c.), ift in weiterer Fortentwickelung 
egriffen. 

Nach der Freftftelung vom 1. Dftober 1895 waren bei 
47 gewerblichen und 3 landwirthſchaftlichen Berufsgenoffen- 
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(haften 210 (im Borjahre 173) Beauftragtenjtellen vor— 
handen, welche von 192 Beamten verjehen werben. Mehrere 
von dieſen Beamten befleiden demnad derartige Stellen 
bei verſchiedenen Berufsgenoffenihaften oder Sektionen. 

Die Beziehungen der Beauftragten zu den Betriebs— 
unternehmern befriedigen nach wie vor. 


Geſchäftliche Thätigfeit im Uebrigen. 

Für 1 gewerbliche Berufsgenoffenidhaft wurde ein 
revidirtes Statut, für 17 gewerbliche und für 4 landwirth— 
ichaftliche Berufögenoffenfgaften wurden Statutänderungen 
genehmigt. 

Eine Ueberficht über die bei dem Reichs-Verſicherungs— 
amt in Unfallverfiherungsangelegenheiten eingelegten Bes 
ſchwerden zc. ift angeſchloſſen. Ausweislich derjelben famen 
zu 1940 aus dem Jahre 1894 unerledigt übernommenen 
Sachen im Berichtsjahre 7130 neu Hinzu; davon wurden 
7571 erledigt und 1499 blieben rüdjtändig. 


Ueberſicht 
über bie 
in Unfallverficherungsfachen eingelegten Bejchwerden zc., jowie deren Erledigung. 


1. SKatafterbefchwerdefachen ze. 
a) Geſetz vom 6. Juli 1884, Anspchuungsgefek vom 28. Mai 1885 und Sce-Unfallverfiherungsgefeg vom 13. Juli 1887. 


























Auf Art der Erledigung. 
Grund — Ein⸗ a Da va ae re DE 
des $. des 
Geſeheb Gegenſtand. men | SER | me. Abge · Fe bleibt in = erledigt 
vom vom Jahre IM Sabre ernten DR der aufge] ger 
6. Zufi 1895 feige” | abaer |Mblehe| mom | gyige 
1884.*) 189. | " i geben. | mung, | men. unane 
37°. | Beichwerben gegen bie Ablehnung | 
der Aufnahme der Betriebe in die | 
Ratafter — — 39 169 28 | 7111 8| — — — 62 
374, | Veihwerden gegen die Aufnahme u | 
der Betriebe in die Katafter . . 131 286 417 | 95 | 218 2| —| — 102 
375. | Vorlagen der unteren Verwaltungs— | | 
behörden in Folge Ablehnung der | 
Aufnahme von Betrieben in die 
Kataſter der Berufsgenoſſenſchaften 314 | 1976 | 2290| — — — 1460 532 | 298 
Summe . 21460) 532 | 452 


484 | 







2 Beſchwerden gegen die Aufnahme 
16, besiehungsweile Ablehnung der 
983 Aufnahme in die BVerficherungss 
i GEGEN 2 5 0 a car 19 








2431 | 2915 | 166 | 303 
| 


— 


—— Die in Betracht fommenden $$. des Ausdehnungsgefehes und des Sce-Unfallverfiherumgsgefepes find bier nicht weiter aufgeführt. 
b) Bau · Unfallverſicheruugsgeſetz vom 11. Juli 1887. 


©) Landwirtf aftlices Unfalverfiherungsgejeh vom 5. Mai 1886. 











Beichwerden gegen die Aufnahme 
38. | Teichmetweie Ablehnung der | 
46. | Aufnahme in das Unternehmer: | 
verzeihniß . Be 3 5 8 11— 5 
Summe a, b, e . . .[ 65606 2467 2 11460 532 | 465 


2973 ] ı92 | 322 | 
2508 
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2. Gefahrentarif:, Umlage, Prämien- und Abſchätuugsbeſchwerdeun. 
a) Geſetz vom 6. Juli 1884, Ausdehnuugsgeſetz vom 28. Mai 1885 und See-Unfallverfiherungsgejeh vom 13. Juli 1887. 



























Auf Art der Erledigung. 
nr Unerlebigt| Ein. | Um: 
» über | gegangen An 
PR Gegenftand. —— = | Summe. | Berüd- Ab · Fe — 
vom vom Jahre ahre ſichtigt. gewieſen. Aemter 
ge 1894. | 1895. | abgegeben,| lieben. 
28, Beihwerden gegen die Veranlagung zu 
den Klaſſen der Gefahrentarife . . — 55 
ZEN — —— 
Beſchwerden gegen die Veranlagung zu | 
28. den Klaſſen der Gefahrentarife und 
73. gegen die Höhe der Jahresbeiträge 
| — Umlage —. . . 2 2.2 .. — 2 
73. Beichwerben gegen die Höhe der Jahres— 
beiträge — Umlage — . . . . . 287 131 | 191 1 82 





Summe £ 


u | so | ẽ 


*) Die in Betracht lommenden F des Ausdehnungsgeſehes und des See-Unfallverſicherungsgeſethes find Hier nicht weiter aufgeführt. 


b) Bau · Unfallverſicherungsgeſetz tom 11. Juli 1887. 









| Beſchwerden gegen die Höhe der Prämien 


21h. | Beichwerden gegen bie SFeftfepung ber 
Höhe der Umlage aus der Verficherung 
auf Kojten von Gemeinbeverbänden . 











Summe . 






Beſchwerden gegen die Beitragsberechnung 
und bie Abſchätzung der Betriebe. . 


Summe a,b, e. 








38. Strafbeichwerden. 
— Aus allen Unfallverficherungsgejegen. — 





m: Art der Erledigung. 











auf 
ey eriebigt | Einge — 
über: | gangen Befdämerbe | | = 
4 Gegenftand. [nommef im [eumme | trat a abgeisiefen | Gtrafoen | Mast ve— exiebigt 
m | Safe vers trafe ſchwerde — fügung a Ihmwerbe | Ber | se 
* * — ab· 6y⸗ azurug.· 33 urüds | Aeruer 
6. Zuii Jahre | 1895. auf | ermäßigt Beh H_, 3 Deal ver eh Bra gr Bikeben. 
1894.%) 1894. gehoben, | en Sing * | _ 
| 
106. | Strafbefämerden. . | zoolı zaılaası] 68 107 | “1 | 22 | 466 | 102 | 02 | 3 [ar 
1971 





*) Die in Betracht kommenden $$. des Ausdehnungsgeiches, des landwirthſchaftlichen Unfallverfiherungsgefepes, des Bau- und 
des See-Ilnfallverfiherungsgejeßes find bier nicht weiter au —*8 
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ss mn ——— — — —— sn sn ar O7 mann ——— — 





4. Sonstige Beſchwerden. 
— Aus allen Unfallverfiherungsgefegen. — 





Auf Grund Art der Erledigung. 
des $. | Unerlebigt 
de Unfal- Gegenftand. nerlebig 
figerumg — 
gefeges vom 
8. Full 1884; 


10. Beſchwerden über — — 
von Berwaltungstoften 


24°. | Beicdhwerden über Beitrafung — Ab⸗ 
lehnung von Aemtern. 


44%. \| Beichwerben über verſagte — 
492, für den entgangenen Arbeitöverbienft . 


50%. | Beichwerden über Die Ser häftsfägrung 
ber Schiedsgerichte. ee 


551, | Beichwerden jeitens Vevollmachtigter von 
Krankenkaſſen wegen — 
von Griaganfprühen . . . 


621, | Beichwerden über die Wblehnung von 
Entſchãdigungsanſprüchen bei Unfällen 
in nicht fataftrirten Betrieben . . . 


74. Beſchwerden über bie zwangsweiſe vBei⸗ 


treibun —— Beiträgen beziehungsweiſe 
gegen —— Fe ng: 


80. Beſchwerden über Einſchã Ko höhere 
Gefahrenklaffen und ehfebung von 
Zuſchlägen bei Uebertretung der nat 
verhütungsvorichriften ; 


83. Beichwerben über Nichtftellung eines an- 
deren Beauftragten behufs — 
bes Fabrikgeheimniſſes 


86. VBeſchwerden über Auferlegung von Koften, 
welche ſeitens der ——— 
verſchuldet ſind 


80. Wahibeſchwerden und und Beſchwerden — 
—— —— 




















16 





23 


— — — — — — — — — — — —— — 


12 








57/68. | Beſchwerden wegen en Geltendmachung von 
Entſchädigungsanſprüchen ſeitens der 
Berechtigten (Arbeiterhülfsgeſuche). . | 274 1966 | 2240 1 952 288 

erledigt. 
*) Die in Betracht f d des Ausd 6 ‚ bes landwi l Unfall 
—ES er — in ee bi 5 —— a andwirthſchaftlichen Unfallverfiherungsgejeges, des Bau⸗ umd 
10 Veſchwerden ü über: ebung von viertels 
—— jährlichen Vorſchüſſen auf zu — 
* Genofjenichaftsbeiträge 2 








Summe 
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2. Rechtſprechun 
chende Thätigkeit dr 6Reichs· —— als Rekursgerichts. 


Rechtf 
I. Relursſachen re. im ce 1895 —— naig 
geworden . . . 7806, 
und zwar: 
im 1. Bierteljahre . . 1889 
. 2. ⸗ .1981 
= $. ⸗ 1804 
= 4, ⸗ NER . „2192 
Summe . 7806. 
Unerledigt übernommen find: 
3 aus dem ee 1808... = «BO 
b) aus dem Jahre 1894 . 3292 
— 3327, 
mithin waren zu bearbeiten . 11133, 


Bon den Rekurjen wurben eingelegt: 

h von ben Berficherten .91 
von ben Berufsgenoffenfdaften und Aus⸗ 
führungsbehörden . . . 1982 

Summe wie oben . . 11133. 
II, Bon ben Rekursfachen wurden erledigt, und — 
a) durch Urtheil 7351. 

a) Zurücdgemiefen wurden Returſe 
aa) der Verſicherten44642 
BP) der Berufsgenoffenidhaftenac. 788 

Summe . . 5430 

A) ftattgegeben wurde dem Rekurſe 

(ganz oder theilweife) 
aa) — 


.. 41320 fällen, 
BB) be Berufs: 
genoſſenſchaf⸗ 
len ꝛc. m. . 601 = 
Summe. . „1921 
Summe aller durch Urteil er: 
ledigten Rekurfe . . . . 7351 


b) durch Beſchluß wegen formeller Mängel 
(Berwerfung wegen Unzuläſſigkeit oder 
verfpäteter Einlegun * — zwar: 


a) Rekurſe der Verfiherten . . 767 
6) Rekurfe der Berufogenofe 
Ihaften 2... . 0 


Summe — 167 
e) auf andere Art — ver⸗ 


gleich ꝛc.) .. 236 
aufonmen . 8353, 
mithin blieben umerledigt . . . 2780, 
und zwar: a) aus dem re 1894 . 80 
b) aus dem Jahre 1895 . 2700 
wie oben . . . 2780. 


Von den unerlebigien 2780 Relurſen find 1865 

im legten Vierteljahre 1895 beim Reichs-Verſicherungs⸗ 

amt eingegangen, folglid entfallen auf die früheren 
ae 915. 

II. A. Landwirthſchaftliche Rekurſe, diein denunter Nr. | und 

IIo eichneten mitenthalten find, PURE 

a) im Jahre 1895 . . 1746 

b) 5** übernommen aus dem Ja ve 1894 806 

e) unerledigt übernommen aus dem a ve 1895 3, 


mithin zufammen . - . 2300. 
Bon den Rekurſen wurden eingelegt: 
a) von den Berjicherten . 1728 
b) von den Berufsgenoen- 
Ihaften ıc.. . . . 627 
Summe wie oben . 2.2300 
Seile . . 2355 


Altenftüde zu den Berhandlungen bes Reichslages 1895,96. 
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Uebertrag . 
B. Bon den Relurſen wurben erledigt, und en 
a) durch Urtheil. . 430. 
a) Burüdgewiejen wurben Nekurfe 


. 2355 


aa) der Verjiherten . . 774 
BP) der ne 
ſchaften 2... . 232 
Eumme. . 1006 


A) ftattgegeben wurbe dem Rekurfe 
(ganz oder theilmeije) 
aa) a Verfiherten 


AR) der Berufäge: 
noſſenſchaftenee. 
... 1 y GE 

Cum — „424 
zufammen wie oben. . . 1 
b) durch Beihlaß, und zwar: 


217 Fällen, 


a) Rekurſe der Berficherten. . . 222 
A) Rekurſe der Berufsgenoſſen⸗ 
Ihaften &.. . . . 
Summe - 222 
e) auf andere Art . » 2 2 222.085 
1717, 


mithin blieben unerledigt . . . 638. 
Bon den umerledigten Saden find 11 aus dem 
Jahre 1894, 627 aus dem Jahre 1895. 
In 539 Sigungen haben mündlihe Berhandlungen 
— in 8060 Sachen. 
arunter fanden in Sachen ber land» und forſi⸗ 
wirthſchaftlichen Verfiherung in 105 Sikungen 1743 
münbdlihe Verhandlungen ftatt, und außerdem an 
2 Tagen 41 mündliche Verhandlungen aus dem Ge— 
biete der See-Unfallverfidherung. 
V. Beweisaufnahme wurde bejchlofien 
a) vor der mündlichen Berhandlung in 856 Fällen 
b) auf Grund der —— — ⸗ 
lung n.. . + 78 = 
mjammen in. 1584 Fällen. 
VI. Eine Vertretung durch Rechtoanwäite am auf Seiten 
der Berufögeno ofenfhaften in feinem alle, auf Seiten 
ber Arbeiter in 151 Fällen vor; 
zur mündlichen Verhandlung war! 


in ben Terminen 


a) ber Verlegte perjönlih in . 1490 Fällen 
b) ein EMEENER für den Ber- 

legten in 249 = 
e) ein Vertreter * für die Berufs: 

—— WM: ie Sa: a var 1636 ⸗ 
* zn —— 4138 = 


VII. Nee: wurden ohne vorgängige mündliche Vers 


handlung gefällt ($. 21 der Kaiferlihen Verorbnung 
vom 5. Auguft 1885 beziehungsweife Artitel II der 
Raiferlichen" Verordnung vom 13. November 1887. 


VIO. Bei 48 Urtheilen war die Zuftändigkeit des Reichs: 


Verfiherungsamts begründet, weil bei dem betreffen— 
den, gegen eine ber Beaufficdhtigung eines Qandes- 
Berfiherungsamts unterjtehende Berufsgenoſſenſchaft 2c. 
gerichteten Verfahren eine dem Reichs-Verficherungs- 
amt oder einem anberen Landes-Verſicherungsamt 
untergeftellte — — mitbetheiligt war (zu 
vergleichen 101 Abſatz 2 bis 4 des landwirith— 
ihaftlichen Unfalverfiherungsgeiepes). 

IX. Gleihwie in früheren Jahren, jo hat aud in dem Be- 
richtsjahre fich dieTheilnahme von Vertretern der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer an der rechtiprechenden Thätig- 
feit des Reichs-Verſicherungsamts durchaus bewährt. 
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X. Den durd Urtheil erledigten Sachen 


A. Gewerblihe Berufsgenofjenfhaften und NMusführungsbehörben: 


a) ob ein Unfall bei dem Betriebe (in einem verficherungspflichtigen Betriebe) vorlag in 

b) ob ber Unfall erwieſen war, in. 

e) ob ein BZujammenhang zmilen bem Beriebsunfall mb ber Srwerbsunfägigtil 
anzunehmen war, n . . 

d) ob der Unfall eine verficherte. Berfon betroffen Hatte, in 

e) welche Berufsgenoffenichaft einzutreten hatte, in 


In diefen 126 Fällen ift in Frage gefommen: 
a) eine gewerbliche Berufsgenofienihaft als end Partei gegenüber einer 


landwirthichaftlichen, als betheiligt zum Rechts 


ireite beigeladenen Berufs— 


genoſſenſchaft (zu vergleichen gang — des —— er 


amts 1891 Seite 223 unter II) . 


A) desgleichen eine 
anberen —— 


ewerbliche Berufsgenoſſenſchaft — einer 
Berufsgenofienihaft . . 


719 ® 


Summe . 126 mal 


f) welder Lohnbetrag — der — — au —— 


zu legen war, in 


g) welcher Grad ber Erwerbsunfähigkeit anzunehmen war, in. 


An den 1322 Fällen find als Rekurskläger betheiligt: 


a) bie Berufsgenofjenichaften mit . 
und zwar: 
mit Erfolg in . 
ohne Erfolg in. 


A) die Verficherten mit . 
und zwar! 
mit Erfolg in . 
ohne Erfolg in . 


213 (16, 9%), 


77 Fällen (36, ° 
136 7 — es” on 


28 
er . 1109 (83,5 %o), 


329 Fällen (29,7 %o) 


180 = (70,5%) 
1109 1322 


h) ob 8.65 des Unfallverfiherungsgejeges ($. 38? des —— — 
8. 73 des See⸗-Unfallverſicherungsgeſetzes) anwendbar war, in. 


und zwar: 


ad. 
ob eine Minderung oder Aufhebung ber Rente 
gerechtfertigt war: 
in 1683 Fällen (86,8 %o). 
An den 16938 Fällen find als Rekurskläger 
beibeiligt: 
aa)die Berufsgenofienihaften mit 259(15,%0), 
umd zwar: 
mit Erfolg in 97 Fällen (87,5%) 


ohne Erfolg in162 = (62,5%) 
jufammen 259 
4) die Verficherien mit . . . .1874(84,1%o), 


und zwar: 
mit Erfolg in 890 Fällen (28,4%) 
ohne@rfolg in964 = (71,00) 
zufammen 1874 





1638 


P. 
ob ein Aniprud; auf Erhöhung der Rente bes 
gründet war: 
in 258 Fällen (18,4%). 
An den 258 Füllen find als Nekursfläger 
beiheiligt: 
aa) die Berufsgenofienfhaften mit 21 ( 8,3%), 
und zwar: 
mit Erfolg in 15 Fallen (71,4%) 
ohne Erfolg in 6_ = (28,8%0} 
zufammen 21 
EA) die Verſicherten mit . 
und zwar: 
mit Erfolg in 27 Fällen (11,.%/0) 
ohne@rfolgin 205_ » (88,490) 
zujammen 232 


« 282 (91,7%), 


258 


i) ob ber —— verpflichtet war, ſich in einem Krankenhauſe — La — 
beziehungsweiſe ob das Heilverfahren beendigt war, in. . 


k) fonftige — — EBEN: — und —D— ie after 


— 


292 Fällen ( 4a 9) 


647° = (10°) 
621 = (10,5%) 
72 =: (14’%) 
126 2 2. %). 
104 = (1%) 
1322 =- (22%) 
1886 = (31,3 9%) 
82 =: (14%) 
769 = (13,0%) 


5921 Sälle. 
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lagen folgende Streitfragen zu Grunde: 


B. Landwirthſchaftliche Berufsgenoſſenſchaften: 


a) ob ein Unfall bei dem Betriebe (in einem verſicherungspflichtigen Betriebe) ae in 280 Fällen (19,5 9%) 





b) ob der Unfall erwiefen war, in. . . 208 = (142°) 
e) ob ein Zufammenhang — dem Vetriebsunfali und ber Ermerbsunfähigteit ans 
zunehmen war, in . . . 137° = (96%) 
d) ob ber Unfall eine verficherte Perſon betroffen Hatte, ü et aa 1a) ae 2 = (2%) 
e) welde Berufsgenoſſenſchaft einzutreten Hatte, mn . 2 20 nn nn 77 = (54%). 
In diefen 77 Fällen ift in Frage gekommen: 
a) eine landwirthichaftliche Berufsgenoffenfchaft als Beflagte gegenüber einer ge 
werblichen Berufsgenoſſenſchaft 67 mal 
(fo dab unter Hinzurechnung der vorfeitig unter Aea angefäten 
47 Fälle die Frage der Entihädigung —— 114 en zwiſchen 
—— und landwirthſchaftlichen fsgenoſſenſchaften ſtreitig 
geweſen ift); 
A) eine landwirthſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft gegenüber einer anderen 
landwirthſcha * —— — * ua 
fs . . ‚10 - 
— . 77 mal 
N) —*— — ER) ber BIENEN a DARM 
zu legen war, in A = (21%) 
g) welder Grab ber Ermwerbsunfähigteit anzunehmen. war, in. 204 = (14,30). 
An den 204 Fällen find als Rekursfläger beteiligt: 
a) bie Berufsgenoffenihaften mit . 67 (32,8 Yo), 
und zwar: 
mit Erfolg in: . llen (41,3 %%) 
ohne Erfolg in 39 en (58,2 9/0) 
67 
4) die BVerficherten mit . Fer 137 (67,2 %o), 
und zwar: 
mit Erfolg in . 38 Fallen (27,7 30 
ohne Erfolg in. _9 =» (125%) 
BET 204 
h) ob $. 70 des landwirthſchaftlichen Unfallverfiherungsgejeges anwendbar war, in 26 = (17%) 
und zwar: 
B. 
ob eine Minderung ai Aufhebung der Rente ob ein ——— auf Erhöhung ber Rente be 
gerechtfertigt war: gründet war: 
in 226 Fällen (88,3%), in 80 Fällen (11,790). 
An den 226 Fällen find als Nekurslläger be An den 30 Fällen find als Rekurskläger be 
theiligt: theiligt: 
aa) die Berufsgenoffenfchaften mit 80(85,4%), aa) die Verufsgenofjenfhaften mit 5 (16,7%), 
und zwar: und zwar: 
mit Erfolg in 86 Fällen (45,0%) mit Erfolg in 2 fällen (40,0°/o) 
ohne@rfolg indd = (55,00) ohne Erfolg ind = (60,0%) 
zulammen . 80 zufammen . 5 
AH)die Berfiherten mit . . . 146 (64,69%), BH)die Verfiherten mit . . » . 25(88,:%), 
und zwar: und zwar: 
mit Erfolg in 52 Fällen (65,4ꝰ60) mit Erfolg in 5 Fällen (20,0%)0) 
ohne Grfolgin 9 - (64,4%) ohneGrjolgin20 = (80,0%/0) 
zufammen . 146 zufammen . 25 
226 30 
i) ob ber Verlegte verpflichtet war, fid) in einem Krantenhaufe — a un * 
ziehungsweiſe ob das Heilverfahren beendigt war in. . 14 = (140%) 
h) fonftige Streitfragen, . — ———— und > ronefue) is a 
fählicher Art, in. . . 196 = (13,7%) 
— 1430 Fälle. 
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C. Gewerblihe Berufsgenofjenjhaften, Ausführungsbehörden und landwirthſchaftliche Berufs: 
genoſſenſchaften zufammen: 


a) ob ein m bei dem — u einem — — ee 


vorlag, j 572 Fällen ( 7,9%, 
, ob der Unfall erwiefen war, in 850 = (le N 
ob ein Zufammenhang zwijhen dem Betriebsunfall und der Srwerbsunfäßigtit 
anzunehmen war, in . ; 758 = (10,5%) 
d) ob der Unfall eine verficherte Perſon betroffen Hatte, a 104 = 1,4%) 
e) welche Berufsgenoſſenſchaft einzutreten Hatte, in 208 = (25%) 
f} welcher Lohnbetrag ———— der Emtfcäbigumgsfefftelung u 
Grunde legen war, in. . 135 = (1%) 
g) welder Grab ber Erwerbsunfähigfeit a unehmen war, in 1526 = (20, %) 
h) * . 65 des Unfallverſicherungsgeſetzes ßh 70 des ianbwirthſchaftlichen Unfall: 
icherungsgefeßes, 8. 38? des Bau⸗Un — — 8. 73 bes See 
Unfallverfiherungsgeiehes) anwenbbar war, in . 21422 = (29,1%) 
i) ob der Berlepte Gerpfliähtet war, fi im einem Krantenhaufe unterbringen zu 
lafjen, beziehungsweije ob das — ve war, N. . . 96 = (1%) 
k) fonftige Streitfragen in. . . i — 966 = (13) 


Summe. 7851 Yale. 
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Returſe Bon der Gefammtzapl (Spalte 4) 
















waren ‚eingelegt wurben erledigt 






































= — — ——— blieben 
Jahr. von den He a von beiden durd) | * og im unerledigt. 
Berſicherten — —— — — Theilen Urtheil | vahin :c.) Ganzen 
gewor- | über zu ber I— — — — — — — 
a) Zahl. a) Zahl. a) 3a 
ben. nommen e⸗ir⸗ PER, 3 Brozent. b} Prozent. b) Prozent. 














a) 2022 
b) Ts b) 205 b) As 


ı890 | 2354| 9001 3254]a) 2535 a) 682 ja) 37 
b) 77% |) 216 Ib) 1, 








a) 2888 4) 444 4) 3332 |a) 1294 
b) 63,3 b) 9, ‚b) 73,0 b) 274 


1891 | 3378| ı 188| 4566|a) 3526 a) 980 
b) 770 |) 2% 


1892 | 4240| 1234| 5474la) 4195 a) 1279 a) 75°) 


a) 3244 a) 550 |a) 3794 |a) 1680 
b) 76,85 b) 23,4 b) 1,4 


0) 595 |b) 10% Ib) 69, |b) 304 


a) 4698 ia) 635 |) 53831 Ja) 1653 
b) 67,4 b) 9,0 b) 76,3 b) 23,7 


1893 | 5304| 1680| 6984la) 5528 |a) 1456 |a) 779) 
b) 79,3 b) 20,8 ıb) 1,ı 








1894 | 7052| 1653| 8705|a) 7162 a) 1543 |a) 809 


a) 4505 a) 785 a) 5378 a) 3327 
) 8% Ib) 172 Ib) Op | 


b) 52, |b) 90 Ib) 61,5 |b) 38 


a) 1002 la) 8353 a) 2780 


1885 | 7806| 332711 113[a) 9151 |a) 1982 (a) 1249) | 
b) 750 Ib) 2% 


1 a) 7351 
b) 824 |b) 174 |b) Au 


b) 66 











1) Wegen der allmäligen Vergrößerung bes Kreifes der Berficherten vergl. die auf Seite 1110 aufgeführten Geſetze. 
2), Seit 1892 nicht mehr befonders gefäbrt, vielmehr in a und b bereits enthalten. 












Davon wurden erlebigt: 





1886. | 1887. 1888, | 1889. | 1890. 1891. 1892. 1893. | 189, | 189. 





Es wurben Rekurſe erhoben: 












— 
= 
) 








98 — _ — 
1881-2... 50 ai — 337 — — — 
BB. N _ _ — BR = 
BER: 5 245,- — — a PR — 
SD — _ = ir — 
———— — — Er — BR: 
WE ia _ — 1 — = 
1888 2-5 — — — 
— — — 80 
BSD: 0 — — 2700 
zuſammen . . . 35089 | 98 604 | 1744| 1709| 2066 3 332 3794| 5331 2780 
Neturje 
ber Berfiderten. ber Berufsgenofjenihaften. 
Davon mittelft Urtheild entſchieden: Davon mitielft Urtheils entichieben: 
Sefammt | durch | zu Gunftn | Jahr. | Gelammt- | burg (auken ber 
zahl. m | QWbmweilung der Verſi zahl. im | @bweilung | genofienfhaften 
i L. L 
3) Bedient 2) Pedaent 
TE | 4. A WIE 4. 
| 
180 3) 1 |) 2 1886 92 2) 2 | 7 
| b) 72,1 b) 27,9 b) 74,1 b) 25,9 
940 263 la) 165 ja) 98 1887 311 101 hl 535 |) 48 
b) 627 Ib) 37 b) 525 Ib) 47 
1818 1154 a) 894 a) 260 1888 570 391 ja) 222 a) 169 
bb) TI |b) 22,5 b) 56 |b) Ad 
2.068 1185 ja) 884 a) 301 1889 587 353 ja) 216 a) 137 
b) 746 |b) 2 bj 61a |b) 385 
2572 1348 ja) 1031 a) 317 1890 7119 424 ja) 273 a) 151 
b) 765 b) 235 b) 644 |b) Böse 
3586 2255 la) 1724 a) 531 1891 1040 0889 |a) 3% a) 299 
b) 765 Ib) 28 b) 566 Ib) Ada 
4 195 2438 la) 1793 a) 645 1892 1279 806 |a) 431 a) 375 
b) 73,5 b) 26,5 b) 53,5 b) 46,5 
5528 3625 |a) 2598 a) 1027 1893 1456 1073 |a) 629 a) 444 
b) Tı b) 28,3 b) 58,6 b) 41,4 
7162 3681 |a) 27355 |a) 946 1894 1543 914 |) 508 |a) Atı 
b) 74a |b) 25,7 b) 55,0 |b) 45,0 
9151 5962 |a) 4642 a) 1320 1895 1 982 1389 a) 788 a) 801 
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Den durch Urtheil erledigten Sachen lagen folgende Streitfragen zu Grunde: 


a) ob ein Betriebsunfall vorlag . 
b) ob ber Unfall erwiejen war . 


e) ob ein Aufammenhang zwifchen. dem Betriebs: 

unfallund derErwerbsunfähigkeit anzunehmen war 
d) ob ber Unfall eine verjicherte Perſon betroffen hatte 
e) welche Berufsgenoſſenſchaft einzutreten hatte. . 
f) welder SJahresarbeitsverdienft zu Grunde zu 


legen war 


g) welcher „Grab der” Erwerbsunfähigfeit anzu 


nehmen 
h) ob $. 66 des Unfallverfiherungs eſehes iS. 70 des 
erliperungögeiepes, 
$. 38? des Bauslinfallverfiherungsgeieges, $. 70 
des SeesUnfallverficherungsgefepes) anwendbar war 
i) ob der Verletzte verpflichtet war, ſich in einem 
Krankenhauſe unterbringen zu Laffen, — ob das 


landwirthſchaftlichen Unfallv 


Heilverfahren beendigt war 
k) ſonſtige Streitfragen . F i 
— 


Nechtſprechung der Schiedsgerichte. 
3) Statiftifches. 
Im Jahre 1895 waren ausſchließlich dem Reichs— 
a a rn nad) —— Schiedsgerichte vorhanden: 
35, wel auf Grund des Unfallverfiche- 
rungsgejeßes vom 6. Juli 1884 und des 
Ausdehnungsgejeßes vom 28. Mai 1885, 


2. 208, welde auf Grund des Bau-Unfallver- 
fiherungsgefeßes vom 11. Juli 1887, 

3. 11, welche = Grund bes See-Unfallver- 
fiherungsgefeßes vom 13. Juli 1887, 

4, 612, welde auf Grund bes landwirthfcaft- 


lichen Unfallverſicherungsgeſetzes vom 
5. Mai 1886 errichtet waren, 


zufammen 1 266. 

Bei diefen Schiedsgerichten find im Berichtsjahre im 
Ganzen 33553, und zwar bei denjenigen zu 1: 21 356, 
— 2: 1128, zu 8: 215 und zu 4: 10854 Berufungen 

ngi geworben. Ihnen gegenüber ftehen 81 177 bes 

rufsgenoſſenſchaftliche (ausführungsbehördliche) Beſcheide, 
uch wi erftmalig Renten fejtgeftellt oder abgelehnt, 
und 62 606 Beſcheide, durch weldye laufende Renten abge— 
ändert worden find: zufammen 143 783 Beſcheide. 

I, Von jämmtlihen Berufungen betrafen Beſcheide, 
durch welche 

a) ber Ent{hädigungsaniprud) — wurde 15 579 
b) die Entihädigung feftgefiellt wurde . 17974. 

Bon den ben Beſchei zu a und b zu Grunde 

liegenden Fällen waren 
a) nicht refursfähig (Koften bes Heilverfahrens, vorüber- 
gehende Renten, Beerbigungskoften) . . . 861 
A) relursfähig (dauernde Renten). . . . . 32692. 

Bon der Gefammtzahl ber im Berne anhängig 
gemworbenen (33 553) und der aus dem Vorjahre unerledigt 
übernommenen Berufungen (7 913) find erledigt 

a) durch rechtsträftige Zurückweiſung —2 Beſcheides 
des Vorjigenden gemäß $. 6 Abiab 1 der Raiferlichen 
Verordnung vom 2. November 1885 mwegen 





in fällen 
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270 506 850 

3098| 358 500 480 758 
24 67 7 70 104 
86 1501 144) 161) 208 
a 88 134] 110) 185 
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* — 2888| in en 
| 


1) Erft jeit 1895 befonbers geführt, bis dahin in g mitenthalten. 


1. Berfäumung ber gejeßlichen Bes 
rufungsftft >» 2 2 2 en. 445 
2. Unzuftändigfeit des Schiedsgerihts 107 


552 
b) durch Burüdnahme 1 724 
c) durch Bergleid) . DER FE 1067 
d) durch Anerkenntnig - 709 
e) durch Entſcheidung bes Schiebsgerichts: 
1. Dt erufung wegen ber 
im 8.6 Abjag 1 ber vorgenannten Ber- 
ordnung angegebenen Mängel bes Ber- 
fahrens, und zwar wegen 
a) Verſãu der geſetz⸗ 
lihen B ngsfrift 391 
6) Unzuftändigteit bes 
Schiedsgerichs ._. 27 418 
2. Betätigung des angefochtenen 
genoffenichaftlichen zc. Beſcheides 19 952 
3. völlige oder theilmeife Abände— 
rung des angefochtenen Beſcheides 7875 28 245 
f) auf andere Weife. 665 
II. Die Zahl der Si b 95 170 
. Die Ba tungen betrug 
In 650 Sigungen war das Gericht nur mit 3 Mit 


gliedern bejegt ($. 15 Abfa 2 a. a. D.). 

II. Die en ber Sachen, in benen ohme mündliche 
ln — worden iſt (Verzicht nach $. 19 
a. a. O.), 

IV. — Haben ſtattgefunden: 

a) von Seiten des Gerichts, eines Gerichtsmitgliedes 
ober des Vorſitzenden ($. 16 — 2 a. a. > 
1. an der Gerichisftele. . . 
2. an anderen Orten gr 
b) durch Erjuchen einer öffentlichen Behörde . 2185. 

V. Bon den ergangenen Entfcheidungen waren nad) 
ben Berichten der Schiedögerichtsvorfigenden durch Relurs 
anfechtbar: 27 334. 
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Während die vorftehenden Ziffern in ber pe iſache 
bie Zahl und ben prozeſſualen Verlauf ber Berufungs— 
ſachen erkennen laſſen, joll die folgende — ———— 
ein überſichtliches Bild von dem Streitſtoff geben, welcher 
den durch Entidheibung des Schiedsgerichts erledigten Ber 
rufungen zu Grunde lag. 

1. Es handelte fih um folgenden Streitgegenftand: 

A. um die frage, ob ein Unfall beim 
Betriebe vorlag, n . . . 2... 4908 Frällen 
B. um die frage, ob ein urjächlicher ** 
ſammenhang vorlag zwiſchen Unfall 
und Krankheit oder Tod, n . . . 
im Falle einer Berlegung durch Betriebs: 
unfall: 
a) um die Koften des Heilverfahrens in 
b) um das Maß ber Rente, und zwar 
a) um den Grab der Ermwerbsun- 
fähigkeit n . . » » .....19056 = 
A) um bie Höhe des Jahresarbeits- 
verdienſtes n . 2 2 22.386 = 
e) um Anwendung bes $. 7 des Unfall 
verſicherungsgeſetzes ($. 8 des land: 
wirthſchaftlichen Unfallverjiherungs- 
gejeßes), und zwar 
a) um die frage, ob bie Vorauss 
fegungen für eine von ber Bes 
rufsgenofjenichaft wahlweiſe zu 
gewährende SKrantenhauspflege 
vorlagen, 1. » 2 20. 
A) um die Folgen, welche eine Mei: 
gerung des Werleßten, ſich in 
Anftaltöpflege zu begeben, nad 
Äh zog, in . » 0 2... 
y) um die Rente ber Angehörigen 
des Berlegten während jeiner Ans 


1722 = 
c. 


97 = 


86 = 


. 


ftaltspflege in 
. im Falle der Tödtung: 
a) um bie Beerbigungsfojten in 
b) um die Rente ber Hinterbliebenen, 
und zwar 
a) um bie frage, ob der Getödtete 
ber einzige Ernährer der Hinter 
bliebenen war, in . Zu ie 
A) um fonftige Fragen in . . . 
. um Gewährung einer Kapitalabfindbung 
im Sinne des $. 67 des Unfallver— 
fiherungsgejeßes, $. 72 des Iandwirth- 
ſchaftlichen Unfallverfiherungsgejepes, 
$. 39 des Bauslinfallverjiherungss 
eſetzes, $. 75 des See = Unfallver: 
perungsgeiches, J 
um die Frage der a des 
Entſchädigungsanſpruchs, 8. 59 bes 
Unfallverfidierungsgefeges, $. 64 des 
landwirthſchaftlichen Unfallverſiche⸗ 
rungsgeſetzes, $. 68 bes See⸗-Unfall⸗ 
verfiherungsgejeßes, in . 
G. um fonftige Streitfragen in 69 = 
zufammen . . 28 245 Fälle. 


2. Der mit ber Berufung angefochtene Befcheid bes 
ar nicht die erftmalige Regelung der Entihädigung, 
ondern war ein gemäß $. 65 bes Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes, 8. 70 des landwirthichaftlichen Unfallverfiherungs- 
gejeges, $. 73 des See-Unfallverfiherungsgejeges erlaſſener 

a) Rentenherabſetzungs⸗ oder zein= 

jtellungsbejcheid in . ea 
b) Rentenerhöhungsbeiceid in . 


250 = 


Bl = 


381 = 


12264 Fällen, 
478 ⸗ 
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b) Erfahrungen. 

Die Gejfammtzahl der Berufungen iſt, entiprechend der 
Bermehrung der Zahl der Nentenfeltfegungsbeicheide, unter 
denen die Rentenminderungsbeicheide ($. 65 des Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetzes 2c.) bei der jährlih fteigenden Zahl 
der Rentenempfänger bejonders ins Gewicht fallen, auch 
im Berichtsjahre wieder, und zwar im Ganzen um 
11,5 Prozent geftiegen. Prozentual die höchſte Steigerung 
ift wiederum bei den Sciedsgerichten des Tandwirthichaft« 
lihen und bes SeesUnfallverfiherungsgefehes eingetreten, 
indem bei den Sciedsgerichten des erfteren Gefehes bie 

ahl der Berufungen von 8790 auf 10854, db. i. um 
23,5 Prozent, bei den Schiedsgeridhten des letzteren Geſetzes 
von 181 auf 215, db. i. um 18,; Prozent geftiegen ift. 
Im Uebrigen ift die Steigerung beträchtlich geringer; fie 
beträgt bei den Sciedsgerihten des Unfallverfiherungss 
gelenes und des Ausdehnungsgejepes 6, Prozent (21 356 
| erufungen gegen 20147 im ®Borjahre) und bei ben 
Sciedsgerichten des Bauslinfallverfiherungsgejeges 14, 
Prozent (1 128 Berufungen gegen 986 im Borjahre). 
Von den auf Grund bes $. 65 des Unfallverſicherungs⸗ 
eſetzes erlaſſenen 62 606 Rentenminderungs= zc. Beicheiden 
ind 12742 mit der Berufung angefochten worden; es 
kommt in biefem Falle auf etwa 5 Bejcheide eine Berufung. 

Das Verhältnig ber Mbänderungen zu den Be— 
ftätigungen bat fi) gegen bie Vorjahre nicht weſenllich 
verſchoben, die Zahl der Abänderungen beträgt nahezu ein 
Viertel der Geſammtſumme, indem von ben 28 245 durch 
Uriheil zc, erledigten Berufungen die Entſcheidung in 
7875 Fällen auf theilweiſe oder völlige Abänderung bes 
angefodhtenen Beſcheides lautete. Das Verhältniß ber Zahl 
ber erhobenen Rekurſe — 7806 (7052) — zu ber Zahl 
ber relursfähigen Schiedsgeridhtsurtheile 27 334 
(23 724) — ftellt ſich im Berichtsjahre etwa wie 1: 3,5; 
gegen 1:3,, im Borjahre. 

Auch im Berichtsjahre weichen die im Webrigen von 
ben Schiedsgerichtsvorſitzenden mitgetheilten Erfahrungen 
im Allgemeinen nicht von dem ab, was in den Vorjahren 
an biejer Stelle zu verzeichnen war. Ausdrücklich fei ers 
wähnt, daß der Borfigende de8 am meiſien beichäftigten 
Schiedsgerichts (mit 1830 anhängig gewejenen Berufungen), 
wie ſchon in früheren Jahren, jo auch jeßt wieder „bas 
lebhafte Interefje der ſämmtlichen Beifiger für die ſchieds— 
' gerichtlihe Thätigkeit und ihr Beftreben, ſachlich und 
‚ objektiv zu urtheilen“, lobend und anerfennend hervorhebt. 
| Das bisherige gute Einvernehmen unter den Mitgliedern 
\ des Sciedögerichts fei durch den Eintritt einiger neuer 
| Beiſitzer in Folge ber Neuwahlen in keiner Hinſicht geftört 

worden. Ein anderer Vorſihzender mehrerer Schiedsgerichte 
mit zuſammen 735 anhängig geweſenen Berufungen betont 
unter „wärmfter Anerkennung“ ber geſammien Thätigkeit 
der Schiedsgerichtsbeiſitzer namentlich ihre Selbftändigfeit 
bei der Abſchätzung der Erwerbsunfähigkeit, welche durch 
die ärztlich feftgeftellten Folgen des Unfalls verurſacht wird. 


B. Invaliditäts- und Altersuerficdjerung. 


1. Verwaltung. 
Grörierungen über bie Berfiherungspflicht. 

No immer bereitet die Abgrenzung des Kreiſes ber 
nad dem Invaliditäts- und Altersverfiherungsgefe ver: 
fiherten Berfonen Schwierigkeiten, die namentlich auch bei 

| der Auslegung des unter dem 1. März 1894 belannt 
gegebenen Bundesrathsbeichluffes, betreffend die Invalidi— 
‚ tätd- und Altersverfiherung von Hausgewerbetreibenden 
der Tertilinduftrie (Reichs-Geſetzbl. S. 324), zu Tage treten. 
In letzterer Beziehung wird der unter dem 9. November 
1895 veröffentlichte weitere Beſchluß des Bunbdesraths 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 452) vorausfihtlih einige Abhülfe 
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Ihaffen. Muh im Berichtsjahre war die Neigung ber 
BVermwaltungsbehörben wiederholt zu erkennen, in ben auf 
Grund bes $. 122 des Invaliditätss und Alteröverficherungs- 
geſetzes erlaffenen Entſcheidungen über die Beitragspflidht 
von ben in der Spruchpraxis des Reichs-Verfiherungsamts 
feftgehaltenen Grundjägen abzumweidhen, daß hierunter die 
auf diefem Gebiete dringend erforderliche Nechtsficherheit 
fortgejegt leidet, unterliegt feinem Zweifel. 

Ein Bebürfniß zur Abänderung der unter dem 31. DE 
tober 1890 diesſeits erlaflenen Anleitung, betreffend den 
Kreis der nad) dem Jnvaliditäts- und Altersverfiherungs- 

ejeß verficherten Perjonen, ift auch in diefem Jahre nicht 
ervorgetreten. 
Beraihungen über die Revifion des Invalibitäts- und Alters- 
verficherungsgeiches. 

Dagegen nahm das Neichd-Verfiherungsamt, nachdem 
bereits im Jahre 1894 auf Veranlaſſung des Staatsjekretärs 
bes Innern über eine Reihe notwendiger Abänderungen des 
Inpalibitäts- und Alteröverficherungsgejeßes —— ge⸗ 
pflogen worden waren, die zur Vorlegung einer dieſen Gegen— 
ſtand betreffenden, mit formulirten Vorſchlägen verſehenen 
Denlſchrift geführt hatten, durch mehrere Vertreter in der Zeit 
vom 4. bis 9. November 1895 an ben Verhandlungen 
einer vom Reichsamt des Innern berufenen Kommiffion 
über die Revifion des genannten Geſetzes Theil. Im dieſer 
Kommiffion wurde auch der Plan einer organiſchen Aus 
fammenlegung ber verſchiedenen Zweige der Arbeiter 
verfiherung, insbejondere unter Befeitigung de8 Marlene 
ſyſſems, auf Grund diesfeitiger Vorjchläge einer Beſprechung 
unterzogen. 


Anfragen über Beitragsentridtung ac. 

Die immer noch zahlreih einlaufenden Anfragen, 
welde ſich auf die Beitragsentridtung, bie Ausftellung ber 
Duittungsfarten und ähnliche Gegenftände bezogen, wurden 
— ſoweit erforberlid, unter Wahrung ber Entidheidungs- 
befugniß anderer Behörden — in bem Bejtreben beant« 
wortel, das Verftänbniß und die praktifhe Durchführung 
bes Geſetzes nad) Möglichkeit zu erleichtern. 


Arbeiterhülfsgefuce. 

Die Zahl der von den Verficherten eingereichten Ges 
fuche, welche die Bewilligung von Invaliden- oder Alters: 
renten, ſowie die Erftattung von Beiträgen 9 30 ff. des 
Snvaliditäts- und Wltersverfiherungsgejeges) betrafen, bes 
trug 1213. 

Uebernahme der Fürjorge für erfrankte Verficherte jeitens der 
Berfiherungsanitalten. 

Auch in diefem Jahre wurde ber Anwendung ber Bes 
ſtimmungen bes 8. 12 des Inpvaliditäts- und Altersver- 
ſicherungsgeſetzes bejondere Beachtung gewidmet, nachdem 
nunmehr fajt alle Verfiherungsanftalten dazu übergegangen 
find, von ber ihnen darin ertheilten Befugniß zur vor 
beugenden Krankenpflege einen mehr oder minder aus« 
giebigen Gebraud) zu machen. Gegenüber den Bejtrebungen 
einzelner Berfiherungsanftalten, unter Aufwenbung großer 
Summen eigene Krantenhäufer und Spezialbeilanftalten zu 
errichten, hat das Reichs-Verſicherungsamt dahin zu wirken 
gejucht, daß derartige, über die nädjjtliegenden Zwede der 
Verjiherung hinausgehende Pläne nur im Falle eines 
dringenden Bedärfniries und mit größter Vorſicht und 
Sparjamkeit verfolgt werben. Die Benupung beftehender 
Krantenhäufer von Seiten der Verficherungsanftalten oder 
beren Errihtung durch Dritte im Intereffe der Anftalten 
hat e8 thunlichft unterftüßt. 


Genehmigung von Statuländerungen. 
Den von 11 Berfidherungsanftalten beſchloſſenen Abs 


änderungen ihres Statut wurde die Genehmigung ertheilt. | 


Strafbeſchwerden. 

Beſchwerden gegen Strafverfügungen der Vorſtände 
ber Verſicherungsanſtalten ($$. 142 ff. des Invaliditäts- und 
Alteröverficherungsgejeßes) wurden im Berichtsjahre 1221 
anhängig. Davon wurden erledigt 1021, und zwar durch 
Enticheidung 788, durch Zurücknahme der Strafverfügung 
200, duch Zurüdnahme der Beſchwerde 27. In 6 Fällen 
wurde die Beſchwerde an das zuftändige Landes-Verſiche— 
rungsamt abgegeben. Als umerledigt wurden in bas 
laufende Geihäftsjahr übernommen 200 Beſchwerden. 
Einfprüde gegen die Rentenvertheilungen des Rechnungsbüreaus. 

Gegen die Rentenvertheilungen des Rechnungsbüreaus 
wurde in 360 Fällen Einſpruch (Widerſpruch) — $. 90 
Abſatz 1 und $. 160 Abſatz 3 des Invaliditäts> und Alters: 
verfiherungsgejepes — erhoben, jo daß einſchließlich 
ber aus bem Jahre 1894 umerledigt übernommenen 
92 Fälle 452 Sachen zur Bearbeitung vorlagen. Ueber 
20 Einfprüde (Widerſprũche) wurde förmliche Entſcheidung 
getroffen, wobei in 5 Fällen eine Abänderung ber erit: 
maligen Bertheilung des Rechnungsbureaus erfolgte, während 
in 15 Fällen die Bertheilung des Rechnungsbureaus be 
ftätigt wurde; in 339 Fällen wurde ber Einfpruch zurüd- 
genommen. 93 Fälle blieben unerledigt. 

Dabei wurde u. 9. die frage vom Reichs-Verſiche- 
rungsamt grundiäglich entichieden, nach welchen Geſichts— 
punkten die Vertheilung derjenigen Renten zu erfolgen hat, 
melde auf Grund der zu verjchiedenen Zeitpunkten in 
Kraft gejegten Bundesrathsbeſchlüſſe, betreffend die Aus: 
dehnung der Verficherungspflit auf gewiſſe Klaſſen der 
Hausgewerbeireibenden, bewilligt worden find. 

Wahl der Ausihußmitglieder = * gemeinjamen Berfiherungs- 
anjtaltien. 


Am 1. Juli 1895 begann für die Mitglieder der auf 
Grund des $. 48 des Invaliditätd- und Altersverſiche⸗ 
rungsgeieges für die Werfiherungsanftalten gebildeten 
Ausihüfle eine neue Wahlperiode. Die hiernach erforder: 
lihen Neuwahlen wurden für die gemeinfamen Berfide: 
rungsanftalten ($. 64 a. a. D.) auf Grund der Wahlord- 
nung vom 29. Mai 1890 — Amtliche Nachrichten des 
Reichs⸗Verſicherungsamts 1890 S. 457 ff. — durd)geführt, die 
Wahlergebniffe geprüft und ben Vorjtänden der beiheiligten 
BVerfiherungsanftalten mitgetheilt. 

Erlaß einer Nevidirten Geſchäftsanweiſung, beireffend die Yus- 
zahlungen dur die Poſt, fowie Nevidirter Worfchriften über die Art 
und Form ber Nechnungsführung bei den Berfiherungsanitalten. 

Im Hinblid auf die in den 88. 30 und 31 bes In— 
validitäts- und Altersverfiherungsgejeßes vorgejehenen Bei⸗ 
tragserftattungen, weldye im Berichtsjahre zum erjten Male 
praftifch wurden, waren bereitS im Jahre 1894 Verband 
lungen mit ben Gentral-Bojtbehörden gepflogen worben, um 
eine Ergänzung ber Gejchäftsanweijung vom 29. Dftober 
1890, betreffend bie Auszahlungen durd die Poft, herbei 
zuführen. Diefe Verhandlungen haben in der Revibdirten 
Geihäftsanweifung vom 29. April 1895, welche am 1. Juli 
1895 in Kraft getreten ift, ihren Abichluß gefunden (Amt: 
liche Nachrichten des Reichs-Verſicherungsamts, Invalidität: 
und Mltersverfiherung ©. 117 ff.). f 

Ebenſo ift die aus gleicher Veranlaſſung in Angriff 
genommene, jhon im vorjährigen Geſchäftsbericht erwähnte 
Revifion der Borichriften, betreffend die Art und Form der 
Rehnungsführung bei den Verficherungsanftalten, nunmehr 
vollendet. Die unter bem 30. April 1895 erlaffenen Revidirten 
Rechnungsvorſchriften (Amtliche Nachrichten des Reiche 
Berfiherungsamts, Invaliditätsee und Altersverſicherung 
S. 140 ff.) enthalten außer denjenigen Aufäpen, melde 
duch die Veitragserftattungen bedingt find, eine Weihe 
verſchaͤrfter Bejtimmungen über die Buchung der Kapital⸗ 
anlagen, mit Hülfe deren es ermöglicht werben fol, für 
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die Zulunft eine befjere Ueberfiht über die Verwaltung 
der von Jahr zu Jahr fid) vermehrenden VBermögensbejtände 
der Verjiherungsanftalten zu gewinnen. 

Vor Erlaß der neuen Rechnungsvorſchriften fanden 
am 18. und 19. März 1895 Berathungen mit einer Kom— 
milfion von Vertretern der Verfiherungsanftalten jtatt. 

Statifiit der Invaliditätsurfahen. 

Die Statiftil über die Urſachen der Invalidität bei 
denjenigen Berjonen, weldhe in den Genuß der Invalidens 
rente getreten find, ift im Nechnungsbüreau in Angriff ges 
nommen worden und wird vorausfichtlih im Laufe des 
Jahres 1896 zur Veröffentlichung gelangen. 


Gejammtnahweifung über die von ben Berficherungsanftalten ein» 
gereichten Ueberſichten über ihre Gefchäftt- und Rechnungsergebniſſe. 


Die von den Verfiherungsanftalten gemäß $. 130 des 
Invaliditätss und Altersverfiherungsgefehes für 1894 vor- 
gelegten Ueberfichten über ihre Geſchäfts- und Rechnungs— 
ergebniffe wurden in etwas abgefürzter Form zu einer 
entiprechenden Geſammmachweiſung verarbeitet und öffent- 
li bekannt gemacht (Drudjachen des Reichstags IV. Seſſion 
1895/96 Nr. 80). 


Prüfung der Gefhäftsführung der Berfiherungsanftalten. 

Im Jahre 1895 hat auf Grund bes $. 131 bes In— 
validitäts⸗ und Wltersverfiherungsgejeßes bei 8 Verſiche— 
tungsanftalten eine eingehende Prüfung der Geichäfts- 
führung durch Kommifjare des Reichs-Verſicherungsamts 
ftattgefuunden. 

Verwendung eines Theild des Vermögens der Verfiherungsanftalten 
zum Bau von Arbeiterwohnungen. 

Die von den Berjicherungsanjtalten zur Förderung 
des Baues von Arbeiterwohnungen getroffenen Maßregeln 
find mit Aufmerkſamkeit verfolgt worden. Bu dem ge: 
dachten Zwed wurden jeither von den Verfiherungsanitalten 
an Darlehen gewährt oder zur Sergabe bereit gejtellt: 

1. innerhalb der Grenze der Münz- 

belfiherheit . » » » » . . 3756616 Marf, 

2. über dieſe Grenze hinaus . . 3694480 = 

zufammen . . 7451 096 Mark. 


Rechnungsbüreau des NeichseVerfiherungsamts: 
a) Rentenvertheilungen. 

Zu den aus dem Borjahre übernommenen 6913 Ans 
trägen auf Rentenvertheilung traten im Berichtsjahre 
55 173 Invalidenrenten und 33 747 Altersrenten hinzu, jo 
dab insgejammt 95 833 Nenten zur Bearbeitung vorlagen. 
Hiervon wurden 82 874 vertheilt, während 12959 uner— 
— in das Jahr 1896 übernommen wurden. Sn 
des Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes) Gebrauch 
gemacht; dazu famen noch 410 unerledigte Vorbehalte aus 
dem Jahre 1894. Das Verfahren fand während bes Bes 
rihtsjahres in 1432 Saden feinen Abſchluß, jo daß noch 
543 Fälle in das Jahr 1896 übernommen worden find. 
Zur Vorbereitung und Durchführung des Bertheilungs- 
verfahrens gingen von den Borjtänden ber Verſicherungs— 
anftalten und zugelafienen Kafjeneinrichtungen rund 20 000 
befondere Mittheilungen und aufflärende Verhandlungen ein. 

b) Verrechnung der Hentenzahlungen und Doppelmarten. 

Bei der gemäß $. 92 a. a. D. bemwirkten Prüfung 
und Abrehnung der von ber Poſt und von einzelnen Kaffen- 
einrichtungen Ahr Rechnung des Reichs und der Ver— 
fiherungsanftalten 2c. während des Jahres 1894 geleifteten 
Rentenzahlungen ergaben ſich vielfach Anftände, die im 
rund 2600 Fällen Rüdfragen erforderlihd machten. Im 
Anſchluß Hieran erfolgte bei 8200 Renten die endgültige 
Verrechnung ber Vorſchüſſe. 

Attenſtücle zu den Verhandlungen des Reichsſtages 1895/96. 


wurde von dem Rechte des Vorbehalts ($. 160 | 
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Für das Gtatsjahr 1894/95 wurde bie Abrechnung 
der Einnahmen des Reichs aus dem Berfauf von Doppel- 
marken, ſowie die Prüfung und Abrechnung der vom Reid) 
wegen Erjtattungen für irrthümlich verwendete und ver— 
nichtete Doppelmarten zu zahlende Beträge bewirkt, 


e) Mathematifch-ftatifttiche Arbeiten. 

An mathematifchsftatiftiihen Arbeiten hat das Rech— 

nungsbüreau im Laufe des Berichtsjahres angefertigt: 

1. Tafeln über die Sterbenswahrjcheinlichkeiten für 
Invalidenrentenempfänger auf Grund ber bis 
Mitte 1894 eingetretenen Todesfälle; 

2. die Berechnung der Kapitalwerihe von Invalidens 
renten auf Grund der zu 1 erwähnten Tafeln; 

3. eine Mbjterbeordnung für Altersrentenempfänger 
auf Grund ber bis Mitte 1894 eingetretenen 
Todesfälle; 

4. die Berechnung ber Kapitalwerthe von Alters⸗ 
renten auf Grund ber zu 3 bezeichneten Abjterbe- 
ordnung; 

5. ein Gutachten über bie Wirkung ber Rentenvers 
theilungen auf bie Belaftung ber einzelnen Ber: 
ficherungsanftalten; 

6. eine überſchlägliche Bilanz der Berfiherungsans 
ftalten für die erfle Beitragsperiode auf Grund 
der Rechnungsergebniſſe der Jahre 1891, 1892, 
1893 und 1894; 

7. die Vorarbeiten zu einer Statiſtik der Invalibitäts- 
urſachen; 

8. die Vorarbeiten zur Unterſuchung der ie 
— welche für die See-Berufsgenoſſenſchaft 

aus der Ausdehnung der Entſchädigungspflicht 
auf die durch klimatiſche Krankheiten (gelbes Fieber) 
erbeigeführten Todesfälle erwachſen würde; 

9. die Berechnung des von den Verſicherungsanſtalten 
und zugelajienen Kafjeneinridhtungen im Jahre 1896 
gemäß $. 92 Abſatz 3 des Imvaliditäts: und 
AlterSverfiherungsgejeges an die Poſt abzuführen- 
den Betriebsfonds. 

d) Statiftifches. 

Vom 1. Januar 1891 bis zum Ablauf des Berichts- 

jahres wurden an Renten überhaupt anerkannt: 






Invaliden · 


Altersrenten 


bei den Bufammen 














31 Verſicherungsan⸗ 





ftalten . 144 770 | 264582 | 409 352 
9 Kaffeneinrich- 
tungen 11 257 4868 16 125 





269450 | 425.477. 


Im Berichtsjahre bezogen rund 
217 600 Berjonen Altersrente, 
130 900 Perſonen Invalidenrente, 


348 500 Berfonen überhaupt Renie. 
Da fid) umter diefen rund 800 Perjonen befinden, beren 
Altersrente im Laufe bes Berichtsjahres in Invalidenrente 
umgewandelt wurde, und biefe Berionen deshalb vorjtehend 
boppelt gezählt find, jo ftellt fi die wirklihe Zahl ber 
Rentenempfänger des Berichtsjahres auf 
rund 347 700 Berjonen, 
an welde insgeſammt 
42,1, Millionen Mark, 
und zwar an Altersrenten rund 26,; Millionen Darf, 
an Snvalidenrenten 15, Millionen Mark 


gezahlt find. 


alfo rund 
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Die von ben Verfiherungsanftalten feit bem 1. Januar 


1891 feftgefeßten Renten repräfentiren überſchläglich ein 
Dedungsfapital von 


rund 203, Millionen Mark, 


und mit Einfluß der an ben Nefervefonds ($. 
Invalidität» und Altersverficherungsgefeges) abzu 
Beträge in Höhe von rund 40, M 
Kapital von 


21 des 
renden 
ilionen Marl ein 


rund 243,5 ge Mark. 


(Gefchäftsbericht des Reichs-Verſicherungsamts.) 


im Jahre 1891 von rund .. 85, Millionen Mari, 


z s ⸗ ⸗ er 7) 

s = 1893 = = 85,2 5 * 

= = 1894 = = 87,8 ⸗ ⸗ 

E s 1895 = s 89,3 ⸗ ⸗ 
zuſammen. .. 432,0 Millionen Matt. 


Es verbleibt demgemäß — ohne Berückſichtigung von 
Zinſen — zur Deckung der bisher nur in geringem Umfange 
bewilligten, ſpäter aber vorausſichtlich ſich ——— 


Dem ſteht nach Abzu 
foften — für 1895 in * —* 
genommen — eine Einnahme aus Beiträgen gegenüber | 


— 


efammten Berwaltungs- 
1 Höhe wie für 1894 an— 
185,, Millionen Mark, 


2. Rechtiprechung. 


Rechtſprechende Thätigkeit bes Neichs-Verfiherumgsamts als Reviſtonsgerichts. 


. Die Zahl ber im Jahre 1895 anhancie — — Kg 


Beitragserftattungen ($$. 30, 31 a. a. D.), fowie 
Ige ber längeren Dauer der Beitragsleiftung allmälig 
öher werdenden Invalibenrenten ein Kapital von rund 





ber in 





in Invalidenrentenſachen . 2.092 
in Altersrentenſachen . 1493 
in Beitragserftattungsfachen . 21 
aufammen 3 606. 
Unerledigt find übernommen aus dem 1894: 
Invalidenrentenſachen . : 500 
Altersrentenfahen . . 401 
zufammen 901, 
mithin waren zu bearbeiten . 4 507. 
Revifionen wurben eingelegt: 
— ne * 
lagen jagen  faden 
a) von den —— 1531 1098 14 
a von den ® ———— und Kaffereinrihtungen in 455 327 7 
von den Staatslommiffaren in . . 106 68 — 
zuſammen wie oben . 2092 T493 21 
3606 Sadıen. 
Bon den cherten und ben Verfiherungsanftalten 2c. zugleich ift in . 10 
von ben Verficherten und den Staatskommiſſaren zugleich ift in . ges 5 
von den Berjicherungsanftalten zc. und den Staatstommifjaren zugleich iſt in . 67 
zufammen in 82 
Sachen Revifion eingelegt worben. 
U. Bon ben Revifionen wurden erlebigt: 
Invaliven, ¶ Aliers· 
renten: renten erſtattunge · 
ſachen ſachen 
a) durch Urtheil nach mündlicher Verhandlung . 1581 1148 b= 2734 
und zwar: 
1. Zurüdgewiefen wurden Revifionen: 
tem» u Ferne 
Tagen ſachen lachen 
a) der Verſicherten. .... 8 648 56 = 1532 
der —— ——— und 
Kaſſeneinrichtungen. erw. 96 — — 2332 
y) ber Staatstommiffare . 35 1 — — 8 
zufammen . 1051 770 Bb = 1 826. 
Seite 2734 4507 
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Ueberttag . . . 2734 4507 
2. Stattgegeben wurde den Nevifionen: 
a) der Berficherten 
— 284 
jagen fi 
aa) durch Zurückverwei⸗ 
fung an das Schieds- 
geriht in. . . 163 138 — — 266 fällen 
46) durch guruckverwei 
fung an ben Vor— 
fand in... 1 2 - 3 . 
rr) durd) —— Bus 
— er Rente 
* * 32 26 — zz 58 = 
88) —* Abänderung 
des Rentenbeginns 
oder der Rentenhöhe 
zufammen . . . 204 136 -=.....30 
A) der Berfiherungsanftalten und Kaffeneinrichtungen 
Invdalloen · Allers· Deittags· 
Magen Tan ie 
aa) durch Zurüdverwei- 
fung andas Schieds⸗ 
geriht n . . . 130 711 — — 201 Fällen 
8A) durch Zurüdverwei- 
fung an ben Bor: 
ftand n.. . . 1 2 - = 8: 
rr) durch Abweiſung bes 
Rentenanſpruchs in 98 108 - =206 - 
8) durch Abänderung 
des Rentenbeginns 
oder bes Rentenbe- 
tags nm. . .. 48 22 - = 70 — 
zufammen . . 277 203 — =.... 480 
Saenjagen verenfagen 
y) ber Staatsfommiffare 
aa) durch rüdverweifung 
an das Schiedsgericht in 19 13 — 32 fällen 
66) durch urückverweiſung 
an den Borftand in. — - = — — 
yr) dur Abweiſung bes 
Rentenanfprudye in . . 28 2 = #6 = 
88) durch Abänderung des 
Rentenbeginns oder bes 
Rentenbetrages in. . . 6 Bb= U = 
zufammen . . 48 40 u: 2 88 
insgefammt . . 908 
fl . . . . 2734. 
Die nach münblicher Verhandlung ergangenen Urtheile ee hiernach im Ganzen: 
Revifionen zurückgewieſen in . . ER .1836 as 
bie Sade in die Vorinftanz zurückverwieſen in . Er 606 
erftmalig Rente zuerfannt in. . PF be 68 = 
bie vorinjtanzlich zugeſprochene Rente aberfannt in . 21 = 
ben Beginn oder die —— der En efgeepten Rente ab 
geändert in. . 9 = 


find * . . 2734 fälle. 


Seite . . . 2734 4507 
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Ueberttag . -» . 2734 4507 
b) durch Urtheil ohne mündliche Verhandlung wurben Revifionen zurüdgemwicjen : 
269 ——— 207 FIRE RANGE 1 —— — 
zufammen . . . 477, 
und zwar: 


jagen fi tagen 
a) wegen verjpäteter Einlegung . 241 189 1 = 43 
A) als offenbar unbegründet (8. 8 
Abfag 2 des Imvaliditäts- = 
Alteröverfiherungsgeieges) . . . 28 18 — = 46 
zufammen . . . 269 207 1 find wieder 41 
ce) auf andere Art (Zurüchnahme, Vergleich zc.) 121 Inpalibententenfadhen, 
93 Ultersrentenjachen, 1 Beitragserftattungsjade, zufammen . - 215 


insgefammt et 692 
erledigt find zufammen . . . . 3426 
” — 1971 Invalidenrentenſachen, 1448 Altersrentenſachen, 7 Beitragserftattungs- 
achen. 
Mithin blieben unerledigt16081 
— 
” — 621 Invalidenrentenſachen, 446 Altersrentenſachen, 14 Beitragserftattungss 
achen. 
III. Den durch Urtheil nach mündlicher Verhandlung erledigten Sachen lagen folgende Streitfragen zu Grunde: 


A. ge ober unrichtige Anwendung des beftehenden Rechts fam in Frage, und zwar handelte es 


darum: 
Imsallben ltr Beitrags: 


tenten: erflatttun 
faßen Tagen faden 
a) ob ber Rentenbewerber zu ben — — . 136 440 — 
b) ob die Wartezeit erfüllt war, in .. . ... 409 288 — 
c) ob bereits Invalidität eingetreten war, im. 239 13 — 
d) er die — rechtlichen Vorausſetzungen für einen Renten⸗ 
egeben waren, n . . 151 60 — 
e) eis An rechtlichen Gefihtspunften der Beginn der Rente 
beftimmt war, in . 29 31 — 
f) nad) welchen rechtlichen Sefihtspuntten das ap der Rente 
zu nen war, l ... 17 — 
g) um ſonſtige Rechtsfragen in . . . x ee 
— in 1112 891 5 — 2008. 
B. Die thatjählichen Feſtſtellungen des Schiedsgerichts waren zu prüfen: 
a) diejelben waren aufrecht a erhalten, und — die Reviſionen 
ie u verwerfen in . 222 125 — 
b) diejelben waren wegen. eines Verftoßes wider ben Haren 
Inhalt der Akten aufzuheben in. . . .» 152 70 — 
— itt 97 15 — = 568. 


6. Es war zu —— ob — —— des a vor⸗ 
lagen in. . 95 2 — = 157 


— inn — 1148 b — 2734 
insgefammt wie oben zu Ila. 


IV, In 258 Situngen haben mündliche Verhandlungen in 2 787 Sachen ftattgefunden, und zwar: 
1. vor ber erweiterten Spruchkammer (Biffer 5 ber ange Verordnung vom 20. re 
1890) . . 2 . . am 30 Tagen in 220 zyällen 
2. vor ber engeren Spruchlammer Ziffer 400. 8) oe 2728 22567 ⸗ 


zufammen an 258 Tagen in 2 787 Fällen. 


Eine Vertretung der Verficherten durch Rechtsanwälte fam in 10 Fällen vor; ein Staatstommiffar 
war in einem Falle zur mündlichen Verhandlung erſchienen. 


V. Um die von den Spruchkammern angenommene Auslegung folder gefeplichen Bejtimmungen, welche von 

eg grumdjäglicher Bedeutung find, maßgebend feſtzuſtellen, wird ein Präjudizienbuch geführt, welches 

ur Zeit 778 Eintragungen enthält. Dafjelbe bietet zugleich Material zur Entiheidung der Frage, ob über 

ie einzelnen Nevifionen vor ber engeren oder ber erweiterten Spruchkammer (Ziffer 4 und 5 der Kaiſer— 
lichen Verordnung vom 20. Dezember 1890) zu verhandeln ift. 


Reichstag. Altenſtück Nr. 158. (Geichäftäbericht des Reichö-Verfiherungsamts.) 


— 








Rechtſprechung der Schiedegerichte. 
a) Statiſtiſches. 

In den erſten Monaten des Jahres 1895 beftanden 
im Reich 624 auf Grund bed Anvaliditäts- und Wlters- 
verſicherungsgeſetzes errichtete Schiedsgerichte, von dieſen 
entfielen 604 auf die 31 Verſicherungsanſtalten, 20 auf 
die nah den SS. 5ff. a. a. D. zugelafienen 9 bejon- 
deren Kaſſeneinrichtungen. Die Zahl der Ießteren 
Schiedsgerihte erfuhr durch eine anberweite Organi— 
fation der preußiihen Staatseifenbahnverwaltung am 
1. April 1895 eine Steigerung um 9. Desgleichen trat 
am 1. Juli 1895 in Preußen in ben Bezirken zahl 
reicher Schiedögerichte der BVerficherungsanftalten infofern 
eine Aenderung ein, als, während bisher faft für jeden 
Kreis ein Schiedsgericht beftand, mehrere Kreiſe, ins» 
bejondere Stabt- und Landkreife oder benachbarte Kreiſe, 
zu einem Schiedsgerichtsbezirfe vereinigt wurden. In Folge 
deffen beträgt die Zahl der Schiedsgerichte im Reich feit 
dem 1. Juli 1895 528, davon entfallen 499 auf bie 51 
Verfiherungsanftalten, 29 auf die nad) den SS.5 ff. a. a. O. 
zugelaffenen 9 bejonberen Kaffeneinrichtungen. 

Während im ganzen Beridhtsjahre indgefammt 34 847 
Anſprüche auf Altersrente erhoben worden find, von denen 
— einjhließlih der aus dem Vorjahre unerledigt über: 
nommenen 5268 Allersrentenanfprädhe — 27586 von ben 
Verfiherungsanftalten 2c. anerkannt, 7598 zurüdgemiejen, 
1571 anderweitig erledigt und 3 360 unerledigt auf das 
Jahr 1896 übernommen wurden, und während ferner im 
Ganzen 73 T10 Anſprüche auf Invalidenrente geltend gemacht 
worden find, von denen — einjchließlich der aus dem Vorjahre 
unerledigt übernommenen 7 399 Invalidenrentenaniprüde — 
54 424 von ben Verfiherungsanftalten zc. anerkannt, 14 454 
zurüdgewiejen, 3 611 anderweit erledigt und 8 620 unerledigt 
auf das Jahr 1896 übernommen wurden, find bei ven Schieds⸗ 
gerichten 18 819 Berufungen anhängig geworden, und zwar: 

in Snvalidenfaden . . . . . 11873 


Allgemeine Gefhäftsüberficht. 


in WUltersrentenfahen . . . 6 449 
wegen Erftattung von Beiträgen 
gemäß 88. 30 und 31 bes 
Snvaliditäts- und Altersver⸗ 
fiherungsgefeßes . 497 
18 819. 
Davon find erhoben: 
a) von den Berficherten oder deren Hinter: 
bliebmn . - » 2 2 2 20002. 18262. 
b) von dem Staatstommiffar. . . . - 637 
e) von beiden zu a und b bezeichneten Seiten 20 
18 819. 
Unerledigt 
übernommen 







vom 
A. Unfallverfidierung. 

I. Summe aller Beſchwerden ꝛc. unter 1, 

2,3, 4 auf S. 1102 bis 1104. 

Il. Dazu Rekurſe gegen die Entſcheidungen 
der Schiedögerihte (S. 1105) . 

Summe A 

B. Imaliditäts: und Altersverſicherung. 

I. Beſchwerden ze. . — — 

I. Revifionen . 







375 
; 901 
Summe BB... 
Summe aller Beſchwerden, Rekurſe und 


NRevifimen . . . 6 543 


Dazu die Arbeiten des Nechnungsbüreaus, vergleihe S. 1113. 


Jahre 1894. | Jahre 1895. 


1940 7130 9070 
f 3 327 7 806 11 133 


| 5267 | 14956 | 20208 | 


2 434 2 809 
3 606 4 507 








Von ber Gejammtzahl der im Berihtsjahre anhängig 
geworbenen (18 819) und der aus dem Vorjahre umerledigt 
übernommenen (4 756) Berufungen find erledigt: 

a) durch rechtsfräftigen Ablehnungsbeſcheid 


des Vorfigenden . » » 2» 22.0. 1311 
b) durdy Bergleih oder Zurüdnahme der 
Berufung - - > 2 = 20 nn. 2985 
e) durch Entſcheidung des Sciedsgerihts 13 257 
a) Zurüdweifung aus formalen Gründen 
aa) wegen Berfäumung ber 
Berufungsftit . . . 307 
BB) wegen Unzuftändigfeit 
des Sciedgerichts . 64 
A) Beltätigung des angefochtes 
nen Beide . . . . 9305 
y) völlige oder theilweife Ab⸗ 
änderung bes angefochte- 
nen Bejcheides 8581 
d) auf andere Weile. ä — 860 
zuſammen. . 185388. 


Unerledigt blieben 5 212 Saden. 
Die 3a der Sihungen betrug 3 396. 
* 368 Sachen haben Beweisaufnahmen ſtatt⸗ 
nben. 
In 128 Sadıen ift ohne mündliche Verhandlung und 
in 1254 Saden ohne vorgängigen Schriftwechſel ent- 
ſchieden worden. 
Gemäß $. 74 Abſatz 6 des Invalidität und Alters— 
verfiherungsgejehes find Koften des gerichtlichen Verfahrens 
einer Bartei auferlegt worden in 94 Fällen. 

b) Erfahrungen. 
Unter ben Gefchäftsberidhten der Schiebsgerichts- 
vorfigenden befinden fi verhältnißmäßig nur menige, 
denen bejondere Bemerkungen über die bei der Handhabung 
bes Geſetzes und der Kaijerlihen Verordnung vom 1. De— 
zember 1890 gemachten Erfahrungen Hinzugefügt find. 
Dies erflärt fi) zum Theil daraus, daß in folge der am 
1. Zuli 1895 eingetretenen andermweiten Organifation in 
den Bezirken zahlreiher Schiebsgeridhte ein Wechſel im 
Vorſitze ftattgefunden hat, und die neuernannten Vorſitzen— 
den bei ber kurzen Dauer ihrer amtlichen Thätigfeit noch 
nicht Gelegenheit gefunden haben, bejondere Beobadjtungen 
zu machen oder Erfahrungen zu fammeln. Soweit ſolche 
Aeußerungen der Vorjigenden vorliegen, beziehen fie ſich 
faft durchweg auf diejelben Punkte, welche ſchon in den 
legten Jahren erwähnt worden find. Es wird daher, um 
Wiederholungen zu vermeiden, auf die Gefchäftsberichte für 
1893 und 1894 verwieſen. 


Eins 
gegangen 
im 












erledigt. unerledigt. 


320 
1 081 


20 976 27 519 21 839 | 
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Bericht ber Waplprüfungs-Rommilfion.) 








Die Zahl der abgehaltenen Plenarjigungen betrug 8; 
Abtheilungsfigungen fanden regelmäßig an bejtimmten 
Wochentagen ftatt. 

In den „Amtlichen Nachrichten des Reichs-Verſicherungs⸗ 
amts“ gelangten aus dem Gebiete der Unfallverficherung 
102 Relursenticheidungen und Verwaltungsbeſcheide (im 
Ganzen bisher 870 Rekursentſcheidungen und 606 Ver— 
waltungsbeicheibe), aus dem Gebiete der Invaliditäts- und 
Altersverfiherung 78 Revifionsentiheidungen und Ber: 
waltungsbejcheide (im Ganzen bisher 404 Revifionsent- 
ſcheidungen und 74 Berwaltungsbejdeide) zur Veröffent— 


lichung. 
Das Reichs-Verſicherungsamt. 
Dr. Böodiker. 
Nr. 159. 
Berichterftatter: R 


Abgeordneter Himburg. 
Bericht 
der 
Mahlprüfungs-Rommiffion 
über 


die Wahl des Abgeordneten von Reibnig im 
erſten Wahlkreiſe des Regierungsbezirks 
Gumbinnen. 

Entſprechend dem Antrage der Wahlprüfungs-Kom— 
miſſion vom 8. Mai 1895 (Druckſache Nr. 315 II. Seſſion 
1894/95) hat der Reichstag in der Sifung vom 24. Mai 
1895 (Seite 2450 der jienographiichen Berichte) bejchloffen: 

1. die Beihlußfaffung über die Gültigkeit der Wahl des 
Abgeordneten von Reibnig im erften Wahlkreife des 
Regierungsbezirks Gumbinnen (Tilfit-:NRiederung) einſt⸗ 
weilen auszuießen; 

2. den Herrn Reichskanzler zu erfuchen, durch die König- 
lich Preußische Regierung über nachſtehend bezeichnete 
Punkte Erhebungen veranlafien und biejelben dem 
Reihstage mitteilen zu wollen: 

zu Proteft I über eine zur Zeit der Wahl angeb- 
Ih ftattgehabte Unmündigfeitserflärung bes 
Dr. Broßzeit,; 
zu Proteft IT durch amtliche Vernehmung der Ges 
meinbevorfteher Gottlieb Schwede zu Argen- 
thal, Carl Naujots zu Gr. Heinrichsdorf, 
Friedr. Kröhnert zu Bittehnifchlen; 
zu PBroteft III 1a und b (richtig 6) durch amtliche 
Auskunft des Amtsgerichts, bezw. zu b ber 
Rolizeibehörbe; 
zu Proteft IV Abſatz 6 durch amtliche Aeußerung 
der Oberpoftdireltion in Gumbinnen und 
zu Ia, b;, 0, Bir ar dr hı und 9, mı und 5, 
Pu 5 
fomwie zu IIa, e, h, m, durch Erhebung ber zu 
den einzelnen Punkten bejchloffenen Deweile 

Die auf Grund dieſes Beſchluſſes ftattgehabten Er— 
—— en find dem Neichstage zugegangen und haben zu 
ol a in Ergebnifjen und Wahlprüfungs » Kommifjions- 
Beichlüffen geführt: 

I. Broteft. 


Nah der Auskunft des Königlichen Landgerichts zu 
Tilſit vom 16. Juli 1895 (BI. 1 der Ermittelungsakten) hat 
der Dr. Broszeit gegen ben ihn entmündigenden Amts: 


gerichtsbeſchluß vom 11. Juni 1890 rechtzeitig Klage er- 
hoben, worauf der Entmünbdigungsbeihluß durch UÜrtheil 
vom 8. Januar 1895 aufgehoben wurde. 

Demnach ift die am 23. Juni 1893 abgegebene Stimme 
des Dr. Broszeit für gültig zu erachten (f. $. 613 Abi. 2 
Eivilprozehordnung), und es find entiprechend dem Reichs: 
tagsbeidhluffe vom 24. Mai 1895 auf Grund biejes Pro- 
tejtes nur 8 Stimmen für ungültig zu erflären, welche dem 
Mehrheitstandidaten von Reibnig abzuziehen find. 


DI, Proteſt. 
Die Gemeindevorfteher von Gr. Heinrichsdorf, Bittehs 
niſchlen und Argenthal find wie folgt vernommen. 
Der Gemeindevorfteher Karl Naujoks aus Groß— 
Heinrichs dorf erflärt: 

„Am Tage vor der Wahl Abends hörte ich beim 
Nachhauſeweg von der Feldarbeit durch einen gewiſſen 
Szappel von Waszeſpindt, daß der Wahltermin durch 
Extrablatt aufgehoben und auf den 27. verlegt ſei. Zu 
Haufe fand ich das Ertrablatt vor, eninahm aus dem— 
jelben bei flüchtigem Durchfehen die Nichtigkeit des eben 
Bernommenen und brachte dafjelbe am nächſten Morgen 
zwilchen 6 bis 7 Uhr zum Nachbarn zweds Weitergabe 
durd das Dorf. Ob id) den Nachbarn perſönlich an- 
getroffen und ihm die vermeintlihe Terminsaufhebung 
mitgetheilt habe, vermag ich nicht anzugeben. 

Etwa um 10 Uhr Vormittags fam der frühere Ge 
ge Keufel aus Nuden zu mir umd theilte 
mir mit, daß es mit der Aufhebung nicht feine Richtig: 
teit habe. ch jap fofort das Ertrablatt, welches etwa 
bei 14 Perſonen bereits geweſen war, ein, ging auch 
noch zu einigen dieſer Perjonen hin und machte ihnen 
meinen Irrthum befannt. Es ift aber trogdem möglich, 
daß die Nichtigftellung nicht alljeitig rechtzeitig in der 
Gemeinde befannt geworben ift, und einige Wähler von 
der Wahl abgehalten find, welche auf entfernter gelegene 
Pachtwieſen zur Arbeit gegangen waren. Genau weiß 
ih dies nur von einem gewiſſen Genutt. Die Wahl 
fand in dem etwa 4 km entfernten Amtslofal der Ober: 
förfterei Schneden ſtatt.“ 

Der Gemeindevorfteher Friedrih Kröhnert aus 
Bittehnifchken erflärt: 

„Bei Empfang des Ertrablattes war ich ber An— 
ſicht, daß damit die Wahl aufgehoben fei, und habe id 
auch diefe Anficht Anderen gegenüber geäußert. Erſt am 
Wahltage Vormittags hörte ich, dab die Wahl doch 
jtattfinde, ich weiß jegt nicht mehr, ob durch den Wahl⸗ 
vorfteher Klebow oder fonjt einen Andern. Eine Ab: 
beftellung der Wahl durch ortsübliche Bekanntmachung 
hatte idy nicht veranlaßt, trogdem fuchte ich nunmehr 
nad Möglichkeit zu verbreiten, daß bie ng nicht aufs 
gehoben jei. Aus meiner Ortihaft war die Vetheiligung 
bei der ges eine jehr ftarke, und möchte ich daher ans 
nehmen, dab nur jehr wenige Wähler durch die irrthüm- 
lihe Nachricht von der Wahl ferngehalten find.“ 

Der Gemeindevorjteher Gottlieb Schwede aus 
Argenthal erklärt: 

„Auf Grund des am Tage vor der Stichwahl in 
meine Hände gelangten Grtrablattes machte ich im ber 
Gemeinde befannt, daß die Wahl verlegt je. Es find 
nur etwa 8 en tigte in der Gemeinde, 
welde alle von mir perjönlich benachrichtigt wurben. 
An demjelben Tage hörte ich noch bei einem Gange nad) 
Gr. Heinrihsdorf, daf meine Annahme unrichtig fei, und 
die Wahl dod am nächſten Tage ftattfinde. Ach habe 
dann am Wahltage jelbjt miederum perſönlich die 
Wähler von meinem Irrthum in Kenntniß gejegt, und 
zwar nod am Vormittage. Hierbei traf id zwei der 








Wähler nicht zu Haufe. Ob diefe beiden troßdem noch 
rechtzeitig das Stattfinden der Wahl erfahren haben, 
vermag ich nicht anzugeben.” 

Entgegen einer geringen Minderheit, welche annahm, 
dab dur bie irrthümlichen Erklärungen der Gemeindes 
vorfteher über den Stihmwahltag eine unfonirollirbare Ans 
zahl von Wählern von der Ausübung ihres MWahlrechts 
zurüdgehalten fei, und welche deshalb die Stimmen jänmt- 
licher Wähler, die fih in den drei Ortichaften an der Wahl 
nicht betheiligt haben — es find zufammen 39 —, dem 
Minderheitsfandidaten Käswurm zuzählen wollten, ent 
ſchied fich die Kommiffion dahin, daß die irrthümlichen, 
übrigens nicht in amtlicher Form abgegebenen Erklärungen 
ber drei Gemeinbevorjteher nicht von erheblihem Einfluß 
auf das Wahlergebniß gewejen, und daß nur die Stimmen 
derjenigen Wähler dem Käswurm zuzuzählen find, in 
Betreff deren durch die Belundungen ber Gemeindevorfteher 
die Möglichkeit nahe gelegt ift, daß fie in Folge ber 
Aeußerungen der Gemeinbevorjteher von ber Wahl zurüd- 
geblieben find. Es find dies in Gr. Heinrichsdorf ein und 
in Argenthal zwei Wähler. 

Danach find hier dem Käswurm drei Stimmen zuzu— 


zählen. 
III. Proteſt. 

Hier findet ſich in dem Antrage des Kommiſſions— 
berihts vom 8. Mai 1895 (auf Seite 35) ein Drudfehler 
vor. Es muß ftatt „la und b* heißen: 1a und 6. 

Die beicloffenen Beweiſe find troß des Drudfehlers 
richtig erhoben (fiehe BI. 4 und 5 der Ermittelungsalten); 
und es hat ſich ergeben, daß Baltrumeit zur Zeit ber 
Stihwahl entmündigt war, und daß Störies jeit 13 Jahren, 
vom Herbfte 1895 zurüd gerechnet, im Wege ber öffent- 
lichen Armenpflege eine fortlaufende, jährliche Unterftügung 
von 18 Marl durh den Armenverband Prodimmen er= 
halten hat. 

Beide Haben in der Stihwahl gewählt, ohne, wie Vor: 
ftehendes ergiebt, wahlberechtigt zu fein. 

Es find —*— dem Mehrheitskandidaten v. Reibnitz 
zwei Stimmen abzuziehen. 


IV. Proteſt. 

Ueber den im Abſatz 6 aufgeſtellten Protejtpunft Hat 
fih der Kaiferlihe Oberpoftdiretor Nehbod in Gum— 
binnen folgendermaßen amtlid geäußert: 

„Bumbinnen, 31. Auguſt 1895. 

Euerer Hochwohlgeboren theile ich unter Bezugnahme 
auf den auf Seite 1304/5 der mir gefälligft überjandten 
Drudihrift unter IV enthaltenen Proteft des Vorſtandes 
des freifinnigen Wahlvereins für den Kreis Tilfit er- 
gebenjt mit, daß die darin im Abjag 7 erwähnten, auf 
meine Anordnung durch den Poſtdireltor Schlefier aus- 
eführten Revifionen etwa 4 Wochen vor der Reichstags— 
—8 ftattgefunden und ſich auf 6 der damals zu 
Tilſit gehörenden 7 Boftagenturen erjtredt haben. Won 
den 6 Poftagenturen find zwei am 25. Mai, eine am 
26. Mai und.3 am 27. Mai revidirt worden. Daß 
Schleſier bei diefer Gelegenheit Wahlbeeinfluffungen be— 
trieben babe, ift jhon aus dem Grunde unwahrſcheinlich, 
weil er an den bezeichneten Tagen durchichnittlich 2 Agenturen 
zu revidiren hatte, zu jeder Reviſion einſchließlich der 
erforderlichen Reife etwa 5 bis 6 Stunden brauchte und 
außerdem in Tilfit früh vor feiner Abreife und Abends nad 
feiner Nüdtehr noch Amtsgeihäfte zu erledigen Hatte. 
Schleſier vermag fi noch zu erinnern, dab ihm einige 
Poſtagenten verſchiedene Fälle von Wahlbeeinflufjungen, 
welche jeiten® des freifinnigen Kandidaten ausgeübt 
worden fein follten, erzählt re Der Genannte * 
aber pflichtmaͤßig verſichert, daß er bei Gelegenheit Der 
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Revifionen Wahlbeeinfluffungen in keiner Weife aus— 
geübt habe. 

Die in dem Protejt ferner enthaltene Behauptung, 
dab 3 in Tilfit aufgelieferte und mit der Adrefle eines 
im Beſtellbezirk der Poftanftalt Stoniſchlen wohnhaften, 
ber liberalen Partei angehörigen Befigers verjehene 
offene Briefumfchläge, welche Stimmzettel und Wahl- 
aufrufe der liberalen Partei enthielten, dem Empfänger, 
mit Eonfervativen FFlugblättern und Stimmzetteln ver- 
jehen, ausgehändigt worden feien, war bereit in 
Nr. 145 der Tilfiter Allgemeinen Zeitung vom 23. Juni 
1893 enthalten und hat mir ſ. Zt. Beranlaffung gegeben, 
gegen ben verantwortlichen Redakteur diefer Zeitung einen 
Strafantrag zu jtellen. 

Der betreffende Artikel lautete wörtlich: 

„Beim Berjenden von Stimmzetteln und Rug⸗ 
blättern durch die Poſt iſt in drei Fällen ein 
kaum glaublicher Betrug entdeckt worden. Drei 
Kouverts, mit Stimmzetteln und Flugblättern der 
freifinnigen Partei gefüllt und jo auch bier in 
Tilfit zur Poſt gegeben, find dem Empfänger, 
mit Lonjervativen Flugblättern und Wahlzetteln 
verjehen, zugejtellt worden. Der Inhalt der 
Eouverts iſt aljo vertauſcht worden. Mit ber- 
artigen Nidytswürdigfeiten kämpft man gegen die 
freifinnige Partei hier. Wir können in unferer 
gerechten Entrüftung über derartige Vorkommniſſe 
feinen mildernden Ausdrud wählen. Nun wird 
es auch erflärlih, wie troß forgfältigfter Verſen— 
bung durch ben freifinnigen Wahlvorjtand immer 
wieder und wieder Klagen laut werben, biejes 
oder jenes Dorf habe keine freifinnigen Stimmzettel 
erhalten.“ 

Durch Urtheil der III. Ferienſtrafkammer bes König- 
lichen Landgerichts zu Tilfit vom 25. Auguſt 1894 haben die 
Angeklagten, Redakteur Seitner und Kaufmann Dtto 
Kroll (legterer hat den betreffenden Artilel verfaßt) freis 
— werden müſſen, weil der Gerichtshof zu der 

eberzeugung kam, daß thatſächlich eine Vertauſchung 
des Inhalts der Sendungen nach ihrer Auflieferung zur 
Poſt und vor ihrer Aushändigung an den Adreſſalen 
flattgefunden Haben müſſe, und weil ferner der Artikel 
m Wahrnehmung berechtigter Intereffen verfaßt und vers 
öffentlicht jei. 

Die in dem Proteft enthaltene Behauptung, daß die 
Vertauſchung des Inhalts der Sendungen in Verbindung 
mit dem vom Poſtdirektor Schlefier bei Gelegenheit ber 
Nevifion der Boftagenturen angeblich ausgeübten Eins 
fluß in Verbindung ſiehe, erfcheint ſchon aus dem Grunde 
hinfällig, weil in Stoniſchken ſich feine Poftagentur ſon— 
dern ein Poſtamt befindet, deſſen Revifion dem Schlefier 
gar nicht obgelegen und welches er daher auf feinen 
Dienftreifen auch nicht berührt hat. Hierbei ift noch zu 
bemerfen, baß alle bei ber Beförderung der Sendungen 
betheiligt gewejenen Beamten und Unterbeamten gelegent⸗ 
lich ihrer gerichtlichen Vernehmung eidlich in Abrede ges 
ftellt haben, daß eine Vertauſchung des Inhalts durch 
fie bewirft worden oder zu ihrer Kenntnik gelangt fei. 
Auch ift keinem der Betheiligten eine derartige pflicht- 
vergeffene Handlung zuzutrauen. Nach diesfeitiger Ueber: 
zeugung kann daher eine Vertaufhung des Inhalts ber 
Sendungen während der Poftbeförderung nicht vorges 
fommen fein. 

Bon einer Beichwerbe, welche der Vorſtand des freis 
finnigen Wahlvereins in Tilfit hierher gerichtet haben 
will, ift hier nichts befannt. 

Die aus Anlaß der von ber Bahlprüfungstommilfion 
des Reichstags geforderten amtlihen Vernehmung des 
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Poſtmeiſters Lad, früher in Heinrichswalde (Dftpr.), jept 
in Ungerburg, mit dem Genannten duch einen dies— 
feitigen Beauftragten aufgenommene Verhandlungsichrift 
füge id) ergebenſt bei. 
Der Kaiferlihe Dber-Roftdireltor 
Rehbock. 
An 


den Königlichen Regierungs-Präſidenten 

Herrn Hegel Far Arie 

bier. 
It 9645. 

Die Kommiffion erklärte diefen Proteftpunft hier durch 
für erledigt. 

Zul. Hier ift in dem vorjährigen Kommilfions- 
berichte (Seite 1315) irrthümlich der Buntt a unter diejenigen 
Punkte aufgenommen, über welde eine Beweiserhebung 
beantragt wurde, während die Kommiffion Hier feinen Be— 
weis beichloffen hatte. 

b5. Die in dem Kommiſſionsbeſchluſſe (Seite 1314 des 
Berichts) benannten vier Perfonen find vernommen und 
haben ausgeſagt: 

Der Losmann Karl Bibert aus Bagehnen früher in 
Heinrihsthal: 

„Als im Jahre 93 die Stihmahl zwiſchen Käswurm 
und Reibnig ftattfand, wurden wir Arbeiter von dem 
Inſpector Auringer aus Baubeln in beffen Stube beftellt 
und erhielten von ihm Schnaps und MWahlzettel für 
Käswurm. Auringer führte uns dann in die Stube 
des Oberinſpectors, wo das Wahllofal war. Viele von 
uns hatten Zettel von Reibnig ſchon vorher erhalten; 
ich hielt diefen Zettel vor dem Wahllofal offen in ber 
Hand, Darauf riß mir der Befiger Julius Metzler, der 
an der Thür jtand, den Reibniß'ſchen Zettel aus der 

and, jo daß ich nur den mir von Auringer übergebenen 

Aswurm’schen Zettel — Dieſen habe ich auch 

ſpäter abgegeben. Die Hand brauchte ih im Wahl— 
Iofal nicht Hoch zu Halten. Daß Mepler anderen die 
Bettel weggerifien hat, habe ich nidyt geſehen.“ 

Der Losmann Jurge Genuttis: 

„Ich bin Losmann in Heinrihsthal, einem Bor: 
wer! von Baubeln. Am Tage der Stichwahl zwiſchen 
Käswurm und Neibnig bin id von dem Inſpector 
Auringer in das Wahllofal geführt. Ich bin nicht 
vorher bei Auringer gewejen und vorher nicht von ihm 
mit Schnaps traftirt worden. 

Den Zettel vom „Herrn“, d. ift für Käswurm Hatte 
mir Auringer übergeben. Ich hatte ihn im ber Tajdhe 
und einen Zettel für Reibnig, den ich früher erhalten, 
in der Hand. Der Beſitzer Julius Mepler ftand vor 
dem Wahllofal und rik dem Bibert den Neibnig'jchen 
Zettel weg. Im Wahllofal wollte id) den Reibnig'jchen 
—* in die Wahlurne fteden, Auringer, der — mir 
tand, ſtieß mir aber ins Genick, fo daß id) dadurch ein— 
geihüchtert wurde und den Käswurm'ſchen Zettel abgab. 

Auringer erkannte den Zettel für Reibni daran, daf 
der Zettel nicht umgebogen war, wie die Zettel für Käs— 
wurm, die gefaltet waren. 

Erft nad der Wahl Hat mir Auringer Schnaps 
— Andere mögen auch vorher Schnaps bekommen 

aben.“ 

Inſpeltor Arthur Auringer aus Tilſit: 

Ich muß entſchieden beſtreiten, mich der Beraubung 
der Wahlfreiheit ſchuldig gemacht zu haben. 

An dem Wahltage habe id, wenn bie Gutsleute 
ankamen, in der Annahme, daß fie noch feine Zettel 
ätten, ihnen, nicht in meiner Stube, fondern auf dem 

orbau im Haufe, Wahlzettel übergeben. Ich will noch 
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bemerken, daß das Wahllofal nicht in meiner Stube, 
fonbern in derjenigen des erjten Inſpectors ſich befand. 
Diefe hatte einen befonderen Eingang vom gemeinjhaft- 
lichen ;ylure aus. Ich bin mit den Leuten niemals mit 
in das Wahllofal gegangen und weiß daher auch nicht, 
welche Zettel fie abgegeben haben. Bolllommen unwahr 
ift e8, daß ich die Leute veranlaßt haben foll, ben Zettel 
in body gehobener Hand haltend zur Wahlurne zu gehen. 
Im muß auch bejtreiten, dem Bieber vor der Wa 
Schnaps gegeben zu haben. Bor dem Wählen ijt kein 
einziger der Gutsleute in meinem immer gemejen. 
Wenn Genuttis annimmt, dab ich ihm im Wahllofal 
einen Stoß ins Genid verjegt babe, jo muß berjelbe 
fih irren. Den Stoß muß wohl eine andere Berjon 
ausgeübt haben. 

Sch bemerfe endlich, daß ich nicht geiehen habe, 
daß Mepler Wählern Fettel aus der Hand geriffen hat. 

Seit dem 1. Juli 1894 bin id nicht mehr in 
Baubeln in Stellung. 

Befiger Julius Mepler aus DBennigfeiten: 

„Ich war bei der Stihwahl Beifiger im Wahlvorftande 
zu Baubeln. Die freifinnige Partei hatte von Tilfit 
Aufpaſſer geſchickt, welche vor dem Wahllofale ftanden 
und Zettel vertheilten. Damit hierbei feine Unregel- 
mäßigfeiten vorfämen, begab id mich ab und zu, wenn 
mehrere Wähler ankamen, vor das Wahllofal und be 
obadhtete, was bie Tilfiter daſelbſt trieben. Ich Habe 
bei diefer Gelegenheit die Ankommenden wiederholt ge: 
fragt, ob fie einen Zettel hätten. Ich beftreite ganz ent- 
ſchieden, einem Wähler Zettel fortgenommen zu haben. 
Es ift auch nicht wahr, daß ich dem Bieber einen Zettel 
entrifien hätte, Ich habe auch nicht gejehen, daß irgend 
ein Wähler unter Begleitung bes Inſpectors Auringer 
mit erhobener Hand zur Wahlurne gegangen wäre.“ 

Troß der entichieden widerfprechenden uneidlichen Aus- 
fagen des Auringer und Mepler hat die Kommiſſion auf 
Grund der eidlichen Bekundungen des Bibert und des 
Genuttis als ermwiefen angenommen, daß die beiden 
Lepteren in Folge eines auf jie ausgeübten Zwanges den 
Käswurm gewählt haben. Es find demnad) dem Käswurm 
2 Stimmen abzuziehen. 

c) Dem Belchluffe gemäß find die in bemfelben be 
nannten 4 Perſonen mit Ausnahme des Weifchnur, ber 
inzwifchen verjtorben war, vernommen worden (S. Bl. 17 
u. 44 ber Ermittelungsalten).. Durdy die Beweisaufnahme 
wird die Proteftbehauptung in feiner Weife beftätigt. 

Die Kommiffion beſchloß daher einjtimmig, dieſen Proteft- 
punkt für erledigt zu erflären. 

e3. Der vorjährige Kommiſſionsbericht enthält rn 
infofern einen Irrthum, als darin gejagt war, ein 
Eullmen-Szarden ftände nicht unter den Wahlorten. 

Diefer Irrthum ift jedenfalls dadurch entjtanden, daß 
in dem Brotefte angegeben war, Eullmen=Szarden gehöre 
zum 32. Tilfiter Wahlbezirfe (Kreywöhnen), während es 
zum 81. Bezirke (Cullmen-Kulken) gehört. 

In der Wählerlijte von Cullmen-Szarden fteht num ein 
Wähler Namens Kiupel nicht verzeichnet, wohl aber in der 
Wöählerlifte des zu demjelben Bezirke gehörigen Ortes 
Eullmen-$ulfen. 

Ein Mitglied der Kommilfion hielt biefen Ießteren 
Kiupel mit dem nad) der Protejtbehauptung von ber Wahl 
zurücgewiefenen Kiupel für identiſch und erflärte, Werth 
darauf zu legen, daß dieſe feine Anficht in den Bericht auf 
genommen werde, 

Im Uebrigen erflärte die Kommiffion den angegebenen 
Irrthum in dem früheren Berichte für irrelevant. 

gi. Die beſchloſſene Beweisaufnahme hat jtattgefunden. 


| Die vernommenen Zeugen haben Folgendes ausgejagt. 


Reichstag. 


Befigerfohn Auguft Sterat von Baltrufcheiten: 

‚Im Sommer vor 2 Jahren, e8 war vor ber 
Reihstagswahl und kann im Juni 1893 gewejen fein, 
brachte der damalige Lehrer Neisz in die Schule Stimm 
zettel und Wahlaufrufe mit, vertheilte diejelben an uns 
Schulkinder und fagte, daß wir fie zu Haufe abgeben 
und unferen Angehörigen jagen follten, fie jollen Alle 
„Kaeswurm“ wählen. 

b dies gerade am Tage vor der Stihmwahl war, 

das weiß ich nicht.“ 

Befiger Auguſt Sterat von Baltrufcheiten: 

„Bor der Reichstagswahl im Juni 1893 (ob es 
gerade am Tage ber Stichwahl war oder zwifchen ber 
erften Wahl und der Stihwahl war, das weiß ich nicht 
mehr) kam einmal der damalige Lehrer Neisz mit 
Stimmzetteln und Wahlaufrufen für Kaeswurm zu mir. 
Er ging jedoch gleid) wieder weg, als ich ihm jagte, 
daß ich den Iitihauischen Kandidaten Saunus wählen 
würde. Darüber ift mir nichts bekannt, daß Neisz aud 
feinen Schultindern Stimmzettel und Wahlaufrufe für 
ihre Angehörigen mitgegeben hat, damit fie alle Kaes— 
wurm wählen follten, 

Ich Habe bei der Stihwahl doch meine Stimme für 
Neibnig abgegeben.“ 

Befiger Auguft Grigull aus Noragehlen: 

„Bei Gelegenheit der Reihstagswahl im Jahre 1893, 
genauer kann ich die Zeit nicht angeben, brachten mir 
meine Kinder einmal Stimmzettel und Wahlaufrufe für 
Kaeswurm mit und fagten mir, der Neisz hätte 
fie ig gegeben mit der Anweifung, fie zu Haufe ab- 
zugeben und ihren Angehörigen zu jagen, daß fie Alle 
„Kaeswurm” wählen follten. 

Darüber ift mir nichts bekannt, daß Neisz jelbit 
bei den Wählern umbergegangen ift und fie aufgefordert 
hat, Kaeswurm zu wählen. Bei mir jelbft ijt Neisz 
nicht gemwejen.“ 

Beſitzertochter Ida Grigull von Noragehlen: 

„Bor 2 Fahren, näher kann ich die Zeit nicht an— 
geben, gab uns Schulkindern einmal in der Schuljtube 
der Lehrer Neisz Stimmzettel und Wahlaufrufe mit 
und ſagte, dab mir diejelben zu Haufe abgeben und 
unferen Angehörigen jagen jollten, daß fie alle „Kaes— 
wurm“ wählen Foikten, Ich befam auch einen Pettel 
und Wahlaufruf und gab dieje zu Haufe nach Anweijung 
bes Lehrers ab.“ 

Befigerfohn Robert Grigull von Noragehlen: 

„Im Jahre 18393, näher kann ich die Zeit nicht 
beftimmen, vertheilte einmal der Lehrer Neisz in der 
Schule an die Schulkinder Stimmzettel mit dem Namen 
„Kaeswurm* und fagte, wir jollten die Zettel den 
Eltern abgeben und jagen, daß fie alle Kaeswurm 
wählen jollten. Meine Schweiter Ida bekam auch ſolch 
einen Zettel und gab ihn zu Haufe ab.” 

Befigerjohn Otto Zaun von Norageblen: 

„Bor 2 Jahren, jowohl vor der Hauptwahl als aud) 
vor der Stihwahl zum Neichstage, vertheilte der Lehrer 
Neisz in der Schule an uns Schulfinder Wahlzettel und 
Aufrufe für „Kaeswurm“. Neisz fagte, daß wir diefe 
Zettel zu Haufe abgeben und unfern Angehörigen jagen 
jollten, fie jollen Alle „Kaeswurm“ wählen. 

Vor der Hauptwahl war Neisz aud bei meinem 
Dnfel Eduard Haupt; ob er vor der Stihwahl auch 
bei den Wählern umbergegangen ift, das weiß ich nicht.“ 

5 Schmiedemeijter Herrmann Hungereder aus Baltru= 
icheiten: 

„Am Tage vor der Neichstagsftihwahl im Jahre 
1893 fam der damalige Lehrer Neisz an meiner Schmiede 
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vorüber und fagte zu mir: „Na Hermann, wählen Sie 
morgen man vernünftig, wählen Sie nicht den Reibnitz.“ 

Ob er noch bei anderen Wählern mit der gleichen 
Aufforderung umbergegangen ift, das weiß ich nicht. 

Auch vor der Stihwahl brachten eines Tages die 
Kinder meiner Schwefter, der Grundbefigerfrau Juſchka 
von PBaltrufcheiten, Wahlaufrufe und Stimmzettel für 
Kaeswurm aus der Schule mit nah Haufe und fagten, 
ber Lehrer Neisz hätte fie ihmen mitgegeben, fie follten 
fie zu Haufe abgeben und ihren Angehörigen jagen, daß 
jie Alle „Kaeswurm“ wählen jollten.“ 

Grundbefiger Bernhard Juſchka aus Baltrufceiten: 

„Am Tage der Reichstagsmwahl im Jahre 1893, ob 
vor der Hauptwahl ober vor der Stihwahl, das weiß 
ich nicht, brachten meine 3 Stieffinder Stimmzettel und 
Wahlaufrufe für Kaeswurm nad Haufe. Sie fagten, 
der Lehrer Neisz hätte fie ihnen gegeben und ihnen ge 
jagt, fie follten die Zettel mir abgeben, ich folle ja den 
Kaeswurm wählen. 

Ob Neisz am Tage der Stihwahl bei den Wählern 
umher gegangen ift und fie aufgefordert hat, Kaeswurm 
zu wählen, weiß ich nicht; bei mir ift er nicht geweſen.“ 

Durch dies Beweisergebniß erachtet die Kommiſſion 
für erwiefen, daß der Lehrer Neiß, der übrigens, wie bie 
Wahlakten ergeben, auch Wahlvorfteher war, feinen Schuls 
findern Wahlzettel und Fylugblätter an ihre Angehörigen 
mitgegeben und Leßteren durch die Kinder hat jagen Iaffen, 
fie 5 en Alle Käswurm wählen. 

Hierin erblidte die Kommilfion eine jehr erhebliche und 
ganz ungehörige Beeinfluffung zu Gunften der Wahl des 
Käswurm und beichlog demgemäß, fänmtliche in diefem 
Wahlbezirt (Noragehlen) für Käswurm abgegebenen 
Stimmen, im Ganzen 45, für ungültig zu erflären. 

g2. Hauffeilen und Bacd And wie folgt vernommen: 

Der Altersrentenempfänger Johann Rauffeifen von 
Baltrufcheiten: 

„Bei berReihstagshauptwahl vor zwei Jahren wurde 
id) zur Stimmabgabe zugelafien, dagegen wurde ich bei 
ber Stihwahl durch den Wahlvorftand von der Stimm: 
abgabe zurücgemiejen, weil, wie mir der Wahlvorjteher 
Neiß jagte, ic} Unterftügung befäme. Zweimal proteftirte 
ih zufammen mit dem Befiter Baeck von Noragehlen 
vergeblid) gegen dieſen Beſchluß. Der Nltersrenten- 
eınpfänger Anjtipp von Dittballen wurde dagegen zur 
Stimmabgabe bei der Stihwahl zugelafjen.“ 

Belle Adolf Baed von Noragehlen: 

„SH war im Wahllofal anmwejend, als bei der 
Reichstagsſtichwahl im Jahre 1893 dem Alterörenten- 
empfänger Rauffeijen von dem Wahlvorfteher Neiß 
bedeutet wurde, daß er nicht wahlberedhtigt fei, weil er 
Altersrentenempfänger ſei. Nauffeiien wurde denn 
auch durch einftimmigen Beſchluß des Wahlvorftandes 
zur Stimmabgabe nidyt zugelaffen, weil er als Wlters- 
rentenempfänger nicht wahlberedhtigt ſei. Ich proteftirte 
vergeblid) gegen dieſen Beihluß, indem ich den Wahl: 
vorjtand darauf aufmerffam machte, daß Mlterörente 
feine Armenunterftüßung ſei. 

Der Altersrentenempfänger Anftipp aus Dittballen 
war vorher unbeanftandet zur Stimmabgabe bei ber 
Stihwahl zugelafjen.“ 

Es unterliegt feinem Ameifel, daß Rauffeilen aus 
ganz ungejeplichem Grunde von ber Wahl zurüdgemwiefen 
wurde. Seine Stimme ift deshalb dem Minderheitstandis 
daten Käswurm zuzuzählen. 

Nur ein Mitglied der Kommiffion wollte diefe Stimme 
dem von Neibnig zuzählen mit der auf feinen Wunſch in 
diefen Bericht aufgenommenen Begründung, daß doch der 
Zwed diejes (Gegen-)Proteftes der jei: die Stimmen des 
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von Reibni, und nicht die des Käswurm zu vermehren, 
und dab deshalb in Folge der aus Veranlaffung diejes 
Proteftes angejtellten Grmittelungen feinen ‘Falls Die 
Stimmenzahl des Käswurm vermehrt werden bürfe. 

g4 Mapid und Neif find vernommen und haben 
ausgelagt. 

Der Gemeindevorfteher Mihael Matzick aus Bal- 
truscheiten : 

„Bei der engeren —*— zum Reichstage, welche im 
Kruge zu Noragehlen abgehalten wurde, war ich gerade 
anmwejend, wie der Losmann Martin Kojelowsfi aus 
Baltrufcheiten feinen Zettel abgeben wollte. Derjelbe 
war von mir in die Wählerlifte irrthümlicherweife als 
Daniel Koſelowski eingetragen. Auf Befragen bes 
Wahlvorjtehers beftätigte ich, daß der Erjchienene mit 
dem eingetragenen Wähler identisch fei, da nur ein Ein- 
wohner des Namens Kojelowsti in meiner Gemeinde 
eriftire, und daß der faljche Borname von mir verjehentlich 
eingetragen jei. Trotzdem lieh der Wahlvorjteher Lehrer 
Neiß demfelben nicht zur Wahl zu. 

Ih möchte annehmen, daß der zc. Neiß befürchtete, 
der zc. Koſelowski werde freifinnig wählen, und hierdurch 
vielleicht mit zu der Zurüdweifung beflimmt wurde. 
Meiner Anficht nach hat ſich aber zc. Neiß hierbei geirrt. 
Der zc. Kojelowsti jteht bei mir feit — Jahren 
als Losmann im Dienſte, iſt ein Deutſcher und ein 
über 60 Jahre alter ruhiger bedächtiger Mann. Ich 
glaube, da derjelbe feine Stimme dem fonjervativen 
Kandidaten gegeben hätte. Ich ſelbſt bin Litthauer und 
trat damals als foldyer bei der engeren Wahl für den 
freifinnigen Kandidaten ein, weil wir von Diejem eine 
Förderung unferer nationalen Beftrebungen, insbeiondere 
die Befürwortung des Religionsunterrichts in Litthauifcher 
Sprache erwarteten, Der ꝛc. Neiß glaubte vielleicht, daß 
ic den 2c. Koſelowski als meinen Arbeitsmann ebenfalls 
nad diejer Richtung beeinflußt hätte. Dies ift aber 
nicht der Fall geweien. Im früheren Jahren habe ich 
ftetS fonfervativ gewählt.“ 

Der penjionirte Lehrer Ernft Neiß aus Tilfit: 

„Der ꝛc. Kofelowsly war unter einem falſchen Vor: 
namen in die Urmählerlifte eingetragen, durfte infolge 
deſſen nicht wählen. Troß der mündlichen Berichtigung 
des Gemeindevorjichers Matzick entjcheidet das Wahl- 
lomite.* Die Schuld diejes Vorfalls trifft aljo den Ger 
meindevorfteher Mapid und ich habe nad) dem Wahl- 
geſetze forreft gehandelt.“ 

Da es nur einen Koſelowski in Baltrufcheiten gab, 
dejfen Vornamen allerdings verjehentlich falſch in die 
Waͤhlerliſte eingetragen war, und ba der Gemeindevorſteher 
von Baltrufcheiten den zur Wahl erjchienenen Koſelowski 
dem Wahlvorjtande gegenüber als den in der Wählerlifte 
gemeinten recognoszirte, jo war die Zurüdweifung feitens 
des Wahlvorjtandes ungerechtfertigt. 

Die Stimme des Kojelomwsti ift deshalb dem Käs— 
wurm zujuzählen. 

hin. 2. Der Wahlvorftand und die Losmänner 
Krüger und Woiſchwill find vernommen. Die beiden 
Lepteren haben ausgejagt. 


Der Losmann Ferdinand Krüger sen. aus Pogegen: 
„Die Angaben, die mir aus dem MWahlproteft vor— 
gelefen find, find durchweg unrichtig. Ich habe bei der 
Hauptwahl mitgewählt, bin aber zu der Stihwahl gar 
nicht Hingegangen. Ob ich als Friedrich oder Ferdinand 
Krüger in der Wahllifte verzeichnet ftche, weiß ich nicht, 
darüber hat auch Niemand mit mir geſprochen. Cs 


* richtig: der Bahlvorjiand. 
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giebt jegt in Pogegen noch einen zweiten Losmann 
Ferdinand Krüger, meinen Sohn, berjelbe iſt 23 Jahre, 
war 3. Zt. der Wahl noch nicht jtimmfähig, wohnte damals 
auch nod nicht in Pogegen. 

Ein Friedrid Krüger ift in Pogegen nicht vor 
handen. Meine Ausjage fan ich beihmwören.” 

Der Losmann Ferdinand Woiſchwill aus Pogegen: 

„Ich habe bei der Hauptwahl mitgewählt, bei ber 
Stihwahl wurde mein Stimmzettel zurüdgemwiejen, weil 
ih angeblich in der Lifte nicht verzeichnet war. Es 
giebt außer mir im Pogegen nody einen Johann 
Woiſchwill und einen Julius Woiſchwill, die beide 
wahlfähig find. Ein Wilhelm Woiſchwill ift in Pogegen 
nicht vorhanden. 

Von einer unbelannten Perfon erhielt ich einen 
Wahlzettel mit der Aufforderung, denjelben bei der Wahl 
abzugeben. Ich weiß nicht, wer auf dem Zettel ver: 
zeichnet ftand, da ich nicht leſen kann. 

Meine Ausfage kann ich beſchwören.“ 

Mit diefen Ausjagen jtimmen die Bekundungen ber 
Mitglieder des Wahlvorjtandes überein. 

Demnach ift in feiner Weife ein unrichtiges Verfahren 
bes Wahlvorjtandes erwiejen, und find dieſe beiden Fälle 
als erledigt zu erachten. 

mi. Krüger und Peldzus find wie folgt ver 
nommen, 

Beliger Leopold Krüger aus Komgirren: 

„An dem Tage, als die Stihwahl im Juni 1893 
zwiſchen Käswurm und v. Reibnig ftattfand, ging id 
mit dem Käthnerfohn Heinrih Hübert aus Rucken, ber 
am Ende des Dorfes Nuden wohnt, während ich gegens 
über an der anderen Seite der Chauffee an dem Ende 
des Dorfes Komwgirren wohne, nad dem Wahllofale in 
der Schule zu Ruden. Auf meine frage erklärte mir 
Hübert, daß er v. Reibnitz wählen wolle und daß er 
einen Wahlzettel für diefen in der Weftentajche habe. Als 
wir vor das Wahllofal famen, wurden wir von den 
dort Anmwejenden beftimmt, Wahlzettel für Käswurm zu 
nehmen. Hübert nahm, um nicht weiter beläjtigt zu 
werben, einen Wahlzettel für Käswurm und ftedte ihn 
in die andere Weftentafhe. Wir gingen in das Wabl- 
lotal. Ich ging vor, Hübert nad. ch trat jedoch zur 
Seite und bemerkte hier, wie Hübert den ihm zuleht 
gegebenen Wahlzettel für Küswurm mit dem von ihm 
aufbewahrten Zettel für Neibuig vertaufchen wollte, um 
leßteren an ber Urne abzugeben. : Hier trat der Dorf 
ihöffe Peldszus von Nuden an den Heinrich Hübert 
heran, —* ihm den Zettel, den dieſer um ihn abzu— 
geben in der Hand oder vielmehr noch in der Mejten- 
tafche hielt, weg und ftedte ihm einen andern Zettel ın 
die Hand. Diefer andere er muß ein Zettel für 
Käswurm geweien jein, da Peldszus und die Anderen 
nur Wahlzettel für Käswurm hatten. Ich gab darauf 
meinen Zettel für v. Reibnitz ab und Hübert, der ein 
fehr blöder Mann ift, und bei Abgabe ber MWahlzettel 
anz blaß war und befjen Kinnlade zitterte, gab den 
ihm von Peldszus übergebenen Pettel ab. Hierbei 
hielt Peldszus nicht mehr die Hand des Hübert. Als 
ich ſpäter Hübert fragte, weshalb er nicht v. Neibnik 
gewählt hätte, fragte er, wo hätte er einen Zettel für 
v. Reibnik herbefommen follen, da ihm der erjte Zettel 
für v. Neibnig abgenommen worden fei. Später hat 
mir auch Hübert erzählt, Peldszus wäre bei ihm ge 
weſen und hätte er en ihm nur ben geitel 
für Käswurm in die Hand 
Hübert, gefragt: „Weshalb nimmjt Du mir denn den 
andern Zettel weg?" Weldszus habe erwidert: „Ih 
wollie Dir den Zettel tiefer in die Weſtentaſche ſtecken.“ 


teden wollen, worauf er, 
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Der Schöffe Peldszus aus Nuden: 

„Als der Käthnerfohn Heinrih Hubert bei einer 
ber beiden Wahlen feine Stimme abgeben wollte, konnte 
er jeinen Wahlzettel anfcheinend nicht finden. Da id 
fah, daß ihm aus einer jeiner Weſtentaſchen ein Wahl- 
zettel herausftedte, z0g ich ihm denjelben heraus und 
gab ihm bdenjelben in die Hand. Ich that dieſes nur, 
weil der Wahlvorftand ſchon auf Abgabe des Zettels 
drängte, und damit fein unnüßer Aufenthalt entjtände. 
Hubert hat diejen Bettel ohne Weiteres abgegeben. Ich 
weiß nicht, ob dieſer Zettel ein Reibnigicher oder ein 
Käswurmſcher war. Ich Habe ihm jedenfalls nicht die 
Hand feitgehalten. 

Meine Ausjage kann ich beſchwören.“ 

Dieje beiden Ausfagen widerfprechen einander; die des 
Krüger ift als eidliche die glaubwürdigere. Danad) hat 
ber Heinrih Hubert in Folge auf ihn ausgeübter, un— 
guläffiger Beeinfluffung den auf Käswurm lautenden 

ahlzettel wider feinen eigentlihen Willen abgegeben. 

Es ift deshalb Hier dem Käswurm eine Stimme 
abzuziehen. 

m2. Der Schmiebemeifter Friedrich Borm ift wie 
folgt vernommen worben: 

„Als ich bei der Stihwahl den Wahlzettel, welcher 
auf den Namen von Neibnig Tautete, abgeben wollte, 
durchſuchte der Wahlvorftand die Wählerlifte und wies 
mid) mit dem Bemerken zurüd, ich jei zu alt zum Wählen. 
Den Wahlzettel behielt ich zurüd.” 

Es ift ferner audy der geſammte Wahlvorjtand von 
Nuden, beftehend aus 6 Perſonen (Siehe BL. 41 u. 42 
der Ermittlungsakten) vernommen worden. Gie haben 
ſämmtlich erklärt, dab ihnen nicht das Geringſte von dem 
feitens des Borm bekundeten Vorgange erinnerlid, und 
dab ihres Wiffens bei der Wahl in Nuden nichts Unge— 
jegliches vorgelommen fei. 

In der Wahlliſte von Ruden ftehen 4 Wähler Namens 
Borm, und zwar 2 mit dem Vornamen Friedrid, von 
denen der Eine, 29 Jahre alt, al3 Losmann, der Andere, 
71 Jahre alt, als Befiger bezeichnet ift. Letzterer hat in 
der Stihwahl nicht gewählt und dürfte mit dem im Protejt 
Genannten identiſch jein. Doch läßt fi dies um jo wes 
niger beftimmt behaupten, als das Protofol über die 
Vernehmung des Friedrich Borm feine Angabe über 
defien Alter enthält. 

Bei diefer Sachlage und bejonders, da die Ausjage 
des Borm umeidlich ift, erachtete die Kommiffion dieſen 
Proteftpuntt nicht für aufgeflärt und für erledigt. 

p 1. Die in dem Berichte bei dieſem Punkte (Seite 1315) 
genannten Perſonen find vernommen mit Ausnahme des 
S aan der inzwifchen verftorben war, und haben aus- 
gejagt. 

Pächter Johann Lohrensheit aus Annus-Siemoneit: 

„Ob id dem Losmann Johann Stöher oder dem 
Kiosze einen Wahlzettel gegeben habe, weiß ich nicht, 
jebenfalls ift e8 unwahr, dab ich irgend Jemand einen 
Zettel in die Hand gedrüdt und ihn mit Gewalt bis an 
die Thüre des Wahllofals gebracht habe. 

Meine Nusjage kann ich beſchwoͤren.“ 

Lehrer Budnat aus Annuſchen: 

„Die mir aus dem MWahlproteft Punkt p 1 und 1a 
mitgetheilten Vorgänge vor dem Wahllofal habe ich 
nicht bemerkt. ch bin mehrſach aus dem Wahllofal 
über den Hof gegangen, habe die Zettelvertheiler gejehen, 
aber von Vorgängen, die den geichilderten ähnlich find, 
nichts bemerft. Im Wahllofal jind jedenfalls Unregel- 
mäßigfeiten und derartige gewaltfame Beeinflufjungen 
nit vorgelommen. 

Meine Ausjage kann ich beſchwören.“ 


Pächter Auguft Kiosze aus Annus-Siemoneit: 

„Was Lorenſcheit mit dem jet verftorbenen Johann 
Schaefer gemacht hat, weiß ich nicht. 

Als ih am Tage der Wahl im Juni 1893 nad 
Anus» Simoneit in die Schule, wo die Wahl ab- 
ehalten wurde, fam, fand ich daſelbſt den Bauern 
—— Lorenſcheit und den Befiger Linkies vor dem 
Wahllokal ftehen. Id nahm den von mir mitgebrachten 
Zettel für v. Neibnig aus der Weſtentaſche. Darauf 
riff einer von beiden, ob Lorenſcheit oder Linkies weiß 
ich nicht, nach dem Pettel und gab mir einen andern. 
Ich fah aber nicht nad), ob es einer für v. Reibnitz oder 
Kaeswurm war und gab dieſen Zettel im Wahllofal ab. 
Ih wollte eigentlich v. Reibnig wählen, hatte aber große 
Eile und gab, um überhaupt nur zu wählen, den mir 
übergebenen Wahlzettel ab.“ 


Hiernach ift der den verftorbenen Stößer betreffende 
Fall völlig unaufgeklärt. Die Kommilfion erklärte aber 
auch ben Fall bezüglich des Kiosze für erledigt, da weder 
eine auf * ausgeübte unzuläſſige Beeinfluſſung, noch 
auch erwieſen iſt, daß er in Folge irgend welcher Be— 
einfluſſung anders gewählt hat, als er eigentlich wollte. 

r) Franz und Kupprat find wie folgt vernommen, 

Befiger, Wahlvorfteher Franz aus Gudden: 

„Ich weiß mich nicht zu befinnen, ob ich den Zettel 
des Bejigerd Johann Griwenka bei der Hauptwahl ans 
genommen habe, bei der Stichwahl habe ich den Wahl- 
zettel mit Fug und Necht zurüdigewieien, weil ein Johann 
Griwenfa in der Lifte nicht aufgeführt war und es 
mehrere jtimmberechtigte Griwenka in Gudden gab. 

Der Griwenka hat gegen jeine Zurückweiſung nicht 
proteftirt mit dem Hinweis, daß er die Berichtigung der 
Wahlliſte bei dem Gemeindevorjteher beantragt habe. 

Meine Ausſage kann ich beſchwören.“ 

Gemeindevorſteher Jons Kupprat aus Gudden: 

Es iſt richtig, daß der Beſitzer Johann Griwenka 

die Wählerliſte eingeſehen hat, Berichtigung derſelben 
hat derſelbe nicht verlangt, auch mir nicht mitgetheilt, 
dag er mit einem faljhen Vornamen in der Wähler: 
lifte ftehe. 

Ich Habe auch nicht bei der Wahl bemerkt, daß der 
Johann Griwenfa nicht in der Lifte verzeichnet ift. 

Meine Ausjage kann ich beicywören,” 


‚Sn der MWählerlifte von Gudden fteht nur ein 
Griwenka mit Bornamen Endrig. Da es nad) ber 
Ausſage des Franz mehrere in mwahlberechtigtem 
Alter ftehende Perfonen Namens Griwenka in Gudden 
giebt, aud) nicht erwiejen ift, da der Johann Griwenka 
die Berichtigung der Wählerlifte beantragt hatte, jo war 
feine ——* von der Wahl berechtigt. 

Bu I. 
a) Der Poſtmeiſter Lad und der Nentier Troitzſch 
find wie folgt vernommen: 
Verhandelt Angerburg, 20. Auguſt 1895. 

In dem Proteft des Vorſtandes des freifinnigen 
Wahlvereins für den Kreis Tilfit gegen die von dem 
fonjervativen Wahllomite verjuchte Anfechtung der Wahl 
des Herrn von Reibnitz zum Neichstagsabgeordneten 
für Tulfit Niederung vom 23. Juni 1893 wird zu Ila 
dem Poſtmeiſter Lad in Heinrihswalde — gegenwärtig 
in gleicher Dienftftelung in Angerburg beihäftigt — 
Bahlbeeinflufung zur Yajt gelegt, und zwar in folgen- 
der Reife: 

1. Herr Roftmeifter Lad, der ſchon in der öffentlichen 
Agitation vor der Wahl ſich beionders hervor- 
gethan Hatte, führte am 15. Juni 1893 Die 12 bis 
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13 Orts: und Landbriefträger jeines Bezirks ge— bürger zuftehende Recht überichritten zu haben. — Weiteres 
ſchloſſen zur Wahlurne, ftellte ſich daneben auf habe idy nicht anzuführen.* 


und jah genau zu, wie ein Jeder ben Stimme Durchgeleſen, genehmigt und unterſchrieben 
zettel abgab. , Lad, Boftmeifter. 
2. Am Stihwahltage verfammelte der WBoftmeifter Geſchehen wie oben 
* bie 13 — — 3 Uhr Dachne, Roftrath. 
ahmittags im Bureau der Poft. Auf einem ae 
Tiſche lagen Wahlzettel für Käswurm. Herr Lad Verhandelt —— ge 
nahm einen davon, die Vriefträger auf jeine Auf— e mgi 8 


forderung deögleichen, dann führte er fie geichloffen Nentier Hermann Troitzſch von Heinrichswalde: 

zur Wahlurne. „Ich habe nur gejehen, dab am Stihwahltage im 
3. Much die beiden in Gaſſen bei Heinrichswalde Jahre 1893 ber damalige Poſtmeiſter Lad mit ca. 13 

mwohnenden Briefträger Dauder und Griegoleit Briefträgern geichloflen nad dem Wahllofal ging. 


führte Lad, obgleich Griegoleit frant am Fuße Daß er aud die beiden in Gaſſen wohnenden Brief: 
war, zur Wahlurne des Wahlbezirts Gaflen. träger zur Wahlurne ae at, weiß ich nicht. 
Herr Poſtmeiſter Lad mit Vorftehendem bekannt ges Bon dem Fleiſchermeiſter Otto Odan hierſelbſt erfuhr 


macht und davon in Kennmiß nejeht, daß auf Beichluß des id, daß p. Lad die Briefträger bes Bezirls vor dem 
Reichstags feine amtliche Wernehmung in diefer Angelegen | Abmarſch nad dem MWahlbureau im Bureau ber Poit 
heit zu erfolgen habe, giebt folgende Erflärung ab: verfammelt hat, daß hier Wahlzettel für Kaeswurm auf 


Zu 1. „Es ift richtig, dak ih am 15. Juni 1893 
zufammen mit den mir untergeordneten Unterbeamten des 
Poftamts in Heinrihsmwalde zur Wahlurne gegangen bin 
und mid in dem Wahllofale einige Zeit aufgehalten 
habe, während welcher auch die Unterbeamten ihre Wahl- 
zeitel abgegeben haben. Nachdem dies geichehen war, 
geleitete ich die Unterbeamten wieder zum Poftamte zurüd, 
damit der unterbrochene Poſtdienſt ohne Zeitverluſt wieder 
aufgenommen werben konnte. Wahlzettel habe ih an 
die Unterbeamten nicht vertheilt; letziere waren mit joldhen 
bereits verjehen, als ich mit ihnen zum gemeinfamen 
Gange zur Wahlurne zufammentrat. Ich Habe auch 
feine Kenniniß verſchafft, auf weldhen Namen die von 
ben Unterbeamten abgegebenen Stimmzettel Tauteten.” 

Zu 2. „Auch am Stidhwahltage bin ich zuſammen 
mit den Boltunterbeamten zum Wahllofale gegangen. 
Nah der von mir getroffenen Dienjteintheilung waren 
fämmtlihe wahlberechtigte Unterbeamte in der Lage, 
gegen 3 Uhr Nachmittags das Wahlredit auszuüben. 
Als ih um dieſe Zeit die Poftdienfträume betrat, waren 
die Unterbeamten bereits vollzählig in der Packkammer 
verfammelt. Da ich noch feinen Wahlzettel bejaß, wandte 
ich mich in der Packkammer an einen der älteren Unter- 
beamten mit der Frage, ob ich einen ſolchen etwa er— 
halten könnte. Hierauf wurde mir ein Wahlzettel für 
Kaeswurm überreicht, von wem und an weldem Platze 
dies erfolgte, ijt mir nicht mehr erinnerlich. Mit meinem 
Wiſſen und auf meine Veranlaffung find Wahlzettel in 
ber Packkammer nicht ausgelegt worden, ich vermag aud) 
nicht anzugeben, ob ſolche etwa ausgelegt waren und 
von wen bies geihehen ift. 


Daß ih in beiden Fällen die Unterbeamten zur | 
Wahlurne begleitet habe, lag in den Verhältnifjen. | 


Wenn fi Jeder einzelne zur Wahl begeben hätte, jo 
wäre viel Zeit verloren gegangen und die Pünktlichkeit 
des Dienftbetriebes beeinträchtigt worden. Unter meiner 
Führung fehrten die Leute, ohne ſich unnöthigerweiſe 
aufzuhalten, jogleid; von der Wahl zum Poſtamte zurüd, 
um alsbald den Dienft fortzujeßen.“ 

Bu 3, „Im Laufe desStihwahltages bin ich auch nad 
dem Wapltofale in dem benachbarten Gafjen gegangen, 
Dort hatte ich nicht zu wählen und bin mit Daubder 
und Griegoleit, falls dieſe etwa mit mir in dem Wahls 
Iofale anmwejend waren, nur zufällig zufammengetroffen. 
Wie ich mich noch genau erinnere, lag meinem Gange 
nah Gaſſen lediglih der Wunſch zu Grunde, das 
Wahlrefultat möglichjt bald zu erfahren. 

Ich beftreite entjchieden, durch mein Verhalten eine 


einem Tiſch gelegen hätten, daß Lad ji einen Wahl: 
zettel genommen Habe, dann den Briefträgern anheim 
ejtellt hätte, ſich auch Wahlzettel zu nehmen und bie 
riefträger dann gejchloffen zur Wahlurne geführt hätte, 

Daß Lad auch am Tage der Hauptwahl die Brief: 
träger jeines Bezirks geichloffen zur Wahlurne geführt, 
fih daneben aufgeftellt und genau zugejehen Hat, wie 
jeder den Stimmzettel abgab, weiß ich nicht.” 

Die Kommiffion erklärte mit allen gegen drei Stimmen 
diefen Punkt für erledigt, weil die Broteftbehauptungen 
über Wahlbeeinjluffung feitens des Lad durch Die 
Ausfagen des Troitzſch, der Nichts aus eigener Wahr: 
nehmmmg, fondern nur Mittheilungen Anderer befunden 
faun, nicht genügend erwiefen jind, und weil e8 glaubhaft 
jcheint, daß die vom Poftmeijter Lad angeorbnete gleich— 
zeitige Wahl feiner Unterbeamten unter feiner Führung 
geeignet war, Zeit zu erjparen und deshalb im Inlereſſe 
des Dienjtes lag, eine Beeinträchtigung der Wahlfreiheit 
und des Wahlgeheimnijfes durch Wahltontrolle jedenfalls 
nicht erwieſen ift. 

e) Der zu dieſem Punkte gefaßte Beichluß ift aus: 
geführt. Die authentifche, amtlich beglaubigte Ueberſetzung 
des vom —— — Gabriel in litthauiſcher 
Sprade erlafjenen Umlaufihreibens lautet: 

Das beiliegende Schriftjtüd de dato Annus-Siemoneit 
den 20. Juni 1893 in lithauischer Sprache niedergejchrieben 
lautet in deutſcher Ueberjegung wörtlid alfo: 

Ich erinnere mich der luͤhauiſchen Schriften, allen 
Wahlberechtigten fol befannt gemacht werben, daß 
Freitag den 23. Juni von 10 Uhr Vormittag bis 6 = 
Nachmittag Stihwahl in der Schule jtattfindet, ebenjo 
wie das erjte Mal aud) diefes Mal kein anderer Kandidat 
kann gewählt werden, wie nur Herr Kaeswurm-Ball⸗ 
garden und Herr Neibnig-Heinrihau. Und nun ſtehen 
wir Alle mit dem alten fonjervativen Ausruf: „Mit Gott 
für König und Vaterland gegen alle Demokraten.“ Und 
er wir alle unjere Stimmen für Herm SKaeswurns 

allgarden. 

Annus-Siemoneit, den 20. Juni 1893. 

Der Gemeindevorjteher. 
(L.8.) Gabriel. 

Ich bitte, daß jeder diefen Zettel ſchnell weiter ſchide, 
* nicht aufhallen wolle, damit jeder denſelben zeitig 
erhält.” 

Wenn nun aud nah Anſicht der Minderheit der 
Kommiſſion diefes zwiſchen Haupt: und Stiche Wahl erlafiene 
Umlaufjchreiben anjcheinend ganz ohne den beabfichtigten 
Erfolg geblieben ift, da in der Stihwahl gegenüber der 


Wahlbeeinfluffung verjuht und das mir als Staats: | Hauptwahl zu AnnuseSimoneit Käswurm 5 Stimmen 
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verloren, v. Reibnitz aber 10 Stimmen gewonnen hat, fo 
erblidte doc die Mehrheit der Kommifjion im dieſer amt: 
lihen Wahlbeeinfluffung eine derartige Ungehörigfeit, daß 
fie beihloß, fjämmtlidhe hier für Käsmwurm abgegebenen 
Stimmen für ungültig zu erflären. Demnad) find hier dem 
Käswurm 62 Stimmen abzuziehen. 

h) Während bier die Zeugen Stajcheit und Reimer 
(BI. 67 und 67v der Ermittelungsakten) nichts Erhebliches 
befundet haben, jagt der Lehrer Nidel aus: | 

„In der Zeit kurz vor der Reichstagswahl im Jahre 
1893 und zwar wohl fur; vor der Stihmwahl en ich 
allerdings während der Schulftunden einzelnen Kindern, 
bei deren Vätern ich eine gewiſſe Geneigtheit für bie 
fonjervative Sache vorausfeßte, konfervative Stimmzettel 
und Wahlaufrufe ausgehändigt mit dem Auftrage, dieſe 
zu Haufe abzugeben. Es ift mir jedoch nicht mehr 
genau erinnerlid, ob ih nur Stimmzettel oder nur 
Wahlaufrufe oder beides vertheilt habe, ich möchte ans 
nehmen, daß es nur Wahlaufrufe gewefen find.“ 

Danach hat der Lehrer Nidel zur Förderung ber 
Wahl des Käswurm Wahlzettel oder *9 gblätter von 
der Schule aus durch die Schulkinder für deren wahl- 
berechtigte Angehörige mitgegeben. 

Entiprehend der konſtanten Praris des Neichstages, 
wonach jede jeitens ber Schullehrer in dem Schullofale 
—— der Schulzeit durch Vermittelung der Schullinder 
verſuchte Wahlbeeinfluffung als unzuläffig erachtet wird, 
beſchloß die Kommifjion, ſämmtliche in diefem Wahlbezirke 
(Grimeberg) auf Käswurm lautende Wahlzettel für uns 
gültig zu erflären. 

Dem Käswurm find demnad) hier 61 Stimmen ab» 
zuziehen. 

m 1. Die hier im Berichte (S. 1316) benannten Perſonen 
find mit Ausnahme des inzwiichen verftorbenen Sebeties 
vernommen und haben ausgejagt. 

Der Amtsvorfteher Schlenther aus Ernſithal: 

„Ih bin am einem der Wahltage in der Zeit von 
5—6 vor bem Wahllofal in Lumpönen gemwejen und 
habe mit verjchiedenen Leuten über die Wahl geſprochen. 
Ich beftreite entjchieden, dem Beſitzer Krüger und dem 
Käthner Sebeties befohlen zu haben, irgend einem 
Wähler den Reibnig’shen Zettel abzunehmen und ihnen 
Käswurm'ſche Zettel zu geben umd ihn zum Wahltiſch 
zu führen. 

Ich bin bereit meine Ausſage zu beſchwören.“ 

Der Befiger Friedrich Krüger aus Groß-Lumpönen: 

„oder —— Schlenther hat mir an einem 
der Wahltage Zettel für Käswurm zum Vertheilen ge— 
geben. Er hat mir aber nicht befohlen, den Wählern 
Reibnitz'ſche Zettel abzunehmen und ihnen Kaeswurm'ſche 
Bettel zu geben. Ich habe das erjtere auch nicht gethan, 
Dagegen Kaeswurm'ſche Zettel vertheilt. Ich habe allers 
dings einzelne Wähler in das Wahllotal begleitet, um 
zu jehen, welche Zettel fie abgeben werben. Ich habe 
feinen der Wähler an die Hand gefaßt und mit Gewalt 
in's Wahllofal geichleppt. 

Meine Ausjage kann ich beſchwören.“ 

Schuhmadhermeijter Gottlieb Adler von Lumpönen: 

Ich Habe im Juli 1893 in Qumpönen und zwar 
um 5°, Uhr Nachmittags gewählt, Ich erhielt einen 
Zettel von Krüger und gab den Zetiel ab. Es ift auch 
möglich, daß Krüger mir dieſen Zettel früher geichidt. 
Ih habe nicht ren baß ber &utsbefiger Schlenther 
und Lehrer Breyer aus Lumpönen bie Wähler aufge— 
fordert haben, ihnen die Stimmzettel vorzuzeigen, und 
daß fie durch den Befiger Krüger und Käthner Jons 
Sebeties Wählern die Reibnig'ihen Wahlzettel abnehmen 
und Kaeswurm'ſche Wahlzettel einhändigen ließen. Ich 


—* auch nicht gehört, daß Schlenther den beiden be— 

ohlen hat, Wähler an den Wahltiſch zu führen. Ich 
bin, nachdem ich den Stimmzettel abgegeben hatte, bis 
zum Schluß im Wahllofal gewefen.“ 

Korbmadher und Befiter Albert Bieberftein von 
Groß-Lumpönen: 

„Ich ring bei der Stihwahl zwiſchen Kaeswurm 
und v. NReibnig im Juni 1893 etwa zwifhen 2 bis 3 Uhr 
gewählt. Ich blieb in dem Wahllofal bis zum Schluß 
der Wahl. Ich habe nur gejehen, das der Amtsvorſteher 
Schlenther, der Lehrer Breyer, der Befiger Krüger aus 
Groß-Lumpönen und der Beſiher Stalis aus Bardehnen 
die Wähler angejproden Haben. Skalis und Krüger 
famen auch Häufig mit Wählen in das Wahllotal, 
gingen neben den Wählern und fahen darauf, daß bie 
Wähler den Wahlzettel abgaben. Sonft weiß ich zur 
Sache nichts anzuführen.” 

Hiernach ift eine amtliche Beeinfluffung nicht ermiefen. 
Vielleiht ift aus der Ausſage des Bieberftein zu ent— 
nehmen, daß eine private Kontrolle verſucht ift, der ſich 
aber die Wähler jehr wohl entziehen konnten. Diejer Fall 
wurde für unerheblich erklärt. 

Auf Grund der vorftehenden Beſchlüſſe find dem 
v. Reibnitz 10 Stimmen abzuziehen, dem Käs wurm 
5 Stimmen Binzuzuzählen und 171 Stimmen abzuziehen. 

Die Prüfung der — ergab einige Unrichtig- 
feiten und das Refultat, daß dem v. Reibnig 4 Stimmen 
Hinzuzuzählen und 1 Stimme abzuziehen, dem Käswurm 
1 — — it. 

Danah würde das Gejammtergebniß fein, daß ber 
v. Reibnig 7 Stimmen, der Käswurm 165 Stimmen 
verliert, und daß aljo v. Reibnig 10181, Käswurm 
10 020 Stimmen behält. 

Die Kommiffion beantragt: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 
die Wahl des Abgeordneten v. Reibnif 
im erjten Wahltreife des Regierungs— 
bezirls Gumbinnen für gültig zu er- 
flären. 

Berlin, den 21. Februar 1896. 

Die Wahlprüfungs-Hommiffion. 
Dr. v. Marquardien, Stellvertretender Borfigender. 
—— Berichterſtatter. Dr. Böhme. Braänden⸗ 
Fiſcher. Gamp. Hilgendorff. v. Holleuffer. 


urg. 
Schmieder. Dr. Schneider. v. Öning. &inger. 
Spahu. Dr. Stephan (Beuthen). Wellftein. * 
Nr. 160. 
Petitionen, 
welche, 


von der Kommiffion für die Petitionen als zur 
Erörterung im Plenum nicht geeignet erachtet, 
zur Einficht im Büreau niedergelegt find. 


efr. Erſtes Berzeichniß — Nr. 75 der Drudfaden —, 
Journ. II. Nr. 1. — Berftaatlihung der 
Reichsbank —. 
: I NR. 2. Om — Prüfung eines Heilver- 
ahrens —, 
: II. Nr. 4, 51, 2351, 3094, 3284, 8906, 9140 
bis 9145, betreffend Ueberfegung 


bes jüdiſ imgefegbuchs 
a  amacheh * 
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vun 4 


Journ. II. Nr. 2517. 


um“ 


1. Nr. 295. 


Frantzky — Befoldungsentihädis 


gung 20. —. 

Strandt — anderweite Feftjegung 
feiner Eivilpenfion —. 

Duandt — Bewilligung einer Ent- 
Ihädigung für Ausführung von 
Erdarbeiten —. 

Mordan — Aufhebung der Ges 
fängnißarbeit ꝛc. —. 

v. Ruckdäſchel — Bauernfrage —. 

Stantien — Rechtsſchutz bes 
treffend —. 

Müller — Rechtsſchutz betreffend —. 


180, betreffend gemeindlidhe Beſteue— 


rung bes Weines, 
Remy — Rüderftattung einer Zoll- 
defraudationsitrafe —. 
(Bom Abgeordneten Lenze 
mann überreicht.) 

Schön — Rechisſchutz betref- 

Kneifel — I fend — 

Röhre — Beſchwerde über Juftize 

— —. 

Bee — Rechtsſchutz bes 

Widemann — 

Kur — | treffen 

Makowsky — Mbänderung des 

$. 180 bes Strafgeſehbuchs 
(Kuppelei) —. 

Moll — Rehtsihug betreffend —. 
(Bom Abgeordneten Bebel 
überreicht.) 

Hoerenz — Entſchädigungsan— 

iprüde ꝛc. —. 
(Vom Abgeordneten Bebel 
überreicht 


-) 
1, Nr. 1406, 1903, 9006, 10218, 10437, betreffend 


I. Nr. 1419. 
II, Nr. 1753. 


I, Nr. 1906. 
Il. Nr. 1907. 


Sicherung der Forderungen von 
Handwerlern 2c. für Arbeiten und 
Lieferungen an Neubauten. 
Wolf — Rüderfiattung von Zoll 
auf Schuhriemen —. 
Blod — Entihädigungsanjprüce 
für Hufbeihlagsmaterial —. 
Hermes — Unterftüßung —. 
Menge — Bewilligung des Armen 
rechts zur Fortſetzung eines Rechts⸗ 
ſtreites —. 


efr. Zweites Verzeichniß — Nr. 83 der Drudjahen —. 


II. Rr. 3068. 
II, Nr. 3257. 


I. Nr. 3268. 


II. Nr. 3283. 
II. Nr. 3329. 
II, Nr. 3330. 
Il. Nr. 3331. 


Zuckerfabrik Bernftadt — Beſchwerde 
wegen verweigerter Zahlung der 
Steuervergütung für exportirten 
Buder —. 

Rogge — Rechtsſchutz betreffend —. 

Dr. Shmidt — Penſionsanſprüche 
betreffend —. 

Die bürgerlihen Kollegien der Ge— 
meinde Böttingen bei Münfingen 
— Entihädigungsaniprüde in 
Folge der Anlegung des Schieß— 

Ir zu Böttingen —. 


Wolff — 

R —NRechtsſchutz be— 
Stod — | treffend —. 
Zeidler — Herbeiführung einer 


Entiheidung über die Anwendung 
bes $. 420 der Strafprozekord: 
nung —. 


efr. Drittes Berzeichnij — Nr. 91 der Drndjaden —. 
Journ. I, Ar. 5860. Kroeger — Einleitung einer Unter- 


uhung gegen Berwaltungsbe: 


amte —. 
II, Nr. 9139. Wurſter — Beſchwerde wegen 
Auftigverweigerung —. 


efr, Biertes Verzeichniß — Nr. 107 der Drudiagen —. 
Sourn. II. Nr. 9288. 


Schulze — Ermäßigung der Ver— 
fiherungsbeiträge zur Allgemeinen 
Wittwen = Berprlerungsanftalt in 
Berlin —. 


efr. Fünites Verzeichniß — Nr. 116 der Drudfaden —. 
Journ. II. Nr. 11090. Philipp — 


Rechtsſchutz be 
ireffend —. 


efr, Schfles Verzeichniß — Nr. 131 der Drudiaden —. 
Journ. II. Nr. 11226. 


Schupp — Rechtsſchutz betreffend —. 


Berlin, den 2. März 1896. 


Nr. 161. 


Adıtes Verzeichniß 


ber 


bei dem Reichstage eingegangenen Petitionen. 


Nr, 162, 


AUbänderunas:!inträge 


zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Gejeßes, 
betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung 
— Nr. 85 der Drudjachen —. 
Quentin. Der Reichstag wolle beichließen: 


1. Der $. 44 Abſatz 3 der Gewerbeordnung erhält fol- 
gende Faſſung: 


„Das Auffaufen darf ferner nur bei Kaufleuten 


oder jolden Perſonen, weldye die Waaren pro: 
duziren, oder in offenen Verfaufsftellen erfolgen. 
Ingleihen darf das Aufſuchen von Beftellungen 
auf jolde Waaren, betreffs deren der Bundesrath 
dies vorfchreibt, nur bei Kaufleuten oder folden 
Perſonen geichehen, in deren Gewerbebetrieb Waaren 
der angebotenen Art Verwendung finden.“ 

2. Für den Fall der Ablehnung der vorftehen: 

Faſſung: 

Der $. 44 Abſatz 3 der Gewerbeordnung erhält 


folgende Faſſung: 

„Das Auflaufen darf ferner nur bei Kauf: 
leuten oder joldhen Perſonen, welche die Waaren 
produziren, oder in ofienen Werkfaufsftellen 
erfolgen. Ingleichen darf das Auffuchen von 
Beftellungen auf Waaren nur bei Staufleuten 
oder ſolchen Perſonen geſchehen, in deren 
Gewerbebetriebe Waaren der angebotenen Art 
Verwendung finden. Bon diefer beſchränkenden 
Beitimmung werden folgende Waaren nicht be 
troffen: Drudjhriften, andere Schriften und 
Bildwerle, Leinen, Wäſche und Ausſteuern in 
diefen Artikeln, Wein, Baumaterialien umd 
fonjtige Waaren, für welche der Bundesrath 
eine Ausnahme zuläßt.“ 


3. Für den Fall der Ablehnung beider Faſſungen 
bitte ich um folgende Nejolution (melde die vorig: 
jährige Kommiffion bereits angenommen hatte): 
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„Der Herr Reichslanzler wird erſucht, dafür 
Sorge zu tragen, daß bei den Ausnahmen, welche der 
8.44 Abſatz 3 der Gewerbeordnung zuläßt, folgende 
Waaren vorzugsweile Berüdjihtigung finden: 

Drudichriften, andere Schriften und Bildiwerfe, 

— Wäſche und Ausſteuern in dieſen Artikeln, 

ein, 

Baumaterialien. 

4. Für den Fall der Ablehnung beider Faſſungen wolle 
der Reichstag beſchließen: 
Artikel 20 erhält folgende Faſſung: 

„Diejes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1897, 
betreff8 der Beitimmung Artikel 8 aber erjt mit 
dem gleichen Tage 1902 in Kraft.” 

Berlin, den 3. März 1896. 
Duentin. 


Nr. 163. 
Berlin, den 2. März 1896. 
i Dem Reichstage beehrt ſich der Umterzeichnete die ans 
— liegende, von dem Präfidenten des Kaiferlichen Patentamts 
eingereichte 
Denkſchrift, betreffend die Gefhäftsthätig- 
keit des Kaiſerlichen Patentamts in den 
Jahren 1893 bis 1895, 
vorzulegen. 


Der Stellvertreter des Reichsfanzlers. 
von B . 

An den Reichstag. 

R. A. d. J. Nr. 182711. 


Denkſchrift, 
betreffend 
die Geſchäftsthätigkeit des Kaiſerlichen Patent— 
amts in den Jahren 1893 bis 1895. 
Die von meinem Herrn Amtsvorgänger im November 
1893 vorgelegte 
„Denkſchrift über das Batenigejeg vom 
7. April 1891 und das Geſetz, beireffend 
den Schug von Gebraudhsmuftern, vom 
1. Juni 1891* 
hat über bie Geichäftsthätigkeit des Kaiferlihen Patentamts 
in der Zeit vom 1. Oktober 1891 bis dahin 1893 unter 
bejonderer Berückſichtigung der durd die genannten Geſetze 
neu geihaffenen Verhäliniſſe berichtet. Die vorliegende 
Denlſchrift ſchließt fi) dem früheren Berichte an, bezieht 
fih auch auf die Ausführung des inzwiſchen erlafjfenen Ge— 
jeßes zum = der Waarenbezeichnungen, vom 12. Mai 
1894 und umfaßt die Geſchäftsjahre 1893 bis 1895. 


I. Allgemeines. 
Aufgaben und Drganifation ber Behörde. 

Durd das Geſetz zum Schuß der Waarenbezeichnungen 
vom 12. Mai 1894 ift dem Patentamt neben jeinen Auf— 
gaben auf dem Gebiete des Patent: und Gebrauchsmuſter— 
weſens aud die Verwaltung der Waarenzeichen übertragen 
worden. Das neue Geſetz und die gemäß $. 25 deſſelben 
erlaffene Kaiferliche Verordnung vom 30. Juni 1894 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. 1894 S. 495) haben die Zeichenverwaltung eng an 
die bejtehenden Einrichtungen angeſchloſſen. Es iſt dems 
gemäß neben ben für die Anmeldung von Patenten zus 
ftändigen vier Unmeldeabiheilungen eine neue „Abtheilung 
für Waarenzeichen“ geihaffen, weldde die dem Patentamt 





zugewiejene Vorprüfung der Waarenzeichenanmelbungen in 
erfter Inftanz erledigt. Als Beſchwerdeinſtanz ift die aud) 
in Patentangelegenheiten zuftändige Beidhwerdeabtheilung I 
berufen. Um zwiſchen den verfchiedenen Zweigen der Ver: 
waltung den im Intereſſe der Einheitlichkeit der Geſchäfts— 
behandlung erforderlichen Zufammenhang ſicher zu ftellen, und 
um zugleich die in der bisherigen Praris des Patentamts ges 
wonnenen Erfahrungen für die neue Verwaltung nußbar zu 
machen, ift die Abtheilung für Waarenzeichen in der Hauptſache 
aus folden Mitgliedern zufammengeiegt worden, melde 
zugleich den Unmeldeabtheilungen I bis IV angehören und 
bereits in mehrjähriger Thätigkeit in der Behörde mit den 
Aufgaben des gewerblihen Rechts vertraut find. Nach 
leihen Gefichtspunften ift bei der Bufammenjegung bes 
für Beſchwerdeſachen zujtändigen Spruchkollegiums ver— 
—* Eine Verſchiedenheit gegenüber dem patentamt— 
lichen Verfahren bejteht Hier Ra als die Beichwerbes 
abtheilung I in Waarenzeichenfadhen außer dem Vorſitzenden 
mit zwei rechtsfundigen und zwei technijchen Mitgliedern 
bejegt ift, während fie in Patentfachen einen rechtskündigen 
und drei techniſche Beifiger zählt. Dieje Verſchiedenheit der 
Aufammenfegung it in der verſchiedenen Natur der beiden 
Materien begründet. 

In der Patent: und Gebrauhsmufterverwaltung hat die 
Drganifation und der Geihäftsbereich der Behörde eine 
weitergehende Aenderung nicht erfahren. Eine Erweiterung 
bes Geſchäftskreiſes ift nur infofern zu verzeichnen, als 
durch Erlaß des Herrn Neichstanzlers vom 10. September 
1894 im Anſchluß an $. 18 des Patentgejeges das Patent- 
amt allgemein ermächtigt worden ijt, auf Erjuchen der 
Auftizbehörden auch über fragen, welde den Schuß von 
Gebraudhsmuftern betreffen, Gutachten abzugeben. Die 


Erftattung der Gutachten iſt nad) dem Borbilde des Patent- 
geſetzes auf den Fall beichränkt, daß in dem gerichtlichen 
Verfahren von einander abweichende Gutachten mehrerer 
Sadyverftändiger vorliegen. 

Geichäftslage. 





1. Januar) 1. Januar 













Techniſche Hülfsar- | 

beläzee 44 46 49 
Büreaubeamte. . . 9 91 106 125 
Kanzleibeamte.. ..| 33 | 39 47 57 
Unterbeamte...... . 33 35 37 43 


In der Abtheilung für Baarenzeichen find außerdem gegen⸗ 
wärtig 8 Aſſeſſoren als juriftiihe Hülfsarbeiter beichäftigt. 
Troß dieſer Verjtärtung des Beamtenlörpers haben 
ſich die Geſchäfte nicht immer vor Verzögerungen bewahren 
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laffen. Namentlich gilt dies für die in unerwartet ſtarkem 
Maße in Anfprud genommene Waarenzeichenverwaltung, 
worüber unten ausführlicher berichtet werben wird. Es find 
daher aud) für das Etatsjahr 1896/97 wiederum für ver: 
ſchiedene Beamtenklafjen neue Stellen in Antrag gebracht. 
Vorausfichtlih wird das Bedürfniß nad) einer weiteren 
Vermehrung in einzelnen Stellen auch noch in den nädhiten 
Jahren verbleiben, da auf den für das Patentamt in 
Betracht kommenden Gebieten bes gewerblichen Rechts die 
Entwidelung der Technik und des Verkehrs in Verbindung 
mit dem Bedürfniß nach gefihertem Rechtsſchutz ſich ans 
ſcheinend nod immer in fteigender Bewegung befindet. 
Aeußerlich zeigt fi die Geihäftsvermehrung in ber ſtarken 
Juragme ber die Eingänge bei der Behörde kennzeichnenden 
eihäftsnummern. 


Diefe Zahl betrug: 
1893 .... 


153 240, 
1894 191 908, 
1895 244 744. 
Davon fallen auf: 
Batentjachen: 
1893 1894 1895 
124 675, 127 181, 131 683. 
Gebrauchsmuſterſachen: 
1893 1 1895 
20 536, 37 604, 40 307. 
Baarenzeichenfachen: 
1894 1895 
18 053, 62 828. 
Allgemeine Berwaltung: 
1893 1894 1895 
8.029, 9.070, 9 926. 
Den vermehrten Eingängen entfpricht auch Die Stei erung 
bes Kanzleigeſchäfts. ie Geihäftsnummern der Fanzle, 
betrugen: 
im Jahre 1893 . 86 154, 
e = 18% . 99 773, 


=» =: 1805 .. 121 060. 

Da die Kräfte der Kanzlei bei Weitem nicht genügten, 
das Schreibwert während ber Dienftftunden zu bewältigen, 
fo Hat in jehr erheblihem Maße zur Inanſpruchnahme der 
entgeltlichen häuslichen Arbeit übergegangen werden müffen. 

Die Einnahmen des Patentamt betrugen: . 

1893 1894 1895 


2 745 655,05 M., 3075 558,45 M., 3416 833,95 AM. 
Die Ausgaben: 
1893 1894 1895 
1 308 426,95 MÆ., 1346 652,18 cl, 1479 890,55 MN. 
Der Ueberfhuß der Einnahmen über die Ausgaben: 
1893 1894 1895 
1437 228,90 M., 1728 906,97 #., 1936 942,77 MN. 


Die BVertheilung diefer Beträge auf die einzelnen 
Rubriken ergiebt fi aus der Zufammenftellung in Anlage 2. 

Unter den Einrichtungen des Patentamts erſcheinen 
aud) diejenigen von weitergehender Bedeutung und find 
deshalb in ihrer Entwidelung hier näher zu erörtern, welche 
ben Verlehr der Behörde mit dem Publitum vermitteln. 


Veröffentlihungen. Verkehr des Publitums mit ber Behörde, 

Das Patentamt hatte bisher für die Veröffentlihungen 
auf dem Gebiete des Patentweiens das „Patentblatt“ und für 
die Gebrauchsmufterangelegenheiten ein beſonderes Blatt, 
bie „Mittheilungen aus dem Kaiferlihen Patentamt, Anz 
melbejtelle für Gebraudismufter”, Herausgegeben. Beide 
Blätter find feit dem 1. Januar 1895 zu einem Blatt, mit 
dem Titel „Patentblatt“, verfchmolzen. Dieſes Blatt ift in 
der Hauptjache für die durch das Patentgefeß und das 
Geſeh, betreffend den Schu von Gebraudhsmuftern, vor- 


geichriebenen Bekanntmachungen über die Anmeldung, Er: 
theilung, Verſagung, Beendigung von Patentrechten und die 
entiprechenden Vorgänge auf dem Gebiete des Gebrauchs— 
muſterſchutzes beftimmt. Demjelben Zwed dient für bie 
BWaarenzeihen das jeit 1. Oktober 1894 in monatliden 
Heften herausgegebene Waarenzeihenblatt. Neben 
diefen Organen iſt, gleichfalls feit dem Oltober 1894, das 
allgemeinere und mehr wiſſenſchaftliche Zwecke verfolgende 
„Blatt für Batent-, Muſter- und Zeichenweſen“ 
begründet worden. Daſſelbe bezwedt die Mittheilung folder 
Vorgänge aus den Gebieten bes Patent, Mufter- und 
Waarenzeihenrechts, einſchließlich des Geſchmadsmuſterrechts, 
welche für die betheiligten gewerblichen Kreije und für bie 
juriftiiche Wiſſenſchaft und Praris ein Intereſſe darbieten. 
Es bringt deshalb, nach Art eines Archivs, Geſetze und 
Verordnungen des In= und Auslandes, wichtige Entſchei— 
dungen und Verfügungen ber zuftändigen Behörden, ftatiftiiche 
Mittheilungen, Abhandlungen und Aehnliches. Die Ab- 
nehmer des Patentblatts und bes Waarenzeichenblatts er: 
halten das in erfreuliher Entwidelung begriffene Blatt 
kojtenfrei. Es ift zu gr daß daflelbe dazu beitragen 
werde, das Verjtändnig für das gewerbliche Urheberredt 
in weitere reife zu tragen und einen Zuſammenhang ber 
Praxis des Patentamts mit den übrigen bei der Verwaltung 
diejes Rechts eiligten Faktoren, den Gerichten und aud 
ber juriftifchen Wiſſenſchaft, zu vermitteln, 

Bei den fonftigen Publikationen bes Patentamts, 
nämlich den zum Patentblatt gehörigen Patentſchriften, 
den Auszügen aus den Pateniſchriften, und dem 
Nepertorium der tehniihen Journalliteratur find 
wejentlihe Aenderungen nicht eingetreten. In Bezug 
auf den Betrieb der Patentſchriften iſt zu bemerken, 
daß berfelbe feit dem 1. Oktober 1895 von der Reichs— 
druderei auf das Patentamt übergegangen if. Dem Patents 
amt ift damit eine mit feinen fonjtigen Geſchäften eng zus 
fammenhängende Aufgabe zugefallen, auf welche es mit 
Rückſicht auf die erforderlichen Betriebs: und räumlichen 
Verhältniſſe bisher Hatte verzichten ‚müffen. Eine weite 
Verbreitung der Patentichriften Liegt im Intereſſe der vor- 
prüfenden Behörde und ift für die Entwidelung bes Ge 
werbfleißes von erheblicher Bedeutung. Das Patentamt 
hat es ſich beshalb ge Aufgabe gejtellt, nad) und nad 
auf eine thumlichjte Verbilligung der Patentichriften und 
auf einen erleichterten Bezug berfelben Bedacht zu nehmen. 
Der gegenwärtige Lagerbeftand der Patentichriften beträgt 
über 4 Millionen Stüd, 

Der Beſuch in der Auslegehalle, in welcher die bekannt 
gemadhten Anmeldungen offengelegt werben und bie Aus— 
gabe der Patentichriften und fonftigen Bücher aus ben 
Beftänden des Patentamts zur Einfihtnahme ftattfindet, ift 
ein überaus reger gewejen. 

Die Zahl der Beſucher betrug: 

1888... , 5°0-..1% 


. 41 847, 
1894 . . 53 166, 
1895 . . 65 494. 


An Büchern, Zeitfchriften umd Patentfchriftenbänben 
wurben — 
1898 . . 


. 48 827, 

1894 . . 63 897, 

1895 . 0... 58235. 
Außerdem Batentanmeldungen: 

WEI ° 

1894 . . 51591, 


1895 . een. 54856. 
In Gebrauchsmufterangelegenheiten wurden vorgelegt: 


1893 . 33420 Alten und 8131 Modelle, 
1894 . 50 622 Alten und 7926 Modelle, 
1895 . 74012 Alten und 8099 Modelle. 
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Die Bibliothet enthielt Ende 1895 einen Beftand von 
rund 50 000 Bänden. Zeitjchriften werden 540 gehalten. 
Die Herftellung eines neuen Satalogs ift in der Bor: 
bereitung. 

Außerhalb des Patentamts beftehen in den wichtigeren 
—— Centren des In und Auslandes öffentliche 

Slegeftellen, in welchen unter ber Verwaltung intereffirter 
Behörden, Unterridtsanftalten und Vereine die beutjchen 
Paientſchriften zur umentgeltlichen Einfihtnahme vorgelegt 
werden. Die Patentihriften betreffen entweder fänmtliche 
Batentllafjen oder nur ſolche, weldhe für den gewerblichen 
Verkehr bes Berwaltungsbezirts von Bedeutung find. Im 
enge find die Auslegeitellen nad ihrem Stande zu 

be bes Jahres 1895 namhaft gemadht. 
a) Inland. 

Aachen, Altona, Augsburg, Barmen, Berlin, Bielefeld, 
Bodum, Bonn, Braunſchweig, Bremen, Breslau, Caſſel, 
Chemnitz, Eöln, Erefeld, Danzig, Darmitadt, Deſſau, Dort: 
mund, Dresden, Düfleldorf, Duisburg, Erfurt, Flensburg, 
Frankfurt a. M., Frankfurt a. D., Freiberg i. ©., Furt: 
wangen, Görlig, Gotha, Hagen i. W., Halberjtabt, Halle 
a. S., Hamburg, Hanau, Hannover, Hirſchberg i. Schl., 
KRaiferslautern, Karlsruhe, Kattowitz, Kiel, Königsberg 1. Pr., 
Leipzig, Liegnig, Qubmwigshafen a. Rh., Lübed, Lüdenſcheid, 
ug Mannheim, Metz, Minden, Mülhaufen i. EIf., 
Münden, Nürnberg, Offenbach, Oppeln, Plauen i. Vgtl., 
Pforzheim, Poſen, Remſcheid, Saarbrüden, Solingen, 
Stettin, Straßburg i. Elſ., Stuttgart, Trier, Waldenburg 
i. Schl, Wiesbaden, Würzburg, — zujammen 69 in- 
ländiihe Auslegejtellen. 

b) Ausland. 

Bern, Bofton, Brüffel, Bubapeft, Chriftiania, Copen- 
hagen, Lifjabon, London, Luremburg, Madrid, Paris, 
Petersburg, Riga, Rom, St. Luis, Stodholm, Tofio, 
Bafhingten, Wien, Zürih, — zufammen 20 ausländiſche 
a tellen. 

ine Yuslegung der Batentanmeldungen außerhalb 
Berlins, wozu durch 8. 23 Abjag 3 des Patentgejeßes und 
$. 16 der Kaiſerlichen Verordnung vom 1. Juni 1891 die 
Möglichkeit gewährt wird, ift bisher nicht zur Ausführung 
gelangt. Die angejtellten Ermittelungen haben es vielmehr 
als geboten erſcheinen laſſen, die Angelegenheit bis auf 
Weiteres zu verfagen. Es mußte zunächſt erwogen werben, 
daß den Anmeldern jelbft nicht zugemuthet werden kann, 
mehr als die für das Verfahren vor dem Patentamt bis- 
her erforberten zwei Eremplare von Bejchreibung und 
— einzureichen, daß die Herſtellung der fuͤr die 
uslegung außerhalb Berlins nothwendigen Schriftſtücke 
vielmehr vom Patentamt zu bewirken fein würde. Es 
tamen dabei die handichriftlihe und die Vervielfältigung 
durch Typendrud in Betracht. Der erftere Modus erwies 
fi) als unthunlid, da bei der großen Anzahl der zur 
Auslegung gelangenden Anmeldungen, nämlich jährlich etwa 
6000 bis 7000, von denen etwa 92 Prozent von Zeich⸗ 
numgen begleitet find, und bei etwa 5 Auslegeitellen im 
Reiche ein ungeheurer Apparat erforderlich fein würde, ber 
zu dem Zweck der Einrichtung in feinem Verhältniß ftehen 
und die Geſchäfte und Mittel bes Patentamts3 außerorbent- 
lih belaften würde. Es fommt Hinzu, dab bei einem 
folden Verfahren die Patentertheilung eine Verzögerung 
um mehrere Wochen erleiden würde, ein Umftand, der um 
fo jchwerer ins Gewicht fällt, als auch noch gegen- 
wärtig bie Geichäftslage bes Patentamts einer jchnellen 
Abwidelung des Ertheilungsverfahrens nicht felten Schwierig- 
keiten bereitet. 

Auch die Vervielfältigung durch Typendrud würde 
fih ohne eine Verzögerung bes Verfahrens nicht durch— 
führen laſſen. Es —8— dieſer Vervielfältigungsart auch 
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bas weitere Bedenken entgegen, daß durch die Drudlegun 
ber Anmeldungen der Gegenjtand derfelben bie Eigenfihaft 
ber Neuheit im Sinne des $.2 des Patentgeſehes ver: 
lieren würde, ſodaß eine erfolgreiche Erneuerung der Ans 
meldung im Inlande oder eine Anmeldung in den meijten 
Auslandsftaaten ausgeihloffen wäre. Bei der Bedeutung, 
welche die betheiligten Kreife mit Recht der jegigen Art der 
Auslegung beilegen, mit welcher eine patenthindernde Wirkung 
der Regel nach nicht verbunden ift, erjchien es ausgejchloffen, 
biefe Methode zu verlafjen. 

Auch die allgemeine Bedürfnißfrage wurde von Neuem 
erörtert und es hat ſich ergeben, daß bei der gegens 
wärtigen Lage des Auslegegeihäfts dem Publikum Die 
Kenntnignahme der ausgelegten Anmeldungen feineswegs 
in nennenswerthem Umfange beichräntt ift, ſodaß eine 
Decentralifirung der Auslegung nicht erforderlich erjcheint. 
Durh die Bekanntmachungen im Reichsanzeiger und im 
Patentblatt und die fi daran anſchließenden Mittheilungen 
ber techniſchen FFachblätter werden die Titel der Anmel— 
dungen allen Betheiligten alsbald befannt. Und da dieſe 
Titel regelmäßig einen verftändlichen Hinweis auf den 
wejentlihen Inhalt der Anmeldung enthalten, fo iſt damit 
für die Betheiligten ein ausreichender Anhalt für die Er- 
wägung gegeben, ob ein Intereſſe befteht, der Anmeldung 
zum Zwed etwaiger Einfpruchserhebung näher zu treten. 
Liegt dieſer Fall vor, fo beftehen weiterhin feine Schwierig- 
feiten, in furzer Zeit Abjchrift der Anmeldung zu erhalten, 
fei e8 direlt vom Patentamt, welches auf Antrag jederzeit 
gegen bie üblichen Gebühren Abſchriften der Beichreibungen 
und Zeichnungen anfertigt, ſei es dur Vermittelung von 
Patentbüreaus, welche ſich geihäftsmäßig damit befaſſen, 
Auszüge aus den ausgelegten Anmeldungen herzuſtellen. 
Soweit das Patentamt hat wahrnehmen fönnen, hat fich 
inzwiſchen auch in ben betheiligten Kreiſen ſelbſt die Er: 
fenntniß befeftigt, daß die beftehenden Einrichtungen eine 
ausreichende Verbreitung der Anmeldungen ficherftellen. 
Für die Mehrheit der beiheiligten Induftrie würde auch 
bei Einrichtung mehrerer Auslegeftellen außerhalb Berlins 
eine wejentlide Erleichterung der Einfidhtnahme von An— 
meldungen kaum erzielt werden. Denn auch in dieſem 
Falle würden die Betheiligten die Einfiht in der Mehrzahl 
der Fälle nicht periönlich, jondern, wie es unter den jegigen 
Verhäliniffen geſchieht, durch technifche Vertreter nehmen, 
melde ſich alddann an den Orten der Auslegeftellen nieder- 
laffen werden. 

Auch abgefehen von dem Auslegegeihäft hat der per- 
fönlihe Verkehr des rechtfuchenden Publitums mit dem 
Patentamt erheblih zugenommen. Auskunftsertheilungen 
und Rückſprachen nehmen die Beamten fortgefegt lebhaft in 
Anfprud. Es gilt dies für alle ag der Verwaltung. 
Beſonders erſprießlich hat ſich diejer Verkehr für die Ge- 
ihäfte der Waarenzeihenabtheilung erwieſen, bei welcher 
von Anfang an, und aud) ſchon vor dem Inkrafttreten des 
Geſetzes vom 12. Mai 1894, ein lebendiger mündlicher 
Meinungsaustauſch zwiſchen der Behörde und den Ber 
theiligten fi) entwidelt hat. 

Dienftreifen. 

Eine unmittelbare Beziehung zu dem gewerblichen 
Leben jol durch die Dienftreifen der Mitglieder vermittelt 
werben. Ueber die Bedeutung diefer Reifen hat die Ießte 
Denkſchrift ausführlich berichtet. Es wurde daſelbſt hervors 

ehoben, daß die Reifen einesiheils eine Belchrung bes 
Batentamts und feiner Mitglieder über wichtige neue tech— 
nische und induftrielle Vorgänge im Lande bezweden und 
andererjeit3 den gewerblichen Kreiſen Gelegenheit barbieten 
follen, durch die perfönliche Berührung mit den Beamten 
ber Behörde Aufklärungen zu erlangen und Wünſche und 
Anregungen vorzutragen. 
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Auch die Erfahrungen ber letzten Jahre haben die 
Wichtigkeit einer foldhen fortgejegten Verbindung ber Be 
* mit der Induſtrie beſtätigt. Die Reiſen ſind des— 
alb, ſoweit die zur Verfügung ſtehenden Mittel — etwa 
5000 Mark — und die allgemeinen Geſchäftsverhältniſſe 
der Behörde es geftatteten, thunlichſt vermehrt worden und 
e3 find daran neben den Mitgliedern auch die techniſchen 
Hülfsarbeiter betheiligt worden. Es darf an dieſer Stelle 
wiederum mit Befriedigung ausgefprochen werben, daß bie 
Beamten des Patentamts regelmäßig in zuvorfommender 
Weiſe und mit Verftändniß für ihre Aufgaben empfangen 
worden find und aus ihren Studien für ſich und bie Be— 
hörde reiche Belehrung geſchöpft haben. 

Was das Piel der einzelnen Reifen anlangt, fo ift 
vorauszufchiden, daß im Jahre 1894 für die Zwede der 
allgemeinen Verwaltung ein rechtslundiges Mitglied 
Beſuch des engliihen Patentamts nad London entienbet 
wurde. Demjelben wurde insbejondere der Auftrag ertheilt, 
das engliihe Waarenzeichenrecht, welches mit dem neuen 
deutſchen Gejek die VBorprüfung der Anmeldungen gemeinfam 
bat, behufs Vorbereitung der Einführung bes beutjchen 
Geſetzes zu ftubiren. Bon den techniſchen Beamten wurben 
folgende Informationsreifen unternommen: 


1894, 
. Befichtigung von Fabriken der rheiniſch⸗weſtfäliſchen 
Tertilinduftrie, 
. Belihtigung von Gasmotorfabrifen in Sachſen 
(Königreich), Hannover und im Rheinland, 
Beſuch der elektrotechnifchen Ausftellung in Leipzig, 
. Befichtigung von Fabriken bes Drudereigewerts 
in Bayern und Baden, 

5. Befichtigung von Fabriken der Stärke: und Zucker— 
induftrie. 

Die im Jahre 1894 in Berlin abgehaltene große 
landwirthichaftliche Ausftellung bot gleichfalls ben bethei⸗ 
liglen Beamten zu eingehenden Studien Gelegenheit. 

1895. 

1. Befihtigung von Fabriken auf dem Gebiete ber 
ärberei, DBleicherei, Wäfcherei und Appretur in 
der Nheinprovinz, 

2. Beſuch der landwirthſchaftlichen Ausftelung in Cöln, 

3. Beſuch der eletrotechnifchen Ausftellung in Münden 
und eleftrotechnifcher Betriebsftätten in Sachſen und 
Bayern, fowie in der Schweiz, 

4. Beſichtigung des Kaifer Wilhelm-Kanals, 

5. Bejihtigung von Mafchinenfabriten für die Zucker— 
induftrie in ber Provinz Sachſen zc., 

6. Befichtigung von Fabriken der Metalle und 
Maſchineninduſtrie in Sachſen (Königreih und Pro= 
vinz) und in Schlefien, 

7. Befichtigung von Fahrrad» und Gummifabrifen in 
Sachſen (Königreid), Hannover, Weftfalen und im 
Rheinland. 

Schließlich ift zu erwähnen, daß im Herbft 1895 auf 
Anregung betheiligter reife in Ye: eine Konferenz von 
Interefjenten der Metallinduftrie ftattgefunden bat, zur Er— 
Örterung einiger das ee betreffenden Fragen, 
und dab zu Diefer Konferenz der Vorfigende der Abtheilung 
für Waarenzeichen und eim technisches Mitglied diefer Abs 
theilung entjendet wurden. Aehnliche Beiprehungen haben 
mit erfreulichen Ergebniffen mit Vertretern der Tabak: und 
der chemiſchen Großindujtrie in Berlin ftattgefunden. 

Dienftgebäube. 

Das ſietige Anwachſen des Beamtenperjonals Hatte, 
insbejondere feit Hinzutritt der Abtheilung für Waaren- 
zeichen, im Jahre 1894 die Anmietung von Räumen 
außerhalb des Dienfigebäudes nothwendig gemadt. Die 
hieraus und aus dem dauernden Raummangel fonjt ent 
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—5 — Schwierigkeiten find durch den jetzt in der i⸗ 
ache vollendeten Erweiterungsbau auf den Grunditüden 
Ruifenftraße 33/34 und 32 einigermaßen befeitigt. 

Gleichwohl ift anzunehmen, daß die ftetige Erweiterung 
ber Geichäfte und das Raumbebürfnik der Patentichriften: 
verwaltung mit ihrem großen, jährlich) um etwa 200 000 
Patentihriften zunehmenden Lager im nicht zu fermer Zeit 
mwieberum zu einer bie Erledigung der Geſchaͤfte erfchwerenden 
bichteren Belegung ber Räume nöthigen wird. Das 
Dienftgebäube zählt jet 180 als Arbeitspläge benußbare 
Dienftzimmer mit zufammen 224 Fenſtern. Der ſiarle 
Beſuch ber Auslegehalle Hat auch zur Errichtung einer 
zweiten, demnächſt für bie Ei —— der dorthin abzu⸗ 
weigenden Gebrauchsmuſter- und Waarenzeichenſachen be: 
—— Auslegehalle auf dem Grundſtück Luiſenſtraße 82 
geführt. 

I. Patentweſen. 
Statiftif. 

Die Zahl der Patentanmeldungen hat feit dem Jahre 
1878 nur zweimal, in ben Nahren 1887 und 1888, einen 
geringfügigen Rüdgang, font immer eine fteigende Tendenz 
gezeigt. 

Sie betrug im Jahre 

1878... X , 


5949, 
1886 9991, 
1887 9904, 
1888 9 869, 


im Sahre 1890, dem erften Jahre vor dem Inkrafttreten 
bes neuen Patentgefeßes: 11 882, im Sahre 1892, dem 
Sabre nad) dem Inkrafttreten des Geſetzes: 13 126, im 
Ka 1893: 14265, im Jahre 1894: 14964 und im 
verjloffenen Fahre 1895: 15063 Anmeldungen. Das 
Einzelne ergiebt fi aus den Anlagen 3 und 4. 
hlen zeigen einen im Großen und Ganzen gleichmäßigen 
rtfchritt, der auch durd das am 1. DOftober 1891 er 
olgte Inkrafttreten des Gejeges zum Schuß von Gebrauchs— 
vom 1. Suni 1891 nicht aufgehalten ift. 
Die einzelnen Klaffen nehmen an der Zunahme ver: 
ſchiedenen Antheil. In den legten drei Jahren find namentlich 
die Beleuchtungstechnit (Klaſſen 4 und 26), die Eleltro— 
technik (beſonders Klaſſe 21), einzelne Zweige der chemiſchen 
Induſtrie (Klaſſen 12, 75), das Hochbauweſen (Klaffe 37) 
und die Klaſſen 30 (Gefundheitspflege), 40 (Hüttenwefen), 
42 (Inftrumente), 63 (Sattlerei und Wagenbau), 65 (Schiffs: 
bau und Sciffsbetrieb), 85 (Wafferleitung) mit vermehrten 
Anmeldungen bervorgetreten. Die ftärke Zahl ber Ans 
melbungen hat im legten Jahre in Folge der Entwidelung 
bes Fahrrads die Klaſſe 63 (Satilerei und Wagenbau) 
mit 727 Anmeldungen gebradt. Es folgen Klaſſe 34 
(hauswirthſchaftliche Geräthe) mit 724, Klafje 21 (eleltriſche 
Apparate) mit 666, Klaſſe 42 (Inftrumente) mit 544, 
Klafle 45 (Land» und Forſtwirthſchaft) mit 494, Klaſſe 49 
(mechaniſche Metallbearbeitung) mit 486, Klaſſe 20 (Eijen 
bahnbetrieb) mit 482, Klaſſe 47 (Mafchinenelemente) mit 
460, Klafle 12 (djemifhe Apparate und Prozeſſe) mit 
407 Anmeldungen. 

Am ſchwäͤchſten find beiheiligt Klaſſe 62 (Salinen- 
wefen) und Klafje 73 (Seilerei) mit je 4, Klaſſe 43 (Korb: 
fledhterei) mit 6 und Klaſſe 41 (Hutfabrifation) und Klaſſe 84 
(Wafferbau) mit je 19 Anmeldungen. 

Die Zahl der Einſprüche ift in dem legten Jahren 
etwas zurüdgegangen. Sie betrug: 


mu 


1891 . 1194, 
1892 . 1 150, 
1893 1 360, 
1894 1 285, 
1895 1178, 


Die — 








Der Rüdgang entipriht der verminderten Zahl ber 
befannt gemachten Anmeldungen, melde 


1893 . . 2... 6 957, 
1894 : 6532 und 
1895 6 112 


betrug. 

Es ergiebt fih aus den —** zugleich, daß bie Mit- 
wirfung ber betheiligten Induftriefreife bei der Vorprüfung 
der Anmeldungen zu ber amtlichen Prüfung in einem bes 
ftimmten gleihmäßigen Verhältniß fteht. 

Auch die Sal ber Batentertheilungen hat in ben beiden 
legten Jahren abgenommen. Im Ganzen find feit bem 
Jahre 1877 bisher 85 340 Patente in bie Rolle einge 
tragen, von denen Ende 1895: 18057 in Kraft waren. 

Im Jahre 1892 wurden 5900, 1893: 6430, 1894: 
6280 und 1895: 5 720 Batente ertheil. Die Gründe 
biefes Rückganges Iafjen fid nad) ben bisherigen Ermitte- 
— nur vermuthungsweiſe angeben. Daß die Vor— 

rüfung in Bezug auf den Erfindungsbegriff durchweg eine 
— geworden ſei, ift nicht nachzuweiſen. Vielmehr 
ſcheint es, daß der Rückgang der Ertheilungen in der 
Hauptſache auf andere Umſtände zurückzuführen iſt. Zu— 
nächſt kommt in Betracht, daß die Prüfung in Bezug auf 
die frage der Neuheit gründlicher und zuverläffiger ge 
worden ift. Die Beamten haben ſich inzwiſchen in mehr⸗ 
jähriger Praxis in ihre Klaſſen eingearbeitet und eine 
umfaſſen dere Kenniniß des in Betracht fommenden Prüfungs: 
material8 gewonnen. Von Bedeutung ift aud bie zu— 
nehmende Zahl der Eventualanmeldungen, d. 5. derjenigen 
Anmeldungen, für welche, wenn das Patent verfagt wird, 
die Eintragung in die Rolle für Gebrauchsmufter in Frage 
fommt. Das Patentamt hat im Intereffe der Betheiligten 
diefes Verfahren erleichtert. Neuerdings wird, was unten 
näher beiprodhen werden wird, von ſolchen Eventual- 
anmeldungen ein fehr umfaffender, leider fachlich nicht 
immer begrünbeter Gebrauch gemadjt, und ba biefen Ans 
meldungen ihrer Natur nad) der Patentfhuß meift nicht 
zu Theil werden kann, fo wird dadurch bas Verhältniß 
der PBatentertheilungen zu den Anmeldungen ungünftig 
beeinflußt. Ob auch fonftige Verhältniffe außerhalb der 
Behörde, die Lage ber Induſtrie oder ber Stand der 
Technit auf den verjchiebenen, für das Patentwejen in Bes 
trat fommenden Gebieten, den inneren Werth der Er: 
findungen herabgebrüdt haben, ift eine ſchwierige Frage, 
weldye fi ohne weitgehende, einen größeren Zeitraum um 
faffende Unterfuchungen zuverläjfig nicht löſen läßt. Schon 
die Frage, ob viele umd geringfügigere Erfindungen das 
Dede einer blühenden oder darniederliegenden Induſtrie 
nd, läßt ſich in diefer Form nicht einheitlich beantworten. 
Nur für einzelne Gebiete haben fich einige beftimmtere Anhalts> 
punkte ergeben. So find neuerdings einzelne Induftrien 
mit fchnellen geihäftlihen Erfolgen auf den Markt getreten, 
unter Anderen die Fahrradfabrikation und bie Glühlicht- 
induftrie. Auf diefen Gebieten haben fich vielfach entweder 
Unberufene an der Erfindungsthätigfeit beteiligt ober bie 
angemeldeten Erfindungen find mangelhaft vorbereitet und 
ausgebildet geweſen. Die dieſen Kreiſen entiprungenen 
Anmeldungen u beshalb feltener, als es fonft im Durch⸗ 
ſchnitt der Fall ift, zur Patentirung geführt, Auf anderen 
Gebieten liegen anfcheinend abgeichlofiene, für den gegen- 
wärtigen Bedarf hinreichend ausgebildete Probleme vor. 
rd läßt ſich eine gewiſſe momentane Erſchöpfung ber Er: 
indungskraft vermuthen, indem vielfah nur noch geftalt» 
lihe Abänderungen beftehender Einrichtungen zur An— 
meldung gelangen, für welche ein Patent der Regel nad 
nicht ertheilt werden kann. Dies ſcheint zur Beit z. B. für 
den Eifenbahn und Straßenbau unb einzelne andere 

e des Eijenbahnbetriebes, für die Spinnerei- 


Reichstag. Altenſtück Nr. 163. (Denkichrift, betr. Gejchäftsthätigkeit des Kaiſerlichen Patentamts.) 1131 


maſchinentechnik, für das Hochbauweſen, ſowie aud für 
bie Klaſſen 47 (Mafchinenelemente) und 87 (Werkzeuge) 
zuzutreffen. In der leßtgenannten Klaſſe wurden im 
legten Jahre nur 6 Patente ertheilt, während in der— 
felben im Jahre 1893: 71, im Jahre 1894: 49, im Jahre 
1895: 47 Anmeldungen eingereiht wurden. Sollte der 
Rüdgang der Patenteriheilungen fernerhin andauern, fo 
wird es Aufgabe des Patentamts fein, der Angelegenheit 
eine weitere ernjte Aufmerkſamleit zuzumenden und ben 
Gründen im Einzelnen nadjzugehen. Bon Klagen aus den 
Kreifen ber Betheiligten über die gegenwärtige Entwidelung 
ift bisher nichts bekannt geworden. 

Bon den in den Jahren 1893 bis 1895 ertheilten 
Batenten entfallen: 






Deutjche Reich — 67,5 [4214 67,, 13821 66,, 
| | 






land 


Unter den auslänbifchen Anmelbern kommen in erfter 
Linie Diejenigen aus den nadhgenannten Ländern in Betracht 


Großbritannien (ausfchließlich 
Kolonien) mit 
ben Bereinigten Staaten von 
Amerika mit 
Deſterreich Ungarn mit. . . - 
Frankreich mrit 
Schweiz mit 
Weniger zahlreich find: 


. er eee* 


De — 


Ur ver ur u Dur Er wer" 





. er ee 











. . 1894. | 1896. 
Belgien — mit 80 89 77 
Schweden⸗Norwegen ⸗ 58 62 75 
Rußland —— 49 53 49 
Stalien . ⸗ 26 27 32 
Dänemark . n ⸗ 18 30 31 
die Niederlande . ⸗ 17 26 36 


ganz vereinzelt die übrigen ausländiſchen Staaten, betheiligt. 
Was die einzelnen deutſchen Bundesſtaaten anlangt, 
fo find an den auf bas Deutfche Reich entfallenden Patenten 














betheiligt 
1893 1894 1895 
in in i 
Prozent. Prozent. 
a) Preußen mit .|2641| 60,, 63,0 
b) das übrige 
Norddeutſch⸗ 
land mit... .| 946) 21,8 784| 20,5 
ec) Süddeutſch⸗ | 
land mit... .| 756 17, 630 16,5 
1894. | 1895. 
Innerhalb Preußen ragen | 
Berlin mit... .....- 744 | 670 
die Rheinproving mit . 579 563 
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ertheilten Patenten weit über die übrigen Gebietstheile 
ervor. Bezüglich der verhältnikmäßig hohen Zahl von 
nmeldungen, welche Berlin gebracht hat, ift allerdings zu 
berüdfichtigen, daß in berjelben diejenigen Anmeldungen 
mit enthalten find, welche von ben zahlreidhen in Berlin 
anfälfigen Batentvertretern auf ben eigenen Namen arts 
gemeldet find, während die Erfinder jelbjt außerhalb Berlin 
wohnen. 

. Das Einzelne ergiebt fi aus der Anlage 5. 

Berfahren in Patentjachen. 

Das Geſetz vom 7. April 1891 Hat ſich nunmehr völlig 
eingelebt und, mie die Erfahrungen der legten Jahre be: 
ftätigt haben, im Großen und Ganzen fidh bewährt. 

Der Batentprozeß bedarf zwar auch jet noch in 
einzelnen Punkten der weiteren Ausbildung, da bie ges 
jeglihen Vorjchriften über das Verfahren nur all 
gemeine Grundzüge enthalten, und bei ber zunehmen: 
den Pertiefung, melde aud der prozeßrechtlichen Seite 
bes Geſetzes zu Theil wird, die vorhandenen Lüden 
fih erſt allmälig fühlbar machen. Als grundlegender 
Geſichtspunkt wird bei der weiteren Musgeitaltung des 
Verfahrens beachtet, daß daſſelbe ſowohl den bejonberen 
Bedürfniffen des Patentverkehrs entipredhen, als auch bie 
Verbindung mit den allgemeinen Prozeßrechten aufrecht 
erhalten fol. Die bisherigen Ergebnijfe find durchweg 
befriedigende; der Patentprozek zeichnet fi) vor anderen 
Prozeßordnungen vortheilhaft durch bie Leichtigleit feiner 
Formen aus, welche der freien Würdigung der Thatjachen 
nirgend Schwierigkeiten bieten, 

Auch die in der legten Denkichrift noch erwähnten 
Unzuträglichkeiten, welche ſich aus der mit der Nichtbeant: 
wortung des Vorbeſcheids von Rechtswegen verbundenen 
Vermuthung der Zurüdnahme der Anmeldung zunächſt er 
geben hatten, find in der Hauptfache überwunden. Theils 
durch eine vorjichtigere Anwendung bes Vorbeſcheids feitens 
der Behörde, theild auch dadurch, daß bie Betheiligten 
felbft in der Beobachtung der gefeplichen Friſten aufmert- 
famer geworben find. 

Borprüfung. 

Neu ift dem Gefege im Verhältnig zu dem früheren 
Rechtszuſtande das Verfahren vor dem Vorprüfer. Auch) 
die Erfahrungen der legten Jahre Haben die mancherlei 
Vorzüge dieſes Verfahrens beftätigt. Die Gefahr, daß 
durch einen wieberholten Angriff der Anmeldung jeitens 
des vorprüfenden Beamten das Verfahren zeriplittert und 
in die Länge gezogen werbe, worüber zuweilen geklagt 
wird, jucht eine verftändige Gejdhäftsbehandlung nad 
und nad zu bejeitigen. Als Pegel gilt, dab alle 
Einwendungen gegen bie Anmeldung, formale und 
materielle, thunlihit in einen Beſcheid zufammengefaßt 
werden. Andererſeits entſpricht e8 aber aud ben 
eigenen Intereffen der Anmelder, daß die Verhandlungen 
mit dem Borprüfer möglichft erjchöpfend find und über 
fpäter bekannt gewordene Material gleihmwohl mit dem 
Anmelder weiter verhandelt wird, da leßterer gerade in 
diejem Stadium des Verfahrens vor die Frage geftellt 
werden joll, ob er den entgegengehaltenen Thatſachen gegen— 
über feine Auffafjung von der Neuheit und Patentfähigfeit 
des Gegenftandes feiner Anmeldung aufrecht erhalten und 
verneinendenfalls von feiner Anmeldung freiwillig Abftand 
nehmen will. Der jchriftliche Verkehr des Vorprüfers mit 
dem Anmelder jpielt fi daher mehr in den Formen be— 
rathender Borverfügungen, als des rechtsförmlichen Vor: 
beicheids ab. 

Die Anmelbeabtheilungen. 

Die Aufgabe, den Zufammenhang ber vorprüfenden 
Beamten aufrecht zu —— und die Einheitlichkeit der 
Rechtſprechung fiher zu 





Allerdings wird benfelben diefe Aufgabe durch die Art ihrer 
Zufammenfegung und die Fülle der Gefchäfte nicht uner: 
heblich erſchwert. Der Ders I gehören außer dem 
Borfigenden 15, der Abtheilung II 16, der Abtheilung II 
17 und ber Wbtheilung IV 11 Mitglieber an. Da die 
meiften Mitglieder mehreren Abtheilungen überwieſen find 
und die Vorfikenden, wie e8 die gegenwärtige Organijation 
der Behörde mit fich bringt, in erheblihem Mafe aud) 
noch zu ber Bearbeitung ber Beſchwerde- und Nichtigteits: 
ſachen herangezogen werden müffen, jo ift die Geichäftslage 
der Abtheilungen erfter Inſtanz eine überaus ſchwierige. 
Sprudfigungen können in jeder Abtheilung nur einmal in 
der Woche abgehalten werden. Dieje Sigungen find des: 
halb meift berart mit Spruchſachen überladen, oft mit 
mehr ala 100, jelten mit weniger als 70 Sachen, daß für 
die Erörterung wichtiger allgemeiner ragen nicht 
immer Hinveihend Raum verbleibt. Den bier ge 
ſchilderten Webelftänden würde theils durch Entlaftung 
der Vorfigenden der Anmeldeabtheilungen in ihrer zweit 
inſtanzlichen Thätigfeit, worüber bei Beiprehung des Be 
ichwerbeverfahrens noch näher zu Handeln jein wird, theils 
durh Schaffung einer weiteren, fünften Anmeldeabtheilung 
abgeholfen werden können. ür Die leßtere Maßregel 
ipriht auch der Umftand, daß die einzelnen technijchen 
Gebiete, weldje gegenwärtig einer Abtheilung zur Bearbei- 
tung obliegen, zum Theil jo verfhiedenartiger Natur find, 
daß von einem gemeinjamen fachkundigen Verſtändniß ber 
Abtheilungen nicht immer bie Rede fein fan. Dies kann 
unter Umftänden Majoritätsbildungen zur Folge haben, 
bei denen die Sachkunde nicht völlig zu ihrem Rechte 
fommt. Zwar wird, worauf auch jchon in ber lepten 
Denkichrift Hingewiefen wurde, eine Gleihmäßigkeit der 
lechniſchen Entſcheidungen dadurch zu erreichen verjudht, 
dab in den Abtheilungen Kleinere Spruchtollegien für ver: 
wandte techniiche Gebiete gebildet werden. Hiermit ift 
aber wieder der Nachtheil verknüpft, daß die Ubtheilungen 
badurd) im Uebrigen ihres Zufammenhangs beraubt werden. 
Dem rechtskundigen Vorfigenden allein ift es bei der Eigen- 
art der in Frage jtehenden weſentlich techniſchen Geſchäfte 
und bei jeiner jonftigen Thätigkeit in der Behörde in den 
großen Abtheilungen gegenwärtig nicht möglich, die wachſen— 
den Geichäfte zu überjehen und den inneren Zufammenhang 
der Abtheilungen aufrecht zu erhalten. 

Troß dieſer Schwierigkeiten läßt fich behaupten, daß 
die Bearbeitung der Anmeldungen gründlicher, einheitlicher 
und ſicherer geworden iſt. Freilich bleiben den Abthei- 
re auch für die Zukunft noch mandherlei Aufgaben 
zu löfen. 

Der Schwerpunkt der deutſchen Vorprüfung wird nicht 
nur in der Prüfung der Neuheit und PBatentfähigkeit des 
Inhalts der Anmeldungen, fondern zugleih in der forg: 
fältigen Feſtſtellung der Erfindung nad ihrer rechtlichen 
Seite erfannt. Denn hierdurch erjt wird der wirihſchaft⸗ 
lihe Werth des Patents jichergeitelt. In diefem Punkte 
berühren ſich die Aufgaben der juriftijchen und der lechno— 
logiihen Wiſſenſchaft auf das Innigſte, und es liegt des— 
halb gerade in dem Berufe der Abtheilungen, dieſe wich— 
tige Frage nach einheitlichen Geſichtspunkten zu behandeln. 


Redaktion ber Patentſchriften. 

Die Redaltion der Patentſchriften und die Formuli— 
rung der Patentanfprüche, um welche es fich hier nament- 
lid handelt, iſt durch Entſcheidungen der Gerichte von er: 
höhter Bedeutung geworden. Das Reichsgericht Hat in 
mehreren Entſcheidungen den Grundfag ausgeiprochen, daß 
aud eine theilweiſe Verlegung eines Patents möglich jei 
und dab aud die jogenannten Kombinationspatente theil- 
weile verlegt werden können, fofern die Verlegung einen 


tellen, fällt den Abtheilungen zu. | für die Kombinationswirhıng wejentlichen Theil des Ganzen 
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trifft. Dabei ſoll für die Frage ber Verlegung auch ber 
Umjtand von Bedeutung jein, ob der betroffene Theil an 
und für fich zur Beit der Anmeldung neu geweſen ift. 
Dieſe Grumdjäge find in ber Praris nicht felten mißver- 
ftanden worden, teils von den Patentinhabern oder deren 
Beriretern, welde daraus ben Anlaß zu ungerechtfertigter 
Erweiterung abfichtlich beſchränkter Batentrechte entnehmen, 
theild aud von den Gerichten, indem von benjelben bie 
Prüfung der Neuheit, welche ausichließlih dem Patentamt 
zufteht, vor ihr Forum gezogen wird, ine derartige Un— 
fiherheit der PBatentrechte hat das Patentamt veranlaßt, 
der Redaktion der Batentfchriften eine erneute und ans 
dauernde Wufmerkjamleit zuzuwenden. Die Beitrebungen 
gipfeln darin, neben dem Patentanſpruch auch Die 
Beichreibung, welche für bie rechtliche Auslegung des Pa— 
tents im Laufe ber Zeit zu ſehr in den Hintergrund ge— 
treten war, zu einem wirfjameren Hülfsmittel der Aus— 
legung des Patents zu gejtalten. Während der Patent- 
anſpruch die Erfindung ihrem Sinne nad befinirt, joll die 
Beichreibung hierzu die möglichit Mare technische Erläuterung 
geben. Sie fol zu dieſem Zwed, thunlichft unter Ans 
führung beftimmter Duellen® den Stand der Technik, auf 
welchem die Erfindung ſich aufbaut, und die Unterjchiede 
des Alten und Neuen, gegebenenfall® aud das Material, 
welches die Borprüfung berüdfichtigt hat, erkennen laſſen. 
Hierdurdy fol ſowohl die zutreffende Begrenzung, als aud) 
eine Stärkung der Patentredhte erzielt werden. Denn die 
Beobachtung diefer Grundfäge ſchützt einerfeits den Patents 
inhaber vor Angriffen, welche fi) lediglich auf Material 
ftügen, das ſchon in dem Prüfungsverfahren berüdfichtigt 
worden ift. Andererſeils bewahrt es den Verkehr vor dem 
vielfach üblichen Verfahren, daß der Anmelder während 
bes Prüfungsverfahrens fich den vom Patentamt geforderten 
Beihränkungen unterwirft, um fpäter den Intereſſenten 
gegenüber den weiteren, vom Patentamt ausbrüdlich nicht 
bemwilligten Schuß in Anſpruch zu nehmen. 


Auch die Frage der jogenannten Abhängigfeitspatente 
hat die Bedeutung einer zutreffenden Feſtſtellung der Patent: 
Ichrift erneut in den Vordergrund gerüdt. Die Sage um 
die es fich hier handelt, ift in ihrer allgemeinen ne 
in der lebten Denkſchrift ausführlich erörtert. Inzwiſchen 
at das Reichsgericht prinzipiell entſchieden, daß gemäß 
.3 Abſatz 1 des Patenigefeges dem Patentamt nur die 

rüfurg darüber zufteht, ob der Gegenftand einer Anmeldung 
mit dem Gegenftand einer früheren Anmeldung fich ganz oder 
theilweife dedt(Jdentität der Erfindungen), während die Davon 
verjhiedene Trage, ob eine Erfindung die Benutzung einer 
anderen Erfindung vorausfegt (Jogenannte Abhängigkeit der 
Erfindungen), der Aujtändigfeit der ordentlichen Gerichte 
unterfteht. Das Reichögericht hat ausgeſprochen, daß, ſo— 
fern beabfichtigt gewejen fei, auch bie Enticheidung über 
die jogenannte Abhängigkeit endgültig dem Patentamt zu 
übertragen, dieſe Abfiht in dem Selebe nicht in rechts— 
verbindlicher Weile zum Ausdruck gebradt ſei. Ueber die 
Rückwirkung diefes Grundſatzes auf die Praxis laſſen ſich 
bei der Kürze der ſeit der Entſcheidung verfloſſenen Zeit 
abſchließende Mittheilungen noch nicht geben. Einſtweilen 
Bar das Patentamt, durch eine zwedmähige Redaktion 
er Patentſchriften den Beiheiligten detbit, und im Streit 
falle ben Gerichten, die Auslegung der Patente auch im 
Abhängigkeitsfalle erleichtern zu müſſen. Es wird daher 
auch dann, wenn ber all der theilweifen Identität nicht 
vorliegt, zur Klarſtelling des Weſens einer neu zu 
Ihügenden Erfindung und zu ihrer Abgrenzung gegenüber 
Belanntem oder vorher Geſchütztem auf Früher ertheilte 
Patente, jei ed in der Beichreibung, jei ed im Anfpruch, 
hingewieſen. Diejer Hinweis ſoll aber lediglich thatjäd)- 
liche, technifche Bedeutung haben, ſodaß die Rechisfrage, 


ob die Ausübung des neu zu eriheilenden Patents nicht 
ohne Eingriff in das in Bezug genommene ältere Patent 
ftattfinden kann, für die gerichtliche Entſcheidung offen bleibt. 

Mit der Frage der Definition der Erfindung ift uns 
trennbar verbunden bie frage der Einheitlichfeit der 
Anmeldungen, welde die Abtheilungen nicht minder lebhaft 
beihäftigt. Nach $. 20 des Patenigeſetzes ift für jede Er- 
findung eine bejondere Anmeldung erforberlid, worunter 
die Praris verfteht, da der Inhalt der Anmeldung 
dur einen patentfähigen Erfindungsgedanfen zuſammen— 
a werden muß. Da bei manden UAnmeldern in 
mißverjtändlicher Auffaſſung ihrer Interefien die Neigung 
befteht, die Anmeldungen mit einer Reihe überflüffiger oder 
nicht zufammenhängender Dinge zu beladen, fo hält e8 das 
Patentamt für feine Aufgabe, bei derartigen Anmeldungen 
ſowohl auf eine Ausfcheidung des Ueberflüffigen, als aud), 
jofern die Anmeldung mehr ald eine Erfindung enthält, 
auf eine Zerlegung der Anmeldungen in ihre von einander 
unabhängigen Beltandtheile hinzuwirlen. Auch in dieſem 
Punkte ift die Rechtſprechung der Gerichte über die theil- 
weile Verlegung von Patenten von Einfluß gewejen. Er: 
fahrungsgemäß bereiten gerade diejenigen Patente dem be— 
theiligten Verkehr die meiften Schwierigkeiten, deren Aus— 
legung in Folge der Verquickung mehrerer technifcher Ge— 
danken dehnbar und willfürlich jein kann. Die Erfahrung 
hat andererſeits gelehrt, daß der einfichtige Anmelder mit 
der geforderten Trennung der Anmeldung gern einver- 
ftanden ift, da die Vortheile der Sicherheit und Klarheit 
des im Sinne der Einheitlichkeit der Erfindung feitgeftellten 
Rechts die durch die Trennung erforderlihen Koſten einer 
etwaigen zweiten Anmeldung auf den ausgejchiedenen Theil 
reichlich aufwiegen. 

Beichwerdeverfahren. 

Die Zahl der Beichwerben, weldhe im Jahre vor ber 
Patentreform (1890) 2965 betrug, war im Jahre 1891 
auf 2337 und im folgenden Jahre auf 1233 gefunfen. 
Seitdem hat wieder, im Großen und Ganzen entiprechend 
den vermehrten Anmeldungen, eine langſame Zunahme 
ftattgefunden. Im Jahre 1893 wurden 1639, im Sahre 
1894 1787 und im Sabre 1895 2030 Beſchwerden 
eingelegt. Bon ben Beichwerden des Jahres 1891 
wurden 1410, von den Beichwerden der nädhften drei 
Jahre entiprechend 675, 959, 1044 zurüdgemiejen, es 
famen aljo auf je 100 Beſchwerden 1891 64,12, 1892 
60,97, 1893 63,9, 1894 62,4 Abmweifungen. Die 
Zahlen beweifen, daß die Entjcheidungen in den vers 
ſchiedenen Jahren in der Hauptſache gleihmäßig aus— 
gefallen find, Für das Jahr 1895 laſſen fi, da ein 
Theil der Beichwerden noch im Geichäftsgange ift, die Er- 
gebnifje noch nicht je on Uebrigens fönnen die obigen 
Zahlen nicht dahin verftanden werben, daß die Beſchwerde— 
inftanz in allen Fällen, in denen jchlieglih eine An— 
erfennung der Beſchwerde erfolgt ift, die Enticheibung erjter 
Inftanz gemißbilligt hätte. Vielmehr find die Fälle nicht 
felten, in denen ber Beſchwerde ftattgegeben wird, weil der 
Anmelder fi nachträglich entfprechend beſchränkt oder durch 
neue Unterlagen und Beweismittel die Anmeldung zutreffend 
ergänzt hat. 

Bon Einſprechenden find Beſchwerden erhoben: 1891 
211, 1892 160, 1893 217, 1894 246, 1895 rund 250, 
Auf 100 Einſprüche kommen hiernach 1891 18, 1892 14, 
1893 16, 1894 19, 1895 21 Befcdhwerben. 

Die Neuordnung bes Beichwerbeverfahrens durch das 
Gejeg vom 7. April 1891 hat fih auch in den legten 
Jahren bewährt. Die vollftändige Trennung der Inftanzen, 
bie Behandlung der Bejchwerden durch geſchloſſene Kollegien 
und die obligatorijde mündliche Verhandlung, jobald einer 
der Beiheiligten darauf anträgt, find werthvolle und uns 
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entbehrliche Beftandtheile des Patentprozeſſes geworden. 
Namentlih wird die mündliche Verhandlung ſowohl von 
bem Patentamt, als aud) von den Betheiligten immer 
mehr als ein ſegensreiches Hülfsmittel zur Aufklärung 
weifelhafter Thatjadhen und zur Worbereitung der Ents 
era geihäßt. 

Im Einzelnen muß allerdings auch das Verfahren in 
Beihwerdefahen nod als ausbildungsfähig bezeichnet 
werben. Insbeſondere wird durch eine weitere zweck— 
mäßige Zufammenfaffung der verſchiedenen Spruchtollegien 
ber Beichwerbeinftang auf die erhöhte Sicherftellung einer 
einheitlihen Rechtſprechung Bedacht zu nehmen fein, 
Bereitö in der legten Denkſchrift wurde hervorgehoben, daß 
ber Borfig in den Beidhwerbeabtheilungen neben dem 
Präfidenten in der Hand von vier nebenamtlichen rechts— 
fundigen Mitgliedern liege und daß fidh hieraus bei zu— 
nehmenber Zahl der Sigungen und mündlichen Verhand— 
lungen mehr und mehr eine die Einheitlichkeit der Recht: 
ſprechung gefährdende Iſolirung ber einzelnen Spruch— 
follegien ergeben müſſe. Die Erfahrungen der legten * 
haben dieſe Beſorgniß beſtätigt. Die Geſchäfte der 
ſchwerdeabtheilungen haben ſtark zugenommen. Abgeſehen 
von der ſteigenden Zahl der Beſchwerden und dem Hinzus 
tritt der Beſchwerdeſachen in Waarenzeichenangelegenheiten, 
ift die Behandlung der Sachen jelbit, theils in folge bes 
Anwachſens des Stoffs und des Hervortretens zweifelhafter 
allgemeiner Fragen, theils in Folge der vermehrten münb- 
lichen Verhandlungen, ſchwieriger und umftändlicher ge— 
worden. Die Zahl der Sikungen betrug im Jahre 1893 
122, 1894 141 und 1895 151. Im Bvurchſchnilt iſt die 
einzelne Sigung mit 15 Saden beſetzt. Mündliche Ver: 
Handlungen haben 1893 444, 1894 579, 1895 616 jtatt- 
gefunden. ine weitere Steigerung ift vorauszufehen. 

Bei einer ſolchen Entwidelung läßt ſich die Neben: 
amilichkeit des Borfiges in ber Beſchwerdeinſtanz auf 
die Dauer jhwer aufrechterhalten. Wielmehr wird, was 
auch ſchon in ber legten Dentichrift —— wurde, auf 
den Erſatz der nebenamtlichen Vorſitzenden durch ein oder 
zwei beſondere hauptamtliche Mitglieder Bedacht zu nehmen 
ſein, unbeſchadet des im Allgemeinen wohl bewährten 
Prinzips der Nebenamtlichleit bei den techniſchen Mit— 
gliedern, Eine ſolche Maßnahme würde es auch möglich 
maden, bie hauptamtlichen rechtsfundigen Mitglieder erjter 
Inftanz in ihrer zweitinftanzlichen Thätigkeit zu entlaften 
und ihren eigentlichen Funktionen zurüdzugeben. 

Riditigkeitsverfahren. 

Die Zahl der Nichtigfeits- und Aurüdnahmeaniräge 
betrug, wenn ber Zeitraum ber letzten 10 Jahre in Be— 
tradht gezogen wird, im Durchſchnitt jährlich 90 bis 100. 
(Bergl. auch Anlage 1.) 

mo eingegangen im Jahre 


11, 
1887 97, 
1888 100, 
1889 83, 
1890 86, 
1891 92, 
1892 62, 
1893 87, 
1894 194, 
1895 ——— . 116, 

zufammen . . 1028 Anträge, 


Hiervon find 928 Nichtigkeits- und 100 Zurüdnahmeanträge. 

Die niedrige Zahl des Jahres 1892 ftellt eine Ausnahme 
dar, welche vielleicht durch die im Jahre 1891 erfolgte Ein— 
führung der geſetzlichen Nichtigkeitsgebühr von 50 erklärt 
wird. Die hohe Zahl des Jahres 1894 hängt mit der Bes 


fiimmung bes $. 28 Abſatz 3 des Watentgejeges vom | 


7. April 1891 zufammen. Hiernach ift die Nichtigfeitsflage 
nad) Ablauf von 5 Jahren feit dem Tage der über die Batent: 
ertheilung erfolgten Belanntmahung nicht mehr Bere: 
Dazu bejagt Artikel II des Geſetzes, dieſe Beitimmung jolle 
auf die am 1. Dftober 1891 jchon befiehenden Patente mit 
der Maßgabe Anwendung finden, baf ber Antrag mindeftens 
bis zum Ablauf von 3 Jahren nady dem Inkrafttreten des 
Geſetzes ftatthaft fei. Demzufolge lief für die Nichtigfeits- 
Hagen gegen alle Patente, die vor dem 1. Dftober 1889 
ertheilt worden find, und wegen deren Ertheilung die Bes 
fanntmadhung vor dieſem Tage erfolgt ift, die äußerfte 
Friſt mit dem 30. September 1894 ab. Wie zu erwarten 
war, find daher im Jahre 1894 bejonders viele Nichtige 
feitöanträge eingegangen; im September 1894 allein 74. 

Was den Ausfall der Nichtigkeits- und Zurücknahme— 
Hagen anlangt, jo find, wie die Anlage 3 ergiebt, in ben 
legten 10 Jahren im Ganzen 197 Patente vernichtet ober 
zurüdgenommen. Außerdem find iheilmeife vernichtet oder 
zurüdgenommen 109. Diefe Zahlen find im Berhältnif 
zu ber Zahl der ertheilten Patente gering. Eine weitere 
Berechnung ergiebt, daß jeit dem Jahre 1877 insgefammt 
auf 1000 Ertheilungen nur 4, völlige und 2, theilweiſe 
Vernihtungen oder Zurüdnahmen kommen. Die amtliche 
Vorprüfung der Anmeldungen hat alſo im Wejentlichen ihre 
Aufgabe, thunlichft unanfehtbare Patente zu ſchaffen, erfüllt. 


II. Gebrandysmufter. 
Statifiif. 

Die Zahl der Gebraudhsmufteranmeldungen ift, mie 
die Anlage 6 ergiebt, im fortw 
und erreicht im laufenden Jahre faft das Doppelte der im 
Jahre 1892 eingegangenen Anträge. Seit dem Beſtehen 
des Geſetzes gingen ein: 

im legten Quartal 1891 . 


2095 Anmeldungen, 
im Jahre 1892. 9 066 


s 


s = 1893. 11 354 s 
s = 1894. 15 259 ⸗ 
= 1895. 17 399 ⸗ 


zuſammen alſo . 55173 Anmeldungen. 

Auf die verſchiedenen Klaſſen vertheilen ſich die Ans 
meldungen in jehr ungleihem Maße. An erjter Stelle ſieht 
nad wie vor Klafie 34 (hauswirthichaftliche Geräthe) mit 
insgefammt 6289 Anmeldungen (1891 bis 1894: 4410, 


1895: 1879). Es folgen die Klaſſen 

3 (Befleidbungsinduftrie) mt. . . . . . 2 394 
(1891 bis 1894: 1696, 1895: 698), 

45 (Landwirthihaft) mt . . . 2 2... 2 160 
(1891 bis 1894: 1478, 1895: 682), 

33 (Hands und Reifegeräthe) mt . . . . 2151 
(1891 bis 1894: 1574, 1895: 577), 

TION IR: ne 2 026 
(1891 bis 1894: 1417, 1895: 609), 

63 (Sattlerei und Wagenbau) mit . . . . 2025 
(1891 bis 1894: 1247, 1895: 778), 

64 (Schantgeräthe) mt . . 2 2 2... 1971 
(1891 bis 1894: 1303, 1895: 578), 

37 (Hodhbaumelen) mt . .» : 22... 1829 
(1891 bis 1894: 1266, 1895: 563), 

30 (Gefundheitspflege) mt . . » .. . 1 803 
(1891 bis 1894: 1179, 1895: 624), 

44 (Kurzwaaren) mt - 2 2 2 2 nen 1 793 
(1891 bis 1894: 1346, 1895: 447), 

42 (Inftrumente) mt » » 2: 2 2 20. 1 726 
(1891 bis 1894: 1140, 1895: 586), 

47 (Majchinenelemente) mt . . » 2. . 1 702 
(1891 bis 1894: 1160, 1895: 542), 

4 (Beleuchtung) mit . » » 2 2 20. 1619 
(1891 bis 1894: 1067, 1895: 552), 


renden Steigen begriffen 
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70 (Schreib- und Beichenwaaren u. f. w.) mit 1 501 
1891 bis 1894: 1076, 1895: 425), 

68 (Schlofferei) mit -. - - 2 2 2 2... 1417 
(1891 bis 1894: 1014, 1895: 403), 

21 (Elektrifche Apparate) mt . .» .. . 1 281 
(1891 bis 1894: 859, 1895: 422), 

36 (Heizungsanlagen) mt . . ... 1243 
(1891 bis 1894: 837, 1895: 406), 

54 (Papiererzeugnifie u. f. w.) mit . . . 1234 
(1891 bis 1894: 793, 1895: 441), 

49 (Mechaniſche Metallbearbeitung) mit 1087 


(1891 bis 1894: 738, 1895: 349). 

Die übrigen Klafjen erreihen die Zahl 1000 noch 
nit. In mehreren zeigt fih der Gebrauhsmufterihuß 
von ganz verſchwindender Bedeutung. So weilt Klafje 16 
(Düngerbereitung) nur 4 Anmeldungen auf, Klaffe 18 
(Eifenerzeugung) 9, Klaſſe 29 (Geipinnftfafern) 9, Klafje 84 
(Bafjerbau) 14, Klaffe 40 (Hüttenwejen) 16, Klafie 75 
(Soda) 22. Gar feine Anmeldung ift aus Klaſſe 62 
(Salinenwejen) eingegangen. 

Die Reihenfolge der Klaffen in der Anzahl der An— 
meldungen ift natürlidy nicht in jedem Jahre die gleiche. 
Die obige Zulammenftellung zeigt, dab das Jahr 1895 
mehrere erhebliche Verjhiebungen bewirkt hat. Während 
die Klaſſe 33 (Hand- und Reijegeräthe) bisher der Klaſſe 45 
(Landwirthichaft) um rund 100 Anmeldungen voranging, 
hat das Jahr 1895 ber Klaſſe 45 682 Anmeldungen 
gebradht, d. 5. faft die Hälfte der in bem vorhergehenden 
31/, Jahren überhaupt erreichten Summe, und bamit ein 
Emporjchnellen über Klaſſe 33 hinaus bewirkt. 

Iſt bei Einführung des Gebrauchsmuſterſchutzes in erfter 
Linie an bie fogenannten Heinen Artikel, an gewerbliche Er: 
zeugniſſe für ben privaten Gebrauch, gedacht, jo nehmen doch 
auch ganz andere Zweige ber Induſtrie fortgefegt die Wohl- 
thaten des Geſetzes in Anſpruch. Das zeigen 3. B. Die 
zahlreichen Anmeldungen aus den Klaſſen: 

13, Dampfteffl . . . . . „im Ganzen 345, 

19, Eijenbahn und Straßenbau . = ⸗ 218, 


20, Eiſenbahnbetrieb = = 637, 
37, Hochbauweſen ⸗ = 1829, 
47, Majchhinenelemente . . » . « = 1702, 
65, Schiffbau und Schiffsbetrieb = ⸗ 114, 
74, Signalweien . . . . ⸗ ⸗ 312. 


Die bedeutendſten Firmen der Großinduſtrie ſind ſtändig 
unter den Anmeldern vertreten. 

An den 55173 Anmeldungen iſt das Deuitſche Reich 
mit 51202, aljo über 92 Prozent, betheiligt, das Ausland 
mit 3971 oder 7, Prozent. (Bergl. Anlage 5.) 

Unter ben ausländiichen Anmeldern kommen befonders 
diejenigen aus Defterreih-Ungarn, den Vereinigten Staaten 
—— Großbritannien und der Schweiz in Betracht, 
welche 

im Jahre 1894 mit beziehungsweiſe 412, 261, 155, 128, 
im Jahre 1895 mit beziehungsmweife 371, 278, 166, 
196 Anmeldungen 
vertreten find. Weniger zahlreich find Belgien, Frankreich, 
Schweden-Normwegen, Italien und Rußland, nur ganz ver: 
einzelt find bie übrigen ausländiſchen Staaten vertreten. 
Was die einzelnen deutſchen Bundesftanten anlangt, fo 
find an den inländifchen Gebraudhsmufter- Anmeldungen bes 


theiligt: 
a) Preußen mit. » 2 2 2 020.20. 62 Prozent, 
b) das übrige Norbbeutihland mt . 21 = , 
e) Sübbeutihland mit . . . 17 = 


Sunerhalb Preußens ragen Berlin 1894 mit 2533, 
1895 mit 3026 und bie Aheinprovinz 1894 mit 2100, 
1895 mit 2290 Anmeldungen weit über die übrigen Ge— 
bietstheile hervor. 


Bis Ende 1895 waren 50 475 Gebrauchämufter in bie 
Rolle eingetragen. Die Umfhreibungen in ber Rolle in 
Folge Uebertragung des Schutzrechts, wie fie im Jahre 
1891 nur einmal erfolgte, erreichten in den Jahren 


1892... die Zahl 90, 
108. ee a: MO 
BD: 50 a 
1895 = = 409, 


find aljo bisher in 958 Fällen erfolgt. 

Der Umfang, in dem bie Gebrauchsmufterrechte that- 
fählih zum Gegenftand des Handelsverkehrs gemacht 
werben, läbt fid) aus diejen Ziffern allerdings ſchon deshalb 
nicht erkennen, weil bie Betheiligten häufig die Umfchreibung 
in ber Rolle als rechtlich entbehrlich nicht beantragen, auch 
wenn materiell Menderungen in ber Perſon bes Einge- 
tragenen eingetreten find. 

Am 1. Oktober 1894 waren drei Jahre feit bem 
Inkrafttreten des Geſetzes verflofien, und ba nad $. 8 
die Dauer des Schußes drei Jahre beträgt, von dem auf 
bie Anmeldung folgenden Tage an gerechnet, jo trat vom 
2. Oktober 1894 an allmälig ein Erlöfchen derjenigen, 
durh die Eintragung begründeten Schutzrechte ein, 
für welche nicht durch rechtzeitige Zahlung einer Gebühr 
von 60 A. eine Verlängerung ermwirkt if. Won den in 
der Beit vom 1. Dftober 1891 bis Ende 1892 eingegangenen 
11 161 Anmeldungen hatten 10 180 zur Eintragung geführt, 
und von dieſen find 7 in Folge gerichtlichen Urteils ges 
löſcht, 115 in Folge Verzichts, 8194 durch Beitablauf 
erlojhen, 1864 dagegen verlängert worben. Während alſo 
in 80,45 Prozent ber Fälle die Anmelder ihr Schutzrecht 
haben verfallen laſſen, ift für 18,33 Prozent der Gebraud)s- 
mufter die zweite Gebühr entrichtet worden. Dies zeigt, 
da die Anzahl der nicht nur einem vorübergehenden Be— 
bürfniffe genügenden, im gewerblichen — werthvolleren 
Neuerungen doch eine verhältnigmäßig große iſt, und läßt 
einen günftigen Schluß auf die Wirkungen der Einführung 
bes Gebrauchsmuſterſchutzes zu. 

Rerfahren. 

Das Verſtändniß des Gejeges ift im Publikum noch 
verhältnigmäßig wenig vertieft und verbreitet, und felbft bie 
Erfüllung der einfadyen formellen Erforderniffe der An- 
meldungen macht den feinen Gemwerbetreibenden immer noch 
bedeutende Schwierigkeiten. Eine große Anzahl ber An- 
melder bedient ſich daher der Hülfe von gewerbsmäßigen 
Vertretern. Eine Statiftit hierüber ift erjt jeit dem Jahre 
1894 geführt worden. In diefem Jahre belief ſich Die 
Zahl der von Patentagenten angemeldeten Gebrauchsmuſter 
auf 9400 (von 15 259), von den im Jahre 1895 ein- 
gegangenen 17399 Anmeldungen find 10935 von Batent- 
agenten eingereicht worden. Der Vrozentiag ftellt ſich alfo 
für beide Jahre auf ungefähr 62 Prozent. Ueber bas 
Verfahren vor der Anmeldeftelle ift gegenüber den Dar- 
legungen in der vorigen Denkſchrift nur Weniges hinzu— 
zufügen. 

Die Anträge auf Eintragung eines Gebrauhsmufters 
werden mil Vorliebe zugleih mit Patentanmeldungen ges 
ftellt und von deren Ergebniß abhängig gemadt. Soldye 
Eventualanmeldungen find im Jahre 1894 1234, im Jahre 
1895 1583 eingegangen, In 37 Fällen ift die Eintragung 
in die Mufterrolle beantragt und bewirkt, nachdem das 
Patent bereits ertheilt war. Die Zahlen beweijen, daß 
mit der Zulaffung der Eventualanmelbungen einem wirt: 
lihen Bedürfniſſe entiprochen ift. Andererſeits haben ſich 
aber auch die Fälle gemehrt, in denen ohne berechtigte 
Gründe eine Verzögerung der Eintragung gewünſcht wird. 
Den Intereffen der Allgemeinheit ift es nicht dDienlich, wenn 
der Anmelder feinem Gebraudsmufter zwar eine frühe 
Priorität verihafft, dann aber, ohne daß die betheiligten 
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Gemwerbetreibenben von feiner Anmeldung willen, darauf 
wartet, bis von Anderen bie gleiche Neuerung in den Vers 
fehr gebracht wird, und nun erft mit jeinen älteren An— 
fprüchen Hervortritt. Häufig wird bie gleichzeitige Patent 
anmeldung and nur zu dem Zwed eingereidht, um eine 
Prüfung auf die Neuheit des Modells herbeizuführen, 
damit, falls das Patentamt die Neuheit verneint, die Ges 
braudsmufteranmeldung zurüdgezogen werben fann. Auch 
fonft find Verjchleppungen der Anmeldungen feitens ber 
Anmelder nicht jelten. Um die für die Allgemeinheit damit 
verbundenen Webeljtände zu bejeitigen, werden Die Aus— 
fegungsanträge nur dann zugelajlen, wenn fie eine innere 
Berechtigung haben und als Bedingung oder Befriftung des 
Eintragungsantrags juriftiich Har gefaßt find. Anderenfalls 
werden bie Anmelder zur beftimmteren Yormulirung an— 
Ra Namentlich wird grundfäßlic daran feitgehalten, 
daß fich die öffentliche Bekanntmachung des Gebrauds- 
mufterd® an bie einmal volljogene Eintragung un 
mittelbar anfchließen muß. Mit der Eintragung in bie 
öffentlich ausliegende Nolle kommt der Gebrauhsmufterfchuß 
zur Entjtehung, und es hat nunmehr jeder Dritte das Recht, 
die Unterlagen ber Anmeldung einzufehen. Unterbleibt Die 
Befanntmagung längere Zeit, jo würde hierin eine Be— 
nachtheiligung der großen Mehrheit gegenüber ben vers 
hältnigmäßig wenigen Berjonen liegen, die bie Gebraudjs- 
muſierrolle jelbft einzujehen und dadurch von dem neuen 
Schutzrecht Kenntniß zu nehmen Gelegenheit haben. An— 
träge auf Ausjeßung der Belanntmahung werben daher 
der Regel nach nicht berüdfichtigt. 

Seit dem 1. Dftober 1894 lommen, wie oben bemerkt, 
die Gebrauhsmufter allmälig durch Ablauf der gejeplichen 
Schußfrift zum Erlöſchen. Mit Rüdjicht hear ift eine 
bejondere Kontrole in Bezug auf das Herantommen diejes 
Beitpunktes für jedes einzelne eingetragene Gebraudhsmufter 
nothiwendig geworden. Da das Erlöſchen des Schugredhts 
von Rechtswegen eintritt und eine Mahnung zur Zahlung 
der Berlängerungsgebühr im Geſetz nicht vorgefehen iſt, jo 
it e8 grundſätzlich Sache des Inhabers, diefen Punkt im 
Auge zu —5* und durch rechtzeitige — der 60 AM. 
dem Erlöjhen vorzubeugen. Um jedody den Snterefien der 
Betheiligten möglichft entgegenzufommen, erläßt die Anmelde— 
ftelle 3 bis 4 Wochen vor Ablauf der Schußfrijt eine 
kurze formularmäßige Benachrichtigung an den Inhaber 
darüber, daß fein Schutzrecht erlöſchen wird, ſofern nicht 
die Berlängerungsgebühr rechtzeitig gezahlt wird. Es barf 
angenommen werden, daß dieſe Mittheilung in vielen Fällen 
ſich nüglich ermeift. Freilich kommt es auch häufig vor, 
daß ber Anmelder, deſſen Hoffnungen auf die praktiſche 
und peluniäre Verwerthung des Muſters ſich nicht ver- 
wirklicht haben, die wohlgemeinte Mitteilung des Patents 
amts zurüdweilt. 

Die Anträge britter Perſonen auf Löſchung ein- 
getragener Gebraudhsmufter haben ſich zwar vermindert, 
fommen aber immerhin nicht felten vor. Die Meinung, 
daß ein dem Patentverfahren analoger Einjprudy gegen 
die Gewährung eines Gebraudhsmufterfchußes zuſtehen und 
daß die Eintragungen in der Gebraudhsmufterrolle einer 
Art von Nichtigkeitsverfahren unterliegen müßten, tritt 
immer von Neuem wieder hervor. 

Materieles Recht. 

Der Umfang, in dem die Gerichte mit Entfheidungen 
über fragen des materiellen Gebrauhsmufterrehts befaßt 
find, läßt fich nicht genauer fefiftellen. Im Verhältniß zu 
der großen Zahl der Anmeldungen und ber materiell offen= 
bar unbegründeten Eintragungen ift die Zahl der zur 
Kenntniß des Patentamts kommenden Erkenntniffe unbe 
deutend. In den meiften Fällen handelt es ſich um bie 
Frage der Neuheit. Auch der Begriff des Gebrauds- 


mufters, die Schußfähigfeit des Modells an fi im Sinne 
bes 8. 1 bes Geſehes, ift vielfach erörtert, Namentlich find 
inzwijchen jeitens des Reichsgerichts für die Auslegung des 
Geſetzes mehrere wichtige Entiheidungen ergangen. Ab— 
gejehen von wiederholter Begrenzung bes Begriffs ber 
offenkundigen Benupung in fpezieller Beziehung auf das 
Gebraudhsmufterweien, hat das Neichsgericht feftgejtellt, 
daß die Beichreibung des Modells integrirender Beftand: 
theil der Anmeldung ift, und daß daher als das angemeldete 
und gejchüßte Mobell auch nur dasjenige angejehen werden 
kann, welches dieſe beichriebene neue Geftaltung oder Bor: 
richtung zeigt. Weicht aljo die bei der Anmeldung übergebene 
Nachbildung von der Beichreibung ab, jo ift die leßtere 
maßgebend, und durch die von einem Dritten bewirkte Her: 
ftellung eines mit dem überreihten Modell übereinftimmenden 
— * iſt das Recht des Gebrauchsmuſterinhabers 
nicht verletzt. In einer anderen Entſcheidung iſt das Ab— 
haͤngigkeits verhältniß zwiſchen mehreren zum Theil über: 
einftimmenden Gebrauhsmuftern erörtert und find dabei 
die für das Patentrecht geltenden Grundfähe entfprechend 
zur Anwendung gelangt. Handelt es fih um ein bem 
Kombinationspatent analoges, in der neuen Verbindung 
einzelner Theile zu eigenthümlichem Zweck beftehendes Ge: 
braudsmufter, fo ift, wie dort, eine Nechtöverlegung an: 
zunehmen, wenn der fpätere Erfinder aus bem älteren 
Model auch nur die Zufammenfegung der mwefentlichen 
Theile zu gleihem Zweck benußt, felbit wenn das Hinzu: 
gefügte Neue für ſich ſchutzfähig if. Das etwa erworbene 
Patentrecht darf er ohne Erlaubniß des früher Eingetragenen 
nicht ausüben, 

Eine wichtige Entjcheibung des Reichsgerichts ift vor 
Kurzem dahin ergangen, daß ſolche Gegenftände, bei denen 
bie Wahl eines gewiljen, an ſich befannten Materials für 
ben Gebrauchszweck beftimmend ift, nicht als Gebrauchs— 
mufter angeſprochen werben können. Selbſt wenn man, 
jagt das Neichsgericht, in der Anwendung eines bekannten 
Stoffes zu befanntem Zwed in befannter Form eine Ans 
ordnung im Sinne bes 8. 1 des Geſetzes finden will, fo 
fehlt joldyer Anordnung doch die Neuheit, wenn fie nichts 
thut, als die belannten phyſilaliſchen Eigenihaften eines 
befannien Stoffes für einen bekannten med in bekannter 
Form anwendet. Damit ift zahlreihen Eintragungen ber 
rechtliche Boden entzogen. 

Bemerkenswerth ift auch, dab das Neichögericht nun— 
mehr grundjäglid ausgeſprochen hat, ein Arbeitsvorgang, 
ein techniſcher Prozek könne Gebrauchsmuſterſchutz nur 
injofern erlangen, als dur feine neue Geftaltung aud 
eine neue Form der ihm dienenden Vorrichtung bedingt 
wird. Nicht nur deshalb, jondern auh aus bem 
weiteren Grunde, weil der Apparat als Mafchine über 
haupt nicht ſchutzfähig fei, iſt die Eintragung eines 
Apparats für wirkungslos erflärt, weldjer aus einer Reihe 
jelbjtändiger, befonderen Arbeitsvorgängen dienender Bor: 
richtungen zu einem einheitlichen Geſammtzweck zufammen: 
gejegt war. Auch diefe Entfcheidung enthält eine für die 
weitere Entwidelung des Gebrauchsmuſierweſens bedeut- 
ſame Beſchränkung des materiellen Gebrauchsmuſterrechts. 
In welcher Richtung fie wirken wird, läßt ſich noch nicht 
jagen. Insbeſondere bleibt abzuwarten, ob diefe Rechts: 
grundfäße bie betheiligten Kreile davon abhalten werden, 
nad wie vor nicht jhußberechtigte Anmeldungen zur Ein 
tragung zu bringen. 


IV. Waarenzeichen. 
Allgemeines, 
Das Geſetz zum Schuß der Waarenbezeihnungen vom 
12. Mai 1894 ift am 1. Dftober 1894 in Kraft getreten. 
Seine Durdführung in ber Praris ijt noch nicht völlig 
abgeſchloſſen. Es liegt vielmehr in der Natur der Sadıe, 
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daß bei der Kürze der verfloffenen Zeit die Behandlung 
einer Reihe — Fragen noch im Fyluffe iſt. 
Auch hat das Geſetz ſelbſt im 24 für die unter ber Herr: 
idaft des Geſetzes über Markenſchutz vom 30. November 
1874 bei ben Gerichten regiftrirten Marken eine Lebergangs- 
zeit bis zum 1. Dftober 1898 feſtgeſetzt. Ein Theil dieſer 
Marken ıft noch nicht in die Zeihenrolle bes Patentamts 
übernommen. Es lann deshalb gegenwärtig nody nicht 
ein abſchließendes Urtheil über die Wirkfamkeit des neuen 
Geſetzes, jondern nur cin allgemeines Bild über feine erfte 
Einführung in die patentamtlihe Praxis gegeben werben. 
Auch it von Entfcheidungen ber Gerichte auf Grund des 
neuen Rechts bisher wenig befannt geworben. 
Torprüfung. 

Das Gejeg vom 12, Mai 1894 Hat einen Wechſel 
des Syſtems gebradt. Während früher bis auf wenige 
Ausnahmen jeder Anmeldung die Eintragung in das 
Zeichenregifter folgte, vorbehaltlidh der Eniſcheldung des 
Streitfall vor dem ordentlichen Richter, beſchließt im All 
gemeinen jegt bas Patentamt über die Schupfähigfeit eines 
Beihens, wenn es fih um die Eintragung, regelmäßig 
an wenn e8 fi um bie Löſchung handelt. Nur in ges 
wien Fällen läßt das Geſetz einen nachträglichen gericht 

lihen Angriff gegen ein eingetragenes Beiden zu. Der 
Schwerpunkt ber Tätigkeit des Patentanıts, über welde 
im Folgenden zu berichten fein wird, liegt deshalb in ber 
amtlihen Borprüfung der angemeldeten Zeichen. 

Für bie — dieſer Vorprüfung find die Waaren, 

für die ein Zeichen bejtimmt fein kann, in 42 Waaren— 
Hafen eingetheilt worden. Einige der größeren Klafien 
haben Unterllafjen erhalten. Die Klafjeneintheilung, welche 
aus ber Anlage 7 erfichtlich ift, Ichnt fich zum Theil an 

die Gewerbeklaſſen der amtlichen Gewerbeftatiftif, zum Theil 
an bie Patentllafjen, zum Theil an ausländische Mujter 
an und hat ſich bisher bewährt. Die Prüfung ift formeller 
und materieller Natur. Erjtere betrifft hauptſächlich die 
Formalien des Geſuchs, die Feſtſtellung des früheren ge: 
richtlichen oder des im Auslande ertheilten Schußes, Leptere 
die Feſtſtellung der materiellen zeichenrechtlihen Voraus— 
feßungen ber Eintragung und Diejenigen Punkte, welche 
vom Geſetz ald Verfagungsgründe aufgeftellt find. Zu 
ben Borausjegungen der Eintragung gehört, abgejehen von 
einem zur Unterfcheidung von Waaren verichiedener Ge- 
werbetreibenden geeigneten „Waarenzeihen“ im Sinne des 
.1 des Geſetzes ein geeigneter Geſchäftsbetrieb des 
nmelders und ein Berzeihniß der Waaren, für melde 
das Zeichen beftimmt it. 

Befchäftsbetrieb. 

Das neue Geſetz Hat die Anlehnung des Zeichenrechts 
an die Firma aufgegeben und ben Kreis der Beichens 
berechtigten von ben firmirenden Kaufleuten und Geſell— 
Ihaften auf alle rechtsfähigen Perfonen, weldye Waaren her 
fielen oder vertreiben, ausgedehnt. In weldjem Umfange 
von diefer Erweiterung des Rechts Gebraud) gemacht wird, 
läßt fich ziffermäßig nicht feftftellen.. Außer Kaufleuten und 
Fabrikanten find fisfaliiche Anftalten, Landwirthe, Waldbefiger, 
Gärtner, Weinbauer, Hopfenbauer, Mineralguellbefiger, 
Aerzte und Handwerler als Zeichenanmelder aufgetreten. 

Mehrfach Hat fih das Bedürfniß geltend gemacht, 
Zeichen für verjchiedene Betriebe unter Schuß zu ftellen, 
die in einer anderen Weife, als durch Einheit des In— 
haberd, mit einander zufammenhängen. Hier ift zwar bei 
dem Mangel eines einheitlichen Rechtsſubjekts eine gemeins 
ihaftlihe Anmeldung nicht ftatthaft, dody kann das Ziel 
in der Weife erreicht werden, daß die Eintragung von 
einem Theilnehmer nachgeſucht wird und diefer fich zur 
Geſtattung der Benugung gegenüber den übrigen Mit 
gliedern der Bereinigung verpflichtet. Auf diefem Wege 
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find beifpieldweife für ben Verband deutſcher Chofolabe- 

fabrifanten, den Verband deutſcher Kaffeeimporteure und 

Kaffeeröftereibefiger „Danfa”, und ben Verband beutjcher 

Haarhutfabrifanten Zeichen zur Anmeldung gelangt. 
Baarenverzeihnih. 

rüber war mit der Anmeldung ein Verzeichniß 
der „Waarengattungen” beizubringen, das neue Geſetz 
verlangt ein Berzeihnik ber „Waaren“. Das Gejeh 
hat indeffen zweifellos nicht gewollt, daß die im Intereffe der 
Sicherheit des Zeichenſchutzes vorgeichriebene Spezialifirung 
ber Waaren auf alle einzelnen Waaren ausgebehnt werde, 
die im gejchäftlihen Verkehr ae noch begrifflich 
unterfchieden werden. Denn die Durchficht irgend eines Preis⸗ 
verzeichniffesvon einem mittleren Gejchäfts- oder Fabrikations⸗ 
betriebe ergiebt, daß bei folcher Ausführlichkeit manches 
Waarenverzeichniß mehrere Drudjeiten fülen würde, ohne 
daß damit den Intereſſen des Anmelders oder des Beichen- 
verlehrs gedient wäre. Die neue Vorfchrift wird daher jo 
verjtanden, daß, ee von Fällen, in denen nur ganz 
beitimmte Waaren durch ein Zeichen gebedt werben follen, 
wie 3. BD. ein Arzneimittel durch ein neues Wort, bie 
BWaaren in der Negel gruppenmweile zufammenzufaffen find. 
Wie eng oder umfafjend die Gruppen fein dürfen, richtet 
fi) nady den Umjtänden. Weſentlich ift, daß das Waaren- 
verzeichniß zu dem geſchäfllichen Bedürfniß des Anmelders 
in einem angemefjenen Verhältniß fteht. Unter diefer Vor: 
ausfegung hat fogar ein nad) der Pegründung des Ent— 
wurfes als unzuläjfig aufgeführter Ausdrud — „chemiſche 
Produkte” — wiederholt in Waarenverzeihhniffen Aufnahme 
finden können. So belief fidh 3. B. der von einer chemiſchen 
Fabrik eingereichte Waarentatalog auf 100 Drudjpalten zu 
je etwa 75 einzelnen Waaren, welche nicht anders als unter 
einem Gefammtnamen zufammenzufaffeen waren. Nod 
weniger ift bei größeren Erporifirmen, welche die verfchieden- 
artigjten — in Auftrag gegebenen Waaren beſchaffen 
und vertreiben, eine weitgehende Spezialiſirung des Waarens 
verzeichniffes durdhführbar. 

Freizeichen. 

Bei der weiteren Vorprüfung der Anmeldungen fpielt, 
ben Abſichten bes Geſetzes entiprechend, Die FFreizeichenfrage 
eine bejondere Rolle. Die bisherige Unficherheit des Rechts 
auf diefem Gebiete und die Vieljpaltigkeit der Verhältniffe 
machen die Ermittelung, ob ein angemeldetes Zeichen die 
Eigenſchaft eines Freizeichens befigt, vor allen anderen 
Fragen zu einer ſchwierigen und zeitraubenben. 

Schon vor dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes hatte 
fih das Patentamt an die deutſchen Handelstfammern und 
an eine größere Anzahl kaufmänniſcher und gewerblicher 
Vereine, im Ganzen an mehr als 200 Bereinigungen, mit 
bem Erſuchen gewendet, biejenigen Zeichen mitzutheilen, 
welche in den betreffenden Intereffengebieten für gewiſſe 
Waaren allgemein benutzt werben. Auf biefes Erjuchen 
find 185 Antworten eingegangen, von benen 95 bahin 
lauteten, daß in den betheiligten reifen Freizeichen nicht 
bejtänden oder nicht bekannt jeien. Der Inhalt der übrigen 
Antworten wurde behufs Ergänzung und Berichtigung im 
Waarenzeihenblatt veröffentlicht und für jede Klaſſe und 
Unterflajie in bejonderen }Freizeichenalten miedergelegt. 

Das Ergebniß der Umfragen bietet den Ausgangs- 
punlt für die SFreizeichenprüfung. Iſt ein Zeichen mit 
einem angeblichen Freizeichen übereinftimmend oder jonft 
verwechielungsfähig, jo wird zunächſt der Anmelder zur 
Erflärung darüber aufgefordert, ob er bie Freizeichen— 
eigenjchaft anerkennen oder ob und aus weldhen Gründen 
er ein Individualredht an dem Zeichen geltend machen will. 
Sn Iehterem alle wird bei derjenigen Körperſchaft, die 
das Freizeichen gemeldet hatte, umter Mittheilung der 
Men rng des Mnmelders Nüdfrage dahin gehalten, 
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welche Umftände für die Angabe über die Freizeichen— 
eigenjchaft beftimmend geweſen find, insbejfondere von 
welchen Gewerbetreibenden und in welder Seit bas 
Zeichen geführt worben ift. Nach diejer Richtung ift ein 
reger Schriftverfehr mit Handelstammern, Vereinen und 
größeren Gewerbetreibenden im Gange, und es verdient 
die Grünblichkeit, meift auch die Promptheit, mit der bie 
Erjuhen des Batentamis im Intereſſe der Allgemeinheit 
erledigt werden, volle Anerkennung. 

Wenn dur die Antwort nicht noch weitere Berhand- 
lungen veranlaßt werden, oder wenn fich nicht ergiebt, daß 
die angeführten Umftände zur —— eines Freizeichens 
offenbar ungenügend find, dann wird zur Beweisaufnahme 
geſchritten. Diere ergiebt mitunter, daß die vorangegangenen 
Mittgeilungen auf perſönliche Auffaſſungen der Betheiligten 
felbft zurüdzuführen find, wie denn überhaupt die gut— 
achtlichen Aeußerungen aus dem betheiligten Kreife in der 
—— einer vorſichtigen Nachprüfung durch die 

ehoͤrde bedürfen. 

Vereinzelt kann allerdings eine weitere Beweisaufnahme 
entbehrt werden. So, wenn Notorietät vorliegt, wie bei 
dem rothen Kreuz als Freizeichen für alle Waaren, die mit 
der Geſundheitspflege zuſammenhängen, bei Hammer und 
Schlägel für die Waaren der Montaninduſtrie, bei dem 
Bild des Bods für Bier u. ſ. w. Bisweilen genügt ein 
urfundlider Beweis. So, wenn redjtäfräftige Uxtheile, 
Geihäftsbücer, Rechnungen, Preisverzeihniffe und der— 
gleihen vorgelegt werden. In der Regel erfolgt Zeugen- 
vernehmung mittel Erjuchens der zuftändigen Amtsgerichte. 
Gehen die Bemweisprotofolle ein, jo wird dem Anmelder 
Gelegenheit gegeben, das Bemweismaterial einzujehen und 
feine Einwendungen vorzubringen. Alsdann wird Bes 
ſchluß gefaßt. Unter den 183 wegen Freizeicheneigenſchaft 
nicht zur Eintragung gelangten Anmeldungen find bie 
meiften durch freimillige Zurüdnahme der Anmeldung 
nah ber Beanftandung erledigt. Rechtskräftige Ents 
ſcheidungen über die Freizeicheneigenihaft find bisher nur 
in vereinzelten Fällen erlaflen worden, vielmehr find die 
wichtigeren Streitfälle über Freizeichen noch in der Schwebe, 
woraus ſich auch erflärt, daß eine offizielle Freizeichenliſte 
noch nicht hat bekannt gegeben werden können. Die rechts— 
kräftig feſtgeſtellten Freizeichen werden feinerzeit im Waaren- 
zeichenblatt veröffentliht werden. Auch von einer ab» 
ſchließenden Feſtſtellung des Freizeichenbegriffs in rechtlicher 
Beziehung kann unter folhen Umftänden noch nicht die 
Nede jein. Indeſſen hat das Patentamt bisher in ber 
Haupiſache der Auffaflung des re er wie jie in 
Band 3 Seite 73 und Band 24 Seite 74 ber Ent— 
iheidungen in Civilſachen hervortritt, ſich angeichlofien. 
Das Zeihen muß danach, um FFreizeichen zu jein, nicht 
nur in einem verhältnimäßig allgemeinen Gebraud 
ſtehen, ſodaß es im Verkehr nicht mehr als individuelles 
Kennzeichen gilt, fondern es muß diefer Gebrauch auch ein 
freier gemwejen fein. Er darf nicht gegen den ausdrücklich 
oder durch ſchlüſſige Handlungen erklärten Willen des ur— 
ſprünglich Berechtigten ſich entwidelt haben. 

Schwierigkeiten befonderer Art haben ſich namentlich 
in den Klaſſen der Arzneimittel und Genußmittel bei der 
Anmeldung von Worten ergeben, welche nachweislich von 
den Anmeldern für ihre zum Theil neuerfundenen Waaren 
zuerft eingeführt und im Verkehr verbreitet und daher 
bereit3 vor Inkrafttreten des Geſetzes von einer größeren 
Anzahl von Gemwerbetreibenden benutzt worden find. In 
diejen Fällen war das Recht der Anmelder auf die Ge: 
währung eines Schuges gegen die bisher nicht zu verhine 
dernde Benußung der von ihnen eingeführten Bezeichnungen 
in Einklang zu bringen mit den Interefjen bes allgemeinen 
Verkehrs. Hat das Wort im Verkehr nachweislich ın Folge 








vielfacher Verwendung durch eine größere Zahl von Gewerbe: 
treibenden den Hinweis auf die bejondere Herkunft ber 
Waaren aus den Produftionsftätten des Einzelnen abge 
ftreift, dient es vielmehr lediglich als ein Hinweis auf die 
Art oder Dualität der Waare überhaupt oder ift das Wort 
bereits zu einer Sorten oder Waarenbezeihnung geworden, jo 
wird die Eintragung aus dem Geſichtspunkt der Freizeichen— 
eigenſchaft verjagt. Die Feſtſtellung diefer Verhältniffe bietet 
meijt weitergehende rechtliche und thatfächliche Schwierigfeiten. 
Wortzeichen. 

Die Einführung des Wortzeichenſchutzes durch das 
Geje hat, wie die große Zahl der Anmeldungen diejer 
Art beweift, augenicheinlih eine fühlbare Lüde ausgefüllt. 
Vielfach werden MWortzeihen auch zur Unterftügung des 
Bildzeichenſchutzes angemeldet, indem die eigenartige In— 
ſchrift eines figürlichen Zeichens oder das diefem zu Grunde 
liegende Motiv den ®egenftand einer bejonderen Wort: 
zeihenanmeldung bildet. So folgt 3. B. der Anmeldung 
eines figürlihen Hahns für Bier die Anmeldung des Wort: 
zeihens „Hahnenbräu“ u. |. w. 

Das Geſetz verjagt die Eintragung, wenn das Zeichen 
ausſchließlich aus Wörtern befteht, die bejtimmte Angaben ent 
halten, welche zu der Natur der Waare in —— ftehen. 
Praktiſch fommen neben den Angaben über ben Ort der Ser 
jtelung hauptſächlich die Beichaffenheits: und Beftimmungs- 
angaben in Betracht. Hier erhebt fid) eine Reihe von Fragen, 
welche der Entſcheidung mandherlei ſchwierige Seiten bieten. 

In manchen dieſer ragen hatte die Abtheilung für 
Waarenzeihen im Laufe der Zeit einen ftrengeren Stand: 
punkt angenommen ald zu Anfang. Dies geichah 
namentlich mit Rüdficht auf die inzwifchen ſich Häufenden 
Löjhungsgefuhe und auf die Kundgebungen einzelner 
Anmelder, die ein früher angemeldetes Wort ald Inſchrift 
auf ihrem figürlihen Zeichen frei benutzen wollten. Bon 
ben gegen die entipredhenden Verſagungsbeſchlüſſe gerichteten 
Beichwerden ijt eine größere Zahl im Anſchluß an Ber: 
handlungen mit dem betheiligten Verlehrskreiſen anerlannt 
worden, Es gilt dies namentlih von jenen im Verkehr 
beliebten Schlagworten, weldye zwar einzelne Andeutungen 
über bie Natur der Waare enthalten, im Ganzen aber 
bod als willtürlihe Phantafiebezeihnungen anzuſprechen 
find, und von den neugebildeten Waarenbenennungen ber 
chemiſchen und pharmazeutiichen Tedhnif. Gemäß den von 
ber Beſchwerdeinſtanz hierbei zum Ausdrud gebradpten 
Grundjägen wird neuerdings auch jeitens der Abtheilung 
für Waarenzeihen den Wünjchen der Anmelder von Wort 
zeichen in weiterem Umfang willfahrt. Daß nicht alle 
Eintragungen mit den vorangegangenen Abweifungen im 
Einklang ftehen und umgefehri, war bei diefer Entwidelung 
der Praris nicht zu vermeiden. Erſt allmälig werben bie 
vorhandenen Wideriprüche durd Neuanmeldung abgewieſener 
Zeichen und durch Anregung zur Löſchung nicht ſchutzfähiger 
Zeichen ſich ausgleichen. 

Drzeptive Zeichen. 

Der Ausihluß von Zeichen, welche Angaben enthalten, 
die den thatfächlichen Verhältniſſen erjichtlich nicht entiprechen 
und die Gefahr einer Täufhung begründen, ift gegen den 
unlauteren Wettbewerb im Zeichenweſen gerichtet. 

Diefer Bejtimmung entiprehend hat das Patentamt 
es für feine Aufgabe gehalten, in diefem Punkte gegen: 
über ben Anmeldungen einen ftrengeren Mahitab anzu 
legen und, wo der Inhalt des Zeichens dazu Aulaß 
bot, ſich vor der Eintragung von AUmtswegen einen Eins 
blid in die den Angaben im Zeichen zu Grunde Tiegenden 
thatſächlichen Verhältniſſe zu verfchaffen. So wird regel 
mäßig der Nachweis für die Verleihung der in das Zeichen 
aufgenommenen Ausjtellungsmedaillen, für ein angegebenes 
Gründungsjahr, für das Befiehen der aufgeführten Zweig 








nieberlaffungen, eines Patentes und dergleichen verlangt. 
Können, was wicht jelten ift, die Angaben nicht glaubhaft 
gemacht werden, jo wird ihre Streihung veranlaßt. 

., Das Wort „erſichtlich“ im $. 4 Ziffer 3 des Geſetzes 
wird demnach nicht jo eng aufgefaßt, daß die Unrichtigfeit 
der pa gruen des Zeichens jchon bei deijen bloßem Aublick 
Har auf der Hand liegen müßte. 

Nicht bloß wörtliche, jondern auch bildliche Angaben 
find in beiden Inſtanzen als zur Täuſchung geeignet 
abgelehnt worden, jo das Bild einer Biene für Syrup 
oder für fünftlices Wachs, ein Yutterfaß, das Bild einer 
Kuh, einer Milhwirthfchaft für Margarine u. ſ. w. 

Die Abtheilung für Waarenzeichen hatte ferner in ber 
Bahl einer fremden Sprade in einem Waarenzeichen eine 
Angabe über die Herkunft der Waare aus dem betreffenden 
Auslande gefunden und, falls dieſe Angabe nicht zutraf, 
das fremdipradhige Zeihen nur mit einem die wahre Her- 
funft der Waare angebenden Zuſatz eingetragen. In 
zweiter Inſtanz iſt Die ‚Frage neuerdings dahin beantwortet 
worden, daß Die Wahl einer fremden Spradye in der Regel 
eine Angabe über die Herkunft ver Waare deshalb nicht 
enthalte, weil mancherlei begründete geſchäftliche Rüdfichten 
für Die Wahl der fremden Sprade entſcheidend jein 
Lönnen. Diejer grundfägliden Auffafiung hat aud Die 
Abtheilung für Waarenzeichen ſeitdem Rechnung getragen. 

Die Anmeldung willtürlih gewählter Eigennamen und 
jogenannter Phantafiefirmen ift nicht ſelten. Namentlich 
handelt es jih um ſolche Fälle, 3. B. im Verkehr mit 
Beinen, Spirituojen und Eigarren, in denen ein ausländiſch 
flingender Phantafiename über die Herkunft der Waare 
irre führen jol. Hier war zu erwägen, daß bie firma 
zur Waarenbezeihnung verwendet wird umb in biefer 
Funktion durch das Waarenzeichengejeg ($$. 13, 14) be 
ſonders geſchützt ift, da ferner der Grunbjag der Firmen= 
wahrheit das deutſche Firmenrecht beherriht und daß 
diejem reichsgeſetzlichen Grundſatz würde entgegengewirkt 
werden, wenn Zeichen, die im Verlehr den Eindrud einer 
Firma oder eines Eigennamens maden, aber dem Namen 
des Anmelders oder der anmeldenden firma nicht ent 
Iprehen, in die Rolle eingetragen würden. 

Anders verhält es ſich, werm zwijchen dem Anmelder 
und dem Träger des angemeldeten Namens eine nachweis— 
bare Beziehung befteht, die eine Irreführung des Verkehrs 
nicht befürchten läßt. Noch weniger ift jelbftverftändlich eine 
Täufhungsgefahr bei der Wahl jolher Namen, 3. B.von bes 
rübınten Berjönlichkeiten, vorhanden, die man im Berfehr über- 
haupt nicht ald Namen des Zeiheninhabers auffafen kann, 


ö Kollifionszeichen. 
Das Material für die Prüfung auf Uebereinftimmung 
eine3 angemeldeten Zeichens mit einem älteren Beichen 
mwurbe ſchon vor dem 1. Dftober 1894 vorbereitet. Die 
nah früherem Recht geichügten Zeichen, wie fie in 
der bei P. Stanfiewicz VBuchdruderei in amtlihem Auf- 
trage erichienenen „Nachweiſung der im Deutſchen Reiche 
gejeglich geſchützten Waarenzeihen”, einem elfbändigen 
Drudwert, enthalten find, murben klaſſenweiſe und 
innerhalb jeder einzelnen Klaſſe oder Unterflaffe nad) dem 
figürlichen Gegenftande ber Darjtellung geordnet und auf 
einzelne Tafeln geflebt. So giebt es in jeder Klaſſe und 
Unterflajie bejondere Tafeln mit menſchlichen ‘Figuren, 
Thieren, Bäumen, Häufern, Schiffen, Geräthen, geome— 
triſchen Figuren und dergleidhen. Dieſe Tafeln bilden die 
Unterlage für die Bergleihsprüfung. ft beifpielsweife für 
Bier ein Hahn als Zeichen angemeldet, jo kann durch Eine 
ſicht derjenigen Tafel der Alatie 16a (Bier), auf welcher 
die einen Bogel als Motiv enthaltenen Zeichen vereinigt 
find, unſchwer fejtgeftellt werben, ob in der Zeit von 1875 
bis 1894 in irgend einem gerichtlichen Zeichenregifter ein 
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Hahn als Waarenzeichen für Bier eingetragen ſteht. Auch 
die neuen Anmeldungen und Eintragungen werben in ent— 
iprechender Weiſe für die Prüfung geordnet. Endlich find 
wegen des Wortzeichenſchutzes WBerzeichniffe erforderlich 
geworben, die innerhalb der einzelnen Klaſſen alphabetiich 
geordnet, einerfeit3 die in den gerichtlichen, andererjeits die 
in den neu angemeldeten Zeichen enthaltenen Inichriften, 
fowie die eigentlihen Wortzeihen umfaſſen. Dazu tritt 
ein allgemeines Bortverzeichniß, aus welchem erjehen werden 
tann, ob ein bejtimmtes Wort in einem figürlichen Zeichen 
oder als Wortzeichen in irgend einer Waarenklaffe ſich findet. 

Mit diefem Prüfungsmaterial von zulammen über 
2600 Beichentafeln und über 100 Wortverzeichnifien wird 
das angemeldete Zeichen jo oft geprüft, als Klaſſen oder 
Unterllafjen für die mit dem Zeichen zu verfehenden Waaren 
in Betracht kommen, Da ein großer Theil der Zeichen 
mehreren Klaſſen oder Unterklaffen angehört, fo ift es nicht 
felten, daß ein Zeichen an 5 bis 10 verjdjiedenen Dienft- 
ftellen auf Uebereinftimmung mit früher angemeldeten Zeichen 
geprüft werben muß. Meldet eine Erportfirma ein Zeichen 
für Waaren jeglicher Art an, fo ift dieſes Zeichen an den 
mit der Verwaltung der Tafeln betrauten 13 Zeichenftellen, 
der Zahl der Klaſſen und Unterklaffen entiprechend, im 
Ganzen 6imal zu prüfen. 

Wird bei der Vorprüfung ein älteres ähnliches Zeichen 
ermittelt, jo erhält der Anmelder darüber eine Mittheilung. 
Diefe ift zwar nicht vorgeichrieben, entipricht aber den leb- 
haften Wünjchen der Betheiligten, welche auf dieſe Weije 
Gelegenheit erhalten, zur Beſeitigung der Sollifion ihr 
Zeichen oder ihr Waarenverzeihniß zu bejchränfen ober 
mit dem Inhaber des älteren Zeichens fich zu verjtändigen 
oder bie Anmeldung zurüdzuziehen. Lebteres geſchieht in 
einer verhältnifmähtg großen Anzahl von —55— Wird 
nach Eingang der Antwort und nach der Feſtſtellung, daß 
das Zeichen an ſich eintragsfähig iſt, Kolliſion angenommen, 
ſo wird erforderlichenfalls noch bei der Regiſterbehörde an— 
gefragt, ob ſeit der erſten Eintragung Abänderungen oder 
Ergänzungen vermerkt worden find. Ergiebt fi darnach 
die fortdauernde Gültigkeit der gerichtlichen Eintragung bis 
in die neuefte Zeit, fo ergeht die im 8. 5 bes Gejehes vor- 
gejehene Mittheilung an den Inhaber des älteren Zeichens, 
regelmäßig unter Beifügung einer Darftellung des ange: 
meldeten Zeichens und ber Neuerung bes Anmelders, mit der 
Aufforderung, einen etwaigen Widerſpruch zu begründen. 

Stehen der Eintragung eines Zeichens mehrere ältere 
Zeichen entgegen, jo werben fie der Regel nad ſämmtlich 
zu gleicher Zeit berüdfichtigt. Zwar mwürbe zur Begrün- 
dung eines Berfagungsbeichluffes jeder einzelne durch— 
greifende Widerſpruch genügen. Borerft ift e8 aber uns 
gewiß, ob ber aus 8. 5 bes Geſetzes Benachrichtigte wider: 
ſprechen und in beiben Inftanzen durchdringen wird. Siegt 
er ob, fo kann jein Widerfprud im Wege ber Klage aus 
8.6 Abſatz 2 des Geſetzes bejeitigt, auch eine Verfiändigung 
mit dem Anmelder herbeigeführt werben. Alsdann würden 
gleihwohl noch die weiteren Kollifionszeichen ber Ein— 
tragung entgegenftehen. Mit Nüdjicht Hierauf verdient 
die gleichzeitige Durchführung des Widerjprudysverfahrens bes 
züglich aller —— Zeichen trotz mancher vergeb⸗ 
lichen Arbeit vor der ſtückweiſen Behandlung den Vorzug. 

Geht ein Widerſpruch ein, ſo wird er dem Anmelder 
zur Aeußerung mitgetheilt. Auch dieſe Maßnahme iſt nicht 
ausdrücklich vorgeſchrieben, kommt aber gleichfalls den 
Wünjhen der Betheiligten entgegen, da ber abgewieſene 
Anmelder mit feinen Einwänden *7* auf den Beſchwerde⸗ 
weg gedrängt werden würde. 

So wird in erſter Inſtanz meiſt auf Grund von drei 
Schriftſätzen, in zweiter Inſtanz auf Grund von zwei 
weiteren Schriftfägen und einer etwa beantragten münd— 
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lichen Verhandlung entſchieden. Dadurch if, wie vor 
Gericht, eine erihöpfende Erörterung geſichert. Auf bie 
Bang des wiederholten Schriftwedtels vor ber Ent: 
cheidung wird von den Betheiligten ein ſolcher Werth 
gelegt, dab man ſich mit dem unvermeidlichen Mehrauf- 
wand an Zeit gern abfindet. 

Bezüglich der materiellen Beurtheilung der Kollifions- 
fälle mögen einige Gefihtspunfte, von denen das Batent: 
amt bisher ausgegangen ift, und die fi zum Theil an 
die Rechtiprehung des Reichsgerichts anlehnen, hier an— 
gedeutet fein. Die entſcheidende Abtheilung Hat fi auf 
den Standpuntt eine® Durchichnittsfäufers zu ftellen, der 
das ältere Zeichen früher im Verkehr gejehen hat, und zu 
fragen, ob er dieſes in dem jüngeren Zeichen wird 
wiederzuerfennen glauben. Im Zweifel werden, wenn 
es fih um meu angemeldete Zeichen handelt, weldye 
älteren Zeichen ähnlich find, die Anmeldungen cher ab- 
als eingetragen. Dies entipricht der Natur ber 
Sache und findet auch in einer Bemerkung des Berichts 
der Reichstagskommiſſion zu $. 18 des Geſetzentwurfes 
feine Redjtfertigung. Es handelt ſich bei einem Zeichen — im 
Gegenſatz zu den Erfindungen — nit um ein neu ges 
ichaffenes Gut, fondern der Negel nad um ein willfürs 
liches Gebilde, das feinen Werth meijt erſt künftig durch 
die geſchäflliche Rührigkeit des Inhabers erhalten joll. 
Der Anmelder, der Eingriffe vermeiden will, wird daher 
nad Kenntnißnahme von einem älteren ähnlichen Zeichen 
ohne weſentliche gejchäftliche Nachtheile von feiner Wahl 
abjtehen können und um einen Erjaß nicht in Verlegenheit 
fein. Bei Uebertragungen gerichtlich regiftrirter Zeichen 
und auch ſonſt kommt es allerdings vor, daß auch das 
jüngere Zeichen bereits ein ziemlich hohes Alter hat. Hier 
wird jdhonend verfahren, indem in ‘Fällen zweifelhafter 
Nehnlichkeit bis zur Darlegung des Gegentheils angenommen 
wird, der Verkehr habe fich in folge des langen Neben: 
einanderbeftehens der Zeichen daran gewöhnt, verhältniß: 
mäßig geringen Unterfchieden eine Bedeutung beizulegen. 
Aber aud hierbei muß wiederum beachtet werden, daß 
früher die Eintragung in das Beichenregijter auch zu un: 
lauteren Zwecken benußt wurde, indem fie dem Anmelder 
eine formale Legitimation und den Schein eines Rechts 
verlieh. Die Bejeitigung folder Eintragung mißlang nad 
der früheren Gerichtspraxis nicht ſelten. Mancher Zeichen- 
inhaber unterließ daher die Aufwendung der Mühe und 
Koften, die mit der umficheren Geltendmachung des Zeichen- 
ſchutzes verbunden waren, und erhofft, wie aus vielfachen 
Kundgebungen an das Patentamt erhellt, gerade von dem 
neuen Geſeß den endlichen Wegfall eines oft langjährigen 
Zeichenmißbrauchs. 

Immerhin iſt es nach Lage der geſetzlichen Be— 
ſtimmungen nicht immer möglich geweſen, bei der Ent— 
ſcheidung über Kolliſionszeichen Härten zu vermeiden. 
Denn die 88. 5, 6, 20 des Geſetzes laſſen bei der Ent— 
iheidung über die Eintragung des jüngeren Zeichens 
lediglid) das Alter der Eintragung der Beiden maß— 
gebend fein und machen feinen Unterichieb, ob das fpäter 
angemeldete Zeichen das dem Gebrauch nad) ältere und länger 
von feinem Inhaber rechtmäßig bemußte war. Es fcheint, 
daß diefer formale Standpunft bes Gejeßes, ber offenbar 
bezwedt, auch die älteren Waarenzeichen zu einer alsbaldigen 
Eintragung in die neue Beichenrolle zu drängen, mitunter 
zu einer Verlegung bes materiellen Rechts führen kann. 

Andere Grundfäge bei der Vergleihsprüfung find 
folgende: 

Bei der einfachen Uebernahme eines Zeichens in eine 
Etikette oder in eine ginge unter Wahrung 
feiner Individualität und ohne organische Verbindung mit 
den übrigen figürlichen Elementen wird in ber Regel an— 











genommen, daß die hinzugefügten Beftandiheile eine Ver— 
wechjelun ade: deshalb nicht ausfchliegen, weil aud) der 
ältere Inhaber jein Zeichen auf einer Etikette oder mit bem 
üblichen figüirlichen Beiwerk benugen fan. Wenn der Haupt: 
bejtandtheil eines Kombinationszeichens ſpäter als einfaches 
Zeichen oder als Glied einer anderen Kombination angemeldet 
wird, jo fann unter Umftänden ebenfalls Kollifion vorliegen. 

Die Gefahr der Verwechſelung eines Wortzeichens mit 
einem Bildzeihen oder einem foldhen, welches das Wort 
als Infchrift trägt, ift gleichfalls nicht ausgeſchloſſen, wenn 
gleich aud) in einem chen alle der bilblihe Gejammt: 
eindrud ein verfchiedener ift. Es ift hier die Verkehrsſitte 
von Einfluß, daß die Waare vielfah nad) dem Leichen 
benannt wird. Deshalb wird, wenn dem Einen z. B. das 
Bild einer Schwalbe geſchützt ift, einem Anderen Das Wort 
„Schwalbe“ für die gleiche Waare nicht eingetragen und 
umgelehrt. Aus der nämlichen Gepflogenheit ergiebt fid, 
daß, wenn das Motiv des Älteren Zeichens ein befonders 
eigenartiges ift, auch eine figürlich abweichende Darjtellung 
beiielben Motivs in einem jüngeren Zeichen wegen Ber: 
wechjelungsgefahr beanftandet wird. 

Mancher Anmelder hat der Abmweifung dadurch zu 
entgehen geſucht, daß er dem mit einem älteren an fi ver- 
wecdjelungsfähigen Zeichen jeinen Namen oder feine Firma 
oder deren Anfangsbuchitaben beifügte. Die Unterfcheidungs: 
kraft folder Zufäße ift jedoch nur eine jcheinbare und wird 
daher in der Praxis nidjt anerfannt. Denn das Weſen 
und der Werth eines Bildzeichens kommt bejonders da zur 
Geltung, wo der Käufer deſſen Inhaber nicht kennt oder 
feinen Namen vergeffen hat. Trifft ein folder Käufer das 
Bee in Verbindung mit einer firma auf der Waare an, 
o wird er nicht nur das ihm bekannte —5 wieder⸗ 
zuerkennen glauben, ſondern es für die Zulunft auf die 
beigeſetzte Firma beziehen, Durch deren Beifügung ge 
ſchieht alſo dem älteren Zeicheninhaber bei einem Theil der 
Konfumenten mehr Abbruch als ohne fie, 

Verwechſelbare Zeichen dürfen nicht nur für die gleichen, 
fondern auch für gleichartige Waaren ohne Zuftimmung 
des älteren Inhabers nicht eingetragen werben. In dieſer 
Nichtung kann das Material zur Aufftellung leitender Ge: 
fichtspunfte erft allmälig zufammengetragen werden. Sicher 
gelten z. B. unechte Waaren mit den entſprechenden echten 
durchweg für gleichartig. Ob Stoffe und Halbfabrifate 
mit fertigen Waaren, ob BWaaren aus dem nämlichen Stoff 
unter einander gleichartig find, ift in den verfchiedenen 
Induftriezweigen verichieden zu behandeln. Die Teil: 
jtellungen hierüber find noch nicht abgeſchloſſen. Aud 
werden die Ergebniffe immer mehr oder weniger ſchwankend 
fein, da die jtetige Entwidelung ber Induſtrie und 
des Handels, die Spezialifirung der Betriebe auf der einen 
und der Maſſenverkehr auf der anderen Seite die Trage 
ber Öleichartigkeit der Waaren aud) für das Waarenzeichen- 
recht dauernd beeinfluffen muß. Beiſpielshalber ſei er 
wähnt, daß nad) mehrfachen Verhandlungen mit Vertretern 
der Tabadinduftrie gegenwärtig alle Tabadjabrifate ein 
ſchließlich der Cigarren und Gigareiten, für die Kollifiond- 
frage als unter jich gleichartig angejehen werben. 

Verfahren in Baarenzeihenfachen. 

Die Uebertragung bes für Patentſachen erprobten 
Verfahrens auf die Erledigung von Waarenzeihenanmel: 
dungen Hat ſich ohne Zweifel im Allgemeinen bewährt. 

Das Beichwerdeverfahren ift allerdings vom Geſetßz 
ausſchließlich zu Gunften des Anmelders oder Inhabers 
von Waarenzeihen eröffnet worden. Wo”die Abtheilung 
für Waarenzeichen zu Unrecht ein Zeichen eingetragen hat, 
kann deshalb im Beſchwerdewege nicht abgeholfen werben, 
ba e8 ein Antragsredt dritter Perjonen auf Löſchung 
nit giebt. Auch dem aus $. 5 des Geſetzes Wider 
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ſprechenden fteht, wie das Patentamt entjchieben hat, gegen 
den Beichluß, der wegen Verſchiedenheit der Zeichen oder 
der Waaren auf Eintragung lautet, ein Beichwerberedht 
nit zur Seite. Db das Geſetz in diefen Punkten ber 
Abänderung bedarf, muß erft die Zukunft lehren. Dafjelbe 
gilt für die frage, ob über die Löſchung eines Zeichens 
nicht auch dann vom Patentamt zu enticheiben fein wird, 
wenn nachträglich das Beſtehen eines älteren Follibirenden 
Zeichens bekannt wird. Es ift nicht ausgeichloffen, daß 
das ältere Zeichen bei der Prüfung lediglich überjehen 
wird. In einem foldhen Falle ift gegenwärtig nur durch 
Klage vor ben ordentlichen Gerichten Abhülfe zu jchaffen. 
Statifiie Geſchäftslage. Anmeldungen. 

Seit dem Inkrafttreten des Waarenzeichengefebes, alfo in 
den 1'/, Jahren vom 1. Dftober 1894 bis zum 31. Dezember 
1895 find 21517 Waarenzeihenanmeldungen eingegangen. 
Davon entfallen 10781 auf die legten drei Monate 
von 1894 und nahezu gleich viel, nämlich 10 736, auf das 
ganze Jahr 1895. 

Die einzelnen Duartale find wie folgt beteiligt: 

1894 Dftober bis Dezember . 107 


’ 


1895 Januar bis März 3 667, 
1895 April bis Juni . 2720, 
1895 Juli bis September . 2 181, 
1895 Dftober bis Dezember . 2168 


Von den 21517 Anmeldungen betreffen 10868, alfo 
etwas über die Hälfte, ſolche Zeichen, die früher jhon in 
gerihtlihen NRegiitern eingetragen ſtanden. 

Davon fallen auf die einzelnen Quartale: 

1894 Dftober bis Dezember 7226, d. 5. 67 Prozent, 
42 = 


1895 Januar bis März. 1551 = 

1895 April bis Juni. . 1160 = 42 = 
1895 Juli bis September. 532 = 24 = 
1895 Oktober bis Dezember 399 = 14 = 








Mebertras 


Baarengruppen, gungen. 





Nahrungs: und Genußmittel 
(Kaffe 1, 16, 26, 38). 
Metallmaaren und Mafhinen . . . . 
Elaffe 4, 9, 10, 17,22, 23,25, 33, 40). 
Textilwaaren. 

Klaſſe 3, 14, 15, 30, 39, 41). 
Chemiſche Produlte . . ». 2... 
(Klaſſe 2, 6, 7, 8, 11, 13, 20, 34, 36). 
Sonftige Waaren . . : 2 2 20. 
(Kiaffe 5, 12, 18, 19, 21, 24, 27, 28, 29, 

31, 32, 35, 37, 42). 


zufammen . 


Die Vertheilung auf die einzelnen Waarenklafjen 
ergiebt ſich aus der — 7T. Danach ſiehen an der Spitze: 
Wein und Spirituoſen (Klaſſe 16b) mit 2971 


Tabackfabrikate (Klaſſe 38) = 1597 
Meflerihmiedswaaren und Werkzeuge 

(Rlafle 9b). 2 = 1 
Farben (Klafle 1) » » ». . . = 1296 
Seifen, Barfümerien und Pußmittel 

(Mlafle 3) .» -» .» 22.0. = 1187 
Arzneimittel und Drogen (Klaſſe 2) = 965 
Kolonialwaaren (Kaffe 260) . . = 889 
Garne, Zwirne und Seile (Klaſſe 14) = 825 
Bier (Kaffe 162). . .» 2» 2.0 755 

b⸗ und Komtorgeräthe 
(Kafle 32) . . 2... = 667 


Neuanmel- 
dungen. 





In den einzelnen Waarenllaffen ift die verhältniß— 
mäßige Abnahme der Uebertragungsanmeldungen jehr 
ungleih. So wurden 3. B. für Klaſſe 11 (Farben) 
735 alte Zeihen im Dftober 1894 angemeldet, —— 
auf die weiteren 14 Monate zuſammen nur 95 entfallen 
und im Ganzen 448, db. h. 35 Prozent Neuanmeldungen 
eingegangen find. In der Klaſſe 9b (Mejlerichmieds- 
mwaaren und Werkzeuge) betrieb man dagegen die Anmel« 
dung der alten Beichen weniger eilig. Es gingen da— 
von 485 im Dftober 1894 und 570 in ben übrigen 
14 Monaten ein, während die Zahl der Neuanmeldungen 
386, aljo nur 27 Prozent, etwa die Hälfte des Durd)- 
ſchnitts, beirug. Dagegen beliefen fid die Neuanmeldungen 
in Klaſſe 16b (Mein und Spirituofen) auf 2016, db. h. 
68 Prozent, und es wurden im Öftober 1894 420, in 
ben weiteren 14 Monaten 535 alte Zeichen angemeldet. 
Die gerichtlichen Regiſter enthielten bei Inkrafttreten des 
neuen Gejepes 20477 Zeihen. Nach Abzug der angemel- 
beten 10868 bleiben 9609 Zeichen, von denen nad) ben 
bisherigen Erfahrungen wohl faum die Hälfte zur Ueber— 
tragung angemeldet werben wird. 

Bei den Neuanmeldungen ift, abgeichen von dem 
Monat Dtober 1894, eine weſentliche Abnahme nicht er— 
fennbar. Daraus ift jedoch der Eintritt eines Beharrungs- 
zuftandes mit monatlid etwa 600 Anmeldungen wohl nicht 
zu folgern. Vielmehr läßt fih annehmen, daß ber Verkehr 
in abiehbarer Zeit die ermeiterte Schupfähigfeit von 
Zeichen im Großen und Ganzen vermwerthet gern wird. 
Es wird fich künftig wohl um einen wejentlid geringeren 

ugang handeln, der freilich ben früheren Jahresdurch— 
chnitt der gerichtlihen Anmeldungen von 1300 bis 1400 
Zeichen dauernd erheblich überfteigen bürfte. 

Auf die größeren Waarengruppen vertheilen ſich die 

bisher eingegangenen Anmeldungen wie folgt: 








Bon je 100 falten auf bie 
einzelnen Gruppen 
Neuan⸗ — 
mel⸗ 
bungen. | 


Neuanmel- 














Anmel⸗ 
dungen. 
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Maſchinen- und Hausgeräthe 


(Kaffe 23) . 2 2 2 677 
Nadeln und SFiihangeln (Klafle 9c) = 493 
Mebftoffe, auger Sammet und Leinen 

(Kaffe 410). . » 2.2. 08 42 
Echte und unehte Metallmaaren, 

leoniishe Waaren (Klaſſe 17) . = 425 
Metalle (Klaſſe 9a) . . 405 


Der Reit von 6552 Anmeldungen vertheilt ſich auf 
46 Klaſſen oder Unterklaffen, jo dab auf jede durchjchnitt- 
lih 142 Anmeldungen entfallen. 

Vielfah wird für einen und denſelben Geſchäfts? 
betrieb eine Mehrzahl von Zeichen angemeldet, die mit 


| unter eine anfehnlihe Höhe erlangt. Die höchſte Zah 
' wird für einen Anmelder erreicht: 
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in Klaffe 11 (Farben) mit . . - . 225 Anmeldungen, 
s = 82 ( Öreibmateridien) mit . 94 s 
= = 38 (Tabad) mit 2 19 E 
= = 14 (Game) mit . . 77 - 
: = 26c (Kaffeejurrogate) mit . . 70 s 
= = 16b (Wein und Spirituofen) mit 60 ⸗ 
492 (Erportwaaren) mit . . . 55 ⸗ 
= = 16a (Bier) mit j 49 . 
= = 13 (Wichje) mit re 39 = 
= = 17 (Leoniihe Waaren) mit. 38 ⸗ 
: = 9a 6Gſen und Stahl) mit . 34 E 
:= = Pb (Senfen) mit . —F 34 5 
= = 4le (Tude) mit . 24 


Die 6 Zahlen erllären ſich aus der haupiaiih 
mit der Einführung des Wortzeihenihußes zujanmenhäns 
euben Erſcheinung, daß die Zeichen nicht mehr ſämmiliche, 
fonbern nur einzelne bejtimmte Waaren oder Waarentypen 
eines Betriebes zu kennzeichnen beftimmt find. 
Erledigung der Anmeldungen. 

Bon den 21517 Anmeldungen waren bis zum 1. Ja— 

nuar 1896 endgültig erledigt: 








— Eintragung in die Rolle 12 454, 
durch Berfagung der Eintragung . . 635, 
durch Burüdnahme ber Anmeldung j 1 521, 
zufammen 14 510. 
Am. en 1896 waren * — 
erledigt . . «7007, 
— 21 517. 
R Bon biefen 7007 Anmeldungen war am 1. Januar 
1896 
die Eintragung verfügt in . . 1078 Fällen, 
gegen zu ung Beſchwerde an 
hängig 1 197 = 
eine = "ichtere Verfügungen ab: 
gejendet in . Bb4b5 = 
die erfie Verfügung in der Vorbe⸗ 
reitung in . . . MM » 
— 7007 Faͤlle. 


Das Foriſchreiten der Prüfungsarbeit iſt aus folgender 
Ueberficht erfennbar: s — 














angemeldel. 
Es waren am a 


eingetragen. 









endgültig erledigt 
oder Eintragung 
verfügt. 








noch nicht in Angriff 


in Vehanblung. genommen 





Sanuar 1895 . 
April 1895 . 
Quli 1895 . . 
. Dftober 1895 . 
. Sanuar 1896 
Hieraus ift au erieben, af die Zahl ber jeweilig in 
Bearbeitung befindlichen Sachen troß des beträchtlichen Zu— 
wachſes neuer Anmeldungen ftetig abgenommen hat, und 
—5 daß die Vorprüfung ſich zur Zeit auf dem Laufenden 

Soweit nicht die Prüfung im einzelnen Fällen beſonders 
zeitraubend ift, erhält jeber Anmelder in Lürzefier Friſt eine 
jahlihe Verfügung oder die Nachricht von ber bevor: 
ftehenden gung. 

Auf ber — Seite entipricht es ber geſetzlichen 
Negelung des Verfahrens, daß — Dauer ſich unter Um- 
ftänden Fest bei glattem Geichäftsgange über einen längeren 
Beitraum ausdehnen kann. So war am 1. Januar 1896 
auch noch eine größere geh! von Anmeldungen aus dem 
legten Quartal 1894 im Geihäftsgange. Die Verzögerung 
ber Erledigung findet namentlich in ber durch die Natur 
ber Sadje begründeten längeren Dauer ber Freizeichen— 
ermittelungen und mander Kollifionsfadhen ihre Erklärung. 
Andere Anläffe find: bie Ermittelung bes älteren landes— 
gejeglihen oder des im Auslande ertheilten Schutzes, die 
Abhängigkeit einer Sache von dem Schidjal früher ein— 
gegangener Anmeldungen, eines Lölchungsverfahrens ober 
eines gerichtlichen Prozeſſes, die Ermittelungen über die 
richtige. Geſtalt ausländiſcher Wappen, namentlidy aber die 
in Waarenzeichenfahen auffällig häufigen Friſtgeſuche der 
Anmelder und ihrer Vertreter. 


Eingetragene Zeichen. 

Bon den bis zum 1. Sanuar 1896 eingetragenen 
12454 Zeichen waren 7265 (58 Prozent) ihon früher 
geihüpt, während 5189 (42 Prozent) auf Neuanmelbungen 
entfallen. Gin Drittel der Ießteren mit 1717 beſieht 
mejentlih nur aus Worten, die übrigen 3472 find Bild: 
zeihen und Gtifetten. Durch dieſes Verhältniß zwiichen 
Wort und Bildzeihen wird die Hohe Bedeutung des Wort- 
zeichenſchutes in helles Licht gerüdt. Die Vertheilung der 
eingetragenen Zeichen nady dem Wohnort ber Inhaber 
wird durdy Anlage 5 nachgewieſen. 


u 
TTT 


————— — — — — — — — — — 










#. 


“. 

















etwa 8331 






etwa 2450 nicht zu ermitteln. 
2881 






- 6 060 = 8388 

⸗ 9530 = 7638 1825 
:» 11790 = 7559 901 
= 15558 : 5929 0 


Danadı fallen von 


auf die Rheinprovinz 076 
- Berlin. . : 1133 
Pr Selten. Raffau 839 
⸗Weſtfalen 544 
⸗ Sählefien 316 
⸗Sachſen Grovinz 311 
=» Hannover . 204 
⸗ Schleswig-Holftein . 164 
« Brandenburg j 155 
» bie übrigen preußifchen Provinzen . 210 
auf Preußen — 6. 042 

auf — 1216 
* liorigreich 86 
» Hamburg. . 754 
⸗ — 368 
= Baben. 342 
= Eljaß-Lothringen 177 
=» Bremen -. 2. 2 2 20. 128 
= bie übrigen Bumbesftaaten . . . 396 
auf das — an ’ 10 589 

auf Großbritannien. . . 817 
. niet . 526 
s efterreic-Ungarn . 221 
» bie Shmeg. . . UT AEr 54 
= Stalien . FREE Ne up 3 
» das übrige Ausland . 244 


zufammen . . . 12454. 
Siena insgefammt mit 1865 
(15 Prozent) Zeichen beteiligt und zwar mit 1285 (18 Pro: 
zent) an ben Uebertragungen alter Zeichen, mit 174 (10 Pro: 
zent) an neuen Wortzeichen. 

Von den Zeichen ber in Deutſchland wohnhaften u 
* finden ſich verhältnißmäßig viele neue Zeichen bei 

n Provinzen Dft: und Weſtpreußen und Berlin, über 
60 Prozent, während bei Weſtfalen, der Rheinprovinz und 


Das Ausland ift 
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| 
dem Großherzogthum Baden die alten Zeichen — zumeift | in Hamburg auf 100000 Einwohner 121 eingetragene 
für Eifen und Stahlwaaren, Tabad und Kaffeefurrogate — ichen kommen, in Berlin und men 71, in Heſſen— 
bedeutend überwiegen (über 62 Prozent). afjau 51 und in ber Rheinprovinz 44, fällt dieſe Ber 
Bon dem neuen Zeichen aus der Provinz Pofen und | hältnigzahl auf weniger ala 10 in ben Provinzen Dit: und 
den freien Städten Bremen und Lübeck it Er als die | Wefipreußen, Brandenburg (ohne Berlin), Bommern, Bojen 
Hälfte Wortzeichen, während das ältniß bei den Pro- | und Schlefien, ſowie den Großherzogthümern Medlenburg- 
vinzen Schlefion, Pommern und Weitpreußen, fowie bei | Schwerin, Medlenburg = Strelig, Sadjen » Weimar; [und 
— auf ein Viertel und weniger herabſinkt. Oldenburg. 

Nah dem Verhältnig zur Einwohnerzahl ift die Be— Auf die größeren Waarengruppen vertheilen fich die 

theiligung am Zeichenſchutz eine fehr ungleiche. ZBäßrenb | eingelragenen Zeichen wie folgt: 


Neue Beichen 









Nahrungs: und Genußmittel . 
Metallwaaren und — 
Textilwaaren . . $ ® 
Chemiſche Produlte 
Sonſtige Waaren . 


— 
Was die Vertheilung auf die einzelnen Waarens |! Einige Anmeldungen (5) wurden beanftandet, weil ber 
klaſſen anlangt, jo treten beſonders hervor: Anmelder in einem Staate wohnhaft war, mit dem feine 
Wein und Spirituofen (Kaffe 166) . . mit 1608 Gegenſeitigkeit befteht. 
Mefferihmiedswaaren und — Veſchwerden. 
(Klaſſe 9b) . . — : 794 Die Beſchwerden find bisher nicht jo — geweſen, 
Tabackfabrikate (Klaſſe 88) 7724 daß eine tabellariſche Aufſtellung nad) Waarenklaffen be— 
ben (Klaſſe 11) . = 3. =. TAB jondere Folgerungen gejtatten würde. Bon ben bis zum 
rzneimittel und Drogen Klaſſe 2) = 637 1. Januar 1896 eingegangenen 311 Beſchwerden waren an 
Kolonialwaaren (Klafje 266) . . = 516 biefem Tage 197 noch anhängig, 2 waren zurüdigenommen. 
Seifen, Parfümerien und Bußmittel Die übrigen 112 Befchwerden find erledigt, und ziwar 50 durch 
(Klafle 34) . . . = 512 Zurückweiſung und 62 durch Anerkennung der Beſchwerde. 
Garne, Ywirne und Seile (Kaffe 14) = 471 Bon den einzelnen Waarenklaſſen waren an ben Be— 
Bier (Klaffe 168) . . = 431 ſchwerden beſonders betheiligt: 
Maſch inen⸗ und Klaſſe 28) = 415 Klafie 38 (Tabad) . . 0. mi 88, 
Nadeln und Fiihangeln (Klaſſe 9e) . = 351 s 16b (Wein und Spirituofen) . = 29, 
Webjtoffe außer Sammet und Leinen s 2 (Arzneimittel und Drogen) =» 21, 
(Kaffe de). . = 316 = 9b ——— Es ; 20. 
Echte und unechte Detalmoaaren, Leonie 
Waaren (Klaffe 17) . . =» 314 Auch hier wäre — — Beſprechung verfrüht. 
Metalle (Kaffe 9a) . = 269 In Betreff ber im Ganzen angegriffenen 226 * eichen 
Schreib⸗ und Komtorgeräthe Eiaſſe 32). = 260. | (1894: 11, 1895: — wurden die Löſchungsverſu 
Wenn dieſe letzte Klaſſe 32 bei den Anmeldungen an abgelehnt er in 34 fällen, 
10. Stelle, hier erſt an 15. Stelle erjdeint, jo Tiegt bas zurüdgenommen . :ı 2 = 
mit daran, daß in biejer Klaſſe bei Weitem die meiften ans * den gerichtlichen Rlageieg 
fechtbaren Wortzeihenanmeldungen bearbeiten waren. verwielen . . s4 a 
Nahezu drei Viertel der in dieſer Klaſſe eingetragenen Zeichen buch Löſchung erledigt . u. 514 » 
ind Wortzeihen. Daß bie Eintragungen ber Klaſſe 38 zufamm 5 srällen, 
(Tabad) im Verhältniß zurüdtreten, hängt mit der hohen ſonach ſchweben 2 Si Sr 131 2 
Zahl zeitraubender — — zuſammen. men 
Abweilung und Zurücknahm i ; ichn 
Ueber die bis zum J — — 1808 rechtskräftig ab- | ge Er biefen 126 digen waren 93 ger geichägt 


gemwiefenen und zurüdgenommenen Raarenzeichenanmeldun- 
gen giebt die Anlage 8 Auskunft. Bon den darunter fallen= 
— pen 2056 Zeichen waren 846 (41 Prozent) gerichtlich ge— 
ſchützt. Unter den 1210 Neuanmeldungen betrafen 797 
(66 Prozent) Wortzeidhen. 

An der Spipe fteht die Beanjtandung wegen Kollifion 
mit älteren Zeichen (738). Diervon find 313 jolche Zeichen, 
welche aus den gerichtlichen Regiſtern zur Uebertragung in 
bie Beichenrolle angemeldet waren. 

Im Uebrigen tritt die Beanftandung wegen unzuläfliger 


inter den 133 neuen Beichen waren nur 25 Bilbzeichen, 
die übrigen 108 —— d. h. 6 Prozent von den ein⸗ 
— Wortzeichen 
ie Löſchungogeſuche ftügten ſich in Klaſſe Ob (Meſſer⸗ 

ſchmiedswaaren und Werkzeuge) zumeiſt auf angebliche 
Kolliſion mit älteren Zeichen, im Uebrigen wefentlich auf 
a erg ier haben namentlich in Betreff der 

ortzeihen umfafjende Ermittelungen eingeleitet werben 
müffen. Abgefehen von den obigen 14 Löſchungen wurden 
Beichaffenheits: und Bejtimmungsangabe (289), wegen (oda Die gm 1. Same 1806 im Ganzen 
Tänfchungsgefahr (229) und wegen Freizeicheneigenſchaft 8 i Be 

\ 22 Lölhungen in ber Rolle bewirkt find. 

(183) hervor. Daß der letztere Berfagungsgrund bisher Berlin, den 31. Januar 1896. 
nicht in größerem Umfange zur Geltung gekommen ift, Liegt x 
daran, 2» * meiften SFreizeichenermittelungen noch in der | Der Präſident des Staiferlichen Patentamts. 
Schwebe find von Huber, 


=} 


— — — — 
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Aulage 1. 


Ueberſicht des Umfangs der Geſchäfte in der Zeit 


Batente (aub Zuſatzpatente) J 


= 
| 
| 



















Anträge Nacıträge, 
auf Nichtigteits- | „ HBwilden- 

erflärung ($. 10 — 
— des Patentgejeges) up en 


me 1 | Geicäftsgang 


dafelbjt). — 







Jahr. Anmeldungen. | Einſprüche. 





1877 (2. Halbjahr) . 3212 327 105 — | 

1878. 5.949 740 643 61 

1879. 6.528 972 911 117 

1880. 7017 897 980 135 

1881 . 71174 955 1176 101 

1882. 7569 985 1193 97 42 695 
1883 . 8121 1.052 1 568 120 42 831 
1884. 8607 1011 1187 131 42 045 
1885 . 9 408 946 2.068 101 44.037 
1886 . 9991 895 2681 111 44 722 
1887. 9.904 839 2510 | 97 44 071 
1888 . 9.869 839 2.609 100 43 945 
1889 . 11645 937 2884 83 48 888 
1890 . 11 882 1028 2965 86 55 881 
1891. 12919 1194 2337 92 67 360 
1892. 18126 1150 1233 62 93 841 
1893. 14 265 1 360 1639 87 107 324 
189 . 14 964 1285 1787 194 108 951 
1895 . 15.083 1178 2.030 116 113 296 
1877 bis 1895 | 


187 213 18 640 33 125 1891 1037 119 
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vom 1. Juli 1877 bis zum 31. Dezember 1895. 




















Gebrauchs muſter. Waarenzeichen. 
Do Nachtrã ve Ra träge, Anfragen, Sefammtzahl 
Zwiſchen⸗ Bwifchen: Dienjtgefuche, = 
| forreipondenzen forreipondenzen innere 
Anmeldungen. — Anmeldungen. | Beichwerben. rn — Angelegenheiten Journal⸗ 
Geſchãftsgang | Geihäftsgang u. ſ. w. nummern. 
bedingle | bedingte 
__ Borlagen. | 1 Borlagen | 00 | 
6. 7: 8. | 9. 10, 11. 12. 
— — — = — 703 7169 
Pr — — | — — 1899 29 365 
— — = | — = 2959 42 606 
— — — — — 2678 50 050 
— — — — — 1812 56 153 
— — — — — 1689 54 228 
= = — — _ 2321 56 013 
— e = | = | * 1851 55 432 
— | — — | — | = 1596 58 156 
— | — _ — | — 3032 61382 
N — — a | = 2 981 60 461 
u n = = = 3 244 60 606 
* | er = | = — 4.034 68 471 
u | — = a r 4.091 15 933 
209 | 500 — — 6401 92 988 
9 066 | 5.404 _ | _ | = 8.072 131 954 
11 354 9182 — — | — 8029 153 240 
15 259 22 345 10 781 2 | 7270 9070 191 908 
17 399 22 908 10 736 309 | 51 783 9 926 244 744 
55 173 | 60 339 21 517 59 053 16 478 1550 895 


oo 
— 
m. 


Altenftüde zu den Verhanblungen des Neichstages 1895,96, 144 
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Anlage 2. 
3ufammenfiellung 
der Einnahmen und Ausgaben fir die Jahre 1893, 1894, 1895. 


A. Einnahmen. 















Gebühren | Gebrauchsmuſter. Waarenzeiden 











































$ m _ N — ür das Ver⸗ 
Batent- Be⸗ Patent: | Patent: Mi ‚Das — 

Anmelde⸗ſchwerde Zuſchlags Richtigken⸗ Rerlä 3 £ ſchiedene Zuſammen 

es = > 95 m Mo w Mr - If Ep < 

Jahr ae e * gebühren * g8 md erg Anmelde⸗ — Anmelde: — —— Zuſchlags⸗) Ein: 

gebühren | gebühren ebühren | nahme— | ugs⸗ 5k* erde⸗ ugs⸗ hr 

) ) 8 — gebühren gebůhren gebühren gebübren | gebühren gebühren | nahmen 
Marf. Marl. Mart Mark. | Mari. Marf. Mart Mart Marf. Mar. Larl 






















282 020 2249 175 3800 I 161490 — — — — — 1 340,65 2 745 655,05 











1894 296 480 2 373 405 7450| 216405] 28500 | 100670 40 = — 1 708,45| 3075 558,4; 
1895 296 700 2 504 310 4200| 244875] 95700 | 206840] 6100 — 270848) 3416 833,95 






B. Ausgaben. 











Bezeichnung. 
























Kapitel 13 * 1. Beſoldungen des Präſidenten und der Mitgliede. 323 195,00 334 958,35 355 270,38 
2. Beloldungen der Büreaus und Unterbeamten . . » 2: 2 — 375 863,09 423 292,49 442 222,08 
:. $ Wohnungsgeldzuſchüſſ e 108 038,17 124 832,56 136 850,50 
- 4. Bu Nemumerationen für befondere Dienfteiftungen der t. nictfländigen 
Mitglieder . - ; — — — 
= 5 Getzt 4). Zur Remunerirun von Hülfsleiftungen In or Hat dar a rn 119 985,38 105 465,77 179 950,37 
= 6 (jet 5). — Nemunerationen und zu Unterſtützungen 
für — und Unterbeamte . . — ee a er ee 10 618,06 12 512,0 13 890,00 
= 7 (jept 6). r — Reifekoften, Tagegeldern und ſonſtigen 
ee N Re Tr Pr 128 966,65 107 910,99 136 544,37 
= 8 (jeßt 7). Serfielung von Veröffentlihuugen Pe a a 235 549,50 227 006,20 199 494,35 
® etzt 8). — der Dienſtgebaͤude er 6 211,04 10 673,74 15 667,10 





Summe . . . 1 346 652,18 1479 890,58 


Reichstag. Aftenftüd Nr. 163. ( Dentichrift, betr. Geſchaftsthatigkeit des Kaiſerlichen Pateutamts.) 1147 





























Anlage 3. 
Hauptüůberſicht 
der 
angemeldeten, ertheilten und außer Kraft getretenen Patente. 
en 
Jahre. Anmeldungen. | gemachte An— ber Bekannte] Patente, zurũck⸗ ——— in Kraft 
meldungen. | machung. er Patente. eg 
1877 (I. Halbjahr) 3212 190 
— 5 2 ra 5 949 4 227 
1920 a 6.528 6 807 
a: 7017 8.007 
RE en 7174 8 619 
BSR - Aue: 7589 9 452 
isss. 8121 10 535 
184 2220. 8 607 10 994 
BB: 9 408 11 046 
186.2 22... 9991 11 249 
9 904 11 512 
isss 9 860 11 810 
BB yes 11 645 12 732 
1890.22... 11 882 13 639 
DL: Sa 12919 14 735 
1. > Be 13 126 15 825 
1800: N. 376, 14 265 17299 
17 —— — 14 964 17 921 
Oi 15 063 18 057 


1877 bis 1895 . . 187 213 _ 


144* 
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Anlage 4. 


—— nach —— 























Ertheilungen 








Anmeldungen 
Aufbereitung . 32 | 24 29 437 23 7 16 
Baͤckerei F 51 55 65 663 19 24 | 23 
Belleidungsinduftrie 217 193 231 2759 43 4 45 
Beleuchtung . . 190 208 304 | 3334 71 71 60 
Bergbau ; . 44 52 44 946 38 25 23 
Dier, Branntwein . . 210 182 160 | 2781 89 11 59 
Blech⸗ und Drafterzeugung . 27 24 38 525 9 12 11 
Bleihen . ’ 258 308 265 | 3398 131 | 145 129 
Borftenwaarenfabrifation . 43 42 37 527 15 11 10 
Brennitofie . us 41 50 44 792 26 16 11 
Buchbinderei. . 63 | 11 80 | 1278 54 33 26 
Chemische Apparate und Brogefe . 288 | 512 407 3015 142 200 224 
Dampfteffel . 2038| 2338| 2290| 3780| 110] 80 86 
Dam fmaichinen 145 161 171 2317 54 60 63 
Druderei . 166 199 205 2652 118 9 136 
Düngerbereitung 27 41 29 373 6 3 10 
Eisbereitung . 52 101 89 645 22 21 21 
Eijenerzeugung . . . 35 35 44 91 17 22 16 
Eijenbahnz, Straßenbau 123 114 111 2031 41 30 | 20 
Eijenbahnbetrieb ; 443 494 482 | 6030] 272 204 | 189 
Elektriihe Apparate 575 603 6665 7158 229 246 254 
Farbſtoffe 552 348 354 4275 249 224 208 | 
syettinduftrie . } ; 67 75 74 971 32 28 28 | 
uerungsanlagen, gewerblide . 296 | 289 | 303 | 2309 70 | 144 141 
lechtmaſchinen .. 120 128 126 1743 58 | 63 71 
asbereitung und Veleuchtung 157 197 293 | 2260 70 | 50 36 
Gebläje . . 68 19 68 1 009 27 | 28 22 
Gerberei . . . 26 36 46 | 507 18| 12 5 
Gejpinnjtfafern . 19 26 33 403 11 13 13 
—— 249 271 315 2985 118 130 113 
Gieherei . . 67 67 51 756 42 39 27 
las . . —F— 67 70 65 858 46 33 29 
Hand⸗ und Reifegeräthe — 182 | 160 117 | 2374 45 51 47 
Hauswirthſchaftliche — 676 713 724 89681 300 294 212 
ebezeuge . . 77! 100 108 | 1157 40 47 37 
eizungsanlagen 265 | 291 221 | 3318 78 76 9 
—— 281 335 360 3819 70 61 59 
Sl... 202 | 193 164 | 2527| 108 | 104) 78 
Hom . . 11 80 51 781 a 9 3 
Hüttenweien . 63 82 105 1185 37 43 40 
Hutfabrifation 26 25 19 412 11 10 5 
. | Snftrumente . 442 473 544 6 460 285 254 272 
. | Korbfledhterei 5 7 6 93 4 5 3 
Kurgwaaren . . 192 195 168 3467 73 48 41 
Sande und Forftwirthichaft . 527 519 | 494 | 6474| 223 240 232 
Luft: und Gasmaſchinen. 1977| 200 218| 2617 66 51 62 
Maichinenelemente . 489 508 460 6413 178 153 113 
Metallbearbeitung, chemiſche 62 57 40 546 23 24 25 
Metallbearbeitung, — 487 496 486 | 5861 249 284 220 
Mülleri . . . A 176 172 163 2 736 74 74 103 
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Mufikinftrumente 
Nähmaschinen 
Nahrungsmittel 
Bapiererzeugniffe 
Bapierfabrifation 
Pferdegeſchirrt 
Photographie 

Preſſen . . 

Pumpen . . 

Regulatoren . 
Nettungsweien . 
Salinenmwejen 

Sattlerei und Wagenbau 
Schankgeräthſchaften 
Schiffbau und Schifebetrieb 
Schlädteri . . . ; 
Schleifen und Boliren 
Schlofferi . . . 
Schneidewerkzeuge . . 
—— => Seicenwanren 
Sch — 

Schu — 

Seilerei . 

Signalwejen . 

Soda . . 

Spinnerei 

Spott. . . 

at rengftffe - 


— 


. | Transportwejen 


ri un 
Uhren . . 
Waflerbau 
Waſſerleitung 
Weberei 

Werlzeu 


ge . 
Wind- und Bafferkraftmafchinen 
Zucker⸗ und Stärkefabrifation . 





Summe 











1893. | 1894. | 1898. 
2317| 244 190 
98| 115| 106 
1855| 197) 183 
1455| 19 | 145 
| 68 92 
39 42 40 
108 | 113 | 198 
32 35 30 
106 | 120 93 
24 28 24 
62 67 48 

8 5 4 

598 | 610 | 77 
319 336 | 328 
144 149 | 208 
27 31 26 
57 58 49 
2383| 31| 267 
52 47 32 
15 | 1282| 182 
1335| 1383| 1397 

208 | 235 | 190) 
1) 8 4 
94 90 89 
109 | 122 98 
117, 147 | 160 
233 | 21) 288 
9, 66 81 
3 8 50 
285 | 280 | 283 
100) 1585| 197 
92 17 81 
58 69 69 
29 22 19 
206 | 198 203 
157 | 1682| 160 
ni 9 4 
4 8 m 
133 | 129 | 115 
15063 


14265 ja 





Anmeldungen 
Gegenftand der Klaſſe. 








1877 


bis 
1895. 


187 213 


1893. 


6 430 














Ertheilungen 

1877 

1894, | 1895. bis 
1895. 

} 

107 | 87 1609 
60 50 1230 
60 54 518 
17) 47 693 
46 | 39 655 
11 7 249 
47 50 550 
14 15 399 
43 | 37 785 
21 11 274 
25 | 23 | 401 
3 — 58 
252 180 1833 
98 124 1855 
67 57 142 
20 13 268 
26 21 300 
116 105 1395 
19 15 357 
83 59 1023 
47 35 685 
149 107 1613 
4 5| 68 
41 36 402 
50 54 582 
78 17 1 051 
132 123 1 467 
25 26 322 
17 24 301 
111 81 1 302 
49 53 492 
47 39 594 
27 40 748 
22 7 169 
85 88 1232 
71 76 1104 
24 6 428 
16 10 336 


| 6280 | 5720 | 85340 


I A 
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Neberficht der ertheilten Patente, der Gebrauchsmuſteranmeldungen 











Ertpeilte Patente 
1894. 1895. 1877 bis 1895, 






Bezeichnung des Landesgebietes, 
1893. 






I. Deutſches Neich. 
1. Königreih Preußen: 





4 Provinz Dftpreußen . 20 21 30 276 
= Meftpreußen. . 25 12 19 301 

Ai - — (ohne Berlin). 148 | 141 165 1 765 
Berlin . . 111 744 670 10 160 
d) Provinz Pommern 46 42 40 652 
6) ⸗ Poſen .. 22 36 24 378 
N =  Schleiien . 182 | 170 166 2620 
5) ⸗ Sachſen . . 191 204 173 3 190 
⸗ Schlesmig-golfein 78 90 60 1063 

’ Hannover 107 147 124 1 711 
k) Weſtfalen . . 211 192 143 | 3 264 
l) Heſſen⸗Naſſau 270 254 228 2666 
m) Rheinproving . . . - 570 579 563 | 7273 
n) Hohenzollernſche Lande . _ _ 2; 15 


Preußen im Sm 











2. Königreid Bayern 346 347 317 4 000 
3. Sadjen . 561 462 443 8 031 
4. ⸗ Württemberg . 127 132 101 1 865 
6. Großherzogtum Baben . j 143 129 92 1861 
6. Hellen . . 103 83 73 1.083 
7 . Medlenburg-Schwerin . 21 24 18 275 
8 ⸗ Sadjen-Weimar . 16 25 18 231 
9. ⸗ ————— 4 1 5 28 
10. ⸗ Oldenburg 12 12 9 137 
11. Herzogthum Braunfchweig . 67 62 35 917 
12. Sa achfen-Meiningen 9 10 12 | 144 
13. ⸗ Sachſen-Altenburg . . 2 6 7 114 
14. ⸗ Sachſen⸗Coburg und Gotha 14 15 18 197 
15. ⸗ Anhalt . . . 31 27 30 464 
16. Fürſtenthum S warzburg-Sondershaufen ; 3 2 2 54 
17. ⸗ Scwarzburg-Ruboljtadt ’ 2 2 2 38 
18. ⸗ Waldeck und Pyrmont . — 1 — | 12 
19. ⸗ Neuß älterer Linie 3 3 3 | 52 
20. ⸗ Reuß jüngerer Linie. 9 5 13 131 
21. ⸗ u ag 1 — — 10 
22. ⸗ Lipp 2 — 3 33 
23. * * Sanfefadt Lübel . 10 22 10 128 
24. Bremen . 26 24 81 326 
25. Hamburg 153 137 125 2116 
26. Reichslande Elfaf-Lothringen : j 37 51 | 47 661 
Deutihes Reich im — 4 343 | 4214 | 3821 | 58 242 
I. Ausland, | 
Europäifche Staaten: 

Belgien . 80 89 77 — 

Bulgarien — — 3 — 

Dänemark 18 30 31 — 

rankreich 282 294 254 — 

riechenland — 1 — — 
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Anlage 5. 
und eingetragenen Waarenzeihen nad) Landesgebieten. 





Gebrauhsmufteranmeldungen Eingetragene Waarenzeichen 


1./10. bis 81./12. — J 
1894. 


1898. | 139. 1895. | 1891 bis 1898. 








1894 und 1895. 














67 


> 
III 
| 
— 
Hi 


_ 47 712 _ 3 34 97 
_ 46 713 _ 4 | 63 67 
_ 464 661 — 19 136 155 
_ 2533 3.026 _ 149 984 1133 
= 104 130 _ 6 | 41 46 
_ 96 141 _ 12 47 59 
_ 672 155 _ 35 281 316 
— 545 776 _ 46 265 311 
_ 212 317 _ 27 137 164 
_ 438 462 — 43 251 294 
_ 604 135 _ 72 472 544 
_ 557 556 _ 84 755 839 
— 2100 2290 | _ 232 1844 2076 
_ 8 14 | — * 1 1 
5915 8426 10.008 29 782 7131 5311 6042 
987 1221 1244 4524 265 951 1216 
1695 1907 2013 7555 96 189 885 
376 488 544 1851 64 304 368 
417 | 495 537 1917 38 304 342 
175 270 74 207 281 
39 84 4 17 21 
5 9 8 | = 2 22 24 
3 2 15 | $ 1 1 2 
a 42 3 |& 2 13 15 
F 119 164 | 8 7 64 71 
= 64 66 | 8 2 32 34 
Ei 42 | © 2 20 22 
je 158 = 5 37 42 
5 920 53 =‘ 4140 15 38 53 
— 18 1 — 4 4 
— 13 — 1 12 14 
= _ 6 
8 8 & 2 12 14 
— 51 3 3 27 30 
= 2 - — 6 6 
= 4 2 7 18 25 
1 12 13 
36 92 128 
58 696 754 
25 152 177 
10576 14054 | 16151 | 51 202 1441 9148 | 10589 
13 34 47 
21 14 

| 

| 

| 
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Ertheilte Patente 


Bezeichnung des Laudesgebietes. — — —— 
1894. 1895. 1877 bis 1895, 








1893. | 
Großbritannien und Srland: 
England nd Wales . . . . 2... 534 483 | 427 — 
und zwar DHIAND- -. ns: 5 ws he 25 3 | 23 — 
Fn 6 14 7 — 
Kolonien: Neu⸗Süd⸗-Wales 3 5 4 — 
Queensland . . a a Fa a ee 2 2 — | — 
Südauſtralien. 2... 1 _ | 4 — 
Victoria . De nn 5 5 | 9 | _ 
Canada . . RT 10 14 | 10 — 
Cap der guten doffmng et 1 1 — — 
Gibraltar. . EFF RP GRR 1 _ — 
Indien Pa a ———— 3 — — — 
Jamaica 1 _ — | — 
Natal . en eh a a ae — 1 = = 
Neufundland a ir Zar u _ 1 _ _ 
Neu-Seeland te ee —— 2 4 1 — 
Tasmanien — 2 _ — 
Stalien . —— 26 27 32 _ 
Zuremburg . 1 5 5 — 
Montenegro . — _ — — 
Niederlande . 17 26 36 _ 
Kolonien: Sava und Sumatra 1 — — ee 
—— 295 327 269 _ 
Portugal . . a ee a Ta ar Pie Rider — — 2 — 
Rumaͤnienenn. 3 7 3 — 
Rußland . are ne 49 53 | 49 — 
Schweden und Rormegen 69 | 2 | 5 | _ 
Schweiz . —— 125 113 91 | — 
Serbien . s | 5 — = 
Spanien . . 5 | 5 5b | — 
Kolonie: Euba . — 2 | _ ! — 
ZTürfei mit Klein-Aien ı | 1 | ı | — 
Egypten . — 1 | 1 — 
Amerika: | | 
Nord⸗Amerika: Merio . » > 2 2 nn nen ss | — 8 — 
Vereinigte Staaten . . a ee 520 | 444 46 | — 
Gentral:Amerita: Nicaragua — — —— 1 — — | — 
Süd⸗Amerila: — Repubiit — 1 4 y- ı — 
Bolivia . u te — — — — 
—— =: 2.50 0 nee ——— _ — 3 — 
BE a: a a te te ee 2 1 2 — 
Columbia Eher —— — — — — 
Ecuador . — 1 | — — 
BE ante an ER ae a ee ar _- 1 1 — 
Uruguay — 1 | — — 
Venezuela — — 1 — 
Aſien: 
BEE: 2: 0 a me te — — — — 
OD A en 1 _ _ — 
Afrika: 
Dranje-fFreiftaat . ee ee _ = 1 — 
Sũd⸗Afrika: (Transvaal) a ar 1 — 1 — 
Ausland im — er 2.087 2.066 1899 27 098 
Hierzu Deutjches Neid im Ganzen . . . 4343 4214 3821 58 242 


Ueberhbaupt . . - 6430 6280 | 5 720 85 340 
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Gebrauhsmufteranmelbungen Eingetragene Waarenzeichen 
1893. 1894. 1896. 1891 bis 1896, | "1- Mia Bu12 | 18958. |1894und 1898. 
| 
_ 155 166 _ 16 716 132 
— 18 15 _ — 76 76 
— — 6 — _ 9 9 
— BER 1 — — 
— 9 24 _ — 
— — — — 3 4 
— 2 4 = — 
= 4 » = = 3 3 
- 1 _ _ _ 14 14 
— 1 a = u — 
— 6 16 _ — 12 12 
= — 1 = er u 
_ 412 371 _ 3 218 221 
= an 1 = =: = 
= Bu? 25 = 4 — 
— 24 7 — 2 58 60 
= 128 196 — 12 42 54 
— 5 3 | = = = = 
= =.) ® = is = 
— — — — — — — 
| 
—— £ _ — — | — — 
— 261 278 | _ _ | 66 66 
= 4a zu | = = | = PR 
= 2 = Bi we = u 
we = 2 = = = = 
— — — — — | — — 
— — — _ 21 21 
— 1 — — 1 1 
| 

178 1205 1248 3971 1810 1865 
10576 14 054 16 151 51 202 9148 10589 
11354 15259 | 17399 55 173 1496 10 958 12 454 





| 
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Anlage 6. 


Klaſſen 


neberſicht 


der 


Gebrauchsmuſter-⸗Anmeldungen nach Klaſſen getrennt. 


Gegenſtaud der Klaſſe. 


Aufbereitung . 

Bäderei 

Belleidungsinduftrie . 
Beleuchtung 

Berobu . . - 

Bier, Branntwein ar 
Blech⸗ und Drabterzeugung 
Bleihen . R 
Borftenwaarenfabriation P 
Brennftoffe ; . 
Buchbinderei . . 

a —— und > Bropfie 


Da afhinen . 
Druderii . . 
Düngerbereitung . 
Eisbereitung . 
Eifenerzeugung 
Eifenbahnz, Straßenbau 
Eifenbahnbetrieb . . - 
Eleltriſche — 


er s 
induftrie 


Feuerungsanlagen, gewerbliche 


—— 


asbereitung und valeuchuns 


Gebläfe . 

Gerberei . . 
Geſpinnſtfaſern . 
—— 
Gießerei 

Glas 

gene und Reif geräthe SR 
auswirthſchaſtliche Re) 
Hebezeuge . 
Heizungsanlagen . 
—— 

Hl . .- 

Kom . . 

Hüttenweien . 
Hutfabrifation 

Auftrumente . 
Korbflechterei . 

Kurzwaaren . 

** und wirihſchafi 
Zuft- und Gasmaſchinen. 


1891. 


1892. 


1893. 


1894. 


1895. 


1891 
bis 1896. 








Reichstag. Attenftüd Nr. 163. (Denticheift, betr. Geſchäftsthätigleit des Raiferlichen Patentamts.) 1155 





1891 
Gegenftand der Klaſſe. 1891. | 1892. | 1898. | 1894. | 1896. Bis 1895. 
Mafchinenelemente . . IC BEFRIEFETT BESENTR 65 246 360 489 542 1 702 
Metallbearbeitung, chemiſche a Se ee — 7 5 8 10 30 
— ——— — Beh a ala Sana 47 200 201 290 349 1087 
Müllerei . . 2 a ar Are ua 12 66 95 102 102 377 
Mufifinftrumente , > aan ar ter Zar Ag act ee al ‚har ee 45 167 232 317 309 1070 
Nähmaſchinennnnn. 11 65 49 81 111 327 
Nahrungsmittee.. 13 36 54 84 106 293 
Bapiererzeugniffe . ee ee ee 41 199 255 298 441 1234 
Bapierfabrilation. © -» 2 2 2 a En nun 2 19 14 24 31 90 
Vferdegeſchirrrr. 6 28 40 50 51 175 
Photographieee.. tn 28 98 98 112 130 466 
ER 5. ade: mn a a ae 1 18 17 28 35 99 
Be hr. ar Fan de) Din Mar Ro ah I fa 8 32 47 73 100 260 
Regulatoren. — 5 2 8 10 25 
Rettungswefen a a 4 33 32 63 55 187 
Salinenmweien . ee ee re — — — — — — 
Sattlerei und Bagenbau FE RE 35 204 421 687 778 2025 
Scantgeräthichaften. . te SR Feng 69 364 429 681 678 1971 
Schiffbau und Schiffsbetrieb FE a _ 13 30 23 48 114 
Schlädterei . . BY ar 1 11 22 33 17 84 
Schleifen und Poliren ee arme, a See 5 39 40 54 67 195 
u ee a 79 271 311 353 403 1417 
Schneibewerlzeuge > 2 20m an 22 sl 100 1236| 114 453 
Schreib: und Seihenwanren Be a a 82 299 285 410 425 1501 
Sdhuhwel. . . ed aan 36 141 151 188 272 188 
—* 13 56 81 110 129 389 
Seilerei . ae en 1 8 10 9 12 40 
Signalwefen Po 5 BR 7 55 70 9 89 312 
MOWDO: 5. ..5 0, ae at ee as re Tre — 1 3 4 14 22 
Spinnerei . . 11 43 68 94 | 104 320 
port . . 81 395 406 635 609 2 026 
Sprengftoffe . 2 8 6 17 23 56 
aba ae ner a ae ABl eh are 3 22 14 27 34 100 
ZEOENEEN . 2 = aa ae ae 12 35 63 110 162 382 
er 23 62 160 251 308 804 
——— Pe Be er 3 19 23 44 42 131 
Uhren . . — a  apcer des 16 | 104| ı111| 182 458 
BOCH. u ae ae en a ae ee — 1 3 2 8 14 
Wafferlitung . EEE ae ren 18 109 158 220 242 747 
WIRUBEER: u 00 are Sn 40 149 167 183 228 167 
Werkzeuge . . ee a 19 94| 107) 141 18 476 
Wind- und Waſſerkraftmaſchinen ET AN _ 4 12 19 27 62 
Zuder und Stärkefabrifation . . » » 4 28 39 62 49 182 


Summe . . .| 2095 | 9066 | 11354 | 15259 | 17399 | 55173 
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Aulage 7. 
Ueberſicht 
der 
Waarenzeichen nah Waarenklaſſen. 
— Gegenftand der Klaſſe. 


1. | Aderbau-, Forſtkultur⸗, Gärtnerei» und Thierzucht- 
—— ſowie Ausbeute von iſchfang und 
agb. . 

2, | Arzneimittel und Verbandſtoffe für Menfchen unb 
Thiere, Drogen, Thiers und Pilanzen-Vertilgungs- 
mittel, Konjervirungsmittel, Desinfeftionsmittel . 

3. eng außer Pelzwaaren 12 und 
Spipen 30 
a) Hüte und andere Kopfbebedungen, ver. Pub 
b) Schuhwaaren . . i 
ce) Gejtridte und gewirkie Waaren . . 

d) Sonftiges (Kleider, Wäſche, Korfets, ‚Hofen- 
träger, Schlipje u. dergl.) . . 

4, | Beleuchtungs-, Heizungs-, Koch: und Bentilations- 
apparate und Geräthe . - 

5. | Borftenund Borftenwaaren (BWürften, Befen, Schrubber, 
Pinfel), fowie Kämme, ie, — 
und Verwandte . . 

6. | Ehemifche Produkte, außer ben unier 9, 8, 11, 13, 
20, 34 und 36 angeführten, fowie mineralifche 
Rohprodukte, außer den unter 37 genannten . 

7. | Dichtungs- und Padlungsmaterialien, Wärmeihup- 
und Iſolirmittel, Asbeftfabrifate, Bupwolle . . 

8. | Dünger, natürlicher und fünftlicyer . 

9. | Eifen, Stahl, Kupfer unb andere Metalle, fomie 
Waaren aus folden Metallen, außer den unter 4, 
17, 22, 23, 32, 33 und 35 genannten: 

a) Metalle, roh oder theilweiſe bearbeitet . 

b) Meſſerſchmiedswaaren (Mefler, Gabeln, Senfen, 
Sicheln, Strohmeſſer, Beile, Sägen, Hieb— 
und Stichwaffen) und Werkzeuge (Feilen, 
Hämmer, Amboſſe, Schraubftödt, Hobel, 
Bohrer u. bergl.). . 

ec) Nähnadeln, auch für Nähmafchinen, Seftmabeln, 
Stednabeln, Haarnadeln, Fildhangen . . . 

d) Hufeifen und Hufnägel . 

e) Gußwaaren, emaillirte und verzinnte Waaren 

f) Sonftige Metallwaaren . : 

10, | Fahrzeuge (Wagen aller Art, einſchließlich Kinder» 

und Krankenwagen, aud) Fahrräder: und —— 

fahrzeuge) .. 

11. | Farben, außer Malfarben und Tinten 32 





16 


267 


18 


138 


7 


27| 


25 


10 


43 


b 
h 


114 


127 


226 


2111 


[25 wmuo 


2 


wo 


Anmeldungen | Eintragungen Beſchwerden Löſchungen 


1894. 1895. | 1894.| 1895. |1894.|1895.]1894.| 1895. 


IIlo o 
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17. 


19. 


21. 


Gegenftanb der Klaſſe. 


Felle, Häute, Leber, Pelze und Belzwaaren . . . 

Firniſſe, Lade, Harze, Klebftoffe, —* — 
maſſe u. bergl. . 

Garne und Zwirne, Bindfaden, Seile aus Safer 
ftoffen und Metalldrähten . . 

Geipinnftfafern (Wolle, Baummolle, Flachs Hanf, 
Jute u. dergl.) und Polftermaterial (Roßhaar, 
Seegras, Indiafafer, Bettfedern u. dergl.). . - 

Getränfe: 

a) Bier . a 

b) Wein und Spirituofen un 

ec) Mineralwäfjer und tohlenfaure Wäſſer, ein- 
ſchließlich der Badewäſſer, fowie Brunnen- und 
Badeſalze... 

Gold⸗ und Silberwaaren, echte unb unedite Schmud- 
fahen aller Art, leoniſche Waaren, Alfenide-, 
Neufilber-, Britannias, Nidel- und Aluminium 
mwaaren . - 

Gummi⸗, Kautſchut⸗ und Outtaperdawanren, and) 
Robfiofe . . 

Hand» und Reifegeräthe (Shirme, Siöde, Bofe, 
Neifetafhen u. dergl.) . . 

Heiz⸗ und Leuchiſtoffe, ſowie Schmiermittel: 

a) Kohlen, Torf, Brennholz, Kols, Brikeits, 
Kohlenanzünder . . 
b) Syette und Dele, außer den zur Nahrung be: 
immten, 29b, ſowie Schmiermittel. . . 
ec) Kerzen und Nachtlichte, jowie Dochte 

Holz, Kork, Home, Schildpatt-, Elfenbein, Meer: 
ſchaum⸗, Gelluloid- und —— —— 
und Schnitzwaaren 


Inſtrumente und — — Rufifinftrumenten 
25 und Uhren 4 
a) ärztlihe und — Apparate, phar⸗ 
mazeutiſche, orthopädiſche, gymnaſtiſche Ban- 
dagen, Desinfektionsapparate u. bergl.. . 
b) phyſilaliſche und chemiſche, optifche, geodätifche, 
nautische und Mekinftrumente, Waagen, Kontrol- 
apparate, photographiidhe Apparate u. dergl.. 
Maſchinen, Mafchinentheile und — —— 
Haus: und Küchengeräthe . . 
Möbel- und Boljterwaaren 
Mufikinftrumente. . - 
Nahrungs» und Genußmittel, aufer Getränen 16 
und Tabad 38: 
a) Isis Sr Fleiſchextralte, Konferven, ein- 
chließlich Fruchtſäfle und Gelees und Deli— 


b) —* Mile, Butter, KRäfe, Kunftbutter, Speife- 
fette und Speifeöle . . 

e) Kolonialwaaren (Kaffee und Kaffeeſurrogate, 
Thee, Zucker, Mehl, Gewürze, Eſſig u. dergl.) 

d) Kakao, Chofolade, Zuderwaaren, jowie Bad- 
en einschließlich Hefe und 

a 

e) Sonftige Nahrungs- und Genußmittel, auch für 

Thiere, ſowie natürliches und künftliches Eis 





Anmeldungen 
1894. | 1895. 
44 41 
143, 121 
523, 302 
5 4 
373| 382 
1063 | 1 908 
82| 206 
300| 125 
49 45 
17 12 

31 62 
115| 111 
126| 115 
41 32 
28 22 
54 45 
280| 297 
9 7 

78| 116 
70 120 
157) 130 
409 | 480 
152] 154 
35 73 


Eintragungen Beſchwerden] Löſchungen 


1894. 


1895. |1894.| 1895.]1894.| 1895. 





115 


172 


I. 


v|w 


wo | 
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Waaren⸗ Anmeldungen | Eintragungen |Bejchwerben] Löſchungen 


Haffen, Gegenftaud der Klaſſe. 


1894. | 1895. | 1894. | 1895. |1894.|1895.|1894.| 1895. 


27. | Papier, Pappe, Karton, Papier: und Bappmwaaren, 
Roh⸗ und Halbftoffe zur Bapierfabrifation (Lumpen, 





altes Bapier, Zellftoff, Holzichliff u. dergl.) . . 158) 148 271 1258 — —-—| -— — 
28. | Photo- und lithographiſche Erzeugniffe, jowie Er- 
zeuoniie — vervielfältigenber — und | 
der 34 61 31 — 1l — — 
29. — und anbere Thonwaaren, Glas | 
und Glaswaaren, Glasmofaiten, Glafuren . . 131 96 153] — 6| — — 
30. | Pofamentier- und Tapifferiewaaren, auch Spitzen 
und Tülle . 91 8 144 104 — 31 —| —- 
31. | Sattlers, Riemer: mb Thldmerwanzen, Veberwanren | 
nicht genannte, auch Albums und Bilberjtänder 30 37 3l — — — — 
32. Schreib⸗, Zeichen: und Malwaaren, einſchließlich Tinte, 
Tuſche und Malfarben, Komtorgeräthe, einſchließ— 
lich Geſchäftsbücher, Schulgeräthe, Lehrmittel. . 324| 343 3 174 — 1| — 3 
33. | Schußmwaffen und Geſchoſſe . . - 33 21 481 — 1l — — 
34. | Seifen, Putz⸗ und Polirmittel, Roftfehugmittel, Bald 
mittel, Parfümerien und Toilettenmittel, . 4881| 699 5 47 — | 16| — 1 
35. | Spiele und Spielmaaren . . — 34 30 14 —1—— 
36. | Sprengſtoffe, Zündwaaren, Syenerwerkölörper u 09| 187 25 222 — bl — | — 
37. | Steine, natürliche und künſiliche, und andere Bau- 
materialien (Gement, Gips, Kalt, Kies, Asphalt, 
Theer, Veh, Rohrgewebe und Dadhpappen) . . 86 43 14 — 61 —| - 
38. | Tabadfabrikate (Cigarren, Eigaretten, —n Raus | 
und Schnupftabad) . . 8856| 712 5 6294 — 381 — 1 
39. | Teppiche und anbere Fußbobenbelä e Tiſchdeden, 
Behbeden den, Garbinen, —— ortieren. . . 21 18° — 23 — — — — 
0. | un... nr 4 3%] 16 4 — | — I —| — 
41. | Webftoffe, einſchließlich Bänder: 
a) Sammete und PBlüfhe . . 7 14 — 10 — 1 ee ze 
b) Ieinene, Halbleinene und andere Wäfcheftoffe . 29 19 1 22a — | -—| - I” 
c) fonftige Webftoffe (ſeidene, — baum= 
mwollene u. a.). -» 274 198 23 299 — 131 — — 
42. | Sammelwaaren. Hier werben Diejenigen geichen bes 
hanbelt, welche für eine größere Anzahl verſchieden⸗ 
artiger Waaren (insbejondere — und — 
mit ionswaaren) bejtimmt find. . . r 160) 302 17 2121 — 21 —- | — 
Summe. . .|10781|10 736] 1496 10958] 2 | 309 b| 17 


21 517 12 454 
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Anlage 8, 


Abgewieſene und zurüdgenommene Waarenzeihenanmeldungen. 








Neue Beiden. 







Ins⸗ 


Grund der Abweiſung ober Zurüdnahme. gefammt. 












- Bappeneigenihaft -. - - » 2 2. 
2. Beihaffenheits- oder Beftimmnngsangabe 289 
3. Herlunftsangne - . - » 22... 77 
4. Buchſtaben und Bablen . . . .. . 23 
5. Täufchende; Angaben . . . » 2... 229 
6. Zur Unterſcheidung nicht geeignet ($. 1 
des Geſetzesßs.. 25 
7. Freizeichen. . 183 
8. Uebereinftimmende Zeihen . . . . - 138 
9. Sonftiges, insbejondere Formmaͤngel und 
Burüdziehung ohne ertennbaren Grund . 





Bufammen. . - 


Nr. 164. Nr. 165/168. 
Abänderungs-Untrag Abanderrae ·Anteage 
zur zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 


zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung 
betreffend Abänderung der Gewerbeordnung — — Nr. 85 der Drudfachen — 
Nr. 85 der Druckſachen. — — 


v. Holleuffer. Der Reichstag wolle beſchließen: 
im Artifel 10 und d ſiatt ber Worte: 


Fuchs. Der Reichstag wolle beſchließen: „erhebliche Nachtheile oder Gefahren“ 
: bie Worte zu ſetzen: 
dem Artikel 8 folgenden Zuſatz zu geben: erhebliche Nachtheile, Gefahren oder Be- 
ür Gewerbebetriebe, welche vor Inkrafttreten läſtigungen“. 
dieſes Geſetzes den Nachweis eines mehr als — — 
ae eftehens erbringen, verbleibt es bei Nr. 166 
8 . y 
— — —— Geöber (irtiembeng)., w Bolleuffer. Dr. Bige 
Berlin, den 4. März 1896. Jaeoböfötter. Der Reichstag wolle beſchließen: 
1. dem _ 3 folgende Faſſung zu geben: 
Fuchs. 33 der Gewerbeordnung erhält als 


re & 
—* = fechiten Abſatz folgende Yufäge: 

„Die vorjtehenden Beftimmungen finden auf 
Konfumvereine, einjchlieglih der bereits bes 
ftehenden, auch bann Anwendung, wenn ber 
Betrieb auf den reis ber Mitglieder bes 


ſchränkt ift. 
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(Bericht der fiebenten Kommiffion.) 








Die Lanbesregierungen können anordnen, 
dab die Beftimmungen des Abſatzes 1, 2, 3 
iffer a und 4 auch auf andere Vereine, eins 
chließlich der bereits beftehenden, ſelbſt dann 
Anwendung finden, wenn der Betrieb auf den 
Kreis der Mitglieder beſchränkt iſt.“ 
2. im Artikel 4 die Schlußmworte des $. 35 Abſatz 2 
wie folgt zu faflen: 
„Sprengftoffen, der Handel mit Loojen von 
Lotterien und Ausipielungen und, fofern die Hands 
abung bes Gemerbebetriebes Leben und Geſund— 
eit ber Menjchen gefährbet, der Hanbel mit 
Drogen und chemifcdhen araten.” 
3. als Artikel 6a folgende Beitimmung aufzunehmen: 
„Hinter $.41 a der Gewerbeordnung einen neuen 
8. 4laa einzufhalten wie folgt: 

Durch Polizeiverordnung lann ber Aus— 
ſchank geiſtiger Getränke und ber Kleinhandel 
mit Branntwein oder Spiritus Morgens vor 
8 Uhr, ſowie an Sonn und Feſttagen während 
bes vormittägigen Hauptgottesdienftes verboten, 
auch vorgefchrieben werden, daß die Räumliche 
feiten, welche dem bezeichnten Gewerbebetriebe 
dienen, fo lange geſchloſſen zu Halten find.“ 





Nr. 167. 
Vogtherr. Der Reichstag wolle beſchließen: 
(Artifel 9.) 
$. 44a der Gemwerbeorbnung ſowie bie eins 


ſchlägigen Strafvorjchriften ($. 148 Nr. 5, 6, 8. 149 
Nr. 1) werden aufgehoben. 





Nr. 168. 
v. Stromibeck. Der Reichstag wolle beichließen: 
1. in Artikel 11 den erften Abſatz mit den Nummern 10 
und 11 zu jtreichen. 
2. im falle der Ablehnung vorftehenden Antrags im 
Artikel 12 folgende Aenderungen vorzunehmen: 
a) den zum Abſatz 1 des N 56b der Gemwerbeorb- 
nung vorgeihlagenen Zuſatz wie folgt zu fallen: 

„Die gleiche Befugniß flieht den Landes- 
regierungen für ihr Gebiet oder Theile deſſelben 
binfichtlih der im $. 56 Abſatz 2 Ziffer 10 
amd AR bezeichneten Gegenftände zu.“ 

b) zwifchen den erften und zweiten Abjap des $. 56b 
Dee zwei neue Abſätze einzufchalten: 

„Bon dieſer Befugniß ijt für diejenigen Bes 
zirfe oder Ortſchaften, bei deren Bewohnern in 
Folge mangelnder anderweiter Erwerbögelegen: 
heit ber Gewerbebetrieb im Umberziehen zur zeit 
des Erlafjes diefes Geſetzes hergebradht ift, Ge— 
brauch zu machen. Jedoch bleiben diejenigen 
Perſonen, welche erjt nad) Erlaß diejes Geſetzes 
in ſolchen Bezirken oder Ortſchaften Wohnſitz 
oder Aufenthalt nehmen, den Vorſchriften des 
$. 56 Abſatz 2 Ziffer 10 und 11 unterworfen.” 

„Schmuckſachen und Bijouterien, welche im 
Wege der Hausinduftrie durch Handarbeit her— 
gejtellt werden, dürfen von den Herjtellern und 
deren Angehörigen auch außer den Fällen bes 
$. 59 im Umberziehen feilgeboten werben. Als 
Angehörige find anzujehen: Verwandte und 
Verſchwägerte in auf- und abjteigender Linie, 
Adoptiv» und Pflege-Eltern und -Kinder, Ehe— 
gatten, Geſchwiſter und deren Ehegatten, und 
Verlobte.“ 





3. den Wrtifel 14 zu ſtreichen. 
4. dem 5. 57a folgende Beltimmung als Abſat 2 
auzufügen: 

„Jungeren Berjonen, als den in Ziffer 1 be- 
zeichneten, ift der Wandergewerbeſchein zu ertheilen, 
wenn die Verſagung beffelben vorausſichtlich deren 
Nothitand oder den Nothſtand der Angehörigen 
derjelben ($.56b Abſatz 3) zur Folge haben würde.“ 


Berlin, den 5. März 1896. 


Nr, 169. 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Dr. Hiße. 


ber 
VL Kommiſſion 

über 
den derjelben zur Borberathung überwiefenen 
Entwurf eines Gejetes, betreffend die Abände- 
rung des Geſetzes über die Erwerbs umd 
Wirthichaftsgenofjenfchaften vom 1. Mai 1889 

— Nr. 34 der Drudjahen —. 


In der erften Lefung des „Entwurfs eines Gejehes, 
betreffend die Abänderung bes Geſetzes über die Erwerbs: 
und Wirtbfehaftögenoffenthaften vom 1. Mai 1889", am 
14. Dezember 1895 wurde berfelbe einer Kommiſſion von 
14 Mitgliedern zur weiteren Vorberathung überwieſen. 
Diejelbe hat ſich in acht Sigungen in erſter und zweiter 
Lefung dieſer Aufgabe entledigt und dann in einer Schluß: 
fitung am 4. März 1896 nachſtehenden Bericht feftgeftellt. 

Als Vertreter der verbünbeten Regierungen nahmen 
an ben Berathungen Theil: 

ber Königlich württembergifhe Bundesrathsbevoll⸗ 
mädhtigte, Regierungsdireltor von Schider, 

und als Kommifjare des Bundesraths: 

ber Geheime Ober-Regierungsrath und vortragende 
Rath im Reichs-Juſtizamt Dr. Hoffmann, 

ber Geheime DOber-Boftrath und vortragende Rath 
im Neichspoftamt Sydomw, 

ber Geheime Abmiralitätsratb und voriragende 
Rath im NReihs-Marine-Amt Dr. Danneel, 

ber Geheime Negierungsraii und vortragenbe 
Nath im Neihsamt des Innen Gruner. 


A. Beichränfung des Waarenabjages der Konfum⸗ 
— auf die Mitglieder. 

Durch das Genoſſenſchaftsgeſetz vom 1. Mai 1889 ift 
bereit den Sonfumvereinen die Beſchränkung aufgelegt, 
im regelmäßigen Gejchäftsverfehr nur an ſolche Perſonen 
zu verkaufen, welche als Mitglieder oder deren Vertreter 
befannt find oder ſich als foldhe in der durch das Statut 
vorgeichriebenen Weiſe Iegitimiren ($. 8 Abſ. 4). Nähere 
Borkhrifien über die Art und Weife der Legitimation, ſowie 
Strafvorfhriften zur Sicherung der Durchführung find nicht 
vorgejehen. Dieſe Lüde joll nun durd den zur Berathung 
geftellien Gejegentwurf ausgefüllt werden. 


1. Verbot des Berfaufs au Nidit-Mitglieber. 
Die entſcheidende Beftimmung (des Artikels 1) des Ge- 
ſetzentwurfs geht dahin, dem Abſaß 4 des $. 8 des Genofien- 
ſchaftsgeſetzes von 1889 folgende Faſſung zu geben: 
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„Konfumvereine ($. 1 Nr. 5) bürfen im regelmäßigen 
Gejhäftsverkeht Waaren nur an ihre Mitglieder 
ober beren Vertreter verfaufen. Dieſe Befchräntung findet 
auf landwirthſchaftliche Konfumvereine, welche ohne Hal: 
tung eines offenen Ladens die Vermittelung des Bezugs 
von ihrer Natur nad ausfchlieglih für ben landwirih⸗ 
Ihaftlidhen Betrieb beftimmten Waaren bejorgen, Hinficht- 
li diefer Waaren keine Anwendung.“ 


Demgegenüber wurde in ber Kommiffion der Gegen- 
Antrag geftellt: 


die Beſchränkung des Abfa 4 des $. 8 bes beftehenden 
Geſetzes überhaupt aufzuheben. 


Zur Begründung biefes Iegteren Antrages wurde gel- 
tenb gemadht: 


Diefe ganze Beftimmung ftelle die Konfumvereine gegen— 
über allen anderen Gewerbetreibenden unter ein Ausnahme: 
geſetz und verftioße gegen bie verfaffungsmäßig garantirte 
Rechtsgleichheit. Diejes Ausnahmegejeg jei um jo gehäffiger, 
als es ſich gerade gegen die Kleinen und Schwachen richte. 
Ein Bedürfniß zu folder Beftimmung beftehe nit — fei 
no viel weniger erwieſen —, da die Genoſſenſchaften 
Ihon durch ihr eigenes Interefje gehalten jeien, nur an 
Mitglieder zu verkaufen, anderjeit8 würde biefelbe flein- 
lichen Chifanen und einem gehäffigen Denunziantenthum 
Thür und Thor öffnen. Daß die Konfumvereine beffer ges 
ftellt jeien bezüglich der Beiteuerung ꝛc, fei irrig; dieſelben 
verlangten nur gleiches Licht und gleiche Luft. Wenn man 
mit ſolch Heinlihen Maßnahmen den Kaufmannsftand 
ſchützen wolle, jo fei das jedenfalls nicht der richtige Weg. 
Einerjeits ftänden die Intereffen der Konfumenten benen 
bes Raufmannsftandes gegenüber, und da habe doch z. ®. 
ber Arbeiter und feine Familie, die mit — em Lohn ſich 
durchſchlagen müſſe, mindeſtens denſelben Anſpruch auf 
Sympathie und Schutz, wie der Kaufmann. Dazu komme, 
dab der Kaufmannsftand doch nicht etwa verſchwinde, ſon— 
dern nur in anderer Form — als Verlaufs und Direltions- 
Perſonal der Konfumvereine — ein fichereres Brod finde. 
Jedenfalls jeien die Angejtellten des Konjumvereins befjer 
geftellt, als die der Kaufleute und Krämer. Daffelbe gelte 
bezüglich des Handwerls. Endlich fei es Selbittäufhung, 
wenn man mit foldhen Heinlichen realtionären Maßnahmen 
den Untergang des Mittelftandes aufhalten wollte. Den 
fleinen Kaufleuten und Krämern fehle die nöthige Vor— 
bildung, das erforberliche Kapital und die Intelligenz, wie 
fie heut bei bem allgemeinen Konfurrenzlampf erforderlich 
jeien. Nicht bie relativ unfchuldigen Konfumvereine feien 
e8, welche jenen das Leben ſauer madıten, fondern die 
großen Filial⸗ und Berfandtgeichäfte, die Bazare und fonftigen 
apitalträftigen Geſchäfte. Die Konfumvereine würden Ka 
übrigens ſchon dadurch zu helfen wiſſen, daß fie deu Ge— 
nofjenjchaftsantheil möglichft niedrig anjegen und fo alle, 
welche früher bei ihnen fauften, als Genoſſenſchafter ges 
winnen würden, 

Wenn ſchon die ganze Beſchränkung in ſich ungerecht 
und auch praktiſch unbegründet fei — jo wurde weiter ausge— 
führt —, jo fei noch weniger bie eu einer Strafe 
im Falle ber Uebertretung gerechtfertigt. Bei ftartem Ans 
drang, namentlih an Lohn, Markt: zc. Tagen fei es 
unmöglid, jede Legitimation zu prüfen. Die Forderung 
der Legitimation fei eine unberechtigte, unnütze Beläftigung 
nicht bloß für die Verkäufer, fondern noch mehr für bie 
Genoſſenſchafter. Wenn diefelbe vergeffen oder verloren jei, 
fei es doch faum möglidh, den Käufer unverrichteter Sache 
nad Haufe gehen zu lafien. Mit ſolch Heinlihen Ma 
nahmen werbe Niemandem genügt, andererſeits aber viel 
Unzufriedenheit, Mißmuth und Aufregung verurfadht. An— 
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ftatt die Konfumvereine unter ſolch beſondere Polizeiaufſicht 
* ſtellen, ſolle man dieſelben lieber gleich ganz verbieten, 
as ſei wenigftens ehrlich und konſequent. 

Dem gegenüber wurde von ben freunden der Vorlage 
ausgeführt, daß es nicht die Abficht jei, die Konfumvereine 
zu ſchädigen oder gar unmöglich zu machen, ſondern nur, fie 
auf den Rahmen zu bejchränfen, ber buch die Natur und 
das Geſetz gegeben fei: auf ben Kreis ihrer Mitglieder. 
Die Konfumvereine feien vielfady über den Rahmen einer 
„Genoſſenſchaft“, das heißt einer Vereinigung von „Benofjen“ 
zum gemeinfamen Bezug ihrer Lebensbebürfniffe weit 
hinausgegangen; es ſeien vielfach rein Fapitaliftifche Unter— 
nehmungen geworben zum Zweck bes Gelbverdienens, in 
benen jede perjönliche Beziehung bes Genoſſen zum Genoffen 
fehle. Da müfle ber Genoſſenſchaftsgedanke wieder in 
Erinnerung gebradyt und — durchgeführt werden. Das jei 
fein „Ausnahmegeſetz“, ſondern nur die Konfequenz des 
Genofjenichaftsgeleges. 

Thatſächlich feien die Genoſſenſchaften auch heute noch 
vielfach privilegirt. Während beim Kaufmann der Gewinn, 
der ſich aus dem Unterſchiede zwiſchen den Einkaufspreiſen 
nebſt Verwaltungskoſten ꝛc. und ben Berlaufspreifen ergebe, 
bei der Gemwerbefteueuer, der Eintommenfteuer, den Gemeinde, 
Kirhen:, Schul» zc. Steuern voll zum Ausdrud komme, 
fei die Genoffenfhaft in ber Lage, diefen Gewinn durch 
Gewährung billigerer Preiſe verfhwinden zu laſſen, 
während thatfählid ber Gewinn für die Genoſſen derjelbe 
bleibe, wie wenn er als Dividende vertheilt würde. 
Höchſtens fei bezüglih der Gewerbeftener wenigſtens 
für Konfumvereine, welde einen offenen Laden führten, 
3. B. in Preußen die Parität hergeftelt. Die Konſum— 
vereine hätten vielfah einen joldhen Umfang angenommen, 
daß bie Eriftenz des felbtftändigen Kaufmannsſtandes ernits 
lich bedroht fei. Diefer jei aber ein nothwendiger Beſtand⸗ 
teil ber bürgerlichen Geſellſchaft, deſſen Erhaltung im 
öffentlichen Intereſſe dringend gefordert fei. Die Gefell: 
ſchaft, namentlih in ben Städten, fcheide fih ohnehin 
immer mehr in zwei Klaſſen, die fi fchroff gegenüber» 
ftänden, in die einiger weniger Groß-Unternehmer einer: 
ſeits umd die der Klafle der Arbeiter anderfeits, während 
die ausgleihenbe Mittelfhicdht immer mehr verſchwinde. Nicht 
blos im Intereffe der Steuerkraft, fondern vor Allem aud) 
als Träger öffentliher und focialer Aufgaben in ber Staats- 
und Gemeindeverwaltung, in der Armenpflege, auf den Ge- 
bieten gemeinnüßiger Arbeit ſei der jelbftftändige Kaufmanng- 
ftand nicht zu entbehren. Abhängige Beamte und Angeftellte 
ber Konfumvereine könnten denfelben nicht erfegen. Wenn nicht 
alle Wege vernichtender Konkurrenz durch den vorliegenden 
Geſetzentwurf verlegt werben könnten, jo bereditige bas 
doch nicht, die Erleichterung, die fich hier biete, zu ver— 
fagen. ebenfalls ſei durch die Ausführungen von ber 
Gegenfeite erwielen, daß jchon durch bie ſtarke Konkurrenz 
eine gute und billige Berforgung ber Konfumenten — 
auch ohne Konfumvereine — genügend geficyert fei. Um 
fo mehr fei es angebradit, diefe auf den Rahmen der 
Mitglieder zu beichränten. Wenn dieſe Beichränkung bereits 
— mit vollem Reht — ſchon in bem Gefeg von 1889 
ausgeiprodhen ſei, jo erforbere es ſchon bie Achtung vor bem 
Gefege, auch bie Durchführung zu ſichern, bie Uebertretung 
durd Strafe zu ahnden. Eine „Ehilane” fei das nicht. 
Die Verkäufer der Konjumvereine würden doch ihr ſtändiges 
„Bublitum" kennen, und nur, wenn das Verlaufsperſonal 
mechiele, oder neue Mitglieder reſp. „Bertreter" Laufen 
wollten, würbe die Kontrolle nothwendig fein. Wenn von 
der Gegenfeite die Schwierigkeiten der Kontrole jo fehr 
betont würden, fo beweiſe das nur, daß bie Konſum— 
vereine vielfah zu großen Berlaufsgeihäften ausge 
wachſen jeien. 

146 








Eine fpecielle Diskuffion knüpfte fi an den zweiten 
Sat, betreffend die Iandwirthichaftlichen Konſum— 
vereine. Bon ber einen Seite wurde ber Antrag geftellt, 
die landwirthihaftlihen Konfumvereine ſchlechthin auszus 
nehmen, b. 5. 

bie Worte: 

„welche ohne Haltung eines offenen Labens die Ver- 

mittelung des Bezugs von ihrer Natur nad) ausfchließ- 

lid) für den landwirtbichaftlihen Betrieb beftimmten 

Waaren beforgen, hinſichtlich dieſer Waaren” 

zu ſtreichen, 
während von anderer Seite jede Sonderftellung für die 
landwirthichaftlihen Konfumvereine als unberedytigt abge: 
wiejen, d. 5. 

Streihung des ganzen zweiten Satzes 
beantragt wurde. Alle Gründe — fo wurde in leßterer 
Beziehung ausgeführt — welche für bie Beſchränkung der 
Konjumvereine angeführt feien, hätten ebenjo volle Geltung 
für die landwirthſchaftlichen Konfumvereine, und umgefehrt: 
die Ausnahme-Rüdfihten, weldhe für diefe in die Wag— 
ichaale geworfen würden, träfen für alle anderen Konſum— 
vereine zu. Wenn 3. B. angeführt werde, daß jenen 
nur bei Abſatz an Nichtmitglieder ein Bezug im Großen 
(Waggonladbung) möglich fei, fo fei das ebenfo bei allen 
anderen Konfumvereinen — namenilich bei Beginn ihrer 
Thätigkeit — der Fall. Aber es fei bezeichnend: erjt mache 
man ein Ausnahme-Geſetz für die SKonjumvereine, dann 
made man wieder eine Ausnahme für die Iandwirthichaft- 
lihen Konſumvereine. 

Die große Mehrheit der Kommiſſion ftellte ſich auf 
den Boden ber Regierungs-VBorlage. Alle landwirthichaft- 
lihen Konfumvereine auszunehmen, gehe zu weit — würde 
eine ungerechtfertigte Jukonjequenz gegenüber dem ganzen 
Grundgebanten des Geſetzes bdarftellen — aber die Aus— 
nahme mit ber Beichränkung a) auf die landwirthichaftlichen 
Konfumvereine ohne offenen Laden; b)auf ausſchließlich 
für den landwirthſchaftlichen Betrieb bejtimmte 
Waaren wurde aus ben in der „Begründung“ angeführten 
Rückſichten für berechtigt erachtet. Diefe Vereine jeien mehr 
als „Rohſtoff“⸗Vereine zu betrachten, dienten vor Allem ber 
technifchen Hebung der Landwirthſchaft und damit der Ge— 
fammi- Wohlfahrt. 

Die in einer Petition angeregte Frage, ob die „Re— 
ferveläger” folder landwirthſchaftlichen Genoſſenſchaften 
als „offene Läden“ betrachtet werden könnten, wurde 
von einem ®ertreter der verbündeten Regierungen dahin 
beantwortet, daß diejelbe fi nur von Fall zu Fall ent: 
jcheiden lajfe. Nah den Entiheidungen des preußiſchen 
Oberverwaltungsgerichts fei unter einem „offenen Laden“ 
im Allgemeinen ein zum Verkaufe im Kleinverlehr dienendes, 
mit Waarenvorräthen zur fofortigen Entnahme ohne vor— 
gängige Beftellung verfehenes Geſchäftslolal zu verftehen, 
jofern Jedermann der Eintritt offen ftehe, d. h. jofern feine 
Einrihtungen getroffen feien, die den freien Zugang für 
Sedermann thatfächlih derart ausihlöffen, daß nur die 
zum Eintritte Befugten denfelben erlangen könnten. Es jei 
anzunehmen, dab die Gerichte von Diefer, der Natur ber 
Sache eutjprechenden, in der Literatur gleichfalls vertretenen 
Auffaffung auch bei der Anwendung des gegenwärtigen 
Gefeges ausgehen würden. Eine Definition im Gejeße 
felbjt zu geben, erſcheine unthunlich. 

2. Vorſchriften bezüglich der Legitimation, Verbot der Aus- 
gabe von Marken als Zahlungsmittel, 

Um die — ———— ber Beſchränkung des Waaren— 
abſatzes an die Mitg 


ber Mitglieder und ihrer Vertreter beim Einkauf zu erlaſſen. 
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ieder zu fihern, jollen die Konfumz | 
vereine gehalten fein, Vorſchriften über die Legitimation 


Nah der Regierungsvorlage foll ein neuer $. 30a ein: 
geichoben werden: 

„Für Konfumvereine, welche einen offenen Laden 
aben, hat der Borftand, um die Beobachtung der Be 
timmung bes $. 8 Abſatz 4 zu fihern, Anmweifung bar: 

er zu erlaffen, auf melde Meife ſich die Vereinsmit- 

glieder oder deren Bertreter ben Waarenverkäufern gegen- 
über zu legitimiren haben, Abſchrift der Anmeifung hat 
er der höheren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk die 
Genoſſenſchaft ihren Sig hat, unverzüglich einzureichen. 

„Die höhere Verwaltungsbehörde ijt be die Mit⸗ 
lieber des Vorſtandes zur Einreihung und nöthigen— 
Als zur Ubänderung oder Ergänzung ber Anweiſung 
durch Gelbftrafen bis zum Betrage von je breihundert 
Mark anzuhalten. 

„Gegen die Anordnungen und Straffeftfegungen ber 
höheren Berwaltungsbehörde findet binnen zwei Wochen 
die Beſchwerde an die Landes-Eentralbehörde ftatt.“ 

Von den Gegnern wurde Berechtigung und Bebürfnif 
einer ſolchen Bejtimmung geleugnet. Der Begriff des 
„offenen Ladens“ jei in gerichtlichen Entſcheidungen fehr 
weit ag mern jo dab auch Hier die Unterſcheidung 
zwiſchen Vereinen mit oder ohne offenen Laden leicht zu 
Willtürlichteiten führe. Die Beltimmung verurfacdhe nur 
weitere Koften und Beläftigungen für bie Vereine. Ins- 
befondere wurde auch bemängelt, daß gerabe bie höhere 
Berwaltungsbehörde die entiprehenden Anordnungen treffen 
folle.. Die zwedmäßigite Art ber Legitimation lönne doch 
nur nad den örtlichen Berhältnifien und Gewohnheiten 
beurtheilt werben; fo fei jedenfalls das Amtsgericht, dem 
ja auch fonft ſchon eine gemwilfe Aufficht übertragen fei, 
und dem die Verhältniffe der Genoffenihaft und des Drtes 
jedenfalls beſſer befannt jeien, als der höheren Verwaltungs: 
behörde, die geeignetere Inftanz. Auch biete das Amis— 
geriht mehr Garantie der Unabhängigkeit gegenüber den 
durd) die Konkurrenzgeichäfte künftlich geſchaffenen, den oder 
beftimmten Konfumvereinen feindlihen Tagesftrömungen. 
Demgemäß wurbe beantragt: 

„Sn Abſatz 1 bes 8. 30a in der vorlegten Zeile 
jtatt »der höheren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirt 
die Genoffenihaft ihren Si hat« zu feßen: »dem 
Gerichte, 

„Abſatz 2 und 3 zu ftreichen. 

„sn 8.152 Beile 3 des Geſetzes hinter »30« einzu: 
fchalten: »30a«.“ 

Die große Majorität der Kommiffion ſchloß ſich da— 
dagegen den Anſchauungen der „Begründung“ an. Es 
feien Fragen nicht des Nechts, fondern ber praftijchen 
Zweckmäßigkeit, die hier zu Iöjen jeien. Es jei von Be 
deutung und zugleich ein gewiſſer Schuß gegen Willkür, 
daß die Anordnungen für größere Bezirke möglichft —— 
lich getroffen würden. Die Genoſſenſchaften und Genofjen- 
ſchafis verbände würden ja auch der höheren Verwaltungs: 
behörde gegenüber ihre berechtigten Wünſche und Bedenken 
geltend machen können und zwar wirtungsvoller als gegen: 
über den „unabhängigen“ Amtsgerichten. Der Antrag 
murde mit allen gegen drei Stimmen abgelehnt, ber $. 30a 
dagegen wurbe gegen drei Stimmen angenommen. 

Eine eingehende Diskuffion knüpfte ſich im erſter wie 
weiter Lefung an bie Trage ber Verwendung von 

arfen feitens der Konfumvereine. In Wiederaufnahme 
einer Beitimmung des Antrages Dr. Hitze umd Genoffen 
vom 5, Dezember 1894 (Mr. 23 ber Drudfachen) wurde 
beantragt, dem 8.8 bes ®enoffenjchaftsgefeges folgenden 
fünften Abſatz beizufügen: 
„Den Pain ae ift die Ausgabe von Marten 
ober fonftigen Werthzeihen oder von nicht auf ben 
Namen lautenden Zahlungsverfpredhen oder Zahlungs: 
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anweifungen, gegen melde Waaren bezogen werben 
fönnen, unterſagt.“ 

Zur Begründung wurde ausgeführt: 

Die Ausgabe von fogen. Dividendenmarten — 
als Unterlage für die Bertheilung der Dividenden — möge 
ja zur Vermeidung einer umjtändlichen, Eoftipieligen Buch— 
führung praktiſch und berechtigt erſcheinen und ſolle des— 
halb nicht bejchränkt werden. Dagegen habe die Ausgabe 
von Marten ald Zahlungs-Surrogaten beim Einkauf 
von Waaren vielfah eine Ausdehnung angenommen und 
zu Mißbräuchen geführt, dab Einhalt geboten ſei. Diefe 
Martenausgabe fei, wenn auch nicht rechtlich, fo doch that- 
ſächlich ein Privilegium der Konjumvereine, das ihnen von 
vornherein gegenüber dem Privat-Kaufmann einen Vor— 
iprung ſichere. Die Marken würden baar bezahlt, bie 
Einlöfung (dur Waarenbezug) erfolge aber erjt jpäter und 
gelegentlich; fo erfreue ih der Konfumverein eines ſieten 
zinslofen Kapitals. Bielfah würben die Marten billiger, 
als der Nennwerth betrage, den Bereinsmitgliedern über: 
lafien, a nicht bloß die Verkaufsftellen des Konſum— 
vereins, jondern namentlich auch Privat:Berfaufs- 
geihäfte: Mepger, Bäder, Krämer zc., mit denen Die 
Genoſſenſchaft in Rabattvertrag getreten fei, diefe Marken 
zu vollem Werth anzunehmen verpflichtet ſeien. Der 
Gewinn ericheine jo Har und verlodend, daß, wenn der nicht 
mit dem Konjumverein im Rabattverkehr jtehende Kaufmann 
und Handwerker thatjächlich auch gerade fo billig verkaufe, die 
Hausfrau doch jenen „Gewinn“ vorziehen werde. Um nicht 
alle Kundſchaft zu verlieren, fein dann bald auch die nicht 
angeſchloſſenen Geſchäfte gezwungen, entweder mit in ben 
Rabattvertrag einzutreten oder gar ohne Vertrag die Konfums 
vereinsmarfen als vollgültige Bablung anzunehmen. So 
hätten 3. B. in Ludwigshafen die Konſumvereins-Marken 
thatfädhlid den Charakter des Geldes angenommen. Ges 
wiß liege es aud im öffentlidhen Intereffe, das Publikum 
gegen die Ueberſchwemmung mit foldhen minderwerthigen, 
weil nur in bejtimmtem Umfange verwerthbaren, babei 
leicht zu fälfchenden Geldfurrogaten zu ſchützen. 

Endlidy böten gerade die Marken das bequeme Mittel, 
einen moraliihen Drud auf ausgiebige Benupung bes 
Konjumvereind und ber angeſchloſſenen Geſchäfte auss 
zuüben. So gäben mandje Arbeitgeber ihren Arbeitern 
Vorſchüſſe nur in Form von Anweifungen oder Marken 
an die für die Arbeiter eingerichteten Konjum-Anftalten reip. 
Vereine, eifrige Gönner und Mitglieder des Vereins 
ſuchten die Marken bei Freunden, Verwandten —- vielfach 
auch bei joldhen, die von ihnen abhängig feien (Arbeitern, 
Beamten, Handwerkern, Schuldnern ꝛc.) — unterzubringen, 
fei e8 aus ibealem Intereſſe für den Verein, jei e8 um 


reichlichere Dividenden zu beziehen. Solchen ſchreienden 


Mißbräuchen gegenüber ſeien die Klagen des anſäſſigen 
ſoliden Kaufmannsſtandes gewiß begreiflich, ſei ein Schutz 
berechtigt. 

Von der Gegenſeite wurde auch dieſe „neue Aus— 
nahmebeſtimmung“ lebhaft bekämpft. Die Konſumvereine 
machten nur von demſelben Rechte Gebrauch, das jedem 
Kaufmanne zuſtehe. Der Markenverkauf ſei die beſte Er— 
ziehung zur Baarzahlung. Gerade für die Arbeilerfrau 
ſei es von großem Segen, wenn fie am Lohntage durch 
Einkauf von Marken den empfangenen Lohn feftlegen und 
fo gegen den Leichtjinn des Mannes jchüßen könne. 
Eine Benadtheiligung liege gar nicht vor, da ja fojort 
nad dem Kauf der Marke diejelbe zum Waarenbezug be— 
rechtige. Der Marfenverkauf bedeute eine außerordentliche 
Erleichterung nicht bloß für den Konfumverein, fondern 
auch für die Konfumenten. 

Ein Theil der Kommiffionsmitglieder erlannte zwar 
die vielfah mißbräudlide Ausdehnung des Marken- 





vertriebs an, glaubte aber, daß durch die Beftimmungen 
des vorliegenden Gejegentwurfs ſchon genügende Abhülfe 
geichaffen werde. Einmal jei der Verkehr der Marten 
beichräntt, da nur Mitglieder diefelben verwenden dürften 
und könnten. Das ſei um jo mehr der Fall, wenn auch die 
mit den Sonfumvereinen im Rabatt Bertragsverhälmnif 
ftehenden Gejchäfte von der Beſchränkung des Geſetzes ge 
troffen würden. Die Marke fei als Legitimation in Zukunft 
werthlos. So werde fie ald Geldjurrogat nicht mehr 
dienen können. Andererſeits böte fie aber für bie Ge- 
Ihäftsführung des Vereins wie für die Mitglieder eine 
foldye Erleichterung, daß man dieje Verwendung nicht ver 
ſchränken ſolle. 

Die Anſchauung, daß die im Geſetzentwurf bereits 
vorgeſehenen Beſchränkungen ausreichenden Schutz gegen die 
Mißbräuche der Marken-Ausgabe gewährten, wurde auch 
von den anweſenden Regierungskommiſſaren geltend gemacht. 
Andererſeits erklaͤrte der Vertreter der württembergiſchen 
Regierung, daß in Württemberg bei dem Syſtem der 
Konfumvereinsmarten (ſogen. Konjumgeld) jo große Miß— 
ftände zu Tage getreten feien, daß die Königliche Regierung 
die aud öffentlich Fundgegebene Abficht gehaht habe, dem— 
nädjft eine landesgeſetzliche Beſtimmung zu ſchaffen, durch 
melde die Ausgabe und Benugung ſolcher Marten ver- 
boten würbe. 

Die Majorität hielt das Verbot der Markenausgabe 
für richtiger, ſchon um der einfeitigen Propaganda für die 

Konſumvereine die Wege zu verlegen. Wenn bie Arbeiter- 
' frau den Lohn fchügen wolle gegen den Mißbrauch, fo 
| könne fie denjelben als Vorſchuß beim Konfumverein ein- 
\ zahlen. Wenn der Kaufmann ohne Marken austäme, 
| warum nicht der Konſumverein. 

Während der Antrag in ber erften Lefung abgelehnt 
worden war, fand bderjelbe in zweiter Leſung in folgender 
Form — als $. 30b — die Majorität: 

„Bon Konjumvereinen oder von Gemwerbetreibenden, 
welche mit folden wegen Waarenabgabe an die Mit- 
glieder in Verbindung ftehen, dürfen Marten oder jonftige 
nicht auf den Namen lautende Anmweifungen oder Werth: 
zeichen, welche anftatt baaren Geldes die Mitglieder zum 
Baarenbezug berechtigen ſollen, nicht ausgegeben werden.” 


3. Strafen. 
Nach der Regierungsvorlage follte (außer den Strafen 
bes $. 30a) unter Strafe gejtellt werben: 
a) ber Verkauf Seitens ber Konjumvereind:Anges 
jtellten an Nichtmitglieder; 
b) ber Mißbraud der Legitimation und zwar 
ſowohl die Ueberlaffung der Legitimation an Dritte 
| zum Zwecke des Waareneintaufs als auch bie 
unberechtigte Benutzung berjelben zum Waaren- 
} einlauf. 
Zu dem Zwecke follte folgender neuer $. 145a einge 
[hoben werben: 

„Berjonen, welde für einen SKonjumverein den 
BWaarenverfauf bewirken, werben, wenn fie der Vor— 
ichrift des $. 8 Abſatz 4 zumider wifjentlih oder ohne 
Beobachtung der nad $. 30a von dem Vorſtande er- 
lafjenen Anmweifung Waaren an andere Berfonen als an 
Mitglieder oder deren Vertreter verfaufen, mit Geldftrafe 
bis zu einhundertfünfzig Mark beftraft. 

„Gleiche Strafe trifft das Mitglied, welches feine 
zum Waarenfauf in einem Konfumverein berechtigende 
Legitimation einem Dritten zum Zweck unbefugter 
Baarenentnahme überläßt, ſowie den Dritten, weldyer zu 
demjelben Zwed von der für ein Mitglied ausgejtellten 
Legitimation Gebrauch macht.“ 

Während die Minorität die bereits bei der allgemeinen 
| Begründung ihres ablehnenden Standpunktes geltend ges 
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machten Bedenken nochmals zur Erwägung ftellte, glaubte 
die Majorität bie volle ER ee des Grundgedankens 
bes Geſetzes auch duch Feſtſetzung entiprechender Strafen 
ziehen zu follen. Nur infomweit erfannte fie den Gründen 
der Minorität (durch einftimmige Annahme eines bezüg— 
lichen Antrages) eine Berechtigung zu, als auch derjenige, 
weldher bie den Waarenverfauf bemwirkende Perſon zur 
unbefugten Baarenabgabe zu verleiten verjucht, 
beftraft werben fol. Im Uebrigen wurde nicht bloß bie 
Regierungsvorlage angenommen, fonbern noch über dieſen 
Rahmen Hinausgegangen, indem auch bie Weitergabe 
ber aus bem Sonfumverein oder einem mit bemjelben in 
Rabattverkehr ftehenden Geſchäfte bezogenen Waaren an 
Nichtmitglieder unter Strafe geftellt wurbe. 

Zunächſt lag der Antrag Metzner (Neuftabt) und Ges 
noffen (Nr. 70 der Drudjaden) vor: 

den Abſatz 2 des $. 145a wie folgt zu fallen: 

„Gleiche Strafe trifft das Mitglied, welches aus 
dem Konjumpverein bezogene Waaren an 
Nichtmitglieder abgiebt oder jeine zum Waaren- 
fauf in einem Sonfumverein beredhtigende Legi- 
timation einem Dritten zum Zweck unbefugter 
Waarenentnahme überläßt, jowie ben Dritten, welcher 
zu bemfelben Zwed von ber für ein Mitglied aus— 
geftellten Legitimation Gebrauch madht.“, 

Derjelbe wurde zu Gunjten des folgenden in der Kom: 
miffion geftellten Antrages (vergl. Antrag Dr. Hitze und 
Genofjen vom 5. Dezember 1894 Nr. 23 der Drudjadhen) 
zurüdgezogen: 

dem Abſatz 2 des 8. 145 folgende Faſſung zu geben: 

„Bleibe Strafe trifft denjenigen, welder 
gewohnheitsmäßig oder gemwerbsmäßig 
Waaren, die er aus einem Konjumpereine 
bezogen hat, an Nichtmitglieder gegen Ent» 
gelt abgiebt, oder feine zum Waarenverlauf 
. . . (mie Borlage).“ 

Zur Begründung wurde geltend gemacht, daß ſchon 
en vielfach eine Weitergabe der aus dem Konjumvereine 

ezogenen Waaren im großen Maße jtattfände. Mitglieder 

von Sonfumvereinen, namentlih auch Beamte und Arbeiter, 
welde zum Bezuge aus Fabrik-, Eifenbahn:, Pofts zc. 
:Fonjumvereinen und -Anſtalten berechtigt jeien, verjorgten 
ihre ganze Verwandbtichaft und Nachbarſchaft mit Waaren. 
Dienitmäbchen bejorgten oft den Einfauf auch für die übrigen 
Familien befielben Haufe. Bald ſei es Gefälligkeit, Die 
Waaren zu bejorgen, bald würden die Heinen Vergütungen 
al3 Neben - Einnahmen dankbar angenommen, oft aud 
Iohne fi die Arbeit genügend durd die Erhöhung ber 
Dividenden, die durch den Mehrbezug von Waaren erzielt 
werde. Vielfach werde die Waarenvermittelung aus dem 
Konjumverein fogar gewerbsmäßig betrieben, indem 3. B. 
BVotenfrauen ꝛc. in der Stadt dem Konfumverein beiträten 
und num die dort eingefauften Waaren im Dorfe wieder 
verfauften oder gegen eine entiprechende Vergütung ablieen. 
Diefes Syftem werde fi in Zukunft, wenn die Konſum— 
vereine die Vorjchrift des Gefeges, nur an Mitglieder zu 
verfaufen, jtrenger durchführten, naturgemäß nod mehr 
ausbilden. Wenn man das Ziel wolle, müffe man aud) 
das Mittel wollen, — auch die indireften Wege zur Um— 
gehung des Geſetzes verlegen. 

Die Gegner der Vorlage erblidten gerade in biejen 
„Konfequenzen“ den beiten Beweis, wie falſch der Weg jei, 
ben man eingeihlagen. Dahin fomme man mit der Auss 
nahmegejeßgebung, daß 3. B. die Hausfrau unterſcheiden 
müffe zwiſchen dem aus dem Konfumverein bezogenen und 
dem in einem fonftigen Geſchäfte gekauften Kaffee; daß fie 
ſchon beftraft werde, wenn fie „gewohnheitsmäßig" — d. 5. 
etwa drei oder vier Mal im Jahre: das genüge nad) ge 


gerichtlichen Urtheilen ſchon zum Begriff des „gemohnbeits- 
mäßig“ — 3. B. ihrer Tochter, die etwa verheirathet ſei 
und mit ihr in demjelben Haufe wohne, von jenem Kaffee 
abgegeben Br In Zukunft müfe der Gaftwirth neben 
den aus dem Konfumverein bezogenen Bebdarfsmitteln: 
Petroleum, Käfe, Brot zc., auch noch ſolche vorräthig halten, 
die nit auß dem Konfumverein bezogen ſeien, um den 
Koftgänger, Schlafburfchen 2c. verjorgen zu können. Und 
wie nun, wenn ber —— mit ſeinem Hauswirth in 
Streit komme und denſelben denunzire, daß er ihm Kon— 
ſumvereinskäſe 2c. vorgeſetzt habe?! 

Dieſen Ausführungen gegenüber wurde zugegeben, daß 
es Falle geben könne, wo die firenge Durchführung bes 
Verbotes der Weitergabe von SKonjumvereinswaaren zu 
einer ungerechtfertigten Beläftigung und Chifane führen 
könne. Es wurden Anträge zur engeren Umgrenzung bes 
Verbotes eingebracht. So wurde vorgeichlagen, die Weiter: 
gabe von aus bem Konfumverein bezogenen Waaren „von 
nicht unbedeutendem Werthe oder in nicht uner— 
heblicher Menge” unter Strafe zu ftellen, während ein 
anderes Mitglied aud hier nur Strafe eintreten laſſen 
wollte, wenn die Veräußerung diefer Waaren „gewerbs— 
ober a a geichehe. 

Mehr Beifall, als diefe Vorſchläge, fand der Antrag, 
dab „die Abgabe von Genußmitteln in Speifeanftalten zum 
unmittelbaren Gebrauch“ unter das Verbot nicht fallen 
folle; nur wurbe hier der Ausdrud „Genußmittel“ als zu 
eng bemängelt, da fo die Verabreihung von Seife, Pe 
troleum 20. nicht unter die Ausnahme begriffen jei. 
Schließlich einigte die Majorität fih dahin, dab die Be 
ftimmung nicht Anwendung finden folle, „wenn ein Mitglied 
eines Konfumvereins bie von ihm bezogenen Waaren in 
feiner Speifeanftalt oder an jene Koftgänger zum als— 
baldigen perjönlihen Verbrauch abgiebt”. Dabei war man 
in Uebereinftimmung mit den Regierungskommiſſaren der Ans 
ficht, daß auch der Schlafburjche und Yimmermiether, ſoweit 
er von feinem Hauswirth Waaren „zum alsbaldigen perjön: 
lien Verbrauch“ Besiehe bem „Kojtgänger“ gleich zu er: 
achten ſei. Weiterhin fand auch ber Gedanke allgemeine 
Zuftimmung, daß, wenn ein Konfumverein Mitglied eines 
anderen Konjumvereins fei, derjelbe die aus leßterem be 
zogenen Waaren an feine Mitglieder weiter verlaufen kann. 

Endlich wurde noch die Ausgabe von Marken ſdurch 
8. 145e) unter Strafe geftellt. 





Zu einer eingehenderen Erörterung führte die Frage, 
inwieweit bie Beftimmungen der Gewerbeordnung, des 
Gefeges vom 14. Mai 1879, betreffend den Verkehr mit 
Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegenftänden, 
und die Vorſchriften der Maß- und Gewichtsordnung vom 
17. Auguft 1868, ſowie des Margarinegeſetzes auf bie 
Konfumvereine, die ihren Gejdhäftsverkehr auf Mitglieder 
beichränfen, Anwendung finden. (Bergl. Antrag Dr. Hitze 
und Genoffen d. d. 5. Dezember 1894, Nr. 23 der Drud- 
jadhen.) Die Ausdehnung fowohl der Arbeiterſchutz-Beſtim—- 
mungen, als aud) der Beitimmungen, betreffend ben Klein— 
handel mit Branntwein auf die Konjumvereine wurde von 
der Majorität der Kommiffion als beredtigt und noth— 
wendig anerfannt; man war aber ber Anſchauung, daß 
die Regelung dieſer Frage zwedmäßiger in ber Novelle 
zur Gemwerbeorbnung erfolge. In gleicher Weile glaubte 
man die Regelung bezüglich des Margarinegefeges ber 
bezüglihen Novelle vorbehalten zu follen. 

Was das Geſetz vom 14. Mai 1879, betreffend ben 
Berfehr mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchs— 
gegenjtänden anlangt, jo wurde von einem Negierungs: 
fommifjar ausgeführt, dab es keinem Zweifel unterliege, 
daß Konjumvereine au dann, wenn fie ihren Geicdäfts- 


Reichstag. Aktenftüd Nr. 169. (Bericht der fiebenten Kommiſſion.) 





verkehr auf Vereinsmitglieder beſchränken, den wejentlichiten 
Vorſchriften und Strafbeitimmungen jenes Gefeßes unter- 
fiellt jeien. Dies ſei imsbejondere auch für Preußen in 
einem Nunderlaß der Herren Minifter des Innern, ſowie 
für Handel und Gewerbe vom 8. April 1891 ausgeſprochen. 
Etwas anders verhalte es ſich mit ber Anwendbarkeit 
ber Maaf- und Gewichtsordnung vom 17. Auguſt 1868. 
Auch den Vorſchriften dieſes Geſetzes jeien bie Konſum— 
vereine, und zwar auch bei Beſchränkung ihres Verkehrs 
auf Mitglieder, unterworfen. Dies habe Hr Preußen eine 
Entiheidung des Königlichen Oberverwaltungsgerichts vom 
15. Dftober 1890 und ein Runderlaß ber obenbezeichneten 
erren Minifter vom 21. Zanuar 1891 anerlannt. Die 
onfumvereine feien daher auch den polizeilichen Revifionen 
wie bie Gewerbetreibenden zu unterwerfen. Da jebod) 
Konfunereine bei Beſchränkung ihres Geſchäftsbetriebes 
auf Mitglieder nicht Gewerbetreibende feien und fich bie 
Strafbeitimmung des 8. 369 Ziffer 2 des Strafgeſetzbuchs 
nur gegen Gewerbetreibende richte, fo könne Zuwider— 
handlungen der Konfumvereine gegen die Maß- und Ges 
wichtsordnung nicht mit krimineller Strafe, fondern nur 
auf Grund des Landrechts mit Androhung von Ungehorſam— 
ftrafen entgegen getreten werden. — on berjelben Auf: 
faſſung wie die Königlich preußifhen Behörden gingen auch 
die Erlaſſe des Königlich württembergifhen Herrn Minifters 
bes Innern vom 25, Juni 1891 J— 22. Juni 1893 aus. 
Ein hiervon abweichender Standpunkt der Behörden anderer 
Bundesftaaten ſei nicht befannt —— abgeſehen davon, 
daß im Königreich Sachſen die Verwaltungs- wie Gerichts: 
behörden den Geſchäftsbetrieb der Konſumvereine, auch 
wenn er ſich auf die Mitglieder beſchränke, regelmäßig als 
einen Gewerbebetrieb und daher auch als unter die Strafs 
—— bes $. 369, 2 des Reichsſtrafgeſetzbuchs fallend 
anjähen. 
Nach diefen Erflärungen wurbe auf weitere Anträge 
an dieſer Stelle verzichtet. 


B. Ausdehnung der Beichränfung auf alle Konfum: 
anftalten und »Bereinigungen (Kabrif : Konfum- 
anftalten, WUktiengejellichaften, Offizier und Be 
amtenvereine 2e.). 
(Artikel 2.) 

Schon bei Beginn der Berathungen fam ber Gebante 
zum Ausbrud, die Beitimmungen des Geſetzes auch auf 
alle Konfumanftalten, weldhe von Unternehmern zum Bor- 
theile ber von ihnen beichäftigten Arbeiter und Beamten 
ins Leben gerufen worben find, ſowie alle Gefellihaften 
und Korporationen, indbejondere auch Beamten:, Offizier 
vereine und Waarenhäufer folder, deren Geſchäftszweck iſt, 
ihren Mitgliedern in dem Bezug von Waaren der Lebens- 
und Haushaltungsbebürfniffe wirthſchaftliche Vortheile zu 
verſchaffen, auszudehnen. (Bergl. audy Antrag Dr. Ham: 
madher und Genofjen vom 5. Dezember 1894, Nr. 35 der 
Drudjachen). Zur Begründung wurde von ben verjchiedenen 
Nednern der Kommifjion ausgeführt: 

Sowohl in den Erörterungen im Plenum wie in ber 
Kommiffion, als insbejondere auch in den Ausführungen 
der Petitionen habe fih aus den angeführten Beijpielen 
immer wieder die Thatjache ergeben, daß nicht fo ſehr 
die Konfumvereine im Sinne des Genoſſenſchaftsgeſetzes 
von 1889, als vielmehr die großen Konfumanftalten, Ber- 
eine, Aftiengejellihaften und Sorporationen, die außerhalb 
des Rahmens des Genoffenihaftsgejeges ftänden, es jeien, 
welche durch — urfaſſenden Abſatz den anſäſſigen jelbft- 
ſtändigen Kaufmannsſtand ſchwer ſchädigten. So erfreue 
ſich der Offiziersverein, der einen jährlichen baaren Umſatz 
von 11 Millionen Mark aufweiſen ſolle, der Rechte einer 
juriftifchen Perſon. Das „Waarenhaus für deutihe Bes 
amte” jei eine Aktiengejelichaft. Der Breslauer Konſum— 
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verein fei eine nach dem Preußifhen Allgemeinen Landrecht 
erlaubte Privatgejelihaft. Ebenjo gäbe es Fabriken, bie 
durch ihre Konjumanitalten nicht bloh ihre Arbeiter, fonbern 
alle Bewohner des Drtes mit Waaren verforgten und den 
beftehenden Kaufmannsftand ruinirten. Da fordere es die 
Konjequenz und bie —— nicht bloß die Kleinen, 
ſondern auch die Großen in die Schranken zurückzuweiſen, 
die fie fich jelbft gezogen Hätten. 

Der Antrag wurde namentlich von ben Regie 
rungstommiffaren mit Nachbrud bekämpft. Es fei nur Die 
Abicht ber Verbündeten Regierungen gemwejen, eine Lüde 
im Genoffenichaftsgefeß auszufüllen. Hier werde ein ganz 
neues Gebiet einbezogen, über den Rahmen des Genoſſen— 
ichaftsgeieges weit hinausgegangen. Es fei nicht beredhtigt 
und angängig — fo wurde von verfdhiedenen Seiten auß« 
geführt — das in ber Gemwerbeordung gegebene Recht 
des Gemwerbebetriebes hier wieder zu bejchränfen. 

wed werde aud gar nicht erreicht, vielmehr beftehe die 

efahr, daß die Beichränfung, welche dieſe Fabriken und 
Korporationen bisher ſich jelbjt freiwillig aufgelegt Hätten, 
einfach fiele, indem fie nun allgemein ohne jede Schrante ben 
bezüglichen Gewerbebetrieb ausübten. ielfach ſeien es 
mehr allgemeine, ideale und Wohlfahrtszwecke, welche dieſe 
Anſtalten und Vereine verfolgten; es ſei doch nicht wohl- 
gethan, dieſe Beſtrebungen zu erſchweren. Die leitenden 
Männer würden ſich bedanken, ſich der Gefahr einer Be— 
ſtrafung auszuſetzen; fie würen entweder ihr Amt nieber- 
legen oder aber ben Gewerbebetrieb ohne Schranken an— 
melden und ausüben. Huch die Faſſung des Antrages gäbe 
einer Menge von Zweifeln Spielraum. 

Die große Majorität erklärte fich materiell für ben 
Antrag. Die Vereine jollten ihren Gejchäftsverkehr auf 
die Kreife bejchränten, für welche fie beftimmt feien, Ebenfo 
follten die Fabrik-Konjumanjtalten fih auf die Beamten 
und Arbeiter ber Fabrik beſchränken. Nicht alle Fabrik— 
Konjumanjtalten ſeien „Wohlfahrtseinrichtungen“ ; jedenfalls 
fei es eine bedenkliche Wohlfahrtspolitif, durch einen all 
gemeinen Waarenverfauf den Arbeitern auf Koften des 
Raufmannsitandes hohe Dividenden zu fihern. Der Fa— 
brifant habe doch aud ein Intereſſe an der Erhaltung 
eines gemwerblihen Mittelftandes. Ob bieje Vereine und 
Unternehmungen nun einfach dazu übergehen würben, ein 
Geihäft für Jedermann zu errichten — ald Mitsflonkurrenten 
in dieſelbe Linie mit allen übrigen Geſchäften einzutreten —, 
fönnte doch bezweifelt werben; jebenfalls würben fie dann 
nicht mehr unter faljcher Flagge fegeln. Die öffentliche 
Meinung würde dann das Urtheil jprechen. 

Schließlich wurde ber Antrag in folgender form mit 
großer Majorität angenommen: 

„Die in Artikel 1 Nr. 1, 4 und 8 enthaltenen Vor— 
ihriften finden auf Konfumanftalten, welche von Arbeits 
ebern für ihre Arbeiter und Beamten betrieben werben, 
omwie auf Vereinigungen (Geſellſchaften, Korporationen), 
beren wejentliher Gejchäftszwed es ift, ihren Mitgliedern 
oder beftimmten Berufskreifen in dem Bezug von Waaren 
Vortheile zu verfchaffen, insbefondere auch auf Beamten: 
und Offiziervereine mit der ne finngemäße An- 
wendung, daß die hinfichtlich der Mitglieder der Konfums 
vereine getroffenen Bejtimmungen bei ben vorbezeichneten 
Konjumanitalten und Bereinigungen Hinfichtlich derjenigen 
Berjonen gelten, für welche die Einrichtung beftimmt it.“ 


C. Sonftige Abänderungen und Ergänzungen des 
Geuoſſeuſchaftsgeſetzes. 


I. Ermöglichnug eines untheilbaren Stiftungsfonds (ſtatt 
Dividenden · Vertheiluug) in Darlehnskaſſen ⸗Vereinen. 


Die Ländlichen Darlehnskaſſen nad dem Syſtem Raiff— 


| eifen erftreben die wirthſchaftliche und fittliche Hebung ihrer 
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Reichstag. Aktenftüd Nr. 169. (Bericht der fiebenten Rommiffton.) 


Mitgliever auf dem Boden der chriſtlichen Nächftenliebe. | Genofienfchaftsgefeges in Form von Anträgen wieder aufs 


Nicht der Erwerb, fondern die Unterftüßung der Genofjen — 
vor Allem die Befreiung aus Wuchererhänden — die Er— 
ziehung zur Sparjamfeit, die allieitige wirthichaftliche 

Förderung iſt das Ziel. Neben dem Kredit-Bebürfnik wird 

auch die Kredit-Würdigkeit berüdfichtigt und die zwedmäßige 

Verwendung bed Darlehns gefordert und überwadjt. Die 

Thätigkeit im Borftand und Ausschuß gilt als Ehrenamt, 

Dividenden find ausgeichloffen. Der Gewinn wird zu einem 

untheilbaren Stiftungsfonds angejammelt, der dann als 

Betriebsfonds dienen joll, deſſen Zinfen gemeinnüßige Ver: 

wenbung finden follen. Am Sale der Auflöjung des 

Vereins foll dieſer Stiftungsfonds, falls nicht anders durd) 

Statut beftimmt ift, der Gemeinde zufallen, in welcher die 

Darlehnskaffe ihren Sig hat, mit der Maßgabe, daß, 

fobald eine neue Darlehnstaffe nach Naiffeifen’ihen Grund» 

lägen fi gebildet hat, dieſer der Stiftungsfonds zufällt. 

Der untheilbare Stiftungsfonds fol gleihfam die „Almende* 

der Zukunft bilden. 

Durd) das Genoſſenſchaftsgeſetz q 19) iſt num beftimmt, 
daß der bei der Geihäftsführung ich ergebende Gewinn 
auf die Genofien zn vertheilen ift. Um aber dem Gedanten 
bes Raiffeifen'ihen Syſtems entgegenzutommen, ift im $. 20 
beftimmt:! 

„Dur das Statut fann für einen beftimmten Zeit— 
raum, welcher zehn Jahre nicht überjchreiten darf, feſt— 
gejegt werden, daß der Gewinn nicht vertheilt, fondern 
dem Nejervefonds zugefchrieben wird. Bei Ablauf des 
Zeitraums kann die Feſtſetzung wiederholt werden; für 
den Beſchluß genügt, ſofern das Statut nidht andere 
GErforderniffe aufftellt, einfache Stimmenmehrheit.“ 

Thatſächlich erſcheint jedoch mit diefer Beſtimmung der 
Zweck und —— ber Raiffeifen’ichen Darlehnskaſſen nicht 
genügend geſichert. Es befteht die Gefahr, daß nad) Ab— 
lauf der zehn Jahre, jobald ein größeres Kapital ange: 
fammelt ift, der Egoismus jiegt und die Vertheilung deſſen, 
was zum Theil Andere aus idealen Gründen für die Zwecke 
der Gemeinnüßigfeit erjpart haben, zur Bertheilung gebradht 
wird. Um diejer Gefahr ſchon jegt, wo die angejammelten 
Fonds noch gering und die Jdeen von Raiffeifen nod) 
lebendig find, wirkſam zu begegnen, find jchon im Jahre 
1894/95 eine Reihe von Petitionen: 

1. Betition der ®eneralanwaltichaft ländlicher Genoſſen— 
Ichaften für Deutichland in Neumied als Vertreter 
von etwa 1600 Einzelgenoſſenſchaften unterzeichnet 
vom Vorfigenden des Generalanwaltihaftsraths 
Kirhark und dem Generalanwalt Cremer; 

. Betition des Verbandes ländlicher Genoſſenſchaften 
der Provinz Weftfalen als Vertreter von etwa 
250 Einzelgenoflenichaften, unterzeichnet vom Vor: 
figenden des Berbandsausihufles Dr, Freiherrn 
v. Shorlemer-Alft und dem Verbandsvorfteher 
Hötte. (Weſentlich dieſelbe Petition ift aud in 
diefer Seſſion zwifchen ber erjien und zweiten 
Lefung der Kommiffion wieder eingebracht worden); 

. eine Reihe im Wortlaut übereinjtimmender Betitionen 
von 69 Einzelgenoffenihaften, unterzeichnet von 
deren Borftänden 

beim Neichstage eingelaufen, die eine entiprechende Ab— 

änderung des Gejeges bezwedten. In der Petitions— 

Kommiſſion haben diejelben eine eingehende Berathung ges 

funden; es ift eim ſchriftlicher Bericht erftattet worden 

(Nr. 284 der Drudjadyen Il. Seffion 1894/95) mit dem 

einftimmig gefaßten Antrag: die Petitionen dem Herrn 

Reichskanzler zur Berüdfichtigung zu übermeifen. 

Mehrere Kommiffionsmitglieber erachteten e8 num für ans 
gebracht, die von der Petitions » Kommilfion 1894/95 ein= 
ftimmig gebilligten Vorſchläge bei dieſer Berathung bes 


zunehmen, zumal eine neue Abänderung jedenfalls jo bald 
nicht in Ausficht ſtehe. Diefelben beantragten: 
1. nach 8. 20 folgenden 8. 208 einzufeßen: 
„Durch Statut kann auch beitimmt werben, daß 
der Gewinn bis zu einer im Statut feftzufeßenden 
Höhe zu einem uniheilbaren Vereinsvermögen ans 
gejammelt wird. 
„Im Falle der Auflöfung bes Vereins jällt 
dieſes Vermögen, fofern nicht daffelbe durch das 
Statut einer phyſiſchen oder juriftiichen Perſon zu 
einem bejtimmt bezeichneten Berwendungszwed 
übermwiefen ift, an diejenige Kommune, in welcher 
der Verein feinen Sig hatte. Die Zinfen diejes 
onds find von ber Kommune zu gemeinmüßigen 
mweden für den Bezirk des aufgelöften Vereins 
zu verwenden.“ 
2. 8.89 Zeile 1 Hinter „Vermögens“ zu ſetzen: „ſofern 
daffelbe nicht nach 8. 20a als untheilbar erklärt ift”. 

Weiterhin jtellten fie den Antrag, den 8. 114 bes Ge 
jeßes, welcher bejtimmt: 

„Iſt durch das Statut die Gemwinnvertheilung aus 
geſchloſſen ($. 20), fo finden während des Hierfür be: 
jtimmten Zeitraums auf das Ausicheiden der Genofien 
die Beftimmungen in ben $$. 63 bis 75 mit der Maß— 
gabe Anwendung, daß an Stelle des Geſchäftsjahres 
das Duartal tritt und dab die Auffündigung ($. 63 
Abjag 2) mindejtens ſechs Wochen, jowie die Einreichung 
der Urkunden durd den Borjtand ($. 67) mindeftens 
drei Wochen vor dem Quartalsſchluß erfolgen muß. 

„Im Falle des Ausſcheidens ift eine Bilanz aufzu- 
ſtellen; die Zahl der mit dem Quartalsſchluß ausge 
ichiedenen Genoffen ift zu veröffentlichen.” 

wenigſtens in jeinem zweiten Abjag zu ſtreichen. 

Zur Begründung des letzten Antrages wurde auf die 
große Beläſtigung Hingewiefen, die dieſe Beſtimmung mit 
ih bringe. Es könne der Fall eintreten, daß eine Ge 
noffenihaft viermal im Jahre eine Bilanz aufftellen müſſe. 
Die Darlehnskafjen verfügten aber nicht über jo geichulte 
Kräfte und die Mittel, um ohne Noth ſolche Arbeit zu 
leiften. Auch ſei zu erwägen, ob nicht der ganze $. 114 
geitrichen werden fönnte. 

Von einem Mitgliede der Kommiſſion wurbe geltend 
gemacht, daß nur die Rechte ſolcher Gejellihaften, „welde 
die förderung des Erwerbes ober ber Wirthſchaft 
ihrer Mitglieder mittelft gemeinſamen Geſchäftsbetriebs be 
zweden” (5. 1), dur das Geſetz vom 1. Mai 1889 ge 
regelt werden follten, nicht aber die gemeinnüßiger Vereine. 
Für leßtere biete ja das zur Berathung geitellte Bürger 
liche Geſetzbuch die juriftiiche Form; eventuell könnte das— 
jelbe ja entjprechend abgeändert reip. ergänzt werden. Für 
Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften fei es jedenfalls 
richtig, daß die Genoffen in ihren Rechten und Intereſſen 
durch das Geſetz geſchützt würden, und daß jedenfalls mur 
ſoweit eine gemeinnüßige Verwendung ihrer Einlagen zuläſſig 
fei, als fie jelbit diefes beftimmten. Daß wenigitens alle zehn 
Jahre Gelegenheit gegeben werde, hierüber Beitimmung zu 
treffen, fei das Mindejte, was gefordert werben mülle. 

Die große Majorität der Kommiffion trat für die An- 
träge ein. Die Darlchnstaffen nad dem Spitem Raiff— 
eijen dienten der wirthichaftlihen Hebung ihrer Mitglieder, 
verfolgten auch „Erwerbs“⸗gwecke, indem fie den Mit: 
gliedern einerjeits eine möglichft bequeme und fichere An 
legung ihrer Kapitalien ermöglichten, andererſeits mögs 
lichft billige, zwedmäßig befriftete Darlehen vermittelten. 
Wenn dabei der Gedanfe der hriftlichen Nädhftenliebe und 
Gemeinnügigkeit betont und gepflegt werde, jo fei damit 

| der „Erwerbs"- und „Wirthſchafts“-gweck nicht aufgegeben, 


Reichstag. Altenſtück Pr. 169. 


(Bericht der fiebenten Kommiffton.) 
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en nur um fo mehr gefidhert. Die außerordentlich 
ensreihe Wirkfamkeit der Raiffeiſen'ſchen Darlehns⸗ 
en für die wirthſchaftliche Hebung der Mitglieder ſei 
allgemein anerfannt. Gerade ber Umftand, daß feine Dis 
videnden vertheilt würden, daß ber Borjtand jein Amt uns 
entgelilih verwalte, ſchũtze gegen leichtſinnige Wirthichaft 
und Spekulationen, führe bem Vereine auch ſolche Mit: 
glieder zu, welche, ſelbſt des Vereins nicht bebürftig, nur 
aus Rüdjiht auf die idealen Zwede fih in hen Dienjt 
deſſelben jtellten. Darauf beruhe das Vertrauen, befien 
fih diefe Vereine erfreuten; damit jeien auch die Gefahren 
der unbeſchränkten Haftpfliht am wirffamjten paralyjirt. 
Der Grundgedanke der Raiffeiſen' ſchen Darlehnstafjen 
jei jo eminent chriſtlich und zugleich aud vom 
wirtbichaftlich-focialen Standpunkt aus jo eminent praltiſch, 
dat es geradezu unbegreiflich jein würde, wenn man nicht 
auch biete Form ber Senoffenfchaft im Genoſſenſchaftsgeſetz 
wenigitens ermöglichen würde. Es bleibe ja ben Be— 
theiligten vollſtändig überlaffen, ſich für diefes Syftem oder 
für das Syſtem der Dividendenvertheilung zu entſcheiden. 
Auch diejenigen, welche auf anderem Boden Händen, follten 
doch die Freiheit der Konkurrenz gewähren, dann werde 
die Erfahrung ja — ſoweit das noch nöthig erſcheine — 
erweiſen, welches Syſiem, je nach den Verhältniſſen, den 
Vorzug verdiene. Die Raiffeiſen'ſchen Kaſſen aber auf 
das Bürgerliche Geſetz zu verweiſen, ſei — nicht angängig. 

Mehrſeitig wurde das Bedenken geäußert, ob es nicht 
richtiger ſei, der Gemeinde es zu überlaſſen, ob fie die 
Zinſen oder auch den a ſelbſt zu gemeinnüßigen 
Zweden verwenden wolle. Manchmal werde die Ber: 
waltung läftig und bie Verwendung ber Fonds zwed- 
mäßi iger erſcheinen. Demgegenüber wurde ausgeführt, daß 
die Gemeinde fi doch nur freuen könne, wenn ihr ein 
ſolcher Fonds zur Verfügung ftände, daß es aber dem 
Gedanken und dem Zwede des untheilbaren Stiftungsfonds 
jedenfalls mehr entipreche, wenn derſelbe dauernd als 
ſolcher erhalten bliebe und wirkte. Eine Zujapbeftimmung, 
daß, wenn der Darlehnäverein ſich über en Gemeinden 
erſtreckt Habe, dann aud bie Zinfen für diefe Gemeinden 
in entiprechender Weile Verwendung finden jollen, wurde 
befämpft, weil der Verein in zahlreichen Gemeinden Mit- 
glieder zählen könnte und die Vertheilung zu endloſen 
Streitigkeiten Anlaß geben würde. 

Bezüglich des $. 114 wurde allgemein die Anfhauung 
vertreten, daß gar fein Grund vorliege, die Vereine, welche 
die Dividendenvertheilung ausfchliehen, anders zu be 
handeln als alle übrigen, und wurde Streihung des 
ganzen $. 114 einftimmig bejchloffen. 

Die Vertreter der verbündeten Regierungen regten an 
— ohne materiell zu den Anträgen Stellung zu nehmen —, 
für den Fall der Annahme die Bejtimmung bezüglich der 
Vertheilung (rejp. Nichtvertheilung) des Gewinnes im $. 20, 
des Vermögens im $. 89 und die Regelung der Vermögens: 
verwaltung nad Auflöfung des Vereins in einen neuen 
$. 89a aufzunehmen. Die Anträge wurden dann mit allen 
gegen 1 Stimme in folgender Faſſung angenommen: 

Der $. 20 erhält folgende Faſſung: 

„Dur das Statut kann feftgefeht werden, daß 
ber Gewinn nicht vertheilt, ſondern dem Reſerve— 
fonds zugeichrieben wird.” 

Der Abjap 3 des $. 89 erhält folgende Faſſung: 

„Durch das Statut kann die Bertheilung bes 
Vermögens ausgefchloffen oder ein anderes Ver: 
haltniß für die Vertheilung bejtimmt werden.“ 

Hinter $. 89 wird folgende Beitimmung eingejchaltet: 


„I. 89a. 
Ein bei ber —*— der Genoſſenſchaft ver: 
bleibenbes unvertheilbares Reinvermögen ($. 89 





Abſatz 3) Fällt, jofern daſſelbe nicht durch das 
Statut eimer phyſiſchen oder juriftiichen Perſon 
zu einem bejtimmten Verwendungszwecke über 
wieſen ift, an diejenige Gemeinde, in ber die Ge- 
noſſenſchaft ihren Sit hatte. Die Zinfen dieſes 
Fonds find zu gemeinnüßigen Zwecken zu vers 
wenden.” 
„Der $. 114 wird aufgehoben.“ 


II, Benachrichtigung vom der geſchehenen Eintragung bei 
der Gründnug. 

Gemäß $. 15 ift das Amtsgericht verpflichtet, die neu 
aufgenommenen Mitglieder über die geſchehene Ein- 
tragung in die Bereinslijte zu N ir Um nun 
nicht bloß den fpäter beitretenden, fondern auch den bei 
der Gründung betheiligten Genofjen eine folde Benach— 
rihtigung zu fichern, wurde in der Kommiffion der Antrag 
gejtellt, dem $. 11, der die Anmeldung der neugegründeten 
Genoſſenſchaft vegelt, als Abſatz 5 die Beftimmung bei— 
zufügen: 

„Von der Eintragung in die Lifte hat das Gericht 
jeben einzelnen Genoſſen zu benadrichtigen.“ 

Zur Begründung wurde geltend — daß gerade 
bei der Gründung — in ber konſtituirenden Generalver« 
fammlung — oft Perfonen fih in die etwa in Umlauf 
gejegte Lifte eintrügen reip. eintragen ließen, ohne Bes 
deutung und Tragweite des Schrittes zu überjehen. Leicht 
lönne auch eine mißbräuchliche reip. auf Mißverſtändniß bes 
ruhende Eintragung durch Andere geichehen, es fönne 
Präfenzlifte und Beitrittslifte verwechfelt werben ze. Jeben- 
falls ſei es ficherer, daß auch biefen Mitgliedern burdh die 
fpätere Benachrichtigung nochmals Anlaß und Gelegenheit 
gegeben werde, ſich der mit ber Mitgliedfchaft gegebenen 
Rechte und Pflichten bewußt zu werben. Schon öfter 
feien folde Mitglieder bei der Liquidation der Genofjen- 
ſchaft herangezogen worden, bie ſich ihrer Mitgliedichaft 
garnicht erinnert hätten. 

Bon einem Mitglied wurde bezweifelt, daß ſich foldhe 
Mipftände aus dem beftehenden Geſetze ergeben hätten, 
welde die Mehrarbeit und Mehrkoften redhtfertigten. 

Der Antrag wurde von einem Regierungs-fommiffar 
mit dem Hinweis darauf befämpft, da nad) der bejtehenden 
Vorſchrift des $. 11 das dem Regiftergericht einzureichenbe 
Statut von allen Genofjen unterzeichnet fein müffe, und 
ein Bedürfniß zu beſonderem geſetzlichen Schutz gegen 
etwaige leichtferlige Abgabe der Unterſchrift nicht anerkannt 
werden könne, daß aber jedenfalls die Annahme des An— 
trags für die Gerichte eine nicht unerhebliche Vermehrung 
* Arbeitslaſt und des Schreibwerks bedeuten werde. 

Die große Majorität aber nahm den Antrag an. 

Weiterhin wurde der Antrag geſlellt: 

m $. 6 des Geſetzes vom 1. Mai 1889 der 
Ziffer 4 folgenden Zufaß zu geben: 

„In mehripradjigen Bezirken ift Beſtimmung 
darüber zu treffen, ob die Belanntmadhungen 
außer in der deutſchen Sprache gleichzeitig noch 
in anderer Sprache erfolgen follen.“ 

Durd) diefe Beftimmung foll die konftituirende General» 
verfammlung in mehrſprachigen Gegenden veranlaßt werben, 
fi Har darüber auszuſprechen, ob und in welder Weife 
die Bekanntmachungen auch — neben der beutidhen Sprache 

in ber Vollsiprade bes Lanbestheiles erfolge Igen fol, 
um fpätere Streitigkeiten zu vermeiden. Die Majorität 
der Kommiljion hielt dieſen Antrag einerjeits für über 
flüffig, da ja auch jept die Generalverfammlung berechtigt ſei, 
eine ſolche Beitimmung in das Statut aufzunehmen, ander⸗ 
ſeits aber für bedenkuch, da die Frage, ob es ſich um einen 
„mehrſprachigen Bezirk“ handele, zu endloſen Streitigleiten 


führen könne. Diefes könne aber um jo verhängnißvoller 
werben, al& bie Bejtimmungen des $. 6 als weſentliche für 
den Beftand des Vereins gälten. 

Der Antrag wurbe abgelehnt. 


D. Refolntion betreffend die Konjum-Anftalten und 
»Bereine in der Reichs: Poft:, Marine: und Militär: 
Verwaltung. 

Auf Grund der vielfachen Klagen, welche fpeziell auch 
in ben vorliegenden Petitionen wieder reichlih zum Aus— 
brud famen, daß ſowohl die Reichs-Verwaliungen als aud) 
bie Verwaltungen ber Einzelftaaten den für ihre Beamten 
und Arbeiter eingerichteten Konfumvereinen und -Anftalten, 
wenn auch nicht direkt, fo doch indireft mannigfadje Unter— 
küpung und Förderung gewährten, wurbe der Antrag ges 
ftellt, als Artikel 3 re, 

„Die in Urtifel 1 näher bezeichneten Konfum- 
vereine und Anftalten dürfen im unmittelbaren 
Staatsdienſt ftehende Beamte des Reichs oder ber 
Einzelftaaten weder anftellen noch beichäftigen. 

„Deögleichen iftesihnen unterfagt, in®ebäuben, 
welhe dem Reich ober einem Einzelftaat eigens 
thümlich angehören, fei e8 gegen Miethe ober 
unentgeltlih, Räume für ihre Zwecke in Benutzung 
zu nehmen. 

„Vereine oder Perfonen, welche dieſen Beſtim— 
mungen zumwiber handeln, werden mit wiederholten 
Gelbitrafen von 150 bis 1000 Mark beftraft.“ 

Zur Begründung wurbe ausgeführt: 

Trotz entgegenftehender Berfiherungen werde ben 
Konfumvereinen der Staats- und ReichSbetriebe, ſowie den 
BeamtensFonfumsVereinen zc. doch in mannigfacher Weile 
Vorſchub geleiftet. Vielfach ftellten fich Höhere Beamte an 
die Spiße, befundeten jo ihr warmes Intereffe für die Ent- 
widelung der Anftalt reip. des Vereins; das bedeute ſchon 
einen gewiſſen moralifchen Drud für die übrigen Beamten 
und die Arbeiter, bie Konſum-Unternehmung durch Mitglied- 
Ihaft und Bezug von Waaren zu unterftügen. Dft genug 
finde aber auch eine birekte Unterftügung in der Weile 
ftatt, daß Beamte die Buchführung, den Ein- und Ber- 
fauf übernähmen, daß die Vorrathsräume und Berfaufs- 
Iofale geftellt würden zc. Entweder finde feine Bergütung 
ftatt, oder biefelbe fände boch in feinem Verhältniß zu 
den Eriparnifien, die dem Konjumverein reſp. der Anftalt 
fo zu Gute fämen. So ſei e8 begreiflidy, wenn die Privat: 
Kaufleute, die große Auslagen für Keller, Speicher«, Lagers, 
Laden⸗Miethe zc., für die Bejoldung der Gehülfen und Ans 
geftellten zu tragen Hätten, dieſe Konkurrenz nicht beftchen 
fünnten. Es zieme bem Staat reſp. dem Reiche nicht, 
in biefer Weife an dem Grabe der Mittelftände mit graben 
zu belfen. Das Neid wie die Staaten hätten doch allen 
Grund, die Steuerfraft auch des Kaufmannsftandes zu 
erhalten und zu ftärten — abgefehen von ben allgemeinen 
fozialen Gefihtspunften, welche die Erhaltung ber Mittel- 
ftände forderten. Die Entrüftung des Kaufmannsjtandes, 
daß die doch auch zum Theil von ihm bezahlten Staats- 
und Reih8-Beanten und »Einrichtungen dazu benußt würden, 
ihm eine vernichtenbe Konkurrenz zu bereiten, fei begreiflic) 
und durchaus berechtigt. Auch vom fisfalifchen Standpuntte 
jei es nicht zu billigen, baf Beamte, die für die allgemeinen 
Intereſſen angeftellt und befoldet feien, nun Be Zeit und 
Kraft dafür verwendeten, kaufmänniſche Geſchäfte zu treiben. 

Der Grundgedanke bes —— fand vielfach in der 
Kommiſſion Zuſtimmung, doch glaubte die Majorität, es ſei 
bedenklich, im Rahmen dieſes Geſetzes eine Beſſimmung aufs 
zunehmen, die einerſeits wenig hineinpaſſe, andererſeits aber 
auch materiell von jo weiltragender Bedeutung ſei, daß 
man die Folgen nicht überſchauen könne. In manchen 
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Fällen (3. B. wenn ein fiaatliches Bergwerk neu erfchlofien, 
Staats⸗Fabrilen neu gegründet, Eifenbahnen, Kanäle ge 
baut würden in Gegenden, wo ein anfäfliger Kaufmanns» 
ftand fehle) feien Konfumanftalten ein Bebirfnif, aber nur 
dadurch möglich, daß der Staat reip. das Reich die erfte 
Einrichtung treffe oder erleichtere. Bezüglich ber Menagen, 
Kantinen ꝛc. könnten die Staatsbetriebe und ihre Arbeiter 
doch nicht anders behandelt werden als jebe andere fFabrif. 
Auch könne nicht jede Beihäftigung den Beamten ver- 
boten werben, 3. B. die Thätigkeit als BVorftandsmitglieb, 
als Mitglied des Auffihtsraths ꝛe. Die Majorität erachtete 
es beshalb für richtiger, bei ben verſchiedenen Etats- 
Berathungen in den Einzel-Landtagen und im Reidystage 
zu prüfen, ob Mißbräuche nach dieſer Richtung hin beftänden, 
und auf Abftellung derjelben hinzumirfen. Dieſer Anregung 
folgend, ſchlug der Antragfteller in der zweiten Lefung eine 
—* vor, die dann in folgender Form mit großer 
Majorität angenommen wurde: 

„Den Reichskanzler zu erſuchen, Anordnungen dahin 
treffen zu wollen, daß die Ueberlaſſung von im 
Eigenthum des Reichs befindlichen Gebäuden 
oder Theilen derſelben an Konſumvereine oder Konſum— 
anſtalten und ebenſo auch die Beſorgung des 
Waarenverkaufs, der Buch- und Kaſſenführung in 
ſolchen Vereinen und Anſtalten durch im Dienſte des 
Reichs ſtehende Beamte künftighin im Weſentlichen auf 
Beranftaltungen zur Abgabe von Gegenjtänden bes 
alöbaldigen Berbrauds an die in Betriebs— 
anlagen des Reichs beichäftigten Arbeiter und Beamten 
beihränft bleibe.” 

Von den Regierungs:Kommifjaren wurden weſentlich 
folgende Einwendungen geltend gemadjt: 
Der Vertreter bes Neichsamts des Innern führte aus: 

„Man mühe unterfcheiden zwiſchen Konjumanftalten, 
welhe im engjten Bulammenhang mit den Betriebs— 
verwaltungen des Reichs für deren Arbeiter und Beamte 
errichtet feien, und fonftigen Konfumvereinen und -An- 
ftalten, Hinfichtlich deren ein folder Zufammenhang nicht 
beftehe. Den Beranftaltungen der leteren Art jtänden 
bie oberfien Reichsbehörden grundjäglich neutral gegen- 
über. Daß Reichsbeamte folhen Vereinigungen als 
Mitglieder angehören, laffe ſich — nicht ver⸗ 
bieten; ebenſowenig, daß ſich dieſelben zu Ehrenämtern 
in ſolchen Vereinen wählen laſſen. Im Uebrigen ſei 
hinſichtlich der Uebernahme von Nebenbeſchäftigungen 
8. 16 des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873 
maßgebend, und es ſei entſcheidender Werth darauf zu 
legen, daß das dort den oberften Reichsbehörden ein— 
geräumte Ermeſſen uneingeſchränkt erhalten bleibe. Was 
andererſeits die Veranftaltungen ber Betriebsverwaltungen 
des Reichs zur Fürſorge für ihre eigenen Arbeiter und 
Beamten anlange, fo handele es ſich Hierbei um Wohl- 
fahrtseinrihtungen, bie in hohem Grade ſegensreich 
wirkten. In ihrer Errichtung und Verwaltung dürfe das 
Reid nicht gehemmt und namentlich nicht ungünftiger 
gejlellt werden als jede private Unternehmung.“ 

Seitens des Kommiſſars der Reichs-Poſtverwaltung 
wurde bemerft: 

„Er habe ben Eindrud, daß die Stellungnahme der 
Poftverwaltung zu den Beamten-Fonfumgeihäften viel 
fach unrichtig aufgefaßt und die Bedeutung der beftehen- 
den Poſt⸗Konſumeinrichtungen erheblich überſchätzt werde. 

Allgemeinen Konſumeinrichtungen für Beamte, mie 
fie das Waarenhaus für Armee und Marine und das 
——* des Beamtenvereins bildeten, habe ſich die 
Reichs⸗Poſwerwaltung in keiner Weiſe förderlich erwieſen: 
im Gegentheil habe fie bei der Begründung des Waaren- 
hauſes bes Beamtenvereins ihren höheren Beamten aus— 


drücklich zur Pflicht gemacht, Alles zu unterlaffen, was 
als eine Förderung dieſes Unternehmens feitend der 
Verwaltung ausgelegt werben fönnte. 

Unbedingte Bewegungsfreiheit müffe andererjeits für 
die Kantineneinrihtungen, wie fie 3 B. in der Reichs— 
druderei beitänden, in Anſpruch genommen werben, Dies 
feien Rohlfahriseinrichtungen, deren es bedürfe, um ben 
Ungeftellten, die innerhalb der Arbeitszeit die Betriebs— 
räume nicht verlafjen dürften, innerhalb des dem Betriebe 
gewidmeten Gebäudekomplexes die Gelegenheit zur Bes 
ſchaffung eines gefunden und billigen Frühſtücks zu bieten, 
Hierauf nehme ja die Rejolution auch volle Rüdficht. 

Endlich beitänden noch eine Reihe von Konſum— 
geſchäften im Anſchluß an die bei den Ober-Poftdireltionen 
errichteten Poft-Spar- und Vorſchußvereine. Dieje feien 
nicht durch die Verwaltung angeregt, ſondern fpontan 
entftanden. Die Verwaltung habe ihnen gegenüber ein- 
ichränfend gewirkt: es ſeien demgemäß gegenwärtig bei 
den 40 Direktionen im Ganzen nur nod 9 Konſum— 
geichäfte im Betriebe, während es 1882 deren 11 gegeben 
babe. Der gefammte Umſatz dieſer Konſumgeſchäfle habe 
im Jahre 1894 noch nicht 1Y/, Millionen Mark betragen, 
was für das ganze Reichs-Poſtgebiet in der That wenig 
bedeute. Die Reichs-Poſtverwalliung habe nad Möglich— 
keit dahin zu wirken gejucht, daß diefe Konſumgeſchäfte 
fih auf den Verlauf foldher Verbrauchsgegenſtände bes 
Ihränften, die von den Unterbeamten und den gering bes 
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ei ag widmen wollten unb könnten, 
bürfe die organiſatoriſche und auffichtsführende Thätigkeit 
im Sntereffe der für die Arbeiter der Marinebetriebe 
beftehenden Konfumvereine und -Anftalten nicht verwehrt 
werben, jedoch follten fie im Allgemeinen nicht beim 
Waarenverfauf und bei ber Bud und Kafjenführung 
unmittelbar mitwirken. 

2. Aus bisziplinären Gründen ſei es erforderlich 
geworben, auf dem Gebiet ber Werften Konfumanftalten 
einzurichten, weil den Arbeitern während einer fünfs 
ftündigen Wrbeitszeit geftattet werben müſſe Nahrung 
einzunehmen, und das Mitbringen von Bier feitens der 
Arbeiter ſelbſt verfchiedentlich Unzuträglichkeiten zur Folge 
gehabt hätte, daher verboten werben müſſe. 

3. Zur Beit habe die Marineverwaltung zwar feine 
in ihrem Beſitz befindliche Gebäude zu anderen Zwecken 
an Konfumanftalten abgegeben, als zu Beranftaltungen 
zur Abgabe von Gegenitänden des alsbaldigen Ver— 
brauchs an bie in den Betriebsanlagen der Marine 
beichäftigten Arbeiter und Beamten. Es fei die Mög— 
lichkeit aber nicht ausgefchlofien, dab ſich die Marines 
verwaltung, 3. B. in Wilhelmshaven, veranlaßt jehen 
könnte, Beftrebungen von Konfuimvereinen auch durch 

ergabe eined Gebäudes zu unterftügen. Cine joldhe 
ergabe würde gegen angemejjene Entjhäbigung 
zugelaffen werden müſſen.“ 

Bei der Gefammtabftimmung wurde ber Gefeß- 


foldeten Beamten in größeren Mengen angeſchafft würden. 
Inſoweit ſich die Vereine innerhalb diefer Grenzen hielten, 
bewahre die Verwaltung ihnen gegenüber allerdings eine 
mwohlmollende Neutralität, da fie das Beftreben, den be— 
zeichneten Beamten und Unterbeamtenklaffen den nöthigen 
Lebensbedarf zu mäßigen Preifen zu beichaffen, nicht zu 


entwurf in der nachfolgenden Faſſung und ebenfo die Re— 
folution mit allen gegen brei Stimmen angenommen. — 
Die Kommiffion verzichtete darauf, einen Zeitraum für bas 
Inkrafttreten des Geſetzes vorzuſchlagen, da ſich noch nicht 
überjehen Iafie, bis wann der Gejegentwurf zur Verab— 
ſchiedung gelangen werde. 


mißbilligen vermöge. Aber auch ſolche Vereine hätten 
entbehrlihe Räume in den Kellern reihseigener Gebäude 
nicht anders als gegen Zahlung einer auf Grund bau— 
amtlichen Gutachtens feitgejegten Miethe inne. Ferner 
jei den Beamten Die — — am Waarenverkauf 
überhaupt unterſagt, den Unterbeamten nur da, wo der 
geringe Geſchäftsumfang die Einſtellung beſonderer Ver— 
fäufer nicht geſtatte, und auch dann nur in der dienſt— 
freien Beit erlaubt. 

In diefen Grenzen erachte die Verwaltung das 
Wirken der Poſt-Konſumgeſchäfte durch das Sniereife der 
Beamten für gerechtfertigt, ihr eigenes Verhalten zu den: 
jelben für unbedentlih und eine nennenswerthe Schädi« 
gung der Mittelftände nicht für gegeben. Sollte es die 
Äbſicht der Refolution fein, dieje Bost-Konfumgeichäfte noch 
weiter einzuengen, jo würde er bem widerſprechen müffen. 

Außerdem bejtehe allerdings innerhalb der Poſt— 
beamtenjhaft noch eine Einrichtung, das Waarenhaus 
bes Boftajfiftentenverbandes in Berlin mit mehreren 
auswärtigen Filialen, welches unter der Leitung ent 
lafjener Boftbeamten ftehe und an die Verbandsmitglieder 
Kleidungsgegenjtände, Wäſche, Handſchuhe, Eigarren ze. 
vertreibe. Diefem ftänden freilich alle gegen die Offiziers- 
und BeamtensWaarenhäujer geltend gemachten Bedenken 
in erhöhten Maße entgegen, da es nicht einmal gegen 
Baarzahlung, jondern unter Gewährung von Kredit ver: 
faufe. So wenig die Boftverwaltung mit diefer Einrich— 
tung jympathifire, fo ſei fie doch nicht in der Lage, diefelbe 
zu hindern, ba fie auf die Verwaltung diejes Waarenhauſes 
weber unmittelbar noch mittelbar eine Einwirkung befiße.“ 


Hiernach beantragt die Kommiffion: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 

I. dem Entwurf eines Gefeßes, betreffend 
bie Abänderung bes Gejehes über die 
Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſen— 
ihaften vom 1. Mai 1889, in deraus ber 
angejhlojjenen Zujammenftellung er: 
fihtlihden Faſſung Die 
mäßige Genehmigung zu ertheilen; 

U. die folgende Nefolntion anzunehmen: 

Den Reihskanzler zu erjuden, Ans 
orbnungen dahin treffen zu wollen, daß 
bie Ueberlafjung von im Eigenthum bes 
Reichs befindliden Gebäuden oder Thei— 
len derfelben an Konfumvereine oder 
Konfumanftalten und ebenio aud bie 
Beforgung des Waarenverlaufs, ber 
Bud: und Kaffenführung in folden 
Vereinen und Anftalten dur im Dienfte 
des Reichs ftehende Beamte Fünftighin 
im ®ejentlihen auf Beranftaltungen zur 
Abgabe von Gegenjtänden des alsbal= 
digen Verbrauchs an die in Betriebs- 
anlagen bes Reichs bejhäftigten Ars 
beiter und Beamten beſchränkt bleibe. 


Berlin, den 4. März 1896. 
Die VII. Kommiffion. 


verfaſſungs — 


Freiherr v. Stumm» Halberg, Vorfipender. Dr. Hitze, 

Berichterſtatter. v. —— Fuchs. Galler. 

Klemm (Dresden). Dr. Hropatiched, Münch⸗-Ferber. 

Dr. Ofann. Roeren. Dr. Schneider. Wattendorff. 
v. Werded:-Schorbus, Wurm. 


Seitens des Kommiffars des Reichs-Marine-Amis 
wurde erllärt: 

„li. Den Beamten, welche ſich für Wohlfahrtseinrich- 
tumgen intereffiren, und welche unbefchadet ihrer bienft- 
lien IJnanſpruchnahme ihre Kräfte einer derartigen 

Wtenftüde zu den Berhandbluugen bes Reichstages 1895/96, 147 


1170 


Reichstag. Aktenftüd Nr. 169. (Bericht der fiebenten Kommilfion.) 





Zufammenjtelluna 


des 


Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Abänderung des Geſetzes über die Erwerbs- und 
Wirthichaftsgenoffenschaften, vom 1. Mai 1889 — Nr. 34 der Drudfachen — 


mit 


den Bejchlüffen der VII. Kommiffion. 


Vorlage 





Entwurf eines Gejehes, 
betreffend 
die Abänderung des Geſetzes über die Erwerbs- und 
Wirthichaftsgenofjenichaften vom 1. Mai 1889. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaifer, 
König von Preußen ꝛc. 


verorbnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuftimmung 
bes Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


Artikel 1. 


Der Abſatz 4 des 8.8 des Geſetzes, betreffend bie 
Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaflen, vom 1. Mai 
1889 (Reichs-Geſetzbl. S. 55) erhält folgende Faſſung: 

Konfumvereine ($. 1 Nr. 5) dürfen im regel: 
mäßigen Geſchäftsverkehr Waaren nur an ihre 
Mitglieder oder deren Vertreter verkaufen. Diefe 
Beſchraͤnkung findet auf landwirthichaftliche Konſum⸗ 
vereine, welche ohne Haltung eines offenen Ladens 
die Vermittelung des Bezugs von ihrer Natur nad) 
ausichlieglich für den Iandmwirthichaftlichen Betrieb 
beftimmten Waaren beforgen, Hinfichtlich dieſer 
Waaren feine Anwendung. 


$. 11. 
Die Anmeldung behufs der Eintragung liegt dem Borftande ob. 
Der Anmeldung find beizufügen: 
1. das Statut, weldes von den Genoſſen unterzeichnet fein 
muß, und eine Abichrift defielben; 
2. eine Lifte der Genoſſen; 
8. eine Abjchrift der Urkunden über die Bejtellung bes Bor- 
ftandes und des Auffihtsraths. 


Beſtehendes Geſetz. 


vor dem Gerichte zu zeichnen oder die Zeichnung in beglaubigter 
Form einzureichen. 

Die Abſchriſt des Statuts wird von dem Gerichte beglaubigt 
und, mit der Beſcheinigung der erfolgten Eintragung verfehen, zurück⸗ 
* Die übrigen Schriftſtücke werben bei dem Gerichte auf— 
ewahrt. 


Die Bei bes Vorfiandes haben zugleich ihre Unlerſchrift 


Beihlüffe der Kommiſſion. 


Entwurf eines Gejches, 
betreffend 
die Abänderung des Geſetzes über Die Erwerbs- und 
Wirthichaftsgenofienichaften vom 1. Mai 1889, 
ſowie den Gejchäftsbetrieb von Konſum⸗ 
anstalten. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaiſer, 
König von Preußen ꝛc. 


verorbnen im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung 
bes Bundesraths und des Neicdhstags, was folgt: 


Artikel 1. 

Das Geſetz, betreffend die Erwerbs- und Wirth: 
ichaftögenoffenichaften, vom 1. Mai 1889 (Reicht: 
Geſetzbl. S. 55) wird durch nachftehende Vorjchriften 
abgeändert und ergänzt: 

1. Der Abſatz 4 des 8.8 erhält folgende Faſſung: 


Konjumvereine ($. 1 Nr. 5) dürfen im regel- 
mäßigen Gejichäftsverfehr Waaren nur an ihre 
Mitglieder oder deren Vertreter verlaufen. Diele 
Beſchränkung findet auf landwirthichaftliche Konſum— 
vereine, welche ohne Haltung eines offenen Ladens 
die Vermittelung des Bezugs von ihrer Natur nad) 
ausfhlieglih für den Iandwirthichaftlichen Betrieb 
bejtimmten Waaren bejorgen, hinſichtlich dieſer 
Waaren feine Anwendung. 


2. Der $. 11 erhält als Abſatz 5 folgenden Zulaf: 
(Rean) h b 8 3 


Bon der Eintragung in die Lifte Hat das 
Gericht jeden einzelnen Genofjen zu benachrichtigen. 


Reichstag. 
Beſtehendes Geſetz. 


Altenſtück Nr. 169. 


&. 20, 

Durch das Statut fann für einen beftimmten Zeitraum, 
welder zehn Jahre nicht überjhreiten darf, feſtgeſeht 
werben, daß der Gewinn nicht vertheilt, fondern dem Refervefonds 
zugeihrieben wird. Bei Ablauf des Zeitraums kann bie 
Feſtſezung wiederholt werden; für den Beihluß genügt, 
iofern das Statut niht andere Erforbernifje aufftellt, 
einfahe Stimmenmehrheit. 


Vorlage 





Artikel 2, 
Hinter den $.30 und ben $. 145 werben folgende 
Beitimmungen eingefchaltet: 


$. 30a, 

Für Konfumvereine, welche einen offenen Qaben 
aben, hat der Borftand, um die Beobachtung ber 

immung bes $. 8 Abſatz 4 zu fichern, An— 
weiſung darüber zu erlajjen, auf welche Weiſe fich 
die Vereinsmitglieder ober deren Vertreter ben 
Waarenverkäufern gegenüber zu legitimiren haben. 
Abichrift der Anmweifung hat er der höheren Ber: 
waltungsbehörde, in deren Bezirk die Genoſſenſchaft 
ihren Sitz hat, unverzüglich einzureichen. 

Die höhere VBerwaltungsbehörbe ift befugt, bie 
Mitglieder des Vorftandes zur Einreihung und 
nöthigenfalls zur Abänderung oder Ergänzung der 
Anmweifung durch Geldftrafen bis zum Betrage von 
je dreihundert Mark anzubalten. 

Gegen bie —— und Straffeftfegungen 
der höheren Berwaltungsbehörde findet binnen zwei 
Wochen die Beichwerde an bie Landes = Gentral« 
behörbe jtatt. 


Beftehendes Geſetz. 





$. 89, 

Die Vertheilung des Vermögens unter die einzelnen Genoffen 
erfolgt bis zum Gejammtibetrage ihrer auf Grund der erſten Liqui- 
dationsbilanz ($. 87) ermittelten Geihäftsguihaben nad dem Ber- 
bältnik der leßteren. Bei Grmittelung ber einzelnen Geſchäfts- 
autbaben bleiben für die Bertheilung des Gewinnes oder Verlujtes, 
welcher fich für den Zeitraum zwifchen der legten Jahresbilanz ($- 81) 
und der eriten Liquibationsbilanz ergeben hat, die feit der legten 
YJahresbilan — Einzahlungen auher Betracht. Der Gewinn 
aus dieſem traum iſt dem Guthaben auch inſoweit zuzuſchreiben, 
als dadurch ber Geſchaͤftsantheil überſchritten wird. 

Ueberſchüſſe, welche ſich über den Geſammibetrag dieſer Gut⸗ 
haben hinaus ergeben, find nah Köpfen zu vertheilen. 

Durch das Statut kann ein anderes Verhältniß für die Ber- 
theilung beftimmet werben. 
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3. Der 8.20 erhält folgende Faſſung: (Men!) 
Durd das Statut kann fetgefegt werben, daß 
der Gewinn nicht vertheilt, jondern dem Rejerve- 
fonds zugeſchrieben wird. 


4. Hinter den $. 30 werden folgende Beftimmmungen 
eingejdhaltet: 


$. 308. 
Unverändert. 


$. 30b. (Ren!) j 
Bon SKonfumvereinen ober von Gemwerbetreibenden, 
welche mit jolhen wegen Waarenabgabe an die Mitglieder 
in Verbindung ftehen, dürfen Marken oder fonftige nicht 
auf den Namen lautende Anweiſungen oder Werthzeichen, 
welche anftatt baaren Geldes die Mitglieder zum Waaren- 
bezug berechtigen jollen, nicht ausgegeben werden. 


ꝛ Der Abſatz 3 des 8. 89 erhält folgende Faſſung: 


Durch das Statut lann die Vertheilung 
des Vermögens ausgeſchloſſen oder ein 
— für die Vertheilung beſtimmt 
werden. 


6. Hinter 


5 89 wird } folgende; Beftimmung ein= 
geichaltet: (Men 


—— ı.r 


8. 898. 2 “ 

Ein bei der Auflöfung der Genoſſenſchaft vers 
bleibendes unvertheilbares Neinvermögen ($. 89 
Abjap 3) fällt, fofern dafjelbe nicht durch das 
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Beftehendes Gejet. 


$. 114. 
SA durch das Statut die Gemwinnvertheilung ausgeſchloſſen 
G.2) fo finden während des hierfür beftimmten Beitraums auf das 
sicheiden der Benoffen die Beftimmungen in den 55. 68 bis 75 
mit ber Mabgabe Anwendung, dab an Stelle des Geihäftsjahres 
das Quartal tritt und daß die Auffündigung ($. 68 Abjag 2) mindeftens 
fehs Wochen, ſowie die Einreihung der Urkunden durd den Bor 
ftand ($. 67) mindeftens drei Boden vor dem Duartalsſchluß er- 
folgen muß. 
Im Falle des Ausicheidens iſt eine Bilanz aufzuftellen; bie 
Zahl der mit dem QDuartalsſchluß ausgeſchiedenen Genoſſen iſt zu 
veröffentlichen. 


Borlage 





8. 145a. 

Berfonen, welche für einen Konfumverein ben 
Waarenverlauf bewirken, werden, wenn fie ber 
Vorſchrift des $. 8 Abſatz 4 zumiber milfentlich 
oder ohne Beobachtung der nad) $. 30a von dem 
Vorftande erlaffenen Anmweifung Waaren an andere 
Perjonen als an Mitglieder oder deren Vertreter 
verfaufen, mit Geldtrafe bis zu einhunbertfünfzig 
Mark beitraft. 

Sleihe Strafe trifft das Mitglied, welches 
feine zum Waarenfauf in einem Konjums 
verein beredhtigende Legitimation einem 
Dritten zum med unbefugter Waaren= 
entnahme überläßt, ſowie ben Dritten, 
welder zu bemjelben Zwed von der für 
ein Mitglied ausgeftellten Legitimation 
Gebraud mad. 
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Statut einer phyſiſchen ober juriftifchen Berjon 
zu einem beftimmten Verwendungszwecke über: 
wieſen ift, an diejenige Gemeinde, in ber die Ge 
noſſenſchaft ihren Sitz hatte. Die Zinſen dieſes 
Fonds ſind zu gemeinnützigen Zwecken zu ver— 
wenden. 


7. Der $. 114 wird aufgehoben. 


8. Hinter den $. 145 werben folgende Bejtimmungen 
eingejchaltet: 


8. 145a. 

Berfonen, welche für einen Konfumverein ben 
Waarenverlauf bewirken, werben, wenn fie der 
Vorſchrift des 8. 8 Abſatz 4 zumiber wiſſentlich 
oder ohne Beobachtung der nad) $. 30a von dem 
Vorſtande erlaffenen Anweifung Waaren an andere 
Perſonen als an Mitglieder oder deren Vertreter 
verfaufen, mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig 
Mark beitraft. 

Gleiche Strafe trifft das Mitglied, welches 
feine Legitimation, Durch die ed zum Waaren⸗ 
kauf in einem Konſumverein oder bei einem 
mit Diefem wegen Waarenabgabe an bie 
Mitglieder in Verbindung ftehenden Ge 
werbetreibenden berechtigt wird, einem 
Dritten zum Zweck unbefugter Waareueunt⸗ 
nahme überläft. 

Dritte, welche von ſolcher Legitimation 
zu demſelben Zweck Gebraud; machen, oder 
auf andere Weiſe zu unbefugter Waaren- 
abgabe zu verleiten unternehmen, werben 
in gleicher Weiſe beftraft. 


$. 145b. (Men!) 

Mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Mark 
wird bejtraft, wer Waaren, bie er aus dem Konfum: 
verein oder von einem mit biefem wegen Waaren: 
abgabe in Verbindung jtehenden Gewerbetreibenden 
= Grund feiner Mitgliedichaft bezogen hat, gegen 
Entgelt gewohnheitsmäßig oder gewerbsmäßig an 
Nichtmitglieder veräußert. 

Diele Beitimmung findet feine Anwendung 

1. wenn ein Mitglied eines Konfumvereins bie 
von ihm bezogenen Waaren in feiner Speile 
anftalt oder an feine Koftgänger zum als 
baldigen perfönlihen Verbrauch abgiebt, 

2. wenn ein Konfumverein, welcher Mitglied 
eined anderen Konfumvereins ift, die aus 
legterem bezogenen Waaren an feine Mit 
glieder abgiebt. 


$. 1450. (Meul) 
geringe 5 gegen die Vorjchrift des 
Fink werben mit @elbftrafe bis zu einhundert: 
nfzig Mark beftraft. 
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Vorlage. 





Artikel 3. 
Dieſes Geſetz tritt am. 


Urkundlich ꝛc. 
Gegeben ꝛc. 


in Kraft. 





Beſchlüſſe der Kommiſſion. 


Artikel 2. (Men) 

Die in Artikel 1 Nr. 1, 4 und 8 enthaltenen Vor— 
fchriften finden auf Konjumanftalten, melde von Arbeit— 
ebern für ihre Arbeiter und Beamten betrieben werben, 
owie auf Vereinigungen (Gejellihaften, SKorporationen), 
deren weſentlicher Geihäftszwed es ift, ihren Mitgliedern 
ober beſtimmten Berufstreifen in dem Bezug von Waaren 
Vortheile zu verfchaffen, insbefondere aud auf Beamten: 
und Offiziervereine mit der Maßgabe finngemäße Anwendung, 
daß bie Hinfichtlich der Mitglieder der Konjumvereine ges 
troffenen Beftimmungen bei ben vorbezeichneten Konjums 
anftalten und Bereinigungen hinſichtlich derjenigen Perjonen 
gelten, für welche die Einrichtung beftimmt ift. 


Artikel 3. 
Unverändert. 


Urkundlich zc. 
Gegeben ꝛc. 


Befolution. 


Den Reichskanzler zu erſuchen, Anordnungen dahin treffen zu wollen, daß bie 
Ueberlaffung von im Eigenthum des Reichs befindlichen Gebäuden oder Theilen der— 


felben an 


onjumvereine oder Konfumanjtalten und ebenjo auch die Beſorgung bes 


Baarenverlaufs, der Bud» und Kafjenführung in ſolchen Vereinen und Anftalten 
durch im Dienfte bes Reichs ftehende Beamte in im Wejentlihen auf Ver: 


anftaltungen zur Abgabe von Gegenftänden des als 


aldigen Verbrauchs an bie in 


Betriebsanlagen des Reichs befhäftigten Arbeiter und Beamten beſchränkt bleibe. 


Nr. 170, 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Auer. 


Bericht 
ber 
Wahlprüfungs-Rommiffion 
über 


die Wahl des Abgeordneten Graf zu Limburg 
Stirum im achten Wahlfreife des Regierungs- 
bezirks Breslau. 


In der Sigung des Reichstags vom 14. Mai 1895 
wurde beſchloſſen: 

I. die Wahl des Abgeordneten Grafen zu Limburg> 
Stirum im achten Wahltreife des Regierungs— 
bezirks Breslau für gültig zu erflären; 
ben Herrn Reichskanzler zu erfuchen, durch Bers 
mittelung der Königlidy preußiſchen Regierung bie 
zu 1,2,5,6, 9a, 11, 13 beſchloſſenen Erhebungen 
zu veranlaffen und das Ergebniß derfelben dem 
Neihstage zugehen laflen zu wollen. 

Die Erhebungen haben ftattgefunden und nachſtehendes 
Ergebniß gehabt: 7 





I. 


Bu 1. 

In biefem Proteftpuntt wird behauptet, daß ber Wahl: 
vorfteher Valentin Schoebel in Albrechtsdorf ben 
Vertrauensmann ber fozialdemokratifhen Partei, Guftav 
Trautmann aus Breslau, aus dem Wahllofal und Gehöft 





verwiefen habe. Weiter wird im Proteft angegeben: ber 
Gendarm aus —— Kr. Breslau habe dem ge— 
nannten Vertrauensmann ſämmtliche Stimmzettel des Reichs— 
tagstandidaten Former Oscar Schüß abgenommen und 
denſelben aufgefordert, das Dorf innerhalb fünf Minuten 
zu verlaſſen, widrigenfalls der Gendarm den p. Traut— 
mann verhaften würbe. 

Als Zeuge für diefe Angaben wird im Proteft außer 
dem Trautmann nod ber Schmiebemeifter Hampel in 
Albrechtsdorf genannt. 

Die Kommiffion war in Uebereinftimmung mit früheren 
Beichlüffen des Haufes der Anficht, daß die Ausweiſung 
von Vertrauensperjonen der einzelnen Parteien, wenn die 
jelben durch ihr Betragen dazu feinen Anlaß geben, oder 
niht aus räumlichen Gründen eine ſolche Mafregel fich 
nothwendig macht, für unzuläffig zu erachten ſei. 

Ebenjo würde das Vorgehen des Gendarmen, wenn 
fi die Angaben des Proteftes beftätigen, einen groben 
Eingriff in die rege daritellen. 

Es wurben deshalb Erhebungen durch eidliche Ver— 
nehmung der im Proteſt genannten Zeugen und uneid— 
liche Vernehmung des Wahlvorſtehers und des Gendarmen 
beſchloſſen. 

Die Zeugen ſind vernommen worden und haben Folgendes 
ausgejagt: 

a) Der ee Wirthſchaftsinſpektor Valentin 
Schoebel, uneibli 

„Ih war bei ber legten Neihstagswahl Wahlvor- 
fteher in Albrechtsdorf, das Wahllofal war in meiner 
Wirthſchaftskanzlei auf dem Dominialhofe. Kurz vor 
Eröffnung der Wahl meldete fih bei mir ein junger 
Mann und bat, ihn als Zuhörer in das Wahllofal 
zuzulaffen, er ſei von der ſozialdemokratiſchen Partei in 





Breslau beauftragt, die Wahl zu überwachen. Er wollte 


fih mir gegenüber durch ein Schreiben des fozial- | 


demokratiſchen Vereins Iegitimiren, id) erklärte ihm aber, 
dat ich mich nicht verpflichtet fühlte, ein Schreiben von 
diefem Verein anzumehmen, und da ich ihn, da er mir 
gänzlich unbekannt fei, nicht in das Wahllofal einlaffen 
fönne. Er wollte ſich darauf in dem Dominialgehöft 
5 ich wies ihn aber auch aus dieſem fort, wo— 
rauf fich der junge Mann vor das Thor begab und 
dort jtehen blieb. Nach einiger Zeit begab ich mich zu 
ihm hinaus und unterhielt mich mit ihm, wobei er mir 
fagte, daß ich micht berechtigt geweſen ſei, ihm ben 
Aufenthalt im Wahlzimmer zu unterfagen und daß id) 
davon Unannehmlichkeiten haben könnte. Ich ritt darauf 
zum Amtsvorjieher nad Puſchkowa und fragte dieſen 
um feine Meinung, er erklärte, daß ich recht ehanbelt 
er Ich Bin auch jebt noch der Anſicht, daß ich als 

ahlvorfteher nur ſolche Perjonen in das Wahllofal 
einzulaffen brauche, welche ſich durch ein behördliches 
Atteſt als deutjche Neichstagswähler ausweifen können.” 
bt Der Gendarm Albert Kutſcha, ebenfalls uns 
eidlich: 

„Ich habe mich bei der am 24. Juni 1893 vorge 
nommenen Reichstagswahl in verichiedenen Wahlorten 
meines Bezirkes, u. a. auch in Albrechtsdorf, Landkreis 
Breslau, aufgehalten. Im letzterem Orte bemerkte ich 
eine männl. Perſon, weldhe auf freier Dorfftraße in der 
Nähe der Wirthichafts:Kanzlei, die als Wahllofal diente, 
gebrudte Stimmzettel, auf den Former Dslar Schüß- 
Breslau lautend, vertheilte und die auf ben Grafen 
Limburg-Stirum lautenden Stimmzettel von verſchiedenen 
Wählern, deren Namen und Stand mir unbelannt ift, 
erforderte. In Folge deſſen frug ich den betreffenden 
Stimmenvertheiler, deſſen Namen mir entfallen ift und 
von dem ich nicht mehr weiß, ob es der Vertrauens— 
mann Guftav Trautmann aus Breslau geweſen ift, nach 
feiner Legitimation, worauf mir derjelbe ein von dem 
Vorftande der Breslauer Socialdemokratie ausgefertigtes 
Schriftftüd überreichte, in welchem gebeten wurde, dem 
Vertrauensmann ber focialdemokratiihen Partei, deſſen 
Namen mir entfallen ift, welder aber mit p. Trautmann 
identifch fein bürfte, da andere Vertrauensmänner diefer 
Partei ſich zu jener Zeit in Albrechtsdorf nicht aufhielten, 
den Aufenthalt im Wahllofal zu geftatten. Das betr. 
Schriftſtück trug die Unterjchrift des Reichstags-Candidaten, 
Former Oskar Schü aus Breslau. 

Da ih dieſes Schriftftüd als ausreichende Legitis 
mation nicht erachtete, forderte ich ben Vorzeiger befielben 
auf, die Drtichaft zu verlafien. Daß ich hierzu nur 
5 Minuten Zeit gewährt ſowie hierbei mit Verhaftun 
ebroht, trifft nicht zu. Der betr. VBertrauensmann au 
ich jedenfalls in Zurzer Zeit von Albrechtsdorf entfernt 
haben, denn idy habe denjelben fpäter in diefem Drte 
nicht mehr geſehen. Daß ich diefer Perfon Stimmzettel, 
auf den Former Oslar Schü lautend, abgenommen 
habe, darauf kann ich mid; nicht mehr erinnern, muß 
vielmehr dieſes jehr bezweifeln. Hinſichtlich der durd) 
den Wahlvorfteher Valentin Schoebel angeblich erfolgten 
Ausweilung des Vertrauensmannes Gultav Trautmann 
aus dem Wahllofal und dem Gehöft, in welchem fich 
daſſelbe befand, habe ich perſönlich nichts bemerkt, nur 
darauf fann id; mid) erinnern, da mir am Wahltage 
p. Schöbel von der durd ihn erfolgten Ausweiſung 
des p. Trautmann aus dem Wahllofal Mittheilung 
machte.“ 

e) Der Schneidermeiſter Guſtav Trautmann, eidlich: 

„Us im Jahre 1893 im Wahlkreiſe Breslau— 
Neumarkt Stichwahl zwiſchen dem Grafen Limburg— 
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Stirum und dem Former Oskar Schü anſtand, begab 
ih mid) als Bertrauensmann der fozialdemokratiichen 
Partei nach Albrechtsdorf mit dem Auftrage, dem Wahl: 
akt von Früh 10 bis Nachmittags 6 Uhr beizumohnen. 
Ich meldete mich pünltlich um 10 Uhr im Wahllokal 
bei dem Wahlvorſieher Schöbel und legte demjelben 
einen Brief vor, deſſen Annahme und Definung er, jobald 
er den Stempel der ſozialdemokratiſchen Partei erkannte, 
verweigerte. Er erflärte, es jähen Leute genug da und 
forderte mich auf, das Wahllofal zu —— Ich that 
dies und ſetzte mich im Hofe — eine Bank, Schöbel 
fam ſofort nah und verwies mich aud von dem 
Gehöft. Nah einiger Zeit folgte er mir auch auf 
bie Dorfftraße und jagte mir: „Sehen Sie, hier können 
Sie ftehen bleiben, Abends um 6 Uhr werde ih 
Ihnen das Nefultat der Wahl mitteilen.“ Es ver 
ging wieder einige Zeit, bis Schöbel nochmals heraus 
fam, Mittag war bereit vorüber, und mir fagte, er 
werde zum Amtsvorſteher nach Puſchkowa fahren, ber 
Name des Drtes ift mir nicht mehr genau erinnerlich, 
wenn der Amtsvorſteher erlaube, daß ich im Wahllolale 
erſcheine, werde er — Schöbel — nichts dagegen haben. 
Nah einer knappen Stunde kam Schöbel zurück und 
eröffnete mir, daß ich zum Wahllokal nicht zugelaſſen 
werde. Nach meiner Legitimation war id bis dahin 
nicht gefragt worden, id hatte eine Beſcheinigung des 
ſozialdemokratiſchen Arbeitervereins bei mir. Nach einer 
weiteren halben Stunde erjhien ein Gendarm, derjelbe 
herrſchte mich an, was ich dort zu fuchen habe und ver: 
langte meine 2egitimationspapiere. Ich wies ihm meinen 
Militärpaß und einen Steuerzettel vor und übergab ihm 
die oben erwähnte Legitimationsfarte und eine blaue 
Karte, auf welder ich das Nefultat der Wahl notiren 
follte. Beide Karten nahm er an fi und verlangte 
darauf von mir die Herausgabe ber auf ben Former 
Oskar Schütz lautenden Stimmzettel, Nachdem ich ihm 
bieje übergeben, forderte er mich auf, binnen 5 Minuten 
das Dorf zu verlaffen, widrigenfalls er mich verhaften 
würde. Ich mußte deshalb diejer Aufforderung nad): 
fommen und habe 2 oder 1/3 Nachmittags das Dorf 
verlaffen.“ 

d) Der Schmiedemeifter Wilh. Hampel, eidlid: 

„Als ih am Wahltage mein Wahlrecht ausübte, 
waren Vertrauensmänner aus Breslau noch nicht ans 
weſend, dieſelben kamen erft nad 8 Uhr mit dem B 
zuge vielleicht auch noch fpäter. ch Habe daher ni 
davon bemerkt, daß ein Vertrauensmann durch den Wahl: 
—— Schöbel aus dem Wahllofal und Gehöft ver— 
wiejen worden wäre. 

Später, die Stunde kann ich nicht mehr angeben, 
fah ich den Gensdarm aus Gnihwig mit einem mir 
fremden Manne an meiner Schmiede vorbeigehen und 
zwar in ziemlich lebhaften Streit. Ich weiß aber nicht, 
um was es ſich handelte, insbejondere weiß ich nicht, 
ob der Gensdarm dieſem Manne Stimmzettel abs 
—— und ihn aufgefordert hat, das Dorf zu vers 
alien.” 

Die Kommiffion war einftimmig der Anficht, daß in 
biefem Falle zur Ausweifung des Trautmann aus dem 
Wahllokale fein Anlaß vorlag, und daß biefelbe deshalb 
zu Unrecht erfolgt if. Much für das Vorgehen bes 
Gendarmen gegen den Trautmann lag kein Anlaß vor, 
zumal der lehtere über feine Perſon in vollftändig ge 
nügender Weije Auskunft gab. 


Zu 2. 
Hier behauptet der Proteſt, daß im Wahllofale zu 
Klein-Tinz der Wahlvorjieher Herr v. ODbermann den 
Vertrauensmann der jozialdemofratiichen Partei Auguft 
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Hübner aus Breslau aus dem Wahllofale und vom Hofe 
verwiejen habe. Weiter wird in dem Proteft behauptet: 
Einer der Herren Beifiper hat dem Wähler Jacob | 
Johemik aus Tinz den Stimmzettel abgenommen und 
zerriffen, dafür hat der — — einen anderen 
Stimmzettel in die Urne geſte 
Der Wähler Joſef Graf aus Kl. Tinz gab ſeinen 
Stimmzettel ab, der Wahl-Vorſteher zeichnete denſelben 
mit einem Kreuz und legte denjelben neben die Ume | 
Die Kommilfion beſchloß Erhebungen durch uneidliche | 
Bernehmung des geſammten Wahlvorjtandes und eidlidhe 
Bernehmung der Zeugen darüber, ob die Nusweilung des | 
Hübner ftattgefunden hat, und wenn ja, warum? Und 
—— die behaupteten Unregelmäßigkeilen beim MWahl- 
geihäft. 
Die vernommenen Zeugen fagten aus wie folgt: 
a) Der Wahlvorjteher Rittergutsbefiger Karl v. Ober: 


| 
| 


mann aus Klein-Tinz, unvereidigt: 

„Ih war bei der letzten Reichstagswahl Wahl- 
vorfteher, das Wahllofal befand fidh in meinem Wohn 
hauſe auf dem Gutsgehöft. Bor Eröffnung der Wahl 
meldete ſich bei mir ein mir unbelannter Mann mit der 
Forderung, ihn als Zuhörer zu dem Wahlakt zuzulajjen. 
Auf meine frage wo er ber jei, erwiderte er, foviel ich 
mich erinnere, aus Breslau. Ich eröffnete ihm hierauf, 
daß, da er nicht aus dem Wahlbezirk fei, ich ihn in das 
Wahllokal nicht zulaffen könne. Re war nämlich) und 
bin auch Heut noch der Anficht, daß die unbeichränfte 
Zulaffung von Zuhörern weder geſetzlich begründet noch 
namentlich bei den Näumlichkeitsverhältnifien auf dem 
Larıde, durchführbar ift. Ich eröffnete dem Manne ferner, 
daß er aud auf meinem Gehöft nichts zu ſuchen hätte, 
worauf er ſich auf die Dorfſtraße begab. 

Bei der Länge der Sin find mir die einzelnen Vor— 
gänge bei dem Wahlgeichäft nicht mehr erinnerlid, ins— 

ejondere erinnere ich mich nicht, daß einer der Beifiger 

dem Wähler Jakob Johemif aus Tinz den Stimmzettel 
abgenommen und zerrijjen und daß ih dafür einen 
anderen Stimmzettel in die Urne geftedt hätte; ich muß 
legteres aber entſchieden beftreiten, da dies ganz meinen 
—— widerſprochen hätte. Ebenſo a ich be= 
jireiten, daß ich den Stimmzettel des Wählers Joſef Graf 
mit einem Kreuz bezeichnet und neben die Urne gelegt 
hätte. Ach kann mich auf einen derartigen Borgang ab- 
folut nicht erinnern.” 

b) Die übrigen fünf Mitglieder des Wahlvorſtandes 
gaben, uneidlich vernommen, übereinftimmend zu Protokoll, 
daß fie fich bei der Länge der Zeit natürlich nicht mehr 
jedes einzelnen Vorgangs bei der Wahlhandlung erinnern 
tönnen, daß fie es aber für unmöglich halten, daß derartige 
Unregelmäßigkeiten vorgefommen fein follten, wie fie im 
Protejte geihhildert find. Es ift feinem der Vernommenen 
erinnerlid und fie beftreiten es deshalb, daß einer ber 
Beifiger dem Wähler Johemil den Stimmzettel abges 
nommen und zerriffen und der Wahlvorfteher einen anderen 
Zettel bafür in die Urne gejtedt habe. 

Die Beifiger bejtreiten aud, dab der Wahlvorfteher 
den Stimmzettel des Johann, nicht Joſef, Graf mit einem 
Kreuz gezeichnet und neben bie Urne gelegt habe. 

i e) Der Nentmeifter Wladislaus Markwitz, unbe 
eidigt: 

„Ih gehörte bei der legten Reichstagswahl dem 
Wahlvorftande in KL Tinz als Protofollführer an. Mir 
ift nicht erinnerlich, daß dabei Unregelmäßigleiten vor— 
gekommen wären.” 

Es wurde demielben die Ausſage des Zeugen Johann 
—* fol. 15 der gerichtlichen Alten vorgeleſen, worauf er 

ärte: 


Ich kann mich auf einen derartigen Vorfall nicht 
mehr befinnen, und muß bejtreiten, daß ſich die Sache 
fo zugetragen hat, wie jie von Graf geichildert worden 
üt, da ich font wohl jedenfalls mich des Borganges, 
bei dem ich ſelbſt thätig geweien jein foll, erinnern 
würde. Ich Habe mid vor der Wahl als in Aussicht 
genonmener berg m genau über die Bejtimmungen 
des Wahlvorſtandes informirt und würde jicher nichts 
gethan haben, was dieſen Bejtimmungen wideripreche.” 

d) Der Futtermann Johemitk eidlid: 

„Mir wurde am Tage der Wahl von einem mir 
fremden Manne, welchem ich auf feine frage nad; meinem 
Stimmzettel fagte, ich hätte noch feinen, ein Stimmzettel 
auf den Former Oskar Schüg lautend eingehändigt. 
Bald darauf traf ih den Anfpektor des Dominiums 
Kl. Tinz, Herrn Scholz. Derfelbe fragte mich, ob ich 
ihon gewählt hätte. ch erflärte, ich wolle gerade zur 
Wahl gehen. Er ließ ſich meinen Zettel zeigen und 
äußerte, nachdem er denjelben gelefen, wenn ich den Schüß 
wählen wolle, jolle ich mir aud von ihm Brot geben 
laſſen. Er jtedte ſich darauf den * ein und gab mir 
einen anderen bereits zuſammengefalteten Zettel, welchen 
ih im Wahllofal abgeben ſollte. Ich that dies auch, 
ohne gelejen zu Haben, welder Name auf dem Zettel 
ftand. Ich Habe nicht gefehen, daß Herr Scholz meinen 
erjten Zettel zerrifjen hat und weiß nicht, ob er Bei— 
figer war.” 

e) Der Zeuge Johann Graf, eidlich: 

„Als ich bei der legten NReichstagsitihmwahl in SU. 
Tinz meinen Stimmzettel abgab, jah fi ihn der Wahl: 
vorfteher, Herr v. Obermann in Tinz, fehr genau an 
und ein Beiſiher, Herr Rittmeifter Merkwitz, meinte darauf: 
„Der Graf ift ja bei der erjten Baht nicht geweſen, 
nun darf er doch aud bei der zweiten feine Stimme 
nicht abgeben, da müffen wir einen Vopel dazu machen.“ 
Er bemerkte darauf eiwas in der Lijte und mein Zettel 
wurde auf den Tiſch gelegt. Ich Habe nicht gejchen, 
ob derſelbe fpäter noch in die Urne geftedt worden ift, 
da ih bald das Wahllofal auf die Bemerkung des 
Markwig, es ift gut, Sie können gehen, verlieh.“ 

Der im Proteft angegebene Zeuge Karl Rudolf aus 
Klein-Tinz fonnte nicht vernommen werden, da er inzwiſchen 
verftorben ift. 

Die Kommiffion erachtet auch in dieſem Falle die 
Ausweifung des fozialdemofratifcen Vertrauensmannes für 
zu Unredjt erfolgt. Die im Proteft weiter behaupteten Uns 
regelmäßigfeiten bei der Wahlhandlung fanden dagegen 
durch die gepflogenen Erhebungen feine Beftätigung. 


Zu 5 und 6. 

In den beiden Proteftpunkten wird Stimmenfauf be= 
hauptet. Es fol darnach der Gutsbefiger Winkler in 
Oldern feinen Arbeitern 15 Pig. in den Stimmzettel des 
Kandidaten Graf Limburg-Stirum gepadt haben, mit der 
Weiſung denfelben zu wählen. — Bei näherer Befihtigung 
- Stimmzetteld erjieht man deutlich die Eindrüde der 

ünzen. — 

Weiter giebt der Protejt an: 

Gutsbefier Hermening in Zimpel Hat jedem feiner 
Arbeiter, welche dem Grafen Limburg-Stirum die Stimme 
geben, 50 Pig. Lohnzulage verſprochen. — 
Zur Begründung der Ziffer 5 ift dem Proteft ein auf 
v. Yimburg-Stirum lautender Stimmzettel beigefügt, 
welcher innen und außen Nänder aufweilt, weldye von 
Münzen herrühren können, welde nad der Protejibe: 
hauptung in die einzelnen Stimmzettel gepadt worden 
fein jollen. 

Die Kommiffion beidjloß deshalb Erhebungen und zwar 


1176 Reeichstag. Altenſtück Nr. 170. (Bericht der Wahlprilfungs-Rommiffion.) 


a) durch Einforderung der im Wahlbezirk Oldern abs 

gegebenen Stimmzettel; 

b) durch eibliche Vernehmung ber zu Ziffer 5 und 6 

benannten Zeugen, und 

e) durch uneidliche Vernehmung ber Gutsbefier 

Winkler und Harmening. 

Die Erhebungen haben folgendes Ergebniß gehabt: 
Die vom Wahlbezirt Dldern eingeforberten Stimmzettel 
liegen den Alten nicht bei, wohl aber findet fich bei ben- 
jelben ein Schreiben des Wahlvorſtehers Gutspächter 
Winkler aus Gr. Diden. In dem Schreiben wird mitge: 
teilt, daß „die Wahlzettel von der am 24. Juni 1893 
ftattgefundenen Reihstagswahl verlegt wurden und 
nit aufgefunden werben konnten.” 

Der Zeuge Fabrikarbeiter Dreſcher, eidlich: 

„Ich war zur Zeit der Reichstagsſtichwahl zuſammen 
mit einem gemwijlen Karl Koch bei dem Gutsbejiger Winkler 
in Oldern als Arbeiter beihäftigt. Unfer Herr gab uns 
Stimmzettel auf den Grafen zu Limburg-Stirum lautend 
mit der Weifung, Diefelben im Wahllofale abzugeben. 
Geld war in bemfelben nicht eingepadt. Schon vorher 
hatten wir von einem Manne aus Kl. Dldern Stimm: 
zettel der fozialdemofratiihen Partei erhalten. Als wir 
von Ausübung unferes Wahlrechtes zurüdtamen, ließ 
fih der Sohn des Herrn Winkler die auf den Former 
Schüß lautenden Stimmzettel von uns herausgeben und 
ſchenkte jedem 15 Pf. mit den Worten: „So iſt e8 gut, 
denkt doch wenn Ihr den wähltet, dann Zönntet Ihr 
auch in die Stadt gehen und Eud von ihm Arbeit 
geben laſſen.“ 

Der Zeuge Stellmadhermeifter W. Nüp, eidlich: 

„SH Hatte zur Zeit der Neichstagswahlen im 
Sabre 1893 in DOldern einen Kaufmannsladen, und 
auf dieſe Weife oft Gelegenheit mit den Gutsarbeitern 
zufammen zu kommen. 

Nach der Wahl hat mir der Arbeiter Gottlieb Drefcher, 
ber etwa 60 Jahre alt ift, erzählt, der Sohn des Guts— 
befigers Winkler, Vornamens Arthur, habe ihm und 
anderen Arbeitern die Stimmzettel, mit denen fie urfprüng 
lid hatten zur Wahl gehen wollen, abgenommen we 4 
nachdem er fie angejehen, weggeworfen. Er habe ihnen 
andere, auf den Namen des Grafen Limburg-Stirum 
lautende Wahlgettel und jeden einzelnen ber Arbeiter 
außerdem 15 Pfennig eingehändigt, mit dem Bemerken, 
fie follten den Grafen Limburg-Stirum ie Fa fonit 
würden fie fofort entlaffen. Diefe Angaben Dreſcher's find 
mir demnächſt auch von dem Wrbeiter Koch, damals in 
Dldern wohnhaft — Borname ift mir unbelannt — 
beftätigt worden. 

Daß bie 15 Pfennig in die Stimmzettel eingewidelt 
geweſen jeien, hat mir Drejcher nicht erzählt. Er theilte 
mir vielmehr mit, die 15 Pfennig hätte der junge Winkler 
immer aus feinem Portemonnaie herausgeholt.” 

Der Gutspächter Wahlvorfteher Winkler, uneidlich: 

„Ich bin Gutspächter, nicht Gutsbefiker in Groß- 
Dldern, einen Gutöbefiger meines Namens giebt e8 da= 
jelbjt nicht und ich Halte es für zweifellos, daß ich in 
dem mir mitgetheilten Wahlprotejt gemeint bin. 

Ich erkläre e8 entichieden für unwahr, daß ich meinen 
Arbeitern 15 Pfennig in den Stimmzettel des Kandidaten 
Graf Limburg-Stirum geftedt hätte mit der Weifung, 
benjelben zu wählen. Ich * weder in dieſer noch in 
irgend einer anderen Weiſe meinen Arbeitern etwas 
gegeben oder verſprochen mit der Weiſung, daß ſie dafür 
den Grafen Limburg-Stirum wählen ſollten. Auch mein 
Sohn ſtellt in Abrede, den Arbeitern mit Beziehung auf 
die Ausubung ihres Wahlrechts etwas gegeben zu haben.” 


Die Ausfagen der Zeugen Rother und Mirke über 
die Vorgänge in Bimpel (Ziffer 6) find für die Sache 
ohne Belang. Rother fonnte nicht vereibigt werden, weil 
berjelbe geiflesichwach ft und vom Wefen und ber Be 
beutung des Eides feine genügende Borftellung Hatte. 

Der Zeuge Gaſtwirth Mirke, vereidigt, jagt aus, daß 
ihm nicht das Geringfte von ben im Protejte behaupteten 

orgängen befannt jei. 

Der Gutsbefiper Harmening, unbeeibigt: 

„Ich muß entichieden in Abrede ftellen, jedem 
meiner Arbeiter, welde dem Grafen Limburg-Stirum 
die Stimme geben mwürben, 50 Pf. and ver⸗ 
ſprochen zu haben. Die Sache verhielt ſich vielmehr jo: 

Mein Schaffer, Gottlieb Rachner erzählte mir am 
Wahltage, daß die von mir bejchäftigten Lohngärtner 
nicht Luft Hätten, in das ca. 4 Kilometer entfernte 
Wahllofal zu Wilhelmsruh zu gehen, weil fie ihre Arbeit 
verfäumen müßten und dadurch in ihrem Tages-Ein- 
fommen geſchädigt werben würden. Ich Habe Hierauf 
ben p. Rachner beauftragt, den betreffenden Lohngärtnern 
mitzutheilen, „daß fie zur Wahl nach Wilhelmsruh gehen 
möchten, fie würden trogdem den vollen Tagelohn aus: 
gezahlt erhalten. Schaffner Rachner wird dies bezeugen 
fönnen. Weiteres habe ich nicht anzuführen“. 

Die Kommiffion war einftimmig der Anficht, dab die 
Protejtbehauptungen nicht erwiefen find und damit dieſer 
Punkt erledigt ift. 


Bu 9a. 

Im Proteft wird angegeben: „Wahlvorfteher Lewald 
in Radwanitz gab feinen 4 Miethsgärtnen a 10 Pig. 
und einen Stimmzettel des Kandidaten Graf Limburg: 
Stirum mit dem Bemerken, nur diefen zu wählen”. 

Die Kommilfion beſchloß hier Beweiserhebung, weil 
Stimmenfauf behauptet wird. Es follen die im Proteft 
genannten Zeugen eidlih und der Wahlvorfteher Lewald 
uneibli vernommen werben. 

Die vernommenen Zeugen befundeten wie folgt: 

Der Miethsgärtner Karl Gräbner, eidlid: 

„Mein — ber Butsbejiger Lewald in Säge 
wiß, hat mir bei der legten Reichstagswahl, ob Haupls 
wahl ober Stihwahl weiß id) nicht mehr, zwar einen 
Stimmzettel auf den Namen des Grafen zu Limburg: 
Stirum lautend übergeben und hat auch über die Wahl 
mit mir gefprocdhen, mir aber nicht gejagt, ich folle den 
Grafen Limburg Stirum wählen, überhaupt hat er mid 
in feiner Weiſe zu beeinfluffen geſucht, am allerwenigjten 
indem er mir 10 Pf. dafür gab oder verſprach, wenn 
ih dem Grafen Limburg-Stirum meine Stimme gäbe. 
Auch ift mir nichts davon befannt, daß er meinen Mit 
arbeitern 10 Pf. gegeben hätte mit bem Bemerken, fie 
follten nur ben oralen Limburg-Stirum wählen.“ 

Der Miethsgärtner Scheundel, eidlich: 

„Belegentlih ber legten Reichſstagswahl Holte ber 
Inſpektor des Gutsbeſitzers Lewald in Sägemwiß, ben 
Namen vermag ich nicht mehr anzugeben, mid) und 5 
andere Arbeiter vom Felde mit einem Wagen, damit wir 
in Sägewitz unfer Wahlredht ausübten. Er gab jedem 
einen Stimmzettel, id) babe den Meinigen abgegeben, 
ohne zu lejen, was auf bemfelben ftand. Auf meine 
Bemerkung, wer uns denn den Beitverluft vergüte — wir 
waren in Alforbarbeit — meinte der Infpeltor, er werde 
mit dem Herm ſprechen. Ich Habe thatjächlich nichts 
für dieſe Zeit befommen, ich habe eher zu wenig als zu 
viel ausgezahlt erhalten. Herr Lewald ſelbſt Hat mit 
mir über diefe Wahl überhaupt nicht geſprochen, mir 
auch weder einen Stimmzettel, noch 10 Pf. gegeben”. 
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Der Miethögärtner Ernft Jaroſch, eidlich: 

„Am Tage der legten Reichstags-Hauptwahl, vor 
etwa 2 Jahren, arbeitete ih auf dem Dominium Säge 
wi mit mehreren anderen Arbeitern im Aftord. Wir 
machten gerade Heu, als der Wirthſchafts-Inſpektor 
Einer Hinzufam und uns aufforderte, zur Wahl zu 
geben. Wir mweigerten uns, um nicht Zeit zu verlieren, 

ichner aber erflärte, er wolle mit dem Herrn (Guts— 
bejiger Lewald in Sägewitz) jpredhen, derjelbe werde uns 
wohl dafür etwas gut thun. au mei an jenem Tage 
nichts erhalten. Ob bei ber Abrechnung uns der Zeit- 
verluft vergütet worben ift, vermag ich nicht mehr anzu= 
geben. Eichner gab mir einen Stimmzettel, berjelbe 
war ſchon zufammengefaltet, ich habe ihn nicht gelejen.“ 

Der im Protejt benannte Zeuge Wolf konnte nicht 

vernommen werben, da er mittlerweile verftorben war. 


Der Gutsverwalter Qewald, uneidlid: 

„Ich war bei der letzten Reichstagswahl Wahlvor- 
fteher des Wahlbezirts Radwanitz. Es ift unmahr, daß 
ih an meine Miethgärtner 10 Pf. und einen Stimm 
zettel des Kandidaten Graf Limburg-Stirum mit dem 
Bemerfen gegeben hätte, nur Diejen zu wählen. Der 
Sadjverhalt ift vielmehr folgender: 

Meine Miethsgärtner waren am Wahltage gegen 
Atordlogn beim Wiefenhauen beſchäftigt und worin 
nicht zur Wahl kommen, um fich nicht die Zeit zu ver- 
laufen und den Berdienft zu jchmälern. Ich eröffnete 
ihnen darauf, ob perfönlich oder durch meinen Infpeltor 
weiß ich nicht mehr, daß fie für den Zeitverluft ent- 
ihädigt werben ſolllen. So viel mir erinnerlich, ift 
ihnen dann bei der regelmäßigen Lohnzahlung auch eine 
entiprechende Entichädigung, es können 10 Pf. geweſen 
fein, gezahlt worden.” 

Auch diefer Punkt wurde einftimmig für unermwiejen 
und damit für erledigt erachtet. 
Zu 11. 
Hier behauptet der Proteft: „Wahlvorfteher: Wirth: 
ihafts-Infpeltor Helbig hat nad —535* unterzeichneter 
eugen bereits um 39 Uhr Vormittags den Wahlakt 
egonnen, denn um dieſe Zeit fanden unterzeichnete Zeugen 
bereits Stimmzettel in der Urne, ebenſo Hal fi) der Wahl: 
vorjteher dadurch ſchuldig gemacht, daß felbiger bereits 
um 3 Uhr Nachmittags den Wahlakt ſchloß. 
Zeugen: Schmiedemeifter Schäfer, Spezereihändler 
Pohl aus Lohe, Wilhelm Koh aus Breslau." 
DieKommifjion befchloß zur Aufllärung darüber, ob wirt 
lich der behauptete Verftoß gegen die Beftimmung des $. 9 
Abſatz 2 des MWahlreglements ftattgefunden hat, eibliche 
Vernehmung des benannten Zeugen und uneiblidhe bes 
Rahlvorftandes. 
Die Erhebungen brachten folgendes Ergebniß: 
Der Schmiedemeifter Schäfer aus Lohe, eidlid: 

„Ich war bei der leten Neihstagswahl im Bezirk 
Lohe Beifiger und glaube mich mit Beftimmtheit zu er» 
innern, dab der Wahlvorfteher Wirthſchafts-Inſpeltor 
Hellmig den Wahlatt pünktlich um 9 Uhr Bormittags 
begonnen hat. 

Sedenfalls eröffnete er die Mahl erft, nachdem fich 
der BWahlvorjtand konftituirt hatte und dies kann erft 
gegen 9 Uhr geichehen jein, da ich ficher meine Arbeit 
nit grundlos *;, Stunden früher verlafien hätte. 
Stimmzettel befanden ſich, als ich Hinzufam, noch nicht 
in der Urne. 

Ebenfo ift es ausgeſchloſſen, daß Hellwig, welcher 
in dieſer Hinficht ſehr gewiflenhaft war, ben Wahlakt 
bereits um 3 Uhr Nachmitiags geſchloſſen Haben jollte. 

Altenftüde zu den Verhandlungen des Neichstages 1895/96, 
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Ih erinnere mich eines Falles, ob es bei ber Iepten 
Reichstagswahl geweſen tft, weiß ich nicht, daß Hellwig 
nad) der Uhr jah, und erflärte: „Es fehlen noch fünf 
Minuten, wir müffen nody warten, e8 fann ja nod) 
Semand kommen.“ 

Us Ergänzung zu dieſer unterm 27. uni 1895 vor 
dem Königlichen Amtsgericht in Breslau erfolgten eidlichen 
Ausjage befindet fi von dem Zeugen Schäfer, ein vom 
30. Juni 1895 batirtes Schreiben: „An das Königliche 
Landgericht zu Breslau“ bei den Alten, in dem Schäfer 
feine erjte Ausſage in dem wejentlichften Punkte berichtigt 
und das folgenden Wortlaut hat: 

Betreffend den Proteſt der Wahl des Reichstags- 
abgeorbneien Grafen zu Limburg-Stirum. 

War ih am 27. Juli 1895 von Königlichen Land- 
gericht Zimmer Nr. 34 vor den Königlichen Gerichts: 
Aſſeſſor Herrn Fiſcher, als Zeuge geladen, thue Hiermit 
meine an gedadhtem Tage gemachten Ausfagen dahin 
ergänzen, daß die engere Wahl unter Vorfig des Herrn 
Inſpeltor Helbig 10 Uhr Morgens den 24. Juni bes 
gonnen und 6 Uhr Abends beendet wurde. 

Abweihungen von diefer Zeit find nicht vorge: 
fonmen. 

Lohe, den 30. Juni 1895. 


Auguft Schäfer, 
Schmiedemeifter und Gemeinde-Vorftand. 


Der Zeuge Wilhelm Koh aus Breslau konnte 
nicht vernommen werben, da deſſen Aufenthalt nicht zu er- 
mitteln war. 

Bon den Mitgliedern des Wahlvorftandes mit Ein- 
ſchluß des Wahlvorftehers Wirthſchaftsinſpektors Helbig 
und des bereits erwähnten Schäfer befindet ſich nach— 
ftehende, uneidlich abgegebene Erklärung bei den Alten: 

„Bir können ſämmtlich beftätigen, daß die Stihwahl 
bei der legten Neichstagswahl in Lohe, bei weldyer wir 
den Wahlvorjtand gebildet haben, pünttlih um 10 Uhr 
Vormittags begonnen und bis um 6 Uhr Abends fortgejegt 
worben il. Bor dem Schluß jah Herr Wahlvoriteher 
Helbig noch nad) der Uhr und jagte, es ift 6 Uhr, wir 
fönnen aber noch ein paar Minuten warten. Die Wahl- 
urne wurde erft nady Bildung des Wahlvorftandes auf 
den Tiſch gejeht, e$ wurde der Dedel abgenommen und 
wir überzeugten uns, daß feine Stimmzettel in der Wahl 
ume enthalten waren. 

Wir müfen die Behauptung, dab der Wahlakt 
bereits um 1/9 Uhr Vormittags begonnen und ſich zu 
diefer Zeit bereits Stimmzettel in der Wahlurne be- 
funden hätten, ſowie, daß der Wahlvorfteher Helbig die 
Wahl bereits um 3 Uhr Nachmittags gejchloffen, als 
eine Verleumdung bezeichnen und beantragen Die Be 
ftrafung derjenigen Perſon, melde dieſelbe aufge 
bradt hat.“ 

Anton Helbig. Karl Glied. Gottfried Schmibt. 
Karl Fiebig. Wilhelm Rafer. Auguft Schäfer. 


Die Kommiffion erachtete die Angelegenheit als nicht 
genügend aufgeflärt, da fi die eidlichen Ausſagen bes 
Schäfer direlt widerjprehen. Da es aber für das Wahl 
ergebniß ohne Belang ift, ob, wie Schäfer urſprünglich 
angab, die Rahlhandlung wirklich ſchon früher begann, 
wie dies im Wahlreglement vorgeſchrieben tft, für die 
weitere Behauptung des Proteftes aber, daß der Wahlakt 
ihon um 3 Uhr geichloffen worden ſei, nad) feiner Richtung 
ein Beweis beigebracht worden ift, jo wurde dieſer Punkt, 
wenn auch nicht für vollftändig aufgellärt, jo doch für 
unerheblid erflärt. 
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Bu 13. 
Der Proteſt giebt an: 


Der —— Büttner in Pirſchen ließ 
durch den Nachtwächter die Stimmzettel Haus für Haus 
in feinem Auftrage abholen, dies follte auf Befehl des 
Herrn Landraths gejchehen. Bei der Wahl felbjt wurde 
das geheime Wahlredht dadurch Hintergangen, daß ber 
Wahlvorfteher Pfarrer Ludwig, bei Wählern, welche 
für den Arbeiterfandidaten die Stimme geben könnten, 
die abgegebenen Stimmzettel ein Drittel Mal gebrochen 
wurden. Wie ftreng Diele Kontrolle geübt wurde, geht 
daraus hervor, due drei Dominialarbeiter, welche den 
Namen des fonfervativen Kandidaten durdftrichen hatten, 
und unter denjelben den Namen des Nrbeiterfandidaten 
geichrieben Hatten, herausgefunden wurden, denn bie 
Folge war, daß diejelben von dem darauf folgenden 
Freibier ausgefchloffen wurden. Einer von den Ar- 
beitern wurde fofort entlaffen, den beiden anderen an 
gedroht, bei einer ſich bietenden Gelegenheit fofort ent 
lafjen zu werden. — Diefe Mafregel bewog den einen, 
fein 2eben durch Erhängen zu beſchließen, wurbe jedoch 
an der That verhindert. — Sämmtliche brei Arbeiter 
find Familienväter. 


Beuge: Guftan Heder, Pirichen. 

Die Kommiffion nahm an, obwohl dies im Proteft 
nicht ausdrücklich geſagt ift, daß es fih um Stimmzettel 
für Dsfar Schü handle, welde von dem Nachtwächter 
eingefammelt wurden. Es murbe, ba eine folde Eins 
fammlung unzuläffig wäre, die uneidliche Vernehmung 
bes Gemeindevorftehers und des Nachtwächters beichlojien. 


Weiter beſchloß die Kommiffion die eidlidhe Ver— 
nehmung des im Proteft genannten Zeugen und die uns 
eidlihde Vernehmung des Wahlvorjtandes Pfarrer 
Ludwig. 

Die Vernehmungen haben folgendes Refultat gehabt. 

Der Zeuge Guſtav Heder, vereidigt: 

„Bor ber letzten Reichstagsmwahl in Pirihen waren 
von Haus zu Haus Wahlzettel mit bem Namen 
des freifinnigen Kandidaten Schmieder und folde mit 
dem Namen bes jozialdemofratiihen Wahlfandidaten 
vertheilt worden. Am folgenden Tage ſchon kam der 
Nachtwächter und Gemeindediener Volkmann zu mir mit 
dem Bemerken, er ſei vom Ortsvorfteher geihicdt, um 
die Zettel, die für den Freiſinnigen und für den ſozial— 
demofratiichen Kandidaten vertheilt waren, abzuholen. 
Sch wies ihm ab, dagegen jah ich, bak bei meinem 
Nachbar Häusler Schwarzer die Ehefrau deſſelben dem 
Verlangen des Volkmann nachtam. Erſt jpäter wurden 
die fonjervativen Wahlzettel vertheilt. 

Als ich zum Wählen in dem Wahlraum war, be- 
merkte ich, dab ber Wahlvorfieher Ludwig, von den 
vier Wahlzetteln, die in meiner Gegenwart abgegeben 
wurden und bie jämmtlich gleihmäßig zweimal gebrochen 
waren, ben einen Seitel jo in die Hand nahm, dab er 
ihn zwilchen dem Daumen einerjeits und dem Mittel- 
und Zeigefinger andererjeitS hielt, und er brüdte mit 
dem Daumen fo in dieſen Zettel, daß derſelbe einen 
neuen Bruch befam. Dieſen Zettel ließ er dicht am 
Rande der als Wahlurne dienenden Suppenterrine in 
diejelbe hinabgleiten; derfelbe war abgegeben von dem 
Stellenbejiger Gottlieb Schmidt. Die andern drei Zettel, 
nämlich von mir und von dem Häusler Ernft Schwarzer 
und Partikulier Gottlieb Käthner brad der Vorfteher 
nicht und er ließ dieſe Zettel in die Mitte der Terrine 
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Leonhard und dem ebengedachten Käthner gehört habe, 
daß Wahlvorfieher auch noch andere Zettel in der 
beichriebenen Weife gebrodhen habe und zwar gerade von 
folhen Wählern, von denen es zweifelhaft war, ob jie 
fonjervativ wählen würden, ſchloß auch ich, daß ber von 
mir beobachtete Vorgang denjelben Zweck Haben follte; 
umal bie betreffende Handhabung nur eine abfichtliche 
bein fonnte, Ich hielt allerdings den Schmidt nicht da- 
für verdächtig, daß er nicht fonfervativ wählen könnle. 
Nah der Wahl fol in Stufa Freibier gegeben worden 
fein, ih bin nicht dabei zugegen geweſen. Es wurde 
mir von ben Betheiligten, jo von dem Dienſtknecht Reichel 
in Pirfchen erzählt, daß ſolche, die jozialiftiih gewählt 
—* fein Freibier bekommen hätten, auch erfuhr ich, 
aß Einem, der jozialiftifh gewählt hatte, die Entlaſſung 
aus dem Dienfte im Dominium angebroht wurde und 
daß berjelbe daraufhin Selbftmord durch Erhängen ver: 
—* habe; von wem ich dies erfuhr, weiß ich nicht 
mehr.“ 

Der Gemeindevorſteher Gutsbeſitzer Jul. Büttner, 


uneidlich: 


„Kurz vor ber Hauptwahl 1893 — näher kann id 
den Zeitpunkt nicht angeben — erhielt id durd den 
auftändigen Gendbarmen Preller Kenntniß von der erfolgten 
Beihhlagnahme eines jozialdemokratifchen Aufrufs und 
die Aufforderung, für die Befeitigung diefer Aufrufe Sorge 
zu tragen. Diejer Aufforderung leiftete ich dergeftalt 
gel e, daß ich den Gemeindediener Volkmann mit der 

inammlung der polizeilih beſchlagnahmten Aufrufe 
beauftragte. Letzterer hat den Auftrag auch pflichte 
mäßig ausgeführt. Vielfach find ihm allerdings aud 
Wahlzettel, in den Aufrufen verpadt, mit übergeben 
worden, indefjen habe ich ihm zur Einforderung von 
BWahlzetteln feinen Auftrag ertheilt. Ich glaube auch 
nicht, daß er Wahlzettel gefordert hat, es liegt meines 
Erachtens Iediglih ein Mißverſtändniß vor, da er für 
Bahlaufrufe den Ausdrud Papiere gebraucht hat.” 

Der Nachtwächter Aug. Volkmann, uneidlid: 

„Bor der Reihstagswahl im Jahre 1893 — id 
fan nicht mehr angeben, ob es vor ber Hauptwahl 
ober zwijchen der Hauptwahl und ber — geweſen 
iſt, jedoch glaube ich, daß es vor ber Hauptwahl war, 
— hatte ich vom Gemeindevorfieher Büttner hierſeibſt den 
Auftrag erhalten, jozialdemokratiihe Wahlaufrufe, welde 
polizeilich mit Beichlag belegt worden waren, einzufammeln. 
Dielem Auftrag fam id) alsbald nach und forderte die 
Bahlaufrufe ein, welche mir auch von mehreren Frauen in 
der Gemeinde, deren Männer fi auf Arbeit befanden, wie 
von Frau Nitfche und Frau Schwarzer, in Folge deſſen 
anftandslos ausgehändigt wurden. Auf meine frage nad) 
dieſen Aufrufen, welche ich kurzweg als Bapiere bezeichnete, 
erhielt ih außerdem von einzelnen Perſonen aud Wahl: 
zettel ausgehändigt, indeſſen kann ich wegen der Länge 
ber — t mehr angeben, ob dies Wahlzettel ber 
fozialdemofratifchen, der beutjchireifinnigen oder ber 
fonjervativen Partei waren. 


Weiter kann ich zur Sache nichts angeben. 
Meine Ausjage bin ich zu beichwören bereit.“ 
Es find weiter no uneidlich vernommen worden 


der Schuhmachermeifter Leonhardt, der Nentier Gott: 
lieb Käthner und die rau Schwarzer, welche jämmtlic 
befunden, dab durch den Nachtwächter Vollmann, im 
Auftrage des Gemeindevorftandes der mehr oder minder 
geglüdte Verfuch gemacht wurde, die von der deutjch-freis 
finnigen und der fozialbemofratifchen Partei verbreiteten 


hineinfallen. Da id von dem Schuhmachermeifter Guftav | Wahlaufrufe und Stimmzettel einzufanmmeln. 





Die Kommiffion erflärte diefes amtliche Einziehen von 
Drudihriften, ſoweit dieje bereits in Privatbefik über- 
gegangen waren, für unzuläßlid, da nad dem Geſetze die 
Wegnahme von Schriften, welche der Konfisfation verfallen 
find, nur dort ftatthaft ift, wo ſolche Schriften zum Zwecke 
der Verbreitung jich befinden. 

Betrefis der im Protejte behaupteten Verlegung des 
Wahlgeheimniſſes dur den Wahlvorjtand Pfarrer Ludwig 
hat diefer, unvereidigt vernommen, ausgejagt wie folgt: 

„Die Behauptung, daß die Ba en derjenigen 
Wähler, welche vorausfihtlid für den Arbeiterfandidaten 
ſtimmen würden, bei der Wahl jelbft von mir ein drittes 
Mal gebrochen worden feien, muß ich mit aller Bejtimmtheit 
bejtreiten und als eine grobe Verdächtigung entiprechend 
zurüchweifen. Im Gegentheil find alle auf die Wahl 
bezüglihen Vorfchriften von mir auf das Peinlichſte be— 
obadıtet worden, Ich kann mir nur denken, daß er 
gendes einer ſolchen unerhörten Anſchuldigung den Anhalt 
gegeben hat: Um die Wahlvorſchriften ſtreng zu erfüllen, 
gab ic) in einigen, vielleicht 1 bis 2 Fällen den Pettel 
an die Wähler zurüc, weil derſelbe nicht gefnifft war, 
ebenfalls in wenigen, auch vielleiht 1 bis 2 Fällen 
niffte ich den Zettel mit der Hand nach, weil ich fürdhtete, 
daß die Zettel ſich öffnen würden. 

Sämmtliche Mitgliever des Wahlvorftandes find in 
der Lage, dieſe meine Angaben zu beftätigen. Was bie 
angebliche Ausſchließung von Wählern bei dem auf die 
Wahl folgenden Freibier und die angeblihe Entlafjung 
von drei Dominialarbeitern anlangt, jo weiß ich darüber 
nichts aus eigener Wiſſenſchaft, ſondern mur aus Mit- 
theilungen Dritter. Hiernach hat der Wirthichaftsbeamte 
des Dominiums Pirſchen-Stuſa nad der Wahl den 
Arbeitern erflärt, daß alle, die gut gewählt hätten, Freibier 
befommen jollten. Dieſer Aufforderung leifteten ſämmtliche 
Arbeiter Folge bis auf 3 oder 4 umd lediglich beshalb 
fam der Wirthichaftsbeamte zu der Annahme, daß dieſe 
Arbeiter jozialdemokratiih gewählt haben mochten. Ob 
diefen Arbeitern ihr Dienftverhältnik gelündigt worden 
it und ob einer derjelben einen Selbſtmordverſuch be— 
gangen hat, ift mir unbelannt. Die Anhänger ber 
jozialdemokratifchen Parthei mögen geglaubt haben, daß 
der Wirthſchaftsbeamte von Pirjchen » Stuja, der dem 
Wahlvorſtande in Pirſchen angehört hatte, feine Kenntniß 
aus den bei Erfüllung jeiner Funktion als Wahlvorftandss 
mitglied gemachten Beobachtungen geihöpft hat, während 
er ſich nur an die Thatfadhe hielt, daß bie fraglichen 3 ober 
4 Arbeiter aus eigenem Antriebe bei dem Freibier fehlten.“ 

Die Kommiffion fand diefen Bunt für nicht genügend 
aufgetärt. Die Ausjage des Zeugen Heder jtügt ſich nur 
auf Vermuthungen; die Darftellung des Vorganges durch 
den Zeugen Ludwig giebt aber eine natürlidde Erklärung 
bafür, wie ber Irrthum bei Heder und feinen Gewährs— 
männern entjtehen konnte. 

Ohne jeden Belang erachtete die Kommilfion die Frage, 
ob Freibier gegeben worden iſt oder nicht. Auch Die 
Protejterheber behaupten nicht, daß das FFreibier ſchon vor 
der Wahl veriprodden und dadurch der Verſuch gemacht 
worden jei, auf die Entjcheidung der Wähler in unzuläß- 
licher Weiſe einzumirken. 

Dafür, daß drei Arbeitern gegenüber, welche vom Frei— 
bier ausgeichlofjen blieben, das Wahlgeheimniß verlegt worden 
ift, haben die Erhebungen feinen Beweis beigebradit. 


Die Kommiffion ftellt daher einftimmig den Antrag: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
1. ben Beſchluß des Reihstages vom 14. Mai 


1895 durch die ftattgehabten Erhebungen 
für erledigt zu eradten, 


__Reihötog. Aktenftüd Nr. 11175. _ 








2. ben Herrn Neihsfanzler zu erjuden, 
diefen PBeriht der Königlich Preußi— 
jhen Regierung zur Kenntnißnahme und 
weiteren Beranlafjung mitzutheilen. 


Berlin, den 19. Februar 1896, 

Die WahlprüfungssKommiifion. 
Spahn, V ber. U Berichterftatter. Dr. Bö 
ee dam —— an. 
v. rei v. HSollenffer. Dr. v. Marquard 
Dr. Bachnicte, Dr. —— v. Schöning. Singer. 

llſtein. 
Nr. 171/175. 
Ubänderunas-Anträae 
zur 


zweiten Berathung des Entwurfs eines Gefetes, 
betreffend Abänderung der Gewerbeordnung — 
Nr. 85 der Drudfachen —. 


Rr. 171. 
Schmieder. Der Reichstag wolle beſchließen: 
Artikel 11 des Entwurfs dahin abzuändern: 
Im 8.56 der Gewerbeordnung werden Ab— 
ja 3 und 4 gejtrichen. 
Schmieder. Ander. Bedh. Bohm. Bubdeberg. 
Gajjelmann. Fiſchbeck. Goellner. Dr. Hermes. 
Herzog. Kauffmann, nenn Lenzmann. 
Lüders. Dr. Müller (Sagan). undel. flüger 
(Baden). v. Reibnitz. Richter. Nitter re 
Schmidt (Elberfeld). Dr. Schneider. Traeger. Wei 


Nr. 172. 
Unterantrag zum Antrage des Abgeordneten Fuchs 
— Nr. 164 der Drudjaden —. 


Humann. Der Reichstag wolle beſchließen: 


zwifchen den Worten „verbleibt es“ und „bei“ eine 
zuſchalten: „bis zur Ausſcheidung des beziehungs- 
weile der jeitherigen Inhaber der Firma, fir den 
Umfang des zeitigen Gejchäftsbetriebes“. 





Nr. 173. 
Dr. Schaedler. Der Reichstag wolle beichließen: 
zu Artikel 3 der Regierungsvorlage in $. 33 der 
Gewerbeordnung: 
1. den Abſatz 1 in folgender Faſſung anzunehmen: 
Wer Gaftwirthihaft, Schankwirthichaft 
oder SKleinhandel mit Bier, Branntwein 
ober Spiritus betreiben will, bebarf dazu 
der Erlaubnif. 
2. in Abſatz 3 die lit. a dahin abzuändern: 
die Erlaubniß zum Ausſchänken von Brannt- 
wein oder zum Kleinhandel mit Bier, Brannts 
wein oder Spiritus allgemein, u. ſ. w, 
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Nr. 174, 
v. Holleuffer. Jacobökötter. Der Reichstag wolle 
beichließen: 
in Artikel 4 die Worte „der Kleinhandel mit Bier“ 
— und dem Artikel 4 folgenden Zuſatz zu 
geben: 

Der Kleinhandel mit Bier kann unterfagt 
werden, wenn ber Gewerbetreibende wiederholt 
wegen unbefugten Betriebes der Schantwirth- 
ſchaft beftraft ift. 


Nr. 175, 
Dr. v. Woldzlegier (Gilgenburg). Der Reichstag wolle 
beichlieken: 

Im Artikel 2 ($. 32) werben die Worte: „Diefelbe 
gilt nur für das bei Ertheilung der Erlaubnif 
bezeichnete Unternehmen. Zum Betriebe eines 
anderen oder eines wejentlid veränderten Unter 
nehmens bedarf es einer neuen Erlaubniß"” ge— 
ftrichen. 

Berlin, den 5. März 1896, 


Nr. 176/178. 
Ubänderunas:UInträge 
zur 


zweiten Berathung des Entwurfs eines Gejeßes, 
betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung 
— Nr. 85 der Drudjachen —. 


Nr. 176, 
Gröber (Württemberg). v. Holleuffer. Dr. Sitze 
Jaeobskötter. Der Reichstag wolle beichließen: 
den Artilel 8 dahin zu ändern: 
Der $. 44 Abſatz 3 wird dur folgende Ber 
ftimmungen erjept: 

Das Aufkaufen darf ferner nur bei Kaufleuten 
oder foldhen Perſonen, weldye die Waaren pro— 
duziren, oder in offenen Verkaufsſtellen erfolgen. 
Ingleichen darf der Aufjucher von Beitellungen 
auf Waaren, mit Ausnahme von Druck— 
ihriften, anderen Schriften und Bild: 
werfen und, jomeit nicht der Bundesrath noch 
für andere MWaaren oder Gegenden oder 
Bruppenvon Gewerbetreibenden Ausnahmen 
zuläßt, nur bei folden Perjonen eeideden, in 
deren Gewerbebetriebe Waaren der angebotenen 
Art Verwendung finden, 

Auf das Aufluchen von Beitellungen auf Drud- 
jchriften, andere Schriften und Bildwerfe finden 
die Vorschriften des $. 56 Abſatz 3 entipredhende 
Anwendung. 


Nr. 177. 
Dr. Hitze. Der Neichstag wolle beichliegen: 

in Artikel 11 sub Ziffer 12 die Worte: 

„bie Zahl der Lieferungen des Werkes und deſſen 

Gejammtpreis“ 
zu erſetzen durch die Worte: 
„der Geſammtpreis“. 
Berlin, den 6. März 1896. 





Reichstag. Altenſtücke Nr. 176178, 179/180. 


Ar. 178. 


Mündlicher Bericht 
der 


Bommiffion für die Petitionen. 





Berichterjtatter: Abgeordneter Jacobstötter. 
Antrag der Kommilfion: 
Der Reihstag wolle beichließen: 
die zu dem Entwurf eines Geſetzes, be- 
treffend bie Abänderung der Gewerbe: 
ordnung eingegangenen Betitionen durd 
die Beihlußfaffung über den Gejeßent- 
mwurf 
für erledigt zu erflären. 


Die Kommiffion für die Petitionen. 


Dr. Kruſe, Jacobskötter, 
Vorſitzender. Berichterſtatter. 


Nr. 179/180. 
Abänderunas-Anträae 


zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung 
— Nr. 85 der Drudjadden —. 


Nr. 179, 
Lenzmann. Der Reichstag wolle beſchließen: 
als Artikel 5a folgende Beftimmung aufzunehmen: 
a) zu 3. 42b der Gewerbeordnung einen fünften Abs 
* einzufügen: 

„Kinder unter 14 Jahren dürfen, auch wenn 
eine Beitimmung nad Abſatz 1 nicht getroffen 
ift, nicht auf Öffentlichen Wegen, Straßen, Plägen 
oder an öffentlidyen Orten oder * vorgängige 
Beitellung von Haus zu Haus feilbieten.“ 

b) in 8.148 zu 7d die Worte zuzufügen: 
„oder gegen bie Beitimmung bes $. 42 Abjap 5 
der Gewerbeordnung Kinder gewerblich ver: 


wendet.” - 
Nr. 180, 
Unter-Untrag 
zum 


Antrag Gröber (Württemberg) und Genofjen 
— Nr. 176 der Drudjahen —. 


Frigen (Düfjeldorf). Hamann. 
beichließen: 
in Zeile 7 des vorbezeichneten Antrages nad) den 
Worten: 
„mit Musnahme von Drudichriften, anderen 
Schriften und Bildwerken“ 
einzufchalten die Worte: 
„ , Gegenftänden der Leinen: und Wäſche— 
fabrifation“. 
Berlin, den 6. März 1896. 


Der Reichstag wolle 


Reichstag. Aktenftüc Nr. 181/184. 


Nr. 181/184.* 
Berichte 


der 


Bommiffion für die Petitionen, 





Nr. 181, 
weiter Bericht. 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Graf v. Bernftorff 
(Lauenburg). Journ. I. Nr. 11. 


Der am 1. Mai 1889 bei dem Königlichen Polizei 
räfidbium in Königsberg angeftellte Schumann Aug uft 
Iorin hatte in diefer Eigenſchaft am 13. Juli 1891 einen 

Arbeiter Wölk aus Moditten zu verhaften, und erhielt 
dabei mehrere Fußtritte gegen den Unterleib und außer 
einer Beihäbdigung des —— einen Bruchſchaden. In 
Folge dieſer Verletzung wurde Plorin dienſtunfähig und 
demgemäß gegen ſeinen Willen zum 1. November 1884 mit 
einem Ruhegehalt von 405 A. penſionirt. Die Beſchwerde 
biergegen wurde vom Königlich Preußiſchen Staats: 
minifterium unterm 25. — 1895 —— Petent 
betrat hierauf den Rechtsweg, der aber in allen Inſtanzen, 
zuletzt durch Beſchluß des Reichsgerichts vom 10. Juli 
1895, als unzuläſſig zurücgewieſen wurde. Plorin führt 
nun aus, daß ſehr viel auf das energiſche Einſchreiten der 
Schutzleute anfomme und daß dieſe ſchwerlich die Freudig— 
keit behalten würden, ohne Rückſicht auf etwaige Körper: 
verlegung ihre Dienftpfliht in vollem Umfange auszuüben, 
wenn fie dann nur nad) ihrem möglicherweije kurzen Dienft- 
alter Benfion erhielten. Nah den Rechtswohlthaten des 
Unfallfürforgegefeßes würde er zwei Drittel feines Gehalts 
als Penfion erhalten haben. 

Er bittet num, diefe Wohlthaten aud auf die Schuß- 
leute auszubehnen, und da er perjönlidh zum Büreaubdienft 
im Bolizeipräfibium brauchbar fei, bei dem Staatsminifterium 
feine Wiederanftellung zu befürworten, 

Was den letzten Punkt betrifft, jo war die Kommiſſion 
der Anficht, daß es ſich Iediglih um eine preußiiche 
Angelegenheit handelt, in welder der Reichstag nicht zus 
ftändig iſt. 

Ueber den erften Antrag äußerte ſich der als Vertreter 
ber verbündeten Regierungen anmejende Saiferliche Ge: 
heime Dber-Regierungsrath Herr Caspar wie folgt: 





* Snbaltsverzeihniß. 
Nr. 181. Zweiter Bericht, die ——— Geſetzes, 
betreffend die Fürſorge für Beamte ze. in 
Folge von Betriebsunfällen, auf die Schuß- 
leute — Berichterftatter: Abgeordneter Graf 
v. Bernitorff [Lauenburg] — (Heberweifung 
als Material). . . . . ee ı \ > 
= 182. Dritter Bericht, betreffend Erlaß eines Geſehes 
über Befämpfung ber Trunkſucht — Berichte 
eritatter: —— Wenzel — Meber—⸗ 
weiſung als Material). . 2 2 22.2. 
» 183. Bierter Bericht, betreffend den Befähigungsnad- 
weis für das Baugewerbe — Berichterſtatter: 
Abgeordneter Tuhauer — (Heberweifung als 
Material) . a en een a 
s 184. Mündlicher Bericht, betreffend bie Abänderung 
des Eervistarifs — Berichteritatter: Abge— 
orbneter Bauli . . » 2 2 20 . 
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Die befondere Unfallfürforge für preußiſche Beamte 
iſt nicht durch das Neichsgejek vom 15. März; 1886, 
betreffend die Fürforge für Beamte und Perſonen des 
Soldatenjtandes in Folge von Betriebsunfällen, geregelt, 
fondern vielmehr durch das preußiiche Geſetz, betrefiend 
die Fürſorge für Beamte in Folge von Betriebsunfällen, 
vom 18. Juni 1887 (Gejeg-Samml. S. 282). Danad) tritt 
die Unfallfürjorge für preußiihe Beamte in gleichem Um— 
fange, wie für Reichsbeamte ein, namentlich ift der 
Kreis der verjicherten Berjonen auf diejenigen Beamten 
beichräntt, welche in reichögejeglich der Unfallverfiherung 
unterliegenden Betrieben beihäftigt find. Obwohl bie 
Landesgejeggebung an fi in der Lage wäre, ben reis 
ber verjicherten Beamten weiter auszudehnen, find jonad) 
aud in Preußen die Beamten bisher nur, wenn fie in 
einem unfallverficherungspflichtigen Betriebe, d. 5. in 
einem Inbegriff fortbauernder wirthichaftlicher Thätig— 
feiten bejhäftigt werden, mit einer bejonberen Fürſorge 
verjehen; dagegen find die Schußleute gegen die Folgen 
* im Dienſte erlittenen Unfalls —2 nicht ver⸗ 
ichert. 

Die Erwägung, daß es der Billigkeit entſpricht, die 
Beamten, welche bei ber ſogenannten Regiminalverwal- 
tung, alfo 3. ®. bei ber Bewachung von Arreftanten, 
dem Transport von Gefangenen, dem Polizei- und 
Sicherheitsdienft, dem Grenzbewahungsdienft zc. in folge 
der dort nicht minder großen Gefahren einen Unfall im 
Dienfte erleiden, in gleicher Weije zu verjorgen, wie bie 
in Betriebsverwaltungen verunglüdenden, bat dazu ges 
führt, daß in den im Jumi 1894 veröffentlichten Entwurf 
eines Geſetzes, betreffend Erweiterung der Unfallverfiche- 
rung, folgende Beſtimmung aufgenommen ift: 

5 2. Den Betrieben werben im Sinne diefes 
Geſetzes gleichgeftellt der Reichs-, Staats und 
Kommunaldienft. 

Wenn dieje Beſtimmung Gejeg wird, jo hat fie zur 
Folge, daß aud die Polizeibeamten gegen die Folgen 
von Unfällen verfidhert find, und zwar nad) $. 12 des 
Neihsgefepes vom 15. März 1886 in Verbindung mit 
dem preußiſchen Geſetz vom 18. Juni 1887 nad den 
gleichen Vorſchriften, wie gegenwärtig die Beamten ber 
Betriebsverwaltungen. 

Mit Rückſicht auf diefe Erflärung beſchloß die Kom— 
mifjion, mittels jchriftlichen Berichts zu beantragen: 


Der Reichstag wolle beichließen: 
die Petition Il. Nr. 11 des penfionirten 
Schutzmanns Auguft Plorin zu Königs» 
berg i. Br. wegen Ausdehnung des Ge— 
feßes, betreffend die Fürjorge für Be— 
amte und Berjonen des Soldatenftandes 
in Folge von Betriebsunfällen, auf die 
Schußleute dem Herrn Reichskanzler als 
Material zu der bevorjtehenden Er— 
gänzung der Geſetzgebung zu überweifen. 


Nr. 182. 
Dritter Bericht. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Wenzel. 
— w — —— ——— 


Die Vorftandichaft des Deutſchen Vereins gegen Miß— 
brauch geiftiger Getränke hat ſich mit einer Velition an 


Journ. Il. Nr. 59. 
———. 
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„Der Reichstag wolle noch in diefer Seffion ein 
Geſetz gegen die Trunkſucht zur Verabſchiedung 
bringen, wenn e8 ihm vom Hohen Bunbess 
rathe vorgelegt wird, ober wenn biefe or: 
legung nicht erfolgen follte, den Bundesrath dazu 
auffordern.“ 

Genannter Verein hatte ähnliche Petitionen ſchon ſeit 
einer Reihe von Jahren an den Reichstag geichidt; über 
die legte vorausgehende Petition war in der Petitions- 
Kommijfion am 23. Januar 1895 verhandelt und be— 
ichloffen worden, dem Reichstage vorzufchlagen, die Petition 
dem Herrn Neidhglanzler zur Erwägung zu überweiſen. 
Ein weiter gehender Antrag, diefelbe zu Berüdfihtigun 
zu überweifen, war von verichiedenen Seiten befämp 
worden, „weil es nicht wohl angängig ericheine, alle in 
der Generalverfammlung des genannten Vereins gemachten 
Vorſchläge, weldye der Petition angefügt waren, zu prüfen 
und zur Berüdfihtigung zu empfehlen“. 

Mit Bezugnahme auf diefen Beſchluß der Petitions— 
Kommiffion, der wegen Schluffes der Seſſion im Plenum 
unerledigt blieb, und zur Begründung der neuen Petition 
wird Folgendes jeitens der Petenten ausgeführt: 

Wir mußten für diefen Beihluß dankbar fein und 
verftehen wohl, daß die Kommilfion ſich nicht ſogleich 
für alle unfere Einzelforderungen erflären wollte. Wenn 
wir dieſe heute wiederum beilegen, jo geichieht es, weil 
wir die Berbejjerungsbedürftigfeit des noch unerledigten 
Entwurfs anerkennen und betonen wollen und weil unjer 
Verein, der feit dreizehn Jahren gegen den Trunf ans 
kämpft und viele Kr männer zu den Seinen zählt, ſich 
verpflichtet fühlt, für ein gutes Gejc Material herbei— 
auftragen. 

Unfere vorläufige Bitte an den Hohen Reichstag 
geht jedoch nur dahin: 

Der Reichstag wolle ſich mit Beltimmtheit für ein 
er gejepliches Vorgehen gegen die Trumkjucht 

ären. 


Denn eine ſolche sg, ebung ift eine dringliche 
Angelegenheit, die nur zu —— Nachtheil unſeres 
Volles noch länger verſchoben werden kann. 

Dieſes Aufſchieben findet bereits ſeit Jahrzehnten 
ſtatt und viele Tauſende von Familien ſind bereits dar— 
über zu Grunde gegangen. Schon 1863 nahm ein 
großer Kongreß zu Hannover, an bem vier hannoverſche 
Minifter ſich betheiligten, einftimmig eine Nejolution zu 
Gunften der Entmündigung Trunffüchtiger an. Triftige 
Gründe dagegen find nie vorgebradht, und body hat die 
Gefepgebung bis jet geduldet, daß Trinfer, d. 5. uns 
freie Knechte des Altohols, ihr Bermögen und ihre 
Arbeitskraft, worauf dody ihre Familien ein Unrecht 
aben, ruiniren dürfen, daß fie Weib und Kinder miß— 
andeln dürfen, daß fie väterlihe Gewalt über ihre 

inder behalten. In diefem einen Punkte ift durch das 
neue Bürgerlihe Gefegbud eine baldige Bellerung zu 
pofien, aber ebenjo wichtige andere Punkte bleiben 
übrig. 

Die Möglichkeit, Trinker unter Vormundſchaft zu 
ftellen, genügt nicht; im vielen Fällen wird es ange— 
bradhter fein, Trinter ohne ein foldes, oft lang— 
wieriges Entmündigungsverfahren in Heil— 
anftalten aud gegen ihren Willen zu ver: 
bringen. Man wird dabei Vorkehrungen treffen 
müſſen, daß mißbräuchliche —— — nicht 
vorlommen, aber man muß endlich aufhören, die 
der Trunkſüchtigen, d. h. innerlich unfreier 
Menſchen aufrecht zu erhalten und dadurch allerlei 
Mißhandlungen und Gefährdungen ihrer Angehörigen 





Bel auch anderer Menſchen zugleih aufrecht zu er 
alten. 

In der Gejchäftsjtelle unferes Vereins laufen täglich 
Briefe ein von Frauen, Schweitern, Müttern, Brüdern, 
Vätern von Trinfern, fie ſchildern ihr Elend, ihren all 
mählichen Untergang und fragen, ob ſich denn dagegen 
garnichts thun laſſe. Wir müſſen dann ſtets erwidern: 
nad jeßigem Rechte ift es ganz in das Belieben des 
Säufers geftellt, ob er jih und die Seinen vor feiner 
Sucht ſchützen und den Verſuch der Heilung machen 
will. Und doch hat Profeſſor Birch-Hirſchfeld in Leipzig 
Net, wenn er aus feinen Hinifchen Erfahrungen heraus 
urtheilte: „Im Großen und Ganzen find die Geiftes- 
kranken nicht fo gefährlich wie die Trinler. Es ge 
ichehen viel mehr Alte brutaler Gewaltthätigkeit durch 
den Trumffüchtigen als durch den Geijtestranfen. Die 
wirthſchaftliche und ng Exiſtenz der Familie wird 
in viel größerem Umfange durch den Trinker als durch 
den Geiltestranlen bedroht." Dieſer Zuſtand beſteht 
aber in feiner heutigen Ausdehnung nur durch Unter: 
lafjungsfünden der Gejeggebumg. 


Nicht anders Liegt die Sache bei dem anderen 
Haupttheile des geforderten Trunkſuchtsgeſetzes. Eine 
Reform des Schankftättenwejens wird feit vielen 
Jahren von allen Einfihtigen gewünscht. 


Daß von unfern Wirthshäuſern, Branntwein-Klein⸗ 
handlungen und anderen Alfoholvertriebsftätten jehr viele 
gemeinfhäblihen Charakters find, ifi zweifellos, und 
dab das nicht anders werden wird, fo lange nicht die 
Zahl der Schanfftätten fehr vermindert wird und ben 
verbleibenden jchärfere Vorfchriften gegeben werben, ift 
auch leicht nachzuweiſen. Man braucht nur die Ver: 
hältnifje der Reihshauptitadt zu betrachten; dieſe uns 
finnigen Mengen von Wirthen und Schnapsverkäufern 
fönnen zum großen Theil gar nicht leben ohne kräftige 
Förderung von Trunkfucht und Unzucht, und dieſe Lajter 
werden denn auch von vielen Zongejjionirten Wirthen 
fleifig gehegt und gepflegt. Ein Neid hat fein wid: 
tigeres Kapital als die Tüchtigkeit feiner Bewohner und 
davon hängt jchließlih feine ganze Zukunft ab. Wie 
lange joll noch dieſes werthvollite Kapital immerfort 
vermindert und verderbt werden, weil die Gefeggeber 
feine Zeit finden zu einem energiihen Griff in das 
Kneipenwejen? 


Wenn wir Mäfigkeitsfreunde mit ausländifchen 
Gefinnungsgenofien zufammentreffen, fo müſſen wir 
immer wieder den Worwurf hören, dab unfere Re: 
gierungen und gejehgebenden Gewalten augenjceinlid 
fein rechtes Intereſſe für den Kampf gegen den Trunt 
hätten. Wir weilen das zurüd, aber wenn wir auf 
die Gefepgebung von Norwegen, Schweden, Finnland, 
Nufland, Dejterreih, der Schweiz, Belgien, Holland, 
England u. ſ. w. bliden, jo jehen wir, daß dort große 
Geehe in unjerm Sinne in den lebten Jahren entweder 
gegeben find oder zur Zeit von den Regierungen energiſch 
fördert werben. In Deutjchland dagegen ijt das Trunk— 
—— ſofort auf die lange Bank geſchoben, als 
von intereſſirter Seite und von ſolchen, die ſich kaum die 
Mühe gegeben hatten, feinen Inhalt und ſeine Tendenz 
recht kennen zu lernen, Lärm dagegen geihlagen wurde. 
Auch in Deutjchland hört man jet zumeilen Hagen, in 
maßgebenden Kreiſen jcheine man mehr Sinn für bie 
Intereflen der Mltoholgewerbe als für das wahre 
Wohl des Volkes zu haben. Wenn wir auch wohl 
willen, wie ungerecht ſolche Anfichten find, jo fällt 
* * ſchwer, durch Thatſachen das Gegentheil zu 

weiſen. 





Reichstag. Altenſtück Nr. 181/184. (Berichte der Kommiſſion für die Petitionen.) 


Die Gegner der Trunffuchtsgejek- Vorlage 
richteten ihre Ungriffe gegen wenige einzelne Beftim- 
mungen; wir haben uns nie überzeugen können, daß 
gegen die Haupttheile des Gefehes eine foldhe ſtarke 
Gegnerſchaft beiteht, als zumeilen behauptet wird. Wir 
fernen jedenfalls viele Taufende der beften Bürger, die 
ein ſolches Gefek dringend wünſchen. Und in ihrem 
Sinne bezeichnen wir das Trumkjuchtsgefeg als eine 
dringlide Sache, bei der es ſich um die edeliten Güter 
der Nation handelt, um die leibliche und geiftige 
Tüchtigkeit der Volfsgenofien, um Religion, Sitte und 
Drdnung. 


Ueber dieje Betition wurde in der Sigung der Betitions- 
Kommiffion vom 19. Februar 1896 verhandelt. Nachdem 
Berichterjtatter den Inhalt der Petition mitgetheilt Hatte, 

ab Herr Negierungs-Kommiffar des Neichsamts des 
Sr Kaiferlicher Geheimer Negierungsrath) Gruner, 
folgende Ertlärung ab: 


„Die Erflärung, welche id in der Kommiffion für 
Petitionen am 9. Mai v. J. aus ähnlichem Anlaß abzu- 
geben die Ehre Hatte, kann ich heute nur wiederholen. 
Die verbündeten Regierungen verfennen feineswegs bie 
ehe Bedeutung einer Bekämpfung der Trunkſucht durch 
gejeßgeberiihe Maßnahmen und Haben die Abficht der 
Vorlage eines Gejegentwurfs, ähnlih dem unter dem 
15. Januar 1892 vorgelegten, nicht endgültig fallen 
laſſen. Bisher ftanden jedoch der Wiedervorlegung dring- 
lidyere Aufgaben der Geſetzgebung entgegen. Inzwiſchen 
find einzelne und nicht unwichtige Vorſchriften jenes Ent- 
wurfs von 1892 in andere Gejeßesvorlagen übernommen 
worden und jollen dort ihre Erledigung finden. Dies 
gilt insbeſondere von der Unterftellung der Konfumver- 
eine und anderer Vereine unter die Beilimmungen des 
$. 33 der Gewerbeordnung Hinfichtlih des Ausichants 
geiftiger Getränfe und des Kleinhandels mit jolden — 
eine hierauf bezügliche Beſtimmung ift im Artikel 3 der 
dem Reichstag vorliegenden Novelle zur Gewerbeordnung 
vorgejehen — und ferner von ber frage der Entmündis 

ung wegen Trunffucht, weldhe $. 6 des Entwurfs eines 

Bürgerlichen Geſetzbuchs zu regeln unternimmt. Das 
Schickſal diefer Vorſchriften wird zunädit vor Um— 
arbeitung bes ag Entwurfs eines Gejeges, betreffend 
die Bekämpfung der Trunkſucht abzuwarten jein. 

Uebrigens ijt es bisher zum Mindejten zweifelhaft 
geblieben ob der Reichstag in feiner ag ie den Er: 
laß eines Geſetzes zur Belämpfung der Trunkſucht als 
eine bejonders dringliche Aufgabe der Gefepgebung ans 
fieht. Der unter dem 15. Januar 1892 eingebradhte 
Gefegentwurf ift vom Neidhstag einer Verathung über: 
haupt nicht unterzogen worden. Sollte ſich jegt der Reichs— 
tag durch Beſchlußfaſſung für die Dringlichkeit der An— 
gelegenheit ausſprechen, jo würde damit in dieſer Richtung 
eine werthvolle Klärung der Sache gewonnen fein.“ 

Berichterftatter ftellte den Antrag, die Petition ſelbſt dem 
Herrn Reichskanzler zur Berüdfihtigung und die Beilage 
als Material zu überweilen. Bon verschiedenen Seiten 
wurbe biejer Antrag unterjtügt durch Borführung von Beis 
fpielen, welche die Nothwendigfeit eines gejeglichen Eins 
jchreitens beweifen und Die Schäden, welche dem Einzelnen 
fowohl, als bejonders dem Familienleben und damit dem 
öffentlihen Wohle durd die Folgen der Trunfjucht ers 
wachſen, darthun. Ein Redner führte dagegen aus, er 
könne, geftügt auf die Erfahrungen in feinem Wahlkreife, 
nicht anerkennen, daß die Trunkſucht no in dem Make 
verbreitet jei, dab geſetzliche Beſtimmungen nothwendig 
feien; er beantrage deshalb, die Petition lediglich) zur Er: 
mwägung bem Herrn Neichslanzler zu überweifen. Dem: 
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gegenüber wurde hervorgehoben, daß vielleicht an einzelnen 
Orten in der Deffentlichkeit nicht mehr ſoviel von Trunk— 
ſucht zu bemerfen fei, weil dort die Polizei dagegen mehr 
eingreife, als früher, daß aber biefelbe ſicher nicht abge— 
nommen habe. Ein Antrag, die Petitions-Kommiſſion wolle 
beichliegen, an den Herrn Reichskanzler die Bitte zu richten, 
ein Geſetz zur Bekämpfung der Trunkſucht möglichſt bald 
dem Reichstage in Vorlage zu bringen, wurde aus formellen 
Gründen und mit dem Hinweiſe befämpft, dab durch An— 
nahme des Antrages des Berichterſtatters daſſelbe erreicht 
werde, was biejer Antrag bezwedt. Derjelbe wurbe ab- 
elehnt, dagegen der erfigenannte Antrag, die Petition zur 
erücfichtigung zu empfehlen, mit — Majorität an— 
genommen und beichloffen, mittelſt ſchriftlichen Berichtes an 
das Plenum zu beantragen: 


Der Neihstag wolle beſchließen: 
die Petition Journ. II Nr. 59 des Ver— 
eins gegen den Mißbraud geiftiger Ge— 
tränfe zu Hildesheim um Erlaß eines 
Geſetzes zur Bekämpfung der Trunkſucht 
dem Herrn Reihstanzler zur Berüd: 
fihtigung, die Beilage berjelben als 
Material zu übermweifen. 


Nr. 188, 
Dierter Bericht. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Tutzauer. Sourn. I. Nr. 281 ac. 

Der BetitonssKommiffion des Reichstags lagen in der 
Sigung vom 12, Februar d. 3. eine Reihe von Petitionen 
vor, welche ben Reichstag bitten, zu veranlaflen, daß „der 
Befähigungsnahmweis im Baugewerbe“ geieglidh 
eingeführt werbe. 

Diefe Petitionen find folgende: 

1. Journ. II. Nr. 281. Petition der Bauhandmwerfer- 
Innung zu Greifenberg i. Schl.; 

2. Journ. I. Nr. 4917. Petition bes geichäfts- 
ührenden Ausſchuſſes des Innungsverbandes 
eutſcher Baugewerfsmeifter, unterzeichnet vom 
BVorjigenden des Ausſchuſſes Bernhard Feliſch; 

3. Journ. I, Nr. 11682. Petition des Magiftrats 
der Stadt Grünberg i. Schl.; 

4. Journ. II. Nr. 11683. Wetition des Stadtraths 
zu Großenhain; 

5. Sourn. I. Nr. 9795. Petition des Verbandes 
der Deutjchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaften, 

unterzeichnet vom Borfigenden des WBerbandsvors 
ftandes, Baumeifter Feliſch. 


Die Petition der Bauhandwerker-Innung zu Greiffen« 
berg i. Schl. Journ. I. Nr. 281 bittet ferner um „geleß- 
lihe Einführung des Paßzwanges für reijende 
Handwerksgeſellen und Arbeiter.” 

Zur Begründung der Betition betreffend Einführung des 
Paßzwanges führen die Petenten an: 

„Wir erfennen darin das einer Mittel, 
um dem Vagabonden- und Landjtreidher- 
thum Einhalt zu thun und den Sozial— 
bemofraten einen Damm zu jeßen.“ 
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Reichstag. Altenſtück Nr. 181/184. (Bericht der Kommiſſion für die Petitionen) 








Die Petitionen, betreffend Einführung des Befähigungs- 
nachweiſes im Baugewerbe werden damit begründet, daß 
bie Petenten auf die in den Jahren 1894 und 1895 ein— 

etretenen ſchweren Bauunfälle in Sachſenhauſen bei Frank— 

* a. M., Bocholt in Weſtfalen, Mainz und Muͤnchen 
hinweiſen. Dieſe Unglücksfälle — ſo führen die Petenten 
aus — legen es nahe, Schutzmaßregeln zu treffen, durch 
welche das Leben und die Geſundheit der Bauarbeiter und 
fonftigen Staatsbürger in höherem Grade als bisher ge— 
fihert werden. Bei diejen Unglüdsfällen fei indirekles 
Verſchulden durch Nachläffigkeit oder Untenntniß ber vers 
antwortlichen Perſonen ohne Weiteres feftzuftellen. Mangelnde 
Kenntniß der allgemein anerkannten Regeln der Baukunft, 
ber Konftruftionslehre, der Feſtigkeitslehre und Materialien: 
kunde wären im Weſentlichen Schuld an den betreffenden 
Bauunfällen der legten Jahre. 


Die Petenten weiſen ferner auf die Nachweiſe bes 
Reichs Verficherungsamtes Hin, aus welchen fi) ergäbe, daß 
die zwölf Baugewerts-Berufsgenofjenihaften in den adıt 
Nehnungsjahren von 1886 bis 1893 insgefammt an 
Entihädiqungsbeträgen 22098 294,15 M für Schadlos- 
baltung der 34893 in dem gleichen Zeitraume betriebs- 
verlegten Perſonen aufgewendet haben, von welden 5327 
getöbtet, 3576 vollftändig und 16571 theilweiſe dauernd 
erwerbsunfähig geworben jeien, während die Uebrigen nur 
eine vorübergehende Erwerbseinbuße erlitten hätten. 


Die Bitte der Petenten geht dahin: 

„Der Reichstag wolle bejchließen, daß zur felbit- 
ftändigen Ausübung des Baugemwerbes nur verftattet 
fei, wer einen orbnungsmäßigen Lehrgang durch— 
gemacht, eine mehrjährige Gejellenthätigteit zurüd- 
gelegt und durch eine Prüfung den Nachweis der 
erforderlihen techniſch-wiſſenſchaftlichen Kenntniſſe 
und Erfahrungen ſeines Berufsfaches geführt hat.“ 

Diefe Petitionen kamen am 12. Februar d. $. zur 
Verhandlung in der Petitions-fommiffion. Als Negierungss 
fommiljar war der Saiferlihe Geheime Regierungsrath 
Herr dv. Sydow zugegen. 

In Abweſenheit des Referenten erjtattele der Korreferent 
Bericht über die Petitionen. Er verwies zunächſt darauf, 
dab bereits in der legten Neichstagsjeifion eine ähnliche 
Petition — Journ. II. Nr. 96 — dem Herrn Reichskanzler 
zur Kenntnißnahme überwiefen worden jei. — Die Gründe, 
welche die Petenten anführen, könne er als ftihhaltige nicht 
eradhten. Die bedauerlihen Bauunfälle könnten weit wirk— 
jamer durch ftrengere Ausübung der Kontrolle bei Bauten 
vermieden werden. Dieſe Kontrolle fole man nicht allein 
der Baupolizei überlaffen, fondern Fachkommiſſionen, zu 
denen auch Arbeiter der Baugewerbe hinzugezogen würden. 
Dies würde befjer zu dem von dem Petenten erjtrebten 
Biele führen, als die Einführung des Befähigungsnad- 
weiſes. Er beantrage deshalb, über die Petitionen zur 
Tagesordnung überzugehen. 

Was die Petition Journ. II. Nr. 231 betreffe, welche 
die Einführung des Paßzwanges für reifende Handwerls— 
gejellen und Arbeiter fordere, jo beantrage er auch hier 
Uebergang zur Tagesordnung. 


Nah längerer Debatte beſchloß die Kommiljion: 
mittelft ſchriftlichen Berichts an das Plenum zu beantragen: 


Der Reichs tag wolle beichließen: 
die Betitonen Journ. I. Nr. 281, 4917, 
9795, 11682/83, joweit fie ſich auf es: 
lihe Einführung bes Befähigungsnad= 
weijes beziehen, dem Herrn Reichskanzler 
als Material für die Gejeßgebung zu 


übermweifen; über die Petition Journ. II, 
Nr. 281, ſoweit ſich dieſelbe auf Ein: 
führung des Paßzwanges bezieht, zur 
Tagesordnung überzugehen. 
Nachträglich find noch folgende Petitionen eins 
gegangen: 

1. Journ. II, Nr. 13 041. Petition des Stadigemeinde- 
raths zu Tharandt, 

2. Journ. II. Nr. 13075. Petition des Stabtraths zu 
Limbach (Sadjen), 

3. Journ. II. Nr. 13 127. Petition des Stadtraths und 
des Stadtverorbnietensftollegiums zu Stolberg (Er 
gebirge), 

4. Zourn. II. Nr. 13 509. Petition des Magiftrats zu 
Baderborn, 

5. Sourn. II. Nr. 14 721. Petition des Magiftrats zu 
Goldberg (Schlefien), 

6. Journ. II. Nr. 17899. Petition des Stadtraths und 
der Stabtverordneten zu Roßwein. 

Auch in bdiefen Petitionen wird um gefeßliche Ein— 
führung des Vefähigungsnadhweijes im Baugewerbe gebeten, 

Sn den Sifungen ber Pelitions-Kommiſſion am 
20. Februar bezw. 4. März d. J. wurde beſchloſſen, an 
das Plenum zu beantragen: 


Der Reichstag wolle beſchließen: 
die Betitionen Journ. MI. Nr. 13041, 
13 075, 13127, 13509, 14721 und 17899 
ebenfalls dem Herrn Reichskanzler als 
Material für die Gefeßgebung zu über: 
weijen. 


Nr. 184. 


Mündlicher Bericht. 


Berichterftatter: Abgeordneter Bauli. 
Antrag der Kommiffion: 
Der Reidystag wolle beſchließen: 
die Betitionen, betreffend die Abänderung 


bes Servistarifs, dem Herrn Reichskanzler 
als Material zu überweijen. 


Berlin, den 4. März 1896. 


Die Kommilfion für die Petitionen. 


Dr. Kruſe, Vorſitzender. Graf v. Vernftorff (Qauen- 
burg), Wenzel, er, Pauli, Jacoböfötter, 
Berichterſtatter. Caſſelmaun. v. Dallwig, Engels. 
Euler. Dr. Förſter Neuſtettin). Förſter (Reuß). rn 
Galler. Hofmann (Dillenburg). Koepp. 

Graf Kwileefi. Dr. Freiherr v. Langen. Placke. 
Radwanski. Rimpau. Schall. Schmidt (Warburg). 
Strzoda. N orff. v. Werded: 

orbus. 


Reichstag. Aktenftüde Nr. 185, 186, 187. : 1185 








Nr. 185. Nr, 186. 
Abänderunas-Untrag AUbänderunas-Untrag 


zur i zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Gefeges, | Zweiten Berathung des Entwurfs eines Gejehes, 
betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung | betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung 
— Nr. 85 der Druckſachen —. — Nr. 85 der Druckſachen —. 
BB! Fuchs. Humann. Der Reichstag wolle beſchließen: 


Zuſatz-⸗ Antrag zum Antrag Gröber (Württemberg) Der Artikel 8 des Gejegentwurfs erhält folgenden 
und Genofjen — Nr. 166 der Drudjacdhen —. | Bufap: 
— „Für Gewerbebetriebe, welche vor Inkraft— 
| 
! 





treten dieſes Gejehes den Nachweis erbringen, 
da fie minbeftens 5 Jahre lang in ihrem Ge— 
werbe Waarenbeftellung bei Brivaten aufgefucht 
haben, verbleibt e8 bis zum Ausſcheiden bes, 
beziehungsweife ber Inhaber der Firma für 
den zeitigen Umfang ihres ®ewerbebetriebes bei 
ben bisherigen Beſtimmungen.“ 


Berlin, den 7. März 1896. 


Dr. Site, Der Reichstag wolle beſchließen: 
in bem beantragten Abſatz 5 Hinter die Worte: 
„auf Konſumvereine“ 
einzujegen: | 
Reichsgeſetz, betreffend die Erwerbs- und Wirth: 
Ichaftsgenofienfhaften vom 1. Mai 1889 $.1 
Biffer 5). 





Berlin, ben 7. März 1806. *) Unter Burüdziehung der Anträge Rr. 164 und 172. 


Nr. 187, 
Berlin, den 4. März 1896, 
_ Eurer Hochwohlgeboren beehre ich mich beifolgendb 
— bie Berichte über die Thätigfeit ber Reichskommiſſare für das Aus— 


wanderungswejen während des Jahres 1895 nebſt ſtatiſtiſchen Nach— 
weifungen 


nn Erjuchen zu überfenden, die Anlagen gefälligft zur Kenntniß des Reichstags bringen zu 
wollen. 
Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
von Boetticher. 
ben Praͤſidenten bes Reichstags, 


Herrn Freiherrn von Buol-Berenberg 


Hodjwohlgeboren. 
RU. d. J. Nr. 796. 


Berichte 
über 
die Thätigkeit der Reichskommiſſare für das Auswanderungsweſen während des Jahres 1895. 





Bremen. 
Im Zwiſchendeck ſind in den letzten 5 Jahren über Bremen befördert worden: 





Direlt durch den Norddeutſchen Mond 













Indirelt über engliſche Häfen Gejammtzahl der 




























D über Bremen be 
Sehr Perfonen — — Berfonen — förderten Zwiſchen⸗ 
Deutſche | Nichtdeutſche Deutſche Nichtdeutſche deckspaſſagiere 


1890 140410 47681 | 92729 141 425 
1891 138457 | 59079 | 19 378 139 821 
1892 127029 | 59228 | 67801 129 418 
1893 106 291 39 446 66 845 109 400 
1894 43 339 16 771 26 568 47499 
1895 64 205 49 558 68 992 
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Danach hat die Zahl der Auswanderer am Ende bes 
Jahres 1890 ben höchſten Stanb erreicht und von biefem 
Zeitpunfte an von Jahr zu Jahr in demfelben Berhältniffe, 
wie ſich bie wirthihaftliche Lage in den Vereinigten Staaten 
verjchlechterte, abgenommen, bis fie in bem auf die große 
Handelstrifis im November 1893 folgenden Jahre 1894 
auf bem niebrigften Stand anlangte. Um 61 901 Berfonen 
war bie Auswanderung über Bremen im Jahre 1894 
gegen das Jahr 1893 Aurhdgegangen, ein in den Annalen 
der Bremer Statiftit noch nie dagemwejener Fall. Erft im 
Mai 1895 begann mit ber Bellerung der geichäftlichen 
Lage in Nordamerika auch die Auswanderung borthin ſich 
wieder zu heben, jo daß die Zahl der während des abge— 
laufenen Jahres über Bremen beförberten Zwiſchendecks— 

aflagiere diejenige des Vorjahres (1894) um 21 493 Ber: 
ei überjteigt. Diefe Zunahme ift indeß Iediglih auf 
bie al Auswanderung aus außerdeutihen Ländern 
urüdzuführen, wogegen bie Bahl ber aus Deutſchland 
ae. in Bremen eingefhifften Perfonen gegen das 
Vorjahr no um 2109 Köpfe abgenommen hat. 

Die Urſache diefer Erfcheinung dürfte in den gemerb- 
lichen und wirtbichaftlihen Verhältniffen ber Bereinigten 
Staaten zu juchen fein. Während die Indbuftriebezirke im 
Jahre 1895 wiederum begannen, den einwandernben Ars 
beitern Iohnende Beihäftigung zu bieten und bementiprechend 
eine allmählich fteigende Anziehungskraft ausübten, blieb 
die Lage in ben Aderbaubiftrikten in Folge mäßiger Ernten 
und wegen bes niedrigen Standes ber Getreibepreife auch 
im verflofjenen Jahre noch wenig befriedigend. Gerade 
die Aderbaubiftrifte bilden aber die bevorzugten Ziele der 
beutihen Auswanderung, indem bie bafelbjt bereits ange- 
jeffenen und zu einem gemiffen Wohlftande gelangten 
Deutichen in Zeiten wirthſchaftlichen Aufihmwunges ihre in 
der Heimath zurücdgebliebenen Verwandten und Freunde 
unter Zuſicherung lohnender Arbeit, fowie in vielen Fällen 
durch Ueberfendung von Ueberfahrtbillets (fogenannte Pre- 
paids) dazu veranlaffen, ebenfalls nad ben Vereinigten 
Staaten auszumanden. Dan wird baher annehmen 
dürfen, daß, jo lange die Verhältniffe der amerikanischen 
Aderbaugebiete nicht völlig gejundet find, die deutſche Aus: 
wanberung nach den Wereinigten Staaten in mäßigen 
Grenzen ſich Halten wird. 

Die NAusmwanbererbeförderung nah Sübamerila er- 
reichte im verfloffenen Jahre einen ziemlich beträchtlichen 
Umfang. Die Auswanderer waren faft nur ruffiiche Juden. 

Alle von Rußland kommenden Zwiſchendeckspaſſagiere, 
welde die Kontrolftationen an der preußifcheruffiichen 
Grenze und die Station Ruhleben nidyt paſſirt Hatten, 
wurden laut Verordnung des Medizinalamts fofort nad) 
der Ankunft auf dem —* durch Polizeibeamte zur 
Reinigung, ärztlichen Unterſuchung, ſowie zur Desinfizirung 
der Kleidungsſtücke nach dem ſtädtiſchen Krankenhauſe ge— 
führt; das Reiſegepäck wurde im Lloydſchuppen desinfizirt. 

Ebenfo blieb aud in biefem Jahre die Anordnung 
betreff3 der Iſolirung ber ruffiich-galiziihen Auswanderer 
in den Ausmwandererlogirhäufern in Kraft. 

In Folge einzelner in Rußland und Galizien aufge 
tretener Cholerafälle ftellte das amerikaniſche Konſulat am 
19. September 1895 eine Ausſchließung ber aus biejen 
Ländern kommenden Auswanderer von der Landung in 
den Bereinigten Staaten in Ausficht, falls ſolche Leute 
nicht hier am Plaße eine fünftägige Duarantäne einhalten 
würden. Am 7. November 1895 nahm das Konfulat diefe 
Maßregel indeß wieder zurüd. 

Der Gejundheitszuftand der Auswanderer war ſowohl 
während ihres biefigen Aufenthalts als aud während ber 
Reife auf den Schiffen ein recht guter. Das Gleiche gilt 





infichtlih der von aufßereuropäifchen Häfen hier gelandeten 
wijchendedspaffagiere. 

Die bremifhen Behörden und die Bürgerſchaft Tiefen 

es auch in biefem Jahre an Bemühungen, ben Aus: 
wanberern nicht allein eine gute Aufnahme, fonbern auch 
alle möglichen Erleichterungen zu ſchaffen und daburdh dem 
guten Ruf Bremens zu erhalten, nicht fehlen. Aus einem 
unter ber Verwaltung ber Hanbelsfammer fiehenden Privat 
fonds wurden an Auswanderer, welche durch unvorher: 
ejehene Fälle in bedrängte Lage gerathen waren, Beis 
Bülfen gewährt. Durch das Nachmweilungsbüreau für Aus: 
mwanderer wurde für eine Erneuerung ber in den Aus— 
wanbererlogirhäufern in großer Zahl angeſchlagenen 
Plakate, betreffend Zeit und Ort der Auswanderergotted- 
bienfte geforgt. Dieje Gotiesdienfte wurden von den Aus: 
wanderern lebhaft beſucht. Auch die vor Bauernfängern 
warnenden Plakate find erneuert worden. Diefelben haben 
den Erfolg gehabt, daß ben meift von auswärts kommenden 
fogenannten Bauernfängern das Handwerk foviel wie mög: 
lid gelegt ift. 

Die Ausmwanbdererlogirhäufer wurden aud in biejem 
Jahre durch den Reichskommiſſar in Begleitung der Beamten 
des Nahmeijungsbüreaus für Auswanderer regelmäßigen 
Revifionen unterzogen und ar in folge ber feit bem 
vorigen Jahre getroffenen Verbeſſerungen zu bejonderen 
Ausftellungen feine Beranlaffung. Gefundene Mängel 
wurden durch die Polizeibehörbe "fort bejeitigt. Die St 
der Auswandererlogirhäufer hat fih in Folge des Rüd: 
ganges ber Auswanderung von 79 auf 67 vermindert. 

Die Direktion des Nachweilungsbüreaus für Aus: 
wanberer hat ben Reihstommiffar in feiner Thätigfeit nad 
jeder Richtung Hin unterftüßt. 

Bei den durch den Reichskommiſſar vorgenommenen 
Revifionen der Auswandererichiffe hat derfelbe fich bavon 
überzeugt, daß die zur Sicherheit und Wohlfahrt der 
Paſſagiere getroffenen Einrichtungen im guten und ge 
braudhsfähigen Zuftande fi) befanden, und daß die Mann: 
ſchaft mit den von ihr bei einem Seeunfall zu leiftenden 
Dienftverrihtungen wohl vertraut war. 

Allen von dem Reihstommiffar gemachten Vorſchlägen 
zur größeren Sicherung der Paljagiere auf See bradite 
die Direktion des Norddeutihen Lloyd volles Verſtändniß 
entgegen und gab ihnen, foweit die Umftände dies irgend 
geftatteten, bereitwilligft Folge. 

Die Direktion hat aus eigener Initiative ſowohl für 
bie vorhandenen, als aud für die im Bau befindlichen 
Schiffe viele wefentlihe Verbefferungen und Sicherheits: 
maßregeln angeordnet. 

Insbeſondere wird mit Strenge darauf geachtet, daß 
regelmäßige Uebungen und Erercitien nad bejtimmten 
Nollen unter B tigung ber Befähigung jedes einzelnen 
Mannes für ben ihm zugetheilten Sicherheitsdienft abge: 
wer werben. Hierzu A beifpielsweife Die Boots-, Die 

erſchluß⸗ und bie Feuerrolle aufgeftellt worden. Der 
Norddeutiche Lloyd geht damit um, für jedes einzelne feiner 
Schiffe befondere, den baulichen Berhältniffen und Eigen: 
thümlichleiten angepaßte Sicherheitsrollen, unter denen bie 
vorerwähnten einen bevorzugten Plap einnehmen follen, 
aufzuftellen. Auf 9 Schnelldampfern find ſolche Rollen be 
reits eingeführt; für die übrigen befinden ſich diefelben in 
der Bearbeitung. 

Für „Boote Mar" und „Schotten dicht” ꝛc. find Sig: 
nale mit Glode, Horm oder Dampfpfeife eingeführt. gi 
bie Kommandobrüden ber Lloydichiffe find elektriihe Glocken⸗ 
allarmapparate in Ausficht genommen. 

Bei den auf Beranlaffung des Reichskommiſſars auss 
geführten Bootsmanövern, ſowie Schottenverſchluß-Exercitien 
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wurden bie Boote durchſchnitilich in 4 Minuten klar ges 
macht und zu Wafler gefiert, die Schottenthüren in 10 Ses 
funbden geichlofjen. 

Auch auf den, ber Leith, Hull and Hamburg Padet 
Company angehörenden engliihen Dampfern „Prague 
und „Stettin“, weldhe bie Muswanderer nad Leith bes 
fördern, find die im vorigen Jahresbericht hervorgehobenen 
Mängel befeitigt worden; auch haben die mit den Booten 
biefer Schiffe auf Veranlaffung des Reichskommiſſars aus- 
geführten Manöver befriedigt. 


Im Laufe bes Jahres 1895 wurden folgende Dampfer 
in bie flotte des Norddeutſchen Lloyd neu eingeftellt: 


„Grefeld*, „Wachen“, erbaut vom Vulcan in Stettin; 
„Bonn“, „Halle“ von der GermaniasWerft in Kiel. Brutto— 
Regiftertonnengehalt der vier Schweſterſchiffe ift ca. 3960 
Regiftertonnen. Länge über Steven- 108, m, Breite 
auf Spantene 13,5 m und Seitentiefe 8,5 m. Ges 
Ihwindigkeit in See 11'/, Knoten. Diefe 4 Dampfer 
find nur zur Beförderung von Zwijchendedspaffagieren und 
Fracht eingerichtet. 

Die Räume für die Zwiſchendeckspaſſagiere (etwa 
1080 Berfonen) befinden fih in ber Iuftigen Poop und 
dem oberen Zwiſchendeck und entſprechen den modernſien 
Anfprühen. Das ganze, zum größten Theil mit einem 
feften Sonnended geihüßte Poopbed, ſowie das große 
DOberbed ftiehen ben Auswanderen zur Verfügung. Die 
waſſerdichlen Schotten find befonders ſtark konſtruirt und 
im Hinterfchiff fogar bis zum Poopdeck hochgeführt. Diefe 
Dampfer find für die Fahrten nah Norb- und Süb- 
amerika bejtimmt. 

Umgebaut refp. verlängert wurden im Laufe bes 
* die Dampfer „Pfalz“ und „Stettin“. Dampfer 
„Pfalz“ wurde bei Blohm & Voß in Hamburg um 
16,45 m verlängert und ift mum zur Beförderung von 
etwa 1160 Zwifchendedspaflagieren bequem eingerichtet. 

Dampfer „Stettin“, welder von ©. Seebed in 
Geeftemünde um 17,0 m verlängert mwurbe, ift ins 
zwifchen im die Reichspoſtdampferlinie zwifhen Singapore 
und Neu⸗Guinea eingeftellt worden. 

An älterem Schiffsmaterial wurden im Laufe dieſes 
Jahres die Dampfer „Köln“ und „Nürnberg“ verkauft. 


Sn Bau wurden gegeben vier für die Norbamerikafahrt 
beftimmte große Doppelihraubendampfer von je etwa 
10 600 Regiftertonnen Bruttogehalt und 14 Knoten Ge 
ihwindigteit. BDiefe Dampfer follen zur Beförderung von 
Kajütspafjagieren, Auswanderern und großen Fracht⸗ 
mengen dienen; bei ihrer Konftrultion ift ganz bejonberer 
Werih auf eime vorzüglide Schotteneintheilung gelegt 
mworben. 

Außerdem wurden nody zwei große Doppelichrauben- 
Schneldampfer von 11800 und 13 700 Regiſtertonnen 
Brutto auf beutfhen Werften in Bau gegeben. Die 
Dampfer, welche eine Geihmwindigfeit von 20 bis 21 Knoten 
in See erzielen follen, find zur Beförderung von etwa 
800 Ausmwanderern eingerichtet und mit den benfbar beften 
Sicherheitövorlehrungen ausgeftattet. 

Beſondere Rüdficht ift bei allen diefen neuen —— 
auch der zweckentſprechenden Aufftellung der Rettungsboote 
zu Theil geworden; jedes Boot ſoll in ca. einer Minute 
zu Wafler gelafjen werben können, was hauptſächlich dadurch 
erreicht werden wird, daß bie äußeren Klampen, in benen 
die Boote an Bord des Schiffes ruhen, und melde bem 
ichnellen Hinausfhwingen öfters — zumal bei Froſtwetter 
hinderlich fein fönnen, ganz fortgelafien werden. Auf 
den bereits im Fahrt befindlichen Dampfern wird biefe 


Einrihtung ebenfalls zur Durhführung gelangen, und es 
ift mit bieler Aenderung auf einigen Dampfern bereit der 
Anfang gemacht worden. Häufige, auf jeder Reife min- 
bejtens einmal vorgenommene Bootsmanöver dienen bazu, 
die Mannfchaften mit dem Ausſchwingen der Boote ver: 
traut zu maden, fo daß diejes Manöver in den meijten 
rg nur etwa eine Minute Zeit in Anſpruch nehmen 
wird, 


Ein weiterer Fortſchritt it in ber Ausrüftung jeden 
Bootes mit 6 Nnallpatronen und 3 Blaulichtern behufs 
Abgabe von Nothfignalen zu verzeichnen. 


Auf Dampfer „Spree" wurbe eine durch Elektrizität 
automatifh in regelmäßigen Zwifchenräumen zum Tönen 
gebrachte, zum Gebrauch bei Nebelwetter bejtimmte Dampf: 
pfeife während —— Reiſen eingehend erprobt und als 
ſehr werthvoll befunden. In Folge deſſen ſollen nun 
zunächſt ſämmtliche Schnelldampfer des Lloyd mit dieſer 
für die Sicherheit werthvollen Einrichtung verſehen werden. 

Unter den über Bremen beförberten 68 992 Perſonen, 
von denen 15160 Deutfche und 53 832 Ausländer waren, 
befanden fich 

39 691 Perſonen männlichen und 
29 301 Perſonen weiblichen Geſchlechts. 


Hiervon waren: 
69 499 Erwachſene, 
7942 Kinder im Alter von 1 bis 10 Jahren, 
1551 Kinder unter 1 Jahr alt. 


Bon den Auswanderern reiften einzeln: 
29 604 Männer, 
14 935 frauen, ferner 
24 453 Berjonen in 7880 Familien. 
Direlt wurben befördert 
in 200 Schiffen 64295 Berfonen, 
indireft : 160 s 4697 : . 


Die Beförderung vertheilte fich 


auf die einzelnen Mo— 
nate wie folgt: 


Sanuar 2209 Berfonen in 21 Schiffen 
frebruar 2393 B - 17 ⸗ 
März 5 408 ⸗ = 25 ⸗ 
April 5535 ⸗ ⸗26 ⸗ 
Mai 10 266 ⸗ ⸗31 ⸗ 
Juni 6 375 ⸗ ⸗36 ⸗ 
Juli 5911 E -= 34 . 
Auguft 8018 ⸗ ⸗37 ⸗ 
September 7426 ⸗ ⸗88 ⸗ 
Oktober 6 838 ⸗ ⸗36 ⸗ 
November 5474 ⸗ ⸗36 ⸗ 
Dezember 3139 ⸗ ⸗30 ⸗ 





zuſammen 68992 Perſonen in 360 Schiffen. 


Vou den außereuropäiſchen Plätzen nah Bremen 
wurden zurückbefördert 25 762 Zwiſchendeckspaſſagiere, unter 
denen ſich 371 Perſonen befanden, welche in den Ver— 
einigten Staaten von Nordamerika nicht zugelaſſen wurden. 


Von dieſen ſtammten aus: 


Deutſchland 29, 
Defterreidh . 196, 
Rukland . 146. 


Unter ben Zurüdgemiefenen befanden ſich 132 Per: 
fonen, welche angeblid vor ihrer Einſchiffung Urbeits: 
; kontrafte für Amerita abgeſchloſſen Hatten. 
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Hamburg. 


Die Auswandererbeförberung über Hamburg ift im 
verflofjenen Zahre nicht unbeträchtlich geftiegen. 


Es wurden befördert im Jahre: 


1891 144 239 Berfonen 
1892 188 820 ⸗ 
1893 68 872 s 
1894 38 827 ⸗ 
1895 65 097 ⸗ 


Dieſe Steigerung iſt hauptſächlich durch die vermehrte 
Auswanderung aus Rußland verurſacht worden. Während 
im Jahre 1894 nur 7511 ruffiihe Zwiſchendeckspaſſagiere 
über Hamburg befördert wurden, belief ſich deren Zahl im 
abgelaufenen Jahre auf 19 460 Köpfe. Die verftärkte Be- 
nugung der hamburgiſchen Schiffe für die überſeeiſche Reife 
durch die ruſſiſchen Auswanderer dürfte einerſeits noch als 
eine Nachwirkung der Aufhebung des im Jahre 1893 feitens 
des Hamburger Senats erlaffenen Berbots, ruſſiſche Aus- 
wanberer über Hamburg zu befördern, anzujehen, anderer- 
ſeits und hauptjächlih aber auf die im vorigen Jahres- 
berichte näher geſchilderte Einrichtung der Ausmwanderer- 
Iontroljtationen an ber preußifcheruffiichen Grenze zurüd- 
ne fein, durch welche der Verkehr ruffildier Aus- 
wanderer über preußijches Gebiet nad) den beutichen Häfen 
wejentliche Erleichterungen erfahren hat. 


Im Kalenderjahre 1895 liefen 788 Dampfer und 
2 Segelihiffe von Hamburg mit Auswanderern aus. Alle 
dieſe Schiffe jedesmal vor der Ausreije zu befidhtigen, war 
dem Reichskommiſſar nicht möglich, zumal häufig zwei bis drei 
Auswandererbampfer faft zu gleicher Zeit von verſchiedenen, 
räumlich weit von einander entfernten Plätzen des Unterelbe- 
gebiet3 abgingen. Die großen, von Bremerhaven, Brunsbüttel 
und Kurhafen auslaufenden Dampfer find indeß ftetS vor 
der Abfahrt revidirt worden, im Uebrigen Hat fidh ber 
Reihskommiffar darauf beſchränkt, bei den Schiffsbe— 
fihtigungen einen bejtimmten Turnus einzuhalten, welcher 
es ıhm ermöglichte, jedes Zwiſchendecks-Paſſagiere bes 
förbernde Shin im Laufe des Jahres mehrmals einer 
Prüfung zu unterziehen. Der Zuftand der Schiffe ſowie 
insbejondere auch der für die Zwiſchendecks-Paſſagiere be— 
ftimmien Räume war im Allgemeinen durchaus zufrieden- 
ſtellend; wo ber Reichskommiſſar hier und da einmal Anlaß 
fand, kleinere Unzulänglichteiten zu rügen, bezeigten bie 
Rhedereien feinen Verbeſſerungsvorſchlägen jtets williges 
Entgegenfommen. Wie im Jahre 1894 hat der Reichs— 
fommijjar auch im verfloffenen Jahre gelegentlih einige, 
nad) bejonders jchwierigen Ueberfahrten von Amerifa nad 
—— zurüdtehrende deutſche Dampfer ſofort nach dem 

inlaufen in den Hafen beſichtigt, und auch hierbei 
wiederum die Ueberzeugung gewonnen, daß die für bie 
Unterbringung und Verpflegung der Zwiſchendecks · Paſſagiere 
beſtehenden Vorſchriften —— Beachtung gefunden 
hatten. Es ſind dem Reichskommiſſar auch keine Klagen 
über mangelhafte Behandlung oder Belköſtigung zu Ohren 
gelommen. 

Bei den Schiffsbefichtigungen hat ber Reichskommiſſar 
beſonders aud den Zuſtand und die Gangbarkeit ber 
Boote und der Schotten, fowie der Tyeuerlöjcheinrichtungen 
geprüft und auch Hierbei zu Ausjtellungen erheblicherer 
Art keinen Anlaß gefunden. Die Manöver „Schotten dicht“ 
und „Boote aus” werben, wie der Reichskommiſſar durch 
Einfiht der Schiffsjournale feftgeftellt hat, audy auf See 
orbnungsmäßig geübt. 

Auch mehrere für die indirekte Beförderung einge 
ftellte englifhe Dampfer wurden befichtigt und dabei mehr- | 





fah auf WBerbefferungen ber für bie Zwiſchendecs— 
Baffagiere beftimmten Räume bingewirkt. 


Die gelegentlich der Cholera-Epidemie 1892 auf dem 
Amerilaquai errichteten Cholerabaraden, welche in gleicher 
Weife wie in früheren Jahren zur Unterbringung ber 
ruffiihen Auswanderer dienten, wurben wieberholt beſucht 
und ließen nichts zu wünſchen übrig. Desgleichen boten 
die Auswandererherbergen, welche bei dem immerhin nod 
geringen Auswandererderkehr meift mur ſchwach bejeßt 
waren, im Allgemeinen feinen Anlaß zu ernjteren Be 
mängelungen. Die Klagen gegen bas unlautere Treiben 
der Auswandereragenten haben bebeutend nachgelafien. 
Auch betrügeriijhe Manipulationen mit dem Verkauf von 
werthlojen Fahrſcheinen, wie folde im Worberichte zu 
—— waren, kamen im abgelaufenen Jahre faſt gar 
nicht vor. 


Die Hamburg-Ameritaniihe Padetfahrt Aktien-Gejell- 
haft hat Anfang November v. 3. die jeit 1893 in Folge 
ber Eholera-Epidemie eingeftellte Beförderung von Zwiſchen⸗ 
bedö-PBaijagieren von Stettin aus wieder aufgenommen. 
Bis zum Scluffe bes verfloffenen Jahres find drei 
— mit insgeſammt 211 Paſſagieren von Stettin 
aus in See gegangen. Im Hinblid auf den Umftand, 
Fi der Auswandererverlehr über Stettin zunächſt, ins 
befondere während ber Wintermonate, vorausfichtlic nur 
in engen Grenzen fi halten dürfte und baher bie Be 
ftellung eines beſonderen Reichskommiſſars für das Dber- 
gebiet en noch entbehrlich erjcheint, ift dem Reichskom— 
miffar für das Ausmwanderungsweien für das Unterelbe— 
gebiet auch die Befichtigung der von Stettin auslaufenden 
Auswandererbampfer einftweilen mit übertragen worden. 


Unter den über Hamburg beförberten 55097 Ber: 
fonen, von benen 13 997 Deutliche und 41 100 Ausländer 
waren, befanden ſich 

31 270 Berjonen männlichen und 

23 827 : weiblichen Geſchlechts. 


Hiervon waren 


45518 Ermwadjiene, 
7810 Kinder zwiſchen 1 und 10 Jahren und 
17698 = unter 1 Jahr alt. 


Bon den Auswanderern reiften einzeln 
20 065 Männer, 
8659 Frauen, ferner 
26 373 Berjonen in 8533 Familien. 
Diret wurben befördert 
in 476 Schiffen 50562 Berjonen, 
indirelt = 314 = 4535 ⸗ 
Die direlte Beförderung vertheilte ſich auf die einzelnen 
Monate wie folgt: 


Januar 1576 Perſonen in 39 Schiffen 
Februar 1659 = = 30 s 
März 32364 = = 36 ⸗ 
a. 3 169 ⸗ 42 ⸗ 

ai 6644 = = 48 E 
Juni 4.038 s s 41 ⸗ 
Juli 4430 = s 37 ⸗ 
Auguſt 5 930 ⸗ = 45 ⸗ 
September 6 650 ⸗ ⸗42 ⸗ 
Ottober 60798 =: = 44 ⸗ 
November 4334 = -: 97 ⸗ und 
Dezember 2789 = = 85 s 





zuſammen 50 562 Berjonen in 476 Schiffen. 
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Bon auferenropäifhen Plägen wurden nad Hambur 
befördert 23 449 Perfonen, unter denen fich 88 ittellote 
Rückwanderer befanden. Bon diejen kamen aus Amerika 
86 und aus Afrika 2 Perfonen. Außerdem kamen aus 
England 715 und aus Norwegen 1 mittellofe Rüdvans 
derer, jo daß fi die Gefammtzahl derfelben auf 804 Ber: 
fonen belief. 


Bon dieſen ſtammten 


aus Deutichland . 13 Berfonen, 
» Belgien . . 1 s 
= Dänemarf . 1 = 
= Gchmeben 1 ⸗ 
» ber Schweiz 1 s 
=: s Türk . . . 8 s 
= Defterreidh= Ungarn 48 s 
Rußland. . . 129 


bie Herkunft war unbetannt bei 7 Berjonen. 


Mit Ausnahme von 13 Perſonen wurden ſämmiliche 
Rückwanderer theils auf Koften ber jüdiſchen Komitees und 
ber betreffenden Rhedereien, theils auf Koften ber Behörde 
für das Auswanderungsmwejen unb ber Polizeibehörde nad) 


ihrer Heimath befördert. Bon ben vorgenannten 13 Rüd- wanderung ergeben die anliegenden Tabellen das Nähere. __ 


wanderern ift 1 Berfon in Hamburg verftorben und auf 
Staatskoſten beerdigt worden, 3 wurden burd) die be— 
treffende Nheberei nad) Amerika zurüd, 5 durch die Polizei 
behörde nach Rotterdam befördert, 1 hat fi dem Schutze 
der Polizeibehörde entzogen, 2 fanden in ber Irrenanſtalt 
Friedrihsberg Aufnahme und 1 taubjtummes Mädchen, 
deffen Eltern noch nicht ermittelt waren, iſt im Kurhauſe 
untergebracht worden. 

Unter den über die deutſchen Häfen insgefammt be— 
förderten 124 300 Berfonen famen 29 226 aus Deutſchland. 
Bon biefen gehörten ihrem Berufe nad) an: 

der Landwirthichaft 3 ober 8,5% 





⸗Induſtrie 2 = 18,30% 
dem Handel und Verkehr . 3332 = 11,4% 
dem Ürbeiterftande . - . 8204 = 28,1% 
anderen Berufsarten (freien Be 

rufen, öffentlichem Dienfte)_ 928 = 3,5% 
ohne Beruf bezw. ohne Bes 

rufsangabe waren. . . 8776 = 30,00 

zufammen . 29 226 oder 100,9 °/o 


Ueber Herkunft und Befti gsland der Aus- 


— — — —— 
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1. Die überfeeifhe Auswanderung 
im Jahre 





| 


Staaten und Landestheile Zahl ber von deutſchen Häfen aus im 











der Jahre 1895 beförderten Auswanderer Britijd 
Herkunft. aus dem Deutſchen Reich Nordamerila. 
Minn- | Weib: 
Männlich, | Beiblid. | Bulammen. lid. Ibt. 
Provinz Oftpreußen . . . . 314 | u 9 
Behpren ae 779 sl RR 67 
* Brandenburg mit | 

Beln. .... 1492 1) 5 
- Bommern j I 55 74 
. Bo Ein Bene a 
. hen ’ 34 4 
. 2 9 
. —— — | 47 31 
. rec | 12 10 
. 5 ae r | 4 - 

i ‚Naffau 54 3 
« Rheinland 2917| 3 2 
Hohenzollern R | | 1 _ 
Königreich Preußen — ss) 18074 7 8.850 ası3| 7a) 40] 48 
Bayern rechts des Mbei 1188) 2464| 1811 653 u | 1 16 
Bayern lin ben Beine ( (Balz) ” 115) 192 101 115) _ 
Königreich Bayern 1308| 2656 1312] — 1201| 190 — 16 
Sadien . . = 1819 7715| 1044| — 785 | 24 21 
Württemberg . 670 1436 866 ou — 610 732 4 7 
Ban .... 330 683 439 14] — 285 280 1 1 
nn 187 371 188 1383| — 162 153 1 4 
‚Schwerin 201 352 42 3101| — 145 129 8 7 
Sachfen-Beimar 18 136 52 u) — 58 40 — 2 
Medlenburg-Gtrelig 29 48 13 2 — 19 7 3 3 
Ibenburg . . - 267 495 417 | — 241 214 1 = 

.. 131 191 116 | — 92 4 

Sachſen · Meiningen 39 61 30 si — 833 2 1 — 
en-Altenburg . 25 48 21 7 — 17 % — - 
en · Coburg · Gotha 51 97 57 0 — 89 Bi — 7 
—— 49 82 3 | — 40 24 4 4 
nn 14 18 7 1| — 8 3 — - 
‚Rubel - 26 41 19 2) — 21 14 2 _ 
oe 17 29 22 1 — 15 2! — = 
Reuf älterer Linie 23 54 42 2| — 23 al — _ 
Reuß jüngerer Linie 36 74 40 34 — 32 38 — — 
S ‚Rippe 1 6 5 ı| — 1 4 — = 
Lippe . . 22 32 25 ıı — 18 10 — _ 
Cübel. . 40 81 11 69 1 14 28 1 1 
Bremen . IR 357 748 679 _ 284 344 1 — 
Be an ee 994 1591 170 1421| — 560 47 1 4 
MHaßkotbringen . - +.» 39 58 25 3 — 80 14 — 





Deutſqch es Reid 15 572 29 226 15 160 1397| 69 12546 11997 | 512) 51 


| | 


4 N 
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Deutjcher über deutiche Häfen 
1895. 





im Jahre 1895 nad 





























zenmat. | Beitindien. | Braftien. | Krk Bern. Chile. erg Arita. Aflen. und 
amerika. \ Staaten. Volyneflen. 
Winn- | Weit: | Mäns | Weib: | Mann- | Weib: | Minn- | Weis | Männ- | Weit | Minn- |Weit- | Minn- | Weit: | Rizn- | Weis | Minn- | Weib: | Mans · | Beis- 
id ih. | He Hd. | 0. | ie ti. | ti. I Mid ti. | lid. BR BT: a BRRR TE: a BE: aa BET Tan BR: SER: ft. | Ti 
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s| 215 120 | 72) 80, 34) ı 3/2 — | 10 5 A 
-/-I-| -| »| sı u; »] -| -I-|-| ı|-|% s 2| 2| -— 
a een Er u u 5 ee een De 1 1 ı) 2 ı|-I ı]) - 
-! ı|-|-| | si | s!-| -I a| 2! :2|-|I 58 sı| —-I s| as 
-| -| ı]| -Iı5| s| s| I - | -I5| ul ı]Jl ı| © 2| ıl 3| — 
Fi ıl 5/-|I e| | 2] u! — ıı ui ul 5| 2| a | 71 © a 
‘s| — 411 s| si s!| nI — -| s| ı) 5| | u | 85118 2 
-I-| 2] -j 8] uf al 2|-|-| e| 5| 2) 2| | 2| ı i 
sı| —-|I | ı ı| 0i 8| »!-| -| «| 3 | ı|-I|I vv -I|-I 2| - 
3 | — Il - | 5| a | s| 9! —-|!-!I-|-|s!| s:s!|» 1 21 9| — 
=-1-1-|-1| 2 | -!1 -| - | -|- |) -|-|-| - ee —— 
ZEVENEIEIEIENENEIRIENEIEIEIEIEN EIN EHE 
a 
sts | = 
41 -I 5| ı| mi of 4 m| -—| —-| s| a] 35 | —- I | u ı|1- 
ı/| -| ı]| -| »o| s! s| o| ı| -—| -| -I -|-Ix| 7 «il —- 
1|l-|1|-|-—- 18 8ı ı 41 — | —- | — 1 i 4 7| 8 1 1 
ıl ı1-|- 6| si sı wi — | -I ı| 3] 51 3 6| 4 -| —- 
ılı -| :| —- 6| 54 | 9| —-—| —-I s| -I s5s| —-| w| 23 -| ı 
111111— 6| 5I al s| —| —I ı ı]l | — 5| 3 - | - 
ı|-I-|- s| Il -| -| -I| -I ı| -I -| -| -| - -| — 
- I -1-]-I ul 0] s]| sI-|I-1-1-1 | ı ı| — 3| — 
-I|-I-|- 5| 531 82| —-| | -I| -| -I -|!I-I ul «a 2| 2 
- I -I-|-- s| 11 -| -I -| -I ı| -I -| - ı| — - | — 
-I1-1I1-|- es| ıl -| -I| -| -I -| -I -| - 2| 2 -|I - 
-|-1 ı| -! -| -I 231 s| -| -|]I -| -] ıı| —- 2| — ‘| A 
-| -I-|-—- s| -! ı| s| -| -Ii -| -I —-| - 1| — -|ı 
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2. Die über deutſche Häfen im Jahre 1895 beförderten deutſchen und 
fremden Auswanderer. 








Zahl der im Jahre 1895 beförderten deutſchen und fremden Audmwanderer 











Hertunfts- über nah Amerika: | 
(Heimaths-) | a ) Afires 
gänder Ham. Bei | FE | | ie | Arge fün. | "09 I mM } Ten 

, Bremen. Ghite. |amerit- | fit. fen | u 
von |amerite, |Benfeale| Inbien.| fir. | tinien wilden | | 1 
amerila ea | | | ee 
























a) Deutſches Reih . .| 15160) 13 997 64 60) 1817 cs 8 280 me I 176 
b) Srembe Ränder: i | 
Belgien . .» » . - — — 1 \ — —— — J— 
Dänemat. . . . - — — 22 5 105 — 2 14 19 2 
7 _ _ ll — | — — ER: 
riechenland — — ee Ten ME — I. _ 
britannien — 1 3 8 w—- I | — ı— 5 
—— ea — — — — = 2 — li — di—|I - 
urembur _ - | - -|-ı- I - | - 1-1 - 
Nieberlan — 1 71 — — | — — = 
D ). 4 14661 7 — 1 sa — | ı 
on: 
Im Reichsrath vertre- 
nbder 11969 —1 4 1149 73 — — 24 — g 
Ungam. 2. 2 2. . 13 857 - — 306 — li — _ 2 
——A _ iı — - — J— — 
mänien. » +.» m 48 — 1 — ı — | — — — — — 
Rußland ya — 17133 19461 18 — 1 378) 1278 — | — — 119 — 4 
2 16 — — 1 2 28 —-|— | ı 31 10 
— = ee 9 ee m u = 
—— nern, as — — I|- — -|- 1-1. — — 
ER = — — — 12121— J— 
rtlei —— de). . — — — — — Ba | | ER 
Sonftige Hide | 
| BEI re (ad Kr are 
Bereinigte Staaten von 
ji — 13 15 — — —1 9 5 


A 
Andere raninis. 
Länder”) 


Summe» | Fesire inofem md 0 ai mann ae m 


Im ganzen | 
(a und b zufammen) 68 992/55 097| 211]124 300112461! 2310 83) 106) 3814) 2386 101 241 150. 2 19 | 296 
Davon wurden befördert: 


über Bremen . . .| sage — | — [en] 65208 166 — | — 585 — | — | — 119) 109 25 
 gambug. 2 | — j550071 — |ösoozlaroazı 214] 88) 106 3276 BB] 10] 2] 15011134 1 
. Stettin... — |) — | zu) ul au) -| -| - | -| -|-| - a 





| 


) Bulgarien. 
9 Einfihliehlic der auf Auswandererjchiffen beförberten Reifenden, welche nicht zur Kaffe ber Auswanderer gehörten. 
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Nr, 188. 


Berlin, den 5. März 1896. 
In Gemäßheit bes Artikels 72 der Verfaſſung beehrt 
fih der Unterzeichnete beifolgend 
die allgemeine Rehnung über den Reichs— 
haushalt für das Etatsjahr 1892/93 nebſt 
den dazu gehörigen Specialrehnungen, 
einem Borberidt und den Bemerkungen 
bes Rechnungshofs 
dem Reichstag behufs der Entlaftung vorzulegen. 


Der Reichskanzler. 
Graf ». Polabowät. 
raf v. 
An den Reichslag. 
N.S. A. 1.976. 





Nr. 189, 
Ubänderunas-Untrag 


zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung 
— Nr. 85 der Drudjachen —. 
Roeſicke. Der Reichstag wolle beichließen: 
u Artikel 4: 


3 
in dem Antrage der Abgeordneten v.Holleuffer, 


Jacobskötter, betreffend den Artikel 4 unter 
174 ber Drudjadhen Hinter dem Worte „Bier“ 
die Worte einzufügen: 


‚ „bom Yah. 
Berlin, den 7. März 1896. 


Nr. 190. 
AUbänderunas-Untrag 


zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung 
— Nr. 85 der Drudjachen —. 
Dr. Schaedler. (Unter Zurüdziehung des Antrages 
Nr. 173.) Der Reichstag wolle beſchließen: 
Zu Wrtifel 3. 
‚ Dem 8.33 ber Gewerbeorbnung als Abſatz 6 
hinzuzufügen: 
Durch Landesgefeg kann angeorbniet werden, 
baß der Kleinhandel mit Bier den vorftehenden 


Beſtimmungen unterftellt wird. 
Berlin, den 7. März 1896. 


Nr. 191. 
Berichterfiatter: 
Abgeordneter Wellftein. 


Bericht 
ber 
Wahlprüfungs-Rommiffion 
über 
die Wahl des Abgeordneten Hüpeden im zweiten 
Wahlfreife des Negierungsbezirts Kaffel. 


In feiner Sigung vom 27. März 1895 hat der Reichs- 
tag ben Beihluß der Wahlprüfungs-Kommiſſion vom 15. des⸗ 
Alttenftüde zu den Verhandlungen des Reichsſstages 1895/96, 








jelben Monats (vgl. Druckſache Nr. 227 III. Seffion 1894/95), 
dahin gehend: 

Der Reichstag wolle beichließen: 

1. die Entſcheidung über die Gültigkeit der Wahl 
bes Mbgeordneten Hüpeden im zweiten Wahl: 
freife des Negierungsbezirts Kaflel auszuſetzen, 

2. den Herrn Reichskanzler unter Mittheilung dieſes 
Berichts zu erfuhen, durch Wermittelung der 
Königlih preußiſchen Negierung das Weitere zu 
veranlaffen 
a) in Bezug auf die Nektifizirung des Wahlkom— 

miljars, 

b) behufs Einforberung der im zweiten Wahlbezirk 
der Stadt Kaſſel und im Bezirk Wahlershaujen 
für ungültig erklärten Stimmzettel, behufs Her: 
beiführung der Erhebungen, betreffend den Vor: 
gang im Bezirk 10 der Stadt Kaſſel und den 
Wahlakt in Hilgershaufen, jowie endlich be— 
treffend Die zu Punkt 2, 3 und 5 des Proteftes 
von der Kommifjion gefaßten Beſchlüſſe. 

genehmigt. Die danad unter 2b erforderten Mafnahmen, 
find, wie folgt, erledigt worben, 

1. Die Einforderung der im zweiten Wahlbezirk ber 
Stadt Kafjel und im Bezirk Wahlershaufen für ungültig 
erflärten Stimmzettel betreffend, berichtet der Landrath zu 
Kafiel, daß die Stimmzettel nicht mehr vorhanden feien. 
Es handelt fih um 13 Stimmzettel aus Kaſſel und 6 aus 
Wahlershaufen, zufammen aljo um 19. Selbit wenn dieſe 
19 Stimmzettel zu Gunften des unterlegenen Gegentandis 
daten des gewählten Abgeordneten für gültig erflärt werben 
müßten, würde dies, auch in Gemeinſchaft mit den folgen- 
ben Punkten, die Mehrheit für den gewählten Abgeord— 
neien nicht zerftören. Die Kommifjion ging deshalb über 
biefen Punkt hinweg. 

2. Im Bezirk 10 der Stadt Kaflel war ein Stimme 
zettel für ungültig erflärt worden auf Grund eines Vor— 
fommniffes, über weldes der Wahlvorftand folgende Ber: 
handlung aufgenommen hat: 

„Nachdem der unter T1 in ber Lifte verzeichnete 
Schloffer Fr. Aug. Bühnſack Schäfergaffe 12 gewählt 
hatte und zwar in Gegenwart des Wahlvorjt. Roſen— 
zweig und Protofollführer Hördemann erſchien zu ber 
get ba bie beiden leßtgenannten beurlaubt waren, von 

euem ein Wähler Fr. Aug. Bühnfad Schlofier Schäfer: 

gaffe 12 wohnhaft. — Delien Stimme wurde durch Die 
jtellvertretenden Herren Kochendörffer und Martin ab- 
genommen, welche den Stimmzettel uneröffnet unter die 
Wahlurne legten, ihn nicht in der Lite vermerkten. — 

Nach Wiedererjcheinen des Vorſ. Nojenzweig und 
Prototollführer Hördemann wurbe denjelben der Hergang 
vorgetragen und darauf beichloffen: 

den nod; immer uneröffnet daliegenden Stimmzettel 

einzufiegeln diefem Protofoll anzufügen und für 

ungültig zu erflären. 

Kaſſel, 24. Juni 1898, 

BVorfigender: 
Georg Roſenzweig 
Stellvertreter: Dito Kochendörffer. 
Beifiger: 
W. Led. Louis Scheurmann. Martins. I. C. Allmeroth. 
Louis Boedicker.“ 

Hier ift eine Aufllärung des Vorgangs für erforder- 
lich gehalten worden und nichteidliche ar oe der 
Bahlvorjtandsmitglieder: Kaufmann Georg Nojenzweig, 
Kaufmann Hördemann, de Lehrers Martin und bes 
Dtto Kochendörffer, alle in Kaſſel, und des zur Zeit 
der Wahl in Kaſſel, Schäfergafie Nr. 12, mwohnhaften 
Schloſſers Friedrih Auguft Bühnſack befchloffen worden. 
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Protofollführer: 
Th. Hördemann. 
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Diefe Berfonen find vernommen und haben den Inhalt 
ihrer Erflärung vollftändig betätigt, der Bühnſack mit 
dem AZujaß, daß er der Einzige diefes Namens fei. 

iernach hält die Rommiffion dafür, daß der von ber 
erften ſich Friedrich Auguſt —— nennenden Perſon ab⸗ 
gegebene Stimmzettel für ungültig, der von dem wirklichen 
Buͤhnſack abgegebene ar dagegen für gültig zu erflären 
fei. Da jemer nicht feitzuftellen ift, fo ift dem gewählten 
Kandidaten eine Stimme abzuzählen. Der von dem wirt 
lihen Bühnſack abgegebene Stimmzettel lautet auf den 
Redakteur Wilhelm Pfannkuch in Hamburg. Dieſem wäre 
fonad eine Stimme zuzuzählen. 

3. Im Bezirt Hilgershaufen ift über die Wahlhand— 
lung fein Prototoll aufgenommen, welches den im $. 22 des 
Reglements aufgeftellten Erfordernifjen eniſpricht; es Liegt 
nur ein von dem Wahlvorjtand unterfchriebener Vermerk 
darüber vor, wieviel Stimmen auf die einzelnen Kandidaten 
gefallen find. Das Gleiche gilt von der Gegenlifte, Es 
war beichlofjen, —— über ordnungsmäßige Protokoll⸗ 
führung durch uneidliche Vernehmung des Wahlvorſtandes 
zu veranlaſſen und zu erſuchen, daß die Stimmzettel und 
das eventuell beftehende Protokoll eingereicht werden. 

Mit den Stimmzetteln Hier verhält es ſich, wie mit 
denen unter Nummer eins. 

Die Protokolle über dieſe Bernehmungen lauten, wie folgt: 

Meljungen, den 18. Mai 1895. 


Erſchien 
ber Wahlvorſteher Bürgermeiſter Reif von Hilgers- 
haufen und erflärte: 

Bei der Wahl des Neihstagsabgeordneten Profeffor 
Hüpeden zu Caſſel ift ſowohl ein orbnungsmäßiges 
Protokoll wie eine Gegenlifte angefertigt worden. 

Das Protofoll, die Gegenlifte und die Wählerlifte 
find? am Tage der Wahl von dem Ortsdiener nad 
Genſungen zur Bot zur Abfenbung an den Herrn Wahl: 
fommijjar zu Caſſel getragen. Dies erinnert fich auch 
der Protokollführer Laus. 

Die Stimmzettel kann ich nicht übergeben, da ich fie 
troß längeren Sudens nicht auffinden kann. Daß ich 
nur eine Nachricht darüber, wieviel Stimmen auf bie 
einzelnen Gandidaten gefallen find, abgegeben haben joll, 
ift mir ganz und gar nicht erinnerlic. 

v. g. u. 
Reif. 
Beglaubigt. 
Heuderoth, Kreisſekretär. 
Meljungen, den 18, Juli 1895. 

u Bernehmung in der Ungelegenheit, betreffend 
bie Wahl des Reihstagsabgeordneten Hüpeden in Caſſel, 
waren erſchienen: 

1. der Wahlvorfteher Bürgermeifter Reiß, 
2. der Schmied Juftus Laus, Protofollführer bei ber 


ek ndwirth Ehriftoph L 

3. der Landwi riſtoph Laus, 

4, = B riedrih Wicke, 

5. = ohannes Wiederhold. 


ilgershaufen. 
eſſe, ebenfalls Mitglied des Wahlvorftandbes 
3. Zt. in der Klinik in 


si 8-5 Mitglieder des Wahlvorftandes, ſämmtlich 
von 


eorg 

war nicht erfchienen, da er fi 
Gießen befindet. 

Die zu 2 bis 5 erflären: 

Bei der Mahl eines Neichstagsabgeordneten für den 
1. Heſſiſchen Wahlreis Caſſel-Melſungen, wobei der 
Profefior Hüpeden in Caſſel gewählt wurde, ift ein 
orbnungsmähiges Protofoll aufgenommen. 

Das Mitglied Johannes ae erflärt: 

Bei der Wahl Habe ih die Gegenlijte geführt. 
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Die zu 2—5 erklären weiter: 

Die Stimmzettel find nach der Wahl in ein Couvert ge- 
ftedt und zwar vom Wahlvorfteher; dies Haben wir gejehen. 
Bohin die Zettel gerathen find, vermögen wir nicht zu jagen. 

Unmittelbar nad der Wahl haben wir Mitglieder 
bes Wahlvorftandes das Protokoll, die Gegenlifte und 
die Wählerlifte in einem Briefumſchlag verſchloſſen und 
ben Brief, nachdem auf demjelben von dem Protokoll: 
führer Juftus Laus die Adrefje: 


An 
den Wahlkommiſſar, Königlichen Herrn Landrath 
Freiherrn von Dörmber 
Hochwohlgeboren 
Caſſel 
niedergeſchrieben war, dem Orisdiener Gottfried Metz, 
welcher auf den Brief wartete, übergeben. Die Aus— 
händigung bes Briefes an Metz geſchah durch den Wahl: 
vorſteher, Bürgermeiſter Reif. Der DOrtsdiener hat ſich 
alsbald nah Genfungen begeben, um den Brief auf der 
Poſt dafelbjt abzugeben. 
Der Wahlvorfteher, Bürgermeiſter Reiß, erklärte 
ſchließlich: 
Der Ortsdiener Metz iſt ein zuverläſſiger Mann. 
Als er von Genſungen zurückkam, ſagte er mir, daß er 
den Brief richtig beſorgt habe. 


V. g. 
Rei L iftoph 2 iedrich Wide 
eiß Juſtus * re en Friedrich 
unterſchrieben 


Begl. 
Dr Lotz Heuderot 
Landrat) Kreisſec 
Melfungen, den 20 Juli 1895. 

Erſchien auf Borladung 

der Ortsdiener und — Gottfried Met 
von Hilgershauſen 

und erklärte auf Befragen: 

Am —— gegen 27 Uhr Abends Hat mir der 
BWahlvorfteher, Bürgermeifter Reiß, im Wahllocal den 
Brief, enthaltend die Acten über die Wahl des Profeflors 
Hüpeden zu Caſſel zum Reidhstagsabgeorbneten über: 
geben. Ih habe mich gleich mit dem Brief auf den 
Weg zur Poſt nad Genfungen begeben und den Brief 
dem Voriteher der Poftagentur Herrn Wittih zu Gen: 
fungen eigenhändig übergeben; es ift dies zwifchen 7 und 
1,8 Uhr Abends gemwefen. 

Ih bemerfe noch, dab ich vor Aus igung bes 
Briefes an mid) durd) den ee geliehen habe, wie 
diejer die Wahlverhandlung in den Briefumſchlag geftedt hat. 

"0 


Der Drtisdiener 
Gottfried Meg. 
unterfchrieben 
begl. 
Landrath Heuckeroth 
(dienſtlich abweſend) Kreisſecretär.“ 


Die Kommiſſion hält die Angelegenheit noch nicht für 
vollſtändig aufgeklärt; es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß der 
Wahlvorſtand die eingeſandten Schriftſtücke für ordnungs— 
mäßige Protokolle hält. Es würden deshalb zur weiteren 
Aufklärung dem Wahlvoritande diefe Schriftitüdte vorzu— 
legen jein; allein wie bei Nr. 1 ift auch wol der Abzug 
von 36 auf den gewählten Kandidaten abgegebenen Stimmen 
— jelbft mit den dort und weiter unten zu kaſſirenden — 
nicht ausreichend, dem gewählten Abgeordneten die Mehrheit 
zu nehmen. Die Kommiffion ift daher der Anficht, daß der 
Punkt auf fi beruhen kann. 





4. Nad) Nr. 2 des Proteftes jollte der Landralh des 
Landkreifes Kaliel, Freiherr v. Dörnberg, einen Erlaß 
an jämmtliche Bürgermeijter des Landfreijes Kaſſel gerichtet 
haben, durd welchen die Deffentlichkeit bei Auszählung der 
Stimmen nad) Schluß der Wahlhandlung, Abends 6 Uhr, 
in ben meijten Drtichaften des ganzen Wahlfreijes aus- 
geſchloſſen worden je. — Auch habe derjelbe Landrat 
im „DMeljunger Kreisblatt" diefen Erlaf veröffentlicht, nicht 
in feiner Eigenſchaft als Wahlkommiſſar, fondern als Land» 
rath; das habe dahin geführt, dab auch im Kreiſe Meljungen 
zum größten Theile die Deffentlichkeit bei der Stimmenaus« 
zählung ausgeſchloſſen geweſen jei. 

Nad Nr. 3 des Proteftes jollte in verſchiedenen Orten 
die Deffentlichkeit der Wahlhandlung überhaupt ausgeſchloſſen 
—— fein, indem ben vom ſozialdemokratiſchen Wahl- 

mitee beauftragten und mit Legitimationsfarten verjehenen 
Perſonen (Wählern) der Zutritt zum Wahllofale verweigert 
worden jei. 

Unter Nr. 5 des Proteftes find dann eine Reihe von 
Wahlbezirken genannt, in denen die Deffentlichkeit bei Aus— 
sählung der Stimmzettel ausgeſchloſſen geweſen fei. 

Dieje Punkte waren für — erklärt worden. Es 
wurde für erforderlich erachtet, die Wirkung der Maßregel 
feftzuftellen und demgemäß Erhebungen darüber zu veran- 
laffen, ob und eventuell in wie weit die einzelnen Wahl- 
vorftände die Deffentlichkeit beeinträchtigt beziehungsweiſe 
ausgejchloffen haben. ß dem Zweck iſt beſchloſſen, amt⸗ 
liche Auskunft des Wahlkommiſſars über die Anordnung 
jelbft und Einjendung des Driginals bes heftographirten 
Erlafjes, ſowie ferner eine Erflärung der einzelnen Wahl- 
vorftände und des Dberbürgermeijterd der Stadt Kaſſel 
über Befolgung ober Richtbefolgung bes Erlaſſes zu erfordern. 

Der Landrat v. Dörnberg hat das Driginal des 
Erlafjes vom 20. Juni 1893 eingefendet. Daffelbe ſtimmt mit 
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dem im erften Berichte abgedrudten Erlaſſe vollftändig über- 
ein. Die amtliche Erklärung des Landrathes lautet wie folgt: 
Die Verfügung vom 20. Juni 1893, welde im 
Driginal beiliegt, habe ih im meiner Eigenfhaft als 
Landr an die Ortsvorſtände meines Kreiſes erlaſſen 
und meinem Nachbar, dem Landrath in Melſungen, 
davon Kenntniß gegeben. Welchen Gebrauch letzterer 
davon gemacht Hat, weiß ich nicht. Irgend welchen 
Einfluß auf die ge oder die Deffentlichkeit der 
Kg ae hat dieſe Maßregel nicht gehabt; nur in 
ein Baar Ortſchaften meines Kreiſes find vielleicht einige 
Abgefandte der focialdemofratiichen Partheileitung aus 
Gattel, die im ungebührlicher Weife eine Eontrolle über 
die Handlungen des Wahlvorjtandes auszuüben verfucht 
haben, um 6 Uhr nah Schluß der Wahlhandlung aus 
dem Wahllofal gewieſen worden. Wo fie ſich anftändig 
betrugen, ift ihnen ber Yutritt auch für die Feſtſtellung 
bes Wahlergebnifjes nicht verwehrt worden. 

Gafjel den 30, Mai 1895. 

Der Wahlkommiſſar: 
Freiherr von Dörnberg. 

Die Erflärungen der ſämmtlichen Wahlvorftände liegen 
vor; fie find der Kommiſſion vorgetragen worden. Die 
letztere hat für bewieſen erachtet, daß in den Bezirken 
Altenritte, Bettenhaufen, Crumbach, Heiligenrode, Sanders⸗ 
baujen, Simmershaufen, Weimar, Wilhelmshaufen, Woll- 
rode, Bagenfurth, Spangenberg, Mepebad, Heina, Empherts- 
hauſen und Altmorſchen die Deffentlichkeit beſtimmungswidrig 
während des ganzen Wahlattes oder eines Theils dejlelben 
ausgefchloffen geweien ift und daß Diefer Punkt in Bezug 
auf die Bezirke Kirhditmold und Niederzwehren nicht auss 
reihend aufgeflärt erjcheint. In Bezug auf die übrigen Wahl- 
bezirfe iſt im dieſer Nichtung Ungehöriges nicht feitgeftellt. 
Die Stimmabgabe in jenen Wahlbezirten ift folgende: 


In Altenritte . . fielen von 69 gültigen Stimmen 24 auf Hüpeden und 45 auf Pfanntud, 
= Bettenhaufen . . ⸗3 = 33 ⸗ ⸗ 9 - ⸗ e 286 = ⸗ 
⸗Crumbach. = = 136 ⸗ ⸗ 61 = = =» T4 = ⸗ 
» SHeiligenrode . = = 19 ⸗ ⸗ 8 = ⸗ e 115 =» ⸗ 
= Sandershaufen . s s 160 - = 40 = ⸗ = 120 = = 
- Simmershauien . 22 93 = - B = - =: #0 = ⸗ 
= Weimar we er = = 164 = e 79 ⸗ = = 8 €: = 
= Wilhelmshaufen s s 113 = ⸗ 8 = ⸗ ⸗78⸗ ⸗ 
= Wollrode. . . :s:ı MM +» 2 29 » 5 . 2 = = 
* Wagenfurth * * 15 5 ⸗ 15 = ⸗ ⸗ — 2 s 
= Spangenberg = = 186 ⸗ ⸗ 97 = ⸗ ⸗80 =» ⸗ 
= Mepebad) s s 23 ⸗ ⸗ 19 = = ⸗ 4 = Pr 
* Heina Fr s s 30 E ⸗ 19 = ⸗ ⸗ 11 = 2 
s Emphertshaufen 5 s 23 s ⸗ 21 = = = 2 =: - 
⸗Altmorſchen . . s = 98 s ⸗ bb = ⸗ = 43 = e 


Zufammen fielen alfo von 1697 gültigen Stimmen 730 auf Hüpeden und 967 auf Pfannkuch. 


Nah Anficht der Kommilfion find dieſe Stimmen zu | 


fajfiren. Dadurch würde die Mehrheit des Abgeordneten 
üpeden gegenüber jeinem Gegenfandidaten noch um 


Net nicht mehr als der Ausdrud der Anſchauung des 


Wahlkreiſes, der doch durd die Wahl zu Tage gefördert 


werben jolle, eradjtet werben könne, wurbe mit Nüdjicht 


37 erhöht werden. Eine weitere Aufklärung darüber, ob | auf die hohe Summe der überhaupt abgegebenen Stimmen 


in den Bezirken Kirhbitmold und Niederziwehren ordnungss 
mäßig verfahren worden ijt, erjcheint mit Rückſicht auf die 
in diejen Bezirken abgegebene Stimmenzahl nicht erforderlich, 
weil unter Berücdjihtigung des Vorfiehenden unerheblich). 
In Kirhditmold find nämlih von 321 gültigen Stimmen 
151 auf Hüpeden und 170 auf Pfannkuch und in 
Niederzwehren von 294 gültigen Stimmen 109 auf 
Hüpeden und 185 auf Pfannfud) gefallen. 

Somit behält unter Verüdjichtigung aller vier Punkte 
der gewählte Abgeordnete Hüpeden unter allen Umftänden 
die Majorität. Die Frage, ob bei einer Kaſſation von 
über 2000 Stimmen, die eventuell zu erfolgen hätte, das 
Wahlreſultat derartig beeinträchtigt fei, daß der verbleibende 


— 23235 — verneint. 
Sonach beantragt die Kommilfion: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
die Wahl des Abgeordneten Hüpeben 
im zweiten Wahlfreife des Regierungs— 
‚ bezirts Kaffel für gültig zu erklären. 
Berlin, den 5. März 1896. 


| Die Wahlprüfungs-Kommiffion. 
ı Spa 


. —— — —— —— 5 
r. e. Brandenburg. 7 . Dilgen: 
| dorff. v. Holleuffer. Dr.6. Marquarbien. chmieder. 
‚ Dr. Schneider. v. Schöning. Dr. Stephan (Beuthen). 
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Nr. 192. 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Dr. Meyer (Halle). 


Bericht 
ber 
VI Kommiſſion 


zur 
Vorberathung des Entwurfs eines Geſetzes zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs — 
Nr. 35 der Drudjachen —. 


Der vorbezeichnete, mittels Schreibens des Herren 
Reichskanzlerd vom 3. Dezember 1895 beim Reichstage 
eingegangene und von ihm am 13. und 14. Dezember in 
erfter Leſung berathene Gejeentwurf ift der unterzeichneten 
Kommilfion zur Vorberathung überwiejen worden. Dieſelbe 
hat im Ganzen 11 Siungen abgehalten, wovon bie erjte 
der Konftitwirung, 7 der erſten Leſung, 2 ber zweiten 
Lefung und 1 der Feſtſtellung des Berichtes gewibmet 
waren. 

Bon Seiten des Bundesraths haben an der Verathung 
theilgenommen: 

1. der Staatsjefretär des Reichsamts des Innern, 

Staatsminifter Dr. v. Boetticher, 

2. der Bevollmädhtigte zum Bundesrath, Unterjtaats- 

felretär im Reichsamt des Innern Rothe, 
3. der Königlih Sächſiſche Bundesrathsbevollmäd- 
tigte, Geheimer Rath und Generalftaatsanwalt 
Dr. Rüger, 

4. der Geheime Oberregierungsratö Hauß vom 
Neihsamt des Innern, 

5. der Geheime Negierungsratd Dr. Dungs vom 
Reichs⸗Juſtizamt. 

Eine Generaldiskuſſion wurde nicht beliebt; indeſſen 
ergaben ſich im Laufe der Spezialdiskuſſion verſchiedene 
Betrachtungen über die allgemeinen Geſichtspunkte und 
leitenden Gedanken, welche dem Geſetz zu Grunde liegen, 
und es erſcheint zweckmäßig, dieſe dem Berichte voran— 
zuſtellen. 

Der Artikel 1382 des code eivil, deſſen Wortlaut in 
der dem Gejegentwurf von ber Regierung beigegebenen 
Begründung mitgetheilt ift, lautet in deutſcher Mebertragung: 

„Jede Handlung eines Menſchen, die einem anderen 
Schaden verurfacht, verpflichtet den, durch deſſen Schuld 
der Schaden entjtanden ift, zum Schadenserſatz.“ 

Lediglich auf den hier in Gefegesform ausgeſprochenen 
allgemeinen Grundjag gejtügt und ohne alle Spezialgejeße, 
die zum Ausbau diejes Grundjages bejtimmt wären, hat 
die frangöfiiche Rechtſprechung und Literatur Hierauf eine 
Theorie begründet, welche unter dem Namen coneurrence 
deloyale befannt geworden ift; eine Reihe von Handlungen, 
die an fid) einer pofitiven Rechtsſatzung nicht widerfpredhen, 
aber geeignet jind, einem Mitbewerber Abbruch zu thun 
durch die Verwendung unlauterer Mittel, welche die Kund— 
ſchaft dem Urheber zuführen jollen, werden mit der Ver: 
pflichtung zum Schadenserfag bedroht. Der Ausbau dieſer 
Doltrin vollzog ſich mit großer Leichtigkeit unter folgenden 
begünftigenden Umftänden. Das franzöfiihe Necht hat von 
jeher eine vollfommen freie, an feine beftimmten Beweis— 
regeln gebundene Beweistheorie gefannt, welde es dem 
Nichter erleichtert, die frage zu beantworten, ob —— 
ein Schaden zugefügt ſei, auf welche Gründe der verurſachte 
Schaden zurüdgeführt werden könne und wie hoch ſich 
diejer Schaden belaufen möge. Ferner hat die franzöfiiche 


Redhtiprehung von jeher die Mitwirkung von Laienrichtern 
gekannt, welche e8 dem gelehrten Richter erleichterten, die 
Lebensverhältniffe kennen zu lernen, und endlich hat ein 
oberfter Gerichtshof als Rarlationsinfang beftandben, welcher 
in der Rechtſprechung die Einheit aufredht erhielt und 
falſche Auslegungen der Geſetze zurüdwies. In dieſer 
Weiſe hat ſich in Frankreich ein Auftanb entwidelt, ber, 
fomweit dies von Hier aus beurtheilt werben kann, das 
Bublitum im Allgemeinen *** und mit den herrſchen⸗ 
den Rechtsanſchauungen in vollkommener Uebereinſtim— 
mung ſteht. 

In der deutichen Rechtsentwickelung findet ſich etwas 
Analoges nicht; es können Handlungen begangen werben, 
welde in der Abficht des Wettbewers unlautere Mittel an— 
wenben, fofern fie nur nicht einer pofitive Gejegesbeftimmung 
zumwiberlaufen. 

Diefer Sotan bat viel erg ge hervorgerufen, 
und es ift jchon feit längerer Zeit das lebhafte Streben 
erfennbar geworben, eine Geſetzgebung gegen ben uns 
lauteren Wettbewerb zu ſchaffen, mit meiden Worte man 
ben franzöfiihen Ausdruck concurrence deloyale überſetzte. 
Selbſt in denjenigen Gebieten Deutjchlands, in welchen der 
eode eivil herrſcht, die Rechtiprehung den Anſchauungen 
der Rechtswiſſenſchaft, die fih in Frankreich jelber ent— 
widelt hatte, nicht gefolgt. Es läßt fi) nicht behaupten, 
dab es im beutichen Recht an einem allgemeinen Grunds 
faß fehlte, weldher demjenigen bes code eivil entſpräche. 
Was das gemeine Recht anbelangt, fo kann man auf den 
Ausfprud des Pomponius hinweiſen: 

nam hoc natura aequum est, neminem cum alterius 

detrimento fieri locupletiorem, 
ber an verſchiedenen Stellen in die Bandelten aufgenommen 
worden ift. Das preußiſche Landredit enthält in Theil I 
Titel 6 88. 1 bis 21 fehr ausführlich entmwidelte Begriffs- 
erflärungen der verjchiedenen Arten des Schadens und An— 
drohungen der Rechtsfolgen, welche fih auf die Ver— 
urſachung eines ſolchen Schadens richten follen, Endlich ift 
im bürgerlihen Geſetzbuch, defien Entwurf augenblidlid zur 
Berathung vorliegt, der Gegenjtand geordnet in den 88. 808 
und 810. In Deutihland hat man in früherer Zeit aus 
allen dieſen Bejtimmungen ähnliche Folgerungen, wie fie 
im franzöfiihen Recht beftehen, nicht entwideln können, weil 
faft überall der Richter an pofitive Beweisregeln gebunden 
war, weil e8 dem Richter an der Gelegenheit fehlte, fich 
durd die Mitwirkung von Laien über die Erfordernifje des 
praftiichen Gejchäftsverfehrs in Kenntniß zu erhalten und 
weil bei dem Mangel eines oberjten Gerichtshofes für eine 
Einheitlichfeit in der Rechtſprechung nicht gejorgt war. 
Nachdem dieje drei Hinderniffe befeitigt find, entfteht nun 
die Trage, ob man nicht abwarten will, ob gegenwärtig 
die Beutfäe Rechtſprechung und Rechtswiſſenſchaft fih auf 
ben Weg begeben will, der in Frankreich mit jo großem 
Erfolg betreten worden ift; man würde hierdurch fih der 
Berlegenheit entziehen, in ber Gefeßgebung eine ausführ- 
liche Kafuiftit zu ſchaffen. Dieſe Frage wurde indeß in 
der Kommilfion mit Einftimmigteit verneint, e8 wurde 
darauf hingemiejen, daß auch gegenwärtig noch zwiſchen 
der frangöjiichen und der beutichen Rechtſprechung ein 
großer Unterſchied beiteht. Der franzöfiiche Richter in von 
jeher gewohnt gemwejen, aus allgemeinen Redhtsprinzipien 
konkrete Schlußfolgerungen zu ziehen, ohne eine Spezialifirung 
dur ben Gejehgeber abzuwarten, während der deutiche 
Richter von jeher die Neigung gehabt hat, ſich enger an 
den Wortlaut eines Geſetzes anzufchliefen und eine Unter— 
ſcheidung zwiſchen allgemeinen legislatoriichen Prinzipien 
und konkreten Rechtsvorſchriften zu machen. Es mag die 
Trage unerörtert bleiben, ob Die franzöfiihe oder Die 
* Art der Rechtſprechung größere Vorzüge hat, 


jedenfalls ift e8 eine Thatſache, daß die deulſche Recht— 
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Unfittlichkeit nicht unmittelbare Rechtsfolgen anknüpfen darf, 


ſprechung ſich bisher ausſchließlich in der bezeichneten Weiſe daß vielmehr die Wirkfamkeit des Nechts nur dort beginnt, 


entwidelt hat, und e8 kann nicht wünſchenswerth erfcheinen, 
im gegenwärtigen Augenblid von dieſer einen Stelle aus 
einen Einbrud in bie Prinzipien der deutſchen Redhts 
ſprechung zu machen. — iſt darauf Rückſicht zu 
nehmen, daß es in Frankreich doch eines Zeitraums von 
50 bis 60 Jahren und vielfacher Kontroverſen und Irrungen 
beburft hat, bis der gegenwärtige befriedigende und voll: 
fommen Mare Rechtszuſtand ſich entwidelte, und wir können 
nit den Wunſch hegen, für Deutfchland einen gleichen 
— der Rechtsunſicherheit zu ſchaffen, wenn es möglich 
. das Einfchreiten der Gejepgebung klare Zuftände 

beizuführen. Man war daher alljeitig der Ueberzeugung, 
aß der Weg der Geſetzgebung zur Bekämpfung bes uns 
lauteren Wettbewerbs bejchritten werben mülfe. 

Bon Seiten eine Mitgliedes der Kommiffion wurde 
die Frage aufgeworfen, ob nicht, wenn ein Spesialgeieh 
gegen den unlauteren Wettbewerb, insbefondere gegen Aus— 
fchreitungen im Reklameweſen, bejtehe, dennoch neben dem— 
felben auf Grund der allgemeinen Prinzipien des Rechts 
und namentlich des in Ausſicht ftehenden bürgerlichen Ge— 
ſetzbuches Ansprüche geltend zu maden jeien, weldje auf 

etämpfung des unlauteren Wettbewerbs abzielen. Auf 
diefe Anfrage hat ein Vertreter des Bundesrarhs die fol 
gende Erklärung abgegeben: 

„Auf dieſe Doktorfrage zu antworten, ijt deshalb 
mißlich, weil nicht vorausgejehen werden kann, wie ſich 
bie Gerichte, insbejondere Das Reichsgericht, zu der Frage 
ftellen werben. 

IH kann daher nur meine perjönliche Anſicht vors 
tragen und dieſe ıft folgende: 

Wenn der Entwurf eine Generaltlaufel gegen den 
unlauteren Wettbewerb, wie fie von einigen Herren ges 
wünſcht wird, enthielte, wenn er aljo den unlauteren 
Wettbewerb als ſolchen zu treffen unternähme, fobald er 
fih auf dem Gebiete des Nellamewejens äußerte, dann 
würde allerdings das ganze Feld eingenommen und für 
die Anwendung der allgemeinen Borjchriften des bürger— 
lihen Rechts fein Raum mehr jein. Nun enthält ſich 
aber ber Entwurf des Generalifirens, die Bezeichnun 
„unlauterer Weitbewerb“ fommt nur in der Ueberichri 
vor und hat aud hier nur die Bedeutung einer zus 
fammenfajjenden Inhaltsangabe. Der $. 1, wie er jept 
lautet, zählt eine Reihe von feftbegrenzten Thatbeftänden 
auf. Was außerhalb diefer Grenzen liegt, ift nicht Gegen— 
ſtand des Entwurfs und nad meiner Auffaffung für die 
Anwendung der jonft geltenden allgemeinen Rechtsvor— 
ſchriften frei.” 

Entſchließt man fi nun, den Weg der Gejeßgebung 
zu betreten, jo find wiederum zwei verſchiedene Möglicy- 
feiten gegeben. Man fann entweder eine allgemeine Vor— 
ſchrift über den unlauteren Wettbewerb erlafjen, und dieſer 
Verſuch wurde gemacht durch folgenden Antrag: 


1. 

Im $.1 Hinter „beitimmt find" die Worte ein: 
zufügen: „unlauteren Wettbewerb unternimmt, ins— 
bejondere*, 

Gegen dieſen Vorſchlag wurden zunächſt alle diejenigen 
Gründe angeführt, welche in der vorjtehend mitgetheilten 
Erklärung des Regierungstommiffarius enthalten find; es 
wurde ferner darauf hHingewiefen, daß der Ausdrud 
„unlauterer Wettbewerb”, jofern er wirklich einen Rechts— 
begriff barftellen fol, fehr große Bedenken gegen ſich 
hat. Unlauter ift Iedigli eine andere Bezeihnung für 
unmoralifch, unfittlic, und es ift allgemein anerfannt, daß 
die beiden Gebiete der guten Sitte und bes Rechts aus- 
einandergehalten werben müſſen, daß das Recht an bie 


wo eine unlautere Gefinnung durch eine Störung der 
Rechtsordnung in die Erfcheinung tritt. Nllerdings würde 
num nicht die Unlauterkeit felbjt mit civilrechtlichen Nach— 
iheilen oder auch mit Strafen bedroht werden, jondern nur 
ber unlautere Wettbewerb. Diefe Schranfe aber ift eine 
ſehr unficyere, denn im Grunde thut derjenige, welcher im 
Ermwerbsleben thätig ift, alles das, was er geichäftlich 
thut, zum Zwecke des Wettbewerbs. Ferner muß aud) 
darauf Hingewiejen werben, daß jelbft im franzöfifchen 
Recht der Begriff conceurrence döloyale nicht als ein 
Rechtsbegriff aufgeftellt worden if. Die frangöfiichen 
Juriſten haben nicht den Begriff concurrence deloyale zer 
gliedert und durch die Sergliederung baraus fonfrete 
Schlüffe gezogen, ſondern fie haben die oben mitgetheilte 
Vorſchrift des code eivil zergliedert und haben eine Anzahl 
von Fällen, die ſich aus der Unmwendung dieſer Vorſchrift 
ergaben, unter dem Namen ber conceurrence deloyale zu— 
fammengeftellt. 


Es wurde alfo der bezeichnete Antrag zurüdgezogen 
und der andere Weg betreten, den der Negierungsentwurf 
vorichlägt, eine Reihe von einzelnen Beftimmungen zu ers 
laſſen, welche einzelne Arten des unlauteren Wettbewerbs 
treffen follen. Man kann in dem Entwurf fünf verſchiedene 
Materien unterfcheiden, die in feinem unzertrennlichen Zu— 
jammenhang miteinander ftehen und von denen allenfalls 
eine jede in einem bejonderen Geſetze behandelt werben 
könnte, gleihwie man ſchon Eine Form des unlauteren 
Wettbewerbs, nämlih die Anmakung von Waarenzeichen 
und Waarenbezeihnungen, in einem Spezialgejee verfolgt 
bat. Die fünf verſchiedenen Materien, um melde es ſich 
handelt, find die folgenden: die jchwindelhafte Reklame 
(S$. 1 bis 4), die Duantitätsverichleierung ($. 5), die üble 

achrede (88. 6 und 7), der Eingriff in das Firmenrecht 
$. 8) und der Verrath von Geheimnilfen (SS. 9 und 10). 

ieje fünf verfchiedenen Materien werben der Kürze halber 
in ber Ueberfchrift unter dem Namen des unlauteren Wett 
bewerb3 zufammengejtelt. Es darf aber nunmehr 
nicht ber Schluß gezogen werben, dab man aud 
andere Erjheinungsformen, welche fih im geichäftlichen 
Leben zeigen, nah den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
als unlauteren Wettbewerb behandeln dürfte Es -wurbe 
dabei bejonder8 hervorgehoben, daf alle dieſe Beitimmungen 
nicht unmittelbar den Died verfolgen, das Publitum, den 
Käufer oder Konjumenten vor betrügerifchen er gr 
zu ſchützen, wenngleich nicht verfannt worden iſt, daß die 
Vorſchriften diejes Geſetzes auch dem großen Publitum zu 
Statten kommen werben; der leitende Gedanke des Geſe 
in allen feinen Theilen ift vielmehr der, daß der rebliche 
Wettbewerber gegen den Schaben geihüßt werben joll, der 
ihm aus verwerflichen Operationen jeines unlauteren Mit 
bewerbers erwachſen könnte. Es wurde nicht verlannt, 
daß der Gefegentwurf nicht alle möglichen Formen des 
unlauteren Wettbewerbs trifft, und es murde betont, daß 
er dieſe Abjiht auch gar nicht verfolgt; man geht mit 
autem Bedacht in vorjichtiger Weife vor. Bei mehrfachen 
Gelegenheiten wurde darauf hingemwiejen, daß ja bie Mög- 
lichkeit nicht ausgeſchloſſen ſei, in Aukunft dieſes Gejek 
durch andere Geſehe, welde andere Formen des unlauteren 
Wettbewerbs treffen, zu ergänzen; man hielt e8 nicht gerade 
für wünfchenswerth, einen ſolchen Wechſel auf die Zukunft 
zu ziehen, aber man verſchloß ſich doch der Erfahrung 
nicht, dab in ben legten Jahren eine große Neihe von 
Gejegen gemadjt worden find, die ſich ſchon nad) Ablauf 
einer jehr Eurzen Friſt al der Ergänzung oder Abänderung 
bedürftig gezeigt haben. An das vorliegende Gejeh wird 
nur die Hoffnung geknüpft, daß es demjenigen SFormen des 
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unlauteren Wettbewerbs, welche gegenwärtig am allge 


meinften und am ſchwerſten empfunden werben, ein Ende 
machen wird. 


8. 1. 

Diefer Paragraph beihäftigt ſich mit der ſchwindel— 
haften Reklame und zwar mit den civilrechtlichen Folgen 
derjelben. Es werben veridhiedene Handlungen aufgeführt, 
welche in Zukunft mit Rechtsfolgen bedroht fein follen. 

Die erjte Frage, welche hier aufzuwerfen war, war 
die, ob bie Aufgählung der mit Rechtsnachtheilen bedrohten 
Handlungen eine vollftändige ſei. Im dieſer Beziehung 
wurden die folgenden Anträge geitellt: 


8: 
In $. 1 Abſatz 1 hinter den Worten „gewerblichen 
Leiftungen“ einzufügen die Worte „ober über die 
Menge der vorhandenen Vorräthe”. 

Es wurde darauf Hingewiejen, dab in geſchäftlichen 
Rellamen nicht felten übertriebene oder gar offenkundig 
unrichtige Angaben über die Menge der Vorräthe gemacht 
werden, welde der Verkäufer inne hat, und daß dieſer 
Hinweis auf ein fo bedeutendes Lager in dem Käufer 
die Anſchauung erweden kann, als werde er einen ganz 
beſonders nänfligen Kauf abjchliefen, wenn er fi) an dieje 
Bezugsquelle wendet. Von anderer Seite wurde dem 
widerjprodhen und bemerlt, daß ſolche Angaben über ge- 
waltige Borräthe, die zuweilen einen offenkundig Icherzbaften 
Eharakter tragen, ſchwerlich dazu geeignet fein können, den 
Käufer irre zu führen, und daß der Käufer, wenn er im 
Uebrigen nur gut und preiswürdig bedient wird, feine 
Urſache zur Unzufriedenheit habe. Zudem pflege die Menge 
der Borräthe jo häufig zu wechſeln, daß Niemandem aus 
intorreften Angaben ein Vorwurf gemacht werden könne. 
Namentlih unter dem legteren Geſichtspunkte wurbe ber 
Antrag auch jeitensg der NRegierungsvertreter bekämpft, 
indem gleichzeitig darauf hingewieſen wurde, daß von ber 
überwiegenden Mehrheit der aus geichäftlichen Streifen aus: 
gegangenen Gutachten die Ausſcheidung der Menge ber 
Vorräthe aus dem Katalog des $.1 als unerläßlich be— 
zeichnet worden ijt. 

Weiter ging ein anderer Antrag: 


3. 

Im $. 1 Hinter die Worte ber 7. Zeile „des 
Verlaufs” die Worte einzufchieben: „oder über die 
Menge der vorhandenen VBorräthe, das Alter oder 
die Ausdehnung des Geſchäfts“, ſowie 2 das 
Wort der 6. Zeile „Auszeichnungen“ die Worte 
einzufchalten: „oder Anertennungen“. 

Der Antrag dedt fi zu einem Theile mit dem vorher 
beiprodhenen Antrag, und joweit dies geſchieht, iſt es nicht 
nöthig, weiter auf denjelben einzugehen. Was das Alter 
des Geſchäfts anbetrifit, fo wurde bemerkt, daß es in ber 
legten Zeit Sitte geworben fei, daß die Verkäufer, welche 
ihre Waaren anbieten, das Gründungsjahr ihres Geſchäftes 
angeben, um durch das Alter befielben ein günftiges Vor— 
urtheil für feine Solidität zu erweden. Soweit num dieje 
Angabe der Wahrheit le fei fie ein vollftändig 
erlaubtes Mittel des Wettbewerbs, es würben aber aud) 
häufig falicdhe Angaben gemacht. So wurde ein Beilpiel 
angeführt, daß in einer Stadt, welche durch die Fabrikation 
eines bejtimmten Artikels berühmt geworden iſt und in 
ihrer Mitte eine große Unzahl von Geſchäften hat, welche 
diejen Artikel herjtellen, fi an einer bejonders lebhaften 
Stelle ein völlig neues Geſchäft etablirt habe, welches ein 
um mehr als hundert Jahre zurüdliegendes Gründungss 
jahr fälihlich anführte, jo daß die fyremden, welche glauben, | 
in der Stadt ihren Wunſch nah Erlangung der „wirklid) 
echten” Waare befriedigen zu können, irre geführt werden, 


Auch Hier wurde von anderer Seite erwiedert, daß eine 
faliche Angabe über das Alter des Geichäftes nicht eigent- 
lich dazu geeignet ſei, Schaden Hervorzurufen, weil der 
Käufer, der ſich lediglich durch die Rüdficht auf das Alter 
bes Gejchäftes leiten laſſe, jo offenkundig thöricht handle, 
daß er einen befonderen Schuß nicht in Anſpruch nehmen 
könne. Was jodann die Worte „Ausdehnung des Geſchäfts“ 
anbetrifft, jo wurde darauf hingewieſen, daß es Geſchäfte 
iebt, welche die große Anzahl ihrer eigenen Geſchäfts— 
telen und Filialen als einen Beweis dafür ins Feld 
führen, daß fie ſich eines weit verbreiteten Abjages erfreuen, 
und dab auch hier falfche Angaben vorfommen, weldye das 
Publiftum irre führen können, Die Kommiffion ſchien ge= 
neigt, hierin eine unzuläffige Manipulation zu erkennen. 
Endlih wurde darauf Hingemiejen, dab es nicht genüge, 
die fälſchliche Berufung auf ertheilte Auszeichnungen unter 
Strafe zu ftellen, denn e8 kämen im täglichen Leben auch 
viele Fälle vor, in denen Jemand unwahre oder erſchlichene 
Briefe, die feinem Geichäfte zu Theil gewordene Aner— 
fennungen enthalten, in die Deffentlichkeit bringe, um fich 
darauf zu berufen, und es entitehe durch ſolche falſchen 
Anererfennungsichreiben mindeitens derjelbe Nadıtheil, wie 
durd) die falſche Berufung auf eine ertheilte Auszeichnung. 
Bon Seiten eines NRegierungsvertreterd wurde hierauf 
noch folgende Erklärung abgegeben: 

„Man fragt: warum follen jchwindelhafte An— 
teifungen, die ſich auf die Beichaffenheit oder die Her— 
ellungsart von Waaren beziehen, zum Scabenserjaß 

verpflichten, wenn fie aber unrichtige Angaben über die 
Menge der Vorräthe oder das Alter des Geſchäfts ent— 
halten, von Rechtsnadhtheilen frei bleiben? Diefe Frage 
läßt fih allerdings aufwerfen. Aber der Katalog des 
$.1 joll gar nicht eridhöpfend fein, und er würbe es auch 
nicht werden, wenn er die in dem geftellten Amendemert 
enthaltenen Zuſätze erhielt. Immer würden Fälle 
von umlauterer Reklame übrig bleiben, bei denen 
man ebenjo gut fragen fönnte, warum fie feine Erfaß- 
anfprüdhe begründen follen. Wenn man den Weg Der 
Generaltlaufel für ungangbar hält, jo ift man genöthigt, 
eine Auswahl zu treffen. Der Entwurf bejchräntt Fr 
abfihtlih darauf, diejenigen e herauszugreifen, Die 
von dem allgemeinen Rechtsbewußtſein für bejonders 
verwerflid und ſchädlich gehalten werben. Ob dieſe 
Auswahl das Richtige trifft, kann gewiß zweifelhaft fein. 
Aber unter den Zufägen befinden ſich auch ſoiche, bei 
welden das öffentliche Nechtsbemußtjein, wie es fih in 
zahlreihen Stimmen geäußert hat, ein gejeßgeberiiches 
Einfhreiten für unzwedmäbig hält. Der Entwurf unter= 
nimmt tiefe Eingriffe in eingewurzelte Gewohnheiten, 
daher jcheint mir aller Grund zur Vorficht und zu weifer 
Selbſtbeſchränkung vorzuliegen.“ 
Zu einer Abftimmung über alle dieje Anträge lam es 
nicht, weil ein Antrag allgemeineren Inhalts geftellt wurde, 
ber dahin lautete: 


4. 

Im $. 1 Hinter die Worte der 3. Zeile „beitimmt 
find" die Worte einzufchalten: „über geihäftliche 
Verhältniffe, insbefondere”. 

Ueber diejen Antrag hat ſich eime jehr lebhafte Dis- 
fuffion entjponnen, Die Vertreter der Regierung wider- 
ſprachen demfelben auf das entichiedenfte; fie führten, unter= 
jtügt von einigen Mitgliedern der Kommifjion, aus, daß 
hierdurch die Vorſchrift der Beſtimmtheit verluftig gehe, 
welche man für durchaus geboten halten müſſe. Der Vor— 
theil, alle einzelnen ‘Formen des unlauteren Wettbewerbs 
volljtändig zu treffen, laſſe fich unter feinen Umſtänden er— 
reichen; man müſſe darum die Aufmerkſamleit darauf richten, 
ein Geſetz zu ſchaffen, welches möglichſt Har und geeignet 


fei, jede Umficherheit in feiner Anwendung auszufchließen. 
Auch wurde hervorgehoben, dab dieſe allgemeine Faſſung 
in einen ſehr unerwünjdhten Genenjag zu den Vorjchriften 
bes MWaarenbezeichnungsgefeßes über faliche Urſprungs— 
angaben treten werde. 

Bon Seiten der Vertheidiger des Antrags wurde aus— 
geführt, daß, wenn man gewilje Formen des unlauteren 
Wettbewerbs unter die Pflicht zum Schadenserfaß ſtelle, 
derjenige, welcher zu unlauterem Wettbewerb geneigt ſei, 
um fo eifriger fi auf diejenigen Formen ftürzen werde, 
melde er ohne Gefahr ausüben könne. Eine faljche that— 
fächlihe Angabe fei unter allen Umftänden eine Handlung, 
welche nicht allein gegen die Lauterkeit der Gefinnung, 
fondern auch gegen die objektive Rechtsordnung verſtoße; 
fe verdiene daher, unter Verbot geftellt werden. Es müffe 

abei hervorgehoben werden, daß biefer Antrag ſich nur 
auf den vorliegenden 8. 1 mit jeinen civilrechtlichen Beſtim— 
mumgen beziche und in dem von ftrafrechtlichen Beſtim— 
mungen —— $. 4 nicht wiederholt werben ſolle. 
Auch bliebe die Forderung beftehen, daß der Anfchein eines 
bejonder8 günſtigen Angebots hervorgerufen ſei; es müſſe 
demjenigen, welcher ſich durch ſolche Manipulationen ge— 
fährdet fühlt, mindeſtens der Weg offen bleiben, auf 
Unterlaſſung ſolcher Manipulationen zu klagen. 

Von anderer Seite wurde erwidert, daß eine abſolute 
Unterdrückung jedes unlauteren Wettbewerbs für die Geſetz— 
gebung zu den Unmöglichkeiten gehöre; die ſchlimmſte Form 
des unlauteren Wettbewerbs fer offenbar die, wenn ein 
Konkurrent, der unlauter handelt, feinen reblidhen Kon— 
furrenten wahrheitswidrig der Unlauterkeit beſchuldige, und 
man müfje in der Geſetzgebung ſolche Schranten ziehen, 
welche dieje ſchlimmſte Form des unlauteren Wettbewerbs 
ſchlechthin unmöglih machen. Die Anjtrengung eines 
Eivilprozeffes wegen unlauteren Wettbewerbs ſei keines» 
wegs eine unverfängliche Handlung; es könne der gute 
Ruf eines Geſchäftes jehr leicht dadurch erichüttert werden, 
daß man es wegen unlauteren Wettbewerbs verfolgt, zumal 
wenn man von diejer Verfolgung vor ber ricdhterlichen Ent— 
fcheidung der Deffentlichkeit Kenntniß giebt. 

Es wurde ein Fall angeführt, in weldem eine als 
durchaus redlich und zuverläffig befannte Kaffeefirma großen 
peluniären Nachtheilen dadurch ausgejegt worden jei, dab 
man von polizeilicher Seite die Solidität ihres Fabrikats 
angezweifelt habe. Eine foldhe allgemeine Beftimmung, wie 
fie hier in Vorichlag gebradht jei, würde eine große Un— 
ficherheit des Rechts im Gefolge haben. 

Der Antrag Nr. 4 wurde ım erjter Leſung mit 12 
gegen 4 Stimmen angenommen. In der zweiten Leſung 
wurde der Antrag geitellt, die aufgenommenen Worte wieder 
zu ftreichen, und es wurde dabei von beiden Seiten Die 
jelbe Reihe von Gründen angeführt, die ſchon mitgetheilt 
worden find, Es wurde in zweiter Leſung mit 9 gegen 
8 Stimmen beichloffen, die in eriter Leſung genehmigte 
Faſſung aufrecht zu erhalten. 

Eine andere Erörterung, welde fih an diefen Para— 
raphen anfnüpfte, betraf die folgende SFrage. Es wurde 
lage darüber geführt, daß das Geſetz die landwirthichaft- 

lichen Verhältniſſe nicht in der gleichen Weile berüdjichtige, 
wie die Berhältniffe der Induftrie; es fei darin von gewerbs 
lichen Leiſtungen die Rede, während die landwirithſchaft⸗ 
lichen Leiftungen nicht erwähnt werben; es fei von Waaren 
in dem Gejege die Nebe, während man im geſchäftlichen 
Leben jehr vielfah die landwirthichaftlihen Erzeugniſſe 
nicht unter dem Begriff der Waare mit umfaßt. Aus diejen 
Erwägungen gingen die folgenden Anträge hervor: 


5. 
Hinter dem Worte „gewerblichen” einzufügen 
„und lanbwirtbichaftlichen”. 
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6. 
In der 4. Zeile Hinter dem Worte „Waaren” 
die Worte „Tandwirthichaftlichen Erzeugniffen” Hins 
zuzufügen. 


3: 

Einen bejonderen Abſatz zu beſchließen und dem 
Paragraphen als Schlußſatz hinzuzufügen, dahin 
lautend: 

Unter Waaren im Sinne dieſes Geſetzes ſind 
insbeſondere auch landwirthſchaftliche und gärt— 
neriſche Erzeugniſſe ſowie Heilmittel, unter 
gewerblichen Leiſtungen auch landwirthſchaftliche 
und gärtneriſche Leiſtungen ſowie ärztliche 
Leiſtungen zu verſtehen. 

Was die Bezugnahme auf Heilmittel und ärztliche 
Leiftungen anbetrifft, jo wird darüber jpäter nod geredet 
werden; was bie landwirthichaftlihen und gärtnerijchen 
Erzeugniffe anbetrifft, jo war die Kommiſſion einftimmig 
darüber einverftanden, daß landwirthichaftliche Erzeugnifie, 
wie beifpielsweife Saatgut oder Maſtvieh auf denjelben 
Schutz Anſpruch haben, wie gewerblihe und induftrielle 
Waaren, jowie daß landwirthichaftlihe Leiftungen den 
gewerblihen Leiftungen durchaus gleih ftehen müßten. 
Zweifelhaft war in der Kommilfion nur die frage, ob es 
nothwendig ſei, diejen Gedanken befonders auszufprechen 
oder ob demjelben durch die vorliegende Faſſung des 
Geſetzes ſchon Hinreichend genügt fei. Die Negierungs- 
fommiffarien vertraten mit großer Entſchiedenheit die erftere 
Anſchauung; fie erklärten, daß die Landwirthichaft, wenn— 
gleich fie nicht unter die Gewerbeordnung falle, troßdem 
einen Zweig des Erwerbölebens bilde, und dab dasjenige, 
was für Waaren und gewerblihe Leijtungen angeordnet 
werde, ſich auch auf die Landwirthichaft beziehe. Was 
die Waaren anbetrifft, fo ſei es kaum in Zweifel zu ziehen, 
daß jeder Nichter Tandmwirthichaftliche Produkte, jofern fie 
zum Verkauf fommen, als Waaren betradjten wird, und 
was bie gewerblichen Leiftungen anbetrifft, fo fei das Wort 
„gewerblich“ Hier nidyt im Sinne der Gewerbeordnung, 
fondern im Sinne des täglichen Lebens zu verftehen. Es 
fei nicht allein unnütz, den Anträgen ftattzugeben, jondern 
es könne daraus ein pofitiver Schade entjtehen, denn wenn 
man in diefem Gejeg die landwirthſchaftlichen Erzeugnifie 
ausdrüdlih neben die Waaren, und die landwirthichaft- 
lien Leiſtungen ausdrüdlih neben die gewerblichen 
Leiftungen jtelle, jo fönne daraus der für die Mlarheit der 
Nedtiprehung ſehr nachtheilige Schluß gezogen werden, 
daß im anderen bereits bejtehenden Gejepen, z. B. im 
Waarenbezeihnungsgeieß die Iandwirthichaftlichen Erzeug— 
niffe und Leiftungen vom Begriff der Waaren und der ges 
werblichen Leiftungen ausgeſchloſſen jeien. Die Urheber der 
Anträge beharrien indeß auf ihrem Verlangen. Sie gaben 
u, daß der Richter möglicherweife und vielleicht ſogar wahr: 
peinlich die Worte „Waaren“ und „gewerbliche Leiftungen“ 
in richtigem Sinne interpretiren werde, e8 lomme aber bei 
diefem Geſetz darauf an, e8 aud den Iandwirthichaftlichen 
Kreifen verftändlich zu machen; dieſe feien darauf anges 
wiejen, von dem Gejege durd Klagen im Eivil- und Straf 
verfahren Gebrand; zu machen, und fie würden zu dem 
Gedanken gebracht werden, daß das Geſetz ihnen dieſen 
Schuß verfage, weil es ihre Intereffen nicht mit ausdrück— 
lichen Worten wahrnehme, zumal in ben landwirthichaft: 
lichen, namentlih den weniger vermögenden Krecifen von 
juriftifchen Hilfsmitteln, von Kommentaren der Geſetze oder gar 
von den dazu vorliegenden Materialien (Motiven, Reichs— 
tagsverhandlungen 2.) wenig Gebrauch gemadjt wurde. 
Auch von denjenigen Mitgliedern, welde die Aufnahme 
einer foldhen Beltimmung im Grunde für unnöthig hielten, 
wurde der Anficht Raum gegeben, daß, wenn Tie lands 


1200 


— Reichstag. Aktenſtück Nr. 192. (Bericht der ſechſten Kommiſſion.. 








wirthſchaftliche Bevöllerung darauf ſo lebhaft beharre, im 
Grunde kein Anlaß vorliege, ihr die Erfüllung ihres 
Wunſches vorzuenthalten. Es wurde daher der unter Nr. 4 
geſtellte Antrag in folgender Faſſung: 

„Unter Waaren im Sinne dieſes Geſetzes find 
auch Iandwirthfchaftlihe und gärtnerifche Erzeug- 
niffe, unter gewerblichen Leiftungen aud) land» 
wirthichaftliche und gärtnerifche zu verſtehen.“ 

mit 14 gegen 2 Stimmen angenommen. In der zweiten 
Lefung wurde ein Antrag auf Streihung geftelt. Der 
Antragfteller ſelbſt gab zu, er Habe fid) inzwiſchen über: 
zeugt, daß die ausdrüdliche Erwähnung der gärtnerijchen 
Erzeugniffe überflüffig fei, denn von der Gärtnerei könne 
Niemand im Zweifel darüber jein, daß fie unter die Ge— 
werbeordnung falle; dagegen müſſe er auf der ausdrüdlichen 
Erwähnung der Lanbmiribfhaftlichen Erzeugniffe und Leijtuns 
gen beftehen. Die Disfufjion ergab feine neuen Gründe; 
der Antrag wurde mit der bezeichneten Abänderung durd) 
11 gegen 6 Stimmen aufredjt erhalten. 

Was nun die Heilmittel und die ärztlichen Leiftungen 
anbetrifft, fo wurde von allen Seiten zugegeben, daß mit 
gewiffen Heilmitteln, namentlich foldyen, die als Geheim— 
mittel bezeichnet zu werden pflegen, ein Unfug getrieben 
wird, ber den Begriff des unlauteren Wettbewerbs voll» 
ftändig erfülle, daß es auch Kurpfuſcher gebe, die fich mit 
falichen Berichten über die von ihnen erzielten Erfolge und 
namentlich den ihmen angeblidy zu theil gewordenen An— 
erfennungen brüften, um das Publikum anzuloden. Es 
fei indes Hinfichtlih der Merzte ganz zweifellos, daß ihre 
Leiftungen nad der beftehenden Geſeßgebung unter die ge— 
werblichen Leiſtungen fallen, zumal der ärztlihe Beruf 
durd) die Gewerbeordnung geregelt werde. Eine ausdrüd: 
lihe Erwähnung der ärztlidien Leijtungen an dieſer Stelle 
fönne zu unerwünfchten Nefultaten führen; man könne von 
dem Arzt im Verhältni zu feinem Patienten Offenheit und 
Wahrheit nicht in derſelben Meife verlangen, wie von 
einem ®emwerbetreibenden im eigentlichen Sinne des Wortes; 
denn der Arzt fei häufig genöthigt, mit Rückſicht auf den 
Gejumdheitszuftand feines Patienten, ihm gewiſſe Thatfachen 
zu verheimlichen und eine pia fraus zu üben. Trete das 
Geſetz in der vorliegenden Form in Kraft, jo würden ſich 
die Mittel, um ftrafbaren Ausschreitungen entgegenzutreten, 
ohne Schwierigkeiten finden, während eine ausbrüdliche 
Erwähnung des ärztlichen Berufes und der Heilmittel nicht 
allein überflüffig, fondern ſogar [häblih fein könne, Es 
find denn auch die Worte in dem Antrag 7 „Heilmittel“ 
und „ärztliche Leiftungen“ mit 11 gegen 5 Stimmen ge= 
ftrihen worden. 

Ein anderes Bedenken, welches gegen die vorliegende 
Saflung bes Gejepentwurfs geltend gemacht wurde, fand 
feinen Ausdrud in dem folgenden Antrag: 


8. 

Die Worte zu ftreichen: „in Mittheilungen, 
weldhe für einen größeren Kreis von Perſonen bes 
ftimmt find.” 

Zur Begründung diefes Antrags wurde auf folgenden 
Umftand Hingemwiefen. Ein Schuß gegen den unlauteren 
Wettbewerb ſei eigentlih nur erforderlich für die VBerhält- 
niffe des Kleinhandels; im Großhandel wife Jedermann 
Den Beſcheid, um fih vor falihen Anpreifungen 
elbjt zu ſchützen. Die öffentlihen Mittheilungen durch die 
Zeitungen gelangen zur allgemeinen SKenntniß auch ber 
Heinjten Leute; Mittheilungen, welche durch Girfulare ge— 
macht werden, kommen in die Hände einer befchränften 
Anzahl von Perjonen, welche ſehr genau zu prüfen wiflen, 
wie weit dieſe Anpreifungen begründet find. Es ſei in 
Handelscirkularen vielfach üblich, gewifje Arten von Waaren 
als Primamwaaren, Primaqualitäten zu bezeichnen; für den 








Unkundigen würde hierburd der Anſchein erwedt, als be 
eihne man damit Waaren von ganz hervorragender Be 
Haffenhei, als wolle man einen Superlativ anmenden, 
während der fundige Geichäftsmann jehr wohl zu beuriheilen 
wife, daß es fich Hierbei lediglich um eine ee allgemein 
übliche Dualität handle, welche herfümmlicher Weife durch 
diefes Wort bezeichnet werde. Es Fönnten daher im Prozeh 
wegen unlauteren Wettbewerbs auch folde Perſonen be 
ſchuldigt werben, weldye es keineswegs verdienen, 

Diefen Ausführungen jtellten die Vertreter ber Regierung 
Folgendes gegenüber: 

„Die beantragte Streihung ber erwähnten Worte 
würde ihren Zwed nur unvolllommen erreichen; bie 
Ankündigung von Primaqualität würde zwar in Cirlu— 
laren erlaubt, aber in allen ſonſtigen öffentlihen Belannt- 
madungen verboten fein. Natürlih würde dann die 
Nellame von Zeitungsinferaten möglichft abjehen und 
fi) um fo ungeftörter in der Form bes Geſchäftscirkulars 
breit machen. Uebrigens braucht man jich nicht darüber 
zu beunruhigen, daß die angeführten Beifpiele vom Geſeh 
getroffen werben fönnten; ſolche allgemeine Superlative, 
die den Kreis der in Vergleichung geftellten Gegenitände 
nicht erkennen laſſen, wie Primaqualität, bejte Waare, 
billigfter Preis, erfte Berliner Wurfthandlung, enthalten 
im Allgemeinen lobende Uriheile, aber feine Angaben 
thatſächlicher Art.” 

Im Kreife der Kommiffion wurben diefe Anſchauungen 
von der Mehrheit geiheilt; es wurde angeführt, daß ber 
unlautere Wettbewerb getroffen werben folle, gleichviel wo 
er ſich geltend madje, und daß, wenn es ſich um eine Form 
des Gejchäftsbetriebs handle, die an ſich ftrafbar jei, ber 
Großhändler vor dem Kleinhändler keinerlei Begünftigung 
erfahren dürfe. Die vorgeichlagene Aenderung wurde daher 
abgelehnt. 

Ein weiterer Antrag ging dahin: 


9. 

Den Schlußſatz des Abjages 1 im 8.1 „io 
weit die Verbände als ſolche in bürgerliden 
Rechtsſtreitigleiten Hagen können“ 

zu ftreichen. 

Der Antragfteller war der Anficht, dak den Ber: 
bänden, melde fih zum Schuß des ehrlichen Geichäfts- 
betriebes zufammengeihan Tage uneingefchränft die Mög- 
lichkeit gegeben werden mülje, einen unlauteren Mettbewerb 
mit denjenigen Mitteln zu verfolgen, welche das vorliegende 
Geſetz an die Hand gebe, zumal die Verfolgung ber Regel 
nach dody nur auf dem Wege der Privatllage möglich jei. 
Von Seite der NRegierungsvertreter wurde ausgeführt, baf 
es juriftiih vom höchſten Bedenken und faum durchführbar 
fei, die Redtsfähigkeit der Vereine in dieſer einen Be— 
ziehung anders zu behandeln, als dies ber Regel nad ge 
ichehe. Der geitellte Antrag wurde darauf zurüdgezogen. 

Eine ausführlihe Erörterung knüpfte fi jodann an 
die frage, wer auf Grund des zweiten Abſatzes, welcher 
vom Schabenserfaß fpricht, während ber erſte Abſatz ſich 
mit ben Unterlaffungsflagen beichäftigt, ber Erſatz— 
pflichtige fei. 

Von einer Seite wurde geltend gemacht, daß faliche 
Angaben Häufig von abhängigen Perfonen im Auftrag 
deſſen gemadht werben, von welchem fie abhängig find; daß 
beiſpielsweiſe ein Hanblungsgehilfe oder Lehrling von 
feinem Brotherren dazu angehalten werde, falſche Angaben 
zu machen; er könne ſich nach feiner abhängigen Stellung 
einem folhen Zwange nicht entziehen und müſſe daher 
gegen bie Folgen einer Handlung geihüßgt werben, bie von 
feiner böfen Abficht völlig unabhängig ift. Es wurde daher 
der Antrag gejtellt: 
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10. 
Statt der Worte „gegen ben Urheber ber 
Angabe” die Worte zu ſetzen „gegen denjenigen, 
der zu ſolchen Angaben einen Auftrag ertheilt hat 
ober fie jelbft macht." 
Bon berjelben Seite wurden ferner die Worte bemängelt 
„oder kennen mußte.“ Man führte Beifpiele an, in denen 
der Richter bezüglich der Frage, ob Jemand eine ihm un— 
befannte Thatſache habe kennen müſſen, zu ben jeltiamften 
Refultaten gelangt jei. 
Es wurde der Antrag geftellt: 


11. 
Die Worte „oder fennen mußte” zu ftreichen. 

Gegen dieſen legteren Antrag wurde geltend gemacht, 
dab nad allgemein rechtlichen Grundſätzen eine grobe 
Fahrläffigfeit, ſoweit es fi um civilrechtlide Schadens» 
anſprüche handelt, nicht anders beurtheilt werben fann, wie 
der böje Vorſatz, und von dieſem Grundſatz könne nicht 
abgewichen werden. Es wurde dann aud) der Antrag 11 
abgelehnt. Was den Antrag 10 betrifft, jo wurde ber- 
felbe für überflüffig erachtet, nadhbem der Antrag 


12. 

ftatt „gegen ben Urheber der Angabe” zu ſetzen 

„gegen denjenigen, der die Angabe gemadt hat“, 
eingebradht war. Es foll durch dieſe Aenderung zum Aus: 
brud gebracht werden, baß die Verantwortlichkeit dem— 
jenigen zufällt, der die Abweidhung von der Wahrheit bes 
gangen hat. Als Thäter ift nicht anzujehen, wer lediglich 
als ausführendes Werlzeug eines fremden Willens ges 
handelt hat. Bei dieſer Gelegenheit fam num auch bie 
syrage zur Erörterung, immwieweit die Preffe, welche, zumal 
in dem Injeratentheil der Blätter, jehr häufig genöthigt if, 
faliche Angaben mitzutheilen, im Sinne des $. 1 mithaften 
jol. Es waltete fein Zweifel darüber ob, daß man ber 
Preffe nicht die Verpflichtung auferlegen könne, bei geichäfts 
lichen Injeraten eine Verantworllichkeit zu übernehmen, 
welde von Rechtswegen nur den Inſerenten trifft. 

Von Seiten der Regierungsfommiffarien wurde die 
Erflärung — daß der für ein Preßerzeugniß ver: 
antwortlihe Redakteur oder derjenige, ber an jener Stelle 
haftbar ift, auf Grund diefer Beſtimmung ſelbſtverſtändlich 
nur dann zur Verantwortung gezogen werben könne, wenn 
in feiner Berfon die Vorausjegungen des $. 1 erfüllt find. 

Bei diefer Erklärung hat man fih aud in erjter 
Lefung mit dem Borbehalte beruhigt, die Angelegenheit in 
der zweiten Qefung einer erneuten Brifung zu unterwerfen. 
In zweiter Lefung wurden nun folgende Anträge eins 
gebracht: 


13. 

Anſprüche auf Unterlaffjung der unrichtigen Ans 
gaben und auf Schadenserſatz Lönnen gegen bie- 
jenigen Perſonen, welche bei Herfiellung und Ber: 
breitung einer Drudichrift als Verleger, Druder 
oder beren Angeftellte mitgewirft haben, bann 
nicht —— gemacht werden, wenn die unrichtigen 
Angaben im Auftrage eines Dritten in die Drud- 
ſchrift aufgenommen worden find und die aus ber 
Art der Bekanntmachung jelbft erkennbar hervor: 
getreten ift. 

Gegen dieſen Vorſchlag wurde von Seiten der Regie 
rungsfommilfarien geltend gemacht, daß er offenbar zu weit 
gehe, indem er eine Straflofigkeit ber Preſſe jelbjt für den 
Fall Fonftruire, wo dem Redakteur eine Mitſchuld voll- 
fommen nachgewieſen werden kann. 


Ein anderer Antrag ſchloß fi) an das Handelsgeſetz— 
buch $. 249d an und hat folgenden Wortlaut: 


Aktenftüde zu ben Verhandlungen des Neichstages 1895/96, 
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14. 

Iſt die öffentliche Belanntmahung im Inferaten- 
theil einer periodiſchen Drudichrift erfolgt und der 
Verfaſſer des Inferats nicht nur unter demjelben 
genannt, fondern aud) in dem Bereich der richter— 
lihen Gewalt eines deutſchen Bundesftaates, fo 
findet $. 20 Alinea 2 des Geſetzes über die Preſſe 
vom 7. Mai 1874 (Neichsgejegblait S. 65) keine 
Anwendung. 

Bon Seiten der Negierungslommifjarien wurbe be— 

merkt, daß diefer Zuſah nur für ſtrafrechtliche Verhältniffe 

pafjen würde, mit der hier zu erörternden civilredhtlichen 

| Berautmontiäei aber offenbar nichts zu ſchaffen Habe. 

Der Urheber diefes Antrages ließ denfelben fallen, nach— 

dem von anderer Seite ein Vorſchlag eingebracht war, der 

auch nad) feiner Auffafjung dem praftiihen Bedürfniß voll: 
tommen genügte. Diejer Vorſchlag lautet: 

15, 
Dem Abjak 3 folgenden Schlußſatz beizufügen: 
„Erfolgt die öffentliche Bekanntmachung in einer 
periodifhen Drudichrift, jo ift der Anfpruch auf 





Erſatz des entjtandenen Schadens gegen die für 
ben Inhaber der Drudirift verantwortlichen Per: 
fonen nur zuläffig, wenn der verantwortliche 
Nebakteur die Unrichtigkeit der Angaben Tannte, 
ferner, wenn bderjelbe einen Verfaſſer oder Eins 
fender nicht nachweiſt, welcher ſich im Bereich der 
richterlihen Gewalt eines deutſchen Yundesjtaates 
befindet.“ 

Bon Seite der Regierungstommiffarien wurde zwar 
die Anficht ausgeiprodjen, daß durch diefe Vorſchrift der 
Redakteur möglicherweije für den Fall ungünjtiger geftellt 
fei, daß er die Ummahrheit der Angaben nicht gefannt 
De als dies nad) der Regierungsvorlage jelbjt der Fall 
ei. Trotz dieſes Bedenkens wurde indeſſen ber Mntrag 
Nr. 15 mit allen gegen 3 Stimmen angenommen, weil es 
für eine Aufgabe ber Preſſe gehalten wird, darüber zu 
wachen, daß in ihren Inſeratentheil nichts gelangt, wofür 
nicht Jemand die Verantwortlichfeit übernimmt. 

Eine weitere Diskuffion heftete ſich noch an ben 
dritten Abſatz, welcher aud für bildliche Darftellungen eine 
Verantwortlichkeit ausſpricht. Es wurde das Bedenken 
geltend gemacht, ob nicht dadurch unberechtigte Verfolgungen 
ara auge werden Zönnten; es kommt vor, daß an einem 

aballaden die Bilder von Negern dargeftellt find, welche 
mit Tabafsblättern arbeiten, und daß dadurch der Eindrud 
hervorgerufen werden kann, als ob in dem Geſchäft Eigarren 
aus amerifanischen Tabalen verfauft werden, während that= 
ſächlich nur inländifche Eigarren feilgehalten werden. Nach— 
bem indeß darauf hingewiefen war, daß die Rechtsfolgen 
überall nur dann eintreten, wenn ber Anjchein eines be— 
ſonders günftigen Angebotes ermwedt worden iſt, wurbe 
dieſes Bedenken fallen gelafien, und der Abſatz 3 unver: 
ändert, nur mit dem ſchon a Zufaße, an: 
genommen. Ebenjo wurde der $. 1 im Ganzen ange 
nommen. 

8. 2. 

Diefer Paragraph regelt ben Gerichtsftand dahin, daf 
bei dem bier vorliegenden Thatbejtand eine Verfolgung nur 
zuläffig fein joll an dem Drte, wo der Bellagte feine ge— 
werbliche Nieberlaffung hat; es foll dadurch dem Lebel- 
ftande vorgebeugt werben, dab Jemand wegen beijelben 
Thatbejtandes an einer großen Anzahl verichiedener Stellen 
zur Verantwortung gezogen wird, Dieje Vorjchrift erweiſt 
ji) aber für Ausländer nicht als anwendbar, und für dieſe 
wird baher das Gericht des Aufenthallsortes oder das 
delietum commissum feitgejeßt. Auf die Anfrage, wes— 

i wegen ein Geridhtsftand für Ausländer nur für 8 ver⸗ 
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einzelten Fall des $. 1 und nicht für die jämmtlidhen in 
dem Geſetze erwähnten Anfprüche vorgefehen jei, antworteten 
die Regierungsvertreter, daß der $. 2 Iediglich die Ber: 
bindung mehrerer Prozefje zum Zweck einheitlicher Ber: 
handlung und Entſcheidung zu fördern beitimmt fei. Die 
Möglichkeit der Anitellung mehrerer Prozeſſe wegen ber: 
jelben ng gg aber wie gegen Inländer gegen 
Ausländer nur beim $. 1 in Betracht. Für civilrechtliche 
Unfprühe aus anderen Beitimmungen des Gefepes könne 
e3 daher aud den Ausländern gegenüber bei den all 
emeinen PVorichriften der Givilprozekordnung über ben 
Berichtsftand fein Bewenden behalten. Der Anfragende 
behielt fich weitere Schritte vor, über melde weiter unten 
zu berichten fein wird. 


8. 3. 

Diefer Paragraph betrifft die erleichterte Zulaſſung 
einftweiliger Verfügungen. Es wurde zwar zugegeben, daß 
dadurch mancdherlei Webelftände unter Umftänden hervor— 
gerufen werden können; gleichwohl erfannte man an, daß 
auf die Erleichterung ſolcher einftweiligen Verfügungen nicht 
verzichtet werden fan. Der Paragraph wurde einftimmig 
angenommen. 


$. 4. 

Diefer Paragraph jet die firafredhtlichen Folgen für 
ebendiejelben Fälle feit, für welche der $. 1 die zivilrecht 
lihen Folgen ordnet. Die Anwendbarkeit des $.4 ift 
enger begrenzt als diejenige bes $.1. Es wird die Ab» 
ſicht erfordert, ben Anfehein eines befonders günjtigen Ans 
gebotS Hervorzurufen, während in $.1 e3 genügt, wenn 
objektiv ein folder Anjchein vorliegt; es wird verlangt, 
dab die ummahren oder zur Jrreführung geeigneten Ans 
gaben thatjächlicher Art wifjentlih gemacht werden, und 
es iſt die allgemeine Klaufel von den „geichäftlichen Ber- 
hältniffen“, durch melde der $. 1 abgeändert worden iſt, 
nicht aufgenommen. Die frage, ob überhaupt eine ftrafs 
redjtlihe Verfolgung des umlauteren Wettbewerbs an 
gemeſſen jei, nachdem das franzöftiche Recht davon gänzlich 
abjicht, wurde allerdings aufgeworfen, aber bejaht, ba es 
ji) hier um Mißbräuche —— die vom ſittlichen Stand 
punkte aus in feiner Weile zu rechtfertigen und geeignet 
find, in die Rechtsordnung einzugreifen. Cine Regelung 
des Gerichtöftandes wurde nicht für angemeflen gehalten, 
weil im diefer Beziehung die allgemeinen gejeglihen Bes 
ftimmungen zur Anwendung kommen müflen. Die jirafs 
rechtliche Berantwortlichkeit der Preſſe regelt ſich nach den 
allgemeinen Bejtimmungen des Prebgejeges. 


. 5. 

Diefer Paragraph) ift R. einzige im Gejeße, in welchem 
ein ftrafrechtliches Einfchreiten unabhängig von jedem Anz 
trage angeordnet, während in allen übrigen Paragraphen 
auf die Eivilflage und demnächſt auf den Strafantrag oder 
die Privatflage hingewieſen wird. Der Fall, um den es 
fih Hier Handelt, betrifft die jogenannten Duantitäts- 
verjchleierungen. Bon einer Seite wurde der Antrag geftellt: 


16. 
den 8.5 zu ftreichen. 

Der Antragfteller führte aus, daß der Kleinhandel 
vorzugsweile in den Händen von Perjonen des Mittel: 
ftandes, der wenig begüterten Klaſſen liege; das Geſetz fei 
angeregt und ausgearbeitet worben in der Abſicht, dieſen 
Klafjen der Gejellichaft zu helfen, und man verfahre daher 
unlogiih, wenn man eine Beftimmung aufnehme, melde 
dieſe Klaſſen beläftige, zumal es ſich dabei um Gewohn- 
heiten handle, welde im Leben bereits jehr feite Wurzeln 
gefaßt haben. Dieſem Antrage wurde von allen Seiten 
entgegengetreten und ausgeführt, daß eine Vorfchrift dieſes 
Inhalts ſchlechthin nothwendig fei, denn die Handlungen, 
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welche damit bedroht werben, grenzen hart an den That: 
beftand einer abfichtlihen Täufhung des Publikums. Man 
habe es abgelehnt, bei $.1 den Großhandel mehr zu be 
günftigen als den Kleinhandel; man könne aber aud) dem 
Kleinhandel nicht Manipulationen geftatien, die fraubulöfer 
Art find. Bor allen Dingen jei die Einführung fefler 
Ouantitätsbejtimmungen nothwendig bei Garnen und über: 
haupt bei allen denjenigen Artiteln, welde unter das jo 
genannte Pofamentiergeihäft fallen. Dieſe Waaren würden 
gebraucht von foldhen Leuten, die von ihrer Hände Arbeit 
leben, wie Näherinnen und Schneiderinnen, und dieſen müſſe 
man die Sicherheit ſchaffen, daß fie in reeller Weiſe bedient 
werben. Gerade aus den Kreijen ber Großhändler, welche mit 
ſolchen Artiteln Handeln, find zahreiche Petitionen eingegangen, 
welche in ihrem eigenen Intereſſe eine ſolche Neuregelung 
wünjdhen, um Zufländen entgegen zu arbeiten, welche fie 
längjt als Uebeljtände empfunden haben. Ein Großhändler, 
welder dem Reichstag felbit als Mitglied angehört umd 
von dem eine Petition der entgegengefegten Richtung unter: 
ſchrieben worden ift, hat nadhträglih angezeigt, daß dieſe 
feine Unterjchrift auf einem Mißverſtändniß beruhe, umd 
dab er fih den Anfchauungen feiner Stanbesgenofien 
volltommen anſchließe. Es wurde als ein Uebelſiand 
beflagt, dab die allgemeine Maß: und Gewichts— 
ordnung troß eines mehr. als 20 jährigen Bejlehens noch 
immer nicht in das Vollsbewußtfein recht eingedrungen jei; 
in Defterreich ſowie in der Schweiz, wo diejelbe Maf- 
und Gemwichtsordnung gilt, Haben fih die Verhältniſſe 
anders gejtaltet; man fordert dort im Wurftladen einfad 
20 Defa, das find 20 Delagramm, und man forbert in 
der Weinſſube zwei Dezi, das find zwei Deziliter, während 
in Deutichland die entfprechenden Ausdrüde feinen Eingang 
gefunden haben. Es wird noch vielfach !/, Pfund, '/, Piund, 
ja jelbit ein halbes Wiertelpfund verlangt, obwohl die 
legtere Duantitätsmenge fih mit den üblichen Handels: 
gewidhten gar nicht abmeſſen läßt. Ein Mitglied, welches 
diefen Ausführungen beitrat, machte darauf aufmerkjam, es 
ſei auch vom Uebel, daß in dem jegt nod) geltenden Münz- 
gejeg an einer Stelle der Ausdrud ein Pfund gebraudt 
jei, während Die Bezeichnung Pfund der Maß- und Ge 
wichtsordnung gleichfalls nicht entſpreche. Darüber alio, 
dab Garne und andere Bofamentierwaaren, wie etwa Sted: 
nadeln, der Vorſchrift dieſes Paragraghen zu unterwerfen 
feien, herrjchte, zumal nachdem der Antrag 16 zurückgezogen 
wurde, in der Kommilfion allgemeine Uebereinftimmung. 
Verordnungen über die Pojamentierwaaren hinaus auf 
Artikel wie Chololade oder Seife auszudehnen, jo wurden 
auch dagegen feine Bedenken erhoben. Der Bunbesrath 
hat nım aber aud) die Abficht fund gegeben, den Artikel 
auf den Handel mit Bier in Flaſchen auszubehnen, und 
hierüber erhob ſich eine lebhafte Erörterung, die dadurch 
unterftüßt wurde, dab eine große Anzahl von Petitionen 
fih hiergegen gerichtet hat. Wirffam werben kann ber 
Paragraph erft dann, wenn der Bundesrath über jeine 
Ausführungen Berordnungen erlaffen hat, und ſoweit dieſe 
Verordnungen reihen. Wenn der Bundesrath, wie in ber 
Begründung angedeutet worden ift, über die Pojamentier- 
waaren hinaus auch andere Artikel, wie etwa Seife ober 
Chotolade, unter die Beitimmungen bes Geſetzes ftellen 
will, jo ift dagegen nichts einzuwenden. 


In der Begründung ift aber von der Möglichkeit die 
Nede, daß der Bundesrath die Verordnung noch auf den 
ndel mit Bier in Flaſchen ausdehnen könne, und dies 
rief eine um fo lebhaftere Erörterung hervor, als bie An 
deutung einer foldyen Abficht bereits die Kreiſe der Anter: 
eflenten Iebhaft beunruhigt hat. Bon den zahlreichen Pe 
titionen, bie zu dem Geſetze eingegangen find, entfällt die 
der Anzahl nad zweitgrößte Kategorie auf dieſen Gegen 


ftand. Eine Aichung von Bierflafchen ift bisher nicht vor: 
geſchrieben; die Bierflaſchen werden gearbeitet, ohne daß 
für die Abmeffung des Duantums, welches jie zu füllen 
bejtimmt find, große Sorgfalt verwendet wird; jie fallen 
deswegen auch in Bezug auf ihre Größe jehr ungleich aus. 
Auf der anderen Seite dient aber der Umſtand, daß fie 
in folge diejes oberflächlicheren Arbeitens ſehr mwohlfeil ab» 
gegeben werden fünnen, dazu, daß das Bier jelbjt wohlfeil 
verfauft werden kann. Es wurde nun von einer Geite 
geltend gemadht, daß der unlautere Wettbewerb im Flaſchen— 
bierhandel jehr deutlich zu erkennen fei; es würden vielfach 
Flaſchen verkauft, die ein geringeres Maß enthalten, als 
der Käufer vorausjege. Dieſer Anſchauung wurde ent 
gegengetreten; die Brauereien jelber können unmöglich, 
um ein umfangreicheres und — Geſchäft zu 
machen, die Flathen nad) der Rüdjiht ausſuchen, ob die— 
jelben einen größeren oder geringeren Inhalt faſſen, fie 
— die Faſchen, wie fie fie in die Hand bekommen, 
und würden mit einer Prüfung dieſer Flaſchen mehr Zeit 
verlieren, als der von ihnen zu erwartende Gewinn mwerth 
it. Die Flafchenbierhändler vollends erhalten zu einem 
großen Theil die gefüllten Flaſchen bereits aus der Brauerei, 
find aljo von dem Verdachle einer böjen Abficht volltommten 
frei. Eine Aichung der Bierflaſchen ift nun allerdings in 
dem Gejegentwurf nicht vorgefehen; würde aber eine An— 
ordnung erlaffen, wonach die Bierflaſchen entweder auf 
ein beftimmtes Maß, wie 4 oder 5 Deziliter geftellt fein 
müfjen oder wonad) fie mit einer Angabe ihres Inhalts 
verjehen fein müfjen, jo würden die Brauer oder Flaſchen— 
bierhändler genöthigt fein, fich ſelber eine zuverläffige 
Kenntniß von dem Inhalt der Flaſchen zu verichaffen, aljo 
eine Privataihung vorzunehmen. Was die BVierfäffer an— 
betrifft, jo herrichte in der Kommiffion fogar eine gewiſſe 
Sympathie dafür, daß Hier die Michung vorgeichrieben 
wird; man meinte indeß, daß dies einer fpäteren Regelung 
vorzubehalten jei, wollte man aber eine amtliche Feſt— 
ftellung des Inhalts der Bierflafhen herbeiführen, fo 
würden ji daraus mit Nothwendigfeit zwei Nadhtheile 
ergeben; eritens würden bie Glasarbeiter in ihren Löhnen 
verkürzt werden, denn es könnte nicht ausbleiben, daß ihnen 
der Lohn für diejenigen Flaſchen, welche nicht probemäßig 
ausgefallen jeien, vorenthalten würde. Sodann aber 
würden die Flaſchen und mittelbar das Bier jelbft ver 
theuert werden, und bies jei als ein großer Nachtheil zu 
betrachten, da der Biergenuß das beſte Schugmittel gegen 
den übertriebenen Branntweingenuß jei. 

Die Regierungstommifjarien ſprachen fi dahin aus, 
daß der Bundesrat noch nicht in der Lage geweſen ſei, ſich 
darüber jhlüjfig zu maden, ob er ben $. 5, falls er an— 
genommen werden jollte, auch auf den Verkehr mit Flüſſig— 
feiten ausdehnen wolle, jedenfalls würde eine ſolche An— 
ordnung nicht erfolgen, ohne dab vorgängig eine jorgs 
fältige Prüfung aller Verhältniffe eingetreten je. Dean 
möge ben Bundesrath nicht in der Weile präjudiciren, da 
man jchon ir das Bier endgiltig von der Anwendbarkeit 
des 8.5 ausſchlöſſe. 

Darauf wurde von anderer Seile erwibert, daß ber 
Ausichluß des Bieres feineswegs dem Bundesrath präj 
cire, derjelbe könne immerhin die Frage, ob es zwedmäßig 
fei, dem Handel in Flaſchenbier die in Ausficht jtehenden 
Beichräntungen aufzuerlegen, in jorgfältige Erwägung 
ziehen, und, wenn er mit jeiner Prüfung zu einem Ergeb» 
niß gefommen jei, eine Vorlage über die Regelung des 
Handels mit Vier und vorzugsweije mit Flaſchenbier an 
den Reichstag gelangen laſſen, der alddann in der Lage 
jei, Die Frage auch ſeinerſeits unter Würdigung aller 
Verhältniffe zu »rüfen, während er bei Einbeziehung ber 
Flüffigleitsmaße in den $.5 dem Bundesrath eine Voll: 
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macht ertheile, ohne jeinerjeit8 von den einſchlägigen Ver— 
—— Kenntniß zu haben. Nach dem Zugeſländniß ber 

egierungsfommifjarien jei die Frage noch nicht jpruchreif, 
und eine unreife Frage pflege man geſetzgeberiſch nicht 
zu regeln. 

Was nun die Faſſung der Beitimmung anbetrifit, fo 
empfehle es ſich offenbar nicht, das Bier ausdrüdlich in 
dem $. 5 zu erwähnen; ein Mittel, um den Ausſchluß des— 
jelben herbeizuführen, liegt darin, da man den $. 5 uns 
anwendbar macht für alle diejenigen Artikel, die nad) Hohl— 
maßen gehandelt werden, und das wiederum kann man am 
beften erreichen, wenn man ausdrücklich ausjpricht, daß die 
Anordnungen, welche auf Grund des $. 5 erlaſſen werden 
follen, fi nur auf die Einheiten der Zahl, der Länge und 
des Gewichts beziehen, aljo das Hohlmaß ſtillſchweigend 
ausläßt. ES wurde daher der Antrag gejtellt: 

17. 
Statt „Mengeneinheiten” zu feßen: „Einheiten 
ber Zahl, der Länge und bes Gewichts”. 

Diefer Antrag wurde in ber erften Lejung abgelehnt. 
In der zweiten Lejung aber wurde nad ausführlidyer 
Wiederholung aller dafür und dagegen jprechenden Gründe 
der Antrag a 

18. 


Statt „Mengeneinheiten" zu jeßen: „Einheiten 
ber Zahl, der Länge und des Gewichts“ 
einftimmig angenommen. 
Es war ferner eingebradht der Antrag 


19. 
Die Zeilen 3 bis 5 dahin zu faflen: 
„Mengen oder Gemwicdhtseinheiten oder mit einer 
auf der Waare oder ihrer Aufmachung anzubrin= 
genden Angabe der Dienge oder des Gewichts“. 
Gegen die Regierungsvorlage find aljo hier die Worte 
„des Gewichts" zugejegt. Der Antrag wurde indeß zurüd- 
ezogen, nachdem die Regierungsvertreter e8 für unzweifel— 
Daft erflärt hatten, dab mit dem Ausdrud Menge die Ge— 
wihtsmenge zugleich getroffen werde. Es entſtand mun 
weiter die Frage, ob man dem Bundesrath die Bollmadıt 
eben jolle, joldhe Verordnungen, wie fie der $. 5 vorjieht, 
elbjiftändig zu erlaffen, ohne daß dem Reichstag in irgend- 
einer Form die Mitwirkung daran zufteht. Es wurde der 
Untrag geftellt: 


20. 

Dem Abſatz 2 folgende Worte hinzuzufügen: 

„und dem Reichstag bei ſeinem nächſten Zufammen- 
tritt zur Genehmigung vorzulegen. 

Gegen dieſen Antrag erflärten ſich die Vertreter der 
verbündeten Negierungen mit voller Entſchiedenheit und 
fanden auch aus der Mitte der Kommiffion Unterjtügung ; 
es würbe ein Zuftand unerträglicer Unſicherheit entjtehen, 
wenn jedesmal in dem Zeitraum zwiſchen dem Erlak einer 
Verordnung und der Genehmigung durch den Reichstag in 
Zweifel gezogen werden fönnte, ob die Verordnung ge 
nehmigt werden würde und ob alle die Vorrichtungen, die 
getroffen werden müſſen, um die Verordnung durchzuführen, 
nicht vergeblich fein würden. Wenn der Gegenftand wichtig 

enug wäre, um den Reichstag damit überhaupt zu bes 
fallen würde es zwedmäßiger fein, den Weg ber Berorb- 
nung bier auszufchliegen und die Negelung der ganzen 
Angelegenheit auf die Gefeßgebung zu verweilen. Dazu fei 
aber diefer Gegenftand feiner Natur nach nicht geeignet. 
Der Antrag wurde aus biefen Gründen gegen zwei Stimmen 
abgelehnt. Dagegen wurde ein anderer Antrag eingebracht: 


21. 
„und dem Neichstag ſogleich ober bei feinem 
nächſten Zufammentritt vorzulegen“. 
151* 
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Dieſe Vorlegung iſt nur eine Vorlegung zur Kenntniß— 
nahme, dem —— wird alſo die Möglichkeit gegeben, 
die Verordnung zu prüfen, und, wenn er Bedenlen dagegen 
hat, ob 7 ben Geſetzen entipreche und ob fie nicht für den 
Verkehr jehr ernſt zu nehmende Schwierigkeiten herbeiführe, 
E zur Berathung zu ftellen und alsdann Beichlüffe zu 
afien, welche die Regierung auffordern, die Angelegenheit 
nod) einmal in befjere Erwägung zu nehmen. 

Diefer Antrag wurde alsdann einftimmig anges 
nommen. 

Endlich ift noch einer redaktionellen Veränderung zu 
erwähnen, welcher der Artifel im Laufe der Berathungen 
unterzogen worden it. Bon einem Mitgliede wurde geltend 
gemacht, daß der Ausdrud „gewilfe Waaren” in dei 2 
nicht recht dem Spradigebraud gemäß jei und daß man 
einen prägiferen Sinn erziele, wenn man anſtatt „gewiſſe“ 
ſage „beitimmte”. Es wurde dahin der Antrag gejtellt: 


22. 
Statt „gewiſſe“ zu ſetzen „beftimmte*. 

Hiergegen wurde von den Regierungskommiſſarien 
geltend gemacht, daß aldann ein Schönheitsfehler in bie 
Faſſung des Paragraphen gelangen würde, da der Aus— 
drud „bejtimmte” in anderem Zuſammenhange ſchon eins 
mal vorher und einmal nachher angewendet worden ſei 
und das Wort „gewiffe” ja wohl auch feine Schuldigfeit 
thue. Darauf erfolgte die Erwiderung, daß, wenn man 
von Schönheitsfehlern ſprechen könne, ſchon die zweimalige 
Anwendung des Wortes „beitimmt“ als ein foldher bes 
tradhtet werden müffe, und daß es ſich empfehlen würde, dieje 
Schöndeitsfehler dur die Anwendung jynonymer Auss 
drüde zu befeitigen. Demgemäß wurde der Antrag geftellt: 


23. 
Durch Beſchluß des Bundesraihs kann feſigeſetzt 
werden, daß beitimmie Waaren im Einzelverkehr 
nur in vorgefchriebenen u. ſ. w. 


Gegen diefe Faffung Hatten nun die Mitglieder des 
Bundesraths nichts zu erwidern, und wurde biefelbe gegen 
eine Stimme angenommen. 


$. 6. 

Diefer Paragraph regelt die Verantwortlichkeit für 
üble Nadırede. Daß die böswillige oder leichtfertige Ver— 
breitung unmwahrer Thatſachen an fi) eine Handlung ift, 
die mit Nechtsfolgen bedroht werben muß, war nicht zweifels 
haft; auf der anderen Seite war aber auch die Kommilfion 
darüber einverftanden, daß das Inftitut der kaufmänniſchen 
Auskunftsertheilung geihügt werben folle, da daffelbe in 
hohem Grade nüglich wirft und Irrthümer bei demfelben 
als unvermeidlich 78* ſind. Trotzdem wurde von 
einer Seite der Antrag geſtellt: 


24. 
In Alinea 2 die Worte „oder der Empfänger“ 
zu ſtreichen. 

Der Antragfteller führte aus, daß die kaufmänniſchen 
Auskunftsinftitute hinreichend geſchützt feien, wenn feſtgeſetzt 
werde, daß die Ertheilung einer unwiſſentlich irrigen Aus— 
kunft ftrajlos ſei, fobald der Auskunftsertheiler ein berech— 
tigtes Interefje habe, daß aber, wo ein ſolches Intereſſe 
nicht vorliege, ein wirffamer Schug gegen üble Nachrede 
aeichaffen werden müſſe. Darauf wurde erwidert, da das 
Inſtitut der faufmännischen Auskunftsertheilung volle Be- 
rüdjichtigung erheiſche. Diefe Auskunftsertheilung erfolge 
häufig, aber doch nicht ausjchließlich durdy befondere zu 
diefem Zwed begründete Büreaus; daneben beſtehe ber 
Verkehr zwiſchen Geichäftsfreunden, und hier müffe die im 
Interejfe des Empfängers ertheilte Auskunft unter den 
gleihen Schuß geftellt werden. Was durch den vorliegenden 
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Entwurf unter Verantwortlichkeit geftellt werben foll, iſt die 
aus gebankenlofer oder böfer Abſicht ſiammende Berbrei- 
tung von unmwahren Gerüchten, bei denen ein beredhtigtes 
Interefje oder ein ber Billigung würdiger Zweck in keiner 
Weiſe erfannt werden kann und eine Entichuldigung nicht 
vorliegt. 

Der geftellte Antrag wurbe abgelehnt. 


Sr 

regelt die folgen der übten Nachrede, wenn fie wiljentlid 
erfolgt ift; er gab zu Bedenken feinen Anlaß, nur wurde 
die frage angeregt, ob der hier vorgeſchriebene Thatbeitand 
aud) eine Verpflichtung des Schadenerjaßes nad) ſich ziehe, 
da ausdrüdlih nur von der öffentlichen Strafe die Rede 
fei. Es wurde indeh darauf hingemwiejen, daß alle Fälle, 
die unter den $. 7 fallen, zugleich den $. 6 verlegen, und 
daß hier die Schadenerfagpflicht in deutlicher Weiſe aus 
geiprochen ift. 


.8 

bildet gewiljermaßen eine ——— zu dem Geſehze über 
ben Schub ber Waarenzeihen. Man mar einverjtanden 
darüber, daß die Beuutzung eines fremden Namens, einer 
Den ober ber bejonderen Bezeichnung eines Erwerböge 
chäftes in böslicher Abſicht verboten werben müffe; aber 
au Hier wurde das Bedenken geltend gemacht, ob bie 
Beitimmung in ihrer vorliegenden Yallung nicht aud 
Perſonen träfe, die, indem fie um Auftrag Anderer handeln, 
vollkommen unjchuldig find und daher vor den Rechtsfolgen 
geihügt werden müſſen. Es wurde zu dieſem Behufe ber 
Antrag geitellt: 


25. 
Statt des Wortes „benußt” die Worte „ber 
nußen läßt“ zu jeßen. 

Auf diefe Weife würde nicht der Lehrling oder Hand» 
lungsgehilfe, der im Auftrag feines Prinzipals handelt, 
fondern ber Prinzipal ſelbſt getroffen. Nachdem indes 
darauf hingewieſen war, daß in biejer Weife der Brinzipal, 
ber jelbftftändig fich einer Uebelthat diejer Art ſchuldig 
made, ber Strafe enigehen würde, wurde der Antrag zus: 
rüdgezogen. 

Ein anderer Antrag ging bahin: 


26. 
Den Paragraphen jo zu faljen: 

„Wer im geihäftlichen Verkehr einen Namen, 
eine firma oder bie befondere Bezeichnung eines 
Erwerbögejhäftes in einer Weile benußt, welche 
darauf beredjnet ift oder bazu geeignet erfcheint, 
Verwechſelungen mit dem Namen, ber Firma ober 
ber Bezeichnung eines Erwerbsgeſchäfts hervorzu- 
rufen, Deren nn ein Anderer befugter Weife be- 
dient, Tann auf Unterlaffung ber Benutzung des 
Namens, der firma oder der bejonderen Bezeich⸗ 
nung in Anfprud). genommen werden. Derſelbe 
it aud zum Erjag entftandenen Schadens ver- 
pflidhtet, wenn die Abficht, Verwechſelungen ber 
gedachten Art hervorzurufen, anzunehmen iſt“. 

Diejer Antrag umterfcheidet fid) von der Regierungs: 
vorlage dadurd, daß an Stelle der Worte „geeignet iſt“ 
die Worte gefeßt werden „geeignet fcheint“. Es wurde 
darauf aufmerfam gemacht, dab Hiermit ein volllommen 
neuer und zu großen Unklarheiten führenden Rechtsbegriff 
geihaffen werde; denn es lafje ſich nicht recht überjehen, 
wann eine falſche Angabe, die nicht wirklich geeignet it, 
Verwechfelungen hervorzurufen, für geeignet erachtet werben 
fol, folhe Verwechſelungen hervorzurufen. Gin zweiter 
Unterfchied befteht darin, dab die Schadensflage nur dann 
zuläffig fein fol, wenn die Abficht, Verwechſelungen hervor 
zurufen, nachgewieſen ift. Die Kommilfion fah indeſſen 
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feinen Grund, für die Verfolgung des civilrechtlichen 
Anſpruchs einen Unterſchied zwiſchen Vorfap und (Fahr 
läffigkeit zu machen, und lehnte den Antrag gegen eine 
Stimme ab. 

Biel weiter gingen bie folgenden Abänderungsvor— 
ſchläge: 


27. 

Wer im geichäftlichen Verkehr einen Namen, 
eine Firma oder die bejondere Bezeichnung eines 
Erwerbsgeichäftes oder einer Waare in einer Weiſe 
benugt, welche darauf berechnet und geeignet ift, 
Verwechſelung mit dem Namen, der Firma oder 
ber bejonderen Bezeichnung eines Erwerbsgeihäftes 
oder einer Waare hervorzurufen . . . 

Diejer Antrag wurde fpäter redaktionell verbeffert und 
in den folgenden umgewandelt: 


28. 
Wer im geſchäftlichen a einen Namen, 
eine Firma oder die bejondere Bezeichnung eines 
Erwerbsgeſchaͤftes, einer Waare oder einer gewerb⸗ 
lichen Leiftung in einer Reife benußt, welche dar— 
auf berechnet und geeignet ift, Verwechfelung mit 
dem Namen der Firma ober ber befonderen Bes 
zeichnung eines Erwerbsgeſchäftes, einer Waare 
oder einer gewerblichen Leitung hervorzurufen, 
deren fi ein Anderer befugterweije bedient, ift 
dieſem zum Erfaß des Schadens verpflichtet. Auch 
fann der Anſpruch auf Unterlaffung der mißbräuch— 
lichen Art der Benugung geltend gemacht werben, 

Der Antragjteller ging bei Begründung dieſes Ans 
trags zunächſt von den bejonderen Berhältniffen des Buch⸗ 
verlags und der Zeitungsunternehmungen aus. Die Preſſe 
habe darüber Klage geführt, dab Zeitungen erfcheinen, 
welche in täufchender Weife den Titel einer anderen, bereits 
beftehenden Zeitung nachahmen, oder daß Drudjchriften mit 
einem Titel verbreitet werden, welche den Anfchein erregen, 
als werde darin eine andere, bereits befannt und beliebt 
geworbene Schrift angezeigt. Es feien hierüber durchaus 
begründete Beſchwerden geführt worden. Man müfje indeß 
einen Schritt weiter gehen; das Geſetz zum Schutze ber 
Baarenbezeihnungen habe Berbefferungen des damals be= 
ftehenden Yuftandes herbeigeführt, fei aber einer weiteren 
Entwidelung durdyaus fähig und bedürftig. Es fei die Ab- 
ſicht des vorliegenden Gejeges, nicht allein den unlauteren 
Wettbewerb im den fpeziell bezeichneten Syormen zu bes 
fämpfen, ſondern aud anderen Mißbräuchen entgegenzu- 
treten und ſchon beftehende Gefege weiter zu entwideln, 
Es komme vor, daß Jemand, der eine neue Waare zu 
Markte bringe, ihr aud feinen von ihm aufgeprägten 
Namen beilegt. Es werde 5. B. an die Waaren, bie unter 
den Namen Obol oder Milanoftahl bekannt find, erinnert; 
es ſei daher ſchlechthin unerläßlih, au den Namen der 
Waare unter den Schuß dieſes Geſetzes zu ftellen. 

Die Regierungstommifjarien befämpften diefen Antrag 
als mit dem Waarenzeichengefeß unvereinbar in ber ents 
ſchiedenſten Weife, berjelbe wurde aber mit 14 gegen 
2 Stimmen angenommen, allerdings um bemnädjt in ber 
weiten Leſung zu erneuter Erörterung geftellt zu werben. 

8 wurden die Bedenken, die gegen denſelben fprechen, 
aub im Schofe ber Kommiffion anerkannt. Es wurbe 
ausgeführt, dab ber Antrag, wie er in erfter Lefung an— 
genommen fei, fih nicht als eine Weiterentwidelung des 
Gefeßes über den Schub ber Waarenzeihen barftelle, 
fondern als ein volllommener Umfturz defjelben. Bei dem 
Geſetze über den Schub ber Waarenzeihen habe man die 
Vorbedingungen für den Markenſchutz, insbejondere auch 
für den Schuß der allein in Worten beftehenden Marten 
unter Würdigung der dafür und dawider jpredjenden Mo: 


| 
mente genau feſigeſetzt. Der bier eingebradhte Antrag in 
feiner unklaren Faſſung jtelle jenes Geſetz wieder in Frage 
und fäme zurüd auf den Gedanken, Unlauterkeit in Handel 
und Wanbel ganz allgemein unter Strafe zu fielen. Ganz 
gewiß Habe derjenige, der einen neuen und originellen 
Namen einer Waare aufpräge, aud der Billigfeit gemäß 
Anfpruh auf Schu für diefen Namen. Borausjegung 
fei aber, wie bemerkt, die Driginalität diefer Bezeichnung. 
Worte, die dem allgemeinen Spradgebraud angehören, 
die Angaben über Art, Beichaffenheit, Herſtellungsweiſe zc. 
einer Waare enthalten, dürfen unter keinen Umſtänden zu 
Gunften eines Einzelnen monopolifirt werben. Nach diefem 
Gefichtspunkte feien im $. 4 des Gejepes vom 12. Mai 
1894 bie Bedingungen für bie —— von ſog. Wort: 
zeichen in das Zeichenregifter feitgeiegt. Nehme man ben 
vorliegenden Antrag an, fo ſchaffe man im Widerſpruch 
zu jener Feſiſetzung eine neue Art des Markenſchutzes, die 
zu dem Schuß des Waarenzeichengefeßes in unverföhnlichem 
Gegenſatz ſiehe. 
Es wurde daher der Antrag geſtellt: 


29. 
Unter Aufhebung bes Beichluffes erfter Lefung den 
Paragraphen dahin zu faſſen: 

„Wer im geſchäftlichen Verkehr einen Namen, 
eine Firma oder bie befondbere Bezeichnung eines 
Erwerbögefchäftes, eines gewerblichen Unternehmens 
oder einer Drudihrift in einer Weiſe benupt, 
welde darauf berechnet und geeignet ift, Ver— 
wechjelungen mit dem Namen, der Firma oder 
ber bejonderen Bezeichnung hervorzurufen, deren 
fi ein Anderer befugterweife bedient, ift diefem 
zum Erjaß des Schadens verpflichtet. Auch lann 
der Anſpruch auf Unterlaffung der mißbräuchlichen 
Art der Benupung geltend gemacht werben.“ 

Diefer Antrag wurde mit großer Majorität ange- 
nommen. Derſelbe unterfcheidet fi von der Faſſung der 
Regierungsvorlage im Weſentlichen dadurch, daß die 
Drudihrift eine ausdrüdliche Erwähnung gefunden hat. 
Daß neben dem Erwerbsgeihäft die gewerblidye Unter: 
nehmung auch ausdrüdlidy erwähnt worden iſt, wurde von 
Seiten der Regierungstommilfarien als unnöthig bezeichnet, 
ba unter einem Erwerbsgeſchäft jedes gewerbliche Unter: 
nehmen einbegriffen fei. Es Hatte nun der Berfaffer des 
Textes der erjten Leſung nod) den Antrag geftellt, dem $. 8 
folgenden weiteren Abjag hinzuzufügen: 


30. - 
Die Beitimmung des $. 12 des Gejehes zum 
Schutze der Waarenbezeihnungen wird durch den 
Abja 1 nicht ya 
Diefen Antrag hielt er jelbft, nachdem eine Aenderung 
des von ihm herbeigeführten Wortlautes erfter Leſung vor: 
genommen war, für erledigt. 


8.9. 

Diefer Baragraph handelt von dem Schuße der Ge— 
ſchäfts- und Fabrikgeheimniſſe. Die fehr umfafjende Er— 
örterung darüber wurde von einem Regierungsvertreter durch 
einen Vortrag eingeleitet, deſſen Inhalt weiter unter wieder: 
gegeben wird. 

Es iſt zunächſt im Allgemeinen Einiges darüber zu 
fagen, was man unter Fabrik: und Geſchaͤftsgeheimniſſen 
zu verftehen hat. Wenn von Geichäftsgeheimnifien die Nede 
ift, fo denkt man der Negel nah an Diejenigen Duellen, 
aus denen ein Geihäftsmann feine Waaren bezieht, und 
an diejenigen Kunden, an welche er fie abjegt. Ausnahme 
mweife wird auch wohl ein Geheimnik anderer Art vers 

| rathen, 3. B. die vollftändige Bilanz eines Geſchäftes, doch 
fommen —9 Faͤlle ſelten vor. Was nun die Abjapquellen 
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und die Kunden anbetrifft, jo wurde in der Kommiljion die 
Anſicht laut, daß hier von einem Geheimniß gar nicht die 
Nede fein könne. Daf derjenige, von weldiem ein Geſchäfts— 
mann jeine Waaren bezieht, diefe Waaren überhaupt feil 
hält, das könne auch feinem anderen Menjchen verborgen 
bleiben, und daß diejenigen, weldye die Waaren beziehen, 
dieje Waaren brauden, jei ebenjowenig als ein Geheimniß 
zu betradjten. Wenn ein Angejtelltier eines Geſchaͤfts die 
vollftändige Kundenlifte abichreibt, jo iſt dies allerdings 
ungehörig, und wenn er dieje Kundenlifte auf dem Papier 
feines Prinzipals anfertigt, jo ift der Fall vorgelommen, 
dab er wegen bes materiellen Diebjtahls diejes Papiers 
zur ftrafrechtlihen Verantwortung gezogen worden it; 
wenn er aber die Reihe der Kunden feinem Gedächtniß 
einprägt, jo fann darin ebenjowenig etwas Strafbares ge— 
funden werden, als wenn er nur die einzelnen Kunden im 
Gedächtniß behält. Das Belanntwerden der Abjaßquellen 
und der Bezugsgelegenheiten hat unmittelbar eine Schädigung 
im Gejchäftsbetriebe nicht zur Folge. Gelingt es feinem 
Mitbewerber, ihm Kunden abjpenftig zu machen, jo wird 
es ihm vermuthlich nur dadurch gelingen, daß er niedrigere 
Preiſe ftellt, und wenn er dieſe niedrigeren Preife jtellen 
fann, fo ergiebt fid) daraus, daß der bisherige Verkäufer 
durch die Stellung höherer Preiſe einen Bortheil errungen 
hat, auf den er wirthſchaftlich keinen Anſpruch hat. Die 
ganze frage aljo, ob der Verrath derartiger fogenannter 
Seihäftsgeheimniffe als eine unlautere Handlung zu be- 
trachten fei, muß mindeſtens als zweifelhaft aufgefakt werden. 

Mit den Betriebsgeheimniſſen wird es ſich der Regel 
nad) jo verhalten, daß gleidherweife ein eigentliches Ge— 
heimniß nicht vorliegt; wenn beijpielsweije der Fabrikant 
chemiſcher Waaren die Erfahrung gemacht hat, dab ihm 
die Herjtellung eines gewiſſen Präparats bei einem ge— 
wilfen Temperaturgrade am beften gelingt, jo üt das eine 
wiſſenſchaftliche a ae die vorausſichtlich in wiſſen— 
Ihaftlihen Werten für jeden zu finden fein wird und bei 
der für ihn ſich nur der Vortheil ergeben hat, daß er fi) 
biejer allgemein befannten Wahrheit zur reiten Stunde und 
bei der rechten Gelegenheit bewußt geworben if. Alſo 
auch die Frage, ob es überhaupt Betriebsgeheimmnifle, ſo— 
weit fie nicht unter dem bejonderen Schuß des Patents 
gejeßes jtehen, giebt, wird von einigen Mitgliedern der 
Kommiſſion als eine durchaus zmeifelpafte betrachtet. 

Bei der weiteren Berathung des Paragraphen ift num 
vorab hervorzuheben, daß gegen die Beibehaltung dieſes 
— 9 ſowie des folgenden ſich bei weitem der größte Petitions— 
turm erhoben hat; von den der Kommilfion überwiejenen 
Betitionen ſprechen fi) die Mehrheit dahin aus, daß dieſer 
Paragraph mindeftens in feiner vorliegenden Faſſung be 
feitigt werden müffe, jo unzweifelhaft andererfeits die That— 
fache liegt, daf, bevor man an die Musarbeitung bes vor: 
liegenden Gejegentwurfs ging, eine ebenſo lebhafte Petitions— 
bewegung im entgegengejegten Sinne für den Schuß ber 
Geſchaͤfts- und Betriebsgeheimmnilje ſich entwidelt hat. 

Es find nun in dem $.9 die beiden Abjchnitte des— 
felben zu unterfcheiden, von denen der eine über den Schuß 
des Geheimnifles während der Dauer des Dienjtvertrags, 
und der andere vom Schuß des Geheimnifjes über dieje 
Dauer hinaus ſpricht. Es ift zweckmäßiger, die Behandlung 
bes zweiten Abjchnittes vorweg zu nehmen. 

In den früheren Entwürfen der Regierung, bie nicht 
an den Neichstag gelangten, war von einem viel weiter: 
gehenden Schuß die Rede geweien. Der gegenwärtige Ent: 
wurf bejchräntt ſich darauf, einen Schuß für ſolche Ge— 
heimniſſe auszuiprechen, die dem Angejtellten des Geſchäftes 
gegen die jchriftlihe Zuficherung der Verſchwiegenheit als 
ein Geheimniß anvertraut worden find; mit diefer wohl 
wollenden Einfhräntung würde man aber zu unmöglichen 








Refultaten kommen. Es wird fi in der Praris faum 
durdführen laſſen, daß der Vorjteher eines größeren Ge 
ichäftes, beijpielsweije einer chemiſchen Fabrik, der eine 
Anzahl von Technikern umd Hunderte von Arbeitern bes 
ihäftigt, jedem einzelnen feiner Leute diejenigen Geheim— 
niffe, die er als foldhe betrachtet zu jehen wuͤnſcht, aus: 
drüdlih und umfaſſend anvertraut; er wird ſich zu über: 
legen haben bei jedem jeiner Leute, welche Geheimnilje er 
demfelben mit der Wirkung anvertrauen will, daß diejer 
es geheim hält. Um eine volljtändige Sicherheit darüber 
zu erlangen, müßte er jedem Einzelnen Diejenigen That 
ſachen, über die diefer nicht fprechen ſoll, ſchriftlich mit- 
teilen und würde ihm dadurch die Gelegenheit, fie zu 
verrathen, erleichtern, ja in vielen Fällen erit gewähren. 
Er müßte auch für ſich eine befondere Negiftratur darüber 
anlegen, weldye Geheimniſſe er jedem Einzelnen anvertraut 
hat. Es liegt auf der Hand, daß die Durchführung eines 
ſolchen Vorſchlags in das Neid der Unmöglichkeit gehört. 

Dazu fommt nun aber ein zweiter Punkt; wenn aus: 
nahmsweije der Fabrikherr in die Lage kommt, einem feiner 
Angeftellten, alſo insbejondere einem chemiſchen Techniker 
feiner Fabrik, ein Geheimnig mit der Wirkung anzuver— 
trauen, daß dieſer es nicht verrathen fol, jo wird der Anz 
geitellte fid) vermöge des Abhängigkeitsverhältniffes, in dem 
er fteht, einem folhen Zwange nicht entziehen können, Uns 
ſcheinend ſchreibt das Geſetz einen freien Vertrag darüber 
vor, welches Geheimniß als eim joldes geachtet werben 
ſoll; thatſächlich ıjt es eine Anordnung, die der Prinzipal 
feinen Angeſtellten widerſpruchslos biktiren Tann, und * 
kann nun ſehr leicht der Fall eintreten, daß der Geſchäfts— 
herr von ſeinem Angeftellten die Wahrung eines Geheim— 
nifjes verlangt, das gefunden zu Haben das perſönliche 
Verdienjt des letzteren iſt, dab er aljo die wirthichaftlice 
Madıt, welde er als Fabrikherr dr benugt, um fic in 
den Alleinbejig von Kenntniſſen zu jegen, die der ihm Unter: 

ebene durd) eigene Arbeit fih erworben hat und als ein 
ittel betrachtet, feinen Weg durch das Leben zu nehmen. 

Aber auch allgemeiner geiprocdhen muß gejagt werden, 
daß, jo lange man den Begriff des Eigentums überhaupt 
anerkennen muß, es feinen beſſer begründeten Schuß des 
Eigenthums giebt, als das Eigenthum an den Kenntniffen, 
die fi Jemand durch feinen Fleiß, jeine Fähigkeit, ein 
Nachdenken erworben hat, und daß jeder Verſuch, einen 
Menſchen an der Verwendung diejes feines Eigenthums zu 
er gegen alle gefunden wirthichaftlichen Grundjäge 
verftößt. 

Nebenher ift dabei nicht außer Acht zu laſſen, daß bie 
Durhführung einer ſolchen Beſtimmung, wie fie hier vor 
geihlagen wird, Veranlaffung dazu geben fann, dab 
tüchtige und erfahrene Leute ihren Weg ins Ausland neh: 
men, weil dort die Beichränkungen, die man bier ihrer 
Thätigkeit auferlegen will, nicht erijtiren, und daß das Geſetz 
daher von dem großen Nadhtheil begleitet fein würde, 
tüchtige Menſchen ins Ausland zu drängen. 

Aus allen diefen Gründen hat fi die Kommijfion 
einjtimmig dahin jchlülfig gemacht, die Nr. 2 aus dem $.9 
zu ftreichen und jomit den Grundjag aufzuftellen, daß, 
nahdem Jemand jein Vertragsverhältniß zu einem gemilien 
Lohnherrn beendigt hat, er der uneingeichräntte Herr jeiner 
Fähigkeit und Kennmiſſe iſt. 

Günſtiger hat fi) die Kommifjion der Nr. 1 bdejjelben 
Paragraphen gegenüber gejtellt, daß ein Lehrling oder ein 
Angejtellter eines Geſchäfls, jo lange er in dem Geſchäfte 
thärig ift, die Verpflichtung hat, über alle Vorgänge, bie 
in dem Gejchäfte vorlommen und deren Bekanntwerden 
unter irgend einem Gefichtspunkte mißlich fein Lönnte, 
reinen Mund zu halten, ergiebt fi) aus der allgemeinen 
Vertragätreue, zu welcher er verpflichtet it, und wenn er 


etwas mittheilt, was er in Schweigen Hüllen follte, fo be 
geht er eine rechtswidrige Handlung; zweifelhaft aber 
bleibt in dieſem Falle auch noch, ob dieje rechtswidrige 
Handlung von einem ſolchen Gewicht if, dak man des— 
megen zu einer öffentlichen Strafe jchreiten muß. Ganz 
ohne Zweifel werben viele Mittheilungen der bezeichneten 
Art nur aus Unbedadht, aus Gedankenlofigkeit gemacht 
und zwar häufig von jüngeren Leuten, welche man wegen 
einer ſolchen Gedankenloſigleit nicht unter kriminelle Vers 
folgung ftellen darf, jelbft wenn diejelbe zu nichts anderem 
als zu einem Verweiſe führen follte. Außerdem wurde 
darauf Hingewiefen, daß die Lehrlinge, die Angeitellten 
eines Gejchäftsherrn ohnehin ſchon fich in einer ungünjtigen 
Lage befinden ig ber Anwendung ber fogenannten 
Konkurrenzklaufel, über deren Nachtheile ſowohl bei ber 
erften Leſung diejes Geſetzes wie bei anderen Gelegenheiten 
im Reichstag reichlich die Rede geweſen if. Einige Mit- 
glieder der Kommiljion gingen von der Anſchauung aus, 
daß, bevor die Geſetzgebung nicht dazu gefchritten jei, die 
binfihtlih der Konkurrenzklaufel geltenden Gejeßesbeftim- 
mungen zu ändern und fomit die Rechte des Angeftellten 
gegenüber dem Prinzipal wirfam wahrzunehmen, es eine 
Ungerechtigkeit und eine Ungleichheit fein würde, die Rechte 
des Prinzipald gegenüber dem Angeftellten wirlſamer als 
bisher zu ſchützen. 

Aus diefen Gründen wurden bie Anträge angenommen, 
auch den erften Abſatz bes ' 9 zu ftreichen, und damit 
hatte der ganze Paragraph jein — verloren, ſo 
daß er in ſeinem ganzen Umfange als abgelehnt anzuſehen 
iſt. Es war vor der Abſtimmung ein Fri rar har Anz 
trag folgenden Inhalts eingegangen: 


31. 
88.9 und 10 fo zu fallen: 


8.9. 

Mit Geldftrafe bis zu breitaufend Mark ober 
mit Gefängnik bis zu einem Jahre und zugleich 
— bis zu dreitauſend Mark wird be— 
traft: 

1. wer zu Zwecken bes Wettbewerbs Geſchäfts-— 
oder Betriebsgeheimniffe, deren Kenntniß er 
durch eine gegen das Geſetz oder die guten 
Sitten verfioßende Handlung erlangt hat, un— 
befugt verwendet oder an Andere mittheilt 

2. wer zu Bmweden des Mettbewerbs es unter 
nimmt einen Anderen zu einer unbefugten Mit- 
theilung von Geſchäfts- oder Betriebsgeheim- 
niffen zu beftimmen. 


8. 10. 

Zumwiderhandlungen gegen $.9 verpflichten außer⸗ 
dem zum Erfah des entitandenen Schadens. 

Iſt durch DVerleitung eines Anderen zum Ber- 
jr) von Geihäfts: und Betriebsgeheimnifien 
diefer zur Zahlung einer Bertragsitrafe verpflichtet, 
fo haftet der Anftifter auch für dieje Vertrags: 
ftrafe als Geſammiſchuldner. Mehrere Berpflichtete 
haften als Gefammtichuldner. 

Diejer Antrag war zurüdgezogen, noch ehe es zur 
Abſtimmung über die Annahme des ganzen Baragraphen fam. 

Unmittelbar nachdem der $. 9 abgelehnt worden war, 
fand eine Veränderung in der Zufammenfegung der Kom— 
miſſion ftatt, welche, wenn fie früher eingetreten wäre, das 
Refultat der Abitimmung verändert haben würde, und es 
wurden Verſuche gemacht, einen Theil des 8.9 als 8. 10 
wiederum ins a einzuführen. Außerdem erwogen 
einige Mitglieder, dab, nachdem der 8. 9 abgelehnt worden 
war, aud) ber $. 10 menigjtens in feiner bisherigen Faſſung 
gegenftandslos geworden war, während es doch noth— 
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wendig war, den Inhalt diejes allgemein gebilligten 
Paragraphen in einer anderen Form zu reiten. Es gingen 
aus diefen Erwägungen die folgenden Anträge hervor: 


32 


. 10. 

Wer einen Anschein, Arbeiter oder Lehr: 
ling eines Gejchäftsbetriebes verleitet oder zu ver— 
leiten verfucht, ihm Mittheilungen zu maden, zu 
deren Geheimhaltung dieſer durch die Vertrags— 
treue gegen den Wrbeitgeber verpflichtet ift, wird 
mit Geldtrafe bis zu dreitaufend Mark beftraft; 
außerdem kann auf Gefängnißftrafe bis zu einem 
Sapıe erfannt werben. 

eben der Strafe kann eine Buße zu Gunften 
des Geichädigten jeftgejeßt werden; als Geſchädigter 
ilt der Arbeitgeber deifen, gegen ben ſich die 
Berleitung oder der Verſuch dazu richtete, auch 
in bem Falle, wenn ein in Geld abzufchäpender 
Schaden nicht nadhgewiefen werden kant. 
Derjelbe wurde fpäter redaktionell dahin verändert: 


33. 


$. 10. 

Mit Gelditrafe bis zu breitaufend Mark oder 
mit Gefängniß bis zu einem Qahre wird beitraft 
1. wer es unternimmt, einen Angeftellten, Arbeiter 

oder Lehrling eines Geſchäſtsbetriebs zu ver— 

leiten, ihm Mitteilungen zu maden, zu deren 

Geheimhaltung diefer durch die Vertragätreue 

gegen den Arbeitgeber verpflichtet ift. 

2. wer die aus unzuläffigen Mittheilungen (ad 1), 
oder durch eine gegen das Geſetz ober bie 
guten Sitten verftoßende eigene Handlung ers 
worbenen Kenntnifje zu Zweden des Wettbewerbs 
unbefugt vermwerthet. 

Zumiderhandlungen verpflichten außerdem zum 
Erjage bes entftandenen Schadens. Mehrere Ber: 
pflichtete haften als Geſammtſchuldner für dieſen 
Erfaß ſowohl, wie aud) zur Zahlung einer etwaigen 
Vertragsitrafe des Angeftellten. 


34. 
I, Dem $. 10 der Regierungsvorlage folgende Faſſung 


zu geben: 
„Mit Geldftrafe bis zu dreitaufend Mark oder 
mit Gefängniß bis zu einem Jahre wird bejtraft: 

1. wer Geſchaͤfts- oder Betriebsgeheimniffe, deren 
Kenntniß er als Angejtellter, Arbeiter oder Lehr: 
ling erhalten hat, infofern ihm dieſe vermöge 
des Dienftverhältniffes anvertraut oder ſonſt zus 
gänglich geworben find, während der Geltungs- 
dauer des Dienftvertrages unbefugt an Andere 
zu Zwecken des Wetibewerbes mittheilt, 

2. wer Geichäftss oder VBetriebsgeheimniffe, deren 
Kenntniß er dur eine ftrafbare oder gegen 
die guten Sitten verftoßende fremde (Abſatz 1) 
oder eigene Handlung erlangt hat, zu Zmweden 
des Wetibewerbes jelbjt verwerthet, oder an 
Andere mittheilt, 

3. wer zum Bmwede bes Wettbewerbes es unter: 
nimmt, einen Anderen zu einer unbefugten Mit» 
theilung der in den Abfägen 1 und 2 bezeichneten 
Art zu verleiten, 

4. Zumwiderhandlungen verpflichten außerdem zum 
Erſatze des entjtandenen Schadens. Mehrere 
Verpflichtete haften als Gefammtichuldner.” 

II, 8. 10a: 
s „Ungeftellte Arbeiter oder Lehrlinge dürfen zur 

Geheimhaltung von Geihäfts- oder Betriebsgeheim- 


ne 











niffen über die Geltungsbauer des Dienfiverhält- 
niſſes hinaus nur auf höchſtens drei Jahre durch 
Verträge gebunden werden. Der Ben des 
—— muß im Vertrage ausdrücklich bes 
zeichnet fein. Weiter gehende Verträge find nichtig. 
Die Kumbenlifte darf nicht Gegenftand eines folchen 
Vertrages fein. In Bezug auf Verlegung ber 
artig vertragsmäßig ſchriftlich ausbedungener Ver: 
ihwiegenheit finden die Nummern 1—4 $. 10 
finngemäße Anwendung.” 
Es wurde aud) in eine Beſprechung dieſes Antrags 
eingetreten; die Kommiſſion machte fid) aber dahin ſchlüſſig, 
daß es bejjer fei, an diefer Stelle in den Befchlüffen der 
erjten Lefung ein Vakuum zu belafjen und eine nochmalige 
Durberathung in zweiter Leſung in Ausficht zu nehmen, 
Da die Vorſchläge der verbündelen Regierungen ganz und 
gar abgelehnt waren, mwurben ihre Vertreter erfucht, die 
Gründe, welde fie zu Eingang dargelegt, in jchriftlicher 
Formulirung zu überreichen, damit für die weitere Be- 
rathung eine fidjere Grundlage gewonnen wird. Es ift 
darauf folgende Erklärung eingegangen: 

„Die Aufgabe, die fi der Entwurf geftellt hat, ben 
Schuß des Betriebs- und Geihäftsgeheimniffes wirkfam 
zu gejtalten, ohne in berechtigte Intereffen einzugreifen, 
ift ungemein ſchwierig. An biefer Schwierigkeit ſcheiterten 
die auf Undringen aus gewerblichen Kreifen vor 10 
Jahren unternommenen gejegeberifhen Verſuche. Daß 
fie jeitdem nicht weiter verfolgt worden waren, wurde 
bei der III, Leſung des Waarenzeichengefehes der Reichs: 
verwaltung zum Borwurf gemadt. Auch der jegt vor: 
liegende Löfungsverfud ift eine Schwergeburt. Die 
Haupiſchwierigleit ift, ben Angeftellten und Lehrlingen 
die Möglichkeit ber er des Erlernten zu laſſen, 
ohne den Schub bes Ge Häftsgeheimnifjes Preis zu 
* ‚Die öffentliche Kritik ‚er fih mit großer Leb⸗ 

aftigfeit auf den erften Theil dieſes Problems geworfen 
und darüber den zweiten etwas zu kurz kommen laſſen. 
Auch die verbündeten Regierungen erfennen das Ver— 
langen, dab die Angeftellten und Lehrlinge in ihrem 
Fortlommen nicht behindert werden, als vollkonimen 
berechtigt an. Sie haben deshalb den zuerſt veröffent⸗ 
lichen Entwurf abgeändert und find ber Meinung ge— 
wejen, daß in ber jet vorliegenden Faſſung ein Aus— 
gleich geboten ei, mit dem fid) austommen laſſen werde, 
Wenn man bies von ben verfdhiedenften Seiten beftritten 
Fan jo ift dabei die Tragweite der vorgeichlagenen Bes 
timmungen vielleicht nicht ganz richtig gewürdigt worden. 
Zunächſt verpönen diefelben nicht, wie der frühere Ent: 
wurf, die Berwerthung von Geheimniffen im eigenen 
Geicyäft, fondern nur deren Mitteilung an Andere, und 
auch diefe nach Ablauf des Dienftvertrages nur, foweit 
fie zum Gegenftande einer Schweigepflicht gemacht find. 
Verpönt ift ferner nur die Weiterverbreitung zu Zwecken 
des MWettbewerbes. Dadurch fcheiden eine Menge 
von Fällen aus. Wo der Wettbewerb mit dem früheren 
Geſchäft ausgefchloffen ift, ift auch die Anwendung bes 
Entwurfes ausgeſchloſſen. Wenn, wie behauptet wird, 
ber Großhandel Geihäftsgeheimmiffe nicht kennt, fo 
fönnen fie auch nicht verrathen werden. Der Klein— 
—— aber und das Kleingewerbe ſind auf ein räumlich 
eſchränkles Abſahzgebiet angewieſen. Nur auf diefem 
Gebiet ſind ſie dem Wettbewerb ausgeſetzt, darüber 
hinaus erſtreckt ſich auch die Schweigepflicht nicht. Ein 
Schuhmaderlehrling, der in Füterbog ausgelernt hat, 
wird Geihäftsgeheimnifie, die fein Meifter unter die 
Schweigepflicht geftelt haben follte, in Treuenbriegen 
ungehindert verwerthen Zönnen. Der Gehülfe eines 
Kolonialwaarengejhäfts in der Rofenthalerftraße wird, 
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wenn er in em Geihäft in der Potsdamerſtraße 
eintritt, von der in dem früheren Gejchäfte erwor— 
benen Kundenkenntnig ſchwerlich Gebrauch machen, 
eine bezüglich berjelben etwa vereinbarte Schweigepflicht 
alfo auch nicht verlegen können. Uber auch auf dem 
beichränften Gebiete, das übrig bleibt, handelt es ſich 
immer nur um anvertraute Geſchäftsgeheimniſſe. 
Dadurch jcheidet weiter Alles aus, was einem beftimmten 
Geſchäft nicht eigenthümlich ift, was Jemand fi alio 
im gewöhnlichen Gange ber —— ober ber Thaͤtig⸗ 
feit als Gehülfe an Kenntniffen und Geihäftserfahrung 
angeeignet hat. Dies gilt insbejondere aud von bem 
Kundentreis, den ein Reifender durch eigene Thätigkeit 
feinem Haufe zuführte. Wenn er dieſe Kunden nad) dem 
Eintritt in ein anderes Geichäft zu bejuchen fortfährt, 
fo kann von der unbefugten Mittheilung eines ihm ans 
vertrauten Geſchäftsgeheimniſſes nicht die Nebde jein. 
Anders freilich Liegt die Sache, wenn ein entlafjener 
Angeftellter die ihm gegen Zufiherung ber Schweige: 
pflicht übergebene Kundenlifte einem Konkurrenten feines 
Prinzipals verräth, den er dadurch um die Frucht feiner 
Arbeit bringen kann. Daß folder Verrat) geahndet 
wird, entipridht do dem Rechtsbewußtſein. Und dann 
handelt e8 ſich doch nicht allein um Kundenliften, jon- 
dern — von ben eigentlichen Fabrikationsgeheimniſſen 
abgejehen — auch um Preisliften, Bilanzen, Kalkula— 
tionen, Inventuren, Submiffionsgebote und mandjes 
Andere, an beffen Geheimhaltung die Eriftenz eines Ge— 
ihäftsmannes hängen kann. Ferner darf man den 
ion bei der Plenarberathung von dem Herrn Staats- 
jefretär des Innern erwähnten unlauteren Brinzipal 
nicht vergeflen, der von früheren oder gegenwärtigen Uns 
gejtellten feiner Konkurrenz deren Betriebsgeheimniffe zu 
erjpähen ſucht. Fälle diefer Art find leider nicht jelten 
und nicht nur von der Mannheimer Handelstammer — wie 
bei der Plenarberathung gemeint wurde —, ſondern aud) 
von anderen Stellen liegen Berichte vor, wonach bie 
Verſchacherung von Fabrikationsgeheimniſſen an „uns 
lautere Brinzipale“ in der That gemwerbsmäßig betrieben 
wird. Solchem Treiben wollte die Vorlage einen Riegel 
vorſchieben. Daß ſich gegen den dazu vorgefchlagenen 
Weg, namentlich gegen bie Vereinbarung einer Schweige: 
pflidht, wie 8.9 Nr. 2 jie vorfieht, Bedenken erheben 
laffen, wird nicht verfannt. Wenn ein Weg bezeichnet 
werben Tann, der ohne Preisgebung des zu erftrebenden 
Zwecks die berechtigten Intereffen der Angeftellten nodı 
unzweideutiger wahrt, fo zweifle ich nicht, daß Die ver- 
bündeten Regierungen darauf geme eingehen werben. 
Denn auch ihnen liegt e8 am Herzen, dab dem Fort— 
fommen der ehrenwerthen Klaſſe von Handeld- und Ges 
werbebefliffenen, um die es fidh handelt, feine Hinder- 
niffe in den Weg gelegt werden.” 

In der zweiten Lejung wurde nun eingebradht der 


Antrag 


35. 
Den 8. 9 ber Negierungsvorlage unter Weg- 
laffung der Nr. 2 wieder einzufügen. 
Diefem Antrag wurde entgegengeftellt der Antrag 


36. 
1. für den Fall der Wiederaufnahme des 8. 9 denſelben 
bahin zu fallen: 


.9. 
Mit Geldſtrafe bis 3000 Mark oder mit 
Gefängniß bis zu einem Jahre wird beſtraft: 
wer als Wngeftellter, Arbeiter oder Lehrling 
eines Geſchäftsbetriebs Geichäfts- oder Betriebs: 
aeheimnifle, die ihm gegen bie ichriftliche, den 
Gegenftand des Geheimniſſes ausdrüdlich be: 
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zeichnende Zuſicherung ber Verſchwiegenheit an⸗ 

vertraut ſind, dieſer —* entgegen wäh 

rend ber Geltungsdauer bes Dienftvertrags un: 
befugt an Andere zu Sweden des Wettbewerbes 
mittheilt. 

2. den $. 10 dahin zu faflen: 

Mit Geldftrafe bis zu breitaufend Mark oder 
mit Gefängniß bis zu einem Jahre und zugleich mit 
Geldftrafe bis zu dreitaufend Mark wird beftraft: 
1. wer zu Zwecken bes Wetibewerbes Geſchäfts— 

oder Betriebsgeheimniffe, deren Kenniniß er 

durch eine gegen das Gejeß oder die guten 

Sitten verftogende Handlung erlangt hat, uns 

befugt verwerthet oder an Andere mittheilt, 

2. wer zu Sweden bes MWettbewerbes es unters 
nimmt, einen Underen zu einer unbefugten Mit- 
theilung von Geſchaͤfts⸗ oder Betriebsgeheim- 
niffen zu beftimmen. 

3. einen neuen $. 10a einzufügen: 


8. 10a. 
Zumiberhandlungen gegen 88. 9 und 10 vers 


pfliten außerdem zum Etſaß des entftandenen ! 


Scabens. 

Iſt durch Verleitung eines Anderen zum Ber- 
rath von Gejhäfts- und Betriebsgeheimmiſſen dieſer 
zur Zahlung einer Vertragsftrafe verpflichtet, ſo 
haftet der Anftifter auch für dieſe Vertragsſtrafe 
als Gejammtjhuldner, Mehrere Berpflichtete 

aften als Geſammtſchuldner. 
4. in 8. 11 ftatt „9“ zu jeben „104“. 

Zur Begründung der Nothwendigkeit einer Vorſchrift, 
welche ſich gegen den von Lehrlingen und Angeſtellten eines 
Geihäfts ausgehenden Verräth von Geheimniffen richtet, 
wurde auf die ſchon in der erften Leſung vorgefragenen 
Ermwägıiengen Bezug genommen. 

Es wurde ein Fall angeführt, in welchem ber Beamte 
eines Verſicherungsgeſchäftes eine vollftändige Lifte der von 
der Gejellihaft ausgeſtellten Polizen unter Angabe der 
Vertragsdauer und der Prämienfäge einer Konkurren 
geſellſchaft mitgeteilt Hatte, ein ſolches Verhalten dürfe 
unter feinen Umftänden ftraflos bleiben, denn es ſchädige 
die Gejellihaft im höchſten Grade und verftoße gegen die 
Gebote von Treue und Glauben. Dem wurde entgegen: 
gehalten, da vereinzelte Fälle diefer Art allerdings geeigs 
net feien, das Verlangen nad Abhülfe hervorzurufen, indeß 
gehörten doch ſolche Fälle zu dem vereinzelten Ausnahmen, 
und es würde die Anwendung eines ſolchen Gejehes dazu 
führen, daß Fälle von geringer Bedeutung, die mehr aus 
Unbedadht begangen find, vor den Strafrichter gezogen 
werden. Zur Begründung des Gegenantrages wurde her— 
vorgehoben, daß ein Angeftellter nothwendig willen —* 
welches die Thatſachen ſeien, deren Geheimhaltung der 
Prinzipal ihm zur Pflicht mache. Von anderer Seite wurde 
dagegen beiont, daß die Unmoͤglichkeit, ein Geheimnißregiſter 
en, bereits hinreichend beleuchtet worden fe. Es 
wurden nod einige Anträge auf Abänderung einzelner Aus- 
drüde gejtellt und begründet. Ein Antrag ging dahin: 

37 


Die Worte „oder Lehrling” zu ftreichen und 
zwijchen die Worte „Angejtellten“ und „Arbeiter“ 
das Wort „oder“ einzuſchieben. 

Diefer Antrag follte als Abänderungsantrag ſowohl 
für den Antrag 35 wie für den Mntrag 36 gelten. Er 
wurbe damit begründet, daß die Lehrlinge ſich durchgängig 
in noch fehr jugendlihem Alter befinden, in dem es eine 
befondere Härte fei, fie vor den Strafrichter zu ziehen, zus 
mal zu erwarten jei, daß bei ihnen foldhe Handlungen der 
Regel nad) aus Leihtfinn und nicht aus Eigennuß vor- 
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kämen. Dem wurde indeß eritgegengehalten, daß, wenn 
man ſelbſt das Wort „Lehrling“ ftreiche, der Lehrling doch 
immer ein Ungeftellter bleibe und den Vorſchriften bes 
Paragraphen unterliegen würbe. 

Ein anderer Antrag 


ging dahin: 
Un Stelle des Wortes „Dienftvertrages“ zu ſehen 
„Dienftverhältniffes*, 
um in diefer Weife Mar zu ftellen, daß, wenn der Dient- 
vertrag vor Ablauf der Dauer, auf welde er geſchloſſen 
fei, aus irgend einem Grunde aufgehoben werde, für den 
nunmehr in feinem fontrafilichen Verhältniß mehr ftehenden 
Ungeftellten die Beichränkung nicht gelte und derjelbe in die 
freie Verfügung über fein Wiflen und Können gefebt ſei. 
Ferner ging ber Antrag 


39 


am Schluffe von „mtittheilt” bie Worte einzu— 
ſchieben: 
„oder in der Abſicht, dem Inhaber des Ge— 
ſchaͤftsbetriebs Schaden zuzufügen“. 

Denn offenbar ſei eine ſolche Abſicht, wobei das Motiv 
bes Thaäters Rache oder 7 ift, mindeftens in bem- 
felben, vielleicht aber noch in höherem Grabe ftrafbar als 
die Abficht, für den Mettbewer 
wenden. 

Der Antrag 37 wurde abgelehnt, die Anträge 38 
und 39 angenommen, und mit biefen Abänderungen aud 
der —— angenommen, und jo dem $. 9 feine defini— 
tive Geftalt gegeben. 


Darüber, daß derjenige, welcher einen Lehrling oder 
Angeftellten zum Bruch des Geheimniſſes verleitet, ftrafbar 
fei, walteten in der Kommiſſion feine Meinungsverſchieden— 
es ob; auch diejenigen Mitglieder, welche gegen ben 


bahin: 


unlautere Mittel anzus 


. 9 in feiner ganzen Ausdehnung gejtimmt hatten, ers 
lärten, daß fie doch den Anftifter zu einer foldyen That 
treffen wollten. Es gelte hier wie häufig der Grundſatz, 
daß ber Hehler ſchlimmer jei wie der Stehler, der Anz 
jtifter jchlimmer wie der Thäter felbf. Es waren, wie 
bereits bemerkt hierauf bezügliche Anträge ſchon früher eins 
gebracht worden, nachdem indeß der $. 9 zum großen Theil 
in der Faſſung der Regierungsvorlage wiederbergeftellt war, 
war nunmehr auc jedes Bedenken weggefallen, auch den 
$. 10 in der Faſſung ber Negierungsvorlage anzunehmen. 
Es wurde nur ein Abändberungsantrag gejtellt: 


40. 
Das Strafmak für die Geldftrafe von 1500 auf 
3000 Marf, und für das Gefängniß von 6 Monate 
auf ein Jahr zu erhöhen. 

Er wurde damit begründet, daß gar feine VBeranlaffung 
vorliege, den Anftifter, wenn ihm die Verleitung zum Vers 
rath nicht gelungen fei, milder zu behandeln, als ben er- 
folgteihen Unftifter oder den Thäter felbft. Wenn von 
einigen Kriminaliften der Grundſatz aufgeftellt werde, daß 
die Erfolglofigkeit des Unternehmens eine mildere Behand 
lung redhtfertige, fo ſei doch ein folder Grundſatz nicht un— 
beftritten und jcheine der inneren Begründung zu entbehren. 
Segen trete bei dem hier in Frage jtehenden Ver— 
als die unlautere Gefinnung auch jchon bei dem er- 
olglojen Verſuch in deutlicher Weije hervor. 

Diefer Antrag auf Verſchärfung wurde angenommen 
und mit ihm ber ganze Paragraph. 


g. 11 
handelt von ber Verjährung. 
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Die Kommilfion erflärte fih mit den kurzen Ver— 
jährungsfriften einverftanden, e8 wurde dabei nur die Frage 
aufgeworfen, ob der Anſpruch auf Scadenerfaß von dem 
Augenblid an verjähre, wo die Strafthat begangen ſei, 
oder ob die Verjährung erft in dem Augenblid beginne, 
wo ein Schaben oil entjteht. 

Es wurbe hierauf ermwibert, daß folange der Schaden 
noch nicht wirklich verurfacht fei, auch noch feine actio nata 
auf Schadenerſatz vorhanden fein; vor Eintritt ber actio nata 
könne aber die Verjährung nicht beginnen. Gleichwohl 
wurde ohne Widerſpruch der Regierungsvertreter der Antrag 
geftellt: 

41, 


Ein zweites Alinea hinzuzufügen, welches Tautet: 
„Die Verjährung des Anſpruchs auf Schaben- 
erfaß —— mit dem Zeitpunkt, in welchen 
ein Schaden entſtanden ift“, 
und mit diefer Abänderung der gefammte Paragraph an- 
genommen. 


IR 

Hier wird — daß mit Ausnahme des 
8. 5 die ſämmtlichen Strafthaten auch im Wege der Privats 
Hage verfolgt werben fönnten. Man war einveritanden 
darüber, daß es ſich hier ganz zweifellos um ein delietum 
privatum Handle, und jegte voraus, daß der Staatsanwalt 
von Amtswegen nur in jeltenen Ausnahmefällen einjchreiten 
werde, wo ein öffentliches Intereffe vorliege. Von einer 
Seite her wurde indes angeregt, das zmeite Alinea zu 
ftreichen, wonad) die Zurüdnahme des Antrags zuläffig iſt. 
Durd die Streihung diefer Worte würde der Zuſtand 
herbeigeführt werben, daß die Zurüdnahme eines Straf: 
antrags micht zuläffig if, da bie Unzuläffigkeit die Negel 
bildet, wo nicht eine Ausnahme ausdrüdlich vorgejchrieben 
ift. Der Antragfteller führt aus, daß wenn einmal ein 
derartige3 Vergehen gegen Treue und Glauben und gegen 
die Nedlichkeit des Verkehrs zur Anzeige gebracht worden 
ift, die Anflage auch durchgeführt werden müffe. Diejenigen 
Leute, welche auf Grund des Geſetzes angeflagt würden, 
würden der Negel nad in guten Vermögensverhältniffen 
fein und würden daher fi) Mühe geben, durch Geldopfer 
die gegen fie erhobene Klage rüdgängig zu machen. 
Darauf wurde indes erwibert, daß auch diejenigen Berfonen, 
melde auf Grund des Geſetzes Privatflage erheben, ber 
Negel nah fi in günftigen Gelbverhälmmiffen befinden 
werden und daher ih weniger leicht zugänglich erweifen 
würden. Aus praftiihen Gründen aber ſei e8 erforderlich, 
die Zurücknahme des Strafantrags für zuläffig zu erachten; 
es Lönnten Fälle vorkommen, in benen die Privatllage 
lediglich aus Irrthum eingeleitet worden fei, und in dieſen 
Fällen müfe man den Brivatfläger vor der Gefahr be 
wahren, fi duch Durchführung feiner Anklage zu kom: 
promittiren. Ebenſo könnten aber aud Fälle vorlommen, 
wo die Klage an fid) zwar begründet iſt, die Handlung 
aber, um derentwillen fie erhoben werden joll, lediglich aus 
Unbedacht oder Webereilung geſchehen ift, und in foldhen 
Fällen liege gar fein Grund vor, dem reuigen Thäter, 
zumal wenn er Schadenerjag gewähre, nicht Berzeihung zu 
Theil werden zu lafien. 

Es wurde jomohl das Alinea 2 wie der ganze Para— 
graph angenommen. 

8.13 und 14 

gaben zu einer Diskuſſion feine Veranlaffung und wurden 
angenommen. 


Bu 
$. 15 
fand gleichfalls eine Diskuffion nicht ftatt, es wurden 


Diefe Anträge lauten: 


$. 15a. 

Für Berfonen, welche im Inlande weder eine 
gewerblide Niederlaffung noch einen Wohnſiß 
haben, ift für lagen, wilde auf Grund dieſes 
Geſetzes erhoben werben, ausſchließlich zuftändig 
das Gericht des inländiſchen Aufenthaltsories, ober 
wenn ein ſolcher nicht befannt if, das Gericht, in 
befien Bezirk bie —— begangen iſt, auf 
Grund deren Klage oder Strafantrag erhoben wird, 

$. 15b. 

Iſt gegen Perfonen, welche im Inlande mweber 
eine gewerbliche Niederlaffung nod einen Wohnfig 
—— auf Schadenerſatz oder Buße, auf Geld— 

afe oder Gefängniß erkannt, ſo unterliegen die 
von ſolchen onen bireft ober indirelt her— 
rührenden in Deutſchland zur Einfuhr oder Durch 

r fommenden Waaren jo lange der Beſchlag— 
nahme und Einziehung, bis bie durch Erkenntnik 
feitgefeßten Geldbeträge gezahlt oder die Gefängnif- 
ftrafe verbüßt ift. derbe es fih um Schaden 
erfag oder Buße, jo erfolgt die Beichlagnahme 
und Einziehung nur auf Antrag. 


8. 15e. 

Ausländiihe Waaren, welche den gemäß 8. 5 
vom Bundesrath erlaflenen Beitimmungen nicht 
entſprechen oder deren Aufmachung erfichtlich die 
gemäß $.8 geihügten Intereſſen verlegt, unter: 
liegen, in leßterem Falle jedoch nur auf Antrag 
bes Verlegten und gegen Sicherheitsleiftung, ber 
Beihlagnahme und Einziehung. 

Die Beichlagnahme, & 15b und 15«, erfolgt 
durch die Zoll- und Steuerbehörben, bie —* 
ſetzung der Einziehung durch Strafbeſcheid der 
Verwaltungsbehörde ($. 459 der Straſprozeß— 
ordnung). 

Der Antragfteller führte aus, daß $. 15a Iediglich dem 
32 bes Gejeges nachgebildet fei und daher keiner weiteren 
otivirung bedürfe. Es wurde darauf ermwibert, daß die 
jenigen Berhältniffe, welche bei $.2 bazu Beranlaffung 
gaben, die fchwindelhafte Reklame vor ein beftimmtes 
Forum zu ziehen, bei den übrigen im Geſetz bezeichneten 
Strafihaten nicht Anwendung finden. Es malte der Regel 
nad eine Auswahl zwiſchen verjchiedenen Gerichtsitänden 
ob, und e8 liege, abgejehen von den fällen des $. 2, feine 
Beranlaffung vor, den Kläger oder Straffläger in bieler 
Beziehung zu bejchränten. 
8. 15b 
wurde bamit begründet, daß es zweckmäßig fei, einen Ver- 
Hagten oder Angeflagten, welcher ſich der Verfolgung durch 
Abweſenheit entziehe, wenigftens dadurch zu bejtrafen, daß 
man feine Waaren mit Beichlag belege. Darauf murde 
erwibert, daß im Falle einer Verurtheilung die Beſchlag— 
nahme der dem Beruriheilten gehörigen Waaren ohnehin 
eintreten werde. Waaren, die dem Verurtheilten nicht 
eigenthümlich gehören, der Beſchlagnahme zu unterwerfen, 
fönne zu ganz außerordentlihen Härten führen. 
Fuͤr den 


8. 160 
wurde angeführt, dab er das Mittel gewähren folle, aus— 
ländiſchen Fabrikanten oder Händlern, die ihre Waaren 
nad Deutfchland vertreiben wollen, die Beachtung der 
deutſchen Vorjchriften aufzugmwingen, wie dies im umge 
fehrten Fall auch feitens des Auslandes gefchehe, und 


indes Anträge geftellt, hier noch einige Aufaßparagraphen | namentlih in England die Ausländer gezwungen feien, 


einzufchieben. 


| die engliſchen Gefege zu beachten. 


Dem wurde entgegen: 
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gehalten, daß man einer ausländiichen Waare beim Ein- 
tritt in das deutſche Zollgebiet nicht anfehen könne, ob fie 
dazu beftimmt fei, im Inland in ben Einzelverkehr zu ge 
langen. Nur unter diefer Vorausſetzung ki $. 5 anwend⸗ 
bar. Der $.8 aber begründe nur einen Civilanſpruch, zu 
deſſen Dffizialvertretung die Organe der Bollverwaltung 
nit beftellt werden bürften, auch fei im 8.8 ein Schup 
für die Aufmahung von Waaren überhaupt nicht vor— 
gejehen. 

Alle drei Zufaßparagraphen wurden, bie beiden erjien 
gegen eine, und ber legte gegen brei Stimmen abgelehnt. 


8. 16 
gab zu feinen Erinnerungen Beranlaffung und wurde an= 
genommen. 


Bei 


8. 17 
ift im Entwurf der Regierung der Termin, an weldem das 
Geſetz in Kraft treten joll, offen gelafjen worden. Es wurde 
ber Antrag geftellt diefen Termin auf ben 1. Juli 1896 
feftzufegen, nachdem die Regierungstommifiarien erflärt 
hatten, es läge feine Schwierigkeit vor, zu dieſem Beitpumkt 
das Geſetz in Kraft treten zu laſſen. Allerdings könnte der 
8.5 erft dadurch in volle Wirkſamkeit gerufen werden, daß 
der Bundesrath die betreffenden Anordnungen zu benjelben 
erlafje, hierin aber liege fein Hinderniß, die übrigen Para— 
graphen fofort in Kraft treten zu lafjen, zumal $.5 ohne 
Wirkſamkeit bleiben würde, folange bie betreffenden An— 





orbnungen bed Bundesraths fehlen. Es wurde hiernad) 
beichloffen. 

Titel und Einleitung wurden angenommen, wobei noch 
einmal auf die Bedeutung der in der Ueberjchrifi des Ge— 
fees enthaltenen Worte „zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs“, wie fie oben entwidelt worden find, aufs 
merffam zu machen ift, der ganze Gejeßentwurf hierauf mit 
11 gegen 2 Stimmen angenommen. 

Die Kommilfion ftelt hiernach den Antrag: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 

1. den Gefegentwurf zur Befämpfung bes 
unlauteren Wettbewerbs — Nr. 35 ber 
Druckſachen — in der auß ber beiliegen= 


den Zujammenftellung fi ergebenden — 


Faſſung anzunehmen, 

2. die zu dem Gefege eingegangenen Peti— 
tionen durd den ad 1 gefaßten Beſchluß 
für erledigt zu erklären. 


Berlin, den 5. März 1896. 


Die VI. Kommiffion. 


de Witt, Vorſihender. Dr. Meyer (Halle), Berichterftatter. 
Baſſermauu. Buddeberg. v. Ezarlinäfi, ® 
Sangel. Gräfe. Dr. Hammacher. Jacobskötter. 
aemer. Nitter v. Lama. Dr. Freiherr v. Langen. 
Meifter. Merbach. Roeren. Graf v. Schlieffen- 
Schlieffenberg. Schmidt (Elberfeld). Singer. 
v. Viereck. Wattendorff. 


Sufammenjtelluna 
bes 


Entwurfs eines Gefeßes zur Bekämpfung des unlauteren Wettberverbes 
— Nr. 35 der Drudjachen — 


mit 


den Bejchlüffen der VI. Kommiffion in zweiter Lejung. 





Borlage 


Entwurf eines Gejehes 


zur 


Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaijer, 
König von Preußen ꝛc. 

verordnen im Namen bes Reichs, nach erfolgter Zuftimmung 

des Bundesraths und bes Neichstags, was folgt: 


EL 

Wer in öffentlichen — oder in Mit⸗ 
theilungen, welche für einen größeren Kreis von Perſonen 
beftimmmt find, über die Beſchaffenheit, die Herftellungsart 
oder die Preisbemeffung von Waaren oder —— 
Leiſtungen, über die Art des Bezuges oder die Bezugs- 
quelle von Waaren, über den Befig von Auszeichnungen, 
über den Anlaß oder den Awed des Verkaufs unrichtige 


Beichlüffe der Kommiffion. 


Entwurf eines Geſetzes 


zur 


Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen ꝛc. 

verordnen im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung 

des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


8. 1. 

Wer in öffentlihen Bekanntmachungen oder in Mit 
theilungen, welche für einen größeren Kreis von Perſonen 
beitimmt find, über gejchäftliche Werhältuiffe, ins: 
bejondere über die Beichaffenheit, die Herftellungsart 
oder die Preisbemeffung von Waaren oder gewerblichen 
Leiftungen, über die Art des Bezuges oder die Bezugsquelle 
von Waaren, über den Befig von Auszeichnungen, über 
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Vorlage. 





Angaben thatſächlicher Art macht, welche geeignet find, den 
Anſchein eines befonders günftigen Angebots hervorzurufen, 
fann auf Unterlafjung der unrichtigen Angaben in Anſpruch 
genommen werden. Dieſer Anfprud kann von jedem Ge- 
werbetreibenden, der Waaren oder Leiftungen gleicher ober 
verwandter Art herjtellt oder in den gejchäftlidden Verkehr 
bringt, oder von Verbänden zur Förderung gewerblicher 
Intereſſen geltend gemacht werben, joweit die Verbände 
als ſolche in bürgerlichen Rechtsſtreitigkleiten Hagen lönnen. 


Neben dem Anſpruch auf Unterlaffung der unrichtigen 
Angaben haben die vorerwähnten Gewerbetreibenden auch 
Anſpruch auf Erfah des durch die umrichtigen Angaben 
verurjachten Schadens gegen den Urheber ber Angaben, 
falls diefer ihre Unrichtigkeit kannte oder kennen mußte. 


Im Sinne der vorjtehenden Beitimmungen find ben 
Angaben thatjädhliher Art bildlihe Darjtellungen und 
jonjtige Veranftaltungen gleich zu achten, die darauf be— 
rechnet und geeignet find, ſolche Angaben zu erjeen. 


. 2. 
Für er er auf run bes 8.1 ift ausschließlich ne 
| das icht, in beffen Bezirk ber Bellagte feine 
gewerbliche Nieberlaffung oder in Ermangelung einer fol- 
chen feinen Wohnfig hat. Für Perfonen, welche im In— 
lande weder eine gewerblihe Nieberlaffjung noch einen 
Wohnfig haben, ift ausſchließlich zuftändig das Gericht des 
inländijchen Aufenthaltsortes, oder wenn ein folder nicht 
befannt ift, das Gericht, in deſſen Bezirk die Handlung 
begangen ift. 


8. 8. 

Zur Sicherung des im 8. 1 Abſatz 1 bezeichneten An— 
ſpruchs können einftweilige Verfügungen erlaffen werden, 
auch wenn bie in den SS. 814, 819 der Civilprozeßordnung 
bezeichneten Vorausfegungen nicht zutreffen. Zuſtändig ijt 
auch das Amtsgericht, in deffen Bezirk die den Anſpruch 
begrünbende Handlung begangen ift; im Uebrigen finden 
die Vorfchriften des $. 820 der Civilprozeßordnung Ans 
wendung. 


$. 4. 

Wer in der Mbficht, den Anfchein eines beſonders 
günftigen Angebots hervorzurufen, in öffentlichen Bekannt— 
machungen oder in Mittheilungen, welche für einen größeren 
Kreis von Perſonen beftimmt find, über die Beichaffenheit, 
die Herftellungsart oder die Preisbemefjung von Waaren 
oder gewerblichen Leiftungen, über bie Art bes Bezuges 
oder die Bezugsquelle von Waaren, über den Bejig von 
Auszeihnungen, über den Anlaß oder den Zweck bes Vers 
faufs wiſſentlich unwahre und zur Jrreführung geeignete 
Angaben thatfächlicher Art macht, wird mit Gelbitrafe bis 
zu eintaufendfünfhundert Mark beftraft. 

Iſt ber Thäter bereits einmal wegen einer Zumiber- 
handlung gegen die vorftehende Vorſchrift beftraft, jo kann 
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ben Anlaß ober ben Zwed des Verlaufs unrichtige Angaben 
thatfählicher Art macht, welche geeignet find, den Anldhein 
eines beſonders günftigen Angebots hervorzurufen, lann 
auf Unterlaffung der unrichtigen Angaben in Anſpruch ge 
nommen werden. Diefer Anſpruch kann von jedem Gewerbe: 
treibenden, der Waaren oder Reiftungen gleicher oder ver: 
wandter Art herjtellt oder in den gejhäftlichen Verkehr 
bringt, ober von Verbänden zur Förderung gewerblicher 
Intereffen geltend gemacht werben, fomweit die Verbände 
als ſolche in bürgerlichen Nechtsftreitigkeiten klagen können. 

Neben dem Aniprud auf Unterlaffung der unrichtigen 
Angaben haben bie vorerwähnten Gewerbetreibenden aud 
Anſpruch auf Erfah des durch die unrichtigen Angaben 
verurfachten Schadens gegen demjenigen, der die An- 
gaben gemacht hat, falls diejer ihre Umrichtigkeit kannte 
ober fennen mußte. 

Im Sinne der vorftehenden Beftimmungen find ben 
Angaben thatfähliher Art bildlihe Darftellungen und 
fonftige Veranftaltungen gleih zu achten, die darauf be 
rechnet und geeignet find, jolde Angaben zu a Gr: 
folgt Die öffeutliche Bekanntma n einer 

Diichen Drudjchrift, jo ift Der — auf 

nA eutjtandenen Schadens gegen die für deu 
Juhalt der Drudjchrift me ch Perfonen 
nur zuläffig, wenn der verantiwortliche Redakteur 
die Uuri it der Ungaben fanute, oder wenn 
derjelbe einen Berfaffer oder Einjender nicht nadı- 
weift, welcher og do Bereich der richterlichen Gewalt 
eines deutſchen Bundesftantes befindet. 

Unter Waaren im Sinne dieſes Geſetzes find 
auch Iaudwirtbichaftliche Erzeugniſſe, unter gewerb⸗ 
m Leiftungen auch landwirthichaftliche zu ver: 

ehen. 


8. 2. 
Unveränbert. 

8.8. 
Unverändert. 

8. 4. 
Unverändert. 
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neben oder ftatt der Geldftrafe auf Haft oder auf Gefängniß 
bis zu ſechs Monaten erkannt werben; die Beftimmungen des 
8. 245 des Strafgeſetzbuchs finden entſprechende Anwendung. 


. b. 

Durch Beichluß des — kann beſtimmt werben, 
daß gewiſſe Waaren im Einzelverkehr nur in beftimmten 
Mengeneinheiten oder mit einer auf der Waare oder ihrer 
Aufmachung anzubringenden Angabe ber Menge gewerbs- 
mäbig verkauft oder feilgehalten werben bürfen. 


Die durch Beſchluß des Bundesraths getroffenen Bes 
—— find durch das Reichs-Geſetzblatt zu veröffent— 


ichen. 


Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen des 
Bundesraihs werden mit Geldſtrafe bis einhundertund— 
fünfzig Mark oder mit Haft beſtraft. 


g. 6. 

Wer zu Zwecken bes Wettbewerbes über das Erwerbs— 
geihäft eines Anderen, über die Perfon des Inhabers oder 
Leiters bes Geſchäfts, über die Waaren ober gewerblichen 
Leiftungen eines Anderen Behauptungen thatjächlicher Art 
aufftellt ober verbreitet, welche geeignet find, den Betrieb 
des Gejchäfts oder den Kredit des Inhabers zu jchädigen, 
ift, ſofern die Behauptungen nicht erweislih wahr find, 
dem Perg er zum Erſatze bes entftandenen Schadens ver- 
pflichtet. Auch kann der Verletzte den Anſpruch geltend 
machen, daß bie Wiederholung oder Verbreitung ber Bes 
hauptungen unterbleibe. 

Die Beſtimmungen des erjten Abfahes finden feine 
Anwendung, wenn der Mittheilende oder ber Empfänger 
der Mittheilung an ihr ein berechtigtes Intereffe Hat. 

8. 7. 

Wer wider beſſeres Wiſſen über das Erwerbsgeſchäft 
eines Anderen, über die Perſon des Inhabers oder Leiters 
bes Geſchäfts, über die Waaren oder gewerblichen rg 
eines Anderen unmahre Behauptungen thatjächlicher Art 
aufjtellt oder verbreitet, welche geeignet find, ben Betrieb 
bes Gefchäfts zu jchädigen, wird mit Geldftrafe bis zu ein- 
taujfendfünfhundert Mark oder mit Gefängniß bis zu einem 
Jahre beftraft. 


8. 8. 
Wer im geſchäftlichen Ba einen Namen, eine 
Firma oder die bejondere Bezeichnung eines Ermwerbs- 
geſchäfts in einer Weife benußt, welche darauf berechnet 
und geeignet if, Verwechſelungen mit dem Namen, der 
Firma oder ber Bezeichnung eines Erwerbsgeſchäfts her- 
vorzurufen, deren ſich ein Anderer befugterweife bedient, iſt 
biefem zum Erjage des Schadens verpflichtet. Auch kann 
der Anſpruch auf Unterlaffung der mißbräuchlichen Art der 
Benußung geltend gemacht werben. 


8. 9. 
Mit Gelditrafe bis zu breitaufend Markt oder mit 
Gefängniß bis zu einem Jahre wird beitraft: 

1. wer als Angeftellter, Urbeiter oder Lehrling eines 
Geſchäftsbetriebes Geſchäfts- oder Betriebsgeheim- 
nifje, die ihm vermöge bes Dienftverhältnifjes an— 
vertraut oder ſonſt zugänglich geworden find, wäh 
rend der Geltungsdauer des Dienjtvertrages, 

2. wer Gejhäfts- oder Betriebsgeheimnilfe, 
die ihm als Angejtellten, Arbeiter oder 
Lehrling eines Gejhäftsbetriebes gegen bie 
fhriftlide, den Gegenftand bes Geheim— 


Beichlüffe der Kommiffion. 





8. 6. 

Durh Beihluß des Bundesraths kann feftgef 
werben, baß beſtimmte Waaren im Einzelverkehr rg 
vorgeichriebenen Einheiten der 3 der Känge 
und des Gewichts oder mit einer auf der Waare oder 
ihrer Aufmachung anzubringenden Angabe ber Menge 
gewerbsmäßig verkauft oder feilgehalten werden dürfen. 

Die durch Beſchluß des Bundesraths getroffenen Be— 
ftimmungen find durch das Reichs-Geſetzblatt —— 
lichen und dem Reichstag ſogleich oder feinem 
nächften Zufammentritt vorzulegen. 

Zumiderhandlungen gegen die Beftimmungen bes 
Bundesraths werben mit Geldftrafe bis einhundertund- 
fünfzig Mark oder mit Haft beftraft. 

8. 6. 


Unverändert. 


8.7. 
Unverändert. 


5.8. 

, Ber im geſchäftlichen Verkehr einen Namen, eine 
Firma oder die befondere Bezeichnung eines Erwerbs- 
geihäfts, eines gewerblichen Unter oder 
einer Druckſchrift in einer Weiſe benutzt, welche barauf 
berechnet und geeignet ift, Verwechjelungen mit dem Namen, 
ber firma oder der beſonderen Bezeichnung hervorzurufen, 
deren fid) ein Anderer befugterweife bedient, it dieſem zum 
Erſatze des Schadens verpflichtet. Auch kann ber Anſpruch 
auf Unterlaffung der mißbräuchlihen Art der Benutzung 
geltend gemacht werben. 


8.9. 

Mit Geldftrafe bis zu breitaufend Mark oder mit 
Gefängniß bis zu einem Jahre wird bejtraft, wer als An— 
geftellter, Arbeiter oder Lehrling eines Geichäftsbetriebes 
Beichäfts- oder Betriebsgeheimniſſe, die ihm vermöge bes 
Dienjtverhältnifjes anvertraut oder fonft zugänglich geworben 
find, während der Geltungsbauer des Dienftwerhältuiffes 
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niſſes ausdrücklich bezeichnende und für 
einen beſtimmten Zeitraum gegebene Zu— 
ſicherung ber Verſchwiegenheit anvertraut 
worden ſind, dieſer Zuſicherung entgegen 
nach Ablauf des Dienſtvertrages 

unbefugt an Andere zu Zwecken des Wettbewerbes mittheilt. 


Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher Geichäfts- 
ober Betriebögeheimniffe, deren Kenntniß er durdy eine der 
im Abſatz 1 unter 1 und 2 bezeichneten Mittheilungen ober 
dur eine gegen das Gefeß oder die guten Sitten ver- 
ftoßende eigene Handlung erlangt hat, zu Zwecken bes 
Wettbewerbes unbefugt — oder an Andere mittheilt. 

Buwiberhandlungen verpflichten außerdem zum Erjaße 
bes entjiandenen Schadens. Mehrere Berpflichtete haften 
als Geſammiſchuldner. 


8. 10. 

Wer zum Zwed des Wettbewerbes «8 unternimmt, 
einen Anderen zu einer unbefugten Mittheilung der im $.9 
Abſatz 1 unter 1 und 2 bezeichneten Art zu beftimmen, 
wird mit Gelbitrafe bis zu eintaujendfünfhundert Marl 
oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beftraft. 


g. 11. 

Die in ben $$. 1, 6, 8, 9 bezeichneten Anfprüche auf 
Unterlaffung ober Scabenserfag verjähren in ſechs 
Monaten von dem Zeitpunkte an, in weldem ber An— 
IpruchSberedhtigte von der Handlung und von der Perſon 
bes BVerpflichteten Kenntniß erlangt, ohne Rüdjiht auf diefe 
—* in drei Jahren von der Begehung der Hand— 

g an. 


$. 12. 

Die Strafverfolgung tritt mit Ausnahme der im $.5 
bezeichneten Fälle nur auf Antrag ein. In den Fällen 
bes $. 4 hat das Recht den Strafantrag zu ftellen,': jeder 
ber im $. 1 Abſatz 1 bezeichneten Gewerbetreibenden und 
Verbände. 

Die "reger bes Antrages ift zuläffig. 
Strafbare Handlungen, deren Verfolgung nur auf 
Antrag eintritt, können von den zum Strafantrage Berech— 
tigten im Wege ber Privatflage verfolgt werben, ohne daß 
e3 einer vorgängigen Anrufung der Staatsanwaltichaft 
bedarf. Die öffentliche Klage wird von der Staatsanwalt: 
Beh nur dann erhoben, wenn dies im öffentlichen Inter— 
eſſe liegt. 

Geſchieht die Verfolgung im Wege der Privatllage, 
fo find die Schöffengerihte zuftändig. 

3 


8.13, 

Wird in ben Fällen des $. 4 auf Strafe erkannt, fo 
lann angeordnet werben, daß die Verurtheilung auf Koften 
des Schuldigen öffentlich befannt zu machen fei. 
Wird in ben Fällen des $. 7 auf Strafe erfannt, fo 
ift zugleich dem Berlegten die Befugniß zuzuſprechen, die 
—— innerhalb beſtimmter Friſt auf Koſten des 
Verurtheilten öffentlich bekannt zu machen. 

Wird in den Fällen ber 88.1, 6 und 8 auf Unter- 
lafjung erkannt, jo kann ber obfiegenden Partei die Be- 
fugniß zugeſprochen werben, den verfügenden Theil bes 
Urtheild innerhalb beftimmter Friſt auf Koften des Be- 
klagten öffentli bekannt zu machen. 

Die Art der Bekanntmachung ift im Urtheil zu bes 
ſtimmen. 
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unbefugt an Andere zu Sweden bes Mettbewerbes oder 
in der Abſicht, dem Inhaber des Gejchäftsbetriebes 
Schaden zuzufü en, mittheilt. 

Gleihe Strafe trifft denjenigen, welcher Geichäfts- 
ober Betriebsgeheimnifje, deren Kenntniß er durch eine ber 
im Abſatz 1 bezeichneten Mittheilungen ober durch eine 
egen das Geſetz ober die guten Sitten verftoßende eigene 
and erlangt bat, zu Sweden bes Wettbewerbes un: 
efugt verwerthet oder an Andere mittheilt. 

Zumwiderhandlungen verpflichten außerdem zum Erſatze 
bes entjtandenen Schadens. Mehrere Verpflichtete haften 
als Geſammiſchuldner. 

0 


$. 10. 

Wer zum Zweck des Wetibewerbes es unternimmt, 
einen Anderen zu einer unbefugten Mittheilung der im $. 9 
Abja 1 bezeichneten Art zu beftimmen, wird mit Geldftrafe 
bis zu Preitanfend Mark oder mit Gefängniß bis zu 
einem Jahre beſtraft. 


8. 11. 

Die in den $$. 1, 6, 8, 9 bezeichneten Anſprüche auf 
Unterlaffung oder Schabenserjag verjähren in ſechs 
Monaten von bem Peitpunkte an, in welchem ber An— 
fpruchsberechtigte von der Handlung und von ber Perfon 
bes Berpflichteten Kenntniß —— * Rückſicht auf dieſe 
Kenntniß in drei Jahren von der Begehung der Hand— 


lung an, 

Die Verjä des A es Schadens: 
erſatz —— — rien —* ie ein 
Schaden eutjtanden ift. 

.12. 

Unverändert. s 

$. 13. 
Unverändert. 





14, 

Neben einer nad) Dafzabe diefes Geſetzes verhängten 
Strafe kann auf Verlangen des Verlegten auf eine an ihn 
zu erlegende Buße bis zum Betrage von zehntaufend Marl 
erfannt werden. Für Diefe Buße haften die zu berjelben 
Verurtheilten als Geſammiſchuldner. Eine erfannte Buße 
ſchließt die Geltendmachung eines weiteren Entſchädigungs— 
anſpruchs aus. r 


$ 
Bürgerliche Nechisftreitigkeiten, in welchen durch Klage 
ein Anſpruch auf Grund dieſes Gejeßes geltend gemadht ih, 
gehören, inſoweit in erjter Inftanz die Zuftändigfeit der 
Landgerichte begründet ift, vor die Kammer für Handels- 
fadhen. Die Verhandlung und Entjcheidung letzter Inſtanz 
im Sinne bes $. 8 des Einführungsgefeßes zum Gerichts- 
verfafjungsgefege wird dem Reichsgericht zugemwiejen. 
8. 16. 

Wer im Inlande eine Hauptniederlaffung nicht befigt, 
bat auf den Schuß biefes Geſetzes nur infomweit Anſpruch, 
als in dem Staate, in welchem jeine Hauptniederlafjung 
fi befindet, nach einer im Reichs-Geſetzblatt enthaltenen 
Befanntmahung deutſche Gewerbetreibende einen ent— 
ſprechenden Schuß geniehen. 


1. 
Diejes Gefeß tritt am......... in Kraft. 


Urkundlich zc, 
Gegeben ꝛc. 


Nr, 19. 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Dr. Stephan (Beuthen). 


Bericht” 
der 
Wahlprüäfungs-Bommiffion 


über 
die Wahl des Abgeordneten Krupp im fünften 
Wahlkreiſe des preußiſchen Regierungsbezirks 
Düſſeldorf 


Der Reichstag hat in feiner Sitzung vom 11. April 
1894 entſprechend dem — — der Baplpräfungs-Kommiffton 
(Nr. 214 der Drudjadhen, II. Seffion 1893/94) beichlofien: 


I. die Entfcheidung über die Gültigkeit der Wahl im 
5. Wahlkreife des Regierungsbezirts Düffeldorf aus— 
aujeßen; 

Il. den Herren Reichstanzler unter Ueberjendung der ben 
Bahlprotejt und deſſen Beantwortung enthaltenden Aften 
zu erfuchen, durch Bermittelung der Königlich preußiſchen 
— eine Beweisaufnahme darüber zu verans 
afien, 

ob und eventuell in welcher — näher zu beichreibenden 
— Beije und in welchem Umfange bei der Stichwahl 
vom 24. Juni 1893 in den Wahlbezirten Kettwig 1 
und 2, Altendorf 1, 3, 4, 7, 8, 10 und 11 und 

Alteneffen 1, 4, 7 die Wahlfreiheit und das Wahl- 


*) Antrag der Wahlpräfungs-Rommiffion auf Seite 1248. 
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8. 14. 
Unverändert. 

$. 15. 
Unveränbert. 

$. 16. 
Unverändert. 


„17, 
Diefes Geſetz tritt m. 1. Zuli 1896 in Kraft. 


Urkundlich zc. 
Gegeben ze. 


geheinmiß durch Ausübung einer Kontrole, durch 
welche namentlih das Umtauſchen von Wahlzetteln 
verhindert wurbe, verlegt worden find, 
und zwar 
1. hinfihtlih des Wahlbezirkes Kettwig 1: 
a) durch eiblihe Vernehmung folgender SProteft- 
zeugen: 
bes Bauunternehmers Alois v. Stein zu 
Werben und 
bes Fabrilbeſitzers Wilhelm Müller ebenda, 
unter Berüdfihtigung der näheren An— 
gaben des Proteftes in Anlage 3 auf 
Seite 1128 und in Anlage 3a Seite 1131, 
b) durch eibliche Bernehmung folgender Zeugen ber 
Proteftbeantwortung:: 
des Rektors Hartmann, 
des Lehrers MWüllner, 
bes Privatierd Heinrih Eigemann, 
des Schuhmachermeiſters Prinz, 
bes Cigarrenmachers Hermanns, 
des Kaufmanns Kuhl, 
bes Anftreichers aus dem Brud, 
des Wirth Lemaitre, 
bes dr. vom Dorp, 
bes Lehrers Scharenberg, 
bes Bürgermeifters Göring, 
ferner 
des Nentners W. EihholzeKleinbede, 
bes Lehrers Linnertz, 
bes Kaufmanns Albert Zimmermann, 
des BZimmermeifters Johann Rottmann, 
bes Lehrer Eigemann, 
bes Neniners Ferdinand Meyer, 
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bes Bauımternehmers Förſt und 

bes Rentners Ridel, 
ſämmtlich zu Kettwig, 
unter rem ber näheren An- 
gaben ber Proteftbeantwortung Seite 1136 
bis 1137 und der zugehörigen Situations- 
zeihnung (Anlage e ber Proteftbeant- 
wortung); 

2. hinfihtlih des Wahlbezirkes Kettwig 2: 
a) durch eidliche Vernehmung der zu 1a bezeidh- 
neten Proteftzeugen: 

Alois von der Stein und 

Wilhelm Müller und folgender weiterer 
Zeugen des Proteftes: 

des Webers Albert Stoff zu Werben, 

des Schmiebs Gottfried Albers ebenda 


und 
des Webers Ferdinand Grütter ebenda, 
unter Hichtigung der näheren Ans 
gaben des Protejtes in Anlage 3 auf 
Seite 1128 und in Anlage 3b Seite 1131, 
b) durch eibliche Wernehmung folgender Zeugen 
der Proteftbeantwortung: 
bes BolizeisSergeanten Ruf, 
des Konditord Karl Schürenberg, 
des Dr. Lang und 
des jchon zu 1b genannten VBürgermeifters 
Göring, 
unter Berüdfichtigung der Angaben bes 
Gegenproteftes Seite 1136 bis 1138 und 
der zugehörigen Situationszeihnung (Ans 
lage e ber teftbeantwortung); 
8. Hinfichtlih des Wahlbezirks Altendorf 1: 
a) durch eidliche Vernehmung folgender Proteſt⸗ 
zeugen: 
des Bergmanns Wilhelm Küper zu Borbeck, 
der Weinhändlers Anton Schuſter zu Al- 
tendorf, 
des rag pa Georg Elſenbuſch 


ebenda, 
— Johann Hansmann zu 
des Kaufmanns Heinrich Thier ebenda, 
des Fuhrmanns W. Altenhöff zu Eſſen, 
üßenftr. 12, 
unter Berückſichtigung der näheren An— 
gaben des Proteftes in Anlage3 Seite1129, 
b) durch eidliche Vernehmung folgender Beugen 
ber Proteftbeantwortung: 
des Kaplans Hochſcheid, 
des Ingenieurs Herbaczowski, 
des Rektors Kasper, 
des Fabrikmeiſters Drüner, 
des Schloſſers Vaillant, 
des SFabrifmeifters Franz v. Daven, 
fämmtlih zu Altendorf, 
unter Berückſichtigung der näheren Ans 
gaben der Protejtbeantwortung Seite 1136; 


4. hinfichtlih des Wahlbezirks Altendorf 3: 

a) durch eiblihe Vernehmung folgender Beugen 
des Protejtes: 

des Anftreichers P. Lenarz zu Altendorf, 

des Anftreihers Arnold Hartmann ebenda, 


unter Berückſichtigung der Angaben des 
Proteftes in Anlage 3 Seite 1129; 


ferner durch eibliche Vernehmung des Landwirths 
Wilhelm Hüttemann zu Altendorf, 
und des Landwirths Johann Kleine ebenda, 
unter Berückſichtigung der Angaben 
Seite 1129 a. a.D,, 
b) durch eidliche —* der Mitglieder des 
Wahlvorſtandes, beſtehend aus folgenden Perſonen: 
dem —— Carl Roſenkranz, 
dem Lehrer Hermann Janſen, 
dem Zechenbeamten Fritz Schmitz, 
dem Wohnungskontroleur Edmund Ichbiac, 
dem Bädermeifter Ernft Haſenkamp, 
dem Delonom Heinrih Hammader, 
dem Schreiner Heinrihd Nordmann, 
dem Nechnungsführer Karl Spengler, 
ſämmtlich zu Altendorf; 


. hinfichtlich des Wahlbezirks Altendorf 4: 


a) dur eidliche Wernehmung des Bergmanns 
Nicolaus Jacobi zu Altendorf, 
unter Berhdfictigung des PVorbringens 
in Anlage 3 des Proteftes Seite 1129, 
ferner durch eidlihe Vernehmung des Auktio— 
nator® Franz Schlüter und des Wirths 
Knappmann zu Altendorf, 
unter Berückſichtigung des Borbringens 
Seite 1129 a. a. D,, 
b) durch eidlihe Vernehmung folgender Zeugen 
der Proteftbeantwortung: 
des Lehrers Johannes Müller, 
des Steiger Ifenberg, 
des Kaufmanns Karl Grüneijen, 
fämmtlich zu Altendorf; 


hinſichtlich des Wahlbezirk Altendorf 7: 


a) dur eiblihe Vernehmung der Landwirthe 
Silberkupl und Heinrih Pollerberg zu 
Frohnhauſen, 

unter Berückſichtigung des Vorbringens 
im Proteſte Anlage 3 Seite 1129, 

b) durch eidliche Vernehmung bes Hauptlehrers 

Hetkampf zu Frohnhauſen, 
unter Berücdfichtigung der Angaben der 
Proteftbeantwortung Seite 1136; 


. binfihtlih des Wahlbezirts Altendorf 8: 


a) durch eidliche Vernehmung der BProteftzeugen 
— Johann Ridder und Johann 
Kalthoff zu LER rar 

unter Berückſichtigung des Vorbringens 
Seite 1129 und 1130 in Anlage 3 bes 
Proteftes, 
b) durch eidliche Vernehmung der Mitglieder des 
Wahlvorftandes, und zwar: 

des Lehrers Hermann Bruilen, 

des Mühlenbefigers Hermann Bögel, 

des Wirths — Hörſter, 

des Wirths Friedrich de 

des Hauptlehrer® Conrad Strider, 

des Büreaubeamten Rihard Koſchel, 

des Techniters Otto Zauber, 
ſaͤmmilich zu Frohnhauſen; 


hinſichtlich der Wahlbezirke Altendorf 10 


und 11: 

a) durch eibliche Vernehmung folgender Proteft- 
zeugen: des Bıerhändlers Fritz Keufer, bes 
Schreinermeifter® Hermann Pöppinghaus 
und des Schmiedemeifters Wilhelm Kalthoff, 
ſämmilich zu Holfterhaufen 1, 

unter Berüdjichtigung des Worbringens 
in Anlage 3 des Proteftes Seite 1130, 
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b) durch eidliche Bernehmung des Wahlvorftandes 
bes Wahlbezirks Altendorf 10, beitehend aus: 
dem Upotheler Hugo Deder, 
dem Anftreihmeifter Johann Siepmann, 
dem Meifter Heinrih Mauter, 
dem Schreiber Karl Brandenbufd, 
dem Schreiber Heinrih Franz, 
bem F. Beder, 
dem reiber Auguft Morgenftern, 
bem Zeichner Johann Foſen, 
ſaͤmmtlich zu Holfterhaufen, 
fowie bes Wahlvorjtandes bes Wahlbezirks Alten- 
borf 11, beftehend aus: 
dem —— rer Ferdinand Feld, 
rer Heinrich Marth, 
dem Schreiber Johann Heiſchkampf, 
dem Lehrer Ferdinand Snod, 
ir? — Ferdinand Werthe— 
ad, 
bem Wirth Johann Kohl, 
bem Wirth Theodor Krämer, 
fämmtlih zu Holfterhaufen; 


. binfichtlid des Bezirks Alteneffen 1: 
a) durch eiblihe Bernehmung folgender Protefts 
zeugen: 
des Landwirths Heinrih Strunk zu Carnap, 
bed ls Wilhelm Bedmann ebenda, 
des Unftreichers Triffterer ebenda, 
des Schreinermeifter8 Bernhard Notter 
baum zu Altenefjen, 
unter Berüdfihtigung der Angaben bes 
Protejtes in Anlage 3 Seite 1130, ſowie 
ber dort befindlichen Handzeichnung, 
b) durch eibliche Vernehmung des Wahlvorjtandes, 
beftehend aus: 
dem Betriebsführer Bögel von Zeche Neus 
eſſen, ferner 
dem Hauptlehrer Lehmann, 
dem Büreaubeamten Ad. Kruft, 
dem Bädermeifter Ehring, 
dem Hauptlehrer — und 
dem Steiger⸗Invaliden Bohnenkamp, 
ſämmtlich zu Alteneſſen, 
unter —— der Angaben der 
Proteſtbeantwortung Seite 1138 und der 
Seite 1138 befindlichen Handzeichnung; 


10. hinſichtlich des Wahlbezirks Alteneſſen 2: 


a) durch eidliche Vernehmung ber zu 9a bezeich⸗ 
neten Proteſtzeugen, 
unter Berhdfihtigung bes BVorbringens im 
Protefte Anlage 3 Seite 1130 und ber bort 
befindlihen Handzeihnung, 
b) durch eibliche VBernehmung des Wahlvorjtanbes, 
beftehend aus: 
dem Grubendireftor Meng l, 
dem Betriebsführer Guſtav Hünnebeck, 
dem Hauptlehrer Scheerer, 
dem Steiger Paul Müller, 
dem Schmiedemeiſter Wacholder und 
dem Sattlermeiſter Haltermann, 
fänmtlich) zu Älleneſſen, 
unter —— der Angaben der 
Proteſtbeantwortung Seite 1138 und 1139 
und ber Seite1138 befindlichen Zeichnung; 


11. Hinfihtlih des Wahlbezirts Alteneffen 4: 
a) durch eidliche Vernehmung der zu 9a bezeich— 
neten Proteſtzeu 


gen, 
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unter Berüdfichtigung des Borbringens bes 
PVroteftes Anlage 3 Seite 1130 und ber bort 
befindlihen Skizze, 
b) durch eidliche VBernehmung bes Wahlvorjtandes, 
beftehend aus: 
dem Hauptlehrer Müller, 
dem Hauptlehrer Broͤchot, 
dem Brennereibefiger Hajebring, 
bem Mepgermeifter Wegener, 
dem Kaufmann Alb. Köfter, 
bem Büreaubeamten Hoyer und 
dem Kaufmann Basrie, 
ſämmilich zu Altenefjen, 
unter Berüdfihtigung der Angaben ber 
Protefibeantwortung Seite 1139; 


12. Hinfihtlih des Wahlbezirks Alteneſſen 7: 

a) durch eidliche Vernehmung der zu 9a bezeidh- 
neten Protejtzeugen, 

unter Berüdfichtigung der Angaben bes Bros 
teftes in Anlage 3 Seite 1130, 

b) durch eidliche Vernehmung des Steigerd Emil 
Bapft zu Carnap und folgender Mitglieder des 
Bahlvoritandes: 

bes Ortsvorſtehers Hohenbahl, 

des Hauptlehrer8 Fringenberg, 

bes Delonoms Heinrichs, 

bes Hauptlehrer® Grimm, 

bes Schreinermeifters Hafebring, 

des Uhrmachers Stöver und 

bes Betriebsführers Thielmann, 
unter Berüdfichtigung ber Angaben ber 
Proteftbeantwortung Seite 1139. 

Der in dem vorftehenden Beichluffe zu II 8b aufge 
führte Schreiber Heinrih Franz hat nidht vernommen 
werben fönnen, weil fein Aufenthalt nicht zu ermitteln war, 
Um Uebrigen ift die beichloffene Beweisaufnahme ausge 
führt worden. Die Vernehmung der Zeugen ift nad) Aus— 
weis der Protokolle durchweg eine eidliche gewefen. Nur 
in dem Protofol über die Vernehmung des unter II 1b 
genannten Rentners Ridel zu Kettwig fehlt ber Vermerk 
über Die erfolgte Vereidigung. Die Kommiffion beſchloß 
jedoch über Dielen Mangel hinwegzugehen, einmal weil in 
dem Protofoll ein der Bereidigung entgegenftehenber Grund 
nicht angegeben und baher anzunehmen ift, daß Ridel 
ebenjo mit dem Eide belegt worden iſt, wie bie anderen 
in demfelben Termin vernommenen Beugen, beren Beeidi— 
gung das Protokoll ergiebt, dann aber, weil außer Ridel 
noch 17 andere Zeugen über denjelben Broteftpunkt vernommen 
worben find. Im Einzelnen ift das Ergebniß ber Beweis: 
aufnahme Folgendes: 


I. Wahlbezirk Kettwig 1. 
A. Bon den Proteftzeugen, 
deren Ausfagen ſich allerdings nur —— auf Kettwig 1 
(Bahllotal: Kaiferhof), zum Theil aber auch auf Kettwig 2 
(BWahllofal bei Plantermann) beziehen, hat bekundet: 
1. Der Bauunternehmer Alois von ber Stein, 
35 Jahr alt, katholiſch: 


du Sadıe: , 
„Am Tage der Stihwahl, alfo am 24. Juni 1893, 
begab ich mid des Nachmittags zufammen mit dem 
Diretor Müller von hier nad) Kettwig. Müller war 
früher dort in Stellung geweſen und meinte, wir wollten 
einmal zufehen, wie e8 bei der Wahl in Kettwig zuginge. 
Im Zee wo fih das Wahllofal bes 
I. Wabltreifes befand, Haben wir uns etwa '/; Stunde 
158 
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lang anfgehalten. Die Wirthſchaftsräume waren gut 
—— und das Wahlgeſchäft um jene Zeit lebhaft im 
ange. 

Einen Zettelvertheiler für Stößel habe ich nur im 
Flur, nicht aber in dem Gaftzimmer bemerkt. In dem 
legteren und zwar am Eingang ber Thür zum Wahl: 
Iofal, welche beftänbig offen ftand, Hatte ein Bettelver- 
tbeiler für Krupp fi aufgeftellt und ihm gegenüber an 
ber anderen Thürede eine PBerjönlichkeit, welche meiner 
Meinung nah dorthin poftirt war, um die zur Abftims 
mung dem Wahltiſch zuichreitenden Wähler zu beauf- 
fihtigen. Dieje beiden PBerfonen waren mir nicht näher 
befannt und ich weiß nicht, ob es Scheidt'ſche Meifter 
waren. 

Der Wahltiſch mochte etwa 6—7 Meter (nad meiner 
ne) von ber Thür zum Gaftzimmer entfernt fein. 
Ungefähr in ber Mitte zwiſchen Wahltiih und Thür bes 
merkte ich den Riedmacher Buhmüller aus Kettwig, 
einen jelbftftändigen Gemwerbetreibenden, weldher dort bers 
artig ſich hingeſetzt an daß er jeden Wähler beobachten 
fonnte, wenn berjelbe von ber Thür zum Wahliiſch ging, 
um feinen Zettel abzugeben. 

Sm Gaftzimmer ift die Scheibewand nad) bem 
Saal (Wahllofal) zu mehrfah durchbrochen und mit 
großen Fenſtern verjehen. Ob dieſes Schiebefenfter und 
ob fie während der Zeit meiner Anmejenheit verjchloffen 
waren, kann ich nicht angeben. 

Im Gaftzimmer ſtand rechts von der Thür in ber 
Nähe der eben bejchriebenen Wand ein Tiſch, an welchem 
etwa 5—6 Perſonen jaßen; es ging jedod) dort ab und 
zu; einige ftanden wohl auf, während dann andere dort 
binfamen und ſich Hinfegten. Unter diefen Perſonen 

abe ich mir befannte Beamte von der Scheidt’jchen 
et bemerft. Ich kann aber nicht jagen, ob bie 
erjonen, welche ſich dort an dem Tiſch befanden, aus- 
ſchließlich ſolche Beamte gemejen find, 

Es kann möglich fein, daß der Tiſch nicht unmittel- 
bar an ber Scheibewanb ftand; jedenfalls ftand er aber 
nicht weit davon. Wir Hatten im Gaftlofal an einem 
anderen, ebenfalls in der Nähe der Scheidewand aufs 
geftellten Tiſch Plaß genommen und konnten von bort 
durd das dajelbft ın der Wand befindliche Fenſter das 
Wahllofal überjehen. Bald wurde uns Dies jedoch un= 
möglich gemadjt, indem man vom Wahllofal (Saal) 
aus einen bichten Fenſtervorſatz vor das Fenſter ftellte 
und uns jo den Durchblick unmöglich machte. An den 
anderen Fenſtern der Zwijchenwand geſchah ſolches meines 
Wiſſens nicht. 

Die an dem Tiih in der N ber Saalthür 
figenden Berfonen machten fi) Notizen, jtanden auch wohl 
auf und ftellten fich neben ben Tiſch. Ob von diefen 
Perſonen ein Wähler nad) jeinem Namen gefragt worden 
it, habe ich nicht wahrgenommen und ebenjomenig, ob 
von einer dieſer Perfonen ein Wähler bedeutet worden 
it, dab er den Wahlzettel au ber Thür des Saales 


erhalte. 

Ich Habe bemerkt, daß nicht nur die dem Zettel⸗ 
vertheiler gegenüber poftirte Berfon, fondern auch einzelne 
von denjenigen, welche an ber Thür zum Wahllokal an 
dem Tiſch jagen, aufftanden, wenn mehrere Wähler gleich— 
zeitig famen und „thätig waren“. Welche Thätigkeit fie 
entwidelten, insbejondere ob fie bie Wähler beeinflußten, 
Tann ich micht jagen. Ebenſo ift mir auch wicht aufs 
gefallen, daß beim Erſcheinen mehrerer Wähler die übrigen 
zurüdgehalten worben jeien, bis ber erjte feinen Zettel 
abgegeben. 

Ich Habe aud wahrgenommen, ba der Bürger: 
meifter Göring ſich längere Seit im Gaftzimmer auf: 
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ern bat; jeboch wüßte ich in Bezug auf dieſen nichts 
onberes 4 erwähnen. Er trank während ber Zeit 
eine Taffe Kaffee. 

Im Wahllokal des II. Bezirks bin ich nicht geweſen, 
fondern höchſtens 10 Minuten in dem vor demſelben be 
findlicden Gaftzimmer. Dieſer Raum mar ebenjo wie 
das Wahllokal ſtark befept, und e8 war dort laut. Ich 
babe mid) daher nicht weiter um bie dortigen Einrich— 
tungen befümmert, jondern mich nur vorn an der Schenke 
aufgehalten; insbejondere kann ich nichts näheres bar- 
über angeben, wo ber Bettelvertheiler poftirt war und 
ob bie beiden Tiſche in der Gaftftube mit Fabrikbeamten 
bejegt waren. 

Die im Wahllolal des I. Bezirks von mir beob— 
achteten Einrichtungen laffen mich überzeugt fein, daß es 
einem Wähler, welder am Eingang zum Saal einen 
Krupp’ihen Wahlzettel erhalten _ nicht möglich war, 
diefen Wahlzettel unbemerkt auf dem Wege zur Wahl: 
ume gegen einen anderen zu vertaufchen. 

Soviel ih bemerkt Habe, nahmen bie das Wahl: 
Iofal betretenden Wähler den Krupp'ſchen Wahlzettel, ich 
fann aber nicht jagen, daß ihnen ein ſolcher Zettel auf: 
gezwungen mworben wäre, 

Ich Habe nit wahrgenommen, dab ber oben er- 
mwähnte Riedmacher Buhmüller fih Notizen gemacht hat, 
bin aber der Meinung, dab ihm das Wahlgeihäft hierzu 
auch feine Beranlaffung gab, da nur eine verfchwindend 
Heine Zahl Stögel’iher Wahlzettel abgegeben worden iſt, 
wie id nachträglich erfahren habe.“ 

2. Der yabritdiretor Wilhelm Müller, 41 Jahr 
alt, katholiſch: 


Bur Sadıe: 

äußerte fi) Beuge im Wefentlihen wie der Borzeuge und 
erklärte, nachdem ihm die Ausfage dieſes letzteren vorgelejen 
worden war: „Diefe Ausfage mache ich im Weſentlichen zu 
ber meinigen, ergänge fie jedoch durch folgende Angaben: 
Der am Eingang des Wahllokals poftirte Zettel: 
veriheiler war ber mir bekannte Schlofjermeifter Uemming⸗ 
haus und ber ihm gegemüberftehende (6 ber Zeichnung) 
ber Fabrilmeiſter Peter Hartkopf, welcher ebenfalls Zettel 
vertheilte, beide bei der Firma I. W. Scheidt in Stellung. 
An dem in der Nähe bes Eingangs zum Wahllolal 
(Saal) aufgeftellten Tiihe jaben der Reiſende Theodor 
Möhlenlamp, ber Direltor der Kammgarnipinnerei und 
der Commis Le Maitre, von denen die beiden erjteren 
fi bei dem TFabrilanten Scheidt in Stellung befinden. 
Der Director ber Kammgarnipinnerei Hatte eine 
Lifte vor fi, und jeber Wähler, welcher während ber 
Zeit meiner Anmejenheit zum Wahllokal fich hinbewegte, 
wurde zunädft am jenem Tiſch feitgehalten und nad 
feinem Namen gefragt. Stand er im der Lifte, jo wurde 
ihm von einer der am Eingang bes Saales (5 und 6 
ber Zeichnung) poftirten von mir eben benannten Ber: 
ſonen ein Wahlzettel präfentirt, weldher regelmäßig an 
genommen wurde. Nach ber BPerfönlichkeit ber Bel 
vertheiler kann ich nur annehmen, daß es Krupp'ſche 
BWahlzettel waren und ih Habe nicht wahrgenommen, 
daß ein Wähler ben Bettel zurfdgemwiejen hätte, Am 
Wahltiſch felbjt befanden ſich gleichzeitig auch wohl 
mehrere Wähler, indeflen wurden am Eingang (bei 5 

und 6) die Wähler nur einzeln hineingelafjen. 

An dem mehrfah erwähnten Tiih ſaßen außer 
ben von mir vorhin namentlich bezeichneten Perjonen 
auch noch einige andere, welche mir nicht näher bekannt 
waren. 

Die Fenſter in ber Zwiſchenwand waren nicht ge: 
öffnet, ſodaß man ſich alio aus dem Gaftzimmer nicht 
durch die Fenſteröffnung in das Wahllofal hineinbeugen 
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fonnte; es war uns aber möglid, von unſerem Platze 
aus durch ein Fenſter das Wahllokal zu überjehen, bis 
uns ſolches durch ben vorgejegten Fenſiervorſatz unmögs 
lid gemacht wurde. 

Die von mir als Direfior der Kammgarnfpinnerei 
bezeichnete Perjon wurde mir auf mein Befragen als 
—* bezeichnet, perjönli befannt war mir dieſelbe 
nicht.“ 

3. Der Schmied Wilhelm Gottfried Albus (nicht 
Albers), 27 Jahr alt, katholiſch: 


dur Sadıe: 

„Am Tage der Stihwahl kam ich gegen Mittag 
nad Kettwig und habe mich zuerft im Plankermann'ſchen 
Lokal etwa °/, Stunden lang und jobann nad einer 
Unterbredjung etwa von 4 Uhr ab bis zum Schluß im 
Kaiferhof aufgehalten. 

Bei Planfermann habe id) etwa 5 Minuten lang 
BWahlzettel vertheilt, indem ich für einen anderen Ver— 
theiler der Bentrumspartei eintrat, habe mich fodann 
unbeichäftigt aufgehalten. 

Der Zettelvertheiler, für melden ich eintrat, ftand 
vorn hinter dem Eingang im Hausflur. Ich nahm jedoch 
meinen Stand in bem Gaflzimmer vor dem Saal, und 
zwar in ber Nähe bes Billarbs und veranlaßte, als ich 
abtrat, meinen Nachfolger, ebenfalls dort zu bleiben. 

In biefem Vorzimmer befanden ſich rechts und links 
Tiihe. Die an benfelben fißenden Perſonen waren mir 
nicht näher bekannt, jedoch entnahm ich aus —* Unters 
haltung und aus ihrem ganzen Verhalten, daß fie zu 
einander gehörten und Angehörige der Krupp'ſchen Partei 
waren. So lange ich dort war, wurben von dem Tiſch 
rechter Hand aus die vorbeikommenden Arbeiter, melde 
wählen wollten, angehalten und nad ihrem Namen ges 
fragt. Im einer bajelbft geführten Lifte wurde hierauf 
0 und ein Vermerk gemacht, und es erhielt 
jeder Wähler von einer dort ftehenden Perfon einen 
Kruppihen Stimmzettel. Daß ein derartiger Zettel auf: 
gedrungen oder aufgezwungen worden wäre, habe ich 
nicht bemerkt; es fam mir aber vor, als ob es ſich für 
bie Wähler von felbft verftände, da fie den Zetiel bort 
annähmen. 

n ber Zwiſchenwand zum Saal befinden ſich Deff⸗ 
nungen, in melde Glasſcheiben eingefegt find und durch 
melde ein Durhblid in ben Saal möglih if. Man 
fonnte aljo von dem Gaftzimmer und zwar aud von 
ben bajelbit befindlihen Tiihen aus ben Wähler auf 
feinem Gang zur Wahlurne verfolgen, und es fam mir 
fo vor, ala ob viele Wähler unter dem Eindrud ftanden, 
als ob fie beobachtet würden. Ich habe nämlich gr 
genommen, daß Wähler, welche zuerft einen Zettel für 
Stögel erhalten hatten und ſodann einen für Krupp, den 
erjteren Zettel in der Taſche verihwinden ließen, ben 
legteren aber in der Hand behielten und abgaben. Ob 
biefe Wähler Angehörige der Zentrumspartei waren, 
kann ich nicht angeben, da ih in Kettwig nicht näher 
befannt bin. 

Der vom Haudflur aus in den Wahljaal führende 
on ift ſtets verſchloſſen gehalten worden, foviel 
ich weiß. 

Im Gaftzimmer hielten fi) an den Tifchen und wo 
fonft Pla war, ſoviel Leute auf, da für die zur Wahl 
fchreitenden Wähler nur eine enge Paſſage vom Billard 
bis zur Saalthür frei blieb, jo daß die Wähler jo von 
allen Seiten beobachtet werden konnten. 

Im Kaiferhof Habe ih mid auf dem Flur aufs 

ehalten und bin nur ab und zu in das vorberite 
— gegangen, von wo ich einen Durchblick bis zum 
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Welche Perſonen an dem Tiſch rechts vom Saal- 
eingang ſahen, und ob die in ber Nähe bes Eingangs 
ftehenden Perſonen Scheidt'ſche Fabrikmeiſter waren, 
kann ich wegen mangelnder Perſonenkenntniß nicht an— 
geben. An dem Tiſche wurde ebenfalls eine Liſte ge— 
führt, wie bei Plankermann. Bei der Entfernung, in 
welcher ich mich befand, konnte ich jedoch nicht wahr— 
nehmen, ob ben Wählern eine Anweiſung eriheilt worden 
Mi an ber Saalthür den Wahlzettel in Empfang zu 
nehmen. 

Ih Habe wohl bemerkt, dab im Saal zwiſchen 
Wahltiih und Eingang eine Perſon ſich bewegte, ich 
fenne dieſe Perſon jedoch nicht und weiß baher aud) 
nicht, ob diejelbe zum Wahlvorftande gehörte oder nicht. 

Erhielten Wähler am Eingang bes Saales einen 
Stimmzettel, waren bie im Gakzimmer Berjammelten 
Angehörige der Kruppichen Partei und beobachteten, 
wozu fie meiner Meinung nad im Stande waren, bie 
Wähler bis zum Wahltiih, jo war e8 meiner Meinung 
nach ben leßteren nicht möglich, unbeobachtet einen anderen 

ettel abzugeben. Einen Zettel von mir anzunehmen, 
it Niemand behindert worden.” 


4. Der Weber Albert Stoff, 38 Jahr alt, 


Zur Sade: 

„Sch bin bei ber Stichwahl in den beiden Wahllokalen 
zu Kettwig als Bettelvertheiler für die Zentrumspartei 
gewefen, indem ich eintrat, wenn ein Erſatzmann für bie 
übrigen bort poftirten eiler erforderlih wurde. Im 
KRaiferhof habe ich bis Mittag ab und zu Zettel ver: 
theilt und zwar fand ih im Gaftzimmer neben dem 
Krupp’ichen Bettelträger. Uns gegenüber jaken an einem 
Tifche mehrere Perſonen, welche Liften führten und bei 
welchen die einzelnen Wähler, ſoweit fie diefen Perfonen 
nicht befannt waren, ihren Namen abgaben und zu 
diefem Zweck angerufen wurden. Die Wähler, melde 
id) als in Kettwig beichäftigt fannte, lehnien die Anz 
nahme meiner Zettel ab und nahmen, foviel ich gefehen 
habe, Krupp’iche Zettel, weldhe fie dann zufammentalteten 
und am Wahltiihe abgaben. 

Ich bin, mie gefagt, nur ab und zu bort geweſen 
und es haben von mir nur einige fremde Wähler, weldye 
ich für Siegelarbeiter hielt, Zeitel genommen. 

Zwiſchen dem Wahltiſch und der Eingangsthür habe 
ih teime dort als Aufſeher poftirte Perſon bemerft, 
indeffen war es fowohl dem an ber Thür flehenben 
Bettelvertheiler, als aud dem Wahlvorftand möglich, 
den zum Wahltifch jchreitenden Wähler zu beobachten 
unb eine Kontrole dahin auszuüben, ob berjelbe auch 
ben an ber Thür empfangenen Krupp'ſchen Wahlzettel 
abgebe, und das Gleiche lieh ſich für die Perſonen ers 
möglichen, weldhe im Gaftzimmer an dem am Eingan 
des Wahllofals befindlichen Tiſch ſaßen, da fie dur 
das bort befindliche Fenſter in ben Saal hineinjehen 
fonnten. 

Ih Hörte auch eine dieſer letzteren Perſonen fagen, 
5 wiſſe, daß ein Wähler, weldher gerade zum Wahltiſch 
dritt, bei ber Hauptwahl Stößel gewählt habe. 

Daraus, daß feiner der einheimiihen Wähler von 
mir einen Wahlzeitel annahm, entnehme ich, daß bie 
jelben vorher angemwiefen waren, nur Krupp'ſche Wahl: 
zettel zu nehmen. Einige Arbeiter, welche mir jedoch 
ihren Namen nicht nennen wollten, haben mir am Nadj- 
mittage erzählt, fie hätten nicht anders handeln können, 
ohne mir jedoch näher zu fagen, weshalb nicht. 

Die Vorgänge im Wahllofal des II. Bezirks fpielten 
fi im Wejentlihen gerade jo ab, wie im erften Lokal, 
Es war möglid, in das Wahllofal von ber Seite her 

158* 


latholiſch: 


zu gelangen, vorausgefeßt, daß die betreffenden Thüren 
nicht verichlofien waren; ob dies legtere der Fall bezw. 
ob jemand auf diefen Weg ins Mahllofal gelangt ift, 
eig id) nicht. 

Im Gaftzimmer ſaßen an dem Tiſch rechts (e der 
Zeichnung) Perſonen, anfcheinend Fabrikbeamte, welche 
eine Lifie führten und die Wähler anhielten, gerade jo 
wie 08 im Kaiferhof eihan. m Eingang zum Wahl: 
Iofal befanden fi 2 Bette — und zwar je einer 
von Krupp und Stötzel, außerdem Habe ich mid) zeit— 
weiſe mit Zetteln amı Eingange zum Gaftzinmer am 
Hausflur aufgehalten. Am Tiſche links (d der Zeich— 
nung) jahen Berfonen, welche mir nicht näher befannt 
waren, indeſſen feine befonbere Thätigfeit entwidelten. 
Der am Eingang zum Wahllofal poftirte Zettelvertheiler 
tonnte das Berhalten der Wähler bis zum Wahlaft 
überjehen und ebenjo war foldes meiner Meinung nad) 
von einzelnen Plägen bes Tifches e aus möglich.” 


B. Bon den Zeugen der Proteftbeantwortung: 
1. Der Rektor Wilhelm Hartmann, 35 Jahr alt, 


evangelifd): 
Zur Sadıe: 

„Ich Habe im I. Wahlbezirk gewählt und zwar des 
Vormittags und habe mich bei biejer Gelegenheit etwa 
1, Stunde lang im Gaftzimmer des Kaiferhofes auf- 
gehalten. Ich habe auf weiteres jeboch nicht geachtet; 
etwas Unzuläffiges oder Ungejegliches Habe ich nicht 
wahrgenommen. Ich bin aber nicht in der Lage, noch 
nähere bejondere Einzelheiten anzugeben, babe auch 
feinen Einblid in das Wahllofal durch die fter der 

wilhenwand genommen. Ich wurde aufgefordert, bes 

adhmittags als Vertrauensmann für Krupp mich im 
Wahllolal aufzuhalten, konnte der Aufforderung jedoch 
nicht Folge leiften. An dem Tiſch redhts vom Eingang 
im Gajtzimmer ſaßen Krupp’ihe Vertrauensmänner, 
welche ich augenblicklich nicht genauer bezeichnen kann. 
Bon denjelben wurben Wähler angerufen und nad) ihrem 
Namen gefragt, um dann in der Lifte einen Vermerk zu 
machen. Daß die Wähler von dem Tiih aus an den 
Krupp’ihen Bettelvertheiler gewiejen worden wären, habe 
ih nicht wahrgenommen und ebenfo auch nicht, dab im 
Bahllofal jelbft Jemand ſich zwiſchen Tiſch und Thür 
poftirt hatte, um aufzupafjen.” 

2. Der Lehrer Johannes Wüllner, 32 Jahr alt, 


evangeliidh: 
Zur Sade: 

„Ob ich bei der Stichwahl das Wahllofal bei 
Plankermann bejucht habe, weiß ich nicht mehr. Iſt es 
geichehen, jo bin ich nur bei Bekanntmachung des Wahl- 
reſultais dageweſen. Gewählt habe ih im SKaiferhof 
und zwar gegen 11 Uhr Vormittags. Der Wahltiſch 
befand fi) in der Mitte des Saales. Als ich in den 
Saal trat, war ih an mehreren Settelvertheilern ver 
ſchiedener Richtung vorbeigelommen. Meiner Erinnerung 
nad) wurden * für Stögel im Flur, Zettel für Krupp 
am Eingang des Wahllofals vertheilt. 

An dem Tiſch im Gaftzimmer rechts vom Eingang 

abe id) unter Anderen, wenigjtens meine ich, daß dies 

in der Stichwahl geweſen ift, den Lehrer Scharrenberg 
bemerkt, welcher dort mit anderen Krupp'ſchen Vertrauens: 
männern nadjjah, wer wählte. 

Ih habe mich, nachdem ich gewählt Hatte, noch 
einige Heit in der Gaftftube aufgehalten, habe aber 
etwas Ungejepliches oder Unzuläffiges nicht bemerft. 

Als ich wählte, habe ih zwiſchen Wahltiſch und Thür 
feinen Aufpafler geiehen, wohl jaßen einige Berfonen im 
Wahllokal an ber Zwiſchenwand nad dem Gaftzimmer. 
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Weiteres vermag ich nicht zu befunden und will 
noch bemerfen, daß die beiden am Eingang des Wahl: 
Iofals aufgeftellten Berfonen ein Meijter der Scheidt'ſchen 
und ein Untermeifter der Kleinſchlatter'ſchen Fabrik war; 
legterer ift katholiſch.“ 

3. Der Privatier Heinrih Eigemann, 64 Jahr 
alt, evangeliſch: 
Zur Sadıe: 


„Ich habe im Kaiferhof des Vormittags gewählt 
und mid nad Abgabe meines Zettels noch Kurze Zeit 
in dem Gajtzimmer — Ich ſprach dort mit 
Bekannten und habe Beſonderes, insbeſondere etwas 
Unzuläffiges oder Ungeſetzliches nicht bemerkt. Welche 
Vertrauensmänner am Eingang zum Wahllofal ſahen, 
kann ich nicht angeben. Einen Mufpaffer zwifchen dem 
Wahltiih und dem Eingang zum Wahllofal habe id 
nicht wahrgenommen.“ 

4. Der Schuhmachermeifter Guftav Prinz ,F40 Jahr 
alt, evangeliſch: 
Zur Sadıe: 


„Ih Habe bei der Stihwahl im Kaiferhof ae 
Vor Beginn der Wahl ermahnte der Bürgermeiſier 
Göring die im Gaftzimmer Anmwefenden, Alles zu unter: 
laſſen, was auf eine Bahlbeeinflufjung hindeuten könne, 

abe wahrgenommen, daß Zettel für Stöpel 
auch im Gaftzimmer ausgeboten wurden oder aud) an 
ber Thür befielben. An dem Tiih ber Vertrauens 
männer babe ich zeitweife jelbft geſeſſen, habe aber nichts 
Unzuläffiges oder Ungefeplihes wahrgenommen. Im 
Wahllofal ſelbſt habe ich zwiſchen Wahltiſch und Eins 
gang feinen Aufpaffer geiehen und überhaupt auch Feine 
—* welche ſich an jener Stelle dauernd aufgehalten 

tle. 


Näheres über die mir vorgelegten Fragen vermag 
ich nicht anzugeben.“ 
5. Der Cigarren-Fabrilant Fritz Hermanns, 46 Jahr 
alt, evangelifch: 
Zur Sadıe: 


.... machte Zeuge im Wejentlihen dieſelben Angaben 
wie der Vorzeuge vom Dorp, jo daß ihm bie Auslagen 
bes Ießteren vorgelejen wurden. Er erklärte hierauf: „Dieler 
Ausjage ſchließe ich mi durchweg an, mache dieſelbe auch 
zu ber meinigen und habe nur Folgendes zu bemerken: 
Ich Habe mich gleichzeitig mit dem Zeugen 
vom Dorp am Tage der Stichwahl des Nachmittags 
etwa zwei Stunden lang als Krupp'ſcher Vertrauens: 
mann im Saijerhof aufgehalten. An unjerem Tiſche 
babe ich damals noch den Wirth Lemaitre und ben 
Sohn des Wirths Abt aus Kettwig bemerkt. Meiner 
Erinnerung nad) ift ein Bettelvertheiler für Stögel hin 
und wieder in das Gajtzimmer, wo wir faßen, hinein: 
gelommen. Auf den Lehrer Zöllner habe ich nicht ge 
achtet, ben Didhaus habe ich bemerkt, wie er im Wahl 
Iofal lints vom Eingang in ber Nähe bes Ießteren jah; 
ich kann aber nicht mit Beſtimmtheit angeben, ob dies 
bei der Hauptwahl oder bei der Stihmwahl geweſen ift.“ 
6. Der Kaufmann Dito Kuhl, 30 Jahre alt, 


evangeliſch: 
Zur Sache: 

„Ich habe bei der Stichwahl im Kaiſerhof gewählt. 
Der Wahltifch befand ſich ziemlich weit vom Eingang 
in der Nähe der Rüdwand des Saales. Das eigentliche 
Wahllokal habe ich nur betreten, um meinen Zettel ab» 
zugeben, und fpäter noch einmal, um meinem — 
welcher dort war, etwas zu ſagen. Bei dieſen 
Gelegenheiten habe ich zwiſchen Thür und 2* 
Niemanden bemerkt, welcher dort längere Zeit und ans 
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ſcheinend als Aufpaſſer vermweilt hätte. Ich Habe mich 
an jenem Tage mehrfah im Kaiferhof aufgehalten, in- 
deſſen weniger in dem Gaftzimmer, als in dem vorberen 
Flur. Die Bertrauensmänner, welde im Gaftzimmer 
ſaßen, wechielten häufig und habe ich darunter meiftens 
Kettwiger Bürger und nicht Scheibt’Iche Beamte bemerft. 
Dort wurben wohl Wähler nah ihrem Namen gefragt, 
und damad eine Kontrole darüber geführt, wer noch 
nicht gewählt hatte. Es ift aber in meiner Gegenwart 
von dort aus fein Wähler an ben Krupp'ſchen Zettel: 
vertheiler gemwiejen worden, mit dem Bemerken, baß er 
dort feinen Bettel befäme. Ueberhaupt habe ich etwas 
Ungejegliches oder Unzuläffiges nicht bemerkt. 

Meiner Erinnerung nad waren die Fenſter an 
der Innenwand des Saales geſchloſſen und wenigſtens 
zeitweife mit Blenden verjegt. Da ich im Saale einen 
Aufpafjer nicht bemerkt habe und der Wahltiſch ziemlich 
weil vom Eingang fid) befand, fo war es meiner Mei- 
nung nad) wohl möglich, auf dem Wege von ber Thür 
zum Wahltiſch Zettel zu vertauſchen.“ 


7. Der Anftreiher Karl aus dem Brud, 38 Jahr 
alt, evangeliſch: 
Bur Sade: 


„Ich gehörte zu ben Krupp'ſchen Bertrauensmännern 
und bin als folder beinahe den ganzen Tag im Kaiſer— 
of zu Kettwig, wo ich auch gewählt habe, gemejen. 

n dem Tiih im Gaftzimmer in der Nähe bes Saal» 
einganges ſaßen faſt nur Krupp'ſche Bertrauensmänner, 
indeſſen feineswegs ausschließlich Direktoren und Beamte 
der Scheidtſchen Fabrik, jondern auch beiſpielsweiſe 
Kettwiger Geichäftsleute wie der Schuhmacher Printz. 
Es haben ſich auch gelegentlich Wähler, welche nicht 
Vertrauensmänner waren, an jenen Tiſch geſetzt. Die 
Zettelvertheiler beider Parteien haben den Tag über 
ihre Plätze gewechſelt, und fo babe ich denjenigen für 
Stößel nicht blos vorn im Hausflur, fondern aud im 
Gaftzimmer vor dem Saal bemerkt, und ich jelbft habe 
mid; mit Krupp'ſchen Betteln/nicht blos in jenem Zimmer, 
fondern auch wohl im Hausflur aufgehalten. Es mag 
mwohl vorgefommen fein, dab ſich 2 Scheidt'ſche Meifter 
in ber Hlähe des Saaleinganges aufgehalten haben, 
jedoch haben ſolche meines Wiffens nicht beftändig bort 
ihren Stand gehabt. 

Während ich an dem Tiſch mich aufhielt, wurben 
vorbeitommende Wähler wohl nad ihrem Namen ges 
fragt, ſoweit fie nicht fchon bekannt waren, und zwar zu 
dem Zwecke, um zu fehen, wer nod) nicht gewählt Habe; 
es ift aber Niemandem eine Weiſung ertheilt worben, 
von einem am Saaleingange pojtirten Auffeher einen 
Wahlzettel zu nehmen. Die Zettel wurden wohl von 
den betreffenden Wustheilern angeboten. Den Saal 
felbft Habe ich nur betreten, um meinen MWahlzettel ab: 
zugeben. Weder bei diefer Gelegenheit, noch aud dann, 
wenn id von dem Gajtzimmer aus durch fter ober 
Thür in den Saal Hineinjah, habe ih zwiſchen Eingang 
und Wahlliſch einen Aufpajjer geiehen, noch — 
eine Perſon, welche nicht zum Wahlvorſtand gehörte. 

Die Fenſter in der Zwiſchenwand ſind meines 
Wiſſens ſtets verſchloſſen gehalten worden. Daß auch 
die Blenden zugemacht geweſen, deſſen erinnere ich 
mich nicht. 

Ich habe nicht wahrgenommen, daß Stimmzettel 
für Krupp aufgedrungen oder aufgezwungen worden 
ſind, vielmehr haben manche Perſonen keinen Zettel 
genommen und ſind auch dieſerhalb nicht angehalten 
worden, während manche hinwiederum mehrere Zettel 
nahmen.“ 
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8. Der Wirk Wilhelm Lemaitre, 27 Jahr alt, 


Zur Sade: 

„Ich Habe bei der Stihmwahl im Kaiferhof gewählt. 
Im Mebrigen ſchließe ich mid) den Angaben des Bor: 
zeugen Kuhl, welde mir vorgelefen worden find, im 
Benilichen an, jedoch mit folgenden Einfchränfungen 
bzw. Ergänzungen: 

Ih habe des Nachmittags etwa gegen 4 Uhr ge 
wählt und mich dann noch einige Reit im Gaftzimmer 
aufgehalten. Den Saal habe ich nur betreten, um 
meinen Wahlzettel abzugeben. Der Wahlvorftand ſaß 
nicht dem Eingang gegenüber, ſondern mehr ſeitwärts. 
Meiner Erinnerung nad) war, ein Flugel der Saalthür 
geſchloſſen, und feitiwärts von dieſem Flügel ftand der Tiſch 
der Bertrauensmänner im Gaftzimmer und zwar berartig, 
dab von dort aus der Blid in den Saal, burd) den Thür- 
flügel gehindert wurde. Das in der Nähe befindliche TFenfter 
in der Zwiſchenwand, war, wie ich anmwejend war, mit 
einer ſpaniſchen Wand verjegt, jo daß auch von bort 
aus eine Ueberwachung der Wähler nicht möglich war. 
Die Krupp'ſchen Bertrauensmänner wechjelten während 
meiner Anmwejenheit, und id) habe darunter einen Scheibt 
[hen Beamten, den Reifenden Bädhtler, ferner aber auch 
ben Lehrer Scharrenberg bemerkt. 

Eine Perſon, welche Wahlzettel für Stößel Hatte, 
bielt fich zeitweife im Gaftzimmer auf und wurde ich 
noch auf diefelbe aufmerfjam gemacht. 

Am Tage der Stihmwahl hörte id) davon ſprechen, 
daß ber Rielmacher Buhmüller aus Kettwig ſich in dem 
Wahllokale aufgehalten habe, ich ſelbſt Habe ihn aber, 
wie bemerkt, nicht geichen. 

In der Nähe bes Saaleingangs habe ich feine 
Scheidt'ſchen Meifter, fondern zwei Handwerker aus 
Kettwig und zwar mit Zetteln bemerkt, es waren biejes 
der Anftreiher Sandfort und ber Schreiner Albert 
Schürenberg jun.“ 


9. Der Wirth und Kaufmann Friedbrid vom Dorp, 


evangelifch: 


33 Jahr alt, evangelifch: 


Zur Sadıe: 

„Ich habe wie bei der Hauptwahl, fo auch bei ber 
Stihwahl mich zeitweife im Kaiſerhof zu Kettwig aufs 
—J—— und zwar als Krupp'ſcher Vertrauensmann. Ich 
ſaß mit anderen ſolchen an einem Tiſch in der Nähe des 
Saaleinganges, woſelbſt eine Liſte geführt wurde, um 
eventuell die ſäumigen Wähler heranholen zu können. 
Außer mir waren noch verjchiedene Bertrauensmänner 


In der Nähe bes Saaleinganges habe ich den 
Yabrifmeifter Harttopf mit Krupp'ſchen Zetteln gefehen. 
> Kr gegenüber noch ein anderer Meilter ftand, weiß 
idy nicht. 


Ih Habe, wie gejagt, am Tiſche die Lifte geführt 
und daher wenig auf ſolche Einzelheiten geachtet. Bon 
meinem Pla am Tiſch aus war es mir nicht möglich, 
durch ein Fenſter den Wahltifh in dem Saal zu fehen. 

Gaftzimmer habe ich auch Perfonen bemerkt, 
welche andere als Krupp'ſche Zettel vertheilten, und biejes 
müflen Zettel für Stögel geweſen jein, ba fonft fein 
Kandidat in Betracht kam. 

ch Habe wahrgenommen, daß bei unſerm Tiſch 
vorbeitommende Wähler bereits mehrere Zettel in Händen 
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atien, und baf ber Lehrer Zöllner die Annahme eines 
ettel3 im Gaftzimmer und alfo auch am Saaleingan 

ablehnte mit bem Bemerken, Me; er bereits verjehen ſei. 

Im Wahlfaal Habe ich zwiſchen Eingang und Wahl- 
tiſch den FFuhrunternehmer Dickhaus von Kettwig be- 
merkt, wie derſelbe dort ca. eine halbe Stunde lang ſaß. 
Es fiel mir ſolches auf, und Habe ih ben Didhaus, 
welden ich von meinem Plaß aus fehen fonnte, beobachtet, 
indefjen nichts Auffälliges bemerli. Ich weiß jebod 
nicht mehr mit Beftimmtheit, ob dies bei der Hauptwahl 
ober bei der Stihwahl vorgefommen ift. 

Meiner Meinung nad mochte der Wahltiſch etwa 
20 Schritte vom Eingang entfernt fein. 

Vorgänge, aus welden eine Verlegung ber Wahl: 
freiheit oder des Wahlgeheimnifjes entnommen werben 
fönnten, habe ich nicht bemerkt.“ 

10. Der Lehrer Heinrih Scharrenberg, 32 Jahr 
alt, evangeliidh: 
Zur Sadıe: 

„Ih habe bei der Stichwahl im Kaiſerhof gewählt, 
fantt jedoch bie Zeit bes Tages nicht näher angeben. 
Meiner Erinnerung nad habe ich im eigentlichen Wahl— 
Iofal, zwiſchen Eingang und Tiſch Niemanden, der nicht 
zum Wahlvorſtand gehörte, bemerkt, auch nicht den Niet 
macher Buchmüller. Vertrauensmänner für Stößel habe 
ih im Gaftzimmer und ebenfo auch im Flur bemerkt, 
desgleichen auch Settelvertheiler für Stößel, mwenigftens 
meine ich mich beifen zu erinnern. Ich habe eine Zeit 
lang an dem Tiſch in der Nähe des Saaleingangs mit 
ben übrigen Vertrauensmännern für Krupp zufammen= 
gejeffen und darauf geachtet, weldhe Wähler ihr Wahl: 
recht ausübten. Die Meiften, weldje vorbeilamen, waren 
uns bekannt, e8 kann aber aud möglich fein, daß Wähler, 
welche an uns vorbeigingen, nad) ihren Namen gefragt 
worden find. Es hat aber fein Wähler von uns aus, 
fo lange ich bort war, die Anmweifung erhalten, baß er 
den Wahlzettel am Eingang zum Saal erhalte. Biel: 
mehr bezwedten wir nur feftzuftellen, welche Wähler 
fäumig ſeien, damit dieſe Wähler berangeholt werben 
fönnten. Von dem Plake, welchen ich 2. habe ich, 
wie mir vorfteht, feine Gelegenheit gehabt, Wähler auf 
ihrem Gang vom Eingang bes Saales bis zum Wahl- 
tiſch zu beobadhtett. Weber die Perſonen, welche fih am 
Eingange des Saales aufhielten, kann ich Näheres nicht 
angeben. Etwas Unzuläffiges oder Ungefegliches Habe 
id) nicht wahrgenommen, insbeſondere nicht, daß jemandem 
ein De ya aufgedrungen oder aufgezwungen, ober 
daß font eine Beeinfluffung ausgeübt worden wäre.” 

11. Der Bürgermeifter Karl Göring, 46 Jahr alt, 


evangeliich: 
Zur Sade: 

„Es war für bie bei ber Stichwahl betheiligten 
Parteien vereinbart, daß Stimmzettel von gleichem — 
mat und gleicher Farbe zur Vertheilung kommen ſollten. 
Vor und in jedem Wahllokal waren Zettelvertheiler der 
betheiligten Varteien. Ich habe vor der Wahl in jedem 
Wahllokal den Wahlvorſtand ſowie die etwa anweſenden 
Vertrauensmänner der Partei ausdrücklich aufgefordert, 
Alles zu wunterlaffen, was irgendwie den Anſchein ges 
mwinnen fönnte, es folle die Bahlfreiheit beeinträchtigt 
und eine Wahlbeeinfluffung ausgeübt werden. 

Sch habe mich den Tag über verjchiedentlich in den 
Gaftzimmern, Hinter welchen fih die Wahllofale be— 
fanden, aufgehalten und nichts Ungeſetzliches wahr: 
genommen, 

Im KRaiferhof war der Wahltiſch keineswegs grade 
dem Saaleingang gegenüber, jondern in ber Mitte des 
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Saales aufgeftellt und in einer ſolchen Entfernung von 
der Band zum Gaftzimmer, daß es mir nicht möglich 
war, von dem legteren aus den zum Wahltiſch ſchreiten⸗ 
ben Wähler jo genau zu beobachten, dab ich mit Be— 
fiimmtheit hätte wahrnehmen können, ob er benfelben 
Zettel, weldyen er beim Eintritt in ber Hand hielt, ab- 
gab oder nicht. Es kommt noch Hinzu, daß die Rüd- 
wand bes Saales feine Fenſter hat und die Beleuchtw 
beshalb nicht übermäßig hell ift. Ich habe bemerkt, da 
eine große Zahl ber Wähler bereits einen Wahlzettel 
hatte, bevor fie die Thür zum Wahllofal paffirten, und 
e3 lamen auch ſolche, he mehrere Zettel in der Hand 
atten. Welchen Zettel diefe abgaben, ließ ſich nach Lage 
er Sache nicht feititellen. 

Die Sceidewand zwiihen Wahllofal und Gaft- 
zimmer im Kaiferhof ift maifiv und mit Fenſtern von 
gewöhnlicher Größe verjehen. Ich habe bereits am Bor: 
mittag den Wirth aufgefordert, dieje Fenſter durch eine 
rt —— Wand zu verbeden, um jede Art ber 
Kontrole der Wähler von dem Gaftzimmer aus, bezw. 
den Anſchein einer ſolchen Kontrole zu bejeitigen. Meiner 
Ueberzeugung nad war es für ben Wähler eg 
zwiſchen dem Eingang zum Wahllofal und dem Wahl 
tiſch Wahlzettel unbemerkt zu vertaufchen. 

Tiſch im Gaftzimmer rechts vom Eingang 
faßen Bertrauensmänner für Srupp, welche an ber Hand 
einer Lifte fontrolirten, wer gewählt habe, um event. bie 
Heranholung der jäumigen Wähler zu veranlafien. Ih 
babe nicht wahrgenommen, daß von bort aus jeber 
Wähler an den Krupp'ſchen Zeitelvertheiler gewieſen 
worden ift. Wohl ift gefragt worden, ob man ſchon 
einen Zettel habe. Auf dem Tiſche lag auch ein Stoß 
Stötzel'ſcher Wahlzettel und ich jelbft habe einen ber- 
artigen Zettel von einem Wähler zurüderhalten mit dem 
Bemerken, daß dies nicht der richtige Zeitel jei. Es war 
biejes ein älterer Weber aus Keitwig. 

Ich Habe felbft wahrgenommen, dab in dem Wahl: 
Iofal bei Plantermann ein Stößel’iher Bettelvertheiler, 
welcher austreten wollte, feine Bettel dem Webermeifter 
Bertram, welcher Krupp'ſche Zettel vertheilte, zur Auf 
bewahrung übergab. 

s Wahllofal für ben II. Bezirk (Saal bei Planter- 
mann) ift jehr geräumig und es ſtand meiner Meinung 
nad der Wahltiih vom Eingang gerade fo weit entfernt, 
wie ſolches im Kaiferhof der Fall war. 

Das Gaftzimmer vor bem Wahllofal enthielt neben 
ben beiden Tiſchen noch ein großes Billard. In diejem 

immer ftanden zwiſchen ben beiden Tiſchen bie ver- 
chiedenen Bettelvertheiler. An dem Tiſch linls vom Ein- 
gang ſaßen Angehörige ber verſchiebenſten Parteien, 
während rechts vorzugsweile Krupp'ſche Vertrauens— 
männer waren, Die Thür zum Wahllofal ift jo jchmal, 
daß man meiner Anſicht nah von den Tiihen im Gaſt⸗ 
zimmer aus den Wähler auf jeinem Gange zum Wahl- 
tisch nicht genau beobachten kann. 

Meiner Erinnerung nad herrſchte zeitweife in bem 
Vorzimmer zum U. Wahllofal, wo man ja noch burd 
das Billard beengt war, ein ſolches Gebränge, daß ſich 
eine Kontrole der einzelnen Wähler nicht hätte ermög- 
lichen laſſen.“ 

12. Der Rentner Wilhelm Eihholz-Kleinbedes, 


73 Jahr alt, evangeliſch: 


Zur Sade: 

„Ich babe bei der Stihwahl im I. Wahlkreis von 
Kettwig ald Wahlvorfteher fungirt. Die in dem Gegen: 
protejt bezüglich des Wahlvorjtandes enthaltenden An- 
gaben find zutreffend mit Ausnahme des Bauunter— 
nehmer Förſt, welcher verhindert war und für welden 
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Dr. Klöpfer eingetreten if. Ich bin über Mittag kurze 
Beit vom Wahltiih weggegangen um zu efjen, was id) 
jedoch im Saale —— habe und habe mich ſonſt den 
Tag über nur vorübergehend entfernt um auszutreten, 
ſonſt habe ich meinen Pla am Wahltiſch nicht verlaſſen. 
Näheres über die Vorgänge und Verhältniſſe im Gajt- 
zimmer kann ich nicht befunden, ba ich mich bort nicht 
länger aufgehalten habe. 

Bor Beginn des Wahlgeihäfts wurbe ich erfucht 
zu geftatten, daß eine Berfon ſich im Wahllofal aufbalte. 
Ich Habe ſolches gejtattet, jedoch ausdrüdlich zur Bes 
Dingung gemacht und darauf gehalten, daß die betreffende 
Perjon ſich unmittelbar am Eingang ſich ruhig hinſetze, 
ben Platz nicht verlaffe, feine Notizen made und ſich 
überhaupt aller Einwirkungen auf bie Wähler enthalte. 
Wer ben Antrag geftellt hat, weiß ich wicht mehr, auch 
kann ich darüber nichts näheres angeben, welcher Zweck 
babei verfolgt wurbe. Ich babe dem an mich geftellten 
Untrage entiprochen, da meiner Meinung nad nichts Uns 
zuläffiges barin zu finden mar. 

Bon ben übrigen Mitgliedern des Wahlvorftandes 
ift dagegen nichts erinnert worden, und meines Wiens 
bat bie betreffende Berjon den Plap nicht verlaffen. 

Meiner Erinnerung nach war zuerſt dort der Rietmacher 
Buchmüller aus Kettwig. Ich habe von Anfang an 
barauf geachtet, da die Wahlvorjchriften beachtet wurden, 
habe beiſpielsweiſe Wahlzettel, welche mir offen präfentirt 
wurden, zurüdgemiejen. Daß auf die Wähler eingewirkt 
worben wäre, babe ich nit wahrgenommen. ande 
Wähler hatten den Wahlzettel nicht Schon beim Eintritt 
in den Saal in der Hand, ſondern holten benjelben erſt 
anf bem Wege zum Tiſch aus ber Taſche, ſodaß es 
meinen Dafürhaltens möglich war, ben Bettel abzugeben, 
welchen man abgeben wollte, 

Am Wahlliſch fanden zeitweife wohl 10 Wähler. 
Meiner Erinnerung nad mögen fi wohl 4 bis 5 ge 
fchriebene Wahlzettel in der Urne befunden haben.” 

13. Der Lehrer Heinrih Linnarg, 40 Jahr alt, 
Tatholiich: 
Zur Sadıe: 


„Ich bin Mitglied bes Wahlvorftanbes für ben 
I. Wahlbezirk in Kettwig gemweien und babe mich in 
biefer Eigenſchaft bei der Stihwahl mit Unterbredung 
von etwa einer Stunde während ber Dauer des Wahl: 
geſchäftes im Saal des Kailerhofes aufgehalten und bin 
nur bei gelegentlihem Austreten in bie übrigen Räume 
gelangt. Bon meinem Pla am Wahltiih aus Hatte 
ich vielfach einen Durchblid nach den vorderen Räumen. 

Im Zimmer vor dem Saal fahen iu der Nähe bes 
Saaleingangs Perjonen, melde fi abwechſelten und 
nicht ausſchließlich Sceibt'jhe Beamte waren, an einem 
Tiſch. Daſelbſt wurden die nicht bekannten Wähler an— 
gehalten und nad ihrem Namen gefragt, und dann in 
einer Lifte nachgejehen. Meiner Meinung nad wurde 
ier Zontrolirt, wer alles wählte. Daß den Wählern 
aſelbſt eine Anweiſung ertheilt worden wäre, am Ein- 
gang des Saales einen Stimmzettel in Empfang zu 
nehmen, kann ich nicht fagen. 3 habe wahrgenommen, 
daß Wähler zum Tiſch kamen, ohne am Eingang des 
Saales einen Bettel zu le 

Die Fenſier der Zwiſchenwand wurden geichlofien 
gehalten, jedoh war ein Durchblick durch biefelben 
deli 


ich. 

Als das Wahlgefhäft begann, nahmen 2 Berjonen 
im Saal in unmittelbarer Nähe bes Eingangs Platz 
und verblieben daſelbſt, bis andere an ihre Stelle traten. 
Während der ganzen Dauer bes Wahlgeihäfts haben 
fi) dort Perſonen aufgehalten und zwar des Bormittags 


meiftend 2, des Nachmittags meiftens eine; barunter 
befanden ſich die Riedmacher Buchmüller unb der Unters 
direftor Pirberg, letzterer von ber Scheidt'ſchen Fabrik. 
Denfelben ift bas Verweilen nicht verwehrt worben, und 
es ijt Darüber, ſowie über den von ihnen etwa verfolgten 
Zweck unter uns Mitgliedern des Wahlvorftandes nicht 
geiprodhen worden. Die beireffenden Leute verhielten 
ſich vollftändig paffiv, und ich habe nicht wahrgenoumen, 
daß biefelben etwa Notizen gemacht, Zeichen gegeben 
oder auf die vorbeifoumenben Wähler eingewirkt hätten. 
Etwa in der Mitte zwiſchen Sanleingang und Wahltiſch 
bat bes Nachmittags ſich etwa zehn Minuten lang ber 
Fabrikant Paul Siebke aus Kettwig aufgehalten, jedoch 
nichts gejagt, fondern nur dem Wählen zugejehen. 

Zu dem Wahlvorftand des I. Bezirks gehörte Fein 
Fabritant und aud kein Fabrikbeamter. 

Der Wahltiih mochte etwa 8—10 Schritt vom 
Eingang entfernt fein. 

Ju dem angrenzenden Gaftzimmer wurben in ber 
Nähe des Saaleingangs Krupp'ſche Zettel angeboten, 
inbeflen habe ich in dem Gaftzimmer auch Bettelvertheiler 
der anderen Partei bemerkt. Wenn ein —— zwiſchen 
Saaleingang und Wahltiſch Zettel vertauſchen wollte, 
* m für die am Wahluſch figenden Perſonen zu 


Meines Willens ift irgend etwas Ungeſetzliches bei 
dem Wahlgefhäft nicht vorgefommen, und kann ich ind» 
bejondere nicht jagen, daß einem Wähler ein Zettel aufs 
gezwungen, ober baß eine Kontrole thatſächlich ausgeübt 
worben wäre.“ 

14. Der Fabrifant Albert Zimmermann, 87 Jahr 
alt, evangelifdh: 
Bur Sade: 


„Als Mitglied des Wahlvorftauds für ben Wahl 
bezirf I zu Settwig habe ich, während ich im Kaiferhof 
war, fol bejtändig am Wahltiſch geſeſſen, wo ich Die 
Liften führte. Mir wäre es aufgefallen, wenn zwijchen 
bem Eingang zum Saal und bem Wahltiſch ſich längere 
Zeit Jemand aufgehalten Hätte, und ich lann mich mit 
Beftimmtheit >. ausiprechen, daß dies nicht ber Fall 
gemwejen ift. Db im Saal in ber Nähe ber Thür Je 
mand verweilt hat, und ob ber Rietmacher Buchmüller 
fih im Saal aufgehalten Hat, weiß ich nicht. Beim 
Austreten habe ih wahrgenommen, ba die an bem 
Tiſch in der Nähe des Sanleingangs Fer Ver: 
trauensmänner häufig wecjelten und daß nicht bort 
lediglich Sceibtfhe Direltoren und Beamte waren. 
Weiteres über die Verhältniſſe und Vorgänge außerhalb 
bes Saales vermag ich nicht zu befunden. Die Fenſter 
in ber Zwiſchenwand find meines Wiſſens beftändig ges 
ſchloſſen gehalten worden und zwar jhon aus dem Grunde, 
mweil ſonſt das Geräufh aus dem Gaftzimmer zuviel 
Störung verurſacht hätte, Nach meiner Schägung war 
ber Wahltiſch etwa 5 bis 6 Meter vom Eingang entfernt 
und dem Eingang ziemlich gerade gegenüber. Einige 
Male fam es vor, daß wohl 10 bis 12 Wähler gleich— 
jeiig vor dem Wahltiid fanden, und bei dieſem Ge— 
ränge fonnte meines Erachtens ein Vertaufchen des 
Wahlzettels jehr wohl ftattfinden. Ich habe auch wahr: 
genommen, daß Wähler, und zwar aud) Arbeiter, eins 
traten, ohne am Eingang einen MWahlzettel zu nehmen, 
unb einen mitgebracdhten Betel abgaben oder auch am 
Eingang einen Zettel nahmen, aber doch einen anderen 
abgaben. Meines Wiſſens hat eine Beobachtung ber 
Wähler im Saal durch einen Aufpafler nicht ftattgefun- 
den, wenigfiens habe ich bei ben Perjonen, welche ich 
bemerkt habe, nichts wahrgenommen, was auf Derartiges 
hinbeuten könnte.“ 


Reichstag. 


15. Der Zimmermeifter Johann Rottmann, 32 Jahr 
alt, evangelifch: 
Zur Sade: 


„Ih bin Mitglied des Wahlvorftandes für den 
I. Kettwiger Wahlbezirt geweſen, und habe in biefer 
Eigenſchaft mich, abgefehen von kurzen Unterbredungen, 
im Saale aufgehalten. Im Saale hat ſich zwiſchen 
Eingang und ans meines Wiffend der Rietmader 
Buchmüller des Nachmittags aufgehalten, jedoch nur 
furze Zeit, ob er von dort weggewiejen worben ijt, kann 
ih nicht jagen, außerdem habe ich in unmittelbarer Nähe 
des Eingangs gegen Abend eine mir unbelannte Per: 
fönlichkeit bemerkt, welche dort im Saale an einem Tiſch 
ſaß. Ich kann mir nur denken, baß dieje Berfon darauf 
achten wollte, ob etwa Unregelmäßigleiten vorfämen, 
habe aber darauf nicht weiter — und kann nähere 
Angaben nicht machen. Der Wahlvorfieher ſaß ziemlich 
ber Thür gegenüber. Meiner Erinnerung nad waren 
bie Fenſter in der Zwiſchenwand geſchloſſen. Bon einer 
Kontrole der Wähler bei Abgabe der Stimmzettel habe 
ih nichts wahrgenommen. Einzelne Wähler nahmen 
ihre Wahlzettel aus der Müße oder aus ber Tafche, und 
zwar meiner Erinnerung nad) auch Arbeiter, 
Ih entnehme Hieraus, daß die Wähler in der Lage 
waren, ben Zettel abzugeben, welchen fie abgeben wollten.“ 
16. Der Lehrer Wilhelm Eigemann, 38 Jahr alt, 


evangelifch: 
Zur Sadıe: 

„Ich bin Beifiger im Wahlvorftand für ben I. Kett- 
wiger Wahlbezirk geweſen und ſchließe mich im Weſent⸗ 
lihen der mir befannt gemachten Ausfage des Vorzeugen 
Linnartz an, bemerfe jedoch —— 

Ich bin auch über den Mittag im Wahlſaal ge— 
wejen, babe bort jedoch Hinter einer ſpaniſchen Wand 
geipeift. Mein Pla am Wahltiih war dem Eingang 
nit gerade gegenüber. Was bie Perſonen thaten, welche 
im Gaftzimmer in ber Nähe des Saaleingangs ſaßen, 
kann ich nicht angeben, und ebenfo habe ich nicht darauf 
— ob Wähler zum Saal durchgingen, ohne am 

ingang einen Zettel zunehmen. 

Ich meine, daß die Blenden in ben Fenſtern ber 
Zwiſchenwand zugemadht geweſen feien, weiß ſolches jedoch 
nicht beftimmt. Zwiſchen Saaleingang und Wahltiſch 
habe ih eine Perſon auf längere Zeit nicht bemerkt, 
wohl aber on fi) vorn im Saal links in ber Nähe bes 
Eingangs der Riedmacher Buchmüller des Bormittags 
aufgehalten. Ob er bereits zu Beginn des Wahlgeihäfts 
bort war, kann ich nicht jagen und ebenjo auch nicht, 
ob fonftige Perſonen bort verweilt haben. Meiner 
Meinung nad war ber Wahltiſch eg als 10 Schritt 
von der Thür entfernt. Ich war durch meine Thätigkeit 
als Beifiger, wo ich Protokoll zu führen hatte, derartig 
in Anfprud genommen, daß ich auf Einzelheiten nicht 
befonders geachtet habe, jedoch habe ich nichts Ungeſetz— 
liches oder Unzuläffiges bei der Stihwahl wahrgenommen. 
Wenn ein Wähler den Saal betrat, fo fonnte er ftatt 
grabezu auf den Tiſch zunächſt am Eingang etwas rechts 
gehen und dort Wahlzettel vertaufchen, ohne daß ſolches 
von und bemerft wurde.” 

17. Der Rentner Ferdinand Meyer, 51 Jahr alt, 
katholiſch: 
Zur Sache: 

„Ich bin Beiſitzer des Wahlvorftandes für ben 
I. Kettwiger Bezirk geweſen und habe mid, abgejehen 
von etwa einftündiger Unterbrechung bes Mittags, während 
ber Dauer des Wahlaktes im Saale des Kaiferhofes 


aufgehalten, bin auch ab und zu gelegentlid) nad) vorn i 
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gegangen. Das Wahlgeichäft verlief ruhig bis gegen 
end, wo ein großer Andrang von Wählern ftattfand. 

Der Wahlvorfteher Eihholz-Kleinbedes hielt mit 
Strenge darauf, daß nichts Ungehöriges vorlam. Er 
wies 3. B. offene Zettel zurüd mit dem Bemerken, ba 
er nichts fehen wolle, und unterfagte auch einem Bei: 
figer, fi mit einem Wähler zu unterhalten. 

Ich erinnere mid nicht, daß im Saal zwifchen Tiſch 
und Eingang ein Aufpaffer ſich aufgehalten hat, und ob 
fonft Perjonen, weldhe nicht zum Wahlvoritand gehörten, 
längere Zeit im Saale verweilt haben. Jh kann nur 
fagen, daß ich nichts Ungeſetzliches oder Ungehöriges be 
merkt habe, da ich fonft den Wahlvorfieher darauf hin 
gewiejen haben würde. Ich habe nicht wahrgenommen, 
dab einem Wähler eine Anweifung, wo er den Zettel 
erhalte, gegeben, ober daß ihm ein Zettel aufgezwungen 
worden it. Wohl Habe ich gehört, dat von den Per: 
fonen, welche im Gaftzimmer die Lifte führen, geäußert 
wurde, ber ober jener En noch nicht gewählt und müſſe 
geholt werben. Ueberhaupt kann ich mid nur dahin 
ausiprechen, daß bei ber in Rebe ftehenben Stichwahl 
in meinem Wahllofal etwas Unzuläffiges oder Ungejeß- 
liches, foviel ich weiß, nicht vorgekommen iſt.“ 

18. Der Bauunternehmer Friedrich Förft, 50 Jahr 


alt, evangeliſch: 


ur Sadıe: 

„Ic war zwar Mitglied des Wahlvorftandes, habe als 
ſolches bei der Stichwahl jedoch nicht fungirt, weil id 
an Rheumatismus erkrankt war. Ich Habe bes Bor: 
mittagg mein Wahlrecht im SKaiferhof ausgeübt, bin 
* ohne mich aufzuhalten, gleich wieder nach Hauſe 
zurückgelehrt und lann daher Erhebliches zur Sache nicht 
belunden. Zwiſchen Wahlliſch und Saaleingang habe ich 
jedoch Niemanden bemerkt, fo daß damals ein Aufpäſſer ſich 
dort nicht befunden hat. Wie ich meine, habe ich meinen 
Wahlzettel von einem Ar bereits in den vorderen 
Räumen und nicht erjt in der Nähe ber Saalthür er- 
halten. Es fteht mir vor, daß auch in dem Gaftzimmer 
vor dem Saal Zettelvertheiler für beide Kandidaten ge 


wejen find.“ 
19. Der Rentner Friedrich Ridel, 52 Jahr alt, 


evangelifch (der Vereidigungsvermerk fehlt): 


Zur Sade: 

„Ich bin bei der Stihmwahl im — des 
I. Bezirls von Kettwig und zwar als Beiſiher thätig 
geweien, habe mich —— ber Dauer des Wahl- 
geihäfts am Wahltiih aufgehalten, abgejehen von Kleinen 
Unterbrehungen, wenn id austreien mußte, ſowie 
während etwa 1'/; Stunde des Nachmittags, wo ich zu 
Haufe zu thun hatte. Yu Mittag gegeflen habe ic im 
Saale des Kaijerhofs Hinter einer ſpaniſchen Wand. 
Wenn ich austrat, Habe ich mich in den vorderen Räumen, 
wo bie Wähler fid) jammelten, nicht länger ri Aa 
und fann daher über die Vorgänge und Verhältniſſe im 
Gaftzimmer und in den vorderen Räumen nichts Näheres 
befunden, auch nichts darüber angeben, ob irgendwie 
dafelbft auf die Wähler eingewirft worden ift. Als bas 
BWahlgeihäft begann, nahm eine Perjon im Saal in 
ber Nähe der Eingangsthür ug A und verweilte bafelbft. 
Es war bies ber Riedmacher Buchmüller von Kettwig, 
diefen habe ich wenigjtens dort erfannt und zwar, mie 
ich meine, gleich bei Beginn der Wahl. Wie ich glaube, 
hat ſich auch ben Tag über an jener Stelle Jemand 
aufgehalten. Ob biefes mit Genehmigung bes Wahl: 
vorjiehers geihah, darüber ift nicht geiprodhen worden, 
und ebenfo auch nicht, weldhen Zweck jene Perſon ver 
folgte. Daß diefelbe Notizen gemacht oder Zeichen ge 
geben oder fich fonft auffällig benommen hätte, habe ih 
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nicht bemerkt. Außer dieſer Perion Hat ſich meines 
Willens Niemand längere Zeit im Saale aufgehalten, 
insbejondere nicht zwiſchen Wahltih und Eingang, fo 
daß id) jagen kann, daß meines Wiſſens ein Aufpafler 
dort, wie in der Zeichnung des Proteſtes angegeben ift, 
nicht gewejen ift. Der Wahlvorfteher hat offene Wahl- 
zettel zurüdgemwiefen. Ich Habe geiehen, daß manche 
Wähler den Wahlzettel im Saale aus der Taſche heraus: 
holten, und es fteht mir vor, daß einige auch den Zettel 
aus der Kopibededung genommen haben. Mitunter 
ftand eine größere Anzahl von Wählern gleichzeitig vor 
dem Wahltiih, und bei der geicdhilderten Sadjlage war 
e3 meiner Meinung nad für die Wähler wohl möglich, 
im Saal Wahlzettel zu vertauſchen bezw. ben $ettel 
abzugeben, den fie abgeben wollten.“ 

Dei Würdigung des vorfiehend wiebergegebenen Bes 
mweisergebnifles gingen die Anfichten in der Kommilfion 
auseinander. Ein Theil der Kommiffion nahm an, daß 
biejenigen Zeugen, welche Bofitives befunden, den Vorzug 
verdienten vor denjenigen Zeugen, beren Auslafjung mehr 
negativ fei, weil die Möglichkeit vorliege, daß den letzteren 
einzelne Vorgänge entgangen feien. Dies treffe namentlich 
bei einer Anzahl von Zeugen zu, welche als Mitglieder des 
Wahlvorftandes die Vorgänge an der Thür des Wahl« 
lotals zu beachten weniger in der Lage geweſen ſeien. Bon 
einem anberen Theil der Kommiffion wurde dagegen gerade 
auf die Belundungen der Mitglieder des Wahlvorftandes 
das größte Gewicht gelegt, indem geltend gemacht wurde, 
dab gerade diefe Zeugen, welche zu einem erheblichen Theil 
der Partei des Gegentandidaten Stößel angehört hätten, 
vermöge ihrer längeren Anmwejenheit beim Wahlaft vom 
Wahltiich aus eine etwa vorgelommene ungeſetzliche Kontro— 
lirung der Wähler hätten wahrnehmen müflen. Dieje ver- 
fchiedene Würdigung der Erheblichfeit des Zeugniſſes von 
Mitgliedern des Wahlvorftandes fand, wie hier zur Ver— 
meidung von Wiederholungen bemerkt wird, auch bei den 
meiften übrigen, hier in Betracht kommenden Wahlbezirken 
ftatt. Auch noch bezüglich einer weiteren Frage trat nicht 
bloß bier, fondern auch bei Erörterung des Beweisergeb- 
niffes in dem übrigen Wahlbezirken ein merkliches Ausein— 
andergehen der Anfichten in der Kommiffion zu Tage. Ein 
Theil der Kommiffion verlangte einen Haren, ftriften Beweis 
bafür, daß eine wirkfame Kontrole der Wähler ftattgefunden 
habe, und verneinte das Vorliegen eines ſolchen, weil hier 
und in den anderen Bezirken von einer Reihe von Zeugen 
befundet wird, daß die Wähler unbemerkt ein Bertaujchen 
der Stimmzettel vornehmen lonnten, unb dab viele Wähler 
auch ſchon ihren Zettel zur Wahl mitbradhten, alſo fid der 
Möglichkeit der Kontrole gar nicht auszujegen hatten. Die 
legte Thatfahe wurde allgemein als richtig zugegeben. 
Sedody vertrat die Mehrheit der Kommiſſion gleihwohl 
einen ftrengeren Standpunkt, indem fie ſchon die Beeins 
trächtigung eines nicht genau  feitzuftellenden Bruch: 
theiles der Wählerfchaft in ber freien und geheimen 
Abjtimmung für erheblich eradhtete. Hierbei legte fie aber 
auch wenn von einwandsfreien Zeugen das Stattfinden 
einer KRontrole behauptet oder ald wahrſcheinlich dargeftellt 
wird, nicht bloß auf diefen Theil der Ausfagen, fondern 
auch auf andere erwiejene oder nad) allgemeiner Erfahrung 
als ermwiejen anzunehmende Thatumftände Gewicht, indem 
fie fih die ganze Situation vergegenwärtigte und nicht 
ohne Weiteres die Anficht auch einer Mehrzahl von Gegen— 
zeugen, eine Kontrole habe nicht ftattgefunden oder habe 
nicht ſtattfinden fönnen, als ausihlaggebend anjah. 
Speziell bei Kettwig I wurde in diefer Beziehung in Be— 
tracht gezogen und als erwiefen angenommen: 

a) daß ein Flügel der Thür in dem Wahllofal bes 

ftändig offen geftanden hat, 
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b) daß an der offenen Thür — no im Borraum — 
ein Tiſch mit Vertrauensmännern der Krupp'ſchen 
Partei ſich befunden hat, wo viele Wähler nad 
ihrem Namen gefragt wurben, 

e) daß viele Wähler ih von einem in der Nähe 
ftehenden Krupp ’ichen Bettelvertheiler den Stimm 
a genommen haben, 

d) daß diefe Wähler auf ihrem Wege zum Wahltiſch 
von ben Krupp’ichen Vertrauensmännern oder 
.. einzelnen berjelben haben beobachtet werben 

nnen, 

e) dab auf Diefe Wähler außerdem noch eine Perſon 
im Saale jelbit aufgepaßt hat, 

f) daß auch durch fter in einer Saalmand das 
Hinjchreiten der Wähler zum Wahltiſch hat beob- 
achtet werden können. 

Die Mehrheit der Kommiffion, welche hierbei auch 
auf einzelne Ausfagen von Zeugen der Proteftbeantwortung 
zu Gunften des Proteftes Gewicht Iegte (vergl. die Ausſagen 
von Hartmann, Wüllner, Göring, Eichholz-Klein— 
bedes und Linnarg) nahm auf Grund diejer Feftitellung 
an, daß ein Vertauſchen der Stimmzettel durch den Wähler 
in ſehr vielen Fällen unbeobadtet und unverdächtig nicht 
ausgeführt werden konnte, in vielen anderen Fällen die 
Wähler in Folge des Bemußtjeins ber Beobachtung und der 
Schwierigkeit der Vertaufhung diefe gegen ihren Willen 
unterlaffen haben, und daß daher im Hnblid auf die große 

ahl von abhängigen Wählern die freiheit und das Ge- 
eimniß der Wahl nicht als genügend gewahrt erfcheine, 
ohne daß e8 im Einzelnen des ftriften — übrigens thatſächlich 
unmögliden — Nachweiſes bebürfe, welche bejtimmten 
Wähler bei ihrer Stimmabgabe fontrollirt worden jeien. 

Diefe ungejeglihe Wahlbeeinflufung wurde unter 
Widerſpruch einer Minderheit, weldye ein unbemerftes Ber: 
taufchen der Stimmzettel durch die Wähler für ſehr leicht 
ausführbar erklärte, mit 7 gegen 5 Stimmen als bewiejen 
angenommen. Hierauf entjtand in ber Kommiflion eine 
Meinungsverjhiedenheit über die Konſequenzen, bie aus 
diefem Beichluß zu ziehen feien. Die Mehrheit (7 gegen 5) 
og die Konfequenz, dab nur die Krupp’ihen Stimmen 
Kr ungültig zu erklären jeien, weil die Wahlbeeinfluffung 
von Seiten der Krupp’ihen Partei ausgegangen jei, es 
alſo der Billigkeit nicht entipredhe, auch die Stimmen des 
Gegenkandidaten zu faffiren. Dies ftehe auch mehr mit 
ber bisherigen Praris in MWebereinftimmung (vergl. Die 
Kaffation der Möller’fhen Stimmen in Hörde in den 
Druckſachen des NReihstages Jahrgang 1892/93, Anlage: 
band I ©. 576). Zu einer Kaflation des ganzen Wahl- 
altes würde nur dann Veranlafjung vorliegen, wenn fid) 
— mas nicht bewiejen fei — der Wahlvorjtand an ber 
ungefeglihen Kontrole betheiligt hätte. Die Minderheit 
machte geltend, daß, wenn rar eine Kontrole jtatt- 
gefunden Habe, aud Stimmen für den Gegenfandidaten 
Stößel davon betroffen worden feien. Gegen die Kaffirung 
fänmtliher Krupp'ſcher Stimmen, und nur dieſer, wurde 
noch eingewendet, daß ſich zweifellos unter den Krupp’ichen 
Stimmen viele Stimmen von ganz unabhängigen Wählern 
befunden hätten. 

II. Wahlbezirk Kettwig 2. 

Bezüglich dieſes Bezirks wurde von der Mehrheit ber 
Kommiſſion im Weſentlichen dafjelbe als thatfächlich feitgeftellt 
angenommen, wie bezüglich des Bezirls Kettwig 1 (vergl. 
oben zu a—f), jedoch mit der Einihränkung, da nicht für 
erwieſen angejehen wurde, daß auch im Wahllokal jelbft 
ein bejonderer Aufpafler die Abgabe der Stimmen kon— 
trolirtt habe (vergl. oben zu e). Gleihwohl nahm bie 
Mehrheit der Kommiffion auf Grund des Gefammteindruds 
bes Beweisergebniſſes auch hier mit 7 gegen 5 Stimmen 
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ben Nadjweis einer ungeſetzlichen Kontrole der Wähler als 
gefänet an und Faffirte die auf Krupp gefallenen Stimmen. 

usichlaggebend waren für dieſen Beſchluß nicht bloß die 
Bekundungen der Protejtzeugen, vielmehr auch einzelne 
Thatiahhen, welde von den Zeugen der Proleſtbeant— 
wortung, insbejonbere dem Polizeiſergeanten Rufch, deſſen 
Ausjage unten wiedergegeben wird, und dem Bürgermeiiter 
Göring bekundet werden und die Mehrheit der Kommiſſion 
in ihrer Anficht beftärkten, dab das Wahlgeheimniß und Die 
Wahlfreiheit audy in dieſem Bezirk nicht ausreichend ge— 
wahrt erſcheine. Eine Minderheit in der Kommijfion be- 
tonte auch hier wieder, dab nach dem Beweisergebniffe 
anzunehmen jei, daß ein unbemerktes Bertaufchen ber 
Stimmzettel jedem Wähler möglid war. Im Einzelnen 
—— die — über die Vorgänge im Wahlbezirk 

ettwig 2 nachſtehende Ausjagen gemacht, und zwar: 

A. Bon den Proteitzeugen: 

1. Alois v. d. Stein, Wilhelm Müller, Albert 
Stoff und Wilhelm Gottfried Albus dasjenige, was 
ſchon oben bei Kettwig 1 angegeben ift. 

2. Der Weber Ferdinand Grüter, 54 Jahr, 


katholiich: 
Zur Sade: 

„Am Tage der Stichwahl bin ich überhaupt nicht 
in Kettwig in den Wahllofalen geweſen und vermag 
daher über die Vorgänge, welche damals ſich dort ab— 
— aus eigner Wiſſenſchaft nichts Näheres zu be— 
funden.“ 


B. Bon den Zeugen ber Protejtbeantwortung: 
1. Karl Göring dasjenige, was ſchon oben bei 
Kettwig 1 wiedergegeben ift. 
2. Bolizeifergeant Auguft Ruſch, 53 Jahr alt, 


evangeliſch: 
Zur Sache: 

„Auf Anweiſung des Bürgermeiſters Göring habe 
ih mid am Tage der Stichwahl in dem Wahllokal des 
II. Bezirts Kettwig, der Planfermann’schen Wirthſchaft, 
aufgehalten, um erforberlichenfalls die Ordnung aufrecht 
zu erhalten. Das eigentliche Wahllofal befand fi in 
einem ziemlich großen Saal, in weldien man gelangte, 
nadhdem man von der Straße aus zwei Gaftjtuben 
durchſchritlen hatte. Der Saal Hatte auch noch einen 
Augen vom 2. aus, indeſſen wurde vor Beginn ber 

ahl fejtgeitellt, dab die dort befindliche Thür ver- 
ſchloſſen war, und fie ift meines Wiſſens auch den Tag 
über verichloffen gehalten worden, ſodaß das Wahllolal 
nur von den Gajtjtuben aus betreten werben konnte. Die 
Verbindungsthür daſelbſt war, wie ich meine, einflügelig, 
und es befand fih der Wahltifh etwa 10—12 Schritt 
weit von bderjelben entfernt. In dem Vorzimmer zum 
Saal ftand u. U. ein Billard, ſowie mehrere Tiſche. An 
dem Tiſch rechts vom Eingang hielten fih Kruppſche 
Vertrauensmänmer auf, indeſſen keineswegs nur Fabrik— 
beamte. Dort wurde an der Hand einer Lifte fontrolirt, 
wer fein Wahlrecht ausübte und es wurden dann die 
Säumigen des Nachmittags hHerangeholt. Links im 
Borzimmer zum Saal ſaß das Wahlpublikum durdein- 
ander. Zettelvertheiler für beide Kandidaten jtanden 
ebenfalls in diefem Vorzimmer und zwar, wie ich be= 
ſtimmt weiß, aud Jemand mit Stötzel'ſchen Wahlzetteln 
einige Schritt vom Saaleingang entfernt, und zwar habe 
ich einen derartigen Zettelvertheiler zu den verjchiebenen 
Zageszeiten dort gejehen, jodaß idy jagen fan, daß an 
dem erwähnten Platze den Tag über fortwährend 
Stötzel'ſche Wahlzettel zu haben waren, 

Im Saal hat fi) außer dem Wahlvorjtand, ſo— 
lange die Wahl vor fih ging, Niemand längere Zeit 





aufgehalten und es entfernten fich die Wähler, jobald fie 
ihren Zettel abgegeben hatten. 

Dak einem Wähler ein Zettel aufgezwungen oder 
aufgedrungen worden wäre, habe idy nicht wahr: 
genommen, und ebenſo auch nicht, daß irgendwie in uns 
zuläffiger Weife auf einen le: eingewirft worden wäre. 

Die meiften Wähler nahmen Zettel für beide Kan- 
bidaten; einzelne zerriffen auch wohl ben einen oder ben 
anderen Zettel, während andere Wähler hinwiederum bie 
Annahme von Betteln ablehnten mit dem Bemerken, daß 
fie bereits verſehen feien. 

Inwieweit von ben Tiſchen des Vorzimmers aus 
ber Wahltiſch beobachtet werden konnte, vermag ich nicht 
beftimmt anzugeben. Einzelne Wähler, ih habe 4—5 
berartige bemerkt, ftellten fi) nad dem Eintritt in ben 
Saal etwas feitwärts (halblinks um) und madhten jo, 
vor Beobachtung geſchützt, den Zettel, welchen fie ab- 
vr wollten, fertig. Andere Hinwiederum nahmen auf 

em Wege zum Wahltifch einen Wahlzettel aus ihrer 
Mütze bzw. Kopfbededung oder aus der Tajche, andere 
endlich) betraten mit mehreren Zetteln verjehen den Saal; 
und in allen diefen fällen war e8 meiner Meinung nad 
unmöglih zu Eontroliren, welcher Zettel von dieſen 
Wählern abgegeben wurde, vielmehr ſiand dieſen 
Wählern kein Hinderniß entgegen, unbeobadhtet Zettel zu 
vertaufchen bzw. den Zettel abzugeben, welchen fie abs 
geben wollten. 

Es kommt noch Hinzu, daß zeitweife eine ee an 
von wählenden Berjonen erſchien, jo daß ſich vor dem 
BWahltiih zu Zeiten wohl 12 oder nod mehr Wähler 
angefammelt hatten. Bei biefem Gebränge machte es 
ebenfalls feine Schwierigkeiten, unbeobadhtet Wahlzettel 
zu vertaufchen.“ 

3. Der Konditor Earl Schürenberg, 33 Jahr alt, 


evangelifch: 
Zur Sadıe: 

„Am Tage ber Stihwahl habe ich im Plankermann- 
ihen Lokale in Kettwig gewählt und zwar bes Vor— 
mittags, habe mich audy bei dieſer Gelegenheit über eine 
Stunde lang in der genannten Wirthſchaft aufgehalten. 
Ih nehme an, daß bie vom Flur aus in den Saal 
führende Thüre während des Wahlaktes verjchloffen ge 
weſen ift, da ich nicht wahrgenommen habe, daß Jemand 
durd) dieſe Thür den Saal betreten ee Sm Billard: 
zimmer, welches an den Saal jtöht, jaßen an dem Tiſch 
rechts Vertrauensmänner für Krupp, jedoch keineswegs 
ausſchließlich Fabrikbeamte, vielmehr habe auch ich zeit 
weile dort gejeffen. Außerdem Habe ih dort beiſpiels— 
weile den Kaufmann Friedrich Wilhelm Müller und ben 
Mepger Earl Haſſelbeck aus Kettwig bemerkt. An ber 
Seite gegenüber ſaß das Publikum durcheinander gerade 
wie es fam, und es haben auch an dem Tiſch reis 
ſolche Perſonen Blag genommen, welche nicht zu ben 
Krupp'ſchen Vertrauensmännern gehörten. 

Der Wahltiſch mochte vom Saaleingang etwa 
10 Schritt entfernt fein. In dem vorerwähnten an den 
Saal ſtoßenden Billardzimmer waren Zettelvertheiler für 
beide Kandidaten aufgeftell, und zwar ftand berjenige 
für Stößel in ber Nähe des Saaleingangs und des 
Bettelträgers für Krupp, und zwar, wie ich nicht anders 
weiß, während ber ganzen Dauer meiner Anmejenbeit. 
In der Zwiſchenwand zwiſchen Gaftzimmer und Saal 
befinden ſich Fenſter, welche verfchlofien gehalten wurden 
und, jo viel ich mich erinnere, aus buntem Glas beftanden 
oder verhängt waren, jo daß ein Durchblid in den Saal 
nicht möglidy war. 

Bon dem Plage, welchen ih an dem erwähnten 
Tiſch hatte, war es meiner Erinnerung nad) nur möglich, 
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eine Ede bes Wahltifches, wo Niemand ſaß, zu über: 
fehen; möglicherweife konnte man auch wohl ben einen 
oder den anderen Beifiger wahrnehmen, nicht aber den 
Bahlvorfteher und die Ume; und ebenjo war es, foviel 
ich mich erinnere, mir nicht möglich, von meinem Plate 
aus ben zum Wahltiſch fchreitenden Wähler bejtändig 
im Auge zu behalten. 

Im Uebrigen jchließe ich mich, was bie Vorgänge 
bei der Wahl, das Verhalten ber einzelnen Wähler und 
bie Möglichkeit, Wahlzettel zu — betrifft, den 
mir vorgeleſenen Ausſagen des Zeugen Ruſch durchweg 
an, jedoch mit der Maßgabe, daß ich nicht wahrgenommen 

abe, daß ein Wähler ben Wahlzettel aus ber Kopf— 
ebedung genommen hat, und kann überhaupt nur jagen, 
daß ih von ungejeplihen Wahlbeeinfluffungen nichts 
bemerft habe.“ 
4. Der praftifche Arzt Otto Lang heinrich, 39 Jahr 
alt, evangeliich: 
Zur Sache: 


„Ich habe in dem Plantermann’schen Lokale bei ber 
Stihwahl gewählt und zwar bes Bormittags, habe mic) 
auch bei biefer Gelegenheit etwa 11/, Stunde lang als 
Vertrauensmann für Krupp bort aufgehalten. An bem 
Tiſch rechts vom Eingang zum Saal, an weldem ich 
faß, befanden fich keineswegs nur Fabrikbeamte; indeſſen 
fällt mir augenblidlich gerade keine andere ſich dort aufs 
rag Perſon ein. Das weiß ich aber, daß aud 
olche Perſonen dort Platz ee melde nicht gerade 
Vertrauensmänner waren, es find mwenigftens ſolche Per— 
fonen dort ftehen geblieben. Gegenüber, wo das Billard 
ftand, hielten fi eine Menge Perjonen auf, jo wie es 
erabe lam, und zwar auch ſolche, welche nidyt zu ben 

p'ſchen Wählern gehörten. Während ich anweſend 
war, fiand ber Bettelvertheiler für Stögel im Gaftzimmer 
in ber Nähe bes Billards und des Eingangs zum Saal. 
Der Wahltiih war vom Eingang zum Saale etwa 
10—12 Schritt entfernt. Die Vertrauensmänner, welche 
binter dem Tiſch ſaßen, konnten von dort aus den Wahl- 
tisch nicht fehen, und fomit aud) ben borthin gehenden 
Wähler nicht beftändig im Auge behalten. Späterhin 
hatten ſich — Stötzel'ſcher Zeitel mehr nach dem 

zu poſtirt. 

Bezũglich der Freiheit der Wahl und bes Ber- 
fahrens der einzelnen Wähler ſchließe ich mich durchweg 
den mir vorgelefenen Ausjagen des Zeugen Ruſch an, 
und bemerfe noch, daß ich zeitweije nicht an dem Tifch 
gejeffen, fondern mehr in der Mitte des Gajtzimmers 
geitanden habe und von bort aus ben Ausblid nach dem 
Wahltiſch Hatte. Es ift aud wohl vorgefommen, da 
Wähler, nachdem fie in dem Borzimmer zum Saal 
Bettel erhalten, wieder in das vordere Lokal oder nad) 
draußen zu zurüdgingen und dann, ohne ſich aufzuhalten, 
zurücdtehrten und zum Wahltiſch gingen, jo dab es 
Solchen ebenfalls möglich war, den Zettel, den fie draußen 
fertig gemacht hatten und abgeben wollten, auch wirklich 
unbeobacdhtet abzugeben, Wie ich nicht anders weiß, ent⸗ 
fernten fi die Wähler nad) Abgabe ihres Zettels gleich 
aus dem Saale und es hat fi) Niemand aufer dem 
Bahlvorftande längere Zeit dort aufgehalten. 

Auch was der Zeuge Ruſch über bie gleichzeitige 
Anweſenheit einer größeren Anzahl von Wählern be- 
kundet, kann ich beftätigen, und mid überhaupt nur 
dahin ausſprechen, daß meines Wiſſens ungejegliche 
BWahlbeeinfluffungen dort nicht ftattgefunden haben." 


III. Wahlbezirk Altendorf 1. 
Ueber die Borgänge in biefem Bezirke befunden bie 


vernommenen Zeugen Folgendes, und zwar: 


A. Bon den Proteftzeugen: 
1. Der Bergmann Johann Hansmann, 48 Jahr 
alt, kotholiſch: 
Zur Sadıe: 


„An dem hier fraglichen Wahltage bin ich ebenfalls 
in dem Wahllofale der Krupp'ſchen Schule anweſend ge 
weſen. Ach habe wahrgenommen, daß von ber Haus— 
thür bis zur Thür des Wahlzimmers Bertrauensmänner 
ber Partei Krupp, welche Spalier bildeten, Hinter dem 
Wahltiihe auf einer Erhöhung fahen Beamte und Ar: 
beiter der Krupp'ſchen Fabrik. Dem eintretenden Wähler 
wurde bei Beginn des Spaliers ein Krupp'ſcher Stimm: 
zettel eingehändigt. Dielen Zettel mußte er unter den 
Augen der Spalier bildenden und der auf der Erhöhung 
befindlichen Kontroleure abgeben. Ein Beamter der 
Krupp’ihen Fabrik, wenigliens habe ich ihn feinem 
ganzen Auftreten nach für einen Beamten der Krupp'ſchen 
Fabrik gehalten, revidirte bei den Wählern die Stimm: 
zettel daraufhin, ob fie auch ben richtigen (für Krupp) 
abgaben. Als derfelbe —— zur Rede geſtellt wurde, 
trat ein Herr hinzu, anſcheinend ein höherer Beamter 
ber Krupp'ſchen Fabrik und ſagte, wir ſind Hier in unferm 
Eigenthum, wir haben das Recht, Jedem ſcharf in’s 
Auge zu jehen und ihm das Gewiſſen zu ſchärfen, da— 
mit er ben wählt, von welchem er fein Brod hat. Ein 
anberer der Spalierbildenden, feinen Namen fenne ich 
nicht, bemerkte, wie ein Wähler in die Tafche griff und 
rief feinen Nachbarn zu: „Seht ihr, der will feinen 

ttel umtaufchen”. Auf die frage des Bergmannes 

ilh. Küpper von Borbed, ob er die Leute auch 
anzeige, die Stößel gewählt hätten, antwortete derſelbe, 
ja er würde die Leute anzeigen, wenn fie nicht für Krupp 
wählten. Ein anderer, beifen Namen ich nicht kenne, 
nahın einem Wähler den Stimmzettel für Stößel weg und 
zerriß ihn.“ 

2. Der Bergmann Wilhelm Küper, 51 Jahr alt, 


katholiſch: 

Zur Sache 
ſchloß ſich der Zeuge den Ausſagen des Zeugen zu 1 
(Hansmann), welche ihm vorgeleſen wurde, an, genehmigte 
diefelbe und erklärte noch: 

„Der Mann, welcher erflärte, diejenigen Leute, 
welche Stötzel gewählt hatten, würde er anzeigen, hieß 
Band. Den Herrn, welder, wie erwähnt, den Stößel- 
ſchen Stimmzettel zerriß, ftellte ich hierüber zur Rede 
mit dem Bemerken, es ſei dies doch feine Bildung; ob 
er nicht wiſſe, daß dies ftraffällig fei. Derſelbe er: 
widerte hierauf in verlegenem Tone, ih kann ihm ja 
einen anderen wiedergeben.” 

Hierauf wurde der Zeuge Handmann nochmals vers 
nommen und mit ber lebten Ausjage des Zeugen Küper 
befannt gemadt. Derſelbe erflärte: 

„Sch habe dies ebenfalls wahrgenommen.” 


3. Der Weinhändler Anton Schufter, 33 Jahr alt, 


tatholiſch: 
Zur Sache: 

„Ich war als Vertrauensmann beftellt nicht für ben 
Wahlbezirt Altendorf I, fondern für den — 
Altendorf I. Ich kann daher über den Wahlbezirk 
Altendorf I nur wenig oder gar nichts befunden. Ge— 
fehen habe ich allerdings, daß in dem Wahllokal Alten- 
dorf I Krupp’iche Arbeiter und Meifter ſich befanden, 
welche die Arbeiter, welche zur Wahl fchreiten wollten, 
wie e3 mir ſchien, beobachteten. Daß hier gerade Un— 
regelmäßigleiten fonjt vorgefommen find, vermag id) 
nicht anzugeben, da ich, wie gejagt, nur hin und wieder 
vorübergehend dba gemwejen bin.“ 
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4. Der Bauunternehmer Georg Elſenbuſch, 34 Jahr 
alt, katholiſch: 
Sur Sade: 


„Die Beichnung Blatt 11 des Berichts der Wahl- 
prüfungstommijfion, Anlage C, ift richtig. Bei der Wahl 
ftanden an ber Hausthür Zettelvertheiler, weldye bie 

el für Krupp austheilten. Von der Hausthür bis zur 
hür des Wahliofals ftanden mehrere Leute, welche bie 
einzelnen Wähler daraufhin beobachten konnten und auch 
thatjächlidh beobachteten, ob die Wähler die an der Thür 
erhaltenen Zettel für Krupp nicht mit anderen Betteln 
vertauſchten. Ungeſehen konnten die Wähler ben Zettel 
jedenfalls nicht vertaufhen. Ich hielt die Leute, welche 
wiichen der Hausthür und der Thür des Wahllofals 
—— für Anhänger Krupps. Ich machte einen der 
Reute darauf aufmerffam, daß die Wähler doch frei 
wählen müßten, worauf mir der Angeredete erwiderte: 
„Wir find Hier in unferm Eigenthum; fie könnten in 
ihrem Eigenthum machen, was fie wollten, oder ähnlich. 
Jedenfalls gab er zu verftehen, daß er das Recht habe, 
die Wähler beobachten zu lafjen. 

In dem Wahllokale ſelbſt jah ich verſchiedene Herren, 
meijtens Krupp'ihe Beamte, ftehen, melde die Wähler 
von der Thür des Wahllofals bis zum Wahltiid genau 
beobachten konnten. Die einzelnen Namen kann ich nicht 
—* r — weil ſchon zu lange Zeit ſeitdem ver— 

en i „u 


5. Der Kaufmann Heinrih Thier, 35 Jahr alt, 
katholiſch: 
Zur Sache: 


„An dem Wahltage war ich auch bei der Wahl zu— 
gegen, um für meine Partei, die Zentrumspartei, zu kon— 
troliren, ob auch feine unzuläffigen Wahlbeeinfluffungen 
ftattfänden. Bon 9 bis 11 Uhr hatte ich num wahrgenom- 
men, daß an ber Hausthür Fettelvertheiler für Krupp 
ftanden. Die ——— des Zentrums ſtanden 
weiter nach außen und wurden von den Krupp'ſchen 

ängern zurückgedrängt. Jedenfalls ſtanden fort 
während bie Krupp'ſchen Bettelvertheiler näher nad) dem 
Wahllotale Hin. 

Sch ſchicke voraus, daf in dem Wahllofale faft aus— 
ſchließlich Arbeiter und Beamte des Krupp'ſchen Wertes 
zu wählen Hatten. 

Den Wählern wurde nun ein Mahlzettel für Krupp 
angeboten; jelbjtverftändlih nahmen ſie diejen Zettel 
aud. Sie konnten den Bettel unbemerkt nicht vertaus 
ichen, wei jie von Angehörigen des Krupp'ſchen Wertes 
ſcharf beobachtet wurben. 

Zwiſchen der Hausthür und der Thür des Wahl- 
lotals jtanden Mrbeiter, weldje anjcheinend dazu lom— 
mandirt waren, zu beobachten, ob die Zettel auch nicht 
vertaufcht würden. Es wurde von dieſen Leuten Spalier 
gebildet in der Art, daß jedesmal nur ein Mann hin- 
durch gehen konnte. Drängte fi in dem Flur mal ein 
einzel Mal ein Mann durch das Spalier hindurch, fo 
folgte ihm gleich einer der Aufpaffer und jah zu, ob er 
aud ben Wahlzettel für Krupp nicht mit einem anderen 
vertaufchte. Bon dem Bergmann Wilhelm Küper zu Bor- 
bed habe ih ben Namen eines Mannes erfahren, wel⸗ 
cher einen Wähler, der ſich durch das Spalier hindurch— 
drängte, beobachtete. Derjelbe follte Meier heißen. Ich 
theilte meine Beobachtungen etwa 11 Uhr Vorm. dem Wahl- 
vorjtande mit. Ich fagte ungefähr: „es fei doch nicht mög— 
lich, hier frei zu wählen, wenn alle Wähler jo beob- 
achtet würden, wie es bier geſchehe.“ Der Borftand 
Herbaczkowski erwiderte mir, er Hätte ganz allein im 
Wapllofal zu fagen. Als ich ihm erwiderte, er hätte 





doch dafür zu forgen, dab Recht geſchehe, antwortete er 
mir: „hr könnt es ja gerade jo machen.“ 

Ich will noch Hinzufegen, daß Angehörige der 
Krupp’ichen Partei und zwar unter Anderen die Meifter 
Rabened und Baier, jo im Wahllokale ftanden, daß fie 
die Wähler beobachten fonnten, von dem Beitpunkte ab, 
wo ihnen die MWahlzettel übergeben wurden bis zu dem 
Zeitpunke, wo fie an die Urne traten. 

Nachdem id um 11 oder 11!, Uhr meiner Wahl: 
pflicht genügt Hatte, ging ich gegen 12"/, Uhr zurüd, 
Die Unregelmäßigkeiten dauerten auch von jegt ab bis 
zum Schluß der Wahl fort. Ih nahm jelbft wahr, 
daf die Leute, weldhe Spalier bildeten, mehrfach abgelöft 
wurden. Am Nachmittage wählte ein Wähler Namen 
Schneider. Derfelbe hatte einen Zettel von den E 
ſchen Zettelvertheilern erhalten, wie ich felbjt gejehen 
habe. Diejem ging ein Krupp'ſcher Wächter oder Ars 
beiter mit blauer Brille, als defjen Name mir Stripde 
angegeben wurde, bis zum Wahltiſche nad und jah ihm 
über die Schulter, ob derfelbe auch den erhaltenen Zettel 
abgab. Ich Habe noch bei verſchiedenen anderen Wäh— 
lern, welche zuerft Zettel der Gentrumspartei und dann 
Zettel von Krupp befommen hatten, wahrgenommen, daf 
man ihnen bis an den Wahltifch folgte, um feftzuftellen, 
ob fie den Krupp'ſchen Zettel abgaben. 

Hinter dem Wahltiihe fahen an dem Lehrerpulte 
mehrere Berfonen, insbefondere aud eine von Nidda, 
welche befondere Notizen machten. 2 dieſen Perſonen 
ging von Zeit zu Zeit einer der Aufpaſſer hin, machte 
Miltheilungen, worauf dann Notizen gemacht wurden. 
Von Zeit zu Zeit kam es ſogar vor, daß Einer von dem 
Pulte trat und nach dem Namen eines Wählers fragte. 
Ich nehme an, daß man fi die Namen derjenigen Ber: 
—* merkte, welche anſcheinend nicht für Krupp geſtimmt 

atten. 

Gleichzeitig wurde anſcheinend an dem Pulle Kon: 
trole darüber geführt, weldyer Wähler noch nicht gewählt 
je Man Me te nämlich offenbar kurz vor Schluf 
er Wahl nad denjenigen Wahlberechtigten, welche ihre 
Stimme noch nicht abgegeben hatten. Zum Schluß 
ichleppte man fogar nody einen offenbar ſchwer Franken 
Mann zur Wahlurne. 

Zum Schluß will ich nod) Hinzufügen: Als ich mid 
beim Wahlvorftande etwa 11 Uhr Morgens über bie 
Unregelmäßigteiten beſchwert hatte, kam einige Zeit dar 
auf das Mitglied des Wahlvorjtandes, Meifter Drünert, 
zu mir und jagte mir: „Wenn Krupp nicht gewählt 
würde, fo könne das nur zum größten Nachtheile der 
bei Krupp angeftellten Katholiten ausjhlagen, da dieſe 
fämmtlich entlaflen werden könnten. Wenn die Militär: 
vorlage falle, würde auf dem Werke aud) jo viel Arbeit nicht 
ide fein. „Man hätte ja früher ſchon Erfahrungen in 
dieſer Hinficht gemacht.” 

Ih bin um die Mittagszeit auch in verſchiedenen 
anderen Wahllofalen in Altendorf geweſen und habe 
die Wahrnehmung gemadt, daß aud in diefen Wahl- 
Iofalen bafjelbe Ueberwachungsprinzip ausgeübt wurde, 
wie in dem erjten Bezirk,“ 

6. Der Arbeiter Wilhelm Altenhoff, 53 Jahr alt, 


Bur Sadıe: 

„Ich Habe mein Wahlrecht in dem Lolale des 
van der Loon, hier, Schüßenftraße, als einſfacher Wähler 
ausgeübt und bin am Stihwahltage als ettelvertheiler 
der Gentrumspartei thätig geweſen. 

Nah Ausübung meines Wahlrechts Hierjelbt habe 
ih mich nad Altendorf begeben und dort Zettel ver: 
theilt vor bem Wahllofale Schule l. Ich habe an ver: 


tatholifch: 
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ſchiedene Wähler Zettel vertheilt und find von anweſenden 
Meiftern verjchiedenen Arbeitern die Wahlzettel aus der 
Hand genommen und zerriffen. 

Namen kann ich nicht angeben. 

ferner ftanden 2 Mann, ebenfalls Krupp'ſche 
Meifter, in der Nähe des Schulpultes, welche eine Lifte 
hatten und in berjelben jeden Wähler anftrichen. 

Ih habe hierbei angenommen, dab die Betreffenben 
diejenigen Arbeiter notirten, welche gegen Krupp jtimmten. 

Die am Pulte ſtehenden Meiſter Löften ſich gegen— 
ſeitig ab, jo daß während des ganzen Wahlafts beſtändig 
Krupp'ſche Meifter dort ftanden. 

Das Umtaufhen von Wahlzetteln war meines Er- 
achtens ziemlich erichwert, ſchon megen ber vielen Per— 
fonen, welche Spalier bildeten und nad) meiner Auffaffung 
fpionirten.* 


B. Bon den Zeugen der Proteftbeantwortung: 
1. Der Kaplan Mathias Hochſcheid, 28 Jahr alt, 


katholiſch: 
Zur Sache: 

„Ich bin in dem Wohllolale von etwa vor 12 
bis Y/, 1 Uhr zugegen geweien. Die Zeichnung Blatt 11, 
Anlage C des ichts, entſpricht der Sachlage. Ich 
habe in dem Wahllokale mit 3 Krupp'ſchen Beamten am 
Fenſter geſtanden. Von unſerem Platze aus konnte man 
die Wähler von dem Eintritte in das Schulhaus bis 
zum Wahltiſch genau beobachten. Richtig iſt auch, ba 
von Anhaͤngern der schen Partei in dem Flure 
Spalier gebildet war; bie er iſt allerdings nicht 
ausgeſchloſſen, dab einzelne Anhänger der Gentrums- 
partei mit in der Neihe ftanden. Die Thür des Wahl- 
lofal$ zum Flur ftand offen. Ein Wähler fam mit einem 
beſchmutzten Zettel für Krupp in das Wahllofal, bat einen 
Krupp’ichen Beamten um einen neuen Zettel, erhielt einen 
Zettel im Wahllofale und legte dieſen in die Urne, 

An dem Pulte Hinter dem Wahltiih wurde an- 
fcheinend eine Kontrolle über die Wahl ausgeübt. Ich 
ſah, daß verſchiedene Male ein Mann zum Tiſch gin 
ri Br Welcher Art die Kontrolle geweſen ift, Dei 
ich nicht. 

Vor und nad der Wahl haben mir verjchiebene 
Wähler mitgetheilt, daß fie nothgebrungen für Krup 
ftimmen mwürben bezw. geftimmt hätten, weil fie jon 
Nachtheil für ihre Stellung im bürgerlichen Leben 
fürdhteten. 

Ich Hatte in dem Wahllofale das Gefühl, als wenn 
fih die Wähler gefürchtet hätten, andere Stimmzettel als 
für Krupp abzugeben und als wenn fie unter Kontrolle 
geftanden hätten.” 

2. Der Ingenieur Hermann Herbaczowski, 50 Jahr 
alt, evangelifch: 
Zur Sade: 


„Ich bin Borfigender des Wahlvorſtandes geweſen. 
Ich Habe nicht In rer dat innerhalb des Wahl- 
Iofales eine Ungejeglichfeit vorgefommen ift. Um die 
Vorgänge außerhalb des Wahllofals konnte ih mich 
als Wahlvorfteher nicht kümmern. Eine Kontrolle der 
Wähler innerhalb des Wahllokals würde ich fofort ge— 
rügt und abgeftellt haben. An dem Pulte hinter dem 
Wahltiſche, welch legterer von allen Seiten zugänglich war, 
wurde eine Lifte geführt, wahrſcheinlich um feſtzuſtellen, 
welche Wähler nicht gewählt hatten. Richtig ift auch, 
daß von dem Bulte bisweilen Jemand an den Wahl: 


gemacht. Ich habe auch nicht wahrgenommen, daß inner- 
halb des Wahllofales eine Kontrolle der Wähler in der 
Art ftattgefunden hat, daß man ihnen über die Schulter 
geiehen und feftgeftellt Hat, welchen Zettel fie abgegeben.“ 

3. Der Rektor Heinrih Kasper, 39 Jahr alt, 


Bur Sadıe: 

„Ich bin ger Vorfigender bes Wahl: 
vorftandes gemwejen und habe als folder um die Mittags» 
eit etwa 1 Stunde lang fungirt, bin auch jonft ver: 
iedenttich in bem Wahllofale anmwejend gewejen. Juner⸗ 
halb des Wahllofals er ich feine Unregelmäßigfeiten 
wahrgenommen; insbejondere habe ih nicht wahrges 
nommen, daß bie Wähler beobachtet werden konnten, für 
wen fie die Stimmzettel abgaben. Aud von Unregel- 
mäßigfeiten vor dem Wahllofale habe ich nichts wahr- 
genommen." 

4. Der Fabrikmeiſter Heinrih Drüner, 60 Jahr 


Zur Sadıe: 

„Ich Habe von Unregelmäßigfeiten bei der Wahl 
nichts wahrgenommen, troßdem ih im Wahlvorftande 
mitfaß. Wohl ift der Kaufmann Thier mehrfad im 
Wahllokale gemwejen, ich habe aud) jelbjt mit ihm mehrere 
Male geiprodhen. Ich entfinne mid aber nicht mehr, 
was er gejagt hat. Es ſieht mir dunkel vor, al3 wenn 
er einmal von Vorgängen vor der Thür geiprochen hätte, 
die ſich nicht gehörten. Des Näheren entfinne ich mich 
aber nicht mehr.“ 

5. ‘Der Schloſſer Wilhelm Vaillant, 51 Jahr alt, 


Zur Sade: 

„Sch ſelbſt bin Mitglied des Wahlvorjtandes ges 
weien, habe aber von Unregelmäßigfeiten im Wahllokale 
nichts wahrgenommen. Insbeſondere habe ich von einer 
Kontrole darüber, wen die Wähler wählten, nichts be— 
merkt. Ich bin nur von 12—1!/, Uhr vom Wahllofale 
fern geweſen. Ich entfinne mich nicht, daß der Kaufmann 
Thier auf Unregelmäßigkeiten bei der Wahl aufmerkſam 
gemacht hat.“ 

6. Der fabrifmeifter Franz van Dawen, 53 Jahr 


Zur Sadıe: 

„Ich bin verfchiedene Male im MWahllofale des 
erften Wahlbezirks Altendorf anmejend gemejen. 
habe aber nichts davon bemerkt, daß im Wahllofale oder 
vor bemjelben Unregelmäßigkeiten vorgefommen wären. 
Die Zettelvertheiler von beiden Parteien ftanden immer 
dicht bei einander,‘ vor bezw. in ber Hausthür. Ich 
habe aber nicht geiehen, daß eine Kontrole über bie 
Wähler in der Weije ausgeübt wurde, für welchen Kandi— 
baten fie ftimmten. 

Wie ich mich felbft überzeugt Habe, wurbe von dem 
Pulte hinter dem Wahltiſche von der nationalliberalen 
Partei eine Kontrolle darüber ausgeübt, welche Wähler 
—— Stimmen abgegeben hatten. Es geſchah dies in der 

eiſe, daß neben dem Namen bes wählenden Wählers 
ein Bleiſtiftſtrich gemacht wurde. Weitere Vermerke ſind 
in der Lifte nicht gemacht; es iſt dieſes abſolut unmög- 
lich, wie ich mich felbft überzeugt habe. 

Ein höherer Krupp’iher Beamter war nicht in dem 
Wahllokale, jo lange ich dagemwejen bin.“ 

Auf Grund des Gefammteindruds der vorftehend 


tatholiſch: 


alt, katholiſch: 


katholifch: 


alt, katholiſch: 


tiſch gekommen ift, um die Namen der Wähler feftzus | wiebergegebenen Bemweisaufnahme nahm aud Hier bie 
ftellen. Mehrheit der Kommiffion an, daß die Wähler in unzuläffiger 

Der Kaufmann Heinrich Thier hat mid auf Un- Weiſe bezüglich ihrer Stimmabgabe kontrollirt worden jeien, 
gehörigkeiten innerhalb des Wahllofals nicht aufmerfam und beſchloß mit 10 gegen 2 Stimmen (ein Mitglied ent 
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hielt fich der Abftimmung), die auf den Abgeordneten Krupp 
gefallenen Stimmen zu kaffiren. Vorher war ein Antrag 
auf Bervollitändigung der Beweisaufnahme gegen 5 Stimmen 
abgelehnt worden. Ein Antrag, ſämmiliche Stimmen, auch 
bie des Gegenkandidaten zu tafficen, wurde gegen 2 Stimmen 
abgelehnt. 
IV. Wahlbezirk Altendorf 3, 
A. Bon den Zeugen des Proteftes 

befundet: 

1. Der Anftreichermeifter Peter Lenarz, 36 Jahr 
alt, katholiſch: 

Zur Sade: 


„Sch war bei der Wahl im 3. Wahlbezirk Alten- 
borf Zettelvertheiler für die Gentrumspartei. 

Als ih einmal abgelöft wurde, ging ich in bas 
Wahllokal. Dortielbft traf ich auf einer Bank einen 
Arbeiter, welcher fi als Agathus Bauch aus Altendorf 
Kſtraße Nr. 1 ausgab. Derjelbe kannte mich nicht, 
wußte aucd jedenfalls nicht, dab ich Anhänger ber 
Gentrumspartei bin. Derjelbe fagte zu mir auf meine 
Frage, wie geht's oder wie ſieht's aus, wir paflen hier 
den Leuten jtreng auf bie Finger, die Stötzels Wahl: 
zettel abgeben. ; 

Meines Erachtens lonnte man einen Wähler wohl 
daraufhin fontroliren, ob er den Stimmzettel, den er 
vor dem Wahllofal erhielt, auch am Wahltiſch abgab. 
Es ftanden nämlid; zu beiden Seiten bes etwa 6 Fuß 
breiten Ganges zum Wahltiſch Anhänger der Krupp’ichen 
Partei, darunter auch wohl einige ber Gentrumspartei, 
welche es leicht wahrnehmen konnten, wenn der Wahl: 
zettel, der ins Wahllofal offen mitgebracht wurbe, nicht 
abgegeben wurde. Ausgeſchloſſen war eine Verwechſelung 
bes Wahlzettels nicht ganz, namentlih dann nicht, wenn 
die Leute in ben Talden andere Zettel Hatten. 

Nachdem ich die obige Aeußerung des p. Bauch 
gehört Hatte, ging ih auf Weranlafjung des Wahl: 
fomitees der Gentrumspartei an ben Wahlliſch und fagte 
dem Borfigenden etwa, es ift mir hier gejagt worden, 
es würde ben Leuten, die Stößel wählten, ſcharf auf 
bie Finger gepaßt, ein Ehrenmann wie Krupp bürfe 
doch mit dergleichen Madjereien feine Wahl nicht bes 
werfftelligen. Der Vorſitzende erflärte darauf, er wifle 
nichts davon, im Wahllofal fei nichts paffirt und was 
draußen vorgehe, dafür ſei er nicht verantwortlich. 

& bin darauf fortgegangen.” 
2. Der Anftreichermeifter Arnold Joſef Hartmann, 
37 Jahr alt, katholiſch: 
Zur Sadıe: 

„SH Habe im Wahlbezirte III Altendorf gegen 
Mittag mein Wahlrecht ausgeübt und kann über Unge- 
börigfeiten nichts befunden, da ich mich nad Abgabe 
meines Wahlzettels fofort wieder entfernt habe. Ich 
ſelbſt Habe mein Wahlrecht frei ausüben fönnen, ohne 
von irgend einer Seite beeinflußt zu werben.“ 

3. Der Landwirth Wilhelm Hüttemann, 40 Jahr 
alt, katholiſch: 
Zur Sadıe: 


„Ich war als Vertrauensmann ber Centrumspartei 
für den 3. Wahlbezirk zu Altendorf beftimmt und habe 
die Vorgänge bei der Wahl mit Ausnahme einer Mittags- 
paufe von 1!/, bis 2 Stunden beobadıtet. Die Wähler 
—— faſt ausſchließlich Angeſtellte des Ktrupp'ſchen 

e 


Vor dem Wahllokale bezw. auf dem Flur waren 
Zettelvertheiler ſowohl der Centrumspartei als ſeitens 
der Nationalliberalen Partei aufgeſtellt. Die Wähler 
konnten von dem Augenblick ab, wo fie den Wahlzettel 
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empfingen, bis zu ber Zeit, wo fie ihn am Wahltiſch 
abgaben, genau beobachtet werben und zwar in ber Art, 
bob fie unbemerkt die Zettel nicht vertaufchen konnten. 
Es waren viele Krupp'ſche Beamte bezw. Arbeiter vor 
er in dem Wahllofal, welche die Wähler genau beob- 
adıteten. 

Vom Wahlvorftand wurde mehrfach angeordnet, 
daß die Thür zum Wahllofal geichloffen werde; bei 
dem großen Andrange aber war ein völliges Schließen 
der Thür nicht möglich, jedenfalls wurbe bie Beobach— 
tung der Wähler dadurch nicht ausgejchloffen.“ 

4. Der Landwirt Johann Kleine, 58 Jahr alt, 


katholifch: 


Zur Sade: 

„Ich bin als Vertrauensmann ber Gentrumspartei 
in bem 3. Wahlbezirk Altendorf thätig geweſen. Ih 
abe linregelmäßigfeiten bei der Wahl nicht bemerft, 
ach meiner Anſicht war es jehr wohl möglich, daß ein 
Wähler den vor der Thür erhaltenen Wahlzettel unbe: 
merkt im Wahllofal mit einem anderen Wahlzettel ver: 
tauschen konnte. Dies war namentlih dann möglid, 
wenn ber Wähler einen anderen Zettel gefaltet in ber 
Hand ober in ber Taſche verftedt Hielt, ehe er den 
Wahlzettel vor dem Wahllofal befam. Ich bemerkte, 
da viele Leute mit Joppen befleidet wählten und baf 
bieje einen Zettel verjtedt in der Taſche halten Lonnten. 

Sch ſchaͤtze, daß die Hälfte der Wähler aus diefem 
Bezirk auf dem Krupp'ſchen Werke thätig find.” 


B. Bon den Beugen ber Broteftbeantwortung: 
1. Der Hauptlehrer Karl Roſenkranz, 45 Jahr 


alt, evangelifch: 


Zur Sadıe: 

„Ih bin Vorfigender des Wahlvorftandes, mahr: 
ſcheinlich des 3. Wahlbezirfs Altendorf geweſen. Das 
Wahllofal war die evangelifhe Schule zu Altendorf, 
Syſiem II. 

Mir ift feine Unregelmäßigfeit bei ber Wahl im 
Wahllokal aufgefallen, namentlich ift mir nicht aufgefallen, 
daß die Wähler beobadjtet wurden, ob fie einen be 
ftimmten Zetiel abgaben.“ 


2. Der Lehrer Hermann Janſen, 39 Fahre alt, 


Bur Sadıe: 

„Sch Bin ftellvertretender Borfigender des Wahl: 
vorftandes im 3. Walhbezirk Altendorf geweſen. Ih 
bin einen großen Theil der Wahlzeit im Wabhllofal ans 
weſend geweſen, habe aber im Lokal Unregelmäßigteiten 
nicht entdedt. 

Meines Erachtens war eine Leberweifung ber Wähler 
in der Art, daf fie im Wahllofal kontrolirt wurden, daf 
fie auch einen bejtimmten Zettel abgaben, nicht möglid. 
Sch jelbft Habe verjchiebene Wähler mit mehreren etteln 
in ber Hand im Wahllotal gejehen. Diefe fuchten fi 
ben ihnen pafjenden —* erſt im Wahllokal aus. Da 
die Zettel der verſchiedenen Parteien alle gleichmäßig 
waren, jo konnte man nicht unterfcheiden, welcher Hettel 
abgegeben mwurbe. 

Ich will bemerken: Als ich den Vorſitz führte, kam 
ein Mann, ber mir nachträglich als der Anftreicher 
Lenarz bezeichnet worden ift, in das Wahllofal und 
äußerte dem Sinne nad), e8 würden draußen den Wäh- 
lern Wahlzettel für Krupp aufgendthigt. Ich ermiderte 
etwa, es hätte feine Agitation im Wahllokale ftattgefunden 
und für die Vorgänge außerhalb des Wahllofals fei der 
Wahlvorftand nicht verantwortlid). 

Kontrolliften wurden ſowohl von der Gentrums: alt 
von der Nationalliberalen Partei geführt.“ 


evangelifch: 
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3. Der Zechenbeamte Fri Schmitz, 46 Jahre alt, 
evangeliſch: 
Zur Sache: 


„Ich bin Mitglied des Wahlvorftandes im 3. Bezirk 
Altendorf gemwejen und habe, mit Ausnahme von etwa 
1!/, Stunden um die Mittagszeit, der Wahl fortgejegt 
beigewohnt. Der Borfigende bes Worftandes, Herr 
u achtete mit peinlicher Genauigkeit darauf, 
daß bie Vorfchriften des Wahlreglements befolgt wurden. 
Bon einer Kontrole ber Wähler darauf Hin, für wen fie 
ihre Stimme abgaben, habe ich nidyts bemerkt.” 


4. Der Wohnhaus-Kontroleur Edmund Scubiac, 
50 Jahre alt, evangeliſch: 
Zur Sade: 

„Ih war Beifiger im II, Bezirk Altendorf. Den 
Borfig führte der Hauptlehrer Roſenkranz. Ich Habe 
Ungehörigfeiten im Wahllotale jelbft in feiner Weiſe 
wahrgenommen. Eine Anzahl Wähler hatte mehrere 
Zettel in der Hand, drehten fi vor dem er 
nad der Seite, um den richtigen Zettel auszujuchen, 
während fie den zweiten Zettel in die Tafche ftedten. 

Ich bin im Wahllofale mit Unterbrechung einer 
etwa einftündigen Mittagspaufe anweſend geweſen.“ 


5. Der Bädermeifter Ernft Haſenkamp, 41 Jahre 
alt, evangelifdh: 
Zur Sadıe: 


„Ih Habe ber Wahl im 3. Bezirk Altendorf als 
Vorftandsmitglied mit Ausnahme einer Mittagspaufe 
von etwa 2 Stunden fortgejfeßt beigewohnt; id) habe 
aber Unregelmäßigfeiten bei der Wahl nicht entdedt, 

Meiner Anfiht nad waren die Wähler im Wahl— 
Iotal wohl in der Lage, unbemerkt Zettel zu vertauſchen. 
Sch Habe jelbft viele Wahler beobachtet, welche mit 
mehreren Betteln in das Wahllofal kamen und ſich erjt 
dort den ihnen paſſenden ausmwählten, zufammenfalteten 
und abgaben. Dean konnte nicht erfennen, welcher Namen 
auf den Zeiteln gebrudt war, weil die Wähler in der 
Lage waren, den Zettel fo vor fih zu Halten, daß 
Niemand den Namen auf dem Zettel jehen konnte.“ 


6. Der Delonom Heinrih Hammader, 69 Jahre 


Zur Sadıe: 

80 bin Mitglied des Wahlvorftandes bes 3. Bezirks 
Altendorf gemwejen und Habe faft die ganze Zeit ber 
Wahl beigewohnt. Ich Habe nichts von Unregelmäßig- 
keiten im Wahllokal entbedt; namentlich habe ich nicht 
wahrgenommen, dab die Wähler daraufhin beobachtet 
—— ob fie auch den Stimmzettel für Krupp abs 
gaben.” 

7. Der Schreinermeifter Heinrich Nordbmann, 
33 Jahre alt, katholiſch: 
Zur Sadıe: 

„Ich bin Mitglied des Wahlvorftandes des 3. Bezirks 
Altendorf geweſen und habe der Wahl, mit — 
einer Mittagspaufe von etwa 1!/, Stunden, fortge opt 
beigewohnt. Unregelmäßigkeiten Habe ich nicht entbedt. 
SH glaube nicht, dak man beobachten konnte, für wen 
der einzelne Wähler die Stimme abgab.” 


8. Der Rechnungsführer Karl Spengler, 37 Jahre 
alt, latholiſch: 
Zur Sadıe: 


„Ih bin bei der Wahl im 3. Bezirk Altendorf 
Prototolführer geweſen und habe mit Ausnahme einer 
Mittagspaufe von etwa 1'/, Stunden als foldher bei der 
Wahl fungirt. 


alt, katholiſch: 








Ich habe keinerlei Unregelmäßigkeit im Wahllotal 
entdeckt, namentlih Habe ich nicht wahrgenommen, daß 
die Wähler daraufhin beobadtet wurden, ob fie ben 
Stimmzettel für Krupp abgaben. 

Der Vorfigende Roſenkranz und deſſen Stellvertreter 
Janſen waren äußerſt ſtreng darauf bedacht, Unregel- 
mäßigfeiten im Wabhllofal zu verhüten. 

Die Kommiffion fam auf Grund ber vorftehenden 
Aussagen nicht zu der Anſicht, daß die vom Proteft bes 
hauptete Wahltontrolle ftattgefunden habe. Hierbei wurbe 
insbeſondere in Betracht gezogen, daß nad) Ausſage bes 
Proteftzeugen Hüttemann der Vorſtand darauf geachtet 
bat, die Thür zum Wahllokal nicht offen ftehen zu laſſen, 
— mobdurd eine jyitematiihe Beobadtung ber Wähler 
gehindert wurde —, und daß ein amberer Proteftzeuge 
(Kleine) — von den Zeugen ber Proteftbeantwortung 
ganz zu ſchweigen — zugeben muß, daß ein unbemerftes 
Bertaujchen ber Stimmzettel ſehr wohl möglid) war. 


V. Wahlbezirk Altendorf 4. 
A. Bon den Protefizeugen 
befunbet: 
1. Der Bergmann Nicolaus Jacobi, 30 Jahre alt, 


latholiſch: 
Zur Sache: 

„Als ich im 4. Wahlbezirke Altendorf meine Wahl: 
pflicht erfüllen wollte, erhielt ih am Eingang zum Flur 
Wahlzettel für Krupp und für Stößel eingehändigt. Ich 
juchte den mir paffenden aus, nämlid den für Stößel, 
und faltete ihn zujammen, während ih den andern in 
der Hand zerfnitterte und in die Tafche ftedte. Als ich 
ben GStößelihen Wahlzettel zufammenfaltete, bemerkte 
ic, daß mir ein Ye von hinten über die Schulter ſah, 
mid) dann bis dit an den Wahltiſch verfolgte und bes 
obachtete, wie ich den zujammengefaltenen Wahlzettel 
abgab. Gleichzeitig ging er an einen Tiſch, welcher nicht 
weit von dem Wahltifche entfernt ftand und an welchem 
eine Nebenlifte geführt wurde. Dabei Eontrolirte er an— 
fcheinend meinen Namen, denn glei darauf, als ich 
eben vom Wahltifh zurüdtrat, fam er zu mir und fragte 
mich nad; meinem Namen. Ich nannte meinen richtigen 
Namen, worauf ber Herr fagte: „But, es fimmt.” Als 
ih dann aus dem —— gegangen und mich in dem 
Flur befand, ſagte dieſer Herr, der inzwiſchen gleichfalls 
auf den Flur gegangen war, zu einem andern Seren: 
„Kennen Sie Einen Namens Nicolaus Jacobi?“ Wo— 
rauf der Andere nad kurzem Nachdenken erwiberte: 
„Mein.“ „Gut, fagte darauf ber Erjtere, wir wollen 
uns den Namen merken oder notiren.“ 

Wer die beiden Herren geweſen find, insbefondere, 
ob fie der nationalliberalen Partei angehörten ober An— 
geftellte des p’ichen Werks waren, weiß ich nicht. 

Ich bin nicht bei Krupp angeftellt, ſondern arbeite 
auf der Zeche Wolfsbant. Die beiden Herren waren 
nicht Angeftellte diejer Zeche. Die Zechenbeamten von 
Zeche Wolfsbank kenne ich perſönlich Alle. 

Sch Habe nicht bemerkt, daß andere Leute fo bei 
der Wahl beobadytet wurden, wie ich; ich Bin auch nur 
fehr Zurze Zeit im Wahllofale anweſend geweſen.“ 


2. Der Auktionator Franz Schlüter, 57 Jahre alt, 


fatholijch: 
Zur Sadıe: 

„Ich habe als Vertrauensmann der Gentrumspartei 
im IV, Bezirke Altendorf der Wahl fajt den ganzen Tag 
beigewohnt. Ih habe nur eine Mittagspaufe von etwa 
I Stunde gemadt. Ich Habe insbejondere auch an 
der Schulbant, welde nicht weit von dem a 
neben demfelben aufgeftellt war, eine Nebenwahlliite ge: 
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führt, um zu Eontroliren, welche Wähler ihrer Wahlpflicht 
genügt Hatten reſp. welche fäumig waren. 

Ih bin verjchiedene Male aus dem Wahllofale auf 
furze Zeit herausgegangen. Dabei habe ich die Wahr: 
nehmung gemacht, daß von der Gentrumspartei nur zwei 
Bettelvertheiler und zwar gleid am Eingange des Flurs 
aufgeftellt waren, während Zettelveriheiler und Ver— 
trauensmänner der nationalen Partei die beiden Seiten 
bes Flures bis an die Thür des Wahllofals bejeßt 
hatten. An dem Katheber gleich rechts von ber Thür 
im Bahllofal wurde von Anhängern ber Partei ſtrupp 
eine Wahllifte geführt, an diefem Katheder herrſchte ein 
reger Verkehr und es fanden meift mehrere Beamte und 
Arbeiter und Vertrauensmänner von Krupp an diejem 
Katheder. Dieje konnten die Wähler bis zur Wahlurne 
genau beobachten. Wenn ein Wähler in dem Flure 
einen Wahlzettel befam, konnte er genau beobachtet 
werben, ob refp. welchen ber empfangenen ettel er bei 
der Wahl abgab. 

An dem befagten Katheber herrichte ein foldder Lärm, 
daß der Wahlvorfteher, Herr Iſenberg, zweimal Ruhe 
gebieten mußte. 

Bon beiden Parteien mwaren vor ber Wahl ben 
Wählern Zettel für die Kandidaten zugeſtellt. Wenn 
aljo ein ag diefen Zettel mit zum Wahllotale brachte, 
fonnte er jelbjtverjtändlih nicht daraufhin Zontrolirt 
werben, wen er wählte. Dieſes war nur dann möglich, 
* er einen vor dem Wahllokale erhaltenen Zettel 
abgab.* 


3. Der Wirth Heinrih Knappmann, 40 Jahre 
alt, katholiſch: 
Zur Sadıe: 


„Ich bin Vertrauensmann der Gentrumspartei und 

bin als folder an dem Wahltage verſchiedene Male zum 
BWahllofale gegangen. Bor und in dem Wahllofale 
ftanden jtet3 von beiben Parteien Bertrauensmänner 
reſp. Anhänger. Die Wähler konnten, wenn fie in dem 
pure vor dem Wahllofale die Wahlzettel in Empfang 
nahmen, genau beobachtet werden, weldyen der em— 
pfangenen Zettel fie abgaben, wenigftens war es nicht 
leicht, daß die Wähler diefes verbergen konnten. Es 
el mir einmal auf, daß ein Mann zu einem anderen 
agte, als ein Wähler vorüberging: „Paß auf, ob er 
en Zettel aud) vertaufcht, er hat ihn in die rechte Taſche 
geftecht." Welcher Partei diefe Männer angehörten, weiß 
ich nicht, ich lenne fie nicht näher. Ich glaube aber, 
daß dieſe Männer der Krupp’idhen Partei angehörten, 
weil meine Warteigenoffen mid) als Vertrauensmann 
wohl gefannt haben würben.” 


B. Bon ben Zeugen der Protejtbeantwortung 


bekundet: 


1. Der Lehrer Johannes Müller, 47 Jahre alt, 


latholiſch: 
Zur Sache: 
„Ich bin Wahlvorſteher im IV. Bezirke Altendorf 
geweien und babe als folder abwechſelnd mit dem ftell- 


vertretenden Wahlvorfieher Iſenberg die Wahl geleitet. | 
Ich Habe keinerlei Ungeſetzlichkeiten im Wahllofale bes | 


merkt, namentlich nicht, daß eine Kontrole der Wähler 
in der Hinſicht ftattgefunden hat, welchen Kandidaten fie 
‚wählten. Einen übermäßigen Lärm entfinne ich mich 
nicht wahrgenommen zu haben; es ift allerdings möglich), 
daß ih das eine oder andere Mal um etwas mehr 
Ruhe gebeten habe.” 

2. Der Steiger Joſeph Iſenberg, 46 Jahre alt 
katholiſch: 


——— — — — — —— — — —— — — — — — — — — — 





Zur Sache: 

„Ich Habe mit als Wahlvorſtand im IV, Wahl⸗ 
bezirle Altendorf geſeſſen und habe abwechſelnd mit dem 
Vorzeugen Müller die Wahl geleitet, bin in Folge deſſen 
ungefähr bie Hälfte der Wahlzeit im Wahllofale an- 
weſend geweſen. 

Ungeſetzlichkeiten bei der Wahl Habe ich in keiner 
Weife wahrgenommen, nur entfinne ich mich, daß ich in 
den jpäteren Nachmittagftunden mir zweimal mehr Ruhe 
ausbitten mußte, weil an dem Katheber, welcher gleich 
rechts von der Thür des Wahllofals ſtand, mehrere 
Leute zu laut wurden. 

Wer diefe Leute waren, habe ich nicht genau beob- 
achtet, es werben jedenfalls Anhänger der Krupp’ichen 
Partei geweſen fein, welche bie fäumigen Wähler in 
Erfahrung bringen wollten.“ 

3. Der Kaufmann Karl Grüneifen, 50 Jahre alt, 
evangeliidh: 
Zur Sadıe: 


„Sch bin Beifiger bei der Wahl im IV. Wahlbezirl 
Altendorf geweſen und Habe als folder dem Wahlaft 
mit nur gang furzen Unterbrehungen beigewohnt. Ich 
babe Ungejeglicheiten durchaus nidyt bemerkt, namentlid 
aud nicht, daß die Wähler in der Weiſe Zomtrolirt 
wurden, welden Stimmzettel fie abgaben. 

Ob es im Wahllofale einige Male etwas laut ge 
worden ijt, beffen entfinne ich mich nicht; jedenfalls war 
etwaiger Lärm nicht übermäßig.“ 

Die Kommiffion nahm bei biefem Ergebniſſe ber 
Demweisaufnahme zunächft ohne Widerſpruch an, daß eine 
Verlegung des 8.13 des Wahlreglements, welcher Die- 
fuffionen im Wahllofal verbietet, nicht dargethan ſei Da- 
gegen waren bie Anfichten darüber, ob eine unzuläffige 

ontrole der Stimmabgabe ftattgefunden habe, getheilt. 
Die Mehrheit der Kommilfion verneinte dieſe Frage und 
lehnte einen Antrag, die Kruppſchen Stimmen zu kaſſiren, 
ab (mit 7 gegen 5 Stimmen). 


VI. Wahlbezirk Altendorf 7. 
Hier bekundet: 


A. Bon den Zeugen des Protejtes: 
1. Der Landwirt Johann Silberkuhl, 33 Jahre 
alt, tatholifch: ms r 
Zur Sadıe: 


„Ich Habe als PVertrauensmann im VII. Bezirke 
Sn dem Wahlaft ununterbrochen beigemohnt. 
ch jelbft Habe eine MNebenmwahllifte geführt, um ev. 
fäumige Wähler der Gentrumspartei noch heranzuziehen. 
Da ich ſchon vorher durch Zeitungsnadhrichten und 
fonft darauf aufmerkſam gemadjt war, daß etwa unzu— 
läffige Beobachtung der Wähler bei Stimmabgabe zu 
befürdhten fei, jo Habe ich jelbft mehrfach darauf ge 
achtet, ob man beobachten könne, welden Wahlzettel ein 
Wähler abgab. Dabei habe ich wahrgenommen, daß 
es für einen Wähler ſehr ſchwer fein mußte, einen Wahl: 
zeitel, den er an der Thür empfing, mit einem anderen 
BWahlzettel unbemerkt zu vertaufchen. Bei einem Wähler 
ar ich gefehen, daß er einen vor der Thür empfangenen 
ahlzettel nicht abgab, jondern auf dem Wege zum 
Wahlliſch imnerhalb des Wahllokals aus dem Aermel 
einen anderen Wahlzettel möglichſt unbemerkt hervorholle 
und benjelben ftatt des an der Thür empfangenen abgab. 
Ein Stimmzettelvertheiler der Krupp'ſchen Bartei 
ftand fo an der Thür des Wahllofals, daß er baflelbe 
bis zum Wahltiih genau beobadıten konnte. Ich habe 
aber nicht wahrgenommen, daß diejer anderen Perſonen 
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Mittheilung gemacht Hat, wenn die Wähler den für 
Krupp erhaltenen Stimmzettel nicht abgaben.“ 
2. Der Landwirt Heinrich Pollerberg, 47 Jahre 
alt, katholiſch: 
Zur Sade: 


„Als Vertrauensmann der Centrumspartei habe id) 
ber Wahl im VII. Bezirke Frohnhauſen faft den ganzen 
Tag mit furzen Unterbredungen beigemohnt. Ich habe 
insbejondere mit darauf Obacht gegeben, daß jäumige 
Wähler meiner Partei ir wurben. 

IH entfinne mich nad jo langer Zeit nicht mehr 
genau, ob und welche Ungefeplichkeiten bei der Wahl 
vorgelommen find, 

Meiner Anfiht nah war es jehr jchwer zu beob» 
achten, welder Stimmzettel bei der Wahl abgegeben 
wurde. Db die Wähler thatfählih von Beamten des 
Krupp’ihen Werkes oder fonftigen Anhängern der Krupp⸗ 
ichen Partei daraufhin fontrolirt find, wen fie gewählt 
haben, weiß ich nicht.” 


B. Der Beuge ber Broteftbeantwortung 
—— Robert Hetkamp, 38 Jahre alt, 


evangelif 
Zur Sadıe: 

„Ih bin Wahlvorfteher im VII. Bezirk Altendorf 
ewejen, habe aber als folder keinerlei Gejegwibrigfeiten 
ei der Wahl bemerkt. 

Meine Anfiht nah war es unmöglich, daß Die 
Wähler vom Flur aus daraufhin beobachtet werben 
fonnten, welden Settel fie abgaben. Ich ſelbſt als 
Wahlvoriteher konnte nicht wahrnehmen, welcher Zettel 
abgegeben wurde und halte eine Kontrole vom Flur 
aus um deswegen für unmöglich, weil die Wähler der 
Thür den Rüden zufehren mußten, wenn fie zum Wahl- 
tifche gingen. 

Wenn thatfächlich Ungefeplichkeiten bei der Wahl zu 

Ungunften der spartei paffirt wären, jo würden 
die übrigen Wahlvorftandsmitglieder, die jämmtlich 
fatholiih waren und wohl faft ausfchlieglid der Cen— 
trumspartei gehörten, mid darauf aufmerfjam gemacht 

aben. 

Mit mehreren Se Less re ih nad 
der Wahl zuſammengeſeſſen und äußerten ſich dieje Mit: 
glieder, 4 oder 5, dahin, da e8 in unjerm Wahllofale 
äußerft geſetzmäßig zugegangen jei.“ 

Die Kommiffion erwog, daß nad der Ausſage des 
eugen Silberfuhl eine Kontrole der Wähler durch einen 
ettelvertheiler zwar möglich, aber wohl nicht beabfichtigt 

war, und daß die Beweisaufnahme jedenfalls fein hin— 

reichend klares Bild gebe, um anzunehmen, da bie Frei— 
beit und das Geheimniß der Wahl wirklich beeinträchtigt 
worben jeien. Bon der durch die Protefterheber verlangten 

Kafjirung der Kruppiden Stimmen wurde daher Abjtand 

genommen. 
VII Wahlbezirk Altendorf 8. 
Es befunbet 
A. Bon den Proteftzeugen: 


1. Der Landwirtt Johann Ridder, 31 Jahr alt, 


latholiſch: 
Bur Sadıe: 

„Sch bin bei ber Wahl im VII. Bezirk Altendorf 
faft den ganzen . zugegen gewejen. Im Wahllofale 
waren außer dem Wahlvorjtande und den Wählern nur 
Diejenigen Leute zugegen, welche Nebenliften führten, 
dagegen waren auf dem Flure vor dem Wahllotale faſt 
ausſchließlich Angehörige des Krupp’ichen Werks bezw. 
Partei. Stimmzettelvertheiler für Stöpel ftanden nur 

Altenftüde zu ben Verhandlungen bes Neichstages 1895/96. 


draußen vor dem Wahllofale, bis auf die Zeit, wo es 
regriete, während die Stimmszettelvertheiler für Krupp 
in bem Flure und auch draußen waren. Vom Flure 
aus Zonnte man nicht beobachten, weldhen ber erhaltenen 
Zettel die Wähler abgaben, insbejondere dann nicht, 
wenn die Wähler biejes verbergen wollten, da fie ber 
Thür den Rüden zukehrten.“ 

2. Der Landwirt) Johann Kalthoff, 37 Jahr 

alt, katholiſch: 
Zur Sade: 


„Sch Habe dem Wahlakte im VIII. Bezirke Altendorf 
etwa von Morgens 10 bis Wbends 6 Uhr fortwährend, 
mit geringen Unterbredungen, beigewohnt. Ich führte 
im Saale eine Nebenlifte, um ev. fäumige Wähler meiner 
Partei, der Centrumspartei, heranholen zu laſſen. Ich 
jelbjt Habe wahrgenommen, daß in bem Flure vor dem 
Wahllofale jehr viele Anhänger der Krupp’ichen Partei 
ftanden und fajt Spalier bildeten. Ich bin auch der 
Anſicht, daß man nicht beobadhten konnte, wenn ein 
Wähler den vor dem Wahllofal erhaltenen Bettel mit 
einem anderen vertaufchen wollte. Ich Habe zwar keinen 
thatfähhlihen Anhalt dafür, doch nehme ih an, daß die 
Krupp’ichen Arbeiter von den Beamten und anderen Arbeitern 
bes Krupp'ſchen Werkes daraufhin beobachtet wurden, ob 
fie aud den Stimmzettel für Krupp, den fie vor bem 
Bahllotale erhielten, abgaben. Es waren Krupp'ſche 
Beamte und Arbeiter, welche die Wähler zum größten 
Theile genau fennen mußten, vor und in dem Wahl: 
(ofale anmejend. Diefe fonnten wohl bemerken, wenn 
die Stimmzettel vertaufcht wurden. Namentlid nehme 
ih an, daß viele der Krupp'ſchen Arbeiter ſchon durch 
die Anmejenheit diefer Leute fih davon abhalten ließen, 
einen Verſuch zum Bertaufchen des Stimmzetteld zu 
machen. Der Berginvalide Theodor Hede zu Frohn— 
haufen, weldyer Stimmzettel für Stößel vertheilte, theilte 
mir im Laufe der Wahl einmal mit, daß ein Krupp'ſcher 
Beamter, deſſen Namen ich nicht angeben kann, auf dem 
Flure vor dem Wahllofale Wählern, welche mit Stimm: 
zettel für Stößel in ben Flur kamen, dieſe Zettel ab- 
genommen habe mit der Bemerkung, fie hätten nicht den 
richtigen Zettel und ihnen dafür den Zettel für Krupp 
in die Hand gegeben habe. 

Dem Bahlvorftande Habe ich feine Mittheilung 
hiervon gemadht.“ 

B. Bon den burd bie Protejtbeantwortung 
als Zeugen aufgeftellten Mitgliedern des Wahlvorftandes: 
1. Der Lehrer Hermann Brinken, 31 Jahr alt, 


evangeliſch: 
Zur Sache: 
„Ich war Vorſitßender bei der Wahl bes 8. Bezirks 
Altendorf 


und * als ſolcher den Wahlakt bis auf 
eine Mittagspaufe von etwa 1!/, Stunden geleitet. Es 
wurde einmal der Verſuch gemacht, im Wahllofale ſelbſt 
zu agitiren, ich habe aber die betreffenden Perſonen fofort 
—— worauf die Agitation unterblieb. Welcher 
artei dieſelben angehörten, iſt mir nicht mehr erinnerlich. 
Im Wahllokale ferbh, und zwar dauernd meift nur hinter 
und neben dem Wahltifch hielten fich Leute beider Par- 
teien auf, insbefondere wurden von beiden Parteien in 
durchaus zuläffiger Weife Nebenliften geführt, um etwa 
fäumige Wähler noch heranzuholen, , 
Ich Habe fcharf aufgepaßt, ob Ungejeplichkeiten im 
Wahllokale vorfamen, habe ſolche aber, außer dem oben 
angegebenen einen Falle, nicht entdedt. Ich halte es 
aud für ausgeichloffen, daß von den Parteien eine 
Eontrole darüber ausgeübt werden konnte, wen ber eins 
zelne Wähler wählte,“ 
155 
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2. Der Mühlenbefiger Hermann Bögel, 42 Jahr 
alt, katholiſch: 
Zur Sadıe: 


„Ich war ftellvertretender Vorfigender bei der Wahl 
im 8. Bezirk Altendorf und Habe als folder um bie 
Mittagszeit die Wahl etwa 1'/, Stunden lang geleitet 
und habe ihr font bis auf eine Mittagspaufe von etwa 
1!/, Stunden ftets beigewohnt Unregelmäßigfeiten im 
Wahllofal habe id in keiner Weiſe wahrgenommen, 
namentlih babe ich nicht bemerkt, dab die Wähler 
daraufhin beobachtet wurden, wen fie wählten.“ 
3. Der Wirth Heinrih Hörjter, 34 Jahr alt, 


tatholifch: 
Zur Sadıe: 

„Ich Habe der Wahl im 8. Bezirk Altendorf bis auf 
eine Mittagspaufe von etwa 1'/, Stunden fortwährend 
beigewohnt, habe aber feinerlei Ungefeplichfeiten im 
Wahllofal entdedt, namentlih Habe ih nicht wahr: 
genommen, dab die Wähler im Wahllofale oder von der 
Thür desjelben aus daraufhin beobachtet wurden, welchen 
Stimmzettel fie abgaben.“ 

4. Der Wirth Friedrid Dverrath, 40 Jahr alt, 








Ich halte eine Eontrole der Wähler daraufhin, ob 

e ben Stimmzettel für Krupp oder für Stößel abgaben, 
ür ausgeſchloſſen. 

7. Der Techniker Dito Zauber, 39 Jahr alt, 


Zur Sadıe: 

„Ich habe der Wahl des 8. Bezirts Altendorf als 
Beifiger beigemohnt und bin mit Ausnahme einer Mit: 
tagspaufe von etwa */, Stunden bei dem Wahlact fort: 
während zugegen geweſen. Ih habe keinerlei Ungejeh: 
lichkeiten bemerkt. Außer Herr Kofchel und mir waren 
Krupp’ihe Beamte, die einen Einfluß auf bie Wähler 
hätten ausüben können, überhaupt nicht im Wahllotal 
anweſend. 

Meines Wiffens iſt von ben —— ober mittleren 
Krupp'ſchen Beamten feine Anweiſung gegeben, die 
Wähler bei Abjtimmung zu Eontroliren; ich müßte diejes 
jedenfalls wiffen, da ich eine foldhe Anmweijung, wenn fie 
ergangen wäre, auch befommen haben würde. 

ch habe aud eine Kontrole der Wähler daraufhin, 

ob fie für Krupp oder für Stögel wählten, im Wahllotal in 
feiner Weiſe wahrgenonmen.” 

Bei diefem Beweisergebniß wollte fi die Kommiſſion 


evangeliſch: 


katholiſch: 
Zur Sache: 

„Ih Habe der Wahl im 8. Bezirk Altendorf als 
Beifiper bis auf eine Mittagspaufe von etwa Stunden 
beigewohnt, habe aber feinerlei Ungefeplichkeiten bemerkt, 
insbejondere habe ich nicht wahrgenommen, daß Wähler 
—— beobachtet wurden, wem ſie ihre Stimme 
gaben." 


zu einer Kafjirung der Krupp'ſchen Stimmen, auf melde 
der Proteſt abzielt, nicht verftehen, zumal die Wahlalten 
ergeben, daß der Gegenfandidat Stößel troß der angeb- 
lien Wahlbeeinfluffung eine recht erheblide Stimmen 
anzahl auf ſich vereinigt Hat (334 Stimmen), übrigens ein 
Erwägungsgrund, der aud bei Altendorf 7 zutrifft (393 
Stötzel' ſche Stimmen). 


5. Der Hauptlehrer Konrad Stricker, 45 Jahr alt, 


latholiſch: 
Zur Sache: 

„Ich Habe der Wahl im 8. Bezirk Altendorf als 
Beifiger beigewohnt, habe auch mehrere Male auf kurze 
Zeit das Lolal verlaſſen. 

Ich Habe keinerlei Ungeſetzlichkeiten im Wahllofal 
bemertt. Nur einmal ſprachen zwei Perfonen etwas 
Iebhafter zufammen, fie wurden aber jofort vom Vor— 
jteher ungefähr mit den Worten zurechtgewieſen, „im 
Wahllotal darf das nicht geſchehen,“ worauf auch beide 
Perjonen ruhig wurden. Ich weiß aber nicht genau, ob 
diefer Vorfall bei der Stichwahl oder bei der vorher: 
gegangenen Hauptwahl ftattgefunden hat. 

Eine Gontrole der Wähler in der Hinficht, ob fie 
ben Stimmzettel für Krupp oder Stößel abgaben, habe 
ide im Wahllofal nicht wahrgenommen. Eine Eontrole 
hat bei der Stihwahl meiner Anſicht nad ſchon des— 
wegen nicht ftattgefunden, weil die Leute, welche vor ber 
Thür ftanden, wohl faum nah ihrem Ausſehen zu 
urtheilen, fähig waren, eine derartige Kontrole auszuüben, 

Ih will nod Hinzufügen, daß ih um die Mittagss 
zeit ungefähr 1 bis 2 Stunden fort gemwejen bin vom 
Bahllofal.” 

6. Der Bürcaubeamte Rihard Koſchel, 42 Jahr 
alt, evangeliſch: 
Zur Sade: 


„Sch Habe bei der Wahl im 8. Bezirk Altendorf als 
Protofollführer fungirt und habe als jolder der Wahl 
mit Ausnahme einer Mittagspaufe von ca. * Stunden 
beigewohnt. 

Ich habe Feinerlei Ungejeplichkeiten im Wahllofal 
bemerkt. Einmal verjuchte ein Stimmgzettelvertheiler in 
das Wahllofal zu kommen, er wurde aber fofort vom 
Wahlvorſteher zurüdgemwiefen. Der Wahlvorfteher adhtete 
überhaupt ſehr jcharf darauf, daß feine Ungeſetzlichkeiten 
im Wabhllofale vorfamen. 


VII. Wahlbezirk Altendorf 10 und 11. 
Es befunden 
A. Die Proteftzeugen, und zwar: 
1. Der Bierhändler Fritz Keufer, 39 Jahr alt, 


Zur Sade: 

„Sch bin als Vertrauensmann der Gentrumsparti 
bei dem Wahlakt im 11. Bezirt Altendorf den größten 
Theil des Tages zugegen — Dabei habe ich mehrfach 
wahrgenommen, daß Wähler Kruppſche Wahlzettel vor 
dem Wahllofal im Flur ausgehändigt erhielten, dann 
von anderen Leuten, die ich für Krupp'ſche Arbeiter hielt, 
beobachtet und bis an die Thür des Wahllofals ver: 
folgt wurden und von der Thür aus beobachtet wurden, 
ob fie auch den erhaltenen Wahlzettel für Krupp am 
Wahltiſche abgaben. Ich Habe diefes wohl in 20 bis 
30 fällen beobachtet. Ich Halte es für ſchwer, daf 
einer ber bezeichneten Wähler unbemerkt im Wahllotal 
— —— Wahlzettel mit einem anderen vertauſchen 


nnte, 
Am Abend des Wahltages, als der Wahlakt bereils 
beendigt war, ging ich mit mehreren anderen Vertrauens 
männern der Gentrumspartei in das Lokal des 10. Be 
zirks Altendorf. Der Wahlvorſtand Hatte das Auszählen 
der Stimmzettel jhon beendet und machte das Rejultat 
der Abjtimmung befannt. Darauf rief man im Wahl: 
Iofal: „Da ift aud ein Stößelaner, haut ihn, ser‘ ihn 
feſt“ und bedrohte uns mit Schläge. Wir Anhänger 
der Gentrumspartei mußten ſchleunigſt flüchten, um nicht 
aeihlagen zu werden. Ob vom Wahlvorftand genen 
diefe Ausfchreitungen eingefchritten ift, weiß ich nicht.“ 
2. Der Schreinermeifier Hermann Böppinghaus, 


tathouſch 


39 Jahr alt, latholiſch: 


Zur Sache: 
„Als Vertrauensmann der Centrumspartei habe ih 
von Morgens 9 bis Nachmittags gegen 5 Uhr mit Aus 
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nahme einer Mittagspaufe von etwa 11/, Stunden ber 
Wahl im 11. Bezirk Altendorf beigewohnt. Dabei habe 
ich beobadhtet, daf die Wähler durchgehends von Bes 
amten und Angeftellten des Krupp'ſchen Werks kontrolirt 
wurden, für wen fie ftimmten, wenigftens war das bei 
den Wählern der Tall, welde ohne Wahlzettel zum 
Lokal kamen. Dieſe erhielten auf dem Flur vor dem 
Lokal einen Zettel, dann ging der eine oder der andere 
Beamte oder Angeftellter des Krupp'ſchen Werks mit dem 
Wähler bis dicht an den Wahltiſch, beobachtete, ob der 
2* den erhaltenen Zettel abgab und machte ſich 
ſelbſt anderweit im Wahllokal zu ſchaffen; namentlich 
gingen viele dieſer beobachtenden Leute zu einem Fäßchen 
Bier, welches hinter dem Wahltiſche aufgeſtellt war, und 
trank ein Glas Bier. 
Vom 10. Wahlbezirk weiß ich nichts zu melden.“ 
3. Der Schmiedemeiſter Wilhelm Kalthoff, 33 Jahr 
alt, katholiſch: 
Zur Sache: 


„Als Vertrauensmann der Centrumspartei habe ich 
von Vormittags 9 Uhr bis Nachmittags gegen 6}, Uhr, 
mit Ausnahme einer Mittagspaufe von etwa 11/, bis 
2 Stunden ber Wahl im 10ten Bezirke Altendorf bei— 
gewohnt. Außerdem bin ich noch einigemale bis zu 
!/, Stunde vom Wahllofale fort gewejen. 

Ih Habe nun wahrgenommen, daß die Wähler, 
welche bei dem Krupp’ihen Wert arbeiten — und fajt 
nur folde wählten in dieſem Bezirt — auf dem Flur 
vor dem Wahllofal von Angeftellten des Krupp'ſchen 
Werks beobadıtet wurden, welchen der Wahlzetiel fie 
zufammenfalteten und welden fie am Wahltiiche abgaben. 
Die Thür ftand nämlich Anfangs meift offen bezw. wurde 
fie von den Leuten, welche die Wähler beobachteten, offen 
gehalten. — Später habe ich möglichſt dafür gelorgt, 
dab die Thür zugemacht wurde, wenn die Wähler zur 
Urne gingen. Darüber wurde von Anhängern der 
Krupp’ihen Bartei, welde fih in dem Hausflur be- 
fanden, geipöttelt. Da die Wähler ſchon im Flur meift 


den erhaltenen Zettel zufammengefaltet hatten und mit | 


diefem zufammengefalteten Zettel in das Wahllotal famen, 
in weldem wiederum mehrere Angeftellte des Krupp'ſchen 
Werks, die die Wähler zum großen Theil jedenfalls ge— 
fannt haben werden, ſich aufhielten, jo konnte meines 
Erachtens Lontrolirt werden, wen bie Wähler wählten. 
Daß dieje Kontrole thatlählih von den Beamten aus— 
geübt worden ift, kann ich nicht jagen, da fie in ber 
Hinſicht nichts merken ließen, 

Im Lokale des 11. Wahlbezirks bin ich nicht ge= 
weſen.“ 


B. Die von ber Proteſtbeantwortung 


vorgejhlagenen Mitglieder der Wahlvorftände, und zwar: 


1. Der Mpotheler Hugo Neder, 57 Jahr alt, 


Zur Sadıe: 

„Ich bin Wahlvorjteher im X. Wahlbezirf Altendorf 
ewejen und habe bis auf 1 Stunde Mittags von 1 bis 
3 Uhr und vielleicht jonft mal auf 2—3 Minuten, wo 
ich ausgetreten bin, die Wahl geleitet. Ich habe keinerlei 
Ungefeglichkeiten im Wahllokale Heise bemerkt. Um 12 Uhr 
Mittags wurde es auf dem Flure des Wahllofals wegen 
des großen Zubrangs der Arbeiter, die um dieſe Zeit 
von der Arbeit zur Wahl kamen, etwas übergebührlich 
laut, weshalb ich dem anmejenden Polizeibeamten die 
Weifung gab, Ruhe auf dem Flure zu ftiften. Bon 
meinem Plage aus konnte id den Flur nicht — 
oder doch jedenfalls nur ein kleines Stück, wenn die Thür 

geöffnet wurde, 


evangeliſch: 


Ich habe vor allen Dingen gar nicht bemerkt, daß 


die Wähler daraufhin kontrolirt wurden, wen fie 
wählten.” 
2. Der NAnftreichermeifter Johann Siepmann, 


56 Jahr alt, fatholifc: 


Bur Sadıe: 

„Ih bin im X. Bezirk Altendorf ftellvertretender 
al ek gewejen und bin den größten Theil der 
Wahl im Wafllofal anwejend gewejen. Ich Habe keinerlei 
Gejepwidrigkeiten in oder vor dem Wahllofal wahrge: 
nommen, namentlih babe ich von einer Kontrole der 
Wähler daraufhin, ob fie auch den Krupp’ichen Stimm: 
zettel abgaben, nichts wahrgenommen. Ich Halte eine 
derartige Kontrole auch für ausgeſchloſſen.“ 


3. Der Meijter Heinrid Manter, 39 Jahr alt, 


Sur Sadıe: 

„Ich bin Beamter des Krupp’ihen Werks und bin 
als Beifiger bei der Wahl im X. Wahlbezirke Altendorf 
gewejen. Ich habe fortwährend bis auf eine Mittags- 
pauje von etwa 11, Stunden der Wahl beigewohnt, 
habe aber keinerlei Ungejeplichfeiten im Wahllofale be— 
merkt. Ih Habe aud nicht wahrgenommen, daß die 
Wähler daraufhin beobachtet wurden, wen fie wählten. 
Von den höheren oder mittleren Beamten bes Krupp’icden 
Werkes ift eine Weifung, die Wähler bei der Wahl zu 
überwachen, nicht ergangen, ich würde eine ſolche fonft 

leichfalls erhalten haben. Es ift mir überhaupt nicht 
ekannt, dab irgend ein Beamter des Krupp'ſchen Wertes 
eine Ueberwahung ber Wähler angeordnet oder ems 
pfohlen hat.” 

4. Der Schreiber Karl Brandenbuſch, 32 Jahr 


tr Sadıe: 

„sh bin als Protofolführer bei der Wahl im 
X. Wahlbezirke Altendorf bis auf eine Mittagspaufe von 
etwa Stunde, thätig geweſen. Ich habe bei der Wahl 
im Wahllofal keinerlei Ungefeglichkeiten bemerkt, nament= 
ih nicht, daß die Wähler daraufhin kontrolirt wurden, 
wen fie wählten. Ich ſelbſt bin Krupp'ſcher Beamte, 
habe aber nidhts davon gehört, daß von irgend einer 
Seite aus die Beobachtung der Wähler daraufhin, wen 
fie wählten, angeordnet ift. Ich habe auch nicht gehört, 
daß ein Beamter des Krupp'ſchen Werkes die Arbeiter 
diejes Werts daraufhin beobachtet hat, ob fie den Krupp— 

chen Stimmzeitel abgaben.“ 
5. Der Monteur Friedrih Becker, 46 Jahr alt, 


Zur Sadıe: 

„Ich fungierte bei der Stichwahl ala Beifiger im 
Wahlvorfiande im Wahllofale Nehelihe Schule in 
Schederhof. Mit Unterbrehung einer kurzen Mittags: 
paufe bin ich bejtändig im Wahllofale anweſend gewejen. 

Nah meinen Beobachtungen habe ich Ungehörig- 
keiten während des Wahlganges durhaus nicht wahr: 
genommen, Die Wähler konnten ihre Wahlzettel ver: 
tauschen. Bon den Perjonen, weldhe auf dem Flure mit 
Stimmzetteln ftanden, ift ab und zu einer hereingefommen, 
ber fich aber bald wieder entfernte. Sonſtige Perſonen, 
welche eine Kontrole hätten üben können, haben ſich im 
Wahllofale nicht befunden.“ 

(Die Ausfage bezieht ſich auf den Bezirk Altendorf 10.) 
6. Der Schreiber Auguft Morgenftern, 55 Jahr 


Zur Sadıe: 
„Als Beiſiher bei der Wahl im X. Wahlbezirk Alten: 
borf, der ih bis auf eine Mittagspaufe von etwa 
156 * 


evangeliich: 


alt, katholiſch: 


tatholiich: 


alt, evangeliſch: 
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1 Stunde beigewohnt habe, habe ich Feinerlei Ungeſetzlich— 
keiten im Wahllotale bemerkt. Bon einer Ueberwachung 
der Wähler daraufhin, wen fie wählten, ift mir nichts 
befannt. Es iſt mir auch nicht befannt, daß irgend ein 
Krupp’icher Angeſtellter Weijung zu einer derartigen 
Ueberwadhung gegeben hat. Ich ſelbſt bin Krupp'ſcher 
Beamte und würde von einer ſolchen Weijung jedenfalls 
gehört haben.“ 

7. Der Zeichner Johann Faſen, 31 Jahr alt, 


katholiſch: 
Zur Sadıe: 

„Ich bin bei der Wahl im X. Wahlbezirk Altendorf 
bis auf eine Mittagspauje von hnapp einer Stunde zus 
gegen gewejen. Ich habe aber feinerlei Ungejeglichkeiten 
im Zolale bemerkt, trogdem ich als Beifiger bei ber 
Wahl hierauf geachtet habe, Bon einer Ueberwachung 
der Wähler daraufhin, ob fie den Stimmzettel für Krupp 
abgaben, ift mir nichts befannt, namentlich ift mir aud) 
nicht befannt, daß von irgend einem Beamten oder An— 
geitellten des Krupp'ſchen Werkes eine ae ju einer 
derartigen Ueberwachung gegeben ift. Ich will aber be= 
merken, daß ein Krupp'ſcher Deßgermeifter, der ſehr lange 
der Mahl beigewohnt hat, nämlich der Metzgermeiſter 
Klaas zu Schederhof, vielleicht die Abſicht gehabt hat, 
durch feine bloße Anmeienheit im Wahllofale die Arbeiter 
bes Krupp’ihen Werkes zu einer Wahl für Krupp zu 
beftimmen. Ich habe aber in Feiner Weife bemerkt, daß 
ſich diefer mit einem der Wähler direkt befaßt hat, um 
ihn zu beeinfluffen. Thatjählihen Anhalt für dieſe 
meine Anficht habe ich nur den, daß der zc. Klaas eifriger 
Anhänger der liberalen Bartei ift und auch vielfady Fir 
dieſe Partei agitirt hat.” 

8. Der Hauptlehrer Ferdinand Feld, 48 Jahr alt, 


evangeliſch: 
Zur Sache: 

„Ich bin Wahlvorſteher im Al. Wahlbezirke Alten- 
dorf gewejen und Habe als folcdher bis auf mehrere 
Heinere Paufen, bis vielleicht '/, Stunde, die Wahl ger 
leitet. Es find mir im Wahllofale Ungejeglichfeiten nicht 
aufgefallen. Insbejondere habe ich von Vorgängen, wie 
fie die Zeugen Bierhändler Friß Keufer aus Holjter- 
haufen und Screinermeifter Hermann Poppinghaus da- 
bier, deren Ausjagen vom 14, September 1894 mir vor: 
gelefen find, nichts bemerft. Dabei muß ich noch an= 
geben, daß Krupp'ihe Beamte in dem Wahllofale joviel 
ich weiß, überhaupt nicht gewejen find, mit Ausnahme 
des Protofollführers Heiſchkamp und des ae Kuhl. 
Erſterer iſt Schreiber und Letzterer Vorſteher der 
Krupp'ſchen Bierhalle, ich möchte ſie daher auch nicht 
mal als Beamte bezeichnen. Richtig iſt allerdings, daß 
der Wahlvorſtand zu feiner Erfriſchung Vier Hinter dem 
Wahltiſche Hatte, und daß von diefem Biere von Zeit 
zu Seit einer oder der andere der Bekannten des Wahl- 
vorjtandes ein Glas mitgetrunten hat, 

Daß diefe Leute bei der Gelegenheit eine Kontrole 
dahin ausgeübt haben, ob die Wähler auch die Stimme 
zettel für Krupp abgaben, Halte ich für ausgeſchloſſen.“ 

9. Der Lehrer Heinrih Marth, 42 Jahr alt, evan- 


geliſch: 
Zur Sache: 

„Im Wahllokal Schederhof, ev. Schule, fungirte 
ich als Beiſitzer und mit Unterbrechung einer Mittags- 
— Nachmittagspauſe beſtändig im Wahllofale ge— 

lieben. 

Etwas Unzuläſſiges oder Ungeſetzliches iſt nicht vor: 
gefommen. Im Wahllofal ſelbſt ift eine Kontrole nicht 
ausgeübt. 


} 
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Die Zettelvertheiler fanden vor ber Thür des Wahl⸗ 
lokals und konnte ihr Treiben vom Wahltiſche aus nicht 
beobachtet werden. Ein Umtauſchen der Wahlzettel war 
den Wählern ohne Kontrole möglich.” 

10. Der Schreiber JZoann Heiſchkamp, 26 Jahr alt, 


Zur Sade: 

„Ws Prototollführer habe ich ber Wahl im XI. Wahl⸗ 
bezirle Altendorf bis auf eine etwa einftündige Mittags- 
paufe beigewohnt. Ich habe aber keinerlei Ungefeplih- 
feiten im Wahllofale bemerkt, namentlich ift mir nicht 
aufgefallen, daß die Wähler daraufhin fontrolirt wurden, 
ob fie den Zettel, welchen fie an der Thür in ber Hand 
hatten, au am Wahltiiche abgaben. Bon ben Beob— 
achtungen, welche die Zeugen Keufer und PBoppinghaus 
gemacht Haben wollen — ihre Ausjagen find mir vor: 
gelefen —, ift mir nichts bekannt geworben. Beamte 
des Krupp'ſchen Werts Habe ich überhaupt in dem Wahl: 
Iofale nicht wahrgenommen, außer mir und dem Bor: 
fteher der Krupp’ichen Bierhalle, Herrn Kuhl, welder 
Beifiger war. 

Es iſt mir auch nichts davon bekannt geworben, 
daß die Beamten ober Arbeiter des Krupp'ſchen Wertes 
angewiefen worden wären, die Wähler bei der Abftim- 
mung auf ihre Parteizugehörigfeit zu beobachten. Ih 
würde jedenfalls davon gehört haben, wenn eine jolde 
Unmweifung ergangen wäre.” 

11. Der Lehrer Ferdinand Snod, 41 Jahr al, 


evangelilch: 


‚ evangeliih: 


Zur Sade: 

„Ich Habe der Wahl als Beifiger bis auf einige 
kurze Baufen, die Mittags etwa !/, Stunde betrug, bei- 
gewohnt. Die Ausſagen der Zeugen Keufer umd 
Boppinghaus find mir vorgelejen. Ich Habe aber von 
den befundeten Ungefeplichteiten nichts wahrgenommen. 
Eine Beeinfluffung der Wähler in irgend einer Hinſicht 
im Wahllokale jelbft ift mir nicht aufgefallen, namentlid 
—— ich nicht beobachtet, daß die Wähler von Krupp'ſchen 

ngejtellten bis dicht an die Wahlurne begleitet wurden 
und — beobachtet wurden, ob fie den im das 
Lokal mitgebradhten Zettel abgaben. 

Bon dem Biere, weldes der Wahlvorftand zu feiner 
Erfriihung angeihafft hatte, haben zjreunde und Be 
fannte des Wahlvorjtandes bisweilen ein Gläschen mit: 
getrunfen. Dieje gehörten aber auch zum Theil der 
Gentrumspartei an. Speziell hat der Führer ber 
Gentrumspartei in Wltendorf, Bauunternehmer Froͤchte 
daf., von mir 3 Glas Bier zu trinken bekommen.“ 

12. Der Fabrikarbeiter Edard (nicht Ferdinand) 


Werthebach, 56 Jahr alt, katholiſch: 


Zur Sadıe: 

„Sch bin Beifiger bei der Wahl im XI. Wahlbegirke 
Altendorf gewejen. Ich habe aber von Ungejeplichkeiten 
im Wahllofale durhaus nichts wahrgenommen. Auf 
die Ausfagen der Zeugen Seufer und Boppinghaus, 
welche mir vorgelefen jind, habe ich zu erwidern: „Io 
felbft bin Arbeiter auf dem ſchen Werk und kenne 
die Beamten dieſes Werkes fajt ſämmtlich. Ih habe 
aber keinen Beamten außer dem Protofolljührer bei der 
Wahl, Heifhlamp und dem Beifiger, Wirth Kuhl, feinen 
Krupp’ihen Beamten gejchen. Eine Ueberwadung der 
Wähler, wie fie von Keufer und Poppinghaus geſchildert 
ift, habe ich in feiner Weile wahrgenommen. Im Wahl: 
Iofale waren Angehörige beider Parteien, auch ift von 
Angehörigen beider Parteien ein Glas Bier von Zeit 
zu Beit mitgetrunfen. Es ift mir nicht befannt, daß von 
irgend einem Beamten des Krupp’ichen Wertes eine Be 
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obachtung der Wähler daraufhin, ob fie auch für Krupp 
ftimmten, angeorbnet wäre, Ich würde jedenfall$ davon 
wm haben, wenn eine ſolche Anweiſung ergangen 
wäre. 


Der mir vorgefegte Meifter, Gubbig, hat feinen Ar 
beitern ausdrüdlih vor der Wahl gejagt, jeber Arbeiter 
könne frei wählen.” 


13. Der Wirth Johann Kuhl, 66 Jahr alt, ka— 


tholiſch: 
Zur Sache: 

„Ich bin als Beiſitzer bei der Wahl im XI, Wahl: 
bezirt bis auf einige kurze Pauſen, wo ich austrat, und 
eine Mittagspaufe von eima 20 Minuten, zugegen ges 
weſen. Ich habe im Wahllokale jelbjt nicht die geringjte 
Geſetzwidrigkeit bemerkt, namentlich nicht die Vorkomm— 
niffe, wie fie die Zeugen Keufer und Poppinghaus, beren 
Ausjagen mir vorgelejen find, ſchildern. Es iſt mir auch 
nicht bekannt, daß von irgend einer Seite Anmweifung 
gegeben wäre, die Wähler auf ihre Parteizugehörigkeit 
zu kontroliren. Wenn id einmal ausgetreten bin, habe 
ich gleichzeitig Eontrolirt, ob aud auf dem Flure vor 
dem Wahllofale Unregelmäßigkeiten vorfamen. Ich habe 
—— dieſen Gelegenheiten keinerlei Unregelmäßigkeiten 
em * 


14. Der Wirth Theodor Krämer, 49 Jahr alt, 
latholiſch: 
Zur Sache: 


„Ich bin etwa den ſechſten Theil der Wahl und 
—— Vormittags als Vorſtandsmitglied im Wahllokale 
es XI. Bezirls Altendorf mit Unterbrechungen zugegen 
gemejen. Dabei babe ich durchaus feine Ungejeglich- 
keiten im Wahllofale wahrgenommen. Bon den Bors 
gängen, weldhe die Zeugen Keufer und Poppinghaus, 
deren Ausfagen mir vorgelejen find, beobachtet haben 
wollen, - ich nichts wahrgenommen. So viel ih 
weiß, r en von bem Biere, weldjes in ber Nähe bes 
Wahltiſches fi befand, Angehörige aller Parteien ges 
trunken.“ 

Auf Grund dieſes Beweisergebniſſes nahm die Kom— 
miſſion an, daß die vom Proteſt behauptete Kontrole der 
Wähler des Bezirks Altendorf 10 nicht nachgewieſen er— 
ſcheine. Bezüglih des Bezirks Altendorf 11 gingen bie 
UAnfichten auseinander. Ein Theil der Kommiffion jah das 
Nejultat der Erhebungen als ausreichend an, um anzu— 
nehmen, daß die Wahlfreiheit und das Geheimniß der 
Wahl dort nicht genügend gewahrt worben jeien. Von an- 
beren Mitgliedern der Kommiſſion wurde ein folder Beweis 
entſchieden als mißlungen bezeichnet. Bei diejer verjchieden- 
artigen Würdigung der Beweisaufnahme wurden im Wejent- 
lichen wieder dieſelben Gefichtspuntte geltend gemacht, Die 
bei Kettwig 1 erörtert worden find. Ein Antrag, die Krupp: 
ſchen Stimmen zu kaffiren, wurde mit 5 gegen 5 Stimmen 
abgelehnt. 

IX. Wahlbezirk Altenefjen 1. 
A. Bon den Proteftzeugen 
bekundet: 
1. Der Landwirth Heinrih Strunk, 37 Jahr alt, 


tatholiſch: 
Zur Sache: 

„Ich habe der Wahl im 1. Bezirk Alteneffen wieder— 
holt beigewohnt. Ich war Vertrauensmann ber Gentrums= 
partei. Ich habe wiederholt die bei der Wahl anwejens 
den Vertrauensmänner beider Barteien und zwar jo laut, 
daß es am Wahltiſche wohl gehört werden konnte, aufs 
gefordert, die Stimmettelvertheiler aus dem Wirthſchafts- 
zimmer zu verweilen, damit die Wähler vom Wahltiſch 
aus nicht beobachtet werden konnten, wen fie wählten. 








Die Skizze Blatt 9 erfte Spalte entipricht der Wirk: 
lichkeit. Vom Wahltiihe aus konnte man genau wahre 
nehmen, welchen Wahlzettel der Wähler an der Thür 
empfing und melden er bei der Wahl abgab. Ich 
nehme an, daß die liberale Bartei reip. Angehörige der- 
felben fih in dem Wahllofale aufhielten, um eine uns 
geſetzliche Kontrole über die Wähler zu üben, weil die 
liberale Partei ſich der Entfernung der Zettelvertheiler 
von der Thüre des Wahllofals mwiderjegten. 

In dem Wahllofale waren viele Steiger und andere 
Beamte der in Alteneſſen liegenden Zehen zugegen. Da 
fehr viele Wähler Bergarbeiter waren und von ben 
Beamten offenbar gefannt werden mußten, fo war eine 
Kontrole derjenigen Wähler, welche nicht für Krupp 
ftimmten, leicht möglih. Wenn ein ler ben Sr 
ſchen Zettel an der Thür nicht annahm, jo machte er ſich 
dadurch ſchon verdädtig. 

Im I. Bezirk Alteneſſen war das Wahllokal nicht 
den geſetzlichen Erforderniffen entiprechend. Die Skizze 
Dlatt 9 des Berichts über dieſes Wahllofal entf REM 
der Wirklichkeit. Ih muß nur bemerken, daß der Raum 
zwiſchen der Hausthür und dem Wahllofal fo eng be— 
meſſen war, dat die Wähler nicht genügend Raum 
hatten, um unbemerkt ihre Zettel vertaufdhen zu können. 
Vor dem Wahllofal jelbft befand fih nur ein enger Flur. 

Auch Hier konnten die Wähler wie im I. Bezirk 
Iontrolirt werden; die Verhältnifje waren ganz diejelben. 
Ich habe den Wahlvorjteher Hohendahl ſogar aud) jelbft 
aufgefordert, bie —— von der Thür zu ent⸗ 
fernen, auch habe ich denjelben darauf aufmerkſam ges 
macht, daß das Wahllofal den gefeglichen Anforderungen 
nicht entſpreche. Die Mißftände wurden aber trogdem 
nicht abgeftellt. 

Auch im IV, Bezirk lagen die Verhältniſſe gerade 
jo. Das Wahllofal war infofern ungejeglidh, als nur 
ein enger Flur fi) vor demjelben befand. Ich habe 
auch in diefem Lokal die Entfernung der Fettelvertheiler 
von der Thür verlangt und zwar jo, daß mehrere Mit- 
glieder des Wahlvorftandes das Verlangte gehört haben 
müffen, Abftelung der Mängel ift nicht erfolgt, trogdem 
die Gentrumspartei zur Abjtellung der Mängel bereit war. 

Ueber Unregelmäßigfeiten im VII. Bezirk Alteneffen 
ift mir aus eigener Wiffenihaft nichts bekannt." 


2. Der Meßgermeifter Wilhelm Bedmann, 42 Jahr 
alt, katholiſch: 
ur Sadıe 


„Ich habe im I. Bezirk Alteneffen wahrgenommen, 
daß die Zettelvertheiler unmittelbar vor der Thür des 
Wahllokals fanden, und daß vor und in dem Wahllokale 
ſich viele Leute aufhielten. 

Ob und in wie fern die Wähler beobachtet wurden, 
weiß ich nicht; es find mir aud) Unregelmäßigkeiten aus 
anderen Wahllofalen nicht befannt. Ich weiß nur, daß 
der Borzeuge Strunf im I. Wahlbezirt und in noch einem 
anberen, in welchem weiß ich nicht, mit anderen Perſonen 
in Wortwechjel gerathen ift.“ 

3. Der Anftreichermeifter Franz Triffterer, 28 Jahr 
alt, katholiſch: * 


Zur Sadıe: 
Ih Habe etwa ®/,t! der Zeit mit Unterbrechungen 
im Wahlbezirk I Altenejjen der Wahl beigewohnt. Die 
Situation iſt in der Zeichnung richtig angegeben. Es 
war meines Erachtens eine Kontrole der Wähler da— 
rüber, wen fie wählten, wohl möglid. Ich —* an, 
daß eine ſolche Kontrole auch ftattgefunden hat. Der 
iegelmeiſter Wilhelm van Adern zu Rüttenſcheid, Hoch— 
habe, hat mir erzählt, er fei von der Zeche Neu-Efjen 
duch Entlaffung gemaßregelt, weil er bei der Wahl den 
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Abgeordneten Krupp nicht gewählt habe. Er Hat mir 
nicht mitgetheilt, ob er offen befannt habe, daß er Krupp 
nicht gewählt habe oder ob er bei der Abgabe des 
Stimmzettels beobachtet fei. 

Ueber Unregelmäßigfeiten in anderen Wahllofalen 
ift mir aus eigener Wiſſenſchaft nichts befannt. 
Der p. von Adern hat im I. Bezirk Alteneſſen 
gewählt.” 
(Die Ausfage des im Proteft außerdem nod benannten 

Zeugen Bernhard Noitebaum bezieht fich auf Alteneffen 2 

und ift weiter unten abgedrudt.) 


B. Bon den Mitgliedern des Wahlvorjtandes, 
— — die Proteſtbeantwortung ſich berufen hat, be— 
nbet: 


1. Der Betriebsführer Wilhelm Vögel, 48 Jahr 
alt, katholiſch: 
Zur Sadıe: 


„Ich Habe die Wahl im I. Wahlbezirk Alteneffen 
mit Ausnahme einer Mittagspaufe von etwa 1 Stunde 
geleitet. Unregelmäßigkeiten im Wahllofal ſelbſt find 
meines Erachtens nicht vorgekommen. Eine Ueberwachung 
der Wähler bezüglich ihrer Parteizugehörigteit ift feitens 
ber Zechenverwaltung niemals angeordnet worden, hat 
auch thatjächlich nicht ftattgefunden, 

Die angeblihe Mafregelung des Ziegelmeifters van 
Adern, der damals Maſchiniſt war, hat nicht die Stimm- 
abgabe bei der Wahl, jondern einen anderen Grund 
gehabt. Derjelbe hatte nämlih in dem Wirthidafts- 
immer vor dem Wahllofale als ein Beamter der Zeche 

eueffen dem p. van Adern einen Wahlzettel für Krupp 
mit den Worten anbot, das ift der red)te, den mußt Du 
wählen, erwidert: „Du bift ein dummer Junge”. Diejer 
Ungehörigkeit einem Beamten gegenüber wegen ift ber 
p. van Ndern entlaffen. Wen der p. van Adern gewählt 
at, ift mir nicht bekannt. Dem Vorfall, wegen deſſen die 

tlaſſung erfolgt ift, Habe ich perſönlich nicht beigewohnt. 

Eine Beobadhtung der Wähler daraufhin, ob fie 
aud) Krupp wählten, war auch ſchon aus bem Grunde 
nicht möglich, weil eine ganze Menge von Fettelver: 
theilern in dem Wirthichaftszimmer vor dem Wahllofal 
fih aufhielt und Zettel vertheilten. 

Mandye Wähler lamen mit 3 oder 4 Wahlzetteln 
in das Wahllofal und ſuchten ſich erft im Lofale den 
ihnen pafjenden aus, * daß man ſehen konnte, welcher 

amen auf dem ausgeſuchten Zettel ſtand.“ 
2. Der Hauptlehrer Friedrich Lehmann, 40 Jahr 
alt, evangeliſch: 
Zur Sache: 


„Ich bin im I. Wahlbezirk Alteneſſen ftellvertretender 
Vorfteher geweſen und habe der Wahl mit Ausnahme 
einer Mittagspaufe von etwa 1'/, Stunden und einigen 
ganz Meinen Unterbredungen beigewohnt, 

Ungejeglichkeiten Habe ih im Wahllofale nicht be- 
merkt. Eine Kontrole der Wähler darüber, für wen fie 
ihre Stimme abgegeben, war meines Eradjtens nicht 
möglih. Ich ſaß der Thür zum Wahllofal gerade gegen- 
über und hätte auch bemerken müjjen, wenn eine der— 
artige Kontrole ftatigefunden hätte. 

Im Borzimmer ftand eine ganze Anzahl von Stimme 
— und viele Wähler kamen mit mehr als 

Wahlzetteln in das Lokal.“ 
3. Der Büreaubeamte Adam Kruft, 43 Jahr alt, 


katholiſch: 
Zur Sache: 
„Sch Habe bei der Wahl als Protokollführer fungirt 
und habe als folder keine Ungehörigfeiten wahrgenommen. 





Im Wahllokal haben fich fremde Perſonen — Nicht: 
Wähler — nicht aufgehalten. Blos am Nachmittage 
a” id eine Perſon bemerkt, weldye ein Buch oder eine 
ifte in der Hand hatte, anfcheinend um nachzuſehen, 
wer jein Wahlrecht noch nicht ausgeübt Hatte.“ 
4. Der Bädermeifter Gottfried Ehring, 48 Jahr 


Zur Sade: 

„Ich Habe als Beifiger bis auf eine Mittagspaufe 
von etwa 1 Stunde der Wahl im 1. Wahlbezirk Alten: 
eſſen beigewohnt. . 

Ungeieglichkeiten find bei der Wahl meines Wiſſens 
nicht vorgelommen. Namentlih habe ich nicht bemerkt, 
daß die Wähler daraufhin beobachtet wurden, ob fie 
auch den Stimmzettel für Krupp abgaben. Eine folde 
Kontrole war auch meines Erachtens nicht möglich, da 
viele Stimmzettelvertheiler in dem Wirthſchaftszimmer 
und aud draußen fi befanden und viele Wähler mit 
3 oder 4 Stimmzetteln im Wahllofal erſchienen und fi 
erft im Lofal den ihnen paſſenden ausfuchten und zu: 
fammenfalteten. 

Id für meine Perſon habe eine Kontrole über die 
Wähler nicht ausüben können.“ 


5. Der Hauptlehrer Bruno Poplutſch, 46 Jahr 


Zur Sade: 

„Ich war Veifiger im Wahllofale von Carl Pabſt 
zu Alteneſſen, wojelbjt ich mit Unterbredung einer Mittags: 
pauſe bejtändig anmwejend war. 

Ungehörigfeiten find abjolut nicht vorgekommen, ſo— 
weit ich beobadıt habe. 

Die aeg ftanden vor dem Wahllofal und 
war ein Bertaufchen der Zettel bis zum Wahltifch fehr 
wohl möglich.“ 

6. Der Steigerinvalide Heinrih Bohnenkamp, 


alt, evangeliidh: 


alt, latholiſch: 


73 Jahr alt, evangeliſch: 


Zur Sade: 

„Ich habe als Beifiger der Wahl mit Ausnahme 
einer Mittagspaufe von etwa einer Stunde im I Wahl: 
bezirk Alteneſſen beigewohnt. 

Ungeſetzlichkeiten habe ich bei der Wahl durchaus 
nicht wahrgenommen. Cine Kontrole der Wähler in der 
Hinficht, daß fie Krupp wählten, habe ich nicht wahr: 
genommen. Ich halte eine ſolche auch für ausgeichloffen, 
da vor dem Wahllofale viele Stimmzettelvertheiler beider 
Parteien fi) befanden und manche Wähler mit mehr 
als zwei Zetteln in dem Wahllofal erjchienen. 

Welder von dieſen Zetteln abgegeben wurde, konnte 
nicht fontrolirt werden." 

Die Mitglieder der Kommiſſion waren auch bezüglid 


bes vorfiehenden Beweisergebnifies verjchiedener Meinung. 
Doch überwog die Anficht derjenigen, welche die vom Pro 
behauptete Kontrole für nicht genügend nachgewieſen er: 
achteten. Ein Antrag auf Kalfirung der Krupp'ſchen 
Stimmen wurde gegen 4 Stimmen abgelehnt. 


X. Wahlbezirk Altenefjen 2, 
A. Bon den Protejtzeugen 


bekundet: 


Der Schneidermeifter Bernhard Nottebaum, 


Zur Sadıe: 
„Ich habe der Wahl im II Bezirk Alteneffen etwa 
1 bis 2 Stunden lang mit Unterbrehungen beigewohnt. 
Die Skizze Blatt 9 ift ungefähr richtig. Im Wahllofal 
und vor demfelben jtanden viele Berionen, namentlich 


1. 
41 Jahr alt, katholiſch: 
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auch Steiger der Zehen in Altenefien. Diefe waren 
fehr wohl in der Lage, die Wähler daraufhin zu kon— 
troliren, ob fie den Wahlzettel für Krupp oder Stößel 
abgaben, wenn fie die Wahlzettel erft an ber Thür des 
Lokals befamen. Ob eine Kontrole thatlächlich ftattge: 
funden hat, weiß ih nicht. Ein Verwechjeln der Stimms 
zettel war jedenfalls unbemerkt nicht leiht. Von Uns 
regelmäßigfeiten aus andern MWahllofalen weiß ich aus 
eigener Wiſſenſchaft nichts.” 
2. Die Zeugen Heinrich Strunf, Wilhelm Bed: 
mann, und Franz Trifterer dasjenige, was oben bei 
Alteneffen 1 bereits angegeben ift. 


B. Bon den Mitgliedern des Wahlvorftandes, 
——— ſich die Proteſtbeantwortung berufen hat, be— 
lundet: 

1. Der Grubendireftor Friedrich Wilhelm Hohen— 
dahl, 72 Jahr alt, evangeliſch: 
Zur Sache: 

„Sch ee die Wahl im 1. Bezirk Alteneſſen als 
Bahlvorjteher bis auf eine Paufe von etwa 12 bis 
21/, Uhr Mittags geleitet. 

Ungefeglichleiten habe ih im Wahllofal nicht bes 
merkt. Cine Ueberwadhung der Wähler bezüglid ihrer 
Barteizugehörigkeit ift von den Zechenverwaltungen und 
den Beamten derjelben zu Alteneffen, foviel ich weiß, 
nicht angeorbniet. Ich Habe eine ſolche Ueberwachung 
bei der Wahl abjolut nicht wahrgenommen. Ich halte 
eine ſolche Ueberwachung auch für unmöglidy; jehr viele 
Wähler wenigitens kamen mit mehreren Wahlzetteln in 
der Hand an die Urne und zogen gerade vor der Urne 
= aus der Tajche denjenigen Wahlzettel, den fie ab: 
gaben. 

Ich Halte das Wahllofal den gejeglichen Anforde— 
rungen entſprechend. Die Wahlen haben bisher jiets 
in dieſem Lokale ftattgefunden, ohne daß jemals bisher 
bie Beichaffenheit gerügt if. Vor dem Lokal befindet 
fih ein über 2 Meter breiter Hausflur, welder ber 
Thür des Wahllofals gegenüber eine Thür hat, welche 
in das Wirthichaftszimmer führt. Diefes Wirthichafts- 
immer fand aud noch für die Wahlzwede zur Ver: 


ung. 

Die Skizze Blatt 9 des Berichts ift infofern etwas 
ungenau, als die Thür nicht direkt, fondern jchräg dem 
Wahltiſch gegenüber liegt. 

Ih entfinne mich abjolut nicht, daß der Zeuge 
Landwirt) Heinrich Strunk aus Carnap mid) aufgefordert 
hat, die Zettelvertheiler von der Thür des Wahllofals 
zu entfernen und mich darauf aufmerfiam gemacht hat, 
daß das Wahllofal den gejeglihen Anforderungen nicht 
entiprede. Wohl aber entfinne ich mid, daß ich eiwa 
gegen 5 Uhr Nachmittags einen, anicheinend etwas an— 
getrunfenen Mann in der Thür des Wahllofals jah, 
der offenbar ziemlich aufgeregt war, und daß mir auf 
meine Anfrage, wer das jei, geantwortet wurde, es fei 
Strunf aus Garnap.” 

2. Der Betriebsführer Guftav Hünnebed, 38 Jahr 
alt, evangeliſch: 
Zur Sade: 


„Ich war bei der Rahl im II. Wahlbezirk Aelteneffen 
ftellvertretender Vorfieher und habe der Wahl bis auf 
eine Mitiagspauje von etwa 1 Stunde beigewohnt. 

Ungeſetzlichleiten habe ich abjolut nicht bemerkt. 

Mir ift auch nicht bekannt, daß das Wahllofal den 
gefeglihen Anforderungen nicht entiprechen fol. Ich 
* das Wahlreglement genau ſtudirt, aber nicht ge— 
— daß dieſes Lokal den Anforderungen nicht ent— 
preche. 


Der Landwirth Strunk aus Carnap iſt mir in der 
Wirthſchaftsſtube vor dem Wahllokal wohl gezeigt, doch 
habe ich nicht wahrgenommen, daß er mit dem Wahl— 
vorſteher Hohendahl über angebliche Ungeſetzlichkeilen 
geſprochen hat. Wohl iſt mir erzählt und zwar von 
der Wirthin des Wahllokals der Wittwe Kellerſohn zu 
Alteneſſen, daß Strunk in der Wirthsſtube zu ihr gejagt 
habe, er wolle dafür forgen, daß die Wahl künftig in 
einem anderen Lokale jtattfinde, wenn- nicht Dafür gejorgt 
werde, daß die Zettelvertheiler aus dem Haufe kämen. 

Eine Weberwahung der Wähler bezüglich ihrer 
Parteizugehörigkeit ift von den Zedyenverwaltungen bezw. 
den Beamten der Zehen nicht angeorbnet; eine ſolche 
Ueberwahung hat auch nicht ftattgefunden. Sie wäre 
auch meiner Anjicht nach unmoöglich gemwejen, da viele 
Wähler mit mehreren Zetteln in der Hand in bas Lokal 
famen und entweder einen diefer Zettel oder auch einen 
in der Taſche bereit gehaltenen anderen Zettel an ber 
Urne abgaben. Es war aud nicht möglich zu erkennen, 
welcher Name auf den Zetteln ſtand.“ 


3. Der Hauptlehrer Karl Scherer, 46 Jahr alt, 


Zur Sadye: 

„Ich bin Schriftführer bei der Wahl im II, Bezirk 
Altenefien gewejen und habe als folder der Wahl mit 
Ausnahme der Zeit von etwa 1/12 Bis 11, Uhr beis 
gewohnt. 

Ungejeplichkeiten habe ih durchaus nicht entdedt. 
Es ift mir auch nichts davon bekannt, daß der Land— 
wirth Strunt aus Carnap den Bahlvorfteher Hohendahl 
auf angebliche Ungefeplichkeiten aufmerffam gemacht hat. 

Bon einer Ueberwahung der Wähler in der Hin- 
ficht, daß fie fr wählten, ift mir nichts befamnt. 
Sch Halte eine ſolche Ueberwachung aud für ſchwer.“ 

4. Der Steiger Paul Müller, 39 Jahr alt, evan- 


evangelijch: 


geliſch: 


Zur Sache: 

„Ich Habe der Wahl im II. Bezirk Alteneffen als 
Beifißer bis auf eine Mittagspaufe von etwa 1'/, Stunde 
und eine Nadhmittagspaufe von etwa 1 Stunde Bei- 
gewohnt. Ungefeplichkeiten habe ich nicht wahrge— 
nommen. 

Bon einer Anordnung feitens der Zechenverwaltungen 
an ihre Beamten, die Wähler bei der Wahl auf ihre 
Parteizugehörigkeit Hin zu beobachten, ift mir nichts 
befannt. Ich halte eine derartige Kontrole auch für 
unmöglid. Die größere Zahl derjenigen Wähler, welche 
ich beobadıtet habe, fam an den Wahltifch mit mehreren 
geihloffenen Zetteln und gab einen von diefen oder gar 
einen in der Taſche bereit gehaltenen Zettel ab. 

Ich habe nicht wahrgenommen, daß der rg. 
Strunk aus Garnap den Wahlvorfteher Hohendahl au 
irgend welde angeblihe Mißſtände aufmerkfam ges 
macht hat.“ 

5. Der Schmiede und Schloſſermeiſter Emil Wach— 


holder, 57 Jahr alt, evangeliſch: 


Zur Sadıe: 

„IH habe als Beifiger der Wahl im II. Bezirk 
Alteneſſen mit Ausnahme der Zeit von etwa 11 bis 
1 Uhr und Nachmittags von etwa 144 bis 4 Uhr bei- 
gewohnt. 

Ungejeglihleiten habe ich durchaus im Wahllotal 
nicht bemerkt, 

Bon einer Ueberwachung der Wähler daraufhin, ob 
fie auch Krupp wählten, habe ich nichts wahrgenommen. 

Den Landwirth Strunk habe ih nicht im Wahl: 
lofal jelbit, wohl aber im Flur oder Wirthszimmer bes 
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merkt; er war un erregt und ſchien mir etwas 
angetrunfen zu fein. 

Daß der Landwirt Strunk den Wahlvorfteher 

ohendahl auf angeblihe Mißſtände aufmerfam gemacht 
at, habe ich nicht wahrgenommen. Wohl habe ich ge- 
ört, dab ber zc. Strunk Nachmittags nad 4 Uhr im 
Flur laut wurde und äußerte, ich lege Proteft ein gegen 
die Wahl, ich werde ſchon dafür forgen, daß bei der 
nächſten Wahl ein anderes Lokal gewählt wird und 
ähnliche Aeußerungen. 

Meines Wiſſens ift bei ber Wahl mit der größten 
Korrektheit verfahren.” 

6. Der Saitlermeifter Heinrih Haltermann, 
40 Jahr alt, katholiſch: 
Zur Sadıe: 

„Sch bin als Beifiper bis auf eine Paufe von etwa 
11'/. bis 11/, Uhr bei der Wahl im II. Bezirk Alten- 
effen zugegen gemwejen. 

ngejeglichteiten habe ih im Wahllotal durdaus 
nicht bemerkt. Ich habe wohl gejehen, daß Leute beider 
Parteien im Wahllofal ftanden und die Wähler beob- 
achteten; ich halte e8 aber für ausgeſchloſſen, daß dieſe 
Leute beobadıten fonnten, wen der einzelne Wähler 
wählte. 

Die Wähler famen mit Zetteln in das Wahllofal 
rg hatten auch genügend Gelegenheit im Wahllotal 
elbjt den etwa an der Thür erhaltenen Zettel mit einem 
anderen zu vertaufhen. Bon einer Wahlbeeinfluffung 
im Wahllofale jelbjt fonnte meines Erachtens feine 
Rede fein.“ 

Die Kommiffion hielt diefes Beweisergebniß nicht für 
genügend, um zur Kaffırung der Krupp'ſchen Stimmen 
zu fchreiten. 


XI. Wahlbezirk Altenefjen 4. 
A. Der Broteft 
benennt für dieſen Wahlbezirk wieder die Zeugen Strunk, 
Bedmann, Trifterer und Nottebaum, beren Ausfagen 
oben (bei Alteneffen 1 und 2) ſchon wiedergegeben find. 


B. Die von der Proteftbeantwortung 
als Zeugen benannten Mitglieder des Wahlvorftandes 
haben Folgendes bekundet, und zwar: 
1. Der Hauptlehrer Wilhelm Müller, 58 Jahr 
alt, Fatholiich: j 
Zur Sadıe: 


„Ich bin Vorfteher im IV. Wahlbezirk Alteneſſen 
geweſen a ne ber Wahl mit Heineren Unterbrechungen 


und einer Mittagspaufe von etwa 1!/, Stunden beis 
die . , 
ie Stizje Blatt 9 des Berichts ift richtig. Es ift 


nur hinzuzufügen, daß noch eine Thür feitwärts vom 
Wahlliſche und zwar von dem gegenfeitigen Eingange 
aus rechts fich befand. Gleich zu Anfang der Wahl 
nahm ich wahr, daß der Steiger Hleinefeld im Flur vor 
der geöffneten Thür des Wahllofals ftand und einem 
Manne Stimmzettel für Krupp zum Pertheilen übergab. 
Da ich vermuthete, dat Kleinefeld die Wähler beobachten 
würde, wenn fie zur Wahlurne gingen, rief ich ihm zu, 
es jei hier freie Wahl, worauf er A meinem Geſichts⸗ 
freife entzog. Gleich darauf ſetzte fi) der Steiger Schür— 
mann im Mahllofal auf eine Bank gleich rechts hinter 
der Thür. Bon dort aus konnte er die Wähler beobs 
achten, ob fie von dem Krupp'ichen Stimmzettelvertheiler 
vor der Thür des Wahllofald einen Stimmzettel an: 
nahmen und dieſen aud an der Urne abgaben. Sch 
fonnte ihm den Aufenthalt im MWahllofal nicht unters 


— ui 
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fagen und Au die Wähler vor feinem moraliſchen 
Einfluffe nicht ſchützen. 

Bald darauf ſetzten fih aud Angehörige der 
Eentrumspartei neben Schürmann, indem fie anſcheinend 
das gleiche Recht wie diefer beanfprudhten. Nach längerer 
Zeit verließ Schürmann den Pla und begab fih an 
obenbeichriebene, in der Zeichnung Blatt 9 des Berichts 
nicht angegebene Thür und beobachtete durch bie offene 
Thür die Wähler vom Eintritt in das Wahllofal bis 
an die Wahlurne, wenigitens war ihm die Möglichkeit 
gegeben. 

Wenn ih darauf Obacht hätte geben wollen, fo 

ätte ich wohl jehen können, wenn ein Wähler den Zettel 

r Krupp, den er vor ber Thür des Wahllotals er- 
halten, am Wahltifche nicht abgab. Bon meinem Platze 
aus Lonnte ich einen Stimmzettelvertheiler für —— 
beobachten. Ich habe überhaupt nur zwei Stiumzett, 
vertheiler auf dem Flur wahrgenommen. 

Es iſt mir nichts davon bekannt, daß den Arbeitern 
Nachtheile angedroht waren, wenn fie Krupp nicht wählten. 

Bon einem umgefeglihen Einfluß auf die Wähler 
im Wahllokal habe ich nidhts wahrnehmen können." 

2. Der Hauptilehrer Julius Brödot, 53 Jahr alt, 
evangelifch: 


Zur Sadıe: 

„Sch habe der Wahl im IV. Bezirk Alteneffen als 
ftelfvertretender Wahlvorfteher bis auf eine Mittagspaufe 
von etwa 14/, Stunden beigewohnt. 

Ungeieglichkeiten habe ih im Wahllofal nicht be 
merkt. ne aber habe ich gejehen, daß 84 vor 
ber Hausthür wie in dem Flur vor dem Wahllokal 
mehrere Stimmzettelvertheiler beider Parteien ftanden. 
Sch Habe auch bemerkt, daß der Steiger Adolf Schür— 
mann von Zeche Neuehen zuerft vom Gingange rechts 
und dann links und fchließlih Hinter der offenen Thür 
feitwärts vom Wahltiſch geſeſſen hat. Auch von der 
Gentrumspartei habe ich zwei Leute gleich rechts von 
der Eingangsthür aus gefehen. Ich halte es aber nicht 
für möglid, daß dieſe drei Perjonen oder überhaupt 
Jemand bei der Wahl beobadıten konnte, ob der Wahl: 
zettel für Krupp oder für Stößel abgegeben wurbe. Bei 
Weitem der größte Theil der Wähler kam mit mehreren 
Betteln in der Hand oder im Hut an den Wahltiih und 
wählte ſich dort erjt einen Zettel zur Abgabe aus, viele 
zogen auch einen Zettel zur Abgabe aus der Taſche. 
Sch für meine Berfon konnte, troßdem ich mein Augen— 
merk ſcharf darauf gerichtet habe, nicht wahrnehmen, 
welchen Bettel ein Wähler abgab.“ 

3. Der Brennereibefiger Johann Hafebrint, 43 Jahr 
alt, katholiſch: 
Zur Sadıe: 


„sh Bin als Rrototolführer bei der Wahl im 
IV. Bezirk Alteneffen, bis auf eine Mittagspaufe von 
etwa 1/, Stunden zugegen gemwejen. 

Bald nady Eröffnung der Wahl ſah ich, daß ber 
Steiger Schürmann glei rechts vom Eingange in das 
Wahllofal ſich niedergejegt hatte und anjcheinend von 
dort aus beobadıtete, ob die Wähler auch den Stimm: 
ettel für Krupp abgaben. Er konnte dieſes nämlich in— 
—— beobachten, als unmittelbar vor der Thür des 
Wahllokals ein rang arg real mit Stimmzetteln 
für Krupp fand und den Wählern einen Bettel aus— 
händigen konnte. Wenn der Wähler diejen Zettel nicht 
abgab, was Schürmann von feinem Plafe aus leicht 
beobachten konnte, jo lag bie Vermuthung nahe, daß 
diefer Wähler Krupp nicht wählte. Ich nehme wenigſtens 
an, daß Schürmann als Jechenbeamter nur im JIniereſſe 
der Krupp'ſchen Partei gehandelt hat. 
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Ih machte zuerft den Vorfteher Müller hierauf aufs 
merkjam, worauf biejer im Allgemeinen fagte, Wahl- 
beeinfluffjungen oder Agitationen ım Wahllofal feien un- 
zuläſſig. Dann ftand ih auf und fagte laut, ich Halte 
es für unzuläffig, dab Beamte fich Hier im Wahllofal 
aufhalten, um bie Wähler beobachten zu können. Schür- 
mann ftand darauf auf, feßte fih in ein Nebenzimmer 
und fonnte von dort aus durch die offen ftehende Thür 
feine Beobachtungen fortfegen. 

Daß ben Arbeitern Nachtheile angedroht find, wenn 
fie Krupp nidyt wählten, ift mir nicht bekannt.“ 

4. Der Meßgermeifter Johann Wegener, 48 Jahr 
alt, katholiſch: z 
r 


Zur Sadıe: 

„Ih war Beifiger des Wahlvorftandes und habe 
Ungebörigteiten nicht wahrgenommen. 

Ein Steiger Namens Schürmann hat längere Zeit 
an der Thür des Nebenzimmers gefeffen, wie ich vom 
Tiihe des Wahlvorjtandes gejehen habe; doch kann ich 
über jeine etwaige Thätigfeit feine Angaben machen.“ 

5. Der Kaufmann Albert Köfter, 51 Jahr alt, 
tatholiſch: 
Zur Sache: 


„Ich bin Beiſiher bei der Wahl im IV. Bezirk 
Altenejjen gewejen und habe als folder der Wahl mit 
Ausnahme einer Mittagspaufe von etwa 1'/ Stunden 
beigewohnt. 

Ungejeplichkeiten habe ich bei der Wahl im Wahl- 
lofal nidjt bemertt. Auf bem Flur vor dem Wahllofal 
ftanden mehrere Stimmzettelvertheiler beider Parteien. 
Sch entfinne mich, daß der Steiger Abolf Schürmann 
fih im Wahllofal befand und daß von unzuläffigen 
Bahlbeeinfluffungen am Wahltiſche die Rebe geweſen ift, 
and daß Schürmann gleich Darauf in das Zimmer neben 
dem Wahllofal ging und von dort aus durch bie offene 
Thür die Wähler vom Eintritt in das Wahllofal bis 
zum Wahltiſch beobachten konnte. Dabei konnte er 
meines Erachtens auch jehen, wenn ein Wähler vor bem 
Wahllokale und zwar direft vor ber Thür von dem bort 
ftehenden Settelvertheiler für Krupp ben Zettel nicht an- 
> oder ben angenommenen Zettel am Wahlliſch nicht 

gab, 
Bei jehr vielen Wählern habe id) wahrgenommen, 
daß diefelben mit mehreren Wahlzetteln in das Lofal 
famen, und ſich erjt im Lolal den paljenden Zettel aus— 
fuchten oder einen Bettel aus der Taſche zogen.” 

6. Der Bureaubeamie Robert Heuer, 34 Jahr alt, 

evangeliſch: 
Zur Sade: 

„Ih war Beifiger des Wahlvorftandes und habe 
als folder in feiner Weife innerhalb des Wahllotals 
Ungehörigkeiten wahrgenommen. Am Wormittage bes 
Bahltages hörte id, wie der Kaplan Koenen zu den 
anmwejenden Bertrauensmännern der Gentrumdpartei jagte, 
— —— aufpaſſen, daß feine Wahlbeeinfluſſungen ſtatt⸗ 

n 


Nah meiner Anficht konnten die Wahlzettel von den 
Wählern jehr wohl vertaufdht werben, ohne daß die be— 
äbler Hierbei beobachtet wurden, wie ich 

dann auch thatjächlich gejehen habe, daß mehrere Ber- 
fonen mehrere Wahlzettel in der Hand hatten und ſich 
einen von biefen ausſuchten.“ 

7. Der Kaufmann Karl Zadrid, 52 Jahr alt, 
evangeliich: 

Bur Sadıe: 

„Ich bin als Beifiger bei der Wahl im IV. Wahl- 
bezirf Alteneſſen, mit Ausnahme einer Mittagspaufe von 
fuapp eimer Stunde zugegen gemwejen. 

Alienftüde zu den Verhandlungen bes Reichſstages 1895/96. 


Sch Habe auch gefehen, daß ber Steiger Schürmann 
fih zuerjt im Wahllofal und fpäter in dem Bimmer 
neben dem Wahllofal befand. 

Ich Halte es aber für ausgeichloflen, daß berjelbe 
beobachten tonnte, für wen der einzelne Wähler ftimmte. 
Bei Weiten die Mehrzahl der Wähler fam mit mehreren 
Betteln in der Hand oder im Hut in das Wahllofal 
und fuchte ſich dort erft den paffenden aus ober zog auch 
wohl einen zufammengefalteten Zettel aus ber Taſche 
und gab biejen ab, 

Ungefeglichkeiten babe ih im Wahllokal nicht wahr: 

genommen.” 

Die Kommiffion war der Anficht, daß die Ausjagen 
der Proteftzeugen, von denen eigentlid nur die des Hein» 
rih Strunk den in Rebe jtehenden Wahlbezirk betrifft, 
nicht ausreichend feien, um bie vom Proteſt behauptete 
Kontrole der Wähler darzuthun. Dagegen nahm die Mehr: 
heit der Kommiſſion an, daß in dieſem Falle gerade die 
Ausjagen der Zeugen ber Proteftbeantwortung, insbejondere 
die von Müller, Hafenbrinf und Köfter, allerdings 
ben Beweis liefern, daß bie freiheit der Wahl und ins: 
befondere das Wahlgeheimniß nicht genügend gewahrt 
worben jeien, um bie auf ben Abgeordneten Krupp ab— 

egebenen Stimmen als gültig anfehen zu können. Ins— 

——— wi das Berhalten des Steigerd Schürmann 
ſcharfe Verurtheilung, da es als geeignet angejehen wurde, 
die {Freiheit der wirthſchaftlich abhängigen Wähler und 
die geheime Stimmabgabe erheblih zu beeinträchtigen. 
Da dieſe Beeinträchtigung der Wahl von den Anhängern 
ber Krupp'ſchen Partei ausgegangen ift, jo wurden bie 
Krupp’ihen Stimmen in dem hier in Rebe ftehenben 
Wahlbezirk von der Mehrheit ber Kommiſſion (6 gegen 5) 
faffirt, Dagegen ein Antrag, auch die Stötze l'ſchen Stimmen 
zu Laffiren, gegen 4 Stimmen abgelehnt. 


XIL Wahlbezirk Altenefjen 7. 
A. Brotefizeugen 

find dieſelben Perjonen, wie bei Alteneffen 1 (Strunf, 
Bedmann, Trifterer und Nottebaum). Die Ausfage 
diejer Zeugen ift oben wiedergegeben, fie enthält für ben 
Wahlbezirk Alteneffen 7 nichts Wejentliches. 

B. Die Mitglieder des Bahlvorjtandes 
haben bekundet, und zwar: 

1. Der Steiger Emil Pabſt, 34 Jahr alt, evangelifdh: 

Bur Sadıe: 

„Ich bin bei ber Stihwahl im Wahllofal bes 
VI. Bezirks Alteneffen nur bei Abgabe meines Stimm: 
ettel3 gemejen. Dagegen habe ich mich längere Zeit, 
Haie bie ganze Wahlzeit über, in der Wirthsjtube oder 
vor dem Haufe aufgehalten. 

Eine Kontrole der Wähler in der Hinfiht, ob fie 
auch den Stimmzeitel für Krupp abgaben, habe ich nicht 
ausgeübt. Ein ſolche Kontrole in dem Wahllofale bes 
VI Bezirks halte ich auch für faum ausführbar. Bon 
der Thür aus war es nicht möglih zu beobachten, 
welchen Zettel die Wähler abgaben. 

Der Bergmann Kolbe war ftarf angetrunfen und 
fuchte fich bei mir, feinem Borgejegten, ben Anſchein zu 
geben, ald wenn er großen Einfluß bei feinen Mit— 

. arbeitern befäße. Ich Hatte bem Eingange bes Wahl: 
Iofal8 den Nüden zugelehri und wurde darauf aufs 
merfjam gemacht, dab Kolbe ſich Ungehörigkeiten habe 
zu Schulden kommen laffen, als der WBetriebsführer 
Thielmann aus dem Wahllofal zu Kolbe und mir heran 
fam und dem Kolbe wegen angebliher Ungehörigfeiten 
Borhaltungen machte. Er fagte ungefähr zu — 
er ſolle ſich von der Thür weg machen, er hätte da 
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nichts verloren. Ich Habe nichts davon wahrgenommen, | 
daß Kolbe Wählern den — abgenommen und ihnen | 
e 


einen anderen dafür eingehändigt Hat. 

Eine Ueberwahung der Wähler Hinfichtlich ihrer 
Parteizugehörigkeit ift meines Willens überhaupt nicht 
angeordnet, hat aud nicht ftattgefunden. 

Ungefeglichkeiten bei der Wahl im VII Bezirk, 
Alteneſſen, jind mir nicht befannt. 

will Hinzufegen: Nah Schluß der Wahl, 
während ber Auszählung der Stimmen bin ich im Wahl- 
Iofal ſelbſt anweſend geweſen.“ 
2. Der Ortsvorſteher Wilhelm Hohendahl, 57 Jahr 
alt, evangeliſch: 
Zur Sache: 

„Ich habe als Wahlvorſteher der Wahl im VII. Wahl: 
bezirk, Alteneffen, mit Ausnahme einer Mittagspaufe von 
etwa 11/, Stunden, beigewohnt, Ungeſetzlichkeiten habe 
ih im Wahllofal nicht bemerkt. Ich habe namentlich) 
nicht gefehen, daß eine Ueberwachung der Wähler darauf: 
hin ftattgefunden hat, für wen fie ihre Stimme abgaben 
und daß der Bergmann Kolbe mit dem Steiger Pabſt 
an ber offenen Thür bes Wahllofald die Stimmzettel 
ber Wähler eingefehen hat. Eine Kontrole im Wahl: 
fofale jelbft kann kaum ftattgefunden haben, weil außer 
bem Wahlvorftande und dem gerade wählenden Wähler 
faum Jemand Anderes anweſend geweſen iſt.“ 

3. Der Hauptlehrer Anton Dringenberg, 53 Jahr 
alt, evangeliſch: 
ur Sadıe: 

„Ich Habe bei der Wahl als fiellvertretender Vor: 
fiter fungiert. Ungehörigkeiten habe ih nicht wahr: 
genommen im Wahllofal. Der Vorſitzende Hohendahl 
hat fogar mit peinlicher Gewiffenhaftigfeit darauf Hin- 
gewirkt, daß feine Ungehörigteiten vorkamen. 

ch will bemerken, daß beiipieldweife eine Perſon 
an den Wahltifh mit mehreren Wahlzetteln trat, vom 
Vorfigenden aber zurüdgemiefen wurde, um einen 
Wahlzettel abzugeben." 
4. Der Delonom Johann Heinrihs, 43 Jahr 
alt, tatholiidh: 
r Sadıe: 


„Ich war Beifikr im Wahllofal von Anton Gaß— 
ling zu Garnap, wojelbft idy bejtänbig geblieben bin. 

Ungehörigfeiten find im Wahllofale nad meinen 
Wahrnehmungen nicht vorgelommen. Die Wähler 
fonnten im Wahllofal ihre Bettel frei und ungehindert 
abgeben. Während ber Wahl haben ſich Unbetheiligte 
im Wahllofal überhaupt nicht aufgehalten.” 

5. Der Hauptlehrer Dsfar Grimm, 33 Jahr alt, 

katholiſch: 


r Sadıe: 

„Ih Habe als Beifiper der Wahl im VII. Wahl- 
bezirk Altenejjen, bis auf eine Mittagspaufe von etwa 
1!/, Stunden, beigewohnt. 

Ungefeglichkeiten im Wahllofal habe ich nicht be- 
merft. Ich Habe auch nicht geiehen, daß der Steiger 
Kolbe an der Thür des Wahllofals ſich die Stimmzettel 
von den Wählern Hat zeigen Iafjen. Ich Habe über: 
haupt von einer Ueberwahung der Wähler daraufhin, 
für wen fie ihre Stimme abgaben, nichts bemerkt. Ich 
glaube auch, daß eine derartige Ueberwachung im Wahls 
lofale jelbft kaum möglich war.“ 

6. Der Schreinermeifter Heinrich Hafebrink, 
56 Jahr alt, katholiſch: 

gu Sadıe: 

„Ich habe als Beifiger der Wahl im VII, Bezirk 
Alteneffen mit Ausnahme einer Mittagspaufe von etwa 
1'/, Stunden beigewohnt. 


Zeichelag Altenſtad Nr. 198. _ (Beriht der Wahlpräfunge-Rommiffion.) 


Ich Habe einmal wahrgenommen, daß der Berg- 
mann Kolbe, welcher vor der Thür bes Wahllokals 
ftand, einem mir unbefannten Wähler fagte, er möge ihm 
ben Bettel mal zeigen. Der mn gab ben Zettel, 
ben er in ber Hand hatte, an Kolbe und erhielt von 
Kolbe einen anderen Wahlzettel. 

Daraufhin ging der Wähler zur Urne. Ich weiß 
aber nicht, ob der Wähler den von Kolbe empfangenen 
Zettel abgegeben hat. Ich nehme dieſes aber an, weil 
der Wähler einen geiftig beichränkten Eindrud machte. 
Ich Habe diefe Wahrnehmung gemacht, als ich mal vom 
Wahltiſch aufgeftanden war und unmittelbar an ber 
Thür fand. 

Wie lange Kolbe an ber Thür geftanden Hat, weiß 
ich er ih kann dieſes auch nicht annähernd mehr 
angeben. 

Als ich diefes wahrgenommen hatte, jagte ich dem 
im Wahllofale befindlichen Polizeibeamten, er folle dafür 
forgen, daß ein derartiger Vorfall nicht wieder vorfäme. 
Der Polizeibeamte ift darauf hinausgegangen und habe 
ih den Kolbe nicht weiter gejehen. Im Wahllofale 
jelbft find, foviel ich weiß, Unregelmäßigfeiten nicht vor— 
gelommen. Ich Habe aud Feine Zechenbeamte oder 
Steiger im — 52* geſehen, welche bie Wähler im 
Wahllokale jelbit hätten beobachten können.“ 

1. Der Uhrmadher Karl Stöver, 29 Jahr alt, 


evangelifch: 


ur Sache: 

„Ih Habe im Sommer 1893 zu Carnap gewohnt; 
diefer Drt gehörte zu dem Wahlbezirk Alteneifen; die 
Stihwahl vom 24. Juni 1893 wurde für den Drt 
Garnap in dem Lokale des Wirths Gaffeling abgehalten. 
Ich war Beifiger und habe nichts Davon wahrgenommen, 
daß irgend ein Wähler in ber Freiheit und Geheimhal: 
tung feiner Wahl beeinträchtigt worden fe. Ich habe 
insbejonbere nicht bemerkt, daß in dem Wahllofal ober 
außerhalb befjelben irgend welde Kontrole jeitens einer 
Partei ausgeübt worden ift. Die Abftimmenden haben 
ihre Zettel ohne irgend eine Beeinfluffung abgeben kön— 
nen, wer im Lofal nichts mehr zu thun Hatte, wurde 
nicht mehr darin geduldet. Aud ich kann bejtätigen, 
daß verſchiedene Wähler mit mehreren Wahlzetteln an 
die Urne famen und unmittelbar vor berjelben erſt einen 
Zettel ausfuchten, zufammenfalteten und abgaben.” 


8. Der Betriebsführer Friedrih Thielmann, 36 Jahr 


alt, evangelifch: 


ur Sade: 

„IH habe als Beifiger ber Wahl im VII. Bezirk 
Alteneffen mit Ausnahme einer Mittagspaufe von etwa 
einer Stunde beigewohnt und zwar um dem Scdid)t- 
wechſel, weldher um 2 Uhr ftattfand, beizumohnen. 

Ungefeplichkeiten im Wahllofal jelbft habe ich nicht 
wahrgenommen. Namentlih habe ich jelbft feine Kon— 
trole über die Wähler in der Hinficht ausgeübt, ob fie 
auch Krupp wählten. Eine foldhe Kontrole war meines 
Erachtens überhaupt nit möglid. Ein Vertrauens- 
mann der liberalen Partei, der Plaßmeifter Schulk, 
hatte von der Parteileitung den Auftrag erhalten, zu 
fontroliren, ob aud von der Gentrumspartei im Wahl: 
Iofale jelbft nicht Agitationen betrieben würden, Diefen 
Schul habe ih mehrfah im Wahllofal gejehen, doch 
habe ich in feiner Weife wahrgenommen, daß eine Be— 
obadhtung ber Wähler auf ihre Parteizugehörigkeit hin 
ftattgefunden * 

Im Laufe der Wahl ſagte einmal der Schreiner— 
meifter Hafebring, e8 jäßen an ber Thür zwei Mann 
und £ontrolirten die Stimmzettel der Wähler. Ih ging 
darauf an die Thür und fand dort den Bergmann Kolbe 


Reichstag. Altenſtück Nr. 193. (Bericht der Bahlprifungs-Kommilfion.) — 
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und Steiger Pabſt. Ich fragte beide, ob die Angabe 
bes Haſenbrink richtig ſei, worauf beide die Frage ver— 
neinten. Ich ſagte ihnen, ſie ſollten von der Thür 
weggehen, um jeden Schein von Ungeſetzlichkeiten zu ver— 
meiden. 

Von den Verwaltungen und den Beamten der 
Zechen iſt, ſoviel ich weiß, abſolut keine Ueberwachung 
der Wähler hinſichtlich ihrer Parteizugehörigkeit ange— 
ordnet. Eine ſolche Ueberwachung hat auch thaſſächlich 
nicht ftattgefunden. 

Auf Grund des vorftehenden Bemeisergebnifjes er- 
adıtete die Kommiffion den Proteft bezüglich des Wahl- 
bezirls Alteneſſen 7 für nicht bewieſen. 

Unter Zugrundelegung der von der Kommiffion ges 
faßten Beichläffe würde ber Abgeorbneie Krupp, welder 
in der Stihmwahl mit einer Majorität von 2769 Stimmen 
gewählt worden ift, an Stimmen verlieren: 


bei Kettwig 1 497, 
= Rettwig 2 . 459, 
s Altendorf 1 662, 
s Nlteneffen 4 235, 


17583, 
mithin noch eine Majorität von 1016 Stimmen behalten. 
Nun ijt aber noch der in der Anlage abgedrudte Nach— 


— tragsproteſi vom 28. März 1895 eingegangen, welcher eine 


Reihe von neuen Behauptungen aufftellt, um ben Nach— 
weis zu erbringen, daß doch in —* weitem Umfange eine 
Kontrole und ſonſtige Beeinflußung der abhängigen 
Wähler ftattgefunden habe. Die Kommiffion war im All 
gemeinen ber Anficht, daß ber Nachtragsproteſt, welcher 
beim Reichötage erft eingegangen iſt, nachdem die Kom— 
miffion und ber Reichstag bereits über die Behauptungen 
des erſten Proteftes eine jehr umfangreihe Beweisaufnahme 
beichlojjen hatten, und die letztere Felt fogar ſchon aus: 
geführt worden war, nicht mehr zu berüdfichtigen jei. 

Für dieſe Anfiht wurde einmal die Beftimmung in 
$.4 der Geihäftsordnung für den Reichstag geltend ge- 
macht, wo es heißt: 


„Wahlanfechtungen ..... „welche ſpäter als 
u Tage nad) Eröffnung bes Reichstages . ... . 
erfolgen, bleiben unberüdjichtigt.” 


Zum Anderen verhehlte fi) die Kommiſſion auch nicht, 
daß bei Verüdfihtigung derartiger Nadıtragsproteite Die 


BWahlprüfungen in manden Fällen gar nidyt würden zum | 


Abſchluß kommen können. 

Es muß aber erwähnt werden, daß ber vorliegende 
Fall noch eine befondere Schwierigkeit ergab. Es ift 
nämlid — anſcheinend in Folge eines Verſehens — von 
Kommiffion und Reichstag bezüglich der Wahlbezirfe Alten: 
dorf 2 und 6 keine Beweisaufnahme befchloffen worden, 
obgleich der (erfte) Proteft bei Beiprehung der Wahl: 
unregelmäßigfeiten in ben Bezirken Altendorf 10 und 11, 
über welche Beweis-Nufnahme beſchloſſen wurbe, 
die bezüglichen Angaben aud auf Wahlbezirk Altendorf 2 
und 6 ausdehnte. Dort, wo im Protejt von den legteren 
zwei Bezirken jpeziell die Rede ift, ftehen nur Behauptungen, 
welden Kommijfion und Reichstag feine gemügende Er: 
—— beigemeſſen hat, während dann die erheblichen 

ngaben, wie ſchon angedeutet, an einer ganz anderen 
Stelle, wo zunächſt von ganz anderen Wahlbezirken bie 
Rede ift, aufgeitellt werben. 

Innerhalb der Kommilfion wurbe nun — allerdings 
unter Widerſpruch von anderer Seite — geltend gemadıt, 
daß nur in Folge der gedachten Unüberſichtlichkeit des 
Proteftes eine Bemweisaufnahme über die Wahlbezirte 
Altendorf 2 und 6 mit beichloffen worden und 


darum unterblieben je. Dieſe Beweisaufnahme, für 
welhe aud der Nachtragsproteſt durch Anführung ge 
nauerer Thatfachen und weiterer Beweismittel Anlaß biete, 
müſſe nachträglich erfolgen. Sie fei auch, wenn fie gelinge, 
von großem Einfluß auf das Stimmenverhältniß, indem 
fie unter Umpftänden dem Abgeorbneten Krupp die Ma— 
jorität entziehen würde. Diefe Beweisaufnahme fei um jo 
mehr ind Auge zu faffen, als im Wahlbezirk Altendorf 11 
bie Kaffation ber Krupp'ſchen Stimmen in der Kommilfion 
nur mit 5 gegen 5 Stimmen abgelehnt worden jei. Nechne 
man zu ben bereits Faffirten, oben angegebenen 


1753 Stimmen 
die Krupp’ihen Stimmen von Alten 
bo Im 2 655 ee ⸗ 
und je nach dem Ausfall der neuen Be— 
weisaufnahme auch diejenigen von Alten— 
Do 2 mil 2 ee te ARD ⸗ 
und von Allendorf 6 mit - 304 - 
fo fei die Summe der zu Zaffirenden 
Krupp’ihen Stimmen mit . . ... 2850 Stimmen 


größer, als die bisherige Krupp'ſche Majorität mit 
2769 Stimmen, während fie allerdings bei Weglaffun 

von Altendorf 11 Hinter der gedachten Majorität no 

zurüdbleibe (um 213 Stimmen). 

Bon anderer Seite in der Kommiffion wurde dem— 
gegenüber geltend gemacht, da bei Altendorf 11 die Kaſſi— 
rung ber Kruſpp'ſchen Stimmen bereit3 abgelehnt ſei, und 
daß, wenn man an biefem Beichluffe fefthalte, auch bei 
neuerlider Kaffirung fämmtlicher Krupp’ihen Stimmen 
aus Altendorf 2 und 6 eine Majorität für den gewählten 
Abgeordneten bejtehen bleibe. 

Der Antrag, über Altendorf 2 und 6 nachträglich 
noch DBeweisaufnahme zu beichliefen, wurde mit 6 
gegen 6 Stimmen abgelehnt. Demnächſt beſchloß die 

ommiffion mit 9 gegen 3 Stimmen, dem Reichstag vor— 
zufchlagen: 
Der Reichstag wolle befchließen: 
bie Wahl bes Abgeordneten Krupp im 
fünften Wahlkreiſe des preußiſchen Re— 
gierungsbezirks Düſſeldorf für gültig 
zu erklären. 
Berlin, ben 21. Februar 1896. 


Die Wahlprüfungs-Hommilfion. 
Dr. 9. Marquardien, ftellvertretender Vorfigender. 
Dr. un (Beuthen), Berichterftatter. Dr. Böhme, 
— — D & —— Fr i 
[2 * * T, * . n 
Siuger. Spahn. — 





Hadıtrag zum Aroteſt gegen die Mahl des Geheimen 
Aommerzienrathes Krupp. 
Eſſen, 28. März 1895. 

Erft vor einiger Zeit ift die Erwieberung des Wahl- 
fomites der nationalen Partei des Wahlkreiſes Eſſen auf 
unfern Proteft vom 12. Juli 1893, und der Bericht ber 
Bahlprüfungstommiffion Nr. 214 zu unferer Kenntnif 
gefommen. 

Beide Schriftftüde bieten uns Veranlaffung unſerm 
Proteit einen Nachtrag folgen zu laſſen. Daß dieſer erft 
jet eingereicht werden kann, A hinreichend erflärt durch 
die Schwierigkeit unabhängige Zeugen für unjer Beweis: 
material zu finden. Die Abhängigfeit des größten Theils 
der Wähler von ben, mit ————— Ausnahmen, 
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ber nationalen Partei angehörigen Großinbuftriellen bes 
Wahltreifes, welche jene bei der Wahl vielfach dem Einfluß 
ber Letzleren unterliegen ließ, macht es ihnen begreiflicher 
Weiſe auch unmöglich, fi über biefe Beeinfluffung zu 
beſchweren. 

Unter den im Folgenden benannten Zeugen find brei 
erft vor Kurzem in die Lage gekommen, ohne Furcht vor 
Berluft ihrer Arbeit ein Zeugniß ablegen zu können. 


I. 

Die Ausführungen der Protefterwieberung bürfen mir 
mohl im mejentlihen unberührt lafjen, da die inzwilchen 
erfolgte Zeugenvernebmung bargethan haben wird, ob bie 
von uns behaupteten Wahlbeeinfluffungen ermiejen find 
oder nicht. Nur einige beſonders darakteriftiiche Sätze 
glauben wir hervorheben zu müffen. Seite 1135 links 
unten heißt es: „baß Die Gentrumspartei," oder, mie 
Herr Regierungsrat Goldkuhle uns am anderen Siellen 
mit Vorliebe geſchmackvoll nennt, „Die ultramontane Partei," 
„nit allen der ihr zu Gebote ftehenden ungewöhnlichen 
Madıtmitteln eine Enüblofe Agitation ind Werk ſehzte“. 

Leider hat man vergelfen auch nur eins biefer „uns 
gewöhnlichen Machtmittel” zu nennen. Es dürfte das aud) 
ſchwierig fein, allein ſchon wegen der Thatjache, daß, wie 
in unferem Proteſt angegeben, rund 18 000 Arbeiter durch 
den Erlaß Anlage 2 unjeres Proteftes betroffen wurden, 
während rund 17000 Arbeitern und Beamten der Krupp— 
ſchen Werte ihr Arbeitgeber als Kandidat gegenüberftand. 
Die Eingangs Abſatz 2 und 3 erwähnten Thaſſachen laſſen 
jene Aeußerung geradezu ald Hohn erſcheinen. 


Seite 1135 rechts Abjak 7 
„jollen nur die nadhweisbar durd eine unberechtigte 
Kontrolle erzwungenen Stimmen bem betreffenden Kandi- 
baten in Abzug zu bringen jein.” 

Wenn der Reichstag nicht feit lange eine andere 
Praris beobachtete, jo würde e8 wohl faum je gelingen, 
eine aud) unter dem jchlimmften Druck vollzogene Wahl zu 
laſſiren. 

Seite 1136 links Abſatz 5. 

„Charakteriftifch für die volllommene Freiheit der Wahl 
ift 3. ®. der Umftand daß ſich vielfach (!) beſchriebene 
Bettel für Krupp und zwar nur für Krupp nicht etwa auch 
für Stößel in der Urne vorfanden....... namentlich viel 
fach im Bezirk Kettwig 1." 


Seite 1137 oben rechts. 
„Sn der Wahlume (Bezirk Kettwig 1) fanden fidh 
5—6 (!) Zettel für Krupp." 


Seite 1137 unten rechts. 

„uch bei diefer Wahl (Kettwig II) find vielfach (viel 
leiht auch 5—6?) geichriebene Zettel für Krupp in ber 
Bahlurne gefunden.” 

Dieje Beweisführung für die vollfommene — der 
Wahl erſcheint uns wahrhaft klaſſiſch; überdies haben wir 
nirgends behauptet, daß nicht 10—12 unabhängige Wähler 
für Krupp gejtimmt hätten. 

Entgegen der wiederholten Berufung ber Proteft- 
beantwortung auf das Zeugniß der Wahlvorjtände dafür, 
daß Feine Wahlagitation vor und im Wahllöfal ſtatt— 
gefunden habe, bemerken wir, dab bie Wahlvorftände 
gar nit im Stande waren vom Wahltiihe aus 
das Lokal zu überjehen, zu mal wenn viele Wähler gleich: 
zeitig in demſelben Fand waren und daf eine ungejeß- 
liche Agitation jehr wirkſam jein fann, ohne daß fie durch 
Lärm oder fonft wie dem Wahlvorjtande auffällt. 


Reichstag. Altenſtück Nr. 198. (Bericht der BWahlprüfungs-Rommilfion.) 
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Gegenüber dem Kommiffionsberiht erneuern wir ben 
Antrag um nachträgliche Beweisaufnahme über die von 
uns Hinfichtlih der Wahlbezirte Altendorf II und VI be 
haupteten Wahlbeeinfluffungen. 

Im Allgemeinen führen wir zur Begründung dieſes 
Antrages an, daß zwar Herr Krupp in feinem Schreiben 
vom 8. uni 1893 Unlage 1 unſeres Proteftes erflärt, 
„dab er ſich jeglichen Einfluffes auf die Wahl enthalten 
werde", daß aber namentlich jeine in Altendorf anſäßigen 
Beamte und Meifter aufs Eifrigjte bemüht gemwejen find, 
bieje Unterlaffung (nad ihrer Meinung vielleicht Verſäum— 
niß) nad Kräften gut zu machen. Der Grund für bie 
bejonbers eifrige Agitation in diefen Wahlbezirken ift offen- 


bar in dem Umftande zu fuchen, daß Iaut Anlage 1 indnt. ı. 


der Bürgermeifterei Altendorf 23 887 von Herrn Krupp 

abhängige Perfonen wohnen, während bie ganze Benölke- 

rung von Altendorf 37 622 Perſonen beträgt. BDieje 

Agitation äußerte fi barin: 

a) daß fehr viele Latholiiche Arbeiter der Firma Krupp, 
bie als —— der Centrumspartei bekannt waren, 
durch das 
nationalen Partei ernannt wurden. Sollte wohl einer 
unter dieſen abhängigen Leuten es gewagt haben, dieſer 
„Bitte“ keine Folge zu geben und im ben Vertrauens—⸗ 
mãnnerverſammlungen nicht zu erſcheinen“ Er kub 
dann ja ſchon gleich den Verdacht auf fi, daß er ein 
Gegner ber Kandidatur Krupp jei. 

b) daß, entgegengefeßt der Behauptumg ber Protefibeant- 
wortung Seite 1136 rechts oben, es fei aud) bei ber 
Stichwahl jeitens der matiomalen Partei einem jeden 
Wähler ein Stimmzettel ans Haus gejandbt worben, 
wir beweiſen fönnen, baß dies nicht geichehen ift, 
daß die Wähler fi deshalb im Wahllofal einen 
Krupp’ichen Stimmzettel nehmen mußten, wenn fie nicht 
in den Verdacht kommen wollten, daß fie Krupp nicht 
wählen würben. 

o) daß, entgegen der Anführung ber Proteftbeantwortumg, 
Seite 1136 links unten, die Thüren ber Wahllofale 
„haben fi nah dem jebesmaligen Eintritt eines 
Wählers geichlofien“, wir behaupten, daß bies höchſtens 
im Wahllofal des V Wahlbezirtes Hin und wieder ge= 
ſchehen ift, während in allen übrigen Wahllofalen die 
Thüren während des ganzen Wahlaktes offen blieben. 

d) da die Wahllofale während bes ganzen Tages mit 
Krupp'ſchen Beamten bejegt waren. 

Die Wirkung diefer Agitation war eine 
ſolche, 

e) daß ein Kruppſcher Arbeiter dem Schneidermeiſter 
H. W. Beckers in Altendorf mittheilte, ſein Meiſter habe 
ihm gerathen in Begleitung eines Vertrauensmannes 
zu waͤhlen, und dieſem vorher ſeinen Stimmzettel zu 
zeigen, damit es nicht nachher heiße er habe nicht für 
Krupp, jonbern für die andere Partei gewählt wodurch 
er ſich en mag zu ziehen könne. Nach dem 
Namen des Arbeiterd haben wir uns begreiflicher Weije 
nicht erkundigt. 

f) daß im Hinblid auf das unter b und d behauptete alle 
abhängigen Wähler —, 

weil fie nur unter Kontrolle den Wahlzettel an der 
Thür des Wahllofales in Empfang nehmen konnten, 
um benjelben unter der gleichen unausgefegten Kon— 
trolle, jo daß ein unvermerkter Umtauſch ſchlechthin 
unmöglih war, zum Wahltifch zu bringen — 
nur unter dem Gefühle und dem Drude der jorgfältigs 
ften Beobachtung jeitens ihrer Vorgeſetzten ihr Wahl- 
recht ausüben konnten. 


irfular Anlage 2 zu Vertrauensmänner ber nt. 2 


Ant.d: 
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g) daß, entgegen der Behauptung der PBroteftbeantwortung 
Seite 1136 links Abf. 3 die bei der erften Wahl ge: 
zwungenen Wähler würden bei der Stichwahl fern ges 
blieben jein, der letzte Wähler aus ben p'ſchen 
Arbeiterwohnungen durch die Agitaloren und Haus— 
fontrolleure, zur Wahl gebracht wurden. 

h) baß zwar bei der Stihwahl in den Wahlbezirken 1, 
2, 3, 10, 11 zufammen 26 Wähler mehr wählten, aber 
dabei ber bei einer Stihwahl unerhörte Fall ein- 
trat, daß in biefen Bezirken der Centrumskandidat zu= 
fammen 123 Stimmen weniger auf ſich vereinigte als 
bei der Hauptwahl 

Als Sengen für diefe Behauptungen benennen wir für 
b den Buchhändler Wild. Körngen in Altendorf, für c, d 
und f. mit Bezug auf jeden einzelnen Wahlbezirk die für 
dieſelben früher genannten 35* die wir für die Be— 
zirke UI und VI hierunter nochmal aufführen. 

für e den Schneidermeifter 9. W. Beders in Altendorf, 
für g den Händler ber Eleven Altendorf III 409. 

Wir glauben, dab die im Vorfiehenden angeführten 
Thatfachen unfern wiederholten Antrag auf Beweisaufnahme 
für den MH und VI Bezirk um fo mehr rechtfertigen werden, 
als wir in unferm Protejt nicht bloß die bei dieſen Be— 
er fpeciell angeführten Thatſachen jondern außerdem 

asfelbe unter Beweis gejtellt hatten, was über Bezirk 10 

und 11 von uns behauptet war. 

Ueber dieje beiden Bezirke ijt aber Seitens der Wahl: 
prüfungstommiffion Beweisaufnahme beſchloſſen worden, 
während, anfcheinend in Folge eines Mißverſtändniſſes, ein 
gleiher Beihluß für die Bezirke IT u VI unterblieben ift. 

Wir beantragen aljo wiederholt die Vernehmung ber 
folgenden Zeugen. 

für ben II Bezirk 
Birth Anton Schufter in Hagen i/W. 
Bergmann Nicolaus Laufer Altendorf III 3/4 
⸗ Joh. Jammertzen ⸗231/1 
für den VI. Bezirk 


Kaufmann Friedr. Neuhaus Altendorf III 
Bergmann Hubert Sänger ⸗ = 4/3 
⸗ Bendel a : Umalia 
Birth ©. Hölſcher ⸗ 
rdinand Beckers 
ergmann Joh. Brebdemanı = = 310 


und für beibe Bezirke 

ggg Peter Sauerborn Altendorf III Julien— 
traße, der ſpeciell befunden wird, daß bie Krupp— 
ſchen Bertrauensmänner den Wählern, bie Stößel- 
zettel nahmen, ins Wahllofal nachgingen, um zu be- 
obachten, was die Leute mit den Zetteln machten, 
fo daß es durchaus unmöglich war, daß ein Wähler 
die Wahlzettel vertaufchte ohne daß die Vertrauens- 
männer bas jahen. 


Wir wollen 

i) noch anführen, daß die Behauptung der Protefibeant- 
wortung Seite 1136 rechts Ab. 2: „der Eentrums- 
partei jeien Wahlliften von dem nationalen Wahltomite 
überlaffen worden” unrichtig iſt. 

Es ftanden nicht unferer Partei fondern den Gegnern 
„als ungewöhnlihe Machtmittel“ (Proteftbeantwortung 
Seite 1135 lints umten) bei den Vorbereitungen zur Wahl 
fogar die Hülfe der Drtsbehörde zu Gebote, denn aus der 
Anlage 3 geht hervor, daß in der Druderei (von H. 2. Ged 
in Eſſen) die Wahlliften aus Auftrag des Bürgermeifter- 
amtes Altendorf angefertigt worden und zwar nur für bie 
nationale Partei, deren trauensmännern biejelben aud) 
durdy den Polizeifergeanten Boly in Uniform zugebracht 


wurben. Die Anlage berichtet noch über weitere recht 
eifrige Hülfe bes Büreauperfonals des Bürgermeilteramtes 
Altenborf. 

Kosten find der Gemeinde Altendorf dadurch wohl nicht 
erwadhjen, da nach der allgemein im Wahlkreiſe herrichen- 
3. — Herr Krupp ſelbſt alle Wahlkoſten be— 
zahlt hat. 

Für diefe Behauptungen können wir ben inzwiſchen 
geftorbenen Auktionator Franz Schlüter in Altendorf als 
Beugen nicht mehr benennen. Wir geben anheim, welchen 
Glauben man den in der Anlage niedergelegten jchriftlichen 
Aufzeihmungen des Mannes, die nach dem eiblich zu bes 
fräftigenden Seugniß feines Schwiegerjohnes des Wirthes 
Wilh. Felderbaum in Altendorf, wirklid von feiner Hand 
herrühren, ſchenlen will. 


I. 

Als neues Beweismaterial ift uns inzwiſchen nod) bes 

fannt geworben 
a) für Altendorf XI. Bezirk. 

Die im Wahllokal aufgeftellten Vertrauensmänner ber 
nationalen Partei, die von Zeit zu Zeit abgelöft wurben 
— vielleiht um wachſamer zu bleiben — haben ſich gegen 
den Schluß der Wahl darüber unterhalten, wer Stößel 
gewählt habe. Sie ftimmten in ihrem Urtheil überein bis 
auf einen der legten Wähler, über den fie fich ftritten: ein 
Beweis, dat die Komtrolleinridhtungen jo wirkſam waren, 
daß von einer wirflidhen geheimen Wahl nicht die Rede 
fein konnte. 

Zeuge: Wilh. Niermann, Altendorf Section III 312, 


b) für Stabt Ejjen. 

1. Der MVorfteher des Eifenbahnbetriebsamtes ber 
Königl. Geh. Baurath Herr Ferd. Grünhagen ſandte vor 
der Wahl den Vorftehern der Efjener Cifenbabuftationen 
Berg. Märk. u. Rheiniſch zur Mittheilung an jämmtliche 
Beamte und Arbeiter den Königl. Erlaß bezüglich ber 
Bahlen vom 4. Januar 1882 Anlage 4. 


gangen ift bebarf nicht des Beweiles. Dieſem Erlaß war 
aber noch ein zweiter Erlaf des Herm Geh. Nathes jelbft 
beigefügt, in bem die Beamten auf die Wichtigkeit der jetzt 
zur Entiheidung ftehenden Sache hingewieſen und ermahnt 
werben, eingedenk ihres bem Saifer geleifteten Eides, nur 
einem Kandidaten ihre Stimme zu geben ber für die Mi- 
litärvorlage ſtimmen wolle. Wenn es von dem Einen oder 
Underen befannt werde, daß er anders gejtimmt habe, fo 
werde bas ftrenge geahndet werben. Vor jeber Wahl 
— Haupt und Stihwahl — wurden dieſe beiden Erlafje 
den Beamten und Mrbeitern vorgelefen. Nah ben uns 
von verjchiebenen Seiten gemachten Mittheilungen wirkte 
der Inhalt des letzterwähnten Erlafjes auf viele Beamte 
und Wrbeiter geradezu verblüffend. Diefe Thatſachen find 
uns von einem Augen= refp. Obrenzeugen mitgeteilt worden, 
der uns aus begreiflihen Gründen nicht hat ermächtigen 
können jeinen Namen zu nennen. Wir benennen beshalb 
den Herrn Geh. Rath Grünhagen ſelbſt als Zeugen für 
das vorftehend behauptete und beantragen jeine Verneh— 
mung mit der Auflage, die von ihm erlaflene Berfügung 
vorzulegen und zu erflären, in welcher Art und in weldyem 
Umfange bie Verfügung feinen Untergebenen befannt ge 
macht worden ift. Das Betriebsamt in Eſſen beihäjtigt 
nah uns gewordenen Mittheilungen rund 1000 Beamte 
und Arbeiter, mit vereinzelten Ausnahmen find alle Wähler, 
bie ns auf die ſämmtlichen Eſſener Wahlbezirte vertheilen 
werben. 

2) Der frühere Zugführer jekige Maſchinenheizer 
Franz Dargel Ejjen Emilienftr. 42 wird bezeugen, daß er 


Ant 
Daß der Erlaß nicht für diefe Beamtenkategorien err — 
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vor der Hauptwahl und vor der Stihwahl vor Herrn 
Bahnaffiitenten Bergfeld, jetzt Stationsbeamter in Rade- 
vormwalde, geladen war, daß ihm von bemfelben Die 
beiden genannten Erlaſſe vorgelefen worden, und daß er, 
baß dies geichehen, dur jeine Unterjchrift beſchei— 
nigen mußte. 

Da Dargel nad ber Hauptwahl ſich feinen Mit 
arbeitern gegenüber geäußert hatte er habe Stößel gewählt, 
fo geihah die zweite Verlefung der genannten Erlaffe vor 
der Stihwahl durch Herrn Bergfeld mit dem ausdrüdlichen 

ufag: er, Dargel, werde Ei (bei der Stichwahl) jeine 

flicht wohl beſſer erfüllen, fonft könne es ihm ſchlimm gehen. 
Dargel ift ber feften Meinung, ba, gleich ihm alle feine Mit: 
arbeiter bei ihren Borgefegten antreten mußten, truppmweife oder 
einzeln. Letzteres geſchah wahrſcheinlich bei den hartnädigen 
Eentrumsleuten, bei denen man eine bejondere private 
Behandlung für nöthig hielt. 

3. 22. Wahlbezirk Kruppſche Bierhalle Der 
Wahltiſch ſtand gerade der Thür gegenüber, vor der Thür 
die Bettelvertheiler, neben ihnen ber Aufſeher Menke ber 
Krupp'ſchen Fabrik, welcher beobachtete, welchen Zettel die 
Leute nahmen. Schräg Hinter dem Wahltiſch ſaß ber 
Krupp'ſche Abtheilungschef Herr Diden. 

Ale Wähler gingen hintereinander in 2 eg 
georbnet, es machte den Eindrud, als ob ihnen das 
vorher aufgegeben je. Durch diefe Ordnung wurde bie 
Beobachtung der einzelnen Wähler jedenfalls jehr erleichtert. 
Da zudem ber Meifter von ungewöhnlicher Größe war, jo 
daß er über alle Leute Hinweg ſah, jo konnten die Wähler 
unter bem ; ber Blide biefer beiden Borgefepten, 
nad) ber feften Ueberzeugung ber beiden hierunten bezeid- 
neten Zeugen, nur mit dem Bewußtſein, daf fie beftändig 
unter ber ſchärfſten Kontrole jländen, ihr Wahlrecht 
ausüben. 

Zeugen: Bierbrauereibefiger Herm. Stinnesbed, 


Eſſen, 
Schreinermeiſter Hch. Böll sen., Eſſen, Schwanen- 
kampftraße 85. 


e) Für Alteneſſen. 

1. Der Königlide Baurath Herr Wild. Kuhlmann in 
Effen hat vor der Wahl im Güterfhuppen zu Alteneffen 
eine Verfammlung abgehalten, zu der die Beamten und 
Arbeiter geladen waren. Daß wir über das dort ver- 
handelte feine Zeugenausfagen herbeiführen Lönnen liegt 
auf der Hand, daß aber die directe Einflußnahme zumal 
eines jo hohen Vorgeſetzten nur zu jehr geeignet ift, die 
Bahlfreiheit des einfahen abhängigen Arbeiters aufs 
Erheblichfie einzuengen, bedarf nicht des Beweiſes. 

Wir beantragen bie Bernehmung des Herrn Bauraths 
über die Zahl der unter feinem Einfluß ftehenben Beamten 
und Arbeiter, die wohl alle in Altenefien wahlberechtigt 
waren, und über die Art feiner Agitation bei denſelben. 

2. Im Wahllofale des I. Bezirkes über ben mir 
ſchon in unferem Proteft berichteten, ift dem Maſchiniſten 
Wilh. van Aderen vom Schadt Frig ber Zeche Neuefjen 
Folgendes widerfahren. 

Am Tage der Hauptwahl tritt an der Thür bes 
Wahllofales der Steiger Hohendahl von Schacht Frig an 
denjelben heran und will ihm 3 mal einen Krupp Bettel 
aufzwingen. van Aderen jagt ihm, daß er ſchon einen 
Zettel habe, worauf der Steiger entgegnete: „Dielen ba 
nimmft du“ was van deren fortgejeßt weigert. Er giebt 
aljo den anderen Zettel ab. Zwei Tage nahher wurde 
er von feiner Maſchinenwärterſſelle entfernt und mit ges 
ringerem Lohn ald Platzarbeiter beſchäftigt. Er Hatte 
25 Zahre auf ber Zeche gearbeitet davon 7 Jahre als 
Majchinenmwärter. 


Daß diefes Vorkommniß eine fehr deutliche Mah— 
nung für alle Arbeiter der Zeche für die Stichwahl war, 
liegt auf der Hand. 

E3 kann ben Zechenarbeitern nur am 1. und 15. des 
Monats gekündigt werden. Die Hauptwahl war am 
15. Juni, der 1. Juli fiel auf einen Sonntag, ſomit fonnte 
dem Manne erſt am 15. Juli zum 1. Auguft gekündigt 
werben, was auch geſchah. 

Zeuge: Wilh. von deren, Eſſen, Wintering- 
ftr. 109. 


d) für Kettwig. 

Für die Freiheit bie in Kettwig im Allgemeinen für 
die Gegner der herrſchenden (nationalen) Partei belafien 
ift, ſpricht folgender Vorfall, der auch einigermaßen erklärt, 
weshalb bei diefer wie bei früheren Wahlen für die Rich— 
tung „Stößel“ dort „tein Boden“ „iſt“ (Protefterwiberung 
Seite 1137 rechts unten). 

Am Wahltage der 1887er Wahl (Kandidat auch Herr 

p) kamen einige in Kettwig beichäftigte Handwerks— 
gejellen nad) Werden und boten fi an, dort ohne Entgelt 
mit Wahlzettel zu ftehen, wenn man bafür einige uner- 
fchrodene, Hanbfefte Männer von auswärts zum Feltel- 
verteilen nah Kettwig ſchicken wolle, weil in Keltwig 
Niemand öffentlih Stötzel-Zettel zu vertheilen wage. 
Seitdem werben bei jeber Wahl auswärtige Bettelvertheiler 
an bie Kettwiger Wahllokale gejtellt. 

ve Kaufmann Albert Mittweg, Werben a. d. 
uhr. 


e) für Werben Stabt. 

1. Am Morgen der Stihwahl prangte am Anfichlag- 
breit der Forſtmann und Huffmann’ihen Fabrik der Erlaß 
Anlage 5. Wir beantragen die Einforberung bes voll 
ftändigen Erlafjes bei ber Firma oder bei ihrem Theilhaber 

Herrn Emjt Huffmann. 

Wir fügen Hinzu, daß in Werben feit Jahren Mangel 
an Arbeitögelegenheit Herricht, fo dab täglich eine ganze 
Schaar von Arbeitern nad bem 1 Stunde entfernten Keit— 
wig zur Arbeit gehen muß. Welche Wirkung unter ſolchen 
BVerhältnifien der Schlußſatz bes Erlafjes ausüben muß, 
bebarf nicht näherer Ausführung. 

Bon den Arbeitern ber — und Hoffmann'ſchen 
Fabrik waren ca. 270 wahlberechtigt, was auf Erfordern 
das Königl. Bürgermeifteramt Werben auf Grund ber 
Bahlliften befcheinigen wird. 

2. In bem III. Wahlbezirk in dem auch die Arbeiter 
folonie der genannten Firma liegt, mußten ca. 140 ihrer 
Arbeiter wählen. 

Die Einrihtung des Wahllofales veranfchaulicht Die 
Zeichnung Anlage 6. — 

a. b. c. d. das Wahllokal, iſt ein kleines in bie 
größere Gaſtſtube f. a. c. d. h. g. eingebautes immer. 
Außer dem Wahlvorftand konnten fi immer nur einzelne 
Wähler in demfelben aufhalten. Von der Gajt: 
ftube führen bei k. l. 2 Stufen hinauf; an der hinteren 
Wand bei e hängt ein ſchräg nad) unten geneigter Spiegel. 

a) Am Tage ber Stihwahl war ber Fabrilbeſiher 
Herr Heinr. Forſtmann jr. faft den ganzen Tag im Wahl- 
lofale anwejend. Am Morgen überlegte er mit feinem 
Meifter Eumann wo fie fih aufitellen mußten um bie 
Wähler wirkſam beobachten zu können. 

b) Gegen Mittag jtand Herr Forſtmann an der Thüre 
k. 1. bei k mit einem Fuße auf der unterjten Stufe 2 ges 
büdter und nad) vorn gebeugter Haltung, ziemlich dicht hinter 
den unmittelbar vor ihm ftehenden Wählern, augenjcheinlich 


A 
— 


Hl, 5. 


And, 6. 
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bemüht, unter deren Arm her, event. im Spiegelbild von 
unten zu jehen, was bie Wähler mit ihrem Zettel machten. 
Ein an der Thür Borübergehender fagte laut: „das ijt ja 
eine hübſche Wahlfreiheit" worauf Herr Forſtmann nad 
der Thüre bei a förmlich zurüdfchnellte. 

e) Am Nahmittage der Stihwahl Iehnte Herr Forft⸗ 
mann mit dem Rüden gegen den Thürpfoften bei i, jo 
baß er gleichzeitig die Wähler beobachten konnte, wenn fie 
beim Eintritt im Hausflur einen Wahlzettel empfingen und 
wenn fie mit demjelben dann an ihm vorbei zum Wahl- 
tifche gingen. 

Als er ſich einen Augenblid entfernt Hatte ftellte ein 
Mitglied des Wahlfomites der Gentrumspartei 2 Agitatoren 
unferer Partei dorthin und gab ihnen auf nicht von ber 
Stelle zu weichen. Darauf jtellte fih Herr Forſtmann am 
Billard in der Nähe der Thür k | auf. 

d) Am Nachmittag trat er einem feiner Arbeiter Emil 
Kolferts als derſelbe zum Wahltiſche gehen wollte im 
Gaftzimmer entgegen und faßte an beifen Wahlzettel. An 
ber Einfichtnahme des Zetteld wurde er durch die Da— 
zwiſchenkunft eines anderen Wählers verhindert. 

e) Herr Forſtmann folgte einem anderen bei feiner 
Firma befchäftigten Arbeiter ins Gaftzimmer und fah über 
deſſen Schulter hinweg in den Wahlzettel. 


Beugen für a) 
1) Ludg. Bernhard Werben Hochſtr. 20 
2) Commis Joh. Kimmeskamp Section e 20 
3) Berginvalibe $. Kraufenbaum Werben 
4) s oh. Munſch = 
b) Mathias Wiefe Bredeney b. Werben 
e) die beiden Zeugen 3 u. 4 zu a. 
d) Obermüller F. W. Schnillker Werben 
e) Kaufmann Julius Wufthoff ⸗ 


f) für Rellinghauſen 

Im V. Wahlbezirk, über deſſen Wahllofal die Zeich- 
1.ı.nung Anlage 7, ſtand in dem fleinen Wahllofal a. b. ce. d. 
— der Wahltiih bei h. i. k. 1.n, ber daneben ganz nahe an 
der Thür ftehende Tiſch m. n. o. p. war von Vertrauens 
männern ber nationalen Partei befegt. Der Agitator diefer 
Partei der Zimmermann Baeumer ftand an ber in ber 
Zeihnung bezeichneten Stelle, unmittelbar vor ber Thür 
Des Wahllofales, dicht bei den Zettelvertheilern. Schon 
die Zeichnung bemeift, da die Wähler unter ber bireften 
Eontrolle des Baeumer und der in ummittelbarer Nähe 
fißenden PVertrauensmänner ftanden. 

Der untenbenannte Zeuge hat ſich wiederholt beim 
Wahlvorſtand über dieſe Art der Agitation in der nächſten 
Nähe des MWahltifches beſchwert und dem Baeumer auch 
mehrere Male gejagt wenn er diefe ſcharfe Beobachtung 
bem einzelnen Wähler nicht unterlaffen werde er ihn ans 
zeige. 

Zeuge: Anton Kleinjohann Bauunternehmer in 
Ruͤttenſcheidt (Bürgermeifterei NRellinghaufen) 
Binteringfiraße. 

Wir ftellen den Antrag über das unter IT angeführte 
Demweismaterial die bei den einzeln angeführten Fällen ge- 
nannten Zeugen noch nadhträglih vernehmen zu laſſen. 


IV. 

In der Proteftbeantwortung wird Seite 15 oben lints 
darauf hingewieſen, daß in dem Bezirk Ktettwig I, „mit faft 
„ausſchließlich proteftantischer Bevöllerung ein ultramontaner 
„Kandidat naturgemäß niemals eine Mehrzahl der Stimmen 
„erhalten könne“ Diefe Argumentation erlauben wir 
uns für ben ganzen Wahlkreis auzumenden in welchem 
nad ber Zählung von Ende 1894 (die Zahlen der 1893 
Zählung werben nicht weſentlich verfhieden fein.) 





im Stadtkreis Eſſen 57 %%, der Bevölkerung kathol. 
s Landlrei8 = 67% = 5 s 

und von ber Bevölkerung des ganzen Reichstags: 

wahltreijes 64 9, fatholifch find. Dem entiprechend 

haben die früheren Reihstagswahlen von 1871 ab wo 

die Gentrummspartei den Wahlkreis zum erftenmal eroberte, 

folgendes Ergebniß geliefert: 


Gentrumsftiimmen Nationale Partei Socialdemofrat 


1871 Krebs 9648 Herbertz 2693 kath. Schweißer 1425 
1874 v. Forcade 11287 Devend 4374 = Dresbah 1234 
1877 ⸗ 7828 Gützloe 6634 = Haſſelmann 3602 
= Stögel 6687 


Stihwahl Stögel 11 636 v. Forcade 7 760 
1878 Stößel 14 527 Krupp sen. 13 907 Haffelmann 381 


1881 = 14753 Moltte 10 208 

1884 = 18252 Hoffmann 8998 Vollmar 909 
1887 = 18993 Krupp jr. 17411 a 456 
1890 =» 21772 Pohlmann 9778 Schröder 3306 
bei der 1878 Wahl wurde im Antereffe der Kandidatur 


Krupp sen. ein jehr ſtarker Drud auf die Arbeiter aus— 


geübt. 

ber bei der Kandidatur des Herrn Geh Rath Krupp 1887 noch 
gefteigert wurde. Wir hätten damals ſchon ausgiebige 
Beranlaffung gehabt im Interejje ber Wahlfreiheit die 
Sache zur Kenntniß des Reichstags zu bringen, unterließen 
das aber, um die abhängigen Arbeiter nicht noch mehr zu 
ihädigen, zumal troß aller Wahlbeeinfluffungen die Gegner 
den ne Erfolg nicht erreicht Hatten. 

Unmittelbar nach der 1887er Wahl wurden bie beiden 
in Arbeiterfreifen weit verbreiteten Gentrumsblätter 
bes Kreijes für den Bereich der Krupp'ſchen Urbeiter- 
wohnungen verboten; das Verbot ift erjt vor einigen 
Jahren aufgehoben worden. Dieſes Vorkommniß allein 
illuſtrirt ſehr treffend die Fabel der Wrotejterwiederung 
von den „ungewöhnlichen Machimitteln unferer Partei”. Die 
Möglichkeit der Wiederholung eines foldhen Verbots machte 
es uns, abgejehen von den Gründen der Gerechtigkeit und 
Billigkeit zur Pflicht bei der Wahlagitation die Perfon bes 
ern Krupp nur mit der denlbarſien Vorſicht in die Dis» 
fuffion zu ziehen, jo daß unfere „maaßlofe Agitation” (Pros 
tejterwieberung Seite 1135 links unten) ſich außer der Vers 
tretung unſeres Standpunftes zu ber Militärvorlage, faſt 
nur gegen die Sozialdemokraten richtete. 

In Folge deſſen beichloffen die Leßteren zwar bei ber 
Stihwahl Wahlenthaltung zu beobaditen, aber es wurden 
in ber Berfammlung gemwichtige Stimmen laut: Auerjt 
müſſe das Centrum, der erbittertefte Feind der Sorial- 
demofratie fallen, bann habe man in ber Bekämpfung der 
liberalen Partei, als des kleineren Webels, freie Hand. 
Nach diefem Rath Hat auch die weitaus größte Mehrzahl 
ber focialdemofratiihen Wähler offenbar gehandelt; bei 
ber durch bie Statiftit der früheren Wahlen klargeſtellten 
Stärke der Parteien im reife war nad der zweiten 
(1887er) Niederlage des erften Induſtriellen des 
Kreifes fein Kandidat für die nationale Partei mehr zu 
finden. In dieſer Verlegenheit beſchloß diejelbe bei ber 
1890er Wahl, die vorzugsweife unter dem Zeichen bes 
Kampfes gegen die Socialdemofratie ftand, anfänglich 
Wahlenthaltung, trat aber mit der Kandidatur des 
proteftantifchen Knappfchaftsälteften Pohlmann, die man 
vielfach als eine jehr glüdliche bezeichnete (Arbeiterfandidat 
gegen Wrbeiterfandidat) doch jhlieklid in die Aktion und 
agitirte für denfelben an manchen Orten jehr eifrig. Bei 
ber 1893er Wahl war anfänglich die gleiche Berlegenheit 
wegen einer geeigneten Kandidatur, die einige Ausſicht auf 








Erfolg böte. Die in Eſſen erſcheinende Rhein. Weſtfäl. Zeitung 
dad Hauptorgan der Partei, jchrieb Anfangs Mai: „Man 
ftelle in Effen, Olpe und anderen Wahlkreiſen in kirchlichen 
Angelegenheiten der Centrumspartei angehörende Katholifen 
auf,“ und empfahl kurze Zeit nachher für Effen den Frei— 
herrn von Schorlemer-Alft. Auch der damalige Borfigende 
des Wahlfomitees Herr Landgerichtsrath Schneider erflärte 
in einer Wählerverjammlung in Werden: man habe ans 
fänglich die Abficht gehabt, einen Katholiken aufzuftellen, 
der für bie Militärvorlage jei. 

An Vorftehendem ift dod das unummundene Bus 
geſtändniß enthalten, daß man den Wahltreis bei normalem 
Berlauf, d. 5. bei vollftändig unbeeinflußter Wahl für 
die nationale Partei nidt gewinnen könne. 


Das Bild änderte fi plögli als Herr Krupp im 
Intereſſe der Militärvorlage die Kandidatur annahm. Die 
enannte Rhein. Weftfäl. Zeitung war da fofort des Sieges 
cher: „denn ſchon 1878 fehlten Krupp (sen.) nur 608 
Stimmen die mit Leichtigfeit hätten zujammen gebradht 
werben fönnen, wenn bamals die Bergleute ber unter 
Krupp’iher Verwaltung ftehenden Zehen ftatt für 
Stößel für Krupp geftimmt hätten!!“ 


Damit war in unverfennbarer Weife zum Ausbrud 
gebracht, wie man allgemein in der PBartei die von Herrn 
Krupp für ſich ausgeſprochene Enthaltung von jeder 
Wahlbeeinfluffung der Arbeiter auffaßte und zu reipektiren 
beabfichtigte. Bei biefer Kandidatur allein hatte die große 
Macdhtentfaltung der Partei, bezüglid der Ngitation, von 
der wir in unjeren feitherigen Darlegungen und in unjerem 
erften Proteft eine Anzahl Proben gegeben haben bie 
benfbar befte Ausficht auf Erfolg. 

Gegen bie Bemerkung bes Berichtes der Wahl« 
prüfungstommiffion Seite 1123 rechts Abf. 3 daf der Aufruf 
der Induſtriellen Anlage 2 unferes Proteſtes ſchon vor 
ber Hauptwahl erlafjen, dürfen wir anführen, daß 
ſolche Erlaffe gemöhnlid — und wohl auch diesmal, wie 
noch leicht zu ermitteln wäre — am Anſchlagebrett beim 
Eingang ber induftriellen Werke veröffentlicht werden und 
dort bis zum Schluffe, alfo bis nah der Stihwahl, 
hängen bleiben. 

Zum Ueberfluß erfdhien vor der Stichwahl nod ein 


zii. &-Splugbloh Anlage 8, gedrudt beim Berleger der genannten 


bein. Weftf. Zeitung. Man Hat ſich natürlih gehütet 
dasjelbe zu unterzeichnen. Es ift aber Mar, daß bie 
Arbeiter dasfelbe der WBarteileitung zufchreiben mußten 
und wurden. Wir werfen die Frage auf, ob es noch zur 
erlaubten Wahlagitation gehört in Beiten wirthichaftlicher 
Depreifion dem abhängigen Arbeiter ein weiteres Sinten 
der Löhne in Ausfiht zu ftellen, wenn er nicht für 
Krupp wählt? 

Alles das genügte aber noch nicht. 


Man mußte die Arbeiter auch bei der Wahl felbft aufs 
Schärfſte kontrolliren, damit fie das Bewußtſein ihrer Ab- 
ängigfeit feinen Augenblid verlören. Daher waren fajt 
überall in den vorzugsweife induftriellen Bezirken die 
Wahllokale und deren Borräume angefüllt mit den 
direften VBorgejegten der Arbeiter. Naiver Weiſe 
hält die Broteftbeantwortung Seite 1139 bei Bezirk IV Abj. 2 
„es für gleichgültig ob Steiger da waren”. Uns ericheint 
diefer Umftand von großer Erheblichkeit. Die Wahl iſt 
nach dem Geſetz eine öffentliche, aber doch offenbar nur in 
dem Sinne, daf Jeder den geſetz- und orbnungsmäßigen 
Verlauf des ganzen Wahlgeichäftes jo fontrolliren können, 
nicht aber zu dem Zweck, daß ber Vorgeſetzte kontrolliren 
fann, in welcher Weije fein Untergebener jein Wahlrecht 
ausübt, Diefe Kontrolle im Wahllofal ift nad) unjerer 
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Auffaffung unter allen Umftänden als eine durchaus uns 
gejepliche Beeinfluffung anzujehen und zu verurtheilen, 

Bir haben im Vorftehenden nicht bloß diejenigen Vor- 
fommmiffe vor und bei ber Wahl angeführt, die wir durch 
richterlihe Vernehmung feitgeftellt zu fehen wünjchen, jons 
dern wir haben aud mit Fleiß ein genaues Bild der 
Parteiverhältnifje des Wahltreifes geben wollen, einestheils 
zur weiteren Rechtfertigung des von den Gegnern jo jtarf 
befämpften Einganges unjeres erften Proteftes, andererjeits 
weil nur aus der Kenntniß diefer Verhältniſſe heraus ſich 
die Sadjlage richtig beurtheilen läßt. Wir find ber Mei— 
nung, daß je ſchwer wiegender ber natürlidhe Einfluf 
einer Kandidatur an ſich auf eine ſehr große Anzahl ab: 
hängiger Wähler wirkt, deſto ſchärfer muß jebe darüber 
hinausgehende Einflußnahme auf dieſe abhängigen 
Wähler beurtheilt werden, ob fie noch in Einklang zu 
bringen iſt mit ber vom Geſetz gewollten freien Aus: 
übung bes geheimen Wahlrehtes. Wir finden bie- 
felbe Anficht wiedergegeben in dem Sabe bes Berichtes ber 
Bahlprüfungscommifjion Seite 1123 rechts oben: 

„Eine andere frage ift e8 allerdings in wie weit 
fpäter .... „jene Mbhängigfeit der Arbeiter und jonftiger 
Wähler in Betracht zu ziehen it." — 

Wir Hoffen, daß ber Reichstag ſich umferer Anficht 
uneigen wird, daß eine jo große Anzahl von Wählern 
in ihrer Abitimmung erheblih und ungejeglidh beeinflußt 
worden, daß die Wahl bes Herrn Krupp nicht als das 
Refultat der freien Abftimmung der Majorität der Wähler 
gelten kann und daß diefelbe deshalb für ungültig erklärt 
werben muß. Dadurch wird aud) den Mählern des Kreiſes 
das freie Wahlreht am wirfamften für die Zukunft ge 
ſichert, bis durch das Geſetz überhaupt die wirkliche freie 
und geheime Wahl fo geihügt ift, daß ſolche Beeinfluffungen 
für alle Folge unmöglid) werden. 


Das Wahlfomitee der en des Wahllreiſes 
fien. 


Der Vorfigende: 
Mathias Wiefe, Fabrikbefiger in Werden a/d. Ruhr. 


Eſſener Voltszeitung — 25. September 1894. 

Auf der Krupp’ihen Gußſtahlfabrik ift vor einiger 
Zeit eine neue Zählung ber Arbeiter und Beamten unb 
der Framilienangehörigen berjelben vorgenommen worden. 
Das Nejultat der Zählung war, laut der „Rhein.«Weſtf. 
Big.“, folgendes: sgeſammt mohnten in Krupp'ſchen 
Wohnhäufern 5731 Beamte und Arbeiter mit 15581 Familien⸗ 
Angehörigen, alfo zufammen 21 312 Perfonen, im eigenen 
Häufern 701 Beamte und Arbeiter mit 2404 TFamilien- 
Angehörigen, zufammen 3 105 ®Berfonen, und im fremden 
Miethöhäufern 10 744 Beamte und Arbeiter mit 25 673 
En, zufammen 36417 Berfonen. Im 

anzen find auf der Fabrik ꝛc. beihäftigt 17 176 Beamte 
und Arbeiter, welche 43 658 Familien-Angehörige zählen, 
fodaß fid) die Gefammtzahl der Werlangehörigen mit den 
— auf 60 834 Seelen beziffert. Hiervon ent⸗ 
allen auf die Stadt Eſſen 9747 Beamte und Ar— 
beiter mit 22171 Familien » Angehörigen, insgejammt 
31 918 Berfonen, auf die Bürgermeifterei Mltenborf 
6067 Beamte und Arbeiter mit 17820 Familien: 
Angehörigen, alſo insgefammt 23887 Perfonen. Die 
übrigen Werkangehörigen vertheilen fi auf einige amdere 
Gemeinden. 





Anlage 2, 


In Altendorf wurbe folgendes Eirkular an bie fatho- 
lichen Arbeiter gefandt: 


In der Verlrauensmänner Verfammlung der natios 
nalen Partei in der Bierhalle Altendorf» Eronenberg 
wurden Sie, da wir vorausfeßten, daß Sie unferer 
Partei angehörten, zum Bertrauensmann ernannt, Es 
ergeht an Ste die Bitte, jo viel wie möglich in ihrem 
Belanntenkreife auch auferhalb Eronenberg = Altendorf 
für die Kandidatur des Herrn Geh. Kommerzienraths 
Krupp wirken zu wollen, damit unferer guten geredjten 
Sache der Sieg werde. Wir haben das feite Vertrauen 
zu Ihrer patriotiichen Geſinnung, daß Sie diefer an 
Sie gerichteten Bitte in volljtem Maße entiprechen werben, 
und geben uns der Hoffnung hin, daß Sie zur Er- 
zielung eines günftigen Wahlrejultates für unfere nationale 
Partei Ihre ganze Kraft einſetzen werden. 


Mit vorzüglider Hochachtung 
Folgen die Namen a Meifter der Krupp'ſchen 
tif. 


(Die Namen find in der Zufchrift nicht deutlich zu 
leſen; fie fcheinen zu heißen: Drüner, Neumwerth, 
von Daven, Blambed, Küber.) 


Anlage 3. 


Altendorf Mahlbezirk IV. 


Das Wahllofal war befhaffen, und Vertrauens: 
männer und Stimmgettelvertheiler aufgeftelt, wie ich früher 
durch eine Skizze dargejtellt Habe. 

An dem Katheber war die ganze Zeit lebhafte Bes 
geifterung, und wurde ſiete Auskunft ertheilt. 

Der Bahlvorfteher 2 Iſenberg mußte um Ruhe 
einjchreiten, weldes am Katheder verurfadyt wurde. 

Zwiſchen den Vertrauensmänner rejp. Settelvertheiler 
bemerkte ih auch ben Flurſchütz Kirchberg welcher doch in 
Gemeindedienft ficht. 

Die Thür an dem Wahllolal ift bereits ftändig los— 
geblieben. 

Durch die ſcharfe Kontrolle aller Augen der aufgebotes 
nen Vertrauendmänner war es faum möglich, einen ans 
deren Stimmzettel zu nehmen, als ihnen überreicht wurde. 

In Effen fol eine ähnliche Kontrolle ausgeübt worden 
feien 3. B. Kruppſche Bierhalle, Wejtend. 

Zeugen find Bierbrauereibefiger Hermann Stinnesbed zu 
Eſſen und Schreinermeifter Böll junior zu Eſſen Schwanen— 
fampjtraße. 

Wählerliften find uns nicht nur nicht bereitwillig zur 
Verfügung geftellt worden, ſondern geradezu verweigert 
mworben. Solches ift mir paffirt, 

Es ſei Privatfadhe. 

Ich nach der Druckerei im Laden gehend, um von 
dort vielleicht noch einige zu erhalten, befam ich zur Ant⸗ 
wort, es feien feine mehr da, diejfelben wären vom Buerau 
aus beftellt, und es fei eine ganze Karre voll dorthin ge 
fommen. 

Die Wahlliſten jolen von Büreaubeamten bed Rath— 
Haujes während der Dienftftunden gemacht worden fein. 

Fertige Wählerliften find vom Polizeiferganten Bolz 
bei ben nationalen Bertrauensmänner rund getragen worden. 

Altenflüde zu den Verhandlungen des Neichstages 1895/96. 
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Anfertiger der Wählerliften find bie Büreaubeamten 
Sekretär Volkmann, Zahlmeijler a. D. Korth, Büreaugehülfe 
Ga, Polizeifergant a. D. Heim Schreiber Affiftent Krämer, 
Büreaulehrling Graubering. 

Auch find cirfa 7000 Stüd Adreſſen auf Couverte für 
Kruppihe Wahlzettel geſchrieben. 

In vorftehenden Angaben würden die Herren zum 
Eide angehalten werden müſſen. 


Daß die vorjtehenden Notizen, die ich im Nachlaſſe 
meine® am 5/2 1895 geftorbenen Schmwiegervater8 des 
Auftionators und Schiedsmannes Franz Schlüter gefunden 
von feiner Hand herrühren, kann ich eiblich erhärten. 

Das auf der erjten Seite Niedergefchriebene bezieht 
fih auf die Stihwahl vom 24 Juni 1893 im IV. Wahl- 
bezirk der Bürgermeijterei Altendorf. 

Das auf der 2ten und Sten Seite Niebergeichriebene 
hat Bezug auf allgemeine Vorgänge in berjelben Bürger 
meifterei vor der Wahl. 

Er Hatte ſich dieſe Notizen gemacht zur Benußung bei 
feiner gerichtlichen VBernehmung wegen des Proteftes gegen 
die Wahl des ge Geh. Rat Krupp; was er bavon 
ausgejagt Hat ift mir unbekannt. 


Altendorf (Rheinland) 15 März 1895. 
Wilh. Feldenbaum. 


Aulage 4. 


Das Recht des Königs, die Regierung und die Politik 
Preußens nad) Eigenem Ermefjen zu leiten, ift durch die 
Verfaſſung eingeichräntt, aber nicht aufgehoben. Die Re 
gierungsalte bes König bedürfen der Gegenzeihnung eines 
Minifterd und find, wie dies auch vor Erlaß der Ber: 
faffung gefhah, von den Miniftern des Königs zu ver 
treten, aber fie bleiben Regierungsakte des Königs, aus 
deſſen Entichliegungen fie hervorgehen, und der Seine 
Willensmeinung durch fie verfaffungsmäßig ausdrüdt. Es 
ift deshalb nicht zuläffig und führt zur Verdunfelung der 
verfafjungsmäßigen Königsredhte, wenn deren Ausübung 
fo dargeftellt wird, als ob fie von den dafür verantwort- 
lien jedesmaligen Miniftern, und nicht von dem Könige 
Selbft ausginge. Die Berfaffung Preußens ift der Aus— 
drud der monarhiihen Tradition dieſes Landes, deſſen 
Entwidlung auf den lebendigen Beziehungen feiner Könige 
zum Volke beruht. Diefe Beziehungen laffen ſich auf die 
vom Könige ernannten Minifter nicht übertragen, denn fie 
nüpfen fi an die Perfon des Königs. Ihre Erhaltung 
ift eine ftaatliche Nothwendigkeit für Preußen. Es ift des— 
halb Mein Wille, daß ſowohl in Preußen, wie in geſetz— 
re Körpern bes Reiches über Mein und Meiner 

achfolger verfaffungsmäßiges Recht zur perjönlichen Leis 
tung ber ®Bolitit Meiner Regierung fein Zweifel gelaffen 
und ber Meinung ftetS widerſprochen werde, ald ob die in 
Preußen jederzeit beftandene und durch Artikel 43 der Ber- 
faffung ausgeiprochene Unverleglichleit der Perſon bes 
Königs oder die Nothwendigkeit verantwortlicher Gegenzeidh- 
nung Meinen Regierungsalten die Natur jelbititändiger 
Königliher Entichliegung benommen hätte. Es iſt die Auf— 
gabe Meiner Minifter, Meine verfaffungsmäßigen Rechte 
durch Verwahrungen gegen Zweifel und Verdunklung zu 
vertreten; das Gleiche erwarte Ah von allen Beamten, 
welhe Mir den Amtseid geleiftet haben, Mir liegt es 
fern, die freiheit der Wahlen zu beeinträchtigen, aber für 
diejenigen Beamten, weldye mit der Ausführung Meiner 
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—— —— > u — a2 Dienftes Anlage 5. 
nad) dem Disciplinargejege enthoben werben können, er: s En 
ſtredt ſich die durch den Dienfteid beichworene Pflicht auf Anſchlag in der Forſtmann & Huffmann ſchen Fabrik in 
Vertretung der Politik Meiner Regierung auch bei den | Werben a. d. Ruhr am Morgen des 24. Juni des Tages 
Wahlen. Die treue Erfülung diejer Pflicht werde ich | der Stichwahl. 


mit Dank erkennen und von allen Beamten erwarten, Nahdem die Arbeiter aufgefordert worden, nur Herm 
daß fie fih im Hinblid auf Ihren Eid der Treue von | Krupp zu wählen Heißt es am Schluffe wörtlih: 

jeder Agitation gegen Meine Regierung aud) bei den ‚ „Solltet Ihr biefer unjerer warnenden Stimme 

Wahlen fernhalten. fein Gehör ſchenken und durch eine Abſtimmung mit 

Bette ben 4 1882 bazu beitragen, daß Geſchäftsſtockung und dadurch 

erlin, den 4. Januar 1882. Arbeitslojigleit entiteht, jo würden wir gegen 

ge3.: Wilhelm | unferen Willen gezwungen jein, größere Arbeiter: 


entlaffungen vorzunehmen. 
Nun beherziget unfere Worte.” 
— ge3.: Forſtmann & Huffmann. 


9ge3.: Fürſt von Bismard. 


Bürgermeifterei Werden Stadt, Wahlbezirk TIL 
Wirthſchaft Langenhorft. 


Hausthür. 
* * 
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Anlage 7. 
Bürgermeifterei Rellinghaufen, Wahlbezirk V 
(Rüttenfcheidt) 
Wirthſchaft Wefthoff. 
a En — b 
| T | 


ea. 0,85 m 


Babllofal 
m n 
0 p 
: 
0 | 
5 2,50 m 
Ey Zbür 
© 7 m d 
8 Hausflur 
Straße — Maahftab 1:50. 
2,51 m 
f 14 


Bahllotal ab cd 

Hausflurce fg 

Babltiih hiklmm 

Tiſch beſeht mit nationalen Vertrauensmännern m n op 
*%* eiler 


+ Baeumer, Agitator der nationalen Partei. 





Anlage 8. 
Ein WMahnwort in letter Stunde, 


Auh in unferem Wahlkreiſe hat der 15. Juni Die 
ir noch nicht gebradit. Es ift eine Stichwahl 
zwiſchen 

Herrn F. U. Krupp und Herrn Stötzel 
nothmwendig. 

Wer durch die Verſtärkung des deutſchen Heeres ben 
Frieden ſichern will, 

Wer die Einführung der 2jährigen Dienftzeit will, 

Wer die Schonung der alten Laubwehrlente im Kriegs: 
falle will, der 

wähle frupp! 
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Ber durch die Sicherung des Friedens eine Belebung 
von Induſirie, Handel und Wandel herbeiführen, dadurd 
die Arbeitögelegenheit vermehren und eim weiteres Sinken 
der Löhne verhüten will, 

wähle frupp! 

Es rn ſich jetzt wicht um religiöfe oder koufeſſionelle 
Fragen, jondern um die Sache des Baterlandes, deſſen 
Schuß Katholiten wie Proteftanten gleihmäßig am Herzen 
liegen muß. 

fennt den Unterfhied der Konfeffion 
nit und will ihn nicht kennen. 

Krupp ſchätht Proteftanten und Katholilen als 
gleihmwerthe Arbeiter. 

Krupp ſorgt und Hat ftets für feine Leute wie ein 
Vater gejorgt. 

hat unfere Gegend groß, wohlhabend und 
berühmt gemacht und die deutſche Induftrie zur erften ber 
Welt erhoben. 

ſtrupp's Vergangenheit und Perſönlichkeit find uns 
Bürgichaft, da die zur Sicherung des Friedens erforderlichen 
Mittel auf die Schultern der wohlhabenden Klaſſen gelegt 


werben. 
Wähler in Atadt und Land! 
Auf zur Wahl für 5. A. Krupp am Sonnabend, 
ben 24. Zunil Thue jeder feine Schuldigfeit, dann wird 
ber Sieg uufer fein. 


= Nr. 194. 
Ubänderunas-Untrag 
zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung 
— Nr. 85 der Druckſachen —. 


Galler. Au er. Kercher. Schmieder. 
Dr. —— 2* Reichstag wolle Pete 
in Urtifel 11 ($. 56 der Gewerbeordnung 
Ziffer 10) die Worte: 
„Sämereien und Blumenzwiebeln“ 
zu ftreichen. 
Berlin, den 9. März 1896. 


Nr, 195. 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Wellftein. 
Bericht 
ber 
Wahlprüfungs-Rommiffion 


über 
die Wahl des Abgeordneten Holt im fünften 
Wahlfreife des Regierungsbezirks Marienwerder. 


In ber Sifung vom 26. Februar 1895 Hat ber 
Reichstag gemäh dem Antrage der Wahlprüfungs-Komz- 
miffion vom 13. deffelben Monats (Nr. 166 der Drudjachen 
II. Seſſion 1894/95) beſchloſſen: 

1. die Entſcheidung über die Gültigkeit der Wahl des 
Abgeordneten Hol im fünften Wahlkreife bes 
Regierungsbezirks Marienwerder auszufeßen; 

157* 
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2. ben Herm Reichskanzler unter Mittheilung ber 
Bahlakten zu erſuchen, durch Bermittelung ber 
Königlih preußiſchen Regierung die zu Proteft I 
Nr. 1 und 2, zu Proteft IT Nr. 1 und 2, und zu 
Proteft III Nr. 2b, Nr. 3, Nr. 4c, Nr. 5, Nr. 6, 
Nr. Ta, Tb, Tec, Te, 7f, 8b, Nr. 9, Nr. 12c, 
Nr. 13a,*) 13b, 13e, 13f, 183g beſchloſſenen Er- 
—— veranlaſſen und von dem Geſchehenen 

ittheilung machen zu wollen. 

Die ftattgehabten Beweiserhebungen find eingegangen. 

Someit es fi dabei um die Ausjagen der nad) den Kom— 
miffionsbeichlüffen zu vernehmenden Perſonen handelt, find 


dieſe in ber Anlage abgedrudt unter Hinweis, einerſeits auf 
die Stellen der dem NReichstage übermittelten die Erhebungen 


enthaltenden Akten, an denen ſich die Driginalprotofolle über 
die Bernehmungen befinden und andererfeits auf bie ein— 
zelnen nach dem vorgedadhten Beſchluſſe in Folgendem zu 
behandelnden Proteftpunfte, 

Der R 


enthält zwei Beichwerbepuntte über Unregelmäßigkeiten im 
Wahlbezirte Dulzig (Nr. 62). 

In Nr. 1 „proteftirt der Bejchwerbeführer gegen bie 
Gültigkeit der Wahl im Bezirk Dulzig“ mit der Behaup- 
tung, „daß durch das Vorgehen des Wahlvorftehers die 
Deffentlichkeit und Freiheit der Wahl geſehzwidrig beein- 
trächtigt” worden jei. Er zeigt an, 5 er am Wahltage 
nad Abgabe feines Hetteld von dem Wahlvorfteher Buch— 
holg aus Bedlenfen aus dem Wahllofale (Schule Dulzig) 
gemwiefen” worden fei, „obwohl er fi ganz ruhig ver: 
halten“ und „ebenfo jeien herausgewiefen Leo Ryzkowski, 
Aleranber Liber, Mathias Chabowski und Ni— 
colaus Bawlomwsti.“ Herr Buchholtz habe wieberholt 
geiagt, wenn er (Stoifik) nicht felbft gehe, werde er (Buch 
holg) ihn hinauswerfen. Er benennt den Einwohner Kars 
czewski aus Dulzig als Zeugen. Hierzu war beichlofien, 
Beweis zu erheben über Die behaupteten Vorgänge im 
Wahllofale von Dulzig, insbejondere in der Hinficht, ob 
durh die angeblichen wiederholten Ausweiſungen Die 
Deffentlicheit des Wahlakts in diefem Bezirke zu irgend 
einer Zeit ausgeſchloſſen gemejen jei, dur eiblidhe Ver— 
nehmung der Zeugen Leo Ryzkowski, Alerander 
Liber, Mathias Chabowski, Nicolaus Bawlomwsli, 
Stephan Mindykowski, Valentin Stoifit und des 
von biefem noch näher nah Vorname zu bezeichnenden 
Karczewsfi, alle zu Dulzig, und der uneiblichen Ver— 
nehmung des Wahlvorftehers, Gutsbefigerd Buchholtz zu 
Bebdlenten. 

In Nr. 2 behauptet der Beichwerbeführer, dab, „als 
er aus dem Wahllofal gewieſen worben fei, nur zwei 
Mann der Wahllommiffion zugegen gemwejen ſeien und 
zwar der Mühlenbefiger Buchholtz aus Beblenken und ber 
Lehrer aus Dulzig.“ — Hier ift die eiblihe Vernehmung 
ber Beugen Balentin Stoifil, bes von ihm näher zu 
bezeichnenden Karczewski, beide zu Dulzig, und die uns 
eiblihe Bernehmung bes Gutsbeſitzers Buchholk, bes 
Lehrers Brimmer und bes Brennereiverwalters Ferdi— 
nand Teßmer zu Beblenken angeordnet. 

Die Zeugen Liber, Chabowsfi und Pawlowski 
find nad) den Berichten der Zuftellungsbeamten aus ihrem 
bisherigen Wohnorte unbelannt wohin verzogen. Der 
Zeuge Karczewski ift nach demjelben Berichte in Dulzig 
ortspolizeilich unbekannt; der Zeuge Stoifik, welcher den 
Proteft I erhoben Hat, und den Karczewski als Zeugen 
benannt hatte, fagt bei feiner Bernehmung (vgl. Anlage zu 


*) Die Einftelung der Ar. 188 in den Beihlu beruht auf einem 
Drudiehler. 
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Proteft I. 1 Nr. 3) aus, die von ihm genannte Berjon 
heiße nicht Karczewski, fondern, wie er glaube, Kar- 
czynski; näher könnne er fie nicht bezeichnen; er wille 
auch nicht, wo fie wohne. Aus den Akten ijt nicht erficht- 
lid, ob Nachforſchungen nad einer Perfon diejes Namens 
angeftelt worden . 

Im Uebrigen ift der erfte Proteftpunkt durch die ftatt- 
gehabte Bemweiserhebung (vgl. Anlage ©. 1258 zu 
Proteſt l.1, Ausfage Nr. 1 bis 4) nicht für ausreichend 
aufgeflärt zu erachten. Die Zeugenausfagen verbreiten ſich 
nämli nur über die dem Beichwerbeführer, dem Zeugen 
Stoifil, widerfahrene Behandlungsweile im Wahllofale 
zu Dulzig — eine Seite der Beſchwerde, weldhe die Kom— 
miffion auf Grund bes darüber im erften Berichte Borges 
tragenen für erledigt betrachtet; fie berühren aber garnicht 
bie Hier allein noch intereffirenbe Frage, ob durch die wies 
berholten Ausweiſungen aus dem genannten Wahllofal 
bie Deffentlihfeit des Wahlaftes in Dulzig ausge: 
ſchloſſen geweſen if. Auch bie uneidliche Ausjage des 
Wahlvorſtehers Buhholg trägt nichts zur Aufflärung bei. 
Eine Ergänzung der Beweisaufnahme über Punkt 1 im 
Sinne des mitgetheilten Beweisthemas aber erübrigt ſich, 
da nad ber Anficht der Mehrheit der Kommiſſion der 
zweite Punkt dieſes Proteftes vollftändig largeftellt ift 
und bie diesbezüglihen thatfächlihen Feftitellungen zur 
Ungültigleitserflärung des Wahlakts in Dulzig führen 
müfjen. Zwar ift bei Vernehmung des Zeugen Stoifik, 
des einzigen, ber über dieſen Punkt eidlih vernommen 
werden jollte, diefer Beweispunft vollftändig übergangen 
worden, und bie Ausſage des Buchholtz enthält über- 
er nichts Beſtimmtes (vgl. die Anlage wie vor, 

usfage Nr. 3 u. 4); aber aus der Ausfage des Lehrers 
Brimmer und vor Allem aus ber des Brennereiverwalters 
Tebmer (vgl. Anlage S. 1258 und 1259 Zu Proteft I. 
2, Ausjage Nr. 1 u. 2) geht mit vollfter Beftimmtheit 
hervor, —9 zeitweilig weniger als drei Perſonen des Wahl: 
vorjtandes im Wahllofale gegenwärtig geweſen find. Es ift 
dies auch von der Kommiſſion für thatſächlich feitgejtellt 
erachtet worden, wenngleih die Ausfagen der beiden ges 
nannten Perſonen uneidliche find, indem in Betracht ge= 
zogen wurde, dab fie diefe Perſonen belajten und darum 
glaubwürdig erſcheinen. 

Der Thatbeftand enthält einen Verſtoß gegen $. 12 des 
BWahlreglements. Was nun die Wirkung und Erheblichkeit 
diefes Verftoßes anlangt, jo wurde von einer Seite diefelbe 
bejtritten und barauf hingewiejen, daß die zutreffende Zeit 
in bie Mittagspaufe pa an einen Zeitraum, während 
deſſen fein Wähler zur Urne zu kommen pflege, namentlich 
nicht auf dem Lande. Dem gegemüber aber war bie 
Mehrheit der Kommiſſion der Anficht, daß, wenn auch nur 
während einiger Minuten weniger als drei Mitglieder des 
—2 im Wahllokale anweſend ſeien, der ganze 
Wahlakt für ungültig zu erklären ſei. Demgemäß hat 
denn auch die Kommiſſion mit allen gegen zwei Stimmen 
den Wahlakt im Bezirke Dulzig für ungültig erklärt. 

In dieſem Wahlbezirke (Nr. 62) ſind 101 gültige 
Stimmen abgegeben, von denen 70 auf ben Abgeordneten 
Holg-Parlin, 30 auf von Saß-Jaworsky-Lippinken 
und 1 auf Bogs fielen. 

Proteſt 11. 

Unter Nr. 1 dieſes Proteftes war behauptet, daf der 
zur Zeit ber Wahl amtirende Vertreter des Landraths zu 
Schwetz, ber Regierungsaſſeſſor Graßhof, vor ber Wahl 
fi) zu dem Synagogen-Borfteher zu Schwetz, Hirſchberg 
begeben und denſelben gefragt habe, wie jeine Geſinnungs— 
genofjen ftimmen würden. Als Hirſchberg erwidert habe, 
er könne in dieſer Hinficht auf die Gemeindemitglieder 
feinen Einfluß ausüben, habe Graßhof gejagt: „Wenn 
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fid) herausftellt, daß die Juden nicht ohne Ausnahme für 
Hol geſtimmt, fo follte es fein Jeraelit wagen, je mit 
einer Bitte ober einem Geſuche an den Herrn Landrath 
hervorzutreten.“ 

Hierzu war die Feſtſtellung des behaupteten Vorganges 
für erforderlih erachtet und beidjloffen worden, ben 
Synagogen-Vorfteher Hirfhberg zu Schweh eiblih und 
Le Regierungsafjefjor Graßhof uneiblih vernehmen zu 
laſſen. 

Dieſe Vernehmungen (vgl. Anlage ©. 1259 zu 
Proteft ll. 1. Uusfage Nr. 1 u.2) haben Belaftendes 
nicht ergeben. Der Zeuge Hirſchberg ftellt fogar eidlid) 
beitimmt in Wbrede, dab die erwähnte Aeußerung gefallen 
jei. In Folge deſſen erachtete die Kommiſſion den Proteft= 
punkt für unermwiefen. 

Unter Nr. 2 war behauptet, daß am Wahltage der 
jozialdemofratiihe Stimmzettelveriheiler Bogs verhaftet 
worden jei und daß ihm auf der Polizei ſämmtliche Stimm— 
zettel abgenommen worden jeien. 

Ueber diejen behaupteten Vorgang und die Gründe 
des angeblihen polizeilichen Vorgehens follte der Schub: 
machermeifter Bogs zu Bromberg eidlih und der von 
ihm zu benennende verhaftende Beamte uneidlih vernommen 
werden; auch war die Einforderung amtlicher Auskunft der 
Polizeibehörde in Schweg unter VBeifügung etwa vor- 
handener Alten beſchloſſen worden. 

Der Schuhmadhermeifter Bogs bekundet — Anlage 
©. 1259 zu Broteft II.2 —, daß die behauptete Verhaftung 
und Abnahme der Stimmzettel in Schweg nicht ihm, ſondern 
feinem Sohne, dem Pantoffelmader Dito Bogs, paljirt 
fi. Es ijt Hierauf um die Vernehmung des leßteren er— 
ſucht worden; ber Gerichtsvollzieher gi aber die Ladung 
zurüdgereicht mit dem Bemerken, dab der Genannte jeit 
einem Jahre Schwetz verlafien habe und fein Aufenthaltss 
ort nicht zu ermitteln fei. Auf eine erneute Vorladung 
berichtet der Zuftellungsbeamte, daß der Aufenthaltsort des 
Dtto Bogs wahrſcheinlich Bromberg fein werde bei feinem 
Bater (vgl. Bd. II S. 82, 84, 94, 140, 145, 150, 155 ber 
Beweiserhebungsakten). Es ift nicht erfichtli, ob ber 
Verſuch gemadht ift, die Bernehmung dort zu bewertftelligen. 
— Eine amtliche Auskunft der Polizeibehörde in Schw 
ift in den Alten nicht enthalten, auch nicht erfichtlich, o 
eine ſolche von der oberen Verwaltungsbehörbe eingeforbert 
it. Gelegentlih der Bernehmung des Kreisfekretärs zu 
Schwetz über einen andern Punkt der Wahlanfehtung 
(vgl. unten zu Protejt III. 13g) hat diefer erklärt, daß der 
polizeiliche Erefutivbeamte, welder ſ. 3. die Verhaftung des 
jozialdemokratijchen Stimmzettelvertheilers, Schuhmader- 
meilterd Bogs aus Bromberg, bewirkt habe, nicht mehr 
als Bolizeibeamter in Schweß fungire, fondern angeblid) 
Kanzlift bei der Königl. Staatsanwaltihaft in Konig und 
dab der Name beijelben Mohr jei (vgl. Bd. II ©. 38 der 
Beweiserhebungen).. Aus den Wlten geht nicht hervor, 
dab eine Bernehmung deifelben verſucht worben ift. 

Hiernad Tann die Beweiserhebung nur als eine fehr 
unvolljtändige im Sinne des Beweisbeichluffes bezeichnet 
werden und wurde daher, fofern fid) nicht etwa nach Ver: 
handlung über die ferneren Bunkte ein definitiver Beichluß 
über Gültigkeit oder Ungültigkeit der Wahl ergeben jollte, 
beichloffen, den Pantoffelmacher Otto nie Sohn des 
Schuhmachermeiſters Wilhelm Bogs zu Bromberg, über 
feine Verhaftung, Zeit, Dauer und näheren Umjtände ber 
jelben, jowie über etwaige Abnahme und Einbehaltung von 
Stimmzelteln eiblich vernehmen zu laſſen, ferner die amt: 
liche Auskunft und die etwa vorhandenen Akten der Bolizeis 
behörde in Schweß zu erfordern und enblich den jegigen 
Kanzlifien Mohr bei der Königlichen Staatsanwaltichaft 
zu Konig uneidli vernehmen zu laſſen. Sofern ſich bei 
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ben Bernehmungen bezw. aus ber Auskunft der Polizei— 
behörbe zu Schweß ergeben follte, daß nit Mohr, jondern 
ein anderer PBolizeibeamter die Feſtnahme des Bogs be 
wirft, ift deſſen umeidliche Vernehmung zu veranlafien. 


Proteft IIT. 

In Nr. 2b diefes Proteftes war behauptet, daß der 
Gensdarm Thiele aus Blondzmin im Wahllofale (des 
Wahlbezirks 53) den foeben abgegebenen Stimmzettel des 
Gajtwirths Kulczyk aus Mulrz ——— Weiſe geöffnet 
habe, um den Namen des Kandidaten daraus zu erſehen. 

Es war die eidliche Vernehmung des Gaſtwirths 
Kulezyk und die uneidliche des Gensdarmen Thiele 
beſchloſſen worden. 

Aus ben Vernehmungen ber beiden (vgl. Anlage S. 1259 
und 1260 zu Broteft III. 2b, Ausſage 1 und 2) ergiebt ſich, 
daß der Gensdarm Thiele dem Kulezyk, als er fein Wahl- 
recht ausüben wollte, den Stimmzettel abgeforbert und den 
ihm übergebenen Zettel wieder zurüdgegeben hat. Der 
eigenen sus beffelben ift auch zu entnehmen, dab er 
dies in ber Abſicht that, zu ir Erg für wen der Wähler 
ftimmen wolle, alſo in der Abſicht, das Wahlgeheimnif 
zu verlegen. Es iſt num nach der Anficht der Kommiffion 
infofern die Proteitbehauptung wiberlegt, als der abge- 
nommene Stimmzettel noch nicht vom Wähler in Ausübung 
bes Wahlrehtes an den Wahlvorfieher abgegeben war; 
auch ift nicht für feftgeftellt erachtet worben, daß ber 
p. Thiele den Stimmzettel wirklich geöffnet und auf dieſe 
Weife das Geheimniß der Wahl verlegt Hat. Die Kom: 
miffion erachtet daher auch das Vorgehen des Gensdarmen 
nicht für geeignet, als Ausgangspuntt für eine Schluß— 
folgerung in Bezug auf die Ungültigfeit des Wahlakts im 
Wahlbezirte 53 zu dienen; fie fieht aber darin eine Ueber- 
ſchreitung der amtlichen Befugniffe des Genannten, vorge- 
nommen in der unerlaubten, eingejtandenen und oben feſt— 
geftellten Abficht, das Wahlgeheimniß zu verlegen; ihr 
ericheint daher eine Nektifizirung des Gensdarmen Thiele 
angezeigt und fie beichließt, den Herrn Reichskanzler um 
die Herbeiführung einer ſolchen zu erfuchen. 

Nr. 3 des Proteftes enthielt folgende Behauptung: 

„Der Gutsbefiper Kant Gottlieb aus Schiroslawek 
ftellte ji) im Wahllofale jelbjt an der Thüre auf, ließ 
feine Gutsleute nad Aufruf einzeln herantreten, händigte 
ſodann jedem einzelnen einen Wahlzettel ein und hieß 
ihn dann direlt zur Urne herantreten, wo ber betreffende 
ben im Wahllofale auf diefe Weife von jeinem Brod— 
herrn —* aufgenöthigten Stimmzettel abliefern mußte. 
Der Arbeiter Auguſt Deka aus Schiroslawet behielt nun 
ben ihm aufgenöthigten Zettel in der Iinfen Hand, holte 
mit der rechten einen anderen aus ber Weſtentaſche her— 
vor und gab legteren ab, worauf Herr Kant bemerkte, 
das jei nicht richtig. Der ꝛc. Auguſt Deka erhielt hier 
auf jofort Die Entlaffung aus dem Dienft mit der Wei— 
fung, jofort die Wohnung zu räumen.“ 

Die Kommiffion Hatte in dem angeblichen Verhalten 
des Butsbefigers Kant eine unzuläffige Kontrole erblict, 
welche geeignet gewejen, das Geheinmig der Wahl voll- 
ftändig — Auf ihren Antrag war daäher bes 
Ichlofien, die Auftlärung des Vorganges herbeiführen und 
zu dem Ende die eidliche Vernehmung des Arbeiters Auguſt 
Dela aus Schiroslawel und des Wahlvorftandes, nämlich 
des Amtsvorjtehers von Nitylomwsti in Bremin, des Guts- 
befigers Kattner in Wierfh, des Mühlenverwalters Bruno 
Herrlig aus Gorzalimoft, des Nittergutspächters Albert 
Siebert aus Wdl.-Salefche, des Käthners August Beglau 
aus Jacobsdorf, des Käthners Guſtav Borth aus Alt 
Saleſche, des Befikers Ludwig Schröder aus Schiroslamw 
und des Gemeindevorftehers Mathäus Deragowski eben 


206 





j Reichstag. Aktenftük Nr. 195. (Bericht der Bahlprüfungs-Rommiffion.) 





daher und uneibliche Vernehmung bes Gutsbefiger Gott: 
lieb Kant aus Schiroslawel zu veranlafien. 

Der Käthner Peglau und ber Gutsbefiker Gott- 
lieb Kant find vor ihrer Vernehmung verftorben (vergl. 
170). ©.103 und 107a, bezw. Bb. II BL. 139 und 171, 
172). 

Aus ben Bekundungen ber übrigen genannten Perjonen 
aber (vergl. Anlage S. 1260 und 1261 zu Proteft III. 3, Aus⸗ 
fagen Nr. 1 bis 8) ift nad Anficht der Kommilfion nichts 
Belaftendes im Sinne einer unzuläffigen Kontrole erwieſen 
beziehungsmeije find die Proteftbehauptungen zum Theil, 
fomeit fie fih nämlich auf ben Arbeiter Defa beziehen, 
direft widerlegt. 

Nah Nr. Le des WProteftes follte der Drtsfchulge 
— zu Julienfelde mehreren Wählern während Auf— 

ellung der Wahlliften die Aufnahme in dieſelben ver— 
weigert haben ohne Angabe von Gründen und unter groben 
Schimpfreden. — Hier war die eiblihe Vernehmung des 
Eigenthümers Franz Jullomstfi aus Aulienfelde und 
die uneiblihe Vernehmung des Ortsſchulzen Hinh bafelbft 
beihloffen worben. 

Die Ausfagen diefer beiden Berfonen (vergl. Anlage 
©. 1261 zu Proteſt III. 4e Ausjage 1 und 2) reichen 
nicht aus, um, nach Anficht der Kommiffion, die Proteft= 
behauptung für erwiefen zu erachten. Much liegt nicht ge— 
nügendes Material vor, um auch nur eventuell eine Er— 
gänzung ber Beweisaufnahme zu ermöglihen. Es Tann 
daher dieſer Punkt auf ſich beruhen bleiben, um jo mehr, 
als es ſich Hier um einen Theil des Wahlbezirks 62 han— 
belt, deſſen Wahlakt nad dem oben bei Proteft I gefaßten 
Beſchluſſe ganz zu kaſſiren ift. 

Unter Nr. 5 war behauptet, daß den Saifonarbeitern 
Ignaz Rutkowski, Johann Novalowsti, Philipp 
Polakowski und Peter Pilcek die Aufnahme in Die 
Bahllifte des Wahlbezirts Klunfwig Nr. 74 ohne Angabe 
zutreffender Gründe verweigert worden fei. 

Da die genannten vier Perfonen nicht in der Wähler: 
lifte von Klunfwig eingetragen find, jo war die eibliche 
Bernehmung derfelben und die uneidliche des Drtsvorftehers 
von Klunkwig beſchloſſen worden. 

Die Saifonarbeiter Novalomwsti, Bolatowsti und 
Pilcek find nad den Berichten ber AZuftellungsbeamten 
(vgl. Bd. I ©. 79, 88—93) in Klunkwitz nicht zu ermitteln 

ewejen und aus ben Ausfagen bes Rutkowski und bes 

ellvertretenden Gutsvorſtehers Szolinski in Klunkwig 
(vergl. Anlage ©. 1261 zu Proteſt IIl.5 Ausſage Nr. 1 
und 2) ift nad ber Anficht der Kommilfion irgend etwas 
Befonderes im Sinne der Proteftbehauptung nicht feftzu: 
ftelen und baher bie leßtere für umerwiefen zu erachten 
geweſen. 

In Nr. 6 des Proteſtes war behauptet, ber Brennerei⸗ 
verwalter Schul aus Jaszez habe ben Altfigern Michael 
Bona, Midhael Kierzkowski, Ignaz Golinski und 
Anderen die Aufnahme in die Wählerlifte des Wahlbe: 
zirkes 72 unter dem Borwande verweigert, daß fie nicht 
ftimmberechtigt feien, weil fie auf Altentheil bei ihren Söhnen 
reſp. Schwiegerföhnen feien. 

Hierzu war bie eibliche Vernehmung der genannten 
angeblichen Altfiger und die umeidliche Vernehmung des 
Brennereiverwalters® Schul aus Jaszez beſchloſſen, ins- 
bejonbere audy in der Richtung, ob der legtere die Eigen- 
ſchaft als Gutsvorfteher zur Zeit der Aufftellung der 
Wählerliften gehabt. 

Kierzkowski iſt, ausweislich der Berichte ber Zus 
ftellungsbeamten, Bd. I BI. 94—96 ber Alten, —— 
Einen Altſitzer Ignaz Golinski giebt es nach denſelben 
Berichten, Bd. IS. 94 und 97, 98, nicht, wohl aber einen 
jüngeren Einwohner diejes Namens. Diejer und Bona, 


fowie Schul find vernommen (vergl. Anlage ©. 1261 zu 

Proteſt II.6 Ausjage 1, 2, 3). 

Bona beftätigt die Proteftbehauptung eiblih und 
glaubhaft; diejelbe ift daher von der Kommiſſion für feit- 
geftellt erachtet worden. Dagegen wurde nidjt für genügend 
nachgewieſen erachtet, daß Schul aud ben Golinsti 
aufzunehmen fi geweigert, gegen 3 Stimmen, welde den 
Nachweis für erbradjt hielten. Von jener Seite wurde 
geltend gemadjt, daß in ber von Golinski befundeten 
Form der Abweifung durch Schul feine offizielle Weigerung 
gefunden werden fünne; von leßterer Seite wurde dagegen 
darauf Hingewiefen, daß der Verkehr auf dem Lande, 
mal bei Angelegenheiten, wie die in Rede ſiehende, nicht 
die Formen jtrenger Amtlichleit anzunehmen pflege und ber 
abgemwiefene Golinski die Antwort Schulge's, wie aus 
den Schlußmworten des Protokolls hervorgehe, als formelle 
Weigerung aufgefaßt habe. 

Jener dem Bona gegenüber feitgeitellten Weigerung 
wurde von einer Seite jede Wirkung abgeiprocdhen, indem 
ausgeführt wurde, der p. Bona hätte den im $.3 bes 
Wahlreglements bezeichneten Beſchwerdeweg betreten müflen; 
ba ſolches unterblieben, fei für ben Reichstag bie Sadıe 
erledigt. Dem gegenüber wurde von anderer Seite aus: 
geführt, daß es ein Beſchwerderecht, aber feine Beſchwerde— 
pflit gäbe und daß auch der nachträgliche Nachweis, daß 
einem Wähler zu Unrecht die Aufnahme in die Wählerlifte 
verweigert worben jei, zu berüdjichtigen fei. Dieje An— 
ſchauung erlangte in der Kommilfion die Mehrheit und 
e3 wurde demgemäß beichlofien, je eine Stimme der Ge 
fammtzahl und der Zahl der gegen ben gewählten Abge— 
orbneten abgegebenen Stimmen zuzuzählen. 

Der Proteftpuntt 7 enthält folgende fünf Einzel: 
behauptungen über Vorgänge bei der Wahl im Bezirk 
Pruft (Nr. 33), zu denen die beigejegten Beweisbeſchlüſſe 
gefaßt find: 

a) Der Poftbote Eiefielsfi aus Pruft machte nad) Abgabe 
feines Stimmzettel die Wahrnehmung, dab der Wahl: 
vorfteher Gutsbefiger Leifing aus Pruft dieſen Zeitel 
lange Zeit zwilchen den Fingern behielt und denjelben 
aufmerfjam betrachtete. Trogdem ſich der ꝛc. Giejieläki 
nur langjam und rüdwärts ſchauend aus dem Wahl 
Iofal entfernte, hatte der Wahlvorjteher gleihmwohl den 
Zettel noch nicht in die Urne gegeben. Als der ꝛc. 
Ciefielsfi in ben Borflur trat, befragte ihn der Hof 
beamte Benno Tejchner aus Bruft, was für einen Zettel 
er denn abgegeben habe. Giefielsfi wies auf deutiche 
Stimmzettel hin, welde im Flur auf dem Fenſter Lagen 
und entgegnete: „Nun, einen ſolchen“. Hierauf regalirte 
ihn der 2c. Teichner mit einer Cigarre. Kaum war 
jedoch ber zc. Eiefielsfi in feiner Wohnung angelangt, 
welde er von bem Wahlvorſteher Leſſing — Beſiher 
von Pruft — in Miethe innehatte, als ihm ber zc. 
Tejchner nachgeeilt fam und in Gegenwart der Ehefrau 
des zc. Giefielsfi diefem erflärte, daß der Wahlvorfteher 
Leſſing feinen Stimmzettel eröffnet und daraus erjehen 
habe, daß er nicht auf den deutichen Kandidaten Holk 
gejtimmt habe. Er jolle nun zurüdtehren, ben Zettel 
zurücdnehmen und einen auf Hol abgeben, dann jei 
Alles wieder gut. Da num der ac. Cieſielski ſich weigerte, 
biefem Anfinnen zu folgen, fo kündigte ihm der ac. 
Zeichner im Auftrage des Leffing feines Herm und des 
Hausbefigers der Giefielskifchen Wohnung — jofort 
zum 1. folgenden Monats die Wohnmiethe. 

Hier war beichlofien, den Boftboten Cieſielski aus 
Pruft und deſſen Ehefrau eidlih und den Hofbeamten 
Benno Teihner und den Wahlvorfteher Gutsbefiper 
Leſſing zu Pruſt uneidlich vernehmen zu laſſen. 





b) Desgleichen Hat der Wahlvorfteher, Beſitzer Leffing zu 
Pruft, dem Boftboten Baumgart die Wohnung gekündigt, 
nachdem er den Stimmzettel befjelben bei der Entgegen- 
nahme durch bejondere Faltung — zwiichen den Fingern 
in der Mitte durchgebrochen — gekennzeichnet und daraus 
bei der Eröffnung ber Zettel Beim Abſchluß der Wahl 
erfehen hatte, dab ber ꝛc. Baumgart nicht für ben 
beutichen Kandidaten geftimmt habe. 

Hierzu war die eidliche Vernehmung des Boftboten 
Baumgart und die uneidliche Vernehmung des Gutsbe- 
ſihers Leſſing zu Pruft und die Einziehung der jämmt- 
lihen Stimmzettel dieſes Wahlbezirts (Nr. 33) beſchloſſen. 

ce) Auch der Wahlzettel des Wirths Nepli aus Gut 

Waldau bei Pruft jollte vom Wahlvorfteher Leſſing ges 

lennzeichnet worben fein, und war daher hier die entjpredyende 

Bernehmung des Netzki und Leffing bejchloffen worden. 

d) Nah e des früheren Berichts follten in dem— 
felben Wahllofal den Wählern die Stimmzettel, welche fie 
mitgebradht hatten, von dem Hofbeamten Benno Teſchner 
gewaltfam entriffen und ihnen Zettel auf den deutſchen 
Kandidaten aufgenöthigt worden fein. Der Arbeiter Michael 
Gackowski aus Pruft, welder die Annahme eines jolchen 
Zettels verweigerte, ſei in das Wahllofal überhaupt nicht 
eingelaffen und von dem ꝛc. Tefchner gewaltfam entfernt 
worden, wobei leßterem die Ehefrau des Wahlvorjtehers 
und Befigers von Gut Pruit, Frau Marie Lejjing, thät- 
liche Hülfe geleiftet haben follte. Auch andere Wähler feien 
von dieſen beiden Perjonen bearbeitet, harangiert und ges 
zerrt worden, insbejondere bie Arbeiter Smitbalsti und 
Zulawski aus Pruft. 

Hier ift beichloffen, die Arbeiter Michael Gackowski, 
Gwifdalski und Zulawski aus Pruft eidlih und ber 
Brennereiverwalter Benno Teſchner und Die Er 
Marie Leſſing dafelbft umeidlih vernehmen zu laſſen. 
Hierzu ijt zu bemerken, daß ein Inſtmann Michael Gatz— 
kowski in die Wählerlifte eingetragen ift, aber nicht ges 
wählt hat, dab ein Franz Gwifdalski eingetragen ift 
und gewählt hat und Zulaw ski nicht eingetragen ift. 

e) (f bes erjten Berichts.) Der Boftbote Lauf aus 
Pruft kam gegen 1/7 Uhr Abends auf den Gutshof und 
begegnete auf_dem Wege nad) dem Wahllofale dem Stell: 
mader Kowalski bortjelbft, welcher ihn mit Bezug auf 
die Wahl anrebete: „Es ift bereits 1/57 und ſchon zu ſpät.“ 
Der Rahlvorftand befand fich bereits draußen vor ber 
Thüre des Gebäudes, in welchem das Wahlofal fich be— 
fand, die Wahlhandlung und das Protokoll mußte bereits 
geihloffen fein. Nichtsdeftoweniger begab fi der Wahl: 
vorjtand wiederum in das Wahllofal zurüd und nahm den 
Stimmzettel des ꝛc. Lauf als gültig an. 

Hier ift die Fyeftftellung des Hergangs durch eidliche 
Vernehmung des Poftboten Lauf und des Stellmaders 
Kowalski, beide zu Pruft, und uneidliche Vernehmung 
des Wahlvorftandes dafelbit: Gutsbefiger Leſſing in Pruft, 
Butspädhter Bukatſch in Walden, Poſtagenten Goede in 
PBruft, Rittmeifter a. D. H. Leſſing, Brennereiverwalter 
Guftav Prochmar und Molkereiverwalter Melchior 
Rohren, für erforberlih erachtet worden. Es wird 
bemerkt, daß Lauf in der Wählerlifte eingetragen ift und 
gewählt Hat. 

Die Stimmzettel aus dem Bezirte 33 find eingegangen. 
Diejelben befinden fi Bb. II ©. 5la ber Alten. Nach 
Anficht der Kommiffion läßt fih aber eine willfürliche 
Kennzeichnung einzelner im Sinne ber Proteftbehauptung 
mit irgendwelcher Beftimmtheit nicht feftftellen. 

Die über die Vernehmungen aufgenommenen Proto— 
tolle find in der Anlage S. 1264 ff. unter ben entiprechenden 
Bezeichnungen abgebrudt. 
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Bei b und ce Hat troß der an ſich belaftenden Aus- 
fagen der Zeugen Baumgart bezw. Nepfi die Kom— 
miffion eine Kenntlihmahung der Stimmzettel durch den 
Wahlvorfteher Leſſing nicht für erwiefen erachtet. Neben 
dem Umftand, dab zur Zeit, wie bereit$ bemerkt, an 
ben eingezogenen Stimmzelteln im Einzelnen ein Kenn— 
zeichen ſich nicht mehr fejtitellen läßt, welches nothwendig 
einer vorjäglihen Handlungsweiſe feine Entftehung vers 
dankt, wurde in Rückſicht gezogen, daß es dem vorges 
ichriebenen Geichäftsgange nicht widerſprochen haben würde, 
wenn ber Wahlvorjteher den ihm übergebenen Zettel nicht 
jofort in die Urne gelegt hätte. Das durdaus Gewöhns 
liche ift vielmehr, daß der Wahlvorjteher den Zettel folange 
in der Hand behält, bis der Protofolführer den Namen 
bes MWählers in der Lifte feftgejtellt Hat. Daß der — 
vorjteher Leſſing ebenſo verfahren und während dieſes 

eitraums die Zettel der beiden Zeugen einmal durch die 

and ober über den Daumen gezogen bat, wobei es den 

eugen jo erjchienen ift, als habe er die Zettel eingefniffen, 
iſt zugugeben, eine Kenntlihmahung war barin aber nicht 
zu Finden. 

Zu d (e bes Proteſts und früheren Berichts) hat 
fih die Behauptung bes Protejtes in Bezug auf die Be— 
hinderung des Gadomwsli, fein Wahlreht auszuüben, 
durch deſſen eidliche Auslage beftätigt. Dagegen ift ſolches 
nicht in Bezug auf bie beiden anderen geugen ber Fall. 
Wenn una ber Zwang, ben ber Brennereiverwalter 
Teſchner übte, ein privater war, fo war er doch einem 
für Gadomwsti unüberwinblichen gleich zu achten, da bie 
Wahl im Gutshof ftattfand und Tefäner dort Hofbeamter 
war. Die Kommiffion mar daher ber Anjicht, daß 
eventuell der Gejammtzahl und der bem gewählten Ab— 
geordneten gegneriichen Stimmen je eine Stimme zuzu— 
zählen fei. 

Zu e (dev Nr. 7 des Proteftes) erſcheint ein Irrtum 
in der Zeit bei dem Zeugen Lauf nicht ausgefchloffen und 
fomit nicht für feftgeftellt, daß er feinen Stimmzettel noch 
nad) der vorgeſchriebenen Schlußzeit des Wahltermins ab- 
gegeben hat. — Dagegen erſchien es einem Theile ber 
Kommilfion für erwiejen, daß, als der Zeuge Lauf bas 
Wahllokal betrat, weniger ald drei Mitglieder des Wahl- 
vorftandes im Wahllofal anmejend, mwenigftens am Wahls 
tifche, und ſomit im Sinne des $. 12 des Wahlreglements, 
gegenwärtig geweſen feien. Bon anderer Seite mwurbe, 
unter Beftreiten dieſer Syeftftellung, dagegen proteftirt, daß 
aus einer ſolchen Feſſſtellung fir die Sadye felbft eine 
Sclußfolgerung gezogen werde, da im Proteſt dieſer 
Umftand nicht geltend gemacht worden fei. Dems 
gegenüber aber wurde es als fefifiehende Uebung hin— 
gejtellt, daß aud nicht behauptete Umftände, welche 
die wejentlichen Formen des Verfahrens betreffen, von Amtss 
wegen zu berüdficdhtigen feien. Einige diefer Mitglieder der 
Kommiſſion hielten aber den Berfahrensmangel noch nicht 
hinreichend aufgellärt und beantragten eventuelle Beweis: 
erhebung über diefen Punkt. Diefer Antrag wurde ab» 
gelehnt. Auch der weitere Antrag derjenigen, welche dieſen 
Mangel für fejtgeftellt ren den Wahlakt deswegen zu 
fajfiren, wurde mit fünf gegen fünf Stimmen abgelehnt. 

Dagegen wurde zu Punkt a für ermwiefen erachtet, daß 
durch den Wahlvorſteher Leſſing das Wahlgeheimniß vers 
legt worden ſei, und demgemäß wurde der Wahlalt in 
Pruſt mit 7 gegen 4 Stimmen für ungültig erflärt. Bei 
einzelnen Mitgliedern der Mehrheit fam es zum Ausbrud, 
dab die jämmtlichen bekundeten Vorgänge zufammen ges 
nommen bie Handhabung der Wahl in Pruft in einem 
jehr ungünftigen Lichte erjheinen ließen, wenn aud im 
Einzelfalle nicht überzeugend ein volljtändiger Berftoß gegen 
bie beſtehenden Vorſchriflen nachgemiejen fei, fo ſei doch nicht 
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jeglicher Verdacht in diefer Richtung zerftört. Das müſſe 
geneigt machen, fi) von bem Wahlvorſteher Leſſing ber 
unter a behaupteten Verlegung des Wahlgeheimniffes zu 
verjehen. Nehme man bie bejtimmte eidliche Ausjage der 
Eheleute Giefielski Hinzu, welde ein unmittelbar nad) 
der That abgelegtes Zeugniß des Tejchner befunden, durch 
welches die behaupteie Thatſache einfah und klar beftätigt 
werde, jo jei, zumal diejes Zeugniß des Teſchner in direftem 
Zufammenhang mit Verhandlungen über die Wahlhandlung 
abgegeben ſei und durch die übrigen befundeten Umftänbe 
verftärft werde, an der Richtigkeit weder der Ausfagen ber 
Eheleute Cieſielski, nod ber in ihmen wiedergegebenen 
Mittheilung des Teſchner irgend zu zweifeln. Danach fei 
für feftgeftellt zu erachten gewefen, daß der Wahlvoriteher 
Refjing den Zettel des Giejielsfi geöffnet und einge 
fehen und damit das Wahlgeheimniß verlegt habe. 

Im Wahlbezirk Bruft (Nr. 33) find 71 gültige Stimmen 
abgegeben, von denen 49 auf Hol und 22 auf von Saß— 
Jaworski fielen. 

Nach 8b diefes Proteftes follte der Wirthſchafts— 
beamte Reihe zu Zawadda ben verfammelten Gutsleuten 
erklärt haben, daß er von dem Landrathe Wahlzettel für 
fie zugejendet erhalten habe mit der Weifung, daß die 
Leute Herrn Holg zu wählen hätten; wer 60 Jahre alt 
fei, brauche überhaupt nicht Hinzugehen, da er nicht an— 
genommen werde; drei ältere Leute feien in Folge beffen 
garnicht zur Wahl gegangen. 

Hierzu war die eidlihe Vernehmung des Johann 
Noesmer, zur Zeit in Falkenhagen in Medlenburg, und 
die uneidliche Vernehmung des Wirthihaftsbeamten Reiche 
zu Zawadda über diefen Theil der Behauptung beſchloſſen 
worden. 

Der Zeuge Roesmer iſt nach Auskunft des Groß— 
herzoglich Mecklenburgiſchen Amtsgerichts (Bd. II S. 104) 
in dem im dortigen Amtsbezirke liegenden Torfe Fallen— 
hagen unbekannt und daher nicht vernommen. 

Die Ausjage des Zeugen Reiche befindet ſich S. 1265 
und 1266 der Anlage. Da fi aus ihr nichts im Sinne 
ber Proteftbehauptung ergiebt, wurde legtere für unerwieſen 
erachtet und ijt über fie hinwegzugehen, 

Nr. 9 des Protejtes lautete: 

Der Arbeitsmann Lorenz Nadolny aus Laskowitz 
bereits 27 Jahre alt, wurde unter dem Bormwande, dab 
er das gefegliche Alter noch nicht erreiht habe — troß 
feines ausdrüdlichen und redhtzeitigen Verlangens in Die 
Wahllifte nicht aufgenommen, dagegen jind die Pferde: 
fnedhte Mallon aus ni und Lemke aus Lipno troß 
ungureichenden Alter® in die Wählerlifte eingetragen 
worden und haben die Wahl dann auch thatfähhlid aus— 
geübt, obwohl fie nicht dazu berechtigt waren. 

Hier war für erforderlich erachtet worden, das Alter 
ber brei genannten Perjonen durch die PVolizeibehörde in 
Laskowitz bezw. Lipno feftftellen und den Nadolny eidlich 
und ben Auntsvortieher Martide zu Lastomig uneidlich 
über die Verweigerung der Aufnahme in die Wählerlifte 
vernehmen zu lajjen. 

ach der Beicheinigung des Amtsvorjtehers in Las— 

fowig ift der Lorenz Nadolny am 18. Auguſt 1867, 
der Friedrih Mallon am 23. Mai 1844 und ber 
Friedrich Lemke am 29. November 1867 geboren. 

Die Broteftbehauptung, joweit fie Mallon und Lemke 
betrifft, beftätigt ſich danach nicht. Auch ift Dies der Fall 
betreffs des Nadolny, welder allerdings zur = ber 
Wahl am 15. Juni 1893 das wahlfähige Alter, aber, wie 
feine und bes Martide Vernehmung (vgl. Anlage S. 1265) 
ergiebt, feine Eintragung in die Wählerlifie nicht beantragt 
hatte, Weber dieſen Bunt iſt alfo Hinwegzugehen. 





Unter Nr. 12 des Proteftes waren mehrere Be- 
hauptungen zufammengeftellt, aus denen hervorgehen follte, 
dab das die Mehrheit der Bevölterung des Wahltreijes 
bildende fatholifch-polnifche Element durch ungefeplihe Mani: 
pulationen vergewaltigt worben ſei, jo baf das Nefultat 
der Wahl vom 15. Juni 1893 nicht ber freie und wahre 
Willensausdrud der Majorität der Wählerihaft des Wahl: 
freijes fein fönne, wie das Geſetz bezwede. Namentlich 
war unter c behauptet, daß offenbar behufs Erleichterung 
der Wahlausübung für die deutſche Wählerfchaft bezw. 
Erſchwerung für die polnifhe aus den früheren 80 Wahl- 
bezirfen des SKreifes neuerdings 90 gebildet worden jeien. 
Eine Prüfung der Nachweiſung ber Wahlbezirfe und der 
dazu gehörigen Ortichaften erweiſe bei Berüdfihtigung der 
in den entfernteren Orten wohnenden polniſchen Wähler: 
ſchaft die Nichtigkeit diefer Behauptung. 

Hierzu war beſchloſſen worden, eine Zuſammenſtellung 
über die Wahlkreiſe einzuziehen, welche an der Hand einer 
beizufügenden Kartenſtizze die früheren und jegigen Ber: 

ältniffe in der Richtung erkennen laffe, ob die räumliche 
barenzung bezw. Zufammenlegung ben Vorſchriften ent 
iprädhe, und ob die Art diefer Abgrenzungen nad) ben 
örtlichen Verhältniffen eine Vegünftigung des eimen ober 
andern nationalen Beftandtheils der Bevölkerung des Wahl: 
freijes enthalte. 

Eine Zufammenftelung und zwei Karlenſtizzen über 
die Wahlbezirte bei der Wahl von 1890 und ber von 1893 
find eingegangen; fie befinden fi in den Alten Band I 
Seite 1 bis 12b. Mus denfelben ergiebt fi, daß die für 
die Wahl von 1890 feftgeitellten Wahlbezirfe Nr. 11, 13, 
17, 24, 32, 39, 40, 42, 49, 55, 67, 75, 76 für bie Wahl 
von 1893 eine Aenderung erfahren haben. Auch find die 
Wahllolale öfters verlegt. Ein Mehreres aber iſt aus dem 
eingefanbten Material nicht zu erfehen. Auch ift die Kom— 
million der Anficht, daß auf Grund der zeitigen Proteft- 
behauptungen eine Weifung zur Bervolftändigun bes 
Materials fich nicht ermöglichen laſſe, daß alſo die Unter: 
lagen für eine weitere Beweiserhebung nicht ausreichend 
feien und demgemäß über diefen Protefipunft als unerwieſen 
hinwegzugehen jei. 

Nr. 13 des Proteftes Hatte die Agitation des Re 

ierungsafjeffors Grashoff zum a der Be 

le Außer allgemeinen, die Wahlthärigfeit dieſes 
Beamten beleuchtenden Behauptungen waren in befonders 
angegebenen Fällen einzelne konkrete Beichuldigungen er: 
hoben. Bon den leßteren waren die folgenden für erheblid) 
erachtet und Gegenftand von Beweiserhebungen gemacht 
worben: 

Nach 136 feien geheime Schreiben fonzipirt von bem 
Regierungs-Aſſeſſor Grashoff aus dem landräthlichen 
Büreau an verſchiedene Gutsvorftände gejandt worden 
mit der Aufforderung, Alles mögliche anzumenden um 
die Stimmen der polnischen Arbeiter auf den Gütern für 
ben deutſchen Kandidaten zu erzwingen. 

Beweis: Die eidlide Vernehmung der Herren 
Gutsbeſitzer A. Rasmus-Niewieszezyn, Leifing-Pruft, 
Mifte-Lufchlowo, — Hering⸗ Ebenſee, Hüulſche⸗ 
naujun.⸗Vorwerk⸗Neuenburg, Inſpeltor Reiche zu Zawadda, 
Willich zu Grabowo — u. A., ob dieſelben reſp. deren 
Stellvertreter ſolche N tere Zuſchriften erhalten reip. 
davon Kenntniß gehabt haben; ferner die eidliche Ber- 
nehmung des landrathsamtlihen Schreibers Fenske ın 
Schwetz und wmeidlide Vernehmung bes Negierungs: 
Aſſeſſors Grashoff über den Inhalt der Behauptung. 

Der Gutsbefiger Hol in Stoust ift nad Mitthei⸗ 
lung des Gerichisvollziehers in Schweg (Bd. I S. 105) 
verjtorben. Die übrigen Perjonen find vernommen; ihre 
Ausfagen find in der Anlage S. 1265 und 1266 abgedrudt. 
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Aus den Ausfagen ergibt fich nichts Belaſtendes im 
Sinne ber Proteftbehauptung; die letere iſt als unerwieſen 
zu betrachten. 

In 13 e war bemerkt, daß von Lehrern, welche ber 
Negierungsafieffor Grashoff zur Wahlagitation verwendet 
habe, beſonders die Lehrer Frieſe zu Gapfi und Voelz zu 
Groddeck (Wahlbezirt 64) zu nennen feien. 

Es war bie eiblihe Vernehmung der beiden Lehrer 
und die uneidliche Vernehmung des Regierungsaffefiors 
Grashoff beſchloſſen; die darüber gethätigten Protofolle 
befinden fih S. 1266 ber Anlage. 

Ein Theil der Kommilfion hielt auf Grund ber 

Zeugenausfagen die amtliche Wahlbeeinfluffung für nach— 
ewiefen. Mit fünf gegen fünf Stimmen jedod wurde 
er Antrag, dieſe Beeinfluffung für thatfächlich feitgeftellt 
anzufehen, abgelehnt. Es wurde dagegen geltend ge= 
macht, es ergebe fih aus den Zeugenausfagen nicht mit 
Nothwendigkeit, dab es fih um Handjchreiben bes Ne- 
Eicingbohiiete Grashoff an die genannten Lehrer, und 
fomit um eine Beeinflufung von Berfon zu Berfon 
handele. Im einer Ueberſendung von gedrudten An— 
ſchreiben, welche die Adreffaten zur Theilnahme am Wahl: 
fampf im Sinne des Auffordernden aneifern follen, könnte, 
fofern babei die von der Kommiffion in den allgemeinen 
Bemerfungen zu 13a dieſes Proteftes aufgeftellten 
Schranken eingehalten worden feien, eine unzuläſſige 
Rahlbeeinflufung nicht erblidt werden. Won britter 
Seite wurde hierauf der Antrag geftellt, eventuell eine 
Ergänzung bes —— Beweiſes in vorſtehendem 
Sinne zu veranlaflen durch eidliche Vernehmung ber 
Lehrer Frieſe und Voelz darüber, ob fie bei Ueberjendung 
der Wahlzettel und der gebrudten Aufforderung, ber fie 
bei ihrer erjten Vernehmung Erwähnung ur oder 
fonft eine handichriftlihe Aufforderung des Regierungs- 
aflefiors ae a erhalten haben, irgend eine Thätigkeit 
im Wahlfampfe zu entwideln. Dieſer Antrag wurde 
angenommen. 

Unter 13f mar behauptet, dab in Krupoczyn 
(Bahlbezirt 59) der evangeliihe Lehrer in der Schule 
die Stimmzettel vertheilt und die Schulkinder beauftragt 
hätte, Die Zettel den Vätern zur Mblieferung an ber 
Urme zu übergeben. Es war bie uneidlihe Bernehmung 
bes Lehrers beſchloſſen mworben; das Protofoll darüber 
befindet fi) auf S. 1266 ber Anlage abgedrudt. 

Drei Tage nah dieſer Vernehmung, unter dem 
31. März 1895, ſandte der Lehrer Pollat an den mit 
feiner Vernehmung betraut geweſenen Kommiſſar des 
Pe fibenten zu Marienwerber folgendes 


reiben (Original Band II S. 61 der Acten): 


Krupoſchin den 31. März 1895. 

In der Wahlangelegenheit des Abgeordneten für 
den 5. Wahlkreis des Regierungsbezirks Marienwerber, 
Rittergutsbefiger Holg-Parlin, erlaube ich mir zu ber 
am 28. d. Mts. von mir abgegebenen Angabe noch die 
Bemerfung zu machen, daß ich durch mehrere Fragen 
an die betreffenden Wahlmänner zu der Ueberzeugung 
gekommen bin, die Wahlzettel durch die Schulkinder an 
die Väter ausgetheilt zu haben; auch mein eigenes Ent 
finnen bat mic) zu berjelben Ueberzeugung geführt. 

Ich bitte daher ganz gehorjamft, das Vorftehende 
meiner Angabe noch hochgeneigjt Hinzufügen zu wollen 
En Hochwohlgeboren 
gehorjamiter 
Pollak Lehrer. 
An den Königl — — 


uma 
Hohmohlgeboren zu Marienwerber. 
Altenftüde zu den Verhandlungen des Neichstages 1895/96. 


Da diefes Schreiben die Proteftbehauptung vollitändig 
beftätige, jo wurde von einer Seite die Anficht geltend ge= 
macht, die Agitation des Lehrer in der Schule und Die 
Wahlbeeinfluffung durch den Lehrer ſei als fejtgeftellt an— 
aufehen. Einige Mitglieder der Kommilfion jedod) erklärten, 
ſich nicht entichliegen zu können, die nachträglich eingereichte 
Erklärung des Lehrers Pollat als formgeredht zu bes 
trachten. Der unter Berüdjichtigung diefes Umftandes ge= 
ftellte Antrag, eventuell den Lehrer Pollal nochmals unter 
Vorhalt bieles Schreibens vernehmen zu laffen, fand En 
auf die Mehrheit. Zugleich wurde zufäglich beichlojien, 
ben Lehrer auch darüber zu befragen, ob er bie Stimm 
jettel während der Schulitunden oder zu welder Beit font 
und wieviel Zettel er vertheilt habe, 

Zu 13g war behauptet, ed jei vom Landrathsamt 
angeordnet worden, bie am Orte befindlichen Atforbarbeiter, 
welche größtentheils im Kreiſe am anderen Orte anfällig 
find, nicht am Arbeitsorte in die MWählerlifte aufzunehmen 
Diefelben Hätten meilenweit in die Heimathsorte wandern 
müffen, um ihr Wahlrecht auszuüben, wo fie zumeijt als 
abmwejend ebenfalls nicht in die Wählerlifte aufgenommen 
waren, 

ier ift amtliche Auskunft des Landraths zu Schweß, 
uneidliche Vernehmung des Kreisjelretärs Wirth daſelbſt 
und eidlihe Bernehmung des Drganiften Jojeph Kal— 
bowsfi zu Topolno beſchloſſen. 

Nach diefen Ermittelungen — vgl. Anlage S. 1266 
und 1267 — ift die Proteftbehauptung für unerwiefen zu 
betrachten und unbeadhtet zu laſſen. 


Als Endergebuif 
A dem vorſtehend Mitgetheilten iſt Folgendes feſtzu— 
ellen: 


en! 
Zu Proteft I ift der Wahlakt im Wahlbezirte Dulzi 

(Nr. 62) für ungültig erflärt. Die dort abgegebenen 101 

gültigen Stimmen find der Gejammtzahl von 12337 ab- 

zuziehen — 12236. Desgleichen find die bort auf ben 
gewählten Abgeordneten gefallenen 70 und bie für bie 
anderen Kandidaten abgegebenen Stimmen entſprechend in 

Abzug zu bringen. Danach verblieben für Holg 6210 

— 70 = 6140 Stimmen. 

Bei Proteft Ib ift beichloffen, je eine Stimme ber 
Gejammtzahl und ber Zahl der gegen den gewählten Kan— 
didaten abgebenen Stimmen zuzuzählen. Das ergiebt eine 
Gefammtzahl von 12236 + 1 = 12237. 

Sodann ift der Wahlaft im Bezirke Pruft (Nr. 33) 
fafjirt, woſelbſt von 71 gültigen Stimmen 49 auf v. 
und 22 auf den Gegner v. Saß-Jaworski fielen. Nad) 
Abzug diefer verbleiben 12 166 gültige Stimmen, von denen 
der gewählte Abgeordnete Hol 6140 — 49 = 6091 
erhielt. 

Da fonad) der Abgeordnete Holt immer noch 7 Stimmen 
über die 6084 betragende abfolute Majorität behält, fo iſt 
auf die eventuell beichlojjenen Beweisaufnahmen zurüdzu: 
greifen. 

Es wird daher beantragt: 

Der Reichstag wolle befchließen: 

1. die Entiheidung über bie Gültigkeit 
der Wahl des Abgeordneten Holg im 
fünften Wahlkreiſe des Regierungs— 
bezirf3 Marienwerber weiterhin aus— 
zufepen; 

2. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, 
durch PBermittelung der Königlich 
Preußifhen Regierung! die zu Pros 
teft I, 2 und Broteft III, 18e und 13f 
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beſchloſſenen —2 veranlaſſen 
und von dem Geſchehenen Mittheilung 
machen zu wollen. 


Berlin, den 6. März 1896, 
Die Wahlprüfungs-Kommiſſion. 


Spahn, Vorfigender. Wellſtein, Berichterjtatter. 
Auer. Dr. Böhme. Brandenburg. —— Gamp. 
arquar 


[2 v if * D * * 
De hen 3. Gabning, Dr @epken 
(Beuthen). 
Anlage. — 


Beweis⸗Erhebung über die gegen die Wahl des Ab- 

geordneten zum Reichstag im fünften Mahlfreis des 

Regierungsbezirks Marienwerder, Nittergutsbefikers 
Holt-Parlin erhobenen Proteite. 


Zu Proteft I. 1. 
1. Der Zeuge Leo Ryzkowsli zu Dulzig fagt eidlich aus: 
Nach Leiſtung des Zeugeneides. 
.P. Ih bin 32 Jahre alt, katholiſch, wegen 
Meineibes nicht beftraft. 

8. S. Etwa um 11 Vormittags am letzten Reichs— 
tagswahltage gab ich meinen Bettel im Wahllofale zu 
Dulzig ab und entfernte mid dann, Hinausgewieſen 
bin ich nicht worden. 

Ich verweilte alsdann noch einige Zeit in Dulzig. 
Stofif fam mit Kaczynsli aus dem Wahllofale und 
erzählte uns, daß ihn der MWahlvorfteher Buchholz aus 
dem Wahllofale gewieſen hätte. 

v. g. u. 
gez. Leo Ryzkowski. 

2. Der Zeuge Stefan Mindylowsli zu Dulzig ſagt 
eidlich aus: 

Der Arbeiter Stefan Mindykowski aus Dulzig. 

Nah Leitung des Zeugeneides. 

. ®. Re bin 30 Jahre alt, Latholifh, wegen 
Meineides nicht beitraft. 

. ©, Bei ber Reichstagsmwahl im Jahre 1893 
mählte ih im Dulzig und gab meinen Wahlzettel zwifchen 
12 und 1 Uhr ab. Mus dem Wahllofale gewieſen 
worden bin ich nicht. 

Bald nachdem ich meinen Zettel abgegeben und mich 
entfernt hatte famen Stofit und Kaczynski aus dem 
Wahllofale und erzählten, daß fie Hinausgemwiefen worden 
wären. Snfolgebeifen ging ich in das Wahllofal und 
fragte die dort anweſenden Herren, weswegen jene Beiden 
hinausgewiefen worden wären. 

Buchholz erwiberte etwa: „Weil Sie fein Recht 
haben und nicht bejtimmt find, bier zu verweilen, Sie 
haben nur Ihre Zettel abzugeben und fih dann zu 


entfernen.“ 
Hierauf verließ ih das Wahllofal. 
v. g. u. 
gez. Stefan Mindylowsli. 


3. Der Käthner Valentin Stoiſik aus Dulzig ſagt 
eidlich aus: 
8. P. Ich bin 1836 geboren, latholiſch, wegen 
Meineids nicht beſtraft. 
.S. Der in dem Vroteſt erwähnte Karczewsli 
beißt nicht fo, ſondern wie id) ... Karczynski. 
Näher kann ich ihn nicht bezeichnen; ich weiß auch 
nicht wo er wohnt. 


Bei der legten Reihstagswahl wählte ich in Dulzi 
woſelbſt Buchholz-Beblenten Wahlvorfteher war. Als r 
meinen Zettel abgegeben hatte, jeßte ich mich Kin um 
auszuruhen. N, fragte mid), worauf ich warte. 
Ich antwortete: „Ich habe Zeit, will mid) ausruhen und 
es ift mir auch erlaubt Hier zu bleiben." Buchholz aber 
erwiderte mir: „Wenn Sie nicht hinausgehen, werde id) 
Sie hinauswerfen!* 

Darauf verließ ih das Wahllofal. Weiter ift mir 
bei diejer Gelegenfeit nichts pafjirt. 

Boln. v. g. u. 
gez. Valentin Stoifik. 


4. Der Mühlenbefiger Franz Buchholz zu Gr.Suchſchin 
bei Langenau, Regierungsbezirt Danzig, früher zu Bed— 
Ienten jagt uneiblid aus: 

Zur Perfon: JH bin richtig genannt, 40 Jahre 
alt, evangeliid mit dem Beichuldigten weder verwandt 
noch verfchwägert, wegen Meineides nicht beftraft. 

.S. Der Borall bei der Reichstagswahl am 
15. Juli ift ſchon fo lange Her, daß mir bie Einzel: 
* deſſelben nicht mehr recht im Gedächtniß find. 
ch bin bald darauf vom Landrath Dr. Gerlidy in 
Schwetz über den Vorfall vernommen und habe damals, 
was id) von der Sache wußte, wahrheitsgemäß ausge 
fagt. Ih kann nur auf meine damalige Ausjage 
Bezug nehmen. Heute iſt mir von bem Vorfall 
nur in Erinnerung, daß ich einen Menſchen, ber troß 
Berbots im Wahllofal jich polnifh unterhielt, hinaus: 
gewiejen habe. Der Lehrer aus Dulzig, Brimmer, ift 
jedenfalld dabei geweſen, ob aud Teßmer gerade bort 
war, oder ob biejer Borfall ſich abfpielte, wie er aus— 
eireten war und wie lange fein Ausbleiben gebauert 
hat das alles iſt, wie ich eben angegeben habe, meinem 
edãchtniß entſchwunden. 
v. g. u. 
gez.: Franz Buchholz.“ 


Zu Proteſt J. 2. 
1. Der evangeliſche Lehrer Friedrich Brimmer aus 
Dulzig, 49 Jahre alt, jagt uneidlich Folgendes aus: 

„Der Wahlvorftand beftand aus ſechs Perjomen, 
nämlich dem Wahlvorjieher, Adminiftrator Knorr, 4 Bei⸗ 
fiern, darunter der Mühlenbefiger Franz Buchholz aus 
Bedlenken und mir als Protofollführer. 

Bon diejen fuhren zum Mittagefien 2 Beifiger und 
ber Wahlvorfteher Knorr nad Haufe, nachdem letzteret 
zuvor den Mühlenbefiger Buchholz zu feinem Bertreter 
im Borfig bejtimmt und verpflichtet hatte. 

Es waren aljo während der Mittagspaufe Buchholz, 
ih und noch ein Beiſitzer im Wahllokale anweſend. 

Um ein Bedürfniß zu befriedigen, verließ der Bei— 
fiper — wer es war, weiß ich nicht genau; es fann der 
Käthner Friedrich Freund von hier, vielleicht auch ber 
BrennereisVerwalter Temer gewejen fein — auf furze 
Zeit, — meiner Erinnerung nad) vielleicht 5 fünf Minuten 
das Wahllokal. 

Ob berfelbe von außen durch das Fenſter das 
Bahllofal im Auge behalten konnte, vermag ich mict 
mit Beftimmtheit anzugeben, da id) urzfichtig bin; jedoch 
entfinne ich mich, daß Buchholz, indem er ſich nad bem 
SFenfter zu umdrehte, fagte: „er ſchlägt nur das Wafler 
ab und farn uns ja durch das Fenſter ſehen.“ 

Die Behauptung des Beihwerdeführers, daß der 
Beifiger eine Stunde vom Wahllotal fortgemwefen jei, iſt 
entſchieden unwahr. 

Länger als 5 bis 6 Minuten iſt es ficher nicht 
gemwejen. 


Der Käthner Freund, duch Boten er erflärt, 
daß er nicht zum Wahlvorjtande gehört da 
v. u. 

gez.: Brimmer.“ 
2. Der BrennereisBerwalter Ferdinand Teßmer zu 
Mielno in der Provinz Pofen, früher zu Beblenten, jagt 
weiter uneidlich Folgendes aus: 

Ich heiße Ferdinand Teßmer, bin Brennereiverwalter 
in Mielno, bin 46 wo alt, evangelijher Religion, 
wegen Meineibes nicht beftraft. 

3.6. „Ich war bei ber fraglichen Wahl Beifiger in der 
Bahllommiffion. Es ift richtig, das Stoyzyf aus dem 
Wahllokal verwiejen wurde; war jedoch während ber 
Zeit einmal ausgetreten. 

Trogdem id Anfangs von draußen durch Die ge— 
öffnete Thür in das Wahllofal jah, und daſſelbe jomit 
im Auge behielt, zwang mich ein natürliches Bebürfniß, 
mich weiter zu emifernen und längere Zeit fortzubleiben. 

Als ich zurüdfehrte und das Wahllofal wieder be 
trat, waren von der Wahllommilfion nur der Mühlen- 
age: Buchholz und der Lehrer aus Dulzig zugegen. 
Dieſe erzählten mir, daß fie in meiner Abwejenheit den 
Stoifit aus dem Lolal verwiejen hätten. Während id) 
ausgetreten war, bejtand die Wahlkommiſſion wie bereits 
erwähnt, nur aus den beiden genannten Berjonen. Eine 
dritte ift für mich nicht eingetreten. 


v. ge u 
gez.: F. Teßmer.“ 
geichloffen. 

2 Unterfchriften. 


Zu Peoteft IL 1. 

1. Der Zeuge Synagogenvorfteher Hirſchberg zu 
Schwetz jagt eidlich Folgendes aus: 

83. P. „Ih bin 73 Jahre alt, moſaiſch, wegen 
Meineides nicht beftraft." 

3.8. „Mehrere Tage vor der Neihstagswahl vom 
15. Zuni 1893 jtand idy vor meinem Laden auf bem hie 
figen großen Markt. Bon hier aus jah ich, wie ber mir 
befannte Regierungs-Aſſeſſor Graßhof jich meinem Haufe 
näherte. Ich trat ihm einige Schritte entgegen und wir 
ſprachen über die bevorfiehende Wahl. Im Einzelnen 
befinne ich mich auf die Unterredung nicht mehr, jedoch 
weiß id beitimmt, dab Graßhof zu mir nicht —* 
„Wenn die Juden nicht Holtz wählen, jo ſoll es feiner 
von ihnen wagen, an ben Landrath mit einem Geſuch 
heranzutreten.“ 


v. g. u. 
gez.: H. Hirſchberg.“ 

2. Der Koͤnigliche Regierungs-Aſſeſſor SR früher 
in Schweß, gegenwärtig in Königsberg i. Pr., jagt uneid⸗ 
li Folgendes aus: 

„Se kann lediglich beitätigend widerholen, was ich 
in meinen, der Bahlprüfungs:Konmiffion vorgelegten 
Erklärungen bereits gejagt habe. 

Ich möchte diefen Erklärungen nur Folgendes hints 


zufügen: 
Zu Broteft IL 

Sch beftreite die Aeußerung nachdrücklich. Ich habe 
auch etwas Achnliches nicht gelagt. Es ift meiner Auf⸗ 
fafjung nad auch ausgeſchloſſen, daß der p. Hirſchberg 
eine meiner Aeuferungen in dem im Protejte behaupteten 
Sinne hat mißverftehen können. Die Vernehmung des 
Hirſchberg wird das ausweiſen, auf alle fälle möchte 
ich aber darauf hinweifen, daß Hirihberg zwar, joweit 
ich ihn tenne, ein durchaus verftändiger ruhiger Mann, 
aber ein Handwerker (Stürfchner) ohne bejondere Schul- 


I 


Ausſetzun 
J 
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bildung iſt, und wenn er mich in ſo abſurder Weiſe 
irn Da Bi haben follte, jo fühle ich mich für einen 
eimaigen Mangel an Spradwverftändnik und Auf— 
faffung, auf welcher allein ein ſolches Mifverftändnif 
zurüdzuführen jein würde, nicht verantwortlid. Es 
fommt noch Hinzu, daß ich das, was ich dem Hirich- 
berg wirklich gejagt habe ausdrüdlidh micht als meine 
eigene Meinung geäußert, jondern als Weußerungen 
er habe, die in einer wenige Tage zuvor abs 
gehaltenen Bertrauensmänners Berfammlung gefallen 
waren, damit habe ich von vornherein zum Ausbrud 
gebracht, daß es ſich unter allen Umftänden nur um 
die Stellungnahme ber deutſchen Partei bezw. Bes 
—— aber nicht etwa um Behörden handeln 
onnte. 

Ferner wiberhole ih, daß ich zu ber Zeit der 
Unterredbung mit Hirſchberg nicht Vertreter des Land» 
rath8 war. Ich weiß zwar den Tag der Unterredung 
nicht mehr, aber ich weiß, dab es nad der Ber- 
trauensmänner:Verfammlung war, und fchon vor ber 
legteren war Herr Sandrath Dr. Gerlich von Berlin 
zurückgekehrt und hatte die Geſchäfte wieder übernonmen. 

Für die Haltung der Jsraeliten bei ber Wahl 
war wmejentlih maßgebend das Ergebniß der erſten 
Rahlverfammlung in Schweg, auf welcher der Rechts— 
anwalt Hirſch den Kandidaten Hol über feine Stel 
lung zur antiſemiſchen Frage interpellirte. 

Nachdem Hol die Interpellation beantwortet 
ig: erflärten ſich die Vertreter der jüdifchen Wähler 
ür die Kandidatur Holp. 

Einige einflußreihe Juben 3. ®. ber Fabrik— 
befiger Bieber-Schönau gehörten von vornherein zum 
engeren Ausſchuß des Deutihen Wahllomites. 


Su Proteſt II. 2, 
Der Schuhmadermeifter Bogs zu Bromberg jagte unter 
ber Beeidigung folgendes aus: 
bin richtig genannt, 49 Jahr alt, evangeliich, 
mit dem Abgeordneten Hol nicht verwandt, nicht ver— 
ſchwägert, wegen Meineibes nicht beftraft. 

3. ©. Ich habe zwar vor der Iehten Reichstags: 
wahl im Wuftrage des ſozialdemokratiſchen Wahlkomitss im 
Schwetz'er Kreije für den fozialdemofratifchen Kandidaten, 
zu welchem ich jelbft beftimmt war, gleichzeitig mit meinem 
Sohne, dem Pantoffelmaher Dito Bogs in Schwetz 
agitirt, die Schweß’er Umgegend zu diefem Zwecke bereift 
und auf meinen Namen lautende Stimmzettel und Flug— 
blätter in verjchiedenen Orten vertheilt. 

Es ift aber nicht wahr, daß ich jelbft am Wahl: 
tage ober vorher in Schweß oder an einem anberen 
Drte verhaftet und mir auf der Polizei jänmtliche 
Stimmzettel abgenommen find. Dies ift vielmehr meinem 
oben erwähnten Sohne Dtto Bogs in Schweh paflirt. 
Ih bin aber hierbei nicht rasen gewejen und weiß 
auch nicht, ob fi der Vorfall am Wahltage ſelbſt oder 
vorher zugetragen hat. 

vorgeleien, genehmigt und wie folgt unterfchrieben. 
ge. Wild. Bogs. 


Zu ®roteft III. 2». 
1. Der Gaftwirth Kulczyf in Mukrz jagt eidlich folgen- 


des aus: 


83. P. Ih bin 42 Jahre alt, latholiſch, wegen 
Meineides nicht beftraft. 

3. S. Am Reichstags » Wahltage im Jahre 1893 
eridien ih am PVormittage in einem Wahllofale, der 
Schule zu Mufr;. 
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Meinen a haite ich entweder in der Hand 
oder in der Brufttafche meines Nodes. Der Gendarm 
Thiele aus Blondzmin nahm ihn mir mit den Worten 
ab: Sie mal her.“ Daß er ihn geöffnet Hat, 
fann ih mit Bejtimmtheit nicht jagen. Er gab mir den 
Zettel wieder zurüd und ich überreichte ihn nachher dem 
Bahlvorfteher. 

v. g. u. 
gez. Kulezyk. 
2. Weiter ſagt der Gendarm Thiele zu Blondzmin 
uneidlich folgendes aus: 

Ich bin in amtlicher Eigenfhaft — zur Wufrech- 
rechterhaltung der Ordnung — im Wahllofale — ber 
Schule in Mukrz — geweſen. Der gleihfalls bier an— 
weſende Gaftwirth Kulczyk aus Mufrz, der, joviel ich 
weiß, Beifiger war, fragte einige Anwefende: „Sind Gie 
ſchon mit Zetteln verſehen?“ und halte Dabei anjcheinend 
zum Wustheilen einen Zettel in der Hand, Als id 
diejes ſah, trat ih Hinzu und nahm ihm mit dem 
Worten: „Erlauben Sie mal” den zufammengefalteten 
Zettel aus der Hand. 

Ich that dieſes in der Abficht zu erfahren, ob ber 
Stimmzettel für den Deutfchen oder für den polnischen 
Kandidaten fei, da mir Kulezyk einige Tage zuvor ge 
ſprächsweiſe erflärt Hatte, er werbe für dem beutjchen 
Kandidaten ftimmen. 

Geöffnet habe ich den Zettel nicht, ſondern gleich 
wieder an Kulezyk zurüdgegeben, da ich ſchon aus ber 
Form des Zettels fofort erjah, für melden Kandidaten 
berjelbe war. 

Die Zettel waren nämlich verjhieden lang und die 
einen von weißem, die andern von gelbem Papier. Die 
Behauptung, daß ich einen bereits abgegebenen Stimm 
zettel geöffnet hätte, ift hiernach unrichtig. 

v. 9 u. 
gez. Thiele. 
Zu Proteft III. 3. 
1. Der Zeuge, Arbeiter Auguft Deka zu Nowieniga 
fagt eidlich aus: 

8. P. Ich bin 36 Jahre alt, katholiſcher Religion, 
wegen Meineides nicht beftraft. 

3.6. Bei ber age: a a im Sahre 1893 
wählte ih) in Bremin. Der Gutsbefiger Arnold Kant 
jtand im Wahllofale an der Thüre, rief feine Leute auf, 
zu welchen auch ich gehörte, händigte Jedem einen Wahl- 
zettel ein, und fagte, dieſer wäre in die Urne zu legen. 
Aud mir gab er einen Zettel und ich legte dieſen in die 
Urne hinein, 

Es ift nicht wahr, daß ich einen anderen Zettel ab» 
gab, und daß Kant dabei bemerkte, daß jei nicht richtig. 

uch erhielt ich feineswegs meine Entlafjung, ſondern 
blieb meine vorher beftimmte Zeit im Dienſte des Kant 
bis zum April 1894. Much wurde ich nicht angewiejen, 
fofort meine Wohnung zu räumen. Ich blieb vielmehr 
darin, bis zu meinem Abgange. 

2. Der zum Wahlvorftande gehörige Amtsvorfteher 
von Nitylowsli-Bremin fagt eidlih aus: 

3. P. Ich heiße wie angegeben, bin 53 Jahre alt, 
evangelifcher Religion, wegen Meineides nicht beftraft. 

3. S. Ich habe den Wahlakt bei der Reichstags— 
wahl in dem Amtslofal zu Bremin geleitet und zwar 
als Vorfteher. Ich bin jedoch nicht ununterbrochen vom 
Beginn bis zum Schluß der Wahl im Wabhllofale ans 
wejend geweſen, fondern habe mid zeitweilig und 
namentlih zur Mittagszeit vertreten lafjen. Den Namen 
des Vertreters kann ich augenblidlich nicht nennen. 


Adl. Salejche 


Das | 


Protololl führte, ſoweit ich mich erinnere, der Mühlen: 
verwalter Bruno Herrlig aus Gorzalimoft. 

Sch habe nicht gefehen, daß ber Gutsbeſitzer Gottlieb 
Kant feinen Gutsleuten den Wahlzettel, wie in bem 
Proteft befchrieben ift, aufgenöthigt hat. Ich erinnere 
mich nicht, daß ein Arbeiter Auguft Deka einen ihm von 
Kant aufgenöthigten Stimmzettel in der linken Hand be 
halten und einen anderen, ben er aus ber rechten Weiten: 
tafche hervorholte, abgegeben Hat, — auch nicht das 
Kant dem Deka hierauf erflärt hat, das fei nicht richtig. 

Das Wahllofal war nicht jehr geräumig und zeit- 
weiſe überfüllt. Ich muß die Möglichkeit zugeben, daf 
ein Vorgang, wie er in dem Protefte geſchildert ift, ſich 
an ber Thür des Lofals abgefpielt haben konnte, ohne 
daß ih es vom Wahltiihe aus wahrnehmen konnte. 
Etwas derartiges Zonnte jelbjtredend ſich nur in dem 
Augenblide zutragen, wo das Amtslofal mit Wählern 
überfüllt war, 

Ich erinnere mich einmal einen Drdnungsruf erlaffen 
u haben; was mich hierzu veranlaßt hat, deſſen Tann 
ich mich heute nicht mehr entfinnen. Ich habe während 
des ganzen Wahlaktes nichts Geſetzwidriges wahres 
genommen, wenn ich von jenem Drbnungsrufe abſehe. 

Nad Schluß der Sigung habe ich zu bem Beiſiher 
erflärt, es könnten noch jo viel aufgepaßt haben, bei 
mir ſei nichts Geſetzwidriges vorgefommen; jo oder ähnlich 
drüdte id mich damals aus. Ih muß alfo auch heute 
annehmen, daß ich nichts Geſetzwidriges während des 
Wahlaktes wahrgenommen habe. 

Es ift mir jet nicht mehr befannt, wieviel Arbeiter 
Kant zur Zeit der Wahl beſchäftigt hat und wieviel von 
benjelben das Wahlrecht ausgeübt haben. Beides läßt 
fih aus den Wählerliften feftftellen. 

3. Der Rittergutsbefiger Kattner in Wierih jagt 


eidlih aus: 


3. P. Ih bin 44 Jahre alt, evangelifcher Religion, 
wegen Meineides nicht bejtraft. 

8. S. Bei der NReihstags: Wahl vom Jahre 1893 
fungirte idy nicht im Wahlvorftande. Doch wählte ih 
in Bremin. Ueber das erhalten des Gutöbefipers 
Kant dabei und das Verfahren gegen den Arbeiter Defa 
ift mir nicht befannt. 

4. Der Mühlenverwalter Bruno Herrlig zu Gorzalimoft 


fagt eidlich folgendes aus: 


Ic bin 31 Jahre alt, evangelifcher Religion, 
wegen Meineides nicht beftraft. 

8. ©. Bei der Neihstagswahl von 1893 fungirte 
ih in Bremin als Schriftführer. Doch habe ich von 
ben im Proteft erwähnten Vorgängen nichts wahrge: 
nommen. 

5. Der 86 Rittergutspaͤchter Albert Siebert zu 
agt eiblid aus: 

3. B. Ic bin 55 Jahre alt, evangelifcher Religion, 
wegen Meineides nicht beftraft. 

3.6. Muh id gehörte am 15. Juni 1893 zum 
BWahlvorftande. Die Wahl fand in Bremin ftatt. So: 
viel ich mich befinne, war der Gutsbefiger Gottlieb Kant 
aus Sziroslawel z. 8. der Wahl bereits tobt. Doch 
erinnere ich mich, daß fein Sohn Amold Kant im Wahl: 
Iofale verjchiedenen herantretenden Wählern, die wahr: 
fcheinlihd aus Sziroslawef waren, Wahlzeitel geben 
wollte. Doch wurde er auf meine Beranlaffung durch 
ben Wahlvorfteher v. Nitykowski daran gehindert. 

Weiter ift mir zur Sache nichts befannt. 

6. Der Käthner Guſtav Borth zu Adl. Saleſche jagt 


eidlich aus: 


8. P. Ich bin 35 Jahre alt, evangelifcher Neligion, 
wegen Meineides nicht beftraft. 
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3. ©. Bei der Reihstagswahl von 1893 war id 
in Bremin Beiſitzer. Doc habe ich von ben im Protejte 
erwähnten Vorgängen nichts bemerkt. 

7. Der Beier Ludwig Schröder aus Sziroslam jagt 
eidlich aus: 

3. P. Ich bin 75 Jahre alt, evangelifcher Religion, 
wegen Meineides nicht beftraft. 

8. ©. Zwar gehörte ih zum Wahlvorftande bei 
ber Reichstagswahl im Jahre 1893, dod vermag id) 
über das Verhalten des Gutsbefigers Kant dabei nichts 
auszufagen. 

8. Der Gemeindevorfteher, Befiger Matthaeus Deren: 
gowski — nicht Deragomsli — jagt eidlich aus: 
„P. Ih bin 45 Jahre alt, katholiih, wegen 
Meineides nicht beftraft. 

3. S. Bei der Wahlhandlung oe Reichstags-Wahl 
im Jahre 1893 fungirte ich als Beifißer. Die beiden 
Brüder Kant, Arnold und Albert ftellten fih im Wahl- 
* an der Thür auf und gaben ihren Gutsleuten 

ettel. 

Weiter iſt mir zur Sache nichts bekannt, namentlich 
nichts über den Vorgang mit Deka. 


Zu Proteft III, &c, 
1. Der Eigenthümer franz Ziolkowski (nicht Julkowsli) 
aus Julienfelde jagt eiblich folgendes aus: 

8. P. Ih bin 64 Jahre alt, katholiſch, wegen 
Meineides nicht beftraft. 

3. ©. Als ich bei ber legten Reichstagswahl einen 

eitel abgeben wollte, ftellte es fidh heraus, daß mein 
Name in der Wahlliſte nicht enthalten war. 

SH wandte mich deshalb an ben Drtsichulzen 
Hinz und fragte ihn: „Warum Haft Du mich nicht in 
der Lifte aufgenommen?” Was er antwortete weiß ich 
nicht mehr. 

Weiter ift mir zur Sache nichts befannt. 

Boln. v. g. u. 
2. Der Gemeindevorſteher Friedrich Hintz zu Julien— 
felde tagt uneidlich aus: 

ährend ber Aufftellung der Wählerlifie und des 
Ausliegens berfelben ift Niemand bei mir geweſen, um 
die Lifte einzufehen oder feine Aufnahme in dieſelbe zu 
beantragen. 

t nadhdem bie Lifte bereit3 mehrere Tage an 
den Wahlvorfteher, Herm Adminiftrator Knorr in Luboſchin 
abgeihidt war, erihien an einem Sonntag Nachmitta 
die Ehefrau des Arbeiterd Schwibersti und erfuchte mi 
ihren Dann, der auch mählen wolle, in die Lifte auf- 
zunehmen. 

Diefem Verlangen vermochte ih, da die Lifte bereits 
abgejhidt war, nicht zu entfprechen. Aber auch, wenn 
dies nicht der Fall geweſen wäre, würde id die Auf: 
nahme verweigert haben, einmal, weil die frau an 
einem Sonntage fam, ſodann, weil ich eine rau zu 
derartigen Anträgen überhaupt nicht für berechtigt halte, 
und endlid, weil Schwidersfi meines Eradjtens nicht 
wahlberechtigt war, da er erjt einige — etwa ſechs — 
Monate am Orte wohnte. 


Zu Proteſt II. 5. 
1. Der Käthner und Borarbeiter Ignatz Rutlowski 
aus Klunkwitz jagt eidlich aus: 
. PB. Ib bin 41 Jahre alt, Latholifh, wegen 
Meineids nicht beftraft. 

8. ©. Bur Beit ber er ag ber Bahlliften 
arbeitete ih m Klunfwig. Ich Hatte aber und habe 
auch noch gegenwärtig mein Grundſtück in Sullnomio. 
IH fragte den Schulzen Pezezolinsti in Neusftlunkwig, 
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ob mein Name in der dortigen Wahllifte enthalten wäre. 
Als Pezezolinsfi dies verneinte, ließ ih mich in Die 
Sullnomko’er Wahllifte aufnehmen. 

Poln. v. g. u. 


2. Der rg Gutsvorfteher Jalob Szolinski 


in Klunkwiß jagt uneidlich folgendes aus: 


habe die Wählerliſte für Gut Klunkwitz — der 
Gutsvorſteher war verreift — aufgeſtellt. 

Wenn dabei die Aufnahme der Saifonarbeiter Ignac 
Rutkowslki — Johann Nowatowsti — Bhilipp Pola- 
kowski und Peter Pilcek in die Lifte unterblieben it, fo 
kann diejes nur aus Verſehen geichehen fein. 

Ich jelbft bin Pole und habe auch polnisch gewählt. 
Daher lag mir jelbjtverftändlich nichts ferner, als pol» 
niſche Wähler abfichtlih auszulaſſen. Einſicht in die 
Wählerlifte 2 Niemand verlangt, fonft würde id 
natürlih auf Erfordern bie verjehentlih unterlaffenen 
Eintragungen nachgeholt haben. 


Zu Broteft III. 6. 
1. Der Altfiger Michael Bona in Neu Jaszez jagt 


3.2. Ich bin 82 Jahre alt, katholiſch, wegen 
Meineides nicht beftraft. 

. &. Der Brennereis-Berwalter Schulz in Jaszcz 
hat ſich wiederholt geweigert, mich gelegentlichjt der 
Reihstagswahl im Jahre 1893 in die Wahllifte einzu— 
tragen. Er gab als Grund dieſer Weigerung an, daß 
ih als Altfiger nicht ftimmberedhtigt wäre. 

2. Einen Altfiger Ignat Golinsfi giebt e8 in Neus 


eidlih aus: 


Jaszcz nicht, fondern nur einen Einwohner dieſes Namens. 


Diejer jagt eidlih aus: 
.®. Ih bin 1866 geboren, katholiſch, wegen 
Meineides nicht beftraft. 

. Einige Zeit vor der Ießten Reichſstagswahl 
ging Ich zu dem Brennereiverwalter Schulz in Alt-Faszcz, 
um mich in bie Wahllifte aufnehmen zu laſſen. 
geihah dies in der Zeit, während welder ſich die Wähler 
nad der Belanntmadhung im Kreisblatte zur Eintragung 
in die Liften zu melden hatien. 

Ich traf den Schulz auf dem Gutshofe, als er eben 
die Brennerei verließ. 

„Bas wollen Sie Golinsfi?“ fragte er mid. Ich 
antwortete: „Ich komme mich melden, damit Sie mid) 
in bie Fa rag einschreiben.” 

„Sie find ja garnicht nöthig!“ erwiberte er „benn 
> find nod bei ben Eltern und bezahlen feine Ab- 
gaben.“ 

Ih wandte mich darauf um und ging nad Haufe, 

Ich bin allerdings noch unverheirathet, halte mich 
in dem Haufe meines Stiefvaterd auf und bezahle feine 
Abgaben. 

Ob Schulz mit Bonna, Kierzkowski und anderen 
ähnlich verfahren hat, iſt mir unbekannt. 

Infolge der Weigerung des Schulz, mich in bie 
Bahlliften einzutragen, Habe ich mich an der Wahl nicht 
betheiligt. 

3. Der Brennereis-Berwalter Schulg in Jaszez fagt 


uneidlid aus: 


Ih bin zur Zeit der Wahl weder Gutsvorſteher 
noch jtellvertretender Gutsvorfteher gewejen, fondern habe 
nur im Privatauftrage meines Herrn, des Ritterguts- 
pächters Hinrichs in Jaszcz, die Wählerlifte aufgejtellt. 

Dabei habe id aus Verſehen — nicht etwa aus 
böſer Abſicht — die Altfiger Michael Bonna und Michael 
Kierzlowsli in die Lifte aufzunehmen vergeffen. Den 
Janatz Golinsli Habe ich ausgelaffen, weil derſelbe 
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ia erhält und daher nicht wahlberedh- 
tigt ift. 
Die Wählerlifte ift übrigens von Niemanden ein- 
geſehen worden, aud Hat Niemand dagegen Einſpruch 
erhoben, fonft würde ich felbftverftändlich etwa vergeffene 
Perſonen nachgetragen haben. 

Die Behauptung der Beichwerbeführer, ihre Auf: 
nahme ſei deshalb unterblieben, weil fie auf Altentheil 
bei ihren Söhnen refp. Schwiegerföhnen feien, ift falſch. 
Ebenfo, daß ich, „offenbar bemußter Weife“ ihnen Habe 
Unredt thun wollen. 


Zu Proteſt III. 7a. 


1. Der Boftbote Giefielski, früher in Pruft — jebt 
Fordon — jagt eidlich aus: 

8. P. Ih Heiße Valentin Eiejielsfi, bin 27 Jahre 
alt, Tatholifcher Religion, Poftbote in Syordon, mit dem 
Nittergutsbefiger Holz nicht verwandt und nicht ver- 
ſchwägert. 

.S. Bei der Neihstagswahl am 15. Juni 1893 
habe ich mitgewählt und im Wahllofale in Pruft einen 
auf Herrn von Jaworski lautenden Stimmzettel bem 
Bahlvorjteher Leiling übergeben. Herr Leifing behielt 
den von mir ihm übergebenen Stimmzettel in ber Hand. 
Ih trat rüdwärts gehend vom Wahltifhe an die Thüre 
zurüd und als ich, nachdem feit Abgabe meines Stimm: 
zettel8 etwa eine halbe Minute verftrichen war, Das 
Wahllofal verließ, Hatte Herr Leffing immer noch nicht 
meinen Stimmzettel in die Ume gelegt. Ich Hätte es 
jehen müffen, wenn Herr Leſſing während meiner An- 
wejenheit im Wahllofal meinen Stimmzettel in die Urne 
gelegt hätte. 

Als demnächſt außerhalb des Wahllofald Herr 
Teichner mid fragte, welchen Wahlzettel ich ag nen 
hätte, erwiberte ic, auf Holz-Parlin. Hierbei bemerle 
ih, daß Teſchner, bevor ich das Wahllofal betrat, mir 
einen Stimmzettel auf Holk-Parlin anbot und mir eine 
Eigarre gab, als ich ihm erflärte, daß ich bereits einen 
Bettel ni Holg-Parlin bei mir habe, 

Nah dem Berlaffen des Wahllofals begab ich mich 
in meine Wohnung. Bald darauf erfchien vor derſelben 
Herr Tefchner, rief mich heraus und forderte mich auf, 
ins Wahllofal zurüdzufommen und an Stelle des von 
mir abgegebenen, auf Jamworsfi lautenden Stimmzettel, 
einen auf Holg lautenden Stimmzettel abzugeben und den 
Jaworski'ſchen Stimmzettel zurüdzunehmen, dann fei 
Alles gut. Herr Leifing Iaffe mir das fagen. 

Als ich Herrn Tefchner fragte, woher denn Herr 
Leffing wille, daß ich einen auf Jaworski Tautenden 
Stimmzettel abgegeben Habe, erwiberte Tejchner, Herr 
Leſſiug habe meinen Stimmzettel geöffnet und nad 
gejehen. Als ich mich weigerte, ins Wahllofal zurück— 
zufommen, einen anderen Stimmzettel abzugeben, kündigte 
mir Tefchner Namens des Herrn Leffing meine Wohnung 
zum 1. nächſten Monats. 

Einige Tage darauf begab ich mich zu Leifing, 
welder mir auf Befragen betätigte, daß Teſchner mir 
in feinem Namen gekündigt habe und die Kündigung 
aufrecht erhielt. Herr Leffing hat mich, weil id) eine 
andere Wohnung inzwiſchen nicht befam, bis 10. Dftober 
1893 wohnen laffen. 

2. Die Ehefrau deſſelben jagt eidlich aus: 

8. P. Ich heiße Marianne Eiefielsfi geb. Ziollowsta, 
bin 26 Jahre alt, fatholifcher Religion, mit dem Ritter 
gutsbefiger Holg nicht verwandt und nicht verjchwägert. 

% S. NIS mein Ehemann bei ber im Juni 1893 
ftattgefundenen Neichstagswahl aus dem Wahllofale 


heimtehrte, fam bald borthin Herr Teſchner und rief 
meinen Mann heraus. Durch die offene Gtubenthür 
und Hausthür, hörte ich, das zwiſchen Beiden geführte 
Geſpräch ganz beutlih. Herr Teichner forderte meinen 
Mann auf, ind Wahllofal zurüdzufommen, den Jaworsti- 
ſchen Stimmzettel zurüdgunehmen unb bafür einen auf 
Holtz Tautenden Stimmzettel abzugeben, dann ſei Alles 
gut. Herr Leffing laſſe ihm das fagen. 

Auf die Frage meines Mannes, woher denn Herr 
Leſſing wiſſe, dab er Jaworski gewählt habe, erwiderte 
Teſchner, Herr Leifing habe meines Mannes Stimmzettel 
geöffnet und eingejehen. Als mein Mann fich weigerte, 
ins Wahllofal zurüdzutommen, erflärte Teſchner, daß er 
und Namens des Herrn Leſſing bie Wohnung zum 
1. nädjften Monats fündige. 


3. Der Hofbeamte Benno Teichner zu Pruſt fagt un: 


eidlih aus: 


Ich habe während des Wahlaltes in dem Borraum 
bes Wahllofals geftanden und ben Wählern, bie von 
mir Stimmzettel haben wollten, ſolche mit dem Namen 
bes Kandidaten Holk-Parlin ausgehändigt. 

Als Eiefielsti, dem ich auch einen Stimmzettel an: 
geboten Hatte, aus dem Wahllofal heraustrat, fragte ic 
ihn, was für einen Stimmzettel er abgegeben hatte. 
Worauf er erwiderte, indem er mit der Hand auf bie 
deutſchen Stimmzettel hinwies: „nur einen joldhen“. 

Bald darauf kam ber Hülfsmeichenfteller Deomte, 
welcher mit Giefteldti zu gleicher Zeit zur Abgabe feiner 
Stimme in das Wahllofal gegangen war, wieder her: 
aus und fragte ich ihn, ob er nicht wifle, wie Giefielsfi 
gewählt habe. Als er mir entgegnete: „polnisch“, eilte 
ich dem Cieſielsli nad und forderte ihn auf, wieber 
umzufehren, den polniichen Bettel zurüdzunehmen und 
dafür einen Bettel auf den deutichen Kandidaten abzu— 
geben, dann jei alles wieder gut. 

Giefielsfi weigerte fich diefes zu thun, und kündigte 
ih ihm hierdurch die Wohnung zum Erſten des nädhften 
Monats. 

Diefe Kündigung ift von mir eigenmädhtig bewirkt 
worden; mein der Beſitzer Leifing in Pruft, wußte 
davon nichts. Nachträglich hat derjelbe allerdings die 
von mir getroffene Anordnung genehmigt, nachdem er 
in Erfahrung gebradyt hatte, daß Giefielsfi lebhaft für 
ben polnischen Kandidaten agitirt habe, jedody mit der 
Mafgabe, daß Eiefielsti die Wohnung erft zum Erften 
bes nädjften Quartals zu räumen habe. 

Daß ber Wahlvorfteher Rittergutsbefiger Leffing, 
ben Stimmzettel des Cieſielski geöffnet habe, davon iſt 
mir nichts bekannt. Ich war damals noch nicht wahl 
fähig und bin infolgebefien auch nicht in das Wahllofal 
Dine ngegangen, fondern habe mich nur zeitweife auf den 

orflur aufgehalten. Ob ich dem Eiefielsii auf jeiner 
Mittheilung, er habe den bdeutichen Kandidaten gewählt, 
eine Gigarre offerirt habe, weiß ich micht mehr genau; 
jebod kann biefes wohl der Fall gewefen fein. 


4. Der Wahlvorſteher Rittergutsbefiper Leifing in 


Pruft jagt uneidlich folgendes aus: 


Ich habe wie ich hiermit auf das Beftimmtejte ver: 
fihere, den Stimmzettel des Poſtboten Ciefielsti nicht 
geöffnet. Es mag wohl fein, daß ich den Zettel ein 
paar Augenblide in der Hand behalten habe, aber ſicher 
nicht länger, als bis von dem Brotofollführer der 
Name des Eiefielsi in der Wählerlifte aufgefunden war 
($. 15 bes Regl.). 

Woher Teſchner erfahren hat, daß Giefielsfi feine 
Stimme für den Boleu abgegeben habe, weiß ich nicht. 
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Zu Proteft III. 7b. 
1. Der Boftbote Michael Baumgart zu Bradlin — 
früher in Pruft — fagt eidlich aus: 

3. P. Ich bin 51 Jahre alt, katholiſcher Religion. 

3. ©. Bur Zeit der Reihstagswahl im Jahre 
1893 wohnte ih in einem dem Nittergutsbefiger Leffing 
gehörigen Haufe zu Pruft. Ich wählte in Pruft, Leſſing 
war Wahlvorfteher. 

Als ich meinen Stimmzettel dem Leffing abgab, 
legte er nicht F ſofort in die Urne, ſondern behielt ihn 
einen Augenblidk in der Hand und kniff ihn in der Mitte 
ein, ihn über feinen Daumen legend. 

Dadurch war ber Zettel wahrfcheinlih fo gekenn— 
zeichnet worben, daß Leiling ihn beim Herausnehmen 
aus ber Urne wieber zu erkennen vermochte. 

2. Der Gutsbefiger Leffing fagt uneidlich aus: 

Den Pettel des Poſten Baumgarth habe ich nicht 
gefennzeichnet. Eine ſolche Kennzeihnung war aber aud 
garnicht noihwendig, da ich von Baumgarth beftimmt 
wußte, er würde feine Stimme für den Polen abgeben. 
Baumgarth ift nämlih einer der rührigjten Agitatoren 
bes Wahlbezirk Pruft. 

Die Wohnung, welche Baumgarih bei mir inne 
ara babe ich bemjelben allerdings mit Rüdficht auf 
eine polnische Agitation gekündigt. 


Zu Proteſt III. Te. 
1. Der Hofwirth Nepki zu Gut Waldau jagt eid- 


lich ur 366 ' 
.P. in 1851 geboren, katholiſch, wegen 
Meineides nicht beftraft. 

8.6. Im Fahre 1893 als die Neidhstagswahl 
ftattfand, war ich Hofwirth bei dem damaligen Guts— 
pädhter Bulatſch in Waldau. Mein Wahllofal war in 
Pruft, woſelbſt der Nittergutsbefiger Leffing Wahl- 
vorfteher war. Als ich dieſem meinen Wahlgettel abgab, 
fennzeichnete er ihn dadurch, daß er ihn über den Daumen 
legte und in ber Mitte einniff. Etwa 2 Monate nad 
der Wahl wurde ih von Bukatzſch aus meinem Dienfte 
entlaffen. 

2. Der Gutsbefiker Leifing zu Pruft jagt uneidlich aus: 

Auch muß ich auf das Entſchiedenſte beftreiten, daß 
von mir ber Stimmzettel des Hofwirths Nepli zu Gut 
Waldau in einer Weile gefennzeichnet worden ih, daß 
ſich nachher bei der Stimmzählung aus demſelben die 
Perſon des Wählers hätte erſehen laſſen. 


Zu Proteſt III. Te. 
1. Der Arbeiter Michael Gachowski — früher in Pruſt 
— inzwiſchen nah Schirotzken verzogen — jagt eiblich aus: 
.P. Ih bin 50 Jahre alt, katholiſch, wegen 
Meineides nicht beftraft. 

3. S. Am Vormittage des Reichswahltages im 

re 1893 betrat ich das Wahllofal in Pruft. Meinen 
Stimmzettel Hatte ih in ber Hand. Der Rechnungs— 
Be Teſchner mollte ey mir aus ber Hand reißen. 

ließ den Zettel jedoch nicht los, fo daß er feiner 
nicht habhaft werben konnte. 

Auch reichte er mir einen anderen Zettel. Ich Iehnte 
beffen Annahme jeboh ab mit dem Bemerken, dab ich 
bereits einen Settel hätte. 

Diefes alles geihah im Hausflur. Als ich num in 
bie Stube, in welcher gewählt wurde, eintrelen wollte, 
ftellte 19 Tejchner vor die Thüre und hielt fie zu, jo 
dab ich nicht hineingehen konnte. Ich jagte: „Wenn ich 
nicht hineinfommen fol, gehe ich nad) Haufe!” und ent- 
fernte mich. Teſchner rief mir zu: „Kommen Sie hinein!“ 








Ich wandte mich darauf um und wollte in die Wahl- 
ftube eintreten. Als Teſchner dieſes jah, hielt er Die 
Thüre wieder zu. 

Nun entfernte ich mich ſtillſchweigend und Habe an 
jenem Tage überhaupt nicht gewählt. 


2, Der Arbeiter Gwizdalski jagt eiblich folgendes aus: 

3. P. Ih bin 1840 geboren, katholiſch, wegen 
Meineides nicht beftraft. 

.S. Ws ih im Juni 1893 das Wahllofal in 
Pruft betrat, Hielt ich meinen Wahlzettel in der Hand. 
Der Nehnungsführer Teſchner aus Pruft fagte zu mir: 
„Zeigen Sie mir den Zettel, ich werde Ihnen einen 
anderen geben. Ihr Zettel taugt nichts.” Ich erwiberte: 
„Sch Habe einen guten Zettel" und behielt ihn. Mir 
ben Zettel zu entreißen hat er nicht einmal verfucht. 

3. Der Arbeiter Zulawski in Pruft fagt eiblih aus: 

3. P. Ih bin 57 Jahre alt, katholiſcher Religion 
wegen Meineides nicht bejtraft. 

8. S. Das Lolal, in welchem ich zur Reidhstags- 
Wahl 1893 zu wählen hatte, war in Pruſt. Als ich 
zu dem Wahllofale fan, ftand der Rechnungsführer 
Teſchner draußen vor ber Thüre. Er rief mir zu: 
„Geben Sie mir Ihren Zettel, id werde Jhnen einen 
anderen geben!” 

Ich erklärte, daß ich meinen Zettel nicht umtaufchen 
wollte. Darauf jagte er: „Dann lafje ih Sie gar nicht 
hinein!” und job mid, als ih in das Wahllofal 
hineingehen wollte, zurüd. Dabei entriß er mir meinen 
Wahlzettel, weldhen ich in ber Hand hiel. Er öffnete 
ben Zettel und las den barauf befindlichen Namen, 
worauf ich ihm ben Zettel aus ber Hand nahm. Dann 
ging id) hinein und gab ben Zettel ab. 

4. Der Brennerei-Berwalter Benno Teſchner zu Pruſt 
jagt uneidlidh aus: 

Wie ich bereits vor angegeben habe, find von mir 
im Borflur des Wahllokals — nicht in biefem felbft 
— den Wählern Stimmzettel, welche auf den deutſchen 
Kandidaten lauteten, gegeben worden. Als ich jo auch 
bem Arbeiter Michael Gackowski von hier, welcher be= 
reits mit einem polniſchen Stimmzettel verfehen mar, 
einen „deutſchen“ einhändigen wollte, erflärte dieſer: 
„Ehe ich einem Deutſchen die Stimme gebe, wähle ich 
lieber gar nicht!” und ging weg. 

Thätlih Habe ih mih an Gadkowsti nicht ver- 
griffen, ebenſowenig die Ehefrau meines Dienftherrn, 
wenigſtens nicht in meiner Gegenmart, 

Auch Habe ich andere Wähler nicht „bearbeitet, 
arangirt, oder gezerrt”, wie diefes in dem Protefte be= 
* iſt. Dieſes kann ich auf das Beſtimmteſte ver— 
ichern. 

Ob überhaupt Gwisbalsfi und Zulawski zur Wahl 
gefommen find, deſſen entfinne ich mich nicht mehr, 


rau Rittergutsbefiper Leſſing zu Pruſt fagt uneidlich 


folgendes aus: 


Ih bin am Tage ber letzten NReichstagswahl (am 
15. Juni 1893) — in unferem Haufe vor bas Wahl- 
Iotal für den Wahlbezirk 33 — einige Male in wirih— 
ſchaftlichen Angelegenheiten über den, vor dem Zimmer, 
welches als Wahllofal diente, befindlichen Borraum ges 
angen, 
Von Wählern, welche zur Stimmabgabe famen, 
habe ich bei dieſen Gelegenheiten außer unferem s 
irten Rohde nur den Arbeiter Gaczkowski zu Geſicht 
ekommen. 
Dieſer ſprach mit unſerem früheren Hofbeamten 
Teſchner, welcher ihm anſcheinend einen auf den deutſchen 
Kandidaten lautenden Stimmzettel einhändigen wollte. 
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Im Vorbeigehen fagte ih zu Teſchner: „Geben 
Sie ſich doch keine Mühe, der Mann ift doch nicht zu 
überzeugen,“ damit ging ich weiter. 

Handgreifli bin ich weber gegen Gaczkowski noch 
egen irgend einen anderen geworben, wie ich auf bas 
eftimmtefte verfichere. 

Sch will noch bemerken, daß wegen biefes, ſowie 
auch einiger anderer Protefte von meinem Ehemanne 
fowie verjhiedenen anderen angegriffenen Perſonen ber 
Staatsanwaltihaft zur Erhebung der öffentlihen Anklage 
gegen die Proteftler Anzeige erftattet ift. 


Zu Broteft III. 71. 
1. Der Boftbote Lauf zu Louifenhof bei Pruft jagt 
eidlich aus: 

$ P. Ich bin 27 Fahre alt, evangelifch. 

S. Ich hatle im Jahre 1893 zum Reichstage 
in PBruft zu wählen. Als ih mid an dem Wahltage 
gegen 62 Uhr Abends dem Wahllofale näherte, traf 
ich den Stellmacher Kowalski aus Pruft, der mir zurief: 
Es ift ſchon 61/, Uhr und zu fpät zu wählen!“ Sch 
ging michts deſto weniger zu dem Wahllofale.. Der 
Bahlvorjteher, Rittergutsbefiger Leifing ſiand vor deſſen 
Thüre. Ih nehme alſo an, daß die Wahlhandlung 

chloſſen war. Nichtsdeitomweniger ging Leifing mit mir 
in das Wahllofal hinein, nahm mir meinen Zettel ab 
und legte ihn in die Urne. 

8. S. Ich mieberhole meine zur Verhandlung 
vom 18. Mai cr. abgegebene Ausfage, ändere biefelbe 
aber folgendermaßen ab: 

As ih nah dem Wahllotale fam, ftanden vor 
deſſen Thüre mehrere Herrn, nicht nur Leſſing allein. 
Ich befinne mid aber nicht mehr, wer dieſe Herm 
waren, glaube jedoch, daß fi der Nittergutsbefiger 
Bukatzſch-Waldau unter ihnen befand. 

Leffing rief mir zu: „Nun nur fchnell, ſchnell, es 
ift Die Hödfte Zeit!" Darauf ging Leffing in das Wahl- 
Iofal hinein und id) folgte ihm. Die anderen Herrn 
aber blieben meines Wiffens draußen. 

Al wir eintraten fanden wir im Wahllofale, wenn 
ich mich recht befinne, nur den Poftagenten Goede aus 
Pruft vor. Wie id glaube nahm mir Leifing meinen 
Bettel ab und legte ihn in die Urne. Darauf entfernte 
ich mich. Ehe ich mich aber entfernt hatte, waren, wie 
ed mir vorfommt, Die , welde vorher vor ber 
Thüre geitanden hatten, in das Wahllofal Hinein- 
gekommen, 

Genauere Angaben kann ich nicht machen. 


2. Der Stellmacher Kowalski in Pruft jagt eidlich aus: 

3.82. Ih bin 31 Jahre alt, Zatholiich, wegen 
Meineibes nicht beftraft. 

.S. Am Abend des Wahltages für den Reichs— 

tag im Jahre 1893 ftand ich vor der Schirrkammer auf 


dem Gutshofe in Pruft. Es war bereits nad 6 Uhr, | 


wieviel weiß ich aber nicht. Der Poſtbote Lauf kam 
angefahren und ftieg vor ber Schirrfammer ab. Ad) 
rief dem Lauf zu: „Es ift ſchon 1/7 Uhr und zu jpät 
zu wählen,” denn mir war befannt, daß die Wahlhand- 
lung um 6 Uhr Abends geichloflen werben mußte. 

Nichtsdeftomeniger begab fi Lauf nad dem Wahl: 
lofale. Ob er dort feinen Bettel abgegeben hat, weiß 
ih nicht. 

Weiter ift mir zur Sache nichts bekannt. 

3. Der Gutsbefiger Lejfing als Wahlvorfteher jagt 

uneiblih aus: 

Als der PVoftbote Lauf feine Stimme abgab, war 
e8 noch nicht ſechs Uhr und auch die Wahl noch nicht 
geihloffen. Auch hatten die Mitglieder des Wahlvor: 
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—— das Wahllokal noch nicht verlaſſen. Einige Bei— 
iger waren ſelbſtverſtändlich im Laufe des Tages bald 
auf fürzere, bald auf längere Zeit abweſend, fo aud 
ih; aber drei Mitglieder des Vorftandes, unter denen 
fi) immer entweder meine Perfon oder der Protofoll- 
führer befand, find jtets im Wahllokal —**— ig ge⸗ 
weſen. Auch habe ich immer, wenn ich ft das Lolal 
verließ einem der Beifiger mit meiner zeitweiligen Ber- 
tretung beauftragt. ($ 12 des Negl.) 

Bald nachdem Lauf feine Stimme abgegeben hatte, 
ift die Wahl von mir vorjhriftsmäßig geichloffen worden. 


4. Nittergutsbefiger Bukatzſch aus Waldau jagt un- 


eidlich aus: 


Als kurz vor 6 Uhr von einem Beifiger gejagt 
wurde: „Nun können wir bald fließen, ermwiberte der 
— Leſſing, indem er nach der Uhr ſah: 
„Nein es iſt noch nicht fo weit; wir haben nach meiner 
Uhr angefangen und müffen aud) nach dieſer ſchließen. 
Meine Uhr zeigt aber noh 15 Minuten vor jede. 
Darauf ging ich mit einem Beiſitzer, wenn id) nicht irre, 
dem Rittmeifter a. D. Leifing vor die Hausthür, da feit 
eiwa einer halben Stunde fein Wähler mehr gefom- 
men war. 

Die andern vier Mitglieder des Wahlvorftandes 
verblieben jedoch, ſoweit ich mich entfinne, im Wahllokal. 

Als wir fo vor der Thüre ftanden, jah ich wie der 
Poftbote Lauf aus Pruft, in den Gutshof einbog, worauf 
ih in das Wahllotal hineinging und fagte: „Na wir 
bekommen noch eine Deutſche Stimme, der Poſtbote Lauf 
tommt eben.” 

Lauf gab denn auch feine Stimme noch ab. 

Auf das Beltimmtefte kann ich verfichern, daß, als 
Lauf feine Stimme abgab, die Wahl noch nicht geichloffen 
war, Es war erft etwa 6 Uhr; ficher nicht fpäter. 

Als Lauf das Lokal verlaffen hatte, jagte der Wahl- 
vorfteher Lejling: „Jetzt ift e8 fünf Minuten nach ſechs, 
nun können wir jchließen.” 

Nachdem fam, wenn ich mich redjt entjinne, noch 
ein Wähler. Diefer wurde jedoch nicht mehr zugelaflen. 


5. Poftagent Robert Goede zu Pruft jagt uneid— 


lid aus: 


Dei der Wahl für den Deutichen Reichstag, die am 
15. Juni 1893 ftattfand, bin ich im Wahlbezirk Pruft 
als Protofollführer thätig geweien und entjinne ich 
mid noch genau, daß, als der Poftbote Lauf feine 
Stimme abgab, die Wahl noch nicht gefchloffen war. 

Wieviel Uhr es war, ald Lauf fam, weiß ich nicht, 
da ich nicht nach der Uhr gejehen habe. Es muß indeß 
kurz vor 6 Uhr geweſen jein. 

Denn bald, nachdem Lauf gegangen war, erklärte 
ber Wahlvorfteher die Wahl für gejchloffen. 

Mährend des ganzen Wahlaktes find, wie ich auf 
das Bejtimmtefte verfihern kann, ftetS minbeftens drei 
Mitglieder des Wahlvorftandes im Wahllofal anmwejend 
gewefen, namentlich” auch in der Zeit, unmittelbar bevor 
Lauf fam. Damals waren, wenn idy mich redht ent 
jinne, außer mir der Brennereis-Berwalter Prochnow und 
ber Mollereis:Berwalter Rohrer zugegen, während bie 
anderen Mitglieder des Vorſtandes auf kurze Zeit aus: 
getreten waren. Es lann aber auch von diejen der eine 
ober der Andere zu ber genannten Zeit im Wahllofale 
anweſend gemwejen fein. 


6. Nittmeifter a. D. 9. Leifing, zur Zeit Amtsanmwalt in 


Eulm jagt uneidlid aus: 


Kurz vor ſechs Uhr — ſpäter war es ficher nicht, 
wiewohl ich nicht nad) der Uhr gefehen habe — traten, 
da längere Zeit hindurch keine Wähler mehr gelommen 
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waren, mein Bruder (das ift ber Wahlvorfteher Leifing) 
ber Rittergutsbefiger Bukatzſch und ih vor bie Haus: 
thüre; bie drei andern Beifiger verblieben jedoch im 
Wahllokale. Da jahen wir, wie ber Poftbote Lauf in 
den Gutshof einbog. Wir ließen ihn herantommen und 
gingen dann mit ihm in das Wahllofal, wo er jeine 
timme abgab. Wir hätten aber auch ebenjogut draußen 
bleiben förmen, weil ja brei Berfonen des Borftandes 
im Wahllofale waren. Bevor Lauf feine Stimme ab- 
gab, war die Wahl, wie ich auf das Beſtimmteſte ver- 
fidjere, noch nicht geſchloſſen, fonnte ja auch noch micht 
geichloffen fein, weil es noch nicht ſechs Uhr war. 

Nachdem Lauf gegangen war, wurbe die Wahl ge= 
ſchloſſen. 

7. Brennereis®ermwalter Guſtav Prochnow — nicht 
Prochmar — zu Pruſt ſagt uneidlich aus: 

Der Poſtbote Lauf hat ſeine Stimme kurz vor ſechs 
Uhr abgegeben. Als er kam, war die Wahl, wie ich 
mich beſtimmt entſinne, noch nicht geſchloſſen. Nachdem 
aber Lauf ſeine Stimme abgegeben hatte, erklärte der 
Wahlvorſteher, es ſei nunmehr 6 Uhr und es müſſe die 
Wahl als geſchloſſen angeſehen werden. Von den Mit— 
gliedern des Wahlvorſtandes find, wie dieſes ja ſelbſt— 
verſtändlich iſt, im Laufe des Tages verſchiedene auf 
kürzere oder längere Zeit ausgetreten; immer aber waren 
mindejtens drei im Wahllofale anweſend, namentlich auch, 
als Lauf feine Stimme abgab. Damals waren fogar, 
wenn ich mich recht entfinne, alle ſechs Mitglieder des 
Wahlvorſtandes im Wahllofale gegenwärtig. 

8. Moltereis:Berwalter Meldior Rohrer zu Pruft jagt 
uneidlich aus: 

Wieviel Uhr es war, als der Poſtbote Lauf feine 
Stimme abgab, weiß ich nicht genan; jich aber war es 
noch nicht ſechs. Auch war die Wahl, wie ih mit Bes 
—— verſichern kann, noch nicht geſchloſſen. Nach— 

em Lauf wieder gegangen war, erflärte ber Wahlvor— 
fteher Leifing, es jei nun 6 Uhr und die Wahl zuende; 
unb wurden barauf von und — den Mitgliedern des 
Bahlvorjtandes — die Stimmen gezählt und das Wahl: 


rejultat feftgeftellt. Weniger wie drei Mitglieder find 
wie - mi noch genau erinnere, nie im Wahllofal 
gemejen. 


Zu ®roteft III. 8 b. 
Die Ausfage des Zeugen Reiche befindetfich nebenftehend. 


Zu Proteft III. 9. 
1. Der Arbeiter Lorenz Nabolny jagt eidlich folgen: 


3. P. Ib bin 27 Jahre alt, latholiſcher Religion, 
wegen Meineibes nicht befiraft. 

3.6. Gelegentlid der Reichstagswahl vom Jahre 
1893 habe id garnicht verlangt, in die Wahllifte ein— 
geiragen zu werden. Auch Hat mir Niemand gelagt, 
daß ich das gejegliche Alter noch nicht erreicht hätte. 

Am Wahltage ging ich allerdings mit einem Zeitel 
verjehen, nad dem Wahllofale in Lastowig, gab den 
Zettel aber nicht ab, weil ich nicht aufgerufen wurbe. 
2. Amtsvorfteher Martide zu Laskowiß jagt uneiblich 


Soweit id) mid entjinne, ift während bes Auss 
liegens der Wählerlifte von Niemanden die Einfiht in 
biejelbe verlangt worden; imfonberheit nicht, wie ich mich 
bejtimmt erimmere, von dem Arbeiter Lorenz Nabolny 
von hier. 

Die Behauptung diejes, daß er ausdrücklich und 
rechtzeitig die Aufnahme in die Wählerlifte verlangt habe, 
ift daher unwahr. 

Attenſtũcke zu den Verhandlungen des Reichstages 1895/96. 


des aus: 


Möglich iſt, daß Nadolny zur Wahl gekommen und 
daß dann feſtgeſtellt iſt, daß er überhaupt nicht im Die 
Wählerlifte eingetragen. 


Zu Proteſt III. 13 h. 
1. Der Gutsbeſitzer E. Rasmus in Niewicszyn jagt 


eidlid aus: 


3. P. Ich bin 46 Jahre alt, evangeliidh, wegen 
Meineides nicht beftraft. 

8.6. Mir iſt nichts davon bekannt, daß geheime 
Schreiben aus dem Tandräthlichen Bureau gelegentlid) 
der legten Reichstagswahl gejandt worden find mit ber 
Aufforderung alles anzumenden, um bie Stimme ber 
polnischen Arbeiter für ben deutihen Kandidaten zu ers 


zwingen. 
Ich felbjt Habe ſolche Zuſchriften nicht erhalten. 
Sch weiß auch nichts davon, dak mein Stellvertreter fie 
erhalten Hat. 
2. Gutsbefiger Lejfing-Pruft jagt eidlih aus: 
3. P. Id bin 41 Jahre alt, evangeliicher Religion, 
wegen Meineides nicht beftraft. 

. S. Geheime Schreiben aus dem Iandräthlichen 
mit der NMufforberung, Alles anzuwenden, um bie 
Stimmen der polnifchen Arbeiter für den beutjchen 
Kandidaten zu erzwingen, habe ich gelegentlich der 
Reichſstagswahl von 1893 meines Wiffens nicht erhalten. 
Auch ift mir nicht bekannt, daß Jemand anders ber- 
gleichen erhalten Hätte. 


3. Nittergutsbefiger Ernſt Miste zu Luſchkowo jagt 


eidlih aus: 


3.82. Ich bin 61 Jahre alt, evangelifdher Religion, 
wegen Meineides nicht beftra 

8.5. Mir ift nicht erimnerlih, daß ich ober 
Jemand anders gelegenilih der Neidhstags-Wahl von 
1893 aus dem landräthlichen Büreau Schreiben mit der 
Aufforderung erhalten hat, die Stimmen der polnijchen 
Arbeiter für den deutſchen Kandidaten zu erzwingen. 


4. Nittergutsbefiger Friedrich Hering zu Ebenfee jagt 


eidlich aus: 


8.8. Ich bin 1826 geboren, evangelifcher Religion, 
wegen Meineides nicht beitraft. 

3.5. Mir find weder Schreiben aus dem Büreau 
des Landraths, foweit ich mich befinne, zugejandt worben, 
melde die Anfforderung enthielten, Alles anzumenden, 
um die Stimmen der polnischen Arbeiter, für ben deutſchen 
Kandidaten zu erzwingen, noch bin ich auf anderer 
Weiſe Seitens des Landrathsamts in diefem Sinne auf- 
gefordert worben. 


5. Gutsverwalter Walter Hübſchmann — nicht Hüls 


ſchenau — zu Vorwerk Neuenburg jagt eidlich aus: 


3. 2. Ich heiße Walter Hübſchmann, bin 32 Jahre 
alt, evangelifcher Religion, mit dem p. Hol nicht ver: 
wandt und nicht verſchwaͤgert, eibesfähig. 

. ©. bin überzeugt, daß eine fchriftliche 
Aufforderung, comeigirt von dem Regierungsaſſeſſor 
Graßhof aus dem Büreau des Königlichen Landraths- 
amts, mit dem Inhalte alles Mögliche aufzuwenden, 
um die Stimmen ber polnischen Arbeiter auf meinem 
Gute, für den deutſchen Kandidaten zu erzwingen, bei 
mir nicht eingegangen ift. Außerdem betone ich, daß ich 
mid, auf die Vorgänge vor ber Wahl am 15. Juni 
1893 nicht mehr ee kann. 


6. Zeuge, Gutsbefiger Reihe zu Zawadda, jagt 


eiblih aus: 


3. P. Ih Heiße wie angegeben, bin 35 Jahre 
alt, datholiſch, mit p. Holtz nicht verwandt und nicht 
verjhwägert, eibesfähig. 
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3. S. Es ift nit wahr, daß ich vor der Wahl 
am 15. Juni 1893 von bem Herrn Landrath Wahlzettel 
zugefandt erhalten habe, mit der Anmweifung, daß die 
Leute Herm Holg zu wählen haben. Weber ber Lands 
rath, noch der Regierungsaflefior Graßhof Hat dieſerhalb 
an mich gefchrieben, ober gar Wahlzettel gefandt. 

Ih habe damals einige Wahlzettel von meinen 
Nachbarn zur Verfügung erhalten, welde ich meinen 
Leuten offerirte. 


7. Adminiftrator Heinrih Willich zu Grabowo jagt 


eidlih aus: 

8. P. Ich bin 32 Jahre alt, evangelifcher Reli 
gion, wegen Meineides nicht beftraft. 

.S. Mir ift ein Schreiben aus dem landräth- 
lihen Büreau mit der Aufforderung, die Stimmen der 
polniſchen Arbeiter für den deutſchen Kandidaten zu ers 
zwingen, gelegentli der Reichslags-Wahl von 1893 
nicht zugegangen. Auch habe ich feine Kenniniß davon, 
daß folde Schreiben überhaupt verjandt find. 


8. Der Kreisausſchußregiſtrator Paul nöfe zu 








Namen befindet fich in der Reihenfolge des Alphabets 
auch der meinige. Wenn darin etwas Unzuläffiges er: 
blidt werben fann, dann fann man als Beamter einem 
Wahlkomite überhaupt nicht beitreten. Denn daß die 
Aufrufe, unter denen in Gemeinfchaft mit vielen anderen 
aud der Name eines foldhen dem Komite angehörenden 
Beamten jteht, auch einmal an einen Untergebenen des 
betreffenden Beamten geſchickt werden, wird ſich nie vers 
meiden laſſen. Daß ih zufällig die Wahlaufrufe ver: 
faßt, d. 5. im Entwurf fonzipirt und dem Komite zur 
endgültigen Redaktion vorgelegt habe, kann meines Er- 
achtens gar nidht in Betradht kommen. Denn das ijt 
vollftändig ein Internum des Wahltomites. 

2. Uebrigens waren die Lehrer keineswegs meine 
Untergebenen. Sie find aud nicht die Untergebenen des 
Landraths im Sinne ber bisziplinaren Unterordnung. 
Der Vorgefehte der Lehrer ift der Kreisſchulinſpektor. 
Ich nehme dieſerhalb eventuell auf die Auskunft ber 
Königlihen Regierung, Wbtheilung für Kirchen- und 
Schulmwejen in Marienwerder Bezug. 


Schwetz jagt, nachdem er in einem früheren Termin die 
Ausfage verweigert hatte, folgendes eidlich aus: 
3: P. heiße Paul Fenske, bin 29 Jahre alt, 


Zu Proteſt III. 131. 


Der evangeliſche Lehrer Michael Pollack in Krupoczin 
fagt uneidlid aus: 


evangeliich. 

. Mir ift nichts davon befannt, daß aus 
dem landräthliden Büreau an verſchiedene Gutsvor— 
ftände Schreiben mit der Aufforderung abgejandt worden 
find, alles mögliche anzuwenden, um die Stimmen der 
polnifchen Arbeiter auf den Gütern für den deutſchen 
Kandidaten zu erzwingen. 


9. Regierungs-Affeffor Graßhof jagt uneidlich aus: 
Die Behauptung ift nicht wahr. 


Zu Proteft II. 13e. 
1. Lehrer Frieſe, jetzt in Aulienfelde, jagt eid— 
lid aus: 
3.8 Ich bin 28 Jahre alt, evangelifch. 

8.6. Kurz vor der Reihstagswahl vom 15. Juni 
1893 — ih war damals in Gapli — Mi For ich ein 
Schreiben von dem Regierungsafleffor Graßhof, wobei 
er mir Wahlzettel und ein gebrudtes Formular der 
deutſchen Partei mit der Aufforderung zufandte, mich ber 
Sadje anzunehmen und dafür zu forgen, daß alle 
beutichen Wähler audy wirklich ſich bei der Wahl bes 
theiligten. 

Zur Agitation bin ih in Feiner Weife verwendet 
worben. 

2. Der Lehrer Voelz — nit Foels — in Grobed 
fagt eidlich aus: 

3.2. Ich bin 1859 geboren, katholiſcher Religion. 

B. S. Zur Agitation bei der Reihstagswahl von 
1893 bin ich in feiner Weife verwendet worden. Doc 
erhielt au ich von dem Regierungsaſſeſſor Graßhof 
furz vor der Wahl Wahlzettel und die Aufforderung, 
dafür zu forgen, daß alle Deutſchen ſich bei der Wahl 


—— Auch ſollte ich nachſehen, ob die jämmt: 
lien deutſchen Wähler in der Wahllifte eingetragen 
waren. 


3. Regierungsafleflor Graßhof jagt uneidlich aus: 

Nr. 13. e. 1. Ob und welde Drudihriften den 
beiden Lehrern zugefhidt worden find, weiß ich nicht 
mehr, jedenfalls waren e8 nur die allen übrigen deutfchen 
Vertrauensmännern zugefandten Drudjadhen. 

Alle dieje find zum Theil von ſämmtlichen (etwa 50) 
Mitgliedern des Wahllomites, theils von jämmtlichen 
(id glaube fieben oder adjt) Mitgliedern des engeren 
Ausſchuſſes unterzeichnet. Unter diefen 50 bezw. adıt 


Ich beftreite entſchieden, den Schullindern Stimm: 
zettel gegeben und dieſelben aufgefordert zu haben, jie 
ihren Vätern zu bringen, damit fie diejelben bei der Wahl 
benupten. 

Nur habe ich den Kindern gejagt, fie jollten ihren 
Vätern jagen, fie möchten die Wahl nicht vergeffen, fon- 
dern alle kommen. 


Zu Proteft III. 138. 
1. Der Königliche Landrath des Kreifes Schweß giebt 
folgende amtliche Auskunft: 


Auf den hohen Erlaß vom 2, Mai cr. berichte Euer 
Hochwohlgeboren ich ehrerbietigft, daß eine Anordnung, 
wie fie in dem Berichte der — Vice 1a 
Kommilfion Nr. 166 sub g erwähnt ift, ſeitens bes 
Landrathsamts gar nicht erlaffen worden if. Wenn 
dies auch jofort, als ich ben Hohen Erlaf vom 2. Mai cr. 
erhielt, von mir hätte berichten werden können, weil, jos 
weit mein Gedächtniß reicht, von mir eine derartige An- 
ordnung nicht getroffen worden ift, jo glaubte ich dod) 
während ber Pfingfiferien erft noh die Mahl 
alten von 1893 einjehen und mit bem Königlichen 
Kreisjelretär darüber Rückſprache nehmen zu jollen, 
dba es immerhin möglich jein konnte, das bamals 
im Jahre 1893, wo ich vor der Reichstagswahl aud 
zeitweife hier fein mußte, in meiner Abmwejenheit und 
ohne mein Wiffen eine derartige Anordnung getroffen 
fein konnte, Dies ift num nicht der Fall geweſen, denn 
es ergeben weder die Aften irgend melden Aufichluß 
darüber, noch weiß fid) der Königliche Kreisfelretair zu 
entfinnen, daß damals irgend eine generelle Anordnung 
im Sinne des genannten übſchnitts g erlaffen worden fei. 

Ich erinnere mich allerdings, daß ich einigen Guts— 
vorjtehern — es können dies die Gutsbefiger Rahm 
Sullnowo, Silber-Klunkwitz und Steinmeyer-Grabomo 
geweſen fein — auf ihre mündlichen Anfragen, ob fie 
aud fremde Akkord-⸗Arbeiter, die fie für die Nüben- 
und Erntezeit angenommen hätten, in die Wähler 
liften aufzunehmen hätten, die Auskunft ertheilt habe, 
ba dies an fi zuläffig fei, falls aus ber Art des 
Kontralts hervorgehe, daß die Leute thatſächlich ihren 
„Wohnſitz“ in den betreffenden Ortſchaften hätten, daß 
jedoh nicht ohne Weiteres jeder fremde Arbeiter, der 
vielleicht nur wenige Meilen davon feinen wirklichen 
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Wohnſit habe und in Folge deſſen auch in feinem Hei- 
mathsorte in bie Wählerliften eingetragen werde, nun 
au an feinem vorübergehenden Aufenthaltsorte in bie 
Liften kommen und dadurch in die Lage gebradht werden 
dürfe, fein Wahlreht an zwei Stellen ausüben zu 
bürfen. Dies war bei einer früheren Reihstagswahl 
— id glaube 1887 — thatfählid, wie ſich Hinter 
her herausgejtellt Hatte, geihehn: es Hatten einige 
Altord-Arbeiter, die im Graudenzer Kreiſe arbeiteten und 
bort in die Liften aufgenommen waren, Vormitiags dort 
und Nachmitlags, — ihre Urbeitsftelle ohne Erlaubniß 
ihres Arbeitgebers verlaffend, in ihrem Heimathsorte im 
Schweper Kreife gewählt. 

So wäre es auch möglich, daß Jemand in einem 
und bdemfelben Kreife zwei mal feine Stimme abgeben 
könnte, wenn ohne Weiteres Jeder an feinem augen: 
blicklichen Arbeitsorie in die Lijten aufgenommen, jeine 
Streihung in feinem Heimathsorte aber nicht veran= 
laßt wird. 

In diefem Sinne habe ich, ſoweit ich mid) entfinne, 
den erwähnten Gutsvorſtehern gelegentlichen Beicheib 
eriheilt, und es kann fid) auch der Kreisjefretair Wirth 
entjinnen, daß ich mit ihm Darüber gejproden Habe. 
Daß der Lehtere dem Drganijten Kaldowsli aus Topollno 
eine derartige Erflärung ertheilt habe, ſiellte berjelbe 
übrigens völlig in Abrede, und es ift dies auch als 
völlig glaubhaft anzunehmen da Wirth dem Kaldowski, 
ber gar nicht Gutsvorfteher war und ijt, eine amtliche 
Auskunft ertheilen gar feine Beranlafjung hatte. 
Wirth entfinnt ſich jet, nachdem ich die Angelegenheit 
mit ihm befprocdyen, daß damals ein Mann — es mag 
das ber Kaldowsti gewejen fein, ihn wegen der Aufs 
nahme von Aktorb»Arbeitern in die Liften gefragt, und 
als er auf die frage, wer er fei, erwibert habe, daß 
er zwar nicht Gutsvorjteher jei, aber im Auftrage jeines 
Gutsheren komme, er demjelben den Beſcheid ertheilt 
— — ſein Gutsherr — der Gutsvorſteher — möchte ſich 
elbſt an das Landrathsamt wenden, denn zur Ertheilung 
amtlicher Auskunft an irgend melde ihm unbekannte 
Privatperſonen fei er nicht befugt! 

Das war völlig korreft und um fo mehr motivirt, 
als bie Beſorgung ber Butsvorftehergeihäfte in Topollno 
ſtets eine jehr läßige geweſen ift. 

Uebrigens iſt Kaldowski ald polnischer Agitator 
ihlimmfter Sorte befannt, und es ſchwebt neuerdings 
wieder eine Unterfuchung gegen ihn wegen Haltens und 
BVertheilung verbotener polniicher Bücher und wegen Er- 
2 polniſchen Unterrihts an Schulkinder ohne 

iffen des Schul-Inſpektors, — aber wohl mit Wilfen 
und im Auftrage des Geiftlichen. 

Ueber die leßtere Angelegenheit werde ich nicht 
verpfehlen, Euer Hodhwohlgeboren näher Bericht zu er- 
ftatten, fobald die darüber noch ſchwebenden Verhand— 
lungen zum Abſchluß gelangt find. 


Der Landrath. 


2. Der Königliche Kreisjelretär Wirt) aus Schwetz 
jagt uneidlich aus: 

Bon mir ift eine allgemeine Anorbnung, bahin- 
gehend, daß die Afforbarbeiter, welche nicht an dem Drte 
ihres Wohnfiges in Arbeit ftehen, jondern an einem 
dritten Orie des Kreiſes Beihäftigung haben, nicht am 
Arbeitsorte in die Wählerlifte aufzunehmen jeien, jondern 
an ihrem Heimathsort, nicht erlaffen worden. 

Die Frage ift, wie ich mich erinnere, bei der leßten 
Neihstagswahl anläßlich eines Spezialfalles erörtert 
worden. Wie indek die Entiheidung ausgefallen, und 
von wen diefelbe ergangen ift, deſſen entfinne ich mich 





nicht mehr. Dies wird fih jedoch aus der amtlichen 
Auskunft des Königlichen Landraths Hierfelbft ergeben. 

Auf Befragen erklärt Zeuge, daß ber polizeiliche 
Erekutiobeamte, welder ſ. 3. die Verhaftung des fozial- 
bemofratifchen Stimmzettelvertheilers, Cäubmadermeifters 
Bogs aus Bromberg, bewirkt —* nicht mehr als Polizeis 
beamter in Schweß fungirt, jondern angeblid Kanzlift 
bei der Königlichen Staatsanwaltfhaft in Konig ift. Der 
Name beffelben ift Mohr. 


. . 6.8 
gez. Wirth. 
3. Der Drganift Joſeph Kaldbowsfi in Niewisczin 
— früher Topolno — jagt eidlich aus: 
8.8. Ich bin 43 Jahre alt, katholiſcher Religion, 
wegen Meineides nicht bejtraft. 
3. ©. Bon ber hier erwähnten Anordnung bes 
Landraths-Amts ift mir nichts befannt. 


Nr. 196, 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Fiſcher. 


Bericht 
ber 
Wahlprüfungs-Rommiffion 
über 


die Wahl des Abgeordneten Dr. Meyer (Halle) 
im vierten Wahlfreife des Regierungsbezirks 
Merjeburg. 


Bei ber am 15. Juni 1893 ftattgehabten Hauptwahl 
.. Stimmen erhalten: Kunert-Friedrichshagen 12991, 
r. Meyer-Berlin 10222, und Redtsanwalt Glimm— 
Halle 8735; zeriplittert waren 206; bei der Stichwahl am 
24. Juni 1893 betrug die Zahl der giltigen Stimmen: 
32 029, wovon Dr. Meyer 17886, Kunert 14143 
erhalten Hatten, Gegen die Wahl des Abgeordneten Dr, 
Meyer waren zwei Protefte eingelaufen, deren Behand: 
lung die BWahlprüfungs-Kommiffion in ihrer Sigung vom 
20. März 1895 (Drudjadhen Nr. 242, III. S. 1894,95) 
zu dem Antrag an den Reichstag veranlaßte: 

1. die Entfcheidung über die Gültigkeit der Wahl des 
Abgeordneten Dr. Alerander Meyer (Halle) im 
vierten en rn bes Negierungsbezirtes Merje- 
burg auszujeßen; 

2. den Herrn Reichslanzler zu erfuchen, durch Ver— 
mitielung der Königlich Preußiſchen Regierung die 
zu Proteſt I und Il beichloffenen Erhebungen ver: 
anlaffen und von benjelben dem Neichstage Mit- 
theilung machen zu wollen. 

Der Reichstag trat diefem Antrage in feiner Sigung 
vom 3. Mai 1895 bei. 
Die über . beide Protefte bejchloffenen Erhebungen 
ergaben Nachſtehendes: 
Proteft I. 


Der Proteft I war von dem Schriftfteler Kunert: 
re erhoben worden und ging in feinem Punkt 1 
ahin: 





1. Bon mir behauptete v. Werber in öffentlichen 
Wählerverfammlungen, daß ich wegen Verächtlichmachung 
der Religion insbejondere der driftlihen Kirche vom 
Lehramte jeinerzeit behördlich entfernt worden jei, daß 
ih „abgejegt” worden jei, daß ich nie Arbeiter geweſen, 
daß ich nie von meiner Hände Arbeit gelebt und daß id) 
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„unter die Sozialdemokraten” gegangen, um von ber 
Arbeit der Arbeiter zu leben. — Alle diefe Angaben ent- 
iprehen der Wahrheit und ben Tatſachen durchaus nicht, 
weshalb ich den Landrat v. Werber gerichtlich zur Ver— 
antwortung gezogen habe. 

Nah Einleitung der Klage gegen ihn veröffentlichte 
ber Landrat vor dem 15. Juni ——— Erllaͤrung (jo: 
wohl in der Preſſe als durch Plakatanſchlag): 


Deffentliche Erklärung. 

Herr Fritz Kunert, Schriftſteller in — 
hagen bei Berlin, hat mündlich und ſchriftlich geäußert, 
dab er mich wegen angeblih von mir über ihn ges 
machter Aeußerungen gerichtlih zur Verantwortung 
ziehen werde. 

Ich fordere hiermit Herrn Fritz Kunert auf, Dies 
ſchleunigſt zu thun und erkläre jchon jeßt, daß ich auf 
Innehaltung aller Friſten im gerichtlichen Verfahren 
verzichte, damit die Sache möglichjt noch vor einer 
etwa im hiefigen Wahltreije jtattfindenden Stihwahl 
zur Verhandlung kommen kann. 

Das, was ich in Beziehung auf die Perfon bes 
gem Kumert überhaupt gejagt habe, werbe ich vor 

ericht vertreten und beweijen. v. Werder. 

(Daraufhin erlieg Kunert unterm 15. Juni eine 

längere Erklärung, in der er diefe Behauptungen als „ges 
meine Lügen und nichtswürdige Verleumdungen“ zurüd- 
wies und das ganze Vorgehen des Landraths3 als ein 
„Wahlmanöver ſchlechteſter Dualität” Hinftellte, das nur 
darauf berechnet jei, einem politifchen Gegner Verlegenheiten 
zu bereiten und Gimpel auf den Leim des Lonfervativen 
Kartells zu loden. Dann fährt der Protefterheber fort) 
Hervorzuheben ift hierbei noch, daß der Landrat 
v. Werder gleichzeitig a ae Te für Halle 
und den Saalkreis war, daß er aljo für ein Vertrauens 
amt beftimmt war, welches die unbebdingtefte Unparteis 
lichkeit zur Vorausſetzung Hatte. 
Als Zeugen für die von mir angezogenen Tatfachen 
ſchlage ich vor: 

1. die Berichterftatter der „Halliſchen Zg.“ und der 
„Saale 3g.” zu Halle a/S. 

2. das joziademokratiihe Wahl-Komitee (Adrefle: 
Alfred Jähnig, Genoſſenſchafisdruckerei Halle /S., 
Bölbergafie.) 

3. die Zeugen, welche in ber Straffache Kunert wider 
v. Werber Zeugnis abzulegen haben. 

Der Reihstag hatte diefen Punkt für erheblid ange: 

jehen und beſchloſſen 

a) den Landrath v. Werder, 

b) die Mitglieder des Sozialdemokratiihen Wahl 
fomites: 

Alfred Jähnig, Dee | 


buchdruderei, Bölbergafie, in 
Alb. Sanow, Geiftjtr. 5/6, Halle 
Ewald Schellenbed, Harz 27, | a. S., 
Ed.Hofmeiſter, Kühler Brunnen 1, 


e) die Alten in der Privatflage Kunert wider 

v. Werber von dem Amtsgericht Halle a. ©. ein- 
zuforbern, 

und zwar ben Landrath v. Werder uneidlich, die unter 

b aufgeführten Perſonen als Zeugen eidlich zu vernehmen. 

Die Zeugen Alfred Jähnig, Ewald Schellenbed 

und Ed. Hofmeifter konnten aus eigener Wahrnehmung 

nichts befunden; fie erhielten ihre Mittheilungen von dritten 

Perjonen, vermögen aber den Wortlaut berjelben nad jo 

er ſeitdem verftrichener Zeit nicht mehr genau anzus 

eben. 

horben, 


Der Zeuge Sanow aber iſt inzwilchen — 


Der Landrath v. Werder äußerte ſich über dieſen 
Proteſtpunlt wie folgt: 

Es ift unmwahr, daß ich jemals meine Beamten: 
qualität dazu benußt hätte, um einen Drud auf bie 
Wähler auszuüben. In dem von dem Schriftfteller 
Fri Kumert verfaßten Protefte ift abſichtlich ver- 
Ihwiegen worden, daß id zu ben von mir veröffent- 
lichten Erklärungen durch die in den beleidigenditen 
Ausdrüden ergangenen mündlichen und ſchriftlichen Aeuße⸗ 
rungen bes ꝛc. Kunert felbit gezwungen mworben bin. 
Ih Hatte nur gelegentlich bei einer Diskuffion in einer 
Verfammlung in Cönnern am 2. Jumi 1893 einmal 
geäußert: 

es ſei Arbeiterfang, wenn der ſocialdemokratiſche 
Kandidat in den Fylugblättern u.j.w. immer als 
„unfer“ gs Kunert empfohlen werde. Damit ſolle 
und müfle bei ben Mrbeitern ber Glaube ermedt 
werben, ber Kandidat Fritz Kunert fei „Arbeiter“ im 
focialdemofratiihen Sinne des Wortes oder es 
wenigſtens gemweien fei. Dies fei aber nicht richtig, 
Kunert jei Gemeindejchullehrer in Berlin geweien. Wes⸗ 
halb er nicht mehr Schullehrer jei, berühre uns nicht.“ 

Diefe Erflärung hatte id als der ꝛc. Kumert per: 
fönlid) und das hieſige focialdemokratiihe Volksblatt 
in einer Brieflaftennotiz meine Bemerkungen als 
„Berleumdung* und „Lüge“ bezeichneten, in einer Ber: 
fammlung zu Ammenborf am 9. Juni dahin ergänzt, 
daß die Gründe für Kımert’3 Ausfcheiden aus dem 
Lehreramte dieſelben gemwejen jeien, welche ihm kürzlich 
3 Monate Freiheitsſtrafe durch das Neichögericht ein= 
—— hätten, nämlich Beſchimpfung ber chriſtlichen 

eligion, (eine Thatſache, die zuerſt und unmittelbar 
vorher am 7. Jumi 1803 durch das hieſige focial- 
bemofratiiche Voltsblatt veröffentlicht worden iſth. 

Darauf veröffentlichte der ꝛc. Kunert am 12, Juni 
1893 eine von Beleidigungen gegen mid ftrogende 
Erklärung im hieſigen jocialdemofratifhen Boltsblatte. 

Ohne jede Ermwiederung fonnte ich diefe Erklärung 
nicht laffen. Ich habe aber geſucht, meine Antwort fo 
ruhig wie möglich zu fallen und habe fie nur mit meinem 
Namen unterjchrieben. Trohdem hat das Wolfsblatt 
bieje Erflärung nicht aufgenommen. 

Alle diefe Vorgänge find als rein perſönliche in 
ber Privatllage des zc. Kunert gegen mid; Gegen: 
ftand der gerichtlichen Unterfuchung geweſen. Das Er- 
gebniß ift: 

1. Kunert's Verurtheilung 
und 


2. meine Freiſprechung 
geweſen. 

Aus den Erhebungsalten ergiebt ſich für die Bes 
hauptung bes Herrn Landraths, daß er zu den Angriffen 
wider Kunert duch bdejjen Erklärungen gezwungen 
worben jei, feinerlei Anhalt; die Berfammlungen, in 
benen die vom Proteft gerügten Aeußerungen gefallen fein 
jollen, haben am 2. bezw. 9. Juni ftattgefunden, Die 
erfte Erklärung Kunert’s ift vom 12. Juni datirt und 
richtet ſich, ebenſo wie eine in ihrem Wortlaute nicht vor 
liegende mündliche Verwahrung Kunert's in einer Wahl: 
verjammlung in Halle am 8. Juni gegen die voraus: 
gegangenen Behauptungen des Landraths v. Werder. 
Ebenfo verhält es ſich mit der erwähnten Brieffaftennotiz 
im Halle'ſchen Volksblatt, die den Namen des Landraths 
gar nicht erwähnt, jondern allgemein erklärt: „Alle gegen: 
theiligen Behauptungen, auch wenn fie von höheren Bes 
amten des Sreijes ausgehen, beruhen ausjclieglih auf 
Berleumdung und Lüge” Auch die Behauptung des 
Landraths, 
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„es jei Arbeiterfang gemwejen, wenn der jozialdemofratijche 


Kandidat in den Flugblättern u. j. w. immer als 

„unfer Frig Kunert“ empfohlen worden jei, bamit 

fole und müſſe bei den Arbeitern der Glaube ermwedt 

werben, der Kandidat Fritz Kunert fei Arbeiter” ꝛc. 
wird durch das den Akten beigegebene Flugblatt nicht be= 
ftätigt. Einmal war Fritz Kunert den Wählern jchon 
befannt, da er von 1890—1893 ber Abgeordnete des 
Kreifes geweſen; dann ift in dem von Alfred Jähnig 
herausgegebenen Wahlflugblatt nur einmal die Wendung 
„unfer Fritz Kunert“ gebraudt, nachdem vorher wieber: 
holt von „unjerem Genoſſen“, „unjerem bisherigen Ber: 
treter“, „unferem Kandidaten” Fritz Kunert die Rede 
geweſen. Desgleichen ift der im Proteſt gerügte und von 
dem Landrath materiell zugegebene Borwurf nicht den 
Thatjahen entiprecdhend, 

„daß die Gründe für Kunerts Ausfcheiden (oder Ent— 

fernung) aus dem Lehreramt diejelben geweſen 

feien, welche ihm fürzlic drei Monate Feſtungsſtrafe 
durch das Neichögericht eingebradjt Habe, nämlich Be— 

Ihimpfung der hriftlihen Religion, 

(eine Thatfadhe, die zuerft und unmittelbar vorher 

am 7. Juni 1893 durch das Hiefige (Halle'ſche) jozial- 

demofratiiche Volksblatt veröffentlicht worden ift.)” 

Das Halle'ſche Vollsblatt ſpricht mit feinem Wort von 
dem Ausſcheiden Kunert's aus dem Lehreramte, jondern 
regiftrirt einfach die Nachricht über die Verwerfung der 
gegen jene Veruriheilung (wegen einer Berfammlungsrede) 
eingelegte Revifion. Die Behauptung des Landraths, 
Kunert's Ausscheiden (oder Entfernung) aus dem Lehrer: 
amt fei wegen Bejhimpfung der chriſtlichen Religion 
erfolgt, ift nach Ergebniß der Akten objektiv unwahr. 
Das vom Königlichen Polizeipräfidium zu Berlin durch Ber: 
mittlung bes Königlichen Provinzial-Schulfollegiums über: 
fandte amtliche Alteſt, das ſich bei den Alten befindet, 
Zonftatirt ausdrüdlich, dak Kunert ſich am 20. Auguſt 1887 
der „Lehrihätigkeit begeben“ und feinen Rüdiritt vom 
Amte in einem längeren Schreiben an die ftäbtijche Schul— 
verwaltung unterm 15. Juni ausführlich begründet habe, 
deſſen Schlußpaffus laute: 

„Es ijt meine Pflicht, diefe meine Ueberzeugung nicht 
nur nicht zu verheimlicdhen, ſondern diejelbe, die Taufende 
von Lehrern und Millionen im Bolfe mit mir theilen 
und hegen, vor ne in Kürze ausgeiprocdhen, ſowie die 
erforderlichen Konjequenzen aus ben angeführten Um— 
ftänden zu ziehen: den Austritt aus der Landeskirche und 
meinen amtlichen Rücktritt. Betrachten Sie daher dieſe 

eilen als bie definitive Looslöfung von meinem Berliner 

chulamt.“ 

Die ſpäter erfolgte Entziehung der Ertheilung des 
Religionsunterrichts bezog ſich nur auf den von ihm er— 
—— privaten Unlerricht in der Berliner freireligiöſen 

emeinde, 

Das in ben Beleidigungsprozeſſen Kunert-Werder 
ergangene Gerichtsurtheil, das die Freiſprechung des Land» 
raths v. Werber und die Berurtheilung Kunert's wegen 
formaler Beleidigung ausſprach, äußert fich hierüber: 

„Die hierdurd) behaupteten Thatſachen find im Weſent⸗ 
lichen wahr. Der Ausdrud „Kunerts Entlaffung“ Täßt 
zwar unflar, ob Privatlläger auf eigenen Antrag oder im 
Diseiplinarwege enilafien iſt. Es liegt aber kein Grund 
zu ber Annahme vor, daß Angeflagter ſich abſichtlich 
und der Zweideutigkeit halber des allgemeinen Ausdruds 
bedient hat. Da aud) im Uebrigen weder aus der Form 
der Meußerungen noch aus den Umftänden, unter welchen 


fie geſchehen find, das Vorhandenfein einer Beleidigung | 


hervorgeht, ift Angellagter in diefen zwei Fällen gemäß 
$. 192 aus $. 185 und $. 186 bes Strafgejegbudhs frei- 


| 


geſprochen. Der Privatlläger hat dann auf Grund feines 
Verdachtes, dab Angellagter das Gerücht verbreitet Habe, 
den Angeklagten zu drei verſchiedenen Malen öffentlich 
ber „gemeinen Lüge und nidtöwürdigen Berleumbung“ 
bezidhtigt bzw. einen „Lügner und Berleumder” genannt 
und zwar in den von ihm verfaßten und in dem Volls— 
blatt veröffentlichten Erklärungen d. d. Halle den 12. u. 
15. Juni 1893, welche in der Urtheilstormel näher be— 
zeichnet find, fowie in der am 19. Jumi 1893 in ben 
Kaiferjälen zu Halle abgehaltenen Wählerverjammlung. 
Angeflagter hat bei biefer Zurückweiſung des unrichtigen 
Gerüchts in Wahrnehmung des beredhtigten Interefles ges 
handelt, die Wähler über die Unrichtigkeit besfelben auf- 
—— Die Form ſeiner Aeußerungen begründet aber 
ie Ueberzeugung, daß ſeine Abſicht nicht nur hierauf, 
ſondern zugleich auf ne bes WiderHlägers ges 
gangen ift. Er ift deshalb in drei Fällen aus $. 185 
des Strafgeſetzbuchs verurtheil. Die Strafe ift auf das 
geringjte, geſehlich zuläffige Maß feftgefegt, weil Privat- 
Häger über das umlaufende Gerücht mit Recht entrüftet 
war und feine Entjtehung nicht ohne Grund auf ben 
von dem Angellagten gebrauchten Ausdrud „Entlaſſung“ 
zurüdführen zu müflen glaubte.“ 

2. Proteftbehauptung 2 ging bahin: 

Der Abfiht des Wahlkommiſſars v. Werder, bie 
fozialdemofratiiche Kandidatur zu einer ausfichtslofen zu 
machen, arbeitete eine Depeihe des Erſten Breslauer 
Staatsanwalts v. Roſenberg wirkungsvoll in die Hände, 
Diefe Depeſche traf am 14. Juni in Halle ein. Sie 
fagte, daß Kunert, „wegen Anftiftung zum Dieb: 
ſtahl“ fofort zu verhaften fei. erg pi ließ ber für- 
ſorgliche Herr den fozialdemokratiihen Kandidaten am 
Vorabend der Hauptwahl ftedfbrieflich verfolgen. 

Es handelte ſich Hierbei nicht um eine vollendete 
Thatfache, um ein gemeines Vergehen, ſondern um den 
Verdacht, dab Kunert zur Ausheftung friegsgericht- 
licher Urtheile angeleitet habe. 

Kumerts Verhaftung erfolgte um acht Uhr abends 
am 14. Juni. Allen um fünf Uhr, wenn nicht ſchon 
früher, muß das amtliche Geheimnis des Verhaftsbefehls 
verfauft oder verraten worden fein; denn bereits um 
7 Uhr wurden Ertrablätter, welche die Verhaftung des 
noch nicht Verhafteten mitteilten, verkauft. 

Wolffs Depeihen-Bureau, die bürgerliche Preſſe des 
Saalkreiſes und Deutichlands verbreiteten mun mit 
Windeseile die Nachricht, dab der ſozialdemokratiſche 
Kandidat des Saalfreifes wegen eines gemeinen 
Verbrechens verhaftet worben ſei. — Aud der Wahl: 
fommiljar v. Werder bepefchirte jofort in ben Wahlkreis: 
„Kunert ift wegen Anjtiftung zum Diebftahl 
verhaftet worden. Weiter verbreiten!“ Die Bes 
fanntmadhung meines angeblihen Berbrechens wurde 
planmäßig u. amtlih durch die dazu befohlenen Gens- 
darımen von Dorf zu Dorf, von Haus zu Haus vorge 
nommen. Zeuge für einen derartigen Vorgang in bem 
Orte Kirchedlau ift der Tiſchler Julius Koppermann zu 
Halle a/S. Schwetichkeftr. Nr. 28. 

Ales das geihah am Borabend der Hauptwahl. 

Auch diefen Punkt erachtete der Reichstag für erheb- 

lich und beſchloß: 

a) den Landrath v. Werder, 

b) eventuell die durch die Ausſage bes Herrn Land⸗ 
raths benannten Gendarmen, bezw. nur den für 
Kichedlau angegebenen Gendarmen, 

e) den Tiichler Julius Koppermann, Schwetjchkes 
firaße 25 zu Halle a. S. 

und zwar ben Landrath uneidlich, die umter b und e 
angegebenen Zeugen eidlich zu vernehmen. 
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Der uneidlih vernommene Landrat v. Werber er: 
Härte hierzu: 

„Auch diefe Behauptung des Proteftes ift bereits 
Gegenftand des gerihtlihen Verfahrens geweien. Ich 
habe in demſelben ausdrücklich erflärt, daß ih privatim 
die Nachricht verbreitet hätte, 

„Kunert jei wegen Anftiftung zum Diebftahle ver: 
haftet worden." 

Das Gericht Hat feftgeftellt, daß dieſe Nachricht wahr 
und bie Verbreitung derfelben von mir in dem beredhtig- 
ten Intereffe, die Wähler aufzuflären, erfolgt fei. Des» 
rg it aud deswegen meine Freiſprechung erfolgt. 

ie gerichtlichen Acten ergeben das Nähere, weitere Er- 

Härungen Iehne ich ab.“ 

Der Zeuge Tiihler Koppermann giebt unter Eib an: 

„Am erſten Wahltage, den 15. 6. 1893, wohnte 
ih des Nahmittags in Kircheblau im Auftrage der 
focialbemokratifchen Partei zu Halle a. S. ber Wahl- 
ern, bei. Erjt nad) längerem Verhandeln mit dem 

ablvorjieher wurbe ich zugelafien und erhielt dann 

einen Plaß an dem Tiſche, an dem fich bie eye 
miffare niedergefegt Hatten. Während ich hier ſaß, trat 
ein Gensdarm ein und fragte den Wahlvorfteher, ob er 
ihon „die Sache mit Kunert” wiſſe. Derſelbe erwiderte 
„ja, wir wiſſen es ſchon, wir haben heute früh Plafate 
befommen“. Hierauf ließ fih der Gensdarm an unjerem 
Tiihe nieder, entfaltete ein Telegramm und las hieraus 
folgendes vor: „Kunert ift wegen Anftiftung zum Dieb- 
jtahl verhaftet worden. Weiler verbreiten. Der Land: 
rath.” Bis auf die Unterichrift habe ich die Depeiche 
jelbft gelefen. Ich Habe mid fo davon überzeugen 
önnen, daß ihr Inhalt richtig verlefen war. Dagegen 
weiß ich nicht aus eigener Betrachtung, daß die Dankss 
mit den Worten „Der Landrath“ unterzeichnet war. 
Daß dieſe Amtsbezeihnung und nit ber Namen 
„von Werber" vom Gensbarmen genannt ift, weiß ich 
bejtimmt. 

Ueber die weitere Verbreitung der Nachricht im 
Drte weiß ich nichts zu fagen, da ih das Wahllofal 
nicht verlaffen habe. Auch find mir feine Anorbnungen 
vom Wahlvorfteher oder vom Gensdarmen darüber zu 
Ohren gelommen, wie bie Verhaftung im Ort bekannt 
gemacht werden ſollte. Der Gensdarm erzählte nur, 
daß die Depefhe au den übrigen Gensdarmen 
zur Verbreitung gegeben und von ihnen in ben 
anderen Oriſchaften ebenfall® befannt gemadt jei. 
Aus eigener Wiſſenſchaft fanın ich hierüber nichts befunden. 
Sch füge noch Hinzu, dab im Anfang ber Unterredbung 
zwiſchen Gensdarm und Wahlvorſteher vor der Ber: 
lefung der Depeſche von der Verhaftung nicht ausdrück⸗ 
lich geſprochen iſt. Es läßt ſich jo nicht mit Bejtimmt- 
heit Tagen, daß die erſte Antwort des Wahlvorftehers, 
„er wiſſe die Sache mit Kunert ſchon“, fi auf die 
Verhaftung bezogen bat. Ebenjomwenig ift dies von den 
rg zu behaupten, Gelefen habe ich die Plafate 
nicht.” 

Die nad Beſchluß des Reichstags vom Landrath ev. 
zu benennenden Gendarmen konnten nicht vernommen 
werben, da der Landrath jede Erklärung hierüber ablehnte. 
Der Korreferent ftellte deshalb den Antrag, bie Beſchluß— 
fafjung auszufeßen und Beweisergänzung durch Bernehmung 
der amtlich zu eruirenden Gendarmen vornehmen zu laflen. 
Der Referent ſchloß fich diefem Antrag für den Fall, 
daß fein Antrag auf die Unmgültigerflärung der Wahl ab- 
gelehnt werde, an. Die Kommilfion war dagegen der Mei- 
nung, baß fein Zweifel darüber obwalten könne, daß ber 
Landrath nicht bloß einem einzelnen beftimmten Gendarmen 
(in Kirheblau) das fraglidhe Telegramm Habe zugehen 





lafien, es fei vielmehr als felbjtverftändlich anzunehmen, 
daß er dies Telegramm durch die Genbarmerie über den 
ganzen Wahlkreis zur Verbreitung gebradht Habe, umfo- 
mehr da in dem ſchon erwähnten Gerichtsurtheile aus- 
drüdli von einer Verbreitung, nicht von einer bloßen 
Berjendung die Rede fei; indem es dort heißt: 
„Schließlich ift dem Angeklagten (Lanbrath 
v. Werder) noch zum Vorwurf gemacht, ben 
Privatfläger (Kunert) am 15. Juni 1893 durch 
Berbreitung der Depeihe: „Kunert ift wegen 
Anftiftung zum Diebftahl verhaftet“ beleidigt zu 
haben. Er hat ben Thatbeftand zugegeben.” 

Dadurch aber, daß der Landrath behufs Verbreitung 
dieſer Depeihe fih an die ihm amtlich unterftellten Gen— 
darmen gewendet habe, ſah der Referent den Beweis 
erbradit, daß es fih Hier um eine Amtshandlung, bezw. 
amtlihe Wahlbeeinflufung handle. 

Bon einer Seite wurde — unter Berechtigterllärun 
der zum Vorwurf gemachten Handlung — aud darau 
—— dieſe Beweisergãnzung vw nochmalige Auf⸗ 
orderung an den Landrath, die Gendarmen zu benennen, 
ſei ſchon um deswillen zwecklos, weil es kein Mittel gebe, 
ben Landrath zu dieſer Erklärung zu zwingen, da ja fein 
Angeichuldigter zu einer ihn belaftenden Ausſage veranlaft 
werben könne. Auch der weitere Eventualantrag bes 
Referenten, von ber Poſibehörde das Original der frage 
lien Depefche einzufordern, lönne zu feinem Ergebnif 
führen, weil diefe Originale nicht fo Iange Zeit aufbewahrt 
würden. Der Antrag auf Ausſetzung des Beichluffes und 
Bemweisergänzung wurbe von ber Kommiffion abgelehnt. 

3. Als dritten Beſchwerdepunkt führte ber Proteft auf: 

Dazu lam, daß ber Herr Landrat und Wahl— 
fommiflarius von Werber feine eigenartige Agitation in 
ber früheren Weife fortzufegen für gut hielt. Das erhellt 
aus der Nr. 146 bes „Boltsblatt“ für Halle, worin es 
auf der Seite 3, Spalte 2 und 3 wörtlich Heißt: 


„WBahlmanöver. 

Auf dem Lande wird am Wahltage (24. Juni) 
folgendes auf blutigrotem Papiere gedrudies Plakat, 
welches uns ein Freund unferer Sadje zuftellt, ver— 
breitet werben: 


Herr Schriftfteller Fritz Kunert 
fährt fort unter Berufung auf ein angeblid ihm am 
12. Mai 1887 ausgejtelltes Zeugnis die Nichtigkeit der 
von mir im Beziehung auf jeine Berjon behaupteten 
Thatſachen zu beftreiten. Seine „anftändige” Kampfes- 
weile wird am bejten durch die von ihm dabei ge- 
brauchten Ausdrüde gekennzeichnet. 

Demgegenüber erfläre ich folgendes: 

Die Antwort auf die Privatflage des Herrn Fritz 
Kunert ijt bereits fertig geftellt. 

Im Fahre 1889 verjuchte Herr Fritz Knnert in 
feiner Manier Kindern Neligionsunterricht zu geben. 
Durd Verfügung des Königliden Provinzial-Schuls 
follegiums vom 16. Februar 1889 ift ihm dies unter— 
fagt und dieſe Maßregel durch Androhung von Zwang 
durchgeführt worben. 

Da eine mündliche Verhandlung vor dem 24. d. M. 
nicht möglich ift, jo jehe ich mich genötigt, aus dieſer 
Antwort folgendes öffentlich bekannt zu machen: 

Die Vorgänge, welde zu dem Ausicheiden des 

ern Fritz Kunert aus feinem Berliner Schulamte 
geführt haben, fallen in den Juli und Auguſt 1887. 
Insbefondere hat das Königlihe Provinzial-Schul- 
follegium zu Berlin im Muguft 1887 eine Unterfuchung 
eingeleitet, und dieſe hat erjt am 26. Auguſt 1887 
einen vorläufigen polizeilichen Abſchluß erhalten. Dem: 
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gegenüber kommt ein Zeugnis vom 12, Mai 1887 
garnicht in Betracht. 


Im übrigen ift Herr Fritz Kunert, — jo viel mir. 


befannt geworben iſt — beitraft: 

1. Durch Urteil des kgl. Landgerichts zu Breslau 
vom 3. Mai 1890 wegen Beleidigung mit 30 M. Geld- 
itrafe event. 6 Tagen Haft (ob —— weiß id) nichth. 

2. Durch Urteil des Schöffengerichts zu Breslau 
wegen Bergehens gegen das Geſetz vom 21. Dftober 
1878 mit 30 M. Geldjtrafe event. 6 Tagen Haft. 

3. Durch Urteil des fgl. Landgerichts zu Magde- 
burg vom 18. Juni 1892 wegen desſelben Bergehens 
mit 1 Monat Gefängnis. 

4. Durch Urteil des lönigl. Landgerichts zu 
Beuthen (Db.-Schl.) von 1892 wegen Uebertretung des 
Gef. vom 11. März 1850 mit 30 M. Geldftrafe. 

5. Durch Urteil der Straflammer in Neuftabt 
(Ob.-Schl.) vom 30. September 1892 wegen Ber 
gehens gegen $ 166 des Strafgefesbudes mit 3 Mo- 
naten Gefängnis, Diefes Urteil ijt rechtskräftig, da 
die dagegen von Herrn Fritz Aumert eingelegte Res 
vifion vom Reichsgerichte zurüdgemwiejen ift. 

ablreihe andere Straflahen, die gegen ihn 
ſchwebten, barunter 4 wegen Majeftätöbeleibigung find 
unerledigt geblieben, weil wegen der langen Dauer 
ber legten Neichstagsfeffionen die Strafverfolgung 
gegen ihn als Neichstagsabgeorbneter nicht weiters 
geführt werben konnte und deshalb Verjährung eintrat. 

Ale diefe Thatjachen find in meiner Antıvort auf 
die Privatklage des Herr Fritz Kumert unter Beweis 
geftelt. Ich Habe aber auch, damit Herr Fritz Kunert 
lernt, daß man im politiichen Leben nicht ungeftraft 
die gröbften Schimpfwörter gebrauden darf, Wider: 
Mage erhoben und Hoffe, daß mit Rüchſicht auf feine 
Borftrafen das Gericht ihm eine erhebliche Strafe zu— 
erfennen wird. 

Halle a. S., 21. Juni 1893. vom Werber." 

Diefes Plakat ift den Lonfervativen Vertrauens— 

männern (Amtsvorjiehern u. j. w.) mit folgendem Schrei- 
ben zugeftellt worben: 
Halle a. S., ben 23. Juni 1893. 
Sehr geehrter Herr! 

Die beifolgenden Plafate bitten wir ſehr ergebenſt 
gefl. ſofort in Ihrem Orte an wohlerſichtlicher Stelle 
anſchlagen zu laſſen. 

Beſten Dank im Voraus! 

Hochachtungsvoll 
Das or berg 
ber vereinigten Deutich«Konjervativen, Deutſch-Sozialen 
und allgemeinen Ordnungspartei. 
2. Lehmann. 

Wir fehen, daß der Herr Wahlkommiſſar feine 
alte Thätigkeit mit ungeſchwächten Kräften fortgejeßt. 
Unter a och diefes Protejtpunttes hatte 

der Neichstag |. Zt. beichloffen: 

a) den Landrath v. Werber, 

b) das Mitglied des MWahlbureaus der vereinigten 
Deutfchfonfervativen, Deutich-fozialen und Wll 
gemeinen Drbnungspartei: Herm 8. Lehmann 
in Halle a. S., 

und zwar erjteren umeidlich, letzteren eiblich auch darüber 
zu vernehmen, ob er zur Verſendung dieſes Plalates 
von Herrn v. Werder veranlaßt worden fei, 

Das Ergebniß der Erhebung war: 

Der genannte Zeuge 2. Lehmann konnte nicht er— 

mittelt werden; feine Vernehmung fiel deshalb aus; ber 
Landrath v. Werder äußerte ſich wie folgt: 


„Der p. Kumert hatte am 15. Juni wieder eine von 
Beleidigungen gegen mich ftrogende Erflärung veröffent- 
liht. Unmittelbar nach feiner Entlaffung am 19. Juni 
1893 erging er fich, wie gerichtlich feftgeftellt worben ift, 
wieder in bejchimpfenden Meußerungen gegen mid. Da 
Kunert's Beleidigungen durch das Volksblatt zur Kenniniß 
von Berfonen gelangten, welche andere Zeitungen nicht 
lafen, diefes Blatt aber bereit die Aufnahme meiner 
Enigegnung abgelehnt hatte, ich aber perfönlich nicht 
gemwillt war, e8 zu dulden, daß ich unwiderſprochen als 
„Lügner“ und „Verleumder“ bezeichnet wurde, fo habe ich 
allerdings eine andere Form ber Veröffentlichung meiner 
Erklärungen wählen müſſen. Eine amtliche Belannt- 
machung habe ich mit Abficht vermieden. Es blieb mir 
deshalb nur übrig, das Wahlfomitee der Orbnungsparteien 
um Berbreitung meiner Erflärung vom 21. Juni 1893 
zu erfuchen. Auch für diefe Handlung habe ich per= 
jönlih die Verantwortung übernommen und bin freis 
geiprochen worden, 

weil alle von mir angeführten Thatſachen richtig 
und ber von mir gebrauchte Ausdruck eine ver- 
hältnißmäßig milde Kritik der von dem p. Kunert 
gebrauchten Ausdrüde ſei, welcher die Berechtigung 
nicht abgeiprocdhen werben könne. 

Ale von mir in dem Proteft I erwähnten Er— 
HMärungen find alfo nur perjönlihe Weußerungen, 
welche durch grobe Beleidigungen des p. Kunert hervor: 
gerufen find. Ih Habe fie aud alle nur mit meinem 
Namen, nicht mit meinem Amtscharacter unterfchrieben.” 

Weiter: 

„Ganz ausbrüdlich muß ich noch bemerken, daß ich 
als Wahlkommiſſar alle Parteien vollftändig gleich 
behandelt habe. So find F Feſtſtellung des Wahls 
refultat® — ber Hauptaufgabe des Wahltommifjars bei 
der Reichstagswahl — von jeder Partei, auch von der 
fozialdemofratijchen, je zwei Vertreter zugezogen worden.” 

Die Wahlprüfungs-Kommilfion fam auf Grund ber 
zu Bunt 1, 2 und 3 ftattgehabten Beweiserhebung zu dem 
Beichluffe, alle drei Protejtbehauptungen als ers 
wiejen anzufehen. 

oteft II. 

Ein zweiter, von Alfred Jähnig (Halle) im Auftra 
bes fozialdemokratifhen Wahlkomitees eingereichter Proteft 
erhob Folgende Beichwerben: 

1. Der Herr Landrat) v. Werder hatte angeorbnet, 
wie die Wahlvorfteher der ländlichen Bezirfe am 15. Juni 
einftimmig erflärten, daß fein unbelannter Wähler im 
BWahllofale verbleiben dürfe. Darauf Hin find am 
15. Jumi alle unfere Leute aus den Lokalen vermwiejen 
mworben. 

Albert Sanow, Eigarrenhänbler (Halle a. S., Geift- 
ftr. 5/6) und Alfred Jähnig (Halle a. S. Genoſſenſchafts— 
Buchdruderei) gingen am 17. Juni nad dem Landraths- 
amt, allwo fie vom Sekretair den Beſcheid erhielten, daß 
die Leute fi für 24. Jumi (Tag der Stihwahl: Kunert 
eontra Meyer) polizeiliche Beſcheinigung über ihre Wahl: 
berechtigung ausftellen laſſen follten. — Hierauf gingen 
genannte Perſonen zu dem Polizei-Oberinſpector Wende: 
mann in Halle a. S., welder ihnen erwiderte: ob in 
Halle ſelbſt jo etwas vorgelommen jei (mas verneint 
werden mußte), und fo ginge es ihm nichts an, das jei 
Sade der Regierung in Rerieburg. — Sofort reiften 
ber p. Jähnig, und Ewald Scellenbed (Halle a. S., 
Harz 27) nad) dort, konnten aber leider den Herrn 
Regterungspräfidenten v. Dieft nicht perfönlich fprechen, 
weshalb fie die Beſchwerde ſchriſtlich Hinterließen. 

Der Herr Negierungspräfident ihat was er thun 
konnte, um uns zu unferem Rechte zu verhelfen. — Als 
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am 23. Juni das hieſige Stabtjecretariat die betr. Be- 
kheinigungen nicht ausjtellen zu können glaubte (an ben 
Herm Dberbürgermftr. Staude lag die Schuld nid, 
denn als er im Bureau erjchien erflärte er fich bereit, 
die Beſcheinigungen zu unterzeichnen), telegraphierte der 
p. Jähnig an die Regierung in Merfeburg, welche auf 
demfelben Wege Nemedur jchaffte. Erft auf diefe Meile 
erhielten die ſocialdemokratiſchen Parteiangehörigen ca. 
200 2egitimationen. 

Vom Reichstag wurde diefer Punkt, weil er ben Vor: 
mwurf Des Austchlufies ber Deffentlichteit der Wahlhand- 
lungen in allen ländlichen Bezirken erhebt, für erheblich 
erflärt und daher für erforderlich erachtet, Erhebungen 
darüber zu veranftalten, ob und eventuell inwieweit die 
einzelnen Wahlvorſtände die Deffentlichkeit beeinflußt haben, 
und baher beichlofien: 

a) amtliche Auskunft des Wahlkommiſſars über die 
Unordnung jelbft und eventuell Einjendbung der 
Anordnung, ſowie ferner eine Erklärung der einzelnen 
Bahlvorftände des Saalkreifes |, Städte II, plattes 
Land über Befolgung oder Nichtbefolgung des 
Erlafjes zu erfordern; 

b) die genannten Beugen: 

Albert Sanow, Geiftftraße 5/6, 
Alfred Jähnig, Bölbergaſſe, Genoſſenſchafts— 
Buchdruckerei, 
Emil Schellenbeck, Harz 27 — ſärmmilich 
in Halle a. S., 
eidlich zu vernehmen. 

Das Beweisergebniß ift folgendes: 

Der Bahltonmiffar, Landrath v. Werder, gab zu, 
folgenden Erlaß an die Wahlvorfieher ausgegeben zu 


haben: 
Halle a/S., den 8. Juni 1893. 

Den Herm Wahlvorftehern habe ich bereits in 
meiner Verfügung vom 27. v. Mis,. mitgetheilt, daß 
jeder wahlberechtigte Deutfhe ohne Rüdficht auf 
den Wahlbezirk, dem er angehört, in jedem Wahllofale 
verweilen darf. Es ift nun bei mir angefragt worden, 
ob von ben erjcheinenden Perjonen der Nachweis, daß 
fie wahlberechtigt jeien, verlangt werben könnte. Zur 
Entſcheidung diefer Frage kann unbebenflih $. 3 des 
BWahlreglements vom 28. Mai 1870 herangezogen werden. 
Danach muß jeder, der behauptet, wahlberechtigt zu fein, 
die Beweismittel für feine Behauptungen, falls diefelben 
nicht auf Notorietät beruhen, beibringen. 

Notorietät liegt unzweifelhaft vor, wenn ber Er— 
ſchienene in der Wählerlifte, die der Wahl in dem be- 
treffenden Lolale zu Grunde gelegt wird, aufgeführt ift. 
Im Uebrigen find aber die Herrn Wahlvorjteher be— 
rechtigt, von jeder erſcheinenden Perſon den Nachweis 
der Bahlberehtigung durch genügende Beweismitiel, wie 
3. B. amtliche Beihermigungen und Urkunden, zu fordern. 

Der Königliche Landrath des Saalfreijes. 
(ge3) v. Werder. 


Auf eingelegte Beſchwerde feitens des fozialdemofrati- 
fhen Wahltomitees antwortete der Königliche Regierungs- 
präfident von Merjeburg unterm 21. Juni 1893: 

Auf Ihre Eingabe vom 17. d. M. erwidere id) 
das Folgende: 
Nah dem von Ahnen angeführten Erlafje bes 

Herrn Minifters des Innern vom 18. Juli 1892 ge 

ftattet zwar der $. 9 des Wahlgefeges vom 31. Mai 

1869 die Anmwejenheit bei der Wahlhandlung zum 

Neichstage allen Wahlberedhtigten ohne Rüchſicht auf 

den Wahlbezirl, dem fie angehören. Die Wahlvor- 

iteher find aber berechtigt, von ben im Wahllocale 


fi einfindenden Berjonen, welche nicht in ber Wähler- 
lifte bes betreffenden Wahlbezirks eingetragen ober 
fonft dem Wahlvorftande als wahlberechtigt bekannt 
find, den Nachweis der Wahlberechtigung zu fordern, 
welcher durch Beweismittel, wie 3. B. amtliche Bes 
ſcheinigungen oder Urkunden zu erbringen ift. 

Die Zeugen Jähnig und Schellenbed (Sanow ift 
inzwiſchen — beftätigen die Proteftbehauptung. 

Die zu dem Alten gegebenen Erflärungen ber einzelnen 
BWahlvorjtände des Landkreifes Halle (119 an der Zahl) 
ergeben, daß obiger Erlaß durchgehends „befolgt“, „itreng 
befolgt“, „genau befolgt“ worben ift. In einigen breißig 
Fällen äußern fi die Wahlvorfteher dahin, daß fie in 
Folge diejer Anordnung Leute rundweg aus dem Wahl: 
lotale gemiefen Haben, bie fid) nicht durch amtlide 
Legitimation als mahlberedhtigt ausweiſen Zomnten. 
Militärpäffe wurden in wiederholten Fällen nicht als ge 
nügende Legitimation erachtet; ebenſowenig Bejcheinigungen 
des ſozialdemokratiſchen Wahllomites in rn In zahlreichen 
Fällen führte diefer landräthliche Erla bei den ländlichen 
Wahlvorſtehern zu einer ſolchen Einſchränkung bes Be 
griffes der Deffentlichkeit der Wahlhandlung, daß fie mit der 
geielichen Vorſchriſt nicht mehr in Einklang zu bringen 
it. Sm Dalena z. B. wurde am Stihwahltag ein mit 
amtlicher Legitimation verjehener Wähler ausgewiejen, 
weil die Wahlkommiſſion ihm für noch in jugendlidem 
Alter fiehend anfah, und der Wahlvorftand wuͤnſcht daher 
für künftige Fälle auf ben amtlichen Legitimationen das 
Signalement angegeben. In Moederau erfolgte die 
Ausweifung auch, meil ber Betreffende ſich nicht amtlich) 
über Alter und Ehrbarfeit ausmeijen konnte. In Trebip 
verlangte der Wahlvorfteher „namentlich, die betr. Perſon 
folle eine ihm befannte PBerjönlichkeit zur Rekognoszirung 
vorftelen”. In Wurp, erllärte der Wahlvorfteher kurz, 
„das ſämmtliche fremden ſozialdemokratiſchen Wähler 
au8 dem Lokale ausgewiefen wurden". In Ober: 
Maſchwitz erfolgte die Ausweiſung, weil „vor Allem bas 
obrigleitlich ausgejtellte Signalement fehlte“. Der Wahl: 
vorjteher in Wettin erflärt: „Die beiden anfcheinend ber 
fozialdemofratijhen Partei angehörenden Aufpaſſer 
am 15. Juni habe ich aus dem Wahllofale gewiejen, ba 
biefelben ben Nachweis ihrer Wahlberedhtigung nicht er- 
bringen konnten. Und ber Wahlvorfteher in Brudborf, 
Gutsbeſitzer Paul Huyle, endlich erflärte: 

„Da id; vermuihete, daß e8 meinem Herrn Stell: 
vertreter den Sozialdemofraten gegenüber an ber 
nöthigen Energie fehlen würde, um alle Wahlvor: 
ſchrifien genau inmezubalten, jo habe id; ſelbſt nur auf 
wenige Minuten das Wahllofal verlafjen, und zwar zu 
einer Beit, wo die wenigiten Stimmen abgegeben murben, 
und ıjt in dieſer IE auch nichts paſſirt. Id 
felbft habe peinlih alle Borjchriften auf das genaueſte 
befolgt. Allerdings genügte mir eine bloße Beſcheini— 
gung, daß Jemand anderswo in der Wählerlifte ein- 
getragen fei, nicht, fondern ich ftellte die Bedingung, 
dab fremde Perfonen, die obige Beiheinigung hatten, 
fih durch Eonfrontation mit mir befannten, glaub: 
würdigen ®Berfonen über die Echtheit ihrer Perſon 
ausweilen fonnten. Wem dies nicht gelang, der durfte 
nicht ins Wahllofal; wer aber den verlangten Beweis 
erbrachte, durfte uns durd feine Anwejenheit bes 
läftigen und haben jo thatſächlich Perſonen aus Halle 
der ganzen Wahlhandlung beigewohnt.” 

Der Referent vertrat die Anjchauung, daß jeitens des 
Bahltommifjars $. 3 des Wahlreglements hier zu Unredt 
angeführt jei, jeme Vorjchrift gelte nur zweds Aufnahme 
in die Wählerlifte, da jei der Ausweis über die Wahl- 
berechtigung felbitverftändliche Vorausſetzung. $. 9 des Wahl- 
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Reichstag. Aktenftüd Nr. 196. (Bericht der Bahlprüfungs-Rommiffion.) 


ejepes beftimme aber die Deffentlichkeit der Wahlhandlung 
—* Wenn aber auch die Forderung des Ausweiſes 
über die Wahlberechtigung als zu Recht befichend ange— 
nommen würde, jo gejtalte ſich hier doch durch die Fülle 
der Einzelheiten der Stand ber Dinge jo, daß in einer 
ganzen Reihe von Wahlbezirken für eine beftimmte Partei 
die Deffentlichkeit der Wahlhandlung geradezu als ausge: 
Ihlofjen angejehen werden müſſe. Wenn die Kommilfion 
in früheren fällen auch die Ausmweifung einzelner Perſonen 
nicht als gleichbedeutend mit Aufhebung der Deffentlichkeit 
der Wahlhandlung erachtet Habe, jo fei hier durch die Er— 
Härung ber einzelnen Wahlvorfteher doch geradezu bie 
Ausweifung der Angehörigen einer beftimmten Partei 
fpitematij über den ganzen Landkreis hin organifirt 
worden, was bei dem Stimmenverhältniß des Landkreijes 
(13 018) gegen die Stadt Halle (17 467) ſchwer ins Ge— 
wicht falle. Bon anderer Seite wurde unter Hinweis auf 
N 26 bes Wahlreglements die Berechtigung des Erlaffes, 
owie des Vorgehens der Wahlvorjteher betont, ein Aus: 
ihluß ber Deffentlichleit liege feineswegs vor, um jo we— 
niger, als ja in einer ganzen Reihe von Wahlbezirken ſo— 
wohl in der Haupt wie in ber Stichwahl Vertreter der 
ſozialdemokratiſchen Partei der Wahlhandlung beigemohnt 
hätten, zum Theil jogar ohne Legitimation. Außerdem 
müfle beachtet werben, daß die bei werbeführende Partei 
ihre Stimmen vorwiegend aus den inbuftriellen Stabt- 
bezirfen refrutire, die Landbezirke für fie aljo nicht aus— 
Ihlaggebend in Bezug auf das Gefammtergebnif jeien. 

Die Kommiffion nahm mit Stimmenmehrheit ben 
Proteftpuntt als erwiejen an. 

2. Der zweite vom Reichstag für erheblich erflärte 
Punkt des Proteftes Tautete: 

Und mit diefen Legitimationen verjehen, wurden unfere 
Leute noch aus den Lokalen verwiejen in: 

Dieskau, Trebig am Petersberg, Nauendorf, Schwerz, 

und in Neuß (trotz militäriſchen Paß und namhaft 

gemachter Belannte des betr. Dorfes); 
im Uebrigen wurden fie auf dieſe Legitimation Hin zus 
gelafien. 

Der Beſchluß des Reichstags ging dahin: 

a) von den Wahlvorftänden in Dieskau, Trebip, 
Nauendorf, Schwerz und Neuß Erklärungen über 
die Protejtbehauptungen einzuforbern, 

b) die obengenannten Zeugen Sanomw, Jähnig und 
Scellenbed eidlih zu vernehmen. 

Die Erflärung des Wahlvorjtandes in Diesfau ergab 
die Unbegründetheit des Vorwurfes; dagegen hatte der 
Wahlvorfteher in Trebig a.jP. die Legitimation durch 
eine a“ befannte Berjönlichkeit gefordert und da Dies 
dem Betreffenden unmögli war, ihn aus dem Wahllofal 
gewiejen. GEbenjo wurden in Nauendorf bie „auswär— 
tigen Leute” troß Legitimation ausgewiejen, da es dem 
Bahlvorjteher mindeſtens neifelgaft erihien, ob der, 
bezw. die Vorzeiger auch wirkli die in ben betreffenden 
Legitimationen erwähnten Perjonen ſeien. Der Wahl 
vorfteher in Schwerz erklärt: „ben Abgeſandten des 
ſozialdemokratiſchen Komites konnte ich den Aufenthalt des 
Wahllokals nicht gejtatten, da mir die Legitimationen der 
Betreffenden nicht genügend waren, da fie bes Signale- 
ments entbehrten” In Neuß wurde nad ber Er- 
Märung des Wahlvorftandes ein fremder unbekannter Mann 
trotz Legitimirung durch einen Militärpab aus dem Wahl⸗ 
Iofal gewiejen. „Nach einiger Zeit fam berjelbe wieder 
und brachte einen bier befannten Schloffer Namens Hoff» 
mann mit, welder ihn als denjenigen bezeichnete, wofür 
er fi) ausgegeben hatte; es wurbe ihm wieder gejagt, daß 
er nur alsdann als Wahlberedhtigter angejehen werben 
fönne, wenn er eine Bejheinigung derjenigen Orts— 
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behörde beibrädhte, daß er in der Wählerlifte feines 
Ortsmwahlbezirkes eingetragen jei und wurde zum Abtreten 
veranlaßt.“ 

Die eidlich vernommenen Zeugen konnten aus eigener 
Wahrnehmung die Proteſtbehauptung nicht bekunden; ſie 
gaben aber eine Reihe von Perſonen an, denen die er— 
wãhnte Ausweiſung an genannten und noch weiteren Orten 
zu Theil geworden, doch wurde dieſen Angaben von der 
Erhebungsbehörde nicht näher getreten. 

Die Wahlprüfungs - Kommilfion nahm aud dieſen 
Proteſtpunklt — mit Ausnahme des Falles in Diesfau 
— ald erwieſen aıt. 

Drei weitere, vom Reichstag als erheblich angejehene 
Proteſtpunkte fanden durch das in Folge des Neidystags- 
beſchluſſes rg ai DBemweisverfahren ihre Bejtätigung 
nit und fallen daher außer Betracht. 

Als leiten Proteftpunft, über weldjen der Landrath 
v. Werder durd Reichstagsbeihluß zu einer Erklärung 
veranlaßt wurde, Hatte der Reichstag folgenden für erheb- 
lich erflärt: 

„Vor der Hauptwahl wurde an bie bevorredhteten 
Perſonen im Saaltreis ein Eircular folgenden Inhalt 
(mie fich eins in unjeren Beſitz verirrte) verfandt: 

Halle a. ©., 14. Juni 1893. 
Sehr geehrter Herr! 

Im Intereffe des Wahlkreifes und Ihrer Ortichaft 
werden Sie dringend gebeten, bafür zu jorgen, daß 
morgen möglichſt viele Stimmen für Glimm abgegeben 
werden. 2.0. W.“ 

Darüber äußerte fi der Landrath wie folgt: 

„Sch habe niemals ein von mir ausgehendes Schrift: 
ftüd mit L. v. W. unterzeichnet.” 

Von einer Seite wurde biefe Auskunft als ſehr un— 
beftimmt angefehen, ber Korreferent ftellte den Antrag auf 
nocdhmalige Vernehmung des Landraths behufs Erlangung 
einer nicht mißzudeutenden, bejtimmteren Antwort. Die Kom— 
milfion eradhtete jedoch den Puntt als durch die ertheilte 
Antwort erledigt. 

Bei Erörterung des ganzen durch die Bemweiserhebung 
zur Beſchlußfaſſung gejtellten Materials gingen Referent 
wie Korreferent einig in ber Auffaflung, daß es ſich hier 
um eine ungehörige amtliche Beeinfluffung des Landraths 
— Jedoch betonte Korreferent, man habe nicht nur 

ie Thatſache ber Wahlbeeinfluſſung, ſondern auch ihre 
Wirkung feſtzuſtellen. Im vorliegenden Falle ſei der Ab— 
ſtand der Stimmen — bei Hauptwahl wie bei Stihwahl 
— jo groß, daß man nicht annehmen könne, e8 würde der 
ichließlihe Ausgang der Wahl ein anderer gemejen fein, 
wenn jene Vorgänge nicht paffirt wären. Bei der Haupt 
wahl handle es fih um eine Mehrheit von 1487 Stimmen 
gegen ben in Betracht kommenden fonjervativen Kan— 
didaten, bei der Stihmwahl um 3743 Stimmen. Das 
Stimmenverhältniß fei 1893 ungefähr das gleiche wie 1890 
geweien. Durh die Beſchränkung der Deffentlichleit ber 
Bahlhandlung verſchiebe fi freilich die frage und häuften 
fi die Bedenken derart, daß man fid) einer Ungiltigleits- 
erklärung nicht werde entziehen können. Bon einer Min- 
berheit wurde die von den Referenten gerügte Ungehörig- 
feit der geſchilderten landräthlichen Agitation beftritten; der 
Zandrath habe nicht in amtlicher Eigenſchaft, jondern pris 
vatim, als Wähler in die Agitation eingegriffen, und das 
Recht müſſe ihm gewahrt werden, fonft wäre ber Landrath 
für die —2 geradezu ſeiner politiſchen Rechte ent— 
lleidet. 

Demgegenüber betonte der Referent, hier müſſe auch 
in Betracht gezogen werden, daß der Landrath zugleich 
Wahlkommiſſar, alſo der oberſte Wahlbeamte des Kreiſes 
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geweſen fei, der das Vertrauen einer objektiven Wahlleitung 
durch ftrengite Neutralität rechtfertigen müſſe. Hier aber 
habe der Landrath in perjönlichjter Weife in die Wahl: 
agitation eingegriffen, zum Theil durch Behauptung von 
objektiv unwahren Vorwürfen gegen den ihm mißliebigen 
Kandidaten, und er habe fich bei dieſer Agitation auch ber 
Mithilfe der ihm amtlich unterjtellten Organe — 3. 8. 
der Gendarmen — bedient, jo daß eine Unlerſcheidung, wo 
die amtlihe Beeinflufjung aufhöre und die private Agita- 
tion begimme, nicht möglich fi. Bei dem Abhängigkeits- 
verhältniß der ärmeren ländlichen Gemeinden von dem 
Landrat) in einer eier von Fragen — 5.8. bei Staats» 
unterftügung für Schulzwede, Wegebauten, Bodenmeliora= 
tionen zc., wo fie auf Befürwortung durch den Lanbdrath 
angemiejen feien — müjle man in ber That zu ber Un— 
nahme kommen, daß in benjelben durch diefe amiliche Be— 
einflufjung die Wahlfreiheit, wenn nicht geradezu aufges 
hoben, jo doch weſentlich eingejchränft mworben jei. Faſſe 
man hierzu noch ins Auge bie Aufhebung ober body Der 
ſchränkung ber Deffentlichkeit der Wahlhandlung in Dußen- 
den von Wahlbezirken, wie fie ſich aus den amtlichen Er— 
Härungen der Wahlvorfteher als Wirkung des Iambräth- 
lihen Erlafjes vom 8. Juni ergeben habe, jo müſſe man 
allerdings aud zu ber Annahme kommen, das Bahlen- 
ergebniß der Stimmabgabe fei durch dieſe Thätigfeit bes 
Landraths wejentlich beeinflußt worden. Rechne man bei- 
ſpielsweiſe mur 800 Stimmen Differenz bei der Haupt— 
wahl für Meyer und Glimm auf und ab, fo wäre an 
Stelle Meyers der fonjervative Kandidat in bie Stich— 
wahl gelommen, und dann fofort das Endergebniß ein 
anderes geweſen. 

Die Kommiffion ſprach fih mit 8 gegen 5 Stimmen 
für Ungültigerflärung ber Wahl aus, weil das Beweis- 
ergebnig geeignet jei, die Gewißheit zu befeitigen, daß ohne 
dieje ———— des Landraths der gewählte Kandidat 
bie zur Wahl nöthige Stimmenzahl erhalten haben mwürbe. 

Die Kommiffion fam daher zu dem Schlußvotum: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 
die Wahl des Abgeordneten Dr. Meyer 
(Halle) im vierten Wahlkreiſe bes Re— 
gierungsbezirfs Merjeburg für ungültig 
zu erflären. 


Berlin, den 4. März 1896. 


Die Wahlprüfungs-Kommifſion. 


Spahn, Borfigender. Fiſcher, VBerichterftatter. Auer. 

Dr. Böhme. Brandenburg. Gamp. Hilgendorff. 

von Hollenffer. Dr. von Wiarquardien. Schmieder. 

Dr. Schneider. von Schöning. Dr. Stephan (Beuthen). 
Wellftein. 


Ne. 1977204.  _ 
Abänderunas-Unträge 
zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung 
— Nr. 85 der Druckſachen —. 


Zuſatz Antrag zum Antrage Lenzmann — Nr. 179 
der Drudjahen —. 
Leuzmauu. Der Reichstag wolle beſchließen: 
1. anjtatt Artilel 5a zu ſetzen Artikel 7a; 


Reichstag. Altenſtücke Ar. 197/204. 


2. in a nad) dem Worte „feilbieten" bie Worte 
hinzuguſehen: 
„Die Orispolizeibehörde iſt befugt, für be— 
ſtimmte Zeitperioden, welche jedes Mal zwei 
Wochen nicht überſchreiten bürfen, bie vor: 
ſtehende Beſtimmung in ihrem Bezirk außer 
Kraft zu jegen.* 


Nr. 198. 

Weik. Lenzmann. Der Reichstag wolle beichliehen: 
im Artikel 11 (8.56 der Gewerbeordnung Ziffer 11) 
die Worte: 

„Brillen und optiſche Inftrumente“ 
zu ftreichen. 





Rr. 199.* 
Quentin, Der Reichstag wolle beſchließen: 
Der Artitel8 des Geſetzentwurfs erhält folgenden 
Zufap: 

„Gewerbetreibende, welche bis zum 1. Januar 
1896 ihr Geihäft auf dem Wege des Auf: 
juhens von Waarenbeftellungen bei Brivat- 
funden betrieben haben, behalten für ſich und 
nad) ihrem Tode deren Wittwe bezw. die Bor: 
mundſchaft der minberjährigen Kinder bie Be 
fugniß zur Fortführung des Geſchäfts im bis- 
heriger Weiſe.“ 





Unter-⸗Antrag zum Antrage Gröber und Genoſſen 
— Nr. 176 der Druckſachen —. 


Nr. 200. 
Dr. v. Euny. Der Reichstag wolle beſchließen: 
nah ben Worten „mit Ausnahme von Drud: 
ſchriften, anderen Schriften und Bildwerken“ ein: 
zuſchalten: 
„und von Gegenſtänden des Weinhandels“. 





Nr. 201. 
Dr. Förfter (Neuſtettin). Der Reichstag wolle beſchließen: 
ben Artikel 8 jo zu faffen: 

„Das Auflaufen darf ferner nur bei Kaufleuten 
ober ſolchen Perfonen, melde die Wanren her: 
ftellen, oder in offenen Verkaufsſiellen erfolgen. 
Ingleihen darf das Aufjuchen von Veitellungen 
und Waaren, mit Ausnahme von Drud: 
ſachen, anderen Schriften und Bilbwerlen 
und für andere ®aaren, foweit dazu 
nicht eine ausdrückliche öffentliche oder 
Ihriftlide Aufforderung an den Aufſucher 
ergangen ift, nur bei ſolchen Berfonen ge 

Ichehen, in deren Gewerbebetriebe Waaren der 
angebotenen Art Verwendung finden. 

Auf das Aufſuchen von Beſtellungen auf 
Drudichriften, andere Schriften und Bildwerke 
finden die BVorjchriften des $. 56 Abjag 3 ent: 
fprehende Anwendung.“ 


Berlin, den 10. März 1896. 





* Unter Zurüdziehung des Antrages Nr. 162 der Druckſachen 
unter 4, ſowie auch der Anträge 1 und 2, 


Reichstag. Attenſtüde Nr. 197/204, 205/207, 208. 
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Re, 20%. 


(Württemberg). ©. Holleuffer. Dr. Hitze. 
skötter. Der Reichstag wolle beſchließen: 


1. als Artikel Ila einzuſetzen: 


Im $. 568 der Gewerbeordnung wird hinter Ziffer 3 
folgende Beftimmung Hinzugefügt: 


„4. das Auffuhen von Bejtellungen jowie der Ab- 
ſchluß von Geſchäften, bei denen Waaren gegen 
Theilzahlungen unter dem Vorbehalt veräußert 
werben, daß ber Veräuferer wegen Nichts 
erfüllung der dem Erwerber obliegenden Ver: 
pflichtungen von dem Vertrage zurüdtreten kann. 
($$. 1 und 6 bes Geſetzes, betreffend die Ab: 
zahlungsgeichäfte, vom: 16. Mai. 1894.) 

Diefe Beſtimmung findet auch Anwendung 
auf Gewerbetreibende, welche in Gemäßheit des 
$. 44 Waarenbeftellungen auffuchen.” 


2. ald Artikel 12a folgende Bejtimmung aufzunehmen: 


Im $. 560 Abſatz 1 erhält ber zweite Saß folgende 
Faffung: 

„Ausnahmen von bdiefem Verbot dürfen von 
der zufländigen Behörbe zugelaffen werden, un 
fihtlid der Ban —— och 
nur bei Waaren, welche dem raſchen Ver— 
derben ausgeſetzt ſind.“ 


Gröber 
Jacob 


Nr. 208. 


Lenzmans. Der Reihstag wolle beichließen: 
I. in Artifel 13 die Worte: ; 
„wegen Lands ober” 
zu ſtreichen; 


U. in Artikel 15 
a) die Worte: 
„wegen Land» oder Hausfriebensbruch, megen || 
Widerftandes gegen die Staatsgewalt“ 
zu ftreihen, 
b) in Abſatz 2 ftatt der Worte „einer Woche” die || 
Worte zu jeßen: | 
„ſechs Wochen“, | 
e) in Abſatz 2 vorlegte Zeile ftatt des Wortes „fünf“ | 
das Wort zu ſehen: 
„drei“; 
IM, im Artikel 16 anftatt der Worte „durch ſchulpflichtige 
Kinder" die Worte zu ſetzen: 
„durch Kinder unter 14 Jahren". 


Rr. 204, 
Dr. Hahn. Der Reichstag wolle beſchließen: 

im Artikel 11 (8. 56 Ziffer 10) die Worte Hinzus 

aufügen: 
„Zopfpflangen dürfen nur innerhalb bes Gemeinde- 
bezirts des MWohnortes des Verkäufers oder der 
duch beſondere Anordnung ber höheren Ber- 
waltungsbehörde dem Gemeindebezirke gleichge- | 


ftellten nächſten Umgebung befjelben im Umher— 
ziehen feilgeboten werden.“ 








Rr. 205/207. 


Abänderunas-Anträae 
zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung 
— Nr, 85 der Drudjaden —. 


Nr. 205. 
Dr. Hahn. Der Reichstag wolle beſchließen: 
dem Artikel 12 Ziffer 2 folgende Fafſung zu geben: 
2. Der Abſatz 3 erhält die Faſſung: 

„Durch die Lanbdesregierungen kann das 
Umberziehen mit Zuchthengſten zur Dedung 
von Stuten jowie der Handel mit Vieh 
und Geflügel im Umherziehen unterfagt, von 
ber Beibringung von Herkunfts- und 
Sefundheitsattefen abhängig gemadt, 
oder Beſchränkungen unterworfen werden.” 





Nr. 206. 


Dr. Hahn. Der Reichstag wolle beichließen: 
unter Zurüdziehung des Abänderungs-Antrages 
— Nr. 204 der Drudfahen — 
im Artikel 11 Ziffer 10 zwiſchen „Sträucher und 
„Sümereien" das Wort: 
N „zopfpflanzen“ 
einzufügen. 





Nr. 207, 


Dr. Schaebler. Der Reichstag wolle bejchließen: 


im Artikel 12 Ziffer 2 Hinter den Morten 
„Handel mit” einzufügen: 
„Rindvieh“. 


Berlin, den 11. März 1896. 


Nr. 208. 
Berlin, den 9. März 1896. 


Auf Grund des $. 120e der Gewerbeordnung hat 
der Bundesrath die aus der Anlage erfichtlichen 


Beftimmungen, betreffend ben Betrieb von 
Bädereien und Konditoreien, 


erlaffen. 

Der Unterzeichnete beehrt fih dem Reichstag dieſe 
Beitimmungen gemäß ber Vorichrift des $. 120e Abjap 4 
a. a.D. zur Kenninißuahme vorzulegen. 

Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
von Boetticher. 


An den Reichstag. 
R.A. d. J. Nr. 417810. 
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Befanntmachuna, 


betreffend 
den Betrieb von Bäckereien und Konditoreien. 
Bom 4. März 1896. 


Auf Grund des $. 120e der Gewerbeordnung hat der 
Bundesrath nachſtehende Vorjchriften über den Betrieb von 
Bädereien und Konditoreien erlafien: 

I. Der Betrieb von Bädereien und folden Konditoreien, 
in benen neben den Konditorwaaren auch Bäder- 
waaren bergeftellt werben, unterliegt, fofern in biefen 
Bädereien und Konditoreien zur Nachtzeit zwiſchen 
achteinhalb Uhr Abends und fünfeinhalb Uhr Morgens 
Gehülfen oder Lehrlinge beihäftigt werden, folgenden 
Beihhränkungen: 

1. Die Arbeitsihicht jedes Gehülfen darf die Dauer 
von zwölf Stunden oder, falls die Arbeit durch 
eine Bauje von minbeftens einer Stunde unters 
brochen wird, einfchließlich diefer Paufe die Dauer 
von dreizehn Stunden nicht überfchreiten. Die 
Zahl der Arbeitsichichten darf für jeden Gehülfen 
wöchentlich nicht mehr als fieben betragen. 

Außerhalb der zuläffigen Arbeitsſchichten dürfen 
die Gehülfen nur zu gelegentlichen gr 
und höochſtens eine halbe Stunde lang bei 

Heritellung des Vorteigs (Hefeftüds, Sauerteigs), 

im Uebrigen aber nicht bei der Herftellung von 

Waaren verwendet werben. Erftredkt fich Die Arbeits- 

ſchicht thatſächlich über eine fürzere als die im 

Abſatz 1 bezeichnete Dauer, fo dürfen bie Gehülfen 

während des an der zuläffigen Dauer der Arbeits- 

fchicht fehlenden Zeitraums auch mit anderen als 
gelegentlichen Dienftleiftungen beichäftigt werben. 

rg je zwei Arbeitsihichten muß den Ge— 
hülfen eine umunterbrochene Ruhe von mindeſtens 
acht Stunden gewährt werden. 

2. Auf die Beihäftigung von Lehrlingen finden bie 
vorjtehenden Bejtimmungen mit der Maßgabe Anz 
wendung, daß die zuläfjige Dauer der Arbeitsichicht 
im erjten Qehrjahre zwei Stunden, im zweiten *— 
jahre eine Stunde weniger beträgt, als die für 
die Beſchäftigung von Gehülfen zuläſſige Dauer 
der Arbeiisſchicht, und daß die nah Ziffer 1 
Abſatz 3 a gewährende ununterbrodyene Ruhezeit 
fih um eben diefe Zeiträume verlängert. 

3. Ueber die unter den Ziffern 1 und 2 feſtgeſetzte 
Dauer dürfen Gehülfen und Lehrlinge beidäftigt 
werben: 

a) an denjenigen Tagen, an melden zur Be— 
friedigung eines bei Feſten oder fonftigen be= 
fonderen Gelegenheiten hervortretenden Bes 
dürfniffes die untere VBerwaltungsbehörbe 
Ueberarbeit für zuläffig erflärt hat; 

b) außerdem an jährlid) zwanzig der Beftimmung 
des Arbeitgebers überlaffenen Tagen. Hierbei 
tommt jeder Tag in Anrechnung, an dem aud) 
nur ein Gehülfe oder Lehrling über die unter 
ben Ziffern 1 und 2 fejtgefeßte Dauer be— 
ihäftigt worden ift. 

Auch an ſolchen Tagen, mit Ausnahme des 
Tages vor dem Weihnachtss, Dfter- und Pfingfts 
feft, muß zwiichen den Urbeitsichichten den Ges 
hülfen eine ununterbrocdhene Ruhe von mins 
deſtens acht Stunden, ben Lehrlingen eine ſolche 
von mindeftens zehn Stunden im erfien Lehr: 


jahre, mindeftens neun Stunden im zweiten 

Lehrjahre gewährt werben. 

Die untere Verwaltungsbehörde darf bie 
Ueberarbeit (a) für höchſtens zwanzig Tage im 
Jahre geitatten. 

4. Der Arbeitgeber hat dafür zu forgen, daß an einer 
in die Augen fallenden Stelle ber Betriebsftätte 
ausgehängt üft: 

a) eine mit dem polizeilihen Stempel rg ai 
Kalendertafel, auf der jeder Tag, an dem 
Ueberarbeit auf Grund der Beftimmung unter 
Biffer 3 b ftattgefunden hat, nody am Tage der 
Ueberarbeit mittelft Durchlochung oder Durch— 
ftreihung mit Tinte kenntlich zu machen ift; 

b) eine Tatıl, welde in deutlicher Schrift ben 
Bortlaut diefer Beftimmungen (I bis V) mwieber- 
giebt. 

5. An Sonn: und Feſttagen darf die Beſchäftigung 
von Gehülfen und Lehrlingen auf Grund des 
$. 105 der Gewerbeordnung unb ber in ben 
$$. 105e und 105f a. a. D, vorgejehenen Aus- 
nahmebemwilligungen nur infoweit erfolgen, als dies 
mit den Beitimmungen unter den Ziffern 1 bis 3 
vereinbar ift. 

In Betrieben, in denen den Gehülfen und Lehr: 
lingen für den Sonntag eine mindeftens vierund- 
zwanzigftündige, fpäteftens am Sonnabend Abend 
um zehn Uhr beginnende Ruhezeit gewährt 
wird, dürfen die an ben zwei vorhergehenden 
Berktagen endigenden Schichten um je zwei 
Stunden über die unter ben Biffen 1 
und 2 beſtimmte Dauer Hinaus verlängert 
werben. Zedod muß aud dann zwilchen je zwei 
Arbeitsihichten den Gehülfen eine ununterbrodene 
Nuhezeit von mindeftens acht Stunden, den Lehr- 
lingen eine ſolche von mindeftens zehn Stunden 
im erften Lehrjahre, mindejtens neun Stunden 
im zweiten Lehrjahre gelafien werben. 


1. Als Gehülfen und Lehrlinge im Sinne ber Bejtim: 


III. 


mungen unter I gelten ſolche Perſonen, welche un 
mittelbar bei der Herftellung von Waaren beichäftigt 
werden. Dabei gelten Berjonen unter ſechszehn 
Jahren, welde die Ausbildung zum Gehülfen nicht 
erreicht haben, aud dann als Lehrlinge, wenn ein 
Lehrvertrag nicht abgeichlofien. 

Die Beftimmungen über bie Beihäftigung von 

Gehülfen finden aud auf gewerbliche Arbeiter An— 
wendung, welche in Bädereien und Konditoreien ledig— 
lich mit der Bedienung von Hülfsvorrichtungen (Kraft: 
maſchinen, Beleuchtungsanlagen und dergleichen) be— 
ichäftigt werben. 
Die Beitimmungen unter I finden feine Anwendung 
auf Gehülfen und Lehrlinge, die zur Nachtzeit über- 
haupt nicht oder doch nur mit der Herftellung oder 
Herrichtung leicht verderbliher Waaren, die unmittel- 
bar vor dem Genuß hergejtellt oder hergerichtet werden 
reis (Eis, Crömes und dergleichen), beſchäftigt 
werben. 


. Die Beitimmungen unter I finden ferner feine An— 


wendung: 

1. auf Betriebe, in denen regelmäßig nicht mehr ala 
dreimal wöchentlich gebaden wird; 

2. auf Betriebe, in denen eine Beihäftigung von Ge— 
hülfen oder Lehrlingen zur Nachtzeit lediglich in 
einzelnen Fällen zur Befriedigung eines bei Feſten 
oder jonftigen befonderen Gelegenheiten hervor- 
tretenden Bedürfniſſes mit Genehmigung der unteren 
Berwaltungsbehörbe ftattfindet. 








Diefe Genehmigung darf die untere Verwal— 
tungsbehörde für höchſtens zwanzig Nächte im 
Jahre ertheilen. 

V. Die vorftehenden Beitimmungen treten am 1. Juli 1896 
in Kraft. Während der Zeit vom 1. Juli bis 
31. Dezember 1896 darf Ueberarbeit auf Grund ber 
Beitimmung unter I Biffer 3a für höchſtens zehn 
Tage und Nacdtarbeit auf Grund der Beltimmung 
unter IV Ziffer 2 für höchftens zehn Nächte geftattet 
werden, ſowie Ueberarbeit auf Grund der Beitimmung 
unter I Ziffer 3b an höchſtens zehn Tagen ftattfinden. 

Berlin, den 4. März 1896. 


Der Stellvertreter des Neichsfanzlers. 
von Boetticher. 


Nr. 209/211.” 


ber 
Kommiſſion für die Petitionen. 


Nr. 209. 
Dierter Bericht. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Rimpan. Journ. Il. Nr. 94. 


Der Petent Mar Häner in Hamburg erhielt im 
Jahre 1890 vom Magijtrat in Oldesloe die Aufforbes 
rung, feine Offerte über die Lieferung von 25 000 Stüd 
fogenannter Iron-briceks einzureichen. Bevor er biefer 
Aufforderung nachkam, wandte er fih an das Hams 
burger Haupt-Bollamt St. Annen mit der Anfrage, ob 
auf Iron-bricks ein Zoll ruhe. Der dortige Ober: 

olltontroleur ertheilte dem Petenten die gewünjchte Muss 
ft, indem er ihm aus dem Zollbuche die Stelle vor= 
la8: „Iron-bricks u. ſ. w. find zollfrei” und di mit 
den Worten entließ: „Geben Sie die Offerte ruhig als 
zollfrei ab; die Steine foften feinen Zoll.” Der Petent 
reichte darauf hin feine Dfferte ein und erhielt den Bus 
ſchlag. Er ließ ſodann in ben Monaten Mai und Juni 
die Iron-brieks fommen, die dann auch als zollfrei ein— 
gelafien wurben. 

Nachdem Petent im Jahre 1891 wiederum vom 
Magiftrat in Oldesloe eine Aufforderung zur Lieferung 
von 25000 Stüd Iron-brieks erhalten, fragte er noch⸗ 
mals beim Ober-Rontroleur des Hauptzollamts St. Annen 
an, ob Iron-bricks noch zollfrei feien, worauf ihm bie 
Antwort zu Theil wurde: „Die Steine find immer noch 
zollfrei; es Hat fich nichts geändert.“ Er erhielt ſodann 
auch bezũglich diefer Lieferung vom Magiftrat in Oldesloe 
ben Zuſchlag. 

m Mai 1891 erhielt Petent von der Zollbehörde 
die Aufforderung, die im Jahre 1890 gelieferten 
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25 000 Stüd Iron-bricks nachträglich mit 1468,45 Mark 
— 1 Mark für 100 kg — zu verfieuern. Er begab 
fih mit dem Schreiben der Zollbehörbe zu dem Dber- 
Bolltontroleur in St. Annen und machte demjelben wegen 
der ihm ertheilten unrichtigen Auskunft Vorwürfe, worauf 
ihm dieſer, nachdem er von dem Inhalte des Schreibens 

enntniß genommen, enigegnete: „Warum Haben Sie 
fi feine Erkundigungen beim Herrn General:Zolldirektor 
eingezogen? Wir haften nicht für unfere Ausjagen, und 
haben Sie einfach den Bol zu bezahlen.“ 

Petent glaubte fich hierbei nicht beruhigen zu follen 
und wandte fi) deshalb an den Dber-Bollinfpektor, der 
die erfte Sendung Iron-bricks im Jahre 1890 als zollfrei 
anerkannt und eingelafjen hatte. Derfelbe erklärte dem 
Betenten, es jei im Jahre 1888 eine minifterielle Ver: 
fügung ergangen, nach weldjer Iron-bricks mit 1 Mark 
für 100 kg zu verzollen wären, von der er jedoch erft 
jegt Kenntniß erhalten habe. Der Saß: „Iron-bricks zc. 
find zollfrei” jei mithin aus Verjehen im Zollbuche ftehen 
geblieben. Daß dem Petenten eine unrichtige Auskunft 
zu Theil geworben, jei zwar bebauerlid, doch könne 
man die Zollbeamten dafür nicht verantwortlich machen, 
bar biefelben für die von ihnen ertheilten Auskünfte nicht 

aften. 

Der Petent reichte nunmehr an die Zollbehörde ein 
Geſuch ein, in welchem er die Rückzahlung ſowohl des 
für die erſte Sendung Iron-bricks unter Proteſt gezahlten 
Zolls von 1468,45 Mark als auch des für bie zweite 
Sendung Iron-bricks ebenfalls unter Proteſt gezahlten 
Zolls von 1561,79 Mark beantragte. 


Die Zollbehörde erjtattete dem Petenten baraufhin 
zwar den Boll für die erfte Sendung Iron-bricks zurüd, 


wies ihn jedoch wegen feiner Mehrforberung ab, da ein 
Serthum bezüglich des im Jahre 1891 erhobenen Zolls 
von 1501,70 Mark jeitens der Zollbehörbe nicht zu kon— 
ftatiren fei. 

Die vom Petenten gegen diefe Entſcheidung beim 
Vorftand der Verwaltungsabtheilung für das —5* 
zu Hamburg und dem Bundesrath erhobenen Beſchwerden 
waren erfolglos. 

Der Betent erachtet dieſe Entſcheidungen für ungerecht— 
fertigt. Er hatte fi) deswegen bereits zwei Mal im Jahre 
1892 und im Jahre 1894 an den Neichstag mit der Bitte 
gewandt, die Rüderftattung aud) bes für die zweite Sendung 
Iron-bricks erlegten Bolles in Höhe von 1501,70 AM zu 
veranlaffen. Die Betitions:Kommifjion erfannte beide Male 
einftimmig an, daß dem Petenten ein jchweres Unrecht 
geichehen jei und beſchloß bemgemäß, die Petition dem 
Herrn Reichskanzler zur Berüdfichtigung zu überweiſen. 
Das Plenum des Reichstages entichted in beiden Fällen 
im Sinne der Kommiſſion. Trotzdem ift ber Wunſch des 
Petenten bisher unberüdfichtigt geblieben, fo daß Petent 
fih genöthigt jah, in dieſer Seſſion wiederum mit dem 
gleichen Untrage den Reichstag anzugehen, der in ber 
Sigung der Kommiffion vom 19. Februar d. 3. zur Ver— 
handlung fam. 

Der zugezogene Regierungskommiſſar, Herr Geheimer 
Dber-Regierungsrath Henle, wiederholte feine in ben 
er 1892 und 1894 abgegebene Erklärung folgenden 

alis; 

„Der Gefuchfteller Hat, nachdem er auf Befragung 
eines NRevifionsbeamten des Hamburgiſchen Hauptzoll- 
amtes St. Annen die Auskunft erhalten Hatte, daß die 
Waare zollfrei fei, die Lieferung von zwei Bartien 
jogenannter Iron-bricks für die Stadt Oldesloe über- 
nommen, Die erjte aus 25000 Stüd bejtehende 
Partie wurde auch ohne Zollerhebung eingelaflen. 
Der Auskunftsertheilung fowie der fpäteren amtlichen 
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Zarifirung lag eine mißverftändliche Auffaffung ber 

im Kommentar zum Bolltarif von Appelt » Behrend 

abgedrudten Verfügung des Königlichen Provinzial: 

Steuerbiretors in Altona zu Grunde, wonach zur 

Pflafterung beftimmte jogenannte Iron-bricks, welche 

aus. gemeinem eijenhaltigen Thon hergeftellt find und 

in Folge Brennens an den äußeren Flächen eine 
dunfle, mattglängende Färbung angenommen haben, 

Beitandiheile von Glafuren jedoch nicht aufweifen, 

der zolffreien Tarifnummer 38a zu unterftellen find. 

In dem vorliegenden Falle handelte e8 fid aber 
überhaupt nicht um Pflaſterſteine aus Thom ber 
Nr. 38a, fondern um Trottoirfieine (Bodenbelag: 
platten) aus Thon, gefrittet und auf der Oberfläche 
mit Einſchnitten verſehen, welche nach den Beftimmungen 
auf Seite 280, 360 und 361 bes für die richtige An— 
wendung bes Bolltarifs maßgebenden amtlichen 
Waarenverzeihnifies als Thonfliefen der Tarif 
nummer 38e mit 1: Mark (vertragsmäßig mit 75 Pf.) 
für 100 Kilogramm zollpflihtig find. Alsbald nad 
ber Abfertigung der erften Partie ftellte fich Heraus, 
daß die Zollfreilaſſung zu Unrecht erfolgt war. Der 
Waarenempfänger wurde daher zur Nadygahlung bes 
gejeglich verfallenen Zollbetrages angehalten und mußte 
auch für die inzwifchen Leiser rer zweite Partie 
ben: tarifmäßigen Eingangszoll entrichten. 

Später hat der Hamburgifhe Senat die Rück— 
zahlung des für die erfte Partie nachgeholten Zoll- 
betrages genehmigt, dagegen die Rüderftattung des für 
die zweite Sendung erlegten Zolls abgelehnt. Auch der 
Bundesrath Hat eine bezügliche Betition zurückgewieſen, 
indem er das Vorhandenſein von Billigkeitsgrünben für 
einen Zollerlaß nicht anerkannte. Die Ertheilung der 
unrichtigen Auskunft ift, wenigftens zum Theil, auf die 
Bezeichnung bes vorgemwiejenen Waarenmufiers als 
Iron-bricks zurüdzuführen. Der PBetent war in ber 
Lage, durch Einfihtnahme des amtlichen Waarenver- 
zeichniffes fich über die tarifariiche Behandlung ber von 
ihm einzuführenden Waare jelbft zu vergemiffern. Das 
Sadverhältniß liegt in bem vorliegenden Fall nicht 
weſentlich verſchieden von dem vieler eren, in 
welchen Nadjforderungen von Zollgefällen, namentlich 
in Folge von Megifterrevifionen zu erheben find. 
Diefe Nachforderungen gründen fi) auf die Vorſchrift 
bes 8. 15 des Vereinszollgeſetzes.“ 

Die Kommiffion vermochte jedoch nicht, ſich von ber 
Nichtigkeit diefer Ausführungen zu überzeugen. Die 
Kommiffionsmitglieder waren vielmehr darüber einig, daß 
im. vorliegenden Falle der Petent lediglich dur die ihm 
feiten® der Zollbeamten zu Theil gewordenen unrichtigen 
Auskünfte zur Lieferung der Iron-brieks veranlaft, der 
ihm erwachſene peluniäre Verluft mithin ausschließlich 
durch das Verhalten der Zollbeamten verurjadht worden 
fei. Den Petenten treffe ein Vorwurf nicht, da derjelbe 
mohl befugt geweſen jei, bie Auskunftsertheilungen der 
Bollbeamten als mit den beftehenden Bejtimmungen bes 
Zolltarifs im Einklang befindlih anzuſehen.“ 

Um bie Gefchäftsleute vor pefuniären Verluften, wie 
ihn Petent im vorliegenden Falle erlitten, zu ſchützen, müſſe 
— fo wurde von einem Mitgliede der Kommilfion hervor: 
gehoben — dem Beihädigten durch Gejeh der Rechtsweg 
gegenüber dem Neichsfisfus gewährt werden. Ferner wurde 
von der Mehrheit der Kommiffion der dringende Wunſch 
ausgeiprocdhen, daß eine verantwortliche amtliche Ausfunft- 
ftelle für Sollangelegenheiten errichtet werde, die ben Ge— 
Ichäftsleuten J deren Wunſch verantwortliche Auskunft 
über Zollfragen zu ertheilen habe. Werde eine derartige 
Nustimftftelle geichaffen, fo würden Schädigungen von Ge— 
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chäftsleuten in Folge unrichtiger Austunftsertheilung ſeitens 
ber Zollbeamten ausgeſchloſſen jein. 
Hinfihtlih der Petition beichlog bie Kommiſſion 
wiederum eimftimmig: 
mittels ſchriftlichen Berichtz an das Plenum zu be= 
antragen: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
die Petition I. Nr. 94 des M. Häner zu 
Hamburg um NRüderftattung von Boll 
auf eingeführte Iron-bricks dem Herm 
Neihstanzler zur Berüdfihtigung zu 


übermweifen. 
Nr. 210, 
Sünfter Bericht. 
Berichterftatter: 


Abgeordneter Rimpan. Sourn. I. Nr. 20. 


Der Verein der Freundinnen junger Mädchen in Heibel- 
berg, unterftüßt von zahlreichen Bereinen zur Hebung ber 
Sittlidhkeit, hat an den Reichstag die Bitte um geſetz— 
lihen Schuß für die Kellnerinnen in fittlidher, gejund- 
heitliher und wirthichafts-polizeilicher Hinſicht gerichtet. 

In fittlicher Beziehung wird zunächſt verlangt, daß es 
den Mädchen geſetzlich unterfagt werbe, vor bem 21. Lebens 
jahre ſich dem Kellnerinnenberufe zu widmen. Es fei, fo 
wird in ber Petition ausgeführt, ein befannter Erfahrungss 
fat, daß minderjährige Mädchen am leichteften zur Unzucht 
verführt würden, und beshalb. dringend wünjchen, daß 
die Mädchen eine gewiſſe fittlihe und geiſtige Widerfiands- 
fähigfeit erlangt hätten, bevor fie einen Beruf ausüben, 
der fie mit der größten fittlichen Gefahr bedrohe. Es 
komme Hinzu, dab es für jedes junge Mädchen höchſt 
wichtig ſei, ſich zunächſt mit den häuslichen Arbeiten 
bekannt zu machen; e8 jtehe ihmen fpäter ja immer nod) 
frei, den Kellnerinnenberuf zu ergreifen. Eine weitere Ge— 
fahr im fittlicher Beziehung erblidt die Belition in dem 
Trinfgelderunmejen, das zur Eitelfeit und Genußſucht ver— 
leite, Eau in der Thatſache, daß in manden Geſchäften 
die Kellnerinnen bie den Gäften verabreidhten Speifen und 
Getränke aus eigener Taſche bezahlen müßten, jo daß fie 
nachher gezwungen jeien, bie ausſtehenden @elber bei ben 
betreffenden Herren in deren Wohnung einzujanmeln. 

er wird beanſprucht, daß jeder Arbeitgeber, der 
eine Kellnerin ohne beftimmten Lohn anitellt, beftraft werde; 
nad den Erhebungen des ftatiftiichen Amtes vom Jahre 
1893 betrage das monatlihe Durchſchnittsgehalt einer ſtell⸗ 
nerin 10 M, wenige erhielten mehr, etwa '/, jänmtlicher 
Kellnerinnen jogar gar feinen Lohn. 

Ferner erachtet e8 die Betition für ein. dringendes Er- 
forderniß, daß die Arbeitszeit der Kellnerinnen nicht über 
die zehnte, höchftens elfte Nachtſtunde ausgebehnt: werbe. 
In —— Abendſtunde ſteige die ſittliche Gefahr für die 
Kellnerinnen, da die Gäſte in Folge vielen Trinlens nicht 
mehr genügend Herr ihrer ſelbſt und bie Mädchen erſchöpft 
und weniger widerftandsfähig jeien. 

Statiftiiche Erhebungen hätten ergeben, daß mehr als 
die Hälfte der Kellnerinnen 14—16 Stunden, nicht ganz '/x 
16—18 Stunden oder weniger als 14 Stunden, ein Heiner 
Bruchtheil mehr als 18 Stunden beſchäftigt würben, während 
nad) Ungabe der Arbeitgeber ſich die Zahl der 14—16 
Stunden beſchäftigten Kellnerinnen auf 56,5 9%, der 14 bis 
18 Stunden ihätigen auf 19,; 9% und nad) Angabe ber 
Arbeitnehmer auf 47 und 27,; °/0 belaufe. 

In gefundheitlicher Hinficht wird in der Petition ver- 
langt, daß ben Sellmerinnen eine ununterbrochene adjt- 
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ftündige Schlafenägeit, ‚ein freier Nachmittag in ‚ber Woche 
und die Freigebung bes Sonntagvormittiags bis 11 Uhr, 
um ihnen den Beſuch des Gottesdienftes zu ermöglidyen, 
gewährt werbe. 

Endlich wird in polizeilicher Beziehung der Wunſch 
ausgeiprodhen, die Wirthe gefeßlich zu verpflichten, in ihren 
Birthihaftsräumen die gefeplichen Beftimmungen zu Gunften 
ber Ktellnerinnen u ig 

Die Berathung der Petition erfolgte in ber Sitzung 
der Petitions⸗Kommiſſion vom 20. Februar d. 3., in welcher 
einer ber zugejogenen Herm Regierungstommilfare nad: 
‚folgende Erklärung abgab: 

„Die Kommilfion für Arbeiterftatiftik jei mit Erhebun- 
gen über die Arbeits- und Lohnverhäliniffe der Kellner und 
Kellnerinnen befaßt. Insbeſondere bilde die Dauer ber 
Arbeitszeit und das Trinkgelderweſen den Gegenftand 
der Unterfuhung. Die jchriftlihen Erhebungen jeien 
bereit3 abgeſchloſſen und es würden nunmehr voraus: 
fühtlih mündliche Vernehmungen von Austunftsperfonen 
vor der Kommilfion ftattfinden. Es ſei anzunehmen, 
baf es für die Kommifjion von Intereſſe fein werde, 
von der Petition Kenntniß zu erhalten. Angeſichts dieſer 
Sadjlage werde anheimgeftellt, dem Neichstage zu 
empfehlen, die Petition dem Herrn Reichskanzler als 
Material zu überweijen.“ 

Die Kommiffion war einftiimmig der Meinung, daß 
in ber vorliegenden Petition durchaus bemerfenswerthe und 
dabei maßvolle Vorſchläge gemacht würden, um das häufig 
bedauernswerihe Loos der Kellnerinnen zu verbeffen. Sie 
beichloß deshalb, mittelft fchriftlichen Berichts an das Plenum 
zu beantragen: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 
bie Betiton Il. 20 des Vereins der Freun— 
binnen junger Mäbden in Heidelberg 
wegen Regelung bes Kellnerinnenmwejens 
dem Herrn Reichskanzler zur Berück— 
fihtigung zu überweifen. 


Nr. 211. 
Sechiter Bericht. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Caſſelmann. Sourn. Il. Nr. 159. 


In der Sigung der Petitions-sommiffion am 19. Fe— 
bruar 1896 gelangte die auf Revifion bes Vogel: 
ſchutzgeſetzes gerichtetete Petition des Verbandes ber 
Thierfchugvereine des Deutjchen Reichs vom 2. Dezember 
1895 zur Berathung. 

An der Verhandlung über den genannten Gegenftanb 
nahm der Kaiſerliche Herr Regierungsrati Bumm als 
Kommilfar des Reichsamts des Innern Theil. 

Zur Begründung feiner Emgabe führt der Vorſtand 
bes Verbandes ber 
Folgendes aus: Schon bei Erlaß des Vogelſchutzgeſetes 





vom 22. März 1888 fei man ſich mohl allgemein 


bewußt gemwefen, daß bie bei ber damaligen Be 
rathung ausichlaggebenden Beftimmungen, welche ſich 
einerfeit8 auf ben wirkſamen Schub der müßlichen Sing- 
vögel, d. 5. ‚den wirthichaftlihen Charakter der fyrage und 
anberfeit3 auf die möglichite Verhütung von Thierquälerei, 
die Ausschliegung der Jugend von der Bertilgung, Die 
Fernhaltung jhädlicher Vögel und die Erhaltung feltener, 
oder im Vollsbewußtſein gleichjam geheiligter Vögel, d. 5. 
ben äfthetifhen und ethiichen Charakter der frage erjtreden, 
über kurz oder ‚lang einer Revifion bebürftig fein würden. 

Auch babe der hohe Reichstag bereits am 13. De- 
zember 1894 feine Anfiht dahin ausgejproden, daß bie 


ierfchugvereine des Deutjchen Reiches 
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allgemeine Schongeit der nüßlichen Singvögel auf die Zeit 

vom 1. März bis zum 1. November auszubehnen und der 

Krammetsuogelfang durch den Dohnenjtieg gänzlich zu 

verbieten jet. 

Ferner ſei micht zu verfennen, daß nicht allein in 
Deutfchland, fondern auch in den meiften übrigen Ländern 
Europas in den legten Jahren mehr und mehr bie Ueber- 
zeugung ſich Bahn gebrochen habe, dab dem wirfjamen 
Schuß der Vögel eine volkswirtſchaftliche und äſthetiſch— 
ethiiche Bedeutung nicht abgeiprochen werben könne. Be— 
weis hierfür liefere die internationale Konferenz, welche 
zum Bwed der Beratung des Vogelſchutzes erſt Kürzlich 
in Paris unter Theilnahme von einigen Vertretern ber 
Königlich Preußifchen Negierung flattgefunden babe. 

In der Eingabe wird weiter ausgeführt, dab ber 
Verband der Thierfhußvereine des Deutſchen Reiches .bereits 
in feiner Sigung zu Karlsruhe im Juni 1892 eine Kom: 
milfion gewählt und mit dem Auftrag verjehen ‚habe, 
das Vogelſchutzgeſez umd etwa nöthige Abänderungen zu 
berathen, daß in der Sifung vom 6. Juni 1895 in 
Braunſchweig die Borjchläge jener Kommiffion nach eingehen: 
ber Berathung feftgeftellt worden feien und ber Vorftand 
bes Vereins den Auftrag erhalten habe, diefelben in einer. 
Petition dem hohen Reichstag zu unterbreiten. Die in ber 
nunmehr vorliegenden Eingabe gemachten Vorſchläge zur 
Abänderung des Vogelſchußgeſetzes charalterifiren ſich als 
eine vollftändige Nevijion des Geſetzes vom Jahre 1888; 
fie gipfeln in folgenden fpeziellen Anträgen: 

1. Im $.1 Abſatz 2, weldher von der Befugniß handelt, 
Neſter zu befeitigen, die an oder in Gebäuden oder in Hofs 
räumen ſich —— am Schluß den Zuſatz anzufügen: 

„ſofern ſie nicht mit Brut belegt ſind. Das Be— 
ſeitigen darf nur von Erwachſenen vorgenommen 
werben”; 

2. dem $. 2, welcher von dem Verbot des Vogelfangs 
in Bezug auf Art und Weiſe, Hilfsmittel, Ort und 
Zeit handelt, hinzuzufügen: 

„jebe Art des Fangens langs derWaſſerrinnen, Duellen 

und Teiche während der Zeit bejonderer Trodenheit“ 
ſowie 

„das Fangen von Vögeln in Dohnenſtiegen“; 

3. daß im $. 3 die Schongeit auf ‚die Zeit 

„vom 1. März bis zum 1. November" ausgebehnt 
und neben bem Verbot bes Fyeilbietens und Verkaufs 
todter Vögel aud) 

„das Feilbieten und der Berfauf lebender Vögel 

verboten” 

und diefem Paragraphen als Abſatz 2 eingefchoben werbe: 

„on Zeit nom 1. November bis Ende 
Februar werden Vogelfangſcheine jedoch nur an 
zuverläjfige Männer ertheilt. Jeder Bogelfang ohne 
Beſitz und Vorzeigung eines Bogelfang-Erlaubniß- 
ſcheins ift ftrafbar.” ; 

4. daß im 8.5, wel von der Befugniß zum Töbten 
von Bögeln Handelt, die Worte getödtet im erften 
Abſatz und das Tödten im zweiten Abſatz 

mit den Worten „abgeſchoſſen“ und bezw. „das 
Abſchießen“ vertaufcht 
und am Schluß des Abſatzes 3 biefes Paragraphen 
vor dem letzten Wort: bemilligen, eingeihoben werde: 
„unter Bezeichnung der Fangarten“; 

5. im $.7, in weldem von den Strafen wegen verbots- 
widrigen Freilbietens und Berfaufens von Bö bie 
Rede ift, um denjelben etwas ſchärfer zu faſſen, ftatt 
der im erjten, fomwie in dem zweiten Abſatz gewählten 
Worte: kann — erkannt werden und: fönnen erkannt 
werben, die Worte zu ſetzen: 

„iſt zu erkennen“; 
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6. in dem $. 8b, um die Beftimmungen der Landesgeſetze 
über die jagbbaren Vögel einheitlicher zu geftalten und 
ber barin herrſchenden Unficherheit zu begegnen, als 
jagbbare Bögel: 

„Auers, Birk, Hafelwild, Nebhuhn, Wachtel, Faſan, 
Schnepfe, Regenpfeiffer, Trappen, Brachvogel, 
Wachtelkönig, Kranıd, Wildtauben, wilde Schwäne, 
Gänſe und Enten, ſowie alles andere Sumpf: 
und Waffergeflügel mit Ausnahme der Stördhe 
und Neiher (eigentliche Neiher, Nachtreiher oder 
Dommeln)“ 
zu bezeichnen 
und im Abſatz e diefes Paragraphen neben den Thurm— 
falten auch 
„die Buſſarde und die Kreuzichnäbel“ 
als zu fchügende Vögel auszunehmen, erftere wegen 
ihres großen Nutzens für die Landwirthichaft, Ieptere, 
weil fie nur zigeunerartig durchwandernde und jo ſeltſam 
intereffante Vögel jeien, daß ihre Ausrottung in der 
That ein naturgefchichtliches Unrecht wäre, und in 
Konfequenz des vorher unter b Vorgefchlagenen, 
„Wildtauben und alles andere unter e angeführte 
Sumpf» und Baflergeflügel“ 
bier in Wegfall fommen zu laſſen, 
ſowie endlich: 
„die beiden letzten, ben Krammetsvogelfang ge— 
ſtattenden Abſähe des 8. 8 zu ftreichen“, 
Sollte jedoch dies mit Rückſicht auf den internationalen 
Vogelſchutz durchaus wünſchenswerthe gänzliche Verbot 
bes Srammetsvogelfangs nicht angängig erſcheinen, 
dann bittet ber Berein geſetzlich zu beftimmen: 
„der Fang der fogenannten Krammetsvögel (Kram: 
metsvogel, turdus pilaris, Mifteldroffel, turdus 
viscivorus, Rothdroſſel, turdus iliaeus) ijt in ber 
Zeit vom 21. Dezember bis 31. Dezember gemäß 
den Bejtimmungen im $. 3 Abſatz 2 (Ertheilung 
von Bogelfang-Erlaubmißicheinen), jedoch unter 
Aufrehihaltung des Werbots des Dohnenftiegs 
im $. 2 geftattet.“ 

An der Hand des Geſetzes vom 22. März 1888 er: 
läuterte der Referent die oben angeführten einzelnen Theile 
ber vorliegenden Petition, erinnerte daran, daß bereits am 
13. April 1894 der Reichsſstag in feiner 81. Sigung zu 
einer ähnlichen, wenn auch nicht jo weit gehenden Eingabe 
bes Vereins für vaterländiihe Naturkunde in Württemberg 
nad dem Antrag der Petitions-Kommiſſion beſchloſſen hat, 
„die Eingabe aus Württemberg dem Herrn Reichafanzler 
zur Berüdjihtigung zu überweifen und die verbündeten 
Regierungen zu erjuchen um Vorlegung eines Geſetzes, 
welches den Krammetsvogelfang im Dohnenftieg überhaupt 
verbietet.” — Redner vertrat die Anficht, daß in der heutigen 
Beit unferer modernen Feld- und Waldwirthſchaft von 
allen Bogelfreunden jede geſetzlich zuläffige Maknahme zur 
—— und Vermehrung ber gefiederten Sänger in Flur 
und Wald mit Freude erjirebt werden müffe, daß daher 
auch die gegenwärtige Kommiffion keinen anderen Stand- 
punkt, als den vor zwei Jahren einnehmen könne und ber 
Eingabe des Thierfhußvereins des Deutichen Reichs volle 
Beachtung zu Theil Iaffen werde. Bon bejonderem hohen 
Interefie würde im Augenblid fein, zu erfahren, welche 
Beihlüffe die internationale, zum Awed der Berathung des 
Vogelſchutzes im vorigen Jahre in Paris zufammengetretene 
Kommilfion gefaßt hat. Der Negierungstommiffar, Kaifer- 
* Herr Regierungsrath Bumm, äußerte ſich folgender— 
maßen: 

Auf dem Gebiete des Vogelſchutzes ſind dermalen 
Verhandlungen im Gange, um durch internationale Ber: 
einbarungen ein ——— und thunlichſt einheitliches 
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Borgehen aller europäifchen Kulturftaaten herbeizuführen. 
Zu dieſem Zweck hat im Juni vergangenen Jahres zu 
Paris eine internationale Konferenz ftattgefunden, auf 
welcher die Regierungen von Belgien, frankreich, Groß- 
Britannien, Griechenland, Italien, Quremburg, Monaco, 
der Niederlande, Deſterreich-Ungarn, Bortugal, Rußland, 
Schweden, Norwegen, ber Schweiz und Spanien vers 
treten waren und an ber auch bas Neid Theil ge 
nommen hat. 

Die Berhandlungen haben zur Aufftellung bes Ent: 
wurfs einer Webereinfunft geführt, in ber Die Regie— 
rungen ſich verpflichten, für einen entſprechenden Saub 
der nüßlichen Vögel in ihren Gebieten Sorge zu tragen. 
Die in ber Uebereinfunft vorgefehenen Maßnahmen find 
als das Mindeftmaf desjenigen Schußes gedacht, welcher 
für die Zukunft in allen Bertragsjtaaten ber Bogelmelt 
zu Theil werben fol, während im Uebrigen ben Einzel: 
regierungen ber Erlaß noch weiter gehender Schußvor- 
ſchriften unbenommen bleibt. Bon Seite Deutfhlands 
würde das Auflandelommen der geplanten Uebereinkunft 
nur begrüßt werben können, ba alle Schußbeftimmungen 
bes Neihs und der Landesregierungen, fie mögen jo 
weitgehend wie möglich fein, nur mäßigen Erfolg haben 
werden, jo lange nicht ausreichende Schonvorſchriften 
aud in demjenigen Ländern beftehen, durch mweldhe bie 
für Deutſchland in Betracht kommenden Zugvögel auf 
ihrer Wanderung zu ziehen pflegen. Zur Zeit find die 
Regierungen, melde an ben Verhandlungen in Paris 
Theil genommen haben, mit der Prüfung des aufges 
ftellten Konventionsentwurfs und ber fyrage ihres Bei- 
tritt zu dem Uebereinfommen befdhäftigt. Bor Abſchluß 
dieſer Prüfung an eine Nevifion des Neichögefeges vom 
22. März 1888, betreffend den Schuß von Bögeln, heran 
äutreten, erjcheint nicht zweckmäßig. Es empfiehlt fich 
vielmehr, zunächſt das Ergebniß ber Verhandlungen 
wegen des Abjchluffes der internationalen Bogelichuß- 
übereinfunft abzuwarten. Kommt die Vereinbarung zu 
Stande, jo wird ſich vielleicht ohnehin Anlaß ergeben, 
das gedachte Geſetz in einigen Punkten abzuändern, um 
Uebereinjtimmung mit ben in ber Uebereinkunft vorge- 
jehenen Schugmaßnahmen herbeizuführen. Hierbei wird 
fi dann auch Gelegenheit zur Prüfung ber Frage 
ergeben, ob und inwieweit ben in ber gegenwärtigen 
Petition vorgetragenen Wünjchen entiprochen werben kann. 

Nah weiter gehenden Verhandlungen, in denen bie 
in ber Petition gemachten Vorſchläge der Hauptſache nach 
als erftrebenswerth allgemein anerfannt werden, wird von 
ber Petitions-Kommiſſion bejchloffen, mittels fchriftlichen 
Berichts an das Plenum zu beantragen: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 
bie Betition Sourn. Il. Nr. 159 des 
Verbandes der Thierfhußgvereine bes 
Deutihen Reis wegen Revifion bes 
Vogelfhupgejeges dem Herrn Reichs— 
fanzler als Material zur Abänderung 
ber Gefeggebung zu übermeijen. 


Berlin, den 11. März 1896. 


Die Kommiffion Tür die Petitionen. 
Dr. Kruſe, Vorfigender. Rimpan, Eaffelmann, Be- 
ridhterftatter. Graf v. Beruſtorff —— ueb. 
Bumiller. v. Dallwitz. Engeld. Euler. Dr. Förfter 
(Neuſtettin) Förfter (Neuß), Fuchs. Galler, 
mann (Dillenburg). Jaeobskötter. 
Graf Kwileeki. Dr. 
Plade. Radwaunski. ll, Strzoda, Vogtherr. 
Wattendorff. Wenzel. v. Werdeck-Schorbus. 
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Nr, 212, 


Sufammenjtelluna 
des 
Entwurfs eines Gefetes, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung — Nr. 85 der Drudjachen — 
mit ben 


Beichlüffen des Reichstags in zweiter“ Berathung. 


Vorlage. 





Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 
die Abänderung der Gewerbeordnung. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 
bes Bundesraths und bes Neichstags, was Ai 


Artikel 1. 

Der $. 30 Abſatz 1 der Gewerbeordnung erhält fol- 

genden Zuſatz: 

e) wenn bie Anftalt nur in einem il eines auch 
von anderen Berfonen bewohnten Gebäudes unters 
gebracht werben fol und durch ihren Betrieb für 
die Mitbewohner diejes Gebäudes erhebliche Nach⸗ 
theile ober Gefahren hervorrufen kann, 

d) wenn die Anftalt zur Aufnahme von PBerfonen mit 
anftedenden Krankheiten ober von Geiſteskranken 
beftimmt ift und durch ihre örtliche Lage für die 
Befiter oder Bewohner der benadhbarten Grund—⸗ 
ftüde erhebliche Nachtheile oder Gefahren hervor» 
rufen Tann. 

Bor Ertheilung der Konzeffion find über bie 

zu e und d bie Ortspolizei- und bie Gemeinb 
zu hören. 


ragen 
örben 


Artikel 2. 
Der $. 32 der Gewerbeorbnung erhält folgende Faffung: 

Schaufpielunternehmer bedürfen zum Betriebe 
ihres Gewerbes der Erlaubniß. Diejelbe gilt nur 
für das bei Erthei ber Erlaubniß bezeichnete 
Unternehmen. Zum iebe eines anderen ober 
eines wejentlich veränderten Unternehmens bedarf 
es einer neuen Erlaubniß. 

Die Erlaubnif ift zu verfagen, wenn ber Nad- 
fuchende ben Befiß ber zu dem Unternehmen 
nöthigen Mittel nicht nachzuweiſen vermag ober 
wenn die Behörde auf Grund von Thatſachen die 
Ueberzeugung gewinnt, daß berjelbe die zu dem 
beabfichtigten ®emerbebetriebe erforderliche Zuver- 
läffigfeit, insbejondere in fittlicher, artiftijcher und 
finanzieller Hinficht nicht befikt. 


Befchlüffe des Reichstags. 





Entwurf eines Gejches, 
betreffend 
die Abänderung der Gewerbeordnung. 


Wir Wilhelm, von Gottes Onaden Deutfcher Kaifer, 
König von Preußen x. 
verorbnen im Namen bes Reichs, nach erfolgter Zuftimmung 
bes Bunbesraths unb des Reichdtags, was folgt: 
Artikel 1. 
Unveränbert. 


Artikel 2. 
Unverändert. 


* Die zweite Verathung hat fiattgefunden in ben Plenarfigungen 58 bis 57. 


Altenftüde zu den Verhandlungen des Reichslages 1895/96. 
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Vorlage. 





Artikel 3. 


Der 8. 33 ber Gemwerbeorbnung erhält als fünften 
Abſatz folgenden Zuſatz: 


Die Landesregierungen können anordnen, daß 
die Beſtimmungen über den Betrieb der Gaſt— 
und Schankwirthſchaft ſowie über den Klein 
handel mit Branntwein oder Spiritus auf 
Konſum- und andere Bereine, einſchließlich der 
bereits beftehenden, audy dann Anwendung finden, 
wenn ber Betrieb auf den Kreis der Mitglieber 
beichräntt ift. 

Artikel 4. 
Der 8. 35 Abſatz 2 der Gewerbeordnung erhält fol 
gende Faflung: 

Unter derjelben Borausfegung find zu unter 
fagen: der Trödelhandel (Handel mit gebrauchten 
Kleidern, gebraudten Betten oder gebrauchter 
Wäjche, Kleinhandel mit altem Metallgeräth, mit 
Metallbrud) oder dergleichen) ſowie ber Klein- 
handel mit Gamnabfällen ober Dräumen von 
Seide, Wolle, Baummolle oder Leinen, der Kleins 
handel mit Bier, ber Handel mit Dynamit ober 
anderen Sprengftoffen und der Hanbel mit ſolchen 
Droguen und chemijchen Präparaten, welde zu 
Heilzweden dienen. 


Artikel 5. 
Zwiſchen dem britten und vierten Abſatz bes $. 35 ber 
— wird folgender neuer Abſatz eingeſchaltet: 
Iſt die Unterfagung erfolgt, jo kann die Landes— 
Gentralbehörbe oder eine andere von ihr zu bes 
fimmende Behörde die Wiederaufnahme bes Ge— 
werbebetriebes geftatten, fofern jeit ber Unter 
fagung minbdeftens ein Jahr verflofien ift. 
Artilel 6, 
Der $. 41a Abfa 1 erhält folgenden Zuſatz: 
Diefe Beftimmung findet auf den Geſchäftsbetrieb 
von Konſum- und anderen Vereinen entſprechende 
Anwendung. 
Artikel 7. 
Im $. 42b der Gewerbeordnung wird die Einleitung 
wie folgt abgeändert: 

Durch die Höhere Verwaltungsbehörbe nad) Ans 
örung der Gemeindebehörde oder durch Beſchluß 
er Gemeinbebehörde mit Genehmigung der 

höheren Berwaltungsbehörbe fan für u. j. w. 
Der Schlußja bes erjten Abſatzes erhält folgende 
Faſſung: 
Dieſe Beſtimmung kann auf einzelne Theile des 
Gemeindebezirks — auf gewiſſe Gattungen von 
Waaren und Leiſtungen beſchränkt werden. 


Beſchluſſe des Reichstags, 





Artikel 3. 
Der 8.33 der Gewerbeordnung erhält als fünften 
und fechften Abjah folgende Zufäge: 

Die vorftehenden Beftimmungen finden 
anf Konfumbereine a betreffend 
die Erwerbs⸗ und Wirthichaftägenofien- 
fchaften vom 1. Mai 1889 3. 1 Ziffer 5), 
einfchlieflich der bereitö beftehenden, auch 

dann Anwendung, wenn Der Betrieb auf 
deu Kreis der Mitglieder beichräuft ift. 

Die Landesregierungen können anordnen, daß 
die Beftimmungen der Abſätze 1, 2, 3 ae a 
und 4 auch auf andere Vereine, einſchließlich der 
bereits bejtehenden, felbft dann Anwendung finden, 
wenn ber Betrieb auf ben Kreis ber Mitglieder 
beichräntt ift. 


Artikel 4. 
Der $. 35 Abſatz 2 ber Gewerbeordnung enthält fol 
gende Faſſung: 

Unter berjelben Vorausfegung find zu unters 
fagen: der Trödelhandel (Handel mit gebrauchten 
Kleidern, gebraudten Betten oder gebrauchter 
Wäſche, Mleinhandel mit altem Metallgeräth, mit 
Metallbruch oder dergleichen) ſowie der Klein— 
handel mit Garnabfällen oder Dräumen von Seide, 
Wolle, Baummolle oder Leinen, der Handel mit 
—— oder anderen Sprengſtoffen, der Handel 
mit Looſen von Lotterien und Ausſpielungen 
und, ſofern die Haudhabung des 
betriebes Leben uud Geſundheit der Menſchen 

efährdet, der Handel mit Drogen und chemiſchen 
—— Der Kleinhandel mit Bier kaun 


unterjagt werden, wenn ber Gewerbe: 
treibende wiederholt wegen unbefugten Be- 
triebeö der Schantwirthichaft beitraft ift. 
Artikel 5, 
Unverändert. 
Artikel 6, 
Unverändert. 
Artikel 7. 


Im 8. 42b ber Gewerbeorbnung wird die Einleitung 
wie folgt abgeändert: 

Durch die höhere Verwaltungsbehörbe nad) An— 
örung ber Gemeindebehörde oder durch Beſchluß 
er Gemeindebehörde mit Genehmigung ber 

höheren Verwaltungsbehörbe lann für u. ſ. w. 


Der Schlußſatz des erften Abſatzes erhält folgende 


Faljung: 


Diefe Beſtimmung kann auf einzelne Theile des 
Gemeindebezirks Hr auf gewiſſe Gattungen von 
Waaren und Leiltungen befchränft werben. 
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Vorlage 





Im erften Sape des Abſatzes 3 werden bie 
Worte „auch wenn biefelben nicht zu den jelbft- 
ewonnenen ober felbftverfertigten gehören" ge— 
Arien. 

Im zweiten Sabe befielben Abfages werben zwiſchen 
dem Worte „beichräntt" und dem Worte „werben“ bie 
Worte „und gemäß $. 60b Abſatz 3 verboten“ eingefchaltet. 


Artikel 8. 
Der $. 44 Abſatz 3 der Gewerbeordnung erhält 
folgende Faffung: 

Das Auffaufen darf ferner nur bei Kaufleuten 
ober ſolchen Perſonen, welche die Waaren pros 
dugiren, oder in offenen Berfaufsftellen erfolgen. 
Sngleihen darf das Aufſuchen von Beftellungen 
auf Waaren, ſoweit nicht der Bunbesrath für be- 
ftimmte Waaren Ausnahmen zuläßt, nur bei Kauf— 
leuten oder foldyen Perſonen geſchehen, in deren 
Gewerbebetriebe Waaren der angebotenen Art Ver— 
wendung finden. 


Artikel 9. 
Sm $. 44a Abſatz 1 der Gewerbeordnung werben bie 
Worte „Abſatz 1 und 2” geftrichen. 


Artitel 10. 
Dem Abjah 3 bes 8. ce der Gewerbeordnung wirb 
als zweiter Satz hinzug 

Sft die —— erfolgt, jo kann die Landes— 
Gentralbehörbe oder eine andere von ihr zu — 
ſtimmende Behörde die Wiederaufnahme 
Gewerbebetriebes geftatten, fofern feit der Med 
fagung minbeftens ein Jahr verfloffen ift. 


Artikel 11. 
34 56 der Gewerbeordnung werben im Abſatz 2 
hinter Sie 9 folgende Beftimmungen als Ziffer 10 und 11 
hinzug 
10, Bäume aller Art, Sträuder, Sämereien und 
Blumenzwiebeln, Schnitt und Wurgel-Reben und 
Truttermittel; 
11. Schmudjadhen, Bijouterien, Brillen und optifche 
Snjtrumente. 


Beſchlüſſe des Reichstags. 





Im zweiten Sape deſſelben Abſatzes werben zwijchen 
dem Worte „beichräntt” und dem Worte „werden“ bie 
Worte „und gemäß $. 60b Abjat 3 verboten“ eingeichaltet. 


Artikel 7a. (Nen,) 
Im $. 42b ber Gemwerbeorbnung folgenden fünften 
Abjap einzufügen: 

Kinder unter 14 Jahren dürfen, auch wenn 
eine Beftimmung nad Abſatz 1 nicht getroffen 
ift, nicht auf öffentlichen Wegen, Straßen, 
Plägen ober an öffentlihen Orten ober ohne 
vorgängige Beitellung von Haus zu Haus feil- 
bieten. Die Ortspolizeibehörbe ift befugt, für 
beftimmte #Zeitperioden, welche jedes Mal zwei 
Wochen nicht überfchreiten dürfen, bie vor— 
ftehende Beftimmung in ihrem Bezirk außer 
Kraft zu jehen. 

Artikel 8. 
Der 8. 44 Abjap 3 wird Durch folgende Beftim:- 
mungen erjeit: 

Das Aufkaufen darf ferner nur bei Kaufleuten 
oder folden Perfonen, welche die Waaren pros 
duziren, ober in offenen Verfaufsftellen erfolgen. 
— darf —— nie ———— 

nn Uusuahme von 

deren Schriften und Bildwerfen, 
ftäuden der Leinen und Wälhefabrifation 
und, jomweit nicht der Bundesrath noch für am. 
dere Maaren oder Gegenden oder Gruppen 
von Gewerbetreibenden Ausnahmen zuläßt, 
nur bei foldhen Perjonen gejchehen, in beren Ges 
mwerbebetriebe Waaren der angebotenen Art Ber: 
Bf pas Sf chen Beitellungen auf 
u 8 u von Beſte en 
—— ———— und Bild- 
en Die Vorichriften des 


werte $. 56 
Abſatz 3 entiprechende Anwendung. 
Artikel 9. 
Unveränbert. 
Artikel 10. 
Unveränbert. 
Artikel 11. 


Sail 56 der Gewerbeordnung werben im Abjak 2 
en * er 9 folgende Beſtimmungen als Ziffer 10 und 11 
inzugefüg 
10. Bäume aller Art, Sträucher, Sämereien und 
Blumenzwiebeln, Schnitt und Wurzel-Reben und 
Truttermittel; 
11. Shmudfadhen, Bijouterien, Brillen und optijche 
Inftrumente, 
161* 
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Der britte Abſatz erhält folgende Beftimmung: 
Ausgeihlofien vom Feilbieten und Aufſuchen 
tellungen im —— ſind ferner: 

1. " Drudföriften, andere Schriften und Bildwerke, 
infofern u in fittlicher ober religiöjer —— 
Aergerniß zu geben geeignet ſind, oder mittel 
Zuſicherung von Praͤmien oder Gewinnen * 
trieben werben, oder in Lieferungen erſcheinen, 
wenn nicht die Zahl der Lieferungen bes 
Werkes und deſſen Gejammtpreis auf jeder 


elnen = einer in bie Augen 
tele beiimmt verzeichnet ift. 


Artikel 12. 
Der $. 56b ber Gewerbeordnung wird folgender- 
maßen abgeändert: 
1. Der Abſatz 1 erhält ben Bu a 

Die gleihe Befugniß jteht ben Lanbes- 
tegierungen für ihr Gebiet oder Theile deſſelben 
hinſichtlich ber im — 56 Abſatz 2 Ziffer 10 be⸗ 
zeichneten Gegenftändbe zu. 

2. Der Abſatz 3 erhält die Fafſung: 

Durd die Lanbdesregierungen kann das Um— 
herziehen mit Zuchthengften zur Dedung von 
Stuten, fowie auf beftimmte Dauer der „Handel 
mit Schweinen, Ziegen oder Geflügel im Um— 
berziehen unterfagt oder Beſchraͤnkungen unter 
worfen werben. 


Artikel 13. 
Sm 8.57 Biffer 3 der Gemwerbeorbnung find nad 
dem och „Menſchen“ bie Worte einzufchalten: 
wegen Land» ober Hausfriedensbruchs, wegen 
Widerſtands gegen die Staatsgewalt. 


Artikel 14. 
Biffer 1 des $. 57a ber Gewerbeorbnung erhält fol- 
genbe eflung: 
. wenn ber Nachſuchende das fünfundzwanzigſte 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 


Beichlüffe des Reichstags. 


Der dritte Abjap erhält folgende Beſtimmun 
Ausgeihloffen vom —— und dſuchen 
von Beſtellungen im Umherziehen find ferner: 

12. Drudiäriften, andere Schriften und Bildwerke, 
infofern de in fittlicher oder religiöfer Beziehung 
Uergerniß zu geben geeignet find, oder mittels 
Zufiherung von Prämien oder Gewinnen ver- 
trieben werden, oder in Lieferungen ericheinen, 
wenn nicht Der Geſammtpreis auf jeder einzelnen 
Lieferung an einer in die Augen fallenden Stelle 
bejtimmt verzeichnet ift. 





Artikel ia. (Ren.) 

Im $. 56a der Gewerbeordnung wird hinter Ziffer 3 

folgende eftimmung hing ugefügt: 

4. das Auffuhen von Beftellungen fowie der Ab— 
ſchluß von Gefchäften, bei denen Waaren gegen 
Theilzahlungen unter dem Worbehalt veräußert 
werben, baß ber Beräußerer wegen Nichterfüllung 
ber dem Erwerber obliegenden Verpflichtungen von 
dem Bertrage zurüdtreten kann. ($$. 1 und 6 bes 
Geſetzes, be d die Abzahlungsgeichäfte, vom 
16. Mai 1894.) 

Diefe B — findet auch Anwendung auf 
Gewerbetreibende, J in Gemäßheit des [3 44 
Baarenbeftellungen aufjuchen. 


Artikel 12. 
Der $.56b ber Gewerbeordnung wirb folgendermaßen 
abgeänbert: 
1. Der Abſatz 1 erhält den re 
Die gleihe Befugniß fteht den Landes— 
tegierungen für ihr Gebiet ober Theile befjelben 
hinſichtlich ber im 5: 56 Abſatz 2 Ziffer 10 bes 
zeichneten Gegenſtände zu. 
2. ve Abſatz 3 erhält bie Saffung: 
Durch die Landesregierungen kann das Um— 
ze mit Zuchthengiten Dedung von 
Stuten, fowie auf beftimmte Dauer der Handel 
mit Rindvieh, Schweinen, Ziegen oder Ge 
flügel im Umberziehen unterfagt oder Beihrän- 
fungen unterworfen werben. 


Artikel 122. (Neu.) 
Im 8. 1560 Abſatz 1 erhält ber zweite Satz folgende 
ung: 
Ausnahmen von diefem Verbot dürfen von ber 
—— Behörde zugelaſſen werden, hinſichtlich 
er Wanderverſteigerungen jedoch nur bei Waaren, 
welche dem raſchen Verderben ausgeſetzt ſind. 


Artikel 13. 
Unveränbert. 


Artikel 14. 
Unverändert. 
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Artitel 15. 

Ziffer 2 des 8.57b ber Gewerbeordnung erhält fol- 

gende Faſſung: 

2. wenn er wegen ftrafbarer Handlungen aus Gewinn 
fucht, gegen das Eigenthum, gegen die Sittlichleit, 
wegen vorjäßlicher Angriffe auf das Leben und 
bie Gefundheit der Menſchen, wegen Land- oder 

ausfriebensbruchs, wegen Wiberftands gegen die 

taatögewalt, wegen vorjäglider Branbditiftung, 
wegen Zumiderhandlungen gegen Berbote oder 
Siherungsmaßregeln, betreffend Einführung ober 
Verbreitung anftedender Krankheiten ober Bieh- 
feuchen, zu einer Freiheitsſtrafe von mindeftens einer 
Woche verurtheilt it, und feit ber Berbüßung 
ber Strafe fünf Jahre noch nicht verfloffen find. 


Artikel 16. 
Dem $.60b ber Gewerbeordnung ift als Abſatz 3 
folgender Zuſatz Hinzuzufügen : 
Das Feilbieten der im 8.59 Ziffer 1 und 2 
bezeichneten Gegenftände durh ſchulpflichtige 
— fann von ber Ortspolizeibehörde verboten 
werben. 


Artikel 17. 
$.105b erhält als Abſatz 3 folgenden Zuſatz: 

Die Beftimmungen des Abſatzes 2 finden auf 
die Beihäftigung von Gehülfen, —— und 
Arbeitern im Gejchäftsbetriebe von Konfum= und 
anderen Vereinen entiprechende Anwendung. 


Artikel 18. 
Die Ziffern Ta und Tb des $. 148 Abſatz 1 ber Ge— 
werbeordnung erhalten folgende Faffung: 
Ta. wer dem 8. 56 Ablak 1, Abſatz 2 ZFiffer 1 
bis 5, 7 bis 11, Abſaß 3, 8. 56a oder $. b6b 
zumiberhanbelt; 


7b. wer ben Vorſchriften ber S 56c, 60a, 60b 
Abſatz 2 und 3 oder 606 Abſatz 2 und 3 zu— 
wiberhanbelt; 
Artikel 19. 


Die Schaufpielunternehmern zum Betriebe ihres Ge— 
werbes bisher ertheilte Erlaubniß gilt nur für das beim 
Inkrafttreten diefes Geſetzes betriebene Unternehmen. 


Artikel 20. 
Diefes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1897 in Kraft. 
Urkundlich ꝛc. 
Gegeben ꝛc. 


Beſchlüſſe des Reichstags. 
Artikel 15. 





Unveränbert. 


Artikel 16. 
Dem $.60b ber Gewerbeordnung ift als Abſatz 3 
folgender Zuſatz hinzuzufügen: 

Das Feilbieten der im $. 59 Biffer 1 und 2 
bezeichneten Gegenftände durch Kinder unter 
vierzehn Jahren kann von ber Drispolizei- 
behörbe verboten werben, 


Artikel 17. 
Unverändert. 
Artikel 18.* 
Die Ziffern 7a, Tb und 7d des $. 148 Abſatz 1 ber 


Gewerbeordnung erhalten folgende Faſſung: 

Ta. wer dem $. 56 Mbjah 1, Abſatz 2 Ziffer 1 
bis 5, 7 bis 11, Abjag 3, $. 56a ober $. 56b 
zumiderhandelt; 

Tb. wer ben Borfchriften der 88. 56c, 60a, 60b 
Abjap 2 und 3 oder 60c Abſatz 2 und 3 zus 
widerhanbelt; 

7d. wer bei bem Gewerbebetriebe im Umberziehen 
Kinder unter vierzehn Jahren zu gewerblichen 

weden mit fi führt; oder gegen die Be 
—— ug des 3. 42b Abſatz 5 der Gewerbe⸗ 
orduung Kinder gewerblich verwendet, 


Artikel 19. 
Unveränbert. 

Artikel 20. 
Unveränbert. 
Urkundlich ꝛc. 
Gegeben ꝛc. 


* Der angenommene Antrag Lenzmann Wr. 1796 ift bier 
redaktionell eingefügt. 


Berlin, den 12. März 1896. 
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Mr. 213/214. 
Berichte 


ber 


Wahlprüfungs-Rommiffion 


Nr. 213. 
Mindlicher Bericht über die Wahl des Abge- 
ordneten Fuchs im fünften Wahlfreife des 
Regierungsbezirks Arnsberg. 


(Bol. Drudfadhen von 1894/95, ftenographiiche Berichte 
99. Sikung, Seite 2450.) 


Berichterftatter: Abgeorbneter Dr. Böhme. 
Antrag der Kommiſſion: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
ben in der Sifung vom 24. Mai 1895 gefaßten 
Beihluß durch die veranftalteten Erhebungen 
für erledigt zu erflären. 


Nr. 214. 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Brandenburg. 


Die Wahl des Abgeordneten Pöhlmann im 
ſechſten Wahlfreife der NReichslande Elfaß- 
Lothringen (Schlettjtadt) betreffend.* 


Die Beweiserhebungen auf Grund der Beihlußfaffung 
ber Bahlprüfungs:Kommilfion (Nr. 267 der Druckſachen 
III. Seffion 1894/95) rejpeltive bes Reichstags (Steno- 
graphiſcher Bericht der 83. Sitzung vom 3. Mai 1895) 
aben jtattgefunden und find dieſem Bericht als Anlage 
eigefügt. 

Dann ift jedoh auf Grund einer zu den Akten ge 
brachten Gingabe des Abgeorbneten Pöhlmann eine 
weitere eibliche Bernehmung von größtentheils neu benannten 
Zeugen erfolgt. Die VBernehmungen find mit der Eingabe 
gleihfalls hierunter mitgetheilt. 

Ueber dieſe zweite Beweiserhebung Eonftatirt aus ben 
Alten bas Folgende: 

1. Das hadhftehenbe Schreiben des Unterftaatsjelretärs 
ber Juſtiz für Elſaß-Lothringen an den Landgerichts— 
räfidenten in Straßburg vom 3. Auguſt 1895 
I. A. 2427: 
„Durh den Herrn Landgerichtspräfidenten in 
Eolmar find Euer Hodhmwohlgeboren auf Grund 
biesfeitiger Verfügung vom 26. Mai d. 3. die Ver: 
andlungen, welche ſich auf die Ausführung des 
eſchluſſes des Reichstages Hinfichtlich des Proteſtes 
bes Pfarrers Gloedler von Stogheim gegen bie 
Wahl des Reihstagsabgeorbneten für den Wahl- 
kreis Schlettftabt beziehen, mit dem Erſuchen mit 
geiheilt worben, bie gerichtseidlihe Vernehmung 
der im hieſigen Landgerichtsbezirfe —— 
Zeugen zu veranlaffen. Da unter Umftänden auf 
ntrag des Reichstagsabgeorbneten Boehlmann in 
Schletiſtadt noch weitere Zeugen zu vernehmen fein 
werden, erjuche ich ergebenft, nad) erfolgter Ver— 
nehmung ber im Diefigen Zandgeridjtsbezirfe wohn- 
—— Zeugen die Verhandlungen dem Herrn 
berlandesgerichts⸗Praſidenten vorzulegen, der das 
Weitere veranlaffen wird.” 





* Antrag ber Bahlprüfungs-Rommiffion auf Seite 1290. 
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2. Darunter ein brevi manu=Schreiben des Landgeridts- 
präfibenten von Straßburg, womit er dieſes Schreiben 
unter Beifügung ber (in Gemäßheit der Requifition 
bes Reichstags ftattgehabten) Verhandlungen dem 
Oberlandesgerichts⸗Praſidenten in Colmar vorlegt. 

3. Die vorerwähnte Eingabe des zc. Böhlmann, welde 
berjelbe mit einem Schreiben des Inhalts: 

„Euer Hochmwohlgeboren erſuche ich ergebenft, 
das nachfolgende Schriftftüd gefälligſt ben Ver— 
handlungen über den Protejt des Pfarrers Glöckler 
in Stoßheim gegen die Gültigkeit meiner Wahl 
um Reichstagsabgeorbneten für den Kreis Schlett- 
abt beifügen zu wollen.” 

dem Kaiferlihen Amtsrichter Herm Daber in Schlett— 

ftabt überjendet (fiehe Seite 1307). 

4. Die übereinftimmende Bemerkung in ben betreffenden 
in Gemäßheit der mehrgedachten Eingabe bes zc. Böhl- 
mann aufgenommenen Bernehmungsprotofollen ber 
Amtsgerichte Barr, Martolsheim, Schlettftabt und 
Eolmar: 

dab die Vernehmungen ber Zeugen auf Erſuchen 
bes Landgerichtspräfidenten von Colmar vom 
27. Auguft 1895 erfolgten. 

Dies Erfjuhungsichreiben liegt ebenſowenig vor, wie 
das vom Oberlandesgerichts-Präfidenten ergangene Reſkript 
und das etwa an ben leßteren vom Staatsjelretär ber 
Juſtiz ergangene Refkript. 

Soviel ift jedoh erfihtlih, daß die vom Reichstag 
angeorbneten Beweiserhebungen durch die Behörden bem 
Abgeordneten Böhlmann zugelommen find und daß bie 
Gerichte fi zu den von ze. Böhlmann gewünſchten eid- 
lichen Zeugenvernehmungen — ohne die Grundlage einer 
—— Requiſition des Reichsſtags — herbeigelaſſen 


en. 

Abgeſehen von ber rechtlichen Zuläſſigkeit dieſer Zeugen 
vernehmungen jteht das flattgehabte Verfahren mit ber 
Kompetenz des Reichstags nicht ın Einklang. 

Uebereinftimmend war man der Anficht, Daß der Reichs— 
fanzler zu erfuchen fei: das Geeignete gegenüber diejem 
Verfahren zu veranlafjen. 

Ein Mitglied der Kommiffion zog für die vorliegende 
Sache die Konfequenz: daß die Pohlmannſchen Beweis— 
erhebungen unberückſichtigt zu laſſen ſeien. 

Die Mehrheit entſchied ſich jedoch im Intereſſe der Er— 
forſchung ber objeltiven Wahrheit für die Mitberüchſichti— 
gung dieſer Beweiserhebungen bei der Feſtſtellung der 
relevanten Thatjadhen. 

Im Berichte vom 27. März 1895 find zunächſt brei 
Verftöße gegen bie Korrektheit der Wahlen in einzelnen Wahl⸗ 
bezirfen es: 

„1. In Dambach, mo 402 gültige Stimmen, 209 
für Böhlmann und 192 für Glödler, abgegeben find, 
follen 2 Umen, die eine für die Pöohlmann'ſchen, bie 
andere für die Glödler’fchen Zettel benupt fein. Der 
Bürgermeifter Roth ſoll diefelben haben aufftellen laſſen 
und ber Schreiber des Einnehmers bafelbft die Kontrole 
geführt haben. Bemerkt wird, dab ꝛc. Roth als Wahl 
vorjteher, der Gemeindejchreiber Alfred Ruhlmann 
als Protofollführer, und der Beigeorbnete Emil Nark 
fowie die Gemeinderäthe Martin Müller, Joſeph 
Gall und Anton Heinrich als Beifiger fungirt haben. 

2. In Thannweiler, wo 75 gültige Stimmen, 58 für 
Pöhlmann und 17 für Glödler, abgegeben find, fol 
vom Bürgermeifter und Wahlvorfteher Dontenwill eine 
Wahlume mit 2 Deffnungen in der Weife bemußt fein, 
dab er die Stimmzettel, von benen er beſonders nad 
ihrer Form annahm, dab fie für Pöhlmann ober 

lödler abgegeben ſeien, in bie eine ober anbere 
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Deffnung warf. Neben dem Wahlvorfteher hat der Lehrer | 


Ludwig Bleffig als Protofollführer und franz 

Bauer, Joſeph Heinrih, Florenz Köhler, Ni— 

colaus Knecht und Armand Flick als Beifiger fun- 

gi Der Protefterheber hat fi auf das Zeugniß von 
loiſe Werlé in Thannmweiler bezogen. 

3. In Heibolsheim, wo 82 gültige Stimmen, 52 
für Böhlmann und 30 für Glödler, abgegeben find, 
fol der Bürgermeifter und Wahlvorfteher Schneider 
von dem als Beifiger fungirenden Carl Holl, welder, 
von erfterem zum Bierholen hinausgeichict, raſch zurüd- 
fehrte, bei dem Verſuch überraſcht fein, Glöckler'ſche 
Wahlzettel durh Pöhlmann'ſche in der Urne zu erfegen. 
Neben den Genannten fungirten bei der Wahl als Pro: 
tofolführer Johann Baptift Hei und als Beifiger 
Mathias Fehl und Sigismund Schmitt.“ 

Und ift über biefelben folgendermaßen geurtheilt: 

„Die Kommiſſion erachtete diefe Behauptungen in 
der Richtung für relevant, daß dadurch die Nechtsgültigkeit 
ber betreffenden Wahlakte in Frage geitellt fei, und be- 
ichloß, obwohl en allein das Wahlrefultat nicht 
alterirt wird, auf alle Fälle behufs der eventuellen Relti— 
fizirung ber Berftöße Beweiserhebung durdy gerichtliche 
Vernehmung der Mitglieder der Wahlvorjtände, die, ſo— 
weit legtere nicht für ihre Perſon dabei gravirt find, als 
eibliche ftattzufinden hat.“ 

In dem Reichstagsbeſchluß ift bie 

„gerichtseidliche Vernehmung (foweit biefelbe pro= 
3efiualitch zuläffig ift)“ 
der benannten Perjonen angeordnet. 

Das Rejultat der Vernehmung ift nad) dem überein: 
ftimmenden Urtheile der Kommiffion das folgende: 

Zu 1: Allerdings find zwei Urnen ſeit Beginn bes 
Bahlakts gebraudht; die beiden Umen haben jedoch ſchon 
ein halbes Jahrhundert zu diefem Zweck gedient, Im all- 
gemeinen find die Wahlzettel unterjchiebslos in bie eine 
und in die andere Urme geworfen. Nur eine kurze Zeit 
lang hat zc. Roth einen Unterſchied gemacht, indem er die 
Zettel, die er für Glöcklerſche hielt, in die eine Urne, und 
die Zettel, die er für Pöhlmannſche hielt, in die andere 
Ume warf, ohne daß darüber etwas nad außen hervor: 
trat ober eine Kontrole ftattfand. Bei der ſchließlichen Ers 
Öffnung der men erwies fi) die verfuchte, angeblich zum 
Scherz gemadhte Unterſcheidung jedod) als refultatlos, weil, 
wie der Zeuge Roth angiebt, vielfad) auf den Böhlmannz 
ſchen und ebenfo auf den Glöcklerſchen Stimmzetteln der 
Name burchftrichen und durch den Namen bes Gegen» 
kandidaten erjegt ift. 

Zu 2: Ebenſo hat hier eine länglich geftaltete Urne 
mit zwei Deffnungen, welche jeit 50 Jahren zu den Wahlen 
benupt ift, für die Wahl gedient. Eine Unterſcheidung 
beim Einmwerfen der Zettel ift jedoch ebenſowenig gemacht, 
wie eine Trennung beim Ausleeren ber Urne. Lehleres ift 
war vom Zeugen Werl nah Hörenfagen behauptet, 
iedbody von den Zeugen Knecht und Flick pofitiv verneint. 

Zu 3: Nachdem die Zeugen Heitz, Jehl und 
Schmidt, eiblih vernommen, die dem ꝛc. Schneider zur 
Laſt gelegte Wahlfälihung verneint haben, ift auch Ießterer 
als nunmehr unverdächtig beeidigt und hat im Ueberein— 
ftimmung mit den Vorvernommenen ausgejagt. Dann hat 
der Zeuge Holl jedoch mit voller Beftimmtheit die That- 
jachen bekundet, welche den Gegenftand des Beweiſes bilden, 
und fich für den von den übrigen Zeugen beftrittenen Um— 
ftand: daß er das Wahlprotofoll erſt nachträglich nad 
vielem Bitten unterjchrieben habe, auf das Zeugniß der 
Tochter des zc. Heiß bezogen. Derfelbe ift jedoch vom Richter 
troß feines Verlangens zur Eidesleiftung aus den Gründen 
nicht zugelaffen, welche Feiner Vernehmung nachgefügt find. 


Hiernach erachtete die Kommiſſion das Beweisthema 
zu 1 und 2 nicht als erwieſen, ben betreffenden Verſuch 
des Wahlvorjtehers Bürgermeiſters Roth jedoch als eine 
eventuell zu rügenbde Inlorreltheit. 

u 3: war bie Kommiffion der Anficht, daß bie allein 
als Grund ber Nichtbeeidigung des Zeugen Holl anzu= 
erfennende angeblihe Beritandesihwäde befielben nicht 
—— feſtgeſtellt ſei, ſah jedoch von ber wiederholten 

ernehmung deſſelben wie auch von der daneben angezeigt 
erſcheinenden Vernehmung der Heitz'ſchen Tochter mit 
Rückſicht auf die Irrelevanz für das Endreſultat in der 
Pöhlmann'ſchen Wahlſache ab, indem fie die etwaige 
Verfolgung der Sache in frimineller Hinſicht den Behörden 
überließ. Auf Grund ber vorliegenden Beweiserhebungen 
erſchien die betreffende Wahlfälfhung nicht als erwiefen. 

In dem Berichte vom 27. März heißt es fobann be— 
züglich der amtlichen Wahlbeeinflufjung: 

Es fteht auß ben Wahlakten feft, daß der Gewählte in 
feinem Wahlkreife Kreisdireftor ift und zufolge Ernennun 
vom 10. Mai 1893 auch Wahllommiffar war, bis er vu 
Dekret vom 12. Juni 1893 in dem Regierungsaffeflor Heit⸗ 
mann in Schlettftabt einen Subftituten erhielt. Für bie 
Bahlbeeinfluffung find folgende Momente geltend gemacht. 

a) Bereits am 22. Mai 1893 wurde bie Kandidatur 
bes FKreisdireftors Pöhlmann von dem aus 

dem Bürgermeifter Richard Diep in Barr, 


⸗ ⸗ Zeyſſolf ⸗Gertweiler, 
Nebinger = Heiligenftein, 
Selz = Mittelbergheim, 


Beigeorbnneten Degermann 
Gemeinderat Simon daſelbſt 
und bem Bürgermeifter Roth in Dambach beitehenben 
BWahltomitee in der Weile aufgeftellt, dab das nach— 
ftehenbe Schreiben: " 
(es iſt das im Bericht abgebrudte Erfuchungsichreiben an 
zc. Böhlmann wegen Uebernahme der Kandidatur) 
an den Kreisdiretor gerichtet, im Barr’er Kantonsblatt, 
welches ben Akten beiliegt, abgedruckt und mit dem nach— 
ftehenden, in Kopie beigebradhten Cirkularſchreiben: 
(worin diefelben Perfonen zur Unterſchrift des Erjuhungs- 
ichreibens an 2c. Böhlmann, ſowie zur Erwirkung von 
Unterjchriften von Notablen der Gemeinde auffordern) 
an alle Bürgermeifter des Kreifes überjandt ift. 

Zu biefer feſtſtehenden Thatſache kommt die Proteft- 
behauptung Hinzu: 

„daß Dies 9— Verabredung mit dem Kreisdirektor Pöhl⸗ 
mann geſchehen ſein ſoll, welcher zuſammen mit den 
genannten Bürgermeiſtern von Barr, Gertweiler, Heiligen— 
ſtein und Mittelbergheim bei dem Drucker des Barr'er 
Kantonsblattes Gaudemar erſchienen ſei, um die be— 
treffenden Druckſachen zu beftellen“. 

Der hierüber erhobene Beweis hat ergeben, daß 
x. Pöhlmann, wie er jelbft in feiner amtlichen Erklärung 
zugiebt, bei ber Verfammlung in Barr war und das ons 
zept bes betreffenden Schreibens, weldyes nad) jeiner Ans 
gabe „von einem Schlettftabter Wähler verfaßt war“, 
ben Berjammelten zu weiterer Veranlaſſung übergeben hat. 
Die Zeugen Bürgermeifter Dieg und Zeyſſolf beftätigen 
dies. Dagegen ift durch den Beugen Baudemar wider: 
legt, daß zc. Böhlmann jemals bei ihm war. 

Im Uebrigen ift durch den genannten und andere 
Zeugen, 3. B. Pfarrer Diep und Fiſcher und Staats— 
anwalt Fiſcher bargethan, daß ꝛc. Pöhlmann erſt als 
Kandidat aufgetreten ift, nachdem er darım von verſchie— 
benen Seiten wiederholt erſucht ift. 

Hinfictlich der anderen im Berichte hervorgehobenen, 
bierunter abgebrudten Momente hat die Kommifjion das 
Folgende als erwiefen angenommen. 


s Barr, 
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Wie ber Bericht hervorhebt, kommen dafür „außer den 
aftenmäßigen Konftatirungen und den Bermuthungen, welche 
aus ben vorliegenden Berhältnifien zu entnehmen find, die 
3 en in Betracht, die als handelnde Perſonen bei den 

orfällen aufgeführt ober als Zeugen befonders genannt 
find.“ Ihnen treten bie in ber Eingabe Böhlmann’s 
nachträglich benannten Zeugen hinzu. 

u b) Die Bürgermeifter haben dann bie Eircular- 
fchreiben durch ben Ortsboten zur Sammlung von Unter: 
fchriften umbhertragen lafjen und zu gleichem Zweck auch 
die Gemeinderäthe und Notabeln, namentlich in Stogheim, 
verjammelt. 

Ein bejonderer Beweis Hierfür ift Iediglih für 
Mittelbergheim geliefert, indem der Bürgermeifter Selz 
bezeugt hat, daß er die Eircularjchreiben am Schluß einer 
regulären Gemeindeverjammlung vorgelegt habe, worauf 
biejelben von ben anmwejenden Herren unterjchrieben jeien. 

Zu ec) Der Bürgermeifter Spies in Schlettitabt, 
welcher allein das mehrerwähnte Schreiben nicht mit unter: 
ſchrieben Hat, ijt von der Regierung von Eljah-Lothringen 
in Ausübung ihrer Diktaturbefugnig am 30. Juni 1893 
feines Amtes enthoben — angeblid wegen Wahlagitation 
für den regierungsfeindlichen Kandidaten. 

Pöhlmann war nad feiner Angabe kurz vor ber 
Aufftellung feiner Kandidatur bei Spies. Zwiſchen 
ihnen fand eine Unterredung über die Böhlmann'iche 
Kandidatur ftatt, worin Spieß offen erklärte, daß er die 
Randidatur nicht unterftügen könne. Derjelbe hat bei feiner 
erften Bernehmung angegeben, daß Böhlmann ihn gefragt 
habe, „ob er nicht auch bie Empfehlung feiner Kandidatur, 
alio das Eircularfchreiben unterſchreiben wolle”, und bei 
feiner zweiten Bernehmung auf Borhalt Pöhlmann's 
biefe Angabe bahin reftringirt: „ich kann midy allerdings 
nicht mehr erinnern, daß mid Herr Böhlmann birelt 
gefragt hat, ob ich nicht auch bas an m zu richtende 
BWahleircular (enthaltend die Aufforderung, jeine Kandidatur 
aufzuftellen) unterjchreiben wolle. ch hatte nur ben Ein— 
drud, als jei der Zwed der Zuſammenkunft, welde Herr 
Pöhlmann mit mir hatte, und unferer Auseinanderjegungen 
ber, mich ebenfalls für die Unterfchrift zu gewinnen." 

Spiek hat in Wirflichfeit das betreffende Schreiben 
nicht unterjchrieben und ſich nach feiner Behauptung jeder 
Bahlagitation enthalten. 

Eine Pflichtverlegung im Amt ift ihm von feiner 
Seite zur Laft gelegt. zc. Pöhlmann hat in feiner amt- 
lihen Auskunft erflärt, daß er nicht in ber Lage jei, 
Näheres über die Amtsentjegung des zc. Spieß, Die er 
nicht beantragt habe, mitzutheilen. 

Einige Tage nah ber Wahl Pöhlmanns ift ber 
Oberregierungsratö Dominicus zu 2c. Spieß gefommen, 
wie dieſer angiebt, um ihn zur Abdifation zu bewegen. 
Am 29. Juni 1893 ift ze. Spiek dann feines Amtes als 
Bürgermeifter ohne Angabe von Gründen enthoben. Auf 
die in Beranlaffung bes Reichstagsbeichluffes geſtellte Frage 
bat der Staatsjekretär für Elſaß-Lothringen erklärt: 

„Da nad den angeführten Beftimmungen die 
Emennung und die Abberufung der Bürgermeijter 
in das Ermeffen des Landesheren geftellt iſt, kann 
in eine Erörterung ber Gründe, aus denen im 
einzelnen alle die Ernennung oder die Abberufung 
erfolgt ift, nicht eingetreten werden.” 

Spieß hat am Schluß feiner eidlichen Vernehmung 
ausgeſprochen: 

„Aus allem dieſem geht für mich hervor, daß 
meine Entlaſſung lediglich die Konſequenz der 
hieſigen Reihstagswahl war.” 

Die Kommiffion nahm in ihrer Mehrheit als erwieſen 
an, daß die unmittelbar nad der Wahl angekündigte und 
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furz darauf ausgefertigte Entlaffung des zc. Spieß weſent⸗ 
lich mit Rüdficht auf fein Verhalten bei der Wahl erfolgt 
8 während bie Minderheit die Schlüſſigkeit dieſer Annahme 
beſtritt. 

Zu d) Pöhlmann hat am 8. Juni folgenden im 
Driginal beigebrachten Wahlaufruf erlaflen: 

(Der Wahlaufruf ift im Bericht abgebrudt.) 

Er fol überall in Begleitung der Bürgermeifter, Förfter, 
Gensdarmen und — Wahlverſammlungen, zu denen 
von dieſen die Einladungen ergingen, abgehalten haben 
und dabei in Weiler und an den meiſten andern Orten 
ſich mit Worten, wie die folgenden, empfohlen — „Der 
Kreisdiretor Tann Euch die beiten Dienfte leiten, entjteht 
irgendwo ein Unglüd, Erepirt 3. ®. einem armen Mann 
feine Kuh, fo wendet er ſich an ben Sreisdireftor und nicht 
nah Siotzheim.“ Der Bilar Ernft in Steige ift hierfür 
als Zeuge benannt. 

öhlmann hat nad) Ausfage der Zeugen, nament- 
lich auch der von ihm ſelbſt nachträglich benannten, in 
zahlreihen (etwa 20) Orten des Wahlkreijes Wahlver- 
fammlungen abgehalten, zu welchen die Bürgermeifter bes 
Drtes eingeladen haben. 

Er war dabei vom Bürgermeifter Roth, nach deſſen 
Ausjage, „in verſchiedenen Ortſchaften“ begleitet. Ueber 
die Begleitung durch Förſter, Gensdarmen und Lehrer ift 
Nichts bekundet. 

Bezüglih der Wahlverfammlung in Weiler Hat ber 
Pfarrer früher Vicar Ernft eidli bezeugt: daß in der 
fonft ruhig und Eorreft gehaltenen Rede Pöhlmanns die 
Wendung vorgelommen jei: „Er, als Sreisdireftor, kenne 
die Bebürfniffe der Gemeinden und des gemeinen Mannes, 
wenn Jemand oder die Gemeinde etwas haben wolle, gehe 
man nad Schlettftabt zum Kreisdirektor umd nicht nad 
Stotzheim.“ Der Zeuge fügt hinzu: „Er fpielte babei auf 
die in Frage ftehenden Kirdhenbauten in Weilerthal an“ 
und bemerkte babei: daß er nicht wilfe, ob alle Theilnehmer 
diefe Anfpielung jo gut verftanden hätten wie er, dem bie 
Berhältniife näher bekannt geweſen jeien. 

Dagegen haben die übrigen Zeugen, befonbers die von 
ze. Pöhlmann benannten, ausbrüdlich bezeugt, daß der— 
felbe in den anderen Bahlverfammlungen etwas Achnliches 
nicht gejagt, vielmehr rein ſachlich geiprochen habe. 

u e) Böhlmann fol den Pfarrer Pentil in 
Elfenheim, ber ihm feine Stimme verweigerte, mit ben 
Worten gedroht haben: „Man wird euch Prieftern, die ihr 
gegen ben Regierungsfandibaten ftimmt, die Schraube enger 
anziehen.” 

Die Meußerung, in dieſer Weife ernftlih gemeint, ift 
nicht als erwiejen erachtet. 

Zu f) Oberregierungsrati Dominicus und Dber- 
ſchulrath Schlemmer in Straßburg follen dem Pfarrer 
Stuhl zu Breitenau für feine Dienitwohnung eine Wafdh- 
küche und eine Gartenmauer verſprochen Haben, wenn er 
für Böhlmann jtimme. 

ier gilt das zu e Bemerkte. 

ug) Kurz vor der Wahl fol ben Leuten von den 
Förftern Walbftreu und von den Bürgermeiftern Bewäſſe— 
rung ihrer Wieſen zugefichert fein — sofern fie gut wählen; 
jo namentlih in Ebersheim. 

Als Zeugen ſind Aloys Frey, Emile Kieng, 
Martin Schmitt und Victor Rohme bafelbft, ſowie 
Wagnermeifter Alphonfe Lohner in Ebersmünfter bes 
nannt, 

Nur in Ebersheim ift kurz vor ber Wahl nad ben 
eidlichen Ausfagen ber Zeugen Frey, Kieng, Schmitt und 
Rohme von dem Gemeindeboten in Dienſtmütze durch fos 
genannte Fleine Verkündigung öffentlich bekannt gemacht: 
Die Leute könnten auf der Bürgermeifterei ihre Wieſen an- 





geben, welche fie wäſſern möchten, wenn fie gut fimmten; und 
durch denfelben ſowie dur den Bannwart und den Wald— 
hüter den Leuten gejagt: fie dürften morgen Streu und Futter 
im Gemeindewald holen, wenn fie brav wählten. Diesbezüglic) 
ift andererjeits von dem Bürgermeifter Lanus in Ebers— 
heim eiblih einbezeugt: daß die Wieſenbewäſſerung 
ſchon länger im Plan geweſen fei und daß die Leute von 
ihm zum Wahltag auf das Rathhaus bejtellt feien, um 
weiter über die Sache zu verhandeln — ohne daß ber 
Zeuge fi über das Vorgehen bes Gemeindeboten weiter 
ausgelaffen hat. Ebenſo hat ber FForjtmeifter Gumbel 
eidlih ausgejagt: daß am 20. und 29. Mai 1893 bie 
Oberförfter im ereljaß von der Regierung angewieſen 
jeien, die Wünſche der Bevölkerung auf Gras, Viehweide 
und Futterlaub thunlichft zu berüdfichtigen. Die Abgabe 
von Gras Habe er nicht verfügt. Er habe bie Förſter nur 
autorifirt, Laub alsbald nad dem Abfall an bie ſich Mel- 
denden abzugeben. Die Laubabgabe erfolge im November. 

Zu bh) In Eichhofen follen die Wähler am 11. Juni 
durch den Gemeindediener mitteljt Trommeljchlag in das 
Schulhaus citirt fein und der Vürgermeifter Grau und 
Lehrer Schmitt in der Verfammlung unter Hinweis auf 
die bereits erhaltenen und noch zu erhoffenden Wohlthaten 
bes Kreisdireftors Pöhlmann dringend zu feiner Wahl 
aufgefordert haben. Als Zeuge ift der Pfarrer J. Stöder 
dafelbft benannt. 

Die Thatſache ift durch die Ausfage der beeibigt ver— 
nommenen Zeugen Stöder, Schmitt und bejonders 
Grau dahin erwiefen, daß der Bürgermeifter Grau bie 
Berfammlung dur Trommelihlag hat zufammenberufen 
lafien und in derjelben zur Wahl BPöhlmanns umter Hin- 
weiß auf die von ihm erhaltenen und noch zu erhoffenden 
Wohlthaten aufgefordert hat. 

Zu i) Die Bürgermeifter follen die Wahlzettel für 
Pöhlmann vielerwärts durch die Gemeinbediener mit dem 
Bemerken haben ausbieten lafjen: Diefer und fein Anderer 
fei zu wählen, ſonſt würde man gebrüdt. Dabei follen die 
im Befig ber Leute befindlichen Glöckler'ſchen Wahlzettel 
weggenommen und vernichtet fein. 

AS Zeugen dienen die zu g benannten Frey, Kientz, 
Schmitt und Rohme. 

Der Bürgermeifter Zeyffolff bezeugt für Gertweiler, 
daß dort die Böhlmann’ichen Wahlzettel durch den Ge— 
meindediener umbergetragen jeien, — wie ſolches von jeher 
üblich geweſen ſei — während Glödler feine Zettel an 
den Pfarrer zur Vertheilung geſandt habe. 

Der Bürgermeifter Lanus bezeugt für Ebersheim, 
dab er bort die Böhlmann’ihen Wahlzettel durch ben 
Gemeindediener * umhertragen laſſen — nachdem er 
erfahren hat, daß gegen die Verabredung von geiſtlicher 
Seite für Glöckler agitirt werde. 

Das Uebrige, über welches mehrere Zeugen nur vom 
Hörenſagen berichten, gilt nicht als erwieſen. 

Zu k) Insbeſondere ſoll zu Diebolsheim der Lehrer 
Dambad Namens des Bürgermeifters Adam durch ben 
Drtöboten Rohr die Glöckler' ſchen Stimmzettel, welche 
Ludwig Falk daſelbſt vertheilte, Zonfiszirt und bem 
Letzteren die Wiedereinſammlung der vertheilten Stimmzettel 
bei 5 Tagen Strafe anbefohlen haben. 

Nah ihren übereinftimmenden Wusjagen Hat ber 
Bürgermeifter Adam durch den DOrtsboten Rohr bem 
Glöſckler' ſchen Stimmzettelvertheiler um einen Kolportage— 
fchein fragen und ihm androhen laffen, daß er eventuell 
zu Protololl angeichrieben werde, und der Lehrer Dambach 
daſſelbe direkt (nach Verabredung mit dem Bürgermeifter)gethan. 

Der Bürgermeifter Adam hat aud) eingeräumt, daß 
er dem Stimmzettelvertheiler anbefohlen habe, bie bereits 
vertheilten Glöckler' ſchen Stimmzettel wieder einzufanmeln, 
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Was nun die aus diefen Momenten zu entnehmende 
amtliche regte anbetrifft, jo äußert ſich darüber 
ber icht: 
Würde dieſer Thatbeſtand im Ganzen erwieſen, 

ſo würde das für die Pöhlmann'ſche Wahl 
entjcheidend ſein. Wie weit dieſer Effekt den ein— 
zelnen Behauptungen, namentlich der erſten für 
ſich allein, zukomme, könne unentſchieden bleiben, 
bis die behaupteten Thatſachen durch den Beweis 
konkrete Geſtalt gewonnen hätten. 

Der Berichterſtatter hob hervor: 

Aweifelsohne hat ein Beamter das paffive Wahlrecht. 
Dei der Aufftellung feiner Kandidatur im eigenen Amts— 
bezirt — vollends in Elſaß-Lothringen — ift aber bie 
größte Vorficht zu beobachten, weil der Kandidat von bem 
Beamten ſchwer getrennt zu halten iſt. 

Im allgememen war das Auftreten des Pöhlmann 
als Kandidat korrelt. Er * ſeine Kandidatur nicht ſelbſt 
aufgeſtellt und ſein Wahlaufruf wie ſeine Wahlreden waren 
durchweg ſachlicher Natur. Aber er hat ſich doch nicht in 
Allem paſſiv verhalten. Dahin rechnet ſeine Unterbreitung 
bes Erſuchungsſchreibens an ihn, ſein Einireten bei ꝛc. 
Spieß, die jehr zahlreihe Abhaltung von Wahlverjamms- 
lungen, und fein Hinweis in ber Wahlverfammlung 
von Weiler auf das, was von ihm als Beamter zu er— 
warten fei, 

Seine Kandidatur hat jedoch die größte —— 
bei feinen Unterbeamten, beſonders den Bürgermeiftern, 
gefunden. 

Diefe, die in Elſaß mit polizeilihen Befugniffen aus- 
geftattet find, find von Anfang bis zu Enbe für die Wahl 
des Kandidaten Pöhlmann eingetreten 

— zunächſt dur das von allen Bürgermeiftern, mit 
Ausnahme von Herrn Spies, unterjchriebene Erſuchungs— 
fchreiben, 

— durh die Gewinnung von Unterfchriften von 
Notablen darunter, 

— durch das Umherſchicken von Wahlzetteln für Böhl- 
mann, in einem Ort aud durch das Konfisziren Glödler- 
ſcher Wahlzettel 

— durd die Zufammenberufung von Wählerverfamms 
Iungen der Eingeleffenen der Bürgermeijtereien und Em- 
pfehlung der Böhlmann’ihen Kandidatur. 

Beſonders bemertenswerth ift die Entlaffung des 
Bürgermeifters Spieß in Beranlaffung feines weigerlichen 
Verhaltens bei der Wahl, worüber der Bericht bejagt: 

Die erjt nach der Wahl erfolgte Abſetzung des 
Bürgermeifters Spieß in ber behaupteten Art und 
Weiſe erfcheine wegen der bavon zu machenden 
Rückſchlüſſe relevant. 

Die Mehrheit der Kommiffion ftimmte dieſer Dar— 
legung des Berichterftatters im allgemeinen zu und fand 
in dem vorliegenden Thatbeftand eine von den maß— 
gebenden Organen fo allgemein geübte amtlihe Wahl: 
beeinfluffung, als ob man es mit einer offiziellen Sans 
didatur nach franzöſiſcher Art zu thun Habe. Sie entſchied 
ſich daher für die Ungültigfeitserflärung der Pöhl— 
mann'ſchen Wahl, in welcher der Ausdruck des Volls— 
willens nicht zu erfehen fei. 

Die Minderheit der Kommiffion legte alles Gewicht 
darauf, daß den Beamten: dem Kreisdireltor Pöhl- 
mann und ben Bürgermeiftern, das paffive und aktive 
Wahlrecht uneingefchräntt zuftehe, und erjah in dem Auf— 
treten dieſer Perſonen nur die Ausübung ihres Rechtes. 
Es feien nur ganz vereingelte Verſtöße nachgewieſen, denen 
keineswegs eine genügende Tragweite für die Paraliſirung 
der mit einer abfoluten Majorität von 783 Stimmen er— 
folgten Wahl zukäme. In den Hierfür in Betracht kom— 
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menden Wahlbezirten Diebolsheim, Elfenheim und Eich— 
hofen habe die Summe der für Pöhlmann und Glödler 
abgegebenen Stimmen nur 132 rejp. 125 betragen. Der 
Nachweis der Dienftentlafjung des ꝛc. Spieß wegen jeines 
Verhaltens bei der Wahl ſei nicht geführt. Die Minber- 
7 erflärte ſich beshalb für die Gültigkeitserflärung der 
öhlmann'ſchen Wahl. 

Bei der Abftimmung wurde bie Ungültigfeit ber 

Pöhlmann'ſchen Wahl mit 7 gegen 3 Stimmen vofirt. 


berg nad ftellt die Wahlprüfungs-Sommiffion ben 


* Der Reichstag wolle beſchließen: 

1. bie Wahl des Abgeordneten Böhlmann 
im ſechſten Wahlkreiſe der Reihslande 
ElfaßsLothringen für ungültig zu ers 
tlären; 

2. dem Herrn Reichskanzler die Alten zur 
Kenntnißnahme und geeigneten Berans 
lafjung mit Rückſicht auf das bei ber 
nabträglihen Beweiserhebung ftattge- 
habte Verfahren vorzulegen. 

Berlin, den 11. März 1896. 


Die Wahlprüfungs-Kommiſſion. 
Spahu, Borfikender. Braudeuburg, Berichteritatter. 
Auer. Dr. Böhme, — Gamp. ei 
v. Solleuffer. Dr. v. arquardien. ieder. 
Dr. & . d. Schöning. Dr. Stephan (Beuthen). 

Wellitein. 





Anlage. 


Kaiferliches Amtsgericht. 
Barr, den 8. Juni 1895. 
Vernehmung in Sadyen betreffend die Prüfung der 
Wahl des Neichstagsabgeordneten Pöhlmann in 
Schlettſtadt. 
Gegenwärtig: 
Amtsrichter Kreußel 
als Richter 
Hülfsgerichtsfchreiber Kamradt 
als Gerichtsſchreiber. 
Es erſcheinen auf Labung 


1. Bürgermeifter Nebinger zu Heiligenftein 
2. ⸗ Die » Barr 
Zeyfiolff = Gertweiler 


3. ⸗ 

4. Buchdrucker Gaudemar in Barr. 

Dieſelben wurden nach Bezeichnung des Gegenſtandes 
der Unterſuchung und nach Hinweis auf die ——— 
bes Eides einzeln und in Abweſenheit der ſpäter Abzu— 
reg veranlaßt, dasjenige was ihnen von bem Gegen⸗ 
tande ber Bernehmung bekannt ift, im Bufammenhange 
anzugeben und hierauf wie folgt vernommen: 

1. Zeuge nach Leiftung des Zeugeneides: 

Ich Heike Leonhard Nebinger, bin 75 Jahre alt, evan- 
geliiher Religion, Vürgermeijter in Heiligenftein. c.g.n. 

.S. Ich bin feiner Zeit Mitglied bes Wahl- 
fomitee'8 gemwejen, welches für die Candidatur bes Kreis: 
Directors Böhlmann eintrat; wer die Bildung des Komitee's 
ind Werk gejegt hat, weiß ich nicht mehr. Ich erinnere 
mid, daß ich etwas unterjchrieben habe, was ſich auf 
die Wahl des Kreisdirectors Pöhlmann bezog, ih kann 
mich aber nicht erinnem was es gewejen iſt. Sider 
it, daß ich das Girkularjchreiben d. d. Barr, den 22. Mai 
1893 mit unterjchrieben habe. Wer dieſes Schreiben 


verfaßt hat, weiß ich nicht. Ebenſowenig kann ich jagen, 
wer das an ben Sreisdirector gerichtete Schreiben, im 
welhem dieſem die Neichstagscanbidatur angetragen 
wurde, aufgejeßt hat. 

Es ift unmwahr, daß diefe Schreiben nad) Ber- 
abredung mit dem $reisdirector Böhlmann abgefaßt und 
verfandt worden find. Wenigftens bin ih nie bei einer 
derartigen Berathung zugegen geweſen. 

Wir Haben unter uns, ohne daß Kreisdirector 
—— dabei war, über die Kandidatur des Letzteren 

erathen. 

ei dem Buchdrucker Gaudemar bin ich überhaupt 
nie geweſen. Ich kann alſo auch nicht ſagen ob der 
Kreisdirector Pohlmann für ſeine Perſon dort war. 

Es ift nicht richtig, daß ich die Eirkularfchreiben 
durch den Gemeindeboten in Heiligenftein habe herum— 
tragen laffen, um Unterfchriften zu jammeln. Ebenſo— 
wenig habe ich den Gemeinberath und die Notabeln zus 
jammen beorbert, Richtig ift nur, daß ich gelegentlich bei 
meinen Befannten für den Kreisdirector eingetreten bin. 

Bon den unter Il d angeführten Thatfachen ift mir 
nicht8 bekannt. Der Kreisdirector war meines Erinnerns 
einige Zeit vor der Wahl bei mir in Heiligenftein.. Dies 

at aber an ſich nichts auffälliges, ba er regelmäßig von 
eit zu Zeit zu kommen pflegt. Bei feinen Beſuchen ift 
meines Wiſſens von der Wahl nicht geſprochen worben. 

Es ift unmwahr, dab den Leuten vor der Wahl 
Waldſtreu oder Bewäſſerung ihrer Wiefen oder fonftige 
Vortheile zugefichert worden find für den Fall, daß fie 
gut wählen. Wir Haben allerdings in jener Zeit kurz 
vor ober nad der Wahl — genauer weiß ich es nicht 
—* — Waldſtreu belommen. Dieſe wurde aber auf 
unſer Begehren von der Regierung bewilligt. 

Die Wahlzettel für Pohlmann wurden, wenn ich 
nicht irre, durch den Bannwart herumgetragen. Das 
Gleiche hätte ich für den Kandidaten Glöckler gethan, 
wenn er mir ſeine Zettel anvertraut hätte. Er hat fie 
mir aber nicht geben wollen. Er hat fie dann durch 
einen gewiſſen Jund von Gertweiler herumtragen laſſen. 
Diefer hat den Leuten die Zettel aufgezwungen. Ich 
habe erzählen Hören, daß Jund, wenn bie Leute bie 

ettel nicht annehmen wollten, biefe ohne Weiteres ins 
immer legte. 
® g. u. 
Nebinger. 


Heiligenſtein, den 9./10. Juni 1895. 
An 
Herrn Kaiferlihen Amtsrichter 
in 


Barr 
In meiner geftrigen Ausfage bezüglich der Ver: 
teilung der Wahlzettel habe ich wid geirrt. Es 
mar nicht ein Bannwari der die Zettel ausgeteilt 
hat für N Kreisdirektor, fonbern ein junger Menſch 


Emil Pfleger 
Hochachtungsvollſt 
Nebinger 

2. Zeuge nach Leiſtung des Zeugeneides. Ich heiße 
Richard Dietz bin 68 Jahre alt, evangeliſcher Religion, 

Bürgermeifter in Barr. c.g.n. 
3.5. Ich kann mid) der Vorgänge z Zt der Wahl 
1893 wegen der langen dazwiſchen liegenden Zeit nicht 
mehr genau erinnern. Jh weiß nur nod, daß ver- 
ſchiedene Herrn aus Barr und Umgegend, darunter der 
Bürgermeijter von Gertweiler und ich im Beifein des 
Kreisdirector® Pöhlmann in einem Gafthofe hierſelbſt 
die NReihstagswahl beiprodhen Haben. Wie es kam, 
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daß wir dort zufammenfamen, weiß ich nicht mehr. Ich 
erinnere mid nur, daß ich einige Zeit vorher mit dem 


Bürgermeifter Zeybolff von Gertweiler über die von uns | 


bei ber Reihstagswahl einzunehmende Stellung berathen 
habe. Bei diejer legten Unterredung war der Kreis— 
director nicht zugegen. 

Bei ber Berathung im Gafthaus zum „Rothen Haus" 
wurde dem anmejenden Kreisdirector Pöhlmann bie 
Kandidatur angetragen. Pöhlmann, dem vorher bie 
Kandidatur ſchon indirect angetragen worden jein fol, 
zog ein Gonzept aus ber Taſche und las es meines 
Wiſſens ſelbſt vor. 
gebilligt. Ob das verleſene Conzept, das Schreiben 
d. d. Barr, den 22. Mai 1893 war, oder ob es das 
an ben Freisdirector gerichtete Schreiben in welchem 
diefem die Kandidatur angetragen wurde, war, oder ob 
ed beides zufammen war, fann ich nicht jagen. Ob der 
Kreisdirector bei Gaudemar war ober nicht, weiß ich 
nicht. Ich felbit bin nicht bei Gaudemar geweſen. 

Ueber die zu IIb aufgeftellten Thatfachen ift mir 
nichts erinnerlih. Unrichtig ift jedenfalls, daß ich den 
Gemeinderath oder die Notabeln von hier in Sachen ber 
Wahl zufammenberufen habe. 

Pöhlmann Hat Hier jelbft eine Art Programmrede 
— die von Leuten aller Stände beſucht war. 

tiefe VBerfammlung hatte feinerlei behördlichen Character. 
Wer fie einberufen Hat, weiß ich nicht — * 

Bon den zu Id aufgeführten Thatſachen ift mir 
nur foviel bekannt, daß Pöhlmann einen — 
deſſen Inhalt mir nicht erinnerlich iſt, erlaſſen hat. 

Die zu Ilg verzeichneten Behauptungen find, was 
die Gemeinde Barr angeht, unwahr. Auch ift mir nicht 
das Geringſte davon befannt geworben, daß in anderen 
Gemeinden etwas ähnliches gejchehen fei. 

Zu Ui. Das Hiefige Bürgermeifteramt hat ſich 
um Austheilnng ber Wahlzettel nicht gekümmert. Wer 
fie ausgetheilt hat, weiß id nit. Davon, daß ben 
Leuten die Glöckler'ſchen Wahlzettel weggenommen und 
vernichtet worben find, weiß ich nichts. 

v. 


g. u. 
R. Diep. 
3. Zeuge nach Leiſtung des Zeugeneides: 
SH Heike Gottfried Zeyßolff, bin 73 Jahre alt, 
evangelifcher Religion, Bürgermeifter in Gertweiler. e.g.n. 
.©. Id erinnere mid, daß nad) Belanntgabe 
des Wahltermins eine Beiprehung zwiſchen bem Bürger: 
meifter von Barr und mir über bie damals bevorjiehende 
Reihstagswahl ftattgefunden Hat. Ob font noch Je— 
mand babei war, weih ich nicht mehr. An einem darauf 
folgenden Sonntag Nachmittag kamen dann verfchiebene 
Herren von Barr und Umgegend im „Gafthaus zum 
Rothen Haus” hierſelbſt zufammen, um über die Reichs— 
tagswahl Rüdfpradhe zu nehmen. Wer außer dem Bür- 
germeifter Dieg und mir aus ber UImgegend noch zus 
gegen war, kann ic) nicht mehr genau fagen. Ich meine, 
ba ber Eigenthümer Willm aus Heiligenftein ebenfalls 
zugegen war. Beſtimmt kann ich nur jagen, baß ber 
Kreisdirector Pöhlmann perfönlid anmefend war. Es 
wurde über die Wahl berathen und ſchließlich der Kreis: 
director Pöhlmann als Kandidat vorgeſchlagen. Es 
wurde dann ein Schriftftüd vorgelefen. Wer es beige 
bracht und vorgelefen hat, weiß ich nicht . Ach 
erinnere mid), bob in dem Schriftjtüd ftand, der bisherige 
NReihstagsabgeordnnete Lang wolle ein Mandat nicht 
mehr annehmen. Auch wurde, wenn ich mic) Recht ent- 
finne, das Eirkularjchreiben vom 23. Mai 1893 verlefen. 
Der Entwurf des Schreibens wurde von Allen gebilligt. 
Ob es auch von Allen unterfchrieben wurde, weiß ich 


Das Schreiben wurde allgemein | 





— — — — — — — — — — — — — 


bekannt gemacht und auf die Bedeutung des Eides 
wieſen waren, wurden ſie ei 
ſpäter zu Vernehmenden wie folgt vernommen: 
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nicht. Wer die Drucklegung des Schreibens beſorgt hat, 
iſt mir unbekannt. Ich ſelbſt bin überhaupt nicht bei 
audemar geweſen. 

Der Kreisdirector Böhlmann hat in Gertweiler feine 
Verjammlung abgehalten. In Gertweiler wurde übers 
haupt feine Wahlverfammlung gehalten. 

Ueber Punkt I g ift mir nicht das Geringfte be— 
fannt geworben. 

In Gertweiler wurden die Pöhlmann'ſchen Wahlzettel 
durch den Gemeindeboten herumgetragen, wie dies von 
jeher in Gertweiler üblid war. Ih Hätte auch die 
Glöckler'ſchen in gleicher Weife herumtragen laffen. Aber 
fie wurden mir nicht zugeſchickt. Glöckler ſchickte feine 
Zettel an den katholiſchen Pfarrer von Gertweiler. Dieler 
ließ fie durch einen ihm ergebenen Mann Namens Jund 
herumtragen. 

Daß der Gemeindediener beim Austragen der Wahl: 
zeitel irgend eine Bemerkung gemacht hätte, ift mir nicht 
befannt geworden. Aud davon, dab ben Leuten bie 
Glöckler'ſchen Zettel mweggenommen und vernichtet worben 
feien, habe ich nichts rer 

Es ift unrichtig, daß ich die Cirkularſchreiben durch 
den Gemeindeboten habe herumtragen lafjen. Ebenjo- 
wenig habe ich den Gemeinderath oder die Notabeln von 
Gertweiler zum Zwecke ber Wahlagitation verfammelt. 
Ob dies andermärts gefchehen ift, weiß ich nicht. 


v. g. u. 
G. Zeyßolff. 
4. Zeuge nach Leiſtung des Zeugeneides: 
Ih heiße Auguſt Gaudemar, bin 68 Jahre ‚alt, 


fatholifcher Religion, Buchdruder in Barr. c.g.n. 


3.6. Es ift unridtig, daß der Kreisdirector Böhl- 
mann zufammen mit ben Bürgermeiftern von Barr, Gert- 
meiler, Heiligenftein und Mittelbergheim zu mir gelommen 
ift, um bie Druckſachen zu bejtellen. Der Kreisdirector 
war überhaupt niemals bei mir. Auch war feiner ber 
Komiteemitglieder perfönlih bei mir anweſend. Die 
Druckſachen wurden wahrjcheinlich in Auftrag des Komitees 
bei mir beftellt. 

v. g. m 
Gaudemar. 
Kreußel. Kamrabt. 
Weiterverhandelt auf dem Gemeindbehaufe zu 
Mittelbergheim, ben 10. Juni 1895. 
Gegenwärtig: 


Die Eingangs benannten 


Gerichts perſonen. 
Auf Ladung erſchienen: 
1. Bürgermeiſter Selg in Mittelbergheim 
2. Lehrer Schmitt früher in Eichhofen jept in 
Mitteldbergheim. 
Nachdem diefelben mit bem Gegenſtande ihre Vernehmung 
inges 
n und in Abmejenheit bes 


Zu 1, nad Leiftung des Beugeneibes. 

PB. eihe Andreas Self, bin 53 3. a, 
evangelifcher Religion, Bürgermeifter in Mittelbergheim. 
e.g.n. 

3. S. Ueber den Verlauf der Vorbeſprechungen zu 
der Reichstagswahl 1893 kann ich nichts angeben. Ich 
* Denn a Oel Be Das - ber Be- 
predung im Gafthof zum „ en Haus" in Barr lam 
ber Bürgermeifter Benbolf von Gertweiler zu mir und 
erzählte mir, man beabfichtige den Kreisdirector Böhlmann 
als Kandidaten aufzuftellen. Zugleich frug er mid), ob das 
auch mein Mann ſei. Ich erflärte ihm, daß ich für Pöhl- 

162* 
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eintreten wolle. Davon, daß id das Eirkularjchreiben 
vom 22. Mai 1843 unterjchrieben habe, weiß ich nichts. 
Sicher aber ift, daß ich vollitändig damit einverſtanden 
war, daß mein Name darunter gefeht wurde, 

Wer die Drudjachen bei Gaudemar bejorgt hat 
weiß ich nicht. 

Das Cirkularſchreiben habe ich überhaupt nicht in 
der hieſigen Gemeinde herumtragen laſſen. Ich habe 
weder ben Gemeinderat nod irgend welche Notabeln 
zum Zwecke der Wahlagitation verfammelt. Ich habe 
lediglich nad) Beendigung einer regulären Gemeinberath- 
figung den anwejenden Herrn von der bevorftehenden 
Reihstagswahl geſprochen. Die Herren haben fid dann 
jofort und aus eigener Imitiative auf dem Eirkular 
unterjchrieben und erklärt, bem Kreisdirector ihre Stimmen 
geben zu wollen. Außer den Gemeinderathsmitgliedern 
haben nod) einige Herrn von hier, mit denen ich zufällig 
zufammentraf, das Cirkular unterfchrieben. 

Was in den andern Gemeinden bed Wahlbezirks 
geſchehen ift, weiß ich nicht. 

Zu Id fann id nur fagen, daß ber Kreisdirector 
Pöhlmann während der Wahlperiode überhaupt nicht 
bier war. Ich weiß nur von einer Wahlverfammlung, 
welde der Kreisdirector Pöhlmann in Barr abgehalten 
en Wer diefe einberufen hat, weiß ih nit. Ih bin 
ei berjelben zugegen — Der Kreisdirector ſprach 
über die kommenden Reichstagswahlen und feine Slel— 
lungnahme zu den ſchwebenden Fragen. Der Kreis— 
director erihien meines Willens zu der Wahlverſamm— 
fung * jegliche Begleitung. Der Saal in welchem 
die Verſammlung ftattfand, war von Männern aus allen 
Geſellſchaftsſchichten vollftändig angefüllt. 

Zu Ilg. Einige Wochen vor der Wahl erhielt ich 
wie alljährlid, ein Schreiben vom Oberförjter, es möchten 
fih Diejenigen Leute melden, welde Waldjtreu haben 
wollten. Ich lich dies wie alljährlich befannt machen 
und entfprechend dem früher beobadıteten Verfahren 
die Leute auffordern, fih auf dem Bürgermeijteramt zu 
einem beſtimmten Termin zu melden. Es famen etwa 
30 Perjonen, welche Waldftreu begehrten. Bei diejer 
Gelegenheit frug mid) ein Mann beim Weggehen für 
wen man ftimmen folle. Ich erwiderte — daß ich 
für den Kreisdirector eintreten würde, weil er ſich ebenſo 
gut wie jeder Einheimiſche für die Bedürfniſſe der Be— 
völlerung intereſſire und der letzteren nach Kräften auf— 
zuhelfen beſirebt ſei. 

Bon Bewäflerung der Wieſen war bei uns feine Rede. 

. Zu Hi. Die Pöhlmannſchen Wahlzettel wurben 
nicht durch den Gemeindediener herumgetragen. Dies 
geihah durch Privatperionen. 

Die Glödlerfhen Wahlzettel wurden, wie ich von 
Hörenfagen weiß, durch Perfonen herumgetragen, die mit 
dem biefigen katholiſchen Pfarrer in Verbindung ftehen. 
Ich habe nie etwas davon gehört, daß den Leuten die 
Glöcklerſchen Wahlzettel abgenommen wurden. 


v. g- u. 
A. Seltz. 
ad 2. Nach Leiftung des Zeugeneides: 

8, P. Ih Heiße Alois Schmitt, bin 53 Jahre 
alt, Lehrer, fatholiiher Religion, wohne in Mittelberg- 
beim. e.g.n. 

3. S. Id war 3. Zt. der Reidhstagswahl 1893 
Lehrer in Eihhofen. Inzwiſchen bin nad Mittelberg- 
heim verjeßt worben. An einem Sonntage kurz vor der 
Wahl berief der Bürgermeifter von Eihhofen eine Ver: 
fammlung in das Schulhaus, Ob dies mittels Trommels 
ſchlags gefhah oder in welcher andern Weife, kann ich 





nicht jagen. Sedenfalls war den Leuten gejagt worden, 
dag es fih um die Neihstagswahl handele. In der 
Verſammlung hielt der Bürgermeijter eine Anſprache. In 
dieſer theilte er zumächft den Leuten mit, daß er in einer 
Wahlverfammlung die der Kreisdireltor in Epfig ab— 
gehalten habe, zugegen gemwejen fei. Dann gab er ihnen 
den ungefähren Inhalt der in Epfig gehaltenen Wahl- 
rede bes Kreisdirector® wieder. Er wies auch darauf 
hin, daß der Kreisdirector ſich ftets mit warmem Inter 
effe der in der Gemeinde —— Nothſtãnde an⸗ 
genommen habe. Es ſei deßhalb ſchon Dankespflicht 
eines Jeden, für ihn bei der Wahl einzutreten. Außer: 
dem bürge die bisherige amtlide Thätigkeit des Kreis— 
Directors, jowie feine Erklärung in Epfig dafür, daß er 
aud im Reichstage unfere Intereffen wahren werde. 
Weiter wurde nichts gejagt. 


. & % 
A. Schmitt. 
Zeuge erflärt nachträglich: 

Ich muß Hinzufügen: Bor den Wahlen ift ber 
Pfarrer Stoder von Eichhofen in ben Häufern herum 
gelaufen, um die Wähler dem Pfarrer Glödler geneigt 
zu maden. Während der Wahl hat er überall herum— 

eſpürt und alles controllirt. Bereits eine Stunde vor 
chluß der Wahl fam er in das Wahllofal und nn 
bei der nachherigen Feſtſtellung des Wahlergebnifjes 
jeden Stimmzettel in die Hand und Zontrollirte, ob er 
richtig verlejen fei. 
v. gu 
A. Schmitt. 
Kreußel. Kamradt. 
Verhandelt auf dem Gemeindehaufe zu Eich- 
hofen, den 10. Juni 1895. 
Gegenwärtig: 
Diefelben. 
Auf Ladung erfchien: 

Bürgermeijter Grau. 

Derjelbe wurde nadhdem er mit dem Gegenjlande 


der Unterfuchung befannt gemacht, und auf die Bedeutung 
bes Eides hingemwiefen war wie folgt vernommen: 


nad) Eidesleiftung. 

Ich heiße Joſef Grau, bin 50 Jahre alt katholiſcher 
Religion, Bürgermeifter in Eichhofen. 

3. S. Un einem Sonntage kurz vor ben Wahlen 
sg ih aus eigener Initiative und ohne vorher mit 

Kreisdirector Pöhlmann darüber geſprochen zu 

haben mittel$ Trommelſchlags die Wähler hiefigen Ortes 
auf das Gemeindehaus zufammenberufen. Etwa die 
Hälfte der hiefigen Wähler erſchien. In der Berfammlung 
wies ich darauf hin, daß der Gemeinde namentlich mit 
Rückſicht auf ihre bedrängte Vermögenslage feitens der 
Regierung zahlreihe Wohlthaten erwiefen worben feien, 
deren Bewilligung wohl Hauptjädhlid der Fürſprache 
bes Kreisdirectors zu verdanken jei. Es fei uns nun 
Gelegenheit geboten zu zeigen, daß wir der Negierung 
und dem Sreisdirector Pöhlmann dafür dankbar jein 
wollen. Auch ſei nad dem bisherigen Verhalten des 
Kreisdirectord anzunehmen, da er aud künftig Hin 
unjere Intereffen wahrnehmen werde. Was ich weiter 
noch gejagt habe, iſt mir nicht mehr in Erinnerung. 

Am Schluſſe meiner Anſprache habe ich meine Anz 
ſicht dahin geäußert, daß ich e8 unter den gegemmwärtigen 
Verhältniſſen für am beften hielte, für den Kreisdirector 
Pöhlmann zu ſtimmen. 

v. g. u. 
Gra 
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Der Bürgermeifter Grau erlärt, daß der Pfarrer 
Stöder nad) Dürningen Landkreis Straßburg verjegt 
worden fei. 

Kreußel. Kamradt. 


Weiterverhandelt auf dem Gemeindehaufe zu 
Dambad), den 10. Juni 1895. 
Gegenwärtig: 
Diejelben. 
Zufolge Ladung erſchienen: 
1. Bürgermeifter Roth 
2. Beigeordnete Emil Nark 
3. Gemeindeſchreiber Ruhlmann 
4. Gemeinderathsmitglied Martin Müller 
5. ⸗ Joſef Gall 
6. . Anton Heinrich 
fämmtlih in Dambad). 
Diejelben wurden einzeln und in Abweſenheit ber 
Ipäter Abzuhörenden nachdem fie mit dem Gegenjtand ber 
nterfuchung befannt gemacht und auf die Bedeutung des 
Eides hingewieſen waren, wie folgt vernommen: 

Der Eingangs unter 1 ———— unter Ausſetzung 
der Beeidigung. 

Ih Heike Edmund Roth, bin 52 J. a. katholiſcher 
Religion, Bürgermeifter in Dambad). 

3. ©. Es ift richtig, daß bei der Reidhstagswahl 
1893 2 UImen auf dem Tifche im Wahllotal aufgeftellt 
waren. Dies geichieht hier feit den Mger Jahren bei 
jeder Wahl. 

In den 40ger Jahren hat fi nämlich bie eine 
Wahlurne als zu Hein Herausgeftellt. Man hat deß— 
halb eine zweite herjtellen Iafjen, welche diefelbe Größe 
und dieſelbe Geftalt wie die erjtere hat. Beide Urnen 
find zum Verwechſeln ähnlid und werden mit denſelben 
beiden Schlüfjeln verſchloſſen. Die beiden Schlüſſel 
werben unter die Mitglieder des Wahlvorſtandes vertheilt. 

Bei der Neicdhstagswahl 1893 wurde genau in ber: 
felben Weije wie bei den — — Wahlen verfahren. 
Die beiden Urnen wurden auf dem Tiſch dicht neben— 
einander aufgeſtellt. Jede der Urnen wurde mit den 
zwei Schlüſſeln verſchloſſen und letztere an verſchiedene 
Mitglieder des Wahlvorſtandes ausgehändigt. Die 
Wahlzettel wurden, wie es gerade der Zufall gab, in 
die eine oder die andere Urne geworfen. Es iſt abſolut 
unwahr, daß dabei ein Unterſchied zwiſchen den Pöhl— 
mannſchen und den Glöcklerſchen gemacht wurde. 

Genau ſo war auch bei den früheren Wahlen ver— 
fahren worden. Unwahr iſt auch, daß der Schreiber 
des Einnehmers Eontrole geführt hat. Er war lediglid) 
Mitglied des Wahlvorftandes. 

Gegen 11 Uhr etwa machte ich den Scherz unter 
ben übrigen Mitgliedern des Wahlvorftandes, daß man 
an ber Form ber Zettel recht wohl hätte jehen können, 
für wen die Bettel abgegeben wurden. 

Um nun die Brobe auf das Erempel zu machen, 
legte ih, ohne daß die betreffenden Wähler eine Ahnung 
davon hatten, diejenigen Zettel, welche ich für Glöcklerſche 

ielt, in die eine und Diejenigen, welche ich für Die 
öhlmannfchen hielt, in die andere Urne. Den Wählern 
konnte dies nicht auffallen, da fie meinen Scherz nicht 
gehört Hatten und die Wahlzettel bei früheren Wahlen 
ganz nad) Belieben in die eine oder die andere Urne 
—— wurden. Dieſes Verfahren habe ich eine Weile 
ortgeführt, dann habe ich mich nicht mehr darum ge— 
lümmert. Als dann das Wahlergebniß feſtgeſtellt wurde, 
mußte id) die Wahrnehmung machen, dab mein Experi— 
ment in Wirklichleit richt geglüdt wäre. Denn auf den 
Pöhlmannſchen Betten war jehr Häufig der Name 





Pöhlmann durchſtrichen und durch denjenigen Glödlers 
erjegt. Umgekehrt war vielfah auf den Glöcklerſchen 
Zetteln der Name Glödler gelöfht und Pöhlmann an 
deſſen Stelle geſetzt. Es Hatten alfo die Wähler, offen: 
bar um Neugierige zu täufchen, vielleicht abfichtlic) 
Zettel des von ihnen nicht gewählten Ganbdidaten zur 
Wahl benußt. 

Bor den Wahlen 1893 wurde mir von verjdhiede- 
nen Seiten die Neidhstagscandidatur angetragen. Ich 
ae aber rundweg abgelehnt. Später frug mid; der 

ürgermeifter Zeykolff von Gertweiler, ob ich denn nicht 
für die Gandidatur des Pöhlmann wäre Ich fagte 
fofort: „das ift mein Mann”. Bon Glödler wollte ich 
abjolut nichts willen. 
ch bin bei feiner Vorbeiprediung auch nicht bei 
der am 22. Mai 1893 zugegen gewejen. Ich war aber 
trotzdem einverftanden, da mein Name unter das 
Schreiben vom 22. Mai 1893 gejeßt wurde. Ich habe 
auch ben Kreisdirector bei feiner Reife in verjchiedene 
Ortſchaften bes Wahlbezirkes begleitet. Wer die Drud- 
ſachen bei Gaudemar beforgt hat, weiß ich nicht. 

Die Cirkularſchreiben Habe ich überhaupt nicht um— 
bertragen laſſen. Dem Gemeinberaih habe ich gelegentlich 
einer orbnungsmäßigen Berjammlung von der Wahl 
geiprochen, ohne aber einen Drud auf fie auszuüben. 
Ich habe einmal hier eine Wahlverfammlung abgehalten, 
in ber ich das für und wider bei beiden Kandidaten 
erörterte. Zum Schluffe habe ich ihnen gejagt, fie müfjen 
jelbjt wiſſen, für wen fie zu ftimmen haben. 

Von ber zu Id angeführten Behauptung ift mir 
nichts bekannt. 

Auch von den zu Ilg behaupteten Thatjachen habe 
ih nie etwas gehört. 

Die zu Mi verzeichneten Behauptungen find für die 
Gemeinde Dambach unrichtig. Die Poöhlmannſchen 
Wahlzetiel habe ich durch Lohnarbeiter austragen laſſen, 
die ich aus meiner Taſche bezahlt habe. Ich habe nie 
etwas davon gehört, daß man den Leuten bie Glöck— 
lerſchen Wahlzettel weggenommen hätte. Die Glödlerjchen 
Wahlzettel wurden durd den Diener des katholiſchen 
Vereins hierſelbſt ausgetragen. 


g. u. 
W. Roth. 
Der Vernommene wurde hierauf, nachdem er nochmals 


auf die Wichtigkeit und Heiligkeit bes Eides aufmerkſam 
gemacht war, auf feine Ausſage hin als Zeuge beeibigt. 


Zu 2, nad Leiftung des Beugeneides 

3. B. Ich heiße Emil Nark, bin 45 Jahre alt, 
fatholiih, Rebmann in Dambach. e.g.n. 

3. S. Der Zeuge macht diefelben Angaben zu 
Punkt 11 wie der vorvernommene Zeuge Roth und 
erflärt nad Vorleſung der Roth'ſchen Angaben zu 
Punkt 11: Die Angaben des Zeugen Roth find bezüglich 
der beiden Wahlurnen volljtändig zutreffend. Ich kann 
diefelben in ihrem ganzen Umfang als richtig beftätigen. 

v. g. u. 
Emil Narp. 
Zu 3, nad) Leiftung des Zeugeneides 

Ich heiße Alfred Ruhlmann, bin 47 Jahre 

alt, katholiſch, Semeindejchreiber in Dambach ce. g.n. 
S. Ich bin bei der Neihstagswahl 1893 als 
Protofollführer thätig gewefen. Es wurden wie immer 
die beiden Wahlurnen auf den Tiſch geftellt und ver- 
ſchloſſen. Der Bürgermeifter und Wahlvorfteher Roth 
machte jcherzweife die Bemerkung, man fönne fat am 
Papier der Zettel fühlen, welche für Pöhlmann und 
welde für Glöckler abgegeben werden. Anſchluß 
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an bieje Bemerkung warf der Wahlvorfteher ohne daß | nung des Gegenftanbdes ber Unterſuchung veranlaft, das: 
ſich ſonſt Jemand dafür intereffirte, diejenigen Zettel, die | jemige, was ihnen von dem Gegenftande ihrer Bernehmung 


er für Glöcklerſche hielt, in die eine und die Pöhl- | befannt ift, im Bufammenhange anzugeben. 


mannjdien in die andere Wahlurne. Nachdem er bies 
eine Weile fortgejeßt Hatte, achtete er nicht mehr darauf. 
Daß der Schreiber des Einnehmers Gontrole geführt 
habe, ift unwahr. 

Im Uebrigen beftätige ich bie Angaben des Bürger- 
meijterd zu 11. 

v. g. u 
A. Ruhlmann. 
Zu 4. Nach Leiſtung des Beugeneibes: 

83. P. Ih heiße Martin Müller, bin 75 Jahre 
alt, fatholifcher Religion, Nebmann in Dambach. ce. g.n. 

8. ©. Es ift hier feit langer Zeit üblich, bei allen 
Wahlen 2 Urnen zu gebrauchen. Die Zettel werben 
ohne Unterfheidung in eine von den zwei Urnen gelegt. 
Gewöhnlich werden, wenn eine Ume voll ift, die Zettel 
in bie andere gelegt. 

Bon der ſcherzweiſen Bemerkung bes Bürgermeifters 
—— ich nichts gehört. Es mir auch nicht auf⸗ 
gefallen, daß er einen Unterſchied zwiſchen den einzeln 
abgegebenen Wahlzetteln machte. 

Um Uebrigen iſt mir nichts befannt. 

v. g. u 
Müller. 
Zu 5. Nach Leiftung des Zeugeneides: 

3. P. Ich Heiße Joſef Gall, bin 49 Jahre alt, 
fatholifcher Religion, Rebmann in Dambach. c.g.n. 

8. ©. Bei der Wahl 1893 wurden wie bei allen 
früheren Wahlen 2 Urnen aufgeftellt. Anfänglich wurden 
die Zettel ohne Wahl in die eine oder die andere Urne 

elegt. Während ber BWahlhandlung wurde von einem 
Deitglieb des Wahlvorſtandes — von wen weiß ich nicht 
mehr — die Bemerkung gemadt, man könne die Wahl- 
zettel am Papier ertennen, Um dieje Frage auszupro- 
biren, wurden eine Zeit lang die Zettel, die man für 
Pöhlmann’ihe hielt, in die eine und bie anſcheinend 
Glöckler'ſchen in die andere Ume geworfen. Man fam 
aber bald wieder davon ab und warf, ohne auf bas 
Papier der Zettel weiter zu achten, die Iegteren in die 
eine oder die andere Urne, wie es grade ber Zufall mit 
ſich brachte. Ich Habe nichts davon gefehen, daß ber 
Schreiber des Einnehmers irgend eine Controle führte. 
v. g. u 
Gall. 
Zu 6. Nach Leiſtung bes Zeugeneides: 

8. P. Ih Heiße Anton Heinrich, bin 52 Jahre 

alt, katholifcher Religion, Rebman in Dambach. c.g.n. 
.S. Ich beftätige in allen Punkten die mir be- 
fannt gegebene Ausjage des Bürgermeifters. Es ift 
insbefondere unridhtig, daß über die Urt der abgegebenen 
Zettel Eontrole geführt wurde. 
v. g. 
A. Heinrich. 
Kreußel. Gamradt. 
Kaiſerliches Amtsgericht. 


u. 


Weiler, den 17. Juni 1895. 
Zeugen = Verhör in der Unterſuchung betreffend 
Prüfung der Wahl des Reichstagsabgeordneten, 
Kreisdireftors Pöhlmann zu Schlettftadt. 
Gegenwärtig: 

Better, Umtsrichter 

Zemder, Gerichtsichreiber 
Die Zeugen wurden einzeln und in Abweſ 
ipäter abzuhörenden Zeugen vernommen und nad) 


eit ber 
ezeich⸗ 


1. Zeuge. Nach Leiſtung des Zeugeneides. 
Sch heiße Joſef Dontenwill, bin 65 Jahr alt, ka— 
tholiſch, Dekonom und Bürgermeifter in Thannweiler. e.g.n. 
habe die hölzerne Urne, die bei ber Reichs— 
tagswahl vom 15. Juni 1893 benußt worben ift, mit 
gebradyt und zeige fie dem Gericht vor; dieſelbe ift 
O,5a m lang, 0, m hoch, O,., m breit, mit einem Deckel 
verjehen, der jih im Ehamier bewegt. Der Verſchluß 
wird durch zwei eiferne Ueberwürfe bewirkt, bie auf 
wei runde Krampen fallen und an biejen durch = 
Borhängefchlöffer feftgehalten werben. Den einen Schlüfiel 
habe während der Wahlhandlung ih, ben anderen hat 
ein Beifiger im Berwahr gehabt. In dem O,, m 
langen Dedel find in einer Entfernung von je 11 cm 
vom Rand der Länge nad ungefähr in der Mitte in 
einem Abjtand von 10 em zwei länglide Deffnungen, 
11 em lang 1 cm breit, im Holz angebradit, zur Aufs 
nahme ber Stimmzettel beftimmt. Wie das Gericht 
fieht, ift der Raum im Innern der Urne nicht geichieben 
und war es auch am Tage ber Wahl nicht, ſodaß es 
ganz unmöglich, dadurch, daß man Beitel in bie eine 
oder andere Deffnung wirft, diefelben getrennt zu Halten. 
Uebrigens wüßte id) auch nicht, wie ich die Wahlzeitel 
äußerlich, ohne fie zu öffnen (und das ift natürlich nicht 
geſchehen), hätte daraufhin jollen unterfcheiden Lönnen, ob 
fie für Röhlmann ober Glödler gelautet. Die Form 
war glei und irgend ein anderer Anhalt 
zur Unterfcheibung nicht gegeben und Hätte man 
auh etwa nah der Perfon des Wählers den 
Inhalt des Zettels vermuthen können, fo war do, um 
dies zu wieberholen, eine Trennung der Zettel im Innern 
nicht möglich. Thalſächlich * ih, und während 
meiner vorübergehenden Abwe ig hat ber jet ver- 
ftorbene Beigeorbnete Kohler ebenjo gehandelt, die Zettel 
unterſchiedslos in die eine oder die andere Deffnung ge— 
worfen. — Ich bin feit 30 Jahren Bürgermeifter bezw. 
Beigeordneter. Bei meinem Amtsantritt ift mir die Urne fo 
übergeben worden, wie fie jet noch ift, und ift feitbem immer 
bei den Wahlen benußt worden, ohne daß irgend Jemand 
fit) darüber beſchwert hätte. Es werben wohl bie zwei 
Deffnungen feiner Zeit angebradjt worden fein, um ben 
Einwurf zu erleichtern, da bei einer Deffnung ſich Die 
Zettel leiht an einer Stelle anhäufen und man nad 
einiger Zeit die Urne erft aufheben und ſchütteln muß. 
Vor langer Zeit — cc. 50 Jahren — ift die Urne 
zu zwei Wahlen zugleih in der Weile benußt worden, 
daß im mern, zwiſchen den beiden Deffnungen ein 
Brett gefpannt war, die beiden Deffnungen außen durch 
aufgellebte Zettel mit „conseil gensral* und „conseil 
d’arrondissement* unterſchieden und die Bettel je nach 
bem in bie eine oder bie andere Deffnung geworfen 
wurden. Ich jelbft Habe die Zettel, deren Spuren jetzt 
noch zu ſehen, abgefragt. Das ift aber, wie gefagt, 
ichon lange ber, und während meiner Amtsdauer ift Die 
Urme nie in diefer Weife benußt worden. Uebrigens ift 
meine Gemeinde nicht bie einzige im Thal, die ſolche 
Urne befigt. Gereuth, Grube, Buſſemberg, Erlenbach 
benugen gleichfalls Urnen mit zwei Deffnungen, Diefen- 

bad) hat eine mit drei. 
3 g. u. 
Dontenwill. 


2. Zeuge: Nach Eidesleiſtung. 


Ich heiße Ludwig Bleſſig, bin 36 Jahre alt, katho— 
licher Lehrer in Thannmweiler c.g.n. 
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Nah Vorleſung der Ausfage des erften Zeugen: Notiz: Der 5. Zeuge Florenz Kohler (nicht Köhler) 
made dieſelbe im Allgemeinen zur meinigen, | ift nad) Angabe bes Bürgermeiſters gejtorben. 
bemerfe insbejondere, daß ich als Protofollführer nichts 6. Zeuge: Nach Eidesleiftung. — 


davon gejehen, daß ber Wahlvorſtand Zettel, die er als 
für Böblmanı oder Glöckler lautend, Hätte vermuthen 
fönnen zum Zwed ber Trennung in die eine oder andere 
Deffnung geworfen hätte, fie hätten ja auch, wie das 
Gericht fieht, im Innern doch wieder zufammen kommen 
müfjen. 

Abweichend von dem erjten Zeugen meine ich, daß 
man die Zettel für Pöhlmann und Glödner äußerlich, 
auch wenn fie zufammen gelegt waren, allerdings unter- 
ſcheiden konnte. Das format war zwar gleich. Wie 
aus den Anlagen ber Liſien zu erjehen, ift aber auf ben 
Pöhlmann nur in der Mitte „Kreisbirector Pöhlmann“ 
aufgedrudt, die Glöckler'ſchen enthalten drei Zeilen und 
bies war, wie ich beobachtet habe, auch beim zufanmens 
gelegten Zettel durchzuſehen. Es ift freilich vorgekommen, 
daß auf Pöhlmann'ſchen Zetteln der Name Pöhlmann 
durchgeftrichen und durch Glödler erjegt war. Dies mit 
Tinte. Das war dann nah außen nicht zu jehen. 

Vermerk: Es wird aus den Anlagen zu der Wahl: 
liſte Schleitftabt fetgeftellt, dab die Angaben bes Zeugen 
über die verſchiedene Bedrudung richtig, daß aber ent- 
gegen feiner Angabe das Format der Zettel verjchieden; 
die Böhlmann etwas höher und kürzer als die Glöckler— 
jchen, worauf der Zeuge erflärt: Dieſer Unterſchied ift 
mir ſ. 3. nicht aufgefallen. 


B. g. 
L. Bleſſig. 
Der erſte Zeug wieder aufgerufen erflärt: 
abe bie von bem zweiten Zeugen gemachte 
Beobachtung über die Möglichkeit der zujammen gelegten 
and auf ihren Inhalt, ob für Pöhlmann oder für 
lödler zu unterſcheiden, meinerfeits nicht gemacht. 
2. 9 u. 
Dontenmwill. 
3. Zeuge: Nach Eidesleiftung. 

Ih Heiße Franz Gauer, bin 51 Jahre alt, Tathl. 
Weber und Aderer zu Thannmeiler c. g. n. 

Nah Verlefung der Ausfage des erjten Zeugen: 

Ih made diejelbe im Allgemeinen zur meinigen, 
füge nur hinzu, daß aud) ich nichts davon gejehen habe, 
dab ber Wahlvorftand Beitel in den einen ober ben 
anderen Schlig der Urne geworfen um fie getrennt zu 
halten, halte, gleid den vorigen gen, nad der Ein- 
rihtung der Urne eine derartige Trennung für unrichtig 
und bemerke, daß ich einen etwaigen äußerlich fichtbaren 
Unterfhied ber zufammengelegten Zettel Pöhlmann- 
Glöckler nicht beobachtet habe. 

2 9. u, 
Sauer, 
4. Zeuge: Nach Eidesleiftung: 

Ich heiße Jofef Heinrich, bin 49 Jahre alt, Aderer 
und Verwalter zu Thannmeiler c. g. n. 

Nach Borlefung ber Ausfage des erjten Zeugen: 

Ih made diejelbe zur meinigen mit bem Bemerfen, 
daß auch ich nichts davon gefehen, daß ber Wahlvor: 
ftand Zettel in die eine oder die andere Deffnung in ber 
Abfiht geworfen, fie im Innern getrennt zu halten, er 
kläre glei den übrigen Zeugen: bei der Einrichtung der 
Ume einen derartigen Berjuh für ausfichtslos und füge 
an, daß ich einen aͤußerlich jihtbaren Unterſchied der zus 


u. 


fammengelegten Zettel je nachdem fie für Böhlmann oder | 


Glöckler Tauteten, nicht beobachtet habe. 
V. g. u. 
Heinrich. 


Sch heiße Alois Werle, bin 56 Jahre alt, kathl. 
Aderer zu Thannweiler c. g.n. 

Ih bin am Tag der Wahl erjt Abends gegen 
5", Uhr in das Wahllocal gelommen; babei ift mir aufs 
gefallen, daß der Bürgermeifter Dontenwill, wie ih und 
mein Bruder Xaver abftimmten (wir haben für Pfarrer 
Glöckler geftimmt, was der Bürgermeifter auf jeden Fall 
vorausge * unſere Zettel in die Deffnung rechts vor 
ihm geworfen, während er vier bis fünf Zettel die von 
Wählern nad) uns abgegeben worden — erinnerli find 
mir die Namen Boury und Glod — in die Deffnung 
links geworfen. Ih nehme an, daß diefe legteren Wähler 
für Poͤhlmann geftimmt haben, wenigſtens habe ich von 
Paul Dontenwill Aderer in Thannmweiler gehört, dab der 
Lehrer Bleffig dem God im Hausgang einen Zettel für 
Pöhlmann gegeben hat. Es iſt mir nicht aufgefallen, 
daß die Zettel für Pöhlmann oder Glödler dem äußeren 
Anſehen nad zu unterjcheiden geweſen wären, bejonders 
wenn fie Hein zufammengelegt waren; ich meine viel- 
mehr, der Bürgermeifter hat aus der Berjon des Wählers 
entnommen, für wen berjelbe wohl ftiimmen würde und 
darnach die Zettel links oder rechts geworfen. Ich be= 
ing nicht, daß die Urne im Innern etwa durch ein 

reit zwifchen den beiben Deffnungen wäre geſchieden 
gewejen, meine aber die Zettel müffen, je nachdem fie 
lints oder rechts hineingeworfen worden auf einen Haufen 
gefallen fein, der ſich von dem andern ſcharf abgetrennt 
bat. Ich bin bei der Deffmung der Urne zugegen ge- 
wejen, habe aber felber nicht gejehen, daß der Bürger: 
meifter hier Die nen links und rechts geſondert Hätte. 
Mein Bruder Zaver Hat Dagegen gejehen, daß ber 
Bürgermeifter, wie er Die Zettel aus der Urne genommen, 
auf dem Tiih zwei Haufen gebildet hat, einen links, 
einen rechts und daß bei ber Freitftellung des Wahl- 
ergebnifjes fich gezeigt, daß die Zettel links vom Bürger: 
meifter aus für Böhlmann waren, die rechts für Glödler; 
babei war das Schloß ber Urne dem Bürgermeifter zu— 
gekehrt. Ich kann num freilich nicht behaupten mit Be— 
weiſen, dab durch dieſes von mir gejdhilderte Verfahren 
bes Bürgermeifter8 der eine oder ber andere der Wähler 
fih dazu hätte bejtimmen laſſen, anjtatt bes ihm ges 
nehmen Pfarrers Glödler den Kreisdirector Pöhlmann 
zu wählen, für den wie Jeder wußte der Bürgermeifter 
war. Aber ber Bürgermeifter ift wenigftens bei uns in 
Thannweiler eine jehr gefürchtete Berfönlichkeit „gilt mehr 
als unſer Herrgott“ und, jo meine ich, es hat Mandyer 
aus Furcht vor dem VBürgermeifter jeiner Ueberzeugung 
zumiber für Pöhlmann geftimmt; irgend einen Namen 
eines Wählers, der ſich jo hätte beeinfluffen laſſen, fann 
id) aber nicht angeben. Ich weiß, daß aud in Gereuth 
eine Urne mit zwei Deffnungen benußt worden iſt. In 
Thannmeiler jelbft ift das auch nicht das erſte Mal, daß 
bei einer Wahl die Ume mit den zwei Deffnungen durd 
den Wahlvorſiand, alfo den Bürgermeifter, in erfter Linie, 
in ber von mir geichilderten Weiſe benußt worden, viel- 
mehr ift, wie mir mein Bruder Xaver erzält Hat, ſeit 
30 Jahren, wie dorfbefannt, immer in diejer Weile ver 
fahren worden. Ich felbft wohne erft feit 4 Jahren 
wieder in Thannmweiler, war vorher währenb langen 
Jahren abwejend. Im Jahr 1863 bin ih von Thann— 
weiler weg gezogen; einige Jahre davor war eine Wahl 
für die frangöfiiche Kammer zwiſchen Halley und Boulad. 
Ich Habe damals mitgeftimmt, kann mich aber nicht er— 
innern, ob damals das Verfahren mit den beiden Deff⸗ 
nungen durchgeführt worden iſt. Damals war ein ges 
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wiſſer Konrad Meyer Bürgermeifter. Es iſt übrigens | 
nicht nur mir und meinem Bruder aufgefallen, daß ber | 
Bürgermeifter in der geſchilderten Weife zwiſchen den 
Stimmen unterjhieden. Wie mein Bruder und ich in | 
das Wahllocal kamen, hat meinem Bruder ein Wähler, 


Reichstag. Altenſtück Nr. 213214. (Berichte der Wahlprüſungs-Kommiſſion.) 


deffen Namen er leider nicht mehr weiß, gelagt: „Du 
wirft fehen, wir — d. 5. die Anhänger von Glödler — 
fommen apart. 


i g. 
Werlo. 


Urne von Thannmeiler. 
1:2, 
Anſicht von oben. 





Schnitt A-B. 





Ih Heiße Karl Stahl, bin 46 Jahre alt, Fathl. 
Pfarrer zu Breitenau ce. g.n. 

Etwa acht Tage vor der Wahl kamen Oberregie- 
rungsrath Dominicus, Schulratd Schlemmer und Kreis- 
ſchulinſpektor Herrmann nad) Breitenau. Ich kann nicht 
behaupten, dab die drei Beamten gerade zu Wahlzweden 
nad) Breitenau und insbejondere zu mir gelommen 


7. Zeuge: Nach Eidesleiftung. | 


Weiler, ben 17. Juni 1895, 


Kaiſerliches Amtsgericht. 
Vetter, Zemder, 
Amtsrichter. Amtsgeridıtsfetretär. 


wären. Den Schulrath Schlemmer kenne ich feit langer 
Zeit von Lauterburg her, wo id Kaplan, er Borfieher 
der Wräparanden » Schule war. Der Sculinipeftor 
Herrmann fommt immer zu mir, wenn er in Breitenau iſt. 
Die drei Beamten waren zunächſt in ber Schule, find 
dann zu mir gefommen. Schulrath Schlemmer hat mit 
mir von der Wahl überhaupt nicht geiprochen, wenig: 
ſtens erinnere ich mich beffen nicht. Ich Habe den 


Dreien meine Wohnung gezeigt, dabei erwähnt, daß ich 
noch verſchiedene Wünſche hätte. Darauf hat der Schul: 
inſpeltor Herrmann gemeint! „wern Sie Zujhuß brauchen, 
kann Ihnen der Herr Oberregierungsrath helfen“. Im 
Anflug daran hat dann, wie ich mich, wenn nicht dem 
Wortlaut, fo dod dem Sinne nad, genau erinnere, 
Dberregierungsrath Dominicus mir erflärt: „Wenn Sie 
bie Regierung brauchen, müjlen Sie auch für bie Re— 
gierung ſtimmen“. Es ift mir nicht mehr genau erinmer- 
lih, ob diefe Aeußerung im Haus, im Garten, oder 
außerhalb gefallen. Ich Habe die drei Beamten, wie fie 
nad ungefähr einer Stunde von mir weggingen, eine 
Strede begleitet. Dabei ift über die Wahlen bin und 
her gerebet worben, ohne daß ich mich alles Einzelnen 
erinnern könnte. Soviel weiß ich no, daß Dominicus 
bemerkt hat: „Wenn fi in Breitenau für ben Kreis— 
bireftor nur eine Heine Minderheit ergebe, könne bie 
Regierung nicht geneigt fein, der Gemeinde zu helfen”. 

Er hat mich nicht ausdrüdlic angegangen, meinen 
Einfluß im Dorf für den Kreisdireftor geltend zu machen; 
ich fonnte aber feine Meußerung wohl nicht anders vers 
ſtehen und habe erwibert, ich könne doch nicht wohl 
gegen meinen früheren Pfarrherrn agitiren; id bin 
nämlich Vicar bei Pfarrer Glödler während 7 Jahren 
gewefen. Der Schulinjpeltor meinte dann: „Sie fönnen 
das ja dem Pfarrer Glöckler zu verfiehen geben, 
er wird jelber einjehen, daß Sie im Intereſſe Ges 
meinde nicht für ihn ftimmen können“. 

IH war in einer recht peinlihen Lage; auf ber 
einen Seite hatte ich meinen Früberen Pfarrherrn, auf 
ber anderen Seite die Negierung, deren ich unb bie 
Gemeinde bedurfte. Thatfählih find die Wünſche ber 
Gemeinde und meiner ſelbſt für bie Sirhe und 
meine Wohnung inzwiſchen nicht erfüllt morben, 
ohne daß ich freilich bemeifen könnte, daß Diele 
Thatfahe im AZufammenhang mit meiner Nichte 
thätigleit in Wahlſachen für den Kreisdirector ftänbe; 
ih vermuthe es freilih. Bon den Verbefferungen an 
meiner Wohnung über die id) damals mit den drei Bes 
amten geiprochen, ift ſeitdem überhaupt feine Rebe mehr 
gemejen. Die Gemeinde hat im vorigen Jahr für Ars 
beiten an ber Kirche die Zubilligung eines Ertraholz- 
ſchlags beantragt, ift aber durch den Bezirkspräfidenten 
abichlägig beſchieden worden, weil nicht genug Rejerve- 
holz im Gemeindewald vorhanden fei. Der Oberförfter 
Diehl in Weiler war in Urlaub mie die Gemeinde ben 
Antrag geftellt hat und hat mir jpäter auf Befragen ers 
zält, nach den Büchern der Oberförfterei habe fein Ver: 
treter ber Regierung allerdings mit Recht fo berichten 
Können. Der Antrag ift diefes Jahr erneuert, aber noch 
nicht beichieden. 

Wie aus dem Borhergehenden fich ergiebt, hat mir 
der Oberregierungsrath Dominicus nicht mit foviel 
Worten eine Gartenmauer und Waſchküche verſprochen. 
Bon einer Waſchküche, als foldher ift zwiſchen mir und 
den Dreien überhaupt nicht bie Rede geweſen, ſoweit ich 
mich erinnere, nur von Nebengebäuden im Allgemeinen, 
die noch nothmwendig, wozu ich allerdings die Wafchküche 
au rechne. Darauf habe ich die Beamten allerdings 
bingewiejen, daß die Bretterwand, melde den Garten 
— durch eine feſtere Umzäunung erſetzt werben 
müßte. 

Einige Tage nachher, ich meine es war am Tag 
vor der Wahl, war Pfarrer Glödler mit einigen andern 
Geiftlichen bei mir zu Tiih. Ich Habe von dem Beſuch 
der drei Beamten erzält, und es ift dann, ich weiß nicht 
mehr genau ob von mir ober einem anbern der Anz 
weſenden — ſcherzweiſe bemerkt worden, wie der Pfarrer 
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Glöckler mir im Meg fei, wenn er nicht wäre, befäme 
ih Waſchküche und Gartenmauer. 

bemerfe übrigens, daß ih e8 dem Pfarrer 
Glödler einigermaßen verdente, daß er meine Meußerungen, 
insbefondere meine Briefe, die rein privater Natur und 
Beitimmung waren, für feinen Wahlproteft benußt Hat, 
ohne mich zuvor um meine Einwilligung zu befragen. 


V. g. u. 
Karl Stahl. 
8. Zeuge: Nah Eidesleiftung: 

Ich heiße Amandus Flick, bin 63 Jahre alt, Fathl. 
Aderer zu Thannmweiler. c.g.n. 

Ich made bie. mir foeben vorgelefene Ausfage des 
erften Zeugen zur meinigen, wiederhole ausdrüdlid, daß 
die Wahlzettel ohne Unterſchied und Abſicht bald in die 
eine, bald in bie andere Deffnung geftedt worden find, 
daß es aud gar nicht möglich ift die Zettel im Innern 
der Urne getrennt zu Halten auch nicht, ſoweit ich 
wenigftens gejehen, möglich geweſen, die zufanmengelegten 
Zettel auf ihren Inhalt zu unterfcheiden. Es ift auch 
nicht richtig, wie Werld Alois als Beobachtung feines 
Bruders Xaver erzält, daß bei der Feftftellung des Wahl- 
ergebniffe8 ber Bürgermeifter aus den Wahlzetteln je 
nad dem Kandidaten, zwei getrente Haufen gemadht, 
— hat er, wie ich geſehen, die ganze Urne, nach 
dem ſie geöffnet, umgekehrt und auf den Tiſch aus— 
geſchüttet. Es iſt wahr, daß Werlé mit dem Bürger— 
meifter ſehr ſchlecht ſteht, aber keineswegs, daß ber 
Bürgermeiſter in der ganzen Gemeinde verhaßt und ge— 
fuͤrchtet wäre. 

g. u. 
Flick. 
9. Zeuge: Nach Eidesleiſtung: 
ch heiße Nicolaus Knecht, bin 73. Jahr alt, kathl., 
Aderer zu Thannweiler. c.g.n. 

Ich mache die mir foeben vorgelefene Ausfage bes 
Bürgermeifter Dontenwill zur meinigen; bemerfe ins- 
befondere, daß es nicht richtig, daß der Bürgermeijter 
nach ber Wahl die Zettel aus der Urne in zwei Haufen 
auf den Tiſch gemacht; er Hat vielmehr die Urne geöffnet 
und ganz zu unterft und oberft gelehrt. Der Bürger: 
meifter hat natürlich Feinde im Dorf, wie bas überall 
ift, hat aber nicht das ganze Dorf gegen ſich. 


V. g. u 
Kuech 


Kaiſerliches Amtsgericht. 


Schirmeck, den 21. Juni 1895. 


Zeugenverhör in der Unterfuchung, betreffend Prü- 
fung der Wahl des Reichstagsabgeordneten, Kreis: 


director Pöhlmann in Sclettjtadt. 
Gegenwärtig: 

Dr. Bogt, Amtsrichter. 

Fug, Gerichtsjchreiber. 
Der Zeuge wurde nad Bezeihnung bes Gegenftandes 


ber Unterfuhung veranlaßt, dasjenige, was ihm von dem 
Gegenſtande feiner Vernehmung befannt ift, im Zujfammen- 
hange anzugeben. 


1. Beuge nad) Leiftung des Zeugeneibes. 
Ich heiße Albert Ernft, bin 38 Jahre alt, katholiſch, 
Pfarrer in Eolroy-la-Roche, früher Pfarrvilar in Steige. 


0.g.n. 
Zur Sadıe. 


Ich erinnere mich noch ganz gut der Wahlbewe- 
gung bes Jahres 1893; ich war damals Pfarrvifar in 
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Steige. Mir war, id kann nicht mehr jagen wie, 
jebenfalls aber durch feinerlei amtliche Perſönlichkeit be 
fannt geworden, daß der Kreisdirector Pöhlmann in 
Weiler cine Wählerverfammlung zufammenberufen und 
eine Wahlrede halten werde. Ich ging aud dahin, im 
Ganzen mochten etwa 200 Perſonen fi) dort verJammelt 
haben, darunter auch verſchiedene Bürgermeifter. Am 
Vorſtandstiſch fahen, joviel ich mich erinnere, der Bürger: 
meiſter Schomas von Bajlenberg, der Bürgermeifter 
Weber von Weiler, der Pfarrer Beyer von Neukirch und 
der Notar Juftizrath Freydt von Weiler. Es mag aud 
noch ber eine oder andere dort gejeflen haben. Daß 
Förfter, Gendarmen oder Lehrer am Vorſtändstiſche ges 
eſeſſen hätten, ift mir nicht aufgefallen, id) glaube faum, 
da e8 ber fall war. Mir iſt auch nichts davon be= 
kannt, da die Einladungen zu dieſer Wahlverfammlung 
durch die Bürgermeiſter, Gendarmen oder Lehrer als 
ſolche erlaffen worden wären, insbejondere kann id) Dies 
für Steige verneinen. Im Canton Weiler ift meines 
Wiffens nur eine einzige Wahlverfammlung abgehalten 
worden. 

Es iſt ſchon fo lange Zeit verfloffen, daß ih mich 
an bie Einzelheiten der Wahlrede Pohlmann's nicht mehr 
erinnern kann. Im Allgemeinen hat er bas ausgeführt 
und zwar in ähnlicher Weile, was in feinem Wahl- 
aufruf vom 8. Juni 1893 enthalten ift, und insbejondere 
die Laften und Erleichterungen der damaligen Militär 
vorlage abgemogen. Im Allgemeinen Hatte ich ben 
Eindrud, daß die Rede ruhig, fahlih und durchaus 
correft war. Hinfichtli bes Ausdruds der beanftandet 
ift (ll. D. des Berichts ber Mahlprüfungs-Eommiffion) 
ift meiner Erinnerung nad) die Redewendung etwa jo 
geweſen: 

Er als Kreisdirector kenne die Bebürfniffe ber 
Gemeinden und bed gemeinen Mannes, wenn 
Semanb ober die Gemeinde etwas haben wolle, 
gehe man nad) Schlettftadt zum Sreisdirector und 
nit nach Stoßheim. 

Er fpielte dabei und zwar fo, daß ich e8 verftehen 
fonnte, noch auf die in Frage ftehenden Kirchenbauten 
im Weilerthal an. Breitenbah hatte nämlich bereits 
einen Zufhuß zum Sirchenbau erhalten und Meifengott 
wünſchie einen ſolchen zu haben. Ich weiß übrigens 
nicht, ob alle Theilnehmer der Wahlverfammlung dieje 
Anipielungen fo gut verjtanden haben wie id, da ich 
mid; eben bafür, bejonbers für diefe Kirchenbauten, inter: 
eſſirt habe. Jedenfalls ift meiner Erinnerung nad), und 
war völlig fidher, ein fo berber Ausdrud wie der bean- 

andete, in der ganzen Rede Pöhlmann's nidyt gebraucht 
worden; dafür war die Rede viel zu ruhig und ſachlich. 
v. g. u. 

a. Ernſt. 
Dr. Vogt. Fug. 


Kaiſerliches Amtsgericht. 
Schlettſiadt, den 28. Juni 1895. 


Zeugenverhör in der Unterſuchung betr. die Reichs— 
tagswahl im Kreiſe Schlettſtadt. 
Gegenwärtig: 
Daber, Amtsrichter. 
Sefretariatsaffiftent Müller, als Gerichtsfchreiber. 
Die Zeugen wurden einzeln und in Abweſenheit ber 
fpäter abzuhörenden Zeugen vernommen und nad) Bes 
ern des Gegenjtandes ber Unterfuhung veranlaft, 
asjenige, was ihnen von dem Gegenftande ihrer Ver— 
nehmung belannt ift, im Bufammenhange anzugeben. 


1. Zeuge. Nach Eidesleiftung: 

Ich heiße Ignaz Spieß, 64 Jahr, katholiſch, Rentner 
in Schlettjtabt. 

gut Sache. Um die Zeit als das Eircularfchreiben 
von Barr betr. die Candidatur Pöhlmann erging, bes 
fam id) den Beſuch des Hrn. Pöhlmann auf dem Büreau 
bes Bürgermeifteramts. Da id) nicht anwefend war, fo bes 
gab id mi am andern Tage zu ihm auf die Kreis— 
Direktion und hier fragte er mic, ob ich nicht auch Die 
Empfehlung feiner Candidatur, aljo das Eircularichreiben, 
unterſchreiben wolle. Ich kann nicht gerade jagen, ob er 
es das „ircularfchreiben” nannte, oder vielmehr das 
„Anerbieten mehrerer Bürgermeifter des Kreiſes.“ 

Ich erflärte ihm often, daß ih ihn als Kreis 
bireltor hochſchatze, aber ihm meine Stimme als Reichs— 
tagsfandidaten nicht geben könnte. Ich Habe ihm auch 
die in meinem Schreiben an die Nebaltion der Straß: 
burger Poft vom 2. Juli 1893 angeführten Gründe 
meine Ablehnung offen mitgetheilt. 

Schon ehe die Candidatur Pöhlmann aufgeftellt 
wurde, und zu einer Beit als auch ſchon die Kandidatur 
Glödler bekannt war, haben maßgebende Perjönlichfeiten 
im Minifterium mich gebeten, und zwar, weil ih ihnen 
erflärt hatte, meine Candidatur ſelbſt nicht aufjtellen zu 
wollen, um bie fie mich befragt —** das Terrain für 
eine dritte Candidatur (zu 1) die einer hochgeſtellten 
Perfönlichkeit, zu jondiren. Zu diefem Zwecke habe ich 
dann 2 Berjammlungen von 12 Berfonen iefiger Stadt 
privatim berufen, erhielt aber den Beſcheid, daß dieſe 
Candidatur nicht genehm fei. 

Sobald die Verfammlung mir dieſen Beſcheid ge— 
geben hatte, theilte ich ihr mit, daß ich mid) jet jeder 
Agitation oder auch nur Einmifhung in bie Verhand— 
lungen betreffs unjerer Neihstagswahl enthalten müfle 
und zwar mit Rüdfiht auf die von ber Regierung mit 
mir gepflogene Rückſprache. Demgemäß habe ich weder 
für Glödler nody gegen Pöhlmann Wahlagitation ges 
trieben, noch auch Stimmzettel vertheilt, noch aud) irgend 
einer Wahlverfammlung ſeitdem beigewohnt. Ich habe 
mich vielmehr gänzlich jeder Einmifhung enthalten. Nur 
das eine muß ih noch Hier anführen, daß ich ben 
Pförtner des Gymnafiums, welchen ich beim Bertheilen 
von Stimmzetteln vermuthlid für Pöhlmann antraf, in 
ber von mir in dem Artikel bejchriebenen Weiſe zurecht— 
wies. Es ift aber mir nicht erinmerlih, daß ich dabei 
etwa eine Drohung gegen ihn ausgeftoßen habe. 

Was meine Dienftenthebung betrifft, jo muß ich 
Folgendes bemerken: 

Ein paar Tage nah der Wahl Pöhlmann's kam 
ber Oberregierungsrath Dominicus zu mir auf meine 
Amtsftube und bat mich in jehr Zum Weije und fein 
Bedauern über die ſchwere Miſſion ausfprechend, ich 
möchte doch unter den fo bewandten Umftänben um 
meine Entlaffung einfommen. Ich erflärte ihm aber 
rund heraus, daß man mich entlafjen könne, wenn man 
wolle, daß ich aber nicht darum bitten werde, weil id) 
mir feinerlei Pflichtverlegungen in meiner Amtsführung 
vorzumerfen hätte. Ich bat ihn um Angabe ber 
Gründe, warım die Regierung mich jetzt entlaſſen 
wolle, dann fagte er „es wäre wohl das Verhältniß 
zwiſchen Pöhlmann und mir ein zu fchmwieriges jeßt, 
e3 Lönne zu Schwierigkeiten führen; und id) hätte mich 
in die deutſchen Verhältniffe nicht genügend eingelebt, 
bezw. mit den Deutichen feine genügende Belanntichaft 
gepflegt. Ich erwiderte ihm, von meiner Seite würde 
das dienſtliche Verhältniß zwifchen Pöhlmann und mir 
feine Schwierigkeiten erfahren; und im Uebrigen Hätte 
id ſchon in vordeutſcher Zeit lieber zurüdgezogen in 
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meiner Familie, anftatt in großer Geſelligkeit gelebt; 
außerdem aber hätte ih Hier und da im Berlehr in 
beutfchen Kreifen manches Verlegende in politifcher Bes 
ziehung erfahren müſſen. 

Nach einiger Zeit kam Dominicus mieber und 
brachte das Entlafjungsdecret des Statthalter mit dem 
Bemerfen: Der eine oder der andere müßte weichen, es 
hat Sie getroffen. Das Decret enthielt als Begründung 
meiner Entlajjung die Anführung des Geſeßes vom 
5. Mai 1855 Art. 2. Ich gab dem Herrn Dominicus 
eine Empfangsbeiceinigung und entfernte mich vom 
Bürgermeifteramte. 

Aus allem diefem geht für mich hervor, daß meine Ent- 
laffung lediglid die Konjequenz der hiefigen Reihstags- 
wahl war. 

v. g. u. 


8. Spies. 
Jahn. E. Müller. 


2. Zeuge nad) Eidesleiſtung: 

Ich heiße Emil Kientz, 39 J. a., kath. Wagner in 
Ebersheim, nicht verwandt, 

ur Sade: Kurz nad ber Wahl * ich ein 
Schriftſtück, welches, glaube ich Frey aufgeſetzt Hatte, 
unierſchrieben. Der Inhalt dieſes Schriftftüds entſprach 
vollſtändig der reinen Wahrheit, weshalb ich ihn heute 
auf meinen Eid nehme. 

Ich habe ein kurzes Gedächtniß, aber ſoviel ich mid 
heute nod) erinnere, enthielt jenes Schriftftüd ganz genau 
diefelben Thatſachen, wie bie heutigen, über m. ich) 
Zeugniß ablegen joll. 

Ich muß dazu bemerken: 

Bu UIg: In unferm Gemeindewald hatte früher 
ber Foͤrſter allein die Waldftreu genommen in ben 3 
Jahrgängen, nad) einem neuen Schlage. 

Kurz vor der Wahl nun hat ber Gemeindebote in 
Dienftmüge nad Beendigung des Gottesdienftes dem 
aus ber Kirche kommenden Publitum durch jogenannte 
fleine Belanntmahung (ohne Trommelfchlag) verkündet, 
„wenn die Einwohner gut wählen würden, dann erhielten 
fie Waldſtreu und Wiefenbewällerung*. 

Zu Hi: Ferner habe ich im ganzen Dorfe gehört, 
daß die Glöckler'ſchen Stimmzettel durch den Gemeinde— 
boten und durch einen gewiſſen Gudert, den Leuten ab- 

enommen wurden, und Pöhlmann'ſche Stimmzettel da= 
ür in die Hand gebrüdt wurben. 

Daß dabei nun aber gefagt worden wäre, „Böhls 
mann müſſe man wählen, fonft würde man gebrüdt“, 
davon weiß ich nichts. Much weiß ich nicht, ob der 
Bürgermeifter dieſes Verfahren dem Gemeindeboten bes 
fohlen hat. 

v. g. u 
E. Kientz. 

3. Zeuge nach Eidesleiſtung. 

Alois Frey, 36 I. a., fath,, Ackerer und Schreiber 
ber Darlehnstafle, in Ebersheim wohnhaft, nicht ver⸗ 
wandt mit den Betheiligten. 

8. S. Das Scriftftüd, von welchem der vorige 
geuge ſpricht, habe ich jelbft und zwar aus eigenem 

njtoß, nicht etwa aus fremdem Antrieb aufgefegt und 
e3 an Glöckler eingefandt. Den Inhalt diefes Schrifte 
ftüds nehme ich volljtändig auf meinen Eid. 

Hiernach hat der Gemeindebote kurz vor der Wahl 
den aus ber Kirche kommenden Leuten durch fogenannte 
Heine Verkündigung, indem er wie gewöhnlich jeine 
Dienfimüge abnahm, befannt gemadt: „Jeder Ein- 
wohner möge die Größe feiner Wiejen angeben, man | 
tönne dann wäſſern, d. 5. wenn die „Stimmung“ | 
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gut ausfällt“ und Abend find ber Bannmart, ber 
BWaldhüter und der Gemeindebote durch die Straße 
gegangen und haben zu ben Leuten gejagt: „ihr 
Leute dürft morgen Streu und Futter im Gemeinde- 
wald holen, aber brav müßt ihr fein!” Diejes war am 
Tage vor ber Reichstagswahl; was damit gemeint war, 
konnte fi) daher jeder denken, — als noch bis 
8 Tage zuvor nur der Waldhüter und ſein Sohn Futter 
und Streu holen durften. Ich weiß das allerdings nicht 
aus eigener Wahrnehmung, ſondern durch Mittheilung 
von Zeugen, nämlich: Ignaz Böhler, Ackerer in Ebers— 
eim 


Am ſelben Abend wurden durch die Agenten des 
Bürgermeifters, nämlich den Gemeindeboten und einem 
gewilfen Gudert, Pöhlmann'ſche Stimmzettel ausgetheilt 
und zwar in den Wohnungen. Hierbei haben fie die 
ſchon im *5 der Leute befindlichen Glöckler'ſchen 
Wahlzettel an ſich genommen und vernichtet. 

Dieſes weiß ich allerdings nicht aus eigener Wahr- 
nehmung, ſondern durd die Mittheilung von Martin 
Xorber, Aderer und die Ehefrau Fridolin Moßmann in 
Ebersheim, ferner Albert Fritſch, Metzger, Küfer Haflel- 
mann, ebenda. 

Auch habe ich jelbft nicht gehört, daß die Agenten 
bes Bürgermeifter8 bei dem Umtaufch der Wahlzettel zu 
ben Leuten gejagt haben, „dieſen (Pöhlmann) müffe man 
wählen und feinen anderen, ſonſt würde man gedrüdt! 
Aber der Gemeinbebiener fol zu dem Pfarrer Meyblum 
gefommen fein und diejen haben veranlafjen wollen, doch 
nichts mehr gegen bie Wahl Pöhlmann’s zu unternehmen, 
fonft würden die Leute „gebrüdt ober gequeticht“, ich 
weiß bies von Pfarrer Meyblum. 


. g. u. 
Frey Aloyſe. 


4. Zeuge nach Eibesleiftung: 

Ich Heiße Martin Schmitt, 43 I. a., Tagner, kath., 
in Ebersheim, nicht verwandt. 

Zur Sadıe. Ich jelbft Habe gehört, daß ber Ge: 
meindediener durch Belanntmahung in üblicher Form 
ben Leuten verfündigt hat, fie könnten auf dem Bürger: 
meifteramte ihre Wiefen angeben, welche fie wäſſern 
möchten, wenn fie gut ſtimmen. 

Ferner habe ich an demfelben Abend, es war am 
Tag vor der Wahl, gejehen und gehört, wie der Bann— 
wart Pfoft und der Gemeindediener Lehmann durch bie 
Drtsftraße gingen und den Leuten jagten, „morgen früh 
dürft, ihr alle Hinaus in den Wald Futter und Streu 
holen, feid brav, ihr verfieht ja!" 

ferner teilten mir viele Leute mit, daß auch ber 
Bürgermeifter felbft und jämmtlihe Bannwarte und 
Gemeindebeamten in dieſer Weiſe durchs Dorf gegangen 
und Ankündigungen gemacht hätten. Die Namen meiner 
Gewährsmänner hierfür find mir heute nad 2 Jahren 
nicht mehr erinnerlic). 

Ferner wurde mir durch Zaver Kaifer, Weber und 
Joſef Mary, Weber in Eberdheim damals erzählt, daß 
ein gewiſſer Gudert mit einem Gemeindebeamien — wen 
fie da nannten, weiß ich nicht mehr — in die Häufer 
gefommen ſeien mit Pöhlmann’ichen Zetteln und dieſe 
ausgetheilt und dafür bie ſchon im Beſitze der Leute bes 
findlihen Glöckler'ſchen Zettel an fi) genommen und 
vernichtet hätten. Auch ſoll der Volizeidiener Lehmann 
im Pfarrhof fih geäußert Haben, „wenn man nicht 
Vöhlmann wähle werde man gebrüdt oder gequeticht*. 


_ ee Keen — 
Schmitt Martin. 
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5. Zeuge nach Eibesleiftung. 

Ih Heiße Victor Rohmer, 30 I. a., kath., Aderer 
in Ebersheim, nicht verwandt. 

Zur Sade. Ich Habe der Verkündigung felbit nicht 
beigewohnt, aber kurz nad) ber Wahl hat mir ber Ge— 
meindediener Lehmann bei einer gelegentlichen Anmwejen- 
heit in unferem Haufe auf meine frage, was er benn 
hätte verfündigen müffen, beftätigt, daß er kurz vor ber 
Wahl Hätte befannt machen müſſen, „die Einwohner 
bürften ihre Wieſen bemäfjern, wenn fie gut wählen 
würden”. 

ferner fragte ich ihn, ob auch die Erlaubniß zum 
Streuholen gegeben worden fei, unb auch biejes bejtätigte 
er mir. 

Endlich hat er mir auch eingeftanben unb zwar auf 
meine Frage ob er in die Häufer gegangen wäre, um 
die Stimmzettel umzutauſchen, daß er für feine Perſon 
ungefähr 6 Glöckler'ſche Stimmzettel abgenommen hätte. 

ch fam darauf zu ſprechen, weil im Dorfe allgemein 
diefes Faktum befprochen wurde. 

Ih fragte ihn ferner, ob denn das Recht wäre, 
mas er gemacht hätte, worauf er meinte, „ih muß 
maden, was mich ber Bürgermeifter heißt“. 

Später, als er hörte, daß der Bürgermeifter bed» 
alb in Verlegenheit fäme, hat er mir gegenüber feine 

here Angabe widerrufen und mir erflärt, er hätte bas 
nur aus fi gemadht. 

Von einer Drohung mit Unterbrüdung im Falle 
man ſchlecht wähle habe ich nichts gehört. 

v. g. u. 
Victor Rohmer. 
6. Zeuge nad Eibesleiftung. 

Ih Heike Alfons Lohner, 36 I. a., fath., Wagner 
in Ebersmünſter, nicht verwandt. 

Zur Sadıe. In Ebersmünfter ift nichts bezüglich 
Waldſtreu und Wieſenbewäſſerung verkündigt worben. 
Nur Haben die Leute, und zwar alle die gewollt haben, 
gleih nad ber Wahl in den Wald gehen und Streu 
holen dürfen. Ebenjo ift aud nah der Wahl in ben 
Wieſen das Gras bewäſſert worden, als es ſchon ſehr 
hoch war. Der Gemeindefchreiber meinte noch, —* 
wir eher die Wahl gehabt, dann hätten wir wahrſchein— 
lid eher bewäfjern fönnen! 

Das war aud die allgemeine Anſicht in ber Be— 
völferung. 

v. g. u. 

Alphonſe Lohner. 

aber. E. Müller. 
Kaiſerliches Amtsgericht. 
Markolsheim den 9. Juli 1895. 
Zeugen-Verhör in Sachen, betreffend Prüfung der 
Wahl des Reichstagsabgeordneten Kreisdirector 

Pöhlmann von Sclettftabt. 

Gegenwärtig: 
Göttgens, Afjeffor, als Amisrichter. 
Brünn, Amtsg.⸗Sekretär, ald Gerichtöfchreiber. 
Die Zeugen wurden einzeln und in Abweſenheit der 
fpäter abzuhörenden Zeugen vernommen und veranlaßt, 
dasjenige, was ihnen von dem Gegenftande ihrer Vers 
nehmung befannt ift, im Zufammenhange anzugeben. 

1. Beuge: Ich heiße Achilles Gentil, 56 Jahre alt, 
fatholiih, Pfarrer in Eljenheim. 

Zur Sache: Vor der Reichtagswahl im Jahre 1893 
war Herr Kreisdirector Böhlmann bei mir in Elfenheim, um 
ih als Kandidat vorzuftelen. Ich erklärte ihm offen, 
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daß ich für feine Kandidatur nicht eintreten könne, daß 
ih ihn als Sreisdirector und ala Menſch hochſchätze, aber 
ber Anficht fei, daß ein Beamter nicht Abgeordneter fein 
dürfe. Wir unterhielten uns längere Zeit über dieje Frage 
und wurden babei beide recht aufgeregt, jo daß jeder 
dem anderen vielleicht Worte gejagt hat, die ihm nur in 
ber Hitze entſchlüpften und bie ihm nachher leid thaten. 
Ih muß geftehen, daß ich dabei aufgeregter war, als 
Pöhlmann. 

Eine Drohung hat Herr Pöhlmann gegen mich nicht 
ausgeftoßen; ich erinnere mich jedoch, daß er etwas 
bavon geredet hat, daß man ut ſtimmen müſſe, 
und daß eventuell „die Schrauben ſtraffer gezogen werden 
könnten“. Der einzelnen Ausdrücke entſinne ich mich 
nicht mehr. Herr Pöhlmann hat nichts davon geſagt, 
daß man nicht gegen den Regierungscandidaten ſtimmen 
dütfe. Seine Worte haben auch feinen (Eindrud) lies: 
nachhaltigen Eindrud auf mich gemacht und ich glaube auch 
nicht, bat Herr Pöhlmann auch einen ſolchen beablichtigte. 
Nah diefem etwas heftigen Ywiegefpräh wurden wir 
beide wieder ruhiger und trennten uns in voller Freund— 
haft. Her Pöhlmann gab mir zum Abſchiede die Hand, 
und als id ihm nochmals gegenüber äußerte, es thäte 
mir leid, daß ich nicht für ihn ſtimmen könnte, fagte er: 

„Run, Sie haben She Anſicht über ſolche Ange» 
legenheiten und ich habe die meinige.“ 


B. g. u. 
Gentil Achilles, Fathol. Pfarrer. 


2. Zeuge nach Leiftung bes Zeugeneides: 

SH Heiße Ludwig old, 49 Jahre alt, Fatholiich, 
Aderer, wohnhaft in Diebolsheim. 

Zur Sade: Bor ber Neichstagswahl kam ber 
Pfarrer Michael Köftel von Diebolsheim während meiner 
Abweienheit in meine Wohnung und übergab meiner 

rau eine Anzahl Stimmzettel mit dem Namen „Blödler”. 
gleich übergab er ihr 3,00 AM und trug ihr auf, mir 
nad meiner Rückkehr zu fagen, id mödte doch bie 
Stimmzettel veriheilen. Als ich nah Haufe kam, er— 
Härte ich meiner Frau fofort, ih wolle mic um bie 
Sache nicht bekümmern, ich wolle jedoch einen Anderen 
fragen, ob er vielleicht dazu bereit jei. Ich fragte auch 
gleih den Tagner Theophil Simon von Diebolsheim, 
ob er die Beitel herumtragen wolle. Ich bemerkte ihm 
ausdrüdlich, es ftehe ihm frei, dieſes zu thun ober nicht; 
wenn er es thun wolle, jo jolle er die Zettel und die 
3,00 A, die ber Pfarrer für den Musträger bejtimmt 
habe, mitnehmen. Simon erflärte ſich auch gleich bereit, 
das Geld zu verdienen und nahm bie Zettel mit. Ach 
ſelbſt Habe feine Zettel vertheilt, ich habe fie noch nicht 
einmal angerührt, um nicht in Ungelegenheit zu kommen. 
Ob nun die Zettel in Wirklichkeit verteilt worden find 
und ob nun vielleicht ſpäter dieſelben confiscirt wurden, 
bavon ift mir nichts befannt, id Habe blos davon 
reden hören, daß man einigen Leuten foldhe Zettel 
abgenommen habe. Mir hat Niemand befohlen, bie 
Stimmzettel wieder einzufammeln und es ift mir auch 
feine Strafe angedroht worden. 
V. g. u. 
Hold, 
3. Beuge: 

Ih Heike Anton Adam, 47 Jahre alt, katholiſch, 
Aderer und Bürgermeifter, wohnhaft in Diebolsheim. 

Zeuge erflärt, er wilfe von der Angelegenheit nichts 
aus eigener Kenntniß, er fei erft nad) der Reichstags— 
wahl Bürgermeifter geworden; der bamalige Bürger: 
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meifter habe aud Anton Adam geheißen und fei Schmied 
in Diebolsheim. 
g. u. 
Adam. 
4. Zeuge nach Leiſtung des Zeugeneides: 

IH heiße Damian Dambach, 44 Jahre alt, katho— 
liſch, Lehrer, wohnhaft in Diebolsheim. 

Zur Sade: Bevor die Glöckler'ſchen Stimmzettel 
in Diebolsheim herumgetragen wurden, ſaß ich einmal 
mit dem damaligen Bürgermeifter Adam zufammen und 
wir verabrebeten, wir wollten alles thun, damit Herr 
Föhlmann gewählt würde. Adam Hat mich nicht etwa 
zur Wahlagitation zu beftimmen verſucht, vielmehr bin 
4 aus eigenem Antriebe für Herrn Pöhlmann einge 

en. 

Eines Tages ſah ich zum Fenſter meiner Wohnung 
heraus — es war dieſes an dem Sonntage vor ber 
Wahl — und fah, daß der Tagner Simon Glöckler'ſche 
Stimmzettel vertheilte. Ich rief ihm zu, ob er denn 
einen Golportageichein hätte, worauf er entgegnete, er 
brauche feinen und weiter ging. Im Fortgehen fagte 
er noch, fo viel ich mid) erinnere: „Wenn es fo ift, fo 
ſtecke ich es auf“, 

An dem nämlichen Abende ſah ih Simon in der 
Wirthihaft und hielt ihm fein Betragen vor. 
äußerte, wie er, der mit jolcher Freude immer von feiner 
Dienftzeit bei den deutſchen Soldaten ſpreche, in folder 
Weiſe gegen bie Regierung fich benehmen könne; er jolle 
nur Acht geben, daß er nicht ins Zoch komme. Diefe 
legte Meußerung machte ih im Scherze und bezog fich 
diejelbe auf meine frühere Meußerung, daß Simon ohne 
Eolportagefchein feine Zettel vertheilen dürfe. Ich habe 
weder ihm noch dem Zeugen Fold die Wiedereinfamms 
lung der Stimmzettel anbefohlen und auch feine Strafe 
angedroht; im Gegentheil, als Simon fagte, er wolle 
die Stimmzettel wieder einfammeln, ſagte ıh ihm, das 
brauche er nicht zu thun. Ich habe ihm noch des Weiteren 
gejagt, wenn er ſich fo benähme, fo brauche er fich nicht 
zu wundern, wenn der Bürgermeifter von Rheinau ihn 
nicht ra im Gemeindewalde arbeiten ließe. Simon hat 
nämlich ſich durch die Arbeiten im Gemeindewalde immer 
Geld verdienen können. Derjelbe antwortete auf meine Bors 
haltung, er habe nicht geglaubt, daß er durch das Ver— 
theilen der Zettel etwas gegen die Regierung thue, er habe 
ih nur etwas Geld verdienen wollen. Ob in ber That 
die Stimmzettel oder einzelne berjelben wieder eingeſam— 
melt wurden, weiß ich nicht, ich habe nur fpäter, nad) 
ber Wahl, einmal gehört — von wem weiß ich nicht 
mehr — daß Simon den Reit der Stimmzettel, welchen 
se — nicht vertheilt hatte, zum Bürgermeiſter gebracht 
abe. 

B. g. u. 


Dambach. 


5. Zeuge nach Eidesleiſtung. 

Ich heiße Clemens Rohr, 48 Jahre alt, kalholiſch, 
Schuhmacher und Drtsbote in Diebolsheim. 

Zur Sade: Ih ſah wie der Tagner Simon 
Glöckler'ſche Stimmzettel vertheilte. Als er an mir vor— 
beifam, fagte derfelbe: „Euch brauche ih wohl feinen 
zu geben“. Ich nahm ihm jedoch aud einen ab mit 
der, Bemerkung, ich könne aud einen gebrauchen und ließ 
ihn weiterziehen. 

Der Lehrer Dambach, welder von feinem Fenſter 
aus dieſen Vorgang bemerkt Hatte, fagte mir nachher: 
„Gelt, Du haft ihm nichts zu jagen trauen”. — Als 
ih Simon jpäter wieder erblidte, fragte ich ihn deshalb, 





ob er einen Colportageſchein Hätte, und ala er biejes 
verneinte, fagte ich ihm: „Nun, dann foll ich ein Protokoll 
Dir deflariren”. 

Weiteres habe ich ihm nicht gejagt. 

Sch bemerke, daß der damalige Bürgermeifter Adam 
mir aufgetragen hatte, den Simon nad) jeinem Eolportage- 
fchein zu fragen und ihm, im falle der Verneinung, die 
obige Aeußerung zu machen. Der Lehrer Dambad) hat 
mir einen foldhen Auftrag nicht ertheilt; auch ift es nicht 
richtig, daß ih ben re erhielt, die Stimmzettel 
wieder zu confisciren, oder dem Simon, bezw. einem 
Anderen die Wiebereinfammlung anzubefehlen.. Ob 
wirklich folde Stimmzettel wieder eingefammelt wurden, 
weiß ich nicht. 

g u. 
Rohr. 
Zeuge Dambad, wieder vorgerufen, erklärt auf 


Vorhalt: 


Ich erinnere mich nicht genau, doch iſt es möglich, 
daß ich dem Zeugen Rohr die von ihm behauptete 
Aeußerung gemacht Habe. Ich ergänze meine vorige 
Ausſage dahin, daß der frühere Bürgermeiſter Adam 
und id vor der Wahl übereingelommen waren, daß 
derjenige von uns, welcher einen Mann mit Glödler- 
ſchen Stimmzetteln anträfe, benfelben nad feinem Col- 
portageitempel fragen follte, und daß ber Bürgermeifter 
auch ben Gemeindeboten mit einer gleichen Beifung vers 
ſehen jollte. 

V. g. u. 
Dambach. 
6. Zeuge nach Leiſtung des Zeugeneides. 

Ich heiße Johann Baptiſt Heitz, 66 Jahr alt, 
Lehrer a. D., katholiſch, wohnhaft in Heidelsheim. 

Zur Sache: Die Anſchuldigung des Bürgermeiſters 
Schneider beruht auf Unwahrheit. Die Urne iſt über— 
haupt bis zum Schluffe der Wahl nicht geöffnet worden 
und Schneider hat auch nicht den Verſuch gemadht, 
Glöckler'ſche Wahlzettel durch Pöhlmann’sche zu erſetzen. 

Was das Forticiden zum Vierholen anbelangt, fo 
verhält es fich damit folgendermaßen: 

Es ift feit vielen Jahren in der Gemeinde Sitte, 
da der Wahlvorfteher den Beifigern im Laufe bes Mit- 
tags Bier auflegt. Bei jener * forderte Schneider 
den Holl zum Bierholen auf. Dieſer leiſtete jedoch der 
Aufforderung feine Folge. Später bat ihn der Beiſitzer 
Jehl, do Bier zu Holen. Hol entfernte fich, kehrte 
jedoch fofort wieder zurüd. Weber der Bürgermeifter 
nod ich erichraten bei feiner Rückkunft. Der Bürger: 
meifter hatte feinen Zettel in ber Hand. Auf ben Tiiche 
lag ein zufammengefalteter Poöhlmann'ſcher Zettel. Wie 
derjelbe dorthin gekommen ift, weiß ich nicht. Holl ergriff 
ben Zettel fofort, öffnete ihn und warf ihn ſodann, meines 
Willens, weg. Ich habe fpäter erfahren, daß während 
einer kurzen —— meinerſeits ein Wähler ohne 
Wahlzettel gefommen jei und den Bürgermeifter um einen 
Zettel gebeten Habe; der Bürgermeifter joll ihm dann 
aus Berjehen zwei Bettel Hingereicht haben und, jobalb 
er fein Verſehen bemerkt hat, ben einen jofort wieder 
abgenommen haben. Den abgenommenen Zettel hat viel 
leiht Schneider aus Verſehen auf dem Tiſche liegen 
laſſen; wenigftens habe ich mir das Vorhandenſein diejes 
Zettels ſo erflärt. Bei Schluß der Wahl hat die Zahl 
der abgegebenen Stimmen genau biejelbe betragen, wie 
die Anzahl der Stimmzettel in der Urne. Hol war auch 
bei der Eröffnung der Urne zugegen, wie ich mich jeht 
genau erinnere. Kurz vor der Eröffnung ber Urne hatte 
er fich entfernt und ich ließ ihm durch meine Tochter für 


1302 


bie Eröffnung der Urne holen, nachdem ich zunädhft ver- 
geblich bei ihm gemwejen war. 


8. 
Heiß. 
7. Zeuge nad Eibesleiftung: 

Ih Heike Matthias Jehl, 68 Jahre alt, katholiſch, 
ohne Gewerbe, wohnhaft in Heidelsheim. 

Bur Sadje: Im Laufe des Nachmittags während 
ber Wahl forderte Schneider den Hol zum Bierholen 
auf. Derjelbe ging jedoch nicht fort. Da wir Durft 

atten, jo bat ich kurze Zeit darauf den Hol, meinen 
effen, er möchte doch endlich gehen und Bier holen. 
Er ging dann fort und fam nad einer halben Minute 
zurüd. Der Bürgermeifter Schneider war feineswegs 
bei feiner Rüdkehr erjchroden; ebenfowenig ein anderer. 
Die Wahlhandlung ging vollftändig, dem Gefege ent— 
fprechend, vor fih. Die Ume wurde vor Schluß der 
Wahl nicht geöffnet; auch hat Schneider nicht den Ver— 
ſuch gemacht, Wahlzettel umzutauſchen. 

Was im Protofoll über Abgabe ber Stimmzettel 
und die Anzahl der Wähler und dergleichen fteht, ift 
volllommen der Wahrheit entfprechend. 

Bei ber Eröffnung der Urne war Holl zugegen; er 
hat fogar bei der Berlefung der Stimmen mit Protokoll 
geführt und hat aud mit uns zugleich unterfchrieben. 

Hol ift als Unruheftifter in Heidelsheim bekannt. 

v. g. u. 
Jeh 
8. Zeuge nach Leiſtung des Zeugeneides: 

Ich Heike Sigismund Schmitt, 65 Jahre alt, katho— 
liſch, Aderer, wohnhaft in Heidelsheim. 

Zur Sade: Als Hol zum Bierholen fortgeſchickt 
wurde, war ich nicht zugegen, ich war gerade abgelöjt 
worden. Ich weiß daher von dem ganzen VBorgange, 
wie er in ber Zeitung befchrieben ift, nichts. Wei der 
Eröffnung ber Urne war ich wieder zugegen. Hol führte 
mit Protofol. Ob derfelbe zugleih mit uns anderen 
ober erjt jpäter das Protofoll unterzeichnet hat, weiß ich 
nicht mehr, da ber Vorgang ſchon zu lange her ift. 

v. g. u. 
Schmitt. 
9. Zeuge: 


Derjelbe wurde, dba er nad) der Ausfage ber vorigen 
Bat nit mehr als Einer den Gegenjtand ber Unter: 
uchung bildenden That verbädtig erſchien, nad) gehöriger 
Verwarnung vereidigt. 
ur Berjon erflärte derjelbe:; 

Ich heiße Carl Schneider, 50 Jahre alt, katholiſch, 
Aderer und VBürgermeifter, wohnhaft in Heidelsheim. 

Zur Berjon: Ih habe Hol einmal zum Bierholen 
fortihiden wollen, berjelbe ging jedoch nicht. wa 
!/a Stunde jpäter jchichte ihn der Zeuge Jehl fort. Hol 
ließ beide Thüren offen, lief geihwind in die nebenan 
liegende Wirthihaft und beftellte Bier und war fchon 
vor Ablauf einer halben Minute wieder zurüd. Weder 
ich noch ein anderer erſchrack bei feiner Rücklehr. 

Die Wahlhandlung ging ganz geſetzmäßig vor ſich. 

Die Ume, welde zwar nit mit Schlüffeln verichloffen 
war, wurde bis zum Scluffe der Wahlhandlung nicht 
aufgemadt. Ach Habe auch keineswegs den Verſuch 
gemacht, Wahlzettel umzutaufhen. Daß ein Pöhlmann- 
ſcher Wahlzettel auf dem Tiſche lag, ift richtig. Es fam 
nämlih Ein Wähler — den Namen weiß ich jetzt nicht 
mehr — ohne Stimmzeitel. Derjelbe bat mich, ihm 
einen folden zu geben und ich reichte ihm aus einem 
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Schranke einen 7* Als ich ihm denſelben übergab, 
bemerkte ih, daß ich aus Verſehen zwei Zettel gegriffen 
— legte daher den unbenutzien vor mich hin auf 
den Tiſch. 
Beim Schluß der Wahl war Holl wieder zugegen 
und ſchrieb ſogar die Stimmen mit auf. Derſelbe hat 
auch zuglei mit den Uebrigen das Protokoll mit unters 
ſchrieben. 
v. g. u 

Schneider. 

10. Zeuge unter Ausfeßung der Beeidigung. 

4 heiße Garl Hol, 40 Jahre alt, katholiſch, 
Aderer, ni in Heibeläheim. 

Zur Sache: Ih halte meine Behauptungen, welche 
durch den Pfarrer Glöcler in Nr. 100 des Eljäffer vom 
* April 1895 veröffentlicht wurden, voll und ganz aufs 
recht. 
Der Bürgermeiſter hat mich zwei Mal zum Bier— 
er aufgefordert. Das dritte Mal wurde ich von 
Jehl aufgefordert. Ich ging dann jchnell fort, beitellte 
Bier und fam glei wieder zurüd. Bei meinem Eins 
treten ſah ich Schneider umd Heiß vor ber geöffneten 
Urne ftehen. Der Dedel war in bie Höhe geitellt, 
Schneider hatte Eine Hand voll Zettel, mit der anderen 
Hand mwühlte er in ber Urne. Beide erjchrafen bei 
meinem Eintritte, Schneider ſchlug die Urne heftig zu, 
Wo die Zettel, weldhe Schneider in der Hand hatte, ges 
blieben find, ob er dieſelben noch ſchnell in bie Urne 
geworfen oder unter den Tiſch geſteckt hat, weiß ich nicht, 
Mehrere Zettel, — menigftens 2 oder 3 — fielen neben 
bie Urne auf den Tiſch. Der Form nad fchienen mir 
diefe Zettel Pöhlmann’sche zu fen. — Ich Habe feinen 
ber Zettel ergriffen und fann daher auch nicht genau 
fagen, ob der Name „Pöhlmann“ auf denjelben jtanb. 
Ic trat jedoch zum Tiſche heran und ſchob mit Einer 
Hand die dort liegenden Zettel auf die Seite und hielt 
dem Bürgermeifter fein unrechtes Vorgehen vor. Ic jegte 
mich nod) einen Augenblid Hin, ging dann aber aus dem 
Wahllokale fort. Es war nämlich mittlerweile ein Derige® 
Gewitter eniftanden, und da bie Blike fo furchtbar 
zudien und es mehrfadh in die Bäume einichlug, fo 
erfah ich Hieraus, daß etwas Außerordentliches vorgehe. 
Sch erachtete es deshalb für das Befte, nicht weiter 
dieſen unrechtlichen Vorgängen anzumohnen. 

Bei der Eröffnung ber Ume war ich wieder an— 
wejend und Habe auch bei der Stimmenzählung mit- 
gewirtt. Das Protocol habe ich jedoch nicht gleich mit 
unterjchrieben, weil ic) diejes mit meinem Gewiſſen nicht 
verantworten konnte. Erft auf Bitten des Lehrers Heiß 
und feiner Tochter, welche weinte, ließ ich mich, und 
zwar hauplſächlich aus Mitleid für Legtere, gegen 10 Uhr 
Abends bewegen, meine Unterfchrift abzugeben. 

V. g. u. 
Hol Earl. 
Worüber Protokoll. 
r Notiz! 
er Zeuge Hol wurde auf eine Privatllage des 
Zeugen Schneider Hin durch Urtheil diefes Gerichts vom 
4. Juli cr. B 6/95 wegen Beleidigung zu einer Gefängniß- 
ftrafe von 3 Monaten verurtheil. Gegen diejes Urtheil 
bat berjelbe Heute Berufung eingelegt. Den Gegenftand 
der Privatllage bildet der betr. Artikel in Nr, 100 bes 
„Elfäffer" v. 20. 4. 95. — Zeuge Hol wurde deshalb 
nicht vereidigt, da rer war, daß er einen Meineib 
Ihwören würde. Hätte derſelbe — eidlich oder umeidlich 
— biejelben Ausfagen gemacht, wie die übrigen Zeugen, 
jo läge ein außergerichtliches Geſtändniß für die Unwahr- 
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eit feiner Behauptungen vor und bie Berufung gegen das 
rtheil würde dann von vornherein als ausſichtslos er- 
feinen. Hol kann demnach nicht als Maffiicher Zeuge 
angejehen werben. 

Ferner fam es bei ber heutigen Vernehmung dem 
Unterzeichneten, wie auch dem Gerichtsichreiber jo vor, als 
ob Hol geiftesgeftört und zum Mindeſten fi der Be— 
deutung eines Eides nicht bewußt if. Derjelbe erklärte 
wiederholt, er wolle auch ſchwören, da ja die anderen 
Zeugen auch geihworen hätten und nur durch feinen 
Schwur die Wahrheit an ben Tag gebracht werben Fönnte. 

Goettgens, Aſſ. 


Fortgeſetzt zu un ben 10. Juli 1895. Gegen: 
wärtig: Diefelben Gerichtsbeamten. 

Auf Einladung erſcheint Anton Adam, 49 Zahre alt, 
fatholiih, Schmied und derer, früherer Bürgermeifter, 
wohnhaft in Diebolsheim. 

Derfelbe erllärt, nachdem er den geſetzlichen Zeugeneid 
geleiftet Hat, 

Zur Perfon: Ich Heiße wie vorangegeben ꝛc. 

Bur Sade: Ich made die Ausfage des Zeugen 
Dambad in allen Stüden zu der meinigen und füge 
noch Hinzu, daß ber Tagner Simon mir den Neft ber 
Stimmzettel mit dem Bemerken überbrachte, es feien auch 
drei ober vier bereits vertheilt gemwejene Bettel feiner 
nädjften Nachbaren dabei, Die er benfelben wieber ab- 
genommen habe. Im Uebrigen habe er feine Zettel 
wieder eingejammelt, da er fih zu jehr geſchämt habe. 
Sch und der Förſter Ludwig Wild hatten nämlich dem 
Simon anbefohlen, bie bereits veriheilten Zettel wieder 
einzufammeln. 

Wie es mit der Strafandrohung war, befien kann 
ich mich nicht mehr genau erinnern, doch weiß ich, daß 
wir dem Simon gefagt haben, wenn er mit bem Ver— 
theilen fortfahre — oder auch vielleicht, wenn er bie 
Stimmzettel nicht wieder einfammle —, fo könne er 
vielleicht geftraft werben. 


v. g. u. 
Adam Anton. 
Goettgend. Brünn. 


Kaiferliches Amtsgericht. 
Truchtersheim, den 19. Juli 1895. 
Vernehmung in Sachen betreffend die Prüfung der 
Wahl des Neichstagsabgeordneten Pöhlmann in 
Schlettſtadt. 
Gegenwärtig: 


Amtsrichter Schmig 

ASSckretär Roehl. 

Es erſcheint auf Ladung: 

Joſef Stocker, 51 Jahre alt, katoliſcher Pfarrer in 
Dürningen, c. g.n. 

Unter Ausfegung der Beeidigung: 


ur Sadıe. 

Ich war zur Zeit der Reihstagswahl 1893 Pfarrer 
in Eichhofen und bin jeit Februar 1894 Pfarrer in 

ürmingen. 

Meine Verfegung hängt mit der Reichstagswahl in 
feiner Weife zufammen, fondern geihah aus Lokalen 
Gründen. 

Kurz vor der Wahl, etwa 2-3 Tage zuvor, ich 
glaube an einem Sonntag, vernahm id Trommelichlag 
auf der Straße von meiner Wohnung aus, die dicht an 
ber Straße jteht. 
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Sch felbft verftand nicht, was verfündigt wurbe; 
ich frug einen Vorübergehenden, ber aus ber Richtung 
bes Trommelfhalls herfam, was ber Gemeinbebiener 
verfündigt habe. Es wurde mir erwibert: die Bürger 
feien eingeladen, an einem bejtimmten Tag, zu einer bes 
ftimmten Stunde, fi) im Sculhausfaal zu verfammeln, 
joweit ich mich entjinne: behufs Beiprehung der Reichs— 
tagswahl. 

Dieje Verfammlung fand, wie ich hörte, ftatt. Ich 
ſelbſt Habe berjelben nicht beigewohnt. 

Bon verfhhiedenen Bürgern, die der Verſammlung 
angewohnt — wurde mir mitgeteilt: Im der Ver— 
jammlung hätten Bürgermeifter Grau und Lehrer Schmidt, 
abwechſelnd geiproden, hätten die ee hervor» 
gehoben, welde die Gemeinde Eichhofen der Wohl: 
gewogenheit des Kreisdireciors Poehlmann verdanke 
und erklärt, es ſei dringende Pflicht der Dankbarkeit, 
daß ſämmiliche Bürger ihre Stimmen zu Gunſten des 
Kreisdirectors Poehlmann abgäben. 

Ich habe geſehen, wie, ſowohl Bürgermeiſter Grau 
als Lehrer Schmidt, ſich in verſchiedene Gäufer begaben 
um, wie mir jpäter mitgeteilt wurde, die Leute zu bes 
ftimmen, ihre Stimme für Poehlmann abzugeben. 

In ber legten Halben Stunde der Wahlhandlung 
fam ich in das Wahllofal, um meine Stimme abzugeben 
und blieb zur Feſtſtellung des Wahlergebnifles. Der 
Bürgermeifter als Wahlvorfteher las einen Stimmzettel 
vor — an den Namen erinnere ich mich nicht — und 
fügte Hinzu: derſelbe fei zwar mit Bleiftift geichrieben, 
aber gut leſerlich. Der Stimmzettel wurde als giltig 
eingetragen, während derfelbe Vürgermeifter Grau, bei 
ber Gemeinderaths⸗Wahl nicht fehrlange vorher einen 
mit Bleiftift gefchriebenen Stimmzettel für ungültig er 
flärt hatte, 

Auf Frage: 

Es ift richtig, daß ich bei einer oder ber anderen 
Gelegenheit, aud in einem Haufe, wenn ich zufällig 
darin war, mid dahin äußerte, man jei allgemein ber 
Anſicht, daß ein Beamter die Intereſſen bes Landes 
nicht richtig vertreten könne, 

Ah benenne jedoch den früheren Bürgermeifter 
Dennefeld in Eichhofen als Zeugen, dafür, daß ich ihm, 
als er feine Geneigtheit zu erkennen gab, für Pfarrer 
Glöckler zu ftimmen, einen Meinen Wink gab, für Poehl⸗ 
mann zu flimmen; ich that dies etwa mit den Worten: 
„Sch würde ihnen rathen, für ben Sreisdirector zu 
ſtimmen!“ 

Unrichtig iſt es, daß ich von Haus zu Haus ge— 
gangen wäre und für Glödler agitirt hätte. 

Nach Beendigung der ganzen Wahlhandlung nahm 
ih ohne befondere Abficht einen ober den anderen Stimm: 
zettel, die balagen, in die Hand. Unrichtig ijt es, daß 
ich bei der Verlefung der Stimmzettel jeden einzeln in 
die Hand genommen hätte, 

Ic füge Hinzu, daß es mir perſönlich leid geweſen 
wäre, wenn Kreisdirector Poehlmann in der Gemeinde 
Eichhofen nicht die Mehrzahl der Stimmen erhalten hätte, 
eben weil die Gemeinde demjelben viele Wohlthaten zu 
verdanken Hatte. 

V 


g. u. 
J. Siocker. 


Der Vernommene wird hierauf, nachdem er auf die 
Bedeutung des Eides hingewieſen worden war, auf ſeine 
Ausſage hin, als Zeuge beeidigt. 

Schmitz. Roehl. 
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Kaiferliches Amtsgericht. 
Straßburg (Elſaß), den 31. Juli 1895. 


Beugenverhör in der Wahlprüfungsfache, betreffend 
die Gültigfeit der Wahl des Reichstagsabgeordneten 
Töhlmann zu Schlettitadt. 

Gegenwärtig: 
Gerichtsafleffor Glasmacher als Amtsrichter, 
Hilfsgerichtsichreiber Maurer als Gerichtsichreiber. 
Die Zeugen wurden einzeln und in Abweſenheit der 
fpäter abzuhörenden Zeugen vernommen und nad Bes 
geihnung des Gegenftandes der Unterſuchung veranlaßt, 
Sjenige, was ihnen von bem Gegenftande ihrer Ver- 
nehmung befannt tft, im Zufammenhange anzugeben. 

1. Zeuge: Ich Heike Adolf Dominicus, Geheimer- 
und Oberregierungsrath in Straßburg, Jubengafle 15, 
unbeeibigt vernommen. 

Zur Sade. Im Frühjahr 1893 befand ich mich mit 
Herrn Schulrath Schlemmer und Herm Schulinipeltor 
Herrmann aus Schlettftadt gelegentlich einer Revijions- 
reife in Breitenau, Wir befuchten dort zufammen ben 
Pfarrer Stahl und kamen, als ber Pfarrer uns auf 
unferer Weiterreife begleitete, auch auf die bevorftehende 
Reichstagswahl zu fpredhen. 

Pfarrer Stahl äußerte dabei, daß er für Glöckler 
ftimmen müſſe, ba er, Stahl, früher fein Vikar geweſen 
fei, worauf id ihm bemerkte, das jei ein fonderbarer 
Grund für einen politiich benfenden Dann, es käme bei 
einer Wahl doh nur auf die politiiche Anficht bes 
Kandidaten und des Wählers an; ein Derartiger 
Gefichtspunkt, wie der von ihm geltend gemachte, könne 
doch nicht maßgebend fein. Das weiterhin dem Herrn 
Pfarrer ein Verfprechen in dem Sinne gemacht worden 
fei, wie es in der Drudjache Nr. 267 der 9. Legislatur- 
periode III. Seffion 1894/95 unter IIf verzeichnet ift, 
beftreite ih auf das Beſtimmteſte, denn weder war ich 
u einem berarligen Verſprechen ermächtigt, noch ent— 
Ir e8 meinen Anſchauungen, daß aus Anlaß der 

ablen ſolche Weriprehungen gegeben werben. Wenn 
überhaupt, deſſen ich mich aber auch nicht entjinne, von 
Derartigem die Rede war, fo kann es nur in bem 
Sinne geſchehen fein, daß die Regierung wohl eher ge— 
neigt fein würde unter gleichen Verhältniffen einer Ge— 
meinde Subventionen zuzumenden, die in regierungss 
freundlidem Sinne bei der Wahl ihre Anfichten bes 
kunde, Sch betone nochmals, daß es ſich bei der Neife 
nit etwa um eine Wahlreife handelte, fonbern dieje 
Unterhaltung lediglich gelegentlich und aus Veranlafjung 
der von dem Pfarrer Stahl jelbft angebotenen Begleitung 
erfolgte. 
V. g. u. 
U. Dominicus. 

2. Beuge: Ich heiße Dr. Joſeph Schlemmer, Regie— 
rungs= und Schulrath hier, Stephansfeld Nr. 15 wohn- 
haft, nicht beeidigt. 

Zur Sadhe: Soweit dieſe Behauptung fih auf 
mich bezieht, erfläre ich fie für rein aus ber Luft ges 
griffen und für Verleumbung; gegenwärtig ift mir aller: 
dings das Meifte nicht mehr fo, daß ich vieles auf einen 
Eid nehmen könnte, doch erinnere ich mid) mit Bejtimmt- 
heit des Vorganges in folgenden Punkten: 

Wir waren auf einer Schulreife, der Oberregierungs- 
rath, der Kreisichulinipeltor und ich; nad) der Revifion 
der!Schulen zu Breitenau bejuchten wir den Pfarrer 
Stahl, den ih aus feiner Vifarzeit zu Lauterburg fenne; 
diejer begleitete uns bis Neufich; unterwegs fam aud 


Reichstag. Altenſtück Nr. 213/214. (Berichte der Wahlprüfungs-Rommiffion.) 


die Rede auf bie bevorftehenden Wahlen, e8 wurde 
dabei erwähnt (id glaube von mir): dem Vernehmen 
nad) habe Pfarrer Glödler auch unter feinen Amts: 
brüdern Gegner; ich glaube, ich erwähnte ſogar dabei, 
e8 währe dies von jeiner Broſchüre über den Papft 
Leo her. Da jagte Pfarrer Stahl: ich natürlich als 
ehemaliger Bilar Glöckler's muß ihn ie wählen. 
Diefer Anſicht wurde vom Oberregierungsrath entgegen- 
getreten, dab er aus dem angegebenen Grunde ihn 
wählen müſſe. Er fagte, fomweit ich mid) erinnere, es 
fomme hier auf den politiſchen Standpunkt an und nun 
entipann fih ein Geſpräch über bie Militärvorlage. 
Genau weiß ih davon nur mehr, daß ber Über: 
regierungsrath die Worte gebraucht al, Frankreich habe 
bereits den letzten Dann, den es überhaupt auszuheben 
habe, auf die Beine gejtell, während wir — Leute 
zur Verfügung hätten. Dieſe Aeußerung iſt jedenfalls 
auf die Meinung des Pfarrers Stahl erfolgt, daß die 
beiden Staaten gegenſeitig nicht ruhten mit weiteren 
Aushebungen. 

Sch stelle anheim, auch ben Kreisſchulinſpektor 
Herrmann, ber bie ganze Zeit zugegen war, in der Sade 
ebenfalls zu vernehmen. 

V 


g. u. 
Dr. Schlemmer. 
Glasmacher. Maurer. 
Kaiſerliches Amtsgericht. 


Straßburg (Elſaß), 7. Auguſt 1895. 
Gegenwärtig: 
Gerichtsaſſeſſor Götel als Amtsrichter, 
Hilfsgerichtsfchreiber Maurer als Gerichtsjchreiber. 
In der vorbezeichneten Wahlprüfungsſache erſchienen 
auf Ladung 
die beiben obengenannten Zeugen Dominicus und 
Schlemmer. 
Denfelben wurde befannt gegeben, daß fie das unter'm 
31. Zuli er. abgegebene Zeugniß mit einem Eid zu befräftigen 
haben. Nachdem biejelben auf die Bedeutung des Eides 
bingemiejen waren und erflärt hatten, ihren Ausſagen nichts 
mehr Hinzuzufegen, leiſteten biejelben den vorgeichriebenen 
Beugeneid vorfhriftsmäßig ab. 
Worüber Protokoll. 
Götel. Maurer. 


U. 
Schlettſtadt, den 19. November 1895. 


Zu Folge Beichluffes des Neichstages vom 3. Mail. Is. 
habe ich über meine Betheiligung bei den unter Ila, ec, d 
u. e des Berichtes der Wahlprüfungstommiffion vom 
27. Maerz 1895 hervorgehobenen Thatfachen eine amtliche 
Auskunft zu ertheilen. 

Bevor ich auf die einzelnen Punkte ſelbſt eingebe, 
möge es mir geftattet fein, einige allgemeine Bemerkungen 
vorauszufchiden. 

Durh den Wahlproteft des Herrn Pfarrer Glödler 
läuft wie ein rother Faden der Gedanke, dab bie Auf- 
ftellung meiner Candidatur u. meine Wahl zum Reichs— 
tagsabgeorbneten lediglid) das Werk plumper Made eines 
ehrgeizigen Beamten jei. Um dies zu beweijen, beruft fich 
Herr Glödler u. U. auf eine angeblih von dem früheren 
Reichstagsabgeordneten Lang gemachte Meußerung bes 
Inhaltes: 

„ieit 3 Jahren plant Herr Kreisdireftor Pohlmann 
jeine Candidatur im Kreife u. fuchte deshalb durch 
Zuſchüſſe fein Anſehen in allen Gemeinden geltend 
zu machen“. 


Reichstag Mftenftüct Nr. 3214. (Berichte der Wahlprüfungs-Rommiffion.) 


)___1806 





Imnmſoweit mit diefer Yeußerung etwa anerkannt werben 
will, daß ich mich der Intereflen der meiner Verwaltung 
unterftellten Gemeinden thatkräftig angenommen habe, fo 
fann ih ja mit einer folden Anerkennung aus bem Munde 
eines politijchen Gegners ganz äufrieben fein, wenn aber 
damit gejagt fein joll, ich hätte mir die Erfüllung meiner 
amtlichen Pflichten nur deshalb angelegen fein laſſen, um 
bei der Bevölferung populär zu werden und mir dadurd) 
ben Boden für eine Reihstagscandidatur vorzubereiten, jo 
muß ich gegen den Vorwurf einer jo niedrigen Denk und 
Handlungsweiſe mit allem Nahdrud Verwahrung einlegen. 

Ich glaube wohl behaupten zu dürfen, daß ich wäh— 
rend meines vierjährigen Wirkens im Kreiſe Erftein nicht 
weniger Pflichttreue u. Hingabe an meinen Beruf an den 
Tag gelegt habe als während meines nun bald fiebenjährigen 
Wirkens im Kreife Schlettftabt u. doch wird wohl fein ver 
nünftiger Menſch je auf den Gedanken gekommen fein, 
ich hätte mich ſchon im ſtreiſe Erjtein mit dem Gedanken 
getragen, durch Entfaltung einer regen amtlichen Thätigfeit 
das Bublitum zu gewinnen, in der Abficht, den Reichs: 
tagsabgeorbneten Baron Zorn von Bulach, zu dem ich 
in Beh denlbar beiten Beziehungen ftand, aus dem Sattel 
zu heben, 

Ich bin in Erftein ſowohl wie auch in Schlettftadt 
in meinem amtlichen Wirken jederzeit ben Weg gegangen, 
ben mir die Pflicht vorgezeichnet hat, unbefümmert um die 
Gunft oder Ungunft des Publilums; wenn mir die Bes 
völferung beider Kreiſe gleihmwohl eine freundliche Ge 
finnung und insbejondere auch den Grad von Vertrauen 
entgegengebradht hat, ohne den fein Verwaltungsbeamter 
eine erfolgreiche Thätigkeit zu entwideln im Stande ift, fo 
mödhte ich, ohne unbeſcheiden fein zu wollen, doch behaupten, 
daß ich dies ſchwerlich den ftaatlihen Zuſchüſſen allein zu 
verdanken habe, die durch meine Vermittelung den Ge- 
meinden zugemwenbet worben find, denn dieſe Zuſchüſſe 
werben fo ziemlich allen Kreiſen des Landes in gleichem 
Maße zu Theil. 

Das vorausgeſchickt geftatte ih mir nunmehr auf bie 
einzelnen Thatſachen, bezüglid deren ich Auskunft ertheilen 
fol, näher einzugehen. 


Bu Siff. Ha. 

Die Behauptung Glöckler's, daß ich felbft meine 
Kandidatur aufgeftellt und in illoyaler Weife auf die Meifter 
bes FKreijes eingemwirft hätte, um mir die Kandidatur fchein- 
bar antragen zu lafjen, weiſe id als unwahr zurüd, 

Der Gedanke, meine Kandidatur aufzuftellen, tauchte 
an verichiedenen Drten bes Kreiſes gleichzeitig auf, es 
wurben mir hierüber brieflidhe und mündliche Mittheilungen 
gemacht, es erſchienen angejehene Kreiseingefejlene bei mir 
und frugen bei mir an, ob ich nicht gejonnen jei, ald Kan- 
dibat aufzutreten, ich erflärte aber rundweg, daß ich mid) 
—— nicht hergeben wolle, weil ich als Ältdeutſcher, als 

eamter und als Proteftant in einem überwiegend katho— 
liſchen Kreife feine Ausficht auf einen Wahlfieg hätte. 
Man gab mir zwar zu, daß die Chancen für meine Wahl 
allerdings fehr gering feien, machte aber geltend, daß es 
aud im Falle meiner vorausfidhtlichen Niederlage doch 
immerhin als ein Erfolg bezeidynet werben müſſe, wenn 
es gelänge, etwa 3000 Stimmen auf meinen Namen zu 
vereinigen und dadurch ben Beweis zu liefern, daß der 
Proteft im Kreife Schlettitabt doch nicht fo allgemein ſei, 
wie man nad dem Refultate der bis erigen Wahlen habe 
annehmen müflen, jondern daß doch eime flattliche Sat 
von Wählern auf reichstreuem Boden ftehe. Im dieſem 
Sinne äußerte fi, wie ich mich ganz beftimmt erinnere, 
insbejondere Rentner Willm von Heiligenftein. 

Meine Bedenken, dab es für mid ald Beamten nicht 
erwünjcht fei, als Zählcandidat zu fungiren und einer 


Attenſtũde zu den Verhandlungen des Reichstages 1895/96. 


| ziemlich ficheren Niederlage entgegenzugehen, ſuchte man 
mit dem Bemerlen zu widerlegen, daß ich gerade als Be- 
‚ amter, der im Kreife Anfehen und Vertrauen genöfle, ver: 
ı pflichtet fei, der Bevölkerung das Opfer zu bringen, da 

eine andere Perfönlichteit im Kreife nicht vorhanden jei, 
ı bie fo viel Ausficht auf einen Adhtungserfolg habe. 

Dem Drängen von den verjchiedenften Seiten gab ich 
endlich in jo weit nad), daß ich erklärte, dem Gedanken 
meiner Gandidatur dann näher treten zu wollen, wenn mir 
\ diejenigen Perſonen, die fi) für meine Wahl intereffirten, 
| in irgend einer Weife die Heberzeugung verſchaffen würden, 
daß meine Candidatur wenigftens einem Theile der Wähler 
ſympathiſch ei, denn ich wolle unter feinen Umſtänden den 
| Anjchein erweden, als jolle meine Gandidatur den Wählern 

aufgedrungen werben. Darauf beſchloß man, einen Aufruf 
zu erlafjen, der durch einen hiefigen Wähler verfaßt und 
mir mit der Bitte mitgetheilt wurde, benjelben an das 
Eomitee in Barr zu übermitteln. Ich machte am nemlichen 
Tage (ed war ein Feiertag) mit meiner Familie einen 
Ausflug nah Barr, ſprach dort kurze Zeit mit den Herren 
des Comites, theilte ihnen mit, was ich mit den freunden 
meiner Candidatur in Schleitftadt beiprodhen, übergab ihnen 
das erwähnte Gonzept und überließ ihnen, das Weitere 
zu veranlaffen. 

Die Behauptung Glödlers, daß ich mit ben Mit- 
gliedern des Wahlcomites zu dem Drudereibefiger Gaudemar 
gegangen jei, um die Drudjachen zu beftellen, ift eine der 
vielen Unmahrheiten, denen ber Herr Pfarrer Glöckler 
leider ein zu geneigtes und gläubiges Ohr gejchentt Hat. 
Ich habe das Haus des Gaudemar in meinem Leben noch 
nie betreten! 

Der Aufruf erreichte den beabfichtigten Zwed, meine 
Gandidatur wurde öffentlid beiproden und ich konnte 
mir nunmehr ein Bild von der Stimmung im Kreiſe machen. 
Der mit 800 Stimmen bebedten Adrefje legte ich feinen 
großen Werth bei, konnte doch jeder Unterzeichner troß der 
Unterfchrift wählen, wie er wollte; aber die fonjtigen Be— 
weiſe von Vertrauen, die mir entgegengebradt wurden, 
waren mir von großem Werthe und bejtimmten mich denn 
auch, dem Drängen vieler, unabhängiger Wähler nachzu— 
geben und meine Gandidatur unterm 8. Juni aufzuftellen. 
Auf erjtattete Anzeige wurde ih dann unterm 12, ber 
Funktion als Wahlcommifjär enthoben, 


Zu Biff. Ib. 

In welcher Weife die Eircularichreiben in Umlauf ge— 
fegt wurben, ob Ortsdiener zum Herumtragen verwendet, 
ob Sigungen abgehalten worden find, darüber kann ich 
feine Auskunft geben, da ich mich hierum nicht gefüms 


mert habe. 
Zu Ziff. IIe. 

Was die Amtsentfeßung des früheren Bürgermeifters 
Spies in Schletiftabt betrifft, jo habe ich diejelbe weder 
verfügt noch beantragt. Diefelbe ift durch Erlaß bes 
Kaiferlihen Statthalter8 vom 29. Jumi 1893 ohne Angabe 
von Gründen erfolgt und zwar nicht, wie das irrthümlich 
im Berichte der Bapipräfungscommiffion angegeben ift, 
auf Grund des fogenannten Diktaturparagraphen, ſondern 
auf Grund bes Art. 2 des Gejehes vom 5. Mai 1855. 
Sch bin daher nicht in der Lage, Näheres über die Amts- 
entfegung des p. Spies mitzutheilen, nur das glaube ich 
bier beifügen zu follen, daß zwiſchen Bürgermeijter Spies 
und mir jchon feit längerer Zeit ein Eonflilt beitanden hat, 
der aber keineswegs perfönlicher Natur war, fondern auf 
fahlihen Gründen beruhte; es waren das die nemlichen 
Gründe, dur welche auch die dienftlihen Beziehungen 
meines Herm Amtsvorgängers zu p. Spies in gleich” un— 
günftiger Weife beeinflußt worden find, es find aud bie 
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nemlichen Gründe, weldhe ganz naturgemäß der Anbahnung 
eines freundlichen Verhältniſſes zwiſchen ben übrigen 


deutfchen Beamten, ja allen hier lebenden Altdeutihen und | gerie 


Herrn Spies jederzeit Hinderlih im Wege jtanden. Daß 


wiederholt pflichtgemäß 
bejonderen Erwähnung. 
Zu Biff. Ud. 

Den im Berichte der Wahlprüfungskommiſſion ab— 
gedrudten Wahlaufruf Habe ich erlaflen, wie dies wohl 
von Jebermann geichieht, der als Kandidat aufzutreten ge— 
denkt; ich glaube nicht, dab ich den politifchen oder den 
religiöfen Gefühlen meiner Wähler hierbei irgendwie zu 
nahe getreten bin. 

Kurz vor den Wahlen habe ih an einzelnen Orten 
bes Kreiſes Wahlverfammlungen abgehalten, über deren 
Berlauf aus den eiblichen —— das Erforder⸗ 
liche zu entnehmen fein wird. 

Daß ich überall im Begleitung von Bürgermeiltern, 
Förfiern, Gendarmen erſchienen jei, daß ich die mir vom 
Pfarrer Glödler in den Mund gelegte Meußerung über 
die Inanſpruchnahme des Sreisdireftors im Falle von 
Vichverluften gethan haben fol, daß am Ende der Ber- 
jammlungen ber Bürgermeifter ſtets verkündet habe, es fei 
num erlaubt, Wiefen zu mwäflern, Waldftreu und Gras im 
Negierungswald zu holen, daß Bürgermeifter, Lehrer, 
Förfter und Gendarmen dem Kreisdireltor unter Drohungen 
Wähler zu treiben mußten, daß ich der Gemeinde Andlau, 
wo noch nie bie Rede von einer Erbauung eines Schlacht: 
hauſes war, ein foldhes verſprochen Haben fol, muß id 
als dreifte Unmwahrheiten bezeichnen. 

Ih habe Niemand gedroht, ich habe Niemand eiwas 
verſprochen, id) habe nicht um die Stimmen der Wähler 
gebuhlt, ich habe Niemand veranlaft, für meine Wahl 
einzutreten, ich habe nirgends meine amtlihe Autorität 
bazı mißbraucht, um einen Drud auf die Wähler auszu- 
üben. — 

Wenn ich wider alles Erwarten als Sieger aus bem 
Wahltampfe hervorgegangen bin, jo will id offen und 
ehrlich Hier zugeben, daß diefer Erfolg zum großen Theil 
der Perjönlichkeit meines Herren Gegentandidaten zuzu— 
fchreiben fein dürfte, der ſich anſcheinend im Streife feiner 
großen Beliebtheit erfreut, ijt er doch bereits im Jahre 1876 
im Kreiſe als Reidhstagsfandidat aufgetreten und damals, 
obwohl ihm fein Altdeuticher, kein Proteftant jondern ber 
gut katholiſche Alteljäffer Notar Heckmann-Stientzy aus 
Mütter8holz als Gegenkandidat gegenüberftand mit 3114 
gegen 4881 Stimmen unterlegen. 

u Ile, 
Die mir in dem Briefe des Pfarrers Gentil von 
Ufenheim in den Mund gelegte Meußerung 
„Man wird euch Prieftern, die ihr gegen ben 
Regierungscandidaten ftimmt, die Schraube enger 
anziehen“ 
abe ich thatfächlih nicht gemacht. Ich hoffe, dak Herr 
farrer Gentil bei feiner eidlihen Vernehmung ſelbſt der 
Wahrheit die Ehre gegeben haben wird; ich will indeß 
nicht ermangeln, auch meinerjeits zur Klärung des Sad): 
verhaltes beizutragen. 

Nachdem meine Candidatur ſchon im reife befannt 
geworben war, kam ich wegen eines Schulhausbaues nad) 
Eljenheim u. nahm die Gelegenheit wahr, auch den Herrn 
Pfarrer dortjelbft aufzufuchen, weil es mir interejjant war, 
aus dem Munde eines Geiftlichen, der mir als politischer 
Antipode befannt war, (der Herr Pfarrer hat noch zahl: 
reiche familiäre Beziehungen nad Frankreich u. hat für 
bie beutihe Sache wenig Entgegentommen) ein Urtheil 
über meine Candidatur zu hören. 


deutſche Regierung fo ausfallend, daß ich anfängli 
ih über dieſe Berhältniffe meiner vorgefeßten Behörde | 


Der Herr Pfarrer empfing mid mit einiger Befangen- 

heit u. als ich das Geipräh auf meine Gandidatur Ienkte, 
er in eine folde Aufregung u. wurde 8 —— 
illens 


war, den Herrn Pfarrer mit einer kurzen Verbeugung ohne 


berichtet habe, bedarf wohl keiner Weiteres zu verlaſſen. Ich that dies jedoch nicht, da der 


Herr Pfarrer, der mir meine Empfindungen vom Geſichte 
ableſen mochte, plötzlich einlenkte. In aller Ruhe legte ich 
ihm die Gründe auseinander, die mich zur Annahme ber 
Candidatur veranlaßt hätten u. bemerkte wörtlich, ich hätte 


| Iediglih das Obium auf mid) genommen, um zu ver 


hindern, daß die Wahlen im Kreife Sch. wiederum ganz 
protejtleriih ausfielen. Belämen wir Wahlen wie im 
Jahre 1887 und die Regierung zöge wie damals wieder 
die Schrauben an (id) meinte hiermit die Paßmaßregeln) 
fo müßten das bie ftreiseingejeflenen büßen u. um bas 
von ihnen ferne zu halten, hätte ich mich der mmdanfbaren 
Aufgabe unterzogen als Zählcandidat aufzutreten, denn an 
einen Sieg glaubte ich jelbjt nicht. 

Das war der Inhalt meiner Ausführungen, an die 
ih mid; ganz beftimmt erinnere u. die ich zu beichwören 
bereit wäre. 

Ich darf vielleicht noch beifügen, daß dies der einzige 
Beſuch in einem Pfarrhaufe war, dem ich in ber Zeit vor 
ber Reichstagswahl madhte. 

Pöhlmann, Kreisdireltor. 


Umtlihe Erklärung. 

Der Reichstag hat in feiner Sifung vom 3. Mai d. J. 
bei Prüfung der Wahl des Abgeordneten Pöhlmann unter 
anderem beichloffen, durch Wermittelung bes Herrn Reichs» 
fanzlers von der Regierung zu Straßburg eine amtliche 
Auskunft über die im Juni 1893 erfolgte Entlafjung bes 
Bürgermeifters Spies in Schlettftabt und den Grund dieſer 
Entlafung ein rg 

Mit Ne t hierauf erfläre ih was folgt: 

Der ehemalige Vürgermeifter Spies in Schlettſtadt 
mwurbe durd eine von dem Kaiferlihen Statthalter voll- 
zogene landesherrlihe Berordnung vom 29. uni 1893 
feines Anıtes als VBürgermeifter der genannten Kreisftabt 
enthoben. 

Die gefegliche Unterlage der bezeichneten Maßnahme 
bildet Urtitel 2 des Geſetzes über die Gemeinde-Berfaflung 
vom 5. Mai 1855. Die einfhlägigen Beitimmungen diejes 
Artikels lauten wie folgt: 

„Der Bürgermeifter und die Beigeordneten werben in 
ben Bezirkö-, Kreis- und Kantonshauptorten und in ben 
Gemeinden von dreitaufend Einwohnern und darüber vom 
Kaifer ernannt. 

Der Bürgermeifter und die Beigeorbneten können nur 
durch Kaiferlihes Dekret abgejegt werben.“ 

Die Vollziehung der Verordnung durch welche die Ab- 
berufung ausgeiproden wurde, jtand nach der Verordnung 
vom 20. Juni 1888 (Neichögeiepblatt S. 189) in Ver— 
bindung mit ber Verordnung vom 28. September 1885 
(Reichsgeſetzblatt S. 273) dem Kaiferlihen Statthalter zu. 

Da nah den angeführten Beltimmungen die Er: 
nennung und die Abberufung ber Bürgermeifter in bas 
Ermeſſen des Landesherrn geftellt ift, Tamm in eine Er— 
örterung der Gründe, aus denen im einzelnen Falle die 
—— oder die Abberufung erfolgt iſt, nicht eingetreten 
werben. 

Straßburg, den 23. November 1895. 


Minifterium für Elfah-Lothringen. 
Der Staatöfefretär: von Puttkamer. 


Zu J. A. 11854. 


eichötag. Altenſtück Nr. 213/214. 
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ul. 
Sclettjtabt, den 22. Auguft 1895. 


1. Zur Beurtheilung der Frage, ob und in wie weit 
ih mich amtliher Wahlbeeinfluffungen jchuldig gemacht 
habe, dürfte es von weſentlichem Intereffe fein, feſtzuſtellen, 
ob ih von Dritten veranlaßt worden bin, als Candidat 
aufzutreten und von wem der Gedanke meiner Candidatur 
überhaupt ausgegangen ift. Da die gepflogenen Verband: 
lungen hierüber fein Mares Bild ergeben, jo bitte ich, noch 
die Herren: 

1. Pfarrer Dieb in Barr, 

2. rd Fiſcher in Heiligenftein, 

3. Rentner 3. Willm in Heiligenftein, 

4. den 8. Staatsanwalt Diefenbady in Colmar 
geridhtseidlich zu vernehmen. 

2. Auf Seite 7 bes Berichts ber rg 
commiffion wird mir zur Laſt gelegt, ich jolle überall in 
Begleitung von Bürgermeiftern, Förftern, Gendarmen und 
Lehrern Berfammlungen abgehalten und mid mit den 
Worten empfohlen haben: „Der Kreisdireltor kann Euch 
die beſten Dienfte leiften, entjteht irgendwo ein Unglüd, 
frepirt 3. B. einem armen Manne eine Kuh, jo wenbet er 
ih an * Kreisdirektor und nicht nach Siotzheim.“ 

Der als Zeuge benannte Vicar Ernſt von Steige hat 
nur der Verſammlung in Weiler beigewohnt, er konnte 
alfo bezüglich der übrigen Verfammlungen, die ih an an- 
deren Orten abgehalten habe, fein Zeugniß ablegen. Nun 
muß ich aber das größte Gewicht darauf legen, daß die 
von Pfarrer Glödler ganz generell auf eftellte Behauptung 
durch Ausſagen von Zeugen, die auch ben übrigen Ber: 
ſammlungen beigewohnt Haben, entweder erhärtet oder als 
unwahr bargelegt wird, und bitte ich daher, über dieſe 
Behauptung die nadjftehend bezeichneten Perjonen gerichts: 
eidlich zu vernehmen: 

. Bürgermeifter Simler in Wittisheim, 

. Gutsbefiger Eduard Sigwald in Müttersholz, 
. Vürgermeifter Lanus in Ebersheim, 

. Pfarrer Fiſcher in Heiligenſtein, 

. Pfarrer Die in Barr, 

. Vürgermeifter Wach in Andlau, 

. Bürgermeijter Martin in Scherweiler, 

. Bürgermeijter Metz in Nothalten, 

. Beigeordneter Nacgel in Epfig, 

. Bürgermeifter Renkly in Keſtenholz, 

. Bürgermeifter Dochter in Kinzheim, 

. Gutspächter Weigle in Niedhof (Verf. in Hilfen- 


eim), 

i —— Gumbel dahier (Verſ. in Kinzheim). 

Ferner bitte ich, den Forſtmeiſter Gumbel darüber 
zu vernehmen, welche Injiruftion Seitens des K. Minijteriums 
bezüglih der Abgabe von Laubjtreu und Waldgras im 
Sabre 1893 erlafien worden ift und was er insbejondere 
über die Wbgabe von Laubſtreu und Gras an die Be: 
wohner von Ebersheim verfügt hat. 

4. Was die Einziehung Glöckler'ſcher Wahlzettel durch 
den Gemeindediener in Ebersheim betrifft, jo bitte ich, den 
Bürgermeifter Lauus dortjelbit darüber zu vernehmen: 

a) ob und eventuell welches Abkommen zwijchen ihm 
u. dem dortigen Pjarrer Meyblum bezüglid) des 
beiderfeitigen Verhaltens bei der Reichstagswahl 
getroffen worden iſt, 

b) ob und eventuell wie diejes Abkommen durch den 
Vicar Uhry gebroden worden ift, 

e) ob der Gemeinbediener Auftrag hatte, Glöckler'ſche 
Stimmzettel einzuziehen. 

5. Bezüglich des BVerjprehens an die Wähler von 
Ebersheim, dab nah der Wahl gewäfjert werden dürfe, 


— 
O 0 a 


bitte ich, den Bürgermeiſter Lanus — über folgende 
Beate erichtseiblid vernehmen zu laflı 

a) Iſt es wahr, baf bie — ſchon ſeit Jahren 
in Ebersheim die Gründung einer Wieſenbewäſſe— 
rungsgenoſſenſchaft —— angeſtrebt hat? 

b) Iſt es wahr, daß p. Lanus kurz vor den Wahlen 
auf die Kreisdirektion kam und erklärte, man ſei 
nun wegen der großen Dürre bereit, ein Syndilat 
zu bilden, id) möge das Weitere veranlaflen, aber 
nee dafür jorgen, dab die Wiejenbefiger jept 
Kon wäſſern dürfen? 

e) Iſt es wahr, ba Kreisdireltor Pöhlmann dem 
Bürgermeiſter den Rath ertheilte, ſich wegen letzteren 
Wunſches der Wieſenbeſitzer direkt und perjönlich 
an dem Unterftaatsjefretär von Schraut zu 
wenden? 

d) Sit es wahr, daß Bürgermeifter Lanus wenige 
Zage jpäter abermals Ddiejes ——— an den 
Kreisdireltor mit dem Beifügen jtellte, es ſei ihm 
3. Zt. nicht möglich, nad) Straßburg zu reiſen 
und die Sache eile jehr, weil jonft die Wiefen ganz 
verbrennen? 

e) Iſt die Erlaubniß zum Wählern thatjählih von 
der Stimmabgabe für den Kreisdirektor Pohlmann 
abhängig gemacht worben oder wurden die Leute 
lediglich aufgefordert, ihre Namen und die Ges 
wanne, in denen ihre Wieſen Iiegen, auf dem 
Bürgermeifteramte anzugeben? 

6. Den Rentner Spies bitte ich nochmals darüber zu 
vernehmen, ob er auf jeiner Ausfage beharrt, daß ich ihn 
gefragt hätte, ob er nicht das an mich zu richtende Circular 

———— wollte. Ich beſtreite nämlich auf das Aller: 
entichiebenfte die Nichtigkeit diefer Ausſage und bin bereit, 
Herrn Spies perjönlid 020 egenüber genau die Worte zu 
wiederholen, die id damals an ihn richtete. 

ferner bitte id, Herm Spies noch darüber zu einer 
bejtimmten Erllärung veranlafjen zu wollen, an welchen 
Tagen er die beiden von ihm erwähnten privaten Ber- 
fammlungen abgehalten hat. Sollte ſich Herr Spies deſſen 
nicht mehr genau erinnern, jo bürften die Theilnehmer der 
Verfammlung zu vernehmen jein, da ich das größte Gewicht 
auf die Feſtſtellung des fraglichen Datums lege. 

7. Obwohl die Wahlprüfungstommiffion der Be: 
‘ Hauptung bes Pfarrers Glödler, id hätte gelegentlich der 
in Andlau abgehaltenen Berfammlung dieſer Gemeinde ein 
Schiach aus verſprochen, keinen Werth beigelegt zu haben 
fcheint, jo möchte ich doch Bitten, den Bürgermeifter in 
UAndlau darüber zu vernehmen, ob ich der Gemeinde ge: 
legentlich dieſer Verſammlung überhaupt etwas verfprodhen 
habe, ob ih ein Schlachthaus verſprochen habe umd ob 
überhaupt jemals in Andlau von der Erbauung eines 
Schlachthauſes die Rede war. 

Pöhlmann, 
Kreisdireltor, 
Mitglied des Reichstages. 


IV, 
Verhandelt zu Barr, den 5. September 1895. 
Gegenwärti 

Amtsriopter Kreußel als Nichter 

Neferendar Schwark als Gerichtsſchreiber. 

In der Wahlprüfungsfacdhe betreffend die Reichstags: 
wahl Ss Kreisdireftors Pöhlmann wurden auf Erfuchen 
bes Landgeridhtspräfidenten vom 27. Auguft 1895 nach— 
folgende Zeugen eidlih vernommen; 

1. Zeuge. Friedrich Dietz, 36 3. a. evangelifcher Pfarrer 
in Barr i. ü. v. nad) Eidesleiftung. 
164* 
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8. ©. Kurze Zeit nachdem bie Reichstagswahl 
für den Bezirk Schlettftadt ausgejdhrieben war, fam in 
mir ohne fremde Rückſprache der Gedanke, einen Kan— 
didaten für die kommende Wahl zu finden, auf den 
alle die Wähler ihre Stimmen vereinigen können, bie 
von Proteft gegen die gegenwärtige Staatsgewalt nichts 
wiſſen wollen. Sch jprad darüber mit dem mir bes 
freundeten Pfarrer Fiſcher von Heiligenftein. Ich ſo— 
wohl wie ber Pfarrer Fiſcher waren von vornherein 
der Anſicht, dak wenn der Sreisdireltor Pöhlmann zur 
Aufftelung feiner Kandidatur bewogen werden könne, 
biefer der geeignete Mann ei. 

Einige Tage darauf fam ber Sreisdireltor Pöhl—⸗ 
mann gelegenlid) nad) Barr und befuchte auch mid. Ich 
ſprach ihm von ber kommenden Wahl und machte ihm 
den Vorſchlag feine Kandidatur aufzuftellen. Der Kreis: 
birefior verhielt fich zunächit ablehnend. Er bemerkte 
mir, dab er auf meinen Vorſchlag, mit Rückſicht auf 
die perjönlihen Verhältniffe kein befonderes Gewicht 
legen könne. Anders dagegen liege die Sache, wenn 
ein derartiger Vorſchlag von einem angejehenen Eljäfler 
gemad)t würde, 

Wenn ih mich recht entfinne, fand kurz hernad) 
— auf weflen Initiative weiß ich nicht mehr — eine 
Bufammenkunft des Kreisdireltors, des Pfarrers Fiſcher 
und von mir ftatt. Bei diefer Gelegenheit erklärte ber 
Pfarrer Fiſcher von Heiligenftein, der geborener Eljäfler 
und ungefähr 25 Jahre in Heiligenftein amtiert, dem 
Kreisdireftor, er möge als Kandidat für die Neichstags- 
wahl auftreten. Wenn er dies nicht thue, jo würden 
trogdem feine Gefinnungsgenofjen, wenn aud; lediglich 
zum Zwede des Ausdruds ihrer politiihen Gefinnung, 
ihre Stimmen auf Böhlmann vereinigen. Wir waren 
nämlid) von vornherein ber Anficht, bag Pöhlmann 
keinerlei Ausſicht auf Erfolg habe. Gleihwohl bat der 
Pfarrer Fiſcher den Kreisdireltor, er möge den Wählern 
das Dpfer bringen und feine Kandidatur aufftellen, ob» 
gleich es offenbar nur eine Zählfandidatur fei. Bezüg- 
lih der 3 legten Säge muß ich bemerfen, daß ich nicht 
fiher bin, ob die fraglichen Aeußerungen bes Pfarrers 
Fiſcher bei feiner erfien Zufammentunft oder erſt gelegents 
lih einer jpäteren Beiprehung gemacht worden find. 
Es haben nämlih, nahdem Pöhlmann einmal jeine 
Kandidatur aufgeftellt Hatte, in rajcher Folge verſchiedene 
Beiprehungen ftattgefunden. 

Bei der Vorbeſprechung, die an einem Sonn= ober 
Feſtiage im „NRothen Haus“ ftattfand und mit ber förms 
lihen Aufftelung des Kreisdirektors Pöhlmann als 
NReihstagstandidaten ihren Abſchluß fand, war ich nicht 
zugegen. Der Kreisdireltor Pöhlmann war allerdings 
in meiner Wohnung, hatte mid; aber bort nicht an— 
getroffen. Als ich Abends nah Haufe zurücklehrte und 
von der Anwejenheit des SKreisdireftors Pohlmann 
hörte, ging ich nachträglich mit meiner Frau ins „rote Haus”, 
wo ich den Freisbireftor Pöhlmann mit Familie antraf. 
Die Wahlbeiprehung war bei meiner Ankunft vorüber. 
Ich kann deshalb über deren Verlauf aus eigener Wahr- 
nehmung nichts angeben. Ich erfuhr, daß die Auf- 
ftelung der Kandidatur Böhlmann nah dem Verlauf der 
vorhergegangenen Beiprehung beichloffene Sache ei. 
Auf Grund dieſer Thatfahe haben wir und nad 
längere Beit über die bevorfiehende Wahl unterhalten, 
ich erinnere mich aber nicht mehr, was im einzelnen ver- 
handelt wurde. 

Der Kreisdireftor Vöhlmann hat auch in Barr eine 
zahlreich bejuchte Wahlverfammlung, der ich ebenfalls 
beimohnte, abgehalten. Er entwidelte zunächſt jeinen 
Standpunkt bezüglid der jchmebenden fragen ins— 


befondere der Militärvorlage und gab auf diefe Weife 
eine Art Programm. Er fam auch darauf zu ſprechen, 
dab man gegen feine Wahl möglicherweife den Einwand 
machen könne, er als SKreisdireftor jei als Volks— 
vertreter nicht geeignet. Der Kreisdireftor bemerkte dem 
gegenüber, daß er biefelben Rechte 2 müffe, wie 
jeder andere Bürger und ev. als NReichstagsmitglied 
ganz nad) feiner Ueberzeugung, nicht nad) dem Wunſche 
der Regierung feine Stimme abgeben werbe. Er halte 
es für beſſer, wenn die Reichstagsmitglieder ſich aus allen 
Schichten zufammenfegten ald wenn biefelben nur aus 
einem Stande beiſpielsweiſe dem geiftlihen Stande her- 
vorgehen würden. Dagegen babe ich Fein Wort bavon 
gehört, daß ber Kreisdirektor feine Stellung den Wählern 
ai gewiffermaßen ausfpielte und eine wohlmollende 
und mißbräudjlihe Ausübung feiner Amtsgewalten ben 
Zuhörern als Lohn für feine Wahl in Ausficht ftellte. 
v. g. u. 
Friedrich Dietz, Pfarrer. 
2. Zeuge: 

83. P. Johann Willm, 63 J. a. ev. Rentner im 
Heiligenſtein, i. ü, v. 

nad) Eibesleiftung. 

3. ©. Bereit? am 14. Mai 1893 Habe id für 
meine Perſon vollftändig aus eigener Initiative und ohne 
vorher mit dem Kreisdirefior geſprochen zu haben, eine 
Reihe von angefehenen Perjonen aus der Umgegenb 
von Barr, deren Lebenftellung feinerlei offiziellen und 
amtlihen Charaller hat, ins „Rote Haus” zu einer 
Wahlbeiprehung zufammenberufen. Bürgermeifter, Bei— 
geordnete und jonftige Beamte hatte id abſichtlich zu 
ber Verfammlung nicht eingeladen, weil ich damals ſchon 
vorausjah, daß man von der gegneriichen Partei auch 
beim allergeringften Anlaß ben Vorwurf der amtlichen 
Bahlbeeinflufjung erheben werde. Gerade aus diefem 
Grunde glaubte ich jede offizielle Perſönlichleit von 
ber Verfammlung fern Halten zu müffen. In Ieterer 
felbft wurde allgemein eine Kandidatur Pöhlmann ſym— 
patiih aufgenommen. Die Mehrzahl der anmwejenden 
Herren und gerabe der erfahrenere Teil derjelben war 
aber der Anficht, dab die Kandidatur Pöhlmann feine 
Ausfiht auf Erfolg Haben werde. Nur einzelne glaubten, 
daß wenn Böhlmann aufgeftellt würde, feine Ausfichten 
feineswegs ſchlecht ſeien. Ich widerſprach dieſer Auf- 
faſſung und betonte, daß wenn wir die Aufſtellung ber 
Kandidatur Pöhlmann veranlaffen und unfjre Stimmen 
auf ihn vereinigen würden, dies nicht geſchehe, weil wir 

offten, dab Pöhlmann wirklich gewählt werde. Der 

wed unſeres Vorgehens fei leidiglih der, nah Außen 
in zum Ausdrud zu bringen, daß wir mit dem Proteft- 
fandidaten Gloedler nichts gemein Haben wollten. Dem— 
entiprechend endigte bie Verfammlung mit dem Entſchluß 
ben Kreisdireltor Pöhlmann zu wählen und zwar ohne 
Rückſicht darauf, ob er bie Kandidatur annehme oder 
nit. Wir glaubten jedoch nicht dem Kreisdirektor die 
Kandidatur ohne weiteres antragen zu ſollen. Wir 
wollten vielmehr abwarten, bis ſich die Verhältniſſe nach 
ber einen oder anderen Richtung etwas geflärt hätten, 
Da ge en die Wahl Pöhlmanns als infolge amtlicher 
Beein ung geihehen, von Gloeckler Protejt erhoben 
würde, jah ich damals ſchon voraus und habe deshalb 
gleih in jener Zeit in biefem Sinne einen Brief an 
das „Elſäſſer Journal“ geichrieben, auf welchen ich 
hiermit Bezug nehme. 

Bei einer anderen Vorbeſprechung außer der oben 
angegebenen bin ich nicht zugegen geweſen. Insbeſondere 
habe id an der Verfammlung, welche am Pfingjten im 


Hei, Menfüd I. 218/214 (Beriäte der Bapefunge Roman) 
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„Roten Haus” ftattfand nicht teilgenommen, weil ich 
damals verhindert war. Wenn der Aufruf auch mit 
meinem Namen unterzeichnet ift, fo ift dies zwar ohne 
mein Zuthun aber mit meinem Einverftändniß gejchehen. 
v. g. u. 
J. Willm. 


B3.Seuge. Emil Wach, 47 J. a, £, Bürgermeifter 
in Andlan, i. ü. v. nach Eibesleiftung. 

Ar Einige 8 vor der Reichstagswahl hat 
ber Kreisdireltor mann auch in Andlau eine Wahl⸗ 
verjammlung abgehalten. Im derjelben Iegte er jeine 
Anficht bezüglich der dem nächften Reichstag vorliegenden 
Drogen, insbejondere Hinfichtlid der Militärvorlage dar. 
Er bemerkte auch im allgemeinen, daß die Elſäſſer beſſer 
thun würden, wenn fie mit der gegenwärtigen Regierung 
gehen würden, als wenn fie nußlofem Proteft anhängen 
würden. Es ift —— daß der Kreisdirektor den 
Bählern irgend welche Verſprechungen gemacht hat oder 
auch nur andeutungsmweife den Beamten irgend welchen 
Borteil in Ausficht geftellt Hat. 

Die Wähler waren von mir auf Beranlaffung des 
Kreisdireltors durch öffentliche Bekanntmachung zu ber 
Berfammlung eingeladen worden. In der Verſammlung 
erihien ber Kreisdireftor in Begleitung bes Landes— 
ausihußmitgliebes Noth von Dambach, jonft war Nies 
mand bei ihm. — Bon einem Scladjthausbau war 
überhaupt nicht bie Rede. Ein folder ift in Andlan 
überhaupt nicht beabfichtigt. 


v. g. u. 
Wach. 
Kreußel. Schwartz. 
Fortgeſetzt zu Barr, ben 6. September 1895. 


Gegenwärtig 

diefelben Gerichtsperfonen. 
4. Zeuge. Guſtav Meg, 53 3. a. k. Bürgermeiſter 
und Rebmann in Nothalten i. ü. v. nach Eibdesleiftung. 

3. S. Der Kreisdireftor Pöhlmann hat auch in 
Rothalten eine Verfammlung abgehalten. Derjelbe hatte 
mir vorher mitgeteilt, daß er zu einem beftimmten Heit- 
punkt eine Verfammlung in Nothalten abhalten wolle, 
und ich habe dies öffentlich befannt machen laſſen. Es 
find aber nur wenige Nothaltener erſchienen; meiſtens 
waren es Fremde, die an der Berfammlung teilnahmen. 
Der Kreisdireftor Fam lediglich in Begleitung bes Landess 
ausihußmitglieves Roth von Dambad. In der Ver: 
fammlung hielt er eine Anſprache. Was er im Einzelnen 
in derſelben gefagt hat, beffen erinnere ich mich nicht 
mehr. Ich weiß aber noch, dab er ums feinerlei Ver— 
ſprechungen, die mit feiner amtlichen Stellung im Zus 
fammenhang hingen, gemadjt hat. 

v u. 


we 
G. Mep. 


5. Beuge. 

3 P. Lubwig Naegel 52 3. a. k. Beigeordneter 
und Rebmann in Epfig i. ü. v. nad Eibesleiftung. 

8. S. Einige Zeit vor ber Neihstagswahl Hat 
der Kreisbireftor Pöhlmann in einer Verfammlung in 
Epfig geſprochen. Von wem und auf welche Weife dieſe 

erfjammlung einberufen worden ift, ift mir unbefannt. 
Der Kreisdireltor erſchien, wenn ich mid) recht entfinne, 
in Begleitung des Landesausfhußmitglieds Roth in der 
Verfammlung. Beſtimmt weiß ih, daß fonjt Niemand 
bei ihm war. An ber Verſammlung haben etwas über 
100 Berfonen teilgenommen. Ich \ 


elbft war ebenfalls | 


zug en. Was ber Kreisbireftor im Einzelnen vorges 
Tat hat, kann ich nicht ei jagen. Soviel ift mir 
aber noch auf das Bejtimmtefte in Erinnerung, daß er 
ben Anwefenden teinerlei Verſprechungen oder bejondere 
Bergünftigungen im Falle feiner Wahl in Ausficht ge 
ftellt Hat. Ich muß noch Hinzufügen, daß ich nach län= 
erm Befinnen immer mehr zur Anficht fomme, baß ber 
reißdireltor ganz allein zu Epfig gefommen ift, daß 
aljo aud Roth nicht bei ihm war. 


. g. uu. 


Naegel. 
Kreußel. Schwartz. 


Fortgeſetzt zu Barr, den 14. September 1806. 

6. Zeuge. 

8. P. Philipp Auguft Fiſcher, 57 3. a., evanges 
ſcher Pfarrer in Seligenein; Liv. 

R Gleich bei Ausfchreibung ber Reichstags- 
wahl fam mir perjönli ohne baß ich vorher mit jemand 
Rückſprache genommen Hatte, der Gebanke, dab der 
Kreisdireftor Pöhlmann für uns db. 5. für mid und 
meine Gefinnungsgenofien der geeignete Mann jei. 
Allerdings verhehlte ich mir von vornherein nicht, daß 
ber Kreisdireftor nad) Lage der Verhältnifje gar feine 
Ausfiht auf Erfolg habe. Gleichwohl aber wünſchte 
ih, daß fi ein Regierungsfreundlicher Kandidat auf- 
thun werde, auf ben wir unfere Stimmen vereinigen 
fönnten, gleihfam als Proteft gegen die Wahl eines ber 
Regierung jedenfalls nicht beſonders freundlich gefinnten 
Kandidaten, an deſſen Aufftellung ich meinerjeits feinen 
Zweifel hegte. Der Kreisdirektor Pöhlmann erſchien 
mir um deswillen befonders geeignet, weil er fidh der 
Intereffen der Kreiseingefefjenen ftets nad Möglichkeit 
annimmt und ſich durch die Art feiner amtlichen Thätig- 
feit allgemein beliebt gemacht Hat. 

Später hatte ich eine gelegentliche Unterredung mit 
den Pfarrer Die von Barr. Hierbei fam auch bie 
Nede auf die Neichstagswahl. Wer von uns beiden 
diefen Gefprähsftoff angefchnitten Hat, weiß ich nicht 
mehr. Jedenfalls waren wir beide darin einig, daß 
wir bei ber kommenden Wahl nicht unthätig bleiben 
durjten, obgleich wir feinerlei Ausficht auf Erfolg Hätten. 
Wir fagten und damals ſchon, daß, wenn irgend ein 
nichtproteftlerifch-ultramontaner Kandidat Ausficht habe, 
mit einer einigermaßen günftigen Stimmenzahl abzu— 
fchneiden, fo Bei bies der Kreisdirektor. Zweifelhaft 
waren wir nur, ob er die Wahl annehmen werde, ba 
er von feiner Kandidatur nur Unannehmlichkeiten zu ers 
warten habe. Einige Zeit darauf Hatte ich eine Unter- 
redung mit dem Kreisdirektor im Beifein des Pfarrers 
D. IH madıte damals dem Kreisdireltor meinerfeits 
den Vorſchlag als Kandidat aufzutreten. Ich jagte ihm 
offen heraus, daß ein Dbfiegen in ber Wahl nicht zu 
hoffen je. Man erwarte aber von ihm, baß er ber 
guten Sache das Opfer bringe. 

In Heiligenftein wurbe überhaupt eine Wahlvers 
fammlung nicht abgehalten. Ich meinerfeits habe ein- 
mal gelegentli einer Armenratsfigung ber Gemeinde 
Heiligenftein darauf hingemwiefen, daß der Kreisdireltor 
Pöhlmann vorausjichtlid als Reichstagskandidat auf: 
geſtellt werde. Alle Anweſenden begrüßten dieſe Kandi— 
datur auf das freudigſte. 

Daß irgend wie in Heiligenſtein zu Gunſten des 
Kreisdirektors agitirt wurde, iſt mir nicht bekannt. 

Ih bin nur bei einer einzigen Wahlverſammlung 
zugegen geweſen unb zwar ber in Barr. Bei biejer 
Verfammlung find aber vom Kreisbireltor keinerlei Ber- 
ſprechungen gemacht worden. 
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IH füge noch hinzu: Einige Zeit, nachdem fich ber 
Kreisdireftor entichlofien Hatte, feine Kandidatur aufzu= 
ftellen, traf ich nochmals mit ihm zufammen. Er gab 
mir zu verjiehen, dab er die Aufitellung feiner Kandi— 
datur in gewiſſem Sinne bereue und es ihm lieber wäre, 
wenn er Eh fern gehalten hätte. Ich erwiederte ihm, 
dab man allermärts wohl wiſſe, daß es ein Dpfer ſei, 
das er jeinen Kreiseingeſeſſenen bringe. Er dürfe daher 
jegt die Sache nicht mehr aufgeben. 


. g. u 
U. Fiſcher. 
Kreußel. Schwartz. 
Heiligenftein, 4. Sept. 1895. 
An das Kaiferlide Amtsgericht 
Barr. 
auge rag erlaubt ſich hierdurch anzuzeigen, 
daß fein Vater, Pfarrer Fiſcher aus Heiligenftein, vor 


Empfang der Vorladung auf Domnerftag den 5. Sept. 
abgereift ift und erft Ende nädfter Woche zurüdtehren 


wird. 
Hodhadtungsvoll 
a. Fiſcher. 
cand. theol. 
Berhandelt zu Markolsheim, den 5. Dftober 1895. 
Gegenwärti 


—— — Dr. Neidhardt als Richter, 
H. Gerichtsſchreiber Bürckel als Gerichtsſchreiber. 
In der Wahlprüfungsſache, betreffend die Wahl des 
Kreisdirectors Poͤhlmann zum Mitgliede des Reichstages, 
wurden auf Erſuchen des Kaiſerl. Landgerichts-Präſidenten 
in Colmar vom 27. Auguft I. Is. folgende Zeugen ver— 
nommen, nachdem biefelben vor der Eidesleiftung auf die 
Bedeutung bes Eides hingewiefen waren, wie folgt: 
1. Zeuge nad Leiftung des gefeglidhen Beugeneides: 
P. Ich Heiße: Sigwalt Eduard, 42%. a., Gaft- 
wirth und Gutsbefiger in Müttershol;. 
. ©. 36 babe ber Wahlverfammlung beige: 
wohnt, welche der Kreisdirector Pöhlmann in Mütters- 
olz abhielt. Herr Pöhlmann erwähnte, daß 3 Eigen- 
haften feiner Wahl Hinderlic fein könnten: 1. die als 


Beamter, 2. die als Altdeuticher, 3. die als Protejtant. 
Zu ad 1 bemerkte Herr Röhlmann, da er als Beamter 
vollkommen unabhängig fe, wenn er feinen amtlichen 
Pflichten nachkomme, und fein Amt keinerlei Hinderniffe 
in den Weg lege, feine Pflichten als Abgeordneter in 
gehöriger Weife zu erfüllen. Herr Pöhlmann verwies 
noch auf den Präfidenten v. Bennigjen, der gleichfalls 
feit langen Jahren dem Neidhstage angehöre. Ber: 
fpredjungen hat Herr Röhlmann feine gemadt und ins— 
bejondere nicht zu verfiehen gegeben, daß er durch fein 
Amt als Kreisdirector ſich den Wählern nüglicher er— 
weijen könne, als fein Gegenfandidat. Ad 2 erwähnte 

err Pöhlmann, er fei Südbeutfcher, fi — 2* des⸗ 
ſehr mit den Elſäſſern und lebe —9* eit vielen 

hren im Lande. Ad 3 betonte Herr Pöhlmann, er 
fei ſehr tolerant. 

Pöhlmann erihien in der Wahlverfammlung 
ohne jede Begleitung. Es ift mir auch befannt, daß er 
ben Bürgermeifter aufforderte, die Stimmzettel nicht durch 
einen Gemeindebeamten austheilen zu laſſen. Diefelben 
wurden durd) einen Tagner aus Müttersholz veriheilt. 

In feiner Rede bemerkte Herr Pöhlmann, dab er 
für die Militärvorlage ſtimmen werde. 


V. g. u. 
Ed. Sigwalt. 


2. Zeuge, nach Eidesleiſtung. 

Ich Heiße: Weigle Wilhelm, 59 J. a., evangeliſch, 
Butspächter in Riedhof, Gemeinde Hilfenheim. 

3.5. Ih habe der Wahlverfammlung beigewohnt, 
die Herr Pöhlmann in Hilfenheim abhielt. Soviel id) 
mich erinnere, erjchien Herr Pöhlmann in dem Local, in 
dem die Berfammlung abgehalten wurde, ohne jegliche 
Begleitung. Herr Pöhlmann feinen Wählern Leine 
Vergünftigungen in Ausficht geitellt für den Fall feiner 

I und insbefondere nicht darauf angeipielt, daß er 
in jeiner Stellung ald Kreisdirector feinen Wählern 
beſſere Dienfte leiften könne, als fein Gegenkandidat. Die 
Nede war bie eines vornehm denkenden Mannes, ber es 
verſchmaͤht, mit leeren Worten die Leute zu ködern. 


en Beigte, J 


3. Zeuge, nach Eidesleiſtung. 

Ich heiße: Simmler Anton, lath. 62 J. a., Bürgers 
meiſter und Ackerer in Wittisheim. 

3. ©. Ich war zugegen bei den Wahlverfamm- 
lungen, welde Herr Pöhlmann in Wittisheim und in 
Lumdhaufen abhiel. In beiden Verſammlungen erichien 
Herr Pöhlmann ohne —— auch ht Der Böhl- 
mann in feinen Neben niemals beſondere Verſprechungen 
gemacht und nie zu verftehen gegeben, daß er in feiner 
Stellung als Kreisdirector in der Lage jei, ſich für ben 
Tall feiner Wahl den Leuten erkenntlich zu zeigen. Den 
Piarrer Klödler oder Stolzheim hat er in feinen Neben 
nicht erwähnt. Auf Werner hg | des Herrn Böhlmann 
wurden bie Stimmzettel nicht durch einen Gemeinde— 
beamten, fondern durd einen Bürger des Ortes, ber 
feine amtliche Eigenfchaft hat, ausgetheilt. 

®. g. u. 


Simler. 
Dr. Neidhardt. Bürdel. 
Verhandelt zu Schlettftabt, ben 14. Dftober 1895. 


Gegenwärtig: 


Amtsrichter Daber, als Richter, 

Selfretariats-Affiftent Müller, als Gerichtsjchreiber. 
In Sachen, betreffend Prüfung der Wahl bes Kreis: 
direftors Pöhlmann zum Neichstagsmitgliede, wurbe auf 
Grund Erfuhens des K. Landgerihts zu Colmar vom 
27. Auguſt cr. zur Vernehmung nachftehender Perſonen 
als Zeugen geſchrillen. 


1. Zeuge unter vorläufiger Ausjegung ber Be— 
eidigung: 

Ich Heike Marcellin Lanus, 59 I. a., fath., Bürger: 
meifter in Ebersheim, nicht verwandt. 

Zur Sache: Einige Zeit vor der Reichstagswahl 
fündigt mir Böhlmann an, daß er bei mir durchkommen 
werde und die Kandidatur annehmen wolle. Dies war 
jedenfalls nur kurz vor dem Wahltage. Einige Zeit 
(eier war ich auch hier in der Stadt und traf den 
früheren Bürgermeijter Spieß und fragte ihn, ob er nicht 
feine Kandidatur annehmen wolle, er ermwiberte mir, 
„nein, er wolle nicht annehmen, aber vielleicht nimmt 
es ber Herr Kreisdirektor an.” Daraufhin begab id 
mid auf die Kreisdireftion zu Herm Pöhlmann und 
beiragte dieſen, ob er ſich als Abgeordneten auf- 
jiellen wolle, er erllärte, er wiſſe es mod nicht, 
er wolle es mir jagen lafjen. 

Seine obenerwähnte Ankündigung war dann bie 
Antwort. 

Da ich glaubte ihn nicht privatim in meiner Wohnung 
empfangen zu dürfen, jo wollte ich dies formell auf dem 
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Gemeindehaus thun und ich beftellte auß eigenem Antrieb, 
ohne dab Pöhlmann mid darum erſucht Hätte, einige 
der Bürger, hauptſächlich Gemeinderathsmitglieder und 
meine näheren Bekannten zum Theil jelbft und aud) durch 
den Gemeindeboten auf das Rathaus. Dort empfingen 
wir Dann zur bezeichneten Stunde den Herm Pöhlmann 
in Berfammlung auf dem Nathhausjaale. 


IH erinnere mich nicht, daf Herr Pöhlmann noch 
in Begleitung einer andern Perſon erſchienen ift. 

Er erflärte der Verjammlung, er nehme die Kandi— 
datur an und er werde im falle feiner Wahl nad 
Kräften für die Verbeiferung der Lage der Bevölkerung 
jorgen, nad Pflicht und Gewiſſen, wie er auch dazu im 
Stande fei, weil er ihre Lage kenne. Aber befonbere 
Verſprechungen in feiner Eigenihaft als Kreisdireltor e 
er den Leuten nicht gemacht und insbejondere nicht Die 
in dem Bericht der Bahlprüfungs-Commiffion behaupteten 
Yeußerungen gethan. 

Im Intereife des Friedens der Gemeinde habe id) 
mich einige Zeit vor der Wahl zum Pfarrer Meyblum 
begeben und habe ihm erflärt, „Sie wiflen, daß durch 
frühere Wahlen die Gemeinde unmer in zwei Barteien ge 
fpalten und verfeindet worben ift, namentlich die Partei 
Bulach und die Partei Halley Haben fich feindlich 
gegenüber gejtanden, jet aber wollen wir, foviel es in 
unjern Kräften fteht, jorgen, dab aus Wahlparteiungen 
fein Haß entfteht und, daß die Gemeinde neutral und 
rubig bleibt. Er erflärte: „ja, das ift auch mein Wunſch“, 

verijprah mir in Bezug auf die Wahl nichts zu 
thun und ben Wählern ihren freien Willen zu laſſen. 

Um Tage vor ber Wahl feierte unjere Gemeinde 
das Feſt der ewigen Anbetung. Diefe feier dauert von 
5 Uhr Vormittags bis 9 Uhr Abends. An diefem Tage 
(14. Juni), num machte der Vikar feine Runde bei den 
Wählern, ich Hatte feine Ahnung davon, indem ich mid) 
auf das Verſprechen des Herrn Pfarrer verließ. Bei 
diefer Rückſprache mit dem Pfarrer Meyblum waren 
nämlid den Wählern ſchon die offiziellen Wahllarten 
auf Grund deren die Berechtigung zum Wählen aus: 
geübt wird, vom VBürgermeifteramt nebjt einem weißen 
Stimmzettel ins Haus geſchickt worden. Die Stimmzettel 
haben oben die Ueberſchrift „Wahl eines Abgeordneten 
zum Reichstag” und dann folgt eine Linie, — beftimmt 
mit dem Namen eines beliebigen Kandidaten bejchrieben 
zu werben. 


Am Abend deffelben Tages nun befand id 
mich in einer Wirthichaft, als ber Gemeindediener 
fam und fagte: „Herr VBürgermeifter, Sie follten 
mal jehen, wie ber Abbb von Haus zu Haus 
läuft und gegen die =. Pöhlmanns agitirt, er Hat 
ſchon ein ganzes Viertel durcdhgelaufen. Sie haben uns 
doch geiagt, daß wir auf Grund einer Uebereinkunft mit dem 
Pfarrer garnichts für oder gegen die Wahl eines oder bes 
andern zu agitiren hätten, und ber madjt es nun jo.” 
IH war darüber erbittert und befahl dem Gemeinde— 
diener, er jolle eilends zum Herrn Pfarrer gehen und 
fragen, ob er ſich nicht mehr an das mir gegebene Vers 
ſprechen erinnere, er möchte doch den Bilar zu Haufe 
laffen und ihn von der Wahlagitation abhalten. 

Der Gemeindebdiener hatte durchaus keinen Auftrag, 
von feiner Seite, Glöcklerſche Stimmzettel einzuziehen; 
aber er trug nun, nachdem ums das Gebahren bes 
Vikar zu Ohren gelommen war, in meinem Auftrage 
Pöhlmannſche Zettel in die Häufer. Der Gemeinde: 
diener hat aud feine Glödlerichen Stimmzettel einge 
zogen, aber einige Wähler haben ihm bei Abgabe der 
Poͤhlmannſchen Zettel die Glöcklerſchen freiwillig gegeben, 


—— Aeußerung, ſie würden doch wählen wen ſie 
wo 

Bei dieſer Gelegenheit erfuhr mum auch ber Ge— 
meindediener, daß ber Bifar von Haus zu Haus für 
Glöckler agitirt hatte und —— hat er auch dabei 
Glöcklerſche Stimmzettel vertheilt, ich kann mir nicht 
erflären, wie damals die Leute auf andere Weiſe zu 
Glöcklerſchen Stimmzeiteln gekommen waren. 

Die Regierung hat ſchon feit Jahren in Ebersheim 
die Gründung einer Wieſenbewäſſerungsgenoſſenſchaft ver⸗ 
geblich angejtrebt. 

Bor der Neichstagswahl war ich mehrere Male bei 
dem zuftändigen Bafterbauinfpector in Colmar um die 
Bildimg eines Bemwäfjerungsiyndilats zu betreiben. 

Derjelbe or. mir, bie Wiejenbefiper auf das 
Gemeindehaus zu beftellen, damit fie perfönlich mit ihm 
ſprechen konnten, und ben Flächeninhalt —— Wieſen 
wegen Vertheilung des Waſſers angeben follten. Er iſt 
auch einmal perjönlih auf dem Gemeindehaus geweſen 
und hat einige Anmeldungen von Wiefenbefikern ent: 
gegengenommen. Die meiften find ausgeblieben, deshalb 
wurden bie Leute öffentlich nochmals aufgefordert, ihre 
Namen und die Gewanne, in denen ihre Wiejen lagen 
und bie fie wäfjern wollten, auf dem Bürgermeifteramte 
anzugeben, hierzu wurbe der Donnerjtag, ber Tag der 
Wahl beftimmt, weil die Leute doch eimmal zur Wahl 
jelbft fommen und an dieſem Tage die Lehrer frei Hatten 
und die Anmeldungen der Wiejenbefiper enigegennehmen 
formten. Denn weder ih noch der Gemeinbeichreiber 
fonnten an diefem Tage fih um das Einfchreiben ber 
Wieſenbeſitzer befümmern. Diejes hat übrigens in einem 
ganz anderen Zimmer und nit im Wahllokal ftatt- 
gefunden. 

Nachdem die Wahl ftattgefunden Hatte, fam ich auf 
die Kreisdireftion und bat den Herm Sreisdireftor in 
ftändig, er möge dafür beiorgt fein, dab die Wiejen: 
befiger von Ebersheim ihre Wieſen wäſſern dürften, die 
felben jeien jeßt bereit ein Syndilat zu bilden, 
Sch ihat dies zu wiederholten Malen, denn wegen der 
Dürre ſchien es mir nothwendig ſchon vorher zu wäſſern, 
ehe das Syndikat fih bilden konnte. Pöhlmann gab 
mir ben Rath nad) Straßburg zu gehen und perjönlid) 
mit dem Unterftaatsjetretär zu ſprechen, aber ich bat ihn 
fih doch jelbjt der Sache anzunehmen, weil e8 mir uns 
möglih ſei nad) Straßburg zu reifen. Dies war wie 
gejagt nad) der Wahl. 

B. g. u. 
Lanus Marcellin. 


Der Zeuge leiſtete ſodann den geſetzlichen Zeugeneid. 

2. Zeuge nach Eidesleiſtung: 

Ich heiße Carl Hermann Gümbel, 50 J. a. evang. 
Forſtmeiſter in Schlettjtabt, nicht verwandt. 

ur Sache: Am 20. u. 29. Mai 1893 mwurben die 
Oberförſter im Bezirfe Unter-Elſaß vom Bezirks: 
Präfidenten angemiejen, die Wünjche der Bevölferung 
auf Gras, Viehweide und Futterlaub, fomweit irgend 
thunlich zu berüdfichtigen und allen an fie gelangenden 
Streugefucdhen inſoweit zu entiprechen, als fie dies für 
angängig hielten, wobei noch bemerkt wurde, daß das 
thunlichjte Entgegenfommen nothwenbig fei. 

Bezüglich der Abgabe von Gras an bie Einwohner 
von Ebersheim habe ih nichts verfügt. 

Dasjelbe wurde nah einer Anzeige bes inzwiſchen 
verftorbenen Waldhüterd am Tage ber Reidhstagswahl 
entwendet. 

Bezüglich der Abgabe von Laub hatte ich den 
Förſter ermächtigt, dasſelbe ſogleich nach Laubabfall ab» 
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zugeben, da fonjt die Gefahr vorlag, daß das Laub 
uch Hochwaſſer weggeihwenmt würde. Beides, Laub 
und Gras, kommt in Ebersheim faum in Betracht, da bie 
Gemeinde jehr groß ift und ber Wald nur 35 Heltar 
umfaßt. 

Die Laubabgabe erfolgte Mitte November und zwar 
an jedermann, ber fich meldete. 

Zur Zeit der Wahl war — fein Streulaub 
da, da dasſelbe alljährlich durch das Hochwaſſer weg: 
geſchwemmt wird. 

Die Angabe des Pfarrers Glöckler, daß der Kreis— 
director überall Verſammlungen abgehalten habe, iſt ſtark 
übertrieben. 

Mir ift in meinem Revier blos von Berfanmlungen 
in Martolsheim, Urtolsheim oder Madenheim und Kinz— 
heim, alfo nur von breien befannt geworden. 

Der letzteren Berfammlung in Kinzheim Hatte ich 
Gelegenheit beizuwohnen, nachdem ich von derſelben durch 
den —S aus Kinzheim, ben ich bei der Rück— 
fehr aus dem Walde bejuchte, Kenntniß erhalten Hatte, 

Sn biefer Berfammlung war von der frepirten Kuh 
eines armen Mannes nicht die Rede. Der Kreisdirector 
flärte die Leute dabei nur auf, über die Vortheile und 
Nachtheile der 2 und Zjährigen Militärbienftzeit und 
fagte zum Schluß: Nun gehet Hin und mwählet, ihr feib 
volftändig frei, ih werbe nicht um eure Stimmen. 

Nach Schluß der Verfammlung fuhr ich mit dem 
Kreisdireltor nah Haufe. Bon meinen Förftern Hat 
feiner ben Sreisdireftor auf feinen Touren begleitet. 
Ebenjo Halte ich die Angaben bezüglich der Begleitung 
von Vürgermeiftern, Gensdarmen und Lehrern für eine 
Erfindung. 

v. g. u. 
Gümbel. 
3. Zeuge nad Eibesleiftung: 

Ih Heike Joſef Dochter, 56 3. a, kath., Bürs 
germeifter in Kinzheim, nicht verwandt. 

Zur Sade: Der SKreisdireltor ift zu der Kinz— 
heimer Wahlverfammlung ganz allein gefommen und 
zwar von Keſtenholz her. 

In meiner Wohnung fand fih damals Forſtmeiſter 
Gümbel ein, der gerade aus bem Walde fam, und mit 
diefem habe ich die Verſammlung befucht. 

Die in der Wahlreflamation behaupteten Aeußerun⸗ 
gen von dem „armen Mann“, von der „Erepirten Kuh“, 
von „Stotzheim“ und dergl., bat ber Kreisdireltor gar 
nicht gethan, er hat überhaupt feine Verſprechungen ge 
macht. Er hat fid nur empfohlen, er jei ſchon 14 Jahre 
im Lande, er fenne ganz genau bie Verhältnifie, die 
Lage und die Wünfche der Bevölkerung. Hauptjächlich 
hat er von der zweijährigen Dienftzeit gefprochen. 

Zum Schlufe fagte er, es ftände jedem Wähler frei 
zu wählen, wen er wolle. 


v. g. u. 
Ih. Vochter. 
4. Zeuge nach Eidesleiſtung. 
Ih heiße Zaver Martin, 69 J. a., kath., Bürgers 
meifter in Scherweiler, nicht verwandt, 

.S. Es ift nit er daß der Freisdirector 
bei der Scherweilerer Wahlverfammlung die behaupteten 
Aeußerungen: „Der Kreisdirector fann euch die beiten 
Dienjte leiften. Entfteht irgendwo ein Unglüd, frepirt 
3. B. einem armen Manne eine Kuh, jo wendet er ſich 
an den Sreisdirector und nicht nah Stotzheim“ gethan 
hat. Er hat überhaupt in feiner Eigenihaft als Kreis- 
director feine —— gemacht. 

Nah einem Bortrag über die 2jährige Dienſtzeit 
und bie Armeevermehrung, worin er auseinanderjegte, 


Reichstag. Altenſtück Nr. 213/214. (Berichte der Wahlprüfungs-Kommiffion.) 
ke 


daß bie beabfichtigte RER für den Kreis höchſtens 
2 bis 3 Mann ausmadje, daß dafür aber blos 2 Jahre 
gedient würde, hat er nod mit der Bemerkung ge 
ſchloſſen, jedermann könne frei wählen, wen er wolle. 
Zu der Wahlverfammlung war er ganz allein 
gelommen. 
v. g. u 
Martin. 
5. Dos nad Eidesleiftung. 
Sch heiße Marimin Rendly; 56 3. a., fath., Bürger: 
meifter in Keftenholz, nicht verwandt. 
ur Sade: Bon ben, dem Herm Pöhlmann durch 
die Wahlreflamation zur Laft gelegten Meußerungen hat 
Herr Poͤhlmann auf der Keſtenholzer Wahlverfammlung 
thatfählih nicht ein Wort gejproden. Er ift ganz 
allein zu der Wahlverfammlung erſchienen und hat aud) 
in feiner Eigenſchaft als Kreisdireftor für den Fäll feiner 
Wahl keinerlei Verſprechungen gemadt 
B. g. u. 
M. Renckly. 


6. Zeuge: Rentner, ehemaliger Bürgermeiſter Spieß 


aus Schlettſſadt, bereits vernommen. 


Zur Sache: Die Daten der beiden von mir er— 
wähnten privaten Verſammlungen kann ich jetzt nicht 
mehr angeben, aber ich kann die Zeit anders beftimmen. 

Nämlih ich erhielt vom Herm Staatsfekretär ein 
Telegramm, ob er mich Hier ſprechen könne, ober ob ich 
zu ihm fommen könne, joviel ich mich erinnere war der 
Zwed der gewünſchten Bufammenkunft in dem Tele 
ramm nicht angebeutet. Ich ließ ihm fagen, daß ich 
elbft zu ihm kommen würde und zwei Tage darauf bin 
ich zu ihm nach Straßburg gereift, wofelbft ich in jeinem 
Amtszimmer eine Beſprechung mit ihm hatte und zwar 
die Beiprehung, welche ich in meiner erften Vernehmung 
erwähnt Habe. 

Damals war zwar von ber Candidatur Pöhlmann 
ſchon die Sprache, aber er jheint von ber Regierung 
noch nicht ermächtigt geweſen zu fein, fie aufzuftellen. 

Ich erhielt nämlih nah Ablehnung meiner eigenen 
Kandidatur vom Herren Staatsjelretär gewiſſermaſſen 
ben Auftrag bierfelbjt mid) umzuhören, ob Boden für 
eine andere dritte Candidatur, eine hohe Perjönlichkeit, 
in hiefiger Stabt fei. Ich erflärte dieſe Frage eben nicht 
ohne bejondere Sondirung hier beantworten zu können 
und habe no am Tage meiner Rückkehr von Straß- 
burg um 6 Uhr Abends ungefähr 12 onen zu ber 
erften privaten Verfammlung vereinigt worauf ih am 
Tage nachher von berjelben VBerfammlung den Beicheid 
erhielt, daß fie dieſe dritie Kandidatur nicht wünfche. 

Die Theilnehmer waren ſoweit ich mich erinnere, 
der austretende Reichstagsabgeorbnete Jrene Lang, Fabri— 
lant Gatale, Beigeordneter Schlößer und Beigeordneter 
Scnaebele. 

Nachdem Herr Kreisdirector Böhlmann Hinzugerufen 
und fi mit dem Zeugen ausgeſprochen hat, erflärte 
Herr Spieh: 

Ih kann mich allerdings nicht mehr erinnern, daß 
mich Herr Pöhlmann direkt gefragt hat, ob ich nicht 
auch das an ihn zu richtende Wahleirkular, enthaltend 
bie Aufforderung jeine Candidatur aufzufiellen, unter 
fchreiben wolle. Ich Hatte nur den Eindrud, als jei der 
Zwed der Zufammenkunft, welche Herr Röhlmann mit 
mir hatte, und unſerer Museinanderjegungen ber, mich 
ebenfalls für die Unterfchrift zu gewinnen. 

V. g u. 


Spies. 
Daber, Müller. 


Reichstag. Aktenftüd Nr. 213/214. 


Berhandelt am Kaiferlichen Amtsgericht zu Colmar, ben 
i b. November 1895. 
Gegenwärtig: 


Amtsgerihtsrath Buß als Richter, 
Hülfsgerichtsichreiber Weyerts, als Gerichts⸗ 
ſchreiber. 

In der Wahlprüfungsſache, betreffend die Reichstags— 
wahl des Kreisdirectors Pohlmann wurde auf Erſuchen 
bes Landgerichts-Präſidenten vom 27. Auguſt nachfolgender 
Zeuge eidlich vernommen. 

Zur Perſon: Ich heiße Friedrich Diefenbach bin 
34 J. a., evangeliih, Staatsanwalt in Colmar, nicht 
verwandt und nicht verſchwägert; nad Eidesleiftung. 


Zur Sade: Einige Wochen vor den legten Reichs» 
tagswahlen war befannt geworben, daß ber bisherige 
Abgeordnete Lang feine Kandidatur nicht mehr aufitellen 
werde. In mehrjährigem amtlihen Wirken in den zum 
Wahlkreiſe gehörigen Kantonen Weiler und Schlettftabt 
glaubte ich die Wahrnehmung gemacht zu haben, daß 
die Mehrzahl der Wähler mit der oppofitionellen Haltung 
bes bisherigen Abgeordneten nicht mehr einverftanben 
fei, und daß ein enifchieden deutſchfreundlicher Kanbibat 
Ausficht auf Erfolg Habe. Ich hielt es darım an ber 
ge die Kandidatur eines folden Kandidaten zu förbern. 

n biefem Sinne nahm ich gelegentlich) mit Herm Kreis— 
director Pöhlmann Rückſprache. Ich fügte Hinzu, daß 
meines Eradıtens falls fi unter ber eingeborenen Be 
völferung ein geeigneter Kanbibat nicht Ende, er ſelbſt 
das Opfer feiner Kandidatur bringen müffe, ba er im 
ganzen Kreife befannt und überaus beliebt ſei. Der 
Herr Kreisdirector erflärte fih mit dem von mir ein— 
genommenen Standpunlte grundfägli einverftanden; 
aud er hielt eine Agitation im beutjchnationalen Sinne 
für angezeigt. Er theilte mir mit, daß ihm bereits von 
angejehenen Männern bes Kantons Barr die Kandidatur 
angetragen worben fei, — er ſich aber zur Zeit zur 
Annahme derſelben nicht entſchließen könne. Zwei Vor⸗ 
bedingungen müßten gegeben ſein: erſtens, es müßte 
durchaus feſtſtehen, daß ein deutſchgeſinnter einge- 
borener Kandidat ſich nicht finde; zweitens, es müßte 
ihm bie Kandidatur aus allen Theilen des Wahl- 
freifes aus freien Stüden angeboten werben. Bon 
eingeborenen Kandidaten konnten wejentlid nur 
bie beiden Landesausſchußmitglieder des Kreiſes, 
Bürgermeifter Roth in Dambach und Bürger— 
meifter Spieß in Schlettſtadt in Betracht kommen. Kreis⸗ 
direktor Pöhlmann erklärte mir, daß er zunächſt bieje 
beiden Herren wegen etwaiger Annahme einer Kandidatur 
befragen wolle. Wie er mir fpäter mittheilte, hatten bie 
beiden Herren —— Die Agitation für Pöhlmann 
war unterdeſſen auf den ganzen Kreis ausgedehnt 
worden, und auch in Schlettſtadt Hatte ich mich zu dieſem 
Dem mit einigen Herren zu einem Komitee vereinigt. 

as Komitee hatte in Gemeinſchaft mit dem Komitee in 
Barr in fämmtliche Gemeinden an Vertrauensmänner ein 
Scriftftüd verſchickt, in welchem Herrn Pöhlmann bie 
Kandidatur angetragen wurde. Die Vertrauensmänner 
waren erjucdht worden, das Schriftftüd zirkuliren und 
von mehreren angejehenen Bürgern, die mit ber Kan— 
bidatur Pöhlmann einverftanden feien, unterzeichnen zu 
lafjen. Mit — Unterſchriften bedeckt — worunier 
ſaͤmmtliche Bürgermeiſter mit Ausnahme des Bürger 
meiſters Spieß in Schlettſtadt — kamen dieſe Schrift⸗ 

e zurüd, Pöhlmann erflärte mir daraufhin, 
daß er nunmehr entichlofien fei, vorbehaltlih der Ge 
nehmigung feiner vorgeſetzten Behörde, die Kandidatur 
anzunehmen. Er fügte noch bei, troßdem ihm befannt 
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fei, ba Spieß wiber ihn fei, halte er e8 doch für eine 
Pflicht des Anſtandes und ber politiichen Ehrlichkeit, 
Herrn Spieß zunächſt, ehe er öffentlich mit ber Kandi— 
datur hervortrete, von feinem Entſchluß in Kenntniß zu 
fegen. Bald darauf fam Herr Pöhlmann zu mir und 
teilte mir mit, er komme ſoeben von Herrn Spieh. 
Diefem habe er von feiner Kandidatur Mitteilung ges 
madt; Herr Spieß habe ihm ermwibert, er könne Die 
Kandidatur zwar nicht unterftügen, werde ſich aber völlig 
neutral verhalten. Ich bemerkte hier, daß nad) meiner 
Erinnerung Herr Spieß dies Berjprehen nicht gehalten 
hat; wenn ich mich recht erinnere, ift mir auf einer 
Agitationsreife gejagt worben, Herr Spieß habe Fur 
vorher für Pfarrer Glöckler agitirt; ich traf ihn au 

einmal in er mit mehreren anderen Herren, bie 
ein Packet bei ſich führten, das nad; meiner Anficht 
Wahlzettel enthielt. 


Kurz nad) der Unterredung mit Spieß veröffentlichte 
Pöhlmann feinen Wahlaufruf, und veranftaltete zahlreiche 
Bahlverfammlungen in verſchiedenen Orten des Wahlkreiſes. 
Den Berfammlungen in Barr, Weiler und Keſtenholz 
mohnte ich bei. Des meientlihen Inhalts der Wahlreden, 
die im Großen und Ganzen überall den gleichen Gedanken— 
gang hatten, erinnere ich mid) nod) recht gut. Pöhl⸗ 
mann ſuchte zunächft die Einwände gegen anbibatur 
zu widerlegen, hergenommen insbejondere aus feiner 
Eigenfhaft als abhängiger Beamter. Er wies barauf 
hin, daß ber deutſche Beamte eine andere Stellung ein- 
nehme, als ber franzöfiihe. Auch der Verwaltungs: 
beamte Zönne und bürfe als Reichstagsmitglied feine 
eigene Meinung verfechten, und auch er werde das im 
Falle feiner Wahl thun. Er wies auf das Beiſpiel 
zahlreicher deutſcher Verwaltungsbeamten Hin, bie fich oft 
als Reichstagsmitglieder in Oppofition mit der Regierung 
befunden Hatten. Dann fuhr er fort, er verfenne nicht, 
daß es für eine Bolfsvertretung nicht tauge, wenn fie 
nur aus Berwaltungsbeamten bejtehe, ebenſowenig tauge 
e8 aber etwas, wenn fie z. B. nur aus Pfarrern be- 
fände. Vielmehr müßten alle Stände im Reichstage 
vertreten fein; für das Vorhandenfein von Pfarrern 
würben aber andere Wahlkreife jhon forgen. Dies war 
die einzige Anfpielung auf den Gegenlandidaten Glöckler 
in fämmtlichen Reden, die im übrigen jo außerordentlich 
maßvoll objektiv und zurüdhaltend waren, wie ich noch nie 
vorher Wahlreden gehört ar Sch kann mit vollfier 
Beitimmtheit verfihern, dat bie Neben aud nicht das 
Geringfte enthielten, woraus man auf eine Benußung 
ber amtlichen Stellung des Redners zum Vortheile feiner 
Kandidatur hätte Schließen können; das Einzige was Herr 
Pöhlmann zu feiner Empfehlung fagte, war, daß er 

rade als Kreisdireftor vielfach Gelegenheit gehabt en 

Fzufiellen wo bie Leute der Schub drüde, und daß er 
deßwegen ſich für wohl befähigt halte, die Intreſſen bes 
Kreifes im Reichstage zu vertreten. Im übrigen ent- 
bielten die Reben mejentlih eine Rechtfertigung ber 
Militärvorlage. Nah ber Rede in Barr wurde Herr 
Pöhlmann noch über feine Stellungnahme zum Diktatur 
paragraphen befragt. Nachdem er erflärt Hatte, daß 
er für Befeitigung desſelben ftimmen werbe, wurde ihm 
von angefehenen Bürgern die Unterftügung feiner Sans 
bibatur zugefagt. In Weiler ergriff nad der Rebe 
Notar Freydt das Wort, und erllärte im Namen der 
Verfammlung gleichfalls die YZuftimmung zur Sans 
didatur; in Keftenholz fand meines Willens feine Dis- 
tuffion ſtatt. Was die Einwirkung auf Pfarrer Stahl 
in Breitenau betrifft, jo habe ich felbft mit diefem Herrn, 
ben ich perjönlih gut Fannte, wegen ber Wahl Rüd- 
ſprache genommen. 
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Er erflärte mir aus freien Stüden, daß er an ſich 
ber Kandidatur Pöhlmann ſehr ſympathiſch gegenüber: 
ftehe, da er die vorzüglichen Eigenſchaften des Kandidaten 
und feine fyorderung insbejondere des Baues des Pfarr: 
haujes in Breitenau dankbar anerfenne. Andrerſeits fei 
er aber auch dem Pfarrer Glöckler, deſſen Bilar er lange 
— um Dank verpflichtet, und befinde ſich unter 

tiefen Ymftänden in einer böjen Kollifion der Pflichten. 

Sch ermwiberte, daß ich das wohl einjehe, bei Wahlen 
täme indek nur das Wohl bes Landes, nicht perfönliche 
Beziehungen zu dem einen oder anderen Kandidaten in 
Erwägung; nad) feiner eigenen politiſchen Anficht, die er 
mir foeben mitgetheilt, müfle Pfarrer Stahl ſonach für 
Pöhlmann fiimmen. Könne er bas nicht über fich 
bringen, fo möge er wenigftens nicht gegen ihn agitiren 
und fi jelbft der Stimme enthalten. Dies fiherte mir 
Pfarrer Stahl unter Handihlag zu; wie id) jpäter hörte, 
hat er aber trogdem gewühlt. Daß in diefem Geſpräch 
irgend eine amtlihe MWahlbeeinfluffung nicht enthalten 
war, liegt auf der Hand. 

Schließlich bemerke ih noch, daß ich mehreren 
Bürgermeiſtern, denen ich Stimmzettel zur Vertheilung 
in ihren Gemeinden abgegeben hatte, ausdrücklich an— 
empfahl, die Zettel nicht durch ben Gemeindeboten ver— 
theilen zu laſſen, damit auch jeder Schein vermieden 
werde, als handele es fid) um eine aus den franzöfifchen 
Zeiten wohlbefannte „offizielle Kandidatur. 


v. g. u. 


Diefenbach. 


Buß Weyerts 


Nr. 215. 
Untraa. 


Graf v. re — Dr. Paaſche. Szmula. 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
dem nachſtehenden Geſetzentwurfe die verfaſſungs— 
mäßige Genehmigung zu ertheilen: 


Gefet 


wegen 
Beichränfung des Zollfredits bei der Einfuhr 
von Getreide und Mühlenfabrikaten. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaiſer, 
König von Preußen :c. 


verorbnen im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung 
bes Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


8.1. 

Bei der Einfuhr der unter Nr. Ba—f des Bolltarifs 
aufgeführten Waaren (Getreide) und der daraus Hergeitellten 
— umter Nr. 25q 2 des Bolltarifs genannten Mühlen- 
fabrifate — welche zum Abjag in das Hollinland beftimmt 
find, findet eine Kreditirung des Zolles vom 1. Juli 1896 
ab nicht mehr ftatt. 

$. 2. 
Sollen die im $. 1 bezeichneten Waaren an ber Grenze 
in den freien Verkehr treten, jo ift der Zoll nach näherer 
Anordnung des Bundesrates im Anſchluß an die Ein- 
gangsabfertigung zu entrichten. 


Sollen die Waaren unverzollt von dem Grenzzollamt 
auf ein zur zollamtlichen Abfertigung befugtes Amt im 
Innern abgelalfen werden, jo find dieſelben in der Regel 
binnen längjtens 14 Tagen zur Schlußabfertigung zu ges 
ftelen und zu verzollen. Diefe Friſt kann ausnahmsweiſe 
verlängert werden, jofern ſich deren Unzulänglichkeit vorauss 
jehen läßt, oder Naturereigniffe ober Unglüdsfälle während 
des Transports biefen verzögern. 


8.3. 

Wenn Waaren der in Nr. 9a—f bes Bolltarifs aufs 
geführten Art zum Abſatze entiweber in das Zollausland 
ober in das Bollinland bejtimmt und demgemäß zunächſt 
in ein gemifchtes Getreidetranfitlager ($. 7 Biffer 1 Abſatz 3 
und 4 des Bolltarifgefeges) aufgenommen find, find bie 
Bollbeträge für die demnächſt in den freien Verlehr ges 
tretenen derartigen Waaren vom Tage der erjten Abfertigung 
zu einem foldhen Lager — bis zum Tage der Bollzahlung 
mit 4 Prozent zu verzinfen. — 


8. 4. 

Diejenigen Zollbeträge, weldhe Mühlen: oder Mälzerei- 
befiger, denen gemäß 8. 7 Ziffer 3 Abfag 1 des Bolltarifs 
gejeßes ein Zolltonto bewilligt ift, auf Grund ber Konto— 
abrechnungen zu zahlen Haben, find vom Tage der Abs 
fertigung der zollpflichtigen Getreidemenge zum Kouto bis 
zum Tage der Zollzahlung mit 4 Prozent zu verzinjen. 

8.5. 

Die in den Ausführungs-Beftimmungen zum Zolltarifs 
gefeg vom 14. April 1894 unter Ziffer 8 vom Bundesrath 
getroffene Vorſchrift, wonach Einfuhrfcheine erft nad Ab— 
lauf einer Frift von 4 Monaten vom Tage ber Aus— 
ftellung an gerechnet auf Bollgefälle für Waaren ber in 
der Anlage bezeichneten Art ftatt baarer Zahlung in Ans 
rechnung zu bringen find, ift dahin abzuändern, daß die 
Einfuhricheine jest nad ihrer Austellung, welde 
bei der Ausfuhrabfertigung erfolgt, zur Begleichung auch 
folher Zollgefälle in Anrechnung gebradht werden können. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben ꝛc. 


Berlin, den 13. März 1806. 


Graf v. Schwerin-Löwig. Dr. Paaſche. Szmula. 
Prinz v. Arenberg. Dr. Böhme Bohtz. Bol. 
Broekmann. Dr. v. Buchla. Graf v. Carmer. 
v. EolmarsMeyenburg. v. Dewitz. Graf zu Dohna— 
Schlodien. Graf Douglas. Dr. v. Frege-Weltzin. 
Dr. Friedberg. Fuchs. Grafv.Galen. v.d. Gröben— 


Arenjtein. Baron v. Guftedt-Labladen. Dr. Zee 
oa Ma Helfe. v. Herber. Hilgendorff. 
imburg. Dr. Hige. Erbprinz zu Hohenlohe-Deh- 


ringen. v. rer Graf v. Holftein. Horn (Neiße). 
Hubrid. Hüpeden. Jacobskötter. Graf zu Inne 
und Kuyphaufen. Jorns. Grafv Kanip-Bodangen. 
v. Kleiſt-Ketzow. Klofe. Dr. Kropatſcheck. Dr. reis 
2 v. Langen. v. Leipziger. Leto Dr. v. 
evetzow. Graf zu Limburg-Stirum. Luß. Freie 
herr v. Maltzan-Molzow. Freiherr v. Manteuffel. 
v. Majjow. Graf v. Mirbad. v. Normann. Gög 
v. DIendujen. Grafv.Driola. Dr. Dfann. v.d.Djten. 
Pingen. Blade. v. Ploeg. v. Podbielski. v. Butt- 
kamer-Plauth. Rettihd. Rimpau. Graf v. Roon. 
Rother. v. Saliſch. Freiherr Saurma v. d. Jeltſch. 


Shall. v. Schöning v. Sperber, v. Staudy. 
v. Stein. Steininger. Steppuhn. Dr. Udo Graf 
zu Stolberg » Wernigerode. Stroh. v. PViered. 


Balter. Weber (Heidelberg). Weidenfeld. v. Werdeck— 
Schorbus. Bill. v. Winterfeldt-Menkin. 
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Nr. 215.“ 


(Berichtigt.) 


Untraa. 


Graf v. Schwerin-Löwis. Dr. Paaſche. Szuula. 
Der Reichstag wolle beichließen: 


die verbünbdeten Ne zu erfuden, 
baldmöglichft wegen Beſchränkung des Boll: 
kredits bei der Einfuhr von Getreide und 
Mühlenfabritaten die folgenden Beſtim— 
mungen zu treffen: 


1. Bei der Einfuhr der unter Nr. Ha—f des Zolltarifs 
aufgeführten Waaren (Getreide) und der daraus Hergejtellten 
— unter Nr. 25q 2 des Holltarifs genannten Mühlen- 
fabrifate — weldje zum Abſaß in das Zollinland beftimmt 
find, findet eine Kreditirung des Zolles vom 1. Juli 1896 
ab nicht mehr jtatt. 

2. Sollen die unter Nr. 1 bezeichneten Waaren an der 
Grenze in ben freien Verlehr treten, fo it der Boll nad) 
näherer Anordnung des Bundesraths im Anſchluß an die 
Eingangsabfertigung zu entrichten. 

Sollen die Waaren unverzollt von dem Grenzzollamt 
auf ein zur zollamtlichen Abrertigung befugtes Amt im 
Innern abgelaflen werden, jo find diefelben in der Negel 
binnen längftens 14 Tagen zur Schlußabfertigung zu ge 
ftellen und zu verzollen. Dieje Friſt kann ausnahmsweiſe 
verlängert werben, ſofern ſich deren — en voraus⸗ 
ſehen läßt, oder Naturereigniſſe oder Unglücksfälle während 
des Transports dieſen verzögern. 

3. Wenn Waaren der in Nr. 9a—f bes Zolltarifs auf- 
geführten Art zum Abjage entweder in das Bollausland 
oder in das Bollinland beftimmt und demgemäß zunädhft 
in ein gemifchtes Getreidetranfitlager ($. 7 Ziffer 1 Abſatz 3 
und 4 des Bolltarifgejeges) aufgenommen find, find Die 
Zollbeträge für die demnächſt in den freien Verkehr ges 
iretenen berarligen Waaren vom Tage ber erjten Abfertigung 
zu einem folchen Lager — bis zum Tage der Bollzahlung 
mit 4 Prozent zu verzinjen. — 

4. Diejenigen Bollbeträge, welche Mühlen: ober 
Mälzereibefiger, denen gemäß $. 7 Ziffer 3 Abſatz 1 bes 
———— ein Zollkonto bewilligt iſt, auf Grund ber 

ontoabrehnungen zu zahlen haben, find vom Tage ber 
Abfertigung ber solipflähtigen Getreidemenge zum Konto 
bis zum Tage der Zolljahlung mit 4 Prozent zu verzinjen. 

5. Die in den Ausführungs-Beftimmungen zum Boll 
tarifgefeß vom 14. April 1894 unter Ziffer 8 vom Bundesrath 
getroffene Vorjchrift, wonach Einfuhrjcheine erjt nad Ab— 
lauf einer Friſt von 4 Monaten vom Tage der Aus— 








* An Stelle bes vorgefclagenen, in der Sade gleihlautenden 
Gejepentwurfs — Rr. 215 der Drudjahen —. 


ftellung an gerechnet auf Zollgefälle für Waaren der in 
der Anlage bezeichneten Art jtatt baarer Zahlung in An— 
rehnung zu bringen find, ijt dahin abzuändern, daß die 
Einfuhricheine Fofort nad ihrer Austellung, weldye 
bei der Ausfuhrabfertigung erfolgt, zur Begleihung auch 
folder Zollgefälle in Anrechnung gebracht werden können. 


Berlin, den 25. Juni 1896, 


Graf v. Schwerin-Löwitz. Dr. Paaſche. Szmula. 
Prinz v. Arenberg. Dr. Böhme Bob. Bolp. 
Broefmann. Dr v. Buchka. Graf v. Garmer, 
v. ColmarsMeyenburg. v. Dewitz. Graf zu Dohna— 
Sclodien. Graf Douglas. Dr. v. Frege-Welpin. 
Dr. Friedberg. Fuchs. Grafv.Galen. v.d. Gröben- 
Arenftein. Baron v. Guſtedt-Lablacken. Dr. Haſſe. 
—J———— Heſſe. v. Herder. Hilgendorff. 

imburg. Dr. Hiße. Erbprinz zu — 
ringen. Graf v. Holſtein. Horn (Reiße). Hubrich. 
Hüpeden. Sacobskötter. Graf zu Inn- und Knyp— 
haufen. Jorns. Grafv. Kanitz-Podangen. v. Kleijt- 
Retzow. Kloje Dr. Kropatſcheck. Dr. Freiherr 
v.Langen. v. Leipziger. Letocha. Dr. v. Levekow, 
Graf zu Limburg-Stirum. Luß. Freiherr v, Maltan— 
Molzow. Freiherr v. Manteuffel. v. Mafjow. Graf 
v. Mirbad. v Normann. Götz v. Dlenhufen. Graf 
v. Driola. Dr. Oſann. v.d. Djten. Ringen Plade. 
v. Ploetz. v. Podbielski. v. Puttkamer-Plauth. 
Rettich. Rimpau. Grafv. Noon. Rother. v. Saliſch. 
Freiherr Saurma v. d. Jeltſch. Schall. v. Schöning. 
v. Sperber. v. Staudy. v. Stein. Steininger. 
Steppuhn. Dr. Udo Graf zu Stolberg-®ernigerode. 
Stroh. v. Viered. Walter. Weber (Heidelberg). 
Weidenfeld. v. Werded-Schorbus. Will. v. Winter: 

feldt-Menfin, 
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Nr. 216, 
Meuntes Verzeichniß der bei dem Reichstage eingegangenen Petitionen, 


Nr. 217. 
Mündlicher Bericht 
ber 
Kommiffion für den Reihshaushalts- Etat 
über 
die derjelben überwiefenen Theile des Neichshaushalts-Etats für das Etatsjahr 1896/97 
und zwar: 


A, des Etats über den allgemeinen Penfionsfonde — Anlage XI —, 
B. des Gtat3 für die Verwaltung der Kaiferlichen Marine — Anlage VI —. 





Berichterjtatter: 
ad A. Abgeordneter v. Kardorff. j 
ad B. Abgeordneter Dr. Lieber (Montabaur). 


Anträge ber Kommiffion: 
Der Reichstag wolle befchlieken: 


A. Allgemeiner Henfionsfonds — Anlage XI —. 
Fortdamernde Ausgaben. 
Kapitel 74 — Reihsheerr — 
Titel 2 (für Preußen, Sachſen und Württemberg), 
Kapitel 75 


Titel 2 — Raiferlihe Marine — 


B. Bermwaltung der Aniferlichen Marine — Anlage VI —. 
a) Fortdanernde Ausgaben. 


Kapitel 45 — Marine-Kabinet und Oberkommando — 
Titel 1 — Beſoldungen — mit den aus der nachftehenden Zuſammenſtellung erfichtlichen Wenderungen zu 


unverändert zu bemilligen. 


bewilligen: 
Borlage Beichläffe der Kommiffion. 
Fortdauernde Ausgaben. 
Kapitel 45, Marine » Kabinet und Ober » Kommando. 
Titel 1. Befoldungen. 
Marine-Kabinet. Marine-Kabinet. 


Der Chef des Marine-Kabinets bezieht in feiner 
Stellung als Flügeladjutant Seiner Majeftät bes 
an und Königs 4 ſchwere Nationen aus Kapitel 53 

itel 5. 

Der Chef des Marine-fabinets zc. 


DOber-8ommanbo. 
Kommandirender Admiral Dienftzulage 18000 M 
18 000 M 
Der tommandirende Abmiral hat freie Dienftwohnung 
mit Mobiliarausftattung und Syeuerungsmaterial und 
bezieht eine Fuhrkoften-Entihädigung von 1600 M 
aus Kapitel 51 Titel 23. 


Unverändert wie die Borlage. 


Ober-Kommando. 

Kommandirender Admiral Dienſtzulage 18 000 M 
—= 18000 M. 
Der fommandirende Admiral hat freie Dienftwohnung 
mit Mobiliarausjtattung und Fyeuerungsmaterial und 
bezieht eine Fuhrloften: Entjhädigung von 1600 AM. 

aus Kapitel 51 Titel 23. 

165 * 
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Borlage 





Der fommandirende Admiral, 1 Chef des Stabes, 
12 beim Stabe des Dber- Kommandos befindliche 
Seeoffigiere umd 1 Maſchinen-Ober⸗Ingenieur beziehen 
bie Gehälter ihrer Charge aus Kapitel 51 Titel 1 
und Titel 3; 
7 erpebirende Sekretäre bezw. Sefretariats = Aſſi— 
ftenten, 5 Regiftratoren bezw. Regiftratur-Nffiftenten, 
1 Ranzleivorfteher und 5 Kanzleiſekretäre beziehen Die 
Gehälter aus Kapitel 46 Titel 3, ferner 2 Feldwebel 
als Regiftratoren und 6 Schreiber ihre Gebührniffe 
aus Kapitel 51 Titel 6; 
besgleichen 1 Botenmeifter, 4 Ranzleibiener, 3 Haus⸗ 
biener und 1 Druder aus Kapitel 46 Titel 4; 
ꝛc. 
Kapitel 45. 
Titel 2, Büreaufoften, 
Kapitel 46 — Reichs-Marine-Amt — 
Titel 1, 2, 4 bis 9, 
Kapitel 46, 


Beſchlüſſe der Kommiffion. 





Der fommandirende Admiral, 1 Chef bes Stabes, 
9 beim Stabe des Ober-Kommandos befindliche See- 
offiziere und 1 Mafchinen-Dber- Ingenieur beziehen 
bie Gehälter ihrer Charge aus Kapitel 51 Titel 1 
und Titel 3; 

7 expebirende Sefretäre bezw. Selretariats-Aſſi— 
ftenten, 4 Regiftratoren bezw. Regiftratur-Affiftenten, 
1 Kanzleivorfteher und 4 Kanzleifetretäre beziehen bie 
Gehälter aus Kapitel 46 Titel 3, ferner 2 Feldwebel 
als Negiftratoren und 6 Schreiber ihre Gebührmiffe 
aus Kapitel 51 Titel 6; 

besgleichen 1 Botenmeifter, 8 Kanzleidiener, 3 Hauss 
biener und 1 Druder aus Kapitel 46 Titel 4; 

2. 


| unveränbert zu bemilligen. 


Titel 3, 4 und 6 mit den aus ber nachſtehenden Zufammenftellung erfichtlichen Aenderungen zu bemilligen: 


Borlage 





Beiälüffe der Kommiſſion. 





Bortdanernde Audgaben. 
Neichs · Mariue · Autt. 


Kapitel 46. 
Titel 3. 
48 erpedirende Sefretäre, 
27 Regiftratoren mit Einfchluß des 
Bibliothefverwalters, 
2 Kanzleivorjteher 


(77 Stellen Wohnungsgeldzuſchuß II 2 des Tarifs.) 


2 Sekretariats-Affiftenten, |) von 2100 bis 
3 Regiſtratur⸗ Aſſiſtenten ) 2700 A 
1 Kanzlei⸗Inſpektor 3800 M 
28 Sanzleifetretäre, von 1800 .# bis 
24 Ronftruftionszeichner 3800 A 
1 Rechner von 1800 bis 2600 M 
1 Kupferjtecher von 2300 # bis 2900 M. 
(60 Stellen Wohnungsgeldzuſchuß V des Tarifs.) 
Ein erpedirender Sekretär erhält für bie 
Führung der Hauptbuchhalterei ei —— 
fähige Zulage von 600 M = 469 AM. 
Ein Kaſernen-Inſpektor bezieht fein Gehalt 
aus Kapitel 55 Titel 1. 


Titel 4. 

3 Botenmeifter, 
25 Kanzleidiener, 

3 Blörtner, 

1 Pförtner und Hausbdiener, 
13 Hausbiener, 

1 Druder (Kartendruder) von 1500 bis 1800 M 
5 Druder von 1000 bis 1500 Marl. 


(51 Stellen Wohnungsgeldzufhuß 
Vi bes Tarif) . . » » 


Zu Titel 1 bis 4 zc. 


von 3000 AM. 
bis 5400 M.., 


von 1200 bis 
1800 MH 


73 060 M 


Titel 6. 

Unterftügungsfonds für Büreaubeamte, Hülfsarbeiter 
und Unterbeamte des Marine-fabinets, des Ober: 
Kommandos und bes Reidhs-Marine-Amts 

18800 AM. 


48 erpebirenbe Selretäre, 
27 Regiftratoren mit Einfchluß bes | von 3 000 MH. 
Bibliothefverwalters, bis;5 400 M., 
2 Kanzleivorfteher 


(77 Stellen Bohnungsgeldzufhuß III 2 des Tarife.) 


2 Selretariats-Affiftenten, von 2100 A bis 
2 Regiftratur-Affiftenten } 2 700 MA. 
1 Kanzlei⸗Inſpektor 3 800 M 
26 Kanzleijekretäre, von 1800 AM bis 
24 Konſtruktionszeichner 3800 AM 
1 Redner von 1800 bis 2600 M 
1 Rupferftecher von 2300 bis 2900 M 
(57 Stellen Wohnungsgeldzufhuß V bes Tarifs.) 
Ein erpedirender Sekretär erhält für bie 
ührung der Hauptbuchhalterei eine penfions= 
ähige Zulage von 600 M . 463988 M. 
Ein Kajernen-Infpektor bezieht fein Gehalt 
aus Kapitel 55 Titel 1. 
(abgejegt find 5 700 AM). 


3 Botenmeifter 
24 Kanzleidiener, 
3 Riörer, - — 


1 Pförtner und Hausdiener, 
13 Hausdiener, 
1 Drucker (Kartendrucker) von 1500 bis 1800 AM 
5 Druder von 1000 bis 1500 M 
(50 Stellen Wohnungsgeldzuſchuß 
VI bes Tarif). . - . 
(abgejegt find 1200 A). 
Bu Titel 1 bis 4 zc. 


71360 MA. 


unverändert wie bie Vorlage unter Aenderung ber 
Siem n. . 2» 2 2 218 400 M 
(abgefegt find 400 M.). 
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Borlage Beichläffe der Koutmiſſion. 


Kapitel 51 — Gelbverpflegung — 
Titel 1 bis 33, 
Kapitel 52 — Betrich der flotte — 
Titel 1 bis 4, 
— — — = unverändert zu bemilligen. 
Kapitel 54 — Bellei 
Titel 4 —5 He Rofien bes Bekleidungsweſens zc.), 
.. ” = Garuifonverwaltungs und Servisweſen — 
ite i8 7, 


Kapitel 56. Wohnungsgeldzuſchuß mit ber aus der nachftehenden Zufammenftellung erfichtlichen Aenderung zu bewilligen: 
Borlage Befäläfie ber Rommiifien. 








Kapitel 56. Wohnnngögelbzufiuß . . 1015 722.4 unverändert wie bie Vorlage unter —— der 
Biffern in. 1 013 862 A. 
(abgefegt find 1880 MM). 


Kapitel 57 — GSauitätswefen — 
Titel 8 (Lazaretiverwaltungs- und Krankenpflegekoften), 
apitel 58 — Reife, Marfde und Feachttonen — 
Titel 2a (Ablöfungskoften), 
59 — Bildungswefen — 
Titel 7 (Unterrihtögelder der Marinetheile), er 
Kapitel 6O — Juftandhaltung der Flotte ꝛc. — unverändert zu bemilligen. 
a 8 (Inftandhaltung der im Dienſt befindlichen 
e), 
Kapitel Baffenwejen und Befeftigungen — 
Titel 5 — Snoekar und Hanbwaffen), 
Kapitel 64 — Verſchiedene Ausgaben — 
Titel 5 (Unterftügungsfonds für Subalternbeamte), 


b) Einmalige Ausgaben. 
a) Orbentlier Etat. 


6, 
Titel 1 bis 51 unverändert zu bemilligen. 
b) Außerordeutlicher Etat. 

Kapitel 13. 

Titel 1 bis 6, 9 und 10 unverändert zu bemilligen. 
Kapitel 18. 

Zitel 7. Für — — am 

Kieler Hafen . . . 191 800 M zu ftreichen. 


Titel 8. Zum Bau eines "großen Zroden 
bods auf ber Werft r ae . Rate 
(1. Baurate) . . . „1000000 M. zu ftreichen. 


Berlin, ben 12. März 1896. 


Die Kommiffion für den Reichshaushalts-Etat. 


v. Kardorff, Dr. Lieber (Montabaur), 
Vorfipender und Berichterftatter. Berichterftatter. 
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Nr. 218. 
Mündlicher Bericht 


ber 


Kommiſſion für den Reihshaushalts- Gtat 
über 
A. die derfelben überwiefenen, bier folgenden 


Theile des Reichchaushalts· Etats für das 


Etatsjahr 1896/97 — Nr. 4 der Drud- 
ſachen u) 

B. den Entwurf eines Gefetzes, betreffend die 
Aufnahme einer Anleihe für Zwecke der 
Verwaltungen des Reichäheeres, der Marine 
und der Reichseifenbahnen — Nr. 5 der 
Druckſachen —. 


Berichterftatter: 
ad Tr und 4 des Berichts Abgeordneter Dr. Pach⸗ 
nide, 
für bie übrigen Theile Abgeorbneter Dr. Lieber 
(Montabaur). 
Anträge der Kommiffion: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 


A. 
1. Reichsſchatzamt — Anlage VT —. 
Fortdauernde Ausgaben. 


Kapitel 68a. leberweifungen. 
Titel 1 bis 3, 


Einmalige Ausgaben. 
a) Ordeutlicher Etat. 
Kapitel 8. i 
Titel 1 — Rayon-Entihädi- 
gungs:Ausgaben — 


2. Reichsſchuld — Anlage X —. 
TFortdauernde Ausgaben. 


unverändert zu bes 
willigen. 


71. | 

Sn m unverändert zu bemilligen. 

Titel 1 bis 5 | 
Einnahme. 

Kapitel 14 unverändert zu bemilligen. 


3. Bölle und Verbrauchsſteuern — Hauptetat Seite 28 —. 
ſefr. Anlage XIV des Etats.)* 


a) Einnahme. 
Kapitel 1. 
Titel 1 bis 8 unverändert zu bemilligen. 








* In den Anlagen werben nachrichtlich mitgetheilt: 


I. eine Weberficht der Einfuhr der wichtigeren' Baaren- 
artitel in das deutſche Hollgebiet in den Etats— 


b) Folgende Reſolution anzunehmen: 

Den verbündeten Regierungen wird empfohlen, 
in den Ausführungsverordnungen über ben Verlehr 
in denaturirtem Spiritus Erleichterungen dahin ein= 
treten zu laſſen, daß den Bremmereien die Denaturirung 
geringerer Duantitäten Spiritus in ihren Spiritus— 
tellern dadurch ermöglicht wird, daß das Denatu- 
rirungsmittel auch in Heinen Ouantitäten an bie 
Brennereibefiger abgegeben werben barf. 


4, Reichsftempelabgaben — Hauptetat Seite 30 —. 
(efr. Anlage XV des Etats.) 


Einnahme. 
Kapitel 2. 


Titel 1 bis 4 umveränbert zu bemilligen. 


5. Matriknlarbeiträge — Hauptetat Seite 38 —. 


Einnahme. 
Kapitel 22. 
Titel 1 bis 26 — vorbehaltlich ber iti 
fiellung der Ziffern — zu bemilligen. 


6. Auferordentliche Derkungsmittel — Hauptetat 
Seite 40/42 — 


Einnahme. 


Kapitel 24. Sonftige außerordeutliche Deckuugsmittel. 
Als neuen Titel 3 einzuftellen: 
Zur Verminderung ber Reichsanleihe aus ben 
im Ctatsjahre 1895/96 zu Ueberweiſungen an bie 
Bundesitaaten auftommenden Einnahmen an Zöllen 
und Tabadfteuer 13 000 000 Mare. 


7. Das Gtotsgefeg — Hauptetat Seite 1 —. 


I. Die 8$. 1 bis 6 bes Entwurfs eines Geſetzes, betreffend 
bie Feſtſtellung bes Reichshaushalts-Etats für das 
Etatsjahr 1896/97 — vorbehaltlih der definitiven 
Teitftellung der Ziffern in 8. 1 — ſowie den Bes 
foldungs = Etat für das Reichsbank- Diretorium 
(Hauptetat Seite 46) Titel 1 bi8 3 — unverändert 
zu genehmigen. 

II. Zn ben Gejegentwurf als 8. 7 einzufügen: 

Meberfteigen im Gtatsjahr 1896/97 die ben 
Bunbesftaaten zuftehenden Ueberweiſungen aus den 
Erträgen an Zöllen, Tabadjteuer, Branntweins 
verbraudsabgabe und Aufdlag zu berfelben, 
fowie an Reichsitempelabgaben für Werthpapiere zc. 
die aufzubringenden Matritularbeiträge, fo ijt die 
Hälfte des Ueberſchuſſes zur. Verminderung ber 
Neihsihuld zurüdzuhalten. Bei Ermittelung bes 
Unterfchiedes zwiſchen dem zu Ueberweifungen 


jahren 1892/93, 1893/94, 1894/95 und in ben 
Monaten April bis November 1895 und April 1895 
bis Januar 1896, jowie des dafür aufgelommenen 
Eingangszolls, 

Il. eine Nachweiſung ber in ben einzelnen Monaten der 
Etatsjahre 1891/92 bis 1895/96 angejchriebenen 
Brutto-Solleinnahme an Böllen, 

II. eine Nachweifung der Netto-Einnahme an Salziteuer 
und Salzzoll in den Etatsjahren 1885/86 bis 
1894/95. 
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verfügbaren Betrage und ben Matrikularumlagen 


werden von ben lehteren abgeſetzt: B. 

a) die von einzelnen Bunbesftaaten zur Reichs— Den Entwurf eines Oefehes, betreffend die Auf- 
kaſſe zu zahlenden Ausgleichungsbeträge, nahme einer Anleihe für Zwecke der Verwaltungen 

b) die Summe von 12683 130 MH. | des Neichöheeres, der Marine und der Reichseiſenbahnen 

i - reg er — ai — Nr. 5 der Drudjahen —, 

urch entſprechende Abjegung vom nleihefoll. E - 

Soweit ‚geeignete Anleihekrebite nicht mehr offen Fr: 8 len hehe nel > 

ftehen, wird über die Art der Schuldentilgung r zu g gen. 

er den Reichshaushalts-Etat Beitimmung ge Berlin, den 13. März 1896 

troffen. " s 


i gehen bie Summe, gg gemäß 8.8 Sie N alt6-Gta 
es tarifgeſetzes vom 15. Juli 1879 (Reichs⸗ i Kommif en Rei ushalts-Etat. 
Geſeßbl. S. 207) der Reichstafle von dem Ertrage fion fir R ehe h 

der Zölle und der Tabackſteuer verbleibt, für das v. Rard Dr. 

Gtatsjahr 1895/96 behufs Verminderung der Reichs . Karborff, Dr. Lieber (Montabaur), 
u. von 130 000 000 M auf 143 000 000 M. Borfigender. Verichterftatter. 

öht. 
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I. Ueber 


der Einfuhr der wichtigeren Waarenartifel in das deutfche Zollgebiet in den Gtatsjahren 1892/93, 
Januar 1896, fowie des dafür 






























ofition *) vertragämäßiger 
en Solfap 
“*) erhöhter Zollſatz 
Bolltarifs (für die Einfuhr aus 
von Rußland bezw, 
Spanien) Bollertrag 


für 100 kg 


Baummwollengarn, einbrähtiges, xob . 


2c 2 do. zweibrähtiges, tb . . . » .» - 15, 21, 27, 33, 39 83 508 2 224 710 
2c4u5 Baummwollengam x., dreis unb mehrdrähtiges, einmal 
und wiederholt gezwirnt, auch accommobdirter Baum: 
wollenzwirn jeder Üıt . : 2 2 2 2 20a 48 (*36) u. 70 7303 454 192 
2d 6 Baummwollene Spihen und Stiderein . -. - . . - R 550 1135 370 525 
6a Roheifen aller Art, — x. 1 2 122 906 2 122 906 
Robeifen . . ) 1,50 
9» | Bin .. 2. 2 2200. a re 10 746 743 39 538 060 
He | Ron .» » 2. 2-0 00% u 5 4556 402 17 609 618 
9b 4 883 049 2 490 038 
9% | Geile . 2... Re 1er net a ie 5 801 966 12 134 749 
9e J. en a a a N 5 837 770 9 519 680 
9 2 687 605 
| 
— — 
| 90 544 221 


Anmerkung. Bei benjenigen Artikeln, für welche der Zoll nad dem Nettogewicht erhoben wird, ift dad Nettogewicht, bei ben 
Der Betrag der vom Mai 1895 ab amgerechneten Genhicideine ift bei ben *. Getreidearten 4* — 








Anlage. 
ſicht — 


1893/94, 1894/95 und in den Monaten April bis November 1895 und April 1895 bis 
aufgefommenen Eingangszolls, 












Etatsjahr 1893/94 | Etatsjahr 1894/95 April bis November 1895 April 1895 bis Januar 1896 
Gegen den Gegen den 
gr 8° Berechneter — Berechneter * Berner as = * — — 
Einfuhr BSollertrag Einfuhr Vollertrag Einfuhr Zollertrag —3 Ginfuhr | Yollertrag 
— meniger — weniger 
100 kg Al. 100 kg A. A. 





15. 





80392 162259] 100581) 2014680] 80782) 1613 106| + 295458 100963) 2013162] + 358386 





79964 2108532 83479| 2182725) — 1714647) + 329397 8 528 2147352] + 365646 


7429 456 802 7289 47112) 5 u 323528) + 46432 6 860 419326] + 59668 
1330 438 125 1176 378 97 Hl 258 950] + 6 650 1165 365 6001 + 22650 
2251422) 2251422] 2018282) 2024 413]1 605 en 1625779 — 25740 | 1927279 1948677) + 31975 


6221180 21969640] 9812427 34355 347]7 361 100) 25 763 872] + 5931697 | 9267 7729| 32437 075| + 8765 407 


1176431] 4461564] 4421580) 155228844536 508, 15877919] + 6123576 | 5365390 18 779017] + 7360110 





2933207) 8406 778] 3505076) 98151521 486518) 4162247] — 4117362 | 1727990] 4838370] — 4 740 760 










9389 971) 20430 55110 245 17a 20 518 262]5 884 388| 117698804] — 2394915 | 7306857) 14613 745] — 3318885 


| 


8582222) 13879070) 4333 7501| 6937 113]2 367 707| 3793907] — 2328579 | 3380276) 5414035] — 1143274 


T76 501) 2795841] 748585) 2695 536081} 2145891] + 237400 729634 2626662] + 316173 


| 


. 78 820 919) R 96 892 171 . 69048 650] + 4104014 . | 85 603 021] + 8077096 


) 
übrigen Artikeln dad Bruttogewicht bezw. bie Stüdzahl angegeben. 


Altenftüde zu den Verhandlungen des Reichstages 1895/96, 166 
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| Alfgemeiner golfag, | 





Poſition * — Etatsjahr 1892/93 
u #") echößter Zoljah 
Bolltarifs Bezeichnung der Gegenfände, (für die Einfuhr aus 
BR Rußland bezw. Menge Berechneter 
Spanien) der Einfuhr | Zollertrag 
1885 für 100 kg 
A. 100 kr A. 
EEE BEE EEE" 5. 
Uebertrag i | 90 544 221 
Ida Raps, Rübſaat, Mohn, Sefam, Erdnüſſe und — 
nicht genannte Oelfrüchte 2 1307219 | 2614438 
Raps ıc., mit Ausnahme von "Sefam und Erdnüffen . "3 | 
- I 
13c 1—3 | Baus und Nußholzz.. 0,20 **) 0,90; 0,40 31591434 | 12350377 
und 1,00 *) 0,80 | 
bay 1,0 | 
Stüd | 
20d Taſchenuhren, Werke und Gehäufe zu jolden . . . f. = 3; 974 787 569 672 
u. 
ET ne 
aM u. 0,0. 
25b Branntwein aller Art, aud) Arrak, Rum, Franzbrannt- | 
wein und verfete Branniweine in —— — für 100 ke. 100 kg | 
Flaſchen . . 125 und 180 53 548 6 882 334 


Geſetz v. 8. Juni 
1891 
*) 187,50 und 270 





25e 1 Wein und Moft, auch Gider ix. in Bäffen — 24 818766 | 15325 7M 
: Bein und Moft in Fällen . . f Re *) 20 und 10 | 
“) 36 | 
25e 2a | Schaummwein in Hlaflhn : >» > 2:2 nn. 80 1567 035 
25g 1 Fleiſch, ausgefchlachtetes, frifches und zubereitetes; Feijch· 
J ertralt er — — — le rar ta — ” 4 640 880 
Fleiſch, außgeläjladstetes, friſches und zubereitetes . . | | > =) 30 
25h 1 | Friſche Mpfelfinen, Eitronen u. dgl. . . . « i 12 
4 m) 18 1161 500 
25h 2 eigen, Korinthen, Rofinen 24 2 832 400 
8 36 








Seite 
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Etatsjahr 1893,94 | Gtatsjahr 1894/95 April bis November 1895 














Menge | Menge | Menge Degen se 
ann Berechneter * Berechneter ge Berechneter Meihen Beit- 
} ‚@ p B 5 
Einfuhr Bollertrag Einfuhr Bollertrag Einfuhr | Yollertrag — 
| — meniger 
100 kg | Me. 100 ke A, 100 ke | HM. 4. 
78 820 919 96 892 171 | 69.048 650) + 4 104 014 
1634462 3346 285] 1803 744) 3611469 975708 195146 + 248188 
29 554 198 12273 251/26 751 962) 10424 782]22 594 276) 87365231 + 
EStüd Stüd Stü 
1.067 456 623 3 1073 148 634405] 739616 425152) + 9121 
100 k 100 k 100 kr 
54.049 6 940 71 49 6415 524 35599 4577583] + 292298 
754423 14341 672636] 13173834] 510906 10083836] + 226 896 
19042 152334 18738 1499 040 13701) 1096080) + 163 120 
| 
149808 273023 324991 5738118] 190905 3414270 + 34 644 
309080 12447 321559 1413984] 155404 689372] + 116540 
386 380 3029988] 380648 3118492] + 118477 
ü | 142 833 31 ....)108141 3374| -+ 663955 


260 008]26 081 276 


April 1895 bis Januar 1896 


Menge 
der 
Einfuhr | 
100 ker 
13. 


1 117 309 





Stüd 
944 159 


100 kg 
45 141 


599 681 


17989 


244 507 


257 438 


499 153 


Berechneter 
Bollertrag 










85 603 021 


2 234 617 


9969 884 


58047 


Gegen den 
gleichen Zeit» 
raum Des 
Borjahres 
+ mehr 
— weniger 
4. 


16. 
+ 80770% 


+ 302110 


+ 206.087 


5206 


319613 


356 864 


197 840 


273 668 


163 430 


+ 1522132 


+ 10866 298 
166* 
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Poſition * Serragsmähger Eiats jahr 1892/93 
Es un he ta 
von Rußland bezw. Menge ber Berechneter 
1885 — Einfuhr | Zollertrag 






100 kg 











Gewürze aller Art . a: a ————— 
9: VE EEE N 4975 
BOHROR 2.5.5 een “) 75 
25k Geſalzene —— mit — — zu une Fa 
beftimmten . . für 1 Faß 3 1 264 202 3 792 606 
25m 1 Kaffee, roher und — — tm a bon f. 100 kg 100 kg 
ichorie) . aus 40 1 232 324 49 292 960 
Kaffee, roher ee are a *) 60 
>%m3 Kakao in Bohnen es re 35 u. 45 76 762 2 686 670 
Kakao in Bohnen, roher — RE ER **) 52,50 
292 ul aus Getreide und Hülfenfrüchten, 
nämli 
— oder as Körner, Graupe, — 
Gruͤtze, Mehl, gewöhnliches "Badwert . 10.0 300 420 2 252 058 
) To 
er 15,75 
258 Reis . ’ 4 1279 097 5 116 387 
25t Salz (Koch-, SPAR ıc.), land⸗ — — 
eingegangen - 2 2 2 2 00a 12,50 106 401 
9— 19,2 
25t Anm. | Salz, feewärts eingegangen - » 2 2 nn — J 2 194. 053 
1 
Bvl Unbearbeitete Tabadblätter, Tabadjaucen und Tabad: 
2) 1 BE RE Er 85 42 274 155 
(Bei der Einfuhr aus Rußland nur unbearbeitete Tabad- *) 127, 
blätter und Tabadjtengel zum erhöhten Zolljap.) 
25v2 a | Cigarren und Gigaretten . 270 1 275 758 
(Bei ber re aus Rufland nur Gigaretten zum ) 405 
erhöhten Zolljap.) | 
25 v2: Rauchtaback und andere Tabadfabrilate . » .. . 180 | 964 446 
Seite 


252 382 015 
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Etatsjahr 1893/94 | Etatsjahr 1894/95 














April bis November 1895 








April 1895 bis Januar 1896 






Menge Menge ——— Menge | * * Seit 
— Berechneter ge | | Berechneter —* — 8 | Berechneter| yaum * * 
Einfuhr | Zollertrag Einfuhr | Hollertrag Pe  Hollertrag | — ehr 
— weniger 
100 ke 4 100 ke | Mi. 4 
124 940 919 142 833 315 103 141 374] + 6639 552 127 052 358] + 10866 298 
72640 | 3610088) 73542) 3653236] 52447| 2607077) + 99 615 68419| 3402459] + 205 616 
Faß Faß Fah 5 
1346 311 4038 933] 1330 929| 3 992 787 8477491 2543247] — 2897581199605 | 3598815] — 281 586 
| 1 
100 kg 100 ug 100 kg 100 kg 
1205552 , 48 222 080 1288 814 | 49557 8001 788651) 31549480) — 168560 | 1054 605 42 189 + 757 060 
| | | 
80 210 | 2807 3850| 85884! 3005975] 67209| 2352630] + 388.010 86876 | 3040975) + 573 335 
300 988 Tl 345 59 2526 041 269.049 1964133) + 171533] 330519| 2402 + 167 959 
1221306 | 4385226] 995243) 398091] 755683, 3022732] + 412848] 948 164 3 702 65061 + 654120 
9083 116 26 9 526 121 933 8061 105 181] — 3.037 10.087 | 129 114] + 1920 
173 331 2079972] 170458| 2045502] 122365| 14683801 — 52788] 158369| 19004281 — 5070 
| 
| 
501103 | 42594544] 516685| 43950993] 363359 | 30947055] + 1743520] 456 115 | 38859 876 
401 1 334 662 4600| 1339 127 3244| 1014525] + 161460 4 125 
5189 934 020 5576| 10033% 3 596 6472801 + 10 800 4923 
. 237 791 173 . 258 011 000 & 181 363 094| — 9113195 . + 15364 400 
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Te — —— — — — 





























| Allgemeiner Koltfat, 










Zollſatz 
* is Bezeichnung der Gegenftänd none 
ari eichnung der Gegenſtünde. für die Einfuhr aus 
Ru “ 3 ge \ —— Menge = Berechneter 
Spanien) der Ein llertt 
1885 für 100 kg en | etc 
HM. 100 ke 
— ——— 
Nebertrag 252 382 015 
2öw ER ne da 100 25 755 2575 500 
) 150 
25x Zuder aller Art . 30) u rn 48 771 1 476 612 
* und | Baummollenfamenöl in Fäſſern 4*) bezw. 10**) 265 175 1.060 700 
nm. zu 
26c Leindl, Delfänre a Sa une N : 433 000 1674 457 
ECHTE: Sn a 2 en an “6 
26h und * von — — — — — 
Anm. zuh ſchmalzartige Fett 10 8 J 933 597 9 325 637 
29a Petroleum, roh umb gereinigt “) - 7642859 45 857 156 
30e1—3 | Waaren ze. von reiner Seide ober Floretſeide ıc., Spipen, 
Blonben, — mr * ganz oder meinci 
aus Seide . rei dt 600-800- 1000 3812 2411 250 
) 450-600- 800 
30 f Alle nit unter e begriffenen Waaren ı. aus Seide 
ober jFloretfeide in Verbindung mit Baumwolle ıc. 450 1750 787 500 
f. 1 Stüd Stüd 
39a1 Sbe 2.00 ne 77412 1458 730 
Pferde bis zu 2 Jahren 9 
30 b übe und Stierreee 9 123 804 1 114 236 
39e und | Ochſen 20 u. 30 (9 3.) 40 261 1014 733 
Anm. zu e 
30 1 Schweine 6 95 99 864 599 4415 864 
für 100 kg 100 kg 
41c2u.3 | Wollengarnn. 3, 8, 10, 12, 24 232 143 1688 918 
41d5 Unbebrudte wollene Tuch» und Zeugw 135 u. 220 16 577 2313 979 
Rohe Filztücher aus Wolle, * "mbios genebt 
zur Holzſtoff- ꝛc. Fabrikation . . ) 100 


Zufammen. . . » 
Außerdem für die übrigen nicht ſpeziell nachgewieſenen 
DEE. ee u ae art Aa aa ee 


Gefammt-Einnahbme . . . » 





329 557 287 


43 264 816 


| 377 822108 


) Bis einſchließlich 81. zu 1892 (Geſetz vom 9. Ze 1887). 
J Bom 1. Auguft 1892 ab (Gefeg vom 81. Mai 1 
(Gefeh 12. —— 80. Juni 1895, vom 1. Su Mes ab, Iediglih für amtlich benaturirtes Baummollenfamenöl in Fäſſern 
eich vom a 
*) Bom 1. Juli 1895 ab für Baummollenfamenöl in Fäſſern mit Ausnahme des amtlich denaturirten (Gefeg vom 1. Zuli 1895). 
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Etatsjahr 1893/94 | Etatsjahr 1894/95 





237 791 173 

278% | 2793 325 
11 954 409 685 
279570 | 1118280 
428 767 | 1653581 


746505 | 7454535 


7 660 252 | 45987 165]8 039 853! 48 244 672 


3728 2363050 


1696 | 763209 


Stüd 
63 203 1 251 150 


105 827 952 

46 520 1177 136 
780880 | 409523 
100 kg 


258163 | 1754716 
14153 | 1978685 





311 543318 


52 698 739 
364 242 057 





April bis November 1895 


Gegen den 





gleichen Zeit 
raum des Vor⸗ 
jah 
+ mehr 
— meniger 
4 . A. 
258 011 000 181 363 094) 
27932) 279823001 13171) 1317100 
11979 431 635 7640 275 138) 
309 073| 1236292] 228 541 944 818 
295 “| 1131419) 202 126 759 008 
en 1821682] 528592| 5274 856 
F 4503 366 | 27020 196 
| 
4414| 2707 600 3196 1 984 950 
| 
1354| 609 300 1334 600 300 
Stüd Stüd 
89918) 1680370] 72315 1 330 250 
165 931 1493 379] 88787 799 083 
91459| 2306688] 39879) 1002323 
700 7438| 3503890] 158 340 791 749 
100 k 100 kg 
230252) 1551232] 192186) 1245791 
14 858| 2067687] 9818 13966; 
| 
Bo. = 
335 5% 046 226 105 281 
52 024 130 51 451 855) 
387 614 176 277557136] -;- 14021 277 


April 1895 bis Sanuar 1896 


Denge Berechneter 


Einfuge | Yolertrag 


100 kr 4. 


228 550 315 

22185| 2218500 
9319 335 592 
262103) 1142114 
253 569 952 096 


675595| 6742854 


6949910) 41699460] + 


4274| 2641 900) 
1 602 720 900 
Stüd 
1 551 400 
103 476 931 28 


a 1194 35 


187 318 
100 kg | 
235511! 1565 249 


14 7883| 2.092 940 


936 639 





. 293 275 595) 


63 996 9 
857 272 52: 


Gegen den 
gleichen Zeit⸗ 


raum des Bor- 


+ 15364 400 
_ 99 100 
— 68 598 
+ 133674 
_ 78 433 


F 48 105 


739 071 


+ 367250 


67.050 
280 780 


— 400 284 
— 80799 
— 2076 501 
+ 241219 
+ 82 975 


13 793 613 


+ 


+ 4697908 
+ 18491 521 
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a — 
Nachweijung 


der 


in den einzelnen Monaten der Gtatsjahre 1891/92 bis 1895/96 angefchriebenen Brutto- 
Solleiunahme an Zöllen, 











Die Brutto-Solleinnahme an Zöllen einfhließlih der außerordentlihen Einnahmen hat nad Abzug 








1. 28 923 692 | 31963 717 | 23 606 802 | 27376851 | 33546478 
2. 28159 661 | 30160428 | 25240956 | 28389896 | 33422584 
3. 28 755 774 | 26910085 ' 24 717017 | 26 782 751 | 28839 567 
4. 44179 925 | 51108799 | 38074168 | 44226874 | 41739 550 
5. 28540 019 | 26592019 | 27562554 | 27049021 | 28 705 779 
6. 31898 906 | 25090 857 | 29186968 | 30151877 | 28209 508 
T. 39427 410 | 33787833 | 35027547 | 42209286 | 43 637 918 
8. 38 903 508 | 35977617 | 35 520 096 | 37308 845 | 39297 257 
9. 32445 361 | 28437961 | 30868535 | 32473959 34 145 088 

10. 45 917007 | 39098333 | 46024478 | 42848 102 | 45677535 

11. 27896 027 | 22432990 | 23399 243 | 23 835 709 

12. 31401 151 | 26356489 25202009 | 25 000 616 














1891/92 


M. 


1892/93 


M. 





1893,94 


BA 


IH. 


des Etatsjahres 









406 448 441 | 377 917 128 | 364 430 353 | 387 653 787 | 


1894/95 


AM. 





Nachweiſung 


der 


der Ausfuhr-⸗Vergũtungen und der Summe der angerechneten Einfuhrſcheine betragen: 









1895/96 











M. 
















Netto-Ginnahme an Salzftener und Salzzoll in den 
Gtatsjahren 1885/86 bis 1894/95. 


Gegen das Borjahr 


1885/86 41490877 M. 
1886/87 42140581 = + 649 704 M. 
1837/88 42105925 = — 34656 = 
1888/89 43806 599 = + 1700674 = 
1889/90 43073434 = — 733165 = 
1890/91 44512921 = -+ 1439487 = 
1891/92 45363 749 = + 850828 - 
1892/93 44897123 = — 466626 = 
1893/94 45869 802 = + 972679 = 
1894,95 4663204 = .. + 7162222 - 
zujammen . . + 5141147 4. 






Reichstag. Aktenftüde Nr. 219, 220, 221, 222, 223. 1329 

















Nr. 219. | Nr, 221. 


Ubänderungs-Untrag | Ubänderunas-Untrag 
zur 


zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes zweiten Berathung des Entwurfs eines Gefetes, 
zur Befämpfung des unlauteren Wettbewerbs | betreffend die Abänderung des Geſetzes über die 
— Nr. 192 der Druckſachen —. Erwerbs- und Wirthfchaftsgenoffenfchaften vom 
— 1. Mai 1889 — Nr. 169 der Druckſachen —. 
Baſſermann. Der Reichstag wolle beſchließen: 


dem 8.9 einen weiteren Abſatz beizufügen: Freihert 9. Stumm-Halberg. Der Reichstag wolle be: 


s : ß ließen: 
Wer einen Angeftellten, Arbeiter oder Lehrling 6 dem Artilel 2 folgenden Satz hinzuzufügen: 
— ——— fen beit * t hat se zZedoch ift ” den Par ng Ders 
ni immt hat, haftet auch für * 
die dur biefe unbefugte Mittheilung verwirkte einigungen ber vorbezeichneten Art geftattet, in 


- ‚ ihren Speifeanftalten Waaren zum alsbaldigen 
Bertragsitrafe als Geſammiſchuldner. perjönlihen Verbrauch aud an Dritte abzu— 
Berlin, den 13. März 1896, geben;“ 


Eye 2. den Einführungstermin im Artikel 3 auf den 
„1. Sanuar 1897" feſtzuſetzen. 


Nr, 220. Berlin, den 16. März 1896. 
Untraa. — 
ned ’ Nr, 222. 
De. Meiheefib). Ser Seidttag wole hhhtihen. Refolution 
dem folgenden Gejegentwurf die verfafjungsmäßige zur 
Zuftimmung zu ertheilen: zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
Geſetz, betreffend die Feitftellung des Reichshaushaits— 
betreffend Etats für das Gtatsjahr 1896/97. 


die Abänderung des Zolltarifgefeßes. 
’ WR Etat über die Bermaltung der Aniferlidyen 
Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Dentfcher Kaifer, | Marine — Anlage VI —, Kapitel 50, Titel 1 





König von Preußen ıc. und Kapitel 58 und 59 der fortdauernden Aus: 
verordnen im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung gaben. 
bes Bundesraths und des Neihstags, was folgt: 
Den Vorſchriften des 8. 7 des Bolltarifgeiehes vom | Dr, Zingend. Der Reichstag wolle beſchließen: 
15. Juli 1879 (Reichs-Geſetzbl. S. 207), ergänzt durd) das die verbündeten Regierungen zu erſuchen: 
Gefeg vom 14. April 1894 (Reichs-Geſehbl. S. 335), werben im nächſtjährigen Etat die Stellen der latholiſchen 
folgende Beitimmungen hinzugefügt: Marines Pfarrer dem mwirflihen Bedürfniſſe, ins— 
5. Betriebsftätten, oder Theile von Betriebsitätten, beiondere für die Seeljorge ſowohl in Eurhaven, 
melde unter ftändiger Aufficht der Bollbehörben Helgoland, beim Manövergeihwader, als für den 
ausſchließlich für den Abſatz ins Ausland arbeiten, Religiond-Unterricht der jüngeren Manſchaften ent 
gelten in Bezug auf die von ihnen bezogenen und jprechend zu vermehren und die badurd) entjtehenden 
von ihnen ausgeführten Rohſtoffe, Halb» und Mehrforderungen in den Etat einzuftellen. 
Ganzfabrifate als Zollausland. Ueber die noth- Berlin, den 17. März 1896. 
wendigen Kontrolmaßregeln trifft der Bundesrat 
Beitimmung. Dr. Lingens. Prinz v. Arenberg. Dr. Bod (Madıen). 
Urkundlich zc. Broelmann. Bumiller. Dieden. Helle Humann. 
Gegeben zc. Letocha. Dr. Lieber (Montabaur). Marbe. Dr. Marcour. 
Berlin, den 14. März 1896. Müller (Fulda). Dr. Rudolphi. Dr. Schaebdler. Weiden- 
Dr. Paaſche. Dr. Elemm (Ludwigshafen). Schmidt feld. Menzel. 
(Elberfeld). —— 
Unterftügt durch: Mr. 223. 
Ander. Dr. Barth. Baffermann. Benoit. Dr. Boehme. 
Bohm. Bolg. Brund. Prinz Heinrid zu Schönaid- Antrag. 


Carolath. Caſſelmann. Dr. v. Cuny. Dresler | 5 sch na . 
Ehni. Fiihbed. Dr. Friedberg. Fürft zu Fürften- Graf 9. Arnim und Genofien. Der Reichstag wolle 


berg. Galler. Dr. Haſſe. Hofmann (Dillenburg). beichließen: 

Jornd. Koepp. Dr. Langerhans. Lenzmann. | zu erflären, daß das Schwanten bes Merthver- 
Dr. Meyer (Halle). Mundel. Dr. Oſann. NRidert. | haͤltniſſes der beiden Edelmetalle ſeit der Auffebung 
Rimpau. Ritter (Merjeburg). Roefide. Schmieder. | der franzoͤſiſchen Doppelwährung im Jahre 1875 


Dr. Schneider. Schroeder. Walter. Weber (Heidelberg). | fi als eine Schädigung der Intereſſen Deutjch- 
Weiß. lands erwieſen hat. 
Der Reichstag fordert die verbündeten Regierun— 
gen auf, alles was in ihren Kräften fteht zu hun, 
Altenftüde zu den Verhandlungen des Heidjstages 1895/96, 167 
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um durch ein internationales Uebereinfommen ein 

fejtes Werthverhältniß zwiſchen Silber :und Gold 

herzuftellen und zu fichern. 

Berlin, den 16. März 1896, 

Graf v. Arnim, v. Arnswaldt-Böhme. Dr. Bachem. 
Bachmeier. Bauermeifter. Baumbad. Graf v. Bern— 
ftorff (Zauenburg). Graf v. Bernſtorff (Uelzen). Graf 
v. Bismard-Schönhaufen. Dr. Bödel. Bohtz. Braun. 
Broelmann. Brudmaier. Dr. v. Buchka. Freiherr 
v. Budbdenbrod. Grafv. Carmer. Baron Chlapomwsti. 


v. Colmar. Fürft Czartoryski. Prinz Ezartorysfi. 
v. Dallwig. v. Dewitz. Dieden. Graf zu Dohna= 
Scdlodien. Graf Douglas. v. Dziembowsti-Bomft. 


Dr. v. Dziembowsti-Pomian. Engels. Dr. Förſter 
(Meuftettin). Frank (Ratibor). Dr. v. Frege: Welpin. 

uchs. Gamp. Gräfe v.d. Gröben-Arenftein. 

röber (Württemberg). Freiherr v. Gültlingen. Baron 
v GuftedtsLabladen Haale Dr. Hahn. Hart- 
mann (lap). Hauffe-Dahlen. Dr. Freiherr Heere- 
man v. Zuydwyk. v. Herder. Heſſe. Hilgendorff. 
er Himburg. Hirfchel. Freiherr v. Hodenberg. 

r. Hoeffel. v. Holleuffer. Graf v. Holftein. Hol. 
Graf v. Hompeidh. Horn (Neiße). Hubrid. Hüpeden. 
Sacobstötter. Iskraut. v. Kalkitein. Graf v. Kanip- 
Bodangen. v. Karborff. v. Kehler. v. Kleiſt-Retzow. 
Klemm (Dresden). Klemm (Mühlhaufen). Kloſe. Graf zu 
Inn- und Knyphauſen. Köhler. Dr.v. Komierowski. 
Krebs. Dr. Kropatſcheck. Graf Kwilecki. Dr. Freiherr 


v. Langen. Lehemeir. v.Leipziger. Leuſchner. 
Dr. v. Levetzow. Dr. Lieber (Montabaur). Lieber 
(Deeißen).. Liebermann v. Sonnenberg. Graf zu 
Limburg-Stirum. Dr. Lingens. v. Loeſewitz 
Lotze. Lutz. Freiherr v. Maltzan-Molzow. Freiherr 
v. Manteuffel. Marbe. v. Maſſow. ooren. 


Mentz. Merbach. Meyer (Danzig), Grafv Mirbach. 
Müller (Walded),. Nauck. v. Normann. Goetz von 
Olenhuſen. v. d. Oſten. Pauli. v. Ploetz. v. Pod— 
bielski. v. Janta-Polezynski. v. Buttlamer:Plauth. 
Radwanski. Reichert. Reichmuth. Rembold. 
Rettich. Riekehof-Böhmer. Ritter (Wirfik), Graf 
v.Roon. Rother. Sachße. v. Saliſch. Freiherr Saurma 
v. d. Jeltſch. Schall. Scherre. Graf v. Schlieffen— 
Schlieffenberg. Schmid (Immenſtadt). v. Schöning. 
Dr.Schultz-Lupitz. Graf p.Schwerin-Löwitz. Dr.Sigl. 
v.Sperber. v. Staudy. v. Stein. Stephann (Torgau). 
Steppuhn. Dr. Udo Graf zu Stolberg-®ernigerobde. 
Stroh. Trimborn. Uhden. Dr. Bielhaben. v. Biered, 
Wallenborn. Freiherr ——— Wenzel. v. Wer⸗ 
deck-Schorbus. Werner. Will. v. Winterfeldt-Menkin. 
Zimmermann. 


i Nr. 224. 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Rettich. 


ber 
X. Kommiſſion 
uber 
den derſelben zur Berichterjtattung überwiefenen 


Entwurf eines Geſetzes, betreffend den Verkehr | 


mit Butter, Kaͤſe, Schmalz und deren Erjaß- 
mitteln — Nr. 72 der Drudjadhen —. 


Der Reihstag Hat den Gefepentwurf im jeiner 
14. Sigung der unterzeichneten Kommiſſion zur Vor— 


Reichstag. Altenſtück Nr. 224. (Bericht der zehnten Kommiffion.) 


WVorſchriften, als fie bisher ftattgefunden Habe, 
‚ins Werl gefegt werde. Diefer Ueberzeugung ift in 





| prüfung übergeben, welche benfelben in zwei Leſungen, 
\ ihrer er gi unterzogen hat, die zufammen 11 Sipungen 
in Anſpruch genommen haben. 
| Für die verbündeten Regierungen haben an den Be 
rathungen Theil genommen 
als Mitglieder des Bunbesraths: 
der Königlich Preußiſche Staatsminifter v. Boettidher, 
Vizepräjident des Preußiihen Staatsminifteriums, 
Staatöjefretär des Innern, 
Schröder, Direltor im Reichsamt des Innern; 
als Kommiſſarien: 
ber Kaiſerliche Wirklliche Geheime Oberregierungsrath 
Dr. Köhler, Direktor bes Reichsgeſundheitsamts, 
ber Kaijerliche Geheime Oberregierungsrath Dr. Hopf, 
ber Kaiſerliche eime Regierungsrath Dr. Köhn, 
ber Kaiferliche Regierungsrat Bumm, 
ber Hülfsarbeiter im Kaiſerlichen Gefundheitsamte 
Dr. Windiſch. 
—— Preußiſche Geheime Oberregierungsrath 


r. Thiel, 
ber Königlich Preußiſche Geheime Ober-Medizinalrath 
Dr, Piſtor, 
der Königlih Preußiihe Geheime Regierungsrath 
Freiherr v. Seherr-Thoß, 
der Königlih Preußiſche Geheime Regierungsrath 
Luſensky, 

Die Kommiſſion beſchloß, von einer Generaldebatte 
abzufehen, die Vorlage in zwei Lefungen zu berathen, 
und trat jofort in die Berathung bes Entwurfs ein. 

Zum Eingang des Berichtes fei hervorgehoben, da 
in der Kommiſſion volle Uebereinftimmung darüber berichte, 
' dab der Zweck der Vorlage „denjenigen Mißftänden, weldye 

in Folge eines überhand nehmenden unredlichen Geſchäfts— 
aebahrens ber an ber Heritellung von Grjagmitteln für 
Butter, Käſe und Schmalz betheiligten Induſtrie und 
ber beiheiligten Handelskreiſe in wirfjamer Weife ent- 
gegenzutreten" in vollem Umfange gebilligt werden 
müfle. Es werbe dadurch bewirkt, dab das kaufende 
Rublifum, namentlih die vorwiegend Mar: 
garine fonfumirenden arbeitenden Stände, vor 
' Schädigungen bewahrt werde, und zugleich werde 
bie ——— in Sonderheit das Molkerei— 
weſen auf dieſe Weiſe gegen die Benachtheiligung 
durch unreelle Konkurrenz geſchüht. Bon verſchiedenen 
Seiten wurde wiederholt hervorgehoben, daß die Vorſchriften 
des vorliegenden Entwurfs und die im Laufe der Kom— 
miffionsberathung beantragten, beziehungsmeife ne. 
menen Verfhärfungen in Folge der dadurch im Werfehr 
wiederhergeftellten Reellität feine Bertheuerung, jondern 
eher eine Berbilligung der betreffenden Produkte 
für den Konjumenten herbeiführen würden. Ferner 
fei es aber aud dringend geboten, der fo ſehr noth— 
leidenden Landwirthſchaft den geredten Schuß 
gegen die unlautere Konkurrenz auf biefem Gebiete 
zu gewähren. 

Bei den Berathungen wurde ferner wiederholt her: 
hervorgehoben, daß alle geſetzlichen Beftimmungen in ber 
erwähnten Richtung nicht durdhgreifend wirken würben, 
wenn nicht in den Einzelftaaten Fürſorge getroffen 
werde, daß eine bejjere Kontrole über die Auss 
führung der in dem jeßt geltenden beziehungss 

weiſe dem neu zu erlajjenden Gefege getroffenen 





ber beim Schluffe der Kommiffionsberathung zur Annahme 
gelangten Rejolution Ausdrud gegeben. 
In eingehender Weije iſt bei den Verhandlungen aud) 
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bie gefundheitlihe Seite der Margarinefrage erwogen 
worden. Es kommt hierbei folgendes in Betracht: 

Die höhere oder geringere Verbaulichkeit der Marga= 
rine hängt hauptfählid davon ab, ob in bem zur Her: 
jtellung berjelben benußten Dleomargarin mehr oder weniger 
Stearin enthalten ift. 

Die „Techniſchen Erläuterungen“ des Kaiferlichen 
Gefundheitsamts führten Seite 309 aus, daß wenn ber 
„premier jus“, das erfte Schmelzprobuft aus dem —5* 
Talg, bei einer höheren Temperatur ausgepreßt wird, 
größere Mengen bes ſchwer verdaulichen Stearins in 
dem hergejtellten Oleomargarin verbleiben, wodurch 
natürlih die Verbaulichkeit der daraus hergeftellten Mar: 
garine herabgedrüdt wird, Nah den Ausführungen des 
Kaiferlihen Gefundheitsamts hat es fich ferner nicht genau 
feftftellen Iafjen, ob nicht zu den geringjten Margarine- 
forten der unabgepreßte „premier jus“ oder ber einfache 
Preftalg verwandt wird. Jedenfalls fcheint feftzuftehen, 
daß Margarineforten vorkommen, die nicht unbedeutende 
Mengen unverdaulicher oder ſchwer verbaulicher Fette ent- 

alten. Das von dem Erfinder der Margarine, Möge: 

ourids, bergeftellte Produkt, zu welchem nur Dleomar: 
garin und Mildy benußt wurde, ift jedenfalls ein befjeres 
und leichter verdauliches gewejen, als manche jetzt in ben 
Konfum kommende Margarinejorten, die neben größeren 
oder geringeren Mengen von Stearin auch Pflanzenöle 
enthalten, die ſchwerer verdaulich fein dürften, als das 
thierifche Fett, ſei es Butterfett oder das aus dem Talge 
gewonnene Dleomargarin. 

Leider hat ſich bei den Berathungen der Kommiffion 
ein gangbarer Weg nicht gefunden, um Beftimmungen in 
das Geſetz aufzunehmen, durch welche eine gute, der Ver: 
daulichkeit möglichft zuträgliche Beihhaffenheit der Margarine 
in allen Fällen gewährleiftet werben kann. 

Ferner fommt in gefundheitlicher Beziehung in Betracht 
die Herfunft und Beihaffenheit der zur SHeritellung ber 
Margarine verwendeten thierischen Fetie. Tie der Borlage 
beigegebenen „Techniſchen Erläuterungen" des Kaiferlichen 
Gelundheitsamts bemerken in dieſer Beziehung, Daß bei 
dem Fett von inländiſchem Urfprunge eine Garantie vor- 
anden jei dafür, daß nur ſolches von tabellofer Bes 
Haffenheit zur Verwendung lomme. Zur Darftellung von 
guter Margarine eigne fi nur der aus frifhem Talg 
bei nicht zu hoher Temperatur ausgeſchmolzene „premier 
jus“; fobald der Talg auch nur wenige Tage alt werde, 
fei er für die Fabrikation der feinften Margarine nicht 
mehr brauchbar. Aus diefem Grunde könne diejer „premier 
jus* aud nur in großen Städten in erheblichem Umfange 

ewonnen werden, wo Schlahthauszwang ftattfinde. Diejes 
iete die beite Garantie, daß efelerregender und geſundheits⸗ 
ſchädlicher Talg im Inlande nicht zur Verwendung komme. 
Die obligatoriihe Fleiſchſchau ſorge dafür, daß nur tadel- 
loſes fett in den Verkehr fomme.. Für das aus dem 
Auslande eingeführte Dleomargarin fehle eine 
ſolche Garantie. Diejes legtere bildet num dem Haupt: 
ftoff für die Fabrikation von Margarine, denn nur /o 
Dleomargarin wird im Inland erzeugt, ?/ıo werben 


Dleomargarin und das bemfelben Zwede dienende jogenannte 
„neutral-lard“ nicht nur theilweife von kranken Thieren 
ftammen, fondern auch Schmaroger wie innen, Trichinen ac. 
enthalten könnten. Bon diefem Gefichtspunfte aus wurde 


am Schluſſe der Beraihungen der Kommiffion eine Reſo— 


Intion angenommen, nad) welder der Bundesrath erjucht 
werden joll, Anordnungen zur Unterjudung der bei ber 
Herftellung von Margarine oder Margarinefäje zu ver: 








wendenden Fette und Dele in gejundheitlicher Beziehung 
zu treffen. Auf die Nefolution ſelbſt wird im meiteren 
Verlaufe des Berichts Rüdficht genommen werben. 

Nah dieſen allgemeinen Vorbemerkungen kann ber 
Bericht nunmehr zu den Verhandlungen über die einzelnen 
Abjchnitte der Vorlage übergehen. 


$.1. 

Der $. 1 der Vorlage entipricht dem $. 1 des geltenden 
Geſehes; er enthält die Vorfchrift, dab die Geihäftsräume 
und jonjtigen Werfaufsjtellen für Margarine die deutliche 
Inſchrift „Verkauf von Margarine” tragen jollen. Ent- 
iprehend der Ausdehnung der Vorlage auf „Margarine: 
läſe“ und „Stmjtipeifefette“ iſt dieſe Vorfchrift auch auf die 

enannten Produkte ausgedehnt, und ebenſo ift dem biss 
—— Wortlaute eine Definition des „Margarinekäſes“ 
und des „Sumftjpeifefettes" Hinzugefügt. Außerdem ijt 
der Butter das „Butterſchmalz“ (ausgelafjene Butter), 
weldes in Süddeutſchland eine Rolle jpielt, und ebenjo 
wie diefe vielfach verfälſcht wird, gleichaeftellt. 

In ber erjten Leſung wurde der Antrag geftellt, den 
Abſatz 3, weldher von Margarinefäje handelt, zu ftreichen. 
Diejer Antrag bezwedte, die Herjtellung des Margarines 
fäjes zu verbieten. Da nun hierzu ein dieſes pofitive 
Verbot ausjprechender Antrag zu $. 2 vorlag, jo ward 
diefer Antrag vorläufig bis zur Abjtimmung über $. 2 
ausgejegt. Nachdem dann in zweiter Leſung das in erjter 
Lefung beihlofjene Verbot der Herjtellung von Margarine- 
fäfe wieder befeitigt war, ift 8. 1 in zweiter Leſung un— 
verändert angenommen. 


E2. 

Der erfte Abſatz des 8.2, welcher das Verbot des 
Bermifchens von Butter oder Butterſchmalz mit Margarine 
oder anderen Speifsfetten, ſowie des gewerbsmähigen Ver— 
faufens ober Fyeilhaltens ſolcher Gemiſche enthält, wurde 
in erfter und zweiter Lefung unverändert angenommen; er 
unterjcheidet fih von dem jegt geltenden Gejege nur da— 
durd), daß der Butter das in Süddeutichland gebräuchliche 
Butterfhmalz (ausgelaffene Butter) Hinzugefügt ift. 

Zu dem zweiten Abſatz des $.2, welder die Be- 
nußung von 100 Theilen Milch oder einer dementiprechenden 
Menge Rahm auf 100 Gewichtstheile der nicht der Milch 
entftammenden Fette bei der Heritellung der Margarine 
geftattet, Tagen eine Reihe von Anträgen vor. Der am 
weiteften gehende ging dahin, „Mild und Milchprodukte 
bei der Margarinefabritation zu verbieten“. Derjelbe 
wurde zurüdgezogen, nachdem von Seiten der Regierungs— 
vertreter unter Hinweis auf die „Techniſchen Erläuterungen” 
Seite 303 ff. erklärt worden war, dab nad) Annahme diejes 
Berbois die jernere Herjtellung von Margarine zu Speije» 
zweden unmöglich jein werde. Zwar laſſe ſich mitteljt 
Waſſers Margarine herftellen. Das jo gewonnene Pros 
duft eigene ſich jedoch jeines wenig zufagenden Aromas 
wegen nicht zum unmittelbaren Genuß und könne nament- 
lih nicht als Streichfett auf dem Brot in Betradht kommen. 
Die Unterfagung der Verwendung von Milch und Milde 
produften zur Margarinefabrilation fomme einem gänzlidyen 
Verbot der Herftellung von Margarine als Erjapfett für 


importirt. | Butter glei. Eine ſolche Maßnahme verjtoge gegen das 
Die „Technifchen Erläuterungen” führen num weiter aus, | 
daß das zur Margarinefabrilation verwendete ausländifche | 


Grundprinzip der Gejegesvorlage, wonach nicht die Her: 
ftellung der Margarine erfchwert oder verhindert, ſondern 
nur dem unlauteren Wettbewerb im Verkehr mit Margarine 
vorgebeugt werben ſolle. Das beantragte Verbot Habe 
daher feine Ausficht auf Annahme bei den verbündeten 
Regierungen. Es wurde regierungsjeitig ferner hervor: 
ehoben, daß durch ein solches Verbot die Margarine: 
abrifation ins Ausland getrieben werde und daß alsdann 
eine Steigerung der Margarineeinfuhr zu erwarten ei. 
Eine Prüfung aller aus dem Auslande eingehenden 


167* 
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Margarine auf ihre Herftellungsart und ihre Beſtandtheile 
fei micht durchführbar. Auch fei zu erwägen, dab im Falle 
des ee der inländiſchen Margarinefabrilation 
ein wichtiger Zweig der Landwirihſchaft, nämlich die mit 
Viehmaft fi) befaſſenden Betriebe, bedeutenden Schaden 
erleiden würden, injofern der Bedarf an Rinderfett, das 
jegt in großen Mengen und zu günjtigen Preijen in ben 
Margarinefabrifen Abſatz finde, erheblich finten werde. 

Ein Antrag, „daß zur Herftelung von Margarine nur 
Dleomargarin verwendet werben bürfe, welches bei einer 
Höcdhiitemperatur von 45° C. nah dem Verfahren von 
Mege-Mourids abgeihmolzen und einen, Diefem Ab- 
ichmelzungsgrade entipredhenden niedrigen Schmelzpunft 
hat”, wurde in J. Leſung zurüdgezogen, in II. Leſung von 
einem anderen Kommiljionsmitglied wieder aufgenommen. 
Seitens der Regierungsvertreter wurbe zu dieſem Antrag 
bemerkt, daß der Schmelzpuntt des Dleomargarins in Folge 
feiner Herfiellungsweije (vergl. S. 301 der „Techniſchen Er- 
läuterungen“) ſtets erheblich niedriger liege als 24° C. 
Selbft der „premier jus“ genannte ausgejhmolzene Rinder- 
talg jchmelze meift bei feiner höheren Temperatur als 45° C. 
Es fomme weniger auf die Temperatur an, bei welcher ber 
Talg ausgefhmolzen werde, als vielmehr auf die Tem: 
peratur, bei weldher der Talg ausgepreht werde. Dieje 
liege aber ſtets erheblich unterhalb 45° C., darum fei auch 
der Schmelzpuntt des Dleomargarins immer bedeutend 
niedriger, und zwar nad den Erfahrungen bes Gejund- 
heit3amtes meijt etwa 28 bis 32° C, 

Hierauf wurde der Antrag nad längerer Diskuffion 
von der Kommilfion abgelehnt. 

Ein weiterer Antrag ging dahin, den Abjag 2 bes 
8.2 folgendermaßen zu fallen: 

„Zur SHerfiellung von Margarine darf von 
Milderzeugniffen nur durch Gentrifugiren gewonnene 
Magermild) mit einem Fettgehalt von höchſtens 
0,05 Prozent benußt werden, auch dürfen nicht 
mehr als 100 Gemwidtstheile Mil auf 100 Ge— 
widhtstheile nicht der Mil entftammende Fette in 
Anwendung kommen.“ 

Diefer in I. Lefung unter Widerſpruch der Regierungs- 
vertreter angenommene Antrag hat in IL Leſung nochmals 
zu einer eingehenden Debatte Anlaf gegeben. Bon Seiten 
der Regierungsvertreter wurde bemerkt: 

Bolmild und Rahm würden zur Herftellung ber 
bejjeren Margarineforten verwendet. Ausſchließlich mit 
gulah von Magermildy laſſe fih nah glaubwürdigen 

ngaben der praltiihen Sadjverjtändigen ein gleich— 

werthiges Produft wie Margarine, die mit Bollmild 
oder Rahm zubereitet ift, nicht herſtellen. Das Verbot 
der Beimifhung von Vollmilch oder Rahm verhindere 
demnad die Herjtelung ſchmackhafterer Margarinejorten 
und laſſe nur die Fabrikation geringerer Waare zu. Es 
fomme in Betracht, daß am fertigen Fabrikat fid) in den 
meisten Fällen nicht mehr feftitellen laſſe, ob Rahm-, 
Volle oder Magermild, namentlich) aber, ob Magermild) 
mit einem eine bejtimmte Grenze nicht überjchreitenden 
Fettgehalt bei der tellung der Margarine verwendet 
wurde. Eine Beitimmung in das Seeh aufzunehmen, 
von der ſchon jetzt feſtſtehe, daß ihre Einhaltung fich 
nicht Eontroliven laffen werde, ericheine verfehlt. Gerade 
im Intereſſe der Landwirthichaft ſei e8 gelegen, auch 
Vollmild; zur Margarinefabrilation zuzulajjen. Cine 
große Anzahl von Mildhproduzenten erziele durch den 
Abjag ihrer Erzeugnifle in den Margarinefabriten be- 
trächtlihe Einnahmen. Aus der Mitte dieſer Produzenten 
ſei denn auch entfchiedener Einſpruch gegen das vor— 
geihlagene Verbot der Verwendung von Nahm oder 
Vollmilh bei der Margarinebereitung erhoben worden. 


Werde nur Magermilch zugelaffen, jo würben zweifellos 
die Margarinefabrilanten aus der Vollmilch zunächſt 
Butter produziren und mit dieſer auf dem Markt für 
Naturbutter mitlonkurriren. Die ohnehin bereits vor— 
handene Ueberproduftion an Butter werde dann noch 
mehr ſich fühlbar machen. Das vermehrte Angebot von 
Butter werde zum Schaden ber —— ein 
Sinken des Butterpreiſes herbeiführen. Selbſt der 
deutſche Landwirthichaftsraty habe anläßlich feiner 
XXII. Blenarverfammlung im Jahre 1894 bei der Be— 
rathung über die Margarinefrage erflärt, dab er em 
Verbot der Verwendung von Mil oder Rahm bei ber 
Margarinefabritation nicht für erforderlih halte In 
ausreichender Weife fei bereits in der Regierungsvorlage 
Vorkehrung dagegen getroffen, daß nidyt zu viel Butter- 
fett in die Margarine übergehe; denn dort ſei beftimmt, 
daß nicht mehr als 100 Gewichtstheile Milch oder eine 
dementiprehende Menge Rahm auf 100 Gewichtstheile 
ber nicht der Milch entjtammenden Fette in Anwendung 
fommen bürfen. Hierdurch werde verhindert, daß in 
100 Gewichtstheile Margarine durhichnitilih mehr als 
3* Gewichtstheile Butterfett bei der Fabrikation über— 
gehen. 

Es entipann ſich dann eine Debatte über den Prozent⸗ 
faß des in der Magermilch zuzulajienden Fettes. Während 
einige Kommiljionsmitglieder meinten, dab die Mil 
jih leicht bis auf O,os Prozent entfetten ließe, wurde 
von anderer Seite behauptet, dab O,a—0O,14 Prozent 
an Fett leicht in der centrifugirten Milch blieben. Es 
wurde von einer Seite der Vorſchlag gemacht, Ono als 
zuläffige Grenze feitzujegen. Bon Seiten der Regierungs: 
vertreter wurde hervorgehoben, daß es bebenklich jei, eine 
beftimmte Grenze für den Fettgehalt im Geſetz ſchon jetzt 
ein für alle Mal jeftzulegen. Es jeien hierüber noch ein= 
gehende Ermittelungen und Unterjuchungen erjorderlih und 
es empfehle fi) daher, die Beitimmung des zuläffigen Feit— 
gehaltes dem Bundesrat zu überlafien. 

Bon Kommifjionsmitgliedern wurde noch hervorge— 
hoben, daß Vollmilch benutzt werde nicht des Geſchmacks 
wegen, ſondern um die Streichfähigkeit zu erhöhen; ver— 
biele man die Vollmilch, ſo würden die Fabrikanten zum 
Baumwollſamenöl greifen und dann ein ſchlechteres Produkt 
liefern. Daß die Streihfähigfeit durch Benutzung von Voll 
mil erhöht werde, ward von den Regierungsvertretern 
in Wbrede geftellt. 

Zu Gunften des beantragten Verbotes wurde nod 
hervorgehoben, daß durch die ausfchließliche Benupung von 
Magermild die Unterfuhung der Butter auf Verfälſchung 
mit Margarine jehr erleichtert werde. Der legten Behaups 
an Anger feitens der Regierungsvertreter wideriprodhen, 
da die geringe Menge Butterfett, welche nach der durch die 
Regierungsvorlage nur in beſchränktem Maße zugelafjenen 
Verwendung von Rahm= oder VBollmild in die argarine 
übergehen könne, für diefe Unterſuchung belanglos ſei. 

Schlieklih wurden zu dem Abjag 2 in ber Faſſung der 
erſten Leſung noch folgende Anträge geftellt: 

Vor den Worten „Herſtellung von Margarine" das 
Wort „gewerblichen“ einzuihalten, um dadurch zu bewirken, 
daß die Herftellung von Mifhungen von Fetten mit Butter 
für den häuslichen Gebraudy nicht unter das Geſetz falle. 

ferner: Die Worte „durch Gentrifugiren gewonnene“ 
zu ftreichen, damit aud auf anderem Wege gewonnene 
Magermild) zur Margarinefabrilation Verwendung finden 
dürfe 


Bei der Abjtimmung wurden dieſe beiden letzten Anz 
träge angenommen, ferner wurbe beichloffen, dem Bundes— 
rath die Feſtſetzung der zuläffigen FFettmengen in der Mager: 
milch zu überlaffen; im Uebrigen wurde in Uebereinftimmung 


mit dem Beichluffe der erften Lefung das Verbot der Be: 
nußgung von Vollmilch aufrecht erhalten. 

Zu $. 2 Abjah 2 lag endlih noch ein Antrag vor, 
lautend: „Die zu verwendenden Dele müffen entfärbt fein.” 
Diejer Antrag wurde in erfter Leſung mit 10 gegen 7 
Stimmen et nachdem ſeitens der Regierungsver- 
treter mehrfache Bedenken gegen denjelben erhoben worben 
waren. Bei Entfärbung ber Dele mittelft Chemikalien träten 
Zerſetzungsprodulte auf, welche mit dem entfärbten Del in 
die Margarine übergingen; dieje Zerſetzungsprodulte jeien 
vom gejundheitlihen Standpunkte aus betrachtet nicht un— 
bedenklih. Würden dagegen die Dele auf mechaniſchem 
Wege (mitteljt Waltererde) entfärbt, fo könne dies nur bei 
hoher Temperatur gejchehen. Bei joldhem Verfahren werde 
der Wohlgeihmad und das Aroma der Dele gejhädigt 
und die mit ſolchen Delen hergeftellte Margarine werde 
leicht ranzig. 

In Anſchluß an $. 2 waren dann nody meitere Ans 
träge geftellt: 

Bunädft einen 

$. 2a 
einzufchalten folgenden Inhaltes: 

„säfeartige Zubereitungen aus Margarine oder 
fonftigen nicht ausſchließlich der Mil entitammen- 
den ‘retten find verboten.” 

Bon den Regierungsvertretern wurden gegen bas Ber: 
bot der Fabrikation des Margarinekäfes verſchiedene Eins 
—— erhoben, die ſich folgendermaßen zuſammenfaſſen 

en! 

Es fei ein neues und bedenfliches Prinzip, welches 
bier in die Geſetzgebung eingeführt werden folle, nämlich 
die Fabrilation und den Vertrieb einer beftimmten Waare 
zu verbieten, ohne daß ein öffentliches Intereſſe an der 
Unterdrüdung diefer Waare vorliegt. Nur dann, wenn 
aus Gründen der Wohlfahrts- oder Sicherheitspoligei 
gegen beitimmte Fabrikationsmethoden oder gemilje 
Waaren Bedenken vorliegen, fei ein Eingreifen des 
Staates als zuläffig zu betrachten. Dieje Borausfegung 
treffe bei dem Margarinefäje nicht zu. Derjelbe ei, wie 
aus den „Techniſchen Erläuterungen” Seite 327 hervor: 
gehe, ein vortreffliches, den Magerkäfe an Wohlgeſchmack 
weit übertreffendes Nahrungsmittel, fofern er mit An— 


ein guter Fette und mit ber nöthigen Sorgfalt 
hergeftellt wird. Ob ein Bedürfniß für die Fabrikation 
eined beftimmten Brobuftes vorliege oder nicht, darüber 


habe der Staat nicht zu enticheiden. Für eine Neihe 
von Nahrungs, Genußmitteln und Gebrauchsgegen- 
ftänden, melde heute als unentbehrlich gelten, ſei bei 
ihrem erften Erjcheinen auf dem Markte ein Bedürfniß 
nicht vorhanden geweſen. Aus dem mangelnden Bes 
dürfniffe für einen Gegenftand könne der Staat nicht 
die Berechtigung ableiten, denjelben zu Gunften von 
bereit3 bejtehenden Betrieben, die mit der Herftellung 
ähnlicher Sachen fich befafjen, zu verbieten. Sedenjalls 
weiche der Vorſchlag, den Margarineläfe zu verbieten, 
meit von dem in der —— —— Grund⸗ 
ſatze ab, nur dem unlauteren Wettbewerb entgegenzutreten. 
Ferner komme in Betracht, daß die Landwirthſchaft an 
dem Fortbeſtand der Margarinekäſefabrikation ſogar inſo— 
fern ein Intereſſe habe, als dieſelbe eine nutzbringendere 
Verwerthung der Magermilch wie ehedem ermögliche. 
Dieſen Ausführungen ward von einem Theile der 
Kommiſſionsmitglieder zugeſtimmt und namentlich hervor— 
gehoben, daß es ſich hier wieder um Vertheuerung eines 
Lebensmittels für die arme Bevölkerung handele, welche 
bie beijeren Käfejorten nicht bezahlen könnte. Das fei 
das Gleiche wie mit den Maßregeln gegen die Margarine, 
welche aud) diejes Nahrungsmittel dem Volke verthenerten. 
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Die Mehrzahl ſprach ſich aber für das Verbot des Mar- 
garinefäfes aus. Insbejondere wurde ausgeführt, daß ein 
wirthichaftliches Bedürfniß für Heritellung des Margarine 
käſes nicht vorliege. Käſe aus ._.. fei ein durch⸗ 
aus geſundes und auch ſchmackhaftes Nahrungsmittel, durch 
Bufag von Dleomargarin werde berjelbe nicht verbeffert. 
Venn ber Konſum eimen Käje mit etwas Fettzuſatz ver 
lange, fo jei es bei dem heutigen Stande der Molkerei 
technik leicht, durch weniger ſcharfes Entrahmen mit ber 
Centrifuge etwas Fett in der zu verläſenden Mil zu 
laffen und diejes Quantum beliebig zu vergrößern bis zur 
Herftellung von Halbfettkäſe. Gerade dieſer Sorte Käſe 
made der Margarinefäfe, der faft immer unter falſchem 
Namen verkauft werbe, eine foldhe Konkurrenz, daß die Her- 
ftellung beifelben jehr erſchwert werde. Das Verbot des 
Margarinefäfes liege aud im Intereſſe ber Konſumen⸗ 
ten, denn fie müßten jetzt denſelben mit einem unverhältniß- 
mäßig Hohen Preife bezahlen, und dabei jei das Produkt, 
was Geihmad und Verdaulichkeit betreffe, ein jehr geringes. 
Zugeitandenermaßen würden zum Margarinefäje die ge 
ringften Sorten Oleomargarin verwandt, und friſch ſchmecke 
derfelbe zwar leidlich, nehme aber ſehr bald einen unange— 
nehmen ranzigen Geſchmack an. 

Wenn kein Margarineläſe mehr fabrizirt werde, fo 
könnten die Molkereien einen guten Mager- 1/ysfyett oder 
Y/geFzettläfe zu einem entiprechend billigen Preiſe liefern. 

Hieraus gehe zugleich hervor, daß bas Verbot des 
Margarinefäfes im Intereffe der Landwirthſchaft Liege. 
Die Verwertung der Magermilh bei der SHerftellung 
von Margarinetäje ſei bei ben ſchlechten Preiſen, melde 
die Fabrikanten zahlen, feine jehr hohe. Biele Landwirthe 
hätten bereits ihre Kontrafte mit den Fabrilanten gekündigt. 
Ein wefentliches Intereſſe habe aber die Landwirthſchaft 
an ber Herjtellung von Magerläfe ober folden mit einem 
geringen Fettgehalt. Mollereien mit WBollbetrieb, welche 
die Magermildy nicht an die Lieferanten zurüdgeben, könnten 
namentlich zu ben Zeiten ber niedrigen Butterpreije, wie im 
Sommer, ihre Mil durch Herftellung von !y= oder "ia 

äje jehr gut verwerthen und dadurch dem in diejen 
Shen zu ſtart beſchickten Buttermarkt entlajten. Wenn 
von Vertretern der verbündeten Regierungen gejagt jei, 
daß es eim bedenkliches Prinzip jei, eine bejtimmte 
Waarenforte zu verbieten, jo ſei das als richtig nicht 
anzuerkennen; es fei fein jo ganz neues Prinzip, der Staat 
gr unter Umftänden die Pflicht, in die wirthichaftlichen 

rhältniffe einzugreifen. 

Von einer Seite wurde ſodann noch bemerkt, daß man 
fich nicht beirren laſſen ſolle durch folden Einwand; wenn 
das Prinzip wirklich neu fein follte, jo ſchade es nicht, 
wenn ed nur gut fei. 

Es ward dann noch aufmertfam gemacht darauf, 
daß Alles, was die Motive für die Zuläſſigkeit bes 
Margarineläfes anführten, doch fehr Hypothetiih Taute, 
worauf von ben Regierungsvertretern bemerft ward, daß 
man in dieſer Beziehung nur ein vorfidhtiges Urtheil 
babe abgeben wollen, weil die Sache noch neu ſei. Von 
einem Kommilfionsmitgliede wurde dann nod ausge: 
führt, daß das Verbot des Margarineläfes jetzt, wo der 
Umfang der Fabrikation noch fein jehr großer fei, ſich ohne 
bejonderen Schaden ausiprechen laſſe; Apäter bei größerer 
Ausdehnung werde das ſchwer fein. j 

Endlih wurde noch von einer Seite hervorge- 
hoben, daß die Herftellung von Margarinekäfe, die fajt 
ausichlieflih in Molkereien geſchehe, wo auch Butter 
hergeftellt werde, ſchon deshalb bedenklich fei, weil in 
diefe Moltereien Dleomargarin eingeführt und dort aufbe- 
wahrt werde; das gebe die Gelegenheit zu Butterfälihungen. 
Von einem Kommiffionsmitgliehe ward, was Geſchmack und 


1334 





Reichstag. Aktenftüc Nr. 224. (Bericht der zehnten Kommiſſion.) 











Verbaulichkeit des Margarinekäſes betrifft, bemerkt, daß es 
benfelben ſelbſt gegeflen und ſowohl jhmadhaft, als aut 
verdaulich gefunden _ 

Bon Seiten der Negierungdvertreier wurde Die 
Bemerkung, daß die Vorjchriften des Entwurfs ben Betrug 
mit Margarinekäſe und den Verkauf zu einem unverhält- 
nigmäßig hohen Preife nicht verhindern würden, mit dem 
Hinweiſe darauf befämpft, daß die in der Geſetzvorlage 
angeordnete ige der Margarinekäje in Würfelform 
diejen Käſe für Jedermann leicht erkennbar mache und 
einen entſprechenden Preisunterfchied gegenüber dem Milch— 
fettfäfe herbeiführen werde. Wenn die Beſtimmungen bes 
Geſetzes durchgeführt würden, dann werde der Preis bes 
Margarinetäjes von ſelbſt fallen, weil er dann nicht mehr 
zu Täufhungszweden verwendet werden könne, 

Im Verlaufe der Verhandlung ward noch angeregt, 
ob man nicht den Margarinefäfe nur für den Erport ges 
ftatten könne, oder ob man nicht eine geringe Kontroljteuer 
auf denjelben legen möchte, um die Koften der durch das 
Gejeg erwachſenden Kontrolkoften auszugleichen. Hierauf 
ward von ben Regierungsvertretern bemerkt, daß die Er— 
hebung der Steuer einen großen Beamtenaufwand erfordern 
werde, der mehr koſten bürfte, als die Steuer einbringe, 
Diefe Anregung ward jodann nicht weiter verfolgt. 

Schließlich wurden zu dem Antrage zu $.2a noch 
folgende Menderungen beantragt: 

a) zu fegen ftatt „Zubereitungen aus Margarine“ zc. 

mit Margarine und 

b) nad „entjtammenben Fetten“ einzufchalten „jowie 

ber Bertrieb von folden im Inlande“. 

Mit diefen beiden Menderungen wurde jodann der neu 
einzuſchaltende $. 2a in I. Lefung angenommen. 

In der II. Leſung wurden von den Regierungsvertretern 
die Bebenten gegen das Verbot des Margarinekäjes wieder: 
holt und namentlich Folgendes hervorgehoben: 

„Der Margarinefäje jei nicht ein käfeähnliches Kunfte 
erzeugniß, ein Käfefurrogat, fondern ein wirklicher Käſe, 
eine beftimmte Käſeſorte. Dies fei in ben „Techniſchen 
Erläuterungen” Seite 326ff. des Näheren feftgeftellt. 
Diefe Räfelorie zu verbieten, weil fie anderen, bisher 
ausihliehlih auf dem Markte feilgehaltenen Käſeſorien 
Konkurrenz bereite, wiberjtrebe dem Grundſatze, der für 
den Inhalt der Geſetzesvorlage maßgebend gewefen und 
auch im Reichstag bei der erjten Leſung des Entwurfes 
ausdrũcklich gebilligt worden fei, nämlih nur ben 
unlauteren Wettbewerb zu befeitigen. Ein Verbot ber 
Margarinefäjefabrilation werde bedenkliche Folgen haben; 
denn mit demjelben Rechte könnten bie ;Fabrifanten aud) 
anderer Nahrungs und Genußmittel mit Forderungen 
auf Unterdrüdung von Erzeugniffen hervortreten, welche 
ihnen eine unbequeme Konkurrenz machten. Die bloße 

öglichkeit, dab ſchlechtes Material zur Margarinekäfes 

fabrifation verwendet werde, bereditige nur zu einer ver- 
Ihärften Kontrole ber Fabrikation, nicht aber zu einem 
Verbote derfelben. Bei einer großen Anzahl von Nah: 
rungsmitteln ſei die Möglichkeit der Verwendung minder: 
werthiger oder verdorbener Rohſtoffe gleichfalls gegeben, 
ohne daß deswegen an eine Unterdbrüdung der betreifen- 
den Inbuftrie gedacht werde. Huch der Umitand, daß 
Margarinekäſe minderwerthig im Vergleich zum Fettkäſe 
fei, berechtige nicht zu einem Fabrikationsverbot. Minder— 
werthige Erzeugnifje dürften nicht deshalb unterdrückt 
werben, weil gleichartige Fabrilate von befjerer Qualität 
fabrizirt werben und im De in einer dem Bedürfniß 
entfprechenden Menge käuflich find. Wenn der Verkäufer 
von Margarinekäfe denselben offen und ehrlich als ſolchen 
bezeichne, jo fönne hierin ein unlauterer Wettbewerb 
gegenüber denjenigen, welche Handel mit Milchfettkäſe 
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treiben, nicht erblidt werden. Auch ſei eine Täufchung 
der Konfumenten alsdann ausgeſchloſſen. Sole erlaubte 
Konkurrenz im Intereffe der Landwirthſchaft durch ein 
Verbot der Margarinefäjefabritation zu verhindern, 
könnten bie verbündeten Regierungen ſich nicht ent: 
ſchließen.“ 

Dieſen Ausführungen gegenüber wurde ſeitens ver— 
ſchiedener Kommiſſionsmitglieder bemerkt, daß doch in der 
I. Leſung im Plenum der Vertreter des Königlich Preußiſchen 
Miniftertums für Landwirthſchaft feine Bereitwilligleit aus: 
geſprochen Habe, auf das Verbot einzugehen. Beifpiele von 
Verboten bejtimmter Fabrikationsweiſen und -Zweige gebe 
e3 übrigens mehrere. Kanada habe die Margarinefabri- 
fation verboten und in Bayern dürften Surrogate zum 
Vier nicht genommen werden. Eine ſolche Mafregel 
fei ei durchaus nicht ohme Vorgang. Was den Margarine: 
Käfe jelbit betrifft, jo wurde von Kommilfionsmitgliedern 
wiederholt, daß Mager-säfe gefunder fei, ald Margarine: 
Käfe, auch wären befannterweife die zur Fabrilation des 
Margarine-ftäfes verwendeten Fette durchaus nicht immer 
einwandfrei. Bon einem Kommiffionsmitglied ward hervor— 
gehoben, daß die Befürworter des Verbotes zugeftandener- 
maßen nicht nur die umlautere Konkurrenz verhindern 
wollten, fondern auch die reblidhe, um dadurch der Lande 
wirthſchaft einen Vortheil zu verjchaffen. 

Schlieflih wurde der in I Lefung angenommene 
8.2a in Il. Lefung mit 11 gegen 6 Stimmen abgelehnt. 

Ein weiterer Aufagantrag zu 8.2 als $. 2b lautete: 

„Auf je 100 Kilo Margarine it 1 Gramm Phenol: 
phtalein zugufegen; die Einfuhr von Margarine ohne diejen 
Zuſatz ift verboten; der Zufag von Färbemitteln zur Mar: 
garine ift unterjagt.“ 

Was zunähit ben erften Theil des Antrages, der 
Margarine Phenolphtalein zuzufegen, betrifft, jo ſei bemerkt, 
daß dieſer Stoff an und für ſich farblos, geihmadlos und 
durchaus geiundheitsunfhäblih ift, beim Zuſammentreffen 
mit einer altalifchen Flüſſigkeit aber Da erjcheint, jo 
daß Hierdurch leicht erkennbar wird, ob man e8 mit Mar: 
garine oder mit Butter zu thun hat. Der Vorſchlag, bieje 
„latente Färbung“ vorzunehmen, ftammt von Profeſſor 
Sorhlet-Münden. 

Zunächſt wurde ein Abänderungsantra 
ftatt „die Einfuhr von” zu ſetzen „die Her 
der Handel mit”, j 

Ueber die Gründe, aus denen die Aufnahme einer die 
latente Färbung der Margarine betreffenden Borfchrift in 
den Entwurf unterblieben iſt, wurden von Seiten der Re: 
gierungsvertreter folgende Erflärungen abgegeben: 

„Die Frage jei bei der Ausarbeitung des Entwurfs 
eingehend erwogen worden. Wiewohl ein rg ‚von 
Phenolphtalein zur Margarine an und für ſich wirth— 
ſchaftlich unbedenklich fei, insbejondere das Fabrikat 
nicht verfchlechtere, und wiewohl auch vom fanitären 
Standpunkte aus Grund zur Beanftandung eines ſolchen 

uſatzes nicht vorliege, habe man fi doch gegen ben 

la& einer bezüglichen Vorfchrift entichieden, weil man 
zu der Ueberzeugung gelangt fei, daß fie den beabſich— 
tigten Erfolg, nämlid die Erleichterung der Unterfcheibung 
der Margarine von Butter, nicht erreichen werde. Es 
handele ſich bei dem vorgeſchlagenen Verfahren nicht um 
eine natürliche Eigenſchaft der Margarine oder eines 
weſentlichen VBeftandtheiles derjelben, fondern um ben 
Zuſatz eines fremden Stoffes; die Wirfjamteit der Maß— 
regel jei daher davon abhängig, daß dieſer Stoff der in 
den Verkehr gelangenden Margarine auch wirklich zugeſetzt 
werde. Würde Margarine ohne den Zuſatz Hergejtellt, 
jo verjage bezüglid eines derartigen Fabrikates das 
Verfahren feinen Dienft. Ueberhaupt biete Iegteres fein 
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Unterfcheidungsmerfmal für Margarine, fondern nur ein 
Mittel, um zu ertennen, ob einer beftimmten Waare — 
fei fie Margarine oder Butter — der betreffende Stoff 
zugelegt worden. Hierdurch werbe aber fein Werth 
erheblich beeinträchtigt. Wer in unlauterer Abſicht Mars 
garine vertreibe, verfalle ſchon jegt nad) dem Nahrungs- 
mittelgefeg und bem geltenden Margarinegeieg der Be— 
ftrafung, und wer durch die Gefahr der Bejtrafung ſich 
von Zumiderhandlungen gegen die geltenden Vorſchriften 
nicht abhalten lafje, werde auch vor einer Webertretung 
des Gebotes latenter Färbung nicht zurüdichreden, und 
zwar um fo weniger, als das Maß ber Strafe in dieſem 
alle fid) nicht wejentlih verändern würde. Es fei 
darauf hingewieſen worden, daß durch firenge Ueber— 
wachung der Margarinefabrifen die Einhaltung des Ge— 
botes fi) werde erzwingen laffen. Dabei werde jedoch 
überfehen, daß die Margarinefabrifen keineswegs ben 
Hauptjiß der Butterfälfhung und bes unlauteren Wett 
bewerbes der Margarine bilden, und daß namentlich Die 
—— der Miſchbutter zumeiſt nicht in dieſen Fa— 

iken, ſondern im Zwiſchenhandel und an den Verkaufs— 
ſtätten des Kleinhandels vor ſich gehe. Alle dieſe Stellen 
bezüglich der Befolgung der fraglichen Anordnung einer 
wirkſamen ftändigen Kontrole zu unterwerfen, ſei ganz 
unmöglich. Die Hoffnungen, welche man hinſichtlich der 
Erleichterung des Kampfes gegen die betruͤgeriſche Kon— 
furrenz an die latente Färbung fnüpfe, feien daher nicht 
ganz gerechtfertigt; insbejondere werde dadurd die Aufs 
gabe der Polizei nicht weſentlich vereinfacht oder geförbert. 
In denjenigen Gejchäften, in welden Margarine als 
ſolche 7 und ehrlich verkauft wird, bedürfe es einer 
Unterfudung der Waare höchſtens nad der Richtung 
in, ob etwa dem Mifchverbot zuwider der Margarine 

utter beigemifcht fei. Hierfür aber fei die latente 
Färbung aus naheliegenden Gründen nicht zu brauchen. 
Aber auch für die Ueberwachung der Buttergefchäfte biete 
fie der Polizei feine erhebliche Erleichterung der vorzus 
nehmenden Unterfuchungen. Falle in ſolchen Geſchäften 
die Probe auf den latenten Farbſtoff pofitiv aus, fo fei 
allerdings die Vermuthung nahe gelegt, daß man fälſch— 
li für Butter ausgegebene Margarine vor fich habe. 
Immerhin würde es faum angängig fein, Iebiglih auf 
ben Ausfall diefer Probe eine Beitrafung eintreten zu 
lafien, da mit der Möglichkeit gerechnet werben müſſe, 
daß die unterfuchte Waare Butter fei, welcher von un— 
befugter Hand, ſei e8 aus Rache, aus Schabernad oder 
aus fonftigen Beweggründen der Farbſtoff zugefügt 
morbden. Der negative Ausfall der Probe aber hi ganz 
bedeutungslos, denn er beweife nur, daß bie unterjuchte 
Waare fein Phenolphtalein enthalte, feineswegs aber, 
daß man es mit unverfälichter Butter zu thun habe. 
Gerade Hierin liege jogar eine gewille Gefahr. Gebe 
man ben Organen ber Polizei ein derartiges bequemes 
Unterfuhungsmittel an die Hand, jo würden ſich Dies 
jelben mit der Anwendung bdefjelben begnügen und von 
weitergehenden — — Abſtand nehmen. Wolle 
man die chemiſchen Unterſuchungen daneben beibehalten, 
fo fei in der That nicht abzufehen, welchen Vortheil die 
latente Färbung noch biete. Die Beſchränlung der Kon— 
trole auf die Phenolphtalein-PBrobe werde aber mit Noth: 
wendigkeit die Folge haben, bei den zu unlauteren Ges 
bahrungen neigenden Gejchäftsleuten ein Gefühl ber 
Sicherheit zu erzeugen, welches geradezu einen Anreiz 
dazu bilden würde, unter Umgehung des Gebotes ber 
Iatenten Färbung Margarine und Mifchbutter unter der 
Flagge der Butter zu vertreiben. Aehnliche Verhälmiſſe 
würden ſich vorausſichtlich bei der Einfuhr der Margarine 
aus dem Auslande ergeben. Bon ben Bollbehörben 


könne die als „Margarine” deflarirte Waare auf die 
latente Färbung geprüft und abgefehen von der hier 
nicht zu erörternden frage, ob der Erlaß eines Einfuhr- 
verbotes mit unjeren Handelsverträgen vereinbar jei — 
folange allenfalls in der Zollkontrole zurüdgehalten 
werben, bis der vorjchriftsmäßige Farbſtoff zugelegt 
worden ſei. Bei ber als „Butter deflarirten Waare 
dagegen würde die Anwendung der fragliden Probe 
ohne alle Bedeutung fein, denn in dem ald Regel vor- 
auszujegenden Falle eines negativen Befundes jei aud 
bier feinerlei Gewähr dafür geboten, da man es nicht 
mit Margarine, fondern mit unverfälichter Butter zu 
—— habe; dies werde vielmehr nur durch chemiſche 
Unterſuchung feſtgeſtellt werden können. Die Einführung 
einer chemiſchen Unterſuchung aller aus dem Auslande 
kommenden Butter ſei eine Maßregel von fo großer 
finanzieller Tragweite und mit fo großen Erſchwerungen 
bes Verkehrs und der yollaniliden Abfertigung ver⸗ 
bunden, daß fie faum in Musficht genommen werben 
tönne, Gehe aber die ald „Butter“ deflarirte Waare 
unfontrolirt ein, jo entjtehe bei ftrenger Durdführung 
der latenten Färbung im Inlande die Gefahr, daß aus⸗ 
ländiſche Margarine ohne Zuſatz von Phenolphtalein als 
Butter eingeführt und als ſolche in den Verkehr gebracht 
ober zur Verfälihung von Butter verwendet werbe. Das 
Ausland würde daher in einer günftigeren Lage fich be— 
finden, als die inländiihe Margarinefabrifation, ohne 
daß die Landwirthichaft oder die Margarine: und Butter- 
fonjumenten davon irgend einen Nußen haben würden.” 
Ferner wurden jeitens bes Kaiſerlichen Geſundheits— 
amts auf Grund vorgenommener Verſuche nachſtehende 
Mittheilungen über den Nachweis und die Löslichkeit des 
Phenolphtaleins, jowie über die Möglichkeit, daſſelbe wieder 
auszufcheiden, gemacht, 

500 g Margarine wurben mit 0,005 g PBhenolphtalein 
(in O,, cem Alkohol gelöft) in einer Reibſchale zuſammen— 
gefnetet und gemifcht, bi8 das Gemenge gleihmäßig war. 

1. Nachweis des Phenolphtaleins. Ein Stückchen 
Margarine, mit Sobalöfung befeudtet, wird 
miht roth gefärbt. Beim Verreiben eines Stüdchens 
Margarine mit einer Sodalöjung färbt ſich die Flüſſig— 
feit rot. Am fchönften gelingt der Nachweis in folgen- 
der Reife: Ein Stückchen Margarine wird in einem 
Probirröhrchen geſchmolzen und mit einer Sobalöfung 
(oder mit Waffer und einem erbfengroßen Stüd feiter 
Soda) erwärmt. Es entftehen zwei Schichten: eine 
obere gelbe FFettichicht und eine untere wäſſerige Schicht, 
bie dunkelroth gefärbt ift. Der Nachweis des Phenol- 
phtaleins mit Cigarren- oder Holzaſche ift nicht 
in einfadher Weife zu führen. Wenn man ein Stüdcdhen 
Margarine mit der Aiche und Waſſer zerreibt, erhält 
man in Folge bes hohen Gehaltes auch ber weißeften 
Aſche an Kohle und jonftigen dunklen, unlöslichen Be— 
ftandtheilen ftets einen ſchwarzgrauen Brei, in dem eine 
etwaige NRothfärbung nicht zu erkennen if. Erft wenn 
man das Ganze * ein Filter bringt, filtrirt eine roth— 
gefärble Füſſigleit ab. 

2. Verſuche über die Löslichkeit des Phenolphtaleins. 
Das Phenolphtalein löſt fi ſowohl in Milh als 
auch in den Delen und gejchmolzenen Fetten in hin— 
reichender Menge auf. Für den Fall, dab der Zuſatz 
von Phenolphtalein zur Margarine vorgejchrieben werden 
follte, kann daſſelbe in ben zu verarbeitenden Delen 
gelöft werben, 

3. Berhalten des Phenolphtaleins beim Schmelzen 
der Margarine. Beim Schmelzen der Margarine bildet 
diefelbe zwei Schidhten: eine obere Fyettihicht und eine 
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untere wäſſerige Schiht. Bei der mit Phenolphtalein 
verjegten Margarine enthielt die untere wäſſerige Schicht 
nur Spuren Phenolphtalein; letzteres war faft vollſtändig 
in die SFettfchicht übergegangen. Das durch Trodnen 
und fFiltriren gewonnene are Margarinefett gab mit 
Sodalöjung eine ſtarle Rothrärbung. 

4. Verſuche über die Abjheidung des Pheuolphtaleĩus 
and der Margarine. Bisher glaubte man, es ſei nicht 
möglih, das Phenolphialein aus der Margarine zu 
entfernen, Mit Wafler gelingt dies nicht, wenn man bie 
Margarine mit Wafjer austnetet oder in geſchmolzenem 
—— mit heißem Waſſer ausſchüttelt, ſo gehen nur 

puren von Phenolphtalein in das Waſſer. 

Dagegen ſtellte ſich heraus, daß man mit 
einer fehr verdünnten Sodalöſung das Phe— 
nolphtalein aus ber Margarine vollftändig ent— 
fernen fann, jo daß das Fett feine Spur Phe— 
nolphtalein mehr enthält. 

Berjud: 50 g Margarine, die mit Phenolphtalein 
verjegt waren, wurden gefhmolzen und in einem Scheibe 
trichter mit 100 eem ftarf verbünnter heißer Sodalöfung 
(nur einige Dezigramm Soda enthaltend) gefchüttelt. 
Die wäſſerige Schicht färbte ſich dunfelroth; fie wurde 
abgelafjen und das Margarinefett zweimal mit heikem 
Waffer ausgewaihen. Das getrodnete und filtrirte 
Margarinefett erwies fih volllommen frei von Phe- 
nolphtalein; mit Sodalöſung erwärmt trat feine Spur 
von Farbenänderung ein. 

a dieſer Verſuch aud im größten Maßſtabe Leicht 
gelingt, ift der Zuſatz von Phenolphtalein fein ficheres 
Mittel zur Verhütung von Täufhungen, ſoweit Mar- 
garinefhmalz (Butterihmalz.Erjag) und Kumftjpeifefette 
(für weldhe ebenfalls von einer Seite der Phenolphtalein- 
zuſatz Frag ri wird) in Frage kommen; denn aus 
dieſen ar jchmelzenden fetten läßt fih das Phe— 
nolphtalein nach dem bejchriebenen Verfahren leicht voll 
ftändig entfernen. 

Auf die eigentliche, mit Mil emulgirte Margarine 
kann biejes Verfahren nicht angewandt werben, ba durch 
das Schmelzen die Emulfion vernichtet wird; man müßte 
das von Phenolphtalein befreite Fett von Neuem emul- 
giren. Es wurde daher verjucht, das Phenolphtalein 
auf kaltem Wege, durch Kneten mit ganz ſchwacher Soda- 
Löfung, zu — Die Margarine wurde mit der 
Sodalöfung im Mörſer zuſammengeknetet. Auch hier 
färbte ſich die Sodalöſung dunkelroih. Das Auskneten 
wurde mehrfach wiederholt, wobei die Sodalöſung ſiets 
roth gefärbt wurde. Durch Vergleich mit der urſprüng— 
lichen Margarine wurde feſtgeſtellt, daß mehr als des 
Phenolphtaleins entfernt waren. Im Grundſatze läßt 
ſich auch durch Auskneten mit Sodalöſung das Phe— 
nolphtalein aus der Margarine entfernen, nur dauert es 
hier, wo die Miſchung von Margarine und Soda— 
löfung weniger innig ift, länger. Ob es im Großbetrieb 
möglih ift, auf diefe Weiſe bas Phenolphtalein voll» 
ftändig zu entfernen, muß dahingejtellt bleiben. 

Einige Kommiffionsmitglieder fprachen fid) gegen ben 
Zufa von Phenolphtalein aus, weil der Nachweis ſchwer 
und weil, wie es fcheine, die Wiederentfernung leicht zu bes 
werfftelligen fei. 

Seitens der Negierungsvertreter wurde noch darauf 
hingewieſen, daß die Unterfuhung ber aus dem Muslande 
fommenden Margarine auf den Zuſatz von Phenolphtalein 
durch die Grenzzollbehörden jehr jchwer fein werde. Mar- 
garine und Butter unterſchieden fih durch den Augenſchein 
nicht, e8 müßte alſo jowohl die als Margarine, wie die als 
Butter deflarirte Waare bei der Einfuhr unterjucht werden. 
Eine ſolche Kontrole jei einerjeitS wegen der technijchen 





Schwierigkeiten, andrerjeitS wegen der dadurch entftehenden 
ar wer in der Waarenabfertigung nicht ausführbar. 

achdem jeitens des Kaiſerlichen Geſundheitsamts weitere 
Unterfuchungen über das Phenolphtalein bis zur II. Leſung 
in größerem Maßſtabe in einer Fabril verheißen waren, 
wurde der $. 2b in feinem erften Theile mit dem erwähnten 
Abänderungsantrag in I. Lefung mit großer Majorität 
angenommen, wobei verjchiedene Mitglieder ihre Enticheidung 
für die II. Lefung von dem Ausfall der in Ausficht ges 
ftellten Unterfuhungen abhängig machten. Zur Il. Lejung 
lag dann ber ae Bericht des Kaiferlichen Gefund- 
heitsamts über dieſe Unterſuchungen vor: 


I. Verſuche über die Einverleibung des Phenol: 
phtaleins in die Margarine. 
A. Im regelmäßigen Fabrikationsbetriebe. 

1. Das Phenolphtalein wurde in Del gelöft. 
Es wurden 330 Pfund eines Fett- und Delgemifches, 
beftehend aus Dleomargarin, NeutralsLard, Sejamöl, 
Baumwollſamenöl und Erdnußöl mit faurer Magermild 
in Margarine verwandelt. In einem Liter des Seſam— 
öles wurden 1,6; g Phenolphtalein unter Erwärmen ge 
löft, die Löfung mit dem übrigen Del vermiſcht und 
in regelmäßiger Weile die Margarine Hergejtellt. Die 
Prüfung der verfaufsfertigen Deargarine ergab, daß 
das Phenolphtalein nicht in gelöftem, ſondern in 
feſtem Zuftande, in Form Heiner fefter Theilchen in ber 
Margarine vorhanden war, die Vertheilung des Phenol- 
phtaleins war feine gleihmäßige, vielmehr enthielten an 
verjhiedenen Stellen der Margarine entnommene Proben 
bald mehr, bald weniger Phenolphtalein. Auch als man 
die heiße Löſung des Phenolphtaleins erſt in die Kirne 
brachte, nachdem die Fetie bereits mit der Milch einige 
Zeit emulgirt waren, konnte man doch nicht das Phenol 
phtalein in gelöjtem Zuftande gleihförmig in der Margarine 
vertheilen. 

2. Das Phenolphtalein wurde in Alkohol gelöft. 
Man verfuhr wie vorher, nur wurde das Phenolphtalein 
in nahezu waflerfreiem Altohol gelöft (1,,; g in etwa 
150 com Altohol), die alkoholiſche Löſung mit heißem Del 
vermiſcht und die Miihung in die Kirme gegeben. Die 
gebraudsfertige Margarine enthielt das Phenol: 
ri in gelöftem Zuftande gleihmäßig ver: 
theilt. 

B. Nachträgliche Einverleibung des Phenolphtaleins im die 
fertige Margarine, 

1. Mit Hülfe des gewöhnlihen Butterfneters. 
Die Margarine wurde auf dem Teller des Butterfneters 
vertheilt, mit einer gemefjenen Menge einer einprozentigen 
rn Solms von Phenolphtalein gleichmäßig be 
träufelt und das Ganze tüchtig durchgeknetet. Es gelang 
nicht, auf diefem Wege das Kpenolphtalein in ber Mar- 
garine gleihmäßig zu vertheilen, 

2. Mit Hülfe der Knet- und Miſchmaſchine 
von Werner und Pfleiderer in Gannftatt. Dieſe 
Maſchine ift in zahlreichen Gemwerbebetrieben, insbejondere 
auc in Bäckereien, in Gebraud; die Margarinefabrifanten 
und Butterhändler bedienen ſich derjelben, um Margarine: 
bezw. Butterforten verjchiedener Farbe oder Dualität zu 
einer einheitlihen Maſſe zu verarbeiten. 50 Pfund 
Margarine wurden mit 25 cem einer einprogentigen Löſung 
von Phenolphtalein in Altohohl verfegt und das Ganze in 
der genannten Mafchine zufammengenetet. Bereits nad 
2 bis 3 Minuten war das Phenolphtalein gleid: 
mäßig in der Margarine vertheilt. 


C. Ginverleibung des Phenolphtaleins in Margarinejchmal;- 
Margarinefchmalz wurde gefhmolzen; ein Theil davon 
wurde herausgenommen, jtärfer erwärmt unb mit einer 








altoholiihen PBhenolphtaleinlöfung vermifcht. 
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wurde mit geihmolzenem Margarineſchmalz tüchtig verrührt. 


In dem erftarrten Margarinejhmal;z war Das 
Phenolphtalein durchaus gleihmäßig vertheilt. 


II. 
phtaleind beim Abichmelzen der damit verſetzten 
argarine, 

Ein Theil der mit Bhenolphtalein verjegten Margarine 
wurde bei etwa 40 bis 45° C. abgejchmolzen und das flare 
Fett abgeſchöpft, wie dies bei der Herftellung bes Mar: 
garinefchmalzes geichieht. Das am Boden fißende, durch 
milchige Bejtandtheile getrübte Waſſer zeigte nur Spuren 
von Rhenolphtalein, das Mare, abgeichmolzene Feitt enthielt 
dagegen das gefammte in ber Margarine enthaltene 
Phenolphtalein. Bei der Herjtellung von Margarine: 
ihmalz aus Margarine, die einen Zufag von 
Phenolphtalein erhalten hat, gewinnt man fomit 
ein Erzeugniß, weldes die Geſammtmenge des ber 
Margarine zugeſetzten Bhenolphtaleins enthält, 


III. ®erfuche über die Abſcheidung des Phenol: 
phtaleind aus der damit verjejten Margarine 
mittelft Sodalöfung. 

A. Bei gewöhnlicher Temperatur ohne Aeuderuug der ſtoff⸗ 
lichen Beſchaffenheit der Margarine, 

1. Auf dem Butterfneter. Die auf dem Teller 
bes Butterkneters ausgebreitete Margarine wurde etwa 
zehnmal mit Sodalöfung übergofjen und das Ganze mit 
dem Butterfneter bearbeitet. Die Sodalöjung lief zwar 
roth ab, e3 gelang auf dieſem Wege aber nur, einen Heinen 
Theil des Phenolphtaleins zu entfernen; es war aud) nicht 
möglich, die Margarine wieder volljtändig von der Soba 
zu befreien, 

2 Sn der Miſch- und Knetmaſchine von 
Werner und Pfleiderer in Gannftatt. 50 Pfund mit 
BPhenolphtalein verjegte Margarine wurden in der Mafchine 
mit Waſſer und jo viel Sodalöfung übergofien, daß nad) 
2 Minuten bauerndem Arbeiten der Maſchine das Waſſer 
roth gefärbt war. Nach meiteren 2 bis 3 Minuten 
wurde bie roth gefärbte wällerige Flüſſigkeit abgegofien 
und aufs Meue Waller und ein wenig Sodalöfung 
etwa 2 Minuten mit der Margarine zufammengemijcht. 
Dies wurde fortgefegt, bis das Wafler ſich nicht — 
roth färbte; als dann erwies ſich die Margarine als 
volltommen freivon Phenolphtalein. Hierauf wurde 
die Margarine in der genannten Maſchine wiederholt mit 
reinem Wafjer ausgelnetet, bis die Prüfung der Margarine 
die völlige Abweſenheit von Soda ergab. 

Dieler Verſuch wurde dreimal wiederholt; man 
verwandte dabei ſowohl ſolche Margarine, der man 
bei der Herſtellung bereits Phenolphtalein beigemijcht 
hatte, als auch foldje, ber man das Bhenolphtalein 
erft nachträglich einverleibt hatte. In allen Fällen gelang 
es, jowohl das Phenolphtalein als aud die Soda fo 
volftändig zu entfernen, daß auch nicht eine Spur in der 
Margarine zurüdblieb. Den dritten Verſuch ließ man ben 
BVorarbeiter ganz allen ausführen; berjelbe hatte bereits 
eine ſolche Gewandtheit erlangt, daß er 50 Pfund Mars 
garine innerhalb einer Bierteljtunde volltommen von Phenol 
phtalein und Soba befreite. 

Da durch das wiederholte Ausfneten der Mar- 
garine auch das Salz und der größte Theil der 
Milchbeftandtheile entfernt worden waren, wurde bie 
ausgewajhene Margarine mit faurer Magermild und 
Salz in ber Miſchmaſchine zufammengelnetet und kurze 
Zeit mit dem Butierkneier bearbeitet. Die auf bieje 
Weile gewonnene Margarine hatte in Bezug auf Aus— 
ſehen und Gejhmad gegenüber der urjprünglid in 
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Arbeit genommenen Margarine nicht nur nichts verloren, 
fondern vielmehr nad dem Urtheile der praftiicdhen 
Sadjverftändigen nicht umerheblid gewonnen; dies war 
vorauszufchen, da buch die Behandlung mit Soda 
die ſchlecht und ranzig fchmedenden freien Fettſäuren 
der Margarine entfernt wurden. Die zur Verfügung 
ftehenbe Mifch- und Knetmaſchine war für 50 Pfund Margarine 
eingerichtet und konnte durch einen Heinen Motor getrieben 
werben; man fann diefe Maſchinen auch in joldher Größe er- 
halten, da 10 Centner Margarine auf einmal verarbeitet 
werden lönnen. In großen Maſchinen wird ſich das Auswaſchen 
des Phenolphtaleins ebenfalls leicht bewerkjtelligen laſſen. 


B. Durch Schmelzen der Margarine und Auswaſchen mit 
Sobalöfung. 

Margarine, die mit Phenolphtalein verjegt war, wurde 
bei 40 bis 45° 0. geihmolzen; man fügte Sodalöjung 
von berfelben Temperatur Hinzu und miſchte das Ganze 
tüchtig durch. Das Durchmiſchen erfolgte in einem Verjuche 
durch Majchinenbetrieb, in einem zweiten Verſuch durch 
Danbdbetrieb (Umrühren der Miihung mit einem hölzernen 
Rührſcheite). In beiden Fällen war das geſchmolzene Fett 
bereits nad einmaligem Durchmiſchen volllommen frei von 
Phenolphtalein. Durch mehrmaliges Umrühren des Fettes 
mit warmen Waffer ließ fih aud die Soda leicht und 
vollftändig entfernen. Durch Kneten des Fettes mit jaurer 
Milch und Salz in der Knet- und Miſchmaſchine erhielt 
man wieder eine Margarine, welche der urjprünglid in 
Arbeit genommenen Waare keineswegs nadıftand. 


C. Auswaſchen des Pheuolphtaleĩus ans dem Margarine 
fhmalz; mit Sodalöfung. 

Margarinefhmalz, weldhes mit Phenolphtalein verjeßt 
war, wurde geſchmolzen und mit warmer Sobalöfung zus 
jammengerührt. Das geichmolzene Fett erwies ſich frei 
von Phenolphtalein und konnte durch einmaliges Umrühren 
mit heifem Waffer von der Soda befreit werden. Eine 
Verminderung des Werthes des Margarinefchmalzes fand 
hierbei nicht jtatt. 

Bon verjchiedenen Mitgliedern ward erflärt, daß man 
nunmehr bie Beitimmung der Beimiſchung von Phenolphtalein 
fallen lafjen müffe, da die Wirkung derſelben eine unfichere 
fei. Won anderer Seite warb dagegen bemerkt, baf die 
Entfernung des Zuſatzes doch eine jo ſchwierige und mühes 
volle fei, daß diefelbe wohl nicht unternommen werden 
dürfte; von Seiten bes Raiferlihen Gejundheitsamtes wurde 
dem widerjprochen und die große Leichtigkeit, mit ber das 
Phenolphtalein ausgewaſchen werben könne, betont. Von 
einem anderen Mitgliede der Kommiſſion ward hervor— 
gehoben, daß die Entfernung gegen die Beltimmung des 
Geſetzes fei, alfo unter Strafe geſtellt ſei. Endlich wurde 
von einer Seite darauf Hingewiefen, daß die Geſundheils— 
unjchädlichleit des Bhenolphtaleins doch vielleicht nicht jo ganz 
fiher fei, worauf von einem Mitgliede der Kommilfion die 
Mittheilung gemacht wurde, daß dafielbe fteigende Mengen 
des Mittels verzehrt habe, ohne irgend welchen Schaden. 

Schließlich wurde der Beſchluß der I. Lejung mit 12 

egen 7 Stimmen aufrecht erhalten. Sobann gelangte in 
I. Lefung noch folgender Aufaßantrag zu dieſem Theil des 
Pharagraphen, der nad Ablehnung des $. 2a (betreffend 
das Verbot des Margarinekäjes) nunmehr mit $. 2a zu 
bezeichnen ift, zur Annahme: 

„Der Bunbesrath ijt ermächtigt zu bejtimmen, 
dab die zum Zwecke bes Handels hergeitellte 
Margarine ober Margarinefäfe*, an Stelle des 
Phenolphtaleins mit einem anderen den Zweck 


*) Anmerfung: Die Borte „oder Margarinekäje* find erfi 
bei dem folgenden $. 2b angenommen. 
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noch beſſer erfüllenden, der chemiſchen Reaktion | die bie Kontrole erſchwerten. Ob eine jo vielfältige Ueber⸗ 
dienenden, an und für fidh farblofen und uns | wadhung ausführbar fei, erſcheine zweifelhaft; je einfacher 


Ihädlihen Zuſatze zu verjehen find, deſſen Art 
und Anwendung ber Bunbesrath näher feſtſetzt.“ 

Was nun den zweiten Theil des beantragten neuen 
8.2b (in II. Leſung 2a) betrifft, nach weldem ber Zuſatz 
von Färbemitteln zur Margarine unterjagt wird, jo erklärten 
fi in I. Lefung die Negierungsvertreter gegen dieſe Bes 
ftimmung. Wenn das färben verboten werde, dann würden 
die Fabrifanten aus dem Auslande joldhen „premier jus“, 
ber entweder eine natürliche gelbe farbe Selbe ober mit 
einem Färbemittel verjegt jei, beziehen, und durch die 
Analyſe laſſe fih oft ſchwer nachweiſen, ob künſtlich ge— 
färbt ſei, oder nicht. Wollte man das Färben der Mar— 
garine verbieten, dann ſinke dieſes doch ganz legitime 
und zum Bedürfniß großer Kreiſe gewordene Nahrungs— 
mittel auf das Niveau des Schmalzes herab, jo daß ber 
Konfum abnehmen werde. Das Färben ſowohl der Marga- 
rine, wie ber Butter jei eine ganz legitime Sache, was 
ihon daraus hervorgehe, daß die Färbemittel auf Molterei- 
ausftellungen prämiirt würden. Wenn von einigen Mit 
gliedern behauptet jei, daß das Färben der Margarine 
gegen den $. 10 bes Nahrungsmittelgefeßes verſtoße, jo fei 
das nicht zutreffend. 

Verſchiedene Mitglieder der Kommiſſion fpradyen ſich 
für das $yärbeverbot aus, weil das Färben nur geichehe, 
um der Margarine fälihlih das Anſehen von Butter zu 
geben, andere Mitglieder erflärten ſich gegen das Verbot. 

Der Theil bes $. 2b (2a), welcher das Färbeverbot 
ausfpricht, warb mit 10 gegen 7 Stimmen in L Leſung 
angenommen. 

Zu erwähnen ift noch, daß ein Antrag, aud) das 
Färben der Butter zu verbieten, zurüdgezogen wurde, nad): 
dem fich die Regierungdvertreter, ebenjo wie Mitglieder ber 
Kommiffion dagegen ausgeſprochen Hatten. 

Ein weiterer Antrag, nad) weldhem nur die zum Export 
beftimmte Butter gefärbt werben dürfe, warb in I. Leſung 
mit großer Majorität abgelehnt. 

Sn II. Lefung wurde die Frage bes Färbeverbotes 
bei der Margarine noch einmal —— erörtert. 

Die Vertreter der verbündeten Regierungen ſprachen 
is mit Entjchiedenheit gegen das Verbot aus. Wenn 

ie Borjchrift, Phenolphthalein der Margarine zuzuſetzen, 
Geſetz werde, dann ſei ein Färbeverbot entbehrlihd. Es 
müffe ein Widerfprud darin erblidt werden, einerſeits bie 
latente Färbung mittelft Phenolphthalein vorzufchreiben 
und andererfeits den Zuſatz von FFarbftoffen zu verbieten. 
Wenn die Margarine nicht gefärbt werben bürfe, jo werbe 
fie dem Konjumenten verleidet; fie habe dann eine graue 
unappetitliche Farbe. Die Herjiellung der Mifchbutter, die 
doch hauptſächlich zu betrügerifchen Sweden erfolge und 
deshalb verboten fei, werde durch das FFärbeverbot nicht 
erihiwert. Denn auch ungefärbte Margarine nehme, wenn 
fie mit gefärbter Butter innig vermengt werde, ein ber 
Naturbutter jehr —— Ausſehen an. Für eine beſſere 
Erlennbarkeit der Miſchbutter werde demnach durch das 
Färbeverbot gleichfalls nichts gewonnen. Es ſei un— 
gerecht, das Färben der Margarine zu verbieten, da— 
egen das Färben der Butter zu geiatten. Voraus: 
—2 würden übrigens die Fabrikanten, um das 
Farbeverbot zu umgehen, farbiges, ausländiſches Oleo— 
margarin beziehen und das gute deutſche Fett unbenutzt 
laſſen. Es ſei oft ſehr ſchwer, nachzuweiſen, ob künſtlich 
gefärbt ſei oder ob die Farbe von den farbigen Rohſtoffen 
herrühre. Man ſolle auch nicht zu viele Kautelen in das 
Geſetz aufnehmen, je komplizirter daſſelbe werde, deſto 
ſchwieriger werde die Aufgabe der Polizei. Es ſei ſchon 
eine Menge von Vorſchriften in das Geſetz aufgenommen, 
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das Geſetz, deſto wirlſamer werde es ſein; die Regierungen 
hätten das Färbeverbot ernſthaft erwogen, es gehe aber 
über den Rahmen bes Geſetzes, den unlauteren Wett— 
bewerb zu verhindern, hinaus. 

Es hindere überdies die Margarinefabrikanten ‚nicht 
allein, ihren Erzeugniſſen ein butterähnlicheres Ausſehen zu 
geben, ſondern auch, eine bei Verwendung mancher Roh— 
ftoffe eintretende Mißfarbe zu beſeitigen, und werde dazu 
führen, die Fabrikation zu beeinträchtigen und die Margarine 
den Konſumenten zu verleiden. 

Ein Theil der Kommiffionsmitglieder ſchloß ſich dieſen 
Ausführungen an. Es warb von biefen noch hervor—⸗ 
gehoben, daß das Publikum ſich an die gefärbte Margarine 
gewöhnt Habe, man werde mit dem Faärbeverbot nichts 
erreichen und nur die Verbitterung, welche gegen dieſe Vor— 
lage herrſche, vermehren; es liege auch 3. B. die Gefahr 
vor, dab Pierbefett, welches von Natur —* gelb ſei, zur 
Margarinefabrikation verwendet werde, wodurch dem Pu— 
blilum dieſes Nahrungsmittel verſchlechtert werde. Butter— 
färben ſei auch eine Fälſchung. 

Demgegenüber ward von anderen Mitgliedern aus— 
geführt, daß man den abſichtlichen Zuſatz von täufhenden 
Faͤrbemitteln verbieten müſſe; das ſei nur gerecht; alles 
müſſe angewandt werben, um Täufchungen möglichſt zu er— 
ſchweren. Butterfärben und Margarinefärben feien zwei 
verſchiedene Dinge, da bie Butter nicht zu Sweden der 
Täuſchung gefärbt werde; eine Berefelung der Margarine 
durd) das SFärbeverbot liege nicht vor; jo weiß, wie behauptet 
werde, ericheine die ungefärbte Margarine nicht, ba bie 
Entfärbung der Dele nicht vorgejchrieben fei; Butter werbe 
auch vielfach nicht gefärbt. Das Butterfärben ließe fich 
wegen bes Erports nicht verbieten; bas Färben der Marga= 
rine geſchehe nur zur Täufchung. 

Schlieflih wurde die Faſſung ber I. Lejung mit 
10 gegen 8 Stimmen angenommen, alſo in II. Leſung bas 
Trärbeverbot aufrecht erhalten. In I. Lefung wurde ſo— 
dann nod ein neuer $. 2b beantragt mit folgendem 
Worilaut: 

„Auf je 100 Kilo Margarinekäſe ift 1 Gramm 
Phenolphtalein zugufegen; die Herftellung und ber 
Handel mit Margarinekäfe ohne diefen Zuſatz ift 
eg ber Zujag von Färbemitteln ift unter- 
agt.“ 

Dieſer Antrag ward damit begründet, daß es kon— 
ſequent ſei, die für die Margarine gemachten Vorſchriften 
auch auf den Margarinekäſe auszudehnen. 

Gegen dieſen Antrag ſprachen ſich einige Kommiſſions— 
mitglieder aus. Man wiſſe nicht, ob nicht vielleicht das 
Phenolphtalein ſchaͤdigend auf die Gährung und das Reifen 
des Margarineläſes einwirke. Erfahrungen hierüber fehlten. 
Von einem anderen Kommiffionsmitgliede ward bemerkt, 
daß das Phenolphtalein Lonjervirend mwirfe unb bie 
Bakterienentwidelung hemme, ſchädliche Wirkungen feien 
daher nicht zu erwarten, es fei aber zweifelhaft, ob tech— 
niſch der Zujaß zum Margarinefäfe leicht zu bewerfftelligen 
fei. Diele legtere Frage ward von den NRegierungsvertreiern 
bejaht; die Beimengung ſei vorausfichtlich leicht, wenn das 
Phenolphtalein der zur Käfebereitung verwendeten Milch 
zugejegt werde; ob aber das Phenolphtalein nicht im bie 
Molten gehe, darüber ug —— Das Kaiſerliche 
Geſundheitsamt ſtellte diesbezügliche Verſuche in Ausſicht. 
Hinzugefügt ward, daß der Nachweis des Phenolphtaleins 
in friihem Käſe leicht ſei; möglicherweife könne aber eine 
Berjegung des Phenolphtaleins beim Reifen des Käjes ein- 
treten, jo daß dieſer Stoff dann nicht mehr nachweisbar 








ſei; ſchädliche Wirkungen auf die menſchliche Gefundheit 
feien nicht zu befürchten. 

Die Vorſchrift, für den Margarinekäfe einen Zuſatz 
von Phenolphtalein vorzufhreiben, ward mit 12 gegen 
6 Stimmen angenommen. 

In Bezug auf den zweiten Theil des Antrags, bas 
Färben der Margarineläfe zu verbieten, wurde regierungs- 
feitig bemerkt, daß durch diejes Verbot die Herftellung von 
Margarinefäfe eigentlich unmöglich gemacht werde. Dems 
gegenüber ward von einem Kommifjionsmitgliede betont, daß 
auch nicht alle reinen Moltereitäje gefärbt würden, und 
daß gerabe Diejenigen Margarinekäfejorten, welche zu 
Täufhungszweden jept gefärbt würden, wie der Edamer, 
in Zukunft ganz fortfallen würden, da in der Vorlage die 
Rürfelform vorgejchrieben werde. 

Hierauf ward auch das Färbeverbot für Margarine 
käſe im Wortlaut des Antrages mit 11 gegen 7 Stimmen 
angenommen. 

Zu $. 2 war in I. Lefung als $. 2c folgender Zuſatz 
beantragt: 

„Von je 100 Kilo Margarine ift eine Kontrol- 
abgabe von 1 Mark zu entrichten unb von der 
Bollbehörbe zu erheben.” 

Der Antragfteller begründete feinen Antrag damit, da 
durch diefe Beftimmung nur die Koften der über die Mar: 
garinefabrifation auszuübenden Kontrole gededit werben 
follten, und verwies auf die Abgabe, die bei der Unter: 
ſuchung auf Trichinen zu zahlen ift. 

Seitens der Negierungsvertreter warb dem Antrage 
entgegengetreten und namentlich betont, daß für Ausführung 
ber Nahrungsmittellontrole bisher Gebühren nicht erhoben 
morben jeien. Solange die Regierung für dieſe Thätigfeit 
Abgaben nicht beanſpruche, Liege auch für den Reichstag 
fein Anlaß vor,“ eine derartige Kontrolabgabe ber Res 
ierung anzubieten. Das angeführte Beiſpiel der Er: 
ee von Fleiſchbeſchau-Gebũhren ſei auf den vorliegen- 
den Fall nicht zutreffend; dort handele es ſich um eine, 
an jedem einzelnen Stüd Fleiſch vorgenommene Unter: 
fuhung, bier nur um eine allgemeine Thätigfeit der 
Nahrungsmittelpolizei, wie fie bei einer Neihe anderer 
Nahrungsmittelfabrifen ebenfalls gebührenfrei eintrete. Der 
Antrag rufe den Verdacht einer beabfichtigten Vertheuerung 
ber Margarine hervor. Bon einem Kommiffionsmitgliede 
warb bemerkt, dies jei ber Anfang einer Steuer, die |päter 
erhöht werben würde, es liege barin eine Vertheuerung 
der Lebensmittel für die Heinen Leute. 

Der Antrag wurde jhließlich zurückgezogen. 


$. 8. 

Der $. 3 ber Vorlage ift in dem geltenden Geſe 
nicht enthalten. Er bejtimmt, daß alle diejenigen, welche 
Margarine, Margarinefäfe oder Kunftipeijefett gewerbs— 
mäßig herjiellen oder vertreiben wollen, hiervon der Ber 
hörde Anzeige machen müſſen unter Bezeichnung der be- 
en. Räume, der bejtellten Betriebsleiter und Auffichts- 
perjonen. 

Der Paragraph ward ohne Diskuffion in erfter und 
zweiter Leſung angenommen, nur wurde in zweiter Leſung 
das wegen des Verbots des Margarinefäjes in eriter 
Leſung geftrihene Wort „Margarineläfe” wieder eingefügt. 


8. 4. 

Diefer Paragraph, welcher ebenfalls in dem geltenden 
Geſetze fehlt, beftimmt, daß die Polizei oder deren beauf- 
tragte Sadverftändige befugt fein follen, jeder Zeit in die 
Räume, wo Margarine, Margarineläje oder Kunftipeifefett 
bergeftellt, aufbewahrt, feilgehalten oder verpadt wird, zum 
Zwecke von Revifionen einzutreten, auch find fie berechtigt, 
Proben zu nehmen. 
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Zu diefem Paragraphen lag der Antrag vor, bieje 
Kontrole auch auf Molkereien und Buttergefchäfte auszu— 
behnen. Begründet wurde berfelbe vom Antragfteller durch 
ben Hinweis, daß allerdings Beifpiele vorlägen, wo in 
Molkereien Bermiihungen mit Margarine vorgenommen 
feien; bann aber jei es unter allen Umſtänden nothwendig, 
daß gerade bie Kaufmannsgeichäfte, in bemen Butter feil 
gehalten werde, unter Kontrole geftellt würden, denn nicht 
in den Geſchäften, die Margarine feil hielten, ſondern in 
den Butterhandlungen würden Fälſchungen und Miſchungen 
vorgenommen. 

Bon den Regierungsvertretern ward ber Antrag als 
zu weit gehend bezeichnet. Derfelbe ward ſodann aber in 
erjter Lefung in der Form angenommen, daß vor bem 
Worte „Margarine das Wort „Butter“ eingefügt wird. 
Mit diefer Yenderung gelangte dann der $.4 zur Annahme. 
In zweiter Lefung lag ein Antrag vor, das eingefchaltete 
Wort „Butter“ wieder zu ftreihen und dafür am Enbe bes 
Paragraphen Folgendes anzufügen: 

„Daſſelbe gilt von Molfereien, in denen Butter 

oder Käfe hergeftellt, ſowie von Räumen, in denen 

Butter ober Käſe gewerbsmäßig aufbewahrt, feil- 

gehalten oder verpadt wird." 

Die Antragfteller gingen von der Abſicht aus, die Her: 
ftellung von Butter im Hausbetriebe von der Kontrole aus: 
zunehmen, 

Der Antrag wurde abgelehnt und ſodann $. 4 in ber 
Faſſung der I. Lefung angenommen. 


8.5. 

Diefer in dem geltenden Geſetze nicht enthaltene Para— 
graph jchreibt vor, daß die Fabrilanten von Margarine 
und Kunftipeifefett der Polizeibehörde Auskunft über 
Yabrifationsverfahren, Vetriebsumfang und über Menge 
und Herkunft der verwandten Nobftone zu ertheilen ver- 
pflichtet find. 

Hierzu lag ein Antrag vor: ftatt „Bolizeibehörde” zu 
feßen: „den Beauftragten des Reichs-Geſundheitsanits“. Der- 
jelbe wurde aber zurüdgezogen, nachdem regierungsfeitig 
bemerkt worden war, daß es nad) der ganzen Organifation 
bes Kaiferlihen Geſundheitsamts nicht angängig ſei, bie 
Unterfuhungen oder Kontrolen in ben verjchiedenen Bunbess 
ftaaten * Kommiſſare desſelben ausüben zu laſſen. 

Ein weiterer Antrag: zu ſetzen: „ſachverſtaͤndige Beauf⸗ 
tragte ber Wolizeibehörde”, wurde abgelehnt. 


Dagegen wurde ein Antrag angenommen, nad 
„Bolizeibehörde" die Worte einzufchalten: „oder beren 
Beauftragte”. 


Mit diefem Zufage ward $. 5 in I. und II. Lefung 
angenommen. 


. 6. 

Der $. 6 iſt ebenfalls neu aufgenommen. Derfelbe 
bezwedt die Trennung ber Räume, in denen Butter und 
Butterſchmalz einerjeit3 von denen, in welchen Margarine 
und Kunftipeifefett andererſeits hergeftellt, aufbewahrt oder 
verpadt wird. Diefelbe Trennung ſoll ftattfinden in Bezug 
auf Käfe und Margarinekäfe. Für den Kleinhandel jollen 
bieje Beitimmungen nicht gelten, jedoch werben dabei bejondere 
Lagerftellen und befondere Vorrathsgefäße vorgefchrieben. 

Zu diefem Paragraph lagen folgende Anträge vor: 

1. dem $. 6 folgende en zu geben: 

„Der Verlauf und die Aufbewahrung von 
Margarine darf nicht in foldhen Geſchäftslokalen 
ftattfinden, wo 
a) Naturbutter, Butterfchmalz und Schmalz, 

b) Kunftipeifefette verkauft werben.“ 

. Ein meiterer Antrag will die den Kleinhandel be 
treffenden Erleichterungen nur gewähren für Drt- 
ſchaften unter 5000 Einwohnern. 
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Bon einem Kommiffionsmitgliede ward in dem Anz 
trage unter 1 eine Erichwerung des Handels und zugleich 
ber Kontrole erblidt. Der Abjap der Margarine, welche 
ein geſundes und vollberechtigtes Nahrungsmittel ſei, werde 
dadurch erſchwert. Solchen Beitimmungen könne nur ber 
Großhandel, nicht der Kleinhandel entiprecdhen. 

Die Vertreter der Regierung machten geltend, daß ber 
Antrag, joweit er aud) für den Kleinhandel das Verkaufen 
und Feilhalten von Butter und Margarine in denjelben 
Räumlichkeiten verbieten wolle, zu ſchweren Benadhtheilis 

ungen der Händler führen werde. Bor Allem gelte dies 
ür das platte Land und für die Meinen Städte, wo ber 
Geihäftsumfang der in Betracht kommenden Gewerbe— 
treibenden zumeift nicht ausgedehnt genug fei, um den 
Verzicht auf den Vertrieb einer der beiden Waaren zu ges 
ftatten. In gang Heinen Orten, in denen nicht jelten über: 
haupt nur eine Berfaufsftelle für Nahrungsmittel ich vor: 
finde, würbe e8 geradezu unmöglich gemacht werben, ne 
der Butter auch Margarine zu vertreiben. Uber auch in 
den größeren Ortſchaften würden empfindliche Schäden nicht 
ausbleiben. Auch hier feien die Biltualienhändler durch 
die Nüdfichten auf ihren Kundenkreis vielfad darauf ans 
gewiejen, thunlichft viele Bedürfnifle des Haushaltes nebens 
einander zu führen, weil das Bublitum Werth darauf lege, 
die Einkäufe möglichit bequem ausführen zu können. Haupt- 
ſächlich handele es ſich hierbei um Heine, dem Mitielftande 
angehörige Gejhäftsleute, für die der Wegfall einer Waaren- 
gattung eine empfindliche Einbuße am Geihäftsumfang und 
damit zugleich am Werbienfte bedeute. Auch die Konfus 
menten würden darunter zu leiden haben, indem fie ges 
zwungen wären, zur Beihaffung ihres Küchenbedarfs 
verſchiedene Verkaufsstellen aufzuſuchen, was namentlich für 
die Arbeiterfrauen einen unerwünſchten Seitverluft mit ſich 
bringe. Die Durchführung einer ſolchen Bejtimmung 
werde möglicherweife dahin uhten daß zahlreiche Händler 
nicht den Margarinehandel, ſondern den Butterhandel auf— 
geben, daß das Publikum ſich * dem Margarinekonſum 
zuwenden, und daß mithin der Erſolg eine Benachtheiligung 
der Landwirthſchaft ſein werde. 

Von Kommiſſionsmitgliedern ward dagegen hervor— 
—5 — daß nur die möglichſt vollſtändige Trennung der 

ufbewahrungs⸗ und Verkaufsräume im Stande ſei, Fäl— 
ſchungen, namentlich das Miſchen zu verhindern. Gegen 
die Äbſicht, den Handel zu ſchädigen und den Abſatz von 
Margarine zu hindern, müßten fie fi) verwahren. 

3 6 = in der Abftimmung mit 9 gegen 7 Stimmen 
in erjter Leſung bie Faſſung des Antrages unter 1., wo- 
durch ng die Faſſung der Vorlage, als aud ber Anz 
trag unter 2. befeitigt war. 

Zu diefem Paragraph waren noch Zuſatzanträge 
geftellt: 

1. Gaftwirthe und Reſtaurateure, welche Margarine 
gebrauchen, haben dies in dem Speifezettel zu ver— 
merken. 

2. In allen Verfaufsräumen von Konditoreien, Bädereien, 
Gaſthäuſern und Speiſewirthſchaften, in denen Erjaß- 
mittel von Butter und Schmalz zur Herftellung der 
zum Verkauf gelangenden Nahrungsmittel verwendet 
werben, müſſen augenfällige Anfcläge angebradht 
werben, welde die Auffchrift tragen: 

„Qubereitung mit Erjaßmitteln von Butter und 
Schmalz." 

Seitens der Regierungsvertreter wurde im Weſentlichen 
Folgendes gegen die Anträge geltend gemacht: Es bilde 
feine unbedingte Borausjegung Ar ben ordnungsgemäßen 
und ehrlichen Betrieb einer Gaftwirthidhaft zc., daß aus— 
ichlielih Naturbutter oder Schmalz als Koch- und Bad: 
fett verwendet werde. Für die Zubereitung einer Reihe 


| 
| 
| 





Reichstag. Altenſtũck Nr. 224. (Bericht der zehnten Kommiſſion.) 


von Speiſen eigneten fih ebenſo gut ober noch beſſer als 
Butter oder Schmalz andere Fette und Fettgemiſche. Die 
Einführung einer Dellarationspfliht für den Fall der 
Verwendung anderer Tyette als Butter oder Schmalz ent» 
behre deshalb der inneren Berechtigung. Die folge einer 
Dellarationspflicht werde übrigens darin beftehen, daß 
vorausfichtlid die überwiegende Mehrzahl der Gaftwirih- 
ichaften zc, die Verwendung von Grjagmitteln für Butter 
und Schmalz befannt geben würden. Denn nur in jehr 
wenigen Speijewirthichaften komme ausjchließlih Butter 
oder Schmalz zur Anwendung. Wenn das Publikum erft 
bemerfe, daß ſelbſt in den beften Gafthöfen und Reftaurants 
auch Erfapfette für Butter oder Schmalz verwendet werben, 
ohne daß dem Geſchmack der Speifen Eintrag geichehe, jo 
würde die Dellarationspflicht den beabfichtigten Zwec ver 
fehlen. Denn das Publikum werde alddann gleihgültig 
gegen die Belanntgabe ber Verwendung von Hülfsfetten 
werden. Ferner jei eine Kontrole darüber, ob zur Zube— 
reitung von Speijen Margarine oder Kunftipeifefette ver 
wendet wurden, in ben meiften Fällen geradezu unmöglich. 
So vereinige fi) zum Beiſpiel bei der Zubereitung von 
Fleiſch in Folge der beim Braten oder Kochen ſich ents 
widelnden hohen Temperatur das natürliche Feit des 
Fleiſches mit dem zugeſetzten Butterfett einem Gemild), 
von dem fi) an der fertigen Speiſe nicht mehr feftitellen 
lajje, ob es erft während ber Zubereitung fich gebildet 
ar oder von der urjprünglidhen Verwendung von Sunfts 
peijefett oder Margarine herrührt. Schon in ben „Tech⸗ 
niichen Erläuterungen“ Seite 321 fei auf die Schwierige 
feit des Nachweiſes der verwendeten Tyette in Backwaaren 
fowie in gefocdhten und gebratenen Speifen hingewiejen. 
Hauptſache fei, dab die Fabrikation und der Vertrieb 
von Margarine und Kunſtſpeiſefetten entiprechend überwacht 
werde. Sobald dieje Fette in die Hände des Konfumenten 
übergegangen, jei eine Kontrole nicht mehr am Platze. 
Führe man die Dellarationspflidt bei der Verwendung 
von Erfagmitteln für Butter und Schmalz ein, jo müſſe 
man fie fonjequenter Weile auch bei ähnlichen anderen 
Faͤllen, 3. B. bei der Verwendung von Cichorie zur Kaffees 
zubereitung, von Färbemitteln bei Gierjpeifen, Suppen zc. 
vorichreiben. 

Einige — — ſprachen gegen ben An—⸗ 
trag; es lönne z.B. vorkommen, daß jemand, ber Talg 
zum Braten genommen, wegen Gebrauch von Margarine 
bejtraft werde. 

Andere Kommiffionsmitglieber prachen für die Anträge. 

Der Antrag unter 2. ward abgelehnt mit 13 gegen 
7 Stimmen, berjenige unter 1. in erfter Lefung mit 11 
gegen 9 Stimmen angenommen. 

In zweiter Lefung wurden folgende Anträge zu $. 6 
geftellt: 

8.6 in ber Faſſung des Entwurfes wiederhergus 
ftellen, jedoch in Abfah 2 Hinter „Berkaufsftätten” 
einzufchalten „in Ortjchaften unter 5000 Ein— 
wohnern“ 

und als Abſatz 3 hinzuzufügen: 
„Gaſt⸗ und Speifewirthe in Ortſchaften über 5000 

Einwohner, melde Margarine gebrauchen und 

Speifezettel auflegen, haben dies auf denjelben bei 

ben einzelnen Speifen zu vermerken.“ 

Seitens der Regierungsvertreter wurden ſowohl gegen 
ben Beihluß ber erften Lejung, wie auch gegen vorſtehende 
Unträge Einwendungen erhoben. 

Zunächſt wurde bemerkt, daß ber Entwurf eigentlich 
mweitergehe, als ber Beſchluß in erſter Lejung, da erjterer 
nicht nur das Verkaufen von Butter und Butterjchmalz 
einerfeits und Margarine ſowie Kunftipeifefett andererjeits 
in benjelben Räumen verbiete, fondern auch die Herftellung 


und Berpadung. Dann mwurbe bie ſchon in erfter Leſung 
— — Schwierigkeit der Kontrolle der Gaſtwirth— 
chaften wiederholt betont; es gäbe nad) der Berufszählung 
vom Jahre 1882 etwa 260 000 Gaftwirthichaften in Deutich- 
land. Welche Unannehmlichkeiten entftänden, wenn Bolizei- 
organe in die Küchen eindrängen, um Proben zu nehmen? 
Werde die Deklaration auch auf Kunſtſpeiſefett erjtredt, fo 
fei dies erft recht nicht zu fontrolliren, da dieſes von felbft 
in jeder Küche durch Vermiſchung mit dem thieriihen Fett 
ober Talg .. Was endlich die Beſchränkung ber 
vorgeſchlagenen Beftimmungen auf Ortichaften von über 
5000 Einwohnern betreffe, jo würde es ſchwierig fein, für 
Ortſchaften, deren Einwohnerzahl im Laufe der Zeit dieje 
Grenze erreicht, den Zeitpunkt zu beftimmen, von welchem 
ab fie unter die Beitimmung fallen, und es würde für 
biefelben, wenigftens vorübergehend, ein Zuftand unleids 
licher Rechtsunſicherheit ſich ergeben. 

Verſchiedene Mitglieder der Kommiffion ſprachen fich 
ebenfalls gegen den Antrag und die Beſchlüſſe der eriten 
Lefung aus. Die Beitimmung, daß im Kleinhandel Butter 
und Margarine (Sunjtipeijefett) nicht in benjelben Räumen 
verkauft werben dürfe, wenn fie auch nad) dem vorliegen- 
ben Antrag für Städte unter 5000 Einwohnern nicht gelten 
jolle, bedeute eine Schädigung ber kleinen Gewerbtreibenden. 
Eine Beihränfung der Heinen Kaufleute in Bezug auf 
Butterhandel jchädige aud, wie von einer Seite bemerkt 
ward, die feinen Landwirthe, welche vielfah gewohnt 
feien, ihre Butter im Wege des Taufches bei Heinen Kauf: 
leuten abzuſetzen. 

Andere Kommiffionsmitglieber traten für den Antrag 
ein. ine ausgebehnte Kontrole der Gaftwirthe fei ja 
läftig, aber nothwendig, wenn man die Fälſchungen aufs 
beden wolle; Deklaration werbe auch bei den Steuern vers 
langt, und zwar in jchärfiter Weife; warum man benn ben 
Wirthen die Deklarationspfliht nicht auflegen wolle, bie 
eine jo große Rolle im öffentlihen Leben jpiele? 

Nachdem dann dieſer Antrag zurüdgezogen war, ward 
ein anderer Antrag geftellt, der bezwedte, bie Trennung der 
Verkäufsräume für Butter und Butterfhmalz einerfeits ſo— 
wie für Margarine und Kunftipeifefette andererſeits auch 
für den Kleinhandel allgemein (aud in Hleineren Städten) 
durchzuführen. Zu Ddiefem Ende ging ber Antrag dahin, 
in dem Abja 1 des $. 6 im Entwurfe überall nach ben 
Worten „verpadt wird“ und „Berpadung“ bie Worte „feil- 
gehalten“ beziehungsmweife „bas Feilhalten“ einzufchalten. 

für Käſe und Margarinefäfe wollte der Antrag bie 
felbe Trennung vorjchreiben. In Uebereinftimmung mit der 
Abfiht des Antrags jollte der Abſaß 2 des 8.6 im Ent- 
wurf geftrihen werden. Der Antragfteller begründete feinen 
Vorihlag, indem er folgendes ausführte: Der betrügerische 
Berlauf von Margarine ftatt Butter, oder von Miſchungen 
laſſe fih nur dann verhindern, wenn eine abfolute Trennung 
ber Berkaufstellen durchgeführt werde; grade im Klein— 
handel fämen die Täufhungen vor. Was die Schädigung 
ber Heinen Gewerbetreibenden beträfe, fo ſei die Sache nicht 
fo arg, wie fie dargeftellt werde, es bildeten fich namentlich 
in ben größeren Städten von jelbit Spezialitäten aus; 
mer vorwiegend mit Butter handele, werde gerne ben Ber: 
kauf von Margarine aufgeben und umgekehrt; in den Heineren 
Ortſchaften Hätte aber der Butterhandel eine geringere Be: 
deutung, weil dort faſt überall Genoſſenſchaftsmolkereien, 
welche die VBerforgung mit Butter zu ihrer Aufgabe machten, 
vorhanden ſeien, oder die Bevölkerung bezöge ihre Butter 
dort direft vom Produzenten, 

Sclieflid ward dieſer Antrag, alfo der Wortlaut des 
Entwurfes (im erften Abfah) mit ben erwähnten Eins 
fhaltungen, in Il. Lefung angenommen, Abjag 
wurfes abgelehnt. 
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des Ente | 
' Zahlen einzuftellen, von einem Mitgliede wieder aufge: 
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.1. 

Dieſer Paragraph —* dem 8. 3 des geltenden 
Geſetzes und enthält Vorſchriften über die Kennzeichnung 
der Margarine durch Inichriften auf den Gefäßen und Um— 
— —— Angaben des Fabrikanten auf Kiſten und Ge— 

inden und die Vorſchrift der Würfelform beim Verlauf in 
geformten Stüden. 

Diefe Beitimmungen find in dem Entwurf in finne 
gemäßer Weiſe auf Margarineläfe und Kunftipeifefett aus- 
gebehnt. 

Der 8.7 ward in I. und II Lefung ohme Debatte 
einjtimmig angenommen. 


8. 8. 

Diefer Paragraph ift neu eingefchaltet und enthält die 
Vorſchrift, daß in allen Schriftftücden (Angeboten, Rechnungen 
Frachtbriefen 2c.) welche ſich auf Lieferung von Margarine, 
Margarinefäfe ober Kunfifpeifefett beziehen, dieſe mit ber 
im Gefege angegebenen Bezeichnung zu deflariren find. 

. 8 warb in I, und II. Leſung einftimmig angenommen, 
8 ward fodann in I. Leſung ein neuer 


. 8a 
beantragt, nad welchem Ri Beauftragten der Polizei die 
bei ihrer Ueberwachung der Betriebe zu ihrer Kenntniß ges 
fommenen Einrihtungen zc. geheim halten follen. 

Diefer neue Paragraph ward in I. Leſung anges 
nommen. 

In II. Lefung warb dann darauf aufmerffam gemacht, 
daß wohl ein Vorbehalt Hinzugefügt werden müſſe in Be— 
zug auf die dienftliche Verichterftattung und Anzeige von 
Gejegwibrigkeiten. Bei biefen müfle von ber Berpflidh 
tung zur Geheimhaltung eine Ausnahme gemacht. werben. 
Ein dieſes bezwedender Zufag warb beantragt und mit 
bemjelben der $. 8a auch in Il. Leſung angenommen. 


8. 2. 

Diejer Paragraph ift neu eingefügt und enthält Be— 
ftimmungen in Bezug auf ben Verkauf von Butter mit zu 
niedrigem fyettgehalt oder zu hohem Wafler- und Salz 
gehalt. Der Verkauf derjelben fol, wenn vom Bundesrath 
in Bezug hierauf vorzufchreibende Grenzen nicht erreicht 
beziehungsmeife überfchritten werben, verboten werden. 

Anlaß zum Erlaß dieſer Beſtimmung Hat die Her— 
ſtellung von jogenaunter Faktorei⸗ oder Pack-Butter gegeben. 
Schlechte Butterforten werben ausgewaſchen, mit etwas 
guter Butter verjegt und dann große Waſſermengen unter 
Benugung von Salz, welches die Aufnahme davon er— 
leichtert, hineingebradyt. Auch kommen im Verkehr Butter 
forten vor, die wegen mangelnder Bearbeitung einen zu 
hohen Waflergehalt Haben. Normal bereitete Butter Hat 
felten mehr als 16 Prozent Waſſer, künftli bearbeitete, 
jogenannte TFaktoreibutter ift, wie die Motive ausführen, 
vorgetommen mit einem Waflergehalt von 45 Prozent. 
Dadurch werben die Konſumenten geſchädigt, und durch 
den Export ſolcher Butter leidet der Ruf der deutſchen 
Waare im Ausland. 

Zu dieſem Paragraphen lag ein Antrag vor, in das 
Geſetz fefte Zahlen in Bezug auf ben Fettgehalt (80 Pros 
zent), den Waflergehalt (15 Prozent) und den Salzgehalt 
(3 Prozent) einzuftellen. 

Demgegenüber ward von ben Regierungsvertretern 
und einigen Kommifjionsmitgliedern hervorgehoben, daß 
bie Unterfuchungen über fette und Wafjergehalt von 
normal hergeftellter Butter noch nicht ausreichend feien, 
um fefte Zahlen aufzuftellen. 

Der Antrag ward mit großer Majorität abgelehnt 
und 8.9 in I. Leſung angenommen. 

In II. Lefung ward der Antrag, die erwähnten feften 
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nommen. Daſſelbe bemerkte, daß zu befürchten fei, ber | möglich beabfichtigt fein, den Verkehr mit diefen Fabrilaten, 


Bunbdesrath werde keinen ausgiebigen Gebrauch von ber 


ihm erteilten Befugniß machen. Andere Mitglieder ſprachen menſchlichen Genuß aber nicht beftimmt, 


in diefer Beziehung ihr volles Vertrauen aus, und es 
ward noch hervorgehoben, daß Die zuläffige Grenze für den 
Waſſergehalt mit 15 Prozent zu niedrig gegriffen jei. 
Bon den Regierungsvertretern ward noch bemerkt, daß ber 
Waſſergehalt nad) der Laftationsperiode ber Kühe, nad) 
Jahreszeiten, yütterungsart (ob Weide, ob Stallfütterung) 
und nad) Bodenverfchiedenheiten jehr verichieden fei. Es 
ſei vielleicht nothwendig, für beftimmte Gegenden unb Ber: 
hältniffe die Zahlen verſchieden feitzujegen. ebenfalls 
ftänden biefelben noch nicht mit Sicherheit feft. 

8.9 warb darauf unter Ablehnung des mwiederauf- 
genommenen Antrags in der Faſſung der I. Lefung an— 
genommen. 

10 


Die erfte Nummer dieſes Paragraphen entipricht dem 
legten Abſah des $.3 des geltenden Geſetzes und enthält 
die Ermädtigung für den Bundesrath, Ausführungsbes 
ftimmungen für die Borfchriften des 8. 7 ($. 3 im geltenden 
Geſetz) zu erlafjen. 

Die zweite Nummer ermächtigt den Bundesrath, Grund- 
ſätze aufzuftellen für die erforderlichen Unterfuchungen von 

tten und Häfen, jomweit fie zur Ausführung biejes Ge— 
ebes, jowie des Nahrungsmittelgejehes nothwendig find. 

Diejer Paragraph ward ohne Debatte in J. und II. Leſung 
einftimmig angenommen. 


$. 11. 

Diefer Paragraph ift identiſch mit dem $. 4 bes gel- 
tenden Geſetzes. Nad) demfelben finden die Beftimmungen 
des Gefepes keine Anwendung auf Erzeugniffe der in $. 1 
genannten Art, welche zum Genuffe für Menjchen nicht 
beftimmt find. Hierzu war ein Antrag geftellt, nach welchem 
ſolche Fette roth gefärbt werben müflen. 

Zur Begründung ward angeführt, ba foldhe fchlechten 
a. bennod zur menschlichen Nahrung gebraucht werben 
önnten; beshalb ſei bie Färbung nothwendig. Seitens 
der Negierungsvertreter warb bemerlt, daß die Ver— 
wendungsarten folder Fette jo verſchiedenartig feien, daß 
duch das Färben unter Umftänden biefelben für die 
bejtimmten Zwecke unbraudbar würben; 3. B. ward er- 
innert an Fette für Pomaden, Seifen, Lederjchmiere, Ges 
wehrfett fowie an gemwifle zu Arzneizubereitungen Verwen— 
dung findende Fetigemiſche. Der Yufapantrag warb in 
I. Lefung abgelehnt und, nachdem er in II. Leſung wieder 
aufgenommen, ebenfalls abgelehnt. Der $. 11 der Vor— 
lage wurde in I. Leſung angenommen; in zweiter Lefung 
wurde jeine Streihung beantragt, da er entbehrlich jei. 
Bon Seiten ber ARegierungsvertreter wurbe bem wiber- 
fproden. Die Definitionen von Margarine und Kunits 
ipeifefett in $. 1 feien fo gefaßt, ba darunter an und für 

ch nit nur die zu Nahrungszweden beftimmten Fette, 
fondern auch foldhe Zubereitungen fallen, welche in ber 
Induftrie und Technif Verwendung finden. Für die Mars 
garine fei die Frage allerdings nicht von erheblicher 
Bee Bedeutung, da butterähnliche Zubereitungen in 
er Technik, foviel bekannt, nicht zur Anwendung kommen. 
Immerhin fei zu berüdfichtigen, daß Margarineabfälle und 
verborbene Margarine für technifche Zwede, z. B. für die 
Seifenfabrilation —— ſeien und daß es widerſinnig 
fein würde, den Verlauf folder Waare unter die Vor— 
ſchriften des neuen Geſetzes mit feinen zum Theil fcharfen 
Strafandrohungen zu ftellen. Ganz anders aber verhalte 
es fih mit ben "hweinefepmalzähnlichen Zubereitungen 
(8. 1 Abjag 4), welde in ber Technik und in ber Phar— 
mazie (namentlich bei der Zubereitung von Salben) 
in großem Umfange verwendet werben. Es könne un— 


welche zwar unter die Difinition bes $.1 fallen, zum 
gm Theil fogar 
ganz ungeeignet hierfür find, den für Speijefette zu er- 
laſſenden und nur auf dieſe berechneten Beftimmungen zu 
unterwerfen. Srgend einen Nachtheil könne die Beibe- 
haltung bes 8. 11 der Vorlage nicht mit ſich bringen, wie 
auch bei der Handhabung des geltenden Margarinegejehes 
aus deſſen $. 4 feinerlei Schwierigkeiten oder Zweifel ent 
ftanden feien. Als entbehrlich könne 8. 11 nur unter ber 
Vorausſetzung betrachtet werben, daß bie Beſchränkung ber 
Anwendbarkeit bes Geſetzes auf Nahrungsmittel außer 
weifel geftellt und demgemäß die Begriffsbeftimmungen in 

. 1 geändert würden. 
Schließlich wurde in II. Leſung der $. 11 geftrichen. 

8. 12. 

Mit diefem Paragraphen beginnen die Strafbeftim- 
mungen. Während in bem beftehenden Geſetze gegen alle Zu— 
widerhandlungen eine gleihmäßige Strafe von 160. (bezw. 
Haft), im Wiederholungsfalle von 600 M (bezw. Haft oder 
Gefängniß) angedroht ift, werben im Entwurfe zum Theil 
fehr viel Pr Strafen feſtgeſetzt. Der 8. 12 beſtimmt, 
daß mit ängnig bis zu 6 Monaten und mit Geld- 
ftrafe bis zu 1500 M, oder mit einer diefer Strafen bes 
ftraft werden foll: 

1. wer zum med ber Täufhung im Handel und 
—* eine ber nad) $. 2 unzuläſſigen Miſchungen 
herſiellt, 

2. wer in Ausübung eines Gewerbes wiſſentlich ſolche 
Miſchungen verkauft oder feilhält. 

Die Kommiſſion Hat fih im Allgemeinen mit den 
wefentlihen Erhöhungen der Strafen einverftanden erklärt. 
Zu diefem Paragraphen lag nod) ein Zufag-Antrag vor, nad) 
welhem der hier ausgejprodyenen Strafe unterworfen 
werben foll: 

3. wer als Beauftragter ber Polizeibehörbe unbefugt 
Betriebsgeheimniffe offenbart, welche kraft feines 
Auftrages zu feiner Kenntniß gelangt find. 

Der Zufagantrag und mit ihm ber $. 12 des Ent- 

wurfes ward in erfter Leſung angenommen. 

In zweiter Leſung warb dann ber Zufaßantrag unter 3 
geftrihen, weil beantragt ward, dieſe Bejtimmungen in 
einem neuen Paragraph aufzunehmen. 

Dagegen ward beantragt, eine Beftimmung unter Nr. 3 
bier aufzunehmen, nach welcher derjenige der in dieſem 
Paragraphen angedrohten Strafe verfallen foll, der Mar— 
garine oder Margarineläje ohne den in $.2a und 2b 
beftimmten Phenolphtaleinzufag zu Handelszweden herftellt, 
feilhält oder verkauft, ferner wurben hierzu noch folgende 
Zuſätze zu biefer Nr. 3 und zu Nr. 1 und 2 beantragt: 

Im Wiederholungsfalle darf nicht ausſchließlich 
auf Geldftrafe erkannt werben. 

Diefe Beftimmung findet Feine Anwendung, 
wenn feit dem Zeitpunkte, in welchem die für Die 
frühere Zumiderhandlung erfannte Strafe verbüßt 
ober erlaſſen ift, drei Jahre verfloffen find. 

Die auf Grund von Al. 1 und 2 ergangenen 
Urtheile find nad beichrittener Rechtskraft von 
der Staatsanwaltihaft in den vom Gericht zu 
bezeihnenden Beitungen bes Gerichtsbezirks zu 
publizieren. 

Zu Nr.3 ward auch nod) beantragt, daß im Wieber- 
holungsfalle das Feilbieten und Verlaufen unterfagt werden 
könne. 

Gegen dieſen letzteren Antrag ward von den Regie— 
rungsvertretern geltend gemacht, daß Verbote der —— 
ſetzung des Gewerbebetriebes nach der geltenden Geſetzgebung 


nicht durch gerichtliche Erkennmniſſe, ſondern durch die Vers 
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waltungsbehörden bezw, im Verwaltungsftreitverfahren aus⸗ 
Ber sung werben; ſolche Beftimmungen gehörten in bie 
Gewerbeordnung. 


Diefer Antrag, betreffend das Verbot bes weiteren | 
cr und Berfaufens, ward dann abgelehnt und | 


12 mit den übrigen in zweiter Leſung geftellten Zujaßs 
ar angenommen. 
[8 


8. 12a 
ward ſodann folgender neue Paragraph beantragt und 
angenommen: 
Mit Geldftrafe bis zu eintaufendbfünfhundert 
Markt oder mit Gefängnik bis zu brei Monaten 
werben bejtraft bie Beauftragten der Polizeibehörde, 
wenn fie unbefugt Betriebsgeheimnifje, welche kraft 
ihres Auftrages zu ihrer Kenntniß gelangt find, 
offenbaren, oder geheimgehaltene Betriebseinrich- 
tungen oder Betriebsweilen, von denen fie kraft 
ihres Auftrages Kenntmmiß erlangt haben, nadhs 
—— ſolange dieſelben noch Betriebsgeheimniſſe 
im 


Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Be- 
trieböunternehmerd ein. 


. 18 
des Entwurfs lautet: 5 

Mit Geldjtrafe von fünfzig bis zu einhunbertfünfzig 
Mark oder mit Haft wird beitraft: 

1. wer ben Vorfchriften des $. 4 zumiber ben Eintritt 
in die Räume, die Entnahme einer Probe ober die 
Revifion verweigert; 

2. wer bie in Gemäßheit bes $. 5 von ihm erforderte 
Auskunft nicht ertheilt oder bei ber Auskunft 
ertbeilung wiſſentlich unwahre Angaben macht. 

Das Strafmah ftimmt mit demjenigen bes geltenden 
Gejeßes überein, nur ift eine untere Grenze von 50 HM. 

eftimmt. 

Der Paragraph ward in erfter und zweiter Leſung 
angenommen. 

$. 14 
des Entwurfs lautet: 

Mit Geldftrafe bis zu —— Mark 
oder mit Haft bis zu vier Wochen wird beſtraft: 
1. wer den Vorſchriften des $. 3 zuwiderhandelt; 
2. wer bei der nad) $. 5 von ihm erforberten Aus- 

funftertheilung aus Fahrläffigkeit unwahre An— 

gaben made. 

Für verjäumte Anzeige des Betriebes, und für fahr 
läffige unwahre Angaben nah $. 5 werben geringere 
Strafen feftgejeßt. 

$. 14 warb ebenfalls in I. und U. Leſung ange 
nonmen. = 


bes Entwurfes lautet: 

Außer den fällen ber 88. 12 bis 14 werben 

rer were gegen die Vorſchriften biejes 

jeßes jowie gegen die in Gemäßheit der 88. 9 
und 10 Ziffer 1 ergebenden Beltimmungen bes 
Bundesraths mit Gelbjtrafe bis zu einhunderts 
fünfzig Mark oder mit Haft bejtraft. 

Im Wiederholungsfalle ift auf Geldſtrafe Bis 
zu jechshundert Mark, oder auf Haft, ober auf 
Gefängnig bis zu drei Monaten zu erkennen, 
Diefe Beitimmung findet feine Anwendung, wenn 
feit dem Beitpunkte, in welchem die für die frühere 


BZumwiberhandlung erfannte Strafe verbüßt oder | 


erlaffen ift, brei Jahre verflofjen find. 
Diefer Paragraph beftimmt, daß in allen anderen 
Fällen der Zumiderhandlung gegen das Gejeg niedriger 
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Strafen, und zwar die”gleichen, wie im geltenden! Gefeß 
feitgejegt werben follen. f$. 15 ift in I und II. Lefung 
angenommen. 

16 


8. 
bes Entwurfs betrifft die-Einziehung von verbotswibrig 
bergeftelltenZund feilgehaltenen Waaren und ftimmt wejents 
lich überein mit den bezüglihen Beftimmungen bes 8.5 
bes geltenden” Geſetzes; auch ‚ diefer Paragraph ward in 
I. und II. Lejung angenommen. 


8.17 
bes Entwurfs enthält die aud im geltenden Gefeße 
ſtehende Beitimmung, daß die Vorſchriften des —— 
mittelgejebes durch dieſes Geſetz unberührt bleiben ſollen. 
ieſer Paragraph wie auch 


8. 18, 
welcher ben Zeitpunkt bes Inkrafttretens bes Geſetzes ent⸗ 
hält, wurden in I, und II. Leſung angenommen, wobei 
bemerkt ward, daß dieſer Zeitpunkt in II. Lejung im Plenum 
feftgeftellt werden müßte, 

Zu den Strafbeftimmungen bes Geſetzes möge noch 
erwähnt werben, daß von” einem Kommiffionsmitgliede die 
Frage angeregt ward, ob nicht Korporationen, 5. B. land- 
wirthichaftlihen Vereinen, Molkereiverbänden zc., die durch 
ihre Thätigkeit Material zu Unterfuhungen und Verur— 
theilungen beigebracht haben, das Recht eingeräumt werben 
—— als Nebenkläger auf die Zahlung einer Buße zu 

agen. 

Von Seiten der Regierungsvertreter wurde dies für 
bedenklich erklärt. Wenn auf ähnliche Beitimmungen im 
Reichsſtrafgeſetzbuch, Muſterſchutze, Patent-Geſetz zc. Bezug 
genommen worden fei, fo treffe dieſer Vergleich nicht zu. 
Wo dort eine Buhe zugelaffen jei, handele es ſich darum, 
dem in feiner Ehre, — körperlichen Integrität oder in 
einem ihm zugeiprocdhenen Vermögensrechte Geſchädigten 
eine Genugthuung oder einen Schadenserfag in Form einer 
Gelbleiftung von Seite desjenigen zu fidhern, welcher ſich 
ber Verlegung” ſchuldig gemadt Hat. Hier aber jollten 
Bereine oder Sorporationen Geldzumwendungen erhalten, 
—* Rückſicht darauf, ob ihnen Velbft oder ihren Mit- 
gliedern durch die den Gegenſtand ber Verurtheilung bil- 
dende Handlung unmittelbar ein Schaden erwachſen fei. 
Die der Anregung zu Grunde liegende Tendenz, gemeins 
nügige Einridtungen für eine wirkſame Stontrole ber 
Nahrungs- und Genußmittel zu fördern, habe in ber Ges 
jepesvorlage bereits dadurch Berückſichtigung gefunden, da 
nad ber Beitimmung in $. 17 aud bei Zuwiderhand- 
lungen gegen biefes Geſetz die Vorichriften der 88. 16 
und 17 des Nahrungsmittelgejeßes für anwendbar erflärt 
feien. Der $. 17 bes — Geſetzes aber be— 
ſtinmt, Idaß dort, wo für den Ort ber- ausgeführten ftraf- 
baren — eine öffentliche Anſtalt zur techniſchen 
Unterſuchung von” ** und Genußmitteln beſteht, 
die auf Grund des Geſetzes auferlegten Geldſtrafen, ſoweit 
biejelben dem Staate zuftehen, der Kaffe zufallen, melde 
die Kojten der Unterhaltung der Anftalt trägt, Die Ans 
regung wurbe daraufhin nichtXweiter verfolgt. 

iermit waren die Berathungen ber Kommilfion über 
ben Geſetzentwurf beendigt. * Zwecke der redaltionellen 
Anordnung der Beſchlũſſe wurde ſodann eine Sublommiſſion 
eingeſetzt, welche, die Beſchlüſſe zu 2a, 2b, 12 und 17 in 
die jegige Form brachte. 

Diefe Beſchlüſſe find von der Kommiffion in ihrer 
legten Sigung®genehmigt. 

Schließlich wurde über die Petitionen referirt und bes 
Ichlofien, dem Reichstag zu empfehlen, diefelben durch 
die von ber Kommiljion gefaßten Beſchlüſſe für 
erledigt zu erklären. 
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Nachdem nunmehr die Kommiffion über das Ergebnif 
ihrer Berathung berichtet, ftellt fie den Antrag: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
bem Gefegentwurf in der Faſſung, melde 
fih aus ber angeſchloſſenen tn Arten 
ftellung ergiebt, feine Zuftimmung zu 
geben. 
Nach Beendigung der Kommiffionsberathung über ben 
Gefepentwurf wurden folgende Rejolutionen beantragt: 
I. Die Kommiffion wolle beſchließen: 
ben Bundesrath, zu erjuchen: 
„Anordnungen dahin zu treffen, daß bie 
bei der Herjtellung von Margarine oder Mar— 
garinefäje zu verwendenden ausländiſchen Fyette 
und Dele jowie aus dem Auslande eingeführte 
Margarine und Margarinetäfe auf ihre Zu— 
läffigfeit nach den gelundheitspoligeilichen Bes 
flimmungen amtlidy unterfudht werden.“ 
II. Die Kommiffion wolle beſchließen: 
„die verbündeten — zu erſuchen, 
darauf hinzuwirken, daß in den einzelnen 
Staaten baldigſt öffentliche Anftalten zur tech— 
nifhen Unterfuhung von Nahrungs= und Ges 
nußmitteln eingerichtet, die Leitung berfelben 
technifch gebildeten Beamten übertragen, ſach— 
verftändige AInfpektoren mit der Ausübung der 
Kontrole im Lande betraut werden.” 
IL Die Kommiſſion wolle beſchließen: 
An die verbündeten Regierungen bie Bitte zu 
richten, dahin zu wirken: 
1. daß überall dort, wo öffentliche, beziehungs- 





weiſe ftaatlihe Unterfuhungsanjtalten noch nicht | 
beftehen, foldhe zum Zwecke der allgemeinen 


Nahrungsmitiel-Kontrole, beſonders aber zur 
Kontrole von Molkereiproduften, deren Erjaß- 
mitteln und Speifefetten eingerichtet werden; 


2. daß bei dem Fehlen öffentlicher Unterfuhungs- | 
anftalten wenn moͤglich dieſe Unterjuchungen 


vorläufig von den Iandwirthichaftlichen Verſuchs⸗ 
ftationen übernommen werden; 

3. daß zur Beaufſichtigung bes Handels mit Mol- 
fereiprobulten, deren Erfagmitteln und Speijes 
fetten überall ſachverſtändige Infpektoren ans 
geftellt werben. 


IV. Die Kommiffion wolle bejchließen: 


den Herm Reichskanzler zu erfuchen, zur Sicherung | 


einer wirffamen Nahrungsmittelfontrole 
1. bei den Regierungen der Bundesftaaten dahin 





zu wirten, daß hygieniſche Unterjuchungsftationen 
als technifche Sülsorgane der Polizei und Ges 


richte im Reich in ausreichender Zahl errichtet 
werben, 

2. eine Berftändigung unter ben Regierungen ber 
Bımdesjtaaten über eine mö lift übereinftims 
mende Drganifation und Inſtruktion der Ge— 
funbheitspoligei herbeizuführen. 

Nach kurzer Berathung wurde die Refolution unter I 


unter Streihung des Wortes „ausländifchen“ vor ben | 


Worten „tette und Dele” und mit geringen redaktionellen 
Aenderungen angenommen. Die Nejolutionen II, II und 
IV mwurben auf die Weife verfhmolzen, daß die Nr. 1 ber 
Rejolution III den Bufag aus Nr. 2 erhielt: „und bie 
Zeitung berjelben techniſch gebildeten Beamten übertragen 
werbe”, daß ferner in Nr. 3 der Rejolution II die Worte 
hinzugefügt wurden: „mit Nahrungs: und Genußmitteln 
bejonders" (mit Molfereiprobuften u. f. w.), daß weiter in 
Nr. 3 der Refolution III das Wort „überall“ geftrichen 
mwurbe und enblich der Nefolution II der Puntt 2 ber 
Refolution IV als Nr. 4 angefügt wurde. 

Die endgültig beichloffenen NRejolutionen lauteten aljo 
folgendermaßen: 

1. Den Bunbdesrath zu erfuchen: 

Anordnungen dahin zu treffen, daß bie Bus 
läffigfeit nah den gefundheitspolizeilichen Beftim- 
mungen ber bei der Herftellung von Margarine 
oder Margarinefäfe, Runftipeifefetten zu verwens 
denden Fyette und Dele jowie der aus dem Aus— 
lande eingeführten Margarine und des Margarine- 
käſe amtlich fejtgeftellt werde. 

2. „An bie verbündeten Regierungen bie Bitte zu richten, 
dahin zu wirken: 

1. daß überall dort, wo öffentliche, beziehungsmeife 
ſtaatliche Unterſuchungsanſtalten noch nicht beftehen, 
ſolche zum Zwecke der allgemeinen Nahrungss 
mittel-ontrole, bejonders aber zur Kontrole von 
Molkereiproduften, deren Erjagmitteln und Speifes 
fetten eingerichtet werben und die Leitung der— 
—* techniſch gebildeten Beamten übertragen 
werde; 

2. daß bei dem Fehlen öffentlicher Unterſuchungsan— 
ftalten wenn möglich dieſe Unterfuchungen vorläufig 
von den landwirthſchaftlichen Berjuchsftationen 
übernommen werden; 

3. daß zur Beauffichtigung des Handels mit Nah: 
rungs⸗ und Genußmitteln, befonbers mit Molkerei— 

roduften, deren Erjagmitteln und Speifefetten 
— Inſpeltoren angeſtellt werden; 

4. daß eine Verſtändigung unter den Regierungen 
ber Bundesſtaaten über eine möglichſt überein— 
ſtimmende Organiſation und Inſtruktion der Ges 
ſundheitspolizei herbeigeführt werde.“ 

Die Kommiſſion beantragt: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 
dieſen Reſolutionen zuzuſtimmen. 


Berlin, den 17. März 1896. 


Die X. Kommiſſion. 


Dr. Bachem, Borfigender. —— 
Dr. Elemm (Lubwigshafen). v. Dallwitz. Fusaugel. 
v. Graud⸗Ry. Herbert. Humann, Jskraut. Klemm 
(Mũhlhauſen) Kloſe. Dr. Krnje. Dr. Krzyminsti. 
Maager. v. Ploetz. v. Podbielski. Nothbarth. 

Schmid (Inmenſtadt). Weiſſ. Wurm. 


Berichterſtatter. 
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Zufammenftellung 
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Entwurfs eines Gefetes, betreffend den Verkehr mit Butter, Käſe, Schmalz 
und deren Grfatmitteln, — Nr. 72 der Drudjachen — 


mit ben 


Beichlüffen der X. Kommiffion. 
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Geltendes Gejep. 


Gejet, 
betreffend 
den Verkehr mit Erjfatmitteln für Butter. 
Tom 12. Juli 1887. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaijer, 
König von Preufien ꝛc. 

verorbnien im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung 

bes Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


$.1. 

Die Gefhäftsräume und fonftigen BVerkaufsftellen eins 
ſchließlich der Marktftände, in welchen Margarine gemwerbs- 
mäßig verkauft oder feilgehalten wird, müffen an in Die 
Augen fallender Stelle die deutliche nicht verwiſchbare 
Inschrift: „Verkauf von Margarine“ tragen. 


Margarine im Sinne dieſes Gefeges find diejenigen, 
ber Mildbutter ähnlichen Zubereitungen, deren Fettgehalt 
nicht ausſchließlich der Milch entjtammt. 


8.2. 

Die Vermifhung von Butter mit Margarine oder 
anderen Speijefetten zum Zweck des Handels mit dieſen 
Miihungen, fowie das gewerbsmäßige Verkaufen und Feil— 
halten derjelben ift verboten. 

Unter dieſe Bejtimmung fällt nicht der Zuſatz von 
Butterfett, welder aus der Verwendung von Mil 
oder Rahm bei der Herfiellung von Margarine 
herrührt, fofern nicht mehr als 100 Gemwichtstheile Milch 
oder 10 Gewidtötheile Rahm auf 100 Gewichtstheile 
> nit der Milch entjtammenden fette in Anwendung 

mmen. 


Vorlage. 





Entwurf eines Geſetzes 
betreffend 
den Verkehr mit Butter, Käfe, Schmalz und 
deren Grfagmitteln. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaifer, 
König von Preußen ꝛc. 

verorbnen im Namen bes Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung 

bes Bundesraths und bes Reichstags, was folgt: 


8. 1. 

Die Geihäftsräume und fonftigen Verfaufsftellen, ein- 
ihließlih der Marktftände, in denen Margarine, Mar: 
garinefäje oder Kunftfpeifefett gewerbsmäßig verkauft oder 
feilgehalten wird, müflen an in die Augen fallender 
Stelle die deutliche, nicht verwiſchbare Inſchrift „Verkauf 
von Margarine“, „Berlauf von Margarinekäfe”, „Verlauf 
von Kunftipeifefett”" tragen. 

Margarine im Sinne diefes Geſetzes find diejenigen, 
ber Milhbutter oder dem Butterſchmalz ähnlichen dur 
bereitungen, deren Fettgehalt nicht ausſchüeßlich der Milch 
entjtammt, 

Margarinekäfe im Sinne dieſes Geſetzes find diejenigen 
füfeartigen Zubereitungen, deren Fettgehalt nicht aus— 
ſchließlich der Milch entjtammt. 

Kunftfpeifefett im Sinne dieſes Geſetzes find diejenigen, 
dem Schweineihmalz ähnlichen — deren Fett⸗ 
gehalt nicht ausſchließlich aus Schmweinefett beſteht. Aus— 

enommen find unverfälſchte Fette beſtimmter Thier- oder 
flanzenarten, welche unter ben ihrem Urſprung ent⸗ 
ſprechenden Bezeichnungen in ben Berlehr gebracht werden. 


$. 2. 

Die Vermiihung von Butter oder Butterſchmalz mit 
Margarine oder anderen Speifefetten zum Zweck bes 
—— mit dieſen Miſchungen, ſowie das gewerbsmäßige 

erkaufen und ——* ſolcher Gemiſche iſt verboten. 

Unter dieſe Beſtimmung fällt auch die Verwendung 
von Milch oder Rahm bei der gewerbsmäßigen Herſtellung 
von Margarine, jofern mehr als 100 Gewichtstheile Milch 
oder eine bementipredhende Menge Rahm auf 100 Gewichts: 
theile der nicht der Mil entjtammenden Fette in Anwen- 
dung fommen. 
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Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 
den Verkehr mit Butter, Käſe, Schmalz und 
deren Erſatzmitteln. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaijer, 
König von Preußen ic. 

verorbnien im Namen bes Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 

bes Bundesraths und des Neichstags, was folgt: 


$.1. 

Die Geihäftsräume und fonftigen Verkaufsſtellen, eins 
ſchließlich der Marktitände, in denen Margarine, Margarine 
füfe oder Kunftipeilefett gewerbsmähig verkauft oder feil- 
gehalten wird, müflen an in die Augen fallender Stelle die 
deutliche, nicht verwiſchbare Inſchrift „Verkauf von Mar: 

arine”, „Verkauf von Margarinefäfe” „Verlauf von Kunft- 
eiſefett“ tragen. 

Margarine im Sinne dieſes Geſetzes find diejenigen, 
der Milhbutter oder dem Butterſchmalz ähnlihen Zus 
—— deren Fettgehalt nicht ausſchließlich der Milch 

tammt. 


Margarinekäſe im Sinne dieſes Geſetzes ſind die— 
jenigen fäfeartigen Zubereitungen, deren Fettgehalt nicht 
ausſchließlich der Milch entſtammt. 

Kunſiſpeiſefett im Sinne dieſes Geſetzes find diejenigen, 
dem Schweineſchmalz ähnlichen Zubereitungen, deren Fett— 
gehalt nicht ausſchließlich aus Schweinefett befteht. Aus— 
enommen find unverfäljchte Fette beftimmter Thier- oder 

flanzenarten, welche unter den ihrem Urfprung ents 
Iprechenden Bezeichnungen in den Berfehr gebradjt werben. 


8.2. 

Die Vermiſchung von Butter oder Butterfchmalz mit 
Margarine oder anderen Speifefetten zum Zweck bes 
andels mit diefen Miſchungen, ſowie das gewerbsmäßige 

erfaufen und Feilhalten ſolcher Gemiſche ift verboten. 
ur gewerbsmäßigen Herjtellung von Margarine Darf 
von Milcherzengniffen nur Magermilch mit einem 
vom Bundesrath feitzuftellenden Fettgehalt benutzt 
werden; auch dürfen micht mehr als hundert Gewichts— 
theile Mil auf Hundert Gewichtötheile nicht der Mild) 

entitammenber Fette in Anwendung kommen. 


$. 2a. (Men.) 

Der Zuſatz von Tyärbemitteln zu Margarine oder 
Margarinetäfe, welche zu Handelszwecken beftimmt find, 
fowie das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von 
Margarine oder Margarineläfe mit Zuſatß von Färbe— 
mitteln ift verboten. 


8.2b. (Men.) 

Bei der gewerbsmäßigen Herjtellung von Margarine 
oder Margarinekäje ift auf je Hundert Kilogramm Margarine 
oder Margarineläfe mindeitens ein Gramm Phenolphtalein 
zuzufegen, das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten 
von Margarine und Margarinekäje ohne dieſen Zufag ift 
verboten. 
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$. 3. @ten.) 

Wer Margarine, Margarineläfe oder SKumftipeifefett 
gewerbsmäßig herftellen oder vertreiben will, hat davon 
der nah den landesrecdhtlihen Beitimmungen zuftändigen 
Behörde Anzeige zu erjtatten, hierbei aud) die für die Her— 
ftellung, Aufbewahrung, Verpadung und Feilhaltung der 
Waaren dauernd beftimmten Räume zu bezeichnen und Die 
etwa beftellten Betriebsleiter und Auffihtsperjonen namhaft 
zu machen. 

Für bereits beftehende Betriebe ift eine entſprechende 
Anzeige binnen zwei Monaten nah Inkrafttreten dieſes 
Geiehes zu erjtatten, 

Veränderungen bezüglich der der Anzeigepflicht unter- 
liegenden Räume und Perjonen find nad Maßgabe ber 
Beitimmung des Abſatzes 1 ber zuftändigen Behörde binnen 
drei Tagen anzuzeigen. 


8.4. (Nen.) 

Die Beamten der Polizei und die von ber Polizei- 
behörde beauftragten Sadverftändigen find befugt, in die 
Räume, in denen Margarine, Margarineläfe oder Kunſt— 
fpeifefett gewerbsmäßig hergeftellt, aufbewahrt, feilgehalten 
oder verpadt wird, jederzeit einzutreten und daſelbſt Revi— 
fionen vorzunehmen, aud nad) ihrer Auswahl Proben zum 
Zweck der Unterfuhung gegen Empfangsbeicheinigung zu 
entnehmen. Auf Verlangen ift ein Theil der Probe amts 
lich verſchloſſen oder verlegt zurüdzulaffen und für bie 
entnommene Probe eine angemefjene Entihädigung zu 


leiſten. 
$.5. Meu.) 

Die Unternehmer von Betrieben, in denen Margarine, 
Margarinefäfe oder Kunſtſpeiſefett gewerbsmaßig hergeſtellt 
wird, ſowie die von ihnen beſtellten Betriebsleiter und 
Aufſichtsperſonen ſind verpflichtet, der Polizeibehörde auf 
Erfordern Auskunft über das Verfahren bei Herſtellung 
ber Erzeugniffe, über den Umfang des Betriebes und über 
die zur Verarbeitung gelangenden Rohſtoffe, insbejondere 
aud über deren Menge und Herkunft zu ertheilen. 


8.6. (Meu.) 

In Räumen, woſelbſt Butter oder Butterſchmalz ge— 
werbsmäßig hergeftellt, aufbewahrt oder verpadt wird, ift 
die Herftellung, Aufbewahrung oder Verpadung von Mar— 
garine oder Kunftipeifefett verboten. Ebenfo ift in Räumen, 
woſelbſt Käſe gewerbsmäßig hergeftellt, aufbewahrt oder 
verpadt wird, die Herftellung, Aufbewahrung oder Ver— 
padung von Margarineläje unterjagt. 

Unter dieje Beſtimmung fällt nit das Aufbewahren 
ber für den Kleinhandel erforderlichen Bebarfsmengen in 
öffentlichen Verkaufsſtätten, ſowie das Verpaden der dajelbft 
im Si zum Verkauf gelangenden Waaren. Jedoch 
mũſſen Margarine, Margarineläfe und Hunftipeifefett inners 
halb der Berkaufsräume in bejonderen Vorrathsgefäßen 
und an befonderen Lagerjtellen, welde von den zur Auf— 
bewahrung von Butter, Butterjhmalz und Käſe dienenden 
Lagerjtellen getrennt find, aufbewahrt werben. 
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Der Bundesrath ift ermächtigt, zu beftimmen, daß an 
Stelle des Phenolphtaleins ein anderer, dem Zweck ber 
chemiſchen Reaktion dienender und dieſen Zwed noch befjer 
erfüllender, an und für ſich farblojer und unſchädlicher 
Stoff zugufeßen ift, ſowie die Art der Anwendung befjelben 
feitzufegen. Dieſe Beftimmungen find im Reichs-Geſetzblatt 
zu veröffentlichen. 

8.8. 

Ver Margarine, Margarineläfe oder Kumnftipeifefett 
—— herſtellen oder vertreiben will, hat davon 
er nach den landesrechtlichen Beſtimmungen zuſtändigen 
Behörde Anzeige zu erſtatten, hierbei auch die für die Her— 
ſtellung, Aufbewahrung, Verpackung und Feilhaltung der 
Waaren dauernd bejtimmten Räume zu bezeichnen und die 
etwa bejtellten Betriebsleiter und Aufjichtsperfonen namhaft 
zu machen. 
für bereits beftehende Betriebe ift eine entiprechenbe 
Anzeige binnen zwei Monaten nah Inkrafttreten dieſes 
Gerepes zu erjtatten. 

Veränderungen bezüglih ber ber Anzeigepflicht umter- 
liegenden Räume und Perjonen find nad Maßgabe der 
Beitimmung bes Abjapes 1 ber zuftänbigen Behörde binnen 
brei Tagen anzuzeigen. 


5.4. 

Die Beamten ber Polizei und bie von ber Polizei 
behörbe beauftragten Sadjverftändigen find befugt, in bie 
Näume, in denen Butter, Margarine, Margarinekäfe 
oder Kunftipeifefett gewerbsmäßig hergeftellt, aufbewahrt, 
feilgehalten oder verpadt wird, jederzeit einzutreten und 
bafelbft Revifionen vorzunehmen, auch nach ihrer Auswahl 
Proben zum Zweck der Unterfuhung gegen Empfangs- 
beſcheinigung zu entnehmen. Auf Verlangen ift ein Theil 
ber Probe amtlich verjchloffen oder verfiegelt zurüdzulaffen 
und für bie entnommene Probe eine angemeflene Ent— 
ihäbigung zu leiſten. 

8.5. 

Die Unternehmer von Betrieben, in denen Margarine, 
—— oder Kunſtſpeiſefett —— her⸗ 
geſtellt wird, ſowie die von ihnen beſſellten Betriebsleiter 
und Aufſichtsperſonen ſind verpflichtet, der Polizeibehörde 
oder deren Beauftragten auf Erfordern Auskunft über 
bas Verfahren bei ellung der Erzeugniffe, über ben 
Umfang des Betriebes und über bie zur Verarbeitung 
gelangenden Robftoffe, insbefondere auch über deren Menge 
und Herkunft zu ertheilen. 


8. 6. 

In Räumen, wojelbft Butter ober Butterſchmalz ge— 
werbsmäßig bergeftellt, aufbewahrt, verpadt ober feil- 
gehalten wird, ift die Herftellung, Aufbewahrung, Ber: 
padung und das Feilhalten von Margarine oder Kunſi— 
fpeifefett verboten. Ebenfo ift in Räumen, woſelbſt Käfe 
gewerbsmäßig hergeftell, aufbewahrt, verpadt oder — 
gehalten wird, die Herſtellung, Au rung, Verpadung 
oder das Feilhalten von Margarinefäfe unterjagt. 
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8.3, 

Die Gefäße und äußeren Umhüllungen, in melden 
Margarine gewerbsmäßig verkauft oder feilgehalten wird, 
müffen an in die Augen fallenden Stellen eine deutliche 
nicht verwiſchbare Inſchrift tragen, welde die Be— 
zeihnung „Margarine” enthält. 


Wird Margarine in ganzen Gebinben oder Kiſten ge- 
werbsmäßig verkauft oder feile alten, jo hat die Infchrift 
außerdem den Namen oder die Firma des Fabrilanten zu 


alten. 

Im gewerbsmäßigen Einzelverfauf muß Margarine 
an ben Käufer im einer Umhüllung abgegeben werben, 
welde eine die Bezeihnung „Margarine“ und den 
Namen oder die Firma des Werkäufers enthaltende 
Inſchrift trägt. Wird Margarine in regelmäßig ges 
formten Stüden gewerbsmäßig verkauft oder —— 
jo müſſen dieſelben von Würfelform fein, auch muß den— 
ſelben die vorbezeichnete Inſchrift eingedrückt ſein, 
ſofern fie nicht mit einer, dieſe Inſchrift tragenden Um— 
hüllung verſehen find. 


Der Bundesrath iſt ermächtigt, zur Ausführung ber 
in Abſatz 1 bis 3 enthaltenen Vorſchriften nähere, im 
— a zu veröffentlichende Beltimmungen zu 
erlafjen. 
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8. 7. 

Die Gefähe und äußeren Umhüllungen, in melden 
Margarine, Margarinekäſe ober Kunftfpeifefett gewerbs— 
mäßig verkauft oder feilgehalten wird, müffen an in die 
Augen fallenden Stellen die deutliche, nicht verwiſchbare 
Inſchrift „Margarine”, „Margarineläje”, „Kunſtſpeiſefett“ 
tragen. 

Wird Margarine, —— oder Kunſtſpeiſefett 
in ganzen Gebinden oder Kiſten gewerbsmäßig verkauft 
oder feilgehalten, ſo hat die Inſchrift außerdem den Namen 
ober die Firma bes Fabrikanten zu enthalten. 

Im gewerbsmäßigen Einzelverkauf müfjen Margarine, 
Margarinekäfe und Kunftipeifefett an den Käufer in einer 
Umbällung abgegeben werben, auf welder die Inſchrift 
„Margarine“, „Margarinekäſe“, „Kunftipeifefett” mit dem 
Namen oder der Firma des Verkäufers angebradt ift. 

Wird‘ Margarine oder Margarinefäje in regel- 
mäßig geformten Stüden gewerbsmäßig verfauft oder feil- 
gehalten, fo müſſen diejelben von Würfelform fein, auch 
muß benfelben die Injchrift „Margarine“, „Margarines 
fäfe” eingepreßt fein, jofern fie nicht mit einer biefe 
Inſchrift enthaltenden Umhüllung verfehen find ober ſonſtwie 
in fihtbarer Weife die Infchrift an fich tragen. 


5.8 Men.) 

In öffentlichen Angeboten, fowie in Schlußſcheinen, 
Rechnungen, Frachtbriefen, Konnoffementen, Lagerſcheinen, 
Ladeſcheinen und fonftigen im SHanbelsverfehr üblichen 
Schriftſtücken, welche Nic auf die Lieferung von Marga= 
rine, Margarinefäfe oder Kunftipeifefett beziehen, müſſen 
die dieſem Geſetze entſprechenden Waarenbezeihnungen an— 
gewendet werden. 


8.9. (Meu.) 

Der Bundesrath iſt ermächtigt, das gewerbsmäßige 
Verkaufen und Feilhalten von Butter, deren —— 
nicht eine beſtimmte Grenze erreicht oder deren Waſſer— 
— Salzgehalt eine beſtimmte Grenze überſchreitet, zu 
verbieten. 


8. 10. 

Der Bundesrath ift ermächtigt, 

1. nähere, im Reichs-Geſetzblatt zu veröffentlichende 
Beftimmungen zur Ausführung der Borfchriften 
des 8. 7 zu erlafien, 

2. Grundjäße aufzuftellen, nad) welchen die zur Durd)= 
führung dieſes Geſetzes, jowie des Gejehes vom 
14. Mai 1879, betreffend ben Verkehr mit Nahrungs: 
mitteln, Genußmitteln und Gebraudhsgegenftänden 
(NReihs-Gejegbl. S. 145) erforberlihen Unter— 
ſuchungen von Fetten und Käfen vorzunehmen find. 
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8.7. 

Die Gefäße und äußeren Umbüllungen, in welchen 
Margarine, Margarineläje oder Kunftipeifefett gemwerbs- 
mäßig verkauft oder feilgehalten wird, müſſen am im bie 

en fallenden Stellen bie deutliche, nicht verwiſchbare In— 
ſchrift „Margarine“, „Margarinekäfe”, „Sunftipeifefett“ 
tragen. 
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Wird Margarine, Margarineläjfe oder Kunftfpeifefett 
in ganzen Gebinden oder Kiften gewerbsmäßig verfauft oder 
feilgehalten, jo hat die Infchrift außerdem den Namen oder 
die Firma des Fabrilanten zu enthalten. 

Im gewerbsmäßigen Einzelverfauf müffen Margarine, 
Margarinekäfe und Kunftipeijefett an ben Käufer in einer 
Umbüllung — werden, auf welcher die Inſchrift 
„Margarine“, „Margarinekäſe“, „Kunſtſpeiſefett“ mit dem 
Namen oder der Firma bes Verkäufers angebracht ift. 

Wird Margarine oder Margarinefäje in regelmäßig 
eformten Stüden gewerbsmäßig verkauft oder feilgehalten, 
o müflen diefelben von Würfelform fein, auch muß denfelben 
die Inſchrift „Margarine”, „Margarineläfe” eingepreßt 
fein, fofern fie nicht mit einer diefe Inſchrift enthaltenden 
Umbüllung *5— ſind oder ſonſtwie in ſichtbarer Weiſe 
die Inſchrift an ſich tragen. 


g. 8. 

In öffentlichen Angeboten, ſowie in Schlußſcheinen, 
Rechnungen, Frachtbriefen, Konnoſſementen, Lagerſcheinen, 
Ladeſcheinen und ſonſtigen im Handelsverkehr üblichen 
Schriftſtücken, welche ſich auf die Lieferung von Margarine, 
Margarinekäſe oder Kunſtſpeiſefett beziehen, müſſen die 
dieſem Geſehe entſprechenden Waarenbezeichnungen an— 
gewendet werden. 


$. 8a, ‚(Ren.) 

Die Beauftragten der Polizeibehörde find, vorbehaltlich 
ber bienftlichen Berichterftattung und der Anzeige von 
Geſetzwidrigkeiten, verpflichtet über die Thatfachen und Ein» 
richtungen, welche durch die Ueberwadhung und Kontrole 
der Betriebe zu ihrer Kenntniß kommen, Verjchwiegenheit 
zu beobachten und ſich der Mittheilung und Nahahmung 
der von den Betriebsunternehmern geheim gehaltenen, zu 
ihrer Kenntniß gelangten Betriebseinrihtungen und Betriebs⸗ 
mweijen, jo lange als dieje Betriebsgeheimniffe find, zu ent 


. Die Beauftragten der Polizeibehörde find hierauf zu 
beeibigen. 


8.9. 
Unveränbert. 


Unverändert. 
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4, 
Die Vorſchriften bien Geſehes finden auf folde Er- 
eugniffe ber im $. 1 bezeichneten Art, welche zum Genufje 
Kir Menſchen nicht bejtimmt find, leine Anwendung. 


b. 
ge 1 * die Vorſchriften dieſes Ge 
jepes, ſowie gegen Die Gemäßheit des 8.3 zu er=- 
lafjfenden Beftimmungen bes Bunbesraths werben mit 
— bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft 
a 


Im Wieberholungsfalle ift auf Geldftrafe bis zu ſechs⸗ 
rg Mark, oder auf Haft, oder auf Sefängnig bis zu 
rei Monaten zu erkennen. Dieſe Beftimmung findet feine 
Anwendung, wenn ſeit bem Zeitpunkte, in welchem die für 
bie frühere Zumiberhandlung erkannte Strafe verbüßt oder 
erlafjen ift, drei Jahre verfloflen find, 
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.11. 
Die Vorſchriften biefeb Gefepes finden auf ſolche Er- 


—X ber im $.1 bezeichneten Art, welche zum Genuſſe 


ür Menſchen nicht beftimmt find, feine Anwendung. 


5.12. a) 

Mit Gefängniß bis zu jehs Monaten und mit Gelb- 
trafe bis zu eintaufendfünfhundert Mark ober mit einer 
iefer Strafen wird bejtraft: 

1. wer zum Zweck ber Täufchung im Handel und 
Bert eine ber nad) $. 2 unzuläffigen Mifchungen 


herftellt; 
2. wer in Ausübung eines Gewerbes wifjentlich ſolche 
Miſchungen verkauft oder feilhält. 


gRit Gelftnfe von Finfig Die zu einpunbetfinf 
e e von sig bis zu einhunbertfünfzig 
Markt oder mit Haft wird beftraft: 

1. wer ben Vorjchriften bes $. 4 zumiber ben Ein- 
tritt in Die Räume, Die hme einer Probe 
ober bie Revifion verweigert; 

2. wer bie in Gemäßheit des $. 5 von ihm erforberte 
Auskunft nicht ertheilt ober bei der Auskunft 
ertheilung wiljentlih unwahre Angaben madıt. 


;: 14. (Ren.) 
Mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Mark ober 
mit Haft bis zu vier Wochen wird bejtraft: 
1. wer den Borjchriften bes $. 3 zumwiberhanbelt; 
2. 58 —— 8. —ã— ùſ — Aus⸗ 
m eilung aus rlaͤſſigkeit unwahre An— 
gaben macht. 


8. 15. 

Außer den Fällen der SS. 12 bis 14 werben Zuwider— 
handlungen gegen die Vorſchriften dieſes Geſetzes ſowie 
gegen die in Gemäßheit der 88. 9 und 10 Biffer 1 er- 
— Beſtimmungen des Bundesraths mit Geldſtrafe 
is zu ein —— Mark oder mit Haft beſtraft. 

Im Wiederholungsfalle iſt auf Geldſtrafe bis zu ſechs— 
ug Mark, oder auf Haft, oder auf Gefängniß bis zu 
rei Monaten zu erkennen. Dieje Beitimmung findet feine 
Anwendung, wenn jeit dem Zeitpunkte, in welchem die für 
die frühere Zuwiderhandlung erfannte Strafe verbüßt oder 
erlafjen ift, drei Jahre verfloflen find. 
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$. 11. 
Fällt weg. 


8. 12. 

Mit Gefängnig bis zu ſechs Monaten und mit Gelb- 
ftrafe Bis zu eintaufendfünfhundert Mark oder mit einer 
diefer Strafen wird beftraft: 

1. wer zum Zmwed der Täufhung im Handel und 

—* eine ber nad) $.2 unzuläſſigen Miſchungen 
erjtellt; 
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2. wer in Ausübung eines Gewerbes wiſſentlich ſolche 
Miſchungen verkauft oder feilhält; 

3. wer vorjäglich den Vorfchriften der SE. 2a 

und 2b zumwiderhandelt. 

Im Wiederholungsfalle tritt Gefängnifftrafe 
bis zu ſechs Monaten ein, neben welcher auf Geld- 
ftrafe bis zu eintanfendfünfhundert Marf erfannt 
werden kann; dieſe Beſtimmung findet nicht An- 
wendung, wenn jeit dem Zeitpunfte, in welchem 
die für die frühere Zuwiderhandlung erfannte 
Strafe verbüht oder erlafjen ift, drei Jahre ver: 
flofien find, 


$. 12a. (Meu.) 

Mit Gelditrafe bis zu eintaufenbfünfhunder Markt 
oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten wird beftraft, 
wer al3 Beauftragter der Rolizeibehörde unbefugt Betriebs- 
geheimniffe, welche kraft feines Auftrages zu feiner Kenntniß 
gefommen find, offenbart, ober geheimgehaltene Betriebs- 
einrichtungen ober Betriebsweifen, von denen er kraft feines 
Auftrages Kenntniß erlan get nahahmt, folange dieſelben 
noch Betriebsgeheimnifle find. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag bes Betriebs» 
unternehmers ein. 


8.13. 
Unveränbert. 

8. 14. 
Unverändert. 

$. 15. 
Unveränbert. 


Altenftüce zu den Verhandlungen des Reichstages 1895/96. 
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Geltendes Gefep. 





Neben ber Strafe kann auf Einziehung ber biefen 
Vorſchriften zuwider verlauften ober feilgehaltenen 
Gegenftände erkannt werben, ohne Unterſchied, ob fie bem 
Verurtheilten gehören oder nicht. 

Iſt die Verfolgung oder Verurteilung einer beftimmten 
Perfon nicht ausführbar, fo kann auf die Einziehung 
jelbftftändig erfannt werben. 


8. 6. 

Die Vorſchriften bes Geſetzes, betreffend bem Verkehr 
mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegen⸗ 
ftänden, vom 14. Mai 1879 (Reichs-Geſetzbl. S. 145) bleiben 
unberührt. Die Vorfchriften in den 88. 16, 17 beflelben 
finden auch bei Zumiderhandlungen gegen die Vorjchriften 
des gegenwärtigen Gejeges Anwendung. 


7. 
Das gegenwärtige FRA tritt am 1. Dftober 1887 
in Kraft. * 


Reichstag. Altenftüd Nr. 224. (Bericht der zehnten Kommiſſion.) 


VBorlage 





. 16, 

In ben re I ae ee 
Strafe auf Einziehung ber verbotswibrig hergeftellten, ver- 
fauften ober feilgehaltenen @egenftände erkannt werben, 
ohne Unterjchied, ob fie dem Berurtheilten gehören oder nicht. 

Iſt die Verfolgung oder Berurtbeilung einer beftimmten 
Berfon nicht ausführbar, fo fann auf die Einziehung jelbft- 
fländig erfannt werben. 


17. 

Die Borfäriften des Gefepes, betreffend ben Verkehr 
mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchägegen- 
ftänden, vom 14. Mai 1879 (NReichs-Gefegbl. S. 145) bi 
unberührt. Die Vorfchriften in ben 88. 16, 17 deſſelben 
finden aud bei Zumiderhandlungen gegen die Vorſchriften 
bes gegenwärtigen Geſetzes Anwendung. 


18. 

Das gegenwärtige Gele tritt am.......... 1896 
in Kraft. Mit dieſem zen tritt das Geſetz vom 
12. Zuli 1887, betreffend gen mit Erfagmitteln für 
Butter (Reichs⸗Geſetzbl. S. 375), außer Kraft. 
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$. 16. 
Unveränbert. 


Die Vorschriften des Eds, betreffend den Verkehr 
mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegen— 
ftänden, vom 14. Mai 1879 Reichs-Geſetzbl. ©. ar 
bleiben unberührt. Die Vorichriften in den 8$. 16, 
befjelben finden aud bei 8 au regen n gegen bie 
Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes m in der Mah- 
Offenen Anwendung, Da in ben gi des 8. 12 Die 

ffentliche Bekanntmachung der Verurthe lung ans 
geordnet werden mnf. 


8.18. 
Unveränbert. 


Niefolutionen. 
1. Den Bundesrath zu erfuchen: 
Anordnungen dahin zu treffen, daß Di 

———— nach den —BR— — 
eftimmungen der bei der Heritellung von 
Margarine oder Mar argarinefäe, uft- 
— efetten zu verwendenden fette und Oele 
win der aus dem Auslande eingeführten 
Mar arine und des Margarinetäfe amtlich 

feftgeftellt werde. 
2. Un die verbündeten Regierungen die Bitte 

a" richten, dahin zu wirken: 
= überall dort, wo öffentliche, beziehungs⸗ 
weiſe ftaatliche Unterjuchungsanftalten noch 
nicht beftehen, ſolche zum Zwecke der all- 
emeinen NRahrungämittel » Kontrole, be 
onder® aber zur Stontrole von Molkerei⸗ 
—— deren Erſatzmitteln und Speiſe⸗ 
etten eingeri werden und die Leitung 
—— —* gebildeten Beamten über- 
en iver 

2. dah bei * Fehlen öffentlicher Unter⸗ 
uchungsanſtalten wenn möglich dieſe Unter⸗ 
uchungen vorläufig von den landwirth- 
m tag BVerjuchäftationen übernommen 


8 —* pn Beanffichtigung des Handeld mit 

ahrungs: und Genufmitteln, bejonders 

mit Moltereiproduften, deren Grjagmitteln 

und Speifefetten fachdverftändige — 
an eftellt werden; 

4. dah eine Berftänbigum unter den Re 
gierungen eöflanten über eine 
—2 übereinſtimmende Organifation 
und Inſtruktion der Geſuundheitspolizei 
herbeigeführt werde. 
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Nr. 225. 
Ubänderunas-Untrag 


zu 
dem Antrag im Bericht der Wahlprüfungs- 
Kommiffion über die Wahl des Abgeorbneten 
Holt im fünften Wahlkreife des Regierungs- 
bezirls Marienwerder — Nr. 195 der Drud- 
ſachen —. 
Gegieldfi und Genofien. Der Reichstag wolle ber 
ſchließen: 
entgegen dem Beſchluſſe 
Kommiſſion: 
„die Entſcheidung über die Gültigkeit ber 
Wahl des Abgeorbneten Holg im fünften 
Wahlfreife des Regierungsbezirks Marienwerber 
auszuſetzen“, 
die Wahl des Abgeordneten Holtz für ungültig 
zu erklären. 


Berlin, den 17. März 1896. 


Gegielsti. Dr. Badhem. Dr. Barth. Bebel. Graf 
v. Bernftorff (Uelzen). Baron Chlapowski. v. Czar— 
linsti. Fürſt Czartorysti. Prinz Ezartorysfi. 
Dr. v. Diembowsti - Bomian. Ehni. Frohme. 
Gröber (Württemberg). Hartmann (Württemberg). Dr. 
Hermes. Dr. v. Jazdzewafi. v. Kaltjtein. v. Kehler. 
Klofe. Dr v. Komieromsli. Dr. Krzyminsfi. 
Kubicki. Graf Kwilecki. Dr. Lieber (Montabaur). 
Maager. Molkenbuhr. Dr. Müller (Sagan). Mundel. 
Goetz v. Olenhuſen. Pflüger. v. Janta-Polczynski. 


der Wahlprüfungs- 


Radwaüski. Fürft Radziwill. v. Reibnig. Richter. 
Nidert. Dr. Rintelen. v. Roäydi. Dr. Rzepnitowsti. 
Schmieder. v. Slaski. Speifer. Stadihagen. 
Werner. Dr v. Wolszlegier - Gilgenburg. 
v. Wolszlegier-Schönfelb. 
Nr. 226. 
Mündlicher Bericht 
ber 
Bommiffion für den Reichshaushalts-Gtat 
über 
Vetitionen. 


Berichterftatter: Abgeordneter v. Leipziger. 
Antrag der Kommifjion: 
Der Reichstag wolle bejchließen: 
A. die Betitionen 
I. Nr. 10502 bis 10545, 14576 bis 14648 
um Erhöhung der Entſchädigungen für die 
Duartier- und Naturalleiftungen für die be— 
waffnete Madıt 
dem Herrn Reichskanzler zur Berück— 
fihtigung zu übermweijen; 
B. die Betition 
I. Nr. 9891 des Papiervereins von Rheinland» 
Weitfalen zu Barmen um Erhöhung bes 


Marimalgewihts für einfahe Briefe auf 
20 Gramm 
dem Herrn Reichskanzler als Ma— 


terial zu überweiſen; 


Altenſtücke Nr. 225, 226. 





O. über die Petitionen: 

U. Nr. 78 der Büreaudiätare der Neichseijen- 
bahnen in Eljaß-Lothringen zu Straßburg um 
Vermehrung der etatsmäßigen Stellen, 

IL. Rr. 81 des Eifenbahnkanzliften Rhode zu Straße 
burg (Eljaß) um Vermehrung ber Kanzliften« 
ftellen I. Klaſſe, 

1. Nr. 3317 des Werftfefretariats-Affiftenten Dtto 
Stahl zu Wilhelmshaven um Gleicjitellung der 
Werftjefretariats3-Affiitenten für die Berwaltung 
mit den Marine-Intendantur-Sekretariats-Affi- 


ftenten, 

I, Nr. 8987 des Buchbrudereibefiterd Johs. 
Kröger in Blankfenefe und Genofjen um 
mäßigung der Telephongebühren in Blankeneſe, 

I, Nr. 11655 des Eifenbahnkanzliften Körber zu 
nen (Elſaß) um Verichmelzung der Kanz⸗ 
liftenjtellen I. Klaſſe mit denjenigen ber Kanzliften 

zur Tagesorbnung überzugeben; 

D. die Petitionen 

II. Nr. 13 der Roftunterbeamten des Boftamts 
Königslutter um Anrechnung der Roftillon- und 
Militärdienftzeit bei der Anftellung als Schaffner 
beziehungsweife Briefträger, 

I. Nr. 77 der im Büreaus und Sanzleidienft bei 
ber Reichseifenbahnverwaltung angejtellten Mili= 
täranmärter zu Straßburg (Elſaß) um anderweite 
Teftfegung ihres für die Gehaltsbemeffung maß⸗ 
gebenden Dienftalters 

dur die über bie Dienftaltersftufen 
gefaßten Beihlüffe für erledigt zu 
erklären; 

E. bie ®etitionen 

U. Nr. 14 der Handelsfammer zu Bonn um Aufs 
ftellung feſter Grundjäße für die Vergebung von 
Lieferungen für Staatsverwaltungen, fpeziell 
der Tuch- und Meoltonglieferungen für die 
Marine, 

1. Nr. 83, 84, 8283, 8985, ben Boftneubau in 
Apolda betreffend, 

II. Rr. 8986 des Magijtrats der Stadt Bernjtabt 
(Schlefien) um ——— der im Etat für 
1896,97 — Anlage V. Einmalige Ausgaben, 
Kapitel 5 Titel 38 — eingeſtellten Summe für 
den Neubau einer Kaſerne in Dels, 

Nr. 18964 des Magiſtrats und des Vorſteher— 

amts ber Raufmannkhaft zu Danzig um Abs 

lehnung der im Etat für 1896/97 — Anlage VI. 

Einmalige Ausgaben, Kapitel 6 Titel 4 — 

eingejtellten Summe für die Herridhtung des an 

ber Weichfel oberhalb Neufahrwaſſers gelegenen 

Geländes des Forts Bousmard zu einem Kohlen— 

lagerplag für die Marine, 

U. Nr. 19198 des lonfervativen Vereins für Heflen 
und Waldet zu Eaffel um Bewilligung ber 
Neuforderungen im Gtat für die Verwaltung 
ber Kaiferlihen Marine für 1896/97 

durd die bei den betreffenden Etats— 

pofitionen gefaßten Beſchlüſſe für er— 

ledigt zu erklären. 


Berlin, den 17. März 1896. 


Die Kommiffion für den Neichdhaushalts-Etat. 


v. Kardorff, v. Leipziger, 
Borfigender. Berichterjtatter. 


II. 


— 


Reichstag. Aftenftüde Nr. 227, 228, 229. 


Ne, 277. 
Untrag. 


Lenzmann und Genofien: 
Wir beantragen, die Petition des Fabrilanten 
Heinrih Remy in Hagen — NRüderftattung 
einer — —— — Gourn. II. Nr. 
— Nr. 160 ber Druckſachen — zur weiteren Er— 
en 8 im Plenum des Reichstages gelangen zu 
lafien. 
Berlin, ben 19. März 1896. 
Lenzmann. Bedh. Eaffelmann. Fiſchbeck Galler. 


Goellner. Dr. Hermes. Kercher. Dr. Kruſe. Lüders. 
Mundel. Richter. Ritter (Merfeburg). Schmibt (Elber⸗ 
feld). Weiß. 


Nr. 228. 
Alündlicher Bericht 


Bommilfion für den n Beihspnshlt -Eint 


den an biefelbe durch Blenarbetuf vom 20. März 
db. $. zurückverwieſenen Entwurf eines Geſetzes, be⸗ 
treffend die Feſtſtellung des Reichshaushalts⸗Etats für 
das Etatsjahr 1896/97 — Nr. 4 der Drudjadgen — 
über Kapitel 22 und 24 der Einnahme des Gints 
und über den Entwurf eines Gefetes, d bie 
Aufnahme einer Anleihe für Zwede der Verwaltungen 
des Neichsheeres, der Marine und ber Reichseifen- 
bahnen — Nr. 5 der Drudjachen —. 





Berichterftatter: Abgeordneter Dr. Lieber (Montabaur). 
Anträge der Kommilfion: 
Der Reichstag wolle beichließen: 
ben Anträgen ber Kommiffion in dem Berichte 
berjelben — Nr. 218 A unter Ziffer 5, 6 und 
7, und 218B ber Drudjadhen — underänbert 
bie ——— Zuſtimmung zu ertheilen. 
Berlin, den 20. März 1896. 


Die Kommiffion für den Reichshaushalts-Etat. 


v. Kardorff, Dr. Lieber (Montabaur), 
Vorfigender. Berichterftatter. 


Nr. 229, 
Berlin, den 20. März 1896. 
Im Namen Seiner Majeftät des Kaiſers beehrt ſich 
der Unterzeichnete den beiliegenden 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend ben 
re für den Kaijer Wilhelm— 


Kanal, 
wie foldher vom Bunbesrath beichloffen ift, nebft Erläutes 
rungen dem Neichdtage zur verfaffungsmäßigen Beſchluß— 
nahme vorzulegen. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 


v. Boetticher, 
An den Reichstag. 
NA.d.I.Nr. 28871. 
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Entwurf nee Geſetzes, 
den Abgabentarif für den Kaiſer Wilhelm⸗Kanal. 


Dir Wilhelmn, = Gottes Guaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preufien x. 

br Na pe Reichs, [ ſtimmung 
N Bundesrai nb be Tergeinge, ab Tot 

Die im $. 3 —23258* es, been ie 

air des Rorb-Ditjee-Ranals, vom 16. M 

eichs⸗Geſehbl. S. 58) beftimmte Fyrift, binmen wel —* 

— bes Tarifs für bie Kanalabgabe dem Kaiſer im 
e iu ng Far nd reger — bleibt, wird 
i 

—E xc. 


Gegeben x. EAN 
Durd 8.3 bes —*8 "betreffend bie Herftellung bes 
—S— vom 16. Mär, 8 — * eichs⸗Geſetzbl. 
S. 58) ift bie Feſtſetzung bes für bes Kanals 
zu erlaffenden abentarifs — gen —5 Regelun 
vorbehalten, iedo® en Jahres na 


bis zum Ablauf bes 
ber Snbetriebfegung ber ganzen Kanalftrede bem Saifer 
im Einvernehmen mit dem Bunbesrath überlaffen worben. 
Diefe Vorſchrift ift in Abänderung ber Vorlage ber 
verbündeten Regierun (Druchachen bes Reichstags von 
1885/86 Nr. 63), weiche bie Feſtſetzung bes Abgabentarifs 
dauernd bem Kaiſer im Einvernehmen mit bem Banesreh 
übertragen wollte, in das Geſetz aufgenommen; fie weicht 
aber aud von dem Borfchlage ber Berathun g bes 
Gefeg- Entwurfs eingefeßten Xl. Kommiflton des Reichstag 8 
ag Nr. 149) darin ab, daß fie bie gejegliche * 
bes Tarifs bis zum Ablauf eine® Jahres nach der 
Snbetriebfepung ber ganzen Kanalftrede hinausſchob. 
Schon bei der Berathung in der Kommiffton war von 
ben Bertretem ber verbündeien Regierungen bem Antrage, 
ben Tarif im Wege ber Geſetzgebung zu regeln, wider 
fproden worden, einmal aus ſiaatsrechilichen Bedenken, 
weil bie Seftfegung von Verkehrstarifen nach den geltenden 
Orunbfägen ber Erekutive zufalle und bemgemäß aud) de 
die Eifenbahnen im Allgemeinen der Regierung überla 
fei, ſodann aus ber praktiſchen Erwägung, daß biefe Tarife 
bie Möglichkeit leichter, dem jeweiligen Stanbe der Verkehrs» 
verhältniffe ſchnell folgender Veränderung erheifchen. Wenn 
gleihwohl der Reichstag bie gefegliche Megelung bes Ab- 
gabentarifs beichloß, fo war dabei, wie fomohl der Roms 
miffionsbericht, als auch bie Verhandlungen des Plenums 
bei ber zweiten Berathung des Gefeß-Entwurfs in der 
Sigung vom 20, Februar 1886 a raphiſche Berichte 
©. 1168 ff.) deutlich ertermen laſſen, mid die Abficht be 
ſtimmend, ben Tarif in —— an geſetzlich feit- 
zulegen. Es jollte vielmehr ben Tragweite ber 
Zarifbilbung für bie —— — A chaftlichen Intereffen, 
ber Vollövertretung bie Gelegenheit gewahrt werden, über 
bie für bie Zari Nieftfehumg ge Prinzipien ſich 
Ihlüffig zu machen; insbejondere follte Rückſicht auf 
die lange Zeit zwifchen Beginn und lan des Kanal⸗ 


baues der Entſcheidung des bei ber Eröffnung bes Be— 
triebes8 wirkenden Reichstags in biefer Beziehung nicht 
präjubizirt werben. 


Auf Grund der unter folden Umftänden in den Ente 
mwurf bes Gejeges aufgenommenen und demnächſt vom 
Bunbesrath angenommenen Bejtimmung ift nad) ber Fertig⸗ 


n. 


aut B 
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ſtellung des Kanals unterm 4. Juni 1895 ber in ber Ans 


wet lage A abgedruckte Tarif proviforiih durch den Kaifer im 


get. Einvernehmen mit dem Bundesrath erlaffen worden und 
Fam 10. Juni deſſelben Jahres in Kraft getreten, 


u, 

Diefem Tarif liegt die in ber Anlage B auszugs- 
weiſe u ga nad) einer Vorbeiprehung unter Kom— 

miffaren betheiligten Reſſorts ausgearbeitete Denkichrift 
zu Grunde Die Vorſchläge der Denkichrift find unter 
Zuziehung von Vertretern aus Rhedereikreiſen der Nord- 
und Dftfee geprüft und demnächft mit einigen Aenderungen 
vom Bundesrat angenommen worden. Die mwidhtigiten 
ber danach für die Feſtſetzung des Tarifs bejtimmend ges 
wejenen Grundfäge lafjen ſich wie folgt zufammenfaflen: 

1. Die Kanalabgabe fol durch ihren Ertrag womög— 
lich nicht nur die Unterhaltungs und Betriebstoften deden, 
fondern auch das Anlagekapital mäßig verzinfen. Sie 
darf jebodh den Schiffen den aus der Kanalbenußung er— 
wachſenden Gewinn nicht völlig entziehen, fondern muß 
ihnen einen angemefjenen zur Benutzung bes Kanals ans 
reigenden Antheil an dem Geminne belafjen. 

2. Die Abgabe ift für Schiffe aller Nationen gleich 
zu bemefien. 

3. Im Intereſſe einer leichten vorgängigen Berech— 
nung der aus ber Benutzung bes Kanals entjtehenden 
Untoften und des nad) Abzug dieſer verbleibenden Vortheils 
aus der Kanalfahrt, fowie im Intereſſe einer leichten, die 
fchnelle Abfertigung der Schiffe fürdernden Erhebung ber 
Abgabe ift die lehlere möglichſt einheitlih und einfach zu 
geftalten. Demgemäß ift die Abgabe: 

a) eine einheitliche, unabhängig von den Abgangs- 
und ben Beitimmungshäfen der Schiffe und ber 
durch dieſe bedingten Verſchiedenheit des aus ber 
Kanalbenugung erwachfenen Voriheils; 

b) ohne Unterfcheidung der Ladung einheitlich nach 
dem Tonnengehalt der Schiffe bemeffen; 

e) für Dampf» und für Segelihiffe, vorbehaltlid der 
für Schlepphülfe zu entrichtenden befonberen Gebühr 
gleich; 

Es werben jährlich eripart an: 
Abichreibung 
Verficherung . 8 
Unterhaltung . . } 9 — 
Keljelerneuerung . 
Finſen 6 


* 


und bei 330 Arbeitstagen pro Tag 172 M 
Ferner an Unkoften bes Betriebes: 

—— und Verpflegung der Mannſchaft pro Tag 66 

oblen pro Tag . . aa an ie Re 


Maſchinenbedürfniſſe pro Tag 25 = 
im Ganzen pro Tag . 412 M. 


und bei 600 Reg. Tonnen pro Reg. Tonne * ne 
68, Ph. 
Hierzu treten pro Reg. Tonne und Tag: 


Erjparung an Sundlootiengeldem . . . . . Bo Pf. 

⸗ = MNothhafengeden . . ... Le = 

⸗ = Berlicherung bes Kasko Pen 7 

⸗ s Berfiherung der Labung . . . 6 = 
Zinsgewinn wegen jchnellerer Lieferung der 

Ladung . De ae 332 

zuſammen pro Reg. Tonne und Tag . 94, Bi. 


Die Denkichrift rumdet dieſen Gewinn auf 100 Pfennig 
ab und kürzt ihn demnächſt um das Lootsgeld, welches 
die von See im die Unterelbe einlaufenden Schiffe 
an Hamburg zu entrichten haben, mit 6 Pfennig. Bon 


7 Prozent vom Beichaffungspreis 


23 Prozent vom Bucdhwerth . 


d) fie ftellt unter thumlichftem Ausfhluß von Nebenge- 
bübren, insbejondere Lootsgeld, die Gefammtvers 
gütung für alle Leiftungen der Kanalverwaltung dar. 
4. Der Abgabenjag verringert ſich für größere Schiffe 
wegen der mit der Größe abnehmenben finanziellen Vortheile 
aus dem durch die Kanalfahrt zu erzielenden Beitgewinn. 

5. Kleinere Fahrzeuge in deutſcher Küftenfahrt, ſowie 
Fahrzeuge in Ballaft And tarifariſch zu begünftigen. 

6. Für die Wintermonate tritt eine Erhöhung ber 
Abgabe ein. 

7. Die Abgaben für den Binnen- und Lokalverkehr 
bleiben ber Feſtſehung durch die Kanalverwaltung überlaſſen. 

Die vorſtehenden, dem proviſoriſchen Tarife zu Grunde 
gelegten Prinzipien, und die an fie angeknüpften Beredh- 
nungen haben jeitens ber betheiligten Kreiſe und in ber 
Preſſe bisher in mehreren Punkten Anfechtung erfahren. 
In diefer Beziehung ıft Folgendes hervorzuheben: 


ul 

gelangte bie Dentichrift zu einem Normalabgabenjag von 
65 Piennig für die Netto-Regiftertonne auf Grund fol- 
gender, ber Aufftellung in Anlage J zum Bericht ber Xl. Kom⸗ 
miffion des Reichstags im Gedankengange ſich anſchließenden, 
injichtlich der einzelnen Zahlen aber auf die neu angejtellten 

ittelungen ſich ftüßenden Berechnung. Die Berehnung 
ermittelt ben burch die Benutzung des Kanals gegenüber ber 
Stagenfahrt zu erzielenden Geldgewinn eines normalen, in 
ber zwiichen Nord⸗ und —* beſchaͤftigten Dampf⸗ 
ſchiffes beim Verkehr zwiſchen der Oſtſee (gemeinſamer 
Schnittpunkt der Kurſe gegenüber der Inſel Möen) und 
den niederländiſch-belgiſchen Häfen beziehungsweiſe London. 


Zu Grunde gelegt iſt eine 

Abkürzung der Wegelänge von 236 bis 238 Seemeilen, 
Seegelgiwinbigfeit bes 

Dampfers . . . . ⸗ 8 Seemeilen, 
Dauer der Kanalfahrt - 18 Stunden, 
—— — =: 4 = 

röße bes Dampfers = 800 Reg. Tons, 

neu 320 000 M., 


Werth des Dampferd | 19 Kuh alt 150.000 KL. 
Arbeitstage im Jahre . 330. 


320 000 M = 22400 M 
150000 AM = 34500 = 


zufammen . 56 900 M 

ber Annahme aus, daß, um einen Anreiz zur Bes 
nußung bes Kanals zu bieten, ben Schiffen etwa 
30 Prozent des fo auf 94 Pfennig pro Reg. Tonne bes 
rechneten Geſammtvortheils zu belaffen feien, gelangte die 
Denlſchrift zu einem Normalabgabenfag von 65 Pfenni 
für die Reg. Tonne. Bei bem weiteren Verlaufe der Tarifs 
bearbeitung ift jedoch unter Abſtandnahme von der vor— 
bezeichneten Abrundung und unter Einftellung des ham— 
burgifchen Lootfengeldes mit dem fpäter feftgefegten Betrage 
von 8 Pfennig für die Reg. Tonne der Gejammtvortheil 
auf nur 86,, Pfennig, und demgemäß der Normalabgaben- 
fa auf 60 Pfennig berechnet worden. 

Gegen dieſe Rechnung find von verſchiedenen Seiten 
Einwendungen erhoben. 

Die über den Tarifentwurf als Sachverſtändige ges 
hörten Rhebdereivertreter haben den Gejammtvortheil nur 
auf 65 Pfennig für die Reg. Tonne geihäßt, indem fie 
ben Werth eines 12 Jahre alten Dampfers der angegebenen 
Größe nach ben derzeitigen Verhältniſſen nur auf 100000 #7. 
annahmen und weder für bie Sunblootjengelber noch für 
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Verſicherung ber Ladung und fohnellere Lieferung derſelben 
bem Rheber eine Erfparniß beziehungsweife einen Gewinn 
in Rechnung ftellen wollten. 

Demgegenüber mußte aber an ber Rechnung ber Dent- 
fchrift feitgehalten werben, weil bie ihr zu Grumbe 
liegenden Ermittelungen auf neu eingezogenen Erkundi— 
gungen beruhten, Einzelfälle, in welchen niebrigere Schiffs- 
Se gezahlt jein mochten, daher auf befondere, jedenfalls 
vorübergehende Konjunfturen zurüdzuführen waren. Der 
Ausſchluß eines Gemwinnes an Berfiherung der Ladung 
und wegen fchnellerer Lieferung, welcher nad) der Meinung 
der Sadjverftändigen nur dem Ablader, nidyt aber dem 
Rheder zu gute fommen würde, fchien nicht gerechtfertigt, 
weil der Rheder jedenfalls in ber Lage ift, an dieſem Gewinne 
durch entiprechende nis So Fracht bei der Fahrt durch 
den Kanal theilzunehmen. Der Abftridh der Eriparniß an 
Sundlootjengeldern wurde von den Sadverftändigen damit 
begründet, daß im Sunde Lootszwang nicht bejtehe und 
deshalb deutſche Schiffe dort ei nie einen Lootſen nehmen. 
Dagegen wurde anerkannt, daß für die ausländiſchen Schifte, 
welche an der Norb:Dftfeefahrt zu ungefähr fünf Sechftel 
betheiligt find, die Annahme eines Sunblootfen die Regel 
bilde, alfo auch ber Wegfall ber Lootjenkoften bei Wahl 
des Kanalweges als Erjpamik in Anja zu bringen fei. 

Von anderen Seiten find zum Theil nach dem Inkraft— 
treten bed Tarifs der Berechnung der Denkſchrift abweichende 
mehr oder weniger betaillirte Berechnungen gegenübergeftellt 
worden, bei welchen für die einzelnen Boften unter fich jehr 
verſchiedene Beträge in Anja gebradht werben. Soldye 
Berechnungen liegen insbejondere vor von bem Hamburger 
Affekuradeur H. Dahlſtröm in der von ihm herausgegebenen, 
indeffen nicht zur Beröffentlihung beſtimmten Drudichrift 
„Entwurf eines Regulativs für den Durchfahrtsverkehr des 
Norb-Oftfee-ftanals”, von dem Danziger Rheder John 
Gibfone, von der auch am Kanal etablirten Schiffsmaller- 
firma Ölaefde & Hennings in Hamburg, und in einem 
Aufſatze bes Inhabers der legtgenannten Firma F. Brödel- 
mann in ber Beilage zu Nr. 346 ber Hamburgifchen 


an © Börjenhalle vom 26. Zuli 1895. In ber Anlage U find 


bie vorhandenen Berechnungen einander gegenübergeftellt, 
wobei bemerkt wird, daß bie darin angegebenen Bes 
rehnungen von Dahlftröm ein Mittel darftelen aus ben 
* eine große Zahl von Dampfern auf Grund that— 
ächlicher Erhebungen gemachten Anfchreibungen. Diefe 
Berechnungen, von denen namentlih der Dahljtrömfchen 
ein außerordentlich reichhaltiges ftatitifches Material bei— 
egeben ift, laſſen erkennen, daß darüber, welche Prozent: 
ãhe für Abjchreibung, Verfihherung, Unterhaltung und Vers 
ginfung in Anſatz zu bringen find, die Meinungen unter 
en Betheiligten erheblidy auseinandergehen, und daß auch 
die Unkoften für die Mannihaft, Kohlen: und Maſchinen— 
verbrauch verſchieden veranſchlagt werden. Bei ber erjten 
Gruppe bewegen fich bei jehr verjchieden angenommenen 
Schifsmwerthen (120 000 bis 300 000 „#.) die ald Gewinn 
in Rechnung geftellten Beträge zwiſchen insgefammt 16 
und 30 Prozent biejes MWerthes, die Eriparung an ber 
legteren Gruppe zwiſchen 236 und 541 .#. für den Tag. 
Die Erjparni an beiden Gruppen zuſammen wird für ben 
Tag und die Negiftertonne berechnet von 
ber Reichſstagsvorlage von 1885/86 


auf .. ; 20.0. BToas Pfennig, 
ber Tarifdenkſchrift von 1895 auf 68,0 > 
Dahlitröm ernennen s 
Giblone . . : .. . 6b * 
Glaefcke & Hennings . An =: 
Brödelmanın . . - W 


Die neueren Stimmen aus Rhedereikreiſen kommen 
aber darin im MWejentlichen überein, daß die in ber 


Tarifdenffhrift außerbem mit im Ganzen 25,; Pfennig 
pro Tag und Regiftertonne angefegten Erfparniffe an 
Sundlootfengeld, Nothhafengeld, Verſicherung des Kasko 
und der Ladung, fowie ein Binsgewinn wegen fchnellerer 
Lieferung nad) Maßgabe der thatſächlichen Verhältniſſe 
nit in Rechnung gefiel werden dürften. In diefer Be— 
ziehung ift zuzugeben, baß bie Verficherungsgeiellihaften 
eine Ermäßigung der Berfiherungsprämien bei Benutzun 

bes Kanalweges (wegen der angeblich mit berjelben no 

verbundenen Gefahr) bisher nicht Haben eintreten laſſen, 
wiewohl vor der Betriebseröffnung jowohl Dahlitröm mie 
ber Kieler Rheder Sartori in ihren Schriften eine foldhe 
Herabjegung in Berechnung gezogen haben. Es erſcheint 
aber keineswegs ausgeſchloſſen, daß nach Einlebung und 
weiterer Vervolllommnung des Kanalbetriebes nach biejer 
Richtung noch Zugeftändniffe von Seiten ber Berfiherungss 
anftalten erzielt werben, und e8 würden beshalb bei einer 
dauernden Feſtlegung ber Tarifjäge bie in Rechnung ges 
ftelten Geminnbeträge nicht ohne Weiteres ganz ausge 
ſchieden werden Dürfen. Die aus dem Borfiehenben ſich 
ergebenden Meinungsverſchiedenheiten über wichtige Einzel— 
faftoren der Rechnung müſſen aber zu dem Schluß führen, 
daß die Klarjtellung diefes für die Tarifnormirung wichtigen 
Punktes auf dem Wege ber Schägung ſchwerlich in zus 
treffender Weiſe erfolgen kann, daß es vielmehr längerer 
praktiſcher Proben bedürfen wird, um in dieſer Beziehung 
für eine dauernde Feſtlegung bes Tarifs eine ausreichend 
zuverläffige Grundlage zu gewinnen. 


Bu 3a. 

Die gleihmäßige Normirung ber Kanalabgabe ohne 
Rückſicht auf die Lage ber Abgang: und Beitimmungshäfen 
ift feit dem Beſtehen bes Tarif von verſchiedenen Seiten 
beanftanbet worden. Es ift geltend gemadt, daß ins 
befondere bei den Nordſeehäfen der burd) die Benußung bes 
Kanals gegenüber der Stagenfahrt zu erzielende Zeitgewinn 
ſich je nady der Lage der Häfen außerordentlich verſchieden 
bemeife. Nach Anlage A der Reichstagsvorlage von 1885/86 
war dieje Zeiterfparniß u. 9. bei 


mburg auf er: 44,9; Stunden, 
remerhaven uf . » 2. . 82,54 ⸗ 
den niederlãndiſchen und belgiſchen 
Häfen BE ‚12 ⸗ 
London auf22,36 a 
berechnet, während die Tarif» Denfjhrift von 1895 bie 
Biffern bei 
burg auf >... 0. 4m Stunden, 
remerhaven uf . » » . . 34,00 = 
ben übrigen vorgenannten Häfen 
auf PIE Er er Ver er Kar Ya Ser 4,00 = 
bemißt. 


Bei diefer erheblichen Verſchiedenheit der Zeiterfparniß, 
welche insbejondere Hamburg und den Elbhäfen die Bors 
theile des Kanals in erhöhtem Mafe zu gute kommen läßt, 
wird von mehreren Seiten eine Abjtufung bes Tarifs nad) 
den Abgangs= oder Beftimmungshäfen gemünfcht, dergeſtalt, 
daß für die Norbjee etwa 4 Gruppen unterjchieben werben: 

a) Eibhäfen, 

b) Weſer⸗ und Emshäfen, 

e) niederländijch=belgifche, füdengliihe Häfen (eins 

ihließlid London) und Kanalhäfen, 

d) nördliche englifche Häfen (einſchließlich Hull) 
und für biefe die Abgabe etwa auf folgende Prozentjäße 
bes Normalstarifs, nämlich zu 

a) 100, b) 80, «) 70, d) 60 Prozent 
bemeffen werde. Bon anderen Seiten find die vorgeſchla—⸗ 
genen Gruppen etwas anders abgegrenzt. 

Dei der Aufftellung des Tarifs ift diefer Gedanle er- 


‚ wogen, aber nicht angenommen worden, Maßgebenb Hier: 
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für war, wie bie Denlſchrift erkennen läßt, neben ber 
durch eine foldde Unterjcheibung bedingten Komplizirung bes 
Tarifs und Erichwerung ber Abgabenerhebung aud ber 
Gefihtspunkt, daß von Seiten der Stanalverwaltung für 
ben Berfehr zwifchen allen diefen Häfen nur ein und Die 
felbe Leiftung erfolge, und daß es namentlich auch den in 
der Eifenbahnverwaltung anerfannten Grundſätzen wibers 
ſprechen würbe, wenn für ein und biefelbe Leiftung eine 
verſchiedene Vergütung je nach der Herkunft des Transports 
erhoben werben ſollte. Auch wurde berüdfichtigt, daß bei 
gleihmäßiger Normirung der Abgabe ber größere Bor: 
tbeil gerade dem Perfehr mit beutichen Häfen zu gute 
fomme, was nicht als unerwünfcht angefehen werben Zonnte. 
Wenn auch die Zuläffigleit einer derart verjchiedenen Tarifs 
normirung vom Stanbpimkte ber Reichsverfaſſung ſowohl, 
wie nad ben Handelsverträgen nicht bezweifelt wurde, 
weil die Unterfcheidung nicht nach der Nationalität ber 
Schiffe, ſondern Iediglih nad einem geographiſchen Ger 
fihtspunfte — dem Reifewege — vorgenommen werben würde, 
fo lag doch das Bebenken nicht fern, da unter Umftänden 
einzelne Staaten in berjelben eine thatſächliche Zurückſetzung 
der Intereſſen ihrer Schiffahrt erbliden und zu Reklamationen 
Beranlaffung nehmen möchten. Der Tarifentwurf glaubte 
beshalb den weniger günftig gelegenen Häfen in ausreichen- 
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ber Verkehr — von! 
hä 


dem Mafe dadurch enigegenzulommen, daß er ber Gewinns 
berechnung und ber Abgabennormirung ben Berfehr mit 
ben Häfen ber oben unter e bezeichneten Gruppe zu Grunde 
legte und ben für ben Kanalverkehr günftiger gelegenen 
fen einen als den Normalgewinn zu belaſſen fuchte. 
Immerhin ift nicht zu verfennen, daß vom geſchäftlich— 
fislaliſchen Standpuntte mande Erwägungen für bie ans 
geregte Abſtufung ſprechen, und daß ſich das Prinzip ver: 
treten ließe, * die Normirung der Abgabe den Gewinn 
aus ber Kanalbenugung für den Verkehr mit allen in Be 
tracht kommenden Häfen möglichft gleichmäßig zu geftalten. 
Sofern bie Heranziehung des Verkehrs eine Herabminderung 
bes jehigen Normalabgabenjages für einzelne Gruppen 
von ” en erforbern Tote, bie zu wahrenden reichs: 
fistaliichen yinanzintereffen aber eine durch den gleichen 
Grund nicht gebotene Herabjeßung für andere Gruppen 
nicht geftatten würden, ließe fih eine Abftufung nach ber 
vorgeihlagenen Art jchwerlih umgehen. Wahrzunehmen 
ift, daß nad dem Ergebniffe der vorliegenden amtlidyen 
Anſchreibung die Betheiligung bes Verkehrs von und nad 
ben Häfen ber Gruppen b und c erheblid Hinter dem— 
jenigen ber Gruppe a zurüdbleibt. So beitrug im Monat 
Oftober 1895, welcher bisher ben ſtärkſten Verkehr aufwies, 
in der Richtung 
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43,1 54,5 
14,3 beutfchen Norbfeehäfen (Wefer, Ems) 8 
10,5 britifchen Häfen 4 
16,3 niederländifhen und Rheinhäfen 13,5 
30 belgiihen Häfen 3,4 
2,4 franzöfiihen Häfen 0, 
Prozent des Gejammtverkehrs. 
gegebenen Sinne wefentlih dem Auslande zu gute kommen 
Zu 3b. würde. Im Monat Oltober 1895 wurden bejörbett: 
Die Abgabe ift einheitlich mach dem Tonnengehalt der | Kohlen... . 4 682 Reg. Tonnen, 
Schiffe ohne Rüdfiht auf die Labung berfelben bemeffen. Steine 4. 6 978 s 
Hierin folgt ber Tarif bem Beiſpiel bes vorhandenen | Eifen in Schiffs] 3438 . 
großen Durchgangskanals bes Suezlanals. gb —— ladungen > ⸗ 
Es iſt zwar mit ber Begründung, daß bie Befoörde— ni : 
rung —— er Güter (insbeſondere Maſſengüter) rg a 2 = > 
nicht eine gleiche Abgabe ertragen könnte wie diejenige werth- emifchte 2 — "14502 $ 
vollerer Waaren (Stüdgüter) von einzelnen Seiten eine 5 8. ü 
fiufung des Tarifs nah Waarengattungen empfohlen Zu 3e und d. 


mworben. Insbeſondere ift Dahlftröm in feiner oben er= 
mwähnten Drudihrift mit einem auf diefem Grundſatze aufs 
gebauten ausführlichen Tarifvorſchlage an bie Reichsver— 
waltung herangetreten, in welchem er die Abgabenfäge nad 
der Art der Ladung (Stüdgüter, werthvolle, geringwerthige 
Maffengüter) in mehreren Gruppen abgeftuft willen will 
und bei einer ſolchen Abftufung für Dampfidiffe Tariffäge 
von 40, 50, 55, 65 und 80 Pfennig für die Regiſtertonne 
für zuläffig hält. Die durch eine ſolche Abftufung bedingte 
Veränderung bes Tarifs würde jebod bie Erheb in 
einem bei einem Durdgangslanal unzuläffigen Maße 
erſchweren und verzögern. Wenn für bie Benutzung bes 
von Liverpool nad) Mancheſter angelegten Seekanals, des 
Mancheiterfanals, ein nad) den einzelnen Waaren abgeftufter 
Tarif eingeführt ift, fo beruht dies, in ähnlicher Weile wie 
bei ber bremiſchen Abgabe für bie Unterweſer, darauf, 
dab bie Abgabe mi von bem Schiffe, fonbern 
von bem Gupfänge ber Waare getragen wird und biejem 
am Enb bes Transports leicht berechnet werben 
ann, Es kommt hinzu, daß die in ganzen Schiffsladungen 
zur Beförderung gelangenden Mafjenartifel, wie Kohlen, 
Holz, Steine, vormwiegenb ausländijchen Urſprungs find 
und deshalb eine Herabminderung der Abgabe in dem an— 


Unter Abftandnahme von anderweitigen Nebengebühren 
ift für die Gewährung ber Schlepphülfe eine bejondere Ge— 
bühr vorgefehen, welde —— die dem Schleppzwange 
unierworfenen Segelſchiffe trifit. Dieſe Gebühr iſt nach den 
bisherigen Erfahrungen der Kanalverwaltung außerordentlich 
niedrig bemefien, jo daß möglicherweile zur Dedung ber 
Selbftloften eine Erhöhung nothwendig werben wird. Sie ift 
deshalb bisher auch von feiner Seite beanftandet. Auch 
die Zahl der den Kanal benußenden Segelſchiffe (vom 
1. Juli 1895 bis 29. Februar 1896 5252 Segelichiffe 
mit 217 184 Regiſtertonnen gegenüber 3554 Dampfidiffen 
mit 759 294 —— ſpricht dafür, daß dieſe Gebühr 
ber Heranziehung des Segelſchiffsverlehrs nicht hinderlich ift. 

Zu 4. 

Die Herabminderung der Kanalabgabe mit fteigenber 
Schiffsgröße rechtfertigt fich, wie in ber Tarifdenkichrift ausges 
führt ift, durch die Verringerung ber Betriebskoſten bei 
größeren Schiffen und ber daraus folgenden geringeren finan= 
ziellen Wirkung bes durch die Benußung des Kanals zu er— 
zielenden bi den Die Verringerung bes Gewinnes ift in 
ber Denfihrift bei den Schiffen von mehr als 600 Regiiter- 
tonnen auf 3 Prozent für je 100 überſchießende Regijter- 
tonnen angenommen. Der Zarifjag für die überſchießenden 
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Negiftertonnen ift mit 40 Pfennig jo gewählt worden, daß 
beim Anlegen dieſes Maßſtabes der Gemwinnverringerung 
eine entiprechende Verminderung der Abgabe Schiffen bis 
zu 1500 Regiftertonnen vol zu theil wird. In den bes 
theiligten Streifen ift dieſes Abrallen bes Tarifs noch nicht 
für genügend erflärt und es find weitere Abftufungen bei 
fteigender Schiffsgröße gewünſcht worden. Diefe Anregung 


bedarf weiterer Prüfung. Unzuläffig ift es jedod, wie 
von einer Seite empfohlen ift, für größere Schiffe einen | 


einheitlihen niedrigeren Abgabenſaß einzuführen, da in 





folhem Falle die Folge eintreten könnte, daß Schiffe 


größeren Raumgehalts eine geringere Gejammtabgabe zu 
zahlen haben als Fleinere Schiffe. 
Bu 6. 

Rebhafte Anfechtung hat die für 6 Wintermonate vor= 
gejehene Erhöhung des Normalabgabenjages (um 25 Pros 
zent) erfahren, und es find bereits im Herbft 1895 Anträge 
auf Beleitigung des Winterzufchlages feitens einzelner 
ag gr an die Reichsverwaltung herangetreten, 

ie Klagen über den MWintertarif richteten ſich indeffen 
mehr gegen bie durch den Bufchlag Herbeigeführte abjolute 
Höhe der Kanalabgabe, als gegen das Prinzip der unter 
ſchiedlichen Normirung der Abgabe in den Sommer: und 
den Wintermonaten. Geltend gemacht ift, daß die Mehrauf: 
wendungen ber Kanalverwaltung eine derartige Erhöhung 
für einen Zeitraum von 6 Monaten nicht rechtfertigen, und 
daß die in den gefährlichen Wintermonaten mehr ins Ge— 
wicht fallende größere Sicherheit der Kanaldurhfahrt im 
Vergleiche zur Stagenfahrt nicht zum Nachtheil Humanitärer 
Befirebungen in fisfaliihem Intereffe ausgenugt werden 
dürfe. Man wollte allenfalls für die Eiszeit eine geringe, 
den durch die Eisverhältniffe bedingten Mehrkoften ent 
iprehende Erhöhung der Normalabgabe gelten Lafjen. 

Demgegenüber mußte feitens ber Neichsverwaltung 
darauf hingewieſen werden, daß in den 6 Wintermonaten 
die Betriebstoften, namentlih ſchon in folge der Be 
leuchtungs» und Feuerungskoſten, ſich erhöhen, und daß 
die Kanalverwaltung vom finanziellen Standpunkte aus 
genöthigt jei, die im ber größeren Sicherheit der anal: 
fahrt während der ganzen Dauer nebeliger und ftürmifcher 
Jahreszeit liegende Erhöhung der Vortheile für die Schiffe 
auch für fi nußbar zu machen. Eine auf die Eiszeit 
bejhränfte Eistare würde dieſem Geſichtspunkte nicht 
Rechnung tragen. 

u7 


Der für ben Binnen- und Loialverlehr von der Kanalver⸗ 


angeſtellten Ermittelungen des Statiſtiſchen Amts ange— 
nommen, daß der für den Kanal überhaupt in Betracht 


Das Ergebniß iſt das folgende: 


kommende Schiffsverkehr zwilchen Nord- und Dflfee im 
Jahre 1895 unter Berückſichtigung ber durch die Schiffs— 
vermeffungsorbnung vom 1. März 1895 Reichs-Geſetzbl. 
©. 161) eingeführten Aenderungen des Vermeſſungsſyſtems 


' auf 9750000 Regiftertonnen Netto zu ſchätzen jei, daß 


hiervon 2387363 Negiftertonnen auf Segelihiffe und 
900 000 Regiftertonnen auf begünftigten Verkehr entfallen, 
und daß von dem nicht begünftigten Verkehr ſich 75 Prozent 
dem Kanale zumenden würden. Ferner ift im Hinblid 
auf die Mbftufungen der betreffenden Tariffäge ein durch— 
Ihnittliher Normalabgabenfag von 55 Pfennig und ein 
durchſchnittlicher Schlepplohn von 30 Pfennig für die Re— 
giftertonne zu Grunde gelegt. ; 

Bei folder Berechnungsweiſe wurden bie nad Ent- 
widelung und Befeitigung der Verhältniffe zu erwartenden 
Erträge wie folgt ermtittelt: 

1. 6 637 500 Reg. Tonnen zu durchſchnitt⸗ 


lich 55 Pentig . . 2... = 3650625 M 
2. 200 000 Reg. Tonnen begünftigten Ber- 
fehrs zu 40 Plennig . . . . = 360000 =» 
3. 25 Prozent Winterzuichlag für 6 Mo- 
me ©» 2» 22 00er. me ZUBE =» 
4. Schlepplohn für 1 790 522 Reg. Ton⸗ 
nen Segelihiffe zu 30 Pf. . . = 537156 - 
Zufammen . . . 4838596 M. 
Davon ab die Betriebskoften, ge— 
ſchätzt uf . » » 2» .2.....2460000 = 
Ueberfhuß . . . 2378596 M. 


= 2,5 Prozent desjenigen Anlagefapitals (105 Millionen 
Mark), welches nit im ausſchließlichen Antereffe ber 
Kriegdmarine aufgewendet ift. 


II. 

Nah ben vorſtehend bargelegten Geſichtspunkten  ift 
ber Tarif vom 4. Juni 1895 aufgejtellt worden. Ob bie 
ihm zu Grunde liegenden Prinzipien im Einzelnen richtig 
getroffen find ober nicht, läßt fih nad) den geringen Er— 
fahrungen in ber furzen Zeit feit der Betriebseröffnung 
gegenwärtig noch nicht mit Sicherheit beurtheilen. Die 
Reichsverwaltung hat zunächſt nur Gelegenheit gehabt, die 
finanziellen Wirkungen des Tarifs zu regiftriren, während 
über die wirthichaftlihen Wirlungen Wahrnehmungen bis- 
her nicht gemacht werden konnten. 

Bei der Beurtheilung der finanziellen Wirkungen ift 
die NReihsverwaltung zur Zeit auf Die Negiftrirung der 
Ergebnifje während eines Zeitraumes von 8 Monaten be= 
fchräntt, von denen die beiden erften Monate Zuli und 
Auguft 1895 überbies durch den Umftand beeinflußt waren, 
daß die noch erforderlihen baulichen Maßnahmen ben 
Betrieb nur für Schiffe mittlerer Größe geftatteten. Erft 
im September mwurbe der Betrieb in dem planmäßigen 
Umfange für Schiffe bis zu 8 Meter Tiefgang zugelafjen. 





Monat. 


Regiſter⸗ 
tonnen. 
Retto. 


















1895. Juli 112 330 57 265,00 
Auguft 149 203 82 281,4 
September 158 574 88 182,4 
Dktober 171 697 112 747,54 
November 157 172 106 728,52 
Dezember. 116 833 80 694,55 

1896. Januar 51 769 36 922,70 
Tebruar . 58 900 39 438,10 






zufammen . 
Ultenftüde zu den Verhandlungen des Neichstages 1895/96, 


976 478 










564 843,05 
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Eine genauere Statiftil, welche u. A. die Größe ber 


Schiffe, die Vetheiligung der einzelnen Flaggen, die Ab- | 


gangss und Beitimmungshäfen, die Art der Ladung ber 
Schiffe feſtſtellt, ift feit 1. Oltober v. J. aufgenommen 
und liegt demgemäß bis jetzt nur für einen Zeitraum von 
5 Monaten vor. 

Aus den vorftehenden, das Ergebniß ber erften 
Betriebsmonate barftellenden Ziffern merden ſichere 
Schlüffe über die Angemefjenheit des Tarifs nicht gezogen 
werben bürfen. In diefer Beziehung kommt insbejondere 
in Betracht, daß bie Betriebseinrichtungen noch neu find, 
und daß in Folge deffen noch manche, fpäter vermeiblichen, 
Störungen und Verzögerungen auf den Berfehr abhaltend 
eingewirtt haben. Mit dem Einleben des Betriebes, ins— 
befondere ber längeren Schulung des Berjonals, wird ſich 
ber Verkehr durch den Kanal immer glatter und fchneller 
vollziehen und dadurd ber aus der Kanaldurchfahrt zu 
erzielende Seit: und Geldgewinn fi) mehr und mehr er 
höhen. Insbejondere wird dies der Fall fein, wenn, wie 
es nicht unwahrfheinlih, ohne Schädigung der Betriebs- 
ficherheit bie ber Tarifbere[hnung zu Grunde liegende 
höchſte zuläffige rgeihwindigkeit im Kanal (10 km in 
der Stunde) in naher Zeit erhöht werben ſollte. Bon 
Seiten der Kanalverwaltung ift denn auch im Anfange des 
Betriebes nur ein verhältwißmäßig geringer Verkehr er— 
wartet und von vornherein mit einem nur allmäligen 
Anwachſen deifelben gerechnet worden, weldyes bis zum 
Eintritt der eigentlihen Wintermonate und der während 
biefer ſich vollziehenden Abnahme bes geſammten Schiff: 
fahrtöbetriebes auch thatſächlich zu verzeichnen geweſen ift. 
UAndererfeits ift die dauernde Höhe der Betriebs: und 
Unterhaltungstoften, welche bei der Feſtlegung des Abgaben- 
tarifs jedenfalls zu berüdfichtigen ijt, zur Zeit noch feines- 
wegs mit einiger Sicherheit zu überjehen. 

Die aus dem verhältnigmäßig geringen Berfehr und 
Ertrage der erjten Betriebsmonate etwa zu ziehenden uns 
günſtigen Rüdjchlüffe erſcheinen gewagt, wenn, wie es nahe 
liegt, der Entwidelungsgang des Betriebes auf dem Suez— 
fanal in Bergleid) gezogen wird. Nach den vorliegenden, 
den amtlihen Berichten ber britifhen Suezltanaldireltoren 
entnommenen Berichten belief fih der Verkehr und ber 
Abgabenertrag auf dem am 17. November 1869 eröffneten 
Sueztanal auf 








Abgabe⸗ 
ertrag 










Netto 


ahr. 
nl Neg. Tonnen, 


ranfen. 


De ee ders 6 576 54 460 
1810..:..+» . 486 436 609| 5159 327 
1811... 165 761 467| 8993 732 
1872 na 1 082 1 160 743 | 16 407 591 
187B....-.+.% 1173 1 367 767 | 22 897 319 
1A. nun 1 264 1 631 650 | 24 859 383 
11. 1: VPE ee 1494 2.009 984 | 28 886 302 
3870... nu 8 1457 2 096 771 | 29 974.998 
1668 2 355 447 | 32 774 344 
IBTB.. 2 2.8 00415;: 1 593 2 269 678 | 31 098 229 
IB 20,56% % 1477 2 263 332 | 29 686 060 
1, RD ER 2 026 3 057 421 | 39 840 487 
181. 1.04.04 2 727 4 136 779 | 51 274 352 
7 3198 5 074 808 | 60 545 882 
1883........ 3307 5 775 861 | 65 847 812 
1884 ........ 3 284 5 871 500 | 62 378 115 
1888... 0% 3 624 6 335 752 | 62 207 439 
BO: 3 100 5 767 655 | 56 527 390 












Zahl der 


nd Schiffe. 










EIER, 3 57 862 370 
18858........ 3 440 6 640 834 | 64 832 273 
15 ..+...5.. 3425 6 183 187 | 66 167 579 
180 3389 6 890 094 | 66 984 000 
1891 ........ 4 207 8 698 777 | 83 422 101 
16802. 0 e:5 3559 | 7712028 | 74 452 436 
1888 : +... 2.25% 3341 | 7659068 | 70 667 361 
IBM. nn 3352 8 039 175 | 73 776 827 


iernach ift auf dem Sueztanal der Verkehr und der 
Abgabenertrag bis zum Jahre 1891 faft ununterbrochen 
geiegen. Dabei ift die ſprungweiſe Steigerung bes 
Abgabenertrages im Fahre 1872 auf eine erheblihe Er— 
—8X der Abgabenlaſt zurückzuführen, welche darin be— 
and, daß die zuerſt Az bem Nettoraumgehalt (mit 
10 Franken für die Reg. Tonme) erhobene Kanalabgabe 
vom 1. Juli 1872 ab nad dem Bruttoraumgehalt er: 
hoben wurde. Eine Abnahme des Verkehrs nach Schiffs- 
und Tonnenzahl ift durch diefe Erhöhung der Abgabenlaft 
nicht herbeigeführt. Im Jahre 1874 kehrte die Suezkanal⸗ 
geielfichaft zur Erhebung der Abgabe nach dem Nettoraums 
gehalt zurüd, wobei jedoch gleichzeitig ein Zuſchlag von 
3 Franken für die Tonne eingeführt wurde, der all 
mälig in Stufen von !/, Franken wieder befeitigt wurde. 
Zur Beit beträgt ber Abgabenſatz neben einem Kopfgeld 
von 10 Franken für die Pafjagiere, 9 Franken die 
Netto-Regiftertonme. 

Dieje Entwidelung des Verkehrs und des Abgaben- 
ertrages auf dem Suezkanal läßt e8 zum Minbeften zweifels 
haft ericheinen, ob für bie dauernde Belebung des Verkehrs 
in dem Kaiſer Wilhelm-Kanal die von Seiten der Sciff- 
fahrtöfreife aus naheliegenden Gründen gewünſchte Herab- 
jegung der Abgaben in der That notwendig if. Gie 
beweif aber ferner, daß es unmöglich ift, bie Wirkungen 
eines Tarifs, felbft in der Beſchränkung auf die Richtigkeit 
ber ihm zu Grunde liegenden Prinzipien nad einem fo 
furzen Zeitraum, wie er jeit der Eröffnung bes Kanals 
verjtrihen ift, einigermaßen zutreffend zu beurtheilen. Es 
fann daher nicht empfohlen werden, den Tarif, auch nur 
in feinen Grundfäßen, bereits jet für einen längeren Beit- 
raum gefeßlich feitzulegen. Vielmehr wird die Möglichkeit 
geboten werben müſſen, nod für eine geraume Zeit die— 
jenigen Wenderungen, welde fih auf Grund der noch zu 

ewinnenben Erfahrungen als nothwendig oder zweckmäßig 
Detausftellen follten, im Verwaltungsmwege ohne Inaniprudy= 
nahme der Gejeggebung eintreten zu laſſen. pi 

ſprechen aud die bei der Tarifbildung für die Eifenbahnen 
bisher zur Anwendung gelangten Grundſätze. Schon das 
teußiiche Eifenbahngefeg vom 3. November 1838 — 
Dreuk, Gefep-Samml. S. 505 — überließ ($. 26 Abja 1) 
den Eifenbahnverwaltungen die Beitimmung der PBerjonen- 
und Gütertarife für bie erften drei Jahre nad) dem auf 
die Eröffnung der Bahn folgenden 1. Januar, umd auch 
nah Ablauf diefer Friſt bedurfte nur eine —* der 
Tarife der miniſteriellen Genehmigung. Wenn ſpäter in 
Preußen durch das Geſetz vom 1. Juni 1882 (Preuß. 
GeſetzSamml. S. 313) im $.20 beſtimmt iſt, daß eine 
Erhöhung der für die einzelnen Klaſſen des Gütertarif— 
Ihemas zur Zeit der Publikation des Gejeges beftehenden 
Normale (Marimal-) Transportgebühren, von gewiſſen 
Vorbehalten abgejehen, nur im Wege des Geſetzes erfolgen 
könne, fo iſt Hierfür die außerordentliche Tragweite der 
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Eifenbahntarife für die gefammte wirthichaftliche Entwidelung 
des Landes maßgebend geweien. Cine jo weitgehende 
Bedeutung wird bem Tat einer einzelnen Berfehrsitraße, 
wie es der Kaiſer Wilhelm-Kanal ift, nicht beigelegt werden 
lönnen. Gleihwohl dürfte es nicht ausgejchloffen erſcheinen, 
das gleiche Prinzip auch auf den Kanaltarif zu übertragen 
und einem bejiehenden Tarif die Eigenſchaft eines nur im 
Wege der Geſetzgebung zu erhöhenden Marinzaltarifs zus 
äuerfennen, wenn dieſer Tarif fi) durch längere praktiiche 
Anwendung im Allgemeinen als zutreffend bewährt hat. 
Einjtweilen Tiegt es nicht außerhalb der Möglichkeit, daß, 
um zu dieſem Ergebniffe zu gelangen, der Tarıf in einzelnen 
Buntten wiederholt abgeändert werben muß. Die Wirkungen 
folder Aenderungen laſſen ſich aber nicht ſchon nad) einer 
hurzen Friſt überjehen; zu ihrer richtigen Veurtheilung wird 
e3 vielmehr jedesmal einer längeren Beobachtung bedürfen. 
Deshalb möchte es fich empfehlen, die im 8.3 Abjak 2 
des Geſetzes vom 16, März 1886 auf 1 Jahr begrenzte 
Friſt, binnen welcher Die Sehfehung bes Tarif8 dem Pailer 
im Einvernehmen mit dem Bunbesrath überlaffen ift, noch 
auf etwa drei weitere Jahre zu erjtreden. In dieſem 
Sinne hat ſich auch der Deutſche Nautiſche Verein auf 
feinem am 17. Februar d. J. abgehaltenen Vereinstage 
einftimmig ausgelproden, jo daß anzunehmen ift, daß die 
vorgejhlagene Regelung aud den Inlereſſen der deutjchen 
Handelsihiffahrt am beften entſprechen wird. 


Anlage A. 





AUbaabentarif 
für 
den Nord-DOftjee- Kanal. 


I. 

Für die Fahrt durch den Nord-Oſtſee-Kanal werden 
von ſämmtlichen Fahrzeugen, mit Ausnahme der zur 
Kaijerlihen Marine und zur Kanalverwaltung gehörigen, 
Abgaben nad) folgenden Sähen erhoben: 

1. von beladenen Fahrzeugen 

für bie erflen 600 Regifter-Tonnen 


Netto ee. -» » >» 2 2. 60 Pfennig, 
für die überſchießenden Regiſter— 
Tonnen fe - » 2 2. ..40 2 
2. von leeren oder in Ballajt laufenden 
Fahrzeugen 


von Fahrzeugen im Küftenfracdhtverkehr 

(Gejep vom 22. Mai 1881 — Reichs: 

Gejepbl. S. 97 —) bis zu einer 

Größe von 50 Regifter-Tonnen Retto 
einſchließlich, ſowie 

von Fahrzeugen, welche den Kanal 

nach oder von der Eider durch— 

laufen, für jede Regiſter-Tonne 

3. Die geringfte nah Nr. 1 und 2 für 

eine Fahrt zu entrichtende Abgabe 


4) s 


beträgt - » 2 2 22.2000. . 10 Marl. 
4. Un Schlepplohn zahlen außerdem 
Segelfahrzeuge bei Benußung der ord⸗ 
nungsmäßigen Schleppzüge: 
r die erhen200Regifter-Tonnen 
eito fe. » » 2.0.40 Pfennig, 
für die überjchießenden Regiſter— 
Tonnen je . » F 30 = 


Segelfahrzeuge der unter Nr. 2 ber 
— Art unter gleicher Voraus⸗ 
egung: 








f für 463 
für bie erſten 200 Regiſier⸗ 

Tonnen Netto je . . » . 25 Pfennig, 
für die überſchießenden Negifier- 

Tonnen te. 2 2 20 = 


Für die Geftellung von Schlepphülfe für Dampfer 
oder von bejonderen Schleppern für Segelfahrzeuge jet 
die Kanalverwaltung die Gebühr nad) Mahgabe ber Größe 
ber gejtellten Scleppdampfer und ber Dauer ber Be— 
nußung feit. 

5. Während der Monate Dftober bis einſchließlich 
März werben die Abgabenfäge unter Nr, 1 bis 3 um 
25 Prozent erhöht. 

6. Bei der Fyeftftellung des Gejammtbetrages der zu 
entrichtenden Abgabe werden Bruchtheile einer Mark nad) 
oben auf volle Marf abgerundet. 

7. In ben vorfiehenden Abgaben ift ber Erjaß für 
die Benupung ber jämmtlichen Betriebseinrichtungen bes 
Kanals, jowie für das Lootſen zwiſchen ber Brunsbütteler 
oder der Rendsburger Schleufe einerjeits und Friedrichs— 
ort andererjeitd mit einbegriffen. 

8. Die Bedingungen und Gebühren für bie Zulaffung 
von Fahrzeugen, welche ihre Fahrt inmerhalb des Kanals 
beginnen ober endigen, werden von der Ktanalverwaltung 
feſigeſetzt. 


Dieſer Tarif tritt am 10. Juni 1895 m ſtraft. In 
bemfelben Tage tritt der Abgabentarif für bie Strede des 
Nord⸗ Oſtſee⸗Kanals zwiihen ber Holtenauer Mündung und 
ber Rendöburger Scleufe vom 4. Juni 1894 Meichs— 
Geſetzbl. ©. 465) außer Kraft. 


Anlage B. 


Denkſchrift, 


betreffend 
den Entwurf zu einem Tarif für Benutzung 
des Nord⸗Oſtſee-Kanals. 


Tarif⸗ Entwurf. 

Für die Fahrt durch den Nord⸗-Oſtſee-Kanal oſtwärts 
der Holtenauer Schleuſe einerſeits und weſtwärts der Rends— 
burger oder Brunsbütteler Schleuſe andererſeits werden 
von ſämmtlichen Fahrzeugen — mit Ausnahme der zur 
Kaiferlihen Marine und zur Bauverwaltung gehörigen — 
Abgaben nad) folgenden Säßen erhoben: 

1. für beladene Fahrzeuge für bie erften 600 (eng= 
lifche) Reg. Tonnen für jede Reg. Tonne 65 Bi. 
für jede darüber hinaus gehende Reg. 

KDRDE, 0 
. für leere oder in Ballaft laufende Fahr: 
euge, ferner für Sabrgeuge im Kuͤſten⸗ 
achtverfehr (vergl. Reichsgeſetz vom 
22. Mai 1881 — Reichs-Gefehbi S.97 —) 
bis zu einer Größe von 50 Neg. Tonnen 
engliſche) einſchließlich, ſowie für Fahr 
zeuge, welche den Kanal nach und von 
der Untereider durchlaufen, für jede Reg. 
FE 46 
. Während der Monate Januar, Februar, März 
und Dezember werden die Gebühren unter 1 und 
2 um 10 Prozent erhöht. In den vorftehenden 
Gebühren it der Erjaß für die Benußung ber 
jämmtlihen Betriebseinrichtungen des Kanals, 
jowie für bas Lootjen zwijchen der Brunsbütteler 
oder ber Nendöburger Schleuſe einerſeits und 
Friedrihsort andererjeits, und für die Benupung 


171* 


45 = 





ber Sähteppgäge durch Segler mit einbegriffen. 

Wenn die Betriebsvermwaltung des Kanals auf 

Wunſch beſondere Schlepper für Fahrzeuge — 

einschließlich der zur Kaiſerlichen Marine und zur 

Bauverwaltung — ftellt, jo ift hierfür eine Ent 

sone von TO Pf. für die Reg. Tonne zu 
en. 


Die Bedingungen und Gebühren für die Zu— 
lafjung von Fahrzeugen, die ihre Fahrt innerhalb 
des Kanals beginnen ober endigen, werben von 
ber Kanalverwaltung feitgejeßt. 





Begründung. 


Für die Ermittelung einer zwedmäßigen Kanalgebühr 
tonnten zwei Wege in Frage kommen, 

1. Die Feſtſtellung der Frachtgewinne in den vers 
ſchiedenen Norbd-DftfeesFahrten unter Gegenüber: 
ftellung der Schiffsausgaben, die Ermittelung ber 
verbleibenden Weberihüffe auf einen Tag hrt 
zurüdgeführt und dementſprechende Berechnung des 
eintretenden Nutzens bei der Kanalfahrt. 

2. Die Berechnung des in Geld ausdrüdbaren Ge 
winns für die Schiffe verſchiedener Größen bei der 
zeitfürzenden Kanalfahrt gegenüber dem Stagener 
Wege unter gleichzeitiger Berückſichtigung der für 
die Schiffe ferner zu erwartenden Erſparniſſe durd) 
Fortfal oder Verminderung der Ausgaben bei 
dem bisherigen Stagener Wege. Der erſte Weg 
ift zwar betreten, aber als nicht gangbar wieber 
verlaffen worden, weil das Material über die er- 
forberlihen Schiffsfrachten nicht in der nöthigen 
Vollſtändigkeit zu beſchaffen war; weil diefe Schiffs— 
fradhten jelbft bei den gleichen Transportartifeln 
fo jehr variirten, daß ein fidherer Schluß auf ben 
Frachtgewinn nicht zu ziehen war; und weil end» 
lich — jelbft wenn bies gelungen wäre — ber 
verbleibende Ueberſchuß für die SFeftitellung des 
Tarif$ doch nur mit der age ern hätte beftim- 
mend fein fönnen, daß die Abgabe durch den 
Geldgewinn in Folge Zeiterijparniß bei der Kanal: 
fahrt nach oben begrenzt wurde. Es iſt daher in 
dem folgenden lediglih der zweite Weg inne— 
gehalten. 





1. Allgemeines. 

Bei ber Feſtſetzung der Abgaben für die Benußung bes 
Nord:Dftfeesftanals würde an 1 von der Annahme aus: 
zugehen fein, daß diefer Kanal — wie jede rationelle künft- 
lihe Waſſerſtraße — nit nur die Koften feiner Unter— 
haltung und des Betriebes, fondern auch darüber hinaus 
Ueberſchüſſe bis zu einer angemeſſenen Verzinfung des ver- 
wenbeten Anlagekapitals aufzubringen hat. Zweifelhaft 
fönnte nur fein, ob dies Anlagefapital im vorliegenden 
Falle in der ganzen Höhe von 156 000 000 M als ver: 
zinslich anzunehmen iſt, oder ob diejenigen Einrichtungen 
(zum Betrage von etwa 51 000000 A), weldje übers 
wiegend aus militärischen Rüdfichten aufgewendet find, für 
einen bloßen Handels-:Schiffahrtstanal aber entbehrlich ges 
weſen wären, von einer Verzinſung auszufchliegen fein 
möchten. Letzteres erjcheint in der Ordnung. 

Indeſſen zwingen die Verhältnifje dazu, den Geſichts— 
punft einer angemeflenen Verzinfung nur ſoweit im Auge 
zu behalten, als fi aus der Kanalbenugung nod or: 
theile für Rhederei und Handel ergeben. Das Reich, weldyes 
den Kanal großentheils zu dem Zweck gebaut hat, der 
Schiffahrt Erleichterungen zu gewähren, muß das größte 











Sntereffe daran haben, daß ber neue | auch thatſãchlich 
in ausgiebiger Weife benußt wird. Es dürfen fomit dieſe 
Vortheile, —— ſie ſich in Geld ausdrücken laſſen, nicht 
durch die Kanalgebühr wieder aufgehoben werden, vielmehr 
müſſen dieſelben zu einem angemeſſenen Betrage Inter⸗ 
ejjenten verbleiben. Nur ſoweit das Letztere gewährleiſtet 
it, tritt für das Reich die Pflicht in den Vordergrund, 
RE eine Berzinfung ber aufgewenbeten großen Mittel zu 
orgen. 

Bei den Vorfchlägen über Bemefjung der Kanalab- 
gaben ift erwogen, daß es ſich zur Zeit nur um einen 

rovifjorijhen, vom Kaifer im Einverftändnig mit dem 
undesrath feitzufegenden Tarif hanbelt. 

Da eine Anzahl für die Tarifbeftimmung wichtiger 
Nehnungsfaktoren unleugbar ſehr zweifelhaft ih und auch 
bereit8 lebhafte Anfechtung erfahren Hat, es jich alſo bei der 
Unmöglichkeit, dieje Faktoren Elar zu ftellen, mehr ober 
minder um einen Griff in das Dunkle handelt, entipricht 
es ber Vorficht, eher zu hoch als zu niedrig zu greifen. 
Sofern die Erfahrungen ergeben werden, dab der Tarif in 
einem oder dem anderen Bunkte änderungsbedürftig ift, ift 
es ein Leichtes, benfelben Herunterzufeßen. Dagegen hat 
die Praris der Eifenbahnverwaltung gelehrt, daß es außer— 
ordentlih ſchwierig ift, einen zu niedrig gegriffenen Tarif 
wieder heraufzufeßen, ja, daß dies unmöglich wird, fobald 
die wirthfeaftlicen Verhältniffe fih auf den niedrigen 
Tarif eingerichtet Haben und auf denfelben Hin wirth- 
ſchaftliche Einrichtungen geichaffen find. udem wird 
es für die Sanalvermaltung von Wichtigkeit jein, 
nicht in der nächſten Beit nad ber Betriebseröffnun 
mit bem vollen Verkehr rechnen zu dürfen; da na 
ber Betriebseröffnung — wie dies bei jedem neuen Bes 
triebsunternehmen der Fall zu fein pflegt — noch eine 
Menge von eg wg nothwendig fein werben, 
auf die ein intenfiver ieb ohne Zweifel von ftörendem 
Einfluß fein wird. Endlich und vor Allem muß -für eine 
vorfihtige Bemeſſung der proviforiihen Abgabe ber Um— 
ftand enticheidend fein, dak nicht überjehen werben fann, 
welche wirthichaftlichen Verfchiebungen der neue Verkehrs: 
weg mit ſich bringen wird. Daß jede Neueröffnung eines 
wichtigen Berfehrsmeges Aenderungen in der bisherigen 
Birthfenftgentmidelung hervorbringen muß, ift ebenfo 
unbejtritten, als es richtig ift, daß ſolche Aenderungen mit 
großen Härten für Einzelne oder für eine Gruppe von 
Wirthichaftserifienzen verbunden fein können und verbunden 
fein werden. 

Se billiger die Kanaltarife geſtellt werden, oder mit 
anderen Worten, je größer die Bortheile aus der Kanal 
benugung werben, bejto ftärfer und einfchneidender müffen 
die wirthſchaftlichen Eingriffe werden. Es barf baran 
erinnert werben, daß jchon bei der Berathung der Kanals 
vorlage im Reichstage verſchiedene derartige Beſorgniſſe 
—— worden ſind. So bangte der oberſchleſiſchen 

— —— um den Beſtand ihres Abſatzes nach den 
Dftjeeküften, welchen fie theils an bie weſtfäliſche, theils 
an die engliſche Kohle zu verlieren fürchtete. Ob das 
erſtere — vielleicht nach einer Verlängerung des Dort— 
mund-Ems-Kanals bis zur Elbe — in erheblicherem 
Grade eintreten wird, mag bahingejtellt bleiben; daß eine 
weſentliche Erleichterung des englifchen Wetibewerbes — 
namentlich in Kohlen und Eiſen — an den beutjchen 
und ruſſiſchen Dftfeehäfen von einfchneidender Rüdwirkung 
auf den Abjak der deutjchen Anduftrie fein kann, unters 
liegt faum einem Zweifel. Es mag nur daran erinnert 
werden, dab troß aller Anftrengungen Oberichlefiens und 
iroß mweitgehender Frachtermäßigungen der preußiichen 
Staatsbahnen zu Gunften Oberjchlefiens die engliiche 
Kohle ihr Abjapgebiet in den Dftfee-Stüftenländern Preußens 
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erweitert hat. Während die engliſche Kohleneinfuhr in die 
deutſchen Dftjeehäfen von Wismar öſtlich betragen hat: 


1880 45,4. % 777000 t, 
ift diefelbe 1890 auf ....... 991119 = 
1892 auf ....... 1 202 851 = 
1898 auf... >.» 1 300 069 = 


geftiegen. (Allerdings darf hierbei nicht unerwähnt bleiben, 
daß ein ſehr weſentlicher Theil diejer Kohle von fchottifchen 
und engliihen Häfen nördlich von Hull ſtammt, welche von 
dem Nord:Dftfeesftanal nur noch geringen Nupen haben.) 
—— aber von Verſchiebungen zu Gunſten des Aus— 
landes werden ſolche auch unter den einzelnen deutſchen 
Häfen erwartet. Es iſt bekannt, daß von den Handels: 
vorjtänden der Dftjeepläße bereits ftaatlide Gegenmaßregeln 
gefordert worden find gegenüber den Schädigungen, welche 
von ihnen durch die Nordfeehäfen befürchtet werden. Es 
fann nicht die Aufgabe fein, ſolche Befürchtungen in Bezug 
auf ihre Berechtigung an dieſer Stelle näher zu unterfuchen; 
allein e8 bürfte unzweifelhaft fein, daß der kapitalkräftige 
Hamburger Hafen mit feinem umfaflenden, als Stapelplaß 
für alle Handelsgüter der Welt pafjenden Freihafengebiet, 
ſehr wohl geeignet fein wird, mehr als dies bisher geſchehen, 
in die Bedienung der deutichen und frembländiichen Oſiſee— 
häfen wettbewerbend einzutreten, jobald der Kanal eine Weg⸗ 
abkürzung von 425 Seemeilen — d. h. faft da8 Doppelte der 
durchſchnittlichen Abkürzung — für die Elbhäfen geſchaffen 
haben wird. Wenn man erwägt, daß von den gejammten nad) 
und von ben in frage fommenden Dftfeegebieten im Jahre 
1891 bewegten Schiffs-Reg. Tonnen auf die Elbhäfen nur 
435 858 Reg. Tonnen — etwas mehr als 5 Prozent ber 
Gefammtbewegung entfallen, jo erfieht man, daß für bie 
Beitrebungen der Elbhäfen ein meites Feld fich eröffnet. 
Es dürfte in erjter Neihe Lübeds Schiffahrt — namentlich 
fomweit fie fih mit Waaren befaßt, die heute zwiſchen Lübed 
und Hamburg dur die Eifenbahn befördert werden — 
gefährdet fein. Wie ſich aber aud) die Wettbewerbsverhält- 
nifje zwiſchen den einzelnen Seehäfen künftig geftalten 
werben, immerhin bleibt zu erwägen, baß zur Zeit von ben 
gefammten Handelsſchiffen, welche die Oftfeefahrien bedienen, 
etwa nur Y/5 der deutſchen Flagge zugehören. Auch der 
Antheil, welcher an den beförderten Waaren auf auslän- 
diſche Rechnung zu jchreiben ift, überwiegt bedeutend ben 
inländiichen Mntheil; fo find allein nad den ruſſiſchen 
Dftfeehäfen im Jahre 1892 an (englijchen) Kohlen und 
Kofes 1317674 t befördert. Die Vortheile, weldye der 
Kanal bringt, fommen mithin zur Zeit annähernd zu fg 
fremden (Flaggen zu gute; es bürfte aber feine Beranlaffung 
vorliegen, im Wege einer befonders billigen Kanalgebühr 
und unter Aufwendung beutichen, ungenügend verziniten 
Kapitals dem Auslande überwiegende Bortheile zu gewähren. 
Nach dem Vorgejagten muß die Kanalgebühr fich nach 
den Bortheilen richten, welche den Schiffen durch Benupung 
des Kanals erwachſen. Diefe Bortheile beftehen in der 
Zeiterfparniß und in der größeren Sicherheit des Kanals 
weges gegenüber ber Schiffahrt um Skagen. Es waren 
mithin die Rechnungsfaktoren, aus denen jich die Vortheile 
zufammenfegen, und bie in dieſer Beziehung bei der Ge 
feßesvorlage gemadten Annahmen daraufhin zu revidiren, 
ob fie auch im gegenwärtigen Zeitpunkt noch als überall 
zutreffend angejehen werden können. Die Begründung ber 
Gejepesvorlage rechnet mit 
a) einer Verminderung der Seelängen von den vers 
fchiedenen Häfen der Nordſee und Englands bis 
zu einem gemeinfamen Scnittpunlt in der Dftiee 
gegenüber Möen; 
b) einer 13ftündigen Fahrtdauer durch den Kanal; 
e) mit einer Seegefhwindigkeit der Dampfer von 
8,5 Seemeilen in der Stunde. 


| 








Auf Grund diefer Faltoren wird eine durchſchnittliche 
Zeiterfparniß in Folge der Kanalbenugung von 22 Stunden 
für Dampfer und von 3 Tagen für Segler feſtgeſtellt. 

2. BWegabfürzung durch ben Kanal. 

Die Annahme zu a beruht auf Vermefjungen aus ben 
Seekarten, deren Richtigkeit von feiner Seite angefochten 
worden ift, und welche daher als zutreffend ohne Weiteres 
angenommen werben barf. 

8. Fahrtdauer durch den Kanal. 

Die Gefammtjahrtdauer durch den Kanal ift berechnet 
auf Grund einer gleihmäßigen Geihwindigkeit der Dampfer 
und Schlepper von 5,; Seemeilen und eines Durchſchnitis— 
aufenthalts bei Scleufen und Brüden von 3 Stunden. 
Die Kanal-Kommiffion Hat dieſe Angaben neuerdings, 
nachdem der Betriebsplan im Kanal und beffen Durch— 
führung als feftftehend angenommen werben darf, auch jetzt 
noch als zutreffend bezeichnet. 

4. Seegeſchwindigkeit der Dampfer. 

u c. Gegen die Annahme einer durchſchnittlichen 
Seegejhmwindigkeit der Nord =» Dftfeedampfer von 8,5 
Knoten waren bereit® in ben Neichstagsverhandlungen 
Einwendungen erhoben, die fpäter in der Preffe Wieder: 
holung gefunden haben. Man behauptete — ohne zu bes 
weiſen — eine durchſchnittliche Seegefhmwindigkeit von 10 
bis 12 Knoten. Da bie Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen 
war, daß jeit der Gejehesvorlage techniſche Verbeiferungen 
ber Dampfmaſchinen eine günftigere Geſchwindigkeit herbei- 
geführt Haben konnten, find über diefen Punkt durch Ver— 
mittelung der Kanal-Kommiſſion neuerdings bie Handels— 
vorjtände zu Memel, Königsberg, Danzig, Stettin, Lübeck, 


Kiel, Flensburg, Altona, Hamburg, Geeftemünde, Bremen, Auray.,, 


Emden, ſowie der nautiſche Verein zu Kiel gehört worben. 
Bon denfelben geben die Kaufmannfhaften zu Memel, 
Danzig, Bremen und Kiel die Durchſchnittsgeſchwindigkeit 
auf 8 Seemeilen, der Kieler nautifche Verein, die Flens— 
burger range und bie Hamburger Deputation 
für Schiffahrt nod) etwas geringer, die übrigen meiftens 
auf 81/, Scemeilen an. Die Annahme einer durchſchnitt⸗ 
lien Geſchwindigleit von 8'/, Seemeilen fcheint auf ber 
Denfihrift des Wirklihen Geheimen Ober-Bauraths Baenſch 
zu beruhen. Gegenüber den eben wiedergegebenen Aeuße— 
2. er Hanbdelsvorftände, gegenüber ferner dem Um— 
ftande, daß die angegebene Geſchwindigkeit die durchſchnitt— 
lie der Nord-Oſtſeedampfer ift, daß dieſe Geſchwindigkeit 
fih aber auf ber Strede zwiſchen der weitlihen Kanals 
mündung und dem öftlihen Schnittpunlt bei Möen 
in Folge Gefährlichkeit der Paſſage zc. zweifellos ver- 
mindert, daß aber Iediglich dieſe Strede für die Ver: 
gleihung der Fahrtdauer entjcheidend ift, erfcheint es durch⸗ 
aus gerechtfertigt, die Durchſchnittsgeſchwindigkeit ber 
Dampfer in See auf 8 Seemeilen in ber Stunde anzus 
nehmen. In Folge beijen ändert fi die in Anlage A 
der Gejegesvorlage enthaltene Berechnung des Beitgewinns 
durch die Kanalbenugung derart, daß z. B. für Hamburg 
fid) der Zeitgewinn auf 46,7, Stunden, für Bremen auf 
faft 34 Stunden, für Rotterdam, Amfterdam, Antwerpen, 
London auf 24 Stunden erhöht. 
‚ 5. Beitgewinn durd die Kanalfahrt. 

Die Gefepesvorlage berechnet num den Gelbwerth ber 
eintretenden Beiterjparniß nad dem Durchſchnitts betrage 
ber Beitfürzungen, obwohl dieje für die verſchiedenen Häfen 
ber Nordſee und auch der Dftjee wefentlich differiren. Wollte 
man den Sanaltarif lediglich nad) dem Maße des Vortheils 
normiren, der bei jeder einzelnen Reife erwächſt, jo müßte 
man denjelben für die verfchiedenen Häfen der Nord» und 
Oſtſee verſchieden hoch halten, und man würbe zu dem 
Ergebniß gelangen, dab derſelbe z. B. für die Elbhäfen 


' fajt doppelt jo hoch gehalten werben könnte, wie für 
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belgiſche, holländiſche und engliſche Häfen. Indeſſen würde 
eine derartige Differenzirung die Anwendung bes Tarifs 
in unzuläſſiger Weiſe kompliziren und auch von dem deutſchen 
Standpunlt aus gegenüber ben Intereſſen des Auslandes 
u jchweren Bedenken Beranlafjung bieten. Wenn ſonach 
für alle Häfen ein gleihmähiger Tarif geichaffen werben 
muß, jo gelangt man von jelbjt zur Annahme eines Durd)- 
Kniitsfapes der Zeitabkürzung. Es iſt gerechtfertigt, als 
Des: Durchſchnitisſatz denjenigen anzunehmen, der für die 
ehrzahl der Häjen maßgebend it, nämlih für Die 
—5 — — franzöfifchen x. und London. 

Auf Grund der oben ausgeführten Erwägungen wird 
ber —— Zeitgewinn für Dampfer in Folgendem 
auf 24 Stunden angenommen (gegenüber der Berechnung 
von 22 Stunden in der Gejehesvorlage). Für die Zuläffigkeit 
biejer Annahme jei aud noch auf die Ausfagen der Juter- 
ejfenten in ber von dem —— am 26. No= 
vernber 1893 berufenen Verſammlung hingewieſen. Dieſe 
Jutereſſenten geben die durchſchnittliche Zeilerſparniß für 
Dampfer ebenfn Us auf 24 Stunden an, obwohl fie fichtlic) 
geneigt waren, die Vortheile, welche der Schiffahrt aus 
der Kanalbenugung nen behufs Erzielung einer 
möglichjt geringen Ranalabgabe zu verkleinern. 

Nicht mit der gleichen Kersten wie für Dampfer läßt 
fich der Zeitgewinn für Segler feſtſtellen. Zwar bleibt die 
Fahrtdauer durd den Kanal für fie die gleihe; dagegen ift 
die um Skagen vollftändig von der Stärkung und Richtung 
des Windes abhängig. Gegenüber dem Umftande, daß Segler 
häufig wochenlang zur —5*3 Slagen gebrauchen, wird 
indeſſen die Annahme einer fünftägigen Zeiterſparniß als eine 
durchaus gr Schätung gelten können 

Geldwerth ber Zeiterfparn iß. 

Sqhwieriger tlarzuſtellen iſt die Frage, wie hoch dieſe 
re: in Geld anzuſchlagen ir Dieſer Geldgemwinn 

t bei Dampfern in dem Fortfall der regelmäßigen 
Sn für 24 Stunden oder für einen Tag. 


von 520 bdeutjchen Tonnen — engl. Reg. Zonen 
Ko i8 250 000 ra 
Hener (17 Mann) monatlih . 1085 4, pro Tag 
Berpflegung (ine * monatlich 561 = | Bach 
Entwerihung .5 — 
Verſicherung —6 
Binjen Be er da we Ya ⸗ 160,00 = 
Unter altung Fe DE — — — 2,3 5 
Kfelfndts .... 0. 1a s 
22,5 Prozent 
Kohlen 9 Tommen a 17,5M - - . . 18075 = 
Mafchinenbedürfniffe 2. U 
— 1 M 


17 Pr für beutjche Reg. Tonne 
8 engliiche 


7 s s 
für benfelben — 10 Jahre alt, 
69 Bf. pro beutiche, 
Mıs ® engli ſche. 


In der Kommiſſion des Reichstags find regierungs- 
jeitig die Tagestoften eine® Dampfers in Fahrt zwifchen 
Nordjee und Oſtſee folgendermaßen jpezialifirt worden: 

Dampfer von 620 Reg. Tonnen (etwa 700 deutſche Tonnen) 
Wert; 300 000 A, Urbeitstage 300. 


Berficherung . "N Brom Dr Werths 
Abſchreibung .5 - 
Unterhaltung .B « ⸗ ⸗ 
Keſſelerneuerungs⸗ 
an F 2 = s s 
6 


— des Rheders 5 
30 — von zoo 000 A zu 


(7. Zageskoften der Dampfer. Dahlſtröm ©. 45.) 

In dem „Erläuterungsberiht zu einem Norb-Diftjee- 
Kanal von Dahljtröm” werden die Sciffskoften für je 
100 Reg. Tonnen und 24 Stunden (in fahrt) berechnet 
von einem Dampfer 600 bis 800 Reg. Tonnen in jchneller 
Fahrt auf 75 bis 100.#., in gewöhnlicher Yabet auf 
50 bis 55 H., für einen Kohlendampfer auf 45 bis 50 M 
Bon John Gibfone, Vorſtand des deutſchen nautiſchen 
Vereins, ſind dieſelben in einem an 21 nautiſche Vereine 
gerichteten Rundſchreiben vom Jahre 1880 wie folgt be— 
— worden, wobei bemerkt wird, daß dieſe Bas er 
amals von ben Einzelvereinen theils ausdrücklich als 
richtig beftätigt, theils unwiderſprochen gelaffen worden ift: 

Bei einem gewöhnlichen Dampfer von 700 deutſchen 
Tonnen — 620 Reg. Tonnen *) 

Schiffswerth . 300 000 KH. 

Aſſeluranz T Prozent 

Abſchreibhung 5 5 

Unterhaltung . 5 = 

Binen . ..6 = 


25 Prozent oder pro Tag 205 M. 


Dazu Heuer und Verpflegung für 19 
—— (legtere 1,20 .#.) monatlich 1070 + 
700 .#. oder pro Tag . 659 
Kohlen (10 Kamm a 15 A) pro Tag 150 
Mafhinenbebürfniffe pro Tag . - . 82 


ıe m 


zufammen 446 M 

abgerundet 450 = 
d. i. für eine deufiche Tonne . 65 Pf. 
ober pro englifche Neg. Tonne 72 = 


Derfelbe Gibfone berechnet in der handelsminifteriellen 
Verfammlung bie täglichen Koften eines neuen Dampfers 


von TOO deutſchen Tonnen — 620 (engl.) Reg. Tonnen 
Koſtenpreis 320 000 AM 


Heuer (18 Mann) 1 188. K\ täglich) 
Delöftigung (Ina A) . 5094 = | 55 ıcH 
Entwerthung ern. 22,5 Prozent 1979 = 
Kohlen (11 — à 17,5 M: %. .. 1925 ® 
Maichinenbedürfniß . R es ‚oo * 
oder pro deutſche Neg. Tonne 69 Fi. 
= en gliſche * * In ® 
für denſelben — 
wenn 10 Jahre alt, 58 Pf. 
engliihe 63,; = . 
300 Tagen oder pro Tag. . 300 M. 
Seht und —— pro zug 59 = 
ohlen pro > 150 = 
— iffe pro Tag . . 32 = 
aufammen pro Tag . 54 M. 


oder pro Reg. Tonne und Tag 87, Bi., 
ober pro Reg. Tonne und 22 Stunden 79,9 Bf. 
Die vorfiehenbe Berechnung wird nad) den angeftellten 
Erhebungen in verjchiedenen Punkten einer Aenderung 


*, Unter deutſchen“ beziehungsweiſe „englifchen* Tonnen ift bier 
und fernerhin zu verjichen „Tonnen nad) deutſchem beziehungsweiſe 
nad) en —8 Vermeſſinge. ib ugs-verfahren”. Die Maheinbeit 
„Tonne“ ijt im beiden Fällen diefelbe — 100 engliſche Kubikfuß, 
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unterzogen werden müflen. In berjelben find zunächſt 
die Tageskoften lediglich eines neuen Dampfers als maß- 
geben beredjnet worden, während thatſächlich im der 
Nord:Dftfee- Fahrt der Verkehr im Durchſchnitt mit älteren 
Schiffen bedient wird. Auch für die Zukunft wird aus 
verſchiedenen Gründen angenommen werben müſſen, daß 
in ber Norb:Ditjeesfzahrt die älteren Schiffstypen am vors 
theilhafteften Verwendung finden. Solde Gründe find 
das Fehlen bejonders ftarfer Strömungen, wie im atlan- 
tifchen Verkehr, der in Folge der nahen Hüften weniger 
ftarfe Seegang bei ſtürmiſcher Witterung, und der außer— 
gewöhnlich lange Aufenthalt der Schiffe beim Laden und 
Löſchen fpeziell in den Öftfeehäfen. Man kann daher bei 
der FFeitftellung ber Tageskoften eines Dampfers — und 
in specie derjenigen Tagesausgaben, welche ſich nad) dem 
Schiffswerth richten — nicht den Werth eines neuen 
Schiffes — wie dieſer bei der Geſetzesvorlage mit 300000 M 
berechnet war — in Anfaß bringen, fondern man muß mit 
dem Durdjchnittswerth derjenigen Schiffe rechnen, welche 
thatſächlich jetzt und in der Zukunft bei der Nord-Oſiſee— 
Fahrt Verwendung finden. ährend die heutigen Be— 
ſchaffungskoſten eines Dampfers von netto 600 britischen 
Reg. Tonnen fih auf 250 000 bis 275 000 .#. fielen — 
bie legtere Ziffer fol bei der demnächftigen Berechnung ans 
gewendet werden —, ftellt fi) der Heutige Werth eines 
Durchſchniusſchiffes gleiher Größe im Nord-Dftjee-Verkehr 
auf höchſtens 150000.#. Es ift hierbei angenommen 
ein 12 Jahre altes Schiff, welches zur Zeit feiner Ers 
bauung etwa 320 000 M. gelojtet haben wird, heute aber 
in Folge Werthverminderung nur mit 150000 AH. zu 
Buche fteht und thatſächlich auch höchſtens dieſen Kauf: 
preis befigt. Es würden bemmädft die Tageskoften eines 
neuen Dampfers und eines 12 Jahre laufenden Dampfers 
gleicher Größe gegenübergeftellt werden. 

Als maßgebend für die Berechnung ift ferner ange 
nommen eine Sciffsaffefuranz; von 8 Prozent. Es ent- 
ſpricht dies ber von Gibſone in Anja gebrachten Höhe 
der Verfiherungsprämie, während von Seiten der Reichs— 
regierung nur 7 Prozent angenommen waren. Es ift 
nicht zu verfennen, daß eine Verficherungsprämie von 
8 Prozent als eine bejonders Hohe zu bezeichnen ift, ba 
im Durchſchnitt diefelbe nicht mehr als 6 bis 61/, Prozent 
zu betragen jcheint. Bei Kohlenſchiffen, die in regelmäßiger 
Fahrt zwiichen England und Hamburg laufen, beträgt die 
Prämie 7 bis 71/, Prozent, obwohl diefe Fahrt wegen 
ber Elbpafjage bejonders gefährlich ift, und obwohl das 
Sdiff bei den bis aufs Meukerfte abgekürzten Löſch- und 
Zadefrijten bejonders viel in der Fahrt it, aljo aud) er— 
höhten Gefahren unterliegt. Indeſſen wird die Annahme 
einer Sprozentigen Prämie in der Nord-Oſiſee-Fahrt mit 
Rüdfiht auf die im Durchſchnitt herabgeminderte Seetüchlig- 
keit der Schiffe zuläffig fein; von der gleihen Annahme iſt 
übrigens auch Gibfone bei jeinen dem Handelsminijter 
überreichten Berechnungen ausgegangen. 

Die Entwertfung des Schiffes entfteht durch ben 
Gebraudy deffelben, und zwar ſowohl des Sciffstörpers 
jelbft als des Keſſels und der Maſchinen überhaupt, welche 
durd; Abjchreibung gewilfer Prozente und zwar von dem 
Beihaffungspreife des Schiffes berüdjichtigt werben müfjen. 
Gibjone — im Jahre 1880 eine Abſchreibung von 5 Pro—⸗ 
zent für den Sciffstörper und von 2 Prozent für die Ents 
werthung der Maſchinen angejegt, während er im Jahre 
1893 ben legteren Sat auf 1, Prozent ermäßigt hat. 
Negierungsfeitig waren 5 Prozent und 2 Prozent an— 
genommen, und biefer Anja von zufammen 7 Prozent 
fann als richtig beibehalten werden. Nach den eingeleite- 
ten Unterfuhungen hält ein Schiffskeſſel im Durchſchnitt 
10 bis 12 Jahre, in ber gleichen Periode veralten die 





Maſchinen und find größeren und Häufigeren Repara- 
turen unterworfen. Während für den Sciffsförper Ab— 
ſchreibungen von 4 Prozent genügen würden, find ſolche 
auf Maſchinen und Keſſel auf 10 Prozent anzunehmen. 
Nah Maßgabe der Werthverhältniffe der Mafchinen 
zum Schiff ift daher eine Abjichreibung von jährlich 7 Pro— 
zent für Schiff und Majchinen zufammen und zwar von 
dem Neumerth des Schiffes angemeffen. 

Die Unterhaltungstoften des Schiffes wurden von 
Gibſone im Jahre 1880 mit ungefähr 5 Prozent vom 
Werth angefegt, dagegen im Jahre 1893 fowohl für ein 
neues, als für ein 10 Jahre altes Schiff auf 2, Prozent 
angenommen. Negierungsfeitig wurde für Unterhaltung 
5 Prozent angejeßt, ohne einen Uuterſchied für ein neues 
oder ein älteres Fahrzeug zu machen. Dies entſpricht ins 
befien nicht den thatſächlichen Berhältniffen. Während bie 
Unterhaltungstoften eines neuen Schiffes allerhöchftens 
4 Prozent des Werthes betragen, fteigern ſich dieſe Koften 
ſehr erheblih mit dem zunehmenden Alter des Schiffes 
und fönnen bei einem 12 Jahre alten Schiff mit vollem Recht 
auf 9 Prozent des zeitigen Schiffswerthes beziffert werben. 

An Zinfen find 6 Prozent von dem Schiffswerth beis 
behalten worden, obwohl biefe Zahl nad Maßgabe ber 
heutigen Berhältniffe als hoch anzuſehen ift. 

Als Koften für die Beſatzung des Schiffes find nad) 
den heute in den Elb- und Meferhäfen maßgebenden Ber: 
hältniffen folgende Säge für 1 Monat in Anjag zu bringen: 

— id Yen a 240 M. 


1 Kapitän . . . ; 
1. Steuermann . ..: 2 2 2 02. 120 = 
2. s ee A US 90 = 
Zement a ee a et 80 = 
0 ent a a ar nen 80 = 
GUWELD : > 0.0.8. ——— 50 = 
4 Matrojen & 55 MH. Sen BO r 
1. Maſchiniſt . 240 = 
2. s at, FE 140 = 
Donkeymann. — 78 = 
4 ie ao M .... 240 = 
Kojt für 17 Mann & 36 M. . 612 = 
zujammen 2190 M. 


ober pro Tag . . 73 M. 

Etwa die gleichen perlönlichen Koften entſtehen für 
Schiffe belgifher und holländiſcher Flagge, während in 
England durchweg zwar höhere Löhne gezahlt werben, 
dagegen die Bejagung um 1 Mann geringer gehalten wird. 
Auch bei den Schiffen neuefter Konftruftion vermindert die 
Beſatzung fih um mindeftens 1 Mann weiter. Da in den 
Dftjeehäfen die Lebensbedingungen wejentlich billigere, aud) 
die Anſprüche der Menſchen im Allgemeinen geringere find, 
jo vermindern fi die perjönlichen Koften bei den in ber 
Ditiee beheimatheten Schiffen nicht unerheblih. Es find 
mit Rüdjicht hierauf an perfönlichen Koften durchſchnittlich 
pro Tag 65 „HK. in Anſatz gebracht worden. 

Der Kohlenbedarf eines Schiffes ftellt fi nad dem 
Alter defielben ebenfalls verſchieden; ein älteres Schiff ver— 
braucht mehr Kohle und verlangt eine beifere Sorte. 

Für ein neues Schiff gewöhnlicher Fahrt ift ber 
tägliche Verbrauch auf 9 Tonnen angenommen, obwohl bie 
neuejten Maſchinen einen wejentli eringeren Bedarf 
haben; Preis ber Kohle (Förderkohle) iſt im Durchſchnitt 
auf 13,75 AM. anzunehmen; in England, Holland, Belgien 
find die Kohlen billiger, in der Ditfee theurer. Bei einem 
12 Jahre alten Schiffe ift der Kohlenverbraudy auf 10 Tonnen 
täglich, der Preis (Stüdtohle) auf 15 „AH. zu beziffern. 

Für Del, Twift und ſonſtigen Mafchinenbedarf ift die 
Ausgabe dem Stande ber neueren Maſchinen entſprechend 
im Durchſchnitt auf 25 „HK. angenommen. Diejer Durch- 
fchnitt muß als body bezeichnet werden mit Rüdficht auf 








ben Umftand, daß bei neueften Maſchinen der Delverbraud) 
ein außerordentlich geringer, und die Gefammtkoften für 
Majhinenbedürfniffe —2 10 ,#. pro Tag betragen. 

Die Arbeitszeit eined Dampfers beträgt — wenn der: 
felbe nicht einfriert, und dies wird ber Negel nad) ver- 
mieden — mehr als 300 Tage im Jahre, wie bies bei 
ber Gejeßesvorlage angenommen war. Da die Sonntage 


1. ein neuer Dampfer 
Werth 275 000 M. 


Abſchreibung für Schiffswerth, für 


Maſchinenleſſel 7 Prozent 
Aſſekuranz.8 | en K 
Unterhaltung . . 4 = | 760 
Binfen ...:.6 = * M 


1. ein neuer Dampfer. 


Bei 330 Arbeitstagen pro Tag 208,00 M 
Mannſchaft pro Tag . — 65,0 ⸗ 
—— pro Tag 121,0 : 
Delverbrauch zc. pro Tag 25m = 

zufammen 419,50 A 


oder pro Reg. Tonne rund auf 70 pf. 


Allein die letztere Summe kann als zutreffend ange— 
nommen werben, weil mit ben gegebenen Berhältniffen ber 
Nord⸗Oſtſee-Fahrt gerechnet werden muß. 

8. Sonftige Bortheile der Kanalbenugung. 

Wenn fih hiernach für ein Dampfihift ber unge 
fähren Durchſchnitisgröße von 600 Neg. Tonnen in Folge 
——— von 24 Stunden bei der Kanalbenuhßung 
ein birefter Vortheil von 68,5 Pf. pro Reg. Tonne ergiebt, 
jo werben ferner diejenigen Beträge als weitere Vortheile 
mit in Rechnung gezogen werden müſſen, weldje bei der 
Stagener Fahrt ald Ausgabe entitanden find, welche aber 
bei der Kanalbenugung entfallen. Als ſolche Bortheile 
find bei der Reichstagsverhandlung bezeichnet worden 

bie Koften der Lootjengelber im Sund; 

die Koften der Nothhafengelder der Skagenfahrt; 

die verminderte Verfiherungsprämie des Kaslowerthes; 
die verminderte Verficherungsprämie des Gutes; 

ber Binsgewinn wegen fchnellerer Lieferung. 

Es bejteht bei den Interefjenten eine offenbare Neigung, 
über dieje Vortheile ftilichweigend hinfortzugehen; dieſelben 
find bei Rechnungen, welche von Intereſſenten aufgemacht 
worden find, im Allgemeinen außer Acht gelaffen; auch bei 
den Verhandlungen, weldje von dem Unterzeichneten mit 
Rhedern im diefer Hinficht angelmüpft find, zeigte fich wenig 
Geneigtheit, diefen Vortheilen eine wejentlihe Bedeutung 
zuzufprechen. Trotzdem müfjen diefelben in Rechnung ge— 

gen werben, und zwar umſomehr, als ein direktes Be- 
—— ber Richtigkeit dieſer Vortheile — ſoweit befannt 
— nirgends ſtattgefunden — Die im Reichstag vor— 
gelegte Berechnung der &eldüberjegung dieſer Vortheile bedarf 
indeſſen in manchen Punkten der Richtigſtellung. Während 
die Anſätze ſür Erſparung von Nothhafengeldern mit 
1,51 Bf, für verminderte Verſicherung der Ladung mit 6 Pf., 
für Zinsgewinn in Folge ſchnellerer Lieferung mit 0,5, Pf. 
pro Reg. Tonne als zutreffend angenommen werden mögen, 
kann die Erjparung für Lootfengelder im Sund auf den 
Betrag von 8 Pf. pro Reg. Tonne erhöht werben. Diefe 
Kootjenkojten werden von Gibjone bis 50 .#. per Schiff 
beziffert; es ift fein Grund vorhanden, an der Nichtigkeit 
diefer Angabe zu zweifeln. Die Erſparniß erwächſt für 
600 Reg. Tonnen, alfo pro Tonne 8 Pf. Dagegen muß 
bezüglid ber erhofften Verminderung der Verſiche— 
rungsprämie für das Schiff bemerkt werben, dab eine 
jolde jomohl im Reichstag, als auch theilweiſe von 
taufmänniihen Sntereffenten 


in Zweifel gezogen ift, | 


und Freittage möglichft auf See zugebradht werben, fo 
tönnen für dieſe und für Reparaturen nur im Ganzen 
35 Tage in Abzug gebracht werben, jo daß als eigentliche 
Arbeitszeit im Jahre 330 Tage angejeßt werben müſſen. 
Hiernach ftellen fid) die Tagestoften eines neuen und eines 
12 Jahre alten Dampferd von etwa netto 600 britifchen 
Neg. Tonnen wie folgt: 


2. 12jähriger Dampfer 
— — 320 000 M 
ert —F 


— 10 000 M 
Abſchreibung ꝛc. — 7 Prozent von . 320 000 M. 
—= 22400 M. 
Affeturanz . 8 Prozent \2 Prozent 
Unterhaltung 9 s von 
Binfen . . 6 =  J150000 m — 34500 - 
i 900 AM. 
2. 12jähriger Dampfer. 
vo Taög. nn. IR 
Mannſchaft.. 65 3 
Kohlen . . . . PER 0 
Delverbrauch RE 2 = 
zuſammen . 412 AM. 


pro Reg. Tonne auf 68,5 Bf. 


indem Die Br durch den Kanal und durch die 
Elbpaſſage gleichfalls als eine befonders gefährlihe Hin- 
geftellt worden if. Indeſſen bleibt hervorzuheben, daß 
ihon in der Lübeder Denktirift über die Rentabilität 
eines Kanals nad) der Travemündung mit einer Erſparniß 
ber Aſſeluranzprämie für Schiff und — gerechnet iſt; 
imgleichen wird von Dahlſtröm nach dem Ergebniß ſeiner 
Ermittelungen die Ermäßigung der Prämie angenommen. 
Von der gleichen Vorausſetzung geht Sartori mit dem Be— 
merken aus, daß Hamburger und Bremer Verſicherungs— 
unternehmer die Ermäßigung der Prämie bereits in Aus— 
ficht geftellt hätten. In der That wird man mit Rüdficht 
auf die bekannte und in der Reichstagsvorlage ziffermäßig 
nachgewieſene bejondere Gefährlichkeit bes Skagener Sees 
weges füglid mit einer Herabjegung der Prämien rechnen 
fönnen, und dies umfomehr, als die Verficherungsprämien 
bei der Fahrt durch den Eiderfanal ſchon Heute nicht un— 
bedeutend geringer find, als bei ber Fahrt um Skagen. 
Auch haben näher eingezogene Erkundigungen ** daß 
die Berfiherungsgefellichaften zur Zeit die Frage der Herab- 
feßung der Jahresprämien für Dampfer bei der Stanalfahrt 
in Erwägung gezogen haben, und daß dieſelben die Ver— 
träge vermuthlicd mit einer Herabjegung der Verſicherungs— 
jumme um Prozent biß 1 Prozent abjchliegen werden. 
Bon anderen Seeverjiherungsgefellibaften wird allerdings 
auch jetzt noch in Abrede gejtellt, daß eine foldhe Prämien 
verringerung zu erwarten fände. Allein es bürfte zu 
erwarten fein, daß ber Wettbewerb die Geſellſchaften zwingen 
wird, fid) auf die Gewährung günftigerer Bedingungen 
einzulaffen. Rechnet man aljo %; Prozent Erjpamiß, fo 
macht dies bei dem angenommenen Durchſchnittswerth bes 
Dampfers von 150000 A. jährlih 1125 AM. Dieie 
Vortheile vertheilen ſich auf 10 Doppelreifen im Jahre, jo 
dab bei jebesmaligem Pafjiren des Kanals 9,, Pf. pro 
Neg. Tonne erfpart werden. 
9. Gefammtgewinn der Dampfer. 
Der Gefammtgewinn der Dampferfahrt pro Tag be= 


rechnet fi daher, wie oben angenomm 8 Bf. 
erfparte Zootiengelder . . . » 2 2 22.0 Bo 2 
⸗ Bee EHGEIDER: == = 0.0 ee de 

s icherung bes Ras . . . 94 

B s Gutes . 6, 


erfparter Zinsgemwinn wegen ichnellerer Lieferung 05 = 
= 94, Pf. 
oder rund = 95 Pf 
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Dieje 95 Pf. jollen ber leichteren Rechnung wegen auf 
100 Pf. erhöht werben. 

63 darf indeſſen nicht außer Acht gelaffen werben, 
daß dieſer Gewinn bei ber Kanalbenugung fi für einen 
Dampfer durchſchnittlicher Größe ber Nord-Oſtſee⸗Schiffe 
von etwa 600 Neg. Tonnen ergiebt; ed würbe unzutreffend 
fein, wenn man auch bei größeren Dampfern für jede Neg. 
Tonne ihrer Ladefähigkeit gleih Hohe Vortheile annehmen 
wollte. Es fteht vielmehr außer allem Zweifel, daß bie 
Koften für die Einheit der Reg. Tonne fi in dem Maße 
vermindern, als Die ei ne bes Dampfers zunimmt. 
Die Gründe hierfür liegen jo fehr auf der Hand, daß es 
eines befonderen Beweijes nicht bedarf. Es gemügt ledig— 
lih darauf hinzuweiſen, dab ein großes Schiff nicht 
foviel Bedienungsmannſchaft — auf 1 Tonne 
reduzirt — bedarf, wie ein fleines, daß mithin die Aus— 
gaben für Heuer und Verpflegung der Mannſchaft bei 
einem großen Schiff verhältnikmäßig niedriger werben. 
Ebenſo find die Beihaffungskojten eines großen Schiffes 
pro Reg. Tonne geringer, als bei einem kleinen; beijpiels- 
weije betragen diejelben unter Zugrunbelegung ber Angaben 
von Gibjone bei einem Schiff von 500 Neg. Tonnen pro 
Neg. Tonne = 500 M, bei einem foldyen von 700 Reg. 
Tonnen = 459 M Dementſprechend werben die jämmt- 
lihen Schiffsunkoſten, welche von dem Beihaffungswerth 
abhängen (Aſſekuranz, Binfen, Unterhaltung), bei einem 
großen Schiff pro Neg. Tonne niedriger, als dies bei einem 
Heineren der ‘Fall ift. 

Soviel bekannt, ift hierauf von ben Intereffenten auch 
von jeher hingewieſen worden; jo geht dies unzweifelhaft 
aus den Ausführungen hervor, welde in der Konferenz 
vor dem Handelsminifter gemacht worden find. Auch die 
durch Vermittelung der Kanalsfommilfion neuerdings ein— 
geholten Gutachten der Handelsvorjtände (Anlage 1) 
fommen übereinftimmend zu dem Ergebniß, daß die täg- 
lichen Scifistoften mit dem zunehmenden Raumgehalt 
der Schiffe ſich verhältnigmäßig vermindern. Wenn aud) 
diejen Gutachten bezüglich der abjoluten Höhe ber Dampfer- 
kojten jhon aus dem Umftande, weil fie zum großen Theil 
nicht alle in Frage kommenden Traktoren in Rückſicht ges 
ogen haben, und weil fie ohne nähere Erläuterung gegeben 
nd, ein Beweiswerth überhaupt nicht zugeſprochen werben 
kant, jo ftimmen dod) alle 12 Berechnungen dahin überein, 
daß die Tageskoften, auf eine Neg. Tonne zurüdgeführt, 
bei einem Dampfer von 1000 Reg. Tonnen um etwa 
15 Prozent geringer find, als bei einem Dampfer von 
500 Reg. Tonnen, und zwar wird eine gleihmäßig fteigende 
Ermäßigung mit dem erweiterten Qaderaum des Schiffes an- 
gegeben. Much tritt nicht allein bei den Tageskoſten Des 
Dampfers eine foldhe Ausgabeverringerung ein, jondern fie 
muß gleihmäßig angewendet werden auch bei den übrigen 
Vortheilen, welche die Kanalbenugung gegenüber der Skagen 
fahrt bietet, wie bei der Erjparung an Verſicherung des 
Kasko, des Gutes, an Lootjen- und Nothhafengelbern. 
Es iſt troß beſonders angeftellter Erkundigungen nicht ges 
lungen, ziffermäßig feitzuftellen, in weldem Maße bei zus 
nehmender Schiffsgröße ein geringerer Vortheil der Kanal— 
benugung erwächſt; indeſſen kann wohl angenommen wer- 
den, dab dieſe Berlleinerung bei je 100 Reg. Tonnen 
Mehrgehalt um 3 Prozent zunimmt. Wenn daher bei 
einem Durdichnittsichiffe von etwa 600 Reg. Tonnen der 
Vortheil der Kanalbenugung auf 100 Pf. berechnet wurde, 
fo würde berjelbe ji) herabmindern bei einem Dampfer von 


700 Reg. Tonnen pro Reg. Tonne auf 97 Pf. 


80 = 5 3 5 = :e DM =: 
900 =: 5 = eu ⸗ 012 
1000 =: P = = = = 8 =: 
1500 =: a = = Ei : 172 = 
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Es iſt nach dem Ergebniß ber über biefen Punkt mit 
Nhedern gepflogenen Verhandlungen ſogar anzunehmen, 
baß bei noch größeren Shiffögefäßen die tägliden Bor: 
theile fih um einen größeren Progentfag herabmindern. 

‚ 10. Schiffsfrequenz im Sanal. 

Wie in der Begründung ber Gefehesvorlage unter 
Hinweis auf bie Erhebungen des reichsftatiftiichen Amts 
mitgetheilt ift, hat ber Schiffsverkehr derjenigen dentſchen 
und fremden Diteehäfen mit Häfen anderer Meere, welcher 
durch ben Kanal eine Abkürzung erhält (engliiher Hafen 
Hull und ſüdlich) im Durchſchnitt der Jahre 1877 bis 1881 
jährlich betragen 24 000 Schiffe mit 8 300 000 Reg. Tonnen; 
es ift indeffen nur angenommen, daß von biefem Verkehr 
etwa 67 Prozent mit 5 500 000 Reg. Tonnen ben Kanal 
thatſächlich durchlaufen würde. 

Sm Uebrigen iſt der Geſammtverkehr zwiſchen Nord— 
und Dſtſee im Jahre 1881 von Dahlſtröm auf Grund 
bejonberer Erhebungen auf 121/; Millionen Reg. Tonnen 
berechnet und bemgemäß für die dit nad Eröffnung des 
Nord-Oſtſee-Kanals auf 15 Millionen Reg. Tonnen ges 
ihäßt.*) Es wird angenommen, daß hiervon 9 bis 10 
Millionen Reg. Tonnen dem Kanal rt werben 
können, während für bie NRentabilitätsbere[hnung nur 
8 000 000 Tonnen eingeftellt find. 

Die Sartoriſchen Berechnungen über den Verlehr des Nord⸗ 
Oſiſee⸗Kanals fußen im Weſentlichen auf ber Dahlſtrömſchen 
Slatiſtik, danach hätten verkehrt zwiſchen Nord- und Oſtſee 

1880: 28211 Segler mit zufammen 12 718 376 


9876 Dampfer Reg. Tonnen. 
1889: 14 114 Segler mit zufammen 16 022 069 
16 448 Dampfer Reg. Tonnen. 


Da hieraus eine Jahresvermehrung des Raumgehalts 
der Schiffe von 2,5 Prozent fi) ergäbe, berechnet Sartori 
ben Gejammtverlehr Eis Nord» und Dftiee im Jahre 
1895 auf 18441 642 Reg. Tonnen. Es wird ferner an— 
genommen, baß von diefer Menge 63 Prozent vermuthlich Durch 
den Nord-Dftfeesftanal paffiren werde, und daher wird ber 
Kanalverkehr auf 11 700000 Reg. Tonnen angenommen. 

Diefe Berechnungen, welche enticheibend für Die 
Rentabilität des Kanals find, erjchienen ſämmilich nicht 
genügend zuverläfig, weil diejelben theils weſentlich auf 
Schägungen beruhen, theils — ſoweit das reichs— 
ftatiftiiche Material in Frage lkommt — ſich auf 

weit zurüdliegenden Zeitraum beziehen. Es find baher 
die Verlehrsziffern für das Jahr 1891 neu von bem 
Statiftifchen Amt zufammengeftelt. Nah dieſen Ziffern 
at der gefammte Schiffsverkehr, ber für den Kanal über: 
aupt in Frage kommen kann, im Jahre 1891 betragen 
9 367 982 Reg. Tonnen (belaben, leer und in Ballaft zus 
jammen). Es geht aus diefer Yufammenftellung hervor, 
daß ber Fortſchritt des Geſammtverlehrs der Nord-Oſtſee 
ſowohl ſeinerzeit von Dahlſtröm, als auch neuerdings von 
Sartori erheblich ũberſchäht iſt. Die Einzelaufſchreibungen 
Sartoris, welche zudem nur für zwei ſehr günſtige Monate 
des —— emacht ſind, entbehren jeglicher amtlichen Be— 
weiskraft. Nah den reichsſtatiſtiſchen Aufzeichnungen iſt 
ber für den Kanal in Frage kommende Geſammtverkehr in 
den legten 10 Jahren nur um etwa 12 Prozent geftiegen, 
d. i. pro Jahr um 1,, Prozent anftatt, wie Sartori an— 
nimmt, um 2,6 Prozent. Nun ift e8 nicht ausgeſchloſſen, 
baf das Jahr 1891 für dem Schiffsverkehr ein ungünftiges 
geweſen ift; indeffen liegen bejondere Gründe für eine ſolche 
Annahme nicht vor. Auch in den reichsftatiftiicden Erhebungen, 
welche feinerzeit für bie Einbringung der Gejehesvorlage 
gemadt worden find, kommen erheblide Schwankungen 
vor. So betrug der geſammte Nord-Oſtſee-Schiffsverkehr 
hiernach im Jahre 1877 zufammen rund 10 400 000 Reg. 


Dahlſtröm ©. 49. 
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Tonnen, während derſelbe im Jahre 1881 fogar auf 
8 700 000 Reg. Tonnen gefallen war. Immerhin wird 
eine vorfichtige Schätzung des Verkehrs, weldyer für das 
Jahr 1895 für den Kanal in Frage lommt, nicht zu einer 
öheren Schätzung als 10000 000 Reg. Tonnen führen 
Önnen. Dieſe Sifer kann man aber um fo mehr 
annehmen, als in folge der Eröffnung des Kanals — * 
zweifellos mit einer Verkehrsſieigerung gerechnet werden muß. 

Nun find nad der Reichsjtatiftil von dem Gejammt- 
verkehr im Jahre 1891 etwa 23 Prozent mit Schiffen 
deutſcher Flagge bewegt worden. Da nad) ben bisherigen 
Vermeſſungsvorſchriften der Tonnengehalt der nach engliſchem 
Syftem vermeffenen Dampfidhiffe um etwa 12 Prozent 
Meiner ift, als berjenige der nad) deutſcher Regel ver 
meffenen Dampfihiffe, für die Abgabenerhebung aber 
fünftig Die englifhe Reg. Tonne in Das fommt, weil 
inzwiſchen das englifche Vermeffungsverfahren bei uns ein- 
geführt fein wird, jo würde ber Verkehr des Jahres 1895, 
auf die engliſche Vermeſſung zurüdgeführt, rund 9 750 000 
Reg. Tonnen betragen. 

11. Sanalgebühren. 

Ueber die angemefjene Höhe der Kanalgebühr find die 
Anfihten der Intereffenten verſchieden geweſen zu jenen 
Seiten, als es fih um die Agitation für das Auftande- 
ommen bes Kanals handelte, und fpäter, als die That 
fadye, daß der Kanal aus Reichsmitteln gebaut würde, 
feititand. In der Denkſchrift des Kieler Komitees für den 
Kanalbau vom Jahre 1865 (Seite 66) wird bemerkt, daß 
ein belabenes Schiff bei einer Abgabe von 10 Silber- 
grofchen pro Tonne eine ſehr erhebliche Erſparniß machen 
werde, und ein Schiff in Ballaft bei einer Abgabe von 
5 Silbergrofhen. „Soldye Abgaben würden von feiner 
Seite Anftand finden.” Dahlitröm hatte vorgeichlagen, die 
Gebühr pro Reg. Tonne bei einem 


beladenen Dampfer auf . . Lo AM 
Ballaftdampfer auf . . . .» . . 0 = 
Kohlendampfer uf . » -» 2 2. Oo = 
beladenen Segler uf . . . . . Om = 
Segler mit Holz und Kohle auf. 0,00 * 


Segler in Ballaft uf . ». . . . 0,0 
zu ſtellen. Es wurden über dieſe Vorſchläge damals 
21 deutjche Vereine — auf Veranlafjung ihres Borfigenden 
Gibſone — befragt, und erflärten diefelben faft ausnahmslos 
ihre volle Zuftimmung. Demnächſt legte Dahljtröm bei 
feinen Rentabilitätsberechnungen für Segelſchiffe noch etwas 
günjtigere Annahmen zu Grunde, 

Die Reichsregierung nahm bei ber Geſetzesvorlage eine 
Durhicnittsgebühr von 0,75 M. an, welche der Rentabili- 
tätöberechnung zu Grunde gelegt wurde. Neben ber Gebühr 
follten weitere Entihädigungen für die Benußung der bes 
fonderen Einrihtungen des Kanals nicht entrichtet werden; 
auch nn. die Reichsregierung eine weitere Spezialifirung 
der Gebühr für bejondere Fälle einer genaueren Unter 
fuhung vor. Die Höhe diejer Abgabe wurde im Plenum 
und in der Kommiffion von Brömel Iebhaft bekämpft; der— 
felbe legte anderweite Berechnungen vor, welche dem Protokoll 
der Kommiffionsverhandlung indefjen nicht beigefügt worden 
find, und gelangte zu dem Schluß, daß die Gebühr 0,30 HM. 
für die Neg. Tonne nicht überjteigen dürfe. Diefe Aus- 
führungen machte ſich die Reichstagskommiſſion infoweit zu 
eigen, als eine Durdichnittsgebühr von O,rs A. faft von 
allen Seiten als zu hoch angejehen mwurbe.*) 

In der von bem Handelsminifter abgehaltenen Ber: 
fammlung vom 25. November 1893 haben die Intereffenten 
ihre Vorſchläge auf den Sag von 30 Pf. vereinigt; es iſt 
den Ausführungen derſelben mangels einer fachlichen Be- 
gründung irgend welder Werth indeffen nicht beizulegen. 


*) Kommiffionsberidt ©. 16. 





Erfahrungen, weldje man bei Er ag Seeſchiff⸗ 
fahrtsfanälen mit der Höhe ber Gebühr gemacht Hat, 
können bei den völlig anderen Verhältniſſen bes Nord» 
Oſtſee⸗Kanals nicht herangezogen werden. Wenn im Suez- 
anal früher 13 Franken, jet 9 Franken pro Reg. Tonne 
neben jehr Hohen Entihädigungen für bejondere Neben- 
leiftungen, wie Rootjen und Schleppen, erhoben werben, fo 
hält die Höhe diefer Abgabe dennoch die größten Schiffe 
nicht ab, die Kanalpaſſage, welde den Seeweg nad ges 
willen Gegenden um 3000 Meilen kürzt, ſelbſt bei einem 
Opfer von 30 000 bis 40 000 Franken für die jedesmalige 
Fahrt zu wählen. Als einziges Beifpiel wäre der bisherige 
Eiberfanal heranzuziehen, der bei einem Koftenbetrage von 
etwa 1.M pro Reg. Tonne — einfchließlich Lootjengeldes — 
eine nicht unerhebliche Entwidelung bes ar geſtattet 
gr Indeſſen muß Hierbei bedacht werben, daß durch ben 

iderfanal nur Yabrgenge ganz geringer Größe gelaufen 
find, für melde bie Fahrt um Skagen herum der Gefähr- 
lichkeit Halber faft unmöglich war. Die gleichen Berhält- 
niffe paſſen aber für den ie im Kanal nicht. 

Was zunächſt die Spezialifirung der Kanalgebühr be— 
trifft, fo war ſchon bei ben Reihstagsverhandlungen zur 
Anregung gelommen, ob nicht zwedmäßig die Kanalabgabe 
für Segelſchiffe niedriger anzufeßen fei, als für Dampfer. 
Dem entgegengejegt ift in ber handelsminiſteriellen Ver— 
ra zur Erwägung geftellt, die Gebühr für Segel- 
hiffe Höher zu Halten als für Dampfer. 

12. Gleichbehandlung der Segelſchiffe. 
18. Begünftigung der Küſtenſchiffahrt 

Es wird in Vorſchlag gebradht, von einer unter- 
ſchiedlichen Feſtſetzung des Tarifs für Dampfer und Segler 
allein ſchon der wünjchenswerthen Vereinfachung des Tarifs 
—— im Prinzip abzuſehen. Eine günſtigere Behand— 
ung der Segler wird —— nicht in Frage kommen 
können, weil bie Betriebskoſten für Segler durch Die 
Nothwendigkeit, Schleppzüge für dieſelben im Kanal 
laufen zu laſſen, — während die Dampfer durch eigene 
Dampfkraft bewegt werden follen — erhöht werden; meil 
ferner für Segler ber Vortheil ber Kanalbenugung bei uns 
günftigen Windverhältniffen wejentlich gejteigert wird, und 
weil endlich bie für eine Nentabilität des Kanals zweifel- 
108 unzureichenden Einnahmen dazu zwingen werben, von 
jeder nicht umbedingt nothwendigen Herabjegung ber Ge— 
bühren Abftand zu nehmen. Auf ber anderen Seite jcheint 
aber aud) eine grundjägliche Erhöhung der Kanalabgaben 
für Segler ſchon beshalb nicht angezeigt, weil es unmöglich 
ift, bie Gelbvortheile der Kanalbenupung für Segler mit 
einiger Wahricheinlichkeit zu beftimmen. Dagegen ift bei 
der fommiffarifhen Verhandlung, Kiel den 7./8. Mai 1894, 
befürwortet worden, eine Begünjtigung ber Heineren Küſten— 
ihiffahrt durch eine Gebührenherabfegung eintreten zu laſſen. 
Es mwürbe hierdurd in erfter Linie die Heinere Segelſchiff— 
fahrt im Interefje wichtiger ftaatliher und maritimer Ge— 
fihtspunfte unterftügt werden. In der Abſicht, hierdurch 
im Wefentlihen der deutſchen Küftenichiffahrt eine Zu— 
wendung zu machen, würde eine folche Begünftigung zwed- 
mäßig nur für Schiffe bis 50 Neg. Tonnen gewährt werben; 
ed würde hierdurch die Küftenihiffahrt mit ausländiſchen 
Fahrzeugen, welche vielfach eine größere Reg. Tonnenzahl 
aufweifen, von ber Bergünftigung zum Nußen der deutjchen 
Küftenfahrzeuge ausgeſchloſſen werden. 

14. Begünftigung des Verkehrs auf der Untereider. 

Es ift ferner für zwedmäßig gehalten, den Heineren 
Schiffsverkehr thunlichft auf die Untereider zu verweifen, um Die 
weſtliche Kanalſtrecke und die Brunsbütteler Schleufe von diefem 
Verkehr zu entlaiten. Um dies zu erreichen, ift vorgefchlagen, 
den Durchgangs verkehr zwiſchen Holtenau und der Unter- 
eiber in beiden Richtungen gleichfalls tarifarifch zu begünftigen. 
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15. Ausſchließzung des Lolalverlehrs. 

In Bezug auf den Iofalen Kanalvertehr — d. i. den— 
jenigen Schiffsverkehr, welder feinen Ausgangs= oder End⸗ 
punft im Kanal hat — wird vorgeicdhlagen, den vom 
KRaifer unter Zuftimmung des Bundesraths zu erlafienden 
Gebührentarif überhaupt feine Anwendung finden zu laſſen, 
fo dab diefer Tarıf nur auf den — — 
d. h. den eigentlichen Kanalverlehr — Anwendung finden 
würde. Ausſchlaggebend für dieſen Vorſchlag iſt die Er— 
wägung, daß dieſer Lolalverlehr ein jo verſchiedenartig ge— 
ſtalteter ſein kann (Vergnügungs- und Sportverlehr-, Per: 
ſonen⸗ und Frachtverkehr), daß er nicht wohl gleichmäßigen 
Bebührenfägen unterworfen werben kann. Es empfiehlt ſich 
vielmehr, die Beſteuerung diejes Verkehrs der Kanalver- 
waltung beziehungsweife ber Gentralinftang zu überlafien, 
ſchon mit Rüdfiht auf den Umftand, weil die Betriebs- 
verwaltung es nothwendigerweije in der Hand haben muß, 
die Entwidelung dieſes Kleinverlehrs ben allgemeinen 
Zweden des Kanals entiprechend zu geftalten. Gin Be- 
denfen gegen eine ſolche Drdnung wird aus dem Reichsgeſetze 
vom 16. März 1886 8. 3 nicht entnommen werben können, 
weil das Geſetz fi) der Natur der Sache nah nur auf 
ben Durdigangsfanalverkehr beziehen kann. 


16. Begünftigung einzelner Waarengattungen. 

Eine Tarifbegünftigung für einzelne Waarengattungen 
ober für alle Mafjengüter eintreten zu laffen, kann nicht 
empfohlen werben. Zunächſt würben als folde Maſſen— 
güter in erfter Linie Kohlen, Getreide, Holz und Steine 
in Betracht fommen; es find dies indeſſen ſämmtlich Artikel, 
welche überwiegend aus dem Auslande ftammen. Die 
Zarifbegünftigung würbe alfo wejentlih bem Auslande zu 
Gute fommen, joweit es fi aber um eine Einfuhr nad 
Deutſchland handelt, erſcheinen befondere Begünftigungen 
fhon aus wirthſchaftspolitiſchen Rüdfichten des Inlandes 
nicht erwünfcht. Dazu kommt, daß eine Begünftigung bes 
Maflenverkehrs nicht nur den Tarif und beffen Anwendung 
bei Zufammenlabung mit anderen Waaren erheblich kom— 
pliziren würde, fondern aud in finanzieller Hinficht uns 
überfehbare Konfequenzen mit fi bringen Zönnte, was 
für ausgeichloffen gehalten werden muß. 

Auch würden durch eine Begünftigung von Bulfartifeln 
wirthihaftliche Verſchiebungen herbeigeführt werben, welche 
in ihren folgen nicht überjehen werben können und welde 
thunlichft zu vermeiden alle Beranlaffung vorliegt. 

Es darf hierbei allerdings nicht unerwähnt bleiben, 
daß von verſchiedenen Rhedern eine günftigere Tarifirung 
der Bulfartitel dringend empfohlen worden ift; es wurde 
ausgeführt, daß alle Ausſicht vorhanden fei, Stüdgüter- 
aifre durch den Kanal zu bekommen, weil allein ſchon ber 
Wettbewerb fie dazu zwingen würde; eine gleiche Ber: 
anlafjung liege indejlen für Sciffe, welche Maſſenartikel 
führten, nicht vor. Diefer Erwägung ift eine Berechtigung 
keineswegs abzuſprechen; trogdem wird es vorgezogen 
werden müſſen, eine entiprechende Korreftur des Tarifs 
der Zukunft vorzubehalten und abzumarten, bis fich die 
Nothwendigkeit einer ſolchen Begünftigung Herausgeftellt 
haben wird, 

17. Begünftigung regelmäßiger Linien. 

Es jet ferner erwähnt, daß eine Tarifbegünftigung 
des —— regelmäßiger Linien in Anregung gebracht 
ift, aber ebenfowenig befürwortet werben Tann. 

Der regelmäßige Dampferverkehr ift gerabe derjenige, 
welder auf einen Beitgewinn den größten Werth zu legen 
hat. Es ift aljo ohmebies vorauszuſehen, daß ber regel- 
mäßige Dampferverfehr fi dem Kanal zuwenden wird, 
ohne daß es erforderlich wird, ihm Hierzu durch bejondere 
Bergünftigungen zu veranlaffen. Auch repräjentirt der 
regelmäßige Schiffsverkehr einen jo erheblichen Theil des 


Gefammtverkehrs, daß feine Begünftigung ſchon aus Finanz⸗ 
rüdfichten unzuläffig erjcheint. 
18. Begünſtigung des Schifisverlehrs in Ballaft. 

Endlich wird befürmortet, für Schiffe, weldje Ieer oder 
in Ballaft laufen, eine geringere Gebühr feitzufegen, als 
für beladene Schiffe. Es entipricht dies nicht nur der bei 
ſämmtlichen Seefdiffahrtstanälen — foviel bekannt — 
geübten Praxis, jondern ſcheint auch gerade für den Nord» 
Ditfee-Sanal angemefjen, damit auch Schiffe ohne Ladung 
ben Anreiz haben, den Kanal zu benußen. 

Die Ermäßigung für Schiffe ohne Ladung beträgt 
vielfah bis zu 50 Prozent. Im Suezkanal bezahlen 
Schiffe ohne Ladung 6,50 Franken für 1 Reg. Tonne (ans 
ftatt. 9 Franken); für den Nord-Oſtſee-Kanal wirb vor— 
geihlagen, die jämmtliden Ermäßigungen — nämlid für 
die Küftenfahrzeuge unter 50 Reg. Tonnen, für den Schiffs- 
verkehr von und nad) der Untereider, und für ſämmtliche 
leer oder in Ballaft laufenden Schiffe — auf einen gleid)- 
mäßigen feften Sat von 40 Pf. pro Reg. Tonne zu nor= 
miren. Es wird hierdurch zugleich erreicht, daß ber Tarif 
an Weberfichtlichkeit und Einfachheit der Anwendung gewinnt. 

19. Schiffe mit Perfonenbeförberung. 

Schließlich ſei noch erwähnt, daß für Schiffe mit 
Perſonenbeförderung in manchen Kanälen befondere Ab— 
gaben feftgefegt find, z. B. für Suezfanal 10 Franken für 
ebe Perjon. Für den Nord-Oſtſee-Kanal wird ein Pers 
—————— in erheblicherem Umfange indeß kaum in 
Frage kommen; es wird daher ſchon ber Einfachheit wegen 
vorgeihlagen, die Perjonenbeförberung mit bejonderen Ab— 
gaben nicht zu belegen. 

20. Hamburger Lootſengeld. 

Es iſt oben (unter 9) ber täglihe Gejammtuortheil 
eines Dampfers bei ber Kanalfahrt feftgeftellt bei einem 
Dampfer von . 

600 Reg. Tonnen pro Reg. Tonne auf 100 Pf. 
700 = ⸗ ⸗ 97 


800 = ⸗ 2 ⸗ 2 s 94 = 
900 = ⸗ s - s z 9 = 
1000 = ⸗ s s ⸗ ⸗ 88 = 
1500 = 2 * ⸗ eg z 72 = 
Es bleibt ferner zu berüdficdhtigen, daß für die Schiffe, 


welche aus See fommen und bei Brunsbüttel in den Kanal 
laufen, ober welche bei Brunsbüttel aus dem Kanal 
fommen, um in See zu laufen, neue Unkoſten für Lootſen— 
eld Hinzutreten, welche bei ber Fahrt um Skagen forts 
Pollen, während bei ber öftlihen SKanalmündung mit 
derartigen Lootjengelbern nicht zu rechnen ift. Die Höhe 
diefer Lootjengebühr fteht noch nicht feit, da die mit 
dem hamburgiihen Staat hierüber eingeleiteten Ber: 
handlungen nod nicht zum Abſchluß gebracht werben 
fonnten. Indeſſen wird man minbejtens bei einer Res 
duktion dieſer Lootſengebühr auf die Reg. Tonne mit 
einer Ausgabe von 6 Pf. zu rechnen Haben. Um ben 
gleihen Betrag verringern fih daher die Wortheile 
der Kanalbenugung, fo dab für die Tariffeftftellung nur 
noch mit einem Gewinn pro Reg. Tonne zu rechnen ijt bei 
einem Schiff von 


600 Reg. Tonnen mit . . 94 Pf. 
70 = ⸗ Pi . 91 = 
800 = ⸗ s . 8 = 
900 = ⸗ s . 8b = 
1000 = s s . 82 = 
1500 = = EI 66 s 


In der Neihstagstommiffion ift regierungsfeitig bes 
rechnet, da von dem Gefammtvortheile den Interefienten 
30 Prozent verbleiben würden, während in der Dentichrift, 
welde vom Minifterium der öffentlihen Arbeiten im Jahre 
1883 dem Reichsamt des Innern vorgelegt ift, angenommen 
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wurde, daß von dem Geſammtgewinn etwa 45 Prozent | halten als während der Sommermonate. Es find in biejer 


den Intereffenten zufallen würden. Es wird im Weſentlichen 
daran feftgehalten werben müffen, daß von dem Kanal- 
ewinn etwa 30 Prozent ber Schiffahrt zu gute fommen 
— Es wäre ſowohl aus allgemeinen politiſchen 
Gründen, als auch um den Anreiz der Kanalbenutzung 
nicht allzufehr zu vermindern, nicht gerathen, ben Inter- 
effenten einen geringeren Bortheil zuzumwenden; es wäre 
dies auch fchon aus dem Grunde nicht zwedmäßig, weil die 
einzelnen Anjäße bes vorher in Geld ausgerechneten Vortheils 
immerhin auf unficherer und beftrittener Grundlage beruhen. 

eichieht dies, jo würde die obere Grenze der Kanals 
gebühr ſich von felbft ergeben auf ungefähr folgende Be: 
träge bei einem Dampfer von 


600 Reg. Tommen auf 65,5 Pf 
70 = s E 63,7 = 
800 = s = 61 Fi 
900 = 8 595 = 
1000 = ⸗ Bi 
1500 = ⸗ ⸗ 46. = 


Es wirb baher ein Normaltarif vorgeſchlagen, nad) 
welchem bis 600 Reg. Tonnen eine Abgabe pro Reg. Tonne 
von 65 Pf., für jede darüber hinausgehende Reg. Tonne 
45 Pf. berechnet werben. 

21. Abgeftufter Tarif. 

Es wird hiermit ein Tarif vorgefchlagen, welder für 
Schiffe von einem die Durchſchnitisgröhe der Nord-Oſtſee— 
ga rt überfteigenden Laderaum eine nach unten abgeftufte 
Sebühr erhebt. Es ift dies allerdings eine grundfäßliche 
Abweihung von dem regierungsfeitig früher in Ausficht 
genommenen, ober von den Sntereflenten vorgeſchlagenen 
Zarif. Allein dieje Art der Gebührenerhebung, welche ſich 
faft genau den berechneten Boriheilen anſchließt, erjcheint 
unter den gegebenen Verhältniſſen als die einzige rationelle. 
Wollte man bei einem für die Einheit gleihmäßigen Tarif 
beharren, fo könnte man denfelben auf ungefähr den aus— 
gerechneten Höchjftfag von 65 Pf. bemeifen; alsdann würde 
die eg rg Folge fein, dab die großen Schiffe — und 
gerade Diefe bringen bie Hanpteinnahme — den Kanal 
vermeiden würden, oder man könnte den Tarif fo niedrig 
bemefjen, daß aud die großen Schiffe ben Kanal zu be= 
nupen Anreiz hätten, dann mwürbe man Gelb fortwerfen, 
da Schiffe von Meinerem Laderaum auch bei einem höheren 
Tarif den Kanal zu benugen Beranlafjung haben. 

Ueber das Prinzip der Abjtufung niedrigerer Kanal— 
—— für größere Schiffsgefäße iſt mit Rhedern ges 
ſprochen worden, hierbeiwurde übereinftimmend die unbedingte 
Nothwendigkeit einer ſolchen Abftufung im Intereſſe ber Ve— 
lebung des Kanals betont. Einem Hamburger Rheder ift 
auch die Höhe der Gebührenfäge ſelbſt vertraulich mitgetheilt 
worden. Derjelbe hielt Die Säße für zu hohe und wollte die- 
jelben auf höchſtens 60 Pf. für Schiffe bis 400 Neg. 
Zonnen normirt und an dieſe Sähe angeftohen haben bei 
Schiffen von 


400 bis 500 Reg. Tonnen 55 Pf. 
500 = 600 = s 660 
600 = 800 = - |; 


nn 


über 800 = ⸗ ... 40 = 

Derjelbe führte aus, daß er das Zutreffende dieſes 
Vorſchlages nicht beweifen lönne, da bei der Unbeftimmtheit 
der Grundlagen die Tariffeititellung mehr oder minder 
Gefühlsfache jei; er glaubte indeffen, daß, wenn er in der 
Lage wäre, Schiffe in der Nord-Oſtſee-Fahrt zu beſchäftigen, 
dieje Gebühren das Höchſtmaß des Intereſſes am Kanal 
bilden würden. 

22. Bintertage und Eiszuſchlag. 

Zu erörtern bleibt noch die Frage, ob es angezeigt iſt, 

die Kanalgebühren während der Wintermonate höher zu 


Hinficht zwei Vorſchläge gemacht worden, einmal bie 
Sommertare als normale hinzuftellen und für die Winter- 
monate vom 1. Dfober bis 1. April einen Zuſchlag zu 
** und zweitens für die Zeit ber erhöhten Betriebs— 
foften in Folge Vereifung (etwa für die Monate Dezember 
bis Ende März) einen Eiszuſchlag zu berechnen. Beide 
Vorfhläge unterjcheiden ſich wefentlih von einander, indem 
bei Erhebung einer Eistare eine Entihäbigung für be- 
fonbers erhöhte Betriebskoften geleiftet werben joll, während 
bei ber erhöhten Wintertare vermehrte Leijtungen ber 
Verwaltung nicht jo jehr in Frage fommen, als vielmehr 
bie Erwägung, baß die in ben Herbit- und Frühjahrs— 
monaten erfahrungsmäßig vorherrihenden widrigen Winde 
und Stürme e Benupung bes Kanals mehr oder minder 
nöthigen werben, und daß biefe Nöthigung vielfach To 
zwingend fein wird, daß die Schiffe ſich ſelbſt durch eine 
“ ere Gebühr von ber Kanalfahrt nicht zurüchſchrecken 
afjen werben. Es handelt fi) aljo mefentlih um bie 
Ausnutzung einer Zwangslage, in ber die Schiffahrt fi 
befindet; es erſcheint baher naturgemäß, daß ein folder 
Winterzufchlag für 6 Monate des — erhoben, in 
hohem Grade unliebſam empfunden werden wird und ge— 
eignet iſt, ben Widerſtand der Interefjenten wirlſam hervors 
—— Man wird nicht ohne Grund argumentiren, daß 
as Reich den Kanal doch weſentlich mit zur Verhütung 
von Schiffsunfällen gebaut habe, während durch den Winter⸗ 
zuſchlag die Schiffe dazu gedrängt würben, nad) wie vor 
die Skagenfahrt aufzujuchen. Wenn man ſich dazu ent- 
ichließt, die Sommer: und Winterabgaben zu differenziren, 
jo wird es doch weder thunlich noch zwedmäßig fen, als 
normalen Tarif die Sommergebühr hinzuftellen und für 
ben Winter einen Zuſchlag feitzufegen, fondern umgekehrt 
wird man die Wintertaren als normale bezeichnen müſſen 
und davon für bie Sommermonate einen Nachlaß gewähren. 
28. Sclepplobn. 

Als weitere Nebengebühr würde noch der Schlepplohn 
für den Fall in frage kommen, daß Seglern auf Ver— 
langen em bejonderer Schlepper gejtellt wird oder ein 
Gleiches bei Dampfern ftattfindet, welche nicht mit eigenent 
Dampf zu paffiren beabfichtigen. Es wird für felbftver- 
ſtändlich zu erachten fein, daß in biefem Falle eine be- 
fondere Gebühr wir wird, und zwar wird biefe Gebühr 
auch von der Kailerlihen Marine zu erheben fein für ben 
Fall, daß dieſelbe fich befonderer Schlepper bedient. Die— 
jelbe wird derart zu normiren fen, daß nicht allein die 
Selbftfoften der Verwaltung, welde in Geftellung des 
Schleppers und eines beſonderen Lootſen für Segler außer- 
halb der Schleppzüge bejtehen, gededt wird, fonbern ein 
ewiljer Ueberſchuß verbleibt. In ber Anlage ift ber Tarif 
fir Schlepper zwiſchen Hamburg und Eurhaven beigefügt; 
nad) bemjelben find bie Schleppſätze ebenfalld mit der 
fteigenden Schiffsgröfe fallend umd betragen pro Reg. 
Zonne nad) dem Kundentarif, der wohl auf die Verhäli— 
niffe de8 Kanals anzuwenden wäre, bei einem Schiff von 


300 Reg. Tonnen . 713 Bf. 

400 = ⸗ 0. BB > 

500 = ⸗ 44 = 

700 = ⸗ 35 = 

900 = ⸗ 29 = | in der Winterzeit, 
1100 = s 25 = | d. i. 1. November 
1500 = © 22 = | einem&ujdhlagvon 
1700 = ⸗ 21 = 30 Prozent. 
1900 = ⸗ 21 = 

2100 = s 20 ⸗ 

2500 - 18 - 

3000 = 17 = 
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Es iſt dem Umnterzeichneten von dem Wirflichen 
Geheimen Ober-Baurath Baenſch die genaue Selbjtloften- 
berehnung eines ftaatlihen Schleppdbampfers zugängig 
gemacht worden, nad welchem (einſchließlich Aſſekuranz) 
die Selbftkoften bes Schleppers ſich pro Betrieböftunbe auf 
22,50 „M berechnen und, auf die Reg. Tonne zurüdgeführt, 
durch ben Kanal O,5 AM betragen. Dementiprechend 
dürfte — vorbehaltlid näherer Prüfung durch die Kanals 
Kommiffion — ein Schleppſatz von 70 Pf. pro Reg. 
Tonne angemejjen fein, welcher allerdings zwedmäßig für 
größere Schiffe nad unten abzuftufen fein möchte. 

24. Ertragsberehnung. 

Es ift oben (unter 10) berechnet worden, daß ber für 
den Kanal in frage kommende Verkehr, auf bie engliiche 
Vermeflung zurüdgeführt, im Jahre 1895 vorausfichtlich 
9 750 000 Reg. Tonnen betragen werbe. Bon biefer Ziffer 
ift auf den tarifmäßig begünftigten Verkehr zu rechnen. 

1. Der gelammte Durchgangsverkehr bes heutigen 
Eiderlanald. Derjelbe Hat im Durchſchnitt der Jahre 1877 
bis 1879 betragen 2258 Schiffe. Es wirb anzunehmen 
fein, daß dieſer Verkehr ſich Heute auf 2500 Schiffe be— 
läuft. Rechnet man auf ein Schiff 50 Neg. Tonnen, fo 
würden 125000 Reg. Tonnen begünftigt fein. Diefe An— 
nahmen erſcheinen hoch gegriffen, indem nicht ber ganze 
Verkehr des bisherigen Eiderkanals unter den begünjtigten 
fallen wird und auch die Annahme von 50Reg. Tonnen hoch ift. 

2. Der Verkehr der Schiffe in Ballaft. 

Diefer beläuft fi nach der Neichsftatiftif auf 8 PBro- 
zent des Gejammtverfehrs; beträgt aljo 780000 Reg. 
Tonnen. Der gelammte begünftigte Verlehr beträgt daher 
etwa 900 000 Reg. Tonnen. Als Betriebsausgabe wird die 
von ber Kanal⸗Kommiſſion für den Etat 1895/96 angemeldete 
Ausgabe von 2 460 000 „AH. angenommen. Ob dieſer Aus- 
gabebetrag auf bie Länge der Zeit nicht einer Steigerung unter- 
liegen wird, jcheint allerdings zweifelhaft; indeſſen fann eine 
ſolche mit Sicherheit im Voraus nicht angenommen werden. 

Wenn nad) dem Wunſche der Intereſſenten mit einer gleich⸗ 
mäßigen Abgabe von 30 Bf. für die Reg. Tonne gerechnet wird, 
fo erwächſt für die Schiffahrt ein jo erheblicher Gewinn, daß 
der größte Anreiz vorliegt, den Kanal zu benugen. Man 
wird daher faum zu body jchäßen, wenn man annimmt, daß 
90 Prozent des überhaupt in Frage kommenden Verkehrs 
ben Kanalweg wählen würden. &s würden daher 8 775 000 
Neg. Tonnen mit je 30 Pf. zu befteuern fein, fo daß die Ein- 
nahme einfchliehlic des Eiszufchlages . 2682 500 M 
betragen würde. Davon ab die Ausgabe mit 2460000 = 
bleibt Ueberihuß von . -» .» » 2% » 225500 M. 

Bei Freithaltung einer einheitlichen Gebühr von 40 Pf. 
für die Reg. Tonne wird allenfalls noch mit dem Durd)- 
gang von 85 Prozent des in frage kommenden Gefammt- 
verfehrs zu rechnen fein. Die Tonnenzahl würde 8 287 500 
und die Einnahme einfchlieglid Eiszuſchlag 3 365 000 A. 
betragen. Ausgabe. . . » 2 2.....2460000 = 

Ueberihuß . . . . 9065000 M. 

Es mwürbe dies eine Verzinfung von 105 000 000 A. 
mit O,sg Prozent bebeuten. Bei einer Gebühr von 50 Pf. 
wird vielleiht nod; mit einem Durchgang von 80 Prozent 
des Verkehrs geredjnet werden können. Es würden jomit 

7080 000 Reg. Tonnen je 50 Pf. und 


900 000 = = je40 = 
eine Einnahme von — 3 950 000 MH. 
bringen. Ausgabe 2460 000 = 


1490 000 #. 
Bei Annahme 


ueberſchuß 


ober eine Verzinſung von 1,4 Prozent. 


von 60 Pf. würbe höchſtens nody darauf gerechnet werben 
fönnen, dab 24 bes Verkehrs oder 66,; Prozent ſich dem 
Kanal zumendet, mithin 5900000 Weg. Tonnen je 
60 Pf., während angenommen werben möge, daß bie tarif- 
begünftigten Fahrzeuge mit 900 000 Reg. Tonnen je 40 Pr. 
ausnahmslos die Kanalfahrt vorziehen würden. Man ges 
langt dann zu genau bdemfelben Ergebniß, wie bei dem 
vorigen Beifpiel, bei welchem die Abgabe auf 50 Pf. 
angenommen war, nämli zu einem Weberihuß von 
1 490 000 „A. ober zu einer Berzinfung von 1,4 Prozent. 
Ungünftiger ftellt fi) die Rechnung, wenn man eine gleich— 
mäßig anmwendbare Abgabe von 65 Pf. für 1 Reg. Tonne 
wählt, felbjit wenn man annimmt, daß in biefem Falle 
noch ®/5; bes Geſammtverkehrs oder 60 Prozent ben Kanal 
aufjuhen würden. Es würden dann 5310000 Reg. 
Tonnen jede 65 Pf. und 900 000 Reg. Tonnen je 40 Pf. 
bringen, jo daf die Geſammteinnahme nurnod) 3 861 500 M., 
ber Ueberſchuß alfo 1401500 „#. und bie Berzinfung 
1,35 Prozent betragen würde. 

Je höher man die Abgabe ohne gleichzeitige Abftufung 
berjelben für große Schiffsgefäße annimmt, defto geringer 
wird der Ueberſchuß. Bei einer gleihmäßigen Gebühr 
von 75 Pf. pro Reg. Tonne wirb das Interefje der Rheder 
an ber Kanalbenugung bereits ein fo unbebeutenbes, daß 
es im höchſten Maße gewagt erfcheinen muß, wenn man 
annimmt, daß 50 Prozent bes Verkehrs den Kanal aufs 
fuchen würden. Bleibt man indeſſen bei diefer Boraus- 
fegung ftehen, jo würden 4 425 000 Reg. Tonnen je 75 Pf. 


RUHBDEIE: 5 0 ee 3123 750 M., 
900 000 Reg. Tormmen je 40 Bf. . 360 000 = 
Eiszufhlag - » > >» 2 20. 50000 = 


zufammen . 3533 750 M., 

fo daß ber Ueberſchuß 1073 750 M, bie Verzinfung 1,03 
Prozent beträgt. Für ben vorgefchlagenen Tarif mit Ab— 
ftufung zu 65 Pf. bis 600 Reg. Tonnen und 45 Pf. 
darüber wird die folgende Ertragsberehnung angenommen. 
Bon dem oben (unter 9) ausgerecdhneten Gefammtges 
winn bei der Ranalbenugung bleiben den Intereffenten noch 
30 Prozent jelbft bei großen Schiffen von faft 1200 Reg. 
Tonnen. Man wird annehmen dürfen, daß von den durch 
die Nord-Dftjee-Schiffahrt bewegten Reg. Tonnen 90 Pro- 
zent durch Schiffe von geringerem Naumgehalt als 
1200 Reg. Tonnen transportirt werben, fo daß bei dem 
Abftufungstarif die durdhfchnittliche Einnahme von 60 Pf. 
ro Reg. Tonne nicht zu hoch gegriffen ift. Geht man 
— von der Vorausſetzung aus — und dieſe erſcheint 
durchaus zuläffig —, daß bei Anwendung des abgeftuften 
Tarifs ſich °/, oder 75 Prozent des Geſammtwerkehrs dem 
Kanal zumenden werden, jo ftellt fid) die Einnahme für 
6 637 500 Reg. Tonnen im Durdichnitt zu 60 Pf. und 
900 000 Reg. Tonnen zu 40 Pf., einfchließlich des Eiszu— 
ſchlages, auf 4 392 500 A, der Ueberſchuß auf 1 932 500 M 
und bie Verzinfung von 105 000 000 „A auf 1,34 Prozent. 
Zum Schluß ſei noch erwähnt, daß ein Tarif, welcher 

für Schiffe von 600 bis 1200 Reg. Tonnen je 45 Pf. 
und darüber hinaus etwa 30 Pf. enthielte, theoretiſch noch 
richtiger ift und vielleicht in der Praris zu günftigeren Er— 
gebnifjen führen wird. Es ift indeflen von einem ſolchen 
Vorſchlage zur Zeit abgefehen, weil die Einfachheit des 
Tarifs barunter leiben würde und weil die Berechnungs—⸗ 
grunblagen zu wenig feitftehen. Sobald die Erfahrung 
gelehrt haben wird, daß unter den Bedingungen des vor— 
geſchlagenen Tarif die großen Schiffe den Kanal meiden, 
läßt fi) der Tarif leicht im diefer Hinficht ändern, da es 


einer für alle Schiffsgrößen anzuwendenden Einheitsgebühr | fi) um eine Herabfegung der Gebühren handelt. 


Möllhaufen, 
Geheimer Ober-Regierungsrath. 


| 


Zaufende Nummer. 


10, 


11. 


12. 
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Mitgetheilt von 


Vorſteheramt der — 
ſchaft zu Memel. en 


Vorfieheramt ber — 
ſchaft zu Danzig . . 


Vorfieheramt der — 
ſchaft zu Stettin . 


Hanbelstammer zu Flensburg . 


Kommerztollegium zu Wltona . 
Handelstammer zu Geejtemünde 
Handelsfammer zu Emden. . 


Senatslommilfion zu Lübel . 


a für — ac. u 


amburg . . 


— für Handel ꝛc. zu 
2 RE —— 


Hanbelsfammer in Kiel. . 


Kieler Rautifche Verein . . - 





Zuſammen 


der Angaben berichiebener Handelsfammern ꝛc. über 


1. 


Durchſchnitili 
Geſchwindiglelt 
der zwiſchen den 
Dftfeeh * und 
anderen Meeren 
verlehrenden 


in] 6006 


Mark, 


8 190—215 
für 1 Reg. Tonne 0,380 
8 226—256 
für 1 Reg. Tonne 0,180 
8/g 850 
für 1 Reg. Tonne 0,700 
7—81/4 mit Ladung 280 
9—10 in Ballafi 
für 1 Reg. Tonne 0,160 


8—9 
für 1 Reg. Tonne | 0,250 —0,280 


8 280—810 
für 1 Reg. Tonne 0,560 
8—10 300—850 
für 1 Reg. Tonne 0,800 
8 800 
für 1 Reg. Tonne 0,800 
7-9 280 
für 1 Reg. Tonne 0,460 
8 180 
für 1 Reg. Tonne 0,360 
8 belaben 220 
9 in Ballaji 
0,446 
7—8!/g beladen 225 
s—10 in Ballaft 
0,150 


2a. 


Betriebsunloften pro Tag für Dampfer von 


600 —700 


Bro |700- 800 
"| Reg. Pro ak, Oo —— Tonnen Prozent. 
zent. | Tonnen zent. — zent. — a Im 

Mare. Wart. Mark Bart 


100 1215—240| 94 240 - 266 90 /265—290| 87| 290-815 | 85/88 
0,358 0,213 0,313 0,393 — 0,315 

118 |256—290| 113 290 814 108 ;8314—838| 102 | 888— 362 | 100—94 
0,430 0,410 0,390 O,310— 0,302 

184 870 168 400 150. 440 145 480 125 
0,820 0,570 0,580 0,530 

121 N 270— 104) 810 104 830 97 

0,00 0,200 0,370 


[URN | 


125—170 16674) fönnen nit angegeben werden, da zu verfdiedenartig. 


147 |810—850) 186 1350— 870) 132 1870—420| 120 | 420—450 |123/120 


ie; 


0,5% 0,500 0,100 0,110 — 0,450 
158 1850400) 158 1400— 450) 150 |450—500| 147 | 500—550 |147/146 
0,50 0,570 0,560 0,560 —0,530 
158 850 |158| 400 |150| 440 147 480 140 
0,530 0,570 0,560 0,550 
121 250 110 285. |108| 320 1106 | 860 105 
0,190 0,410 0,400 0,100 
95 190 84 20 82| 260 87 BU0 87 
0,280 0,210 0,330 0,330 
116 250 110 295 |108| 820 1065 365 105 
0,42 0,410 0,400 0,4100 
119 240 110 29 [108 105 850 100 
0,120 0,410 | 0,400 
| 
| 
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ftellung el. 
den Schiffsverkehr zwifchen der Oftfee und der Nordfee. 

















2b. 8. 


Durchſchnitiliche Größe der den Küftenfracht- 
verkehr zwifchen Bote Oſiſee vermittelnden 
i 





Betriebsunkoſten für Segler pro Tag von 
Bemerkungen. 








— — — — deutſche hollandiſch⸗ anderer Nationen 
200 | 300 | 400 | 500 | soo | 700 | 800 | 900 | 1000 I | Segel- Segel- 
| | | = ae nen. | | | Bampte. ſch danvſet ſchiffe Dauer. felfe 


Merk. | Mark. | Mark. | Mark. | Mark. | Mark. | Mark, | Mark | Marl Neg. Tonnen. 








1 
25—80/83— 88141 46 40 54/57 — 62 











2 ber Roften 
250 |8= —— 
Fetten, ante 


100150] 3u_2#_eimföt. Benin 
ET . 


& 
2b Heuer und Wem 
Fpeguig- 


65— 70 78—7881— 861899: 








25 28 3 24 | 87 42 47 50 58 


| | | 
| A 
fönnen niht angegeben werben. 


feine Segelfßiffe vorhanden. 


RRaN 








fönnen nit angegeben werben. 


III | 


Segelidiffe exiſtiren niht mehr. 
N | | 





| | 
1 J 
80 120 160 180 | 200 — — — — 


























| 6 | so | 95 | ıto | 125 | 140 | 155 | 165 _ 
fiche Bemerfungen. 217 834 einfhl. Heuer, 
| son unb Burbes 
| | —— 
und Amorttjation. 
| N | 
22 | 80 0 | 4 50 55 60 70 150 u 
| ’ 208 Tonnen => 37.4 
| | | #4 — — so 
I } Er] = 68 « 
| | 307 . —402 —⸗ 
| | | 323 =33 » 
35 85 42 | 48 54 60 68 80 0 40-50 
| Bu | 
30 35 | 42 | 48 54 60 | 68 80 90 40 Bu 2a. Für Dampfer mit 
Ye 
15-0 * pro 
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Segelfdiffe 
| Im Ballaft 








Ungelommen 






Dampf 





In Ballaft 

























Mit Ladung | "oder Ieer | Bufammen Mit Labung Se u 
£ Ni * — 

R IM Reg. Re | Reg. 
E73 Säife —* Schiffe. Säle | — — * —* 








Schiffsverkehr der ruſſiſchen, ſiniſchen, ſchwediſchen und deutſchen Oſtſeehüfen und des Hafens von Aopenhagen 


Ruſſiſche Dftjeehäfen 
Finifche Oftfeehifen 
Schwebiihe Dftfeehäfen 
Deulſche Dftfeehäfen 
Kopenhagen . 


Zufammen . 


Abzug für bie britiſchen a 


nörblich von Hull 


Gejfammter Verkehr 


——— 


Uebrige Elbhäfen 


Zuſammen 


— Altona 


1628 
1637 
4876 
3082 
267 





431 182] 





415.594. 





551 878) 


55 569 











39 
















2 693 743 |1 636 





10 885 





3215 742940 | 354 






| 
1 950 803 1 282 





Schiffsverkehr der deutſchen Glbhäſen mit 





| 
44 986 | 





11218, 





45 





84 
435 
1 239 570. 914 
164 











| 


40) 


1 607 
2072| 556 104 
5290| 1 586 914 


25 204 


| 


140 510 
347 344 

| 
34 128 


11 108 





558 * 12621 3 252 037 
| 


| 
121 784 3 569 





436 560. 8952) 2 387 363 


| 
17 638 681 


3341 170 








20 070 sl 




















62 624 


3328] 2 586 608 | 


1710 


2864| 2119 076 
2832 111) 
1 154 455 


4425 
1530 





13 857 


4 568 


9 289 





992 006 





9 684 256 | 


2968 204 | 


u 
! 





6 716. 062 


fpanifchen, portugiefifchen Häfen, enropäifhen Mittelmeer 


125] 87304 
25| 20211 
133 078 
92 026 
42 572 


375 191 


110 624 





336. 264 567 


ruſſiſchen, finifchen, ſchwediſchen 


796 


326 108 





326 300 







| 


38 32 095 
280 






39 32375 
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und abgegangen. 





(siffe. Darunter dentſche Schiffe 


















BZufammen Zuſammen | Bufammen 


Seoeliiie | Dampfſchife 



















Säife| „RE osipe| „NR Tege| „Ro lose „Me: Hg. 
Tonnen. Tonnen, | | Tonnen. ” Tonnen. onnen. 





mit dentfchen ‚ Mordfeehäfen, britifhen "Häfen (ſüdlich von Hull), niederländifchen, beigifhen, franzöfifchen, 
häfen und außereuropäiſchen Hafenplägen im Jahre 1891. 


3453| 2673 912 
1735| 1012 217 
3020| 2252 154 
4548| 2 924 137 
1580| 1197027 





3017 1 209] 112 or 5060| 3130248] 279] 71048) 764 444 768 1 043] 515 816 
1407600. 460) 160 721 3807| 1568321| 80 17425) 105) 54668 185 712 093 
7240| 3358 646 1070 480422 8310) 3839068 a. 81422) 808 245 959, 608 327 381 
1507| 3383 09 287 126 154 7 1 3510 143]2 026] 359 * 21261125 177|4152|1 484 907 


53 680) 1 886 1 263 704 90 682 








































73| 14033) 104 76649 177 










14 336) 10 059 447] 24 74212 377 09912 115 933 485 26 857) 13 311 484] 2 811) 543 658) 340211 947 221,6 2132 490 879 


) 
I 


1419| 596 946 













8 666 855 1618 | 


|| 
701 127,18 " 9 367 982 





91 16 959 2259| 408 537) 25351 485 zos 


| 


47941 893 933 
























. 
1 


N i 
36 520 494| 205 1741011) 241694 
| 


8646 2 472 126 9118 


371 094 18. ws 151 400g] 57 


| 


126 1410 46 3621 172) 15081 124 













63354 1887] 4 sbo 641 


1508 382 504 124 
| 





Attenftüde zu dem Verhandlungen bes Neihstages 1895/96. 178 
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Reichstag. Aktenftüd Nr 





Sciffsgröße . 
Werth des Schiffes 
Abjhreibung pro Jahr 


Aſſekuranz 
Unterhaltung . 


Binfen . 


Mithin pro Jahr 


ober pro Arbeitstag 
Koften für die Mannſchaft pro 
Tag. 


Koften für bie "Roblen — 


ER: u wre 


Koften für Delverbraud ꝛc. .|. 
Ueberhaupt Koften pro Tag .|. 


Gewinn pro Tag und Reg. 
Tonne . 


Außerdem Gewinn an Sund— 


Iootögeb . 
Nothhafengeld 
Verfiherung des Kaslo . 
Verſicherung der Güter 
Binfen . 


Mithin Gefammtgewinn pro 











229. (Gefegentwurf, betr. Abgabentarif für den Kaiſer Wilhelm-Kanal.) 





Ueber 
über die Berechnungen des Ge 











Veranſchlagung Veranſchlagung Veranſchlagung 
nach der nach der nach 
Reichstagsvorlage. Denlſchrift zur Tarifvorlage. Brödelmann. 
620 Reg. Tonnen 600 Reg. Tonnen 600 Reg. Tonnen 
[ (neu) 320 000 A| f(neu) . 320 000 M 
(men) 300000 M || (mad 12 Jahren) 150000 - | (mad; 12 Jahren) 120.000 - 
7% 7% vom Anfhaffungswerth | 4% vom Anſchaffungswerth 
einſchl. Keſſelfonds) — 22 400 A. — 12800 M 
7% 8% 7 | 
5% 9% 9% 
11 %o 6 7 * 
(einfchl. Ahedereiverbienft) 
30 %/, oder 90000 #123 9, vom Werth 16%, vom Werth 
nad) 12 Zahren = 34500 = nad 12 Jahren = 19200 = 
56900 M. 32 000 M 
.| bei 300 Tagen 300 M|bei 330 Tagen . . 172 .M| bei 330 Tagen 96.M. 
59 = 65 = 65 s 
150 = 150 = 150 = 
32 = 25 z 12 = 
541 AM]. 412 A|- 323 M. 
87,36 Pi 68,50 Pf . rund 54 Bi. 
m ® Bo = In den übrigen Veran— 
l,sı = lo = ſchlagungen find biefe 
19 = 90 Erſparniſſe nicht berüdfichtigt 
6mo = 60 * worden. 
O5 = 0,0 = 
. 116,76 Bf. | - 94,10 Pf 


Tag und Reg. Tomme . 
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fit 





winnes aus der Kanalfahrt. 


Anlage €. 





Veranſchlagung 


nach 
Dahlſtröm.i 


666,1 Reg. Tonnen 


191 993,4 AM. 
5% 
rund 7,5 fo. . = 14 640,55 M 
5% 
10% 


Beranihlagung 


nad) 
Gibfone. 


620 Reg. Tonnen 


(nen) . . 320 000 M. 
| (nad) 10 Jahren) 180000 = 
5%) | 
8%, vom Werth 
6,67 0) er 
(einfL. Kine | 10 Jahren. 
6% 





14 640,56 A | 25,67 90 v. Werth nad) 10 Jahren 


bei 360 Tagen 40,97 AM | bei 360 Arbeitstagen 128,30 HM. 
pro Yahrttag . 695: 57,90 = 
⸗ ⸗ 113,4 = 192,50 = 
5 ⸗ 15,8 —* 30,00 = 
pro FFahrttag . 239,94 HM. |- 408,40 H.]|. 
pro Fahrttag und Reg. Tonne 

36,03 Pf. 65% Pf. . 

Die bisher noch nicht 


in Anſat gebrachten 
aus der Abſchreibung, 


Unterhaltung und Vers 
—— ſich ergeben⸗ 
ſten betragen 


65,7 o ber Betriebs⸗ 
unkoſten; EM % von 


36,02 Pf. = 23 * 
Mithin Gewinn pro 
. 59,50 Bf. 


Fahrttag. 


Dieſe Veranſchlagung ſtellt das 
ze ———— der eniſprechen · 
—— f e ei —— 
—— von Reg. 
Tonnen dar. 


= 46200 M. 


) Während bei den übrigen Ber 


anfhlaqungen der Anihaffungswerth 
u Grunde gelegt it, erfolgt bie er 
ier vom Werthe 


Schiffes 10 
K Biber Au erg für Inter 


haltung, fomwie für cr und Ma 
ichinenreparatur jährlidh 12000 ., 
gleichgültig, ob es fid) um einen neuen 
ober alten Dampfer handelt 


Beranfhlagung 


nad 
Glaefcke & Hennings. 


1757 Reg. Tonnen 
(Erbauungsjahr 1889) 


435 Reg. Tonnen 
(Erbauungsjahr 1882) 


140 000 AM. 200 000 AM. 
(Eompound-Majchine) Triple· Exp·Maſchine) 
4% 5% 
7% 7% 
5% 50% 
4% 5% 








20 %/, oder 28 000 M. 22%, ober 44.000 M 


bei 360 Tagen 77,73 „A | bei 360 Tagen 122,35 M. 
. 53,00 ® 80,00 ⸗ 

durchſchnitilich 96,00 durchſchnittlich 96,00 =*) 
. 10,00 = 13,00 = 

. 236,78. M. | - . 311,00 H 

544 Pf. - 41,1 Bi. 








im Durchſchnitt 47,7 Bi. 


Ohne Berüdfihtigung der Kohleneriparnig beträgt 
ber Gewinn pro Tag und Reg. Tonne 
28 Bf. 


32 Br. | 
im Durchſchnitt 30 Pf. 








9 In beiden Veranſchlagungen find von Glaefde & Hennings 
die Koften für Kohlen nicht berechnet, dagegen it der Ber» 
brauch für jedes der beiden Schiffe auf 8 Tonnen angegeben. 

Der vorjiehenden Berechnung iſt der Durchſchnitt der von 
der Firma angegebenen Kohlenpreife mit 12.4. pro Tonne 
zu Grunde gelegt worden. 


173* 
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. 2. 


as> 


x. 
. Wenn die Fahrt innerhalb des Kanals begonnen ober beendigt wird, für jede Neg. 


. Wenn bie Bye innerhalb des Kanals begonnen und beendet wird: 


. Kleinere offene nur durch Ruder oder Segel zu bemegenbe Boote fahren im Kanal 


. Segelichiffe, weldhen wegen ihrer Größe oder wegen ihrer für die Fahrt im "Kanal 


. Dampfihiffe, die den Kanal mit eigner Kraft durchfahren, denen aber durch bie 








Anlage D. 


I. Tarif für die Fahrt auf dem Kaiſer Wilhelm-(Mord-Oftfer-)Aanal. 


An Abgaben für die Fahrt auf dem Kaijer Wilhelm-Kanal werden erhoben: *) 


Tonne Netto 

1. von den unter A. 1 bezeichneten Fahrzeugen 
a) für das Paſſiren einer der Endichleufen. . . 

b) für jede Strede von 5 km (angefangene a oo) 
mindejtens aber (zu und b zujammen) . . 

2. von den unter A. 2 bezeichneten Fahrzeugen 
a) für das Paſſiren einer der Endjchleufen 
b) für jede Strede von 5 km (angefan ene zählen voll) 

mindeftens aber (zu.a und b zujammen) . . 

3. von Fahrzeugen, die nachweislich an einen der durch den Kanal abgefchnittenen 
Waflerläufe in der Burg-Kudenſeer Niederung beheimathet find, für die Strede von 
der Elbe bis km 23 des Kaifer Wilhelm-fanals für jede Reg. en Netto R 

mindejtens aber . 





bie unter C. 1b und 2b angegebenen Süße 
mindeſtens aber . 


frei, für das Paſſiren einer Schleufe zahlen fie 





An Schlepplohn haben zu zahlen: Für — Für die über- 

4 Segelfahrzeuge bei Benutung der regelmäßigen Schleppzüge: — 
Netto | Netto 
* je. ie A. 


8. er ri und zwar für * en von 5 km — voll ee 
a) beladene . . i 
b) in Ballaft ge ende und 
im Küftenfradhtverfehr fahrende bis 50 Reg. Tonnen Netto einjchließlich 


mindeftens aber zu 3a und b.. 


nicht genügenden Manöverirfähigfeit ein befonderer Schleppdampfer geftellt werden 
muß, fowie Dampfichiffe, welche Gejtellung eines bejonderen Schleppdampfers für 
ch allein verlangen, haben pro Tag (angefangene * voll — au —— 

Be -— — — * Klafie $ i 240 


— ——— 
mindeftens aber u Betrag des in einem regelmäßigen Schlepp= 
zuge zu zahlenden Schlepplohnes. 


Kanalverwaltung ber Sicherheit halber ein Schleppdampfer zur event. Hilfeleiftung 
beigegeben wird, zahlen die Hälfte ber unter Bi bis 3 ——— Saͤtze. 





III. Tarif für das Lootſen aus der Nordſee nach dem Kaiſer WilhelmKanal und umgekehrt. 


2%. 





*) Fahrzeuge der Kaijerlihen Marine und der Ranalverwaltung find abgabenfrei. 
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IV. Tarif für das Lootfen in der Oſtſee vom Stollergrund-Fenerfchiff bis Friedrichsort uud 
umgekehrt. 
Diejenigen Schiffe, die auf der Strede StollergrundsfFeuerfchiff bis Friedrichsort gelootft zu werben wünſchen, 
haben an Lootsgelb zu zahlen: 
1. für das Einlootſrſeenn. 00 M und 
2:8. wi. AUBIDDMER 4 0 a a ae we Mg: 
für die Reg. Tonne Netto. 
Der Minbejtbetrag des Lootjengeldes beträgt einfommend 10.4, ausgehend 5 HM. 


V. Tarif für das an die Lootfen für die Strecke Rendsburg — Hübbel zu zahlende Wegegeld. 

Schiffe, die von ben bei Rendsburg und an ber Dbereiber belegenen Schiffsliegeftellen aus einen Kanals 
lootien beanjpruchen oder dort abjegen wollen, haben ihm ein Wegegeld von 1,50 M. glei nad dem Betreten des 
Schiffes zu entrichten. 


VI Tarif für die Bermiethung von Vollzeichen. 
Für die Anmiethung von Zollzeichen (Flagge und Leuchte) find für jede Fahrt zu zahlen. . . . 2,00 AM: 
Die Zollzeichen find auf der Austrittsjtation dem Lootjen zurüd zu geben. 
Für beſchädigte Zollzeichen ift Entjhädigung bis zum vollen Betrage des Werthobjekts zu leiften. 


Erläuterungen zu ben Tarifen. 

. Paflagierfhiffe gelten für die Berechnung der Kanalabgaben wie der Schlepplöhne als beladene Fahrzeuge. 

2. Ale Fahrzeuge, die durch Maſchinenkraft fortbewegt werben, mögen diefe durd Elektrizität, Benzin, Petroleum 
oder dergleidhen erzeugt werben, zahlen diefelben Tarifjäge wie Dampfichiffe. 

3. Bagger, Elevatoren, Schwimmlrähne und ähnliche ſchwimmende Maſchinen müſſen vorher angemeldet werben 
und werben von Fall zu Fall durch die Kanalverwaltung tarifirt. 

4. Bei Berechnung bes abgabenpflichtigen Netto-Raumgehalts werben Bruchtheile von einer halben Regiftertonne 
und mehr für eine volle Regijtertonne gerechnet, Heinere Bruchtheile dagegen außer Berechnung gelafien. 

5. Die nad ben Tarifen I—IV zu entrichtenden Abgaben werden je für fih auf volle O,10 „A. in ber Weiſe 
abgerundet, dab Beträge unter 5 Pfennigen garnicht, von 5 Pfennigen ab für O,10 gerechnet werben. 
Bei der Tyeitftellung des Gejammtbetrages der zu entrichtenden Abgabe für ſolche Schiffe, die den ganzen 
Kanal oder den Kanal bis zu ber Eider durdhlaufen (I A und B) werden Bruchtheile einer Mark auf volle 
Mark abgerundet. 


— 
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Nr. 230, 





Sujammenjtelluna 


der 


Beichlüffe zweiter Berathung im Plenum des Reichstages über: 

1. den Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Feftitellung des Reichshaushalts⸗Etats für das 
Etatsjahr 1896/97 — Nr. 4 der Drucjachen —, nad) den einzelnen Gtatstheilen geordnet mit einem 
Abſchluß über die Etatsfonds (cfr. Seite 1406 und 1407), 

2. den Entwurf eines Gefetes, betreffend die Aufnahme einer Anleihe für Zwecke der Verwaltungen des 
ReichSheeres, der Marine und der Reichseifenbahnen — Nr. 5 der Drudjachen — (efr. Seite 1407), 

3. den Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Feititellung des Haushalts-Etats für die Schußgebiete 
auf das Etatsjahr 1896/97 — Nr. 6 der Drudfachen — (cfr. Seite 1883 bis 1385). 


Kap. | 


1a 








geiperrte 


Titel. 


1 bis 13 


1 


1 bis 10 


1 bis 11 
1 bis 33 
33a 


34 bis 126 


ee 





Vorlage. 


Neichdtag. 
Fortdauernde Ausgaben. 
Befoldungen ze. 


Einnahme. 
Entihäbigungen für — 
der Centralheizung ꝛc. 


—— sus gr und Reichs⸗ 
Anlage I, 
— ————— 
Beſoldungen ꝛc. 
Einmalige Ausgaben. 
a) Ordentlicher Etat. 
Zur Einrichtung einer elektrijchen 
Beleuchtung im Dienjtgebäubde 
Wilhelmftraße Nr. 77... 


Einnahme. 
Beiträge der Dienftmohnungs- 
inhaber zu den ———— 20. 
Kojten zc. 


Auswärtiges Amt. Anlage II. 
Fortdauernde a ag 
Auswärtiges Amt. . 
Geſandtiſchaften und Konfulate . 
Zur verſuchsweiſen Gntjendung 
landwirthichaftliher und forſt⸗ 
wirthichaftliherSachverftändigen 
an Kaiferlide Miffionen . 





28 





alb Des Dispofitins Des Etatd. Die beihlofienen 


tlich gemacht. 


BANN bes Neichstages in der Gegen die 


II. Berathung. 2 Vorlage 
mebr weniger 
Tert. . 4. A. 


unverändert. | — — 





unveränbert. | _ * 


unverändert. | i - 1 — 


unverändert. | — J — 





unverändert. u — 


unverändert. | 2 - — 
unverändert. | & — — 
Zur verſuchsweiſen Ent⸗ 
ſendung landwirth— 
ſchaftlicher und forſi— 
wirihſchaftlicher Sach⸗ 
verftändigen an Kaiſer⸗ 
lihe Vertretungen . — — 
unverändert. — — 





*) Die —— — die Etatöfapitel bezw. Die Titel derſelben mit den —— Summen und 
Aenderuugen find überan 


innerhalb der einzelnen Zitel It vor fette veip- 
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Auswärtiges Amt. Anlage ei 
(Fortjegung.) 

Allgemeine Fonds . 

Kolonials:Berwaltung . 


| 
Einmalige Ausgaben. | 


DOrbentlicher Etat. 
2 | 1586 | Auswärtiged Amt. . . 


Sa, Kolonial-Berwaltung. 
1 Beihülfe zur Förderung der auf 
Erſchließung Centralafrikas ze, 
erichteten ——— Be⸗ 


trebungen . . . 200 


nmerfung x. 


2 Zufhuß zur Beltreitung der Ver: 
waltungsausgaben im ſüdweſt⸗ 
afrikaniſchen Schußgebiete 
Zuſchuß zur Beitreitung ber Ber: | 
mwaltungsausgaben im oftafrifa= | 
niſchen Schußgebiete . . . .| 
Zuſchuß zur Beftreitung der Ber: 
waltungsausgaben im PR 
| gebiete von Kamerun . . 


Einnahme, 
7 1 bis 4 | Auswärtiges Amt. 
Ta.| 1und2 | Kolonial-Berwaltung . 





Entwurf eines Gefekes, 


betreffend 


die Feititellung des Haushalts-Etats für die 
Schußgebiete auf bad Etatejahr 1896/97. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen ze. verordnen im Namen des Reichs, 
nad) erfolgter Zuftimmung des Bundesraths und des 
Reichstags, was folgt: 

Der diefem Gefege als Anlage beigefügte Etat 
ber Schußgebiete auf das Etatsjahr 1896/97 wird 
in Einnahme und Ausgabe, wie folgt, feftgefeßt: 

1. für das ojtafrifanische — auf 

054 250 Mark, 

2. für das Schußgebiet von Pb auf 

1318 800 Marf, 
3. für das Schußgebiet von — auf 
380 000 Mark, 
4. für das füdweltafrifanifche be auf 
3000 Mark. 
Urkundlich ze. 
Gegeben ac. 












veſchluſſe des Reichstages in ber Gegen bie 
ll. Berathung. Vorlage 
| Betrag. | mehr | weniger 
Tert. | F 





unverändert. 
unveränbert. 


unverändert. 





unverändert. 
unverändert. 


unverändert. 


unverändert, 
unverändert. 


Veichlüffe des Reichstages. 


Entwurf eines Geſetzes, 


betreffend 


die Feititellung ded Haushalts-Etats für die 
Scußgebiete auf das Etatsjahr 1896/97. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuiſcher Kaiſer, 
König von Preußen ꝛc. verordnen im Namen des Reichs, 
nad erfolgter Auftimmung des Bundesrat und des 
Reichstags, was folgt: 

Der dieſem Geſetze als Anlage beigefügte Etat 
der Schußgebiete auf das Gtatsjahr 1896/97 wird 
in Eimmahme und Ausgabe, wie folgt, feitgejegt: 

1. für das oſtafrikaniſche er IR 

O Matt, 


2. für das Schußgebiet von —— auf 
1318800 Mark, 
3. für das Schutzgebiet von Togo auf 
380 000 Mark, 


4. für das ſüdweſtafrikaniſche ra auf 
3000 Marf. 


Urkundlich ac. 
Gegeben zc. 
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Borlage 





1. Etat für das ofafrikanifche Schutz- 
gebiet 


anf das Etatsjahr 1896/97. 
— Eeite 4 bis 21. — 
Einnahme. 
Titel 1. Hölle, Abgaben und Gebühren . . 
= 2. Verſchiedene ———— 
= 38 Neichszufhuß. - | 





ze 


Ausgabe. 
I. Fortdauernde Ausgaben. 
A, Givilverwaltung. 

Titel 1a. Allgemeine Verwaltung. 
Gouverneur . i 
Ständiger Vertreter deffelben 2. 
1 Landeshauptmann am 
Tanganyika. 

1 Regierungsarzt ꝛc. 


50 000 4 
25000 = 


25 000 = 
. 43950 + 


Titel 1b und 1f. Finanzverwaltung zc. . 
Titel 1g. Bezirköverwaltung. 
7 Bezirksamtmänner mit 8000 AM. bis 
12 000 A. im — — 
10000 AH. - 70000 A. 
7 Bezirksamtsfetretäre ꝛe. 43 750 = 


Titel ih. Landespolizei. 
Anmerkung ze. 
Zu Zitel 1. x. 
a) x. 


b) ze. 


2. für den Stellvertreter des Gouverneurs 
und ben Landeshauptmann am 
——— 9000 M. 


Titel 2 — Penſionen ꝛc. 


Zur Remunerirung von —— 
Titel 3. Für Weiße 


Titel 4 und 6. ‚Sir Sarbige, jühlide ꝛ ꝛc. Aus 
gaben . . 


B. Militärverwaltung. 
Bejoldungen bei der Schußtruppe . 
Andere perfönlihe Ausgaben . 

Zu ſächlichen ze. Ausgaben zc. . 


Titel 6. 
Titel 7, 
Titel 8. 


Titel 9. O. Expeditionen uud Stationen . 
D. Flotille. 
Titel 10. Für Weiße. . 
Titel 11 und 12. Für Farbige, zu fü“ 
lichen zc. Ausgaben x. . . 


Titel 13. E. Bertragsmäßige Zahlung x. . 





Beichlüffe des Reichötages. 


Gegen 
bie Vorlage 


mehr | weniger 









Einnahme. Mı AM M 
Titel 1. unverändert. 1 350 000 — — 
= 2. wumveränbert. — 
= 3. unverändert. — | 153 280 
unverändert — — 
unverändert — — 
ge — 25 000 
unveränbert 
unveränbert, 356 3500| — — 
8 Bezirlsämter mit 8000 A 
bis 12000 AM im Durd)- 
ichnitt 10000..4.80000 A. 10 000 _ 
unverändert 43 750 = 
123750 — — 
unverändert. 43 500 — — 
Anmerkung ꝛc. 
Zu Titel 1 x. 
a) ꝛ⁊c. 
b) ze. 
2. für den Stellvertreter des 
Gouverneurs 9000 AM. | 
c. 
unveränbert. 600) — — 
unverändert. 200 700 — 27000 
unverändert. 976 270 — — 
unverändert, 18356401 — — 
unverändert. 2760| — 1 680 
unverändert. 252 000 — — 
unveränbert. 300 000| — — 
unverãndert. 241300 — 9600 
unveränbert. 3268101 — — 
unverändert, 6000001 — — 
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Borlage. 





II. Einmalige Ausgaben: 
Titel 1 und 2. Für Bauten ze. . 
Titel 3. Für Beihaffung eines fefäigen 
Dampf-Tonnenleger8 . . . 
II. Refervefonds 


U. Etat — das Schuhzgebiet von 
Anmerum 
auf das Etatsjahr 1896/97. 
— Geite 22 bis 29, — 
Einnahme. 
Titel 1 bi8 3 . 


Ausgabe. 


I. Fortdauernde —— 
Titel 1 bis 6.. 
II. Einmalige Ausgaben 
II. Reſervefonds 


Id. Etat für das Schuhgebiet non Togo 
anf das Etatsjahr 1896/97. 
— Geite 30 bis 35. — 
Einnahme, 
Titel 1 und 2 


Ausgabe. 
I. Fortdauernde Ausgaben: 
Titel 1b... . . 
I, Einmalige Ausgaben 
II. Refernefonds . . . 


Etat für dns rer 
Schußgebiet 


anf das Gtatsjahr 1896/97, 
— Geite 36 bis 45. — 
Einnahme. 
Titel 1. Abgaben, Gebühren und EIER 


Berwaltungseinnahmen 
Titel 2. Reichszuſchuß 


Ausgabe. 
I. Foridauernde — 
Titel 1 bis 6.. 
II. Einmalige Husgaben — Ziel 1 und 2 
Il. Rejervefonds . . 


Altenftüde zu ben Verhandlungen bes Neidhstages 1895/96. 





Beichlüffe des Reichstages. 


unverändert. 


unverändert. 
unverändert. 


unverändert. 


unveränbert. 
unverändert. 
unverändert, 


unverändert, 


Titel 1 unverändert. 
Titel 2 unverändert. 


unveränbert. 
unverändert. 
unveränbert. 


276 000 


1 318 800 


1.097 725 
200 000 
21 075 


380 000 


308 795 
55 000 
16 205 


386000 
2.087 000 


47 


1 997 575 
446 000 
29 425 


Gegen 


bie Vorlage 
mehr | weniger 


M. 


250 0000 — 
250 
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Kap.| Titel. 
7| 16812 
Tal 1 bis 18 
Tb 15138 
Te 1und2 
7d| 1685 
8 — 
9| 15i33 

10 | 15i88 
11 | 1658 
12 |) 1bi38 
13 | 15189 
13a] 1 bis12 
13b| 1 bis10 
13e] 1 bis19 

3 
1 bis10 
8 1bis 14 

| 

14 1bis11 
15 | 1685 
16 | 16i810 
17 1 bis 6 
18 | 165186 


Borlage 


Reichdamt des Junern, 
Anlage IV. 
Fortbauernde Ausgaben. 
Reichsamt bes ri Be⸗ 

ſoldungen ꝛc. * 
emeine 
—— en 
Bundesamt für das — 


weſen 
Sqhif svermeſfungsamt 
Entſcheidende Disziplinarbe⸗ 


örden 
Behörden fi für bie nterfugung 
von Seeunfäll 
Statiſtiſches Ant j 
Rormal- Kichungs-Rommifion 
Gefundheits 
Patentamt . . —F 
Reichs⸗Verſicherun Samt . . 
Binftatig-Lehnlhe Reis 
anftalt . . 
Kanalamıt . 


Einmalige Ausgaben. 
a) Ordentlicher Etat. 
Hüningen, Schiffsklaffifila- 
tion, Limes, PAR 

gebäude ꝛc. . 
Einnahme. 
Verſchiedene Verwaltungs⸗ 
Eimnafmen . . ... 


Verwaltung des Reids- 
heeres. 

Anlage V. 
Fortdauernde run 
Kriegsmini 

Preußen x. 

Sachſen 

Württemberg A 
Militärsftaffenweien: 
Preußen zc. 
Sadjen . 
Württemberg . 


Militär-Intendbanturen: 


Militärseiftlichkeit: 
Preußen ꝛc. 
Sachſen . . 
Württemberg . 

Militär-Zuftizverwaltung: 
Preußen ©. . . . 


Sachſen . » 
Württemberg . 


Betrag. 


903 100 


.|25 382 313 


86 100 


29 700 
31 840 


6 000 


34 800 
917 605 
130 210 
277 550 

1 620 105 
1 342 790 


287 357 
2 538 350 


3 404 700 


5 774 204 


2 348'807 
223 590 
132 425 


299 030 
39 855 
21 550 


2 130 248 
157 900 
151 566 


761 840 
44 355 
20 392 


610 229 
60 965 
76 325 





Tert. 


unverändert. 
unverändert. 
unveränbert, 


unverändert. 
unverändert. 


unveränbert. 
unveränbert, 
unverändert. 
unverändert. 
unverändert. 
unverändert. 
unverändert, 


unverändert. 
unveränbert. 


unverändert, 


unverändert. 


unverändert. 


unverändert. 


unveränbert. 


unverändert. 


unveränbert. 


VBefchlüffe des Neichstages in ber 
U. Berathung. 


| 


903 100 
25 362 313 
86 100 


29 700 
31 840 


6 000 


34 800 
917 605 
130 210 
277 DU 
1 620 106 
1 342 790 


287 357 
2 538 350 


3 404 700 


5 774 204 


2 348 807 
223 590 
132 42 


299 080 
39 855 
21 550 


2 130 248 
157 900 
151 566 


761 840 
44 355 
29 392 


610 229 
60 965 
716 325 


Gegen bie 
Vorlage 


mehr 
A. 


a u 414 | 


1 


I! 





weniger 
A. 


nn 
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Rap. 


21 


25 


26 


27 


— — — — —— — — —— — — — — — — nn nn —— — — — 


Titel. 


1 bis 8 


1 bis 3 


1 bis 28 


1 bis 4 


1 bis 25 


1 bis 6 


1 bis 10 


Borlage 


Verw des Reichsheeres. 
Anlage V. (Fortſetzung.) 
Höhere Truppenbefehlshaber: 
Preußen ze. . 

Sadien . . 
Württemberg . 
Gouverneure, Kommandanten 
und Platzmajore: 
Daten M . 
Sadjien . 
Württemberg . 
Adjutantur-Dffiziere und Offi⸗ 
ziere in befonderen Stellun= 
gen: 
Preußen 20, . 
Sadien . . 
Württemberg . 


Generalſtab und Landesver- 
meffungswejen: 


Belleidung und Ausrüftung 
ber Truppen: 
Preußen ze. 
Sadin . . . 
Württemberg . . 


1 bis 17 \Gamifonverwaltungs- und 


1 bis 7 


Serviswejen: 
Preußen ꝛc. 
Sadien . . . 
Württemberg . . 


Gamifon-Baumeien: 


1 bis 17 | Militär-Medizinalwejen: 


> a 2. 
Sadien . . 
Württemberg . 


Beichlüffe - 





Tert. 


unveränbert. 


unveränbert. 


unveränbert. 


unverändert. 


unveränbert. 


unveränbert. 


unverändert. 


unverändert. 


unverändert.’ 


unveränbert. 


unverändert. 


Neichstages in ber 
Berathung. 


Betrag. 
. 


2 538 090 
| 190 092 
139 674 


574 776 
[ 21 592 
19 780 


925 176 
[| 104400 
78 420 


2 409 597 
171 920 
47 050 


2 072 427 
[| 109800 
61 592 


11 218 795 


123461 986 
6 608 841 


8037 171 


84 553 768 
4 822 391 


2391 343 


| 24 852 629 
1327 441 


4 154 619 


42 186 219 
2 026 309 


70 002 


931 979 
43 164 


657 640 


7585 011 
409 143 


1387 


Gegen bie 
Vorlage 
mehr weniger 
MM. dl. 


1 Il 11 | 
Il 


Ih 
| 
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— ee 


Beichlüffe - Reichſtages in ber Gegen bie 
Suriunt II. Berathung. Borlage 
Betrag. Betrag. mehr weniger 
Kap.| Titel, M. Zert. Me. re: 
Verwaltung des Reichsheeres. 
Anlage V. (Fortſetzung.) 
30 | 1 bis 6 |Bermwaltung ber Traindepots 
und Inftandhaltung ber 
Teldgeräthe: 
Preußen ꝛc. 931 261 931 261 
Sadien . 86 409 unverändert. 86400) — — 
Württemberg 60 242 60 24 — 
31 | 1 und 2 Werpflegung der Erſatz- und 
Reſervemannſchaften ꝛc.: 
Preußen ze. 3 161 958 3161958 4 — — 
Sachſen 214993 } unverändert. | 214993] — 
Württemberg . 101 39 101 3921 — 
32 | 1 bis 5 |Ankauf ber Remontepferbe: 
sn u. 8 463 89 8463895] — — 
Sadien . - 804 616 } unveränbert. { 804616 — - 
J 591 611} ?. 591611] — - 
33 | 1 bis 7 |Bermwaltung ber Remonte— 
depois: 
Preußen ꝛc. . 2 560 074) 2560074) — — 
Sadjen . . 257 395 unverändert. [ 257395] — — 
Württemberg. — — — - 
34 | 1 und 2 Reiſekoſten und Qagegelber, 
Vorſpann⸗ und Transports 
koſten: 
Preußen ꝛc. 7716 556 711655 | — — 
Sadien . . 525 08 unverändert. [ 525082] — - 
Württemberg . 443 384 43384 — 
35 | 1 bis 59 |Militär = Erziehungs- und 
ee 
Preu 6 345 382 6 345 382 _ 
Sadien - 535 996 } unveränbert. 536 906) — — 
berg . 69 631 6966394 — — 
36 | 1 bis 7 Militär-Gefängnißweſen: 
Preußen ze. : 737 831 737881] — — 
Sachſen 100 265 } unverändert. 1002655 — _— 
Württemberg 38 294 382044 — — 
37 | 1 bis 28rtillerie- und Waffenweſen 
Preußen zc. .| 28 212 599 2821259] — — 
Sadien . 2278 442 unveränbert. — 227842] — — 
Württemberg 1122 759 112759 — 
38 | 1586 — Inſtitute der Ar⸗ 
tillerie: 
Preußen ꝛc. . 834 017 834017] — ae 
Sadin . . 62 647 unverändert, 626) — — 
Württemberg . u — — — 
39 | 1 bis 15 Bau und Unterhaltung ber 
Teftungen: 
Preußen ze 291890 29189004 — BER 
Sachſen 35 889 } unverändert. 86 8894 — — 
Württemberg . 13 910 139101 — 
40 _ Wohnungsgeldzuſchüſſe: 
Preu 8 720 453 8 720 45 — — 
Sadien . . 814 107 unveränbert. [ 814107) — _ 
Württeniberg . 492 404 492 40 — 
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—— Te DO m —— — 










oa 


Gegen bie 


Beſchlüſſe des Reichstages in ber 
II. Beratung. Borlage 





Verwaltung des Reichsheeres. 
Anlage V. (Fortſetzung.) 
1 bis 3 are gr für altive Mis 
litärs und Beamte 2c.: 
Preußen zc. 


ER 
Württemberg . 
_ Zuſchuß zur Militär-Wittwen- 
laſſe: 


1 bis 6 Verſchiedene Ausgaben: 
Preußen ıc. . . 
Sadien . . 
Württemberg . 


‚ Anmerkungen zu Ka— 
pitel 14 bis 43. ꝛc. 






unverändert. 


! 
J 
ta 





unverändert. 


— Militärverwaltung von Bayern 
— Hauptetat Seite 8/9. — 
64 887 


Die Zahlen ändern ſich, wie 
folgt: 
297 M. 


64 685 998 AM. 






Davon ab: 
ber auf bie fort⸗ 

dauernden 

Ausgaben 

Kapitel 74 

Allgemeiner 

enſions⸗ 

fonds) mit 5948591 = 
und auf bie 

einmaligen 

Ausgaben 

des orbent- 

lichen Etats 

— Kapitel 5 

— mt . 4710249 = 
entfallende, 

unter Kapitel 

74d bezw. 

bei Kapitel 

5 unter Ti⸗ 

ne) 160 2 

geſetzte Thei 

obigerQuote 

10 658 840 A. 


Bleiben . 


5948591 - 





10 457 541 4, 
Bleiben. . .|54 228457 — 






Einmalige Ausgaben. 
a) Ordentlicher Etat. 
Prenfen ꝛc. 
1 bis 6 — 
7 Neubau einer Garnifonbäderei 
in Baderborn, voller Be— 


barf. . 
8 bis 29 _ 


unverändert. ul — | — 






zu ftreichen. * 
unverundert. 8027665  — 
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VBefchlüffe des Neichstages im der Gegen bie 
II. Berathung. Vorlage 
Zert. 


Verwaltung des Reichsheeres. 
| | Anlage V. (Sorffegung) 
Noch: Einmalige Ausgaben, 

ordentlicher Etat. 


| 30 Neubau und Wusftattungs- 
| ergänzung einer Stajerne 
| nebft Zubehör für eine 
| reitende Abtheilung und ben 
Regimentsftab — früher für 
drei Abtheilungen — Feld⸗ 
artillerie in Brandenburg 
a. H., zweite Rate — 
Baurate) . . 

31 bis 37 _ 

38 Neubau einer Kaſerne mebit 
Zubehör für vier Esladrons 
und den Regimenisſtab in 
Dels, einſchließlich ber Aus⸗ 
ftattung für eine und ber 
re Meet für 
drei Esfadrong, erjte Rate 
(für Entwurf und Entſchãdi⸗ 
gung der — des — 
platzes)... 1 

1002 


500 ftreichen. —_ 
1 843 02 che. 





15 000 
39 bis 41 


42 Ergänzungsbauten vorhan⸗ 
dener Kaſernen zur ord— 
nungsmäßigen Unterbrin⸗ 
gung eines Kionierbataillons 
und zur Aufnahme noch eines 
vierten Bataillons Infanterie 
in Minden, einſchließ— 
lich Ausftattungsergänzung, 
zweite Rate (noch no) Mir Enke 
wurf, für Grundermwerb F 
Einebnung eines Bau⸗ und 
eines Detail-Eyerzirplages) 

43 bis 50 


51 Neubau umd Ausftattungser- 
—5 eines Dienſtge⸗ 
es nebſt Kaſerne für 
das Bezirkskommando in 
eg erjte Bm dir 
twurf) 7 zu ftreichen. = 

1181 91 Te. 
Anſchluß ſämmtlicher Militär: 
grundftüde in Hannover 


—— 


143 000) zu ftreichen. — 
3044 unverändert. 


143 000 





52 bis 55 
56 Anſchluß ſammicher Militär- 
ftüde in Hannover 





grun 
an bie ſtädtiſche Kanaliſation 
und Ausführung der damit 
in Verbindung ſiehenden 
Verbeſſerungen ber Blitz⸗ 
ableiteranlagen, Bebürfnik- 
| anftalten, WReitpläfe und 
| Wegeanlagen, legte Rate 
58 ae Tund Umbau, 
ſowie usſtattungsergãn⸗ 
zung der Trainkaſerne in 
Darmſtadt, zur Aufnahme 
des Stabes eines Train— 


| Bataillons und einer zweiten 


302 050 
15 


an bie ftäbtifche Kanalifation 
und Ausführung der damit 
in ®Berbindung ftehenden 
Verbefferungen der Blitzab⸗ 
leiteranlagen, Bedürfnißan⸗ 
ftalten, Reitpläge und Weges 
anlagen, zweite Rate . 
unverändert, 
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Beihlüffe des Reichſtages in ber Gegen bie 
———— II. Berathung. Vorlage 
‚ Betrag. Betrag. mehr | weniger 
Titel, AM. Tert. AM. AM, 4. 
— des KReichsheeres. 
Anlage (Fortſetzung.) 
Noch: — Ausgaben, 
ordentlicher Etat. 
(58) Train» Sompagnie, zweite 
Rate (erfte Baurate) 350 000 zu ftreichen. — — 3360 000 
59 bis 61 _ 1 941 100 unverändert, 1941100 — — 
62 Neubau eines Mannſchafts⸗ 
gebäudes mit Nebenanlagen 
und eines ienwohn⸗ 
hauſes, ſowie Ausbau der 
Stallungen zc. auf dem 
Grundſtuͤck der alten Dras 
goner-Raferne in Karls⸗ 
ruhe zur Aufnahme einer 
—— rg g Fb 
rtillerie, ferner Neubau 
eines Bezirkslommando⸗ 
Dienftgebäudes, — Rate 
(für Entwurf) . . 10 000 zu ftreichen. — — 10 000 
63 bis 70 4 981 000 unverändert. 4981000) — — 
71 Vergrößerung d des Feldartille⸗ Vergrößerung bes F 
rie⸗Schießplatzes Lockſtedt artillerie⸗Schießplatzes Lo 
zu einem Truppen⸗Uebungs⸗ ftedt zu einem 4500 FE 
la für das 9. Armeelorps, tar nicht überfteigenden 
owie Vergrößerung bes auf Truppen-Ulebungsplaß für 
bemjelben vorhandenen Ba= das 9. Armeelorps, ſowie 
radenlager® — früher Ver⸗ Vergrößerung bes auf dem⸗ 
größerung bes Feldartillerie⸗ jelben vorhandenen Ba— 
Schießplatzes Lodjtebt zu radenlager8 — früher Ber: 
einem Truppen = lebungs- größerung des Feldartillerie⸗ 
plab für das 9. — Schießplatzes Lockſtedt zu 
— zweite Rate . . . 800 000) einem Truppen = lebungs- 
pla für das 9. Armeelorps 
— zweite Rate . s 800 00 — — 
72 bis 110 — 6 459 89% unveränbert. 6459898 — — 
111 Neubau einer Kaſerne nebſt 
ubehör für ein Pionier- 
ataillon, ſowie einer 
Dffizier - Speijeanftalt für 
wei bergleihen und bie 
ngenieur-Dffiziere der Gars 
nifon in Straßburg i. €, 
erſte Rate (für Entwurf) . 15 000 zu ftreichen. _ — 15 000 
112 und 113 350 000 unverändert. 350 0001| — — 
114 Neubau einer : Raferne nebft 
8* für ein Bataillon 
nfanterie nebft Regiments- 
ftab in — — Rate 
(erite . i 500 000 zu _ — | 500 000 
115 222 000 unveränbert. 2220000 — — 
116 Neubau eines Generalkom⸗ 
mando = Dienſtwohnungs⸗ 
und Büreaugebäubes Hi 
das 16. Arm 8 in 
Meg, einſchließlich Be 
ſchaffung bes Mobiliars 
für die Dienftwohnung bes 
fommandirenden Generals, 
erfte Rate (für Entwurf) . 10 000 zu ftreichen, — — 10 000 
117 bis 123 — 1 327 400 unveränbert. 13274000 — _ 
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Beſchlüſſe des Reichstages in der Gegen die 
Vorlage. II. Berathung. Vorlage 
ag. Betrag. | mehr | weniger 
Kap. Titel. 4 Tert. 4. 4. 4. 


Verwaltung d 
Anlage N. [re 


(6.) No: Einmalige Ausgaben, 
orbentlicher Etat, 
Sadjfen. 
124 bis 129 — 1 145 500 unveränbert. 11455001 — 
130° Neubau und Ausftattungs- Neubau und Ausitattungss 
a u eines Familien⸗ ergänzung eines Familien⸗ 
wohnhauſes und eines — und eines 
Wirthſchaftsgebäudes für Wirthſchaftsgebaͤudes für 
das Kaſernement eines das Kaſernement eines 
Infanterie =» Regiments in Infanterie -» Regiments in 
Dresden, erfte Rate (für Dresbden, — Rate (für 
Entwurf und Baubeginn) 30 0001| Entwurf) . . 30 _ 27000 


131 Bergrößerung und Einrichtung 
bes Artillerie⸗Schießplatzes 
bei —— zu einem 
Truppenübungsplaße, ſowie 

Herſtellung und Be— 
ni der nothwendi⸗ 
en Lagereinrichtungen ein- 
(6 Tielich Gerätheausftat- 


tung, zweite Rate . . .| 2500000 unverändert. 2100 0000 °— | 400 000 
132 bis 147 — 1319 460 unveränbert. 131984601 — _ 
Württemberg. 
148 bis 155 — 1 501 428 unverändert. 1501428 — — 


156 Neubau und Ausftattungs- 
ergänzung eines Garnijon- 
lazareths in Weingarten, 


e Rate (für Entwurf) . 5 000 zu ftreichen, — — 5 000 
157 bis 159 -- 140 000 unverändert. 140000) — — 
160 Quote an Bayern von den 
Ausgaben Summe A . .| 4710249 unverändert. 4508950| — 1201299 


(Hauptetat Seite 20.) 
b) Außerordentlicher Gtat. 


Prenfen. 
12 | 1 6i8 12 — 10 753 633 unveränbert. 10 753 6383| — — 
Sachſen. 
13 bis 15 — 540 000 unverändert. 5400001 — — 
Württemberg. 
16 bis 18 — 433 400 unverändert. 433 4000| — — 


19 Für die Vernollftändigung bes 
beutfchen Eifenb ehes im 
— ber Lanbesver- 
theidigun .| 7111510) unverändert. 7111510 — — 
——— Seite 24.) 
20 Duote an Bayern von ben 
Ausgaben Summe A . .| 636278 unveränbert. 636 2781 — — 
(Hauptetat Seite 24.) , 


Reichstag. Altenſtück Nr. 230. (Geſetzentwurf, betr. die Feſtſtellung des Reichshaushalts-Etats.) 1398 








Kap. Titel. 
9 1bis 4 
9a | 1b5is4 
45 





Borlage 


Verwaltung des Neichsheeres 
Anlage V. (Fortfegung.) 
Einnahme. 
Einnahmen ber Militärver- 
waltung für Rechnung ber 
Bunbesftaaten mit Aus⸗ 
ſchluß von Bayern: 

en z. . 
Sadjen . 
Württemberg . 


Einnahmen der Militär: 
— für Rechnung 
Geſammtheit aller 
Bunbesf aaten: 
en it. 
Sadin . . 
Württemberg . 


Verwaltung der Kaiſer⸗ 
lichen Marine, Anlage VI. 
Fortdauernde Ausgaben. 


Marine-Aabinet und Ober- 
Kommando. 
Befoldungen. 

Marine-Kabinet. 

Der —* bes Marine⸗Kabineis 
bezieht in ſeiner Stellung 
als geladjutant Seiner 
Mai tät des Kaiſers und 
Königs 4 ſchwere Nationen 
aus Kapitel 53 Titel 5. 

Der Chef bes Marine-fabinets 
2c. 


Ober-Kommando. 
Kommandirender Admiral 


Dienftzulage 18 000 M . 
Der kommanbirende Abmiral 
u freie Dienftwohnung mit 
obiliarausftattung und 
Feuerungsmaterial und be 
Her eine Fuhrkoſten⸗Ent⸗ 
ſchaͤdigung von 1600 M 
aus Kapitel 51 Titel 23. 
Der kommandirende Amis 
ral, 1 ef bes Stabes, 
12 beim Stabe des Ober— 
Kommandos befindliche See- 
offiziere und 1 Mafchinens 
Sber⸗ Ingenieur beziehen bie 
Gehälter ihrer Charge aus Ka⸗ 
- 51 Titel 1 und Titel 3; 
Terpedirenbe Sefretäre bezw. 
Sekretariats-Affiftenten, 5 Re- 
Henn, bezw. Regiftratur- 


unihenden, 1 —— —* 


3. ir oe Gehälter aus Ka⸗ 


Betrag. 


8 869 661 
256 74 
139 012 


1 272 607 


Altenftüde zu ben Verhandlungen des Neichstages 1895,96. 


Beichlüffe des Neichstages in der 
II, Berath 


ung. 
Zert. 
| unverändert. 
| unverändert. | 
MarinesRabinet. 


Unverändert wie die Borlage. 


Ober⸗Kommando. 
Kommandirender Admiral 
Dienſtzulage 18 000 AM 
Der kommandirende Admiral 

—* freie Dienſtwohnung mit 
obiliarausftattung und 
Feuerungsmaterial und be⸗ 
lo eine Fuhrloſten⸗ Ent- 
von 1600 M 

apitel 51 Titel 23. 

ei fommanbirende Abmi- 
ral, 1 Chef bes Stabes, 
9 beim Stabe bes Ober— 
Kommanbos befindliche See- 
offiziere und 1 Mafdhinen- 
Ober⸗ Ingenieur beziehen die 
Gehälter —* Charge aus 
Kapitel 51 Titel Tund Titel 3; 
Terpebirende Seftetäre bezw. 
Sefretariats:Affiftenten, 4 Re— 
ii bezw. Regiftratur- 
ſſiſtenten, 1 Sanzleivorfteher 
und 8 Sanzleifefretäre bes 
ziehen bie Gehälter aus Ka— 


Betrag. 
Ab. 


8 869 651 
266 748 
139 01 


1 272 607 


18 000 


Gegen bie 
Vorlage 


mehr 


A. 





175 


weniger 
A, 
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Kap. 


(45) 


Titel, 


) 


2 


1 und 2 


3 











Borlage. 


Marineverwaltung. Anlage VI. 
(Hortfegung.) 
Noch: Dbersfommanbo. 


pitel 46 Titel 3, ferner 2 Feld⸗ 
webel als Regijtratoren und 
6 Schreiber ihre Löhnung 
aus Kapitel 51 Titel 6; 

desgleichen 1 Botenmeifter, 
4 Ranzleidiener, 3 Hausbdiener 
und 1 Druder aus Kapitel 46 
Titel 4; 

2 Feldwebel als Regiftra- 
toren beziehen eine Aulage 
von 1500 bis 1800 A, 
durchſchnittlich 1650 AM, 
und 6 Schreiber eine folde zu 
360 M aus Kapitel 46 Titel 5. | 

Die Geſchäfte des Auditeurs 
werben nebenamtlich gegen Ge- 
währung einer Remuneration 
von 900 M jährlih aus 


Kapitel 46 Titel 5 wahrge— 
nommen. 
Zu Titel 1. 

Der Chef des Marines 
Kabinets zc. 
Sädlihe Ausgaben. 
Büreauloiien. . . . . 
Neih-Marine-Amt, 

48 expedirenbe 
Sefretäre, 

27 Regiftrato- von 
ren mit Ein=| 3000 „ 
ſchluß des bis 
Bibliothel- | 5400 M. 
verwalters, 

2 Kanzleivor⸗ 
fteher 


(77 Stellen Wohnungs 
zuſchuß III 2 des Bis) 
2 Sefretas 


riat3-Affi- | von 2100 
ftenten, bis 

3 Negiftraturs| 2700 M 
Aſſiſtenten 


kt * 800 
24 Konſtrul⸗ 
tionszeichner 3800 M 


1 Redner von 1800 bis 
2600 M. 

1 Kupferfteher von 2300 
bis 2900 M 


(60 Stellen Wohnungsgeld- 
zuſchuß V des Tarife.) 





Betrag. 
dl, 


21 300 


169 800 








Beſchlüſſe des Neichstages in der 
II. Berat 


hung. 


Tert. 


pitel 46 Titel 3, ferner 2 Feld⸗ 


mwebel als Regiitratoren unb 
6 Schreiber ihre Löhnung 
aus Kapitel 51 Titel 6; 

besgleihen 1 Botenmeifter, 
3 Ranzleidiener, 3 Hausdiener 
und 1 Druder aus Kapitel 46 
Titel 4; 

2 Feldwebel als Regiftras 
toren beziehen eine Zulage 
von 1500 bis 1800 A, 
durdhfchnittlih 1650 AM, 
und 6 Schreiber eine folche zu 
360 M aus Kapitel 46 Titelb. 

Die Gefchäfte des Auditeurs 
werden nebenamtlich gegen Ge⸗ 
währung einer Remuneration 
von 900 M jährlich aus 
Kapitel 46 Titel 5 wahrge⸗ 
nommen. 


Zu Titel 1. 

Der Chef des Marines 
Kabinets 2c. 
unveränbert. 
unveränbert. 

48 expedirende 
—— 
27 Regiſtrato⸗ 
ren mit Ein⸗ 8000. gi M 
— 
ibliothet⸗ 
verwalters, SW Mr 
2 Ranzleivor- 
fteher 
(77 Stellen Wohnungsgeld- 
zuſchuß III 2 des Tarifs). 
2 Sekreta⸗ 
riats-Affi- | von 2100 
ftenten, bis 


2 Regiftraturs | 2700 M 
Affıftenten 
1 Kanzlei-Infpeftor3800.M 


26 —* von 1800 
24 Konftrui⸗ i⸗ 
tions zeichner 3600 A 


1 Redner von 1800 bis 
2600 AM 

1 Kupferjteher von 2300 
bis 2900 M 


(57 Stellen Wohnungsgeld: 
zuſchuß V bes Tarife.) 


nn. 


Betrag. 
Me. 


169 


Gegen die 
Vorlage 


mehr 
4. 





weniger 
4. 
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Borlage ” Reichstags in ber Gegen bie 
I. Berathung. Vorlage 
Betrag. Betrag. mehr | weniger 
A. Zeri A. 3 
Marineverwaltung. Anlage VI. 
(Fortjegung.) 
Noch: Reihs-Marine-Amt. 
Ein erpedirender Se⸗ Ein erpebirender Se 
fretär erhält für —— fretär erhält für bie ar 
rung ber Hauptbu ⸗ rung ber Hauptbuchhal⸗ 
terei eine penfionsfähige terei eine penfionsfähige 
Buuage von 600 .M. .| 469 688 Zulage von 600 # 463 988 
Ein Kaferneninfpektor Ein Kajerneninfp ektor 
bezieht fein Ge m aus bezieht fein © " aus 
Kapitel 55 Tit Kapitel 55 Ti 
4 3 Boten- 3 Boten⸗ 
meilter, meifter, 
25 Kanzlei 24 SKanzlei- 
Diener, von 1200 Diener, von 1200 
3 Pförtner, bis 3 Pförtner, bis 
1 Börner 1800 A 1 Pförtner 1800 M 
und Haus⸗ 8= 
biener, Diener, 
® ausbiener = us diener 
cker (Kartendrucker) ruder (Kartendrucker) 
von 1500 bis 1800 A von 1500 bis 1800 M 
5 Druder von 1000 bis 5 Druder von 1000 bis 
__1500 M __1500 # 
1 € Stellen Wohnungsgeld- (50 (50 Stellen Bohnungsgelds | 
uuſchuß VI des Tarifs). 73 060 uſchuß VI bes Tarıfs).! 718600 — 1 200 
| du Ziel 1 bis 4 ac Titel 1 bis 4 zc. 
N 5 83 740) unveränbert. 83 7401| 0° — — 
6 Unterftügungsfonbs für Bü- 
reaubeamte, Hülfsarbeiter 
und Unterbeamte des Ma- 
rine⸗Kabinets, des Ober⸗ 
Kommandos und des — 
Marine-Amis 18 800 unverändert. 184001 — 400 
47 7 bis 9 Sächliche Unsgabn . . .| 132350 unverändert. 132350 — — 
48 1 bis 5 |Seewarte und Obſervatorien 281 75 unverändert, 281755 — — 
3 1 bis 5 Stationsintendanturen. 277 495 unveränbert. 2774 — _ 
50 ı 1 bis 3 | Nechtöpflege 35 180 unverändert. 351801 — — 
1 bis 3 Seelforge * Garniſonſchul⸗ 
mein . . . 63 400 unverändert. 63400 — — 
51 | 1 bis 33 Geldverpflegung der Marine: 
| theile .\12 634 918 unverändert. 12634918] — = 
| Zu Titel 27 bis 33 ꝛc. Zu Titel 27 bis 33 ꝛc. 
52 | 1 bis 4 | Betrieb ber Flotte .| 12 125 296 unverändert. 1212526] — — 
53 | 1 bis 5 |Naturalverpflegung 125 670 unverändert. 725670 — — 
64 | 1 bis 4 Bekleidung . . Sy 260 987 unverändert. 260 987] — — 
55 1 bis 7 | Sarnifonverwaltungs« und 
' GServisweien . . 1 296 168 unverändert. 1296 168| — _ 
56 BWohnungsgeldzui—uß . 1015 72 unverändert. 1013862] — 1 860 
57 | 1 bis 8 Sanitätsweſen . . ...|. 957386 unverändert. 9673361 — — 
58 | 1 bis 3 * Marſch⸗ und Fracht⸗ 
loſtTte.. 1701 182 unveränbert. 1 701 132 — 
59 | 1 bis 7 |Bilbungsweien . . . . .) 213177 unverändert. 213 177 _ 
60 | 1 bis 10 a altung ber Flotte und 
erftanlagen 16 519 089 unverändert. 16518089 — — 
61 | 158 23 Wa —— Befeftigungen | 4 842 621 unverändert. 4842621] — — 
62 1 bis 3 Kaſſen- und Rechnungsweſen 409 014 unveränbert. 409 014 — 
63 | 168 7 ' Küften- und Vermeffungswejen ) 452 478 unverändert. 452 478 — 
64 | 693 290 unverändert. 695201 — | — 


1 bis 9 — Ausgaben 


Zu Kapitel 45 bis 64 ac. Zu Kapitel 45 bis 64 ꝛe. | 
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65 
66 


Titel. 


1 bis 51 


1 bis 6 


1 bis 10 


1 bis 12 
1 bis 15 


1 bis 3 


1 bis 13 
1 bis 8 
1 bis 3 


1 bis 11 


1 bis 8 


1 bis 13 


1 und 2 


Borlage 


Marineverwaltung. Anlage VI. 
Fortſetzung.) 
Einmalige Ausgaben. 
a) Ordentlicher Etat, 


b) Außerordentlicher Gtat. 
— am Kieler 


Zum Bau eines großen Trockendocks 
auf der Werft zu — 2. Rate 
(1. Baurate). . - 


Bu Kapitel 13. ꝛc. 
Einnahme. 


Reichs: Fuftizverwaltung. 
Anlage VII. 
Fortdauernde Ausgaben. 
Reiches Juftizamt . . 
Neihsgeriht . . 
Einnahme. 


NReichsſchatzamt. Anlage VI. 
Fortdauernde Ausgaben. 
Befoldungen zc. beim Reichsſchatzamt 

Allgemeine yonds . . 
— an die Bundes 


Keib-Rommiffariate 


Einmalige Ausgaben. 
a) Drbentlicher Etat. 
Einmalige ee — 
Ausgaben x. . . 


Einnahme. 
Verſchiedene Einnahmen zc. 


NReichs⸗Eiſenbahn⸗ Amt. 
Anlage IX. 


Fortdauernde Ausgaben. 

Beſoldungen zc. u 
Einnahme, 

Teuerungsvergütungen zc. . 


Neichöfchuld. Anlage X. 


Fortdauernde Ausgaben. 


1 bis 8 Verwaltung 
1 bis 5 | Berzinfung . 


Einnahme. 
Gebühren x. . 


Betrag. 


25 027 300 


2 134 500 
191 800 


1 000 000 
3 696 300 


468 24 


347 320 


1 626 744 


501 097 


. 1387472000 


446 900 


75 300 


202 390 


2103 


236 800 
| 75 705 750 


| 
1 


Fu 17 000 





Tert. 


unveränbert. 


unverändert. 
zu ftreichen. 


zu ftreichen. 
—— 


Zu Kapitel 13. 


unverändert. 


unveränbert. 
unverändert. 


unveränbert. 


unveränbert. 
unveränbert. 


unverändert, 
unveränbert, 


unverändert. 


unverändert, 


unverändert. 


unveränbert. 


unverändert. 
unverändert. 


unveränbert. 


* 


Beſchluſſe des Neichstages in der 
I. Berathung. 


Betrag. 
4 


3 898 300 


468 242 


347 320 
1 626 744) 


501 097 


585 690 
4 005 260 


387472000 
446 900 


75 300 


202 390 


355 520 


2103 


236 800 
75 705 750 


17.000 





Gegen bie 
Vorlage 


mehr 
A. 


weniger 
4. 
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8 Benfionmm ꝛc. für bie Angehörigen 
* rein fchleswig = hol⸗ — 
teinſchen Armee 2. . . . . 000 
°» Mm Bayem. . 2.2.2... | 8g1gely unverandert. 


Beichlüffe bes Neichstages in ber Gegen bie 
Borlage. IL. Veratpung. Vorlage 
N Betrag. Betrag. | mehr | weniger 
op. | Titel, A: Tert. 4. MM. AM. 
Rechnungshof. Anlage XI. 
Yortdauernde Ausgaben. 
73 | 1 bis 11 | Befolbungen &. . . 2... 137 323 unveränbert. — — 
Einnahme. 
15 1 Verſchiedene Einnahmen c. . . 85 unveränbert. — — 
Allgemeiner Peufionsfonds. 
Anlage XI. 
Fortdauernde Ausgaben. 
14 1bis 6Verwaltung bes Reichsheeres: 
Se re Ka 41 635 900 - — 
Sachſen.. » . .| 2928 120 Fan — 
Württemberg 2.039 415 unverändert. _ = 
= —— 5 
5 948 591 _ — 
75 | 15i89 Verwaltung Be Rafelien Rai 
und Schuptruppen. . . . 2 690 222 unveränbert. _ — 
76 1bis 4 | Civilverwaltung . . . . . .| 131989 unveränbert. — — 
| Anmerkung ze. Anmerkung zc. 
Einnahme. 
I — Beiträge aus Speziallaflen x. . 10 776 unveränbert. _ — 
Neichs⸗JInwalideufonuds. 
Anlage XIII. 
Fortdauernde Ausgaben. 
77 1bis 9 | Verwaltung des Reichs-Invaliden— 
fonds . 77180 unveränbert. = — 
78 Zuſchuß zu den Koſien der ver⸗ | 
waltung bes Reichsheeres. | 
Für die Bearbeitung der Invaliben- 
lachen in Folge des Krieges von 
1870/71: 
: an Preußen. . . . . 35 218 _ — 
an Sachſen. 4440 — — 
* —— — 1*8* | unverändert. = = 
4 an Bayern . 17 640) _ — 
79 Snpalibenpenfionen ze. in "Folge des | 
Krieges von 1870/71. 
1bi8s4 |A. — des —— 
a) Preu 16 = 000 — — 
b) Sadin . . . . . 953 000 _ _ 
‘ aa “...| 493 500 | unveränbert. - — 
d) Bayern . 3 493 400 — — 
5bi88 |B, — der Kahſerichen 
Marine . . 13 692 unveränbert. — — 
Anmerkung ꝛc. 
80 —— 2c. in Folge ber 
Kriege vor 1870. 
15184 |A. Verwaltung vs — 
Se e 
) Sadien -. -. » .. — — 
—— | unperänbert, - — 
d) an Bayern . 424 178 — — 
5 bis 7 B. Bermaltung der Ruiferfien 
Marine . . 2492 unverändert. — — 
C. Sonſtige Penſionen: 
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82 
83 





84 


18 


1 und 2 


1 bis 4 


1 bis 11 


1und 2 


be Se Ze 


-ı 
























Beichlüffe des Reichstages in der 
II. Berathung. 
Betrag. 


REN Anlage XII, 
(Hortjegung.) 
a an bie Inhaber des 
Eifernen es von 1870/71 
3 Preußen ꝛc. . - 30 
Sadin . -. . . . 
Hi — 


Berfonen en ir w ehemalige fi frangöfifche 


aufn zum Dispofitionfonds‘ des 
... zu ge 






202 97 unverändert. 202 976 












unveränbert. 2 950 


| 
| 


unveränbert. 


Einnahme. 
Binfen und Kapitalzuſchuß. . . |28 862 508 unverändert. 28 862 508 


Zölle und V 
Anlage XIV, bezw. Hauptetat ©. 28. 
Einnahme. 
Aus dem Hollgebiet. 


a. Einnahmen, an welden 
fämmtlide Bunbesfaaten 
Theil nehmen. 











unverändert. 356.098 — — 
umveränbert. 11191 — — 
unveraͤndert. 80000 — — 
unverändert. 44540 — — 


a) Maiicpbottic- und Brannt- 
weinmaterialfteuer.. . 17970 
b) Berbrauchsabgabe und Bus 
ſchlag zu derfelben . . | 99055 


b. Einnahmen, an welden 
Bayern, Württemberg, Baden 
und Eh ae feinen 
Theil haben 
—— und — — 
von Bier. . 25 746 


unverändert. 





unveränbert. 25746 _ 
Don den außerhalb der Zollgrenze 
liegenden Bundesgebicten. 


Averfa für Zölle und Ber- 
brauchsſteuern, 

an welchen fänmmtliche Bunbes- 
je = il nehmen 

a) und Tabadfteuer : 46 

b) “ er, Salzſteuer, 

aifchbottich- und Brannt- 


unveränbert. 17970 - | - 
unverändert. 

| 

| 





meinmaterialfteuer . . . 1731 unveränbert. 1731 — — 
an welchen Bayern, Württem— 
berg, Baden un ee | 
gen feinen Theil haben 

Braufteuer . unveränbert. | 15 - — 
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u Beichlüffe des Reichstages in der | _ Gegen die 
Borlage. II. Berathung. Vorlage 
, Betrag. Betrag. mehr | weniger 
Kap. | Titel. db. Tert. Mi. 4. 4. 
2 Reiche aben. 
Anlage XV bezw. Hauptetat S. 30. 
Einnahme. 
1 Spielfartenftempel. . . 1 328 000 unverändert. 1 328 000 — 
2 Wechſelſtempelſteuer . | 7836 000 unverändert, 7 836 000 _ 
3 Stempelabgabe für Werth hpapiere, 
—— und Lotterielooſe: 
Altien ꝛc.. 12 344 000 unveränbert. 12 344 000 — 
B. Kir Kaufs und fonftige An- 
ſchaffungsgeſchäfte ze. 19 336 000 unveränbert. 19 336 000 — 
C. für Lotterielooſe: 
a) von Staatslotierien 16 590 000 unverändert. 16 590 000 — 
b) von Privatlotterien zc. 2 812 000 unverändert, 2 812 000 — 
4 Statiſtiſche Gebühr 754 000 unveränbert. 754 000 
* Poft- — * 
Anlage X je 
Einnahme. 
3 1 bis 9 | PBorto- und Telegraphengebühren zc. 1294 262327 unveränbert. 294 262327 — 
Fortdauernde Ausgaben. 
A. Zentralverwaltung. 
1 bis 16 | Befoldungen ꝛc. 2 569760 unverändert. 2569760 — 
B. PETE 
17 bis 55 | Befoldungen zc, 5 . 1238 84831 — * 848318 — 
56 Miethe für auf Grund von Ber: Miethe für auf © 
trägen für Die Poftverwaltung von Verträgen für di 
neu errichtete Poſigebaͤude in Poftverwaltung neu ers 
Ahim ze, Dberlangenbielau, richtete Poſigebäude 
Deldniß &. . » = 2»... 1862300] in —* zc., Ober⸗ 
langenbielau, Ober⸗ 
weihbach (Bez. Er- 
furt), Delsnigzc.. .| 1362300 — 
57 bis 66 — 17567493 unverändert. 17 567493 _ 
Summe ber fortbauernden Aus- Summe ber foridauern- 
gaben 260 347866 ben Ausgaben |260 347 866 _ 
Dagegen bie Einnahme 294 262327] Dagegen die Einnahme |294 262327 - 
Mithin Ueberihuß | 33914461 Mithin Ueberſchuß 33 914461 — 
Einmalige Ausgaben. 
4 Ordenilicher Etat. 
1 bis 40 — 8 328 484 unverändert. 8 328484 _ 
Reichödruderei. Anlage XVII. 
3a Einn * 
1 bis 3 | Einnahme . ü 6 317 000 unveränbert. 6 317 000 — 
Fortdauernde usgaben 
1 bis 14 | Befoldungen ꝛc. . . 4 791 820 unverändert. 4 791 820 _ 
Mithin Ueberfhuf 1 525 180 Mithin Ueberfchuß | 1525 180 
Einmalige Ausgaben. 
4a, Ordentlicher Etat. 
1 — 60 000 unverändert. 60 000 — 
Verwaltung ber Eiſenbahnen. 
4 Anlage XVII. 
Einnahme. 
1 bis 6 — 65 691 000 unveränbert. 65 691 000 — 
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Verwaltung der Eifenbahnen. An⸗ 
lage XVII. (Fortſetzung.) 
Fortdauernde Ausgaben. 

A. Gentralverwaltung . 

B. Betriebsverwaltung . 


— ber fortdauernden Aus—⸗ 
aben au 
Die Einnahme "beträgt 


Mithin — 


Einmalige Ausgaben. 


8b A. Drbentliher Etat. . . 
B. Außerordentliher Etat . 


5 Baukweſen. Hauptetat Seite 32, 
Einnahme 


onberer Beitrag 
r —— ꝛe. ee 7 


— Einnahme . 


20 | — 8 —— 


| Hauptetat Seite 36. 


| _ Einnahme. 
21 Weberichüffe aus früheren 
Jahren. 


Hauptetat Seite 36. 


Veberfhuß des Haushalts des 
Etatsjahres 1894/95 zc.. i 


Matrikularbeiträge. 
Anlage XIX. 
Hauptetat Seite 38, 


Einnahme. 
u deutliche D . 
uheror er eckuugs 


Hauptetat Seite 40/42 
Einnahme. 
23 Aus ber Anleihe. 

1 Zu einmaligen Ausgaben für Rech⸗ 
nung ber Geſammtheit aller 
Bundesftaaten . . 

Zu einmaligen Aus aben für Rech⸗ 

\ nung ber Bunbesitaaten mit Aus- 
' Schluß von Bayern 

3 Zu einmaligen Ausgaben für Rech⸗ 

nung — mit Aus⸗ 

ſchluß von — und —— 

temberg . 

Anmerkung. Die x. 


1 bis 12 
13 bis 27 








22 | 1 bis 26 
| 








23 463 900 


3 500 000 
2 853 500 


5 618 400 


45 163 


1 582 228 


7 445 233 


. 413318110 


27 850 921 





Bechlüffe ‚es Neistages in ber 


erathung. 
Betrag. 

Zert. 4 
unverãndert. 96 100 
unverändert. 42 131 000 
42 227 100 
unveränbert. 65 691 000 
23 463 900 
unverändert. 3 500 000 
unverändert. 2 853 500 
unverändert. 5 618 400 
unverändert. 45 163 
unveränbert. 1 582 228 
unverändert, 7 445 233 
unveränbert. 410605 880 

unverändert. 13 659 12 
unveränbert. _ 
unveränbert. — 


Gegen die 
Vorlage 
mehr weniger 

4. dh 








| 


2712230 


— 114191800 
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Beichlüffe des Reichſstages in der Gegen die 
Sorlage II. Berathung. Vorlage 
Betrag. | Betrag. mehr | weniger 
Kap.| Titel. —* Tert. ur | 8 
Außerordentliche Decknugsmiitel. 
24 | ar außerorbentlidhe 
| edungsmittel. | 
u Nüderftattungen auf die aus dem 
| Reichs = Freitungsbaufonds ges 
| leifteten Borfshüfe . .» - . | 500000) unverändert. - — 
| 2 Ueberfhuß aus dem Münzwejen . | 1 000 000 unverändert, — 1 — 
Mehrerträge über das Gtatsjol | 
fommten von der Anleihe unter 
Kapitel 23 Titel 1 in Abgang. 


Borlage. 


Entwurf eines Geſetzes, 


betreffend 


die Feitftellung des Reichshaushalts-Etats für 
das Gtatsjahr 1896/97. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaiſer, 
König von Preußen ac. 


verordnen im Namen des Neichs, nad) erfolgter Zuftimmung 
des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


$. 1. 

Der diefem Gejege als Anlage beigefügte Reichshaus— 
—— — für das Etatsjahr 1896/97 wird, wie folgt, 
ejtgeftellt: 

in Ausgabe 
auf 1259 221 983 Mark, nämlich: 
auf 1 136 389 624 Marf an fortdauernden, 
auf 93 481 438 Marl an einmaligen Aus» 
gaben des ordentlichen Etats, und 
auf 29 350 921 Mark an einmaligen Aus— 
gaben des auferordentlichen Etats, 


in Einnahme 
auf 1 259 221 983 Marf. 
Altenftüde zu den Verhandlungen des Heihstages 1895/96 


Zur Verminderung | 
der MNeichdanleihe | 
aus den im Etat: | 
ahre 1895/96 zu | 

| 


erweifungen au 
die Bundes en 
auffommenden@in: 


öl 
und Zabadfiener - 








Beichlüffe des Neichstages in IL. Berathung. 





Entwurf eines Geſetzes, 


betreffend 


die Feſtſtellung des Reichshaushalts-Etats für 
das Gtatsjahr 1896/97. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, 
König von Preußen ꝛc. 

verordnien im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung 

des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


8.1 


unter Abänderung der Zahlen 
in Ausgabe 
auf 1255 318 264 Marf, nämlid: 

auf 1136 384 334 Marl an fortdauernden, 

auf 90 774809 Mark an einmaligen Aus: 
gaben des ordentlichen Etats, und 

auf 28159 121 Mark an einmaligen Aus: 
gaben bes außerordentlidhen Etats, 


in Einnahme 
auf 1255 318 264 Marl. 
176 
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Vorlage. 


8. 2. 

Der diefem Geſetze als weitere Anlage beigefügte Be- 
foldungs-Etat für das Reihsbank-Diretorium für die Zeit 
vom 1. April 1896 bis 31. März 1897 wird auf 138 000 
Mark feftgeftellt. 


8. 3. 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, zur vorübergehenden 
Berftärkung des ordentlichen Betriebsfonds der Reichs-Haupt⸗ 
kaſſe nah Bedarf, jedoch nicht über den Betrag von einhundert- 
fünfundfiebzig Millionen Mark hinaus, Schapanweilungen 
auszugeben. 


8. 4. 

Die Beſtimmung des Zinsſatzes dieſer Shapanmeifungen, 
beren Ausfertigung der Reichsichuldenverwaltung über: 
tragen wird, und der Dauer der Umlaufszeit, welche den 
30. September 1897 nicht überjchreiten darf, wird dem 
Reichskanzler überlaffen. Innerhalb dieſes Zeitraumes 
kann, nad Anordnung des Reichskanzlers, der Betrag 
der Schakanweifungen wiederholt, jedoch nur zur Dedung 
ber - Verkehr geſetzten Schapanmweifungen ausgegeben 
wer . 


. D. 

Die zur Verzinfung — Einlöfung der Schatzanweiſun⸗ 
gen erforderlichen Beträge müfjen der Reihsihuldenverwal- 
tung aus den bereiteften Einkünften des Reichs zur Berfallzeit 
zur Verfügung geftellt werben. 


8. 6. 

Die Ausgabe der Schaganweifungen ift durd) die Reichs— 
laſſe zu bewirfen. 

Die Zinjen der Schapanweifungen, fofern leßtere ver: 
zinslich ausgefertigt find, verjähren binnen vier Jahren, die 
verichriebenen SKapitalbeträge binnen dreißig Jahren nad) 
Eintritt des in jeder Schatzanweiſung auszudrüdenden 
Trälligfeitsterming. 


Urkundlich ꝛc. 
Gegeben ꝛc. 


unverändert einſchließlich 


Beſchlüſſe des Reichſstages in II. Berathung. 


8.2 
des Befoldungsetats für bas 
Neihsbank-Direltorium. Titel 1 bis 4. 


8.3 
unverändert. 

8. 4 
unverändert. 

8.5 
unverändert, 

8. 6 
unverändert, 

8.7. (Ren) 


Ueberjteigen im Ctatsjahr 1896/97 die den Bundes- 
itaaten zuitehenden Ueberweiſungen aus den Erträgen an 
öllen, Tabadfteuer, Branntweinverbraudhsabgabe und Zu— 
lag zu berfelben, fowie an Reichsjtempelabgaben für Werth⸗ 
papiere 2c. die aufzubringenden Matrikularbeiträge, fo iſt die 
Hälfte des Ueberſchuſſes zur Verminderung der Reichsſchuld 
zurüdzubalten. Bei Ermittelung des Unterſchiedes zwiſchen 
dem zu ——— verfügbaren Betrage und den Ma— 
trikularumlagen werben von ben legteren äbgeſetzt: 
a) die von einzelnen Bunbdesjtaaten zur Keihstaife zu 
zahlenden Ausgleihungsbeträge, 
b) die Summe von 12 683 130 Dart. 

Die Verminderung der Reichsanleihe erfolgt durch ent— 
Iprechende Abjegung vom Anleihejol. Soweit geeignete 
Anleihefredite nicht mehr offen ſtehen, wird über die Art 
der uldentilgung durch ben Reichshaushalts-Etat Ber 
ftimmung getroffen. 

Außerdem wird die Summe, welche gemäß $. 8 des 
——— * vom 15. Juli 1879 (Reichs-Geſetzbl. S. 207) 
der Reichslaſſe von dem Ertrage der Zölle und der Tabad- 
fteuer verbleibt, für das Etalsjahr 1895/96 behufs Ver— 
minderung der Neichsichuld von 130 000 000 Markt auf 
143 000 000 Mark erhöht. 


Urkundlich zc. 
Gegeben x. 
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Reſolutionen. 


I. Zu Kapitel 1 Titel 5 der Einnahme. — Branni- 
weinfteuer — 


ben verbündeten Regierungen wird empfohlen, in ben Antrag derBubget-Kommiffion 
Ausführungsverordnungen über den Verkehr in dee — Nr. 218 A 3 der Druck⸗ 
naturirtem Spiritus Erleichterungen dahin eintreten ſachen — 

zu lafien, daß ben Brennereien die Denaturirung ge- angenommen: 65. Sifung vom 
tingerer Duantitäten Spiritus in ihren Spiritus- 20. März 1896. 

fellern dadurch ermöglicht wird, daß das Denaturi- 

rungsmittel auch in fleinen Duantitäten an bie 

Brennereibefiger abgegeben werben darf. 


11. Zum Haushalts-Etat für die Schußgebiete. 
1. den Herrn Reichskanzler zu erfuchen, alsbald und, wo 
möglih, noh im Laufe ber gegenwärtigen Tagung, 
dem Reichstag eine Gefegvorlage zu machen, melde 
die ſtrafrechtliche Verfolgung des Mißbrauchs der 
Amtsgewalt in den Schußgebieten außer Zweifel ftellt; 


2. die verbündeten Regierungen zu erfuchen, einen Gejeh- 
entwurf, betreffend die Regelung der Militärdienft- 
pfliht in den Schußgebieten, dem Neihstage noch in 
diefer Sefjion vorzulegen; Anträge der Budget = Kom- 


3. je * —— zu —— —** el 5 Nr. 157C ber 

er in den Schutzgebieten feitens der Neichsangehörigen - aa 
; f genommen: 61. Sigung vom 

abzuleiitenden Sehrpflicht 116. März 1896 ©. 1502 C. 

beutiche Miſſionare der in den Schußgebieten thätigen 

Miffionsgejellfchaften während der Dauer ihrer in 

einer deutſchen Miffionsanftalt erfolgenden Vorbe— 

reitung für den Mifjionsberuf, ſofern fie demnächſt 

in bie deutſchen Schußgebiete gehen, ſowie für bie 

Dauer ihrer Thätigkeit im dieſen Gebieten von der 

Ableiftung der aktiven Dienjtpfliht und der nad) 

Mafgabe der Reichsgeſetze vorgefchriebenen militäri« 

ſchen Uebungen zu befreien. 


II. Zum Etat für das Reichsamt des Innern. 
— Anlage IV. — 
1. Zu Kapitel 7 Titel 1 — Staatsjelretär — 
ben Herrn Reichslanzler zu erſuchen, dem NReichstage Antrag Dr. Hige — Nr. 101 
bis zur nächſten Sein eine Zufammenftellung der ber end 
auf Grund des $. 120e ber Gewerbeordnung er- Abftimmung bis zur 3. Beras 


Iafjenen Verordnungen vorzulegen. thungausgejeßt: 23. Sigung 
vom 24. Januar 1896 
©. 548 C. 


2. Zu Kapitel Ta Titel 16 — Invaliditäts- und 
Ultersverfiherung — 

bie verbündeten Regierungen zu erfuchen, bei der in Antrag Dr. Hitze und Ge 

Ausfiht geftellten höchſt dringlichen Revifion des nofien — Nr. 100 der 

Invaliditätsgejeges in bejondere Erwägung aud) dar- Drudjadhen — 

über einzutreten: angenommen: 25. Sitzung 
inwieweit innerhalb der — Beiträge refp. vom 28. Januar 1896 
bei Einftellung weiterer Anjammlungen zu den ©S.591 B. 
Rejervefonds 
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Antrag der Budget-Kommilfion 
— N. 84 C der Drud 
jahen — 

angenommen: 28. Sitzung 
vom 31. Sanuar 1896 
©. 881 0. 


u sp er ——— 

iherr v. Gült— 

rn Ei Nr. 141 der 
Drudjahen — 

Abftimmung bis zur 3. Bera⸗ 
thung ausgejeßt: 42.Sigung 
vom 17. Februar 1896 
©. 1028 D. 


Antrag v. Podbielski — 
Nr. 118 der Drudjadyen — 

angenommen: 42. Sitzung 
vom 17. Februar 1896 
©. 1038 D. 


Antrag Dr. Lingens — Nr. 
222 der Drudjaden — 
angenommen: 62. Sigung vom 

17. März; 1896 ©. 1527B. 


1. eine Bereinfahung und Erleichterung der Vor: 
ausfegungen zum Bezug ber Alters und In— 
validenrente, ſowie eine zwedmäßigere Ber: 
bindung ber Kranken» und Invaliden⸗Fürſorge; 

2. eine Erhöhung der Invalibenrente namentlich 
unter Berüdfihtigung unverjorgter big er; 

3. eine Einbeziehung der Wittwen- und 
Fürforge 

möglid und zwedmäßig ift. 


3. Zu Kapitel 3 Titel 4 der einmaligen Ausgaben — 
Ausſchmückung des NReihstagsgebäudes mit 
Bildwerken — 


als Grunbjag auszufpredhen, 


daß vom Gtatsjahre 1897/98 ab Fonds, welche 
die Ausihmüdung des Reichstagsgebäubes be 
treffen, in dem Etat für den Reichstag, und 
nicht, wie bisher, im Etat bes Reichsamis des 
Innern zur Einftellung gelangen. 





IV. Etat für die Verwaltung des 
* Reichsheeres. 


— Anlage V. — 


1. Bei Kapitel 25 Titel 5 — Biltualienverpflegung— 


den Herrn Reichskanzler zu erfuchen, im nächſten 
Etat einen Betrag anzufordern, aus welchem bie 
Mittel zu Verfuchen, eine warme Abendkoſt für 
bie BERNER des Heeres einzuführen, beftritten 
werben. 


2. Bei Kapitel 34 Titel 2° — Vorſpann- und 
Zransportfoften — 


den Herrn Reichskanzler zu erjuchen, dahin zu 
wirten, baß die nad) $. 9 Ziffer 1 des Geſetzes 
über die Naturalleiftungen für die bemaffnete 
Macht im Frieden vom 13. Februar 1875 und 
vom 21. Juni 1887 vom Bundesrat von Zeit 
zu au feftzuftellenden Vorfpannvergütungjäße zus 
künftig jo hoch bemefien werben, daß Hr dieſe 
Säße die nad) $. 3 des angeführten Geſetzes in 
erjter Linie vorgejchriebene Sicherjtellung bes Vor- 
ſpanns für die auf Märſchen, in Lagern oder in 
Kantonnirungen befindlichen Theile der bewaffneten 
Macht durch Ermiethung ermöglicht wird, was 
bei ber Ken Gr der Boripannvergütungss 
fäge ausgeichlofien i 





V. Zum tat für die Verwaltung der Kaiferlichen 
Marine, 


— Anlage VI. — 


Bu Kapitel 50 Titel 1 — Seelforge und Garniſonſchul— 
wejen, Bejoldungen —, Kapitel 
Maris und Frachtkoſten — und Stapitel 59 — 
Bildungsmweien — 


58 — Reiſe-, 


die verbündeten Regierungen zu erfuchen, im nächſt⸗ 
jährigen Etat die Stellen der katholiſchen Marine: 
Pfarrer dem wirflihen Bedürfniſſe, insbefondere 
für Die Seeljorge jowohl in Gurhaven, Helgoland, 
beim Manövergeſchwader, als ; r den Religions» 
Unterricht der jüngeren Mannſchaften entſprechend 

vermehren und die dadurch entſtehenden Mehr— 
an in den Etat einzuftellen. 
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vi. der Reichs: Poft · und Tel . 
Zum Etat nr Telegrapheu 


— Anlage XVI. — 


Zu Kapitel 3 Titel 1 — Gentralverwaltung — 


1. den Herrn Reichskanzler zu erjuchen, veranlaflen zu Antrag der Budget-Kommilfion 
wollen: — Nr. B9A der Drud- 
daß die Annahme und Beſtellung gewöhnlicher Padete ſachen — j 
von der Reichspoſt an Sonn: und Feiertagen, mit angenommen: 20. Sigung vom 
Ausnahme der Weihnachtszeit vom 18. bis 30. De- 21. Januar 1896 ©. 465 C. 
zember, auf Eilfendungen beſchränkt werde, 


2. den Herrn Neichskanzler zu erſuchen, darauf einzu Antrag Dr. Lingens und 
wirten, daß in überwiegend katholiichen Poftbezirten an Genofien — Nr. 93 der 
ben Tagen Allerheiligen und SFronleihnam den Poſt- Drudjaden — 
beamten dieſelbe Ruhe gewährt werde, wie an den Abftimmung bis zur 3. Bera- 
Somntagen. {hung ausgejegt: 20.Sigung 

vom 21. Januar 1896 
©. 466C. 


3. ben Herrn Reichskanzler zu erjuchen, möglichſt bald Antrag Dr. Schaedler und 
einen Gejegentwurf zur Umgeftaltung des beftehenden Genofien — Nr. 96 ber 
PoftZeitungstarifs dem Neichstag vorzulegen, Drudjahen — 

zu biefem Zwede in eine eingehende Prüfung ber Abjtimmung bis zur 3. Bera- 
von fachverftändiger Seite gemachten Vorſchläge eins thung ausgeſetzt: 20.Sigung 
treten zu wollen, jedenfalls aber in dem neuen Pof: vom 21. Januar 1896 
—5— auch das Gewicht der zu befördernden S. 4650. 
eitungsnummern zu berüdfichtigen. ’ 


Zu Kapitel 3 Titel 22 der fortdauernden Ausgaben — 
Poſt- und Telegraphenaffiftenten — 


4. den Herm Reichslanzler zu erfuchen, die Gleichjtellung Antrag Werner — Nr. 94 
der Poſt- und Telegraphen-Affiftenten ſowie der Poſi- der Drudjadhen — 
verwalter aus ber Klaſſe der Zivilanwärter mit den Abftimmung bis zur 3. Bera= 
Affiftenten jomwie den Poftverwaltern aus ber Klaſſe thung ausgejept: 20.Sigung 
der Militäranwärter in der Zulaſſung zur Sekretär vom 21. Januar 1896 
prüfung von Neuem in Erwägung zu ziehen. ©. 4724. 


5. ben Herrn Reichölanzler zu erjuchen, falls eine erneute Antrag Dr. Schaedler und 

Prüfung der Trage, ob die Eivilanmwärter unter den Genofien — Nr. 95 ber 
Poſt⸗ und Telegraphen-Affistenten den Militäranwärtern Druckſachen — 
in der Aulaffung zum Sekretärsexamen gleichgeftellt Abſtimmung bis zur 3. Bera- 
werden Lönnen, wieder zu einer verneinenden Entſchei- thung ausgejegt: 20.Sigung 
dung führen follte, wenigftens die AYulafjung zum vom 21. Januar 1896 
Sefretärseramen denjenigen unter den Eivilanwärtern, S. 4724. 
weldhe die Berechtigung zum Einjährig- Freiwilligen: 
Dienft erlangt haben, zu gewähren, und bei ben übrigen 
Eivilanwärtern die Bulafjung zum Sekretärseramen 
von bem anderweitig zu erbringenden Nachweis einer 
entſprechenden Borbildung abhängig zu machen. 
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Abſchluß. 
A. Fortdauernde — 


VNach dem Etatsentwurf betragen diefelben . 
Mehranfag im Etat für den Reichstag . 


In der zweiten Berathung find gegen die Vorlage: 


— 46 Titel — Beſoldungen, Büreaubeamte, Reichs-Marine-Amt 
46 ⸗ ⸗ Unterbeamte, desgl. 
: 46 = H — a —— 
56 Wohnungsgeldzuſchuß — 


wie find — 
Die fortdauernden Ausgaben betragen daher — 


B. Einmalige Ausgaben. 


a) Ordentlicher Etat. 
Nach dem Etatsentwurf betragen diefe Ausgaben . 


In der zweiten Berathung find gegen die Vorlage: 
Kapitel 2a Titel 2. Zuſchuß für das ſüdweſtafrikaniſche Schußgebiet 
s 8. Juin uß für das oftafrifanijche — 
⸗ 7. Garniſonbäckerei in Paderborn 
: 30. Artillerie-Kaſerne in Brandenburg a. iS. 
= 38. SKavallerie-ftafene in Del . 
42, — vorhandener 
Minden . . k 
51. Dienftgebäude :c. in Hamburg : 
Anſchluß fämmtlicher Militärgrundjtüde in Hair 
nover an die ftädtifche Kanalifation zc. . 
58, Trainsfajerne in Darmſtadt — 
62. Mannjhaftsgebäube ꝛc. in Karlsruhe 
Bioniersfaferne in Straßburg i./E. . 
114. Infanteriesflaferne in Zabern . 
116. — — - Dienftwohnungs: x. Gebäude 
in Mb . . i 
130. — xc. in Dresden . . 
größerung des —— bei Zeihain 
156. Garniſonlazareth in Weingarten . . 
160. Duote an Byen . . . 


mithin find — 
bleiben einmalige Ausgaben im ordentlichen Etat 


Kajernen in 


oo oonooon oo rororo 


b) Außerordentlider Etat. 
Nach dem Etatsentwurf betragen dieſe Ausgaben . : 
In der zweiten Berathung find gegen die Vorlage: 


Kapitel 13 Titel 7. Strandihüttungen am Kieler Hafen 
s 13 = 8. Bau eines Trodendods in Kiel. 


mithin find abzujegen 


bleiben einmalige Ausgaben im außerordentlihen Etat . 
dazu einmalige Ausgaben im ordentlichen Etat 


Summe der einmaligen —— —F 
hierzu die fortdauernden Ausgaben. 


ergiebt Gejammtausgabe . . .— 


ergiebt Etatsanſaß — 

















| Etatsanſah 
M. 

1 136 389 624 
3 870 


1 136 393 494 





— 9160 
— 1 136 384 334 


93 481 438 


En 









28 159 121 
90 774 809 


118 933 930 
1 136 384 334 


1 255 318 264 
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geftrihen | zugeſetzt | Etatsanjah 
C. Einnahme. M | Mo M. 
Nach dem Etatsentwurf b eirägt bie Eimafme . ET = — 11250 221 983 
Mehranfag im Etat für den Reichstag . - GE a re — — I 0318 
ergiebt Etatsanfag . . .— — | — |1259 1259 222 294 
In der zweiten Berathung find gegen bie Vorlage: | 
Kapitel 23 Titel 1. Aus der Anleihe. Zu einmaligen Ausgaben für | 
Rechnung ber Gejammtheit aller Bundesſtaaten. 13000 000 | 
: 24 = 3. Bur — der ——— x. (Reuer | 
Titel) . | — 13 000 000 | 
ferner bleiben in Komjequenz der zu ben fortbaueruben und einmaligen | 
Ausgaben gefaßten a abzujegen: 
Kapitel 22 Titel 1 bis 26. Matrifularbeiträge | a mol — 
= 23 = 1. Aus ber Anleihe. Bu einmaligen Ausgaben für | 
Rechnung der —— aller Bundesftaaten . . 119 800 = 
— | 16904030 | 13.000 000 | 


Bleibt Einnahme . 
Die Ausgabe beträgt . 


——— 

Im Ganzen find mithin abzufegen.. . . | 3 904 030 3 904 030 
| 
| 


Entwurf eines Gejetes, 
betreffend 
die Aufnahme einer Anleihe für Zwede der 
Verwaltungen des Neichäheeres, der Marine und 
der Reichseifenbahnen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaiſer, 
König von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung 
bes Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


8.1. 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, die außerordent- 
lichen Geldmittel, welde in dem Reihshaushalts-Etat für 
das Etatsjahr 1896/97 zur Beitreitung einmaliger Aus: 
gaben der Berwaltungen des Reichsheeres, der Marine 
und ber Neichseilenbahnen mit * 9121 Mart vor- 
gejehen find, bis zur Höhe dieſes Betrages im Wege 
des Kredits flüffig zu machen umd zu dieſem Zweck in 
dem Nominalbetrage, wie er zur Beihaffung jener Summe 
erforderlich fein wird, eine verzinsliche, nach den Beftim- 
en des Geſetzes vom 19. Juni 1868 (Bundes-Geſetzbl. 

39) zu vermwaltende Anleihe aufzunehmen und Schatz— 
—— auszugeben. 


$.2 

Die Beitimmungen in ben $$.2 bis 5 des Geſetzes 
vom 27. Januar 1875, betreffend die Aufnahme einer 
Anleihe für Zwede der Marine: und Telegraphenverwaltung 
(Reichs-Gejekbl. S. 18), finden auf die nad) dem gegen- 
wärtigen Gelege aufzunehmende Anleihe und auszugebenden 
Scha anweiſungen mit der Maßgabe Anwendung, daß 
Zinsſcheine auch für einen längeren um als vier Jahre 
ausgegeben werden dürfen. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben ꝛc. 


Berlin, den 21. März 1896. 


1 255 318 264 
1 255 318 264 


Balanzirt. 
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Nr. 231/232. 
Rejolutionen 


zur 
dritten Berathung des Entwurfs eines Gejetes, 
betreffend die Feſtſtellung des Reichshaushalts- 
Etats für das Etatsjahr 1896/97 — Nr. 230 
der Drudſachen —. 
Etat für das Neichsamt des Innern 
— fapitel Ta — 


Nr. 231. 
und Genojjen. Der Reichstag wolle beichlieken: 
ie verbünbeten Regierungen zu erfuchen: 
in ben ag enge für das Etatsjahr 
1897/98 50000 Mark zur Unterftügung für 
Handwerkerſchulen im deutſchen NReichögebiete ein- 
zuftellen. 
Sadfe. Freiherr v. Budbenbrod. Graf v. Garmer, 
v. Dallwig. v. Dewitz. Graf zu Dohna-Schlodien. 
Dr. Hahn. Hauffes-Dahlen. v. Bene Hilgen= 
borff. Graf v. Holftein. Graf v. Kanit-Podangen. 
v. Kleiſt-Retzow. v. Leipziger. Dr. v. Levepow. 
5 v. Malpan-Molzom. — v. Manteuffel. 
aſſow. Meng. Merbach. Graf v. Mirbach. 
v. Normann. v. Ploetz. v. Podbielsti. Rettich. Graf 
v. Roon. Rother. v. Saliſch. Schall. v. Schöning. 
v. Staudy. Steppuhn. Stroh. Will. 


Sach 


Nr. 232. 
Etat für das Reidysamt des Innern 
— Rapitel 12 Titel 1 (Gefundheitsamt) —. 


v. Podbielski und Genoffen. Der Reichstag wolle be- 
beichließen: 
ben Herrn Reichslanzler zu erſuchen: 
für die fofortige Eimrichtung von Berfudjs- 
anftalten zur gründlichen Erforſchung der Maul: 
und Klauen-Seuche von Reichswegen und bei den 
einzelnen Bunbesftaaten Sorge tragen zu wollen. 
Berlin, den 21. März 1896. 


v. Bodbielsti. Abt. Graf v. Arnim Bafjermann. 
Bauermeiſter. Baumbad. Dr. v. Bennigfen. Graf 
v. Bernftorff (Mlelgen). Dr. Boehme Bolg. Brund. 
Freiherr v. Buddenbrod. Graf v. Carmer. Prinz 
zu GarolathH-Schönaid. v. Colmar. Dr.v. Euny. 
v. Demi. Graf zu Dohna-Schlodien. Dresler. 
Dr. v. Frege-Weltzin. Fürjt zu Fürſtenberg. Gamp. 
ort Dr. Hahn. Dr. Hammader. Dr. Hafie. 

auffes Dahlen. Hide Hofmann (Dillenburg). 
v. Holleuffer. Jacobskötter. Graf v. Kanih— 
Podangen. v. Kardorff. Graf zu Inn- und 
Knyphaufen. Dr. Rropatided. Dr. rufe. 
v. Leipziger. Dr. v. Levetzow. Lutz. Freiherr 
v. Malßahn-Molzow. Yon v. Manteuffel. 


Dr. v. Marquardien. v. Maſſow. v. Normann. 
Goetz v. Dienhufen. Graf v. Driola. Dr. Oſann. 
Pauli. Dr. Pieſchel. Bingen. Plade. v. Ploe$. 


Pöhlmann. Duentin. NReihmuth. Rettich. Rimpau. 
Rotihbarth. Sachße. v. Saliſch. Dr. Schulg-Lupip. 


Siegle. v. Sperber v. Staudby. v. Stein. 
Steppuhn. v. Biered. Walter. ®ill. v. Winter: 
feldt-Menkin. 


Aktenftüde Nr. t. 231/232, 233, 234236. 








Nr, 233. 
Behntes Verzeichniß 


bei dem Reichstage eingegangenen Petitionen. 


Mr. 234/236, 
Berichte) 
der 
Wahlprüfungs-BRommiffion. 
Nr. 234, 
Bericterftatter: 
Abgeordneter Dr. Schneider. 


Bericht über die Wahl des Abgeordneten Rother 
im fünften Wahlfreife des Regierungsbezirfs 
Breslau (Oblau-Strehlen-Nimptich). 


Bei der am 15. Juni 1893 ftattgehabten Reihstagswahl 
im fünften Wahltreije des Regierungsbezirts Breslau er- 
hielten nad Protokoll der zur Ermittelung bes Wahl- 
ergebnifjes vom Wapltommifjar —— Kommiſſion 
von 18 712 abgegebenen gültigen Stimmen: 

Bauergutsbefiger R. Rother in 


Saegen . . 9559 Stimmen 
Bauergutsbefiper a. Roͤßler in 

Kanigen . . . 6135 ⸗ 
Former D. Schüh in Breslau 1975 s 
—— en in 

Neuftabt D./S. 1013 s 
Berfplittert waren. 30 s 


zufammen 18 712 Stimmen. 

Da die abjolute Mehrheit 9357 war, fo mwurbe 
Bauergutsbefiger Robert Rother in Saegen (Kr. Strehlen) 
als gewählt proflamirt. Derjelbe hat die Wahl rechtzeitig 
angenommen, ben Nachweis feiner Wählbarkeit geführt und 
ift in den Reichtag eingetreten. 

Gegen die Gültigkeit der Wahl ift rechtzeitig eim 
„Breslau, den 11. Juli 1893" batirter Wahlproteft von 
Herrmann Chriftiani, Breslau, eingegangen, welder 
weiter unten nebft ben dazu gefaßten Beichlüffen der Kom— 
ir mitgetheilt wird. 

Bei Prüfung der Wahlalten ergab ſich, da der Wahl- 
tommifjar mit der zur Ermittelung bes en es 
einberufenen Kommiſſion fi für ermächtigt gehalten hat, 
die in den einzelnen Wahlbezirken feftgeftellten Refultate 
zu Lorrigiren, Stimmen, die bort für ungültig erflärt 
waren, Theil für gültig zu erflären, ohne in dem 
Protofoll der fraglihen Kommilfion davon Vermerk 
nehmen zu lafien. Das widerſpricht ſowohl dem $. 13 
des Wahlgejeßes ala dem $. 27 des Wahlreglements in 
zwei Beziehungen, einmal injofern in dieſem Protololl bie 
Bedenten erwähnen find, zu denen die Wahlen in 
einzelnen Bezirken etwa Beranlaffung gegeben haben, und 
dann infofern, als eine Menderung ber in den Wahl: 
bezirken fejtgeftellten Ergebniffe nur dem Neichstage, nicht 
aber jener Kommiſſion geftattet iſt. 

Ebenfo ift e8 unzuläflig, wenn, wie es fcheint, durch 
einen Sefretär des Wahllommiffard in den Wählerliften 


*) Betr. die Wahlen der Abgeordneten: 
Rother, Nr. 234 . . . Seite 1408 ff. 
Münch⸗ Ferber, Ar. 235 . . 1417 ff. 
Reichmuth, Nr. 236 . . 1422 ff. 
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ber einzelnen Bezirke wieberholt das Datum für den Ab— 
ſchluß der Wählerlifte oder die Beicheinigung über die 
Auslegung der Wählerlifte u. ſ. w. forrigirt, oder bie 
Gegenlifte Ir Wahlprotofoll ergänzt worden if. Es 
wurden joldie Aenderungen in der Wahlprüfungskommiſſion 
als Urkundenfälihungen ohne böje Abficht bezeichnet. Er— 
heblichfeit für das Ergebniß der Wahl konnte diefen Ver: 
ftößen jedoch ebenſowenig beigemeifen werben, wie den bei 
jeder Wahl fi) wieberholenden Verlegungen gewiſſer for 
meller Borfchriften des Wahlreglements. 

Dagegen waren eine Anzahl Stimmen mit Unrecht für 
ungültig erflärt und dem betreffenden Kandidaten zuzu— 
rechnen, unb andererjeit8 mehrere Stimmen in Abzug zu 
bringen: 

a) In Strehlen Stadt I, find 2 Stimmzettel mehr 
gezählt als Wähler geftimmt haben, es jinb daher 
dem gewählten Rother 2 Stimmen abzuziehen. 

b) Im Bezirk 24, Kreis Nimptih, Koswitz ift 1 Stimme 
zu Unrecht einem erft 23 Jahre alten Wähler abs 
nommen, und ift beshalb aud) hier 1 Stimme bem 
gewählten Rother abzuziehen. 

€) Andererfeit3 hat die Kommilfion im Bezirk 94, Kreis 
Ohlau, einen für Rother mit dem Zuſatz: „Ach 
wähle nur Gott, das ift mein Helfer" abgegebenen 
Stimmzettel entgegen ber Enticheibung des Wahl- 
vorftandes (und des Wahlkommiſſars) hr gültig er 
achtet, da fie einen Proteft ober Vorbehalt in diefem 
Vermerk nicht findet. 

d) Dem Bauerngutsbefiger Rößler in Kanigen find 
aus den Bezirken Strehlen Stadt II, Bezirk 5 und 
33, Kreis Nimpiſch, Bezirk 71, Kreis Oblau, je 
1 Stimme, zufammen 4 Stimmen zuzuzählen, die mit 
Unredt für ungültig erflärt find, weil entweder unter 
Durdftreihung des auf dem Stimmzettel gedrudten 
Namens der Name Röfler darauf gejchrieben ift, 
oder weil der Wohnfig des Rößler nicht korrelt 
wiedergegeben iſt. 

e) Dem NRößler ift ferner noch 1 Stimme aus bem 
Bezirk 76, Kreis Ohlau (Rattwig), zuzuzählen, wo 


der fraglide Stimmzettel außer dem Namen bes 
Rößler den Vermerk trug: „Jeder Lehre vor feiner 
Thür, da hat er Dred genug dafür.” Die Kom: 
miffion Zonnte entgegen dem Wahlvorftande (und 
Wahlkommiſſar) dies nicht für einen Proteft oder 
Vorbehalt anſehen. 

f} Dem former Shüß in Breslau hat der Wahl- 
fommifjar im Bezirk 34, Kreis Strehlen (Niclas- 
dorf), zu Unrecht 1 Stimme —79 die ber Wahl⸗ 
vorftand laut Wahlprotofoll und Wählerlifte, die 
116 Abſtimmende aufweiit, bemjelben ſchon anges 
rechnet hat, biejelbe war dem Schüß in Abzug zu 
bringen. 

g) Andererfeits find dem Schüß aus Bezirk 43, Kreis 
Sirehlen (Prieborn), und Bezirk 94, Kreis Ohlau 
(Thiergarten), je 1 Stimme, zufammen 2 Stimmen 
zuzuzählen, die mit Unrecht für ungültig erklärt find, 
weil nah Durdjtreihung des urſprünglich darauf 
vermerkten Namens der Name Schüß darauf ges 
ichrieben war. 

h) Aus demfelben Grunde find dem Schornfteinfeger: 
meifter Mepner im Bezirk 1 Kreis Nimptih (Stadt 
Nimptiih) 2 Stimmen und im Bezirf 61, Kreis 
Ohlau (Minfen) 1 Stimme zuzuzählen. 

i) Im Bezirf 26, Kreis Ohlau (Gunſchwitz) ift dem 
Wirthſchaftsinſpeltor Kaudel, der zwar Kautel ges 
nannt, aber ſonſt auf dem Stimmzettel jo genau 
bezeichnet ift, daß über feine Ihentität fein Zweifel 
entitehen kann, 1 Stimme zuzurechnen. 


Hiernad) ändert fi) das Abftimmungsergebniß dahin: 
Nothber . . . 9559 — 2 Stimmen = 9557 
Nößler 6135 +5 ⸗ = 6140 
Schü 1975 +1 s = 196 
Mepner 1013 + 3 ⸗ — 1016 
Berfplittert . 30 +1 . = 31 

Zufammen . . 18 720 

Davon ift die abjolute Mehrheit 9361 und Hat ber 


gewählte Abgeordnete Rother 196 Stimmen mehr erhalten. 


Der Proteft und bie darauf gefaßten Beſchlüſſe ber 
Kommiffion Iauten folgendermaßen: 


Prote ſt. 


Im Wahlkreiſe Ohlau-⸗Strehlen-Nimptſch (Regierungs⸗ 
bezirk Breslau, Wahlkreis 5) ift der Bauergutsbeſihzer 
Robert Rother in Saegen bei Strehlen als gewählt ver— 
fündet worden. 

Gegen die Giltigfeit diefer Wahl wird hierdurch Proteft 
erhoben und die Wahl angefochten. 

Die Wahl ift durch Mißbrauch des behörblichen und 
privaten Einflufjes, unter Verlegung der Vorſchriften bes 
zeubiioen —— s, und die Vorſchriften über Die 

effentlicheit ber bl, jowie des Grundjages der Wahl: 
freiheit zu ſtande gekommen. 


I. 1. Während die Vereine anderer Parteien ben 
beſchränlenden Vorſchriften des preußiſchen Vereinsgeſetzes 
vom 11. II. 1850, namentlich der 88 4, 8 unterworfen 
waren, haben der Ohlauer landwirtſchaftliche Verein und 
ber Bund der Landwirte, Vereine, welche notoriſch nicht 
als „eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten” gelten 
und beshalb auch von den Schranken des Bereinsgejeßes 
frei find, ganz offen fonfervative Wahlagitation getrieben. 


Altenftäde zu den Verhandlungen des Neichstages 1895/96. 


Beſchlüſſe der Kommiſſion. 


Zu I Ziffer 1 und 3. Wenn ber „Bund der Land⸗ 
wirthe“ fi im feinem Sinne an ber Wabhlagitation bes 
theiligt und auf die Wahl von eo genehmen Abgeordneten 
hinzuwirken verfucht hat, jo haben feine Mitglieder damit 
von einem ihnen zuftehenden ftaatsbürgerliden Recht Ges 
brauch gemächt. Da ber Bund ber Landwirthe keine 
Behörde ift, jo kann in einer ſolchen Agitation feine unzus 
läffige Wahlbeeinfluffung gefehen werden, und ebenfomwenig 
würde bie Aufforderung bes Amtsvorſtehers Stein in 
Kobern, dem „Bunde“ beizutreten, wenn fie dem Proteſt 
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Brote. 


2. Der Königliche Landrat von Puttlamer in Ohlau 
hat in einer Generalverfammlung des Ianbwirtichaftlichen 
Ohlauer Vereins in Wanfen als Borfigenber dieſes Ver: 
eins wenige Wochen vor der Wahl ganz offen Politik ge— 
trieben und gegen die freifinnige Partei polemifiert. 

Beweis: Zeugnis des Kaufmanns E. Scharf in 
Wanfen u. des noch zu benennenden Korre— 
ipondenten ber „Breslauer Zeitung“ in Wanſen. 


3. Bei dieſer Gelegenheit hat in Gegenwart bes erfien 
Polizeibeamten des Kreiſes, des Landrats und ohne deſſen 
Widerfprud, ein anderer Bolizeibeamter des Kreifes, Amts— 
vorjteher Stein in Köbern offen erflärt, die Liften, durch 
die zum Beitritt in ben Bund der Landwirte aufgefordert 
werben jollte, jollten an bie Gemeindevorfteher gejandt 
werben und dieſe follten die Meldungen zum Beitritt ent- 
gegen nehmen. 

emweis: Stein u. von Puttkamer. 

Dies wäre für die Wahl unerheblid, wenn nicht auch 
ber Bund der Landwirte fih in diefem Wahlkreife wie 
anberwärts einfach als fonfervativer Wahlkreis gerirt hätte. 

Einer der erften Wahlaufrufe, der zu Gunften bes 
jegigen Reichstagsabgeordneten Rother erfchien, war unter- 
zeichnet von den Vertretern der Vorftände „des Bundes 
der Landwirte, der £onfervativen u. der deutſch-ſozialen 
Partei” im Wahlkreife. 

Diefer Wahlaufruf liegt bei. 


U. Die Anrufung von Beamten. 

1. Anrufung von Beamten für die Wahlthätigkeit 
einer Partei hat aber auch noch in anderen Fällen ftatt- 
gefunden. 

Landrat von Puttlamer hat allerdings in einer frei 
finnigen Wahlverfammlung in Wanjen Ende Mai 1893 
—— ausgeſprochen, der Gemeindevorſteher ſei nicht 

mter 


Beweis: ſein Zeugnis, und Zeugnis der Re— 
dakteure Emil Walter u. Dr. Dehlfe in Breslau, 
Herrenftr. 19, des Kaufmanns Albert Klein u. 
bes Arztes Dr. Spik in Strehlen. 


2. Der Plan, die Gemeindevorfteher in den Dienft 
der Eonfervativen Wahlagitation zu ftellen, gelangte auch 
zur Ausführung. An eine große Zahl von Gemeindevor- 
ftehern im Kreiſe Ohlau find mündliche und jchriftliche 
ober gebrudte Aufforderungen gerichtet worden, für bie 
Ausbreitung des Bundes der Landwirthe und für bie 
Unterftügung fonfervativer Wahlen ſich zu bemühen, 

Bemweis: Nittergutsbefiger u. Amtsvorſteher Stein 
in Köbern. 

Im Auftrage des Landrats lud der Kreisausſchuß— 
ſelretär Prange in Ohlau eine Anzahl von Drtsvorfiehern 
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emäß erfolgt ift, an ſich ſchon eine behörbliche Wahlbeein- 
Auffung in ſich begreifen. Inſoweit ging bie Kommiſſion 
daher über Ziffer I des Proteftes als unerheblich hinweg. 
Zu I Ziffer 2. Dagegen fonnte der Wahlagitation 
bes Landraths v. Buttfamer auf der Generalverfammlung 
bes Iandwirthihaftlichen Vereins in Wanfen, wenn fie nad)- 
weisbar ift, Erheblichkeit umfoweniger abgeiprochen werben, 
als landwirthſchaftliche Vereine nicht dem —— — 
unterſtehen und eine Polemik des Landraths gegen dieſe 
oder jene politiſche Partei in den Verſammlungen eines 
landwirihſchaftlichen Vereins daher umſomehr als eine be— 
hoördliche Beeinfluſſung der gerade bevorſtehenden Wahl ſich 
darftellt. Die Kommiſſion beſchloß daher eidliche Ver— 
nehmung des Kaufmanns E. Scharf in Wanſen darüber: 
a) ob bie fragliche Generalverſammlung bes land» 
mwirthichaftlihen Vereins in Wanfen zwiſchen ber 
Auflöfung des Reichstags (6. Mai 1893) und 
ben Neuwahlen vom 15. Zuni 1893 flattgefunden 
hat, jowie 
b) ob Landrath v. Buttlamer in dieſer General: 
verfammlung mit Bezug auf bie bevorftehenben 
Neihstagswahlen zu Ungunften dieſer oder jener 
Bartei und eventuell welder Partei fi aus- 
geiprochen Hat. 





u II Biffer 1. Es wurde zwar von einer Seite 
ber Behauptung des Landraths v. Puttkamer, baß ber 
Gemeindevorfteher nicht Beamter fei, wenn erweislich 
wahr, infofern Gewicht beigelegt, als diefelbe geeignet ſei, 
die Gemeindevorfteher zu einer recht regen Wahlagitation 
im Sinne der lonfervativen Partei anzuregen; indeß hielt 
die Kommiffion die Anficht des Landraihs über bieje * e 
doch für unerheblich, weil es lediglich auf die That a0: 
anfomme, ob eine ungeſetzliche Wahlbeeinfluffung jeitens 
ber Gemeindevorjteher oder des Landraths ausgeübt worden 
ei, die Motive aber, die fie etwa zu biefer Wahlbeeins 

uffung verleitet, gleichgültig jeien. 

Zu U Ziffer 2. Ebendeshalb aber meinte die Koms 
miffion über die Proteftbehauptung nicht hinweggehen zu 
bürfen, daß ber Sreisausichußfetretär Brange in Ohlau 
im Auftvage des Landraths eine Anzahl Ortsvorfteher zu 
einer Wählerverjammlung eingeladen habe, in der auch 
ber Landrath erſcheinen würde; denn * würde eventuell 
eine für erheblich zu haltende amtlihe Wahlbeeinflujfung 
liegen. Die Kommilfion beſchloß d über diefe Proteſi⸗ 
behauptung Beweis zu erheben durch eibliche Vernehmung 
bes Kreisausſchußſekrelärs Prange in Ohlau, des Orts— 
vorftehers Alois Stade in Spirwiß und bes franz 
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ein, eine Wählerverjammlung, in ber auch der Landrat 
erſcheinen wird, zu beſuchen. 
Beweis: Zeugnis bes rg a Orts vorſtehers 
Alois Siache in Spürwitz bei Wanſen u. des 
Franz Stache, ſowie ber Ortsvorfteher in Weig- 
wig, Klosdorf, Alt:Wanfen u. Kniſchwitz. 

3. Die anliegende Prohüre „Wen wählen wir”, 
welche konſervative Wahlen empfiehlt, ift auf dem Land— 
ratsamt in Ohlau zur Berteilung im Wahlkreife aus- 
gegeben u. auch an eine Reihe von Ortsvorftänden gejandt 
worben. 

Beweis: Buchbindermeifter Fuchs in Ohlau, der 
bei einem Boten eine Anzahl Badete mit dieſen 
Brodhüren gejehen und von ihm erfahren hat, 
daß er biefe Sadhen vom Landrathsamte für 
die DOrtsvorjtände erhalten habe, der auch ge 
jehen, dab eine Anzahl diefer Badete an Orts: 
vorfteher adreffiert waren, Zeugnis des Rippen 
in Alt-Wanſen, u. Beugnis bes Lanbrats 


von Puttkamer, bes iBausschußfetretärs 
Prange in Ohlau u. des Kreibſekretürs Freuden⸗ 
reich in Ohlau. 


In dieſem Buche, das von Beamten an ihnen unter— 
ftellte Beamte verfandt wurde, wird unter anderem auf 
Seite 5 einem Drtsvorfteher in ben Mund gelegt, er Habe 
ftet3 darauf — daß der Wirt ſeines Ortes ſeinen 
Saal nicht zu Wahlverfammlungen hergebe. 


III. Dieſelbe Berwendung von Beamten für die Wahl⸗ 
agitation einer einzelnen Bartei hat ſich dann auch im 
Heinen fortgejegt. In Marienau hat der Dorfbote Kemmer 
fonjervative Wahlzettel verteilt. 

Beweis: Wiriſchafter Karl Brade in Marienau 
und Kemmer, der auch jagen wirb, ob er ben 

Auftrag zu dieſer Verteilung vom Ortsvorſteher 

erhalten hat. 

Konfervative Stimmzettel find ferner verteilt worben 
von folgenden Beamten: 

a) Gemeindevorſteher Fuchs in Jalobine. 

Beweis: Inlieger Gottlieb Fuchs in Dremling 

und Maurer Karl Weiß ın Jakobine. 

b) derer Janus in Dremling u. von dem 

Dorfboten ebenda. 
Beweis: Stellenbefiger Winter u. Wilhelm 
Gebauer und Inlieger Gottlieb Fuchs, alle 

in Dremling. 

ce) von dem Magijtratskanzlift Völte in Wanfen, ber 

die Berteilung fogar im Rathaufe beforgt hat. 

Beweis: Hausbefiger König in Banten, Kirch⸗ 

ſtraße und Handelsmann Geche in Wanſen, 
Breslauerſtr. 

Völfe mag vernommen werden, ob ihm eima 
fein Borgejegter, Yürgermeifter Schindler oder ein 
anderer Vorgeſetzter hierzu Auftrag gegeben hat. 

d) von dem Gemeinbediener Lorenz in Kontihwig. 

Beweis: Schmied Tſchamle in Kontihwig. 

e) von dem Dorfboten und Nachtwächter Gebel in 

Rofenhain, Kr. Oblau. 

Beweis: Gebel, der aud) jagen wird, wer ihn 

dazu beauftragt hat. 





Stade daſelbſt, ſowie der Ortsvorſteher in Weigwiß, 
Klosdorf, Alt-Wanſen und Kniſchwitz. 


u II Ziffer 3. Ebenſo würde die Verbreitung der 
Broſchüre: „Wen wählen wir?” bie in populärer Form 
die Militärvorlage und Lonjervative Wahlen empfiehlt, 
feitens bes Landrathsamts eine unftatthafte amtliche Wahl: 
beeinflufjung involviren. Die Kommiffion beſchloß daher 
eidlihe Vernehmung der Hierzu im Proteft namhaft ge 
machten Seugen, mit Ausnahme des Landraths v. Putt- 
famer m Ohlau, welcher nichteibli darüber gehört 
werben joll. 


Zu II. In der hier behaupteten Vertheilung konſer— 
vativer Stimmzettel durch die Gemeindevorfteher jelbft 
fand die Kommiffion auch, wenn fie erwiefen wird, eine 
unzuläffige Geltendmadhung amtlichen Einfluffes, während 
die Bertheilung folder Stimmzettel durch Dorfboten, 
Nachtwächter u. ſ. w. nur dann erheblidy erichien, wenn 
leßiere dazu einen amtlichen Auftrag hatten und denjelben 
durch das Tragen eines Dienftabzeihens auch äußerlich 
ertennbar machten. Die Kommiſſion beſchloß daher: 


1. den Einlieger Gottlieb Fuchs in Dremling und 
den Maurer Karl Weiß in Jalobine eidlich und 
ben Gemeindevorfteher Fuchs in Jalobine nicht: 
eiblih darüber zu vernehmen, ob der Gemeinde 
vorjteher Fuchs in Jakobine konfervative Stimm: 
zettel vertheilt hat; 

2. den Stellenbefiger Winter, Wilhelm Gebauer 
und ben ſchon unter Nr. 1 genannten Inlieger 
Gottlieb Fuchs, alle in Dremling, eiblich und 
ben Gemeindevorjteher Janus daſelbſt nichteidlich 
darüber zu vernehmen, ob ber Gemeindevorfteher 
Janus in Dremling tonjervative Stimmzettel ver: 
theilt hat; 

3. die unter Nr. 2 genanten Zeugen in gleicher Weile 
aud darüber zu vernehmen, ob der von dem Ge— 
meindevorfteher Janus in Dremling zu benennende 
dortige Dorfbote, durch ein Dienftabzeichen (Dienjt- 
müße oder Dienftihild) als folder erkennbar, 
fonjervative Stimmzettel vertheilt hat, den fraglichen 
Dorfboten ferner darüber, ob er Hierzu amtlich) 
beauftragt war; 

4. den Wirthichafter Karl Brade in Marienau und 
den Dorfboten Kemmer bajelbft eidlich darüber 
zu vernehmen, ob letzterer, durch ein Dienftabzeichen 
(Dienftmüge oder Dienftihild) erfennbar, konjervative 
Stimmzettel vertheilt hat, den Dorfboten Kemmer 
aud darüber, ob er hierzu amtlich beauftragt war; 

5. den Schmied Tſchamke in Kontihwig und ben 
Gemeindebiener Lorenz bajelbjt eidlih darüber 
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IV. An folgenden Orten find fonfervative Wahlzettel 

im Wahllokal ausgelegt und nad Bedarf zur Benußung 

genommen worden: 

1. in Kurtſch, wo die fonfervativen Stimmzettel jogar im 
Wahllofal verteilt worben find, 3. B. an Müllermeifter 
Hindemitt und ben Arbeiter Kuhr. 

Beweis: beren gnis, 
Der Wahlvorfteher, Bauergutsbefiger Mittmann, Hat 
die Wahlzettel für Rother auf dem Wahltiih vor ſich 
liegen gehabt und hat foldhe jelbft im Wahllofal an 
die Wähler verteilt, 3. B. dem Hindemitt. 

Beweis: Mittmann und Bauergutsbefiger Groſchel 


in Kurtid. 
Auch der Protofollführer Lehrer Pfeiffer hat im Wahl: 
Iofal fonjervative Zettel ausgegen, z. B. dem r. 
Beweis: Pfeiffer, Mittmann, Groſchel u. r. 


2. in Ruppersdorf, Kreis Strehlen. 
Beweis: Kaufmann Bruno Pfeiffer ebenda. 
Bon Zeit zu Zeit haben die dortigen Wirtſchaftsaſſi— 
ftenten von Bülow u. Geisler mit Einwilligung des 
Wahlvorftehers, des Nittergutsbefigers von Rochow, 
ihres Vorgeſetzten, ſolche Stimmzettel zur Werteilung 
berausgeholt. 
Beweis: Pfeiffer, von Bülow, Geisler u. von 
Rochow. 
3. in Mahwig,*) Kreis Obhlau. 
Beweis: Gutsbefiger Breitſchwert in Madwig.*) 
V. € find folgende Rahlbeeinflufjungen amt 
liher u. privater Natur verübt worden: 
1. In Stein bei Jordbansmühl ging der Mietsgärtner 
Johann Rafjel zur Wahl. Der Dominialinfpeltor Bittner 
paßte ihn unterwegs ab, fragte, ob Raſſel ſchon einen 
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zu vernehmen, ob leßterer, durch ein Dienftabzeihen 
(Dienftmüge oder Dienſtſchild) als ſolcher erkennbar, 
fonjervative Stimmzettel vertheilt hat, den Ge— 
meindediener Lorenz auch darüber, ob er hierzu 
amtlich) beauftragt war; 

6. den Dorfboten und Nachtwächter Gebel in Rofen- 
hain (Kreis Oblau) eiblid; darüber zu vernehmen, 
ob er im amtlichen Auftrage des Ortsvorftehers 
und dur ein Dienftabzeihen (Dienjtmüge oder 
Dienftichild) erfennbar, Zonjervative Stimmzettel 
vertheil hat; 

7. den Magiſtratskanzliſten Völke in Wanfen darüber 
eiblih zu vernehmen, ob er im Auftrage bes 
Bürgermeifterd Schindler oder eines anderen 
Vorgejegten fonfervative Stimmzettel im Rathhaufe 
vertheilt Hat, fowie den Hausbefiger König in 
Banfen, Kirchſtraße, und den Handelsmann Gehe 
bajelbit, Breslauerftraße, ebenfalls eidlich darüber, 
ob Bölte eventuell unter Berufung auf einen 
amlichen Auftrag im Rathhaufe tonjervative Stimm 
zettel vertheilt hat. 





Zu IV Ziffer 1. Wenn Hier behauptet wird, daß 
in Kurtf 

a) Wahlzettel für Rother, und zwar anſcheinend nur 
foldhe vor dem Wahlvorfieher, auf dem Wahltiſch 
— aben, und daß 

b) Wahlvorſteher und Protokollführer im Wahllofal 
felbft Stimmzettel vertheilt haben, 

fo würde — die Wahrheit diefer Behauptungen voraus— 
geſetzt — darin eine Kontrole der Wahl und eine einfeitige 
Parteinahme des Wahlvorjtandes für einen Kandidaten 
liegen, der ein erheblicher Einfluß auf das Endergebniß 
ber Wahl in Kuriſch nicht abgeiprodhen werben könnte. 
DieKommiffion beſchloß daher, den Müllermeifter Hindemitt, 
ben Arbeiter Kuhr, den Bauerguisbefiger Groſchel, alle in 
Kurtich, eidlich, den Wahlvorjteher Bauergutsbefiger Mitt- 
mann und ben Protofollführer Lehrer Bfeiffer in Kurtſch 
nichteidlich darüber vernehmen zu laſſen: 

1. ob Wahlzettel für Rother oder auch ſolche für 
andere Kandidaten im Wahllofal auf dem Wahl- 
tifh während der Wahl ausgelegen haben; und 

2. ob der Bahlvorjteher Mittmann und der Bros 
totollführer Pfeiffer während der Wahl im 
Bahllofal in Kurtich konfervative Stimmzettel aus 
gegeben haben. 

Zu IV Biffer 2 und 3. Dagegen hielt es die 
Kommiſſion für unerheblid, wenn nad) der Behauptung 
des Proteftes konfervative Wahlzettel aus dem Wahllofal 
„berausgeholt“ worden wären, um draußen vertheilt zu 
werben. 


Zu V Ziffer 1. Wenn es auch durchaus zu miß— 
billigen ift, wenn der Arbeiter Raſſel — nad) dem Pros 
teft — deshalb aus der Arbeit entlaffen worden ift, weil 
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Beet babe u. ſagte, ald Raſſel fagte, er habe einen 
ettel mit dem Namen Rößler (des freifinnigen Kandis 
daten) zu Naffel: „Alter, ich fags euch, wenn ihr ben 
Zettel abgebt, gebe ich den andern 10 Böhmen und 
euch bloß neun, ihr jeid in 14 Tg. entlaffen u. wenn 
ih den ganzen Hof fortjagen muß." Trotzdem ging 
Raffel mit den Arbeitern Winkler und Auguft Grindel 
nad dem Wahllofal. Dort erklärte der ein 
allen drei Leuten, fie ftänden nicht in der Wahlliſte. 
Dieje Erflärung wurde als unrichtig dargelegt; da aber 
hinter den Namen der brei Wähler Kreuze ftanden, 
wurden fie nicht zur Wahl zugelafien. Nachdem Sie 
das Wahllolal verlaffen hatten, lam Inſpeltor Bittner 
und fagte zu Winkler u. Grindel: ihr beiden ſeid ein— 
geichrieben, aber der — den Raffel meinend — kann 
machen, daß er forttommt. Nachmittags wurde in der 
Tat dem Raſſel auf dem Dominium, wo er fi zur 
Arbeit meldete, von Bittner erklärt, er befomme feine 
Arbeit, er möge zu Rößler gehen, Steine Hopfen. 
Beweis für den ganzen Hergang: Zeugnis bes 
Nafjel, außerdem für die Aeußerungen auf dem 
Wege Pferdefnedhte Wilhelm Zipold u. Adolf 
Kloje, für die Vorgänge nachmittags: Tages 
arbeiter Auguft Pantfe, alle in Stein. 





. In Poppelwitz hat ber Gutsinfpeltor Berger den Do: 


minialarbeitern in ihrer Wohnung die auf Nößler 
lautenden Zettel weggenommen, einem nicht im Do— 
minium wohnhaften Arbeiter jogar in deſſen Abweſen— 
heit durch defien Kinder die Wahlzettel für Nößler aus 
dem immer holen lafjen u. vernichtet. — 
Beweis: Arbeiter Richter in Biſchkowitz u. Ars 
beiter Langer in Jäſchwitz. 


In Heibersdorf, Kreis Nimptih war das Wahllofal 
im berrihaftlihen Wohnhaufe des Nittergutsbefigers 
von Neisner, dort; die Flügelthüren ftanden offen, 
davon man vom Wahllotal aus den Flur überjehen 
konnte. Die Dominialarbeiter wurden zur Wahl ge- 
ihidt, vor der Thür ftand ber herricaftliche Jäger 
Sonnenberg und der Müller Wedert, am Eingange 
zum Wahllofal der Gutsinipeltor Rochart; Sonnenberg 
u, Wedert gaben jebem Arbeiter einen Zettel, den der— 
felbe nun —* in der Hand hallen und, von den ge— 
nannten drei Perſonen, ſowie vom Wahlvorfieher dem 
Nittergutsbefiper von Reisner jelbjt beobachtet, abgeben 
mußte, um jeden Irrtum zu vermeiden, wurbe immer 
nur ein Arbeiter nad) dem andern herein gelaffen. Die 
Zettel, weldje den Arbeitern auf dieſe Weife gegeben 
wurden, lauteten auf Rößler. 
Beweis alles deſſen: Auguft Liebezeit u. Robert 
Bartmann, Kohlenhändler Karl Kirchner u. 
Schloffer Auguft Kirchner, alle in Heidersdorf. 


In Rojenhain, Kreis Ohlau haben der Dorfbote Gebel 
und der Scholtifeibefiger Mar Flöter dort an der Thür 
des Wahllofals den zur Wahl kommenden Arbeitern 
die Zettel aus der Hand genommen und wenn fie nicht 
auf Rother Tauteten, foldhe in die Hände gegeben. 
Beweis: Dienfttneht Karl Kati, Tagearbeiter 
Ernſt Stade, Steinihläger Karl Kundia, Tages 
arbeiter Hermann Sirpel, alle in Roſenhain. 
Dem Mietsgärtner Scholz in Kraujenau, Kreis Ohlau 
hat fein Brotherr Günther mit Entlafjung gedroht, 
wenn er Rößler wähle. 
Beweis: Scholz; u. Günther. 


Beihläffe der Kommiſſion. 


er die Abficht gehabt hat, Rößler zu mählen, fo kann 
doch diefem Vorgange ein Einfluß auf bie ge 4: 
nicht zugejchrieben werben. Uebrigens aber rt fi 
ber Umftand, da Raſſel nicht zur Abgabe feiner Stimme 
zugelaſſen worden ift, — aus der Thatſache, daß 
weder in der Wählerliſte von Jordansmühl, noch in der 
Wählerliſte von Stein ein Wähler namens Raſſel zu 
finden iſt, ſo daß es weiterer Erhebungen über die Gründe 
ſeiner Zurückweiſung nicht bedarf. 





Zu VBiffer 2. Es iſt weder unter Beweis geftellt, 
daß die Dominialarbeiter von Poppelwih verpflichtet waren, 
dem Gutsinfpeftor Berger die Stimmzettel auf Rößler 
auszuhändigen, noch, daß fie außer Stande waren, eventuell 
bis zur Wahl fi) andere Stimmzettel auf Rößler zu 
—— Die Kommiſſion ging daher über dieſen Bunkt 

inweg. 


Zu V Ziffer 3. Hier ift eine Kontrole der Dominial⸗ 
arbeiter behauptet von dem Zeitpunkt an, wo biefelben die 
Stimmzettel empfingen, bis zu dem Zeitpunft, wo fie fie 
abgaben. Das Wahlgeheimniß war damit für dieſe Wähler 
ausgeſchloſſen. Die Kommiſſion beſchloß Bemweiserhebung 
Duos eidlihe Wernehmung des Augujt Liebezeit, 
Robert Bartmann, Kohlenhändler Karl Kirchner und 
Schloſſer Auguft Kirchner, alle in Heidersdorf, ſowie 
nichteidlihe Vernehmung des Wahlvorftehers Nitterguts- 
befiger v. Reisner, des Gutsinjpetor8 Rochardt, des 

errihaftlihen Jägers Sonnenberg unb bes Müllers 

edert in Heidersborf. Die Vernehmung ift auch darauf 
auszubehnen, wieviel Dominialarbeiter eventuell als Wähler 
in Betradyt kommen, und zu weſſen Gunften — der Proteft 
nennt, wahrjcheinlih in Folge eines Schreibfehlers, 
Rößler — die Kontrole ausgeübt wurde, 


Zu V Ziffer 4 Die Kommiffion Hielt biefen Punkt 
für unerheblich, da fein Beweis dafür angetreten ift, daß 
bie zur Wahl kommenden Arbeiter eine Verpflichtung ge— 
habt hätten, ihre Stimmzettel auf Rother dem Dorfboten 
auszuhändigen. 


Zu V Biffer 5. Die Drohung gegen ben Mieihs- 
gärtner Scholz würde eventuell entichiedene Mikbilligung 
verbienen, aber es ift nicht zu bemeifen verfucht, daß dieſe 
Drohung das —— beeinflußt habe. Die Kom⸗ 
miffion ging deshalb darüber hinweg. 
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10. 


11. 


12, 


13. 


Der Generalbevollmädtigte des Nittergutsbefipers in 
Kärifdh, des Grafen von Sauerma, Rentmeifter Geppert 
* nad) ſeiner eigenen Erzählung ſeinen Arbeitern ge— 
agt: „der Teufel holt euch, wenn ihr nicht Rother 
waͤhlt, hier habt ihr die Zettel, nun geht zur Wahl.“ 
Beweis: Geppert u. Kaufmann Mar Dlsner, 
dem dies Geppert ſelbſt erzählt hat. 
In Rlein-Breja hat der Wahlvorfteher, Graf Schweinitz, 
am Abend vor der Wahl dem Gemeindevorfteher Karl 
Hilger Stimmzettel für Rother überbradht mit dem 
—— dieſelben unter die Gemeindemitglieder zu ver— 
teilen. 
Beweis: Hilger u. Graf Schweinip. 


Am Wahltage jelbit hat Graf Schweinig, der Wahl: 
vorjteher war, im Wahllofal eine politiihe Diskuffion 
mit dem ftellvertretenden Wahlvorfteher, Gemeindevors 
fteher Hilger begommen, und als diejer ihm widerjpradh, 
erklärt, Hilger könne nun mit feiner Kuh zur Dedung 
zu Roeßler treiben, den Bullen des Grafen Schweinig 
befomme er nicht mehr. Graf Schweinig hat dies er- 
klärt, —* er gelegentlich der Pachtung der Ge— 
meindejagd ſelbſt vor dem geſammten Gemeindevorſtand 
erklärt hat, er werde, wenn er die Jagd pachte, ſeinen 
Bullen der Gemeinde zur Deckung geben. 

Beweis: Hilger u. Graf Schweinitz. 


In Manze hat der Gutsinjpeftor Pohl, der Wahlvor: 
fteher war, dem Dienjtfnedit Scholz den Stimmzettel 
vor dem Wahllofal abgenommen u. zerrifjen u. ihm 
einen andern für Rother gegeben. 

Beweis: Scholz u. Pohl. 
Den Mietsgärtnern Zawatzki, Herda u. Tillner hat er 
die Stimmzettel vor dem Wahllofal zur Einfiht ab: 
gefordert, eingejehen und dann zurüdgegeben. 

Beweis: Zeugnis diefer Perjonen. 
Die Dominialarbeiter von Roßwitz (Wahlbezirt Manze) 
wurden durch Wagen vom Felde geholt, vor das 
Wahllokal, deſſen Thür offen ftand — erhielten 
vor der Thür Zettel für Rother vom Wirtſchafts— 
affiffenten und mußten dur den Hausflur, indem die 
Frau des Infpektors Pohl fie bewachte, zum Wahl: 
tiiche gehen. 

Beweis: Frau Pohl, Arbeiter Karl Feiſtel u. 

Franz Kampe, Ießtere beiden in Roßwitz. 


In Lorzendorf führte ber Dominialjchreiber Jakob die 
Dominialarbeiter in das Haus, wo das Wahllofal 
war; wenige Schritte von dem Wahllofal gab er ihnen 
die Settel, die auf eine bejonders erkennbare Weije zu- 
fammengefaltet waren, u. jo mußten bie Leute die 
Bettel uneröffnet zur Ume tragen. 

Beweis: Jakob u. Stellenbefiger Fromberger in 
Lorzendorf. 

Dem Gaſtwirt Julius Seifert in Marienau iſt gedroht 
worden, es werde bei ihm kein Gemeindegebot mehr 
ſtattfinden, wenn er eine freiſinnige Wahlverſammlung 
in ſeinem Lofal geſtatte. 

Beweis: Wirtſchafter Brach, Kommis Auguſt 
Gloger, Kaufmann E. Scharf, Gaſtwirt Seiffert 
und Dorfbote Kemmer, alle aus Marienau. 

In ai ift der freifinnige VBertrauensmann, Kaufe 
mann Mar Dienjtfertig aus dem Kriegerverein auss 
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Beſchlüſſe der Kontmiſſion. 


Zu V Ziffer 6. Auch hier iſt kein Zuſammenhang 
zwiſchen ber behaupteten Drohung und dem Wahlreſultat 
erfichtlich, die Kommiffion hielt den Punkt für unerheblich. 





Zu V Biffer 7. Ein Eingreifen des Wahlvor- 
jtehers in Slein-Brefa zu Gunften eines Kandidaten 
und die Inanjpruchnahme eines Gemeinbevorftehers zu 
diefem Zweck, wie fie der Proteft behauptet, ift nah Ans 
ficht der Kommiffion unguläffig und beſchloß daher biejelbe 
Beweiserhebung durch eidliche Bernehmung des Gemeindes 
vorftehers Hilger in Klein-Breſa und nichteidliche Ver— 
nehmung bes Grafen v. Schweinitz daſelbſt. 

u V Biffer 8 Bei der Wahlhandlung bürfen 
politiiche Diskuffionen nicht ftattfinden. Wenn eine foldhe 
gleihwohl in Klein-Brefa im Widerſpruch mit dem $. 13 
des Wahlreglements erfolgt ift, und ih um die Benußung 
bes Bullen des Grafen v. Schweinig, alfo um eine für 
die Gemeinde michtige Angelegenheit gedreht hat, fo iſt 
eine Einwirkung diejer Diskuffion auf das Ergebnik ber 
Wahl ſelbſt nicht ausgeſchloſſen. Die Kommiſſion entjchied 
fih deshalb dafür, den Gemeindevorfteher Hilger eiblich 
und den Grafen v. Schweinig nichteidlich über den Inhalt 
und die Zeit der fraglichen Diskuffion ſowie darüber, ob die— 
jelbe aud) für andere hörbar geführt wurbe, vernehmen zu 


lajjen. 

Zu V Biffer 9. Der ve dem Butsinfpektor Pohl 
zur Yajt gelegte Mißbrauch jeiner Autorität ald Wahl: 
vorfteher bedarf der Feititellung, die Kommiſſion beichloß, 
ben Dienfilneht Scholz und die Miethsgärtner Zawatzki, 
Herda und Tillner in Manze eiblih und Guis⸗ 
inſpellor Pohl nichteidlich über die beiden Theile dieſer 
Proteſtbehauptung verhören zu laſſen. 


gu V Biffer 10. Die bier behauptete Kontrole 
der Dominialarbeiter von Roßwitz bei ber Wahl würde 
das Geheimniß der Wahl aufheben, die Kommiſſion bes 
ſchloß deshalb Beweiserhebung durch eidliche Vernehmung 
der Arbeiter Karl Feiſtel und Franz Kampe, beide in 
Roßwitz, und durch nichteidliche Vernehmmng ber Frau 
Pohl in Manze und des von derſelben zu benennenden, 
im Proteſt nicht namhaft gemachlen „Wirthſchaftsaſſiſtenten“. 
Die Vernehmung iſt auch darauf auszudehnen, wie viele 
Arbeiter etwa von der fraglichen Kontrolle betroffen 
worden find, 

Zu V Ziffer 11. Wenn thalſächlich eine beſondere 
Zuſammenfallung mancher Stimmzettel zum Zwecke ihrer 
Kennzeichnung ſiatigefunden Hat, jo wird dies aus ben 
Stimmzetteln ſelbſt erfennbar fein. Die Kommiffion bes 
ſchloß deshalb die Stimmzettel des Wahlbeziris Lorzendorf 
einfordern zu laffen. 


Zu V Biffer 12. Da nicht angegeben ift, wer bie 
fraglihe Drohung gegen den Gaftwirtd Seifert aus— 
eſprochen haben joll, eradhtete die Kommiffion die Proteft- 
—— nicht für genügend ſubſtantiirt. 


u V Ziffer 13. Die bier behauptete Einwirkung 
be8 Striegervereind zu Gunften des Eonjervativen Kandi— 
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geſchlofſen worben, weil er für die freifinnige Partei 
agitirt Habe, u. in öffentlicher Verfammlung erklärte, 
daß es jedem fo ergehen werde, ber freijinnig wähle 
oder agitiere. Die Beeinfluffung war um jo wirf- 
famer, als die Ausgeſchloſſenen ihr Anrecht an Sterbe- 
kaffe u. ſ. w. verlieren. 
Beweis: Dienftfertig, jet in Breslau, Büttner: 
fir. 24 bei rau Löwe. 

Graf enge hat am 14. V1.93 mit Bezug 

auf Dienftfertig in eimer öffentlichen Wahlverfammlung 
ejagt, er freue fi, daß bereits ein Mitglied aus dem 
nöwehr-Kameraden- Verein ausgeftoßen worden fei, u. er 
werde, wenn ihm ein Mitglied genannt werde, das dem 
freifinnigen Kandidaten feine Stimme gebe, dafür jorgen, 
daß dasfelbe gleichfalls ausgeftoßen werde. 
Beweis: Graf Zedlig-Trügfchler, defien Wohnort 
noch angegeben werben wird. 

Der Arbeiter Petermann hat gejagt, dab er nicht zur 
Wahl gehe, weil er feine Peitgliedfoaft, die ſchon viel Geld 
fofte, nicht verlieren wolle. 

Beweis: Dienftfertig. 

Es iſt Mar, daß alle diefe Beeinträchtigungen . der 
Wahlfreiheit fi) herum geiprocdhen haben und nicht nur 
auf die im einzelnen alle bearbeitete Perſon gewirkt 
haben, fondern in viel ausgebehnterem Maße die Abftim- 
* zu Gunſten des Zonfervativen Kandidaten beeinflußt 

aben. 


VI. Schlieflih werben noch folgende Unregelmäßig- 
feiten, die auf das Wahlergebnis von Einfluß fein können, 
geltend gemadht. 


1. In der Stadt Nimptih u. in Grünhartau find 
etwa 12 Stimmzettel, auf denen der Name Rother burdh- 
ar und der Name Rößler gefchrieben war, zu Uns 

t für ungiltig erflärt worden. 
Dies werden die Wahlakten ergeben. 

2. Auf den Gütern von Manze haben 7 nicht natu- 
ralifirte öſterreichiſche Unterthanen gewählt. 

Beweis: Arbeiter Karl Feiſtel in Roßwitz 


3. Als in Saegen das Wahlergebnis feſigeſtellt wurde, 
ift den unten als Zeugen genannten Perfonen der Eintritt 
in das Wahllofal unter Androhung der Strafe des Haus: 
friedensbruchs verweigert worden. 

Beweis: Auguft Kempe, Nobert Hafner, Dowerk, 
Kreidel, alle in Strehlen, 


4. In Bärzdorf, Kreis Strehlen hat ein Qandarmer 
mitgewählt, zwei frauen Haben an Stelle ihrer Männer 
Wahlzettel abgegeben. 

Beweis: a ar ber Mitglieder des dortigen 
Bahlvorjtandes. 

5. In Ruppersborf ift ein anftändig ausjehender und 
Höflih auftretender Mann, der der Wahlverhandlung 
beiwohnen wollte, dur den Wahlvorjteher von Rochow 
daran verhindert worden. Herr von Rochow hat die Thür 
geöffnet u. den Mann aufgefordert, das Lokal zu verlaffen; 
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Beichläffe der Kommiſſion. 

baten duch Maßregelung ſolcher Mitglieder, melde ſich 
offen zur freifinnigen Bartei bekennen, ift fchon bei mehreren 
früherer Wahlen Gegenfiand eingehender Erörterung ges 
wejen, und ijt wiederholt darin eine unzuläffige Wahlbeein- 
fluffung gefunden worden, einmal weil die Ausſchließung 
aus dem Sriegerverein eine Ehrenfräntung für den Be— 
troffenen involvire und dann, weil damit auch eine materielle 
Schädigung verbunden jei. Die Kommiſſion fahte deshalb 
den Beichluß: 

a) Dienjtfertig jegt in Breslau (Büttnerftr. 24) bei 
rau Löwe eidlid darüber vernehmen zu laflen, 
ob und eventuell wann feine Ausfchliegung aus 
dem Kriegerverein erfolgt ift, inwieweit die Gründe 
für die Ausfchliefung in feiner Agitation für freis 
finnige Wahlen zu fuchen find, und melde Ber: 
mögensnachtheile mit feiner Ausſchließung aus dem 
Kriegerverein für ihn verbunden find; ſowie 

b) Graf Zedlitz-Trützſchler in Petrilau nicht eidlich 
darüber vernehmen zu Iaffen, ob er die im Proteft 
behauptete Aeußerung am 14. Juni 1893 in einer 
öffentlichen Wahlverfammlung gethan Hat. 


Zu VI Ziffer 1. Diefer Punkt ift ſchon Eingangs 
dieſes Berichts bei Prüfung der für ungültig erklärten 
Stimmen erledigt. 


Zu VI Ziffer 2. Es wäre wünſchenswerth gewejen, 
im Proteſt die „7 nicht naturalifirten oͤſſerreichiſchen Unter: 
thanen,“ welche mitgewählt haben jollen, namhaft zu 
machen, da ohnedies bie ger einer ficheren 
Grundlage entbehrt. Indeß beſchloß die Kommiffion, den 
Arbeiter Karl Feiftel in Roßwitz eidlid über die Namen 
biefer 7 Perſonen vernehmen zu laffen und den Gemeinde: 
vorstand Pohl in Manze zu amtlicher Auskunft über die 
Staatsangehörigkeit derſelben aufzufordern. 

Zu VI Ziffer 3. Wenn die Proteftbehauptung der 
Fr ar entjpricht und die benannten Seugen nicht etwa 
durch ihr unangemefjenes Verhalten Anlaß zum Ausschluß 
vom Wahllofal gegeben haben, fo ift e8 gewiß als unge- 
feplicy zu rügen, dab der Wahlvorfjtand denſelben den Eins 
tritt bei Feſtſtellung des Wahlergebnifjes verweigert Hat. 
Da indeh der Ausichluß der Deffenttichteit bei der Wahl 
im Allgemeinen nicht behauptet ift, fo ging die Kommiſſion 
über diefen Punkt als unerheblich weg. 


u VI Biffer 4. Die Kommiffion vermißte eine 
ausreichende Subitantiirung ber Protejtbehauptung. 


Zu VI Ziffer 5. Wenn die Darftellung des Proteftes 
zutreffend ift, jo würde das Benehmen des Wahlvorftehers 
v. Rochow aud als mit dem Geſetz micht vereinbar ent- 
ſchieden zu mißbilligen fein. Indeß ift auch Hier nicht bes 
hauptet, daß der Wahlvorfteher grundjäßlih oder in vielen 
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von Rochow ging ihm — nad und fagte bei feiner 


—— in das W : „aus dem Wahlzimmer iſt er 
angen, zur 83 ür ich ihn aber hinausgebracht.“ 
es dies geſchah, obwohl der Mann darauf hinwies, 

daß die Wahlhandlung öffentlich ſei. 

a Kaufmann Bruno Pfeiffer in Ruppers⸗ 
Do 

6. In Heibersborf find eine Zeit lang, um 1 Uhr 
mittags, weder ber Wahlvorfteher noch fein Stellvertreter 
im Wahllokale anmwejend geweſen. 

— Schloſſer Auguſt Kirchner in Heiders— 
orf. 

Der Wahltiſch war nicht von allen Seiten zugänglich), 
fondern von ber norbweftlichen Ede unzulänglid, die Wahl- 
urne war unverbedt, jo daß man ſchließlich die durch 
Größe und Papier unterjheidbaren Zettel genau Au u 
fonnte. Im Wahllofal Hielt ein anweſender Fabrildi 
dem Wahlvorftand und allen, die e8 Hören mußten, eine 
Rede über Rübenprämien. 

Beweis: Paſtor Richter in Heidersborf und 
Kohlenhändler Karl Kirdyner ebenda. 


Nah alledem wird gebeten 


„bie Wahl des Bauergutsbefipers Rother für ums 
giltig zu erflären.” — 


Ergebenft 


Herrmann Ehriftiani 
Nitol Sir. 28/2911. 


Verhläffe der Remmiffen. 


ig die Deffentlichkeit der Wahlhandlung ausgeſchloſſen 
abe, und erklärte deshalb die Kommiffion dieſen Proteſt— 
punkt für unerheblich. 


Bu VI gilfer 6. Da in Heibersborf — vergl. oben 
zu V Biffer 3 — aud andere Gefepwibrigfeiten vorge: 
AR fein follen, jo erjchien ber Kommiffion auch über 
biefen Proteftpunft, ſoweit er für das Ergebnif der Wahl 
erheblich jein fann, die Beweiserhebung geboten. 

Sie beſchloß daher: 

a) den Schloſſer Auguſt Kirchner in Heibersdorf 
eidlih darüber vernehmen zu lafjen, ob entgegen 
dem $. 12 Abſatz 3 des Wahlreglements ber Wahl: 
vorjteher zeitweife bie Wahlhandlung verlafien 
habe, ohne ein anderes Mitglied des Wahlvor- 
ftandes mit feiner Vertretung beauftragt zu haben; 

b) den Paſtor Richter in Heidersborf und Kohlen— 
händler Karl Kirchner daſelbſt darüber eidlich 
vernehmen zu laſſen, ob ber Wahltifch nicht von 
allen Seiten zugänglid und die Wahlurne unver: 
deckt geweſen jei. 

Ueber beide Punkte unter a und b foll auch der 
Bahlvorjteher Rittergutsbefiger v. Reisner nicht 
eiblidy gehört werben. 

Dagegen eracdhtete die Kommiſſion die angebliche „Rebe“ 
eines anmejenden Fabrikdirektors über Rübenprämien für 
irrelevant, weil ber Zuſammenhang berjelben mit dem Wahl- 
refultat nicht erſichtlich fei. 


Nah diefen Beſchlüſſen fann die Gültigkeit der Wahl 
bes Abgeordneten Rother erſt dann feſtgeſtellt werben, 
wenn bem Reichstage die Ergebnifje ber beſchloſſenen Be— 


weisaufnahme mitgetheilt find. 


Die Bahlprüfungs:Kommiffion beantragt daher: 
Der Reichstag wolle beichlieken: 


1. die Beihlußfaffung über die Gültigkeit 
ber Wahl des Abgeorbnneten Rother aus— 


zuſetzen; 
2. den 
durch 


und 3, II 


errn Reichskanzler zu erſuchen, 
ermittelung der Königlich Preußi— 
ſchen Regierung 
den dr — Ziffer 2, I 


der zu 


ie Erh er 3 = 
iffer 


V Biffer 1, V Biffer 3, 7, 8, 


9, 10, 11, 13, VI giffer 2 und 6 be: 
ihlofjenen Beweife zu veranlafjen und 
dem Reihstage dann das Ergebnif mit» 


autheilen. 


Berlin, den 18. März 1896, 


Die Wahlprüfungs-fommiffion. 


—— = na 


Dr. Schneider, Serie vorn 


Brandenburg. 


d . Holl R 
Sinc ef , Hr ang. D Dr. Stephan (Beuthen). 


mieder. dv. Sch 


Dr. v. Marquardſen. 


lat 
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Anlage. 
Wahl: Aufruf! 


Wähler! 


Am 6. Mai, dem Geburtstage unferes jungen Kron— 
pringen, ift der Reichstag aufgelöft worden, weil die Mehr: 
heit beffelben der Regierung diejenigen Mittel verweigert 
hat, welche unbedingt notwendig find, um unfer teueres 
deutfches Vaterland jo wehrhaft zu machen, wie die Lage 
befielben zwijchen unferen Gegnem von Dit und Weit, und 
bie gewaltigen Anftrengungen berfelben auf militärifchem 
Gebiet dies erfordern. 

Der Bund der Landwirte, die fonfervative und bie 
deutſch⸗ſoziale Bartei in dem Wahlkreife Ohlau-Strehlen- 
Nimptf gr fi) deshalb vereinigt, um ben Kampf, 
welcher heißer denn je entbrennen wird, mit vereinten 
Kräften zu führen. 

Unfere Gegner find 1. die Sozialdemakraten und 2. bie 
beutichfreifinnige Partei jeglicher Richtung. Erftere ent: 
falten offen die Fahne der Revolution. Sie erftreben ben 
Umfturz der gejamten bürgerlichen Geſellſchaft und wollen 
auf den Trümmern verjelben einen Zufunftsftaat aufbauen, 
in welchem es feinen Gott, feinen Altar, fein Königtum, 
rn ie ne feine Ehe und Familie mehr geben 
wird. 

Die deutfchfreifinnige Partei befennt fi immer mehr 
zu den Grundſätzen der Demokratie, fie nr von jeher gegen 
bie notwendige Berftärfung der preußiichen und beufichen 
Heeresmacht gefämpft und fi) damit von ben großartigen 
nationalen Errungenſchaften ber legten dreißig Jahre aus- 
geſchloſſen. Sie erftrebt offen die verfaffungswidrige Allein- 
herrichaft des Parlamentes. Sie vertritt nur die Intereffen 
der Börfe und bes großen mobilen Kapitales. Sie hat 
alle gejeßgeberifhen Maßnahmen aufs Heftigfte bekämpft, 
welche darauf gerichtet find, bie Wohlfahrt bes Mittel 
ftandes und damit des gejamten Baterlandes zu heben und 
zu kräftigen. 

Um im Trüben zu fiſchen, haben beide feindliche Bars 
teien, unter Verneinung der gegebenen göttlichen Ordnung 
und unter Verfennung ber gejhichtlihen Grundlagen bes 
Staatölebens, jtet3 die verwerflichften Mittel angewandt, 
um bie Bevölferungsflaflen gegen einander aufzuhegen; 
die bejtehende Intereſſengemeinſchaft zwiſchen bem großen 
und Kleinen Grunbbefiß, zwijchen Arbeitgeber und Arbeit 
nehmer, zwiſchen Herridhaft und Gefinde, ohne welde ein 
friedliches Gedeihen der Wohlfahrt des Landes nicht denk— 
bar ift, fuchen fie nach Kräften zu untergraben. 

Bon dem, gegenüber der erbrüdenden Konkurrenz bes 
billiger produzierenden Auslandes, notwendigen Zollſchutz 
für Landwirtichaft und Induftrie wollen fie nichts wiſſen. 
Die Drganijation, jowie alle Gejege zur Hebung bes 
Handwerkerjtandes find ihnen ein Dom ım Auge. 

Die notwendige Einſchränkung ber Gewerbefreiheit 
dur die Einführung des von den Handwerkern bringend 
—— Befahigungsnachweiſes befämpfen fie aufs 
äußerſte. 

Durch ihre Abſtimmungen gegen das Wuchergeſetz und 
gegen die Verſchärfung deilelben haben fie bewiejen, daß 
fie nad) wie vor den wirtihaftlih Schwäderen, ben Uner— 
— und Nothleidenden der Ausbeutung durch gemiffen- 
Ioje Spekulanten und Wucherer preisgeben wollen. 

Wähler! Einem Kandidaten diefer Parteien könnt 
und werdet Ihr Eure Stimme nicht geben! 

Unjer Mann ift Einer aus Eurer Mitte, der, jeit Jahren 
im praftijchen Leben ftehend alle Eure Bebürfniffe und 
Nöte kennt; ein Mann von reicher Lebenserfahrung, von 
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einfachen ſchlichten Sinn, ein treuer Patriot, ein guter 
Eprift. 
Es ift ber 
Bauerngut3befiger Robert Rother in Saegen 
bei Strehlen. 

Noch niemals feit Beitehen des Deutichen Reiches war 
bie Wahlpflicht eine ernftere als jetzt. Darum thut alle 
Eure Schuldigfeit! Tretet am 15. Juni Mann für Mann 
zur Wahlurne und verhelft unferem Kandidaten zu einem 
glänzenden Siege! 


Auf zur Wahl! Mit Gott für Kaifer und Reich! 


Für die Borftände des Bundes der Landwirte, der Kouſer⸗ 
vativen und der Deutſchſozialen Partei im Wahlkreife Ohlan- 
Strehlen ⸗Nimiptſch. 


Graf Zedlitz-Trützſchler-Petrilau. TH Hoffmann— 
Groß⸗Kniegnitz. v. Reisner-Heidersdorf. * s⸗Neudorf. 
Seydel-Karſchau. Buhl-Groß-Tinz. Schoelzel-Ruſch- 
lowitz. Wittwer⸗Prauß. v. Stegmann-Stachau. 
v. Richt hofen-Petersdorf. Stephan-Ober-Johnsdorf. 
v. Hancke Kunsdorf. Kattner-Nimptſch. Zirpel-Nimpiſch. 
Bernhardt-Nimptſch. Kappler-Gollſchau. Gabriel— 
Quanzendorf. v. Stegmann-Stein auf Stein. Stein— 
Kochern. v. Eicke-Marſchwiß. Kleinmichel-Frauenheim. 
Steiff-Würben. Damzog-Beckern. Kuppi— — 
W. Schröter-Groß Peisferau. Graf Sauerma-Kariſch. 
F. Hungar-Wäldchen. O. Vogel-Kuſchlau. Zirpel— 
Sieinlirche. Ulm-Strehlen. v. Luck-Ottwiß. 


Nr. 235, 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Auer. 


Zweiter Bericht über die Wahl des Abgeoroneten 
Münd-Ferber im erften Wahlfreife des 
Regierungsbezirts Oberfranken. 


Der Reichstag beihlok in feiner Sikung vom freitag, 
3. Mai 1895, entſprechend dem Untrage der Wahlprüfungs- 
Kommiffion: 

I. die Wahl des Abgeordneten Münch-Ferber im 
erften Wahlkreife der Negierungsbezirfs Oberfranken 
für gültig zu erllären; 
ben Herrn Neichsfanzler zu erfuchen, durch Ber: 
mittelung ber Königlich bayeriichen Regierung bie 
zu 1, 3, 4 und 6 beſchloſſenen Erhebungen zu vers 
anlaffen und das Ergebniß derfelben dem Reichstage 
zugehen laffen zu wollen. 

Die Erhebungen en inzwifchen ftattgefunden und 
folgendes Ergebnik gehabt: 

Im Proteft heißt es: Zu 1: 

In dem Drte — ſollte am Samftag den 

24. Juni, alfo unmittelbar vor ber Wahl eine Mäpler- 

verfammlung für die Orte Oberprer, Prex und Regnig- 

lofau ftattfinden. Zu diefer Verfammlung hatte das 

Bezirksamt vg = zwei Gendarmen entjendet mit 

dem Befehl den Referenten, weil berfelbe erft 24 Jahre 

alt ift nicht ſprechen zu laffen und ihn eventuell 
zu verhaften. Die Wählerverfammlung war dadurch 
vereitelt. 

Zeuge: Joh. Degel Gaftwirt in Operprex. 

Die Kommiffton beſchloß zu diefem Punkte Erhebungen, 
und zwar durch amtliche Auskunft jeitens des Bezirfsamtes 
Rehau und durch eidliche Vernehmung des im Broteft ge 
nannten Zeugen. 


ll. 


178 
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Die erbetene amtliche Auskunft ift erfolgt. Das bies- 
bezüglidhe Aktenjtüd befindet fi bei dem Akten und hat 


folgenden Wortlaut: 
Rehau, den 30. Zuni 1893. 
Der Vorſtand bes Löniglihen Bezirksamtes Rehau. 


An 
das königliche Regierungspräfidium 
von Oberfranken in Bayreuth. 
Betreff: Wochenbericht. 

Die rien gie haben im Bezirke im Allge 
meinen ruhigen Verlauf genommen. 

Die überaus heftigen und aufdringlichen Wahlagitationen 
und bas freche Gebahren auswärtiger fozialdemokratifcher 
Agenten in und vor mehreren Wahllotalen ließen Störungen 
und Exceſſe befürchten. 

Enlſprechende Borkehrungsmaßnahmen waren getroffen. 

Für Samftag vor der Stichwahl war wiederholte 
fozialdemofratiihe Wählerverfammlung in der Drtichaft 
Oberprer angelündigt, wofelbft der Agitator Stüdlen aus 


Hof ſprechen ſollte. 
a dieſer nach telegraphiſcher Mittheilung des Ma— 
iſtrats Hof, weil noch nicht 25 Jahre alt, nicht wahl- 


immberecdhtigt ift, habe ich die Gendarmerieftation Regnitz— 

lofau mit —— verſehen, demſelben die Betheiligung 

an der Verſammlung und insbeſondere an der angekündigten 

Referaterſtattung zu unterſagen, im Renitenzfalle aber durch 

— — und Abführung ſolche Betheiligung unmöglich 
machen. 

p. Stücklen fügte ſich allerdings unter Proteſterhebung 
dieſer Maßnahme, welche ich im Hinblick auf $ 17 bes 
Reichstagswahlgeſetzes, wornach lediglich den Wahlberechtigten 
das Recht zugeſprochen iſt, zum Betriebe der Wahlange- 
legenheiten Vereine zu bilden und öffentliche Verſammlungen 
zu veranſtalten, für geſetzlich begründet erachtete. 

Ueberdieß war die Verſammlung ſo wenig beſucht, 
daß die in geringer Anzahl erſchienenen gewöhnlichen Wirth- 
Ihaftsgäfte im Schenkzimmer verblieben, ohne von dem 
zur Berfügung geftellten Wirthſchaftsſaale Gebrauch zu machen, 

Gehorjamft! 
Der Lönigl. Bezirksamtmann. gez. Scherber. 
Zur Beglaubigung. 
Nehau, den 1. Juni 1895. 
5* Bezirksamt. 
(L. 8.) Scherber. 

Der im Proteſte benannte Zeuge Gaftwirth Heinrich 
(nit Johann) Degel in Oberprer konnte nicht vernom— 
men werden, weil berfelbe nach bei den Alten befindlicher 
Auskunft des Bürgermeifterd von Prex feit 1!/, Jahren 
bettlägerig und fein körperlicher wie zeitweife aud) geiftiger 
Zuftand ein folder ift, daß eine Vernehmung nicht möglich. 

Die amtliche Auskunft des Bezirlsamtes Rehau be— 
ftätigt die Proteftangabe. Die Kommilfion Hält, entiprechend 
ihrem früheren Beichluffe, dem aud das Plenum bei— 

etreten ift, die Auffaffung des Bezirfsamtes von Nehau 

Fir re Wie bereits im erften Berichte hervorge— 
hoben ift, fand die Beftimmung in $. 17 des Reihswahl: 
gefeßes vom 31. Mai 1869, wonach den Mahlberedtigten 
das Recht zugefihert wird, „zum Betrieb der den Reichs— 
tag betreffenden Wahlangelegenheiten Bereine zu bilden 
und im geichloffenen Räumen unbewaffnet öffentliche Ver— 
fammlungen zu veranftalten,” ausſchließlich um deswillen 
in das Geſetz Aufnahme, um den Wählern jener Bundes: 
ftaaten, welche nicht im Beſitze eines Vereins: und Ber: 
fammlungsredhtes find, die Möglichkeit der Bereinsbilbung 
und des Verfammelns zu Wahlzwecken zu geben. 

Im Uebrigen läßt die Beitimmung des Reichsgeſetzes 
die Beftimmungen der Landesgejege über das Vereins— 
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und Verfammlungsmweien unberührt. Das bayerifche 
Bereind: und Verfammlungsgejeß beichränft den Zutritt nur 
u ben politifhen Vereinsverfammlungen infofern, als es 
Tinderjährige und Frauen ausfchliekt. Eine Beitimmung, daß 
nur Wahlberechtigte zu öffentlihen Verſammlungen Zutritt 
u. dürfen, befindet ſich im — Geſetz nirgends. 
ine ſolche Einſchränkung kann aber auch nicht aus dem 
8. 17 des Reichswahlgeſetzes vom 31. Mai 1869 entnom— 
men werden, da mit dieſer Beſtimmung, wie bereits hervor— 
ehoben, nur für jene Wähler eine Vereins- und Ver— 
amlungsmöglichteit geihaffen werben jollte, die bis 
dahin einer ſolchen Möglichkeit entbehrten. 


Zu 3. 

Der Proteft behauptet: 

Im Wahllokal zu Schönwald nahm der bortige 

Förfter Kant mit dem Dienfigewehr bewaffnet Pla 

und revibirte ebenfalls im Wahllofal die Stimmzettel 

ber von Arnimſchen Arbeiter und gab benjelben 
falls fie anders lautende Zettel hatten nationalliberale. 

Die unfererjeit3 dorthin beorderten Arbeiter find blutig 

gejchlagen worden und wurden gezwungen nachdem 

no ein Forſtbeamter auf fie das Gewehr angelegt 
hatte den Drt zu verlafjen, fonnten aljo demnad) 
von ihrem Recht die Wahlhandlung zu überwachen 
feinen Gebraudy machen. 
Zeugen: 1. Mar Dittrih Maler Schönwald 
2. Gottfried Mergner gr Leimitzerſtraße 7 
3. Johann Wiefel Hof. Fabrilzeile 27 

Die Kommiffion ſah in den Hier behaupteten Vor— 
gängen, wenn richtig, eine grobe Vergewaltigung ber in 
Drage kommenden Wähler und der in Ausübung beredhtigter 

ablagitation begriffenen ſozialdemokratiſchen Arbeiter und 
beſchloß deshalb Erhebungen, und zwar durch eidliche 
Vernehmung ber im Broich genannten Zeugen und burdh 
uneidliche Vernehmung des Wahlvorjtandes und bes 
Förſters Kant. 
Die vernommenen Zeugen haben wie folgt ausgejagt: 
MWebereiarbeiter Gottfried Mergner, eidlich: 
„Um Tage der Stihmwahl zur Reichstagswahl im 
I. oberfräntifhen Wahltreife — es mird dies ber 
26. Zuni 1893 gemeien fein — ging id auf Veran— 
lafjung der —— bes Vereines zur Erzielung 
voltsthümliher Wahlen dahier Vormittags mit dem 
inzwifchen verftorbenen Nadler —** Wiefel nach 
Schönwald, um dort ſozialdemokratiſche Stimmzettel zu 
a und ben Berlauf des Wahlgeſchäftes zu über- 
mwadıen. Gegen °/, 1 Uhr Nadjmittags begab ich mich 
mit Wiefel zum Wahllofale, das im Schulhaufe über 
1 Treppe eingerichtet worben war. Vor bem Schulhaufe 
ftanden ein Forſtbeamter mit einem Gewehre und noch 
weitere ſechs Perſonen. 

Von dieſen wurde meine Frage, ob der Zutritt 
zum Wahllokale geſtattet ſei, bejaht. Ich nahm ſodann 
mit Wiefel im Wahllokale ſelbſt Plap. 

Nah etwa °/, Stunden entfernte ſich Wiefel, und 
als er nach etwa weiteren * Stunden wiederfam, fagte 
er zu mir, in der Wirtihaft, in der er eben war, habe 
er beinahe Prügel befonmen, weil wir Hofer agitiren 
wollten, ich folle nunmehr in die Wirthichaft fommen. 

Blei darauf lamen etwa fünf Mann, die vorher 
im Wahllofale anmwejend waren und Zurz nach Wiefel 
dasſelbe verlafjen hatten, wieder in das Wahllofal zurüd, 
wobei mehrere riefen: „Naus mit den Agitirern von 
Hof, die brauchen wir nicht, wir find felbft Herr für uns!“ 

Wiefel und ich ftanden auf, um das Wahllofal zu 
verlafjen. Wiefel ging voraus, wurde auf der jteinernen 
Treppe von etwa vierzehn Mann, unter denen fich zwei 
Forſtbedienſtete befanden, gepadt, emporgehoben und von 
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ichs Mann die Treppe hinabgetragen. In ber Haus: 
flur wurde er von diefen mit joldher Gewalt gegen eine 
Stallthüre geworfen, daß die Thüre aufiprang und 
Wiefel durch diefe in den Stall fie 

Sch felbft war Wiefel gefolgt, wurde aber von vier 
Mann auf der Treppe feitgehalten, worauf dann Dies 
jenigen, die Wiefel hinabgeſchafft hatten, zurüdfamen, 
auch mich padten, und mit Gewalt die Treppe hinab 
bis zur Hausthüre brachten, an der ich mich feithielt, 
wobei ih bat, mich Ioszulafien, da id doch Niemanden 
etwas geihan habe. Während id) mid an der Haus— 
thüre fejthielt, verfegte mir der jüngere der beiden Forſt— 
bedienfteten mit dem Gewehrkolben einen Schlag auf 
den Kopf, infolge defjen ich eine bedeutende Verlegung 
am Kopfe erlitt, die jegt noch in Zwiſchenräumen von 
14 Tagen bis 3 Wochen aufbricht. 

Infolge des Schlages und einiger Stöße, die mir 
von rüdwärts verjegt worden find, mußte id) die Haus- 
thüre loslaflen und ftürzte über die Haustreppe hinab. 
Hut und Schirm wurde mir nadhgeworfen. Ah nahm 
diefe Gegenftände an mid) und ging zu dem Chauſſee— 
graben an der Straße, um dort meine blutende Wunde 
auszuwaſchen. 

Da ſchrie mir auf der Straße in einer Entfernung 
von etwa 30 Meter der jüngere Forſtbedienſtete nach, 
ih ſolle machen, daß ich weiter komme, ſonſt ſchieße er 
mich noch über den Haufen. Dabei legte er mit dem 
Gewehre auf mich an. Ich hörte num rufen, Kant, laß 
das jein, das könnte übel ausgehen ober üble ee 
bringen. Ich bin dann ausgeriffen und holte MWiefel, 
der ſich ſchon vorher geflüchtet hatte, etwa !/; Stunde 
hinter Schönwalb ein. 

Unrichtig iſt es, daß im Wahllofale zu Schönwald 
ein Förſter mit dem Dienftgewehr bewaffnet, Plaß ges 
nommen hatte. Richtig ift aber, daß der jüngere FForfts 
bedienftete, der mir päter mit Erſchießen drohte, bie 
Stimmzettel der v. Arnim'ſchen Arbeiter durchſah und 
die Zettel, wenn fie ihm nicht paßten, beijeite warf, 
worauf er ihnen anbere gab. 

Sein — hatte ber Förſter vor dem Wahls 


Iofale an ben Tiſch gelehnt, auf dem die Stimmzettel lagen.” 
Maler Mar Dittrich, Haida, eidlich: 
Protofoll, 
aufgenommen bei dem k.k. Bezirkö-Gerichte Haida am 
13. Juli 1895. 
Veranlafjung ift die Einvernahme des Mar Dittrich). 
Gegenwärtige: 


Unterfuchungsrichter: k. k. Gerichtsadjunft R. Prinke. 
Brotofollführer: Hermann Gürtler. 
Stunde des Beginnes: 8'/, Uhr V. M. 

Der Zeuge wurde gemäß $. 165 St. P. D. ermahnt, 
daß er auf bie an ihn zu richtenden fragen nad) feinem 
beiten Wifjen und Gewilfen die reine Wahrheit anzu— 
geben, nichts zu verjchweigen und feine Ausjage jo ab— 
zulegen habe, daß er fie erforberlichenfalls eidlich bes 
kräftigen könne, hiernach wird ber Zeuge nad) ſtattge— 
habter Eides- und Meineidserinnerung vorſchriftsmäßig 
beeidet und abgehört wie folgt: 

Er antwortete auf die allgemeinen Fragen: Vor— 
und Zunahme: Mar Dittrich. — Alter: 22 Jahre. — 
Geburtsort: Hauswalde. — Neligion: evangeliih. — 
Stand: ledig. — Beihhäftigung: Maler. — Wohnort: 
Schweika. 

I. Nach Frageſtellung. 

ad I. Vom 15. Jänner 1893 bis 15. Jänner 1894 
war id) bei Jan Müller in Schönwald als Malergehilfe 
beſchaͤftigt. 


i 
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Am 15. Jänner 1894 ging id von Schönwald nad) 
Hauswald zu meinen Eltern und trat dann in Radeberg 
wieber als Malergehilfe in Arbeit. 

Am 26. Juni 1894*) war ih fo in Fürſienberg in 
Arbeit und kann jomit von den Neichsjtihwahlen in 
Schönwald nicht zugegen gewejen jein und von benjelben 
feine Kenntniß haben. 

Id habe vor dem 15. Jänner 1894 in Schönwald 
erzählen gehört, daß bei den, im Jahre 1893 ftattges 
fundenen Reidhsrathswahlen in Schönwald Krawalle und 
Schlägerei zwiihen den bajelbjt anmwejenden Arbeitern 
ftattgefunden haben follen; ich war aber bei dieſer Wahl 
nicht zugegen und kann jomit aus eigener Wahrnehmung 
nichts angeben. 

Nach Borlefung genehmigt. 

Mar Dittrich. 

Geichloffen und gefertigt. 

Printe, H. Gürtler. 
Der Zeuge Johann Wiefel, Hof, konnte nicht ver- 
nommen werben, da derjelbe laut bei den Alten befindlichen 
Schreibens des MagijtratS der Stadt Hof vom 29. Mai 
1895 am 1. Dftober 1893 in Hof verftorben ift. 
Delonom Johann Zapf, Wahlvorſtand in Schön- 
wald, uneiblid: 
„Ich habe bei der Reihstagsftihwahl am 26. Juni 
1893 als Wahlvorftand fungirt. Ih habe dabei von 
den mir vorgehaltenen Vorkommniſſen nichts wahr: 
enommen, namentlich aljo auch nicht gejehen, daß der 
örer Kant eine Revifion der Wahlftimmzettel ber 

rnim'ſchen Arbeiter vorgenommen, benfelben die ihm 
nicht genehmen Stimmzettel abgenommen und durd) andere 
erjept habe. 

Sch kann mich auch nicht erinnern, daß der Förſter 
Kant mit einem Sciefgewehr bewaffnet in das Wahl- 
lofal gekommen und längere Beit bortjelbjt vermweilt 
babe. Ebenfomwenig fann ich darüber etwas ausfagen, 
dab die fozialdemofratifhen, von Hof hergefommenen 
Agitatoren geſchlagen worden feien. Im Wahllofal felber, 
woſelbſt ic) firengitens Drdnung und Ruhe geboten hatte, 
war biejes ficherlich nicht geichehen, möglich iſt es, daß 
biefes außerhalb des Wahllofales gejchehen iſt.“ 

Förſter Philipp Kant, uneidlid: 

„Ih bin Nahmittags am Tage der Stihwahl vom 
Walde her in das Wahllofal —— bin dortſelbſt 
längere Zeit nicht anweſend geblieben, namentlich nicht 
bewaffnet mit einem Dienſtgewehr, das ich unten im 
Hausplape hatte ftehen laſſen, jondern habe das Lokal 
jofort wieder verlaffen, nachdem ich meinen Stimmzettel 
abgegeben hatte. 

Der Angabe, als hätte ich die Stimmzettel der 
von Arnim’ Urbeiter revidirt und ausgemwechielt, 
muß id) als unwahr widerjprechen. Dieſe Arbeiter Haben 
fowohl vor mir als nach mir ihre Wahlzettel abgegeben, 
ohne daß ih auf ihre Stimmabgabe einwirken konnte 
noch wollte. Nahdem ic das Wahllofal verlafien Hatte, 
begab ih mich in die Wegert'ſche Gaftwirthichaft, wos 
jelbft ich allerdings merkte, dab ſich zwiſchen den von 
Hof hergelommenen Leuten, welde is ziemlich frech 
verhielten und den anmwejenden Wählern eine Neiberei 
zu entipinnen anfing; eine förmlidhe Schlägerei hatte es 
aber da noch nicht gegeben, dieſe müßte erft nad 
meinem Meggange aus der Wegert'ihen Gaſtwirthſchaft 
entftanden jein. 

Bon einem zweiten Forſtbeamten, weldyer das Ger 
wehr auf bieje Hofer Leute angelegt haben jollte, ift mir 
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nicht das Mindefte befannt. Weiter weiß ich ſachdienliches 
nicht anzugeben.“ 

Durd die Erhebungen ift feftgeftellt, daß die Behaup- 
tung des Proteftes, der dortige —* Kant er mit 
dem Dienftgewehr bewaffnet Pla in dem Wahllofal ge 
nommen, nicht begründet if. Was die Kontrole der Stimme 
zettel der Arnim'ſchen Wähler durch den Förſter Kant 
betrifft, jo wird dieje durch den eiblich vernommenen Zeugen 
Mergner —— während Kant es beſtreitet. Wo 
dieſe Kontrole ftattgefunden Haben fol, ergiebt ſich auch aus 
der Mergner'ſchen Ausjage nit. Da aber der Wahl: 
vorfteher Zapf beftreitet, da im Wahllofal eine joldye 
Kontrole ftattgefunden Hat, jo wird wohl die Annahme zu= 
treffen, daß der Vorgang fih vor dem Wahllofal abge- 
ipielt hat. Mit diefem Ergebniß erachtet die Kommilfion 
—— erſten Theil ber Angaben des PVroteſtpunktes für 
erledigt. 

Mas dagegen die Mikhandlung der zur Wahlfontrole 
anmejenden Arbeiter beirifft, fo ift Diefe durch das Ergeb» 
niß der Beugenvernehmung feitgeftelt. Da die Mißhand— 
lungen aber außerhalb bes Wahllofals vor fih gegangen 
find, jo laffen fih im gegebenen Falle daraus Schlüffe 
für die Kommiffion nicht ziehen. Es war Sache der Miß— 
hanbelten auf dem Klagewege vorzugehen. 


Zu 4. 
Diefer Proteſtpunkt Tautet: 
In Geroldsgrün wurden die Urbeiter der bor= 
tigen Bleiftiftfabrit von fFaber vor dem Gange zur 
Wahl in einem Saale der Fabrik verfammelt und 
mit nationalliberalen Stimmzetteln verfehen gruppen 
weile an die Wahlurne geführt. Ein Austaufchen 
ber Stimmzettel war den Leuten infolge ber Webers 
wadhung nicht möglid). 
Zeuge: Oelſchlegel, Wagner in Geroldsgrün. 
Die Kommilfion jah in der hier behaupteten Kontrole 
der Wähler eventuell eine Verlegung des Wahlgeheimniffes 
und beſchloß Erhebungen durch eidliche Vernehmung ber 
im Protejt genannten Beugen. 

Der Zeuge Auguſt Delſchlegel in Geroldsgrün be— 
fundet unter Eid: 

„Davon daß in Geroldsgrün am Tage der Haupt« 
wahl zum Reichstage vom 15. Juni 1893 oder am Tage 
der Stihwahl vom 26. desſ. Mis. die Arbeiter der bor= 
tigen Bleiftiftfabrif von fFaber vor dem Gange zur Wahl 
in einem Saale der Fabrik verfammelt und mit national« 
liberalen Stimmzetteln verjehen gruppenmweife an bie 
Wahlurne geführt worden wären, jo daß ein Austaufchen 
der Stimmzettel den Leuten in Folge der Ueberwachung 
nicht möglich gewejen wäre, weiß id aus perjönlicher 
Wahrnehmung nichts, und kann aud nichts willen, ba 
ih ja in der Fabrik nichts zu thun Hatte und daher 
dortige Vorgänge nicht beobadhten konnte. Was ich in 
der Beziehung weiß und worüber ich mid) im Wirts« 
hauſe jchimpfend geäußert habe, weiß ich vom Hören- 
jagen; geſehen habe ich ja wohl, wie auch alle anderen 
Leute es jehen konnten, daß die Arbeiter der genannten 
— an genannten Wahltagen gruppenweiſe mit ihren 

orarbeitern zum Wahllofale im Wunderlich'ſchen Gaft- 
haufe gingen. Gehört Habe id) auch, daß die Arbeiter 
der Faber ſchen Fabrik mit nationalliberalen Stimmzetteln 
verjehen wurden. 

Bor dem Wahllofale waren übrigens auch ber 
Hausmeifter Rod der mehrgenannten Fabrik, ſowie ein 
Herr vom —— poſtiert, welche nationalliberale 
Wahlzettel abgaben, während im Wahlausſchuſſe ſelbſt 
ber Fabrildirektor Mafer jap. 

So ift es aud richtig, daß ein Faber'ſcher Arbeiter 
auf dem Wege von ber Fabrik bis zum Wahllofale 
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und bis zur Wahlurne den ihm in ber Fabrik gegebenen 
nationalliberalen Stimmzettel nicht mehr hätte austaufchen 
tönnen, ebenfo daß er vor bem Wahllofale einen Löwen— 
fteinsBettel nicht hätte nehmen und an der Wahlurne 
hätte abgeben können, ohne daß dies jeitens der Fabrik: 
angejtellten bemerft worden wäre. 

Wenn alſo ein derartiger Arbeiter nicht ſchon früher, 
d. 5. vor ben Wahltagen mit einem focialdemofratiichen 
Wahlzettel verfehen war, war es ihm jpäter, bezw. an 
ben Wahltagen jelbft nicht leicht mehr möglich, einen 
ſocialdemokratiſchen ln in Empfang zu nehmen 
und abzugeben, ohne daß diefes der Fabrikleitung befannt 
geworben wäre." 

Der Neferent beantragt, ben Protefipunft durch Die 
Ausfage des Zeugen Delſchlegel im Wejentlidhen für be 
flätigt zu erachten. Wenn der Zeuge auch erft ausjagt, 
daß er fein Wiſſen nur vom Hörenfagen hat, jo foll ſich 
dies body erfidhtlih nur auf die Vorgänge in ben ges 
ſchloſſenen Fabrikräumen beziehen. Das * der 
Arbeiter zum Wahllokal durch die Vorarbeiter, das Aus— 
theilen nationalliberaler Stimmzettel und die Kontrole der 
Arbeiter bis zum Wahllofal und in daſſelbe u wo 
der Herr Fabrikdireltor im Wahlausihuk ſaß, beftätigt 
ber Zeuge aus eigenem Anſehen. Es fei deshalb, wie in 
allen früheren gleich gelagerten Fällen, auch biefer Vor— 
gang für unftatthaft zu erflären. 

Vom SKorreferenten wurde dagegen hervorgehoben, 
daß die Ausfage des Zeugen Delſchlegel zu unbejtimmt 
fei und auf Hörenfagen geftüßt, um darauf hin ein Urtheil 
abzugeben. Der Zeuge befunde zwar feine Anfidht, daß 
eine widerrechtliche Kontrole ftattgefunden habe, aber ſchlüſſige 
Thatfahen eigener Wahrnehmung wiſſe er dafür nicht 
anzugeben. Bei der Abftimmung lehnte die Kommilfion 
mit 5 gegen 5 Stimmen ben Antrag des Referenten ab. 


Zu 6. 
Diefer Proteftpunft Iautet: 

Sn Selb find Die ſozialdemokratiſchen Zettelver- 
teiler in dem als Wahllofal benüßten Schulhauje 
zur Treppe hinuntergeworfen worden woran fid) be= 
jonders ein Organ ber Behörde, ber Polizeiſoldat 
Bergmann beteiligte und find die Wetreffenden ſomit 
am Verteilen der Stimmzettel verhindert worben. 

Zeugen: 1. Heinridy Werner Maler in Selb. 
2. Zohann Stühler Hof Ditoftraße 16. 

Die Kommiffion nn bie bier behauptete gewaltiame 
Entfernung der fozialdemofratiihen Stimmzettelvertheiler 
und deren Behinderung in der gejeglich erlaubten Agitation 
durch den Polizeibeamten Bergmann für unzuläfjig und 
beihloß deshalb Erhebungen durch eidlihe Vernehmung 
der genannten Zeugen und uneiblihe Vernehmung des 
RVolizeifoldaten Bergmann. 

Die Ausjagen der vernommenen Zeugen lauten: 

Heinrih Werner in Oberfopau, eidlich: 

„Am Tage ber Stihmwahl zur legten Neichstags- 
wahl in Selb famen drei vom ſocialdemokratiſchen Wahl- 
fomite in Hof zur Ueberwachung ber Wahl in Selb ab- 
—— Perſonen, von welchen einer Stieler hieß, die 

amen der beiden anderen weiß ich nicht mehr, zu mir, 
bamit ich ihnen Auskunft gebe. Ich begab mid; zunächft 
mit zwei berfelben in das MWahllofal im Rathaus, wo 
fie auch anftandslos zugelaffen wurden. Dann ging ich 
mit der britten, dem Namen nach mir unbefannten Perſon 
in das Wahllofal Selb Il und wies dieſelbe in das über 
einer Stiege befindliche Wahllokal, während ich ſelbſt vor 
bem Hofe behufs Bettelverteilung ftehen blieb. Ich hörte 
fofort oben heftiges Streiten, worauf nad) einiger Beil 
mein Begleiter wieber herunterfam und mir mitteilte, daß er 
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nicht zugelafjen werde. Hierauf gingen wir zufammen 
wieder auf das Rathaus und holte ich den bei der Wahl- 


ume fißenden Schneider p. Stieler, wohnhaft in Hof | 


und teilte ihm das Gejchehene mit. 

Mein bisheriger Begleiter nahm bie Stelle bes 
p. Stieler bei der Wahlume ein, während ber Ießtere 
mit mir in das Schulhaus zurüdging. Dort ging bers 
jelbe allein in das Wahllofal im erften Stod hinauf, 
Ih und die dritte von Hof gefommene Berfon, die gleich- 
falls vom Rathauſe mit zum Sculhaufe gegangen war, 
blieben vor dem Schulhore ftehen. 

Kaum war Stieler oben angelommen, fo hörte man 
ein Lärmen und barauf ein Gepolter im Stiegenhaus 
(lies) Hausflur, worauf Stieler mit blutender Hand 
berausfam und uns mitteilte, baß er bie Stiege herunter: 
geworfen worden fei. Er jagte auch damals, daß ein 
any bei dem Hinunterwerfen fi) beteiligt habe. 
Ih jelbft jah einen Schugmann nicht. Ich felbft bin 
nit an ber Berteilung von Stimmzetteln verhindert 
worben und ift mir dies aud anderweitig nicht befannt. 
Stieler und die andere im Wahllofal Schulhaus II 
zurückgewieſene Perſon wollten feine Stimmzettel ver- 
teilen, jondern nur bie Wahl überwachen. Diejelben 
waren auch feine Reichstagswähler in Selb.“ 

Scneibermeifter Joh. Stühler, Hof, eiblid: 

„Auf Grund einer Beiprehung der Mitglieder bes 
Bee 6 ur Erzielung vollsthümlidher Wahlen im 
Wahlkreiſe © bie einige Tage vor der Stihmwahl für 
die Reichstagswahl Ende Juni 1893 ftattfand, begab 
ih mid am Tage ber Stihmwahl Mittags mit dem 
Schneider Mohr, der zurzeit Soldat beim fol. bayerl. 
7. Infanterie-Regiment in Bayreuth ift, und einem Schuh: 
mader, deſſen Name mir augenblidlich nicht beifällt, 
nad) Selb, um dort das Wahlgeichäft zu beobachten 
und ſozialdemokratiſche Stimmzettel zu vertheilen. 

Ih ging zuerſt in das Wahllofal im Rathhaufe, 
wo mir der Zutritt zum Wahllofale in feiner Weiſe 
verwehrt worben ift, während ir und ber Schuh: 
macher das Wahllofal im Schulhaufe aufjuchten. 

Nah etwa 2 Stunden löfte mid) Mohr ab und 
theilte mir mit, ihm fei der Zutritt zum Wahllofale ver- 
weigert worden. Daraufhin ging ih in bas über 
1 Treppe im Schulhaufe zum Wahllofale eingerichtete 
Schulzimmer. Kaum Hatte ich die Thüre geöffnet, jo 
wurde mir von dem Tiſche aus, an dem der Wahlaus- 
ſchuß Pla genommen hatte und auf dem die Wahlurne 
ſtand, entgegengerufen: „Naus, Ihr Höfer braucht das 
Agitiren Heiber tw Nah diejer Aeußerung erfaßte mid) 
»* ber größere von den beiden im Wahllokale an— 
wejenden Schußleuten, der, wie ich meine, Bergmann 
heißt, mit einer Hand Hinten am Nodfragen und ver: 
jegte mir einen derartigen Stoß in ben Rüden, daß ich 
vorwärts die fieinerne Treppe hinabſtürzte und infolge 
des Sturzes an ber rechten Hand einige blutende Ber: 
legungen bavontrug. 

Ich wollte fofort ärztliche Hilfe in Anfpruch nehmen, 
traf aber ben Arzt, zu dem ich mid) in Selb begab, 
nicht zuhaufe an. 

Ein Malergehilfe Heinrih Werner von Selb bat 
efehen, wie mi der Schumann über bie fteinerne 
— im Schulhauſe hinabgeſtoßen hat. 

Auf Vorhalt: Meine eben abgegebene Ausſage be— 
richtige ich — daß mich der Schutzmann nicht im 
Wahllokale ſelbſt, ſondern vor der Thüre zu dieſem am 
Rockkragen packte und mich die Treppe hinabwarf. 

Er; habe nemlich auf die mir im Wahllofale zuge- 
rufene Meußerung: „Naus, Ihr Höfer braucht das 
Agitiren felber!“ biejes fofort ohne ein Wort der Er- 
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widerung verlaffen. Bor der Thüre nahm mid) dam 
fogleih der Schumann in Behandlung.” 
Polizeifoldat Georg Bergmann, Selb, uneidli: 

Bei der am 26. Juni 1893 ftattgehabten Stihmwahl 
hatten ſich —*— Wähler der verſchiedenen Partei— 
richtungen im Vorplatze des als Wahllokal beſtimmten 
alten Schulhauſes eingefunden und auf einem Tiſche 
waren die Stimmzettel für den einen oder den andern 
Kandidaten zur beliebigen Entnahme aufgelegen. 

Ich und mein Kollege, der Bolizeifoldat Beit, waren 
dorthin vom Herrn Bürgermeifter zur Aufrechthaltung 
der Ordnung beordert. 

Einige der ſozialdemokratiſchen Richtung angehörigen 
Leute aus Hof waren auch zugegen und als diefe den 
heranfommenden Wählern die Wahlzettel aufbrängen 
wollten, wurde ihnen von den übrigen anmwejenden Herrn 
bedeutet, daß dies nicht zuläffig fei und daß fie ſich vor 
dem Wahllotale zu verhalten hätten, wenn fie Wahl: 
agitation treiben wollten. 

Auf einmal ift ein junger Burſche, gleichfalls von 
Hof, die Treppe heraufgelommen und in das Wahllokal 
jelbft eingetreten, woſelbſt fich derfelbe, wie mir jpäter 
vom Wahlvorjtande erzählt wurde, in fredher Weiſe an 
den Wahltiſch placirte. 

Nah kurzer Zeit fam er wieder aus bem Wahl: 
Iofale heraus, jtolperte auf dem Vorplaße, ſchien theil- 
weiſe zu all gelommen zu fein und eilte, nachdem er 
fi raſch wieder erhoben Hatte, raſch die Treppe hin— 
unter. 

Wie mir auch jpäter erzählt wurde, war dieſer 
Burſche mit einem diden Spazierjtod nad) Art der GigerIn 
in das Bimmer eingetreten und von dem Wahlvorftande, 
nachdem er auf die an ihn geftellte frage jein Alter auf 
20 Jahre angegeben hatte, mit auch befannt, daß er 
nicht wahlberedhtigt jei, aus dem Zimmer wieder weg- 
gewieſen worden. 

Bon irgend einer Thätlichkeit meinerjeits gegen dieſen 
Burſchen kann nicht geiprocdhen werben, namentlich alſo 
habe ich benfelben die Treppe nicht hinuntergeworfen. 

Schlieglid giebt p. Bergmann an, daß der weitere 
Zeuge Heintih Werner nicht gelaben werben konnte, 
da ſich derſelbe ſchon ſeit längerer Zeit in Oberkotzau 
befindet. 

Die eye pa erachtet die Protefibehauptung durch 


die eiblihen Auslagen der Zeugen Werner und Stühler 
für erwiejen, während ben unbeeidigten Angaben des Polizei— 
joldaten Bergmann ein Gewicht nicht beigelegt werden kann. 


Es war jowohl die Ausweifung aus dem Wahllofal 


unzuläffig, wie das Vorgehen des Polizeifoldaten Berg: 
mann ben —— Tadel verdient. 


Die Kommiſſion kam demnach zu dem Beſchluſſe: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 

1. ben Beſchluß des Reihstags vom 8. Mai 
1895 durch das Ergebnif der Beweis: 
erhebung für erledigt zu eradten; 

2. ben Herrn Reichskanzler zu erjuden, 
biefen Beriht der Königlich bayeriſchen 
Regierung zur Kenntnißnahme in Bezug 
auf bie zu den Ziffern 1 und 6 gefaßten 
Beſchlüſſe zu übermeijen. 

Berlin, ben 20. März 1896. 


Die Wahlprüfungs-Hommiffion. 
dien, ſiellvertretender Vorſihender. 


han 


. dv. Schöning. Dr. 
een). Welfein. | 
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Nr. 236. 
Berichterftatter: 
Abgeorbneter Auer. 


Bericht über die Wahl des Abgeordneten Neich- 
muth im erften Wahlfreife des Großherzogthums 
Sachſen-Weimar. 


Bei der am 25. April 1895 ſtattgehabten Ergänzungs⸗ 
wahl für den Neihstag im erften Wahltreife des Groß— 
—— Sadjen-Weimar ergab die amtliche Feſtſtellung, 

aß feiner der aufgeftellten Kandidaten die abjolute Mehr: 

heit der abgegebenen Stimmen auf ſich vereinigte. 3 
mußte deshalb eine Stihwahl ftattfinden, welche auf ben 
9. Mai 1895 anberaumt wurde und bei ber die Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen auf den Landwirt Hermann 
NReihmuth in Dibersleben gefallen if. Derfelbe ift als 
gewählt proflamirt; er hat die Wahl rechtzeitig angenommen, 
und der Nachweis feiner Wählbarleit befindet ſich bei 
ben Alten. 

Gegen die Wahl find beim Reichstage rechtzeitig brei 
Protefte eingegangen, von denen der eine fid) gegen bie 
Hauptwahl, die beiden anderen gegen die Stihmwahl richten. 
Es wird deshalb nachſtehend über die beiden Wahlen ges 


trennt berichtet. 
A. Sauptwahl. 
Nah der amtlichen Ermittelung mwurben von 29 770 
eingejchriebenen Wählern im Ganzen 18 047 Stimmen ab» 


Reichstag. Aktenftük Nr. 234/236. (Berichte der Bahlprüfungs-Rommilfion.) 


gegeben, darunter 30 ungültige. Won ben gültig ab— 
gegebenen Stimmen fielen auf 
Landwirtd Hermann Reichmuth in Dlbersleben 5257, 


Gaſtwirtih Auguft Baubdert, Apolda . . 5742, 
Dberbürgermerler Dr. Baumbad, Dauzig . . 4660, 
Landgerichtörath Kulemann, Braunfdhweig. . 2351, 
Beriplittert . . . 7 


Auf Grund dieſes Ergebniffes wurde Stihmwahl 
zwiſchen Reihmuth und Baudert angeordnet. 

Bei der Durchſicht der für ungültig erklärten dreißig 
Stimmzettel hat fih ergeben, daß fieben Stüd davon zu 
Unrecht kaffirt worden find, davon lauten 3 auf Baudert, 
1 auf Reihmuth, 1 auf Dr. Baumbad, während 
2 den zerjplitterten Stimmen zuzurechnen waren, 


Es haben hiernach bei der Hauptwahl 
FO —— 


Baubdert R 
Neihmuth . . 5258, 
Dr. Baumbad . . 4661 


Stimmen auf fid) vereinigt. 

Sonft weifen die Wahlalten eine Reihe von mehr 
ober minder beachtlichen Mängeln und Berjehen auf, weldye 
vom Wahltommiffar bei der FFeftftellung des Ergebniffes 
bereit8 gerügt worden find und gegen welche, in einzelnen 
Fällen, ſich auch der nadjftehende Proteft richtet. 

Derjelbe it gegen das Ergebniß der Hauptwahl ge= 
richtet und von dem Vorfigenden des freifinnigen Bereins 
in Weimar U. Meyer und bem Schriftführer deſſelben 
Vereins Eugen Lüttich eingereiht. Der Proteſt it vom 
20. Mai 1895 datirt und unterm 22, Mai 1895 beim Büreau 
bes Reichstages eingegangen. 


Die Protefterheber machen bejonders geltend, daß, 
wenn die Wahl regelrecht vor fi) gegangen wäre, nicht 
NReihmuth, fondern Dr. Baumbad in die Stichwahl 


elommen wäre. 
—— 


Proteſt. 


1a. Daß die Wahlleitung ſeilens des Wahlcomite's zum 
Theil jehr mangelhaft war, ergiebt fid) ſchon daraus, 
daß das —— 3. B. von Udeſtedt mit 196 


abgegebenen Stimmen, die allein Reichmuth erhielt, 
vom Wahlvorjtand gar nicht unterzeichnet war. Ferner 
find in einer großen Anzahl Oriſchaften vom Wahl: 


vorftand theils nur 2 VBeifiger ernannt worden oder 
es find bie Liften und Mahlprotocolle ſonſt unvoll 
ftändig. Beweis die amtlidhen Wahlalten. Im Ein: 
zelnen führen wir Folgendes an: 
Es find umferer Meinung nad dem pp. Reich— 
muth mit Unrecht zugezählt in Üdeftedt wegen bes 
ehlens der Unterſchriften vom Wahlvorftand 196 
timmen; 


Die dafür angeführten Gründe find 


Beſchlüſſe der Rommilfion. 


1a. In der Wählerlifte in Udeſtedt find 231 Wähler ein- 
getragen, von denen bei ber erjien Wahl 196 Stimmen 
abgegeben wurden, welche ſämmtlich auf Reihmut 
fielen. Das Aufnahmeprototoll über das Ergebni 
der Hauptwahl enthält bei Udeſtedt folgenden vom 
Bahltommiffar herrührenden Vermerk: „Wahlprototoll 
nicht vollzogen“. 

Dieſer Vermerk ſcheint die Proteftangabe, wonad) 
der Wahlvorfiand es unterlaffen habe, das Wahl: 
protofoll vorfhriftsmäßig zu unterzeichnen, zu beftätigen. 
Dagegen weit das bei den Akten befindliche Wahl: 
protofoll jelbjt die Unterjchrift des Wahlvorjtehers und 
Protofolführers jowie von jehs Beifipern auf. Da— 
gegen trägt die Gegenlifte nur die Unterſchrift bes 
Beifigers, welcher fie geführt hat, während die übrigen 
Unterichriften fehlen. 

‚ Um ben aus bem Vermerk des Wahlkommiſſars 
im Aufnahmeprotofoll und dem Wahlprototoll fich 
ergebenden Widerſpruch aufzuklären, wurde beantragt, 
amtliche Auskunft bei dem Herrn Wahllommijjar eins 
zufordern und außerdem ben Wahlvorjtand uneidlich 
darüber zu vernehmen, ob die Unterfchriften unter das 
Protofoll etwa erjt jpäter, nachdem deren Fehlen durch 
ben Wahltommiffar gerügt worden war, gejeßt worben 
find. Bon Seiten der Antragjtellee wurde geltend 
gemacht, dab die im Wahlreglement $. 18 Abjag II 
beim Schluffe ber a ausdrüdli vor⸗ 
geichriebene Unterfhrift des Wahlvorjtandes unter 
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1b. ferner wurde ber freifinnige BVertrauensmann M. 


Müller in Erfurt aus dem Wahllofal verwiejen und 
war baber eine Gontrolle unmöglih auf dem Tiſche, 
wo die Stimmzettel auslagen, ſaß der dortige Super- 
intendent und controllirte die Wähler auf beren 
Stimmenabgabe; 


2. in Möndenholzhaufen wurde das Betreten bes 


Wahllocals unterjagt und nur die Stimmzettel für 


1b. 


2. 
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Beihläfie der Konrmiffion. 


das Wahlprotofoll von wejentlicher Bedeutung fei, da 
ja dadurch das Protokoll erjt Beweistraft erlange. 

Die Möglichkeit, daß die Unterfchriften erjt jpäter, 
auf Anregung des Wahltommiffars Hin, darunter ge 
jeßt worden find, wurde in ber Kommilfion allgemein 
zugegeben. Dagegen wurbe von einer Seite geltenb 
gemadt, daß man dem Vorgange, gleihgiltig wann 
die Unterfchriften gegeben wurden, feine Bedeutung 
beilegen fol. 

Die Majorität beſchloß jedody amtliche Austunfts- 
ertheilung durch ben Fr gen Großherzoglid 
Sachſ. Beim, Direktor des I. Verwaltungsbezirts Bod 
und uneidliche VBernehmung des Wahlvorftandes: Bür- 
germeifter-Stellvertreter Dito Göring, Lehrer Karl 
Apel (Protofollführer), Rihard Herold (fFührer ber 
Gegenlifte), Landwirt) Wilhelm Noft, Wilhelm 
Nikolaus Franke, Wilhelm Wedemann, Johann 
Göße, Friedrich Henninger. 

Die Kommiffion hat ſchon wiederholt beichloffen, und 
das Plenum ift diejen Beſchlüſſen ftet3 beigetreten, 
daß die Ausweiſung ber Vertrauensmänner der ver- 
ſchiedenen Parteien, fo lange biefe nicht durch Platz— 
mangel oder ungebührliches Betragen der Betroffenen 
geboten erjdeint, nicht zuläffig ill, wenn aud aus 
der Ausweifung eines Einzelnen nod) kein Ausſchluß der 
Deffentlichkeit ber Wahlhandlung hergeleitet werden kann. 

Bon Bedeutung Lönnten biefe Ausmweilungen nur 
werben, wenn fie planmäßig und im größeren Um— 
fange und nur gegen die Vertrauensmänner einer be= 
ftimmten Partei zur Anwendung gebracht würben. 

Es wurde deshalb beantragt, die Entſcheidun 
über diefen Fall auszufegen und das weitere Ergebni 
der vorliegenden Protejte in dieſer Hinſicht abzu— 
warten. 


Vorher war bereit3 vorgefchlagen worden, über 
ben Punkt 1b ben im Protefte genannten M. Müller, 
Erfurt, eiblih und den Wahlvorftand uneidlich zu 
vernehmen. 

Diefer Antrag gab einem Mitgliebe der Kommiffion 
Anlaß, ſich in entſchiedenſter Weile gegen die bisher 
von ber Kommiljion geübte Praris auszufpredhen, bei 
Beſchwerden, bie ſich gegen einzelne Mitglieder bes 
BWahlvorftandes richten, in der Negel die im Protefte 
genannten Zeugen eidlich, die Wahlvorftände dagegen 
uneidlich zu vernehmen. Diefe Praxis befunde von 
vornherein ein Mißtrauen gegen die Wahlvorftände, 
welches in Rückſicht auf die bürgerlichen Kreiſe, aus 
denen in ber Regel dieſe Poſten beſetzt werben, in 
feiner Weife begründet jei. Laſſe fich die bisherige 
Praris aud) in der Anwendung auf diejenigen Mits 
lieber des Wahlvorjtandes rechifertigen, gegen bie 
dh etwaige Beſchuldigungen oder Beſchwerden direkt 
richten, fo fei fie ben übrigen Vorjtandsmitgliedern 
gegenüber do durchaus nicht angebracht. Mancher 
in ben Proteften in Vorſchlag gebrachte Zeuge Halte 
den Vergleih mit den Männern, aus denen die Wahl: 
vorjtände gebildet werden, nicht aus, und doch falle 
bei der Beſchlußfaſſung die Ausfage des Zeugen, weil 
eidlih abgegeben, gegen die umeidlihe Ausjage 
— ee bes Wahlvorſtandes enticheidend ins 

ewicht. 

Der Behauptung des Proteftes, daß durch ben 
Superintendenten eine Kontrole der Wähler ftattgefunden 
ätte, wurbe ein Gewicht nicht beigelegt. 

n biefem Punkte ſowie jpäter auch in ben zwei Pros 
teften, welche fich gegen das Ergebniß der Stihmahl 





Brote 


Reihmuth durften im Wahllocale ausliegen, während 
das Auslegen der Petiel anderer Kandidatur nicht 
geftattet wurbe, Beweis: Redakteur E. Schumacher 
und freifinniger Vertrauensmann Winkler, Erfurt; 


. in Nöda war ber Bürgermeifter Mitglied des Wahl: 
vorjtandes, er ſaß jedoch nur kurze Zeit am Vor—⸗ 
ftandstiich und während ber übrigen Zeit vertheilte 
er Stimmzettel für Neihmuth, gegen Abend ließ er 
durch ben Gemeindebiener bie jäumigen Wähler m 
—* auffordern, Beweis Bäckermeiſter Schwalm, 


* 


‚in Kranichborn wurde ber freifinnige Vertrauens— 
mann Friſchmuth aus Erfurt nicht nur zum Wahllocal 
hinausgewieſen, er wurde auch gepadt und hinaus— 
geworfen; 
‚in Groß Rudeſtedt duldete der Wahlvorſtand den 
freifinnigen Bertrauensmann Redakteur Schumacher 
Erfurt im Wahllocale nicht, berfelbe follte eine Legi— 
timation vorlegen, daß er Reihötagswähler fei. Da 
diefe nicht fofort zu erbringen war, mußte er bas 
Bahllotal verlaffen und konnte eine Beobachtung der 
Wahl, ebenfo wie in Udeſtedt, Mönchenholzhaufen und 
Kranichborn nicht ftattfinden. Es iſt alfo gegen bie 
Deffentlichkeit der Wahlhandlung in gröbfter Weife 
verjtoßen worben; 
. in Schwerborn war e8 genau fo, e8 wurde das 
Mitglied des freifinnigen Vereins Erfurt, Herr Eichel 
—* ebenfalls nicht in das Wahllocal gelaſſen, ſelbſt 
nicht beim Verkünden des Wahlrefultats; 
. in Töttleben hat 3. Beifpiel der Bürgermeifter dafelbft 
einen Wähler den Zettel für Baumbah weggenommen 
und weggeworfen und dem Wähler einen Jen für 
Reichmuth gegeben, Zeuge Friedr. Franke, Erfurt; 
‚in Miperftedt durfte der Vertrauensmann M. 
Schumann Erfurt ebenfalls nicht in das Wahllocal, 
er hat aber von außen bemerkt, daß der Dedel ber 
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Beſchlüſſe der Kommiſſion. 
richten, kehrt wiederholt die Klage, daß Stimmzettel 
für die Kandidaten direkt im llokale auslagen, 
wo ſie von den Wählern genommen werden unter der 
Kontrole häufig des Wahlvorſtandes oder anderer, 
meiſt einflußreicher Perſonen des betreffenden Ortes. 

Die Kommiſſion erachtet das Ausliegen und Ver— 
—— der Stimmzettel im Wahllofale überhaupt als 

e unzuläffige Agitation und bas Plenum ift diejer 
Auffaffung in früheren Fällen beigetreten. 

Wird aber, wie im vorftehenden falle behauptet 
if, nur einer einzelnen Partei das Auslegen ber 
Stimmzettel im Wahllotale Fa während bie 
übrigen Parteien davon — loſſen ſind, ſo würde 
eine ſo ungleichmäßige Behandlung der Parteien den 
Fall nur verſchlimmern. 

Die Kommiſſion beſchloß deshalb, durch eidliche 
Vernehmung der im Proteſt benannten Zeugen und 
uneidliche Vernehmung des Wahlvorſtandes —— 
Hermann Möller, Lehrer A. Stiebritz (Protoko 
führer), Landwirth Jakob Schmidt (Führer der 
Gegenlifte), Karl Seel, Landwirih Karl Luſche, 
Landwirth Wilhelm Vogler Erhebungen über die 
Angaben bes oteftpunftes und bejonders auch 
darüber, ob vor dem Wahllofale neben den Stimm= 
zetteln für die übrigen Kandidaten auch foldhe auf 
Reichmuth lautend vertheilt worden find. 

In Möndenholzhaufen wurden von 73 eingefchrie= 
benen Wählern 47 Stimmen abgegeben. Davon 
fielen auf Reihmuth 38, Kulemann 1, Dr. Baum— 
bad 2 und Baubert 6 Stimmen. 


. Da im Proteft nicht gejagt ift, daß der Bürgermeifter 


ae bes Wahllofals Stimmzettel vertheilt hat 
und ebenjowenig behauptet ift, daß bie Aufforderung 
zur Stimmabgabe feitens des Gemeinbedieners, zu 
Gunften eines beftimmten Kandidaten erfolgt fei, jo 
eradhtete die Kommiffion dieſen Punkt als nicht ge— 
nügend ſubſtantiirt. 

In Nöda haben von 131 eingefchriebenen Wählern 
91 ihre Stimme abgegeben und zwar 78 für Reich— 
muth, 11 für Aulemann und 2 für Baubert. 


. 5. und 6. Die Kommiffion feßte auch über biefe 


Punkte die Enticheidung aus, wie bei Punkt 1b 
(Üdeftebt, Uusweifung des Bertrauensmannes Müller). 


. Da ber VBürgermeifter, wie die Wahlalten ergeben, 


nicht zum Wahlvorjtande gehörte, fo liegt Hier nur 
eine private Wahlagitation vor, welde bie Kommiffion 
für unerheblich eradhtete. 


. Die Kommifjion beſchloß in Bezug auf die behauptete 


—— des —— Vertrauensmannes aus 
dem Wahllokale, wie zu 1b. 


10. 


11, 


12. 
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als Wahlume benußten Cigarrenfifte nad) Abgabe 
von Stimmzetteln nicht wieder verſchloſſen wurde, 
ſondern zeitweilig offen ftand; 


. in Bogelöberg lagen die Zettel für Reichmuth 


allein im Wahllocal dicht am Borjtandstiih aus, 
während die Zettel der Gegencanbidaten im anftogenden 
Gaſtzimmer auf einem Tiih lagen, an dem zeitweilig 
ber Gemeindediener und eine andere leicht zu er- 
mittelnde Perſönlichleit aus Vogelsberg jahen und die 
Wähler controllirten. Zeugen: Carl Scoffner in 
Vogelsberg, Kaufmann CE. Mahr, Weimar und Kauf: 
mann Eugen Lüttih, Weimar; 


in Mattſtedt unterfagte der Bürgermeifter dem mit 
Vertheilen von Petteln für Baumbach beauftragten 
Euno Spieß Mattftebt dies, meil er nod nicht 
wahlberechtigt ſei. Zeugen: Dito Lisfer und Dito 
Feine, Mattjtebt; 


in Niedertrebra öffnete und burdlas der Mahl: 
vorfteher die übergebenen Stimmzettel, bevor er die— 
felben in die Wahlume ftedtee Der mit Settel- 
verth. für Baumbach beauftragte Wirker Carl Dechendt 
aus Sulza madhte auf das Ungehsörige dieſer 
andlung aufmerfam, wurde aber vom Wahlvor: 
teher, da er nicht nachweiſen fonnte, daß er wahl: 
berechtigt jei, aus bem Local verwiefen, trotzdem er 
erlärte, jein Alter jei 28 Jahre. Erft ald Dechendt 
die Legitimation beigebracht hatte, durfte er wieder in 
das Wahllocal; 


in Groß Neubaufen hat ein Wähler 12 Zettel für 
Undere abgegeben und find diefelben aud) vom Wahl- 
vorstand angenommen und im die Urne gejtedt worden. 
Zeuge: Dienjtmann Büchner in Weimar. 


Der Protejt führt weiter aus, daß ebenjo wie in den 


vorftehend angeführten Orten es noch an vielen anderen 
Urnen hergegangen fei. Bejonders wird dies von Rietharb- 


$ 


aufen und Edjtedt behauptet, doc in Rüdficht darauf, 
aß die außerdem aufgeführten Vorkommmiſſe bereits die 


Ungültigfeitserflärung zur folge Haben müfjen, feitens der 


Altenjlüde zu den Verhandlungen des Neichstages 1895/98. 


10. 


11. 


12. 


Protefterheber auf weitere Angaben verzichtet. 
meinen Beweis bafür, wie In 

wie ſehr das Illuſoriſchmachen des ———— auf 
die Wähler gewirkt hat, jo daß dieſelben, 

finnung entiprechend, freifinnig zu wählen, nicht risfiren 
lonnten, lieber ganz von der Urne fortblieben, wird im 
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Die angebliche Benutzung einer Bigarrentifte als 
Wahlurne wurde für umerheblich betrachtet. 





. Die Auslegung von Stimmzetteln im Wahllofale und 


zwar dicht am Vorſtandstiſch wurde, wenn erwieſen, 
auch in diefem Falle als unzuläſſig erflärt und des— 
halb Erhebungen durch eidlihe Vernehmung ber im 
Protefte benannten Zeugen und uneidlihe Vernehmung 
des Wahlvorftandes: Landwirth Theodor Leberl, 
Lehrer Robert Leidenfroft (Protofollführer), Kaufs 
mann Hugo Baulin (Führer der Gegenlifte), Land» 
wirt Karl Krieger, Landwirtd Karl Steppe, 
Landwirth Guſtav Köhler beichlofjen. 

Der angeblichen Kontrole der Wähler durch ben 
Gemeindediener und eine unbenannte Perſon vor dem 
Wahllokale, legte die Kommilfion feine Bedeutung bei. 

In Vogeldberg betheiligten fi von 209 einges 
ſchriebenen Wählern nur 58 an der Wahl; von * 
ſtimmten für Reichmuth 45, Kulemann 3, Dr. 
Daumbad 6 und Baubdert 4. 


Der Proteft giebt feine Zeit an, wann angeblich das 
an fich —— Verbot der Stimmzettelvertheilun 

ftattgefunden hat und die Kommiſſion war deshal 

nicht in der Lage, darüber zu befinden, ob eine even- 
tuelle Beichwerde gegen das Verbot noch von Erfolg 
hätte fein fönnen, oder ob die benadhtheiligte Partei 
noch Erſatz hätte ſchaffen können. Der Punkt wurde 
beshalb für nicht genügend inbitantiirt erklärt. 

Hier wird in erſter Linie Verlegung bes Wahlgeheim- 
niffes durch den Wahlvorfteher behauptet und beichloß 
die Kommilfton, über diejen Punkt Erhebungen durch 
eidlihe Vernehmung des im Proteft benannten 
Wirlers Carl Dechendt und uneiblihe Berneh- 
mung des Wahlvorftandes: Bürgermeifler-Stellvertreter 
G. Eifenhut, Lehrer Guſtav Liebih (Protokoll: 
führer), Landwirt Karl Krippendorf (Führer ber 
Gegenlifte), Landwirt) Karl Kunide, Landwirth 
Friedrih Wölfel I. 

Wegen ber behaupteten zeitweifen Ausweiſung des 
Dechendt aus dem Wahl'ofale wurde beſchloſſen 
wie zu Ib, 

In Niedertreba find 145 Wähler in ben Liften 
eingetragen, bavon haben 83 fi an ber Wahl bes 
theiligt und zwar ftimmten für Reichmuth 36, Kule— 
mann 6, Dr. Baumbad 23 und Baubdert 18. 
Der in diefem Bunkte aufgeführte Vorgang würde fid), 
wenn erwieſen, als eine Fälſchung des Wahlaktes 
qualifiziren, es beſchloß deshalb die Kommiſſion Er— 
hebungen durch eidliche Vernehmung des benannten 

eugen und uneidliche Vernehmung des Wahlvor— 
andes: Steuer-Einnehmer Auguſt Funke, Gemeinde— 
ſchriftführer Karl Lange (rototollführer), Lehrer 
$. Schröter (‚Führer der Gegenlifte), Hugo PBaulin, 
Friedrich Güttel, Auguft Kagemann. 

In Groß-Neuhaufen haben von 190 eingejchrie- 
benen Wählern 57 ihr Wahlreht ausgeübt, davon 
ftimmten für Reihmuth 45, Kulemann 2, Dr. 
Baumbad 8, Baubert 2. 


Als allge 
die Beeinfluffung war und 


a fie, ihrer Ge— 
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Proteft auf die Thatſache aufmerfam gemacht, daß bie 
re tg vielfach nur 25—30 9, betrug, in Orbis⸗ 
haufen, einem großen Orte, aber auf 20%, herunter ges 
gangen ſei. Leßtere Angabe wird durch die MWahlalten 
beftätigt, aus denen ſich ergiebt, daß in DOrbishaufen bei 
ber Hauptwahl von 200 eingetragenen Wählern nur 42 
zur Wahl kamen, von denen für Reichmuth 34, für Kule 
mann 3 und für Dr. Baumbach 5 Stimmen abgegeben 
wurden. Bei ber Stihmwahl betheiligten fi 80 Wähler 
an der Wahl, welche fänmtli für Neihmuth ftimmten. 

Die Protefterheber bitten: 

„Rad Prüfung der angeführten Gründe einen 
— Reichſstag um Abänderung derartiger Uebel: 
tände und Ungiltigkeitserflärung ber Wahl von | 
Reichmuth.“ | 

Eine Zufammenftelung der angegebenen Stimmen in | 
fämmtlichen Orten, von denen der Proteft Wahlbeeinfluffungen 
ee und über welche die Kommiffion event. Erhebungen 
beſchloſſen Bat mit Einbezug der Wahllotale, aus denen 
unzuläfjige Ausweiſung ber freifinnigen Bertrauensmänner 
behauptet ift, ergiebt, daß, auch wenn die bei den betreffenben 
Punkten behaupteten Unregelmäßigfeiten vorgefommen und 
eventuell zur Kaſſirung der in Frage kommenden Wahl- 
rejultate führen würden, dadurch das Stimmenverhältnif doch 
nicht derart verfhoben würde, daß nicht mehr Reichmuth, 
fondern Dr. Baumbad mit Baubdert in die Stichwahl 
gefommen wäre. 

Nach Kaffierung der Wahlrefultate der unter ben 
Ziffern 1a und 1b, 2, 4, 5, 6, 8, 9, 11 und 12 aufge 
führten Orte würde das Stimmverhältniß der einzelnen 
Kandidaten fein: | 








Baubdert 5745 — 47 — 5698 
Reihmuth 5258 — 563 — 4695 
Dr. Baumbad 4661 — 55 — 4606 
Kulemann 2351 — 74 = 2277. 


— 257— behält alſo ſelbſt für den Fall der 
eventuellen Kaſſirung der Stimmen der angefochtenen Orte 
noch 89 Stimmen mehr wie Dr. Baumbach. Dieſes 
Verhältniß würde auch nicht verändert, wenn von den 
9 angefochtenen Wahlorten nur die für Reichmuth ab— 
gegebenen Stimmen kaſſiert, die übrigen abgegebenen Stimmen 
aber gültig blieben. Auch in dieſem Falle würde für 
Reichmuth noch eine Mehrheit von 34 Stimmen gegen 
Dr. Baumbach verbleiben. Die Kommiſſion war daher 
der Anficht, daß mit Recht die Stihwahl zwiſchen Baudert 


| und Reihmuth auögeichrieben worden if. 


B. Stichwahl. 

Bei der Stihwahl find 19 139 Stimmen abgegeben 
mworben; hiervon find auf Reihmuth 9556 und auf 
Baubdert 9440 —— während 143 Stimmen für un— 
gültig erflärt worden find. Bon letzteren haben fi) 9 Stimmen 
als zu Unrecht kaſſirt herausgeftellt, von benen 4 auf 
NReihmuth und 5 auf Baudert lauten. Reihmuth ift 
aljo mit einer Mehrheit von 115 Stimmen gewählt worben. 

Gegen die Wahl liegen zwei Proteſte vor, die ſich 
gegen angeblihe Vorgänge bei der Stihmwahl richten, von 

enen Proteft A aus Apolda, 20. Mai 1895, batirt und 
vom Gentral-:Wahlfomitee der jozialdemofratiichen Partei 
im 1. Weimariſchen Wahlkreife, Baul Reutert, Vor— 
figender, unterzeichnet if. Der Proteft ift unterm 21. Mai 
1895, alſo rechtzeitig, an das Büreau bes Reichstags 
gelangt. 


Derjelbe führt nach den fachlich belanglofen Eingangs: 
formeln folgende Beichwerbepunfte vor: 


1.a) In Großrudeftedt, Azmannsdorf, Linderbad), 
Schloßvippach und Krautheim ift der Gemeindes 
diener (Ortöpolizift) im Auftrage des Gemeindevor- 
ftandes zum Werbreiten von Stimmzetteln und Flug— 
blättern benugt worben. u hierfür benennen 
wir noch. Da dieſe Ortſchaften in einem von uns 
ſchwer zugänglicden ländlichen Kreiſe ſich befinden, 
liegt die Vermuthung nahe, daß die oben benannte 
Form in einheitlich geregelter Weife überall jtatt- 
gefunden hat. 


1.b) Jusbeſondere jind in Schloßvippach grobe Ber: 
ftöße gegen die jFreiheit der Wahl vorgetommen. 


Der Lehrer Cajpar hat ein von demfelben aus» 
gefertigtes Rundſchreiben im Auftrage des Reichsvereins 
unter den Mitgliedern zirkuliren laſſen, in welchem die 
Drohung ausgeſprochen wurde, dab „wer Reihmuth 
nicht wählt wird ausgeſchloſſen“. 


Laut an uns erftatiete Meldung haben fidh viele 
Wähler dieferhalb der Wahl enthalten, 


Beichläffe der Kommiſſion. 


1.a) Der Reichstag Hat ſchon aan die Verwendung 
von Drtspoliziften zur Agitation für beitimmte Parteien 
für unpuläffig erflärt, bejonders, wenn diejelbe im Auf: 
trage der Gemeinbenorfteher oder Bürgermeifter erfolgt 
if. Obwohl nun die im Proteft in Ausficht gejtellte 
ipätere Benennung von Zeugen nidt erfolgt iſt, 
beſchloß die Kommilfion, Erhebungen durch uns 
eiblihe Bernehmung der Gemeindevorjteher und Drts- 
poliziften der im Proteft benannten Orte über bie 
Proteftbehauptung und befonbers aud darüber, wenn 
Stimmzettel und reg durch die Ortspoligiften 
vertheilt wurben, für welche Barteien dies geichah. 

In den bei diefem Punkt in Betracht fommenden 
Orten haben bei der Stihwahl Stimmen erhalten: 


Wähler. Neihmuth. Baudert. 
Sroßrubdeftedt: 246 131 11 
Azmannspdorf: 80 51 7 
Linderbad: 58 38 2 
Schloßvippad: 310 180 23 
Krautheim: 130 49 11 


1.b) Die bier ng a Thätigkeit des Lehrers Caſpar 
erachtete die Kommiſſion für unerheblich, da es fich 
beim Reichsverein und deſſen Beſchlüſſen nur um eine 
private Wahlagitation handelt, 

Bon Erheblichkeit erfchien dagegen der Kommiffion 
die im Proteft geſchilderte Thätigfeit de Gemeinde- 
dieners, welche bderjelbe im Muftrage des Gemeindbe- 
vorftandes ausgeübt haben joll. 

Es wurde deshalb uneidliche Vernehmung des 
Gemeindevoritandes und Gemeindedieners in Schloß: 
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In diefem Drte, Nachmittags 4 Uhr Mlingelte ber 
Gemeindediener aus: 

„Alle welche noch nicht gewählt haben follen Pr 

Wahl kommen, und dem die Stimme geben, der 

für Thron und Altar ift.* 
Derjelbe Gemeindediener nahm jpäter im Auftrage des 
Gemeindevorftandes im Wahllocale am Stimmzettel- 
tiſch Pla um Stimmzettel für Reichmuth zu vertheilen 
und Gontrolle auszuüben, ob der Aufforderung, für 
Reihmuth zu wählen, Folge geleiftet wurde. 

Hierdurch beſtand ie Mitglieder des Reichs— 
vereins ſowohl, als auch für alle andern Wähler ber 

wang nur Reihmuth zu wählen, da burd obige 

ntrolle das „geheime Wahlrecht illuforiich ges 
macht war. 

Zeuge: Emil Werner, Apolda. 
. In Nöda gab der Bürgermftr und Landtagsabge— 
ordnete Hermann Ellinger am Tage vor der Wahl Frei— 
bier mit der VBorausfegung, „daß morgen am Wahl: 
tage feine „jocialen” Stimmen abgegeben mwürben.“ 
Zeuge wird noch benannt. 


. Weiter hat in Dielsdorf ein Mitglied des Wahl- 
vorſtandes die am Wahltage ausliegenben Stimmzettel 
für Baubert zerrifien und dadurch den Wählern die 
Möglichkeit genommen, für Baudert zu wählen. 

Als nad) diefem VBorgange der uns als Karl Gofe II 
bezeichnete Arbeiter wählen wollte, fand derſelbe beide 
Teller mit Stimmzetteln für Reichmuth belegt, und 
wählte dann nothgedrungen um der Eontrolle zu ent= 
gehen Reichmuth. 

. In Udeſtedt follen nad) anher ergangener Meldun 
zur Uebun — Reſerviſten ihre Stimme — 
andere haben abgeben laſſen. 

Deshalb bitten wir die Wählerliſten von dort ein— 

zufordern. 
. In Manſtedt find Stimmzettel auf den Namen Baudert 
lautend beim Auszählen aus der Urne genommen und 
zerriffen worden, biejelben wurden durch Stimmzettel 
für Reichmuth erfegt. 

Als Zeugen führen wir den Mühlenfnappen Stein= 
feld daſelbſt an. 


. Weiter haben in Gutmannshauſen in Abweſenheit 
a Ehemänner, Frauen das Wahlrecht ausgeübt, 
euge dafür der Knecht Adermann daſelbſt. 


. In Vogelsberg find die Stimmzettel von Perfonen, 
von welden man vermuthete, daß biejelben Baubert 
wählen mwürben, durch ben Wahlvorftand aus ber 
Ume (Gigarrenktaften) genommen worden. Dieſelben 
wurben geöffnet und controllirt. 


2. 
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vippach und eidliche Vernehmung des Zeugen Emil 
ofen Apolda, über die Proteftbehauptung bes 
offen. 





Die in Ausficht geftellte Benennung des Zeugen für 
diejen Punkt ift nicht —— Die Kommiſſion hielt 
denſelben nicht für genügend fubftantürt. 


. und 4, Die Kommilfion beſchloß wie zu dem vor: 


ſtehenden Punkt 2, 


. Hier wird Wahlfälihung behauptet. Wenngleich nun 


im Broteft nicht gejagt ift, wer die Vertaufhung ber 
Bettel vorgenommen bat, fo ift doch angegeben, daß 
es beim Auszählen der Stimmen geichehen fei. Die 
Auszählung iſt aber Sache bes Wahlvorjtandes. Die 
Kommiffion beichloß deshalb Erhebungen durch eibliche 
Bernehmung des Zeugen Steinfeld und uneidliche Ver: 
nehmung des Wahlvorftandes: Landwirty Hermann 
Allendorf, R. Henßge (Prototollführer), jFr. Stier 
(Führer der Gegenlifte), Bernhard Allendorf, 
— ‚ Zubmwig Beder. 

In Manftebt find bei 136 Wählern 93 Stimmen 
— worden, davon fielen auf Reichmuth 64 
und auf Baudert 29. 


. Die Kommiffion beſchloß uneidliche Vernehmung des 


Wahlvorjtandes: Bürgermeifter- Stellvertreter Oskar 
Bolland, Gemeindeichriftführer Traugott Töpfer 
(Brotofollführer),, Julius Machts (Führer der 
Gegenlifte), Bernhard Louis Madts, Karl 
Günther und eiblie Vernehmung bes benannten 
Zeugen Adermann. 

In Gutmanshaufen find bei 185 Wählern 52 Stim- 
—— Reihmuth und 28 für Baudert abgegeben 
worben. 


.Es wurde uneibliche VBernehmung des Wahlvorftanbes: 


Landwirt Theodor Leberl, Lehrer Robert 
Leibenfroft (Protofollführer), Kaufmann Hugo 
Paulin (führer der Gegenlifte), Landwirt) Karl 
Krieger, Landwirt) Guftav Köhler, Landwirth 
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Beuge in biefem Falle ift der Mühlenbaumeijter 
— Matus jewsty und der Landwirt) Hermann 
rip. 


8. In Möndpfiffel find für Baubert gar keine Stimmen 
gezählt und doch haben fid) dort wohnende Maurer 
eäußert, wo bie von bemjelben abgegebenen Zettel 
hr Baubert geblieben jeien. 

Die Namen der Zeugen werden für biefen Fall 
noch angegeben. 

9. In Kleinromftedt find die Wahlvorftände nicht forte 
während anweſend gemwefen, ber einzige im Wahllocal 
zurüdgebliebene, hat die Zettel in der Urne controllirt, 
jo find beim Wuszählen weniger auf den Namen 
Baudert lautende Stimmzettel vorgefunden, als ab— 
gegeben, j 

Als Zeuge wird benannt der Bädermftr Liebes: 
find in Kleinromftebdt. 





10. In Oberroßla wurde 1 Stimme für Baudert ab» 
geftrihen, weil ein Zettel mehr abgegeben war, als 
aus dem Protokoll erfichtlich. 

Zeugen Hierfür find der Schuhmader Striegnik 
und pp. Gottermann beide in Oberroßla. 


Beichlüffe der Kommiffion. 


Karl Steppe und eibliche Bernehmung ber Zeugen 
beichlofjen. 
In Vogelsberg haben bei 209 Wählern 90 für 
NReihmuth und 8 für Baubdert geftimmt. 
8. Die in Ausficht geftellten Zeugen find nicht benannt 
worden. Die Kommiffion hält diefen Punkt für nicht 
genügend begründet. 





9. Hier behauptet der Proteft eine Verlegung bes $. 12 
Abfap 2 des Wahlreglements, nach welchem zu feiner 
Zeit der BWahlhandlung weniger als brei Mitglieder 
des Wahlvorjtandes gegenwärtig fein bürfen, und 
ebenfo wird Fälſchung des Wahlergebnifjes umter- 
ftelt. Die Kommiſſion beichloß beshalb Erhebungen 
durch eidlihe Vernehmung bes Zeugen Liebeskind 
und uneidliche Bernefmung des | Wahlvorjtandes: 
Landwirth Hugo Burkhardt, Lehrer Auguft 
Schieck (Protofollführer), Landwirt Albin Yen 
bißer (Bührer der Gegenlifte), Landwirt Chriſtian 
Nößler, LandwirtH Auguſt Agatha, Landwirt 
Karl Böttcher. 

In Kleinromftedt find 64 Wähler in den Liften 
eingetragen, von denen 40 für Reichmuth und 7 
für Baubert ftinmten. 

10. Die Rahlakten beftätigen bie Proteftangabe nit und 
it damit diefer Punkt für erledigt zu erachten. 


Die Protefterheber gaben an, daß außer ben vorauf: 
geführten Fällen nod eine ganze Anzahl Ungehörigkeiten 
vorgefommen jein follen, wofü Pohter noch Thalſachen ans 
geführt und Zeugen benannt werden ſollten. Dies iſt 
nicht geſchehen und damit dieſer Punkt erledigt. Weiter 
wird im Proteſt behauptet, daß von den 143 für ungültig 
erklärten Stimmzetteln eine große Anzahl zu Unrecht kaſſirt 
feien, weldhe für Baudert gültig erlärt werden müßten. 
Diefer Punkt erledigt ſich durch das Reſultat der Nach: 
prüfung der Stimmzettel und die darauf Hin erfolgte 
Korrektur bes Stimmenverhältnifjes. 

Die Protefterheber beantragen zum Schluß: 

„das Mandat bes Abgeordneten Reihmuth für 
ungültig zu erflären®. 

Gleichzeitig mit dem vorftehenben Protefte A ift ein 
zweiter Proteft B mit eingereicht worben, welder Weimar, 
16. Mai 1895 batirt ift und vom Lokalkomitee der fozial« 
bemofratijchen Partei in Weimar: Im Auftrage: Herman 
Schmidt, Shuhmader, Junkerftr. 8, unterzeichnet ift. Die 
Protefterheber ſchließen fi dem Antrage auf Ungültigkeits— 
erflärung der Wahl Neihmuths an und führen als 
Gründe für ihr Verlangen an, was folgt: 


Proteft 


1. daß in den Dörfern Süßenborn und Bechſtedtſtraß 
die Stimmzettel beider Kandidaten innerhalb bes 
Wahllofales jo aufgelegt waren, daß eine Stontrolle 
des einzelnen Wählers darüber möglich war, melden 
der Kandidaten jeder Einzelne wählte. Hierdurch find 
eine Anzahl Perjonen bewogen worden, überhaupt 
nicht zu wählen und weitere veranlaßt gegen ihre 


Beihläffe der Konmiffion. 


1. Die Kommiffion beſchloß aus denfelben Gründen, wie 
zu Biffer 2 (Möndenholzhaufen) des erften Protejtes, 
Erhebungen darüber, ob die Stimmzettel innerhalb 
des Wahllofales ausgelegen haben, durch eidliche Vers 
nehmung des Wahlvorjtandes: 

a) in Süßenborn: Landwirt) Karl Liebestind, 
Lehrer Hermann Burkhardt (Prototollführer), 
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Ueberzeugung zu ftimmen. Durch diefe Manipulation 
find im Dorfe Süßenborn mindeitens 8 Stimmen und 
im Dorfe Bechftebtitraß drei Stimmen dem Kandidaten 
Baubert-Apolda verloren gegangen. 


. In den Dörfern Dllendorf und Hopfgarten lagen 
fogar bie Stimmzettel neben dem als Wahlurne 
dienenden Gefäh auf dem Tiſche des Wahlvorftehers. 
In diefen Dörfern find zufammen minbeftens 15 Stim- 
men für Herrn Baudert aus oben angeführten Gründen 
nicht abgegeben worden. 


. Ebenfalls in den Dörfern Denftebt, Umpferſtedt und 
Ulrihshalben lagen die Stimmzettel jo auf, daß die 
Wähler über die Art ihrer Stimmabgabe Zontrollirt 
werden Zonnten, und find in Denftedt deshalb min- 
beitens 10 Berfjonen, in Umpferjtedt und Ulrihshalben 
je 6 Berjonen nicht zur Wahl gegangen, welche andern- 
falls Herren Baubert ihre Stimmen gegeben hätten. 

. In Gaberndorf, Ehringsdorf und Taubah wurden als 
Wahlurnen offene Suppenterrinen verwandt, ſodaß es 
jederzeit möglich war, ohne daß es beſondes bemerkbar 
wurde, die Stimmzettel zu öffnen und nad) Belieben 
zu verwechſeln, d. h. mißliebige zu entfernen und dafür 
andere, gern gejehene Hettel hineinzulegen. 

. Im Tröbsdorf, Frankendorf und Sachſenhauſen bes 
Aa das Wahlbureau als Umen offene Bigarren- 

en. 


. In Ulla dienten für denjelben Zwed zwei übereinander 
gefegte Teller. In allen diefen Dörfern wurde durch 
diefe thatfächlihen Vorkommniſſe das geſetzliche Er- 
forderniß in Bezug auf die „geheime“ Wahl voll- 
ſtändig unmöglid gemacht, die Wahl jelbit zu einer 
öffentlichen gejtempelt. 

. An Wallichen wurden jeitens der Mitglieder des 
Wahlvorftandes die auf Herrn Baubert-Apolda lauten— 
ben Stimmzettel zerriffen, nachdem diejelben v 
aus dem ebenfalls zu jeder Zeit zu öffnenden Gefäß 
entfernt waren. 

. In Eitersburg wurben Stimmzettel auf Herm Baudert 
für — Letzteres geſchah bei der Haupi— 
wahl, es irfte aber, daß einige Wähler in der 
Stihmwahl fi der Stimmabgabe enthielten, wodurch 
Herrn Baudert wieder eine Anzahl Stimmen verloren 
gingen. In genanntem Dorfe ſiand auch ber Tiſch 


Beſchluſſe der Rommiffion. 





—— Karl Hinkel (Führer der Gegenlifte), 
Landwirt) Heinrih Wagenknecht, Landwirt 

Ehriftian Bent; 

b) in Bechſtedtſtraß: en Guſtav Heufinger, 
Landwirth Theodor Große, Landwirt Oskar 
Shüp (Führer der Gegenlifte), Landwirt 
Edmund Rößner, Landwirt) Hugo Casper, 
Landwirth Eduard KHühlberg, Landwirth 
Hermann Näthen. 

In Süßenborn haben bei 61 eingeichriebenen 
pr men 28 für Reihmuth und 22 für Baudert 
gejtimmt. 

In Bechſtedtſtraß ſind bei 53 Wählern 40 Stim- 
— Reichmuth und 1 für Baudert abgegeben 
wor 


.Auch in diefem Punkte beihloß die Kommiffion eid— 


liche Vernehmung des Wahlvorjtandes 

a) in Dllendorf: Dito Beder, Dito Liebeskind 
(Protofolführer), Otto Zugmwurft (Führer ber 
Gegenlifte), Karl Loge, Bernhard Steger, 
Emil Haupt I, Wilhelm Köhler, Wilhelm 
Lauſche; 

b) in id er Landwirt Georg Louis Beder, 
Lehrer Louis Apfelftebt (Protofollführer), Lands 
wirt Oskar Fiſcher (Führer der Gegenlifte), 
Landwitth Louis Kühn. 

Ollendorf Hat 146 Wähler, davon flimmten für 
Neihmuth 116 und für Baudert 4. 

In Hopfengarten wurden bei 158 Wählern für 
NReihmuth 48 und für Baubdert 23 Stimmen ab- 


gegeben, 


. Hier wird nicht behauptet, daß die Zettel im Wahl: 


Iofale ausgelegen zn Die Kommiffion eradhtete 
deshalb dieſen Bunt für nicht genügend fjubftantitrt, 
weil nicht angegeben ift, wie die angebliche Kontrole 
über die Stimmabgabe ftattgefunden habe. 


. Ungenügend jubftantirt. 


. und 6. Diefe Punkte erachtete die Kommilfion über: 


einftimmend mit früheren Beichlüffen für unerheblich. 


. Die Protefterheber haben es umterlafien, ihre Be— 


hauptung unter Beweis zu ftellen, weshalb die Kom: 
miffion den Punkt auf ſich beruhen laſſen mußte. 


. Die Wahlakten ergeben, daß bei ber Hauptwahl eine 


Stimme — nicht mehrere — mit Recht kaſſirt worden 


iſt. Damit erledigt fi) diejer Einwand. 


Was die weitere Behauptung wegen Aufftellung 
bes Tiſches mit Stimmzetteln betrifft, jo ſcheint ber 
Tiſch vor der Thür außerhalb des Wahllofals ge- 
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Brotef. 


mit ben in Häufchen georbneten Stimmzetteln jo, daß 
jeder Wähler Eontrolirt werben Zonnte vom Wahl: 
ureau, welchen Zettel er entnahm, d. 5. wie er 
waͤhlte. Auf Vorhalten eines Wählers, des Schneiders 
Steinharbt in Weimar, daß eine ſolche Kontrole nicht 
erlaubt fei, erwieberte der Wahlvorfteher, Steinhardt 
möge dann den Tiih fo ftellen, daß eine Kontrolle 
nicht mehr möglich ſei. Dieſes ift auch geichehen. 
Hierauf hat fi Steinhardt entfernt. Als derſelbe 
dann nad) zwei Stunden wiebergelommen ift, war der 
Tiſch inzwiſchen wieder an die a Stelle neben 
ber Thür zum Wahllofal jo aufgejtellt worden, daß 
vom Wahlvorftande jederzeit gejehen wurde, welcher 
Bettel von einzelnen Wählern entnommen und abgegeben 
wurde. Auch in Heichelheim wurde ebenjo verfahren. 
9. In Ramsla Hatte fi) der Gemeindevorfteher direkt 
neben ben Platz, auf weldem die Stimmzettel Tagen, 
niebergelaffen und beobachtete jeden Wähler, welchen 
Stimmzettel derfelbe entnahm. 

10. In Schwerjtedt Hatten laut Protokoll 64 Wähler ihr 

Stimmredht ausgeübt. Bei der Auszählung am Abend 

fanden fi 65 * vor. Dabei And ineinander ge= 

faltete Zettel nicht gefunden worden, fondern ift jeder 
Zettel einzeln gefaltet — Zeugen hierfür ſind 
der Tiſchler Rinalda Eckardt aus Weimar, Wagner: 
gaffe und obengenannter Schneider und Rabfahrer 
Steinhardt, wel Ießterer auch Zeuge der Vorgänge 
in Heihelheim und Ramsla geworden ift. 

11.a)j3n Oberweimar ift die Wahlbeeinfluffung, ja fogar 

der Stimmenkauf in unerhörter Weije betrieben worben. 

In genanntem Ort hat der Waltmühlen-Befiger Bent 

janior den Urbeiter Förſter veranlaßt, Herrn Reich— 

muth zu wählen, und ihm nachdem dies geſchehen, ein 

vorher verſprochenes Glas Bier für denſelben bezahlt. 
euge * iſt Arbeiter Förſter und Arbeiter Bern— 
ardi Preller in Oberweimar. 

b) Gutsbeſiher Heydenreich, junior, hat feinen Leuten eben⸗ 
falls Freibier gegeben und ſich dann im Wahllokal 
ſo aufgeſtellt, daß er genau beobachten konnte, ob die 
Leute die ihnen in die Hand gegebenen Reichmuthſchen 
Stimmzettel auch am Wahltiſche abgaben. Zeugen 
—— ſind der Fuhrmann W. Wohlfahrt und der 

tbeiter Hug, beide in Oberweimar. 


c) Bauerngutsbefiger Hagenburg hat in ber Wirthſchaft 
bes Herrn Koh in Oberweimar verſchiedene Perſonen 
aufgefordert zur Wahl zu * er wolle Bier für 
dieſelben nachdem bezahlen, Zeuge hierfür iſt Fuhr— 


mann Wohlfahrt in Oberweimar. 


Reichstag. Altenſtück Nr. 234,236. (Berihte der Wahlprüfungs-Rommiffion.) 


Beſchlüſſe der Kommiſſion. 
ſtanden zu haben, und erachtete die Kommiſſion auch 
dieſen Punkt für nicht genügend aufgeklärt. 


9. Die Kommiſſion erachtet dieſen Punkt für unerheblich. 


10. Das Wahlprotofoll und die Wählerliften beftätigen 
die Angaben des Protefies nicht, die Kommilfion 
eradhtete deshalb diefen Punkt für erledigt. 


11a. Die Kommiffion vermochte in dem hier behaupteten 
Borgange die Merkmale des Stimmen-Kaufs nicht 
zu erbliden und eradjtet denſelben für unerheblich. 


11b. Hier wird neben dem Stimmenfauf auch Kontrole 
ber Wähler bei der Abjtimmung durch ihren Arbeit 
eber behauptet. Die Kommiſſion erachtet dieſen 

nit für erheblich und beſchloß Erhebungen über 
die Proteftangaben und darüber, wieviel wahlbe- 
rechtigte Urbeiter bei Heydenreich jun. beichäftigt 
waren, durch uneidliche mung bes Heybenreich 
und eidliche Vernehmung der im Proteft benannten 
F en Wohlfart und Hug. 

—* Punkt iſt unerheblich, da es Jedermann freis 
Beh Andere zu Ausübung des Wahlrechts aufzu- 
ordern. 


110. 


Die Proteſterheber behaupten, außer den vorauf ge— 
führten Angaben noch ein weiteres reichliches Material fir 


angeblich flattgefundene ungejeglihe Handlungen a 
der Wahlhandlung beibringen zu können, und fie 


ellen 


au im Ausficht, weiteres Beweismaterial noch nad) 
liefern. Dies ift jedoch nicht erfolgt. Die Protefterheber 
ſchließen ſich, wie bereits bemerkt, dem Antrage auf Kaffirung 


ber Wahl an. 


Hiernach beantragt die Kommiffion: 
Der rg wolle beſchließen: 


1. Die Ent 


heibung über bie Gültigkeit 


der Wahl des Abgeordneten Reihmuth 


auszujeßen; 


2. den Herrn Reichskanzler zu erluden, 
durch Bermittelung der Großherzoglich 


Reichstag. Aktenftüde Nr. 237/239, 240. 
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Sachſen-Weimariſchen Regierung die zu 
Punkt 1a, 2, 9, 11 und 12 bes Proteftes: A 
Dauptmwahl, 
weiter die zu Punkt 1a, 1b, 5, 6, Tund 9 
des gegen bie Stihwahl gerichteten 
Brotejtes A 
und ebenjo bie zu Punkt 1, 2 und 11b 
bes ebenfalls gegen bie Stihwahl er: 
hobenen Proteſtes B 
beſchloſſenen Erhebungen vornehmen zu 
laſſen und das Ergebniß dem Reichs— 
tage mitzutheilen. 

Berlin, 18. März 1896. 


Die Wahlprüfungs-Kommiffion. 
Spahn, —— Auer, Berichterftatter. 
Boltz. Brandenburg. Fiſcher. Gamp. Hilgendorff. 
v. Holleuffer. Dr. v. Marquardſen. mieder. 
Dr. Schneider. v. Schöning. Dr. Stephan (Beuthen). 
Wellftein, 


Nr. 237/239. 
Abänderunas-Anträge 


3 
dritten Berathung des Entwurfs eines Gejekes, 
betreffend die Feititellung des Neichshaushalts- 
Etats für das Gtatsjahr 1896/97 — Nr. 230 
der Drudjachen —. 


Nr. 237. 
Etat für die Bermwaltung des Reichsheeres — 
Unlage V. Fortdauernde Ausgaben Kapitel 27 
Zitel 17 —. (Seite 1387 der Zufammenftellung 
der Beihlüffe — Nr. 230 der Drudjahen —.) 


Dr. Hammacher. Der Reihstag wolle beſchließen: 
Das Dispofitiv des Titels 17 erhält folgenden 


af: 
„Aus dem Anſatze diefes Titel kann bens 
jenigen verheiratheten Unteroffizieren vom 
Feldwebel zc. abwärts, melde aus Anlaß 
ber legten eereöverjtärhung ihre Bis 
dahin innegehabte Kafernenwohnung räumen 
mußten und feitdem auf Selbfteinmiethung 
angemwiejen find, ein Zufhuß bis zu 100%, des 
zuflänbigen Servijes gewährt werben, wenn 
nachgewieſen wird, daß Wohnungen in dem nad) 
der Gamijon = Gebäude - Ordnung zuläffigen 
Umfange höhere Miethskoften verurjadhen, als 
der für die Wohnung zuftändige Servistheil 
des Garniſonortes beträgt." 


Nr. 238, 

Etat der Berwaltung der Reichseifenbahnen 
— Anlage XVII des Gtat3. (Seite 1400 ber 
Zufammenftellung der Bejchlüffe — Nr. 230 der 

Drudjahen —.) 


Dr. HSammadher. Der Reichstag wolle beichließen: 
1. im Kapitel 4 Titel 14 der Ausgaben im Dispofitiv 


in en: 
Kr, a für Eifenbahnfetretäre find fünftig 
wegfallend.“ 





2. im Kapitel 4 Titel 16 der Ausgaben im Dis- 
pofitiv Sinugufügen: 
„2 Stellen für Materialienverwalter 1. Klaſſe 
find künftig wegfallend.” 


Rr. 239. 
Abänderungsantrag zum Entwurfe eines Gefekes, 
betreffend die Feititellung des Haushaltsetats 
für die Schußgebiete auf das Gtatsjahr 1896/97 
— Nr. 6 und 230 der Drudjachen ©. 1384 —. 


Speriol-Etat für das oftafeikanifche Schuhgebiet 


Prinz von Areuberg. von Kardorff. Der Reichsta 
wolle bejchließen: ef — 


Fortdauernde Ausgaben. 


A. Civil·Verwaltuung. 
Beſoldungen. 

a) Allgemeine Verwaltung. 
Gouverneur 2 2 a nen 
Ständiger Vertreter deffelben, zugleich 

mit den Funktionen des Kommans 

beurs ber Schußtruppe beauftragt. 25 000.4 

(fünftig wegfallend). 

Im Uebrigen nad) ben Beſchlüſſen der zweiten 
Lefung zu bemwilligen. 


Berlin, den 22. März 1896. 


Mr. 240. 
Berichteritatter: 
Abgeorbneter Fiſcher. 


Bericht 
Wehlpräfungs-Bommilfien 


uber 
die Wahl des Abgeoroneten Grafen Dönhoff- 
Friedrichſtein im vierten Wahlfreife des 
Regierungsbezirks Königsberg (Landkreis 
Königeberg-Fiichhaufen). 


Bei der am 15. Juni 1893 ftattgehabten Hauptwahl 
war Graf Dönhoff-Friedrichſtein mit 1691 Stimmen 
über die abjolute Majorität, welche 7428 Stimmen betrug, 
zum Abgeordneten en worden. Gegen biefe Wahl 
erhob im Auftrage des ſozialdemokratiſchen Wahltomitees 
der Tiſchler Lorenz in Königsberg Protejt, und die Wahl: 
prüfungsKommiffion beſchloß in ie Sigung vom 3. Mai 
1895 — Nr. 333 ber Drudjadhen Ill. Seffion 1894/95 — 
dem Reichstag ben Antrag zu unterbreiten: 

1. den Beſchluß über die Gültigkeit der Wahl bes 
Abgeordneten Grafen Dönhoff-Friedridftein 
auszuſetzen; 

2. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, durch Ver— 
mittelung der Königlich preußiſchen Regierung die 
u Proteſt A 1, 5, 6, 7, 8, 9, 11, 12a und b, 
bb und c und 7a, b, e, d, e beantragten 


Titel 1. 
50 000. 


Beweiserhebungen A und von dem 
— derſelben Reihstag in Kenntniß zu 
eben. 
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Reichetag Altenftük Nr. 240. Gericht der Wabtprüfungs-Kommiffion.) 





Der Reichstag trat in feiner Sitzung vom 24. Mai v. J. 
— ſienographiſcher Bericht der 99. Sigung S. 24500 — 
diefem Beichluffe bei. 

Diefe Erhebungen haben jeither ftattgefunden. 


A. Landkreis Königäberg. 
Der erſte Proteftpunkt ging dahin: 
a) Der Wahlvorfteher in Gr. Neuhof hat wiederholt 
die abgegebenen Stimmzettel nicht in die Urne ges 
legt, jondern ift mit denjelben in ein Nebenzimmer 


geangen. 

b) Mehrere Arbeiter mwurben am Sonnabend nad 
ber Wahl enilaffen, weil dieſelben Stimmzettel für 
den jozialdemokratiihen Kandidaten Schule ab» 
gegeben Hatten. 

Punkt a mwurbe für erheblich erflärt und, da nad 
der Proteftbehauptung die unter b bezeichnete Arbeiter- 
entlaffjung mögliherweife durch den Wahlvorjteher unter 
Verlegung des Wahlgeheimnifjes erfolgt ift, wurde für 
beide Behauptungen Bemweiserhebung beichloffen durch uns 
eidlihe Bernehmung des Wahlvorfiehers Bernhard in 
Gr. Neuhof (Wahlbezirt 11) und eidlihe Bernehmung 
der angegebenen Zeugen: Auguft Bromorstfi und 
Bodau in Gr. Neuhof. 

Der Wahlvorfieher Bernhard aus Neuhof erklärt 
die Behauptung für rundweg unwahr; er habe ſich nur 
durch Befühlen darüber vergewiflert, daß nicht etwa 
mehrere Stimmzettel gleichzeitig abgegeben würden, und bie 
Zettel fänmtlich ae in die Wahlurne gelegt, auch nach— 
träglic) feinen herausgenommen. Bon Arbeiterentlaffungen 
wiſſe er nichts, beziehungsweife erinnere er ſich deſſen nicht 
mehr. Der Zeuge Bromorski weiß von den Borgängen 
im Wahllofal nichts; von den Arbeiterentlaffungen hat er 
wohl erzählen hören, doch vermag er beftimmte Angaben 
nicht zu maden. Beuge Godau weiß weder über bie 
Borgänge im Wahllofal noch über die behaupteten Arbeiters 
entlafjungen etwas zu befunden. Die Kommilfion war 
daher einftimmig ber Anjhauung, den Proteftpunft als 
unbewiejen anjehen zu müflen. 

Der nächſte hier in Betracht fommende Proleſtpunkt (5) 


lautete: 
Der Wahlvorſteher in Schaalsvitte, der gleich— 
zeitig Gutspãchter und Gemeindevorfteher ift, öffnete 
ie Stimmzettel, bevor er fie in die Urne legte, 
und ſah, wer darauf verzeichnet war. 

Gegenüber diefem Vorwurf der Verlegung des Wahl: 
geheimniffes beſchloß der Reichstag uneidliche Vernehmung 
des Wahlvorjiehers und Gemeindevorftehers Kudrzicki 
und eiblihe Vernehmung der angeführten Zeugen: Joh. 
Schwarz, Fiſcher; Carl Lateit, Friedrich Norbt, 
Friedr. Weidmann, ſämmilich aus Schaafsvitte. 

Der Bahlvorjteher Kudrzidi aus Schaafövitte bejtreitet 
die Protefibehauptung, und die angegebenen Beugen be- 
kunden ſämmtlich, daß ihnen von ber behaupteten Eröffnung 
ber Stimmzettel nichts befannt ſei. Die Kommiffion kam 
daher auch bezüglich diefes Punktes zum Beichluffe, ihn 
als nicht bewiejen anzufehen. 

Der fechfte Proteftpuntt betraf den Wahlbezirt 47 und 


Tautete: 
BWahlvorfteher Klein, Oberinſpeltor auf dem 


| 


I 
j 
\ 
1} 
' 





| 





Gute des Landraths v. Hülleffem, öffnete die Stimme | 


zettel ber Wähler im Wahllofal und zerrif diejenigen, 
die auf den Namen Schultze lauteten. 


Er Zaufte 


den Wählern Schnaps und bemerkte dabei: Wer den | 


Schulte wählen wolle, möge bei dem nadı Schnaps 


gehen. 
Aus gleihem Grunde wie bei 5, und weil außerdem 
nod der Vorwurf des Stimmenktaufs erhoben wird, wurde 


| 


vom Reichstag Beweiserhebung beſchloſſen; und zwar follte 
der beſchuldigte Wahlvorfteher Klein zu Bruch uneidlich, 
dagegen die —— Carl Gehrer, Scharwerler, Dage, 
Domſcheit und Nickel, Geſpannknechte in Bruch, eidlich 
vernommen werben. 

Oberinſpektor Klein beftreitet die Deffnung bezw. Zer- 
reißung von Stimmzetteln. Ebenfo unwahr ift es, fährt 
er fort, 

„daß ich den Leuten Schnaps gegeben oder die mir zur 
Laſt gelegte Aeußerung gejagt habe. Die Leute waren 
faft jämmtlih betrunken ober wenigftens angetrunfen, 
als fie in das Wahllofal famen. Jh will noch be= 
merten, daß die Leute mir ſchon während ber Wahl 
vorwarfen, dab ich bie * öffnete. Ich habe ihnen 
ſchon damals geſagt, daß dies nicht der Fall ſei, daß 
ich vielmehr lediglich nachfühlte, ob nicht etwa 2 Stimm⸗ 
zettel zugleich überreicht ſeien“. 

Zeuge Gehrer konnte nicht ermittelt werben; Zeuge 
Dage erflärt: 

„Der Oberinfpeltor Klein ftedte bei der vor etwa 
2 Jahren in Bruch ftattfindenden Reichstagswahl meinen 
auf Schulze Tautenden Wahlzettel uneröffnet und unbes 
fehen im die Ume. Ich habe auch font nichts davon 
bemerkt, dab Wahlzettel geöffnet ober zerriffen wurben. 
Als ih aus dem Lokal fam, erhielt ich, wie auch bie 
anderen von dem Kämmerer Spie ein Glas Schnaps 
verabfolgt, ohne da diejer ſagte wofür oder auf weſſen 
Beranlafjung dieſes geſchehe. Der Oberinfpeltor bat 
meines Wiſſens nicht geäußert: „Wer den Schulze 
wählen wolle, möge bei dem nad) Schnaps gehen.“ 

Geſpannknecht Domjcheit bekundet: 

„Bor dem Wahllokal ſiand der Kämmerer von Bruch 
Namens Spie und gab mir und anderen je einen auf 
den Namen bes Grafen Dönhoff Iautenden Stimm= 
zettel. Ich nahm dieſen zwar, ftedte ihn aber in die 
Taſche und gab an der Urne meinen auf Schulze lautenden 
Stimmzettel ab. Der Wahlvorfteher, Oberinjpeltor Klein, 
ſteckte zwei Finger in den zufammengelegten Zettel und 
bog biejen, do wohl um den Namen des Gemwählten 
zu leſen, auseinander, Als ich hierauf äußerte: „Aus— 
einander genommen wird auch und aufgemacht?” meinte 
der DOberinfpektor, das fei nicht deswegen, e8 komme 
nur mandmal vor, daß zwei Zettel in einander wären. 
Hierauf ftedte der Oberinipeltor meinen auf Schulze 
lautenden Zettel ohne ihm ganz zu öffnen in die Ume. 
Wer die Beifiger der Wahl waren, vermag ich nicht 
mehr anzugeben. Ih Habe nicht geiehen, daß Klein 
oder einer der Beiſiher damals irgend welche Stimm- 
zettel geöffnet oder zerrilfen haben. Der Arbeitsmann 
Ferdinand Plewe, der meines Wiffens nah Droften 
bei Labiau verzogen ift, erzählte mir damals, daß Klein 
jeinen auf Schulze lautenden arg geöffnet habe. 
Damals befam ich und joviel ich jah jeder andere aus 
dem Wahllofale tretende Wähler von dem vor bem 
Lokale ftehenden Kämmerer Spie unentgeltlih ein Glas 
Schnaps verabfolgt. Aus weldem Grunde und auf 
weilen Beranlafjung diejes geiöeh, weiß ich nicht. Sch 
habe nicht gehört, daß der Oberinſpeltor Klein geäußert 
hat: „Wer den Schulze wählen wolle, möge bei dem 
nad Schnaps gehen“.“ 

Der Geſpannknecht Nidel vermag über die Proteft- 
behauptung nichts zu befunden. Die Kommiffion ſah auch 
diejen Proteftpunft als durch die ftattgefundene Erhebung 
nidt erwiejen an. 

Punkt 7 erhob für Wahlbezirt 49 folgenden Vorwurf: 

In Eonradswalde p. Euggen hat der Befiker 

Schwarz aus Waldhöfen die Stimmzettel geöffnet 


und gejfehen, wer barauf verzeichnet war. Auf Grund 
deſſen wagten e8 bie Arbeiter nicht mehr, Stimmzettel 
für Schultze abzugeben. 

Zeugen: Büttner, Knecht 

Joh. Maid, Inſtmann 

Goike, Kämmerer 

RT Geſpannknecht 

Ullaſch, 

Bathke, s 

Scheffler oder Steffler, Geſpannknecht 
Tomaſchke, ⸗ 
Richard, Schuhmacher, 

alle in Conradswalde. 

Der Reichstag beſchloß die Erheblichkeit, weil der Be— 
Iduldigte Mitglied des Wahlvorſtandes war, und baher 
uneiblihe Vernehmung des Beſitzers Julius Schwar 
aus Waldhöfen und eidliche Vernehmung ber im Pro 
angeführten Zeugen. 

Befiger Schwarz erflärt: 

„Es ift nicht wahr, daß ich, ber ich Wahlbeifiker 
war, die Stimmzettel geöffnet und gejehen Habe, wer 
barauf verzeichnet war. Wohl habe ich jebesmal nach— 
gefühlt, ob nicht etwa 2 Stimmzettel zugleich abgeliefert 
würden; außerdem habe ich mich überzeugt, ob ber Zettel 
von weißem Papier oder etwa mit einem Kennzeichen 
verjehen war, worauf nad dem Reglement geachtet 
werden muß. Daß bie Wahl orbnungsmäßig vors 
gegangen ift, werben bie Beifiger bezeugen. 

Daß Arbeiter e8 nicht gewagt hätten, Stimmzettel 
abzugeben, ift mir gänzlich unbekannt. Bemerken will 
ich, daß ein betrunfener Maurer, deſſen Namen ich augen= 
blidlich nicht weiß, mit feinem Stimmzettel zurückgewieſen 
wurde, weil er ihn felbft in die Urne legen wollte und 
fi) weigerte, ihn dem Wahlvorfteher zu übergeben. 

Vielleiht Hat diefer Vorgang zu der gänzlid uns 
begründeten Behauptung den Anlaß gegeben.” 

Dagegen befunbete Inftmann Büttner: 

„Meinen Stimmzettel wies der Wahlvorfteher mit 
dem Bemerfen zurüd, daß ich noch nicht ein Jahr in 
Eonradswalbe wohne und deshalb nicht wahlberechtigt 
wäre, Als ber Gejpannmann Gottfried Schlimmermann 
zu Gonrabswalde und der Geipannmann Gottfried 
erg aus Rachſitten ihre Stimmzettel abgaben, 

efand ich mich noch in bem erwähnten Wahllolale und 
habe gejehen, dab ber Befiger Schwarz bie von ben 
beiden legtgenannten Berfonen abgegebenen Stimmzettel, 
bevor er fie in die Urne legte, öffnete und nachſah, wer 
darauf verzeichnet war. Hildebrandt ftellte ihn beshalb 
zur Rede, indem er ihm fragte, weshalb er bie Zettel 
nachſehe, darauf ermwiderten Petruſch und Schwarz, 
Hildebrandt ſolle machen, daß er binausfomme, berjelbe 
zur weiter nichts zu thun, als feinen Zettel abzugeben. 

s ift umwahr, daß Schwarz dieſe beiden Zettel nur 

befühlt und von außen bejehen Hat, ob er aber noch 
andere Zettel geöffnet hat, weiß ich nicht, ebenfowenig, 
ob in Folge des Nachſehens der erwähnten Zettel andere 
Arbeiter nicht mehr gewagt haben, Stimmzettel für 
Schulze abzugeben.” 

Die Zeugen Maſch und Tomaſchke waren nicht zu 
ermitteln, Goite ift inzwiſchen verftorben. 

Der Geſpannknecht Chriſtall erflärt: 

„Ih weiß nur, daß der Befiker Schwarz bei ber 
fraglihen Wahl meinen Stimmzettel, nachdem ich ihn 
abgegeben, geöffnet und nachgeſehen hat, wer darauf 
verzeichnet war. Ob er bies auch bei anderen Stimm= 
zetteln — hat, weiß ich nicht, ebenſowenig, Fob in 
Folge des Nachſehens meines Zettels andere Arbeiter 
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es nicht mehr gewagt haben, Stimmzettel für Schulze 
abzugeben. Ein Suftmann Johann Maſch ift mir gänz- 
—* unbekannt, wo ber Kämmerer Goife, früher im 
Eonrabswalde, ſich jet befindet, weiß ich nicht. Es ift 
unrichtig, baß ber Befiher Schwarz meinen Bettel nur 
befühlt und von außen bejehen hat.” 

Auch Geſpannknecht Ullaſch bekundet: 

„Außer mir haben in dem Wahllofale zu Eonrads- 
walde bei ber fraglichen NReichstagswahl, fo lange ich 
in bem Lofale mich befand, nod mehrere Leute bes 
Bahlvorftehers Petruſch — etwa 10 — Stimmzettel ab- 

egeben. Der meinige, ſowohl wie die der legterwähnten 
eute wurden, wie ich deutlich gejehen habe, von bem 
Befiger Schwarz geöffnet, worauf Schwarz nachſah, wer 
darauf verzeichnet war. Daß er die Stimmzettel bloß 
befühlt und von außen —* bat, iſt unwahr. Der 
Geſpannknecht Hildebrand ſtellte den Schwarz wegen des 
Eröffnens der Zettel zur Rede, worauf er hinausgewieſen 
mwurbe. Als wir aus dem Wahllofale famen, erzählten 
wir von der Eröffnung ber fraglichen Zettel dem 
Fleiſchermeiſter Pahlke aus Conradswalde, worauf dieſer 
in das Wahllokal ſich begab und, wie wir durch bie 
geöffnete Thür hören konnten, ben Schwarz biejerhalb 
zur Rebe ftellte und mit Anzeige drohte.” 


Zeuge Bathke jagt: 

„Sch weiß nur, daß der Befiger Schwarz bei ber 
fraglichen Neichstagswahl im Wahllofale zu Conrads— 
mwalde meinen Stimmzettel nad ber Abgabe geöffnet und 
gejehen hat, wer darauf verzeichnet war. Es ift unwahr, 
daß er den Zettel blos befühlt und von außen bejehen 
hat. Ob Schwarz noch andere ettel geöffnet hat, weiß 
ich nicht, ebenſowenig, ob fich irgendwelche Arbeiter in 

olge der Eröffnung meines Zettels nicht getraut haben, 
timmzettel für Schulze abzugeben.” 


Geſpannknecht Steffler beftätigt ebenfalls die Proteft- 


behauptung, indem er jagt: 


„Ich weiß mur, daß ber Beſitzer Schwarz bei ber 
fraglihen Reihstagswahl im Wahllofale zu Eonrabss 
walde meinen Stimmzettel nach ber Abgabe geöffnet und, 
bevor er ihn in ber Urne legte, nachgefehen hat, wer 
darauf verzeichnet war. Es ift unmwahr, daß er ben 

ttel nur befühlt und von außen bejehen hat. Ob 

mwarz noch anbere Zettel geöffnet hat, weiß ich nicht, 
ebenjomwenig, ob fid) durch die Eröffnung meines Zettels 
andere Arbeiter haben abjchreden Iafjen, Stimmzettel für 
Schulze abzugeben.” 


Zeuge Rihard Hat nicht geiehen, daß der Befiger 


Schwarz bei ber fraglichen Wahl in Eonradswalde irgend- 
welche Stimmzettel geöffnet Hat, doch — fagt er weiter — 


„wurde bamald von einigen Wählern erzählt, daß 
Schwarz Zettel geöffnet habe. Ich Hörte auch, wie 
ber Fleiſchermeiſter Pahlke gi bieferhalb zur Rebe 
ftellte. Db fich irgend welche Arbeiter, nachdem fie von 
der Eröffnung ber Zettel gehört, nicht mehr getraut 
haben, Stimmzettel für Schulze abzugeben, weiß ich nicht.“ 


Die Rommiffion gewann bie Weberzeugung, daß die 


Proteftbehauptung durch bie ftattgehabte Erhebung ihre 
Beftätigung gefunden Habe, und nad Darlegung der 


eugen Büttner, Ullafh und Richard Liege aud bie 
chlußfolgerung nahe, daß die Geheimhaltung der Stimm: 


a durch den Wahlvorfteher in einer Reihe weiterer 
Fu 


e verletzt worden ſei. Die Kommiſſion lam demgemäß 


zugdem Beſchluſſe, den ganzen Wahlakt zu kaſſiren. Ab— 
jaja waren 44 Stimmen, wovon 23 auf Graf Dön— 


off» Friebrichftein, 21 auf Schulze (Königsberg) ge 
allen waren. 
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Br unkt 8 Tautete: 
ehrer Neubert in Boggemphußt per Guggen 
fagte zu vielen Wählern vor dem Wahltage: „Wählt 

SR —— fo belommen Eure Kinder feinen Schul— 

urlaub.” 

Auch über diefen Punkt beſchloß ber Reichstag Er— 
hebung, dba die behauptete Drohung der Verweigerung bes 
Schulurlaubes jeitens des Lehrers unter Umftänden fehr 
wohl eine Einwirkung auf die Wähler auszuüben vermöge. 

Die uneidliche Vernehmung des Lehrers Neubert 
in Bogaenphuhl per Euggen, und eibliche Bernehmung 
der Inftleute Friedr. Roß und Aug. Bey in Roge hat 
ftattgefunden. 

Lehrer Neubert aus Poggenphuhl gab die Erflärung ab, 

„Ic kann mich nicht erinnern, daß ich die mir zur 
Laft gelegte Aeußerung: „Wählt Ihr Schulge, fo bes 
fommen Gure Kinder feinen Schulurlaub“ vor dem 
BWahltage au nur zu einem Wähler gelagt habe. Ich 
glaube es aud) nicht, denn eine ſolche Aeußerung wäre 
zu merkwürdig.“ 

Inſtmann Roß weiß über den behaupteten Vorgang 
nichts zu befunden, Dagegen erflärte der Zeuge Bey: 

„Hu meinen Kindern bat der Lehrer Neubert aus 
Roggenpfuhl einige Tage vor der fragliden Wahl ge— 
fagt: „Wenn ber Vater den Schulze wählen wird, 
fann dieſer Euch auch Urlaub geben, wenn er Eud) 
braud)t, zu Haufe zu behalten.“ Mir jelbit Fe er etwas 
derartiges nicht gejagt; ob er etwas ähnliches aud zu 
anderen Kindern bezw. zu anderen Wählern gejagt hat, 
weiß ich nicht. 

Die Kommiffion konnte aus biefer Erflärung Die 
Ueberzeugung nicht gewinnen, daß es fih Hier um eine 
Drohung im Sinne der Protefibehauptung handle; einmal 
fönne der Zeuge ſich mur auf Ausſagen feiner Kinder be 
rufen, auch ſei fein Anhalt zur Annahme gegeben, daß ber 
Lehrer die qu. Meußerung im Scdullofal gethan Habe, 
dann könne auch jehr leicht ein Mißverſtändniß feitens der 
Kinder vorliegen; fie eradhtete daher die Proteftbehauptung 
nit für erwieſen. 

Proteſtpunlt 9 ging bahin: 

Der Gutsbefiber Zachan oder Zacha in Brasdorf 
bei Euggen hat ben Arbeiter Worſcheck gefragt, wen 
er wählen wolle und als dieſer zur Antwort ers 

ielt: den Schulge, den p. Worſcheck aus dem Lokal 

inausgemworfen. ferner hat Zadhan unter Andern 
aud) den Kriegsinvaliden Siegmund gefragt, wen er 
wählen wolle und als diefer ebenfalls Schulte 
fagte, ganz einfah erflärt, dann jolle er ſich 
aud fein Invalidengeld von jegt ab von Sculge 

— — Dem Arbeiter Gottfried Gneidt nahm Zachan 

ämmtliche Stimmzettel aus ber Hand, zerriß Die 

felben, kaufte dem betreffenden für 10 Pf. Brammts 
wein und übergab ihm einen Stimmzettel für Dönhoff 
mit der Weifung, denjelben abzugeben. 

Auf Grund diefer Vorkommniſſe fürdhteten fich viele 
Wähler, fozialdemokratifche Stimmzettel abzugeben. 
Da Gutsbefiger Zachan, gegen ben die Vorwürfe ber 

Wahlbeeinfluffung mittelft Drohung und eventuell jogar 
Stimmentaufs TE werden, zugleih Mitglied des Wahl- 
vorjtandes war, jo beichloß ber Reichstag, die angeführten 
Zeugen Worſcheck, Siegmund und Gottfried Gneidt 
eidlich, den Gutsbefiger Zachan uneidlic zu vernehmen. 

Diefe eidlihe Bernehmung konnte nicht ftattfinden, 
weil angeblid) feiner der angeführten Zeugen zu ermitteln 
war. Der Gulsbeſitzer Zachan aus Brasborf aber er- 
Klärte: 

1. Worſchek, der damals bei mir arbeitete, war ein Menſch, 
ber fi) Häufig betranf und dann unfähig zur Arbeit war. 


Um Tage der Wahl ſah ich ihn Mittags im Gaft- 
Iofale Schnaps trinken; ic ſagte darauf ungefähr zu 
ihm, er jolle wählen und feinen Schnaps mehr trinken, 
damit er Nachmittags arbeiten könne. Ich habe ihm 
aber nicht gejagt, daß er Schulze wählen jolle. 

2. Der Kriegsinvalide Siegmund erklärte am Wahltage 
in ber Srugitube, als ich babei war, daß er für 
Schulze ftimmen wolle; wenn Alles für Schule 
ftimmte, dann würde Alles bejjer werden. Darauf 
fragte er mich nad) einer Weile, ob er nicht bei mir 
Graben räumen könne. Ich jagte darauf zu ihm, ich 
hätte nichts für ihn zu graben; er folle fid man an 
Schulze wenden, wenn er Arbeit haben wolle; ber 
würde wohl Arbeit für ihn haben. 

Die Darftellung des Vorgangs im Proteft ift un: 
wahr. 

3. Es iſt micht wahr, daß ich dem Arbeiter Gneidt bie 
Stimmzettel aus der Hand genommen und zerriffen 
habe, ihm daraufhin Schnaps gefauft und einen 
Stimmzettel für Dönhoff mit der Weifung übergeben 
habe, denjelben abzugeben. 

Wohl ift es möglich — doch erinnere ich mic 
deſſen nicht mehr genau —, daf ich Gneidt, der mein 
Arbeiter war und auch nod ij, Schnaps gegeben 
und ihm gejagt habe, er folle nun raſch wählen, 
damit er wieder an die Arbeit gehen könne. 

Irgend welche Beeinfluffung Habe ich weder beab- 
fihligt noc) verjudht. 

Unter diefen Umſtänden fonnte die Kommiffion den 
Beweis für die Nichtigkeit der im Protefte aufgeftellten 
Behauptung nicht als erbradht anfehen und ihr daher feine 
weitere folge geben. 

Punkt 11 des Protejtes erhob den Vorwurf: 

Gutsbefiger Lehnert aus Waldau gab mehreren 
Wählern eine Mark, damit biejelben dem Grafen 
Dönhoff ihre Stimme geben. 

eugen: 

Gottfried Gäthle, Arbeiter 
Gottfried Schwageridh, Arbeiter 
Carl Schulz, Inſtmann 

fümmtlih in Waldau. 

Der Reihstag Hatte, da gegen den Gutsvorfteher 
Lehnert der Vorwurf des Stimmenfaufs erhoben mworben, 
bie eidlihe Vernehmung der genannten Zeugen fowie die 
uneiblihe Vernehmung des beſchuldigten Gutsbefipers 
Lehnert beichloffen. Leßterer erflärte ben Vorgang fol: 
gendermaßen: 

„Die Arbeiter 2 und Schwagerich wollten ſich, 

wie ich Morgens 7 Uhr am Tage der Wahl durch 
Fragen ag nicht an der Wahl betheiligen; ich fagte 
ihnen darauf, fie jolten nur zur Wahl hingehen und 
wählen, fie befämen aud ni er ein Trinkgeld. Ich 
habe ihnen dann etwa um 8 Uhr 1 Mark gegeben. 

Irgend welche Beeinfluffung der Beiden Hinfichtlich 
der Verſönlichkeit des zu —— habe ich weder 
beabſichtigt noch verſucht; insbeſondere habe ich, als ich 
ihnen die Mark gab, nicht verlangt oder auch nur an— 
gedeutet, daß fie ben Grafen Dönhoff wählen ſollten. 
Mir lag nur daran, die Leute zu bewegen, daß fie 
überhaupt zur Wahl kämen. 

An andere Arbeiter (als die beiden erwähnten) habe 
id) irgend weldes Geld oder jonftige Vortheile nicht 
ee insbejondere auch nit an den Inſtmann 


Der Zeuge Gäthke erflärt: 
„Ich habe mich bei der Reichstagswahl vor etwa 
2 Jahren durch Abgabe eines Stimmzettels in Waldau 
auch beiheiligt. Wahllofal war ein Zimmer des Guts- 
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haufes in Waldau, eine Treppe hoch gelegen. Ich ging 
ufammen mit dem Arbeiter Adolph Schwagerih aus 
aldau, um ben Stimmzettel abzugeben. Als wir 
Beide die Treppe in die Höhe kamen, hielt uns ber 
Inſpeltor (nicht Gutsbefiger) Julius Lehnert aus Waldau, 
an, ber uns in fein Zimmer Hineinnahm und etwa 
gr jagte: „Hier habt Ihr eine Mark, auf den 
ettel, den Ihr da habt könnt Ihr nicht wählen, ich 
werde Eud einen anderen ettel, auf Graf Dönhoff 
lautend, geben, ben gebt in ber anderen Stube ab.“ Er 
nahm uns dabei unfere auf Carl Schulze Tautenden 
Zettel ab und gab uns Jedem, nachdem wir die Marf 
angenommen Hatten, einen anderen ne Ob auf 
diejen Betteln der Name Graf Dönhoft verzeichnet ges 
weſen ijt, davon haben weder ich noch Schwageridh uns 
überzeugt. Dieje Zettel gaben Schwagerih und ih in 
dem — das als Wahllokal beſtimmt war, ab. 
Es ſaßen dort an einem Tiſche mehrere Herren, darunter 
der Inſpector Borkmann aus Linken; wer die anderen 
geweſen ſind, weiß ich nicht. Ob Lehnert noch anderen 
Wählern eine Mark dafür gegeben hat, daß dieſelben 
dem Grafen Dönhoff ihre Stimmen abgeben follten, weiß 
ich nicht.“ 

Diefer Ausſage ſchließt fich der Jena Schmwagerid 
unter feinem Eide vollinhaltlih an; der dritte benannte 
Zeuge Schulz war nicht aufzufinden. 

Die Kommiſſion fam zur Ueberzeugung, daß der bes 
hauptete Stimmenlauf als erwiejen angenommen werben 
mühe; beshalb waren die zwei abgegebenen Stimmen 
jowohl dem Geſammtreſultat wie der Zahl ber für ben ges 
—— Kandidaten abgegebenen Stimmen in Abzug zu 
ringen. 
Punkt 12a und b waren vom Reichstag für erheblich 
erflärt worden; fie gingen dahin: 
a) Der Gutsverwalter Günther in Fuchshöfen hat vor 

der Wahl feinen Leuten bejohlen, den Grafen Dönhoff 
u wählen. Mehrere Arbeiter, die das nicht thaten, 
—— Stimmzettel für Schultze abgaben, wurden 
entlaſſen. Außerdem wurden vor dem Wahllokal den 
Wählern meiſtens 2 ineinander gefalzte Stimmzettel 
gegeben, weshalb ſich viele Arbeiter fürdhteten, andere 
Stimmzettel abzugeben. 

Zeugen: Loerd, Waltauer, Inftleute, Groß, Ges 
ſpannlnecht. Alle drei in Fuchshöfen. nit 
mann Langanke in Roggen, die Geſpannknechte 
Wietning und Rud. Wirpning in Ramftau und 
Steinſchläger Ferd. Rörkel in Norgehnen per 


Waldau. 

b) Desgleichen hat ber Gutsinſpeltor von Fuchshöfen 
feinen Zeuten zwei in einander gefalzte Stimmzettel 
gegeben. 

Es wurde beidloffen, für Punkt a ſämmiliche ange— 
gebenen Zeugen eidli, den Wahlvorjteher Günther uns 
eidlih, für b nur die zwei Zeugen Wehten und Bittrin 
eidlich zu vernehmen, 

Gutsverwalter Günther in Fuchshöfen, der als 
Wahlvorſteher uneidlich vernommen worden, beſtreitet 
ben Vorwurf und erklärt ihn folgendermaßen: 

1. Daß id; meinen Leuten vor der Wahl befohlen Hätte, 
den Grafen Dönhoff zu wählen, iſt unwahr. Wohl 
habe ich mit den Leuten vor der Wahl zum Zwecke 
der Belehrung über den politifchen Standpunkt der 
beiden in Frage ftehenden Parteien geiprochen und 
ihnen dabei anheimgegeben, für den Grafen Dönhoff 
zu ftimmen, weil ich das für das Nichtigere Hielte. 
Irgend einen Zwang habe ich nicht ausgeübt. 

2. Daß Arbeiter, welche für Schulte ftimmten, entlaffen 
worden find, ift ebenfalls unwahr; denn ich konnte 


ja gar nicht wiffen, wer von ben Arbeitern für Schulge 
ober Dönhoff —— hat. 
Ich will bemerken, daß zum Dftober-Biehtermin 

einige Arbeiter entlaſſen wurden, weil ſie für die 
Wirihſchaft nicht geeignet waren oder ſich ſonſtige Un— 
regelmäßigfeiten in der Wirthſchaft hatten zu Schulden 
fommen laſſen. Die Zahl dieſer Arbeiter war jedoch 
nicht größer, wie in den jonftigen Jahren an ben 
Ziehterminen. 

3. Es ift richtig, daß ben Leuten vor dem Wahllofale 
Stimmzettel gegeben worden find; indeflen weiß id) 
nichts davon, daß ihnen überhaupt nur ein einziges 
Mal 2 ineinander gefalzte Stimmzettel gegeben worden 
wären. Richtig ift allerdings, daß ſich nachher in 
ber Urne 2 Stimmzettel mehr vorfanden als Wähler 
gewählt Hatten. Der Wahlvorjtand beſchloß daraufs 
in, daß 2 für ben Grafen Dönhoff abgegebene Zettel 
ür ungültig zu erflären feien. 
Dagegen bekundet der Zeuge Loerd: 

J habe mich bei der Reichstagswahl vor etwa 
2 Jahren in Fuchshöfen auch betheiligt und einen Stimmt= 
zettel auf den Namen Carl Schulze abgegeben. Außer 
mir haben nod mehrere andere Arbeiter Stimmzettel 
auf den Namen Earl Schulze abgegeben. Beftimmt weiß 
ich dies von dem Inſtmann Waltauer, jetzt zu Legitten, 
dem —— Langanke, jetzt zu Rodmannshöfen und 
dem Geſpannknecht Wirpning, deſſen gegenwärtigen Auf— 
enthaltsort ich nicht angeben kann. Einige Zeit vor 
der Wahl — es mögen vielleiht 2 Wochen vorher ges 
wejen fein — hatte der Gutsverwalter Günther in Fucte 
böfen alle feine Leute aus —— und den dazu 
gehörigen Vorwerken zuſammengerufen und geſagt, wir 
müſſen ben Grafen Dönhoff wählen.“ 

Gleich darauf Ändert Zeuge feine Ausfage und erflärt: 

„Ich bin mißverftanden: 

Nicht 2 Wochen vor der fraglien Wahl, ſondern 
an dem Wahltage jelbit Hatte uns Günther zujanımens 
— und meines Wiſſens jedem Zettel auf den Namen 

raf Dönhoff lautend ausgehändigt. Die meiſten hatten 
dabei zwei ineinander gefalzte derartige Zettel bekommen. 
Ih ſelbſt erhielt aud) 2 zufammengefalzte Zettel von 
Günther. Es gejchah dies Alles draußen vor der Günthers 
ſchen Wohnung, die als Wahllofal beftimmt war. Ob 
einige Arbeiter ſich infolge der Handlungsweile bes 
Günther gefürchtet —— andere Stimmzettel, als bie, 
—7* auf Graf Dönhoff lauteten, abzugeben, weiß 
ich nicht. 

Am Tage nach der Wahl ließ Günther mid, 
Baltauer, Langanke und Wirpning nad) feiner Wohnung 
rufen, ſpie vor uns aus, ſchimpfte, daß wir ſolch einen 
Schuft, wie den Schulze gewählt Hätten und kündigte 
uns unſer Dienftverhältniß zum 1. Oktober besfelben 
Jahres auf. Dabei fagte er, wir Lönnten gehen von 
a zu Haus, wir würden nirgends Arbeit kriegen. 

bin bis dahin 5 Jahre in Fuchshöfen gemweien und 
habe mir meines Wiflens niemals Unvegelmäßigkeiten zu 
Schulden fommen laſſen.“ 

Auch der Zeuge Waltauer beftätigt bie Proteftbe- 
hauptung: 

„Es ift richtig, daß ber Gutsverwalter Günther am 
Tage der Wahl zu mir und anderen Leuten aus Fuchs— 
höfen und den dazu gehörigen Vorwerken vor der Wahl 
draußen vor feiner Wohnung gejagt Hat, wir müſſen 
ben Grafen Dönhoff wählen und dab er uns babei 
Zettel, auf den Legteren lautend, ausgehändigt hat. Ich 
jelbft Hatte, wie ich mich beim Auseinanderfalten über- 
zeugte, 2 ineinandergefalzte Pettel auf Graf Dönhoff 
befommen, es follen auch noch mehrere andere von ben ers 
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wähnten Leuten 2 ineinandergefalzte berartige Zettel 
erhalten haben, doch kann ich nicht jagen, bei wen bies 
noch der Fall geweſen iſt. Ob ſich irgend welche Arbeiter 
infolge der erwähnten Handlungsweiſe des Günther ge— 
fürdtet haben, andere Zettel, als ſolche, welche auf Graf 
Dönhoff Iauteten, abzugeben, weiß ich nicht. Ich habe 
troßdem einen Stimmzettel, lautend auf Carl Schulze, 
abgegeben. 

Das, was ber Mitzeuge Loerd bezüglich der Kün— 
digung umferes Dienftverhältniffes angegeben Hat, er: 
—* ich, nachdem es mir vorgeleſen worden iſt, als 
richtig an. 

Wo der Geſpannknecht Wietning ſich jetzt aufhält, 
in ih nicht, ein Rudolph Wirpning ift mir nicht bes 
annt. 

Ih will noch bemerken, daß ich 4 Jahre in Fuchs— 
öfen in Stellung gemwejen bin und mir meines Wiſſens 

ine Unregelmäßigfeiten habe zu Schulben kommen laſſen. 


Der Zeuge Groß weiß über bie behaupteten Vor— 
fommmniffe nichts zu befunden; die Zeugen Langanke, 
Wietnig und Wirpning waren nicht zu ermitteln, der Zeuge 
Bödel weiß nur zu befunden: 


„Bevor ih in das Wahllofal ging, bot mir ber 
Gutsinfpeftor von —— einen Zettel an, ich griff 
nad) dem Leßteren und fand, daß er ſich did anfühlte. 
In diefem Augenblide riß der Infpector mir das Papier 
wieber aus ber Hand unb hänbigte es dem Mitzeugen 
Wittrien ein; mir hänbigte er einen neuen Zettel, lautend 
auf Graf Dönhoff, ein. Als Wittrien das Papier, 
weldjes er von dem Inſpector befommen Hatte, näher 
befah und auseinanberfaltete, fand er, daß er 2 inein- 
anbergefalzte Zettel auf Graf Dönhoff erhalten Hatte.“ 


Zu Proteftpuntt 12b konnte der Zeuge Wehlen nicht 
aufgefunden werben, ber Zeuge Wittrien jagt unter feinem 
Eide aus: 
„Sch Habe mich bei der Reichstagswahl vor etwa 
2 Jahren auch betheiligt und im Fuchshöfen einen 
Stimmzettel auf Earl “ger abgegeben. Bevor ich 
in das BWahllofal ging, händigte mir der Gutsinfpector 
von Fuchshöfen, beifen Namen mir entfallen ift, ein zu= 
fammengefalztes, ſich did anfühlendes Papier ein, das 
er vor mir dem Mitzeugen Bödel hatte geben wollen. 
Sch faltete dies Papier auseinander und fand, daß es 
2 Stimmzettel, lautend auf Graf re waren. Ob 
ber Inſpector auch anderen Leuten 2 ſolche, ineinander 
gefalzte Stimmzettel gegeben Hat, weiß ich nicht.” 

Auf Grund biefes Beweisergebniffes kam die Kom- 
miffion zu der Anſchauung, daß bie thatſächliche Protefts 
behauptung erwieſen ſei; damit fei aber auch als zutreffend 
nahegelegt die Schlußfolgerung des Proteftes: viele Ar- 
beiter hätten ſich gefürdhtet, andere (als auf Dönhoff- 
Friedrichftein lautende) Stimmzettel abzugeben. 

Wenn weiter auch aus ben zu ben Alten gegebenen 
Stimmzetteln ein Schluß auf bie bezüglide Proteftbehaup- 
tung unter a und b fich nicht ziehen laſſe, jo fei bie 
Thatſache ber Bertheilung von zwei ineinanbergefalgten 
Stimmzetteln doch als erwieſen anzujehen, fogar die Mög: 
lichkeit der Abgabe in einzelnen Faͤllen jei nicht aus— 
geſchloſſen. Die Kommilfion fam in ihrer Mehrheit daher 
u dem Schluffe, den Wahlatt in Fuchshöfen zu Fafjiren, 
da buch dieſe Vorgänge die Wahlfreiheit in ungehöriger 
Weiſe beeinflußt worden fei. 

Abgegeben waren 96 Stimmen, bavon entfielen auf 
Graf Dönhoff-Friedrichſtein 55, auf Schulge 39 
Stimmen, zwei überzählige auf Graf Dönhoff Iautende 
Stimmzettel waren für ungültig erflärt worben. 


Reichstag. Altenſtück Nr. 240. (Bericht der Wahlprüfungs-Rommiffion.) 


B. Streis Fiſchhauſen. 

Proteftpuntt 3b und e Iauteten: 

b) Befiger Mehrke aus Elenskrug war Beifiker. 
Derfelbe hat bem Arbeiter Rautenberg aus Elenskru 
im Wahllofal ben Stimmzettel aus ber Hand ge: 
nommen, zerriffen und gejagt: Kröte, num habe ich 
Dir Schnaps gegeben und Du wählft nicht mal den 
Grafen. Bei dem Arbeiter Engelat hat derjelbe das 
ebenfalls verſucht. Der Wahlvorfieher hat ferner beim 
Zählen nad dem Wahlakte eine Handvoll Stimmzettel 
aus der Ume genommen und ift Damit auf die Straße 
gegangen. Nah einer Weile kam er wieder zurüd 
und warf eine Handvoll Zettel wieder hinein. Außer 
ze. Perſonen find als Zeugen genannt Lehrer 

trau aus Wibitten und Arbeiter Landsberg in 

Marſchenen. 

e) In Marſchenen per Powayen ging der Gens- 
darm Bartel II in mehrere Wohnungen und konfiszirte 
Stimmzettel und SFlugblätter. Niemandem wurbe etwas 
—— Unter andern auch bei den Dachdecker 
Schlickſchen Eheleuten. Hier war nur eine kleine 
Tochter anweſend und durchſuchte der Gensdarm Die 
ganze Wohnung. 

Der Reichstag Hatte den Punkt b für erheblich er— 
Märt, weil er ſich gegen Wahlvorfteher und Wahlbeifiger 
richtet, und beichloffen: Beweis zu erheben durch uneidliche 
Bernehmung des Wahlvorftehers Bobeth zu Widitten und 
bes Beifigers Mehrke aus Elenskrug und eidliche Ber- 
nehmung bes Arbeiters Nautenberg aus Elenstrug, bes 
Urbeiter8 Landsberger in Marfchenen, jowie des Lehrers 
Strauß aus BWiditten. Zu Brotefibehauptung ce wurbe 
gleihfalls Erhebung beſchloſſen durch uneidliche Vernehmung 
bes Gendarmen Bartel ll und bes Dachdeckers Schlid 
in Marſchenen per Powayen. 

Das Beweisergebniß war folgendes: 


Der Wahlvorfieher, Befiger und Gemeinbevorfteher 
Bobeth zu Widitten erflärt: 


„Ich bin im Laufe des Tages nur zwei Mal aus 
bem Wahllofale abmweiend gemwejen. Während meiner 
Anmwefenheit in demjelben habe ich weder gejehen noch 
gehört, daß dem Arbeiter Rautenberg der Beſitzer Mehrte 
den Stimmzettel aus ber Hand genommen und mit den 
Worten zerriffen hat: „Du Kröte, nun habe ih Dir 
Schnaps gegeben und Du wählft nicht mal ben Grafen“. 
Ebenjowenig ift mir befannt, daß Mehrke verſucht hat, 
dem Arbeiter Engelat ben Stimmzettel zu zerreißen. 

Was mich betrifft, jo ift es gänzlich unwahr, daß 
ih beim Zählen nah dem Wahlakte eine Handvoll 
Stimmzettel aus der Urne genommen haben, damit auf 
die Straße gegangen, nad einer Weile wieder zurüds 
gelommen fein und eine Hand voll Zettel in die Urne 
wieber hineingeworfen haben foll.” 


Ebenſo bekundet ber Beifiger Mehrke aus Elenstrug: 


„Es ift gänzlich unmwahr und erfunden, daf ich bem 
Arbeiter Rautenberg aus Elenstrug im Wahllofal den 
Stimmzettel aus der Hand genommen und mit ben 
Worten zerrifjen haben fol: „Ströte, nun habe ih Dir 
Schnaps gegeben und Du wählft nicht mal den Grafen“. 
ie habe id) derartiges bei dem Arbeiter Engelat 
verjudht. 

Solange ih im Wahllofal anweſend war, habe ich 
auch nichts davon bemerkt, daß ber Wahlvorfteher 
Bobeth beim Zählen nah dem Wahlalte mit einer 
Handvoll aus ber Urne genommener Stimmzettel auf 
die Straße gegangen ift, nach einer Weile wieder zurüd- 
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gekommen iſt und eine Handvoll Zettel wieder in die 
Urne hineingeworfen hat.“ 

Der Arbeiter Rautenberg in Elenskrug bekundet: 

„Einen —*— lautend auf Graf Dönhoff, hatte ich 
von dem Forſtaſſeſſor Helmicker aus Elenskrug erhalten, 
als ich dieſen im Wahllokale abgab, zerriß derjenige 
Beiſitzer, der ihn mir abnahm, denſelben, ohne etwas zu 
ſagen, worauf ich ſagte, dann wähle ich garnicht. Hier— 
auf gab mir der Förſter Schmidt aus Elenskrug, der 
auch im Barren fi befand, einen Zettel, indem er 
fagte, ich folle diefen Zettel abgeben, ich Hätte richtig 
gewählt. Ich gab alsdann ben von Schmidt erhaltenen 
Stimmzettel ab, der mir aud) abgenommen wurde; auf 
welchen Namen derfelbe lautete, weiß ich nicht, ebenjo- 
wenig, wer ber Beifiger, ber mir den erften Bettel ab» 
genommen, gemejen, und insbefondere, ob dieſes ber 
Beſitzer Mehrfe geweſen if. Es ift unridhtig, daß der 
Betreffende, nachdem er den Zettel zerrifjen, gejagt hat: 
„Kröte, num habe ih dir Schnaps gegeben und nun 
wählft du nicht mal den Grafen“. 

Ob ber von Wrbeiter Engelat abgegebene Zettel 
gleichfalls bei der Abgabe zerriffen worden ifl, weiß ich 
nicht. Mir ift auch nichts davon bekannt, daß der Wahl- 
vorjteher beim Zählen nad) dem Wahlacte eine Hand 
voll Stimmzetteln aus der Urne genommen Hat, damit 
auf die Strafe gegangen, nad einer Weile wieder 
zurückgelehrt ift und eine Hand voll Beitel wieber hinein⸗ 
geworfen hat.“ 

Der Zeuge Landsberger aus Marjchenen weiß 
* ii behaupteten Vorgänge nichts zu befunden, fügt 
aber bei: 

„Sch felbft Habe einen Stimmzettel abgegeben, ben 
mir einer der Herren, bie am Wahltifche ae abs 
nahm, öffnete und dann erft in bie Urne legte. Auf 
welhen Namen dieſer Zettel lautete, weiß ich nicht, 
ebenjomwenig, von wem ich ihn befommen habe, und wie 
ber Herr hieß, welcher mir den Zettel abnahm.“ 


Lehrer Strauß, der ald Protokollführer fungirt Hat, 
befunbet, er habe fich feines Wiflens nur etwa eine Biertel- 
ftunde aus dem Wahllofal entfernt, während feiner An— 
wejenheit aber von den behaupteten Vorgängen nichts bes 
merkt, weder in Bezug auf Engelat, noch beziehentlich des 
Nautenberg. Unrichtig ift, fügt er bei, 

„daß der Wahlvorjteher beim Zählen nad) dem Wahl- 
alte eine Hand voll Stimmzettel aus der Urne genommen 
hat, damit auf die Straße gegangen, nad) einer Weile 
wieder zurüdgelommen ift und eine Hand voll Zettel 
wieder hineingeworfen hat.“ 

Gegenüber den beftimmten Bekundungen der Zeugen 
Rautenberg und Landöberger, daß ihnen ber abge— 
gebene Stimmzettel vom Wahlbeifiger zerriljen, beziehungs- 
weile vor dem Einwurf in die Urne geöffnet worden jei, 
fam die Kommilfion in ihrer Mehrheit zur Auffaffung, daß 
bier eine jo grobe Verlegung des Wahlgeheimnifjes vor— 
liege, daß jede Sicherheit für die Richtigkeit bes Wahl- 
ergebnifjes hinfällig werbe, und beichloß daher die Kaffation 
bes Wahlaktes. Abgegeben waren 51 Stimmzettel, Davon 
für Graf DönhoffsfFriedridftein 380, Schulpe 14, 
Rittergutsbeſitzer Kühn 7. 

In Bezug auf Punkt co ergiebt die Beweisaufnahme, 
daß der Gensdarm Bartel II zu Gr. Heydekrug auf Grund 
einer Iandräthlichen Verfügung zwei Flugblätter aus einigen 
Wohnungen wieder abgeholt habe, nicht aber Stimmzettel; 
im Gegentheil erflärt der Gensdarm, daß er Stimmzettel, 
ſoweit fich ſolche zwifchen den Flugblättern gefunden, wieder 
—— — Die Kommiſſion glaubt zwar, dieſes 

orgehen als der geſetzlichen Grundlage entbehrend rügen 





zu jollen, eine Bedeutung auf das Wahlergebnik könne 
aber nicht geichlußfolgert werben. 

Als legten Punkt rügte der Proteft die Beichlagnahme 
und Nichtzurüdgabe ſozialdemokratiſcher Stimmzettel in Alt 
Pilau, Medenau, Cranz, Fiſchhauſen und Rudau; ber 
Neichstag beichloß, weil die Beichwerbe ſich zweifellos gegen 
Behörden richtet, Erheblichleit und Vernehmung der an- 

egebenen Zeugen. Someit diefe noch aufzufinden waren, 

haben diefe Erhebungen ftattgefunden und die Richtigkeit 
der Protefibehauptung unter der Einſchränkung dargelegt, 
daß dieſe widerrechtliche Beſchlagnahmung der Stimmzettel 
ca. 14 Tage vor der Hauptwahl ſtattgefunden hat. 
Die Kommiffion entſchied fi in gewohnter Praxis bob 
daß die Protejtanten innerhalb diejer Friſt jehr wohl noch 
in der Lage geweſen feien, dieje Vertheilung von Stimm: 
zeiten er Diefer Proteftpuntt ſei daher als 
wejentlih und für die Giltigfeit der Wahlhandlung beftims 
mend nicht anzufehen. 

In ihrem Schlußvotum kam die Kommiffion, da durch 
bie bejchloffene Kaflation der Wahlhandlungen in den Be- 
zirken Conradswalde, Waldau, Fuchshöfen und Elenskrug 
die vom Grafen Dönhoff-Friedrichſtein erzielte 
Majorität von 1691 Stimmen nur um 110 Stimmen be- 
ziehungsweife auf 1677 Stimmen herabgemindert wird, (da 
ja auch die Gefammtzahl der abgegebenen Stimmen auf 
14 663, die für Schulge auf 4326 und für Kühne auf 
1297 Stimmen finkt) zu dem Antrag: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 

a) die Wahl des Abgeorbneten Grafen Dön— 
hoff» Friedrihftein im vierten Wahlkreiſe 
des Regierungsbezirts Königsberg (Land- 
freis Königsberg-Filhhaufen) für giltig 

u erllären; 

b) dem Herrn Reichskanzler das Ergebniß ber 
Erhebung unter A7, 11, 12a und b und 
B3b und e zur Kenntnißnahme mitzutheilen. 


Berlin, 20. März 1896. 
Die Wahlprüfungs-Hommiffion. 


Dr. 9. Marquardſen, ftellvertretender Vorſitzender. 
Bilden, Berichterjtatter. Aner. Banermeifter. Bolt. 


raudenburg. Dilgendorff. v. Holleuffer. mieder. 
D . eider, v, i [2 * D “ 
r. Schu eson "g * r. Stephau 
Nr. 241. 


Berlin, den 23. März 1896, 
Im Namen Seiner Majeftät des Kaiſers beehrt ſich 
ber Unterzeichnete den beiliegenden zZ 
Entwurf eines Gejeges wegen Verwen— 
bung überjhüfliger Reihseinnahmen zur 
Schuldentilgung, 
wie folder vom Bundesrath beſchloſſen worden, bem 
—— zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußfaſſung vor— 
zulegen. 
Einer Begründung wird ber Geſetzentwurf mit Rüd- 
fiht auf die im Reichstag über ben Gegenjtand ftatt- 
gehabten Verhandlungen nicht bedürfen, 


Der Reichskanzler. 


Fürft zu Hohenlohe, 
Un den Reichstag. 
RS. ML 1487. 
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Reichstag. Aktenftüde Nr. 242, 243/244. 





Entwurf eines Gejches, 


wegen 
Berwendung überfchüffiger Reichseinnahmen zur 
Schuldentilgung. 


Dir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaijer, 
König von Preußen ıc. 

verordnen im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung 

bes Bunbesraths und bes Reichstags, was folgt: 

Ueberjteigen im Etatsjahre 1896/97 die den Bunbess 
ftaaten zuftehenden Ueberweifungen aus den Erträgen an 

öllen, Zabaditeuer, Branntweinverbraudisabgabe und 
Zuſchlag zu berjelben, fowie an Reichsitempelabgaben für 
Werthpapiere zc. die aufzubringenden Matrikularbeiträge, 
fo ift die Hälfte des Ueberſchuſſes zur Verminderung der 
Reichsſchuld zurüdzuhalten. Bei Ermittelung des Untere 
ſchiedes zwifchen dem zu leberweifungen verfügbaren Bes 
trage und ben Matritularumlagen werden von den Iegteren 
die von einzelnen Bunbesftaaten zur Reichslaſſe zu zahlenden 
Ausgleihungsbeträge abgeſetzt. 

Die Verminderung der Reichsanleihe erfolgt durch 
entiprehende Abjegung vom Anleihefol. Someit geeignete 
Anleihekredite nicht mehr offen ftehen, wird über bie Art 
ber Sculdentilgung dur den NReihshaushalts-Etat Bes 
ftimmung getroffen. 

Außerdem wird die Summe, welde gemäß $.8 bes 
Holltarifgeießes vom 15. Juli 1879 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 207) 
der Reichsſskaſſe von dem Ertrage ber Zölle und der Tabad: 
fteuer verbleibt, für das Gtatsjahr 1895/96 behufs Vers 
minderung ber NReihsihuld von 130000 000 Mark auf 
143 000 000 Mark erhöht. 

Urkundlich zc. 

Gegeben ꝛc. 


Nr. 242. 
Refolution 


zur 
dritten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Feititellung des Reichshaushalts⸗ 
Etats für das Etatsjahr 1896/97 — Nr. 230 
der Druckſachen —. 


Reichs-Poft- und Telegraphenverwaltung — 
Anlage XVI. Kapitel 3 Fortdauernde Ausgaben 
Titel 1 —. 


immermannu und Genofjen. 
beſchließen: 

ben Herrn Reichskanzler zu erſuchen, zu veran— 

laſſen, daß die Poſtſchalter-Dienſtſtunden an Sonn— 

und Feſtlagen auf die Zeit von 7/8 bis 9 Vor— 

mittags und 12 bis 2 Uhr Nachmittags feſigeſetzt 


werben. 
Berlin, den 23. März 1896. 
Bimmermann. Bindewald. Freiherr v. Buddenbrod. 
v. Dallwig. Grafzu Dohna-Schlodien. Dr, Förſter 
(NMeuftettin). Graefe. v. d. Gröben-Arenftein. Dr. 
ahn. v. Herder. Hilpert. Himburg. Hirſchel. 
reiherr v. — Hüpeden. Iskraut. Klemm 
(Dresden). Köhler. Dr. Freiherr v. Langen. Lieber 
(Meiken).. Liebermann v. Sonnenberg. Meyer. 
Danzig). Müller (Waldech. Radwauski. Rettich. 
r. Rubolphi. Sachße. Steppuhn. Dr. Vielhaben. 
Werner. Will. 





Der Reichstag wolle 


Nr. 243/244.*) 
Berichte 
ber 


Wahlprüfungs-Rommiffion. 





Nr. 2483, 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Auer. 


Bericht über die Wahl des Abgeordneten Rimpau 
im achten Wahlfreife des Negierungäbezirfs 
Magdeburg (Ofchersleben-Halberftadt- 
Wernigerode). 


Der Reichstag hat in feiner Sigung vom 14. Mai 1895 
— ſtenographiſcher Beriht der 92. Sigung ©. 2280 A. — 
entiprehend dem Antrage der Wahlprüfungs-Kommilfion 
— Drudiade Nr. 300 IH, Seffion 1894/95 — beichlofien: 

1. die Wahl des Abgeordneten Rittergutsbefigers Aſſeſſor 
a.D. Rimpau zu Emersleben im achten Wahlfreife 
des Negierungsbezirs Magdeburg (Dichersleben- 
Halberjtadt-:Wernigerode) für gültig zu erllären; 

2. den Herm Reichskanzler zu erjuchen, durch Ver— 
mittelung ber Königlich Preußifhen Regierung über 
die Punkte 4 und 6 des Wroteftes die beichloffenen 
Beweile zu erheben und das Ergebniß ber Erhebung 
dem Reichstage mitzutheilen. 

Die beichlofjenen Erhebungen haben in der Zwiſchen— 
zeit jtattgefunden und zu folgendem Ergebniß geführt: 


Bu 4. 

Im Proteft war behauptet: 

Am 23. Juni war für Dfchersleben eine Ver- 
jammlung im Lofale bes Herm Dehlgarten dortſelbſt 
angemeldet. Dieje p. p. Dehlgarten ift der Schwieger- 
fohn des Herrn Junge, und hat von letzteren das 
Lokal gepadhtet. Am Morgen des 23. Juni hat ber 
Bürgermeifter von Oſchersleben 3 Poliziften zu Junge 
geihidt und denſelben veranlaßt (durdy Drohung von 
GEoncezionsentziehung, Bolizeiftunde zc.) fein Lolal 
nachträglich der Verſammlung zu verſchließen. Zeugniß: 
Sunge und Dehlgarten. 

Die Kommiſſion beſchloß Erhebungen durch eibliche 
Vernehmung der Protejtzeugen und uneidlide Vernehmung 
bes Bürgermeijters, alle zu Dichersleben wohnhaft. 

Diefe Vernehmungen haben ftattgefunden und Die 
Zeugen ausgeiagt wie * 

Privammann Wilh. Junge, eidlich: 

„Meine im Jahre 1884 verſtorbene Ehefrau war 
Eigenthümerin des hierjelbft in der Hornhäuferftr. N. 15 
— (bamald N. 22b —) belegenen Reftaurationsgrunds 
ftüds. Meine Frau hatte mir teftamentarijh die volle 
Verfügungsgewalt über ihren Nachlaß ausgejegt und 
id) verpadhtete im Jahre 1889 das Neitaurationsgrunds 
* an meinen eng sl ben Rejtaurateur Ernſt 

elgarten, welcher jeit dem Detober 1894 Gigenthümer 

des Grunditüds ift. 

Die Eonzeffion zum Reftaurationsbetriebe hatte Del: 
garten bei der Erpadytung und aud im Jahre 1893 
nod) nicht. Nach der vorigen Neidhstagswahl im Jahre 
1893 ijt er auch bejtraft, weil er ohne Conzeſſion Schank— 
gewerbe betrieben Hatte. Das Lokal enthält neben zwei 


*) Mr. 244. Bericht, betreffend die Wahl des Abgeordneten 
Balter (3. Sahjen-Weimar). 
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Neftaurationszimmern aud einen Tanzjaal. Im Jumi 
1893 war ich bettlägerig frank. Ich erfuhr eines Tages 
von einem Dritten, daß im Saale demnächſt eine ſocial— 
demokratiſche Berfammlung abgehalten werben jollte. 
IH lieh meinen Schwiegerjohn rufen und a ihm 
mit, dab Die Leute, die im Saale eine Verſammlung 
abhalten wollten, Socialdemofraten jeien, und daß er 
deshalb die Verfammlung im Saale nicht jtattfinden 
lafien dürfte. Delgarten erwiderte, er hätte nicht gewußt, 
daß die Veranjtalter Socialdemofraten wären und wir 
wollten das Stattfinden der Verjammlung verhindern, 
wie das geſchehen follte, wüßte er allerdings noch nicht. 

Delgarten ging wieder fort und unmittelbar darauf 
fam ein Bolizift, wenn ich nicht irre der Polizeifergeant 
Apel, zu mir. Er fagte, der Bürgermeifter wüßte ſich nicht 
durchzufinden und fragte, wen das Lokal eigentlich ges 
höre und wer die Schanktonzeffion hätte, jie müßten 
das wiſſen, weil eine Verſammlung im Lokale ange 
meldet wäre. Ih habe dem Boligiten mitgetheilt, daß 
ih über das Lofal verfügungsberedjtigt wäre, daß id) 
die Conzeffion hätte, daß aber mein Schwiegerfohn die 
Wirthihaft pachtweife betriebe. Ich knüpfte daran die 
Frage, wie id) es abwenden fönnte, daß die VBerjamm- 
lung nicht ftattfände. Der Volizift fagte, er wolle mir 
darüber Beiheid zukommen laſſen. Kurz darauf kam 
wieder ein Poliziſt entweder derfelbe oder ein Anderer 
und theilte mir mit, daß ich die Verfammlung dadurch 
verhindern könnte, daß ich ein Inſerat in das Kreis— 
blatt rüden ließ des Inhalts „die Verfammlung findet 
nicht ftatt“, 

Ich Habe dementiprechend ein Inſerat abgefaßt und 
e8 ber Expedition bes Kreisblattes hier überjandt mit 
dem Auftrage, das Inſerat fo einzurüden, dab es un— 
mittelbar unter dem Einberufungsinferat zu ftehen käme, 
Mein Auftrag ift ausgeführt und die Verfammlung hat 
nicht ftattgefunden. 

Unwahr ift, daß ich zur Verhinderung der Ver— 
fammlung durch Drohung mit Gonzeifionsentziehung, 
Verhängung ber Polizeiftunde oder ähnlichem veranlaßt 
bin. Delgarten war mit meinen Maßnahmen einver- 
ftanden. Ich Halte es nicht für ausgeichloffen, daß ich 
den focialiftiichen Veranſtaltern der Berfammlung, um 
fie los zu werden ein Mal gelagt habe, der Bürgers 
meilter hätte mir Conzeffionsentziehung und Berhängung 
ber Poligeiftunde angedroht, fall ih die Verfammlung 
ftattfinden ließe.” 

Reſtaurateur Ernft Delgarten, eidlich, beitätigt im 
Weſentlichen bie Ausfagen feines Schwiegervaters, fpeziell 
ift ihm nicht bekannt, ob am Morgen des 23. Juni 1893, 
oder an einem anderen Tage Boliziften bei jeinem Schwieger: 
vater geweſen find und benjelben veranlaßt haben, durch 
Drohungen ihn zur Saalentziehung zu bejtimmen. Zeuge 
erflärt, den Saal nicht gegeben zu haben, weil er inzwijchen 
erfahren, daß die Verfammlung, die bei ihm als eine frei 
ee angemeldet war, ſozialdemokratiſchen Sweden dienen 
ollte. Er war von jeinem Schwiegervater unterrichtet, daß 
die Polizei ihm rathe, vorfichtig zu fein. 

Bürgermeifter Emil Beder, uneidlid: 

„Ich bin feit 5 Jahren Bürgermeifter in Dfchers- 
leben. Bor mehreren Jahren gelangte zu meiner Kennt— 
niß, daß im Delgarten’ichen Lotal eine jocialdemokratiiche 
Verfammlung jtattfinden ſollite. Ob die Verjammlun 
am 23. Juni 1893 abgehalten werden ſollte, weiß i 
nicht mehr, es Lönnte aber möglich fein. Ich befinne 
mi nod, daß damals zwiichen mir und Delgarten durch 
Vermittelung eines Bolizeibeamten Verhandlungen darüber 
ftattgefunden haben, welcher Art die VBerfammlung wäre. 
Die Einzelheiten der Verhandlungen find mir nicht mehr 
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erinnerlih. Schließlih kam der Schwiegervater Del- 
gartens, Junge, zu mir. Er fagte, der Beſiher bes 
Lokals ſei noch er, Delgarten führe das Geihäft nur in 
jeinem, Junges, Namen. Er hätte ebenfalls jetzt erſt 
erfahren, daß die Berfammlung feine freifinnige, fondern 
eine fozialdemofratifche fei, er wolle das nicht haben, 
daß die Sozialdemofraten jeinen Saal bekämen. Wenn 
ich nicht irre, fragte Junge, wie er es verhindern könne, 
daß die Verſammlung ftattfände, worauf ih ihm wahr— 
fcheinlich gefagt habe, daß er inferiren laſſen folle, daß 
die Verfammlung nicht ftattfände. Jedenfalls ſagte 
Junge, er wollte es inferiren laffen, daß die Verſamm— 
lung nicht abgehalten werden würde. Er bat aud, um 
polizeilihen Schuß für den Fall, daß er die Sozial 
demofraten wicht ſelbſt von der Beligergreifung bes 
Saales abhalten könne. Auf keinen Fall it es richtig, 
dab ich verjucdht haben follte, den Zunge durch Drohung 
von Konceffiensentziehung, Bolizeiftunde zc. zu verans 
laffen, fein Lokal der Verjammlung zu verſchließen. 

Durch eine damals im Jahre 1893 beftehende 
ftäbtifche Polizeir-Verordnung war die Polizeiftunde auf 
11 Uhr beftimmt und es war auch feftgejegt, daß für 
einzelne Lokale aus Anlaß bejonderer Gelegenheiten bie 
RPolizeiftunde auf 10 Uhr herabgeſetzt werden fonnte, 

Sch halte es nicht für ausgeichloffen, daß id dem 
Delgarten habe jagen laſſen, ich würde bei ihm auf 
ftrenge Innehaltung der Polizeiftunde um 11 Uhr dringen, 
falls er fein Lokal den Sozialdemotraten gäbe. Ich weiß 
es aber nicht mehr. Ausgejchlofjen ift, daß ich den Oel— 
garten auf die Möglichkeit der Konceffionsentziehung und 
Herabjegung der Polizeiftunde auf 10 Uhr habe hin— 
weiſen laſſen.“ 

Die Kommiſſion iſt der Anſicht, daß die Proteſt⸗ 
behauptung im vollen Umfange nicht erwieſen iſt, daß aber 
der Hinweis bes Bürgermeiſters, daß er für den Fall, daß 
die Verſammlung ftattfinde, auf befonders ftrenge Inne— 
haltung der Polizeiſtunde bei Delgarten * werde, 
immerhin eine Einmiſchung in ben Wahllampf darſtelle, 
wie fie von Seiten einer unparteiifhen Behörde nicht vor— 
fommen follte. Die Parteien haben das Recht, Wahlver- 
fammlungen abzuhalten, und wenn von Behörden ber 
Ausübung diejes Nechtes geieglih unbegründete Schwierig« 
feiten — wie das im vorliegenden Falle geſchehen ift — 
bereitet werben, jo ift das zu rügen. 

Zu 6. 

Der Proteft führt an: 

In Aderſiedt hat der Anfpektor ber Zuderfabrit 
feinen Arbeitern vor der Stihwahl gedroht: „Was 
nicht Rimpau wählt, ben jage id in 14 Tagen aus 
der Arbeit.” Der Prediger Jacobi in Aderftebt wird 
weiter bezeugen können, dab auch andere Unregel- 
mäßigfeiten beim Wahlakt jelbft vorgelommen find, 
denn er hat gegenüber dem Schulze Ehlers auf ſolche 
Unregelmäßigfeiten aufmerfam gemacht und vor 
Beugen erflärt, daß die Wahl in Aderftedt ganz uns 
geieglich vor fih gegangen wäre. Bei der Stimme 
abgabe eines jeden Wählers wurden bie Stimme 
zettel geöffnet. Darauf notierte fih der Inſpektor 

ber den Namen eines jeden Wählers und melden 
andidaten jeder Wähler bejonders jeine Arbeiter ge— 
wählt hat. 

Die Kommijfion beihloß, über die unter Nr. 6 des 
Protejtes behauptete Verlegung des Wahlgeheimnifjes und 
der Wahlfreiheit durch eidliche — des Predigers 
Jakobi und des Schulzen Ehlers, ſowie durch umeidliche 
Vernehmung des Inſpeltors Faber, des Amtsvorſtehers 
Kothe und des Kantors Bendler, alle zu Aderſtedt, Be— 
weis zu erheben. 
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Die Zeugen find vernommen und Haben ausgejagt, 
wie folgt: 
Prediger Dito Jacobs, Aberfiedt, eidlich: 

„Soweit id mich jeßt noch zu erinnern vermag, 
geihah es bei der eriten unb nicht bei der Stichwahl, 
daß der Schulze Ehlers, welcher gerade den Amtsvor— 
fieher Kothe nad) feiner Angabe in deſſen Eigenihaft 
als Wahlvorfteher vertrat, meinen ihm (dem Ehlers) 
überreidhten, mehrfach zufammengefalteten Wahlzettel 
bis auf eine Falie entfaltete, wodurch es nad) meiner 
Anficht einem mit jehr guten Augen verjehenen Menjchen, 
fofern das Licht im geeigneter Weife auf den Zettel fiel, 
am Ende wohl möglid) war, den Namen bes von mir 
gewählten Kandidaten durd das Papier —— zu 
entziffern. Da ich glaubte, Ehlers wollte den Verſuch 
machen, den Namen meines Kandidaten aus dem Zettel 
zu erforihen, fo fragte id ihn, ob er denn ben Zettel 
lefen bürfte, er erwiderte mir, er Iefe den Zettel ja nicht, 
er habe ihn nur deswegen jomeit entfaltet, um prüfen 
zu können, ob e8 auch nur ein Zettel ſei. Mit biefer 
Erklärung war ich zunächft zufrieden, habe mid dann 
aber noch jpäter bei dem Wahlvorfteher Kothe nad) ber 
Berechtigung bes Verfahrens bes Ehlers erkundigt und 
von Kothe den Beſcheid erhalten, daß die Wahlvorfteher 
verpflichtet jeien, genau zu fontroliren, daß jeder Wähler 
nur einen Bettel abgebe. 

Bei der Stihwahl find nad meiner Erinnerung 
irgend welche Unregelmäßigfeiten von mir nicht bemerkt 
worden. 

Ih wüßte auch nicht, daß ich vor Zeugen erflärt 
—J— die Wahl in Aderſtedt ſei ganz ungeſetzlich vor 

ch gegangen, will aber die Möglichkeit zugeben, eine 

ſolche — gethan zu haben, bevor id von Kothe 
ben Beſcheid bekommen hatte, daß Ehlers mit dem an— 
—— Entfalten meines Wahlzettels feinen Verſtoß 
egangen habe. 

Ob bei einer ber beiden Wahlen auch mit andern 
Stimmzetteln als den meinigen in der geſchilderten Weife 
verfahren worben ift, weiß ich nicht, da ich mich im 
are ger nur folange aufgehalten habe, als im einzelnen 
Fall nöthig war. 

Ebenjo wenig ift mir etwas darüber aus eigener 
Wiſſenſchaft befannt, ob der Anfpeltor der Yuderfabrit 
Aderjtedt vor der Stihwahl zu den Arbeitern der Fabrik 
gefagt Hat „wer nicht Rimpau wählt, den jage ich im 
14 Tagen aus ber Arbeit" oder etwas Aehnliches. 

Aus eigener Wiſſenſchaft kann ich auch nichts darüber 
befunden, ob und eventuell welche Notizen der Inſpektor 
Faber ſich bei der Stichwahl gemacht hat." 

Schulze Chr. Ehlers, Aderſtedt, uneidlich: 

„Ich war bei ber frgl. Wahl Stellvertreter des 
Wahlvorjtehers, Amtsvorjtehers Kothe, und habe ben- 
felben in diejer Eigenihaft, während er zwecks Mittag: 
eſſens fortgegangen war, vertreten. Ich kann mich aber 
nicht mehr erinnern, ob dies bei der erften Wahl oder 
bei der Stihwahl war. Als Kothe fortging, fagte er 
mir, ich folle befonders darauf Acht geben, daß jeder 
Wähler nur einen Wahlzettel abgebe. In Folge befien 
habe id), während ich Kothe vertrat, die mir von den 
Wählern übergebenen Wahlzettel ſämmtlich ſoweit ent» 
faltet, als nach meiner Anſicht nöthig war, um mich zu 
überzeugen, daß mir von dem betreffenden Wähler nur 
ein Wahlzettel übergeben wurbe; dabei habe ich aber 
feinen einzigen Wahlzettel völlig entfaltet, Während 
id; Kothe vertrat, erſchien auch der Paſtor Jacobs (nicht 
Sacobi) und übergab mir jeinen u Kir zuſammen⸗ 
gefalteten Wahlzettel, mit dem ich ebenfalls in der oben 
beſchriebenen Weife verfuhr. Als der Paſtor Jacobs 
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bies fah, fagte er zu mir: „Sch benke, die Wahlzettel 
werben erſt heute Abend geöffnet?“ Ich ermiberte ihm, 
das fei richtig, ich Iäfe ja den Zettel auch nicht, ſondern 
ich ſolle mich nur überzeugen, daß es nur ein Zettel fei. 

Sch bemerfe, daß die mir überreidhten Wahlzettel 
theilweife jo häufig zufammengefaltet waren, daß man 
nicht ohne Weiteres fiher war, daß bas übergebene 
Papier nur aus einem einzigen Wahlzettel beftand. Ab— 
geleden von der obigen frage des Paſtors Jacobs hat 
erjelbe mir gegenüber auf Unregelmäßigfeiten, die bei 
dem Wahlact felbft vorgefommen fein follen, ſoweit ich 
mich jegt noch erinnern ann, nicht aufmerfam gemacht. 

Mir ift nichts davon befannt, daß der Baftor Jacobs 
erflärt habe, daß die Wahl in Aderftebt ganz ungeſetzlich 
vor fi gegangen wäre; wenigſtens entfinne ich mid) 
jest, nad) länger als 2 Jahren, einer ſolchen Aeußerung 
nicht mehr. 

Ob ber Inſpektor Faber fi den Namen eines jeden 
Wählers notirt hat, weiß ich nicht, und erft recht nicht, 
ob er ſich notirt hat, welchen Candidaten jeder Wähler, 
befonbers feine Arbeiter gewählt hat bezw. haben. Sollte 
er leßteres wirklich gethan haben, fo kann er meines 
Gradtens die Namen der Gandibaten nur durch Bes 
fragen der Wähler felbit erfahren haben, benn vom 
Wahlliſch aus ift, folange ih den Kothe vertrat, nie= 
mandem der Name bes von einem Wähler gewählten 
Candidaten genannt worden. Es konnte dies aud) gar 
nicht aeieenen, weil ich felbit die Wahlzettel aus der 
Hand der Wähler entgegennahm und bei feinem Zettel 
ben Namen des darauf vermerkten Candidaten bei dem 
Wahlact gelejen habe.” 

Amtsvorfteher Chr. Kothe, Aderftebt, uneiblid: 

„Mir ift nichts darüber befannt, ob der Inſpektor 

aber vor der Stichwahl zu einem feiner Arbeiter gejagt 
at: „Was nicht Rimpau wählt, den jage ich in 14 Tagen 
aus ber Arbeit.” 

Ich bejtreite ganz entſchieden, daß, während ich als 
Bahlvorfteher fungirt habe, auch nur die geringfte Un— 
regelmäßigfeit bei dem Wahlact vorgelommen it. Ich 
babe, wie ich glaube, ſelbſt, während id als Wahl: 
vorſteher fungirte, jeden Stimmzettel aus der Hand bes 
Wählers enigegengenommen, und benjelben, wenn er 
mehrfach zufammengefaltet war, ſoweit entfaltet, ba ich 
mid durch Fühlen mit ben Fingern davon überzeugte, 
daß es jedes Mal nur ein Stimmzettel war, Sobald 
ich mich hiervon überzeugt hatte, wobei der betreffende 
Wähler neben mir ftand, warf ich perfönlich den Stimm- 
zettel in die Urne. Bon einer wirklichen Deffnung eines 
Stimmzettel kann hiernad) gar feine Rede jein. That— 
fählih Hat auch Fein einziger Wähler, deſſen Stimme 
zettel ich im die Urne geworfen Habe, ſoweit ich mich 
heute nod erinnern kann, gegen mein Verfahren bei dem 
Wahlact jelbft proteftirt. 

Bei dem Wahlact Hat, fo lange ich denfelben ge— 
leitet Habe, Niemand, alfo auch der Inſpeltor Faber 
nidjt, den Namen des von irgend einem Wähler ge= 
wählten Candidaten durch mich erfahren. 

Ih halte es deshalb auch für unmöglich, daß Faber 
ſich notiren fonnte, welden Ganbibaten jeder Wähler, 
insbeſondere aber feine Urbeiter gewählt hat bezw. 
haben, ſofern nidht etwa Faber durch dritte Berfonen 
erfahren hat, welcher Gandidat von dem einen ober 
anderen Wähler gewählt worden ift; jedoch ift mir nichts 
davon bekannt, dab Faber während des Wahlactes 
durch irgend Jemand erfahren hätte, wen ber eine ober 
andere Wähler feine Stimme gegeben hat.“ 

Der Zeuge Kantor Ottomar Bendler, welder bei 


der Wahl als Prototollführer fungirte und der ebenfalls 


Reichstag. Altenſtück Nr. 243/244. (Berichte der Wahlpritfungs-Rommiffion.) 














uneiblih vernommen ift, beftätigt die Angaben bes Kothe 
im vollen Umfange, ohne jelbft neue Thatfahen anführen 
zu können. 

Infpelior Earl Faber, Aderſtedt, uneidlich: 

„Ich entfinne mich nicht mehr, zu irgend einem 
meiner Arbeiter vor der Stihmwahl geſagt zu Haben: 
„Was nicht Nimpau wählt, den jage ich in 14 Tagen 
aus ber Arbeit." Sch gebe jedoch die Möglichkeit zu, 
eine berartige ober eine ähnliche Weußerung vor der 
Stihwahl zu dem einen oder dem anderen meiner Ar- 
beiter, von dem ich befürchtete, daß er einem Social: 
democraten feine Stimme geben würde, gemacht zu haben. 
Etwas Beltimmtes kann ich aber in biefer Beziehun 
da mehr als zwei Jahre darüber hingegangen find, nicht 
mehr machen. 

Mir ift von irgend welchen Unregelmäßigfeiten bei 
dem Wahlact, bei dem ich als Beifiger fungirte, nichts 
befannt; insbefondere habe ich nicht bemerkt, daß irgend 
ein Stimmzettel in der Weife geöffnet worden wäre, daß 
man ben Namen bes darauf vermerkten Candidaten hätte 
lefen können; dagegen wurden die zufammengefalteten 
Stimmzettel vom er Wahlvorfteher ſoweit 
entfaltet, als nöthig war, um feftzuftellen, daß es jedes 
Mal nur ein Stimmzettel war. 

Ich enfinne mich nicht, daß der Paftor Jacobs dem 
Schulzen Ehlers gegenüber auf Unregelmäßigfeiten bei 
dem Wahlact aufmerffam gemacht habe; nur Hat ber 
felbe, wie ich mich zu erinnern glaube, zu Ehlers, als 
biefer den Kothe vertrat und bei Entgegennahme des 
Jacobs'ſchen Stimmzettels, der, wie ich meine, mehrfach 
zufammengefaltet war, benfelben in der oben beichriebenen 
Weiſe entjaltete, gehubert, ob denn die Stimmzettel ſchon 
jeht geöffnet würden, worauf Ehlers erwiderte, er übers 
zeuge fi nur, dab der Paftor Jacobs nur einen 
Stimmzettel abgebe. 

Mir ift nichts davon befannt, daß der Baftor Jacobs 
erklärt Habe, die Wahl in Aderftedt fei ganz ungeſetzlich 
vor fid) gegangen. 

Es iſt nicht wahr, daß ich mir den Namen eines 
jeden Wählers notirt habe, wohl aber habe ich mir die— 
jenigen meiner an die Wahlurne tretenden Arbeiter notirt, 
aus deren Verhalten bei Abgabe des Stimmzettels ich 
entnehmen zu dürfen glaubie, daß fie mir gegenüber kein 
reines Gewiſſes hatten, d. h. daß jie einem Social— 
demokraten ihre Stimme gegeben 35* denn meine 
Arbeiter wußten genau, daß ich entſchieden gegen die 
Wahl eines Soctalbemocraten war, und beöhalb auch 
mwünfchte, daß Seitens meiner Arbeiter fein Social: 
demofrat gewählt würde. Diejenigen meiner Arbeiter, 
die nad) meiner Vermuthung einem Socialdemocraten 
ihre Stimme gaben, ſchaarten fih nad Abgabe ihres 
Stimmzelteld zum Theil um den Socialdemocraten 
er worin ich eine Beftärfung meiner Vermuthung 
and. 

Ich habe mir die betreffenden Notizen gemacht, um 
—— was für Arbeiter ih um mich habe, und mich 

darunter befindlichen Socialbemocraten bei paflender 
Gelegenheit zu entledigen, da ich folde unter meinen 
Urbeitern nicht haben will. Welchen Candidaten jeder 
Wähler und bejonders meine Arbeiter gewählt hat bezw. 
haben, lonnte ih mir jchon deswegen nicht notiren, weil 
ih barüber während bes Wahlactes überhaupt nichts 
erfahren habe.“ 

Die Kommiffion erachtet die im Protefte behauptete 
Verlegung des Wahlgeheimniffes durch das Ergebniß ber 
Erhebungen für nit erwieſen. Was dagegen bie Be— 
ſchwerde gegen das Verhalten des Infpektor (Faber gegen 
die Arbeiter betrifft, jo ging das Botum des Referenten 
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bahin, daß eine private Wahlbeeinfluffung vorliege, die als 
durchaus unzuläffig zu erachten ift und unter Umftänben 
ungünftige Bedeutung für das Wahlergebnig haben könnte, 
der aber im anftehenden alle feine weitere Folge zu 
geben ift. 

Vom Eorreferenten wurde dagegen geltend gemad)t, 
daß aus dem von bem Inſpektor Faber felbft zugegebenen 
Verhalten deffelben ſich keineswegs ergebe, daß berjelbe fich 
einer irgendwie unzuläffigen Handlung ſchuldig gemadht 
habe. Bei der dadurch nothwendig gewordenen Abftimmung 
entſchied fi die Kommiffion mit 4 gegen 4 Stimmen gegen 
die Auffaffung des Referenten. 

Demnad beantragt die Kommiſſion: 

Der Reichstag wolle beihliehen: 

1. ben Beſchluß des Reihstags vom 14. Mai 
1895 bezüglich der Wahl des Abgeordneten 
Nimpau im adten Wahlfreijfe des Re— 
gierungsbezirf8 Magdeburg durch das 
Ergebniß ber Beweisaufnahme für er— 
ledigt zu eradten; 

2. den Herrn Reichsfanzler zu erfuden, 
dieſen Beriht der Königlich preußiſchen 
Regierung zur Kenntnifnahme in Bezug 
auf ben zu Punkt 4 gefaßten Beſchluß zu 
übermweijen. 


Berlin, ben 20. März 1896. 


Die Wahlprüfungs-Kommiffton. 


Dr. 9. Marquardſen, jtellvertretender Borfigender. Auer, 

Berichterftatter. Vauermeiſter. Bolt. Brandenburg. 

Bin er. SHilgendorff. v. Holleuffer. Schmieder. 

r. Schneider. v. Schöning. Spahn, Dr. Stephan, 
(Beuthen). ellftein, 





Ar. 244, 
Berichteritatter: 
Abgeordneter Fiſcher. 
— — ae 


Bericht über die Wahl des Abgeordneten Walter 
im dritten Wahlkreiſe des Großherzogthums 
Sachſen⸗Weimar. 


In Folge eines gegen die Wahl des Abgeordneten 
Walter eingegangenen Proteſtes hatte der Reichſtag in 
feiner Sitzung vom 24. Mai 1895 — ſtenographiſcher Be— 
richt der 99. Sigung IN. Seſſion 1894/95 — die Wahl 
im britten Weimariſchen Wahltreife zwar für giltig erflärt, 
gleichzeitig aber auch über eine Anzahl Proteftbehauptungen 
Beweisaufnahme beichloffen. Dieſe Beweiserhebungen 
haben ſtaitgefunden und ergaben das nachſiehend Berichtete. 

Als erheblich zur Beweisaufnahme warb vom Reichs— 
tag erachtet Proteftpunkt 

2. In Rothenftein wurde von dem Wahlvorfteher Kaufs 
mann Herr Hadhenburg Wähler aus andern Orten 
ber Aufenthalt im Wahllofal verboten. Eine vor- 
gezeigte und übergebene Legitimation fortgeworfen 
und der Inhaber gewaltjam entfernt. Weiter wurde 
der Entfernte au aus dem Nebenzimmer ſowie auf 
bie Aufforderung eines bisher nicht zu ermittelnden 

Bahllommiffions-Mitgliedes: „Werft Ihn doch bie 

Treppe runter” auch diefem Folge gegeben und nach— 

benannter Zeuge von einem ebenfalls bis jet nicht 

zu ermittelnden die Treppe hinabgeftoßen. 
euge: Wilhelm Büttner, Schmied, Lobeda. 

Der Wahlvorfteher Hachenburg gab an, er habe 

den Schmied Büttner aus Lobeda, da er ein frember 


181 


1002 





Mähler fei, aus dem Wahllofal verwiefen. Derjelbe habe 
dann gegen das Wahlverfahren protejtirt und durch Tautes 
Benehmen die Wahlhandlung geftört, weshalb der Proiotoll- 
führer — auch en habe: „der Mann gehört 
hindus!“ Außerdem die Ausweiſung erfolgt, weil er 
das au für zu bejchränft gehalten Habe, „um 
dauernd fremde Wähler im Wahllofal zu dulden”. Von 
den übrigen im Protejte behaupteten Borgängen wiſſe er 
nichts, doch Habe er ſpäter erzählen gehört, daß einige 
—— den Büttner „die Treppe hinuntergeſchubbt 
tten“. 

Demgegenüber erklärt der Zeuge Büttner ımler Eid: 
Die von ihm vorgewiejene Legitimationskarte bes jozial- 
bemofratiihen Wahlkomitees fei ihm nah Einfichtnahme 
vom Wahlvorftand wieder zurüdgegeben worden. Bezüg— 
lih der Ausweifung erflärt er: 

„Alle lamen auf mid zu und „brängelten” mich 
zum Wahllofal hinaus. Jemand rief „werft ihn doch 
die Treppe hinunter“. Es ift mir nicht gejagt worden, 
dab id das Lokal wegen Beſchränktheit des Raumes 
verlajjen jolle, oder, daß ich, wenn ich ruhig wäre, darin 
bleiben Lönne. Ich gebe zu, daß ich durch die mir 
widerfahrene gefegwidrige Behandlung in erregten Zus 
ftand gerathen war, bejonders laut bin ich aber nicht 
geworden. Ich bin dann die Treppe hinunter geihubbt 
worden, nachdem einer gerufen hatte, wer weiß ich nicht, 
„werft ihn doch die Treppe himmter!“ 

Es waren nur ganz wenig Perfonen im Wahllofal 
anmwejend, außer ben Herren am Wahltifh nur ein 
Mann. Ich Habe mich nicht unangemejfen benommen, 
fondern nur gejagt, daß ich gegen die Wahl proteftire, 
worauf id) Hinausgewiejen wurde.“ 

Die Kommilfion hielt die Proteftbehauptung für er 
wiejen und fam zu ber Anſchauung, dab das Verfahren 
des Wahlvorjtehers als ungehörig und dem Wahlreglement 
widerſprechend zu rügen jei. 

Proteftpunft 5 rügte, dab in Wöllwig der Gemeinde 
biener auf Befehl des Bürgermeifters die Wahlaufrufe für 
Herrn R. Walter austragen mußte. 

Sowohl der Gemeindediener wie der Zeuge Tiſchler 
Schulz aus Wenigenjena bejtätigen die Beſchwerde, da 
aber ber rer inzwijchen verftorben tft, konnte eine 
weitere F e nicht gegeben werden, 

Au —F Göſchwitz erhob der Proteſt die gleiche 
Beſchwerde; doch konnte hier die Richtigkeit der Behauptung 
nicht fejtgeftellt werden. 

In Lederhoſa — rügt der Proteft — biente als 
Wahlurne ein offenes Bierglas, die Stimmzettel jeien 
auf dem Wahltifche reſp. neben dem Bierglas gelegen. 

Die Beweiserhebung beftätigte die Behauptung mit 
der Einfchränktung, daß es fein durchſichtiges Bierglas ge— 
wejen jei, ſondern ein Thontrug, doch bezog ſich der Bor- 
gang nur auf die Hauptwahl; für die Stihwahl fei ber 
Bahlvorjtand auf die Ungehörigkeit ſowohl betreffs der 
Wahlurne wie der Niederlegung der Stimmzettel aufmerkſam 
gemacht worden und habe dementjprechende Vorkehrungen 
getroffen. Damit glaubte die Kommiffion unter Rüge für 
den Vorgang bei der Hauptwahl die Sache für erledigt 
halten zu können. 

Weitere Proteftpunfte bezogen fih auf die Wahl: 
bandlungen in Neuenjorga und Struth. 


In Neueniorga Wahlzeit von 5 Uhr Abends bis | 


8 Uhr Abends. 
5-6 


Die Beweisaufnahme ergab für Neuenforga die Richtig— | 


feit des Vorwurfs in Bezug auf die Hauptwahl; der 


F Struth Wahlzeit von 10—12 und von 
r. 
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Wahlvorſtand glaubte, einem diesbezüglichen Beſchluß der 
Gemeinde Folge leiſten zu ſollen; als ſich aber die Un— 
ag biefer Zeitbeſtimmung herausgeftelli habe, 
jeien für Die Stihwahl bie geſetzlich vorgeſchriebenen Wahl: 
ftunden innegehalten worden. Die Wahlprüfungs-Kom— 
miſſion mußte ſelbſtverſtändlich dieſes Vergehen umfomehr 
rügen, als damit die ganze Wahlhandlung als ungültig 
zu erachten war; ba aber nur 20 Stimmen insgefammt 
in Betracht kommen, bleibt das Endrefultat unverändert, 
besgleihen mußten beide Wahlakte in Struth für ungültig 
erflärt werden, weil auch Hier die Proteftbehauptung durch 
die Ausfagen des Wahlvorftehers und Prototollführers 
vollinhaltli beflätigt wurden. Zwar führen die Zeugen 
aus, die Stimmabgabe wäre auch in ber Zeit, im ber fie 
beide zufammen nicht anmwefend waren, möglich geweſen, 
einer von ihnen fei jeweilen immer anmwejend gemwejen und 
hätte dann ſowohl Entgegennahme des Stimmzettel$ wie 
Vermerk im Protofoll bewirken können. Doch geben Beide 
zu, fi) von ber Unvereinbarkeit ihres Verhaltens mit den 
bezüglichen Beftimmungen des Wahlreglements nachträglich 
überzeugt zu haben. Bei der Hauptwahl waren in Struth 
16 Stimmen (13 für Walter, 2 für Leutert), in ber 
Stihmwahl 18 Stimmen (16 für Walter, 2 für Zeutert) 
abgegeben worben, die Majorität für Walter betrug jedoch 
über 2000 Stimmen. 

Der Proteft rügte ferner: 

In Gütterlig ift das Wahllofal von 2 bis 

5 Uhr geichlofjen geweſen. 

Die Beweiserhebung beftätigte für die Stihmahl die 
Nichtigkeit des Vorwurfs. Wahlvorft wie Protofoll- 
führer gaben an, bei der Hauptwahl ſei rend dieſer 
Stunde Niemand zur Wahl erichienen, deshalb fei bei der 
Stihwahl von dem Wahlvorfteher, nachdem dieſer durch 
Einfihtnahme in die Wählerlifte fi) überzeugt habe, dab 
nur ſolche Wähler mit der Stimmabgabe im Rüdftande feien, 
die erſt kurz vor Schluß der Wahlhandlung erjcheinen 
würden, zwilchen 3 und 5 Uhr das Wahllofal kurzerhand 
geihloffen worden. Es ſei aud während biefer Zeit fein 
Wähler erichienen, wie der Wirth bes Lofals, der Beifiger 
war, ihm beftätigt habe, der andernfalls ihn zu holen den 
Auftrag gehabt habe. Abgegeben waren 35 Stimmen, 
davon 23 auf Walter, 12 für Leutert. Die Kommiffion 
kam bier zu benjelben Schlußfolgerungen, wie in den zwei 
oben erwähnten Trällen. 


Endli Hatte der Reichstag noch folgenden Punkt für 
erheblich erachtet: 

In Oppurg war Herr Bürgermitr. Brommnitz 
Wahlvorfteher. Vom Wahlbüreaug aus lonnte der 
Tiih auf dem die Zettel lagen beobachtet werden. 
Ferner jtanben der Förſter Herr Liebener der Ges 
meinbebiener und eine dritte Amtsperfon in Abftänben 
zwifchen dem Stintmzetteltiih und dem Wahltiſche 
ſodaß die Gutsarbeiter, Waldarbeiter unter der Auf: 
ficht der Beamten des Fürſten von Hohenlohe Dehringen 
tanden. Kam ein Wähler mit einem andern Zeitel 
jo nahmen die Beamten denjelben ab, händigten dafür 
einen auf R. Walter lautend ein umd geleiteten den 
betreffenden zur Urne. 


Die Beweiserhebung betätigte jedoch diefe Behauptung 


‚ nad) keiner Richtung hin, 


Die Kommilfion fam daher zum Antrag: 

Der Reichstag wolle beichlieken: 

a) den Proteft gegen die Wahl des Abgeord— 
neten Walter im britten Wabhlfreije des 
Großherzogthums Sahjen- Weimar für er— 
ledigt zu eradten; 
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b) das Ergebniß der Erhebung bem Herrn 
ee zur Kenntnißnahme zu über 
geben. 


Berlin, ben 20. März 1896. 
Die Wahlprüfungs-Kommiſſion. 


Dr. v. Marquardien, ftellvertretender en we 
ſcher, Berichterjtatter. Auer. Bauermeifter. Boltz. 
raudenburg. a v.Holleuffer. Schmieder. 

Dr. Scheider. v. Schöning. Spahn. Dr. Stephan 

(Beuthen). ellftein, 
Nr. 245. 
AUbänderungas-Untrag 


zur 
dritten Berathung des Entwurfs eines Gejetes, 
betreffend die Feitjtellung des Reichshanshalts- 
Etats für das Ctatsjahr 1896/97 umd zur 
dritten Berathung des Entwurfs eines Gejetes, 
betreffend die Aufnahme einer Anleihe für 
Zwede der Verwaltungen des Neichsheeres, der 
Marine und der Reichseifenbahnen — Nr. 230 
der Drudjachen —. 


Dr. Xieber (Montabaur). Der Reichstag wolle beſchließen: 

1. den zum Gtatsgejeße angenommenen $. 7 zu 
Kreiden: 

2. die als Titel 3 zu Kapitel 24 ber Einnahmen 
— GSonftige außerorbentlide Dedungsmittel — 
neu eingejtellten 13 000 000 Mark zu ftreidhen; 

3. die im Titel 1 des Kapitels 23 der Einnahmen — 
Aus der Anleihe — bewilligten 13 669 121 Marl 
um 13000000 Mark auf 26659 121 Mark zu 
erhöhen. 

Berlin, ben 23. März 1896, 


Nr. 246, 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Gamp. 


Bericht 
ber 
IX. Sommiffion 


zur 
Borberatfung des Entwurfs eines Börſengeſetzes 
— Nr. 14 der Druckſachen —. 

Der dem Reichstag vorgelegte Entwurf eines Börfen- 
geſetzes — Nr. 14 der Drudjaden — ift durch Beichluß 
deffelben in ber Sihung vom 11. Januar 1896 der 
IX. Kommiffion zur Vorberathung überwiejen worden. 

An diejer Berathung haben theilgenommen: 

1. die Bevollmächtigten zum Bunbdesrath: 
der Vizepräfident des Staatsmimifteriums, Königlich 
Preußiicher Staatsminifter, Staatsjelretär des 
Snnern Dr. v. Boettidher, 
der Königlich Preußiſche Staatsminifter und Mi— 
nifter Handel und Gewerbe Freihert 
v. Berlepſch, 


ber Unterjtaatsfefretär im Neichsamt des Innern 


Nothe, 

der Königlich Bayerifhe Minifterialdirektor Frei— 
err v. Stengel, 

ber Königlih Sächſiſche Geſandie Graf zu Hohen— 
thal und Bergen, 

ber Königlih Württembergifche Negierungsbireltor 
v. Schider, 

der Senator ber Freien und Hanſeſtadt Lübed 
Dr. Klügmann; 

2. die Kommiffarien des Bundesraths: 

ber Bräfident des Neihsbank-Direftorrums Wirk- 
licher Geheimer Rath) Dr. Rod, 

bie Kaijerlichen —— Ober-Regierungs-Räthe 
Wermuth und Dr. Hoffmann, 

ber ſtaiſerliche Geheime Regierungs⸗Rath Dr. Dungs, 

der Kaiſerliche Reihsbankdireftor Schmiedide, 

ber Königlicdy Preußifche Geheime Ober-Regierungss 
Rath Dr. Ullmann, 

bie Königlid Preußischen Geheimen Regierungs- 
Raͤthe Luſensky und Conrad, 

ber Königlih Sächſiſche Geheime Regierungs-Rath 
Dr. Rojder, 

der ——— im Königlich Preußiſchen Mi— 
niſterium für Landwirthſchaft, Domänen und 
Forſten Generalſekretär Dr. Mueller. 

Die Kommiſſion beſchloß zwei Leſungen; von einer 
Generaldiskuſſion wurde Abſtand genommen. 

Die Kommiſſion hat ihre Aufgabe in 27 Sitzungen 
erledigt, von denen auf die erſte Leſung 18 und auf Die 
zweite Leſung 9 entfielen. 

Zwiſchen der erjten und zweiten Leſung bat eine 
—** der Subkommiſſion ftattgefunden, welche die Auf— 
gabe hatte, die in der erſten Leſung gefaßten Beſchlüſſe in 
redaltioneller Hinſicht einer Prüfung zu unterwerfen und 
entiprechende Vorſchläge zu machen. 


I. Allgemeine Beitimmungen über die Börſen und 
deren Organe, 
4; 

Bei Berathung des 6 wurde von einem Mitgliebe 
der Kommilfion an die Vertreter der verbündeten Regie— 
rungen die Anfrage geridytet, ob die Beftimmung in dem 
Gejehe, wonach die Landesregierungen befugt feien, die 
Aufhebung beftehender Börjen anzuordnen, den Zwed habe, 
eine Berminberung ber bejtehenden Börfen dur Auf— 
hebung einzelner Börien herbeizuführen. 

Dieje Anfrage wurde verneint und bemerkt, daß durch 
die Beftimmung nur den Landesregierungen die Möglichkeit 
gegeben werden jolle, Börjen aufzuheben, die ſich beharrlich 
weigerten, die gefeglichen oder die von den Landesregie— 
rungen erlaſſenen Berwaltungsbeftimmungen zu befolgen, 
oder bei denen bie Vorausjegungen ihrer Genehmigung 
nicht eingetreten bezw. in Fortfall gefommen feien; es ſei 
jedoch zu erwarten, daß nur ganz ausnahmsweife von ber 
Befugniß Gebraud; gemacht werden würde. — Nach diejer 
Erklärung wurbe der $. 1 nicht weiter beanjtandet und von 
der Kommiffion angenommen. 

In der zweiten Lefung wurde von einem Mitgliede 
der Antrag geftellt, in den legten Sat bes Abſatz 1 die 
Beitimmung aufzunehmen, daß bie Landesregierung bes 
rechtigt jei, Kündigungsbüreaus, Liquidationskaflen und 
fonftige Börfeneinrichtungen aufzuheben bezw. den Fort— 
bejtand derjelben von gewiſſen Bedingungen abhängig zu 
machen, wenn ſich Mifftände in dem Geſchäftsverkehr diejer 
Einrihtungen herausgeitellt oder ſonſt die Vorausfegungen 
nicht eingetroffen jeien, von denen die Landesregierung bei 
ihrer Genehmigung ausgegangen fe. Es müſſe aufer 
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Zweifel geftelt werben, daß ein ſolches Recht der Lanbes- 
regierung nicht blos für ſolche nad Inkrafttreten bes Ge— 
ſehes entftandenen Börfeneinrichtungen, fondern auch für die 
bereit bejtehenden Pla greife. 

Bon den Vertretern der verbündeten Negierungen und 
anderen Mitgliedern der Kommiſſion wurbe der Antrag für 
entbehrlich bezeichnet, da nicht der mindeſte Zweifel barüber 
entftehen könne, daß die Landesregierungen das Necht hätten, 
bejtehende oder erft jpäter entitandene Einrichtungen der 
im Abſatz 3 des 8. 1 bezeichneten rt jeder Zeit aufzuheben 
oder ben Fortbeſſand berjelben von Bedingungen abhängig 
zu machen, fofern ſich im Geſchäftsverkehr dieſer Eins 
rihtungen Mißſtände herausgeftellt hätten. Diejes Recht 
folge aus dem allgemeinen Aufſichtsrecht der Lanbes- 
regierung über die Börfen; außerdem könnten berarlige 
Einrichtungen nur durd die VBörjenorbnungen ins Leben 
gerufen werben, deren Genehmigung ber Landesregierung 
zuſtände. Es fei aber bereitS bei der erjten Leſung als 
völlig zweifellos feftgeftellt, daß in allen denjenigen Fällen, 
in denen der Bundesrath, Landesregierung oder fjonftige 
Drgane die Genehmigung zu Einrichtungen ober Mah- 
regeln ertheilt hätten, dieje Organe auch berechtigt wären, 
die ertheilte Genehmigung wieder zurüdguziehen, wenn ſich 
Mißſtände herausgeftellt Hätten oder die Vorausfegungen 
nicht eingetroffen wären, von denen fie bei Ertheilung der 
Genehmigung ausgegangen feien. Auch könnten Liquibationss 
faffen überhaupt nur bei einem börfenmäßig organifirten 
Handel in Frage kommen und es jei ausgeſchloſſen, daß 
ſich derartige Kaffen nad Intrafttreten des Gejepes außer 
halb ber Börje und des Börſenverkehrs organifiren ober 
ihren Geſchäftsverklehr aufrecht erhalten Zönnten. Dieje 
Einrichtungen könnten in Zukunft nur als Einrichtungen 
der Börfe und unter der Aufficht der die Börfe beauf- 
fichtigenden Organe entjtehen und betrieben werden. Nach 
biefen Darlegungen wurde ber geftellte Antrag zurüdgezogen 
und der $. 1 angenommen, 


8.2. 

Bei 8.2 wurde zunächſt darauf hingewieſen, daß an 
einzelnen Börfen, namentlich an der Berliner, der Geſchäfts— 
verfehr eine jo große Musdehnung habe, daß vorausſicht— 
lich die Bejtellung eines Kommiſſars nicht genügen würde. 
Es empfehle fich deshalb, um jeden Zweifel darüber, daß 
die Landesregierung auch zur Beitellung mehrerer Staatss 
fommiffare für eine Vörſe befugt fei, den Eingang bes 
Paragraphen dahin zu faflen, daß bei jeder Börje als 
Organe der Landesregierung ein oder mehrere Staats- 
fommiljare zu bejtellen feien. Gegen diefe Anregung wurde 
von feiner Seite Bedenlen erhoben; ein dahin gehender 
Antrag wurde von der Kommilfion angenommen und dem— 
felben in der zweiten Lefung die aus der Anlage erfichtliche 
Faſſung gegeben. 

Ueber die Stellung, welde im Uebrigen den Staats» 
fommiffaren einzuräumen fei, gingen die Anfichten in 
der Kommiffion auseinander. Bon einer Seite wurde 
e3 als umerläßlich bezeichnet, den Staatstommiffar nicht 
blos auf eine beobachtende Thätigfeit und auf die Berichte 
erftattung über hervorgetretene Mängel und über Die 
Mittel zu ihrer Abftellung zu beichränfen, ſondern deſſen 
Geſchäftskreis erheblich zu erweitern. Mindeftens müfje ihm 
die Ueberwachung des Geſchäftsverkehrs an der Börfe ſowie 
aud) der Befolgung der in Bezug auf die Börfen erlafjenen 
Geſetze und Verwaltungsbeftimmungen nad näherer Anz 
weijung der Landesregierung übertragen werben. Auch jei 
es nothwendig, die Staatslommiffare an den Berathungen 
der Börfenorgane theilnehmen zu laffen und ihnen Die Be— 
fugniß zu ertheilen, Beſchlüſſe derjelben, welde gegen bie 
Sejege oder gegen die Verwaltungsvorſchriften verjtießen, 
außer Kraft zu ſetzen. 
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Es wurde bemgemäß ein biesbezüglider Antrag ges 
ftellt und zur Begründung befielben ausgeführt, daß der 
Börfenverkehr nicht felten Gelegenheit zu einem Einſchreiten 
des Staatsfommiljars bieten würde. So käme es 3. B. oft 
vor, daß an ber Börje plötzlich Gerüchte entfländen und 
verbreitet würden, um auf den Kurs von Werthpapieren 
oder ben Preis von Waaren in unlauterer Weiſe einzu— 
wirken. Im ſolchen Fällen fei es erwünſcht, bak der Staats- 
fommifjar fi) darüber informire, ob die entjtandenen Ge— 
rüchte zuverläffig verbürgt oder unbegründet jeien, und bie 
nöthigen Mafregeln zur Aufllärung des Börfenpublifums 
ergreife. Ebenſo fäme es vor, daß die Entſcheidungen der 
Sadjverftändigen über die Lieferfähigkeit von Getreide ange— 
fochten würden; auch in diefen Fällen müffe der Staats» 
fommiffar das Recht haben, derartige gutachtliche Aeuße— 
rungen außer Wirkjamkeit zu jegen und zunäcdhft die Ent- 
ſcheidung ber 'R eren Inftanz über biejelben anzurufen. 

Diefer Auffaflung über die Stellung und bie Pflichten 
des Staatstommiffars wurde ſowohl von Vertretern ber 
verbündeten Regierungen als auch aus der Mitte der Kom— 
miffion entſchieden widerfproden. Sei auch zuzugeben, ba 
mit falſchen Gerüchten an dem Börſen operirt würde 
und daß bie Gutachten der Sadverftändigen in manchen 
Fällen zu Bedenken Anlaß gegeben hätten, fo könne doch 
die Remebur gegen ſolche Mißbräuche nicht in die Hand 
ber Staatstommiffare gelegt werben. Abgeſehen bavon, 
daß es Ich ſchwierig fei, in ber —* Zeit, während 
welder ji) ber Börſenverkehr abmidle, zuverläffig 
feitzuftellen, ob Gerüchte, die an der Börſe verbreitet 
würden, zutreffend feien ober nicht, fo könne dem 
Staatstommiffar, ohne ihn ſelbſt und damit die Staats- 
regierung mit einer ſchweren Verantworilichkeit zu belaften, 
bie Pflicht, ſolche Gerüchte auf ihre Berechtigung hin zu 
prüfen, nicht übertragen werben. Ebenfowenig fei e8 an 
gängig, dem Staatsfommiffar ein Einſpruchsrecht gegen 
die Gutachlen der Sadjverftändigentommiffionen beizulegen, 
Die Sadverftändigentommiffionen jeien genöthigt, ſchnell 
u arbeiten, und an F Entſcheidungen knüpften ſich für 
en Börſenverlehr in Bezug auf die Abnahme der Waaren 
jehr wichtige Folgen. Würde in diefem falle der Staats— 
fommiffar das Recht haben, die Wirkung der Gutachten 
zu juspendiren, fo wäre bamit der ganze Börfenverfehr 
lahm gelegt, bis die höhere Entſcheidung eingetroffen wäre. 
Prinzipiell müßte an der Auffaffung feftgehalten werben, 
daß dem Börſenkommiſſar eine Entfheidung in Börſen— 
angelegenheiten nicht zuftände, ſondern daß dieſe Ent: 
ſcheidung nur durch diejenigen Organe zu treffen wäre, 
welchen die Beauffichtigung über die VBörfen überwiejen fei, 
alſo in erfter Reihe den Börfenorganen und ſodann der 
Landesregierung. 

Bon anderer Seite wurbe überhaupt die Einfegung 
bes Staatskommiſſars als zwedwidrig und bie fauf- 
männifche Ehre verlegend bezeichnet und belämpft. Es 
wurde darauf Hingewiefen, daß in anderen Ländern, in 
benen der Staatslommifjar beitände, insbejondere in 
Oeſterreich, ſich dieſe Einrichtung in feiner Weife bewährt 
habe, daß vielmehr an ben Börſen biefer Länder troß 
der Staatslommiffare ähnliche Mißſtände, wie fie von den 
deutſchen Börfen behauptet würben, hervorgetreten jeien. 

Die Mehrheit der Kommiffion war der Anficht, daß 
dem Börjenfommiffar jede Gelegenheit geboten werben 
müßte, um ſich über alle Vorgänge an der Börfe zu ins 
formiren, und hielt e8 demgemäß für nothwendig, ihm 
aud das Necht beizulegen, den Berathungen der Börjen- 
organe — Dagegen könne dem Staatskommiſſar 
nicht die Befugniß zu direkten Eingriffen und Anordnungen 
eingeräumt werden, da berjelbe dadurch mit einer Verantwor— 
tung belafiet würbe, die zu übernehmen er gar nicht im Stande 
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fei. Außerdem würbe, wenn der Geſchäftskreis ber Staats- 
fommifjare in der bargelegten Weije erweitert werben follte, 
namentlic) für die größeren Börſen, die Anftellung einer jehr 
großen Zahl von Staatstommijjaren pe fein, woburd 
die Einheitlichfeit der Auffichtsführung geſchädigt würde, 

Demgemäß wurde der erjte Abja des $.2 in fol- 
gender Faſſung von ber Kommiffion angenommen: 

Bei jeder Börje find ald Organe der Landes- 
— ein oder mehrere Staatskommiſſare zu 
bejtellen. Ihnen liegt ob, den Geſchäftsverkehr an 
der Börſe jowie die Vefolgung der in Bezug auf 
die Börſe erlafjenen Geſetze und Verwaltungs: 
bejtimmungen nad) näherer Anweifung der Landes- 
tegierung zu überwadhen. Sie find berechtigt, 
den Berathungen der Börfenorgane beizumohnen 
und den Börjenvorftand zur Befeitigung von Mif- 
bräuden aufzufordern. Sie eng über hervor- 

eiretene Mängel und über die Mittel zu ihrer 
ftellung Bericht zu erftatten. 

In der zweiten Lejung wurden von einer Seite Bes 
denken Dagegen geäußert, den Staatskommiſſaren das Recht 
einzuräumen, an allen Berathungen ber Börfenorgane 
theilnehmen zu dürfen. Sprede das Geſetz ein derartiges 
Recht aus, jo müſſe auch die Möglichkeit gegeben werben, 
diejes Recht in allen Fällen auszuüben. Diefes be 
dinge, daß ben Staatslommilfaren von allen Sitzungen 
der er zur Kenntniß gegeben würde. Das jei in 
ſchleunigen achen oft nicht möglich; außerdem werde 
dadurch eine maßloſe Bielfchreiberei hervorgerufen, die zu 
dem beabfichtigten Zweck in feinem Verhäliniß fände, 
zumal viele Styungen der Börfenorgane für die Staats: 
fommifjfare von geringem oder gar feinem Intereffe wären. 
an füme, daß in den Sigungen ber Börfenorgane viel- 
fach auch Angelegenheiten rein interner Natur 3. B. die 
Anftellung von Beamten, Bauangelegenheiten u. |. w. ver 
handelt würden; daß der Staatslommiffar an dieſen 
Sigungen theilzunehmen berechtigt fein folle, üeße fich auch 
vom Standpunkt derjenigen, die möglihft ausgedehnte 
Befugnifie für den Staatstommiffar zu haben wünfchten, 
nicht rechtfertigen. Daß in vielen Fällen die Betheiligung 
der Staatslommiffare an den Sitzungen der VBörjenorgane 
von großem Nußen, ja jogar geboten jei, z. B. wenn es 
fih um —— der an die Proſpekte zu ſtellenden An— 
forderungen o er allgemeiner Einrichtungen für die Vörſe 
handele, jolle nicht in Abrebe geftellt werben. Da ben 
Staatslommiffaren aber die Ueberwadhung der Börien- 
thätigkeit nad näherer Anweiſung der Landes- 
regierung übertragen fei, jo würde diefe auch ohne die 
bemängelte Beftimmung fi) in der Lage befinden, die 
Theilnahme der Staatslommifjare an gewiſſen Sigungen 
allgemein oder in befonderen Fällen vorzufchreiben. Dem: 
gemäß wurde der Antrag geftellt, den britten Saß bes $. 2 
wie folgt zu fallen: 

„Sie find berechtigt, die Börfenorgane auf her- 
vorgetretene Mißſtaͤnde aufmerkſam zu machen.” 

Auch von anderer Seite wurbe dieſer Antrag unter» 
fügt und noch auf die ſchwer wiegenden Bedenken Hins 
gewiejen, bie namentlich einer Betheiligung der Staats- 
fommifjare an den —* en der Zulaſſungsſtelle ($. 36), 
die zweifellos als ein Börjenorgan anzujehen fei, entgegen= 
ftänden. Allſeitig ſei man dahin einverftanden, daß der 
Staat keinerlei Berantworlichleit für die Zulaffung von 
Werthpapieren zum Börfenhandel übernehmen könne und 
folle. Sei aber der Staatstommiffar berechtigt, an den 
Sipungen der Zulaffungsftelle theilzunehmen, fo würde 
das Publikum daraus eine gewiſſe Verantwortlichteit des 
Staats für die Beſchlüſſe der Zulaſſungsſtelle herleiten 
müjlen oder wenigjtens können. Nehme der Staats: 


fommiffar an einer ſolchen Sikung thatfählih Theil, jo 
würde biefe Thatſache im Proſpelt jelbit oder in der Preſſe 
zu Gunften der Emiffion verwerthet und darauf hingewieſen 
werden, daß die Emiffion mit Zuftimmung bes Staats: 
fommiflars erfolge oder wenigftens, daß der lehtere die Emiſſion 
nicht beanſtandet habe. Stelle ſich hinterher heraus, daß 
die eingeführten Wertpapiere nidht die Sicherheit hätten, 
die das Publikum bei der Einführung derjelben voraus: 
geiegt habe, jo würden Vorwürfe gegen den Staatskom— 
miffar und bie Landesregierung felbjt erhoben werben. Das 
Gleiche würde der Fall fein, wenn ber Staatstommifjar 
bei der Beſchlußfaſſung der Zulaffungsftelle über ein Werth: 
papier, das fi hinterher als ſchlecht herausſtellt, nicht 
zugegen gewejen fei. Insbeſondere bei Anleihen aus- 
wärtiger Staaten würde ſowohl die Betheiligung als auch 
die Nichtbetheiligung des Staatstommiffars im Falle ber 
Ablehnung der Pulaffung zu Relriminationen Veranlaffung 
geben können. Für ben Fall ber Ablehnung des gejtellten 
Antrages müfle alfo mindeftens bie Theilnahme des 
Staatstommiffars an den Sifungen ber Zulaſſungsſtelle 
durch das Geſetz ſelbſt ausgefchloffen werben. Es wurde 
demgemäß der Eventualantrag geftellt: im dritten Satz 
hinter „Börfenorgane” Hinzugufügen: 

u, Ausnahme der Sigungen ber Zulaffungsftelle 

($. 36)”. 

Bon den Vertretern der verbünbeten Regierungen 
wurden biefe Anträge unterftügt und deren Annahme brin- 
gend befürwortet. 

Bon anderer Seite wurde ben Anträgen entichieden 
entgegengetreten und wiederholt auf die Nothmendigfeit 
hingewieſen, durch bas Geſetz jelbft dem Staatskom— 
miffar das Recht zur Theilnahme an allen Sigungen ber 
Börfenorgane zu fihern, wenn nicht bas Anſehen und Die 
Stellung des Staatskommiſſars von vornherein weſentlich 
beeinträchtigt werden folle. Damit folle der Staatslom— 
miffar keineswegs verpflichtet fein, an allen diefen Sitzun— 
gen Theil zu nehmen; aber die Entſcheidung darüber, an 
weldhen Sigungen er Theil nehmen wolle und an welchen 
nicht, müſſe allein ihm überlaffen bleiben. Auch an ben 
Sigungen der Zulaffungsftelle Theil zu nehmen, könne 
unter Umftänden geboten und zwedmäßig fein, wenn es 
ih um zweifellos unjolide Werthpapiere handele, beren 
Einführung beabfichtigt ſei. 

Die Kommilfion nahm ben Antrag auf Streichung 
der Beſtimmung, wonad ber Staatstommifjar berechtigt 
fein folle, den Berathungen ber Börfenorgane beizumohnen, 
und demnächft den Abſatz 1 bes $. 2 in folgender Faſſung an: 

„Bei ben Börfen find als Organe der Landes- 
regierung Staatsfommiffare zu beftellen. Ihnen 
liegt e8 ob, den Gejchäftsverfehr an der Börfe, 
fowie die Befolgung der in Bezug auf die Börſe 
erlafjienen ®ejege und Verwaltungsbejtimmungen 
nad näherer Anweiſung der Landesregierung zu 
überwachen. Sie find berechtigt, die Börjenorgane 
auf hervorgeiretene Mißbräuche aufmerfam zu 
maden. Sie haben über Mängel und über bie 
Mittel zu ihrer Abftellung Bericht zu erftatten.“ 

Diefelbe ging dabei von der Vorausfegung aus, daß 
die Landesregierung die Theilnahme des Staatskommiſſars 
an denjenigen Sigungen ber Börfenorgane anorbnen 
würde, in denen Gegenjtände von allgemeinerem Interefje 
zur Verhandlung jtänben. . 

ferner wurbe in ber zweiten Leſung der Wunſch ge- 
äußert, daß die Staatslommiffare angewiejen werden 
möchten, etwa zu ihrer Kenntniß kommende BVerfehlungen 
gegen das Strafgejeg der Staatsanwaltidhaft mitzutheilen 
und diefelbe bei der Weiterverfolgung zu unterftügen. 

Der zweite Abſatz des $. 2 wurde nicht beanftandet, 
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nachdem von verjchiedenen Mitgliedern der Kommilfion 
darauf Hingewiefen” worben war, daß in ber That für 
feine Börfen ein Bedürfnif zur Beftellung eines Staats- 
fommiffars wohl nur ausnahmsweiſe hervortreten würde. 
Da die Beichränkung der Thätigfeit des Staatstommiflars 
auf die Mitwirkung beim ehrengeridtlichen Berfahren von 
der Zuftimmung bes Bunbdesraths abhängig ſei, fo ſei auch 
biefe Bejtimmung in bem Geſetzentwurf unbebenflih. Der 
Abſatz 2 des 8. 2 wurde bemgemäß angenommen. 

Dei biefer Gelegenheit wurde auf Anregung eines 
Mitgliedes der Kommiffion als die übereimftimmende Ans 
ſicht ber Vertreter der verbündeten Regierungen und ber 
Kommilfion feftgeftellt, daß in allen denjenigen Fällen, 
in benen bas ae für gewiſſe Einrichtungen und Ber 
ftimmungen die Zuſtimmung bes Bunbesraths oder ber 
Landesregierung oder anderer Organe vorjchreibe, Diele 
Zuftimmung audı felbftverftändlich jederzeit wieder zurüd: 
gezogen werben könne, jobald die betreffenden Organe zu ber 
Ueberzeugung gelangten, baf die®orausfegungen, unter denen 
fie die Zuſtimmung ertheilt haben, hinfällig geworben jeien ober 
daß biefe Anordnungen und Einrichtungen in der Praxis zu 
Bedenken Anlab gegeben hätten, die bei ber Ertheilung ber 
Genehmigung nicht hätten vorausgejehen werben können, 


8. 3. 

Ueber bie Stellung des Börſenausſchuſſes ($. 3) fand eine 
längere Erörterung in der Kommiffion ftatt. Es wurde von ver⸗ 
ſchiedenen Seiten hervorgehoben, daß der Geſetzentwurf Die 
Stellung bes Börſenausſchuſſes zu ſehr begrenze. Es ſei nicht blos 
nöthig, ihm das Recht beizulegen, Unträge an den Bundesrath 
zu ſtellen und Sachverſtändige zu vernehmen, ſondern es ſei 
auch Werth darauf zu legen, daß die Mitglieder bes 
Börfenausschuffes nicht zu häufig wechjelten. Aus dieſem 
Grunde empfehle es nd, die Wahlperiode auf 5 Jahre 
anftatt auf 3 Jahre, wie die Vorlage vorjche, feftzujegen. 
Dem Antrag, die Vorlage entipredhend zu ändern, wurbe von 
den Vertretern der verbündeten Regierungen nicht entgegen= 
getreten; derjelbe wurde von der Kommifjion angenommten. 

Ebenjo wurbe ein Antrag angenommen, daß nicht bie 
Drgane der Börſe, fondern die Handelsorgane die Mit- 
glieder des Börſenausſchuſſes vorzufchlagen befugt fein 
jollten, da die Börje an ſich eine Einrichtung des Handels: 
ftandes fei und weil man von ben Handelsorganen mehr 
als von den Organen ber Börſe die Auswahl der für die 
Vertretung der Gelammtinterefien des Handelsftandes 
geeignetften Perjönlichkeiten erwarten fönnte. 

Der in der zweiten Leſung geitellte Antrag, den Beſchluß 
der erften Lejung, das Vorſchlagsrecht den Handelsorganen 
und nicht den Börfenorganen zu übertragen, wieder auf: 
zuheben und in diefer Beziehung die Vorlage wieder herzus 
jtellen, wurde angenommen. 

Dagegen traten aud innerhalb der Kommiſſion er- 
hebliche Meinungsverfchiebenheiten darüber hervor, wie 
die Mitglieder des Börfenausfchuffes zu wählen wären. 
Bon einem Mitgliede der Kommiffion wurde vorgeihlagen, 
die Wahl von einem Drittel der Mitglieder den Organen 
der deutjchen Börfen bezw. den Handelsorganen jelbftändig 
zu überlaffen, dergeftalt, daß ber Bundesrath Die vorge- 
nommenen Wahlen nicht weiter beanftanden dürfe. Zur 
Begründung dieſes Antrages wurde angeführt, daß ber 
Börſenausſchuß nicht blos zu einer begutadhtenden Thätig— 
feit berufen je, fondern daß er auch als zweite Inftanz 
für das Ehrengeridt zu fungiven habe. Da nad dem 
Gefepentwurfe nur die von den Börjen vorgeichlagenen 
Mitglieder die zweite Juftanz ber Ehrengeridhte bilden 
jollten, jo müſſe man dieje Mitglieder, die Die Vertrauens: 
perfonen der Börje fein jollten, auch durch dieſe allein 
jelbftändig wählen lafien. 
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Diejem Antrage wurde von anderer Seite widerſprochen 
und hervorgehoben, daß es bedenklich fei, ben Organen 
ber Vörſe ein ea Wahlrecht zuzugeftehen, da es 
doch nicht ansgeichloffen fei, dab diefe Wahl auf Perfonen 
fiele, die fomohl für bie begutadhtende Thätigkeit bes 
Börſenausſchuſſes als auch für feine Thätigfeit als zweite 
Inſtanz bes Ehrengerichts ungeeignet jeien. 

Auch die Vertreter der verbündeten Regierungen 
ſchloſſen fich diefem Bedenken an, indem fie hervorhoben, 
daß, wenn ben Börfenorganen ober ben Hanbelsorganen 
auch lediglih ein Borichlagsreht eingeräumt fei, der 
Bundesrath doc im der Regel bie vorgeſchlagenen Perſonen 
in ben Börjenausfhuk berufen würde, und daß, wenn 
wirklich einzelne Berjonen follten beanftandet werden müffen, 
es durch Benehmen mit den Börjen- bezw. Handelsorganen 
möglih jein würbe, an Stelle berfelben andere geeignete 
Perſonen in Vorſchlag bringen zu Iaffen, die auch das 
volle Vertrauen diefer Organe befäßen. Nach diefen Dar— 
legungen wurde der Antrag abgelehnt. 

Von anderer Seite wurde ber Antrag geftellt, daß 
nur ein Drittel der Mitglieder auf Borſchlag der Handels» 
organe, dagegen zwei Drittel unter angemeflener Berück⸗ 
fihtigung von Landwirthſchaft, Anduftrie und Handel 
unter Ausfhluß folder Perſonen, melde ſich 
berufsmäßig an Börſengeſchäften betheiligten, 
gewählt werben follten. Es fei, wurde zur Begründung 
diejes Antrages ausgeführt, unerläßlich, wenn ber Börjen- 
ausſchuß eime eriprießlihe Thätigkeit im Intereſſe der 
Neform des Börſenverkehrs entfalten follte, den größeren 
Theil feiner Mitglieder nicht durch bie Börfenorgane vor— 
ſchlagen, fondern direft durch den Bundesrath wählen zu 
laſſen. Bei der Solidarität der Intereffen der Börfen jei 
anzunehmen, daß anderenfalls die vom Bundesrath bireft 
gewählten Mitglieder ftet3 in der Minorität fein würden, 
und daß damit die Einwirkung des Börfenausihufies auf 
die weitere Ausführung des Gejeges in nachtheiliger Weife 
beeinflußt werden würde. 

Diefer Auffafjung wurde von ben Vertretern der vers 
bündeten Regierungen und aud von Mitgliedern der 
Kommiffion widerſprochen. Da der Börſenausſchuß nur 
eine begutachtende Stellung habe, jo würben für die Ent- 
ſchließungen des Bundesraths weniger die Beichlüffe einer 
Majorität als das Gewicht ber fachlichen Gründe maß— 
gebend fein. Ueberzeuge fi) der Bumdesrath, daß das 
Schwergewiht der fachlichen Gründe auf Seiten ber 
Minorität des Börfenausfchuffes Liege, jo könne biefelbe 
unbebingt auf die Berückſichtigung ihrer Wünſche rechnen, 
Daß folde Perſonen von der Berufung in den Börfen- 
ausſchuß ausgefchloffen werden follten, weldhe ſich berufs- 
mäßig an den Börfengeichäften beiheiligten, würde ben 
Bundesrat; bei der Auswahl der geeigneten Perjönlich- 
feiten ungebührlich befchränten, da vielfach gerade hervor- 
ragend tüchtige und reformfreundliche Perjonen dann nicht 
in den Börſenausſchuß berufen werden könnten. Auch jei 
es ſchwierig, vorher feitzuftellen, ob die betreffenden Ber- 
fonen „berufsmäßig“ ober „gewerbsmäßig“ an Börjen- 
geichäften betheiligt jeien. 

Nach biefen Erörterungen wurbe ber Antrag, ſolche 
Perjonen, welche ſich berufsmäßig an Börfengeichäften bes 
theiligen, von ber Berufung in ben Boͤrſenausſchuß all- 
gemein auszufchliegen, zurüdgezogen. 

Ferner wurde der Antrag, daß zwei Drittel ber 
Mitglieder vom Bundesrath direft gewählt werben jollten, 
abgelehnt, dagegen ein anderer Antrag, den Börſenorganen 
das Vorſchlagsrecht für die Hälfte der Mitglieder einzu— 
räumen und bie andere Hälfte durch den Bundesrath 
diret wählen zu lafjen, angenommen. Die Kommiffion 
war ber Anſicht, daß bei einer foldhen Beriheilung ben 
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beutichen Börfen eine angemefjene Vertretung im Börjen- 
ausſchuß gefihert würde und daß auch die anderen am 
Börſenhandel betheiligten Erwerbszweige bei diefer Regelung 
in billiger Weife berüdfihtigt werden könnten. 

Hiernady wurde Abjak 1 des $. 3 im folgender Faſſung 
angenommen: 

„Zur Begutachtung über die durch dieſes Geſetz 
ber veſchluß affimg des Bundesraths überwieſenen 
Angelegenheiten iſt als Sachverſtändigenorgan ein 
Börſenausſchuß zu bilden. Derſelbe iſt befugt, 
Anträge an den Bundesrath zu ſtellen und Sach— 
verftändige zu vernehmen. 

Der Börſenausſchuß beſteht aus mindeſtens 
dreißig Mitgliedern, welche vom Bundesrath in 
ber Regel auf je fünf Jahre zu wählen jinb. 
Eine erneute Wahl iſt zuläffig. Die Wahl ber 
Hälfte der Mitglieder erfolgt auf Vorſchlag ber 
Handelsorgane ($. 1). Darüber, in welcher Ans 
zahl diefelben von den einzelnen Handelsorganen 
vorzujchlagen find, beftimmt der Bundesrath. Die 
andere Hälfte wird unter angemefjener Berüd- 
fihtigung von Landwirthſchaft, Induftrie und 
Handel gewählt.” 

In der zweiten Leſung wurde beantragt, ſtatt „Bunbes= 
Fr zu ſetzen „Reichskanzler“, ſowie mit dem dritten Satz 
diejes Paragraphen einen neuen Abjag beginnen zu laflen. 

r wurde ber Antrag gejtell, den zweiten Saß 
„Derjelbe ift befugt, Anträge an den Bundesrath zu ftellen 
und Sadverjtändige zu vernehmen“ zu ftreichen. Diejer 
Antrag wurde damit begründet, daß durch dieſe Erweite— 
rung ber Befugniffe des Börſenausſchuſſes berjelbe auf: 
—— lediglich begutachtendes Organ zu ſein, und daß aus 
ieſer Aenderung ſeiner Stellung leicht Schwierigkeiten und 
Kompetenzitreitigleiten entſtehen könnten. 

Der Bevollmädhtigte zum Bundesrath Königlich Baye— 
riſcher Minifterialdiretor Freiherr v. Stengel gab zu 
dieſem Antrage folgende Erklärung ab: 

„Er müfle den Antrag unterftüßen. Der $.3 des Geſetz⸗ 
entwurfs gehöre zu denjenigen Beſtimmungen, deren Verein⸗ 
barung ſchon ſ. 3. im Bundesrat nicht geringe Schwierig- 
keiten verurfadht habe. Wenn er, Nedner, aud nicht 
verfennen wolle, daß der Börfenausihuß innerhalb ges 
wiſſer Grenzen nützliche Dienfte leijten werde, jo müſſe 
er fih dod um fo entſchiedener gegen dem weiteren Aus: 
bau dieſer Einrichtung ausſprechen. Ein folder Verſuch 
ſei in der in erſter Leſung beſchloſſenen Einſchaltung 
zu erblicken. Weniger Bedenken errege die dem Vörſen— 
ausſchuß zugedachte Befugniß „Sadjverjtändige zu ver: 
nehmen“; indeſſen werbe bei richtiger Zuſammenſetzung 
bes Ausihufles hierzu wohl nur jelten und ausnahmss 
weile Beranlafjung gegeben fein, und würde es 
eventuell genügen, Hierauf in der Geichäftsorbnung 
bes Ausſchuſſes Bedacht zu nehmen. Anders liege bie 
Sache bezüglich der Einräumung des Rechts aus eigener 
Initiative, „Anträge an den Bundesrath“ zu ftellen. 
Gewiß fei Niemand gehindert, ſich mit Eingaben und 
Vorſchlägen an den Bunbesrath zu wenden. Aber ein 
ausbrüdlihes gejeplihes Recht hierzu fei bislang 
lediglich den Regierungen und dem Neichstage zuges 
ftanden und die gleiche Befugniß übten auf Grund ber 
Geihäftsordnung nur no die verfaffungsmäßigen Aus: 
ihüffe des Bundesraths aus. Durch die in erfter 
Lefung beſchloſſene Einfchaltung rüde man den Börjen- 
ausihuß gewillermaßen in eine Linie mit jenen Bundes» 
rathsausſchüſſen. 
verſtändigenorgan, ſondern ber Anfang zur Schaffung 
eines mit felbjtändigen politiihen Rechten ausgeftatteten 
Gentralorgans, da jage er „principiis obsta!“ 


Das fei nicht * ein reines Sach⸗ 
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Die Regierungen wollten in 8. 3 ein Sachverſtändigen— 
Drgan, fie wollten aber fein Organ, daß fi geſehlich 
berufen glaube, aus eigenem Rechte zu jeder Zeit und 
vielleicht aud; zur Unzeit feine Rathſchlaͤge und Ent— 
würfe dem Bundesrath fozufagen aufzudrängen. Mit 
Einem Worte, man molle Herr im eigenen Kaufe 
bleiben. In Uebereinjtimmung mit ben ®ertretern der 
übrigen Regierungen erfuche er baher, den Antrag an— 
zunehmen. 

Was ſodann noch den Antrag anlange, in bem 
eingeihalteten Safe anftatt „Bundesrath” zu  jeßen 
„Reichskanzler“, fo ſei derjelbe zwar geeignet, bie ers 
hobenen Bedenken abzuſchwächen; gänzlich beſeitigt 
würden aber dieſe Bedenken hierdurch nicht, und wenn 
auch der Antrag immerhin eine Berbefferung der in 
erfter Leſung beſchloſſenen Faſſung enthalte, jo müfle 
er doch wenigftens primär erfuchen, dem Antrage auf 
Streihung der Beftimmung beizuſtimmen.“ 

Dem Antrage auf Streichung der vorerwähnten Worte 
mwurbe aus ber Mitte der Kommiffion Heraus entſchieden 
widerſprochen. Wäre ein Antrag auf Aufnahme dieſer 
Beſtimmung in der erften Leſung nicht geftellt worden, fo 
würde vorausfihtlid Niemand auf ben Gedanken ge: 
fommen fein, daß der Vörſenausſchuß diefe Rechte nicht 
hätte haben jollen, ba die Anhörung von Sadjverjtändigen 
unter Umftänden zur Ausübung der ihm überwiefenen guts 
achtlichen Thätigkeit völlig umerläßlih fei und das Recht 
zur Stellung von Anträgen an die fompetenten Organe 
allen ähnlichen Organijationen, insbejonbere auch der Kom⸗— 
miffion für Arbeiterftatiftit, zuftände. Nachdem aber dieje 
Beitimmung in das Geſetz aufzunehmen beichloffen fei, 
würde die Wieberbefeitigung derjelben diefe Rechte des 
Börjenausfhufles, die er unter allen Umftänden haben 
müßte, wenn er feine Mufgabe ſolle erfüllen können, in 
Frage ftellen. . 

Die Kommiffion lehnte den Antrag auf Streichung 
ber Beftimmung ab, nahm jedoch die anderen Anträge an, 

Endlid wurde zu $. 3 in ber zweiten Leſung ber 
Antrag geftellt, am Säluf bes erjten Abjaßes ftatt „Handel“ 
zu fegen „Vertreter der Wiſſenſchaft“, weil der Handel 
bereits buch die von ben Börfenorganen in Vorſchlag 
zu bringenden Mitglieder genügend vertreten fei, von ber 
Mitwirkung der Vertreter der Wiſſenſchaft aber, wie aus 
den Verhandlungen der Börjenenquete-Kommiljion hervors 
ginge, ein erjprießlicher Erfolg zu erwarten jei. 

Bon anderer Seite wurde darauf Hingewiejen, daß 
aud) nad) der in der erften Leſung beſchloſſenen Faſſung 
die Berufung von Vertretern ber Wiſſenſchaft in ben 
Börſenausſchuß nicht ausgefchloffen fei, daß aber anderer- 
jeit$ feine Gewähr dafür vorhanden jei, daß bei den von 
ben Börfenorganen gemachten Vorſchlägen alle vorzugs— 
weile in frage kommenden Zweige bes Handels Berüd- 
fihhtigung gefunden hätten. 

Es wurde darauf dieſer Antrag zurüdgezogen, da— 

egen ber Antrag geftellt, die Worte „und Handel” zu 
reihen, weil der Handel bereits durch die Vorſchläge der 
Börjenorgane genügend berüdfichtigt fe. Es folle durch 
diefen Antrag feineswegs die ausnahmsweife Ernennung 
von Vertretern des Handels ausgejhloffen werben, 

Der Antrag wurde angenommen. 

Ein weiterer Antrag, dem $. 3 als Abſatz 2 folgende 
Beftimmung hinzuzufügen: 

„Der Börfenausihuß it Reichszulaſſungsſtelle 
für ausländiiche Werthpapiere, er iſt befugt, bie 
bezüglichen DObliegenheiten einem Unterausſchuß zu 
übertragen.“ 

wurbe in ber Berathung bis zur Berathung des $. 36 
zurüdgeftellt. 
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Der Abſatz 2 des $. 3 wurde ohme Debatte an- 
genommen. er 


wurde ohne Debatte angenommen. 


$.5. 

Bei $. 5 wurde von einem Mitgliede der Kommiffion 
angeregt, durch das Geſetz jelbft den Börjenorganen das 
Recht zu gewähren, von denjenigen Perjonen, welche Mit- 
glieder der Börfe zu werben beabfichtigten, die Beftellung 
einer Kaution fordern zu dürfen. Zur Begründung dieſes 
Antrages wurde ausgeführt, daß ein bringendes Bedürfniß 
vorläge und auch alljeitig anerfannt würde, ungeeignete 
Perjönlichkeiten von der Börſe möglichſt auszujchliegen. 
Die Erreihung biefes Zieles würde dadurch melentlich ges 
fördert werben, daß allgemein die Zulaſſung zu ber Börſe 
von der Beftellung einer Kaution abhängig gemacht würde. 
Die Beltellung einer Kaution würde aud) an anderen 
Börfen, z. B. an den Börfen zu London und New-York, 
von ben Börſenbeſuchern beanſprucht. 

Diefer Anregung wurde von ben Vertretern der ver- 
bündeten Regierungen und auch von Mitgliedern der Home 
miffion widerſprochen. Es wurde zunädhft darauf hin— 
gewieſen, daß ſchon nad dem vorlehßten Abſatz des 8.7 
die Börſenordnungen weitere Ausſchließungsgründe feſt— 
ſetzen dürften, und daß damit die Möglichkeit gegeben ſei, 
durch die Börſenordnung, deren Genehmigung durch die 
Landesregierung zu erfolgen habe, und in bie nach 8.4 
auch die Landesregierung gewille Borfchriften aufzunehmen 
anordnen könnte, die Beftellung einer Kaution vorzujchreiben. 
Weiter zu gehen, fei weder nöthig, noch gerechtfertigt. Die 
Verhãltniſſe an den einzelnen Backen lägen jo außerordentlich) 
verſchieden, daß die Frage gar nicht einheitlich für alle Börfen 
geregelt werben könnte. Insbeſondere ftehe der Zutritt zu 

en Börfen in ben Hanjeftädten im Allgemeinem Jedem 
frei. Dur bie vorgeſchlagene Beitimmung würde es 
außerdem foliden und tüchtigen Anfängern, die nicht über 
die Mittel verfügten, um bie Kaution beftellen zu können, 
außerordenilich erſchwert, hi felbftändig zu machen, End» 
lih würde aud eine folde Beitimmung in dem Gefeh 
weitere Beftimmungen über die Art ber Beftellung ber 
Kaution, ſowie barüber, wann diejelbe als verfallen an— 
ufehen fei, und was mit der verfallenen Kaution zu ge 
de en habe, erforberlih machen. 

Nah diefen Erörterungen wurde der von einem Mit: 
glied gejtellte Antrag, daß der Zutritt zur Börſe den ge 
werbsmäßigen Händlern (Banquiers, Kommiffionären und 
Maklern) nur nad Hinterlegung einer Kaution gejtattet 
werben jollte, zurüdgezogen und ber $. 5 unverändert an= 
genommen. 

8. 6 


Bei $. 6 wurde ein neuer Abſatz bes Inhalts bes 


antragt: 

„Der Bundesrath ift befugt, für beftimmte Ge- 
Ichäftszweige die Benugung der Börfeneinrichtungen 
zu unterfagen ober von Bedingungen abhängig zu 
machen." 

Diefer Antrag wurde damit begründet, daß der $. 40, 
ber dem Bunbesraih zwar das Recht eimräume, weitere 
Beftimmungen über die Aufgaben der Zulaflungsitelle und 
bie Vorausſetzungen der Sulaffung von Werthpapieren zum 
Börfenhandel zu treffen, feinen genügenden Schuß dagegen 
gewähre, dab unfichere Werthpapiere an der Börfe Ein- 
gang fänden und ſich ein thatfächlicher Handel in ihnen 
entwidle. 

Bon ben Vertretern ber verbünbeten Regierungen 
wurde biejer Antrag mit Rüdfiht auf den $. 40 für uns 
nöthig erflärt, da bereits nad) dieſem Paragraphen ber 
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Bunbesrath die Zulaffung von Werthpapieren zum Börjen- 

andel an Bedingungen und Borausjeßungen Mnüpfen und 
omit einen tHatlädhlicpen Handel in unfoliden Werth- 
papieren verhindern könne, 

Bon anderer Seite wurde barauf —— daß 
der geſtellte Antrag ſich nicht bloß auf Werthpapiere, ſondern 
auch auf Waaren beziehe, und daß auch bei letzteren dem 
Bundesrath die Befugniß gewährt werden müſſe, die Be— 
nutzung der Börſeneinrichtungen zu unterſagen, wenn 
Waaren in den Kreis des Börſenhandels gezogen würden, 
die dazu nicht geeignet ſeien. 

Dieſen Erwägungen trat die Kommiſſion bei und 
nahm den Antrag, und mit dieſem den 8. 6 an. Der in 
weiter Leſung geftellte Antrag, den in ber erften Leſung 

eichloffenen Sufap wieder zu ftreichen, wurde abgelehnt. 


8.7. 

Bu 8. 7 wurde der Antrag geftellt, die Nr. 2 defjelben, 
wie folgt, zu fallen: 

„Berfonen, welche wegen Diebftahls oder wegen 
Unterſchlagung oder wegen Betrugs ober wegen 
Untreue oder wegen Urkundenfälihung ($$. 242 
bis 246, 263, 264, 266 bis 270 bes Strafgeieß- 
buchs) redytsträftig verurtheilt find — eine im Aus 
lande wegen eines dieſer Verbrechen durch das 
zuftändige Gericht erfolgte rechtskräftige Ver— 
urtheilung zieht ebenfalls die Ausichliegung vom 
Börſenbeſuche nad ſich —“ 

und ferner den dritlletzten Abſatz, wie folgt, zu faſſen: 

„Die Wiederzulaffung zum Börſenbeſuch kann in 
dem Falle unter 3 nicht vor Vefeitigung des Aus» 
fchliegungsgrundes u. ſ. w.“ (mie in ber Vorlage). 

Zur Begründung diefes Antrages wurde ausgeführt, 
da, wenn Perjonen, welche wegen betrügerifchen Banterotts 
ober auch nur wegen einfachen Bankerotts rechisfräftig vers 
urtheilt feien, von dem Börſenbeſuche ausgefchloffen würden, 
es erforderlich erfchiene, auch ſolche Berfonen auszuſchließen, 
welche fich die in dem Antrage erwähnten Verbrechen und 
Vergehen hätten zu Schulden kommen laſſen. 

Gegen den Antrag wurde ausgeführt, daß die Bezug 
nahme auf den betrügeriſchen und einfachen Bankerott nicht 
gerechtfertigt fei, weil dieſes BVerfehlungen feien, die ſich 
gegen die kaufmänniſche Ehre und gegen die kaufmänniſchen 
Sntereffen richteten. Much erfcheine es als eine große 
Härte, Perfonen, melde vielleiht in ihrer Jugend eine 
geringe Fundunterfchlagung ober ein ähnliches Vergehen 
begangen hätten, dauernd von der Börſe und damit von 
der Möglichkeit eines jeden Erwerbs an berjelben auszu— 
ſchließen. Es ſei ferner nicht gerechtfertigt, in Bezug auf 
die Ausſchließung von der Börfe ftrengere Beftimmungen 
zu erlaffen, als foldhe für die Ausichließung von dem pafjiven 
Wahlrecht für den Reichstag und für Selbjtverwaltungss 
körperſchaften beftänden. Dazu komme, daß ber Entwurf 
felbft ein ehrengerichtliches erfahren vorjehe und da 
damit Die Möglichkeit gegeben fei, Perſonen, welche ſich folche 
ehrenrührige Handlungen hätten zu Schulden fommen lafjen, 
daß ihre Ausichliefung von der Börfe gerechtfertigt erjcheine, 
auch thatfähhlih von dem Börſenbeſuche auszuſchließen. 

Nach diefen Erörterungen wurde der Antrag zurüds 
gezogen und im Uebrigen der $. 7 nad) der Regierungs: 
vorlage angenommen, nachdem auf eine Anfrage eines 
Mitgliedes der Kommilfion, was unter „Zuſtand der 
Zahlungsunfähigkeit" (Nr. 6) zu verftehen fei, von den 
Vertretern der verbündeten Regierungen die Erklärung ab— 
gegeben war, dab es ſich hierbei um eine Thatfrage handle, 
die nur von Fall zu Fall und nach Lage der bejonderen 
Verhältniffe (Pfändung durch den Gerichtsvollzieher, Leiſtung 
des Dffenbarungseides) entſchieden werben könne. 


1449 





$.8 
ber Vorlage wurde ohne Debatte angenommen. 


8. 9. 

Bei $. 9 wurde zumäcft der Antrag geftellt, ftatt 
„&hrengericht” zu ſetzen „Disziplinarhof”. Der Antrag 
wurde damit begründet, daß es ſich weniger um Ber: 
fehlungen gegen bie Ehre als um ®Berftöße gegen bie 
Disziplin Handle und daß die Bezeihnung „Ehrengericht” 
ſchon aus dem Grunde nicht als zutreffend angejehen 
werben fönnte, weil fich für ben Kaufmannsftand, der aus 
ſehr verſchiedenen Glementen beftände, ein einheitlicher 
Ehrbegriff gar nicht feitftellen ließe. 

Diefer Antrag wurde abgelehnt, nadhdem von den Ver— 
treten ber verbündeten Regierungen darauf aufmerkſam 
gemacht worden war, baf die eigentliche Börfendisziplin im 
$. 8 geregelt jei, und daß die Grundlage der Verfolgung 
nad 8.9 ff. eine „unehrenhafte Handlung“ (88. 01) bilde, 
ein Begriff, der auch an ausländiſchen Börſen der Ausgangs: 
punkt für eine Ahndung fei (dishonourable conduct ete.). 

Ferner fand bei 8. 9 eine Erörterung darüber ftatt, 
ob nicht, falls die ummittelbare Aufficht über die Börſe 
einem Handelsorgan nicht übertragen ſei, die Wahl ber 
Mitglieder des Ehrengerichts zwedmäßiger ausſchließlich 
ben Börfenorganen umd nicht, wie in ber Vorlage vor- 
gejehen, auch den Börjenbefuchern übertragen werden jolle. 
Es wurde zur Begründung des Antrags: das Wahlrecht 
ausfchliehlid ben Börfenorganen zu übertragen, ausgeführt, 
daß diefe Organe als die Vertrauensmänner der Börjen- 
bejucher, da fie aus den Wahlen derſelben hervorgingen, 
angejehen werben müßten und daß von den Börfenorganen 
im einzelnen Falle eine zwedmäßigere Auswahl der für 
das Ehrengeridht geeigneten Berfönlichkeiten erwartet werben 
dürfe als von den Börfenbejuchern, die bei diefen Wahlen 
fi vielleicht oft durch perfönliche Rückſichten und vorüber 
gehende Stimmungen beeinfluffen ließen, Der Antrag, in 
8. 9 die Worte „den Börjenbefuhern oder" zu ftreichen, 
mwurbe angenommen und mit diefer Menderung ber ganze 8.9. 

8. 10. 

Bei $. 10 wurde von einer Seite angeregt, — 25* 
ſächlichſten Fälle, in denen ein ehrengerichtliches Verfahren 
ftattzufinden habe und die auf Seite 18 der Begründung 
unter den Nummern 1—8 aufgeführt feien, in das Geſeh 
jelbft aufzunehmen und ein hierauf bezüglicher Antrag 
geftelt. Nachdem jedod von Seiten ber Bertreter ber 
verbündeten Regierungen darauf hingewiefen worden war, 
baß, wenn der Thatbeftand einer ehrengerihtlich zu ahndenden 
Handlung in das Geje ſelbſt aufgenommen werden follte, 
eine in jeder Beziehung zweifelsfreie Feſtſtellung des — 
beſtandes erfolgen müſſe, dieſe aber auch in den in den Mo— 
tiven als ehrengerichtlich zu ahndenden Handlungen aufs 
geführten Fallen auf juriftiihe und thatſächliche Schwierig- 
keiten ftoße, wurde der geftellte Antrag abgelehnt. 

Ein weiterer Antrag, in $. 10 die Worte „im Zuſammen⸗ 
hange mit ihrer Thätigkeit an der Börſe“ zu ftreichen, 
wurde —— nachdem ſowohl von Vertretern der ver: 
bünbeten Regierungen als von Mitgliedern ber Kommiffion 
darauf Hingewiefen war, daß es ſich hier lediglich um ein 
Börfengejep handle und daß demgemäß aud) nur die im Zu- 
fammenhang mit der Thätigfeit an ber Börſe ftehenden 
—— dem Ehrengericht unterſtellt werden könnten. 

enn andere Ehrengerichte, namentlich die für gewiſſe 
Berufsſtände beſſehenden, weiter gingen und die ge— 
fammte Thätigkeit ihrer A ber ehrengerichtlichen 
Ahndung unterftellten, jo jei dieſes durchaus geredjifertigt; 
ier aber könnten nur die mit ber Thätigfeit an ber Börje 
in Zufammenhang ftehenden Handlungen in Frage fommen. 

In der zweiten Leſung wurde ber Antrag geftellt, 
bem 8. 10 folgenden Abj. 2 Hinzuzufügen: 

Altenftüde zu ben Verhandlungen bes Reichstages 1895,96. 








„Als unehrenhafte Handlung im Sinne biejes 
Gejeßes gilt auch der Mikbraud des Termin= 
handels zum Börjenfpiel.” 
ur Begründung dieſes Antrags wurde darauf hin— 
gewieſen, bat bie ehrengerichtlihe Ahndung einer miß— 
bräuchlichen Benugung des Terminhandels zum Börſenſpiel 
ein wirffames Mittel zur Einſchränkung der Spekulations— 
geichäfte fein würde, durch welche zahlreiche Eriitenzen ver— 
nichtet würden. Zweifellos würde der Terminhandel von 
zahlreihen Perſonen nicht zu dem Bwed benupt, um 
Waaren oder Werthpapiere, die fpäter gebraucht würben, 
zu erwerben, oder Waaren oder Werthpapiere, in beren 
Befig man jpäter fomme, zu veräußern, oder ſich gegen bie 
Preisihwankungen zu verfihern, jondern lediglich) zu dem 
weck des Spiels, d. h. lediglich in der Abſicht, wenn der 
Zufall eine günftige Entwidelung der Preife bringe, er- 
ebliche Gewinne einzufireichen. Es könne einem Zweifel 
unterliegen, daß dieſe Art der Differenzgeſchäfte ſich von dem 
verbotenen Hazardipiele wenig oder gar nicht unterſcheide 
und vom moraliichen Stanbpunft durchaus verwerflid) jei. 
Bon anderer Seite wurde darauf hingewielen, daß 
die Tendenz des Antrages eine durchaus berechtigte ſei, 
daß derſelbe aber in die Delonomie des Geſetzes nicht 
palie, das überhaupt davon abjehe, die einzelnen Ti 
gerichtlich zu ahndenden Handlungen in das Gejeh jelbit 
aufzunehmen. Wußerdem würde in der Negel das durch 
den Antrag getroffene Börfenfpiel, jo lange daſſelbe dem 
Betreffenden Gewinn brächte, fi) der Kognition der 
Börjenbehörbe entziehen, zumal größere Spekulanten felten 
ihre Geſchäfte dur einen Kommifjionär ausführen ließen. 
Führten aber dieſe Differenzgeichäfte zum Konkurſe, fo 
trete ſchon jetzt nach $. 210 ber Konkursordnung die Strafe 
wegen einfachen Bankerutts ein, der nad) $. 7 der Vorlage 
die Ausjchliefung von der Börfe auf mindeſtens ſechs 
Monate zur Folge habe. Endlid) müfje hervorgehoben 
werden, daß gegenüber den außerhalb der Börfe ftehenden 
Berfonen der Antrag gar keine praktiiche Bedeutung habe. 
Die Konfequenz des Antrages führe dahin, das Hazard» 
jpiel an der Börſe ebenjo ftrafrechtlih zu ahnden, wie 
das Hazardipiel mit Karten oder Würfeln. Die Konkurs: 
ordnung jtehe auch auf dem Standpunkt, daß der Differenz- 
handel keine berechtigte Geihäftsform, fondern ein Hazard» 
fpiel fei, denn fonft könnte fie diefen Handel, wenn er mit 
Verluften verbunden jei, nicht ftrafrechtlih ahnden. Es 
müſſe vom ftrafrechtlihen Standpunft aus als völlig 
lei angejehen werden, ob ein fid) als Hazarbipiel dar— 
Hellender „Differenzhandel“ von einem Kaufmann oder 
Nichtlaufmann betrieben würde und ob dieſer Handel ein 
verluftbringender oder gewinnreicher geweſen jei. Dem: 
gemäß müffe die Erweiterung des Strafgeleßes in dieſer 
Richtung in Erwägung gezogen werben, wenn nicht ſchon 
jegt nad) 8. 284 des Strafgefeßbudhs der gewerbsmäßige 
Differenzhanbel in denjenigen Fällen, in denen er nicht 
zur Veräußerung oder zum Erwerb von Waaren oder 
Werihpapieren oder zur Verfiherung gegen Kursſchwan— 
kungen, jondern lediglich des Spielgewinns wegen betrieben 
würde, ſich aljo als Spekulation darjtelle, ftrafbar fei. Daß 
ber Mikbraud des Terminhandels zum Börfenfpiel unter 
Umftänden eine ehrengerichtlich zu ahndende Handlung, aud) 
abgejehen von den in der Begründung des Gejeßentwurfs 
angeführten Fällen jei, würde von Niemandem bezweifelt 
werben können. Wenn, wie ed vorgelommen jei, Durch 
künſtliche Preistreibereien auf einen bejtimmten Termin und 
durch große Abſchlüſſe auf denfelben zahlreichen Verkäufern 
ſchwere Berlufte zugefügt und biefelben um ihr ganzes 
Hab und Gut gebracht jeien, fo fei eine ſolche Handlungs» 
weife ebenjo moraliſch verwerflih und ehrengerichtlich zu 
ahnden, als wenn durch Scheinfündigungen, Manipulationen 
182 
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mit minberwerthigen Waaren und ähnlichen Maßregeln ein 
Preisdrud künſilich herbeigeführt werbe, ber bie reellen 
Käufer empfindlich ſchädige. Die Kaufmannichaft und bie 
Börfe würden in ihrer Stellung und in ihrem Anfehen 
erheblid) gewinnen, wenn fie gewerbsmäßige Spekulanten, 
aud) ſelbſt, wenn biefelben reich und angejehen jeien, aus 
ihrer Gemeinſchaft ausſchließen. Bei diefer Sachlage em— 
pfehle es ſich, zwar den geſtellten Antrag abzulehnen, aber 
aus drũcklich im Bericht feſtzuſtellen, daß die Vertreter der 
verbündeten Regierungen und die Kommiſſion der Anſicht 
ſeien, daß die mißbräuchliche Benutzung des Terminhandels 
zum Börſenſpiel in geeigneten rn eine chrengerichtlich 
zu ahndende Handlung ſei. Nachdem die Vertreter der 
verbündeten Regierungen mit dieſer Feſtſtellung ihr volles 
Einverftändniß erflärt Hatten, ſchloß ſich auch die Kom— 
miſſion berjelben einftimmig an, nachdem ber geftellte 
Antrag abgelehnt worden war. 

Endlich wurde in der zweiten Lejung der Antrag ge: 
jtellt, im $. 10 das Wort „unehrenhafte” zu ſtreichen und 
jtatt deffelben zu ſetzen: 

„mit der Ehre oder dem Anſpruch auf faufmännifches 
Vertrauen nicht zu vereinbarende”. 

Derjelbe wurde damit begründet, daß der Begriff ber 
taufmänniichen Ehre bei den einzelnen Börfenbefudern ein 
ſehr verſchiedener ſei und insbejondere beim Kommiſſions— 
geſchäft das Vertrauensmoment eine beſondere Rolle ſpiele. 
Der Antrag wurde angenommen. 

Auf Anregung eines Mitgliedes der Kommiſſion wurde 
lonſtatirt, daß nach dem Wortlaut und dem Sinn bes 8. 10 
die Makler, da auch dieje zu den Börfenbefuchern zu rechnen 
feien, joweit ihre Handlungen mit ihrer Thätigkeitt an ber 
ei in Zufammenhang ftänden, dem Ehrengericht unter 
tänden. 


88. 11 bis 13. 

Bei SS. 11—13 wurde von einer Seite bemängelt, 
dab dem Staatskommiſſar zumweitgehende Befugniſſe ein- 
geräumt jeien; insbejondere könne es nicht gebilligt werben, 
daß ber Staatslommifjar berechtigt fein jolle, die Einleitung 
eines ehrengerichtlihen Verfahrens zu verlangen, und daß 
allen von ihm geitellten Beweisanträgen entiprochen werben 
müfle. Zu ber legten Beftimmung läge um jo weniger 
Beranlafjung vor, als der Gejegentwurf in Abweichung von 
ben Beſchlüſſen der Börſenenquete-Kommiſſion eine zweite 
Inftanz für das ehrengerichtliche Verfahren einfege, und 
e3 bemgemäß dem Staatstommifjar überlaffen bliebe, in 
denjenigen Fällen, in benen jeines Erachtens jeinen Beweis- 
anträgen zu Unrecht nicht entiprochen fei, bie Berufung ein- 
zulegen und damit die —— über feine Anträge in 
die Hände ber zweiten Inſtanz zu legen. Im Allgemeinen 
jei die Stellung des Staatskommiſſars mit der Stellung 
des Staatdanwalts im ftrafrechtlichen Verfahren zu ver: 
gleichen, und ſei es bemgemäß nicht gerechtfertigt, ihm 
weitergehende Befugnifie, als biefem zuftänden, einzuräumen. 

Diefer Ausführung wurde von anderer Seite wiber: 
ſprochen. Es wurde insbeſondere ausgeführt, da das vor- 
gefchlagene Auskunftsmittel, die Entſcheidung der zweiten 
Inftanz anzurufen, wenn den vom Staatskommiſſar ges 
jtellten Beweisanträgen nicht entiprochen fei, den Intereſſen 
des Beſchuldigten viel weniger entipräde, als die Be: 
ftimmung des Entwurfs, weil damit die Entfcheidung er— 
heblich verzögert und unter Umftänden eine zweimalige 
Verhandlung herbeigeführt würde. Uebrigens könne 
man von der Sadlenntnik und dem Takte des Staatö- 
lommiffars erwarten, daß er von den ihm durch das Ge— 
je eingeräumten Rechten einen ſachgemäßen Gebraud) 
machen und auf die Entiheidung durd das Ehrengericht | 
nur dann provoziren werde, wenn es fich um prinzipielle 
Tragen oder erhebliche öffentliche Antereffen handele, daß 
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er aber im Allgemeinen bei der Entſcheidung ber frage, 
ob eine —— andlung“ vorliege, ſich den in den 
Kreiſen der Berufsgenoſſen des Beſchuldigten herrſchenden 
Anſchauungen anſchließen werde, ſofern dieſelben nicht mit 
dem allgemeinen Rechtsbewußtſein und ber öffentlichen 
Moral, was wohl nur ausnahmsweife vorftommen würde, 
in Widerſpruch ftänden. Außerdem würden vorausfichtlich 
an einer a von Heinen Börſen Staatstommifjare über: 
haupt nicht bejtellt werden, fo daß für Diefe die im Entwurf 
vorgejehenen, hierauf bezügliden Bejtimmungen überhaupt 
nicht praftiich würden. 

Der von einem Mitgliede der Kommiſſion geitellte Ans 
trag, dem Stoatstonmilar die Verpflichtung aufzuer- 
legen, die ihm aus den Kreifen des Publitums oder der 
Boͤrſenbeſucher zugehenden Anzeigen zu unterjuchen, wurde 
abgelehnt, nachdem darauf hingewiejen war, daß eine der— 
artige Beftimmung unberedjtigte Denunziationen geradezu 
provoziren und ben Staatslommifjar in übermäßiger Weiſe 
belaften würde, Im _ wurben bie 88. 11—13 nicht 
weiter beanftandet und in der Faſſung der Regierungsvor- 
lage angenommen. 

In der zweiten Leſung wurde der Antrag geftellt, den 
$.13 zu ftreichen, und zur Begründung befjelben im Wejent- 
lichen die hierüber in der erjten Lejung gemachten Aeuße— 
rungen wiederholt. Dieſe Bejtimmung habe in ben kauf- 
männifhen FKreifen allgemeines Befremden hervorgerufen 
und müſſe als eine Ausnahmebejtimmung ſchlimmſier Art 
bezeichnet werben. 

Bon den Bertretern der verbündeten Regierungen 
wurde biejer Auffafjung widerſprochen und barauf hinge— 
wieſen, daß ſich in den — —— ähnliche 
Beſtimmungen fänden. 

Aus der Mitte der Kommiſſion wurde noch hervor— 
gehoben, daß bei Streichung dieſes Paragraphen dem 
Staatsklommiſſar das Recht der Beſchwerde an die zweite 
Inftanz gegeben werben müßte, wenn feinen Anträgen auf 
Einleitung des Hauptverfahrens nicht entjprocdhen werde. 
Ueber eine derartige Menberung ließe fih reden. Die Er— 
regung in ben faufmännifchen Kreiſen ſei übrigens eine 
durchaus künftliche, denn ein wefentlicher Unterſchied Tiege 
darin nicht, ob die Enticheidung, das ehrengerichtlidhe Ver: 
fahren einzuftellen, dur das gefammte Ehrengeridht ge— 
troffen würde, ober ob dieſes auf Freiſprechung erkenne. 
Nach diefer Erörterung wurde der $. 13 angenommen. 


8.14 
wurde ohne Debatte angenommen. 


$. 15. 

Zu $. 15 wurde ber Antrag gejtellt, dab auch eine 

Gelditrafe, deren Höhe im Mindeftmaß und im Höchſtmaß 
dur die Börſenordnung feitzujegen fei, als Strafe zuges 
laffen werden möchte. Diefer Antrag wurde abgelehnt, da 
die Kommiffion der Anficht war, daß die zeitweilige oder 
ar dauernde Ausichliefung von der Börje empfindliche 
—— Nachtheile für den Betreffenden im Gefolge habe, 
und daß, wenn im Geſetz bie Geldſtrafe zugelaſſen würde, in 
vielen en auf eine foldhe und nicht auf zeitweilige oder 
dauernde Ausſchließung von der Börfe erfannt werben würde, 
die Gelditrafe aber mit Rüdficht auf die Vermögensver— 
hältniffe der davon Betroffenen jehr ungleich wire, 


8. 16. 

Zu 8.16 wurde der Antrag geftellt, die Friſt, inner: 
halb welder dem Staatslommifjar und dem Beſchuldigten 
eine mit Gründen verfehene Ausfertigung der Entſcheidung 
des Ehrengerichts zuzuftellen jei, auf zwei Woden zu vers 
längern und ferner auszufprechen, daß ſowohl der Staats: 
fommifjar wie der Beſchuldigte auch bei in ihrer Gegen- 
wart erfolgter Verkündigung der Entſcheidung eine mit 
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Gründen verſehene Ausfertigung derſelben beanſpruchen 
könnten. Dieſer letztere Antrag wurde von keiner Seite 
beanſtandet und angenommen. Dagegen wurde gegen die 
Verlängerung der Friſt das Bedenken geltend gemacht, daß 
damit die endgültige Erledigung des ehrengerichtlichen Ver— 
fahrens verzögert würde, was häufig dem Intereſſe des An— 
geihuldigten widerſpräche. Außerdem läge ein Bebürfnif 
zu diefer Verlängerung nicht vor, wie die Erfahrungen im 
Strafprozeh ergäben. Gleihwohl wurde der Antrag auf 
Verlängerung der Friſt auf zwei Wochen angenommen. 

Desgleihen wurde ein Antrag angenommen, daß auf 
Antrag des Angeſchuldigten das Gericht die öffentliche Be— 
kanntmachung der Freiſprechung anzuordnen habe. Die 
Koften dieſer Befanntmahung würden, wie bei der zweiten 
Leſung fejtgeitellt wurde, von dem Gericht zu tragen jein. 

Mit diefen Menderungen wurde ber 8.16 in nad: 
jtehender FFaflung angenommen: 

„Die Entfheidung wird in ber Sigung, in 
weldier die mündlihe Verhandlung geſchlofſen 
wird, unter Angabe der Gründe verkündet ober 
jpäteftens innerhalb zwei Wochen nad) dem Schluffe 
ber Verhandlung bem Staatsfommiffar und dem 
Beihuldigten in einer mit Gründen verjehenen 
Ausfertigung zugeſtellt. Sowohl der Stants- 
fommifjar, wie der Beſchuldigte können auch bei 
in ihrer Gegenwart erfolgter Verkündung ber 
Entſcheidung eine mit Gründen verfehene Aus- 
fertigung berfelben beanfpruchen. 

Dem nicht erjchienenen Beſchuldigten ift auch 
bie verkündete Entſcheidung zuzuſtellen. 

Das Ehrengeriht kann im der Entſcheidung 
anordnen, daß und auf welche Weiſe fie öffentlich 
befannt zu machen ift. 

Das Ehrengericht kann, wenn auf zeitweilige 
oder dauernde Ausichliefung von der Börſe erfannt 
ift, anorbnen, daß die Wirkung der Entſcheidung 
ſofort eintrete. Auf Antrag des freigefprodhenen 
Beſchuldigten hat das Gericht die öffentliche Be— 
kanntmachung der Freiſprechung anzuordnen.“ 

Bei der zweiten Leſung wurde die redaktionelle Aende— 
rung beſchloſſen, den letzten Satz des Abſatzes 1 als 
zweiten Sag dem Abſatze 2 Hinzuzufügen. 


88. 17—27. 

Die 88. 17—27 gaben in der erften Lefung zu einer 
Debatte feine — * und wurden in der Faſſung 
ber Regierungsvorlage angenommen. 

In ber zweiten Leſung wurde ber Antrag geftellt, dem 
Eingang bes $. 27 die Worte hinzuzufügen: 

„Die Behörden und“. 

ur Begründung diefes Antrages wurde darauf hin— 
gewiejen, dab oft auch andere Behörden als bie Börjen- 
organe, insbejondere die Gerichte und die Staatsanwalt 
ſchaft von Handlungen amtlich Kennmiß ge welche 
zu einem ehrengerichtlihen Verfahren Anlaß geben und 
dab es demgemäß geboten fei, auch dieſen Behörden bie 
Verpflichtung aufzuerlegen, ſolche —— zur Kenntniß 
des Staatskommiſſars bezw. des Ehrengerichts zu bringen. 

Von den Vertretern der verbündeten Regierungen 
wurde dieſem Antrag mit dem Hinweis darauf wider— 
ſprochen, daß nach der beſtehenden Geſetzgebung die Be— 
hörden nicht einmal die Verpflichtung Hätten, ſtrafbare 
Handlungen zur Kenntniß der Staatsanmwaltichaft zu 
bringen. Dagegen hätten bie Behörden jelbftverftändlich 
das Recht, Verfehlungen gegen die kaufmänniſche Ehre zur 
Kenntniß der Börfenorgane zu bringen, und würben von 
biefem Recht auch in geeigneten Fällen Gebrauch machen. 

Nach diefer Darlegung wurde der Antrag zurüdgezogen. 


8. 28. 

Bu 8. 28 wurde von einer Seite die Streihung des— 
jelben beantragt mit ber Begründung, daß die Börfen- 
ſchiedsgerichte für die fchleunige Abwidlung der Geſchäfte 
an ben Börjen umerläßlich jeien, daß die Arbeiten diejer 
Schiedsgerichte in den betheiligten Kreifen alle Anerkennung 
fänden uud daß demgemäß zur Einſchränkung ihrer 
Thätigkeit feine Veranlaſſung vorliege. 

Demgegenüber wurbe von anderer Seite darauf hin- 
gemwiejen, dab bei aller Anerkennung der Thätigkeit ber 
Schiedsgerichte es doch nicht gerechtfertigt werden könne, 
daß durd allgemeine Gejhäftsbebingungen, die häufig von 
bem außerhalb der Börfe jtehenden Publikum nicht ge: 
(efen würden, dieſem Publikum gegen feinen Willen 
die Schiedsſprüche der Börfenfchiedsgerihte aufgedrängt 
würden. Dies jei um jo weniger zu billigen, als 
das außerhalb der Börſe ftehende Publikum auf die Zu- 
ſammenſetzung ber Schiedsgerichte feinen Einfluß habe, 
und biejelben überwiegend aus ſolchen Perſonen beftänden, 
welche die Interefien der Börſe in erfter Reihe vertreten. 
Bon diefem Gefihtspunft aus treffe die Negierungsvorlage 
das Richtige, indem fie zwiſchen Kaufleuten und ben ın 
das Börfenregifter eingetragenen Perfonen eine Verein— 
barung darüber, daß der ordentliche Rechtsweg ausge: 
ſchloſſen und an Stelle beijelben Börſenſchiedsgerichte ein— 
geſetzt werben fünnten, allgemein zulaffe, dagegen für das 
Bublitum, weldes nicht zu den Kaufleuten bezw. zu den 
in das Börfenregifter eingetragenen Perjonen gehöre, aus: 
drücklich vorjchreibe, daß die Vereinbarung über die Ein- 
fegung des Börſenſchiedsgerichts nur verbindlich fein fol, 
wenn bie Unterwerfung unter das Schiedsgericht erjt nad) 
ai er bes Rechtsſtreits erfolgt fei. 

ach biefen Erörterungen wurbe der Antrag auf 
Streihung des $.28 abgelehnt und diejer jelbit in der 
Faſſung der Regierungsvorlage angenommen. 


II Feftitellung des Börfenpreijes und Maklerweſens. 
29 


8. 29. 

Zu 8.29 wurde es bemängelt, daß die amtliche Feſt— 
ftellung des Börfenpreijes ausſchließlich durch den Börjen- 
vorstand erfolgen jolle, und daß damit die Mitwirkung 
von Vertretern anderer Berufszweige bei biejer Feſtſtellung 
völlig ausgeſchloſſen ſei. Wenn es auch zweifelhaft jeı, 
ob ſich in allen Fällen geeignete Perjonen finden würben, 
benen neben dem Börjenvorftand eine Mitwirkung bei 
diefer amtlichen Preisfejtftellung eingeräumt werden Zönnte, 
fo liege e8 doch auf ber Hand, dab die Preisfefifiellung 
jelbft vornehmlich der Waaren fo erhebliche, außerhalb der 
Börfe ftehende Intereffen, insbefondere die der Landwirth— 
ſchaft und bes Müllereigewerbes, berühre, daß es prinzipiell 
berechtigt jei, die Mitwirkung von Vertretern anderer, an 
ber Preisfeftftellung betheiligter Berufszweige zu fordern. 
Es wurde deshalb der Antrag geitellt, dem Abſatz 1 die 
Worte hinzuzufügen: „ſoweit die Börfenordnung nicht 
die Mitwirkung von Vertretern anderer Berufszweige vor: 
fchreibt" und auf den Vorgang hingewiejen, welchen für 
Preußen das Geje über die Landwirthſchaftslammern in 
dieſer Beziehung bereit3 enthalte. 

Mit diefem Antrage wurde ber Abfab 1 bes 8. 29 
angenommen, nachdem noch beſchloſſen war, ber größeren 
Deutlichfeit wegen Hinter die Worte „die Feſtſtellung“ ein- 
zufügen „des Börfenpreijes". 

ferner wurde beantragt, dem 8.29 einen neuen Ab— 
fat des Inhalts ne daß bei der FFeftftellung des 
Börfenpreifes außer dem Staatskommiſſar und ben jonjt 
amtlih daran betheiligten Perſonen Niemand zugezogen 
werben bürfe. 

ur Begründung dieſes Antrages wurde darauf hin- 
gemwiejen, daß ſchon jet die Berliner Börfenordnung eine 
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ähnliche Beftimmung enthielte und daß eine derartige Vor: 
ſchrift unerläßlih wäre, um eine richtige Preisnotirung 
herbeizuführen und die Kursmakler vor unberedhtigten Ans 
griffen ſolcher Börjenbefucher, deren Wünſche in Bezug auf 
die Kursnotirung von den Mallern nicht berüdjichtigt 
mwürben, zu ſchützen. 

Von anderer Seite wurde diefer Antrag befämpft und 
ber Vortheil hervorgehoben, der darin liege, wenn Die 
Kursfeftitellung öffentlih unter Mitwirkung aller betheiligten 
Kreife ſich vollziehe. Nur bei einer unbedingten Deffentlich- 
feit ſei es möglich, unlautere Beeinfluffungen der Kurſe 
durch das Börfenpublitum und unrichtige Notirungen durch 
die Makler jelbft zu verhindern. In diefer Beziehung ges 
währe das an ber Berliner Börfe übliche Verfahren, nad) 
welchem das gelammte PBublitum bei ber Feſtſtellung der 
Kurſe mitzuwirken fih in der Lage bejände, und bei 
welchem der Makler verflichtet fei, etwaige vorausfichtliche, 
erhebliche Kursfteigerungen duch Anſchlag zur Kenntniß bes 
Bublitums zu bringen, die größte Garantie dafür, daß in der 
That die Kursfeftjtellung eine zuverläffige und richtige jei. 

Nah diefen Darlegungen wurde der geftellte Antrag 
angenommen. 

Bei der zweiten Lejung wurde von einem Mitgliebe 
ber Kommiffion hervorgehoben, daf er fich inzwifchen noch— 
mals eingehend über die Art und Weiſe der Kursnotirung 
für Kaflagejhäfte an der Hiefigen Börſe informirt Habe, 
und daß er nad diefer Information feine in ber eriten 
Lefung gegen den Beihluß geäußerten Bedenken fallen 
lafjen müffe. Es fei zwar richtig, wie von ihm in ber 
erften Lefung ausgeführt fei, dab die Ermittlung bes 
Kurjes unter der Kontrole des gefammten Börfenpublitums 
ftattfinde, indem die vereidigten Makler, jobald das Kurs— 
madyen beginne, in ber Börje ſelbſt und in Gegenwart des 
Publitums denjenigen Kurs ausrufen, der nad) der Lage 
des Geihäfts fich ergebe, und dak damit dem Publikum 
die Möglichkeit gegeben jei, diefen Kurs in Bezug auf feine 
Nichtigkeit zu prüfen und durch weitere Geichäfte, die es 
bem Makler aufgebe, richtig zu ftellen. Dieje Thätigfeit 
vollziehe fi, wie gejagt, in ber Börfe und in Gegenwart 
ber Betheiligten. Dagegen erfolge die eigentliche Feſt— 
ftellung des amtlihen Börſenpreiſes in dem Zimmer 
des Börfentommifjars, in das, von beſonderen Ausnahme— 
fälle abgejehen, nur die vereidigten Makler, die Börſen— 
Tommifjare und die Börjenfekretäre zugelaffen würden. Der 
angenommene Antrag laſſe dieſes Verfahren alfo völlig 
unberührt, und beruhten die in faufmännifchen Kreiſen 
gegen benfelben erhobenen Bedenken auf einem Miß— 
verftändniß. 

Zum Abſatz 2 des $. 29 wurde beantragt, benjelben 
wie folgt zu faljen: 

„Als Börjenpreis ift derjenige anzujehen, welcher 
ber wirklichen Geſchäftslage des Verkehrs an ber 
Börſe entfpricht.“ 

ur Begründung dieſes Antrags wurde darauf hin— 
gewiejen, daß die Faſſung ber Megierungsvorlage zu 
Zweifeln Anlaß gäbe, da es nicht immer möglich fern 
würde, namentlich bei Effekten, ben gemeinen Handelswerth 
feftzuftellen. Als Börſenpreis jolle derjenige Preis zur 
Notirung gelangen, weldyer der wirklichen Geſchäfts— 
lage an der Börje entiprädhe, d. 5. derjenige Preis, zu 
welchem thatſächlich Geſchäfte an der Boͤrſe abgeichlofien 
ſeien, wobei ſelbſtverſtändlich ſolche Geſchäfte, bei denen der 
Preis durch beſondere Verhältniſſe des Käufers oder des 

Verkäufers beeinflußt ſei, unberückſichtigt bleiben müßten. 

Von anderer Seite wurde der Antrag bekämpft und 
ing dag die Ausſchließung folder durch bes 
ondere Berhälmiffe bedingten Geichäfte von der Berück— 
fihtigung bei der Preisnotiz nur dann gefichert jei, wenn 
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vorgefchrieben würde, daß der der wirflichen Gejchäftslage 
des Verlehrs entipredhende Preis auch gemeinen 
Handelswerth darjtellen müfle. Dieſes auszufprecdhen ſei 
unerläßlih, wenn man eine zuverläffige Grundlage für 
das Recht des Kommilfionärs, als Selbftlontrahent einzu= 
treten, ſchaffen wolle. Wie aus ben Berhandlungen der 
Fe —— beftänden auch in kaufmännischen 
Kreifen vielfa weifel darüber, in welcher Weiſe der 
Börjenpreis feitzuftellen fe. An einzelnen Börjen würde 
derjenige Preis notirt, der fidh als der leßte, zu dem Ge— 
ichäfte abgeſchloſſen feien, ergäbe (jog. Auftionspreis). Diejes 
jei augenſcheinlich unridhtig und fönnte ein derartiger Preis 
jelbftverftändlich nicht als Grundlage für das Selbfteintritts- 
recht des Kommiffionärs dienen, denn biefer Preis konftatire 
nur, daß ſich zu bemjelben noch ein letzter Käufer oder Ber- 
fäufer gefunden habe, während vielleicht der weitaus größte 
eil der Geichäfte zu ganz anderen Preifen abgeſchloſſen jei. 
Allerdings könne in diefem Falle ja auch nicht davon ges 
ſprochen werden, daß der Auftionspreis ber wirklichen Ges 
ihäftslage an ber Börſe jelbft entſpräche. Wenn aljo 
—— auch keine ſachliche Meinungsverſchiedenheit gegen⸗ 
ber dem geftellten Antrag beſtände, jo bringe derſelbe doch 
wieder a Zweifel in die faufmännif Kreiſe und 
empfehle ſich deshalb nicht zur Annahme. 
Die Kommiffion nahm gleichwohl ben Antrag an und 
damit den ganzen $. 29 in nachſtehender Faſſung: 

„Bei Waaren oder Werthpapieren, deren Börſen⸗ 
preis amtlich feftgeftellt wird, erfolgt die Feſt— 
ftellung des Börjenpreifes ſowohl für Kaſſa- wie für 

Zeitgeſchäfte durdy den Börfenvorjtand, ſoweit bie 
— nicht die Mitwirkung von Ver— 
tretern anderer Berufszweige vorſchreibt. 

Bei dieſer Feſtſtellung darf außer dem Staats— 
kommiſſar, dem Börſenvorſtand, den Börſenſekre— 
tären, den Kursmaklern und den Vertretern anderer 
Berufszweige, deren Mitwirkung die Börjenordnung 
vorfchreibt, Niemand zugezogen fein. 

Als Börjenpreis ift derjenige Preis feitzufegen, 
welcher der wirklichen Geihäftslage bes Wertehrs 
an ber Börſe ſelbſt entjpricht.“ 

Bei der zweiten Lefung wurde zunächſt beſchloſſen, 
den $. 29 redaktionell wie folgt zu faſſen: 

„Bei Waaren oder Werthpapieren, beren Börjen- 

reis amtlich feftgeftellt wird, erfolgt dieſe Feſi— 
Pellung fowohl für u. f. w.“ 
ben Eingang bes Abſatzes 2 „Bei der Feſtſtellung barf 
u. ſ. w.”, ferner das Wort „anderer“ zu erjeßen durch 
„der Betheiligten“, endlich in Abfah 3 das Wort „jelbft” 
zu ftreichen. 
ferner wurde von einem Mitgliede ber Kommiffion 
noch bemerkt, daß, nachdem er fi aus dem Gange ber 
Verhandlungen in der erften Leſung überzeugt habe, daß in 
ber von der Kommiffion beſchloſſenen Aenderung des legten 
Abjapes des $. 29 nicht jowohl eine Abänderung der Ne 
gierungsvorlage als vielmehr nur eine Klarftellung ber 
eigentlichen Abſicht derfelben liege, er von einem Antrage 
auf Wiederherjtellung der Regierungsvorlage Abſtand nehme. 
Er lege jedoch Werth darauf, feitzuftellen, daß bie An 
fehtung des amtlidy feitgeftellten Preifes wegen Irrthums, 
Beirugs u. ſ. w. natürlich zuläffig fei, daß aber, wenn 
die Börfenorgane aus den ihnen von den Kursmaklern 
mitgetheilten oder aus anderen Gefchäften die Ueberzeugung 
gewonnen hätten, daß diefe Gefchäfte ein Urtheil über die 
wirkliche Lage des Verkehrs an der Börfe nicht geftatteten 
oder der wirklichen Geſchäftslage nicht entiprädhen, fie be- 
rechtigt und verpflichtet wären, ohne Rüdfiht auf die ab— 
geichloffenen Gejchäfte die Feſtſetzung eines Börſenpreiſes 
zu verweigern oder einen von biefen Geſchäften abweichen 
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ben Börjenpreis feftzufeßen. Diejes würbe namentlih dann 
der Fall fein, wenn die abgeichlofienen Geſchäfte erhebliche 
Abmweihungen von ber thatfählihen Lage des Marktes 
aufmwiefen, auch felbft wenn dieſe Geſchäfte nicht fingirt, 
fondern wirklich abgejäloffen fein. Würde aus den ans 
gegebenen Gründen die Feſtſetzung eines Börfenpreifes von 
ben Börjenorganen abgelehnt, jo könne Niemand, ins— 
befondere nicht der Kommiffionär, ſich auf die thatjächlich 
abgeſchloſſenen Geſchäfte zum Nachweis eines vorhandenen 
Börfenpreifes berufen. Ebenſowenig lönne unter Berufung 
auf diefe Geſchäfte ein anderer Preis als ber feftgeftellte 
als Börfenpreis bezeichnet und in Anfpruch genommen 
werben, fofern nicht die Unrichtigfeit des amtlich feitgeftellten 
Börjenpreijes wegen Betrugs, Irrthums u. ſ. w. nad 
gewiejen werden könne. Uebrigens fege die Feſtſtellung 
einer Geſchäftslage den thatſächlichen Abſchluß einer ents 
iprechenden Anzahl von Geſchäften voraus. 

Dieſe Freftftellung wurde von feiner Seite beanftandet 
und beren Aufnahme in ben Bericht beichlofjen. 


8. 30. 

Zu 8. 30 wurde der Antrag gejtellt, im Abſatz 1 bie 
Worte „aus dem Kreife der Vermittler” zu ftreichen, damit 
auch ſolche Perfonen zu Kursmallern emannt werben 
fönnten, bie eine bejondere Sad: und Fachlenntniß be= 
fäßen, die aber vorher feine vermittelnde Thätigkeit aus— 
geübt hätten. Auch von anderer Seite wurde dieſer Antrag 
unterftügt mit dem Bemerken, daß, ba zu dem Gejchäft 
eines Kursmallers jehr eingehende Kenntniffe und große 
Geſchäftsgewandtheit gehörten und dieſe in der Regel nur 
von ſolchen Berjonen gewonnen werden könnten, die längere 
Zeit ein BVermittlungsgeichäft betrieben hätten, allerdings 
in ber Regel die Kursmaller aus dem Kreiſe ber Ber: 
mittler würden entnommen werben müffen, daß aber aud) 
andererjeits die Möglichkeit vorliege, ſolche Berjonen in dem 
Kreife der ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden zu finden. Bei 
der großen Bedeutung, die diefe Kursmakler hätten, würde 
auf ihre Auswahl ein beſonderer Werth gelegt werben 
müffen und würbe auch namentlich dafür zu forgen fein, 
daß nicht, was gegenwärtig zuweilen vorlomme, Tebiglich 
aus perjönlichen Gründen, z. B. um in Konkurs verfallenen 
Kaufleuten eine Eriftenz zu fidhern, die Beftellung als 
Kursmaller erfolge. — Nach diejer Erörterung wurde der 
geftellte Antrag angenommen. 

Dei der zweiten Lefung wurde jedoch, um außer 

meifel zu ftellen, daß die Stursmaller, folange fie dieje 

ätigkeit ausüben, die VBermittelung von Börſengeſchäften in 

ben betreffenden Waaren oder Werthpapieren betreiben müſſen, 
ben Eingang bes $ 30 wie folgt zu fallen beſchloſſen: 

„Zur Mitwirkung bei der amtlichen Feſtſetzung 

des Börfenpreifes von Waaren und Werthpapieren 

find Hilfsperfonen (Kursmaller) zu ernennen, Dies 

jelben müflen, folange fie die Thätigteit als Kurs— 

maller ausüben, die Wermittelung von Börjen- 

geichäften in ben betreffenden Waaren oder Werth- 

papieren betreiben. Sie werben“ u. ſ. w. 

Ein ferneres Bedenken der Kommiſſion richtete ſich 
gegen den Schlußſaß des Abſatzes 1, wonach die Kurs— 
mafler der Aufſicht des Börjenvorjtandes unterjtehen follten. 
Es wurde darauf hingewieſen, daß ſich auch in dem Börfen- 
vorjtande häufig Perjonen befänden, deren perjönliche Inter 
eſſen durch die Kursfeftitellungen der Kursmaller berührt 
würden. Diejen Perjonen gegenüber befänden ſich bie Kurs⸗ 
mafler in einer höchit ſchwierigen Lage, wenn fie Preife feit- 
ftellen follten, die den Interefien dieſer Mitglieder des Börjen- 
vorjtandes nicht entiprächen. Es fei deshalb nothwendig, 
bie Makler unabhängiger von den Börjenorganen zu ftellen, 
und fei baher die Bejeitigung der erwähnten Vorſchrift ges 
boten. Diejer Auffaflung trat die Kommilfion bei und 
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nahm den auf Streihung der Worte „welche ber Aufficht 
bes Börfenvorftandes unterftehen“ gerichteten Antrag an. 
R — war zu dieſem Paragraphen folgender Antrag 
geſtellt: 


„Die vereideten Makler eines jeden Börſen— 
plahes treten zu einer Kammer zuſammen, welche 
einen Vorfigenden und einen Kaffenwart wählen, 
und erfolgt die Bertheilung der Geſchäfte in ben 
einzelnen Gruppen dur die Kammer nad) Ge— 
nehmigung ber Börfenbehörben und bes Stants« 
kommiſſars. Die Kammer zieht für Rechnung ber 
Kammer die ihr zu übergebenden Eourtage-Redh- 
nungen ein. Nah Beftreitung ber Syndikats— 
unfoften und nad Abzug eines von ber Kammer 
zu beftimmenden Beitrages zur Bildung des als 
Garantie für die von einem Makler eingegangenen 
Verpflichtungen dienenden Synbilatsfonds wird 
ber Reit der Einnahmen aus den Courtage-Rech— 
nungen gleihmäßig unter bie Mitglieder vertheilt. 
Die Kursfeftitellung erfolgt unter Aufficht der in 
entiprechender Anzahl anzuftellenden Boͤrſenkom⸗ 
mifjare und des Staatsfommifjarius. In Streitige 
feitsfällen fteht dem Regierungskommiſſar die Ent- 
ſcheidung zu.” 

Zur Begründung diefes Antrags wurde angeführt, 
daß es zur Hebung des Standesbewußtjeins und der Ins 
tegrität der Makler wejentlich beitragen würde, wenn das 
Geſetz die Bereinigung der Maler in einer Maflerfammer 
vorſchreibe und beftimme, daß die Maklergebühren gemein: 
ſam vereinnahmt und gleihmäßig unter die Maller ver- 
theilt würben. Derartige Einrichtungen beftänden an ein- 
zelnen Börſen und Hätten fi außerorbentlid bewährt. 
Aud würde durch den Antrag namentlich ber Mißſtand 
bejeitigt, über ben jegt vielfach geklagt würde, daß Maler, 
welche ſich bei dem Börfenvorftande oder bei einzelnen ein— 
flußreihen Mitgliedern der Börfe mißliebig gemacht hätten, 
durch Bumeifung ſolcher Effekten, in denen fein erhebliches 
Geſchäft ftattfände, beſtraft würben. 

Auch von anderen Mitgliedern der Kommiffion wurde 
bem Grundgedanken biejes Antrags, ben Maflerftand mög- 
lichft zu heben und ihn von unberedhtigten Einflüffen ein- 
zelner Mitglieder bes Börfenvorjtandes ober einzelner 
Börſenmitglieder unabhängig zu ftellen, Sympathie ent: 
gegengebradjt, jedoch an einzelnen Beftimmungen dieſes 
Antrags Anſtoß genommen. Insbeſondere wurde bemäns 

elt, dak nad) dem Antrage die gleiche Bertheilung der 

urtage unter fämmtliche Makler vorgefchrieben werden 
follte, wodurch die tüdhtigen Makler in ihren Intereffen er 
heblich geihädigt werben würden. 

Daß den Maklern bei denjenigen Angelegenheiten, bie 
ihre Intereffen vorzugsmeife berührten, insbefondere bei ber 

tellung neuer Kursmaller und bei ber Verteilung ber 
Geſchaäfte unter die einzelnen Makler, eine geeignete Mit- 
wirkung gewährt würbe, fand im Allgemeinen die Zuſtim— 
mung ber Kommiljion. Dagegen war man der Anficht, 
baf die Berhältnifje an den einzelnen Börjen zu verſchieden 
lägen, um in bem Gejeg jelbft für alle Börjen bindende 
Vorſchriften zu erlaſſen. Man hielt e8 deshalb für räth— 
ih, die näheren Beftimmungen nicht bloß über bie Be— 
ftellung und Entlaffung der Kursmakler, fondern aud über 
die Organifation ihrer Vertretung ſowie über ihr Berhält- 
niß zu den Staatsfommiffaren und den Börjenorganen der 
QZandesregierung zu überweifen. 

Demgemäß wurde, nachdem ber vorerwähnte Antrag 
zurüdgezogen worden war, der Abſatz 2 bes $. 30 in fol 
gender daffung angenommen: 

„Eine tung ber Kursmakler (Makler: 
fammer) ift bei ber Bejtellung neuer Kursmaller 
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und bei Vertheilung der Geſchäfte unter die eins 
zelnen Makler gutachtlich zu hören. Die näheren 
Beitimmungen über die Beitellung und Entlayfung 
der Kursmaller und der Drganilafion ihrer Ber: 
tretung jowie über ihr Berhältniß zu den Staats- 
tommifjaren und ben Börjenorganen werben von 
ber Landesregierung erlafen.“ 

Hierbei wurde fejtgeftellt, daß, nachdem eine Vertretung 
der Kursmaller gejhaffen worden, diefe auch über die vor- 
handene Bertheilung der Gejchäfte unter die einzelnen 
Makler gutachtlich zu Hören jein würde. 

Ebenjo wurde fejtgeftellt, daß durch die von der Kom— 
miffion beichloffene Menderung des Abfahes 2 des 8. 30 
es keineswegs habe ausgejchlojlen werden jollen, daß bie 
Landesregierung vor Beltellung oder Entlafjung der Kurs— 
mafler die Börjenorgane hierüber gutachtlich höre oder ſich 
in Bezug auf bie Beitellung ber Kursmaller Borichläge 
von den Vörjenorganen machen ließe. Es folle —7 
nur ausgeſprochen werden, daß für die Beſtellung der 
Makler der Landesregierung die volle Verantwortlichkeit 
obliege und daß fie allein über die Entlafjung derſelben 
endgültig zu entiheiben habe. 

Ber dieſer Gelegenheit wurbe auch noch die Frage 
geftreift, ob es zwedmäßig ſei, die Makler auf Lebenszeit 
anzuſtellen. Es wurde Hierfür geltend gemadt, daß die 
Unabhängigfeit der Mafler, namenilidy auch den Börfen- 
organen gegenüber, durch Anftellung auf Lebenszeit wejent- 
lich gehoben und ihre Stellung geſicherter würde. Anderer: 
feit3 wurde dagegen das Bedenken geäußert, daß es dann 
ſchwierig und oft unmöglich fei, Makler, welche fich nicht 
gerade ehrengerichtlidy zu ahndende —— hätten zu 
Schulden kommen Iaffen, welde aber jonjt den an fie 
geftellten Aufgaben nicht gewachien feien, aus dem Amte 
zu entfernen. Ein Antrag wurde nicht weiter geitellt. 

Ein weiterer zu $. 30 geftellter Antrag, daß Bes 
ſchwerden der Mafler über die Vertheilung der Gejchäfte 
dur einen Ausihuß entjchieden werden jollten, weldyer 
unter dem Vorſitze des Staatskommiſſars aus der gleichen 
Anzahl von Maklern und von fonftigen Börjenmitgliedern 
zu bilden wäre, und daß die näheren VBeftimmungen über 
die fonftige Zufammenfegung und die Wahl dieſes Aus- 
ſchuſſes durch die Börſenorgane feitgefegt werden follten, 
mwurbe abgelehnt. 

Es wurde hierbei fetgeftellt, daß für die bei Inkraft— 
treten des Gejehes an ben einzelnen Börſen vorhandenen 
vereidigten Makler eine neue Beftellung und Verpflichtung 
als Kursmafler bewirkt werden müßte, es wurde aber all- 
jeitig als billig und angemeſſen erachtet, daß bei diejer 
Beftellung in erjter Reihe auf die vorhandenen Makler, 
foweit nicht bei einzelnen begründete Bedenlen obwalten, 
Rückſicht zu nehmen fein würde. 


$ 31. 

Bei $. 31 entipann ſich eine längere Debatte darüber, 
ob auch folden Geſchäften, weldhe ohne Vermittlung eines 
Kursmallers abgeichloffen jeien, ein Anſpruch auf Berüd- 
fihtigung bei ber Kursfeftitellung, ſowie ein Anſpruch auf 
Benugung der Börjeneimrichtungen eingeräumt werden 
follte, wenn fie fofort von einer der Parteien oder dem 
Vermittler auf fchriftlihem Wege zur Kenninii des Börjen- 
vorjtandes oder eines Kursmaklers gebradht wären. Die 
Berüdfihtigung folder Geſchäfte wurde von verjchiedenen 
Seiten bemängelt und bekämpft. Es liege auf der Hand, 
daß bei Geichäften, welche ohne Vermittlung von Kurs— 
maflern abgejchloffen feien, eine Kontrole darüber, ob dieſe 
Geſchäfte oder der Preis in der That von den Beibeiligten 


I 


richtig angegeben ſei, außerordenilich fehwierig fei. @e- | 


währe man diefen Gefchäften, wenn auch nur unter der im 
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lihen Anzeige einen unbebingten Anſpruch auf Be 
rüdfihtigung bei ber Kursnotiz, jo fei zu befürdhten, 
daß ſolche Geſchäfte mur dann zur Kennini der Kurs: 
mafler beziehungsweije der Börſenorgane gebracht werben 
würben, wenn bies dem Intereſſe der Betheiligten entipräche, 
während bas allgemeine Anterefie dringend erheifche, mög- 
lichſt alle Gefchäfte zur Kenntniß der ſtursmakler zu bringen, 
was am ficherften dadurch aeichehe, daß die Vermittelung 
durd die Kursmakler bewirkt werde, Nur dann, wenn 
das Geſchäft fich im Wejentlihen in den Händen der Kurs: 
maller fonzentrire, würden biefelben, ohne auf andere 
Informationsquellen angewiejen zu fein, feſtſtellen können, 
welche Preiſe ber wirklichen Gejchäftslage entipräden. Es 
fei zu erwarten, daß, wenn man die nicht von den Kurs— 
maflern vermittelten Geſchäfte allgemein von der Preis- 
notirung ausfchließe, die Kursmaller zum Abſchluß der Ge- 
ihäfte ın erheblih größerem Umfange als jegt von den 
Betheiligten in Aniprucdh genommen werben würben. Aus 
dieſem Grunde fei e8 geboten, die Beftimmung ber Vorlage, 
daß die nicht von den Kursmaklern abgeſchloſſenen Ges 
ſchäfte unter gewiljen Umftänden auch den Anfprud) der Be— 
rüdjichtigung bei der Breisnotirung haben jollten, zu bejeitigen. 

Von anderer Seite wurbe anerkannt, dab bas bis- 
herige Verfahren, wonad Jeder eine Berüffihtigung der 
von ihm abgeichlofjenen Geſchäfte bei der Preisfeititellung 
beanspruchen könne, wenn dieſe Geſchäfte auch nicht durch 
die Bermittelung der vereidigten Maler abgeſchloſſen jeien, 
zu Bedenken Anlaß gebe; insbejondere habe e8 den Nach— 
theil, daß folde von Privatvermittlern abgejchloffenen Ge: 
ihäfte nur dann zur Kenntniß der vereidigten Makler und 
ber Börjenorgane gebradjt würden, wenn die von den ver- 
eidigten Mallern beabfichtigte Kursnotiz nicht dem Intereſſe 
ber Privatvermittler beziehungsmweife der an biefen Ge— 
ihäften betheiligten Perſonen entſpräche, während in allen 
Fällen, in denen Die vereidigten Makler diefen Perſonen 
günftigere Kurfe zur Notirung bringen wollten, die durch 
Privatvermittler abgeſchloſſenen Geſchäfte der Kenntniß der 
Kursmaller vorenthalten blieben. Diejer Mißſtand werde 
aber bereits durch die Vorlage, wenn auch nicht ganz be— 
feitigt, jo doch jedenfalls mwejentlih vermindert, indem die— 
felbe vorfchreibe, daß nur diejenigen nicht von Kursmaklern 
vermittelten Geſchäfte einen Anfprud auf Berückſichtigung 
bei der Notirung hätten, welche vorher auf ſchriftlichem 
Wege zur Anzeige gebracht jeien. Durch eine derartige 
Vorſchrift würden diejenigen, melde ihre nicht durch bie 
Kursmakler vermittelten Gefchäfte bei der Kursnotirung 
berüdfichtigen laſſen wollten, genöthigt werden, dieſelben 
vor Feſtſtellung der Kurje zur Kenntniß der Kursmakler 
zu bringen. 

Sowohl ber geftellte Antrag auf vollftändige Streichung 
der Beftimmung über die Berüdfichtigung der nicht von den 
Kursmallern abgeichloffenen Geſchäfte, als auch der Antrag,daf 
nur diejenigen Geſchäfte follten berüdfichtigt werben Dürfen, 
welche unmittelbar nad) ihrem Abſchluß ſchriftlich zur Kenniniß 
ber Kursmaller gebradht jeien, wurde von den Bertretern 
ber verbünbeten Regierungen befämpft. Bon ihnen wurbe 
ausgeführt, daß, wenn nad 8. 29 Abſatz 3 als Börfen- 
preis derjenige feitzufegen wäre, welder der wirklichen 
Geichäftslage an der Börſe felbft entfpräcde, den Malern 
das Recht und die Pflicht nicht genommen werden dürfte, 
auch ſolche von ihnen nicht vermittelten Gejchäfte bei der 
Kursnotirung zu berüdfichtigen, aus denen fi) die Ges 
ihäftslage ergäbe. Andernfalls würben die Kursmakler 
in die Lage kommen, auf Grund der von ihnen allein 


ı vermittelten Gejchäfte Börfenpreife notiren zu müſſen, von 


denen fie felbft überzeugt jeien, daß fie der wirkliden Ges 


' jchäftslage nicht entiprechen. Wenn man vollends noch, 
Gejeg angegebenen Borausfegung der fofortigen fchrift- | 


wie angeregt, den nicht burdy Vermittlung des Kursmaflers 


abgeſchloſſenen Geſchäften die Benugung der Börfeneinrich- 
tungen vermweigere, fo verſuche man, ein Vermittlungs— 
monopol vereideter Makler zu ſchaffen und gehe wejentlich 
weiter, ald das Handelsgeſetzbuch, deſſen begrengtere Vor— 
ſchriften ſich bereits als undurchführbar erwieſen hätten. 
Der Verſuch werde, wie an der Hand ber thatſächlichen 
Gejtaltung der Berhältniffe beifpielsweife an der Berliner 
und ber Hamburger Börje unſchwer nachgewiefen werben 
könne, nicht gelingen; verfolge man ihn mit Nahdrud, 
fo werbe hödfteng die Wirkung fi ergeben, daß das 
Geſchäft der jegigen unvereideten Maler fid) in Die Formen 
des Kommiffions- oder Propregefchäfts leide. Jedenfalls 
aber führe die angeregte Vorſchrift mit Notwendigkeit 
dazu, den Kreis der Kursmaller über dasjenige Bedürfniß 
—* welches für eine zuverläſſige Abwicklung der Kurs— 
eititellungsgeihäfte maßgebend ſei, weſentlich zu erweitern, 
und damit trete die wichtige amtliche Funktion, weldhe ber 
Entwurf den Kursmallern zuweifen will und weldje vom 
Standpunkt bes öffentlihen Intereſſes allein den Ausſchlag 
eben müfle, unabmweislid in den Hintergrund. Auch die 

quetelommifjion habe dies erkannt und jei ihrer großen 
Mehrheit nad von ben einjchneidenden Anträgen, melde 
anfangs in ähnlicher Richtung wie die vorliegenden geftellt 
worden waren, nad ſachlicher Durchdringung der Frage 
zurüdgelommen. 

Die Kommiffion ſchloß fich, foweit es ſich um Die Ver: 
fagung bes Anſpruches auf die Berüdfichtigung bei der 
Kursnotirung handelte, diefem Bedenken der Vertreter der 
verbündeten Regierungen nidyt an, lehnte den Antrag, dem 
$. 31 folgende Faſſung zu geben: 

„Ein ohne die Vermittlung eines Kursmaklers 
abgeichlofienes Geihäft in Waaren oder Werth— 
papieren, bei denen eine amtliche Feſtſtellung bes 
Börfenpreifes erfolgt, darf bei der Preisfeftitellung 
nur dann berüdfichtigt werben, wenn es unmittel- 
bar nad) dem Abſchluß von einer der Parteien 
oder dem Vermittler auf fchriftlihem Wege zur 
Kenntniß des Börjenvorjtandes oder eines Kurs— 

n maklers gebradt iſt.“ 
ab. 

Dagegen wurde der Antrag, den ohne Vermittelung 
eines Kursmaklers abgeſchloſſenen Geſchäften einen An— 
ſpruch auf Berückſichtigung bei der Kursnotirung zu 
nehmen, angenommen und demgemäß auch der $. 31 in 
nachfolgender Form: 

„Beihäfte in Waaren oder Werthpapieren, für 
welche Anſpruch auf Berüdfichtigung bei der amt- 
lichen Feſtſtellung des Börfenpreifes erhoben wird, 
müflen durch Bermittelung eines Kursmallers ab» 
geichloffen werden.“ 

Aus der Annahme diefes Antrages folgt, was auch 
noch in ber zweiten Leſung ausdrüdlid als die Anficht 
der Kommiffion feitgeftellt wurde, daß dem nicht durch Vers 
mittelung eines Kursmallers abgeſchloſſenen Geſchäften die 
Benutzung der Börieneinrihtungen (Schiedsgerichte, Sach— 
verftändigenfommiffionen u. j. mw.) gejtattet ift und daß zwar 
ein Anjpruc für diefe Geihäfte auf Berückſichtigung bei 
ber Feſtſtellung des Börfenpreijes nicht bejteht, dab aber 
die Kursmaller und die Börfenorgane diefe Geſchäfte bei 
der Feſtſtellung bes Börjenpreifes berüdfichtigen dürfen 
und berüdjichtigen müflen, wenn die von den Kursmaklern 
abgeichlofienen Geſchäfte ein richtiges Urtheil über die Lage 
des Marktes nicht gejtatten. 

Um dieſe Auffaffung noch deutlicher zum Ausdrud zu 
bringen, beſchloß die Kommiffion in der zweiten Leſung, 
dem $. 31 folgende Faſſung zu geben: 

„Bei Geſchäften in Waaren oder Werthpapieren 
kann ein Anſpruch auf Berüdfichtigung bei der ami« 


Reichdtag. Altenſtück Nr. 246. (Bericht der neunten Rommilfton.) 
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lichen Feſtſtellung bes Boͤrſenpreiſes nur erhoben 
werben, wenn fie durch Vermittelung eines Kurs 
mallers abgeichloflen find. Die Berechtigung bes 
Börſenvorſtandes, auch andere Gejchäfte zu bes 
rückſichtigen, bleibt hierdurch unberührt.“ 

$. 32. 

Zum $. 32 wurde von einer Seite beantragt, dem 
1. Abſatz folgende Faſſung zu geben: 

„Kursmaller dürfen in den Geichäften ober 
Werthpapieren, für welche fie bei ber amtlichen 
Teititellung bes Börfenpreifes mitwirken, weder 
jelbft, noch in eigenem en. nod für eigene 
Rechnung durch Stellvertreter irgendwelder Art 
Handelsgeſchäfte abichlieen oder eine Bürgſchaft 
für die von ihnen vermittelten Geſchäfte übers 
nehmen. Geichäfte, melde dieſer Vorſchrift ents 
gegen abgeſchloſſen find, find nichtig.” 

Zur Begründung diefes Antrages wurde ausgeführt, 
daf nur dann auf eine zuverläffige und richtige Feſtſtellung 
der Preife und Kurfe würde gerechnet werben können, wenn 
diejenigen Perfonen, denen dieſe Feſtſtellung in erfter Reihe 
obliegt, ohne jedes Intereſſe bei derjelben jeien. Aus 
diefem Grunde müfle den Kursmaklern unbebingt ber Ab— 
ſchluß von Geichäften für eigene Rechnung auch durch 
Stellvertreter unterfagt werden. Allerdings würden hier 
dur die Einkünfte der Kursmaller beeinträchtigt werben. 
Es ſei aber die Erwartung berechtigt, daß, wenn, wie bie 
Kommiffion in $. 31 beichloffen, nur denjenigen Gejchäften 
ber Anſpruch auf VBerüdfihtigung bei der amtlichen Feſt— 
ftellung bes Börſenpreiſes gewährt würde, welde durch 
BVermittelung eines Kursmaklers abgeichloffen ſeien, bie 
Kursmaller in erheblich höherem Umfange, als es jept 
ber Fall, zur Vermittelung der Geichäfte in Anſpruch ges 
nommen werben würden. Um zu verhindern, daß bie 
Kursmaller, fei e8 Verwandte, ſei es fonftige Berjonen 
mit dem Abſchluß von Geſchäften für ihre Rechnung bes 
trauten, fei e8 nothwendig, auch ſolche Gejchäfte zu unter: 
fagen und biejelben für rechtsungültig zu erklären. 

Bon anderer Seite wurde diejem Antrage widerſprochen. 
Würden die Geſchäfte, welche durch Stellvertreter für Rech— 
nung von Kursmaklern abgeſchloſſen feien, für nichtig ers 
Härt, fo ſei überhaupt feine * mehr für die Rechts⸗ 
gilligkeit der an der Börſe abgeſchloſſenen Geſchäfte vor— 
— da Niemand wiſſen könne, ob bie von einer 

eſtimmien Perſon abgeſchloſſenen Geſchäfte nicht Hinterher 
als für Rechnung eines Kursmaklers abgeſchloſſen nachge— 
wieſen und angefochten werben könnten, Damit würde jede 
Vorausfegung eines geficherten Börfenverfehrs befeitigt und 
berfelbe in feinen Grundlagen erjchütter. Aber auch das 
unbedingte Verbot für die Kursmakler, Geſchäfte für eigene 
Rechnung abzufchließen, ließe ſich den praktiſchen Bedürf— 
niſſen des Verkehrs gegenüber nicht tfertigen und aufs 
recht erhalten. Bei dem Beitgeihäft in Effekten, bei dem 
jtets beitimmte Einheiten, aljo 3. B. von 15 000 M nominal 
gehandelt würden, müßten bei einem ſolchen ®erbot viele 
Geſchäfte umerledigt bleiben. Lägen 3. B. 100 Aufträge 
zum Ankauf von je 15000 Stüd Aftien, dagegen nur 
99 Aufträge zum Verkauf von ſolchen vor, fo würden biefe 
zahlreihen Geſchäfte gar nicht zu Stande kommen, wenn 
der Kursmaller nicht das Recht hätte, die Lieferung ber 
fehlenden 15000 A. felbit zu übernehmen, weil es an 
einem einwandfreien Maßjtab für die Vertheilung der in 
geringerer Anzahl vorliegenden Berfaufsaufträge auf bie 
in größerer Anzahl vorhandenen Käufer fehle und bie Zu— 
theilung geringerer Beträge ala 15000 .#. bei ben Zeit: 
aeihäften nicht angängig fe. Das im Handelsgejehbud) 
für die vereidigten Makler enthaltene Verbot des Abichluffes 
der Gejchäfte für eigene Rechnung beftehe aud) gegenwärtig 
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noch in Preußen und anderen Gebieten, hätte jedoch ben 
praftifchen Bebürfniffen des Verkehrs gegenüber nicht mehr 
aufrechterhalten werben können. Die Regierungsvorlage 
treffe demgemäß das Richtige, indem fie fih nidt ein im 
der That umerreihbares Ziel ftedte, jondern fi darauf 
beichräntte, bas zu beitimmen, was auch praktiich ausführs 
bar jei, nämlich den Kursmaklern nur infomweit ben Abſchluß 
von Geſchäften für eigene Rechnung zu geftatten, als Dies 
zur Ausführung der ihnen ertheilten Aufträge nöthig fei. 
Diefe Regelung entſpräche auch dem Vorſchlage ber Börfen- 
enquetelommiffton, weldye, wie ſich aus deren Verhandlungen 
ergäbe, noch gewifle Kautelen vorgeſchlagen habe, um eine 
Kontrole darüber auszuüben, daß bie Hursmakler in ber 
That bei Abſchluß von Geichäften für eigene Rechnung 
dieſe —* gezogene Grenze nicht überſchritten. Die Enquete— 
fommilfion hätte zur Erreichung diejes Zweds die öffent 
lihe Bekanntmachung derjenigen Kaufss und Berkaufsauf: 
träge feitens der Kursmaller in Ausficht genommen, für 
welche es benjelben an Gegentontrahenten an ber Börfe 
gefehlt, die fie aljo zur Aus Führung der ihnen eriheilten 
Aufträge zu übernehmen genöthigt geweſen wären. Auf 
dieje Weife würde nochmals dem Publikum Gelegenheit ge= 
boten, bie vorliegenden Dfferten anzunehmen, und, wenn 
dieſes nicht geihehen, zu feiner Kenniniß gebradht, in 
welchem Umfange und zu welchen Preifen der Makler der- 
artige Gefchäfte für eigene Rechnung gemadjt habe. Dies 
fei wichtig, um bie Thätigfeit der Makler bei ber Kurs— 
notirung buch die beihetligten Kreife einer fachgemäßen 
Kontrole unterziehen zu können. 

Die Kommiffion ſchloß fih diefen Ausführungen an 
und lehnte den ein unbedingtes Verbot für die Kursmaller 
enthaltenden Antrag ab; fie hielt e8 jedoch für zwedmäßig, 
durch das Geſetz jelbft den Kursmallern die Verpflichtung 
aufzuerlegen, bie Geſchäfte, welche fie für eigene Rechnung 
zu übernehmen genöthigt feien, zur Kenntniß der Börfen- 
befucher zu bringen, und beſchloß bemgemäß, dem Abjag 1 
ber Regierungsvorlage folgenden Zuſatz zu geben: 

„Die Landesregierungen orbnen an, in welcher 

rm bie Kursmaller diejenigen Geſchäfte, welche 
te für eigene Rechnung zu übernehmen genöthigt 
er zur Kenntniß der Börfenbefucher zu bringen 
aben.“ 


Bei der zweiten Leſung wurde beantragt, dieſe Be— 
ſtimmung zu reichen und an Stelle berjelben folgende 
aufzunehmen: 
„Die Landesregierung bejtimmt, in welcher Weije 
die Beobachtung diefer Vorſchrift zu überwachen ift.“ 
ur Begründung diefes Antrages mwurbe barauf hin- 
gewieſen, daß es bebenklich fei, die Verpflichtung ber Maler, 
die von ihnen zu übernehmenden Geſchäfte zur Kenntniß 
ber Börfenbefuder zu bringen, unbedingt in bem Gefeße 
felbft vorzuſchreiben, ba nicht überjehen werden könne, ob 
eine ſolche Vorſchrift an allen Börjen praltiſch durchführbar 
fei. ebenfalls könne eine wirkſame Kontrole der Maler 
in Bezug auf die von ihnen übernommenen Geſchäfte aud) 
durch Einficht ee Maklerbücher geübt werben und vers 
diene deshalb geftellte Antrag den Vorzug, der bie 
Art ber Kontrole der Landesregierung überlaſſe. Dieſe 
Negelung entiprädhe auch den Beſchlüſſen der Börſenenquete— 
kommiffion, welde ebenfalls befürwortet habe, die Vor— 
fchriften zur Sicherung der Befolgung ber Beltimmung, 
daß ben Mallern Geſchäfte für eigene Rechnung nur injo= 
weit gejtattet jeien, als diejes zur Ausführung der ihnen 
erteilten Aufträge nöthig jei, durch die Börſenordnungen 
zu erlaffen. 
Die Kommiffion trat diefer Auffaffung bei und nahm 
ben gejtellten Antrag an. 
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Zum Abſatz 2 wurde zunächſt beantragt, Hinter bie 
Worte: 


„sie dürfen auch nicht zu einem Kaufmann in 
bem Berhältniffe eines“ 
einzufchalten: 
„Kommanbitiften ober ftillen Geſellſchafters“. 

Um die volle Unabhängigkeit ber Kursmaller, auf 
welche im Intereffe einer richtigen Preisnotirung unbebingt 
Werih zu legen fei, in jeder Beziehung ſicher zu ftellen, fei 
es geboten, bie vorgefhlagene Beftimmung in das Gejek 
aufzunehmen. Andernfalls würden die Kursmafler unter 
Umftänden aud an folden Werthpapieren ein erhebliches 
finanzielles Intereſſe haben Lönnen, deren Sursnotirung zu 
bewirken zu ihren amtliden Funktionen gehöre. 

Bon anderer Seite wurde biefer Antrag als zu weit 
ehenb befämpft und ausgeführt, daß in vielen Fällen kein 
rund vorliege, einem Kursmafler die Betheiligung an 

einem gewerblichen Unternehmen als Kommanbitift ober 
ftiller Gejellihafter zu unterjagen, ba fie durch eine ſolche 
a feinesmwegs ftet3 in eine finanzielle oder wirth⸗ 
ſchaftliche Abhängigkeit von anderen Perſonen geriethen. 
Außerdem könne e8 bei Erbidaften oder Verheirathungen 
gerabezu geboten fein, daß ein Kursmafler Kommanbitift 
oder ftiller Gejellichafter bei einem Kaufmann würbe, und 
müfle deshalb der vorgejhlagenen Berbotsbeftimmung 
widerfprochen werben. 

Die Komiffion ſchloß fi diefen Erwägungen an und 
lehnte die Aufnahme einer ſolchen Verbotsbeftimmung in 
das Geſetz ab. 

In der zweiten Lefung wurde barauf bingemiejen, 
dab das unbedingte Verbot der Betheiligung der Makler 
bei gewerblichen Unternehmungen als Kommanbditift oder 
ftiller Gefellichafter aus den angeführten Gründen mit Redht 
abgelehnt fei, daß aber doch eine foldye Betheiligung in 
vielen Fällen außerordentlich bedenklih fein und bas 
Strohmaͤnnerthum geradezu begünftigen und Iegalifiren 
würde. Geftatte man dem Kursmatler in Wertbpapieren 
eine ſolche Betheiligung bei einem Bankgeſchäft ober dem 
Kursmaller in Waaren bei einem Getreidelommiffions- 
geihäft oder einem Mühlenunternehmen, fo erlange er bei 
den Preisfeftitellungen ein mehr oder minder erhebliches 
Sntereffe und verliere die Objektivität und Unpartei— 
lichkeit, ohne welde eine richtige Preisnotirung ſich gar 
nicht erreichen laſſe. Die gleihen Gründe, bie baflır 
ſprächen, dem Kursmaller ben Betrieb eines Handels- 
gewerbes ohne Genehmigung der Landesregierung nicht zu 
geftatten, lägen auch bei der Betheiligung beijelben an einem 
gewerblidhen Unternehmen als Kommanbitift ober jtiller 
Gejellfhafter vor, zumal die Betheiligung eine fo große 
fein könne, daß ber finanzielle Vortheil des Unternehmens 
dem Kursmakler faft ganz zufalle und er ſich aud eine 
ausfchlaggebende Einwirkung auf dafjelbe fichern könne. 
Könne im geeigneten Falle die Landesregierung eine der— 
artige Betheiligung geftatten, fo fielen die gegen das un— 
bedingte Berbot erhobenen Bedenken fort. Demgemäß 
mwurbe der Antrag geftellt, in Abſatz 2 der Vorlage Hinter 
„betreiben“ Hinzugufügen: 

„auch nicht an einem folden als Kommanbitifi 
oder ftiller Geſellſchaft betheiligt jein; ebenſowenig 
dürfen fie u. ſ. w.“ 

Dieſer Antrag wurde angenommen. 

Endlich wurde in ber zweiten Leſung ber Antrag ge 
ftellt, den legten Saß des Abſatzes 2 der Vorlage zu ftreichen. 

— Begründung dieſes Antrages wurde darauf hin— 
gewieſen, daß diefe aus dem Handelsgefegbud; übernommene 
Beftimmung der freieren Stellung der Kursmaller nicht 
entipräche und an größeren Börfen praftifh überhaupt gar 
nit durchführbar ſei. Ein Mafler mit ausgebehntem 
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Geſchäfte beſchäftige eine große Anzahl von Gehülfen, die 
thatſächlich als Unterhändler thätig wären und als ſolche 
zur Vermittlung von Geſchäften benutzt würden. Auch ſei 
es unmöglich, ſich bei der Entgegennahme von Aufträgen 
in allen Fällen auf den mündlichen Verkehr zu beſchränken. 
Die Frage, ob der Makler auch von Abweſenden all— 
emein Aufträge entgegen zu nehmen berechtigt fein folle, 
Pole bier nicht weiter erörtert und könne durch die Börjen- 
ordnungen entichieden werden. Bon anderer Seite wurde 
die Streihung gerade von dem Geſichtspunkt aus befür- 
wortet, daß bann die Kursmakler berechtigt feien, auch von 
ben Provinzialbantiers Aufträge auszuführen. Von ben Ber: 
tretern der verbündeten Regierungen wurde gerade von dem 
legteren Geſichtspunkt aus die Ablehnung des Antrags auf 
Streichung ber betreffenden Beftimmung dringend befürwortet, 

Die Kommilfion nahm den Antrag auf Streichung 
des legten Satzes bes $. 32 an. 

Die Kommiffion hielt e8 für zwedmäßig, dem $. 32 
no die Beftimmung BHinzuzufügen, daß vorſätzliche Zus 
widerhandlungen ber Kursmafler gegen bie in bemjelben 
enthaltenen Verbotsbeftimmungen als unehrenhafte Hand» 
lungen im Sinne des $. 10 des Gejeges zu ahnden feien. 

Bwar wurde hiergegen das Bedenken geäußert, ba, 
wenn in einzelnen Fällen ausdrüdlich gewiſſe Handlungen 
als ehrengerihtlih zu ahndende im Geſetz bezeichnet 
würden, der Zweifel entftänbe, ob andere Handlungen, bei 
denen ein folder ausbrüdlicher Hinweis fehle, nicht nad) 
ber Abficht des Geſetzgebers ftraffrei bleiben follten. Die 
Kommiffion ſchloß ſich jedoch dieſem Bedenken nicht an, 
fondern hielt diefe Beftimmung für gerechtfertigt, um da— 
durch gewiljermaßen das Gewiſſen der Makler zu jchärfen. 

In der zweiten Lejung wurde bie Streichung biefer 
Beitimmung beantragt und damit begründet, daß einerjeits 
das ehrengerichtliche Verfahren ein zu weitläufiger Apparat 
fei, um verhältnigmäßig geringe BVerfehlungen der Makler 
zu ahnden, und dab folde Ahndung viel ſchneller und 
wirffamer auf disziplinarem Wege bewirft werden fönne, 
daß aber auch andererjeits ſolche Berfehlungen nicht in 
allen len als unehrenhafte Handlungen aufzufaflen 
feien. Es fönnten im Einzelnen wohl Zweifel darüber 
entftehen, ob in ber That die vom Maller für eigene Rech— 
nung gemachten Geſchäfte zur Ausführung der ihm eriheil- 
ten Aufträge nothmwendig gemwejen feien, und könnte alfo 
ber Makler jehr wohl ſolche Geſchäfte in gutem Glauben 

emacht haben. Es wäre im hödhften Grade unbillig und aud) 

4 nicht gerechtfertigt, in ſolchen Fällen eine ehren— 
gerichtliche Verfolgung eintreten zu laſſen, durch welche das 
Vertrauen des Publikums zu dem Maller — vielleicht ohne 
jeden Grund — erichüttert würde. Der Antrag auf 
Streihung wurde angenommen. 


$$. 33 und 34 
wurden von feiner Seite beanjtandet und ohne Debatte 
angenommen. 


$. 35. 

Beim $. 35 wurben zunädhft, da der 8. 29 durch bie 
Beichlüffe der Kommiffion einen neuen Zujag erhalten, in 
ber erften Zeile der Nr. 1 hinter den Worten „im $. 29 
Abſatz 1” die Worte „und 2” Hinzugefügt. 

Bei der Ziffer 2 des $. 35 wurde von einem Mit 
gliede darauf hingewiejen, daß, wenn man aud im Inter 
eſſe der hanſeatiſchen Börfen davon abgejehen Habe, für 
alle Waaren bie amtliche Feſtſtellung bes Börſenpreiſes als 
Vorausjegung des Rechts bes Kommilfionärs, in bie ihm 
aufgetragenen Geihäfte als Selbſikontrahent einzutreten, 
vorzufchreiben, doch entfcheidender Wert darauf gelegt 
werden müßte, daß für diejenigen landwirthſchaftlichen Er- 
eugniffe, deren Breisfeftftellungen an den Börjen für die 
Greiögeflaltung der betreffenden Erzeugniffe außerhalb der 

Altenftüde zu den Berhandlungen bes Neidistages 1895/96. 


Börſe von Einfluß ſeien, die amtliche Feſtſtellung des 
Börſenpreiſes vorgefchrieben werben würde. Nur unter 
der Borausfegung, dab in biefer Beziehung von Seiten 
ber Bertreter ber verbündeten Regierungen befriedigende 
Erklärungen abgegeben werden, würde von einer Bean— 
ftandung ber Biffer 2 Abjtand genommen werben können. 

Seitens ber Vertreter der verbündeten Regierungen 
wurde barauf erwibert, daß jelbftverftändlich es fich zur 
Zeit nicht überjehen ließe, in weldhem Umfange der Bundes» 
rath von der ihm in $. 35 Ziffer 2 eingeräumten Befugs 
niß Gebrauch machen würde; es könne jedoch ohne Weiteres 
erllärt werden, dab, wenn das Geſetz eine ſolche Befugniß 
für den Bundesrath vorjehe, für die lanbwirthichaftlichen 
Erzeugniffe die amtliche Freftftelung des Börienpreiies 
wenigitens an benjenigen Börjen, beren Breisfeftftellungen 
für die Normirung der Preiſe in großen Wirthicdhafts- 
gebieten auch außerhalb derjelben maßgebend jeien, in erfter 
Reihe in Trage komme. 

Zu Ziffer 3 des $. 35 wurde darauf Hingemiefen, 
daß es ſich Hierbei weniger um ein dem WBunbesrath ein- 
zuräumendes Recht, als um eine ihm obliegende Pflicht 
handle. Wie in der Börfenenquete-Kommiffion zutreffend 
ausgeführt, könnten derartige Verſchiedenheiten, wie fie jet 
an ben einzelnen Börfen in Bezug auf die Berechnung der 
ausländiſchen Geldſorten und der Zinſen u. ſ. w. beftänden, 
nicht ferner aufrecht erhalten bleiben, weil diefe Verſchieden— 
beiten zu einer Täufhung des Publikums führten. Diefe 
Berjchiedenheiten würden unbedingt durd einen Beſchluß 
bes Bunbesraths für das ganze Reichsgebiet bejeitigt 
werben müſſen. Gegen biefe Aufraffung wurde von feiner 
Seite Widerſpruch erhoben. 

Um ben Bunbesrath in die Lage zu verjegen, über 
die von ben Lanbesregierungen in Gemäßheit bes letzten 
Abſatzes bes $. 35 erlaffenen Beitimmungen bauernd auf 
bem Laufenden zu bleiben, wurbe von ber Kommiffion be— 
ſchloſſen, dieſem Abſatz die Worte Hinzuzufügen: „Diele 
Anordnungen find dem Reichskanzler zur Kenntnißnahme 
mitzutheilen.* 


111. Zulaffung von Werthpapieren zum Börfen: 
haudel. 


$. 36. 

Zu einer eingehenden Erörterung gaben die Beſtim— 
mungen über bie Zulaffung von Werthpapieren zum Börjen- 
handel Beranlaffung. Won verfchiedenen Seiten wurde 
auf die großen Berlufte Hingewiejfen, welde das deutſche 
Kapital durch die Einführung unfolider ausländifcher 
Werthpapiere in ben legten Dezennien erlitten hätte. Gegen 
ſolche Berlufte einen größeren Schuß für bie Zukunft zu 
Ihaffen, ſei um jo dringender nothwendig, als erfahrungs- 
gemäß es vorzugsweife die Heineren Kapitaliften feien, welche, 
angelodt durch das Verſprechen hoher Zinſen, fich zur Ver: 
ie ihrer foliden inlänbijchen Werthpapiere und zum 
Anlauf weniger ſicherer ausländifcher hätten bejtimmen laſſen. 

Von den Vertretern der verbündeten Regierungen, jo: 
wie auch von Mitgliedern der Kommiſſion wurde hiergegen 
ausgeführt, daß zwar in der That Verlufte durch die Ein- 
führung ausländiſcher Werthpapiere an den deutichen Börſen 
für das beutiche Kapital bedauerliher Weile entſtanden 
wären, daß aber aud) demgegenüber die erheblichen Kapital: 
gewinne in Rechnung geftellt werben mühten, welche 
Deutjchland bei ausländiihen Anleihen erfahren u In 
biefer Beziehung kämen namentlich die Anleihen der nord» 
——— Union in Betracht, bei denen in erſter Reihe 
Deutſchland ganz erhebliche Kapitalgewinne gehabt habe. 
Außerdem wäre bei einzelnen ausländiſchen Werthpapieren 
der Verluſt an Kapital nicht durch ein Verſchülden ber 
deutfchen Emiffionäffrmen, jondern durch eine vertrags- 
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brüchige rg ber ausländiſchen Schulbner eingetreten, 
die nicht hätte vorausgefehen werben können und für welche 
eine Verantwortung von feiner inländiſchen Stelle getragen 
werben fönnte. Deutjchland mache nah) Schätzung zuver- 
läffiger Sachverftändigen jährlih Erjparniffe von gegen 
taufend Millionen Markt und fei nur für etwa die Hälfte 
diejer Erjparniffe die Gelegenheit zur Anlage in inländifchen 
Staatd-, Gemeinde- und jonftigen ficheren Werthpapieren 
gegeben. Das deutfhe Kapital müfle demgemäß zu einem 
beträdhtlihen Theil Anlage im Auslande ſuchen. Es fei 
dies auh an ſich für die Hebung des Wohljtandes und 
namentlich für die Sicherung unferer Währung von großem 
Werth, indem durch die Einführung ausländiicher Anleihen 
dauernd große Mengen an Gold ins Inland kämen. 

Diefen Ausführungen gegenüber wurde von anderer 
Seite darauf Hingewiejen, daß, wenn es ſich um unbedingt 
fihere ausländiſche Anleihen handle, deren Berzinfung ın 
Gold dauernd ficher geitellt jei, die Einführung ausläns 
bifcher Anleihen an den deutjchen Börjen gewiß von mwejent- 
lihem Bortheil fei, voraudgefegt, da dafür nicht ent— 
fprechende Mengen inländifcher Anleihen ins Ausland ges 
trieben würden. Letzteres jei in ben legten Jahren bei 
ben preußifchen und beutfchen Anleihen der Fall geweſen, 
wodurch Deutichland genöthigt fei, einen Theil der Zinſen 
für Diefe Anleihen an das Ausland abzuführen. Außerdem 
dürfe nicht überjehen werben, dab die Aufnahme aus 
ländifcher Anleihen im Inlande meiſtens mit einer er: 
heblichen Goldausfuhr verbunden fei, ber gegenüber bie 
durch die Zinſen bewirkte Goldeinfuhr, namentlih wenn 
dieje Zinfen in vertragswidriger Weije gekürzt würden, 
fein angemeflenes Aequivalent biete. Was die eingetretene 
Kursfteigerung vieler ausländiſchen Werthpapiere anbelangt, 
jo bürfte dabei die erhebliche Verminderung des allgemeinen 
Binsfußes, weldhe in dem legten 25 Jahren eingetreten jei 
und weldhe naturgemäß eine ganz beträchtliche Steigerung 
aller fejtverzinslichen Werthe im Gefolge gehabt habe, nicht 
unberüdfichtigt bleiben. So jei 3. B. im Jahre 1870 die 
Bprozentige Kriegsanleihe des Norbbeutihen Bundes zu 
etwa 88p&t. emittirt worden, während heute eine bpro— 
zentige inländiihe Staatsanleihe, wenn deren Sons 
vertirung ausgejchlofien fei, einen Kursſtand von mindejtens 
150p6&t. haben würde. 

Aus diefen allgemeinen Erörterungen ging hervor, 
dab die Kommiffion der Anficht war, es jei die Einführung 
ausländiiher Werthpapiere an den deutſchen Börjen 
unter ber Vorausſetzung jehr erwünſcht, daß diefe Werth: 
papiere unbedingt Jicher und aud in Zeiten von Krifen, 
insbejondere bei Kriegen, realifirbar feien, daß es dagegen 
in hohem Maße erwünjcht jei, namentlih für das Heine 
Kapital, einen größeren Schuß gegen die Einführung un- 
fiherer ausländischer und inländiſcher Werthpapiere an 
den Börjen zu fchaffen. Um diefes Ziel zu erreichen, hielt 
die Kommiffion in Webereinftimmung mit der Negierungss 
vorlage eine andermeite Geftaltung derjenigen Börjenftellen, 
welche über die Zulafjung von Werthpapieren zum Börjen- 
handel zu enticheiden haben, für geboten. Auch die Kom- 
7 hielt es für richtig, daß dieſe Stelle (Zulaffungs- 
ftelle) nicht ausichließlih aus gewerbsmäfig am Börfen- 

andel mit Werthpapieren bireft oder indirekt betheiligten 
erjonen beftehen dürfte. Gegenüber der Vorlage, welche 
vorjchreibt, daß mindejtens der dritte Theil der Mit- 
glieder der Zulaſſungsſtelle aus Perſonen beftehen muß, 
welche fi nicht gemwerbsmäßig am Börjenhandel mit 
Werthpapieren betheiligen, hielt die Kommiſſion die 
Erweiterung der außerhalb des Börjenhandels jtehenden 


Mitglieder auf die Hälfte für geboten, Außerdem war 


die Kommilfion der Anfiht, dab lediglich der Aus— 
ſchluß ſolcher Perfonen, welche ſich nicht gewerbsmäßig am 


Börjenhandel mit Werthpapieren beiheiligen, für eine anges 
mefjene Sicherung ber Intereſſen der Käufer folder Werth: 
papiere nicht gemüge. Würde man nicht genöthigt fein, 
auf die Verhältniffe in Hamburg und Bremen Rüdjicht zu 
ja an jo würde es fi) empfohlen haben, allgemein vor- 
ufchreiben, daß bie Hälfte der Mitglieder der Zulafjungs- 
Helle aus Perſonen beftehen müßte, welche nicht Mitglieder 
ber Börje des betreffenden Orts fein dürften. Da aber in 
ben Hanfeftäbten Jedermann zum Beſuch der Börje zuge— 
laffen ſei, jo würde eine derartige Bejtimmung für Die 
Börfen der Hanfejtädte bedenflich fein, dagegen würde für 
diejenigen Staaten, in denen keineswegs alle Kaufleute oder 
auch nur ber größere Theil derjelben Mitglied der Börje 
fei, auf Grund des 8.40 vorgejdhrieben werden können, 
daß bie eine Hälfte der Mitglieder der Zulaſſungsſtelle 
nicht aus Mitgliedern der Börfe bejtehen dürfte. Im Uebrigen 
empfehle e8 ſich, vorzujchreiben, daß die eine Hälfte der Mit- 
glieder der Zulaſſungsſtelle aus Perjonen bejtehen müſſe, 
melde nicht ins WBörfenregifter eingetragen find. Da 
zweifellos alle gewerbsmäßig am Börfenhandel mit Werth: 
papieren betheiligten Perjonen fih in das Börjenregifter 
würden eintragen laflen, jo liege hierin ein größerer Schuß 
für Die Intereffen des laufenden Publikums als in der 
Vorſchrift der Vorlage. 

Die Kommiffion trat diejen Ausführungen bei und 
nahm die gejtellten Anträge an. Nach denjelben ergab 
ſich für den erften Abja des 8. 36 folgende Seflung: 

„Die Zulaffung von BWerthpapieren zum Börfen- 
handel erfolgt an jeder Börfe durch eine Kom— 
miffion (Zulaffungsftelle), von deren Mitgliedern 
mindeftens die Hälfte aus Perfonen beftehen muß, 
welche nicht ins Börfenregifter ($. 51) eingetragen 
find.“ 

Ebenfo nahm die Kommiffion als zweiten Abjak fols 
genden Antrag an: 

„Bon der Berathung und Beichluffaffung über 
die Zulaffung eines Werthpapiers zum Börſen— 
handel find Diejenigen Mitglieder ausgeichlofien, 
melde an der Einführung dieſes Werthpapiers in 
den Börjenhandel unmittelbar ober mittelbar be= 
theiligt find.“ 

Die Rothwendigkeit einer derartigen Beftimmung wurde 
von dem Antragiteller damit begründet, daß Niemand in 
eigener Sache richten dürfe. Das von anderer Seite gegen 
biefe Faſſung geäußerte Bedenken, daß es im einzelnen 
falle ſchwer fein würde, namentlich nachzuweiſen, daß 
Mitglieder der Zulaffungsftelle auch nicht mittelbar an der 
Einführung von Werthpapieren nicht betheiligt jeien, wurde 
von der Kommiffion nicht für begrünbet erachtet. 

Der bereit3 in ber erften Leſung angekündigte, aber 
nicht eingebradhte Antrag auf Errichtung einer Gentrals 
Emiffionsftelle für ausländifche Werthpapiere wurde in der 
zweiten Leſung geitellt, indem beantragt wurde: 

in $. 36, erjte Zeile, vor dem Worte „Werthpapieren” 

einzufchalten: „inländifchen“, und 

in $. 36 folgenden zweiten Abſatz einzufchalten: 

„Ueber die Yulaffung ausländiſcher Werth— 
papiere zum Börfenhandel hat eine Haupt= Zu: 
lafjungsftelle zu beſchließen. Dieſelbe hat ihren 
Sig in Berlin und befteht aus 20 Mitgliedern, 
weldie vom Bundesrath auf 5 Jahre zu wählen 
find. Eine erneute Wahl ift zuläffig. Die Wahl 
der Hälfte der Mitglieder erfolgt auf Vorſchlag 
ber Danbelsorgane ($. 1). Darüber, in welcher 
Anzahl diefelben von den einzelnen Hanbelsorganen 
vorzuſchlagen find, bejtimmt der Bundesrath. Die 
andere Hälfte wird unter angemefjener Berüd- 
fihtigung der anderen Berufsftände gewählt.“ 


Ir Begründung diefes Antrages wurde Folgendes 
ausgeführt: 


Durd die Errichtung einer Haupt Zulaffungsbehörbe 
für ausländiſche Werthpapiere jolle die Einführung dieſer 
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Effekten in ben Handel vereinfadht und erleichtert werben. | 


Den Emiffionshäufern müffe daran gelegen jein, die Effekten 
möglichft ſchnell und gleichzeitig an den verfchiedenen 
deufihen Börfenpläßen zur Notiz zu bringen. Da aber 
bie Prüfung des Werths und der Solidität diefer Papiere 
ein umftändliches und zeitraubendes Verfahren erfordere, 
da es dem Emiffionshaufe obliege, Die zu dieſer Prüfung 
bienlihen Materialien, unter Umftänden aud) die mit den 
ausländiihen Gläubigern abgejchloffenen Verträge, den 
Emiffionsbehörden einzureichen, da endlich die Emiſſions— 
behörden Häufig in die Lage kommen würben, auf eigene 
eig 3. B. durch Nüdfragen beim Muswärtigen Amt ober 
ei ben diplomatischen Agenten, ſich Kenntniß von den ein- 
ſchläglichen Verhältniſſen zu verihaffen, jo würde bas 
Emiffionsgeichäft weſentlich gehemmt werben, wenn für 
jebe beutihe Börſe durch die einzelnen Emiſſions— 
behörden dieſe Prüfung vorgenommen werben jollte. Ferner 
würde einer Benadhtheiligung des kaufenden Publikums buch 
Zulafjung minderwerthiger ausländiſcher Effekten wirk- 
jamer vorgebeugt, wenn die bezügliden Funktionen von 
einer Gentralbehörde vorgenommen werben, als wenn 
mehrere Emijjionsbehörden über die Zulaffung des frag- 
lihen Effelts zu befinden hätten. Denn es fönne nicht 
ausbleiben, daß bei den verichiedenen Emiffionsbehörben 
fi aud) eine verſchiedenartige Praxis in ihrer Geſchäfts— 
führung berausbilden werbe, und daß bie eine Behörbe 
weniger ſtrupulös jein und die Genehmigung zum Handel 
leichter ertheilen würde al$ die andere. Die Folge hier- 
von würde jein, dab die Emilfionshäufer ihre Anträge 
zunächſt an diejenige Emiffionsbehörbe richten würden, 
von welcher fie die wenigiten Schwierigfeiten zu erwarten 
hätten. Habe aber die eine Behörde die Zulafiung eines 
ausländiihen Papiers gutgeheißen, jo jei es für bie 
anderen Behörden eine mißliche Sache, die Genehmigung 
zu verfagen. Auch würden, wenn 3. B. die Bulaffung 
in —— a. M. genehmigt, in Berlin aber verſagt 
worden jei, die Gejchäfte in dem betreffenden Papier 
von Berlin aus in Frankfurt gemacht werden, Daß die 
GentralsEmiffionsbehörde fih nur mit ausländiſchen 
Werihpapieren zu befaflen Haben folle, liege in der 
Natur der Verhältnifie. ür die Prüfung inländiicher 
(deutfcher) Werthpapiere erichienen die für die einzelnen 
Börſen zuftändigen Emiffionsbehörden ſchon deshalb viel 
geeigneter, als dabei in den meilten Fällen eine nähere 
Kenntniß der örtlihen Verhältniſſe erforderlich fein werde. 
Auf eine einheitliche Praxis in der Zulaffung komme es 
bei inländifchen Effekten weniger an; das Publikum jei 
bei dieſen jelbft im Stande, ſich über den Werth der 
Papiere ein Urtheil zu bilden — ganz abgefehen davon, 
daß Rursrüdgänge an inländifhen Werihen das National- 
vermögen bei Weitem nicht in dem Make jchädigten, wie 
die an ausländifchen Werthen erlittenen Berlufte. 

Bon den Vertretern der verbündeten Regierungen ſo— 
wohl, wie aus der Mitte der Kommilfion wurbe biejer 
Antrag befämpft. Es wurde zunädjt darauf hingemiejen, 
daß die Werthpapiere einzelner ausländiiher Staaten viel- 
fah nicht an allen einheimischen Börſen, fondern nur an 
einzelnen eingeführt zu werben pflegten. So würden z. B. 
die aus ben nordilchen Königreihen ſſammenden Werth- 
papiere in ber Negel nur an der Hamburger Börfe, ba= 
gegen bie ruffiichen eg ng und Obligationen in 
der Negel nur am ber Berliner Börſe, die Aktien öfter 
reichiſcher Brauereien mehrfah nur in Münden ein 
geführt. In allen denjenigen Fällen, in denen ausländiſche 
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Verthpapiere nur an einer deutſchen Börje eingeführt 
werben follten, trete durch den Antrag eine wejentlide Er— 
ſchwerung ber Einführung ein. Außerdem würde in ſolchen 
Fällen die Mebertragung der Entſcheidung über die Zulaffung 
an die Hauptzulafjungsftelle auch nicht den Intereſſen des 
faufenden Publitums entjprehen. Denn es liege auf ber 
Hand, daß, wenn einzelne Börſen die Pflege bes Geſchäfts— 
verfehrs mit einzelnen auswärtigen Staaten feit langen 
Jahren fih zur Mufgabe gejtellt Hätten, fie über 
die wirthſchaftlichen und finanziellen Verhältniſſe dieſer 
Staaten und der in benjelben betriebenen Unternehmungen 
viel zuverläffiger informirt fein müßten als andere Börjen, 
welche mit diefen Staaten gar feine Geſchäfte oder joldhe 
nur fehr felten gemacht hätten. In denjenigen Fällen aber, 
in denen ausländiſche Werthpapiere an mehreren deutſchen 
Börien gleichzeitig zur Einführung gelangen follten, ſei 
bereit3 durch Die immung in Abjab 2 bes $. 37 eine 
Verftändigung der in Frage kommenden Zulafjungsftellen 
vorgefehen. Entſchieden müfje aber der beantragten Zu— 
fammenfegung der Hauptzulaffungsftelle entgegengetreten 
werden. Durch die Vorſchrift, daß der Bundesrath die 
Mitglieder zu wählen habe, würbe berjelbe mit einer Ver- 
antwortung belaftet, die zu übernehmen er gar nicht in ber 
Rage ſei; auch würbe die Uebertragung ber Entſcheidung 
über die Zulafiung ausländifcher Werthpapiere auf eine 
Stelle, deren Mitglieder vom Bundesrathe gewählt jeien, 
das Publikum mit befonderem Bertrauen zu den von dieſer 
Stelle zugelaffenen Werthpapieren erfüllen und demgemäß 
bie Einführung ausländifcher Werihpapiere nicht erſchweren, 
fondern wejentlich fördern. Würde an dem Grundſatz feit 
gehalten, daß die Yulaflungsftelle — von befonderen Aus: 
nahmefällen abgejehen — nicht die Güte ber einzuführen: 
ben —3 zu prüfen, ſondern nur dafür zu ſorgen 
ra daß in den Proſpelten alle Mittheilungen enthalten 
eien, welche für die Beurtheilung des Werthes nothmwendig 
feien, jo könne in Bezug auf dieje Prüfung von der Haupt: 
ulafjungsftelle nicht mehr erwartet werden, als von den 
laffungsftelen ber einzelnen Börſen. Gelangten aber 
einmal Werthpapiere zur Einführung, welche hinterher ſich 
ald minderwerthig ——— ſo würden die Vorwürfe 
und Beſchwerden des Publikums ſich nicht gegen die 
Börſen, ſondern gegen den Bundesrath richten. Uebrigens 
würde die Annahme des Antrages zu einer Vermehrung 
bes Uebergewichts ber Berliner Börſe über die anderen 
beutichen Börfen führen, was durdaus unerwünfcht fei. 

Nach diefen Darlegungen wurde der Antrag unter Bor- 
behalt der Wiedereinbringung im Plenum zurüdgezogen. 

er wurden folgende rebaktionellen Aenderungen 
beſchloſſen: in Abſatz 1 Hinter „Börfenregifter” Hinzuzus 
fügen „für Wertbpapiere”, ferner in Abſat 2 die Worte 
„mittelbar und unmittelbar" zu ftreihen und endlich in 
Abjap 3a das Wort „beziehungsweife" dur „und“ zu 
erjeßen. 

Sodann wurde nod) darauf hingewieſen, ba weber 
die von der Kommiffion beichloffene Beitimmung, wonach 
minbejtens bie Hälfte ber Mitglieder aus Perjonen be— 
fiehen müffe, welche nicht ins Börjenregifter für Werthpapiere 
eingetragen jeien, nod die Beftimmung der Vorlage bei 
wörtliher Auslegung genüge, um dem außerhalb der 
Börfe ftehenden Publikum eine angemefjene Vertretung feiner 
Intereſſen in der Zulaffungsftelle zu ſichern. Denn bie 
Mitglieder des Vorſtandes ober bes Auffichtsraths einer 
ins Börfenregifter eingetragenen Gejellihaft jeien, auch 
wenn fie ſelbſt nicht ins Börfenregifter eingetragen feien, 
beziehungsweife ſich nicht gewerbsmähig am Börſenhandel 
betheiligten, doch im allgemeinen als Vertreter diejer Gejell- 
ſchaflen anzufehen und zur Wahrnehmung ber Interefien ber 
jelben berufen. Aus diefem Grunde würbe es nothwendig 
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hätten, und bie Intereffen der Börſe bei ber Entſcheidung 


fein, vorzufchreiben, daß die eine Hälfte der Mitglieber nicht | größten Erfahrungen auf dem Gebiete ber Emiffions 


nur nicht jelbit ins Boͤrſenregiſter für Wertpapiere einge: 
tragen fein, ſondern aud) nicht dem PVorftande oder Auf- 
fihtsrathe einer ins Börfenregifter für Wertpapiere ein- 
ung Geſellſchaft angehören dürfe, wenn von ben 

ertretern ber verbünbeten Regierungen nicht bie Er— 
Härung abgegeben werben Lönnte, dab aud ohne eine 
ſolche ausdrückliche Vorfchrift die Mitglieder des Vorftandes 
ober des Aufſichtsraths foldher Geſellſchaften ebenfo be- 
handelt werden müßten, als wenn fie jelbft ins Börjen- 
regifter a wären. 

Bon den Vertretern ber verbündeten Regierungen 
wurde hierauf erwidert, daß fie feinen Anftand nähmen, 
diefe Erflärung abzugeben und zu beftätigen, daß es dem 
Sinne und dem Zweck der Vorſchrift moi u Pi die dem 
Vorftande oder dem Auffichtsrathe einer ins Börfenregifter 
für Werthpapiere eingetragenen Geſellſchaft arg 
Perſonen ebenjo zu behandeln, ald wenn bieje Perſonen 
ſelbſt ins WBörfenregifter eingetragen feien und daß bei 
Erlaß der Ausführungsbeftimmungen für eine dieſer Aufs 
faffung entiprechende Regelung der Angelegenheit Sorge ge= 
tragen werden mwürbe, Es wurde konftatirt, daß diefe Anficht 
aud von ber Königlich Preukifchen Negierung getheilt werde. 

Unter diefen Umftänden mwurbe von dem betreffen- 
ben Mitgliede von der Stellung eines Antrages Abftand 
genommen. Dagegen beantragte ein anderes Mitglied der 
en dem Abſatz 1 bes $. 36 folgenden Zuſatz zu 
geben: 

und aud nicht Vertreter von ins Börfenregifter 
eingetragenen Perſonen find. 

Diefer Antrag wurbe abgelehnt. 

Endlih wurde von einem Mitgliede ber Kommilfion 
ausgeführt, daß, als die Kommiffion beichloffen habe, daß 
nicht blos, wie in der Vorlage vorgeſchlagen jei, ein Drittel, 
fondern die Hälfte ber Mitglieder der Zulafjungsftelle aus 
Perfonen beftehen müffe, die nicht ins Börfentegifter ein 
getragen jei, der Antrag auf Ausſchließung derjenigen 
Perjonen, melde an ber Einführung bes betreffenden 
Werthpapieres betheiligt feien, noch nicht die Zuftimmung 
der Kommifjion gefunden gehabt Habe. Bei dem erjten 
Beihluß fei die Kommiffion von der Anficht ausgegangen, 
daß es gerechtfertigt fei, die Mitglieder je zur Hälfte aus 
den Kreifen der Börfeninterejfenten und den nicht ins 
Börfenregifter eingetragenen Perfonen zu entnehmen, Nach 
Annahme des zweiten Abſatzes ſei aber dieſes Verhältnik 
zum Nachtheil der Börjenintereffenten weſenllich verſchoben 
worden. Nach inzwijchen eingezogenen Informationen ge- 

örten dem über die Zulaffung von Werthpapieren zum 

örſenhandel an der Berliner Börfe enticheidenden Kom— 
miffariat, welches aus 24 Perſonen beftehe, acht Mitglieder 
an, welche als Vertreter der Emiſſionsbanlen anzufehen 
feien. Bon diefen Mitgliedern würde fich ſtets auf Grund 
ber Beftimmung im Abſatz 2 ein Theil von ber Berathung 
und Beihlußfalfung fern halten müſſen. Nah den bis- 
erigen —— — eine dem Abſatz 2 entſprechende 

eſtimmung beſtehe auch ſchon gegenwärtig — müßten bei 
großen Emiſſionen, bei denen eine größere Anzahl der 
hiefigen Emiffionsfirmen betheiligt feien, nicht jelten jechs 

itglieber ausſcheiden. Würde die Zulaffungsftelle auch 
in Zukunft die gleiche Anzahl Mitglieder erhalten, fo würde 
fi, wenn jehs Mitglieder an der Emiffion betheiligt feien, 
das Verhältniß fo jtellen, daß zwölf nicht ins Börfen- 
regifter eingetragenen Perſonen nur ſechs Vertreter ber 
Börjenintereflen gegenüber ftänden. Cine derartige Zus 
fammenjegung der Zulaſſungsſtelle entipräcdhe nicht den bei 
der Beihlußfaffung über den Abſatz 1 zum Ausdrud ges 
langten Anfichten der Kommiffion, und ſei auch nicht zu 
rechtfertigen, da die Emiffionshäufer im Allgemeinen die 


über die Zulaffung auch eine angemeflene Bertretung er 
heiſchten. Um dieſen Bedenken Rechnung zu tragen, könne 
man entweder im Abjag 1 die Negierungsvorlage wieder 
Age oder einen Zufag zu Abſatz 2 dahin aufnehmen, 
aß an Stelle der ausjcheidenden Mitglieder nah Maß— 
gabe der Beltimmungen ber Börfenorbnung eine ent 
ſprechende Anzahl von Stellvertretern einzuberufen ſei. Die 
erjtere Alternative empfehle fih durch größere Einfachheit, 
bie zweite entiprädhe mehr der Gerechtigkeit und Billigkeit, 
ba bie Zahl der ausſcheidenden Mitglieder bei ben ein- 
zelnen Emiffionen eine jehr verſchiedene ſei. Aus biefem 
Grunde müſſe der Iegteren Alternative der Vorzug gegeben 
werden und wurde demgemäß ber Antrag geſtellt, dem $. 36 
Abjap 2 folgende Faſſung zu geben: 

„; für die ausfcheidenden Mitglieder find Stell 
vertreter nach näherer Beftimmung ber Börſen⸗ 
ordnung zu berufen.” 

Diefer Antrag wurde angenommen. 

ferner wurde von einem Mitgliede ber Antrag ge 
ftellt, die Aufgaben und die Pflichten der Zulaffungsftelle 
nicht, wie e8 von der Börjenenquete-Rommiffion vorgeihlagen 
fei, dem Bunbesrathe zu überlaffen, fondern in das Gejek 
ſelbſt aufzunehmen. 

Zur Begründung bdiefes Antrages wurde auf bie 
Nothwendigkeit Hingemwiefen, die Rechte und Pflichten ber 
Zulaſſungsſtelle in dem Geſetz jelbft feftzuftellen, weil dann 
die Bulafjungsftelle die Intereffen des Publikums wirk— 
famer würde wahrnehmen Zönnen. Insbeſondere müſſe 
durch das Geſetz ſelbſt ausgeiprochen werben, daß bie Zu— 
laſſungsſtelle berechtigt und verpflichtet ſei, die Mittheilung 
aller tHatfächlichen und rechtlichen Verhältmiffe, die für die 
Beurtheilung der zu emittirenden Werthpapiere nothwendig 
feien, zu fordern und die Zulaffung abzulehnen, wenn der 
Profpelt in dieſer Beziehung weſentliche Lücken enthielte 
oder es fi um Emifjionen handle, durch welche erhebliche 
allgemeine Intereffen geſchädigt würben oder melde offen- 
bar zu einer Uebervortheilung bes Publikums führten, auch 
daß die Zulafjung ohne Angabe von Gründen abge 
lehnt werden bürfe. Wie aus den Verhandlungen ber 
Sadverftändigen in der Börjenenquete-Kommiffion hervor- 
ginge, befländen in kaufmänniſchen Kreifen vielfach Zweifel 
darüber, ob die für die meiften Börfen ſchon jekt beftehen- 
den Bulafiungsftellen überhaupt das Recht hätten, Werth: 
papiere von der Zulaſſung auszufchliefen, wenn die Prö— 
ipefte in Bezug auf die zur Beurtheilung nothwendigen 
Ungaben ımvollftändig feien ober wenn durch die beab— 
er Einführung erheblihe allgemeine Intereſſen ge— 
hädigt ſeien oder offenbar eine Webervortheilung des 
Publikums vorliege. 

Diefe Rechte der Zulaffungsftelle müßten durch das 
Geſetz ſelbſt völlig außer Bineitel geftellt werden, zumal 
nad) den bisher gemachten Erfahrungen die Zulaſſungs— 
ftellen nicht felten in die Lage kämen, von dieſen Rechten 
Gebraud) zu machen. So könne 3. B. die Zur 
lafjung einer großen ausländifhen Goldanleihe bei uns 
günftiger Lage des Gelbmarktes die Aufredhterhaltung der 
Währung ernjtli gefährden, und würden in foldem Falle 
jo wejentliche allgemeine Intereffen geihädigt, daß die Ver— 
weigerung der Zulaſſung geboten erſcheine. 

Die Kommiſſion trat diefen Erwägungen bei und nahm 
ben geftellten Antrag mit dem von einem anderen Mit- 
gliede gejtellten Unterantrag an, daß unter Umftänden auch 
die Mittheilung des Uebernahmepreijes beziehungsweie 
ber Uebernahmebedingungen von der Zulafjungsftelle follte 
verlangt werben bürfen. 

Hiernach ergab ſich für die Abſätze 3 bis 5 des 8. 36, 
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welche in ben übrigen Beſtimmungen nicht weiter bean— 
ſtandet wurden, folgende Faſſung: 
„Die Zulaſſungsſtelle hat die Aufgabe und die 
icht: 


a) die Vorlegung ber Urkunden, welche die Grund- 
lage für bie zu emittirenden Werthpapiere 
bilden, unter Umftänden die Mittheilung 
bes Uebernahmepreiſes beziehungsmeife 
ber Uebernahmebedingungen zu verlangen 
und dieſe Urkunden zu prüfen; 

b) dafür zu forgen, daß das Publikum über alle 
zur Beurtheilung der zu emittirenden Werth— 
papiere nothwendigen thatſächlichen und redht- 
lichen Berhältniffe ſoweit als möglich informirt 
und bei Unvollftändigfeit ber Angaben die 
Emiffion nicht zuzulaffen; 

ce) Emiffionen nicht zuzulaflen, durch welche erheb- 
lie allgemeine Intereſſen geihädigt werben 
ober welche offenbar zu einer Uebervortheilung 
bes Publikums I 

Die Zulaſſungsſtelle darf die Emiffion ohne Angabe 
von Gründen ablehnen. Im Uebrigen werben bie Be- 
ftimmungen über bie Bufammenfegung ber Bulafjungsftelle 
fomwie über die Zuläffigkeit einer Beſchwerde gegen deren 
Entſcheidungen dur die Börfenordnungen getroffen. Die 
Bulaffungsftelle ift befugt, zum Börfenhandel zugelafjene 
Werthpapiere von demjelben auszuſchließen. 

Die Zulafjung deutjher Reichs und Staatsanleihen 
barf nicht verfagt werben.“ 

In der zweiten Lefung wurde der Antrag geftellt, 
ben Abjah 3 bes 8. 36 zu ftreichen und ftattdefjen folgende 
Beftimmung aufzunehmen: 

„Die Zulaffungsftelle hat die Pflicht, die Grund— 
lage der Emiffion und die Nichtigkeit und Voll— 
ftändigfeit des Profpeftes unter dem Gefichtspunfte 
zu prüfen, baß einer erfennbaren Schädigung allge 
meiner Intereſſen oder der Abnehmer der Werth: 
papiere vorzubeugen ift.“ . 

Diefer Antrag wurde damit begründet, daß es ſich 
bier lediglih um inftruftionelle Beftimmungen —— 
welche zweckmäßiger Weiſe nicht in dem Geſeß ſelbſt Auf— 
nahme zu finden hätten. Die in dem Antrag enthaltene 
Beitimmung genüge, um bie Zulafjungsftelle mit einer allge= 
meinen Direktive zu verfehen, wie fie ihre Stellung aufs 
zufafien habe; die näheren Beitimmungen über ihre Auf: 
gaben, ihre Pflichten und Rechte würden vom Bunbes- 
rathe oder von ber Landesregierung zu erlafjen fein. 

Bon ben Vertretern der verbündeten Regierungen 
wurde die Annahme diefes Antrages auf das Lebhaftefte 
befürwortet. Es fei richtig, daß dieſe Beftimmungen ledig: 
lid) einen inftruftionellen Charakter hätten und daher nicht 
in das Gefeß, fondern in die Ausführungsverordnungen 
gehörten. Diefes fei auch ber Standpuntt ber Börfen- 
enquetesRommilfion geweſen, welche den Erlaß dieſer Be- 
ſtimmungen durch den Bundesrath befürwortet hätte. Die 
Aufnahme dieſer Beſtimmungen in das Geſetz ſei ſchon aus 
dem Grunde bedenklich, weil damit der Zulaſſungsſtelle 
die Pflicht einer Prüfung der Sicherheit der einzuführenden 
Werthpapiere auferlegt werde und das Publikum zu ber 
Anficht verleitet werden müßte, daß durch die von der Zu— 
lafjungsftelle zugelaffenen Werthpapiere weder die all- 
gemeinen Interefjen geſchädigt würben, noch das Publikum 
übervoriheilt werde. 

Aus der Mitte der Kommiffion wurde dieſer Antrag 
unter Bezugnahme auf die in ber erften Leſung für die Auf- 
nahme der angefochtenen Beitimmungen dargelegten Gründe 
—— Wenn die Aufnahme dieſer Beſtimmungen in die 
vom Bundesrath oder der Landesregierung zu erlaſſende 
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Ausführungsverordnung unbebentlich jei, fo könnten ſach— 
lihe Bedenken auch nicht ihrer Aufnahme in das Geſetz 
entgegen ftehen. Denn für die Wirkung biefer Beſtim— 
mungen auf das Publikum fei e8 ganz glei, ob fie im 
Gele oder in der Ausführungsverordnung ftänden. Diefe 
Beftimmungen entipräcdhen der gegenwärtigen Praxis, bie 
durch fie nur eine gejepliche Grundlage erhalten folle, 
Uebrigens gehe der gejtellte Untrag in mancher Beziehung 
viel weiter wie die angefochtenen Beitimmungen, indem er 
ber Zulaſſungsſtelle aud die Prüfung der Nichtigkeit 
ber im Profpeft a ge —— zur Pflicht mache; 
eine ſolche Prüfung ſei aber völlig unmöglich und ſtehe 
mit der ganzen Proſpektentheorie in Widerſpruch. ner 
fei nicht erſichtlich, welche Konfequenzen die Zulafjungs- 
ftelle ziehen folle, wenn bie ihr auferlegte Prüfung ergebe, 
daß eine Schädigung allgemeiner Intereffen oder der Ab- 
nehmer ber Werthpapiere eintreten werde. Solle fie dann 
verpflichtet fein, die Zulafiung abzulehnen, jo ginge auch 
in diefer Beziehung der Antrag viel weiter als Die an— 
gefochtene Beitimmung, weldhe eine ſolche Verpflichtung der 
Sulafjungsftelle nur auferlege, wern erhebliche allgemeine 
Intereſſen geihädigt oder offenbar eine Uebervorthei— 
Iung bes Publilums eintrete. Weber einzelne redaktionelle 
Aenderungen könne man fi ja bis zur Plenarberathung 
verjiändigen. 
erner wurde in ber zweiten Lejung ber Antrag geftellt, 
die Worte in Abſatz 3a 
„unter Umfänben die Mittheilung des Uebernahmes 
preifes bezw. ber Uebernahmebedingungen“ 
zu ftreichen. 

Diefer Antrag wurde damit begründet, daß Die 
Zulaffungsftelle, wenn fie der Anficht jei, da die Emiffion 
offenbar zu einer Uebervortheilung des Publikums —— 
die Mittheilung des Uebernahmepreiſes und der Ueber— 
nahmebedingungen durchſetzen könne, indem fie anbernfalls 
bie Genehmigung zur Zulaſſung verweigern zu müſſen er- 
fläre. Der AZulafjungsftele aber allgemein ein foldhes 
Recht zu gewähren, jei in hohem Maße bedenklich, und 
würde zu einer empfindlichen Schädigung der einheimifchen 
Emijfionsthätigfeit führen. 

Diefer Auffaffung wurde von den Bertretern ber ver: 
bündeten Regierungen zugeftimmt und wurde von ihnen 
die Annahme biejes Antrages dringend befürmwortet. 
Namentlich bei Anleihen auswärtiger Staaten würde und 
müßte die Verpflichtung zur Miüttheilung des ——— 
preiſes bezw. der Uebernahmebedingungen die deutſchen 
Emiffionshäufer in eine überaus ſchwierige Lage bringen, 
ba Staaten, insbejondere ſolche mit geficherten Finanzen, 
fih wohl nie dazu bereit finden laflen würden, bie mit 
den Emiffionshäufern geflogenen —— ber Deffent⸗ 
lichkeit Preis zu geben. Dazu käme, daß durch die Mit- 
theilung des Uebernahmepreijes und der ebernahmebebin- 
gungen die Konkurrenten der Emiffionsfirma davon Kennt 
niß erlangen und diefe Kenniniß in fpäteren Fällen zum 
Nachtheil der Emmiffionsfirma ausnußen würden. 

Die Kommiffion lehnte den Antrag zu 1, nachdem 
derjelbe dahin modifizirt war, daß die Worte „die Richtige 
feit und“ geftrichen werben follten, ab, nahm dagegen den 
Antrag auf Streihung der Worte 

„unter Umftänden die Mittheilung des Ueber— 
nahmepreifes bezw. der Uebernahmebedingungen“ 
an. 


8. 37 
ber Borlage wurde in erfter Leſung unverändert angenommen. 
In der zweiten Leſung wurde auf Anregung eines 
Mitgliedes der Kommilfion feftgeftellt, dab im fyalle 
ber Wblehnung eines Antrages auf Zulaſſung bie Zu— 
lafjungsftelle zunächſt nur verpflichtet jei, den Vorftänden 
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ber übrigen Börſen mitzuiheilen, ob die Ablehnung „mit 
Rückſicht auf örtliche Verhältniſſe“ oder „aus anderen 
Gründen“ erfolgt jei. Im erfteren Falle feien bie Zu— 
Iaffungsftellen der anderen Börfen in ihrer Enticheidung 
über die Zulaſſung völlig frei. Im letzteren Falle könne 
die ablehnende Zulaſſungsſtelle ihre Zuftimmung zur Zus 
laffung an andere Börjen auch zugleid) mit ber Mit 
theilung darüber, dab die Ablehnung aus allgemeinen 

ründen erfolgt ſei, erflären, wenn fie von vornherein der 
Anfiht jei, dab vom Standpunkte der öffentlichen Inter 
effen aus Bedenlen gegen eine ſolche Zulaffung nicht ob- 
malteten. Nur dann, wenn leßteres ber Fall fei, müſſe 
die ablehnende Zulafjungsitelle die Gründe der Ablehnung 
der in Frage kommenden Zulafjungsftelle mittheilen, damit 
eine Verftändigung über die Zulafjung oder Wblehnung 
erfolgen könne. Im allgemeinen werde man aber annehmen 
können, daß, wenn an einer Börfe die Ablehnung aus 
anderen als aus örtlichen Gründen erfolgt, wohl faum eine 
andere Börfe fih für die Zulafjung entichliegen würde. 
Da fi wor der Kommilfion Zweifel darüber er 
gaben, ob bieje Auslegung mit dem Wortlaute der Vor: 
lage in Webereinftimmung ſich befinde, jo wurde ber An- 
trag 9 und angenommen, die Worte „unter Angabe 
der Gründe” zu ftreichen. 

8. 38. 

Bei 8. 38 wurde zunächſt der Antrag geftellt und von 
der Kommiffion angenommen, dem Abja 1 die Worte 
binzuzufügen: „das leide gilt für Konvertirungen und 
Rapitalserhöhungen“ — nachdem von den Antragitellern 
darauf Hingewiejen war, daß bei einzelnen Sonvertirungen 
die Intereſſen der beutichen Gläubiger erheblih geſchädigt 
worden feien. Mehrfach jeien ausländiſche Anleihen mit 
einem verhälmigmäßig hohen Zinsjag zur Einführung ges 
langt und habe dann nad kurzer Beit eine Herabjegung 
des Zinsfußes ftattgefunden, ohne daß eine weſentliche 
Aenderung auf dem internationalen Geldmarkle einge 
treten fei. 

Dee wurde von einer Seite der Antrag geftellt, 
eine Beftimmung dahin aufzunehmen, daß in dem Profpelt 
der Betrag ber in den Verkehr gebraditen Werthpapiere, 
ſowie ber Betrag, welcher vorläufg von dem Verkehr aus- 
geihloffen fei, und Iepterenfals die Zeit, für welche biejer 
Ausihluß erfolgt fei, erſichtlich gemacht würde. 

Die Nothwendigkeit einer derartigen Beitimmung 
wurde bamit begründet, daß namentlidy bei der Einführung 
von inbuftriellen Werthpapieren vielfach Vereinbarungen 
wiſchen den Befikern der Aktien und ben emittirenden 

anfhäufern getroffen würben, wonach erjtere ſich für eine 
mehr ober minder lange Beit verpflichteten, ihren Beſitz an 
Aktien oder Obligationen nicht an den Markt zu bringen. 
Infolgedeſſen fei oft der zur Einführung gelangende Be- 
trag diefer Werthpapiere ein verhältnigmäßig geringer und 
trete bei einer erhöhten Nachfrage eine Steigerung ber 
Kurfe ein, bis die Zeit verfloffen fei, für melde ſich Die 
Beſitzer großer Beitände zur Nichtveräußerung derjelben 
verpflichtet hätten. Dann kämen oft große Maſſen ſolcher 
Berthpapiere an den Marlt; diefelben würden entwerthet 
und würde das Publikum in großem Umfange geihäbdigt. 
Um dieſe nie nen zu befeitigen, fei es unerläßlid, dem 
Emiffionshaufe die Verpflichtung aufzulegen, derartige 
Vereinbarungen durch den Projpelt zur Kenntniß des 
Publikums zu bringen; — würde natürlich voraus⸗ 
geſetzt, daß es ſich um Vereinbarungen handle, die dem 
Emiſſionshauſe ſelbſt zur Zeit ber Einreichung des Pro— 
ſpelts befannt ſeien. 

Die Kommiffion ſchloß ſich dieſen Etwägungen an und 
nahm den Antrag: 


Reichstag. Aktenſtück Nr. 246. (Bericht der neunten Kommiſſion.) 








„Der Profpett muß den Betrag, welder in ben 
Verkehr gebracht wird, ſowie den Betrag, welcher 
vorläufig vom Verkehr ausgeichloflen ift, und Ieß- 
teren Falles die Zeit, für welche diefer Ausſchluß 
erfolgt ift, erfichtlih machen.“ 


Ferner wurde es von verjdhiedenen Mitgliedern für 
einen Mikftand bezeichnet, daß der Profpeltentmurf, der 
bei dem Antrage auf et von Werthpapieren zum 
Börjenhandel der Zulaffungsftelle überreicht würde, nicht 
zur Veröffentlichung gelange. Insbeſondere könne bei der 
Einführung von Aktien inländiſcher gewerblicher Unter— 
nehmungen oft von dem außerhalb der Börfe ftehenden 
Publikum richtiger beurtheilt werden als von der Börfen- 
zulaffungsftelle, ob der Proſpelt alle Angaben enthalte, 
welde für die Beurtheilung der Sicherheit des Werth: 
papieres nothwendig und — ſeien. 

Es ſei deshalb erwünſcht, daß das Publikum und 
auch die Preſſe durch eine Veröffentlichung der Proſpekt— 
entwürfe von dem Inhalt derſelben Kenntniß erhielten, um 
ber Zulaffungsitelle erforberlichenfalls weitere Mittheilungen 
über die nothwendige Bernolljtändigung oder Berichtigung 
des Proſpekts machen zu können. So jeien z. B. bisher 
bei der Einführung von Bergwerksaktien in ben Profpeften 
nie Angaben über die Waflerverhältniffe der betreffenden 
Werke enthalten, während in ben beteiligten techniſchen 
Kreijen vielleicht Thatfachen belannt jeien, die für das 
Unternehmen eine ernjte Gefahr bilden und den Werth der 
Aktien erheblich beeinträchtigen könnten. Gelange der Pro: 
jpektentwurf zur Kenntniß des Publitums, jo jei es möge 
Ih, daß aus den Kreiſen deijelben diefe Thatjachen zur 
Kenntniß der Zulaffungsftelle gelangten, bie dann in ber 
Lage wäre, die Aufnahme diefer Thatſachen in ben befinis 
tiven Proſpelt zu verlangen. 

Die Kommiffion trat diefen Wusführungen bei und 
nahm den Antrag: 

„Zwiſchen der Veröffentlihung bes Profpetts 
und der Beſchlußfaſſung über denfelben muß eine 
Friſt von ſechs Tagen liegen.” 


an. 


an. 

Ebenſo wurde von der Kommiffion die Feſtſetzung 
einer weiteren Friſt von ſechs Tagen zwiſchen der Beſchluß— 
faflung über den Profpeli und der Einführung der be— 
treffenden Werthpapiere für nothwendig erachtet und der 


Antrag: 

„Zwiſchen ber Beichlußfaffung über den Pro— 
fpeft und ber Einführung der in ihm bezeichneten 
Werthpapiere muß eine weitere Friſt von ſechs 
Tagen liegen." 

angenommen, nachdem vom Antragfteller darauf hingewieſen 
war, dab in ben meilten fällen dem Beſchluß über die 
Zulaffung zum Börfenhandel unmittelbar die Einführun 
ber betreffenden Werthpapiere an der Börje folge, fo ba 
dem betheiligten Publikum feine Zeit bliebe, ſich über ben 
Werth dieſer Werthpapiere zuverläffig zu informiren. 

Enblih mwurbe als Abja 3 des $. 38 ein Antrag des 
Inhalts angenommen: 

„Die Bulaffung von Antheilsfcheinen oder Obli- 
gationen ausländijcher Erwerbsgeſellſchaften ift da= 
von abhängig, daß biefelben fich verpflichten, Die 
Bilanz ſowie die Gewinn: und Verluſtrechnung 
jährlih nad Feſtſtellung derjelben in einer oder 
mehreren von der Zulafjungsitelle zu beſtimmenden 
beutfchen Zeitungen zu veröffentlichen.” 

> Begründung diejes Antrags wurde darauf hin— 
gewiejen, dab es für die Beurtheilung des Werthes von 
—— oder Obligationen ausländiſcher Erwerbs- 
gejellihaften von großem Werthe ſei, wenn deren Bilanzen 


Reichstag. Altenſtück Nr. 246. (Bericht der neunten Kommiſſion.) 
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fowie ihre Gewinn: und Berluftrehnung jährlih aud in 
deutjchen Blättern zur Beröffentlihung gelangten. Durch 
dieje Veröffentlihungen erlange das Publikum eine zuver- 
läfjige Kenntniß über den gegenwärtigen Stand des Unter: 


nehmens und werde bemgemäß in die Qage verjegt, ben | 


—— der betreffenden Werthpapiere richtig beurtheilen zu 
en. 

Von anderer Seite wurde dieſer Antrag belämpft, 
weil durch denſelben der beabſichtigte Zweck, das deutſche 
Publikum über die Betriebsergebniſſe ausländiſcher Er— 
werbsgeſellſchaften, deren Werthpapiere an den deutſchen 
Börſen eingeführt ſeien, dauernd auf dem Laufenden zu 
— nicht erreicht, ſondern im Gegentheil eine Jrres 
führung deſſelben erleichtert würde. in wenigen 
Staaten bejtänden Beftimmungen über die Grunbjäße, 
welche bei der Aufitellung von Hanbelsbilanzen zu beob— 
achten jeien, und würde die Aufftellung unrichtiger Bilanzen 
ſtrafrechtlich geahndet, wie joldes nad dem deutſchen 
Altiengejeß ber U je. Es beftände aljo nicht Die 
mindeſte Gewähr dafür, daß die Angaben in den Bilanzen 
ausländiicher Erwerbsgeſellſchaften richtig feien, vielmehr 
ſei die ernfte Beſorgniß gerechtfertigt, dab dieſe Bilanzen 
unridhtige Angaben enthielten ober in ihnen der richtige 
Stand des Unternehmens verjchleiert würde, und daß durch 
die Veröffentlihung folder Bilanzen in deutſchen Zeitungen 
das deutſche Publikum ernftlich geſchädigt werben würde. 

Die Kommiſſion ſchloß ſich dieſen Bedenken nicht an, 
ſondern nahm den geftellten Antrag an. 

Der Abjap 2 des $. 38 der Vorlage, welcher nad) 
den erwähnten Beichlüffen der Kommiffion nunmehr als 
Abjah 5 aufzunehmen fein würde, wurde nicht weiter bean- 
ftandet und Tomit der ganze $. 38 in nachftehender Faſſung 
angenommen: 

„Bor ber Zulaſſung von Werthpapieren ift, jo: 
fern e8 fich nicht um deutſche Reichs» oder Staats- 
anleihen handelt, ein Proſpelt einzureichen und zu 
veröffentlichen, welcher die für die Beurtheilung 
bes Werthes der einzuführenden Papiere wejent- 
lihen Angaben enthält. Das Gleiche gilt für 
Konvertirungen und Kapitalserhöhungen. 

Der Brofpett muß ben Betrag, weldher in ben 
Berfehr gebracht wird, ſowie den Betrag, welcher 
vorläufig vom Verkehr ausgejchlofien ift, und 
legteren Falles die Zeit, für welche Diefer Ausschluß 
erfolgt iſt, erſichtlich machen. 

Zwiſchen ber Veröffentlichung des Profpelts und 
der Beſchlußfaſſung über denjelben muß eine Friſt 
von ſechs Tagen liegen. Zwiſchen der Beſchluß— 
fafjung über den Proſpekt und der Einführung der 
in En bezeichneten Werthpapiere muß eine weitere 
Friſt von ſechs Tagen liegen. 

Die Zulaffung von Antheiliheinen oder Obliga— 
tionen ausländijcher Erwerbögejellihaften ift davon 
abhängig, daß diejelben ſich verpflichten, die Bilan 
jowie die Gewinn: und Berluftrehnung jährli 
nad Feſtſtellung derjelben in einer oder mehreren 
von der Zulaffungsftelle zu beftimmenden deutſchen 
Zeitungen zu veröffentlichen. 

Für Schuldverjdhreibungen, bezüglich deren das 
Neich oder ein Bundesftaat die volle Garantie übers 
nommen hat, und für Schuldverſchreibungen kom— 
munaler Körperſchaften und fommumalftändiicher 
Kreditinftitute, fowie der unter ftaatlicher Aufficht 
ftehenden PBrandbbriefanftalten kann die Landes: 
regierung ($. 1) von diejer Verpflichtung entbinben.“ 

In der zweiten Leſung wurde zunächſt in rebaktioneller 
Beziehung beichloffen, in Abjak 1 die Worte „einzureichen 
und“ zu jtreichen und den Abſatz 2 folgendermaßen zu faſſen: 


„Der Proſpell muß ben Betrag, welder in ben 
Verkehr gebracht, ſowie ben Betrag, welcher vor— 
läufig vom Verkehr ausgefhloflen werden joll, und 
die Zeit, für welche diejer Ausſchluß erfolgen fol, 
erfihtlih machen.” 

Ferner wurde von der Sublommiffion ber Antrag 
geftellt, den Abſatz 3 folgendermaßen zu faſſen: 

„Nah Einreihung des Antrags auf Zulaffung 
ift berfelbe von der Zulaffungsftelle unter Bezeich- 
nung ber Einführungsfirma, des Betrages un 
ber Art ber einzuführenden Werthpapiere zu ver— 
Öffentlichen. Zwiſchen diefer Veröffentiihung und 
der Genehmigung des Profpelts muß eine Friſt 
von mindeſtens ſechs Tagen liegen. Zwiſchen der 
Veröffentlihung des genehmigten Proſpelts und 
der Zulafjung zum Börjenhandel muß eine weitere 
Friſt von mindeftens ſechs Tagen liegen.” 

ur Begründung diefes Antrages wurbe darauf Hin= 
gemiejen, das erfahrungsgemäß der von den Emiſſions— 
häufern eingereichte Profpeltentwurf oft Abänderungen und 
Ergänzungen durch die Bulafjungsftelle erführe und daß 
das Bublitum durch eine Veröffentlihung diefes Entwurfs 
fowie ber von ber, Aulaffungsitelle geforderten Abänderungen 
und Ergänzungen irritirt werben würde. Um das Bublifum 
auf die beabfichtigte Einführung aufmerffam zu machen, 
genüge e8, wenn der Antrag auf Zulaffung unter Bezeich— 
nung der Einführungsfirma, des Betrages fowie ber Art 
ber einzuführenden Werihpapiere veröffentlicht würde. Durch 
diefe Neröffentlihung erlange das Bublilum und die Prefle 
Kenntmiß von der beabfichtigten Einführung und fomme 
fomit in die Lage, die einzuführenden Werthpapiere in 
Bezug auf ihre Sicherheit einer Prüfung zu unterziehen 
und etwaige Bedenken gegen beren Zulaſſung zur Kennt- 
niß der Zulaffungsftele zu bringen. Eine Veröffentlichung 
bes Profpelts könne nad) feiner Feſtſtellung und Genehmis 
gung dur die Zulaffungsftelle bewirft werden. Durch 
diefe Veröffentlihung erlange das Bublitum Kenntniß von 
allen für die Beurtheilung der Sicherheit der einzuführen- 
den Werthpapiere maßgebenden thatfädhlihen und rechts 
lichen Verhältniffe und gewähre die feftgefegte Friſt ihm 
hinreihend Zeit, fi darüber jchlüffig zu machen, ob es 
ih an ber Zeichnung der einzuführenden Werthpapiere be— 
theiligen wolle. 

Außerdem wurde in der zweiten Leſung der Antrag 
gejtellt, den Sa 2 bes Abjap 3 ———— zu faſſen: 

Zwiſchen dieſer Veröffentlichung und ber Ein- 
—— an ber Börſe muß eine Friſt von min— 
beitens jehs Tagen liegen.” 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde angeführt, 
daß es an ſich richtiger wäre, das weitere Verfahren für 
die Zulaffung von Werthpapieren und bie Feſtſetzung ber 
innezubaltenden Friſten ber Regelung durch die Börfen- 
ordnung zu überlafjen, zumal die Friſten nicht für alle 
Arten von Werthpapieren einheitlih zu normiren fein 
würden. Beijpielshalber läge fein Grund vor, für Kom— 
munalanleihen und für Pfandbriefe kommunalſtändiſcher 
Krebitinftitute, wenn biefelben nicht auf Grund des Iehten 
Abſatzes des $. 38 von dem Profpektenzwang befreit würden, 
ober für inländifche Eifenbahnen, jo lange Friſten feſtzu— 
jegen. Auch Anleihen ausmwärtiger Staaten könnten durch 
die Feſtſehung zu langer Friften von deutſchen Börfen 
jerngehalten werben. Es empfehle ſich deshalb, nur die 
in jedem ag einzuhaltende Frift dur das Geſeh 
ſelbſt feflzuießen, im Uebrigen aber die Regelung bem 

nbesrath oder ben Börfenorbnungen zu überlaffen. Bon 
ben Vertretern ber verbünbeten Regierungen wurbe bie aus— 
drüdliche Erklärung abgegeben, daß eine, nach den praftijchen 
Bedürfniffen abgejtufte Erweiterung der Friften im Sinne 
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ber obigen Darlegungen aud den Abfichten des Bundes— 
raths entiprechen werde. 

Die Kommiffion nahm den erſten Sag nad den Be 
fhlüffen der Sublommiffion, den zweiten Sa in ber 
Faſſung des zulegt geftellten Antrages an. 

Endlich wurde in der zweiten Leſung noch der Antrag 
geftellt, den Abſatz 4 des 8. 38 zu ftreichen, indem unter 
Bezugnahme auf die bereit in ber erjten Leſung gegen 
dieje Beftimmung bervorgehobenen Bedenken noch barauf 
hingewiejen wurbe, daß, wenn die Bilanzen ausländiſcher 
Erwerbsgeſellſchaften in amtlichen Blättern, 3. B. im Reichs— 
anzeiger, veröffentlicht würden, das Publikum diefe Bilanzen 
für richtig Halten und ihnen einen Werth, beilegen würde, 
den fie in der That gar nicht verdienen. Außerdem würden 
unrichtige Bilanzen von ber Preſſe und denjenigen Banl: 
häufern, welde ein Intereffe an dem betreffenden Werth: 
papier hätten, zum Nachtheil des Publitums fruktifizirt 
werben fönnen. Ferner ginge die Vorſchrift, daß auch bei 
Obligationen ausländiſcher Erwerbsgeſellſchaften die 
Bilanzen berjelben veröffentlicht werben müßten, erheblich 
über das Bedürfniß hinaus; es läge fein Grund zu einer 
foldyen Vorſchrift vor, wenn e8 ſich um ftaatlidh garantirte 
Obligationen handele, wie ſolche namentlih von ruſſiſchen 
Eifenbahngejelihaften in großem Umfange an ben beutichen 
Markt gebracht jeien. Uebrigens fei biete Beftimmung eine 
lex imperfeeta. Denn wenn aud die Zulafjungsftelle im 
Falle ihrer Nichtbefolgung die zum Börjenhandel zuge 
laſſenen Wertbpapiere von demſelben wieder ausſchließen 
fönne, jo würden durch eine derartige Mafregel die Inters 
eſſen der inlänbifchen Befiger diefer Werthpapiere jo bes 
trächtlich geſchädigt, daß die Zulafiungsftelle zu einer ſolchen 
Ausſchließung ſich ſchwerlich entſchliehen würde. Es jei 
bemgemäß richtiger, die Regelung dieſer Frage den Zus 
lajjungsftellen zu überlaffen, die in geeigneten Fällen eine 
ſolche Beröffentlihung der Bilanzen den Einführungs- 
firmen auferlegen könnten. 

Der Antrag auf Streihung des Abſatz 4 wurde abs 
gelehnt, dagegen wurde ber, den legten Anführungen Red) 
nung tragende Antrag anftatt „diefelben” zu ſetzen „bie 
Emittenten“ angenommen. 

Der von einem Mitgliede der Kommiſſion geftellte Antrag: 

ben $. 38 wie folgt zu faffen: 

„Abſatz 1. Bor der Zulaſſung von Werth: 
papieren ift, jofern es fich nicht um deutſche Reichs⸗ 
oder Staatsanleihen handelt, ein Proſpekt einzu: 
reihen, welder die für die Beurtheilung bes 
Werthes der einzuführenden Papiere wejentlichen 
Angaben enthält. 

bjaß 2 entiprechend ber Faſſung der Sub- 
fommilfion. 

Abjag 3. Gleichzeitig mit der Einreichung bes 
Profpeltes ift eine Bekanntmachung zu erlaffen, in 
welder das Wertpapier, deffen Zulafiung beantragt 
wird, nad Art und Höhe des Betrages bezeichnet 


wird. 

Abſatz 4. Zwiſchen diefer Bekanntmachung 
bezw. der Einreihung des Proſpektes und ber 
Beſchlußfaſſung über denfelben muß eine Friſt von 
4 Tagen liegen. Der Projpelt ift nad feiner 
Genehmigung zu veröffentlihen. Zwiſchen diejer 
Veröffentlihung und der Einführung der in dem 
Profpekt bezeichneten Werthpapiere muß eine Frift 
von 4 Tagen liegen.” 

fand durch die zu 8.38 gefaßten Beſchlüſſe feine Er— 
lebigung. 
$. 38a. 


Bon einer Seite wurde ber Antrag geftellt, einen neuen | 
$. 38a folgenden Inhalts einzufügen: 
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„Die Zulaſſung von Aktien eines zur Altien— 
gejellihaft oder zur Kommanbditgefellihaft auf 
Aktien umgewanbdelten Unternehmens zum Börjens 
handel darf vor Ablauf eines Jahres nad Ein- 
tragung ber Gejellihaft in das Hanbelsregifter 
und vor ber Veröffentlichung der erften Jahres- 
bilanz nebjt Gewinn: und Berluftrehnung nicht 
erfolgen. 

Die betreffende Landesregierung kann in ben 
Fällen, wo es fih um gemeinnüßige Unter 
nehmungen hanbelt, dieſe Sri ermäßigen ober in 
Wegfall bringen.” 

Zur Begründung diejes Antrags wurde hervorgehoben, 
dab es ein Mißjtand fei, wenn Privatunternehmungen in 
Altienunternehmungen umgemwanbelt und unmittelbar nad 
ihrer Ummandlung die Aktien an ber Börfe eingeführt 
mürben. Es gäbe Emiffionsfirmen, welche die Umwand— 
lung beſtehender Privatunternehmungen in Altiengeſell— 
ſchaften geradezu zu einem Gewerbe gemacht hätten. Dieſe 
Firmen pflegten alle Vorbereitungen für die Ummanblung zu 
treffen und, wenn bann an ber Börfe eine ihres Erachtens für 
die Einführung folder Werthe günftige Konjunktnr beftände, 
ohne Rückſicht darauf, ob diefe Konjunktur eine voraus= 
fichtlich längere Dauer habe, oder fonft fi) das Unternehmen 
zum Betriebe durch eine Aktiengefelihaft eigne, die Um— 
wandlung vorzunehmen und unmittelbar darauf bie Altien 
an ber Börje zur Emführung zu bringen. Hiergegen 
müßte das Publikum gefhügt und verhindert werden, daß 
unter Benugung einer ganz vorübergehenden Stimmung 
Aktien von Unternehmungen an der Börje eingeführt wür- 
ben, die fih gar nicht zum Betriebe durch eine Altien- 
geiellichaft eigneten und deren wirthichaftlihe und finans 
ziele Entwidlung in feiner Weife einigermaßen zuverläffig 
beurtheilt werden Zönnte, da die finanziellen Ergebniffe 
während der Zeit, in welcher das Unternehmen ſich noch 
im Privatbefiß befunden, feine Grundlage für die Beur— 
theilung ber wirthichaftlichen Entwidelung des Unternehmens 
als Aktiengefellichaft bieten. Denn einerjeits erſchiene ein 
Theil der Verwaltungstoften der Privatunternehmungen in 
den von biefen aufgeitellten Bilanzen gar nicht ala Aus— 

abe, fondern als Reingewinn, und jeien außerdem Die 
Bermaltungstoften der Aktiengefelihaften in Folge größerer 
Gehälter und Tantiemen meijtens erheblich höher als bie 
der Privatunternehmungen, anbererjeits pflegten vielfach 
die tüchtigen und zuverläffigen Privatunternehmer bei ber 
Ummanbdlung aus dem Serdäft auszufheiden. Es jei bes- 
halb zum Schutze des PBublitums unerläßlih, dab eine 
gewiſſe zeitlihe Schranle für die Einführung foldyer in 
Altienunternehmungen umgewanbelter Brivatunternehmungen 
eingeführt würde, was durch ben geftellten Antrag, in dem 
namentlich vorgefehen fei, daß eine Jahresbilanz der Altien- 
geſellſchaft vor der Zulaffung ber Aktien aufgeftellt und 
veröffentlicht fein müfje, erreicht würbe. 

Bon Seiten der Vertreter der verbündeten Regierungen 
mwurbe gegen biefen Antrag das Bebenken ee daß 
damit das Rifilo der Emilfionsfirmen erheblich gefteigert 
und biefelben in Folge beffen genöthigt werben würden, 
für dieſes Bun Riſiko größere Gewinne zu beanſpruchen 
und demgemäß den Einführungskurs entiprechenb zu er: 
höhen. Außerdem würbe eine einjährige Friſt nicht ge= 
nügen, um bem Publikum ein zuverläffigeh Urtheil über 
die vorausſichtliche Entwidelung des Unternehmens als 
Aktiengefellfhaft und den Werth der beireffenden Aktien zu 
verſchaffen. Eine weitere Verlängerung dieſer Friſt würde 
aber bie Emiffionsthätigkeit auf dieſem Gebiete gerabezu 
lahm legen, während doch bie Umwandlung von Privat 
unternehmungen in Aktiengeſellſchaften nachweisbar in einer 
Neihe von Fällen zur Vermeidung ſchwererer Beeinträd)- 


tigungen bes deutichen Kapitals gedient habe. Vielfach 
würde das Publikum bei Annahme des Antrages ges 
Ihädigt werben, nämlich dann, wenn fid) während diejes 
Jahres eine über die Erwartungen hinausgehende günjtige 
Entwidelung des Unternehmens herausftellte, weil in dieſem 
Falle der Emiffionsturs der Aktien zweifellos eine ents 
iprechende Steigerung erfahren würbe. 

Bon anderer Seite wurde dieſen Ausführungen ent— 
gegengetreten und ber Auffaffung Ausdrud gegeben, daß 
nur die Werthpapiere „völlig abgelärter Unternehmungen” 
zum Handel an der Börſe zugelafien werben jollten, ba 
das Publikum felten in der Lage wäre, ſich ein zufreffens 
bes Urtheil über die voraussichtliche Entwidelung derartiger 
neuer Aktienunternehmungen zu bilden, und es richtiger fei, 
das Riſiko, welches während ber erjten Jahre bes Be— 
triebes ſolcher in Aktiengejellichaften umgewandelten Privat: 
unternehmungen unzweifelhaft beftände, auf bie großen 
Emiffionsftellen zu übertragen, jtatt daſſelbe von bem 
Publikum tragen zu laffen. 

Ein diefer Anficht entſprechender Antrag, die Friſt für 
die Zulaffung neuer Aftienunternehmungen auf minbejtens 
3 Jahre nad) deren Eintragung ins Hanbelsregifter fet- 
zujegen, wurde abgelehnt, und der $. 38a in ber vorher 
angegebenen Falfung angenommen, nachdem noch darauf 

ingewiejen worden war, daß durch den zweiten Abſatz des 
. 38a den Lanbesregierungen die Möglichkeit gegeben jei, 
in bejonderen Fällen die feſtgeſetzte Friſt zu ermäßigen oder | 
ganz in Wegfall zu bringen. 

In der zweiten Lefung wurde von der Sublommiffion 
beantragt, ben zweiten — redaltionell zu ändern und 
dahin zu faflen: 

„Sofern es fih um gemeinnüßige Unter— 
nehmungen Handelt, kann die Einhaltung ber 
Frift durch die Landesregierungen ($. 1) ganz 
oder theilweiſe erlaffen werben.“ 

Dagegen wurde von einer Seite der Antrag geftellt, 
ben Eingang biefes Abjahes wie folgt zu fallen: 

„In bejonderen Fällen kann bie Ein: 
haltung u. ſ. mw.” 

ur Begründung diefes Antrages wurde darauf hin— 
gewiejen, daß der Ausdrud „gemeinnüßgige Unternehmungen“ 
zu eng jei, um in allen Fällen, in bemen die Abkürzung 
der Friſt durch die berechtigte Rüdfihtnahme auf die all» 
gemeinen Intereffen geboten fei, dieje der Landesregierung 
zu ermögliden. So z. B. fei die Ummandlung der Rus 
mänifchen Eifenbahnen in eine Aktiengefellichaft durch ſchwer— 
wiegende vaterländijche Intereffen geboten gemwejen, weil 
andernfalls das beutiche Kapital ſehr erhebliche Berlufte | 
erlitten hätte. Im foldhen befonderen Fällen die Abkürzung 
ber Friſt zu geitatten, fei dringend geboten. 

Bon den gleihen Erwägungen ging der von anderer | 
Seite getellte Antrag aus, den Abſatz 2 des $. 38a wie 
folgt zu faflen: | 

„Die Einhaltung ber Friſt kann durch bie 
Landesregierungen ($. 1) in einzelnen befonderen 
Fällen ganz oder theilmweife erlaflen werben.“ 

Die Kommiffion trat diejen Ausführungen bei und 
nahm den erjten ber geftellten Anträge und ben ganzen | 


8. 38a an. 
$. 39. 


Zu 8.39 wurde von verjdiedenen Seiten für noth- 
wendig bezeichnet, den jogenannten Handel „per Erſcheinen“ 
zu verbieten. 

Zur Begründung dieſes Antrags wurbe Te 
dab der Handel per Erjcheinen in ben meiften Fällen 
zu einer mehr oder weniger wilden Agiotage benutzt 
würde. Durd Ddiefen Handel würde es in vielen Fällen , 
den Emiffionshäufern ermöglidt, ihre zur öffentlichen ; 

Altenitüde zu ben Verhandlungen bed Heichsiages 1895/96. 
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rang ausgelegten Effekten an ber Börje „per Er- 
einen” zu einem höhern als dem Emiſſionskurs zu vers 
faufen, jo daß dann die Zeichner leer ausgingen. Hierin 
Tiege eine Schädigung des großen Publikums, welches fich 
an ber Zeichnung betheiligt hätte, denn vielfach jeien die 
Zeichner zur Beihaffung ber Kaution andere Effekten zu 
veräußern genöthigt und hätten dann für ihre Baarbeftände 
feine Verwendung, wenn demnächſt in Folge des Handels 
„per Erſcheinen“ auf die gezeichneten Aktien garnichts oder 
nur wenig zur Vertheilung gelangte. Wuch bei der Emit- 
tirung von Staats: und Neichsanleihen Habe ſich der 
Handel per Erſcheinen als ftörend erwiejen, indem der Kurs 
per Erſcheinen unter den beabfidhtigten Emiffionsfurs herab: 
gebrüdt wurde und badurd die Emiffionsftellen genöthigt 
wurden, um die Emilfion nicht zu gefährden, größere 
Mengen der per Ericheinen an der Börje angebotenen 
Reichs- und Staatsanleihen aufzunehmen. 

Von anderer Seite wurde es als ein Bortheil bes 
Handels „per Erjcheinen” bezeichnet, daß berjelbe Jedem 
die Möglichkeit gewähre, fih Diejenigen Mengen von 
Werthpapieren, welche er zu haben wünſche, dur Ge 
währung eines verhältnigmäßig geringen Aufgeldes zu 
fihern. Dieſer Vortheil jei namentlih für das Privats 
ublifum von Bedeutung, mweldhes bei ben meiften Emif- 
—* den Erfolg der Zeichnung gar nicht vorausſehen 
und demgemäß nicht beurtheilen könnte, wie hoch von ihm 
die Zeichnung bemeffen werben müßte, um denjenigen Be— 
trag an Werthpapieren, ben er zu haben wünjche, auch in 
der That zu erlangen. 

Die Kommiffion war der Anficht, daß die Nachtheile 
des Handels „per Erjcheinen” ganz wejentlih die mit ihm 
verbundenen Vortheile überftiegen, und nahm demgemäß 
ben Eingang des $. 39 in folgender Faſſung an: 

„Für MWerthpapiere, welche zur öffentlichen 
Zeichnung aufgelegt werben, darf vor beendeter 
Butheilung an die Zeichner eine amtliche Feſiſtellung 
des Preiſes nicht erfolgen. Geſchäfte vor dieſem 
Zeitpunkt find von ber Benutzung der Börjenein- 
richtungen ausgefhloffen und dürfen von den Kurs— 
maflern nicht vermittelt werden. Auch dürfen für 
ſolche Gejchäfte Preife öffentlich oder in mechaniſch 
hergeſtellien Breisliften (Kurszetteln) nicht notirt 
werben.” 

Ferner war die Kommiffion der Anſicht, daß Die 
Folgen der Nichtzulaffung von Werthpapieren zum Handel 
näher prägifirt werden müßten, als joldyes im 8. 39 ber 
Regierungsvorlage geihehen, und daß ähnliche Beſtim— 
mungen in dieſer Beziehung zu erlaffen jeien, als die Vor— 
lage fie für den Börfenterminhandel vorgejehen habe. 
Selbftverftändlih Fönne nicht davon die Rede fein, Ge— 
ichäfte, welche über nicht zum Börfenhandel zugelafiene 
Werihpapiere abgejchloflen feien, überhaupt zu unterjagen, 


‚ wohl aber fei es berechtigt und nothwendig, für ſolche Ge— 


ſchäfte die Benugung der Börfeneinrichtungen unmöglich zu 
machen, deren Vermittelung durch die Kursmaller zu unter- 
fagen und zu verhindern, daß ſich troß der Nichtzulaſſung 
ein gewerbsmäßiger Handel außerhalb der Börfe organifire. 
Um Legteres zu verhindern, wäre es zu verbieten, daß für 
in nicht zugelaffenen Werihpapieren Preiſe 
öffentlich oder in mechanisch hergeftellten Preisliften notirt 
mwürben. 

Die Kommiffion ſchloß fich dieſen Erwägungen an 
und nahm den Antrag, für nicht zugelaffene Werthpapiere 
in 8. 39 folgende Bejtimmung zu treffen: 

„Für Werthpapiere, deren Zulaffung zum Börfen- 
handel verweigert oder nicht nachgeſucht ift, darf 
eine amtliche Feſtſiellung des Preifes nicht erfolgen. 
Geſchäfte in ſolchen Werthpapieren find von der 
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Benupung der Börfeneinrihtungen ausgeichloffen 
und dürfen von ben Kursmallern nicht vermittelt 
werden. Auch bürfen für ſolche Gejchäfte Breife 
öffentlich oder in mechaniſch Hergeftellten Preis- 
liften (Kurszetteln) nicht notirt werben.“ 


an, 

Dabei wurde konſtatirt, daß es fich bei dem Berbote 
ber Veröffentlihung von Preisliften nur um im Inlande 
erihienene Beröffentlichungen handele, daß Dagegen fein 
Grund vorliege, auch die Veröffentlihung von Preislijten 
in ausländilhen Beitungen über im Wuslande oder an 
ausländischen Börjen bezahlte Preife zu unterfagen. So— 
fern dieſe Abſicht nicht aus ber Faſſung des Antrages felbft 
hervorginge, würde in der zweiten Leſung Beranlaffung 
genommen werben müflen, Diefen Zweifel Harzuftellen. 

Der Antrag, dem $. 39 folgende beiden Abſähe hinzu— 


zufügen: 3 — 

„Ebenſo iſt ein von der Mitwirkung der Börfen- 
organe unabhängiger Handel in ſolchen Werths 
papieren von der Börſe ausgeſchloſſen. 

Ohne Genehmigung einer Börjenauffihtsbehörde 
dürfen für ſolche Werthpapiere Preife (Kurfe) in 
öffentlichen Blättern oder in mechaniſch hergeftellten 
Preisliften (Kurszetteln) nicht notirt werben,“ 

mwurbe mit der Begründung zurüdgezogen, baf der bereits 
von anderer Seite über die folgen der Nichtzulaſſung von 
Werthpapieren gejtellte Antrag im Wefentlichen das treffe, 
was mit dem vorerwähnten Antrage beabfichtigt jei. 

In der zweiten Lejung wurde der von der Subfom- 
miffion geftellte Antrag angenommen: 

en erſten Abſatz des 8.39 als meuen $. 38b mit 
ber Ueberfchrift „Handel auf Erſcheinen“ aufzunehmen 

Kon die beiden legten Sähe beffelben wie folgt zu 

affen: 

„Bor diefem Zeitpunkt find ſolche Geichäfte von 
ber Benugung ber Börfeneinricdhtungen ausge 
ſchloſſen und dürfen von den Kursmaklern nicht 
notirt werden. Auch dürfen für ſolche Gejchäfte 
Preisliften (Kurszettel) nicht veröffentlicht oder in 
mechanisch hergeftellter Vervielfältigung verbreitet 
werben.” 

ferner wurde in ber zweiten Lefung beantragt, in 
dem nunmehr noch verbleibenden $. 39 ben legten Sa im 
erften Abjag wie folgt zu faflen: 

„Auch dürfen für ſolche an der Börſe abge 
ſchloſſenen Geſchäfte Preisliften (Kurszettel) nicht 
veröffentlicht oder in mechaniſch hergeftellter Ver— 
vielfältigung verbreitet werben." 

Endlich wurde in der zweiten Lefung von einem Mits 
liede der Kommifjion beantragt, dem $. 39 Abſatz 1 noch 
olgenden Zuſatz hinzuzufügen: 

„loweit nicht die Börfenorbnung für befondere 
Halle Ausnahmen geftattet.“ 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde ausgeführt, 
daß an vielen Börjen ein nichtamtlicher Handel in Kreis— 
obligationen, Obligationen von an und ähnlichen 
Werihpapieren beftände, der unmöglich gemacht werben 
mürde, wenn bie Veröffentlihung von Kurjen für die über 
diefe Werthpapiere an der Börſe abgeſchloſſenen Geſchäfte 
unterjagt würde. 

Dur die Unterbindung diefes Handels würben nicht 
bloß die Intereſſen ber betreffenden Kommunalverbände 
und Kleinbahnen, fondern aud die des Privatpublifums 
auf das Empfindlichfte gefhädigt werden, da baburd die 
Abjapfähigkeit und ſomit ber Werth folder Papiere er— 
heblich beeinträchtigt werben würde. Da dieje Werthpapiere 
nur in fo geringen Mengen vorhanden feien, daß fie das 
für die Zulaffung zum Börjenhandel an den einzelnen 
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Börfen vorgeſchriebene Mindeftlapital nicht erreichten, jo 
feien diejelben von dem amtlihen Handel an den Börjen 
ausgeichloffen. In ſolchen Fällen, in denen die Zulaffung 
um Börjenhandel meift aus dem Grunde nicht nachgeſucht 
ki weil eine Ablehnung derjelben zu erwarten jtände, ſon— 
dern lediglich, weil das vorgejchriebene Mindeſtkapital nicht 
erreicht fei, müfle die Börſenordnung die Veröffentlichung 
ber Kurje für die an der Börfe abgeſchloſſenen Geſchäfle 
geftatten bürfen. Selbftverftändlid könnten in der Börjen- 
ordnung nur die Grundfäge für die ausnahmsweiſe Zus 
laſſung der Kurszettel enthalten fein, während die Anwen— 
dung dieſer Grundſätze auf den einzelnen Fall den Börjen- 
organen obliege. 

Die beiden zu $. 39 geftellten Anträge wurben ange 
nommen, 

Dadurch, er; das Verbot der Veröffentlihung der 
Kurſe fih nur auf die an ber Börfe abgeſchloſſenen Ge— 
ichäfte bezieht, ift das in der erſten Leſung geäußerte Be— 
denken bezüglich der Veröffentlichung von Kurjen über im 
Auslande abgeſchloſſene Geſchäfte bejeitigt. 

ferner wurde ber Antrag geftellt, einen neuen Para— 
graphen folgenden Inhalts einzufügen: 

„Wenn Werthpapiere öffentlich zur Zeichnung an— 
—— werden, jo iſt in ber Anlündigung zu 
eitimmen, wie bie ren im Falle der Ueber⸗ 
zeichnung erfolgen ſoll, widrigenfall® die Zulaffung 
zum Börjenhandel abgelehnt wird.“ 

Zur Begründung dieſes Antrags wurde angeführt, 
daß die Emiflionshäufer vielfach völlig willkürlich bei der 
Zutheilung der zur Zeichnung ausgelegten Werthpapiere an 
die Beichner verführen. Sei die Nachfrage nad dem be- 
treffenden Werthpapier eine große und eine welentliche 
Steigerung der Kurfe zu erwarten, ober fei der Kurs bei 
dem Handel „per Erſcheinen“ ein höherer als ber Zeich— 
nungsturs, jo erhielten bie Zeichner verhältnißmäßig wenig 
und es würde der größte Theil zu dem — Kurje an 
ber Börje veräußert. Ebenfo fänden vielfach Begünftigungen 
befreunbeter Häufer bei ber Zutheilung jtatt, wenn eine 
Kursfteigerung für die einzuführenden Werthpapiere zu er= 
warten ki: umgefehrt würden, wenn ein Rüdgang in dem 
Kurſe zu befürchten fei, die Heinen Zeichner vorwiegend be= 
rüdfichtigt. Zur Beleitigung diefer Mißſtände fei die An— 
gabe bes Emiffionshaujes über die Art und Weiſe, im 
welcher es bie Zutheilung im Falle ber Heberzeichnung vors 
zunehmen beabfichtige, unerläßlich. 

Demgegenüber wurde von dem Präfidenten des Reichs— 
bankdireltoriums auf die Schwierigteit —— welche 
einer, eine jede Begünſtigung ausſchließenden Vertheilung 
von Werthpapieren bei einer etwaigen Ueberzeichnung ent— 
gegenjtänden. Die Reichsbank Habe wiederholt Die 
Grundſätze für die Zutheilung auf Zeichnungen von Reichs— 
anleihen im alle ber Ueberzeichnung ändern müflen, 
ohne auch jeht ſchon zu einem völlig einwandsfreien 
und jede Begünftigung Einzelner ausjchließenden ers 
fahren gelangt zu fein. Im Bezug auf Diejes Verfahren 
erflärte der Präfident des Reichsbanldireltoriums, daß bei 
den Gmiffionen von beuticher Reichsanleihe nah Feſt— 
ftellung der Geſammtſumme ber Zeichnungen ber Anleihes 
betrag auf die einzelnen Beichnungsftelen — bie Reichs— 
bank in Berlin mit ihren Sweiganftalten und die als 
private Beichnungsftellen fungirenden ca. 120 Bankfirmen 
— nad Ermeflen des Reichsbank-Direktoriums vertheilt 
würde. In gleiher Weije erfolgte gemäß Proſpekt Die 
Zutheilung an die Zeichner nad dem Ermeſſen jeder 
Zeichnungsſtelle. Um jedoch ein möglichft gleichmäßiges 
Verfahren zu erzielen, würde den privaten Zeichnungs— 
ftellen ftets mitgetheilt, nad welchen Grundfäßen die Zu— 
theilung bei den Neihsbankanftalten erfolgte. Die Reichs— 


banf ſelbſt hielte im Allgemeinen daran feit, daß die Heinen 
Zeichner den Betrag ihrer Zeichnung voll zugetheilt er— 
hielten. Die obere ®renze, bis zu welcher dies en 
geichehen Fönnen, hätte in den legten ſechs Jahren zwijchen 
200 M und 12000 M, je nachdem die Anleihe mehr 
oder weniger überzeichnet worden wäre, gewechſelt; Zeich— 
nungen über höhere Beträge wären im Verhältniß zu ben 
überhaupt angemeldeten Zeichnungen berüdfichtig. Um 
das materielle Ziel einer gerechten Zutheilung thunlichft zu 
erreichen, müßten bei jeder Emiffion befondere Anordnungen 
getroffen werben, welde — neben den im Allgemeinen 
maßgebenden Bahlenverhältnifien — dem Ermeljen ber 
Zeihnungsftellen im einzelnen Falle ziemlich weiten Spiel: 
raum ließen. Je mehr die Erfahrung lehrte, daß Zeich- 
nungen vorgejchobener Perjonen benußt oder größere Zeich- 
nungen in Fleinere Beträge zerlegt würben, um jene Ziele 
zu vereiteln, deſto mehr hätte fid) die Erweiterung des Er- 
meſſens als nöthig erwiefen. Den Banlanjtalten würde 
empfohlen, diejenigen größeren Beträge, melde voraus— 
fihtlih zu bleibender Kapitalsanlage beftimmt wären, 
thunlichit zu bevorzugen und möglichſt voll zu berüds 
fihtigen, ſpekulativen Zeichnern dagegen nur einen ges 
ringeren Betrag zutheilen. Ebenſo würden von der 
vorzugsweiſen Berückſichtigung foldhe Zeichner ausgeichloffen, 
welde in der Erwartung einer jtärkeren Zutheilung unter 
eigenem oder fremden Namen größere Zeichnungen in 
verſchiedene Eleinere Zeichnungen zerlegt hätten. 

Bon anderer Seite wurde der Tendenz bes Antrags 
zugeftimmt, jedod darauf hingewieſen, daß die in dem oe 
jegentwurf enthaltenen Beftimmungen über das ehrengeridhts 
lie Berfahren zu einer Verbeflerung der gegenwärtigen 
Verhältniffe und zur DVefeitigung der größten Mißſtände 
führen würden. Zweifellos fei auch ſchon nach dem gegen- 
wärtigen Rechtszuſtande das Emiffionshaus, welches einen 
beſtimmten Betrag von Werthpapieren zur öffentlichen 
Zeichnung auslege, verpflichtet, diefen Betrag unter die Zeich— 
ner zu vertheilen, und machten Scheinzeichnungen durch das 
emittirende Haus felbft oder durch befreunbete Häufer oder 
dur Angeftellte nicht bloß das emittirende Haus civil 
rechtlich verantwortlid, fondern diefelben feien unter Um— 
ftänden ſogar ſtrafrechtlich verfolgbar. Jedenfalls feien 
derartige Manipulationen Handlungen, welche nad dem 
Geſetzentwurf ber En Dee Ahndung unterliegen. 
Das Gleiche fei der Fall, wenn bei der Zutheilung Bes 
günftigungen befreundeter Häufer ftattfänden, ohne daß 
diefe Begünftigungen allen Zeichnern, bei denen die gleichen 
BVerhältniffe vorliegen, bewilligt würden. Sicherlich jei 
es zuläfiig, bei der Zutheilung in erſter Reihe ſolche 
zer zu berüdfichtigen, welche die Werthpapiere als 

apitalsanlage zu erwerben beabfichtigten. Dagegen würde 
es als ein ehrengerichtlicdy zu ahndendes Verfahren ange— 
fehen werden müſſen, wenn bei einer unerwarteten Steige— 
rung der Kurſe das Emiſſionshaus bei der Zutheilung der 
zur öffentlichen Zeichnung aufgelegten Wertpapiere nicht 
nad) einheitlichen Grundſätzen verfahren, fondern befreundete 
Häufer in erfter Reihe berüdfichtigen wollte, 

Nach diefen Erörterungen wurde ber geftellte Antrag 
zurücdgezogen. 

Endlidy wurde beantragt, einen neuen $. 39b folgenden 
Inhalts einzufügen: 

„Für nicht zugelafiene Werthpapiere darf ohne 
Genehmigung einer Börfenauffichtsbehörbe in 
öffentlichen Blättern oder mitteljt mechaniſch hers 
geftellter Zufchriften ein Proſpekt nicht veröffentlicht 
no zum Anfauf oder —— ſolcher Werth: 
papiere aufgefordert werden. Zuwiderhandlungen 


ziehen die Haftung gemäß $. 41 nach ſich.“ 
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Diefer Antrag wurde damit begründet, daß auch bie 
öffentliche Aufforderung zum Ankauf oder zur Zeichnung 
von Werthpapieren unterfagt werden müfje, wenn von bem 
im $. 39 angenommenen Beftimmungen ein Erfolg im 
Intereſſe eines größeren Schuges des Publitums erwartet 
werben follte. Obne ein foldyes Berbot würde das Publikum 
zur Zeichnung von Altien öffentlich aufgefordert werden Lönnen 
und würbe ſich vielleicht an der Zeichnung in ber Annahme 
betheiligen, daß die aufgelegten Werthpapiere auch an ber 
Börfje gehandelt würden, e8 würde dadurch, daß dies nicht der 
fall, eine erheblihe Schädigung feiner Intereffen erfahren. 

Bon anderer Seite wurde darauf hingewieſen, daß 
nad den Beftimmungen der meijten Börjen für bie Bus 
laffung von Aktien zum Handel an denſelben eine beftimmte 
Minimalgrenze bes Aktienkapitals fejtgefegt fei, und daß 
fomit alle Atienunternehmungen, welche dieſen Betrag nicht 
erreichen, völlig von dem Handel an der Börje aus— 
geſchloſſen jeien. Eine öffentliche Aufforderung zum Kauf 
von Aktien folder Unternehmungen oder zur Zeichnung auf 
diefe Aktien zu verbieten, könne in keiner Weiſe gerecht 
fertigt werben, zumal biefe Unternehmungen in hohem 
Maße jolide fein könnten. Wolle man, worauf allerdings 
aus den in ber Enquete-ſtommiſſion näher bdargelegten 
Gründen Werth zu legen jei, die Heineren Altienunter 
nehmungen von ber Börje ausichliegen, jo dürfe ihnen doch 
die Unterbringung ber Ultien durch öffentliche Aufforberung 
nicht verfagt werden. Auch erjchienen häufig Aufforderungen 
zur Zeichnung auf Aktien gemeinnüßiger Unternehmungen, 
wie Bolfsbäder, Bauvereine u. j. w., deren Verbot weite 
Intereſſenkreiſe erheblich ſchädigen würbe. . 

Nach diefen Darlegungen wurde der geitellte Antrag 
abgelehnt. 


8. 40. 

Bei $. 40 wurde von einem Mitgliebe der Kommiffion 
auf die Nothwendigkeit hingewieſen, Beitimmungen darüber 
“ treffen, welcher Mindeſtbetrag des Grunblapitals für 

ie —— von Aktien zum Handel an ben einzelnen 
örſen maßgebend jein ſolle. Schon jegt hätten einzelne 
Börjen einen ſolchen Mindeftbetrag des Grundtapitals feit- 
geitellt; biefer Betrag müfje aber für die größeren Börjen 
ala d gering angejehen werben. Imsbejondere ſei für 
bie Berliner Börſe eine wejentliche Erhöhung des auf eine 
Million feitgefegten Mindeftbetrages geboten. Schon jetzt 
fei die Zahl der an der Berliner Börfe zum Börlene 
handel und zur Notirung zugelafienen Werthpapiere 
eine jo große, dab eine ſachgemäße Kontrole über 
bie ftiegung ber Börjenpreife völlig ausgeſchloſſen 
fei. Auch müſſe es für mirthichaftlich bedenklich erachtet 
werben, daß fleinere Altienunternehmungen in Provinzen, 


‘in deren Bezirk felbft Börſen vorhanden feien, die Zus 


laffung ihrer Altien zum Börfenhandel nicht an dieſen 
Provinzialbörfen nachſuchten, fondern in ftets fteigendem 
Umfange fih an die großen Börſen heranbrängten und 
bie —*— ihrer Aklien zum Handel an denſelben von 
den Börfenorganen bewilligt erhielten. 

Dadurd) trete eine in hohem Make bedenkliche Kons 
zentrirung ber gefammten Geſchäfte in Berlin ein, während 
die Provinzialbörfen immer mehr und mehr an Bedeutung 
verlören. Dies ſei um jo umerwünfchter, als bie Beein- 
fluſſung ber Kurfe von Aktien folder kleineren Unterneh- 
mungen an ben großen Börfen durch unlautere Manis 
pulationen viel leichter fei ald® an den Provinzialbörfen, 
deren Bejucher viel zuverläffiger über den finanziellen und 
wirthſchaftlichen Stand ber in ihrer Provinz belegenen 
Unternehmungen informirt ſeien als die Mitglieder ber 
großen Börjen, für die dieſe provinziellen —— 
immer nur eine untergeordnete Bedeutung hätten. Die 
Borſenenquete⸗Kommiſſion hätte demgemäß, von ber Er» 
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wägung ug daß bie Aktien von Hleineren Aftienunters 
nehmungen überhaupt zum Börfenhandel ungeeignet feien, 
befürwortet, den Mindeftbetrag des Grundkapitals für zum 
Börjenhandel zujulaffende Unternehmungen auf eine halbe 
Million feftzufegen und diefen Betrag für Frankfurt a. M. und 
Hamburg auf zwei und für Berlin auf drei Millionen zu 
erhöhen. Für die leßteren drei Börſen folle eine Aus— 
nahme nur infoweit Platz greifen dürfen, als es fih um 
Unternehmungen handele, welche an diefem Orte felbft ober 
in ihrer Nähe errichtet fein. Wolle man nun aud) nicht 
dieje Vorſchlaͤge der Börjenenquete-Kommiffion in das * 
ſelbſt aufnehmen, da immerhin eine Abweichung davon ſi 
im Laufe der Zeit als nützlich und —“ ergeben 
könnte, fo ſei e8 Doch geboten, daß ber Bundesrath ſich 
mit dieſer Frage befaſſe und den Mindeſtbetrag des Grund- 
fapitals für die an den einzelnen Börfen zuzulafſenden 
Werthpapiere feſtſetze. 
njo fei es geboten, auch ben Mindeftbetrag der 
einzelnen Stüde der zum Handel an der Börje zugelafjenen 
Werthpapiere feitzufegen. Es könne in feiner Zeit erecht⸗ 
fertigt werben, daß, während das deutſche —— den 
Mindeſtbetrag der einzelnen Aktien, ſoweit es ſich nicht um 
emeinnützige Unternehmungen handle, auf 1000 .# feſt⸗ 
etze, ein derartiger Mindejtbetrag für außerbeutiche Ultien- 
unternehmungen nicht beftände, und daß demgemäß Aktien 
außerdeutfher Unternehmungen von einem erheblich ges 
tingeren Betrage thatfädhlih an den deutſchen Börfen zus 
gelafien würden. Mus den Verhandlungen über das 
AUltiengefeß ginge hervor, daß man die Feſtſetzung bes 
Mindeftbetrages der einzelnen Stüde, der übrigens jeitens 
ber verbündeten Regierungen auf 5000 .% in Vorſchlag 
gebracht war, allfeitig aus dem Grunde für nothmwendi 
erachtet Habe, um das ganz Kleine Kapital von dem Erwer 
folder Aktien auszuſchließen. Diefer Geſichtspunkt ſpreche noch 
mehr für eine Erhöhung des Mindeftbetrages ausländiſcher 
Aktien, weil bei den ausländiichen AUltienunternehmungen 
diejenigen Garantien nicht vorhanden jeien, die das ** 
Alltiengeſetz zum Schutze der Aktionäre gegeben hätte. Auch 
bei ausländiſchen Anleihen ſei vielfah der Mindeitbetrag 
ber einzelnen Stäbte ein jo niedriger, daß das Kleinlapital 
dadurch geradezu zur Anlage in ſolchen Werthpapieren ver: 
leitet würde. Der höhere Preis, ben vielfadh die Heineren 
Stüde ausländiicher Anleihen Hätten, bemweile, daß das 
Kleinfapital, verleitet durch die verfprochenen höheren Zinſen, 
vielfah Anlage in bdenfelben ſuchte. Aus diefem Grunde 
fei es geboten, daß auch der Mindeftbetrag ber einzelnen 
Stüde der zum Handel an der Börfe zugelafienen Werth: 
papiere nad) Maßgabe der dargelegten Gefihtspunfte vom 
Bundesrath feftgejegt würde. Um diefes zu erreichen, würde 
es fi) empfehlen, den Eingang bes $. 40 dahin zu faflen: 
„Dienähere Beitimmung darüber, welcher Mindeſt⸗ 
betrag des Grundfapitals für die Zulaffung von 
Aktien zum ae an den einzelnen Börjen maß: 
gebend jein joll, jowie über den Mindejtbetrag der 
einzelnen Stüde der zum Handel an ber Börje zu— 
gelaffenen Werthpapiere liegt dem Bundesraih ob.” 
> ein bieöbezüglicher Antrag in der Kommiffion 
geftellt. 

Von Seiten der Vertreter der verbündeten Regierungen 
wurbe barauf hingemiejen, daß der Bundesrath auch ohne 
die vorgejchlagene Beftimmung ſich mit der Frage des für 
bie Zulaffung von Altien zum Börfenhandel maßgebenden 
Grundlapitals, jowie des Mindejtbetrages ber einzelnen 
Stüde der zugelafjenen Werthpapiere befaffen und hierauf 
bezügliche Vorſchriften erlafjen würde. Der gejtellte Antrag 
mühe demgemäß als nicht nothwendig bezeichnet werben, 
unterliege aber anderntheild feinen wejentlichen Bedenken. 

Hierauf wurde der Antrag von der Kommiffion ars 


(Beriht der neunten Rommiffion.) 
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genommen, dem in der zweiten Leſung folgende Faſſung 
gegeben wurde: 

„Der Bundesrath beſtimmt den Mindeſtbetrag 
des Grundkapitals, welcher für die Zulaſſung von 
Aktien an den einzelnen Börſen maßgebend ſein 
foll, jowie den Mindejtbetrag ber einzelnen Stüde 
der zum Handel an ber Börſe zuzulaſſenden Werth- 
papiere.“ 

Ebenfo wurde ein Antrag angenommen, dem $. 40 
einen legten Abſatz des Inhalts hinzuzufügen: 

„Die Befugniß der Landesregierung, ergänzende 
Beitimmungen zu treffen, wird hierdurch nicht be— 
rührt; diefe Beltimmungen find dem Bundesraihe 
mitzutheilen.” 

um außer Zweifel ” ftellen, daß, joweit allgemeine Be— 
ftimmungen über die Aufgaben der Zulafjungsjtelle und 
über die Borausfegungen der Zulafiung vom Bundesrathe 
nicht getroffen fein follten, die Landesregierungen derartige 
ergänzende Bejtimmungen zu erlaffen befugt feien. 

Sn zweiter Leſung wurde jedod das Wort „Bundes- 
rathe“ durch „Reichskanzler“ erießt. 

Endlich wurde beſchloſſen, die Beſtimmung in $. 40 
der Vorlage: 

„Der Bundesrath iſt befugt, weilere Beſtim— 
mungen über die Aufgaben der Zulaſſungsſielle 
und die Borausfegungen der Zulafjung zu treffen.“ 

dahin zu ändern: 

„Weitere Beſtimmungen über die Aufgaben der 
Zulaffungsftelle und die Vorausjegungen der Zu— 
lafjung trifft der Bundesrath.” 

um im Gejeße ſelbſt vorzufehen, daß, joweit ein Bedürfniß 
zum Grlaß weiterer Beſtimmungen in der angedeuteten 
Richtung für ganz Deutichland vorhanden fei, ſolche auch 
thatſächlich erlaſſen werden. 


g. 41. 

Zu 8.41 gab bie —— in welchem Umfange die 
Emifjtonshäufer für den Inhalt des Profjpeltes verantwort⸗ 
lich gemadjt werben follten, zu einer eingehenden Erörterung 
Veranlaffung. 

Von einer Seite wurden die Beftimmungen in dem 
Gejegentwurf bezüglich der Haftung der Emifjionshäujer 
für ungenügend erflärt, um einen wirfamen Schuß für 
das Publikum gegen bie Einführung unfolider —— 
papiere zu gewähren. Wenn das Handelsgeſetzbuch im All- 
gemeinen vorjchriebe, daß jeder Kaufmann bei Handlungen, 
duch die die Intereifen Anderer geihädigt würden, für die 
Anwendung ber Sorgfalt eines ordentlihen Kaufmanns zu 
haften hätte, jo läge fein Grund vor, die Emiffionshäujer 
von diejem allgemeinen Grundſatz auszunehmen und ihnen 
eine geringere Haftung aufzuerlegen. Die Haftung für 
grobes Verſchulden, fomweit es ſich um unrichtige Angaben 
in dem Proſpekt handle, und für Böslichkeit, jofern nur die 
Unvolljtändigfeit im Profpelt in Frage fomme, ſei ent— 
ſchieden nicht ausreichend; es müſſe verlangt werden, daß 
die Emiffionshäufer, welche Werthpapiere emittirten, im 
Bezug auf die Nichtigkeit und Vollftändigkeit der in dem 
Proſpelt enthaltenen Angaben die gleiche Sorgfalt anzu— 
mwenben verpflichtet ſeien, als wenn es ſich um den Erwerb 
von Werthpapieren für eigene Rechnung handle; dieje 
Sorgfalt fei die eines orbentlihen Kaufmannes. Die Haf- 
tung füc eine foldhe Sorgfalt könne um fo eher verlangt 
werden, als die Emiffionen meiftens jehr erhebliche Ges 
winne den Emiffionshäujern abwürfen. 

Demgemäß wurde der Antrag geftellt: 

in 8.41 Sag 1 bie Worte: „ohne grobes Ver— 
ſchulden“ zu erfegen durch die Worte: „bei An— 
wendung ber Sorgfalt eines ordentlichen Kauf: 
manng“ 
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und ferner den letzten Saß des erften Abſatzes, wie folgt, 
zu faſſen: 

„Das Gleiche gilt, wenn ber Brofpelt in Folge 
ber Fortlaffung wejentliher Thatjachen unvoll 
ftändig ift und dieſe Unvollftändigfeit auf bös— 
willigem Verſchweigen ober auf der Außeracht— 
ale; der Sorgfalt eines ordentlihen Kaufmanns 
eruht.” 


Bon ben Vertretern ber verbünbeten Regierungen und 
von anderen Mitgliedern ber Kommiffion wurde biefer 
Antrag entſchieden befämpft. Schon die Regelung der 

aftung der Emijfionshäufer, wie fie die Vorlage in Aus: 
icht nehme, hätte bei den Emilfionshäufern fun 5 Beſorg⸗ 
niſſe hervorgerufen, und es müßte befürchtet werden, dab, 
wenn dieſe Haftung in ber vorgejchlagenen Weile ver: 
ſchärft würde, die Emiffionsthätigkeit im Inlande auf das 
Erheblichfte beeinträchtigt und geihädigt werden würde. 
Außerdem fei zu fürdten, daß eine derartige Verſchärfung 
der Haftung die joliden Emiffionshäufer veranlaffen würde, 
fih von der Gmiffionsthätigfeit überhaupt ganz zurück⸗ 
uziehen, und dab dann die Emilfionen in weniger 
—* und weniger leiſtungsfähige Hände gelangen 
würden. Diejes widerjpräde aber jowohl den allgemeinen 
Intereffen, wie aud den Intereffen des anlagebedürftigen 
Publikums. Beſonders fei e8 unbillig, die Emiffionshäufer 
aud) in Bezug auf bie Umvollftändigkeit des Proſpelts 
für die Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns haften zu lafjen. Nach den’ Beichlüffen der 
Kommilfion zu $. 36 Habe die Zulafjungsftelle die Aufgabe 
und die Pflicht, dafür zu forgen, daß das Publikum über 
alle zur Beurtheilung der zu emittirenden Werthpapiere 
nothwendigen Thatſachen und rechtlichen Verhältniffe ſoweit 
als möglich informirt werde, und bei Unvollitändigfeit ber 
Angaben die Emiffion nicht zugulaffen. Wenn alle Zu— 
laffungsftellen, die nad den Beihlüffen der Kommiſſion 
zur Hälfte aus Mitgliedern zu beftehen hätten, bie nicht 
ins Börjenregifter eingetragen, aljo am Börfenhandel nicht 
gewerbsmäßig betheiligt feien, * Schuldigkeit thäten, 
könne in Zukunft der Fall, daß Proſpelte, welche die zur Be— 
urtheilung nothwendigen Angaben nicht enthielten, über: 
haupt faum mehr vorfommen. Erkenne aber die Zulaſſungs— 
ftelle durch bie Zulaſſung eines Werthpapieres zum Börjen- 
handel an, baf in dem Proſpelt alle zur Beurtheilung des 
Werthes defielben nothwendigen Angaben enthalten jeien, 
jo könne man unmöglich) hinterher die —— 
wegen Unvollſtändigleit des Proſpekts mit der Behauptung 
in Anfpruch nehmen, daß dieſe Unvollftändigfeit auf Die 
Außerachtlaffung der Sorgfalt eines ordenilichen Kauf- 
manns beruhe. Die Vorlage ginge bis an die äußerfte 
Grenze beffen, was ohne empfindliche Störung der ges 
ſammten Emiffionsthätigfeit verlangt werden fönne, zumal 
nicht außer Acht gelaffen werden dürfe, daß die Prüfung, 
ob bei der Unrichtigkeit und Unvollftändigkeit der Angaben 
in dem Projpelt die Sorgfalt eines orbentliden Kauf— 
manns verlegt fei, vielfach erft längere Zeit nach ber 
Emiffion ftattfände und die Gefahr vorliege, daß ber 
Richter ſich durch Thatjachen in feinem Urtheile beitimmen 
lafjen würde, welche nicht zur Zeit der Emiffion, jondern 
erjt hinterher fich als weſentlich für die Beurtheilung des 
Unternehmens herausgeftellt hätten. 


Die Mehrheit der Kommifjion ſchloß ſich diejen Er- 
mwägungen an, joweit es fi um die Unvolljtändigfeit der 
Ungaben in bem Proſpelt handele, und lehnte die bean- 
tragte Aenderung des zweiten Saßes bes $. 41 demgemäß 
ab. Dagegen war fie der Anficht, daß in Bezug auf die 
Nichtigkeit der Angaben die Forderung ber Anwendung 
der Sorgfalt eines orbentlihen Kaufmanns durchaus be 


rechtigt jei, und nahm ben Hierauf bezüglichen Theil des 
geitellten Antrags an. 

Ebenfo wurde ein von einem Mitglied der Kommiffion 
geftellter Antrag, dem 8.41 als zweiten Abſatz folgende 
Beftimmung hinzuzufügen: 

„Die Erjagpflicht erftredt fi auf Diejenigen, 
weldye die Werthpapiere in den Verkehr eingeführt 
haben.“ 

angenommen. 

Diefer Antrag wurde damit begründet, daß namentlich 
bei der vorgeichlagenen Berjhärfung der Haftung ber 
Emiffionshäufer dieje dazu übergehen könnten, für die Ein— 
führung der Werthpapiere in den Verkehr bejondere An- 
ftalten (Aftienunternehmungen) zu erridhten, die, mit einem 
geringen Kapital ausgeftattet, von den Emifjionshäufern 
die gefammte Emiffion übernehmen und dann ihrerjeits in 
den Verkehr bringen würden. Auf diefe Weile würde ſich 
die Bejtimmung in Abjag 1 über bie Haftung der Emiffions- 
häufer umgehen lafjen, indem dann nicht die Emiljions- 
häujer, fondern die zu bem beionderen Zweck errichteten 
Anftalten die Werthpapiere in ben Verkehr einführen würden, 

Bon anderer Seite wurde dieſem Antrage entgegen» 
gehalten, daß durch die Beftimmung in Abſatz 2 der Bor: 
lage, wonad die Erjagpflicht der Emiffionshäufer dadurch 
nicht ausgeichloffen würde, daß der Profpeft die Angaben 
als von einem Dritten herrührend bezeichnet, die Intereffen 
des Publilums genügend geihügt würden und daß es 
namentlich aud verhindert würde, daß die Emiffionshäufer, 
wie es jegt in der Regel geſchähe, den weſentlichen Inhalt 
des Proſpektes ſelbſt dur einen Anderen unterzeichnen 
ließen, ſich jelbft aber nur auf die Erklärung bejchräntten, 
daß fie auf Grund des obigen Profpeltes die Einführung 
der betreffenden Werthpapiere zum Börjenhandel in Antrag 
bräcdhten. Da nad der Beitimmung in Abſatz 1 ferner 
die Emittenten allen Befigern eines ſolchen Werthpapieres 
für den Schaden Hafteten, welcher denjelben durd die Un: 
richtigfeit und Umvollitändigfeit des Proſpelles unter ber 
in dieſem Paragraphen angegebenen Vorausjegung ent 
jtanden fei, fo bejtände die Haftung der Emiffionshäufer 
auch ohne die vorgeſchlagene Beitimmung allen Befigern 
der Werthpapiere gegenüber, gleichgültig, ob biefelben bie 
Werthpapiere direft vom Emijfionshauje ober von einem 
Anderen erworben hätten. 

Die Vertreter der verbündeten Regierungen wiejen 
außerdem darauf Hin, daß nad) der Begründung zu $. 41 
bes Entwurfs aud) diejenigen, welche fi der Unterzeichner 
bes Proſpells als vorgeihobener Perfonen bedient haben, 
ber Haftung unterliegen. Der vorliegende Antrag, welcher 
jene Bemerkung in den Motiven gefeblich feftlegen wolle, 
erreiche dies keineswegs, trage vielmehr das Moment der 
(nad) Genehmigung des Proſpektes erfolgenden) Einführung 
hinein, welches hier nicht verwerihbar erſcheine. 

Der Abjah 2 des $. 41 wurde von der Kommiſſion 
angenommen. 

In der zweiten Lejung wurde von einer Seite zu 
$. 41 die Wiederherjiellung der Negierungsvorlage, d. h. 
die Beſchränkung der Haftung des emittirenden Banlhauſes 
auf „grobes Verfhulden“ und nicht, wie in der erſten 
Lefung beidjloffen, für die Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmannes befürwortet. Unter Bezugnahme auf die in 
ber erjten Lefung gegen den Beſchluß der Kommiſſion auf 
BVerjhärfung der Haftung der Emiffionshäufer angeführten 
Gründe wurde nod) darauf Hingewiejen, daß das Publikum 
ein bringendes Intereſſe habe, die Emiffionsthätigkeit in 
den Händen ber erjten und vornehmjten Bankhäuſer zu 
belaſſen. Erwäge man, um melde erheblihe Summen 
es fich handele, und daß ein unglücklicher Prozeß vielleicht 
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die Vermögen ſämmtlicher emittirender Bankhäuſer ver— 
ſchlingen würde, ſo ſei es durchaus begreiflich, daß die 
Bankhäuſer der durch den Beſchluß der Kommiſſion be— 
wirkten weſentlichen Verihärfung ihrer Haftung mit ernfter 
Sorge entgegenfähen. Es ſei ja an ſich möglich, auch bei 
Anleihen, die an verſchiedenen inländiichen oder auslän- 
diſchen Börfen zur Einführung gelangten, die Haftung auf 
diejenigen Stüde zu bejchränten, welche von dem Emifjions- 
aufe an ber betreffenden beutfchen Börſe eingeführt würden. 
8 jeien auch vereinzelte derartige Fälle vorgelommen, 
dab von einer großen aud an außerdeutſchen Börfen ger 
handelten Anleihe an den deutſchen Börfen nur gemifje 
Stüde zum Börjenhandel zugelaffen feiern, was zur Beige 
abe, daß in Diefen Fällen ſich die Haftung der Emiſſions— 
* nur auf die von ihnen eingeführten, an den deutſchen 
örjen zugelaſſenen Theilbeträge beſchränke. Es liege aber 
auf der Hand, daß die ——aeiùŸ “ nur ausnahms⸗ 
weiſe dazu übergehen könnten, die an den deutſchen Börſen 
zur Einführung gelangten Werthpapiere auf beſtimmte 
Theilbeträge der geſammten Anleihe zu beſchränlen. Würde 
eine derartige Geſchäftspraxis die Negel bilden, jo würde 
der ganze Vörſenverkehr auf das Erheblichſte erjchwert und 
weſentlich geihädigt werden. Im Allgemeinen müßten alfo 
die Emifjionshäufer, obwohl fie an den deutſchen Börfen 
nur Theilbeträge der Anleihen einführten, doch die gefammte 
Anleihe zum Handel an der Börſe zugulaffen beantragen. 
eig würde ihre Haftung ganz außerordentlich ges 
teigert und empfehle fi deshalb auch ſchon von dieſem 
Gefichtspunfte aus bie Beſchränkung der Haftung ber 
Emiffionshäufer auf grobes Verſchulden, fomeit es fih um 
Unrichtigkeiten in den Profpelten handele. 

Don anderer Seite wurbe — auf die ſchweren 
Verluſte hingewieſen, die durch die Einführung unſolider 
Werthpapiere das deulſche Kapital erlitten Hätte, um bie 
von der Kommiffion in der erjten Leſung beſchloſſene 
Verihärfung zu rechtfertigen. 

Die Kommiffion nahm den Antrag und damit die Wieber- 
berjiellung der Vorlage der verbündeten Regierungen an. 

u $. 41 wurde ferner in der zweiten Lefung der 
Antrag gejtellt, den von der Kommiſſion beſchloſſenen Ab— 
ſatz 2 zu jtreichen und ſiatt beifen in Abjag 1 Zeile 4 und 
legte Zeile Hinter den Worten „welche den Proſpekt erlaflen 
haben" Hinzuzufügen: „sowie diejenigen, von denen ber 
Erlaß des Profpelts ausgeht”. Zur Begründung biejes 
Antrages wurde darauf Hingemwiefen, daß burdy bie bes 
ſchloſſene Beftimmung der Benupung anderer, weniger fol 
venter Bankhäufer zu dem Zwed, um die eingeführten 
VWerthpapiere in Verkehr zm bringen, nicht vorgebeugt 
werde, daß aber andererfeits Perjonen für die Angaben in 
dem Vroſpekt verantwortlich gemacht würden, die mit den— 
elben garnicht in Verbindung ftänden. 

Der Abficht, nicht bloß diejenigen, weldhe ben Profpelt 
thatſãchlich erlafjen Hätten, jondern auch diejenigen, welche 
fozufagen Hinter dem Proſpekte ftänden, für die einzu= 
führenden Werthpapiere und ben Inhalt des Profpelts 
verantwortlich zu maden, würde der geftellte Antrag mehr 
entiprechen; nach diefem würden alle diejenigen, von denen 
der Profpekt ausgehe, d. h. welche als Urheber des Pro— 
ſpektes anzufehen feien, haftbar jein. 

Hierbei wurde fonftatirt, dab als ſolche Urheber bes 
Proſpelts felbftverftändlich nicht diejenigen angejehen werben 
tönnten, welche bem Emiffionshaute das Material für bie 
Aufftellung des Proſpelts geliefert hätten, da diefe zu dem 
Proſpelt jelbft in gar feiner Beziehung ftänden. 

Die Kommiffion ſchloß ſich dieſen Ausführungen an und 
nahm bie geftellten Anträge an. 

Ferner wurde von einem Mitgliede der Kommilfion 
der Antrag geftellt, dem $. 41 als Abſatz 3 hinzuzufügen: 
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„An Stelle bes Schabenserjahes kann auf 
erfennung einer Gelbbuße erkannt werben. Für 
die Buße haften die zu derſelben Verurtheilten als 
Geſammiſchuldner.“ 

Dieſer Antrag wurde damit begründet, daß es 
wünſchenswerth fei, auch in ſolchen en, in benen ber 
frifte Nachweis eines Schadens nicht gelungen fei, dem 
u. die Möglichkeit auf Zuerkennung einer Geldbuße 
zu geben. 

Der Antrag wurde jeboh von ben Mertretern ber 
verbündeten Regierungen mit dem Hinweis barauf bes 
fämpft, dab die Gejeggebung bisher eine ſolche Buße nur 
im jtrafrechtlihen Verfahren fenne und daß die Beftim- 
mung jedenfalls nicht zu einer Verſchärfung der Erjagpflicht 
der Emiffionshäufer dienen würde. 

Der Antrag wurde hierauf abgelehnt. 


$. 42. 

Zu $. 42 wurbe der Antrag geftellt, daß bie Erjag- 

pic! nicht bloß auf diejenigen Stüde, welde auf Grund 

8 Proſpelts zugelaflen ſeien, beſchränlt bleiben, fondern 
auch auf diejenigen ausgedehnt werden follte, welde 
über den im Profpeft angegebenen Betrag hinaus in ben 
Handel gebradt jeien. 

Zur Begründung diefes Antrages wurde ausgeführt, 
daß es für das Publikum Häufig ſchwierig fein würde, 
wiſchen denjenigen Stüden, welde auf Grund bes Pro— 
Fetten zugelaſſen, und foldyen, welche anderweit in ben 
Handel gebradjt jeien, zu unterjcheiden, und daß beshalb 
die vorgeſchlagene Erweiterung der Erſatzpflicht durch die 
Mens tmahme auf die Interefien bes Publikums ge— 

oten jei. 

Dem gegenüber wurde von anderer Seite darauf hin— 
gewiejen, daß bie Vorlage in richtiger Weife die Haftung 
der Emiffionshäufer beichränte, Ba beuieiben eine Haftung 
für folde Werthpapiere, die von ihnen gar nicht an ber 
Börje eingeführt feien, unmöglich aufgebürdet werben 
könnte; oft käme es vor, daß nur ein geringer Theil einer 
Anleihe an der deutſchen Börfe eingeführt jei und daß es 
in hohem Grabe unbillig wäre, das Cmiffionshaus 
für die gefammte, vielfad Hunderte von Millionen ums 
faſſende Anleihe haften zu Iaflen; dazu käme, daß eine der- 
artige Beitimmung ganz überwiegend dem Auslande zu 
Gute fommen würde, welches fih in ber Lage befände, 
beim Eintritt einer Krifis und eines erheblichen Kursrüd- 
gangs bie betreffenden Werthpapiere durd ein im Inlande 
abgeſchloſſenes Geihäft an einen Inländer zu veräußern, 
und damit das inlänbiiche Emilfionshaus für die ge- 
jammten Beträge verantwortlich zu machen. 

Nah diejen ——— wurde der Antrag abgelehnt. 
Der fernere Antrag, ben Äbſatz 2 bes 8. 42, wie folgt, zu 


fallen: 

„Der Erjaßpflichtige kann der Erfaßpflicht (Buße) 
dadurch genügen, daß er das Werthpapier gegen 
Erjtattung bes von dem Befiger nachgewieſenen 
Erwerbspreifes nebft 5 Prozent Binjen für 
die Dauer ber Beſitzzeit bes Lepteren über- 
nimmt.“ 

wurde vom Antragfteller zurüdigezogen, nachdem darauf Hins 
gewiejen war, ah berjelbe in vielen Fällen, iusbejondere 
dann unbillig fei, wenn für Werthpapiere, welde an 
beutichen Börjen zur Einführung gelangt feien, einige Jahre 
vielleicht erheblich höhere als die Iandesüblichen 

injen gezahlt ſeien. Auch würde eine derartige Vorſchrift 
es nothwendig maden, daß von dem Befiger der Zeitpunkt 
bes Erwerbs ber betreffenden Werthpapiere nachgewieſen 
würde, was, ba in bem Sclußfchein wohl nie die be= 
treffenden Nummern angegeben jeien, in den jeltenften Fällen 
gelingen würde, 
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Endlich wurde der Antrag geſtellt, den letzten Satz 
bes Abſatzes 3 bes $. 42: 

„Gleiches gilt, wenn der Beſitzer des Papieres 
bei dem Erwerbe die Unrichtigkeit oder Unvoll- 
ftändigleit der Angaben bes Proſpelts bei An— 
wendung gewöhnlicher Sorgfalt kennen mußte, und 
bie Unrichtigfeit oder Unvollftändigkeit jener An- 
gaben nicht auf böslihem Verhalten derjenigen 
beruht, welche den Proſpelt erlaffen haben.“ 

zu ftreichen. 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde ausgeführt, 
daß es unbillig fei, die Haftung der Emiffionshäufer aus- 
zuichließen, wenn der Beſitzer des Werthpapieres bei deſſen 
Erwerb die Unrichtigkeit oder Unvollftändigfeit der Angaben 
in dem Profpefte bei Anwendung gewöhnlider Sorg— 
falt hätte fennen müflen. Würde berüdjichtigt, daß bie 
Erwerber folder Werthpapiere häufig einen niedrigen 
Bildungsgrad und geringe Geichäftserfahrung hätten, fo 
fönne von ihnen die Anwendung gewöhnlicher Sorgfalt bei 
dem Grwerbe der Werthpapiere um fo weniger verlangt 
werben, als nadı ber Borlage jowie ben Beichlüflen ber Kom— 
miffion die Haftung der Emiffionshäufer bei Unvollftändig- 
feit des Proſpelts nur bei böslihem Verfchweigen oder bei 
böslicher Unterlaffung einer ausreichenden Prüfung flatt- 
finde. 

Bon anderer Seite wurde biefem Antrage entgegen- 
gehalten, daß derſelbe über das beabfichtigte Ziel, die 
weniger geihäftsgewandten Bevölkerungsklaffen zu ſchützen, 
Knnusgehe, indem bei ber beantragten Streichung ber Bes 
timmung der Emittent aud) Kaufleulen und Bantiers gegen- 
über, die die gleiche Geichäftserfahrung hätten wie er felbft, 
hafte, wenn auch diefe Bankier bei ber Anwendung der 

ewöhnlichen Sorgfalt die Unrichtigkeit und Unvollftändig- 
eit der Angaben in dem Profpeft hätten kennen müffen, h 
fogar, wenn ihnen in dieſer Beziehung ein grobes Vers 
ſchulden zur Laſt fiele. Auch Iegteres fonne ſehr wohl vors 
fommen, insbejondere, wenn es fih um Emiffionen handele, um 
welche mehrere konfurrirende Bankiersgruppen ſich beworben 
ag von denen eine jebe bie gleichen Erhebungen über 
ie für die Beurtheilung der Sicherheit maßgebenden thats 
ſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe veranftaltet Habe. 
Wolle man dem, dem Antrage auf Streihung der genannten 
Beitimmung zu Grunde liegenden Gedanken gerecht werben, 
fo könne man wohl jo weit gehen, die Haftung der Emifs 
fionshäufer inſoweit zu bejeitigen, als bie Befiger ber 
Werthpapiere bei dem Erwerb berfelben die Unrichtigkeit 
ober Unvollftändigfeit der Proſpelte bei Anwendung der= 
jenigen Sorgfalt, die fie in ihren eignen Angelegenheiten 
zu beobachten pflegen, hätten kennen müſſen. 

Nah diefen Erörterungen wurde ber —— ange⸗ 
nommen, indem ſich die Kommiſſion vorbehielt, der Be— 
ſtimmung in der zweiten Leſung eine den letzten Aus— 
führungen gerecht werdende anderweitige Formulirung 
zu geben. 

In Gemäßheit dieſes Vorbehalts wurde in ber zweiten 
Leſung beantragt, dem Abſatz 3 folgende Worte hinzu— 
zufügen: 

„Gleiches gilt, wenn der Befiger des Papiers 
bei dem Erwerbe die Unrichtigleit der Angaben 
bes Proſpelts bei Anwendung derjenigen Sorgfalt, 
welde er in eigenen —— beobachtet, 
kennen mußte, es ſei denn, daß die Erjagpflicht 
durch bösliches Verhalten begründet iſt.“ 

* Begründung dieſes Antrages wurde darauf hin— 
gewieſen, daß bereits in ber erſten Leſung Bedenken gegen 
bie völlige Streichung bes letzten Satzes bes Abſatz 3 ber 
Vorlage geäußert und auch von denjenigen, welche bie 
Streihung beantragt hätten, die Nothwendigkeit anerkannt 


Ber; 


fei, einen gewiflen Schuß dagegen zu jchaffen, daß bie 
Emiffionshäufer nicht von ſolchen Perfonen in Anſpru 
enommen würben, von benen man erwarten könnte, da 
e ein ebenjo zutreffendes Urtheil über die Sicherheit der 
zur Einführung gelangten rn apiere haben könnten 
und müßten, wie die Emittenten ſ * Wenn die Streichung 
des letzten Abſa von dem Geſichtspunkt aus gerecht— 
fertigt worden ſei, daß man von den weniger gebildeten 
und weniger geſchäftsgewandten Bevölkerungsklaſſen bei 
Erwerb von Werthpapieren die Anwendung einer gewöhn- 
lihen Sorgfalt nit verlangen könne, fo fei durch den 
geftellten Antrag dieſer Auffaffung volle Redinung getragen. 
Derfelbe unterjcheide fi” von der Regierungsvorlage da— 
durch, dab er nicht wie diefe allgemein die Anwendung 
der gewöhnlichen Sorgfalt verlange, fondern nur die Ans 
wendung derjenigen Sorgfalt, welche der angeblid Ge— 
Ihädigte in eigenen Angelegenheiten beobadhte, und daß in 
Bolge deſſen die Sorgfalt, zu der der Einzelne verpflichtet 
ei, nad Maßgabe der bejonderen Verhältnifje deſſelben 
verſchieden normirt fei. 

Die Kommiffion ſchloß ſich diefen Ausführungen an 
und nahm den geftellten Antrag an. 

Der Antrag auf Wiederherftellung der Vorlage wurde 
zurüdgezogen. 


8.43 u. 44. 

Bei $. 43 wurde ber Antrag geftell, den Erfaßan- 
ſpruch bereits in drei Jahren an Stelle von fünf Jahren 
verjä zu lafjen, indem darauf Hingemwiejen wurbe, daß 
bei einer Friſt von fünf Jahren es überhaupt ſchwer fein 
würde, die Verhältniffe, wie fie zur Zeit der Emiffion ber 
betreffenden Werthpapiere gelegen hätten, fejtuftellen, und 
daß auch eine Haftung während dreier Jahre einen voll- 
ftändig ausreichenden Schuß für das Publikum gegen bie 
Einführung unfolider Werthpapiere bilde. 

er Antrag wurde von ben Bertretern ber ver- 
bündeten Regierungen mit einem Hinweis barauf bekämpft, 
daß nad den ftattgehabten Ermittelungen in zahlreichen 
Fällen die eingeführten Werthpapiere in den erften Jahren 
ihre an bezahlt hätten und erft nach dem Ablauf von 
drei Jahren nothleidend geworben ſeien, und ſodann von 
ber Kommiſſion abgelehnt. 

Demnädjit wurde der $. 43 und auch ber $. 44 in ber 
Faſſung der Vorlage angenommen. 


. 44a. 

In der zweiten — wurde von einem Mitgliede 
beantragt, hinter dem $. 44 einen neuen $. 44a des In— 
halts aufzunehmen: 

„Für die Entfcheidung der Anfprüche aus ben 

SS. 41 bis 44 ift ohne Rüdficht auf den Werth des 
Streitgegenftandes ausichließlih das Landgericht 

des Drtes zuftändig, an deſſen Börfe die Ein- 
führung des Werthpapiers erfolgt iſt. Befteht 

an biefem Landgericht eine Kammer für Aus 

ſachen, fo gehört der Rechtsſtreit vor diefe. Die 
Nevifion jowie die Beſchwerde gegen Entſcheidungen 

bes Oberlandesgerichts geht an das Neichsgericht." 

ur Begründung dieſes Antrages wurde zumädhft 
barauf hingemwiefen, daß ſich im Börſenſteuergeſetz die gleiche 
Beſtimmung finde, welche den Zwed habe, bie Entſcheidung 
prinzipieller Fragen — denn um ſolche handele es ſich bei 
der Börſenſteuer ausſchließlich — den betreffenden Land» 
gerichten und namentlich den an biejen befindlichen Kam— 


mern für Handelsfachen zu übertragen. Auch bei der Haf- 
tung der Emiffionshäufer liege ein dringendes Bedürfniß 


em Erlab der Beftimmung vor. Es liege auf der Hand, 
aß die Gerichte an denjenigen Drten, an benen Börjen 
beitänden, die Börfenverhältniffe richtiger zu beurtheilen 
vermögen, als Kleine Amtsgerichte, weldhe fait nie in die 
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Lage kämen, aus Börfengeichäften herrührende Streitig- 
feiten zu entſcheiden. Im Intereſſe einer zuverläffigen und 
einheitlihen Rechtſprechung liege es demgemäß, in den hier 
in frage kommenden Rechtsjtreitigkeiten die Entſcheidung 
bem am Si ber Börje befindlichen Landgerichte, und wo 
bei biefem eine Kammer für Handelsfachen beftändbe, biejer 
Kammer zu übertragen. Bei diefer Regelung würden bie 
Emiffion Tg — geſchützt werden, daß jedes beliebige 
Amtsgericht zur Entſcheidung ber Frage, ob nad) Maßgabe 
ber geſetzlichen Beftimmungen der Anſpruch auf Erjaß des 
Schadens wegen Unrichtigfeit und npollftänbigteit bes 
Profpeltes begründet fei, angerufen werben könne. Nament- 
lich die Mitwirkung der Kammer für Handelsſachen biete 
eine gewiſſe Gewähr dafür, daß der Nichter über die bei 
der Einführung der Wert — vorhandenen thatfächlichen 
und rechtlichen Verhältniſſe ſachgemäß informirt werde. 

Die Kommiffion nahm den Antrag an. 

Bor Eintritt in die Berathung über Abſatz IV 
Zorlage „Börjenterminhandel” wurde von Mitgliedern * 
Kommiſſion der Wunſch geäußert, eine Zuſammenſiellung 
ber an den einzelnen Börſen auf Zeit gehandelien Waaren 
und Werthpapiere zu erhalten. Diefem Wunſch wurde von 
den Bertreiern der verbündeten Regierungen entiprodhen. 
Der Inhalt diefer Zufammenftellung ift nachſtehend zum 
Abdruck gebradit. 


1. Anfammenftellung der an den einzelnen dentfchen 
Börſen anf Termin gehamdelten Produkte: 
Berlin: Rohfpiritus, Weizen, Roggen, Hafer, Mais, 

Noggenmehl, rohes Rüböl, raffinirtes Petroleum. 
Breslau: Roggen, Safer, Spiritus, Rüböl. 
Danzig: Spiritus, Weizen, Roggen. 

Köln: Weizen, Roggen, Rüböl. 
Ze öberg: Spiritus. 
gdeburg: Rohzucker, granulirter Zuder. 

rt Spiritus, 
—— —— Roggen, Rüböl, Spiritus. 

eipzig: Kammz 
Mannheim: Getreide. 

Bremen: Baumwolle, 
Hamburg: raffinirtes amerilaniſches Petroleum, roher 

Karto elfpiritus, Kaffee (Santos), Rüben, Roh— 

zuder (l. Produkt), granulirter und Kryftall-Zuder. 


2. — der in Berlin auf Zeit gehaudelten 
nd amtlich notirten Papiere. 
Die — bezeichneten Papiere werden nahezu 
ausnahmslos auch in Frankfurt oder Hamburg oder an 
beiden —— zii. Termin —— 


Kapitalbetrag. 


Benennung der Papiere. 





A. Deutſche Fonds. 


Deutſche 3 0ige Reichsanleihe 850 000 000 AM. 
Preußische 3 Y/pige Konfols . 635 000 000 = 

B. Ausländiſche Fonds. 

Ruffiihe Banknoten 568 500 000 Rub, Bapier 


Ruſſiſche Anleihe von 1880, 
400 ige Staatsrente von 
1894, 31/2 %/oige Golban- 
leihe und 4 /yige Konfols 


Defterreidhifche 1860er Looſe 134 000 000 Guld. ult.94 


Ungariſche 40ige Goldrente 634 000 000 Guld. 
Ungariſche 4 hige — 
rente . . . . | 1 082 000 000 Kronen 
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Kapitalbetrag. 









Benennung der Papiere. 





Italieniſche Rente (früher 
5 Ole! ige abzüglih 20° 
onsjteuer) 8 847 000 000 Xire 


Goi ide 4%pige Gtaats- 
nleihe . 
Wegitanilge 6 ige Anleihe 


erikaniihe 6 pige Anleihe 


56 000 000 Pfd. Sterl. 
10500000 = = 


von 18 6 000 000 
— 6 Ogige Anleihe 
von 3000000 = s 
— —— i Oi ie 
Anleihe C und D 71 495 000 türf. Pfb. 
Türkifhe 400 Fres. Looſe 1907 400 Stüd 
C. Eiſenbahn-Aktien. 
Aahen-Maaftriht . . 8 250 000 AM 
Dortmund-ronau- Enfihee. 18 000 000 = 
Lübed-Bühen . . 20 790 000 = 
Mainz- Ludwigshafen . 5 111 900 000 = 
Marienburg-Mlawla . 12 840 000 = 
Fand — 13 500 000 = 
abahn . . 15000 000 = 
a Nordbahn ; 14 000 000 Gulb. 
Buſchtehrader Litt.B . 17300000 = 
Canada Pacific. . . 65 000 000 Dollars 
Gotthard . . 50 000 000 Fres. 
Jura · Simplon (Stammattien) 49120000 = 
Stalienifche ee 210 000 000 £ire 
—— Mittelmeerbahn 180 000 000 = 
Zugemburg Prince Henri- 37 500 000 Fres. 
De eſterreichiiche Nordweſtbahn. 36 000 000 Guld. 
(Elbethal) . 30 000 000 = 
⸗ Sädbahn(Lom- 
barden) . IE: 369 000 000 Fres. 
Deſierr. Ungariſche Staats⸗ 
bahn (Franzoſen) 106 000 000 Guld. 
Sardiniſche Setundärbahnen . 13 300 000 Lire 
Schweizer Eentralbahn . 50 000 000 Fres. 
s Nordoſtbahn 54 000 000 


⸗ Unionbahn . 
Warfhau-Wiener . 


D. Banl:Bapiere. 


22500000 = 
12 500 000 Rub. Bapier 


Berliner —— —— 65 000 000 A. 
Darmftädter Banl . 80 000 000 = 
Deutihe Banl . 100 000 000 = 
Dis lonto -Rommandit-Antheile 115 000 000 = 
Dresdener Bant 85 000 000 = 
Nationalbank anf für 2 Deuiſchland 45 000 000 = 
Oeſterreichiſche Kredit-Antalt . 40 000 000 Guld. 
Wiener-Bankverein . . 40 000 000 = 
Ruffiihe Bank für auswär: 

tigen Handel. . . 20 000 000 Rub. Bapier 
E. Berg- und Eifenwert- 

Altien. 

Bochumer Gußftahl . 21 000 000 AM 
Eonjolidation — 16 000 000 = 
Dannenbaum 11 000 000 = 
Dortmunder Union . 39 000 000 = 
Gelfentirchen . 36 000 000 = 
Harpener . 33 000 000 = 
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Hibernia . E 22 400 000 AM, Nobel-Dynamit-Truft . 1 753 970 Pfb. Sterl. 
Königs- und Zaurahütte . e 27 000 000 = Hamburg-Amerikanifche 
— Padeifahrt 30 000 000 M 
8. ap — Norddeutſcher Aoyd 40 000 000 = 
Anglo Pr — un Türkifche Tabadregie . 40 000 000 Frcs. 
Bere . . ; 16 000 000 AM 


3. Aufammenftellung der in Berlin, Wien, Paris — gleichzeitig anf Zeit gehandelten und notirten 
apiere. 





A, Deutſche Fonds. 

















3%, Deutiche Neichsanleihe . . Berlin — London 
3% Preußiſche konſolidirte Anleihe Berlin London 
B. Ausländiſche Fonds. 

Ruſſiſche Banknoten . . ae Berlin — 
Ruſſiſche 40ige Anleihe von 1880 . Berlin — 

Ruſſiſche 4/oige lonſolidirte Eiſenbahn⸗Dbiigationen von 1889 Iund II | Berlin — London 
Ruſſiſche 40ige Staatsrente — von 1894 . .». . . .]| Berlin — _ 
Ruffiiche 31/,0/oige Goldbanleihe . . . Fr ’ Berlin — — 
Deſterreichiſche 300ige 1860er Looſe — 

Ungariſche 400ige Goldrente . London 
Ungariſche 40/0ige Kronenrente . — 

Italieniſche Rente (früher 5800ige abziglic 20 0% Gouponsfteue) London 

Egyptiſche 4%joige Staatsanleihe. . London 

Birgitanikhe 6° oige — * 1888 London 

1890 London 

= 1808 J London 

Türtifche onverticie 1%foige — C und D London 
Türkiſche 400 Franes⸗Looſe — 

0. Eiſenbahn-Aktien. 

—*5— Nord bahn = 
Bujchtehraber . ; = 

Canada⸗Pacifie London 
Jura⸗Simplon.. — 
Stalienifehe Meridionalbahn — 
Keperrenätige Norbweitbahn . _ 
(Elbethal) . F — 

⸗ Südbahn ECombarden) London 
Oeſterreichiſch⸗ Ungariſche — Wranzoien — 

Warfhaus®iener. . . 
D. Bank» Bapiere. 
Defterreichiiche Erebit-Anftalt . en 
Wiener Bankverein . . . . = 
E. Induftriepapiere. 
Nobel-:Dynamit-Truft London 


Türkiſche Tabadregie 


Anmerkung 1. Ein Ultimo-®erfehr, ber zum Theil —— iſt als derjenige in einer Anzahl der voraufgeführten Papiere findet ſtatt 
in Gottharbbahn Berlin, Pafel, Zurich Gent, Eyon, 
Schweizer — bat 
. 5 Nordoſtha 
J Unionbahn 
— Mittelmeerbahn . Mai land, Rom und jontigen italieniſchen Börfenpläßen. 
2, Bon oben —— —— haben —* ſtarken ullimo⸗ verie 
ura-Simplon in Bafel, , Genf, 2yon, 
taltenifche Meridionalba e f> Mailand, Rom und —— llalieniſchen Börſenplähen, 
arſchau⸗ Viener in Brüſſel und zum Theil in Amflerbam. 
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IV. Börfenterminhandel. 

Die Kommifftion beſchloß zunächſt zu dem 

Börjenterminhandel in Werthpapieren 

Stellung zu nehmen. Im diefer Beziehung wurden folgende 
Anträge geftellt: 

„i. Der Börjenterminhandel in Antheilen und Schuld» 
verjchreibungen einer inländiichen Ermwerbsgejell- 
ihaft ift durch die Börfenaufjichtsbehörde von 
einem näher zu beftimmenden Zeitpunkt ab zu 
unterfagen, wenn der Vorſtand dieſer Gejelichaft 
auf Grund Bejchlujfes der Hauptverfammlung der 
Antheilseigner dieſe Unterjagung beantragt. 

2. Der Börjenterminhandel in Antheilen und Schuld: 
verjchreibungen von Erwerbsgeſellſchaften ift unter- 
jagt. Der Bundesrath ift befugt, für Antheile 
und GSchuldverjchreibungen einzelner Erwerbs— 
gejellichaften den Börſenterminhandel zu geitatten, 
wenn biefe Antheile und Schuldverihreibungen 
minbeftend an einer außerdeutfhen Börfe (bezw. an 
zwei außerdeutjchen Börfen) gehandelt werden und 
das Kapital der betreffenden Erwerbsgeſellſchaften 
minbeftens 50 Millionen Mark beträgt. 

3. Der Börfenterminhanbel in Bergwerks- und In— 
buftriepapieren ift unterfagt. Der Börjentermin- 
handel in Antheilen von Erwerbsgeſellſchaften kann 
nur gejtattet werben, wenn bas Kapital ber betref- 
fenden Erwerbsgeſellſchaft mindeſtens 20 Millionen 
Mark beträgt. 

4. Den Mitgliedern des Auffichtsraths und ben per- 
fönlich Haftenden Gejellihaftern einer Kommanbdit- 

ejelichaft auf Aktien, den Mitgliedern des Bor: 

Handes und bes Auffichtsraths einer Aktiengejell- 
ſchaft ſowie ſämmtlichen Angeſtellten dieſer 
Geſellſchaften iſt der Börſenterminhandel für eigene 
Rechnung in Werthpapieren dieſer Geſellſchaften 
unterſagt. 

Auf dieſe Börſentermingeſchäfte, auch wenn fie 
durch Mitlelsperſonen auf den Namen der letzteren 
abgeſchloſſen find, finden bie Beſtimmungen des 
8.63 Abſatz 1 bis 3 Anwendung. 

Zumiderhandlungen werben mit Gelbftrafe bis 
zu 3000 A. ober mit Gefängniß bis zu einem 
Jahre befiraft.* 

Der legte Antrag wurbe vor Eintritt in die Berathung 
zurüdgezogen, jo daß für die Erörterung in der Kommiſſion 
nur bie zuerſt genannten drei Anträge übrig blieben. 

Zur Begründung ded Antrags zu 1 wurde ausge: 
führt, daß vielfah Aktien gewerblicher Unternehmungen in 
den Terminhandel hineingezogen würben, obwohl biejes 
den Wünſchen und Intereffen aller derjenigen Aktionäre, 
welche dieſe Aktien als Kapitaldanlage und nicht als Speku— 
lationsobjeft betrachteten, nicht entfprädhe. Die Einführung 
in den Terminhandel geihähe oft von Börfenintereffenten, 
welche an dem Unternehmen jelbft garnicht ober nur jehr 
wenig betheiligt feien, vielfah nur zu dem Zweck, neue 
Spielobjette zu ſchaffen. Hiergegen mühe Vorforge ges 
troffen werden. Zweifellos übe der Terminhandel in 
Aktien eines Unternehmens nicht bloß auf den Geſchäfts— 
gang defjelben einen erheblichen Einfluß aus, jondern führe 
auch Häufig Kursſchwankungen herbei, die vielen Befikern 
von Aktien, welche nicht durch Käufe oder Verkäufe von 
folhen Gelb verdienen, jondern nur im ungeftörten 
Befig derſelben bleiben wollten, in hohem Maße unan— 
genehm fein. Es müfle demgemäß als ein berechtigter 
Wunſch bezeichnet werben, daß die Enticheidung darüber, 
ob Untheile und Schuldverichreibungen von inlänbdifchen 
Erwerbögejellihaften in den Terminhandel eingeführt werden 
follten, in die Hände ber Hauptverjammlung bezw. bes 
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Vorſtandes ſolcher Gejellihaften gelegt würde. Wolle bie 
Majorität der Aktionäre von ſolchem Terminhandel nichts 
wiſſen, fo müſſe derjelbe durch die Vörfenauffihtsbehörbe 
unterfagt werben. 

Gegen biefen Antrag wurde von anderer Seite ein= 
gewandt, daß bderjelbe eine praftiiche Bedeutung überhaupt 
nicht habe. Es jei außer Zweifel, daß der Kursitand 
folder Aktien, welche auf Termin gehandelt würden, mit 
Rückſicht auf den dieſen Aktien beiliegenden jogenannten 
Faconwerth durch die Zulafjung zum Terminhandel ge 
Hteigert würde. Es ſei demgemäß nicht anzunehmen, daß 
die Mehrzahl der Altionäre ſich gegen die Zulafjung zum 
Zerminhandel und damit für eine Entwerthung ihres Altiens 
befiges ausfprechen würde. Dazu füme, daß die großen 
Banken, welche geeignete Objekte für den Zerminpandel 
haben wollten, in der Hauptverfammlung einen günftigen 
Beichluß herbeizuführen wohl regelmäßig in der Lage jein 
würden, indem fie die Aktien ber betreffenden Unter— 
nehmungen für Zurze Zeit erwürben. Uebrigens ftänden 
auch vielfah Vorſtand und Auffichtsrath folder Unter 
nehmungen unter dem Einfluß der großen Banken; es fei 
aljo audy von diefen ein Widerftand gegen die Einführung 
der betreffenden Aktien in den Terminhandel nicht zu er— 
warten, 

Von den Vertretern der verbündeten Regierungen 
wurde hervorgehoben, daß dem Antrage erhebliche Bedenken 
nicht ————— und von demſelben auch für manche 
Fälle eine günſtige Wirkung erwartet werben dürfe. Da— 
gegen waren verſchiedene Mitglieder der Kommiſſion der 
Anſicht, daß die Beſtimmung eine weſentliche Einſchränkung 
des Terminhandels im Sinne der Antragſteller nicht zur 
Folge haben werde, 

Nach diefen Darlegungen wurde der Antrag ad 1 
ſowie ein zu demfelben gejtellter Unterantrag: 

„Die Wieberzulaffung folder Werthpapiere zum 
Terminhandel fan auf bemfelben Wege, jedoch 
nit vor Ablauf von fünf Jahren nad der Unter: 
fagung erfolgen.” 

abgelehnt. 

Bei Berathung ber Anträge zu 2 und 3 fand eine 
eingehende Erörterung ber Vortheile und Nachtheile des 
Terminhandels in Werthpapieren überhaupt ftatt. 

Bon einer Seite wurde darauf hingewieſen, daß Die 
Gründe, welde man ſonſt für die Nothwendigkeit bes 
ZTerminhandels anführe: angemefjene Vertheilung der Vor— 
räthe nad Zeit und Ort; Vermeidung großer Schwanz 
kungen in ben Preifen bei Schwankungen der Ernten u. |. w. 
— beim Terminhandel in Wertbpapieren augeniheinlich 
nicht vorlägen. Der Terminhandel in Werthpapieren er: 
ſtrecke fih auch überhaupt nur auf eine jo kurze Seit, 
meiſtens nur auf den folgenden Monat, daß ſchon aus 
biefem Grunde die für die Nothwendigkeit des Termin- 
andels in Waaren hervorgehobenen Geſichtspunlte beim 

erminhandel in Werthpapieren nicht als vorliegend aner— 
fannt werden könnten. Sugegeben werden müffe, da& durch 
bie Vergrößerung des Marktes, welde der Terminhandel 
in vielen Fällen bewirfe, und durch die Möglichkeit, Die 
Verihpapiere für den fpäteren Termin wieder zu kaufen 
oder zu verlaufen, fo erheblidie Schwankungen im Kurje, 
wie fie bei lediglih auf Kaſſa gehandelten Werthpapieren 
an einzelnen Tagen durch ein ganz vorübergehend erhöhtes 
Angebot oder dur eine weſenllich gefteigerte vorüber: 
gehende Nachfrage eintreten, im Wefentlichen ausgeſchloſſen 
feien. ferner müfle es als ein Vortheil des Terminhandels 
in Werthpapieren, die auch an anderen Börjenplägen des 
Auslandes gehandelt würben, anerkannt werden, daß durd) 
fie der internationale Geldausgleid) erleichtert würde. Hier— 
mit feien aber auch im Belentlichen die Vortheile des 
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Terminhandels in Werthpapieren erſchöpft. Insbejondere 
tönne dem für die Berechtigung dieſes Handels ange 
führten Grund, daß er die Möglichkeit biete, in fpäterer 
Zeit flüffig werdende Gelber vorher zwedmäßig anzulegen, 
eine erhebliche praktiſche Bedeutung nicht beigelegt werben, 
- ſolche Fälle, insbejondere beim Privatpublifum, im 

ergleich zu der Gejammtzahl der abgeichloflenen Termin— 
*— äfte verhältnißmäßi Selten vorlommen und außerdem 
die dadurch dem Rapitalitien gebotenen Vortheile verhältnik- 
mäßig gering jeien. 

Anderſeits könnten bie ſchwerwiegenden Bedenken gegen 
ben Börfenterminhandel, die darin lägen, daß burd fie 
meite Kreiſe der Bevölkerung zu Spekulationen an ber 
Börje veranlaft würden, nicht verfannt werden, Bejonders 
nachtheilig ſei der Terminhandel in Altien gewerblicher 
Peer ug weil dadurd die Börſe einen Einfluß 
auf dieje Unternehmungen gewinne, die einer ruhigen, 
gedeihlihen Entwickelung berfelben nicht förderlich ſei. 
Uebrigens Habe ſogar die „sFreifinnige Beitung” aus 
biefem Grunde die Ausihliefung der Induftriepapiere von 
bem Terminhandel befürwortet. 

Mit Rüdfiht auf die Dargelegten Gefihtspunkte wurde 
von der einen Seite ben Börjenterminhandel in Antheilen 
und Schuldverjhreibungen von Erwerbögefellihaften allge- 
mein zu unterfagen beantragt, mit der Maßgabe, daß der 
Bundesrat) Ausnahmen von biefem Verbote nur inſoweit 
jollte gejtatten dürfen, daß bie Antheile und Schuldver 
Ihreibungen, Die zum Terminhandel zuzulafjen, auch min 
deſtens an einer bezw. zwei außerdeutſchen Börfen gehandelt 
würden, und das Kapital der betreffenden Erwerbögejell- 
ſchaften mindeſtens 50 Millionen betrüge, während von 
anderer Seite befürwortet wurde, das Verbot lediglich auf 
Bergwerks- und Anduftriepapiere ſowie auf die Antheile 
von folden Ermwerbögefellihaften zu beichränfen, deren 
Kapital weniger als 20 Millionen Mark betrüge. 

Aus der Mitte der Kommilfion wurden dieſe Anträge 
auf Beſchränkung des Börjenterminhandels in Werth: 
papieren aus allgemeinen Gründen belämpft. Es fei zu— 
zugeben, daß es für ben Terminhanbel in —— 
nothwendig ſei, daß das Kapital ber betreffenden erbs⸗ 
geſellſchaften nicht ein zu geringes ſei. Wenn die Börſen— 
enquetelommiſſion einen Mindeſtbetrag von 20 Millionen 
in Vorſchlag gebracht, jo würde der Bundesrath demnächſt 
ſich mit der Prüfung zu befaſſen haben, ob dieſer Mindeſi— 
betrag allgemein oder für beftimmte Arten von Erwerbs— 
gejellihaften angemeſſen fei und ben Bebürfniffen entipreche. 
Ein gewiſſer Mindeftbetrag würde allerdings als die Vor— 
ausfeßung für einen berechtigten Terminhandel angejehen 
werben müflen. Bisher jei die Feſtſetzung dieſes Minbeft- 
betrages den Organen der Börfen jelbjtftändig überlafien, 
und nad dem eingereichten Nachweiſe der auf Termin ges 
hanbdelten Werthpapiere würde man nicht in Abrede jtellen 
fönnen, daß die Vörfenorgane im Allgemeinen in Bezug 
auf die Zulaffung von Werthpapieren zum Terminhanbel 
das Richtige getroffen Hätten. Sofern dieſes aber nicht | 
der Fall, jei durch bie —— Beſt eſtimmung in dem 
Geſehentwurf, wonach der Bundesrath berechtigt ſei, den 
Terminhandel in Werthpapieren von gewiſſen Bedingungen 
abhängig zu machen, Fürſorge getroffen, daß dieſem Termin— 
handel angemeflene Grenzen gezogen würden, und daß 
nicht Werthpapiere in benjelben einbezogen würden, bie 
dazu nad) der Natur der Verhältniffe ungeeignet jeien. 

Was die Betheiligung des Privatpublitums an. dem 
Terminhandel in Werthpapieren anlange, jo könne dieſe 
Betheiligung an 52 nicht allgemein als eine unberechtigte 
erachtet werden. Auch Privatperfonen, die ein größeres 
Bermögen bejähen, fämen oft in bie Qage, zum Zwecke ber 
Verwerthung ihrer Kapitalien Termingejhäfte zu machen. 





1) 14% 


Uebrigens dürfe aud) nicht überfehen werben, baß, wenn 
das Termingeichäft in Wertbpapieren unterfagt würde, bie 
Börfe jehr leicht dazu übergehen könnte, fih andere fyormen 
bes Verkehrs, die nicht umter ben Begriff des Termin- 
handels fielen, zu jchaffen und auf dieſe Weife die Abſicht 
des Geſetzes, das Privatpublitum von den Börjen- 
ipekulationen in Werthpapieren fern zu halten, zu ver— 
eiteln. Es ei —— befannt, daß in Amerika ein 
Terminhandel in Werthpapieren nicht beftände, und daß 
gleihwohl das Spiel mit Werthpapieren an der Börje 
vielleicht in feinem Lande eine jo große Ausdehnung ge— 
wonnen habe wie dort. 

Dem legteren Einwand gegenüber wurbe darauf hin— 
gewiefen, daß bie Berhättit) e an der Newyorker Börfe 
zum Beweiſe dafür, daß auch ohne Zeitgeihäft Speku— 
lationen in großem Umfange möglich feien, nicht wohl 
mwürben vermwerthet werben können, da an der Newyorker 
Börje bekanntlich auch bei Kaflageihäften die Verpflichtung 
beider Sontrahenten, für die Erfüllung bes Vertra * 
Ge zu beftellen, beflände. Uebrigens würde 

Beige gebung, wenn die Wahrnehmung gemacht würde, dak 
bie Börſe den von ihr beabfichtigten Zweck, das Privat- 
ublitum möglichft von den Spekulationen an der Börfe 
En ern zu halten, dadurch vereiteln würde, daß an Stelle des 
Zerminhandels neue Verfehrsformen geichaffen werben, die 
im Wejentlihen dem Publikum die Betheiligung an Speku— 
Iationen eben fo leicht machten, wie der Terminhandel, ſich 
auf die erlaffenen Beftimmungen nicht beſchränlen, fondern 
aud ben neuen Berkehrsformen bie Lebensaber unter- 
binden können. 

Bon Seiten der Vertreter der verbünbeten Regierungen 
wurde auf die in dem Anträgen liegenden Inkonſequenzen 
und auf bie praktiichen Unzuträglichkeiten hingewieſen, 
welche durch beren Annahme entitehen würden. Die 
Schwantungen, weldhe die Antheile und Schuldverjhreibungen 
von Erwerbsgejelihaften im Terminhandel durchgemacht 
hätten, jeien nicht größer, ja in manchen Beziehungen 
gering nger gewejen als die Schwankungen mehrerer auf 

ermin gehanbelter ausländiſcher Fonds ober als bie 
Schwankungen folder ins und ausländifcher Altien, welche 
überhaupt nit in das Termingefhäft einbezogen find. 
Berbiete man den Terminhandel in einigen Kategorien, fo 
werde er ſich mit verboppelter Wucht Pn die verbleibenden 
Werthe werfen, wie denn ja an ausländischen Börfen ein 
ftartes Spielgefhäft in ganz ſicheren Staatsfonds ftattfinde, 
Indem man andererjeits Die ur von Ausnahmen 
an bie Borausfegung knüpfe, dab der Werth aud an aus: 
länbijchen Börjen gehandelt werbe, privilegire man den 
Handel im Auslande und ben Handel mit ausländifchen 
Werthen gegenüber dem Bedarfe des Inlandes. Das Er⸗ 
forberniß eines Mindejtfapitals von 50 Millionen Mark 
gehe um Bieles zu weit unb über die nahezu allfeitig ge— 
billigten Vorſchläge der Enquetelommilfion hinaus, melde 
überdies für bie bereits auf Termin gehandelten Werthe 
fchonende UWebergangsbeitimmungen für nöthig befunden 
haben. Bon Iegterem Gefihtspunkte aus müſſe namentlich 
aud der Antrag ad 3 als zu unvermittelt erfcheinen. 

Nah biefen Darlegungen wurde ber Antrag ad 2 
abgelehnt, dagegen der Antrag ad 3: 

„Der Börjenterminhandel in Bergwerks- und Ins 
duftriepapieren ift unterfagt. Der Börjenterminhanbel 
in Antheilen von Erwerbsgeſellſchaften fann nur ges 
ftattet werden, wenn das Sapital der betreffenden 
Ermwerbögejellihaft mindeftens 20 Millionen Mark 
beträgt.” 

angenonmen. 

In der zweiten Lefung wurde von der Sublommiffion 

beantragt, dieſe Beftimmung dahin zu faſſen: 
185 
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„Der Börfenterminhanbel in Antheilen von Berg« 
werks⸗ und FFabritunternehmungen ift unterjagt. 
Der Börfenterminhandel in Antheilen von anderen 
Erwerbögefellihaften kann“ u. ſ. w. 
ba ber Ausbrud „Inbuftriepapiere” zu Zweifeln Anlaß 
geben könne, 

Bon anderer Seite wurde die Streichung diefer ganzen 
Beftimmung in Antrag gebradt. In ber Erörterung, 
welche ſich am dieſen Antrag Mmüpfte, wurden im Wejent- 
lihen die Gründe wiederholt, welde in ber erften Leſung 
für und gegen diefen Antrag vorgebradht worden waren. 
Es ann deshalb in diefer Beziehung auf Die Verhand— 
lungen ber erften Leſung Bezug genommen werben. 

Der Preußiſche Herr Handelsminifter theilte mit, daß 
er über das in der erften Leſung beichloffene Verbot den 
Verein zur Wahrung der gemeinjamen wirthichaftlichen 
Intereflen von Rheinland und BWejtfalen, den Oberſchleſiſchen 
Berg- und Hüttenmänniichen Berein, jowie den Berein für 
bie bergbaulichen Interelfen des Oberbergamtsbezirfs Dort- 
mund zur gutachtlichen Aeußerung aufgefordert hätte. Bon 
diefen Vereinen hätte der erjtere fi) gegen das Verbot 
ausgeiprochen; ber zweite Verein Hätte erflärt, daß er jelbft 
fein Intereffe an dem Terminhandel in Bergmwerkfspapieren 
habe, daß aber einzelne feiner Mitglieder, die daran ber 
zer feien, gegen das Verbot jeien. Nur der dritte 

erein habe erklärt, ba ein Bedürfniß zum Terminhanbel 
in Bergwerkspapieren nicht vorliege. Wenngleich er pers 
ſönlich der Anficht fei, daß der Bundesrath ſich entichlieken 
würbe, einen großen Theil der Bergwerks- und Fabrik— 
apiere vom Terminhandel auszufchließen, jo hielte er es 
och unbedingt für richtiger, die Enticheibung hierüber in 
bie Hand des Bunbesraths zu legen. Diejer Auffaflung 
ſchloſſen fi) die Wertreter der Königlich Bayerifhen und 
der Königlich Sächſiſchen Regierung an und befürworteten 
dringend bie Aufhebung bes Berbots des Terminhandels 
in biefen Weribpapieren durch das Geſetz. 

Der Antrag auf Streihung dieſer Verbotsbeftimmung 
wurde abgelehnt und dieſe Beſtimmung ſelbſt in zweiter 
Lefung mit 15 gegen 6 Stimmen angenommen. 


Die Kommiffion ging nunmehr zur Berathung bes 


Terminhandeld in Waaren 
über und zwar mit Rüdficht auf den Antrag: 

„Der börfenmäßige Terminhandel in Kammzug 
und anderen Halb- und Ganzfabrifaten der Tertil- 
induftrie ift verboten”, 

zumächit zu der Berathung bes Terminhandels in Kammzug. 

Die Nothwendigkeit und Berechtigung des Termin— 
Handels in Kammzug und ähnlihen Halbfabrifaten der 
Zertilinduftrie wurde von verſchiedenen Seiten beftritten. 
Schon ber Umftand, daß ber Terminhandel in Kammzug 
von dem preußischen Handelsminifterium für Berlin nicht 
geitattet fei, fpräche gegen feine Berechtigung. Es fei all 
gemein bekannt, daß auch die Königlich ſächſiſche Regierung 
der Einführung bes Terminhandels in Kammzug an ber 
Leipziger Börje durchaus abgeneigt gewejen ſei, daß bie 
elbe aber gegen die Einführung in Leipzig nichts habe 
machen können, weil es r an einer gejeglichen Handhabe, 
benjelben zu verbieten, gefehlt habe. Seit der Einführung 
bes Terminhandels jeien nun aus ben Kreiſen ber Be— 
theiligten jeit Jahren die dringendften und heftigften Be— 
ſchwerden gegen denfelben erhoben worden; nicht bloß die 
große Mehrzahl der Händler in Wolle hätte ſich gegen 
den Terminhanbel auögeiprochen, jondern auch die meilten 
Spinnereien und fajt die gefammte Inbuftrie, welde Kamm: 
zug und aus bemjelben hergeftellte Fabrikate verwende. 
Bon diefen Intereflenten ſei mit Recht darauf hingewieſen, 
welche erheblichen Beeinträchtigungen und Schädigungen 


Reichstag. Aktenftüd Nr. 246. (Bericht der neunten Kommiffien.) 


die gefammte Inbuftrie durch die Einführung des Kamm: 
zugterminhanbels erlitten hätte. Erhebliche und durchaus 
willfürlihe Schwankungen in den Preifen feiern die Folge 
ber Einführung geweſen, und dadurch jei dem Gejchäft 
jede Ruhe und Stetigkeit —— Bon einigen Händlern 
und Wolllämmereien abgejehen, würbe ber Kammzug— 
terminhandel faft ausjchließlih von den großen Banten 
vertheidigt und für noihwendig und berechtigt erflärt. 
Zweifellos fei der Terminhandel für bie größeren Geld— 
inftitute in mg Maaße erwünſcht, indem berjelbe ihnen 
bie Möglichkeit biete, ihre Kapitalien durch Neportgeihäfte 
höher zu verzinfen, als es ſonſt möglich ſei. Auch die 
großen Wolllämmereien hätten von dem Kammzugtermins 
handel Vortheile, indem derjelbe die Möglichkeit biete, bie 
Preife für Wolle bald nach oben, bald nad unten zu bes 
einfluffen. Wenn man auch an fi fein pringzipieller 
Gegner des Terminhandels in Waaren jei, fo mürfe doch 
unterſchieden werden zwiſchen Rohprodulten und Fabrilkaten. 
Bei letzteren läge das Bedenken auf der Hand, daß die 
terminmäßig gehandelten Fabrikate ſich nur in dem Befig 
gang weniger induftrieller Unternehmungen befänden, Die 
in ber Qage wären, durch Steigerung oder Verminderung 
bes Angebots bie Preiſe willfürlich zu beeinfluffen. Diejes 
Bedenken greife namentlih beim Kammzug Pla, ba faft 
die Hälfte des in Deutſchland hergeftellten Kammzugs auf 
brei Kämmereien entfiele, die ſich in einer Hand befänden. 
Dazu käme, daß faft jede größere Spinnerei eine große 
Anzahl beſonderer Dualitäten braude, die fie auf dem 
Terminmarlt garnicht erlangen könne. Die Lieferungs- 
qualität für Kammzug fei jo ſchlecht, daß diejelbe nur zu 
wenigen fFabrifaten verwendet werben flönne und jei es 
gar nicht felten vorgefommen, daß Terminwaare wieber 
zu Wolle verarbeitet worden fei. 


Von Seiten ber Vertreter der verbünbeten Regierungen 
wurbe befürmortet, die Entſchließung über bie Beibehal- 
tung des XTerminhandel® in Kammzug dem Bundesrath 
zu überlaffen. Die vor Kurzem im Reichſsamt des Innern 
abgehaltenen Beiprehungen hätten zu bem davon erwar- 
teten abſchließenden Urtheil über den Nupen oder Schaden 
des Kammzug-Terminhandels nicht geführt. Bei der Kon— 
ferenz hätten zehn Gegnern acht Freunde des Kammzug- 
Zerminhandels gegenübergeftanden, und unter ben letzteren 
fei nit nur ber Handel, jondern aud die Kammgarn— 
fpinnerei und Weberei vertreten geweſen. In allen Fragen, 
welche Gegenftand der Beſprechung waren, hätten fich die 
Anfichten diametral gegenüber gejtanden, mit Ausnahme 
bes einen Punktes, daß ber Terminhandel auf die Ausfuhr 
von Kamımgarnfabrifaten günftig gewirkt habe; letzteres jei 
insbejondere der Fall gewejen, jeitdem Amerika die Hohen 
Zölle der Mac Kinley-Bill herabgejegt Hätte. Der Ein 
drud, welden die Verhandlungen zurüdgelafjen hätten, jei 
der geweſen, daß eine Reihe von Fragen noch der Klärung 
bedürften. UWebrigens jei es wenig wahrſcheinlich, daß die 
von ber Bejeitigung des Kammzug-Terminhandels in 
Deutſchland erwarteten Bortheile eintreten würden, folange 
im Wuslande Termingeſchäfte gemacht werben Zönnten. 
Zwar fei auch in Frankreich eine lebhafte Bewegung gegen 
den KammzugsTerminhandel in Fluß gekommen. Dagegen 
lägen feine Anzeichen vor, daß man dieſen Handel in Ant- 
werpen zu bejeitigen gebenfe, und gerade mit der Antwer— 
pener Kammzugbörfe ſei das beutiche Geſchäft vor Ein 
führung des Terminhandels in Leipzig in lebhafter Ber- 
bindung gewejen und werbe bieje Verbindung mit verftärkten 
Kräften wieder aufnehmen, wenn der Terminhandel in 
Deutfhland unmöglich gemacht würde. Dann aber werde 
Antwerpen dad Monopol haben und das beutiche Geihäft 
von den Kursſchwankungen an ber dortigen Börſe in Ab— 
hängigfeit gerathen. Mindeftens werde es, wenn man ben 
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Terminhandel in Kammzug bejeitigen wolle, nöthig werden, 
Uebergangsbeftimmungen zu treffen, nicht nur zur Abwicke— 
lung der jchwebenden Termingefchäfte, fondern aud aus 
dem Grunde, weil mit dem Aufhören des Termingeichäfts 
große Mengen von Lieferungswaare, die bei den Händlern, 
ben Kämmern und den Neporteuren liege, mit einem Male 
den Markt überſchwemmen und einen verderblihen Preis— 
fturg hervorrufen würden. Aus allen dieſen Gründen jei 
e8 nicht gerathen, das Berbot bes Kammzugs Termin: 
handels ſchon jetzt Durch Geſetz auszusprechen. 

Aus der Mitte der Kommiſſion wurde der Antrag 
ebenfalls entichieden belämpft. Wenn auch zugegeben 
werden müſſe, daß die große a Kata der Inlereſſenten 
fih gegen den Terminhandel in Kammzug ausgeſprochen 
hätte, jo müſſe doch den Vertretern der verbündeten Res 
gierungen dahin beigetreten werben, daß die vor kurzer 
Beit im Neichsamt des Innern ftattgehabte Konferenz über 
den Kammzugterminhandel ein anderes Bild von dieſer 
Gejchäftsform ergeben habe, als man nad den bisherigen 
Beſchwerden der betheiligten Kreiſe hätte annehmen müflen. 
Es jei unrichtig, von einer übereinjtimmenden eilung 
des ge in Kammzug jeitens ber betheiligten 
Kreife zu ſprechen. Much könne nicht bezweifelt werden, 
daß die Einführung des Terminhandels einen überaus 
günftigen Erfolg auf die Ausfuhr unferer Wollfabrikate 
geäußert und daß es nur durch diejen Terminhandel mög— 
lich fei, das große Rifilo, welches mit dem Import von 
Volle verbunden jei, zu vermindern und auf weitere Kreiſe 
zu übertragen. Webrigens würde Die Unterſagung bes 
Zerminhandels in Kammzug für Deutichland allen gar 
feinen Erfolg haben, da die ausländiihen Terminmärkte 
in Antwerpen und Roubaix in Bezug auf die Preis- 
ſchwankungen die gleihe Wirkung haben würden, wie ber 
Terminhandel in Leipzig. Ein Verbot des leßteren würde 
aljo nur die Folge haben, daß die deutiche Induſtrie, 
welche des Terminhandels nicht entbebren fönne, ihre Ver— 
fiherungsgeichäfte im Auslande abſchließen müßte, wodurch 
dem Inlande erhebliche Ausgaben an Spejen u. ſ. w. und 
jeder Einfluß auf die Preisgeitaltungen an den Termin- 
märften entzogen würde. Da nad dem Gejeßentwurf dem 
Bundesrath das Recht zufteht, den Terminhandel in ge 
wiffen Waaren zu unterjagen, jo fei der Bundesrath übri— 
gens in ber Lage, ein jolches Verbot für den —— 
terminhandel ſowie für den — * in anderen Halb⸗ 
und Ganzfabrikaten der Textilinduſtrie auszuſprechen, und 
er würde zu einem Verbot ſich jedenfalls entjchließen, wenn 
die fortzujegenden Erhebungen über die Vortheile und 
Nachtheile diefer Gejchäftsform zu dem Ergebniß führen 
würden, daß in ber That die Beſorgniſſe der Induſtrie 
gerechtfertigt feien und angenommen werden müßte, daß 
die mit dem Terminhandel in Kammzug und jonftigen 
— und Ganzfabrikaten der Textilinduſtrie verbundenen 

achtheile weſentlich größer ſeien, als die durch dieſe Ge— 
ſchäftsformen herbeigeführten Vortheile. Uebrigens würden 
durch das Verbot des Kammzugterminhandels zahlreiche in 
den Sämmereien beichäftigte Arbeiter beichäftigungslos 
werden, wie überhaupt die Agitation für die Aufhebung 
des Terminhandels in Kammzug die Gefahr eines Woll- 
zolls in fich berge. 

Gegen dieje Ausführungen wurde hervorgehoben, daß 
die Ergebniffe ber im Neichsamt des Innern jtattgehabten 
Konferenz gar fein Urtheil darüber gejtatteten, in welchem 
Umfange die beiheiligten reife für oder gegen ben Termin- 

andel wären. Die Auswahl der in dieſer — ge⸗ 
—5* Sachverſtändigen ſei vom Herrn Reichskanzler bezw. 
den Landesregierungen getroffen, und liege es auf der 
Hand, daß, wenn die Konferenz den Zweck gehabt, die 
Vortheile und Nachtheile des börſenmäßigen Terminhandels 


| feftzuftellen, die Auswahl der Sadjverftändigen fo hätte ge= 
troffen werden müffen, wie fie thatfächlich getroffen ift, daß 
nämlich ziemlich die gleiche Anzahl Freunde und Gegner 
des Terminhandels zujfammenberufen ſei. Durchaus uns 
richtig fei es, dab fih aus der Einführung des Termin- 
andels in Kammzug eine Steigerung der Ausfuhr deut⸗ 
(der Wollerzeugniffe herleiten umd begründen ließe. Aus 
der Reichsftatiftif ginge vielmehr hervor, daß bie Ausfuhr 
Deutihlands in einzelnen Jahren vor Einführung bes 
Terminhandels ebenfo groß geweſen wäre wie in einzelnen 
— nach Einführung deſſelben. Zwar weiſe das Jahr 
1895 eine nicht unweſentliche Steigerung in der Ausfuhr 
von Wollengeweben nach; dagegen ſei die Ausfuhr im Jahre 
1894 erheblich geringer geweſen als in den Jahren 1886 
bis 1888, in denen ein börſenmäßiger Terminhandel in 
Kammzug nicht beitanden hätte. Könne aljo jedenfalls der 
Nachweis, dab die Ausfuhr an Wollfabrilaten in Folge 
der Einführung des Terminhandels in Kammzug eine 
Steigerung in den Duantitäten erfahren habe, nicht en 
werben, jo liefere die Statiftit den jchlagenden Beweis 
dafür, daß jeit Einführung des ——— in Kamm⸗ 
zug der Werth der ausgeführten Wollenfabrikate einen ſehr 
erheblihen Rückgang erfahren Habe, jo daß, wenn von 
einem Einfluß bes Terminhandels in dieſer Beziehung die 
Rede jein könne, biefer Einfluß nur als ein ungünftiger 
bezeichnet werden müſſe. Die Wirkung der ausländijchen 
ZTerminmärkte ließe ſich dadurch abſchwächen, daß der Zoll 
auf Kammzug, der dur die Hanbelsverträge nicht ge— 
bunden und ungewöhnlich niedrig jei, eine entiprechende 
Erhöhung erführe. Auch ſei zu berüdfichtigen, daß fi in 
ben ftanzoſiſchen Intereffentenkreifen ebenfalls ein erheblicher 
Widerfprudy gegen den Kammzugterminhandel in Roubair 
erhoben, und daß fomit die Erwartung nicht unberechtigt 
jei, daß auch die franzöfiihe Regierung fi zu einem 
Verbot des Kammzugterminhandeld daſelbſt entichliegen 
würde Wenn von den Vertheidigern des Kammzugtermins 
handels auf die ungewöhnlid günftigen Geichäfterefuliate 
einzelner Wollipinnereien hingewieſen jei, fo könne dieſem 
Argument eine Berechtigung nicht zuerkannt werben; denn 
es liege auf der Hand, dab, wenn die Spinnereien, bie 
derartig günftige Geſchäftsabſchlüſſe gemacht hätten, und 
die fat ausnahmslos Gegner des Terminhandels feien, 
diefe günftigen Geſchäftsabſchlüſſe auf den Terminhandel 
wenn aud nur zum Theil zurüdführten, fie ihr Jutereſſe 
nicht jo jehr verkennen und gegen den Terminhandbel auf- 
treten würden. Ebenſo wenig könne auf das Grbieten 
einiger Wolllämmereien, dur ihre Geſchäftsbücher ben 
Nahweis führen zu wollen, daß fie des Terminhandels 
zum Bwede Verſicherung abjolut bebdürften, nicht der 
mindeite Werth gelegt werben, meil fi biefer Nachweis, 
ohne die gefammte Gejchäftsthätigfeit ber betreffenden 
Kämmereien für längere Zeit einer ftändigen Kontrole zu 
unterziehen, gar nicht führen ließe. Wenn darauf hinge— 
wieſen würbe, daß ber Bundesrath ja befugt wäre auf 
Grund der Beitimmungen in dem Gefeßentwurfe, den 
Terminhandel in Kammzug zu unterfagen, und daß ber 
Bundesrath jedenfalld die Frage ber Berechtigung bes 
Terminhandels einer weiteren Prüfung unterziehen und ſich 
diefem Verbote entſchließen würde, wenn er der Anficht 
fi, dab ber Terminhandel in der That die nationalen 
Intereffen wi Ihädige als fürbere, jo habe man doch 
aus dem Laufe der Verhandlungen, namentlih aus der 
Beurtheilung der Ergebnijie der über ben Kammzugtermin— 
handel ftattgehabten Konferenz, die Ueberzeugung gewinnen 
müjfen, daß in abjehbarer Zeit ein ſolches Verbot nicht zu 
erwarten wäre, unb es empfehle fich deshalb, diefes Verbot 
in das Geſetz ſelbſt aufzunehmen. Zweifellos ſei die große 
Mehrzahl der betheiligten Kreife — in Deutſchland ſeien 
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etwa 200 Händler, 3 Wollfämmereien, 60 Kammgarn⸗ 
fpinner und fajt alle Weber Gegner des börfenmäßigen 
Terminhanbels in Kammzug, dagegen nur 20 Händler, 
1 Wolllämmerei und etwa 6 Kammgarnpinnereien für 
benjelben — nit nur gegen ben Kammzugterminhandel, 
fondern es hätte fi fogar ein internationaler Verein, 
der fich auf faft alle Spinnereien Deutſchlands, Rußlands, 
DefterreicheUngarns und ber Schweiz erftrede, zur Bes 
kämpfung dieſes Terminhanbels gebildet und hätten ſich 
die betheiligten Spinnereien ſchon ſeit langer Zeit ver— 
pflichtet, keinen Kammzug zu verwenden, der aus dem 
Terminmarkt gelommen fe. Man müſſe dod annehmen, 
daß bie Vetheiligten in erfter Reihe berufen und im Stande 
wären, über die Berechtigung des Terminhandels ein ſach⸗ 
verftändiges Urtheil abzugeben und barüber zu befinden, 
ob berjelbe beizubehalten jei oder nicht. In diefer wichtigen 
tage könne doch das Intereſſe einiger Bankhäufer und 
ämmtereien nicht als ausſchlaggebend angefehen werben. 
Die typiſchen Nadıtheile des Waarenterminhandeld — Ueber: 

oduttion, Preisdrud und Verſchlechterung der Dualität, 
—* alſo auch beim Kammzugterminhandel hervorgetreten. 

Die aus der Exporiſtatiſtik vorſtehend gezogenen Schluß⸗ 
folgerungen wurden von den Vertretern ber verbünbeten 
Regierungen, welche insbejondere auf bie Statiftit bes 
Jahres 1895 Hinmwiefen, als zutreffend nicht anerkannt: 
bad Jahr 1894 ſei mit Nüdjicht auf die Ausfuhr nad 
ben Bereinigten Staaten als ein Ausnahmejahr anzufehen. 

Bon dem Vertreter der Königlih Sächſiſchen Regierung 
wurbe in Bezug auf den SKammzugterminhandel die Er: 
Härung abgegeben, daß bie Röniglic Sächſiſche Regierung 
zur Zeit der Einführung des SKammzugterminhandels in 
Leipzig auf Grund ber von ihr eingezogenen Gutachten 
der betheiligten Kreife ber Anficht geweſen fei, daß durch 
biefe Geichäftsform die Intereffen der Wollinduftrie erheb- 
lich geihäbdigt feien. Much jet noch habe fich eine Reihe 
von Handelskammern, in deren Bezirk die Wollinduftrie 

ervorragendb vertreten fei, gegen die Beibehaltung bes 
erminhandels ausgeiprochen und jei bie fächfiihe Re— 
gierung der Anfiht, daß die Nachtheile des Terminhandels 
entichieden die mit demfelben verbundenen Vortheile über- 
ftiegen, daß jedod, nachdem einmal der Terminhandel in 
Leipzig eingeführt ſei, man bie dadurch geichaffenen Ver— 
— bei der Frage ber Aufhebung angemeſſen berüd» 
u und entjpredhenbe Uebergangsbeftinmungen treffen 
müfle, 
ierauf wurbe von einem Mitgliede der Kommiffion 
barauf Hingemwiefen, daß es doch völlig ausgeſchloſſen fei, 
lediglih in Leipzig den SKammzugterminhandel beizu— 
behalten und benjelben für alle übrigen Börjen zu unter 
fagen. Sei dieſe Geihäftsform vom Standpunft der Ge- 
jammtintereffen aus nicht nachtheilig ober fogar von 
weientlihem Nutzen, fo könnte und bürfte die Einführung 
berjelben an anderen Börjen nicht gehindert werben. 
Zweifellos würbe dann der Kammzugterminhandel aud) 
an ber Börje in Berlin eingeführt werben, was mit Rüd- 
ſicht auf die weſentlich größere Kapitalkraft dieſer Börſe in 
kurzer Zeit bas Eingehen des Terminhandels in Leipzig 
zur Folge haben würde. 

Nach diefen Erörterungen wurde ber Antrag, 

ben börjenmäßigen Terminhandel in Kammzug 
und anderen Ganz und Halbfabrifaten der 
Zertilinduftrie zu verbieten, 

mit 12 gegen 8 Stimmen angenommen. 

In der zweiten Leſung wurbe die Wieberaufhebung 
des Berbots des börfenmäßigen Terminhandels in Kammzug 
und anderen Ganz: und Halbfabritaten ber Tertilinduftrie 
beantragt, 
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Zur Begründung dieſes Antrages wurben im Wefent- 
lichen bie bereits in ber erften Lefung gegen das gejeß- 
lihe Verbot dieſes Terminhandel® angeführten Gründe 
wiederholt; andererjeit8 wurden auch für dieſes Verbot die 
bereit8 in ber erften Leſung dafür geltend gemachten Ge— 
fihtspuntte nochmals dargelegt. 

Von ben Gegnem bes geſetzlichen Verbots wurde 
noch darauf hingewieſen, daß nad) einer inzwiſchen beim 
Bunbdesrathe eingegangenen Belition eine Reihe von Mit- 
u. der beiheiligten Induſtriezweige, welche früher 

egner bes Terminhanbels in Kammzug gemwejen feien, 
fih nunmehr für die Beibehaltung beffelben ausgeſprochen 
hätten. 

Demgegenüber wurde geltend gemacht, daß nach ber 
von dem „Ausihuß der Spinnereivereinigung zum Zweck 
ber Belämpfung bes börjenmäßigen Terminhandels in 
Kammzug“ an den Bundesrath unterm 14. März d. 3. 
gerichteten Petition es allerdings ben energiichen Be— 
mühungen ber Freunde bes Kammzugterminhanbels ge— 
lungen jei, fieben Gewerbetreibende, welde früher Gegner 
des Terminhandels gemwefen feien, zur Unterzeichnung der 
Petition für Beibehaltung befjelben zu bejtimmen; es liege 
aber auf der Hand, daß auf die Stimmen foldher Ges 
werbetreibender, welche, nachdem fie viele Jahre Gegner 
bes Terminhandeld gemejen, in menigen Wochen ihre 
Anfiht wechſelten, fein bejonderer Werth gelegt wenden 
fönnte, 

Aus dieſer Petition ginge aber ferner hervor, baf 
etwa 83 Prozent ber gefammten Spinnereien Deutſchlands, 
Defterreihs, Rußlands und ber Schweiz mit einem Ge— 
jammtbefig von ca. 1650000 Spindeln und aud) zwei 
Leipziger Spinnereien und barunter die größte mit etwa 
83 000 Spindeln Gegner bes Kamm ve a ge 
blieben feien, daß aud für die Berfiherung der Impor— 
teure ber Terminhanbel jeit mehreren Jahren gar nicht habe 
benußt werben lönnen, ba die Terminpreife für vier Monate 
fpätere gg ftet3 niedriger geweſen jeien als Die 
Kolopreife für Kammzug, berechnet nach ben Lofopreifen 
der Wolle und daß endlich der Effektivhandel in feiner 
Weife von dem a abhinge und demgemäß 
er bie Aufhebung deſſelben gar nicht beeinträchtigt werben 
würbe, 

Der Königlich Sächſiſche Bevollmächtigte erflärte: 

Die Königlich Sächfifhe Regierung hat der gegen 
ben Terminhandel in Kammzug gerichteten Bewegung 
ſtets ihre volle Aufmerkſamkeit gewidmet; fie würde dieſen 
ren ſ. Zt. verboten haben, wenn fie bie gejegliche 

fugniß hierzu gehabt Hätte, weil man damals in 

Interefjentenkreifen nahezu einftimmig von der Schäd— 
lichkeit Ddiefer Einrichtung überzeugt war. Inzwiſchen 
haben ſich die Verhältniſſe etwas geändert; in ben 
Kreijen der Spinner jelbit find Stimmen dahin laut ge 
worden, daß es vielleicht beijer ſei, nicht fofort mit 
bem Verbot vorzugehen. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung hält bie Frage 
daher nod für eine offene, da fie das Hauptgewicht auf 
die Wünfche der Iniereffenten legt. Sie empfiehlt daher 
auf das Dringendite die Streihung bes Berbotes, damit 
bie Frage im Bunbesrathe nochmals eingehend geprüft 
werben Zönne, 

Er glaube in beſtimmte Ausficht ftellen zu Zönnen, 
baß feine Regierung beim Bunbesrath einen bezüglichen 
Verbots: Antrag ftellen werde, jobald auch die Gegner 
ehört feien, und er hoffe, daß ber Bundesrath einen 
—* Antrag ſodann genehmigen werde. 

Auch der Königlich Bayeriſche Bevollmächtigte trat 
für en der Regierungsvorlage ein, indem 
er u. 9. bemerlte, daß feine Regierung fi von dem ein⸗ 
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feitigen Verbot in Deutſchland allein wenig Erfolg ver- 
ipreche, die von den Gegnern der Einrichtung felbft anges 
jtrebte internationale Verftändigung über eine gemeinjame 
Unterbrüdung beflelben aber hierdurch nur erſchwert würde. 

Die Kommiffion nahm den Antrag auf Streichung bes 
Verbots des Terminhandels in Kammzug und anderen 
Halbfabrifaten der Tertilinduftrie mit 12 gegen 9 Stimmen 
an, ebenjo die Rejolution: 

den, Herrn Reichskanzler zu erſuchen, mit den— 
jenigen Staaten, in denen ein börjenmäßiger 
Zerminhandel in Kammzug und anderen Halb» 
fabrifaten der Tertilinduftrie befteht, wegen Unter: 
fagung biejes Handels in Verhandlungen zu treten 
und über das Ergebniß derfelben dem Reichstage 
Mittheilung zu machen. 

Es wurde fodann zur Berathung des 

Terminhandels im Getreide und Mühlenfabrikaten 
übergegangen. In bdiefer Beziehung waren folgende Ans 
träge geftellt: 

1. Bei dem Terminhandel mit Getreide ift in jedem 
von ben beiden Sontrahenten zu vollziehenden 
Schlußſchein, durch welchen die Rechtsgültigkeit 
eines Kaufabſchluſſes auf Lieferung bedingt wird, 
Gattung und Urſprung der gehandelten Waare, 
ſowie das Erntejahr, aus a a biefelbe ſtammt, 
anzugeben, 

Die Lieferungsqualität ‚des im Börfentermins 
handel” zu- liefernden Getreides ift nad) Anhörung 
einer Sadverftändigen-Rommiffion vom Bundes: 
rath feitzuftellen. Diefe Kommiffion befteht aus 
einem Regierungskommiſſar als Vorfigenden und 
ehn weiteren auf je fünf Jahre zu ernennenden 

itgliedern, von denen der Bundesrath die Hälfte 
aus den Mitgliedern ber verſchiedenen Getreide: 
börfen, die andere Hälfte aus der Landwirthichaft 
und dem Müllereigewerbe auswählt. 

2.a) Die allgemeinen Xieferungsbedingungen des im 
Börfenterminhandel zu liefernden‘ Getreides, ins— 
beſondere bie Lieferungsqualität für daſſelbe, find 
nah Anhörung von Vertretern ber betheiligten 
Erwerbszweige vom Bundesrath feftzuftellen. 

b) Bei dem Börjenterminhandel von Waaren hat 
die Feſiſetzung ber Lieferungsfähigleit vor der 
Ankündigung der Waare zu — Die Landes⸗ 
regierungen find befugt, Ausnahmen für einzelne 
Waaren für die Dauer von längjtens drei Jahren 
nad Inkrafttreten des Geſetzes zu geitatten. 

3. Der börfenmäßige Terminhanbel in Getreide und 
Mühlenfabrilaten ift unterjagt. Der Bundesrath 
beftimmt den Zeitpunkt, wann das Verbot in Kraft 
treten fol, und erläßt die lebergangsbeftimmungen. 
Der Bundesrath ift befugt, zeitweife das Verbot 
aufzuheben. 

Zu dem Antrage 2b war ber Unterantrag 

zwiichen den erften und zweiten Sat Die 

zuſchieben: 
„Entgegenftehende Vereinbarungen find nichtig,“ 
und ben legten Sat, wie folgt, zu faflen: 
„Die Lanbesregierungen find befugt, Ausnahmen 
für einzelne Waaren für die Dauer eines Ueber: 
gangsftadiums zu geftatten.“ 

Von den Mitgliedern der Kommilfion, welche den 
Antrag zu 1 geftellt hatten, wurde derſelbe, wie folgt, be— 
gründet. 

Die bisher von den Börjen für den börjenmäßigen 
Getreibeterminhanbel fejtgejeßten allgemeinen Lieferungs- 
bedingungen beſchränkten fih im Allgemeinen darauf, 
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für bie Lieferung des Getreide mahgebende Mindeftqualität 
nah allgemeinen Gefichtspunften und buch Feſiſetzung 
eines Mindeftgewichts für bie einzelnen Getreibegattungen 
zu beftimmen. Diefe Charakterifirung ber Lieferungs- 
qualität genüge nicht, inbem fie auf die verfchiebenen Dualis 
täten ber ®etreibegattungen unb bie verjdhiebenen Ver— 
wendungszwede des Getreides feine Rüdfiht nehme. Da 
bie Hauptgetreidegattungen, Weizen und Roggen, im All 
gemeinen dazu bejtimmt jeien, zu Mehl verarbeitet zu 
werben, und ba ba3 Getreide in feinen Qualitäten und 
Werthen erhebliche Verjhiebenheiten aufweiſe, denen durch 
bie allgemeinen Lieferungsbedingungen feine Rechnung ges 
tragen jei, jo könnten bei den jeßigen Lieferungsbedingungen 
die Müller, denen die Werarbeitung des Getreides zu 
Mehl obliege, nie wiſſen, welde Gattung und Dualität 
ihnen geliefert würde, und ob bie ihnen gelieferten Getreides 
forten ihren Bebürfniffen entſprächen. Hierin liege ein 
großer Mifftand, deſſen Beſeitigung eine dringende Aufs 
gabe der Gefeßgebung fei. Es müſſe deshalb verlangt 
werben, daß in ben Schlußjcheinen genau nad Gattung 
und Urjprung angegeben würde, welches Getreide zur 
Lieferung gelangen würde, damit der Müller in der Lage 
wäre, fi bie für jeinen Betrieb nothwendige Dualität 
auszuſuchen. Das börjenmäßige Termingeihäft habe in 
erfter Reihe die Aufgabe, den Müller mit denjenigen Dualis 
täten und Duantitäten zu verforgen, welde er brauche. 
Es müſſe alfo in dem Schlußfchein felbft eine ſolche Quali— 
tätsbezeihnung des Getreides enthalten fein, daß ber 
Müller über die ihm zu liefernde Waare ein zuverläffiges 
Urtheil Haben könne. Das geſchehe in erfter Reihe 
dur eine nähere Bezeichnung des Urſprungs ber ge 
ragen Baare, da der Urfprung im Allgemeinen 

die Qualität des Getreides ausjchlaggebend fei. Ferner 
mäüffe verlangt werben, daß in bem Schlußfcheine bie Gat- 
tung näher —— alſo B. angegeben würde, ob 
Sommer⸗ oder Winterweizen, ob weicher oder harter Weizen 
zur Lieferung gelangen werde, weil bie einzelnen ag 
je nad) ihren Einrichtungen und fonftigen Bedürfniffen jehr 
verſchiedene Anſprüche an die Gattung des Getreides ftellten 
und ftellen müßten. Endlich fei aud bie Angabe bes 
Erntejahres, aus welchem das Getreide ftamme, in bem 
Schlußſcheine nöthig, da, wie allgemein bekannt, in den ein= 
zelnen Erntejahren durchaus verſchiedene Dualitäten ge— 
wonnen würden und der Müller wiffen müffe, aus welchem 
Jahre das Getreide, welches er auf Termin gelauft, ftamme. 

Um eine‘ ug Gewähr dafür zu ſchaffen, daß 

bei der Feſtſetzung der Lieferungsqualität aud die Inter 
eſſen der anderen Erwerbskreiſe angemefjen berüdfichtigt 
würden, jei es nothwendig, für die Begutachtung ber 
Lieferungsqualität, deren Feſiſtellung nad dem Entwurf 
em Bunbesrathe obliegen folle, ein für alle mal eine 
Kommilfion einzufepen, in ber, wie vorgeichlagen, die bes 
— Erwerbskreiſe eine angemeſſene Vertretung finden 
müßten. 

Gegen bdiefen Antrag wurden aus ber Mitte ber 
Kommiſſion Bedenken in A Wolle man in der Spezias 
Iifirung des zu liefernden Getreibes fo weit gehen, wie der 
Antrag es vorfchreibe und die Begründer deſſelben es für 
nothwendig erklärten, jo würde bamit der ganze Termin- 
2 in Getreide unmöglich gemacht; es würden dann 

utzende von Qualitäten berückſichtigt werden müſſen, und 
da von einer jeden Qualität nur verhältnißmäßig geringe 
Mengen am öffentlichen Markte ſeien, ſo würde es dem 
Verkäufer unmoͤglich gemacht, Getreide börſenmäßig auf 
Termin zu verkaufen, weil er zur Zeit des Abſchluſſes nie 
wiſſen könnte, ob die Qualität, die der einzelne Müller 
braude, und melde er im Schlußſchein nah Gattung 
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auch von ihm würde geliefert werben können. Das börjen- 
mäßige Zermingejhäft made es ferner unbedingt noth— 
wendig, daß die Kündigungsfcheine leiht von Einem auf 
ben Andern übertragen werben könnten. Auch dieſes wäre 
nahezu ausgejchloffen, wenn die von ben Antragitellern 
befürwortete Spezialifirung des Getreide in ben Schluß— 
fcheinen angegeben würde. Die Erfahrungen, die man in 
Paris, wo ähnliche Beftimmungen für die Lieferung der 
Getreides an der Börſe beftänden, gemacht habe, hätte 
ergeben, daß foldye Beftimmungen für den Börſentermin— 
handel unmöglich jeien. Der Terminhandel in Weizen an 
der Parifer Börje fei in Folge diefer Spezialifirung that- 
fähhlich eingegangen, und hätte fich bie Böre dort auf den 
Terminhandel in Mehl beſchränkt. In Folge deſſen feien 
in Paris Diejenigen Bortheile, welche fid) die Befürworter 
biefes Antrages von ber näheren Spezialifirung ber Ge— 
treibegatiung verſprächen, nicht —— Für die Müller 
hätte damit der Terminhandel ſelbſt jede eutung ver⸗ 
loren und wäre nicht das erreicht, was die Antragfteller 
wollten, nämlich jeden Müller in die Lage zu verjeßen, 
fih diejenige Getreidegattung durch den Terminhandel zu 
verſchaffen, deren er für feine Zwecke benöthigt fei. 

Auch die Vorfhrift, da die Kommiffion aus zehn 
Mitgliedern beftehen und daß die Hälfte diefer Mitglieder 
aus ben verjdhiedenen Getreidebörfen, die andere aus Vers 
tretern der Landwirthichaft und des Müllereigewerbes ge— 
wählt werben jollten, fei nicht zweckmäßig. 

ür biejenigen Getreidegattungen, welche nicht zur 
menſchlichen Emährung, ſondern zu Fütterungszwecken Ber: 
wendung fänden, wie Hafer und Mais, jei das Müllereis 
gewerbe überhaupt nicht jachverftändig; zur Begutachtung 
ber Lieferungsqualität der letztgenannten Getreidegattungen 
müßten alfo andere Sadhverjländige herangezogen werben. 

Uebrigens fei durch den Antrag ſelbſt keineswegs eine 
Gewähr dafür geboten, daß in der That der von den 
Antragftellern beabfichtigte Zweck, dem Müller die Erlangung 
derjenigen Qualität zu fichern, welche er für feine Zwecke 
gebraude und zu haben wünſche. Man wifle nicht, ob 
unter dem vorgefchriebenen Urfprunge bes Getreides die 
ie der Provenienzg nad Ländern, Provinzen ober 
fonftigen Produktionsgebieten ftattfinden folle. Im erjteren 
tale würde die Vorſchrift Feine mejentlihe Bedeutung 

aben, da in den meijten Ländern Getreide der verſchiedenſten 
rt gebaut würde. Im Ießteren alle träte eine fo weit 
gehende Spezialifirung ein, daß wer t ein börfen= 
mäßiges Termingefhäft völlig ausgej lofen fei. Dazu 
füme, daß auch vielfady in verſchiedenen Ländern die 
gieihe Dualität produzirt würde. Sei auch zuaugeben, 
ab der Handel gegenwärtig unter ber Bezeichnung oft 
preußifcher, polnifcher u. ſ. w. Weizen eine beftimmte Gattung 
verftände, jo liege e8 auf der Hand, daß in ben Grenzs 
gebieten ber einzelnen Länder Getreide produzirt würde, 
das in Dualität und fonftiger Beſchaffenheit dem in anderen 
Ländern produzirten völlig glei fäme. Ob die Antragfteller 
ben von ihnen beabjichtigten Zweck erreichten, hinge alfo ganz 
von der Ausführung diefer Beftimmung feitens des Bundes» 
rathes ab. Da ſchon durch den Gejegentwurf dem Bundesrath 
eine Einwirfung auf den Terminhandel geftattet und ber: 
felbe berechtigt fei, die Genehmigung deffelben von Bes 
dingungen abhängig zu machen, jo fei der Bunbesrath 
auch ohne dieſen Antrag in der Lage, Vorſchriften für die 
Qualität des zu liefernden Getreides zu erlajlen. Der 
Erlaf des Geſetzes würde dem Bundesrath BVeranlaffung 
geben müſſen, die Frage, im welcher Weije das Getreide 
in ben Lieferumgsbedingungen und Schlußſcheinen jo zu 
fpezialifiren jei, daß Die Snterefien der Käufer möglichſt 
berüdfichtigt würden, einer weiteren Erwägung zu unter: 
ziehen, und es dürfte erwartet werben, daß der Bundes: 
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rath, ſoweit dieſe Forderungen als berechtigt anzuſehen 
ſeien, denſelben Rechnung * würde. Insbeſondere 
müßte unbedingt ein Verbot der Miſchung verſchiedener 
Getreibegattungen ausgeiprodhen werden. Hinge aber bie 
Erreihung des von den Antragitellern gewollten Zweckes 
von der Ausführung der Beftimmungen durch den Bundes- 
rath ab, jo ſei der Antrag entbehrlich, da ber Bunbesrath 
aud ohnehin nad dem Geſetzentwurfe die gleichen Befug— 
niffe haben würde, Den lekteren Ausführungen gegenüber 
wurde von anderer Seite geltend gemad)t, dab ber Bundes» 
rath faum in der Lage fein würde, Vorſchriften für die 
Dualität des zu liefernden Getreibes zu geben, welche ben 
Anſprũchen des effeltiven Handels genügten und gleichzeitig 
bie Technik bes börfenmäßigen Termingefhäfts ermögliche. 

Daneben wurde von den Vertretern der verbündeten Re— 
gierungen noch folgender Gefichtspunft herausgehoben: Es 
liege, wenn man eine Anzahl verſchiedener Schlußicheine 
vorichreibe, die Möglichkeit nahe, dab der Großhandel fich, 
ähnlich wie beim Kammzug, einen einzelnen, und zwar 
ausländiichen Standard für das Termingeſchäft ausſuche. 
Hierdurdy werde die Stellung des inländiichen Getreides 
eher verſchlechtert als —— da die Spannung ſich 
alsdann nach den Terminpreiſen des ausländiſchen Ge— 
treides richte. Wenn dagegen nach Maßgabe des Ent— 
wurfs die Lieferungsqualität für einen Schlußſchein unter 
thunlichiter Berüdhichtigung der Eigenfhaften bes in- 
ländiichen Getreides periodifch feftgelegt werde, jo erhalte 
bie inländifhe Waare ihre berechtigte Stellung gegen— 
über der ausländiſchen, und Habe die letztere ſich in der 
Spannung in höherem Grade nad) dem inländichen Ge 
treide zu richten. 

Der Antrag zu 1, bem im Laufe ber Crörterung 
folgende Faſſung gegeben worden war: 

„Die Rechtögültigkeit eines Kaufabichlufies auf 
Lieferung wird bedingt durch Vollziehung eines 
Schlußſcheins feitend der Kontrahenten. In dem 
Schlußſchein find Gattung und Urſprung der ge- 
handelten Waare fowie das —— aus welchem 
dieſelbe ſtammt, abzugeben. ie ſpeziellen Bes 
zeichnungen von Gattung und Urjprung, ſowie die 
Lieferungsqualität des im Börlenterminhandel zu 
liefernden Getreides beftimmt der Bundesrat nad) 
Anhörung von Vertretern der betheiligten Erwerbs- 
zweige.“ 
gelangte nicht pe: Abftimmung, da der Antrag zu 3 are 
genommen wurde, 

Bei der weiteren Erörterung über ben Terminhandel 
in Getreide und Mühlenfabrifaten wurden von den Freunden 
und von ben Gegnern dieſes Handel im Wejentlicden 
nohmals die Gründe dargelegt, welche für und gegen den 
Terminhandel in der Börjenenguete-fommilfion und in dem 
Berichte bderjelben eingehend wiedergegeben worden find. 
Von den Gegnern des Terminhandeld in Getreide und 

lenfabrifaten wurbe insbejondere darauf hingewieſen, 
daß dieſer en in ſolchen Zeiten, in denen die Vorräthe 
ben Bedarf an Getreide überftiegen, einen erheblichen 
Preisdrud herbeizuführen geeignet fei, da dagegen in 
ſolchen Zeiten, in denen die Vorräthe den Bedarf nur uns 
volllommen bedten, der Zerminhandel eine erhebliche 
Steigerung der Preife erleidhtere und damit herbeiführe. 
In dem erfteren alle würden durch den Terminhandel die 
Intereflen der Produzenten, im zweiten Falle die der Kon- 
fumenten auf das Empfindlichjte geſchädigt. Von allen 
Getreidegattungen habe die Gerfte im Laufe ber Jahre 
die geringfte iSeinbuße erfahren, und da Gerfte nicht 
auf Termin gehandelt werbe, Liege es nahe, den geringeren 
Preisrüdgang in dieſer Getreibeart auf das Fehlen eines 
börjenmäßigen Terminhandels für diefelbe zurüdzuführen. 
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Diefes würbe auch durch Aeußerungen von Sadjverftän- 


digen: beflätigt; insbeſondere fei erft vor wenigen Tagen: 


in einem Börſenbericht noch darauf hingewiejen, daß wegen 
bes für Gerjte fehlenden börjenmäßigen Termingeſchäfts der 
nothwendige Import von Gerfte mit großem Riſiko vernüpft 
fei und daß die Händler ſich durch einen verhälmigmäßig 
großen Verdienſt für dieſes Rifito ſchadlos Halten müßten. 
Hierin liege das Anerlenntniß, dab das Fehlen des börfen- 
mäßigen Terminhanbels bei Gerfte den Import erjchwere 
und bie Händler mit. Rüdficht auf das ihnen verbleibende 
größere Riſilo zu höheren Preifen nöthige. Von dieſen 
höheren Breifen en natürlih die inländische Gerftepros 
duftion einen entiprehenden Bortheil, da dieje günftigere 


Preisgejtaltung aud ihr für den Abfag ihrer Gerſte zu 
Gute kame. r durch das börjenmäßige Termingeichäft 
an 


4 herbeigeführte Preisdruck würde noch verſchärft 
durch die ungünftige Stellung, welche in ben Lieferungss 
bedingungen der Käufer von Waare gegenüber dem Verkäufer 
an Durch Scheinkündigungen und Kündigungen an fid) 
elbft, durch Lieferung unkontraktlicher Waare, durch Feſt— 
fegung einer geringen Lieferungsqualität durch die allge 
meinen Xieferungsbedingungen jeien denjenigen Händlern, 
welche ben Preis des Getreides brüden wollten, erhebliche 
Mittel in die Hand gegeben, die, wie die Erfahrung be- 
wiejen, auch oft zur Anwendung gelangten. 


Während aus dieſen Mißftänden von denjenigen Mits 
gliedern der Kommiffion, weldye den Antrag zu 3 unterftügten, 
die Nothwendigkeit eines Berbots des Termingeidhäftes 
in Getreide und Mühlenfabrifaten —— wurde, waren 
andere Mitglieder der Kommiſſion der Anſicht, daß bie bei 
dem bisherigen Terminhandel unzweifelhaft vorhandenen 
Mipftände dadurch im weſentlichen befeitigt werben würden, 
wenn bie Vorlage der verbündeten Regierungen und bie 
zu 2 geftellten Anträge zur Annahme gelangten. Durd 
Annahme der Vorlage und der Anträge zu 2 würbe ber 
börjenmäßige Terminhandel insbefondere auch in Getreide 
auf eine ganz andere Grundlage als bisher gejtellt werben. 
Es jei in Zukunft nahezu ausgeichloffen, den Preis durch 
Sceinktündigungen und durch Kündigungen an jich ſelbſt zu 
drüden, weil diefe Kündigungen, abgejehen davon, daß fe 
ehrengerichtlich geahndet werben müßten, durch Die Vorſchrift, 
daß die zu liefernden Waaren vor der Ankündigung in Bezug 
auf ihre Dualität und Lieferfähigkeit unterfudt werden 
müßten, ausgeſchloſſen wären. Denn um biefer Vorfchrift ges 
recht zu werben, müßten in Zukunft in ben Kündigungs— 
fcheinen Angaben darüber enthalten fein, wo die beireffenden 
Duantitäten, die gekündigt werden follten, lagerten und 
durch welche Sachverſtändige diejelben für Lieferfähig erflärt 
worden jeien. Ebenfo feien die Manipulationen mıt minder: 
mwerthigem Getreide nahezu ausgeidlojien, wenn bie 
Lieferfähigkeit vor der Ankündigung feitgeftellt werben 
müßte und wenn derjenige, der eine nicht Eontraftliche 
Waare liefere, in Erfüllungsverzug geriethe. Auch fei die 
Erwartung beredtigt, daß ber Bundesrat aus den 
von weiten Intereffententreifen, insbeſondere auch von ben 
Müllern erhobenen Beſchwerden über die zu ges 
ringen Anforderungen an die Lieferungsgualität des 
Getreides Veranlafjung nehmen würde, dieje frage einer 
weiteren Prüfung zu unterziehen und Vorſchriften zu er— 
laſſen, durch die die bisher erhobenen berechtigten Bes 
ſchwerden abgeftellt würden. Weiter würde eine günftigere 
Stellung des Käufers dadurd herbeigeführt werden, daß 
die Friſt zur Abnahme des Getreides bei Termingeichäften 
entſprechend verlängert würde. Seien aud) einige Börjen 
bereits dazu übergegangen, die jogenannten Doppeltermine 
bei Termingeſchäften zu bejeitigen und bie Friſt, während 
welcher die Waare geliefert werden müßte, auf einen Monat 
herabjufegen, jo fei die weitere Prüfung nicht von ber 
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Hand zu weiſen, ob nicht bei ben gegenwärtigen Verkehrs⸗ 
mitteln’ auch noch bie Friſt von einem Monat als zu lang 
bemeflen angeſehen werben müßte. ebenfalls jei es ge— 
redjtfertigt, dem Käufer einer Waare eine audgiebigere 
Friſt für deren Abnahme und Weiterverwendung zu ges 
— als gegenwärtig bie Lieferungsbedingungen vors 
ehen. 

’ Bon ben Vertretern ber verbünbeten Regierungen wurbe 
anerkannt, daß bei dem Terminhandel in feiner bisherigen: 
Geftalt ecke Mißſtände hervorgetreten jeien. Der 
Preußiſche Minifter für Handel und Gewerbe wies in 
diefer Beziehung auf bie vielerörterten Vorgänge bes 
vorigen Jahres an der Berliner Produktenbörſe hin, wo 
es ben gemeinfchäblichen Machenſchaften einer hieſigen 
Spekulantenfirma gelungen fei, einen in den wirthſchaft⸗ 
lichen Berhälmiffen des Getreidemarkts nicht begründeten 
Drud der Getreidepreife, zum Schaden ber heimiſchen 
Produktion, herbeizuführen. Es wurde regierungsfeitig in 
Ausſicht geftellt, da eine eingehende Prüfung der Verhältniffe 
bes Getreideterminhandeld nad Inkrafttreten des Gejches 
jeitens des Bundesraths eintreten würde und daß, wenn ber 
Antrag zu 2 angenommen würbe, ben Vertretern der betheilig⸗ 
ten Erwerbötreije Gelegenheit gegeben werde, ihre Wünfche 
und Beichwerben zu äußern. Vom Bundesrath dürfe erwartet 
werben, daß er bei Enticheidung dieſer Frage Die berech— 
tigten Wünſche der Landwirthſchaft und des Müllereis 
gemwerbes durchaus berüdjichtigen würde, Den Anträgen 
zu 2 ftehe, wie von Vertretern ber preußifchen Regierung 
hervorgehoben wurde, die preußische Regierung wohlmollend 
gegenüber; e8 fei aber zweifelhaft, ob die darin vorgejehene 
Uebergangsfrift von drei Jahren genüge. Nach den bis— 
berigen Ermittelungen müfje angenommen werben, daß bie 

inrihtungen in Berlin und Hamburg für ben Handel 
von Getreide beziehungsmweile von Spiritus nicht genügten, 
um eine Feſtſtellung ber Lieferfähigkeit vor der Ankündigung 
zu ermöglichen: Es würde biejes erft angängig fein, nachdem 
zwedmäßigere Lagereinrichtungen an ben beiden Orten ein- 
—— wären. Gegen ein Verbot bes Terminhandels in 

etreide und Mühlenfabritaten durch das Geſetß ſelbſt 
müßten bie verbündeten Regierungen entſchieden Stellung 
nehmen, ein foldyes Verbot jei bisher auch faum von einem 
Vertreter der Landwirthſchaft und ber Müllerei gefordert 
worden. Lediglich durch ben Terminhandel fei es möglich), 
bie Bebürfniffe derjenigen Staaten, welche wie Deutichland 
weniger Getreide produzierten, ald fie brauchten, zu bes 
friedigen und habe der Terminhandel bisher feinen Zweck, 
ben Borrath und den Bedarf der einzelnen Staaten auszu⸗ 
gleichen in durchaus angemefjener Weije erfüllt. Auch die 
Landwirthichaft Hätte ein erheblides Interefie an bem 
börjenmäßigen Terminhandel. Unmittelbar nach der Ernte 
würde von der deutſchen Landmwirthichaft Getreide zum 
Verlaufe gehe, defien Werth fih auf 300 bis 400 
Millionen Mark belaufe. Würde den Käufern die Mög— 
lichkeit genommen, fi für diefe Käufe auf dem Termin— 
marfte zu beden, jo müſſe die Befürchtung gehegt werben, 
daß fie überhaupt nicht geneigt fein würde, derartig große 
Duantitäten zu laufen und das damit verbundene Rififo 
zu tragen. ebenfalls würden fie dieſes Riſiko nur über: 
nehmen, wenn ihnen bafür feitens ber Produzenten eine 
entiprehende Entihädigung gewährt würde, bie lediglich 
in einer Herabfegung der Preiſe bejiehen könnte, 

Der Auffaffung, daß durch den Terminhandel bie 
Getreidepreife Lünftlih gedrüdt würben, müſſe durchaus 
entgegengetreten werben. 

Dazu komme daß, wenn der Terminhandel in Deutich- 
land verboten würbe, die Folgen ſich nicht befeitigen ließen, 
welche der Weltmarkt und der an anderen MWelthanbels« 
plägen bejtehende börjenmäßige Terminhandel in Getreide 
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auf die Preisgeftaltung ausüben. Die Preife für Getreide 
in Baris, London, Berlin, New:York und Chicago ftänden im 
Allgemeinen in einem gewilfen Zufammenhange und würben 
die Getreibepreife in Deutſchland auch bei einem Verbot des 
Terminhandels für Deutichland nad) wie vor in der gleichen 
Abhängigkeit von dem Weltmarlt bleiben. Uebrigens ſeien 
die weitaus meiften Welthandelsartifel in den legten Der 
zennien in gleicher Weile im Preife gejunfen wie das Ge— 
treide, ohne dab in diejen Artikeln ein Terminhandel be= 
fände. Nicht die Gerfte jondern der Hafer fei verhältniß— 
mäßig am wenigjten von dem Preisrüdgang betroffen, 
woraus hervorginge, daß die verhältwißmäßig höheren 
Preije für Gerfte nit auf den Mangel eines Termin- 
—— in dieſem Artikel zurückgeführt werden könnten. 
on ben Gegnern bes Terminhandels wurde dem ent— 
gegengehalten, daß Roggen überhaupt nur in Berlin auf 
Termin gehandelt würde, ein Verbot des Terminhandels 
in Getreide alſo den Terminhandel in Roggen überhaupt 
befeitigen würde. Wenn auch nicht geleugnet werden könne, 
daß der Einfluß des börjenmäßigen Terminhandbels auf 
die Preisgeftaltung nicht ganz beleitigt würde, wenn an 
ausländifchen — der Terminhandel beſtehen 
bliebe, ſo könne doch anderſeits nicht bezweifelt werden, 
daß dieſe Wirkung durch die Beſeitigung des Termin— 
handels in Deutſchland weſentlich abgeſchwächt werben 
müßte, Wenn es auch richtig ſei, dab im Allgemeinen bie 
Preife in den einzelnen Welthandelsplägen im gleichen 
Verhältniß einander ſtänden, ſo kämen doch oft, wie 
durch praltiſche Beiſpiele näher dargelegt wurde, ar 
vor, in denen bie Preisgeitaltung an der Berliner Börfe 
eine ganz andere und ber Landwirthſchaft viel ungünftigere 
gewejen ſei ald an ausländischen Börjenplägen. Dazu 
käme, dab bei dem Getreide von einer einheitlichen Liefe— 
rungsqualität nicht die Rede fein könne. Ein Blid in Die 
Kurszeitel des Inlandes und des Auslandes beweife, welche 
erheblichen Preis- und Werthdifferenzen je nach der Qualität 
ber betreffenden Getreidegattungen beftänden, obwohl dies 
felben allen von ben Börjen an bie Lieferfähigkeit gejtellten 
Anforderungen entipräcdhen. Zweifellos wurde ber Preis 
der Terminwaare durdy den Preis beftimmt, welchen die 
eringite, als lieferfähig zugelafiene Waare habe. Wie 
rüher, folange der Rauhweizen an der Berliner Börfe als 
lieferfähig zugelaſſen geweſen, lediglid der Preis bes 
Nauhweizens, der vielleicht 15 .% niedriger fei als ber 
bes andern Weizens, den Preis beitimmt habe, jo würde 
jest der Preis durch die geringwerthigen argentinifchen, 
indischen und fonftigen Weizengattungen bejtimmt, die an 
der Berliner Börſe durch die Lieferungsbedingungen für 
lieferfähig erklärt jeien. Von den vorgejchlagenen Mitteln, 
um das börienmäßige Lieferungsgeihäft auf eine andere 
Örundlage zu ftellen, könne ein ernfter Erfolg nicht er 
wartet werben. 

Nach diefer Debatte wurde der Antrag zu 3 in feinen 
erften beiden Sägen, und zwar ber Sag 1 mit 11 gegen 9, 
der Sat 2 mit 12 gegen 8 Stimmen angenommen, ba= 

egen der dritte Sag, wonach der Bundesrath, befugt fein 
olle, zeitweife das Verbot des Terminhandels für Getreide 
aufzuheben, mit 14 gegen 6 Stimmen abgelehnt. 

In Bezug auf den Antrag zu 2 wurde vor Abftim- 
mung über denfelben von dem Königlich Preußiſchen Minifter 
für Handel und Gewerbe folgende Erklärung abgegeben: 

Die Meltejten der hiefigen Kauſmannſchaft hätten über 
die Frage der vorhergehenden Unterfuchung des auf Termin- 
fontrafte zu liefernden Getreide8 vor einigen Tagen an 
das Handelsminifterium berichtet. Sie hielten grundſätzlich 
eine jolde Mafregel nicht für nothwendig und glaubten, 
daß fie unwirthſchaftliche Ausgaben herbeiführen werde, 
indem einerjeit® auch ſolche Partien zu unterfuchen fein 


würben, beren vertragsmäßige Beichaffenheit außer Zweifel 
ftehe, andererſeits bei den derzeitigen mangelhaften 
Speichereinrichtungen hierfelbft die Sicherung ber Identität 
der unterfuchten Parthien nur unter Aufwendung größerer 
Lagerſpeſen werde erreicht werden fönnen. 

Die Aeltejten glaubten aber dem gegen bie Hiefige 
Börje erregten Sturme, befjen Berechtigung fie mit Ents 
ſchiedenheit bejiritten, Rechnung tragen zu follen, und wollten 
zu dem Zwecke die obligatorifhe Begutachtung des Ge- 
treibe8 vor der Kündigung zur Durchführung bringen. 
Sie hielten diefe Maßregel troß der mangelhaften Speicher 
einrichtungen ſchon gegenwärtig für durchführbar. Mit ber 
darnach erforderlihen Menderung der Bedingungen für 
Termingefchäfte in Getreide wollten fie aber bis zum Er— 
laſſe des Börfengejeges warten, weil fie gemwärtigen müßten, 
daß diejes Geſetz eine erhebliche Aenderung ber Bedingungen 
erforberlih machen werde, und — ba jede Aenderung in 
ben Bedingungen dem Handel eine Störung bereite — eine 
ſolche zweimalige Störung innerhalb eines kurzen Zeit 
raums nicht angezeigt fei. 

Eine Entſchließung über dieſen Bericht der Aelteſten fei 
* nicht erfolgt und müſſe den betheiligten Preußiſchen 
Reſſorts vorbehalten werden. Aus dem Berichte folge aber 
jedenfalls, daß die gejegliche Beſtimmung, bie bie Unter- 
— vor der Kündigung vorſchreibe, für Berlin ſchon 
gegenwärtig durchführbar ſein würde. Ob dies aud für 
alle anderen deutſchen Börjen zutreffe, könne mit Beftimmt- 

eit nicht angegeben werben. Für die Preußifchen Börfen 
Önne angenommen werben, baß eine ſolche Vorſchrift ichon 
gegenwärtig zur Durchführung gebracht werben könne, 

Mit Rüdjiht auf diefe Erklärung richtete der Antrag- 
fteller das Erfuchen an die Vertreter der verbündeten Regie— 
rungen, bis zur zweiten Leſung feitzuftellen, ob nicht auch 
die Bedenken, weldhe in Hamburg gegen die vorgeſchlagene 
Beftimmung, dab die Feſtſtellung der Lieferungsqualität 
vor der Anfündigung erfolgen folle, beftänden, als hinfällig 
anzujehen jeien. Seines Erachtens lägen die Verhältnifie 
in Hamburg für die Lieferung von Spiritus ähnlih wie 
in Berlin für die Lieferung von Getreide, und es müffe dem— 
gemäß angenommen werben, daß die Bedenken, welche 
gegen Die von —. Intereffententreifen gegen die 
vorgeſchlagene Beltimmung erhoben jeien, nad nodhmaliger 
Prüfung ſich ebenfalls als nicht zutreffend ergeben würden. 
Er behalte fi je nad) dem Ergebniß dieſer Antwort bie 
Abänderung feines Untrages zu 2b im der zweiten 
Leſung vor. 

Die Vertreter der verbünbeten Regierungen jagten zu, 
über die angeregte frage die Anſicht des Hamburger Senats 
einzuholen und von derfelben in der zweiten Leſung Mit- 
theilung zu machen. 

Hiernach wurde der Antrag zu 2 in feinen beiden 
Theilen angenommen. 

In der zweiten Leſung wurde von einer Seite ber 
Antrag gejtelt und im MWefentlihen unter Wiederholung 
ber in der erften Lefung gegen ein foldhes Verbot dar— 
gelegten Gefichtspuntte begründet: 

das Berbot des börienmäßigen Terminhandels 
be Getreide und Mühlenfabritaten wieder aufzu— 
en. 

Zu diefem Antrage wurde von einem Mitgliede die 
Erflärung abgegeben, daß feine politiihen Freunde in 
Konjequenz ihrer bei der erſten Leſung in ber Kommifjion 
nad langer und reiflicher Ueberlegung und nad eingehen 
den Informationen eingenommenen Haltung wiederum für 
das Verbot des Getreideterminhandels jtimmen würden, 
woburd fie jedoch nicht für die einzelnen Mitglieder ihrer 
Fraktion verbindlich handelten, weldye ihre Stellungnahme 
eventuell von der Erwägung abhängig machen würden, 
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das 4 dringend begehrte Geſetz nicht zum Scheitern fommen 
zu laſſen. 

Bei ber erg des Bericht wurde von einer Seite 
barauf Hingemwiefen, daß eine Reihe von Darlegungen, 
welche in der erften Lejung zu Gunſten des Verbots des 
Terminhandels in Getreide durch das Geſetz ſelbſt gemacht 
worden feien, in dem Bericht nicht in der mit Nüdficht 
auf die Wichtigkeit der Sache wünſchenswerthen Vollſtän— 
digkeit Aufnahme gefunden hätten. 

Die Kommilfion erkannte an, daß die Ausführungen, 
beren Fehlen in dem Bericht bemängelt wurde, in der That 
gemacht jeien, war aber der Anficht, daß der Bericht ein 
richtiges Bild über den Gang ber Verhandlungen gebe 
und die hauptſächlichſten Geſichtspunkte für und gegen 
den Terminhandel in genügender Vollftändigkeit zum Aus: 
drud gebradjt habe. Die Kommilfion beichloß aber, dem 
Wunſche auf Aufnahme folgender Ausführung zu entiprechen. 

„Nah Lage bes MWeltmarktes hätten bie Breife in 

Berlin zum Herbft 1895 wejentlih anziehen müffen, und 
einzig und allein die Einwirkung einer Firma, die 100 000 
Tonnen auf den Berliner Marft warf und in Berlin um 
das Vielfache der eingeführten Waare blanto verkaufte, 
1. das Nefultat herbeigeführt, daß in einem Augen— 
lid, wo ber Bedarf durch die auf Heimifhem Boden 
gewachjenen Feldfrüchte reichlih gedeckt werden konnte, 
ein jo intenfiver Preisſturz erfolgte, daß Berlin ber 
relativ billige Pla wurde. Diefe SKonzentrirung 
— für Roggen jei Berlin Weltmartt — habe ein Um— 
fhlagsprivileg für Berlin geichaffen, das bem Spieler unter 
Benugung der ungejunden Entwidlung des Termingejchäftes 
um Na * der geſammten Landwirthſchaft eine aus— 
—— e Stellung in der Preisbildung des Getreides 
einräume und es dem Jobber zuweilen ermögliche, mit 
einigen hundert Tonnen Angebot den Preis, der für Deutjch- 
land maßgebend fei, herunterzujchreien. 

Auch die Vehauptung fei ein Irrthum, daß, je mehr 
Käufer und Verkäufer vorhanden jeien, um fo ficherer 
ſich die Preisſchwankungen naturgemäß ausgliden. Es 
fomme darauf an, wer die Käufer und Verkäufer feien. 
Wenn in beren Kreis Spieler einträten — und in ber 
Börfenenquete ſei von Händlern ſelbſt behauptet worden, daß 
90 Prozent der an der Berliner Boͤrſe abgeſchloſſenen 
Geihäfte den Charalter von unwirthſchaftlichen Spiel: 
geihäften hätten —, fo liege e8 auf der Hand, daß der 
Spieler, der nicht Vorrat) und Bedarf abmelje, von ber 
Leidenſchaft getrieben, fein Letztes einſetze, um die Situation 
zu feinen Gunften nad) der Haufle oder der Baiſſe Hin zu 
wenden. Bei dem Effeltivgeſchäft fei der Importeur 
Hauffier; jegt fei der Importeur naturgemäß Baifjier ge 
worden, dba er durch den mehrfachen Blantoverfauf bas 
Vielfahe von bem zu gewinnen die Musficht habe, was 
er an ber effektiven Waare verliere. Und die Zahl dieſer 
Differenzipieler werde leider durch SKapitalajloziationen 
vermehrt, die eine fehr vortheilhafte Kapitalanlage in 
der Ilnterftügung ber Spekulanten fänden, indem fie 
fid) mit Borliebe dem mit mehr Gewinnchancen arbeis 
tenden Baiffier zur Verfügung ſiellten. Verluſte ſeien 
für den Geldverleiher kaum zu fürdten. Dieſer 
ſei dadurch gefichert, daß, wenn dem Baiſſier bie Baiſſe— 
operation gelinge, bei der er vielleicht das Zehnfache von 
dem, was er in wirklicher Waare herangeihafft Habe, in 
Blanko verkaufe, dann der Gewinn de3 Baiſſiers am 
Blantoverkauf, obgleih er an ber wirklichen Waare vers 
liere, ein derartiger jei, daß er ben Banquier bezahlen 
könne. Steige der Preis gegen die Berechnung des Baijfiers, 
fo wifje der Banquier, daß der höhere mi ber wirl- 
lichen, ihm auf alle Fälle im Wege der Verpfändung ges 
fiherten Waare, den Vorſchußbetrag reichlich decken werde. 
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Grabe ber Fall Cohn & Rofenberg mit feinen ungeheuren 
Dimenfionen und ber von at befannten Banlen in 
Höhe von fünf Millionen gewährte Vorſchuß — Manipula- 
tionen, die in Heinerem Maßſtabe täglih vorkämen — fei 
ein Beleg dafür, daß nicht die Zahl der Käufer und Verkäufer 
eine richtige Preisbildung ſichere. Die Spielluft und die 
—— des Angebots mit Hilfe der Kapitalmacht über— 
rumpele den Marlt ſchneller als die durch die natürlichen 
Produktionsverhaͤltniſſe hervorgerufenen, leicht vorauszu⸗ 
ſehenden Angebote und Nachfragen nad wirklicher, effel— 
tiver Waare. Daher ſei auch die Behauptung falſch, daß 


durch das Termingeſchäft die Preisſchwankungen weſentlich 


ausgeglichen würden. Der Roggenpreis 1879/80 habe 
von 120 bis 216 A, 1881/82 von 216 bis 134 M ges 
ihwantt, 1891 habe ſich der Preis von 180 auf 255 M 
gehoben, um 1892 wieder auf 130 A. zu finfen. Gerade 
die Auswüchſe im Terminhandel hätten diefe großen Preis- 
ſchwankungen zum Schaden ber deutihen Volkswirthſchaft 
erft möglich gemacht. Aber felbit wenn die Preisſchwan— 
fungen im ®Bergleih mit früheren Jahren etwas geringer 
fein follten, werde dies doch völlig zu Unrecht dem Termin- 
handel zu gute gerechnet; fie lägen lediglich in den außer- 
orbentlid entwidelten Verkehrsverhältniffen und dem Nach— 
richtenweſen. 

Im Uebrigen ſeien die Beſchlüſſe der Kommiſſion in 
feiner Weiſe geeignet, in Zukunft den Berliner Markt vor 
gewaltiamen Fa und Baiffeoperationen zu fchügen, wie 
diefe in den legten Jahren, bejonders im vergangenen 
Herbft, vorgelommen jeien. Es müſſe beftritten werben, 
daß durch die Gejegvorlage Scheinfündigungen und Kün— 
digungen an fich felbit verhindert würden. Der Baifjier 
werde nad) wie vor bei dem ungehinderten Blantoangebot 
auch in Zukunft die Waare fo weit entwerthen können, 
bis ſich Schliehlih ein Käufer finde; ebenio wenig werde 
der in dem Termingeihäft liegende Anreiz zum Import 
befeitigt werden, der Maſſen fremden Getreides nach Berlin 
führe, nur um die Bebürfniffe der Differenzipieler zu bes 
friedigen, nicht aber um den realen Austaujc von Vorrat 
und Bedarf zu vollziehen.” 

Der Antrag murde mit 11 gegen 10 Stimmen an— 
genommen, nachdem ein Vertheibiger des Verbots erklärt 
hatte, daß er, da neue Geſichtspunkte fidh wohl nicht mehr 
geltend machen ließen und die Abjtimmung in der Kom— 
mifjion fejtjtände, in derjelben auf eine Fortſetzung der 
Diskuſſion Verzicht eifte. 

Es wurde darauf beantragt, folgende Bejtimmung in 
das Geſetz aufzunehmen: 

„Bei dem börfenmäßigen Terminhandel in Ges 
treide find das inländiihe und die verjchiedenen 
Arten des ausländiichen Getreibes auf bejonderen 
Schlußſcheinen zu handeln. Bon dem Bundesrath 
find nad) Anhörung von Vertretern der betheiligten 
Ermwerbszweige die allgemeinen Lieferungsbedin- 
gungen des zu liefernden Geireides, insbeſondere 
die Lieferungsqualitäten für das inländiſche und 
für die verfchiedenen Arten bes ausländifchen Ges 
treibes feitzujtellen. In den verſchiedenen Schluß- 
icheinen für ausländijches Getreide find jedesmal 
Art und Herkunft der gehandelten Getreidegattung 
ſowie das Erntejahr (alte oder neue Ernte), aus 
welchem dieſelbe — anzugeben. Die ſpeziellen 
Bezeichnungen für Art und Herkunft des aus— 
ländifchen Getreides bejtimmt der Bundesrath nad) 
Anhörung von Vertretern der beteiligten Erwerbs: 
zweige.“ 

Demnächſt wurde unter Zurückziehung dieſes Antrags 
der Antrag geſtellt: 
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in 8.47 Abſatz 2 zum Schluß hinzuzufügen: 

„Die Fyeftftellung ift fo zu treffen, dab das zu 
liefernde Getreide für bie Zwede des einheimischen 
Verbrauchs geeignet ift, und daß weſentliche 
Dualitätsunterfchiede, insbefondere nad Urt und 
Herkunft, in den Schlußicheinen zum MHusbrud 
fommen." 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde angeführt, 
daß die bei der erften Lefung gegen einen fich in ähnlicher 
Richtung bewegenden Antrag hervorgehobenen Bedenken Be— 
rüdjichtigung gefunden hätten. Durd ben Antrag wurde 
das gegenwärtig bei Normirung der allgemeinen Lieferungs- 
bedingungen beobachtete Verfahren nad zwei Richtungen 
bin verbeffert. Einmal würde durd den Antrag aus— 
geſprochen, daß für die Feſiſetzung der Dualität ausichließ- 
lich die Intereffen umb Bebürfniffe bes einheimijchen Ver— 
brauchs maßgebend fein follten, daß alfo z. ®. nur folder 
Weizen zugelaffen werden dürfe, aus dem fid) unter Be: 
rückſichtigung der Einrichtungen ber einheimiidhen Mühlen 
brauchbares Mehl herftellen laffe. ‚Die zweite Verbefferung 
trete nach der Richtung ein, daß, fomweit mwejentliche Quali— 
tätsunterjchiede in Frage n, auch wenn dieſe in ber 
verjchiedenen Beichaffenheit der Ernte in ben einzelnen 
Sahren liege, für dieſe verſchiedene Schlußfcheine zur 
Einführung gelangen müßten. Daburdy würde es ver- 
hindert werben, daß der Preis des im emeinen befferen 
inländifchen Getreides fünftlih auf den Preis einer ſchlechten 
Lieferungswaare herabgebrüdt werde. Die vorgefchriebene 
Mitwirkung von Vertretern der betheiligten Erwerbszweige, 
insbejondere auch ber Landwirthſchaft, ſichere die volle 
Berüdjihtigung berechtigter Wünfche. 

Wenn vorgejchrieben würde, daß das Getreide für Die 

wede bes einheimiichen Verbrauchs geeignet jein müſſe, 
d genüge es natürlich nicht, daß Weizen oder Noggen zu 
Fütterungszwecken oder Weizen zur Maktaronifabrifation 
gebraudht werden könne; es jei nöthig, daß ſich aus Weizen 
und Roggen gutes, badfähiges Mehl heritellen ließe, wobei 
es gleichgültig fei, ob dieſes Mehl für den einheimifchen 
Verbrauh oder für den Erport beftimmt fe. Durch aus— 
drüdlihen Beihluß der Kommiffion wurde dieſe Anficht 
als die der Kommiſſion feitgeftellt. 

Der Staatsfetretär des Innern fowie der Preußifche 
Minifter für Handel erflärten für ihre Perjon, dem 
Antrage zuftimmen zu können. Ebenſo erllärte der Ber- 
treter bes Preußifchen Minifters für Landwirthichaft im 
Auftrage beijelben, daß auch dieſer in dem Antrage eine 
mejentliche Verbeſſerung des Entwurfs erkenne. 

Bon anderer Seite wurde ber Befürchtung Ausdrud 
gegeben, daß die vorgeichlagene Beftimmung keinen weſent⸗ 
lihen Erfolg haben und eine Belferung der bisherigen 
Berhältniffe nicht herbeiführen würde. Borausfichtlich würde, 
wie dieſes auch in Amerika gejchehen, die Spekulation ſich 
eines bejtimmten Typs bemädhtigen und auf die anderen 
Schlußſcheine überhaupt nicht handeln. Dazu käme, baf 
die Verjchiedenheiten der Ernten in ben einzelnen Jahren 
= ben Schlußicheinen gar nicht würden berüdjichtigt werben 

nnen. 

Der Antrag wurde angenommen. 


Es wurde nunmehr zur Berathung bes 


Rers 
übergegangen. 

Bon einer Seite wurde e8 für ungerechtfertigt bezeichnet, 
daß für die Eintragung in das Negitter Gebühren erhoben 
würden. Würde diefe Beftimmung im Geſetze befeitigt und 
damit Jedem die Möglichkeit gegeben, ſich ohne Koſten in das 
Börfenregifter eintragen zu Larfen, fo fönne dem Gedanken des 
Terminregifters zugefliimmt werden. Durch dieſe Gebühren 
mwürben namentlich die Intereſſen Meinerer Kaufleute, welche 
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in ihrem Gewerbebetrieb nur vereinzelt Termingefchäfte. abs 
zuichließen in die Lage kämen, ſchwer geihädigt; wolle 
man bie Gebühren nicht allgemein aufheben, jo ſei wenig- 
ſtens bie Forderung berechtigt, daß die ins Handelsregiſter 
eingetragenen Kaufleute von der Eintragungsgebühr und 
der Erhaltungsgebühr befreit würden. Es wurde dem— 
gemäß der Antrag geitellt: 

„Ins Hanbelöregifter eingetragene Kaufleute find 
von der Eintragungsgebühr und von ‚der Er— 
haltungsgebühr befreit.” 

Dem Gebanten, bie ind Hanbelsregifter eingetragenen 
Firmen in Bezug auf die Eintragungsgebühren gümftiger 
zu ftellen wie die nicht eingetragenen Kaufleute, wurde auch 
noch von einem anderen Mitgliede ber Kommilfton zu— 
geſtimmt; baffelbe erflärte jedoch, daß der Antrag, die ins 
Handelsregifter eingetragenen Kaufleute von jeder Ein- 
tragungsgebühr zu befreien, zu weit ginge, und beantragte 
bemgemäß: i 

„Für handelsgerichtlich eingetragene Firmen 
it die Eintragungsgebühr auf 50. M zu er 
mäßigen.” 

Ein noch weiter gehender Antrag wurde von. einem 
anderen Mitgliebe der Kommiffion gejtellt und ging dahin: 

„Termingefchäfte in Waaren, welche nicht zwifchen 
in bem SHandelsregifter eingetragenen Kaufleuten 
ober folhen Perſonen, in beren Geichäftsbetrieb 
Waaren ber gehanbelten Art produzirt werden 
oder Verwendung finden, ober zwiſchen Perſonen 
legter Art und in dem Handelsregiſter eingetragenen 
Kaufleuten abgejchlofien werben, begründen kein 
Schulbverhältniß.” 

Zur Begründung biefes Antrags wurde darauf hin— 

gemwiefen, dab bie Örünbe, welche zur Einführung des 
Börfenregifterd Veranlaſſung gegeben hätten, im Allgemeinen 
bei den zwifchen Kaufleuten abgeichlojienen Geichäften nicht 
zuträfen, dba man ben Kaufleuten wohl zutrauen fönnte, 
daß fie die Wirkung der von ihnen abgeſchloſſenen Termin- 
geihäfte nad) jeder Richtung Hin ſachgemäß zu beurtheilen 
vermöchten. Ebenſo fei die Forderung berechtigt, daß 
folhen Perjonen, in deren Gewerbebetriebe auf Termine 
ehandelte Waaren produzirt würden oder Verwendung 
fanden, der Abſchluß von Termingeſchäften in ſolchen 
Waaren ohne jede Einſchränkung untereinander und zwiſchen 
ihnen und den im Hanbelöregifter eingetragenen Kaufleuten 
gejtattet werden müſſe, da jede dieſer Perſonen in Die 
Lage kommen Zönnte, ein Termingeihäft für bie Zwecke 
feines Gemwerbebetriebes abſchließen zu müffen. 

Gegen biefen Antrag wurde eingewendet, daß wohl 
nur der geringfte Theil der ins Handelsregijter eingeira= 
genen Kaufleute ein Gewerbe betriebe, für welches der 
Abſchluß von Termingefhäften nöthig fei, und ‚daß dem— 
gemäß die Entbindung aller Kaufleute von der Ber: 
pflitung, ſich ins Börjenregifter eintragen zu laffen, den 
Kreis der zum Abſchluß von Termingeichäften berechtigten 
Perſonen ganz über Gebühr erweitern würbe. Uebrigens 
ginge aus der vom Senatöpräfidenten Wiener veran— 
ftalteten Zufammenftellung der Entſcheidungen des Reichs» 
gerichts, betreffend den Einwand bes Differenzgeichäftes, 
hervor, daß es überwiegend Kaufleute gewejen ſeien, welche 
zum Schuß ihrer Intereffen den Einwand von Spiel und 
Wette bei Differenzgeichäften zu erheben ſich veranlaft ge— 
jehen hätten; denn von den 48 in dieſer Bujammenftellung 
beiprodhenen Fällen handle es ſich bei 30 en unzweifel⸗ 
haft um ins Handelsregiſter eingetragene Kaufleute. Auch 
der weitere Antrag, Perſonen, in deren Gewerbebetrieb auf 
Termin gehandelte Waaren produzirt würden ober Ber- 
wendung fänden, zum Abichlug von Termingeihäften im 
ſolchen Waaren für befugt zu erklären, begegne begrüns 
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beten Bedenken. Es könne nicht zugegeben werben, baf 
ein Bauer, ber vielleicht wenige Zentner Getreide. produzire, 
ober ber Apoiheler, der in feinem Gewerbebetriebe Spiritus 
oder Zuder verwende, zu: ben Berfonen zu rechnen jei, die 
zum Abſchluß von Termingeichäften in Getreibe beziefumgs- 
weile in Spiritus und Auder für berechtigt erflärt werden 
müßten. Nach biefen Darlegungen wurden bie gefiellten 
Anträge abgelehnt; desgleihen wurde: ein ‚von den Antrag⸗ 
ftellern demnächſt zurüdgezogener und von .anderen: Mit 
gliedern wieder aufgenommener Antrag: 

„Bei den zwiſchen ins Hanbelsregifter einge 
tragenen Kaufleuten ($. 52) abgejchloffenen Börſen⸗ 
termingeichäften tft der Einwand von Spiel und 
Wette unzuläffig.” 

durch melden bezwedt werben follte, bie ins Handels⸗ 
regifter eingetragenen ‚Kaufleute von der Verpflichtung * 
Eintragung ins Börfenregifter zu befreien, aus den eben 
bargelegten Gründen abgelehnt. 

-Der von einer Seite gegebenen Anregung, das Börſen⸗ 
fpiel dadurch einzufchränten, daß durch das Geſetz aus- 
drücklich der Einwand des Spiels für unzuläffig erklärt 
würde, wie ſolches jeitens der franzöfifchen und öfter 
reichifchen Gejepgebung geichehen jei, wurde von anderer 
Seite mit dem Hinweis darauf entgegengetreten, ‘daß gerade 
nad) den Erfahrungen in dieſen Ländern bie :Befeitigung 
bes Einwandes von Spiel und Wette zu einer Einfchräntung 
bes Börfenfpiels in den‘ Kreifen des Privatpublikums feiness 
wegs gerünnt habe. Es jei irrthümlich, anzunehmen, daß, 
wenn der Einwand von Spiel und Weite durch ‘die Gefeg- 
gebung befeitigt würbe, beim Abſchluß von Termingejchäften 
eine ‚befondere Sorgfalt :und Vorficht beobachtet werben 
würde. —e— auch in Frankreich und Deſterreich 
trotz des Verbotes des Einwandes von Spiel und Wette 
bie Judikatur zum Schuß des Privatpublilums genöthigt 
geweſen, in beſonders eklatanten Fällen ‚die Klagbarkeit 
von Differenzanſprüchen zu verneinen. Ein Antrag im 
Sinne der ‚gegebenen Anregungen wurde nicht geftellt. 

Endlich wurde von einer Seite noch der Antrag geftellt: 

„Wird ein Börfentermingeihäft in ſolchen Ge— 
Ichäftszweigen abgefchlofjen, für welche nicht beide 
Parteien zur Beit des Geſchäftsabſchluſſes in dem 
Börfenregifter eingetragen find, jo wird ein Schulb- 
verhältniß begründet, wenn dieſes Geſchäft in ein 
Regifter an derjenigen Börfe, deren Beitimmungen 
für das Gejchäft maßgebend jein jollen, eingetragen 
wird. Die näheren Beltimmungen über biejes 
Negifter fowie darüber, von weldem Zeitpunkt ab 
baffelbe an der Börfe öffentlich ausgelegt ift, werben 
vom Bundesrath erlaflen.” 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde angeführt, 
daf die verhältnigmäßig hohen Gebühren, melde für bie 
Eintragung ins Börjenregtiter verlangt würden, und beren 
allgemeine Ermäßigung, folle die Wirfung des Börfen- 

iſters nicht überhaupt bejeitigt werden, unthunlich fei, 
allerdings Gewerbetreibende, die in ihrem Gewerbebetriebe 
nur vereinzelt Termingeichäfte abzuſchließen genöthigt feien, 
empfindlich jhädigen würben, Um biefe Bedenken gegen 
bas WBörjenregijter zu bejeitigen und folchen Gewerbe— 
treibenden vereinzelt den Abſchluß von Termingeichäften zu 
ermöglichen, dazu diene der gejtellte Antrag. Derjelbe würde 
aber auch nad) einer andern Richtung Hin eine günſtige 
Wirkung äußern, indem er nämlich viele Verfonen, melde 
in ihrem @&emerbebetriebe oder als Kapitaliften vereinzelt 
Termingeſchäfte zu machen in die Lage kämen, nicht mehr 
nöthige, fi, um den rechtsgültigen Abſchluß ihrer Termin- 
geihäfte zu erreichen, ins Börſenregiſter eintragen zu 
lajfen. Zweifellos würden ſolche Perſonen, nachdem 
einmal ins Börſenregiſter eingetragen ſeien, oft nicht ledig— 
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ch in dem angegebenen beſchränkten Umfange Termins 
geichäfte abichließen, ſondern ſich auch zu Spelulations⸗ 
geichäften in ‘größerem Umfange verleiten laſſen. Ja, es 
ſei mit Sicherheit zu erwarten, daß viele Perſonen, die 
vereinzelt ſolche Termingeichäfte abzuſchließen Beranläffung 
hätten, dieſen Umſtand als Grund für die Notwendigkeit, 
ſich ins VBörjenterminregifter eintragen zu laſſen, vorſchieben 
wũtden, was nicht angängig wäre, wenn bie Geſetzgebung 
es ihnen ermögliche, auch ‚ohne Eintragung ins Börfen- 
regiſter vereinzelt ſolche Termingejchäfte zu machen. Durch 
bie in dem enthaltene Beitimmung, daß dieſe 
Geihäfte in ein an der Börſe zu Führendes Megifter ein- 
zutragen und dab Diejes MNegifter demnächſt öffentlich 


‚auszulegen fei, liege eine ſichere Gewähr dafür, daß von 


ben Betheiligten nur für ſolche Geſchäfte dieſe Erleichterum 
genommen würde, welche bie Rontzelle: Duck) 


in Anſpruch 
bie Deffentlichteit nicht zu ſcheuen Hätten. Die Befürchtung, 


daß Großipefulanten zahlreiche Gefchäfte in dieſe Ge— 
ſchaͤftsregiſter eimtragen laſſen und füh fo ben für ‘die 
Eintragung ins ‚Börfenregifter vorgejehenen Gebühren 
entziehen 'würben, ſei völlig ———— da ſolche Speku⸗ 
lanten den größten W darauf legen müßten, daß 


* Geſchaͤfte der: Deffentlichleit "danernd entzogen blieben, 
m 


entlidh von den Intereſſenten des Kaffeehamdels ſeien 
an ben Reihatag ae Petitionen gelangt, in denen 
bie obligatoriſche Einführung ſolcher häftsregifter für 
alle Börjen verlangt nnd allgemein die Rechtögültigfeit 
aller Börjentermingefchäfte von der Eintra in dieſes 
Gefchäftsregifter abhängig gemacht werben ſolle. Der 
Antrag bezwede, die Erfüllung dieſer Wünſche e ermög« 
lichen, indem dem Bunbesrath es überlaflen bleibe, bie 
Benutzung dieſer Gejhäftsregifter von einem von den ons 
trahenten zu erlegenden Einſchuß abhängig zu machen. 
Sollte es: zweifelhaft fein, ob nach dem Äntrag dem Bundes- 
rath diefe Befugniß zuftände, jo könnte biefer ifel durch 
eine entjprechende Aenderung des Antrages befeitigt werben. 

Bon anderer Seite wurde dieſem Mutrag entgegen: 
gehalten, daß durch ihn das Prinzip, welches dem Börjen- 
regifter zu Grunde liege, durchlöchert und weiten reifen 
die Möglichkeit gegeben würde, fi der Eintragung in 
diefes Regiſter zu entziehen und ihre Geſchäfte durch Ein- 
tragung in bie beantragten Geſchäftsregiſter rechisgültig 
zu maden. Dadurch würben nicht nur erhebliche finanzielle 
Einbußen entftehen, jondern es würbe auch bie Ueberſicht— 
lichkeit und Einheitlichfeit in Bezug auf die Perſonen, 
welche rechtsgültige Termingeſchäfte abſchließen dürften, 
beeinträchtigt werden. 

Andere Mitglieder der Kommiſſion erklärten, daß ſie 
dem Antrag zwar eine gewiſſe Sympathie entgegenbrächten, 
daß aber eine Aenderung deſſelben beziehungsweiſe ein 
weiterer Ausbau noihmwendig ſei, um Die ‚gegen ihn „ges 
äußerten Bedenlen zu bejeitigen. 

Bon einem Mitglied der Kommifjion wurde erklärt, 
daß es dem Antrag nur zuftimmen könne, wenn in bem 
Geſetz ſelbſt die Benußung diefer Beichäftsregifter von der 
Leiftung eines nicht zu gering zu bemeffenden Einſchuſſes 
feitens der beiben fontrahirenden Theile abhängig gemacht 
würde. Nach dieſen Darlegungen wurbe der Antrag ab» 
—5— dagegen bie Beſtimmung in ber Vorlage über bie 

inführung der Börfenregifter mit den darin angegebenen 
Rechtsfolgen mit allen gegen 3 Stimmen angenommen, 

Es wurde nunmehr zur Berathung ber einzelnen 
Paragraphen, welde vom Börfentermin handeln, über 
gegangen. Bu s 
wurde ber Antrag geftellt, 

in Beile 4 hinter die Worte „wenn ſie“ einzus 
falten „in beftinmmten Einheitspoften“. 
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Diefer Antrag wurde damit begründet, daß das 
Charakteriftiiche der börfenmäßigen Termingefchäfte barin 
liege, daß nicht beliebige Mengen, wie fie der Verkäufer 
zur Verfügung habe oder der Käufer gerade brauche, ge— 
handelt würden, fondern daß beftimmte Einheitspoften, 
3. B. 1000 Bentner Getreide, 15000 .H. Disfontos 
fommanbitantheile u. j. w. gehandelt würden. ine Ab- 
weihung von dieſen Einheilspoften nähme dem Geſchäft 
ben Eharalter des börfenmäßigen Termingeichäftes und jei 
es bemgemäß nothwendig, die in $. 45 gegebene Definition 
für börfenmäßige Termingeichäfte in ber durch den Antrag 
beabfidhtigten Weife zu ergänzen. 

Bon anderer Seite wurde dagegen eingewenbet, daß 
allerdings ber Terminhandel die Feſtſetzung beftimmter 
Einheitsmengen bedinge,; es fei aber im höchſten Maße 
bedenklich, dieſes Merkmal ins Gefeg felbft aufzunehmen, 
weil e8 dann nt fein würde, durd geringere Ab— 
weichungen von ben feſtgeſetzten Einheitsmengen dem Ge— 
fhäfte den Charakter des börfenmäßigen Termingeihäfts 
zu nehmen. Es würden dann vorausſichtlich ſehr bald 
allgemeine Schlußſcheine zur Einführung gelangen, in denen 
nicht die durch die Boͤrſenorgane feſigeſetzten Einheits— 
mengen, z. B. 1000 Zentner, ſondern vielleicht nur 
999 Zentner verkauft würden. Dadurch fei der Um— 
gehung Thür und Thor geöffnet. Gerade aus der Be— 
gruͤndung des Geſetzentwurfs ginge hervor, daß derartige 
Heine Abweichungen dem Geſchäfte den Charakter von 
börjenmäßigen Termingeihäften nicht nehmen follten. Nach 
diefen Darlegungen wurde ber Antrag abgelehnt und ber 
$. 45 nad) ber Vorlage angenommen. 


88. 46 bis 49. 
Es wurde ſodann beantragt, 
ben 8.49 als $.46 ins Geſetz aufzunehmen und 
den Eingang biejes Paragraphen wie folgt zu fallen: 
„Weber die Zulaſſung von Waaren und Wert 
—— zum Börſenterminhandel entſcheiden die 
örſenorgane nad) näherer Beſtimmung der Börfen- 
ordnnng.“ 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde ler Fi 

daß im Gefeß eine jede Beitimmung barüber fehle, welche 
Stelle über die Zulaflung von Waaren und Werihpapieren 
zum Börfenterminhandel zu entſcheiden Hätte, es könne ber 
Irrthum entjtehen, daß dieſe Entjcheidung der durch $. 36 
eingefegten Zulaſſungsſtelle übertragen werden folle, was 
nad) der Begründung bes Gefegentwurfs nicht der Fall 
jei. Dadurd), daß die Börfenordnung nähere Beitimmungen 
über biejenigen Börfenorgane treffen follte, welchen bie 
Entſcheidung obliege, fei die Möglichkeit gegeben, die gr 
laflung zum Börfenhandel von einer AZuftimmung der 
Landesregierung abhängig zu machen beziehungsweile vor— 
u daß diefe Zulafjung nur genehmigt werben 
ürfe, nachdem Bertreter ber betheiligten Erwerbszweige 
berjelben zugeftimmt hätten. Ebenſo könne für bie Zu— 
lafjung von Werthpapieren zum Terminhandel durch die 
Börjenordnung vorgeſchrieben werden, daß, wenn es ſich 
um Ermwerbögejellihaften handele, vorher der Vorſtand der 
betreffenden Geſellſchaften oder die Vollverfammlung der 
Aktionäre gutachtlich zu hören, beziehungsweife deren Zus 
ftimmung einzuholen ſei. Nach diejen Darlegungen wurde 
der Antrag angenommen. 

Dagegen wurde der Antrag, biefem Paragraphen im 
Weiteren folgende Faſſung zu geben: 

„Die Börjenorgane find verpflichtet, vor ber 
AZulafjung zum Börfenterminhandel in Waaren in 
jedem einzelnen Falle die Genehmigung bes Reichs— 
fanzlers einzuholen. Die Zulafjung darf erjt er- 
folgen, nachdem die Vertreter ber betheiligten Er— 
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werbszweige vom Reichskanzler gutachtlich gehört 

worden ſind.“ 
abgelehnt. Dieſer Antrag wurde damit begründet, daß die 
Vorlage keinen genügenden Schutz dagegen biete, daß nicht 
Waaren gegen den entſchiedenen Widerſpruch der außerhalb 
ber Boörſe — —— betheiligten Kreiſe zum Börfentermin- 
handel zugelaſſen würden. Die den Börſenorganen aufs 
erlegte Verpflichtung, Vertreter der betheiligten Ermwerbss 
zweige gutachtlich zu hören und das Ergebnik dem Reichs— 
fanzler mitzutheilen, biete hiergegen feinen genügenden 
Schub. In den meiften Fällen würde e8 ben Börjenorganen 
möglich fein, Sadverftändige auch innerhalb der beteiligten 
Erwerbszweige zu finden, die der Einführung des Termin: 
handel3 geneigt feien, und wenn von ihnen die Anhörung 
auf diefe Sadverjtändigen beſchränkt würbe, fo könnte der 
Irrthum entftehen, daß in ben Streifen der außerhalb ber 
Börje ftehenden Erwerbszweige ein erheblicher Widerſpruch 
gegen die Einführung des Börfenterminhandels überhaupt 
nicht vorhanden ſei. Ferner empfehle es jich, die Anhörung 
ber Sadhverftändigen nicht in die Hände der Börfenorgane, 
fondern in die des Reichskanzlers zu legen, meil lediglich 
dadurch eine genügende ah für die Auswahl unpars 
teiifcher Sachverſtändiger und für die objektive Anhörung 
berjelben gegeben würde. 

Gegen dieſen Antrag wurde von Eeiten ber verbüns 
beten Regierungen Widerſpruch erhoben. Die Befürd- 
tung, daß die Börfenorgane bei der Auswahl der Sad): 
verflänbigen nicht objektiv vorgehen und nur foldhe Sach— 
verftändige gutachilich hören würden, von benen fie wühten, 
oder annehmen könnten, daß fie der Einführung des Börfen- 
terminhandels geneigt feien, fei dadurch ausgeichloffen, daß 
nad dem Entwurf dem Reichskanzler von dem Ergebniß ber 
Anhörung der Sahveritändigen Mitheilung gemacht würbe 
und der Reichäfanzler fich, wie in dem Geſetz weiter vorgejehn, 
jet, in der Lage befände, weitere Erhebungen zu veranlaflen. 
Würden die Börjenorgane in der befürdhteten Weije vorgehen, 
jo würden diejenigen Vertreter der in Frage kommenden Er: 
werböfreife, welche auf einem anderen Standpunfte ftänden, 
Veranlaffung nehmen, fi) an den Neichsfanzler zu wenden 
und von demfelben die Beanftandung der von den Handels- 
organen bewirkten Anhörung der Sadjverjtändigen bean— 
ſpruchen. Diefem Antrag würde dann zweifellos Folge 
gegeben werden. Außerdem fei es bedenklich, dem Reichs— 
fanzler die Verantwortung für die Einführung einer jeden 
Waare in den Börfenterminhandel aufzuerlegen und damit 
eine neue Inftanz, welche über diefe Frage zu enticheiden 
hätte, neben dem Bunbesrath zu ſchaffen. 

Es wurde nunmehr zur Berathung des $. 46 ber 
Vorlage, welche nach dem vorerwähnten Beichluß der Kom— 
miffion als $. 47 einzufügen wäre, übergegangen, nachdem 
vorher Eonftatirt war, daß nad) den bereits gefaßten Be— 
ihlüffen folgende Beitimmungen in dieſen Paragraphen 
aufzunehmen wären: 

1. „Der Börfenterminhandel in Bergwerls- und In— 

duftriepapieren ift unterfagt.” 

„Der Börjenterminhandel in Antheilen von Er: 
werbsgejellihaften kann nur gejtattet werben, wenn 
bas Sapital der betreffenden Erwerbsgejellichaft 
mindejtens 20 Millionen Mark beträgt.“ 

2. „Der börjenmäßige Terminhandel in Kammzug 
und anderen Halb und Ganzfabrifaten der Tertil= 
inbuftie ift verboten.“ 

3. „Der börfenmäßige Terminhandel in Getreide und 
Mühlenfabrifaten ift unterfagt. Der Bundesrath 
beftimmt den Zeitpunkt, warn das Verbot in Kraft 
treten fol, und erläßt die Uebergangsbeſtimmungen.“ 

4. „Die allgemeinen Lieferungsbebingungen des 
im Börfenterminhandel zu liefernden Getreides, 





insbefondere bie Lieferungsqualität für daſſelbe, 
find nad) Anhörung von Vertretern der betheiligten 
Erwerbszweige vom Bundesrath, feftzuftellen.” 
Der Paragraph, wie er ſich hiernach geftaltet, wurde 
von der Kommiſſion in erjter Lefung angenommen, während 
nad) ben oben bezeichneten Beichlüffen zweiter Lefung die 
Punkte 2 und 3 wegfallen und Punkt 4 durch den Sap 
auf Seite 1484 zu ergänzen ift. 
Zu diefem Paragraphen war ferner noch von einem 
Mitglied der Kommiljion der Antrag geftellt: 
„Prämiengeichäfte find unterfagt. Auf biefelben 
finden die Beſtimmungen des $. 63 Anwendung.” 
— Begründung dieſes Antrages wurde darauf hin— 
gewieſen, daß Prämiengeſchäfte, wie ſie an den Börſen in 
—— Umfange abgeſchloſſen würden, in hohem Maße 
edenklich ſeien, da fie dazu beitrügen, das Publikum zu 
Spekulationen zu verleiten. Auch von anderer Seite wurde 
auf das Bedentliche mander Prämiengeſchäfte, namentlich 
ber Nochgeihäfte und der Stellagegeichäfte, hinge— 
wiefen. Durch die Nochgefchäfte, durch welche Käufer 
ober Berkäufer einer Waare berechtigt würden, Die 
boppelten oder dreifachen Duantitäten, als die Schlußſcheine 
auswiejen, vom Käufer ober Verkäufer zu beanipruchen, 
fei e8 beſonders erſchwert, ein richtiges Urtheil über ben 
Stand bes Börfenmarkies zu erhalten und ſeien demgemäß 
dieſe Geſchäfte in erfter Reihe geeignet, erhebliche Störungen 
in der naturgemäßen Entwidelung der Börfenpreife herbei- 
zuführen. Noch weniger könne für die Stellagegeſchäfte, benen 
äufolge jemand gegen Zahlung einer bejtimmten Prämie fich 
entſcheiden könne, ob er in das Geichäft als Käufer oder 
Verkäufer eintreten wolle, vom Standpunkte des legitimen 
Handels aus eine Berechtigung zugeftanden werden. Aus 
diejen Gründen Habe ſich auch die Liquidationskaffe für 
Kaffee in Hamburg veranlaft gejehen, alle Prämiengeichäfte 
auszuſchließen. Zweifellos würde aud der Bundesrath 
fi) mit der frage der Prämiengeihäfte befaffen müſſen 
und in der Lage fein, folde Prämiengeſchäfte, die nad) 
den angedeuteten Richtungen zu ſchwerwiegenden Bedenken 
Anlaß gäben, zu unterfagen. Dagegen * es nicht 
rg dieje wichtige Frage fchon in dem Geſetz 
elbjt eine definitive Entfcheidung zu treffen, da noch weitere 
Erhebungen für die ſachgemäße Beurtheilung derjelben un— 
erläßlid jeien. Nach diefen Darlegungen wurde der ger 
ftellte Antrag zurüdgezogen. 
Bu den 88. 47 und 48 
wurde darauf hingewiefen, dab die folgen ber Nichtzus 
lajjung von Waaren oder Werihpapieren zum Terminhandel 
näher präzijirt werden müßten, wie ſolches in dieſen Para— 
graphen geſchehen ſei. Es müſſe unterichieben werden 
zwiſchen einer vom Bundesrath bewirkten Unterſagung und 
einer endgültigen Verweigerung der Zulaffung feitens ber 
Börjenorgane einerfeits, und zwiſchen der Nichtnachſuchung 
ber Zulajjung andererfeits. Die beiden erjteren Fälle müßten 
in ihren Wirlungen gleich behandelt werden, wobei zu be— 
rüdjichtigen fei, ob von den Börjenorganen die Aus 
lafjung nicht Iediglih aus dem Grunde verweigert jei, 
weil I aus dem bisherigen Umfang des Terminhanbels 
ein Hares Bild über die Nothwendigkeit deſſelben noch 
nit habe gewinnen laſſen. Würde lediglid aus diejem 
Grunde die Bulafjung verweigert, jo handle es ſich nicht 
um eine endgültige, jondern nur um eine zeitweije Vers 
meigerung. 
Es wurde demgemäß ber Antrag geftellt: 
bem 8.47 als $. 48 folgende Faflung zu geben: 
„Wird ber Terminhandel in beftimmten Waaren 
ober Werthpapieren vom Bundesrath unterjagt 
ober die Zulaſſung defielben von den Börjen- 
organen endgültig verweigert, jo find Börfen- 
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termingefhäfte in biefen Waaren ober Werth- 
papieren von ber Benußung ber Börjemeinrichtungen 
ausgeihloffen und dürfen von ben Kursmallern 
nicht vermittelt werden. Auch dürfen für foldhe 
Geſchäfte Terminpreife öffentlich oder in mechaniſch 
bergeftellten Preisliften (Kurszetteln) nicht notirt 
werben. 

Ebenjo ift ein von der Mitwirkung der Börfen- 
organe unabhängiger Terminhandel von der Börfe 
ausgejchloffen, ſoweit er ſich in ben für Börſen— 
termingejchäfte üblichen Formen vollzieht.” 

Diefer Antrag wurde angenommen, beögleichen ein 
Antrag, daß bie gleichen Rechtswirkungen eintreten follen, 
wenn e8 ſich um Termingeicjäfte in Waaren oder 
Werthpapieren handelt, für weldhe in dem Geſetze 

ſelbſt der Terminhandel unterjagt jei. 

Endlich wurde ber Antrag angenommen: 

den 8.48 als 8. 49 wie folgt zu fallen: 

„Wird die Zulaffung von Waaren ober rg 
papieren zum Terminhandel nicht nachgeſucht, To 
kann ein thatſächlich ftattfindender Terminhandel 
von ben — rear eg mit den im $. 48 
bezeichneten Folgen unterjagt werben.” 

u 8.48 wurde in ber zweiten Leſung von der Sub— 
fommilfion eine redaktionelle Menderung befürwortet und 
beantragt, ben Abſatz 1 wie folgt zu fallen: 

„Inſoweit der Terminhandel in beftinmten 
Waaren oder Werthpapieren durch dieſes Geſetz 
oder vom Bundesrath unterfagt, oder die Zu— 
Iaffung bdefjelben von den Börfenorganen endgültig 
verweigert ift, find Börfentermingefchäfte in dieſen 
Waaren oder Werthpapieren von der Benußung 
ber Börjeneinrichtungen ausgeſchloſſen und dürfen 
von ben Kursmallern nicht vermittelt werden. 
Auch bürfen für ſolche Geſchäfte, fofern fie im 
Inlande abgeichloffen find, Preisliften Kurs— 
zettel) nicht veröffentlicht oder in mechaniſch her— 
gejtellter Vervielfältigung verbreitet werben. Des- 
gleichen ift ein von der Mitwirkung” u. |. w. 

Eine weitere Erörterung biejes Antrages fand nicht 
ftatt und wurde derjelbe angenommen. 


$. 50 
der Vorlage wurde in ber erften Lejung von keiner Seite 
beanjtandet und angenommen. ferner wurde lonſtalirt, 
daf nach den gefaßten Beichlüffen ein neuer $. 50a folgen- 
den Inhalts aufzunehmen fei: 

„Bei dem Börfenterminhandel in Waaren hat 
die Feſtſtellung der Lieferfähigkeit vor ber Ans 
kündigung der Waare zu erfolgen. Die Landes— 
regierungen find befugt, Ausnahmen für einzelne 
Waaren für die Dauer von längftens 3 Jahren 
nad Inkrafttreten diefes Geſetzes zu nn 

Sn der zweiten Lejung wurde ber Antrag auf 
Streihung biejes Paragraphen geftellt und damit begründet, 
daß dur die Annahme des 8. 50a, welcher die Feſt— 
ftellung der Lieferbarkeit der Waare vor der Lieferung ver- 
lange, die Beitimmung des $. 50 ihre praktiſche Bedeutung 
eingebüßt habe. Bon anderer Seite wurde darauf Bin 
gewiefen, daß diefe Auffaffung infofern nicht zutreffend fei, 
als nad) der angenommenen Faſſung die Landesregierungen 
für die Dauer von 3 Jahren Ausnahmen geftatten bürften. 
Der Antrag auf Streichung des $. 50 wurde abgelehnt. 

In der zweiten Leſung wurbe beantragt, in $. 50 an 
Stelle des Wortes „Waaren“ zu fegen „Getreide“. Der 
Antrag wurde abgelehnt. 

In Bezug auf die Feitftelung der Lieferfähigkeit vor 
der Ankündigung wurde von dem Bevollmächtigten zum 
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—— Senator: Dr. Klügmann, folgende Mittheilung 
gemacht: 
Die: von: ber Kommiſſion in erfter Leſung beichloffene 
Aufnahme: der: Beftimmungen bes. $. 50a in ben Ent- 
wurf des Börſengeſetzes habe bem Senat’ zu Hamburg 
veranlaßt,. durch die. Handeldfammer Ermittelungen dar— 
über herbeizuführen, ob die Einrichtungen in Hamburg 
es zulaflen. würbem,. im: Terminhanbel mit Spiritus, 
m und: Baumwolle die Unterfuhung auf die Liefer 
arfeit der gehandelten Waare.vor der Kündigung vor- 
zunehmen. 

Die Ermittelungen . hätten zu. folgendem Ergebniß 
geführt: 
1: bezüglich bes im Termin‘ gehanbelten rohen Kartoffel- 

Spiritus: 


p : 

Der zur Kündigung gelangende Spiritus befindet 
I zum weilaus größten Theil in Seeſchiffen oder Fluß⸗ 
&iffen, zum kleineren Theil auf'den Eifenbahnhöfen, in 
wenigen. Fallen in Speichern. Eine Prüfung der Liefe- 
rungsfähigteit findet gegenwärtig nad) der. Ablieferung 
an: den Käufer in. beffen Räumen: ftatt, joweit der Käufer 
es für erforberlich hält. Daß eine abgelieferte Partie 
als lieferungsunfähig befunden wird, fommt jo gut wie 
gar nicht vor. Im Jahre 1894 ift es zweimal der Fall 
geweſen, 1893 und 1892 nicht ein einziges Mal, 1891 
zweimal — doch beide Male nur Hinfichtlich des kleineren 
Theils der Bartie —. Da die Partie aus 10 000 Litern 
beiteht und die Menge des. jährlid) zur Ablieferung ges 
langenden Spiritus. nad einer ganz rohen. Schäßung 
etwa 30 000 000. Xiter betragen foll, jo dürfte es unbe- 
ftreitbar fein, daß nicht das geringfie Bebürfniß für den 
Zwang zur. Prüfung der Waare vor der Kündigung 
vorhanden ift. 

Zur Zeit der Kündigung lagert der Spiritus in 
Fäffern, die derart — großentheils übereinander — ver- 
padt find, daß ihre Unterfuchung als unmöglich be— 
trachiet wird. Um fie zur Beni bereit zu jtellen, 
würbe e8 in den Schiffen und auch wohl auf den Eifen- 
bahuhöfen an Raum fehlen — ganz abgejehen davon, 
ob überhaupt bie Führer der Schiffe. und. die Eifenbahn- 
verwaltungen fi) damit einverftanden erklären würden, 
ba man ihre Räumlichkeiten zu derartigen Verrichtungen 

enußt. 

Falls aber auch diefe Schwierigkeiten nicht be— 
ftänden, würde die Unterfuhung der Waare ſchon wegen 
der. bis zu den Schiffen und den Eifenbahnhöfen zurüd- 
zulegenben Entfernungen, in noch höherem Grade wegen 
der zu. leiftenden Arbeit jelbft einen beträchtlichen Auf- 
wand: an Zeit und Mühe verurſachen. Wenn es fi 
um bie Erfüllung einer gejeglichen Vorſchrift handelt, 
fönnte man fich füglich nicht auf ein paar Stichproben 
beichränten. Die Prüfung müßte fid) auf Stärke, Gerud) 
und Geihmad der Waare erfireden. Im letzterer Be— 
iehung könnte der, Prüfende zeitweilig mur eine be— 
eänkte Zahl von. Proben vomehmen. Nach Allem 
zweifelt man: daran, ob: es gelingen würde, geeignete 
BVerjönlichkeiten. für die Ausführung der Unterfuhungen 
zu gewinnen. 

Weitere Bebenfen werden daraus hergeleitet, daß 
die: Waare zum: Theil unter ſteueramilicher Kontrole ſich 
befindet, daß die: Identität der geprüften und ber ab» 
gelieferten Waare jeitgehalten werden müßte, und daß 
die: Faͤſſer ſchon vor der. Ablieferung an: den Käufer zu 
öffnen wären. Hierbei mag nebenher erwähnt werben, 
daß die. Kündigung: aus: Tanks unftatthaft‘ iſt, da Die 
Ablieferung in Fäſſern erfolgen muß. 

Hieraus. geht hervor, daß die beabſichtigte Maß— 
nahme die Vortheile, die Hamburg als See und Fluß—⸗ 
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und erhebliche: Unkoſten verurſachen würbe. 

Der: Spiritus» unterſcheidet ſich im der hier frag» 
lihen Beziehung vom Getreide weſenilich dadurch, daß 
er im großen: und ganzen: vom gleichmäßiger Beſchaffen— 
* iſt. Es erſcheint daher eine verſchiedene Art der 

handlung ebenſo unbedenklich wie angemeſſen. 

Bezüglich der Baumwolle iſt auf den Umſtand Ge— 
wicht zu legen, daß die Unterſuchung der Waare ſich 
auf die Farbe zu erſtrecken hat und inſoweit nur bei 
gutem Tageslicht, wie es in der; Haupt⸗Geſchäfts zeit, im 
Winter, oft eime Woche lang nicht vorhanden ſei, ge 
ihehen kann. Müßte die. Unterſuchung vor der Kündi— 
gung vorgenommen werben, fo würde ans diefem Grunde 
die. Irmehaltung der Lieferungsfrift, die ſchon durch die 
Wechſelfälle der. langen, meih tief im Innern der Ber: 
einigten Staaten von Amerifa beginmenden Weile. ers 
ſchwert ift, mandhmal in Frage geſtellt werden. Dies 
würde um jo mehr ber Fall fein, wenn gegen das Er: 
gebniß der Unterſuchung die Berufung an eine höhere 
Inſtanz vorbehalten bleiben jolle, wie man es gegen- 
wärtig für erforberlidy halte, 

Gegenwärtig wird nad der Kündigung jede Partie 
imterfucht, und zwar nach Proben, die aus jedem Ballen 
gezogen find. So lange der Terminhandel in Hamburg 
bejteht, iſt es noch nidyt vorgelommen, dab eine Partie 
im allem Ballen oder aud nur einem erheblichen Theil 
von ihnen lieferungsunfähig war. In diefer Hinficht 
bürfte es vom Bebentung fein, daß die norbamerifanijche 
Baummolle bereits vor der Verſchiffung umterfucht zu 
werben pflegt. Einzelne Ballen, doch niemals mehr ala 
10 Prozent haben wohl bei der hiejigen Unterfuchung 
als Tieferumgsunfähig herausgeftellt, In diejen Fällen 
ift Die in den Geichäflsbebingungen enthaltene Beftms 
mung, daß en au 24 Stunden lieferungsfähige Waare 
als Erſatz zu liefern tft, zur Anwendung gefommen mit 
dem Erfolge, daß die Erjagballen niemals beanftandet 
worden find. In Erfüllungsverzug ift im Hamburger 
Baumwoll-Terminhandel noch niemals Jemand gerathen. 

Im Zudergeihäft ift es noch nicht ein einziges Mal 
vorgefommen, dab ein im Terminhanbel in Hamburg 
oder in Magdeburg angelündigter Zucker lieferungs- 
unfähig war. 

Der in Hamburg zur Kündigung gelangende 
Zuder kommt zum größten Theil in Hußfeiffen von 
der Dberelbe und geht faſt durchweg in Seeidiffen 
ins Ausland, Zur Beit der Kündigung lagert ber 
a meiftens in Flußſchiffen. In einem vollen Fluß— 
hiff ift das Nehmen von Proben keineswegs eine 
einfache Verrichtung und erforbert bie größte Sorg- 
falt. Nach den. geltenden Geichäftsbedingungen ges 
hört zu einer ordentlichen Probenahme, dab aus 
je einem von fünf Süden eine Probe genommen 
wird. Die Unterfuhung der Proben muß in ben 
Gejhäftsräumen der Chemiler ftattfinden. Hieraus 
erhellt, daß die Einführung der geplanten Beſtimmung 
für den Buder-Terminhandel empfindliche Beläftigungen 
und Verzögerungen zur Folge hätte. Die Beläftigungen 
würden barin beitehen, daß lediglich zum med der 
Probenahme die Zuckerſäcke woenighien theilweife unıges 
laden und Probezieher innerhalb der weitläufigen Hafen- 
anlagen, ja bis nad Harburg geſchickt werden müßten. 
Die Verzögerungen würden dahin führen, daß in. manchen 
Fällen der Iepte Zeitpunkt ber redhizeitigen Kündigung 
des. Zuders verjäumt werben würbe. 

Gegenwärtig wird in Hamburg nur folder Zucker 
unterfucdht, der nicht nad England geht. Die Unter- 
ſuchung erftredt fich darauf, ob die Waare Nübenzuder 
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I. Brobuft ift und wie viel Prozent Renbement fie aufs 
weit. Auder, der weniger als 84 Prozent Rendement 
aufweift, ift unbedingt lieferungsfähig, Buder von 
weniger als 86 Prozent Rendement in dem Falle, daß 
er nicht früher nachweislich mindeftens 86 Prozent aufs 
—— hat. Nach dem Rendement richtet ſich die 
ezahlung des Zuckers derart, daß der Preis für 
88 Prozent Rendement vereinbart und je nad einem 
größeren ober geringeren Rendement ein Bufchlag 
zum reife oder ein Abſchlag berechnet wird. Die 
Unterfuhung findet dann in Hamburg ftatt, wenn 
nicht der Käufer fi mit einem vom Verkäufer bei- 
gebrachten, aus einer früheren Unterfuhung hervor— 
gegangenen Atteft einverftanden erflärt. Die Bro en für 
die Unterfuhungen ſolchen Zuders, der aus dem Fluß: 
ihiff ins Seeihiff übergeladen wird, werden in ber 
Regel während der Ueberladung genommen, weil hierbei 
ohnehin jeder einzelne Sad behandelt werden muß. Die 
Unterfuhung findet mithin nad der Kündigung ftatt. 
Die Waare, die nah England, dem Haupt-Abjahs 
land des deutſchen Zuckers, verjendet wird, unterliegt in 
amburg feiner Unterfuchung. Troß der eifrigften Be— 
rebungen ijt es nicht gelungen, die engliichen Käufer 
zur Anerfennung der Hamburger Unterfuhung zu bes 
wegen. Man hat vielmehr zugeftehen müffen, daß bie 
englifhe Unterfuhung maßgebend if. Somohl 
deutſche —— wie ber deuiſche Zuckerhändler 
haben ſich hierin gefügt, und das Verfahren iſt fo ge— 
regelt, daß auch die Abrechnung zwifchen dem deutſchen 
Fabrifanten und dem beutichen Zwiſchenhändler nad 
der jpäter in England erfolgenden Unterfuchung fich 
richtet. Die Macht der englifchen Käufer, d. h. der weit— 
aus bedeutendften Abnehmer des deutſchen Zuders, iſt fo 
groß, daß gar nicht daran gedacht werben kann, fie zur 
Anerkennung einer reichögejeglich eingeführten deutſchen 
Unterſuchung zu zwingen. Die folge der reichsgeſetzlichen 
Beitimmung würde daher fein, daß außer der engliichen 
nod eine deutſche, vom englifhen Käufer nidt ans 
erkannte, alſo völlig nuglofe Unterfuchung vorgenommen 
werden müßte. Würde der beutiche Fabrikant die Forbes 
rung erheben, daß für die Abrechnung zwiſchen ihm und 
dem beutjchen Händler die beutjche Unterfuhung maß- 
gebend jei, jo müßte für das Hieraus fich ergebende 
Rifito eine Enfhädigung geſucht werben, die nur in 
einem Drud auf ben dem FFabrifanten zu zahlenden 
Preis beftehen könnte. Gegenüber einer ſolchen Schädi- 
gung bes deutſchen Fabrikanten und bes deulſchen 
Händlers ftände eine DBegünftigung bes engliichen 
Handels. Je mehr Beläftigungen und Erjchwerungen 
dem beutjchen Händler durch die deutſche Gejeßgebung 
bereitet werden, um jo leichter wird es den Engländern 
fallen, ihn aus feiner Stellung zu verdrängen. Befteht 
doch auch nicht nur in Deutihland ein Terminmarkt für 
— ſondern auch in Großbritannien ſelbſt, in London, 
iverpool und in Greenock. 

Es ift in weiteren reifen allzuwenig befannt, welche 
Mühen und Sorgen darauf verwendet worden find, um 
den internationalen AZuderhandel, an dem Deutichland 
nicht nur mit feinem Handel, fonbern viel mehr noch 
mit feiner Inbuftrie und Landwirthſchaft in hervorragen— 
bem Maße betheiligt ift, durch Vereinbarung entipreden- 
ber Gejhäfisbedingungen die gute Organifation zu geben, 
die er gegenwärtig befigt. E83 würde unverantwortlich 
jein, durch eine Beſtimmung, die in Deutſchland Nie- 
mandem nüßt, dagegen beutiche Intereffen zu Gunften 
des Auslands jchädigt, diefe Errungenſchaft zu zerftören. 

Es könne daher nur dringend, nicht etwa nur im 
Interefie Hamburgs, jondern aller betheiligten mwirths 
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ſchaftlichen Kreife Deutſchlands empfohlen werden, bem 
Antrage Folge zu geben, wonach die Feſtſtellung der 
Sieferfäbigteit vor der Ankündigung ber Waare auf den 
Börjenterminhandel in Getreide und Mühlenfabrifaten 
beſchränkt wird. 

In Würdigung diefer Verhältniſſe wurden folgende 
Anträge geftellt: 

1. Den Eingang bes $. 50a zu fallen: 

„Bei dem Börfenterminhandel in Getreide 
und Müblenfabrifaten hat” u. ſ. w. 
2. Den Abſatz 3 des 8. 50a wie folgt zu fallen: 
„Der Bunbesrath ift befugt, für andere 
Waaren als Getreide und Mühlenfabrikate 
Ausnahmen zu gejtatten.” 

Der Antrag zu 2 wurde mit Stimmengleihheit ab— 

gelehnt, der Antrag 1 darauf angenommen. 

88. 51 bis 64 
mwurben in eriter Leſung von feiner Seite beanftandet umb 
von ber Kommilfion angenommen. Es murbe babei feft 
gejtellt, daß durch die —— im Abſatz 3 den Landes— 
regierungen zugleich die Möglichkeit gegeben werden ſolle, 
einen Theil der Einnahmen den Börjenkaffen zu überweifen, 
um biefelben für die ihnen durd Ausführung des —* 
etwa erwachſenden Koſten zu entſchädigen. Ein in ber 
zweiten Leſung geftellter Antrag, im 8. 51 die Worte „je* 
und „und für Werthpapiere” zu ftreichen, wurbe abgelehnt. 
$. 65. 

Bei diefem Paragraphen wurde von einer Seite bas 
Bedenken geäußert, daß, wenn ein nicht in das Börfen- 
regifter eingetragener Inländer im Wusland ein Börſen— 
termingejchäft made und er von ben auslänbifchen Ge- 
richten zur Zahlung etwaiger Differenzen verurtheilt fei, 
bie einheimiihen Gerichte in die Lage kommen könnten, 
biefe ausländifchen Urtheile für im  nlande vollitredbar 
zu erklären. Außerdem könne, da ber Grundjaß locus 
regit actam herrſche, ſogar das inländiſche Gericht ge 
nöthigt jein, Inländer, welche im Auslande Termingelchähte 
abgeſchloſſen hätten, für die fi) aus benjelben ergebenden 
Differenzen zu verurtheilen. 

Gegen diefe Auffaffung wurde von Seiten ber Ber: 
treter der verbündeten Regierungen Widerſpruch erhoben; 
wenn auch der Grundſatz locus regit actum im Allgemeinen 
zutreffe, jo könne doch das inländifche Gericht, wenn, wie 
es im $. 65 geichehen ſei, das Geſetz ausdrüdlich dieſen 
Grundjag für die im Auslande abgeſchloſſenen Börjen- 
termingeichäfte außer Kraft ſetze, denjelben bei entjtehenben 
Rechtsitreitigkeiten nicht zur Anwendung bringen. Ebenjo- 
wenig ſei bie Befürdhtung gerechtfertigt, daß ausländifchen 
Erfenntniffen von inländiſchen Richtern die Vollftredbarkeit 
beigelegt werben müßte. Deutichland Hätte weder mit 
Frankreich noch mit England noch mit Defterreich-Ungarn 
derartige Verträge abgeichlofien, wonach die in ben be 
treffenden Staaten ergangenen Urtheile in Deutfchland für 
volftrefbar erflärt werben müßten. Hiernady müßten Die 
geäußerten Bedenken als unzutreffend bezeichnet werben. 

In beiden Lejungen wurbe der Antrag geitellt, den 
8. 66 zu ftreichen, und damit begründet, daß grundſätz— 
li das Börfenjpiel nicht zugelaffen werben dürfe. Daffelbe 
—— Umſtänden nach 8. 284 des Strafgeſetzbuchs ſogar 

afbar. 

Regierungsſeitig wurde entſchieden für die Beibehaltung 
bes $. 66 eingetreten. Der Differenzeinwandb fei auf ber 
einen Seite nicht zur Abſchwächung der Uebelftände bes 
Börſenſpiels geeignet, auf der anderen Seite trage er in 
jeiner heutigen praftifhen Geſtalt eine außerordentliche 
Rechtsunficherheit in den Verkehr, und es erjcheine un— 
altbar, wenn man geſehzlich die Möglichkeit habe, beim 

lücken einer Spekulation bie Gewinne einzuſtreichen, beim 
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Fehlſchlagen ſich durch Erhebung bes Einwanbes bem 
Berlufte zu entziehen. 

Nah diefen Erörterungen wurben bie 88. 65 und 66 
angenommen. 

In der zweiten Lefung wurde noch der Antrag geftellt, 
ben dritten Abſatz des $. 65 zu ftreichen. Zur Begründung 
diefes Antrages wurde angeführt, daß nad der bean- 
ſtandeten Beitimmung ein ausländiiher Kommiffionär für 
einen inländischen Kommittenten Termingefhäfte mit recht= 
liher Wirkung aud dann ausführen könne, wenn ber 
Leptere nicht ins Terminregifter eingetragen ei, und er lönne 
ſich aud aus den beftellten Sicherheiten bezahlt machen, 
was bem inlänbifchen Kommiffionär nad) $. 63 Abſatz 3 
unterfagt fei. Abgeſehen davon, daß bie in Rede ftehende 
Vorſchrift dem inländifhen Spekulanten den Weg zeige, 
wie er, ohne fid) ins Börjenregifter eintragen zu laſſen, 
feinen Spekulationen im Auslande beliebig nachgehen könne, 
begründe fie eine Bevorzugung bes ausländiidhen Kom— 
miffionärd vor dem inländiſchen, melde vom Geſetzgeber 
unmöglich beabfichtigt fein könne. Aud könne ein Haus, 
erabe weil es nicht ins Börſenregiſter eingetragen, im 

nlande als überaus folidbe gelten, obwohl es im Muss 
lande Spekulationen treibe, welche, wenn fie befannt wären, 
feinen Kredit erheblich ſchädigen würden, dadurch könne 
das Publikum irregeleitet und gefährdet werben. 

ferner wurde in ber zweiten Lejung von einem 
ee darauf Hingemwiefen, daß die Bemerkung am 
Schluſſe der Begründung zu $. 66 es zweifelhaft madhe, 
in welhem Umfange der Einwand von Spiel und Wette 
bejeitigt werben fol. Denn danach jei der Einwand ftatt- 
daft fofern er nicht lediglih auf den vertragsmäßigen 

usihluß der Effektivlieferung gegründet je. Bon dem 
Vertreter der verbündeten Regierungen wurbe bemerkt, daß 
die angezogene Stelle der Motive den Ausführungen ent- 
fpreche, Die im Berichte ber Börfenenquete-Kommiffion auf 
Seite 148 und 149 enthalten feien. Hiernad) folle der Ein- 
wand bes Differenzgefhäfts befeitigt fein, jfoweit er, mas 
nad der gegenwärtigen ee enüge, fich lediglich 
darauf ftüße, daß gemäß der Abhaht ber Parteien die 
Effektivlieferung ausgeichloffen fe. Dagegen bleibe ber 
Einwand beftehen, fofern noch weitere Momente vorliegen, 
nad) denen gemäß dem einjchlägigen bürgerlidien Rechte 
das Geihäft fih als ein Spielvertrag barftelll. Bon 
einigen Mitgliedern der Kommiffion wurde demgegenüber 
betont, daß hiernach die Befeitigung des Differenzeinwands 
überhaupt in Frage gejtellt jei, und dem Wunfche Aus— 
drud gegeben, daß dieſe Bejeitigung im weiteften Umfange 
ausgeſprochen werde. 


V. Kommiffionsgeichäft. 
Bei 


$. 67 

mwurbe darauf hingewieſen, daß auch die Beſtimmung in 
bem 8. T1 der Vorlage fi auf Art. 376 bes Hanbels— 
gefegbuchs beziehe und daß demgemäß auch dieſer Para— 
graph in ben $. 67 aufgenommen werben müßte Diele 

emerfung wurbe von ben ®ertreiern der verbündeten 
Regierungen für zutreffend erachtet, und beſchloß demgemäß 
die Kommiffion die Annahme des $. 67 mit ber Mahgabe, 
daß ber letzten Zeile ftatt „70“ „T1" geſetzt würde. 

ei 


$. 68 
fanden die Mißſtände, welche im Kommiffionsgeichäft her: 
vorgetreten find und die vielfach zu einer erheblichen Schä- 
digung der Kommittenten geführt haben, eine eingehende 
Erörterung. 
Bon einer Seite wurbe ben Vorſchlägen in dem Ent- 
wurf jede praftifche Bedeutung abgeiproden und hervor: 
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gehoben, daß in benfelben ein einigermaßen wirffamer 
Schuß gegen die Schädigung der Kommittenten durch den 
fogenannten Kursjchnitt nicht geihaffen ſei. Es müſſe 
— verlangt werben, daß der Selbſteintritt nur zus 
läſſig jei, wenn der Kommittent ſich damit bei einem jeden 
einzelnen Gejhäft ausdrüdlid einverſtanden erklärt habe. 

Demgemäß wurde der Antrag geftellt: 

in $. 68 hinter Abſatz 1 hinzuzufügen: 

„Zum Selbfteintritt im Sinne vorftehenber Bes 
ftimmung bedarf es der jedesmal vor Ausführung 
bes Geihäfts einzuholenden oder zu ertheilenden 
Genehmigung des Kommittenten.* 

fowie ferner dem Satz 1 bes Abjages 2 folgende 

Faſſung zu geben: 

„Im Falle einer folhen Ausführung des Auf: 
trages bleibt die Verpflichtung des Kommilfionärs, 
dem Kommittenten über das Geſchäft Rechenſchaft 
zu geben, nad) Maßgabe des Artikels 361 bes 
Hanbelsgefegbuches bejtehen.” 

ur Begründung des Ießteren Antrages wurde nod) 
daran — — daß ſich nach der Vorlage der Kom— 
mittent ſchlechter ſtehen würde, als nach den jetzt geltenden 
handelsgeſetzlichen Beſtimmungen, indem die dem Kom— 
miffionär obliegende Verpflichtung, über das Geſchäft 
Rechenſchaft zu geben, gegenüber dem Artikel 361 des 
Handelsgeſetzbuchs weſentlich eingeſchränkt würde. 

Von den verbündeten Regierungen wurden beide An— 
träge belämpft und hervorgehoben, daß das Selbſteintritts- 
recht des Kommiffionärs in den meiften Fällen aud den 
SIntereffen der Kommittenten entſpräche. Es könne nicht 
geleugnet werden, baf, wenn 5.8. ein Kommittent einen 
Auftrag zum Kauf von Aktien gebe und ber Kommilfionär 
genöthigt wäre, anftatt biefe Aktien aus feinen eigenen 
Beftänden bem Kommittenten zu überlaffen, dieſelben an 
ber Börje zu faufen, bie Nadfrage nah biefen Werth- 
papieren und damit auch ihr Preis fteigen würde, ber 
Kommittent aljo ungünftiger ftehen würde, als wenn Die 
Aktien ihm vom Kommiſſionär aus feinen Bejtänden ge 
liefert wären. Ebenſo lägen bie Verhälmiſſe, wenn Jemand 
Waaren oder Werthpapiere veräußern wolle; aud in 
bdiefem alle erlitten die Intereſſen des Kommittenten 
nicht nur feine Schädigung, fondern es entipräde ſogar 
diejen Intereſſen, wenn der Kommiffionär beredtigt jei, 
bie verlangten Waaren oder Werthpapiere jelbft als Käufer 
zu erwerben, da, wenn er biejelben an ber Börje zur Ver- 
Außerung ftellen würde, naturgemäß der Preis für fie eine 
Minderung erfahren müßte. Dazu käme, daß, wenn das 
Kommiffionsgefhäft zu fehr erichwert würde, gerade bie 
folideften Kommiſſionaͤre dazu genöthigt werden würben, 
fernerhin nicht mehr als Kommiſſionäre, jondern als Selbft- 

änbler aufzutreten, eine —— wie fie im Waaren⸗ 

—* ſich bereits zum Nachtheil der Produzenten aus— 
ebildet habe. Was den zweiten Antrag anlangt, jo blieben 
elbitverftändlich alle dem Kommiffionär durdy Artikel 361 
des Handelsgeſetzbuchs auferlegten Pflichten —* auch 
die Pflicht, über das Geſchäft Rechenſchaft zu geben. Der 
Paragraph der Vorlage ftelle nur feſt, in welcher Weiſe 
diefe Rechenſchaft gegeben werben müßte. 

Nach diefen Darlegungen wurden die geftellten An— 
träge abgelehnt. 

Bon anderer Seite wurbe darauf hingewieſen, daß bie 
Faſſung in Abjap 2 und im erften Safe des Abſatzes 3 ſich 
nicht völlig mit der Begründung dede. Während in der 
Begründung ausgefprocden jei, daß dem Kommifjionär ber 
Nachmeis obliege, „daß bei dem berechneten Preiſe ber 
zur Zeit ber Ausführung bes Auftrags als beftehend 
notirte Börfen- oder Marktpreis” einzuhalten fei, laute Die 
Faſſung der Vorlage, „daß bei dem berechneten Breife der 











zur Zeit der Ausführung des Auftrags beftehende Börfen- 
oder Marktpreis” einzuhalten jei. 

Nah den Motiven würde alfo eine ausdrüdliche 
Notirung dieſes Preifes verlangt, während e8 nach ber 
Vorlage genüge, wenn nur thatfächlih der in Rechnung 
geftellte Preis dem Börfen- oder Marktpreis zur Zeit ber 
Ausführung des Auftrags entſpreche. Dieſe Verjchieden- 
heiten in der Ausdrudsweife fchienen dadurch hervor— 
gerufen zu fein, daß in bem 8.68 Werthpapiere und 
Waaren zujfammen behandelt jeien, obwohl bei Werth— 
papieren das Selbteintrittsrecht mır dann geltend gemacht 
werben könne, wenn für dieſe ein Börſen- oder Marktpreis 
amtlich feitgeftellt worden fei, während es bei den Waaren 
genüge, daß fie überhaupt einen Börfen- oder Marktpreis 
hätten. Es würde bis zur zweiten Leſung zu prüfen fein, 
ob und in welder Weiſe die herangetretenen Bedenken ſich 
bejeitigen liefen. Nach dieſen Darlegungen wurden bie 
Abjäge 1 und 2 bes 8. 68 angenommen. 

Zum dritten Abfag des Paragraphen wurbe der An- 
trag geftellt, die beiben legten Sähe dejfelben zu ftreichen, 
da es unbillig fei, daß, wenn im Laufe einer Börfe mehrere 
Preife zur Notirung gelangten, bei ben Geichäften, bei 
benen die Ausführungsanzeige erft nah Schluß der Börſe 
oder des Marktes zur Abfendung gelangen, der Kommiffionär 
verpflichtet werde, einen mittleren Vreis aus den ver 
ſchiedenen Preijen feitzuftellen und diefen dem Kommittenten 
in Rechnung zu fielen. Durch diefe Beitimmung würbe 
ber flare Grundſatz des Gefegentwurfs, daß diejenigen Preije 
dem Kommittenten in Rechnung geftellt werben follten, 
melde zur Zeit der Ausführungsanzeige beftänden, und 
ba bei den Geſchäften, über weldye nad) Schluß der Börje 
die Ausführungsanzeige abgegeben würde, ber legte Kurs 
maßgebend fei, durchbrochen. Diefen Erwägungen trat die 
Kommilfion bei und nahm den Antrag auf Streichung ber 
beiden legten Säße des dritten Abjages an. Im Uebrigen 
wurde ber dritte Abjag nicht weiter beanftandet und von 
der Kommijfion angenommen. Ebenſo wurde ber Antrag 

bem $. 68 einen neuen Abſatz folgenden Inhalts zu= 

zufügen: 

„Bei Aufträgen zu bejtimmten Kurſen (erftem 
Kurs, Mittellurs, letztem Kurs) ift der Kommiffionär 
ohne Rüdfiht auf den Zeitpunkt ber Abſendung 
oder Ausführungsanzeige berechtigt und verpflichtet, 
biefe Kurſe dem Kommittenten in Rechnung zu 

ſtellen.“ 
angenommen, nachdem vom Antragfteller darauf hingewieſen 
worben war, daß, wenn der Kommittent die Ausführung feines 
Auftrags zu einem beftimmten Kurſe verlange, es gerecht und 
billig Sei, auch diefen Kurs, auf deijen Seftaltung ber Kom: 
miffionär feinen Einfluß hätte, dem Kommittenten in Rechnung 
uftellen. Schon jetzt ſeies die Regel, daß bei Aufträgen zur Aus⸗ 
rung von Termingefchäften die Kommittenten vorſchrieben, 
wann das Geichäft zur Ausführung gebradjt werben folle und 
zu mweldem Kurs bafjelbe abzumideln fe. Durch Die 
Annahme des geftellten Antrags würden viele in fauf- 
männifchen Kreiſen entftandene Bedenken und Ameifel 
bejeitigt und das NRedtsverhälmiß zwiſchen Kommittenten 
und Kommiffionär in den weitaus meiſten Fällen Mar zum 
Ausdrud gebradt. Die Kommilfion ſchloß ſich diefen Er— 
mwägungen an und nahm ben gejtellten Antrag an. Dabei 
wurde ausbrüdlich Fonftatirt, daß die Beltimmung im 
n 69 Abſatz 2 aud) den erwähnten Gejhäften gegenüber be— 
tehen bleibe, d. 5. daß, wenn der Kommilfionär aus 
Anlaß eines ertheilten Auftrags ein beftimmtes Ge— 
ſchäft mit einem Dritten an der Börfe oder dem Markte 
abgeſchloſſen habe, er verpflichtet fei, dem Kommittenten 
feinen ungünftigeren Preis ald den hierbei vereinbarten 
zu berechnen. Selbftverftändlich wäre e8 Sache bes Kom— 


Reichstag. Aktenftüd Nr. 246. (Bericht der neunten Kommiffion.) 


1491 





mittenten, zu beweifen, daß der Kommiffionär ein beftimmtes 
Geihäft aus Anlab des ihm ertheilten Auftrags 
zur Ausführung gebracht Habe. 

Ein fernerer Antrag: 

bem $. 68 folgende beiden Abjäge hinzuzufügen: 

„Bei Werthpapieren und Waaren, für melde 
der Börfen- und Marktpreis amtlich fejtgeftellt 
wird, kann der Kommiſſionär im Falle der Aus— 
führung des Auftrags durch Selbfteintritt nur bie 
amtlich feitgeitellten Preife dem Kommittenten in 
Rechnung ftellen. 

Die Beftimmungen in ben Abſätzen 2 bis 4 
lönnen nicht durch Vertrag abgeändert werben." 

murbe ebenfalls von ber Kommiffion angenommen. In 
Uebereinftimmung mit dem Antragſteller hielt e8 die Kom— 
miffion für gerechtfertigt, daß, mie ſolches aud im 8. 69 
Abſatz 3 der Vorlage vorgejehen fei, die in dem $. 68 über 
die Berechnung der Kurſe feftgeftellten Grundſätze durch 
Vertrag nicht abgeändert werden bürften, wenn dieſe Be— 
ftimmungen überhaupt eine praftiiche Bedeutung erlangen 
follten. Denn es jei zweifellos, daß, wenn die Abänderung 
dur ben Vertrag geftattet würde, durch allgemeine Bes 
dingungen die Abänderung dieſer Grundſätze herbeigeführt 
werden mwürbe. 

Daß, wern es fih um Wertbpapiere und Waaren 
re für welche der Börſen- und Marktpreis amtlich 
eitgeftellt wird, auch nur ber amtlich feitgeftellte Preis 
dem Kommittenten in Rechnung geftellt werben könne, ents 
ſpreche der Billigfeit und dem der Vorlage jelbjt zu Grunde 
liegenden Prinzip. Es käme vor, daß eine amtliche 


Notirung verweigert würbe, weil nad Unficht der Börfen- 
organe N aus ben abgeichloffenen Geſchäften ein zuver- 


läjfiges Bild über die allgemeine Geſchäftslage an ber 
Böre nicht gewinnen ließe. Diefes Zönne der Fall fein, 
weil diefe Gejchäfte zum Scheine oder nur zu dem Zweck 
der Erlangung einer hohen oder niebrigen Börfennotiz 
abgeichloffen feien, oder bie — gezahlten Preiſe ſo 
erheblich von der allgemeinen Geſchäftslage des Marktes 
abmwichen, daß angenommen werben müffe, daß bei biefem 
Geſchäfte ganz bejondere Verhältniffe vorlägen. In der 
artigen Fällen Lönnten die Kommiſſionäre einen angeblich 
ber häftslage entiprechenden Preis dem Kommit- 
tenten nicht in Rechnung fielen. Wenn ber Abſatz 1 
bes $. 68 das Selbfteintrittsreht nur auf folde Werth: 
apiere beichränfe, deren Kurs amtlich feftgeftellt würde, 
o jei e8 eine nothmwendige Konſequenz, auch nur die amt« 
lich feftgeftellten Preife bei der Abwidelung des Geichäftes 
zwiihen bem Kommittenten und Kommiſſionär für maß: 
gebend zu erflären; das Gleiche jei gerechtfertigt, wenn 
vom Bunbdesrath die amtliche Notirung für gewiſſe Waaren 
vorgeichrieben würde. Diejer Anſicht trat die Kommiſſion 
bei und nahm ben geftellten Antrag an. 

In der zweiten Lefung wurde von ber Sublommiffion 
ber Antrag geftellt, den Abſatz 5 des $. 68 rebaktionell 
wie folgt zu faflen: 

„Bei Werthpapieren und Waaren, für welche 
ber Börſen- oder Marktpreis amtlich feftgeftellt 
wird, kann ber Kommifjionär im Falle der Aus- 
führung bes Auftrags durch Selbfteintritt dem 
Kommittenten feinen ungünftigeren Preis als ben 
amtlich fejtgeftellten in Rechnung ftellen.” 

um den durch den Beichluß in der erſten Leſung hervor: 
gerufenen Zweifel, daß der Kommiffionär unter Umftänden 
verpflichtet jei, günftigere Preiſe, als die amtlich feftgeftellten, 
bem Kommittenten in Rechnung zu ftellen, zu bejeitigen. 
Gleichzeitig wurde feftgeftellt, daß die Anführungen in dem 
Abjag 4 „Erſte Kurje”, „Mitteldurje”, „letzte Kurſe“ nur 
als Beilpiele anzufehen feien und feineswegs die Kurfe 
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erihöpfen follten, zu benen Aufträge vom Kommittenten ers 
theilt werben könnten. 

Der Iete Abjap erhielt im Hinblid darauf, daß Hin- 
fichtlich der Vorſchriften im erfien eg. bes 8. 68 bie 
Bertragsfreiheit vorbehalten bleiben muß, folgende Faſſung: 

„Die Beftimmungen der Abſähe 2 bis 5 können 
nicht durch Vertrag abgeändert werben.” 
Dagegen wurde dem regierungsfeitig geäußerten Wunſche, 
ben legten Abſatz überhaupt zu ftreihen, feine Folge 
gegeben, nachdem darauf Hingemwielen worden war, daß 
Ihon die NRegierungsvorlage, Tomeit e8 fih um die Be— 
— des 8. 69 handele, die Vertragsfreiheit aus: 

ließe. 


Ferner wurbe von einer Seite in ber zweiten Lejung 
ber Antrag geftellt, die Bejtimmungen in den Abjägen 2 
bis 6 bes 8. 68 ſowie in dem $. 69 zu ftreichen und ftatt 
beffen die Beſtimmung aufzunehmen: 

„Der jelbjteintretende Kommiffionär darf einen 
ungünftigeren Kurs, als denjenigen, zu welchem 
er das Geſchäft mit einem Dritten abſchließen 
konnte, jeinem Kommittenten nicht berecinen. Wenn 
er nad Empfang bes Auftrags und vor Abſen— 
dung ber Ausführungsanzeige ein Geihäft aus 
Anlaß des ertheilten Auftrages mit einem Dritten 
abgeichlojien Hat, fo darf er einen ungünftigeren 
als ben Hierbei erzielten Preis feinen Kommittenten 
nicht aufgeben. 

ur Begründung dieſes Antrages wurde darauf hin— 
ewiejen, daß bie angefochtenen Bejtimmungen zu kaſuiſtiſch 
eien, um ben praftiihen Bebürfniffen zu entiprechen. 
Durch ben geftellten Antrag kämen bie fir den Some 
mifjionsvertrag maßgebenden Grundjäge Far und deutlich 
zum Ausdrud. Mindeitens möge man die legten Abſähe 
der 88. 68 und 69 ſtreichen und auf biefe Weile eine Ver— 
ftändigung zwiſchen Kommittenten und Kommilfionär auf 
anderer Grundlage ermöglichen. 

Bon anderer Seite wurde darauf erflärt, dak man 
dem Antrage eine gewiſſe Sympathie entgegenbringe, daß 
es jedoch im der zweiten Lejung nicht möglich fei, zu dem— 
felben endgiltige Stellung zu nehmen. 

Insbeſondere jei der zweite Theil des Antrages nicht 
ohne Bedenken, da es ſich in den jeltenjten Fällen würde 
fejtftellen laffen, ob die vom Kommiffionär abgeichloffenen 
Geihäfte „aus Anlaß bes ertheilten Auftrages” 
abgeſchloſſen ſeien. 

Für eine Beſeitigung der Schlußbeſtimmungen in den 
88. 68 und 69 könne man ſich nur ausſprechen, wenn ber 
erſte im Antrag enthaltene Grundſatz zwingendes Recht 
würde. Hiernady wurde der Antrag zurüdgezogen und ber 
8. 68 aud in zweiter Leſung mit dem von ber Subloms- 
miffion gejtellten Abänderungsantrage angenommen. 


8. 69. 
u biefem Paragraphen wurbe ber Antrag gefiellt, 
bjaß 2 folgende Faſſung zu geben: 

„Hat der Kommijfionär vor Abfendung ber 
Ausführungsanzeige an der Börje oder dem Markte 
in gleihen Waaren oder Effekten ein Gefchäft mit 
einem Dritten für eigene Rechnung abgeichlofien, fo 
darf er dem Kommittenten feinen ungünftigeren als 
ben hierbei vereinbarten Preis berechnen.“ 

Zur Begründung dieſes Antrags wurde ausgeführt, 
daß, wenn der Abjak 2 vorfchreibe, daß das vom Kom— 
mijfionär ausgeführte Geihäft „aus Anlaß bes er- 
teilten Auftrags" ausgeführt fein müffe, dieſe Beſtim— 
mung überhaupt eine praltiihe Bedeutung nicht haben 
tönnte, da ein joldher Nachweis ſeitens bes Kommittenten 
wohl nie würde geführt werben können. Es jei demgemäß 
die Streichung diejer Beftimmung geboten, und liege hierin 


dem 


auch feine Benachtheiligung des Kommiffionärs, da ange 
nommen werben könne, daß, wenn berjelbe in gleichen 
Waaren oder Effekten ein Geſchäft gemacht habe, es in der 
That in feiner Abficht gelegen habe, diejes Geichäft für den 
Kommittenten abzuſchließen. Gebe hinterher ber Kom— 
miffionär diefe Abficht auf, weil die Marktlage eine Aende— 
rung erfahren habe und Diefe Menderung es ihm ermög- 
liche, dem Kommittenten einen für denjelben ungünijtigeren 
Kurs in Rechnung zu ftellen, jo fei das entſchieden zu 
mißbilligen. Nur durch den geftellten Antrag könne ein 
Schuß gegen das fogenannte Spefuliren des Kommilfionärs 
auf dem Rüden des Kommittenten erreicht werden. 

Bon Seiten ber Bertreter ber verbündeten Regierungen 
mwurbe biejem Antrag mit dem Hinweis darauf wider: 
ſprochen, daß in den jeltenften Fällen der Kommiſſionär 
gerade foviel Mengen an der Börje faufen und verlaufen 
würde, als ihm Aufträge zum Kauf ober Verkauf von 
feinem Kommittenten zugegangen jeien und daß nur jelten 
bei allen feinen Geſchäften gleiche Preife vorlägen. Wäre 
dies aber nicht der Fall, jo könne der Kommijfionär gar 
nicht dem Antrage gemäß verfahren, da gar nicht feſtzuſtellen 
fei, für welde Kommittenten die einzelnen Geihäfte abge: 
ſchloſſen feien und welche Geichäfte fir die Demeljung der 
ben einzelnen Kommittenten in Rechnung zu ftellenden Preiſe 
maßgebend jeien. 

Nach diefen Darlegungen wurbe ber geftellte Antrag 
abgelehnt. 

Desgleihen wurde ber Antrag, den Abſatz 3 bes 8. 69 
zu ftreichen, aus den bereits bei $. 68 erörterten Gründen 
abgelehnt, dagegen der ganze $. 69 von ber Kommiſſion 
angenommen. R 

. 70, 


$ 
Zu diefem Paragraph wurde der Antrag geftellt, den- 
felben wie folgt zu fafjen: 
„Der Kommiffionär, welcher das Gut ſelbſt als 
Verkäufer liefert oder als Käufer übernimmt, ift 
zur Berechnung von Provifionen oder ber bei 
Kommiffionsgeihäften ſonſt regelmäßig vorkommen 
den Unkoften, ausgenommen Reichsftenpelabgaben 
nicht berechtigt." 
Zur Begründung wurde darauf hingewieſen, daß, 
wenn der Kommiſſionär das Gut jelbft Tiefere oder es 
felbft kaufe, er im Grunde genommen als Proprehändler 
angejehen werben müffe, und daß es nicht gerechtfertigt fei 
und er als folder billiger Weile einen Anſpruch auf Be— 
rechnung von Provifionen oder der bei Kommiſſions— 
geihäften fonft regelmäßig vorfommenden Unkoſten nicht 
‚rue Diefem Antrag wurde von den Vertretern der vers 
ünbeten Regierungen mit dem Hinweis darauf wider— 
ſprochen, daß, wenn ber Kommifjionär den Auftrag durch 
Selbfteintritt ausführe, fein Grund vorliege, ihm den Ans 
ſpruch auf Provifion und die fonftigen regelmäßig vors 
fommenden Unkoſten zu verjagen, weil wenn der Kom— 
miffionär das ihm aufgetragene Geſchäft mit einem Dritten 
abgeſchloſſen hätte, für den Kommittenten auch die gleiche 
Provifion bezw. die fonftigen Unkoſten entjtanden wären. 
Der geftellte Antrag wurde abgelehnt und der $. 70 ans 
genommen. 
Ferner wurde beantragt, einen neuen $. 70a folgenden 
Inhalts aufzunehmen: 
„Bu ben gejeplih von einem Kaufmann zu 
führenden Handelsbüdern fol für den Kom— 
mijjionär eine bejondere Lijte gehören, welche 
bie Aufträge zu LBeitgefhäften, und bei dem 
einzelnen Auftrage die Art feiner Erledigung dem 
Kommittenten gegenüber, ſowie die Art und Zeit 
feiner Dedung unter Namhaftmachung der an dem 
Dedungsgeihäft Betheiligten erfichtli mat. Die 
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Eintragungen in die Lifte find thunlichft unmittel- 
bar nad) Bornahme der betreffenden Akte zu bes 
wirken und mit dem Vermerke des Tages ber 
Eintragung zu verjehen. Im Laufe eines Rechts— 
ftreits mit dem Kommiffionär lann ber Kommittent 
behufs Führung des Beweiſes über einen Streit- 
unft die Vorlegung diefer Lifte zur Einfihtnahme 
ordern. Wird von einem Kommiſſionär dieje Lifte 
abfihtlih und um den Kommittenten die Geltend- 
madhung feiner Rechte zu erichweren, falich ges 
geführt, jo macht er ſich der Untreue ſchuldig.“ 

Zur Begründung dieſes Antrags wurde ausgeführt, 
daß in der Börſenenquete-Kommiſſion die große —— 
der Mitglieder, insbeſondere auch mehrere der anweſenden 
Vertreter der Verbündeten Regierungen, ſich für die Ein— 
führung der von ihm beantragten beſonderen Lifte bes 
Kommiſſionärs ausgejprodhen hätten. Auf die Einführung 
dieſer Lifte fjei um fo größerer Werth zu legen, als nur 
biefe die Möglichkeit gewähren würde, die Geſchäfts- 
thätigkeit des Kommilfionärs einer Kontrole zu unterziehen 
und bem Kommiltenten das Material zur Prüfung zu 
bieten, ob die im Geſetz enthaltene Bejtimmung über die 
bem Kommmittenten in Rechnung zu ftellenden Kurje vom 
Kommiffionär in der That beachtet worden jei. 

Bon den Vertretern der Verbündeten Regierungen 
wurde dieſer Antrag bekämpft, da eine eingehende Prüfung 
ergeben Hätte, daß weſentliche Vortheile einer ſolchen Lifte 
nicht erwartet werben könnten. In größeren Kommiffions- 
gejhäften liefen eine fo große Anzahl von Kaufs- und 
Verkaufsordres ein, von denen ein Theil durch Lieferung 
aus ben eigenen Bejtänden, ein anderer Theil dur Ans 
fauf auf der Börſe effeftwirt würde, — andererſeits 
wiederum ein Theil der zum Verkauf aufgetragenen Werth: 
papiere als Käufer im Wege des Selbfteintritts übernom- 
men, ein anderer an ber Börfe veräußert werde, daß es 
ganz unmöglich fei, aus derartigen Lijten — ob 
die Beſtimmungen, welche das Geſetz für Die dem Kom— 
mittenten in Rechnung zu ſiellenden Preiſe getroffen, inne 
gehalten ſeien oder nicht. 

Es jeien alſo überwiegend praftiihe Bedenken, welche 
die Verbündeten Regierungen veranlaßt hätten, von ber 
Einführung der beantragten Liften Abjtand zu —— 
Die Kommiſſion ſchloß ſich dieſen Bedenken an und lehnte 
ben geftellten Antrag ab. 

Nah Abſchluß diefer Berathung wurde von dem Be— 
tichterjtatter der Kommiſſion feftgeftellt, daß es feines Er» 
achtens feinem Zweifel unterliege und er, falls fein Wider: 
ſpruch fi dagegen erhebe, auch dieſer Meinung im Be: 
richte Ausdrud geben werde, daß, wenn vom Kommiffionär 
bie in den erwähnten Bejtimmungen enthaltenen Grenzen 
für die dem Kommittenten in Rechnung zu ftellenben Preiſe 
überjchritten feien, das Gejchäft feineswegs vom Kom— 
mittenten als für ihn unverbindlid angefochten werben 
bürfe, fondern daß der Kommittent nur den Anſpruch ers 
heben dürfe, daß ihm die in den vorerwähnten Beſtim— 
mungen fejtgejegten Preife in Rechnung gejtellt würden. 
Gegen dieje Auffaffung wurbe aus ber Mitte der Kom— 
million von feiner Seite ein Bedenken geäußert, während 
bie Vertreter ber Verbündeten Regierungen biejelbe ausdrüds 
lih als zutreffend bezeichneten. Demgemäß wurde bes 
ſchloſſen, diefe Feſtſtellung in den Bericht aufzunehmen. 

Bon einem Mitgliede der Kommiffion wurde ferner 
darauf hingemwiejen, daß bie Vörfenenquete- Kommilfion die 
Aufnahme — Beſtimmung beſchloſſen hätte: 

Bei Waaren und Werthpapieren, welche einen 
Börſenpreis oder Marlipreis haben, darf, auch 
wenn nad) Artikel 311 des Handelsgeſetzbuches 
oder Vertrag der Kommifjionär ſich ohne gericht: 





liches — * befriedigen kann, dieſe Befriedi— 
gung, abgeſehen von den Fällen des Abjag 1 
des Artikel 312 des Handelsgejegbucdhes nur im 
Wege eines Verlauf in den Formen bes 
Artikel 311 des Handelsgefegbuches ftattfinden. 
Der Kommiſſionär kann hierbei nur in einem 
öffentlich befannt gemachten Berkaufstermin als 
Käufer auftreten. 

Diefe Beſtimmung erjchwere ben unfoliden Kom: 
miffionären die Veräußerung der ihnen in Pfand gegebenen 
Waaren und Werthpapiere. Es fei aus der Begründung 
der Borlage nicht erfihtlih, weshalb diefe Beftimmung in 
bem Börjengefeß keine Aufnahme gefunden hätte, 

Bon den Bertretern der verbündeten Regierungen 
wurbe barauf erwidert, daß nad) den der Börfenenguetes 
Kommiffion vorliegenden gerichtlichen Erlerminiffen die uns 
foliden Kommiffionäre ausnahmslos zum Verkauf ber 
ihnen bejtellten Pfänder die Gerichte in Auſpruch genommen 
hätten. Im Uebrigen fei eine ähnliche Beſtimmung in 
dem Bürgerlichen Geſetzbuch enthalten und würde auch im 
bem Handelsgefegbuh Aufnahme finden. Mit Rückſicht 
darauf, daß es ſich Hier um eine verhältnigmäßig unter« 
geordnete Frage handle, hätten demgemäß die verbündeten 
Regierungen von ber Aufnahme der von ber Börfen- 
enquete-Kommilfion in Antrag gebrachten Beſtimmung Ab⸗ 
ftand genommen. 

Das Mitglied der Kommilfion, weldes dieje Anfrage 
gemacht Hatte, erflärte ſich mit diefer Auskunft für be— 
friedigt. 

Es mwurbe nunmehr zur Berathung ber 


VI Straf und Schluhbeftimmungen 
übergegangen. sn 


Der von einer Seite geftellte Antrag, nicht bloß die 
in betrügerifcher Abficht geichehenen Einwirkungen auf den 
Börfenpreis, jondern auch bie in gleicher Abſicht ge— 
fchehene Einwirkung auf den Marktpreis unter Strafe zu 
jtellen und demgemäß in Beile 3 des $. 72 ftatt „Börfen- 
preis" zu jeßen „Börſen- oder Marktpreis” fand alljeitig 
Zuftimmung und wurde von der Kommifjion angenommen, 
nachdem ber Antragjteller darauf hingewieſen hatte, daß 
bie an ben öffentlihen Märkten zur Notirung gelangenden 
Preife ebenjo vor einer betrügeriihen Einwirkung geſchützt 
werben müßten, wie bie Börjenpreife. 

Bon verſchiedenen Seiten wurbe es für zwedimäßig 
gehalten, für Die betrügerifche Beeinfluſſung der Kurje der 
Aktien und der jonftigen Werthpapiere und Waaren in 
biefem Gefege eine einheitliche Beſtimmung zu erlaffen. 
Auch wurden bie in dem $. 72 enthaltenen Straffejtiegungen 
bemängelt und befürwortet, eine Marimalgrenze für bie 
Gefängnißftrafe überhaupt nicht in das Geſeß aufzunehmen 
und die Marimalhöhe der Geldftrafe auf 15 000 M feſt- 
zuſetzen. Diefen Wünfchen wurde durch folgende Anträge 
Ausdrud gegeben: 

1. dem $. 72 folgende Faſſung zu geben: 

„Wer in betrügerifcher Abficht auf Täuſchung 
berechnete Mittel anwendet, um auf den Börjen- 
preis von Waaren ober Werthpapieren einzus 
wirken, wird mit Gefängniß und zugleich mit Geld» 
ftrafe bis zu fünfzehntaufend Mark beftraft. Auch 
fann auf Berluft der bürgerlihen Ehrenredhte ers 
fannt werden. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo kann 

ausſchließlich auf die Gelditrafe erfannt werden.“ 
2. im Fall der Annahme vorftehenden Antrages Hinter 
$. 75 folgenden neuen Paragraphen einzuſchalten: 

„Der Artilel 2494 Bitter 2 des Handelsgefeß- 
buchs wird aufgehoben.” 
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Gegen biefe Anträge wurben von feiner Seite Be— 
denken geäußert, und gelangten biefelben zur Annahme. 

Ebenfo wurde ein Antrag angenommen: 

— $. 72 als Abſatz 3 folgende Beſtimmung hinzu— 

zufugen 

„Die gleiche Strafe trifft Denjenigen, welcher 
in betrügerifcher Abficht wiſſentlich unrichtige Ans 
aben in Proſpelten ($. 38) ober in öffentlichen 

dgebungen macht, durch welche die —— 
oder der Ankauf von Werthpapieren herbeigeführt 
werden ſoll.“ 

* Begründung dieſes Antrags wurde barauf hin— 
ewieſen, dab wenn ber $. 72 der Vorlage die betrügerifche 
eeinfluffung der Börſen- und Marktpreife ftrafrechtlich 

ahnde, e8 Eonfequent fei, mit der gleichen Strafe aud) Den- 
jenigen zu beſtrafen, welcher in betrügerifcher Abficht willent- 
lich unrichtige Angaben in Profpelten und in öffentlichen 
Kundgebungen zu dem Zwecke made, einen Anderen zur 
Zeichnung oder zum Ankauf von Werthpapieren zu vers 
anlafjen. 

Auf eine foldhe Beftimmung müſſe entſchieden Werth 
elegt werben, zumal Bankhäufer in leßterer Seit wieder- 

hi dazu übergegangen jeien, ftatt die Werthpapiere an 
er Börje zur Einführung zu bringen, fie direlt durch 
Öffentliche Aufforderung dem Publilum zur Zeichnung und 
zum Kauf anzubieten. Diefer Auffaffung wurde von feiner 
Seite widerſprochen und ber gejtellte Antrag angenommen. 

Dabei wurde fonftatirt, daß, wenn ber $. 72 die Bes 
einflufjung ber Börjenpreije von Waaren oder Werthpapieren 
ſtrafrechtlich ahnde, es für ben Thatbeftand dieſes Ver— 
gehens nicht nothwendig fei, daß der Preis beftimmter 
Waaren oder beftimmter Werthpapiere betrügerijcher 
Weiſe habe beeinflußt werden follen, fondern daß es ge— 
nüge, wenn durch bie in bem Paragraphen erwähnten 
Mittel in betrügeriicher Weile überhaupt der Preis von 
Waaren oder von Werthpapieren habe beeinflußt werben 
follen, d. dr wenn es beabficdhtigt jei, durch ſolche Mittel 
an der Börje oder dem Markte im Allgemeinen eine 
günftige oder ungünftige Stimmung hervorzurufen. Diefe 
Auffafjung wurde von den Vertretern ber verbündeten 
Regierungen ausdrüdlich als zutreffend bezeichnet und auch 
von feiner Seite in ber Kommiljion beanſtandet. Die 
Kommiffion beihloß, in dem Bericht ausdrücklich feſtzu— 
ftelen, daß dieſes die übereinftimmende Anfidht der ver- 
bündeten Regierungen und der Kommilfion fei. 

Bon — Mitgliedern der Kommiſſion wurde 
ferner dem Bedauern darüber Ausdruck gegeben, daß, 
obwohl die Fälle, in denen in betrügeriſcher Abſicht die 
Kurfe von Aktien, insbefondere durch Verbreitung falſcher 
Gerüchte, zu beeinfluffen verſucht worden fei, nicht felten 
vorgelommen feien, die Staatsanwaltichaft nur ſehr jelten 
die Strafbeftimmung in Artikel 2494 Ziffer 2 bes 

andelsgeſezbuchs zur Anwendung gebradyt Habe; ber 

rund hierfür liege darin, dab den Organen ber Staats- 
anmwaltihaft im Allgemeinen die gemügende Kenntniß ber 
Börfenverhältniffe fehle, um die in ben öffentlichen Blättern 
enthaltenen Mittheilungen über die Beeinfluffung der Kurje 
von Aktien durch falſche Gerüchte richtig zu charakterifiren. 
Es wurde die Erwartung ausgejproden, daß namentlich 
die Staatstommifjare die Organe der Staatsanmaltichaft 
energifh bei ber Durchführung der in biefem Geſehz 
enthaltenen Strafbeitimmungen unterftügen würben. 

Ferner wurde der Antrag gejtellt, einen neuen $. 72a 
folgenden Inhalts einzuschalten: 

Mit Gefängniß bis zu einem Yan wird beftraft! 

1. wer fih für die Veröffentlihung von Zeitungs— 

artifeln, dur die der Kurs von Werthpapieren 
beeinflußt oder das Wublitum zum Wlns ober 
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Verkauf von Werthpapieren veranlaßt werben foll, 
oder für die Abfafjung derartiger Zeitungsartikel 
ober für bie Unterbringung von foldhen in Zei— 
tungen Vorteile gewähren oder verſprechen laͤßt. 
Das üblihe Schriftftelerhonorar fällt nicht Hier 
unter; 

2. wer ſich für Zeitungsanzeigen, durch bie der Kurs 
von Werthpapieren beeinflußt ober das Publikum 
zum Ars oder Verkauf von Werthpapieren veran- 
laßt werden fol, Vortheile gewähren ober ver— 
ſprechen läßt, die den bei der betreffenden Zeitung 
allgemein üblichen Preis für die Aufnahme ber 
artiger Anzeigen überfteigt; 

3. wer fih für Nichtaufnahme von Wrtifeln ober 
Anzeigen der zu 1 und 2 bezeichneten Art Bors 
theile gewähren oder verjpredyen läßt. 

Neben der Gefängnißftrafe kann auf Geldftrafe bis zu 

20 000 „A. erfannt werben. 

Auch kann bei Berurtheilungen wegen ber zu 1, 2, 3 
bezeichneten Handlungen auf Erftattung der gezahlten 
Beträge, beziehungsweiſe ber Werths ber gewährten Vor— 
theile an die Reichskaſſe erkannt werben. 

Was vorftehend von en und Anzeigen, 
die Werthpapiere betreffen, beſtimmt ift, gilt auch von ſolchen, 
bie fi auf börfenmäßig gehandelte Waaren beziehen. 

Mit denjelben Strafen wird ber belegt, ber Andere 
zu ben unter 1, 2, 3 mit Strafe bedrohten Vergehen 
anftiftet oder anzuftiiten verſucht. 

ur Begründung diefes Antrags wurde darauf Hin= 

gewiejen, daß die Verhandlungen ber Börſenenquete— 
Kommiffion einen Einblid in die zwiſchen der Prejfe und 
gewiſſen Bank- und Börjenhäufern beftehenden, im hohem 
Maße bedenklichen Verbindungen habe gewinnen laſſen; es 
fei nad) diefen Verhandlungen außer Yweifel, daß viele 
Preforgane ſich in den Dienft gewiſſer Börjenintereffenten 
ftellten, indem fie für Empfehlungen, die fie den Unter— 
nehmungen berjelben angebeihen liegen, fich ag 
ablen ließen, bie jehr erheblich über die üblichen Schrift— 
he erhonorare hinausgingen. Auf der anderen Seite liege 
ein dringendes Bebürfniß vor, die Banken und Börſen— 
freife vor ben fogenannten Revolverjournaliften zu ſchützen, 
die große Vortheile ſich dadurch zu verichaffen verjuchten, 
bab fie ungünftige Artikel oder Anzeigen über Unter- 
—7 an denen dieſe Börſenkreiſe ein Intereſſe hätten, 
nicht zur Veröffentlichung zu bringen erklärten. Wenn auch 
ber geitellte Antrag in jeinen einzelnen Bejtimmungen viel 
leicht nicht ganz korrelt abgefaht Hei und zu Bedenken Anlaß 
gäbe, fo füme es dem Antragfteller zunächſt nur darauf 
an, daß die Kommilfion zu dem prinzipiellen Grund— 
gedanken feines Antrags Stellung nehme. Auch von an— 
derer Seite wurbe dieſer Antrag befürwortet und barauf 
hingewieſen, daß bereits bie Börfenenquete- Lommiffion 
„die Annahme und Gewährung von Geichenten 
in der Mbficht, Aeuferungen in der Preife zu 
Gunften oder zum Nadhtheil gewiſſer Unter— 
nehmungen herbeizuführen oder zu unterbrüden,“ 
ehrengerichtlic zu ahnden in Vorſchlag gebradht habe, daß 
eine ſolche ehrengerichtliche Ahndung nicht genüge, liege auf 
ber Hand, da eine große Zahl von Prehorganen gar nicht 
an ber Börje vertreten ſei ihnen gegenüber alfo die Aus— 
ſchliezung von ber Börſe als Strafe nicht angewendet 
werben könne. Ebenſo verjage das ehrengerichtlihe Ver— 
fahren Berfonen gegenüber, welche gar nicht Mitglieder 
einer Börſe jeien; es fei demgemäß geboten, dieſe uns 
zweifelhaft vorhandenen Ausſchreitungen ftrafrechtlich zu 
ahnden. 

Bon Seiten der verbündeten Regierungen wurden 

gegen den Antrag, insbefondere gegen bie vorliegende 
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Du befjelben, Bedenken geäußert, die Nummer 3 des⸗ 


felben jei entbehrlich, da bie in berfelben behandelten Fälle 
* als Erprefiung harakterifirten und jchon nach dem bes 
ehenden Gejeg ftrafbar jeien. Außerdem ſei namentlich 


ber Begriff des „üblichen Schriftjtellerhonorars” ein fo 
unfidherer, daß derjelbe als Grundlage für die Strafbarfeit 
einer Handlung nicht angejehen werden könne. 

Entfchieden zu weit gehe e8, wenn in den Antrag aud) 
„börfenmäßig gehandelte Waaren“, d. h. Waaren, die 
Gegenstand des Börfenhanbels find, einbezogen feien. Da— 
mit würden Prekäußerungen über derartige Waaren ber 
ftrafrechtlihen Berantwortung unterworfen, die ben Börſen— 
preis zu beeinfluffen gar nicht beabjichtigten. Strafbar 
fönnten danach harmlofe Anzeigen, fogar Zeitungsartikel 
werben, die im Intereffe der Konfumenten einer Preis- 
fteigerung entgegentreten, wenn dafür, vielleicht wegen ihrer 
geihicten oder ſachkundigen Abfaſſung, ein das übliche 
Maß überichreitendes Honorar gewährt worden fei. Die 
gerügien Mipftände feien denn auch ausſchließlich bei ber 

eeinfluffung des Preifes von Werthpapieren hervor- 
getreten. 

Die Kommifjion war der Anficht, daß dem Antra 
jelbft ein berechtigter Gedanke zu Grunde liege, und ba 
es erwünjcht fei, auch den Mibftänden auf ſtrafrechtlichem 
Gebiete entgegenzutreten, welche durd die Benußung ber 
Preſſe zur Verbreitung unrichtiger Thatſachen oder unzu— 
treffender Anſichten über den Werth von Werthpapieren 
entſtanden ſeien. Allerdings müſſe der Antrag in ber Sub— 
kommiſſion einer eingehenden Durchberathung und ander- 
weitigen Formulirung unterzogen werben. In diefem Sinne 
nahm die Kommiffion den geftellten Antrag mit großer 
Majorität an. 

In der zweiten Lefung wurbe von der Sublommiffion 
beantragt: 

ben $. 72a wie folgt zu fallen: 

„Wer für Mittheilungen in ber Prefie, durch 
welche auf ben Börfenpreis eingewirkt werden fol, 
Vortheile gewährt ober verſpricht, ober ſich Vor— 
theile gewähren oder verſprechen läßt, welche in 
auffãlligem Mißverhältniß zu ber Leiſtung ſiehen, 
wird mit Gefängniß bis zu einem Jahre imd 
zugleih mit Geldftrafe bis zu fünftaufend Mark 
bejtra 


Die gleiche Strafe trifft demjenigen, ber fich für 
die Unterlaffung von Mittheilungen ber bezeichneten 
Art Bortheile een ober verfprechen läßt. 

Der Verſuch ift ftrafbar. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo kann 
ausſchließlich auf die Geldftrafe erfannt werben.“ 

Es wurbe dabei hervorgehoben, daß durch dieſe Fafſung 
die Bedenken beſeitigt würden, welche in erſter Leſung gegen 
den urſprünglichen Antrag erhoben worden ſeien. 

Bon anderer Seite wurde der Antrag geſtellt und 
auch regierungsfeitig befürwortet, die Ubjäge 1 und 2 bes 
) 724 ber Fallung der Sublommiffion folgendermaßen zu 
alien: 

n „Wer für Mittheilungen in der Preffe, durch 
welche wider befferes Willen vermittelft Vorfpiege- 
Iung falicher, oder —— —— oder 
Unterdrüdung wahrer Thatſachen auf den Börſen⸗ 
preis eingewirft werben foll, Vorteile gewährt 
oder veripricht, oder ſich Bortheile gewähren oder 
verjprechen läßt, wird mit Gefängniß bis zu einem 
Jahr und zugleich mit Geldftrafe bis zu fünf: 
taujend Mark beftraft. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher für 
die Unterlafjung wahrheitsgemäßer Mitteilungen 
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in ber Preffe, die auf ben Börfenpreis einwirken 
können, Vortheile gewährt oder verjpridht, oder 
fih für ſolche Unterlaffung Bortheile gewähren 
oder verſprechen läßt.” 
ur Begründung biejes Antrages wurde darauf hin— 
ewiejen, dab die von ber Sublommiffion vorgeſchlagene 
Saflın das beredtigte Maß erheblich überfchreite und 
zu juriftiichen Zweifeln und Bebenten Anlaß gebe. Denn 
nad diejer Fallung würden aud völlig wahrheitsgetreue 
Berichte einer ftrafrechtlichen Ahndung unterliegen, wenn 
das für dieſelben bezahlte Honorar die üblichen Sätze 
überſchritte. Der Abſatz 1 beziehe fih offenbar auf uns 
wahre auf Täufhung abzielende Mittheilungen. 
Das komme aber nicht zum Ausdruck. Der Abjah 2 wolle 
dagegen bie Unterdrüdung wahrer, der Belehrung bes 
Publikums dienender Mittheilungen unter Strafe }tellen. 
Das komme aber ebenfalls nidyt zum Ausdrud, Nach 
dem Wortlaut „Mittheilungen ber bezeichneten Art“ würde 
fogar derjenige beftraft werben können, welder bie nad 
Abſatz 1 frofbaren Mittheilungen unterdrüdt. 

Bon anderer Seite wurbe barauf hingewieſen, daß 
der geftellte Abänderungsantrag fih im Weſentlichen mit 
ber —— des 8. 72 decke. Denn der erſtere 
ſetze ebenfalls die Anwendung auf Täuſchung berechneter 

ittel in der Abſicht, ſich einen rechtswidrigen Vermögens— 
vortheil zuzuwenden, zum Zweck der Beeinfluſſung der 
Börſenpreiſe voraus, während die Strafbeſtimmung im 
. 72b die aktive und paſſive Beſtrafung der Preſſe zum 
wel ber Einwirkung auf den Börjenpreis treffen wolle. 


Die Kommiffion lehnte den geftellten Abänderungs- 
antrag ab und nahm den $. 72a in der von der Sub- 
fommiffion vorgefchlagenen Faſſung an. 

Es mwurbe ferner der Antrag geftellt: 

einen neuen Paragraphen, 72b, einzuſchalten: 

„Wer den Vorſchriften dieſes Geſetzes (SS. 39, 
48 und 49) zumiber reife (Kurfe) durch Ver— 
breitung mechanisch vervielfältigter Preisliſten 
(Kurszettel), oder buch Auslegen, Aushang oder 
Anfhlag an Orten, wo fie der Kenntnißnahme 
durch das Publikum zugänglich find, veröffentlicht, 
wird mit Geldftrafe bis zu eintaufend Mark oder 
mit Haft oder mit Gefängniß bis zu ſechs Mo— 
naten beftraft.“ 

Zur Begründung dieſes Antrags wurde angeführt, 
da, nachdem in den genannten Paragraphen das Verbo 
der Veröffentlihung von Preifen und Kurjen in gewiſſen 
nee ausgeiproden ſei, bie Einführung einer Straf- 

eitimmung gegen Diejenigen, welche biejes Verbot über- 
treten, beredhtigt und nothwendig fei. Aber nicht bloß bie 
Veröffentlihung in der Preffe, ſondern aud das Auslegen, 
ber Aushang oder ber Anſchlag an Orten, die dem Publi— 
fum zugänglich feien, müſſe ftrafrechtlic geahndet werden, 
wenn ber beachfichtigte Erfolg, den Hanbel in foldyen Fällen, 
in denen bie Vorausfegungen der $$. 39, 48 und 49 ber 
Vorlage zutrafen, zu unterbrüden, erreicht werben folle. 
Bei der Wortfaffung des Antrags fei die zwedtmäßige Faſſung 
bes $. 3 des Prefgefeßes vom 7. Mai 1874 berüdfichtigt. 

Die Kommiffion trat dieſen Ausführungen bei und 
nahm den geftellten Antrag an. 

In der zweiten Lejung wurde beantragt: 

ben $. 72b wie folgt zu faflen: 

„Wer wiſſentlich ben Vorſchriften der 88. 39, 
48 und 49 zumiber Preisliften (Kurszettel) vers 
öffentlicht oder in mechanisch hergeftellter Verviel— 
fältigung verbreitet, wird mit Geldftrafe bis zu 
eintaufend Mark oder mit Haft oder mit Gefängniß 
bis zu jehs Monaten bejtraft." 
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Du ründung dieſes Antrages wurde darauf Hin= 
gewiejen, daß ber Thatbejtand dieſes Vergehens begrenzt 
werben müfle durch die in ben $$. 39, 48 und 49 ent 
haltenen Verbotsbejtimmungen. Auch fiele das in dem An- 
trage 72b unter Strafe geftellte Auslegen und Sn y 
oder Anſchlagen der Kurszettel an Orten, wo fie 
Kenntnignahme durch das Publikum zugänglich feien, unter 
die Veröffentlihung und demgemäß aud unter die neue 
Faſſung der Strafbeftimmungen bes $. 72. 

Die Kommiſſion ſchloß ſich diefen Anſichten an umd 
nahm die geftellten Anträge an. 

Ferner wurde in der zweiten Lejung ber Antrag 
geftellt: 

dem $. 72b folgenden zweiten Abſatz zuzufügen: 

„Iſt die Öffentliche Bekanntmachung im Inferatens 
F einer periodiſchen Druchſchrift erfolgt und der 

erfaffer des Inferats nicht nur unter demfelben 
genannt, fondern auch in dem Bereiche ber richter— 
lihen Gewalt eines deutſchen Bundesſtaats, fo 
kann der verantwortliche Redakteur nicht auf Grund 
bes $. 20 Abſatz 2 des Geſetzes über die Prefje 
vom 7. Mai 1874 Meichs-Geſetzbl. ©. 66) be- 
ftraft werden.“ 

a Begründung diejes Antrages wurde darauf hin- 
gewiejen, ’ fih die gleiche Beſtimmung in Artikel 2494 
Abſatz 2 des Handelsgeſetzbuchs finde und daß eine foldhe 
zum Schutze der Nedakteure auch Hier nothwendig fei. 
Bon Seiten ber Vertreter ber verbündeten Regierungen 
wurde dieſer Antrag bekämpft. 

Die Vorſchrift in $. 2494 Abſatz 2 des Handelsgeſetz— 
buchs, die dem Antrage als Vorbild gedient habe, ſei Durch 
die Rechtſprechung, wie fie in der Plenarentiheidung bes 
Reichsgerichts (Entf. in Straffahen Band 22 ©. 65) 
Ausdrud gefunden, überholt und erledigt. Denn danad) 
erftrede id die Vermuthung aus $. 20 Abſatz 2 des Preß— 

ejeges nicht auf die Wifjentlichfeit der Handlungsmeile, 
fir deren Feſtſtellung vielmehr die allgemeinen Grundſätze 
gelten. Die Annahme des Antrags würde geeignet jein, 
dieje Auslegung in Frage zu ftellen und ig die Haf- 
tung des Redakteurs nicht nur nicht mildern, fondern mög 
licher Weife fogar verſchaͤrfen. 

Nach diefer Erörterung wurde ber geftellte Antrag ab» 
gelehnt. 


8. 73. 

Zu $. 73 wurde ber Antrag geftellt: 
die Worte „gewohnheitsmäßig und“ im Eins 
gang befjelben zu ftreichen und bdemfelben folgende 

Abſaͤtze hinzuzufügen: 

„Sind mildernde Umftände vorhanden, fo 
kann ausschließlich auf Geldſtrafe erfannt werden, 

Der Verſuch ift ftrafbar.” 

Zur Begründung diefes Antrags wurde angeführt, 
baf die Berleitung Anderer unter Ausbeutung ihrer Uners 
fahrenheit ober ihres Leichtfinns zu Börjenfpefulationen, 
welche nicht zu ihrem Gewerbebetrieb gehörten, jofern dies 
in gewinnfüdhtiger Abficht ee auch dann ftrafrechtlich 
geabnbet werben müſſe, wenn dieſe Verleitung nicht no 
heitömäßig betrieben würbe. Unzmeifelhaft jeien bie großen 
Verluſte, welche das Privatpublitum durch Börſenſpelulation 
erlitten habe und dauernd erleide, zum Theil darauf 
zurüdzuführen, daß es durch unſolide Bankhäuſer und 
gewiffenlofe Kommiffionäre zu Börienfpefulationen verleitet 
würde. In vielen Fällen hätten die Berleiteten von den 
Folgen, welche die von *— abgeſchloſſenen Geihäfte in 
Bezug auf ihr Vermögen haben könnten, nicht die minbefte 
Ahnung und feien jo. dem Gebiete der Börfenoperationen 
völlig unerfahren. Diefe Unerfahrenen zu ſchützen, fei eine 


Aufgabe ber Gejehgebung, nicht minder aber müſſe ber 
Schuß auch unter den im Paragraphen angegebenen Bor 
ausfegungen denjenigen zu theil werben, die unter Aus- 
beutung 1 Leihtfinns von Andern zu Börfenfpekulationen 
verleitet jeien. Durch diefe Spekulationen würde foviel 
Unglüd in viele Familien Hineingetragen, daß eime ftrafs 
rechtliche Ahndung der Berleitung unter den angegebenen 
Vorausfegungen unbebingt nothwendig ſei, auch wenn 
dieſe Berleitung nicht gewohnheitsmäßig betrieben würde. 

Bon ben Bertretern der verbündeten Regierungen 
wurde der Antrag, die Worte „gewohnheitsmäßig unb“ zu 
ftreichen, befämpft mit dem Hinweife darauf, daß der jonitige 
Thatbeftand der Strafvorfhrift unter Umſtänden eime jehr 
weitgehende Auslegung erfahren könne und daher eimer 
Einſchränkung auf die Fälle des gemohnheitsmäßigen 
Handelns nothwendig bebdürfe, bei Annahme des Antrages 
würde umberedhtigten Denunziationen Vorſchub geleiſtet 
und im Givilprozeife Schuldnern, die auf Verſchleppung der 
Sache ausgehen, ein Einwand an bie a gegeben werben, 
ber in der großen Mehrzahl der Fülle der Begründung 
entbehre, aber zu einer weitläufigen Bemweisaufnahme 
uötbigen würde. 

Der geftellte Antrag wurde gleihwohl angenommen. 

Ebenfo wurde der Antrag angenommen, daß, wenn 
mildernde Umſtände —— ſind, ausſchließlich auf 
Geldſtrafe erkannt werden könne, dagegen wurde der Antrag, 
daß der Verſuch auch ſtrafbar ſein ſoll, abgelehnt. 

Zu $. 73 wurde in der zweiten Leſung zunächſt kon— 
ftatirt, daß in ber erften Lefung die Zulaflung mildernder 
Umftände angenommen jei; der diesbezügliche Antrag fei 
aus Verjehen in die Zufammenftellung nicht aufgenommen 
worden. 

Demnächſt wurbe ber Antrag auf Wiedereinfügun 
bes Wortes „gewohnheitsmäßig” hinter „Wer“ und * 
Streichung der Beſtimmung über die Zulaſſung mildernder 
Umftände geftellt. 

Es wurden zur Begründung bes erfleren Antrages 
im Wefentlichen die bereits in ber erften Lefung dargelegten 
Bebenken gegen die Streichung bes Wortes „gewohnheits- 
mäßig" wiederholt. 

Diefer Antrag wurde von anderer Seite nur für den 
Fall als annehmbar bezeichnet, daß die Zulaſſung mildernder 
Umftände befeitigt würde. Wäre das der Fall, jo würde 
bie Belämpfung ber Mikftände vorausſichllich wirlſamer 
erfolgen, ala wenn mildernde Umftände zugelaffen und bie 
Strafe auf die Gemohnheitsmäßigkeit beldhräntt mwürbe. 

Der Antrag wurde unter Wiederholung der in ber 
eriten Leſung für die Streihung bes Wortes „gewohnheits- 
mäßig” Hervorgehobenen Gründe bekämpft. Es wurde 
geltend gemacht, daß das Merkmal der Gewohnheitsmäßig- 
feit außerordentlich ſchwer feftzujtellen fei und deshalb bie 
Anwendbarkeit der Vorjhrift im Weſentlichen befeitigen 
werde. Nehme man das Erforderniß in das Geſetz auf, 
fo müſſe ftetS eine Mehrheit von Verleitungsfällen nach— 


gewieſen werben; nur ganz ausnahmsweife werde aber ein 


hierfür ausreichendes Material zur Kenntniß der Staats- 
anwaltihaften und Gerichte gelangen. Ein Gefhäftsmann, 
der Ankündigungen, Eirkulare u. dergl. in ber offenbaren 
Abſicht erlaffe, die Unerfahrenheit und ben Leichtſinn des 
Publitums auszubenten, werde frei ausgehen, wenn ihm 
nur ein einzelner Fall geglüdter Verleitung nachzuweiſen fei. 

iergegen wurbe regierungsfeitig und aus der Mitte 
ber —— bemerlt, daß die Gewohnheitsmäßigkeit 
nichts Weiteres als einen Hang zur wiederholten Bomahme 
der Handlung erfordere. Tree dieje Vorausſetzung zu, 
fo falle ſchon eine einzelne Handlung unter das Straf: 
geſetz, und jenes Merkmal könne fehr wohl aus bem 
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fonftigen Berhalten des Angejhuldigten, 3. B. aus dem 
Erlaffe von Ankündigungen, die auf Berleitung abzielen, 
entnommen werben. Im Uebrigen werbe e8 Aufgabe ber 
Staatsanwaltihaft fein, einen einzelnen zur Anzeige ge 
brachten Fall, fofern dieſer zu einem Einſchreiten noch nicht 
genüge, im Auge zu behalten und, wenn demnächſt eine 
weitere Anzeige gegen diejelbe Berfon eingebe, deren Treiben 
einer eingehenden Unterfuhung zu unterziehen. 

Der aus ber Mitte der Kommiffion ausgefprodhene 
Zweifel, ob es nicht leicht möglich fein werbe, durch ge 
eignete Faſſung der Gefhäftsbedingungen den Thatbeſtand 
ber Berleitung zu verhüllen, wurde von anderer Seite, 
unter Zuftimmung der NRegierungsvertreter, für nicht zus 
treffend erachtet; die Organe der Strafredhtspflege jeien 
verpflichtet, den Sadjverhalt, insbejondere bie frage, ob 
eine Ausbeutung von Unerfahrenheit oder Leichtfinn vor: 
liege, unabhängig von ben fchriftlichen Erklärungen zu 
prüfen, die bie Betheiligten beim Geſchäftsabſchluſſe ab⸗ 
gegeben Hätten. 

Die beiden geftellten Anträge wurben angenommen. 

Es wurde jodbann von einem Mitgliebe der Kommiffion 
ber Antrag geftellt: 

hinter $. 74 als 8. 74a einzufchalten: 

„Ein Kommiffionär, welcher, um fich ober einem 
Dritten einen Vermögensvortheil zu verichaffen, 
das Bermögen des Kommitterten dadurch be— 
ſchädigt, daß er bei der Anzeige vor Ausführung 
bes Geſchäfts die Erllärung, daß er ſelbſt ein— 
treten wolle, unterläßt ($. 71), aber das Geſchäft 
mit einem vorgefhobenen, an Gewinn und Verluft 
unbetheiligten Dritten abichließt, wird nach Sr 263, 
264 des Strafgefeßbuchs wegen Betrugs beitraft.” 

Diejer Antrag wurbe mit der Nothwendigkeit begrün- 
bet, ben im Kommiffionsgeihäft vorhandenen Strohmänners 
thum entgegen zu treten. Es jei nicht beabfichtigt, eine 
weitere Diskuffion über den Antrag in der erften Lefung 
herbeizuführen, ſondern die Einbringung deſſelben fei ledig⸗ 
li zu dem Zwecke erfolgt, um dem Antrag zur Kenntniß 
der Kommiffion zu bringen und deſſen Berathung in ber 
zweiten Leſung vorzubereiten. Nach biefen Darlegungen 
wurbe der Antrag zurüdgezogen. 


$. 75. 
Es wurbe ber Antrag geftellt: 
in $. 75 anftatt der Worte „im $. 72” zu ſetzen 
„in den $S. 72 bis 74”. 

Diefer Antrag wurde abgelehnt, nachdem feitens ber 
Vertreter der verbündeten Regierungen darauf hingewieſen 
mworben, daß in ben anderen Paragraphen das Wort 
„Berthpapiere" Wen nicht vorfäme und es fidh hier 
nur um eine Legalbefinition biejes Wortes handle. 


8. Tba 
ergab fi als nothmwendige Konjequenz der zu $. 72 ges 
fabten Beihlüffe und wurde von der Kommiffion ange 
nommen. 

Zu $. 76 wurde ber Antrag geftellt, zwiſchen Abſatz 
1 und 2 als Abjag 2 einzufügen: 

„Das im 8.45 bes Geſetzes eingeführte Verbot 
bes börfenmäßigen Terminhandels in Getreide und 
lenfabrifaten tritt [päteftens am 1. Sanuar 1899 

in Kraft.” 

Bon einem andern Mitglied wurbe ber Antrag geftellt, 
auch für Kammzug das Verbot des börfenmäßigen Termins 
— erſt am 1. Januar 1899 in Kraft treten zu laſſen. 

ach kurzer Debatte entichloffen fih bie Pntragfteller, 
diefe Anträge für die erfte Lefung zurüdguziehen, und fand 
Atenftüde zu den Verhandlungen des Neichötages 1895/96. 
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ber 8. 76 in ber Faſſung ber Regierungsvorlage demnächſt 
bie immung ber Kommiſſion. 

In ber zweiten Lefung wurde beantragt: 

ben Termin für das Inkrafttreten des ganzen 
Gejeges auf den 1. Januar 1897 feftzufeßen. 

Zur Begründung des Antrages wurde darauf hinge— 
wiefen, daß das Geſeß fo einjchneidende Beitimmungen fir 
den geſammten Börjenverfehr enthielte, daß man bem 
Handelsjtand und den Börfen Zeit laffen müſſe, die zur 
Fr bes Verkehrs nothwendigen Einrichtungen zu 
treffen. 

Don anderer Seite wurde erklärt, daß man den 
Wunſch des Handelsjtandes nad Möglichkeit zu berüd- 
fichtigen gern bereit jei, und daß man auch anerkennen 
müffe, es genũge nicht, wenn lediglich die Beitimmungen 
in ben $$. 30—34 erft am 1. Januar 1897 in Kraft träten. 
Auch bei anderen Beitimmungen jei diefe Hinausſchiebung 
nöthig. Dagegen fei e8 dringend erwünſcht, daß die ans 
beren Bejtimmungen fo bald als möglich in Kraft träten. 
Dabei mwurbe bemerkt, daß die Vorbereitungen für die 
anbermweite Feſtſetzung ber Lieferungsbedingungen für Ge: 
treide unmittelbar nad) ber Publikation des Geſetzes ge- 
troffen werden könnten und ſei auf dieſem ®ebiete ein 
ſchleuniges Vorgehen dringend geboten. 

Die Kommiffion war der Anficht, die weitere Ent— 
ſcheidung dieſer Frage auszuſetzen. 

Der geſtellte Antrag wird zurückgezogen. 

Die Kommiſſion lehnte den — 1 des 8. 76 ab 


„Das Geſetz tritt mit dem in Kraft." 
Die zum Börfengefepentwurf eingegangenen zahlreichen 
Betitionen wurden vom Referenten im Anſchluß an bie bes 
treffenden Beftimmungen des Gejegentwurfs zur Ktenntniß 
der Kommilfion gebracht und bei der Berathung der ein- 
zelnen Beftimmungen bes Gejegentwurfs entiprechend be- 
rüdfichtigt. 
ferner wurde in der zweiten Lejung noch nadhftehende 
Refolution beantragt, welche die Zuftimmung der Kom: 
miffton fand: 

Den Herrn Reichskanzler zu erjuchen, veran— 
lafien zu wollen, daß in ben ftatiftiichen Jahr: 
büchern für das Deutiche Reich alljährlich Mit- 
theilungen über die an ben einzelnen beutichen 
Börfen zur Einführung gelangten Werthpapiere 
mit Bezeihnung der Einführungsfirma, des Ein- 
führungskurjes ſowie des Betrages und der Art 
biefer Werthpapiere zur Veröffentlihung gelangen. 

Die gleichfalls eingebradhte Refolution: 

Den Herm Reichskanzler zu erfudhen, bie 
ftatiftiichen Erhebungen in der von der Börjen- 
engquetesftommiffton begonnenen Weiſe fortzufeßen 
und periodiſch zu veröffentlichen. 

wurde abgelehnt. 


Hiernach beſchloß die Kommilfion: 

1. dem NReidystag die Annahme bes aus ber 
Anlage erjihtlihen Entwurfs eines Börfen: 
gefeßes zu empfehlen, 

2. die zum Gefegentwurf eingegangenen Peti— 
tionen durd die gefaßten Beihlüfie als 
erledigt zu erklären, 

3. dem Reihstag die Annahme nadftehender 
Refolutionen zu empfehlen: 

a) Den Herrn Reichskanzler zu erjudhen, 
mit denjenigen Staaten, in denen ein 
börjenmäßiger — — in Kamm— 
zug und anderen Halbfabrikaten ber 
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Tertilinduftrie befteht, wegen Unters 
fagung dieſes Handels in Verhand— 
lungen zu treten und über das Ergebniß 
berjelben dem NReihstage Mittheilung 
zu maden. 

b) Den Herrn Reichskanzler zu erfudhen, 
veranlafjen zu wollen, dab in den 
ftatiftiihen Sahrbüdern für das Deutiche 
Reid alljährlich Mittheilungen über die 
an ben einzelnen deutjhen Börſen zur 
Einführung gelangten Werthpapiere mit | 
Bezeihnung der Einführungsfirma, des 


Einführungsfurfes jowie des Betrages 
und ber Art diefer Werthpapiere zur 
Veröffentlichung gelangen. 

Berlin, den 24. März 1896, 


Die IX. Kommiſſion. 
v. Podbielski, Vorſitzender. Gamp, Berichteritatter. 
Graf v. Arnim. Tassen. 9 freie. Fuchs. Dr. Hahn. 
Graf v. Kanitz. üller (Fulda). üller (Walde). 
Graf v. Oriola. Dr. Paaſche. Plade. Radwauski. 
Fürft Radziwill. Dr. Schvenlanf. Singer. v. Strombeck. 
immerman. Traeger. enzel. 


Anlage. 


Sujammenjtelluna 
bes 


Entwurfs eines Börſengeſetzes — Nr. 14 der Druckſachen — mit den Beichlüffen der 
IX. Kommiffion in zweiter Leſung. 


Borlage 


Entwurf 


eines 


Börjenaejetes 


Dir Wilhelm, von Gotted Gnaden Deutjcher Kaifer, 
König von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung 
des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


I. Allgemeine Beitimmungen über die Börſen 
und deren Organe. 


Errichtung und Aufhebung von Börfen; Aufſicht über diefelben. 


$. 1 

Die Errichtung einer Börfe bedarf der Genehmigung 
ber Landesregierung. Dieſe ift befugt, die Aufhebung be= 
ftehender Börſen anzuordnen. 

Die Landesregierungen üben die Aufſicht über die 
Börfen aus. Sie können die unmittelbare Aufſicht den 
Handelsorganen (Handelstammern, kaufmänniſchen Korpo— 
rationen) übertragen. 

Der Auffiht der Landesregierungen und der mit ber 
unmittelbaren Aufficht betrauten Handelsorgane unterliegen 
auch die auf den Börjenverkehr bezüglichen Einrichtungen 
des Kündigungsbüreaus, Liquidationskaffen, Liquidations- 
vereine und ähnlicher MAnftalten. 


Staatstommiffar. 
8. 2. 

Bei jeder Börſe iſt als Organ der Landesregierung 
ein Staalslommiſſar zu beſtellen. Ihm liegt die Bes 
achtung der Vorgänge an ber Börfe ob, ſowie bie 
Berichterftattung über Hervorgetretene Mängel und über 
die Mittel zu ihrer Abftellung. 


Beichlüffe der IX. Kommiffion in zweiter Leſung. 





Entwurf 
eines 


Börſengeſetzes. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnadey Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung 
des Bunbdesraths und des Reichstags, was folgt: 


I. Allgemeine rg omg ie über die Börjen 
und deren Organe, 


Errihtung und Aufhebung von Börfen; Aufficht über diefelben. 
8. 1. 


Unverändert. 


Staatstommiſſar. 


8. 2. 
Bei den Börſen ſind als Organe der Landes— 
Be en Staatslommifjare zu beftellen. Ihnen liegt es 
äftöverfehr an der yo fowie die Be— 
—* der in Bezug auf die Börſe erlaſſenen 
ejege und Berwaltungsbeftimmumgen nach näherer 
—— 
€ 


der Landesregierung zu überwachen. 
Sie find 


rerhtigt, Die Börfenorgane auf hervor: 


Reichstag. Altenftüd Nr. 246, 


Vorlage 





Mit Zuftimmung des Bundesraths kann für einzelne 
Börſen die Thätigfeit des Staatstommijfars auf die Mit: 
wirkung beim Sg Verfahren bejchränft ober, 
jofern es ſich um eine Börjen Handelt, von der Beftellung 
eines Staatsfommiffars abgejehen werben. 


Börfenausihuß. 
3 


8.3, 

Zur Begutachtung über die durch dieſes Geſetz ber 
Beſchlußfaſſung des Bundesraths überwiefenen Angelegen- 
heiten ift als Sadverftändigenorgan ein Börjenausihuß 
zu bilden. Er bejteht aus Hinbeftens dreißig Mitgliedern, 
welde vom Bundesrath in der Regel auf je drei Jahre 
gewählt werden. Eine erneute Wahl ift zuläffig. Die 
Wahl von zwei Dritteln der Mitglieder erfolgt auf Bor: 
ihlag der Organe der deutſchen Börfen. Darüber, 
in welcher Unzahl diefe Mitglieder von den einzelnen 
Börfen vorzuſchlagen find, beitimmt der Bumdesrath. 


Die Gefhäftsorduung für den Ausſchuß wird nad 
Anhörung dejjelben von dem Bundesrath erlaffen; ber 
letere jegt auch die den Ausihußmitgliedern zu gewährenden 
Tagegelder und Reiſekoſten feit. 


Börfenordnung. 


8. 4. 
ür jede Börſe ift eine Börſenordnung zu erlaffen. 
ie Genehmigung derfelben erfolgt durch die Landes— 
regierung. Dieje kann die Aufnahme beftimmter Vorſchriften 
in die Börjenordbnung anordnen. 


Obligatoriſcher Inhalt der Börfenordnung. 
5 


Die Börfenordnung muß Beitimmungen treffen: 

1. über die Börjenleitung und ihre Organe; 

2. über die Gefhäftszweige, für welche die Börfen- 

— aeg —— * Zulaß — 

. über die Vorausſetzungen der Zulaſſung zum Be— 

ſuche der Börje; 2 

4, darüber, in welcher Weife die Preife und Kurſe 
zu notiren find. 


$. 6. 

Die Börfenordnung kann für andere als bie nad 
$. 5 Biffer 2 zu bezeichnenden Gejchäftszweige, fofern dies 
nicht mit befonderen Beitimmungen diefes Gejeges (SS. 31, 
39, 47, 48) im Widerſpruche ſieht, die er von 
Börfeneinrihtungen zulaffen. Ein Anjprud auf die Be- 
nußung erwächſt in diefem Falle für die Betheiligten nicht. 


Fälle des Ausihluffes vom Börfenbejude. 


ee 
Vom Börfenbefuche —8* ausgeſchloſſen: 
1. Perſonen weiblichen Geſchlechts; 
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Beſchlüſſe der IX. Kommiſſion in zweiter Leſung. 


etretene Mißbräuche —— u machen. Sie 
en über Mängel und über die Mittel zu ihrer Ab— 
jtellung Bericht zu erftatten, 

Mit Zuftimmung des Bundesraths kann für einzelne 
Börjen die Thätigfeit des Staatsfommiffars auf die Mit- 
wirkung beim ehrengeridhtlichen Verfahren beichräntt oder, 
fofern es ſich um Meine Börjen handelt, von der Beitellung 
eines Staatskommiſſars abgejehen werben. 


Börfenausihuß. 


8. 3. 

Zur Begutachtung über die durch dieſes Geſetz der 
Beſchlußfaſſung des Bundesraths übermwiejenen Angelegen: 
heiten iſt als Sadjverjtändigenorgan ein Börjenausihuß 
zu bilden. Derſelbe ift befugt, Auträge an den 
Neichdfanzler zu ftellen und Sacverfländige zu 
vernehmen. 

Der Börjenausjchuf bejteht aus mindeitens dreißig 
Mitgliedern, weldhe vom Bundesrath in ber Negel auf je 
fünf Jahre zu wählen find. Gine erneute Wahl ift zu— 
läffig. Die Wahl der Hälfte der Mitglieder erfolgt auf 
Vorihlag der Börſenorgane. Darüber, in mwelder 
—— dieſelben von den einzelnen Börſenorgauen 
vorzuſchlagen find, beſtiumt der Bundesrath. Die 
andere Hälfte wird unter emeffener Berück⸗ 
Rhtignng von Landwirthichaft und Jnduftrie 


bit. 

Die Gefhäftsordnung für den Ausſchuß wird nad 
Anhörung defielben von dem Bunbesrath erlaflen; der 
legtere ſeht auch die den Ausihußmitgliedern zu gewähren: 
ben Tagegelder und Reiſekoſten feft. 


Börfjenordnung- 


8.4. 


Unverändert. 


Obligatoriſcher Inhalt der Börfenordmung. 
.d. 


Unverändert. 


8.6, 

Die Börfenordnung lann für andere als die nad) 
8.5 Ziffer 2 zu bezeichnenden Geſchäftszweige, ſofern dies 
nicht mit bejonderen Beitimmungen diefes Gejeges ($$. 31, 
39, 47, 48) im Widerſpruche fteht, Die — von 
Börſeneinrichtungen zulaſſen. Ein Anſpruch auf die Be— 
nutzung erwächſt in dieſem Falle für die Betheiligten nicht. 
—* —— ein örf : ——— 

weige die Benutzu ene en 
zu at oder von Vedingungen abhängig zu 


Fälle des Ausihluffes vom Börjenbefuche. 
8.7. 
Unverändert. 
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2. Berfonen, welche ſich nicht im Beſitze ber bürger- 
lichen Ehrenrechte befinden; 

3. Perſonen, welde in Selge gerichtlicher Anordnung 
— Verfügung über ihr Vermögen beſchränki 


ſind; 

. Verfonen, welche wegen betrüglichen Bankerutts 
rechtsträftig verurtheilt find; 

Perſonen, welche wegen einfachen Bankerulis rechls⸗ 
kräftig verurtheilt ſind; 

.Perſonen, welche ſich im Zuſtande der Zahlungs— 
unfähigkeit befinden; 

Perſonen, gegen welche durch ———— oder 


So a — 


rt fofort wirkſam erflärte ehrengerichtliche Ent— 
cheidung auf Ausſchließung von dem Bejucdhe einer 
Börfe erfannt ift. 

Die a 1 ober Wiederzulaffung zum Börjenbefuche 
fann in den Fällen unter 2 und 8 nicht vor der Be— 
feitigung des Ausfchliegungsgrundes, in dem Falle unter 
5 nit vor Ablauf von jehs Monaten, nachdem bie 
Strafe verbüßt, verjährt oder erlaflen ift, erfolgen; fie 
darf in dem leßteren Falle und ebenfo in dem Falle 
unter 6 nur flattfinden, wenn ber Börfenvorftand ben 
Nachweis für geführt erachtet, daß die Schuldverhältnifie 
fänmtlihen Gläubigern gegenüber durch lung, Erlaf 
oder Stundung geregelt find. Einer Perjon, welche im 
MWiederholungsfalle in ce oder in 
Konkurs gerathen ift, muß die Zulaffung oder Wiebers 
zulaffung mindejtens für die Dauer eines Jahres ver: 
weigert werben. In dem Falle unter 4 ift der Ausichluß 
ein dauernber. 

Die Börfenordnungen können weitere Ausſchließungs— 
gründe feitfeßen. 

Auf Antrag ber — —— lann bie Landesregie— 
rung in beſonderen en nahmen von den Vor— 
ſchriften über die Ausihliegung vom Börſenbeſuche zulaſſen. 


Handhabung der Drbnung an der Börfe. 
8 


8. 8. 

Die Börfenauffihtsbehörbe ift befugt, zur Aufrecht- 
Zune ber Ordnung und für ben Gejchäftsverlehr an ber 

örfe Anordnungen zu erlaffen. 

Die Handhabung der Ordnung in den Börfenräumen 
liegt dem Börjenvoritande ob. Er ift befugt, Perfonen, 
melde die Ordnung oder ben Geſchäftsverlehr an ber 
Börſe ftören, fofort aus den Börfenräumen zu entfernen 
und mit zeitweiliger Ausichliegung von der Börje oder mit 
Geldftrafe zu beftrafen. Das Höchftmaß beider Strafen 
wird durch die Boͤrſenordnung feitgefegt. Die Ausichliegung 
von ber Börſe fann mit Genehmigung der Börfenaufjichtss 
ur durch Anſchlag in der Börfe bekannt gemadht 
werben. 

Gegen die Verhängung der Strafen findet innerhalb 
einer durch die Börjenorbnung feitzufegenden Frift die Ber 
[werde an die Börjenaufjichtsbehörde ftatt. 

Finden fih an ber Börfe Perſonen zu Zweden ein, 
melde mit der Ordnung ober dem Geſchäftsverlehr an ber- 
en unvereinbar find, fo ift ihmen der Zutritt zu unter: 
agen. 

Ehrengerichtliches Verfahren. 
1. Ehrengeridt. 
8.9. 

Un jeber Börje wirb ein engericht gebildet. Es 
befteht, wenn bie unmittelbare Aufjicht über die Börfe einem 
Da elsorgane ($. 1 Abſ. 2) übertragen ift, aus der Ge- 
ammtheit oder einem Ausjchuffe dieſes Auffichtsorgans, 


Reichstag. Aktenftüd Nr. 246. (Bericht der neunten Kommiſſion.) 
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Handhabung der Ordnung am ber Börſe. 
.8. 


Unveränbert. 


Ehrengerichtlicdhes Verfahren. 
1. Ehrengericht. 
8.9. 

An jeder Börſe wirb ein _— ericht gebildet. Es 
befteht, wenn die unmittelbare ut über die Börſe 
einem Handelsorgane ($. 1 Abſ. 2) übertragen ift, auß ber 
Gefammtheit oder einem Ausſchuſſe diefes Auffihtsorgans, 


— — — — 


Reichstag. Altenſtück Nr. 246. (Bericht der neunten Kommiſſion.) 
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anbernfall® aus Mitgliedern, welche von den Börjen: 
beſuchern oder ben Börfenorganen gewählt werden. Die 
näheren Bejtimmungen über die Zufammenjegung des 
Ehrengerichts werben von der Landesregierung erlafien. 


2. Zuftändigkeit des Ehrengerichts. 
0 


. 10, 

Das Ehrengeriht zieht zur Verantwortung Börjen- 
befucher, welche im Zufammenhange mit ihrer Thätigfeit 
an der Börfe fih eime unehrenhafte Handlung haben zu 
Schulden fommen laffen. 


8. Mitwirkung bes Staatslommifjars. 
1 


8. 11. 
Bon ber Einleitung oder Ablehnung eines ehrengericht- 
lihen Verfahrens ift ber Stontslommifiar ($. 2) zu unter= 
richten. Er kann die Einleitung eines ehrengerichtlichen 
—— verlangen. Dieſem Verlangen ſowie allen von 
dem miſſar geftellten Beweisanträgen muß ſtattgegeben 
werben. Der Kommifjar hat das Recht, allen Verhandlungen 
beizumohnen und bie ihm geeignet erſcheinenden Anträge 
jowie Fragen an ben Beichuldigten, die Zeugen und Sad 
verftändigen zu ftellen. 
4. Borunterſuchung. 
8. 12. 

Zur Vorbereitung der Hauptverhandlung kann das 
Ehrengericht einem Mitgliede die Führung einer Vorunter- 
fuhung übertragen. In der Borunterfuchung wird ber 
Beihuldigte unter Mittheilung der Beidhuldigungspuntte 
vorgelaben und, wenn er erfcheint, mit feinen Erklärungen 
und Anträgen gehört. R 

Zeugen und Sadverftändige bürfen nur unbeeidigt 
vernommen werben. 


5. Einfielung des Verfahrens, 


. 13. 
Mit Zuftimmung Staatskommiſſars kann das 
Ehrengericht das Verfahren einſtellen, andernfalls iſt die 
Hauptverhandlung anzuberaumen. 


6. Hauptverhandlung. 
$. 14. 

Die Hauptverhandlung vor dem Ehrengerichte findet 
ftatt, auch wenn ber Beſchuldigte nicht erſchienen iſt. Sie 
ift nicht öffentlih. Das Ehrengericht kann bie Deffent- 
lichkeit der Verhandlung anorbnen. Die Anordnung muß 
erfolgen, falls der Staatslommiffar oder der Beſchuldigte 
es beantragt, fofern nicht die Vorausfegungen des 8. 173 
bes Gerichtsverfaffungsgefeßes vorliegen. 

Der Beihuldigte iſt befugt, fich des Beiflandes eines 
Vertheidigers zu bedienen. 

Das Ehrengeriht ift berechtigt, Zeugen und Sadver- 
ftändige vorzuladen und eidlich zu vernehmen. 


. 15. . 

Die Strafen beftehen E Verweis, ſowie in zeitweiliger 
ober dauernder Ausſchließung von der Börſe. 

Ergiebt fi, daß feine unehrenhafte Handlung, jon- 
dern nur eine Störung der Ordnung ober bes Geſchäfts— 
verkehr an der Börje vorliegt, jo kann die Beftrafung 
gemäß $. 8 Abſatz 2 durch das Ehrengeridht ftattfinden. 


$. 16. 
Die Entſcheidung wird in der Sigung, in welcher bie 
mündliche Verhandlung gefhloflen wird, unter Angabe ber 


Beichlüffe der IX. Kommiffion in zweiter Leſung. 





andernfalls aus Mitgliedern, welche von den Börfenorganen 
gewählt werden. Die näheren Beftimmungen über bie 
Zufammenfegung des Ehrengerichts werden von der Landes— 
regierung erlaffen. 


2. Zuftändigfeit des Ehrengerichts. 
0 


. 10. 

Das Ehrengericht zieht zur Verantwortung Börfen- 
befucher, welche im ———— mit ihrer Thaͤtigleit 
an ber Börje ſich eine mit der Ehre oder dem Un: 
fpruch auf kaufmänniſches Vertrauen nicht zu ver⸗ 
einbarende Handlung haben zu Schulden fommen laſſen. 

8. Mitwirkung des Staatstommifjars. 
$. 11. 
Unveränbert. 


4. Borunterfuchung. 
8. 12. 
Unverändert. 


5. Einftellung bes Verfahrens. 


8. 13. 
Unverändert. 
6. Hauptverhandlung. 
8. 14. 
Unverändert. 
8. 15. 
Unverändert. 


$. 16. 
Die Entfheidung wird in ber Sitzung, in weldher bie 
mündlihe Verhandlung geſchloſſen wird, umter Angabe der 
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Gründe verkündet ober fpäteftens mit Ablauf einer Woche 
nah dem Schluffe ber Verhandlung dem Staatstommifjar 
und dem Beſchuldigten in einer mit Gründen verjehenen 
Ausfertigung zugeftellt. 

Dem nicht — Beſchuldigten iſt auch die ver— 
fündete Entſcheidung zuzuftellen. 


Das Ehrengeriht kann in der Entſcheidung anordnen, 
daß und auf welche Weile fie öffentlich bekannt zu machen ift. 

Das Ehrengericht kann, wenn auf zeitweilige oder 
dauernde Ausſchließung von ber Börfe erkannt ift, anorbnen, 
daß die Wirkung der Entſcheidung jofort eintrete, 


T. Berufung- 
8. 17. 

Segen bie eg! bes Ehrengerichts ſieht ſowohl 
dem Staatskommiſſar als dem Beſchuldigten die Berufung 
an die periobilh zu bildende Berufungstammer offen. 

Die Berufungstammer befteht aus einem Vorfigenden 
und ſechs Beififern. Der Vorſitzende wird von dem 
Bunbesrath beitimmt. Die Beifiger werden von dem Börjen- 
ausſchuſſe aus feinen auf Vorfchlag der Börſenorgane be— 
rufenen Mitgliedern gewählt; von den Beifigern bürfen 
nicht mehr als zwei derjelben Börje angehören. 

Für den Vorfigenden und die Beifiger werden in 
gleicher Weife Stellvertreter beftellt. 

In einer Sprudjfigung dürfen nicht mehr als zwei 
Beifiger mitwirken, welche derfelben Börſe angehören. 


8. 18. 

Die Einlegung der Berufung geſchieht zu Protokoll 
ober fchriftlich bei dem Ehrengerichte, welches die anzu— 
greifende Entſcheidung erlafien hat. 

Die Friſt zurEinlegung der Berufung beträgt eine Woche. 

Sie beginnt, falls die Entſcheidung vi bet worben 
ift, für den Staatslommiffar und den erjdhienenen Beſchul— 
digten mit der Verfündung, im Uebrigen mit der Buftellung 
ber Entſcheidung. 


$. 19. 

Nach Einlegung ber Berufung ift dem Staatstommiffar 
jowie dem Beſchuldigten, fofern es nicht bereits gejchehen, 
die angefochtene cheidung, mit Gründen verjehen, zus 
auftellen. 


$. 2%. 

Zur ſchriftlichen Rechtfertigung der Berufung fteht dem: 
jenigen, der fie rechtzeitig eingelegt hat, eine Friſt von einer 
Woche offen. Sie beginnt mit dem Ablauf der Einlegungs- 
frift oder, wenn zu dieſer Zeit die Entſcheidung nody nicht 
zugeftellt war, mit deren Zuſtellung. 


$. 21. 

Die Berufungsfrift des Beichuldigten und die etwa 
eingehende Rechtfertigung wird dem Staatslommiffar, die 
Berufungsihrift und die Rechtfertigung bes Staatskom⸗ 
miffars dem Beichuldigten, mitgetheilt. Innerhalb einer 
Woche nach der Mittheilung kann eine Beantwortungsschrift 
eingereicht werben, 
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Gründe verfündet oder fpäteftens innerhalb zwei Wochen 
nad dem Schluſſe der Verhandlung dem Staatstommifjar 
und dem Bejduldigten in einer mit Gründen verjehenen 
Ausfertigung zugeftellt. 

Dem nicht erjchienenen Beſchuldigten ift auch die ver- 
fündete Entſcheidung zuauftellen. Sowohl der Stantd- 
fommiffar wie der VBeichuldigte können auch bei in 
ihrer Gegenwart erfolgter Berkänbung der Ent 
fcheidung eine mit Gründen verjehene Ausfertigung 
derjelben beanfpruchen. 

Das Ehrengericht kann in der Entiheidung anordnen, 
daß und auf weldhe Weile fie öffentlich befannt zu machen ift. 

Das Ehrengeriht ann, wenn auf zeitweilige oder 
dauernde Ausſchließung von der Börſe erfannt ift, anorbnen, 
daß > Me — ſofort ie — 

uf Autrag prochenen gten 
hat dad Gericht die öffentliche —— mt u 
der Freifprechung anzuordnen. 


7. Berufung. 

8. 17. 
Unverändert. 

$. 18. 
Unverändert. 

$. 19. 
Unverändert, 

8. 20. 
Unverändert. 

8. 21. 
Unverändert. 
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.22. 
Die FFriften zur ——— und zur Beantwortung 
der Berufung können auf Antrag von dem Ehrengerichte 
verlängert werben. 


$. 23. 

Nah Ablauf der in den 516 20, 21 und 22 be 

ftimmten Friſten werben die Ukten an bie Berufungs- 

fammer eingefandt. Zu ber Verhandlung ift ber Bes 

ſchuldigte vorzuladen und ber — — zuzuziehen. 

Die Berufungskammer kann zur Aufklärung des Sach— 
verhalts vorherige Beweiserhebungen veranlaſſen. 

Auf das Verfahren vor der Berufungslammer finden 

bie Vorſchriften der 88. 11, 14, 15 und 16 Anwendung. 


8. Allgemeine Beſtimmungen. 
+ 


Ueber jebe Vernehmung in der Vorunterſuchung und 
über die Hauptverhandlung iſt durch einen vereideten 
Protofollführer ein Prototol aufzunehmen, 


8. 25. 
Neben der Strafe kann auf vollftändigen ober theil- 
weiſen Erfah ber burch das Verfahren entjtandenen baaren 
Auslagen erkannt werben. 


g. 26. 
Die Gerichte find verpflichtet, dem Erjuchen des Ehren- 
ericht3 jowie der Berufungsfammer um Vernehmung von 
Zeugen und Sadjverftändigen zu entiprechen. 
$. 27. 

Die mit der Aufficht über die Börfen betrauten Organe 
find verpflichtet, Handlungen der Börfenbefucher, weldye zu 
einem ehrengerichtlihen Verfahren Anlaß geben, zur Kenntniß 
bes Staatsfommifjars oder, wenn ein folder nicht beitellt 
ift, zur Kenntniß des Ehrengerichts zu bringen. 


Börſenſchiedsgericht. 


$. 28. 

Eine Vereinbarung, durch welche die Betheiligten ſich 
ber Entiheidung eines Börſenſchiedsgerichts unterwerfen, 
ift nur verbindlich, wenn jeder der Betheiligten Kaufmann 
oder für den betreffenden Geſchäftszweig in das Börjen- 
regifter ($. 51) eingetragen ift oder wenn die Unterwerfung 
*— das Schiedsgericht nach Entſtehung des Streitfalles 
erfolgt. 


II. Feftſtellung des Börſenpreiſes und Maklerweſen. 
Feſiſtellung des Börſenpreiſes. 
$. 29. 
Soweit bei Waaren oder Werthpapieren der Börjen- 
preis amtlich feitgeftellt wird, erfolgt die Feſiſtellung ſowohl 
für Kaſſa- wie für Beitgeihäfte durch den Börfenvorftand. 


Als Börjenpreis iſt derjenige Preis feſtzuſetzen, welcher 
nach der wirklichen Geichäftslage des Verkehrs am Börfen- 
orte den gemeinen Handelswerth darftellt. 
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Beichlüffe der IX. Kommiſſion in zweiter Leſung. 





8. 22. 

Unverändert. 
$. 23. 

Unverändert, 

8. Allgemeine Beitimmungen. 

. 24. 

Unverändert. 
8. 25. 

Unverändert. 
8. 26. 

Unverändert. 
8. 27. 

Unveränbert. 

Vörſenſchiedsgericht. 

8. 28. 

Unveränbert. 


11. Feititellung des Börjenpreifes und Maklerweſen. 
Keftitellung bes Börfenpreifes. 
29 


8. 29. 

Bei Waaren oder Werthpapieren, deren Börjenpreis 
amtlich feitgeftellt wird, erfolgt biefe FFeititellung ſowohl 
für Kaſſa- wie für Zeitgeſchäfte durch ben Börfenvorftand, 
foweit die Börſeuorduung nicht die Mi 

aude Bern 


von Bertretern rer fszweige vorſchreibt. 
Bei der darf auffer dem 
fommiffar, dem WBörjenvoritand, den Börfen- 


fefretären, den Kursmaklern und den Vertretern 
der beiheiligten Berufszweige, deren Mitwirkung 
die Börfenordunng voricreibt, Niemand zu: 


gezogen fein. 

18 Börfenpreis ift derjenige Preis feftzufeßen, welcher 
der wirklichen Geichäftslage des Verkehrs an der Börſe 
entipricht. 
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Vorlage 





Kursmaller. 


8. 30. 

Zur Mitwirfung bei der amtlichen Feſtſtellung bes 
Börfenpreifes von Waaren und Werthpapieren find aus 
dem Kreiſe der Vermittler beſondere Hülfsperfonen 
Kursmaller) auszuwählen, welde der Aufſicht bes 
Börjenvorftandes unterftehen. 

Sie werden von der Landesregierung nah Anhörung 
der Börjenorgane beftellt und entlafjfen. Bor Antritt 
ihrer Stellung leiften jie ben Eib, daß fie die ihnen ob- 
liegenden Pflichten getreu erfüllen wollen. 


$. 31. 

Wird ein ohne die Vermittelung eines Kursmaklers 
abgeſchloſſenes Geihäft in Waaren oder Werthpapieren, 
bei denen eine amtliche Feſiſtellung bes Börfenpreijes er- 
folgt, nicht fofort von einer der Parteien oder dem 
Bermittler auf [hriftlidem Wege zur Kenntniß des 
Börfenvorftandes oder eines Kursmaklers gebradt, 
fo erwädjt für das Geſchäft ein Anſpruch auf Berüd- 
fihtigung bei der Breisfeftjiellung nicht und bleibt es 
von ber Benugung ber Börfeneinrihtungen aus 
geſchloſſen. 


8. 32. 

Die Kursmaller dürfen in den Geſchäftszweigen, für 
welche fie bei der amtlichen Feſtſtellung des Börjen- 
preifes mitwirten, nur injoweit für eigene Rechnung 
ober in eigenem Namen Handelsgeſchaͤfte ſchließen oder eine 
Bürgſchaft für die von ihnen vermittelten Geſchäfte über: 
nehmen, als dies zur Ausführung der ihnen ertheilten Aufs 
träge nöthig ift. Die Gültigkeit der abgejchloffenen Ge— 
ihäfte wird hierdurch nicht berührt. 


Die Kursmaller dürfen, ſoweit nicht die Landes— 
regierung Ausnahmen zuläßt, fein fonftiges Handelsgewerbe 
betreiben; fie dürfen auch nicht zu einem Kaufmann in 
dem WVerhältnifie eines — Handlungsbevoll⸗ 
mädhtigten oder Handlungsgehülfen ſtehen. Zu keinem 
Geſchäfte dürfen fie die Einwilligung der Parteien 
oder deren Bevollmädtigten anders annehmen, 
als durch ausdrüdlide und perfönlidhe Erklärung; 
es ift ihnen weder erlaubt, von Abwejenden Aut. 
träge zu übernehmen, noch ſich zur Vermittelung 
eines Unterhändlers zu bedienen, 


8. 83. 

Die im Artikel 67 Abſatz 2, im Artikel 71 Abſatz 1 
und in den Urtifeln 72 bis 74, 76, 79 bis 83 bes Handels- 
geſetzbuchs enthaltenen Vorſchriften finden auf die Kurs— 
maller Anwendung. 

Das von dem Kursmakler zu führende Tagebudy muß 
vor dem Gebraude Blatt für Blatt mit fortlaufenden 
Zahlen bezeichnet und dem Börfenvorftande zur Beglaubis 
gung der Zahl ber Blätter vorgelegt werden. 


Beichlüffe der IX. Kommiffion in zweiter Lefung. 





Kursmaller. 


. 30. 
Zur Mitwirkung Bei” der amtlichen Feſtſetzung bes 
Börjenpreijes von Waaren und Werthpapieren find Hülfs- 
erjonen (Kursmakler) zu ernennen. Sie —— 
—— e fie die Thätigkeit als Kursmakler ausüben, 
die ittelung von Börſengeſchäften in den be 
treffenden Waaren oder Werthpapieren betreiben. 
Sie werden von der Qandesregierung beftellt und entlafjen 
und leiften vor Antritt ihrer Stellung ben Eid, daß fie 
bie ihnen obliegenden Pflichten getreu erfüllen werden. 
Eine Vertretung der Kursmakler (Mafler: 
fammer) ift bei der Veftellung neuer ſtursmakler 
und bei Vertheilung der Gejchäfte unter die ein: 
—— Makler gutachtlich zu hören. Die nä 
eftimmungen über die Beftellnug und E ung 
der Kurömaller und die Organijation ihrer . 
tretung fowie über ihr Verhältni zu den Staat- 
fommiffaren und den Börfenorganen werben von 
der Laudesregierung erlaffen. 


$. 31. 

Bei Geihäften in Waaren ober Werihpapieren, kann 
ein Anſpruch auf Berüdfichtigung bei der amtlichen Feſi— 
ftellung des Börjenpreifes nur erhoben werden, wenn 
ie durch Vermittlung eines Kursmaklers abgejchloffen 
nd, Die Berechtigung des Börjenvoritandes anch 
—— — zu berückſichtigen, bleibt hierdurch 
un 


8. 32. 

Die Kursmakler dürfen in den Geſchäftszweigen, für 
welche fie bei der amtlichen ftftellung des Börfen- 
preifes mitwirken, nur injoweit für eigene Rechnung oder 
in eigenem Namen Handelsgeſchäfte ſchließen ober eine 
Bürgſchaft für die von ihnen vermittelten Geichäfte über- 
nehmen, als dies zur Ausführung der ihnen eriheilten 
ug nöthig ift; Die Landesregierung beftimmt, 
in welcher — die Beobachtung dieſer Vorſchrift 
a überwachen ift. Die Gültigkeit der abgeſchloſſenen 

eichäfte wird hierdurch nicht berührt. 

Die Kursmaller dürfen, ſoweit nicht die Landes— 
regierung Ausnahmen zuläßt, fein fonftiges Hanbelsgewerbe 
betreiben, auch ". an einem folchen ald Komman- 
Ditift oder ftiller @efellichafter betheiligt fein; eben- 
fowenig dürfen fie zu einem Kaufmann in dem Berhält- 
niffe eines Profuriften, Hanblungsbevollmädtigten oder 
Handlungsgehülfen ftehen. 


8. 33. 
Unverändert. 
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Vorlage 





Wenn ein Kursmakler ftirbt oder aus dem Amıt jcheibet, 
ift fein Tagebud) bei dem Börfenvorftande niederzulegen. 


$. 34. 

ür bie Bermittelung von Börfengefhäften findet eine 
amtliche Beftelung von Handelsmaklern im Sinne des 
Artikels 66 des Handelsgeſetzbuchs nicht ftatt; die bisher 
erfolgten Beftellungen verlieren ihre Wirkjamteit. 

Zur Vornahme der nad) den Artikeln 311, 343, 348, 
354, 357, 365, 366 und 387 des Handelsgeſetzbuchs durch 
einen Handelsmakler zu bemwirfenden Verkäufe find auch 
die Kursmaller fowie die fonft zur Vornahme von Ber: 
fäufen ber bezeichneten Art oder von Verfteigerungen 
öffentlich ermächtigten Handelsmakler befugt. 


Befugniffe des Bunbesraths. 
35 


Der Bundesrath ift befugt: 

1. eine von den Borfhriften im $. 29 Abjag 1 und 
in ben 88. 30 und 31 abweichende amtliche Feſt— 
ftelung bes Börfenpreifes von Waaren oder 
Berthpapieren für einzelne Börſen zuzulaffen; 

2. eine amtliche Feſtſtellung des Börſenpreiſes be— 
ftimmter Waaren allgemein oder für einzelne 
Börſen vorzufchreiben; 

3. Beftimmungen zu erlaffen, um eine Einheitlichleit 
ber Grundjäße über die ben Ffeftftellungen von 
Waarenpreifen zu Grunde zu legenden Mengen 
und über bie für die Feſtſtellung der Preife von 
Werthpapieren mahgebenden Gebräuche herbei— 
zuführen. 

Die Befugniß der Landesregierung zu Anordnungen 
der im Abjap 1 Ziffer 2 und 3 bezeichneten Art wird hier 
durch nicht berührt, foweit der Bundesrath von feiner Be- 
fugniß feinen Gebraud; gemacht hat. 


II. Zulaffung von Werthpapieren zum Börfen- 
handel. 
Zulaffungsitelle, 
36 


8. 36. 
Die Zulafjung von Werthpapieren zum — — 
erfolgt an jeder Boͤrſe durch eine Kommiſſion (Zulaſſungs- 
ftelle), von deren Mitgliedern mindeſtens der dritte Theil 
aus Perſonen beftehen muß, welche fich nicht gewerbs— 
mäßig am Börfenhandel mit Werihpapieren be- 
theiligen. Im Uebrigen werben die Beſtimmungen über 
die Zujammenjegung der Bulafjungsftelle jowie über bie 
Zuläffigkeit einer Beſchwerde gegen deren Enticheidungen 
durch die Börjenordnungen getroffen. Die Zulaſſungsſtelle 
ift befugt, zum Börienhandel zugelaffene Wertpapiere von 
bemjelben auszuſchließen. 


Atenjtüde zu den Berhandlungen des Reichsſstages 1895/96. 
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8. 34. 
Unverändert. 


Befugniffe des Bundesraths. 
35 


Der Bundesrath ift befugt: 

1. eine von den Vorſchriften im $. 29 Abſatz 1 und 2 
und in ben $$. 30 und 31 abweichende amtliche 
eftftelung bes Börfenpreifes von Waaren oder 
Werthpapieren für einzelne Börfen zuzulafien; 

2. eine amtliche Feſtſtellung bes Börjenpreifes be- 
ſtimmter Waaren allgemein oder für einzelne Börjen 
vorzufchreiben; 

3. Beitimmungen zu erlaffen, um eine Einheitlichkeit 
der Grumdjäge über die ben Teftftellungen von 
Waarenpreifen zu Grunde zu legenden Mengen 
und über die für die Feſtſtelluug ber Preife von 
Werthpapieren maßgebenden Gebräuche herbei- 
zuführen. 

Die Befugniß der Landesregierung zu Anordnungen 
der im Abjaß 1 Ziffer 2 und 3 bezeichneten Art wird hier 
durch nicht berührt, fomweit der Bundesrath von feiner 
Befugnik feinen Gebrauh gemacht hat. Diefe Un- 
ordnungen find dem Reichskanzler zur Menntnif: 
nahme mitzutheilen. 


UI. Zulaffung von —— zum Börſen⸗ 


Zulaffungsſtelle. 
36 


Die Zulaſſung von Werthpapieren zum — 
erfolgt an jeder Börſe durch eine Kommiſſion (Zulaflungs- 
ftelle), von deren Mitgliedern mindeftens die Hälfte aus 
Perſonen beftehen muß, welche nicht ins Börjenregifter 
für Werthpapiere ($. 51) eingetragen find. 

Bon der Berat! 3 und Beſchlußfaſſung über 
die Iulaffung eines erthpapiers zum Börſen⸗ 
handel ſind diejenigen Mitglieder ausgeſchloſſen, 
welche an der Einführung dieſes Werthpapiers in 
den Börjenhandel betheiligt find; für Die angjchei- 
denden Mitglieder find Stellvertreter nad näherer 
Beitimmung der Börjenorduung zu berufen. 

Die Zulaffungsftelle Hat die Aufgabe und Die 

icht: 


a) die Vorlegung der Urkunden, welche die 
—— für die zu emittirenden ⸗ 


papiere bilden, zu verlangen und dieſe 
Urfunden zu prüfen; 

b) dafür zu forgen, da das Publifum über 
alle zur Beurtheilung der zu emittirenden 
Werthpapiere nothiwendigen thatjächlichen 


und rechtlichen WBerhältniffe ſoweit als 
möglich informirt wird, und bei lmvoll- 
189 
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Die Zulaffung deutſcher Reichs- und Staatsanleihen 
darf nicht verjagt werben. 


Verhältniß verfchiebener Aulaffungsftellen zu einanber, 
37 


Wird von der Zulaffungsitelle einer Börfe der Antrag 
auf Zulafjung von Werthpapieren zum Börjenhandel ab- 
gelehnt, jo Hat die Zulafiungsfiele unter Angabe ber 
Gründe den Vorftänden der übrigen beutfchen Börjen für 
Berthpapiere Mittheilung zu machen. Dabei ift anzugeben, 
ob die Ablchnung mit Rüdfiht auf örtliche Verhältiſſe 
oder aus anderen Gründen erfolgt ift. Im legterem Falle 
darf die Zulaffung von einer anderen Börfe nur mit Zus 
ſtimmung berjenigen Stelle ertheilt werden, mweldje bie 
lafjung abgelehnt hat. 

Der Antragfteller hat anzugeben, ob das Geſuch um 
Zulaffung bereits bei einer anderen Börſe eingereicht ift 
oder gleichzeitig eingereicht wird. Iſt dies der Fall, fo 
folfen die Werthpapiere nur mit Zuftimmung der anderen 
Zulafjungsftelle zugelafjen werben. 


Borausfeßungen der Bulaffung. 
38 


Vor der Zulafjung von Werthpapieren ift, jofern es 
fih nicht um deutjche Reichs- oder Staatsanleihen Handelt, 
ein Broipelt einzureihen und zu veröffentlichen, welcher 
bie für die Beurtheilung des Werthes der einzuführenden 
Papiere wefentlihen Angaben enthält, 


Für Schuldverfhreibungen, bezüglich deren das Reich 
ober ein Bunbesftaat die volle Garantie übernommen —* 
und für Schuldverſchreibungen kommunaler Körperſchaften 
und kommunalſtändiſcher Kreditinſtitute ſowie der unter 
ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden Pfandbriefanſtalten kann die 
Landesregierung (5. 1) von dieſer Verpflichtung entbinden. 


(Bericht der neunten Kommiſſion.) 
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ftänbi der Angaben die Emiſſion wicht 


Eniffionen 

€) iffionen nicht zugulaffen, durch welche 
erhebliche allgemeine Jutereſſen geichädigt 
werden oder welche offenbar zu einer Heber- 
vortheilung des Publikums Führen, 

Die Zulaffungäftelle darf die Emiffion ohne 
YUngabe von Grün ablehnen. Im Uebrigen werben 
die Beftimmungen über die Zufammenfegung ber Bulaffungss 
ftelle fowie über die Zuläffigfeit einer Beſchwerde gegen 
deren Entſcheidungen dur bie Börfenordnungen getroffen. 
Die Zulaſſungsſtelle ift befugt, zum Börfenhandel zuge 
Iaffene Werthpapiere von demſelben auszufchließen. 

Die Zulaſſung deutſcher Reichs- und Staatsanleihen 
barf nicht verfagt werben. 

Berbältnig u A zu einander. 

. 37. 

Wird von der Aulaffungsftelle einer Börfe der Antrag 
auf Zulaffung von Werthpapieren zum Börfenhandel abs 
gelehnt, jo hat bie ulafungsfteite ben Borftänden ber 
übrigen beutfchen Börjen für Werthpapiere Mittheilung zu 
maden. Dabei ift anzugeben, ob bie Ablehnung mit 
Rückſicht auf örtliche Verhältniffe oder aus anderen Gründen 
erfolgt ift. Im letzterem Falle darf die Zulaffung von einer 
anderen Börfe nur mit Zuftimmung derjenigen Stelle er— 
theilt werden, welche die Zulaſſung abgelehnt Hat. 


Der Antragfteller hat anzugeben, ob das Gefudh um 
Zulaffung bereits bei einer anderen Börfe eingereicht ift 
oder gleichzeitig eingereicht wird, Iſt dies ber Fall, fo 
follen die Wertpapiere nur mit Zuftimmung ber anderen 
Bulaffungsftelle zugelaffen werben. 


Vorausfegungen der Zulaſſung. 
. 38 


Bor der Zulaffung von Werthpapieren ift, fofern es 
fi) nicht um deutſche Reichs- oder Staatsanleihen handelt, 
ein Proſpelt zu veröffentlichen, welcher die für bie Beur- 
theilung des Werthes der einzuführenden Papiere wejent- 
lihen Angaben enthält. Das Gleiche gilt für Konver⸗ 
tirungen und Kapitalderhöhungen. 

Proſpekt mu den Betrag, welcher in den 
Verkehr gebracht ſowie den Betrag, welder vor- 
ug | vom Verkehr —— werden ſoll, 
uud die Zeit, für welche dieſer Ausſchluß erfolgen 
fol, erfichtlich machen. 

Nach Einreichung des Autrags auf Zulaffung 
ift derſelbe von der Zulaffungsftelle unter Be— 

eichnung der Einführungsfirma, des Betrages 

Towie der Urt der einzuführenden Werthpapiere 
zu veröffentlichen. Zwiſchen dieſer Veröffentlichung 
und der Einführung an der Börfe mu eine Frift 
von mindeftens jechd Tagen liegen. 

Die YZulaffung von WUntheildfcheinen oder 
Obligationen ausländijcher Erwer ge aften 
ift Davon abhängig, da die Emittenten ver: 
pflichten, Die Bilanz jowie die Gewinn: und Verluſt⸗ 
rechnung jährlich Befeite derjelben in einer 
oder mehreren von Zulaffungsftelle zu be- 
ftimmenden deutſchen Zeitungen zu veröffentlichen, 

Für Schuldverjhreibungen, bezüglich deren das Reich 
oder ein Bundesſtaat die volle Garantie übernommen hat, 
und für Schuldverfchreibungen kommunaler — —* 
und lommunalſtändiſcher Kreditinſtitute ſowie der unter 
ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden Pfandbriefanſtalten kann die 
Landesregierung ($. 1) von dieſer Verpflichtung entbinden. 
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Vorlage. 





Folgen der ae 


Für nichtzugelaffene Wertpapiere darf eine amt: 
liche Feſtſtellung des Preifes nicht ftattfinden. Gejchäfte 
in ſolchen Berthpapieren find von der Benußung der 
Börfeneinrichtungen ausgeichloffen und dürfen von ben Kurs— 
maklern nicht vermittelt werden. 


Befugniffe des Bundesraths. 


$. 40 


Der Bundesrath ift befugt, weitere Beftimmungen 
über die Aufgaben der Zulaffungsjtele und die Boraus- 
fegungen ber Zulaffung zu treffen. 


Haftung auf Grund bes Profpefts. 
41 


Sind in einem Profpelt, auf Grund befjen Werth— 
apiere zum Börjenhandel zugelaflen find, Angaben, welche 
Hr bie Beuriheilung des Werthes erheblid find, unrichtig, 
jo haften diejenigen, welde den Projpelt erlaſſen haben, 
wenn fie die Unrichtigleit gefannt haben oder ohne grobes 
Verfhulden hätten kennen müſſen, als Geſammtſchuldner 
jedem —* eines ſolchen Werthpapieres für den Schaden, 
welcher demſelben aus der von den gemachten Angaben 
abweichenden Sachlage erwächſt. Das Gleiche gilt, wenn 
der Proſpekt in Folge der Fortlaſſung weſentlicher That⸗ 


Gericht der neunten Kommiſſion.) 
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5. 38n. (Ren.) 

Die Zulaſſung von Altien Dim Er Aktien · 
$ o ur Kommanditgeſ R. ae 

n umgetwanbelten Unternehmens zum B 
handel darf vor Ablauf eines Jahres nach de 
tragung der Gejellichaft in das Handeläregifter und 
vor der Sein. und er der eriten Jahresbilanz 
— — Gewinn: und Verluſtrechnung nicht erfolgen, 
onderen Fällen kann Diele Frift von der 


—* regieruug 38 1) ‚ganz ober theilweije erlafjen 


— — we welche zur öffentlichen 

t werben, d Dart vor beendeter 

—— Ben ichner eine amtliche —* 
8 Preiſes * erfolgen. Bor dieſem Yeitpn 

find Geſchäfte von der Benutung der —— 

richtungen eier —— a von 8 pe 

malleru u wer uch dürfen 
—— Preisliften —— ettel) nicht veröffentlicht 


ober —— ih h ie Bervielfältigung 
ver werden, 
Folgen der Richtzulaffung. 
. 39. 
W ere, deren Zulafſung zum 


Br enhandel verweigert oder nicht nachgejucht ift, 
barf eine amtliche Feſtſtellung des Preijes nicht erfolgen. 
Geſchäfte in ſolchen Werthpapieren find von der Benußung 
ber ——— ausgeſchloſſen ji u von den 
Kursmallern nicht — werben. ch Dürfen für 
olche au der 2 örfe abg ee Geidäfte Preis: 
iften a zettel) wicht veröffentlicht oder in 
mechanijch hergeitellter Vervielfältigung — 
werden, ſoweit nicht die Börjenorduung für be 
fondere Fälle Ausnahmen geftattet. 


Befugnifje des Fr 


$. 40 
Der Buudesrath beftimmt den ————— 
des Gruudkapitals, welcher für die rear 
Aktien an den einzelnen Börſen maf ee 
oll, ſowie den Mindejtbetrag der einzelnen ur 
— Handel an der Börſe zuzulaſſeuden Werth⸗ 


Weitere Beſtimmungen über die Aufgaben der Rn 
laffungsftele und die VBorausfegungen ber —33* 
der Bundesrath. 
BR an Befugnif der Landeöregierung ergänzende 
* treffen wird hierdurch nicht 
een Diele — find dem Reichs⸗ 
kauzler mitzutheil 


Haftımg auf Grund des Proipelts. 
. 4. 

Sind in einem Brofsett auf Grund deſſen * 
apiere zum Börfenhandel zugelaſſen find, Angaben, mel 
* die Beurtheilung des Werthes erheblich ſind, unrichtig, 
ſo haften diejenigen, welche den re erlajien —* 
ſowie Diejenigen, von denen der Erlaßz des Proſpekts 
ausgeht, wenn fie die Inrichtigkeit gefannt haben oder ohne 
robes Verſchulden hätten kennen müffen, als Gejammts 
——— jedem Beſitzer eines ſolchen Werthpapieres für den 
Schaden, welcher demſelben aus ber von den gemachten An- 
gaben abweichenden Sachlage erwächſt. Das Gleiche gilt, wenn 
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ſachen unvollſtändig ift und diefe Unvollftänbdigfeit auf bös— 
lihem Verſchweigen oder auf ber böslichen Unterlaffung 
einer ausreichenden Prüfung feitens derjenigen, welche den 
Profpeft erlaflen Haben, beruht. 


Die Erſatzpflicht wird dadurch nicht ausgeichloffen, 
daß der Proſpekt die Angaben als von einem Dritten 
herrührend bezeichnet. 


8. 42. 

Die Erſatzpflicht erſtreckt ſich nur auf diejenigen Stüde, 
welche auf Grund bes Profpelts zugelaffen und von dem 
Befiger auf Grumd eines im Inlande abgeihlofienen Ge— 
Ihäfts erworben find. 

Der GErjappflicdhtige kann der Erſatzpflicht dadurch 
genügen, daß er das MWerthpapier gegen Grftattung des 
von dem Befiger nachgewiefenen Ermwerbspreijes oder des— 
jenigen Kurswerthes übernimmt, den die Werthpapiere zur 
Zeit der Einführung hatten. 

Die Erſatzpflicht iſt ausgeſchloſſen, wenn der Beſitzer 
des Papieres die Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit der 
Angaben des Proſpelts bei dem Erwerbe kannte. Gleiches 
gilt, wenn der Beliger des Papieres bei dem Ermwerbe die 
Unrichtigkeit oder Unvollftändigfeit der Angaben des 
Projpelt8 bei Anwendung gewöhnlicher Sorgfalt kennen 
mußte, und die Unridhtigfeit oder Unvolljtändig- 
keit jener Angaben nit auf böslihem Verhalten 
derjenigen beruht, welde den Proſpekt erlajjen 
haben. 


$. 43. 

Der Erjapanjprud verjährt in fünf Jahren feit der 
Zulaffung der Werthpapiere. Die Verjährung läuft auch 
gegen ——— und bevormundete Perſonen, ſowie 
gegen juriſtiſche Perſonen, denen geſetzlich die Rechte ber 
Minderjährigen zuſtehen, ohne Zulaſſung der Wiederein— 
ſetzung in den vorigen Stand, jedoch mit Vorbehalt des 
Rückgriffs gegen die Vormünder und Verwalter. 


8. 44. 
Eine Vereinbarung, durch welche die nad) dem 88. 41 
bis 43 begründete Selıng ermäßigt oder erlaflen wird, 
ift unwirlſam. 

Weitergehende Anſprüche, welche nad den Vorſchriften 
des bürgerlichen Rechts auf Grund von Verträgen erhoben 
werden können, bleiben unberührt. 


IV. Börjenterminhaudel. 
Begriff der Börfentermingeichäfte in Waaren und Berthpapieren. 


8. 45. 
Als Börjentermingeidhäfte in Waaren oder Werth. 
papieren gelten Kauf- oder jonjtige Anichaffungsgeichäfte 
auf eme Feribeftimmte Lieferungszeit oder mit einer feft- 


Beichlüffe der IX. Kommiffion in zweiter Leſung. 


der Proſpelt im Folge ber Fortlaſſung wejentlicher That: 
ſachen unvollftändig ıft und dieſe Unvollftändigkeit auf bös— 
lihem Verſchweigen oder auf der böslidhen Unterlaffung 
einer ausreichenden Prüfung jeitens derjenigen, welde den 
Proſpelt erlaſſen haben, o derjenigen, von Denen 
der Erlaf des Proſpekts ausgeht, beruht. 

Die atzpflicht wird dadurch nicht ausgeichloffen, 
daß der Proipeft die Angaben als von einem Dritten her= 
rübrend bezeichnet. 


8. 42. 

Die Erfappflicht erſtredt ſich nur auf diejenigen Stüde, 
melde auf Grund bes Proſpekts zugelaffen und von bem 
Befiger auf Grund eines im Inlande abgeſchloſſenen Ge 
ichäfts erworben find. 

Der Erjappflichtige kann der Erſatzpflicht dadurch ges 
nügen, daß er das Werthpapier gegen —— des von 
dem Beſitzer nachgewieſenen erbspreiſes oder desjenigen 
Kurswerthes übernimmt, den bie Werthpapiere zur Zeit 
ber rag nn atten. 

Die Erjagpflicht ift ausgeſchloſſen, wenn der Befiger 
des Bapieres die Unrichtigkeit oder Unvollftändigfeit der 
Angaben des Profpetts bei dem Erwerbe kannte. Gleiches 
gilt, wenn der Befiger des Papiers bei dem Erwerbe die 
Unrichtigkeit der Angaben bes Proſpekts bei Anwendung 
derjenigen Sorgfalt, welche er in eigenen An— 
en beobachtet, kennen mußte, es jei denn, 

-  ertit durch bösliches Verhalten be= 
udet iſt. 


$. 43. 
Unverändert. 


8. 44. 
Unveränbert. 


$. 44a (Men). 
Für die Enticheid der Anfprüche and den 
88. 41 bis 44 iſi ohne Nückicht auf den Werth 
ded Streitgegenftaudes ausſchließlich dad Land- 
gericht des Ortes Rinde an en Börfe die 


an en Bandgericht e —— 5* —— 
achen, ſo gehört der Rechtsſtreit vor dieſe. Die 


evi ie die Beſchwerd idung 
—— ———— 


IV. Börſenterminhaudel. 
Begriff der Börſentermingeſchäfte in Waaren und Werthpapieren. 


8. 46. 
Unverändert. 








Vorlage 





beftimmten Lieferungsftift, wenn fienad; Geihäftsbedingungen 
geichloffen werden, die von dem Börfenvorftande für den 
Terminhandel feitgefeßt find, und wenn für bie an ber 
betreffenden Boͤrſe geſchloſſenen Geſchäfte ſolcher Art eine 
amtliche Feſtſtellung von Terminpreiſen ($$. 29, 35) erfolgt. 


Zulafjung von Baaren. 
$. 49. 


Die Börfenorgane find verpflichtet, vor der Zulaffung 
von Raaren zum Börfenterminhandel in jedem einzelnen 
Falle Vertreter der betheiligten Erwerbszweige gutachtlich 
zu hören und das Ergebniß dem Reichskanzler mitzutheilen. 
Die Zulaffung darf erft erfolgen, nachdem ber Reichs— 
fanzler erflärt hat, daß er zu weiteren Ermittelungen feine 
Veranlaffung finde, 


Unterfaqung des Börfenterminhandels, Liejerungsqualität des 
@etreides. 


8. 46. 

Der Bundesrath ift befugt, ben Börjenterminhandel 
von Bedingungen abhängig zu machen ober in beftimmten 
Waaren oder Werthpapieren zu unterfagen. 

Die Lieferungsqualität des im Börfenterminhandel 
zu liefernden Getreibes kann, nad Anhörung von Ber- 
tretern der betheiligten Erwerbsaweige, von bem 
Bunbesrath, ober, ſoweit er von biejer Befugniß 
feinen Gebrauch gemadt Hat, von der Landes 
regierung fejtgeftellt werben. 


8.47. 

Sf nah den vom Bundesrath erlajjenen Be— 
ftimmungen ber Börfenterminhandel in beftimmten 
Waaren oder Werthpapieren unftatthaft, fo ift aud 
ein von ber Mitwirkung ber Börfenorgane unabhängiger 
Terminhandel von ber Börfe ausgefchloffen, ſoweit er ſich 
in den für Börfentermingefhäfte üblichen Formen vollzieht. 
Auch dürfen für ſolche Geſchäfte Terminpreiſe öffentlich oder 
in mechaniſch hergeſtellten Preisliſten (Kurszetteln) nicht 
notirt werben. 


8.48. 
Wird die Zulaffung von Waaren ober Wertpapieren 
zum Börfenterminhandel verweigert oder wird bie 
Zulaffung nicht nachgeſucht, jo kann ein thatjächlich ftatt- 
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Zulaffung von Waaren und Werthpapieren zum Börſenterminhandel. 
$. 46 (früher 8. 49). 
Ueber die ung von Waaren und Werth 
apieren zum Börſenterminhaudel entjcheiden die 
Örfenorgane nach näherer Beftimmung der Bör- 
fenordnung. 

Die Börfenorgane find verpflichtet, vor der Zulaſſung 
von Waaren zum Börfenterminhandel in jedem einzelnen 
Halle Vertreter der beiheiligten Erwerbszweige gutachtlich 
zu hören und das Ergebniß dem Reichskanzler mitzutheilen. 
Die Zulaffung darf erfi erfolgen, nachdem der Reichs: 
fanzler erklärt hat, daß er zu weiteren Ermittelungen feine 
Beranlaffung finde. 


Unterfagung des Börfenterminhandels. Lieferungsqualität des 
Getreides. 


8.47 (früher $. 46). 

Der Bundesrath ift befugt, den Börfenterminhanbel 
von Bedingungen abhängig zu machen ober in bejtimmten 
Waaren oder Werthpapieren zu unterjagen. 

Der Börfenterminhandel in Autheilen von 
Bergiverfd: und Fabritunternehmungen ift unter: 
fagt. Der Börjenterminhandel in Antheilen von 
anderen een faun nur gejtattet 
werden, wenn das Kapital der betreffenden , 
gejellichaft mindefteus 20 Millionen Mark beträgt. 

Die allgemeinen Lieferungsbediugungen des im 
Börfenterminhandel zu liefernden Getreibes, insbejondere 
Die Lieferungdqualität für Dafjelbe, find nach Au- 
hörung von Vertretern der betheiligten Erwerbs: 
jweige vom Bundesrath feftzuftellen. Die Feititellung 
ft jo zu treffen, dak das zu lieferude Getreide für 
die Zwecke des ein — erbrauchs et 
befondere nad 

oudere um " uf: 
ſcheinen zum Ausdruck kommen, 


8. 48 (früher 8. 47). 

Iufoweit der Börfenterminhandel in beftimmten 
Baaren oder Werthpapieren durch dieſes Gefeh oder 
von Bundesrat; umterfagt, oder die Zulaffung des⸗ 
felben von Den Börkenorganen endgültig ver- 
weigert ift, find Börjentermingefchäfte in dieſen 
Waaren oder Werthpapieren von der Beunsung 
der Börfeneinrichtungen ausdgejchloffen und dürfen 
von den Rursmaklern nicht vermittelt werden, Auch 
bürfen. für ſolche Geſchäfte, ſofern fie im Julaude ab- 
geichloffen find, Preisliften (Surszettel) wicht ver- 

icht oder im mechaniſch hergeftellter Werviel- 
fältigung verbreitet werden. 

eögleichen ift ein von der Mitwirkung ber Börfen- 
organe unabhängiger ae von ber Börfe aus- 
geihloffen, fomweit er fih in dem für Börfentermingefchäfte 
üblichen Formen vollzieht. 


\ 49 (früher 8. 48). 

Wird die Zulaffung von Waaren oder Werthpapieren 
m Börjenterminhandel nicht nachgeſucht, fo kann ein that- 

lic, ftattfindender Terminhandel von den Börfenauffichts« 
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findender Terminhanbel von den Börfenauffichtsbehörden mit 
ben im $. 47 bezeichneten folgen uniderfagt werben. 


Ankündigung lieferungsunfähiger Baaren. 
60 


8. 60. 

Bei bem Börfenterminhanbel in Waaren geräth ber 
Verkäufer, ſofern er nad erfolgter Kündigung eine uns 
tontralitlihe Waare liefert, in Erfüllungsverzug, auch wenn 
bie Lieferungsfrift noch nicht abgelaufen war. 

Eine entgegenftehenbe Vereinbarung ift nichtig. 


Börfenregifter. 


8. 61. 

Bei jedem zur Führung bes Handelsregiſters zus 
ftändigen Gerichte ift je ein WBörfenregifter für Waaren 
und für Werthpapiere zu führen. Die Landesregierung 
kann die Führung bes Regifters für bie Bezirke mehrerer 
Gerichte einem berjelben übertragen. 


$. 52. 
In das Börfenregifter werben nah Namen, Bor: 
namen, Stand und Wohnort bie Perfonen eingetragen, bie 
ch an Börfentermingeihäften in Waaren ober Werth: 
papieren betheiligen wollen. Betrifft die Eintragung eine 
Hanbelsgejellihaft ober ag Perſon, fo ift ihre fyirma 
ober ihr Name ſowie ber wo fie ihren Sig hat, ein- 
en. 

ie Eintragung erfolgt in bem Regifter bes Bezirks, 
in welchem ber Einzutragenbe feine gewerbliche Nieder: 
laffung oder in Ermangelung einer ſolchen feinen Wohnfik 
F Im Falle einer Verlegung der Niederlaſſung oder 
es Wohnfiges wird bie Eintragung unter Loͤſchung im 
dem Regifter bes bisherigen Bezitks in das Regifter bes 

neuen Bezirks gebührenfrei übertragen. 


68. 

Das Börfenregifter Mi öffentlich. Die Einficht des⸗ 
jelben ift während ber gewöhnlichen Dienftftunden einem 
eben geflatte. Auch kann von den Eintragungen gegen 
Erlegung ber Koften eine Abjchrift gefordert werben, bie 
auf Verlangen zu beglaubigen ift. 


8. 54. 
Vor ber Eintragung in ein Börjenregifter ift eine 
Eintragungsgebühr von einhundertfünfzig Mark zu ent 
richten 


Für jedes folgende Kalenderjahr, während beffen bie 
Eintragung beftehen foll, ift eine Erhaltungsgebühr von je 
fünfundzwanzig Mark zu zahlen. 

Die Gebühren fließen, infoweit die Landesregierungen 
nicht ein Anderes bejtimmen, den Landeskaſſen zu. 


8. 56. 

Den Antrag auf Eintragung hat ber Einzutragenbe 
oder, falls er ſich durch Verträge nicht verpflichten kann, 
fein gefeglicher Vertreter zu ftellen. 

Kinder unter välerliher Gewalt und Ehefrauen, bie 
nicht Hanbelsfrauen find, bedürfen ber Genehmigung bes 
Vaters oder Ehemannes. 


(Bericht der neunten Rommiffion.) 
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behörben mit ben im $. 48 bezeichneten folgen unterfagt 
werben. 


Ankündigung Neferungsunfählger Baaren. 
. 50. 
Unveränbert. s 


ML; 50. en.) 

Bei dem Börjenterminhandel in Getreide und 

Mühlenfabritaten hat bie elluug der Liefer: 

fähigfeit vor der Aukündiguug der Waare zu 
er Eutgegenftehende Berabredungen find 


Börfenregifter. 

8. 51. 
Unveränbert. 

8. 52. 
Unverändert. 

8. 58. 
Unverändert. 

8. 54. 
Unveränbert, 

$. 56. 
Unveränbert. 





Vorlage 





Der gefegliche Vertreter einer unter ® n d 
Wegfaf (Aurae) feenden, Bern a ie ober 
nehmigung ber Bormundichaftsbehörbe. 


$. 56, 

Der Antrag iſt bei dem Gerichte, bei welchem das 
Börſenregiſter Ma wird, mündlich zu Protokoll zu 
ftellen ober ſchriftlich einzureichen. 

Schriftliche Anträge müffen gerichtlich ober notariel 
aufgenommen ober beglaubigt fein. 

Die vorftehenben Beftimmungen finden auch auf eine 
etwa erforberlihe Genehmigung & 55) Anwendung. 

UInträge und Arungen öffentlicher Behörden bes 
bürfen, wenn fie vorfchriftsmäßig unterſchrieben und unter 
fiegelt find, feiner Beglaubigung. 


8. 57. 
Der Antrag auf Eintragung fol bie Erflärung ent 
—— daß der Einzutragende Börfentermingefdjäfte in 
aaren ober Werthpapieren eingehen wolle. 


8. 58. 

Der Antrag auf Eintragung in das Waarenregifter 
kann auf beftimmte Geſchäftszweige beſchränkt werden. Auf 
Antrag ift gebührenfrei die Eintragung auf weitere Ges 
Ihäftszweige auszubehnen ober die eingetragene Befchräns 
kung zu löſchen; auf einen ſolchen Antra en bie Be⸗ 
ftimmungen ber $$. 55, 56 entiprechende Anwendung. 


$. 59. 

Die erfolgte Eintragung ift von bem Gerichte ohne 
Verzug ihrem ganzen Inhalte nad auf Koften des Ein- 
getragenen im Reichsanzeiger fowie in denjenigen öffent: 
lichen Blättern befannt zu machen, welche gemäß Artitel 14 
bes Handelsgeſetzbuchs bie Beröffentlihung ber in das 
Handelsregifter aufgenommenen Eintragungen beftimmt find. 


$. 60. 
Die Löihung ber Eintragung erfolgt —— auf 
Antrag des Eingetragenen ober feines geſetzlichen Ders 
treter8 am Schluffe de8 Jahres, in weldhem ber Löfchungss 
antrag geftellt if. für Kinder unter väterliher Gewalt 
und für Ehefrauen, welche nicht Handelsfrauen find, genügt 
ber Antrag bes Vaters oder Ehemannes. 
Der Löihungsantrag ift bei dem Gerichte mündlich 
Protofoll zu ftellen oder in gerichtlicher oder notarieller 
Beginn einzureichen. Die Vorſchrift im $. 56 Abfah 4 
findet entjprechende Anwendung. 


$. 61. 

Eine gern die nicht nach den Vorfchriften im 
$. 55 erfolgt ift, wird, wenn der Mangel nicht inzwiſchen 

ejeitigt ift, von Amtswegen gelöfcht. 

Am Schluffe des Kalenderjahres wird eine Eintragung 
von Amtswegen gelöfcht, wenn bie ug ne m ie für 
das nächſtfolgende Jahr nicht bis zum Ende des vorleßten 
Monats des laufenden Jahres eingezahlt ift. 


8. 62. 

Jedes Geriht hat nad Beginn des Kalenderjahres 
eine Lifte derjenigen Berfonen aufzuftellen, deren Eins 
tragungen am 1. Januar noch in Kraft beftanben. 

Das Geridt für den Bezirk der Stabt Berlin, an 
welches die übrigen Gerichte ihre Liften bis zum 31. Januar 
jedes Jahres einzufenden haben, ftellt nach deren Eingang 
unverzüglich eine Gejammtlifte auf und macht fie durch ben 
Neichsanzeiger bekannt. 
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Unverändert. 


Unverändert. 


Unverändert. 


Unveränbert. 


Unverändert. 


Unverändert, 


Unveränbert. 


$. 59, 
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$. 63, 

Durd ein Börfentermingefhäft in einem Geſchäfts— 
weige, für welchen nicht beide Barteien zur Beit des Ge— 
Nnäftsabichluffes in einem Börjenregifter eingetragen find, 
wird ein Schuldverhälmiß nicht begründet. 

Das Gleiche gilt von der Ertheilung und — 
von Aufträgen ſowie von der Vereinigung zum Abſchluſſe 
von Börjentermingeichäften. 

Die Unwirkſamleit erſtreckt ſich auf die beftellten Sicher- 
heiten und die abgegebenen Schuldanerfenninifie. . 

Eine Rüdforderung deſſen, was bei oder nad) völliger 
Abwidelung des Geſchäfts zu feiner Erfüllung geleitet 
worden ift, findet nicht ftatt. 

8. 64. 

Wer den Vorſchriften des $. 55 zumiber eingetragen 
worben ift, gilt nur dann als eingetragen, wenn ber Mangel 
zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes dem anderen Theile nicht 
befannt war. , 

Wer troß erfolgter Löfhung im Börfenregifter noch in 
der Gefammtlifte ($. 62) aufgeführt ift, gilt als eingetragen, 
fofern nicht zur Zeit des Geihäftsabichluffes der andere 
Theil von der bewirkten Löfhung Kenntniß Hatte. Das 
Gleiche gilt bis zum Ablauf eines Monats ſeit ber Ver— 
öffentlihung der Gejammtlifte von denjenigen Perſonen, 
welche in dieſer Lifte in folge der Löſchung nicht wieber 
aufgeführt find. 


$. 68. 
Die Beitimmungen bes $. 63 finden aud dann An— 
er A das Geſchäft im Auslande geſchloſſen oder 
zu erfüllen ift. 


In Anfehung von Perfonen, welche im Inlande weder 
einen Wohnfig noch eine gewerbliche Niederlafiung haben, 
ift die Eintragung in das Börfenregifter zur Wirkſamleit 
bes Geſchäfts nicht erforberlid. 

Hat nur eine der Parteien im Inlande einen 
Wohnſitz oder eine gewerbliche Niederlaffung, fo ift 
aud die Eintragung biejer Parteien in bas Börſen— 
regifter nicht erforderlich, jofern das Geſchäft zu 
ihrem Gewerbebetriebe gehört. 


Einwand bes Ausſchluſſes der Effeltivlieferung. 
66 


Gegen Anſprüche aus Börfentermingeihäften ſowie 
aus der Ertheilung und Uebernahme von Aufträgen und 
aus der Bereinigung zum Abſchluſſe von Börfentermin- 
geihäften kann von demjenigen, weldyer zur Zeit der Ein- 
gehung des Geihäfts im dem Börfenregifier für ben be— 
treffenden Gejchäftszweig eingetragen war, fowie von dem— 
jenigen, deſſen Eintragung nad ben vorftehenben Ber 
ftimmungen ($. 65 Abſatz 2 und 3) zur Wirkſamkeit bes 
Geſchäfts nicht erforderlih war, ein Einwand nicht darauf 
— werden, daß die Erfüllung durch Lieferung der 

aaren oder Werihpapiere vertragsmäßig ausgeſchloſſen war. 


v. Rommiffionsgeicäft 


8. 67. 

Die Beltimmungen des Artilels 376 des Hanbels- 
geſetzbuchs werben durch die Beftimmungen ber $$. 68 bis 
70 erjeßt. 

Selbjteintritt. 


$. 68. 

Bei der Kommiffion zum Einkauf oder zum Verkauf 
von Waaren, welche einen Börfen- oder Marktpreis haben, 
und von De en bei denen ein Börſen- oder Markt: 
preis amtlich feftgeftellt wird, kann ber Auftrag, wenn ber 
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$. 68. 
Unverändert. 


8. 64. 
Unverändert. 


$. 65. 
Die Beftimmungen des $. 63 finden aud dann An— 
wendung, wenn das Geichäft ım Auslande geichloffen oder 


ift. 

In Anfehung von Perjonen, weldye im Inlande weder 
einen Wohnfiß noch eine gewerbliche Niederlafjung haben, 
ift die Eintragung in das Börfenregifter zur Wirfjamkeit 
des Geihäfts nicht erforberlic). 


Einwand bes Ausfchluffes der Effektivlieferung. 


8. 66. 

Gegen Anfprühe aus Börjentermingefhäften ſowie 
aus der Ertheilung und Uebernahme von Aufträgen und 
aus der Vereinigung zum Abſchluſſe von Börjentermin- 
geihäften kann von demjenigen, weldyer zur Zeit ber Ein— 
gehung des Geſchäfts in dem Börfenregifter für den bes 
treffenden Gefchäftszweig eingetragen war, fowie von dem— 
jenigen, beffen Eintragung nad) den vorftehenden Bes 
immungen ($. 65 Abjap a Wirffamteit des Geichäfts 
nicht erforderlih war, ein Einwand nicht darauf gegründet 
werben, daß die Erfüllung durch Lieferung der Waaren 
ober Werthpapieren vertragsmäßig ausgejchloffen war. 


V. Kommiffionsgefchäft. 
7 


8. 67. 
Die Beftimmungen bes Artikels 376 bes Handels 
ern werden durch bie Beftimmungen der $$. 68 bis 
ebt. 


Selbfteintritt. 


$. 68. 

Bei der Kommiffion zum Einkauf oder zum Verkauf 
von Waaren, welche einen Börfen- oder Marktpreis haben, 
und von Werthpapieren, bei benen ein Börfen- oder Marft- 
preis amtlich feftgeftellt wird, Tann ber Auftrag, wenn der 


Reichstag. Altenſtũck Nr. 246. (Bericht der ne der, neunten Kommiſſion.) 








Vorlage. 





Kommitient nicht ein Anderes beftimmt hat, von dem Koms 
miffionär dadurch ausgeführt werben, bag er das Gut, 
welches er einkaufen ſoll, ſelbſt als Verkäufer liefert, oder 
das Gut, welches er zu verfaufen beauftragt ift, ſelbſt als 
Käufer übernimmt. 

Am Falle einer ſolchen Ausführung des Auftrages ift 
die Pflicht des Kommiffionärs, —— über die Ab 
ſchließung bes Kaufs oder Verlaufs zu geben, auf den 
Nachweis beſchränkt, daß bei dem berechneten Preife der 
zur Zeit der Ausführung des Auftrags beftehende Börjen- 
oder Marktpreis eingehalten ift. Als Zeit der Ausführung 
gilt der Zeitpunkt, in welchem der Kommiſſionär die Anzeige 
von der Ausführung behufs ber Abſendung an ben Kom— 
mittenten abgegeben hat. 

Iſt bei einem Auftrage, der während ber Börjen- oder 
Marktzeit auszuführen war, die Ausführungsanzeige erſt 
nad dem Schluffe der Börſe oder des Marlies zur Ab» 
fendung abgegeben, jo barf ber berechnete Preis für ben 
Kommittenten nicht ungünftiger fein, als ber Preis, ber am 
Schluſſe der Börje oder des Marktes beftand. Wenn jeit 
ber Ertheilung des Auftrages verjhiedene Börfen- 
ober Marftpreije ag ee ber Börfen- oder Markt— 
zeit beftanden haben, jo darf auch von dem mittleren 
Preiſe, welder fih aus ber Bergleihung biefer 
Preife ergiebt, nicht zu Ungunjten bes Kommittenten 
abgewihen werben. Werden nad den Einrid= 
tungen einer Börje ober eines Marktes innerhalb 
berjelben Börſen- oder Marltzeit zu mehreren 
Malen einheitliche Preiſe amtlich Vegchellt, fo find 
für die fFeitftellung des mittleren Preijes lediglich 
biefe Breije heranzuziehen. 


$. 69. 

Auch im Falle der Ausführung dieſes Auftrages durch 
Selbjteintritt ($. 68) muß der Kommiſſionär, wenn er bei Anz 

wendung pflihtmäßiger Sorgfalt den Auftrag zu einem 

günftigeren als bem nad $. 68 ſich ergebenden Preije aus- 
führen fonnte, dem Kommittenten den günftigeren Preis in 
Rechnung ftellen 

‚Hat ber Rommiffionär vor Abſendung ber Ausführungs: 
anzeige auß Anlaß des ertheilten Auftrages an der Börſe 
oder am Markie ein Gejchäft mit einem Deitten abgeſchloſſen, 
ſo darf er dem Kommittenten keinen ungünſtigeren als den 
hierbei vereinbarten Preis berechnen. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen können nicht durch 
Vertrag abgeändert werben. 


$. 70. 

Der Kommiffionär, der das Gut ſelbſt als Verkäufer 
Liefert oder als Käufer übernimmt, ift zu ber ae — 
Provifion berechtigt und kann die bei Kommiffionsgejhäften 
fonft regelmäßig vortommenden Untoften berechnen. 


Altenjtüde zu ben Verhandlungen bes Reichſtages 1895/96. 


Beichlüffe der IX. Kommiffion in zweiter Leſung. 


Kommittent nicht ein Anderes beftimmt hat, von dem Kom 
miffionär dadurch ausgeführt werben, daß er das Gut, 
welches er einkaufen fol, ſelbſt als Verkäufer liefert, oder 
das Gut, welches er zu verkaufen beauftragt ift, jelbft als 
Käufer übernimmt. 

Im Falle einer ſolchen Ausführung des Auftrages ift 
die Pfliht des Kommiffionärs, Ned enidaft über die Ab: 
fchliegung bes Kaufs oder Verkaufs zu geben, auf ben 
Nachweis beſchränkt, da bei bem beredjneten Preife ber 
* Zeit der Ausführung des Auftrags beſtehende Börfen- 

der Marktpreis eingehalten ift. Als Zeit ber Ausführung 
gilt ber Zeitpunkt, in welchem ber Kommiffionär die An ngeige 
von ber Ausführung behufs der Abjendung an den Kom— 
mittenten abgegeben hat. 

Iſt bei einem Auftrage, der während der Börſen- ober 
Marktzeit auszuführen war, bie Ausführungsanzeige erft 
nad dem Schluſſe der Börſe oder bes Marktes zur Abs 
fendung abgegeben, jo barf der berechnete Preis für ben 
Kommittenten nicht ungünftiger fein, als der Preis, der am 
Schluſſe der Börfe oder des Marlies beftand. 


Bei Aufträgen zu —— — 
Kurs, Mittelkurs, Sertem Stur Kom- 
miffionär ohne Rüdficht auf —— der 
—— * 


Adjendung der Aus a ng 


—— * urſe dem 


— — — ieren und 


Waaren, für re 
der ge u oder Marktpreis — — 
wird, ... der Kommilfionär im der Zins: 


führung des Auftrags durch Se bfteintritt dem 
amt 55 —— —— eis als den 
a ellten sum 
- en Der Ab 2 bi8 5 fönnen 
48 — Vertrag ——— werden. 
$. 69. 
Unverändert. 
$. 70. 
Unveränbert. 
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Vorlage 





Ausführung buch Abſchluß mit einem Dritten. 
1 


8§. 71. 

Erklärt der Kommiffionär bei der Anzeige von ber 
Ausführung des Auftrages nicht ausbrüdlich, daß er jelbit 
einireten wolle, jo gilt dies als Erflärung, daß die Aus— 
führung durch Abſchluß des Geihäfts mit einem Dritten 
für Redinung des Kommittenten erfolgt fei. 

Eine Vereinbarung zwifhen dem Kommittenten und 
dem Kommiffionär, daß die Erflärung darüber, ob ber 
Auftrag durch Selbfteintritt oder durch Abſchluß mit einem 
Dritten erledigt fei, über ben Tag ber Ausführungsanzeige 
hinaus aufgejhoben werden bürfe, ift ungültig. 

Auch wenn der Auftrag als durch Abjchluß des Ge— 
ihäfts mit einem Dritten ausgeführt gilt, haftet der Kom— 
miffionär, falls er nicht zugleich mit der Anzeige der Aus— 
führung den Dritten nambaft macht, für die Erfüllung bes 
Geichäfts. 


VI. &traf: und Schlufbeftimmungen. 
12 


Wer außer dem Falle des Artikels 249d Kiffer 2 des 
Handelsgeſetzbuchs in betrügerifcher Abſicht auf Täuſchung 
berechnete Mittel anwendet, um auf den Börienpreis von 
Waaren oder Werthpapieren einzumirken, wird mit Ge— 
fängniß bis zu einem Jahre und zugleich mit Geldftrafe 
bis zu Zehntaufend Mark beitraft. Auch lann auf Verluft 
der bürgerlihen Ehrenrechte erfannt werben. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt aus— 
ſchließlich Geldftrafe ein. 


$. 73. 

Wer gewohnheitsmäßig und in gemwinnfüchtiger Abs 
ficht Andere unter Ausbeutung ihrer Unerfahrenheit oder 
ihres Leichifinns zu Börjenfpelulationsgeihäften verleitet, 
welche nicht zu ihrem Gewerbebetriebe gehören, wird mit 
Gefängniß und zugleih mit Geldftrafe bis zu Fünfzehn— 
taufend Marl beftraft. Auch kann auf Berluft der bürger— 
lichen Ehrenrechte erkannt werden. 





Beichlüffe der IX. Kommiffion in zweiter Lejung. 


Ausführung durch Abſchluß mil einem Dritten. 
17 


8. 71. 

Erflärt der Kommiffionär bei der Anzeige von ber 
Ausführung des Auftrages nicht ausdrücklich, daß er felbft 
eintrete, fo gilt dies al3 Erflärung, daß die Ausführung 
durch Abſchluß des Geſchäfts mit einem Dritten für Rechnung 
des Kommittenten erfolgt jei. 

Eine Vereinbarung zwiſchen dem Kommittenten und 
dem Kommiffionär, daß die Erklärung darüber, ob der 
Auftrag durch Selbjteintritt oder durch Abſchluß mit einem 
Dritten erledigt fei, über den Tag der Ausführumgsanzeige 
hinaus aufgejchoben werben dürfe, ift ungültig. 

Auch wenn der Auftrag als durch Abſchluß des Ge— 
ihäfts mit einem Dritten ausgeführt gilt, haftet der Kom— 
miffionär, falls er nicht zugleich mit der Anzeige der Aus: 
führung ben Dritten namhaft macht, für die Erfüllung des 
Geſchäfls. 


VI Straf: und Schlußbeſtimmungen. 
g. 72. 

Wer in betrügeriicher Abſicht auf Täuſchuug 
berechnete Mittel antvendet, um anf den Börfen- 
oder Marktpreis von Waaren oder Werthpapieren 
einzuwirfen, wird mit Gefängnik und zugleich mit 
Gelditrafe bis zu Fünfzehntauſend Mark beitraft. 
Auch Faun auf Verluſt der bürgerlichen Ehren- 
rechte erfannt werden. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo kann 
ausichlieflich auf die Geldftrafe erfaunt werben. 

e gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher in 
betrügerijcher Abficht wiflentlich - Angaben 
in Profpeften (3. 38) oder in öffentlichen Kund- 
—— macht, durch welche die Zeichnung oder 

er Aufauf oder Verkauf von Werthpapieren her⸗ 
beigeführt werden foll. 


8. 72a. (Ren.) 

Wer für Mittheilungen in der Preffe, durch 
welche auf den Börjenpreis eingewirft werden foll, 
Bortheile gewährt oder verjpricht oder fich ges 
währen oder veriprechen läft, welche in auffälligem 
— — zu der Leiſtung ſtehen, wird mit 
Gefängnii bis zu einem Jahre und zugleich mit 
Gelditrafe bis zu fünftanfend Mark beftraft. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, ver fich 
für die Ilnterlaffung von Mittheilungen der bezeich- 
neten Art Bortheile gewähren oder verfprechen läht. 

Der Verſuch ift ftrafbar. 

Sind mildernde Umſtäude vorhanden, jo kaun 
ausichliehlich auf die Geldftrafe erkannt werden. 


$. 72b. (Meu.) 
Wer wiflentlich den Vorfchriften der 38. 39, 
48 und 49 zuwider Preisliften (Kurszettel) ver- 
Öffentlicht oder in mechanifch hergejtellter Ver— 
vielfältigung verbreitet, wird mit Geldftrafe bis 
u Eintaufend Marf oder mit Haft oder mit Ge: 
Fingnik bis zu ſechs Monaten bejtraft. 


$. 73. 

Wer gewohnheitsmäßig in gewinnfüchtigerAbjiht Andere 
unter Ausbeutung ihrer Unerfahrenheit oder ihres Leichtſinns 
zu Börjenfpekulationsgefchäften verleitet, welche nicht zu ihrem 
Gewerbebetriebe gehören, wird mit Gefängniß und zugleich 
mit Geldftrafe bis zu Fünfzehntauſend Mark beitraft. 
Auch kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erfanni 
werben. 
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Borlage Befchlüffe der IX. Kommiffion in zweiter Leſung. 





. 14. $. 14. 
Ein Kommiffionär, —* um ſich oder einem Dritten Unverändert. 
einen Bermögensvortheil zu verjchaffen, 
1. das Vermögen des Kommittenten dadurch beichä- 
digt, daß er hinſichtlich eines abzuſchließenden 
Geſchäfts wider befferes Wiſſen unrichtigen Rath 
ober unrichtige Auskunft ertheilt, oder 
2. bei der Ausführung eines Auftrages oder bei der 
Abmwidelung eines Geſchäfts abfichtlich zum Nach⸗ 
theile des Kommittenten handelt, 
wird mit Gefängniß beftraft, Neben der Gefängnißftrafe 
fann auf Gelditrafe bis zu Dreitaufend Mark jowie auf 
Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 
Sind mildernde Umftände vorhanden, jo kann aus— 
ichlieglih auf die Geldftrafe erfannt werden. 
Der Verſuch ift jtrafbar in den Fällen der Ziffer 1. 


8. 75. 
Die in dem II, IV. und V. Mbjchnitte ſowie im 8. 72 Unverändert. 

bezüglich der Werthpapiere getroffenen Bejtimmungen gelten 

auch für Wechſel und ausländiiche Geldforten. 


$. 76. 


Der Hetitel Zi9a Ziher 2 des Handel 
buchs 2 er — a 


$. 76, $. 76. 
Die in den $$. 30 bis 34 enthaltenen Vorſchriften 
treten mit dem 1. Januar 1897 in Kraft. 
Im Uebrigen tritt dieſes Geſetz mit dem Diefes Geſetz tritt mit dem 
in Sraft. in Kraft. 
Urkundlich ꝛc. Urkundlich ꝛc. 
Gegeben ꝛc. Gegeben ꝛc. 
Reſolutionen. 


Der Reichstag wolle beſchließen: 

1. Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, mit denjenigen Staaten, in 
denen ein börſenmäßiger Terminhandel in Kammzug und anderen 
Halbfabrikaten der Textilinduſtrie beſteht, .. Unterfagung dieſes 
Handels in Verhandlungen zu treten und über das Ergebniß der— 
jelben dem Reichstage Mittheilung zu machen. 

2. Den Herrn Reichskanzler zu erfuchen, veranlaflen zu wollen, daß 
in den ftatiftifchen Jahrbücern für das Deutſche Reich alljährlich 
Mittheilungen über die an den einzelnen deufjchen Börſen zur Eins 
führung gelangten Werthpapiere mit Bezeihnung ber Einführungs- 
firma, des Einführungskurjes ſowie des Betrages und der Art 
diefer Werthpapiere zur Veröffentlichung gelangen. 


Berlin, den 24. März 1896. 
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Ne. 247. 
AUbänderungs-Untrag 


zur 

dritten Berathung des Entwurfs eines Gejekes, 

betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung 
— Nr. 212 der Drudjachen —. 


Zenzmann. Der Reichstag wolle beichliegen: 
in dem Beſchluſſe der zweiten Berathung Artikel 7a 
in feinem zweiten Saße folgendermaßen zu 
faſſen: 

„Die Orispolizeibehörde iſt befugt, ſoweit in 
beſtimmten Gegenden ein derartiges Feilbieten durch 
Kinder herkömmlich iſt, für dieſe Gegenden und für 
beſtimmie Zeitperioden, welche in einem Kalender⸗ 
jahr zuſammen vier Wochen nicht überſchreiten 
dürfen, die vorſtehende Beſtimmung außer Kraft 
zu ſetzen.“ 


Berlin, den 23. März 1896. 


Lenzmann. 
Unterftügt durch: 
Under Eafjelmann. Dieden. Fiſchbeck. freie. 
20 (Düffelborf). Freiherr v. Gültlingen. Dr. Hige. 
raf v. Hompeſch. Hüpeben. Kauffmann. Dr. Langer: 


bands. Letocha. Dr. Lieber (Montabaur). Lüttich. 
Maager. Müller (Fulda), Dr. Müller (Sagan). 
Mundel. Dr. Bahnide v. Reibnig. Rembold. 
Richter. Nidert. Dr. Rintelen. Ritter (Merfeburg). 
Noefide Schmieder. Schuler. Speifer. 
Nr. 248/249. 
Nr. 248, 
Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 


die Feitftellung des Reichshaushalts⸗Etats für 
das Gtatsjahr 1896/97. 


Mac den Beſchlüſſen des Reichstags in dritter Beratung.) 





Dir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaifer, 
König von Preußen ꝛc. 

verorbnen im Namen bes Reichs, nach erfolgter Zuftimmung 

des Bundesraths und bes Reichstags, was folgt: 


SS. 1 bis 6. 
‚ „ Unveränbert nad ben Beichlüffen zweiter Berathung 
in Nr, 230 der Druckſachen, Zufammenftellung S. 1401/1402. 


8.7 
ift im dritter Berathung geftrichen. 
Urkundlich ꝛc. 
Gegeben ꝛc. 


Reichstag. Altenſtücke Nr. 247, 248/249. 


Zuſammenſtellung 
der 


Veränderung der Beſchlüſſe zweiter Berathung 

über den Reichshaushalts-Etat für das Gtats- 

jahr 1896/97 — Nr. 230 der Drudfachen — 
nach den Bejchlüfjen dritter Berathung. 


1. Militärnermaltung — Anlage V des Etats — 
Seite 1887 der ar age Nr. 230 der Drud- 
ſachen. 


Fortdauerude Ausgaben. 
Kapitel 27 — Garniſonverwaltungs- und Servisweſen — 
ift am Schluß bes Titels 17 — Sewis — 
bei Preußen zc., 
« Sadjien, 
‚ * Württemberg 
Hinzugefügt: ch 
„Aus dem Anfage diefes Titeld kann den— 
jenigen verheiratheten Unteroffizieren vom Feld— 
webel x. abwärts, welde aus Wnlaß ber 
legten Heeresverſtärkung ihre bis dahin innes 
ehabte Kajernenwohnung räumen mußten und 
eitdem auf Selbfteinmiethung angemwielen find, 
ein Zuſchuß Bis zu 100 9, des zuftänbigen 
Servifes gewährt werben, wenn nachgewieſen 
wird, bak ohnungen in bem nad ber 
Garnifon-Bebäude-Drdnung zuläffigen Umfange 
vn Miethsloſten verurſachen, als der für bie 
ohnung zuftändige Servistheil des Garniſon⸗ 
ortes beträgt." 


2. Außerordentlidye Dekungsmittel — Haupt: 
etat Seite 40/42 — Seite 1400/1401 der Zuſammen⸗ 
ftellung, Nr. 230 der Drudjaden. 


Einnahme. 
Kapitel 23. Aus der Anleihe, In Titel 1 er 
Dh! fih die Summe auf 26 659 121 Marl. 
apitel 24 Titel 3 geftrichen. 

Im Mebrigen ift der Meichöhanshalts » Etat wach deu 
Beichlüffen zweiter Berathung unverändert and im dritter 
Berathung nach Mafigabe der Zufammenftellung in Nr. 230 
der Drudfahen angenommen. 


a) 
b) 


Nr. 249. 
Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 
die Aufnahme einer Anleihe für Zwede der 
Verwaltungen des Reichsheeres, der Marine und 
der Reichseifenbahnen. 


Mac; den Kefchläffen des Reichstags in dritter Beratiung.) 





Dir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaiſer, 
König von Preußen ꝛc. 

verorbnen im Namen bes Reichs, nad) erfolgter Zuſtimm 

bes Bunbesraths und bes Reichstags, was en * 


8. 1. 
Der Reichskanzler wird ermächtigt, die außerordent⸗ 
lichen Geldmitiel, welche in dem Reihshaushalts-Etat für 





das Etatsjahr 1896/97 zur Beftreitung einmaliger Aus- 
gaben der Verwaltungen des Neichsheeres, der Marine 
und ber NReichseifenbahnen mit 26 659 121 Mark vor: 
gelegen find, bis zur Höhe biefes Betrages im Wege des 

dits flüffig zu mahen und zu diefem Zweck in dem 
Nominalbetrage, wie er zur Beihaffung jener Summe er- 
forderlich fein wird, eine verzinsliche, nad) den Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 19. Juni 1868 (Bundes-Geſetzbl. S. 339) 
zu verwaltende Anleihe aufzunehmen und Schapanmweifungen 
auszugeben. 


$. 2. 

Die Beitimmungen in den $$. 2 bis 5 des Gefehes 
vom 27. Januar 1875, betreffend die Aufnahme einer Ins 
leihe für Zwecke der Marine- und Telegraphenverwaltung 
(Reichs: Ge er ©. 18), finden auf die nad dem gegen— 
wärtigen Gejehe aufzunehmende Anleihe und auszugebenden 
Schatanmweifungen mit der Maßgabe Anwendung, daß 
— auch für einen längeren Zeitraum als vier 

ahre ausgegeben werden bürfen. 

Urkundlich ze. 

Gegeben ze. 

Berlin, den 24. März 1896. 





Mr. 250. 
Ubänderungs-Untrag 
zur 


zweiten Berathung des Entwurfs eines Gejetes 
zur Belämpfung des unlauteren Wettbewerbs 
— Nr. 192 der Druckſachen —. 


Moereun. Der Reichstag wolle beſchließen: 
in $.1 flatt der Worte des 3. Abjahes: 
„Erfolgt die öffentliche ng u. f. w. 
bis „befindet” als Abſatz 3 folgende Beftimmung 
aufzunehmen: 

„Die Beftimmung bes vorftehenden Abſatzes 
findet gegen bie nad) $. 21 des Reichsgeſehes 
über die Breije vom 7. Mai 1874 für den In— 
= einer Druckſchrift verantwortliden Pers 
onen nur infomweit Anwendung, als biejelben 
die Unrichtigkeit der Angaben kannten.” 


Berlin, den 24. März 1896. 


Mr. 2511259.*) 
Berichte 
d 


Kommiſſion für die Detitionen. 


Nr. 251. 
Achter Bericht. 


Berichterftatter: . 
Abgeordneter v. Dallwip. 


Der Vorfigende des Rheiniſchen Bauernvereins 
hat fid) mit einer Petition an den Reichstag gewendet, in 
welder er bittet, daß: 


Sourn, II. Nr. 96. 


— — 





) In halts verzeich niß. * Seite 
Nr.251. Achter Petitionsbericht, betreffend Einführung 
eines Zolles auf Milch — Berichterſtatter: 
Abgeordneter von Dallwig — (Ueber 
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Reichstag. Altenſtücke Nr. 250, 251/259. 





1. die Einfuhr fremdländifher Wild mit einem 
Zolle belegt werde, der im Stande ift, die ine 
ländiſche Milchwirthſchaft wirffam zu ſchützen; 

2. 8.7 Abſat 2 des Geſetzes „über die Abwehr 
und Interdrüdung von Biehjeuden” auf 
folgende Weiſe abgeändert werde: 

„Die Einfuhr: und Verkehrsbeſchränlungen 
find auch auf Einfuhr ſämmilicher Ihierifder 
Robftoffe auszudehnen, jowie auf alle Gegen- 
Jean welche Träger des Anftedungsftoffes jein 
önnen.” 

Petent führt an, daß an ber holländifchen Grenze auf 
deutſchem Gebiet Molkereien angelegt find, melden Hol- 
ländiſche Milch zugeführt wird, die daſelbſt zu Butter und 
Käſe verarbeitet wird. Dieſe Produlte werden in Deutſch— 
land verkauft, und wird auf dieſe Weiſe der Zoll auf 
Butter und Käje erjpart. Hierdurch wird der einheimiſchen 
Milchwirthſchaft eine unreelle Konkurrenz gemacht. 

Ebenjo wird die heimiſche Landwirthſchaft Durch mafjen= 
hafte Einfuhr von Milch namentlich nad Aachen geſchädigt. 

Dur Verbreitung der Rüdjtände aus den Molkereien 
an Konfumenten im Inlande wird, da in Holland Häufig 
Viehſeuchen auftreten, von deren Eriftenz man diesſeits 
nicht immer fofort unterrichtet ift, leicht die Verbreitung 
diefer Seuchen in Deutichland herbeigeführt. 

Der Herr Negierungstommiffar, Geheimer Ober-Re— 
gierungsratd Henle, erklärte, dab ein Zol auf Milch 
durd) den Handelsvertrag vom 10. November 1891 mit 
ber Schweiz ausgeſchloſſen jei. Die Einfuhr holländiſcher 
und belgiſcher Milch jei durd Verfügung des Königlich 
preußifhen Minijters für Sandwirthfchant vom 11. No— 
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vember 1895 wegen dort herrſchender Maul: und Klauen: 
jeuche bis auf Weiteres verboten. 

Bei der Verhandlung in der Pelitions-Kommiſſion am 
4. März beantragte der Berichterjtatter, „die Petition dem 

Reichskanzler als Material zur Gejeßgebung zu 
überweifen“. Es murde hervorgehoben, dab bei ber 
fchwierigen Lage der Landwirthſchaft die VBiehhaltung nod) 
ber einzige leidlich rentirende Betrieb fei, und daß es zur 
Erhaltung namentlih des Bauernjtandes dringend zu 
mwünjchen jei, daß die Regierung, jobald dies angängig, einen 
hinreihenden Schuß durd Zölle eintreten ließe. 

Die Nothwendigleit des Schußes gegen Einſchleppung 
und Verbreitung von Viehſeuchen durch die Mildeinfuhr 
mwurbe in der Hommilfion anerkannt, und wurde es nicht 
für hinreichend erachtet, wenn nur von Fall zu Fall Die 
Einfuhr von Mil beim Belanniwerden vom Ausbrud) 
von Seuchen verboten würde, da häufig der Ausbruch 
von Maul: und Klauenſeuche verheimlicht würde oder ver— 
jpätet zur Kenntniß der Behörden gelangte. Nur ein Mit 
glied ber —— ſprach ſich dahin aus, daß die Lage 
der Bauern eine ſo gute ſei, daß dieſelben des Schutzes 
nicht bedürften. — Die Kommiſſion ſtimmte dem Antrage 
bes Referenten zu. 

Demgemäß beantragt die Kommiljion: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 

die Petition II. Nr. 96 des Rheiniſchen 
Bauernvereins wegen Einführung eines 
Bolles auf Mild dem Herrn Reichskanzler 
als Material zu übermweijen. 


— 
Neunter Bericht. 


Berichterſtatter: 


Abgeordneter v. Dallwitz. Journ. Il. Nr. 97. 


Der Vorjigende des Rheiniſchen Bauernvereins 
hat ſich mit einer Petition an den Reichstag gewandt, in 
welder er bittet: Daß die Einfuhr der Torfitreu mit 
einem angemeſſenen Zolle belegt werde. 

Er führt an, daß bei dem niedrigen Preisitand aller 
landwirthſchaftlichen Produkte die Eriftenz der Landwirthe 
bedroht jei, wenn fie nicht audy das Stroh zu angemejjenem 
Preife verwerthen könnten. Dies würde durch den Preis— 
drud, der durch die Torfitreu, welche aus Holland einge 
führt wird, entjteht, unmöglich gemacht. 

Es fei vielfah Stroh ganz unverläuflich oder nur zu 
ganz ae Preis abzufegen. Der Herr Regierungs— 
banitkbr, eheimer Ober-Regierungsrath Henle, gab die 
Erklärung ab, daß, da Torfjtreu in den Handelsverträgen 
mit Defterreih-Ungarn und Italien gebunden fei, fie mit 
einem Zoll zur Beit nicht belegt werden könne. 

Die Kommiljion war überwiegend der Anficht, daß es 
nöthig fei, den bedrängten Landwirthen, ſobald es möglich 
fei, auch auf diefem Wege zu helfen. Es wurde auch her— 
vorgehoben, daß die Ausbeutung der großen Torflager in 
der Eiffel durch die Konkurrenz der zollfrei eingehenden 
Torfitreu aus Holland erjchwert wird, und daß gerade ber 
Schuß dieſer armen Landftriche bejonders wünſchens— 
werth jei. 

Bon einer Seite wurde angeführt, daß gerabe die 
Landwirthſchaft in jchlehten Strohjahren der Torfftreu 
bebürfe, wie dies das Jahr 1893 erwieſen habe. Dem 
wurde entgegengeht, daß joldhe Jahre äußerſt jelten feien, 
und daß man ſich dann ja durch Außerhebungiegung des 
Zolls Helfen Lönne. 

Die Kommiffion beihlo dem Antrage des Referenten 
gemäß, mittelft fchriftlichen Berichts zu beantragen: 


Der Reichstag wolle beſchließen: 
die Petition I. Nr. 97 des Rheinischen 
Bauernvereins wegen Einführung eines 
Bolles auf Torfjtreu dem Herrn Reichs— 
fanzler als Material zu übermweijen. 


Nr. 258, 
Sehnter 2 Bericht. 


Verichterjtatter! 
Abgeordneter Galler. Journ. II. Nr. 3281. 

Der Oberingenieur G. Sichelftiel zu Nürnberg bes 
zog jeit mehreren Jahren von der Gußjtahlhütte E. Stoda 
in Pilſen rohe Stahlfacongußitüde Diefe Stüde 
wurden früher als Materialeijen nad) Pofition 6b des Zoll— 
tarif3 mit 2,50 «AM pro 100 Kilo verzollt, jeit längerer 
Zeit aber find dieſelben als fertige Mafchinentheile nach 
Bofition 15b 27 zur Verzollung gezogen worden, 

Der Petent erhob gegen dieje Tarifirung wieberholt 
Einjprud. Die Königlich bayerifhe Generaldireltion der 
Zölle und indirekten Steuern in München traf am 4. No— 
vember 1892 die Enticheidung, daß dieſe Gußftüde als 
Materialeifen nah Nr. 6b zu behandeln feien, und ver- 
ügte die Nüdvergütung des zuviel bezahlten 
Eingangszolles. 

Die gleiche Behörde erfannte jedoch mit Verfügung 
vom 22. April 1893, daß diefe Gußftüde, obwohl in der 
Zwiſchenzeit feine Veränderung an bdenfelben vorgenommen 
wurde, nunmehr nad Nr. 15b 27 zu behandeln jeien, da 
diefelben „als zu einem erfennbaren Verwendungszwede 
bereits fertig geftellte Maſchinentheile“ zu erachten feien. 

Eine hierauf erhobene Beſchwerde beim Königlich 
bayeriihen Staatsminifterium blieb erfolglos und wurde 
dem Petenten durch Entjchliefung vom 14. Juni 1894 
eröffnet, dab es bei der Feſtſetzung der Tarifirung nad) 
Nr. 15b 27 zu 5 A pro 100 Kilo fein Bewenden habe. 

Der Betent findet, daß diefe Entſchließung dem Wortlaut 
des Zolltarifs nicht entipredhe, und bittet den Reichstag: 

„er wolle benannte Entſchließung einer geneigten 
Prüfung unterziehen und deren Aufhebung — Grund 
des Maren Wortlautes und dem Sinne des Bolltarifs 
entiprechend veranlajfen, fomwie Anmweifung zu geben, daß 
Stahlfacongußftüde zu Mafchinentheilen, weldie aber 
noch nicht Mafchinentheile im Sinme des Zolltarifs find, 
ihrer allgemeinen Beihaffenheit und ihrer mwörtlichen 
Einreifung im Bolltarif entiprechend nad Pofition 6b 
zu 2,50 „HH. als jchmiebbares Eiſen und nicht nach 
Rofition 15b 27 als fertige Maſchinentheile verzollt 
werden. — Des Weiteren wird erſucht, es wolle ver— 
anlaßt werden, daß der bisher zu viel bezahlte Zoll 
rüderjtattet werde.” 

Nachdem der Referent den Inhalt diefer Petition 
mitgetheilt hatte, gab der Geheime DOber-Regierungsrath 
Henle folgende Erflärung ab: 

„Bei der vorliegenden Petition Handelt es jih um 
die Tarifirung von Stahlfacongußftüden, welde nad} der 
vom Bundesrath getheilten Auffaflung des Königlich 
bayerijchen Staatsminifteriums der Finanzen der Ver= 
zollung als Majdyinentheile aus ſchmiedbarem Eifen zum 
Sak der Pofition 15b2 7; von 5 AH für 100 kg unter=- 
liegen, während der Petent die Waare als jhmiedbares 
Eifen in Stäben zum Safe von 2.4. 50. FF. der 
Pofition 6b behandelt wifjen will. 

Im — find unter Nr. 6h ſchmiedbares Eiſen 
Schweißeiſen, Schweißſtahl, Flußeiſen, Flußſtahl) in 
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Stäben mit Einfluß des faconnirten, ferner verſchiedene 
andere hier nicht in Betradyt fommende Gegenftänbe 
aufgeführt. Nach der Anmerkung 2 zu „Eilen” auf 
Seite 76 des früheren und Ceite 89 bes neuen amt— 
lihen Waarenverzeichnifjes wird unter ſchmiedbarem 
Eifen alles Eiſen verftanden, welches geſchmiedet, ge— 
hämmert oder gewalzt werden kann, demnach auch 
ſchmiedbarer Guß und im Formen gegoſſenes Flußeiſen 
(Stahlfagonguß, Stahlguß, Gußſtahl). Dieſer Begriffs— 
beſtimmung lommt aber nicht die Bedeutung zu, daß 
alles im Sinne der erwähnten Anmerkung als ſchmied— 
bar zu behandelnde Eiſen unter die Poſition 66 fällt; 
ebenfowenig kann diejelbe als Unterlage für die Unter: 
ſcheidung zwiichen Diaterialeifen und Eifenwaaren dienen. 
Eine Vorſchrift darüber, welches Materialeifen als ſchmied⸗ 
bares Eifen in Stäben bezw. als facomnirtes Stabeifen 
nad Nr. 6b zu behandeln ift, enthält die auf die vor: 
erwähnte Anmerkung 2 folgende Anmerkung 3 zum Ar— 
tifel „Eiſen“; außerdem find durch die Anmerkung 7 
dajelbft Gußftüde aus ſchmiedbarem Eifen, die zwar in 
eine gewiſſe regelmäßige Form, z. B. Walzenform, ge 
bracht find, jedoch noch feine fertige Waare bilden, und 
deren jpezielle Beſtimmung nod nicht erlennbar 
— ſchmiedbaren Eiſen in Stäben tarifariſch gleich— 
gejtellt. 

Die den Gegenftand der Petition bildenden Stahl: 
fagongußftüde können hiernah nur dann zum Zollfaß 
von 2M. 50 Ff. der Nr. 6b verhalten werden, wenn 
die —— der Anmerkung 7 gegeben ſind. 
Fehlen diefe Borausfegungen, jo fallen Stahlfagonguß— 
jtüde unter die Poſition Ge2= — anderweitig nicht ge 
nannte grobe Eifenwaaren — zum Satz von 6 .4., ober 
wenn es jih um Majchinentheile Handelt, gleichviel, ob 
dieſe noch einer meiteren Bearbeitung bedürfen oder 
nicht, unter die Poſition 15b 27 zum Sa von 5 .# 

Nun find zwar in der Pofition Gel ganz grobe 
Eijenwaaren aus Eijenguß dem Zolljag vom 2.#. 50 If. 
zugewielen; der leßtere ijt aber gemäß der Anmerkung 1 
zum Artikel „Eiferwaaren" des amtlihen Waarenvers 
eichnifles uw auf rohe Waaren aus nicht ſchmied— 

rem Guß ( van) anwendbar. Es wäre auch eine 
Anomalie, wenn Waaren aus jchmiedbarem Guß dem 
Safe von 2 .%.50 77. unterliegen würden, während 
zu groben Beftanbiheilen von Maſchinen und Wagen 
roh vorgeichmiebetes Eifen nad Nr. 6e1ß mit 3.%#. 
zollpflichtig iſt. Ebenfomwenig jteht dem Petenten die 
Anmerkung e zum Artikel „Majchinen und Majchinen- 
theile” Ziffer 2 des amtlichen Waarenverzeihniffes zur 
Seite, woſelbſt bejtimmt ift, daß Gegenftände, welche, wie 
3. B. die vorerwähnten ganz groben Waaren aus Grau— 
auß, bei der Tarifirung nad) ihrer allgemeinen Beſchaffen— 
heit einem niebrigeren Solljag unterliegen, als bei der 

arifirung nah Nr. 1562, aud wenn fie ſich als 
Maſchinen oder Mafchinentheile darftellen, nicht nad) 
Nr. 1562 zu behandeln, fondern nach dem niedrigeren 
Zollfag zur Verzollung zu ziehen find. Diefe Beſtim— 
mung fan = die im Rede jtehenden Stahlfagonguß: 
ftüde feine Anwendung finden, denn die letzteren dürfen 
nur dann zum Sag von 2,4%. 50 FF. der Nr. 6b ver- 
halten werden, wenn fie als Meaterialeifen anzufehen 
jind, d.h. wenn fie noch feine fertige Waare bilden 
und ihre fpezielle Beitimmung noch nicht erfennbar ift; 
legteren Falls ftellen ſich aber die Gußftüde auch nicht 
als Maſchinen oder Maſchinentheile dar. 

Da nun die vom Petenten eingeführten und nad) 
Nr. 156 27 tarifirten Gußſtücke (Ereenter 20.) ihre Bes 
ſtimmung als Maſchinentheile jehr wohl erkennen laſſen, 
jo ift es nach den angeführten Beftimmungen nicht zus 





läſſig, diefelben als jchmiedbares Eifen in Stäben ber 
Nr. 6b zum Zoljap von 2 .M 50 Ff. zu behandeln, 

Unbegründet ift auch die in der Petition enthaltene 
Behauptung, daß zwiſchen den Entſcheidungen der 
Königlich bayeriſchen Generaldireftion der Zölle und in— 
direfien Steuern vom 4. November 1892 und vom 
22. April 1893, durch welde Stahlfacongußitüde einer 
feits wie jchmiedbares Eifen in Stäben behandelt und 
anberjeits als Maſchinentheile für zollpflichtig erklärt 
worben find, ein Widerſpruch Dejtehe. In beiden Fällen 
waren verjchiedene Gußſtücke in Frage. Im erjteren Fall 
hat es jih um Gußſtücke gehandelt, die noch feine fertige 
Maare bildeten und deren jpezielle Beſtimmung nod) 
nicht erkennbar war, während im leßteren Fall die Guß— 
ſtücke als Maſchinentheile erfannt wurden. In gleicher 
Weiſe erklärt fih auch die in der Petition erwähnte 
Verfügung des Königlich preußifhen Herrn vn 
minifters, durch welche angeordnet worden ift, daß unter 
der Bezeichnung „Stahlfaconguß“ eingegangene Gegen- 
ftände als jchmiedbares Eijen anzufpredhen und nad) 
Nr. 6b mit 2... 50 77. zu verzollen feien. 

Hiernady eignet fih auch der von dem Petenten 
geftellte Antrag, daß der bisher zu viel erhobene Zoll 
rüderftattet werbe, nicht zur Berüdfichtigung, denn es 
muß in Abrede geftellt werden, daß die Gußſtücke, welche 
den Gegenftand der vorbezeichneten Entiheidung vom 
22. April 1893 gebildet haben und auch jpäterhin zum 
Sa von 5 .#. verzollt werden mußten, mit denjenigen 
Gußſtücken identiſch waren, auf welde ſich die Entſchei— 
dung vom 4. November 1892 bezogen hat.“ 

Der vom Referenten geftellte Antrag, die Petition dem 
Herrn Reichskanzler zur Berücdfihtigung zu überweilen, 
wurde nad längerer Debatte abgelehnt, dagegen beſchloß 
die Kommiffion mit großer Mehrheit, mittelft fchriftlichen 
Berichts an das Plenum zu beantragen: 

Der Reihstag wolle beichließen: 

über die Petition II. Nr. 3281 des Dber- 
ingenieurs Sidelftiel, betreffend die Zoll— 
tarifirung von rohen Stahlfagonguß= 
ftüden, zur Tagesordnung überzugehen. 


Nr. 254, 
Elfter Bericht. 
Berichterftatter: 
Abgeordneter Graf v. Bernftorff 
(Lauenburg). Sourn. I. Nr. 11713, 


Dur die $$. 37 und 76 der Gewerbeordnung 
wird beftimmt, daß die Regelung des öffentlichen Verkehrs 
durch Wagen aller Art und das Gewerbe derjenigen Per— 
fonen, welde auf öffentlihen Strafen und Plätzen ihre 
Dienfte anbieten, dem Ermeſſen der Drtspolizeibehörde 
unterftellt, und daß die Drtspolizeibehörbe in Ueberein— 
jtimmung mit der Gemeinbebehörde befugt fein fol, für 
die angeregten Gewerbebetriebe Taren feſtzuſetzen. 

Der Verband deuticher Lohnfuhrunternehmer Hat fid) 
nun aud in diefem Jahre wiederum mit einer Petition an 
ben Reichstag gewandt, diefe Beſtimmungen dahin abzu— 
ändern, daß diejelben im Einvernehmen mit den Berulß« 
vertretern zu erlaffen feien. 

Im Jahre 1894 ift die legte Petition diefer Art durch 
Beihlug vom 19. April dem Herrn Reichskanzler infoweit 
zur Berüdfihtigung überwiejen worden, als die Fuhr— 
unternehmer oder Ausſchüſſe derjelben vor Erlaß ber 
Taren und fonjtigen diefelben betreffenden Vorſchriften zu 
hören find. 
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Die Petenten führen nun aus, daß, troßdem Die ver- 
bündeten Regierungen in wohlmollendfter Weiſe dieſem Be— 
ſchluſſe Fbe⸗ gegeben hätten, eine Beſſerung nicht ein— 
getreten ſei. 

Auf dem VII. Verbandstage in Nürnberg am 11. bis 
12. September 1895 ſei vielmehr von zahlreihen Dele- 
girten aus ben verſchiedenſten deutſchen Städten Lonftatirt, 
daß die Drtspolizeibehörden nach wie vor nach freiem Er— 
meſſen Verordnungen erlafjen, ohne vorher ein ſach— 
verftändiges Gutachten der Berufövertreier einzuholen. 
Bon den verjchiedenften Fällen, wo das Lohnfuhrweſen 
auf diefe Weile empfindlich geichädigt worden fei, ers 
wähnen die Petenten nur einen Fall. 

In einer Bolizeiverordnung des Kaiferlichen Polizei— 
präfibenten in Straßburg (Cifah) fei unter Anderem be: 
ſtimmt mworben, dat Nachtdroſchken nad Beendigung der 
vom Bahnhof ausgeführten Fahrten fofort nad) dem Bahn 
hof zurüdlehren follten und auf dem Rückweg feine Fahrien 
unternehmen bürften; daß ferner die Benugung haltender 
Droſchken der Reihenfolge nach zu geſchehen habe, fo daß 
es auch für einen Fahrgaft nicht möglid) fei, ſich nad) feiner 
Wahl eine Droſchle aus der Drofchlenreihe herauszuholen. 

Mündliche und fchriftlihe Vorftellungen feitens bes 
in rg in Straßburg feien erfolglos ges 
weſen, jo daß die Drofchlenbefiger genöthigt geweſen feien, 
in den Wusftand einzutreten. darauf * die Be⸗ 
ſtimmungen nach mehrmaliger Verhandlung mit dem Herrn 
Polizeipräſidenten abgeändert worden. 

Wenn aud anzuerkennen fei, daß den Polizeibehörben 
weitgehende Befugniſſe zur Wufrechterhaltung der öffent 
lihen Ordnung nöthig feien, jo vermögen Petenten doch 
nicht einzufehen, weshalb für ihr Gewerbe eine fo ſcharfe 
Ausnahmebejtimmung getroffen ſei. Die Hinausſchiebung 
ber geſetzlichen Negelung dieſer Angelegenheit habe in 
meiteften reifen ber Berufsgenoffen tete Entmuthigung 
hervorgerufen. Nur durch gefehlidhe Regelung könne eine 
empfindliche Schädigung bes Publilums und der Gewerbe: 
treibenden vermieden werben. 

Der als Vertreter der verbündeten Regierungen ans 
wejende Kaiferliche Geheime Regierungsrath v. Sydow 
gab die folgende Erklärung ab: 

„Die Petenten erneuern den in früheren Petitionen 
geftellten Antrag, dab den Lohnfuhrunternehmern durch 
eine Menderung der Geſetzgebung die Betheiligung bei 
bem Erlaß polizeiliher Anordnungen auf Grund ber 
88. 37 und 76 der Gewerbeordnung gefichert werde. 

Der Reichstag hat in feiner Sigung vom 19. April 
1894 (Stenographiiche Berichte S. 2288) beichlofjen, die 
damals vorliegende Petition infoweit dem Reichskanzler 
zur Berüdjichtigung zu überweijen, als die Fuhrunter: 
nehmer oder Ausſchüſſe derſelben vor Erlaß der Taren 
und jonftigen fie betreffenden Vorjchriften zu hören find. 
In Folge deſſen ift ber gr Neichsfanzler mit ben 
Bundesregierungen in Verbindung getreten, und nad 
Mittheilung der legteren find bie Ortspolizeibehörben all» 
gemein angemiejfen worden, bevor fie auf Grund ber 
88. 37 und 76 ber Gewerbeordnung die Unterhaltung 
des öffentlichen Verkehrs durch Transportmittel regeln 
ober Taren für die Benußung der Transportmittel feſt— 
fegen, mit den beiheiligten reifen der Unternehmer 
oder mit Vertretern berjelben in Benehmen zu treten 
und fie über den Inhalt der zu treffenden Maßnahmen 
gutachtlich zu Hören. 

Eine Aenderung der Gefeßgebung ift hiernad), ſo— 
weit es fi um bie Berüdfichtigung der vom Reichstag 
als berechtigt anerkannten Wünjche ka Petenten handelt, 
nicht erforderlid. Wenn die Betheiligten im einzelnen 
Falle feine ausreichende Gelegenheit zur Meußerung ge: 


(Berichte der Kommiffion für die Petitionen.) 


funden zu haben glauben, jo mögen fie biejerhalb bei 
ben zuftändigen Zanbesbehörben vorftellig werden. Auf 
bie Beichreitung diefes Weges ift ber Verband deutſcher 
Lohnfuhrunternehmer in dem auf eine Eingabe vom 
18. Januar d. J. eriheilten Beſcheide bes Herr Reichs» 
fanzler8 bereits bingewiejen worden.“ 

Die Kommiffion nahm mit Dank davon Kenntniß, daß 
dem Beſchluſſe des Reichſstages Rechnung getragen worben 
fei. Im Uebrigen glaubte fie, die vorgetragenen Uebel- 
ftände zur Kenniniß der verbünbeten Regierungen bringen 
zu follen, und beſchloß zu beantragen: 

Der Neihstag wolle beſchließen: 

bie Betition I. Nr. 11713 bes Verbandes 
deutſcher Lohnfuhrunternehmer, betreffend 
bie Abänderung der 88. 37 und 76 ber 
Gemwerbeorbnung, bem Herrn Reichskanzler 
als Material bei einer künftigen Revifion 
ber Gewerbeordnung zu übermweifen. 


Nr. 255. 
Smwölfter Bericht. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Jacobs lötter. Journ. II. Nr. 92. 


Die Petenten, Firma Gebrüder Uhde in Harburg, 
betreiben daſelbſt ein Fiſchwaaren- und Fiſchaufbereitungs⸗ 
Geſchäft und haben das für ihren Bedarf erforderliche 
Seeſalz bis zum 1. Februar 1891 zollfrei aus ihrer 
Niederlage entnehmen bürfen, 

Von biefem Tage bis zum 16. Dezember 1892 ift 
biefe Zollfreiheit nicht mehr gewährt worden und Petenten 
haben in ber angegebenen Zeit einen Gejammtbetrag von 
4 005,05 M an Zoll entrichten müffen. Vom 16. Dezember 
1892 ab ift ein Zoll auf das zum Einfalzen von Heringen 
und ähnlichen Fiſchen verwendeie Salz nicht mehr erhoben 
mworben, und Betenten beantragen nun Rüderftattung ber 
nad) ihrer Meinung zu Unrecht erhobenen 4 005,95 M. 

Die Petition gelangte in der Petitions-fommilfion am 
11. März db. 3. zur Verhandlung. 

Die Herren Kommifjare ber verbündeten Regierungen 
gaben folgende Erklärungen ab: 

1. Der Geheime Regierungsrath Klein: 

„Die Salzzollerhebung in ber kritiſchen Zeit erfolgte 
bei dem Hauptzollamte zu Harburg nad der damals 
maßgebenden Auslegung der bezüglihen Beſtimmung bes 
rg vom 12. Dftober 1867. Ein Rechts— 
anſpruch auf Rüderftattung des Zolls wurde daher von 
Seiten bes Be nicht anerfannt. Aber auch 
Gründe der Billigfeit für den Zollerlaß konnten nicht 
anerfannt werden. Nach dem Ergebniß der dieſerhalb 

bejonder8 angejtellten Ermittelungen läßt fi nit an— 
nehmen, daß in ber fraglichen Zeit in irgend einem Theile 
des Bollgebiets für Salz zum Einfalzen von zum ins 
laͤndiſchen Verbrauch bejtimmten Heringen zc. auch dann 
Abgabefreiheit gewährt worden ift, wenn die Fiſche einer 
weiteren —— unterliegen, beiſpielsweiſe geräuchert 
ober zu Konſerven verarbeitet werben ſollten. Die Firma 
Gebrüder Uhde kann ſich daher für ihr Erftattungsgefuch 
nicht darauf berufen, daß von anderen Amtsftellen anders 
verfahren worben jei, als ſeitens bes für fie zuftändigen 
Hauptamts,“ 
2. Der Geheime Ober-Finanzrath Erbimann: 

„Das Salzfteuergefeg vom 12. Dftober 1867 bes 
flimmt im $. 20 unter Nr. 3, daß das zum Einfalzen 
von Heringen umb ähnlichen Fiſchen erforderlihe und 
verwendete Salz von der Salzabgabe befreit fein foll. 
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Die dieſem Geſetze zu Grunde liegende, zwiſchen den ſich die Petenten berufen, geben nach dem Bericht des 
Staaten des deutſchen Zoll- und Handelövereins am Provinzial-Steuerdireltors Leinen genügenden Aufſchluß 
8. Mai 1867 abgeichloffene Uebereinkunft wegen Er: darüber.“ 

hebung einer Abgabe von Salz ficht indeffen im Wrtifel 5 Nach der erfolgten eingehenden Diskuffion liegt weder 
unter C nur bie abgabenfreie Ablaflung von Salz zur | ein rechtlicher Grund vor, noch können Billigkeits— 
Pökelung von Heringen und —— Fiſchen vor. Gründe geltend gemacht werden, da Petenten im Gegentheil 
Da die einzelnen Vereinsſtaaten beim Erlaß der Aus- | zu allen ihren Konkurrenten in ber Zeit vor dem 1. Februar 
führungsgefege an die getroffenen Vereinbarungen ge= | 1891 einen ganz außerorbentlichen Vortheil gehabt haben 
bunden waren, muß bie Faſſung der Uebereinkunft als | und jeit diefer Zeit mit allen gleicyartigen Geſchäften auf 
die maßgebende erachtet werben. Das preußiiche Finanz- gleichen Fuß gejtellt und durchaus gleihmäßig behandelt 
miniſterium ift bis zum Jahre 1892 von der Auffafjung | worden jind. 

ausgegangen, dab unter Pölelung nur diejenige Be— Aus Ddiefen Gründen hat die Petitions-Kommiſſion 
handlung ber Heringe zc. mit Salz zu verftehen fei, | einftimmig beichloffen, dem Reichstag mittelft fchriftlichen 
durch welche dieſe ohne weitere Zubereitung geniekbar | Berichts zu empfehlen: 


gemacht werden, und daß demzufolge bie Abgabenfreiheit Der Reichstag wolle befchliehen: 

zu verjagen jei, wenn das Einfalzen nur zu dem Zwecke über die Betition II. Nr. 92 der Gebrüder 
erfolge, um die friſchen * bis zu ihrer anderweiten Uhde in Harburg wegen Rückerſtattung von 
Zubereitung vor Fäulniß zu ſchützen. Mit Ausnahme Zoll auf Seefalz zur Tagesordnung über: 
der Provinz Hannover ift in Preußen früher allgemein zugehen. 

nad) diefer Auffaflung verfahren worden. Als der Pro- — 

vinzial⸗Steuerdirekltor zu Hannover am Anfange bes 

Jahres 1891 von dieſer Praxis Kenntniß erhielt, ordnete Nr. 256. 

er das gleiche Verfahren auch für feinen Verwaltungs: Dreizehnter Bericht. 


bezirt an. In Folge deffen wurde den Petenten vom 





18. Februar 1891 ab bie bisher gewährte Zollfreiheit Berichterftatter: 

für das zum bloßen Einſalzen friiher Seringe zc. bes — r. Förſter Journ. II.Nr.280, 3276, 
ftimmte ausländiſche Salz verſagt und für die nicht ver— (Neuftettin) 3292, 3807, 9189 
nt Beit der N — Auf zn. — m ———— 
er Petenten nahm das Finanzminiſterium zwar von der 9 ; mes ifo: 
Nacerhebung des Salzzolles Abjtand, beftätigte aber — — — ——— Petitions-Rommillion 
im Uebrigen die Unordnung bes Provinzial-Steuer- 1. Retition II, Nr. 3292 und 9189 des Heidelberger 
direftors. Eine Beichwerde gegen dieſe Enticheidung 


„Vereins zur Hebung ber —— — unſitt⸗ 
liche Injerate betreffend, eingereicht von Dr. Mitter— 
Inm Jahre 1892 wurde aus anderer Veranlaſſung ar ee ee in den Reichstagss 
im preußiihen Finanzminiſterium die Frage wegen ab» abgeorbneten Weber (Heidelberg). 
gabenfreier Ablaſſung von Salz für Die —— In dem Sinne früherer, von buchhändleriſchen und 
won Neuem einer Prüfung unterzogen. Dean gelangte | Sinticpkeits-Bereinen eingereichter Petitionen, insbejondere 
—— au ber Auffaffung, daß bie Ausbrüde „Böfelung“ | in} Sinne der ſchon in ber vorigen Tagung von der Kom— 
und „Einjalgen“ gleichbedeutend feien, und daß es ded+ | iffion verhandelten Petition deifelben Vereins (vergleiche 
Halb zuläjfig jei, die Abgabenfreiheit aud dann zu ges | 95, Bericht, Nr. 292 vom Jahre 1895), bittet der Verein 


währen, wenn die Fiſche jpäter einer weiteren Zus | yon Reichstag von Neuem, daranf bedacht ; 
\ ine 3 zu fein, 
bereitung durch Räuchern oder Mariniren unterworfen „daß im Anfchluffe an eine bevorfiehende Be— 


werden jollten und das Einfalzen nur ben Zwech hatte, rathung der fogenannten lex Heinze oder unab— 
bie Fiſche bis dahin zu Zomjerviren. Hiervon wurden Baron ee die Kofnabere infittliher Ans 
die betheiligten Direltivbehörden durch Verfügung vom zeigen im Zeitfhriften, Büchern und fonftigen 
1. Dezember 1892 in Kenntmiß gejeßt und feitdem wird ei . 


“ nd u! } riftwerfen unter Strafe geftellt werde”. 
ben Petenten die Abgabenfreiheit wieder in dem früheren : Mitte i Ener : n 
Umfange gewährt. Die Bitte ift ausführlih und ausreichend begründet 


‚ ‚ | worden. Die Bittfteller weilen darauf hin, daß dergleichen 

Das Gejud der Petenten, ihmen nunmehr den in unfittliche Anzeigen fih in ben Beitichriften ber ver- 
ber Zwiſchenzeit erhobenen Salzzoll zurüdzuerjtatten, it | ſchiedenften Arten und Richtungen finden. Beſonders häufig 
vom Finanzminifterium und vom Bunbesrath abgelehnt | erjcheinen fie in den Mipblättern, und bejonders gefährlic) 
worden. Die Ablehnung ift erfolgt, weil weber Rechts- jeien fie in ber örtlichen Vreſſe, durch die fie im bie 
noch Billigkeitsgründe für die Eritattung anerkannt | hreiteften Schichten des Volkes getragen werden. Die Ans 


werden fonnten. Da die Petenten ſich bei der Ente | zeigen und die im ihnen angebotenen Kataloge beſchäftigten 
ſcheidung des inanzminifteriums, durch welche ihmen ſich mit dreierlei: 


haben die Petenten beim Bundesrath nicht erhoben. 


die Abgabenfreiheit verjagt wurde, beruhigt hatten, war 1. mit ungüchtigen Schriften, 

die Erhebung des Zolles gerechtfertigt. Wie ihnen ift 2. mit unzüchtigen Bildern, 

es allen anderen Berufsgenofien gegangen umd fie haben 3. mit gemwiflen Mitteln zur Verhütung der Folgen 
umfoweniger Grund zur Beſchwerde, als fie die Abgaben: der Unzucht, wobei zum Theil geradezu Anleitung 
freiheit vor dem 18. Februar 1891 ſchon genoſſen haben, zu verbrecheriſchen Handlungen gegeben wird. 
während fie für dem gleichen Zwed in andern Provinzen Die Bittfteller weiſen auf die gefährlichen Folgen von 
verjagt wurde. dergleichen einerſeits die Sinnlichkeit anreizenden, anderjeits 


Sm Uebrigen läßt fi, da eine Verwendungs- | deren Folgen verhütenden Schriften, Bildern und Mitteln 
fontrole nicht ftattgefunden Hat und da die Petenten | Hin. Auch in Deutichland finten die Ziffern der Geburten; 
außer der Fiſchräucherei einen Salzhandel nad) dem | ein fittlih entnervtes Wolf aber fei ein verlorenes Boll, 
Inlande betreiben, gar nicht mehr feftftellen, welde | Bon allen Gefahren, bie unferem Volle und Staate drohen, 
Mengen verzollten Salzes zum Einfalzen von Fiſchen ſei die, auf welche die Bittichrift hinweiſe, eine der größten. 
verwendet worden find. Die Geihäftsbücher, auf welche Jene Angebote kommen zumeift von Paris, zum Theil aber 
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auch aus Deutichland, und fie würden durch ben Miß- 
brauch der deutichen Reichspoft in Aller Hände geipielt. 

Nach dem bejtehenden Geſetze können, wie verſchiedene 
ee ann bargethan haben, ſolche Anzeigen 
nicht beftraft werden. Mit einzelnen Maknahmen und ber 
bisherigen Geſetzgebung fei nicht zum Biele zu kommen; 
die Sade bebürfe vielmehr gründlicher ehe 
Eingriffe. Berfuche der Neihsregierung, darin etwas zu 
thun, hätten zur Folge gehabt, daß man ſolche Einwirkung 
gar zur Anpreifung gebraudıe. 

2. Petition I. Nr. 3807 bes Borftandes ber All— 
gemeinen Konferenz der Deutihen Sittlichkeits— 
vereine, eingereicht von Lic. Pfarrer Weber (Münden-Glad- 
bad) und Genoffen. Beigelegt find die Vorträge des R. A. 
Sanitätsrathes Dr. Höffel und des Oberlandesgerichts- 
rathes Schmölber. 

Diefe Bittfchrift wendet fi gegen $. 180 Abſatz 2 
des Gefepentwurfes über Abänderungen von Beitimmungen 
bes Strafgejeßbucdhes (zuerft eingebradit am 29. Februar 
1892), da der Abjag „dem fittlihen Gefühle von Millionen 
deutſcher Männer wiberftreite”, und bringt dagegen einen 
umfaffenden, ausgearbeiteten Gejeßentwurf ein, ber alle 
Arten von Unzucht innerhalb und außerhalb der Ehe um— 
faßt. Die Bittfteller äußern fih u. a. dahin: 

„Unjere Zuftände machen die Verſchärfung der gegen- 
wärtigen Beitimmungen um jo dringender nothwendig, 
als die Berrohung unferes Vollslebens in erjchredendem 
Maße zunimmt. 

Das AZuhälterweien, die Ausbreitung einer Leib 
und Seele verderbenden Litteratur, Die — ſchutz⸗ 
loſer, unbeſcholtener Mädchen und die ſtirafrechtlich oft 
nicht zu ahndende Verkuppelung beſchoitener Mädchen 
in öffentliche Häuſer des Inlandes und Auslandes, alle 
dieſe tief traurigen Erſcheinungen des Volkslebens, ſie 
erfordern unbedingt energiſche Gegenmaßregeln. 

Der Krebsſchaden der Proſtitution vergiftet immer 
weitere Schichten unſeres Volkes, während das Ver— 
ſtändniß für die Forderungen der Sittlichkeit immer mehr 
verſchwindet und die öffentliche Meinung immer larer 
zu werben ſcheint. — Es Tann einem hohen Reichstage 
nicht verborgen fein, wie jehr die wachjenden fittlichen 
Schäden am Marke unjeres Volles zehren und wie 
dringend nöthig e8 daher ift, diefem Treiben Einhalt 
zu thun,“ 

3. Bilt-Eingabe des Bundes ber deutſchen Frauen— 
Vereine vom 18. Dftober 1895, die Aufhebung ber 
gewerbsmäßigen Broftitution betreffend, gez. Auguſte 
Schmidt und Genoffinnen. 

Die Eingabe gipfelt in der Forderung: 

„dahin wirken zu wollen, daß in ben beutjchen 
Staaten die gewerbsmäßige Proftitution aufge 
hoben werde,“ 

und enthält u. a. folgende begründende Ausführungen: 

„Wir willen wohl, daß das gegenwärtig herrichende 
Syitem, durch welches Taufende von er zu einem 
Gewerbe der Schmady beredhtigt, zugleich aber der Macht 
der Sittenpolizei umterftellt werden, ursprünglich zum 
Schuß des Volles vor zerftörender Krankheit geichaffen 
worden ift. Es erſchien den Behörden nothwendig, jene 
Maßregeln zu ergreifen, die noch jegt geſetzlich anerkannt 
find, aber den ‘Forderungen der Sittlichleit auf das 
Entjchiedenfte widerjprecdhen. 

Die gejeplihe Berechtigung der betreffenden Maß— 
regeln wird aber umfomehr hinfällig, wenn der erjtrebte 
Zweck nicht einmal erreiht wird. Troß aller Strenge 
gegen die lafterhaften Frauen, troß ber den legten Reſt 
von Menſchenwürde ertötenden häufigen Unterfuchungen 
verbreitet ſich die furchtbare Krankheit immer mehr, 
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zerftört die Familie und gefährdet die heranwachſende 
Generation. Ohne auf zahlreiche ftatiftiiche Belege ein- 
zugehen, erwähnen wir hier nur, daß fid in England 
nach der Aufhebung der gewerbsmäßigen Proftitution 
der Prozentiag der Erkrankungen nirgends vermehrt, 
fondern in einigen Gegenden ſogar vermindert hat. 

Alle denkenden Frauen, denen die Würde ihres 
Geſchlechts am Herzen Liegt, find daher verpflichtet, 
Proteſt zu erheben gegen Einrichtungen, durch melde 
Tauſende und aber Taujende ihrer unglüdlihen Schwe— 
ftern zur Waare pe era werden. Wir wiſſen 
ſehr wohl, daß durch die Abjchaffung der gewerbsmäßigen 
Proftitution die Unfittlichkeit nicht aufgehoben wird. A 
alsdann wird mwenigjtens ber Staat nicht dazu beitragen, 
— fittlihe Bewußtfein feiner Angehörigen zu unter— 
graben. 

Es ijt erwieſen, daß ein großer Prozentja biejer 
unglüdlihen Frauen nur aus Noth dieſem erbe 
ber Schande verfällt. Und wenn wir aud) zugeben, 
dab viele leichtfinnige Mädchen auch in Zukunft nicht 
vor der Schande zu retten fein werben, jo wird ihnen 
doch die willtommene Entihuldigung fehlen, daß der 
Staat felbft ihr fchamlofes Leben geftattet und wie jedes 
andere Gewerbe befteuert.” 

Diefe Bittfchrift wird von 60 Vereinen mit 41 000 
Stimmen vertreten. Ihr ſchließt fih an der „Deutſche 

rauen-Verein zur Hebung der Sittlichkeit“ (Nr. IL 
3276), gez. Jiabella Mundhen?-Soeſt, als Borfigende, 
und Hanna Bieber-Böhm-Berlin als Schriftführerin. 

Der „Bund Deutſcher Frauenvereine“ reicht außerdem 
als Anlage feine gedrudten „Borjhläge zur Be— 
fämpfung ber Brojtituton” ein, verfaßt von Hanna 
Bieber-Böhm, in denen, als auf mittelbare Abhilfen 
gegen bie Proftitution, Hingewiefen wird auf ein Geſetz 
gegen bie Trunfjucht, gegen umfittlihe Schauftellungen und 
Wirthſchaften, auf gejundheitlichen Unterricht in den Schulen, 
auf die Einrichtung getrennter Räume für Frauen, die 
zum erften Dale feitgenommen werben, in dem Polizei— 
Gewahrjam, auf die Beauffihtigung foldyer Frauen durch 
Polizei-Matronen, auf die Einführung weiblicher Werzte, 
auf Bmangserziehungs-Anftalten, unter anderm aud für 
gefährdete Kinder, auf die Neform der Frauen-Gefäng— 
niffe, auf die Einrichtung von Kinderhorten für die Kinder 
arbeitender Eltern, auf Abjtellung des Schlafftellen-Unmwejens, 
auf eine Menderung bes Gejehes über Zwangserziehung, 
auf die Erhöhung des Schußalters für Mädchen bis zum 
21. Jahre, endlid auf die Beftrafung wegen verjchuldeter 
Anſteckung, nad) 88. 230 und 231 des Strafgefepbuchs, und 
Aufhebung des Amtsgeheimnifjes für diefen Fall. 

Der Kommiffar des Reichs-Juſtizamtes, Geheimer 
Regierungsrath Dr. von Tiſchendorf bemerkte, daß er 
bezügli ber von den verbündeten Regierungen zur vor— 
liegenden Trage eingenommenen Stellung nur auf bie 
Erklärung verweiſen könne, die er im vorigen Jahre ges 
legentlid) der Berathung derſelben Petitionen in der Betitions- 
Kommilfion abgegeben habe. Dieſelbe ſei dahin gegangen, 
daß noch kein Beſchluß darüber gefaßt worden ſei, ob die 
von dem Reichstage feinerzeit unerledigt gelaffene jogenannte 
lex Heinze wieder einzubringen oder fallen zu Iaffen fei. 
Seines Wiſſens treffe dies auch gegenwärtig noch zu. 

Die Bittihriften gaben der Kommifjion zu einer aus— 
führlichen Beſprechung deshalb nicht Anlaß, da fie ſchon in 
ber vorigen Tagung genau durchberathen worben waren. Alle 
Mitglieder der Kommiffion waren über die volle Berechti— 
Kr en und über die Schwere des fozialen Uebels 
ich einig, wenn fie auch über die einzufchlagenden Wege 
zur Abhilfe nicht ganz übereinftimmten, infofern als Einige 
die Heilung biefer Schäden als die zu erwartende natürliche 
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Folge einer Gefammterneuerung bes Gejellihaftstörpers 
von Grund aus in Ausficht ftellten. Demgegenüber war 
aber die große Mehrzahl der Kommiffion der Anficht, es 
müfle gegen die unleugbaren Noth- und Mißftände unver: 
züglid vorgegangen werben. 
Demgemäß wurde auf Antrag bes Berichterftatters 
beichlofien, 
mittels fchriftlichen Berichts an das Plenum zu bes 
antragen: 
Der Reihstag wolle beſchließen: 
die Petitionen II. Nr. 3292 und 9189 dem 
Reichskanzler zurBerückſichtigung, die an— 
beren II. Nr. 280, 3276, 3807 als Material 
zur Abänderung ber Geſetzgebung zu 
übermeijen. 


Nr. 257. 


Mündliche Berichte. 


Berichterftatter: Abgeordneter Galler. 
Untrag ber Rommitfion: 
Der Reichstag wolle befchliegen: 
die Betition II, Nr. 279 des deutſchen Vereins 
für internationale Friedenspropaganda 
bem Herrn Reichskanzler zur Kenntniß— 
nahme zu übermweijen. 








Nr. 258, 
Berichterftatter: Abgeordneter Dr. Förfter (Neuftettin). 
Antrag ber Kommifjion: 

Der Reihstag wolle beichließen: 
dieBetitionenwegenAufhebung desImpf— 
geiehes, Befeitigung des Impfzwanges 
und Abänderung des Impfgejeges durch 
die Beſchlußfaſſung über die von den 
Abgeordneten Dr. Förſter (Neuftettin), 

a (Neuftadt) und Blos und Ges 
nofjen a Sejeßentwürfe, bes 
treffend Die Aufhebung des Impf— 
zwanges, für erledigt zu erllären. 
Berlin, den 20. März 1896. 


Die Kommiffion für die Petitionen. 


Dr. Kruſe, Borfigender. Graf v. Bernftorff (Lauen⸗ 
burg), v. Dalliwig, Dr. Körfter (Neuftettin), aller, 
Facoböfötter, Berichterjtatter. Bueb. elmann. 
Engels. Euler. Förfter (Reuf). Fuchs. Hofmann 
(Dilenburg). Koepp. Krebs, Graf ileeki. 
Dr. Freiherr v. Langen. Pauli. Placke. Radwauski. 
RNimpau. Schall. Strzoda. Vogtherr. Wallen⸗ 





born. Wattendorff. Wenzel. v. dert-Schorbus, 
Nr. 259. 
Dierzehnter Bericht. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Fuchs. Fourn. II. Nr. 3274. 


Die vorliegende Petition des bayeriſchen Brauerbundes, 
betreffend die Lebergangsabgabe für Bier nad Elſaß— 
Zothringen, hat bereits in der voraufgegangenen Seſſion 
der Petitions-Kommiffion vorgelegen und ihre ordnungs⸗ 
mäßige Erledigung gefunden. Damals fahte die Kom- 
miffion den Beichluß, diejelbe dem Reichslanzler zur Bes 


rückſichtigung zu überweifen. Die Betition fam aber wegen 
Schluſſes der Seffion im Plenum nicht mehr zur Ver— 


handlung. 
Die Petenten haben ſich nun erneut an den Deutjchen 
Reichstag gewandt. 


Dieje Petition fam in der Sigung der Pelitions— 
Kommiffion vom 15. Februar 1896 erneut zur Verhand— 
lung. Mit Rüdfiht auf den Umftand, daß über diefelbe 
ſchon in der Situng der Petitions-Rommilfion vom 30. April 
1895 in Unmejenheit der Bevollmächtigten zum Bundes— 
rath, Herm Miniſterialraths v. Geiger und bes als 
Regierungstommiffar zugezogenen Kaijerlihen Geheimen 
Negierungsraths, Herrn er verhandelt worden, beſchloß 
die Kommiſſion, zunächſt auf Zuziehung eines Regierungs- 
fommifjars zu verzichten, Der Referent ftellte darauf den 
Antrag, aud diesmal die Petition dem Reichslanzler zur 
Berüdfihtigung zu überweifen. Zur Motivirung jeines 
Antrags verwies er auf den ausführlichen Bericht über Die 
Verhandlung dieſes Antrages in ber erwähnten Sigung 
der Kommiſſion, weldher als Anlage beigefügt ift. 

Die Petitions-Kommiſſion beihloß, an ihrem früheren 
Beſchluß feftzuhalten, und beantragt demgemäß, dem Antrag 
bes Referenten entſprechend: 


Der Reichstag wolle beſchließen: 
die Petition II. Nr. 3274 des bayeriſchen 
Brauerbundes, betreffend die Uebergangs— 
abgabe für Bier nah Elfaß-Lothringen, 
bem Herrn Reihsfanzler zur Berückſichti— 
gung zu überweifen. 

Berlin, den 20. März 1896. 


Die Kommiſſion für die Petitionen. 


Dr. Kruſe, Borfigender. Fuchs, Berichterftatter. Graf 
v. Bernftorff (Lauenburg). Bueb. Caffelmann. 
v. Dallwig. Engels. Euler. Dr. Förfter (Neuftettin). 
Örjter (Neuß). Galler, Hofmann (Dillenburg). 
acoböfötter. Koepp. Krebs. Graf Kwilecki. 
Dr. Freiherr v. Langen. Pauli. Placke. Rad: 
wansfi, Rimpau. Schall. Strzoda. Vogtherr. 
Wallenborn, Wattendorff. Wenzel, v. Werder: 
Schorbus. 





Anlage. 
Heunundzwanzigfter Bericht. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Mattendorff. Journ. II Nr. 20202. 
mm — —ñ— — — — —  ———— — — —— nn — — 

Dem Reichstag iſt wiederholt eine Petition des baye— 
riſchen Brauerbundes, betreffend die Lebergangsabgabe 
für Bier nad Elſaß-Lothringen, überreicht worden. 

Diefelbe hat folgenden Wortlaut: 

Der ehrerbietigft unterzeichnete Borftand des bayerischen 
Brauerbundes darf im Allgemeinen die in Eljaß-Lothringen 
über die Bierbefteuerung beftehenden geſetzlichen Vor— 
ichriften als dem hohen Reichstage befannt voraus— 
fegen; indefjen erlaubt er fich zuvörberjt zur Klarlegung 
ber neuerdings in dieſen Beſtimmungen eingetretenen 
Veränderung auf die bisherigen eljaß-lothringijchen Bier: 
fteuerverhältniffe einen kurzen Nüdblid zu werfen. 

Die elfaßslothringiiche Vierbeitenerung beruht Heute 
noch mejentlih auf den frangöfiichen Gejegen vom 
28. Wpril 1816 und 23. Juni 1820, Hiernach wirb 
von der Bierfabrifation eine Steuer von 2 Fr. 88 cent, 
— 2.4.30 4 für ben Heltoliter ftarlen Bieres erhoben. 
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Die fteuerpflichtige Bierquantität ſelbſt wird ohne Rüd- 
fit auf Gattung und Beihaffenheit des Bieres für 
jeden Braualt durch Berechnung des Inhalts des Braus 
fefjels, ſelbſt wenn derſelbe nicht vollftändig gefüllt ift, 
feſigeſtell. Bon dieſem Inhalte werden 20%. als Erſatz 
für alle Verlufte der Fabrikation, des Auffüllens, Aus— 
laufens und andere Zufälle abgezogen (Art. 107 u. 110 
bes Geſ. vom 28. April 1816). Für das nad dem 
Auslande ausgeführte Bier wird die Fabrilationsſieuer 
voll zurüdbezahlt (Art. 4 des Gef. vom 23. Juni 1320). 
As ElfahsLothringen mit dem Deutjchen Reich ver: 
einigt wurde, blieb das bisherige Bierftenerigftem in 
Kraft (efr. Verordnung des Generalgouverneurs für 
Eljaß vom 2. Oktober 1870); nur wurde mit Rüdficht 
auf die Beilimmungen des Zollvereinigungsvertrages vom 
8. Juli 1867 durch Verordnung vom 27. November 1870 
beitimmt, daß für das aus dem Zollvereinslande ein- 
gehende Bier eine Uebergangsfteuer von 2 Fr. 88 cent. 
= 2 .M. 30 4 vom Heltoliter ftarken Biere erhoben 
werben dürfe. Diejer im Jahre 1870 geichaffene pro= 
viſoriſche Zuſtand ging durch das Neichögejeg vom 
25. Januar 1873, betr. die Einführung der Berfaffung 
des Deutfchen Reiches in Elſaß-Lothringen (Reichsgeſetz- 
blatt von 1873 ©. 161 ff.) in das gejegliche Definitivum 
über. Innere Steuer, Steuerrüdvergütung und Ueber— 
gangsfteuer betrugen baher bis in die jüngite Zeit gleidh- 
mäßig 2 .#% 30 ,$ vom Heftoliter ftarfen Bieres. Gegen 
diejes den Beflimmungen des Bollvereinigungsvertrages 
vom 8. Zuli 1867 in Art. 5 Abſ. II SS. 3 u. 4, ine 
haltlih welcher die nämlichen Erhebungsjäge auf bie 
inländiichen wie vereinsländifchen Erzeugniſſe gleich 
mäßig zur Anwendung zu kommen haben, entjpredyende 
Verhältnig wandte fih im März 1890 im Landes— 
ausſchuſſe für Eljaß-Lothringen ein Antrag ber Ab— 
geordneten Bad und Genoffen, welcher die einfeitige Er- 
höhung der Uebergangsfteuer auf 3 .M 50,5 für den 
aus dem Wereinslande eingeführten —— ſtarlen 
Bieres bezielte. Nachdem die Ill, Kommiſſion des Landes» 
ausshuffes den Antrag Back und Genofjen einer Ber 
rathung unterzogen hatte, ſchlug fie die Zuftimmung bes 
Ausihuffes zu einem Gefegentwurfe des Inhalts vor, 
daß die Uebergangsabgabe um 90 pro Hektoliter zu 
erhöhen, ſohin auf 3 M. 20 4% feitzufegen fei. Diejer 
im eljaßslothringifhen Landesausfhulje zur Annahme 
gelangte Geſetzentwurf fand die verfaflungsmäßig er- 
forderliche Billigung des Bunbdesrathes des Deutichen 
Reiches nicht. In der Folge wurde alsdann feitens ber 
elfaßslothringifchen Landesregierung eine Gejegesvorlage 
dahin ausgearbeitet, daß die Uebergangsfteuer auf 3 .#. 
erhöht werden ſolle. Diejer Vorlage ftimmte der Bundes— 
rath wie der Landesausihuß zu, und ift Diefelbe jeit 
bem 1. April 1891 eljaß-lothringifches Landesgefch. 
Die Borftandihaft des bayeriſchen Brauerbundes 
hat mit Rückſicht auf die jchwere finanzielle Schädigung, 
welche durd) die nunmehr geſetzlich fanktionirte Erhöhung 
ber eljaß = lothringiihen UWebergangsfteuer jeinen Mits 
gliedern in Ausjicht jtand, bei Zeiten ſich in motivirter 
Vorftellung an den hohen Bundesrat des Deutichen 
Reiches mit der Bitte gewandt, derjelbe möge der ge= 
planten Steuererhöhung feine verfaſſungsrechtlich noth— 
wendige Zuftimmung verjagen, und hat in dieſer Vor— 
ftelung die Gründe ausgeführt, welche ſowohl vom 
Standpunkte des Verfaſſungsrechtes als der Billigfeit 
gegen die Erhöhung fpradyen. Nachdem der Bundesrath 
des Deutichen Reiches der Vorftellung des bayerijchen 
BVrauerbundes eine Würdigung nicht zu Theil werden 
ließ, iſt deſſen Vorſtandſchaft veranlaßt, an ben hoben 
Reichstag die ehrfurchtsvollſte Bitte zu ftellen: 
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Hoher Reichstag wolle beſchließen, daß das 
elfaßslothringiiche Landesgejeg vom 22. März 1891 
als im Miderfprucdhe mit der Neichsverfaflung 
jtehend aufzuheben jei. 

Die aejehliche Legitimation zu biejer Bitte glaubt 
ber ehrerbietigft unterzeichnete Vorſtand des bayerijchen 
Brauerbundes in den Beftimmungen ber Art. 2, 23, 33, 
35, 40 ber Reichsverfaſſung erbliden zu ſollen. Es ift 

anz unzweifelhaft, daß die Frage, ob die Uebergangss 
heuer auf Bier höher als die innere Steuer gegriffen 
werben barf, der Stompetenz des Neiches unterfteht. 

Denn im Art. 33 Abf. 2 der Neichsverfaflung ijt mit 

Haren Worten beftimmt, daß alle im freien Verkehr eines 

Bundesftaates befindlihen Gegenftände bei ber Eins 

führung in einen anderen Bundesftaat einer Abgabe in 

legterem nur infoweit unterworfen werden bürfen, als 
bajelbit gleichartige inländische Erzeugniffe einer inneren 

Steuer unterliegen. 

Die Neichöverfaffung hat damit den in Art. 5 
“bj. 2 8.3 des Bollvereinigungsvertrages vom 8. Juli 
1867 ausgeſprochenen Satz, daß das Erzeugniß eines 
anderen Bereinsftaates unter feinem Vorwande höher 
ober läjtiger als das inländifche befteuert werben darf, 
zum reichsrechtlichen Grundſatze erhoben; überdies ift der 
genannte in, Urt. 40 der 
Reichsverfaſſung als integrirender Beftandtheil der Reichs— 
verfaffung erflärt worden. Inſoweit aber ein Landess 
geieh bieje verfaſſungsrechtlichen Grundſätze verlegt, ift 
er Reichstag als dem Bundesrathe coordinirter Theil- 
nehmer an ber armer bes Reichs und an ber 
Bewahrung ber Reichsverfaſſung befugt, gegen deren 
Bruch Einſpruch zu erheben und bie Aufhebung des 
Landesgejeges gemäb des Grundſatzes, daß Neichsrecht 
Landesrecht vorgeht, zu verlangen. 

Die moralifche Rechtfertigung feines Vorgehens aber 
erblidt ber Borftand bes bayerischen VBrauerbundes in 
der ihm obliegenden Berpflidtung, die Intereffen feiner 
Mitglieder allerfeits gegen jede unberechtigte Beein— 
trächtigung zu wahren und zu vertreten. Der I 
der bayerifhen Bierinduftrie, infonderheit der pfälziichen 
Brauereien nad Elſaß-Lothringen, ift einerfeits von nicht 
unerheblihem Umfange, andererjeits bereits jo mit Laſten 
finanzieller Natur beſchwert, daß er eine weitere Belaftung, 
welche zudem in ihrer Höhe mehr als ein Drittel der Ueber— 
gangsiteuer auf Bier beim Eingang in das norddeutiche 
Brauftenergemeinichaftsgebiet beträgt, ohne empfindliche 
Schädigung nicht mehr auf fi nehmen Tann. Die 
plälziihen Brauereien, deren natürliches Erportabjag- 
ebiet vornehmlich Rheinpreußen mit Rheinheflen, ſowie 

lſaß⸗Lothringen bilden, befinden ſich nunmehr in der 
äußerft bedrängten Lage, in allen dieſen Gebieten mit 
einer Bierinduftrie in Konkurrenz treten zu müffen, welche 
fich eines über das durch den Bollvereinigungs-Vertrag 
geitattete Maß hHinausgehenden Schußes jeitens der 
inländijchen Regierung erfreut. 

Was num zunädit die verfafjungsredhtliche Gute 
feit der Uebergangsitener-Erhöhung auf 3. für ben 
Heltoliter eingeführten ftarten Bieres neben dem Stande 
der inneren Steuer zu 2... 30 4 per Heltoliter im In— 
lande erzeugten Bieres anlangt, To jchlägt ſich deren 
Annahme dur den Hinblid auf die jeden Zweifel aus— 
ſchliehßende Hare Gefegesbeftiimmung in Art. 5 Abi. II 
8.3 des Zollvereinigungsvertrages vom 8. Zuli 1867. 
Hierjelbit it im Eingange bejtimmt: 

„Bei allen Abgaben, welche in dem Bereiche 
der Bereinsländer nah der Beſtimmung in $. 2 
zur Erhebung fommen, wird eine gegenfeitige 
Sleihmäßigkeit der Behandlung dergejtalt jtatt- 
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finden, daß das Erzeugnik eines anderen Vereins— 
ftaates unter feinem Vorwande höher oder in 
einer läftigeren Weife als das inländiſche oder als 
das Erzeugniß der übrigen Bereinsftaaten bejteuert 
werben barf,“ 
und in Gemäßheit dieſes Grundſahes bejagt Ziffer d 
biefes Paragraphen: 

„Diejenigen Staaten, welche innere Steuern 
auf bie Hervorbringung ober Yubereitung eines 
Konfumtionsgegenftandes gelegt haben, können ben 
geſetzlichen Betrag berjelben bei der Einfuhr 
des Gegenſtandes aus anderen Bereinsftaaten voll 
erheben Lafjen.” 

Die auf ber Bierfabrifation in Elſaß-Lothringen 
heute laſtende geſetzliche Steuer beträgt unſtreitig 
(efr. Urt. 107 des Geſetzes vom 28. April 1816, N 1 
ber bdienftlihen Borjchriften zur Ausführung der gejeßs 
lichen Beftimmungen über die Bierftener vom 10. März 
1875) 2 .#. 30 .8 per Heftoliter ftarfen Bieres; infos 
lange aljo dieſes Geſetz eine Aenderung nicht erfahren, 
barf unter feinem Vorwande auf bas eingeführte vers 
einsländifche Bier eine höhere Steuer gelegt werben. 

Die Rechtslage ift nach dieſen ftriften gejeglichen 
und reine ge Grundfägen jo Mar, daß auch die 
Abgeordneten Bad und Genoflen bei Einbringung und 
Befürwortung ihres Antrages in der Sigung bes Landes: 
ausſchuſſes für Elfaß-Loihringen vom 23. April 1890 
fi) der mangelnden gejeglidien Grundlage ihres An- 
trages bewußt waren und beshalb verjuchen mußten, 
durch höchſt zweifelhafte und im ihrer Unrichtigkeit ſofort 
nachzuweiſende Argumentationen über biefe Ungejeplichkeit 
hinwegzuhelfen. Ihr erjter Grund ging dahin, daß aud) 
in den übrigen Bereinsftaaten das Verhältniß zwiſchen 
inmerer Steuer, Uebergangsfteuer und Ausfuhrrüdvers 
gütung ein ungleiches fei; zum zweiten wieſen fie darauf 
hin, dab auf dem elſaß-lothringiſchen Branereibetrieb 
thatjächlic eine höhere innere Steuer als der nominelle 
Saß zu 2 4 30.4 per Heftoliter ftarken Bieres laſte. 
Zum erften Argument ift Folgendes in Betracht zu ziehen. 

Der bayerijche Brauerbund hat am fich ebenfo wie 
die elſaß⸗lothringiſche Brauinduftrie gegründete Beran- 
lafjung, ſich über die thatfächlich beſtehenden Ungeſetzlich— 
keiten in der Bemeffung des VBerhältnifjes zwiſchen innerer 
Steuer und Uebergangsabgabe, wie ſolche namentlidy in 
der norbdeutichen Braufteuergemeinfchaft zu Tage treten, 
zu beflagen. Hierſelbſt beträgt die innere Steuer 2 AM. 
per Gentner Malz, die Uebergangsabgabe 2 . per 
Heltoliter Bier; da nun aus 25 Kilogramm Malz ein 

ftoliter Bier erzeugt werben kann, fo beziffert ſich Die 
;yabrifationsfteuer für das in ber norbdeutichen Brau— 
jteuergemeinfchaft erzeugte Bier per Heltoliter Bier auf 
rund eine Marl, Mit Recht behauptet daher die eljah- 
lothringifhe VBierinduftrie, daß für die norbdeutiche 
Braufteuergemeinichaft die Webergangsabgabe auf ben 
doppelten Saß der inneren Steuer und damit in einer 
dem Sollvereinigungsvertag zumiderlaufenden Höhe 
normirt if. Mlein jelbft wenn dem fo ıft und wenn, 
wie die Abgeordneten Bad und Genofjen behaupten, aud) 
in Baden die Uebergangsabgabe die auf die inlänbifche 
Troduftion gelegte Steuer überjteigt, jo folgt hieraus 
doch für die eljaßslothringiiche Brauinduſtrie nicht das 
Recht, um deswillen auch ihrerjeits die Nebergangsabgabe 
öher als die inländiſche Steuer feſtgeſetzt zu verlangen. 
Die Logik diejes Begehrens würde in dem Sate gipfeln, 
daß Jemand bindenden Verträgen zuwiderzuhandeln aus 
dem Grunde berechtigt ſei, weil dies unbeanjtandet auch 
von anderer Seite geſchieht. Aus der Thatſache, daß 
im Gebiete der norbdeutfchen Brauftenergemeinjchaft die 
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Uebergangsabgabe zu hoch gegriffen ift und hierdurch die 
übrigen vereinsländifchen Brauer zu Schaden kommen, 
fann man mit Grund nur die Ermäßigung der zu hohen 
Uebergangsabgabe der norbdeutichen Brauftenergemeins 
ſchaft, nicht aber die Nothwendigleit oder Zuläffigkeit einer 
Erhöhung der elfa-lothringifchen ebergangsfteuer folgern. 

Bas die in Bayern über bie Bierbefteuerung gel— 
tenden gejeglichen Vorſchriften anlangt, fo erjcheinen die— 
felben im Rahmen bes Pollvereinigungsvertrages vom 
8. Juli 1867 gehalten. In Bayern beträgt die innere 
Steuer regelmäßig 6.% vom Hekltoliter ungefchrotenen 
Malzes, die Uebergangsabgabe 3 M 25 4 vom Heltos 
liter eingeführten Bieres, die Ausfuhrrüdvergütung für 
ben Heltoliter Bier 2 .#. 60 4. Der Anſatz der Leber: 
gangsabgabe zu 3.#. 25 4 entipricht ber Annahme 
einer Gewinnung von 185 Liter Bier aus einem Hekto— 
liter Malz; ber Bemeſſung der Ausfuhrvergütung auf 
2 A. 60.4 . ift die Annahme einer Erzeugung 
von 230 Liter Bier aus einem Heltoliter Malz zu Grunde 
gelegt. Indem die königl. bayerifhe Staatsregierung 
fi jo einen Spielraum von 185 bis 230 Liter in ber 
Annahme ber Biererzeugung aus einem Seltoliter Malz 
ſchafft, trägt fie den —28 en des Zollvereinigungs⸗ 
vertrages vom 8. Juli 1867 inſofern Rechnung, als ſie 
damit die geringere Beſteuerung von eingeführtem malz- 
—— Bier als das inländiſche abwehrt, anderer— 
eits den Vorwurf, für das ausgeführte bayeriſche Bier 
eine Erportprämie zu gewähren, hintanhält. 

Das zweite Argument, das in den Verhandlungen 
bes Landesausſchuſſes für Elfaß-Lothringen für die Fr 
mäßige Zuläffigleit ber einfeitigen Erhöhung der Ueber— 
gangsabgabe vorgebracht wurde, ging dahin, die auf 
dem elfaß-lothringifhen Brauer laftende innere Steuer 
fei thatfächlich höher als der nominelle Sag zu 2 M 
30 4, da durch Verdunſtung, Abgang auf dem Lager 
und andere Berlufte das nah dem Inhalte des Brau— 
keſſels berechnete fteuerbare Vierquantum bis zur Schant: 
reife des Bieres bedeutend vermindert werde. Richtig 
ift hieran, daß der gefeglihe Steuerfag zu 2.4. 30.8 
nur ein nomineller # denn thatfädjlich bezahlt der elfah- 
lothringiihe Brauer vom SHeftoliter Refel üllung nur 
1. 84 4 Steuer, da nad geſetzlicher Borichrift ($. 12 
der Dienjtesvorjchriften vom 10. März 1875) von dem 
Inhalte des Braufeffels 20%, als Erjag für alle Ver: 
Iufte der Fabrikation, des Auffüllens, Auslaufens und 
andere Zufälle abgezogen werden. Db, wie feitens 
der Antragfteller Bad und Genofjen im Landesausschuffe 
für Eljaß-Lothringen behauptet wurde, der elfaßsloth- 
ringiſche Brauer einen größeren Fabrikationsverluſt als 
20 °/, erleidet, erſcheint jedenfalls nicht bewieſen. Die 
eljaßslothringiihe Landesregierung hat fidy nicht dazu 

erbeigelaffen, dem inzwiſchen zum Gefehe gewordenen 

twurfe ein ausführliches und Zontrolirbares Material 
beizugeben, fondern fi) in der Gejehesbegründung mit 
folgenden Sägen begnügt: 

„Thatſächlich entfällt auf den Brauer im Zeit 
punkte der lebergabe des Bieres in den Verbraud 
nicht bloß der Betrag von 2 B80 4 für das 
Heltoliter; vielmehr ergiebt fi, da der im Geſetze 
vorgejehene Erſatz für die Verlufte bei der Fabri— 
fation und Lagerung bes Bieres unzureichend ijt, 
eine erheblich höhere Steuerbelaftung. Es liegt 
deshalb in der Billigfeit, daß auch die Ueber— 
gangsabgabe entiprechend Höher bemeffen wird. 
Die angeftellten Erörterungen haben ergeben, 
daß der Sak von 3 .# für das Heltoliter den 
Verhältniffen entipricht und nach dem Bollver- 
einigungsvertrag vom 8. Juli 1867 zuläffig iſt.“ 
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Abgejehen davon, daf in einer Materie, welche auf 
vertragsmäßiger Grundlage beruht, und an deren Res 
gelung die übrigen Ki reg finanziell intereffirt 
find, eingehende, auf ziffermäßiger und ftatiftijch ficherer 
Grundlage beruhende und ontrolirbare Motive dem Ge- 
gg hätten beigegeben werden follen, it e8 fraglich, 
ob bei diefen Erörterungen auch die Vortheile, welche die 
eljaß-lothringifche Refleltener dem Brauer, namentlich im 
Verhältni zu Baden, wo gleichfalls diefe Befteuerungs- 
art gilt, beim Brauafte —— genügend in Rechnun 
gesogen worben find. Der eljaßslothringifche Brauer it 

erechtigt, in den mit einem Aufſatz verjehenen Braus 
keſſel eine dem Bruttogehalt des Keſſels um 35 %, über: 
—— Menge von Bierwürze zu bringen, es iſt ihm 
erner geſtatiel, dem Aufſatz eine ſolche Dimenfion zu 
geben, daß außer ber 35 %, des Keſſelinhalts reprä- 
fentirenden Höhe no ein Raum von 5 cm für das 
Aufwallen beim Kochen bleibt, Wortheile, welche die 
Vermuthung dringend nahelegen, daß bie elſaß-loth— 
ringiſche innere Steuer für eine Reihe von Brauereien 
in Wirklichkeit geringer ift, als fie mit 2 30 8 für 
ben Heftoliter Pertigen Bieres in Anjag gebracht wird. 
ebenfalls könnte man bei der Annahme eines größeren 
Berluftes als 20 9%, niemals zu einem Webergangsfteuer- 
fage von 3.M kommen. Diejer Sag hätte nämlich rech— 
neriih einen Wbgang von 38,40 90 zwiſchen dem Heftos 
liter Kefjelinhalt und dem fertigen Bier zur Voraus— 
fegung, ein Abgang, ber erfahrungsgemäß bei ben weitelt- 
gehenden Annahmen von Fyabrifationsverluften niemals 
auch nur annährend erreicht wird. Es fann vom Stanbds 
punkte des Sadverftändigen aus lediglich zugegeben 
werden, ba& ber Abgang nicht immer genau 20 %, be= 
trage, ſondern in manden Brauereien unter Umftänden 
etwas höher fein wird, wogegen auf der anderen Seite 
die Möglichkeit der Erzielung eines geringeren Ab— 
ganges für einzelne Brauer durchaus nicht zu leugnen: ift. 

Selbft angenommen aber, der Verluft, welchen ber 
elfaßslothringifche Brauer bei der Bierfabrifation erleidet, 
überfteige den Anſatz von 20 9, des Inhaltes der Kejlel- 
füllung, fo kann hieraus doch nimmermehr die Berech— 
tigung zur Erhöhung ber Uebergangsabgabe unter gleich⸗ 
* Fortbeſtande der geſetzlichen inneren Steuer zu 

A 30 4 abgeleitet werben; man könnte hieraus viel- 
mehr logifh nur, wenn ber Steuerfaß zu 2 .M 30 4 
aufrecht erhalten bleibt, die Nothwendigfeit einer Er— 
höhung bes den inländijchen Brauern für den Fabrikations⸗ 
verluft gewährten Abzuges folgern, denn die elſaß-loth— 
ringische Bierfteuer ift technisch nichts Anderes, als eine 
reine Fabrikatſteuer (efr. Urt. 107 des Gef. vom 28. April 
1816), für deren Höhe der Umftand, daß die Steuer 
nad dem Inhalte des Braufefjels erhoben wird, ohne 
Einfluß ift. 

Steht nad) dem Voraufgeführten das neue elfah- 
lothringiſche Landesgejeg im frakten Widerſpruche mit 
zwingenden Vorjchriften der Reichsverfaſſung und beren 
vertragsmäßigen Grundlagen, jo find die Momente, 
welche gegen die Billigfeit der erftrebten und nunmehr 
gejeglich fanktionirten Hebergangsabgabeerhöhung ſprechen, 
nur von untergeorbnieterer Bedeutung. Die Abgeordneten 
Bad und Genofien — bei der Begründung ihres 
Antrages hauptſächlich auf den Rückgang der elſaß-loth— 
ringifhen Bierproduftion in dem lehten Jahren Bezug 
genommen und darum die Nothwendigkeit eines Schutzes 
diefer Imduftrie proflamirt. Allein dieſer Rückgang ift 
theilweife nur ein ſcheinbarer; er gründet ſich vornehm- 
ih auf die Schwierigkeit der Bierausfuhr nad) Frank— 
reih in Folge der dermaligen Zollverhältniſſe. Dieſen 
Verluft haben jedody die reichsländiſchen Brauer, wie 
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der Abgeordnete Bad in feiner am 23. April 1890 
im eljaß-lothringifchen Landesausſchuſſe gehaltenen Rebe 
ſelbſt einräumen mußte, zum großen Theil dadurch mwett 
gemadt, daß fie auf franzöfiihem Boden zahlreiche 
Filialbrauereien errichteten. Deren Produktion wäre bei 
ftatiftiicher Berechnung der elſaß-lothringiſchen Bier: 
probuftion leßterer zuzurechnen und würbe ſich alsdann 
zeigen, daß Lediglich eine Verfchiebung, nicht ein Rüde 
gang in der reichsländiihen Biererzeugung einge— 
treten ift. 

Bei der Frage des Schuges ber einheimischen In— 
buftrie vergeſſen die reihsländifchen Brauer aber vor— 
nehmlich, daß nicht neue Zollſchranken zu ihren m. 
innerhalb des Gebietes des Deutjchen Reiches aufges 
richtet werben bürfen, bie überdies zu einer dauernden 
Belaftung der vereinsländifchen Biererportinduftrie führten. 
Die Wirkungen des neuen elſaß-loihringiſchen Landes— 
gejeßes haben ſich, wie die Vorjtellung des bayerischen 
DBrauerbundes an ben hohen Bunbesrath des Deutichen 
Neiches in Ausficht ftellte, bereits bahin gezeigt, daß das 
bierfonfumirende Publitum eine Erhöhung des Bier— 
preijes nicht auf ſich nahm, fo daß die nach dem Reichs— 
land exportirende beutjche Brauinbuftrie ben erhöhten 
Vebergangszoll allein zu tragen hat. 

Die ehrerbietigft unterzeichnete Vorftandichaft bes 
bayerifchen Brauerbundes will die ftarten Worte, in 
welhen im Anfang bes Jahres 1891 mehrere ſüd— 
deutiche Blätter die Damals noch nicht zum Geſetze gereifte 
Erhöhung der elfaß-lothringifhen Uebergangsfteuer auf 
Bier befämpften, ſich nicht zu eigen machen, allein fie 
giebt fich der zuverfichtlichen Hoffnung hin, daß ber hohe 
deutſche Reichstag die Weberzeugung von ber Ber- 
fafjungswidrigfeit der gejeßgeberiihen Maßnahme vom 
22. März 1891 gewinnt und bie in jeiner Kompetenz 
liegenden Schritte zur Aufhebung diefer Ungejeplichteit 
ergreifen wird. 

Diefe Petition fam in der Sitzung ber Petitions— 
Kommilfion vom 30. April in Anweſenheit des Bevoll- 
mädhtigten zum Bunbdesrath, Herrn Minifterialrath v. Geiger, 
und des als Negierungslommijlar zugezogenen Kaiferlichen 
Geheimen Negierungsraths, Herrn Kühn, zur Verhandlung. 

Diefe Herren gaben folgende Erklärungen ab: 

1. Erllärung des Herm Geheimrath Kühn: 

Die von den Petenten geltend gemachten Beſtim— 
mungen im Ürtifel 5 11 S. 3 bes Bollvereinigungs- 
vertrages vom 8. Juli 1867, wonach die bei der Einfuhr 
eines  jteuerpflidtigen Konfumtionsgegenftandes aus 
anderen Bundesjtaaten zu erhebende Abgabe nicht über 
ben gefeglihen Betrag der darauf ruhenden inneren 
Steuer hinausgehen darf, finden fi ähnlich jchon in 
allen älteren Zollvereinigungsverträgen. Diejelben find, 
wie bie bisherige Birne der Uebergangs- bezw. 
früher der Ausgleihungsabgaben ergiebt, ftets dahin 
ausgelegt worben, daß da, wo der gejeßliche Betrag der 
auf der fertigen Waare ruhenden Steuer nicht von vorn 
herein fejtiteht, fondern die Steuerbelaftung diefer Waare 
von der Art der Heritellung, der Menge der verwendeten 
Rohſtoffe u. dal. abhängig ift, nicht der durchichnittliche, 
fondern der in * lommende höchſte Betrag der 
Steuer der Bemeſſung der Uebergangsabgabe zu Grunde 
gelegt werden ſoll. 

Hieraus, und weil in ſämmilichen deutſchen Brau— 
fteuergebieten bie Bierftener nicht von dem konjumfähigen 
Fabrikat, jondern theils vom Rohmaterial, theils vom 
Rauminhalt des Braufeffels, zum Theil überdies nach 
verſchiedenen Säßen erhoben wird, erflärt es fi, daß 
in den Bundesftaaten die Uebergangsabgabe vom Bier 
allgemein den Durchſchnittsbetrag der Steuer überfteigt. 


ont 
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Aus dem Gefagten geht ferner hervor, daß für bie 
Normirung der Uebergangsabgabe ein gewiſſer Spiel- 
raum gegeben iſt, indem die Unterlagen Hierfür nicht 
immer durch ziffernmäßige Berechnung, fondern vielfach 
nur unter Zuhülfenahme von Schäßungen gefunden 
werden fönnen. 

Es dürfte daher die, abgejehen von der Braufteuer- 
gemeinschaft, den Einzelitaaten obliegende Feſtſetzung des 
Ulebergangsabgabenjages für Bier nicht zu beanftanden 
fein, wenn ber Abgabenjaß dem für das einheimische Bier 
möglichen Höchſtbetrage der Steuerbelaftung entipricht. 

Nah den für Eljaß-Lothringen — beſon⸗ 
deren Beſtimmungen bedurfte die im Jahre 1891 be— 
ſchloſſene Einführung der erhöhten Uebergangsabgabe 
ber Zuſtimmung des Bundesräths. Der leptere iſt da— 
mals zu der Ueberzeugung gelangt, daß die Bemeſſung 
bes Satzes auf 3 „4. für das Hekloliter verfaſſungsmäßig 
zuläffig fei. 

Seit diefer Zeit haben die verbündeten Regierungen 
feinen Anlaß gehabt, zu der frage Stellung zu nehmen. 

Daß die Annahme, nad welcher die Steuerbelajtung 
bes eljaß-lothringifchen Bieres —* wohl die Summe 
von 3 M. für ein Heltoliter erreichen kann, auch unter 
ben gegenwärtigen Verhältniſſen noch zutreffend erfcheint, 
bürfte bie neuerdings aufgeftellte Berechnung ergeben, 
welche ih der Kommilfion zufolge der aus der Mitte 
berjelben geäußerten Wünfche vorzulegen mir geftatte. 

Ich darf dazu bemerken, daß die Ermittelung ber 
thatfächlichen Steuerbelaftung des Bieres mit Rüdficht 
auf das Steuerſyſtem gerade in he ale ba vor⸗ 
zugsweiſe ſchwierig iſt, weil bie Abgabe ohne Rüchſicht 
auf die thatſächlich gebraute Menge nad dem Inhalt 
des Brauleſſels beredynet wird und amtliches Material 
über die Berlufte, welche das Bier bis zur Fertigſtellung 
erleidet, nicht bejchafft werden kann. 


Anlage: 


Nah Art. 110 des Geſetzes vom 28. April 1816 ift 
die Steuer zu berechnen nad dem Inhalte des Braus 
tejjels, nachdem von demjelben 20%, abgezogen worden 
find. Legt man alfo einen Keſſel von 100 hl zu Grunde, 
jo beträgt die Steuer für einen Sub (100—20) 2,30 = 
184 AM Dieje Berechnung ber Steuer auf 184 M jebt 
aber voraus, daß fih auf dem Kühlichiff höchſtens 88 hi 
vorfinden. Finden ſich mehr als 88 hi vor, jo muß die 
Steuer von ber ganzen vorhandenen Menge bezahlt 
werben. Dies ergiebt fi) aus Art. 111 Abſ. 3, wonach 
jeder Ueberſchuß über die durch Art. 110 für ſieuer— 
pflihtig erklärte Bierquantität (100—20) der Steuer 
unterliegt, wenn er Yo dieſer Quantität überfteigt. 

Sollte es aljo dem Brauer möglich fein, die Bier- 

uantität in dem Keſſel genau jo abzumeſſen, daß auf das 
Kühlſchiff 88 hl kommen, jo würbe 1 hl des auf dem 
Kühlichiff befindlichen Vieres, für welches 184 M zu 
zahlen find, mit = — 2,00 M. belaftet fein. 

Diefe Abmeffung wird aber dem Brauer niemals ge 
lingen. Während fid) das Bier im Sieden befindet, läßt ſich 
die Menge nicht fejtftellen, da fich die Flüſſigleit in Be— 
wegung befindet. Diefer Umjtand und die Befürchtung, 
durch ein nicht Hinreichendes Herabkochen das !/ıo des 
Art. 111 Abi. 3 zu verlieren, drängen auf ein weiteres 
Einfieden, jo daf die auf das Kühlichiff fommende Menge 
oft weniger noch als den Juhalt des Keſſels abzüglich 
der 20%, in dem gewählten Beiſpiel aljo weniger als 
80 hi beträgt. Die Steuerbelaftung berechnet ſich hier— 
nad) höher, als in dem günftigften, jedoch nicht erreich- 
baren falle der SHerjtellung von 88 hi. Sind bloß 


ner wird auf S. 599 ber Verluft an Bier dur 
rung ac. nad angeflellten Unterfuhungen auf 21%/4%/0 angegeben. 
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87 hl vorhanden, fo ift das Heftoliter mit 2,11 A bes 
laftet, bei 80 hl mit 2,30 „AM, bei 78 hl mit 2,35 M., bei 
76 hl mit 2,45 «#. u. |. w. 

Auf der anderen Seite unterliegt, wenn mehr als 
88 hi auf dem Kühlſchiff fich vorfinden, die ganze Menge 
ber Steuer. Werden aljo auf dem Kühlſchiff 89 hi vor- 
gefunden, jo wird die Steuer von dieſen 89 hi mit 
2,30 «#. berechnet, jo daß das Heltoliter mit 2,30 „AM. bes 
laftet it. Das Gleiche iſt der Fall bei einem Ergebniß 
von 90 hl u. f. w. 

Man kann hiernach annehmen, dab die Belaftung 
bes Bieres auf dem Kühlichiff um den Saf von 2,90 MH. 
pro Hektoliter gravitirt. 

Nun fragt es fi, welche Abgänge in Rechnung zu 
ftellen find bis zu dem — in welchem das Bier 
in Konſum kommt. In dieſer Beziehung fehlen amtlich 
tontrolirte Zahlen, da die Steueraufſicht mit dem Ab—⸗ 
laſſen des Bieres vom Kühlihiff ihr Ende erreicht. 
Nah glaubwürdigen Angaben darf jedod — 
werden, daß dieſelben mindeſtens 20%, des Bieres auf 
dem Kühlſchiff betragen. 

— bleibt auf dem Kühlſchiff ein Rückſtand, 
bas Kühlichiffgeläger. Daſſelbe beiteht aus Eiweißſtoffen, 
Hopfentheilden, Hopfentömern und dergleichen. Diejer 
Rückſtand, welcher ſchwankend ift, ins beſondere im Hinblidauf 
die il des Getreides, ift etwa auf 3% zu ver⸗ 
anfchlagen. Nah dem Ablaffen vom Kühlſchiff Hat das 
Bier eine Beriefelung über Eisapparate zu erfahren, 
wodurch e8 auf eine Temperatur von 4° gebracht wird. 
Hierbei treten durch Berdunften, Verſchütten und der— 
gleichen etwa 5%, Berlufte ein. Während der Haupt- 
gährung im Gährbottich ergeben ſich zunächſt Verluſte 
dur die Schaumentwidelung. Dann bildet ſich eine 
Dede auf der SFlüffigkeit, die abgehoben werden muß. 
Beim Ablaflen bleibt Hefe zurüd. Diefe Verluſte find 
in ihrer *23* zu 5%, zu ſchätzen. Der Haupt 

ährung im Gährbottih folgt die Nadgährung im 
Sngerfah. Hierbei fließt Schaum ab, die Flüſſigkeit 
ehrt und es wird Nachfüllen erforberlih. Auf dem 
Boden des Faſſes verbleibt Hefe und Trub. Diele 
Berlufte in den Lagerfäſſern betragen etwa 3%. End— 
lich find noch zu berüdfichtigen die Abgänge, welche durch 
das Ablafjen des Bieres, das Ueberfüllen, den Trans— 
port von dem Gährraum in den oft weit entfernten 
Lagerraum, die Befülung ber Transportfäfler u. |. w. 
—— Dieſelben ſollen zu 4°, anzunehmen fein. 

Außer Betracht gelaſſen find hierbei zufällige, durch 
Zerplatzen der Fäſſer und dergleichen entſtehende Ver— 
lufte, deren Berückſichtigung den Prozentſatz erheblich 
ſteigern würde. 

Die obigen Abgänge, welche ſich zuſammen auf 
20 0/0*) belaufen, find in Rechnung zu on um aus 
ber Belaftung des Bieres auf dem Kuͤhlſchiff die Be— 
laftung des zum Konſum fertigen Bieres zu ermitteln. 
Wie oben angegeben, gravitirt die Belaftung des Bieres 
auf dem Kühlichifi um den Sag von 2,50 HM Einzelne 
Sude können niebriger belaftet jein, andere höher. Zur 
Berechnung der Uebergangsabgabe muß aud auf bie 
rn belajteten Sube Rüdfiht genommen werben, dba 
anderenfalld das eingeführte Bier einer geringeren 
Steuer unterliegt. Es rechtfertigt ſich deshalb, einen 
etwas über die dDurchichnittliche Belaftung hinausgehenden 
Betrag zu Grumde zu legen, und es wird unbedenklich 
ſtatt des Durhichnitts von 2,90 „AM. der Belrag von 


2,40 «A eingeftellt werden können. Wenn nun 1 hi Bier 


*) Ar dem Lehrbuch ber Bierbrauerei von Profeffor Dr. Lint- 
Abtühlung, Gäh⸗ 
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auf dem Kühlſchiff mit 2,4 A belaftet ift, find bei einem 
Abgange von 20%, mit dieſem Betrage von 2,40 M 
belajtet O,; hl zum Konſum fertigen Bieres, oder 1 hl 
diefes Bieres iſt belaftet mit 3 AM. 
2. Erklärung bes Herrn Minifterialrath v. Geiger: 
Es jei von einer Seite der bei ber Berechnung ber 
Uebergangsabgabe in Anſatz gebradte Schwund von 20 
Prozent als zu hoch gegriffen bezeichnet worden. Dieſe 
Bemängelung könne nad) ben in Bayern gemachten Erfah- 
rungen als zutreffend nicht anerfannt werden: der Schwund 
beirage im Durchſchnitte thatſächlich 20 Prozent, in vielen 
Fällen aber mehr. — Die Beitimmungen in Artikel 5 Ab- 
ſchnitt II, $. 3 des Bollvereinigungsvertrags vom 8. Juli 
1867 jeien, wie der Vertreter des Reichaihapamtes mit 
Recht hervorgehoben habe, jtet3 in der Weiſe ausgelegt 
worden, daß nicht die Durchſchnitis belaſtung, fondern die 
Marimalbelaftung des Bieres die Grundlage ber Fyeit- 
fegung der Uebergangsabgabe zu bilden Habe. Diejer 
Grundjaß fei übrigens nicht erft feit dem Abſchluß des 
6Ter Vertrages in Geltung; die gleiche Beftimmung wie 
in dieſem ®ertrage finde ſich nämlih ſchon in allen 
früheren Bollvereinigungs-Verträgen bis zurüd zu ben 
40er Zahren, und von ba an jei nach dem bezeichneten 
Grundjaße in ben beutichen Staaten verfahren worden. Es 
ericheine doch bedenklich, nunmehr einen feit langer Zeit 
beobadıteten, mit dem Wortlaute und bem Sinne der 
Verträge im Einklang ftehenden Grundſatz aus Anlaf 
eines Spezialfalles aufzugeben. Nad) der Berechnung, 
wie fie der Vertreter des Reichsſchatzamtes mitgetheilt 
—* ſei wohl die Meinung begründet, daß die Feſt— 
ellung der Uebergangsabgabe in Elſaß-Lothringen auf 
3.#. vom SHektoliter Bier den Beitimmungen des Juli— 
vertrags entſpreche. — Uebrigens habe die Frage auch 
eine andere ftaatsrechiliche Seite, bie nicht ganz uner- 
Örtert gelaffen werben dürfe. Nach $.4 bes Öeiehes 
vom 25. Juni 1873, betreffend die Einführung der Ver— 
fafjung bes Deutſchen Reichs in Eljah-Lothringen, jei 
bie Bierbefteuerung dortjelbft bis auf Weiteres ber Landes⸗ 
geſetzgebung überlaflen; die Beſteuerung bes Bieres be— 
greife aber auch das Recht der Feſtſtellung der Bier— 
übergangsabgabe in ſich. Es fei aljo dieſe Angelegenheit 
Sache der Landesgeſetzgebung. In gleicher Weife, jedoch 
durch die Reichsverfaſſung noch prägnanter zum Ausdrud 
gebradht, verhalte es fidy mit der Bierübergangsabgabe 
der drei ſüddeutſchen Staaten Bayern, Württemberg und 
Baden: diejelben hätten bekanntlich nad; Artikel 35 ber 
Reichsverfaflung ein Reſervatrecht bezüglich der Bier- 
bejteuerung, und es jei in den Berfailler Verträgen aus— 
drüdlich beftimmt, daß die Uebergangsabgaben von Bier 
ebenjo anzujehen feien, wie bie auf die Bereitung bes 
Bieres gelegten Abgaben. Hierdurch erſcheine es doch 
nicht ſo ganz zweifellos, wie die Petilion des Brauer— 
bundes es darſiellt, daß Fragen der vorliegenden Art 
unter allen Umſtänden der Beſchlußfaſſung des Reichstags 
unterliegen. Hierauf aufmerffam zu machen, fei bei 
diejer Gelegenheit angezeigt, um jo mehr, als aud in 
der Petition dieſe Seite der Frage berührt fei. 

Bei der nun folgenden Beſprechung ber Petition wurde 
insbefondere Folgendes betont: Der Umftand, „daß auch 
anderswo bie inmere Steuer und die Uebergangsabgabe 
nicht immer bie gleiche Höhe hätten, daß z. B. die Ueber: 
—— für Bier von Bayern nach den Gebieten ber 

orddeutſchen Braufteuergemeinshaft 2 AH. pro Hektoliter 
betrage, während die innere Steuer in den Gebieten diejer 
Gemeinſchaft fih nur auf 1 .#. pro Heltoliter belaufe”, 
beweife keineswegs, daß nun aud in Elſaß-Lothringen ein 
folcher Unterfchied zwifchen der Uebergangsabgabe und der 
inneren Steuer geſetzlich janktionirt werden dürfe, 
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Wenn das Mißverhältniß zwifchen diefen beiden Steuern 
zwiſchen den anderen Bunbesftanten thatſächlich beftehe, fo 
entipreche es eben dem Zollvereinsvertrage vom 8. Juli 1867 
nicht; es folge aber daraus nicht, daß nun in Elſaß— 
er ein gleiches Mifverhälniß geſchaffen werben 
dürfe. 


Der Nachweis aber, dab in Eljaß-Lothringen die 
innere Steuer auf Bier 3 „A. pro Heltoliter betrage, ſei 
in feiner Weije erbradyt worden. Man wolle zugeben, daf 
je nad den größeren ober geringeren Berlufien bei einem 
Sud die Steuer fi nicht immer rechneriſch genau auf 
2,30 .#. pro Hektoliter ftelle, unter Umftänden auch darüber 
hinaus gehen könne, aber man bürfe annehmen, daß die 
Petenten, welche doch Fachmänner jeien und genau durd 
langjährige Erfahrung mwühten, wie groß der Verluft bei 
bem Brauprozeß zwiſchen der Kefjelfüllung und dem fertigen 
Dier fei, nicht im Unrecht jeien, wenn fie behaupteten, daf 
ne innere Steuer die Höhe von 3 ,#. feinenfalld ers 
reiche. 

Dei den regierungsſeilig gegebenen Angaben über 
die Verlufte bei der Bierfabrifation, wo diejelben von 
dem Augenblick der Auffüllung auf das Kühlſchiff bis zum 
tonfumfähigen Bier auf 20 Prozent berechnet feien, fei wohl 
zu wenig berüdfichtigt, daß ſchon bei der Steuerberechnung 
20 Prozent der Kejjelfüllung in Abrechnung gebracht jeien. 

Um zu dem Steuerfaße von 3 .X zu kommen, müſſe 
man ſchon annehmen, daß zwiſchen der Keffelfülung und 
bem fertigen Bier ein Berluft von annähernd 40 Prozent 
liege. 

Nah dent betaillirten Angaben der Petenten feien dem 
Elſaß⸗Lothringiſchen Brauer mandherlei Einrichtungen ge 
ftattet, die ihn vor Berluften bei dem Brauakt bewahrten. 
So bürfe er im den mit einem Aufſatz verjehenen Braus 
fefjel eine ben Bruttogehalt bes Keffels um 35 Prozent 
überfteigende Menge von Bierwürze bringen; es ſei ihm 
ferner geftattet, dem Auffaß eine ſolche Dimenfion zu geben, 
dab außer der 35 Prozent des Kefjelinhalts repräfentiren- 
ben Höhe noch ein Raum von 5 Gentimeter für das Auf: 
wallen beim Kochen bleibe. Dieje Vortheile, welde 3. 2. 
den badifchen Brauern nicht geftattet ſeien, feien derartige, 
daß fie die Vermuthung nahe legten, die elfaß-loihringijche 
innere Steuer erreidhe für eine große Anzahl Brauereien 
nr Höhe von 2,50 „A, per Hektoliter fertigen Bieres noch 
nicht. 

Es erſcheine auch nicht angemefjen, wenn vielleidht mal 
irgendwo burd Zufall bie innere Steuer die Höhe von 
3 A pro Heltoliter erreicht haben follte, num dieſen Satz 
bei der Bemefjung der Uebergangsabgabe als Maßſtab 
zu Grunde zu legen; ein gewiſſes Durchſchnittsverhäliniß 
mũſſe babei doch maßgebend fein. 

Was endlich den Einwand angehe, dab die Bier: 
befteuerung in Elſaß⸗Lothringen ber Qandesgefeßgebung über: 
laſſen ſei und aud bas Recht der Feſtſetzung der Ueber— 
gangsabgabe in ſich begreife, fo jei das gar nicht an- 
gezweifelt worden. Diejes Recht jei indeß ein beichränttes, 
ben s nur innerhalb des Rahmens der Reichsgeſetzgebung 

tehe. 

Die Landesgeleggebung könne die innere Steuer und 
die Uebergangsabgabe gleihmäßig im beliebiger Höhe 
feftieen, fie fönne auch die innere Steuer höher normiren 
als die Uebergangsabgabe, aber eine niedrigere Bemeſſung 
ber inneren Steuer als ber Uebergangsabgabe fei ihr durch 
den Bollvereinsvertrag von 1867, welder auch für Eljaf- 
Lothringen Gejeg geworben ſei, verboten. 

Die Petitionstommilfion war in ihrer großen Mehr: 
heit der Anficht, da die Behauptung der Petenten, die 
innere Steuer in Gljah = Lothringen erreiche die Höhe 
von 3 A nicht, feineswegs entkräftet fei. Sie hielt es 
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vielmehr ‚für wahrfcheinlid, daß bei der Feſtſetzung ber 
Uebergangsabgabe mehr der Schuß der einheimiſchen eljaß- 
lothringiſchen Induftrie berüdfichtigt jei, als der Zollvereins⸗ 
vertrag, und daß num nachträglich, nachdem eine Anfechtung 
ftattgefunden habe, der Sa von 3 A fo gut als möglich 
vertheidigt werben müffe. 

Die Kommiffion faßte mit allen gegen 2 Stimmen den 
Beichluß die Petition dem Herm Reichslanzler zur Berüd- 
fihtigung zu überweifen. 

Sie beantragt demnach: 

Der Reihstag wolle beichließen: 
die Petition II. Nr. 20202 des bayerifchen 
Brauerbundes, betreffend die ebergangsabgabe 
für Bier nad Elſaß-Lothringen, 
dem Herrn Reihslanzler zur Berüd- 
fihtigung zu Abermeilen. 


Nr. 260, 
AUbänderunas-Unträgae 
ur 


3 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Gejeßes 
zur Bekämpfung des unlauteren Wettbeiverbes 
— Nr. 192 der Druckſachen —. 


Schmidt (Elberfeld). Traeger. Der Reichstag wolle 
beſchließen: 
1. im 8. 1 den zweiten Abſatz wie folgt zu faſſen: 

Unfprühe auf Unterlaſſung der unrichtigen 
Angaben und auf Schabenserfap fönnen gegen 
diejenigen Berfonen, welche bei Herftellung und 
Verbreitung einer Drudichrift als Werleger, 
Druder ober beren Angeftellte mitgewirkt haben, 
dann nicht geltend gemacht werden, wenn die 
unrichtigen Angaben im Auftrage eines Dritten 
in bie Drudichrift aufgenommen worden find, 
und dies aus der Art der Bekanntmachung 
felbft erfennbar hervorgetreten ift. 

2. im $. 13 als dritten Abſatz einzufügen: 

Auf Antrag des freigefprochenen Ange— 
ſchuldigten Hat das Gericht die öffentliche Be— 
fanntmahung der Frreifprehung anzuordnen; 
die Staalskaſſe trägt die Koften, infofern bie 
jelben nicht dem Anzeigenden ober dem Privat- 
Häger auferlegt worben find. 

ben gegenwärtigen britten Abſatz wie folgt zu faffen: 

Wird in ben Fällen ber 88. 1, 6 und 8 auf 
Unterlafjung geflagt, jo fann der obfiegenden 
Partei die Befugniß zugeiprodhen werden, ben 
verfügenden Theil des Urteils innerhalb bes 
ftimmter Friſt auf Koften der unterliegenden 
Bartei öffentlich befannt zu maden. 

Berlin, den 30. März 1896. 


Nr, 261. 
Abänderunas-Anträge 


3 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Gejeßes 
zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewwerbes 
— Nr. 192 der Druckſachen —. 
Baffermann. Der Reichstag wolle beſchließen: 
1. dem $. 1 einen Abſatz 4 beizufügen: 
Die Verwendung von Namen, melde nad) 
dem Handelögebraudy zur Benennung gewiſſer 


Altenſtũcke zu den Verhandlungen des Neidistages 1895/96. 


Baaren dienen, ohne beren Herkunft bezeichnen 
zu jollen, fällt unter vorftehende Bejtimmungen 
nicht. 

2. einen $. 10a einzufügen: 

Ber einen Angeftellten, Arbeiter oder Lehrling, 
ber fraft Vertrags verpflichtet iſt, Geſchäfts- 
ober Betriebsgeheimmiffe, die ihm während ber 
Dauer des Dienftverhältniffes anvertraut oder 
fonft zugänglich geworden find, auch nach dem 
Ablauf des Dienftverhälmiffes geheimzuhalten, 
zur unbefugten Mitiheilung folder Geheimmifje 
beftimmt hat, ift zum Erfaße des Schadens und 
zur Zahlung der verwirkten Bertragsftrafe als 
Geſammtſchuldner verpflichtet. 

3. im $. 11 hinter 9 „10a“ einzufügen. 
Berlin, den 13. April 1896. 


Nr. 262. 
Ubänderunas-Untrag 


zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes 
zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewwerbes 
— Nr. 192 der Drudjachen —. 


Baffermaun. Der Reichstag wolle beſchliehen: 


Zu 2. 1. 
Den legten Sag im Abſatz 3 zu fireihen und bafür 
folgende —— zu ſetzen: 

Sind die unrichtigen Angaben in einer Drud- 
ſchrift gemacht, fo kann ein Anfprud auf Erſatz 
bes verurfachten Schadens gegen biejenigen Per: 
fonen, die bei Heritellung oder Verbreitung ber 
Drudihrift mitgewirkt haben, dann nicht geltend 
gemadht werben, wenn die unrichtigen Angaben im 
Auftrag eines Dritten in die Druchkſchrift aufs 
genommen worden find und dies aus ber Urt der 
Bekanntmachung erkennbar hervorgetreten ift, oder, 
falls Legteres nicht der Fall ift, wenn auf erfolgte 
Aufforderung der Verfaſſer oder Einjender nad: 
gewiejen wird. 

Haben die genannten Berfonen die Unrichtige 
feit der Angaben gelannt, jo bleibt es bei ben 
Beitimmungen des Abjahes 2. 

Berlin, den 15. April 1896. 


Nr. 263/266. 
Abänderungas-Anträge 


zur 

zweiten Berathung des Entwurfs eines Gejetes 

zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes 
— Nr. 192 der Druckſachen —. 


Nr. 263. 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
im 5. 8 ber Kommiffionsbeihlüffe die Worte: 
„über geſchäftliche Berhältniffe insbejondere“ 
zu ſtreichen. 


Len 


Nr. 264, 
Schmidt (Elberfeld). Der Reichstag wolle beſchließen: 
1. * 8.9 zu ſtreichen und an deſſen Stelle zu 
eben: 
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8.9. 

Mit Geldftrafe bis zu 3000 Mark ober mit 
Gefängnig bis zu einem Jahre wird beftraft, 
wer Geichäfts- oder Betriebsgeheimmnifle, beren 
Kenntniß er durch eine gegen die guten Gitten 
verftoßende Handlung erlangt hat, zu Bweden 
bes MWetibewerbes unbefugt verwerthet oder an 
Andere mitteilt. 

uwiderhandlungen verpfliten außerbem 
zum Erfaße bes entfianbenen Schadens. Mehrere 
Berpflichtete haften als Geſammiſchuldner. 


2. im e ber Annahme ad 1, in dem 8. 10 
die Worte: „unbefugten” und „Abſatz 1” zu 
ſtreichen. 


3. einen 3. 10a einzufügen: 


8. 10a. 

Bereinbarungen, durch welche dem Ange— 
jtellten eines Gejchäftsbetriebes Beſchränkungen 
auferlegt werden bezüglih der Berwendung 
feiner Kenntniffe oder * Arbeitskraft nad) 
Ablauf des Dienſtverhältniſſes, find nichtig, es 
fei denn, daß ber Inhaber bes Geichäftsbetriebes 
fih für die Dauer der Beſchränkungen vers 
pflichtet hat, dem Angeftellten für die in ben 
auferlegten Beichränkungen liegenden Nadhtheile 
Erjaß zu gewähren. 





Nr. 265. 
&inger. Der Reichstag wolle beſchließen: 
im 3. 1 Abſatz 1 die Worte: 
„über geichäftliche Verhältniſſe insbefondere” 
zu ftreihen. 


Nr. 266. 
Dr. Bielhaben. Der Reichstag wolle beſchließen: 
1. in dem $. 1 Abſatz 3 die Worte: 
„Erfolgt die öffentliche Belanntmadhung” u. ſ. m. 
bis „befindet“ 
zu ftreidhen. 
2. den 8.5 zu fireichen. 
Berlin, den 16. April 1896. 


Nr. 267. 
Ubänderunas-Untraa 


zur 
dritten Berathung des Entwurfs eines Gejekes, 
betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung 
— Nr. 212 der Drudjachen —. 
Dr. nn: Schmidt (Elberfeld). Der Reichstag wolle 
beſchließen: 
für den Fall der Annahme des Artikels 8 nad 
den Worten: „mit Ausnahme von Drudichriften, 
anderen Schriften und Bildwerfen, Gegenſtänden 
der Leinen» und Wäſchefabrikation“ einzufchalten: 
„ſowie von Belleidungsgegenftänden aller Art, von 
Mein, Eigarren und anderen Tabadsfabrifaten.” 
Berlin, den 16. April 1896. 
Dr. Badnide Schmidt (Elberfeld). Mugft. Dr. Barth. 


Benoit. Bueb. Gaffelmann. Fiſcher. Freſe. 
rohme. Gaulke. Dr. Görtz. Johannſen. Kercher. 
öpp. Langerfeldt. enzmann. Lorenzen. 


Dr. Lütgenau. Lüttich. Maager. Meiſter. Dr. Meyer 

(Halle). v. Reibnitz. Rickert. Roeſicke. Dr. Schneider. 

Schröder. ERRRAREE EIObe Stolle. Thomfen. 
eiß. 









Reichstag. Aktenftüde Nr. 267, 268, 269. 


Nr. 268. 
Snterpellation. 


Der Bundesrath Hat unter dem 4. März d. J. 
auf Grund des $. 120e ber Gewerbeordnung 
Beftimmungen, betreffend ben Betrieb von Bädes 
reien und Konditoreien, erlaffen, melde ber Herr 
Neichskanzler gemäß der Vorfchrift des S. 120e Abjag 4 
ber Gewerbeordnung unter dem 9. März d. J. dem Reichs: 
tage zur Kenntnißnahme mitgetheilt hat (Reichstags-Drud- 
jade Nr. 208). 

Die Unterzeichneten haben Bebenten, ob die thatjächlichen 
Borausfegungen, unter welden durch Beſchluß des Bundes 
raths für einzelne Gewerbe auf Grund des $. 120e Abſatz 3 
ber Gewerbeordnung Dauer, Beginn und Ende der zuläffigen 
täglichen Arbeitszeit und der zu gemwährenden Paufen vor- 
geichrieben und die zur Durdführung dieſer Vorſchriften 
erforberlihen Anordnungen erlafien werden können, für die 
Gewerbe der Bäder und der Konditoren vorhanden find, 
und bitten baher die verbündeten Regierungen um Mus- 
kunft hierüber. 


Berlin, den 16. April 1896. 


u v. Manteuffel. Graf v. Bismard-Schöns 
aujen. Bohtz. Dr.v. Budla. Freiherr v. Budden⸗ 
rod. Graf v. Earmer. v. EolmarsMeyenburg. 
v. Dallwitz. v. Dewitz. Graf zu I gegen 
Graf Douglas. v. Djiembomwsti-Bomit. Dr. v. Frege— 
Weltzin. v. d. Gröben-Arenftein. Baron v. Guſtedt— 
Lablacken. aake. Dr. Hahn. Hauffe-Dahlen. 
v. Herder. Hilgendorff. Himburg. v. Holleuffer. 
Graf v. Holſtein. Jacobskötter. Graf zu Inn— 
und Enyphaufen. Graf v. Kanitz-Podangen. v.Kleijts 
Repow. Klemm (Mühlhaufen). Dr. fyreiherr v. Langen. 
v. Leipziger. Dr. v. Levetzow. Graf zu Limburg- 
Stirum. Freiherr v. Maltzan-Molzow. v. Maſſow. 
Menp. eyer (Danzig). Naud. v. Normann. 
v. db. Dften. Bauli. v. Ploetz. v. Podbielski. 
Reichmuih. Rettich. Mielehof =» Böhmer Graf 
v. Roon. Rother. Sachße. v. Saliſch. Freiherr 
Saurma v. db. Jeltſch. Schall. Scerre Graf 
v. Schlieffen-Schlieffenberg. v. Schöning. Graf 
v. Schwerin-Löwig. v. Sperber. v. Staubdy. 
v. Stein. Steppuhn. Dr. Udo Graf zu Stolberg- 
Vernigerode. Stroh. Dr. Bielhaben. v. Biered. 
v. Werded:Shorbus. Will. v. Winterfeldt-Mentin. 


Nr. 269. 
AUbänderungs-Untrag 


zur 

zweiten Berathung des Entwurfs eines Gejetes, 
betreffend die Abänderung des Gejetes über 
die Erwerbö- und Wirthichaftsgenofjenichaften, 
vom 1. Mai 1889 — Nr. 169 der Drud- 
fachen —. 


Freiherr u. Hodenberg. Der Reihstag wolle beichließen: 


in $. 145a Abſatz 1 Hinter den Worten „mit 
Gelditrafe" . . . die Worte einzufügen: „von 
breißig*. 

Berlin, den 16. April 1896. 


Nr. 270. 
Abänderunas-Untrag 


zur 

zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Abänderung des Geſetzes über 
die Erwerbs- und Wirthichaftsgenofjenfchaften, 
vom 1. Mai 1889 — Nr. 169 der Drud- 

fahen —. 
Dr. Schneider. Der Reichstag wolle beichließen: 
An Stelle des Artikels 1 zu jegen: 


Einziger Artikel. 
Der Abſatz 4 bes $. 8 bes Geſetzes, betreffend 


die Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften 
vom 1. Mai 1889 (Reichs-Geſetzbl. S. 55) wird 
aufgehoben. 


Berlin, den 17. April 1896. 


Nr, 271. 
Snterpellation, 


Hat ber Herr Reichskanzler Kenntniß von ben in 
legter Zeit vorgefommenen Zweilämpfen, bei denen insbes 
fondere Militärperfonen betheiligt waren? 

Iſt dem Herrn Neichstanzler bekannt, ob und welde 
Dabregeln zur Verhütung dieſer Zweikämpfe getroffen 
waren? 

Welche Mafregeln gedenkt der Herr Reichskanzler zu 
ergreifen, um in Zulunft ben gejegwidrigen und das allge 
meine Rechtsbewußtſein ſchwer — Bmeitämpfen 
wirffamer wie bisher enigegenzutreten 

Berlin, den 14. April 1896. 


Dr. Bachem. Aichbichler. Prinz v. Arenberg. Bäurle. 
Bender. Dr. Bod (Aachen). Brandenburg. Braun. 
Broefmann. Bumiller. Burger, euringer. 
Dieden. Ed. Euler. Frank Matibor). rigen 
(Düſſeldorf). Frigen (Rees, Fuchs. Fusangel. 
Graf v. Galen. Gerſtenberger. v. Grand-R 
Gröber (Württemberg). Harl. Hartmann Glatz. 
Dr. Freiherr Heereman von Zuydwyk. Heſſe. 
Dr. Hitze. Graf v. Hompeſch. Horn Meiße). Hubrich. 
Hug. Humann. v. Kehler. Keßler. Kloſe. Krebs. 
Ritter v. Lama. Lehemeir. Lehner. Lender. Leonhard. 
Zerno. Lerzer. Letoha. Dr. Lieber (Montabaur). 
Dr. Lingens. Marbe Dr. Marcour Mayer 
(Landshut), Mepner Meuſtadt). Mooren. Morip. 
Müller (fulda), Nadbyl. Nedermann. Goeg 
v. Olenhuſen. Pesold. Dr. Pichler. Bingen. 
Nadwansti. Reichert. Rembold. Dr. Rintelen. 
Roeren. Dr. Rudolphi. Dr. Schaedler. Schaettgen. 
Schmid (Immenſtadth. Schmidt (Warburg), Schöpf. 
Sduler. Schwarze. Spahn. Steininger. Dr. Stephan 
(Beuthen). Stöder. v. Strombed. Strzoda. 
Szmula TQTimmerman. Trimborn. Ballenborn. 
MWattendorff. Weber (Bayern). Weidenfeld. Well- 
ftein. Wenders. Wengert. Wenzel. Bildegger. 
de Witt. Wiplsperger. Wolny. Bott. 


Reichstag. Aktenftüde Nr. 270, 271, 272/274, 215/276. 
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Nr. 272/274. 
Abänderunas-Anträge 


zur 
zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes 
zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes 
— Nr. 192 der Drudfachen —. 


Nr. 272. 
Noeren. Der Reichstag wolle beſchließen: 
dem Abſatz 2 im 3. U folgende Faſſung zu geben: 
„Für die Aniprüde auf Schabenserjag 
beginnt ber Lauf der Berjährung nit vor 
dem Zeitpunkt, im welchem ein Scaben ent 
ftanden iſi.“ 
Nr. 273, 
Freiherr v. Stumm-Halberg. Der Reichstag wolle be— 
ſchließen: 
im 8. 9 erfter le 7. Beile das Wort 
„oder“ 
zu ſtreichen. 





Nr. 274. 
Beh. Der Reichstag wolle beſchließen: 
8. 13 Abſatz 3 fo zu faflen: 

„sn den Fällen der SS. 1, 6 und 8 kann 
ber obfiegenden Partei auf ihren Antrag die Des 
fugniß zugeiprodhen werben, ben verfügenden Theil 
bes Urtheiles innerhalb beftimmter Friſt auf Koften 
ber unterliegenden Partei öffentlih bekannt zu 
machen.” 

Berlin, den 17. April 1896. 


Nr. 275/276. 
Nr. 275, 


Schleuniger Antrag. 


Auer und Genoffen. Der Reichstag wolle beſchließen: 

ben Herm Reichslanzler zu erfuchen, zu veranlaffen, 
daß das gegen ben Abgeordneten Molkenbuhr 
bei dem Amtsgericht zu Hamburg ſchwebende 
Privatklageverfahren (Allenrubrum: Naab 
wider Moltenbubr und StenzelP. Nr. 49/50 
1896) für die Dauer ber gegenwärtigen Reichs— 
tagsjeffion eingeftellt werbe. 


Berlin, den 17, April 1896. 


Auer. Bebel. Birk. Blos. Bod (Gotha). Brühne, 
Bueb. Dietz. v. Elm. Fiſcher. Förſter (Reuß). 
Frohme. Geriſch. Geyer. Grillenberger. Harm. 
erbert. Hofmann (Ehemnig). Horn (Sachſen). Joeſt. 
lees. Kühn. Legien. Liebknecht. Dr. Lüttgenau. 
Meiſter. Metzger (Hamburg). Möller (Waldenburg). 
Molkenbuhr. Reißhaus. Scippel. —— 
Berlin. Schmidt (Frankfurt). Schmidt Eachſen). 
r. Schoenlant. Schulte (Königsberg), Schumader. 
Seifert. Singer. Stadthagen. Stolle Tutzauer. 
Uri. Vogtherr. v. Bollmar. Wurm. Zubeil. 
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u Reichstag. Aktenftüde Nr. 277, 278, 279, 280. 








Nr. 276, 
Ubänderunas-Untraa 


Nr. 20. 
Untrag 
zur 


. er ’ 
dritten Berathung des Entwurfs eines Gejeßes, | zweiten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 


betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung 
— Nr. 212 der Druckſachen —. 


Birk, Reißhaus. Schmidt (Berlin). Der Reichstag 
wolle beichließen: 
im Artitel 11 $. 56 Biffer 11 die Worte „Schmud- 
lachen und Bijouterien“ zu ftreichen. 
Berlin, den 17. April 1896. 


Nr. 277, 
Untraa. 


Nidert. Lenzmann. Der Reichstag wolle beſchließen: 
bie verbündeten Regierungen zu erfuchen, mit allen 
bisziplinarifchen und geſetzlichen Mitteln dahin zu 
wirlen, daß das, auch in den Kreiſen der Dffiziere 
bes jtehenden Heeres und ber Reſerve weiter um 
ſich greifende, der Religion, der Moral und ben 
—— widerſprechende Duell⸗Unweſen beſeitigt 
werde. 

Berlin, den 17. April 1896. 

Rider. Lenzmann. Augſt. Dr. Barth. Bedh. 

Benoit. A— Fiſchbeck. Freſe. Galler. 

Gaulke. Dr. Görtz. Haehnle. Dr. Hermes. Kercher. 

Koepp. Langerfeldt. Dr. Langerhans. Lorenzen. 

Lüders. Maager. Dr. Meyer (Halle), Dr. Müller 

(Sagan). Dr. Pachnicke. v. Reibnig. Ritter (Merſe— 

burg). Roeſicke. Schmieder. 





Nr, 278. 
AUbänderungas-Untrag 


zu 

dem Antrag im Bericht der MWahlprüfungs- 

Kommiffion über die Wahl des Abgeordneten 

Holt im fünften Wahlfreife des NRegierungs- 

bezirks Marienwerder — Nr. 195 der Drud- 
ſachen —. 


Gamp und Genofien. Der Reichtag wolle beſchließen: 
enigegen dem Beſchluſſe der Wahlprüfungssftom: 
million: 

„die Entſcheidung über die Gültigkeit der Wahl 
bes Abgeordneten Holtz im fünften Wahlkreife des 
Regierungsbezirls Marienwerder auszufeßen“, 
die Wahl des Abgeorbneten Holg für gültig zu 


erklären. 
Berlin, den 17. April 1896. 
amp. 
Unterftüßt durch: 
Graf v. Arnim. Bauermeifter. Baumbad. Graf 


v. Bernftorff (Lauenburg). v. Djiembowsti-Bomit. 
Engels. Freiherr v. Gültlingen. Haale. Dr. Höffel. 
v. Kardorff. Klemm (Mühlhaufen). Krupp. Leuſchner. 


v. Loeſewitz. Merbad. eyer (Danzig), Müller. 
Naud. Bauli. Pöhlmann. Reichmuth. Ritter 
(Wirfiß). Scherre. Dr. Schultz-Lupitz. Stephann 


(Torgau). Freiherr v. Stumm-Halberg. 


| betreffend die Abänderung des Geſetzes über die 


Erwerbs- und Wirthichaftsgenofjenjchaften, vom 
1. Mai 1889 — Nr. 169 der Drudjachen —. 
Meiner (Neuftadt). Der Neichstag wolle befchließen: 
Im & 1 wird Hinter Nr. 5 Folgendes eingefügt: 
„Branntwein und fonftige Spirituofen, melde 
dem Genuffe dienen, gehören nicht zu ben 
Lebens: und Wirthihaftsbedürfniffen und dürfen 
von Konfumvereinen nicht geführt werben." 
Berlin, den 17. April 1896. 
Mepner (Neujtabt). 
Unterftügt durch: 
Prinz v. Arenberg. Dr. Badem. 
Broelmann. Bumiller. v. Ezarlinsfi, 
Dr. Förfter (Neuftettin). Frank (Ratibor). Fuchs. 
Gräfe. v. Grand-Ry. Gröber. Harl. Dr. Freiherr 
— v. Zuydwyl. Freiherr v. Hodenberg. 


Bindewald. 
Dieden. 


lemm (Dresden). Kloſe. Letocha. Dr. Lingens. 
Loge. Marbe. Pezold. Dr. Pichler. Pingen. 
Schmidt (Warburg). Schwarze Strzoda. Wallen— 
born. Wattendorff. Wellſtein. Wenzel. Werner. 
Zimmermann. 
Nr. 280. 
Petitionen, 
weldhe, 


bon der Kommiffion fir die Petitionen als zur 
Erörterung im Plenum nicht geeignet erachtet, 
zur Einficht im Büreau niedergelegt find. 


efr. Erfies Verzeichniß — Ar. 75 der Drudiahen —. 


Journ. II. Nr. 22. Kunze — Abänderung bes Gefepes, 
betrefjend die Kaiſerliche Schutz⸗ 
truppe in Deutſch⸗Oſtafrika, vom 
22. März 1891 —. 

(Vom Abgeordneten Dr. Haſſe 
überreicht.) 

«= 1.Rr. 44. Glembopfi — Gewährung einer 
Beihülfe auf Grund des Geſetzes 
vom 22. Mai 1895 —. 

:- MU.R. 52. Radde — Unfallrente —. 

U. Nr. 64. Stroheder — Beſchwerde über 
Zurüdweifung einer Patent-An- 
meldung —. 

«e I1.Nr 152. Dpel — Unfallrente —. 

1. Nr. 154. Engelharbt — Altersrente —. 

(Vom Mbgeorbnetn Pauli 

U. Nr. 155. © — d 

⸗ . Nr. 155. roſch — 4 

II. Rt. 171. Badura —.. J Unfalltente — 

= I. Nr. 172. Koſchera — Unterſtützung —. 

:s I Nr. 190. Thielen — Invalidenrente —. 

1 - 192. pe — Altersrente —. 

⸗ . Nr. 193, ajonet — \ 

II. Pr. 201. Grolfe — 5 Rebisiäup —. 

«= 1. Nr. 205. Wieckowski — Altersrente —, 
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Journ. II. Nr. 267. Hungershöfer — Militär-Inva- | Journ. I. Nr. 9799. are — Invalidenwohlthaten —. 
lidenbenefizien für den Buchbinder ⸗UII. Nr. 9902. uftert — Civilpenſion —. 


ir mer zu Morbach —. (Bom Abgeordneten Fuchs 
om Wbgeorbneten Dieden überreicht.) 
— ht.) = [.Nr. 10433. Thieme — Invalidenpenfion —. 
:« 1. Nr. 278. Kupkowski koerf Wiederaufnahme 
eines Strafverfahrens —. efr. Fünftes Verzeichniß — Nr. 116 ber Drudfagen —. 
1. Dr. 1766. Schulze Ahnsrenle Journ.II. Nr. 10717. Wwe. Ludwig — Altersrente — 
efr. Zweites Verzeichniß — Nr. 33 der Druckſachen —. = M.Nr. 11119. Stiehler — Unfallrente —. 
Sourn. II, Nr. 3258. ae — Unterftügung —. (Vom Abgeordneten Grafen 
= II Nr. 3260. reudenberg — Wiederaufnahme von Hompeſch überreicht.) 
in den Reidhspoftdienft —. « [1.Rr.11120. Böhm — Unterftügung — 
IL. Nr. 3271. Lackner — Rechtsſchutz —. = 1.Rr. 11168. Reimann — Beihülfe auf rund 


II. Nr. 3282. Steil 


des Geſetzes vom 22. Mai 1895 —. 
= 1. NRr.3288. Kremer | Unfallrente —. 


II. Rr. 4920. Groeger — Altersrente —. efr. Sechſtes Verzeichniß — Nr. 131 der Drudfagen —. 
Il. Rr. 65066. Kiefewalter — Unfallrente —. Journ. II. Rr.11247. Kraufe — Erprobung neuer Heil: 


efr. Dritteß Berzeihuig — Nr. 91 ber Drudfahen —. mittel —. 
Journ. II. Ne. 5859. Braſſel — Imvalidenrente —. | = TMNr11272. Müller — Beſchwerde über die 
:» 1.Nr 829. Hartmann — Ertheilung bes veterinärpolizeilihe Beaufſichti⸗ 
Eivilverforgungsfcheines — | gung feiner Stallungen —. 
(Bom Abgeorbneten Blade | | = TR. 11685. Reichert — Unfallrente —. 
überreicht.) | = TI.Nr.11683. Schmidt — Beitreibung einer For⸗ 


:» 1.Nr 8313. Jouſten — Invalibenbenefizien —. derung —. 
(Bom Abgeordneten Prinzen « [I.Nr. 11840. Wolff — Abänderung bes Straf- 
von Arenberg überreicht.) geſetzbuchs —. 


efr. Viertes Verzeichniß — Ar. 107 der Drudfagen —. 
Journ. 1. Nr. 9745. Treff — Erhöhung ber Relitten- ehr. Aqies Berzeiguid — Ar. 161 der Drudiaßen —. 
elder von Hinterbliebenen pens | | Journ. I, Nr. 13508. Eilicianifhes Behilfliches Ver— 
onirter Staatsbeamten —. theidigungs- Bündniß — Aner⸗ 
= II.Nr. 9794. Moras — Schuß gegen eine vom | fennung ber aufftändigen Armenier 
———— erg(Böhmen) | als ——— Partei —. 
erlafene Strafverfügung —. | — 
(Bom Abgeordneten Budde⸗ 
berg überreicht.) | Berlin, den 17. April 1896. 


Nr, 281. 
ZJufammenjtelluna 
bes 


Entwurfs eines Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes 
— Nr. 35 der Drudjachen — 





mit 
den Beichlüffen des Neichstages in zweiter Lejung.*) 
Vorlage Befchlüffe des Reichstages. 
Entwurf eines Geſetzes Entwurf eines Geſetzes 
zur ur 


3 
Bekämpfung des unlanteren Wettbewerbes. Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Wir Wilhelm, von Gottes Guaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen x. König von Preußen ꝛc. 
verorbnen im Namen bes Reichs, nach erfolgter Zuftimmung verordnen im Namen des Reiche, nad) erfolgter Zuftimmung 

des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 
1: 8. 1. 
Wer in öffentlichen — oder in Mit Ver in öffentlichen Bekanntmachungen ober in Mit- 
theilungen, welche für einen größeren Kreis von Berjonen theilungen, welche für einen größeren Kreis von Perſonen 


*) Die beschlossenen Abänderungen des Plenums gegen die Kommissionsbeschlüsse sind in lateinischer Sehrift gedruckt, 
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beftimmt find, über die Beichaffenheit, die Herſtellungsart 
ober bie Preisbemeffung von Waaren oder gewerblichen 
Leiftungen, über bie Art des Bezuges oder die Bezugs— 
quelle von Waaren, über ben Beſitz von Auszeichnungen, 
über den Anlaß oder den Zweck des Verkaufs unrichtige 
Angaben thatfächlicher Art macht, weldhe geeignet find, den 
Anſchein eines befonders günftigen Angebots hervorzurufen, 
kann auf Unterlafjung der unrichtigen Angaben in Anſpruch 
genommen werben. Diejer Anſpruch kann von jedem Ge— 
werbetreibenden, ber Waaren oder Leiftungen gleicher oder 
verwandter Art herftellt oder in den gejchäftlihen Verkehr 
bringt, oder von Verbänden zur Förderung gemwerblicher 
Intereffen geltend gemacht werben, foweit bie Verbände 
als ſolche in bürgerlichen Rechtöftreitigkeiten Magen können. 


Neben dem Anfprud auf Unterlaffung der unrichtigen 
Angaben haben die vorerwähnten Gemwerbetreibenden auch 
Anfprud) auf Erſatz bes durch Die unrichtigen Angaben 
verurfahhten Schadens gegen den Urheber der Angaben, 
falls diefer ihre Unrichtigkeit kannte oder kennen mußte. 


Im Sinne ber vorftehenden Beftimmungen find ben 
Angaben thatſächlicher Art bildlihe Darftellungen und 
fonjtige Veranftaltungen gleich zu achten, die darauf bes 
rechnet und geeignet find, ſolche Angaben zu erfegen. 


8. 2. 

Für Klagen auf Grund des $. 1 ift ausſchließlich zu— 
ftändig das Gericht, in deſſen Bezitk ber Bellagte feine 
—2 Niederlaffung oder in Ermangelung einer ſol⸗ 
hen feinen Wohnfig hat. Für Perfonen, welche im In= 
lande weder eine gewerblihe Nieberlaffung noch einen 
Wohnſitz Haben, ift ausſchließlich zuftändig das Gericht des 
inländiichen Aufenthaltsortes, oder wenn ein foldher nicht 
befannt ift, das Gericht, in deſſen Bezirk die Handlung 
begangen ift. 


S. 8. 

Zur Sicherung des im 8. 1 Abſatz 1 bezeichneten An— 
ſpruchs können einftweilige Verfügungen erlaflen werben, 
auch wenn die im ben $$. 814, 819 der Eivilprozekorbnung 
bezeichneten Borausfegungen nicht zutreffen. Zuſtändig ift 
auch das Amtsgericht, in deijen Bezirk die den Anſpruch 
begtündende Handlung begangen iſt; im Uebrigen finden 
die Vorjchriften des $. 820 der Eivilprozeßorbnung Ans 
wendung. 


. 4 

Wer in ber Abficht, * Anſchein eines beſonders 
günſtigen Angebots hervorzurufen, in öffentlichen Belannt- 
machungen oder in Mittheilungen, welche für einen größeren 
Kreis von Perſonen bejtimmt find, über die Beſchaffenheit, 
die Herftellungsart ober die Preisbemefjung von Waaren 
ober gewerblichen Leiftungen, über bie Art des Bezuges 
oder die Bezugsquelle von Waaren, fiber den Befig von 


Beſchluſſe des Reichstages. 


beftimmt find, über gejchäftliche Verhältuiſſe, ins⸗ 
befoudere über die Beichaffenheit, die Herftellungsart 
oder die Preisbemeffung von Waaren oder gemwerblichen 
Leiftungen, über die Art des Bezuges oder die Bezugsquelle 
von Waaren, über den Beſitz von Auszeichnungen, über 
ben Anlaß oder den Zweck des Verkaufs unrichtige Angaben 
thatfächlicher Art macht, welche geeignet find, den Anſchein 
eines beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen, lann 
auf Unterlaſſung der unrichtigen Angaben in Anſpruch ge— 
nommen werden. Dieſer Anſpruch kann von jedem Gewerbe— 
treibenden, der Waaren oder Leiſtungen gleicher oder ver— 
wandier Art herſtellt oder in den geſchäftlichen Verkehr 
bringt, oder von Verbänden zur Förderung gewerblicher 
Intereſſen geltend gemacht werden, ſoweit die Verbände 
als ſolche in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten Magen können. 

Neben dem Anfprudy auf Unterlaffung ber unrichtigen 
Angaben haben die vorerwähnten Gewerbetreibenden aud) 
Anipruh auf Erſatz des durch die unrichtigen Angaben 
verurfachten Schadens gegen demjenigen, Der die An- 
gaben gemacht hat, falls dieſer ihre Unrichtigkeit kannte 
ober kennen mußte. 

Im Sinne ber vorftehenden Beſtimmungen find den 
Angaben thatfächliher Art bildlihe Darftellungen und 
fonftige Veranftaltungen gleich zu achten, bie darauf bes 
rechnet und geeignet find, ſolche Angaben zu erjegen. Die 
Bestimmung des vorstehenden Absatzes findet gegen 
Redakteure, Verleger, Drucker oder Verbreiter von 
periodischen Druckschriften nur insoweit Anwendung, 
als dieselben die Unrichtigkeit der Angaben kannten, 

Unter Waaren im Sinne dieſes Geſetzes find 
auch laudwirthſchaftliche Erzengnifie, unter geiwerb- 
Fr Keiftungen auch landiwirthichaftliche zu ver⸗ 


Die Verwendung von Namen, welche nach dem 
Handelsgebrauch zur Benennung gewisser Waaren dienen, 
ohne deren Herkunft bezeichnen zu sollen, fällt unter 
vorstehende Bestimmungen nicht. 


8. 2. 
Unverändert. 

8. 3. 
Unveränbert. 

8.4 
Unverändert. 
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8. 245 des Strafgeſetzbuchs finden entiprechende Anwendung. 


. 5. 

Dur Beſchluß des — kann beſtimmt werden, 
daß gewiſſe Waaren im Einzelverkehr nur in beſtimmten 
Mengeneinheiten oder mit einer auf der Waare oder ihrer 
Aufmachung anzubringenden Angabe der Menge gewerbs— 
mäßig verlauft ober eilgehalten werben bürfen, 


Die durch Beſchluß des Bundesraths getroffenen Be— 
——— find durch das Reichs-Geſehblalt zu veröffent— 
lichen. 


Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen des 
Bundesraths werden mit Geldſtrafe bis einhundertund— 
fünfzig Mark oder mit Haft beſtraft. 


Wer zu Zwecken des —— über das Erwerbs⸗ 
geihäft eines Anderen, über die Berfon des Inhabers oder 
Leiters des Geſchäfts, über die Waaren ober gewerblichen 
Leiftungen eines Anderen Behauptungen thatjädhlicher Art 
aufjtellt oder verbreitet, welche geeignet find, den Betrieb 
bes Geſchäfts oder den Kredit des Inhabers zu jchädigen, 
ift, fofern bie Behauptungen nicht erweislich wahr And, 
dem Berlegten zum Erſatze bes entftandenen Schabens ver: 
pflichtet. Auch kann der Berlegte den Anſpruch geltend 
maden, daß die Wieberholung oder Verbreitung der Ber 
hauptungen unterbleibe, 

Die Beitimmungen bes erften Abſatzes finden keine 
Anwendung, wenn der Mittheilende ober ber Empfänger 
ber Mittheilung an ihr ein beredhtigtes Intereſſe hat. 


8. 7. 

Wer wider befferes Wiffen über das Erwerbsgeihäft 
eines Anderen, über die Berjon des Inhabers oder Leiters 
bes Geihäfts, über die Waaren oder gewerblichen Leiftungen 
eines Anderen unmwahre Behauptungen thatjächlicher Urt 
aufftellt oder verbreitet, welche geeignet find, ben Betrieb 
des Geſchäfts zu jhädigen, wird mit Geldftrafe bis zu ein— 
taujendfünfhundert Marl oder mit Gefängniß bis zu einem 
Jahre beftraft. 


8. 8. 

Ber im geichäftlien Verkehr einen Namen, eine 
Firma ober die bejondere Bezeichnung eines Erwerbs: 
aeihäfts in einer Weife benußt, welche barauf berechnet 
und geeignet ift, WVerwechjelungen mit dem Namen, der 
Firma oder der Bezeichnung eines Erwerbsgeſchäfts her- 
vorzurufen, deren fich ein Anderer befugterweife bedient, ift 
dieſem zum Erſatze des Schadens verpflidte. Auch kann 
der Anſpruch auf Unterlaffung der mißbräuchlichen Art der 
Benutzung geltend gemacht werben. 


8. 9. 
Mit Geldftrafe bis zu dreitaufend Markt ober mit 
Gefängniß bis zu einem Jahre wird beitraft: 
1. wer als Angeftellter, Arbeiter oder Lehrling eines 
Geichäftsbetriebes Geſchäfts- oder Betriebsgeheim— 


Beſchluſſe des Reichstages. 


— — — 


8. 6. 

Durch Beihluß des Bunbesraths Tann feftgejeit 
werben, daß beitimmte Waaren im Eingelverfehr nur in 
vorgeichriebenen Einheiten der Zahl, der känge 
und des Gewichts oder mit einer auf ber Waare oder 
ihrer Aufmachung anzubringenden Ungabe der Menge 
gewerbsmäßig verfauft ober Feilgehalten werben bürfen. 

Die dur Beſchluß des Bundesraths getroffenen Be— 
ftimmungen find durch das Reichs-Geſetzblait zu veröffents 
lihen und dem Neichötag fogleich oder bei feinem 

Zufammentritt vorzulegen. 

Zumiderhandlungen gegen bie Beſtimmungen bes 
Bundesraths werben mit Gelbftrafe bis einhundertund- 
fünfzig Marl ober mit Haft beftraft. 


8. 6. 
Unverändert. 


8.7. 
Unveränbert. 


8.8. 

Wer im geſchäftlichen Verkehr einen Namen, eine 
Firma ober die bejondere Bezeichnung eines Erwerbs- 
geihäfts, eines gewerblichen Unternehmens oder 
einer Druckſchrift in einer Weile benußt, welche darauf 
berechnet und geeignet ift, Verwechſelungen mit dem Namen, 
der ffirma oder der befonderen Bezeichnung —— 
deren ſich ein Anderer befugterweiſe bedient, iſt dieſem zum 
Erſatze des Schadens verpflichtet. Auch lann der Anſpruch 
auf Unterlaſſung ber mißbräuchlichen Art der Benutzung 
geltend gemacht werben. 


8. 9. 

Mit Geldftrafe bis zu dreitaufend Mark ober mit 
Gefängniß bis zu einem Jahre wird beftraft, wer als An— 
gejtellter, Arbeiter oder Lehrling eines Geichäftsbetriebes 
Geichäfts- oder Vetriebsgeheimniffe, die ihm vermöge des 
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niffe, die ihm vermöge des Dienftverhältmifjes an- 
vertraut oder jonft zugänglich geworden find, wäh— 
rend ber Geltungsdauer des Dienftvertrages, 
2. wer Gejhäfts- oder Betriebögeheimniffe, 
bie ihm als Ungeftellten, Arbeiter oder 
Lehrling eines Geldäftsbeiriebes gegen bie 
Ihriftlide, den Gegenftand bes Geheim— 
nifies ausdrüdlih bezeihnende und für 
einen bejtimmten Zeitraum gegebene Zu— 
fiherung der Berfhmwiegenheit anvertraut 
worden find, dieſer guficerung entgegen 
nad Ablauf des Dienjtvertrages 
unbefugt an Andere zu Zweden des Wettbewerbes mittheilt. 


Gleiche Strafe trifft denjenigen, weldher Geichäfts- 
ober DBetriebsgeheimnifle, deren Kenntniß er durch eine ber 
im Abjaß 1 unter 1 und 2 bezeichneten Mittheilungen ober 
burd eine gegen das Geſetz ober bie guten Sitten ver- 
ftoßende eigene Handlung erlangt hat, zu Zwecken bes 
Wettbewerbes unbefugt verwerthet oder an Andere mittheilt. 

Zuwiderhandlungen verpflichten außerdem zum Erſatze 
bes entitandenen Schadens. Mehrere Verpflichtete haften 
als Gefammtichuldner. 


$. 10. 

‚ Ber zum Zweck bes Wetibewerbes es unternimmt, 
einen Anderen zu einer unbefugten Mittheilung ber im $.9 
Abfag 1 unter 1 und 2 bezeichneten Art zu beftimmen, 
wird mit Geldftrafe bis zu eintaujendfünfhundert Mark 
oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beftraft. 


g. 11. 

Die in ben $$. 1, 6, 8, 9 bezeichneten Anſprüche auf 
Unterlaffung ober Schadenserjag verjähren in ſechs 
Monaten von dem Beitpunfte an, in weldem ber An— 
Ipruch&berechtigte von der Handlung und von ber Perſon 
des Berpflichteten Kenntniß erlangt, ohne Rüdfiht auf dieje 
—— in drei Jahren von der Begehung der Hand— 

g an. 


$. 12. 

Die Strafverfolgung tritt mit Ausnahme der im 8.5 
bezeichneten Faͤlle nur auf Antrag ein. In den Fällen 
bes $. 4 hat das Recht den Strafantrag zu ftellen, jeber 
der im $. 1 Abſatz 1 bezeichneten Gemwerbetreibenden und 
Verbände. 

Die Zurüdnahme des Antrages ift zuläffig. 

Strafbare Handlungen, deren Beton nur auf 
Antrag eintritt, köͤnnen von den zum Strafantrage Berech— 
figten im Wege ber Privatllage verfolgt werden, one daß 
ed einer vorgängigen Anrufung ber Staatsanwaltichaft 
bedarf. Die öffentliche Klage wird von der Staatsanwalt: 
haft nur dann erhoben, wenn dies im öffentlichen Inter— 
eſſe Liegt. 

Geſchieht die Verfolgung im Wege der Privatllage, 
fo find die Schöffengerichte zuftändig. 


8. 13, 

Wird in den Fällen des $.4 auf Strafe erkannt, jo 
fann angeordnet werden, daß die Verurtheilung auf Koften 
des Schuldigen öffentlich befannt zu machen fei. 

Wird in den fFällen des $. 7 auf Strafe erfannt, jo 
ift zugleih dem Verlegten die Befugniß zuzuſprechen, die 





Beichlüffe des Neichstages. 


Dienftverhältniffes anvertraut ober fonft guänlid geworben 
find, während der Geltungsbauer bes Dienftwverhältniffes 





unbefugt ar Andere zu Sweden bes Wettbewerbes ober 
in der Abficht, dem Juhaber des Gejchäftäbetriebes 
Schaden zuzufügen, mittheilt. 

Gleihe Strafe trifft denjenigen, welcher Geſchäfts— 
oder Betriebsgeheimniffe, deren Kenntniß er durch eine ber 
im Abſatz 1 bezeichneten Mittheilungen oder durch eine 
gegen das Geſetz oder die guten Sitten verftoßende eigene 
Handlung erlangt hat, zu Sweden des Wetibewerbes un- 
befugt verwerthet oder an Anbere mittheilt, 

Zumwiderhandlungen verpflichten außerdem zum Erſatze 
bes entitandenen Schadens. Mehrere Verpflichtete haften 
als Geſammiſchuldner. 


. 10. 

Wer zum Bwed bes MWettbewerbes es unternimmt, 
einen Anderen zu einer unbefugten Mittheilung ber im $. 9 
Abjag 1 bezeichneten Art zu beftimmen, wird mit Gelbftrafe 
bis zu dreitauſeud Mark oder mit Gefängniß bis zu 
einem Jahre beitraft. 


8. 11. 

Die in ben 88. 1, 6, 8, 9 bezeichneten Anſprüche auf 
Unterlaffung oder Schadenserfag verjähren in ſechs 
Monaten von dem Peitpunkte an, in welchem ber Ans 
ipruchsberechtigte von der Handlung und von der Berjon 
des Berpflichteten Kenntniß erlangt, ohne Rüdficht auf dieſe 
Kenntniß in brei Jahren von der Begehung ber Hanb- 
lung an. 

. Für die Ansprüche auf Schadensersatz beginnt der 
Lauf der Verjährung nicht vor dem Zeitpunkt, in welchem 
ein Schaden entstanden ist. 


$. 12. 
Unverändert. 


8.13. 

Wird in den Fällen des $. 4 auf Strafe erfannt, jo 
fan angeordnet werben, daß die Veruriheilung auf Koften 
des Schuldigen öffentlich) befannt zu machen jei. 

Wird in den Fällen des $. 7 auf Strafe erkannt, fo 
ift zugleich dem Berlegten die Befugniß zugufprechen, bie 
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a run innerhalb beftimmter Friſt auf Koften des 
Berurtheilten öffentlih befannt zu machen. 


Wird in ben Fällen der 88.1, 6 unb 8 auf Unter- 
lafjung erfannt, jo kann der obfiegenden Partei die Be- 
fugniß zugeſprochen werben, ben verfügenden Theil bes 
Urtheil8 innerhalb beftimmter Frift auf Koften des Be— 
klagten öffentlich befannt zu machen. 

Die Art der Belanntmahung ift im Urtheil zu bes 
ftimmen. 

„14. 

Neben einer nad DMakjabe biejes Gefeges verhängten 
Strafe kann auf Verlangen des Verlegten auf eine an ihn 
zu erlegende Buße bis zum Betrage von zehntaufend Mark 
erfannt werben. Für dieſe Buße haften die zu derjelben 
Veruriheilten als Geſammtſchuldner. Eine erkannte Buße 
ſchließt die Geltendmachung eines weiteren Entſchädigungs— 
anſpruchs aus. F 


Büuͤrgerliche Rechlsſtreitigleiten, in welchen durch Klage 
ein Anſpruch auf Grund dieſes Geſetzes geltend gemacht 
gehören, inſoweit in erſter Inſtanz die Zuſtändigkeit der 
Landgerichte begründet iſt, vor die Kammer für Handels— 
ſachen. Die Verhandlung und Entſcheidung letzter Inſtanz 
im Sinne bes $. 8 des Einführungsgeſetzes zum Gerichts— 
verfaffungsgefeße wird dem Reichsgericht zugemwiefen. 
6 


8. 16. 

Wer im Inlande eine Hauptniederla nicht befigt, 
hat auf den Schuß biefes Gefeges nur Anm Anſpruch, 
als in dem Staate, in welchem ſeine Hauptniederlaſſung 
ſich befindet, nad) einer im Reichs-Geſetzblatt enthaltenen 
Belanntmahung beutjche Gewerbetreibende einen ent» 
ſprechenden Schuß genießen. 


Beſchluſſe des Reichstages. 


—— innerhalb beftimmter Friſt auf Koſten bes 
Verurtheilten öffentlich bekannt zu machen. 

Auf Antrag des freigesprochenen Angeschuldigten 
kann das Gericht die öffentliche Bekanntmachung der 
Freisprechung anordnen; die Staatskasse trägt die Kosten, 
insofern dieselben nicht dem Anzeigenden oder dem 
Privatkläger auferlegt worden sind. 

Wird in den fällen ber 88.1, 6 unb 8 auf Inter: 
laſſung geklagt, fo kann ber obfiegenden Partei die Be— 
fugniß zugeiprochen werben, den verfügenden Theil des 
Urtheils innerhalb beftimmter Friſt auf Koften der unter⸗ 
liegenden Partei öffentlich befannt zu machen. 

Die Art der Belanntmahung ift im Urtheil zu bes 





ſtimmen. 
g. 14. 
Unverändert. 
8. 15. 
Unverändert. 
$. 16. 
Unverändert. 


17. 
Diefes Geſetz tritt en Juli 1896 in Kraft. 
Urkundlich zc. 
Gegeben ꝛc. 


Berlin, den 17. April 1896. 


17; 
Diejes Geſetz tritt F ne en in Kraft. 
Urkundlich ac. 
Gegeben zc. 
Nr. 282/284. 
Ubänderunas:Unträae 
zur 


zweiten Berathung des Entwurfs eines Gejetes, 


betveffend bie Abänderung des Gejepes über Freiherr v. Hodenberg. Der Reichstag wolle beichliehen: 


die Erwerbs- und Wirtbichaftsgenofjenfchaften, 
vom 1. Mai 1889 — Nr. 169 der Drud- 
ſachen —. 
Nr. 282, 
Dr. Schneider. Der Reichstag wolle beichließen: 

1. in Abſatz 1 bes 3. 30a ftatt der Worte: „der 
höheren Berwaltungsbehörbe, in deren Bezirk die 
Genoſſenſchaft ihren Sig hat“ zu ſetzen: 

„bem Gericht”; 
2. Abſatz 2 und 3 bes $. 30a zu ftreihen; 
Attenftüce zu ben Verhandlungen des Neichstages 1895/96, 





3. 8.152 zu beginnen: 
Die Mitglieder des Vorſtandes find von 
dem Gerichte ($. 10) zur Befolgung ber im 8.8 
Abfag 2, 8. 14, $. 16 nt 8, 88.28, 30, 
30a, $.59 Abſatz 2, 8.61 u. |. w. (wie bisher). 
Berlin, den 18. April 1896. 


Nr. 283, 


Für dem Fall der Ablehnung des Antrages — Nr. 269 
der Druckfachen —: 
in 8.1452 Abſatz 2 Hinter den Worten: „gleiche 
Strafe" einzufügen die Worte: 
„edoch nit unter 30 Mark,” 





Nr. 284, 
Dr, Schneider. Der Reihstag wolle beſchließen: 
in $. 145.2 Mbjah 1 ftatt „einhundertfünfzig 
Mark” zu ſetzen: 
„dreißig Mark", 
Berlin, den 20. April 1896. 
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Berichterftatter: Abgeordneter Dr. Hitze. 


Nr. 285. 
Mündlicher Bericht 


ber 


Yo. Sommifjion über Petitionen. 


Antrag ber Kommiffion: 


Der Reichsta 
die nachſtehend aufgeführten Petitionen durch die Beihlußfaflung des Neichstages über den a 
betreffend die Abänderung des Gejeges über die Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. 

für erledigt zu erflären. 


wolle beſchließen: 


Berlin, den 20. April 1896. 


Frhr. v. Stumm⸗Halberg, 
Vorſitzender. 


ai 1889, 


Die VI. Kommiffion. 


Dr. Site, 
Berichterftatter. 


A 


Petitionen, welche eine Beichränfung der Konjumvereine im Sinne des Geſetzentwurfs befürworten: 
Gentralverband ber Haus: und ftäbtifchen Grunbbefigervereine Deutſchlands zu Berlin, 


nun nm nm 


nn 


184. 


II. Nr. 10705. 
I. Rr. 10706, 
II, Rr. 11716. 
U. Rr. 11660. 
II. Nr. 19396. 


Die 


belsfammer zu Halle a/S., 


Ernft Rider zu Ulm, 


Verein von Kaufleuten 2c. in Königsber 
gegen Unmejen im Handel und 


Verein 


i. Br., 


ewerbe in Hamburg, 


Verband katholifher kaufmännischer Vereinigungen Deutſchlands, 
Die Handelsfammer zu Halle a. S., 
Berein gegen Unmejen im Handel und Gewerbe für Stralfund und Umgegend, 


Die 
Die 


andelskammer zu Osnabrüd, 
anbeldfammer zu Bielefeld, 


Vorſtand des Eentralverbandes deutfcher Kaufleute, 

Die Großherzoglihe Handelskammer zu Bingen, 

Die Handelstammer zu Bromberg. 

Auf Die meiften Petitionen gehen über die Vorlage der verbündeten Regierungen hinaus. Insbeſondere wirb 
gem t: 
1. Ein Verbot des Weiterverlaufs von Waaren, welche aus dem Konfumverein bezogen find, an Dritte: 


IL. Nr. 11716, 
IT. Nr. 11660. 


Handelskammer Halle, 

Berein von Kaufleuten in Königsberg, 
Verein gegen Unmefen ꝛc. in Hamburg, 
Handelsfammer Halle, 

Berein gegen Unweſen zc. in Stralfund, 
Gentralverband deutſcher Kaufleute zc. 
Handelsfammer in Bingen. 


2. Ausdehnung ber Beſchränkung auf Konfumanftalten, -Aktiengeſellſchaften, Perſonenvereinigungen (Waarenhaus 
beutjher Beamten, Offizierövereine 2c.). 


Sour. ll. Nr. 
I.Nr. 6158. 
I.Nr. 9271. 
I. Nr. 9682. 
U.Rr. 9761. 
II, Nr. 10447, 
I. Nr. 11716, 
II. Nr. 11660. 


3. Verbot der Betheiligung reip. 
Beamte: 


e: 


Journ. I. Rr. 


—— 


* 


U, Nr. 


184. 


184. 
290. 
I.Rr. 1401. 
I,Rr. 9271. 


Gentralverband der Hausbefiter 2c. Vereine, 
Verein von Kaufleuten 2c. in Königsberg, 

Berein gegen Unweſen zc. in Hamburg, 

Berband Fatholiicher kaufmänniſcher Vereinigungen, 
Hanbelsfammer zu Halle, 

Berein gegen Unweſen zc. zu Stralfund, 
Gentralverband deuiſcher Kaufleute zc., 
Hanbelsfammer in Bingen. 


ber Unterftügung ber Sonjumvereine zc. dur Staat und Reich refp. deren 
Journ. II. Ne. 9682. Namen der Betenten wie oben. 


:» I1.Rr. 9761. 
= Rt. 11716. 


4. Verbot ber Verwendung von Marken: 


Kourn.1I.Nr. 1401. 
I. Nr. 9682, 


z 


€. Rider in Ulm, 
Verband katholiſch-kaufmänniſcher Vereinigungen. 
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1. Gegen die im Gejegentiwurf —— — —————— be 


10. 


Verbot ber ST ra 
Sour. I. Nr. 





er Büchner in Trotha. 
II. Nr. 10447. erein gegen Unweſen ꝛc. Stralſund. 


Beſchraͤnkung bezüglich der Waaren, welche geführt werben dürfen (Beſchaffung nothwendiger Lebensmittel und 


allgemeiner Verbrauchsartikel). 


Journ. II. Nr. 1401. 
. Beichränfung der Konfumvereine auf das Bedürfniß (Ronzeffionspflict): 


€. Rider in Um. 


Zourn. I. Nr. 9271. Verein gegen Unmwejen zc. in Hamburg, 
= I. = 9682. Verband katholiſcher kaufmänniſcher Vereinigungen, 
= I. = 10447. Berein gegen Unweſen zc. in Stralfund, 
: 1. » 11716. _Gentralverband deutſcher Kaufleute zc. 


. Kontrole der Ronfumvereine: 
Journ. 11. Nr. 


. Ausdehnung ber für die (jonftigen) Gewerbebetriebe geltenden Beftimmungen auf die Konfumvereine, in$bejondere 


290. Handelsfammer zu Halle. 


a) ber Beſtimmungen bezüglich der Sonntagsrube: 
Journ. II. Nr. 


[3 
⸗ 
s 


DE u u 


290. Handelskammer zu Halle, 


II. Nr. 10705. Handelstammer zu DOsnabrüd, 
II. Nr. 10706. anbelsfammer zu Bielefeld, 
I. Nr. 11660. Handelskammer zu Bingen, 
1. Rr.19396. Handelskammer zu Bromberg; 
b) der Beichränkungen ber Gewerbeordnung bezüglich des Verkaufs geiftiger Getränfe ($. 33): 
Journ. II. Ne. 290. Handelskammer zu Halle, 
I.Nr. 1401. ent Rider zu Ulm, 
UI.Nr. 3332. Verein gegen den Mißbrauch zc. in Hildesheim, 
1I.Nr. 9682. Verband Tatholifch-faufmänniiher Vereinigungen zc. 
II. Rr. 10705. Handelskammer zu Osnabrück, 
II. Nr. 10706. Handelskammer zu Bielefeld, 
II. Nr. 11660. Handelskammer zu Bingen, 
II. Nr. 19396. anbelsfammer zu Bromberg; 


c) der Maaf- und Gewichtsordnung: 
Journ. II. 


Nr. 1401. Ernſt Rider in Ulm, 
I. Nr. 10705. Handelsfammer zu Osnabrüd. 
II. Nr. 10706. andelsfammer zu Bielefeld, 


II. Nr. 11716. tralverband deutſcher Kaufleute 2c., 
II. Nr. 11660. ie zu Bingen, 
I. Nr. 13996. andelsfammer zu Bromberg; 


d) bes Nahrungsmittelgefeßes: 


Sour. I. Nr. 10705, 


delstammer zu Dsnabrüd, 


«= [.Nr. 10706. Handelskammer zu Bielefeld, 

= Il. Rr. 11716. tralverband deuticher Kaufleute zc., 

= T1.Nr. 11660. Handellammer zu Bingen, 

«e 11.Rr.19396. Hanbelsfammer zu Bromberg. 
Gleichſtellung beahatich - Befteuerung: 

Kourn.ll. 9682. Verband katholiſcher faufmännifher Vereinigungen zc., 

: I. Kr 10705. SHanbelstammer zu Osnabrüd, 

»: I.Nr. 10706. Handelskammer zu Bielefeld, 

s ]11,Nr.11716. Centralverband deutfcher Kaufleute zc., 

= 11, Nr. 11660. nbelsfammer zu Bingen, 

-» 1.Rr. 19396. Handelskammer zu Bromberg. 


Journ. I. Nr. 4911. 


R——— 


I, Nr. 9761. 
II. Nr. 9882. 
II. Rr. 10410. 
Il. Rr. 10411. 
Il, Nr. 10550. 
II. Nr. 10704. 
II. Nr. 11206. 
II. Nr. 11659. 
U. Nr. 12083. 
U. Nr. 12084. 
II. Nr. 19200. 


B. 
der landwirthſchaftl So . 
e wenden fich folgende * ae 


Verein — Großhändler in Dünge und Kraftfutter-Mitteln zu Hannover, 
Die Handelstammer zu Halle a./S., 

Die Handelsfammer zu Göttingen, 

Der Gentralausihuh kaufmänniſcher, gewerblicher und induftrieller Vereine zu Berlin, 
Die Handelstammer zu Caſſel, 

Die Handelstammer für die Kreife Karlsruhe und Baden zu Karlsrube, 

Die Nelteften der Kaufmannfhaft zu Magdeburg, 

Die Handeldtammer zu Pofen, 

Die ne u Frankfurt a./D., 

Die Handelälammer den Kreis Thorn, 

Die Hanbelölammer zu Wiesbaden, 

Die Handelstammer zu Weſel, 
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Journ.II. Nr. 19540. 


» Ir. 19396. 
- TI. Nr. 19843. 
⸗III. Nr. 20483. 
⸗ILII. Nr. 21272, 
Journ. I. Nr. 3072. 





Die Handelskammer für die Kreife Mühlhaufen (Thür.), Worbis und Heiligenftabt zu Mühl— 
hauſen (Thür.), 

Die Handelsfammer zu Bromberg, 

Die belöfammer für ben Kreis Heibelberg nebjt ber Stadt Eberbach zu ‚Heidelberg, 

Die Handeld- und Gemwerbelammer für Oberbayern zu München, 

Die Aelteften der Kaufmannſchaft zu Magdeburg. 


I. Für die vorgeſchlagene Ausnahmeftellung: 
Allgemeiner Verband der beutjchen landwirthſchaftlichen Genoſſenſchaften zu Offenbach a. M. 


C. 
Um Able des Geſetzentwurfs, —— die Konſumvereine, und um Aufhebung des Verbots des 


Waarenverkaufs an Nichtmitglieder ($. 8 


Journ. II. Nr. 3307. 
e 1.Nr. 3308. 


I. Nr. 3309. 
II. Nr. 3324. 
. 4912. 
I. Nr. 5059. 
I, Nr. 5078. 
II. Nr. 5847 


unuanHMn 
— 
4 


bis 8844. 


s I1.Nr. 8893. 
» 1.NRr 9747. 
s I1.Nr. 9884 

bis 9887. 
- 1.Rr. 5077. 
= 1.NRr. 9104. 


bſatz 4 des Geuoſſenſchaftsgeſetzes vom 1. Mai 1889) bitten: 

Die Darmftädter Volksbank, eingetragene Genoſſenſchaft mit unbeichräntter Haftpflicht, 

Der Verband der Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften für die Provinzen Startenburg und 

—— zu Darmſtadt, 

Paul Bauer, Verbandsreviſor der Berliner Kreditvereine zu Potsdam, 

Sohannes Lorenzen, Verbandsrevifor und Bolksbankdireltor zu Speyer, und Genofien, 

Karl Hedlau und Genoffen zu Zappendorf bei Salzmünde, 

Der Konjumverein Amtsbezirt Höhnftebt, 

Mihelmann und Genoffen zu Blankenburg (Harz), 

Heinrih Weiß zu Golblauter bei Suhl und Genoffen zu Goldlauter, Lauter, Suhl und Hei— 
dersbach bei Suhl, 

Der allgemeine Berband ber beutihen Erwerbs: und Wirthſchafts-Genoſſenſchaften zu Berlin 
überreicht Petitionen aus ben Oriſchaften: Albrechts, Altenau (Harz), Altenburg (Sadten-Mlten- 
burg), Altenburg (Saale), Altenfeld, Altenroda, Altflemmingen, Althaldensleben, Arnftabt, 
Ajchersleben, Aſtfeld, Attendorn, Apendorf, Bargfeld, Barfinghaufen, Bauen, Bebbingen, 
Berlin, Bernau, Bernburg (Anhalt), Betzdorf, Biere, Bitterfeld, Bodelſchwingh, Borfigwert, 
Brandenburg (Havel), Braunlage (Harz), Braunfchweig, Breslau, Broiftebt, Brüdfeld, Bunzlau, 
Burg, Bündheim, Calau, Camburg, Carsdorf, enmern, Colditz, Cottbus, Gramme, 

Crawinkel, Dahme, Delligien, Deuben, Dölau, Dölig, Dögerode, Donauefdhingen, Dorfte, 
Dortmund, te, Egeftorf, Eidendorf, Elbingerode, Elbingen, Ellrih, Emsbüren, Enger, 
Enzen, Erbeborn, Erlau, Eſchede, Ehlingen, Falkenſtein, Finſterwalde, Förderſtedt, Förſte, 
Freden a / L, Fürſtenwalde (Spree), Gandersheim, Geſchwenda, Gielde, Gleina, Gmünd, 
Göttingen, Goldlauter, Golzern, Gorma, Gotha, Grabow, Gräfenthal, Gräfentonna, 
Greifswald, Greiz, Großbreilenbach, Großneundorf, Gr.-Schönau, Haſſelfelde, Haunftetten, 
Helmftedt, Heidenheim, Heinersdorf, Heinrichs, Heinſen, Heyerode, Hillesheim (Eifel), 
zen Hirſchbach, Hohenlohehütte, —— Holzminden, Jagdshof, Ichtershauſen, 

ena, Jerſtedt, Ildehauſen, Ilmenau, Ilſenburg, Imbshauſen, Immendorf, Immenſtadt, 
Ingersheim, Judenbach, Katzhütte, Kayna, Kiſſenbrück, Kollnau, Konſtanz, Königslutter, König— 
ſtein, Bad Köſen, Kühndorf, Langelsheim, Laurahũtte, Lauſigk, Lauterberg, Lautenthal, Leiferde, 
Lerbach, Lettin b. Halle, Leutersdorf, Lewe-Liebenburg, Lichtenberg, Limlingerode, Linden, 
Lingen, Lobmachterſen, Loerrach, Lorenzdorf, Ludwigshafen, Lübben, Lüdenſcheid, Magdeburg, 
Magdeburg-Neuſtadt, Meerane, Meiningen, Meißen, Merſeburg, Mertendorf, Meura, Meufel- 
bad, Meulelmi, Möndröden, Mühlberg, Mülfen-St. Micheln, ang Münden, Mylau, 
Naumburg (Saale), Neudamm, Neudorf, Neuenbau, en, euhaus a. R., Neus 
haus bei Sonneberg, Neutichen, Neuftabt b. Ch., Neuftabt (Herz. Cob.), Neuftabt, (Drla), 
Neuftadt D/ShL, Niedereichftäbt, Niederlungwitz, Nienftädt, Nietleben, Obercunnersborf, Ober: 
—— Oberlind, Oberoderwitz, Oberröblingen a. See, Oberweißbach, Ohrdruf, Oker, Olden— 
urg, Oldenrode, Opperhauſen, Oſterfeld, DOfterholz, Oſterode (Harz), Dihfreſen, Ottenſtein 
(Braunſchweigh), Pauſa, Plaue i. Th, Pölzig, Rathenow, Rauenſtein, Remlingen, Reutlingen, 
Rhode, Röthenbach, Rosdzin, Roſenheim, Roßlau, Rudolſtadt, Rüdersdorf, Saalfeld a/S., 
Salder, St. Andreasberg, St. Georgen, Sebnitz ijS., Seeſen a / H., Seifhennersdorf, Sindel- 
fingen, Solingen, Steigra, Sülze (Hannover), Suhl, Scharley, Schwarzfeld, Schkölen, 
Schladen, Schleufingen, Schmiebeberg, Schmöln, Schnappach, Schomborf, Schramberg, 
Schreiberhau, Schwarza, Schwerin i/M., Spandau, Spenge, Stadthagen, Stein a/Rh., Steina, 
Steinhude, Stettin, Stuttgart, Teuchern, Teutſchenthal, Thale, Theißen, Thiede, Tiefenfurt, 
Todtnau, Triberg, Tuttlingen, Ulm, Unterweißbad, Ujedom, Verden (Aller), Betichau, Volkerts- 
haufen, Volkmannsdorf, Bolkftedt, MWalddorf, Wafferleben, Wanne, Weißenburg a. Sand, 
Beiterhof, Wetter, Wettin, Weplar, Windhaufen, Wittenberg, Wolfenbüttel, Wolfshagen, Wolters» 
haufen, Wulfen, Wüftegiersdorf, Zella St. BL, Zell i / W., Zinna, Zöfchlingsweiler und Ficherben, 

Der Konjumverein Afjociation in Glauchau, 

Der Konjumverein zu Lößnitz, 

Auguft Friedrich, Vergolver, und Genoffen — ohne Ortsangabe, Poftftempel Stendal —, 


Der Konjumverein zu Mülfen St. Jacob, 
Der Nohitoff-Magazins und KonfumsBerein, E. ©. m. b. H., zu Dramburg, 
(Bom Abgeorbneten von Kleiſt-Retzow überreidt.) 
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“unahn 


Eine Erweiterung 


. 91085. 
9272. 
. 9559. 
9683. 
9762 

9780. 
. 9883, 


I, Nr. 6159. 
II. Rr. 10724 
bis 10820, 


II. Rr. 11072. 
II, Nr. 11073. 
II. Rr. 11187. 
II. Rr. 11205. 
ll. Nr. 11823. 
II. Rr. 14710. 


Journ. II. Nr. 11188. 


die Abänderung des Gejetzes über die Erwerbs- und 
Wirthichaftsgenofjenichaften vom 1. Mai 1889. 


Dir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaifer, 
König von Preußen ꝛc. 

verorbnen im Namen bes Neichs, nad) erfolgter —— 
des Bundesraths und bes Reichstags, was folgt: 


Der Konfum-Berein zu Mülfen St. Michael, 

Der Konjumverein und Prodbuktivgenofienfhaft „Vorwärts“, E. G. m. b. H., zu Lößnip, 

Der Konjumverein „Eintracht" zu Grimmitichau, 

Heinrich Appel, Bergarbeiter zu Delsnig (Erzgeb.), und Genoffen, 

Der — von Erwerbs-⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchafien der Provinz Oberheſſen zu Gießen 
und Genoſſen, 

Der Konfumverein zu Naitſchau bei Greiz, 

Der Konfumverein zu Gablenz bei Erimmitjchau, 

Der Konfumverein zu Reichenbach (Voigtland), 

Der Produftenvertheilungs-Verein Röhrsdorf bei Chemnig, 

Der Konfumverein „Eintradht” zu Lunzenau, 

Der allgemeine Verband ber deutſchen Ermerbs- und Wirthihafts-Genofjenihaften zu Berlin 
überreicht weitere Petitionen aus den Ortſchaften: Alf a. d. Mofel, Aue, Bartolfelde, Büde- 
burg, Burgſcheidungen, Gallenberg, Charlottenburg, Clausthal, Cottbus, Eröllwig, Dießhaufen, 
Dresden, Eberswalde, Erfingen, Geislingen, Gitterfee, Goslar, Göppingen, Görlig, Guben, 
Hänichen, Heilbronn, Hemelingen, 2. eim, Holzweißig, Hüttenfteinad, Kai, Kleinnaunborf, 
Zangreder, Lennep, Löbtau, Manebach, Meerbed, Merklinde, Mettlah, Nieberzwönig, Paber- 
born, Piejhen, Pirna, Potihappel, Ranis, Saarau, Sagan, Sommerfeld, Sorau N.-L., 
Stargard (Pommern), Striefen, Tharanbt, Velten i. M., Villingen, Waldenburg (Schlefien), 
Weimar, Wernigerode (Harz), Wetzlar und Wildemann, 

Der Konfumverein zu Delsnig (Vogtland), 

Der Konjumverein zu Hartha (Sachſen), 

Karl Pre zu Nepichlau, 

Der Konfumverein ihopau, 

gran Defterreih, Bergarbeiter zu Lugau, und Genoſſen, 
er Verband ber elfäfjiihen Konfumvereine zu Bollweiler. 


D. 
des utwurfs dahin, den Geno aften die Bildung eined untheil- 
— Stiftungs 2*13 w 22— * ’ 
Berband ftändiger Genoſſenſchaften der Provinz Weitfalen zu Münfter i. W. 





Nr. 286 


5ufammenftellung 


Entwurfs eines Gefetes, betreffend die Abänderung des Gefekes über die Erwerbs- und 


Wirthichaftsgenofjenichaften, vom 1. Mai 1889 — Nr. 34 der Drudjachen — 





Borlage, 
Entwurf eines Gejetes, 


mit 
den Bejchlüffen des Neichstages in zweiter Berathung.*) 


— Veſchluſſe des Reichetages. 
Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 


die Abänderung des Geſetzes über die Erwerbs- und 

Wirthichaftsgenoffenfchaften vom 1. Mai 1889, 

ſowie den Gefchäftsbetrieb von Konſum⸗ 
anftalten, 


Bir Wilhelm, von Gottes Guaden Deutjcher Kaifer, 
König von Preußen ꝛc. 
verordnen im Namen bes Reichs, nach erfolgter Den 
bes Bunbdesraths und bes Neichstags, was folgt: 
—— 
er = 
haften, vom 1. Mai 1889 (Meichs⸗ 





betreffend 


Artileli. 
Dad Gef 


ſchaftsgeuoff⸗ 


*) Die beschlossenen Abänderungen des Plenums gegen die Kommissionsbeschlüsse sind in lateinischer Schrift gedruckt. 
Die Ziffer 2 der Beſchlüſſe der Kommiffion (Drudiade Nr. 169): 
„Der $. 11 erhält als Abſatz 5 folgenden Zuſah: 


iſt in zweiter Beratung im P 


„Bon der — — in bie Lifte hat das Gericht jeden einzelnen Genoſſen zu benachrichtigen.“ 
enum abgelehnt. 
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Vorlage 


Der Abſatz 4 bes 8.8 des Gejehes, betreffend die 
Erwerbs: und BWirtbichaftsgenoffenihaften, vom 1. Mai 
1889 (Reich8-Gefepbl. S. 55) erhält folgende Faſſung: 

Konjumvereine ($. 1 Nr. 5) dürfen im regel 
mäßigen Gejchäftsverkehr Waaren nur an ihre 
Mitglieder oder deren Vertreter verlaufen. Diele 
Beihränkung findet auf landwirthſchaftliche Konſum⸗ 
vereine, welche ohne Haltung eines offenen Ladens 
die Bermittelung des Bezugs von ihrer Natur nad) 
ausihlieglid für den landwirthſchaftlichen Betrieb 
beftimmten Waaren bejorgen, hinſichtlich dieſer 
Waaren feine Anwendung. 


Beſtehendes Geſetz. 





$. 20 
Durch das Statut fan für einen beftiimmten Zeitraum, 
mwelder zehn Jahre nicht überfchreiten darf, feſtgeſetzi 
werben, bah der Gewinn nicht vertheilt, jondern dem Nefervefonds 
geihrieben wird. Bei Ablauf des Zeitraums kann bie 
Behebung wiederholt werden; für ben 2 genügt, 
ofern da3 Statut nidt andere Erforderniffe aufftellt, 
einfahe Stimmenmehrheit. 


Borlage 





Artikel 2. 
‚Hinter ben $.30 und ben $. 145 werben folgende 
Beftimmungen eingefchaltet: 


$. 30a. 

für Konfumvereine, weldje einen offenen Laden 
aben, hat der Borftand, um die Beobachtung der 
ejtimmung des $.8 Abfag 4 zu ſichern, Ans 
weifung barüber zu erlafjen, auf welche Weiſe fich 
die Bereinsmitglieder oder deren Wertreier den 
Baarenverfäufern gegenüber zu legitimiren haben. 
Abſchrift der Anmweifung hat er ber höheren Ver— 
waltungsbehörbe, in deren Bezirk die Genofjenfchaft 

ihren Sig hat, unverzüglich einzureichen. 

Die höhere VBerwaltungsbehörde ift befugt, die 
Mitglieber des Vorftandes zur Einreihung und 
nöthigenfalls zur Abänderung oder Ergänzung ber 
Anwerfung durch Geldftrafen bis zum Betrage von 
je dreihundert Mark anzuhalten. 

Gegen die Anordnungen und Straffeftiegungen 
der 5* Verwaltungsbehörde findet binnen zwei 
Wochen die Beſchwerde an die Landes: Eentral- 
behörde ftatt. 


Beftehendes Geſetz. 





$. 89, 
Die Bertheilung des —— unter die einzelnen Genoſſen 
erfolgt bis zum Geſammlbetrage ihrer auf Grund der erſten Liqui- 
dationsbilanz ($. 87) ermittelten Geichäftsgutbaben nad) dem Ber« 
hältniß der Iepteren. Bei Ermitielung der einzelnen @efchäfts- 


Beichlüffe des Reichstages. 


Geſeijbl. — wird durch nachfteheude Vorſchriften 
abgeändert und ergänzt: 
1. Der Abjag 4 des 8.8 erhält folgende Faſſung: 





Konfumvereine ($. 1 Nr. 5) dürfen im regel 
mäßigen Geſchäftsverlehr Waaren nur an ihre 
Mitglieder oder beren Vertreter verkaufen. Dieſe 
Beichränkung findet auf landwirthſchaftliche Konſum⸗ 
vereine, welche ohne Haltung eines offenen Ladens 
die Vermittelung bes Bezugs von ihrer Natur nad 
ausſchließlich für ben landwirthſchaftlichen Betrieb 
beftimmten Waaren beforgen, Hinfichtlih dieſer 
Waaren feine Anwendung. 


2. Der $.20 erhält folgende Faſſung: (Ren!) 
Durch das Statut kann feftgefetgt werben, daß 
ber Gewinn nicht vertheilt, jondern dem Reſerve— 
fonds zugefchrieben wirb. 


3. Hinter ben $. 30 werben folgende Beftimmungen 
eingefchaltet: 


$. 30a. 
Unverändert. 


$.30b. (Neu!) 

Bon Konfumvereinen oder von Gemerbetreibenden, 
welche mit folden wegen Waarenabgabe an die Mitglieder 
in Verbindung ftehen, bürfen Marken oder fonftige nicht 
auf den Namen Iautende Anmweifungen oder Werthzeichen, 
melde anftatt baaren Geldes die Mitglieder zum Waaren- 
bezug berechtigen foben, nicht ausgegeben werben. 


AR —— Abſatz 3 des 8. 89 erhält folgende Faſſung: 
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Beſtehendes Gefep. 


guthaben bleiben für die Vertheilung bes Gewinnes ober Berluftes, 
welcher fich für ben Zeitraum zwiſchen ber legten Jahresbilang ($. 81) 
und ber erftien Liquidationsbilang ergeben Hat, bie feit der lebten 





Jahres bil —— Einzahlungen außer Betracht. Der Gewinn 
aus Befem Ya um ift dem Guthaben auch inſoweit zuzufchreiben, 
als dadurch Geihäftsantheil überfchritten mirb. 


Ueberfchüffe, welche ſich über ben Geſammtbetrag dieſer Gut⸗ 
haben hinaus ergeben, ſind nach Köpfen zu — 

Durch das Statut kann ein anderes Berhältnik für die Ber- 
theilung beftimmt werben, 


. 114, 
Iſt dur das Statut de Gemwinnvertbeilung ausgeihloffen 
6 20), fo finden während eg beftimmten Zeitraums auf das 
usſcheiden der Genoſſen die Beftimmungen in den 55. 68 bis 76 
mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle des Geidhäftsjahres 
das Quartal tritt und daß die Auftündigung ($. 68 Abja 2) mindeftens 
ſechs Boden, ſowie die Einreihung der Urkunden dur den Vor— 
Fan ($. 67) mindefiens drei Boden vor dem Quartalsihluß er- 
olgen mu 
. Im Ele des Ausiceidens iſt eine Bilanz aufzuftellen; bie 
Zahl der mit dem Duartalsfhlug ausgeſchiedenen Genofjen ift zu 
veröffentlichen. 


Vorlage 





$. 1464. 

Berfonen, welche für einen Konfumverein ben 
Waarenverfauf bewirken, werben, wenn fie ber 
Vorſchrift des 8. 8 Abſatz 4 zumiber wiſſentlich 
ober ohne Beobachtung der nad) $. 30a von dem 
Borftande erlaffenen Anweifung Waaren an andere 
Berjonen als an Mitglieder oder deren Vertreter 
verfaufen, mit Gelbitrafe bis zu einhundertfünfzig 
Mark beftraft. 

Gleiche Strafe Irifft das Mitglied, welches 
feine zum Waarenlauf in einem Konſum— 
verein beredtigende Legitimation einem 
Dritten zum Zweck unbefugter Waaren— 
entnahme überläßt, ſowie den Dritten, 
welder zu bemjelben Zweck von ber für 
ein Mitglied ausgeftellten Legitimation 
Gebrauch mad. 


Beichlüfje des Neichdtages. 





Durch das Statut kann Die Vertheilung 
des Vermögens audgefchloffen oder ein 
— Verhaͤlmiß für die Vertheilung beſtimmt 
werden. 


5. — $.89 wird folgende Beſtimmung einge— 
ſchaltet: (Reu ) 


$. 89a. 

Ein bei ber Auflöfung der Genoſſenſchaft ver- 
bleibenbes unvertheilbares® Reinvermögen ($. 89 
Abſatz 3) fällt, fofern daſſelbe nicht durch das 
Statut einer phyſiſchen oder juriſtiſchen Perſon 
zu einem beſtimmten Verwendungszwecke über 
wiefen ift, an diejenige Gemeinde, in ber die Ge— 
nofjenfchaft ihren Sit Hatte. Die Zinfen diejes 
Fonds find zu gemeinnügigen Sweden zu ver- 


wenben. 
6. Der $. 114 wird aufgehoben. 


7. Hinter ben $. 145 werben folgende Beftimmungen 
eingefchaltet: 4 
a, 


8.1 

Perſonen, welde für einen Konfumverein ben 
Maarenverkauf bewirken, werben, wenn fie ber 
Vorſchrift des 8.8 Abjag 4 zumiber wiſſentlich 
oder ohne Beobadjtung der 4— $. 30a von dem 
Vorftande erlaffenen Anmeifung Waaren an andere 
Perſonen als an Mitglieder oder deren Vertreter 
verkaufen, mit Gelbftrafe bis zu einhundertfünfzig 
Mark beitraft. 
* Gleiche Strafe pe —* Mitglied, welches 

e Legitimation, e es aaren⸗ 
anf in einem Fonſumverein oder bei einem 
mit Diefem en Waarenabgabe au Die 

lieder in Verbindung ftehenden Ge 

werbetreibenuden berechtigt wird, einem 
Dritten zum Zweck unbeingter Waarenent- 
nahme überlä 

Dritte, welche von folder Legitimation 
zu ee dag ern auch machen, oder 
auf audere fe zu unbefugter Waaren- 
abgabe zu verleiten unternehmen, werben 
in gleicher Weiſe beftraft. 

8.145b. (Men!) 

Mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Mark 
wird beftraft, wer Waaren, die er aus dem Konfum- 
verein oder von einem mit biefem wegen Waaren- 
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Borlage 





Artitel 3. 
Diefes Gefek tritt am... 


Urkundlich zc. 
Gegeben zc. 


in Kraft. 


Beichlüffe des Reichstages. 
ne in Berbindung ftehenben Gewerbetreibenden 
auf Grund feiner Mitgliedihaft bezogen hat, gegen 
Entgelt gewohnheitsmäßig oder gewerbömäßig an 
Nichtmitglieder veräußert. 

Dieje Beftimmung findet feine Anwendung 

1. wenn ein Mitglied eines Konfumvereins die 
von ihm bezogenen Waaren in feiner Speife= 
anftalt oder an feine Koftgänger zum als—⸗ 
baldigen perfönlidden Verbrauch abgiebt, 

2. wenn ein Konfumverein, welcher Mitglied 
eines anderen Konfumvereins ift, bie aus 
legterem bezogenen Waaren an jeine Mit- 
glieder abgiebt. 


$. 1450. (Menl) 
green gegen die Borfchrift des 
. 30b werben mit Gelbitrafe bis zu einhunbert- 
nfzig Mark beftraft. 


Artitel 2. (Men!) 

Die in Artikel 1 Nr. 1, 4 und 8 enthaltenen Vor— 
ſchriften finden auf Konfumanftalten, welche von Arbeit 
ebern für ihre Arbeiter und Beamten betrieben werben, 
owie auf Pereinigungen (Gejellihaften, Korporationen), 
beren weſentlicher Geſchäftszweck es ift, ihren Mitgliedern 
ober beftimmten Berufskreifen in dem Bezug von Waaren 
Vortheile zu verſchaffen, insbefondere auch auf Beamten- 
und Offiziervereine mit der Maßgabe finngemäße Anwendung, 
daß bie Hinfichtlih der Mitglieder der Konjumvereine ge= 
troffenen Beftimmungen bei den vorbezeichneten Konſum— 
anftalten und Vereinigungen Hinfichtlich derjenigen Perjonen 
gelten, für welche bie —— beſtimmt iſt. Jedoch ist 
es den Konsumanstalten und Vereinigangen der vorbe- 
zeichneten Art gestattet, in ihren Speiseanstalten Waaren 
zum alsbaldigen persönlichen Verbrauch auch an Dritte 
abzugeben. 


Artikel 3. 
Diefes Gefek tritt am 1. Januar 1897 in Kraft. 
Urkundlich ze. 
Gegeben ac. 


In der 72. Plenarfitung von dem Reichsſtage angenommene 


Refolutionm. 


Den Reichskanzler zu erfuchen, Anordnungen dahin treffen zu wollen, daß bie 
Ueberlafjung von im Eigenthum bes Reichs befindlichen Gebäuden oder Theilen der— 
felben an Konjumvereine oder Konfumanftalten und ebenfo auch die Bejorgung bes 
Waarenverkaufs, der Buch und Kaffenführung in ſolchen Vereinen und Anſialten 
durch im Dienfte des Reichs ftehende Beamte fünftighin im Weſentlichen auf Ver 
anftaltungen zur Abgabe von Gegenftänden bes alsbaldigen Verbrauchs an bie in 
Betriebsanlagen des Reichs beichäftigten Arbeiter und Beamten beſchränkt bleibe. 


Berlin, den 20. April 1896. 
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